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Die 
Verfaffung und Verwaltung 


des 


Brenfifchen Staates; 


foftematifc, geordnete Sammlung aller auf diefelben Bezug 
habenden gefeßlichen Beftimmungen, insbefondere der in der Geſetz⸗ 
fammlung für die Preußischen Staaten, in den von Kamppfchen 
Annalen für die innere Staatöverwaltung, und in deren Fortfegun- 
gen durch die Minifterial» Blätter enthaltenen Verordnungen und 
Nefkripte, in ihrem organifchen Zufammenhange mit der 
früheren Geſetzgebung, 


bargeftellt 


unter Benutzung der Archive der Minifterien des Innern, der Finanzen, der 
Juſtiz, der geifllichen, Unterrichts⸗ und Medizinal- Angelegenheiten, des Koͤnig⸗ 
lichen Hauſes, und der Hauptverwaltung der Staatsſchulden, 


von 


Ludwig von Nönne, 
Kammer-GerihtssRathe. 





Siebenter Theil. 
Die Gewerbe:Bolizei. 
Dritte Abtheilung. 
Die Landes - Kultur ©efeßgebung. 


Erfter Band. 





Berlin, 
bei Beit & Comp. 


1853. 





foftematifch geordnete Sammlung aller auf diefelbe Bezug 
habenden gefeglichen Beftimmungen, insbefondere der in der Geſetz⸗ 
fammlung für die Preußifchen Staaten, in den von Kamptzſchen 
Annalen für die innere Staatsverwaltung, in ben von Kamptzſchen 
Fahrbüchern für bie Preußifche Geſetzgebung, Rechtöwiffenfchaft 
und Nechtöverwaltung, und in deren Fortfegungen durch die Minis 
fterial- Blätter, fowie in anderen Quellen-Sammlungen enthaltenen 
Verordnungen und Refkripte, in ihrem. organifchen Zufammenhange 
mit der früheren Gefeßgebung, 
nebft 


einem hiſtoriſch-kritiſchen und praftifgen Kommentar 
Aber die betreffenden Geſetze, 


herausgegeben 
von 
Adolph Lette, un Ludwig von Hönne, 
Bräfdenten bes Revifiöns- Kollegiume Kammer » Gerichte: Mathe. 


für Landes: Kultur Sachen. 


— — — 


Erſter Band, 
enthaltend 
die allgemeine Einleitung und die Sammlung der Verordnungen und Reſtripte. 


————— — — 
Berlin, 
bei Beit & Comp. 


1853. 
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Vorwort. 


Die der Wohlfahrt des Landes zugewendete Regierungs⸗Thaͤtigkeit 
unferer Fuͤrſten des Hohenzollernfchen Hauſes hat vorzugsweiſe die 
Berbefierung der Boden» Kultur, wie des Zufanded der laͤndlichen 
Beoölferung, zunaͤchſt für die Brandenburgiſch⸗Preußiſchen Staaten, 


“zur Aufgabe gehabt. Die umfaflenden und tiefgreifenden Reformen 
Friedrich Wilbelm’s II, welche mit dem Ebift vom 9. Oftober 


4807, betreffend den erleichterten Beſitz und freien Gebrauch des 


Grundeigenihums, fowie die perfönlihen Berhältniffe der Landbewoh⸗ 
ner, begannen und in einer Reihenfolge legiölativer Anordnungen, 


‘weiche die ‘Breußifche Landes⸗Kultur⸗ und Agrar⸗Geſetzgebung bilden, 
. weiter ausgeführt worben find, erhielten ihren Abſchluß Durch die neuer 
- fen Geſetze des Jahres 1850, und ihre Garantie durch den Artikel 2, 


der Berfaflungd»Urfunde vom 31. Januar 1850. 

Der Darftellung biefer Geſetzgebung iſt das opeliegenbe Unter: 
nehmen gewinmet, welches vorzugsweife einem praftifchen Beduͤrf⸗ 
niffe begegnen fol, indem es zur Zeit nicht allein an einer volls 
fländigen und fyflematifch georpneten Sammlung der Landes⸗ 

Kultur⸗Geſetze des Preußifchen Staates fehlt, , fondern auch ein 
vollftänniger Kommentar über bie gelammie kandes⸗Kultur⸗ 
Geſetzgebung noch nicht vorhanden iſt. 

Der Begriff von „Landes⸗ Kuliur⸗Gefehgebung“ wird 
hier im weiteren Sinne verſtanden, — naͤmlich als die das ge⸗ 
ſammte Gebiet ver Fuͤrſorge der Geſetzgebung für den Land- 
bay umfafiende Legislation, von welder die fogenannte „Agrars 
Geſetzgebung“ nur einen Theil umfaßt ). 


9— Bergl. das Nähere hierüber in ber allgemeinen Einleitung ©. 1. 
und II. | 





vi Vorwort. 


Obwohl die gegenwärtige Arbeit einen Abfchnitt des größeren 
Werkes über die Berfaffung und Berwaltung des Preußis 
hen Staates bildet und fich diefem in Zwed und Blan ') im 
Weſentlichen anfchließt, fo erfcheint fie dennoch zugleich als eine in 
fih abgefchloffene und ſelbſtſtändige. Sie weicht in ihrer ins 
neren Einrichtung infofern von derjenigen der bisher erfchienenen 
Theile des erwähnten Werkes ab, als die große Bedeutung und der 
Umfang ded hier zu vweraxheitenden Stoffes es erforderlich ericheinen 
ließen, die fpftematifche Zufammenftellung der betreffenden Ge» 
fege und Ausführungs-Erlaffe von deren wiffenfhaftlidhen 
Erläuterung völlig zu trennen, — eine Einrichtung, wodurch eine 
größere praktiſche Brauchbarkeit erreicht fein dürfte, ald wenn der Tert 
der gefeslihen Beflimmungen und ver fih daran reihenden amt» 
lichen Ergänzımgen und Erläuterungen -durh ven Fommentatorir 
ſchen Theil der Arbeit förend unterbrochen wäre, indem darunter -bie 
Ueberſichtlichkeit des Ganzen gelitten haben wuͤrde. 

Somit zerfällt dad Werk‘ in zwei Bände, deren erfter bie 
fämmtlichen zur Zeit in Kraft ſtehenden Gefese, einſchließlich 
ihrer, ſich in überfichtlicher Anordnung daran reihenden, Ergänizun: 
gen und Erläuterungen durch Erlaffe der Verwaltung 
Behörden, m vollfiändigen Abdrucke enthält, wogegen ber 
zweite Band den Kommentar hierzu bifbet. : 1 

Auf diefe Weife liefert der erſte Band eine für den prafti« 
fen Gebrauch bequem eingerichtete vollftändige Geſetz⸗ Samm⸗ 
lung. — den Koder — der Landes» Kulturs Gefeggebung, der zweite 
die wiffenfchaftliche Erörterung dazu. Ä 
Dem ganzen Werke it eine allgemeine Einleitung voranges 
ftelit, welche einen gefchichtlicden Weberblid der gefammten Lan 
des⸗Kultur⸗Geſetzgebung Preußens, :namentlih auch in Be 
treff der einzelnen wichtigeren. Landestheile, aus welchen bie Monarchie 
befteht, mit Bezug auf bie Alteren und fpäteren Zuftände ihrer Agrar⸗ 
Verfaffung, auf welche flch die neuere Geſergebung zurecht zu ge— 
waͤhren beſtimmt iſt. 

Dem Werke ſelbſt iſt eine ſoſtematiſche Anordnung des 
Stoffes zum Grunde gelegt, hierbei indeß der Geſichtspunki feſtgehal⸗ 
ten worden, daß die vorzugsweiſe praktifche Beſtimmung ver Arbeit 
es nicht geſtatte, die einzelnen Geſeze zu dem Zwecke in Ihre Ber 
ftandtheile fragmentarifch zu zeplegen, um der fpftematfichen Sche⸗ 


1) Bergl Darüber. das Vorwort un „Bolizei- Befen. bes Prenpis 
{hen Staates. Breslau, bei G. Ph. Aderholz. 1840. ff.“ 





Vorwort. vu 


watiſtrung dead Malerials eine größere wiſſenſchaftliche Vollkom— 
beit zu gewaͤhren. Die ſyſtemat iſche Darſtellung durfte, insbeſon⸗ 
dere mit Rüdficht auf die rein praktiſche Beſimmung des erſten 
Bandes, ib nicht fo weit ausdehnen, daB ber innere Zufammens 
hang der Geſetze ſelbſt in. ihrer Legal» Orbnung unterbrochen, und 
wur, um einem wiſſenſchaftlichen Syfteme bis zu: Defien Außerfien 
Konfequenzen Geltung zu verfihaffen, die legale Anordnung ver 
laffen morben wäre. 
Don diefem Geſichtopunkte ausgehend, zerfällt das Bat ſelbſt in 
vier Haupt⸗Abtheilungen, nämlich: 
1) von. den landwirthſchaftlichen Behörden und deren. Organen; . . 
.2) von der Beleitigung ber in. Betreff ver perfonlichen Freiheit der 
Staatsbürger und ber freien Berfügung über das Grundeigentum 
beſtandenen Beichränfungen und Hinderniffe der Landed⸗Kultur; 

3) von ber Regulirung ‚her gutöherrlichen und bäuerlichen Berhälmifie, 
den Ablöfungen und den Gemeinheits⸗Theilungen; unb 

4) von den Gefegen und Verwaltungs: Maaßregeln zum. Schape und 
zur Beförderung der Landes⸗Kultur im engeren Sinne. 

Dies Syſtem, über deſſen detaillirte Durchführung auf den 
Inhalt des Werkes Bezug genommen werden darf *), ift gleich» 
maͤßig den briden heilen deflelben zum Grunde gelegt worden, 
dergeftalt, daß in dem den zweiten Band bilbenden Kommentar 
überall betreffenden Orts auf den in dem erften Bande Chem Ko- 
der) enthaltenen. vollftändigen Abdruck der betreffenden Geſetze und 
Reffripte (unter Allegirung der Seitenzahl) hingewieſen worden ift. 

Der. Kommentar hat vorzugemoeiie folgende Aufgaben zu Töfen 
verfuht: - - 

‚D Die Beleuchtung und Erläuterung der betreffenden Geſeze und 
ihrer Ergaͤnzungen aus dem organiſchen Zuſammenhange 
und der Konkordanz. 

2) Die Prüfung und Erörterung ver häufig zweifelhaften Frage, ob 
und inwiefern ältere Beftimmungen durch neuere für aufge» 
hoben.oder modificirt zu erachten. 

3) Die vollſtaͤndige Berüdfichtignng der zugänglich gewordenen Ents 
fheipdungen der Gerichtshöfe und der Verwaltungs⸗ 
Behörden, nicht minder der Anfichten der Doktrin. 

4) Die fpeciellere Beleuchtung der wichtigeren Kontroverfen. 

5) In Betreff der neueren Gefepgebung iſt die vollſtaͤndige 


1) Die fpeciellere Durchführung des befolgten Syſtems ergiebt ſich aus den 
jedem Bande beigefügten Inhalte-Ueberſichten. 


vi Borw ort. 


Mitteilung ver Motive und der Rommiffions- Arbeiten 
der Kammern für erforderlich erachtet, auch alles dasjenige bes 
rüdfichtiget worden, was fih aus den Plenar-Berathungen 
der Kammern zur Erläuterung der Geſetze ergiebt *). 

Es empfahl ih, auch hierbei der LegalsOrbnung ber Pa 
tagraphen der fommentirten Gefehe zu folgen. Infoweit indeß bie 
befondere Entſtehungs⸗Geſchichte der einzelnen Gefehe auf das Ber: 
ſtaͤndniß ihrer fpeciellen Beftimmungen von Einfluß ift, oder es erfor 
derlich fchien, vie Stellung der behandelten Materie zu dem ganzen 
Syſteme der Landed- Kultur» Gefebgebung anfchaulicher zu machen, find 
den betreffenden Gefegen, bevor zu der Erläuterung ihrer einzelnen 
Beitimmungen übergegangen wurbe, befondere Einleitungen und 
Neberfichten vorangeftellt worben- 

Zur Erleichterung des praftiihen Gebrauches und des Auffindens 
der behandelten Materien endlich dienen das beigefügte chronologiſche 
Regiſter und fachliche Repertorium. 

Berlin, im Mär; 1853. 


Lette. v. Mönne. 


1) Es ift in dieſer Beziehung auf das Girkular-Meffript des Minifteriums 
für landwirthfähaftlihe Angelegenheiten vom 12. März 1850 (sub II.) hinzuwei⸗ 
fen, welches wit Rudfiht auf Die neuen Agrar: @elehe bemerft,- „daß gu einer 
rihtigen Auffaffung. des Geiftes biefer neuen Geſetze und zur gehörigen 
Dentung ihrer einzelnen Befimmungen ſich in ben Motiven ber Res 
gierung, in den Berichten der Kommiffionen der beiden Kammern, und in 
ben ftenographifhen Berhandlungen ber letztern das reihhaltigfte Material 
barbiete,' mit deſſen Hülfe daher etwanige Zweifel über die Interpretation in ber 
Megel leicht zu brfeitigen fein würden.“ (Minifl. Blatt b. i Berw. 1850. ©. 66.) 


Centralbl. d. F. Bin . 
&r.D. .. 
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Allgemeine Einleitung. 


Erſte Abtheilung. 


Begriff der Landes Kultur⸗Geſetzgebung und allgemeine Charak⸗ 
teriftit der Agrargefebgebung in den Preußifchen Staaten, 


Die Preu he Landes⸗,Kultur⸗Geſetzgebung umfaßt 

1. folgende Gegenflände: 

1). vie Aufhebung der perfönlichen Abhaͤngigkeits⸗Verhaͤltniſſe des Bauern⸗ 
ſtandes, fo wie gleichzeitig ver Beſchraͤnkungen, welche die anderen 
Stände, den Bürgerfland und ven Adel, an der freien Benugung und, 
Verwendung ihrer Geifles- und Arbeitöftaft, wie ihres Vermo⸗ 
gens, hinderten, indem insbeſondere der Beſitz von Nitter- oder Bürs 
ger» oder Bauer- Gütern, die Betreibung des Ackerbaus oder des 
Handels und Gewerbes bis dahin als Monopole des einen oder an⸗ 
dern Standes betrachtet wurben, wodurch für jeden Stand gegenſei⸗ 

tige fefte Schranken errichtet waren; 

2) die Regulirung der gutöherrlich«bäuerlichen Verhältniffe, — die Ver⸗ 
leihung oder Herflellung eines vollen (echten) Eigenthums und voll⸗ 
Eommener Berfügungsfreibeit, in Betreff derjenigen Güter, welche bis 
dabin als bäuerliche- von dem Bauernflande unter manniafaltigen 
Beichränkungen, unter perfönlichen und dinglichen Abhaͤngigkeits⸗ und 
Reiftungs»Verhältniffen befeffen wurden — mit Auflöfung der bes 

üglichen wechfelfeitigen Nechte und Pflichten zwifchen ven Guts⸗ 
eren und den bäuerlichen Bejtgern gegen Entſchaͤdigung der Erxfteren; 

3) die end und Abldfung aller verfchiedenen Reallaften an Dien- 
fien, Binfen und anderen Natural» und Gelvabgaben, Laudemien 
und Zebnten, welche auf dem Grunpbeftge haften, infoweit nicht dieſe 
Meallaften einem Verhaͤltniſſe des öffentlichen echtes zum Staate, 
zu Gemeinden oder gemeinveähnlichen Korporationen, wie 3. B. zu 
Deichverbänven, angehören ; 

3) die Aufhebung und Abloͤſung kulturſchaͤdlicher Grundgerechtigkeiten 
und folcher Gemeinheiten oder gemmeinfchaftlicher Benugungsrechte von 
Grund und Boden, welche auf einem Privat» Mechtöverhältniffe be⸗ 
ruhen; wogegen die Preuß. Gemeinheitötheilungs- und Servitut⸗ 
Abloſungs⸗Geſetzgebuug eine Theilung des Grundvermögens korpo⸗ 
rativer Gemeinde⸗Verbaͤnde unter deren Mitglieder, als folche, unbe⸗ 
bedingt ausſchließt. 

Außerdem umfaßt jene Geſetzgebung 

H. auch ſolche geienlice Maaßregeln und Einrichtungen, durch welche das 

ei gewordene Grundeigenthum, unter Anwendung der befreiten perſon⸗ 

lichen Kraft und Arbeit, zu einer höheren Stufe der Kultur und Er⸗ 

tragöfähigkelt emporgehoben oder vor Gefahren und Beſchaͤdigungen, fei 

es durch Natur⸗Hinderniſſe over Frevel, gefchügt werden fol, desgl. 
Lander⸗Kultur⸗Geſehg. Bd. 1. A 


I Einleitung. 


folche Anvrbnungen, welche die mit dem Grundeigenthum zufammenhän- 

genden Nahrungstweige und Gewerböthätigkeiten zu heben und zu ver⸗ 

beffern beftimmt find; — mithin die Gefege über Vorfluth, über Be- 
nugung ber Priyatflüffe Behufs der Bemwäfferung der Grund⸗ 
ftüde, über Deiäwefen und Feldpolizei, insbeſondere auch das 

Land-⸗-Kultur⸗Edikt mit den durch daffelbe hervorgerufenen gemein» 

nüßigen Inftitutionen, der Einrichtung eigener abminiftrativer, techniſcher 

oder ichterlicher Behörden für die landwirthſchaftlichen und Kultur An- 
gelegenheiten, welche Behörden zum Theil dem Preuß. Staats⸗Organis⸗ 
mus eigenthämlich find. 

Diefer Theil (ad II), mit Einfchluß der Gemeinheitsaufhebungen, ift 
vorzugsweiſe als Landes Kultur- Gefehgebung zu bezeichnen; indeß find 
auch die unter I. 1—A gedachten vorzugsweife als Agrar⸗-Geſetzgebung 
zu bezeichnenven Tegislaturifhen Anordnungen und Maaßregeln aus dem 
gleichzeitigen Geſichtspunkte der Beförverung ver Landed- Kultur aufgufoflen; 
tenn in der That fallen ſie, nach ihren Motiven, Zmeden und Erfolgen, 
auch unter tiefen Begriff. 

Die Agrar» Befehgebung ift keinesweges eine blos ſtaatswirth⸗ 
ſchaftliche; fie iſt vielmehr gleichzeitig eine politifche in der tiefften 
und meitgreifenpften Bedeutung. Keine Geſetzgebung hat fo umfarfend und 
durchgreifend die auf einer mehr als taufentjährigen Gefchichte beruhenden 
Zuſtaͤnde der bürgerlichen Gefellfchaft in ihren Perſonal⸗ und Güter» Ver- 
hältntffen umgewandelt. Mit diefer Umwandlung der inneren und mates 
riellen Grundlagen der gefellfchaftlihen DVerfaffung aber hat fe, in unab⸗ 
weisbarer Nothwendigkeit, die weitere Entwidelung der flaatsgefellfchaftlichen 
Korporationd» Verbände, fo wie einen weiteren, entſprechenden Ausbau des 
Staatögebäudes vorbereitet. . 

Vor dem Erlaß des Erifts v. 9. Oktob. 1807 waren in den tem Preuß. 
Staate nach dem Frieden von Tilſit verbliebenen Landestheilen, auf welche fich 
das Edikt urfpränglich nur bezog, fehr wahrfcheinlich Über zwei Drittel der Be⸗ 
völferung in ihrer moraltfchen Ausbildung und materiellen Verbefferung durch 
das Band der perfönlichen Leibeigenfchaft oder Erbunterthänigfett zum Guts⸗ 
bern, — zur Guts⸗ und Gerichtsobrigkeit, — gefeffelt Durch ein Band, 
welches damald ven Ausgangs⸗ und Mittelpunkt der Tändlichen Gemeinde 
und Polizei⸗Verfaſſung bildete. Diefe Gutsunterthänigkeit hörte theils mit 
PBublikatton des Edikts, theils wenige Jahre fpäter in fämmtlichen Preuß. 
Landen auf. Fortan follte e8 — wie das Edikt befagt, — nur freie Leute 
In Preußen geben und Fein Untenthänigteite - Derpältniß weder Durch Ges 
burt, noch durch Heirath, noch durch Uebernahme einer unterthänigen Stelle, 
noch durch Vertrag mehr begrüntet werden können. Welchen Gegenfat 
bildete fortan nicht einerfeits tie vor 1807 bei dem überwiegend größten 
Theile ner Bevölkerung beſtandene Schollen- und Gutspflichtigkeit mit ihren 
Folgen und Befchränfungen bezüglich der Verheirathung, der Erlernung von 
Handwerken, des Degehen⸗ vom Geburtsorie, der Zwangspflicht zur An⸗ 
nahme baͤuerlicher Stellen, zum @eftndevienft und zur Leiſtung von mans 
cherlei Frohnden ſelbſt nichtangefeffener Untertbanen an die Guts⸗ und Ges 
richtsobrigkeit des Ortes, — und andererfeits pie volle perfönliche Frei⸗ 
beit und Selbſtbeſtimmungs⸗Befugniß nebft der Sreizügigfeit, wie fie durch 
das Edikt von 1807 und fpäter durch das Geſetz über die Aufnahme neu⸗ 
anziehender PBerfonen v. 31. Dechr. 1842 gewährt find, nach welchem letz⸗ 
texen feinem felbftflänvigen Preuß. Untertanen an demjenigen Orte, wo er 
eine eigene Wohnung oder ein Iinterfommen fich felbft zu verfchaffen im 
Stande ift, der Aufenthalt verweigert oder durch laͤſtige Bedingungen er- 
ſchwert werben darf! Welchen Gegenfaß bildete ferner vie volle Freiheit 
des Güterverkehr nebſt der Zertheilungsbefugnig allodialer Grundſtücke, zu 
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dem Rechtszuſtande vor dem Edikt v. 9. Oktbr. 1807, als der Edelmann, 
ohne Nachtheil feines Standes, bürgerliche Gewerbe nicht treiben, Buͤrger⸗ 
und Bauergüter nicht beflgen, und umgekehrt der Bürger oder Bauer ohne 
befondere Erlaubniß und Konzeffton aus dieſem Stande nicht heraußtreten, 
am wenigften aber adlige Güter mit ten ihnen früher anflebenven politifchen 
und bürgerlich-privatrechtlichen Privilegien und Prärogativen erwerben durfte; 
als ferner Ritter, Bürger und Bauergüter zur Aufrechtbaltung ver 
Staats⸗ und Geſellſchafts⸗Verfaſſung in Bezug auf Militair- und Steuer- 
wefen, auf Torporative Gemeinde⸗, wie auf PBrivatlaften-Verhältniffe, in ver 
Regel untheilbar und gefchloffen waren, auch Bauerhöfe zu den Rittergütern 
nicht eingezogen, vielmehr von den gutöherrlichen Obrigfeiten ala felsäflän- 
dige Güter im präftationsfähigen Zuſtande erhalten werden mußten! 

Diefe Umwandlung ging von der Erfenntniß der Megierung aus, welche 

die Einleitung des Edikts v. 9. Oft. 1807 ausfpricht: - 
„daß es bei der allgemeinen Not, vie dem Staate zu Gebote flehenden Mittel 
„weit überfteige, jeden Sinzelnen Hülfe zu verfchaffen, daß es Dagegen ebenfowohl 
„den unerläßlichen Forderungen der Gerechtigkeit, als den Grundfäßgen einer wohl⸗ 
„georbneten Staatswirthichaft gemäß fei, Alles zu entfernen, was den Binzelnen 
„bisher Binderte, ven Wohlſtand zu erlangen, den er nach dem Maaß feiner Kräfte 
„zu erreichen rad wäre, daß die vorhandenen Befchränfungen theils im Beſitz 
„und Genuß des Grundeigenthums, theils in ven perfönlichen Verhältnifien des 
„Landarbeiters biefer Abficıt entgegenwirften und ber Wieberherftellung der Kultur 
Lie beſten Kräfte entzögen. 

Auch erflärte in Uebereinſtimmung damit, die Gefchäfts-Inftruktion für 

die Regierungen in fämmtlichen Provinzen v. 26. Dechr. 1808, — ſdieſes 
Deiſterwerk aus dem Nachlaſſe des damals _fo eben verbannten großen Preuß. 
Minifters, des Deutfchen Sreihern von Stein] — e8 für ten Fundamen⸗ 
tal-Grundfaß der Fünftigen Preuß. Verwaltung: 
„bag bei allen Anfichten, Operationen und Borfchlägen der Regierungen der Ge: 
„ſichtspunkt leitend fein müffe, daß Niemand in dem Genug feines Sigenihums, 
„feiner bürgerlichen Berechifame und Freiheit, innerhalb der gefeplichen Grenzen 
„weiter, als es zur Beförderung bes allgemeinen Wohls nöthig, einzufchränfen jet, 
„daß einem Jeden bie möglichft freie Entwidelung und Anwendung feiner Anlagen, ' 
„Faͤhigkeiten und Kräfte, in moralifcher ſowohl als phyſiſcher Hinficht zu geftatten 
„fei, und daß alle dagegen noch obwaltenden Hinderniffe im gefeplichen Wege hin⸗ 
„weggeräumt werden müßten.“ 

Borzugsweife in der Agrar⸗Geſetzgebung fanden dieſe Stantömarimen ihre 
Anwendung und Bewährung Durch fie wurde die Megeneration des da⸗ 
mals tief gefunfenen, in feinen früheren Grundlagen erfchütterten und vers 
sotteten Staates herbeigeführt! Träger und Vollſtrecker dieſer Principien 
and der darauf gebauten ferneren Maaßregeln wurde zunäcdft das durch 
die verbefferte VBerwaltungd-Organifation Stein's umgefchaffene, fittlich ges 
gobene Preuß. Beamtenthum, mochten nun auch diefe ferneren Maaßregeln 
n ihrer weiteren Ausbildung, wie in ihren Konfequengen, feit der Herſtel⸗ 
lung des Friedens und ber Befeltigung der Landesnoth im Jahre 1815, dem 
Geſchick aller menfchlichen Einrichtungen, der Aktion und Reaktion, dem 
Lortfchritt und Widerftand anheimfallen. 

as Ziel, welches die Agrar-Befeßgebung bald entfchievener, bald zurück⸗ 
baltender verfolgte, blieb vie Herſtellung vollkommener gefeglicyer Freiheit 
des Individuums; neben der freien Perfönlichkeit aber gleichzeitig Die Her⸗ 
ſtellung des vollen, echten Eigentums an Grund und Boden, mithin bie 
Befeitigung der mit der Agrar» Verfaffung verflochtenen Geſellſchaftsformen 
und mannigfachen perfönlichen und zugleich dinglichen Abhängigkeits » Ver- 
häftniffe, welche fich während länger als einem Jahrtauſend durch das Deutfche 
- Mittelalter hindurch herausgebildet hatten. 
Diefe Gefeßgebung bat nunmehr ihren weſentlichen Abſchluß durch bie 
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Verfaſſungs⸗Urkunde für den Preuß. Staat vom 31. Ian. 1850 erhalten, 
indem letztere (im Art. 42.) beftimmt: S 

„daß das Mecht der freien Verfügung über das Grundeigenthum keinen anderen 
„Beſchränkungen, als denen der allgemeinen Geſetzgebung unterliege, die Theilbar- 
„Felt des Grundeigenthums und die Ablösbarkeit ver Grundlaften gewährleiftet werde, 
„auch ohne Entfhädigung aufgehoben find 1) die Gerichtsherrlichkeit, die gutsherr⸗ 
„liche Polizei und obrigfeitliche Gewalt, fo wie bie gewiſſen Grundſtücken zufiehenden 
„Hohbeitsrechte und Privilegien, 2) die aus dieſen Befugniflen, aus der Schuäherrs 
„Uchkeit, der früheren Erbunterthänigkeit, der früheren Steuer- uud Gewerbe⸗Ver⸗ 
„faſſung herftammenden Verpflichtungen, — bei Wegfall der den bisherigen Berech⸗ 
„tigten dafür obliegenden Gegenleiftungen; enblich, daß bet erblicher Weberlaflung 
„eines Grundſtücks nur die Webertragung bes vollen Gigenthums zuläffig iſt und 
„nur ein fefter, aber ablösbarer Zins nerbehalten werden dürfe.“ 

Diefen Beftimmungen der Verfaffung folgte das neuefte Ablöfungs- und 
Regulirungs⸗Geſetz v. 2. März 1850, nebft dem Gefepe Über die Errichtung 
von Rentenbanken von demſelben Tage zur Beförderung der Ablöfung der 
Meallaften und zur vollfländigen Auflöfung des Rechtöverhältniffes zwifchen 
den bisherigen Berechtigten und Verpflichteten, ingleichen das Geſetz de eod. 
betreffend die Ergänzung und Modiflfation der Gemeinheitötheilungs-Orbnung 
v. 7. Juni 1321, fo wie unterm 11. März ej. a. dad Geſetz betr. vie auf 
Mühlengrundftücen baftenden Neallaften, und fodann unterm 19. Mat 1851 
die Gemeinheitötheilungs- Ordnung für die Mheinprovinz und Neu⸗Vor⸗ 
pommern. 

Auf dieſe Weiſe iſt die Geſetzgebung in einem Zeitraume von einigen 
vierzig Jahren bei ihrem urſpruͤnglichen Ziele und Ausgangspunkte wieder 
angelangt. Nur die Verwaltung und die Ausführung jener Geſetze hat noch 
eine große und ermeiterte Aufgabe zu Iöfen. Inzwiſchen ift jedoch die betr. 
Gefeßgebung bereit in Blut und Leben der Nation Tängft übergegangen; ſie 
hat nicht. blos deren Rechtsbewußtſein, fondern überwiegend auch alle Güter- 
und Verfehrd-Verhältniffe dDarchdrungen. Auch haben die von ihr gebotenen 
Bortheile einer ungehenmten Produktion und KultursEntwidelung die Bes 
echtigten mit einzelnen vorübergehenden Nachtheilen längft ausgeföhnt. 

Der Agrar⸗Geſetzgebung ift ed vorzugsweiſe zu verdanken, daß der Rechts⸗ 
begriff des Eigenthums eine Intenſitaͤt und Ausdehnung, wie niemals zuvor, 
gewonnen hat, gegen deſſen Macht die modernen Schreckbilder des Socialis⸗ 
mus und Kommunismus zu weſenloſen Schatten herabſinken. 

Die Preußiſche Regierung hatte ſeit 1815, bei der Erweiterung des 
Staates durch altere und neue Landestheile, die große Aufgabe zu loͤſen, in 
ihnen, (mit Ausſchluß allein des Linken Rheinufers), die Principien ihrer 
Agrar-Öefeßgebung zur Geltung und Ausführung zu bringen, — eine um 
fo ſchwierigere Aufgabe, als erſtlich Preußen uralt Fraͤnkiſche, Sächfifche 
und Slaviſche Volks⸗Staͤmme und Agrar⸗Zuſtaͤnde in ſich ſchließt, und 
zweitens in den wieder⸗- und neuerworbenen Landes⸗Gebieten zum Theil 
aͤhnliche Geſetze faſt gleichzeitig erlaſſen waren, welche, — wie in den vor⸗ 
mals Weſtphaͤliſchen, Großherzoglich⸗Bergiſchen und Franzoͤſiſchen Landes⸗ 
theilen, — ſich mehr den von Frankreich herübergekommenen Grundfägen 
anſchloſſen, oder welche, — wie in den vormals Polniſchen Landestheilen, — 
unvolftändig nur die eine oder andere Seite der organiſch zuſammenhaͤn⸗ 
genden bäuerlichen und Agrar- DVerhältniffe (beifpielöweife mır vie Löfung 
der Leibeigenfchaft und Erbunterthänigkfeit) betroffen hatten und deshalb für 
den Wohlftand des Ganzen eher gefahrdrohend, als heilfam geweſen waren. 

Die Aufgabe der gegenwärtigen Einleitung ift wefentlich die, durch vie 
verfihlenenen Epochen ver Gefchichte und wiederum auch in den wichtigeren, 
gegenwärtig zur ‘Preuß. Monarchie gehörigen, feit Anfang des flebzehnten Jahr⸗ 

undertö, zu verfchiedenen Zeiten damit vereinigten Landestheilen, die früheren 
echtszuſtaͤnde, auf deren Umgeftaltung die neuere Preuß, Kultur⸗ und Agrar⸗ 


Einleitung. V 


Geſeßgebung gerichtet iſt, in ihren Umriſſen zu ſchildern, — ferner aber auch 


zu zeigen, wie namentlich in den älteren Provinzen Preußens ſeit laͤn— 
ger, ald einem Jahrhundert jene Geſetzgebung auf reformatbrifchem Mege 
vorbereitet und um deöwillen vollfommen gerechtfertigt war, ſowohl durch 
die gefchichtliche Entwidelung des Preuß. Staates, als durch die Fonfequent 
verfolgte innere Politik feiner Fuͤrſten. 

Während dieſe Politik Überwiegend und vorzugsweiſe der Sorge für Er⸗ 
haltung und Börberung des Bauernflandes zugewandt war, bat fich eine 
Ahnliche Bürforge weder in Frankreich vor der Mevolntion, noch auch in 
Defterreich, abgefehen von den vorübergehenden Maßregeln Joſephs II., gels 
tend gemacht, woraus ſich denn auch die Verfchievenheit in ven Principien, 
mie in der Art der Ausführung ter Branzöflfchen, wie der neueften Oefter⸗ 
ie Agrar-Öefeggebung, im Vergleich und Gegenſatze zur Breufifchen, 


Schon Juſtus Moefer bemerft, „vaß die ganze innere Gefchichte eines 
Volkes Durch den Geift feiner agrarifchen Geſetze Charakter und Richtung 
erhalte“, und in des That gewährt vorzugämelfe tiefe Gefehgebung ein ges 
treues Spiegelbild der focialen Zuftände, Mängel und Beduͤrfniſſe der jedes⸗ 
maligen Zeitepochen. Mit ihr und den bäuerlichen Mechtsverhältniffen ſtehen 
die Militair⸗, die Steuer», die Gerichte-, wie die Gemeinve-Verfaffung ver 
verfhledenen Zeiten in enger Wechfelwirfung; es haben darauf verheerende 
Kriege, wie 3. B. der 3Ofjährige, fodann der Werhfel der Staatsformen, fo 
der Verfall der Karolingifchen Koͤnigsmacht, die Anarchie des Mittelalters, 
und wiederum die fpätere Ausbildung der Landeshoheit, ven entſcheidendſten 
Einflug geübt. 

Ganz beſonders iſt e8 das Verhaͤltniß des Adels, — ter Nitterfchaft, — 
ir jedesmaligen Staatöform und Geſellſchafts-Verfaſſung, wodurch das 

grars Hecht und dad Mechtöverhältniß des Bauernflandes inähbefondere, am 
meiften und unmittelbarften bedingt wurde. Beide Volksklaſſen flanden mit 
kollidirenden echten, Pflichten und Interefien durch viele Iahrhunderte ein 
amper gegenüber, — jene als der berechtigte und herrfchenve, während des 
ganzen Mittelalters faft allein vertretene, — dieſe als der verpflichtete, ab⸗ 
bängige und dienende, dabei unvertretene Stand. Späterbin trat in biefem 
langen, wenn auch mit fehr ungleichen Waffen geführten, Kampfe die erftarfte 
Iandeöherrliche Gewalt im eigenen Intereffe dem Bauernflande zur Seite. 

Die Sklaverei verſchwand bereitd im 13. Jahrhundert unter der germa⸗ 
nifchschriftlichen Bevölkerung; auch gab e8 eine folche tm Roͤmiſchen Sinne 
unter den Deutfchen Völkern nicht. 

Das Eigentbümliche der germanifchen Agrar-Berfaffung beftand von jeher 
in der Berfcehmelzung und Wechfelbeziehung, einerfeitö der perfünlichen Frei⸗ 
heits⸗ und Mechtöverhältniffe des Befihers und feiner Familie, andererfeits 
der dinglihen Rechts⸗ und Leiftungsverhältniffe des von Ihm beſeſſenen Gu⸗ 
te8. Jene waren diefen unterworfen. Die rechtliche Natur und Berfaffung 
des Gutes beftimmte den Begriff der Perfönlichkett, 

Im Allgemeinen find die bäuerlichen Güter, auch die der Keibeigenen und 
Eigenbehörigen, mit welchen diefe und ihre Familien feft verbunden waren, 
ſteis ſelbſtſtaͤnbige Beflgungen geweſen. Niebuhr fagt: ?) „nur die Un⸗ 
kunde des einbeimifchen alten echtes habe es jemals verfennen Fönnen, 





4) Die Mömifchen Agrargeſeze, — die Rogationen des Licinius Stolo und 
6, wie die gefcheiterten Entwürfe der Grachen — Hatten eine ganz ans 
dere Richtung und Aufgabe, — bie Vertheilung der bis dahin von den Patriziern 
ausſchließlich benutzten Staates Domainen nnd Gemeinde⸗Laͤnderelen auch an Ple⸗ 
beſer. Bergl. Niebuhr's Möm. Gefchichte Thl. 1. S. 335. 368. 395. ff. 
2) Niebuhr's Abm. Gefch. Thl. II. ©. 368. 
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daß das Bauerland von Alteröber bei allen Deutfchen Bölfern abgefondert 
vom Hoflande, unvereinbar mit Ihm und unverleglich befanden habe,” — 
und Suftus Moefer :) bemerft: „Ieder Deutfche Bauerhof war eine gu 
gleich dem Gemeinwefen und dem Staate pflichtige Aktie.” Fuͤr deſſen felbit- 
fländige Erhaltung, als eines ficheren Objekts der öffentlichen Beſteuerung 
und der Nekrutirung ter Heere, diefer Mittel des neueren Staatöwefens, 
forgte fpäterhin, fett drei Jahrhunderten, Die erwachſende Landeshoheit Durch 
Anlegung von Land» und Lager» Büchern und Steuer- Kataftern, durch 
Geſetze über Iinveräußerlichkeit, Untheilbarkeit und Nefonfolivation der Bauer» 
höfe. Indem folchergeftalt Die Landeöherrlichkeit den Bauern nach und 
nach zum unmittelbaren Untertbanen machte, erhob fie ihn zur fittlichen und 
a rgerliihen Würde, in die gleiche Hechtögenofjenfchaft mit ven übrigen 
olkoklaſſen. 

Eine vollſtaͤndige Geſchichte der Agrar⸗Geſetzgebung müßte in ‚mehrere 
Epochen zerfallen und deren erfte wenigftend ſchon mit dem Ende des 1dten 
Jahrhunderts, dem Beginn der Befefligung geordneter Mechtözuflände mite 
telſt Einrichtung fändiger Reichs⸗ und Territorial- Gerichte, abfchließen. Für 
den Zweck, eines Ueberblicks über die hiſtoriſche Ausbildung derjenigen Rechts⸗ 
verhältniffe, mit welchen es vie neuere Gefeßgebung zu thun hat und auf 
deren Umformung fie gerichtet ift, genügt e&, nur vie Entwickelung ver neueren 
AgrarsÖefepgebung des 19ten Jahrhunderts von der Befchichte der älteren 
zu fondern, an die Betrachtung diefer Ießteren aber fogleich vie Epoche dex 
gefegeberifchen Thaͤtigkeit ver feit dem Weſtphaͤliſchen Frieden erſtarkenden 
Iandeöherrlichen Gewalten, — jedoch getrennt nach den verfchiedenen zur 
Preußiſchen Monarchie gehörigen und von deren Agrar⸗Geſetzgebung betrof⸗ 
fenen Territorien und Provinzen, — anzureihen, und hiernäaͤchſt noch die 
weſentlichen Grundzüge der eigenthüͤmlich Preuß. Agrar⸗ und Kultur⸗Geſetz⸗ 
gebung ſeit der Mitte des 18. Jahrhunderts bis zum Jahre 1807 beſon⸗ 
ders hervorzuheben. Zur Grundlage diefer Hiftorifchen Ueberficht dienen, 
nächft ven eh taten wirfenfchaftlicher Forſchungen aus älterer Zeit, Samm⸗ 
Iungen über Rechtsgewohnheiten und Weisthümer, vertragsmeife feftgeftellte 
Hof» und Dienftrechte, Bauerfprachen u. f. w., aus tem 16ten und den fols 
genden Jahrhunderten, die Landtagd-Mezeffe und Meverfe, die Bauer-, Schaͤ⸗ 
fer-, Geſinde⸗, Unterthanen⸗, Eigenthums⸗ und allgemeinen Landespolizei⸗ 
Ordnungen, fpäter die landesherrlichen Verordnungen und Geſetze. 


Zweite Abtheilung. 
Geſchichtlicher Ueberblick der Landes⸗Kultur⸗Geſetzgebung. 
Erfter Abſchnitt. 
Die älteren Nechtszuſtände im Allgemeinen. 
Wie noch bis zur neueren Zeit, wo Gewerbe und Fabrikation mächtig 


emporfirebten, bildeten ganz befonders in der älfeften Zeit Ackerbau und Vieh⸗ 
zucht, nebft der Jagd, die Nahrungszweige der Deutfchen 2), welche theils in 





2 Meet e / patriotifche Poantafien, Tg 3. ©. 291. 
„Tacitus de situ, moribus et populis Germaniae, Cap. 15. 45. Caosar 
de beilo Gallico IV, 1. VL 2. = IT " 


Dörfern, meift aber auf zerfiveuten, getrennten Höfen wohnten und. Stäbie 
nicht Fannten. ?) 

Die freien, und deshalb taffenfäbigen Männer befchloffen, unter der Lei⸗ 
tung felbfigemählter Obrigfeiten, in den Gemeinveverfammlungen über vie 
Geſetze und verbürgten ſich gegenfeitig Freiheit und Mecht, — den Bolks⸗ 
frieden. — Zur Gemeinde gehörte auch ver Adel, ein nicht zahlreicher, erb⸗ 
liyer Stand, umd in der Regel durch größeren Neichtfum an Grundbeilg 
ausgezeichnet. 2). Neben ihm und ven Freien — den Beflgern eined vollen 
(echten) Eigenthums, — gab es linfreie, vie in der Volksgemeinde und 
Nechiögenofjenfchaft von ihren Grundherren vertreten und geſchützt wurden, 
deren Befipzuftand nach dem Alteften Zeugniß des Tacitus der war, daß fie 
gegen fejte Abgaben an Getreide, Vieh u. ſ. w, nach Art der Romiſchen Kos 
" Lomen, auf chielnen kleineren Stellen angeſiedelt und dem Grundherrn dienſt⸗ 
ar waren. ® 

Während in dieſem Verhaͤltniß die fpätere bäuerliche Verfaffung vorge⸗ 
bildet war, entwidelte ſich aus den Gefolgefchaften, die ſich für Kriegszüge 
ven GausFürften anfchloffen und zu befonderer Hingebung und Treue vers 
pflichteten, das Beneficial⸗ und Lehnmefen. ?) 

In der früheften ‘Periode Deutfcher Gefchichte war (nach Juſtus Möfer) 
meift noch jeder deutſche Aderhof mit einem Eigentbümer oder Wehren bes 
fegt, Fein Knecht oder Leut auf dem Heerbanndgute gefeffelt, Die Eremtion 
von ber Pflicht zur Vertheidigung des Landes verhaßt, und außer dem Leut 
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oder Knecht Niemand verbunden, einem Herren zu folgen. °) Die Leute 


und Dienfiboten waren bofhörig, weil fie auf dem Hofe lebten und zu dies 
ſem und der Familie des Grundherren gehörten. °) 

Bei ver Befignahme der Römifchen Provinzen wurden die Güter des 
Romiſchen Fiskus nebft den darauf vorgefundenen Kolonen und Knechten, 
jedoch auch Güter von Privaten, unter die einwandernden deutſchen Haus⸗ 
väter und Krieger, die Privatgüter in der Art getheilt, daß den Landesein⸗ 
wohnern ein größerer oder geringerer Antheil davon verblieb. Die Römer 
wurden meift in ihrem früheren perfönlichen Zuſtande, theils als Freie, theils 


als reigelaffene oder Knechte, dabei die unteren Klaffen auch In ihrem Bes 


en. °) 


figrechte belaffi 


Wie die verſchiedenen Deutfchen Bolföftämme ihre befonderen Volksrechte 
Gatten und diefe fchon früh kodificitt wurden ®), erhielten auch die unter 


den Deutſchen lebenden Römer ihr eigenes Mömifches Hecht und hiernächft 
beſondere Geſetzbuͤcher. In Folge deſſen und der früheren Roͤmiſchen In⸗ 
ſtitutionen beſtanden yorzugömeife in den Rheinlaͤndern, wo Fraͤnkiſche Volks⸗ 
ſtaͤnme ſaßen, die Grundſaͤtze des Romiſchen Rechts Über den Begriff des 
Eigenthums und deſſen Theilbarkeit, ſowie die zur Kaiſerzeit in den Pro⸗ 
vinzen entſtandenen Beſitzverhaͤltniſſe der Kolonate fort.“) Mit dem freien 
Roͤmer, welcher das volle Eigenthum nach Roͤmiſchen Rechtsbegriffen beſaß, 
(dem Romans possessor) blieb auch der Kolone, — (der Romanus tri- 





1) Tacitus 1. c., . 16. 

2) Dentfche Rechtsgeichichte von Walter. Bonn, 1852. I. Leferung, ©. 6 
bis 14. Gihhorn, Deutfche Staats: und Rechisgefchichte. 2. Auflage. 1. Thl. 

3) Tacitus 25. 

4) Tacitus, Cap. 13. 14. 

5) Moefer, Vorrede zur Dönabrädfchen Geichichte, &. XII. u. KIEL. 

6) Kindlinger, Sefchichte der Deuiſchen Hörigkelt, S. 3. 6. 12. 14. ıc. 

“ N) Balter,. 8.25, 28, 35, 38 und bie daſelbſt alleg. leges der Burgunder, 

Deſtgoihen u.f. w. — v. Savigny, Gefchichte des Mömifchen Rechts im Mittels 
alter, II. Band, ©. 9, 57. u. a. ©. ' 

8) BidhHorn, I. $. 29. seg. S. 94. fi. $. 149. G. 329, 331. 

I) v. Savigny, a. a. O. 
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vm Einleitung. 
butarius), — im bisherigen Nechtözuftande !), und die Verbältniffe unfreier 


- Deutfcher gingen nicht felten in die Nömifcher Kolonen über. 2) Die Als 


tere, das perfönliche und Grundeigenthums⸗Verhaͤltniß der verſchiedenen 
Volksklaſſen betreffende Verfaſſung fand ſich in ähnlicher Art auch bei den 
Sachfen vor, indem das Volk derfelben in drei Stände getheilt war, in Adel, 
Freie und Laffen. Ungeachtet ihrer Yinterwerfung bis zur Elbe bin (772 
518 803) behielten die Sacıfen ihre bisherige Nechtsverfaffung und theilten 
vielmehr in Folge ihrer Verbindung mit dem Reiche der Franken, deren Vor⸗ 
zöge und Befugniffe.?) Das verfchiedene Wehrgeld, (Kompofition,. Buße), 
durch welches nach den Volksrechten Verbrechen gegen die Berfon gefühnt 
wurden, charakteriſirte den verfchiedenen Grad der bürgerlichen Ehre und des 
danach abgeftuften Werthes der Perfönlichkeit des DVerlekten. *) 

Außer den auf dem Grundflüde und Hofe gebornen eigenen Xeuten (Las- 
sen, Lati, Liti), welche für einen Herrn das Land bauten und unter def- 
fen Schuß flanden, fanden ſchon früh freiwillige Traditionen freier Eigen- 
thämer Statt, befonderd an Kirchen und Klöfter, wobei in manchen Volks⸗ 
echten die Form der Traditions⸗Urkunden, ferner Art und Zahl der Abgaben 
und Dienfte, welche dergleichen Kolonen oder Leibeigene befonvers an Kir⸗ 
chen zu leiſten hatten, vorgefchrieben waren. ®) 

Inzwifchen entftand ein anderes perfänliches und dingliches Abhaͤngigkeits⸗ 
verhältnig, nämlich das der Dienfimannfchaft oder Minifterialität, indem 
zuerft die Könige, fodann auch Kirchen, wie weltliche Große, Srundflüde 
oder Gerechtigkeiten, (Beneficien), felbft an Unfreie und Hoͤrige gegen Ueber⸗ 
nahme von Hofämtern, Kriegs⸗, Kirchen» und ähnlichen Dienften verliehen. 
Daffelbe Iöfte fich jedoch gegen Enve des 13. Jahrhunderts wiederum auf 
und ed verfchwand im 16. Jahrhundert auch deſſen Name. Die höheren, 
mächtigeren und erblich gewordenen Dinifterialen gingen in den Stand der 
Nitter und Lehnsleute über, wogegen die Fleineren zu den gemeinen, dienſt⸗ 
pflichtigen Hinterſaſſen berabfanfen.®) | 

Sp unterfchteden fich bereit3 in der Vor⸗Karolingiſchen Zeit, (vor 800), 
neben firengerer Leibeigenfchaft, zwei Klaffen perſoͤnlich und dinglich abhän- 
iger Beſitzer, 1) Hofhörige (litı, litones, aldiones, coloni), — nicht ohne 
ven Schuß des Volksrechts, vielmehr zu einem Wehrgelde befugt, jedoch in 
der Bolfögemeinde vom Herrn vertreten, — 2) unfteie Dienftleute (Mini- 
steriales), vorzugsweife zum Kriegsdienſte verpflichtet, hingegen frei vom 
gemeinen Enechtifchen Dienfte, und oft als Verwalter berrfchaftlicher Höfe 
(ald major, villicas, Ampacht, praepositus) mit Ausübung einer vichter- 
lichen Gewalt innerhalb der Herrfchaft (immunitaet) betraut.) Den Kern 
des Volks aber bildeten noch die Freien. ®) 





1) Roth, Beneficialwefen. S. 83-96 — Eichhorn, I. S. 80! , 
2) Cihhorn, 1. ©. 63, 

3) Sommer, Handbuch über bie älteren und neueren bäuerlichen Kechtsverhäli⸗ 
niffe in Rheinland und Weftphalen. Thl. J. Bd. I. ©. 16. ©. 98. 99. — Eich 
born, I. ©. 49. 51. Mot. d. u. 301. — Moefer, Bd. L NAbfchn. 3. 8. AO. 
Nietharbi, Sefchichte ber Franken L. 4. C. 2. (Die Sachfen zerfielen in nobiles, 
wgenui, atque sorviles, letztere auch Lazzi, Lati, Liti genannt.) 

4) Eichhorn, . ©. 49 235—237. — Walter, ©. 67—69. 

5) Sommer, a. a. O. ©. 68. f. — Eichhorn, a. a. O. J. $. 62a. ©. 175 
n. 176 und die daſelbſt angeführte lex Alemannorum Tit. 22., Tit. 23., wie bie 
lex Bajuvariorum Tit, I. Cap. 13. — Balter, I. 6. 72-74, 

3 9) malten, a. nn D be no BR, 66, 74. F Cichh — I. 
. 337. ©. 455. — an rovinzialrecht der enthuͤmer erborn 
Goren. SH... 1 zialrecht der Iunſtenthamer Paderbern mb 
7) Tichhorn, a.a.D. J. 133—135. 235. — Walter, a a. O. 74. 
8) Walter, a. a. O. S. 67. 


Einleitung. IX 


Die Agrarverfaffung beruhte einestheild auf Gemeinden freier Leute — 
unter einem Gemeindevorfieher (Decan, gravio), in einer Gefammtbürg- 
ſchaft, — deren echtes Eigenthum in ungertrennten Feldmarken, um zerftreute 
Höfe (mansi) oder zufammenhängende Niederlaffungen, (villae), lag, zu de= 
nen auch einzelne hofhoͤrige Beflgungen unfreier Leute gehören Eonnten, — 
anderntheild auf folchen Geldmarten, welche im echten Eigenthum des Kö⸗ 
nigs, des Adels oder der Kirche befinnlih, und unter deren Voigtei, aus 
größeren Höfen (Hauptbof, mansus dominicatus, domus salica), mit dazu 
gehörigen Bauerfihaften oder Villen beftanden, auf denen die Höfe von Hoͤ⸗ 
tigen oder doch nach Hofrecht Schußpflichtigen, mitunter auch von Freien 
gebaut wurden. Mehrere Gemeinden der einen und anderen Art bildeten 
eine Hunderte (centena, Gau) unter dem Gentgraf (Vice-Graf), welchem 
wiederum der Ortsvorſteher untergeorbnet war. 

Bei den Feldmarken der zweiten Gattung geſchah die Verleihung der ein⸗ 
zelnen bäuerlichen Höfe entweder erblich oder lebenslaͤnglich, oder auf ge⸗ 
wiſſe Jahre oder auf Widerruf. Doch neigte ſchon damals thatfächlich her 
Beilg zur Erblichkelt Hin. Manche zur Zeit nicht ordentlich befehte Höfe 
wurden als mansi apsi den vestitis entgegengefekt. 1) 

Neben ven mansis gab es aber vieles Gemeinteland (Allemanden) an 
Waldungen, Weiden, Gemäffern, deren Benugung ein Zubehör der Höfe 
bildete; *) überwiegend jeboch jenfeitd der Elbe, weniger in den oͤſtlichen 
— koloniſtrten — Ländern. Die Mitglieder der Gemeinheit (der Marfen- 
genofienfchaft) nahmen an der Verwaltung und am Markengericht Theil; 
bei Feldmarken der zweiten Gattung unter Vorfig des Grundherrn oder 
eines von im gefegten Markenvorftehers und Markenrichters. *) 

Am fräheftlen und vollſtaͤndigſten geftalteten fich die Beflgungen der Stifte 
und Klöfter, wie der Krone zu gefchloffenen guts⸗ und gerichtäherrlicyen 
Territorien (Herrfchaften, Immunitäten) *), und bildeten fich dergleichen Gü⸗ 
terfomplere der Kirchen und Klöfter theils durch Landfchenkungen der Kö⸗ 
nige und Anderer, theils dadurch, daß, wie es im der ftürmifchen Zeit des 
Mittelalter noch häufiger vorkam, zabllofe kleine freie Eigenthuͤmer ſich 
Gott und einem Heiligen zur perſonlichen Abhaͤngigkeit, Dienſte und Zins⸗ 
pflicht (beſonders an Wachs oder Geld, daher cerocensualen, Wachszinſige) 
und ihre Güter zur Praecarei übergaben, damit aber in die Schutz⸗ und 
Hofhörigkeit der Kirchen» und Klöfter eintraten. *) 

Während unter Karl dem Großen die Grundlage zu einem geordne⸗ 
ten und einheitlichen Stantdleben, vermöge feiner, die öffentlichen, wie vie 
Beſitz⸗ und Agrar-Berhältniffe umfaffenden Geſetzgebung, in den zahlreichen 
Kapitularien vorgezeichnet wurde, find doch wiederum feine Anorbmungen, 
befonver8 über den Heeresdienſt, die Veranlaffung geworden, daß beim Zer- 
fall des Meiches, der zahlreiche Stand Fleiner, echter Cigenthümer bald ganz 
verſchwand und damit der weit überwiegendfte Theil der Nation In das 
Verhaͤltniß einer durch Steuern, Neallaften und Dienfte befefligten Unfrei⸗ 
beit herabgedruͤckt worden tft. | 


1) Gichhorn, I. $!83. S. 229. — Walter, a. a. O. ©. 86,87 u. befien 
Befchreibung S. 70 - 72. 

2) Eichhorn, I. S. 233. — Sommer, a. a. O. ©. 131—133. — Anton, 
Geſchichte der Deuiſchen Landwirthſchaft. Thl. J. S. 245 246 und das von Som⸗ 
mer angeführte breviarum rerum fiscalinum, aufgenommen unter Karl dem Großen. 

2 Eichhotn, I. S. 45. IV. 8. 3456. ©. 495. — Walter, I. ©. 319, 
8) Ueber dle Berwaltung der Krongäter, wie über bie Beflk- und Dienſtver⸗ 
— der Höfe anf denfelben, enthalten tie Kapitularten Karls bes Großen, 
"befonbers das de villicis von 812 ausführliche Anorbnungen und Nachrichten, 

5) Sommer, a. a. O. 6.1591. a. a. O. — Cihhorn, L $. 172, &. 387, 
Biganp, II. ©. 157 10-193: — Walter, a. a. O. J. 299. 
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Indem die ärmeren Freien von geringerem Beſitze nur verpflichtet wurden, 
gemeinschaftlich und zufammen Einen von ihnen auszurüſten und mit Geld 
zu unterftüßen, bingegen die Senioren und mit Königl Beneficien bedach⸗ 
ten Vafallen, (darunter auch Kirchen und Klöfter und deren Advokaten) 
zwar mit ihren Dienfimannen ausziehen mußten, jedoch einige der Lebteren 
zu ihren bäußlichen und wirtbfchaftlichen Dienftverrichtungen beurlauben und 


zurücbehalten durften, zugleich aber häufig — ald Grafen — die Gin 


ſchätzung der Beihülfe der Kleinen Grunpbeflger zu beforgen hatten, — er⸗ 
gaben fich ihnen zahlloſe Eleine Freiſaſſen als Schutz⸗ und Dienfthörige 
oder wurden unter ihre Gewalt durch Erprefiung und Willkuͤhr gezwungen.) 

Noch entfcheidender wirkte in gleicher Richtung der aus Veranlaffung der 
Einfälle der Ungarn unter ven Sächſiſchen Kaifern im 10. Jahrhundert aufs 
fommende, bald überwiegende Neiterdienft, welchen nur der Adel, als grö⸗ 
ßerer Grundbeſitzer, mit feinen Dienfimannen leiſten Eonnte, auf den daher 
der Reichsdienſt und mit diefem die ausfchließliche Waffenfähigkelt und die 
alte höhere Ehre ter Freien überging, während der übrige Theil des Land⸗ 
volks das Feld baute, Dienfte, Abgaben und Laften übernahm, dagegen aber 
au feine perfönliche und dingliche Sreiheit und die damit verbundene Ehre 
verlor. ?) 

Während fich die Nitterfchaft, von Den Ideen des Lehnsweſens getragen, 
u einem befonderen Stande ausbilvete, der ſich nach Geburtsrecht nur aus 
fc ſelber ergänzte, dabei Waffenrecht und bürgerliche Ehre im befonveren 
Grade genoß, bildete fich den gegenüber ein eben fo abgefloffener Bauern⸗ 
ſtand. Die ganze Nation zerfiel auf dieſe Weiſe (wie Eichhorn in ſeiner 
Rechtsgeſchichte ſagt), in zwei große Hälften, zu deren einer außer der Rit⸗ 
terfchaft auch noch die geiftlichen Würventräger ald Vertreter ihrer Grund» 
beflgungen, zu deren anderer außer den Hörigen, bald alle Fleinen, waffen⸗ 
und damit politifch vechtlo8 gewordenen Freien binzufamen, welche fortan 
gemeinfchaftiich mit den Hörigen und Unfreten ven Bauernfland bildeten. ®) 

Die Art ver Befchäftigung und des Lebensberufd wurde zum Prinzip 
einer fländifchen Gliederung in fich abgefchloffener Geburtäftände, und bie 
fpätere Geſetzgebung des 16. bis 18, Jahrhunderts fixirte dieſe Scheidung, 
obwohl bereits unter ſehr veränderten Verhaͤltniſſen, durch nähere Beſtim⸗ 
mung der einem Jeden zukommenden und obliegenden politiſchen und pri⸗ 
vatrechtlichen Prärogativen und Befchränfungen nur noch mehr. 

Die Agrar» Berbältniffe ver älteren Zeit, mie des Mittelalters, hängen 
außerdem mit der Steuer= und Gerichtöverfaffung, befonders aber auch mit 
der Entwidelung der Landeshoheit und der fländifchen Bertretung in den Ter⸗ 
sitorien aufs engfte zufammen. | 

Die Altefte und allgemeinfte Form der Abgaben waren bie Zehenten, 
welche Juſtus Moeſer als die allgemeine Laudeskaſſe bezeichnet, aus welcher 
die Bedürfniffe des Staats, wie der Kirche und der Armenpflege beſtritien 
wurden. ®) i _ . 

Nothgedrungen wurden jevoch die Zehnten ſchon früh von den Königen, 
wie von der Kirche ſelbſt, als DBeneflcien und fonft, insbeſondere an dieje⸗ 
nigen verliehen, welche mit ihren Gefolg- und Dienfl-Mannfchaften die 


.. 4) Ballter, a. a. O. S. 109-115 u. 116. — Cichhorn, L 8.166. ©. 371 
seq. u. $. 167. ©. 376—379. $. 168, &. 379, — Sommer, a. a. O. I. ©. 101 
bie 117, — Capitulare Aquense von 807. C. II. — Sm Capitulare III, 811, eifert 
Karl der Große ſelbſt gegen die daſelbſt gefchilderten Bebrüdungen und Migbräuche. 
Chr. die Schilberung bei gülmenn, Geihichte ber Stäube. Thl. ©.200. 203. - 
2) Balter, LS. 139, 201. — Eichhorn, I1..$. 223. ©. 37 und Moten. 
3) Walter, 202—207. — Eichhorn, II. 8.286. S. 274, 8. 241. &; 103. 
4) Zufus Moefer patriotifhe Phantaſien, Thl. Al. S. 95 ff,. 
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Vertheidigung des Landes beforgten oder vermöge Terfelben die Macht der 

Ufurpation in ver Hand hatten. Kriege und Hofhaltung in ten Provinzen 
forderten neue und andere Leiflungen, unter diefen bauptfächlich Lieferungen 
von Vieh, Getreide und anderen Naturalien, Kriegsfuhren, Spanndienfte 
jur Tıaneportirung der Koͤnigl. Beamten, zur Ausbefferung vou Wegen, 

rüden, überhaupt Borfpann mannigfacher Art (Angarıae, Parangariae, 
Veredi).?) Die Spanntienfte wurden von den Grafen auf die einzelnen 
Freien und vie Beflger der Herifchaften repartirt, welche letzteren viefe 
Raften auf ihre unfeeien Hinterſaſſen wälzten und durch dieſe Teiften ließen, 
während die Geiftlichfeit ihr Territorium durch Privilegien und Eremtionen 
tavon frei zu machen fuchte. 2) 

. Abgaben, welche bis dahin äffentlicher Natur geweſen, nahmen vielfach 
den Charakter yon Privatlaften an. Es gefchah dies fpäterbin befonders 
in den ſich bildenden Eleinen reichsunmittelbaren Territorien, in welchen 
daher auch die bäuerlichen Wirthe mit Abgaben und Dienften der mannig⸗ 
faltigften Art am meiften überbürdet blieben, ald tie neuen Staatöfleuern 
der größeren Territorien, in welchen die Meichsunmittelbarfeit der Eleineren 
unterging, binzutraten. ?) 

Schon früher wurden die LantsSchenfungen an die Kirche Seitens ber 
wönige und eben fo die Verleihung der Beneficlen an weltliche Große mit 
den Smmunitätörechten — d. h. mit der Sreiheit von Leiftungen und Ab⸗ 
gaben. indbefonvere der Eremtion von der Königl. Voigtei und Gerichts⸗ 

arfeit verbunden. Kaiferliche Privilegien übertrugen denfelben die urſpruͤng⸗ 
lich gräfliche Gerichtsbarkeit mit allen, den Gaugrafen zugeftandenen Amtd- . 
rechten auch über die, im Umkreis ver Herrfchaft derfelben angefefjenen 
Seien, und fo bildeten fich gefchloffene Territorien, wobei die Erblichkeit 
der Beneficien aus Gewohnheit bereit3 zum Recht geworden war.*) So 
wurde der überwiegend größte Theil des Volkes Küng: und bienftpflichtig, 
der gemeine Freie ein Hinterſaſſe feines Dienft« und Schugherrn, und ſpaͤ⸗ 
terbin, ohne Ruͤckſicht auf die Eigenfchaft feiner Perſon und feines Hofe, 
als deſſen Unterthan bezeichnet. 5) 

Mit der Erwerbung der Amtsrechte der Gaugrafen- und Herzoͤge begann 
die Ausbildung der Tandeöherrlichen Gewalt fchon im 12. und 13. Jahre 
hundert *), und nach deren Vorbild fpäterhin kei dem reichsmittelbaren Adel 
mü der Erwerbung der Patrimonialgerichtöbarfeit über freie und unfteie 
Sinterfaffen, — im Anfchluß an die Eigengerichte über die dem Herrn eigen⸗ 
behdrigen 9 onen und Güter, In der Regel aber in Folge lehnsweiſer 
Vebertragung mittelft befonderer Privilegien der Territorialherren, vie Der 

3= und gerichtösobrigkeitlichen Gewalt, nebft dem Gutsunterthaͤnigkeitsver⸗ 

ande, woraus dann wiederum mancherlei Dienſt⸗ und Zinspflidhten, ald 
Schutzgeld, Hausgenoſſenzins, Geſindezwangsdienſt u. f. w. auch gegen Nicht« 
angefefjene abgeleitet wurden. Der von den Hinterſaſſen dem Guts⸗ und 
Gerichtäheren äu Teiflende Huldigungs⸗ und Unterthänigfeitseid befeftigte Das 
Verhaͤltniß vollenns. ?) | | 


4) Eichhorn, U. $. 88. ©. 239. 8. 171. ©. 383. 

2), Eichhorn, I. 8.174. ©. 384, 385. — Walter, L S. 108. — Bis 
gand, II. S. 154, 155. " 

2 Wigand, Provinzialsechte der Kürftenihümer Paderborn u. Eorvey, Thl. J. 
Buch 2. S. 247, Thl. II. S. 165 166. j 

4) Eichhorn, I. 8.86. S.235, II. 222. S. 31-36. — Walter, J. S. 89 
bis 97, 140, 201. ' 

5) Cihharn, 1.8. 57. ©. 158. IL $. 223. 8. 37. — Waliter, L 


6, 197, 18. | | | 
9 Höhen, IL 6, 299. n. 300. S. 337, 339. — Walter, S. 192195, 


Gihhorn, IL 8.302. ©. 352 1qg. 8. 303. ©. 356 sqq,, Landbuch Kals 
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Diejenigen Bauern, welche die gemeine Freiheit ihrer Perfon und dag, 
obwohl mit Abgaben, Zinfen und Dienften befchwerte, Eigentbum erhalten 
hatten, nahmen auch noch fpäter an der Ordnung ihrer Verhältniffe mit- 
telft autonomifcher Feſtſetzungen oder durch Verträge mit dem Zins⸗ und 
Dienſtherrn und in Genoffenfchaftögerichten Theil, fo beſonders die zu einem 
Oberhofe gehörigen, unter dem Hofesſchulzen zu eigenen —— 
vereinigten hofhoͤrigen Eigenthümer der Hobsgüter. Seit frühefter Zeit ſtud 
die Beſttz⸗, Dienſt⸗ und Leiſtungs⸗Verhaͤltniſſe ver bäuerlichen Wirthe durch 
gefchriebene Hof⸗ und Dienftrechte, Bauerföhren, Weisſthümer u. f. w. feſt⸗ 
geftellt worten, welche Urkunden venfwärdige Monumente fowohl der Sit 
ten und Nechtönerhältniffe der Vorzeit, wie des Sinnes ter Nation bilten, 
auch die Fleinen NMechtsverbältniffe durch Kopiflfation von Herkommen und 
Gewohnheit genau zu firiren und dadurch die Mechte zu fichern. ') 

Selbſt unfreie Gemeinden bewahrten öfter in den fie betreffenden Ge⸗ 
meinheits⸗ und Dorßz ingelegenbeiten das Necht zu verbinplichen Cinigungen 
und flatutarifchen Ordnungen 2), fogar eine Mitwirkung bei Entſcheidung 
von Streitigkeiten über Dorfpolizeivergehen und ähnliche Sachen und mit 
dem vom Guts⸗ und Gerichtöheren gefeßten Gemeinvevorfteher, unter Zu⸗ 
—— der von jenem oder der Gemeinde beſtellten Schoͤffen, insbeſondere 

ei der ſog. freiwilligen Gerichtsbarkeit. ) Im den Weſtphaͤliſchen Freige⸗ 
richten ſaß noch lange Zeit hindurch auch der freie Bauer zu Gericht. 

Der geringeren Beeinträchtigung von Alters hergebrachter Freiheits⸗ und 
Eigenthums⸗Rechte beim Bauernflande war mitunter der Umftand günflig, 
N: ſich guts⸗ und gerichtSobrigfeitliche Defugniffe nicht immer in derſelben 
Hand vereinigten, andy ver Kompetenzfreid der letzteren mit den gutsherrli⸗ 
hen Territorien nicht immer zufammenflel, daß ferner diefelben Höfe ver- 
fihiedenen Gutsherren dienſt⸗ und zinspflichtig blieben, wie dies am häufig» 
ften in Weftphalen der Fall tft, auch in ver Altmark, wo Zaungerichte 
öfter im Gegenfag flanden zu den Dorfd- und Straßengerichten, und fogar 
Sreibauern Yorfamen mit eigener Gerichtöbarkfeit oder doch mit Eremtion 
vom Ortspatrimontalgerichte. *) 

Durch die väNige Ausbildung jened organifch zufammenbängenden Syſtems 
der geſchilderten Verfafjungs- Einrichtungen Fam es denn im Laufe von eini⸗ 
gen Jahrhunderten, während einer Periode, in welcher fich faft alle Elemente 
der geſellſchaftlichen Ordnung in Kampf und GAhrung befanden (wie Eich 
hotn fagt), dahin: „„daß die fehußpflichtigen Landſaſſen nebft den Leibeige- 
nen und den anderen unfreien Hinterſaſſen es ausſchließlich waren, auf 
welche man die Laften der bürgerlichen Geſellſchaft gewälzt hatte." " *) Da 
mals mußten die Hoͤrigen ver Kirche, zum weil wiederum gegen befondere 
Abgaben, ihre Scheunen und Zufluchtsftätten innerhalb des Gottekackers er» 


fee Karls IV. von 1375 tn ber Mark Brandenburg. — Goetze, das Brovinzialrecht 
der Altmark. Thl. II. S. 321. — Walter, I. ©. 285, 303—306, 311, 312, 317. 
— Bigand, I. ©. 69. II. S. 165, 166. — Sommer, I. ©. 268. 

1) Walter, 1. ©. 337, 355. — Sommer, L Thl. 2. Bd., die Beilagen gu dem 
mehrerwähnten Werke, in welchen bie ausführlichen Weisthümer, Keflfebungen und 
vertragemäßigen Binigungen über Hof⸗ u. Dienftrechte mit Beftimmungen über Beſitz⸗ 
und Erbrecht, Dienfte und Abgaben, Dorfspolizei und Landesfultur, Uebergabe zur 
Hdrigkeit u. |. w., zum Theil fchon aus dem 12ten Jahrhundert zu finden And. — 
Wigand, a.a.D., urkundliche und geſetzliche Beläge im 2. Abſchn. des II. Theils ze. 

2) Sihhorn, II. 8. 249. ©. 153. ' 

3) GCichhorn, II. $. 303. S. 358, 361, — Walter, I ©. 316. 

4) Eichhotn, 11. 303. S. 395. — Sommer, Darftellung der Rechteuerhältz 
niſſe der Bauergüter im Herzogihum Weftphalen, S. 4. — Wigand, a.0.D. — 
Goetze, Peovinziafrecht der Altmark. Thi. II. S. 325 ff. 

5 Sihhorn, Th. U. S. 39. 9. 223. u. Th. I. S. 5. 6. 
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richten, um nur ihre Erndten wor Gewaltthätigleiten und Raub zu fihern 1); 
die Vögte und Untervoͤgte, denen dad Schugrecht und vie Gerichtöpflege in 
den Immunitäten übergeben war, wurden (wie Walter fagt) die Tyrannen 
ver Schwachen, deren Beſchuͤtzer fle fein follten. *) 

Mit dem Beginne der Landeöhoheit und der Einführung des Feuerge⸗ 
ſchützes Tamen zu den früheren Naturalleiftungen in vielen Territorten theils 
neue Leiſtungen der Art für den Iandeöherrlichen Hofhalt, theild aber auch 
neue, ebenfall8 auf die bäuerlichen Hinterſaſſen repartirte Steuern, als be⸗ 
fländige Realabgaben ihrer Höfe, hinzu. ?) 

Mit ver Ausdehnung des bäuerlichen Hörigkeitsverhaͤltnifſes, beſonders in 
den weftlichen Provinzen, bildete ſich vorzugsweiſe dort der Mechtefag, daß 
die Erbſchaft der Hörigen vom Herrn durch eine Abgabe, (mortuarium, 
Todtfall, Beſthaupt, Curmede), gelöft werden müffe, wenn nicht der Herr, 
wenigftend in Ermangelung von Descendenten und bofhörigen Erben, die 
"ganze Berlaffenfchuft als verfallen anfeben follte. Defters wurde unbevingt 
die Hälfte tes Nachlaffes als moriuarium in Anfprucd genommen. %) 

Schon früher waren manche Marfen- und Gemein⸗Waldungen in Königl. 
Bannforften verwandelt. Die aus dem (Longobardifchen) Feudalrechte abge⸗ 
leiteten Regalitaͤts⸗Ideen bewirkten fpäterhin, bei Entſtehung der landesherr⸗ 
lihen Gewalt, die Austehnung des durch harte Strafgefege geſchützten Forſt⸗ 
und Wildbannd auf die größeren, nicht im ausſchließlichen Privateigenthum 
befeffenen Waldungen. Demnächſt wurde das aus der Voigtei und aus ver 
Guts⸗, Schutz⸗ oder Gerichtöäherrlichkeit abgeleitete poltzeiliche Auffichtsrecht 
über Gemeintes und Gefammtmwaldungen der Hinterfaifen und Unterthanen 
nicht felten dazu gemißbraucht, um die Theilnahmerechte am Mit» und Ges 
fammteigentbum auf Anrechte zu einzelnen Nutzungsgegenſtänden zu befchrän- 
fen und in bloße Serpituten zu verwandeln. 5) \ 

Dies, wie die drückende Abgabe des mortuariums, welche die Berarmung 
der bäuerlichen Familien zur perennivenden Wirkung baben mußte, ſodann 
die Entrichtung des für die Landkultur fo fchädlichen Zehntens, der ſchon 
früh in Laienhände Überging, gehörten deshalb zu den Kauptgegenfländen 
der Beſchwerden und Petitionen der Bauern bei dem im jeofichen Deutfch- 
Iand bis Thüringen, Heffen, Sachfen und Braunſchweig hin (1525) ausge- 
srochenen.-Bauernanfflande. Die 12 Artikel des Bundſchuhs verlangten na⸗ 
mentlich Aufhebung der perfänlichen Unfreiheit, Abftelung der gegen Her» 
kommen und Verträge eingeführten Dienfte, Ermäßigung zu hoher gutöherr- 
liher Abgaben nad) dem Maafe und Verhältniß der Präſtationsfähigkeit, 
die Aufhebung des Todfallsrechtes, Abfchaffung der willfürlichen Geldbußen 
in Straffachen, das Recht der Mitbenugung von Holzungen und Gemäffern, 
infoweit der Befiger Feinen rechtmäßigen Erwerbungsgrund des Sigentbume 
nachmeifen könne, nebft der Zurüdgabe der urſpruͤnglichen Gemeindeguͤter, 
wenn diefe nicht von den Gemeinden veräußert worden, ſodann Verwendung 
der Zehnten zum Unterhalt der Pfarrer, der Armen und ber gemeinen Noth⸗ 
durft. ®) 


1) Walter, 1. S. 280, 381. — Wigand, II. S. 219, 202. 

2) Balter, I. ©. 289. 

3) Walter, I. S©.285. — Eichhorn, II. 8.424. 6.217. II. 8.308. ©. 381. 

4) Cichhorn, II. 8. 343. ©. 477. 8. 368. &.,577. 

8) Gichhorn, I. 8.199. S. 50. II. 8.362. ©. 549. IV. 9.548, &. 410 und 
Anmerkung zu $. 485. ©, 58. 
8 @idyhorn, IV. 8. 485. S. 55. — Sleidanus, Beichreibung geifticher 
und weltficher Sachen, Weberfegung von Carlſtadt. Buch V. ©. 55 u. 57, 
und in Luthers ausgewählten Schriften, herausgegeben von Zimmermann in 
Darmfadt die Auffäpe: von „weltlicher Obrigkeit” und „Sendfchreiben an bie Fürs 
fen, Herzen und den Abel Deutfcher Nation.“ 


” 
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Die freien Stände und Verufsklaſſen hatten fich in befonveren Einigungen 
zu Forporativen Verbänden zufammen gefchloffen. In dieſen fuchten ſie ihre 
befonveren Intereffen und echte durch Privilegien und Verträge, Landtags⸗ 
zezeffe und Einigungen mit dem Landesherrn, — unter diefen Formen des Pri⸗ 
vatrechts, — geltend zu machen, deren Gegenftand neben ter Bewilligung 
von Steuern und anderen öffentlichen Angelegenheiten, auch die Dienfte, Ab⸗ 
gaben, Laudemien und Zehnten der ımyertretenen Ginterfaffen und Landge⸗ 
meinden waren. 1) Dringente Gelonotb zwang die Landesherrn, jenen 
Ständen, — ben Herren, Prälaten und Rittern, — eineötheild Eremtionen in 
Betreff der Beſteuerung ihrer Grundftüde, ferner ihres von auswäͤris ein- 
uführenden Bedarfs an Wein, Salz u. ſ. w., ingleichen die Freiheit von 

udgangszöllen für die auf riiterfreien Gütern gewonnenen Produkte an 
Wolle, Getreide ıc., anderentheild Privilegien, bezüglich Der Gerichtsbar⸗ 
keit, wegen Nichtavofation der Unterthanenprozeffe vom gutsherrlichen Ge⸗ 
richt erſter Inftanz, wegen freierer Dispofition über tie Lchne, wegen des 
Auskaufens und Einziehend von Banerngütern u. f. w., öfter fogar das Recht 
zum bewaffneten Widerſtande bei Schmälerung der bemilligten Privilegien 
oder für den Tal neuer Steuerforderungen, ſtels aber einzuräumen, daß ihr 
Rath und Konfens bei allen wichtigen Landesangelegenheiten, felbft bei 
Buͤndniſſen eingeholt werden folle. ?) 

Nur für Neichäfteuern (Türfenhülfe, Nömermonate) und außerordentliche 
Hülfen, in den Fällen des Krieges, der Abtragung tringender Landesſchul⸗ 
den oder Befeitigung anderer drückender Landesnoth galt Feine Steuerfrei⸗ 
heit), welche ſich auch nur auf die urfpränglichen Lehn⸗ und Nitterhufen, 
— Es Brandenburg fechd beim Nitter und vier beim Knappen), er» 

eckte. 

Vor der Special⸗Geſchichte der Agrarverhaͤltniſſe, beſonders der mittleren 
und oͤſtlichen Provinzen des Staats, muß einer im 13. Jahrhundert ent⸗ 
ftandenen wiffenfchaftlichen Sammlung son Gewohnheiten, Weisthümern und 
richterlichen Erfahrungen, des f. g. Sachfenfpiegels, gedacht werben, welcher 
zwifchen den Jahren 1231 und 1235 durch einen Thüringtfchen Landgerichts⸗ 
Schöffen Eicke von Repgow verfaßt, forann 1340 durch einen Märkifchen 
Edelmann und Nechtögelehrten v. Buch gloſſirt wurde ®), indem verfelbe 
unter anderen wichtige Zeugniffe über die Agrar⸗ und bäuerlichen Berhält- 
niffe enthält °), in allen Slavifch-Deutfchen Ländern, bis Oftpreußen bin, 
in Schlefien, bier in ber Bearbeitung als Schleftfches Landrecht, — und 


1) Eichhorn, I. 6. 260. ©. 158. II. $. 308. ©. 381, 384. III. 8.427, ©. 241. 

2) Eichhorn, IN, $.423. ©. 207 sqq. $. 424. ©. 217 sqq. $. 425. S. 2% 
sqq. IV. S. 401—403, 407, 408—620, — Balter, L ©. 294 - 297, 384, — 
Cfr. auch die Landtagsrezeſſe und Landtagsreverfe ber Kurs und Neumark aus ben 
Jahren 1534 bis 1603 im 6. Theile 1. Abfchn. von Mylius Corp. Constit. Mar- 
chicarum. 

3) Walter, I. S. 322—324. 326. — Eichhorn, H. $. 306. ©. 371. 377. 
II. 427. ©. 243 — 247. 

4) Gercken dipl. vet. Marchiae, I. 8.15. — W. v. Raumer, ältere Geſchichte 
der Mark Brandenburg. S.67—74. — Riedel, die Marf Brandenburg im Sabre 
1250. Berlin 1832. IL. Theil. S. 109, 110 ff. — Landbuch der Mark Brandens 
burg unter Carl IV. (durch den Minifter v. Herzberg), S. 44. — Eichhorn, II. 
8. 279. ©. 228. u. ff. $. 281. Anm. b. ©. 239. $. 284. Anm. f. ©. 256. 
$. 285a. ©. 259. " 

5) Walter, I. S. 339. — Gaupp, das Schleflfche Landrecht oder Laudrecht 
des Fürftentbums Breslau von 1356 an fid, und in feinem Berhältnig zum Sach⸗ 
fpiegel, S. 79, 80, 97, 124, 130, 135 sqq. 211, 249, 250 sqq. 256. — Goetze, 
Brovingialrecht der Altmarf. I. Theil. ©. 5, 

6) Walter, I. S. 340, 341. 
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fel6R in Polen Anfehen gewann und von um fo größerem Werth wunde, 
als er nicht Iange vor der Einführung des Roͤmiſchen Rechts in Deutfchland 
entſtand und dazu beitrug, deffen befanntlich fo ungünftigen Einfläffen auf 
de Berbältniffe des Bauernftandes entgegenzumirfen. 


> 
Zweiter Abfchnitt. 


Die früheren befonderen Harar Berbältuifie der einzelnen Landes 
theile des PBrengifchen Staates, 


I. 


Die Mark Brandenburg einfhließlich der Alt» und Neumark 
(ausfhlieglich ver Niederlaufig und der zur Mark gehörigen, 
vormals Sächſiſchen Landestheile). 


Im achten und in den folgenden Jahrhunderten (jenſeits der Elbe unter 
der Herrſchaft der Sachſen, dieſſeits der Slaven) wurde die Mark Bran⸗ 
denburg mit Ausnahme der Ucker⸗ und Neumark, in der Zeit von 1147 
bis 1162 durch ven Markgraf Albrecht von Nordſachſen nach und nach- er= 

obert, bierauf aber theils mit Sächfifchen, theils mit Ylämingifchen und 
Holläntifchen Koloniften bevölkert. Die Ukermark wurde erft 1251, die Neu 
mark nebft Lebus 1220— 1267 erworben. inter ven Koloniften blieb die 
dünne, von Aderbau und Fifcherei Iebente SIavifche Bendlferung großen- 
theils zurüd; fie wurde bald in Recht, Sitte und Sprache bis auf wenige 
fpätere Ueberrefte germaniftet und in die deutſche Agrar- und Dorföverfaf- 
fung eingereiht. 1) Vollkommene Immunttäten, zum Theil durch Eaiferliche 
Privilegien und mit dem Rechte der Anſetzung von Koloniften, erhielten auch 
in der Mark zuerft die geiftlichen Stiftungen 2). Die Kolonifatlon der Mark 
erfolgte Durch einzelne linternehmer, weldye wüfte Feldmarken erfanften und 
an Koloniften anderweit veräußerten und vertheilten (ald emtores, locatores). 
Der Unternehmer, der Schulz (scultetus, praefectus, aud) magister civium 
oder villicas), wurde mit dem Schulzengehöft, häufig nebft Schäferei» und 
Krugrecht, wie mit dem Scußgenamit, für fih und feine Nachkommen erb⸗ 
lich belieben, gab in der Hegel weder Ackerzins noch Zehnt, wohl aber die 
Bere, mußte Tagegen ein Lehnpferd zum Kriegspienft ftellen, an deſſen Stelle 
fon früh eine Geldabgabe trat. 2) Die anteren Grunvbeflger, mit Aus⸗ 
nahme ter Nitter und Knappen, waren theild Lehnbanern *), theild reis 
bauern ohne Lehnsyerhältmiß, theils Koffäthen und Fiſcher. Die Bauern 
befagen in der Regel 2—3 Hufen, waren zu Abgaben und Dienften, meift 
indeg nur zur Zahlung eines Aderzinfes, außerdem zu Burgbienften (Heer⸗ 
tienften, servitium curraum) und ©emeinvelaften, wie zum Zehnten (dem 
Feld» und Bleifch-Zehnten) verpflichte. Da das Land ven Unternehmern 
und Unbauern aus⸗ und zugemeffen wurde, fo mußten Berechtigungen zur 
Bifcherei, Hütung oder Holzung auf marfgräflichen oder anderen Gründen 
gegen befonderen Zins erworben werden.°) Die Koffäthen (cossati, Kot⸗ 
feter) in verfchiedener Abſtufung des Grundbeflges, waren meift auf Korn« 
and Hühnerabgaben gefebt, dagegen bedefrei, oͤfter aber auch an Stelle ver 





1) Riedel, de Mark Brandenburg im Jahre 1250. MH. Theil. ©. 5 ff. 17 
23, 31, 40 sqq. A8 409. 108, ß “ 11 

2) Riedel, a. a. O. S. 4. 

3) Riedel, a.a.D., S. 203—210. 

4) Riedel, a.a.D., ©. 218, 

5) Riedel, a0. O. ©. 219 fi. 
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Abgaben zu Dienften, zum Bau der Schlöffer over zur Erndie verbunden.) 
In der Altmark beftand beim Bauernſtande ohne Unterfchled von jeher Frei⸗ 
heit der Perfon und volles Eigentbum, ebenfo tim Lande Lebus, wo 1313 
den Bafallen, Bürgern und Bauern, bei Einrichtung und Auıfteagung eines 
nn ergerichte, gleichwie in der Altmark, verfichert wurde: „fte folten fo gut, 
mie Ritter, Knappen und Bürger bei ihrem Mechte nach Herlommen be⸗ 
laffen werten.” Ob in den fpäter von Pommern erworbenen Theilen der 
Udermark und Priegnig, wie in ter von Polen erworbenen Neumark und 
in den Ländern Beeskow und Stordlow neben perfänlich Freien, — den 
Deutfchen Koloniften, und manchen freien Slaven, — unter letzteren bereits 
Reibeigenfchaft beftanden hat, ift unermittelt. Aus einem Rechtsgutachten 
mehrerer Edeln und des Stadtraths zu Prenzlau vom Jahre 1383 ergiebt 
ſich vielmehr, daB die Bauern frei verziehen durften, wenn fle den Hof an 
einen tüchtigen Gewaͤhrsmann verfauft und, ihre rückſtaͤndigen Abgaben 
bezai hatten. ) 

chon früh gab es neben den freien und Lehnbauern in der Mittelmark, 
aber auch in der Priegnig, Uder- und Neumark, Laßbauern (Laſſen, Laten), 
welche im Gegenſatz zu erfleren und ven (fpäteren) Xeibeigenen (glebae 
adspriptis in der Uder- und Neumark), eine dritte Art bäuerlicher Wirthe 
bildeten, die ald „gemeine Bauern oder Kolonen“ mehr zu den Freien, wie 
zu ten Leibeigenen gehörten und nur rüdfichtlich ihrer Höfe, der davon zu 
leiftenden. Srohndienfte, Pächte und Geldzinfen, gebunden und in ihrer Zreiheit 
infoweit befchränft waren, als ſie ohne Wiffen und Willen des Herten ihre 
Grunvflüde nur dann freiwillig verlaffen und veräußern durften, wenn fte 
an ihrer Stelle einen tüchtigen Gewährsmann fchafften, im Uebrigen jedoch 
in ihren perfönlichen Zuſtands⸗ und Familienrechten, in der Dispofition über 
ihr Bermögen, wie in der Freiheit, Verträge zu ſchließen und Teftamente 
u machen, ſowie in der Befugniß, ſich und ihr Vermögen vor Gericht felbft- 
Andig zu vertreten, jedem anderen Freien steh fayden.” 2) 

Die von ven bäuerlichen Gütern zu leiſtenden Abgaben und Dienſte pri⸗ 
vatrechtlicher Art durften ſchon in frühefter Zeit nicht einfeitig erhöht oder 
verändert werben, fo lange die Familie im Beflg war. Gleichwohl werben 
ſchon im 13. Jahrhundert die Bauern als Uintertbanen verjenigen Berechtig⸗ 
ten bezeichnet, welchen fie Aderzind entrichten oder von denen fie Belehnung 
nachfuchen mußten #), obſchon damald nur die einzelnen Nechte eined Ge⸗ 
richtöheren, eines Kirchenpatrond, Voigts oder Dienftherin vereinzelt den ent⸗ 
fprechenven Verpflichtungen der Bauern gegenüberſtanden. Meift gab es 
nur f. g. Bauerdörfer, gegründet durch Kolonifation unter Vermittelung der 
Lehn⸗ und Erbſchulzen. Im Lande Lebus fanden ſich zur Zeit der Auf⸗ 
nahme des Landbuchs unter Garl IV. (1375) Lehnſchulzen in 135 Ddr« 
fern; ebenfo zahlreich waren diefelben im Lande Sternberg. 5) Solche Feld⸗ 
marken ganzer Dörfer, welche von einem ober mehreren Edelhoͤfen aus be⸗ 
nugt wurden, waren felbft noch zur Zeit des Landbuchs (1375) felten. 

Um die Zeit von 1615 und 1624 war jedoch eine große Menge Tontri- 
hutionspflichtiger Hufen, ohne landesherrliche Genehmigung, in dem Schoß« 





963 1) Fiedel, a. a. O. ©, 250—262 und wegen der Fiſcher und Krüger, ©. 
63 — 272. 

2) Riedel, Thl. IL, S. 192, 273, 368. 

3) Practica civilis Marchica rerum forensium per resolutiones demonstrata etc, 
von Müller, Ehurfürfl. Brandenburgſchem Rathe, Direktor der mittelmärfifc, Räns 
difchen Kaffe, Berlin und Frankfurt 1678 resol. XCVII. ©. 235-238, — Riedel, 
a. a. O., ©. 272-283. 

4) Müller, a. a. O. u. Riedel. . 

5) Stengel, Beiträge zur Geſchichte der Laudemien in Gchleflen. 1848, ©. 4. 
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Euch und der Koniributionsrofle gelöfcht und ven fleuerfreien Vaſallen⸗ und 
Rittergätern einnerleibt, weshalb dies für die frühere Zeit, von 1624 zuruͤck, 
nachtraͤglich gutgeheißen, hingegen für vie Zukunft fireng verboten wurde :), 
und ſchon früher, um das 14. Jahrhundert, wurde Die Noth der Landesherrn 
Deranlaffung zur lehnd-, pfand⸗ oder kaufsweiſen Veräußerung einzelner öf- 
fentlicyer Abgaben und Dienfte (Beden, Burgfrohnen, Zehnten), fodann ver. 
niederen und jelbft ter höheren Gerichtsbarkeit, hiermit audy der Lehnsherr⸗ 
lichkeit über vie Exrbfchulzenhöfe, nebft den Patronatrechten, befonderd an 
bie Beflger von Nitterhufen. Durch vergleichen Erwerbungen innerhalb der 
einzelnen Dorföfeldmarfen bildeten ſich omas die erweiterten und verei⸗ 
nigten dienft», guts⸗ und gerichtäherrlichen echte zu einer obrigkeitlichen 
Gewalt über ganze Dörfer aus. 2) 

Bon befonderem Intereſſe für die Agrargefeßgebung ift das biuerliche 
Abhaͤngigkeits⸗, Beſitz⸗ und Dienfverhältnig, — die Lelbeigenfchaft und vie 
Gutöunterthänigfeit, Das Erbrecht zu den Höfen, dad Maaß der Dienfte und 
Leiſtungen, nebft dem den Bauern zur Seite ſtehenden Nechtöfchug gegen 
willfüprliche Entfegung oder gegen Veränderung und Erhöhung ihrer Lafien. 

Die Erwähnung ver „Zeibeigenfchaft” kommt feit dem 16. Jahrhun⸗ 
dert in Urkunden des öffentlichen Rechts, (Landtagsrezeſſen, Bauer» und Ges 
finde- Ordnungen), der Mark Brandenburg zuerft 1653 vor. ?) In frühes 
sen Urkunden diefer Art ift davon nicht die Rede, und zu feiner Zeit von 
einer Nichterblichfeit bäuerlicher Höfe. Der Sachfenfpiegel und deffen Gloſſe 
bezeugen *), 1) daß, weil man in der Mark den Bauern die Hufen zuerft wild 
und unangebaut audgetban, nachdem fie durch der Leute Arbeit gebeffert 
worden, die Märkifchen Bauern ihre Höfe nunmehr nach ihrem Gefallen 
verfaufen dürften, die Hufen der Bauern Erb hießen und beffer feien, denn 
Erbzinsgut“; 2) dag die Laffen bingegen zum Gute geboren und daher 
deffelben ohne des Herrn Willen fich zu entziehen nicht befugt, daß zu ben 
Laſſen aber die befiegten Eingeborenen zu rechnen ſeien; — und nach dem 
Ergebnig wiſſenſchaftlichẽt Forſchungen und den fpäteren Entfcheidungen der 
Auseinanderfegungäbehörben, wie per höheren Gerichte, hat es fich als zwei⸗ 
fellofes Necht herausgeftellt, daß die Geburt zum Hofe mit der Pflicht 
zu deffen Aunahme — (vie Guts⸗ und Eigenhoͤrigkeit) — das Erb- 
recht zum Hofe fletS gleichzeitig begründete und von felbft bedingte. °) 

Nun wurde aber nach der Mitte des 17. Jahrhunderts behauptet: „daß 
Leibeigene aus den Ihnen eingetbanenen Höfen nah Willführ des Herrn 
herauögeworfen, auch nad; deſſen Belieben mit höheren und anderen Dien= 
ſten belaftet, ingl. deffen Straf» und Züchtigungsrechte ‚unterworfen werden 
dürften. *) 


1) Mueller practica Res. C. S. 255—265 und die dafelbft angef. Laudiags⸗ 
zeverfe, Befcheide und Erkenntnifſſe für Kurs u. Neumark. 

2) Riedel, ©. 202, 213, 414 ff. — Müller Resol. XCVIIL s. 242, 243. 

3) Vergl. Reteß v. 26. Juli 1653 für die Mark dieffeits der Ober und Elbe 
Mr. 22., Sperialrevers v. 29. Ang. ej. a. für die Stäbte der Neumark Nr. 16. betr. 
deren Beſchmerde wegen Auskaufens der Bauern und Mißbrauchs der Leibeigens 
fchaft Seitens des Adels. Nabe, Sammlung, Br. I. Abth. I. S. 37 sqgq. a. ©. 95 
sag. C.C.M. Tl. 6. Abth. I. ©. 425. Nr. CXVIH. u. ©. 477. Nr. CXX. 68 
wirb den Städien verheißen, „die Suche durch bie Neumärk. Regierung unterfuchen 
zu (offen und dafern die Leibeigenfchaft nicht gebräuchlich, folle fte nicht eingeführt 
werden.“ . x 

A) Dergl. Homeyer, L Thl. des Sachſenſpiegels, Buch 2. Art. 59. Buch 3. 
Art. 79. u. Slofen u. Binleitung S. WM. u. S. LIV. 

5 Einhorn 1. $. 368. u. Anmerkungen S. 575— 579. — Riedel, I 
6.279282. — Koh’ Shleffäge Archiv, Bo. ©2406. 

6) Mueller Resolut. 100. $.2. u. Besol. 99 $, 23. 
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Indem man die früheren Landtagörezeffe und Unteribanen» Ordnungen 
aud dem 16. und der erften Hälfte des 17. Jahrhunderts mit nen fpäteren 
vergleicht, erkennt man, daß auch in der Mark, wie überall innerhalb ver 
Gebiete verfelben Landesherrn, die Gefehgebung darauf ausging, die Indie 
viduellen, oft verſchieden geftalteten Verhältniffe diefer Art zu verwifchen und 


- auszugleichen, wodurch häufiger, ale uragehrt freie Bauern und Eigenthü- 


mer auf das Niveau erbuntertbäniger Stellenbefiger (der glebae adscripti) 
herabgedruͤckt wurden, daß aber das Butöunterthäntgkeitsverhältnig, und zwar 
eben fowohl tn der Alte, ald in der Neu- und Uckermark, Hauptfächlich erſt 
in der legten Zeit des 30 jährigen Krieges und nad) deffen Beendigung, feine 
firengere Form und feinen härteren Charakter annahnı, als Bolge nei der ein⸗ 
flußreichen, ausfchließlichen Mitwirkung der in ihren Intereffen Eollinirenven be⸗ 
rechtigten Stände bei der Geſetzgebung, theild der Sorge der Regierungen für 
MWiederbevölferung des verwüfteten Landes, Wiederbefehung der verlaffen ſtehen⸗ 


- ven Höfe, ſodann für einheitlich geordnete Nie else Berndt fpäterhin für 


Rekrutirung der ſtehenden Heere; mährend die freiere Veräußerlichkeit der Va⸗ 
fallen= und Nittergüter, unter dem Einfluß des, mit Errichtung des Kam⸗ 
mergerichtd (1516), in die Mark eingeführten Roͤmiſchen Rechts und der 
Konftitution wegen Erbfälle von 1527 1), bereits in älteren Landtagsrezeſſen 
zugeftanven ift, indem 3. B. der Landesrevers vom 16. Mär; 1602 (Nr. 17.) 
beftimmte, „daß e8 bei der gemeinen Gewohnheit, die Lehngüter frei zu ver- 
kaufen, vorbehaltlich der Iandesherrlichen Bewilligung und des von jedem 
1000 Thlr. herkömmlichen Konfendgelves, fein Bewenden behalten folle.” 
Die Landtags⸗Rezeſſe von 1534, 1536, 1538, 1572, 1602 2), größten- 
theild für Kur» und Neumark, zum Theil für Tegtere allein erlaffen, ent- 
halten von der Leibeigenfchaft, note überhaupt yon einem Unterfchiene in den 
perfönlichen und vinglichen Abhaͤngigkeitsverhältniſſen und echten, einer- 
felt8 in der Neu⸗ und Uckermark, andererfeit3 in der Mittel und Altmark, 
noch eine Andeutung, und erſt fpäter entſtanden bäuerliche Pachthöfe. Gleich⸗ 
mäßig und allgemein wird dort 3. B. auf die Beſchwerde über das Ver⸗ 


‚ziehen der Untertbanen nach Städten und anderen Ortfchaften nur verbo⸗ 


ten, „angefeffene Bauern, ohne Wiffen und Willen der bisherigen Herr⸗ 
ſchaft und ohne deren Abzugäbrief, ald Bürger und Unterthanen anderswo 
—A—— desgl. wird Die bisherige Herrſchaft ermächtigt, „den ſolcher⸗ 
geſtalt verzogenen Unterthanen ihre Zinſen und Nutzungen aus ihren ver⸗ 
Iaffenen Bauergütern mit Befchlag zu belegen und ihnen Be 1 
„Auch follen vergl. audgetretene Unterthanen an ihre frühere Obrigkeit zu⸗ 
ruͤckgeſchickt werben.“ | . 

Sp war ebenfo generell und wiederholt in Betreff des Geſindezwangs⸗ 
dienfted nur beftimmt: 
„Welche Unterthanen Kinder haben in Unfern Landen, bie fle zu ihrer eigenen 
„Mrbeit nicht gebrauchen und als Dienftboten vermiethen wollen, follen fie vor 
„allen ihrer Herrichaft gegen billigen Lohn anbieten und gönnen; mögen fle aber, 
„fobald die Herrſchaft ber nicht bebürfte, alsvanıı nach Gefallen bei andern in 


„Dienft bringen“. 


Im Zandtagsabfchiede und Reverſe der Neumärfifchen Landfchaft vom 
11. Juli 1611 3) wird auf die Beſchwerde der Prälaten, Herrn und Ritter» 


1) Landtages Mezeffe und Reverſe von 1534, 1536, 1538, 1539, 1572. — 
Mylius Nov. Corp. Const. Merchicarum, Thl. 6. Abfchn. 1. ©. 28, 35, 48, 55, 110 
und befonders Landes⸗Revers v. 16. März 1602 (ibid. ©. 161). 

2) Corpus Const. March. Thl. 6. Abih. 1. ©. 26, 34, 43, 54, 63, 110, 147, 
vergl. auch bie Landes Ordnung im Sternbergfchen Kreife von 1652. C. C. M. 
ö. 21. 1. Abih. 1. Cap. ©. 53 unter Nr. 27 ımd 34, wo unter Nr. 35. auf bie 
Entziehung vom Gefindebienft der Verluſt ver Erbfchaft angedroht if. 

3) C. C. =. Thl. 6. Abth. 1. ©. 219. ° 
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——ae Arnswaldeſchen, Dramburgſchen und Schievelbeinſchen Kreiſes, 

wonach: ” 

wihte Lente und Unteriganen, auch beren Kinder, bevor fie fich von ber ſchnldigen 

„und von Alters hergebrachten Subjeftion gegen ihre Junker Iosgemacht, in 

„bie Aemter und Städte zögen, bei welchen bie von Adel bernach wegen ihrer Ans 

„Iprache oft gar Feine Hülfe erlangten“, — - — — 

nur das Verbot wegen der Annahme ſolcher Unterthanen ohne Abzugsbriefe, 

und zwar mit ber Beflimmung erneuert: 

„daß die Herrfchaft außerdem nicht fchulbig fein folle, ven Unterthanen etwas 

„non ihren Gütern oder Erbfchaft verabfolgen zu laſſen; in Betreff aller 

„derjenigen, welche Fünftig austreten würden, ſolle bie Revokatlon und Citation burch 

"Öffentliches Proklama gefchehen”. 2 
Dabei heißt e8 welter: : 

„daß es aber bie Gerrfchaft wegen der Ablöfung billig und erträglich machen möge, 

„damit bie Leute an Berbefierung ihrer Lage nicht gehinbert und nicht zu fehr bes 

„fihwert würben“. 


Strengere Verordnungen wider das Entlaufen der Bauern und Koffäthen, 
„welche ſich muthwillig in Schulden vertieften, ihr Vieh, fahrende Habe und 
Getreide heimlich zu Gelde machten, bei Nachtzeit fortfchafften, dann heim 
lih davon gingen und die Häufer und Höfe flehen ließen”, finden ſich be⸗ 
zeit8 in Ten gegen Ende des breißigjährigen Krieges erlaffenen xenovirten 
Gefinde-, Hirten» und Schaͤfer⸗Ordnungen für die Kurmark diefſeits und 
jenfeitö der Oder und Elbe von 1644, 1645, für die 6 Neumärfifchen 
Kreiſe zwiſchen Oder und Warthe und für Das Land Sternberg, auch die 
beiten Herrfchaften Beeskow und Storkom von 1646 1); doch ebenfalls 
ohne Unterfcheivung von Beftgqualitäten und Landestheilen. 

Danach follen vie entlaufenen Bauern zurädgefchafft und fo Tange in 
Haft behalten merden, bis fie (wie e8 im Tit. A. 8. 2. ſelbſt der Neumär- 
fifhen Gefinde- Ordnung heißt) einen andern Gewährsmann für 
den Hof gefihafft haben; und ebendafelbft ($. 5.) wird beftimmt: 

„dag ein Unterihan, welcher der Kriegsbefchwerungen wegen, feinen Hof au vers 
nlaffen gedrungen und Armuth halber zu bewohnen verhindert wäre, wofern ihm 
„auch von der Obrigfeit nicht geholfen werben Föunte, dennoch nicht ermaͤchti 
„fein folle, fich anderswo nieberzulaffen oder fich in Dienft zu begeben; vielmehr 
„nebft feinen Rindern gehalten fei, feiner Ofrigfeit vor anderen um üblichen Lohn 
„and Mnterhalt zu dienen, bis er ven feiner Obrigkeit Hülfe erlange, oder felbft 
„die Mittel erwerbe, einen Hof anzunehmen und zu bewehren“. 

Viel firenger werden mun aber, in Folge der Beſchwerden der Stände, tie 
Beftimmungen der nad) Beendigung des 30 Iaheigen Krieged ergebenden re⸗ 
vidirten Bauer⸗, Gefindes, Hirten» und Schäfer-Orbnungen, in Bezug auf 
die Untertbänigfeit, den Gefindezwangsbienft, die Verpftichtung, verlaffene 
Höfe anzunehmen umd felbft in Bezug auf eine Schollenpflichtigfeit der un⸗ 
angefefienen Leute und Tagelöhner. 

Das diefen ſtrengeren Manfregeln zu Grunde liegende Motiv hatten bes 

zeitö Die Bauer- 30. Ordnungen von 1644, 1645 und 1646 dahin ausge⸗ 
fpsochen: . 
„bag durch das Weglaufen der Bauern und das Verlaſſen ihrer Häufer und Höfe, 
„der Landesherr um feine Schöffe, die Junfer und Obrigfeiten um ihre Paͤchte 
„und Dienfle, die Slänbiger um ihre Borfchüffe gebracht wärden, weil fih zu fols 
a fpeliirten Gütern niemals ein Kaufmann oder fonft jemand zur Uebernahme 
„finde“. 


Nun erſt wird in der Ordnung für die Mittelmasf, Priegaig nnd Uder- 


— — — 


1) C. ©. M. Thl. 5. Abth. 3. Kap. 1. S. 38, 55, 75. 
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marf und die Herrfchaften Beeskow und Stordomw yon 1681 und 1683 1) 
auf die Vorftelung der Ritterfchaft der Uckermark und des Landes. zu 
Stolpe, die hier — „gleichwie in Pommern und Meklenburg“ — herr⸗ 
ſchende, von ver Mittelmarf abweichende Gewohnheit „eined von uralters⸗ 
ber eingeführten Rechtes der Leibeigenfchaft" ausdrücklich anerfannt: 
„Kraft welcher die Unterthanen verbunden feien, täglich zu dienen, wann und wie 
„ihnen angefagt und mit fo viel Geſpann, als ihnen von ber Obrigfeit zur Hof: 
„wehr gegeben und das alles bei eigener Koft und Unterhaltung. Die Unterthas 
„nen könnten ihre Höfe nicht verlaffen oder verkaufen, auch Feinen Gewaͤhrsmann 
„in ihre Stelle fchaffen; die Kinder insgefammt wären in ihrer Eltern Kondition, 
„und eigene Leute, müßten in ben Gütern, worunter fie geboren, verbleiben nnd 
„wären nicht nur ſchuldig, ihrer Herrfchaft gewiffe Jahre, — [für die übrigen 
„Landestheile waren brei Jahre beſtimmt], — fondern fo lange, als fie überhaupt 
„bienten und nicht etwas Cigenes unter ihrer Obrigkeit anfingen, als Gefinde zn 
„dienen; fie könnten von einem Dorfe ins andere, von einem Hofe auf den anderen 
„verfegt werben, ja es koͤnnte wider der ‚Dbrigfeit Willen weder durch fie ſelbſt, 
„noch durch Borfchub der Eltern irgend eine Veränderung mit ihnen vorgenoms 
„en, aud) der Eutlaufene vindicirt und Feine Verjährung dagegen vorgefchüßt 
„werden“. , 
‚, Dennoch heißt e8 wiederum noch in der um dieſelbe Zeit erlaffenen revi⸗ 
dirten Bauer= 30. Ordnung für die 7 Neumaͤrkiſchen Kreife und das 
Land Sternberg vom 14. September 1685 2) (Tit. 1.): 
„dag nur diejenigen Bauers und Koffäthens Söhne und Töchter, welche mit Vor⸗ 
„bewußt der Herrichaft Fein anderes vitae genus honestum erwählt, fondern 
„zur Bauer⸗ und Feldarbeit tüchtig und bei biefer verharrten, fo weit fie von ihren 
„Eltern zu deren eigenen Dienften nicht gebraucht würden und um Lohn dienen 
„wollten, der Herrfchaft gegen billigen Lohn fich anzubieten hätten, indeß nach 
„Berlauf von 14 Tagen an andere Orte, wohin fie wollten, nur nicht außer Lans 
„des fich begeben und fogar während der Dienftzeit an ihrer Berbeiratbung ober 
„ihrem fonftigen Glücke nicht verhindert werden dürften, fobald fie nur einen Stell: 
„vertreter gefchafft oder das Jahr ausgedient hätten“. 

Dabei tft jedoch Hinzugefügt: 

„Wegen der Dienftbarfeit und Leibeigenfchaft folle es an den Orten, wo biefelbe 
„im Schwange, bei dem Hergebrachten Brauche bewenden; auch die aus einem uns 
„ehelichen Beifchlaf erzeugten Kinder am Orte der Geburt unterthänig fein“; dem: 
„nächft weiter, „baß die Hauſinnen (unangefeffene Tagelöhner), wenn fie vier 
ln unter einer Herrfchaft gewohnt, derſelben unterthänig fein und bleiben 
„tollen“, 

Ständifherfelt8 wurde jedoch zu dieſer Ordnung bald darauf eine Dekla⸗ 

ration uud ein Anhang beantragt. Diefe Deklaration, vom 26. Juni 1687 ®), 
ging nunmehr noch viel weiter und befagte: 
„bag jene frühere Ordnung dem Leibeigenen Feinen Grund geben folle zur Erwaͤh⸗ 
„lung einer andern Lebensart, zum Stubiren, Handwerk u. f. w.; daß ber Geſinde⸗ 
„zwangedienſt und die Verpflichtung zur Annahme der Höfe mit Rüdficht auf 
„ben Zuftand des Landes fich in Betreff aller Unterthanen⸗Kinder, von Bauern, 
„Kofjäthen oder Fiſchern, fo weit ausdehne, dag der Eliern eigenes Bedürfnis fick 
„auf einen- Sohn und eine Tochter befchränten müfle, ingleichen daß bie Beſtim⸗ 
„mung wegen der nach vierfährigem Domicil eintretenden Unterthaͤnigkeit der Hans 
„ſinnen rüdwirfende Kraft babe. Nur follte den Haufinnen, welche noch nicht 
„vier Jahre unter einer Herrfchaft gewohnt, der Sieh Schein nicht willführlich vors 
„enthalten werben“. 


Diefe ſich fteigernde Strenge in der Unterthänigkeit und Schollenpflich⸗ 
tigkeit felbft unangefefjener Leute follte zugleich dem nach ber Zeit des drei⸗ 





1)°C. €. M. Thl. 5. Abth. 3. Kap. 1. S. 142. 
2) C. C.M. 5. Chr. 3. Abth. 1. Kap. ©. 172. 
3) C.c. M. Th 


Thi. 5. Abth. 3. Kap. 1. ©. 214. 
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Bigfährigen Krieges, nach Inhalt aller Landtagsrezeſſe und Geſinde⸗Ordnun⸗ 
gen aus biefer Zeit eingerijfenen Unfug begegnen: 


„bag geſunde, Fräftige Leute auf der Bärenhaut, unter dem Vorwande des Pferbes - | 


„oder des Biehhandels, in Krügen und auf den Dörfern umherlägen und Vers 
„brechen verhdten; dergleichen Leute follten künftig gegen Tagelohn ber Berichte: 
„obrigfeit arbeiten und ohne deren Erlaubniß an feinen anderen Ort verziehen“. 

So bildete der Zufland, welchen der vreißigjährige Krieg durch Verwü⸗ 
lung unzähliger Höfe und ganzer Dörfer, felbft vieler adliger Güter, bei 
ungeheurer Entoölferung des Landes, nach dem Zeugniß aller oben alle 
girten publiciftifchen Urkunden, hinterlaffen batte, den Blforifihen Hintergrund 
für die, als eine Manfregel der Landes⸗ und Sicherheito⸗Polizei betrachtete 
fivengere Unterthänigfeit und glebae adscriptio, — und zwar ganz gleiche 
mäßig für die Alt» und Mittels, wie für die Ucker⸗ und Neumark. 

Was nun aber die Erblichkeit der Höfe betrifft, fo war diefe niemals 
Gegenfland des Widerfpruchd oder der Beſchweide der Stände und konnte 
es in der That auch um fo weniger fein, ald (nach Ausweis jener Urkun⸗ 
den), in Bolge ver Verbeerungen und Verwäüflungen des dreißigjährigen 
Krieges, die flrengfien Maafregeln nothivendig waren, um die Bauerntinder 
nur auf den elterlichen Höfen feftzubalten. 

Die Reſtripte v. 1. Juli 1656 und 5. April 1658 verboten deshalb ven 

Söhnen der Bauern, wenn leßtere deren nur einen ober zwei hätten, „ſich 
ver Subjeftion zu entrelßen und ein Handwerk zu lernen;* und moti⸗ 
virten dies Derbot ausdrädlich dadurch: 
„bamit die Dörfer in ihrer gegenwärtigen Wüftenet nicht verblieben, weshalb ans 
„Bründen des bonam publicum und weil die Handwerker zu den Dauer: und Rofs 
„täthenhöfen niemals zurüdfehrten, die Bauerföhbne aus ben Städten durch bie 
„Zanbreuter zurüdgebracht werben müßten; wolle der Kofläth ober Bauer feinen 
„Sohn Ios und frei haben, fo müfle ex der Obrigkeit einen untabeligen Ge⸗ 
„währsmann ftellen“.') 

Abgeſehen vom Geſindezwangsdienſt haben hingegen andere charakteriftis 
fche Merkmale ver Leibeigenfchaft, — 3. B. ein Antheil an der Berlaffen- 
fchaft des Bauern oder ein mortuarium (Sterbe⸗ oder Todtfall) in ver 
Mark nicht beflanden. Hingegen galten feit. dem 16., beſonders im 17. Jahr⸗ 
_ Dundert in der. durchgreifend germaniſirten, weil auf Deutſche Sitten und 

echte Eolonifisten Altmark, wo Freiheit der Perfon und vollkommenes Eigen« 
thum der Bauergüter von Alters her bis zur neueren Zeit als unzweifel⸗ 
haftes Recht angefehen wurde, dennoch gleichmäßig die in den übrigen Thei- 
Ien der Mark Brandenburg eingeführten Wirkungen des Unterthänigfeitd« 
verhaͤltniſſes, in Betreff des Unterthanen⸗CEides, der Genehmigung der Herr⸗ 
ſchaft zur Verheirathung der Unterthanen, des Geſindezwangsdienſtes ver 
Untertdanenfinder, fo wie der Ausdehnung des Frohndienſte; es mußte das 
ſelbſt fogar ein Annahmegeld bei Erwerbung ver Höfe entrichtet werden. ?) 

Speciell für die Neumark und inforporirte Kreife wurde durch das Pa⸗ 
tent vom 11. Februar 1698 noch angeorbnet: „Daß Unterthanentöchter (ſeß⸗ 
hafter und unfeßhafter Leute), weldde vom Orte wegheirathen wollen, nicht 
eher verabfolgt werben ſollten, al3 bis ver Gerichtö-Obrigkeit des Orts ein 
Loskaufsgeld yon A— 6 Thlr. erlegt fei, weil pas Mecht der Unterthänigfeit 
dadurch gefchmälert und ver Gerichtss Obrigkeit dad Geſinde entzogen 
werke. ® 


Dagegen war nichtöneftoweniger auch in ber Neumark das erbliche und 


1) C. C. =. 6. Thl. 1. Abih. &. 495 - 498. 

2%) Goetze, Provinzialrecht der Altmark, Thl. J. ©. 5., Thl. IL S. 20—22, 82, 
Altmärkifche renovirte Geſtude⸗, Hirtens und SchäfersOrbnung von 1635. 

3) C. C. M. Thl. 5. Abth. 3. Kap. 2. ©. 341. - 
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feſte Beſitzrecht der bäuerlichen Hofbeſitzer damals unbeſtritien und ed mögen 
dafür aus den älteren, wie aus den bereitd erwähnten fpäteren Landtags⸗ 
rezeffen und Geſinde⸗Ordnungen noch einige entfcheidende Zeugniſſe angeführt 
werden. 

So hielt es die Neumärfifche Nitterfchaft fogar für nöthig, Beſtimmun⸗ 
en Dagegen zu beantragen, daß die von ihren eigenen wüſten Belvern oder 
eckern gegen Heuerkorn an bäuerliche Wirthe überlaffenen Ländereien Sei⸗ 

tens diefer letzteren nicht als Eigentum uſukapirt werben dürften, ihr viel- 
mehr die Auffündigung freiftehen folle; und nur in Folge ausprüdlichen An⸗ 
trages ver Neumärkifchen Stände find in den älteren Rezeſſen von 1534 
und folg. viefenigen befchräntten echte in Betreff des Auskaufens der 
Bauerhöfe, welche dem Adel vieffeit3 der Oder zuftanden, auf die Mark jen⸗ 
feits der Oder Übertragen. Das Ausfaufen von Bauern war danach nur 
geftattet, gegen Zahlung des durch Abfchägung zu ermiitelnden gemeinen 
MWerthes, — deſſen Hälfte mindeftens fofort baar erlegt werden folle, — ſo⸗ 
dann allein unter der Vorausſetzung, daß der Adel Feinen eigenen Nitterfig 
babe und dazu den Bauerhof benugen müffe. — Dergl. Auskaͤufe follten 
aber md fi verhütet werben. 1) In den mehr gedachten Rezeſſen ift über» 
al die Rede von den den Untertbanen gehörigen Höfen und Häufern, fogar 
von Geldvorfchüffen, welche Breileute auf wüfte Bauer- und Koffäthengüter 
den Unterthanen gegeben, von der Statthaftigkeit, einen Gewährsmann zu 
fielen, von der Verbinvlichkeit der Kinder zur Annahme des väterlichen Ho⸗ 
fes, und follten die Unterthanen, welche wegen der Kriegsbefchwerungen von 
ihren —* ig weichen gezwungen, nicht gehindert werden, dieſelben wieder 
u beziehen. 
: Dazu beftimmte die Bauer⸗rdnung von 1651, wie e8 gehalten werben 
folle, wenn Wittme oder Erben ſich der Erbſchaft des Hofes entzögen; 
ferner die Neumärkifche Ordnung von 1685, mie ed zu halten, wenn ein 
Bauer oder Koffäth fich bei feinem Hofe nicht erhalten könne, ſodann ber 
Anhang zur Neumärkifchen Bauer-Orbnung von 1687 3) wegen der Aus⸗ 
nger, welche ihre Käufer den Kindern übergeben; obfchon andererfeits 
die Dienftpflicht der Ausgedinger, fofern fte Leibeigene find, fo weit ausge⸗ 
geht wurde, daß fe auch über das 56 ſte und 60 fte Jahr hinaus nadı Ge- 
fallen der Herrfchaft Tagelöhnervienfte um Lohn zu leiſten verbunden blieben. 

Der ältere Iteumärkifche Landtags⸗Abſchied von 1572 gefattete der Neu⸗ 
märkifchen Mitterfchaft fogar eigene Urbarmachungen und Rodungen neuer 
Aecker und Wiefen nur dann: „wenn die ohne merklichen Abbruch und 
Schaden der bäuerlichen Sütung und anderer bäuerlicher Gerechtigfeiten ges 
Tchehen Fänne.” 

Wie nach älteren Tandtagsrezeffen, fo follten auch nach dem, für alle 
Theile der Mark geltenden Landtagsrezeß vom 26. Juli 1653 (Mr. 22.) fogar 
widerfpenflige Bauern nur wegen fchwerer und fehr grober Vergehen von 
den Höfen entfegt werben dürfen; felbft eine Obrigkeit, welche die Gerichte 


1) Neumärkifcher Landtagsabfchieb von 1572. C. C. M. Thl. 6. Abth. 1. G. 99. 
Landtags⸗Rezeß von 1577 ibid. ©. 111. Churfürftl. Refolution auf der Ritterfchaft 
gravamine vom 22. Deebr. 1593 ibid. S. 132, wo ausvrüdlich der jebesmalige 

andesherrliche Konfens zum Ausfaufen eines Bauern eius für allemal und ges 

nerell vorbehalten wird. Desgl. Landtagsabfchien und Mevers ber Neumärkſchen 
Lanbfchaft vom 11. Juli 1611, ©. 218. Spetial⸗Revers ber Keoffenfchen Lands 
ſchaft vom 12. Juni 1611 ibid. S. 238. Meumärkfcher Landesrezeß v. 19, Aug. 
1653 ibid. S. 472. Landtagérezeß v. 26. Juli 1653. 

2) Revidirte Bauer» sc. Drbnung son 1651. C.C.M. Thl. 5. Abth. 3. Kap. 1. 
S. 115. Neumärkfche Orbnung v. 14. Sepibr. 1685 ibid. S, 177 m. 179. 

3) C. C. M. Thl. 5, Abth. 3. Kap. 1. ©. 218. 
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und dad Hecht erſter Inftanz babe, folle dazu nur nach fürmlicher Kognition 
und Unterfuhung, auf Einholung von Urtel und Hecht ermächtigt fein, 
und nach tem Rezeß von 1653, gleichwie nach dem allgemein geltenden 
Landtagsrezeß von 1572 ?), follten auch einem folchen ungeborfamen Bauern 
die Süter nach Würdigung und Tare gebührlich bezahlt werden; wie denn 
auch ſchon die Nefolution auf der Mitterfchaft gravamina vom 22. Dechr. 
1593 2) beftimmt batte, daß der Nitterfchaft gegönnt werben folle, die Leib⸗ 
gebinge der Wittwen nach deren Abfterben zum Nitterfige zu fchlagen, indeß 
„vorbehaltlich des Gebrauchs zum Leibgedinge in wieder vorkommendem Falle 
und daß mehr Leute nicht ausgefauft würden.“ 

Die Nechtöverhältniffe der bäuerlichen Wirthe in der Neumark unterfchies 
den fich, zufolge der erwähnten publiciflifchen Urkunden, von denen in der 
Mittelmarl und anderen Iheilen der Mark Brandenburg bauptfächlich nur 
darin, daß eine firengere Verpflichtung der Leibgedinger und unangeſeſſenen 
Einwohner zur Leiftung von ZTagelöhnerbienften für vie Herrfchaft gegen 
Lohn, ſodann der Unterthanenfinder zum Gefindezwangspienfte und zur Ans 
nahme wüfter Höfe galt. ®) 

Was die Dienftverhältniffe der Bauern in der Mark betrifft, fo war 
das Man der Dienfle nirgends der Willführ ver Gutsherrfchaften anheim⸗ 
geneben. Der Neumärkifche Landstagsrezeß vom 19. Auguft 1653 erwähnt 
sub Nr. 19. der deterministen Dienfte der Bauern, welche fie mit dem Vieh 
an 2 Tagen in der Woche zu leiften fchuldig, und beläßt e8 wegen ver Koffä- 
thenbien e bei Verträgen und Herkommen, befleblt auch die Aborbnung von 

egierungs=- Kommiffarien behufs der Verwandlung der Maturalfpelfung in 
ein gewiſſes Deputat in der Art, daß pie armen Leute mit Fug Feine Klage 
over Beichwerde zu führen Urfache hätten. 

Während nach Älteren Landtagsabſchieden, I B. nach dem Neumärfifchen 
von 1572, der Dienft in der Neumark und in dem Lande Sternberg niit 

nn und mit der Hand außer ver Erndte auf 2 Tage feftgefeht wurde, 
verordneten die Mefkripte vom 22. Juli nebft Deklaration vom 23. Juli 1572, 
daß die „armen Leute Über die 2 Tage mit noch mehreren Dienften nicht 
ansgemaitet und dag daher die Baufuhren darin eingerechnet, die Erndte⸗ 
dienſte aber mit chriftlichem und billigem Maaß gefordert werben follten, da⸗ 
mit die armen Leute zur Einbringung ber eigenen Erndte Zeit behielten, in« 
dem die 2 Tage in der Woche ven Leuten bereits ſchwer genug würden." *) 
Daß fpätere, in Folge einer Konferenz mit den Ständen erlaffene Neumaͤr⸗ 
fifche Dienfireglement vom 20. October 1720 ®) ergiebt inziwifchen, daß die 
Dienftpflicht eine ſchwerere geworden war, daß namentlich weit mehr Dienfte, 
die Burgfuhren zum Thell auch außer dem ordinairen Hofedienfte zu leiſten 
waren. Doch beflimmte das Meglement von 1720 genau über Zeit und 
Maaß, Ladung u. dergl., nebenbei auch, daß, da die meiſten Schulzenhöfe 
vom Adel und von Königl. Beamten befeffen würden, tüchtige Vertreter an 
Ort und Stelle gehalten werben follten. 
Freilich Ingen den Unterthanen außer den gutöhertlichen, auch noch Die 





) C. C. M. Thl. 6. Abth. 1. ©. 112. 
2) C. C. M. Thl. 6. Abth. 1. ©. 133. 

Rabe, Sammlung Preuß. Geſetze u. Verordnungen, 1. Bd. 1. Abth. S. 50, 
9,163, |. C. C. M. CL VI, Abth. 1. ©. 425, 465 u. Thl. 5. Abth. 3. ©. 213. 
— Berg. über die Befigs und Dienfiverhältnife und die Veſchaffenheit der Bauern 
in den verſchiedenen Theilen der Marl. Stengel, Beiträge, Bd. IL. ©. 3. Bd. XI. 
©. 105. — v. Ramps, Jahrb. IN. S. 327. XI. &. 309. — inebeſ. Mathis, ju⸗ 
riſtiſche Monatsfchrift, Bd. IN. S. 32 1 Br. XI ©. 119. 

4) C. C. M. hl. 6. Abth. 1. S. 101, 102. 
5) C. C. M, Thi. 6, Nachleſe ©. 58 sog. 
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Dienfte zu Feſtungsbauten mit dem Gefpann und der Hand ob, diefe indeß, 
Yaut des Neumärkifchen Landtagsabfchiedd von 1572, gegen Tagelohn, forte 
andere öffentliche Dienfte, 3.3. bei Wolfsfagven, Wildfuhren u. dergl., des 
ven Ausdehnung und Mißbrauch durch die Churfürftlichen Jäger und Beam⸗ 
ten, häufig zur Sprache Fam und gerägt wurde, enblich die Bemeinarbeiten 
und oft die Beftellung der Pfarr» und Kirchenäder. 

Die Gefchloffenheit und Untheilbarkeit ver biuerlichen Beflgungen berubte 
ſchon auf ven Grundſaͤtzen des früh in der Mark geltenden Sachjentechtes, — 
wie in ver Befteuerung, und in der Zehnt⸗ und Zinsbelaſtung. Auch drängten 
nicht gerade, wie anderwärtd, Bevölkerung, Kultur und Bodenbefchaffenbeit 
zur Theilbarfeit Hin. ') Selbft zu vollem Eigenthum befeffene Höfe, wie 
die in der Altmark, wurden ungetbeilt an einen Erben, fogar nach Erb⸗ 
und Grundtaren übertragen, bei denen lange Zeit hindurch nur Inventarium 
und bewegliches Vermögen zur Schigung und Erbtheilung Fam und die 
Gerichte ‚eine Kognition über Auslobungen ter antern Kinder aus dem 
Hofe und über die Anfegung der Ausgedinge, im Intereffe der Exhaltung 
präftationsfähiger Bauergüter, ausübten, 2) Noch muß der Zehntpflicht 
in der Mark gedacht werden. Der Kurfürft Iohann Sigismund Hatte der 
Kroffenfchen Landfchaft erklärt: 2) „wie er nicht geftatten Fönne, daß die Un⸗ 
tertpanen, vem Herkommen zumider, mit der Abforderung des Zehent belegt 
würden.” 

Dagegen wurde 1685 *) die Abgabe red Zehnten an die Herrfchaft refp. 
die GerichtSobrigfeit, von allem Vieh ver Haufinnen, desgl. der Fleinen Frei⸗ 
leute, welche eigene Häufer befaßen, — fofern nicht etwa ſchon an einzelnen 
Drten die Abgabe des dten oder bten Stücdes bergebracht fei, zunädfi in 
der Neumark generell eingeführt, diefe Zehntabgabe auch auf Anſuchen der 
Prälaten, Herrn, Nitterfchaft und Städte der Neumark, des Landes Stern« 
berg und der inforporirten Lande, durch Edikt vom 9. Septbr. 1699, auf 
alle Unterthanen und Dorfseinmohner an alle und jede Gerichtsobrigkeiten, 
— als Nequivalent des obrigkfeitlichen Schuges und zugleich als Entfchä- 
digung für gemeine Bortheile an Weide u. dergl, — auögetehnt; worauf 
die nämliche Abgabe um der Gleichheit willen auch in den übrigen Theilen 
der Provinz und an denjenigen Orten angeordnet wurde, wo fie bisher noch 
nicht Herfommend gemefen. °) Die auf vielfache Beſchwerde der Unterthas 
nen exlaffene Deklaration vom 28. Septmbr. 1700 befchränfte jene Zehnt⸗ 
abgabe biernächft jedoch auf diejenigen Handwerker, Müller. und andere Uns 
feßhafte, welche die Weide auf der Gerichtsobrigfeiten Aecker und gemeinen 
Freiheit mit genießen, befreite Dagegen Die Bauern und die Kofjäthen, welche 
ſchon vorher ihre ordentlichen und regulirten Laſten und Leiflungen zu ent⸗ 
züchten gen und von Alters ber mit keinem Zehnten belegt gemefen 
wären. ' 


1) Bergl. z. B. Sommer, Darftellung des Rechtsverhäftnifies der Banergüter 
im Herzogthum Weftphalen. ©. 4, 5, 24 — Kindlinger, Gefchichte der Deutfihen 
Hörigkeit. S. 170. — Wigand, Provinzialrecht der Fürftenthümer Paderborn und 
Goruch, Thl. I. ©. 372. — Riedel, die Mark Brandenburg im Jahre 1250. ©, 41 
seq. seq. 
3 Goetze, Provinzialrecht der Altmark, Thl. I. ©. 24. 
‚ 3) Specialrevers für die Kroffenfche Landſchaft v. 12. Suni 1611. — Joh. 
Sig iemund wies un Rn Speclalsevers I bie Kotibuffie Landſchaft — eod. 

e Anträge wegen Cinfuͤhrung eines gutsherrlichen lenzwanges . — 

C. C. M. Thl. 6. Abth. I. ©. 338, ICh i ahlenzwanges 3 

4) Reumaͤrk. Bauer: sc. Orbnung v. 14. Sepbr. 1685. - 

5) B. v. 25. Oftbr. 1699. — C.C.M. Thi. 5. Abth. 3. Kap. 2. ©. 343. 


AI. u. XII. 
6) C. C. N. Thl. 5. Abth. 3. Kap, 2. S. 345. Nr. XIIL 
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Für das vormals Schleſiſche Herzogthum Kroſſen und Zuͤllichau, ebenſo 
fuͤr die Herrſchaft Kotibus, ergingen zum Theil getrennte, im Weſentlichen 
indeß gleiche Rezeſſe und Ordnungen, wie für die übrige Mark, !) 

In den Weichbildern der Stäpte Züllichau, Kroffen und Kottbus war 
nach den Beflätigungen ihrer Willkühren (von 1409, 1425, 1469) ?) Mag⸗ 
deburgſches und reſp. Sachfenrecht eingeführt, wonach auch tie Güter der 
Unterfaffen in den zum flädtifchen Weichbilde gehörigen Dörfern nad, Säch- 
ſtſchem echte frei vererbt wurden, wie leßtered die vom Schleftfchen Her⸗ 
zog Heinrich beftätigte Zuͤllichauer Wilfführ von 1425 ausdrücklich befagt. 

Wie der feit dem 15. Jahrhundert eingeführte Gebrauch des Romiſchen 
Nechts, feinen anerfanntermaßen nachtheiligen Einfluß auf die bäuerlichen 
Rechtsverhaͤltniſſe?) auch in der Mark Außerte, ergiebt fich unter anderem 
aud des feiner Zeit berühmten Churfürfllichen Raths und Mechtögelehrten 
Müller Refolutionen*), welcher die Dienfte und Abgaben der Unterthanen, 
unter Allegation einestheile von Bibelftellen, anderentheils von Sägen des 
Römifchen Rechts, — in einer gleichzeitig religtds-myftifchen und juriſtiſch⸗ 
dialektifchen Weiſe, — auf das obrigkeitliche und ſchutzherrliche Verhaͤltniß 
der Gutsherrn, wie auf die deshalb ſchuldige Subjektion und Reverenz der 
Unterthanen gegen ihre Guts⸗ und Gerichtsobrigkeit zurückführt. 

Die Einrichtung des Kammergerichts (1516) hatte Häufig erneuerte Bes 
ſchwerden der Stände zur Folge über deſſen und ber anderen Hof- und 
Landgerichte Eingriffe in die Batrtmonialgerichtöbarkeit und die gutäherrlichen 
Mechte; letzteres namentlich durch Biration der Dienfte, Zuerfennung von 
Speifedeputat, Remifflonen u. f. w. 5) Die Bauern refurrirten auf richter« 
lichen Schuß, erlangten freies Geleit nach Sofe, und die Gerichte avocirten 
öfter die Derpandlungen, bei denen die Gutsobrigkeiten felbft bethelligt waren. 
Dagegen erging dann auf die vielfachen Beſchwerden ver Stände vie faft 
in allen Landtagsrezeſſen von 15383 ab wiederholte Beſtimmung: „daß bie 
Bauern, ohne daß zuvor ihre Herrfchaft gehört ſei, niemals frei Geleit an 
den Landesherrn over zu feinen Gerichten erhalten, daß vie Droge = Der 
Sendungen zunächft immer zum gütlichen Vergleich an nie Obrigkeit erfter 

nſtanz wiederum zurüdgefchidt, auch felbft nad) 6 Wochen nur in tem 
Balle der verweigerten Juſtiz oder auf wiederholte Berufung eines Theile, 
von den höheren Gerichten wieder eingeforbert, ferner, Daß diejenigen Banern, 
welche die Nitterfchaft gegen Hofe verflagen würden, ohne die Klage genü- 
gend zu begründen und auszuführen, zum Abfchen des Tiederlichen Klagens 
— vermöge Kammergerichtö-Meformation — mit dem Thurme beftraft wer- 
den follten. *) 

Nach Errichtung des Kammergerichts und Ertheilung des Kaiferlichen Pri⸗ 
vilegiums de nen appellando von 1703 mußte die Regierung zunächfl Die Ver⸗ 
befferung der Juſtiz bei den Iandeöherrlichen Gerichten zu einer ihrer Haupt⸗ 
Aufgaben machen. Die Sorge für Berbefferung der, gleichwohl die perfönlichen, 
tie Beſthz⸗ und Leiftungs-DVerhältniffe des Bauernftandes am unmittelbarften 
berührenven Patrimonialgerichtsbarkeit fiel erft ver Regierung Friedrich des 


15) Baners und Geſinde⸗Ordnung für das Herzogthum Croſſen und Züllichau 
vom Sahre 1686. Tit. 3. $.7., Tit. 4. $.1. — Kurfürftl. Brandenburgifche Se; 
ſinde⸗Ordnung für die Herrſchaft Kottbus vom Martinitage 1685. 

2) Nov. Corp. Const. March. VI. 1. ©. 3, 6, 7. 
3) Gichhorn, II. 5. 440. ©. 318. $. 448. ©, 357, IV. 8. 545. ©, 387. 

- &) Resolutio XCIX. $.1. a. a. O. 

5) Bergl. Müller practica civilis Marchica Res. 99. ©. 144 unb bie bort 


Subifate, 
6) Landiagsrezeß v. 26. Juli 1653 Nr. 22. und bie früheren oben mehrfach 
alleg. Kezeſſe. 
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Großen anheim, — in Schleflen bald nach deffen Beflgergreifung, ebenfo 
1773 in Weftpreußen 1), fodann 1732 in der Kurs und Neumark?) u. ſ. w.: 
„„ins Künftige follte der Juſtitiar gehörig geprüft und beftätigt, auch nicht 
mehr der Konfulent des Gutsherrn fein und von legterem nicht aus bloßem 
Eigenfinn und Willführ mehr entlaffen werben dürfen.“ * 

Die ſchwere Kaft der Nitterpflichten, welche noch im 16. und 17. Jahr⸗ 
hundert bei fortmährenten Gefahren des Meiches und des Landes vor Tür- 
fen und Tartaren, Dänen und Schweden u. f. w., bei mannigfachen Elend 
und Jammer, bei Verheerung und Berderben, — wie e8 hieß — in häu- 
figfter Wiederkehr (1530, 1541, 1586, 1587, 1592, 1594, 1596, 1602, 
1606, 1610, 1615, 1626, 1627, 1628, 1632, 1661, 1663, 1669, 1678) ?) 
auf die Vafallen (die Mittergutöbeflger), wie auf die zur Geftelung von 
Lehnpferden pflichtigen Breifchulzen drückte, hörte bei der Untüchtigkelt des 
Nitterbienftes für die veränderte Militairverfaffung von felbft auf und es 
ſollten dafür fchon 1663 pro Dienftpferd 40 Thaler gezahlt werben, woge⸗ 
gen die Kavallerie und die Dragoner Anfangs mit De und Weib bei 
den Bauern auf den Dörfern einquartirt wurden, von bäuerlichen Grund⸗ 
ſtücken und Wiefen Bourage und Nauchfutter erhielten, fo daß hauptfächlich 
vom Bauernflande die neue Laſt der veränderten Militaireintichtung wieder⸗ 
um übernommen und getragen werden mußte, bis fpäter Bezahlung und 
Verlegung in vie Stätte erfolgte *), jedoch das Kavalleriegeld, in welches 
bie Naturalverpflegung fich verwandelte, auf die Eontribuablen Hufen gelegt 
und eine neue Neallaft der bäuerlichen Grundbeflgungen wurde. 

Zwar blieb der Ältere Grundſatz in Kraft: „daß die, welche wüſte Höfe 
inne haben, es feien von Adel oder Beamte, ſich von der Laſt der Kontri⸗ 
bution oder von anderen Reallaften nicht freimachen dürften.” °) Es wa« 
ren indeß zahllofe Fontributtonsfähige Höfe zerriffen, wüfte Hufen und Feld⸗ 
marken zum Nitterader eingezogen und dadurch, wie die Renovation vom 
31. März 1714 nebft der Verordnung „wegen Reviſion der Katafter und 
der Landesmatrikel nebft Schoßbüchern” vom 29. Juni 1714, Ei Ausfüh 
ung ded Edikts „wegen Wiedereinführung des Hufen» und Giebelfchoffes 
in den gefammten Märfifchen Landen”, erklärte: „ver Dienft der Untertha⸗ 
nen, welche nun auch Eontribuablen Ader mit beftellen mußten, weit ſchwe⸗ 
ver und größer geworben.“ 

Nach der Deklaration des Geſetzes v. 31. Mär; 1717 wegen Regulirtung 
der Grundſteuer, d.d. 30. Auguft ej. a. follte, bis auf das Jahr 1624 zu- 
ruͤck, aller Baueracker wiederum unter die Eimmohner vertheilt werden. Da⸗ 
bei erkannten die principia regulativa wegen Unterfuchung der verſchwie⸗ 
genen fleuerbaren Aecker vom J. Februar 1718 jedoch die Steuerfreiheit des 
LKehn⸗ und Ritterackers an, und die Verordnungen aus den Jahren 1717 
bis 1724 hoben gegen Einfüprung eined Lehnskanons die Naturalleiftung 
von Nitterdienften, reſp. Die Geſte ang von Ritterpferden auf und befreiten 
fämmtliche adliche, Schulzen« und BauersLehne vom oberlehnöherrlichen 
Nerus zum Landeöheren. 





1) Inſtruktion v. 21. Septbr. 1773 für die Weſtpreuß. Regierung. — Rabe, 
Sanml. I. Br. Abth. V. ©. 673. 

2) Reglement v. 30. Rovbr. 1782. Abichn. L — Rabe, I. Abth. VIE &. 299 
u. Nov. C. C. Thl. VII. &. 1869. Nr. 54. 

3) Corp. Const. March. de 1736. Thl. 3. Abth. 2. Thl. 3. Abih. 2. S. 125. 

4) Ordonnanzen, wie Cinquartierungss und VerpflegungssReglements für die 
Kavallerie v. 1. Februar 1684, 18. Mai 1713 u. 1721. — Breus, Geſch. Friedr. 
des Gr. Thl. I. Buch 5. 

5) Müller practica civilis Marchica Resol. 100. S. 160 ↄeq. — Neumarkſcher 
Landtags⸗Abſchied von 1572, desgl. 1602. Mevers von 1540. C. C. M. 4. Theil 
Abſchn. vom Schoß ©. 14. 
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Dennoch ſchloß ſich die Stellung des Adels gegen den Bauernſtand im 
16ten, 17Tten, zum Theil noch im 18ten Jahrhundert noch ſchaͤrfer dadurch 
ab, daß dem Adel, (nach Inhalt faft fämmtlicher, oft allegirter Landesrezeſſe), 
1) die Erhaltung der fäkularifirten Stifte und Klöfter für feine Söhne und 
Berwandten vorbehalten, 2) ihm aber die Betrelbung von Hantel und Ges 
werbe, im Intereffe der Städte, unterfagt, jedoch 3) dafür noch im Land⸗ 
tagsrezeffe vom 26. Suli 1653 (sub. Nr. 31.), wie in ver Kurfürftlichen Re⸗ 
folution von 1652 zugefichert wurde, es follten die avlichen feuda Fünftig 
wiederum nur an Leute von Adel überlaffen werten, auch aus dem Beitk 
Bürgerlicher wieder auf ihn Gbergehen, wozu 4) das Edikt von 1739 erging, 
gegen die ungleichen und ſchändlichen Heirathen mit Bürger- und Bauer- 
Töchtern, welches den Verluft der Lehns⸗Sukceſſton für die aus ſolchen Chen 
entfprungenen Abkömmlinge androhte, — Verordnungen, welche fpäter dfter 
erneuert, zum heil noch in das allgemeine Landrecht übernommen find. 

Die zerflörennen Nachwirkungen des dreißigjährigen Krieges erſtreckten fich 
weit in dad 18. Jahrhundert hinein. Neben den oben gefchilverten landes⸗ 
bolhgeiigen Anorpnungen begannen indeß ſchon gegen Ente bes 17. und 
am Anfange ded 18. Jahrhunderts einzelne Maaßregeln, welche tm allmählis 
gen Bortfchritte die Hebung und Entfeffelung des Bauernftandes, die Her» 
ftellung freten Eigenthums, die Löfung von Frohnen und Abgaben und da» 
bei gleichzeitig die Hebung der Bodenkultur überhaupt durch die für alle 
Bolfsklafien gleich fegendreiche Agrargefeßgebung vorbereiteten und anbahn» 
ten. Es Hängen viefe Maaßregeln auch in ihrem Außeren biftorifchen Ver⸗ 
laufe genau zufammen mit der Kräftigung ver Landeöhohelt und der Befe⸗ 
fligung der Monarchie, wie mit der Befreiung der Tandesherrlichen Gewalt 
yon der Einwirkung der Stände, welche gefchichtlich und verfaffungsmäßig 
nur zur Vertretung befonderer Standesrechte und Klafjen-Interefien berufen 
waren. 

Die Landtagsrezeffe von 1653 waren die legten, durch welche über Kir⸗ 
tens, Staats⸗ und andere Landes» Verfaffungd- Sachen mit den Ständen 
verhandelt wurde. *) 

Der König Friedrich Wilhelm I. verficherte den Kurmärkifchen Landftän« 

den auf ihr Memorial wegen Konftmation der älteren Nezeffe, durch Mes 
folntion vom 22. April 1713: " 
„daß er felber für die Wohlfahrt und das Befte feiner Unterthanen Tandesväter: 
„lich forgen, ganz befondere Sorgfalt aber darauf wenden werde, daß Gerechtigkeit 
„tn feinem Lande blähe, im Wehrigen jedoch zur Konfirmation ber allegirten Re. 
„eſſe fich nicht ſchlechterdings entichließen könne, ohne genane und gründliche Ins 
„tormation ihres Inhalts, ob und wie weit folche Rezeſſe auf die gegenwärtigen 
„Zeiten noch anwendbar und ob nicht das eine oder andere, fo zu bes Landes Flor 
„und Wachsthum dienen fünnte, darin zu veränbern und zu verbefiern fein möchte, 
„da der König nichts jemals verfprechen wolle, was er nicht auch Königlich und 
„unverbrüchlic, zu Halten gebenfe“. ?) . 

Die Vertretung der Wohlfahrt des Landes und der Rechte aller Klaffen 
von Staatseinwohnern follte fortan den Preußifchen Monarchen, als Trä- 
gern der neuen Stantdentwidelung, anbeimfallen; man faßte die letztere und 
mit ihr die Verbefferung der Agrar» Verhältniffe nunmehr im Zuſammen⸗ 
hange mit der Gefammttultur des Landes auf. 

Die provinziellen Verordnungen erweiterten fich, wenn nicht immer ſchon 
der Aufßeren Form, fo doch dem gleichmäßigen Prinzip nach, zu Staats⸗ und 


1) Bergl. die Refolution auf der Kurmärf, Stände Befchwerbepunfte v. 1. Mai 
1653. Rr. 13. in C. C. M. 6. Thl. 1. Abth. S. 404, ſodann Res. Friedrichs v. 
77. Nai 1692. ©. 620. | 

2) C. C, M. 6. Thl. Nachleſe ©. 34. 
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Zandess Gefegen und ed muß, der beſſeren Ueberjicht und des Zuſam⸗ 
menhanges wegen, [Son bier, bei Schilderung der Agrar» Berhältiiffe der 
Mark, vorgreifend einiger allgemeiner Landes⸗Verordnungen gedacht werben. 

Die Holz⸗Ordnungen unter andern, welche für die Marf 1547, 1556, 1563, 
1571, 1593, 1602, fpäter 1720 u. f. w. ergingen, hatten mefentlich nur ven 
Schuß ver Iandesherrlichen Forſten und deren geordnete Wirthſchaft und 
Dermaltung, ingleichen die Ausübung der Jagd, wie der Jagd⸗, Hütungs- 
und Forft» Berechtigungen des Adels „und feiner Untertbanen zum Gegen⸗ 
flande. Dagegen waren fchon 1685 und 1691 megen Anpflanzung von 
Obſt⸗ und Eichenbäumen durch die Lintertbanen generelle Verordnungen 
erlaffen. 1) Die Flecken⸗, Dorf- und Aderorduung fammt Anhang vom 
16. Dechr. 1702 2) (für die DomainensÖrtfchaften) enthielt, neben ausführe 
lichen Vorſchriften über Ausbefferung von Kirchen, Pfarren und Küftereien, 
Inftanphaltung gemeinfchaftlicher Anlagen, ald Wege, DAmme, Brüden, über 
Feldpolizei, Hütungsortnung, Wildpretöfuhren, Vertheilung des Vorſpanns 
nah den Hnfen, fodann über Mergelung und Düngung von Wiefen und 
Feldern, Verpfändung und Veräußerung der Höfe, über bäuerliche Erbtheis 
lungen, über Dienftgeld flatt ver Naturaldienfte, außerdem zuerft ($. 61.) 
das große Föntglihe Wort: „es follten die Unterthanen in den 
Domainen der Bürde der Leibeigenfchaft, wo fie noch herge⸗ 
bracht, enthoben fein;” nur follten fie dafür die auf den Gütern ges 
nofjenen Freijahre und Remifitonen, fo wie die auf die Aufbauung der Höfe 
angewandten Koften nebft Hofmehr und Ausſaat reftituiren. 

Dazu verftanden fich freilich noch wenige, bei der damaligen Lage der 
Unterthanen, mit Rüdficht auf den Wegfall der gutsherrlichen Unterſtützun⸗ 
gen und Baubülfen und bei der fortdauernden Laft der heirfchaftlichen und 
Öffentlichen Frohnden. " 

Es ergingen ferner in den Jahren 1663, 1664, 1669 und 1701 Edikte 

wegen Räumung der verwilberten und verwachſenen Aeder, auf denen ſich 
während des Krieges die Wölfe fo vermehrt hatten, daß fle unfäglichen Scha« 
den anrichteten, wegen Herftelung von Wegen, Brüden und Dämmen, we⸗ 
gen wefegung der wüſten Vorwerke und Feldmarken mit Unterthanen, we⸗ 
gen der Freijahre und anderen Immunitäten wüſter, wiederherzuſtellender 
Süter, im Jahre 1701 aber zuerſt Beſtimmungen wegen Vererbpachtung 
wüſter Vorwerke und Höfe, namentlich die Patente vom 2. April und 8. Nos 
vember 1701 „wegen der Auf den wüflen Dorf» und Vorwerks⸗Feldmarken 
anzufegenden Erbpächter“; fodann die Edikte und Patente von 1711, 1721, 
1723 zur Wiederbevölferung und Wieberbefegung der durch die Veit in 
Oftpreußen und in den Lithauiſchen Aemtern wüſt gewordenen Orte, wobei 
die Zuficherung ertheilt wurde: 
„daß die Neuanbauer in Feine Leibeigenfchaft gefeht, fondern wie bie Untertanen 
„in der Kurmark und in allen anderen Provinzen, wo Eeine Leibeigenfchaft einges 
„führt fet, behandelt, daher ihre angenommenen Büter nebſt den bewirkten Melio⸗ 
„rationen auf ihre Kinder, Schwiegerfinder, Bettern und ganze Familie vererben 
„dürften“. ®) 

Auch der niederdrüdenden Wirkung des breißigjährigen Krieges auf den 
rechtlichen und flitlichen Zuftand de8 Bayern trat die gehobene, vom be= 
ſchraͤnkten Intereffe und einfeitigen Einfuf des mittelalterlichen Ständen 
weſens befreite Inndeöherrlihe Macht Eräftig entgegen. Unter anderem ver» 


1) C. C. M. Thl. 5. Abih. 3. Kap. 2. 
2) C. C. =. Tl. 5. Abth. 3. Kap. 1. &, 227. | 
3) C. [0 M. Thi. 5. Abih. 3. Kap. 2. ©. 335, 338, 40%. Thl. 6. Abth. 2. 
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bot das Patent vom 18. März 1737 und die Deklaration der Kottbuffer 
Bauer⸗ und Geflnde-Orbnung vom 14. Novmbr. 1736 1) — im Gegenfag 
zu den oben gedachten Verordnungen aus ber 2ten Hälfte des 17. Jahrhun⸗ 
derts — jeder Gerichtöobrigkeit in der Neumark: „von den in Lande fid) 
verheirathenden Unterihanentöchtern ein Losfaufdgeld zu fordern”; fle ver⸗ 
bot ferner — bei Ausdehnung diefer Beftimmung auf die ganze Neumark, 
das Land Sternberg und die inforporirten Rreife —: „die Unterthanenſoͤhne, 
welche Handwerke lernen, aus den Städten zurüdzuforvern, felbft wenn die 
Gerichtsobrigkeit ihre Einwilligung dazu nicht gegeben habe oder nicht ge= 
ben wolle, ® 

Unterm 3. April 1713 erging daß erſte Edikt zur Verbefferung der Pferde⸗ 
nat 2), welches fich nicht blos, wie manche frühere Maaßregel, auf die 

omainen⸗ Unterthanen befchränkte, Der König ſchenkte aus den eigenen 
Seftüten tüchtige Hengfte, ließ fie auf Aemtern oder in fonft geeigneten Ge⸗ 
genden aufftellen, die von den Königl. Hengften gefallenen Bohlen brennen 
und verzichtete felnerfeit8 auf das an vielen Orten herkommliche Mecht der 
Gutöherrfchaften, jedes ihnen anfländige Fohlen für 6, 8 oder 10 Ihle. an 
ih K nehmen. 

a8 Patent für die Amtöbauern in der Neumark vom 5. März 1737 °) 

enthielt gleich den fpäteren Flecken- und Dorfs⸗Ordnungen für Königl. Aem⸗ 
ter — (unter anderen von 1754 für Litauen und 1755 für Minden⸗Ra⸗ 
vensberg) — neben den Beflimmungen über Bier-, Branntwein- und Mahl⸗ 
jwang, Seftndedienft, Dienfigelver, Gefchloffenheit und Konfolivation, wie 

brecht der Höfe, dedgl. Ernennung der Schulen, Wahl der Gemeinheitd- 
vorfteher, zugleich fehr ausführliche Anweifungen und Vorſchriften über vie 
Landeskultut. Es gehörten dazu Reinhalten ver Wiefen und Wieſen⸗Roh⸗ 
dungen, Reinigung des Aderd von Steinen, Beftelung und Düngung 
deffelben, Anbau von Putterfräutern, ald Klee und Esparfette, Flachs⸗ und 
Sanfbau, Bienenzucht, Vortrieb auf die gemeine Weide nach der Durch» 
winterung, Schonung der Wiefen im Frühjahr und Herbſt, mie ter Hege⸗ 
fahre für das Zugvieh, über Köhrhengfte u. |. w. *) 

Noch hatte fich freilich der ſtaatswirthſchaftliche Geſichtskreis nicht in dem 
Maaße erweitert, daß die in allen Geſindeordnungen des 16. und 17. und 
ſelbſt noch in folchen des 18. Jahrhunderts vorkommenden fpeztellen Vor⸗ 
fchriften über Löhnung von Dienftboten, Tageldhnern, Schäfern, Hirten, 
Handwerkern, Gärtnern, Drefehern u. ſ. w, — gleich wie die über Brod⸗ 
und Fleiſchpreiſe u. f. mw. in den Handwerker⸗, Innungs- und Staͤdte⸗Ord⸗ 
nungen — verdrängt wurben. Noch immer wurbe dies Gebiet des Privat» — 
rechts als Gegenſtand landespolizeilicher Anordnungen betrachtet. 

Wemngleich indeß die erneuerten Geſinde⸗, Bauer⸗, Hirten» und Schaͤfer⸗ 
Ordnungen auch im 18. Jahrhundert dieſen ihren alten Charakter genauer 
Vorſchriften wegen der Löhne, vorzugsweiſe der Schäfer bewahrten, denen 
befoudere, noch im 19. Jahrhundert für die einzelnen Provinzen erlaffene 
Verordnungen die Haltung von Vorvieh u. f. w., jedoch aus Rückſichten 
der Geſundheitspolizei und der Sicherung gegen .Betrügereien, verboten, fo 
nabmen jene Verordnungen doch ſchon beſondere Rückſticht auf die Kultur- 
auch ver bäuerlichen Grundftüde, indem 3. B. dad Saathüten mit den 
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es 1) C. C. M. enthaltend die Berorbunngen von 1737 bie 1745. Bb. 6. Abth. 2, 
. 9 C.C.M. 6. Thl. 2. Abth. ©. 136. 

3) C. €. M. de. 1737 — 1747, Supplement &. 26. 

4) v. Rabe, Sammlung. Bd. I. Th. II. ©. 367, 388; 
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Schafen. nach Lichtmeß und bei weichem Wetter, im Intereffe der armen 
Unterthanen, gänzlich unterfagt war. 1) 

Während noch der Landtagsreverd vom 26. Juli 1653 nur erflärte: 

„daß man bie Leute, deren Höfe wuͤſte geflanden und bie auf dem ihrigen geblies 
„ben, in solidum nicht mahnen und erequicen könne, ihnen vielmehr für bie Zeit 
„des Kriegsweſens eine totale Remiffion zufteben möge, der Landesherr eine folche 
„auch feinen Domainen-Unterthanen und Pachtlenten babe angedeihen Taffen“, 
wogegen die Obrigfeiten, Gerichtö- und Pachtherren zu ähnlicher Billigfeit 
nur ermahnt wurden, dabei überdies die Zuficherung erhielten (sub No. 22), 
„bag eine ſolche Remiſſion, welche die Gutsherren in Kriegszeiten ihren armen Un: 
„terthanen aus Mitleid widerfahren laſſen, zu Feiner Konfeguenz gezogen und ben 
„Obrigkeiten an ben gewöhnlichen Pächten und Dienften unnachtheilig fein folle“, 
erging vielmehr unterm 12. Auguft 1721 eine allgemeine Iandeögefegliche 
Anordnung: 
„baß jedesmal, wenn aus der Provinzial- und Kreisfaffe den Kuntribuenten wegen 
„erlittener Unglüdsfälle einiger Crlaß der gemeinfamen Landeslaften gefchehe, den⸗ 
„telben von ihrer unmittelbaren Obrigfeit gleichfalls ein Erlaß, und zwar für die 
„Hälfte der Zeit an den gewöhnlichen Binfen, Pächten und andern Leikungen zu 
„Theil werden müfle”. 

Diefe V. wurde die Grundlage für fpätere ausführliche Nemifftons- 
Neglements. 2) 

Nach dem Girkular v. 12. April 1739 3) ſollten insfünftig Die Unterthanen 
für Vorſpann und Briefeiragen für die Megimenter, von diefen Be nung er⸗ 
halten. Doc) laſtete nach das Vorſpannweſen für Beamte, hohe Reiſende sc., 
ſehr ſchwer auf dem Bauernjtande, obfchon bereit3 feit 1659 verſchiedene 
Edikte gegen Mißhandlung und Berrüdung der Untertbanen beim Vorſpann 
in Öffentlihen Angelegenheiten, erlaſſen waren, fo wie fpäter vom König 
Friedrich L und Friedrich Wilhelm I. Häufig fogen. Prügelmandate gegen 
die Mißhandlungen der Bauern beim Vorſpann Seitens der Soldaten, 
Beamten, Domainenpächter, Hof und Jagdbedienten, wonach 
„fih niemand, er fel, wer er wolle, bei Vermeidung harter Beſtrafung unterfichen 
„Tolle, Seiner Königlichen Mafeftät Untertganen ferner zu fchlagen ober zu 
„prugein”, 
fodann 1738 „gegen das barbarifche Wefen, die Unterthanen gottlofer Weife 
mit Prügeln oder Peitfchen, wie das Vieh, anzutreiben.” *) 

Diefe Erlaſſe wurden denn auch durch die DorfsOrdnungen, denen gleiche 
Beftimmungen inferirt waren, zur Kenntniß der Bauern felber gebracht. 

Dauernde Verbefferungen des Zuſtandes des bäuerlichen Wirthe konnten 
jedoch, wie die Erfahrungen des 18. Jahrhunderts, gleich fpäteren bewiefen, 
nur durch eine alffeitige und umfaffende Ummandlung ihrer perfänlichen 
und dinglichen Verhältniffe zur vollen bürgerlichen und Eigenthumsfreiheit, 
in Verbindung mit Kulturmaßregeln erreicht werben, welche gleichzeitig auch 
ten Werth der Mittergüter, durch Entfeffelung ihres Bodens und Befreiung 
ihres Wirthſchaftsbetriebes von den Hemmniſſen ver Servituten, Dienfte sc., 
zur früher nicht gefannten Höhe fleigerten. Ä 





1) Revidirte Gefinde⸗ ıc. Ordnung für die Mittelmarf, Priegnik, Udermarf, 
das Land Stolp und bie Herrfchaft Beeskow u. Storfow v. 24. Aug. 1722. Tit. VI. 
8.10. C. C. M. Thl. 5. Abth. 3. Kap. I. ©. 267. 

2) Deklaration v. 5. Decbr. 1776. Nabe, 1.6. ©. 251, Reglement v.25. Ollbr. 
1725. Rabe, Bd. XIU. S. 66. Entfcheidung der Geſetz⸗ Kommiffton v. 24. Iult 1796. - 
Rabe IV. ©. 434 u. f. w. 

3) C. C. =. de 1737—1747. ©. 3. 

4) Preuß, Lebensgefchichte des großen Könige Friedrich, 5, Buch. 2. Thl. 
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1l. 
Schleſien. 


Die Betrachtung der Agrargeſetzgebung in der gegenwärtig zur Mark 
Brandenburg gehörigen Niederlaufig und in der gegenwärtig zu Schles 
fin gehörigen Oberlaufit bleibt unter No. I. —8 u 

Sale ten wurde fihon durch den erflen Breölauer Brieden 1741 eine 
Preußifche Provinz. 

Die Germanifirung Schleflend durch Koloniften mittelft Deutfcher Rechte, 
Sitten und Gewohnheiten, feit dem 12., befonders im 13. Jahrhundert, 
durch welche das Polnifch-SIavifche Element des Landes überwunden wurde, 
gefhah in ähnlicher Weife, wie in der Marf. 

Zu Schleften gehörten big 1482, wo ſie Theile der Neumark wurden, 
auch die Herzogthümer Kroffen und Züllihau nebſt Sommerfeld 
und Bobersberg. Deshalb haben fie aus jener Zeit Sachenrecht und 
Weſentliches von der Schleftfchen Agrarverfaffung erhalten. In Altefter Zeit 
dehnte ftch Die Herrfchaft der Polnifch-Schleftfchen Kürften über tie Neumark 
his Müncheberg aus. Schon in der zmeiten Hälfte des 12. Jahrhunderts 
von Bolen unabhängig, zerfiel Schleflen hierauf in zwei Haupttheile, in 
Ober: und Nieverfähleften, deren jedes im Laufe der Zeit ſich in mehrere 
Herzogthümer trennte, doch flets, bis zur Boͤhmiſchen Herrfchaft von einhel« 
mifchen Piaften regiert wurde. !) 

Außer den zur Iandeöberrlichen Gewalt gehörigen Negalien, unter andern 
ter oberſten Gerichtsbarkeit, den Gewäſſern, Korften, der Fifcherei und dem 
Mühlenrecht, ingleichen dem von ven Hufen zu entrichtenden Münzgelde oder 
Mäünzzinfe, fanden den Fürften gegen ihre Polniſchen Unterthanen noch an⸗ 
dere befontere Mechte, fog. nievere Megalien an Abgaben, Zinfen und Dien- 
fien zu, — das jus Polonieum: — im Gegenfag zu den Breibeiten des 
Deutfchen Rechtes. Diefem Polnifchen Recht trat im 12. und 13. Jahrhun⸗ 
dert die über ganz Schleften ſich ausbreitende Deutfche Kolonifation aus 
Sachſen, auch aus Blämingern und Franken mit Deutfchen Verfaffungen 
und echten gegenüber. Es nahnıen an den Deutfchen Rechten jedoch auch 
frühere Polniſche Unterthanen, die ſich mit Deutſchen vermifchten, Theil. 
Seh die Juden in Schleften befaßen damald Landgüter und freiere 

echte. 

Die Arar⸗ Verfaffung Schleſiens fuͤhrt daher auf zweierlei hiſtoriſchen 
Urſprung zuräd, auf die der eingeborenen Polen und auf Deutſche Gewohn⸗ 
beiten und Rechte. So burchgreifend und raſch auch die Germanificung 
turch die ausgedehnteften Kolonien vollzogen wurde, fo erinnern dennoch, 
befonders in Oberſchleſten auf den rechten Oderufer, die Leiftungen und 
Rechtöverhältniffe des Bauernftanded mehrfah an die alten Polnischen 
Elemente. | | 

Das fog. Polniſche Recht der Fürſten (deren niedere Regalien) beftand 
einestheilö in verfehlebenartigen Dienften zum Pflügen, zu Borfpann im 
Kriege oder anderen Öffentlichen Zwecken, in Beftellung von Geleit, in Burg⸗, 
und Wald⸗Frohnen, in Heu⸗ und ExrndtesDienften, in Bewachung der 
Schlöffer, insbefondere auch in Dienften zur Jagd, anderntheild in ftener- 





1) Urkunden s Sammlung zur Geſchichte des Urſprungs der Städte und ber 
Einführung Deutſcher Koloniften und echte in Schlefien und ber Lauſttz von 
Tzſchoppe und Stengel, ©. 2—4. 

2) Tzſchoppe und ©lenzel, a.0.0. 6.5, 7,9, 93, 118, 35. 
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artigen Abgaben und Zinfen von den Grundftüden (z.B. Honig, Marder» 
und Eichhörnchen“ Zellen, Weizen und Hafer), in Schöffen und Zehnten, 
wie in Geldbußen. Auch Nachtquartier für den Fürften und für hohe Rei⸗ 
ſende, Beköftigung ver Jäger, Fütterung der Jagdhunde u. f. w. gehörte 
dazu. Schon früh wurden jedoch viele Natural- in Gelnleiftungen verwan⸗ 
vet, Zu ven allgemeinen L2andfleuern (berna, petitio, collecta), ten 
außerordentlichen Beden und Schöffen, wurde auch in Schleflen die Ein⸗ 
willigung der Großen eingeholt. 1) . 

Bei Verleihung von Örundftüden und Dörfern an Kirchen und Klöfter 
Seitens ter Fuͤrſten und des Adels, auch Seitens jener an viefen, wurde 
bald ganz, bald theilmelfe, neben ver niederen auch die höhere Gerichtsbar⸗ 
feit — welche Herzogliche Burggrafen (Supane, Kaftellane) ausübten — 
mit dem Recht auf die niederen Megalien und fürftlichen Nechte gegen tie 
Polnifchen Untertbanen und deren Güter, übertragen. Die Güter ver Klöfter 
und Kirchen, fo wie die neu angelegten oder neu eingerichteten Deutfchen 
Kolontfationen erhielten in der Regel die Befreiung und Eremtion vom 
Polniſchen Recht. 2) 

Die Erhebung des Zehnten war lange Gegenſtand eines hartnäckigen 
Kampfes zwiſchen den Bifchöfen und den Fürften, mie dem Adel und bie 
Forderung aud) des Novals und Rott-Zehnten Seitens der Bifchäfe, felbft von 
den Urbarmachungen der Kolonifation, für dieſe oft hemmend. Der Adel 
Im Beſttze ter Niedergerichte, war nad) dem fog. Ritterrecht von ber 6. Hufe 
des Neubaues zehntfrei, durfte übervied den Zehnten an jene Kirche nach feiner 
Wahl entrichten; von den erworbenen Baueräcdern mußte jedoch auch er 

- Behnten und Laſten nad, Bauerfitte tragen. ®) 

Beim Eindringen des Deutfchen sehnwefend und der Einrichtung befon«- 

derer Lehnhöfe behielten die nad, Polnifchem Hecht befefjenen adligen und 

‚anderen freien Güter Ihren Gerichtöftand vor den Polnifhen Zaudenge⸗ 
richten, deren legte Ueberreſte erft bei der neuen Juſtiz⸗Organiſation Fried⸗ 
richs des Großen verfihrvanten. *) 

Unter den Polntfchen Landleuten berrfchte im Allgemeinen Hörigfeit oder 
Leibeigenfchaft vor, in verfchiedener Abftufung nach Dienſtberuf und Abgas 
benpflicht. 5) Deren perfünliche und Beſitzverhaͤltniſſe gingen indeß bei der 
Verbreitung Deutfcher Kolonifation und Rechtögemohnheiten häufig in diefe 
über. Die Fürſten geftatteten nicht nur Deutfche, fondern auch Polen nach 
Deutfchen Recht und Deutfcher Freiheit anzufledeln. Dagegen blieben im 
Ganzen die Abhaͤngigkeits⸗ und Dienftverhältnijfe der Bauern in Ober⸗ 
Schleſien rechts der Oder drüdenter. Im 14. Jahrhundert, nit dem Bes 
ginn der VBöhmifchen Herrfchaft, wurden dort viele Höfe zerſtuͤckell und in 
bandpienfipflichtige Stellen verwautelt, andererfeit8 auch Fleine Beflgungen 
unter den landesuͤblichen Verpflichtungen zu Dienften und Präftationen nach 
Polniſchem Rechte, auf Vorwerkslande neu gegründet?) nnd noch fyäter, 
bis zum 19. Jahrhundert hin, find auch in Nieder - Schleflen zahlxeiche 
fleine Stellen (Dreſch⸗ und Breigärtner 2.) durch Verleihung und Ver⸗ 
Außerung feitend der Gutsherrſchaften großentbeild zu Eigenthumsrechten, 





1) Tzſchoppe und Stenzel, ©. 11 ff. 29, 30. 
2) a.0.D. 6.26, 37, 40, 42, 44, 50, 53, 118 u. a. a. O. 
3) Tafchoppe und Stenzel, a. a. O. S. 35, 44 ff. 55, 123. , 
4) Sammlung alter und neuer Schlefifcher Provinzialgefebe bei Korn, 1771. 
1. Thl. ©. 330,, aylonve und Stenzel, ©. 79 2eq. — Beiträge zur Befchichte 
der Landemien in Schlefien von Stenzel. Bareslu, 1848. S. 9, 10, 
: 5) Tzſchoppe nnd Stenzel, a.a.D. ©. 57 ff. " 
6) Zeitfchrift für LandessKufturs@efepgebung, Bd. I. S. 83. 
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mit Dienfipflichten behufs Dedung des Wirthſchaftsbedürfniſſes an Arbei⸗ 
tern neu errichtet worden. 

Die ausgedehnten Kolonifationen des 12. u. 13. Jahrhunderts mit Deut« 
fen Einwanderern, welche Wüften und Wälder urbar machten, gingen 
—— von den Kloͤſtern aus. Dieſen wurden Hunderte von Hufen 

andes Behufs der Anftedelung Deutfcher, nach Deutfchem Recht und Deut- 
ſcher Freiheit, geſchenkt. Die Anfltevelungen wurden auch Hier von Unter⸗ 
nehmern beforgt. Diefelben erhielten vom Kloſter reſp. Grundberren bie 
Schultifei oder Schoͤlzerei zu erblichen, auf weibliche Nachkommen überge« 
benden, tbeilbaren Eigenthumsrechten, nebſt dem Schulzenamte, ferner bie 
Verwaltung der niederen Gerichtsbarkeit im Dorfgerichte, einen Antheil an 
den Strafgeldern und die Zins⸗ und Zehntfreiheit eines Theils ihrer Grunds 
flüde, Häufig nebft dem Kruge oder der Schanfgerechtigfeit, mitunter auch 
mit der Befugnig, Mühlen zu bauen, zu fifchen und dem Rechte der Schaaf» 
trift.) Schon früh führte übrigens die mit dem Eigenthumsrechte verbundene 
Dismembrationd» Befugniß zur Zerſchlagung mancher Scholtifeien, veren 
Amtö-Befugniffe an vie Grundherren zurücflelen. Andere erhielten fich als 
ſog. Freiſcholzereien; andere waren ſchon früher an rittermäßige Befchlechter, 
daher als fog. rittermäßige Scholtifeien ausgethan, indbefondere mit der zum 
Theil ausfchlieglichen Berechtigung zur Haltung und Hütung von Schaafen 
auf der Feldmark, dergleichen Schäferei-®erechtfame in der Regel aber auf 
ausdrüdlichen Privilegien und Verleihungs⸗Urkunden beruhbten. ?) 

Das Deutfche Hecht und die Deutfche Freiheit der Koloniften beftand zu» 
nächft in einem geringeren Zin8 und Behnten von ihren Hufen (Mansi 
censuales oder rusticales, zum Iinterfchiede von den Breihufen des Schul» 
zen), ferner in der Breibeit der Perfon und dem Erb» und Eigenthum ar 
ihren Grundſtücken, zu deren Veräußerung und Berpfändung es nur der 
Genehmigung ded Grundherrn / bedurfte. Der abzuführende Zehnt war oft 
fon früh firiet worden. —2* 

Andere Abgaben und Dienſte leiſteten die Deutſchen Koloniſten nur nach 
Maaßgabe der bei der Anſiedelung mit dem Grundherrn oder Schulzen und 
Unternehmer abgefchloffenen Vertraͤge, in der Regel aber nur Präflationen 
Öffentlicher Natur, zur Kriegsfahrt, Bermachung von Burgen, Befpannung 
von Heerwagen, zu ben Koften der Haltung von Dreidingen — den jährs 
fih Zmal zu haltenden Gemeindeverfammlungen Behufs Entfcheidung über 
Streitigkeiten und Brevel, wie zur Befchliegung von Gemeinde = Angele- 
genheiten.*) 

Späterbin bemühte man fich, das Eigenthumsrecht der Koloniften in den 
Moͤmiſchen Rechtsbegriff der Emphyteuſe umzuwandeln, 5) 

Wie Dagegen die fchon oben erwähnte Verbreitung des Sachfenfpiegeld 
und feiner zum Anfehen eines Ianvüblichen Geſetzbuchs gelangenvden Bear 
beitung als Schleftfches Landrecht, günflig einmirfte auf Erhaltung des Erb⸗ 


1) Tzſchoppe und Stengel, a. a. O, ©. 151. 

2) Tafhoppe und Stenzel, a. a. O. ©. 149—154, 

3) a. a. O. ©. 155. 

4) Bergl. 3. B. Dreidingsordnung, Gebot und Verbot in den Fürſtlich Oels⸗ 
niſchen und andern Herrfchaftsgätern, in welcher gleichzeitig über Kauf und Ver⸗ 
kauf, Wirtbfchaftses und Rechtsverhältnifie des Geſindes und der Unterthanen, Schä= 
fer und Hirten, über Loslaffung m. f. w., gleich wie in den Bauer» und Gefindes 
Drbnungen ausführliche Beſtimmungen enthalten find, Kaifers und Königliche, 
das gröherzogihum Scyleften betreffende Privilegia, Statuta und Sanctiones prag- 
maticae bei Brachvogel. 41731. Thl. II. S. 379 ff. * 

5) Tzſchoppe und Stenzel, a. a. O. ©. 172. 
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und Eigenthumsrechts der Bauern, beflätigen nebft den in der Note!) ans 
geführten Partifulargefegen, das Kirchenrecht des Biſchofs Wenzeslaus von 
1416, ferner für ganz Schleflen Katfer Yerdinand'd I. Landfrieden vom 
22. September 1528, und vorzugsweife der Herren Fürſten und Stände in 
Ober⸗- und Nieder⸗Schleſien Verordnung und Ausſatz, wie ed mit den 
entwichenen Untertbanen gehalten werden fol vom 1. Oftober 1652. 2) Es 
zeigt ſich in dieſer Verordn. von 1652 nur die Einwirkung des 20jänigen 
Krieges auf ein firengeres perjönliches Unterthaͤnigkeits⸗Verhaͤltniß der Ans 
gefeffenen, wie nm diefelbe Zeit auch in der Mark Brandenburg, unbefcha- 
bet jedoch des Eigenthumsrechtes. 

Bolgende Stelle der Verordn. v. 1652 giebt ein vollfländiges Bild der da⸗ 

maligen bäuerlichen Abhaͤngigkeits⸗ und Befipverhältniffe in Nieber- und 
Ober⸗Schleſien: 
„Allhier zu Lande iſt die Sklaverei und Leibeigenſchaft nicht bräuchlich, oder Her⸗ 
„kommens, fondern es werden die Bauern, Gärtner und vergleichen Unterfhanen 
„für freie Leute gehalten, daher fie ihre Güter eigenthümlich und erblich befiken, 
„diefelben zu ihrem Nugen verfaufen, vertaufchen und barüber, wie über alles ans 
„dere ihr Vermögen, fowohl unter Lebenden, als von Todes wegen, ‚verfügen, nicht 
„allein mit andern Lenten, fondern auch mit ihren eigenen Herren Eontrahiren, 
„vor Bericht Handeln und was mehr ift, felbft Gerichte befeben fünnen, wie denn 
„notorifch ift, daß ihnen auf den Dörfern nicht allein bie bürgerlichen Gerichte ver- 
traut, ſondern auch die Hals⸗Gerichte auf begebende Faͤlle mit ihnen beftellt wers 
„den. Obwohl fie ihren Herefchaften von den Gütern zu robotten und zu bienen 
„verbunden, fo thut doch folches ihrer Freiheit keinen Abbruch, weshalb auch von 
„anderen höheren Standesperfonen dergleichen Güter öfter befeffen, und die Schul⸗ 
„digkeiten daran, an Dienſten und anderen Berrichtungen, präftiret werben, denen 
„dadurd an ihrem Stande und ihrer Ehre nichts abgeht. 

„Daß aber von denen Gütern Dienfte und andere Beſchwerden geleiſtet wers 
„den müflen, rührt aus den mit den Unterthanen eingegangenen Verträgen und 
„Webereinfünften her, indem dergleichen Güter vor Alters dergeftalt ausgereht und 
„den erften Befigern ohne Entgeld oder um einen leidlichen Kaufpreis, gelaflen 
„worden, wogegen fle gewifle Urbaria aufgerichtet, fich zu Dieuften und anderen 
„Sculbigfeiten verpflichtet, auch mit folchen Rechten und Luften die Güter ihren 
„Nachfolgern übertragen, hierdurch aber ihren Stand zu ändern, ober fid) von der 
"Dienftbarfeit frei zu machen, nicht beabfichtigt haben; inmaßen noch Spuren vors 
„hanten und Güter im Lande, fonderlic gegen die Behlnifche Grenge zu befinden 
„find, welche befegte Güter genannt, und der Herrichafft eigenthümlich zufländig, 
„den Leuten aber mit einem gewifien Beylaß an Vieh, Hausrath und anderem 
„Subehör dergeftalt eingeräumt worden, daß fte den Herrfchafften ihre Dienfte ver: 
„richten, aber freie Dienfchen feien und verbleiben. Dergleichen Befchaffenheit hat 
„es auch in den Fürftentbümern Oppeln und Ratibor mit den Gütern voriger 
„Zeit gehabt, bis Kayfer Ferdinand I. ans erheblichen Urſachen bewogen werben, 
„zu verorduen, „„daß allen Bauersleuten ihre Güter von ihren Herren um ein 
„„leidlich Geld erblich verfaufft, und ben DBefikern aus Guaden gegeben werben 
„„follten, um die Güter weiter, wenn es ihre Nothdurfft oder bie Gelegenheit ex 
nuforbert, zum theuerften, als fie koͤnnen, wieder zu verkauffen.““ Doc, find bie 





1) Sammlung alter und neuer Schlefifcher Provinzialgefebe bei Korn, 1771. 
41. Thl. S. 6 39q. und bie dort allegirten Beläge, S. 274. — Prrvinzialrecht des 
Fürftentbums Breslau. — ©. 288, 332. — Privilegum des Glogauſchen Fuͤrſten⸗ 
thums und des Guhrauſchen Weichbildes von 1505. — ©. 341. — Privilegium des 
Fürftentbums Sagan von 1530. — ©. 363, 378, 387. — Robotorbaung der Fürs 
ftenthünmer Oppeln unt Ratibor de 1559. — S. 395, 397, 432. — Fürftlid, Oels⸗ 
nifchen Laudesordnung von 1617, — ©. 443, 445. — Fürſtenthum Münfterberg und 
Franfenftein. — ©. 446. — MWillführ bes Landes und ber Stadt Glatz. — &. 456. — 
Landesordnung der Standesherrfchaft Wartenberg de 1590, wo zugleich das Erb⸗ 
und Gigenthum der bäuerlichen Wirtbe und deren Dispoſttionsbefugniß an Ihren 
Guͤtern bezeugt if. ’ 

2) Rorn, Thl. J. S. 251, 14 u. 15, 24 ff. 
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„Bauern, Gariner und dergleichen Rente, vermoͤge des kundbaren Landes⸗Branchs, 
„wegen ihrer Güter nud Gründe, mit der Unterihänigkeit Ihren Herfchafften Rär- 
„tier und genauer, als andere, verbunden.“ 

Hiernach galt alfo Freiheit der Perſon auch bei den Inhabern der fog. 
befegten ®üter an der Polnifhen Sränze in Oberfihleften. 

Wegen der Erblichfeit des bäuerlichen Befigrechrs einerſeits und ber 
perfönlichen Unterthänigkeit in Oberfchleften andererfeits if noch Folgen⸗ 
des zu bemerken. - j 

Nachdem durch Kaifer Ferdinand's I. Ordnung wegen der Moboten und 
SHofearbeiten im Oppelner und Ratiborer Fürftentbum vom 4. Sanuar 1559 
über Die von den Bauern, Gärtnern und Hausgenoſſen, je nach dem Maaße 
ihres Beſitzes, zu verrichtenden Dienfte verfügt worden, wurde 1562 die 
auf einem Landtage durch Deputirte des Herren», PBrälaten- und Ritter⸗ 
flanded entworfene Landes⸗Ordnung dieſer Erbfürftenthümer beftätigt, in 
welcher (Rubriea II.) ter Verkauf aller Bauergäter mit der Beflimmung 
angeordnet ift, daß feine unverfauften oder von ber Herrfchaft beſetzten Gü- 
ter mehr bleiben follten (Rabrica 44), ſodann gang allgemein: „daß von 
Unteıtbanen, weldye ihre Güter verkaufen, fein Abzugsgeld genommen, dere 
gleichen vielmehr nur wie von Alters ber zu 10 pCt. von ven Scholzen, 
freien Kretſchamern und Müllern gegeben werben ſolle“, ferner: „daß wenn 
ein Untertban dem Herrn nicht gefällt und dieſer ihn unter fich nicht dul⸗ 
den wolle, der Unterthan zum Verkauf feiner Stelle verpflichtet, fofern 
terfelbe aber zögere, ver Herr befugt fei, daB Gut von fremden gefchmores 
nen Leuten abfchägen zu lajfen und nach diefer Abfchägung zu verfaufen 
oder felbft zu bezahlen; — Fein Unterthan dürfe übrigens ohne des Herrn 
Willen fein Gut ſtückweiſe verkaufen, verpfänden oder zur Hälfte befäen 
laſſen; (welches ebenfo in der Mark, mie in den weftlichen Landestheilen 
damals vielfach eingeriffienen Mißbrauchs die Verordnungen aus verfelben 
Zeit überall ausdrücklich erwähnen und verbieten). 

Endlich fpricht Rubrica 44 Artikel 11 von den Erben zu den Bauer- 
nahrungen. . 

Der mehrfach angeordnete Verkauf der Güter an die bäuerlichen Inhaber, 
welchen auch Friedrich der Große in erneuerter Berordnung (vom 20. Ins 
nnar 1765) gebot, hatte jedoch in Oberfchleflen rechts der Over megen ver 
Armuth und niedrigen Kulturflufe der bäuerlichen Wirthe und bei der Fort⸗ 
dauer ihrer Frohnen und Leiſtungen, daher der Unentbehrlichfeit gutöbert- 
licher Hülfen, wenig Erfolg. Während die Breslauer Ober⸗Amts⸗MRegie⸗ 
zung 1775 anzeigte, daß in ihrem Departement (Niederfchleflen) keine nicht 
erbliche (eigenthümliche) Stelle mehr exiſtire, wurde der Verfauf in Ober- 
fhleften Häufig nur zum Schein ausgeführt; man gab die Kaufkontrakte 
fpäter zurüd oder vernichtete oder ignorirte dieſelben. *) 

Was das perfänliche Unterthänigkeits-Verhältniß und veffen 
Erlafjung betrifft, fo ertheilt Die Oberfchlefifche Landes= Ordnung von 
1562 den Bauerföhnen die Befugniß, fich aufs Handwerk zu begeben, gegen 
Entrichtung von nicht mehr als 10 Mark für einen Kundſchafts⸗ oder Lod⸗ 
brief, den Baueriöchtern aber, fich ohne Zahlung eines Entgeldes anderwelt 
zu verheirathen. Wegen des Gefindebtenflzwangs war nur beftimmt: 

„bag wenn viel Rinder im Haufe find und die Eltern ihre Wirthfchaft ohe bies 
„Felben verfehen Tönnen, jene vor anderen ihren Herrſchaften zu dienen ſchuldig 
„feien und letztere fie um ein billiges Lieblohn nehmen mögen“. 


Dagegen verorbnete ein Jahrhundert fpäter, nach dem breißigiährigen 


— — — — — — — ——— — 


1) Auffäpe von Schutz und von Kuh in ver Zeitſchrift für die Landes⸗Kultur⸗ 
Gefepgebung 1. Bd, 2. S. 60-64, 131. 
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Kriege, die erneuerte Geſinde-Ordnung von 1676, eine jährliche Anmeldung 
und Geſtellung aller derjenigen Unterthanenkinder, welcher die Eltern zu 
Haufe nicht bedürfen und Kapitel 8. diefer Ordnung von 1676 von den 
Dreſchgaͤrtnern: 

„daß Unterthanen dieſer Klaſſe wöchentlich 6 Tage für den durch Urbarien oder 
„Berträge feſtgeſetzten Lohn, ingleichen daß Freigaͤriner und andere Unterthanen, 
„wenn fie das für Fremde ausgeſetzte Kohn erhalten, der Herrſchaft vor anderen 
„und fremden zu arbeiten verbunden feien“. ') 


Uebereinftimmenn damit dehnte zwar einerfeitd auch der oben erwähnte 
Ausfak der Fürften und Stände in Ober» und Ntieder-Schleflen von 1652 
die Unterthänigfeit fchon dahin ans: „daß felbft Mieths- und Hausleute, 
To lange fie an einem Drte wohnen und ihre Nahrung treiben, als 
Untertbanen zu betrachten und der Herrfchaft gleich anderen Miethsleuten, 
nebft ihren Kindern, zu leiften und zu dienen jchuldig feien.“ Andererſeits 
enthielt fie mildere Beftimmungen, als 3. B. um biefelbe Zeit in ver Mark 

gen. Denn es follte: 


„Leine Herrfchaft einen Unterthan wider feinen Willen und Gelegenheit aufhalten 
„und an feiner Wohlfahrt verhindern; namentlich dürfe beim Berfauf feines des 
„Unterthanen Guts, fobald legteres mit einem arbeitfamen tüchtigen Biedermann 
„wieber befegt würde, ein folcher neuer Erwerber nicht zurückgewieſen werben. 
„Miethsleute und Hausgenofien durften fich mit Vorwiſſen der Herrfchaft nad 
„Berlauf von 3 Jahren an jeden andern Ort begeben, mußten audy nach Vorzei⸗ 
„gung ihrer Kundichaft dafelbft angenommen werden. Maͤgde, welche. ſich auf 
„einen andern Grund verheirathen, folften ohne Entgeld entlaffen werben, dafern ' 
„nicht in etlichen Fürſtenthümern ſeit undenklichen Jahren ein Anderes herges 
„bracht wäre. Bine begüterte Weibsperfon, die dem Mann folgen wolle, folle der 
„Herrſchaft nur einen annehmlichen Gewährsmann flellen. Waiſen, deren die 
„Herrſchaft fich nicht annimmt, bleiben vom Unterthänigfeite-VBerbande frei. Uns 
„tertbanen, die während des Krieges, vom Frieden abgerechnet 10 Jahre unter 
„einer anderen Herrfchaft gefeffen, follten von ber vorigen Herrichaft nicht vindis 
„eirt werden koͤnnen.“ 


Diefe Grundſaͤtze wurden erft fpäter durch das Edikt v. 10. Dec. 1748 

theild näher beftimmt, theild abgeändert 1), und ergiebt fich aus diefem Edikt, 
bei Vergleichung mit jenen älteren Verordnungen, daß inzwifchen, bid zur 
Preußifchen Befigergreifung, die Unterthänigfeitd-Berhättniife ‚erfihwert und 
firenger geworden fein mußten, indem daſſelbe erklärt: 
„daß die Srunpherrichaften ohne erhebliche Urfachen, den Unteribanen die Loss 
„laflung aus der Unterthänigfeit nicht verfagen, diefe aber auch ohne gegründete 
„Urfache zum Nachtheil der Kantons und ihrer Grundherrſchaften nicht von einem 
„Ort zum andern ziehen follen“ ; 


indem dafjelbe ferner mipfällig bemerkt: 


„daß die Stände und Gerichtsobrigkeiten ihren Unterthanen, der eigentlichen Na» 
„ine und Befchaffenheit ihres Rechts gegen biefelben entgegen, und wider die vors 
„maligen Ianbesherrlihen Berordnungen und allgemeinen Landesfchlüfle, die Loo⸗ 
„lafung von der Unterthänigfeit nicht nur öfters fehr ſchwer machten und das 
„Roslafiungsgeld auf eine übermäßige Art umd Weile forderten, fondern auch wohl 
E die Loslaffung felbft ohne die geringfte erhebliche Urfache venfelben vers 
„ſagten.“ 

Deshalb wurden im Edikt ſpeziell die Gründe für die Geſtattung, wie 
für die Verweigerung der Loßlafjung aufgeführt, zu den Iekteren unter an« 


1) Korn, Thl.1. S. 363, 365387. — Der Herten Fürften und Stände 
ernenerte GefindesOrbnung v. 9. Novbr. 1676. — Brach vo gel Privilegia, Statuta 
hub Sanctiones pragmaticae, Thl. I. S. 162, 199. 

2) Rorn, SH. Abth. 1. ©. 229. 
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deren aber gerechnet: „wenn ber Unterthan keinen annehmlichen Käufer zur 
Stelle, ober nur einen folchen fehafft, der dem Wegziehenden an Anzahl der 
Familie und am Vermögen allzu ungleich tft, ferner, wenn ein unangefeffes 
ner Unterthan anderwärtd eine Stelle ankaufen wollte, aber noch ledige 
Stellen in den Dörfern vorhanden ſeien, aus denen er wegziehen will“, ſo— 
dann: „wenn Knechte und Mägde ihre Zeit bei der Herrſchaft nach herge⸗ 
brachter Gewohnheit des Fuͤrſtenthums noch nicht ausgedient haben, wenn 
der Unterthan eine grobe Undankbarkeit wider feine Grundherrſchaft und 
deren Kinder begangen u. ſ. w.“ Dabei normirt das Edikt: \ 

„bamit die Unterthanen nicht nach der Grundobrigkeit Willführ befchwert würben, 
„Bingegen die Dominia einen billigen und proportionirlidhen Genuß für ihren 
„Schuß und andere Ungemächlichfeiten ihrer Gerichtsbarkeit hätte, die zu dem Fruch⸗ 
„ten ber legteren gehörigen Loolaſſungsgelder, und zwar auf 10 pCt. vom ganzen bes 
„und unbeweglichen Vermögen, außerdem aber noch für eine Mannsperfon auf 2 
„und für eine Weibsperfon auf 1 Dufaten, ebenfoniel auch für Kinder, beziehungs⸗ 
„weile über 14 und 12 Jahren, für jüngere auf 1 Dufaten, refp. 1 Thir. Auswärts 
„dienende Unterthanen, welche hierzu Erlaubniß erhalten haben, follen fich alle 
„Jahre zu Weihnachten bei ihrer Grundherrſchaft geftellen, auch ein fortlaufendes 
„jährlickes Schuggeld von refp. 1 Thlr, 16 und 12 gGr. zahlen, wibrigenfalle 
„fe zu jeder Zeit vom Dienflort revocirt werben Fönnten“. 

Die FrohndienftrVerhältniffe waren nach dem Zeugniß der zu ihrer 
Fixirung, Erleichterung und Ermäßigung feit der Mitte des 18. Jahrhun⸗ 
derts ergangenen, weiter unten zu erwähnenden Verordnungen im Laufe der 
Zeit gleichfall8 fchwerer und drüdender geworden und namentlich maren fle 
nach den Ergebniffen gründlicher archivalifcher Forfchungen aus neuerer Zeit, 
fon im 15. Jahrhundert, bei den Deutfchen Dörfern, unrechtmäßig erhöht.) 

In Schleflen find vorzugsweiſe die RLaudemialabgaben zu Haufe. Sie 
wurden faft al8 eine allgemeine Obfervanz betrachtet und daher bei einer 
überwiegenden Mehrzahl der tn großer gadt neu Fonftitutrten oder zu Eigen» 
thumsrecht veräußerten Stellen in den Verleihungs⸗ und Kaufdurfunden 
(daher als Theil des Kaufpreifes) ausdrücklich vorhehalten. 

Andererfeitd und abgejehen von dergl. fpäterbin vertragäwelfe und als 
Theil des Ueberlaffungspreifes ftipulirten Laudemien, find fte aber auch in 
großer Anzahl feit dem 17. und vorzüglich im 18. Jahrhundert allgemeiner 
an Drten eingeführt worden, an welchen fe früher nicht herkoͤmmlich ge⸗ 
wefen. In den Urkunden des 13. Jahrhunderts Über die zu Deutſchem 
Nechte vergebenen Güter findet fich, abgejehen vom Lehn- und Roßdienſte 
der Schulzen und der dafür eingetretenen Geldabgabe, noch nichts über eine 
Verbindlichkeit zu Laudemien, wie zu Auf» und Abzug. Die zu Deutfchem 
Hecht den Koloniften verliehenen Güter wurden zu freiem Erb⸗ und Eigen- 
tum, nur gegen Zins und Zehntabgaben ausgethan. 2) Noch nady der 
oben allegisten Oyppeln-Matiborfchen Randes-Ordnung von 1562 (Rubrica 44. 
$. 2.) follten tie Unterthanen, mit Ausſchluß gerade der Freiſchulzen, freien 
Kretſchamern und Müllern und im Gegenfage zu diefen, ihre Güter frei 
und ohne Abzugsgeld verkaufen dürfen. *) Stengel erzählt in feinen Bei⸗ 


1) Jahresberichte der Hiftorifchen Section ber Geſellſchaft für vaterlaͤndiſche 
Kultur, Jahr 1842. ©. 14. — Stengel, Beiträge zur Geſchichte der Laudemien 
in Schleflen. S. 33. 

2) Beiträge zur Befchichte der Laudemien in Schleflen von Stengel. Breslau 
1848.68. 2, 4, 1. — Bergl. auch die Tefchenfche Landes:Orbnung von 1573 und 
$. VI. der ältern Delsnifchen Landesordnung von 1583. 

3) Bergl. die Tefchenfche Lanbesorbnung von 1573 und bie Deleifche Lans 
desordn. von 1583. Thl. I. Art. 6. in Schickfuß Chronik Bd. 3. ©. 338, ingleis 
hen die Abhandlung über die Laudemialpflicht der Bauergüter befonders in Schle⸗ 
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trägen zur Geſchichte der Laudemien in Schlefien, geſtuͤtzt auf archivaliſche 
Forfhungen, ausführlich, wie wider beſſeres Wiſſen (nach dem urfuntlichen 
Ausdruck der Kaifer). Kammern, con bel modo), durch die Hoffammern, in 
Folge vieler Verhandlungen, beſonders bei Sreigütern, Laudemien, im fiölas 
Iifchen Intereffe allgemein eingeführt und taducch zur Praxis gebracht wor» 
den, daß man die bäuerlichen Wirthe zulegt mit Abfteluug der ihnen bis⸗ 
her nachgelaffenen Schaafhaltung und mit anderen Nachtheilen bedrohte, ') 

Zum Theil mögen fi) hierdurch die zahllofen Prozeſſe über Laudemial⸗ 
pflicht erflären, welche in den legten Jahrzehnten die Verhältniffe zwifchen 
den berechtigten Rittergutsbeſitzern und den verpflichteten bäuerlichen Wir⸗ 
then Schleflens im hohen Grade verwirrt und verbittert hatten, denen nur 
die bevorſtehende Ablöfung ein Ende machen wird, von welcher naher vor⸗ 
zugsweiſe bie zoutemmene Herſtellung des Friedens unter dieſen Volkoklafſen 
zu erwarten iſt. 

Von Agrar⸗ und Landes⸗Kultur⸗Geſetzen ſpeziell für die Provinz Schleften 
aus der Mitte des vorigen Jahrhunderts mögen ſchon bier ermähnt mer» 
den die neu revidirte Holz«, Maft- und Jagd-Ordnung vom 19. April 1756, 
vergl. befondere Ordnungen für faft alle Lanvestheile ergingen ?); a 
aber dad Edikt, wie e8 mit Räumung der Fluͤſſe, Bäche, Gräben, auch An⸗ 
Iegung der Wofferleitungen und Borfluth in Schleften und der Graffchaft 

laz gehalten werben folle, vom 20. Decmbr. 1746 °) (wegen Räumung 
der Oder im Intereffe der Schifffahrt waren bereit 1.3. 1710 Arlordnungen 
erlaffen) *); fodann das Mühlen Erift vom 14. Februar 1772.°) Anderer 
derartiger Gefege wird unter der Ueberſicht der fpäteren allgemeinen Preu⸗ 
Bifchen Gefeßgebung gedacht. werken. 

Bon größter Wichtigfeit für die Provinz war auch die allgemeine Ord⸗ 
nung wegen Cinrichtung der Land⸗ und Hypothekenbücher über die unke- 
weglichen Grundftüde vom 4. Auguft 1750 °), deögl. die neue Einrichtung 
der Konteibnfiond-Verfaffung. Eine Steuerfreiheit des Adels und der Mit 
teraluer batte fchon uf ge der Älteren Verordnungen und Yürftentagd-Bes 
fehlüffe von 1504, 1553 u. f. mw. nicht beftanden. Doch follte, wie das Pa- 
tent Friedrichs des Großen vom 23. April 1743 7) erflärte, ins Künftige 
dem Uebelſtande begegnet werben, daß die allgemeinen Landesnoihdurften 
zur offenbaren Unterdrückung eines Standes und eined Unterthanen vor dem 
anderen, bisher nicht auf gemeinen und gleichen Schultern getragen würden. 


II. 


Die Nieder» und Ober-Laufig. 
(Erſtere zur Provinz Brandenburg, Iehtere zur Provinz Gchleflen gehörig.) 


Die Nieder⸗ und Ober-Laufig haben: in Bezug auf die bäuerlichen und 
Agrar⸗ Berhältniffe einen ähnlichen Entwickelungẽsgang genommen, Beide 


\ 
- 


fien in Forni’s, Maſuch's u. Kuh's Zeitfchrift für gutsherrlichsbänerliche Ders 
Hältniffe, für Landesfultur und Gefebgebung u. f. w. en 1839. Bd. 1. 6. 2. 


244 fl. 
1) Stengel, Beitzäge u. f. w. ©. 13—32. 
2) Korn, Sammlung Thl. II. Abth. 2. ©. 713 seq. 
— 
aiſerlich⸗Konigliche Privilegien, Statuta und Sanctiones pr i 
Brachvogel. Thl. V. 1455, 1897. pragmaticne bei 
Korn’ Sammlung, Bd. XII. ©. 182. 
6) Korn, II. Bd. 1. Abt. ©. 344. 
7) Ibid. €. 70. 


| Einleitung. XXXIX 


haben im Allgemeinen dieſelben Phaſen der Agrargeſchichte durchgemacht, 
wie die Mark Brandenburg und Schleſten. Nur ſchließt ſich die frühere 
Gefhichte der Ober⸗Lauſitz mehr an die von Schleften an. 

Au die, urfprünglich SIavifchen und Wenpifchen Lauflgen waren ver 
Deutfchen Eroberung und Kolontfation, wie der allmähltgen Germaniſtrung 
durch eindringende und herrſchend werdende Deutfche Sitten, Rechte und 
Sprache unterworfen. Auf die Oberlaufig haben, wie auf die fünlichen 
heile von Ober-Schleften, wegen ihrer Berbindung mit Böhmen, außer⸗ 
dem auch Böhmifche Gefege he gewonnen und wie in Theilen von 
Ober⸗Schleſien, von frühefter Zeit Polniſcher Herrfchaft, Polnifche Sprache 
noch jetzt Volksſprache if, fo bat fich in einzelnen Gegenden ber Nieder⸗ 
und Ober⸗Lauſitz, auch im Kreife Kottbus, Wenpifche Bevölkerung mit Wens 
diſcher Bolfsfprache aus jener frühen Zeit des 41. Jahrhunderts erhalten, 
als die Lauſttzer von den Deutfchen bezwungen wurden. Bon ver Lauflß 
kam Kotibus und Peitz ſchon 1462 nebft der Lehnsherrſchaft über Beeskow 
und Stordom als Boͤhmiſche Afterlehn, der Beſtzz der letzteren jedoch erft 
1575 an das Brandenburgifche Haus, während die beiden Laufigen erft in 
Bolge des Wiener Tractats vom 18. Mat 1815 von der Krone Sachfen, 
welche die Laufig von Böhmen 1635 erhalten hatte, an Preußen abgetreten 
wurden. 

Bei der früheflen Kolonifizung durch Deutfche wurde in ähnlicher Welfe, 
wie in der Mark und Schleſien verfahren. 

Es mag indeß In den Laufigen das Wendifche Element, welches fih in 
einigen, früher wohl unzugänglicheren Gegenden, z. B. des Spreewaldes, 
feſtſetzte, einen heftigeren Widerſtand geleiftet und daher auch zu Härterer 
Unterdrädung berausgefordert haben. Doch muß ed dahin geftellt bleiben, 
ob bei der um länger als ein Jahrhundert früheren Beflegung der Lauflger 
ein ſtrenges Knechtfchaftsverhälmiß vorgefunden oder eingeführt und felt da⸗ 
ber auf eine größere und allgemeinere perfünliche und dingliche Unfreiheit 
der Landleute zu fihließen fei, und wie weit daher auf die Lauflgen bie 
Hagen eined alten Ghroniften paffen über Unterdrückung und Gewaltthä⸗ 

feit, Beraubung der von den Vätern ererbten Beftgthümer in Wolge der 

führung Deutfcher Kolontften (Flaͤminger und Holländer, Sachſen, Weſt⸗ 
phalen und aus verfchiedenen Nationen) ?), insbeſondere nachdem das Land 
durch einen Einfall der Slaven (1180) noch einmal verwäftet worden mar. 

Jedenfalls ift in fpäterer Zeit jener Unterſchied In ven Nechten der Wen- 
difchen, wie der Deutfchen Bauern verfchwunden, und der Laffe beider 
Stämme beſtht fen Laßgut zu denfelben Rechten. Es findet auf bie Lau⸗ 
figer Laßgüter anch der Begriff eines Laßguts nach Kurfächiifchem Recht — 
wie ihm für Sachfen im Gegenfah zur Mark ſchon der Sachfenfplegel 
aufftellte — feine Anwendung, wonach nämlich Die Benutzung des — Tape 
— Grundſtücks nur auf unbeflimmte Zeit gegen Entrichtung eines jährlichen 
Laßzinſes feinem Beſitzet in der Art überlafien ifl, daß ed dem Eigenihlimer 
freifteht, daſſelbe nach Willkühr zu jeder Zeit wieder einzuziehen. *) . Ziele 
fellos gab es auch in ver Laufig, wo die Deutfche Kolonifatton ebenfalls 
durch Zehn» und Erbſchulzen vor fich ging, ſchon in Altefter Zeit Gemein⸗ 


N 


4) Helmold, Chron. Slavoram, L. I. Cp. 57, 88. L. TI. bei Cichhorn IE. &. 141. 
Bergl. auch Neumann, die Verhältniffe ber Nieberlaufigfchen Landbewohner und 
ihrer Güter. Lübben 1835. ©. 3, 4, 10—12. 

2) Haubofd, Lehrbuch des Königl. Sächflichen Brivatrechis, 8.460. ©. 530. 
Dergl. Befiper Sachſiſcher Laßguüͤter waren aber vielmehr vom Mitere her in ber 
Regel frei, feine eigenbehörige Leute. — Homeyer Sachjenfpiegel, 1. Thl. Buch 2. 
Art, 59. u. Gloſſe, S. 164 u. 16. 


- 
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freie, als unbefchräntte ik ihrer Büter, neben Unfreien oder Hoͤ⸗ 
rigen, deren echtes Eigenthum einem Dritten gehoͤrte, ferner Lehnsbeſitzer 
und bloße Zinspflichtige. 

Schlechte Zins⸗ oder Erbzindgüter find jetzt nicht zahlreich. Es fpricht 
die Vermuthung für diefelben alddann, wenn die Grundſtücke für einen 
gleichmäßigen Zins rechtöverjährte Zeit hindurch (31 Iahre, 6 Wochen und 
3 Tage) ruhig und redlich befeffen und genußt worden find; unter dieſen 
a (in den Händen eines dritten Beſttzers) fünnen vormalige 
Laß⸗ in Zinsgüter verwandelt werben. ?) 

Es theilten fich die bäuerlichen Wirthe ſchon früh in Ackerwirthe und 
Beſitzer Eleinerer Güter (cossati, cothsezzin), unter diefen in Fiſcher und 
bofhörige Zeidler (dedizer, Soniggelter), welche an ihren geifllichen oder 


welilichen Grundherrn eine Abgabe von Honig zu liefern hatten, deren beide 


Klaffen Spann⸗ und Hands, Baus, Wacht» und Jagddienſte öffentlicher und 
prinatrechtlicher Natur leiften mußten. 2) Die allmälige Ermerbung der 
Gerichtäbarkeit, in Verbindung mit der Butöherrlichkeit Über ganze Dorfs⸗ 
Feldmarken, inshefondere aber die feit der erften Hälfte des 16. Jahrhun⸗ 
derts eingeführte Befteuerung nach dem Schaßungsfuß, wonach die Steuer 
auf Rittergüter und Standeöherrfchaften im Ganzen repartirt wurde, den 
letzteren jedoch überlaffen blieb, die erforderlichen Beiträge zum Steuerantheile 
bed Orts von den Hinterfaffen beizutreiben, begünftigte die ſtrengere Eigen⸗ 
hoͤrigkeit nebſt der glebae adscriptio und die Ausbildung eines Erbunter- 
thaͤnigkeits⸗ Verhältniffes der Hinterfaffen zun Gutsherrn, mie es fich im 
17. Jahrhundert auch in der Mark firirte, 

Gleiche Scyiefale und Beweggründe, Verddung und Entvölferung des 
Landes durch Krieg, Hunger und Peft, Zerrüttung und Auflöfung der bür⸗ 
gerlichen und der Grundbejlg-Verhältniffe, hatten nach dem 20 Mbrigen Kriege 
auch auf die Geftaltung der bäuerlichen Unterthänigfeitd- und Beſitzverhaͤlt⸗ 
niffe der Laufigen ähnliche Wirkungen. 

Auch in den Lauftgen beftand der Geſindezwangsdienſt, die Verpflich⸗ 
tung eines Sohnes, das elterlihe Gut anzunehmen, ebenfo zur Zahlung 
von Losgeldern, ingleihen von Schußgeldern der Hausgenoſſen und aus⸗ 
wärtd dienenden Unterthanen, dagegen die Steuervertretung der Gutsherren 
und deren Verpflichtung zur Unterflägung der Unterthbanen bei Unglüds- 
füllen und Verarmung. ®) 

Bei den Mangel zuverläffiger Mechtsquellen über die perfönlichen und 
Beftg-Verhältniffe der Laßwirthe in der Ober- und Nieder⸗Lauſitz aus ber 
Vorzeit, iſt auf diefe Berhältniffe aus den ſpaͤteren Unterthanen⸗Ordnungen 
u fihließen, 1) für das Markgrafthum Niever-Laufig der Füͤrſtlich Sach⸗ 

ſchen revidirten Landes» Orpnung vom 28. Januar 1669, publizirt den 
14, April 1670 *), 2) für die ObersLauflg der Unterthanen⸗Ordnung vom 
4. Juli 1651.5) Aus beiden ergiebt ſich das bis zu einer Art nugbaren 
Eigenthums auögebennte erbliche Beftgrecht der Laſſen, dieſer überwiegend 
größten Klaffe bäuerlicher Grundbeſitzer in beiten Laufigen, neben mancher⸗ 
lei Befchränfungen der Breihelt. 


„ Codex Augusteus para U., constitut. 40. v. 1572. 
2) Neumann, ©. 15—20. 
3) Neumann, S. 21, 28, 34, 55 und a. a. D. 

4) Codex August. und NReumann’s BrovinzialsNecht ber Nieder sLaufi, 
&. 258. — Iulins Sydoneus, Kommentar zur Nieber-Laufigfchen Landes⸗Ord⸗ 
nung. Lübben, 1721. 

5) Ober⸗Laufitzer Kofleftionswerk, Thl. J. ©. 643 s0q. 
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Die revidirte Landes⸗Ordnung für die Nieder⸗Lauſth von 1669 und 
1670 beftimmt zunaͤchſt: | 
„bag freie und ledige Perfonen, welche von einer andern Surisdiktion unter einer 
„Dbrigkeit, Jurisdiktion und Botmäßigfeit beftändig fich nieberlaffen und dieſe Ab: 
„Acht durch Annehmung eines Bauernguts, eines Gartens oder einer Kofjäthenhütte 
„zu erkennen geben, fie mögen folche durch Erbfchaft, Kauf oder Taufch oder andere 
„redliche Mittel erworben haben, der neuen Obrigfeit nebft ihren nach ber Gutes: 
„annahme erzeugten Rindern unterihänig und bienfipflichtig werben“. 
ferner: 
‚daß bie Kinder foldher Unterthanen verpflichtet feien, unter ihrer Herrfchaft zu 
„bleiben und Büter anzunehmen, der Aeltefte oder Jüngfte, nach Wahl der Obrigs 
„keit, das väterlihe Gut, andere Kinder gegen Berftattung von drei Freifahren, 
„nach Befinden gegen andermweite Unterflüßung andere wüfte Güter, übrigens mit 
„der Berbindlichfeit zur Erſtattung ber Unkoſten und Freijahre an die Obrigkeit;“ 


worauf es weiter heißt: 


„Und obwohl vorbefagte Unterthanen Feine leibeigenen Knechte und Sflaven, gleich 
„ſolchen alfo nicht in commercio rerum begriffen find und berfelben Berfon, Haab 
„und Güter nad) des Heren Beliebung nicht verkauft und ſonſt alienirt werben 
„Könnten, fo find fie doch ten alten colonis censiticis und originariis meift zu ver: 
„gleichen und ale frei geborene Leute doch der Obrigfeit mit Dienftbarfeit in ges 
„wiffen Maßen untergeben und können zufammt dem Gute und Pertinenzien ihrer 
„Dienfte, Paͤchte und anderen Pflichten halber in Anfchlag gebracht und einem 
„fremden Herrn verfauft, vertaufcht und übergeben werben“ 

„Auch der in Armuth geraibene Untertban darf fich nicht fofort in andere Ges 
„richte wenden oder in Dienft begeben, ſondern foll feiner Obrigkeit mit den Sets 
„nigen dienen, wogegen aber bie Herrfchaft zur Gewährung des üblichen Lohne 
„und nothdürftigen Unterhalts des Unterthanen fammt Meib und Kindern bie 
„dahin verbunden fein fol, dag er entweder aus eigenen Mitteln oder mit Hülfe 
„ber Obrigkeit wieder zu etwas Gigenem gelangen kann“. 

Endlich Inutet ver Titel 4. $. 12.: 

„Es iR auch ein Unterthan von feiner Herrfchaft los, ſobald er von berfels 
„ben wider feinen Willen ausgekauft wird; fo es aber mit feinem Willen ges 
„ſchieht, iſt er zwar den Erlaßbrief zu löfen ſchuldig; jedoch fo er unter feinee 
„Herrichaft nicht bleiben will, er auch mit der Gondition, daß er ein ander Gut 
„annehmen folle, nicht ausgefauft worden, fo iſt er nur verpflichtet, fich wiederum 
„in diefem Narkgrafthume niederzulafien und unter einer andern Obrigfeit etwas 
„Cigenthümliches anzunehmen”, 


In der ObersLaufig beftimmie die Landes » Orpnung des Kaifers 

Ferdinand L vom 26. Juli 1539 und Kaifer Rudolphs Landes» Ordnung 
nebft Beftätigung vom 6. Mai 1597), „zur Abhäülfe der Beſchwerden 
der Prälaten, Ritterfchaft und Staͤdte wegen des ungehorfamen, unfleißigen, 
den Zohn und die Koft vertheuernden berrenlofen Geſindes“: 
„bag alle Unterihanen und deren Kinder vor allen anderen ber Herrfchaft um ges 
„bührenden Lohn dienen und gerichtlich angeloben follen, fih ohne Willen und 
„Willen ihrer Herrfchaft nicht außer Landes, zu begeben. Selbft die nichtanfäffl- 
„gen Dorfsbewohner follen ber Herrfchaft jährlich fech6 Tage Handarbeit unent⸗ 
„geltlich verrichten, außerdem vor anderen um Lohn dienen, auch ohne deren Loß⸗ 
Briefe von feinem anderen angenommen werben“. 


In beiden Lauflgen wurde ber, vermöge pollgeilicer Aufficht der Guts⸗ 
obrigkeit über die neuangefeffenen Leute zur Erhaltung der poltzeilichen 
Ordnung nöthige Ziehfcheln zum Loßbriefe, aus deſſen Ertheilung fodann 
wiederum beſondere Rechte auf Geldleiſtungen gegen angefeffene und nicht 


1) Ober⸗Lauſitzer Kollektionswerk, Thl. I. S. 380, 614. 
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angefeffene Dorſbewohner und deren Kinder, umter anderen folgende exwuch⸗ 
fen: 1) das Recht der Gutöherren, für bie “oölaffung, aus der Erbunter⸗ 
thänigfeit perfänliche und dingliche Loslaſſungs⸗ und Abzugsgelder zu for⸗ 
tern; 2) dad Recht, von denjenigen Erbuntertbanen- Kindern eine Geld⸗ 
Entſchaͤdigung zu verlangen, welche pie Zwangs⸗Geſindedienſte nicht in 
Perſon leiften, fondern ſich auswärts vermiethen; 3) Das Hecht, von den 
ausmwärt® dienenden Erbuntertbanen für vie Erlaubniß, außerhalb des 
—* geh Unterhalt zu ſuchen, ein beſtimmtes Schutzgeld zu ver⸗ 
angen. ! 

Aeltere Urkunden und Protokollhandelsbücher, fogar aus denjenigen 
Diſtrikten, wo ziemlich unvermifcht noch jetzt Wenden wohnen, aus ber 
Zeit vor dem dreißigjührigen Kriege, dergl. in großer Zahl bei den Negu- 
rungen und Ablöfungen, beſonders in der Ober⸗Lauſitz, zum Borfchein 
famen, haben erwiefen, daß die bäuerlichen Höfe (gegenmwärtiger Laffen) 
damals als erbeigene Güter der Bauern behandelt wurden, worüber fie in 
der Urt frei disponirten, daß fie einem ihrer Erben den Hof überließen, 
mit Ausfegung einer herfömmlichen Abfindung für die anderen Kinder und 
eines Auszuges für den abtretenden Wirth und feine Ehegattin. 2) 

In Betreff der Beſitzrechte der Untertbanen in der Ober-Laufig 
iebt demnächft die Unterthanen⸗Ordnung vom 4. Juli 1651 das gültigfle 
Beugni für die gleiche Erblichkeit, zugleich für den Rechtsſatz des Sach⸗ 
fenfpiegels und feiner Gloſſe: „daß die Eigenbebörigkeit und das Erbrecht 
zum Gute, auf dem Jemand geboren, untrennbare Korrelate find.” Es 
beißt namentlich in ihrem Artikel 1: 


„daß die Unterthanen, wie bei diefem Markgrafthum ObersLaufib beſtaͤndig herge⸗ 
„bracht, auf dem Lande nicht nach Art und Weife, wie bie Knechte in den Rbmis 
„hen Rechten, dienſtbar und Teibeigen, fondern ihren Grund und Boden bers 
„gehalt befisen, daß fie hiervon denen Herrichaften ihre fchuldigen Dienſte zu 
„leiſten, bagegen ihren nothdürftigen und gebührenden Unterhalt von dem Grunde, 
„welchen fie beftgen, zu fuchen fchulbig; und weil fle folchergeftalt ven auf den 
„Grund gewidmeten gleich zu adıten und daher weder gänzlich frei, noch 
„gänzlich dienftbar ‚feien, ihnen zwar geflattet und unverboten iſt, zu heirathen, 
„das Shrige u verfaufen, Teflamente zu machen und andere in ges 
„meinen echten augeraliene Handlungen zu verüben, Hingegen 
„nicht freifteht, ohne Vorbewußt Ihrer Herrfchaft fih an! andere 





1) Verordn. betr. die Aufhebung ber Erbunterthäntgleit in dem Kottbnfier 
Kreife, den beiden Laufiben und den Übrigen vormals Königl. Sächfifchen Landess 
theifen v. 18. San. 1819. ©. &. für die K. Preuß. Staaten de 1819. ©. 21, 
durch welche die angeführten Rechte, ingl. ber Gefinde-Zwangsvienft der Unter⸗ 
thanen Kinder, die obfervanzmäßigen Dienfte der Schugunterthanen, Hausgenofen 
und Hausleute, vorbehaltlich eines polizeilichen Zeugniſſes über bie Unverdaͤchtigkeit 
anderwärts Hinsiehender und eines Schutzgeldes Neuanziehender, ale Beihülfe zu 
den Laften der Berichtsbarfeit, — fernerhin das Recht, die Erbunterthanen zur 
Annahme einer bienftpflichtigen Stelle zu zwingen, fo wie alle Ginfehränfungen 
der perfönlichen Freiheit ber Landbewohner ohne Unterfchieb und ohne Räckſicht 
auf ihren Rechtes und Entſtehungsgrund, enblich auch folgende gutsherrl. Befug⸗ 
niffe ohne Entfchädigung aufgehoben find, a. zu beflimmen, welches unter mehres 
ren Rindern die von den Eltern nachgelaffene bäuerliche Stelle in der Erbſchaft 
übernehmen folle umd b. auf Srmäßigung des vom ben Grblaßer eines bienftpflichs 
tigen Grundſtuͤcks in feinem legten Willen angeblich zw Joch veranfchiagten Werthe 
der Stelle anzutragen. woraus ad a. und b. hervorgeht, daß auch die Preuß. Ges 
feßgebung von der Vorausfegung eines erblichen Befigrechts der Laßnahrungen 
in den Laufigen ausgegangen iſt. 

2) Dönniges, die Lands Kulturs@efehgebung Preußens; entworfen und her⸗ 
auagegeben im höheren Auftrage mit Benugung amtlicher Quellen. 1.90. 2. Heft. 
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„Drte zu begeben; weil fie wegen ber Dienfle, bie fle ven Gütern, auf wels 
„hen fie geboren, ober fich fonften ſeßhaft gemacht, zu leiſten fchuldig, vor ein 
„jugehörig Stüd derfelben zu achten, müßten fie vielmehr bei folchen verbleiben 
„and feien Feinesweges befugt, fich nach anderen Orten 3u wenden, oder 
„ihre Hauswefen eigenes Willens, unbegrüßt ber Herrfchaft, zu 
„verändern“. 

Am Artikel A Nr. 2 iſt beftimmt: 

„es werde ein Unterthan von Rechts wegen los und fei ben Loshrief zu loͤſen 
„nicht ſchnldig, wenn er von ber Herrſchaft wiber feinen Willen ausgefauft 
„wird; “ 

endlich unter Nr. 4 und unter Nr. 6: 

„Bann 4) Weiber und Kinder, nach der Ehemänner und Väter Abfterben, Grund 
„und Boden um deswillen, daß fie der Herrfchaft Dienfte, (worin boch 
„eine chriftliche Billigfeit gegen ſie gebrauchet, und felbe, wann fonterlich bie 
„Bittwe wegen Alters und die Kinder wegen ihrer Jugend zur Leiflung ber 
„Dienfte nicht geſchickt wären, fo leichte vom Gute nicht vertrieben werben follen,) 
„davon zu verrichten nicht vermögen, felbflwillig verlaflen, oder 
„auch, wo es fein will, verfanffen, und ſich hierauf unter andere Herr: 
„schaft begeben, fo follen auf ſolchem Ball die Kinder von voriger Serrfchaft, vor⸗ 
„uemlich aber warın das But anftatt ihrer mit einem anderen Untertbanen wies 
„befeßt worben, nicht in Anfpruch genommen und abgeforbert werben, obgleich fie 
„auf beren Grund und Boden erzeugt und geboren find. Dafern auch 6) ein Un⸗ 
„tertfan um Vortſtellung feiner Häuslichen Nahrung fich anderswo hinzubegeben 
„Willens und feinen Grund und Boden mit Sinwilligung ber Herrs 

„Schaft verfauffet oder vertaufchet, fo foll er feiner Pflicht und Unters 
„Ihänigfeit losgezählt und gegen Erlegung billig mäßiger Gebühr Iosgelafien wers 
„ben. Es iR auch auf ſolchen Kal die Herrfchaft nicht befugt, einen ſolchen Uns 
„than an feiner zeiflichen Wohlfahrt zu Bindern, zumal, wenn berfelbe fi an 
„ſolche Orte, es ſei anf dem Lande ober in Stäbte begiebet, da er den Feldbau 
„beftellen und dadurch feine Nahrung fuchen kann. Gntgegengefeptenfalls aber, 
„da er ben Aderbau verlaffen, und weder auf dem Lande noch in Stäbten bes 
„Feldbaues oder auch anderer Handarbeit ſich befleißigen, auch dadurch der allges 
„meinen Landesbefchwer und Blitleivung, (ber Beiträge zu ben Landeslaften), fich 
„entziehen wollte, fo koͤnne ihm die Loslaffung abgefchlagen werden“. 

Eine vom Geſetze zu erzwingende Verbindlichkeit ver GOutsherren, die 
bäuerlichen Höfe mit befonderen Wirthen ſtets wieder zu beſetzen und fol« 
hergeftalt als felbfiftländige Güter zu erhalten, befland in den Lauſttzen 
nicht; es hing dies mit der von der Krone Sachen weniger abhängigen 
fländifchen Verfaffung und eigenen Berwaltung, insbefondere aber mit der 
Pflicht der Mittergutsbeflger zufammen, die dffentlichen Steuern für ihre 
Dorffchaften zu vertreten. | 

Uebrigens war das Maaß der Dienftleiftungen und Abgaben, wenn 
nicht geſetzlich beſtimmt, doch auf dad gewöhnliche und hergebrachte be⸗ 
fhräntt. Jedenfalls fand alfo Feine perſonliche Leibeigenfchaft In derjenigen 
Ausdehnung Statt, wie fie ältere Rechtslehrer, verleitet vom Roͤmiſchen 
Hecht, dahin definitten, daß der Beſitz, wie das Maaß der Dienfte des 
Zeibeigenen lediglich von der Willkühr und dem Belieben des Gern ab« 
Hänge. Eins der entfchledenften Kriterien für die Leibeigenfchaft, ein An⸗ 
tHeil des Guts⸗ und Leibherrn am Nachlaſſe des Eigenbehörigen oder vie 
Löfung ter Erbſchaft durch ein fogenanntes Mortuarium oder Befthaupt, 
iſt in den Lauflgen fo wenig, wie in der Mark, gebräuchlich gewefen. 

. Befonderd hervorzuheben ift unter den Lanveöfultur« Verordnungen der 
Dbersfaufig das Oberamts⸗Patent v. 18. Aug. 1727 nebſt Landtagsbe- 
un wegen Waͤſſerung ber Wiefen, freien Wafferlaufs und Räumung der 

ffe, welches erſt neuerlid, aufgehoben iſt. 1) 


1) 8. ©. 1844. ©. 112 seg. 
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IV. 
Oft- und Weftpreußen. 


Der zur Einführung des Chriſtenthums, nach den Verleihungen Kaifer 
Friedrichs TI. und des Pabſtes Gregor IX., vom Deutfchen Ritterorden 
unternommene Eroberungdftieg (1230 bis 1249) hatte tie Unterjochung 
der Slaviſchen und Polnifchen Bevölkerung zur Folge. Mit den zahlreich 
berbeigezogenen Deutfchen Koloniften Fehrten auch in diefe Provinz Deutfche 
Sitten und Rechte ein, zuerſt in den WeichfelsNiederungen und im Kulmer, 
Michelauer und Thorner Lande, durch Blämifche und Niederlänvifche An⸗ 
ſtedler. Die fogenannte Kulmtfche Handveſte von 1232 und 1251, heryor⸗ 
gegangen aus Deutfchen Rechtsgewohnheiten, bildete die rechtliche Grund» 
lage für die neuen Beflgverbältniffee Dex weit verbreitete Stand der fog. 
Koͤllmer in Preußen, zum Theil in ganzen Ortfchaften, zum Theil vermengt 
in den Dörfern, zum Theil auf einzelnen Höfen — am häufigften im 
Weichfelthal, fodann in Mafuren — (woſelbſt fih bis jetzt die Polnifche 
Sprache als vorherrfchende erhielt), — hat feinen Namen vom Kulmifchen 
Nechte, nach welchem er angeflevelt wurde. Dies Necht, tm Anfchluß an 
die Kulmifche Handveſte, durch Gerichtögebrauc, ausgebildet und In einer 
Sammlung, unter dem Namen des „alten Colms“, zufammengeftellt, wurbe 
in Preußen bald als allgemeines Landesgeſetz betrachtet. Zwar hatte im 
13. Jahrhundert nad Lehnsſyſtem auch in Preußen Pla gegriffen und der Deutfche 
Orden, befonders in den fpäter an Polen gefallenen drei Balatinaten Kulm, 
Marienburg und Pommerellen, viele Lantgüter zu Lehnsrechten verliehen. 
Nach Vereinigung diefer Landestheile mit Polen, fchon 1454, fodann durch 
den Thorner Frieden, 1466, verordnete jedoch der Polnifche König Eaftmir 
tm Privilegium von 1476 die Abfchaffung aller Feudal⸗ wie ter Preußi⸗ 
fen, der Magdeburgifchen und der Pommernfchen Rechte und an deren 
Stelle die allgemeine Anwendung des Kulmifchen Nechtes, nebft Befreiung 
der Güter von allen und jeden, den Obrigfeiten und dem Orden daran 
zuftebenden Hebungen und Leiſtungen; nur der Krone wurde ein geringer 
Zins von ven Gütern vorbehalten. 1) Auch fyäterhin achtete mıan für no» 
torifch, daß das Kulmifche Recht in der ganzen Provinz, einfchließlich des 
Ermelandes, nur mit Ausnahme des Netpiftriftes, welcher letztere ehedem 
u Stoß Polen gehörte, jederzeit als das einzige und eigentliche Landrecht 
n Unfehung aller Stände gegolten habe. ?) 

Das Kulmifche Recht der Beſitzungen befand in deren freiem und ver⸗ 
erblichem Eigentum; nur die Pflicht zum Kriegsdienſt war den Beflgern 
Köllmifcher Güter auferlegt. 

Bereits der Unterwerfungd-Vertrag von 1249 hatte auch die unterjoch“ 
ten Preußen, fomelt fle zur chriftlichen Religion ÜDergegangen und bei der» 
felben verblieben, von der Leibeigenfchaft befreit. Es hieß darin, „daß alle 
Menfchen gleich ſeien und nur durch Die Sünde zu Knechten gemacht wür« 
den.“ Man ließ den Unterjochten die Grundſtuͤcke zu Eigenthumsrecht, 
nur gegen Dienfle, mit dem Mechte der Vererbung, jedoch befchränkt auf 





- 1) Provinzial s Recht der Provinz Preußen, I. Band von Lemann unb 
v. Strombed, Hiftorifche Ginleitung, S. 22, 128, 168, 246; ıbid. II. Abthl. 
Privilegum Casimiri regis de 1476. S. 3 und 4. 

2) N. C. €. Thl. V. S. 2125. — Inſtruktion für die Weſtpreußiſche Regies 
e. vom 21. Septoͤr. 1773. 8. 13 b. in Rabe's Sammlung. Bd. I. Abthl. 5. 
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Des und Ascendenten, Brüder und. Brüberfinder. *) In Folge neuer Auf- 
fände fielen indeß die meiften eingeborenen Bauern in die Leibeigenfchaft 
wieder zurüd,. Ste wurden zwar ald hoͤrige Unterthanen des Ordens betrach⸗ 
tet, Eonfervirten indeß nach Gewohnheit, dann — gemäß ven Landes⸗Ord⸗ 
nungen der Hochmelfter — die Vererbung der Güter auf einen münnlichen 
Abkoömmling. Die Landes- Ordnung von 1444 verbot einerfeitd zwar die 
Aufnahme eines Bauern ohne des bisherigen Herrn Losbrief, beftimmte 
indeß andererſeits: „daß wenn ber Bauer fein Erbe bringe an einen Ges 
währdmenn mit Wiffen und Willen feines Gern und diefem feinen Zins 
bezahlt habe, derſelbe dann nicht verhindert werben folle, frei abzuziehen, 
wohin er wolle" Auch manchen eingeborenen Preußifchen Grunpherren 
war das Mecht verliehen worden, die Güter mit Bauern zu befegen, und 
war jure perpetuo, haereditario culmensi gegen Zins und Dienftleiftun« 
gen 2), wodurch die fogenannten Preußifch- Freien entflanden. 

Außerdem verbreiteten ſich während der Volnifchen Herrfchaft in Weſt⸗ 
preußen und von bier aus felbft nach Oftpreußen emphyteutiſche Beſitzver⸗ 
häftniffe, befördert durch die Anwendung des Roͤmiſchen und Kanonifchen 
Rechts, theild als Zeitemphyteufen auf Lebenszeit, auf beftimmte Jahre oder 
Generationen, theild ald erbliche, wobei dem Gmpfgtenten in der Regel 
die Gebäute, die Hausflätten und Gärten nebft dem Inventarium, — als 
Meliorationen — gehörten, dem Grundherrn das Vorkaufsrecht und ein 
Laudemium, ingl. ein Einftandögeld und ein jährlicher Kanon vorbehalten 
war und alle emphhteutifchen Befiger veffelben Orts für Einſtandsgeld und 
jährlichen Kanon verpflichtet wurden. ®) 

Der Provinz Preußen eigenthümlich find folgende baͤuerliche Beſttzver⸗ 
hältniffe: a) die fogenannten Efofationdgüter (auch Ausmanfländereien) im 
Weichbilde der. Städte Kulm und Danzig. Im 13. und 14., wie zu Ende 
des 16. Jahrhunderts wurden wüßte, zn entwäflernde Grunpftüde der Käm⸗ 
merelen unter die Bürger, zur Inftandfegung der fläptifchen Wohngebäude 
aus den Nubungd-Erträgen, vertheilt und von ben Bürgern periopifch in 
erneuerten Zeitemphyteut⸗Kontrakten, befonderd an Menvniten, jur Kultur 
und Benutzung ausgethan *); b) die fogenannten — urſprünglich König« 
fihen — Lahn⸗, wie Quart⸗ oder Gratial-Güter in Weftpreußen, auf des 
ten einzelnen Hufen — je der 20ften — die Verpflichtung zur Geftelung 
und Ausräftung eines Soldaten, fpäter eine Ubgabe (Lanowe oder Hufen- 
geld) haftete, welche im Uebrigen Breigüter waren. 5) 

Mehr in Weſt⸗, als Oftpreußen wurden im Laufe der Zeit viele Bauer⸗ 
güter auch in auffündbare Zeitpacht, gewöhnlich von 3—6 Jahren gefekt, 
"Dabei die Dienfte und Abgaben wilführlich verändert und erhöht, wobei 
die öffentlichen Laſten den bäuerlichen. Wirtben zur Laft- blieben, mitunter 
auch felbft die Gebäude von ihnen erbaut und erhalten wurden; doch Fon« 
ſervirten perfänlich Freie dieſe Eigenfchaft. Im Ermelande war ber Beſatz 
an &ebäuden ein Eigenthum des Wirths. 

Penn gleichwohl Weftpreußen im Wefentlichen feine Berfaffung bebielt, 
indem zur Gültigkeit der Polnifchen Gefege die verausgegangene Zuſtim⸗ 





3 v. Baczko’s Gefchichte von Preußen. Thl. L S. 269. i , 
© 2 Urtunbliches zur geracte mb Besfahung, Deeupene rin 1841. 
. 19. v. Baczko a. a. O., . J. S. 292. — Voigt, Ge te Preußens. 

BSd. 1. ©. Pet Br. IV. S. 594, s ’ 

3) BrovinzialsMecht non Weſtpreußen, Abih. J. S. 131 soq. — Seiitſchrift 
fr die Landes Rulturs@efehgebung ıc. Bd. I. ©. 353, 

4) Zeitfchrift für die Landes Kultur» Befepgebung x. Bd. J. S. 352 ff. 

5) Weftpreuß. Provinzial Recht, IT. Abth, Urkunde Nr. 34. ©. 177. 
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mung von Deputitten der Weftpreußtfchen Stände erforderlich war, fo ge⸗ 
rieth der Bauernfland doch während der Verbindung mit Polen in weit 
drückendere Verhältniffe, deren Verbeſſerung erft mit ver fpäteren Geſetzge⸗ 
bung Sriedrichd des Großen, nady Erwerbung der Provinz im Jahre 1772, 
eintrat, wo auch tn Weſtpreußen das Oſtpreußiſche Landrecht von 1721 
eingeführt wurde. 
ESchon im 16. Jahrhundert fuchte der Weſtpreußiſche Adel, gegenfiber 
den Beftrebungen der Stätte auf Vervollfländigung und Lmarbeitung des 
Kulmtfchen Rechtes, und gegenüber dem Privilegium Caſimirs von 1476, 
fingulaire Rechte, insbeſondere wegen des Vorzugsrechts der männlichen 
Erben vor den weiblichen an ten Gütern, wie an der beweglichen Verlafs 
fenfchaft des Vaters und der Mutter, behufs der Konfervation des DVermd- 
gens und des Flors der adlicyen Familien, feflzubalten und erlangte auch 
1599 das fogenannte „‚jus terrestre nobilitatis Prussiae correetum“, 
deffen Beftimmungen über die Erbfolge unterm 21. September 1773 beftä- 
tigt und nur näher präcifizt, auch fpäter, bei Publikation des Weſtpreußi⸗ 
fhen Provinzial⸗Rechts von 1844, aufrecht erhalten ſind. 1) 

In Oftpreußen fämpften feit 1466 vie der Polniſchen Oberlehnshert⸗ 


Schaft unterworfenen Hochmeifter und fpäteren Herzöge gegen die Stände, 


welche ſich auf Polen ftügten, für die Erhaltung ver bäuerlichen Perſo⸗ 
nen und Befigrechte, Deren ſukceſſive Befchränfung, 1525 — gleichzeitig 
mit dem Bauernfriege in Deutfchland — auch im Samlande einen Bauern- 
aufftand hervorgerufen batıe. Das vom Könige von Polen beftätigte Tefta- 
ment des Herzogs Albrecht von 1567 2), befreite hierauf „aus fürftlicher 
Macht” ale Preußen, die im Herzogthum, in den Domainen, wie unter 
der Herrfchaft des Adels oder der Städte, wohnten, für ihre Perfon vom 
leiblichen Enechtifchen Eigenthum, „fo daß fle hinfort freier Geburt fein 
und ſich folcher nicht weniger ald antere Kölmer getröften, diejenigen, 
welche ſtudirten auch rüdfichtlich ihrer Güter vom Unterthänigfeitsverbande 
frei fein ſollten.“ 

Spätere Landes⸗Ordnungen von 1577 und nach Erwerbung des Her⸗ 
zogthums feitend des Brandenburgfchen Regentenhauſes (1618), von 1640, 
beftimmten indeß, daß ein Bauer und ein Bauernkind nicht ohne fchriftli« 
chen Lodfchein fortziehen dürfe, durch Uebernahme unterthäniger Güter in 
die Unterthaͤnigkeit eintrete, vaß bei erlevigtem Erbe von den männlichen 
Erben einer, welcher der Gutsherrſchaft gefillig fei, auf dem Gute 
bfeiben müjfe, hingegen Bauerntöchter und Wittwen für ihre Perſon frei 
und ungehindert ziehen koͤnnten, wohin fie wollten, indem die Herrſchaft in 
Ermangelung männlicher Exben das Gut zu verſchenken und zu verfaufen 
befugt ſei; daß auch von ven chne Noth daheim bebaltenen Kindern nur 
eines im der Herrfchaft Dienft treten müſſe, hei mehreren Söhnen, anfer 


dem Nachfolger im Erbe, die anderen ein Handwerk lernen könnten. Damit 


flimmt im Wefentlichen das ältere Breußifche Lanprecht von 1620, wie das 
unterm 27. Juni 1721 in verbefferter Geftalt verfünnigte Landrecht des 
Königreichs Preußen (Buch V. Titel XV. „von der Erbſchaft der Freien 
und Bauern”) überein. Danach follte a) ein Kölmer, welder ein 
bäuerlihes Gut annimmt, fih bäuerliden Rechtens halten, umges 
fehrt aber ein Preuße, der mit Wiffen und Willen feiner Herrſchaft von 
diefer feines Eigenthums Insgezählt worden und fih in das Kölnifche 





4) Weſtpreuß. Provinzial⸗Recht. Bd. I, hiſtoriſche Linenng S. 23. — 
Rabe, Bd. J. Abth. 5. ©. 737 2eq., G. ©. pro 1844. ©. 103. 
2 Privilegia der Stände des Herzogthums Preußen. Braunsberg, 1616. 
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ſetzt, auch koͤmiſche Freiheit genießen; nach dem Tode b) eines 
Preußiſchen Bauersmannes tolle diejenige nachgelaffene fahrende 
Habe, welche zur Befegung des Erbes (des Bauerguts) nicht von Nöthen 
iſt. an fein Weib, feine Kinder und nächften Verwandten fallen; wo 
männliche bäuerlicde Erben vorhanden, einer verfelben, nah Wahl der 
Herrfchaft, auf dem bäuerlichen Er bgute bleiben, in Grmangelung männli« 
her Erben aber der Herrſchaft freiftehen, einer der Töchter einen Mann zu 
geben, damit fle auf dem Gute und Erbe bleibe; beim Mangel von Descen⸗ 
benten und bei der Untüchtlgfeit der Wittwe, follen die zur fahrenden Gabe 
erbberechtigten DBerwandten das Bauergut und Erbe angemeffen befeten; 
felbft des verſtorbenen Wirths Bruder, welcher unter derſelben Herrſchaft 
wohnhaft, folle rad Bauergut erben. In Bezug auf die fahrende Habe 
gilt unbedingt Inteflat» Erbrecht, die erbenven Berwandten mögen unter 
derfelben Herrſchaft gefeffen fein vder nicht. Beim Tode c) eined Preu⸗ 
ßiſch-Freien, fofern er feine männlicdyen Erben binterläßt, faͤllt das Preu⸗ 
Fifche Freigut zwar der Herifchaft anheim, doch koͤnnen Wittwe oder Töch⸗ 
ter, welche auf dem Bute bleiben wullen, ſich mit der Herrfchaft vertragen; 
entgegengefesten Balls fol die Herrfchaft das But nem nädıften Verwand⸗ 
ten zum Kauf anbieten, wofern ſie e8 nicht verfchenfen oder einem treuen 
Diener überlaffen möchte, 

In Bereff der perfönlidhen Unterthänigfeit der Preußifchen 
Baueröleute, im Gegenſatz zu den Breien, beſtimmte $. 2. im Allge⸗ 
meinen, daß auch andere männliche Exbnehmer, ohne Willen und Zulaß 
ihrer Hersfchaft, nirgend hin, denn unter diefe, fich zu begeben befugt feten, 
ter 6. 5. jedoch weiter: daß ven mehrern nachgelaffenen Söhnen Hand 
weıfe & lernen nicht verboten fel und daß andere von den Gute abgefun- 
dene Söhne nur dann unter der Herrſchaft bleiben follten, wenn fle wieder 
dergleichen Güter erhalten, andern Balls fie ſich wegen ihres Abzugs mit 
des Herrichaft zu vertragen hätten. 1) 

J Das hierzu ergangene Edikt wegen der Erbtheilungen v. 6. Okt. 1722 

eſagt: 
„daß bisher im Königreich Preußen und beſonders in Litthauen mit der Unter⸗ 
„thanen Berlafienfchaft übel, den Mechten und der Billigfeit zuwider, verfahren 
„sei; es folle das mit Fleiß und faurer Mühe erworbene Bermögen ber Unter: 
„thanen auf deren Erben kommen, weshalb, wenn in Zukunft ein Bauer, Koſſäͤth 
„oder Gärtner verftirbt, Feiner als feine Kinder ober in deren Grmangelung feine 
„nächflen Freunde und Anverwandte, dem Landrechte gemäß, feine Berlaffeufchaft, 
„fie beftehe, worin fie wolle, nur nach Abzug der Hofwehr und des Grund⸗Inven⸗ 
„tariums, erben follten. Mit diefer folle fodann das Gut einem von des Verſtor⸗ 
„beuen, zur Wirthſchaft tüchligen Söhnen ober wenn Feiner vorbanden,. dem 
„Schwiegerfehn wieder überlafien, fonft aber nebſt Hofwehr einem andern tüchtis 
„gen Wirthe übergeben werden. Ueber ihr MobiliareBermögen follten auch 
* Me zu teftiren befugt fein; nur dürfe das Vermögen nicht außer Landes 
„gehen“. 

Daß durch die allgemeine Mecken⸗ Dorf» und Acker⸗Ordnung yon 1702 
allen leibeigenen Domainen- Bauern die perfönliche Freiheit gegen Er⸗ 
werbung des Guis in Ausficht geſtellt war, ift bereitd oben erwähnt; desgl., 
wie nach Entodlkerung von Oſtpreußen und Litthauen durch die Peſt 
(1709-1711), allen Einwanderern und Anſiedlern auf Königl Domai⸗ 


€ A) gemann und v. Strombeck, Weſtpreuß. Provinzial⸗Recht. Thl. 1. 


* Lemann und v. Stronmibeck a. a. DO, Thl. I. ©. 12, Urkunde 
r. 6. 
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nen perfönliche Freiheit und Erbrecht am Gute zugeſichert wurde. Wieder⸗ 
holt verordneten ferner die Reſtripte und Patente v. 30. Dez. 1718, 10. Juli 
1719 und 24. März 1723: 

„daß die bäuerlichen Teibeigenen Untertanen auf ven Domainen ihre Höfe erblich 
„beiigen, viefelben auch mit Konfens der DomainensKammern verkaufen, daß fie 
„unter ihren Kindern den tüchtigfen zum Nachfolger im Erbe wählen, dagegen ihre 
„Brundflüde aus eigenen Mitteln erhalten und bewirthichaften follten und baß bie 
„Leibeigenfchaft völlig aufgehoben fein folle“. 


Die Wirkung dieſer Verordnungen befland indeß nur in der Beflätigung 
des bereitö im Landrecht von 1620 anerkannten bäuerlichen Erbrechts; denn 
der Erwerbung des Eigenthums ftellte ſich einestheils die Vermoͤgenslage, 
pteleicht auch die geringe Einficht ver Bauern, anderntheild das Intereffe 
und die Antipathie der Amtöfammern, wie der Domainen » Beamten und 
Pächter entgegen. 1) 

Indeß ermuchfen aus biefen zur Hebung des Bauernftandes erlaffenen 
Berordnungen, wenn zunächft auch nur vereinzelt, doch beffere Beftgverhält« 
niffe, welche fi} von denen der gewöhnlichen Schaarwerfähauern günftig 
unterfchieden. 

Schon fland von Altersher allen nach Kölmifchen Hecht verliehenen 
Gütern die Freiheit von bäuerlichen Kaften und Pflichten zu, foweit ders 
gleichen nicht bei der Verleihung ausdrücklich übernommen waren. Mit 
der Didmembration und Verteilung verödeter Domainen » Vorwerfe an 
baͤuerliche Einfaffen entftanden Erbzinsbeflger und Zeitemphyteuten; bei Ur⸗ 
barmachung und Dismembration Königl. Korften, Eigenthümer (Chatoull⸗ 
Kölmer) oder erbliche Nießbraucher gegen Abgaben und Forſtdienſte (Cha- 
toull⸗Bauern); in der Memel-Niederung, bei der Befreiung vom Hofepienft 
gegen erhöhten Zind, die fogenannten Huchzinfer (auch Aſſekuranten); fer- 
ner bei Verwandlung der Dienfte in Zins, Schaarwerks- Freibauern. Die 
in ven Jahren von. 1729—1736 wegen Religions⸗Bedrückung aufgenom- 
menen Koloniften aus der Schweiz und aus dem Salzburgifchen erhielten 
die Grundſtücke zu erblichen Nugungsrechten frei vom Schaarwerks⸗ und 
Hofedienfte, vorbehaltlid, von Burg⸗ und Baubdienften. ?) 

Späterbin kamen, befonderd auf den Königlichen Domainen, Erbpachts⸗ 
bauern dazu. Ueberall festen ſich eigenthümliche Beſitzer von Häufern und 
einen Stellen (Eigenfäthner), und im Polniſchen Weftpreußen, auf gero⸗ 
detem Waldboden, wurden die fogenannten Puſtkowier angefekt. 

Adliche Güter mit befonderen Vorrechten gab es in der Zeit des 
Deutfhen Ordens und fpäterhin in Preußen nicht. Erſt durch die Ders 
ordnung des großen Kurfürften vom 16. Juli 1663 wurden alle diejenigen 
Zölmifchen Güter für adliche erklärt, welche bis 1612 von Perfonen adlichen 
Standes beſeſſen worden. ®) 

Die Aloviftfation der in Oftpreußen beftehenden Lehnsguͤter Seitens 
des Landesherrn erfolgte 1732 und 1738, 

Auch für Weftpreußen und die dazu gehörigen Aemter wurde fpäterhin 
unterm 31. Oktober 1780 eine Dorf» Orbnung erlaffen, welche in Betreff 
der Leitung der Dorfs⸗ und Gemeinde-Angelegenheiten, ſodann der Lande 
Fultur, z. B. Düngerbereitung und Verwendung, Saat und Aderbeftelung, 





1) Grube Corpus cost. prutenic., Königsberg, 1721. Th. M. &. 425. 
— Provinzial⸗Recht von Weftpreußen, TEL. J. ©. 71. 

2) Dönniges, die Landes: KultursGefebgebung Preußens, I. Bd 2. 5. 
S. 240 und die vafelbft angegebenen Edikte und fonfligen Beläge. — Oftpreuß, 
ProvinzialRecht. Berlin, 1801; Sufap 105. 108. 116, 118. 

3) Wefpreuß. ProvinzialsBlecht, Th. L. ©. 246. 
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Viehzucht, Klee«, Esparfett⸗ und fonftigen Fntterkraͤuter⸗ Garten⸗ Gemuͤfe⸗ 
Tabacksbau u. ſ. w, vie ſorgfältigſten und ſpeziellſften Anweiſungen enthält, 
eine tiefeingehende Tandesväterliche Fürſorge des großen Königs beurkundet 


und ſelbſt noch für die Gegenwart als ein Muſter praktiſcher Inſtruktion 
für bäuerliche Wirthſchaften betrachtet werden Tann. °) 


V. 


Pommern. 


Auch nach dem (urſprunglich Wendiſchen) Pommern bin hatten ſich mit 
der Einführung des Chriſtenthums im 12. Jahrhundert und der Lehnsver⸗ 
bindung Ted Landes mit dem Deutfchen Meiche, Deutfche Kolonifationen, 
mit ihnen Deutiche Sprache, Üemognbeiten und Rechte weit verbreitet. Ein 
Ueberreſt der Wendiſch⸗Slaviſchen Sprache blieb zulegt in wenigen Zheilen 
von Hinterpommern und nur in einzelnen Ortfchaften noch zurück. Das 
von Deutfchland, herübergefommene Lehnweſen, befonderd bei den Rittergü⸗ 
tem, wenn aud mit mannigfachen Mopiflfationen, hat fich in Pommern 
weit außgetehnt und felbft nach der auch bier im vorigen Jahrhundert ge⸗ 
gen einen Lehnskanon erfolgten Allodiflfation, am längften erhalten, obgleich 
früherbin zwifchen den nach Befreiung vom lehnäherrlichen Verbande ſtre⸗ 
benten atlichen Familien und den Pommernfchen Herzögen, ald Lehnsher⸗ 
zen, harte Kämpfe und Fehden flattfanden, die für manche adliche Bamilien 
einen blutigen Untergang zur Folge hatten. Noch jetzt Iaftet das Lehnwe⸗ 
fen ſchwer auf der Kultur- Entwidelung des Landes; Tangmierige zahlloſe 
Streitigkeiten über Sukceſſton u. ſ. w. haben die Vermoͤgensverhaͤltniſſe vie⸗ 
ler Familien zu Grunde gerichtet.*) 

Die Ausbreitung der Deutfchen Sprache und der Deutfchen Rechte ſtan⸗ 
ben urfpränglich —* in Wechſelwirkung; ſchon im Jahre 1604 ſtarb 
in Rügen vie letzte Familie aus, welche noch Wendiſch reden konnte.) 
Die angelegten Städte wurden ſämmtlich mit Lübiſchem, Magdeburgiſchem 
oder Kölmifchem Recht beliehen; daſſelbe galt alsdann in der Regel auch 
für die Dorfſchaften in deren Weichbildern.) 

Die Koloniſation ging auch in Pommern meiſt von den Kloͤſtern aus 
und fie erfolgte, wie in Schleflen und der Mark mittelft Unternehmer (lo- 
eatores, Schulzen); obwohl in Pommern die Wendifhen Einwohner in 
größerer Zahl neben ten Deutfchen Einwanderern noch lange fortbeftanden, 
übrigens eingeborene Fuͤrſten, wie in Schleſten, blieben. 

n Betreff der perfönlichen, der Beſttz⸗- und Leiftungdverhältniffe des 
Bauernftandes find befonders die Zeugniffe zweier Älterer Schriftſteller an« 
zuführen, nach welchen ſich in Pommern ein wefentlicher Unterſchied zwifchen 
ten Wendiſchen und den Deutfihen Bauern erhielt, und die firengere Hö⸗ 
rigkeit mit harter Dienftpflicht Hauptfächlich auf erfteren Taftete. 

Kanzow (welcher um 1530 Iebte, ſchildert die Zuſtaͤnde wie folgt: °) 

„Der Banern Wefen iſt nicht durchaus gleich. Etliche Haben ihr Erbe an den 
„Höfen, baraüf fie wohnen; diefelben geben ihre befcheidenen Binfen und haben 
„and, befimmten Dienft; diefeiben ſtehen wohl und find reich, und wenn einem 
„nicht beliebet, auf dem Hof länger zu wohnen, oder feine Kinder darauf wohnen 


4) Weſtpreuß. Provinzial⸗Recht, Shi. IL Urkunden ©. 184. on 
2) Berdt. „die Lehnsverfaiung in Bommern und ihre Reform”, von Bülows 
Gummerow. Berlin, 1848. 
3) Tiſchoppe und Stenzel a. a. O., ©. 131.. 
4) a. a. O., 6. 127. 
5)-Kanzow's Pommerenis, Br. IL, . ©. 418. 
Sandes- Kultur Geſeha .· Bd. 1. D 
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„st laſſen, fo verfaufet er den Hof mit feiner Herrſchaft Willen, und giebt ber 
„Herrſchaft den Sehenten vom Kaufgelde“. | 

„Aber mit den Anderen iR es nicht fo; die haben an den Höfen Fein Exbe, 
„und müfen den Herrfchaften fo viel dienen, als fie nur immer von ihnen haben 
„wollen und können, oft aber ſolchen Dienft leiften, daß fie ihre eigenen landwirth⸗ 
„fchaftlichen Werke zu verrichten nicht im Stande find, und müſſen deshalb vers 
„armen und entlanfen., Es iſt von diefen Bauern ein Sprichwert, daß fie mur 
„ſechs Tage in der Woche dienen, den fiebenten müßten fie Briefe tragen”. 

„Demnach find diefe Bauern nicht viel anders denn leibeigen; die Herrfchaft 
„verjagt fie, wenn fie will; wenn aber die Bauern anders wohin ziehen wollen, 
„oder ihre Kinder fi an andere Orte begeben und es nicht mit @imwilligung 
„der Hersfchaft thun, obgleich ihre Höfe zu guter Wehre gebracht, fo Holet fie 
„dennoch die GHerrfchaft wieder als ihre eigenen Leute und dürfen bie Bauerns 
„Kinder, es fei Eohn oder Tochter, nicht aus ihrer Herrichaft Güter zieben, fie 
„gebe e& denn befonders nad. Es ift nicht genug, daß ihres Vaters Hof befegt 
„it, fondern fie müffen auch andere wüfte Höfe, wo die Herrfchaft will, annehmen 
„und bauen; doch entlaufen ihrer viele oder ziehen heimlich ab, fo daß oft bie 
„Söfe wüfte werden; alsdann muß die Herrfchaft feben, daß fie einen anderen 
„Bauern darauf bringt; Hat dann der Weglaufende nichts beim Hofe gelaffen, fo 
„muß die Gutsherrſchaft demjenigen, der wieder darauf zieht, Pferde, Kühe, - 
„Schweine, Pflug, Wagen, Saat und anderes dazu geben, damit er ben Hof bes 
„ftellen Tann, und bisweilen noch etliche Jahre zinsfrei dazu”. 

Im Wefentlichen damit übereinftimmenv, heißt e8 in Micraelius altem 
und neuem Pommerlande von 1640: ') 

„Die Bauern find fo weit leibeigen, dag fie müflen immerzu, wenn es von 
„ihnen verlangt wird, Wagens und Fußtienſt thun, und fo fie entlaufen, muß 
„man fie ihrer Herrfchaft, wenn fie fie ausgefpürt hat, wieder verabfolgen laſſen; 
„Tann aber der Bauer nicht ausgefpürt werben, fo muß der Edelmann einen an- 
„dern Bauern auf den Hof fegen und ihm die Hofwehr, das find Pferde, Kühe, 
„Schweine, Schaafe nnd Korn geben, daß er damit eine Nahrung anfangen fann. 
„Der Bauer ift fobann nicht viel weniger als leibeigen, denn er hat am Hof und 
„Ader nichts eigenes, fondern wenn es dem Herrn gefällig ift, fo mag er ihn 
Pa feine Kinder davon floßen, und es muß beim Hofe die Hofwehr gelafien 
„werben“. 

„In etlichen Orten, als im Lande zu Rügen, Bart, Treptow an der Tollenfe, 
„bei Boris und Rügenwalde, wie auch meiſtens unter den Städten, haben es die 
„Bauern beffer, weil fie beflimmte oder doch nicht fo befchwerliche Dienfte thun 
„dürfen, und tie Höfe zum Erbe haben x. Außerdem geben viele Bauern ihren 
„beftimmten Zins an Gelde und Getreide, je nachdem fie viel Land bauen, und 
„dürfen darüber feinen Zins oder andern Schoß entrichten, außer wenn ein ges 
„meiner Landſchoß ausgefchricben wird“. 

Als Wenpifches Recht wird die Abgabe eines Zehnten flatt der Pacht 
und der Gebrauch des Hafens, wonach der Betrag des Dezems beflimmt 
wurde, anftatt des Pfluges, bezeichnet. Die Zablung eined Laudemiums 
beim Verkauf ver freien Güter galt als Deutfchyes Recht. 

Nah den älteren Bauerortnungen von 1570 und 1582, wie nach der 
erweiterten und erklärten Bauer» und Schäferortnung Herzog Philipps von 
Pommern vom 16. Mat 1616 *) (aufgelegt 1646) werden die Bauern im 
Allgemeinen als Ieibeigen — homines proprii et coloni glebae adscripti 
— bezeichnet und wird bemerkt: 

„daß fie von ben ihnen einmal eingethanen Höfen, Aedern und Wiefen nur ge: 
„ringe jährliche Pächte zahlten, dagegen allerhand ungemeflene Brohndienfte ohne 
„Limitetion und Gewißheit leifteten, Fein, dominium oder Brbgerechtigfeit irgend 
neiner Art hätten, von den Gatsobrigkeiten ent⸗ und verfept werden könnten, 
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„und ſich ohne ber Erbherren Wiſſen und Willen, gleich ihren Kindern, an kei⸗ 
„nen anderen Ort begeben türften, was fle eiblich augeloben ober wofür fie Kau⸗ 
„tion flellen mußten; felbft der Kreifchulgen, Lehn: oder Erbmüller, auch Krüger 
„Söhne follten gleich anderen Bauern ihrer Herrſchaft mit Keibeigenfchaft unter: 
„worfen fein; anßer dem, was für Aufhebung ber Leibeigenfchaft gegeben wurbe, 
„mußte der Zehente von den Erbſchaften, die an andere Orte famen und zwar 
„nicht nur von Bauern und Kofläthen, fondern auch von Müllern, Schmieden 
„Dirten und deren Knechten und Mägven entrichtet werben. Selbſt den Beſitzer 
„eines Kaufhofes follte Die Herrſchaft auf einen anderen Hof von gleichem 
„Werihe verfeßen dürfen und nur jene Gerechtigkeit mit transferiren. Bei Ans 
Aegung von Borwerken mußte ber Bauer ohne Wirerfpruch weichen, die Herr 
„haft ihn aber in dieſem Falle mit Iebenviger und todter Habe, einfchließfich ber 
„Hofwehr, frei geben laffen und nebſt feinen Kindern von der Leibeigenfchaft uns 
„entgeltlich entlaffen, bei Kaufhöfen auch das Kaufgeld, das allein die 
„Höfe, und nicht die Hufen betrifft, erflatten and die Auffündigung ein 
„Jahr zuvor than“. 


Hin und wieder, beſonders in ten Weichbildern der Städte, hatten ſich 
Spuren des ehemaligen Eigenthums aus der Zeit Deutfcher Kolonifation 
erhalten, indem den Bauern, obwohl fle fpäter für nicht erbliche Befiger 
erachtet wurden, dennoch das Eigenthum der Gebäude und der Hofwehr 
gehörte. Die Schulzen⸗ und Bauerlehne in Pommern wurden übrigens 
fhon durch Die Verordnungen vom 9. April und 16. Iunt 1720 in Allo⸗ 
dialgüter verwandelt. 

Unter PBreußifcher Hoheit war das erſtarkte Königthum, und zwar zuerft 
in Bommern, bald für die Befreiung des beſonders hier tief herunter ges 
drücten Bauernftandes von den Feſſeln der perfänlichen Linfreiheit wie vom 
Diude der Belaflung feiner Güter eifrig beforgt; in der Erhebung und 
Reiftungsfähigfeit des Bauernflandes follte die weite und feſte Örundlage 
für Ten Aufbau des neuen Stanred gemonnen werden. Der erfte Schritt 
geſchah zunächft auf den Domainen, wo die Negierung freie Hand hatte. 

Die Verorinungen von 1706 und 1719 für die Hinterpommernfchen und 

Kamminfchen Aemter verordneten die Verleihung des Eigenthums der Bauer» 
höfe gegen Bezahlung der Hofwehr; damals freilich aus den bereitd mehr- 
fach erwähnten Gründen mit geringem Erfolg. Für diefelben Aemter er» 
ing ſodann jene merkwürdige Verordnung Friedrich Wühelm I vom 
2. März 1719 1), wonach: 
„der König in Srwägung gezogen, was es denn für eine edle Sache fei, wenn 
„die Unterthanen ftatt der Leibeigenfchaft fich der Breihelt rühmen, das Ihrige 
„deſto befler genießen, ihre Gewerbe und Wefen mit um fo mehr Begierde und 
„Gifer als ihre Bigenes betreiben und ihres Haufes und Heerdes, ihres Aders 
„und Gigenthums ſowohl für fi als die Ihrigen, für Gegenwart und Zukunft, 
„defto mehr gefichert feien“. 

In Kollberg diktirte Friedrich der Große unterm 23. Mai 1763 dem Geh. 
Finanz⸗Rath vou Brenkenhaff, in Gegenwart des Pommerſcheu Kammer⸗ 
Bräfidenten, die 26 Punkte zur Verbefferung der bäuerlichen Zuftände, darunter: 
„daß alle Leibeigenſchaft ohne das geringfte Raiſonniren, ſowohl in Königl., 
Anlichen, als Stapteigenthumspärfern von Stund an gänzlich abgeſchafft 
werde und alle Opponenten in Entflehung der Güte mit Boree dahin ges 
bracht würden, daß diefe von St. Majeftät feitgefeßte Ider zum Nutzen 
der ganzen Provinz ind Werk gerhtet werde.“ 

Die Remonftrationen der Vorpommerfhen Landflände hoben indeß be= 
ſonders die Befürchtung wegen Entvölferung des Landes und des Mangeld 





1) Duidmann, Pommerfche EpiktemBamımlung, ©. 1207, 1210. 
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milttairpflichtiger Mannfchaft hervor und es blieb hauptfächlich nur bei den 
Ano.dnungen wegen Wienerbefegung der wüften Bauerhöfe. *) 

Die Verhältniſſe blieben, befonders auf den Privatgütern, tm Weſentli⸗ 
chen unveräntert, wie die Bauer» Ortnung vom 30. September 1764 er- 
giebt, deren Titel III. F. 1. — freilich jener Königlichen Intention Fried⸗ 
rich des Großen entgegen — nur beftimmte: 


„Obgleich die Bauern in Pommern feine leibeigenen Sklaven find, bie ba 
„verfchenft, verfauft ober als res in commercio tractiret werben fönnten, und fie 
„deshalb auch was fie turch ihren Fleiß und Arbeit, außer der ihnen von ber 
„Herifchaft gegebenen Hofwehr erwerben, als ihr Cigenthum befigen, darüber frei 
„disponiten, und es auf ihre Kinder vererben Fönnen; fo if doch dagenen auch 
„außer Streit, daß Aeder, Wieſen, Gärten und Häufer, welche fie befigen, "wo 
„uicht in einigen Dörfern ein anderes durch Raufs Kontrafte, ober font ausdrück⸗ 

„lich feftgefeßet if, der Herrfchaft des Butes, als res soli eigenthümtich gehören, 
" „und fie von felbiger außerdem bie Hofmehr empfangen haben; fie ſelbſten aber 
„keine Erbzins⸗ oder Pachtleute, fondern des Guts eigenbehörige Unterthaneu und 
„glebae adscripti find, und von ben Höfen, Aedern und Wielen, weldıe ihnen 
„einmal eingegeben, nur geringe jährliche Pachte eutrichten; dagegen aber allers 
„hand Dienfte, fo wie Elche zur Beflellung des Guts nöthig und an jebem 
„Drte hergebracht find, leiſten müffen, auch fie und ihre Kinder nicht befugt find, 
„ohne Vorwiſſen und Ginwilligung der Gutsherrfchaft ans dem Gute ſich wegzu⸗ 
„begeben; dahero fie auch fein Dominium weder directum noch utile, auch feine 
„@rb:@erechtigfeit, nec ex Contraciu emphyteutico, nec libellario, nec Censuali, 
„weder eigenthümlich noch fonften daran haben, vielmeniger exceptionem perpetuae 
„coloniae, und daß fie und ihre Verfahren über 50, 60, auch wohl 100 Jahre, 
„die Höfe bewohnet haben, vorwenden fünnen. Es find alfo dergleichen zu dem 
„But Bigenbehörige und derſelben Kinder der GOuts⸗Herrſchaft in allem, fowohl 
„was bie von ihnen geforderte Dienfte betrifft, als auch, wenn ſie aus erheblichen 
„Urfachen, wegen der Befegung der Höfe, oder fonften zum Beſten des Gutes 
„erlaubte Veränderungen sornehmen will, gehorfam, und ohne zu wiberfprechen, 
„zu folgen fchuldig”. 


Das frühere Leibeigenfchafts - Verbältniß der älteren Bauer⸗Mrdnungen 
wurde danach nur andermeit umfchrieben. Auch wurde wegen der Der» 
bältmiffe der Inflleute und ledigen Perſonen nichts geändert, die Pflicht zum 
Loskaufen für alle Untertbanenfinder und tie Dienftpflicht ald Tagelöhner 
gegen Lohn und nothdürftigen Unterhalt, felbft für die von den Höfen ent⸗ 
fegten Wirthe und ihre Kinder, ſofern nur die Entfegung nicht unrechtmaͤ⸗ 
Big gefchehen war, fanktionirt und blos nachgelaffen, daß bei der Landwirth⸗ 
fchaft entbehrliche. Unterthanen⸗Soöhne zu Handwerfen und ftäptifchen Nabe 
zungen mit Einwilligung der Herrfchaft übergehen könnten, während ſolche 
Untertdanenfinder, die Gärtnerei, Iägerei oder Handmerfe anf Koften ver . 
Herrſchaft erlernt hatten, gutsunterthänig verblieben. Jedoch erfannte $. 11. 
Tit. III. wenigftend an, daß ein Bauer nicht ohne rechtmäßige Uxrfache, 
(Verſchlechterung des Guts, Veraͤußerung der Hofwehr, Schultenmachen, 
Nichtleiſtung der Abgaben und Dienſte), ſeines Hofes wider Willen entſetzt 
werden und Daß derſelbe wegen unrechtmäßiger Entſetzung an die Landes⸗ 
Dbrigkeit rekurriren dürfe, Au beftand eine Berbefferung des Zuftandes 
der Untertbanen darin, Daß ihre Mobiliarvermdgen als freies Eigenthum 
anerkannt und — nach den Regeln der Bütergemeinfchaft — der freien 
Erbtheilung unterworfen, daß ferner — abweichend von ten um biefelbe 
Zeit in anderen und namentlich den weftlichen Theilen Deutfchlands erlafr 
fenen Ordnungen der Art — beftimmt wurde: 


wbaß freie Menfchen, welche unterthänige Höfe annehmen, für fi und ihre Kin⸗ 





1) Preuß, Geſchichte Friedrich des Großen, Thl. I. Buch 5. 
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„der zu ewigen Zeiten freie. Leute bleiben, fofern bie Uebe 
„Leit nicht ausprüdlich zur Bedingung gemacht fei“. nahme ber Unterthänigs 


Hieraus bildeten ſich dann aber häufiger in Pommern bei den bäuerlis 
hen Rabrungen Pachtverhältniffe als Form ver Befigüberlaffung, im —* 
u hr ben gutöunterthänigen und darum fefteren Beftgverhältnifien der 

nbehörigen. 

Als Motiv für die glebae adscriptio wurde auptfächlich geltend ge⸗ 
macht, Daß nur dadurch einer fchädlichen —eE vos — —* 
beugt werde. fee ent 

enn der $. 1. faft nur beiläufig ver in einigen Dörfern vorbandene 
Kaufhöfe oder abweichender Verträge gedenkt, fo ergiebt de Kon bimang 
wie im Laufe der Zeit die Beflgverhältmiffe der Alteren Kolonifation nach 
Deutfchem Rechte zur Ausnahme geworden waren. 

Das oben gedachte Diktat Friedrichs des Großen vom Jahre 1763, da⸗ 
mald unmittelbar nach vollendetem flegreichen Kampfe und nad) dem 
Qubertöburger Brteten, „daß die Leibeigenfchaft abfolut abgefchafft fei“, 
ſollte erſt ein halbes Jahrhundert fpäter, erſt 1807, nach dem Tilſiter Fries 
den, in einer Zeit hoͤchſten Unglücks und tieffter Demüthigung Preußens, 
zur Wahrheit und That werden, als es galt, die Außerſte Schwächung des 
Staates durch die moralifche Kraft und Erhebung der ganzen Nation zu 
überwinden. Es konnte auch wohl die Aufhebung der perfänlichen Abhän« 
gigkeits⸗Verhaͤltniſſe des Bauernftandes nur in Verbindung mit einer weis 
fen Gefeßgebung über vie Ablsſung der dinglichen Hörigfelts- und Dienſt⸗ 
verhältniffe, mie mit der Befreiung Ted Bodens, gleichzeitig ter Bauern und 
der Gutsherren, ohne Gefäbrtung der beiderfeitigen Intereffen, ins Leben 
treten; nur in folder Vollſtaͤndigkeit Fonnte fle Die Grundlage werten zu⸗ 
glei für eine neue ſtaatsgeſellſchafiliche und landwirthſhaftliche Ordnung, 


v1. 
Großherzogthum Pofen. 


Der Agrarverhältniffe in denjenigen Landestheilen, welche bei der Erobe⸗ 
sung Preußend durch ben Deutſchen Orten (1230) zunächft umter deſſen 
Herrfchaft flanden, ſodann, in der Zeit von 1466 bis 1772 mit Polen ver» 
einigt waren, iſt größtentbeil® bereits bei der Provinz Preußen gedacht 
worden. . Dagegen gehörte der Netzdiſtrikt, welcher 1772 an Preußen 
fiel, fowie der üdtige Theil des jegigen Großherzogthums Pofen, welches 
fdyon einmal (1793) unter Preußifcher Hoheit geflanden Hatte, zu 
u gelen 

aſt um diefelbe Zeit, zu welcher Schleflen durch Deutfche Koloniften 
beoölfert wurde, find auch in Polen Städte und Därfer in ähnlicher Weiſe, 
wie bei Sthleften gefchilvert, nach Deutfchem Rechte, einige auch nach Pol⸗ 
em Rechte, neu gegründet oder doch nen eingerichtet worden. ?) 

Noch fpäter, bis in das 17. Jahrhundert hinein, find Deutſche Kolonien 

in Polen angeſetzt. So verbreitet aber, befonders in den Städten, das 


0: iR 3. B. die Stadt Poſen im Jahre 1253, Krafau 1257 nad 
Dentſchem Rechte angelegt. Es erhielten 1225 und 1233 die Gifterzienfer Mönche 
von Leubus große Striche wüften Landes an der Netze, ſodaun noch 3000 Hufen 
bei Filehne, mit der Freiheit von Bolnifchen Laften, zur Gründung eines Kloſters 
und zur Anlegung von Städten und Dörfern nach Deutſchem echte, mit Hesbeis 
Hebung von Koloniſten. (Tzſchoppe und Stengel, urkunden⸗Samml., S. 105, 
132, 125, 146.) 
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Sächftfche (Magdeburger) Recht war, fo gewann baffelbe doch, gegenüber 
den eingeborenen, bei Schleften geſchilderten Polniſchen Nechtöverhältniffen, 
niemals, wie dort, vas Uebergewicht. Diele adliche Gutsherren fanven es 
ihrem Vortheile angemeffener, die freien, nach Deutfchem Rechte angefetten 
-&igenthümer wiederum nach Polniſchem Nechte zu behandeln. ') 

Zwar mar auch in Polen, in früherer Zeit, die damals noch Fräftige 
Erbmonarchie bemüht, den Uebergriffen des Adels gegen feine nad) Polni« 
ſchem Rechte auf ven adlichen Gütern befindlichen Robothbauern entgegen« 
zutreten. — Cine Konftitution Caſimirs des Großen von 1347 fchaffte die 
mißbräuchliche Gewohnheit der Gutsherren, das bervegliche und unbeweg⸗ 
liche Vermögen ihrer Einderlo8 verftorbenen Unterthanen an ſich zu nehmen, 
als mwiverrechtlich und abfurd ab, indem von foldhem Vermögen nur ver 
Pfarrkirche ein Kelch zum Opfer dargebracht, dad Übrige aber, der Billig» 

‘Zeit und dem Mechte gemäß, den Bluts⸗ und verfchwägerten Verwandten 
überlaffen werben follte, 

Die Konftitutionen von 1347 und 1496 befchränften das Rückforderungs⸗ 
zecht der entwichenen anfäßigen Unterthanen auf ein Jahr, und gaben fer« 
ner den Bauerföhnen die Freiheit, wenn ein Bauer deren mehrere hatte, 
nach Anmeldung beim Grundherrn, zu fludiren oder ein Handwerk zu ler⸗ 
nen; fie ficherten ſodann den Deutſchen Koloniften die Befugniß zu, ihren 
Hof gegen Geftelung eines Gewaͤhrsmannes zu verlaffen, was für Pol⸗ 
nifche Unterthanen nur dann geftattet war, wenn der Grundherr im Kir» 
chenbann war, oder dem Dorfe ein Öffentliches Aergerniß gegeben Hatte. 

Ein Gefeg vom Jahre 1520 beftimmte, daß Sowohl adliche als Könige 
liche Untertbanen, welche vor dem Jahre 1520 zu keinen täglichen Roboth⸗ 
dienften verbunden waren, von einer fogenannten Lahnhufe nur einen Tag 
in der Woche arbeiten durften. Außer diefen wöchentlichen Robothdienſten 
hatten indeß die Bauern noch gewiffe außerorbentliche Schaarwerke mit 2 
oder 3 Mann aud jedem Haufe zur Erndte, zur Saatzeit, zum Jaͤten und 
dergl., ferner Haudwächter- oder Meifettenfte zu verrichten; wogegen dieje⸗ 
nigen Bauern, welche Zinfen gaben, vienflfrei, übrigens vie adlichen Doͤr⸗ 
fer meiftentheild von’ Einquartirung, Durchmärfchen, Soldatenwerbung und 
ähnlichen oͤffentlichen Laſten befreit waren. 

Auf den Königlichen Oütern waren die Leiſtungen der Bauern, deren 
Lage Aberbaupt eine ungleich günftigere blieb, und welche häufig zu Deut« 
ſchem Rechte angefegt waren, durch fogenannte Luſtrationen feftgefegt; 

fonnten die Königlichen Unterthanen auf den Domatnen bei den fogenann 
ten Referendariats⸗Gerichten gegen Bedrädungen Schuß fuchen. 2) 

Mit der Erbmonarchie im 16. Jahrhundert fiel jere Schranke des Rechts 
für die adlihen Untertfanen. Cine Konftitution von 1573 eriheifte den 
Grundherren die Befugniß: „ihre unter dem Vorwande der Religion un⸗ 
gehorſamen Unterthanen nad ihrer Einſicht zu beſtrafen.“ Unterthanen, 
welche Ackerwirthe und robothpflichtig waren, ſollten „mit allen ihren Rach⸗ 
kommen als ein Cigenthum des Grundherrn betrachtet und von demſelben 
verſchenkt, verkauft oder beliebig verfegt werden kͤnnen.“ 

Seitdem die von der Erbmonarchie getragene Staatsmacht durch Verän« 
derung dieſer Verfaffungsform in ein Wahlreich (15725, gebrochen und der 


1) Dönniges, Landes⸗Kultur⸗Geſetzgebung Breußens, Bd. I. 5.2 ©. 314. 
— Bei Untwidelung der Polniſchen Agrar⸗Verhältniſſe iſt befonders das Merk 
von Dönniges in Bezug genommen, da deffen Darftellung auf die Miniſterial⸗ 
Mlten und dieſe anf eine grirgbliche, dem Belek vom 8. April 1823 vorausgegan⸗ 
geue Erforſchung dev älteren und neueren Rechteverhaltniſſe gebaut iſt. 

2) v. Oſtrowski, Civil⸗Recht der Bolnifchen Nation, Thl. J. S. 85, 9 — 43. 
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Adel, mit Gutsherrlichkeit und Patrimonialgerichtsbarkeit unsgerhftet, zu⸗ 
gleih die ausſchließliche Landesvertretung und Gefeßgebung übte, nahm er 
eine fhranfenlofe Willkühr in Erhöhung der bäuerlichen Abgaben und Leis 
flungen, fowie in der DBeränderung von Kontraften und Privilegien bei je⸗ 
dem Gutswechſel, fogar als ein Ianbeöverfajfungsmäßiges Recht in Anfpruch 
und es war felttem den Bürgern und Deutfchen Koloniften, (Hauländern), . 
noch mehr den Bauern, gegen ihre Erb⸗ und Grundherren nicht einmal 
das Mecht zur Klage und zur Verfolgung der Bertragöverlegungen geftat« 
tet. Die Herabprüdung der bäuerlichen Nechtözuftände erfchien deshalb nur 
als eine natürliche und unabwenpbare Wirkung dieſer biftorifchen Prämife 
fen.t) Jeder adliche Pole war (nad, Fredro) ein Fleiner König und ein abe 
foluter Beherrfcher feiner Dörfer und Untertbanen und für den adlichen 
Mörder eined Bauern gab ed (nad) Oſtrowski) zwar ein dürftiges Geſetz, 
aber feinen Richter. *) Erſt die Konftitution vom 9. Mat 1791 fchägte 
die in Zufunft mit ven Gutsinfaffen eingegangenen Verabredungen, und 
erft der Traktat von 1768 hatte das Mecht der Gutöbeflger über Leben und 
Tod der Untertbanen widerrufen. ®) 

Ein wirkfamer Rechtsſchutz gegen die eben geſchilderten Zuflände trat für 
den Negdiftrikt erſt mit den Meformen Friedrichs des Großen (1772 
und 1773), für den übrigen Theil des Großherzogthums 1793 ein, als 
derfelbe zuerft unter dem Namen Süd- und Neu⸗Oſtpreußen mit dem 
Preußifchen Staate verbunden wurde. Insbefondere verordnete zumächft: dad 
GEoikt vom 28. Mär; 1794 wegen ber Gefege und Mechte, nach welchen in 
Süppreußen in Rechtsangelegenheiten. verfahren umd geurtheilt werden follte, 
die Befeitigung aller bisherigen Geſeze und Konftitutionen, welche foldyen 
Srundfägen des Preußiichen Rechts entgegen waren, nach denen jedem 
Unterthan ohne Unterfchlen des Stanves, Recht winerfahren mäffe *) 


VI. 


Die Brostn; Sachſen (mit Ausfhluß der Altmark!) und be» 
fonders die vormals Röniglih Sächſiſchen Landestheile. 


Zur Provinz Sachfen gehbren unter den 1815 mit Preußen vereinigten 
fogenannten Sachſiſchen Erblanden auch ältere Landeötheile, die ſchon früs 
her, wie das Herzogehum Magdeburg (feit 1680), die Graffchaft Mausfeldt 
amd der Saalfeld (feit 1680), das Fuͤrſtenthum Halberſtadt (fett 1648), 
Das Fürftentbum Eichsfeldt, nebft Erfurt, Mühl- und Norphaufen (feit dem 
Reichsdeputailons⸗Hauptſchluß vom 25. Februat 1803), Quedlinburg (feit 
1802), Wernigerode (feit 1714) mit Brandenburg, beziehungswelfe Preus 
en verbunden gewefen. 5) 

Beſonders in den von den alten Sachfen und den belegten Thüringern 

bewohnten Landestheilen jenfeits der Elbe und namentlich in den vormals 





4) Zeitfchrift für die Lanbes« Kult Befehgebung, Bd. I. ©. 39. — Out 
achten der Geſeh⸗Kommiſſton v. 22. Juli 1800, in Rabe’ Sammlung, Sb. VL 
©. 178 


— Donniges a. a. O., 6.315. — v. Oſtrowski, a. a. O,, Thl. J. 
3 


© n. 37. _ 
3) ». Oſtrowoki a. a. O. ©. 24. 
4) N.C. 0.1. IX. N.33. de 1794 und Rabe’s Sammlung ıc, II. Sb. 


5) Bergl. Starke, Beiträge zur Kenntniß ber beftehenden Gerichtöverfaffung, 
Bd. 2. Eu. 2. S. 148, 156, 147, 243, 209, 205, 211, 234. 
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ſogenannten Sächftfchen Erblanden war der Bauetnſtand ſchon lange Zelt 
perſonlich frei. Die Erbunterthaͤnigkeit hatte hier niemals allgemein beſtan⸗ 
den, und wo fie etwa früher beftand, hatte fie ſich allmählig von felbft aufs 
gelöft, in den Kurfächfifchen Lanvestheilen insbeſondere, ſeitdem durch 
die Sächfifche Geſetzgebung des 16. Jahrhunderts die aus dem getheilten 
Eigenthume oder aus Erbpacht und Lapbefig bergeleitete Gutöabhängigfeit 
auf rein privatrechtliche, durch Vertrag oder Verjährung begründete Dienft-, 
Zins⸗ und Laudenials- Verpflichtungen zurüdgeführt wurde. 1) 

Mehr oder weniger war ter Bauer Eigenthümer und übte, abgefehen 
‚von den Befchränfungen wegen des Steuerinterefjes, eine freiere Dispofition 
über feine Grundſtücke. Auch, hat fich jenfeitö der Elbe, in den Saͤchſiſch⸗ 
Thüringifchen Laͤndern, ber Begriff ver Zubehörigkeit der Ländereien zu 
einer beftimmten Hofeftätte, nebft der Geſchloſſenheit des Hofes, nur zum 
Fleineren heile und nur noch in wenigen Gegenden erhalten, während vor⸗ 
herrſchend und ao euniegenb in den meftlichen und fürlichen Theilen ver 
Provinz der bäuerlihe Grundbeſitz aus fog. walzenden Grundſtücken, den 
Erb⸗ und Wantelädern, befteht, welche frei veräußert und vererbtheilt 
wurden, wogegen die pertinentiell mit den Höfen verbundenen Aecker nur 
noch in mandyen Kreifen Ausnahmen bildeten. Deffenungeachtet findet man 
neben Fleineren bäuerlichen Befigungen auch viele größere, meift aud Wan⸗ 
delaͤckern beftehenve blühende bäuerliche Wirthſchaften. 

In den älteren Landestheilen — Magdeburg, Halberſtadt ıc. — galten 
‚ binftchtlich der Erhaltung der bäuerlichen Güter und der hiermit zuſam⸗ 
menhängenden Bellgungen, die bei der Mark erwähnten Grundſaͤtze der 
Randedverfaffung feit der Zeit ihrer Bereinigung, ver perfönlichen Breiheit 
und des vererblichen Eigenthbumd ungeachtet, aber doch auch Zwangsdienſt 
und andere Wirkungen der Gutsunterthaͤnigkeit. Ebenſo galt in den Saͤch⸗ 

fhen Erblanden (In Folge der Gefinde- Ordnung v. 24. Mat 1651 und 

rer fpäteren Erneuerungen) für alle Unterthanenfinver des angefeffenen wie 
des nicht angefefjenen Bauernftandes Die Verpflichtung zum Geſindezwangsdienſt, 
und zwar auf 2 Jahre bei der Herrfchaft, mit der weiteren Befchränkung einer 
im Ganzen Ajährigen Befchäfttgung bei der Randwirthfchaft, bevor zur Er⸗ 
Iernung von Handmwerfen vie Erlaubniß ertheilt werden durfte; fodann ein 
Vorzugsrecht der Gerichtsherren auf Tagelöhnervienfte felbft des Hausge⸗ 
noffen, und deren Verpflichtung zu einem jährlihen Schupzind oder Haud« 
genoffengeld an ten Gerichtöhern ꝛc. Die eiigfüsigtek von Perſonen 
des Bauernflanded blieb aud in den vormals Saͤchſiſchen Ländern auf 
Bauergüter befchränkt, während aber auch umgefehrt Bauergüter nicht von 
Nitterbürtigen erworben werden Fonnten ?), welche Befchränfungen erſt 1845 
wegen ver Lehn⸗Rittergüter ausdrücklich aufgehoben wurden. ®) 

Den Untertbanen Tagen, wie überall, fo auch in Sachfen, die landesherr⸗ 
lichen und öffentlichen, wie die Gemeinves und Gerichtöpienfte, den Lehn- 
fhulzen insbeſondere die Geſtellung yon Heerwagen oder Lehnpferden ob, *) 


1) Churfuͤrſtl. Brandenburgs Magbeburgifche Polizei⸗Ordnung von 1688 im 
Corp. Const. Magdeburg, novissımar, Thl. 3. S. 1—328, Kap. VII. von der 
Nitterfchaft. Kap. XXIL vom Kaufen und Verfaufen. Kap. XXIX. von Dorfs. 
ſchaften, Bauergütern u. f. w. Kap. XXXIL von Frohndienſten und Baufuhren. 
Kap. XAXIV. von Dienftboten u. Tagelöhnern. Kap. XLIX. von Erbfällen u. f. w, 
2) Haubolb, Lehrbuch des Königl. Sächfifchen Privatrechts. Leipzig 1820. 
&.103-105, 523. — Binder, Sächf. Provinzialrerht, Thl. I. S. 1783; Thl. I. 
8, 255, 257) 280. 
3) ©. ©. 1845. ©. 96, 
4) Haubold, ©. 545, 
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Die angeſeſſenen Wirthe mußten ihrem Guts⸗ und Gerichtsherrn eine be⸗ 
fondere Großulbigung leiften; gleichwohl waren die Mechte der Ritterguts⸗ 
befiger in manchen Gegenden, abgefehen von ver Gerichtsbarkeit, auf ein= 
zelne Abgaben und Leiftungen befchränft. *) 

Als allgemein gefegliche Dienfte wurden in den vormals Sächitfchen 
Landedtheilen nur Baus und Burgfrohnen und die Bewachung ber Ritter- 
fige angejehen und galt vafelbft bezüglich der Verwandlung von Natural« 
dienſten in Dienſtgeld — im Gegenfab zur Mark Brandenburg und andern 
mit derfelben unter einer Regierung vereinigten Ländern — der Grundſatz, 
daß ſchon die einfache (Sächftfche) Verjährung von 31 Jahren 6 Wochen 
3 Tagen dem Anſpruche, auf den Naturalvienft aurüdzugehen, entgegen« 
fiehe. Lehnwaare — an fid, ein Merkmal des Eigenthums der damit be⸗ 
Infteten Güter, — fowie Zehnten, finden ſich in faſt allen Theilen ver 
Provinz häufig vor. *) 

Als befondere Arten des DBeflgrechtes find zu bezeiiun: . 

1) L2aßgüter, welche, zufolge des nach dem Sachfenfpiegel in Sachfen 
geltenden Begriffs, ſolche find, die zur Benugung auf unbeftimmte 
Zeit gegen Entrichtung eines jährlichen Laßzinfes, auf beliebigen 

: Widerruf ausgethan worden ®), jedoch nach der Kurfächitfchen Kon⸗ 
fitution von 1572, wie nach der Magdeburger Polizei⸗Ordnung von 
1688, beim DBorhandenfein der Beringungen zur Verjährung, und 
wenn fletd ein gleichförmiger Zins bezahlt ik. ron einem beitten 
Beſitzer als Algenthu erworben werden konnten;*) 

2) ſpaͤter entſtandene Erbpachtsguͤter; 

3) gewöhnliche (bald amts⸗, bald kanzleiſaſſige) baͤuerliche Lehne, desgl. 
Schulzenlehne, Erb» oder Lehnrichtergfiter. 

Außerdem wurden die Bauergfter in der Regel zu einem nur durch ver⸗ 
ſchiedene Reallaſten beſchraͤnkten Eigenthum, theild als fchlechte Zins⸗, theils 
als Erbzindgüter, beſeſſen, wobei es jcdoch zur Veraͤußerung derſelben ver 
gerichtsobrigkeitlichen Beſtaͤtigung bedurfte, unbeſchadet der ven Beſthern 
unter Lebenden, wie auf den Todesfall zuſtehenden freien Verfügung. ®) 
Ein befondered, vom gemeinen Sächflichen abmeichendes Inteftaterbfolgerecht 
für Bauergüter beftand nicht. Auch waren diefelben in Kurfachfen vor der mit 
dem 15. und 16. Jahrhundert fich dafelbft ausbildenden Steuerverfaffung, fo 
weit Fein befonderer Lehnenexus entgegenftand, theilbar; feit dem Sächfifchen 
Sundamentalfteuerfatafter. (1628) durften jedoch die als ein Ganzes bes 
trachteten gefchloffenen Güter ohne Genehmigung des Gutd- und Gerichts- 
herr, wie des Fiskus, nicht getheilt werden, und ed eriflirten wegen des 
Maaßes der mit Bezug auf die Steuerverfaffung zuläfjigen Dismembratio⸗ 
nen für die vetſchiedenen vormald Sächftfchen Tanvestheile befondere Bears 
fihriften. ©) Dabei beflanden aber, wie oben bemerkt, auch dort fugenannte 





1) Binder, Th. U. ©. 478. — Haubold, ©. 535, 545. 

2%) Haubold, ©. 522, 536, 538, 543. — Pinder, Il, S. 255, 281. — 
Nagdeburger PolizesDrbn. von 1688, Kap. 45. O. C. Magd. noviss., III. &. 278 
n. Kap. 48. ibid.-©. 281. - 

3) Haubold, ©. 530. — Pinder, Thl. U. S. 211. — Curtius, Chur⸗ 
ſachſ. Tivil⸗R. $. 639. THE. IL u. Thl. IV. S. 1484. 

4) Codex August. Const. 40, P. IL. — Haubold, ©. 530. — Magbeburs 
ger Polizei⸗Ordn. v. 3. Jan. 1688. Thl. II. Kay. 48. 58. 1. 2. u. Entfchelduns 
geu des Ob. Tribuuals, neue Folge, DBb. 4. S. 387. folg. 

5) Haubold, S. 528—531 u. Magdeb. Polizei⸗Ordn. a, a. D. 

6) Generalien v. 15. Anguf 1776, v. 28. Novbr. 1766, v. 29. Febr. 1768 
v. 18. Mat 1761, v. 9. Decbr. 1791. Reſtr. v. 24. Auguſt 1812 im Cod. Aug. , 
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walzende Grundſtücke (Beläder), und in Folge des breißigjährigen” Krieges 
in befonveren Flurgränzen zu keinem Dorfe gehörige wüfte Marken. *) 

Die Zufammenjchlagung ter Bauergüter oder deren Inkorporation zu 
Nittergütern war in den vormals Sächftfchen Laudestheilen nicht, wie 3. 8. 
im Magveburgifchen, befonder® verboten. Ihrer, jedoch fehr verfchiedenen 
Größe und Beichaffenheit nach, zerfielen auch dort die bäuerlichen Güter in 
Hüfnergüter (Anfpänner-, Pferdner⸗, Spisfpännergüter u. |. w.), in Gaͤrt⸗ 
ner» (Hinterſaſſen⸗, Hinterfättler-) und Häudler- (Koffäthen-, Kotfaffen-) 
Stellen. *) Schon feit dem 14. Jahrhundert, auch fpäter bei Vergrößerung 
ihres Areals, find manche unabliche und Burglehne zu Ritterlehne erhoben. 

eben ven Nittergütern beſtanden feit Altefter Zeit fogenannte Sattelhöfe 
und Preigäter mit einzelnen adlichen Breiheiten und echten; ſeit der Kurs 
ſaͤchſiſchen Steuerverfaffung des 16. und 17. Jahrhunderts aber in den 
vormals Sächftfchen Landestheilen befchodte und nicht beſchockte Nittergüs 
ter, je nachdem fe Eontribuable Grundſtücke beilgen. Die Nittergüter zahl- 
ten jedoch fchon vom 16. Jahrhundert ab Nitterpferdögelver, die unter ihnen 
nach der Nitterpferderolle von 1632, gleichwie die ald Surrogat der Grund» 
ſteuern eingeführten PBräfert- und Donativgelder, vertheilt und an die 
Steuerkaffe abgeführt wurden und waren in älteren Zeiten und noch um 
die Witte des 16. Jahrhunderts die Vafallen zu allgemeinen Berben und 
Zandfteuern Tontributionspflichtig. 

Als ein beſonderes Vorrecht fand den Gerichtsobrigkeiten im vormaligen 
Sächſtſchen, wie auch in der Laufig die Befugniß zur Konzefflonirung von 
Dead managen innerhalb ihrer Ierritorten zu. ®) 

ie Patrimontalgerichtsbarkeit ner Ritterguͤter gründete fi auch dort 
auf befondere Verleihungen und Rechtstitel. Den nachtheiligen Ginfläffen 
derfelben auf die Ausbildung und Erweiterung der Belaftungen des Bauern- 
flandes, unter andern der Laudemien, trat am früheſten in Sachfen, als 
ftarfe8 Gegengewicht die Herftelung allgemeinen bürgerlichen Rechtsſchutzes 
durch die feit Anfang des 15. Jahrhunderts erlaffenen Aanveögefege und 
vermöge der Einrichtung eines Ianvesherrlichen Oberhofgerichts — zu Leip⸗ 
zig, und zwar ſchon 1488 — entgegen. *) 


VL 
Weſtphalen nebſt Rheinland. 


Die Rheinprodinz, vorzugsweiſe der Wohnflg der alten Franken, 
war big zum Ende des 18. Jahrlunderts, bis zur Franzdſtſchen Revolution 
und dem Meichöteputattond » Sauptfchluß v. 25. Bebr. 1803, in zahlreiche 
Fleine reich8unmtttelbare, beſonders geiftliche Territorien und mei unter 
Bisthümer geben. Dafelbft überwog auch im Bauernflande Bränfifches 
Recht — Eigenthum, jedoch verfchtevenartig belaftet mit Abgaben, Dien« 


4) Binder, Thl. I. S. 12. Thl. IL ©. 275, 256. — Haubold, ©. 176, 

2) Haubold, S. 525 — Pinder, Thl. J. ©. 177, 181. TH.TL. ©. 275. 

3) Erörterung der Landesgebrechen v. 10. März 16063. (Codex August. 
Thl. J. ©. 162.) — Reſkr. v. 13. Decbr. 1782. — Cod. Aug. Contin., IL. ©. 1973 
u. Neumann’s Nieder sLanfigfches Provinzialrecht, S. 95. Reſtr. v. 7. Dftbr. 
1800. Cod. Aug., 2te Bortf TH. I. S. 395. Generale v. 8. Mai 1811 u. 
2 Eh. eis. — Beitfchrift für die Landes Kultur s@efepgebung, Bd. V. 9.8 

. olg. 

4) HSaubold, ©. 11—18. ©. 434 - 441. © 387,291. — Binder, 

“LUD. ©. 13, 23 und bie daſelbſt allegirten Geſetze. — 
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fien, Zehnten und hiernach auch ein verfchlenened dingliches und in fo weit 
yerfönliches Abhaͤngigkeitsverhaͤltniß; dabei aber von alter Zeit her Theil⸗ 
barkeit der Grundflüde, — theild des väterlichen Erbes unter den Kindern, 
theils Zerftüdelung ver Hufen durch Verkauf einzelner Theile 2), wogegen 
in Weft- uud Oftphalen nebft Engern, in diefem Lande ver alten Sach⸗ 
fen, Gefchloffenheit und lintheilbarkeit der Höfe vormaltete. Daneben be- 
fanden indeß auch in der Rheinprovinz gefchloffene untheilbare Güter, 
fogenannte Stodgäter, mit Maforatd- oder Minorats = Erbfolge in der 
Familie des bäuerlichen Beſttzers, ſodann Iehnsartige, befonders aber 
bofhörige und Hobs⸗, forte leibeigene Güter, felbft baͤuerliche Pachthöfe. 
Der Grundſatz der fpäteren Branzdiifchen Gefelfchaftsverfaffung: „nulle 
terre sans Seigneur“, hatte ſich auch ne Geltung verfchafft, zumal ein 
Heiner Theil der fegigen Provinz ſchon 1669 mit Frankreich vereinigt ge= 
wefen war. ' — 

Andererſeits war jedoch die Theilbarkeit der Bauerguͤter auch in Weſt⸗ 
phalen über die Graͤnze des Frankenrechts hinaus z. B. ind Amt Olpe und 
bis in das Fürſtenthum Paderborn und die Abtei Corvey, von bier ſogar 
weiter, beſonders in früher zubehoͤrige geiſtliche Territorien, nach Sachſen 
und. Thhringen, in das Eichsfeld, das Bisthum Halberſtadt u. f. w., ſchon 
vor dem 17. Jahrhundert eingedrungen und im 17. und 18. Jahrhundert, 
neben gefchloffenen und untheilbaren Bauergütern aufsechterhalten, theils 
als Folge Fraͤnkiſcher Wererohnhen und des freien Eigenthums oder als 
Wirkung wachſender Vevoͤlkerung und Beduͤrfniſſe, wie der Bodenverhäaͤlt⸗ 
niſſe in gebirgigen Gegenden, theils aber auch als Ergebniß zerftörenver 
Fehden und Kriege. 

Schr die neuere Preußiſche Agrargeſetzgebung intereſſiren nur die Ver⸗ 
uage in Weſtphalen und in dem Theile der Rheinprovinz rechts des 

heins, in denen ſich in bunteſter Mannigfaltigkeit, haͤufig neben einander und 

untermiſcht, im entſchiedenſten Gegenſatz von Freiheit und Unfreiheit, die 
bauerlichen Einrichtungen und Beſgoghalmene der aͤlteſten Zeit, neben den 
Neubildungen fpäterer Epochen, erhielten. 
: Richt ohne Einfluß blieb das von alter Zeit her über die bedeutendſten 
Theile der Provinz Weſtphalen verbreitete Tirchliche Negtment. Denn [hen 
bei der Aufldfung der alten Herzogthümer, im 12. Jahrhundert, ging der 
Inbegriff der Rechte des SHerzoglichen Amtes in Engern und Weftphalen 
auf das Erzbistum Coln Über und es Hatten: die Bisthümer Paderborn 
und Münfter, die Abtei Corvey und andere geiftliche Stifter außgedebnte 
Immunttäts-Hechte in Folge Kaiferlicher Verleihung fchon bei ihrer Begrun⸗ 
dung exbalten. | 

Mit Nüdficht auf die Verſchiedenheit der befonderen Tanveöherrlichen 
Territorien und auf die Wannigfaltigkeit wiederum der in ihnen felber 
verſchieden geftälteten DVerhältniffe, muß zwar diefe biftorifche Ueberſicht 
auf jene, wie auf diefe fich ausdehnen, kann ſich jedoch einerfeitd nur auf 
die wichtigften Territorien, andererfeitd auf die weitverbreitetiten, hervor⸗ 
ſtechendften Rechtsverhaͤltniſſe beſchraͤnken. Archivalifche und hiftortfche For⸗ 
ſchungen haben in neuerer Zeit reichhaltige Materialien zu ihrer Kenntniß 
ans Licht gebracht. 

Mehr oder weniger hat vie landesherrliche Geſetzgebung auch in Weft- 
Booten innerhalb der einzelnen Territorien das eine oder andere bäuerliche 

eftgverhältnig zum vorberrfehenden u machen gefucht; wenn dabei öfter 

das befjere und freiere unberücdkichtigt blieb, fo wurde dagegen doch auch 
bier der Beftand der bäuerlichen Güter im Ganzen, im Intereffe ihrer 


4) Kindlinger, Gefchichte der Denifchen Hörigkeit, S. 170 aqg. 
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Stenerfählgkeit und Kontributtonspflicht erhalten, gegen Erhöhung und Er⸗ 
fhwerung ver gutöherrlichen Abgabenverhältniffe im Allgemeinen gefchügt 
und die bereits am Ende des Mittelalterd ziemlich allgemeine Erblichkeit 
der Bauergüter vorzugsweife bei denen der Eigenbehörigen und Xeibeigenen 
durch Landesordnungen beftätigt und befeftigt. 

Zehrend es in Weſtphalen überall ſogenannte ſtuhlfreie Güter gab, de⸗ 
ren Beſitzer noch bis zur fpäteren Zeit am Frei⸗ und Vehmgericht Theil 
nahmen, galt in Minden⸗Ravensberg, in Terlenburg-kingen, im Münfter« 
fhen, in Steinfurt, in Redlinghaufen, vielfah auch im Bistum Pader⸗ 
born, wie im Herzogthum Wellphalen, das Leibeigentbumsverbältnig mit 
Geſindezwang, Kodral und Befthaupt, jedoch neben erblichem Nutzungsrecht 
an den Bütern und im Delbrüder Lande die perfönliche Eigenbehörigfeit 
fogar neben ver Befugniß der Bauern zur Dispoſition Über ihre Güter 
unter Lebenden und von Todeswegen und neben freiefter Selbftregierung, 
wogegen in dem (vormals Naſſauiſchen) Siegener Lande bereitd ſeit dem 
15. bis zur Mitte des 16. Jahrhunderts die Leibeigenfchaft, mit Verwand⸗ 
Yung der Güter in Erblehen und Erbzins, gänzlich verfhwand und in 
Cleve und Mark, Iülih und Berg der Herzog Sopann fhon 1552 ver⸗ 
fündigte, „daß fih Niemand, wer er auch fei, bei Verluſt feines Leibes 
und Gutes, an irgend wen eigenhörig mache oder zu eigen gebe.“ 

a eweife find folgende wichtigere bäuerliche Verhaͤltniſſe näher zu 
eirachten:: 

1) Das Meier⸗Verhältniß, hauptfächlich im Bistum Paderborn, 

fowohl freier Perfonen, wie Eigenbehöriger; 

2) das Kolonat⸗Verhaͤltniß, befonderd im Herzogthum Weft« 


phalen; 

3) das Leibeigenthums⸗-⸗Verhältniß, in Minden » Mavendberg, 
Münfter u. |. w.; 

4) daß Hofhörigfeits » Verhältnig, mit feinen Hobs⸗ und Bes 
bandigungs=, auch Laten» Bütern, in Gleve, Markt, Effen und 
Verden u. f. w. 

Dabei iſt der gefchichtlichen Entwidelung ver Agrarvesfaffung in Weſt⸗ 
phalen —— wie beſonders in den gedachten Landestheilen gleichzeitig 
u erwähnen. 
3 1) Die Meier⸗Verhaͤltniſſe.1) Urfprünglich ließen insbeſondere Die 
Kirchen und Klöfter den ihnen verliehbenen Güterbeflg duch Beamte — 
(Meier, Villiei) — und die einzelnen Höfe nebft börigen Leuten und berem 
Zeiftungen und Abgaben, wiederum durch Untermeier verwalten. 

Die Nachtheile und Mißbräuche dieſer Amts⸗Verwaltung führten indeß 
almählig zur Befeltigung aller größeren Meiereien (Billicattonen, Voro⸗ 
werke) und dazu, daß die befhörigen Kolonen, unter der Bezeichnung: 
Meter, theils freie, theils eigenbehbt ge (leibeigene) Bauern wurden.) 

Die Agrar» und Beftgverhältniffe im Baderbornfchen namentlich, bildeten 
ſich aber folgendergeftalt. 

Die Noth und Verwüflung des Landes während der Anarchie des Mit« 


1) Diefe Berbältniffe Hat Wigand in dem gefchichHlichen Theile feiner Pros 
vinzial-Rechte bes geiftlichen Fürkenthums Paderborn und ber Abtei Corvey, 
(beide durch den Reichs: Deputations> Hauptichluß von 1803 an Preußen abgetres - 
ten), in gründlicher Darftellung, von der Alteften Zeit bis zur Paderborner Meiers 
Ordnung v. 23. Dec. 1765, durch alle Epochen, in ihrem Gniflehen und ihrer 
Fortbildung entwidelt. 

2) Bigand, Th. I. ©. 142, 165, 185, 189, 247, 205, 219, 252. Thl. IJ. 
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telalter8 hatte zur Folge, daß ganze Feldmarken, 3. ®. das Sendfeld und 
die Warburger Börde, verlafien waren, und dieſe Thatfache wiederum, 1) 
dag ſchon im 15. Jahrhundert Häufige Einladungen an Koloniften ergingen, 
welche theils als freie Leute und erbliche Befiter, theild ſogar als Eigen⸗ 
thümer angefledelt, ferner 2) daß Grundſtücke zertheilter oder wüfter Höfe, 
auch Wald» und Mottefändereien, vereinzelt, gegen Heuer, auch gegen Lau⸗ 
bemium, ald vererbliches Cigenthum überlaffen wurden, in einigen- Gegen» 
den fogar völlige Theilbarkeit und Dismembrationd-Befugnig mit Reparti⸗ 
tion der Abgaben auf die einzelnen Morgen Pla griff. 

Die Ritter hatten ſich tm Mittelalter auf ihre Burgen zurüdgezogen und es 
waren meiftentheild die ganzen Nittergüter mit Hörigen gegen Dienfte und Ab⸗ 
gaben befegt, fo daß ein Rittergut mit Grundſtücken kaum eriftizte, wogegen 
die Nitter am Schluffe des MittelalterS wiederum dahin firebten, die be⸗ 
feßten Höfe an fih zu gieben oder doc deren Abgaben und Dienfte zu 
fleigern, auch die Erblichkeit ver Hofesbeſitzet zu befeitigen, in Folge deſſen 
mitunter wiererum ganze Dörfer zu Mitterfigen eingezogen wurten. Dages 
gen gewährten denn aber am Ende nes 15. und im 16. Jahrhunderte die 
neu errichteten Hofgerichte, felbft das Neichöfammergericht, einen Rechts⸗ 
feyug und es entflanden damals wegen der bäuerlichen Beſtz⸗ und Dienft- 
verhäftniffe nicht felten auch in Weſtphalen Iangmwierige Prozeffe zwifchen 
Butsherren und Bauernfchaften durch Jahrhunderte. ?) 

Die Thatfache, daß in Folge des dreißigjährigen, wie fpäter auch des 
fiebenjährigen Krieges in mandyen Gegenden Weftphalens über die Hälfte 
der Häufer und Höfe wuͤſt und verlaffen flanden, befefligte auch bier, aus 
Gründen der Zandespolizei und Befteuerung, dad bäuerliche Gutsunterthaͤ⸗ 
nigkeits⸗Verhaͤltniß und die Gefchloffenheit der Höfe. 

Die ältefte Polizei⸗Verordnung Über dad Meiermefen vom Jahre 1655 
beftimmte, „daß zwar ein Jeder Über nad Seinige verfügen und fein Bere 
mögen unter den Kindern vertheilen dürfe, daß jedoch diejenigen, welche 
andern mit Leibeigenthum verwandt feien oder fonft Erbmeierfchhaft 
und Lehnſchaft an den Gütern Haben, ihre Güter und Höfe zum 
Nachtheil der Guts⸗ und Eigenthumsherren und ohne deren Bewilligung 
weder zertheilen, noch verfegen, noch veräußern, fondern felbige mit einem 
ihrer Kinder befegen und zufammenhalten follen. Abfindung und Heiratha⸗ 
geld der anderen Kinder follen nur mit der Eigenthums⸗ und Gutsherren 
Genehmigung beftimmt werden.“ ?) | 
— Auf die Beſchwerden der Landflände über Verwirrungen in Pächten 
und Dienften erfolgten 1662, 1711 und 1726 in Bezug auf alle Kolonen 
obne Ausnahme noch firengere Verbote der Zerfplitterung und Veräußerung 
ihrer Güter, in fo weit fie bHubige Gründe (Komplere) waren. Dazu 
fam die gleichzeitige Anlage der Stenerfatafter. Es wurde beim Verbot 
der weiteren Zerfplitterung im öffentlichen Steuerintereffe fogar die Relui⸗ 
tion veräußerter Abfplifie bid zu einem Normalfahr zurück, geftattet.*) Hins 
gegen durfte in der Warburger Börde, im Senpfelde und einigen anderen 
Gegenden auch fernerhin frei veräußert und dismembrirt werben. 

Auf die eigenbehädrigen Meier wandte man die Altefle *) Eigen⸗ 





1) Bigand, Thl. I. &, 200, 270, 273, 281, 283, 294, 337. 

2) Bigand, Thl. IL S. 317, 331, 328, 340, 341 und Urkunden: Samms 
lung, ©. 2Mu, 23, — Sommer, Handbuch, Thl. I. ©. 199— 201. 

3) Wigand, Thl. III. Urkunden-Sammltıng. Landes⸗Ordnungen von 1655, 
4711, 1720, 1726. ©. 21, 27, 28, 33. Thl. I. ©. 333. 

4) Runde, Srunbfähe des gemeinen Deutfchen Privatrechte, 5. Aufl, ©. 517. 


LXUI Einleitung. 


thums⸗Ordnung im Minden⸗ Ravensbergſchen von 1669 neben der Osna⸗ 
brüdfchen an. Die Eigenbehörigen waren zum (Geſinde⸗) Dienflzwange, 
zum Breifaufen und zum Sterbefall — ner Abgabe des halben Nachlaffes, 
bei Unverbeiratheten und Kinderlofen des ganzen, — und bei einer Heirath 
zum Bedemund verbunden. Ä 

Eine Dienftpfliht der unangefeffenen Finlieger an die Guts⸗ und 
Gerichtsherrſchaften wurde bier indeß viel fpäter, eıfi 1768 und zwar 
wegen Mitgenuffes der Gemeinheiten allgemein angeordnet. Die Ber- 
gättmifte der eigenhörigen Meier ftellten fich im Paderbornſchen bei milderer 

euetpeltung nach denen der freien, im Allgemeinen günfliger.') 

Die freien Meier galten fchon im 17. Jahrhundert als nupbare Eigen» 
thümer und konnten ihre Höfe verfchulden, die perfönlich unfreien wenig 
ſtens als erbliche Kolonatsbeſtzer. Wie in ganz Weftphalen, bildete ſich 
bet den eigenbehörigen Gütern das Anerbenrecht des jüngften oder älteften 
Sohnes aus der Verpflichtung zur Anmahme und Bebauung des Gutes. 
Deffen wirklicher Erwerb mar jedoch durch die Abgabe „des Weinkaufs“ 
(Meiergewinngelt, Laudemium), beim Aufheirathen und dem Eintritt in die 
Gütergemeinfchaft, „der Auffahrt”, bedingt. Das Gewinngeld mußte bei 
jeder Erneuerung des Meierbriefed (der Bemeierung), häufig auch alle 12 
Sahre, gezahlt werden. Selb der eigenbebörige Meier Tonnte aber freie 
Grunpftüde (Erb»,Kötter-, Rott⸗Laͤnder sc.) neben dem Meiergute befigen. 
Ueber Brautſchaͤtze und Abfindungen, über Lelbzucht und die fogenannten 
Mabljahre (eines zweiten, zum einflmeiligen Beſtt gelangenben Ehegatten 
der Wittwe), ferner darüber, wie weit Weinfauf und Antrittögeld periodifch, 
von 12 zu 12 Jahren n. f. w., oder nur beim Wechfel des Wirths, oder 
felbft beim Wechſel eines geiftlichen Oberen oder Gutsherrn zu geben jet, 
entfchievden Rechtsgewohnheit, Herfommen und Landesgebrauch. Dabei 
mußten jedoch die Landes⸗Ordnungen noch oft auf chriftliche Geſinnung 
und Billigfelt verweifen. 

Art und Maaß von Abgaben und Dienftien, — welde in Weftphalen 
oft verfchledenen Gutsherren zuftehen, aud getrennt von einem "berechtigten 
Gute Gegenftand des Verkaufs find, — bei den freien und Eigenthums⸗ 
Meiern indbefondere die Pacht und Heuer, — beftimmten fich nach Vers 
trag oder Herfommen, waren übrigens bei den verfchiedenen Höfen deſſelben 
Orts oft ungleih. Gegen die willfürliche Erhöhung von Abgaben und 
Dienften, insbefondere fo lange diefelbe Yamilie auf dem Hofe war, ſchütz⸗ 
ten Teäterpin ausprüdlid;e Landeöverorvnungen. Neben den gewöhnlidyen 
Dienften beftand öfter die Pflicht zur Leiflung fogenannter Burgveften; bei 
Aa war häufig Beköftigung der Dienftpflichtigen (Proeven) ber 
gebracht. 

Zu vielfachen Streitigkeiten gaben vie Gründe der Abmelerung (der 
Entfegung des alten Villicus), vorzüglich aber des Heimfalls der Güter 
an den Gutsherrn in Kollifion mit den Anrechten der abgefundenen Kin⸗ 
der u. f. w., in älterer wie in neuerer Zeit Veranlaſſung. 2) 

In der gefchilderten Art hatte fich nach früheren Verordnungen, nach 
Site und Herkommen das Beilg- und Mechtöverhältniß der meierrechtlichen 
und meierftättifchen Güter, daneben der freien Zinslänvereien ausgebildet, 
worauf zur näheren Feſtſtellung veffelben die Meierortnung vom 23. Des 
sember 1765 erging, neben welcher die Minden» Navensberofche und die 





1) Wigand, Thl. II. ©. 394, 395. Thl. II. S. 195. | 
2) Wigand, TH. I. ©. 45, 68, 69, 72, 77, 81, 87, 100, 104 »qq,, 119, 
4%7, 159, 169, 221, 244, 249, 252, 325, 360. Thl. I. ©. 340 1qq. 
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ee, omtgundertuung in Betreff der Eigenbehörigen fubflviaire 
rm . 

Zufolge der Meierordnung von 1765 fol jeder hubige Grund für 
meierftättifch gehalten und gegen die Zinsgutseigenſchaft präfumirt werben; 
der Meierbrief iR, unter Einreichung einer ihm einzuverleibenden Defigna- 
tion der Güter und Ländereien binnen 3 Monaten nachzufuchen und gegen 
dad vertragemäßige, event. Ianbesübliche Laudemium — bei nachweislicher 
Berjährung aber unentgelvlich, zu ertheilen, auch, der Obfervanz gemäß, per 
riodiſch, event. doch beim Antritt eines jeden neuen Meiers zu erneuern. 
Bei Irähriger Nichtzahlung der Pächte und Zinfen kann der Gutäherr mit 
der Kaduzitäts-Klage vorgehen. Lieber das But im Ganzen, ohne ed zu 
zerfplittern, darf der Meier ald über fein dominiam utile unter Lebendigen 
oder non Todeswegen frei verfügen; er muß aber ven Kauf feinem Guts⸗ 
bern anmelden, welchem dad Borkaufsrecht zuſteht. Verkauf oder Ver⸗ 
pfündung auf Wieverlöfe ift verboten. Wem unter mehreren Kindern 
(erſter She) Tas Sufceffionsrecht zuſtehen foll, beftimmen Eltern oder Vor⸗ 
münder. Zu den Abfindungen und der deitzage iſt Bewilligung des Guts⸗ 
herin einzuholen; doch nicht bezüglich der Allovialgäter. In Ermangelung 
von Leibeserben folgen die — obgleich abgefundenen Seitenverwandten. 
Schulden treffen nur dad nutzbate Eigenthum. -Bei einer Subhaftation er= 
liſcht das Exrhfolgerecht der Kinder. Bei Wiederverleifung ter nach dem 
fiebenjährigen Kriege wuſt gewordenen Güter wurde dreijährige Freiheit 
von dffentlichen Laſten bewilligt. Niemand darf ein Meiergut witer des 
Butäheren Willen verlaffen oder fich einfeitig feines Kontrakts entledigen, 
fann vielmehr durch Zwangsmittel zur Wiederannahme des verlaffenen 
Gutes angehalten werden. 

Ueber Kaduzität bei obmaltendem Streit wegen der Art und Höhe ver 
Abgaben follte zuvor richterlich erfannt werben. 

Einzelne für Landesfultur und Sitte heilfame Verordnungen, wie eine 
Holzerdnung (von 1669), ein Verbot des Viehhütend durch junge Knaben 
und Mädchen (1710) u. f. w. ergingen auch im Bisthum Paderborn, wie 
um biefelbe Zeit in andern Territorien. ?) 

2) Das Kolonat-Berhältniß, befonders im Herzogthum Wer 
pbalen. ®) Daffelbe blieb zum Theil mit Leibeigentbum verbunden, war 
aber eben deshalb im Allgemeinen auch erblich, der Hof gefchloffen, zumal 
feit Einrichtung der Schapfatafter im Jahre 1663, mit Geflattung eines 
in der zweiten Hälfte des 17. und im Anfange des 18. Jahrhunderts bes 
feRigten Nekonfolivationsrechtes (1732). Das Kolonat war mit gutsherr⸗ 
lichen Abgaben und Dienften an Vieh, Naturalien, Getreide, Garbenpacht 
(eolonia partiaria), gleichzeitig aber auch mit allen öffentlichen Abgaben 
und Laften behaftet und der Beſitzer hatte feine Gebäude felbft zu unter- 
halten. Auch der Kolon mußte beim Gutsheren einen Gemwinnbrief Löfen 
auf ein ober zwei oder mehrere Leiber, öfter auf einige, auf 6, 7, 8, 12 
Sabre (Erbe, Leib», Zeit«Gemwinnsgüter). Leber Gewinngeld und andere 
Abgaben beſtimmte Herfommen oder Vertrag. Im 17. Jahrhundert hatte 
man angefangen, die Bewinnbriefe zu Ändern und vie Abgaben zu erhöhen. 
Auf dem Landtage von 1716 befhloß man indeß, daß die jährlichen 
Pachte und Präfationen in laſtbaren Gütern wegen des gemeinen Beflens 
und Damit ein Kolon zur Abführung gemeiner Laften wicht unfähig werde, 


4) Bigand, hl. 1. ©. 74. TEL IE ©. 340 sgq., 387. TODE urkun⸗ 
den⸗Sammlung, ©. 40. . 

2) Wigand, Thl. II. Urkunden Sammlung, ©. 214, 233. 

3) Bis 1802 Kurkölnifch, daun Heffen- Darmfädtifch und ſeit 1815 Preußiſch 
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nur aud fehr erheblichen Urfachen gefleigert werden dürften, und eine ſpaͤ⸗ 
tere landeöherrliche Verordnung vom 3. Mat 1782 verbot unbedingt bei 
Ablauf ter Gewinnzeit oder bei Neubefekung eines müßten Hofes oder 
Kotten, die gutäherzlichen Laften zu erhöhen oder zu erfchmeren, auch mehr 
als eines Jahres Pacht zum Weinkauf und Landemium zu nehmen. 

Das erbliche Baus und Nießbraudysrecht am Gute war befonders in 
Bezug auf die Holzungen und deren Benugung Befchränfungen und der 
Aufficht des Gutsherrn unterworfen. Bei fchlechter Bewirthfchaftung, Des 
terioration oder nicht genehmigter VBerpfändung des Gutes, bei Nichtzahlung 
der Pacht» und bei Wräftationd « Unfähigkeit fonnte der Kolon abgemeiert 
werben. 

Die Wirkungen der Eigenbebörigfeit find im Allgemeinen diefelben, wie 
beim Meier diefer Kategorie. Der Zwangs⸗Geſindedienſt dauerte ein hal« 
bes Jahr für Koft und ein halbes Jahr für Lohn. Zu erwähnen ift jedoch 
hierbei, daß nicht alle Güter in Weſtphalen, wobei ein Sterbefall zu ent⸗ 
—* ſEegenannte Kurmedgüter), deshalb ſchon als eigenbehörige anzuſe⸗ 

en find. ! 

Wie um diefelbe Zeit die Fuͤrſorge faft aller Megierungen in den grö« 

en Deutfiyen Staaten auf die Erhaltung der fchagungspflichtigen Bauer» 
güter, als felbfiftändiger Befigungen, gerichtet war, fo erging auch für das 
Herzogthum Werphalen die Kurkölnifche Verordn. v. 9. Mai 1766. Sie 
tadelte zuerft: 

„daß verfchievene Gutsherren fich durch Eigennutz fo weit verleiten Taffen, die 
„Gründe von den Höfen wegzunehmen und felbige ſtückweis zum höchſten auszu⸗ 
„achten, wodurch die SchaßsReceptoren irre gemacht, die Regifter in Unordnung 
„gebracht und die Höfe verwüftet werden”. 

Sodann beftimmte fie: 

„daß dergleichen Butsherren für das ganze, auf dem Hofe haftende Schatzquan⸗ 
„tum anzufehen und daß die auf foiche unerlaubte Art verfplifienen Höfe innerhalb 
„Jahresfrift wieder zu Eonfolibiren und mit tüchtigen und frommen Kolonen zu 
„befeben feien“. ?) 

3) Die Leibeigenfhaft und die Eigentbumd-Ordnungen. 
Eine ſtrengere Leibeigenſchaft hatte fich in denjenigen heilen der Provinz 
gebildet und erhalten, welche mit dem Bisthum Osnabrück in Verbindung 
ftanden. . Sie beftand vorzüglich in Tedlenburg und Lingen, im Ra⸗ 
vensbergſchen und im Mindenfchen, ferner im Bisthum Münfter, 
aber auch in anderen “Territorien. 

In der Grafſchaft Ravensberg (1609 und 1669 an Brandenburg 
gefallen), war neben wenigen herrenfreien Bauern, einigen fogenannten has 
genfreien und den zu zwei Höfen gehörigen Haudgenoflen, der größte Theil 
des Bauernftanded eigenbehörig oder Teibeigen. Bor der Brandenburgifchen 
Beſitznahme machte die Mitterfchaft (1585) das Necht zur Einkerferung und 
Pfändung ihrer Eigenbehörigen geltend. Unterm 29. November 1654 murde 
beftimmt, daß Naturalpräftationen durch bloße Verjährung in Dienſtgeld 
nicht verwandelt werden fönnten. Die erfte Rav ensbergfche Eigenthbumd- 
Ordnung vom 1. November 1669 mar hauptfächlicd durch die Beſorgniß 
vor denfenigen Nachtheilen hervorgerufen, welche für ven Fiskus und an⸗ 
dere Eigenthbumöberren aud der Berkennung der Obfervangen bei Eindolung 
der Urtheile fremder Mechtögelehrter und Iiniverfitäten entfländen. zwi⸗ 


= 


1) Sommer, Darkellung ıc., ©. 53: 59 |. &. 94 qq. 117, 118, 130, 
131, i32, 135, 137, 138, 115. 

2) Kurkölnifche Edikten⸗ Sammlung. Bb. I. Nr. 30. S. 85, 86 und Beilagen 
bei Sommer, Darflellung ıc. 
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fen ſtellte die Dorf: Orbnung König Friedrichs I. vom 16. Dechr. 1702 
für feine Domainen die Aufhebung ver Leibeigenfchaft in Ausficht; es ſollte 
diefelbe nach den befonderen Erlaß von 1708 auch auf die Ravensbergſchen 
Meier, Voll» und Halbfpänner oder Kötter Anwendung finden; fte und 
ihre Nachfolger follten vom Fiskus nicht mehr geerbtiheilt, weder Sterbe- . 
fülle noch Freikaͤufe nothwendig, noch Sefinde-Swangsdienfte ferner verrich⸗ 
tet werden, die Eigenbehörigen aber für ven Breifauf nur eine Sunme 
Geldes und eine mäßige jährliche Abgabe zahlen. Die Verbanplungen mit 
ven Domainen-Bauern batten pier einen günfligeren Exfolg, wogegen bie 
Bauern der Privatgutöheren bis zur neueſten, im Jahre 1807 beginnenden 
Geſetzgebung tm Leibeigenthumsverhäftnig verblieben. 

Im Bis⸗ und Fürſtenthum Minden (feit dem eknpälifigen Frieden 
— 1648 — mit Brandenburg vereinigt) beftanden neben € genbepörigen 
auch freie Bauern, Meier und Zindleute. Als König Friedrich I. die Vers 
erbyachtung der Domainen begann, wurden auch bier die Naturaldienfte der 
Bauern auf Geld angefchlagen und bei etwaniger Naturalleiflung auf das 
Dienfigeld abgefihrieben. Indem jene Manfregel als unverträglich der 
Unveränßerlichleit der Domainen im Jahre 1713 wieder aufgehoben wurde, 
trat gleichzeitig für die Bauern im WMindenfchen ein harter Drud ein, in- 
dem man biefelben dem Bier-, Branntwein⸗ und Mühlenzwang des Dos 
mainenpächter8 unterwärf, fe tbeilweife wiederum zum Naturalvienft, tbeile 
weife zur Bezahlung der vielen, das mwirthfchaftliche Beduͤrfniß ver Domais 
nen welt überfleigenden Dienſte, mit völliger Willkühr der Beamten, 
anhielt, dabei den Weg der Juſtiz verfchloß und fogar allen Advokaten bei 
300 Thlr. Strafe verboten hatte, in diefen Streitfachen gegen die Domat- 
nenpächter aufzutreten. Es brach Bierüber ein Bauernaufftand aus. Durch 
die Vorſtellung eined Ungenannten über die Bedrückungen ver Bauern und 
die Mißbraͤuche aufgeklärt, ſtellte jedoch der König Friedrich Wilhelm 1. 
nach dem Antrage der Regierung die Dienftgelpsfira fofort wieder ber. 

Streitigkeiten und Prozeſſe Über bäuerliche Leibelgenthumd- Verhältniffe 
im Fürſtenthum Minden riefen die nach Kommunikation mit Prälaten und 
Mitterfchaft erlaffene Preußifche Eigentbums- Ordnung für Minden und 
Ravensberg vom 26. November 1741 hervor. ?) 

In diefer Ordnung wurde zunächfk über die Entſtehung der Leibeigen- 
[Haft vurch Geburt, Vertrag oder Verjährung, fodann unter Anderem 
beftimmt: | 
„dag einem. Bigenthumsheren freiftehe, die Cigenbehbrigen zu alieniren und zu vers 
„Laufen, worauf dann Derjenige Cigenthumsbere werde, welcher folche erhandelt. 
„Jede freie Perſon, welche eine eigenbehörige Stätte bezieht, verfält auch ohne 
„törmliche und ausdrückliche Renunciation der Freiheit ipso facto n6 Leibeigenthum 
„beiten, dem das Erbe ober der Kotten gehört. Auch das erfigeborne Kind folle 
„künftig nicht mehr frei fein. Was der Bigenbehörige erwirbt, erwirbt er bem 
„Herrn und ber Stätte; Allobielgualität muß erwielen werben. Als Sterbefall 
„gehört dem Cigenthumsherrn die Hälfte aller Mobilien und Moventien; jede 
„Schenkung oder Teptwillige Verordnung zum Nachtheil bes Gutsheren ift null und 


„nichtig“. | 

Koh felten bie, Geſchwiſter des Anerben für ein Billiges, dem Herkommen 
„nach, ſich freifaufen und einen Rreibrief Töfen dürfen”. 

„Bas die Beſitzrechte der eigenbehödrigen Knechte und Maͤgde betrifft, fo foll 
„ihnen, ungeachtet des vollfommenen Dominti des Eigentöumaheren, doch an den 
„Bütern ein dem Nießbrauch oder Dominium utile gleichendes Recht nebſt deren 





Be iu 


A 3 Em mer, Handbuch über bie bauerlichen Nechtöverhättuife, Thl. J. Bb.1. 
2) v. Rabe, Sammfung, Bd. 1. Abth. 2. 6, 154 folg. ' 
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„Berwaltung zuſtehen und es foll Fein Gigenbehöriger willfährlich und anders eni⸗ 
„fept werden, als wenn er Meder und Gebäude vorfäßlich verfallen laßt, bie Hole 
„zungen verdirbt und fonft feine Pflichten vernachläffigt”. 

„Zur Konirahirung von Schulden, wie zur Beflimmung über bie herkoͤmm⸗ 
lichen Abfindungen und Leibzuchten bebarf es der Bewilligung des Eigenthums⸗ 
„herren, eben fo zur Verheirathung; ein Gutsherr folle indeß ohne Not den Ans 
„erben von der Heirath nicht abhalten. Die mit Ausftener abgegüterten ober 
„feeigefauften Erben verlieren ihr Sufceffionsrecht zum Hofe; das gefeplich aners 
„kannte Erbrecht zu bemfelben gebührt dem jüngken Sohne oder der jüngften Toch⸗ 
„ter; event. bleibt dem Gutsherrn die freie Wahl. Auch iſt ein Anerbe für feine 
„Berfon vom Weinfauf frei. :) Brant oder Bräutigam, auch des Wittwers ober 
„der nachgelafienen Wittwe, welche als Fremde auf das Gut formen, müfen fi 
„aber wegen des Weinkaufs mit dem Gutsherrn vergleichen; in Ermangelung eines 
„Bergleihs wird der Weinfauf einer auf die Stätte Fommenben fremden Berfon, 
„für Meier, Balbmeier und Kofläthen auf eines Jahres gutöherrliche Präftation, 
„für Bradfiger und Feine Leute auf 5 Thlr. feitgefebt. Bei abweichenden Obſer⸗ 
„vanzen, wonach auch beim Ginteitt des Anerben, bei Beränberung der Perfon tes 
„Obereigenthuͤmers oder 3. B. von 4 zu 4, von 9 zu 9 Jahren Weinfauf zu ents 
„richten wäre, ſoll es bewenden. Dabei wird das Vertrauen zur Billigkeit der 
- „Bafallen und Gutsherren ausgefprochen, daß fie die fremden Berfonen, welche 
„auf bie Stätte fommen, mit dem Weinfauf nicht zu fehr befchweren werden. Auch 
„bier iſt das Recht des Befigers der Stätte, welcher nicht Descendent und Anerbe 
„IR, durch die Entrichtung oder Beflimmung des Weinfaufs betingt“' 

„Bigenthümlich ift diefer BigentbumssDrbnung noch, daß darin die nuter al: 
A Umitänben beim Hof zu belaffende Hofwehr an Vieh, MAusfant sc. genat be: 
„ſtimmt wird”. 

„Nur beim Ausfterben eines eigenbehörigen Hofes und bei deſſen Heimfall an 
„den Bigenthumsheren foll Lepterem geftattet fein, mit dem neuen Kolonen wegen 
„der Präflationen andere Berträge zu errichten, jedoch vorbehaltlich ver Vertre⸗ 
„tungspflicht des Cigenthumeherrn für Kontribution, Kavalleriegelder und andere 
„Landeslaften, denen überhaupt ſtets das DVorzugsrecht vor den guteherrlichen zur 
„ſteht, — tufofern nämlich der nene Kolon durch Erhöhung oder Veränderung der 
„Praͤſtationen Teiftungsunfähig und der Hof wüfte werben möchte. Gegen Er; 
„Höhung der gutöherrlichen Laften fand ſonſt der Weg Rechteus flat” 

„Endlich verbot die Cigenthums⸗Ordnung, eine urfprünglich freie Stätte der 
n@igenbehörigfeit zu unterwerfen ; es follten deshalb von den marffreien Stätten 
„befondere Berzeicnifle aufgerrommen werden“. 


Im Bistum Münfter war die Klaffe der freien Bauergüter, deren 
Deftger zum Theil zu den Vreigerichten gehörten, wie der hofhoͤrigen Güter, 
früherhin weit zahlreicher. Unter Anderem wurden aber 1577 durch die 
Münfterfche Rechen⸗Kammer Freie gezwungen, ſich entweder eigenbehdrig zu 
—— oder ihr Erbe von zwoͤlf zu zwoͤlf Jahren in Gewinn zu 
nehmen. 

Schon im Laufe des 17. und in der erſten Haͤlfte des 18. Jahrhunderts 
ergingen Verordnungen gegen Holzverwüſtungen und wegen der Aufſicht 
des Gutsherrn uͤber das Hauen des fruchtbaren Holzes; ferner wegen der 
Einwilligung zu den Schulden Eigenbehoͤriger, deögl, zu deren Prozeſſen, 
fowie wegen Auslobung der Brautfchäge, ®) 

Späterhin wurde die fehr ausführliche Fürſtenthum Münfterfihe 
Cigenthums⸗Ordnung vom 10. Mai 1770 erlaffen. *) Sie be- 





N Dies iſt nach der Mänfterfchen Cigenthums⸗-Orbnung nicht der Fall. 

*. Kindlinger, Geſchichte ber Deutſchen Höriglelt. Urkunden Ar. 224. 
3) Sommer, Handbuch, TH. 1. Bu. I. ©, ME, 

sie a) Kamps, Jahrbücher für Preuß. Befebgebung ı., Br. 29. ©: 276 
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fimmte im erſten il über die perfönlichen echte und Pflichten der 
Butsherren und der Leibeigenen, im zweiten über das Hecht der Gutsher⸗ 
ren und Eigenbehörigen in Anfehung der Güter, Im dritten fiber zulä 
‚ und verbotene Kontrafte, im vierten über die Art und Welfe, wie die 2 
eigenfchaft aufhört, von der Verwirkung des Gewinn⸗ und Erbrechts und 
von der Eigenbehörigen Rechts⸗ und Prozeß⸗Sachen. 

Inder Vorrede wird ihr Erlaß in foigender Art motivirt: 


„Bon den Landſtaͤnden fei vorgeftellt, Yaß es an einer allgemeinen, den Wirs 
„Lungen bes Leibeigentgums überhanpt Ziel und Maaß gebeuden Berorbnumg ned 
„zur Zeit ermangele, und deswegen zuweilen große Irrungen und fchwere Prozefle 
„entlünben, welche oftmals ganz ungleich und unterfchieblich entfchteden würben, 
„weil in »iefer Materie wegen bes großen Unferfchiebe zwiſchen ber ehemaligen 
„Römifchen Dienftbarfeit und dem gegenwärtigen Buftande der Leibeigenfchaft non 
„den Jure civil Bomano fein fonberlicher Gebrauch zu machen fei, die Landesge⸗ 
„wohnheiten aber, worauf es vornämlich anfomme, theils überall nicht gleichfürmig, 
„theils auch an ſich zweifelhaft, umd überhaupt durch einen dazu nöthigen Beweis 
„in zuteichender Maſſe felten zu beflimmen und ausfindig zu machen ſeien“. 


- Die Lelbeigenfchaft ward daſelbſt als eine Derfonal- Dienfibartelt und 
rechtliche Verbindung bezeichnet, vermöge welcher Iemand zum Nachtbeile 
feined freien Standes einem Anderen (dem Gutsherrn) mit Bezug auf 
einen gewiſſen Hof, Erbe oder Kotten mit Gut und Blut zugethan, auch 
— fofern er einen Hof, Erbe oder Kotten nad Eigenthumsrecht wirklich 
inne bat, gegen deffen Genuß und Erbnießbrauch, — dem Gutäheren zur 
Abſtattung gewiſſer Pflichten, wie der bergebrachten oder vereinbarten Aber 
lien Praͤſtanda, verpflichtet if. Sodann befagt $. 3: 


„Bleichwie nun die jepige Leibeigenfchaft md Pfllicht der Eigenbehdrigen von 
„der ehemaligen Romiſchen Knechtſchaft und auch von ber alten Deuifchen Dienf- 
„barkeit und ihren Wirfungen merklich unterfchieden if, alfo I auch in Cuiſchei⸗ 
„bung ber vorfommenden Rechts⸗Sachen darauf nicht, fondern auf diefe Ordnung, 
„ſodaun auf die Gewohnheiten, wohlhergebrachte Gebräuche und Vereinbarungen 
„der Butsherren mit ihren Sigenbehörigen das Augenmerk haupfiſaͤchlich zu richten”. 


Zur Charakteriſtik der Mecktöverhältniffe der Leibeigenfchaft und insbe⸗ 
fondere der im Münfterlaude find norh folgende Beflimmungen der Eigen⸗ 
thums⸗Ordnung hervorzuheben: 


keibeigen macht auch hier die Geburt von einer Teibeigenen Mutter, die Ans 
„nahme eines eigenbehörigen Gutes, Binheirathung oder Verjährnng; bie vor ber 
„Begebung in die Leibeigenfchaft gebornen Kindet bleiben freien Standes. Der 
„@igenbehörige foll feinen Guisherrn treu, Hold und gewärtig fein; am wenigſten 
„iR der Wehrfefter oder wirkliche Inhaber eines eigenbehörigen Gutes befugt, dass 
„felbe ohne gutsherrliche Bewilligung zu verlaffen oder fich deſſen abzuthun und 
„vie Leibzucht zu beziehen. Die Bwangsdienftpflicht der eigenbehdrigen Kinder iſt 
„anf ein Halbjahr, ohne Lohn, für Koſt beſtimmt. Uebrigens foll der Butsherr 
„bie Kinder an Erlernung eines Handwerks ober anderer Wiffenfchaften nicht hin⸗ 
„bern und find diefe Kinder berechtigt, den Zwangsdienſt mit Gelde nach dem Aus 
„ſchlage abzufanfen“. 

- „Dem Gntsheren IR das Recht einer mäßigen Korrektion und Hat 
„mittel® des Spaniſchen Mantels oder vierundzwansig Stunden Gefängni 
„Waffer und Brod, die Anwendung von Gelde, Kerkexs oder Leibes Strafe nur 
„dann geflattet, wenn er bie Jurisdiktion bat. Ausgetretene oder entwichene Leibs 
„eigene Tann er verfolgen ober vindiciren. Die Heirathefreiheit fol er nicht zu 
„Tche befchränfen. Die leibeigenen Aeltern find nathrliche Bormünber ihrer minder⸗ 
= na Kinder; aber auch ber Gutsher foll für deren Erziehung und für gute 
Abminiſtration der Stätte ſorgen“. Ä 

„Das Beflgrecht des Figenbehörigen an feinem Gute ober Hofe und ſaͤmmi⸗ 
„lichen Bertinenzien, wird als Erbniefbrand warb Gigenthumsrecht, bezeiche 
„net, nur bie Nüsung der Gehölze, insbefondere der Bichen und Buchen, if bes 
„Ichränft”. mr ur 
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„Des Bigenbehörigen Pflichten und Praͤſtationen beftehen nach Vertrag 
„oder Herfommen in Korn, Vieh und Geld. und, beim Mangel befonberer E@inis 
„gung, in einem wöchentlichen Dienſte mit Gefpann .oder ber Hand. Bei unge⸗ 
meſſenem Dienft foll dem Gigenbehörigen ſoviel Zeit gegbnnt werben, al6 zur Bes 
„stellung feines eigenen Nders und Berrichtung feiner übrigen Gefchäfte erfordert 
„wird; auch follen die Dienfle fo befchaffen fein, daß Menfchen und Pferde dar 
„durch nicht zu Grunde gerichtet werben. Lands und Krieges Zuhren haben ſtets 
„den Vorzug“. 

„Die lichten und Präafationef kann ber Gutsherr nicht vermehren, noch 
„verändern, vielmeniger über bie bergebrachten oder bedumgenen dem Eigenbehbri⸗ 
„gen wider defien Willen neue aufbringen, fo lange das Geblüt wicht ausgeſtor⸗ 
„ben und das Erb, und Gufcefflousrecht der Familie nicht völlig exlofchen if”. 

- „Auch der Anerbe aber muÄte das Gut gegen ein billiges Weinkaufs⸗ oder 
„Auffahrtögeld gewinnen; der Gutsherr hat bie Feie Wahl des Anerben, er muß 
„das Gut jeboch einem der nächften Blutsverwandten anbieten, fo weit dieſe davon 
„nicht Abfland genommen oder das Grbrecht verloren haben“. 

„Der gutsherrliche Sterbefall befteht in der halben, zuweilen in ber ganzen 
„Berlafienfchaft, foll jedoch mit Mägigung gefordert werben, bamit das Gut vom 
„Vieh, Adergeräth und von anderen Sotgmenbigteiten nicht zu fehr entblößt werde. 
„Der Gutsherr erbt von dem zur Zeit des Abflerbens des einen Ehegatten vor⸗ 
„bandenen fämmtlichen Vermögen die eine Halbſcheid, während die andere dem 
„überlebenden Ghegatten verbleibt, nach deſſen ohne eheliche Xeibeserben er- 
„folgendem Tode aber auch diefes Legtlebenden ganzes Vermögen, nad Abzug ber 
„Schulden und mit Ausfchluß aller Übrigen nächften Verwandten und chen“. 


Nach dem Vorgange der Preußiſchen Regierung fuchte auch vie Mün⸗ 
flerfche durch ihre am 21. September 1783 erlaffene Erbpacht⸗Ordnung, 
die Auflöfung der „ſchaͤdlichen Leibeigenthums⸗Verhältniſſe“ und deren Um⸗ 
wandlung in beffere, perfünlich und dinglich freiere für diejenigen Beſitzer 
anzubahnen, welche „ein ganzes Erbe, Hof over Kotten nach Erbrecht auf 
fichere, vereinbarte Generationen oder für beftändig übernehmen”; — ühris 
gens indeß ohne —55 erheblichen Erfolg. 

4) Die hofhdtigen Güter, im Herzogthum Cleye And der 
Grafſchaft Mark (1609 und 1666 mit Brandenburg vereinigt), in ten 
Stiftern Effen und Verden (an Preußen durch den Reichsdeputations⸗ 
KHaupifchluß von 1803 gefallen), doch auch in anderen Theilen von Weft- 
phalen und ver Rheinprovinz. 

Diefe Hofhörigen Güter, meift in verſchiedenen Oxtsgemeinden zerſtreut, 
waren einem Ober⸗ (Sattel=) Hofe pflichtig und huldig, — der ſie zu 
fhüßen Hatte, — und ſtanden, mwechfelfeitig zu einer befonderen Hofes⸗Ge⸗ 
meinde verbunden, an deren Negierung fie Theil nahmen, unter einem Ho⸗ 
fesfchulzgen, als Ubgabenerheber, fpäter äfterd Abgaben und Dienftbereih- 
tigten felbft und zugleich Vorſitzendem des Hofeögerichted, an welchem 
Geſchworne (Schöffen) aus der Hofed- Gemeinde Antheil nahmen. Diefe 
Guts⸗Verhaͤltniſſe ſchließen fich der Afteften Deutfchen Agrar-Verfaffung an. 
Die mechfelfeitigen Rechts⸗ und Leiftungd=, die Befik-, Erbfchafts- und fon» 
ſtigen Güter-Verbältniffe, einestheils zroifchen dem Hofesherrn und ten Def 
hörigen, anderntheild unter den Ießteren felber, gründen ſich größtentheil® 
auf ſehr vollſtaͤndige Verträge und Hofrechte, deren viele ſchon aus bem 
12. Jahrhundert herſtammen. !) | J 





1) Bergl. Sommer's Handbuch über bie aͤlteren und neneren Rechlsver⸗ 
ltniſſe in Rheinland und Weſtphalen, 2. Bd. 1. Ih. 3. B. Nr. 31. S. 159. 
r. 52. ©. 157. Re. 54. Das Gofrecht des Amtshofes zu Loen, S.' 160 aqq. 

in veutfcher Sprache aus 109 Baragraphen beſtehend, mit den genaueften Beftims 
mungen zugleich über Erbrecht, Sterbefall, Leibzucht u. ſ. w., eben fo mit Beſtim⸗ 
mungen über Benugung der Gewäfler, wie über Feldpolizei. 
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Die wiſſenſchaftliche Forſchung, wie die neuere Geſetzgebung, haben im 
Allgemeinen und als Regel das vererbliche Eigenthum an den hofhoͤrigen 
Gütern anerkannt. Urfprüngli lag dem Verhältniſſe perſönliche Hörigkeit 
— Grunde. ?) Uebrigens waren die Hofhoͤrigen bei Heirathen, Wechſe⸗ 

ngen (Austaufchyung derfelben unter verfchiedenen Oberböfen) und reis 
laſſungen, an die Zuflimmung des Hofesheren, gleichwie der Hofs⸗Gemeinde, 
gebunden und verpflichtet, an den jährlihen Hof» oder Pflicht-Tagen (den 
Berfammlungen der Hofesleute) zu erſcheinen und dem Ober- und Hofed» 
Km und dem Hofe Huldigung und Treue zu ſchwoͤren. Die Güter, deren 

erfplitterung und Devaftation verpönt war, wurden dem neuen Beflger, 
md zwar häufig gleich auf mehrere Leiber, jedesmal wiederum behandigt. 
Die ſehr mäßigen Dienfte und Abgaben hatten urfprünglich größtentheils 
einen Öffentlichen Charakter und Entftehungsgrund, waren auch durch die 
Hofrechte und Verträge genau beftimmt, beflanden meift in Dienſten bei 
Grad und Korn, zum Pflägen, zu Holzfuhren u. dergl.; die Abgaben hin⸗ 
gegen in Mais und Herbfl» Beeden, Vieh und Koın. Sie erinnern an 
die in Altefter Zeit den Gaugrafen und Voͤgten zu entrichtenden Präs 


nen. 

rüber war die Zahl von Oberhöfen in Rheinland und Weftphalen 
fehr bedeutend. Aus einem Theile entflannen Städte; einzelne Oberhöfe 
blieben reich8unmittelbar, andere kamen an die Landesherren. 

Bei den Hobdgerichten wurden über die Hobsgüter eigene Lagerbücher 
geführt und beſondere Hobsgerichte hatten auch noch fpäter die Entfcheidung 
über die Streitigkeiten zwiſchen Hofherrn und Hofhorigen, fo wie dieſer 
unter fich, in Bezug auf Beflg-, Erb⸗, Dienft- und andere, das Gut bes 
treffende Verhaͤliniſſe, vorzugsweiſe aber die Verwaltung der freiwilligen 
Gerichtöharkeit. *) 

Zu den hofhärigen Gütern gehören befonders auch die Hobs⸗, Behan⸗ 
digungs⸗, hof» und gewinnrührigen, die Koes⸗ und Laten=, vie Leib⸗ und 
Beitgeroinnd-@üter in Cleve, Mark und Moers. Erb» und Eigenthums- 
zechte waren zwar auch im 18. Jahrhundert, wie fpäter, öfter beftritten. 
Es wurden jedoch felbfi die langen Zeitpächter, welche alle 12 oder 15 
und mehrere Jahre duch Zahlung von Handlohn, Gewinngeld — Laute- 
mium — wieder gewinnen mäflen, in dem Reglement wegen ver Krieger 
ſchäden für Cleve und Mark vom 14. Juli 1764 — „da fie und die Ih⸗ 
tigen in der Megel bei einerlei Pacht und Gewinnung bleiben, auch vie 
Hofgebäude ihnen zuftehen”, den nutzbaren Eigentbümern und wahren Erb⸗ 
paͤchtern gleichgeftellt. *) 

Im Surispiftiond ⸗Reglement für die Königl., in Gleve, Moers und 
Mark vorhandenen fogenannten Leibgewinnd-, Hobs, Koes⸗ und Laten« 
Büter, vom 20. December 1779, welches auf ältere Verordnungen von 
1431 und 1556 zurückweiſt, wurde die Aufnahme ordentlicher Behandi⸗ 
aungs- Protokolle und die Eintragung der Hände und Leiber in die Erbge⸗ 
winndregifter, eineötheild zur Wahrnehmung des landesherrlichen Interefleg, 
anderntheild zur DBermeidung aller obſervanzwidrigen Beſchwerungen der 
Leibgewinnsträger bei Erlegung ver Leibgewinns⸗ und der Behandigungs- 
Jurium, ferner die Beſetzung des Latengerichtd dich den Domainen-Päch« 


. 


1) Sommer «a. a. D., TH. J. ©. 444. 8. 53 „Geſetz v. 21. April 1825. 
8 ⸗ ec 


Mr. 940. 8.6. ©. 118. 8. 35., Geſetz de eod. Nr. 939. &. S. ©. 101. 

2) Sommer a. a. D., ©. 267, 269, 270, 281, 298, 313, 329, 335 2qq. 
u. a. a. O. 

3) Scotti, Sammlung der Geſetze und Verordnungen im Herzogthum Kleve 
und der Graſſchaft Mark, Thl. III. S. 1595. 
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tex unter Aufficht der Domainen« Kammer, fobann im $. VEIL vorge⸗ 
ſchrieben: 

„Wenn nun die Cigenthuümer oder die Leibgewinnsträger in folche Umſtände 
„kommen, daß ſie gendthigt find, Gelder zu negotiiren und anf bie gewinnrührigen 
„Büter Schulden zu kontrahiren, fo hat, da felbige als fonda impropria ben 
„Rechten nach behandelt werben, in Anfehung derfelben Feine Berpfänbung aubers 
„ſtatt, als mit lehnsherrlichem Konfens, welchen das Laten: oder Hofesgericht in 
„Unferem Namen zu eriheilen autorifirt wird“. ') 

Eine frühere Verordnung für Eleve und Mark vom 22. Novbr. 1709 2) 
batte überdies ſchon damals die Pflicht zur unverzüglichen Wiederbefegung 
und Mefonfolivation der Abfpliffe in Betreff aller wüſt gewordenen und 
verlaffenen Bauerhöfe, auf alle Güter, ohne Rüdficht ihrer Lage und des 
Standes ihres Beſitzers, ausgedehnt, um die Darauf nach den Lager⸗ 
Büchern haftenden öffentlichen Laften zu erhalten und wieder gelten zu 
machen. 
Die Berfuche der Stänvne (1711), vie bäuerlichen Güter in der Graf⸗ 
fchaft Mark zu Pachthoͤfen zu machen, fcheiterten an einem Gutachten des 
Kammergerichtd, wonach dad jus perpetuae coloniae feftgeftellt wurde. 

An die Schilderung der wictloften bäuerlichen Beſitz⸗ und territorialen 
Agrar⸗Verhaͤltniſſe in Weftphalen ſchließen fi noch einige andere dahin 
gehörige Bemerkungen an. - 

Was die Nitterfchaft in Rheinland und Weftphalen betrifft, fo war 
diefe auch hier von der gewöhnlichen Grundſteuer, dagegen nicht von außer⸗ 
ordentlichen und KopfeSchagungen frei. Erſteres hatte nach dem dreißig⸗ 
jährigen Kriege, bei der veränverten Milltair- und Steuer-Berfaffung, auch 


, dort Befchwerden der Städte zur Bolge. ®) 


Insbefondere in Eleve und Mark ergingen noch nach dem vreißlgjähtt» 
gen Kriege mehrfache Aufgebote an Die Bafallen; um fich zur Muſterung 
und Landedyertheidigung mit Lehnpferden, mit tüchtiger und untabeliger 
Mannfchaft, nebft Montirung und Gewehr Ju ftellen, oder dieſe Bflicht abe 
zulöfen, welches letztere jedoch felbft noch unter Friedrich dem Großen 
Schwierigkeiten fand und verweigert wurde. *) 

Wie in den anderen Preußifchen Provinzen, war im 17. und 18. Jahre 
hundert auch in Cleve und Mark der Beflg anlicher Güter in ver Regel 
nur dem Adel, tagegen bürgerlicher und bänerlicher Grundſtücke nur ven 
Mitgliedern diefer Stände geftattet. | 

n Gleve und Mark mwarsübrigens bereits vor 1576 die Abldalichkelt 
von Renten zuläfflg und durch Evift vom 15. Auguft 1774 der Abkauf 
von Zehntpflichten, Kanon, Dienfigeld und anderen beftändigen Leiſtungen 
der Grundflüde an den Landesherrn, im Wege der Einigung, wieverholt 
aushrüdlich geftattet. ©) 





4) Scotti, Sammlung, an IV. ©, 2146. 

2) Scottt, Thi. DM. ©. 754. 

3) Wigand, TH. HM. ©. 306—317. — Eichhorn, Thl. IV. ©. 409, 
619. — Sommer, Thl. I. S. 149, 156. 

4) Scottt, Thl. U. ©. 721. Geroehnung 6. 26. Juli 1683, desgl, v. 4. Mai 
41701 und 14. Juni ej. a. S. 721, desgl. v. 8. Decbr. 1766. HL. ht. S. 1787 
u. f. or Tl. II ©. 1397. Zul. IV. €. 2312. | 

5) Scotti, Sammlung, J. Thl. ©, 51 u. 174. II. Ihl. ©. 2037. 
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Dritter Abtchnitt. 


Die Königlich Preutziſche Agrar-Geſetzgebung Friedrich d 
Großen Sud Friedrich Kolldelm un bis aus abre 1807 u 


Nachdem bereits, im Zufammenbange mit der Agrargefeggebung einzel« 
ner Landestheile, auf einige Verordnungen aus der fpäteren Zeit hingewie⸗ 
fen ift, bleibt noch übrig, aus ven für die Anbahnung der Neformen des 
19. Jahrhunderts entfcheldenpften Epochen, ver Megierung Friedrichs des 
Großen und Friedrich Wilhelm III., die zur Charakteriſtik der Zus 
flände, wie der Regierungsmaximen wichtigften Verordnungen vorzuführen, 

Immer bewußter traten in der inneren Politik Preußens die "großen 
Ziele der neuen Preußifchen Agrargefeßgebung ald Hauptaufgabe der Re⸗ 
gierungsthätigfeit in den Vordergrund, — die perfönliche, bürgerliche, Ber» . 
kehrs⸗ und Gigentbums-Breiheit. Immer Elarer erkanute man darin die 
Mıtel zur Hebung des Wohlſtandes, zur moralifchen und phyſiſchen Kraͤf⸗ 
tigung der Nation, wie zur Machtentwicdelung des Staates. 

Zwar konnte fi die damalige Politif von jenem ebenfomohl fozialifti- 
fhen, als vein polizeilichen, faft allen Kontinental-Staaten eigenen Eofem 
des 16. und 17. Jahrhunderts, — der Pegerzfchung und Ülegelung ver 
Verkehrs⸗ und Güterverhälmiffe durch den Staat, wie der ſtarren Abfon- 
derung der Stänve, noch nicht frei machen. Noch wurden in ben revidit- 
ten Unterthbanen« und Gefinde»- Ordnungen (3. B. v. 11. Behr. 1769) vie 
alten fpeziellen Borfchriften über die Belohnung der verfchievenen Klaffen 
von Dienflboten und Arbeitern erneuert; ingleichen, zufolge Kabinets⸗Ordre 
v. 12. Bebr. 1762, Bürgerliche nur ausnahmsweiſe und vorübergehend zum 
Ankauf adlicher Güter verftattet, dieſe bezüglich der Ehrenrechte auf Jagd, 
Gerichtsbarkeit, Kreis⸗ und Lanpftandfchaft, wie Patronat befcyränkte Aus⸗ 
nahme auch durch. Verordnung vom 18. Februar 1775, demnächft durch 
Kabinets⸗Ordre v. 14. Juni 1785 wiederum ganz zuruͤckgezogen, da Bür« 
ger ihr Geld beſſer und mit mehr Nuten im Handel und Gewerbe anles 
gen Fönnten und gleiche Beflimmungen ergingen noch bis 1794 für einzelne 
neu erworbene Landestheile. Nur in Weſtpreußen follten abliche, bisher 
von Polniſchen Evelleuten befeffene Büter auch von Leuten bürgerlichen 
Standes erfauft werben dürfen. Dagegen wurde andererſeits die Zufam« 
menfchlagung mehrerer bäuerlicher oder Burger⸗Stellen, fo wie deren oder 
Kolmiſcher Güter Ankauf durch Adliche, ingleichen die Dismembration von 
Nittergfiiern, außer in Sudpreußen, ebenfalls unterfagt, felbft die Unablds⸗ 
lichkeit der Zinfen für aufgehobene Dienſte audgefprochen. ') 

Wie alle menfchlichen Dinge und alle Epochen der Gefchichte, fo maren 
auch vie Maaßregeln des großen, den flantenbildenden Heroen des Alters 
thums zur Seite tretenden Genius Friedrichs, mit dem inneren Widerſpruche 
behaftet, durch deſſen fortfehreitende Aufldfung die höhere Enimidelung ver 
Rantögefellfchaftlichen Verhältniffe auch in Preußen angebahnt wurde, 

Das Augenmerk der Regierung blieb unabläffig der Aufhebung der 
Leibetgenſchaft, wie der Verbefferung der perſoͤnlichen und der 


1) Bergl. die berefenben Sabrgänge des Nov. Corp. Const. March. unb 

der Edikten-Sammlung Schleflen von Korn. Weſtpreußiſches Brovinatalrecht, 

a. * ©. i87.. Veſinde⸗Ordnung v. 11. Febr. 1769. N. C. C. Thl. IV. ©. 5376. 
® “ © & 
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Befitverbhältniffe ded Bauernſtandes zugewendet. So hieß es 
wiederum in dem Notifikations⸗Patent, betreffend die Einrichtung des Ju⸗ 
fligwefend in den von Preußen in Beſitz genommenen PBolnifchen Landen, 
Preußen und Pommern und den zu &roßpolen gerechneten Diftrikten 
(No. 5, Abſchnitt 5): 


„Gleichwie in den Königl. Domainengütern alle Leibeigenſchaft Fünftig aufs 


„bört, fo werben and, die Privats Butsbefiger wohlthun, dieſem Königl. Erempel 


„in Aufhebung der, fowohl für die Herrfchaft, ale für die Unterthanen allzu nachs 
„theiligen bisherigen harten, Knechtichaft ihrer Keibeigenen zu folgen“. ") 


Die Verordnung v. 29. Dec. 1804 wiederholte: 


„daß bereits durch die Patente v. 10. Zuli 1719 und 24. Mär; 1723 alle Leib; 
"eigenfchaft und Erbunterthänigfeit oder Butspflichtigfeit auf den Domainen in 
„Dftprenßen und Lithauen aufgehoben und ber lehte Neft, nämlich der Dienftzwang, 
„im Sabre 1763 und durch die Gefinde-Ordnung v. 15. März 1767 vernichtet 
„lei; es folle daher fchlechterbings Feine glebae adscriptio auf biefen Domainen 
„mehr beftehen, weshalb denn bie Untertbanen biefer Domainen für völlig freie, 
„von aller Grbunterthänigfeit unabhängige und von ben mit dem Erbunterthänig: 
„Leite: Nerus verfnüpften gefeßlichen Folgen völlig befreite Leute erflärt, naments 
„lich Gefſinde⸗Dienſtzwang, Loskaufsgeld, Befchränfung des Verziehens der Amtes 
„Einfafien nach adlichen Gütern, für immer aufgehoben feien“. ?) 


Es erhellt aber auch aus diefen fo oft wiederholten Erlaffen gleichen 
Inhalts, wie lange eine erfeuchtete Geſetzgebung mit den Gegenftrömungen 
der Zuftände und der Intereffen zu Fämpfen hatte, und wie wenig noch die 
Aufhebung der perfönlichen Abhängigfeitöverhältniffe für fich allein die volle 
bürgerliche Freiheit des Bauernſtandes gemährleiftete. 

Nicht minder unabläfftg war das Augenmerk auf die der althergebrach- 
ten Deutfchen und Landes» Berfaffung entfprechenne Erhaltung ver ſelbſt⸗ 


met Bauergüter gerichtet. Schon die Verordnung Friedrich Wils 
.dv 


elms . 14. März 1739 hatte befohlen: 


„das Fein Landes: Bafall, von dem Markgrafen au bis auf den geringften, er fei, 
„wer er wolle, die Bauerngüter verwüften, das Land dadurch entvölfern- und ſich 
„eigenmächtig unterftehen dürfe, einen Bauern ohne gegründete Urfache und ohne 
„den Hof wieder zu befeben, aus demfelben au werfen“. 


Das für alle damals zum Preußifchen Staate gehörigen Landestheile 
gleichmäßig geltende Edikt v. 12. Auguft 1749 verbot dem Mpel, den Stif⸗ 
tern und Klöftern, fo wie anderen, welche adliche Güter befigen: 


„aus Brivat-Interefle und eigener Sewinnfucht, Bauern⸗ und KoffäthensHöfe eins 
„gehen zu laſſen und die bazu gehörig gewefenen fleuerbaren Aecker und Wieſen 
“a ihrer eigenen Wirthfchaft oder ihren Borwerken zw ſchlagen; bie Anzahl ber 
„Landes⸗Einwohner folle nicht verringert, daher die Höfe und Plaͤtze jedesmal wies 
„der mit befonderen Bauernfamilien befept, für jeden ein: oder an fich gezogenen 
„Bauern⸗ oder Koffäthenhof 100 Dufaten Strafe zur Invalidenkaſſe bezahlt, den⸗ 
„noch aber die Höfe auf Koſten der Herrſchaft wiederhergeftellt werben ; jeder Lands 
„und Kreisrath, welcher durch die Finger fehe und die Veränderung eines Bauern⸗ 
„Hofes nicht in Jahr und Tag anzeige, folle in 100 Thaler Strafe verfallen“. 


Das in einigen Provinzen, namentlich ber Mark, geflattete Ausfaufen 
und Einziehen von bäuerlihen Höfen, wenngleich unter Uebernahme der 


Kontribution und ter Kreis⸗ und Dorfpflichten, wurde für die Zufunft 
gänzlich unterfagt. | 


N. C. C. XL.V.B. ©. 451. Mr. 49. — v. Rabe, Sammlung, Bo. 1. 


9 
AST. IV. ©. 364. 


2) v. Rabe, Sammlung Preuß. Geſetze, Bd. 8. ©, 232. 
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Unterm 12. Suli 1764 wurde jened Edikt noch befonders renoyirt und 
gefchärft, und dabei fehr mißfällig bemerkt: 


„daß einige Grundherrſchaften zur Bereitelung der Königl. Abficht, wegen ber Be: 
„völferung des Landes und des Retabliſſements der Wüflungen, von ben Belegen: 
„seiten des Krieges und dem Ruin der wüfte geivordenen Bauerngüter profitirt 
„und folche ihres größeren Gewinnes wegen zur herrſchaftlichen Kultur zu ziehen 
„gefucht hätten“. 


Deshalb wurde angeorhnet: 


„daß alle und jede wühe Bauerns, Balbbauerns, Koffäthens, Gärtner: oder Bübs 
„uers, auch andere Stellen der Heinen Leute des platten Landes, ingleichen die zu 
„ven Borwerken gefchlagenen Aecker, welche fett 1740, befonbers aber feit 1756, 
„wüfte geiverben, binnen Jahresfriſt retablirt und mit eben foviel und denſelben 
„Grundſtücken und Wirthen wieder verfehen und befeßt werben follten”. 


Für Schleflen erging die befundere Konflitution v. 14. Juli 1749, in 
welcher unter andern hervorgehoben wurde: 


„bag, wenngleich die Dominien von ben eingezogenen wüften Gütern bie Landes: 
„Kontribution übernommen, fie dennoch die übrigen darauf haftenden Praestanda, 
„insbefonbere die herrfchaftlichen Dienke und Robothen, bie Konkurrenz zu den 
„Paß⸗, Marfchs, Vorſpann⸗KFuhren, Kriegslieferungen, Gemein: Anlagen und zur 
„Feuer⸗Societaͤts⸗Huͤlfe den übrigen Bauern wiverrechtlich aufgebürbet Hätten, und 
„bag, ba Herrfchaften auf ganz unverantwortliche Weife mit ihren Unterihanen 
„umgingen und biefelben mittelfi der härteflen Bwangsmittel durch allerhand neue 
„Auflagen und Leiflungen in gänzlichen Verfall brächten, bergeflalt, daß fie ihre 
„Birthfchaft aufgeben und ihre Güter verlaffen müßten, insfünftige Feine Grund⸗ 
„obrigfeit ſich unterflehen folle, ven Unterthanen mehrere und andere Präflationen 
„aufzubürden, als fie oder ihre Vorfahren bei Grfaufung der Güter, befage ber 
„Kauffontrafte übernommen oder die Herrfchaften auf Grund unverbächtiger und 


„beglaubigter Urbarien zu verlangen berechtigt wären, in Eeinem Fall aber die den - 


„wüften und jegt von den Dominien in Kultur genommenen Bauerngätern obltes 
„genden herrſchaftlichen Praestanda auf die übrigen bäuerlichen Wirthſchaften re; 
„partiren bürften. Es folle bis 1633 vefp. bis 1723 zurückgegangen werben; auch 
„tolle fich Keine Srunbobrigfeit des der Souverainetät gebührenden jus collectandi 
„ferner anmaßen, felbft die gemeine Hütung und Sichelgräferei der Eleinen Leute, 
„worauf bei der Steuer-Repartition gerüdfichtigt), nicht beeinträchtigen”. 


Andererfeitö aber follte Fein Bauer fein Gut über die Hälfte des Werihs 
verſchulden, auch keine Bauergemeinde berechtigt fein, adliche Güter oder 
Serzfehaften allein oder mit anderen in Kommunion an fich zu Faufen. 

In Oſtpreußen mußte fpäter wegen der Uinmöglichkelt einer ficheren 
Ausmittelung der eingezogenen bäuerlichen Hufen ein nener Zeitabfchnitt uf 
den 1. Juli 1772 angenommen und für die frühere Zeit durch Reſkript v. 31. Ma 
1806 Amneftie extheilt werden.) Jedoch ging in Oftvreußen das fpätere 
Rermaljahr, wonach fich die Negulirungsfäbigkeit und Eigenthumsverleihung 
ver bäuerlichen Stellen nah dem Erift vom 14. Septbr. 18141 richtete, 
wiederum. bis 1752 zuruͤck. ?) 

Das Edikt von 1749 wurde 1789 ausdrücklich noch für den Neppiftrikt 


publizirt. 
elite und Eigentbum find feit Altefler Zeit und in ven Rechts⸗ 

Urkunden des Mittelalters Häufig als gleichbedeutend gebraucht uud noch in 

den Togleich zu erwähnenden Erlaſſen, durch welche die Exblichkeit der 


2 Königsberger Sammlung, 3. Aufl. ©. 1, 4, 204-206. — Korn, Samm⸗ 
lang Schleſtſcher Geſetze, Thl. I. arg 1. ©. 244 404. 
2) Mrtitel 4 der Deklaration v. 29. Moi 1816. ©. ©, 1816. 
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a huier anf ſaͤmmtlichen Königlichen Domainen eingeführt wurbe, ver⸗ 
wechfe nn. 

Unterm 20. Bebsuar 1777 rügte Friedrich der Große: 

„daß fich bei den Wemtern noch Bauerngüter befänden, welche ben darauf woh⸗ 
„menden Leuten nicht eigenthümfich gugehörten, und daß bie Beamten, wenn bie 
„Eltern geftorben, den Kindern die Höfe abnehmen und folche nach Gefallen an 
„andere vergäben”. 

Der König befahl: 

„dag an allen Orten, wo es noch nicht gefchehen, die unter die Koͤnigl. Aemter 
„gehörenden Banerngüter ben Unterthanen erb⸗ und eigenthümlich übergeben wers 
„den follten, dergeftalt, daß folche von den Eltern anf die Kinder fommen und 
* rg in dem rubigen Beſitz ihres vom Bater ererbten Gutes belaſſen 
„würden“. ı 

Nach dem Befehl v. 1. Auguft 1786 follten auch bei der vom Könige 
angeordneten Urbarmachung ded großen Moraftes auf der Seite von Tilſit 
die daſelbſt anzufegenden Bauern ihre Güter alle eigenthümlich haben, 
„weil ſie feine Sklaven fein follten” ; dabei fragte indeß Friedrich der Große, 
der früheren Verordnungen von 1719 folg. und der eigenen von 1777 ver⸗ 
geffend: „ob nicht alle Bauern in den Aemtern aus der Leibeigenfchaft 
gejegt und als Eigenthümer in ihren Gütern angefegt werden Fönnten?**) 

Beftimmter ordnete erft die Deklaration v. 25. März 1790 die Vers 
erbung der Bauerhöfe in den Domainen⸗Aemtern an, ohne dabei gleichzei⸗ 
tig das Eigenthum der Höfe zu übertragen und ohne den Verzicht auf die 
bisherigen gegenfeitigen gutsherrlichen Plichten zu fordern. Unter mehreren 
Kindern des letzten männlichen Beſitzers follte zwar das Amt die Wahl 
baben, dabei aber auf ven Wunfch des Vaters, auf perfönliche Eigenfchaf- 
ten und Vermoͤgens⸗Umſtände des Kindes rüdfichtigen, event. das 2008 
entſcheiden laſſen, bei noch unerzogenen Kindern den Stiefvater oder den 
Bormund ald Interimswirth beftellen; in Ermangelung von tüchtigen Des⸗ 
eendenten follte nie Wittwe aus eigenem Rechte ven Hof erben und ihr 
Hecht auf den zweiten Ehemann übertragen. Endlich werben Bräder und 
Schweftern ohne Rückſicht des Geſchlechtes zur Exbfolge im Hofe berufen. 
Superinventarium muß befonverd bezahlt und es darf der Hof niemals 
verfchuldet werben. ?) | 

Durch die Art und Welfe der Kataſtrirung vieler Höfe in Weftprenßen 
wurde indeß fchon damals der Grund gelegt zu einer erheblichen Beichrän- 
tung der Wirkſamkeit des Edikts vom 14. September 1811, nachdem naͤm⸗ 
lich die Deklaration vom 29. Mai 1816 (Art. 4) den Begsiff einer bäuer- 
lichen regulirungsfähigen Stelle von der Eintragung in die Steuerfchläge 
der Provinz mit abhängig gemacht hatte. 

Als nämlich auf Grund der Inſtruktion v. 5. Juni 1772, nach der Beſtz⸗ 
nahme von Weftpreußen, fämmtliche Grundflüde der Provinz Behufs Einfüh- 
rung einer allgemeinen Grundſteuer vermeffen und Elaffifizirt wurden, find dies 
jentgen Hinterfaffen, welche weniger als eine alttulmifche Hufe beſaßen, nicht 
zur Kontribution gezogen, fondern nur mit einem Schutzgelde und nur in 
den Beilagen des Kataſters angefegt, wogegen für fle der Grundberr, vor⸗ 
baltlich der Wiedereinztehung des Betrages, zur Kontribution geftellt iſt. 
Ehen fo geſchah es in Lauenburg und Bütow (1777). Deshalb find 


1) Bergl. den Kabinetöbefehl in der IL Abih. bes Preuß, Provinziafrechts 
von Lemann und v. Strombed, ©. 168. 
2) Lemann und v. Strombed, Preuß. Provinzialrecht a. a. O. ©. 251. 
3) N. C. C. 7. VIII. G. 2907. Mr. 19. de 17%. j « 
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denn viele bänerliche Höfe, als nicht kataſtrirt, auch fpäter nicht zur Regu⸗ 
Irung verflattet und demzufolge meift eingezogen. *) 

Die Klagen der früheften Landtagsrezeffe über Widerſpenſtigkeit, Muth 
willen und Faufbeit der Bauern, diefe fyezififchen fprichwörtlich geworde⸗ 
nen Wirkungen der Zwangs⸗ und Frohndienſte, dauern aud in den Ge⸗ 
fegen dieſer Periode fort. | 

Friedrichs des Großen Anoronungen griffen indeß das Nebel bei ber 
Wurzel an fo weit e8 fchon damals Zeit und Berbältniffe geftatteten. 

Ngemeine gefegliche Beftimmungen wegen Beftftelung des Maaßes 
und der Leiflungdart der Dienfte und Abgaben traten der gemißbrauchten 
Gewalt und Härte der Grundherrſchaften über ihre Unterthanen und Ein⸗ 
faffen entgegen; Bedrückungen, Gewaltthaͤtigkeiten und Graufamfeiten gegen 
biefelben wurden bei ſchwerer Strafe- verboten. 2 

Die Verordnung vom 8. Nov. 1773 für Oſt⸗ und Weſtpreußen 
erfannte eimerfeit an, wie fehr die Kultur der DBauergäter den ganzen 
Staat interefitre, und bezeichnete dabei das beliebige Verziehen ver Unter« 
tbanen von einem Orte zum andern ald der allgemeinen Wohlfahrt des 
Landes entgegen und ald zur Verwirrung in den errichteten Kantons füh- 
send, beftimmte demnächft aber andererſeits (wie e8 für Schleflen gefchehen 
war), die Gründe für Gewährung der Lodlafjung aus der Unterthaͤuigkeit 
wit billiger Nüdfichtönahme auf günftige Gelegenheit zu einem anderen 
Lebenöberuf, zur Verheirathung u. f. w., deögleichen für deren Verfagung, 
ferner die Loßlaffungsgelder (als Früchte der Gerichtsbarkeit) auf reſp. 20, 
10 und 3 Thlr., dabei auch die Bälle einer unentgelvlichen Entlaffung aus 
der Unterthänigfeit, ſodann die Zeit des Geſindezwangsdienſtes auf 5 Jahre 
und das Maaß der Frohndienſte auf ven Königlichen Domainen, abgefehen 
von befonteren Privilegien und Kontraften der Koͤllmer, wie anderer nicht 
auf Schaarwerfähdfen angefegter Einſaſſen. Für die Schaarwerfs - Bauern 
wırrden die Dienfle: auf 60 Tage nebft Reiſe⸗Fuhren bergeftalt feſtge⸗ 
fegt, daß dafür gleichzeitig ein Dienſtgeld, worauf der Naturalvienft ab⸗ 
zufchreiben, normirt und außerdem nur noch der Öffentliche Dienft zu 
Krieges⸗, Paß-, Burg-, Baus, Brennholz und Mühlen» Bubren mit dem 
Bemerken vorbehalten wurde, daß vergleichen ertraordinatre Dienfte nicht 
gemißbraucht und die Unterthanen damit nach Möglichkeit verfchont werben 


ſollten. 

Während dieſe Dienſtſtra nicht für die Gutseinſaſſen des Adels und 
anderer Privaten galten, wurde dieſen bei Vermeidung der Biration auf 
ein gleiches Maaß, pie Eontraktliche Feſtſtellung mit den Unterthanen bin⸗ 
nen Jahrrekfriſt zur Pflicht gemacht. Entfcheivungen über Loslaffung, Ge- 
findegwang und Dienfte follten vor die ordentlichen Königlichen Gerichte 
ehören. 

i Kabinets⸗Ordre dv. 11. Sept. 1784 ordnete zwar eine Reviſion 
der Urbarten im ganzen Lande an; dieſelbe blieb indeß auf Schleflen 
beſchraͤnkt und erfolgte auch Kies nicht vollſtaͤndig. - 

Insbefondere für das Herzogthum Schlefien und die Grafſchaft 
Glatz erging das Publikandum v. 12. Dec, 1784 wegen zu errichtenver 
vollſtandiger Urbarien auf ſaͤmmtlichen Guͤtern und Dörfern zur Beſeitigung 





1) Weſtpreuß. Provinzialrecht, 1.05. ©. 177179. 2.89. Urkunden-Sanıms 
lung, Kabinetsbefehl v. 26. Juni 1822, desgl. v. 31. Der. 1826. &. 713. u. 771, 
2) Bergl. Einleitung der B. v. 8. Nov. 1773, betr. die Dienfte ber Unter⸗ 
en in rn und Weftpreußen. V. v. 18. Suli 1799 wegen ber den Unter 
en zu verſchaffenden Erleichterungen im hzrethum Schleſten. — v. Rabe, 
Samml. Bd. 1. Abth. 5. S. 776. Bd. 8. S. SV. 
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der vielen Prozeffe zwifchen den Gutsherrn und Ihren Unterthanen, und 
zur Beftftellung ihrer gegenfeltigen Mechiöverhältniffe, mit ver Anweifung 
an die beiden Schlefifchen Etatöminifter, in jedem Kreife zur Regulirung 
der Urbarien befondere Kommifflonen anzuoronen, dieſen letzteren Haupt⸗ 
fommifflonen (in Breslau und Glogau) vorzufegen und unter ihrer Auf- 
fiht dad Werk betreiben zu laffen. Bei Beftftelung der Urbarien nach ver 
Inſtruktion vom 20. San. 1785 folten die alten Urbarien, Vergleiche, Ju⸗ 
difate und Kaufbriefe der Unterthanen genau nachgefeben, auch ſollte zus 
folge Verordnung v. 16. April 1788 gegen Eonfirmirte Urbarien ein Prozeß 
nicht weiter zugelaffen werden. ') Später — 1799 — gingen die Gefchäfte 
der Haupt⸗Urbarien⸗Kommiſſtonen an Die drei Ober» Amts» Megierungen, 
an jede in ihrem Departement, über, und follte für jeden Kreis eine Spe⸗ 
ial⸗Kommiſſion, aus einem Guisbeſttzer, einer Gerichtöperfon und zwei 

otfſchulzen, unter Mitwirkung des Kreis⸗Landraths, beſtehen. Im Jahre 
1809 endlich wurde die Thätigkeit der Urbarten » Kommifjlonen Unfange 
ſiſtirt, ſodann gänzlich aufgehoben. 2) 

Die aus eigenfter Geſinnung des Königs Friedrich Wilhelm II 
hervorgegangene Kabinets⸗Ordre v. 25. Juli 1798 an das General⸗Direk⸗ 
tortum und den Großfanzler hielt zwar „die Aufhebung der Dienfte ohne 
Eingriff in das Eigentum der Gutsbeſitzer und aus dem Grunde für un« 
zuläffig, weil ein großer Theil der Gutsaͤcker dann unbebaut Tiegen bleiben 
müßte”, dagegen „die Aufhebung einer weiteren erblichen Fort- 
pflanzung des Leibeigenſchafts⸗,, Erbunterthänigfeits- oder 
Outspflichtigfelts » VBerhältniffes (das viel weiter gebe, wie das 
Subjeftionsverhältniß gegen den Staat felbft), namentlich bezüglich der 
jüngeren Kinder, der Enkel und Urenkel (der Fünftigen Generationen) — 
für dasjenige Auskunftsmittel, welches die mit jedem Tage zunehmenden 
Beſchwerden der Unterthanen über zu viele und zu ſchwere Dienfle und 
über die drüdende Laſt der Erbunterthänigkeit, ohne Ungeregugten zu be⸗ 
ſeitigen und das gegenfeitige Verhaͤltniß in das eines freien Vertrages um⸗ 
zuwandeln, geeignet wäre; auch werde der frei gewordene Unterthan mit 
Dankbarkeit und Liebe flärfer an fein Vaterland und deſſen gefegmäßige 
Verfaſſung gefeflelt fein.“ °) 

;Da8 General⸗Direktorium und der Schleflfche Etats-Minifter remonſtrir⸗ 
ten und die Sache unterblieb. 

Inzwifchen wurden durch eine nicht veröffentlichte Kabinets⸗Ordre 
v. 5. Non. 1799, behufs Abhälfe der immer dringenderen Mefchwerven der 
Unterthanen in Schleflen, die Berichte angewiefen, eine Ermäßigung ſelbſt 
der in Judifaten, Urbasien, Vergleichen, oder durch Verjährung feftftehen- 
den Dienfle eintreten zu Iaffen. *) 

Inzwifchen aber traf die Verordnung v. 18. Juli 1799 5), wegen der 
den Unterthanen in Schleflen zu verfchaffenden Erleichterungen, mandherlei 
Beflfeßungen, aus denen man andererfeitd die Schwere der Pflichten erken⸗ 
nen mag, und welche dadurch motivirt wurden: 


1) Korn, Schleſiſche Ed. Samml. Bd. 15. ©. 253 folg., 265, 292. — 
Vergl. über die Schlefifchen Urbarien = Kommiffionen Starke’s Beiträge zur 
Preuß. Gerichtsverfaſſung. Bd. J. S. 388 folg. 

- 2) Verordn. v. 9. Dec. 1809 N. C. C. Thl. 12. ©. 911. Rr. 97. und 
v. Rabe, Samml., Bd. 13. ©. 855. 

3) Beitfchrift für Die Landes-Kulturs®efepgebung, Bd. 4. S. 131 u. 138. 

4) Beitichrift a. a. O. ©. 141—148,. 

5) v. Rabe, Samml., Bd. V. ©. 500 u, Stengel's Beiträge, Bd. 12: 
©. 116 folg. 
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„wie es nicht ferner geſtattet werben Fönne, daß das Schickſal ber dienenden Klaffe 
„der Untertanen von den billigeren oder unbilligeren Geſtunungen ber jebeamali- 
„gen Srunbherrfchaft abhaͤnge“. 

Durch diefe Verorbnung wurde namentlich der herrſchaftliche Geſinde⸗ 
dienſt für Hofelohn auf 3 Iahre, für Fremdenlohn hingegen bei Perſonen männ« 
lichen Geſchlechts bis zum erreichten 3öften, bei PBerfonen weiblichen Ges 
ſchlechts bis zum erreichten 30. Jahre, nach Vollendung des 13. Lebensjahres, 
bei Vögten, Walbläufern u. f. w. auch über jenes Lebensalter hinaus, feſt⸗ 
geſetzt, überall ein Geſtellungstag, an welchem fich fämmtliche vienfttaug« 
liche Unterthanenkinder der Gutsherrſchaft de Dienen anbieten mäßten, 
beftimmt, hingegen das Scyußgeld für die Erlaubniß zum Auswärtstienen 
abgeſchafft. Die Verordnung enthielt zugleich nähere Vorfchriften über vie 
Gefundheit der Speifen, der Schlafflellen, wegen der Fuͤrſorge für krankes 
Geſinde, wegen der Züchtigungs- und Strafarten durch Schläge mit einer 
Blegfamen ledernen Peitſche, durch Einfegen in den Stock und Halßelfen. 
Die Verwandlung der ungemeffenen Dienfte in gemeffene und die Entbüre 
dung von allzu drückenden Verbinvlichfeiten wurde an die Urbarien⸗Kom⸗ 
mifjlonen geroiefen. | 

Das Erift v. 11. März 1787 „wegen Dismenbration und Veräußerung der 
berrfchaftlichen Srundflüde und Gerechtſame an Unterthanen in Schleiten”, 
hatte hanptfächlich die gleichzeitige Reluition und Ablöſung der Frohndienfte 
zum Zwede und es erging dazu unterm 14. Aug. 1799 eine befondere Ins 
ſtruktion des Schlefifhen Departements und des Großfanzlerd für vie 
Schlefifchen Landeskollegien wegen Üteluition der Natural» Spannvienfte, 
mit der Anweiſung, dergleichen Abkommen ſoviel möglich zu begünftigen 
und zu befördern, auch SHerrfchaften wie Untertanen dazu zu ermahnen 
und aufjufordern. !) 

Auf ven Königlichen Domainen ging man dagegen zu Anfange bed 
19. Jahrhunderts fehr ernftlich mit Aufhebung ver Naturaldienfte und deren 
Umwandlung in Dienftgeld und gleichzeitig mit Verleihung des Eigenthums 
der Höfe als Zinsgüter an die dienfifrei gewordenen Bauern, nur mit eini« 
gen Befchränfungen wegen der Berfehuldung und der Parzellirung, vor. 

ieſem Beifpiel folgten wohl auch einzelne Privatgutsbeflger. Befondere 
Inſtruktionen für die Dienftaufhebungs- Angelegenheit in den Domainen, 
wie z. B. die vom 5. Mai 1806 für die Kurmark, find Vorbilder gründ« 
licher Arbeit und werthvolle Materialien für die fpäter, 1811 und 1821, 
vermöge allgemeiner Gefege, eintretenden Ablöfungen geworden. *) 

Durch die Anftrengungen des fliebenjährigen Krieges, während deffen die 
Vermögendverlufte des Preußifchen Adels nur durch feine hohen Verdienſte 
um die Monarchie in SKeerführer- und Öffizierfiellen übertroffen werden 
mochten, war auch der Wohlftand der Rittergutsbeſitzer vielfach erſchuͤttert. 
Friedrich der Große mußte deffen Serftelung mit der Erſchaffung einer 
zahlreichen Klaffe Eleiner Eigenthümer und Beides mit der großartigfien 
Rultur-Entwidelung des Landes zu vereinigen. 

Abgel von der, 1783 erlaffenen Hypotheken⸗Ordnung, diefer Grund⸗ 
Inge des ländlichen Realkredits, und von den Ianpfchaftlichen Pfand⸗ und 
Kredit⸗Syſtemen für Rittergüter, in Schlefien 1770, in ver Kur und 
Neumark 1777, in Bommern 1780, in Weftpreußen 1787, tn Oftpreußen 
1788, erhielt Pommern in den Jahren 1763 bis 1776 zu landwirthſchaft⸗ 





- 4) Betgl. in Mabe’s Samml. Br. V. ©. 531 und ben Inhalt der Bere 
won. von 1787, wie deren Aufhebung durch das Ep. v. 9. DE. 1807, im Neffe, 
2. 5.11 35. März 1809. v. Rabe, Samml., Bo. X. ©, 47. oo 

1) v. Rabe, 8b. 8. &. 519-587. 
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lichen Meliorationen, wie zur Errichtung ländlicher Binbliffementd auf Rit- 
tergütern, die Summe von 3,261,706 Thlr. gegen 1 bis 2 Prozent Zins 
fen, welche Iegtere zu Venftonen für dürftige adliche Wittmen und Waifen, 
zum Kadettenhaufe in Stolpe und zu Gehalten für Land⸗Schulmeiſter ange» 
wiefen wurden. Gin Theil jener Summe wurde bald nad) Beendigung des 
flebenjährigen Krieges, laut Kabinets⸗Ordre v. 13 Ian. 1772, au den Geh. 
Fin-R. v. Brenkenhoff, — zur Kultivirung wüfter Streden auf Bommerfchen 
Nittergütern unter ver Bedingung beftimmt, daß zwar bie eine Kälfte Tes 
mit den Königl. Meliorationdgeldern Eultivizten Landes mit gutöhertlichen 
Vorwerken zu befegen ſei, dagegen die andere Hälfte frhlechterhings ‚mit 
Koloniften befeßt werden muͤſſe. 

Die Kabinets⸗Ordre v. 16. Dee. 1775 beflimmte ferner: 

„es follten die neu erbauten Banern-, Koffäthens und Bühnershänfer, ſammt ber 
„davon gleichfalls auf Königl. Rechnung angekauften Hofwehr, den angefehten Kor 
„loniften erbs und eigenthümlich verbleiben, die Koloniften ihrer Höfe und Wohs 
„nungen nicht willführlich entfegt werben, bavon Feine andere, als bie auſchlags⸗ 
„maͤßigen, und Fi feiner Zeit höhere Abgaben zahlen, von Naturalbienften frei 
„fein, nicht willführlich mit Schlägen oder Gefängnißſtrafen behandelt werben, 
„auch Seitens der Guisherren ordentliche Hof: und Hansbriefe erhalten: ſobald 
„fe aber wegen fchlechter Wirthfchaft entfeßt würden, follten wiederum ansländifche 
„Kolonien eingefeht werben“. 

Thatfählich find Übrigens viele Koloniften-Stellen theils ſchon urfprüng- 
lich, theils fpäter nur zeitpachtweife ausgetban, auch mannigfach verändert; 
der größte Theil ift ganz eingegangen. ') 

uch in anderen heilen des Landes wurden viele neue Dörfer und 
Kolonien, befonderd hei den Uxrbarmachungen des Netz⸗,, Warthe- ımd 
Oderbruchs, in Preußen und Schleften (in allem etwa 250,000), neı, 
größtentheild zu Eigenthumsrechten angeſetzt. Zur Berbefferung oder Ges 
winnung von Aeckern und Wiefen durch Kanaliftrung, Entmäfferung und 
Eindeihung, wie durch Deckung von Sandfchollen, war unterm 21. Oftbr. 
1774 ein allgemeiner Meltorationsplan für das ganze Land von einer Im⸗ 
mediat⸗Kommiſſion auf Königliche Koften entre: fen ‚ weshalb ſich denn in 
den damals zur Monarchie gehörigen Landestheilen wohl nur wenige für 
die Kultur neu zu erwerbente Flaͤchen von erheblicherem Umfange finden 
mögen, auf denen nicht bereit8 dad Ange tes großen König geruht, "deren 
Kultivirung nicht begonnen oder doch wenigſtens angeregt worden wart. 

Aus dem Reſiduum jener Dommerfäen Dneliorationdgelder ging fpäter 
(1802) ein Meltorationdfonds für die Üittergüter in Alt Vor⸗ und Hin» 
terpommern hervor, nach deffen Vorbilde ein folcher für vie Nittergüter der 
Neumark (ebenfalls 1802) und in neuerer Zeit (1842 und 1843) für die 
ganze Provinz Preußen, envlich (1846) für die 6—7 hinteren Kreife des 
ae Köslin, die beiden letzteren für Güter jeder Klaffe geſtif⸗ 
et wurde. 


1) Butachten des Ober⸗Tribunals In der Zeltfchrift für die Landes Rulturs 
Geſetzgebung, Br.5. Heftl. S. 115 9q. u. 132 qq. — Die Meliorations:Koles 
nißenhöfe in Bommern von Köhler de 1851. ren, Bebensgefchichte Irie⸗ 
drich des Großen, 3, Buch. 

1) ». Lengerke, Bericht über den Kongreß ber Vertreter fämmtlicher land⸗ 
wirthfchaftlichen Hauptvereine im Mat 1850, 2. Mbth. ©. 5356. — Breng, 
Geſchichte Friedrichs des Großen, 5. Buch. — Regulativ über die Errichtung usb 
Berwaltung des der Provinz Preußen bewilligten Meliorat. fonds v. 20. März 1846. 

Rinift. BL für innere Verwaltung, S. 92. Der Borzug der Mittergüter iR auch 
bei den beiden erfigedachten Fonde unter Mobifllation ber urfprümglihen eſtim⸗ 
mungen über Dean, durch Berorbn, v, 8. Hug 1849. aufgehoben. Mini. BL 
bes Innern, ©. 1 r. 238, 
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Sümyfe wurden ausgetrocknet, Niederungen 3. B. au der Dridmm- 
ling, eingedeicht, Strom⸗, Deih- und Ufer-Ordnungen, z. B. für den 
Rheinſtrom, die Weichfel, Oder und Netze, die Saale und Niers erlafs 
fen ), desgleichen in den verfchledenen Provinzen neue, mit der Hebung 
ber Landeskultur fo eng verbundene Wege» Meglements. und zwar im All⸗ 
gemeinen mit dem Prinzip gleicher Mebertragung der Wegebaulaft nach 
Berhältniß des Grundbeſthes und unter Befeitigung aller Eremtionen. ?) 

uch für Veredelung der Schäfereien wurde neforgt. Um die Wechfele 
wirthfchaft kennen zu lernen, fantte der König Gutsbeſitzer nach England, 
und um fie einzuführen, gab er VBorfchäffe. Auch follte gleich nach dem ſieben⸗ 
ſahr gen Kriege in Schleſten eine oͤlonomiſche Geſellſchaft errichtet werden. 

iederholt wurden. lebendige Hecken und Zäune empfohlen, feit 1766 
viele Verſuche mit. Auffuchung des Mergeld in der Mark Brandenburg 
gemacht, in der Kurmark Kreis» und Hopfen⸗Gaͤrtner angeſtellt und in der 
ſehr ausführlichen Inftruftion für die Lanpräthe der Neumark vom 21. Juni 
1766, nädıft der Konfervation aller größerer und Fleinerer Bauerftellen und 
dem wiederholten Verbot des Auskaufens und nächft den allgemeinen Landes⸗ 
Angelegenheiten, bauptfächlich auch vie thätige Sorge für die bezeichneten 
Zandesfultur-Maafregeln, als Obſt⸗ und Bienen-Zucht, Flachs⸗, Hanfe uud 
Hopfenbau, Anbau von Kartoffeln und Gartenfrüchten, Faͤrbe⸗ und Futter⸗ 
Kräutern, zu einer Berufspflicht der Landraͤthe gemacht. ®) 

Ein ganz beſonderes Intereffe hatte Friedrich der Große ſchon feit feiner 
Thronbeſteigung dem Seidenbau und ber Maulbeerbaumzucht in allen Theilen 
feines Landed gewidmet und ungeachtet der damaligen Unvollkommenheit in 
der Behandlung von Baum» und Seidenzucht dennoch am Schluß feiner 
Regierung Erfolge hervorgerufen, welche für den in neuefter Zeit begin⸗ 
nenden, durch Seidenbau⸗Vereine beförderten Aufſchwung der Inländifchen 
Seiden= Kultus fehr wichtige Traditionen und Anknuͤpfungspunkte bilden. 
Vielfältige Beroronungen und Maafregeln beurfunden die Fuͤrſorge des 
Königs für die inlaͤndiſche Seidenzucht. 

VBorzüglih aber muß zweier, mit der neueflen Agrargefehgebung in 
unmittelbarem Zufammenbange ſtehender Gegenftände gedacht werben: „der 
Berflutbd- und der Gemeinheitötheilungd - Gefeggebung. 

Präcedenzien für Erſtere waren bereitd in den Edikten v. 25. Behr. 1704, 
9. Nov. 1717 und 7. Oft. 1726 erlaſſen. Unterm 6. Juli 1773 aber 
erging ein erneuertes, umfaffende Vorſchriſten enthaltende Edikt wegen zu 
verſchaffender Borflutb und Räumung der Gräben und Bäche*), welches 
fpäter Durch das Allgemeine Land-Mecht befeitigt ift®). Des für Schleſien 
erlaffenen befonveren Vorfluths⸗Edikts ift bereitd oben gedacht. 

Zweitens wurden die Gemeinheitötheilungen und Servitut-Ablöfungen 
“unter Friedrich des Großen Megierung Gegenftand mehrfucher zweckmaͤßiger 
und umfaffender Berordnungen und Gefege. Zwar wurde die Thellung 
von Gemeingründen etwa um biefelbe Zeit auch in einigen, jet zur Preu⸗ 


4) N. C. C. Tom Ve. ©. 707. Nr. 238. Nachtrag zu 1775. ibid. Tom. IV. 
€. 5385. Rr. 18. de 1769. — y. Rabe, .% ©.431. 1 3 ©, 258 u. 429. 
L 6. ©. ıN, 358, 384, j . 

2) Wege⸗Reglement in dem Königreich Preußen nom 24, Juni 1764. — 
v. Rabe, Sammlung 1. Abth. 3. ©. 33, 39; desgl. für das Herzogthum Cleve 
v. 2. Febr. 1768. ibid. S. 361 sqq, — Degen Drbnung für das Fürftenthum Hals 
berſtadt v. 19. Nov. 1769. ibid. S. 574, 080. 
3) v. Rabe, I. Abth. 3. ©. 240. — Preuß a. a. D. 
4) Abgedruckt im Weſpreuß. Provinzialcecht, 2. Abth. ©. 144. — N. C. C. 
.V. c. S. 371. Ne. 34 de 1773 


Tom . 
5) N. C. C. Tom. X. Wr. 6. des Nachtr. 1798. S. 1857, 
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ßiſchen Monarchte gehörigen weſtlichen Landestheilen befordert, dadurch 
aber vielmehr ſchon damals, bei der unzweckmaͤßigen Behandlung, nament⸗ 
lich der Beibehaltung vom Weid⸗Servituten, zum Theil der Grund gelegt 
zur Zerſtorung der Gebirgswaldungen, infolge deſſen zu mancherlei klima⸗ 
tifchen: Nachthelfen für die Brucht» und Ader- Kultur. Ä 

Zuerft befahl Friedrich der Große im Haushaltungd- und Wirthfchaftd« 
Reglement für die Rommerſchen Aemter v. 1. Mai 1752 die Separation 
der im Genenge mit den Grunpflüden ver Dorffchaften liegenden König- 
lichen Vorwerks⸗Aecker, ſodann unterm 23. Mat 1763 die Beförderung ver 
Seyaration von Kommun- Hütungen, und mittelft Inſtruktion v. 28. Juni 


- 1765 an alle Juſtiz⸗Kollegien, zu deren Meffort die Sache damals gehörte, 


die Auselnanderfegung der gemeinfchafttichen SHütungen. 

Demnähft aber erging unterm 21. Oft. 1769, eine allgemeine Verord⸗ 
nung für Preußen, die Marken, Pommern, Magdeburg und Halberſtadt 
wonach zur Beförderung des Aderbaues, ſonderlich auch zur Berbefferung 
des Wiefewachfes, der Königlichen Intention gemäß, mit Aufhebung der 

emeinfchaftlichen Hütungen, Brücher, Aenger u. f. w. verfahren und die 
cherung gegeben wurde, es folle daraus zu keiner Zeit ein Anlaß zur 
Bermehrung der Landed- und Dominial- Abgaben entnonmen werden. N 

Ein Reſkript v. 19. Mai 1770 verordnete hierauf die gänzliche Ab⸗ 
fhaffung ver Frühjahrs⸗Hütung auf den Wiefen und die Einfchränkung 
der Herbfts Hütung auf einen ſolchen Termin, daß dem Eigenthümer vie 
völlige Heus und Grummet⸗Nutzung ungefchmälert verbleibe, ingleichen die 
Abſtellung der Weine auf fumpfigen Wiefen, ſowohl im Herbſt als Fruͤh⸗ 
jahr, — bei obmwaltenden Servitut- echten gegen ein nach dem Edikt 
v. 21. Oft. 1769 auszumittelndes Yequivalent.*) 

Das Verfahren war in den einzelnen Kreifen fachverflännigen, der 
Zandwirthfchaft und Rechte Fundigen Kommiffarien, unter Aufſicht der Juſtiz⸗ 
Behörden anvertraut, die Vrovofationdbefugnig einzelnen Grunpbeflgern 
beigelegt; doch folle bei größeren Schwierigkeiten mit einzelnen Bauerböfen 
der Anfang gemacht, auch ver Unterthan bei der neuen Vertheilung in 
Nüdficht auf die Bonität nicht verlegt werben. 

Berner erging für Schleflen unterm 14. April 1771 ein befonderes 
Reglement wegen Audeinanderfegung und Aufhebung der Gemeinheiten und 
Gemeinhätungen.2) Danach follten die Gemeinweiden und Gemeingrände 
ohne Zeitverluft von Amtswegen abgefchafft und nach Verhaͤltniß der bis⸗ 
herigen Benutzung vertheilt, ein⸗ und mechfelfeitige Servitute gegen Ent« 
1hRDigung, dabei auch die Bermifchung der Grundſtücke aufgehoben, jenoch 
auf Verbefferung der Schäfereien gefehen werben. 2. 
Indem die Inftrufiion für die Lanpvogteigerichte der neu erworbenen 
Weſtpreußiſchen Landestheile v. 21. Sept. 1773, dem Reſſort ber erfteren; 
unter Bermweifung auf die erlaffenen Edikte, die Außeinanderfekungen der 
pain zuwies, verpflichtete ſie biefelben. zu deren ernſtlichſtem Be⸗ 
iriebe. 

Zweckmaͤßige Vorſchriften über Gemeinheitötheilungen finden ſich bereits 
tin Corpus juris Fridericiani, gingen aber in verbefferter Geſtalt einestheils 
in die Allgemeine Preußiſche Gerichts« Ordnung, Tb. I. Tit. 43., anderne 
theild in den Aten Abfchnitt des 17ten Titels I. Theils des Allgemeinen 
Landrechts für die Preußifchen Staaten über. An veffen Spike dand die, 





7 C. C. M. 1789. ©. 6217, 

2) N. C. C. Tom. IV. &. 6787. Ar. 38. de 1770. 

3) Korn, Sammlung Schlefifcher Provinzialgeſetze de 1771: ’ r 
4) v. Rabe, Samml., Br. 1. Abth. 5. ©, 620, 638. 
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Später durch die Gemeinheltstheilungd-Ordunung v. 7. Juni 824 und deren 
Ergaͤnzung v. 2. März 1850 in wefentlichen Stüden erweiterte Bes 
ftimmung : . F 
„daß die von mehreren Dorfs⸗CEinwohnern ober benachbarten Gutsbeſitzern bisher 
„auf irgend eine Art gemeinſchaftlich ausgeübte Benutzung der Grundſtücke zum 
„Deren der allgemeinen Landesfultur foviel als möglich aufgehoben werben folle, 
„— in fo weit, als dadurch nach dem Qutachten fachfundiger Lantwirthe die Lan⸗ 
„besfultur im Ganzen befördert und verbeflert würde” 


Der oben gefihilverte, durch die Gefeßgebung ver Preußifchen Könige 
während faft eined Jahrhunderts ausgebildete Rechtszuſtand, einerfeitd der 
perfönlichen, dinglichen und Leiſtungs⸗Verhaältniſſe des Bauernftandes, 
antererfeitö ter Agrar= und Landeöfulturs Verhältniffe, wurde im Wefent« 
lien die Hiftorifche Oruntlage des im Jahre 1794 publizirten neuen Ge⸗ 
feßbuche8 für den ganzen Staat und ging in den hauptfädhlichften Be⸗ 
ziehungen in baffelbe über. 

Allein ſchon durch das Dafein allgemeiner, gleichnäßig für alle Volks⸗ 
klaſſen geltender Gefege und durch vie verbefferte Gerichts⸗Verfaſſung und 
Prozeß- Ordnung, wurden tie Bürgfchaften für den Schug ter Rechte des 
Bauernſtandes erhöht und geftärkt; allmählig famen vie günfligeren und 
milderen Beflimmungen des Geſetzbuchs über die bäuerlichen Rechtsverhält⸗ 
niffe dem ganzen Stande zu flatten, wenngleich abweichente Provinzials 
Berfaffungen a) der Regel: daß angefeffene Unterthanen als wirkliche Eigen⸗ 
thümer ihrer Stellen und Güter anzufehen feien” !), veögleichen b) ver 
Vermuthung für Erbpacht 2) und c) der ferneren Präfumtion bei nicht 
eigenthümlichen Bauergätern, „für die Erblichfeit der Descendenten, eyent. 
der überlebenden Ehegaitin” 3), in einzelnen Landestheilen Derogirten. 

In Betreff der perfönlichen Berhältniffe des Bauernftannes enthielt 
nun aber das Allgemeine Landrecht den ausnahmsloſen Rechtsſatz, „daß 
Unterthanen gleich anderen Bürgern des Staates freied Vermoͤgen erwerben 
und befigen Fönnen.” ?)- 

In Betreff ver Leiftungen verbot das U, L. R. deren willkührliche Erhd⸗ 
hung) und gewährte unter Umſtaͤnden zeitweifen, ſelbfſt dauernden Erlaß der 
Dienfte *). I Betreff der bäuerlihen Befigungen verbot ed die Ver⸗ 
minderung ihrer Anzahl und ‚ihre Verringerung durch Einziehung ver 
Stellen oder ihrer Realitäten oder durch Zufammenfchlagen verfelben.?) 

Endlich ift aus diefer Epoche noch der Verordnungen für Oft», Weſt⸗ 
und für Sho» Preußen, wie für die Provinzen Kur» und Neumark und 
Pommern wider dad Austreiben des Viehes ohne Begleitung eines Hirten, 
zefp. vom 1. Mat 1803 und vom 8. April 1806 um deshalb zu er- 
wähnen, weil tviefelben eine wefentliche Grundlage der nach langen Ver⸗ 
Handlungen für alle Landestheile, in denen das 1. 2. R. Geſetzeskraft Hat 
(ausfchließlich der Kreife Need und Duisburg), erlaffenen Feld⸗Polizei⸗ 
Ordnung v. 1. Nov. 1847 ®) abgaben und weil aus ihnen namentlich die 





1) 8.246. 3.7. SH. 9.8. N. 
2 305. 1 


) % 1. ec. 
. 3) $. 634. Tit. 21. Thl. I. 
4) $. 220. Tit. 7. Thl. II. A. L. R. 
5) $ 138. ibid. 
6) $$. 435. folg. 88. 444. folg. ibid. 
$. 14. ihid 


8) 8. ©. 1847. ©. 376. — Rabe, Samml., Bb. VII. &. 448 u. N. C. c. 
Thl. XI. ©. 2855. Mr. 2. Nachtrag zu 1804. — Rabe, Bp. VIII ©. 505 u. 
N. C. C. Thi. XII. ©. 121. Mr. 37. 
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zum Schuge der Pelvfluren gegen Hütungsbefehänigungen fo wichtigen 
Grundfäe des alten Deutfchen Pfändungsrechtes 1) in die neue Feldpolizei⸗ 
Ordnung Übernonmen find. 

Friedrich der Große urtheilte gegen das Ende feines Lebens: 

„Gewiß fet, daß der Zuftand, nach welchem bie Bauern bem Acker angehören 
„und Kuechte ihrer Epelleute find, unter allen der unglüdlichfte und ein ſolcher 
„et, wogegen fich der Menfib am meiflen empöre. Kein Menfch fei geboren, um 
„der Sklave feines Bleichen zu fein. Verabſcheue man aber auch mit Recht einen 
„ſolchen Mißbrauch, ſo feien andererfeits tie alten Verträge und das Berürfniß 
„der Landwirthſchaft felbft, wie der Berluft tes Adels an feinen @infünften, zu 
a len. Deshalb laſſe fid, eine folche Einrichtung nicht auf einmal ab: 
„ſchaffen“. 


Es wurde dieſe Abſchaffung, wie gezeigt, in Preußen auf dem Wege 
einer reformatoriſchen Geſetzgebung und allmähligen Verbeſſerung der Zus 
ftände lange vorbereitet; der Entſchluß und tie That ſollten aber erſt in 
der tiefften Noth des Vaterlandes zur Meife geveihen. 


Dierter Abſchnitt. 
Die Landes⸗Kultur⸗ uud Agrar Geſetzgebung ſeit dem Jahre 1807. 


J. 


Die weſtlichen Landestheile einſchließlich der gegenwärtig 

zur Provinz Sachſen, aber vormals zum Königreich Weft- 

phalen gehörig gewefenen altläntifhen und neu erworbenen 
Zandestheile. 


A. Die RhHeinprovinz linken Ufers, ſoweit fie nicht zu den 
Franzoͤſiſch⸗ hanſeatiſchen Departements gehört bat. 

Auf vem linken Rheinufer waren Fleinere Gebletstheile ſchon im Jahre 
1697, forann im Iabre 1706 an Frankreich gefommen; die übrigen erſt 
in Bolge ver Branzdfifchen evolution und Eroberung Durch Ten Bieten 
von Bafel und Zuneville (1795 ımd 1801). Auf gene und dieſe fand die 
Branzdfifche Agrargefeggebung fofort oder Toch fehr bald Anmwentung. 

Durch vie bekannten Befchlärfe Ter Franzoͤſtſchen National⸗Verſammlung 
in der Nadyt vom 4. Auguſt 1789 wurten, — gıößtentheil® auf vie Vor⸗ 
fhlige von Männern ver privilegirten Klaffe felbfi, — alle Mechte ohne 
Entſchaͤdigung aufgehoben, welche man un:er Dem Regime feodal begriff, 
als die, Guts⸗Gerichts⸗Lehnsherrlichkeit, Die Lehnsſukceſſſon, ver Huldigungs⸗ 
Eid von Hinterſaffen, vie ſteuerattigen Rechte, das Jagdrecht auf fremdem 
Boten“, „ſodann die Unfieiheir, Hoͤrigkeit, Leibeigenſchaft und perſoöͤnliche 
Dienſtbarkeit (die ſ. g. main morte personelle, reelle ou mixte), zugleich 
mit allen daran gefnüpfien und daraus abzuleitenden Beſchraͤnkungen und 
Abgaben“, insbeſondere ten rein perfönlichen Dienftleiftungen. Bei fo 
wenig vorbereiteten Beſchlüſſen konnten zahlreiche gefegliche Ergänzungen 
und Erläuterungen nicht ausbleiben, welche fpäter dem Bılnzip des Eigen⸗ 
thums, vermoͤge angemeffener Entſchaͤdigung für die Aufhebung nußbarer 





1) Eichhorn, Deutſche Staates u. Rechts⸗Geſchichte, a. 1. 4 61. ©. 171. 
— Sommer's Hantbadı über vie Atteren und neueren bäuerlichen Rechts⸗Ber⸗ 
auaig in Mheintand und Weſtphalen, Shi. J. Bd. 2. Urkunde Mr. 46, und 
a. a. O. 
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Brivatreihte, mehr Rechnung trugen. Zwar wurden in den Jahren 1790 
und 1794, ebenfalls ohne Entfchätigung, Leitungen und Zahlungen jeder 
Art, welche an Stelle unentgelplich aufjehobener Rechte getreten, ingleichen 
alle Zehnten und tie an ihre Stelle getrerenen Gülten geiftlicher oder 
weltlichen Köcperfchaften, abgefchafft; hingegen wurten aber von der unent> 
geltlihen Aufhebung alle tiejenigen Leiftungen austrüdlich ausgenommen, . 
welche, nach Maaßgabe von Belehnungd«, Zins» oder Eibverpachtungs⸗ 
Urkunten, lediglich ald Grundzinſen oder Neallaften zu betrachten und 
erweislich der Preis für Ueberlaffung von Grundſtücken geweſen feien. 

Mir ver Aufhebung ter Feudal⸗ und Gutöherrlichfeit, wie der Guts⸗ 
hörigfeit, ging das volle Eigenthum der bäuerlichen Güter auf ihre Beſitzer 
über; nur blieben, abgefehen von geitpachten, auch folche Güter hiervon 
außgenommen, die nur auf Lebenszeit oder hoͤchſtens auf 99 Jahre aus» 
gethban morten.!) 

In Betreff der audnahmölofen Sntrichtung der Grundſteuer war ber 
flimmt, daß der Beflger eines mit ablösbaren Grundrenten und Reallaften 
befchwerten Eigenthums oder zu Erbpachts⸗ oder Nießbrauchsrechten befef« 
fenen Gutd, tie Grunpfteuer an ten Staat unmittelbar zu entrichten 
ebalten, tagegen berechtigt fei, bei Abführung der Orundrenten und Real⸗ 
eiftungen, tem bierzu Berechtigten ein Bünftel des Berrages verfelben tn 
Abzug zu bringen, fo weit nicht etwa das Gegentheil vertragsweiſe auß« 
drücklich ſtipulitt morten.?) 

Wegen der gegen Entſchädigung ablösbaren Reallaſten ſtand die Pro⸗ 
vokationsbefugniß im Allgemeinen nur dem Verpflichteten, gegen Kapital, 
reſp. zum 20fachen oder 25fachen Betrage ter Jahresleiſtung, zu, wobei 
theils Tarife (Normalpreiſe), theils ſachverſtaͤndige Gutachten, ferner die 
14 jährigen Durchſchnittspreiſe mit Weglaffung ter zwei theuerſten und 
zwei wohlfeilften Jahre, zum Grunde gelegt wurten. Wegen Ablöfung 
der zufälligen Rechte (Beflgverinderungdabgaben) ergingen fehr fpezielle 
Beilimmungen.®) 

Das Ablöfungsverfahren war dadurch vereinfacht, daß der Code civil 
(Art. 529.) die Immobiliarnatur der Renten (die Pertinenzeigenfchaft der» 
felben zu einem berechtinten Gute) ausdrüdlich aufhob. 

Später, unter Preußifcher Hoheit beftimmte die Kabinets⸗-Ordre v. 
29. Oft. 1835 *), daß bei denjenigen Renten, weldye von den Schulpnern 
bi8 zum 1. April 1834 over in einem fpätern Termine noch entrichtet 
worten, eine Vermuthung für den feutalen oder gutäherrlichen Urſprung 
derfelben nicht ferner ſtattfinden folle, bei ihnen vielmehr ein folcher Auf⸗ 
bebungsgrund ſtets beſonders nachzuweiſen fei. 

Das (1789 und 1790 aufgehobene) jedem Grundeigentbümer anheimgefal⸗ 
lene Sagtrecht war in Ten Jahren 1810 u. 1812, durch Defrete wegen Löfung 
von Waffenfcbeinen mehrfach befchränft. Die Preuß. Verordnung v. 17. April 
1830 ®) regelte veffen Ausübung auf kleinen Jagdbezirken unter 300 Morgen, 


4) Geſetze v. 4. bis 11. Aug. 1789, v. 15. bi6 28. März. 1790, v. 13. bie 
20. April 1791, v. 25. bie 28. Aug. 1792, v. 17. Juli 1793, v 17. Jan. 1734 
in Bormann und Daniels Handbuch der für die Preuß. Rheinprovinz vers 
Fonveten Gelege aus der Zeit der Fremdherrſchaft. 

3 Geſetz v. 7. bis 10. Juni 1791 in Bormann und Daniels, Bd. I. 

5 


3) Geſes v. 18. bis 29. Dec. 1890, Bormann und Daniels, L ©. 453, 
Gefes v. 3 bis 9. Mai 1790 ibid. I. ©. 181. 

4) ©. ©. 1835. ©. 231. 

5) ©. ©. 1830. ©. 65. 
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und außerhalb eingehegter, mit Mauern, Hecken ꝛc. umfchloffener Pläge und 
Grundſtücke, dahin, daß die Jagd gemeinfchaftlich, In der Hegel gemeinde« 
weife, verpachtet, reſp. Durch einen gemeinfamen Jagdvorſtand der vereinigten 
Grundbejtger verwaltet werden follte. 

Sehr dringend hatte fih auch in der Rheinprovinz fchon feit vielen 
Jahren das Berürfniß einer Servitut⸗Abloͤſungs⸗Ordnung — eines Ges 
meinheitstheilungs⸗Geſetzes — im Sinne der Preuß. Gemeinheitstheilungs⸗ 
Ordn. v. 7. Suni 1821, welche nicht die Theilung von Korporations⸗ 
vermögen bezweckt, — zu erkennen gegeben; ebenfo das einer zweckmaͤßigen 
Feldpolizei⸗Ordnung. 

Das Geſetz über vie Befchräntung der Nachtweide und das Einzelnhüten 
des Viehes in der NhHeinprovinz vom 5. Jult 1844 1) genügte nur fehr 
theilweife tem umfaſſenderen Beduͤrfniß. 

Noch gelten tanzöfifche Forſtordnungen, eine ältere auß der Zeit 
Ludwigs AIV. in mehreren, fachlich nicht mehr paffenten Beſtimmungen. 
Mit Ruͤckſicht auf die, nad; vem Großherzogl. Bergifchen Forſt⸗Organiſations⸗ 
Dekret vom 22, Juni 1811 beftehenden Aufſichts⸗Rechte und Nutzungs⸗ 
Regulative befontersd in den Staatd-, Gemeinte- und Marken-Waldungen, 
mentete die Kabinets⸗Ordre v. 7. Aug. 1846 eine frühere Ordre vom Jahre 
1842 und den Art. 114. jenes Forſt⸗Organiſations⸗Dekretes auf die ganze 
Rheinprovinz, mit Ausfchluß der Kreife Need und Duisburg, an, indem na» 
mentlich beftimmt wurde: 


„daß einfiweilen bis zum Erlaß einer Rheinifcben Gemeinheitstheilungs-Drbnung 
„die Naturaltheilung eines ſegen. Markens, Sehens over fonft von Mehreren ge: 
„meinicaftlich benugten und im umngetheilten Befige befindlichen Waldes, nur mit 
„vorgängiger Zuftimmung der Regierung und nur in folchen Fällen erfolgen folle, 
„in welchen die Naturaltheilung mit dem Intereffe der Landes» und Forft-Rultur 
„vereinbar fei”. ?) 


Im Allgemeinen hatte jedoch fihon früher die Verordnung v. 24. Der. 
1816 ?) den Gemeinden und öffentlichen Anftalten in ver — 
wie in den vormals fremdlaͤndiſchen Theilen ver Provinzen Sachſen und 
Weftphalen die eigene Verwaltung ihrer Yorftläntereien, nur unter ber 
Kontrole und oberen Aufficht der Negierungen, wieder zurückgegeben. 

Das Berürfnig einer Gemeinheitstheilungs⸗ und Servitutabläfungs- 
Ordnung war in der Üheinprovinz ſchon um diefelbe Zeit hervorgebpben, 
als man die Bearbeitung ter Gth. D. von 1821 für die dem Allg. Lands» 
recht unterworfenen übrigen Theile des Staatd unternahın, 

Die älteren Branzdflfchen Gefege über das Gemeinheitötheilungsmefen 
waren ganz unvollfommen, ihre Anwendbarkeit in den verfchiedenen Kandede 
theilen des linfen Rheinufers überdies höchſt zweifelhaft. 

Die Befugniß zur Provokation auf Gemeinheitstheilung, jedoch nur im 
Miteigenthum beſeſſener Grundſtücke, gründete ſich im Üefentlichen nur 
auf den Code civil (Art. 815.) 

Hingegen enthält über die Einfchränfung von Real⸗Servituten und das 
Recht zur Einfriedigung von Aedern und Wiefen Behufs Befreiuung ter 
felben von der Koppels und Stoppel-Weite (parcours und vaine pälure) 
der f. g. code rural, — ein Geſetz v. 28. Sept. und 6. Oft. 1791 ®) 
nähere Beftimmungen. Auch legte die, älteren Franzöſiſchen Geſetzen ent⸗ 
nommene, jeboch nur in wenigen Theilen der Provinz gültige Kantonne⸗ 


G. ©. 1844. ©. 263. 
2) 8. ©. 1816. ©. 431. 
) G. ©. 1817. S. 57. 
) Daniels Handbuch, Br. I. ©. 157. 
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ments» (Abtheilungs-) Klage, ven belafteten Eigenthümern, befonders von 
Waldungen, Wiefen und Heiten, die Befugniß bei, durch Abtretung eines 
Theils des belafteten Gruntfläds von ten darauf haftenden Nutzungs⸗ 
rechten Dritter fich zu befreien. !) 
Nach vielfachen Berhantlungen und Entwürfen wurde hierauf unterm 
19. Mai 1851 fhließlich die Gemeinheitstheilunge-Ortnung für die Rhein“ 
provinz, mit Audnahme der Kreife Duisburg und Rees (in welchen das 
Allgemeine Landrecht und mithin tie Gemeinheitötheilungs-Orbn. v. 7. Juni 
1821 gilt), zugleich auch für Neuvorpommern und Nügen, und tamit 
gleichzeitig ein befonvered Geſez betr. das Verfahren bei den Thellungen 
und Ablöfungen in den Lanvestheilen des linken Rheinufers, erlaffen. *) 
Ueber Austrodnung und Urbarmachung von Sümpfen durch Unter⸗ 
nehmer verordnet ein älteres, ziemlich durchgreifendes, indeß fafl vergefienes 
Geſetz vom 16. September 1807.°) Enplih wurde das — jedoch vor» 
zugeweife bei febr getheiltem Gruntbeflg unvolllommene Geſetz v. 28. Febr. 
1843 über die Benugung der Privar-Blüffe, durch Geſetz v. 9. Ian. 1845 
auch in Ten Bezirk des Appellationsgerichtöhofes zu Köln eingeführt. *) 
B. Weftphalen und die Mheinprovinz rechten Ufer, desgl. 
der sum vormaligen Königreich Weftphalen gehörig gewefene 
Theil der Provinz Sachſen, einſchließlich der Altmark. 
Diefe Gruppe von Zandıötheilen zerfiel feit ter neueren Agrar⸗Geſetz⸗ 
gebung haupiſaͤchlich in fünf verſchiedene Territorien, namentlich 
1) vie vormals Großherzogl. Bergifchen Lantestheile, (vergl. untert A A.) 
2) vie vormals Franzdfifch-Sanfeatifchen Departements, refp. das Lippe⸗ 
Departement, (vergl. unten BB.). 

3) die vormals gem Königreich Weftphalen gehörigen Landestheile, 
(vergl. unten CC.) 

4) das zum Oroßherzogthum Heſſen gehörig gewefene, vor 1808 Kur» 
tölnifche Herzogthum Weftphalen, (vergl. unten D D.) 

5) die feit 1803 bis 1815 Naſſauiſchen Landestheile nebft Stadt und 
Gebiet Weglar, (vergl. unten E E.) 

Das Färftenthum Stegen war mit tem Großherzogthum Berg, feit 
1813 — 1815 aber wiederum mit Naffau, hingegen waren vie beiden Graf» 
haften Witrgenflein mit dem Großherzogthum Heſſen vereinigt. 

Sm Einzelnen haben ſich die Grenzen der Landestheile zu 1. 2. 8. in 
der Zwifchenzeit überdies mehrſach geändert, 

Der Geiſt der Megierungen und ‚der Gharakter ter früheren Agrar« 
verhältniffe in diefen verfchtedenen Landestheilen, auch die Zeit, in welcher 
nacheinander die einzelnen neuen Agrargefege in ihnen ergingen, haben auf 
diefe letzteren mehrfachen Einfluß geübt. Die Darflelung muß daher, 
wenn auch nur in Hauptumriſſen, auf diefe verfehtevenen Territorialgefeg- 
gebungen zurüdgeben. . 

AA. Das Großherzogthum Berg, durch die Mheinbundsafte 
v. 12. Iult 1806 gegründet, Ende 1813 aufgelöft und theils zur Rhein» 
provinz, theils zu Weſtphalen gefchlayen. 

Die Leibeigenſchaft und das Kolonat⸗Verhältniß wurde nebſt allen 
darauf gegründeten Rechten und Verbindlichkeiten in Berg und Cleve durch 


1) Bericht ber zur Vorberathung des Entwurfs einer Gemeinheitstheilungé⸗ 

Ordnung für die Rheinpeovinz und Neu⸗Vorpommern nebf Rügen beftellten Roms. 

miſſion der Erſten Kammer, Nr. 239. 1851. j 
2) G. ©. 1851. ©. 371 u. 383. . 

3) v. Daniels, Handbuch der für die Preug. Rheinprovinz verfündeien Ge⸗ 

ſehe Yo Bet A Fremdherrſchaft, Bd. V. S. 288, 
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das Kaiferliche Dekret v. 12. Dec. 1808 abgeſchafft. Die Kolonen erhielten 
volles Eigenthum, vorbehaltlich einiger Befchränfungen und Ausnahmen 
wegen des Bau⸗ und hocflämmigen Holzes. Doch follten tie Kolonate 
nicht ohne Ginmilligung tes bisherigen Gutsherrn in Stücke von weniger 
ala 10 Morgen vertdeilt und zerfplittert werten. Als Ausflüffe ver Leib- 
egenfehaft wurden angefehen und deshalb ohne Entfchätigung aufgebohen: 
4) ver Geſindedienſtzwang, 2) Tas Recht ver srelfaffung und der Vreifäufe, 
3) ter Sterbefall, forern er nicht Reallaſt ift, 4) Die Frohnen, Hand⸗ over 
Spannvienfte und alle anderen perfönlichen Dienftleiftungen. Hingegen wur« 
den nur gegen Entfchätigung aufgehoben die Erbgewinn⸗, Auffahrts⸗ oder 
Weinkauf⸗Gelder bei Auflaffung eines neuen Kolonen zum Erbnießbrauche 
des Guts; ebenfo der Heimfall oter die Erloͤſchung des Erbnießbrauchs, wenn 
der Kolon feine zur Auflaffung auf das Kolonat geeignete Erben hinter- 


- Täßt. Dedgleichen find nur für losfäuflih erklärt alle nach Inhalt der 


Kolonat» Kontrafte zu entrichtenten Abgaben an Geld» oder Naturals 
Zeiftungen. Ein Zufchlag ‚zu deren Werth (vie Mehrpacht) bilnete zugleich 
die Entfchärigung für Sterbefall, Weinkauf, die Auffahrt eined= und den 
Heimfall anderntheils. Der Loskauf gefchteht zum 25fachen Betrage des 
jährlichen Werths; Leiflungen in Getreide werten nad dem Durchfchnitt 
der mittleren Marfpreife der legten 25 Jahren veranfchlagt. ?) 

Ein Kaiſerliches Dekret 9. 11. Ian. 1809 2) bob hierauf alle Kron- 
und Privat- Lehen ohne Entfchätigung auf, nebft Der Erbfolge und den 
Lehnsrienftbarkeiten, mit Berwantlung des Lehns in das freie Eigenthum 
des Vafallen, vorbehaltlich jedoch der Binfen, Abgaben und Dienftleiftungen, 
welche werer ter Perfon, noch zu Gunften der Perfon aufgelegt find. ®) 

Das Dekret v. 13. Sept. 1811 erläuterte die früheren theild durch 
fpeztelle Bezeichnung der ohne Entfchätigung aufgehobenen einzelnen Pris 
vat⸗ und fleueratigen Leiftungen, theild in Betreff ver, vorbehaltlich der 


- Ablöfung von Grundrenten und WBeallaften, aufgehobenen lehns⸗ over 


gutöhertlichen und emphyteutiſchen Mechte, in&befontere dadurch, daß es 
die Abldfung gegen Entfchärigung auf die Leiftungen folgender Güter 
anwendbar erflärte: „der Erbpacht⸗ emphyteutiſchen, Leib⸗ oder Erbleib⸗ 
ewinnb⸗, Erbbehandigungs⸗, Hobs⸗ und Behandigungs⸗, Erbzins⸗, Lathen⸗, 
urmud⸗, Sattel⸗, Frei⸗, ſtuhlfreien, Erblehn⸗, Herren» und aller anderen 
Güter von gleicher Natur, wie ſie auch ſonſt genannt werben moͤgen.“ 
Blos wegen ter Eigenthums⸗Verleihung an die Beflger von Leib⸗ umd 
Zeitgewinnds Güter wurden ſchon damals, wie died auch fpäter in der 
Preuß. Gefepgebung v. 21. April 1825 geſchah, verſchiedene, befonvers 
nachzumeifende Kriterien und Borausfegungen aufgeftellt. *) Entgegen⸗ 
efegten Balls follten tergl. Guͤter tem Berpächter gehören und der 
nhaber als bloßer Pächter betrachtet werben. Auch follte Daffelbe gelten 
bei den auf zwei oder drei Generationen, desgl. auf eine gewiffe, nicht 
über 99 Jahre hinaus gehende Zeit in Erbpacht reſp. Exbzins verlichenen 
tern. 
Außerdem bob das Dekret v. 13. Sept. 1811 ohne Entfchäpigung bie 


‚ Mühlenzwangss und Banngereihtigkeiten, alle und jede Frohnden nebft 


1) Temme, Sammlung der Königl. Weſtphaͤliſchen, Großherzogl. Bergiſchen 
und Ralferl. Sranzöfifchen Dekrete über die gutsherlichen und bänerlichen Betr 
hältniffe x. ©. 57. | 0 

2) Ibid ©. 66. 

3) Ibid. ©. 6%. % ' ” 

. 4) Temmel. c., Art. 12. und 8. 22. Gefeh 9. 21. April 1825. Nix. 989, 
96.6 88. ne 
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derea Aequivalent, ferner Lehnpferde⸗ und Clatteldienfigelber, den Motts 
zehnten, jeden Antheil aus ter Mobiliar- Radplaffenfchaft eines Pächters, 
Beſthaupt, Körrecht, Kurmete), auf, gab weitere Beftimmungen wegen ber 
als ablödbar zu präfumirenten, weil als Preis und Beringung einer ur« 
ſpruͤnglichen Verleihung von Grund und Boden zu betrachtenden, nußbaren 
Lehnd⸗ und emphpteutifchen Rechte und Berpflichtungen, insbefonvere auch 
wegen der zufälligen echte, fo wie wegen Beibehaltung des dritten Fußes 
oder Pfennige (Tertia marcalis), wegen ter bypothefarifchen Sicherftelung, 
wegen ter Bleichzeitigfelt der Ablöfung zufälliger und ftäntiger oder jähr» 
licher Nechte und über Berechnung tes Ablöfungspreifes. 

Durch Staatsrathe⸗Gutachten vom 19, März 1813 wurten die Kolonen 
ur Entrichtung der ganzen Staats⸗Steuern, jedoch gegen Einbehaltung eines 
Günfrele vom DBetrage ihrer Leiftungen verpflichtet ?) 

Endlich eraing für das Großherzogthum Berg noch das Kaiferliche 
Dekret v. 19. März 1813. welches vie Sehnten aller Gattungen, mit Aus⸗ 
nahme ver Blut» und Nott« Zehnten, den — nur ablösbaren — Grunds 
renten beizaͤhlt und_ über Deren Abldfung nähere Vorſchriften ertheilt. *) 

BB. Für das ehemalige Lippe- Departement und die han 
festifch-Sranadfiichen Landestheile, welche 1808, 1810 und 1814 
mit dem Franzbſiſchen Reiche vereinigt und theilmeife von Berg abgezmweigt 
munden 3), erging zuerſt das Kaiferliche Defret v. 9. Dez. 1811 wegen 
Apfchaffung des Regime feodal (ter Guts⸗, Gerichts⸗ und Lehnsherlich⸗ 
keit) mit allen ihren Wirkungen und zwar ohne Entſchädigung, desgl. der 
yerfönlichen Dienfibarfeit mit dem Geſi derwangsdienſt, ver Schollenpflich« 
tigkeit, dem Bretemund, dem Sterbefall, Beſthaupt u. f. w. *), ver Bann« 
vechte, vorbehaltlich der Abgaben für beſonders gewährte Vortheile, ver 
PerfonalsBrohnen und der ungemeffenen Dienfte, deren Begriff niher bes 
ſtimmt wurde, 

Hingegen wurben für ablösbar gegen Entſchädigung erflärt diejenigen 
guts⸗ und lehnäherrlichen, nugbaren Rechte, welche Preid und Beringun 
einer urfprünglichen Veile hunß von Grund und Boden geweſen. Dab 
beſtimmte das Dekret im Tit. II. über die Grundfaͤtze und das Verfahren 
der Abloͤſung, ordnete Normalpreiſe und ſachverſtaͤndige Schägung, bei den 
Dienften den Abzug der Gegenleiftungen (Broeven) an, und übertrug im 
Tit. DIL ven Bellgern der Kolonate (Meierrechts⸗, Erbmeier⸗, Eibleihe⸗, 
Erbzinsguͤter) das volle, Eigenthum am Grundſtück nebft allem Zubehör, 
vorbehaltlich der Entfchädigung für Heimfall und Meallaften und einer Theis 
Iung des Bau⸗ und hohen Holzes. 

Ein beſonderes Kaiferliched Dekret v. 22. Ian. 1313 verfügte noch über 
die Natur und die Abloͤſung der der Krone, wie Pılvatberechtigten gehd« 
tigen Zebnten, welche als abläshare Bruntabgaben betrachtet wurten.- ®) 

CC. In den vormals zum Königreich Weftppalen gehörigen 
Landestheilen ging die Agrar » Befengebung vorfichtiger and weniger 
einfchneitend zu Werke. 

Nachdem in ter Konftitution v. 15. Nov. 1807 alle Leibeigenfchaft, von 
welcher Natur fie fei und wie file genannt werten möge: „weil alle Eins 
wohner des Königreichs nie nämlichen echte genießen follten“, aufgehoben 





1) Temmel.c, 6. 83. 

2) Temme l. c. 6. 86. nn 
3) Daniels Handbuch, VI S 417 fig. - 
4) Temme, & 95 und Dekret v. 8. Ian. 1813. ©. 110, 
5) Temme, ©. 110, om . 
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worden, beftimmte das Dekret v. 28. Ian. 1808 die bierumter begriffenen 
echte und Berbinvlichfeiten näher. Es rechnet dahin: 

„1) bloß perfönliche Dienfte oder Perſonalfrohnen, ſolche, bie einer Berfon einzig 
„aus dem Brunde obliegen, weil fie Vaſall tft oder einen gewiflen Ort bewohnt, 
„2) alle unbeſtimmten und vom der Willtühr des Berechtigten abhängigen Dienfte, 
„3) das fogen Geſindezwangs⸗Recht, 4) die Verbindlichkeit, zur Eingehung einer 
„Heirath die Binwilligung eines Herrn einzuholen und an biefen bafür eine Abs 
„gabe (Beedemud, Broutlauf, Klauentbaler) zu entrichten, 5) das Mortuarium vom 
"MobiliarsRachlafe und 6) den Eid der Treue und Unterthänigfeit“. 


Dagegen blieben der fünftigen Abldfung vorbehalten: 

„das dominium directum des bisherigen Heren und alle übrigen mit der Konflis 
„tution verträglichen und als Preis der Ucherlaffung des nutzbaren Cigenthums 
„zu betrachtenden Abgaben und Berbindlichfeiten, als Zinfen, Renten, Zehenten, 
„Beld und Naturalskeiftungen, auch der Weinfauf, ingl. die Verbindlichkeit zu 


„Dienften, wenn nur die Anzahl der Tage und der Umfang der Mrbeiten durch 
„Urkunden, Anerfenntmiß, Heberegifter beitimmt werben“. 


Die Veräußerung, Bertaufchung, Zerſtückelung oder felbft die Beſchwe⸗ 
gung der verpflichteten Güter mit einer Dienftbarfeit oder Hypothek, follte 
nicht ohne Bewilligung des bisherigen Herrn erfolgen dürfen. 

Ein fpäteres Dekret v. 16. Mat 1809 bob noch ausdrücklich das fog. 
Schutz⸗ oder Heuerlingsgeld oder Einliegerredht ohne Entfchärigung auf. 
Das Dekret v. 27. Juli 1809 erläuterte das Dekret von 1808 beſonders 
in Nüdftcht auf Dienfte der Gemeinden (Gerichts⸗ und Jagd » Brohnden), 
ſowie auf ungemeffene Dienfte. 1) 

Die Alodififation der Lehne und deren Verwandlung in völlig freies 
Eigentum gegen eine jährliche Hente von 1 Prozent des Neinertrages des 
Zehn, gleichzeitig mit Befreiung von den Belehnungsgebühren, Laudemial⸗ 
und Konfensgeldern und mit Aufhebung der Sufceffionsrechte, vorbehaltlich 
jedoch der auf den Lehnen haftenden Oruntzinfen, verfügte das Dekret 
v. 28. März 1809. Ausgenommen von ver Allopififation blieben die auf 
A Augen ſtehenden Lehne, und In Betreff der aufgehobenen Lehnsſukceſſivn 
noch ein einmaliger Fall zum Beften der zur Zeit ver Bekanntmachung des 
Dekrets bereitö gebornen und unmittelbar zur Lehnfolge berechtigten Lehns⸗ 
folger, ferner der lebenden oder nody zu erzeugenven Descendenten des Lehns⸗ 
. keftgerd, deögl. von Kindern in der Seitenlinie, welche kraft des Repraͤſen⸗ 
tationsrechts in die Stelle ihrer verftorbenen Eltern als nächfte Lehnfolger 
einzutreten berechtigt find. 2) Wegen Zuztehung von Agnaten bei den Ab⸗ 
Iöfungen erging unterm 13. April 1811 ein befonderes Dekret, und zur Erläus 
terung, ber Ay mmungen über die Allopififation das Staatsraths⸗Gutachten 
von . 

Das Dekret v. 18. Auguft 1809 gab nähere DBorfchriften wegen der 
Abldfung der nicht aufgehobenen Dienfle und Oruntabgaben, beftimmte 
namentlich die Kapttalifirung der Beldrenten zum 20fachen Betrage, vorbe⸗ 
haltlich anderweiter urfundenmäßiger Beſtimmung über die Größe des Ab⸗ 

loſungs⸗Kapitals, ferner die Biltung eines Frucht- Durchfchnittöpreifes aus 
den legten breißig Jahren, hingegen bezüglich der Abgaben an Federvieh, 
Kälbern, Butter, Käfe u. ſ. w. Bugrundelegung des gemeinen, durch Sachs 
verfländige auszumittelnten Preifes mit Kapitalifirung zum 25 fachen Bes 
trage, bei Dienften den Abzug der Proeven und außerdem den Enfchädi- 


1) Temme, ©. 1 sog. ©. 15, 16. 
3 Temme, ©. I see. 
3) Temme, ©. 38 seq. ©. 46 soq. 
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ungsmodus nach dem Maaße verfenigen Koften, welche der Berechtigte in 
Sufanfı für Die durch die Dienfle bisher zu verrichtenden Arbeiten aufzu⸗ 
wenden gendthigt fein würde. Fleiſch⸗, Blut⸗ und Bruchtzehnten follten 
ebenfalls nur zum 2öfachen Betrage ihres turchfchnittlichen Jahreswerthes 
ablöslich fein; Die Ablöfung des Zehnten fol übrigens nur gleichzeitig von 
der Geſammtheit, reſp. der Majorität der zehntpflichtigen Grundſtücksbeſttzer, 
d. h. von der ganzen Behntflur oder zehntpflichtigen Gemarkung zugleich 
efordert werden koͤnnen und daſſelbe auch wegen der DBermandlung der 
Dienfe in Renten gelten. 1) Die Abldfung der Zehnten und die Ablöfung 
ver Domainen-Abgaben wurde fpäter durch Die Defrete vom 7. September 
1810, reſp. 1. Dezember ej. a., noch beſonders erleichtert und befördert, in« 
dem während eines gewiflen Zeitraums die Natural» Bräflationen an Do⸗ 
mainen zum 20Ofachen, die Gelvrenten zum 16fachen abgelöft werden 
durften. 2) 

Das Dekret v. 25. Juli 1811 gab nähere Beflimmungen über die Abs 
Köfung der Veränderungd- und Laudemial⸗Gebühren (Auffahrt, Erbgewinn, 
Lehngeld, Handlohn, Weinkauf u. |. w.) und über die refp. auf 6 oder 3 in 
einem Jahrhundert anzunehmenven Bälle, wodurch auch das Heimfallgrecht 
mit audgenolten fein follte. ?) 

- Dad Dekret in Betreff der Grundfleuer v. 21. Aug. 1808 beftimmt, 
daß ein Abzug von den gutöherrlichen nnd ähnlichen Beiflungen bet Meiers, 
Erbleihe⸗, —* und andern Gütern dieſer Art, abgeſehen von beſonderer 
Uebereinkunft, nicht gemacht werben folle *), das Dekret v. 31. Mai 1812 
hingegen, daß die Pflichtigen ohne Unterfchied die Grundfteuer ganz bezah⸗ 
len follten, den Eigenthämern ver Präftationen dagegen den fünften Theil 
in Abzug zu bringen ermächtigt feten, endlich das Defret v. 18. Ian. 1813 
fpeziel in Bezug auf das Zehntrecht: daß der Abzug ten 10. Theil ver 
auf tem zehntpflichtigen Grund und Boden gelegten Grundſteuer betragen, 
infofern aber der Zehnte mehr oder weniger ausmacht, fich auf den Antheil des 
Zehntherin am Reinertrage richten, jedoch auf die Prinzipal» Grundfteuer 
befchränfen folle. ®) j 

DD. Die Großherzoglich Heffifche Agrar» Gefeggebung in dem 
vormals Kurkölnifchen Herzogthum Weftphalen begann im Jahre 1806 mit 
Aufhebung aller Grunpfteuerfreiheiten. *) Durch die Verordnung vom 
27. Februar 1811 wurde der Abzug eined Fünfteld von allen auf den 
fteuerpflichtigen Gütern Haftenden Mealberechtigungen, einfchließlich der 
Weide» und Wald» Berechtigungen, geftattet.”) 

Sodam wurde in der Gemeinhettötheilungg-Ordnung v. 9. Juli 1808 
eine befchräntte Theilbarkeit zur Bildung kleinerer Agrikultur⸗Etabliſſements 
nachgegeben. 

Eine durchgreifende, das bisherige Kolonatverhältnig völlig umgeftal« 
tende Verordnung erging jedoch erſt unterm 5. Nov. 1809, welche die Leib- 
eigenfchaftes, wie die Kolonatverhältniffe, nebft der Untheilbarfeit der Güter 
und dem Anerbenrecht, aufhob, alle auf gefchloffenen Guͤtern haftende fähr« 
liche oder periodiſch beftimmte Abgaben und Laften für ablösbar erklärte, 





1) Temme, ©. 20 seq. 
2) TZemme, ©. 29 sog. ©, 53 seq. 
Temme, ©. 43 seq. 
4) Temme, ©. 7. 
5) Temme, ©. 51, 54. 
6) Beroron. v. 1. Oft. 1806, Beilage VIII. ver Darftellung der Mechiövers 
haltiniffe der Banerngüter im Herzogthum Weſtphalen von Sommer, ©. 282. 
7) Sommer, 8M. 
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das Kolonairecht in volles Eigenthum verwandelte und unter den abgefchaffe 
ten Leiftungen namentlich folgende aufführt: 

„t) Das Mecht der Freilaflung und Breifäufe, 2) den Dienfliwang bee Bigenbes 
„börigen gegen ihren Leibheren, 3) den Sterbefall, 4) das Gewinngeld, 5) fämmts 
„liche gewmeflene und ungemeflene Hands und Spanndienſte ohne Unterfchieb, 6) alle 
„Abgaben an Bien und anderen Naturalien, worunter jedoch die FruchtföruerBacht 
„nicht zu verfiehen. 7) die fogen. GarbensBacht von Kolonieen, welche unter dem 
„Namen Barbenhöfe befannt find, 8) das gutsherr iche Obers@lgenthum und ben 
„Heimfall des Guts an den Gutéherrn zur anderweiten Derleihung”. 


Kerner wird in der Verordn. von 1809 beftimmt: 


„Mit Ausſchluß des Dienſtzwanges tritt für alle anderen abgefchafften Rechte 
„Entfhädigung ein, unter anteren für das Necht der Freilaflung nach dem 
„Durchſchnitts Ertrage der legten 30 Jahre, bei Annahme eines Breilafiungefalls 
„für diefen Zeitraum, — für den HauptsSterbefall nach dem Ertrage der drei cd 
„ten Bälle, — eben fo für ein unbeſtimmtes Gewinngeld, — fonft nach dem Durch⸗ 
„Ichnitt und Berhältniß der Gewinnjahre. Die Eutfcräbigung für die Hoffnung 
„zum Heim» oder Rüdfall und bei Theilung des Hofes für Erhebung der Pächte 
„in Fleineren getrennten Summen, fol in dem zwanzigſten Theile des Werths der 
„Bofes: Abgaben aller Art beftehen”. !) 


Wegen des Eigenthums ver Kolonat» Waltungen und nach Befinden 
ihrer Theilung erging die befondere Eıläuterung v 8. Sept. 1810. 2) 

Eıne Deklaration v. 18. Auguft 1813 erklärte die Kolonat⸗Verordnung 
v. 5. Nov. 1509 in zweifelhaften Fällen auf alle diejenigen Güter anwend⸗ 
bar, bei welchen nach ver landeöherrlichen Verordnung v. 3. Mai 1782 
Gewinn und Abgaben nicht erhöht werden durften. ®) 

Hiermit fehloß die Großherzoglich Heſſiſche Eeſetzgebung im Herzogthum 
: Weftphalen, fomweit fie zur Ausführung kam, ab. 

Das ſpaͤtere Königl. Preuß. Gefeg über die den Grundbeſit betreffen- 
den Rechtsverhaͤltniſſe im Herzogthum Weftpbalen v. 18. Juni 1840 ®) 
morifteirte nur vie Beftimmungen megen des Fünftelabzuged und exleichterte 
die Theilbarkeit und die Uebertragbaikeit ver Mealabgaben bei Dismembras 
tionen, worüber das Seit vom 2. März 1850 ($. 93.), mit theilweiſer 
Aenderung des $. 2. des Geſ. v. 18. Juni 1840, allgemeine Beſtimmungen 
traf. — Auch erımäßigte eine Verordnung v. 28. Nov. 1839 die Ablöfunge« 
füge für Allotififation der nicht zur Klaffe ter Bauernlehne gehörigen lan⸗ 
deäberrlichen Lehne im Herzogthum Weftphalen. ®) 

Die Großherzoglich Hefftfche Geſetzgebung blieb weſentlich die Grund⸗ 
fage des neuen Rechtszuſtandes, nachtem das Geſetz v. 25. Septbr. 1820 
wieder aufgehoben war, ta die Ordnung v. 18. Iunt 1840 nur die Ablo⸗ 
fungd » Bıundfäge für die verfchiedenen Reallaſten zum Gegenflande 

atte 


.*) 

Die Hefitfche Agrar⸗Geſetzgebung umfaßte jedoch auch Die Gemeinheits⸗ 
thellungen. Die Heſſiſche Verordnung v. 9. Juli 1508 bezweckte: „pie 
Befdiderung der Kultur durch Gemeinheitstheilungen, die Entfernung ber 
Sinderniffe, welche dem Bortgange der fo nüglichen nnd mäünfchenswer« 
tben Gemeinheitstheilungen im Herzogthum Wentphalen entgegenftehen, wie 
die möglichfte Verminderung der großen Nachtheile, welche aus den Hude⸗ 


1) Sommer a. a. D., ©. 389—295. 
2) Ibid. &. 295. 

3) Ibid. ©. 310 s 

4,8 ©. 1840. 153. ' ‚ 

5) 6. ©. 18. ©. 5. 
6) 8. ©. 1620. ©. 191., desgl. 1840. ©. 156 weg. B 
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berechtigungen und ungemefjenen Holzungstechten für den Flor ver Land⸗ 
wirtbfchaft und forftwirthfchaftlichen Produktion enifpringen; ingl. Beſtim⸗ 
mungen Über den Befchäftsfreis der Behörden und deren Verfahren in 
Betreff der Auseinanderfegung zwifchen ven Weite- und HolzBerechtigten, ” 
damit diefen wichtigen Landeskulturſachen ein möglichft raſcher Bang ges 
ſichert werde.“ 

Es iſt dieſe Verordnung mit der Einführung des allgemeinen Land⸗ 
rechts (1825) durch die als Theil deſſelben zu betrachtende Gemeinheits⸗ 
tbeilungs-Ordnung v. 7. Juni 1821, erledigt.*)- — 

EE. In den feit 1803 und 1806 Naſſauiſchen, jetzt zum Regie⸗ 
rungsbezirk Koblenz gehörigen Landestheilen, murden tie Leib⸗ 
eigenfchaft nebft Mortuarium unterm 1. Januar 1808, ihre Audflüffe und . 
Wirfungen, gegen Zuficherung eines billigen Erfages an die Standes⸗ und 
Gutshertn, unterm 1. Januar 1812 und 1813 aufgehoben und bierunter 
begriffen: 

„bie ehemaligen ManumiffionesGelter, die Baftarbfälle und Kollateral:@elver, die 
„Abgabe des Blutzehents, Geld⸗Abgaben ven Ziegen, Tauben u. f. w., deggl. die 
„unentgeltlichen Scchnden, wogegen bie in GigenthumesBerhältniffen berubenten, 
„deshalb nicht aufgehobenen LKeiftungen der Untertanen an Zehenten und Real⸗ 
„Rbgaben in Rente verwandelt und nach einer Verordnung v. 1—3. Sept. 1812 
„nu Holz⸗Abgaben (Holz Deputate) abgelöft werden fellten*. . 
Sagdgerechtigfeiten find übrigens nicht aufgehoben. . 

Sehr zweckmaͤßige Vorfchriften Über Befeitigung von Beſchraͤnkungen 
durch Grumdgerechtigfeiten in ter Benugung des Aderd und ver Wieſen, 
Aber Regulirung ver Weidegerechtſame auf venfelben und In Forften, wie 
über deren Abldfung, gab die Naffautfche Verordnung v. 7. 6i8 9, Nov. 
1812. Desgl. erging eine Verordnung vom 17. und 21. Mat 1811 wegen 
des Erfapes von Wildſchaͤden2) (vie einzige diefer Art in Preußen rechts 
des Rheins vor 1848). 

Auch für dieſe vormals Naffautfchen Landestheile nebft Stadt und Ges 
biet Wehlar erging unterm 4. Juli 1840 nur eine Ordnung zur näheren 
Beftimmung ter Ablöfungs-Prinzipien, fo daß an tem aus ver Naffauifchen 
Geſetzgebung bervorgegangenen Rechtszuſtande felbft etwas Wefentliches 
nicht geändert wurde. 3 

In Betreff ihrer Reviſion und ſpäteren Abänderung iſt die fremdlaͤn⸗ 
diſche Geſetzgebung in den vormals Weftphälffeben, ten Großherzogthum 
Bergſchen und den Franzoͤſiſch⸗Hanſeatiſchen Landestheilen und Lippe⸗De⸗ 
partement imn Allgemeinen gleich behandelt worden. 

Es wurde dieſelbe ſchon im Jahre 1814 ſuspendirt. Zwar wurde Durch 
Kabinets⸗Ordrte v. 5 Mai 1815 die Aufrechthaltung des Befipftantes, 
fpäter indeß mit mehrfachen Befchränkungen, ſodann aber unterm 3. Mai 
1817 deren Reviſton angeordnet. Hierauf erging, nach vernommenem 
Ontachten des Staatsrathe Dad Gefeg v. 25. Sept. 1520. Daffelbe An« 
derte Übrigens an der unentgeltlichen Aufhebung ver Leibeinenfchaft oder 
Erbunterthänigfeit und der daraus hergeleiteten Rechte und Pflichten nichts, 
gab unter anderen nähere Beftimmungen wegen Theilung oder Entſchädi⸗ 
sung ber Solzungen und flellte ferner bejondere Ablöfungs-Brunpfäge, nach 





— — 0. 
” 


9) Zeilſchrift für die Landes⸗Kultur⸗Geſetzgebung. Br. I. ©. Si. — Som⸗ 
mer, S. 235. — Scotti, Sammlung Kurköinifcher Geſetze, Abth. 2. Th. 1. 


©. 361. 
2%) Sammlung ber Gerzonl Naſſauiſchen Epifte und anderen Iandesherrlichen 
Berordnungen de 1817. Br. I. ©. 286, 282, 193, 187, 131. 


3) G. G. 1840. GS. 495, , 
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dem Vorgange der Weſtphaliſchen Geſetze, auf. Die Ausführung des Geſetzes 
ſollte in die Hände der in Münfter niedergefeßten General-Kommiffion gelegt 
werben; die Gültigkeit deffelben war aber von Eurzer Dauer. Es erweckte theils 
wegen feiner Unvollftänvigkeit, theild wegen einzelner Beſtimmungen, mehr⸗ 
fache Beſchwerden und Reklamationen befonderd von Seiten der Berechtigten 
und vorzugäweife in der Altmark und im Magdeburgifchen. Eine Kabinets⸗ 
Ordre v. 18. Sept. 1822 1) theilte die Bedenken, namentlich wegen des 
Sünftelabzugs, fuspendirte auch die richterlihen Entfcheidungen, fofern die 
Intereffenten fich nicht in Güte vereinigten; Legtered beflätigte Die Kabinets⸗ 
Ordre v. 30. April 1824. ’ 

Aus den Arbeiten einer befonderen Minifterial-Kommifflon und der Be⸗ 
gutachtung des Staatsraths gingen hierauf fchließlich die drei Geſetze vom 
21. April 1825, reſp. für die oben erwähnten drei Zändergruppen (die vor⸗ 
mals Königl. Weftphälifchen, Großherzoglich Bergifchen und Franzoͤſtſch⸗ 
Hanfentifchen Landestheile), dazu fpäter tie zu allen drei Geſetzen gemein« 
fchaftlich erlaffene Ablöfungd-Ortnung v. 13. Juli 1829 hervor. ?) 

Letztere ift demnächfl, gleich den oben erwähnten beiten Abloͤſungs⸗Ord⸗ 
nungen für die vormals Nafſauſchen Landedtheile und für das Herzogthum 
Weſtphalen von 1840, durch das neue Ablöſungs⸗Geſetz v. 2. März 1850 
befeitiget, während die drei materiellen Geſetze v. 21. April 1825 noch ge= 
genwärtig die rechtliche Grundlage der Agrar- und bäuerlichen Berbältniffe 
in jenen drei Laͤndergruppen bilden. 

Nur Hiftorifch ift daher noch zur Charakteriſtik der Abloͤſungs⸗Ordnun⸗ 
gen, zefp. von 1829 und 1840, zu bemerken, daß fie überwiegend auf ten 
Befimmungen der vorausgegangenen fremtländi chen Geſetze beruhten, übrt« 
eng auch in ihnen, gleichwie in den frembländifchen Gefegen, von tem 
Anfpruche auf Ablöfung ausgenommen werden 1) die dffentlichen Laften 
mit Ausſchluß der Gemeinde⸗Abgaben und GemeindesDienfte, 2) die aus 
dem Kirchen» und Schulverbande entfpringenten Abgaben und Leiflungen 
und 3) alle Korporationd- und Societätdlaften, 3. B. diejenigen, welche 
fih auf eine Deich Soctetät beziehen; wogegen unter diefen Ausnahmen 
Geld» und Natural⸗Renten, welche den gerachten Anftalten, Korporationen 
und Societäten aus allgemeinen Hecytöverhältniffen, 3. ®. aus dem guts⸗ 
berrlichen Verhaͤltniß oder aus dem Zehntrechte, zufteben, nicht mitbegrif⸗ 
fen ſind. 

er Geift und Charakter der Agrar» Gefeke v. 21. April 1825 ſelbſt, 
wird hauptfächlid, durch die Erklärung in der gleichzeitigen Koͤnigl. Kabi⸗ 
nets⸗Ordre bezeichnet: 
„daß die Königl. Zufimmung ertheilt fet, weil die fremde Gefebgebung, fo weit fle 
„während ihrer kurzen Dauer zur faftifchen Wirklichkeit gelangt war, einen uns 
„zweifelhaften Rechtszuſtand begründet habe, im Uebrigen aber die Worberungen 
„der Gerechtigkeit, wie folche durch die in den älteren Provinzen der Monarchie 
„über die Verhältniffe des Grunpbefiges feit dem Jahre 1807 erlaffenen Vorſchrif⸗ 
A anerkannt und in Anwendung gebracht werden, überall berüdfichtigt worden 
„ſeien“. 


An die Geſetzgebung vom 21. April 1825 knüpften ſich in Rückſicht auf 
die fruͤheren rsverhalmiſe, mancherlei Bedenken, hauptſaͤchlich über fol⸗ 
gende Gegenſtaͤnde: 

1) wegen der Beſtimmungen, betreffend die Rechts⸗ und Beſttz⸗Ver⸗ 
bältniffe der heimfallspflichtigen Güter. Es erging deshalb zunächft die 
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Deflaration v. 24. Nov. 1833, wonach die früheren Vererbungsgrundſaͤtze 
nicht auf das Verhaͤltniß des Beflgerd zum Heimfallberechtigten befchränft, 
vielmehr auch hei der Auseinanderfegung der Erben des heimfalöpflichtigen 
Befiger8 unter einander beobachtet werden follen !); forann die Verortnung 
vom 25. April 1835 wegen Frleichterung der Abldfung des Heimfallsrechts 
in der Provinz Weftphalen, wonach dieſe Abldfung bei Gütern, die nur 
noch auf A oder 2 Augen ftehen, nicht mehr verweigert, dagegen aber die 
Apldfungsrente auf reſp. 5 und 10 Prozent des Reinertrags veranfchlagt 
werden fol — (jebt aufgehoben durch das Gefeß v. 2. März 1850), — 
deögl. v. 1. Aug. 1833 wegen Zurhdbeziehung der Deklaration von 1833 
nicht über den Zeitpunkt ihrer Publikation hinaus. 2) | 

Berner erging 2) nach fangen, durch Anträge des Märkiſchen Provin⸗ 
zial-Landtags veranlaßten Verhandlungen und Berathungen fiber ein befon- 
deres Abloſungs⸗Geſetz wegen der Altmärfifhen Bauernlehne, und 
nachdem alle Prozeffe darüber durch die Ordre vom 18. Februar 1838 
fiftirt worden waren, — die Kabinets⸗Ordre v. 3. November 1845 °), welche 
ed jedoch lediglich bei dem beſtehenden Geſetze und deſſen Auslegung turch 
den hoͤchſten Gerichtshof belieh. 

Ehenfo wurden 3) zur Befeitigung ver Streitigfeiten wegen der (nadh 
dem Befege v. 21. April 1825 No. 938. Sf. 5. 6. 44. 46.) wegfallenden 
ungemefjenen Dienfte und der Widerruflichkeit einer Verwandlung terfelben 
in Dienftgeld, für die Altmark und das Herzogthum Magdeburg die beiten 
Verordnungen dv. 23. Juni 1845 erlaffen. *) 

4) Die Verordnung über die Lehne und Fideikommiſſe in den jenfelts 
der Elbe gelegenen Provinzen v. 11. Mai 1818 (nebft ihren fpäteren Er⸗ 
IAuterungen v. 1. Juli 1820 und 9. Juni 1827) beftätigte und Eonfervirte 
die Sufceffionsrechte der Agnaten bei folchen Lehnen, die nach den Inhalte 
der fremden Verordnungen vor Einführung des A. & R. noch nicht auf- 
gehoben und noch nicht in freied Eigenthum verwandelt worden waren. 

Für die Grafſchaften Wittgenftein»-Berleburg und Wittgen- 
feine Wittgenftein murde, nach längeren Verhandlungen über die Neal» 
Nechtöverhältniffe der Grunpbeflger und Die Ablöfung ver Mealfaften mit den 
beiden Fürften, das befondere, ebenfalls noch jetzt gültige Geſetz v. 22. Dec. 
1839 exlaffen, wonach fämmtliche ftandesherrlicdhe Unterthanen ohne Unter- 
fhied, ob fie zu den Bauern oder Sanoniften oder zu den Beiflgern gehd- 
ven, das volle Eigenthbumßrecht der Höfe erwerben und deren fänmtliche 
Leiſtungen in Geldrente verwandelt werden. ®) 

Deögleichen wurde für dad Fürſtenthum Stegen das noch jetzt gül- 
tige Gef v. 18. Suni 1840 ®) über die Mechtöverhältniffe des Grundbe⸗ 
ſitzes und die Abldfung ver Mealberechtigungen in dieſem Landestheil er« 
Iaffen, durch welches das Geſetz v. 21. April 1825 für die Landestheile 
des vormaligen Herzogthumd Berg, mit Ausfchluß nur einiger Paragraphen, 
dagegen nebft den das Heimfalldrecht und deſſen Abldſung näher beftim- 
menden Verordnungen, eingeführt ift, und worin nur wegen des Fünftel⸗ 
abzuge einige Modifikationen getroffen ſind. 

ur die in den zuletzt gedachten Geſetzen für die Grafſchaften Wittgen⸗ 
fein und für Stegen in Bezug genommene Ablöfungs-Ordnung von 1829 
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kommt auch bier nicht mehr zur Anwendung, nachdem fte durch die Abld⸗ 
fungs-®rundfüge des neuen Geſetzes v. 2. März 18550 erfekt iſt. 

m Siegener Lande verdienen außerdem zwei temfelben eigenthäms 
liche, dabei aber der allgemeinen Beachtung würdige Landeskultur⸗Maaßre⸗ 
geln einer befonteren Erwähnung: 

1) Die fog. Haubergs wirthſchaft, ſchon unter Nafjauifcher Hoheit 
feit ter Mitte des 16. Jahrhunderts eingeführt und verbeffert nad} der zu 
Anfange des 17. Jahrhunderts erlaffenen fogenannten goldenen Jahnordnug, 
wonach von mehreren zu Fleinen Antbeilen am Holzboten berechtigten Grund⸗ 
befigern, in gemeinfchaftlicher Forſtwirthſchaft, Niederwald in 15 bis 18jaͤh⸗ 
sigem Umitriebe angelegt, das —F nach Quoten oder Flaͤchen (in Jahnen) 
vertheilt, der Boden ein bis zwei Jahre zum Getreideban benutzt und dann 
wieder als Niederwald zum Ausſchlagen aus ven Stöden, geſchont, auch 
foweit es die Holzfultur geftattet, inzwifchen beweidet wird. Die neuefte zes 
bidirte Haubergs⸗Ordnung ift unterm 29. Sept. und 6. Dec 1834 erlaſſen. 
Eine ähnliche eriftirt übrigens im Amte Olpe, ingl. in ten Aemtern Friede⸗ 
walte und Freusburg Kreis Altenkirchen auf der rechten Rheinſeite. 

2) Die auf alten Najfanifhen Verordnungen, der legten v. 8. Dec. 
1790, beruhende (revidirte) Wieſen⸗Ordnung für ten Kreis Siegen 
v. 28, Oktbr. 1846 !), welche das Intereife der Landeskuliur mit den 
Borfchriften red Geſetzes Über die Privarflüffe v. 28. Febr. 1843 mehr 
vermittelt, insbefontere aber die Einrichtung von Wiefenverbänden oder 
Genoſſenſchaften nebft gemeinfchaftlichen Bemäflerungdanlagen, wie von 
Alters dort üblich, In die Hände felbfigewählter Schöffen und Kreisfachver- 
Ränziger gelegt bat. 

Für die Kıelfe Paderborn, Büren, Warburg und Hörter im 
Megierungsbezitt Minden erforderte der lange Nothſtand der bäuerlichen 
Grundbeſitzer in Bolge ihrer außerordentlichen Ueberbürtung mit gutshert⸗ 
Iihen Laften und Abgaben, befondere Abhülfe-Maafregeln. Deshalb wurde 
dort am 16. Aug. und 17, Sept. 1834, und revitirt unterm 8. Aug. 1836, 
eine Tılgungsfaffe zur Erleichterung der Abldfung der Reallaſten in.jenen 
Kreifen eingerichtet. ) 

Daffelbe geſchah aus gleichen Gründen auf dem Eichöfelde In den 
Kreifen Heiligenftapt, Mühlhauſen und Worbis (Megierungsbezirk 
Erfint) laut Kabinetd-Örtre v. 18. April 1845. ®) 

Beide Tilgungsfaffen beftehen fort neben Ten durch das Geſetz über die 
Errichtung von Rentenbanken v. 2. März 1850 Behufs Beförterung ter Ab⸗ 
Iöfung ter Reallaſten und vollſtändiger Auflöfung des Rechtsverhältnifſes 
wifchen ten bisherigen Berechtigten und VBerpflichteten nunmehr in jeder 
Brovin (ausſchließlich nes linken Rheinufers) errichteten Rentenbanken. 


I. 


Die dftlichen Broningen, einfchließlich der 1815 erworbenen 
vormals Sädhfifchen Länder und des Großherzogthumsé Pofen. 


A. Die neu» und wiederserworbenen Landestheile. 


1) Neu-Borpommern (von 1648 — 1816 unter Schwedifcher - 


Herrſchaft). 
Das freie Schwediſche Bauerthum blieb auf die oben bei Pommern ge⸗ 
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ſchilderten ſtrengen Leibeigenſchaſts⸗Verhaͤltniſſe ohne Einfluß. Schon nach 
dem flebenjährigen Kriege, noch mehr zur Zeit der Franzoͤſiſchen Revolution, 
bei boben Koınpreifen, griff das fog. Legen oder gemeinfprächmörtliche 
Kaftriren der Bauern in Neu⸗Vorpommern um fid. Ditterflge mit großen 
Bauernddrfern wurden mitunter fogar nur deshalb angefauft, um bie 
Bauerngehöfte zu zerflören, die Bauernländereien zu den Wittergütern eins 
zuziehen und dafür Kathen für Tagelöhner einzurichten. 

Als im Iahre 1806, nad) Einführung der Schmerifchen Staatöverfaf- 
fung, mit Aufhebung der Patrimontaigerichtöbarfeit auch die Leibeigen chaft 
aufgehoben, die Erlaubniß zum Umzuge, Übrigens aber erft zum Jahre 1810, 
gegeben und den Gutsherrn die Einrichtung von Bachrhöfen nur anempfoh⸗ 
len wurde, griff im tamaligen Schmerifchhen Pommern die Zerftörung der 
felbftftändigeu Bauerngürer vollends Plag. Der hierdurch entſtehende Man⸗ 
gel an Arbeitern führte in ten nächften Jahren wiederum zu den fl.enaften 
polizeilichen Verordnungen gegen die fo eben nur von, der Leibeigenfchaft 
erlöften, aber aus ten Höfen geworfenen Bauern, namentlich gegen das 
Verziehen der vormaligen Leibeizenen und ihrer Kinter. In Stätten und 
Flecken follten fie ſich nicht anſiedeln; die Kinter follten bei ſtrenger Strafe 
nab ihrem 15. Jahre außerhalb des elterlichen Haufes dienen over einen 
anteren Nahrungszweig ergreifen; ten noch übrig gebliebenen Beflgern von 
Bauernböfen wurde fugar ein höchſtes Maaß der Gefindehaltung vorges 
fihrieben. Ein Eoift von 1811 beftimmte ferner: 


„da keinem Guisherrn zugemuthet werden fünne, eigentbünliche Kathenleute wi: 
„der feinen Willen auf feinem Gute zu behalten, fo müßten dergleichen eigens 
„tbümliche Rathenleute feine Anffüntigung annehmen; jedoch fei der Gutsherr 
„gebatten, dem bäuerlichen Gigenthümer feinen Rathen nach der Tare oder dem 
„Licitationspreife zu bezahlen. Welle der Gigenthümer des Kathens fich tiefe 
„Auswege nicht gefallen laffen, fo bleibe ihm nur übrig, feinen Kathen abzubrechen 
„and ibn mit fich zu nehmen. Uchrigens türfe der Herr des Guts den Grund⸗ 
„ins der eigenthümlichen Kathen um die Hälfte erhöhen“. 


Das Patent von 1806 wegen wechfelfeitiger Auslieferungen zwoifchen 
Aommen und Mecklenburg flellte entwichene Leibeigene und Verbrecher auf 
eine Linie. 

So geftaltete fi und wirkte die Aufhebung wer Leibeigenfchaft tn 
Schwerifeh-Pommern. !) 

Für Gemeinheitstbeilungen war das Patent v. 18. Nov. 1775 und 
wegen Aufhebung von Weites und Tıiftgerechtigfeiten auf fremdem Grund 
und Boten, doch nur auf Antrag Ted Beflgerd des dienenten Grundſtücks, 
das Patent 9. 14. Dez. 1801 ergangen. *) Erſt die Gemeinheitstheilungs⸗ 
Ordnung v. 19. Mat 1851 führte auch in Neu⸗Vorpommern umfaffenvere 
gefegliche Beftimmungen, und, mit vem Meffort der Pommerfchen General» 
Rommifflon, auch das für die Auseinanterfegungen allgemein geltende 
Verfahren ein. Andere Agrar⸗Geſetze finden in Neu⸗Vorpommern feine An⸗ 
wendung Be 

2) Das Großherzogthum Poſen. Ä 

Im Herzogtbum Warfchau, (unter der Krone Sachſen 1806— 1815), 





1) Sammlung der flr Ren Borvommern und Rügen 1802—1817 ergaugenen 
Gefepe von Sonnenſchmidt. — © M. Arendt, Geſchichte ver Veränderun 
ber bäuerlichen und herrichaftlichen Verhäſtniſſe im vermaligen Schwedifch - Boms 
mern und Rügen von 18306 — 1816 und beigedrudte Urkunden, Berordnungen vem 
4. Zuni 1806, v. 26. Dit. 1809, v. 17. Mai 110. 
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wurte zwar ſchon durch die Berfaffungd«- Urkunde v. 22. Juli 1807 die 
Leibeigenfchaft aufgehoben und die Gleichheit aller Bürger vor dem Geſetze 
erfärt. Das Auffündigungsrecdht ter Gutsherrn, — nicht, wie nach dem 
Ag. Landrecht an beftimmte Exmiſſtonsgruͤnde geknüpft, — verfchlimmerte 
aber auch bier nur das Rechts⸗ und Befig-VBerhälmiß des Bauernflandes 
im Ganzen. Die Kabinets⸗Ordre v. 3. Mai 1815 und das Publikations⸗ 
Patent wegen Einführung des Landrechts in das Großherzogthum Poſen 
v. 9. Nov. 1816 !), beliefen es bei der Aufhebung der Unterthänigkelt, 
fo wie dabei, daß das gegenwärtige Verhaͤltniß zwifchen ten Gutsbeſttzern 
und den auf ihren Gütern befindlichen, nicht erblichen Bauern und Lands 
leuten aufrecht erhalten werte, wonach „viefe Zeute al8 völlig perfönlich freie 
Menſchen anzufehen find, welche die ihnen vom Grundbeſitzer überlaffenen 
Grundſtücke in Nutznießung haben und dafür eine beftimmte Bräftatton in 
Geld, in natura orer durch Dienfte abführen.“ . 

Die Art und Weife ver Einführung des Regulirungs-Erifts v. 14. Sept. 
1811 und deffen Deklaration von 1816, wurde einer befonderen Verordnung 
vorbehalten. 

Um fo näher aber lag die Veranlaffung, daß viele Gutsbeſitzer den 
nicht erblichen Einfaffen tie Höfe fündigten, — in Folge teffen aber auch 
die Beforgniß, daß die von Geſetzgeber beabfichtigte Cigenthums⸗Verleihung 
ver Höfe an die bäuerlichen Einfaffen im Voraus durch diefe Kündigungen 
und durch uziedung der Höfe vereitelt werden koͤnnte. Deshalb er⸗ 
fehlen tie Kabinet3=Ortre v. 6. Mai 1819, wonach „die Rechte und 
Pflichten der bäuerlihen Wirthe an ven ihnen zur Kultur und Nutzung 
eingeräumten Stellen und die Befugniffe der Gutöherrfchaften zu ihrer 
Entfegung, foweit darüber in anderweitigen Berträgen befondere Beitim- 
mungen nicht getroffen, gleichzeitig nad 66. 629. ff. Tit. 21. Theil IL 
N. X. R. beurtheilt werden, daher Entſetzungen der biuerlihen Wirthe 
außer in den darin beftimmten Fällen, bloß auf den Grund qutäherrlicher 
Kündigung, nicht mehr zuläfjig fein folten.” ine Kabinets⸗Ordre vom 
8. Juli 1820 ftelte den Immediat= Einfaffen in den Domainen des Groß⸗ 
herzogthums, die Verleihung des uneingefchränften Eigentums der Höfe, 
gleichwie in Oft» und Weft-Preußen, beflimmt in Ausficht. *) 

Hierauf ging denn aus ven Vorarbeiten dreier, im Jahre 1817 ein- 
gefegter Kommiffionen von Xandes«-Eingefefjenen, refp. für die beiten Regie⸗ 
rungsbezirke Pofen und Bromberg und für den Kulmer und Michelaufchen 
Kreid und das Landgebiet der Stadt Thorn, und aus ber Begutachtung 
des Staatsraths, das Geſetz wegen Regulirung der gutsherrlichen und 
bäuerlichen Verhaͤltniſſe im Großherzogthum Poſen und den mit Weſt⸗ 
Preußen voledervereinigten Diftriften, dem Kulm und BMichelaufchen Kreife 
und tem Lantgebiet ver Stadt Thorn v. 8. April 1823, hervor. 

3) In dem mit einem Umkreis von 2 Meilen gebildeten freien Ge⸗ 
biete Danzig's wurde die Keibeigenfchaft Durch Rathsbeſchluß um dieſelbe 
Zeit aufgehoben, das Regulirungs⸗Edikt von 1811 aber erſt am 8. April 
1823 eingeführt. 

4) In den vormals Sächftfhen Landestheilen hatten, unge⸗ 
achtet ihre Megierung dem Rheinbunde beigetreten war, doch damals die 
Franzoͤſiſchen Agrargefege feinen Eingang gefunden. Erſt unter Preußifcher 
Hoheit wurden im Kottbuffer Kreife, in den Lauſitzen, wie in den übri« 
gen vormald Königlich Sächfifchen Landestheilen die Erbunterthänigkeit und 
perfönliche Unfreiheit mit Einführung der allgemeinen Gefege aufgehoben, 
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ſedann deren Folgen und Wirkungen mittelſt Verordnung v. 18. San. 
1819 1) vollſtaändig beſeitigt, hierauf auch dad Regulirungs⸗Edikt vom 
14. Sept. 1811 nebft Deflar. v. 29. Mai 1816 und ergänzenten Ver—⸗ 
srdnungen durch die Verbrdn. v. 18. Nov. 1819 auf den Kottbuffer Kreis, 
und ducch dad Geſetz v. 21. Juli 1821 auf die Ober» und Nieder⸗Lauſihz 
und das Amt Senftenberg angewendet. 2) J 
B. Die altländifchen Provinzen. .. 
Die obigen Mittheilungen in Betreff ter nen“ und wieberermorbenen 
Zandeötheile find nur deshalb ‚vorausgefchicdt worden, um die Reihe der 
großen Anordnungen der Agrar⸗ und KultursGefepgebung der Sftlichen und 
altländifchen Provinzen, an denen fpäter jene neu= und wieberermorbenen 
Landestheile wiederum Theil nahmen, nicht zu unterbrechen. 
Die. Provinz Preußen ſollte ven Vorzug baben, die Geburtöftätte jener 
Anordnungen zu werden. Darauf war ihre oben dargeftellte Agrargefchichte, 
8 wie. die Uriverſtiat Koͤnigsberg nicht ohne einen tiefinnerlichen Cinfluß. 
uf der letzteren ‚hatten ſeit faft einem Menſchenalter fretere, geiſtig und 
ſutlich höhere Anſchaunngen über Weſen und Zweck ves Staatöverbandeß, 
wie der bürgerlichen Geſellſchaft, fo wie freiere, erleuchtetere Grundſoͤtze 
über Staatswirthichaft Ihre Heimath gehabt, und nicht blos unter Beamten, 
fondern auch unter Gewerbtreibenten und namentlich auch unter den. grö« 
Beren Gruntbefigern des Landes (den Ritterguts⸗Beſitzern) viele Anhänger 
und DVerebrer gefunden. n 
Zurückgedraͤngt auf ven fernften Oſten ded Lantes, follte Hier der fafl 
erlofchene Stern Preußens, vermöge einer weiſen, freifinnigen und gerechten 
Gefengebung zu neuem Glanze wieder aufleudyten und dadurch von dort 
aus der zuſammengebrochene Staat zu neuer und größerer Machtentwickelung 
wieder erhoben werden. 2 
Im innerften Geiſte des Königs felber hatten ſich bereits früher; 
mie oben bemerkt wurde, die Iteen bewegt, welche der neueren. Agrars 
Oefegarbung zum Grunde lagen. Männer, wie ber Deutfche Freiherr 
v. Stein und der Deutfihe Freiherr v. Hardenberg; mie die Preußiſchen 
Erelleute, ver Staatd-Minifter und der Kanzler v. Schrötter, deögl. ver 
damalige Regierungs⸗Praͤſtdent v. Scheen; wie v. Alteirftein, Steege⸗ 
mann und Niebuhr, und manche andere Patrioten, waren theilweiſe 
ſchön vor dem Sabre 1807 mit Plänen und Maaßregeln zur Neorganifation 
des Staates. befchäftigt. 2 | 
Die Denkfchriften Steins ſinduaus feinen Lebendbeſchreibung von 
Pert Bekannt. Hardenbergs Denkſchrift über die Neorganifation des 
Preuß. Staates, verfaßt In feinem Exil in Riga im September 1812, auf 
Befehl Sr. Mafeftät des Königs, flellte unter anderem folgende allgemeine 
Geſtchtspunkte auf: nt - 
„Die Begebenheiten, welche feit mehreren Jahren das. Staunen der Welt erregs 
„ten und dem furzfichtigen Auge als fürchterliche Hebel erfchtenen, ſchienen vielmehr 
„wit einem weiſen Weltpfane der Vorfehung zuſammenzuhangen: „dae Echwache, 
„Kraftloſe, überall Veraltete zu Yerftbren und neue Kräfte für den- weiteren Fort⸗ 
„ſchritt zur Vollkommenheit zu werden“. Der Staat, dem es glüde, Ten wahren. 
„Beil ber. Zeit zu erfaſſen und ſich in.jenen Meltplan. durch die Weisheit feiner 
„Regierung binelnzuarbeiten, ohne daß es gewaktfamer Zuckungen bedürfe, habe 
„unftreitig große. Borzüge und feine Glieder mußten die Sorgfalt fegnen, die für 
„fe fo wohlthätig wirfe. Unfräftiz feien alle die Dämme gewelen, welche man 
„dem Strome der Revolution entgegenfehte, weil Schwäche, egoiſtiſcher Cigennutz 
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„und falfche Anſicht fie ohne Zuſammenhang anfführten. Der Wahn, daß mag 
„der Revolution am ficberften durch Feſthalten am Alten und durch harte Verfol⸗ 
„gung der durch fie geltend gemachten Grundfäge und Ideen entgegentreten könne, 
"abe nur dazu beigetragen, diefelde zu befördern und ihr eine Nets wachſende 
„Ausbehnung zu geben. Gine Revolution im guten Sinne, zu dem großen Zwecke 
„der Veredlung der Menfchheit führend, durch Weisheit der Regierung und nicht 
„durch gewaltfame Smpulfionen, müſſe vielmehr als Ziel und leitendes Princiy 
„betrachtet werden. Demofratifche Gramdfäge in einer monachifchen Regierung 
„ſchienen bie für. Preußen angemeflenfien Bormen“ 

Ferner empfahl Hardenberg für die Grund» Berfaffung des Innern: 
„möglichfte Freiheit und Hechtsgleichheit der Staatebürger, nach weiſen Geſetzen 
„eines monarchiichen Staats geordnet und jede Stelle im Staate, ohne Ausnahme, 
„nicht diefer oder jener Kafte, fontern allein dem Verdienſte aus allen Etänden 
„zu Öffnen. Das Borrecht des Adels zum alleinigen Beflge der Rittergütor fei, 
- tote auch Herr v. Altenflein, (im einer Hardenberg vorktiegenden Denkſchrift dei: 
„ſelben), erfiäre, ſchäͤdlich und umpaflend; eine wöllige Sleichheit in den Abgaben 
„gerecht; weil ber Adel die Dienfte nicht mehr unentgeldlich und mit berrächt⸗ 
"chem Koftenaufwande leiſte, weahalb er fon von Ahgaben befreit blieb 1.” 

. Sodann aber heißt es weiter: 
„Der zahlreichfle und wichtigfte, bieher am meiflen vernachläfftgte und gebrüdte 
„Stand im Staate, der Bauernfland, müffe vorzüglich ein Begenfland der Sorgs 
„falt der Megierung, und die Aufhebung der @rbunterthänigfeit durch ein Geſet 
„kurz und gut und fogleich verfügt werben. Ebenfo wären die Gefetze zu wider⸗ 
„rufen, wodurch der Baner verhindert wird, aus bem bäuerlichen Stande heraus: 
„zutreten; insbefonbere fei die Erlangung des Cigenthums und die Abkaufung des 

tsherrlichen Rechte zu erleichtern, der Willführ und dem Drucd durch fee Be 
„inmungen Schranfen zu ſetzen. Den größten und ſchaͤdlichſten Druck verurſach⸗ 
„ten die Krieges und Dienfifuhren und der fogenannte Vorſpann. Um bem 
„Banernflande aufzubelfen, ſei ferner erforderlich, bag ber Staat die Aufhebung 
„der Gemeinheiten, der nachtheiligen Servitufe und der Natural: Fruchtzehenten, 
„durch eine verbefierte Gefeggebung begünftige”. !) 


Don einer Immediat- Kommifflon zur ——— über die Mittel des 
Netabliffements des Landes (v. Schoen, v. Altenflein, Steegemann, Nies 
buhr, v. Kleewig) ging zunäcft der Entwurf zum Edikt v. 9. Oft. 1807 _ 
„betreffend den erleichterten Beſtz und den Gebraud) des Brundeigenthumg, 
fo wie die perfönlihen Verhältniffe der Landesbewohner“ aus; an deſſen 
Abfaffung und Bearbeitung hatte v. Schoen den beteutendften Antheif. 
Das Edikt wurde von dem kurz zugor zurädberufenen Staats» Minifter 
v. Stein nebſt den beiten o. Schrötter, dem Könige zur Vollziehung 
vorgelegt... Eine Erläuterung deffelben erging unterm 5. März 1809, ?) 
Auf dem Edikt von 1807 beruhte die ganze weitere Entwidelung ber 
Preuß. Agrar-Befehgebung, welche nunmehr folgende Aufgaben verfolgte: 
1) die Beſeitigung aller Wirkungen der perfänlichen Unfreiheit, (welche 
für ſaͤmmtliche Domainen mittelft Kabinets⸗Ordre v. 28. Oft. 1807 
noch befonders und unbedingt zum 1. Juni 1808 verkündet wurde ?), 
fowie die Befeitigung der kaſtenartigen Schranfen der Stände, ber 
Beilg- und Gewerbs- Privilegien und Monopole, ingleichen die 
Entbürdung des Bauernflandes ala biäherigen fpezififchen und alleini⸗ 
gen Trägerd der meiften Öffentlichen Zaften; 
2) die Verleihung und Herſtellung eines freien Eigenthums der baͤuer⸗ 


ee 
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lichen Güter gegen Entſchaͤdigung der Gutsherren, mit Auflöfung 

des gutöberelien Berbandes; 

3) die Ablöfung der auf Rrivat-Mechtötiteln beruhenden Meallaften ver 
verfchtedenen Klaffen. und Arten von Grundſtuͤcken; 

4) die Semeinheitötheilungen und Servitut-Abldfungen. 

Außerdem daran anfnüpfend 
5) manche andere Kultur»Maafregeln über Ent⸗ und Beräfferung, 
Eindeichung, Feld⸗Polizei, in Berbintung mit ter Außerft wichtigen 
und zwedmäßigen Organifation der Außeinanderfegungs » Behörden 
und einem der Sache eutfprechenden Bearfahren. 

Hand in Hand mit diefen Geſetzen gingen die Drganifationd- Bere 
änderungen in der Verfaffung ver allgemeinen Staatsbehörden, ſowie vie 
Einrichtungen im Finanz» und Abgabenmweien; die Aufhebung der Grund» 
ſteuerfreiheiien wurbe in. den Finanz⸗Edikten v. 27. Oft. 1810 und 
7. Sept. 1811 wenigſtens feftgefegt 1), eine Belegung, die erſt wiederum 
nach Berlauf von 40 Jahren durch dad Geſetz betr. die Aufhebung der 
en v. 24. Febr. 1850 erneuert, jedoch noch nicht auße 

ührt if. 

Nur im Hinblid auf die oben in der Alteften und fyäteren Agrar- 
gefhichte gefchilverte Belaftung des Bauernftandes mit Dienflen und 
Lieferungen äffenslicyer, Axt, kann die Wohlthat und Ber teit des Evifte 
über Aufhebung des Vorſpanns für Civil⸗Offizianten und reifende Wilitair⸗ 
Perſonen v. 28. Oft, 1810, nebft ver ausnahmslofen Uebertragung des 
Militair⸗ Borfpanns in außerortentlichen Faͤllen nach Verhaͤltniß des Zug⸗ 
viehflandes, ferner des Edikts über Aufhebung der Natural-Fourage⸗ und 
en zur Verpflegung des Militairs v. 80. Dft. 1810, ermeſſen 
werden. 

Die Geſinde⸗Ordnung für fämmiliche Provinzen der Preuß. Monarchie 
v. 8. Nov, 1810 batte nunmehr jenes frühere ſtaatbpolizeiliche Syſtem der 
fpeziellen Regelung von Rohnfägen u. ſ. w. völlig verlaffen und die Rechte 
und Pflichten zwiſchen Herrſchaften und Geflnde, als freien Perfonen, auf 
die Natur eined, nur durch den weiteren Begriff Des Familie, zu welcher 
auch das Geſinde gehört, mobifizirten Vertragsverhaͤltniſſes zurädgeführt. 

Die vielfältig in Ten älteren Landtags⸗Rezeſſen des 16. und 17, Jahr 
hunderts und in den Territorialgefegen des 18. Jahrhunderte wiererholten 
Beichränfungen des Handels von Land und Stadt, wiederum mit ihren 
Gremtionen und ihren Bevorrechtigungen der einen oder antern Klaffe, fielen 
durch das Erift v. 20. Nov. 1810 über den jedem Siadi⸗ und Landbewoh⸗ 
ner, ahne Unterſchied des Standes, erlaubten Vor⸗ und Auflauf von Pro⸗ 
duften und Babrifaten. %) 

Der Mühlen», Biere und Branntweinzwang wurde nach dem Edikt 
v. 29. März 1808 in Preußen und v. 28. Oft. 1810 in der ganzen da⸗ 
maligen Monarchie gegen eine yon Staate übernomniene Entſchaͤdigung 
befeitiget. ®) 

Der $. 30. des Edikts über die Einführung einer allgemeinen Gewerbes 
ſteuer v. 28, Oft. und 2. Nov. 1810 hob alle bisherigen Abgaben yon 


1) G. ©. 1810. S. 26, deegl. 1811. ©. 54. 
2) 8. S 1850. ©. 62. 
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den Gewerben, infofern ſie die Berechtigung ‚zum Betriebe verfelden betrafen, 
an ten Staat, an Kämmereien, wie an Gutöherren auf, welches fpäter der 
$. 8. der Gewerbe⸗Ordnung v. 17. Ian. 1845 auf alle Theile der Mo⸗ 
narchie außdehnte, mährend im Großherzogthum Poſen unterm 13. Mai 
1833 wegen Nufhebung der perfönlichen und gewerblichen Abgaben und 
Leiftungen in den Immeriat-Stäpdten, fomie der Zwangs⸗ und Bannrechte 
befondere Geſetze ergingen. ?) 

Mit ver für ven Wohlſtand der Nation und die Landes⸗Kultur folgen- 
reichften Maaßregel, — ver Verleihung det Cigenthbumd der bisher zu 
erblichen oder nicht erblichen Nießbrauchs⸗ (Laß⸗) Rechten befeffenen 
bäuerlichen Höfe an ihre Inhaber, ging der Staat durch vie Verordnung 
v. 27. Juli 1803 wegen Berleibung des Eigenthums an den Grünpfläden 
der Immediat= Einfaffen in ven Domainen von Oſtpreußen, 2itbauen und 
Weftpteußen *) voran. Auch damals gab ed wieder, wie nach dem dreißig⸗ 
fährigen Kriege, manche ganz oder theilmeife tevaftiree Dörfer, in benen 
viele Bauern dem Drucke der Laften erlegen waren, — ein Schidfal, welches in 
Breußen auch manche Rittergüter getroffen hatte: Die damalige Lage ber 
Bauern, zumal in Oſt- und Weftpreußen und die deshalb unerfchwing» 
fiche Höhe ver Abgaben und Renten, insbeſondere auch der aus ter Ver⸗ 
wandlung der Naturaldienſte, ſchon in den-Iahren 1804 und 1806 Berbor 
gegangenen Dienſtgelder, beeinträchtigte nırı ſehr erheblich den erwarteten 
gänftigen Erfolg Ter Verordnung v. 27. Juli 1808. 9) 

Die Verordnung über die Ablöfung ver Dominial» Abgaben umd 
Meallaften jeder Art v. 16. März 1811 *), unter andern der niedern und 
mittlern Jagd, des Ober» und des Eigenthums des Erbverpächters, ſollte 
die Ablöfung auf den Domainen im Wege des freien Vertrages, Yoraud« 
gehend fördern; fpäter ſchon modifiziert, ift fle erft durch das neue Gefet 
v. 2. März 1850 ansdrücklich aufgehoben. on 
: Da wichtigſte Epkkt, betreffend Die Megulirung der gutsherrlichen und 
bauerlichen Berhaͤltniſſe v. 14. Sept. 1811, verdidnete für den damaligen 
Umfang des -Staated,. die Verwandlung aller nicht eigenthänlichen baͤuer⸗ 
Then Höfe auch auf PVrivatgütern in volles und freied Eigenthum, gegen 
Entſchaͤdigung Der Gutsherrn, theils durch Rand, theils durch Rente, unter 
Befreiung der erſteren, wie der bäuerlichen Wirthe von den aus dem guts⸗ 
herrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniß entſpringenden, gegenſeitigen Rechten 
und Verbindlichkeiten; und unter Befreinng der Outsherren von manchen 
Grundgerechtigkeiten, wie von den Pflichten zur Unterſtützung und Steurever⸗ 
ttetung, der Bauern von Dienſten, Abgaben und Servituten, und zwar ohne 
Unierſchied, ob die Höfe bisher 'erblich ober nur auf unbeflimmte Zeit, auf 
gewiffe Jahre oder auch auf Lebenszeit, etwa auch nur zeitpachtömeife befeffen 
worden, Desgl. ohne Müdficht auf ihre Gedße oder provinzielle Bezeichnung. 

Sich gründend Auf die landesverfaſſungsmäßige Natur der Bauerngüter 
als ferbfifläntiger, der Dispofltion der Gutsherren entzogener Beſitzungen, 
ftellte Das Edikt, abgefeben von einigen anderen Differenzen ter Gntfchädt- 
gungsart zwifihen erblicden und nicht erblichen Wirthen, m ver Sauptfache 
den Grundfag auf, daß erbliche Wirthe ein -Drittel ihrer Ländereien oder 
deren Werthes nicht erbliche die Hälfte an den Gutsheren abzutreten haben, 
um legteren für feine bisherigen Anrechte volftändig zu enıfchädigen. 


1) ©. ©. 1810. ©. 86, vesgl. 1833. S. 35 uw. 59, dedgl. 1845. ©, Al. 
3 Aus Eamml., Br. dt 235. j ur . 
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Nach vollzegener Auseinanderſetzung follte. der Gutäherr von der 
Konfervationspflicht ver Höfe völlig entbunden,. auch zu deren Einziehung 
um Nitergute ermächtigt fein. - Nur follten die Bauergüter nicht über ein 

tertel ihres Werthes mit Hypothekſchulden belafket werben Dürfen, wo⸗ 
gegen fie aber bei Erbtheilungen dem gemeinen. Exrbrechte unterlagen. 
Uebrigeng Fonute eine gewifie Sahı von Dienften als fogen: Hülfsdienſte 
vorbehalten werten. 

Außer feinem eben erwähnten Kauptgegenftande enthielt. das Erift noch 
einige Beftimmungen in Betreff der Gärtner». und Drefchgärtnerftellen in 
Schlefien. Indem es die Umwandlung der nicht eigenthämlichen in Eigen⸗ 
thum befördern wollte, fchloß es dagegen eine Veränderung in den Dienft- 
verhältniffen der eigenthämlichen Dreſchgaͤrtner ganz auß, weil fie als Vor⸗ 
werko⸗ Geſinde betrachtet werden müßten. Doch geftattete es die Abloͤſung 
per wenigen Sandvienfte der fogen. Sreigärtner und Freileute in Schleflen; 
De Ueberſchuß der bäuerlichen Rechte jedoch nur gegen Koms 
penfation. | 

Bereits 1812 kamen indeß viele Immediat» Befchwerden von kreis⸗ 
fändifehen Deputizten und Gutsbeſttzern, beſonders aus Weſt⸗ und Oſt⸗ 
preußen, Pommern und Ober-Schleften gegen das Edikt ein und es wurden 
deshalb Berathungen über eine Deflaration, mit einberufenen National⸗ 
Repräfentanten, fotann in einer befondern Kommiſſion veranlaßt, welche 
fchlieglich zu der Deklaration v. 29. Mat 1816 2): führten. 

Am erheblichſten und einflußreichften war deren befchränkende Feſtſetzung 
des Begriffderner bäuerlichen Stelle. Dazu und zur Regulirungsbefähie 

ung wurde fuıtan verlangt: a) daß die Hauptbeflimmung der Stelle et, ihren 
Inhaber als ſelbſtſtaͤndigen Ackerwirth zu ernähren, b) daß fie in ben 
Steueranfchlägen der Provinz als bäuerliche Stelle Fataftrirt, c) in ven 
Normalfahren ver ‘Provinz und zwar in ten Marken und Bommern fchon 
am 15. Febr. 1768, in Schleften fchon vor dem 14. Yult 1749, in Oft 
preufen und in den Erb⸗Gaupt⸗Aemtern Marienwerver, Rieſenburg, Schöns 
berg und Deutſch⸗Eylau vor dem Iahre 1752, und in Weftpreußen und 
Ermeland vor vem Jahre 1774 mit befondern bäuerlichen Wirthen beſetzt 
und d) bei Publifation des Edikts vom 14. Sept. 1811 noch mit der 
Berpflichtung für den Gutsbeſitzer, viefelbe mit beſonderen Wirthen befeht 
zu eıhalten, belaſtet gemefen fein müffe. — Die Deklaration bewirfte des⸗ 
halb, daß eine große Bat bäuerlicher Stellen ganz unterging, welche fyäter 
zu den Gütern eingezogen oder doch gänzlich verändert wurden. Eine Sta- 
tiftte über dieſelben fehlt. Es waren nämlich nach Art. 5. der Defl. v. 
29. Mat 1816 von ter Eigenthums⸗Erwerbung ausgefhloffen: a) alle 
Dienflfamilien » Etabliſſements im Oegenfage felbftftäntiger Adernahrungen, 
zu deren Bewirthſchaftung werer Zugvieh gehalten, noch erforderlich, b) die 
ſpaterhin nach den Normaljahren aus Vorwerksland gebildeten Ackernahrun⸗ 
gen, c) die In der Provinzial» Steuerrofle als bäuerliche Stellen nicht ka⸗ 
taftrirten oder erft nach den Normaljahren etablirten, d) diejenigen Höfe, 
deren Einziehung die Regierungen bewilligt hatten. 

Dazu fam vie" ft die Erhaltung ver. beftehenden, aber von der Regu⸗ 
lirung ausgefchloffenen Baterngüter, ungünftige und dabei meitverbreitete 
Anficht, Daß den Befigern ſolcher Güter nad Wiflführ gefüntigt werden 
konne und Leptere ohne Weltered zum Rittergute eingezogen werden dürften; 
welchet Anſicht erſt. ſpaͤter richterliche Entfcheidungen entgegentraten. *) 


- 
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Der Deklaration ungeachtet veranlaßte —— das Erforderniß 
der Regulirungsfaͤhigkeit nach Art. 4. a. und Urt. 5. a. auch noch fpäter 
zahlloſe Prozeffe und fehr abmeichende Entſcheidungen der Behörken, deren 
noch weiter unten zu erwähnen ift. 
Abgeſehen von ver Iegtölativen Loͤſung verfchievener Zweiſel in der 
Faſſung des Gritts, find beſonders folgende Beflimmungen der Deklaration 
hervorzuheben: 
„das Recht des Butsbefigers zur Dispofition über die Entfchädigungs-Ländereien 
„oder die Kapitals Abfindungen Behufs der Dienfterfag s @inrichtungen wurde er: 
„wettert und näher beflimmt; 2) während nach dem Cdikt nur dem erblicen 
„Banergutobefiger der Antrag anf eine niedere als die normale Sutfchäpigung 
„zuftand, legte die Deklaration auch den Gutéherren das Mecht bei, auf vie Auss 
„mittelung einer Supernormals Entichädigung anzutragen; 3) wurde den Guté—⸗ 
„herren geftattet, erledigte Höfe auch vor dewirkter Auseinanberfegung einzuzichen. 
„Wegen der nicht eigenthümlichen Gärtnerftellen in Schleſien und deren Regulis 
„rungsfähigkeit follten nunmehr die allgemeinen Grundfäge des Cdikts und der 
„Deklaration zur Anwendung fommen, eigenthümliche Stellen dagegen bem Gelege 
„gar nicht unterliegen“. | 


Ausdrüdlich bemerkte die Deklaration noch, daß die Eigenthum gewor⸗ 
denen Höfe nach bewirkter Auseinanderfegung nicht ferner mehr nach 
gemäßigten Taxen, fondern nach dem wirklichen Ertrage abgefchägt und 
zur Erbtheilung nach gemeinem Rechte geftelt werden follten, 

Welche Beforgniffe und welche neuen legislativen Berathungen in Folge 
derfelben, fich befonderd hieran fchloffen, wird fpäter erwähnt werden. 

Das volle Eigenthumsrecht an den bäuerlichen Nahrungen mit - der 
Bererbung nach gemeinem echt und der Entbindung von ven gegen- 
feitigen Pflichten, trat inteß in der Hauptſache, — fowohl nach dem Eoitt 
von 1811, als nach dem Gefeg von 1823, — erſt mit der vollgogeuen 
und ausgeführten Auseinanverfegung in Wirffamfelt; das Gefeg von 1823 
verlangte fogar die Genehmigung des Ausführungs= Termind Seitens tes 
Generals Kommifflon. ?) Es wurde mehrfach nöthig, einestheils die bäuer« 
lichen Wirthe vor einer vorzeitigen, eigenmächtigen und rechiswidrigen Ver⸗ 
Iauns per Dienfte und Abgaben zu marnen ?), anterntheild der ircigen 

nficht einzelner Gerichte entgegenzutreten, welche auch die noch nicht regu⸗ 
litten Höfe fchulden= oder theilungshalber zur Subhaftation ftellten. *) 

Das bereit8 oben ermähnte Gefeg wegen ver Megulicungen im Groß 
herzogthum Poſen, im Kulm» und Michelauſchen Kreiſe und im Lands 
gebiete der Stadt Thorn vom 8. April 18323, befchränfte fich fogleich 
nur auf Adernahrungen (im Sinne der Deflaration von 1816) — welche 
zeitpachtweife, ald Zeitemphyteuſen oder zaßgüter befeffen wurden; erforderte 
port aber zum Begriff einer bäuerlichen Stelle, — abgefehen von den bereitd 
u den Jahren 1772 und 1773 im Befige Preußens gemefenen Landestheilen, 
— tim Wefentlichen nur Belaftung mit Dienften zur Vewirthſchaftung eines 
berrfchaftlichen Gute und die Gigenfchaft eines Kultur- Gutes im Siune 
des 6. 626. seq. Thl. I. Tit. 21. des A. 2. R. Als enifcbeidender Zeit- 
punft galt für Poſen vie Publikation ter Kabinets-Ordre v. 6. Mai 1819. 
Das Gefeh von 1823 unterfchien fich von dem Edikt von 1811 beſonders das 


1) @oift v. 14. Sebt 1811. 88. 34. folg. Art. 72. 73. 74. DeHarat. 'v. 
29. Mat 1816. 8. 76., Gef. v. 8. April 1823. 
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auch in Oherſchleſten vorfchreitenden Kultur der Güter und zegulirten im 
Be tes Vergleichs. 

ud einem Gedanken mit rem Regulirungs⸗Edikt v. 14. Sept. 1811 
entfprang das gleichzeitige Edikt zur Befoͤrdetung der Landkultur. Mit 
Aufbebung. aller aus der bisherigen Berfajfung entſpringenden Befchrän« 
fangen des Grundeigentbums, legte es jedem Grundbeſitzer ohne Ausnahme 
die Befugniß bei, über feine Grundſtücke inſofern frei zu verfügen, als da 
durch nicht Rechte Dritter verlegt würden; wies auch in der Einleitung 
auf eine naͤchſtens zu exlaffente Semeinbeitd«Theilungd-Ortnung bin, durch 
welche zugleich beflimmt werben folle, wie die Abhaͤngigkeits⸗Verhaͤltniſſe 
der bänerlichen Sruntbefiger abgelöft und die der Kultur hinderlichen Servie 
tuten ausgeglichen‘ werten fönnten. Außer verfhietenen Kultur-Manßregeln, 
als ver Befugniß zur Qutfieilegung bes dritten Theils der Aecker einer Felv⸗ 
merk, ver Befchräufung ſchaͤdlicher Wiefenbeblttung, der Einſchraänkung des 
NRaff⸗ und Leſeholz⸗Sammelns uud. ter Waldwelde, der Unterfagung des 
Ginzelnhütens, insbeſondere der Aufhebung aller Beichränfungen. und Auf« 
fihtörechte binfichtlich der Privatwaldungen, enthielt es zur. Befeltigung der . 
aus den erbpachulichen Derpiltalflen eniftebenden Hinderniſſe der Barzellirung, 
auch einzelne Vorfchriften über AUblöfung des Erbpachtskanons, fowie über 
die Biration und Ablöfung von Laudemien, desgleichen megen verhaͤltniß⸗ 
mäßiger Bepartitien der Staats⸗Abgaben und Laften bei Dismembrationen 
auf die abzutretenten Theile. 

Die Ablssslichkeit ned Kanons erregte indeß hinſichtlich der Religions⸗, 
Unterricht», Erziehungs» und Wohlthätigkeits » Anflalten um fo mehr Bes 
denfen, als in Gemaͤßheit der eigenen Grundfäge der Adminiſtration diefer 
Inſtitute, ein. großer Theil ihres Grundeigenthums in Erbpacht ausgethan 
worden war. Deshalb wurde durch Verordnung n. 31. Mat 1816 bes 
fimmt, daß Exrbpachtzinfen, welche von Erbpäcktern an dergl. Inftitute zu 
Bezahlen ſind, nicht anders als im Wege des Vertrages mit Einwilligung 
der Obern und Vorſteher der Inſtitute abgelöft werben follten. 1) . 

Auch dieſe Verordnung .ift indeß durch das Geſetz v. 2. März 1850 
aufgehoben, 

Inzwifchen erging auch die in ben meiflen und mefentlichen Stücken 
noch jebt geltende und bemähste Verordnung v. 20. Juni 1817 wegen 
Drganifation der General⸗Kommiſſtonen und Reviſtons⸗Kollegien zur Regu⸗ 
Ihr der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe, ingleichen. wegen 
des Geſchaͤftsb es bei dieſen Behörden. 

Nach dem urſprunglichen Plane ſollte (mie das Landeskultur⸗Edikt an⸗ 
gedeutet hatte) vie ' benbfichtigte Gemeinheitstheilung⸗Otdnung gleichzeitig 
auch die Ablöfung der Dienſie und der fonfligen Leiflungen, der. Behnten 
und Laudemien, von eigenthümlichen, zu Erbpacht oder Erbzinsrecht be⸗ 
ſeſſenen; Matern, ingleichen die Vorſchriften über das Verfahren, mit um⸗ 
fojfen. Der. erſte im Jahre 1818 dem Koͤnigl. Staatsrathe vorgelegte 
Enswirf. zu eines Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung hebate ſich auf alle dieſe 
Segenftände: mit aus. Dagegen wurde iufeß im Jahre 1820 befchloffen, 
die Beftimmungen über die Ablöfung der Dienſte, Zehnten, Laudemien, 
Geld⸗ und Natural« Leiftungen von der Gemeinheits⸗Theilungs⸗ Ordnung 
ganz zu trennen und in einem befonderen Gefege zufammenzuftellen.-*)- 

‚ Unterm. 7. Juni 1821 erfchienen. hierauf drei beſondere Geſetze: 1) die 
Gemeinheitö- Theilungs⸗·Ordnung, welehe nur einzelne. -Erwehrrungen, unp 
wenige Mopififationen durch das neuefte Geſetz v. 2. März 1860 exhalten 

tt el 

7 De — Do HE 

y® 6.4818 ©, 181. - - 3 a or... re 
.. „‚o)sdaitichrift Kür. die SanbesıRultwerciebgehung, Pb. L ©. Ir84. 1... 


CcvI CEinleitung. 


bat, und als Gefetz in allen Landestheilen gilt, in welchen das U. 2... 
Geſetzeskraft bat, 2) die Verordnung wegen Ablöfung der Dienſte, Geld⸗ 
and NaturalsLelftungen von Grundfläden, welche eigenthämlich, zu Erbzins 
oder Erbpacht beſeſſen werden, für die Provinzen, in welchen das Edikt 
v. 14. Sept. 1811 Anwendung findet, ing. für dad Herzogthum Sachen, 
das Gebiet Erfurt, das Amt Wandersleben und die vormals Großherzogl. 
Sachſen⸗Weimarſchen und Fürſtlich Schwarzburgfchen Ortfchaften, fodann 
laut Geſetz v. 8. April 1823 auch in das Großherzogthum Pofen eingeführt 
— gegenwärtig aber durch das neue Geſetz v. 2. Mär; 1850 aufgehoben 
8) das vie Kompetenz der gubeinanbezfehungd« Behörden ermeiternde Geſet 
über die Ausführung der Gemeinheitstheilungs- und Ablbſungs⸗Ordnung, 
welches wie die oben gedachte Verordn. v. 20, Juni 1817 in Berbindung 
mit der fpäteren Verordn. v. 80. Juni 1834 (wegen des Gefnäftsbetriches 
in ten Angelegenheiten ver Gemeinheitstheilungen, Abldfungen und Regu⸗ 
Hrungen der gutsherrlich⸗baͤuerlichen Verhaͤltniſſe als Anhang zu der Ber- 
orenung v. 20. Juni 1817 und dem Gefege v. 7. Iuni 1821), ferner 
nebſt der neueften, der Einrichtung des Reviſſons⸗Kolleglums für Aunded- 
Kultur Sachen zum Grunde liegenden Verordnung, betr. den Geſchaͤſtsgang 
und Snflanzenzug bei den Auseinamberfegungs- Behörden v. 12. Now. 1844, 
noch gegenwärtig die Grundlagen der Organiſation ver zur Ausführung 
der Auseinderfeßungen und zur Entfcheidung der dabei vorkommenden 
Streitigkeiten berufenen Behörden, wie des DBerfahrens, bildet, won nur 
noch das Geſetz wegen der Sicherfielung der echte dritter Berfonen bei 
den gutsherrlich⸗baͤuerlichen Regulirungen, Gemeinbeitätheilungen und Ab» 
Wfungen v. 29. Juni 1835, hinzutrat. j 
Zur Ueberficht des Ganges der Agrargefeggebung gehört noch die 
Erwähnung einiger fyäterer Erweiterungen der Abloſſungs⸗ ums einiger 
Befchränfungen der Gemeinheitd-Theilungd-Ordnung, außerdem aber auch 
einiger legislativer Verhandlungen, melche hauptfächlich dur die Abld⸗ 
funge -Onnung von 1821 hervorgerufen find. | 
Die Ablöfungs⸗Ordnung v. 7. Juni 1821 ſchrankte die —— 
Befugniß hinſichtlich der Spann⸗ und danddienſte auf ſolche Stellen 
(Guͤter) ein, welche im Sinne des Artikel 4a. und da, der Deklar. vom 
29. Mai 1816 als Adernahrungen zu betrachten waren und fchloß, im Gegen⸗ 
faße hierzu, von der Ablöfungsfähtgkeit die auf Dienſtfamilienſtellen haftenden 
Handdienſte aus, welche nur mit beiderfeitiger Einwilligung aufgehoben 
werden konnten. Diefe Ausſchließung follte inſonderheit auch auf dies 
fenigen Dienfte Anwendung finten, welche auf den in einigen Provinzen, 
vorzugsweiſe in Schleften, beſtehenden Drefchnärtnerftellen bafteten. 
Slecäber und Aber das Kriterium eines Dienft- Erabliffements wurden 
Jahre hindurch zahliofe Prozeffe geführt, deren Ausgang um © zweifel⸗ 
hafter war, fe mehr ſich die Stelle auf der Grenze zwiſchen Adernabrung 
und Familien» Crabliffement, d. 5. einer ſolchen bemegte, bei welcher «8 
lediglich von fachverftäntiger Berechnung, nad Maußgabe der Größe und 
phnftfchen Beichaffenbeit Ted Areals, ferner ver Art ihrer Bervinchfiaftung; 
wie der möglichen Beftelung der Gruntftüde mit der Hand — mittelſt 
Spatenkultur — abbing, ob die Arbeitskräfte der Kamille von Mann und 
Fran nebſt 3 (aber zum Theil unermachfenen und noch der Pflege bevärfe 
tigen Kintern), allein, ohne fremde Beihllfe und namentlich ohne Zugvieh⸗ 
träfte, zur Beſorgung aller, im Iabreslaufe vorkommenden vwirthfchaftlicyen 
Atbeiten außreichten.  - u — Eu 
Nachdem bereitö früher durch die Kab. Ordre v. 1. Aug. 1835 beſtimmt 
war, daß auch Handdienfte von Drefchgärtnerftellen, fobald diefe ihrer Größe 
nach zu den Adernahrungen gehörten, auf einfeltigen Autrag des Berech⸗ 
tigten ober Verpflichteten, abidabar Ten follten, iuzwiſchea Aber ach, beim 
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durch, daß es Leiflungen und Gegenleiftungen Bebufb Ausmittelung ver 
gutegensthehen Entſchaͤdigung gegeneinander aufrechnete, mithin keine Normal⸗ 
bindung kannte, auch gleichzeitig mit ver Megulirung die vollſtaͤndige 
Separation mit der Gutsherrſchaft, ſowie der bäuerlichen Wirthe unter ſich, 
der Abbauenden von Amtömegen, bewirft wiſſen will, wodurch die raſchere 
Kultur⸗Entwickelung in der Provinz Pofen ungemein befördert wurde. 

Zweifel bei den Behorden, Beſchwerden von Gutöbefigern und Anträge 
des Poſenſchen und Preußifchen Provinzial⸗Landtages veranlaßten ebenfalls 
eine Deklaratlion zum Gejehe v. 8. April 1823, welche unterm 10. Julk 
1836 erging.) Durch diefelbe ift beſonders der Begriff der Adernahrung 
noch näher beſtimmt und befchränkt worden. 

Für den Tall, daß von der Stelle nicht Spanndienfte geleiftet worden 
oder nicht zu deren Bewirthſchaftung Bisher gemöhnlih 2 Pferde oder 
2 Dehſen gehalten ımd gleichzeitig auch erforderlich geweſen, fol dafür ein 
RormalrLantbefik an Aedern und Wiefen von 25 Morgen mittlerer Boden- 
Haffe (Gerſtland 2. Kaffe) nothig fein. Ausprädlich außgefchloffen von 
ber Regulizung wurden: | | 
„1) diejenigen Stellen, welche zu den fchon in den Jahren 1772—1773 von ber 
„Krone Breußen in Beflg genommenen.Lanvesthellen gehörig, erſt nach Aufnahme 
„der während dieſes Beſthes angelegten Stener »Anfihläge und Stenerrollen, auf 
„Borwerksland errichtet find; desgl. 2) nach jener Zeit vom Vorwerkslande zuges 
„legte Ländereien; ferner 3) die den Hans⸗ und Wirthfchaftses Beamten ober Dienfls 
„boten des Gutéherrn ale Befoldungen, oder einem Müller, Schmitt, Krüger oder 
„andern Gewerbireibenden zur Bergütigung für gewerbliche Berrichtungen, ver- 
liehene AdersRahrungen, vorbehaltlich jedoch der Cigenthums⸗Verleihung folder 
„Ländereien, welche außerhalb diefer BewerbssAnlagen überwiefen worben, fofern 
„fe ſonſt regulirungsfähig find“, 

Mit dem Erlaß der Deklaration hörte die unterm 29. Juni 1829 ans 
georonete Guäpenfion der Yudeinanderfegung wegen der Danniker⸗ und 
ähnlicher Stellen im vormals Kulm» und Michelaufchen Kreife, desgl. die 
unterm 10. Iumi 1835 angeordnete Suspenſion der Enticheidungen über 
Streitigkeiten wegen „ölbfung dee Handbienfte der Drefchgärtner im Poſen⸗ 
fyen und den betr. Preuß. Diſtrikten auf. *) 

Die Deklaration von 1836 befeltigte ferner die im Geſetze v. 8. April 
1823 den Butsherren auferlegte Beſchraͤnkung, daß fle, felbft über die zu 
Eigenthum, Erbzins⸗ oder Erbpachsrechteri bereitß verlichenen bäuerlichen Nabe 
zungen, beim NRüdfall dverfelben,. innerhalb der nächften 12 Jahre feit der 
Verleihung nicht verfügen follten, vielmehr vergl. Höfe binnen Jahreöfrift 
u Eigenthumsrechten wieder austhun müßten und mit Teinen größeren 

aften als zuvor befchweren därften. Hingegen Eonnte eine Zimangäver- 
bindlichkeit zur Wienerverleihung der Stellen fo weni ine Pofenfchen, wie 
in den Laufigen, zur Bedingung ter Megulicungsfähigfeit gemacht werben, 
da zufolge früherer Landes⸗Verfaſſung eine ſolche Verbindlichkeit für die 
Gutsherren daſelbſt nicht exiftirte. 

Durch das neue Geſch v. 2. März 1850 find ſowohl das Edikt von 
41811, wie das Gefen von 1828 nebft deren Deflarationen von 1816 und 
1836 aufgehoben und es iſt dad Regulirungsrecht im Weſentlichen auf die 
Grundſaͤtze des Edikts von 1811 —— — fteilich zu ſpaͤt für eine 
ſehr große Zahl inzwiſchen untergegangener bäuerlicher Stellen. Uebrigens 
werden: nach Vom Gefeg v. 2, März 1850 ($. 79.) vom Beltpunfte feiner 
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Geſetzeskraft ab, alle .nach demſelben zu vegulirenbe Stellen bei einer: vor 
der beenteten Regulirung eintretenten Erbtheilung fo behaudelt, ald wenn 
die Stellen bereits Eigenthum der DBeflger geweſen wären, on 
. Wegen Ablöfung der nach tem Edikt v. 14. Sept. 1811 sorbehaltenen 
Hülfstienke murten fpjter für die Provinz Pommern unterm 11. Dec, 1831, 
für Brantenburg unterm 26. Oft. 1835, für Preußen unterm 17. Sehe, 
1838 Normalpreife beſtimmt, neuerlich indeß ebenfalls durch das allges 
meine Geſet v. 2. März 1850 beſeitigt. oo 
Die erheblichſten Beſchraͤnkungen erlitt das Regulitungſo⸗ECdikt vom 
14. Sept. 1811. in Bezug auf Ober⸗Schleſien. 
Die Kriterien der Regulirungsfaͤhigkeit nach der. Deklaration von 1816 
und die Beſeiligung Ted Unterfchietes von Gärtner⸗ und andern Stellen 
tiefen heftigen Wirerfprud bei ben dortigen Gutsherren und ten Antrag 
hervor: „vie Oberſchleſiſchen Gärtner ‚von der Megulirung gänzlich) auszu⸗ 
fchließen." Die. Seneral-Lantfchaft von Obeiſchleſien unterfüßte Die Be⸗ 
Bauptung: : „daß bei ten unglüdlichen landwirthſchaftlichen Konjunfturen 
und bei ter geringen Bendlferung in Oberſchleſien die Vergroͤßerung ver 
gutäherrlichen Vonwerke durch Landzuwachs aus regulisten Bauerhöfen nur 
dazu beitragen würde, vie Güter ohne die Hanttienfte, und beim fonftigen 
Mangel freier Arbeiter, welche vielmeht im Bergbau Befcyäftigung fuchten, 
zu Grunde gu richten, !) 
. In Folge deffen wurde durch Kabinets⸗Ordre v. 12. Dee. 1824 die 
Siftirung aller Brozeffe und Verhandlungen hinfichtlich der Drefchgärtner 
und anderer geringerer Nuftifalftellenbeftger in Ober» Schleflen angeorbnet, 
der Schleflfche Brovinzials Landtag vernommen, und hierauf die Verordn. 
v. 13. Jult 1827 2) für den Bezirk der zur Oberſchleſiſchen Landſchaft 
gehörigen Landestheile mit Einfchluß des Ufefter Halt und des Kreuz⸗ 
urger Kreifes erlaffen. = 
Zur Motivirung diefer Veroremung wird in derfelden bemerkt: 
„daß die Bekimmungen bes Art. 5a. der Deklaration von 1816 in- der. Anwen⸗ 
„dung auf die eigenthämfidsen amd abweichenden Rechts, Derhäftnife der fogen. 
„Bärtner und anderen Befiger geringerer Auftikalftellen im größten Theile von 
„Dberfchlefien um deswillen, weil auf dergl. an fich nidıt fpannfähigen Stellen 
„wegen ber dort allgemein ftattfintenden Belegenheit zum Nebenverbienfl, dennoch 
„Bugrieh gehalten werde, ſich als zureichend nicht bewährt haben, um den Guts⸗ 
„berrichaften tie zur Grhaltung ihrer Wirthichaften erforderlichen Handarbeiter 
„und eine genügende Gnifchädigung für die mit Verleihung bes ECigenthums vers 
„bundene Ablöfung ber bisherigen Leiftungen zu fichern“. 
"Die Verordnung beſtimmte demnaͤchſt: . " 
„daß fämmtliche in der 7. Abtheilung des Kataſters eingetragenen Stellen, — 
„( Dreſchgärtner, Freileute und Heine Aderleufe, oder unter welcher Benennun 
„te aufgeführt ſtehen), — ale Dienft» @tabliffements‘ und daher nicht als regufis 
„eungefähig zu betrachten ſeien; es wäre venn, daß eine folche Stelle laut Ka⸗ 
„tafter, Vertrag ober rechtöverjährter Obſervanz zu Spanndienften verpflichtet fel 
„und dabei gleichzeitig einen Ackerbeſtand von mindeflens 25 Morgen mittlerer 
„Bodenklaſſe befige. Gin folcher Ränderei: Behand für fich allein, ohme Spann⸗ 
„bienftpflichtigfeit, folle den Anſpruch auf Megulirung indeß nur dann begründen, 
„wenn die Gutichädigung des Qutsheren in Kapital geleitet und legtexes in Anger 
„theilter Summe fofort. gezahlt warte”. Yon 


Mouche Oferföhlefifche Gutsherren exfannten ſelbſt ſchon nach nicht zn 
langer Zeit Die Nachteile diefer Regulixungsbeſchränkung und den. geringen 
Werth der Frohnden im Verhäͤltniß zur freien Arbeit bei der fehr bald 
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Foriſchreiten, einerfeild der Ablbfungen, andererfeits ber Kultur-Berbefferung 
in den gutöberrlichen Wirthfchaften, die Frohndienſte entbebrlicher und 
werthloſer erſchienen, wurde das Verlangen bei ven Berechtigten ſelbſt, 
namentlich in Schleflen und Sachſen, nach Abldfung der ihnen. gegen die 
Beige: von Dienftfamilienftellen zußehenden Dienſte immer lebhafter. 

e beiden Geſetze reſp. v. 18. Juli 1845 für diejenigen Theile der 
Provinz Sachſen, in welchen die Abloͤſungs⸗Ordnung v. 7. Juni 1821 
gilt und v. 31. Oft. ej. a. für die Provinz Schleflen 1), erklärten dem⸗ 
nähft alle Arten auf Gruntftüden haftender Hand- und Spannbienfte 
ohne Unterſchied zwifchen Adernahrungen und Dienftfamilienftellen, in Sach⸗ 
fen auch die fogen. walzenden Dienfte, und in beiden Provinzen das Dienft- 
— welches dem Zehntſchnitt und Erbdruſch zum Grunde liegt, für 
abloͤslich. 

Durch dieſe, in dem neueſten Gefetze v. 2. März 1850 allgemein ge⸗ 
machten und deshalb aufgehobenen Geſetze wurde vielfachem Streite begeg⸗ 
net, und nun auch ven kleinen Eigenthümern die Befreiung vom Frohn⸗ 
dienſte in Aussicht geftellt. 

Im Vorgange zur Gejehaebung vom 2. Mär; 1850 hatte bereitd ein 
Geſetz v. 30. Iuni 1841 für diejfigen Landestheile, in welchen die Abs 
loͤſungs⸗Ordn. v. 7. Juni 1821 galt, auf ven Anttag der Schlefifchen Pro⸗ 
vinzial«-Stände, mehrere Beſtimmungen getroffen zur Erleichterung gütlicher 
Vereinbarungen über die Ablöfung gewerblicher, handwerksmäßiger und ans 
derer bis dahin noch nicht für ablödbar erflärter, auf dem Grundbeſtitz haf⸗ 
tender Leiftungen. ) | m 

Auch iſt an dieſer Stelle zu erwähnen, daß unterm 22. Mai 1842 für 
die Proying Weftphalen, unterm 9, Novbr. 1843 für alle anderen Landes⸗ 
theile, in denen das A. 8. R. Geſetzeskraft bat, die Iandrechtlichen Bes 
fhränfungen des Bauernflandes wegen Verkaufs der Früchte auf dem 
Halm und des Fünftigen Grnbtegumachfet aufgehoben wurden. 3) 

Schritt in der oben gefchilderten Weiſe die Gefepgebung, doch nach 
längerem als 20jährigem —38 auf dem Gebiete ter Ablöfungen von 
Dienften und Reiftungen voiederum vor, fo befrhäftigte fle dagegen fehr lange 
in allen Stadien der Verwaltung, der Provinzialftände und des Staats⸗ 
raths, eine andere mit Ter Ablöfungs-Ortnung unmittelbar zuſammenhän⸗ 
gende Brage, — die Ablöfung von Abgaben an Kirchen, Pfarren und 
Schulen, — welche bis jegt zu feinem Abfchluß gefommen iſt; fo wie ein 
fernerer, indeß durch die Prinzipien der neueften Gefehgebung und ber 
Berfaffung erledigter Gegenfland, — vie Vererbpachtung von Xehn- und 
Sivelfommißgruntftüden, welcher Tegtere hauptfächlich erſt durch die Abloͤ⸗ 
fung® » Orpnung von 1821 (durch deren 8. 29) eine andere Geflalt ge- 
warn, daher im Anfchluß an dieſelbe erwähnt werden muß. | 

Jene erfte Frage betrifft ven $. 5. der Ablöfungd » Ordnung vom 
7. Juni 1821. = rn 

Derfelbe enthält nämlich als Ausnahme von der AUblösharfeit nur die 
Beftimmung: „daß Dienfle, welche tie Natur ver öffentlichen Laſten haben 
ver aus tem Gemeinde⸗ oder Kirchen: Verhältniß entfpringen, Feiner 
Aufhebung unterworfen feien”, während (mie bereitö oben erwähnt) die Ab- 
Ibfungd» Ordnungen für die weftlichen Lundestheile von 1829 und 1840 
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hun die. ausgedehntere und zuireffenvere Beflimmung auf⸗ 
llten: 

„daß vom Anſpruch auf Abloͤſung ausgenommen ſeten: 1) die öffentlichen Laſten 
„mit Cinſchluß der Gemeinde-Abgaben und Gemeinde-Dienſte; 2) die ans dem 
„Kixchens oder Schulverbaude entſpringenden Abgaben und Leiftungen; -3) alle 
„ſonſtigen Kcorporations: und Societätsstaften, 3. B. auch diejenigen, vie fich auf 
Deich⸗Societäten berieben, wogegen aber wiederum unter biefen Ausnahmen (wie 
„die Ordnungen von 1829 and 1840 dies auédrücklich hervorhoben), Toldie Geld: 
„und Natnralrenten nicht mit begriffen find, weldıe Ten gedachten Anftalten, Kors 
„boratienen und Secietäten aus allgemeinen Rechtes Verhältniffen, 3. B. dem gutes 
„herrlichen Verhältniffe oder dem Behentrechte guftehen“. ' 


Der Gedanke des Gefeßgebers mar in der Beſtimmung viefer weftlichen 
Abloſungs⸗Ordnungen zweifellos dahin ausgefprochen: | — 
„daß die Ablösharfeit auf Gegenſtände des Prinatrechtes zu befchränfen, dagu ums 
„bedingt aber aud die in befonderem. Grade fulturfchäplichen Zehentrechte, um fo 
„mehr alſo auch NaturalsZehenten gezählt werben follten; daß hingegen die Kir: 
„hen, die Pfarren und Schulen wegen ihrer Anfprüche aus dem dem dffentlichen 
„Rechte angebörigen Parochial⸗ und Firchlichen Verbältniffe ebenſo behandelt wer: 
„den follten, wie der Staat und die pofitifche Genieinde wegen der aus der Mits 
„gliedfchaft zum Staat und zur Bemeinder Korporation herrührenden, gleichfalls 
„dem Gebiete des Öffentlichen Rechts angehörigen und entſprungenen Laften und 
„Leiftungen von: Staates und Gemeindegeuofien“. - j 


Die Snfonvenienz ber Unabloͤsbarkeit Eicchlicher Neal-Abgaben, im Vers 
halmiß zu der von Staats⸗ und Gemeinde⸗Abgaben, trat jedoch hauptfäch- 
lich in konfeſſtonell genifiten Laͤndern bervor, wenn das abgabenpflichtige 
Sruntfti in ven Beflg eines andern Konfefflond-Vermantten Fam, wes⸗ 
bald auch für Schlefien treimal wechfelnne Verordnungen über die Forte 
zahlung oder Suspenſton des Zehnts während der Beſttzzeit eines anderen 
Konfefflond- Verwandten ergingen. ?) | 0 

Eines Theils hatte die fehr begrenzte Faſſung des 6. 5 ver Abldfungs- 
Ordnung v. 7. Juni 1821, anderen Theils vie, in den konkreten Fällen, bei 
weit zurückliegenden, häufig vertunfelten hiſtoriſchen Quellen, hervortretende 
Echmierigfeit in der Eıfenntniß des auf publiciftifchen oder aber auf pris 
vatrechtlichem Grunde beruhenden Urfprunges von geiftlichen Abgaben und 
Leitungen, naturgemäß eine ſchwankende und unflchere Jurisprudenz bei den 
Auseinanterfegungs- Behdrten zur Zolge. Außerdem war. bei den Verwal—⸗ 
tungen und den Aufjihts«Vehörten ter geiftlichen Inftitute die Beſorgniß 
rege geworden, daß fchon die Verwandlung biäheriger Naturalpräftationen 
in .Geldrenten, noch mehr aber die in Kapital, beim erfahrungsmäßigen Herab⸗ 
finfen des Geldwerthes und bei der befchränkten Dispofttion Über die oft 
eringfägigen Ablöfungfapitalien, bedeutende Verluſte des Vermögens ver 
nftitute gt Folge haben würde. .' . Bu 

Im Wefentlichen fchloffen ſich fenoch die Tegisfativen Vorfchläge zuletzt 
an vie Beftimmungen ver weftlichen Abldfungs« Ordnungen an. . Anträge, 
welche felbft, bezüglich der Leiftungen privattechtlicher Natur nur Verwand⸗ 
lung in Rente, nicht aber gänzliche Abldfung zugeſtehen wollten, wurden 
abgelehnt. Bei ver Unablößbarfeit des Exrbpachtfanond nach der Verordn. 


v. 31. Mat 1816 follte es bemenden. 


Selöft das neue Gefeh d. 2. März 1850 hat aber noch die definitive 
Entfcyeivung einer fpäteren Legislation vorbehalten. Der $. 6. dieſes neuen 


. den. di 


AR. O. griedrich IE v. 3. März 1758. — Suarez, Saumlung Schle— 
ſiſcher Gefepe, Br. I. ©. 2, 819: 8. D. » 6. FEb.-4812. ı .@..@.: 1813. 
©. 42. u. 8. O. ». 16. Juni 1831. ©. ©. 169. 
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Beier ſchließt nur (ſoweit er bier intereffirt) Abgaben und Leiftungen 
zur Erbauung oder Unterhaltung ter Kirchen, Pfarr und Schulgebäupe, 
fofern letztete nicht vie Gegenleiftung einer ablösbaren Neallaft find, von 
der gefeglichen Ablösharfeit unbedingt aus, verortnet hingegen, — über⸗ 
einftimmend mit den in biefem neueren Geſetze aufgehobenen weſtlichen 
Anldfungs» Ordnungen und In allgemeinerer richtigerer Faſſung: „daß die 
den gedachten Sorietäten aus allgemeinen Rechtsverhältniſſen (tem guts- 

lichen VBerhäftniß oder dem Zehntrecht) zuſtehenden Abgaben und Lei⸗ 

ungen von der Abldfung nicht ausgefchloffen find.“ 

Nun ift jedoch nach $. 65. dieſes Geſetzes v. 2. März 1350 wegen der 
Reallaften, welche Kirchen, Pfarren, Käftereien und Schulen zuftehen, nur 
die Verwandlung in Rente, eine definitive Ablöſung zuläffig, und zwar 
ohne Dabei, wie die früheren Ablöfungs- Drbnungen thaten, zwifchen dem 
pubHeiftifchen und privatrechtlichen Urfprunge zu unterfcheiden. !) | 

Der zweite, oben gedachte und bier zu ermähnente Gegenſtand legisla⸗ 
tiver Verhandlungen griff in feinen veranlaffenden Urfachen noch über die 
‚Abldfany8-Ordnung von 1821 zuräd. u 

Nach 8. 5. des Evikts v. 9. Oft. 1807 follte jeder Grundeigenthuͤmer, 
auch ver Lehns⸗ und der Fivellommißbefiger, ohne Einfchränfung und nur 
mit Borwiffen: der Lantedpolizeis Behörde, befugt feln, nicht blos einzelne 
Bauerhöfe, Krüge, Mühlen und andere Pertinenzien, fondern auch das 
Vorwerksland ganz oder zum Theil und In beliebigen Theilen zu vererbs 
pachten, ohne daß dem Lehndobereigenthämer, den Fideikommiß⸗ und Lehns⸗ 
folgern und den ingroffttten Släubigern aus irgend einem Grunde ein 
Widerſpruch geftattet werde, wofern nur das Erbſtands⸗ oder Einfaufögeld 
zur Tilgung Des zuerſt ingrofſirten Kapitals oder ins Lehen oder Fideikom⸗ 
miß verwentet und mit Nüdficht auf vie nicht abgelöften Realrechte ter 
Shpothefengläubiger von rer Tandfchaftlichen Kredit-Direftion der Provinz 
oder von ver Landespolizei⸗Behoͤrde atteftirt werde, daß ihnen die Erbver⸗ 
pachtung unfchädlidy fei. 

Befonvers in Schleflen hatte dieſe Beſtimmung überwiegend wohlthätige 
Bolgen gebabt, intem auf manchen großen Güterherrfchaften unfruchtbate 
oder wenig nußbare, außer Verbindung mit Vorwerkswirthſchaften belegene 
Grundftüde, bei dem immer lebhafter gewordenen Drange der kleinen Leute 
nach eigenem Beſitz, zumal in fabrifreichen Landſchaften, in Erbpacht aus⸗ 
gethan und dabei die Revenüen der Süterherrfchaften gleichzeitig erheblich 
verbeffert worden waren. Andererſeits waren freilich auch in mißbrauchs⸗ 
weifer Ausdehnung einzelne Dilapirationen von Güterkomplexen durch 
Bererbyachtung in Parzellen vorgelommen und diefe für Agnaten und 
Kebnöberechtigte um fo beforglicher, als ſchon F. 2. des Lanteöfulture@pifts 
5. 14. Sept. 1811, Tem Erbverpächter gegenüber, vie Ablöfung des Erb⸗ 
pachtskanons 'geftattet hatte, Tazu nun aber vie allgemeine Ermeiterung bie 
fer Abldfungsbefuanig nach F. 29. ver Abldfünge » Ordnung v. 7. Juni 
1821 Hinzutrat. Deshalb wurde mit Rückſtcht auf die Anträge des Bram 
denburglſchen Provinzial « Kandtages die Beftiminung im 6. 5. des Edikts 
v. 9. Oft. 1807 mintelft Kabinerd-Drdre v. 28. Juli 1842 fuspendirt, obme . 
daß jedoch die bieranf eingeleiteten legislativen Verhandlungen bis zum 
Jahre 1848 zum Abſchluß gekommen waren und es hat auch der Artikel 40 
der Verfaſſungs⸗Urkunde v. 31. Ian. 1850° wegen Verwandlung der be⸗ 
ſtehenden Lehen und Biveifommiffe in freies Eigenthum feitdem wiederum 
eine ⸗Abaͤnderung erlitten. " De ’ 0 = 

: Erledigt’ iſt dieſer Gegenftand nur dadurdy, daß Exbverbachtungen ins 
Künftige Überhaupt unzuläfitg find und daß das Geſetz v. 3. März 1850, 


1) Vergl. Entfch. d. Rev. Kolleg. in deffen Zeitſchrift, Br. 4. &. 264. 
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betreffend den erleichterten Abverkauf kleiner Grundſtücke, dem Zwecke veb 
8. 5. tes Eikts v. 9. Oft. 1807 einigermaßen entfpricht. Auch leiſtete 
das Gefeg vom 13. April 1841 über den erleichterten Austaufch einzelner 
Parzellen von Grundſtuͤcken ohne Einwilligung der Realberechtigten, aber 
unter Prüfung und Genehmigung der Kreditdireftion oder Außeinander- 
fegungs» Behörde, bei Gütern im Lehn⸗ und Yineifommißverbande jedoch 
unter den Normen ‚und Beringungen des Geſetzes v. 15. Bebruar 1840 
Aber aa der Rultur-Entwidelung ded Landes immerhin rinige 
ienfte. 

In Betreff der Gemeinheitätheilungen entftand: 

1) wegen des Korporationd» und zwar ſowohl des Kaäͤmmerei⸗, als 
tes Bürgers Vernögend (vergl. 66. 139 fulg., 88. 159 folg. Zit. 8. 55.28 
bis 30. Tit. 7. Th. II. A. L. R.) fhon früh die Beforgniß, es möchte dafe 
felbe vermöge der Bemeinheittheilungen (befonderd durch Mißverſtändniß 
des F. 17. der Gemeinheitäthellungd- Ordnung v. 7. Juni 1821) in Pri⸗ 
patvermögen verwandelt werten, Bereits die revidirte Städte» Örtnung v. 
31. März 1831 hatte deshalb im F. 118. die Beſtimmnug getroffen, daß 
bei Gemeinheitätheilungen fläptifcher Grundſtücke und Mealberechtigungen 
die Regierung zu prüfen babe, ob nicht wirfliched Gemeindevermoͤgen durch 
tie Theilung in Privatvermögen übergehe, welches zu verhindern fei. Ein 
Mefkript v. 14. Juni 1832 Hellte neben Anmelfungen der Behörben, im 
Intereffe der Erhaltung des Korporationd« Vermögens, weitgreifende materielle 
Prinzipien auf, ſtieß jmar auf vielfachen Widerſpruch bei Behoͤrden und 
Intereffenten, führte aber doch zu einer Suspenfton aller Entſcheidungen, 
bei welchen jene Frage flteitig geworden war, und zu langwierigen begisla⸗ 
tiven Verhandlungen in allen Stadien der Öefeggebung, endlich zu der Defla« 
ration v. 26. Juli 1847, durch die. in der That nur die Grunpfäge des 
allgemeinen Landrechts und der Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung über Kor 
porationd- und Genieindeglieder» Vermögen und deſſen Untheilbarfelt wie⸗ 
derholt und vollfländiger praͤciſtrt wurden. 

„ 2) Die jedem Theilnehmer einer Gemeinheit, auch dem Fleinften Orund⸗ 
befiger, zuftebende Befugniß. die fervitutfreie Ausfonderung feines Grund« 
befiged oder des Aequivalentd feiner Orundgerechtigfeiten, wider Willen 
aller übrigen Theilbaber, fordern zu dürfen, rief zuerſt vielfache Beſchwer⸗ 
den in den bäuerlichen und fläptifchen Gemeinden, beſonders zu einer Zeit 
Deren, als ſtaͤdtiſche und baͤuerliche Wirthe noch nicht, wie fpäter, von den 

oriheilen der Separationen überzeugt waren. Deshalb erging fchon unterm 
14. Juni 1828:) eine Kabinetd « Ordre, „durch welche dad Minifterlum 
proviforifch und bis zu weiterer gefeglicher Beftimmung über die Zuläffig- 
feit der von einzelnen Müglietern einer Statt» oter Dorfgemeinde in An⸗ 
trag gebrachten Separationen ermächtigt wurte, beim Widerſpruche der 
Provofaten, der Einleitung der Separation Anſtand zu geben, wenn nicht 
der vierte Theil der Intereffenten (nach den gefeglichen Theilnehmungsrech⸗ 
ten veranfchlagt) feine Zuftimmung dazu ertheilte, fofern nicht etwa die 
von einer geringeren Zahl von Theilnehmern ertrahirten oder bewilligten 
Ceparationen, ohne befonteren Nachtheil für die übrigen Intereffenteu, mit 
überwiegenden Kulturvortheilen für die Ausfcheidenden, ausgeführt werben 
Fönnten.“ 

Die endlidy erfchlenene Verordnung wegen Befchränfung des: Provoka⸗ 
tiondrechts auf Gemeinheitötheilungen v. 28. Juli 1838, beflätigte. dies jew 
doch blos für Aderländereien, deren Umtaufch Behufs eines Separation er⸗ 
forderlich fei, Aberbied mit Ausnahme der Foxenſen, Mittergntöheflger, ter 





1) ». Kamptz Jahrb. Bp. 31. S. 271. 


Einiettung. CX] 


Domalsen- aud Koriiuermeltung, welche der Beſchränkung nicht unterliegen 
follten, außerdem noch einiger befonverer Fälle. ') 

Dur das nene Ergänzungs⸗Geſetz zur Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung, 
v. 2, März 1850, wurde tie Verordnung von 1838 allgemein gemacht, 
Dabei jedoch das Vorrecht der Nitiergutsbeflger, wie der Domainen- und 
Sorftverwaltung, aufgehoben. 

Die ſtaͤrkſten Gegenftrömungen erfuhr die Agrar⸗Geſetzgebung der Jahre 
1807 und 1811 In Beziehung auf die Dusch den $. 4. des Edikts vom 
9. Dt. 1807 und den SG. 1. des Landeskultur⸗Edikts jedem, auch dem bäuers 


lichen Orunnbefiger uud Eigenthümer, eingeräumte Parzellirungsbefugniß, 


in Verbindung mit ver Beſtimmung des Reyulirungs»Eviktd v. 14. Sept. 
1811 und der Defl, v. 28. Mei 1816, daß fortan die im Wege der Re⸗ 
aulixung zu Cigenthinmärechten befeifenen bäuerlichen Ghter ohne Anwen- 
- dung von Erb» und gemäßigten Taren, nad) den Srumdfägen ved gemeinen 
Erbrechte, der Erbtheilung und, wenn auch mit Beſchraͤnkung auf ein Vier- 
tel des Werths, doch der Verſchuldung unterlegen, ' 

Während die melter oben ermähnten Beſchwerden gegen diejenigen ein⸗ 
zelnen Grundfäge des Regulirungs⸗Gdikts von 1811, welche Gegenſtand 
per Del. v. 29, Mai 1816 wurden, auf dem Gebiete des Privatrechted und 
des Privat⸗Intereſſen der beteiligten Gutsherrn wurgelten, hatten ‘jene Ge⸗ 

ſtroͤmungen Gründe ded Gemeinwohls und namentlich der Beforgniß zu 
ihrem Ausgangapunkte, daß ein tüchtiger, Ieifiungsfähiger Bauernfland ganz 
verſchwinden werde. 

Sie fanden, befonders feit 1823, feit der Einzich von Provinzial⸗ 
fländen, bei einer Mehrzahl verfelben, ihren Anhaltspunkt; gingen außer» 
Dem auch son einzelnen Behdrben aus ?) 

Ebenſo gefahrdrohend für den Bauernfland im Ganzen Eonnte zwar 
auch die Einziehung. bäuerlicher Grundſtücke und felbft ganzer Bauerhöfe 
zu Wittergütern und befonders zu Fideikommißbeſitzungen exrfcheinen, welche 
nicht blos bei gutäherrlichen und bäuerlichen Regulirungen bei Ablöfungen 
und Gemeinheitstheilungen, ald eine nothwendige Folge derſelben, fondern 
auch außerhalb einer folchen AUuseinanderfegung, vermöge Außfaufens der 
Bauern und BZufammenfchlagung der Bauerngüter zu Fipeitommihe Kom- 
pleren, vorlam und gefenlich zuläffig exfchien. 3) 

Es waren viele auf Rente geſetzte Bauern, bei den gefunfenen Getreide» 
preifen in den zwanziger Jahren, zahlungsunfähig geworden und es wurden 
ihre Höfe im Subhaftationdverfahren theils von den Butsherren aufgekauft. 

Schon der $. 6 des Edikts v. 9. Dt. 1807 hatte ven Guisbeſitzern welche 
die auf ihren Gütern vorhandenen und nicht erblich, erbpacht⸗ oder erb⸗ 
ziusmeife ausgethanen einzelnen Bauerhöfe oder ländlichen Beilgungen nicht 
wieberherfiellen oder erhalten zu fönnen ‚meinten, beren Zufammensiehung 
in eine bäuerlicye Beſitzung, feloft deren Vereinigung mit Vormwerfögrunts 
flüden, unter Zuflimmuag ter Provinzial» Regierung, geftattet, — ſobald 


auf dem Bute Feine Erbunterthänigkeit mehr flattfünde, unb es waren hier⸗ 


auf die im F. 6. des Edikts vorbehaltenen Verordnungen und näheren In» 
Pruftionen für Die Regierungen, auch wegen Zuläffigfeit eines Nustaufches 
yon Bauer⸗ und, Vormerfsläntereien und wegen Sccherſtellung ter öffent 
lien und Kommunal-Abgaben und 2aften, für Oftpreußen, Litthauen und 
Weſtpreußen unterm 14. Januar 1808, für Schleflen und die Graffchaft 


» 
* 





DEE. 188. 6. 429. | . 
2) D6. Bräf. v. Biucke, Beiricht v. 10. März 1824 an d. Min. d. Inn. über 


die Zerfüdelung der Bauerhdfe in der Provinz Werphalen ıc., als Sandichr.. ger 


druckt. Münfter 1824. 
‚3) Reffr. d. Juſt. Min. v.23. Mug.1837. v. Rampp Ann, Bd. 2 & 650. 
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- Provinz Sachfen links der Elbe, mit 
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Glatz unterm 27. Maͤrz 1809, für die Kur⸗ und Neumark und Pommern 
unterm 9. Sanuar 1810 erfaffen. ! 0 = 

Borzugsweife ſtellten jenoch tie Petitionen der Provinztalfläinde der 
Marten, Bommernd’ und Preußens vom Jahre 1824 die Nothwendigkeit 
legislatxifcher Manfregeln zur Konfersation des Bauernflandes, Durch befe 
fere Regulirung des Erbrechts, durch Beſchraͤnkung der Verſchuldung und 


befonders der freigegeb · nen Dismembration ver Höfe vor, worauf die Staats⸗ 


verwaltung die gutachtliche Vernehmung ter Provinzialftaͤnde im Weſent⸗ 


lichen über folgende Gegenſtaͤnde veranlaßte: 


1) über ein Verbot der Verkleinerung beſtehender Bauerhöfe unter 
ein gewiſſes Maaß, welches in einem der Geſpannkraft von zwei Pferden 
angemeſſenen Beſtande von Ländereien gefunden werden ſollte; 

2) über dad Erorderniß eines polizeilichen Konſenſes und Arbitriums 
zur Spaltung und Theilung zufammenhängender Feldſtücke; 

3) über eine allgemeine Befchränkung ter Verſchuldung der Bauerns 
höfe und ihrer Angreifbarfeit als Erekutionsobjeft; 


4) über die Begünftigung: des. Hofunnehmers Hei Erbihellungen und 


bie Wiederherſtellung gemäßigter Erbtaren, 

Als indeß bei den provinzialſtaͤndiſchen Berathungen der Sache näher 
getreten wurde, erfläcte fich eine Mehrzahl fehr entfchieden gegen die Vor⸗ 
ſchlaͤge; ganz beſonders aber proteftirten die Abgeortneten der Landgemein⸗ 
den gegen jede, bie Freiheit der Dispofttion ihrer Standesgenoſſen befchrän- 
kende Maaßregel. Nur wurde mehrfeiti beantragt, die Anlage neuer 
Gtabliffements außerhalb ter Dörfer gemwiffen polizeilichen Kontrollen und 
Befchränfungen zu untermerfen. j 

Die K. Ordre v. 28. Oft. 1834 wies indeß das Staats- Minifterlum 
zue fortgefegten Berathung von Maaßregeln in dem früheren Sinne, 
im Iniereffe der Schaltung felbfifländiger und Fräftiger Udernahrun« 
gen und eines tüchtigen Bauernflandes, an, worauf im Jahre 1837 aus» 
führliche Unterfuchungen, ſowohl über: die Beſttzzuſtaͤnde der verfchledenen 
Klaffen der ländlichen Grundeigenthümer, als auch über die eingetretenen 
Barzelivungen, veranlaßt wurden. In Folge deſſen find verfchledene 
Grünte, unter anderen der Mangel an Kredit und felbft die befchränkte 
Verſchuldungsbefugniß ter bäuerlichen Beflger nach dem Edikt, für die ein⸗ 
getretenen Dismembrationen angegeben; ferner wurde Eonftatirt, Daß in der 

Yusfchhuß der Altmark, der Überwie- 
genhe Theil: des bäuerlichen GrunpbefigthHums in von Alters her theilbaren 
fogenannten Wandelädern oder walzenten Gruntftüden,' neben den Hof 
ftätten beftehe. Bas Nefultat der Berichte ging indeß im Allgemeinen und 
Wefentlicyen dahin, daß, ganz abgefehen von dem Berürfnig der machfenden 
Beodlferung nnd dem. zur Verfittlichung der Nation beitragenden immer 
allgemeineren Streben nach Erwerbung eines eigenen Grundbeſitzes, ganz 
befonters in Gegenden, wo der Fabrikbetrieb heimifch zu werten beginne, 
die Freiheit der Dispoſition Über das Grundeigenthum eine auflöfende Wir» 
tung für den Bauernfland als ſolchen keinesweges gehabt, daß hin und 
wieder zwar der. große Grundbeſitz, bei feinen überwiegenden Kreditmitteln 
und feiner vorgefchritteneren. Kultur,. Bauergüter ausgefauft und konſolidirtk 
Habe, übrigens mit. blos negativen Mitteln. und befchränfenden Maaßregeln 
ven Bauernſtande nur gefchadet nerven würde, wogegen die Regierungen 
der Öftlichen Provinzen das Berürfnig einer zweckmaͤßigeren Regulirung 


der Beitragsverhältniffe der Trennftüde zu ven —— —— und der 


landespolizeilichen Ueberwachung neuer Anftedelungen hervorhoben, theil⸗ 





1) Nov. Corp. Couai. Bd. 12. (1800-1810). ©: 279, 200, 810,915 folg. 
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weile aber nur als Gegenmittel der Uebel, auf die Nothwendigkeit einer 
Kommunal⸗Ordnung binntefen. 

Aus den fortgefegten Beratungen verfchiedener Befeg- Entwürfe in ver 
Verwaltung, von den Provinzialfländen und dem Staatsrath, wobei die Pro» 
vinz Weftphalen zur befonderen Verhandlung ausfchien und die Rheinpro⸗ 
vinz als nicht betheiligt betrachtet wurde, gingen fchließlich folgende, theils 
unmittelbar, theils indirekt damit zufammenhängende Geſetze hervor: 

1). die Verordnung v. 29. Dec, 1843 1), durch welche im Gegentbeil 
die, in den 6$. 29. und 54. des Regulirungs⸗-Edikts v. 14. Sept. 1811 
enthaltene, der Konfervation der Güter in den Bauernfamilten vielmehr 
nachtheilig gewordene, Befchränfung, wonach Bauerngäüter nicht über ein 
Biertel ihred Werth mit Hypotheken⸗Schulden belaftet werben follten, auf» 
gehoben wurde; 

2) die Verordn. v. 22. März 1844, betreffend die Exbthellungs » Zaren 
bäuerlicher Nahrungen in Weſtpreußen ?); 

3) das Geſetz, betreffend die Zuläfiigkeit von Verträgen über unablös⸗ 
liche Geld» und Getreide⸗Abgaben v. 31. Ian. 1845 2), — durch welches 
man von der einen Seite die größeren, auch im Lehns⸗ und Fideikommiß⸗ 
Verbande befindlichen Güterbeftter zur Veräußerung von Abfpliffen um fo 
Se iu rer glaubte, — (Übrigens befeitigt duch das Befeh vom 

. März 0); 

4) das Geſetz, betr. die Zertheilung von Grundſtücken und die Grün« 
dung nener Anſiedelungen v. 3. Ian. 1845, welches durch das Gefeh vom 
24. Febr. 1850 nur wenige Modifikationen erlitt *), übrigens wefentlich 
reglementarifcher Art ift, die Befchränkungen der Freiheit des Eigenthums 
verwarf und Hauptjächlich die Ordnung und angemeſſene Vertheilung der 
verfehiedenen Neallaften aus öffentlichen Verhältniffen zur Aufgabe bat. 

Ein allgemeiner Gefeß- Entwurf wegen ermäßigter Erbtaxen bei Ueberlaſ⸗ 
fung von Bauerhöfen an einen Miterben, fand, obwohl daraus alle Zwangs⸗ 
beftimmungen entfernt waren und nur das Abfchägungs- Verfahren bäuerli« 
her Nachlaßgüter zweckmaͤßiger geregelt werden follte, doch auf dem erften 
vereinigten Landtage den entfchievenften Widerfprudy bei den bäuerlichen 
Abgeordneten, denen die Vertreter der andern Stände in ver Mehrzahl 
beiftimmten, weshalb diefer Entwurf zurädgezogen wurbe. 

Die befonderen Verhandlungen für die Fi rovinz Weftpbalen mit den 
dortigen Behörven und Provinzialftäinden führten zu dem Geſetze über. die 
bäuerliche Erbfolge v. 13. Juli 1836, fodann zu einer befonderen Verord⸗ 
nung dv. 11. Juli 1845, betr. die neuen Anſiedelungen in der Provinz 
Weftphalen. 5) 

Durch Tegtere wurden die neuen Anfiedelungen unter erfchwerende Kon⸗ 
trollen der Polizei⸗Vehoͤrden geftelt und von verfihledenen fpeciellen Bedin⸗ 
gungen, auch der Vernehmung der Gemeindevertreter, abhängig gemacht. 

Das Geſetz über die bäuerliche Erbfolge in Weftphalen beabftchtigte, gegen- - 
über den durch die neuere Gefengehung feit 1807 und feit 1808 völlig umge⸗ 
flalteten Beſitz⸗ Verkehrs⸗ und Nechtöverhältniffen des Bauernftandes, die Altes 
zen in fich aber wiederum verſchiedenen Erbfolgerechte zu den bäuerlichen Gütern, 
durch eine analoge Norm für die ganze, fehr unterſchiedene Territorien und 


u rn 


1) G. ©. 184. ©. 17. | 
2) 8. ©. 1844. ©. 70 n.®. ©. 1848. ©. 109. 
3) 6. ©. 1845. ©. 93 


4) ©. ©. 1845. ©. 35 u. 1850. ©. 68. 
5) 8. ©. 1845. ©. 496 u. 1836. ©. 209 fotg. 


LZandes⸗Kultur⸗Geſetgg. Bd. 1. 


CXIV Einleitung. 


Nechtsſyſteme in ſich faffende Provinz zu reflaurizen, etweckte dadurch jedoch 
zahllofe Nechtöverwirrungen, Bamilienprozeffe und Befchwerben beim Weſt⸗ 
phälifchen Bauernſtande, bis daſſelbe endlich durch Die Verordnung vom 
18. Dee. 1848 1) wieder aufgehoben wurde. 

Während die Landeskultur⸗ und Agrar-Gefehgebung ver Jahre 1807, 
1811 folg. den Unterthaͤnigkeits⸗ und gutöherrlichen bäuerlichen Verband, 
— die Quelle und Grundlage der ländlichen Gemeinde⸗Verfaffung und der 
jedem Beſttzer des Mitterguts, als Pertinenz des letzteren zuſtehenden Poli⸗ 
r Pergalung und Polizeis®erichtäbarfeit 2) — aufgenoben hatte und daß 

. L. R. Th. 1. Tit.7. Abſchn. 2. nur wenige auf die früheren Zuſtände 
berechnete Vorfchriften über dad laͤndliche Gemeinde» und Polizeiweſen ent⸗ 
bielt, wurde dad häufig zur Sprache gebrachte Beduͤrfniß einer länplichen 
Gemeinde » Ordnung und einer Neform der ländlichen Polizei » Berfaffung 
doch nur in Betreff der Provinz Weftphalen (wie fpäter allgemein in ver 
Mheinprovinz) 3), befriedigt, nachdem auch dort, wie in der Provinz Sach⸗ 
fen, die fremplänpifchen Gemeinde und Polizeis@inrichtungen Tängft aufge» 
hoben, vie älteren DVerfaffungen zum Theil bergeftellt, in allen öftlichen 
Landestheilen auch nur durch einzelne Verordnungen weniger modificirt ale 
vielmehr von Neuem ſanktionirt worden waren. *) 

Inzwifchen wurden die von der Wirkfamfeit befonderer Kommiſſtonen 
und Auseinanderfegungd- Behörden, der General-Kommiffionen und Landw. 
Regierungs-btheilungen geförderten -Bortfchritte in der Ausführung der guts⸗ 
berrlich-bäuerlihen Regulirungen, der Abldfungen von Brohndienften, Zehn- 
ten, Laudemien u. f. w., deögleichen der Aufhebung ein= und werhfelfeitiger 
Weide», Holz⸗ und ähnlicher Grundgerechtigkeiten, wie der bisherigen Ge⸗ 
meinheitöwirtbfchaft Überhaupt, immer ausgebehnter und fichtbarer.*) Damit- 
wurde die auf der biöherigen perſonlichen und dinglichen Unterthänig- 
keit der Hinterfaifen zum Gutsherrn berubende guts⸗ und polizetsobrigfeit- 
liche Gewalt diefer Iehteren, ebenfo aber auch der, großentheils auf den Ge⸗ 


— — 


1) G. S. 1848. S. 425 u. 1849. S. 406. 

2) Vergl. Reſkr. des General⸗Direktorii an die Kurmaͤrkiſche Kammer v. 27. Feb. 
1782 über den Umfang der guts⸗, gerichts: und polizeiherrlichen Rechte in der Marf. 
Stengel, Br. 11. S. 337 u. Rabe, Samml. I. 7. ©. 21. 

3) ©. ©. 1841. ©. 297 folg. G. ©. 1845. S. 523 folg. 

4) Publikat. Pat. v. 9. Sept. 1814. 8. 20. G. S. 1814. S. 94, Bublifat. 
Pat. für das Herzogthum Weſtphalen ıc. v. 21. Sunt 1825. ©. ©. 159, Beits 
fhrift für Kultur⸗Geſetzgebung, Bd. I. ©. 259 folg. der Aufſatz über Reform 
der ländlichen Polizei⸗Verfaſſung. SirkularsBerorbn. des Juſtiz⸗Miniſters v. 21. Mat 
1830, v. Kamptz, Jahrbücher, Br. 35. ©. 283. — Berordn. v. 31. März 1833. 
8.5. S. 61. Deklaration v, 10, Febr. 1827. G. S. S 26. — Gef. v. 8. Mai 
1837. ©. S. ©. 99. — Beroron. v. 31. Dir 1838. G. ©. ©. 253. 

5) Bergl.: a. über die Erfolge der Auseinanderfegungen die auf Grund der 
Auseinanderfebungss Behörden im Miniftertum zufammengeftellten Nachwelfungen 
und Tabellen, unter anderen bis 1838 in Dönntges LandessKultur-Gefebgebung 
Preußens, Br. 3. H. 2. ©. 375 folg.; 

b. den Aufſatz in der Zeitfchrift für Landes, Kultur» Gefehgebung, Bb. 3. 
©. 95 folg., über den Einfluß der agrarifchen Gefeßgebung auf den Zuflaud ber 
Staͤdte in der Provinz Bofen ; 

c. die General-Ueberfihten der anhängig gewefenen Auseinanberfegungen in 
den Diinifterials Blättern für die gefammte innere Verwaltung, z. B. 1840. ©. 405 
folg., und bis Ende 1848 in dem Staats-Anzeiger, 1849 Nr. 258. und den Annalen 
der Landwirtbfchaft, Bd. 15. S. 192; desgl. Staats⸗Anzeiger v. 8. Jan. 1853 Nr. 6. 
Bufammenftellung der Refultate für 1851 und aus den Vorfahren bis Ende 1850. 

d. Publikandum der Gen. K. für Schleflen v. 10. Juni 1836 und für Sach⸗ 
fen v. 31. Mai 1836, desgl. zu Soldin v. 4. Juli 1836 in v. Kamptz Annalen. 
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meinbeiten und einer vielfach gemeinfchafflichen Nutzung der bäuerlichen und 
Gemeinde « Grundſtucke berubende biäherige Verband ter Landgemeinden 
unter fich, thatfächlich immer Ioderer, ohne daß bis jet eine dieſen umge⸗ 
wanbelten Verhaltniſſen entfprechende, jene verſchiedenen Gefellfchaftöglieder 
einlgende Form und Berfaffung an die Stelle getreten iſt. 

In jener Zeit der Megeneration des Staates erging audı dad heil⸗ 
fame — (wenngleich gegenwärtig der Vervollſtändigung bedürfende) — 
Gefeh wegen des Waſſerſtaues bei Mühlen und Verſchaffung von Borfluth 
v. 15. Nov. 1811, nach welchem, gegen vollfländige Entfchäpigung, fogar 
die gänzliche Wegräumung von Waffernrühlen, wie die Ablaffung von Tei⸗ 
hen und ſtehenden Seen im Intereffe der Landeskultur geflattet und ver 
Entwäfjerungsplan, in Folge Provokation des Unternehmers, im ſchiedsrich⸗ 
terlichen Verfahten anzulegen ifl.?) 

Spät erft folgte vemfelben dad Geſetz v. 28. Febr. 1843 über die Be⸗ 
nugung der Privatflüffe zur Beförderung der Bemäfferung yon Grundftüden, 
nachdem darüber in den Jahren 1834 und 1837 die BrovinzlalsRandtage 
und 1842 auch noch die Ausſchüſſe des vereinigten Randtages vernommen 
worden und diefem, gleichwohl unvolllommenen Geſetze fehr ausführliche Ar» 
beiten und Entwürfe vorausgegangen waren. 

Denn es murde Anfangs beabftchtigt, alle Einrichtungen und Maaßre⸗ 
geln zur Beförderung des Ablaufs, wie zur Anhaltung und Benugung der 
Gemäffer, in einem einzigen Geſetze zufammenzufaflen, fpäterbin aber 
diefer umfaffenne Geſichtspunkt verlaffen, die Materie wegen der Bewäſſe⸗ 
rungen lediglich von dem privatrechtlichen und Landeskultur⸗Standpunkt aufs 
gefaßt, Daher auf Privatflüffe befhränft, unterm 28. Ian. 1848 jedoch ein 
befonteres Geſetz über das Deichwefen ?) erlaffen, hingegen ein ent 
wurf wegen der Öffentlichen Blüffe und des Schuges ihrer Ufer zurückgelegt. 

Indeß erwartet hie Gefeßgebung wegen der Ent» und Benäfferungen, 
denen gegenwärtig die Drainage (betr. die unterirdifchen Wafferabzüge) 
hinzutritt, eier Reviſton und Vervollſtändigung und es fehlen ihr zur bef- 
feren Ausführung jedenfalls Diejenigen Organe und Trogehborfähriften, 
welche fich in ren Wuseinanderfegungs- Behörden und deren 
ſelbſt anbieten. | 
Noch iſt zweier Begenftände zu erwähnen: 1) der Fiſcherei⸗Ordnungen 
für die Provinz Bofen, ferner für die Binnengewäfler der Provinz 
Preußen, fodann für das Friſche und das Kurifche Haff, ſaͤmmtlich v. 
7. März 1845 2), im welchen beiden erfleren, im Intereffe der Schifffahrt 
oder Bodenkultur, die Weafchaffung von Fiſchwehren, felbft vie gänzliche Ab⸗ 
Iaffung ſtehender Gemäffer geflattet und Tas Reviſions⸗Kollegium in der Re⸗ 
kuro⸗Inſtanz zur Entſcheidung Über den Entfchädigumgspunft berufen ift; 
2) der Berorbnung wegen Theilung gemeinfchaftlicher Iagdpiftrikte in ver 
Provinz Wefphalen, deögleichen in fämmtlichen, zum fländifchen Ver⸗ 
bante der Mark Brandenburg, der Nieder» Laufig und Provinz 
Sachfen gehörigen Landestheilen, nebft Ausfüͤhrungs⸗Verordnungen, fümmts 
lich vom 7. März 1843 *), welche tndeß durch Aufhebung der Jagdgerech⸗ 
tigfeit auf fremtem Grund und Boden 5) und durch Dad Dazu ergangene 


erfahren von 





} G. G. 1811. ©. 253. 

@. ©. 1848. ©. 54. 

)@. €. 1846. &. 107, 114, 121, 139, 
)®. ©. 1843. 6. 109-140. 

) @efes v. 31. Of. 1848. 8.6. ©. 343, 
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Jagdpolizei⸗Geſetz vom 7. März 18502) zum großen Shell ihre Anwend⸗ 
barkeit verloren haben, auch unterm 3. Aug. 1848 ſiſtirt wurten. ®) 

Unter Berädfichiigung ver großentheild veralteten provinziellen Forſt⸗ 
. und Iagb- Orbnungen war ein Entwurf zu einer allgemeinen, ten ganzen 
Staat umfaffenden Iagd- und Forſtpolizei⸗Ordnung ausgearbeitet und bes 
reits den Provinzialftänden zur Begutachtung vorgelegt, hierauf lange Zeit 
hindurch Gegenſtand der Berathung ‚gewefen, aber zur Publikation nicht 
reif geworden, und inzwifchen nur eine vorläufige Verordnung über vie 
Ausübung der Waldftreuberechtigung unterm 5. März 1843 erlaflen. *) 

Eine allgemeine Wege⸗Ordnung, gleichfalls bereits Gegenſtand ausführ- 
licher Tegislativer Berathungen, ift bisher ebenfowentg erfäptenen. *) In⸗ 
gleichen fand das legiälative Bedürfnig zu einem Gefek - Entwurf wegen 

eckung ter Sandfihollen, welchem ältere Anweifungen aus den Iahren 
1768 und 1788 zur Befaamung der Sanpflächen mit Kiefern und Birken 
vorausgegangen waren, und zu welchem mehrere Verwuͤſtungen fruchtbarer 
Ebenen durch Blugfand, in Folge der im Landeskultur⸗Edikt völlig freige» 
gebenen Abholzung von Bergeshöhen, Veranlaffung gegeben, Teine allge⸗ 
meine Anerfennung. 

Dagegen war in Gemäßhelt ver Rönigl. Ordre v. 16. Ian. 1842 die 
bereitd im Landeskultur⸗Edikt v. 14. Sept. 1811, dem Lande verheißene 
Inftitution des Landes⸗Oekonomie⸗Kollegiums, zur Beförderung der gemein- 
nügigen Thätigfeit der landwirthſchaftlichen Bereine, zur Bermittelung ihrer 
Verbindung untereinander und mit den Staatsbehörven, ſowie als technifche 
Deputation und als Organ des betreffenden Minifteriums für einzelne Auf« 
träge, ind Leben gerufen 5) und daran ſchloß ſich Die Errichtung höherer 
und nieberer landwirthſchaftl. Lehranftalten. 

Die Gefehgebung der Jahre 1807 und 1811, durch welche erft der 
überwiegend größte Theil des Volkes in die Nechtögenoffenfchaft des Staats⸗ 
bürgertbumd, als unmittelbare Untertbanen des Könige, eintrat, und aus 
dem oben, durch die verfchievenen Phafen der Befchichte, gefchilderten Zu⸗ 
ftande eines faſt taufendjährigen Drudes, zur fittlichen Würde und bürger- 
lichen Mechtögleichheit emporgehoben wurde, hatte in den Breibeltöfriegen 
der Jahre 1812 — 1815 tem Vaterlande ihre Früchte getragen und ven 
weſentlichſten Antheil an dem Auffchwunge ver ganzen Nation, wie an ihren 
patriotifchen Anftrengungen. Die einem langen Brieden vorbehaltene Aus- 
führung und weitere Entwidelung der Randesfultur- und Agrar-Gefeßgebung 
hatte bierauf zwar die Hoffnungen Vieler erfült, ebenfo aber auch bie 
Vieler getäufcht. Die fpätere Geſetzgebung ließ das begonnene Werk zum 
Theil unvollftändig, zum heil that fie fehr entſchiedene Ruͤckſchritte, in 
Folge deren namentlich zahllofe Beſitzer Eleinerer Stellen und in einigen 
Zandestheilen, wie in Oberfchleiten, die Mehrzahl der bäuerlichen Wirthe 
von der ihnen gefeglich bereitö zugefichert gemwefenen —— der Eigen⸗ 
thums⸗ Erwerbung und Dienſtabloſung wiederum ausgeſchloſſen wurden. 

Lange Zeit hindurch — faſt bis zur Mitte der dreißiger Jahre — 
waren die Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden zum Theil fo ungenügend beſetzt 





1) G. S. ©. 165. 
2) &. ©. 1848. ©, 200. 
3) 8. ©. 1843. ©. 105. 


4) erg hierüber v. Rönne’s Weges Polizei nnd Weges Hecht. Breslau, 
1852. 6. 331— 396. 

. 5) Eirf. Verf. v. 2. März 1842 u. Regulativ v. 25. ej. m. et a. nebſt Reffr. 
v. 5. Mai ej. a. DMinifterlal-Blatt für die innere Verwaltung, &. 21 u. 128. 
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und ausgeftattet, überdies Anfangs mit fo unvollfonmen ausgebildeten Or⸗ 
ganen für die örtlichen Gefchäfte verfehen, daß die endliche Ausführung 
biefer letzteren ſich wider Erwarten zum Theil übermäßig verzägerte, das 
durch außerordentliche Koften verurfachte und die anfänglicg der Gefehge- 
bung zum Theil abholden Intereffenten ermüdete oder erbitterte. Unter 
Anderem hatten die Kommunalflände der Ober⸗Lauſitz feit etwa zehn Sah 
ren wiederholt, Roc) erfolglos auf Errichtung einer Rentenbank zur Erleich⸗ 
terung und Befchleunigung der Ablöfungen nach dem Vorbilde und Mufter 
des, feit 1832 im Königreich Sachfen fo wirkfamen Inftituts diefer Art 

angettagen. ') 

- Die auf derfelben Grundlage eingerichteten Tilgungskaſſen im Pader⸗ 
bornſchen und im Eichsfelde waren auf die Erleichterung des dort über⸗ 
Infteten Bauernflandes von heilbringender Wirkung geweſen. Doch Titten 
die Eleineren, die bäuerlichen Wirthe auch in einigen anderen Landestheilen 
— und gerabe bei der völlig veränderten Umgebung fortgefchrittener Geld⸗ 
und Berfehröverhältnife um fo empfindlicher, — am Mangel des Kredits, 
da ihnen die sitterfchaftlichen Kredit» und Pfandbriefs⸗Inſtitute verſchloſſen 
waren und da der mehrfach auf einzelnen Provinzial-Randtagen und außer» 
halb nerfelben beantragten Errichtung eigener Kredit⸗Inſtitute für Eleinere 
and bäuerliche Beſiger manche Bedenken entgegentraten, ferner aber Pri- 
vat⸗ Banken oder von der Königl. Banf abgezweigte Provinzial» Banken 
lange Zeit fehlten, jedenfalls den Bauern in den Provinzen nicht zugäng- 
lich waren. Erſt im Jahre 1847 hatte die Oſtpreußiſche Landſchaft vie 
Aufnahme Tleinerer laͤndlicher Grundftüde von 500 Thlr. Werth und erft 
nah dem März 1848 der GeneralsLandtag der Schleflfchen Landſchaft die 
Beleibung auch bed bisher vom Kreditverbande auögefehloffenen länplichen 
Grundeigenthums mit Pfandbriefen, befchloffen und erhielten dieſe Befchlüffe 
reſp. unterm 4. und 11. Mai 1849 die Staatögenehmigung. ?) 

Seit wenig länger als einem Jahrzehnt war allerdings in den meiflen 
Departementd und Provinzen eine wefentliche Berbefferung und eine grö- 
Bere Energie in der Gefchäftsverwaltung der Auseinanderſetzungs⸗Parthie, 
fowte ein regelmäßigerer und rafcherer Betrieb der neuerlich eingeleiteten 
örtlichen Geſchaͤfte eingetreten. Auch mar feit einigen Jahren in ten Pro- 
vinzen Schleften und Sachfen die Klaffe der Fleinen Eigenthümer, nicht 
aber die der Lafftten, zur Dienflablöfung verftattet, während letztere vielmehr 
in allen Landestheilen häufig ihre Stellen freiwillig oder gezwungen auf- 
gegeben hatten, und in ein bloße Tagelöhner⸗Verhaältniß übergegangen 
waren. 

Es waren fene Vebelftänne und Folgen De Ruckſchritte in der Geſetz⸗ 
ebung, wie des mangelhaften Gefchäftsbetriebes, bei der laͤndlichen Bevdl⸗ 
erung noch in gegenwärtigfter lebendiger Grinnerung, ald vie politifche 
Bewegung im März 1848 auch in die ländliche Bendlferung einiger Lan⸗ 

destheile eindrang und unter ihr eine, von rechtswidrigen, zum Theil finn« 

und zielloſen DBorfpiegelungen angefachte und genährte Aufregung hervor⸗ 
brachte. In den vier Paderborner Kreiſen knuͤpfte ſie ſich an das — (jebt 
vbllig überwundene) — Widerſtreben des Bauernflanded gegen die dort 
fo eben erft mit günftigerem Erfolge begonnenen Separationen; im Eichsfelde 
und einigen Theilen der Provinz Sachfen war fle gegen eine freilich 
ungewöhnliche Belaftung mit gutöherrlichen Abgaben und Renten, in Ober⸗ 


1) Betifchrift für gutsherrlich⸗baͤuerliche Verhaliniſſe, Landes⸗Kultur und Bes 
Vepgebun von Forui, Mafuch u. Kuh. Breslau, 1839. Bd. J. 6.3. ©. 446, 
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Schlefien auf-Befreinng von den Dienflen und in anderen Gegenden Schles 
fiend auf unentgeldlichen Erlaß der Leiftungen, ſelbſt rezepmäßig bereits 
feftgeftellter Renten und AbfindungssKapitalien, wie auf Wiedereinraͤumung 
von Wald» und Ähnlichen Gerechtigkeiten auf gutäherrlichen Grundſtücken, 
erichtet. 
i Die Dintftertal » Bekanntmachung v. 27, März 1848 warnte vor der 
Erpreffung von Erlaß⸗Urkunden durch Drohung und Gewaltthat und bie 
Königl. Kabinets-Ordre v. 25. Mai ej. a. bezeugte der Gemeinde Warm⸗ 
Brunn, welche die ihrem Gutsherrn auf dem Wege der Empörung abges 
3wungene Entfagunge: Artus zurücdgegeben und der Vergeſſenheit überlie- 
fert hatte, das Allerhochſte Wohlgefallen. ?) Uebrigend find vergleichen 
Erlaß⸗Urkunden, tnfowelt fle fpäter wegen Zwanges angefochten find, in 
allen bisher zur Entfcheivung des Reviſions⸗Kollegiums gekommenen Fal⸗ 
, Ien, für ungültig erklaͤrt worden. ?) 

Arndererſeits verkündete eine zur Mittheilung an alle Landbewohner 
beſtimmte ——— — der Min. des I. und für Handel, Gem. und 
öffentliche Arbeiten (v. Auerswald und v. Patow) v. 20. April 1848 2): 


„wenn die Regierung es als eine ihrer nächflen und wichtigften Aufgaben erfannt 
„babe, die Agrikultur- Gefesgebung einer Reviſion zu unterwerfen und eine ben 
„Anforderungen der Zeit entfprechende Abldfung der der Wohlfahrt der Landbe⸗ 
„wohner und der Forderung der Lanbes-Kultur uoch hinderlichen, auf den Grund 
„und Boden noch haftenden Laſten — dergeftalt herbeizuführen, daß das Interfie 
„der Laubbeivohner, welches mit dem ber Landes- Rultur zufangmenfällt, wit den 
„billigen Anfprüchen der bisher berechtigten Grundbefiger in Cinklang gebradht 
„und eine beide Theile befriedigende Köfung herbeigeführt werde. Geſetz⸗Entwürfe 
„über die befchfeunigte und erleichterte Ablöfung aller lehn⸗ und grundherrlichen 
„Dienfte und Abgaben, namentlich der Laudemial⸗Gefälle, würden vorbereitet, um 
„der künftigen Volksveriretung vorgelegt zu werben. Sollte die Dringlichkeit ver 
„Berhältniffe in einzelnen Provinzen oder Diftriften den unverzüglichen Erlaß 
„proviforifcher Beſtimmungen erfordern, fo felen Borfchläge ſchlennig einzureichen 
„and die Grundzüge für einſtweilige Dereinbarungen zwifchen den Berechtigten 
„und Berpflichteten aufzuſtellen“. " 


— — — 


1) Die betreffende Bekanntmachung des Min. des Innern v. 27. März 1848 
(Miniſterial⸗Blatt für d. i. Verw. 1848. S. 160) lautet: 

- „In mehreren Ortfchaften Schlekens haben bie Einwohner durch Drohungen 
„oder Sewaltthätigkeiten bie Gutsherrſchaften gezwungen, Grflärungen auszuftellen, 
„woburch fie auf die ihnen gebührenden Grundzinſen, Abgaben ober fonftigen 
„Leitungen, auf Gerechlfame und Nubungen Verzicht leiften uud Berpflichiungen 
„verſchiedener Art au Gunſten ber Verpflichteten überuehmen,. - 

ſ z Pergleichen Erklärungen find rechtlich völlig ungültig, weil fie erzwungen 
„find. 

„Diejenigen, welche fie abgegeben haben, find nicht daran gebunden und Fön: 
„nen zur Erfüllung defien, was ihnen durch Drohungen oder Gewalt abgebrun: 
„gen if, weder von Gerichten noch von anderen Behörden angehalten werben. 

„Diejenigen aber, welche fi) folchen Zwanges ſchuldig gemacht haben ober 
„das, was fte baburch erlangt zu haben vermeinen, durch Drohungen oder Ges 
„waltthaͤtigkeiten durchzuſehen verfuchen follten, werben den Ariminalgerichten Aberr 
„wielen und mit aller eirenge bes Geſetzes beſtraft merben. 

„sch warne daher ernſtlich und wohlmeinend, fich nicht irre leiten au laſſen, 
„nicht Cigenthum, Recht und Geſetze zu verlegen. Wer ſich dennoch, wie dies 
„Thon gefchehen, dazu verleiten laͤßi, kann dadurch niemals Ruben, er wirb nur 
„Schaden für fih und fein Cigenthum erlangen. Berlin, den 27. März 1848. 

| Der Miniker des Innen, v. Anerswald.“ 
Bergl. die Rab. D. v. Mai ei a. (Miniferie-Wf. 1848. S. 20%.) 
2) Vergl. Zeitfchrift für Landes-Kulturs@efepgebung, Bd. V. ©. 424 u. 435, 
° 3) Minifterial:Bl. für d, innere Berw, 1849. &. 9% Nr. Mil. 
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Nicht allein von Seiten ver Berpflichteten, fondern gleicherweife von 
Seiten der Berechtigten, befonderd aus Schleflen, wurde das Minifterium 
br Handel und Gewerbe, (mit welchem damals die Jandrirtbfchaftlichen 

gelegenheiten verbunden waren), wegen Befchleunigung einer Reviſion 
ver Agrar» Gefeggebung, ſowie mit Anträgen auf fehr bedeutende Ermaͤßi⸗ 
gung der Entfchädigungsfäge, um dadurch nur den Abſchluß der Löfung 
aller maechfetfektigen Verpflichtungen und Berechtigungen raſch herbeizufüh- 
ren, bedrängt. 

Das Mintfterium erließ bierauf die Aufforderung v. 27. April und 
6. Juni 1848 an alle Regierungen und Auselnanderfegungds Behörden: 
„ihre Aufichten und ‚Bonfehläge einzuberichten, fowoht über die anfuhebenden Be⸗ 
„ſchraͤnkungen, als über eine Mobififation und Vereinfachung der Abldſungs⸗Grund⸗ 
„Tühe, fo wie über die Erzielung eines fchnelleren und minder koſtſpieligeren Ges 
„ſchaͤfts⸗Betrie bes, insbefonbere andy Über bie aus der früheren Erbuntertkänigfeit, 
„Stener> Berfaffung, Gerichtsbarkeit und Konceſſions⸗Befugniß au Bewerben her⸗ 
„Hießenben, daher mit Befeitigung biefer Berhältuiffe ımentgelblich wegfallenben 
" ga “ , 


Gleich darauf (unterm 20. Juni ej. a.) wurde fodann der zur Vereinba⸗ 
zung der Preuß. Berfaffung berufenen Berfammlung das Promemoria des mit 
der Verwaltung ded Min. für H., ©. u. öff. A. beauftragten Freih. v. Pa⸗ 
tom v. iO. ej.m. et. a. vorgelegt, „betr. die Maaßregeln ver Geſetzgebung, 
durch welche die zeitgemäße Reform der gutd« und geundherrlichen Verhält- 
niffe und die Befeitigung der noch vorbandenen Hemmungen der Landes⸗ 
fultur bezweckt wird.” ') ' 

Das Promemoria mar beftimmt, „die Bafld zu werben für die beab- 
fichtigten Geſetz⸗ Entwürfe über vie gutsherrlichen bäuerlichen Verhältniſſe 
und die den ländlichen abgabenpflichtigen Grundbeſitzern zu gewährenven 
Erleichtungen“, und iſt im Wefentlihen, nur mit Abweichungen bei ver 
Ausarbeitung und Beratbung des Ablöfungdgefehes Im Detail, die Grund» 
lage der neueften Geſetzgebung über Regulirungen, Ablöfungen und Mens 
tenbanfen geworden. | 

Es geht von dem Geſichtspunkte aus: 


„daß es eine ver dringendſten Anforberungen ber Gegenwart fei, das durch bie fpä- 
„tere Sefehgebung (fett 1816) in mannigfachen Beziehungen unvolltommen geblies 
„bene Werk der Befreiung des Grundbeſitzes und ber Berfonen, zu vollenden, bie 
„mit dem Geiſte der Zeit nicht weiter vereinbaren Bande des gutsherrlich : bäuer- 
„lichen Berbältniffes zu löfen und mit Auffafiung eines allgemeinen Gefichtspunf: 
„tes Die zum Theil in längft bebeutungslos gewordenen StaatesInfitutionen wur⸗ 
„zelnden Borrechte und Befugniſſe unfhäblid zu machen, welche ber freien Ent⸗ 
„wickelung ber LandessKultur hemmend entgegentreten”. 


Daffelbe verwirft ſodann entfchieden die von der einen Seite geforderte 
unentgeldliche Aufhebung aller Verpflichtungen der bäuerlichen Wirthe 
gegen die Gutsherrſchaften, als angeblicher Feudallaſten; denn, „wenn der 
Billigfeit gemäß, alsdann auch umgekehrt alle Verpflichtungen der GOuts⸗ 
bersen gegen die bäuerlichen Wirthe aufzuheben wären, fo müßte die Ton» 
fequente Durchführung des Grundſatzes aus dem rechtlichen Standpunkte, 
nicht bloß beim Erlaſſe der gutsherrlichen Forderungen, fondern andererfeits 
bei der Verpflichtung der bäuerlichen Wirthe aukommen, ihre unter über- 
läftigen Bedingungen erworbenen Grundſtücke felbft den Gutsherren zurüde 
zugeben. " 


1) Bergl. daſſelbe in Dänntges, bie neuefle Preuß. Kultur Gefebgebung 
(ale Geetfehung der Landes: KultursGefehgebung Preußens), Abth. I, S. 6-11, 
desgl. in den Verhandlungen der Nat. Berfamml., ©. 263, 
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Es flellt hiernaͤchſt folgende allgemeine Grundzüge der von der neuen Ge⸗ 
feßgebung zu verfolgenden Prinzipien auf: 
„1) Alle durch Berträge oder Judikate im NAblöfungswege vollftändig georbneten 
„Berhältniffe und die der Regultrung nicht bevürfenden Geld⸗Abgaben bleiben uns 
„angetaftet; 2) alle, die freie Dispofition Über die Perfon und das Gigentkum 
„hemmenden Belchränfungen jeder Art, ausſchließlich der Staates, Kreies, Ger 
„meindes und GSocietäts-, (3.3. Deichs) Laften, wie der Bandienfte bei geiſtlichen 
„Snftituten und Schulen, doch einfchließlich anderer an letztere zu entrichtender, 
„auf dem Grundbeſttz rubender Feld: und Naturals Abgaben, desgl. der gewerbs 
„lichen und handwerksmäßigen Neal-Leiftungen werden gegen Entfchäbigung aufs - 
„gehoben, Hingegen ohne Entfchädigung Seitens der Verpflichteten, nur folche, welche 
„als ein Ausflug der Erbunterthänigfeit, ver früheren Steuer⸗Verfaſſung, wie der 
„Berichtöbarkeit zu betrachten find; 3) Die Auseinanberfegung erfolgt nach billigen 
„Grundſaͤtzen in möglichft fchnefler und einfacher Weife, (unter Bugrimdelegung 
„von bifteiftsweife fetzuftellenden RormalsBreifen, — vie fie in den weftlichen 
„Provinzen angewendet würden, — beziehungsweife der urfundenmäßigen Preis⸗ 
„Beftimmungen und bei Zehenten ber burchichnittlichen Pacht⸗Preiſe u. f. w.), 
„vermöge einer zu errichtenden Rentenbanf, mit Kapitalifirung zum 18fachen Bes 
„trage, gegen Aprocenfige — dem Berechtigten anszuhändigende Rentenbriefe, 
„bet Amortifation der vom Berpflichteten einzuziebenden Renten in etwa 41 Jah⸗ 
„ren; 4) bie Präftations- Fähigkeit des Verpflichteten ift zu fichern, daher dem rer 
„gulirenden oder ablöfenden Wirthe vom Reinertrage feiner Stelle mindeftens ber 
„deitte Theil frei zu laſſen; nur Erbpadhts- Kanon und Abgaben in baarem Gelbe 
„bleiben hiervon ausgenommen; 5) alle noch beftebenden Befchränfungen ter Diss 
„membration fallen weg”. 


Specielle Vorfchläge enthält das Promemoria theils wegen der unent- 
eldlich aufzuhebenden Rechte und Leiftungen, theild wegen Ablöfung ver 
efigveränderungd= Abgaben. Endlich ſtellt es die Erweiterung der Ger 

meinheitötheilungs-Ordnung in Betreff der Abldfung von Bifcherel-, Torfe, 

Rohr» und Ähnlichen Nugungen in Ausftcht, fowie die Befeltigung des 

en des Fiskus und der Mittergäter bei Provofation auf Gemeinheits⸗ 
eilung. 

Fernere Vorſchlaͤge wurden vorbehalten: 


„a) wegen Aufhebung der Jagd⸗Berechtigung auf fremden Grundftücken gegen eine 
„mäßige Entfbädigung der Berechtigten; b) über Erfab des Wildſchadens; c) wes 
„gen eines Forfts und Jagd⸗Polizei⸗Geſetzes; d) wegen Befeitigung ber Hinder⸗ 
„niſſe, welche der Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Verband in den Familien, ver Barzellis 
„rung uud der Berwenbung ber Ablöfungss Kapitalien entgegenſetzt; e) wegen 
„Aufhebung des Geſetzes v. 13. Juli 1836 über die bänerliche Erbfolge in ber 
„Provinz Weſtphalen“. 


Es erfchien unausführbar, die Vorbereitung und Ausarbeitung fo ums 
faffender neuer Gefege in fo kurzer Zeit, mie e8 Berechtigte und Ver⸗ 
pflichtete verlangten, zu bewirken. 

Zwar wurde fchon mittelft Königl. Botſchaft v. 10. Juni 1848 der zur 
Bereinbarung der Preußifchen Berfaffung berufenen Verſammlung der 
Entwurf zu einem befonderen Geſetz wegen unentgelplicher Aufhebung ver- 
fhiedener Laflen und Abgaben?) vorgelegt, derfelbe von diefer Verſamm⸗ 
Iung jedoch nur theilweiſe beratben.?) Daffelbe geſchah Hinfichtlich des 
Geſetz⸗ Entwurfs zur Regulirung der mit Mühlengrundftüden verbundenen 
Abgaben und Leiflungen. ?) 


1) Berhandl. der Nat. Verſamml., ©. 441 u. 488 folg. 517 folg. 
2) Bergl. ibid. S. 1469, 1504, 1551, 1565, 1634, 1650, 1701, 1722, 1771, 
1795, 1829, 2021 folg. 
3) Ibid. ©. 1945 folg. 
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Befonderd in Schleften dauerte die Aufregung fort. 

Die National⸗Verſammlung hatte indeß alle bei ihr eingegangenen An⸗ 
träge der Pflichtigen wegen eines Ausftandes für die Entrichtung gutäherrlicher 
Leitungen bis zum Erſcheinen andermeiter Ablöfungsgefepe zurückgewieſen, 
worauf die Miniflerien des Innern und der Finanzen durch das R. v. 
5. Oft. 18481) die Einziehung von Steuern und Abgaben, ohne daß 
dabei zu audgedehnten Zwangsmaaßregeln zu fohreiten fei, verfügten, zugleich 
aber auch das (an fimmtliche Regierungen geriöhtete) C. R. v. 15. Rov. 
ej. a.2) dem bei der Fändlichen Bevoͤlkerung verbreiteten Gerücht entgegen« 
trat: „als gehe die Staats-Regierumg damit um, die durch bereits vorgelegte 
und vorbereitete Geſetze dem Lande zugenachten Wohltbaten nicht in Ers 
füllung gehen zu laffen.“ 

Der Antrag eines Abgeordneten auf Reviſion aller bisher bewirkten 





1) Vergl. im Miniſterial⸗Bl. f. d. innere Berw., S. 304. Daffelbe ift an 
die Reg. zu Bresiau gerichtet, und Tantet dahin: 

„Nach dem Ber. der K. Reg. v. 8. v. M. wird von vielen Seiten im dor⸗ 
„tigen Bezirk die Leiftung der grundherrlichen Abgaben uud Binfen an die Gutes 
„berrfchaft verweigert, weil fich die irrige Meinung unter den Pflichtigen verbreie 
„tet bat, daß fle zur ferneren Entrichtung derartiger Abgaben überhaupt nicht 
„mehr verbunden feien. Es Kat fid, fogae ein Verein von Ruftilals Befldefu zu 
„Mörfchelwig, Schweibniger Kreifes, gebilnet, welcher mit Rüdficht auf bie an 
„die Nat. Verſamml. gerichteten Betitionen ‚wegen gleichmäßiger Vertheilung ber 
„Grundſteuer und Aufhebung der Feudallaſten den Beſchluß gefaßt bat, bis zum 
„Anstrage der Sache im Wege der Gefebgebung die betreffenden Leiftungen ver 
„gedachten Art zu weigern. 

„Es muß erwartet werden, daß dic K. Reg. ihrerjeits derartigen ungefeblichen 
„Berrebungen innerhalb der ihr zu Gebote ftehenden Mittel mit Nachdruck entges 
„gentrete. Die Berpflichtung zur Leitung aller Abgaben, ſowohl guts⸗ ale landes⸗ 
„herrlicher Ratur, beſteht fo lange unverfürst fort, als diefelbe nicht im verfaffunges 
„mäßigen Wege durch gehörig publicirte Geſetze abgeändert ober aufgehoben wird. 
„Es varf deshalb den Rechten des Staats eben fo wenig, als den der betheiligs 
„ten Sutsherrfchaften hierin durch Afte unerlaubter Selbſthülfe ein Abbruch ges 
Iſchehen, und es if Pflicht der Landes: Behörden, den aus Irrthum oder böfem 
„Willen bervorgebenden BWeigerungen ber Pflicktigen durch angemefjene Belehrung, 
„wo biefe aber nicht ausreicht, durch Fräftige Handhabung der gefeplichen Zwangs⸗ 
„mittel enigegenzuwirken. Da in neueſter Zeit in der zur Vereinbarung über die 
„Verfaſſung einberufenen Nat. Verſamml. die Anträge, welche einen Ausſtand für 
„die Entrichtung gutsherrlicher Abgaben und Leiftungen bis zum Grfcheinen ans 
„derweiter Abloͤſungs⸗Geſetze herbeiführen wollten, von der Rat. Verſamml. zurüd- 
„gewielen find, fo fteht um fo mehr zu erwarten, daß eine zweckmaͤßige Belehrung 
„unter Berweifung auf die eben bezeichneten Beſchlüſſe genügen wirb, die Ents 
„richtung der Steuern und Abgaben in ben Säftigteitsterminen zu fichern, ohne zu 
„ansgevehuten Zwangsmaaßregeln fchreiten zu müflen. Berlin, den 5. Oft. 1848. 
— Min. des Innern. Im Aufirage: v. Manteuffel. Der Finanz-Min. 
„Ps onin.“ 

2) Bergl. im MinifterialsBl. für d. innere Berw. 1848. ©. 348, Die G. V. 
lautet dahin: 

„Es iR zu meiner Kenutnig gelommen, daß in verichievenen Lanvestheilen 
„auf dem platten Lande dadurch eine nicht unbebeutende Aufregung hervorgerufen 
„wird, daß man das Gerücht verbreitet, al8 gebe die Staats⸗Regierung damit um, 
„vie Wohlthaten, welche durch die bereits vorgelegten und. vorbereiteten Geſetze ber 
„ländlichen Bevölkerung zu Theil werben follen; nicht in Erfüllung geben zu lafs 
„ten. Die Meg. iſt jeboch auch in diefer Beziehung feft entfchlofien, den betretenen 
„eg zu verfolgen und den bäuerlichen Gingefeflenen jede irgend zuläflige Erleich⸗ 
„term DB gewähren. 

„Die 8. Ren verpflichte ich, von diefer Abficht der Staats-MRegierung ber 
ländlichen Bevölterung Ihres Bezirks fchlennigft auf geeignete Weile Kenntniß 
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——— wurde verworfen.) In Veranlaſſung eines anderen Antrages 
wegen Siſtirung der fchwebenden Berbandlungen anf einfeitiges Ver⸗ 
langen?) erging jedoch das Geſetz betr. die Siftisung der Verhandlungen 
über die Regulirung der gutöherrlich- bäuerlichen Berhältniffe, und über 
Abldfung der Dienfte, Natural» und Geld-Abgaben, fo wie der fiber dieſe 
Gegenftände anhängigen Prozeſſe v. 9. Oft. 1848°), welches fpäterhin 
durch die Deklaration 9. 3. Juli 1849*%) auch auf Prozeſſe über Nüd« 
forderung von Beftgveränderungds Abgaben, fofern dabei Streit über die 
Eriftenz einer Verpflichtung zur Abgabe obwalte, ausgedehnt iſt. 

Die Siſtirung follte theild auf Antrag auch nur eines Theilnehmers, — 
namentlich aber auch bei Prozefien über Mühlen» Abgaben, — theils von 
Amtöwegen, — dies auch bei Gemeinheitötheilungsfachen, in fofern bei 
ihnen Streit auß der Anwendung der 66. 86. 94. 114. G.⸗Th.⸗O. v. 7. Juni 
1821 obmaltet, — eintreten. 

Dem dringendften Bepürfniß einer baldigen Zöfung der gutsherrlichen und 
bäuerlichen Verhältniffe in der Provinz Schlefien follte Hingegen durch die 
{auf Grund des Art. 105. der Verfaffung v. 5. Dec. 1848 erlaffene, fpäter 
von den Kammern genehmigte) Verortnung über die interimiftifche Regu⸗ 
rung jener Verhältniffe v. 20. Dee. 18485) ſchon vorläufig Abhülfe ver« 
fchafft werben, wobei als Anlagen, zur Direktion von Behdrden und In» 
terefienten, Auszüge a) aus dem der National» Berfammlung vorgelegten 
Sefegentwurfe wegen unentgelvlicher Aufhebung verfchtedener Laften und 
Abgaben und b) aus dem inzwifchen ausgearbeiteten nnd dem Staatd- 
Minifterium zur Berathung vorliegenden Entwurf des Ablofungs⸗Geſetzes, 
mitgetheilt wurden. 

Dem Erlaß der neuen Ablöfungsgefeße ging zweckgemäß die mehrmalige 
gutachtliche Vernehmung ver Auselnanderfegungs- Behörden und ded Revi⸗ 
ſions⸗Kollegiums voraus. Der Entwurf des Abloͤſungs⸗Geſetzes wurde 
in Folge der Bemerkungen der Behörben mehrfad; umgearbeitet, auch in 
feiner inneren Anordnung infofern umgeflaltet, daß der der NationalsBer- 
fammlung vorgelegt gewefene Entwurf eines befonderen Geſehes wegen 
unentgelvliher Aufhebung, verfchiedener Laften und Abgaben, mit dem 
SHauptgefeße verbunden worden. 

Diefer und der Entwurf des Nentenbanf-Gefeges find Hierauf mittelft 
Botfchaft v. 20. April 1849 den im Bebruar einberufenen Kammern und 
bei deren Auflöfung, den anderweit im Auguſt 1829 berufenen Kammern 
mittelft Botſchaft v. 9. Aug. 1849 vorgelegt. ©) 


„zu geben und die Lanbräfhe zu veranlaffen, daß in den einzelnen Oriſchaften ber 
„Kreife das erwähnte Gerücht widerlegt und den Bingelefienen die Nebergengung 
„werfchafft werde, wie das Staats: Minikerium entfchlofien fei, wie alle die von 
„Gr. Majeſtaͤt dem Könige ertheilten Zufagen getreu zu erfüllen, fo namentlich 
„auch das Wohl der ländlichen Bevölkerung nach Kräften zu fördern. Berlin, 
„den 15. November 1848. Der Miniſter des Innern: v. Manteuffel”. 

1) Bericht der GentralsMbtheilung der Nat. Verf. v. 10. Aug. 1848. Nr. 140. 

2) eerhanblungen der Nat. Berl. S. 550. S. 1277. 

3) &. ©. 1845. ©. 276. 

4) MiniferialsBt. f. d. Innere Verw. 1849. ©. 135 und ber bort mitgefheffte 
Staute RiniRerlal-Bericht, ingl. Befanntmachung v. 12. Sept. 1849, ibid. S. 1%, 
2.988. S. . “ 

5) ©. ©. 1848. ©, 427; Bekanntmachung v. 12. Febr. 1850, G. S. ©. #4. 

6) Stgung der II. Kammer v. 27. April 49. Verh. S. 708, 716. Sthung 
der anderweit berufenen II. Kammer v. 13. Aug. 1849, deren Berh. ©. 27, 72, 
80—95, 1285, 1612, 1623. &. 95, 102, 1631, 2202—2211, 2895 x. Gigungs; 
verh. der I. Kammer 1849-50, 
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Zur fchnelleren Ausführung jenes in ver Berathung begriffenen doch 
in Kurzem erwarteten Geſetzes wegen ver Abldfung der Reallaſten und der 
Regultrung ꝛc. ordnete deshalb Bas Geſetz v. 19. Nov. 1849 2) ſchon damals 
die diſtriktsweiſe Ermittelung von Normalpreifen und Normalmarktorten an; 
bereitö früher, unterm 4. Juni 1849, war eine hierauf gerichtete ausführs- 
liche Inftruktion an die Beneral- RKommifftonen und Landw. Regierungs⸗ 
Abtheilungen erlaffen, zu welcher u Grund der dem Miniſterium für 
Zandw. Angel. in dem Gefehe v. 19. Nov. ertheilten Ermächtigung, unterm 
7. Dec. ej. a., eine, die Ausführung des Geſetzes näher beflimmende Cirkn⸗ 
lar-Berfägung erging. *) Im Auguft 1849 war auch den anderweit eins 
berufenen Kammern der Gefegentwurf, betr. die Ergänzung und Abänderung 
der Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung v. 7. Juni 1821, und einiger anderer 
über Gemeinheitötheilungen ergangener ®efege ?), fowie im Nov. ej. a. 
des, inzwifchen mehrfach umgearbeitete Gefegentwurf wegen der auf Mühlen- 
grundftäden haftenden Reallaſten, vorgelegt. *) 

As eine wefentliche Ergänzung der allgemeinen Preußiſchen Agrar- 
Geſetzgebung, und darum bier befonders hervorzuheben, trat ihr dag, 
neben dem neuen, fehr erweiterten Abloͤſungs⸗Geſetz v. 2. März 18505), 
an demfelben Sage erlaffene Geſetz über die Errichtung befonderer Renten⸗ 
banken in jeder Provinz ®) Hinzu, mittelft welcher Iekteren die Ablöfung 
der Heallaften, ſobald diefe in fefte Geldrenten verwandelt worden, dadurch 
‚erfolgt, daß vie Bank den Berechtigten, gegen Weberlaffung ver Geldrente, 
für dad zu deren Abldfung erforderliche Kapital, durch zinstragende, all 
mählig zu amortiſtrende Schuldverfchreibungen (Rentenbriefe) abfindet, die 
Mente aber alddann von dem Derpflichteten fü lange fortbezieht, als dies 
zur Zahlung der Zinfen und zur allmähligen Amortifatton der Rentenbriefe 
erforderlih if} (56% oder Al Jahr), und die Verbinplichkeit des Bes 
laſteten zur Entrichtung der Rente ganz aufhört, fobald dieſe Amortifation 
vollendet ift; übrigens der Staat die Erfüllung der den Rentenbanfen aufs 
erlegten Verpflichtungen garantirt. 

er König. Erlaß v. 24. Juni 1850 7) verorbnete hierauf die Ein⸗ 
richtung der provinziellen Mentenbanfen, unter der oberen Aufficht einer 
„GentralsKommifiton für die Angelegenheiten der Rentenbanken“. — Seit 
ihrer Einrichtung find bereits viele Millionen Nentenbriefe ausgegeben. °) 

Unterm 2. März 1850 wurde auch das Geſetz wegen Ergänzung ber 


1) G. S. ©4413. 

Miniſterial⸗Bl. f. d. innere Verw. 1849. S. 270. — Dönniges neuefle 
Preuß. Landes⸗Kultur⸗Geſetzgebung, 2. Abth. S. 204. 

3) Verh. d. II. Kammer S, 27, 38, 1588, 1623, 1695. 

4) Ibid. S, 1340, 1828, 1945, 1976, — Verh. der I. Kammer 1849—50. 

5) G. & 1850. &. 77. 


7) G. &. 1850. G. 341. 

8) Die Uebernahme von Renten auf die Rentenbaufen gegen Aushäntigung 
von Mentendriefen hat am 1. Oft. 1850 begonnen und es find bis 1. Oft. 1852 
einfchlieglich, von den Rentenbanfen (zu Breslau, Berlin, Magdeburg, Bofen, 
Münfter, Stettin, Königsberg) an Renten im Ganzen übernommen 1,319,482 Thlr. 
und dafür den Berechtigten zu ihrer Abfindung — abgefehen von ben baar erhals 
tenen Rapitalfpigen ($. 11.) — in Rentenbriefen gewährt == 23,100,795 Thlr. 
Ben jenen Renten iſt der überwiegend größte Theil (etwa +) nur Y 25 des 
Betrages der vollen Rente ($. 10. Abſatz 1 u. Tabelle. G. S. 1850. ©. 114, 130.) 
übernommen und es find aus ber Staatsfafle in Gemäßheit der 86. 59-63. zu 
jablen == 137,014 Thlr. Taufender Renten, deren Betrag nur Bei der Rentenbant in 
Nünfter ungefähr 3, bei der zu Magdeburg etwa 4 fämmtlicher Renten ausmacht. 
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Gemeinheitstheilungs⸗Ordn.), und unterm 11. März ej. a. 2) das Gefek 
wegen der auf Mühlengrundftüren haftenden Reallaften publiziert. Unterm 
d. ej. m. erging noch dad durch den Antrag des Abgeorbneten v. Goerz 
berhorgerufene Geſetz, betr. den erleichterten Abverkauf Heiner Grunpftäde. ®) 
Welche anderen Gefehe im Anfchluß an das oben gedachte Promemoria 
v. 10. Juni 1848 erlaffen worden, iſt zum heil fchon weiter oben bei 
Gelegenheit gleichartiger legislativer Gegenflänte erwähnt. 
omeit aber die befondere Entflehungs» Gefchichte der einzelnen Geſetze 
auf Dad Verftänpnig Ihrer einzelnen Beftimmungen von Einfluß ift, wird 
derfelden im Kommentare der betr. Geſetze näher gedacht werben: Hier 
genügte es, vie Geſchichte ihrer Entftehung in dem allgemeinen Gange und 
Umriſſe darzuſtellen. Es iſt deshalb nur noch rekapituliren, daß fämmt- 
liche oben beſonders gedachte Geſetze, ausſchließlich des Ergaͤnzungs⸗Geſetes 
zur Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung v. 7. Juni 1821, für den ganzen Um⸗ 
fang der Monarchie, jedoch mit Ausnahme der auf dem linfen Rheinufer 
belegenen Landestheile, gegeben find, daß jedoch der dritte Abfchnikt des 
Abloͤſ. Gef. v. 2. März 1850, betr. die Regulirung der gutöherrlichen und 
bäuerlichen Berhältniffe behufs der Eigenthumsverleihung, nur an Stelle 
des Regulirungs⸗Edikts 9. 14. Sept. 1811 und des Regulirungs⸗Geſeges 
v. 8. April 1823 getreten iſt, daher auch nur für den territorialen Umfang dieſer 
beinen aufgehobenen Geſetze gilt; daß ferner neben jenen neueften Gefegen, über 
die den Grundbeſttz und die Menlberechtigungen, wie daB gutöherrlich-bänerl. 
Berhältnig betreffenden Verhältniffe in den vormald Weftphälifchen, ven 
Sranzöfifh=Hanfentifchen und Großherzoglich⸗Bergiſchen kam 
destheilen, zefp. die drei Geſetze v. 21. April 1825*), veögleichen im Her» 
zogthum Weftphalen das Geſetz v. 18. Juni 18405), ſodann im Für⸗ 
ſtenthume Siegen das Öefeh de eod®), envlich in den beiten Graf⸗ 
ſchaften Wittgenflein das Gefeh v. 22. Dee. 1839), daß ferner auch 
die Neglements für die Tilgungskaſſen, refp. in den 4. Baderbornfhen 
Kıeifen von 1836, und in den Kreifen Müblbaufen, Heiligenftapt und 
MWorbis, von 1845, fortbeflehen, daß die Gemeinheitötheilungd « Orbnung 
v. 7. Inni 1821 nebſt dem Ergaͤnzungs⸗Geſetz nur inſoweit Anwendung 
findet, ald das A. L. R. Geſetzeskraft bat, daß hingegen für die ganze Rhein⸗ 
probing Causfölieptin jedoch der beiden Kreiſe Rees und Duidburg, 
wo das A. 2. R. gilt), wie für Neu-Borpommern, unterm 19. Mai 
1851 eine befondere Gemeinheitötheilungs- Ordnung erlaffen iſt. 
Gleichzeitig mit dem neuen Abloſungs⸗Geſetze murde in den Kammern vie 
unterm 31. Ian. 1850 verfündete Berfaffungd-Urfunde für den Preu- 
ßiſchen Staat berathen. Der Artikel 42, verfelben bildet einerſeits vie 
Grundlage der oben gedachten neueften Agrar» und Landes⸗Kultur-Geſetz⸗ 
gebung, andererfeit faßt er vie wichtigften Reſultate einer längeren als 
Adfährigen Gefepgebung, ihre Prinzipien und ihre weiteren, mit Noth⸗ 
wendigfeit daraus bervorvorgehenden Konfequenzen nur zufammen, um die⸗ 
felben — in Zukunft fichergeftelt vor den Gegenftrömungen einfeitiger 





1) ©. €. 1850. ©. 139. 
2) Ibid. ©. 146, 

3) Ibid. ©. 145. 

4) &. ©. 18%. ©. 73 folg. 
5) @. €. 1840. ©. 158. 

6) Ibid. ©. 151. 

7) &. ©. 1840. ©. 6 folg. 
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Intereffen und Anftchten, — als das Erbtheil einer vorangegangenen Gene- 

ration, der Gegenwart um fo geriffer zu erhalten und dem kommenden 

Pr jur weiteren Ausbildung und GEntwidelung ungefchmälert zu 
erliefern. 


Britte Abtheilung. | 


Bon den Quellen und der Literatur der Landes-Kultur-Gefeb- 
gebung. 


Erfter Abfchnitt. 
Quellen. 


J. 
Allgemeine Quellen. 


I. Die Quellen des älteren Rechtes bis zu Ende des neunten 
Jahrhunderts bilden: 

1) die alten Volks⸗Rechte. 

Das Necht der alten Deutſchen Völferflämme, von welchem Denkmäler 
auf ung gefommen find, berubte, aus gemeinfamer National» Cigenthümlichkeit 
und Volksſitte entfprungen, im Wefentlichen auf übereinftimmenden Grund» 
fügen. Die älteften fihriftlichen Aufzeichnungen vdeffelben, mit Ausnahme 
des Angelfächfifchen, fämmtlich in Lateinifcher Sprache, reichen nicht über 
das fünfte, und meiftend nicht über das rate Jahrhundert hinaus. Die 
bierher gehörenden Rechte der Voͤlker des Fraͤnkiſchen Meiches find zum 
Theil erft unter der Herrfchaft der Fraͤnkiſchen Könige aufgezeichnet. ” 

Diefe Volks⸗Rechte find folgende 1): 

a) Lex Salica, aufgezeichnet gegen Ende des fünften Jahrhunderts, in 

ihrer jetigen Geftalt aber aus dem fechften Jahrhundert ?); 


4) Die wichtigeren Ausgaben dieſer Volks⸗Rechte find folgende: J. Sichard. 
leges Ripusriorum, Bajuvariorum et Alemannorum. Basil. 1530. 8 — B. J. He- 
rold, originum ac germanicarum antiquitatum libri, s. leges Salicae, Aleman- 
noram, Saxonum, Angliorum, Thuringorum, Burgundiorum, Francorum, Ripuarise, 
Bejuvariorum, Westphalorum, Werinorum, Frisionum, Longobardorum, Theuto- 
num. Basil. 1557. Fol. — Fr. Lindenbrog, Codex legum antiquarum, in 
quo comtin. leges Wisigothorum, edictum Theodorici regis, lex Bajuvariorum, 
decretam Thassilonis ducis, lex Ripuariorum, lex Saxonum, Angliorum et Weri- 
norum, Frisionum, Longobardorum, constitutiones Siculae s. Neapolitanae, capitu- 
lare Caroli M. et Ludovici una cum Glossario. Hannov. 1607, Francof. 1613. 
Fol. — P. Georgisch, Corpus juris germanici antiqui, quo contin. leges Fran- 
corum, Salicae et Ripuariorum, Alemannorum, Bajuvariorum, Burgundionun, Fri- 
sionum, Angliorum et Werinorum, Saxonum, Longobardorum, Wisigothorum, Öst- 
gosborum, nec non capitularia Francorum ab Ansegiso abbate et Benedicto Le- 
vita collectis. Halae. 1738. 4. — F.P. Canciani, Barbarorum leges antiquae 
cam notis et Glossariis. Accedunt formularum Fascicali et selectae constituliones 
medü sevi. Tom. IV. Venet. 17831—17%2. Fol. — F. Walter, Corpus 
juris Germanici antiqui. Ex optim. subsid. colleg., edid. et locuplet., indices 
adjec. Tom. I—IU. Berol. 1. gr. 8. - 

2) E. A. Th. Laspeyros, Lex Salica. Ex var. quae supers. recens., una 
cam lege Ripuariorum synoptice edid., &lossas vet. variasq. lection. adj. Halae. 
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b) Lex Ripuariorum, verfaßt zwiſchen 511 und 534, in ihrer jehigen 
Geftalt zwiſchen 622 und 638 unter König Dagobert 1.; " 

c) Lex Alemannorum, welche wahrfcheinlich gleiche Schickſale wie 
die Lex Ripuariorum gehabt hat; . 

d) Lex Bajuvariorum, unter König Dagobert I. aufgezeichnet); 

e) Lex Burgundionum, (Gundobada), zwifchen 466 und 516 verfaßt, 
in ihrer jeßigen Geftalt wahrfcheinlih von 517 und mit Zufägen 
i8 534; 


3 

f) Lex Longobardorum (Lombarda), urfprängli 643 unter König 
Rotharid verfaßt, fpäter mit Zufägen (größtentheild aus den Fraͤn⸗ 
fifchen Neichögefegen) vermehrt; 

g) Lex Frisionum, Lex Saxonunı, Lex Angliorum et Werinorum, 
hoc est Thuringorum, fänmtlich unter Karl d. Gr. aufgezeichnet 2); 

h) Lex Wisigothorum, in ihrer jegigen Geftalt aus der zweiten Hälfte 
des flebenten Jahrbunberit, 

r Das Oſtgothiſche Edictum Theodorici R. enthält kein Bermanifches 
echt. 


2) Die Kapitularien der Sräntifhen Könige. 

Diefelben bildeten für die zur Bränkifchen Monarchie gehörigen Deut- 
fchen Völker ein im ganzen Umfange jener geltende gemeines gefchrie- 
benes Neichsrecht und rühren befonderd aus der Zeit Karla d. Gr. 
ber. Ihr Inhalt bezieht ſich größtentheild auf gemeinfame Inflitute des 
ganzen Reiches, und zwar vorzugsweife auf das Bffentliche Recht over 
folche Inftitute, welche mit viefem in engerer DBerbindung fanden, wie 
namentlich die Benefizial-Verhältniffe und kirchlichen Angelegen- 
heiten; indeß enthalten fie auch viel eigentliches Privatrecht ?). 


1833. 4. — T. D. Wiarda, Geſchichte u. Aneiegung d. Salifchen Geſetzes u. 
d. Malbergifchen Sloffen. Bremen u. Aurich. 1809. 8. — E. N. Feuerbad, 
die lex Balica und ihre verfchiedenen Necenfionen. Grlangen. 1831. 4. — 
©. Waitz, das alte Recht der Salifchen Branfen. Kiel. 1846. 8. 

1) I. N. Mederer, Leges Bajuvariorum, oder älteftes Gefegbuch der Baju⸗ 
varier, nach einer uralten Handfchrift der churf. Univerf. Bibl zu Ingolſtadt. 
Smgelft. 1793. 8 — V. A. Wieter, über bie älteften Geſetze Bajuvariens. Landes⸗ 

ut. 1812. 8. 

9 2) S.T.Siccama, Frisioaum leges antiq. notis illustr.. ex rec. C. G. de Gärt-- 
ner. Lips. 1730. 4. — E. Th. Gaupp, lex Frisionum. Vratislav. 1832. 8. — 
E. Th. Saupp, das alte Geſetz der Thüringer, ober die lex Angliorum et We- 
rinorum h. e. Thuringorum in ihrer Berwandtfchaft mit der lex Sallca und lox 
Ripaaria dargeftelll sc. Breslau. 1834. 8. — C. G. Gärtner, Saxonum leges 
tres, quae exstant antiquiss, aet. Caroli Magni conf. Notis ill. Lips. 1730. 

3) Außer den unter den Karolingern verfaßten Sammlungen der Kapitu⸗ 
larien, find auch viele berfelben einzeln auf uns gekommen. Sene befleben: 
a) aus der 827. verfaßten Sammlung bes Abts Anfegifus, b) der Sammlung 
bes Mainzer Diafons (Levita) Benebiftus von 845, c) aus vier fogen. Addi⸗ 
tionen zu jenen, von unbefannten Berfaflern. — In der Baluzifchen Ausgabe 
find die in jenen Sammlungen ſtückweiſe vorkandenen Kapitnlarten im Zufammens 
hange hergeſtellt und mit dem einzeln Bergefundenen erganst. Die Baluzifche 
Ausgabe führt folgenden Titel: St. Balasius, Capitularia Regum Francorum. 
Acc. Marculphi formularum Libri deo cum appendice: Formulae ex codice 
J. Sirmondi editae, Bignonii, Lindenbrogii, Balusii, Fr, Pithoei’ 
Glossarium, Sirmondi notae ad Capitularia, Bignonii notae ad leges Salicas, 
ad Marculfam, St. Baluzii ad Capitulerie. Appendix auctorum Veterum, Car- 
mina aevi Carolin. Tom. I. U. Paris. 1677. Fol., ad fidem autographi Ba- 
luzii, qui de novo textum purgavit, notasque castigavit, et adiecũ car. Pet. 
de Chiniac. Tom. I. Hi. Paris. 1780. Fol, — Basel. 1796. Fol. 
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3) Ungeſchriebenes Recht; Formeln; Hofe und Lehn⸗Recht. 

Ueber daB ungefchriebene Recht ſinden fit Nachrichten bei ven Ge⸗ 
ch icht ſchreibern; die Haupt⸗Quellen aber find Urkunden :) und 
ormel-Samminngen. ?) 

Viele Nechtöverbältniffe beruheten bauptfächli auf ungefchriebenem 
Rechte, namentlich: 

a) das Hof⸗Recht (jus curiae s. curtis), d. 5. die Verbältniffe un» 

freier Perfonen zu ihrem Herrn und ihren Genoffen ®); denn ihre 
—— zu anderen Perſonen wurden nach dem Volkorechte be⸗ 
urtheilt *); 

b) das Lehn⸗Recht, d. h. das Verbältniß freier Perfonen, welche 
zu dem Kriegsdienfte leiſtenden Dienft-Gefolge des Königs oder eines 
geiftlichen over weltlichen Herrn gehörten, und von diefem Grunpftüde 
ald Lehen (benefieiam) erhalten hatten. 

I. Die Quellen des mittleren Deutfchen Medhte vom Ende des 
neunten bis zum Ende des funfzehnten Jahrhunderts. 

Seittem, nach Abgang des Karolingifchen Mannsſtammes, Deutfchland 
von der Fraͤnkiſchen Monarchie getrennt worven, famen zwar die biöherigen 
gefchriebenen Quellen des Mechts nach und nach außer Gebrauch; allein 
ihr Inhalt erhielt fih als ungefchriebenes Mecht und wurte durch den 
Berichtsgebraud, weiter fortgebildet. Don befonverer Wichtigkeit find 
daher aud diefer Zeitperlope die Weisthümer (demonstrationes juris), 
welche über die nach der Kunde des Michters und der Schöffen bei ihrem 
Gerichte geltenden Rechte auf ihren Eid gegeben wurden, fomwie die Rechts» 
belebrungen des Oberhöfe für vie Gerichte, deren Urtheile an jene „ge= 
zogen" wurden. ®) 

Insbefondere die Hof-Mechte betreffend, fo wurden folche theils über- 
au durch Hof» und Bauernfprahen®), mit welchen die ungebotenen 
Gerichte erdffnet wurden, im Andenken erhalten, theils bei verſchiedenen 
Gelegenheiten ſchrifilich aufgezeichnet. 

eben dieſen befonveren, nur für gewiffe Gerichte verbinvlichen Rechts⸗ 
normen, beruhte für viefe, fo wie überhaupt, das Recht auf ten, mit den 
Alteren Volksrechten und Kapitularien zufammenhängenden, bergebrachten 
Gewohnheiten, 

Dies gemeine echt, im Gegenfage des fpeciellen, hieß das Landrecht 
oder das Katferrecht, und wurde in gefchriebene® und ungefchriebenes 
getheilt. Da indeß die Neichögefege felten dad Privat-Mecht berührs 
ten, fo beruhete das gemeine Mecht bei Gegenfländen des legteren vorzüglich 
auf dem Serfommen.”?) 





1) Bergl Pers, monumenta Germasine historica. Hannov. 1826. (Duels 
Ienwert vom Jahre 500 bis 1500.57 — 3. Grimm, Deutfche Rechtsalterthümer. 
Bötting. 1828. 8. 

2) Die Haupt⸗Sammlung if: Marculfi monschi slioramgue auctorum for- 
mulae veteres, ed. H. Bignon, opera Th. Bignon. Paris. i615. 8. — 1665. 
4. — Seruer: J. A. Seidensticker, de Marculfinis similibusque formulis liber 
singularis. Jen. 1815. 4. — Noch vollfländiger finden fle ſich in ber (bereits 
oben allegirten) allgemeinen Sammlung von Canciani. 

3) Bergl. Cichhorn's Deutſche Staates und Mechtsgefchichte, 3. Ausg., 
8$. 62a. und 84, 

4) Caroli M. Capitular. de villis, cap. 4.; vergl. Eichhorn a. a. O. 8. 86. 

5) Bergl. Sich horn's Deutfches Privai⸗Recht, $. 5., Rundes Deutiches 

rivat:Recht, 5. 38. 

6) Vergl. pe 0. D., 8. 6. 

T) Bergl. Cichhorn's Deuiſche Staates u. Rechto⸗Geſchichte, $. 262., und 
Dentfches Privat⸗Recht, 8. 9. 
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b) Lex Ripuariorum, verfaßt zwiſchen 511 und 534, in ihrer jetigen 
Geſtalt zwifchen 622 und 688 unter König Dagobert J.; " 

c) Lex Alemannorum, welche wahrſcheinlich gleiche Schidfale wie 
die Lex Ripuariorum gehabt hat; . 

d) Lex Bajuvariorum, unter König Dagobert I. aufgezeichnet!) ; 

e) Lex Burgundionum, (Gundobada), zwifchen 466 und 516 verfaßt, 
in ihrer jebigen Geſtalt wahrfcheinlich von 517 und mit Zufägen 
bie 534; 

f) Lex Longobardorum (Lombarda), urfprünglih 643 unter König 
Rotharis verfaßt, fpäter mit Zufägen (größtentheild aus den Fraͤn⸗ 
Eifchen Neichögefegen) vermehrt; 

g) Lex Frisiouum, Lex Saxonum, Lex Angliorum et Werinorum, 
hoc est Thuringorum, fämmtlicy unter Karl d. Gr. aufgezeichnet ?); 

h) Lex Wisigothorum, in ihrer jegigen Geftalt aus der zweiten Hälfte 
des ſiebenten Jahrhunderts. 

r Das Oſtgothiſche Edictum Theodorici R. enthält Fein Germanifches 
echt. 


2) Die Kapitularien der Fränkiſchen Könige, 

Diefelben bildeten für die zur Bränfifchen Monarchie gehörigen Deut- 
ſchen Völker ein im ganzen Umfange jener geltendes gemeines gefchrie- 
benes Reichsrecht und rühren befonderd aus der Zeit Karls dv. Gr. 
ber. Ihr Inhalt bezieht ſich größtentheils auf gemeinfame Inflitute des 
ganzen Reiches, und zwar vorzugsmeife auf das Hffentliche Mecht oder 
folche Inftitute, welche mit viefem in engerer Verbindung flanden, wie 
namentlih die Benefizial-Verbältniffe und kirchlichen Angelegen- 
heiten; indeß enthalten fie auch viel eigentliches Privatrecht ®). 


1833. 4. — T. D. Wiarda, Geſchichte u, Auetegung d. Saliſchen Geſetzes u. 
d. Malbergiſchen Gloſſen. Bremen u. Aurich. 1809. 8. — E. A. Feuerbach, 
die lex Salica und ihre verſchiedenen Recenſionen. Erlangen. 1831. 4. — 
®. Waitz, das alte Recht der Salifchen Branfen. Kiel. 1846. 8. 

1) 3. N. Mederer, Leges Bajuvariorum, oder äfteftes Gefegbuch der Baju⸗ 
varier, nach einer uralten Handfchrift der churf. Univerſ. Bibl zu Ingolſtadt. 
Sngeiit, 1798. 8 — V. A. Wieter, über die älteften Geſetze Bajuvariens. Landes⸗ 

ut. 1812. 8. 

9 2) S.T.Siccama, Frisionum leges antiq. notis illustr.. ex rec. C. G. de Gärt- 
ner. Lips. 1730. 4. — E. Th. Gaupp, lex Frisionum. Vratislav. 1832. 8. — 
G. Th. Saupp, das alte Geſetz der Thüringer, oder die lex Anglioram et We- 
rinorum h. e. Thuringoram in ihrer Berwanbtfchaft mit der lex Salica und lex 
Ripusria dargeftelll x. Breslau. 1834. 8 — C. G. Gärtner, Saxonum leges 
tres, quae exstant antiquiss, aet. Caroli Magni conf. Notis ill. Lips. 1730. 

3) Außer ben unter den Karolingern verfaßten Sammlungen der Kapitus 
larien, find auch viele derfelben einzeln auf ans gefommen. Sene beftehen: 
a) aus ver 827. verfaßten Sammlung des Abts Anfegifue, b) der Gammlımg 
des Mainzer Diakons (Levita) Benediftus von 845, c) aus vier fogen. Addi⸗ 
tionen zu jenen, von unbelannten Berfaflern. — In der Balnzifchen Ausgabe 
find die in jenen Sammlungen ſtückweiſe vorhandenen Kapitularten im Sufammens 
hange Hergeftellt und mit dem einzeln Vorgefundenen erganst. Die Baluzifche 
Ausgabe führt folgenden Titel: St. Balazius, Capitularia Regum Francorum. 
Acc. Marculphi formulerum Libri duo cum appendice: Formulae ex codice 
J. Sirmondi editee, Bignonii, Lindenbrogii, Balusii, Fr, Pithoei 
Glossarium, Sirmondi notae ad Capitularia, Bigeenii notae ad leges Salicas, 
ad Marculfum, St. Balazii ad Capitularie. Appendix auctorum Veterem, Car- 
mina aevi Carolin. Tom. I. ll. Paris. 1677. Fel., ad fidem autographi Ba- 
Iuzii, qui de novo textum purgavit, nolasque castigavit, et adiech car. Pet. 
de Chiniac. Tom. I. II. Paris. 1780. Fol. — Basel. 1796. Fol. 
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3) Ungefhhriebenes Recht; Formeln; Hof- und Lehn⸗Recht. 

Ueber das ungefchriebene Recht ſinden fi Nachrichten bei ven Ge- 
Thidtfhreibern; die Haupt» Quellen aber find Urkunden!) und 
Yormel-Samminngen. ? 

Biele Nechtöverhältniffe beruheten hbauptfächlich auf ungefchriebenem 
Rechte, namentlich: 

a) das Hof⸗Recht (jus curiae s. curtis), d. h. die Verhältniffe un⸗ 
freter Berfonen zu ihrem Seren und ihren Benoffen 2); denn ihre 
—— zu anderen Perſonen wurden nach dem Volksrechte be⸗ 
urtheilt ); 

b) das Lehn⸗Recht, d. h. das Verhältniß freier Perſonen, welche 
zu dem Kriegsdienſte leiftenden Dienft«Gefolge des Königs oder eines 
geiftlichen oder weltlichen Herrn gehörten, und von dieſem Grunpftücke 
als Lehen (benefieiam) erhalten hatten. 

1. Die Quellen de8 mittleren Deutfchen Mechtes vom Ende des 

neunten bis zum Ende de& funfzehnten Jahrhunderts. 

Seitdem, nach Abgang des Karolingifchen Mannsflammes, Deutfihland 
von der Fraͤnkiſchen Monarchie getrennt worden, kamen zwar die bisherigen 
gefhriebenen Quellen des Mechts nach und nach außer Gebrauch; allein 
ihr Inhalt erhielt ſich als ungefchriebenes Hecht und wurde durch den 
Berichtögebraud, weiter fortgebildet. Don befonverer Wichtigkeit find 
daher aus dieſer Zeitpertode die Weisthümer (demonstrationes juris), 
welche über die nach der Kunde des Richters und der Schöffen bei ihren 
Berichte geltenden Rechte auf ihren Eid gegeben wurden, fowie die Rechts⸗ 
belehrungen der Oberhoͤfe für die Gerichte, deren Urtheile an jene „ges 
zogen“ wurben.®) Ä 

Imsbefondere die Hof⸗Rechte betreffend, fo wurden folche theils über- 
aM duch Hof- und Bauernfprachen®), mit welchen die ungebotenen 
Gerichte eröffnet wurden, im Andenken erhalten, theils bei verfchienenen 
Gelegenheiten ſchrifilich aufgezeichnet. 

Neben vdiefen befonderen, nur für gewiffe Gerichte verbinnlichen Rechts⸗ 
normen, beruhte für diefe, fo wie überhaupt, das Hecht auf ten, mit den 
älteren Volksrechten und Kapitularien zufammenhängenden, bergebrachten 
Gewohnheiten. 

Dies gemeine Recht, im Gegenſatze des ſpeciellen, hieß das Landrecht 
oder das Kaiſerrecht, und wurde in geſchriebenes und ungeſchriebenes 

etheilt. Da indeß die Reichsgeſetze ſelten das Privat⸗Recht baug 
ten, fo beruhete das gemeine Recht bei Gegenſtaͤnden des letzteren vorzüglich 
auf dem Serlommen.?) 





1) Bergl Porz, monumenta Germaniae historica. Hannov. 1826. ra 
Ienwert vom Jahre 50V bis 1500. — 3. Grimm, Deutfche Rechtsalterthümer. 
Götting. 1828. 8. 

2) Die Haupt-Sammlung iR: Marculfi monachi aliorumque auctorum for- 
mulae veteres, ed. H. Bignon, opera Th. Bignon. Paris. i615,. 8. — 1665. 
4. — Berner: J. A. Seidensticker, de Marculfinis similibusque formulis liber 
singularis. Jen. 1815. 4. — Noch vollfländiger finden fie "id, in der (bereite 
oben allegixten) allgemeinen Sammlung von Canciani. 

3) Bergl. Cichhorn's Deutiche Staates und Mechtsgefchichte, 3. Ausg., 
89. 62a. und SAL 

4) Caroli M. Capitular. de villis, cap. 4.; vergl. Eichhorn a. a. O. 8. 86. 

5) wir u, orn's Deutfches Privai⸗Recht, F. 5., Rundes Deutfches 

Hecht, $. 

6) Bergl. en a. a. D., $. 6, 

7) Bergl. Cichhorn's Deuifche Staats: u. Rechts⸗Geſchichte, 5. 262., und 
Deuiſches Privat⸗Recht, 8. 9. 





CXXVIH Einleitung. 


Dieſer Zuftand führte demnächſt zur Aufzeichnung ded gemeinen Land⸗ 

recht? und gab die Beranlaffung zur Entfiehung der Rechts⸗Bücher 

des Mittelalters, in welchen die Rechtsſaͤtze zufammengeftellt wurden, welche 
ür allgemein anwendbar galten, wo nicht befondere Gewohnheit und deren 
nalogie entgegenftand. 

Das tele diefer Nechtsbücher ift der im erflen Drittel des dreizehnten 
Jahrhunderts durch Eike von Repgow verfaßte „Sachſenſpiegel“1) 
und deſſen Bearbeitung als fogenannter „Schwabenfpiegel”.*) 

Zu gleihem Zwecke erfchienen vemnächft eine Reihe von Xrbeiten, 
welche fich näher oder entfernter daran anfchließen. Es gehören dahin: 
a) das (fleinexe) Kaiferrecht aus dem 14. Jahrhundert, b) die Gloſſe 
zum Sachfenfpiegel, c) der Richtſteig des Land» und Lehnrechts, 
d) die Bdrliger Handfchrift, e) das Sähfifhe Weihbild aus dem 
14. Jahrhundert, f) der vermehrte Sachſenſpiegel, g) die Remiſ⸗ 
ſorien (Slotel) d. h. Regiſter über die Rechtobücher, h) dad Rechts⸗ 
Pay deß Ruprecht von Freiſingen, mit Zuſätzen des Gerhardus 

ger. ®. 

Mit rer Entwickelung der Landeshoheit bildete fich demnächſt in 
den einzelnen Territorien eine befondere Landesverfaffung aus, 
zu deren Sicherung ihre urkundliche Anerkennung durch Privilegien 
und Landesverträge häufig von den Ständen gefuht und erlangt 
wurde. ?) 

I1. Die Quellen des neueren Deutfchen Rechtes feit dem Ende 
des funfzehnten Jahrhunderts. - 

Im funfzehnten Jahrhundert wurde der Gebrauch bes Nömifchen 
Rechtes, welches fchon feit dem zwölften Jahrhundert als ein in Deutſch⸗ 
land anwendbares Kaiferrecht angefehen wurde, Durch die allgemeine 
Berbreitung feiner Kenntniß bedentenver. 5) 

Die Rechtsbücher galten ſeitdem nur für Privatfanınlungen von 
unficherer Anwendbarkeit. Dennoch verloren hierdurch die Deutfchen 





4) Berge. darüber Cich horn's Deutfche Staatss u, Rechts⸗Geſchichte, 88. 277 
bis 28552. und Deutfches Privat⸗Recht, S. 10. 

2) Bon den wichtigeren Ausgaben des Sachſenſpiegels find bier zu ers 
wähnen: a) diefenigen von Chr. Zobel. Leipzig. 1561— 1563, ferner: 1569, 
1582, 1595, 1614. Fol. — b) von 3. 8. Ludovici. Halle. 1720. 4. — c) von 
Dr. €. ®. Gärtner. Leipzig. 1732. Fol. — d) von Dr. &. G. Homeyer, 
unter folgendem Titel: Des Sachfenfpiegels erſter Theil, oder das Sächſiſche Sands 
recht, nach der Berliner Hantfchrift.v. 3. 1360. Berlin. 1827, 2. verm. Ausg. 
Berlin. 1835. 8., und: Des Sachfenfpiegels zweiter Theil, nebſt den verwandten 
Rectsbühern. Bd. 1. Das Sächfiſche Lehnrecht und der Richtſteig Lehnrechts. 
Berlin. 1842. 8., u. Bd. 2. der auctor V. de Beneficiis, das Goͤrlitzer Rechtebuch, 
n. das Syflem des Lehnrechts. Berlin. 1844, 8, 

Bon deu Ausgaben des Schwabenfpiegels ift insbefondere derjenigen von 
Meisner (Francof. a. M. 1566 u. car. J. A. de Berger. Lips. 1726. 4.), 
Schilter, und vorzüglich derjenigen zu erwähnen, welche fich im Tom. Il. bes 
Senfenbergifchen Corpus juris mediü aevi finden: cum commentario perpetuo 
itemque glossario et indice ampl. H. von der Lahr. 

3) Vergl. über diefe weitere Bearbeitung des Rechtebuches: Eichhorn’ e 
Deutfches Privat⸗Recht, S. 11. u. Rechts⸗Geſchichte, 88. 283. ff. 

4) Hierher gehören 3 DB. das fogen. Defterreihifhe Landbrecht ans 
vem Ende des 13. Jahrh., die Thüringifche Landes⸗Ordu. v. 1446, die Säſch⸗ 
fifhe v. 1482, die Baierifche v. 1491 m. bie Würtembergifche v. 1499. 
Vergl. Cichhorn's Deutfches PrivatsRecht, $. 13. u. Rechts⸗Geſchichte, 8. 427. 

5) Bergl. Hierüber Senftenberg, Methodus jurisprud. im Cap. 3, u. @ichs 
horn's Rechts⸗Geſchichte, $$. 440. ff, Deutiches Privat⸗Recht, $. 14, 
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Rechtsinſtituie nichts am ihrer Mechtöbeftändigkeit; vielmehr bewährt ſich 
ihre Audbreitung durch die Formelbücher des 15. und 16. Jahrhun⸗ 
dert?) und durch Tengler's Laienfpiegel*), in welchem das zu 
Anfang des 16. Jahrhunderts geltende Hecht dargeftellt wurde, ®) 

Seit dem fechözehnten Jahrhundert entwidelte fi von Neuem ein 
Syftem von Grunbfägen des Deutfchen Privat⸗Rechtes, welches in Schrifs 
ten der Mechtögelehrten, beſonders der Praktiker, niedergelegt war, und auf 
deffen Ausbildung die Entfcheidungen ver Meichögerichte, der höheren Lan 
deögexichte, und der Juriftenfafultäten den meiften Untheil hatten. Diefe 
Theorie wurde ebenfo angewendet, wie früher die Nechisbücher, und ges 
wann bedeutenden Einfluß auf die neuere Reichs- und Landes⸗Geſeh⸗ 
gebung. _ 

Die Neichögefege befchäftigten fih nur bei Gelegenheit ver Polizei» 
Gefeggebung oder hei befgnderen einzelnen DVeranlaffungen mit dem 
bürgerlichen Rechte, weshalb die Bolizei- Ordnungen ald vie wichtigfte 
der bier in Betracht kommenden Rechtöquellen viefer Periode zu erachten 
find *), wenn glei auch andere befonderd benannte Reichsgeſetze, Reichs⸗ 
abfchieve oder Neichsfchläffe in Betracht kommen. 

Die einzelnen Landes⸗Geſetze beireffend, fo find diefelben von ver» 
fchievenartigem Umfange: a) Gefeße, welche fich über alle ober doch vie 
meiften Begenflände des Privat Mechted verbreiten, gewöhnlich Landrechte 
genannt, bisweilen auh mit Gerichts⸗Ordnungen verbunden®); ° 
) Gefege, weldye nur einzelne Inftitute betreffen, über welche ver 
Landesgebrauch gefammelt, oder eine dazu berichtigende Gefehgebung aufs 
geftellt werden follte; c) befondere Landes⸗ oder Boligei- Ordnungen, 
welche auch Begenftände des bürgerlichen Rechtes betreffen, fofern die Ver⸗ 
hältniffe des Höffentlichen Mechtes, für weldye ſie zunächft gegeben wurden, 
zugleich privatrechtliche Beziehungen haben. Auch enthalten tie Land⸗ 
tagsfchlüffe und Abfchiene häufig gefepliche Beftimmungen über ein- 
zeine Verhaͤltniſſe. d) In vielen Ländern find nur einzelne Verord⸗ 
nungen über ganze Inftitute oder nur Über einzelne Gegenflänve 

derjelben ergangen. ®) 

Für die Landes «Kultur» und Agrar⸗Geſetzgebung inäbefondere kommen 
als Rechtsquellen noch die Dorfflatuten”?) in Betracht; ferner bie 
Volizei- und landwirthſchaftlichen Ordnungen, Bauerntöh- 
zen, Hofſprachen, Hofrechte und andere, die Güter- und Abhängig- 
feitö» Berhältmiffe der Dorfbewohner beftimmenden Anordnungen (inbeſ. 
auch die Eigentbums- und Dienfl-Orbnungen). 





4) Bergl. darüber Bichhorn’s Rechts⸗Geſchichte, $. 443. Note a. 

2) u. Tengler, Laienfpiegel von rechtmäßigen Ordnungen in bürgerlichen 
und peinlichen Regimenten. Augsb. 1509. Kol. u. öf. — Vergl. Eichhorn 
a. a O., $. 443. Note f. 

3) Vergl. über die Art der Anwendung der Deutfchen Rechts⸗Inſtitute in 
diefem Zeitraume: Cichhorn's Deutfches Privat⸗Recht, 8. 14. 

4) Bergl. Cichhorn's Rechts⸗Geſchichte, 88. 528. 530. 535. 

5) Bergl. hierüber Eichhorn's Deutfches Privat Recht, $. 15., insbefond. 


Note b. 

6) Eine Meberficht der wichtigeren Deutfchen Landesgefege, vergl. in 
Eichhorn's Deutfihem Privai⸗Rechte, $. 16., desgl. in Mittermeier’s Lehrb. 
des D, Br. R., $. 35. 

7) Vergl. Runde’s Grundf. des Deutichen Privat Rechte, 96. 73 —77., 
Wichhorn’s Dentfches Privatsfecht, $. 19. 

Zandes-Rultur-Gefedg. Bd. 1. J 
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L . 
‘ Säar Preußen insbeſondere. 


Was insbeſondere die Quellen der Preußiſchen Landes⸗ Kultur⸗Geſetz⸗ 
ebung betrifft, ſo ſind dies theils die betreffenden einzelnen Landes⸗ und 
Brovinzial-Gefege, Königl. und fonftigen Kabinets⸗Ordres und-Berordnun- 
‚gen, tbeild die yon den einzelnen Central⸗ und Provinzial» Behörven er⸗ 
Vaffenen Verwaltungs» und Ausführungs-Beftimmungen. 
Dieſe gefeglichen und adminiftrativen Beflimmungen Befinden ſich in 
folgenden Sammlungen und Werfen: 

I. Die früheren Orfege und Reſkripte — von 1415 bis 1806 — 
find in den Myliusfchen Sammlungen!) enthalten, nämlich: 

1) Chr. Otto Mylii Corpus Constitutionum Marchicarum, oder 
Königl. Preuß. in der Kur- und Mark Brandenöurg, auch inkorpo⸗ 
rirten Landen publicitte und ergangene Ordnungen, Edikta, Mandata, 
Nefkripte von Zeiten Friedrichs, Kurfürften zu Brandenburg, ad an⸗ 
num 1736. VI Shle Berlin und Halle. 

2) IV Continuationes und 1 Suppl. Bd. zur L, II. und III. Kontinua⸗ 
tton, enthaltend die Verordn. von 1737—1747. ' 
Novum Corpus Constitutionum Borussico — Brandenburgensium 
raecipue Marchicarum, oder Neue Samml. Königl. Preuß. und 
urfürftlich » Brandenburgifcher, fonterlih in der Kur» und Mark 
Brandenburg, wie auch andern Provinzen publicitten Verordnungen 
Erifte, Mandate, Reſkripte u. f. w., vom Anfang des Jahres 1751 
und folgende Zeiten. Mit Königl. Allergn. Bewilligung und dero 
Akademie der Wiſſenſchaften varüber ertheilten Privilegio, nebft einer 
Einleitung in die mannigfaltigen Geſetze eines Staats, und beſonders 
in dem König Preuß. und Kur- Brandenburgifchen, geiftlichen und 
weltlichen Juſtiz⸗ Milttair-, Rameral-, Polizei» und übrigen Landes⸗ 

gefegen. Tom. I—XIH. von 1751—1806. 
Zu diefer Samml. gehören zwei befonders erfhlenene Regifter- 


Bände. 

1. In ven allgemeinen Geſetzbüchern für den ganzen Staat. 
Diefe beſchraͤnken ſich nicht auf das Privatrecht, fondern umfaffen gleichzet- 
tig den größeren Theil des inneren Staatsrechts. Ste traten an die Stelle 
der früheren allgemeinen Rechtsquellen, infofern fle nicht ausdruͤcklich 
auf ältere V. vermweifen. 

IL Die neueren einzelnen Gefege und Verordu. wurden felt 
dem Jahre 1810 amtlich pnblizire2): 

1) durch die Sefeg- Sammlung für die Könige. Preuß. Staaten. 
Berlin. 1810-1852. 43 Bde. A. 


3 


Nr 
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4) Diefe waren urfprünglich nicht amtlich, erhielten jedoch durch das Pas 
tent zur Publikation der neuen Auflage bes A. L. R. v. 1. April 1803, mindeflene 
von da ab, den Charakter einer offiziellen Gefeß- Sammlung. 

2) Die Lüde zwiſchen dem Nov. Corpus Constitutionum, welches nur bis 
1806 reicht, und der &. &., welche mit dem Jahre 1810 anfängt, iR durch einen 
nachtraͤglich eridienenen Bd. der G. &. ausgefüllt, worin alle in diefer Zwiſchen⸗ 
zeit erfchienenen V. zufammengetragen find. 


- 
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Gie fol nach ver fie begsündenden B. v. 27. Dit. 1810. (G. S. 
1810. ©. 1) alle Königk. Gef. und B. enthalten, welche mehr als 
ein einziges Megierungd«Depart. betreffen. 

2) Durch Die Amtöhlätter der jegt vorhandenen 25 Negierungen 1), 

von 1. Ian. 1811 bis auf die gegemvärtige Zelt. 

Sie wurden begründet durch $.2. der ad 1 gedachten B. v. 27. 
DE. 1810, durch die V. v. 28. März 1811 über die Einrichtung der 
Amtsblättes in den Reg. Depart. und über die Publikation der Ge⸗ 
fege x. (8. ©. 1811 ©. 165), fowie durch die V. v. 8. Juni 1819 
x 2 1819. ©. 148) und 8. ©. v. 24. Juli 1826 (©. ©. 1826 

Durch diefe Amtsblätter und die ad 1 gedachte G. ©. erfolgt die 
Publikation Preuß. Geſege. 

IV. Außerdem erſchienen folgende amtliche und halbamtliche 
Sammlungen der MintflerialsBerorpnungen und — ſeit 1810 — 
ſolher — a Be die in ii ber 8 ©. abgedruckt worden: 

melang, neu rchio der Preuß. Sefi ung und Rechtagelehr⸗ 
2) Iamtet Berlin. —— 4 ae gta ’ | chiagelen 
athis, allgemeine jur e Monatsſch ür die Preuß. Staa⸗ 
lin. ist 8. 11 Bde. mit FW i 
3) u. Kamptz, Iahıbücher für die Preuß. Geſeggebung und Nechtsver⸗ 
waltung. Berlin. 1813-1844. 2) 
4) v. Kamptz, Ann. der Preuß. inneren Staatöverwaltung. Berlin 1817 
bis 1839, nebft 2 Megifter-Bon. | 
Diefen Werken ſchließen ſich folgende von den Minifterien amtlich 
eraußgegebene Samml. an: 
5) Juſtiz-Miniſterial⸗Blatt für die Preuß. Geſetzgebung und Rechts» 
pflege. Herausgegeben im Buͤreau des Juſt. Min. 4. (Begann mit 
dem 1. Ian. 1839.) 


6) Gentralblatt der Abgaben-, Gewerbe- und Handels⸗Ge⸗— 
fehgebung und Derwaltung in den Königl. Preuß. Staaten. 
Medigirt im Büreau des Finanz Minifterii. Berlin. 4. (Begann mit 
dem Jahre 1839.) 

7) Riniferlal- Blatt für die gefammte innere Verwaltung in 
den Königl. Preuß. Staaten. Herausgegeben im Büreau des Min. d. 
Fun, A, (Begann mit dem 1. Juli 1889, lieferte jedoch die betreffen- 
den R. vom 1. Ian. 1840 ab nachträglich.) | 

V. Außeramtliche Sammlungen der Gefehe und fonflige Ver⸗ 
ordnungen find, abgefehen von ven bereitd angeführten, folgende: 

1) Kleins Ann. der Gefepgebung und Rechtögelehrfamkeit in den Preuß. 
Staaten. 26 Bde. gr. 8. Berlin. 1799-1807. 

2) Bolftändige Samml. aller biöher ergangenen Entſcheidungen der Ges 
ſetz Kommiſſion. 2 Samml. 8. Berlin. 1794.- 1796. 

3) Auszug der neueren gemein-Preuß. Gefege und Verordnungen x. felt 
dem 1. Sunt 1794 ⁊c., in chronologiſcher Ordnung entworfen und 
herausgegeben bei der Pommerſchen Regierung. I—IV. Heft, vom 
1. Jun! 1794 bis 31. Dec. 1796. 2. Aufl. Stettin. 1798. 8. 


- 





4) Für die Beit Ihres Beſtehens find auch die Amtsblätter der demnaͤchſt mit 
anderen Regierungen vereinigten Regierungen zu Reichenbach und Gleve zu 


beachten. 
*5 Die in dies Werk aufgenommenen B. ſind ſyſtemaliſch gerne! in: Graͤff, 
Gammi. ſaimmil. 8., die in den v. Kamppfchen Jabrbü enthalten find. 
Berlin u. Breslau. 1830-1840, 13 Bde. u. 1 Reg. Bd. 
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4) Eifenberg u. Stengel, Beiträge zur Kenntniß der Juſtizverfafſung 
und der fur. Literatur in ven Preuß. Staaten. 6 Bde. Berlin. 1795 
bis 1799, und Stengel, neue Beiträge x. 12 Bde. Berlin und Halle. 
1799—1804. 8. 

5) Amelang und Gründler, Archiv des Preuß. Nechts. 3 Bde. 1790 
bis 1800. 8. 

6) Hoffmann’8 Repertorium der Preuß. Brandenburgifchen Landesge⸗ 
fege, welche in der älteren und neueren Ed.⸗Samml. enthalten find. 
Zuͤllichau. 1800. 1 Hl. u. 3 Fortſetz. 1802 — 1814. 2—A Thl. 
1810—1814. 

7) Rabe, Samml. Preuß. Geſetze u. V. ıc., nach der Zeitfolge geordnet. 
Thl. J. deftebend aus 7 Bon, und SbL2—13. Halle und Berlin. 

- 1816— 1824. 8. 

8) Mannkopff, Ergänz. und Abänderungen der Preuß. Befegbücher, 

oder Samml. ꝛe. nad) den Materien der Gefeßbücher geordnet. 6 Bde. 
und 3 Suppl. Bde. Berlin. 1835 ff. 8. 
Gräff, Koch, v. Adune, Simon und Wengel, Ergänz. u. Er⸗ 
läut. der Preuß. Nechtöbücher durch Befepgebung und Wiffenfchaft. - 
Unter Benugung der Juftiz-Mintfterial- Akten und der Geſetzreviſions⸗ 
Arbeiten herausgegeben: 10 Bde. Breslau. 1837—1839 und Suppl. 
Bde. dazu, Bredlau 1840. 1844. 1846. 1850. Zweite Ausgabe, 
bearbeitet von Gräff, v. Rönne, und Simon. 10 Thle. Bredlau. 
1842— 1844, und Suppl. Bde dazu 1846, 1850 u. 1851. Dritte 
Ausgabe. 12 Bde. Bredlau. 1847—1851. gr. 8. \ 

VI Außeramtlihe Sammlungen der nur die Landed-Kultur- und 
Agrar» Gefeggebung betreffenden Geſeze und Verordnungen find fol- 
gende: 

1) Sammlung der Königl. Preuß. Gefege und Verordnungen, welche 
die gutöberrlich-bänerlichen Verhältniffe betxeffen. 3. Aufl. Königsberg. 
1825. 8. Nebſt Nachtrag. Ebendaſ. 1825. 8. 

2) A. Schrader, Agraria der Preuß. Monarchie, d. i. Zufammenftellung 
aller für fümmtl. K. Preuß. Lande über Land» Kultur, gutshertl. und 
bäuerl. Verhältniffe ergangenen und gegenwärtig beftehenten x. Ge⸗ 

. fee und Verordnungen. 2 Thle. Magdeburg. 1824. 1835. 8. 

3) U. Jonas, Handbuch für O onomie- Kommiffarlen, oder materielle 
Zufammenftelung aller Gefehe, vie gutäherrlich= bäuerlichen Reguli⸗ 
zungen, die Gemeinheitstheilungen und die Ablöfung von Dienften, 
Moturalz und Geldleiſtungen betreffend. 2 Thle. Berlin. 1827. 


4) C. G. W. Danz, die agrarifchen Gefehe des Preuß. Staats feit 
dem Jahre 1806. 5 Bde. Leipzig. 1836-1839. 8. 

5) O. W. 2. Richter, die Königl. Preuß. Geſetze und Verordnungen 
über die gutäherrlichen und bäuerlichen Verhältniffe. vera. 1835. 8. 

6) I. Koch, die Agrar» Gefege des Preuß. Staats, nebft Ergänzungen 

“ und Erläuterungen. 4. Aufl. Breslau. 1850. & 

7) W. Sprengel, vie Abldfungs-Gefege des Preuß. Staats v. 2. und 
11. März 1850, mit dem Meglement v. 1. Auguft 1850, wegen Ab» 
Idfung und Amortifation der dem Domainen⸗Fiskus ald Berechtigten 
äufehenben Neallaften, ſowie den dazu von der Königl. Regierung zu 

agdeburg, der Königl. General-Kommiffton für die Provinz Sach⸗ 
fen zu Stendal und der Königl. Provinzial» Mentenbanf zu Magdes 
burg erlaffenen Inftruktionen, Verordnungen ıc. und den deklariren⸗ 
ben und abändernden MinifterialsRefkripten. Mit Genehmigung des 
König, Regierungs⸗Praͤſidii herausgegeben. Magdeburg, 1852. 8, 
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VIE Die Berfaffung, Gefeggebung und das Partikular⸗Recht 
der einzelnen Preuß. Landestheile betreffend. 2) 

A. Airovinz Preußen. 

Das Kulmfche Recht. (Der alte Kolm. Danzig. 1538. — Thom. 

584. — Jns Culmense ex ultima revisione, oder daß vollfländige Kul- 
miſche Recht, mit Anmeik. u. |. wm. Danzig. 1768. Neuefle Ausg. 1783, 
— Mit Hanow, Gefchichte des Kulmifchen Rechts, abgedruckt in Lemann's 
Brovinzialrecht von Weſipreußen, Br. 3. ©. 185 fi.) 

Friedrich Wilhelms, Königs in Preußen, verbeffertes Landrecht des Kö⸗ 
nigreich8 Preußen. 1721. (Abgedruckt in Lemann’s Provinzialvecht von 
Weftpreußen, Bo. 1. ©. 389 ff.) 

Grabe, Corpus constitutionum prutenicaram. III Vol. Regio- 
mont. 1721. 

Privilegia des „erzogthums Preußen. Braundberg 1816. 

Oftpreußifches Provinzial-Mecht, nach ven Publilations- Patenten vom 
4. Aug. 1801 und 6. März 1802. Berlin bei Naud, 1801. (Gültig 
für Oftpreußen, Litthauen, Ermeland und den Marienwerverfchen Iandräth« 
lichen Kreis). 

Provinztal-Mecht für Weftpreußen, vom Jahre 1844. (Publicirt durch 
Pat. v. 19. April 1844, ©. ©. 1844. ©. 103 ff.) 

B. Provinz Schlefien. 

Kaiferl. und König. das Erbherzogthum Schleften koncernirende Privi- 
legia, Statuta und Sanctiones pragmaticae. (Bon Brachvogel). 6 Thle. 
Breslau. 1713-1730. A. 

Sammlung der wichtigften und noͤthigſten, bisher aber noch nicht her⸗ 
ausgegeb. Kaiſerl. und Königl., auch Herzogl. Privilegien, Statuten, Res 
ffripten und pragmatiſchen Sanktionen des Landes Schleflen. (Bon Ar⸗ 
wor). 1736. 1739. A. 

M. Lipius, Sammlung aller in dem fouverainen Herzogthum 
Schleſten und deſſen inkorporirten Graffchaft Glatz ergangenen und publis 
eirten Ordnungen, Edikte, Mandate, Mefkripte u. f. w., feit d. 3. 1740. 
Breslau. Korn. 1—19 Br. 1752—1790. 4. — Neue Sammlung Br. 
1—12. Breslau. Korn. 1791—1820. 4. 

K. ©. Suarez, Samml. alter und neuer Schlef. Provinzial» Gefeke, 
mit Anmerk. 2 Thle. Breslau 1771—1773. A. 

Tſchoppe und Stenzel, Urkunden » Sammlung zur Gefchichte des 
Urſprungs der Städte und der Einführung der Verbreitung Deutfcher Ko⸗ 
iſten pyd Rechte in Schleſien und der Ober⸗Lauſtitz. Hamburg u. Ber⸗ 
j 

Die Ober-Laufit betreffend: 

Kollektion ver dad Markgrafthum Ober » Lauflg betreffenden Geſetze 
und Anordnungen, aus den Originalen zufammengetragen und in Orbnung 
gebracht. A Thle. Budiſſin. 1770-1799. 4. 

Brevinzials echt der Ober-Laufig. In genauen Abdrücken aller im 
Kolektionswerke enthaltenen, noch gültigen Verordnungen, nad) der Mates 
tienfolge des Landrechts. Breslau. 1837. 8. 

C. Previnz Pommern. 

A. v. Balthafar, Apparatus diplomaticus historious PBommerfcher 


Geſetze. Greifswald 1755. 


. 4) Theilweif e enthalten auch die unter Abfchn. II. (Literatur) sub II. (für 
— ſnebefonvere) unter II. (Parlikular⸗RNecht der einzelnen Landestheile des 
teuß. Staatesy: allegirteg "Schriften zugleich Sammlungen der beir. Quellen. 
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I. K. Dähnert, Sammlung gemelner und befonderer Pommerfcher 
und juriflifcder Landes-Urkunden, Gefege ꝛc. Stralfund. 1765. ff. — Mit 
Fortfeß. u. Mepertor. von ©. v. Klintomwftrdm. 1799. , 

Fr. 9. Dreger, Codex Pomeraniae diplomaticus, oder Urkunden, 
fo die Pommer-, Rügen» und Lamtrifchen, auch benachbarte Lande anges 

en ıc. Berlin. 1768 ff. (Neue Ausgabe 1796.) ol. Wit Fortfeg. u. . 

egifter (von I. K. K. Oelrichs). Stettin. 1795. 

D. Fr. Quickmann, Ordnung oder Sammlung derer in dem Königl. 
Preuß. Herzogthbum Pommern und Bürftentfum Kammin bis zu Ende des 
17aTRen Sahree publichtten Edikte, Mandate und Mefkripte. Brankfurt 
a. O. 1750. 4. 

Fr. 9. Sonnenfhmidt, Sammlung der für Neu-Borpommern und 
Rügen in den I. 1802 His Schluß 1817 ergangenen Geſetze, Königl. Schreis 
ben, Regterungs- Patente, Refkripte ꝛc. 2 Bde. Stralfund.. 1844. 8. 

D. Provinz Brandenburg. 

Landbuch des Ghurf. und Marl Brandenburg. Herausgegeben von 
Herzberg. Berlin. 1781. 

L. Diftelmeyer, etliche Statute u. Gewohnheiten der Chur⸗ und. 
Marl Brandenburg, gezogen aus den Churf. Reverſen ıc. 1609. 4. — mit 
Anmerk. 3. Scheplitzii unt. d. Tit. Consuetudines Electoratus et 
Marchiae Brandenburgensis. Lips. '1607. recogn. et auxit Ch. B. 
Pape. Berl. 1744. Fol. 

Bir W. Ber gen , —— Marchica om Sammlung ungedruckter 
Urkunden und Nachrichten zum Nutzen der Brandenburgſchen Hiſtorie. 
Wolfenbüttel. 1755 — 1763. 3 VI. Bol. 8. ° ſtoie 

Deffelben, diplomataria veteris Marchiae Brandenburgensis, aus 
den Archiven gefammelt. 2 Bde. Stettin. 1765— 1766. 8. 

Deffelben, Codex diplomaticus Brandenburgensis. VII Tom. 
Berlin. 1779— 1785, — fortgefeßt von v. RRaumer. Berlin, Stettin 
u. Elbing. 1831. ff. 

Riedel, novus codex diplomaticus Brandenburgensis. Berol. 1838. 

Sammlung der Provinziale und flatutartfhen Sefege in der Mark. 
Brandenburg. 3 Bde. Berlin. 1832— 1833. 8. 

E. Provinz Sachſen. 

Chr. O. Mylius, Corpus constitut. Magdeburg. oder Königl. 
Preeuf. un —— Branbenburg. ae rbmungen, Erikte u. Nan⸗ 
Date im Herzogthum deburg, von — 1714. Magdeburg u. Halle. 
1715. M Vol — Cant — — goebutg u. ha 

H. Fr. 9. Dietz, Archiv Magdeburgiſcher Geſetze. Neue Ausg. Magde⸗ 
burg 1800. (1781.) 8. Sad er ß g 

ugusti, Herzogs zu Sachſen ꝛc., ſaͤmmtliche F Magdeburgiſche 
Ordnungen und vornehmſten Mandata. Leipzig. Hy ” ei“ 


6 ac ——— nm der vornehmſten Landesverträge des 

—— — 
Hr 
bi8 1813. Berlin, 1841. | 
Rn u ron und Dr. A. v. Daniels, Handbuch ver für 
die K. Preuß. Otheinprecingen verfünbeten Befee, Verpernungen und 
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Biegierungebefchtäffe aus der Zeit der Fremdherrſchaft. 1I—5 Br. Köln. 

Gefege und Verordnungen für die K. Preuß. Rheinprovinzen. 3 Hfte. 
Koblenz. 1822. 8. a ß Rheinprovinz or 

Sammlung von Gefegen und Verordnungen für die K. Preuß. Rhein⸗ 
provinzen. Bd. 1. (Enth. die bis 1821. ergang. Verordn.). Koblenz. 1827. 8. 

W. Günther, Codex diplomaticus Rheno-Mosellanus. 5 Thle. 
Koblenz. 1822-— 1826. 8, - | 

A. A. Haas, Codex des linken Rheinufer und des Franzoͤſ. Meiche. 
1 Br. Trier. 1822. 8. 

3. 3. Scotti, Sammlung der Geſetze und Verordnungen, welche in 
dem ehemaligen Herzogthume Jülich, Cleve und Berg und in dem vor⸗ 
maligen Serzogthume Berg über Gegenflände der Landeshoheit, Verfaffung, 
Derwaltung und Mechtöpflege ergangen find. Vom I. 1475 bis zu ter 
am 15. April 1815 eingetretenen K. Preuß. Landesregierung. Zuſammen⸗ 
geftelt und herausgegeben nach dem ganzen und auszugsweiſen Inhalte 
der vorhandenen Geſetze und Verordnungen, mit Zugabe mehrerer Urkun- 
den. 4. Thle. Düffeldorf. 1821 — 1822. 8, 

3. I. Scotti, Sammlung der Gefege und Verorduungen, welche in 
dem SHerzogthume Cleve und der Grafichaft Mark über Gegenſtände der 
Landes hoheit, Verfaffung, Verwaltung und Nechtöpflege ergangen find, vom 
3. 1418 bis zum Eintritt der K. Preuß. Regierungen im I. 1816. Im 
Auftsage des Miniftertums beraudgegeben. 5. Thle. Düjfelvorf. 1826. 8. 

Volftändige Sammlung von Evikten, die Verfaffung des Erzſtiftes 
Köln betr. 2 ale Köln. 1772. 8. 

3. 3. Scotti, Samminng der Gefege und Verordnungen, welche in 
dem vermaligen Churfürftentgume Köln über Gegenftände der Landeshoheit, 
Berfaffung, Verwaltung und Mechtöpflege ergangen find, vom Jahre 1463 
bis zu Eintritt der K. Preuß. Regierungen im 3. 1816. Im Aufte. des 
8. Dreuf. Hohen Staatsminiſt. zufammengetr. u. herausgegeb. 3 Abthlgen. 
Düffeloorf. 1830 — 1831. 8. Ä 

Neue Sammlung fämmtlicher in der Preuß. Rheinprovinz für Rechts⸗ 
pflege und Verwaltung Geltung babenden Gefege und Verordnungen. 
6 Abthlgen. Trier. 1845 — 1848. 8. - 

J. DM. Sittel, Sammlung der Provinzial» und Partikular⸗Geſetze 
und Verordnungen, welche für einzelne, ganz oder nur theilmelfe, an die 
Krone Preußen gefallene Territorien des linken Rheinufers über Gegen⸗ 
flände der Landeshoheit, Verfaffung, Verwaltung, ÜMechtöpflege und des 
Rechtözuftandes exlaffen worden find. 2 Bde. Trier. 1849. 8. 

. Eramer, Sammlung von Gefehen und Verordnungen, weldje bie 
fünf Franzoſ. Gefegbächer moriflziven, oder außer denfelben in den Königl. 
Preuß. Mheinprovingen gelten. Grefeld. 1842. 16. 


Zweiter Abfchnitt. 
Literatur. 


l. 
Allgemeine. 


_ Hierher gehören zunaͤchſt bie Werke Aher Deutſches Staats⸗ und 
— infofern fle zugleich die Verhältniſſe des Grundeigen⸗ 
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thums, insbeſondere mit Rückſicht auf die Entwidelung des gutd«, grund», 
gerichtö = und Iandeöherrlichen Rechte, behandeln. ! 
Ueber die erwähnten Verhältniffe fpeziell und ausfchlieglich han⸗ 
deln unter Andern folgende Werte. 
3.2. v. Rohr, Sausgaltunge-Reäft 3 Thle. Leipzig. 1716. 4. 
J. P. Ludewig, de jure clientelari germanorum in feudis et colo- 
nüs. Halae. 1717. 
Rietschier, dispatatio juridica de praediis, quae vulgo: Laßgüter 
appellantur. Lipsiae. 1735. 
3. Deneke, neu vermebrtes Dorf» und Landrecht, d. i. vollfommener 
Unterricht von den Dörfern ꝛc. 5. Aufl. Branffurt u. Leipzig. 1739. 4. 
JR. Saufhitv, jur. Abhandl. von Bauern» und Frohndienſten, 
auch der in Mechten gegründeten Vermuthung ihrer natürlichen Freiheit. 
Dresden. 1771. 4. 
Fr. Ch. Leyser, jus georgicum, sive tractatus de praediis, von 
Zandgütern. Lipsiae. 1741. Fol. 
I. &. Klingner, Sammlungen zum Dorfe und Bauernrechte. 4 Thle. 
eeipglg 1749 — 1755, 
truve, commentatio de jure villico. Hannoverae. 1768, 
| C. F. v. Beneckendorff, Oeconomia forensis, oder Inbegriff der 
lanbrkeh1hafi,  abeheiten, welche allen Beristöperfonen zu wiffen nöthig 
And, — En —38 Den nn 1784 4. gn 
uftus Möſer, Oönabrädfche Geſchichte. 80 (Neu heraus eben. 
Berlin. 1819 — 1824.). er 


1) Als befonders beachtenswertb find in dieſer Beziehung folgende Werke die⸗ 
ſer Fattgien zu bezeichnen: 

J. J. Moſer's —* — Staatsrecht. Nürnberg. 1737. ff, und deſſen neues 
Teutſches Sẽiaalsrecht. 1766— 1775, mit Regifter. (Hierher gehören beſonders aus 
dem neuen Tentfchen Staatsrechte: Bd. 16. Thl. 8. Die Lanveshoheit in Ans 
fehung der Unterthanen, Berfonen und Vermögen, desgl. Bd. 17. von ber Tents 
ſchen te hanen Rechten unb Pfühten.) 

3.3 }. . Mofer, Grundfäge von dem Deutfchen Brivatrechte überhaupt. Freanff. 


1738, 
3. 5. Runde, Grundſaͤtze des gemeinen Deutſchen grwat⸗dechts. 8. Aufl. 
Heradogegeben von €. 2. Runde. Böttingen. 1828. 8 
W. A. %. Dany, Handbud) des Heufigen Deutfchen Brivat:Rechte, nach dem 
Syſteme dee Hofrathe Runde. Kortgefest von 2. 3. Öriefinger 11 Bbe, 
Stutt an — 8. Fin —* N 
ttermaier, nbfäße bes emeinen eutfchen Brivat t6. 
2 Bde. 7. Ausg. Megensburg. 1847. 8, i ü Arivat-ech 
Deſſelben, Beiträge zum Deutſchen Brivats echte, ale Sufäpe zu ben 
en des gm Deutfchen Privat⸗Rechtes. Landeshut. 1824. 
Eichhorn, Kinleitung in das Dentfche Privat: Recht mit Ginfchlug 
des een * ae a ungen. 2, R 
eſſelben, Deutiche Staates und Rechts⸗Geſchichte. 5. Aus 
— ch ſchichte. Ausg. Goͤttingen. 
3. Weiske, —8 — des Deutſchen Privat⸗Rechts nach dem Sachſenſpie 
gel mit Verüdfichtigung ber Bergleichung bes Schmabenfplegets, vermehrten en 
fpiegele Bo Sächficen en hblibes. veiyaig. 1 1826. 
pps, Grundſaͤthe des gemeinen Dent sen rivat⸗Rechtes mit Eins 
Kaug ie Emmi. 2 ‚ei * Auf. Berlin. N * ateſeechtee mit Gin 
aurenbrecher, Lehrbuch des geſammte * I emeinen D 
et 2 mt . Aufl. FAR: 0.8 * gen gemeinen Deutſchen 
eſeler, Syſtem des gemeinen Deutfchen —2 Leipzig. 1847. 8, 
E38 Balter, Deutfche Rechtes @efchichte. Bonn. re. 


D. Hällmann, Geſchi eu sd 
q Ausg. 3 <hle. Berfin. je 3 es Urfprumgr Site in Deutſchland. 
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L. F. Gabke, Grundſat⸗ des Dorf» u. Bauern⸗Rechts. Halle. 1780. 8. 
v. Buri, Erläuterung des in Deutfchland üblichen Lehnrechts; heraus- 
gegeben von Runde. Gießen. 1783. (Das Bauern⸗Recht im 2. Thl.) 4. 
neben, dkonomiſch⸗ juriftifche Abhandlung von Wittergütern. Leip⸗ 
zig. 
Anton, Gefchichte der Deutfchen Lantwirthfchaft von ten älteſten 
Zeiten dis zu Ende des funfzehnten Jahrhunderts. Gdrlitz. 1799 — 1802. 
8. Montag, Gefchichte ver flaatöbürgerlichen Freiheit oder der Rechte 
der gemeinen Freien, des Adels und der Kirchen Deutfchlandd. Bamberg 
u. Würzburg. 1812. ff. 
N. Rindlinger, Gefchiihte der Deutfihen Hoͤrigkeit, insbeſondere der 
ſogen. eeideigaſchatt Berlin. 1819. 8 
Dr. Geßner, gef efchichtfiche Entwickelung der gutsherrlichen und 
Gänerliihen Berhältniffe eutſchlands von ihrem Urſprunge bis auf Die 
nee Se Zeiten ꝛc., oder praktiſche Geſchichte der Deutfchen Hörigfelt. Ber⸗ 
lin. 
8. 8. Beiaf el, rechtshiſtoriſche Unterfahtngen, das suieherrlig 
bänerfihe Verhältniß in Deutfchlant betreffent. 3 Thl. 1822 — 1880. 
Srh. v. dagthauf en, über die Agrar⸗Verfaſſung In Nord⸗Deutſchland. 
Berlin. 1829. 8 
Zahariä, der Kampf des Grundeigenthbums gegen die Gutgherrlich⸗ 
fett. Heidelberg. 1832. 
— die Grundlagen der fruͤheren Verfaſſung Deutſchlands. Leip⸗ 
J. Chr. Fleiſ heuer, das gutäherrlich = bäuerlihe Verhaͤltniß in 
Deutſchland. Neuflavt. 1837. 8. 
C. Dunter, die ech von den Neallaften, in ihren Grundzügen 
dargeſtellt. Marburg. 1837, 8, 


II. 
Für Preußen insbeſondere. 


I. Die iger Sehne im Allgemeinen betreffend. 

A. Fi serhthtliher Beziehun 

e. über Leibeigenſchaft und Erbunterthänigteit der Landbewoh⸗ 
ner in po m Brenf, Staaten. Halle. 1798. 

Ueber die Aufbebung der Leibeigenfchaft, Gebunterthänigfeit oder Guts⸗ 
pflichtigfeit in Preußen. Ein Geſchenk für ben Preuß. Adel zur Beherzi⸗ 
gung beim Landtage 1798. Berlin. 1798. 

deber vie Aufhebung der Gebuntertbänigfei in Preußen. Königsberg. 
3. 


2. iu 8, Geſchichte der ſtaatswirthſchaftlichen Geſetzgebung im Preuß. 
Staate, von den älteſten Zeiten bis zum Ausbruche des Krieges im Jahre 
1806. Berlin. 1808. 8. 

E. F. Klein, über die geſetzliche und richterliche Begünſtigung des 
Bauernſtandes. Mit einigen Sufgen in Beziehung auf has Edikt vom 
9. Okt. 1807 herausgegeben. Berlin und Stettin. 08 .CTheilweiſe 
auch abgedruckt in Klein's Annalen, Br. 24. ©. 167.) 

—* v. Kamptz, über daB —JJ— Verhaͤltniß in den Preuß. 
Stadien. (In v. Kampt Jahrb. Br. 24. ©. 167). 

B. Kritiken der Alteren und neueren Agrar-Gefepgebung. 

1) Die Gefepgebung von 1811 His 1850 betreffend. 

n meine Mitbürger über das Edikt, welchee die tünftigen Berhältniffe 
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zwifchen dem Gutsheren und Bauern feſtſtellt. Bon einem Preuß. Patrio⸗ 
ten. Berlin bei Dede. 1811. 8. 

v. Hagen, über das Agrar» Gefeg und ‚die Anmwenpbarkeit deſſelben. 
Königsberg 1814. 8. 

v. Bülow, über die Mittel zur Erhaltung der Grundbeftger. Berlin 1814. 

Denkſchrift über die durch die Verordnungen v. 14. Sept. 1811, vom 
29. Mai 1816 und 20. Juli 1817 anbefohlene Regulirung der gutsherr⸗ 
lichen und bäuerlichen Verhältniffe. Königsberg, den 1. Juni 1818. (Ges 
drudtes Manuffript). 8. (Gegen die betr. Agrar⸗Geſetze gerichtet von den 
Preuß. Gutsbeſttzern). 

G. F. Häfe, Anfichten über die höhere und geringere als die Normal» 
entfchädigung nah dem Erift von 1811 und 1817, vie Negulirung der 
gutöherrl. u. bäuerl. Verhaͤltniſſe betr. Stargard. 1820. 8. 

Ir — Hering, über die agrariſche Geſeßggebung in Preußen. Berlin. 
Jahn, über die agrarifche Gefeßgebung. (In der Kameraliftifchen Zei⸗ 
tung für die Preuß. Staaten, Jahrg. 1837. ©. 587.) 

2) Die neuefte Agrar-Öefeggebung betreffend. 

D. Blumenthal, über Ablöfung der Reallaften und Errichtung 
von Rentenbanken. Noc ein Wort vor der Entfcheitung Breslau. No⸗ 
veınber 1849. 8. 

Petition der Synode Berlin Land gegen die Majoritätsbefchlüffe der 
zweiten Kammer in Betreff ver, Ablöfungen ber Renten und Naturalabgaben 
aud) für die geiftlichen Inflitute und milden Stiftungen, eingereicht bei der 
erfien Kammer ver Abgeordneten. Berlin. 1850. 8. 

C. Kommentare, Erläuterungen und Handbücher. 

1) Die Gefeßgebung vor dem Jahre 1850 betzeffend. 

Dr. € M. Schilling, Handbuch des Landwirthichafts » Nechts ver 
Königl. Preuß. Staaten. Leipzig. 1829. 8. | 

I. 3. Weichſel, Kommentar zur Königl. Preuß. Gemeinhelistheilungs- 
Ordnung v. 7. Juni 1821. Magdeburg. 1824. Nebft Zufägen dazu. 
Magbeburg, 1827. 8. ' 

. K. Kretſchmer, Konkordanz der König. Preuß. agrarifhen Ges 
fege unter fich, mit dem A. 2. M., den älteren und neueren Verordnungen, 
den Entfcheinungen der Gerichtöhdfe und den Anflchten der Rechtslehrer. 
Ein praftifcher Kpmmentar. 2. verb. Aufl. 2 Bde. Danzig. 1848. 8. 

Dönniges, die Lands Rultur-Gefepgebung Preußens; eine Zufammen- 
ftelung und Erläuterung der feit dem 9. Oftober 1807 ergangenen Geſetze 
über den Grunpbeflg, in befonderer Beziehung auf die Beidrderung der 
Boden⸗Kultur, auf die Negulirung —B Verhaͤltniſſe, auf 
Abloſung von Reallaſten und auf Gemeinheitsthetlung. Im hoͤheren Auf- 
trage mit Benugung amtlicher Quellen entworfen und beraudgegeben. 3 Bde. 
Berlin. 1842. 1843. 1845 u. 1847. 4. Nebft Fortfegung, enthaltenn ' 
die neuefte Preuß. Geſetzgebung über die Befreiung des Grundbeſthes von 
Abgaben, Laften und Einfchränktungen. In 2 Abtheil. Frankf. a. D. um. 
Berlin. 1849 u. 1850. 4. (Vergl. die dies Werk empfehlenden K. M. 
des Min. d. J. v. 8. Febr. 1842 u. v. 12. Juni 1844. im Min. BI. f. d. 
V. 1842. ©: 26. No. 36. u. 1845. ©. 169. Nr. 196.) j 

2) Die neuefte —S e— betreffend. 

H. Wulſten, die neuen Agrar⸗Geſetze des Preuß. Staats. Vom 2. 
und 11. Maͤrz 1850. Mit den Motiven der Regierung und ter Kammern, 
nebft Sachregifter und Anmerkungen. Frankfurt a. DO. 1850. 8. 

BP. 2. Schuhmann, Erläuterungen zu dem Geſetze, beir. die Ablöfung 
der Meallaften und die Regulirung der guiähestlichen und bäuerlichen Ber 
bältniffe vom 2. März 1850, Unter Benutzung amtlicher Quellen mit Ge⸗ 
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nehmigung des Königl Preuß. Binifteriums für Iandwirtbfchaftliche Ange⸗ 
legenbeiten herausgegeben. Berlin. 1850. 3. (Vergl. das dies Werk 
enpfehlende ©. R. des Pin. für landwirthſchaftliche Ang. v. 10. Mai 1850 
im Bin. DI. für d. i. V. 1850. ©. 138. No. 190.) 

A. W. M. Frey, praktiſche Erläuterung des Ablöfungsgefeges vom 
2. März 1850 zum Gebrauche für die Partheien, Schiedsrichter und Spe⸗ 
zial » Kommiffarten, nebft einem Anhange über drei wichtige Kontroverfen 
des ehed. Bredlau. 1851. 8. 

5. Fiſcher, Hülfsbuch für bäuerliche Beſitzer, Gutähersen, Schiedsrich⸗ 
ter und Beamte der Auseinanderfegungd» Behörden oder das Ablöfungs- 
Gefeg vom 2. Mär; 1850. Berlin. 1850. 8. > 

8%. 9. Rönne, das Geſetz vom 11. März 1850, betreffend die auf 
Mühlen-Grunpftüden baftenden Neallaften; nebft einem praftifchen Kom⸗ 
mentar zu demfelben und einer Fritifchen Beurtheilung des Geſetzes. Kin 
Handbuch zum Gebrauche für die Auseinanverfegungs-Vehörben, hie Schieds⸗ 
sichter und die Berechtigten und Berpflichteten. Brandenburg 1850. (In 
Kommiffton bei U. Möller). 8. 

D. Sammlungen von Abhandlungen und Rechtsſprüchen. 

Forni, Maſuch und Kuh, Zeitfchrift für gutsherrlich⸗baͤuerliche Vers 
bältniffe, LandessKultur und Gefehgebung. Breslau. 1839. Br. 1. 

Zeitfchrift für die Landes» Kultur» Gefegebung der Preußiſch. Stanten. 
Herausgegeben von dem Königl. Mevifiond- Kollegium für Landes» Kultur 
Sachen. Berlin. 1847 — 1852. 8. (Bis jet 5 Bde.) [Bergl. die 
anstliche Ankündigung v. 19. Febr. 1847 im Juſt. Min. Bl. 1847. ©. 103. 
und im Min. DI. d. i. Verw. 1847. ©. 53. Nr. 82.]. 

Rameraliftifche Zeitung für die Preuß. Staaten. Berlin. 1835 ff. A. 

Hierher gehören ferner die Nechtöfprüche ver Preuß. Gerichtshöfe von 
Simon und v. Stramff (Berlin. 1828 ff. 4 Bde.); deren Fortfegung 
in den Entſcheidungen des Ob. Tribunald (Berlin, 1837 ff., bis jet 
23 Bände); dad Neue Archiv für Preuß. Necht und Verfahren, ſowie für 
Deutfches Privatrecht, von Dr. Sommer, Ulrich und Boͤle (Arnsberg. 
1834 ff., bis jetzt 15 Bde.); das Acchlv für Rechtsfaͤlle aus der —** 
der Rechtsanwalte des Ob. Lrib herausgegeben von Th. Striethorſt, 
K. ©. Rath. (Berlin. 1851 ff., bis jetzt 5 Bde.); und Koch's Schle⸗ 
ſiſches Archiv für praktiſche Rechtswiſſenſchaft. (Breslau. 1840 ff. 6 Bde.). 

E. Praktiſche und insbeſondere techniſche Hülfswerke. 

8. v. Daum, Beitraͤge zur Befbrberung des Gefchäftäbetriebes ver 
Regulirtungs- und Gemeinheitötbeilungd-Kommiffarien. 2 Bde. Berlin. 1826. 

3. 8. Kretſchmer, Anleitung zum Gefchäftsbetriebe ver Oekonomie⸗ 
Kommifjarien. Berlin und Stettin. 1828. 8. 

W. H. Bland, über Gemeinheits⸗Aufhebungen im Allgemeinen und 
insbef. in med auf den Den Bezirk Merfeburg. Kalle. 1826. 8. 

5. 3.9. Rofemann, Anleitung zur Entwerfung mehrerer bei Ge» 
meinheitötbeilungen und Ablöfungen von Servituten vorkommenden tech- 
nifchen Arbeiten. Quedlinburg u. Leipzig. 1842. 

3. 5. Ruſt, über Ablöfung der Servituten. Magdeburg. 1835. 

Deffelben, vie bei Gemeinheitötheilungen und Abſchätzungen von 
Srundfläden vorkommenden technifchen Arbeiten. Duedlinburg. 1844. 

Eytelwein, Anleitung zur Ermittelung der Dauer und Unter eltunge- 
Sohlen der Gebäute und zur Beflimmung der Baus Abldfungs- Kapitalien 
und jährlichen Renten. Berlin. 1831. 

Dr. ®. Pfeil, über Befreiung der Wälder von Servituten im All⸗ 
gemeinen. Zülliheu u. Freiſtadi. 1821. 8. 

1828 ef (feib en, Anleitung zur Ablöfung ver Wald» Servituten. Berlin. 
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G. 8. Hartig, Beitrag zur Lehre gan Abldfung ver Holz⸗, Streu« 
und Weide-Seroitute. Berlin. 1829. 

E. H. Linde, Verſuch einer Sufemmenfeftung der anzuwendenden 
Grundſaͤtze bei a fehlgungen oder &rmittelung des Reinertrags von Grund 
und Boten. Halle 1832. 8. 

C. W. H. ehe, idhandbuch zum Gebrauch bei Gemeinheitsthei⸗ 
lungen. Leipzig. 1831. 

Krauſe, über die Abloͤſungen der Servituten und Gemeinheiten in 
ven Forſten. Gotha. 1833. 

W. Albert, die nerdtung der Wald⸗Servituten und die Entbehrlichkeit 
der noalbfieen. eeipzi g. 

I. Das ler ent der einzelnen Zandeötheile des 
Breußifgen Staates betreffend. 

v. Kölln, hiſtoriſches Archiv der Preuß. Provinzials-Verfaffung. Ber⸗ 
In. oe. ff. 8. (Unvollendet). 

v. Kamphz, die Spinu l⸗ und ſtatutariſchen Rechte der Preuß. Mo⸗ 
3 Thle. Berlin. 1826. 8. 
Die Provin bene betreff 


br. zemann, rovinzial⸗ — Der drooinz Weſtpreußen. A Bde. 
kei 1 1830-18 
€. Frhr. N 2wegeſ ack, Weſtpreußiſches Provinzial ⸗Recht. 2 Bte. 


Danzig. 1845. 8, (Vergl. die Recenſion in Sommer's Arnsberger Ar⸗ 
iv, Bd. 12. ©. 503. 
Die Oſt⸗ und , Beftpeeuffipen Provinzial⸗Geſetze und Statuten. Glo⸗ 
gau u. Berlin. 
CEhr. —&x " andbuch uͤber das Oſtpreußiſche Provimial⸗ Recht. 
Infterburg. 1821. 8. 
Beiträge zur Kunde Preußens. Königäberg. 1818. ff. 6 Bde. 8. 
I. Voigt, Gefchichte Preußens von den Älteflen Zeiten bis zum Un⸗ 
tergange des Deutfchen Ordens. Königsberg. 1827. ff. 8. 
Deffelben, überfichtliche Darftellung ver Reits-Berfoffung Preußens 
währen der Ordens⸗Herrſchaft. Marienwerber. 1834. 
N. Frhr. v. en e bie Ländliche —2*8 in den Provin⸗ 
zen Oſt⸗ und Weſtpreußen. Koͤnigsberg. 1839. 
Lavergne= Peguilben, die Landgemeinde im Preußen. Königsberg. 
1841. 


8. 
B. Die Provinz Schlefien betreffend. 
J. A. Friedenherg, Tractatus jurid. pract. de generalib. et par- 
tieularib. quibusdam Silesiae juribus secundum moderunm usum insti- 
tutus, oder Abhandlung von den in Schleſten üblichen Rechten. II. Vol. 
Vratislav. 1743. Fol, 
5 W. A. Vater, foflematifches Nebertortem der uf, Schlefle 
ſchen — 2 Bde. Breslau u. Freiburg. 1798. 
achaly, das Schleflfche Provinzial⸗Recht. Brablan. 1831. 8. 
Siyle. dad Provinzial Recht von Nieder-Schleften hiſt. Frit. erläutert, 
nebft e, Neberfiht d. Ober-Schlef. Provinzial-Mechts, von Weſtarp. Bres⸗ 
au 
A. Wenzel, jetzt befehenbee Denon Il Regt des Herzogthums Schles 
fien und der Grafſchaft Glatz. n. 1839 
u endwig das jetzt — *8 Ober Schlinge Provinzial⸗Recht. "Ber 
n. 
Fr. A. Taiſtrzik, über Dienſt⸗Reluitionen in Schleften nititelft eines 
u errichtenden Iandfchaftlichen Kredit- Inflituts, nebft entwidelten Grund⸗ 
* zu einem vergleichen Kredit» Inſtitute. In ® eziehung auf die neue 
Gefeggebung. Ratibor. 1817. 8. (Als gedruckte —*2 
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Schr. v. Lüttwitz, ift die Aufhebung der Zehntel-Bärtner in Schle- 
ſten rathſam? Schweinnig. 1818. { s b 
Unpartheiiſche freimüthige Anſichten eines praktiſchen Landwirths über 
die Folgen des Edikts v. 14. Sept. 1811 und defſen Deklaration v. 29. Mai 
1816. Für Ober» Schleften, insbeſondere die Kreife des rechten Oder⸗ 
Uferd. Bredlau. 1824. 8. 
Ueber das Rechts⸗Verhaͤltniß der Drefihgärtner in Schleflen. (Im 
Koch's Schleſiſch. Arch. Br. 1. ©. 123.). 
Vieber die Natur und die Verſchiedenheit der Gärtner» Verhältnijfe in 
en (In der Zeitfchrift von Korni, Kuh und Maſuch, Br. 1. 


Ueber das Beflgrecht der Laffen in Schleften. (In Striethorſt's Rechts⸗ 
fällen des Ob. Trib., Br. 3. ©. 354. Nr. 173.). 

Die Ober-Laufih betkeffend. 

Anton, über die Rechte der Herrfchaften auf ihre Unterthanen, nebft 
Bemerkungen über die Berfaffung in der Ober⸗Lauſitz. Leipzig. 1791. 

Uechtriz, über Grundherren⸗Verhaͤltniſſe und UnterthanensDienfte, mit 
befonderer Rüdficht auf die Aufhebung der letzteren. Goͤrlitz. 1816. 

Beleuchtung diefer Schrift. Goͤrlitz. 1816. 

Verſuch einer Darftelung der im Markgrafthume Ober-Laufig gfeiihen 
ErbsHerrfchaften und Erb⸗Unterthanen ftattfindenden Rechte und Verbind⸗ 
lichkeiten. Breslau. (Dresven.) 1824. 

C. Die Provinz Pommern betreffend. 

A. v. Balthasar, tractatus juridieus de hominibus propriis, 
eorumque origine etc. in Pomerania atque Rugia. Grfsw. 1779. 4. 

Zettwach, Provinzial⸗Recht des Sersogtbume Alte, Vor⸗ und Hin⸗ 
ter- Bommern, nach Ordnung des U. 2. R. dargeſtellt. Aus amtlichen 
Quellen bearbeitet. Stettin. 1835. 8. 

Das Provinzial⸗Recht des Herzogthums Neu⸗Vorpommern und des 
Fürſtenthums Ruͤgen. Im Auftr. des K. Juſtizminiſt. f. d. Geſet⸗Reviſton, 
nad) des Ordnung des A. L. R. aus amtlichen Quellen bearbeitet. 6 Ahle. 
Greifswald. 1836-1837. 8. 

Ueber die Bauer⸗Ordn. Pi das Senzogum Vor⸗ und Hinter⸗Pommern 
v. 30. Dee. 1764. (N. C: C. Tom. IH. ©. 531, Rabe's Samml. 
Br. I. Abth. 3. ©. 79), vgl. Bericht des Hofger. zu Köslin v. 25. März 
1807 und der Reg. zu Stettin v. 20. Mat, u. R. ded Großfanzlerd v. 
3. Juni 1807. Sn v. Kamptz Jahrb. Br. 28. ©. 279 — 286); desgl. 
Erf. des Ob. Trib. v. 26. Ian. 1833 in den Entſch. Bd. 1. ©. 136 ff. 

Gutachten des König. Geh. Ob. Tribunald (v. 19. Dee. 1845) über 
dad Rechtö- Berbältnif der In Pommern auf Stantökoften angelegten ſoge⸗ 
nannten Weliorationshöfe. (In ter Zeitfcht. des Reviſ. Kolleg. für Lan⸗ 
des⸗Kultut⸗Sachen, Br. 5. ©. 115 ff.). | 

E. M. Arndt, Verſuch einer Gefchichte ver verbeigenfeheft in Pom⸗ 
mern und Mügen. Nebft einer Einleit. über die alte Deutfche Leibeigen- 
ſchaft. Berlin. 1803 u. 1818. 

E. M. Arndt, Gefchichte der Veränderungen ver bäuerlichen und herr» 
chaftlichen ale 10 in dem vormaligen Schwerifchen Pommern und 

en vom Sabre 1806 bis zum Jahre 1816, als ein Anhang zu deſſen 
im Jahre 1803 erfchienenen Verſuch einer Gefchichte der Leibeigenfchaft in 
Pommern und Ruͤgen. Berlin. 1817. 8. Ä | 

D. Die Brovinz Brandenburg betreffend. 

Bon der Berfaffung der Bauern in der Kur⸗ und Neumark. (Abhandl. 
in Mathis fur. Mon. Schr. Bd. 3. ©. 287.) 

Ueber die Rechte der Bauern in der Neumark. (Aus Erkenniniffen des 
App. Sen. des Kammergerichts, in Mathis a. a. O., Br. 11. ©. 119.). 
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Ueber die Befchaffenheit der Laßgüter, insbeſond. in der Fran 
(Ef. des Apy. Sen. des Kammergerichts, in Mathis a. a. O., 
©. 562. u. in Stengel’8 Beiträgen, Bd. 2. ©. 136. ff.). 

Ueber die Zrqaffeg heit der Bauergüter in der Mittelmark (in Sten⸗ 
gel's Beitr. Br. 2. ©. 1 — 15.); in der Alte und Neumark (a. a. O. 
Br. 11. ©. 153—162.); in der Ukermark (a. a. O., Bd. 2. ©. 16—22. 8 

Ueber das Sigentpum der Unterthanen⸗Hoͤfe in der Priegnig (a. a. 
Br. 2. © 24 — 41.) 

Ueber die ‚iahır der Laßgüter. (Erk. des Kammerger. u. Ob. Trib., 


a. a. O., S. 102 — 116., deigl. Br. 8. ©. 3. u. Br. 15. 
©. 60 — Zr 

Ueber die Befchaffenheit der nit eigenthüuntichen Bauergäter in der 
Neumark, in Beziehung auf dad Ed. v. 14. „Sept. 1811. (Abhandl. in 


v. Kampp Jahrb. Br. 3. ©. 327. FW 

Odring (Meg u. Kr. IR.), über die Qualität der Bauern- und 
‚ Koffäthen zu Wusig und Hermsdorf im Briebebergfigen Kreife in der Neu⸗ 
marf. (In v. Kamptz Jahrb. Bd. 10. 386 

Kretſchmar (Def. Kom.), über die — der Bauerhöfe in der 
Neumark. (In v. Kamptz Jahrb. Br. 12. ©. 

Ueber die Natur der Bauerhöfe in der —* Ian u. Pdiyn 
des en enaeriä in v. Kamptz Jahrb. Br. u. Bd. 4- 

Beiträge zur Derfaffung der Bauergüter in der Priegnig und in der 
Grafiehaft Nuppin. (In v. Kamptz Jahrb. Br. 34. ©. 73. ff.) 

Berichte im Juſtiz⸗Min. BL. 1844. S. 262. 

Ueber die Altefte Geſchichte und Verfaflung | der u Güurmart Brandenburg, 
insbeſ. d. Altmark und Mittelmark. Zerbft. 1 

N. Br. Riedel, Magazin des gonimlale nd ftatutarifehen Rechts 
der Mark Brandenburg u. des Herzogthums Pommern. 2 Bde. Berlin. 
1837 — 1838. 8. 

C. Scholtz, das jetzt beftehende —— Recht der Kurmark 
Brandenburg. Nach d. Materialien u. Quellen im Zuſammenhange aus⸗ 
gearbeitet u. nebſt einem pur zur Redaktion deſſelben, mit Genehm. 
Sr. Exc. d. Hrn. Juſtiz.⸗Min. v. Kamptz herausgegeb. 2 Abthlgen. 
(vd. 3 Thle). Berlin. 1834. 8. 

W. v. Kunow, dad —F befiepende Provinzial» Recht der Neumark. 
Im Aufte. des Wirkl. Geh. S Juſt. Din. v. Kamptz ausgearbeitet. 
2 Abthlgen. Berlin. 1836. 8. 

Die NiedersLaufig betreffend: 

. Neumann, die Verbältniffe der Nieverlauffsifchen anbbemoh* 
ner und ihrer Güter von den früheften bis auf die neneften Zeiten. 
Veitrag gm Diieerlaufigifihen Provinzial» Rechte. Lübben. 1835. ae 

ie Provinz Sachfen betreffend. 

— A. W. Lentze, 3— des Fürſtenthums Halberſtadt und 
der zu demſelben gendrigen Or Orafr s und Herrſchaften Hohenflein, ** 
und Derenburg. Leipzig. 

W. v. Klewitz, das —* Recht ded Herzogthums Magdeburg 
und der ae Mannsfeld Altpreuß. Antheils. ve Auftrage des K. 
Sußigminif . b Befeh- Reviſion nach amtl. Quellen bearbeitet. 2 Thle. 

agdeburg 

G. €, Binder, das Provinzial» Mecht der Königl. Preuß, vormals 
König. Saͤchſiſchen Landestheile, mit Ausfchluß der 2a nebſt Beweis⸗ 
ſtellen, Gründen und Bemerkungen. Im Aftrage des K. Juſt. Min. f. d. 
Geſetz⸗Reviſion bearbeitet. 2 Thle. Leipzig. 1836. 8. 

Hartmann, das Provinzial⸗Recht des Fürftenthums Eichsfeld. Im 
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Auftrage, des K. Juſtizminiſt. für die Defeg-Mebifton nach der Ordnun 
des 1.8 . R. für die 8. Preuß. Staaten bearbeitet. Berlin. 1835. 8. ß 

A. W. Göoͤttze, das Fe Hufe. da der Altmark, nach feinem Stant- 
punkte im Jahre 1885. des K. Juftizminift. f. d. Geſetz⸗ Res 
vifton nad amtlichen Quellen — 2 Thle. Magdeburg. 1836. 8. 

F. Die Provinz Weſtphalen betreffend. 

H. A. Minders, Tractatus de origine, progressu, natura, ac mo- 
derno statu Nobilitatis et Servitutis in Westphalia: ; accessit comm. 
de hominibus propr. s. scolonario vulgo von Eigenthumsrechten in 
Wehphaen Lemgov. 1713: 

@ P. Dieterichs, Entwurf der Rechtslehre von der Weſtphaͤliſchen 

Eigenbehsrigkeit, vorzüglich in d. Graffchaft Ravensberg, nach Anleit. der 
m —— —— Eigenthums⸗Ordnung v. 26. Nov. 1741. Lemgo. 

3. 8. Möller, zwei Abhandlungen über das Entſtehen der Weftphä«- 
Iifchen Xeibeigenfchaft und über den Pachthof in der Grafſchaft Mark. 
Dortmund. 1799. 8. (Au im Magazin für Weftphalen, Jahrg. 1799.) 

W. Stohle, über den Urfprung des Leibeigenthbums in Weſtphalen; 


nebft Bemerkungen über die Pflichten der Leibeigenen und Nechte der Guts⸗ 


herren. Münfter u. Leipzig. 1802. 8, 

Sethe, urkundliche Entwidelung der Natur der Leibgewinnsgüter. 

Däffelvorf. 1810. 

N. Kindlinger, Fragmente über den Bauerhof, die Hofes⸗Verfaſſung 

and das Bauern⸗Recht. Dortmund. 18 
J. 9. Schweling, Verſuch einer rechtlichen Ausführung über die 

Berhältniffe zwifchen den vormaligen Dutaherten und Zeibeigenen, mit Nüd 

na auf ag amfrige Legislation. Münfter. 1815. 8. 

dr. Mallintrodt, über * utsbersligen und bäuerlichen 
——— mit beſonderer Ruͤckſicht auf die Grafſchaft Mark und 
die Provinz Weſtphalen überhaupt. Hamm. 1816. 8. (und Nachtrag. 1816.). 

B. 8. I. Müller, über das Büterwefen. (Mit Urkunden und Be⸗ 

Tügen, befonders die Abtei Werben betr.). Düffelnorf. 1816. 

C. Reichard, aus ſutelich⸗ Abhandlung von den Bauergütern in 
einsam —**— 181 

P. Vogelſang, der Srundbeftg mit Ausfchluß der Lehns, oder das 
Sberrlich » bäuerliche Verhaͤltniß nach gegenwärtig. echte im vormal, 
eient um Minden und deſſen Umgegenn. Minden. 1832. 8, 

. Walter, das gutßherslich« Bäuerliche Rechts⸗Verhaͤltniß in bes 
fonderer Beziefung auf die vormaligen Eigenbehörigen, Exrbpächter und 
Hofhörigen im früheren Hofftifte Münfter und auf bäuerlihe Grundbefiger 
in anveren Gegenden Weftphalens, in feinem Urfprunge, feiner Fortbildung 
und feinem jet beſtehenden Zuftande, nach den neuen Preuß. Gefegen v. 
21. April 1825., deren Deflarationen und ber Abldfungs» Ordnung vom 
13. Juli 1829. Ein Beitrag zur Lehre des Deutfchen Privat» echte. 
Münfter. 1836. 8. 

I. 8. 3. Sommer, von Deutfcher Berfaffung im Germanifchen 

— und im Herzogthume Weſtphalen. Mit Urkunden. Muͤnſter. 
1819. 

Sen felben, Darftelung der Rechts» DVerhältniffe der Bauerngüter im 
zogthume Weſtphalen nach älteren und neueren Geſetzen und echten. 
lagen. Hamm u. Münfter. 1823. 

— ben, Handbuch über die älteren und neueren bäuerlichen Rechts⸗ 

Berhältniffe in ven ehemals Großherzogl. Pergifchen, Königl. Weſtphaͤliſchen 

Prod —— — Preuß. Provinzen in Rheinland⸗Weſtphalen. 
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3.6. H. Rive, Berge zur Deutfchen Mechtsgefchichte u. 3. Deut» 
[chen Privatrechte. Th. I. über das Bauerngüternwejen in ber Graffihaft 
Mark, Nedlinghaufen, Dortmunt und Hohen⸗Limburg, in dem vormaligen 
Stifte Eſſen, Herzogthum Siebe und in den Herrfchaften Broich u. Werther- 
Bench Paderborn. 1827. 
U. Ich. v. — en, uͤber die Agrar erfaflung in den Bürften- 
thümern Paderborn und Corvey ır. Berlin. 18 
Seiberg, Landes» und Mechts-Gefchichte des Herzogthums 
Wefbhalen Arnöberg. 1839. 8. 
ige and, Provinzialsechte der Fürſtenthümer Paderborn und 
Garden in eftphalen, nebft ihrer rechtögefchichtlichen ntmietelung und 
Begründung; aus den Quellen dargeftelt. 3 Bde. Leipzig. 1882. 8. 

Deffelben, die Provinzial» Hechte des Fürſtenthuns Minden, ber 
Staffchaften Ravensberg und Wietberg, ver Herrfchaft Rheda und des 
Amtes Nedenberg in Weftphalen, nebft ihrer seta ihichttihen Begrün- 
dung; aus den Quellen dargeftelt. 2 Bde. Leipzig. 18 

©. W. F. NRintelen, das Provinzial-Mecht des ——— Weſt⸗ 
phalen und der Graffchaft Wittgenſtein. Im Auftrage des K. Juſtizmin. 
für 3 rt. bearb. 2. Thle. Paderborn. 1837. 8. 

nsölüter, Provinzial»-Recht der Provinz Weftphalen. 3 Bde. 
1829 — 1833. 8 

Vergl auch vie ablteichen Abhandlungen und Entfcheitungen der Ge⸗ 
sichtöhöfe über — — Ruſtikal⸗ und Agrar⸗Verhäaltniſſe in Dr. 
Sommer’8 und Boͤle's Arnsberger Archiv; dedgl. in ven Eniſcheid. des 
Ob. Tribunal®. 

G. Die Rhein- Provinz betreffend. 

J. F. J. Sommer, Net, Richtſteig, Rechtsgelehrte und Adel der 
Preuß. Rheinlande in der Gegenwart und Zukunft. Nebſt Andeutungen 
und Wunſchen für die übrigen Provinzen. Zwölf Abhandlungen. 8. Dorts 
mund. 1817. 8. 

Deffelben, Handbuch Über die Alteren und neueren bäuerlichen Rechts⸗ 
Ber aitmiffe in den ehemals Großherzogl. Beratfchen, Königl. Weftphältfchen 
u. an. Sanfeatifipen Preuß. Provinzen in Üheinland » Weftphalen. 
Hamm. . 

H. Die Broving Pofen betreffend. 

A. Thoma, über die Verhältniffe der bäuerlichen Einfaffen im Groß⸗ 

berzogthum Pofen. Berlin. 1818. 


Erfter Theil. 
Bon den landwirtbfchaftlichen Behörden und 
deren Organen. 


Erfe Hbtbeilung. 
Die Central: Behörden. 


J. 
Das Miniſterium für landwirthſchaftliche Angelegenheiten. 


1) Allerh. Erl. v. 17. April 1848, betr. die Bildung des Min. für 
$., G. und öffentl. A. und die Feſtſtellung des Reſſorts deffelben und des 
Reſſorts des Fin, Dein. ' 

uf den Antrag des Staatsmin. beflimme Ich hierdurch was folgt: ” 

1. Auf das nah meiner DO. v. 27. v. M. nunmehr zu bildende Min. für 
Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten, welches vorzugsweife auch den arbeiten: 
ben und gewerbtreibenden Klaffen der ftädtifchen wie der Ländlichen Bevölkerung 
feine Fürforge u widmen hat, gehen über: 

1) 2on dem Deffort des Finanzmin.: fümmtlihe Gefchäfte der Abth. für Han- 
bel, Gewerbe und Bauwefen und ber Abth. für Berg⸗, Hütten: und Sali- 
nenwefen; 

2) von dem Neflort des Min. des Inn.: bie Gewerbe: und Baupolizei, fo weit 
biefelbe diefem Min. gegenwärtig zufteht, und die gefammte lanbwirthfchaft: 
Hr Polizei, insbefondere die obere Leitung der Megulirungen der gutsherr⸗ 
fi : bäuerlichen Berhältniffe, der Gemeinheitstheilungen, ber Ablöfungen guts⸗ 
herrlicher und anderer Reallaften, der Vorfluths- und Kifcherei: Bolizeifachen, 
aller Anftalten zur Beförderung ber Lanbwirthichaft, einſchließlich der Kon⸗ 
furrenz bei dem unter der Leitung des Ober: Stalfmeifters ftehenden Geftüt: 
weien und der landwirthfchaftlich stechnifhen Lehranftalten; 

3) das Poildepartement ; 

4) die Gefchäfte des Hanbelsamts, welches Ich dem Min. für Handel, Gewerbe 
und öffentliche Arbeiten einverleibe, während die nach der B. v.7. Juni 1844 
(9.6. S. 184.) dem Hanbelsrathe zugewiefene Wirkfamkeit auf das Staates. 
minifterium übergehen foll. Die Leitung des neu gebildeten Min. für Handel, 
Gewerbe und öffentlihe Arbeiten will Sd einftweilen dem Wirfl. Geh. Lega⸗ 
gationsrathe, Dr. von Batow, anvertrauen. j 

H. Um bas Reffort des Finanzmin. auf eine feinem Zwecke entfprechende Weife 
feſt zuſtellen, will Ich: 

Die früher damit verbunden geweſene, gegenwärtig aber von einer beſonderen 

Abth. des Min. Meines Haufes geführte Verwaltung ber Domänen und For⸗ 

fin dem Finenzuin. wieber übertragen, und 

2) demfelben das Seehandlungeinftitut umterorbnen. 

Sandei- Rultur-Gefepg. Wh. 1. i 
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Ich beaufirage das Staatsmin., diefe Anordnungen, welche durch bie G. S. bes 
kannt zu machen find, ſofort zur Ausführung zu bringen. 
Potsdam, den 17. April 1818. Friedrich Wilhelm. 
4 Gamphaufen. 
n « 


das Staatsminifterium. 

(9.6. 1848. S. 109., Min. BI. 1848. ©. 89. Nr. 90.) 
2) Auszug aus dem Allerh. Erl. v. 25. Juni 1848, betr. die Stellen⸗ 
befegung im Staatsminifterium. Errichtung eines eigenen Miniflerlums für 

Iandwirthfchaftliche Angelegenheiten. 

20.5) Bon dem Minifterium für H., ©. und öffentl. A. foll die Verwaltung ber 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten getrennt und ein eigenes Minifterium für 
diefe Angelegenheiten gebildet werben, deſſen Leitung Ich dem Stabtfyndrfus, 
Abgeordneten Gierke, unter Srnennung deſſelben zum Staatsminifter, über: 


er 


tragen babe u. f. w. 
Sansfouci, den 25. Juni 1848. Friedrich Wilhelm. 
a Hanſemann. 
n 


das Staatsminiſterium. 

(G.S. 1848. ©. 159., Min. Bl. d. i. V. 1848. ©. 190. Nr. 183.) 

3) Auszug aus dem Allerh. Erlaß v. 21. Sept. 1848, betr. die Bil- 
dung eines neuen Staatsminifteriums, unter der Leitung des Generals ver 
Infanterie v. Pfuel Verwaltung des Minifteriums für die landwirthſchaftl. 
Angelegenheiten durch den Miniſter des Innern. 

5) Das Min. für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten wirb vorläufig von 
dem Minifter des Innern mit verwaltet werben. 

Bellevue, den 21. Sept. 1848. Briedrih Wilhelm. 

a v. Pfuel. 
n 


das Staatsminiſterium. 

(G.S. 1848. ©. 255., Min. Bl. d. i. V. 1848. ©. 288. Nr. 336.) 

4) Erweiterungen des Reſſorts des Miniſteriums für die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegen deuen. 

a) In Betreff ver Leitung des Geſtütsweſens. 

Allerh. Erl. v. 11. Aug. 1848, betr. die Trennung der Leitung des 
Geſtütsweſens von dem Ober-Marftallamte und deren Uebertragum an dad 
Min. für die Iantwiztbfähafil, Ang. 

In Berfolg Meines Erlafies v. 17. April d. I. beftimme Ich, daß die Leitung 
des Geftütwefens von dem Ober: Maritallamte getrennt und dem Min. für die land; 
wirthfchaftl. Ang. übertragen werde. 

Das Staatsmin. hat zur Ausführung diefer gleichfalls dur die G. S. zu ver: 
öffentlichenden Anordnung das Weitere zu verfügen. ' 

Sansſouci, d. 11. Aug. 1848. Friedrich Wilhelm. 

v. Auerswald. Hanfemann. Schr. v. Schredenftein. Milde. Maͤrker. 
Gierke. Kühlwelter. 


An 
das Staats - Minifterium. 
(G. S. 1848. ©. 228., Min. Bl. d. i. B. 1848. ©. 288. Nr. 335.) 


b) Konkurrenz des landwirthſchaftlichen Miniftertums bei Angelegenhei« 
ten der Medizinal- Verwaltung, mit Einfhlug der Mepizinal- und 
Sanitätd»Poltzei, 

Allerh. Erl. v. 22. Juni 1849, betr. die Meberweifung der gefanmmten 
Medtzinal-Bermaltung, mit Einfluß der Medizinal- und Santtätd-Bolizet, 
an den Miniſter der Unterrichts» und Medizinal⸗Angelegenheiten. 

Auf den Bericht des Staatsmin. v. 18. d. M. genehmige Ich hierburch, unter 
Aufhebung der O. v. 29. Jan. 1825, bie Ueberweiſung ber gefammten Mebizinal: 
Berwaltung, mit Cinſchluß der Mebizinal: und Sanitäts:Polizei. an den Min. der 
Unterrichts: und Med.⸗Ang., mit der Maapgabe, daß ber Letztere in allen Wällen, 
in welchen dur Anordnungen in ber Mebizinal:Berwaltung die Intereflen anderer 
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Meflorts betroffen werden, vor der Entſcheidung ſich mit den betheiligten Miniſtern 
zu benehmen und nach Lage der Umſtaͤnde gemeinſchaftlich mit ihnen zu handeln 
at. Insbeſondere iſt der Lehrplan der Thierarzneiſchule, vor deſſen Genehmigung 
durch ben Miniſter der Med.⸗Ang., den Min. des Krieges und für landwirthſch. 
Ang. zur Aeußerung mitzuteilen, auch mit bemfelben febe organifche Verfügung 
über die Ausbildung der Thierärzte vorher zu berathen. 
Mit der Ausführung biefes durch die G.S. befannt zu machenden Erlaffes find 
die Minifter der Meb.:Ang. und d. Im. beauftragt. 
Friebrih Wilhelm. 


Braf. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. v. d. Heydt. 
v. Rabe. Simons. 


das Staatsminiſterium. 
(G.S. 1849. ©. 335. Min. Bl. d. i. V. 1849. ©. 169. Nr. 231.) 


ec) Uebertragung der Eindeichungs⸗ und Deichfoctetät3- Ange» 
legenheiten an dad Miniſtetium für Ianpwirthfchaftliche Angelegenheiten. 
Allerh. Erl. v. 26. Nov. 1849, betr. das Reſſort in Deichfachen. 


Auf den Bericht des Staatsmin. v. 24. Nov. c. genehmige Ich hierdurch, dag 
die Bearbeitung der Eindeichungs⸗ und Deichfozietäts-Angelegenheiten vom 1. Ian. 
1850 ab an das Win. für landwirthfchaftl. Ang. übergeht, mit Vorbehalt der 
Theilnahme des Min. für H., ©. u. öffentl. A. in Fällen, in denen auch das In: 
tereſſe ber Schifffahrt und der Strompolizei betheiligt ift, namentlich auch bei neuen 
Deidanlagen in der Nähe Ichiffbarer Ströme. — Die großen Deichverbefferunge: 
Arbeiten, welche zur Sicherftellung der Oſt⸗Ciſenbahn und deren Strombrüden an 
ber Weichfel und Nogat derzeit ausgeführt werben, fowie bie bereits eingeleitete 
Meloration des Nieder⸗Oderbruchs follen jedoch bis zur Vollendung ber zur Aus⸗ 
führung zu bringenden Anlagen dem Min. für H. ꝛc. verbleiben. 

Botsdam, d. 26. Noy. 1849. Friedrich Wilhelm. 

v. Manteuffel, v. d. Heybt. 


das Staatsminifterium. 

(9.5. 1850. S. 3. Min. Bl. d. i. V. 1850. ©. 11. Nr. 16.) 

Dazu: 

a) Immediat⸗Bericht des Staatsmin. v. 21. Nov. 1849, betr. die Ueber⸗ 
weifung der Eindeichungs⸗ und Deich» Sozietät « Angelegenheiten an das 
Min. für landwirthſchaftl. Ang. 

Bei der Auflöfung des früheren Min. des I. für Gewerber-Ang. find durch bie 
mittelſt Allerh. O. v. 11. Jan. 1838 genehmigte Gefhäfts- Bertheilung der Gin- 
deihungss und Deich: Sozietäts - Angelegenheiten dem Yin. Min. überwiefen, von 
welchem fie bei der Errichtung eines befonderen Min. für Handel, Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten an das leßtere gelangt find. — Die in Betracht Fommenden 
Berhältniffe haben ſich indeffen wefentlih verändert. — Es ift ein beionderes Min. 
-für landwirthfhaftlihe Ang. errichtet worden, um diefem wichtigen Gegenſtande die 
vollfte Aufmerfjamfeit zuzuwenden. Diefer Zwed fann indeflen nur vollitändig er: 
reiht worden, wenn alle ans lic oder hauptſächlich auf Bandes; Meliorationen 
abzwedenden Angelegenheiten zur a bes genannten Min. gelangen. — 
Zu biefen Angelegenheiten gehören ohne Zweifel auch die Cindeichungs⸗ und Dei: 
Gogietäts» Saden, ba bei denfelben, fobald einmal fefliteht, daß cine Deich: Anlage 
nach ben Abflug-Verhältnifien eines Stromes zuläffig ift, fobald alfo der Bauplan 
die Genehmigung der Stroms Bolizei:Behörde erlangt hat und Hierbei bie etwa kon⸗ 
furrirenden Interefien der Schifffahrt, reſp. der Strom: Polizei, beruͤckſichtigt worden 
find, gar nicht weiter, während die Fürſorge für die Ausführung und Unterhaltung 
der Deih-Anlage wegen der davon abhängigen Landes: Melioration ausſchließlich zu 
‚den von dem Ianpwirthfchaftl. Min. wahrzunehmenden Intereffen gehört. 

Aus diefen Erwägungen Halten wir es für zwedmäßig, die Vearbeitung ber 
Eindeihungs: und Deih : Sozietät - Angelegenheiten an das Min. für landwirth— 
ſchaftliche — übergehen zu laffen, und dabei die Konkurrenz bes Min. für Han⸗ 
bei ze. nur für die Fälle vorzubehalten, wo zugleich das Schifffahrte-Imtereffe und 
die Strom: Bolizei betheiligt iR. Nur radfichtli zweier Spegial Angelegenheiten 
dürfte es angemefien fein, dieſelben bis zur Vollendung ber bamit verbundenen 
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Bauten bei dem Min. für Hanbal ıc. zu belafin. — Es find dies bie-ausgebehns 
ten, mit den großen Strom-Regulirungs-Arbeiten an der Weichfel und Nogat uns 
aerttennbar verbundenen Deichs Berbeflerungen, welche theils zur Sicheritellung ber 

ft: Bifenbahn, theils um den Bau der Weichfels und Nogats Briten möglih zu 
machen, jebt aus Gifenbahn: Bonds ausgeführt werben und für welche, nad ber 
Allerh. DO. v. 6. Juli 1845, eine befondere Komm. zu Dirſchau niebergefeht if; 
ferner die Melioration des Nieder⸗Oderbruchs, für welche durch die B. v. 22. Ang. 
1848 ein korporativer Verband errichtet it, deren Ausführung aber von Seiten bes 
Staats, unter weientlicher pefuniärer Betheiligung deffelben erfolgt, und bei welcher 
das Schifffahrts-Intereffe weſentlich konkurriri. 

Wir bitten Ew. Königl. Maj. ehrfurchtsvoll bie vorfiehend befürwortete Reflort: 
Veränderung durch Vollziehung des im Entwurfe beigefügten Grlafles huldreichſt 
zu genehmigen. 

erlin, den 24. Nov. 1839. Das Staats: Minifterium. °: 
Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. v. d. Heybt. 
v. Rabe. Simons. v. Schleinitz. 


An 
des Koͤnigs Majeſtaͤt. 
(Min. Bl. 1850. S. 11. Nr. 16.) 


P) ER. ver K. Min. für H., G. u. öff. A. (v. d. Heydt) und für 
landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 9. Ian. 1850 an ſammil. K. Meg. betr. 
die Ausführung des Crlaffes v. 26. Nov. 1849. 

Die K. Reg. erhält hierbei beglaubte Abfchrift einer Allerh. R.D. v. 26. Nov. 
1849, durch welche der Uebergang der Gindeihunge- und Deich-Sozietäts-Angele: 
genheiten v. 1. Sanuar 1850 ab, an das Min. für Iandwirthfchaftl. Ang. unter 
gewiffen Vorbehalten und Ausnahmen genehmigt wird. Die K. Reg. wirb daher 
veranlagt, fi bei der ferneren Verhandlung der in Rebe ftehenden Angelegenhei: 
ten, namentlich alfo bei ben Berichtserftattungen, hienad zu achten. Auch wird es 
zweckmäßig fein, ungeachtet die obige Allerh. Ordre in die G. S. aufgenommen wer: 
den wird, bie betr. Unterbehörden und Beamten zur gleichmäßigen Beachtung von 
dem eintretenden Reffortweniel in Kenntnig zu feßen. 

Sofern fih auf dem Gewerbe: und BausBtat der K. Meg. Bonds befinden, 
welche die nach obiger Allerh. Ordre an das Min. für landwirthſchaftt. Ang. über: 

ebenden Sachen betreffen, werben die erforderlichen Anträge erwartet, um die Um; 
reibung auf das Min. für landwirthſchaftl. Ang. gi veranlaffen. In Betreff der: 
jenigen Bonds, welche, wie 3. B. die biäher zu Damm: und Uferbauten gemein: 
—* beſtimmten, in Zukunft eines Theils zum Reſſort des landwirthſchaftl. Min., 
andern Theils aber des Min. für H. ꝛc. gehören, fo iſt zugleich eine Trennung ber 
Bonds nad) Danfgabe ber bisher nach einer fechsjährigen dur ſchnitis⸗Berechnung 
auf beide Gegenſtaͤnde verwandten Beträge, reſp. nach den ſonſt etwa zu beachten: 
den und näher zu erörternden Verhaͤltniſſen, zu beantragen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1850. ©. 12. Nr. 17.) 


d) Konkurrenz der Minifterien ver Fin. und für die Iandiwirtbichaftlichen 
Angelegenheiten bei der Bearbeitung der Angelegenheiten zur Ausführung 
De Erſebes v. 2. März 1850 über die Errichtung ber Renten⸗ 
anken. 
Vergl. das ©. v. 2. März 1830 Über die Errichtnng der Rentenban⸗ 
fen, 66. 1. 4. 5. und 65. (ſ. unten). 
e) Konkurrenz der Minifterten für die Iandwirthfchaftl, Angelegenheiten 


und des I. bei der Bearbeitung der Jagd⸗Polizei⸗Sachen. 


a) Iagd«- Polizei» ®. y. 7. März 1850. $. 31. 
Unfer Min. für landwirthſchaſtl. Ang. wird mit der Ausführung biefes Be: 
feßes beauftragt. 
Urkundlich ꝛc. Gegeben Gharlottenburg, d, 7: März 1850. 
Friedrich Wilhelm. 
Gr. 9. Brandenburg: v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. 
Simons. v. Schleinitz. v. Stockhauſen. 
(G. S. 1850, ©, 172.) 


= 
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MEN. der K. Din. des I. (v. Weftphalen) u. für landwirthſchaftl. 
Ang. (Bode) v. 17. Nov. 1851 an fänmtliche K. Reg., wegen fernerer Me 
meinfchaftlicher Bearbeitung der Jagd» Pollzel-Sachen durch die Min. des I. 
und für Ianbwoirthfihafit. Ming. 

‚ Die aus dem Jagd-Polizei-Öefepe v. 7. März 1850 fich ergebenden Angelegen- 
heiten find bisher, mit wenigen Ausnahmen, faſt ausfchließlih von dem Din, für 
landwirthfchaftl. ng. und ohne Konkurrenz des Min. des I. bearbeitet worden. 
Die Berichte und Anfragen ber Behörden in ben fraglichen Angelegenheiten find 
demzufolge ausfhlieglih an das eritere Miniiterium gelangt. Bei der Handhabung 
des gedachten Geſetzes kommen jedoch manderlei Fragen in Betracht, welche vor⸗ 
zugsweiſe in das Gebiet der Sicherheits: Bolizei und der Gemeinde-Ordnung fallen, 
mithin Hauptfählid das Reflort des Min. des I. berühren. Namentlich gilt dies 
von ben Gründen der Berweigerung ber Jagbfcheine, von der Feſtſtellung ber 
Grenzen von Gemeinde Bezirfen und von ber Kontrolle der Thätigfeit der Ges 
meinbe Behörben bei der ihnen obliegenden Fürſorge für die Intereflenten des Jagd⸗ 
Bezirks. Auch ift eine Kenntnißnahme von den Erfolgen des auf Herftellung der 
öffentlichen Ordnung hauptfählid mit berechneten Geſetzes für das Minifterium des 
Innern unerläßlih. In Erwaͤgung diefer Umflände haben bie Min. des I. und 
für landwirthſchafil. Ang. beſchloſſen, bag fortan alle auf das Jagd: Polizei: Gefek 
—R Angelegenheiten gemeinſchaftlich von beiden Miniſterien bearbeitet wer⸗ 

en tollen. 

Indem bie K. Reg. hiervon benachrichtigt wird, erhält Sie zugleich die Anwei⸗ 
fung, demgemäß Ihre Berichte in den fraglichen ‚Angelegenheiten an beide gedachte 
iniſterien jr richten und desfalls das etwa weiter Erforderliche zu veranlaflen. 

(Min. Bl, d. i. V. 1851. S. 302, Nr. 325.) 


I. 


Organe des Miniſteriums für die landwirthſchaftlichen 
Angelegenheiten. 


1. Das Lande8-Defonomie» Kollegium. 


1) 8.D. v. 16. Ian, 1842, wegen Errichtung des Landes⸗Oekonomie⸗ 
Kollegiums. | 

Mit Nüdficht auf die in Ihrem Berichte v. 29. v. M. gegebenen Erläuterun⸗ 

en genehmige Ich die Errichtung eines Landes⸗Oekonomie⸗Kollegiums in der von 
nen in Borfchlag gebrachten Weife und authorifire Sie, die von Ihnen nambaft 
gemachten Perfonen zu Mitglievern deſſelben zu ernennen und dem zum Generals 
Sekreiair auserfehenen Dr. v. Lengerfe ein Gehalt von 1600 Thalern, den übrigen 
Mitgliedern aber, die-tein Gehalt beziehen, fir den Ball ihrer Beſchaͤftigung bie 
reglementsmäßigen Diäten und Meifekoften-Entfädigungen zuzufihern. Ich übers 
Iafe Ihnen, dem Fin. Min. in Verfolg Meiner Ordre v. 8. 9. M. von dieſer Meis 
ner Beltimmung Rachricht zu geben, das Publitum aber yon ber getroffenen Cin⸗ 
ar Ar eine angemefiene Weife durch die Amteblätter und Zeitungen in Kennts 
niß zu feßen. 
ein, ben 16. Ian. 1842. Friedrich Wilhelm, 
ben Staatsminifter v. Rochow. 

2) CR. des 8. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 2. März 1842 
an fämmil. 8. Ober-Präflventen, betr. die Errichtung eines Landes⸗Oeko⸗ 
nomie⸗Kollegiums. 

Ew. ıc. benachrichtige ich erg., daß des Könige Maj. duch Allerh. K. O. v. 
16. Ian. c. geruhet hat, meine Vorſchläge wegen befinitiver Ginrichtung derjenigen 
Iandwirthfchaftlichen Gentrals Behörde zu genehmigen, welche bereits von bes vers 
ewigten Königs Maj. in dem Land⸗Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 dem Lande vers 
heißen unb deren Errichtung in den neueften Landtags⸗Abſchieden für die Stände 
der Provinzen Sachſen und Mheinland als bereits angeorbnet angekündigt worden iſt. 

Wenn indeſſen nach den Ausdrücken des Land⸗Kultur⸗Cdikts damals bie Abſicht 


dahin ging, 
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in ber Mefivenz ein Gentral-Büreau zu errichten, welches die verfchiedenen 
landwirtbfchaftlichen Affoziationen in eine gewiffe Verbindung feßen, Berichte 
und Anfragen von ihnen erfordern und erhalten, nicht nur Rathſchlaͤge erthei⸗ 
len, fondern auch dur Beforgung von Werkzeugen, Simereien, Biehracen 
und in gewiſſen Geſchaͤften erfahrenen Arbeitern die gewünfchte Hülfe leiften, 
auch gerechte und zwedmäßige Wünfche des laͤndlichen Publikums, die ihm 
durch die Affoziationen zufommen, den oberftien Staatsbehörden vortragen und 
empfehlen folle; 
fo hat es nach ben erweiterten Bebürfniffen und Forderungen ber gegenwärtig in 
fo lebendiger Entwidelung begriffenen landwirthſchaftlichen Berbältnife rathfam er: 
feinen müſſen, der zu bildenden Behörde auch noch eine beftimmtere amtliche Stel: 
lung zu ber die lanbwirthſchaftlichen Angelegenheiten leitenden oberſten Staatöbe: 
hoͤrde anzuweifen. Diefelbe wirb daher nicht blos beftimmt fein, bie landwirth⸗ 
fhaftliden Bereine in den Provinzen in ihrer gemeinnügigen Thätigfeit zu unter: 
fügen, ihre Wirkfamkeit zu befördern und ihre Verbindung unter einander und mit 
den Staatsbehörben zu vermitteln; fondern fie foll auch dem vorgeorbneten Mini: 
ſterium theils ale teönifche Deputation, theils als Organ zur Ausführung der ihr 
zu ertheilenden Aufträge dienen. 
Als technifche Deputation wird die Behörde dem Minifterium in Beziehung auf 
lanbwirthft FR Angelegenheiten und Intereſſen überhaupt, und au die land⸗ 
wirthſchaftlichen Zuſtaͤnde der Provinzen infonderheit, alle erforberlihen Daten, No: 
tigen, Materialien und fonftige Auskunft zu ertheilen, verlangte Gutachten zu er: 
flatten umd aus eigener Bewegung Vorſchlaͤge und Antrige zu Maaßregeln, die im 
landwirthſchaftlichen Interefle zu nehmen fein mödten, zu machen, auftragsweife 
aber und nad befonderer Inſtruktion auszuführen haben, was ihr, fei es wegen 
Deauffihtigumg Iandwirthfchaftliher Inflitute, oder wegen erforderlicher Unterfu: 
Hungen und Grmittelungen, ober wegen Borbereitung, Ginleitung und Einrichtung 
neuer Unternehmungen und Anftalten ober auch wegen Ausarbeitung tedhnifcher Ins 
firuftionen und Belehrungen vom Minifterium übertragen werden wird. Indem 
alfo’ die Behörde von ber einen Seite gleihfam den Mittelpunkt bildet für die Wirk: 
famteit der landwirthſchaftlichen Vereine in ſarmichen Provinzen, um die Reſul⸗ 
tate ihrer Beſtrebungen und Thaͤtigkeiten in zu verſammeln, zu ordnen und für 
das Ganze fruchtbar zu machen, ihnen durch Rath, Anleit und belehrende Mitthei⸗ 
lungen nuͤtzlich zu werden, ihre Verbindung unter einander und die Uebereinſtim⸗ 
mung ihrer Wirkſamkeit zu vermitteln, fie in ihren billigen en und Anfprü: 
hen, namentlich bei Unternehmungen gemeinnüßiger Art zu unterflüßen und höhe: 
ren Orts zu vertreten und zu dem Ende in fortwährender fpeziellee Kommunikation 
mit ihnen zu bleiben; fo bietet fi) diefelbe von der andern Seite dem Minifterium 
nicht nur als das fiherfe Mittel, um jederzeit in möglihfl genauer Kenntnig der 
wirklichen landwirthſchaftlichen Zuftände in allen Landestheilen und zugleich in voll: 
ftändiger Meberfiht aller Fortfchritte und Richtungen, welche überhaupt die Land: 
wwirthfhaft nach ihrem ganzen Umfange in Theorie und Praris nimmt, fi zu er: 
alten, fondern auch als ein fehr zwedimäßiges Organ bar," deſſen das Minifterium 
ch zu feiner näheren Gimwirfung auf die Provinzial: Bereine und eben dadur 
auf Erwedung, Belebung und Richtung der landwirthfchaftlichen Betrichfamfeit feis 
nen Abfidhten gemäß bedienen kann. 
Das aber die Behörde dieſe ihre doppelte Beſtimmung zu erfüllen im Stande 
fei, wird zunaͤchſt von ihrer inneren Organifation abhängen. 
Des Könige Majeftät, Allerhöchſtwelche derfelben den Namen: Landes⸗Oekono⸗ 
miesRollegium beigelegt, haben aud) Die wegen befien Zufammenfegung gemachten 
Borfhläge zu genehmigen geruht. Hiernach wird das Landes-Defonomie-Kollegium 
beſtehen aus: . 
4) einem Direktor, 
2) einer Anzahl ordentlicher Ritatieber, nämlich 
a) einigen Räthen derjenigen Minifterien, zu deren Reſſort bie landwirthſchaft⸗ 
lihen und gewerblichen Angelegenheiten gehören, 
b) einem Mitgliebe des flatiftiichen Büreau’s, 
c) mehreren erfahrenen praftifhen Landwirthen von anerfanntem Rufe, aus der 
Nähe von Berlin, als eigentlichen Technikern, und 
d) einem in den Raturwiflenfchaften und in der Gewerbkunde wohl bewanbers 
ten Gelehrten; 
3) dem General-Sefretair und 
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4) einer unbefimmten Anzahl außerorbentliher Mitglieber, welde, in den Pro: 
vinzen wohnhaft, nicht nur als beitändige Korrefpondenten des Kollegiums 
bemfelben angehören, fondern auch in geeigneten Faͤllen perfönli einberufen 
werben fönnen, um an ben Geichäften und Berathumgen des Kollegiums Theil 
4 nehmen. Es werden bazu vorzugsweife die jedesmaligen Vorſteher ber 

entral-Bereine in den Provinzen oder Negierungs-Bezirfen ausgewählt, aber 
auch andere geeignete Perfonen auf ven Vorſchlag des Direktors bes Kollegit 
von mir befignirt werben. 

Endlich aber tollen, wo es im Intereffe einzelner Gegenſtände erforberlich if, 
aud noch Fachgelehrte oder Sachverſtaͤndige zugezogen werden, um entweder durch 
ſchriftliche Gutachten oder in perfönlicher Theilnahme an den Verhandlungen ihre 
fachfundigen Urtheile abzugeben. 

Zum Direktor haben des Königs. Maj. den bisherigen Präfldenten der Pommer⸗ 
fen ökonomischen Gefellichaft, Geh. Ober -Regierungsrathi "Dr. v. Bedeborff auf 
Grünhof zu ernennen geruhet; file das Amt bes General: Sefretairs aber ift ber 
als Ianbwirthichaftlicher Schriftfteller Hinlänglih befannte Profeſſor Dr. Aleranber 
von Lengerfe in Braunfchweig berufen worden. Aber auch die Berufung ber übri⸗ 
gen Seiner Maf. von mir in Vorſchlag gebrachten Mitglieder ift bereits Allerhöch⸗ 
ſten Orts genehmigt und bewirkt worden. Ihre Namen werben demnächſt öffentlich 
befannt gemacht werben. 

Ew. ꝛ⁊c. aber Habe ih fofort von der Allerh. Entſchließung in Kenntniß zu feßen 
um fo weniger unterlafien wollen, als ich fowohl über die Fünftige Stellung und 
Wirkfamfeit des Kollegiums überhaupt, als auch über die Art und Weiſe, wie durch 
Dero Mitwirkung gleich von Anfang an ein günfliges Berhältnig und ein erwünfd> 
ter Einfluß der neuen Behörde auf bie landwirthſchaftlichen Vereine ber bortigen 
Provinz einzuleiten und zu vermitteln fein möchte, fehon zum Voraus mich gegen 
Diefelben näher zu erklären für erforderlich gehalten habe. 

Ich bemerke zuvörberft, daß das Kollegium nur als eine rein techniſche Behörde 
u betrachten ift, und keinesweges mit eigentlichen abminiftrativen Funktionen isgenb 

efleivet werben wird. Durch beffen Stellung wird daher das bisherige Verhältniß 

ber landwirthſ aftlihen Vereine zu den Provinzial:Behörben, alſo fowohl zu dem 
Königl. Ober⸗Präſidien als zu den Regierungen in keiner Weife alterixt, und daſ⸗ 
felbe tritt fo wenig zu den genannten Behörden, als zu ben Provinzial-Auseinan; 
derfehungs- Behörden (General-Kommiffionen und landwirthſchaftlichen Regierungs⸗ 
Abtheilungen) in irgend eine amtliche Beziehung. ben fo foll auch das Verhaͤlt⸗ 
niß des Kollegiums zu den Ianbwirthfchaftlichen Vereinen in den ‘Provinzen ein 
ganz freies bleiben, dag ſich in allen einzelnen Fällen aus der Wirkfamteit bes 
Kollegiums und aus dem Vertrauen der Bereine entwideln muß. Je lebendiger 
dies gefchieht, je mannigfaltiger und anregender bie Beziehungen werben, in melde 
bie Bereine zu dem Kollegium treten, deſto mehr Gelegenheit wirb fih auch den 
Bebörben ımd infonderheit den Königl. Oberpräftdien barbieten, um auch im abmi: 
niftrativen Wege "auf die Thätigkeit der Vereine und deren Richtun einen immer 
wirffameren Einfluß zu gewinnen und ihnen zugleich bei ihren gemeinnügigen Ab: 
fihten und Unternehmungen die gewünfchte nöthige Hülfe zu gewähren ober doch 

u erwirken. 

Auf ſolche Weiſe wird bie freie techniſche Einwirkung des Kollegiums fi mit 


ber amtlich verwaltenden der oberften Provinzial- Behörden begegnen und aus ber _ 


Uebereinfiimmung der Zwecke wirb fi ohne Zweifel auch eine Webereinftimmung 
des Verfahrens, jedenfalls eine gegenfeitige Verfländigung und Bereinbarung, eben 
baburch aber ein glüdliches Einvernehmen bilden, welder nur zum Wohle der Pro: 
yinzen ımb des Ganzen gereihen fann. In welcher Weife jedoch dieſes im 
Einzelnen almählig geſtalten könne, wird ber Zeit und ben Anlaͤſſen und Beduͤrf⸗ 
niſſen, die fich ergeben, gänzlih u überlaffen fein. Für jetzt wird weber in bem 
Geſchaͤftsgange, no in dem nflangen uge der Adminiſtration irgend eine Veraͤn⸗ 
derung eintreten. Die eigentliche —— des Kollegiums wird baldthunlichſt 
beginnen. Die Zeit bis dahin wird daher zu benutzen ſein, um diejenigen Vorbe⸗ 
reitungen zu treffen, durch welche das —5 — Verhaͤlmiß des Kollegiums zu ben 
Bereinen in ben Provinzen einzuleiten und zu begründen fein möchte. Und Dies 
giebt mir Veranlaffung, über die Art, wie dies namentlich durch Ew. zc. Vermitte⸗ 
lung gefhehen möge, Denenfelben meine Wünfche zu eröffnen. Indeſſen liegt e6 
in der Natur der Sache, daß ich mich darüber nur durch Angabe allgemeiner Ges 
Achtspunkte äußern kann, die Anwendung berfelben auf die beſonderen Verhaͤltniſſe 


* 


— 
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dortiger Provinz aber Lediglich der einfichtsvollen Beurtheilung Ew. ꝛc. überlaſſen 
‚muß. Gw. ıc. werben, wie ich voransfeßen darf, darin einverflanden fein, bag von 
allen Affoziationen, die ſich auf Beförberung gewerblicher Betriebjamkeit beziehen, , 
feine andern fo wohlthätigen Ginflug auszuüben im Stande find, als die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Vereine, wenn fie eine zwedmäßige Sinrihtung erhalten haben. Es 
geht dies ſchon aus der Beſchaffenheit der Ländlichen BVerhältniffe überhaupt hervor. 
Ganz befonders aber möchte e8 in unferer Zeit, in welcher eine fo lebendige und 
vielfeitige Regſamkeit in allen Zweigen ber Landwirthſchaft fih offenbaret und zu: 

leich die Interefien der Produktion ihr Recht fo entſchieden geltend machen, Fein 
eidhtered und fichereres Mittel geben, um der ländlichen ISnduftrie allenthalben Im⸗ 
puls, Richtung und Ziel zu ertheilen und fie zugleich in den Beſitz ber nöthigen 
Hülfgmittel eines fiheren Fortfchrittes zu feßen, als die Bildung folder Sozietä: 
ten. Ich Halte es daher für wünfchenswerth, dag es an folden Bereinen nirgends 
fehle, daß dieſe vielmehr nach und nach allenthalben fi fo bilden mögen, daß überall 
den Landwirthen die Gelegenheit geboten fei, fi in der Nähe einem berfelben an: 
fliegen zu können; und id gebe Ew. 2c. um fo mehr anhelm, au von Ihrer 
Seite dahin wirken zu wollen, Daß dergleichen, wo fle noch fehlen jollten, zu Stande 
‚gebracht werben, als fih ohne Zweifel in allen Kreifen einzelne einfichtsvolle und 
geachtete Landwirthe finden werden, deren Wirkfamkeit für diefen Zwed in Anfprud 
genommen werden fann. 

Zugleich aber erſcheint es nöthig, auch auf die innere Irganijation und bie 
Thätigkeit diefer Vereine heilſamen Ginfluß auszuüben, damit fie auch wirklich den 
Nupen ftiften, der von ihnen erwartet werden kann. Ich fann nämlid nicht um; 

in zu bemerken, daß, wie fehr ich auch geneigt bin, dem Eifer und felbit den Leis 
ungen ber in unferm Staate beitehenden landwirthſchaftlichen Sozietäten alle Ge⸗ 
rechtigkeit widerfahren zu laflen, fi) doch auch nicht verkennen läßt, Daß die meilten 
berfelben ihre eigentliche fehr wichtige Beſtimmung nur theilweife, wenigftend nicht 
fo vollftändig erfüllen, als es in ihrer Macht und in ihrer Aufgabe liegt. "Ste 
beſchraͤnken großentheild ihre Wirkfamfeit zu fehr auf ben Kreis ihrer Mitglieder 
und verfolgen zu einfeitig nur ben Zwed der gemeinfchaftlichen ober gegenfeitigen 
Belehrung und Anregung. Wie nüslich aber auch dieſe Richtung für die einzelnen 
Theilnehmer ſich erweiſen mag, und wie wenig ſich verkennen bist. dag dadurch, 
audy über den eigentlihen Kreis der Mitglieder hinaus ein günftiger Einfluß nicht 
ausbleiben werde; fo würbe doch diefe Wirkfamfeit nach Außen noch ganz andere 
Refultate hervorbringen, wenn die Vereine ſich ſolche auedrücklich zur Aufgabe ſetz⸗ 
ten und zur Erfüllung derſelben alle die mannigfaltigen und erprobten Mittel an⸗ 
wendeten, die zu biefem Zwede zu Gebote fliehen, als da find: Anlegung von 
Uebungs⸗ und Verſuchswirthſchaften, von Aderwerkzeug-Fabrifen und Samen⸗Hand⸗ 
lungen, von Lehr: Anftalten für Wirthfchafter und Werkmeiſter und von Aderbau- 
Schulen, Gründung von Stammherden, öffentlihe Ausſtellungen von Thieren, Pro⸗ 
buften und Inſtrumenten, PBreisaufgaben, Wettleiftungen und Konkurrenzen mit 
. Brämien-Bertheilungen, Verbreitung von Sämereien und Modellen, befonders aber 
emeinfhaftlihe AktiensUnternehmungen zu gemeinnügigen Zweden und viele andere 
aaßregeln ähnlicher Art zur Beförderung von Einfiht, Regfamfeit und Wohlftand. 

Allerdings ift weber zu erwarten, noch zu verlangen, pop jeder einzelne Verein 
‚alle genannten Zwede oder nur bie mehrilen von ihnen zugleich verfolgen folle; es 

‚wird binreihen, wenn er nur einige berfelben fih zur näheren Aufgabe feßt und 

baburch beweifet, daß er feiner Thätigfeit eine gemeinnügige Richtung zu geben und 

an feinem Theile dazu beizutragen eniſchloſſen Fi dag fih Geſchick, Eifer, Umſicht, 
verſtaͤndiges Urtheil und der Sim für Fortſchritt und Verbeſſerung im Allgemeinen 
und unter allen Klafien der Lanbwirthe möglihft vermehren und zugleich nad) Vers 
hältniffen und Beduͤrfniß für die nöthige Gelegenheit und die Hülfsmittel der Be 
Iehrung und Vervollkommnung geforgt fei. . 

Gerade zur Beförderung und Unterflüßung dieſer nüglichen Zwede werben dann 
auch, fobald nur von den Bereinen ſelbſt ernſtliche Schritte zu ihrer Berwirklihung 
gethan werben, vorzugsweiſe diejenigen Geldmittel verwendet werben Eönnen, welde 
des Königs Majeflät „zur Aufntunterung des landwirthſchaftlichen Gewerbes Hr 
ben Bebürfniffen dev verfhiedenen Provinzen und nach den Kräften der Staatsfaf- 
fen zu bewilligen" bie a erlihe Abſicht heat und auch bereits in dem Land: 
tags⸗Abſchiede für die Stände ber Provinz Sachen auszuſprechen geruhet hat. 

Je mehr aber die einzelnen Sozietäten ſich bewegen laflen, ihrer Thätigfeit biefe 
gemeinnügige Richtung zu ertheilen, deſto nöthiger erfcheint es auch, bag fle unter- 
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einander in eine gewifle Verbindung gefeßt werben, um nicht blos nad gemeinfas 
men Grundfäßen, fondern auch auf übereinftimmende, ineinandergreifende, ſich ge: 


- gemfeitig unterkügende und ergänzende Weife verfahren zu können. Offenbar wird 


dies fih am ſicherſten dadurch erreichen laffen, daß jämmtlihe Diſtrikts-Vereine ber 
ganzen Provinz auf irgend eine Art zu einer Gentrals Sozietät vereinigt werben. 
Unter welchen kormen und Mobalititen bies bewerfitelligt werde, kann ber Ent- 
tchließung der Bereine felbit lediglich überlaffen werben, wenn nur der Geſichts⸗ 
punkt feitgehalten wird, daß ein gemeinfamer Mittelpunkt gebilbet fei, in welchem 
die Leitungen Aller zufammenfliegen, zu einem Ganzen geordnet und zum Nutzen 


des Ganzen verwendet werden, ber auf alle wieder anregend, vermittelnd und un: 


terflügend zurüdwirkt, ihre Intereffen und Bebürfniffe den Staatsbehörben gegen: 
über vertritt und dadurch biefen zugleich als ein geeignetes Organ ſich barbietet, 
um fowohl bie wirflihen Zuflände genauer Fennen zu lernen, als aud nad Um: 
fänden auf oder durch denfelben wirken zu koͤnnen. 


Welchen weientlihen Einfluß auf raſchere Entwidelung aller Tandwirthfhaftli- 
hen Betriebfamkeit eine folhe Einrichtung ausüben fönne, wird Ew. ıc. nicht ent: 
ehen, und ich barf daher vertrauen, daß Diefelben gern die Ihnen zu Gebote fie: 
Benden geeigneten Mittel anwenden wollen, um die in dortiger Provinz beftehenben 
Bereine zu dem Entichluffe einer näheren Bereinigung zu Pisponiren. Der Zeit: 
punft ift dazu um fo günftiger, als eben jebt im Mittelpunfte der Verwaltung eine 
neue Behörde gebildet ift, welche die Beſtimmung hat, in ganz ähnlicher Art das 
Berbindungsglieb für fämmtliche Provinzial:Vereine der Monarchie zu werben, wie 
diefe es für die Diftriftss und Partial⸗Vereine der einzelnen Provinzen fein follen. 
Bielleiht auch dürfte es anf die bereitwillige Entfchliegung der Vereine nicht ohne 
Einfluß bleiben, wenn ihnen bemerflih gemacht würde, wie es in ber Natur der 
Sache liege, daß diejenigen materiellen Unterftüßungsmittel, welche von Staatswe⸗ 
gen gewährt werden follen, immer nur mit der Rüdfiht werben bewilligt werben, 
dag fie möglich zum Bellen ber ganzen Provinz, für welche fle beftimmt find, ver: 
wendet und alfo den einzelnen Vereinen nur in fo fern zugetheilt werben, als biefe 


- unter einander in einer organiſchen Verbindung flehen. 


Hiernach find es alfo vornehmlich drei Gefichtspunfte, welche zu verfolgen fein 
werden, nämlid: 

1) Bervielfältigung der einzelnen Vereine, danıit wo möglich Fein Theil ber Pro: 
vinz dieſer nützlichen Inflitute entbehre; wobei ich zugleich bemerke, daß es 
ratbfam fein wird, auch dahin zu wirken, daß neben den Diſtrikts-Vereinen, 
die fi in der Regel die Förderung der Iandwirthfchaftlichen Intereſſen im All: 
gemeinen zur Aufgabe pi nehmen pflegen, auch folde Sozietäten fi bilden 
wögen, welche ſich einzelne Zweige ber Kanbwirthfchaft, wie Pferdes oder Rind: 
vieh- oder Schafzucht, Obitkultur, Flachsbau, Seidenbau, Gartenbau ober ir: 

end Bi lindlihe Fabrikation zum ausfchlieglichen Ziele ihrer Wirkfamleit ge: 
eht haben; 

2) Richtung der Thätigkeit dieſer Vereine vorzugsweife auf gemeinnüßige Zwede, 
namentlih auf Anwendung aller Hülfs- und Srmunterungsmittel, durch welche 
Kinſicht und Geſchick verbreitet, Wetteifer angeregt und der Fortſchritt erleich⸗ 
tert werben fann; und 

3) Bereinigung ber einzelnen DBereine zu einer übereinitimmenden, in einander 

reifenden Wirkſamkeit vermittelt eines äußeren Zufammenhanges unter belie: 
iger Form. 

Welche befondere Mittel die geeignetiten fern möchten, um biefen Zweck zu er⸗ 
reihen, darf ih Ew. ıc. genauerer Kenntniß ber Verhaͤltniſſe und Perſoͤnlichkeiten 
dortiger Provinz zur Beurtheilung überlaffen. Jedenfalls werben die K. Regierun⸗ 

en von dem Inhalte diefes R. in Kenntnig zu ſetzen und au geeigneter Mitwir- 
ung zu veranlaflen fein, zu welchem Ende ich bie erforberlihe Zahl von Srem- 
plaren dieſer Mittheilung beifügen laſſe. Für das größere Publikum wird es hin⸗ 
reihen, einen das Wefentlihfte umfaflenden Auszug diefer Mittheilung durch die 
Amtöblätter zu veröffentlichen, den einzelnen Vereinen aber wollen Ew. ıc. außer: 
dem von meinen Abfichten und Wünfchen dasjenige mittheilen, was nad) deren Er⸗ 
meflen dazu beitragen Tann, auf eine entgegenfommende Entſchließung von Ihrer 
Seite einzuwirken; wobei ich jedoch ausdrücklich bemerkte, daß ich nur wünfchen 
fan, es möge biefe Entſchließung in jebem einzelnen Falle ald eine ganz freie aus 
ber eigenen Meberzeugung der Betheiligten hervorgehen. 
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‚. In weldger Art Ew. ıc. meinen Wünfchen entfprochen Haben, darüber erwarte 
ih Dero gefälligen Bericht, in welchen Diefelben zugleih aufnehmen wollen: 

1) eine Nachweifung aller jebt in bortiger Provinz beftehenden Vereine, mit An: 
gabe der Zahl ihrer Mitglieder und der Namen ihrer Vorfteher, fo wie ihee 
Hauptzwede und Cinrichtungen; 

2) Dero Urtheil über ihre Wirkfamkeit und beren Erfolge, nebit allen den Be: 
merfungen, die fi daran fnüpfen laſſen; 

3) eine furze Meberfiht über den Zufland ber Iandwirthichaftlichen Verhaͤltniſſe in 
dortiger Provinz überhaupt, namentlih in Beziehung auf Die gegenwärtigen 
Hauptinterefien derfelben, auf die Art, wie folde von den verſchiedenen Klaſſen 
der Landwirthe felbft erkannt und verfolgt werben, und auf die günftigen oder 
ungünfligen Umftände, welche darauf influiren; woran fih bann von felbit 
Müpfen laffen wird, ſowohl 

4) eine Zufammenftellung derjenigen Bedürfniſſe, die als die naͤchſten und brin- 
gendſten erfcheinen, alfo auch 

5) VBorfhläge, wie von Stantswegen durch Mittel Iegislativer, abminiflrativer 
und finanzieller Art jenen Bedürfniſſen abgeholfen, und überhaupt nicht blos 
auf Befeitigung von Hinderniffen, fondern au auf direfte Belebung und den 
Fortſchritt der landwirthſchaftl. Betriebfamkeit eingewirft werben könne. 

Indeffen mug ich dazu bemerken, daß ich für jetzt noch Feine Anträge auf et: 
waige Bewilligung von beftimmt in Zahlen ausgebrücdten Summen erwarte. Des 
Könige Majeftät hat zwar die Bewährung aud von Gelbunterflügungsmitteln in 
Ausficht zu ftellen geruht, und ich an meinem Theile werbe gewiß es mir zur be- 
fondeen Aufgabe madhen, dahin zu wirken, daß bie huldreichen Anſichten S. M. 
zum wahren Beten aller Provinzen in Srfüllung gehen; jedoch werben Cw. ıc. 
ohne Zweifel ſelbſt finden, daß, namentlid im Anfange, biefe Mittel immer nur 
nicht blos für die zunächft nöthigften und nüßlichiten Zwede, fondern auch nur in 
dem Balle gewährt werden fönnen, wenn die Grfüllung jener Zwede auch zum 
Voraus ald unzweifelhaft ericheint. Aber auch dann wird der Betrag dieſer Un- 
terftüßungen jederzeit ſich richten müflen nad dem, was von ben Bereinen felbit 
zufammengebracht und verwendet wird. Vor allen Dingen aber iſt zunächſt eine 
flare Weberfiht der wirklichen Zuftände und Bedürfniſſe erforderlih, und gerade 
diefe wünfche ich aus den von den Königl. Oberpräfidien zu erwartenden Berichten 
entnehmen zu können. Zugleich aber ift es meine Mbficht, diefe Berichte auch dem 
neuen Landes : Defonomie: Kollegium mitzutheilen, damit dafielbe daraus, als aus 
der zuverläffigften Quelle, gi von Anfang an einen richtigen Ueberblick gewin- 
nen und eine fihere Bafis des DBerfahrens erhalten möge. 

Zu demfelben Zwecke wünfche ih endlich auch 

6) eine namentliche Angabe derjenigen landwirthſchaftl. Notabilitäten in der Bro: 
vinz, welche Ew. ꝛc. für geeignet halten, als außerordentliche oder korreſpon⸗ 
dirende Mitglieder dem Landes s Defonomie- Kollegium zugefellet werben zu 
fönnen. Gine kurze Charafteriftif ihrer Befähigung würde dazu bienen Fön: 
nen, die Auswahl der zu berufenden nad) den vorwaltenden Sweden zu er: 
leichtern. 

Dem Gingange dieſes Berichts fehe ich binnen Tängftens acht Wochen ergebenft 


entgegen. 
Min.B1. d. i. V. 1842. ©. 21. Rr. 35.) 


3) ER. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 5. Mai 1842 
an ſaͤmmtl. 8. Oberpräftn. u. Reg, mit dem Regulativ für das Landes» 
Defonomiefollegium, 9. 25. März 1842. 

Die K. Reg. empfängt im Anſchluß (a.) ein Gremplar bes von des Könige 
Maj. mittelft Alferh. Ordre v. 15. April d. I. beftätigten Regulativs für das neu 
errichtete Lanbes-Defonomiefollegium, mit ber Anweiſung, baffelbe, ber Allech. Be: 
flimmung gemäß, duch Ihr Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

Anl. a. 
Megulativ für das Lanbes:-Defonomiekollegium, v. 25. März 1842. 

Nachdem mittelit Allerh. K.O. v. 16. Jan. d. I. die Errichtung eines Lanbes- 
Dekonomiekollegii, als einer ben Minifterio des Innern untergeordneten Behörbe, 
Allerhöchiten Ortes befehlen und die Bildung deſſelben demgemäß gegenwärtig be: 
wirkt worden, wirb für biefe Behörbe das nachfichende Megulativ erlaſſen. 
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$. 1. (Beſtimmung des Kollegiums. Im Allgemeinen.) Das Kollegium hat 
die Beſtimmung: 

1) dem vorgeorbneten Minifterium zu dienen, theils als techniſche Deputation in 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten, theild als Organ zur Ausführung ber 
ibm zu eriheilenden Anträge; 

2) die landwirthſchafilichen Vereine in den Provinzen in ihrer gemeinnüßigen 
Thätigleit zu unterflügen, ihre Wirfjamfeit zu Befördern und ihre Berbindung 
unter einander und mit ben Staatsbehörben zu vermitteln. 

$. 2. (Im Befonderen.) Als technifhe Deputation des Min. hat das Rolle: 
ium dem Minifterium in Beziehung auf landwirthichaftliche Angelegenheiten und 

terefien überhaupt, und aut die landwirthfchaftlichen Zuflände der Provinzen in- 
fonderheit alle erforderlichen Daten, Notizen, Materialien und fonftige Auskunft zu 
ertheilen,, verlangte Gutachten zu erftatten und aus eigener Bewegung Borfchläge 
und Anträge zu machen zu Mafregeln, bie im Iandwirthfchaftlichen Intereſſe zu 
nehmen fein möchten. oo 

$. 3. Auftragsweife und nad bejonderer Inftruktion bat das Kollegium aus: 
zuführen, was ihm, fei es wegen Beauffihtigung Iandwirthfchaftlicher Inftitute, 
ober wegen erforberlicher Unterfuchungen und Grmittelungen, oder wegen Borberei- 
tung, Ginleitung und Einrihtung neuer Unternehmungen und Anftalten, ober auch 
wegen Ausarbeitung techniſcher Initrultionen und Belehrungen vom WMinifterium 
übertragen werben wirb. 

$. 4. Ganz befonders fol das Kollegium das Organ fein, deſſen das Min. 
fih zu feiner näheren Ginwirfung auf die Sanbwirthfchaftlichen Vereine bebieut, um 
ihnen, und zwar zunähft in gewerblid technifcher Beziehung, Anregung, Leitung 
und Richtung zu eriheilen. 

$. 5. Zu diefem Endzwede wird das Kollegium gleichſam den Mittelpunft bil: 
den für die Wirkfamkeit der Iandwirthfchaftlichen Vereine in den Provinzen, um bie 
Reſultate ihrer Beitrebungen und Tihätigfeit in na zu verfammeln, zu ordnen und 
für das Ganze fruchtbar zu machen, ihnen durch Rath, Anleit und beichrende Mit: 
theilungen nüglih zu werden, ihre Verbindung unter einander und bie Ueberein: 
ſtimmung ihrer Wirkfamfeit zu vermitteln, fie ın ihren billigen Wuͤnſchen und An: 
ſprüchen, namentlih bei Unternehmungen gemeinnüßiger Art, zu unter hügen und 
höheren Orts zu vertreten, und zu dem Ende in fortwährender fpeziellee Kommu⸗ 
nifatien mit ihnen zu bleiben. 

$. 6. Um diefe feine Beſtimmung zu erfüllen, hat endli das Kollegium ſowohl 
in möglihft genauer Kenntniß der wirklichen landwirthſchaftlichen Zuftände aller 
Lanbesiheile, als auch in vollitändiger Ueberſicht aller Fortſchritte und Richtungen, 
welche überhaupt die Landwirthfchaft nach ihrem ganzen Umfange in Theorie und 
Praxis nimmt, ſich fortwährend Ei erhalten. 

$. 7. (Zuſammenſetzung.) Das Kollegium befteht aus: 

1) einem Direktor, u 

2) einer Aue ordentlicher Mitglieder, a , 
a) mehren Minifterialräthen derjenigen Miniiterien, zu beren Reffort bie land: 

wirthichaftlichen und gewerblihen Angelegenheiten gehören; 3 
b) einigen theils in ben ſtaatswirthſchaſtlichen Disziplinen und der Statiſtik, 
theild in den Naturwiffenichaften und der Gewerbfunde wohlbewanderten 
Gelehrten; 
c) acer erfahrenen praktiſchen Landwirthen yon anerfanntem Rufe aus ber 
Nähe von Berlin, als eigentlichen Technifern; 
d) dem Generalfekretair und 
3) einer unbeflimmten Anzahl außerorbentlier Mitglieder, welche in ben Pro: 
. vinzen wohnhaft, nit nur als befländige Korrefpondenten des Kollegiums 
bemfelben angehören, fondern aud in geeigneten Faͤllen perfönlih einberufen 
werben Tönnen, um an ben Berathungen und Geſchäften des Kollegiums Theil 
zu nehmen, in welchem alle fie für Reifekoften und Diäten angemefien werben 
entihäbigt werden. Fa 
$. 8. Außerdem follen, wo es im Intereſſe einzelner Gegenſtaͤnde erforderli 
fein wird, Fachgelehrte und Sachverſtaͤndige zugezogenwerben, um entweber bar 
ſchriftliche Gutachten ober in perfönlicher Theilnahme an den Verhandlungen ihre 
ſachkundigen Urtheile abzugeben. u . 
$. 9. (Amtliche Verhaͤltniſſe ber einzelnen Mitglieder.) Der Direktor hat im 
Allgemeinen die Pflichten und Befuguiffe, die dem Borfigenden eines Kollegiums 
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zufommen. Gr erbricht alle eingehenden Schreiben, führt den Borfik und die Lei: 
tung des Vortrages in allen Berfammlungen, entſcheidet bei Gleichheit der Stim⸗ 
men burch bie feinige, beruft, wenn es nöthig ift, außerordentliche Plenar: und 
Ausſchußverſammlungen, beitimmt die Referenten, erledigt eiligere Angelegenheiten, 
zu benen es Follegialifcher Verhandlungen nicht bedarf, mit Zuziehung des General: 
ſekretairs, ernennt Austchüffe aus den Mitgliedern des Kollegiums, forgt für punkt⸗ 
liche Erſtattung ber nöthigen periodifchen Berichte, bringt dem vorgeorbneten Mini: 
flerium bie etwa einzuberufenden außerorbentlihen Mitglieder in Vorſchlag, leitet 
vorzugsweife die Verhandlungen mit den Provinzialvereinen und unterzeichnet bie 
Grlafle an felbige unter der Firma bes Kollegii. 
$. 10. Die ordentlichen Mitglieder wohnen allen Plenar- und denjenigen Aus: 
fhußverfammlungen, zu denen fle berufen worden find, regelmäßig bei, und haben 
den Bortrag über aenigen Angelegenheiten, für welde FR entweder ein für alles 
mal oder durch fpezielle Zuſchrift zu Referenten beſtimmt find. Namentlid werben 
bie Minifterialräthe alle diejenigen Sachen vorzutragen und zu bearbeiten haben, 
welche das Reſſort ober das Intereffe desjenigen Minifterit berühren, welchem fie 
angehören. Was aber in das Gebiet der landwirthfchaftlichen “Technik gehört, wird 
Pr den eigentlichen Praftifern bearbeitet werben, deren Jedem zu dem Ende ein 
eftimmtes Fach augetheilt werden wirb. 
$. 11. Der Seneralfetretair fol, ebenfo wie der Direktor, in der vollſtaͤndigen 
Ueberfiht aller Gefchäfte und Verhandlungen bes Kollegiums fih erhalten, und iſt 
zu dem Ende ber ordentliche Korreferent aller Vortragsgegenſtände. 
Außerdem liegt ihm vorzugsweife ob: 
1) die Führung der Protokolle in den Berfammlungen; 
2) Uniergeitung einer möglichit ausgebreiteten Korreſpondenz in landwirthſchaftlich⸗ 
technifher Beziehung ; 
3) die Zufammenftelung und Ordnung aller aus den Verhandlungen bes Kolles 
"  giums, aus den Reifeberihten der Mitglieder, aus den Mittheilungen der Ders 
eine, aus ben mandherlei Literarifchen Duellen und aus feiner eigenen Korre: 
fpondenz zu entnehmenben Notizen und Materialien, die in landwirthfchaftlicher 
Hinſicht irgend von Interefie —* um davon nach Gelegenheit und Umftänben 
nũtzlichen Gebrauch zu machen; daher 
die ſpezielle Aufſicht und Leitung des Centralbüreaus, welches für die Samm⸗ 
lung, ‚u Jamm enfte lung und Bewahrung jener Notizen und Materialien bes 
flimmt iſt, und in welchem zum Gebraudhe des Kollegiums alle diejenigen 
Snformationsmittel fich finden, derer daffelbe bedarf, ſowohl zur richtigen Bes 
urtheilung der wirklichen landwirthſchaftlichen Zuftände in der ganzen Monarchie, 
als auch zur fortwährenden Ueberſicht über den jebesmaligen Standpunkt der 
Landwirthichaft in Theorie und Praxis, und aller ihrer Fortfärikte, Erfah: 
rungen und Richtungen; 
5) die Sorge für die erforderlihen Sammlungen des RKollegiums und für deren 
Vervollſtaͤndigung und zweckmaͤßige Benußung ; 

6) die Redaktion der unter der Leitung des Direktors herauszugebenden Annalen 

der Landbwirthfchaft in den Breufifcen Staaten. 

8. 12. Außerordentliche Mitglieder find theile bie jedesmaligen Präfidenten ober 
Direftoren der Centralvereine in den Provinzen ober Deegierungebesizfen theils 
werben fie vom vorgeordneten Minifterium auf den Vorſchlag des Direftors alljährs 
lich neu defignirt und demgemäß zum Gintritte aufgefordert. 

$. 13. (Gefhäftsordnung.) Das Kollegium verfammelt fih in orbentlichen 
Blenarverfammlungen, die an beftimmten Tagen monatlih ein Mal gehalten werben, 
und in denjenigen außerordentlihen Plenar: und Ausfhußverfammlungen, zu denen 
daffelbe vom Direktor berufen wird. \ 

$. 14. Ausihußverfammlungen finden in der Regel nur zur Berathung über 
rein technifche Öegenflände Statt, und zwar entweder zu gegenfeitiger Verſtaͤndigung 
und vorläufiger Beſprechung über die in Beziehung auf ſelbige etwa zu befolgenden 
Grundfäge und zu nehmenden Mafregeln, che ſolche in den PBlenarverfammlungen 
zur Sprache Bebracdht werben, oder auch zur Berathung über ben Inhalt der dem 
Kollegium abgeforderten techniſchen Gutachten. - 

Nah Erforderniß koͤnnen auch beftindige Ausſchüſſe gebilbet und regelmäßig 
verfammelt werben. 
“ 8. 15. Der Direltor fowohl als ber Generalſekretair wohnen allen Verſamm⸗ 
Jungen bei. 
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Im ochinbernngefällen wird ber Direftor durch den bem Kollegio beigegebenen 
älteften Rath des Minifterii des Innern vertreten. 

$. 16. Bei zu faffenden Beichlüfien gilt Mehrheit der Stimmen. Stimmen: 
recht hat jebes ordentliche Mitglied, der Generalfefretair und die etwa einberufenen 
außerordentlichen Mitglieder. 

$. 17. In den an das vorgefeßte Miniflerium zu erflattenden Berichten, fie 
mögen eine abgeforberte Auskunft oder ein abzugebendes Gutachten, oder eine zu 
entwerfende Inftruftion, oder aud einen vom Kollegium gebildeten Antrag betreffen, 
iR ohne Ausnahme in allen Faͤllen, wo im Kollegium ſelbſt eine Verfchiedenheit 
der Anfichten Rattgefunden hat, der Diffenfus einzuberichten und die Meinung auch 
ber Minorität vollſtaͤndig und von den Gründen der Diffentirenden begleitet vor: 
zutragen. 

$. 18. Ueber alle wichtigeren Angelegenheiten, namentlih bei der Erſtattung 
von techniſchen Gutachten, hat ber Diretor zuvörderſt entweder bie fchriftlichen 
Vota einzelner oder mehrerer Mitglieder zu vweranlaffen, oder die vorbereitende Be⸗ 
arbeitung eımem befonderen Ausfchuffe zu übertragen. 

$. 19. Alle in den Ausſchüſſen berathenen Gegenflände, fofern fie_nicht rein 
tehmijcher Beſchaffenheit find, müflen dem Plenum zus Beſchlußnahme vorgelegt 
werden. Ä 

8. 20. Kommt es anf Ermittelung oͤrtlicher Verhältniffe an, die dem Kollegium 
nicht Hinlänglich bekannt find, und bedarf es dazu ber Information an Ort und 
Stelle, fo werden bie deshalb nöthigen Aufträge nur vom Minifterium, event. anf 
den Antrag des Direktors ertheilt. . 

$. 21. Das Kollegium eritattet jährlich dem vorgeſetzten Mintfterium einen aus⸗ 
führlichen Beriht ſowohl über feine Wirkfamfeit und deren Erfolge, als über den 
Zufland der Landeskultur in der Monarchie, wie ihm folcher befannt geworben, und 
fnüpft daran feine Vorſchlaͤge und Anträge zu allgemeinen oder befonderen Mag: 
a Fr die im Intereſſe der Iandwirtbichaftliden Berbältniffe zu nehmen fen 
mödhten. 

$. 22. (Verhälmiß zu den Iandwirthfchaftlichen Vereinen.) Das Berhältnig 
des Kollegiums. zu den Iandwirthfchaftlichen Vereinen in den Provinzen ift ein ganz 
freies, das fi in allen einzelnen Willen aus der Wirkſamkeit bes Kollegiums und 
aus dem Bertrauen der Bereine entwiceln muß. ‚ 

$. 23. Das Kollegium hat jedoch zunichft dahin zu wirken, daß fi in den⸗ 
jenigen Gegenden, wo landwirthſchafiliche Vereine noch gar nicht vorhanden find, 
dergleichen bilden, und daß die vorhandenen Vereine, foweit dies ni nicht ger 
fchehen, ſich nach Provinzen oder wenigftens nach ähnlichen größeren Bezirken zu 
Gentralfozietäten organifiren, um auf dieſe Weife ſowohl ihre Intereflen, als ihre 
Wirffamfeit zu vereinigen. | 

6. 24. Außer den Vereinen von allgemeiner lanbwirthfchaftliher Richtung hat 
das Kollegium auch feine Einwirfungen auf diejenigen Vereine zu erſtrecken, welde 
einzelne Zweige der Landwirthichaft oder mit derfelben in Verbindung flehende Ger 
genftände, wie Seidenbau, Dorzugt, Bienenzucht, Gartenbau u. dgl. zur Aufgabe 
ihrer Wirkſamkeit fi geſetzt Haben. 

F. 25. Die Berhandlungen mit den Diftrifts: und Gentralvereinen, fofern fie 
rein technifche Angelegenheiten, alfo die Mittheilung intereffanter Notizen und Ma- 
terialien, den Austaufch von Grfahrungen und Beobachtungen, die Anftellung von 
Berfuchen und deren Refultate, die Wahl von Feeisaufgaben und Konkurrenzen, 
die Zufendung von Schriften, Werkzeugen, Modellen, Sümereien und dergleichen 
betzeffen, werden vorzugsweiſe vom Direktor geleitet, unter Mitwirkung bes Gene: 
raljefretairs und ber betreffenden Ausichüfle. 

$. 26. -(Berbältnig zu den Provinzialbehörden) Das bisherige Verhaͤltniß 
ber Iandwirthfchaftlihen Vereine zu den Brovinzialbehörben, alfo zu den Königl. 
Dberpräfibien und Regierungen, wird jedoch durch die Stellung des Kollegiums in 
feiner Weile alterirt. 

‚ 8. 27. Ueberhaupt tritt das Kollegium ebenfo wenig zu den genannten Pros 
vinzalbehörben wie zu den Generallommiffionen in irgend eine amtliche Beziehung. 

6. 28. In fofern es fi daher um KARA von amtlichen Nachweilen oder 
andern Auskunfts⸗ und Informationsmitteln handelt, welche das Kollegium von ben 
Provinzialbehörden, ober umgekehrt, diefe von jenem zu erhalten wünfchen möchten, 
iR ſolche von beiden Seiten burd das vorgeordnete Minifterium zu erwirken, wos 
durch jedoch nicht verhindert werben fol, daß eine burch Umſtaͤnde veranlaßte un: 
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mittefbare Korrefpondenz im Intereffe ber Bereine ober über rein techniſch⸗land⸗ 
wirthichaftlihe Gegenitände von beiden Seiten eingeleitet werden koͤnne. 

$. 29. (Hülfemittel der Wirkfamfeit. ' 1) Periodifche Reifen.) Der Direktor 
wird regelmäßig alljährlid wenigftens zwei Provinzen bereifen, nicht blos um die 
landwirthfchaftlihen Zuſtaͤnde und Beburfniffe aus eigenem Augenfchein kennen zu 
lernen, ſondern auch um perfönliche günftige Beziehungen zu Behörden, Vereinen 
und Privaten zu gründen ober zu unterhalten. 

8. 30. Auch dem Generalfefretair foll periodifch Gelegenheit gegeben werben, 
den Zufland der Proyinzen aus eigener Anſchauung fennen zu lernen und im Ins 
terefle der gruündlichſten Information perfönliche Belanntichaften zu machen. - 

$. 31. Wenn es auf Ermittelung einzelner Verhältniſſe und Zuftände durch 
eigene Beobachtung oder auf Revifion landwirthſchaftlicher Inſtitute, oder auf ans 
dere Recherchen ankommt, zu denen die perfönliche Anweſenheit eines Kommiflarius 
erforderlich ift, fo wird auch nad Umfländen irgend ein anberes ordentliches oder 
außerordentliches Mitglied mit fpeziellen Aufträgen verſehen werben. 

6. 32. (2. Korreipondenz.) Die nicht amtliche Sorzeiponbeng im Intereſſe 
der Zwecke des Kollegiums liegt nach $. 11. 2. vorzugeweife dem Seneralfefreiair 
ob. Derfelbe wird ſich angelegen jein Laflen, fie im In⸗ und Auslande immer 
mehr auszubehnen und fo lehrreih und nützlich wie möglid zu maden. 

6. 33. Aber auch die ordentlichen techniſchen Mitglieder werben ihre Thätigfeit 
nicht blos auf Erledigung der ihnen zugetheilten einzelnen Geſchaͤfte beſchraͤnken, 
fondern bemüht fein, durch Mittheilung eigener, oder aus ihrer orreſpondenz ges 
fammelter Grfahrungen, Beobachtungen und nüglicher Notizen das Informations: 
material zu vermehren. 

$. 34. (3. Eentralbüreau.) Das Gentralbüreau, deſſen Beſtimmung ſchen im 
F. 11 unter 4. angegeben tit, bildet die Niederlage für diefes fämmtlihe Material, 
und ift von bem Generalſekretair fo zu orbnen, daß daraus alle dem Kollegium 
nöthige und nügliche Auskunft, nicht blos in technifcher und wiſſenſchaftlicher, ſon⸗ 
dern auch in ſtatiſtiſcher, ſowie in ſtaatswirthſchaftlicher und adminiſtrativer Be⸗ 
ziehung, mit Leichtigkeit und Sicherheit entnommen werden koͤnne. 

F. 35. Die Kontrolle über das Centralbüreau führt außer dem Direktor auch 
das dem Kollegium beigefellte Mitglied des flatiftifchen Büreaus, welches vorzugs⸗ 
weife dahin fehen wird, daß bie Anordnung des Materials mit befländiger Rüd: 
ſſchi auf die Zufammenftellung lehrreicher ſtatiſtiſcher Ueberfichten erfolge. 

5. 36. (4. Sammlungen.) Die Einridtung und Vervollitändigung der Samm⸗ 
lungen bes Kollegiums, über welche ber Seneralfefretair nad $. 11. 5. ebenfalls 
die fpezielle Aufficht führt, erfolgt nad) deſſen und der orbentlihen Mitglieder Bor: 
fhlägen unter Genehmigung bes Direktors. 

$. 37. Borzugsweile ift dahin zu fehen, baß wichtigere Werke und Ichrteiche 
Zeitfhriften landwirthſchaftlichen, naturwifienfhaftlihen und technologiſchen Inhalte 
angefhafft, und fowohl für bie Zwecke des Gentralbüreaus, als zum Gebrauch der 
Mitglieder benußt werben. 

$. 38. (5. Inflitute.) Wiefern dem Kollegium ober einzelnen Mitgliedern 
deſſelben in diefer ihrer Eigenſchaſt bie Auffiht und Leitung gewiſſer gemeinnüßiger 
Snftitute, als da find: Aufftelung von Stammheerden, Aderwerkzeug: Babrifen, 
Lehrantlalten für allgemeine ober fpezielle landwirthſchaftliche Zwecke, Verſuchs⸗ 
und Uebungswirthfchaften und dergleichen mehr, anvertraut werben möge, wird ven 
der weiteren Gntwidelung der Wirkjamfeit des Kollegiums, von dem zeigenden 
Bedürfniffe und von ſonſtiger Berudfichtigung ber gegebenen VBerhältniffe abhängen. 

. 39. (6. Annalen.) Die herauszugebenden, von dem Generalſekretair unter 
Leitung des Direktors zu rebigirenden Annalen follen den Zwed haben: 

4) eine fortlaufende Weberficht zu liefern über ben wirklichen Zuſtand der Land: 
fultue in ben Provinzen ber Preußifhen Monarchie, und zwar mit forgfältis 
ger Berüdfihtigung aller provinziellen Eigenthümlichfeiten, wie ſolche durch 
die natürlichen Zuftände, durch die Gigenthumsverhäliniffe, durch die übliche 
Bewirthfchaftungsweife, durch den Fleiß und die Betriebfamkeit der Landwirthe, 
durch die Beichaffenheit des Verkehrs und Handels, fowie der Kommunikations: 
und Abſatzwege und durch andere günftige oder ungünflige Umflände bedingt 
und mannigfaltig geftaltet werben; 

2) —* holten über die Thaͤtigkeit der landwirihſchaftlichen Vereine und 
deren Erfolge; 

3) Rechenſchaft abzulegen von ber Wirkſamkeit des Kollegiums; 
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4) überhaupt die Grundſätze zu entwideln, nad welchen von Staatswegen auf 
den Fortfchritt der Bodenkultur und landwirthſchaftlichen Betriebfamkeit einge: 
wirft wird, die Zwecke barzulegen, bie dadurch erreicht werben follen, und die 
Magregeln zufammenzuftellen, die zu bem Ende genommen werben; 

5) forhoäßrende periobifche Ueberſichten zu geben über die gefammte landwirth⸗ 
ſchaftliche Literatur nad) ihren bebeutenderen Leiftungen, mit kurzer Hinweifung 
auf das Wichtigſte und Bemerkenswertheſte. 

6) Alljührig einen gebrängten, aber möglihit vollftändigen landwirthſchafilich⸗ 
ſtatiſtiſchen Generalbericht zufammenzuftellen, mit Anbeutung der baraus zu 
ziehenden Schlüffe und darnach zu nehmenden Maßregeln, —* im ſtaats⸗⸗ 
öfonomifhen als im privatwirthſchaftlichen Intereſſe. 

7) Endlich mannigfaltige einzelne Notizen zu enthalten, bie auch für ben einzelnen 
praftifhen Landwirth von Wichtigkeit fein können, jedoch mit ſtrenger Auswahl 
des Gewiſſen, Bewährten und faktifch Zuverläffigen. 

$. 40. (7. Bonds.) Dem Kollegium werden demnaͤchſt diejenigen Fonds zu 
eigener Dispofition uberwiefen, welche Fi Bervolltändigung feiner Sammlungen 
ausgeiept und deren prinzipienmäßige Verwendung dem Direltor anvertraut wer: 
ben wird. ' 

5. 41. Das Kollegium führt ein Dienftfiegel mit der Umfchrift: Landes⸗Oeko⸗ 
nomie⸗Kollegium. 

S. 42. (8. Perſonal.) Das Perſonal der Büreaus und Unterbeamten wird 
bem Kollegium vom vorgefegten Minifterium zugetheilt. 

Berlin, d. 25. März 1842. 

Der Minifter des Innern und der Polizei. v. Rochow. 
(Min. BL dv. i. B. 1842. ©. 128. Nr. 184.) 


ID. Die EentralKommijfion für die Angelegenheiten der 
Rentenbanten. 


Aller. Erl. v. 21. Mat 1850, betr. die Errichtung einer befonderen 
Central⸗Kommiſſion für die Angelegenheiten ver Nentenbanfen. 


Auf. ben Antrag des Staatsmin. in dem Berichte v. 16. d. M. will Ich geneh: 
migen, daß für die Bearbeitung aller Angelegenheiten, welche das G. v. 2. Mir; 
d. 3. über die Errichtung von Rentenbanfen (G. S. S. 112.) den Min. für bie 
F. und für die Iandwirthfchaftl. Ang. überträgt, eine befondere Central-Kommiſſion 
bis auf Weiteres errichtet werde. Ich beftimme bemgemäß was folgt: 

1) &s wird eine „Gentral-Kommiffton für die Angelegenheiten der Rentenbanken“ 
gebildet. Diefelbe hat ihren Sig in Berlin und befteht aus dem interimifti- 
fhen Unter⸗Staatsſekretair, Wirfl. Geh. Ober⸗-Juſtizrath Bode als Vorſitzen⸗ 
dem und je einem oder zwei vortragenden Raͤthen des Fin. Min. und des Min. 
für die landwirthſchaftl. Ang., welche von den betr. Miniſtern zu dieſem Zwecke 
beauftragt werben. 

2) Der Central⸗Kommiſſion fteht die Bearbeitung aller Angelegenheiten zu, welche 
die Ausführung des ©. v. 2. März d. I. über die Errichtung von Renten: 
banfen, insbefondere die erſte Ginrichtung der Rentenbanken und die Oberauf: 
ficht über biefelben, in Gemäßheit des $. 5. dieſes Geſetzes zum Gegenftande 
haben. Den Min. für die %. und für die Kandiwirthfehaftl Ang. bleibt es 
überlaffen, berfelben die obere Leitung und Aufficht über die für einzelne Lan: 
bestheile bereits beftehenden Renten⸗Tilgungs⸗Kaſſen, naͤmlich 
a) die durch die K.O. v. 20. Sept. 1836 (G. S. 1836. ©. 235.) errichtete 

Tilgungsfaffe zur Erlichterung der Ablöfung der Reallaſten in den Kreifen 
Paderborn, Büren, Warburg und Hörter; 

b) die in Gemäßheit des Geſetzes v. 22. Dec. 1839, betr. die Rechtsverhält: 
niffe dev Grundbeſitzer und die Ablöfung der Reallaften in ben Graffchaften 
Mittgenftein- Berleburg und Wittgenftein-Wittgenftein (G. S. 1840. ©. 6.) 
bei ber Jesierunge / Hauptiaſe in Arnsberg beſtehende Wittgenſteinſche Til: 
gungskaſſe; 

c) die gemäß Order v. 18. April 1845 (G. S. 1845. ©. 410.) errichtete Til⸗ 
‚gungefafie zur Erleichterung der Ablöfung der Reallaften in den Kreifen 
Heiligenftadt, Mühlhaufen und Worbie 

auch vor deren Bereinigung mit den Provinzial Rentenbanten zu übertragen. 
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3) Die Central⸗Kommiſſton erlebigt bie ihre übertragenen Gefchäfte in befonderem 
Auftrage des Finanz Min. und bes Min. für bie Iandwirtkichaftl. Ang. , ge 
mäß ber von letzteren ihr ertheilten Inſtruktion, übrigens felbitfländig und in 


ihrem eigenen Ilamen. Ausgenommen hiervon find nur folde Angelegenhei⸗ 


ten, in welchen es Meiner Genehmigung bebarf, oder welche von den vorge: 
feßten Miniftern ausprüdlich ihrer Entſcheidung vorbehalten werden. Anträge 
der Behörden und Privatperfonen find ohne Ausnahme unmittelbar an bie 
Central⸗Kommiſſion zu richten. - 

4) Dem Borfigenden der Central: Kommifflon liegt die Leitung und Verteilung 
ber Gefchäfte ob. Derfelbe tft befugt, die Ausführung eines Beſchluſſes bis 
zur Entſcheidung der vorgefesten Winifter zu fnspendiren. Das erforberliche 
Subalternenperfonal wird von dem Yinanzmin. und von dem Min. fir die 
landwirthfchaftl. Ang. gewährt. 

5) Der Bin. Min. und der Min. für die landwirthſchaftl. Ang. find mit ber Aus: 
‚fügrung dieſes Erlaffes beauftragt. Sie haben auch ben Zeitpunft befannt 
zu machen, mit welchem die Beflimmungen zu 1. und 2. in Wirkſamkeit treten, 

Diefer Mein Erlag iſt duch die G.S. zur allgemeinen Kenntniß BY bringen. 
Charlottenburg, den 21. Mai 1850. Friedrih Wilhelm. 
Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Mantenffel. v. d. Heydt. v. Rabe. 
Simons. v. Schleinig. v. Stodhaufen. 


das Staatsminifterinm. 

(G.S. 1850. ©. 334.) 

Damm: 

1) Bekanntmach. der K. Min. für landwirihſch. Ang. (v. Manteuffel) 
u. d. 8. (v. Rabe) v. 11. Juni 1850, betr. die Errichtung ter Gentral- 
Kommiffion für die Angelegenheiten der Rentenbanken. 

Gemiß der Bellimmung sub 5. des Allerh. Erlaſſes v. 21. v. M. (G. S. 
S. 334.), betr. die Errichtung einer befonderen Gentrallommiffion für die Angele: 
genheiten der Mentenbanfen, wird hierdurch belannt gemacht, daß biefe Rommifion, 
foweit derfelben die Bearbeitung aller Angelegenheiten zufteht, welche die Ausfüh: 
rung des Geſetzes v. 2. März d. J. über die Errichtung von Rentenbanfen, ins: 
befonbere bie erfte Ginrihtung der Mentenbanfen und bie Oberaufficht über biefel: 
ben, in Gemäßheit des 8. 5. dieſes Geſetzes zum Gegenftande haben, mit dem heu⸗ 
tigen Tage in Wirkſamkeit getreten iſt. 

Wegen des Zeitpunftes, mit weldem die obere Leitung und Aufficht über bie 
für einzelne Landestheile bereits beitehenden Rententilgungsfaffen auf bie Central: 
fomnifiton überzugehen hat, wird eine befondere Bekanntmachung noch vorbehalten. 

Min. Bl. d. i. 8. 1850. ©. 191. Nr. 243.) 

2) Bekanntmach. des K. Min. d. I. (Horn) u. für landwirthſchaftl. 
Ang. (Bote) v. 17. Sept. 1851 wegen Mebertragung der oberen Leitung 
und Aufficht über die Tilgungsfaffen zur Erleichterung der Abldfung der 
Reallaſten in den Kreifen Waderborn, Büren, Warburg, Hörter und in ven 
Kreifen Heiligenftatt, Mühlhauſen, Worbis an die GentralsKommiffton für 
die Augelegenheiten der Mentenbanfen. 

Gemäß der Beltimmung zu $. 2. des Allerh. Erlaſſes v. 21. Mai v. 9. 
(8.8. ©. 334.), betr. die Errichtung einer befonderen Gentralfommiffton für bie 
Ang. der Rentenbanken, und im Verfolg der Belanntmahung v. 11. Juni v. I. 
Min. Bl. ©. 191.) wird hierdurch zur öffentlihen Kenntniß gebracht, daß dieſer 

ommifflon vom 1. Oft. d. I. ab auch die obere Leitung und Aufſicht 

a) über die durch die Allerh. K.O. v. 20. Sept. 1836 (G. S. ©. 238.) errich⸗ 
tete Tilgungskaſſe zur Erleichterung der Ablöfung der Reallaften in den Kreis 
fen Paderborn, Büren, Warburg und Hörter, fo wie | 

b) über die gemäß ver Allerh. K. 8. v. 18. April 1845 (G. S. ©. 410.) errich⸗ 
tete Tilgungskaffe zur Erleichterung ber Ablöfung der Reallaften in den Kreis 
fen Heiligenftabt, Mühlhauſen und Worbis, ' 

übertragen worden ift. 
(Hin. BL dv. i. B. 1861. ©. 206. Nr. 231.) 
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Zweite Abtbeilung. 
Die Provinzial-Behörden 


Erfter Abſchnitt. 
Die Ober- Präfidien, die Regierungen und die General- 
Kommiffionen. | 
L In den älteren Öftlichen Provinzen, welche nach dem Tilfiter Fries 


ven bei der Preuß. Monarchie verblieben, namentlich den Provinzen Bran« 
denburg, Pommern, Preußen und Scleften. ' 


1) Land» Kultur» Ep. v. 14. Sept. 1811. 65. 41. u. 42. 
(8.6. 1811. S. 300., f. unten.) 


2) ©. v. 14. Sept. 1811, betr. die Regulirung der gutähertlichen und 


“ bäuerlichen Verhältniſſe, 6. 59. 


$. 59. Um eine ſchnelle und fachverfländige Ausführung ber hier verorbneten 
Maaßregeln zu beförbern und zu fihern, werben Wir für jede Provinz eine beſon⸗ 
bere Generalkommiſſion aufftellen, die fih ausfchließlih mit biefen &egenfänden 
beſchaͤftigen und vorzüglich dahin wirken fol, daß die Auseinanderfehung durch güts 
liche Sinigung ber Interefienten und in beren Ermangelung durch Kommilfionen 
erfolge, md alle Weitläuftigkeiten vermieben werben. 

o diefe Vorſchriften auf verpachteten Gütern während der Pachtzeit zur Volls 
ziehung fommen, follen bie etwanigen Remiffions: und Entfchädigungsforderungen 
der Pächter in Grmangelung ütficher @inigung ebenfalld unter Leitung dieſer 
Kommifftonen durch Schiedsrichter nad wirthfchaftlihen Grundfähen entfchieden 


werben.- 
(8.©. 1811. ©. 299.) 


3) V. v. 30. April 1815, wegen verbefferter Einrichtung der Provin« 
zial⸗ Dehbtben, 6. 10. | 

Die bisherigen fünf Deputationen (ber Regierungen) werden aufgehoben, des; 
gleichen die Landes: DetonomiesKollegien. 

(9.5. 1815. ©. 85.) 

4) ©. v. 20. Juni 1817, wegen Organifation der Seneral-Kommifflo- 
nen und der Reviſtons⸗Kollegien zur Regulirung der gutöherrliden und 
bäuerlichen Verhaͤltniſſe, ingleichen wegen des Geſchaͤftsbetriebes bei dieſen 
Behörden, $. 1. 

(8.8. 1817. S. 161., f. unten.) . 

5) G. v. 7. Sunt 1821, über die Ausführung der Gemeinheits⸗Theil. 
und Ablsf. Orte, 5. 2. 

(9.6. 1821. ©. 84., f. unten.) > 
- 6) 2. v. 18. Nov. 1819, wegen Anwendung des Regulir⸗Ed. v. 
14. Sept. 1811 auf den Cottbuſer Kreis, $. 1. 

Die Ausführung der Auseinanderfeßungen (im Cottbuſer Kreife) gehört vor bie 


Runge General: Kommiffton. 


(8.6. 1819. ©. 249.) 


7) G. v. 21. Juli 1821, wegen Anwendung des Megulic- Ep. ©. 
14. Sept. 1811 und der fpäteren darüber erlafjenen Gefege auf die 
Dber- und Nieder-Laufih und das Amt Senftenberg, 5. 8. 

Die Ausführung dieſes Geſehes wird der Neumärkifchen Benerallommiffion 
übertragen, und die Appellationen von den Entſcheidungen berfelden gehen an das 
für Die Kur: und Neumark befteflte Reviſtonskollegium. 

(9.6. 1621. ©. 110.). 

Yandete Kultur Befeyg. Mr. 1. 2 
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8) ©. v. 2. März 1850, wegen Abldfung der Reallaſten ac., $. 114., 
und Gemeinheit3-Thell. Ordn. v. 19. Mat 1851 für die Rheinprovinz und 
Reusorpommern und Ruͤgen, $. 26 

(1. unten.) 


D. Im Großherzugthum Pofen und den mit Weftpreußen 
wieder vereinigten Difrikten, dem Kulm» und Michelaufhen 
Kreife und dem Gebiete der Stadt Thorn, fowie dem Landgebiete 
der Stadt Danzig. | 


1) ©. v. 8. April 1823 wegen Anwendung des Regul. Er. v. 14. Sept. 
4811 und der fpäter darüber erlaffenen Gefege, ingleichen wegen Anwen» 
dung der Abldf. Ordn. v. 7. Juni 1821, auf das Landgebiet der Stadt 
Danzig, $ 15. 

Sie Keführung ber hiernach in dem Danziger Gebiete anwendbaren Gefege 
und ber Gemeinheitstheilungsorbnung übertragen Wir ber Generallommiffton zu 
Marienwerber. 

(G.S. 1823. S. 73.) 


2) ©. v. 8. April 1823, wegen Regulirung der gutöherrlihen und 
bäuerlichen Verhältniffe im Großherzogthum Pofen, den mit Weſt⸗ 
preußen Yereinigten Diftrikten, dem Kulm» und Michelau⸗ 
[her Kretfe und in dem Landgebiete der Stadt Thorn, it. II. 


66. 110-113. 
Dritter Titel. 


Bon den Behörden zur Ausführung dieſes Geſetzes. 


$. 110. Die nad $. 12. Behufs der gütlichen Auseinanberfeßungen der Gute: 
herren mit ihren Bauern anzuorbnenben Kreisvermitielungsbehörben , follen aus 
einem von den Gutsbefigern des Kreifes zu wählenden Rittergutsbefiger und aus. 
einem Breibauer oder fonft einem ſachkundigen und zuverläffigen Mann, welden bie 
Bauern des Kreifes aus drei von dem Landrath vorzuſchlagenden Berfonen Ger 
meinbenweije wählen, beftehen. 


$. 111. Außer biefen Behörden foll zur Ausführung biefes Geſetzes und der 
Gemeinheitstheilungs» und Ablöfungsorbnung vom 7. Juni 1821 eine befonbere 
Generallommiffion zu Poſen niedergefeßt, und eben bafelbit als Appellationsinftanz 
ein Revifionsfollegium errichtet werben; in ber dritten Inflanz aber foll in den da⸗ 
zu geeigneten Faͤllen Unfer Geheimes Obertribunal zu Berlin erkennen. 


$. 112. Alle auf den Grund biefes Geſetzes abzuſchließende Verträge und 
Rezefle müflen von der Generalfommiffion beftätiget, und, wenn fie bazı reif find, 
—5 oder vor einem zum Richteramte geeigneten und verpflichteten, von der 
ehoͤrde damit beauftragten Beamten aufgenommen oder anerkannt werden. Alle 
auf dieſe Weiſe noch nicht aufgenommene und beftätigte Verhandlungen find na 
Berfchiebenheit der Fälle nur Traftaten und Punktationen anzufehen, und müffen 
nad) dem Beflnden der Generallommiffion berihtiget, vervollfländiget und zu feiner 
Zeit in der eben beftinnmten Form zum Schluß gebracht werben. 


$. 113. Im Uebrigen finden auf die Amtsbefugniffe und ben Geſchaͤftobetrieb 
der Seneralfommiffton und bes Mevifionstollegiums zu Poſen die Berorbnungen 
som 20. Juni 1817, 29: November 1819 und das Geſetz wegen Ausführung ber 
Gemeinheitstheilungs⸗ und Ablöfungsorbnung vom 7. Juni 1821 mit den aus ger 
genwärtigem Geſetz fich ergebenden Abänberungen, ebenfalls Anwenbung, und follen 
die hiernach anwendbaren Vorſchriften in einer von ben Minifterien des Innern 
und ber Juſtiz zu erlaffenden Inftruftion zufammengeftellt und näher beitimmt, 
insbefondere darin die Art und Weiſe der Anwendung jener Orbnungen auf bie 
—I Geſetze zu regulirenden Geſchaͤfte weiter entwidelt, und bie gedachte 
Snfirultion durch die Amtsblätter der Megierung zu Bofen, Bromberg und Marien 
werber befannt gemacht werben. 

(9.©. 1823. ©. 73.) 


IM. In ven Provinzen Sachſen und Weftphalen und einem Theile 
der Rheinprovinz. 5 | 
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1) ®. v. 25. Sept. 1820 wegen ber in Magdeburg und Münfter zu 
errichtenden Generalkommiſſionen. !) 

Bir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. Damit die Auseinanderfehung über bie 
gutsherrlichen und bäuerliden Verhältniſſe in denjenigen Theilen Unferer Monarchie 
zwifchen der Elbe und dem Rhein, welche vormals zum Königreih Weſtphalen, 
zum Großherzogthum Berg, und zum franzöflfchen Reiche gehört haben, beögleichen 
m Serzogihum Weitphalen, nad den heute von Uns volldogenen Geſetzen, gleich 
förmig und ohne Aufenthalt betrieben werde; fo haben Wir befäloflen, dazu be: 
fonbere- Behörden unter dem Namen der „Senerallommiffionen“ niederzufegen, und 
verordnen, nach erfordertem Gutachten Unferes Staatsraths, wie folgt: 

6.1. Es jollen folder Generalfommiffionen zwei, und zwar die eine zu Magbe: 
burg, und bie andere zu Münfter, errichtet werben, von benen jene für diejenigen 
der obgedachten Landestheile, bie Pin zur Provinz Sachſen, und dieſe für bier 
jenigen — iſt, die jetzt zur Provinz Weſtphalen und zu den Rheiniſchen Pro⸗ 

zen gehoͤren. 

$. 2. Gine jede dieſer Behörden ſoll aus einem Generalkommiſſarius als Di: 
reitor, und wenigftens zwei Beifigern in kollegialiſchem Verhaͤltniß beſtehen. Gines 
der Mitglieder muß ein zum Wichteramt geeigneter und zur Juſtiz verpflichteter 
Beamter, bei defien Anſtellung daher auch Unfer Juſtizminiſter Fonkurriren fol, 
urd die andern Mitglieder müſſen der Oekonomie kundig Fein. 

$. 3. Die Senerallommiffionen find übrigens Unferm Min. des J., in Rekurs⸗ 
fällen ($. 28.) aber diefem und Unſerm Juſtizminiſterio gemeinfhaftlih, unterge⸗ 
ordnet, und den ordentlichen Provinzialbehörbden koordinirt. 

.4. Ihre Beſtimmung if, fo weit das gegenwärtige Geſetz darunter nicht 
nähere Beſchraͤnkungen enthält, die ausfchlieglihe Ginleitung und Bearbeitung aller 
Geſchaͤfte, welche in Ausführung Unferer heutigen Geſetze über bie Regulitung ber 

töherrlichen und bäuerlichen Verhältniffe in den obgedachten Lanbestheilen zur 
useinanberfeßung der Intereffenten gehören. 

$. 5. Es bleibt jedoch den Intereffenien unbenommen, ſich wegen aller Rechts: 
verhältniffe, die in den gedachten Geſetzen berührt werben, auf jebe beliebige Weiſe 
durch Vertrag zu einigen, nur daß foldhes in derjenigen Form gefchehe, weldhe bie 
Geſetze Rn Rechtegültigfeit und beziehungsweife zur hypothekariſchen Eintragung 
fi erträge erfordern. 

8. 6. Außer diefem Falle aber tritt die DVermittelung ber Generaltommiffton 
ein, und fobald der eine oder der andere Theil diefelbe in Anſpruch nimmt, hat bie 
Generallommiſſion dazu einen befondern Kommiſſarius abzuorbnen, oder durch bie: 
fen, ober durch unmittelbare Berfügungen die Berichtigung des ganzen Geſchaͤſts 
wit allen zu demfelben gehörigen, ober von den Parteien damit in Verbindung ge- 
ſetzten — ſowohl unter den Haupiparteien, als mit den entfernteren 
Interefienten zur Sache, als Hypothefgläubigern, Lehn⸗ und Fideikommißberechtigten 
und’ weflen Mechtsverhälniffe ſonſt dadurch berührt werben, namentlich auch bie 
Auseinanderfebung zwiſchen den Pächtern und Berpäcdtern der zur WRegulirung 
fommenden Büter zu vermitteln, bie Angelegenheit bis zum Abſchluß ber he 
Iungen zu leiten und zu, betreiben, und endlich felbft auf die Berichtigung der hypo⸗ 
ihekariſchen —— zu achten. (5. 15. 

$: 7. Ihre Kompetenz tritt aud in dem Fall eines zwiſchen ben Intereſſenten 
bereits getroffenen Privatablommens alsdann ein, wenn wegen babei übergangener 
Punkte, ober von nicht zugezogenen Intereflenten neue Anfprüdje erhoben werden; 
gleichergeftalt ift diefelbe verpflichtet, wenn wegen ber bei Ausführung eines Privats 
abkommens eintretenden Schwierigkeiten ihre Bermittelung in Anfprud genommen 
wird, fi darauf einzulaffen, wiewohl übrigens Rechtsſtreitigkeiten uber die Rechts⸗ 
erregen ober Auslegung folder Privatvertraͤge zur Entfcheibung der ordentlichen 

erihte gehören. 

Pu 8. Menn bei der Auseinanderfehung Korporationen, Anftalten und Stifs 
tungen, bie unter ber allgemeinen Oberauffiht Unferer Regierungen fiehen, Theil: 
nehmer find, fo müffen dieſe bei der Verhandlung ſelbſt zwar, wie es fonft bie Ger 
feße vorfchreiben, gehörig vertreten werden. Wo es aber auf die Ertheilung von 





1) Dies G. if, infoweit e6 das Verfahren und bie Kompetenzverhälts 
niffe der Auseinanderfehungsbehörben betrifft, durch den 5.1. der V. v. 30. Juni 
1834 wegen des Geſchafisbetriebes (f. unten) außer Kraft geſebt F 
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Genehmigingen und Grmächtigungen anfommt, welche fonft Unfern Regierungen, 
vermöge des Oberaufſichtsrechts, zuftehen würden, ba follen die Generalkommiſſionen 
in die Stelle ber letztern treten, und dergleichen Genehmigungen und Grmächtigun: 
gen nach gehörig geprüfter Sache, und mit Beobachtung alles deffen, was im 
gleihen Ball jenen obliegen würde, ihrerfeits ertheilen können. 

$. 9. Gleichergeitalt Haben die Generallommiſſionen, wo allgemeine und landes⸗ 
polizeiliche Rückſichten eintreten, diefe von Amtswegen in Stelle Unferer Regierungen 
gehörig zu beachten, und find auch in diefer Beziehung von ber Nothwenbigiett 
einer nihern Rüdfprache mit letzteren entbunden, wiewohl, wie fi von felbft vers 
le halten jederzeit auf gebührendes Nachſuchen die nöthige Auskunft zu ers 
theilen gehalten. . 

$. 10. Auf Unfern Domainen foll die Regulirung aller derjenigen Rechtsver⸗ 
haͤltniſſe, worauf fih bie im $. 4. bezeichneten Geſetze beziehen, zunaͤchſt durch 

Kommiffarien der Regierung verfucdht, und nur, wenn bielelbe auf diefem Wege 

nit zu Stande gebracht werben Tann, an bie Beneralfommiffion gebracht werben. 
Dod kann lebtere in Bezug auf das Domanialintereffe bei Grtheilung der nöthi: 
gen Genehmigungen und ächtigungen bie Stelle Unferer Regierungen nicht 
vertreten. 

$. 11. Zum Wirkungsfreife der Generallommiſſionen gehört ferner die Ent 
fheidung aller Streitigkeiten, welche fih bei Gelegenheit der Auseinanberfehuug 
über bie gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniffe, über die Ablöfung der Zehnten, 
über die Abfhägung oder fonflige Werthausmittelung ber verſchiedenen Rechte und 
Verpflichtungen, oder auch über bie Ausgleihung ſelbſt, es fei zwiſchen den Haupt 
intereffenten, oder denen, deren Rechtsverhaͤliniſſe dadurch nur mit berührt werben, 
ereignen mögten. 

$. 12. Alle übrigen Rechtsſtreitigkeiten verbleiben zwar nad wie vor ben or⸗ 
bentlihen Berichten. Jedoch follen die Generallommiſſionen auch in biefen überall, 
wo es bei der Entſcheidung auf oͤkonomiſche Gutachten ankommt, zu deren Brüfung 
und Mittheilung ihres Urtheils verpflichtet fein, wenn fle von ben geeigneten 
Behörden, es fei auf Antrag der Parteien, ober von Amtswegen, barum erſucht 
worden. 

‚$. 13. Sobalb die bei den Generalkommiſſionen anhängig gemachten Angelegen, 
— fei es im Wege der Uebereinkunft der Parteien, ober ber rechiskräftigen Ents 
cheidung, ausgeglichen und die neuen Nechisverhältniffe, fowohl in Beziehung auf 
die Hauptparteten, als auf bie Interefienten der Inzidenzpunkte fefgekellt find, muß 
darüber ein von den Intereflenten gehörig zu vollziehender Rezeß aufgenommen, 
und dieſer von der Generalfommiffton fowohl auf die Legitimation der Kontrahenten, 
als auf deſſen Bollftändigkeit, Deutlichkeit und formelle Berichtigung geprüft, und, 
wenn fie dabei nichts zu erinnern findet, beftätigt werben. 

8. 14. In einzelnen Faͤllen bleibt jedoch ihrem Ermeſſen überlaffen, ungeachtet 
eines ober des andern noch unberihtigten Buntes dennod mit dem Abfchluffe in 
der Hauptfache Ex verfahren, und den unegledigten Gegenſtand einer befondern Vers 
handlung vorzubehalten. 

$. 15. Damit auch nach ber Regulirung jeder Intereffent in den wirklichen 

Befig der ihm nach berfelben zuftändigen Mechte gefeht werde, fo Yiegt ber General; 

kommiſſion ob, von Amtswegen dafür zu forgen: 

a) daß, wo etwan Grunbitüde vertauſcht ober fonft abgetreten, neu eingetheilt 
oder in ihren Grenzen berichtigt fein mögten, biefelben den darauf angewieſe⸗ 
nen Intereffenten übergeben; 

b) daß bie zur Sicherſtellung berfelben ad depositum zu leiſtenden Zahlungen ge: 
börigen Orts —— un 

c) daß die zur Gintragung geeigneten Urkunden ber betreffenden ofhelen : Be: 
hoͤrde zu diefem Behuf sugefertigt werben. " orveth 

8. 16. Wegen der übrigen zur Ausführung des Geſchäfts erforderlichen Maß⸗ 
regeln find zwar bie Anträge der Parteien zu gewaͤrti . Es können — den 

Zutionögefuche aus den von ber Generalfommiffton beitätigten Rezeſſen nur binnen 

Sahresfrift nach erfolgter Beſtaͤtigung, und allein bei ihr angebracht werben. Wegen 
ten folder Cxekutionen hat fie überall Unfere Regieruugen und Landräthe 
zu erfuchen. 

$. 17. Das letztere gilt auch von allen fonfligen Crekutionen, welche die Ge⸗ 
nerallommiſſion, es ſei gegen bie Intereſſenten, ober gegen nachläffige Kommiſſarien 
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ober fonk zu verfügen haben kann. So weit fie nämlich verfügen darf, it fie auch 
befugt, ihren ung buch Beranlaſſung der Grekution Folge zu geben. 

$. 18. Sollte es ſich ereignen, daß nad gerichtlich beendigtem Geſchäfte ber 
Generallommiſſton noch neue Anſprüche nicht zugezogener Intereſſenten zu ihrer 
Kenntniß und Vermittelung gebracht würden, fo tritt ihre Cinwirkung dabei in eben 
dem Maße ein, als ob biefelben glei Bei @inleitung der Auseinanderfegung zur 
Sprache gelommen wären. 

$. 19. In fo weit die Verhandlungen mit den Parteien von den Mitgliedern 
der Generalkommiſſion felbft nicht übernommen werben können, bedient fich diefelbe 
in ber Regel der Oekonomiekommiſſarien, welche fie fortan felbit nad) gehöriger 
Prüfung, als folhe, anzuftellen, befugt fein fol. Die gerichtlich zu wollziehenden 
Geſchafte können von ihr den Unterrichten, Sriedensrichtern oder andern richter- 
lichen PBerfonen aufgetragen werben. Alle, Unferen Provinzial: Juftizfollegien und 
Regierungen untergeorbnete Beamten und Behörden find —* ihre Aufträge 
enzunchmen, und, gleich ben übrigen Geſchäften ihres Berufs, mit Treue und 
—— auszurichten, dabei auch ihren etwanigen beſondern Anweiſungen Folge 
zu leiſten. 

S. 20. Die Vollziehung ber Rezeffe muß, allemal in berjenigen Form gefhehen, 
die nad den Geſetzen zur ypothefarifchen Eintragung erforberlih if. Sie haben - 
dann bie Wirkung gerichtlicher Urkunden, und bedürfen Feiner nochmaligen Berlaut: 
barung vor dem Richter ver Sache. 

$. 21. Auch alle Berhandlungen, welche bei der Generalkommiſſion ober in 
dem Auftrage aufgenommen worden, find, wenn folhes von einer ridterlichen 
Berfon geföchen, als gerichtliche Verhandlungen anzufehen. 

6. 22. Die Derhanblungen anderer Kommiflarien oder Deputirten ver Bene: 
rallommiffton, welche nicht Richter find, Haben zwar in der Hegel nur die Kraft 
öffentliches Urkunden; fie follen jedoch von Perſonen, die des Leſens und Schreis 
bens unfundig find, aus dem runde, weil die Geſetze fonft bei ihnen allemal ge⸗ 
richtliche Bollziehung verlangen, vorausgefept nur, daß bie Voll iehung Seitens 
derfelben übrigens in der gehörigen Form gefchehen iſt, als ungültig nicht anges 
fochten werden koͤnnen. u nen jedenfalls die von folhen Kommiffarien oder 
Deputirten zum Behufe der Inftruftion derjenigen Streitpunfte, deren Entſcheidung 
zum Wirfungöfreife der Generalkommiſſion gehört, aufgenommenen ®Protofolle bei 
der Entfcheidung mit voller rechtlicher Wirkung zum Grunde gelegt werben. 

5. 23. Die Spesiallommiflarien find zu Erfüllung ihres Auftrages ohne Kück⸗ 
frage bei ber Generalkommiſſion, alles dasjenige zu verfügen und zu fordern befugt, 
was bie ordentlichen Juſtizbehörden felbft Behufs der Inſtruktion von ben Parteien 
oder von einem Dritten fordern und ohne Urtelsform verfügen Tonnen. 

. A. Bern fh ihr Auftrag nicht ausdrüdlich auf einen einzelnen Theil des 
Geſchaͤfts befhräntt, jo verbleibt der etrieb der ganzen Sache bis jum Schluß 
in ihren Händen. Sie find ihre Verhandlungen daher auf alle bie egenftänbe 
auszubehnen ermächtigt, welche die Genrraltommifften in Beziehung auf die bei ihr 
anhängig gemachten Angelegenheiten vor ſich zu ziehen befugt iR, und ‚welche die 
Parteien mit der Hauptiache in Verbindung bringen. Namentlich alfo liegt ihnen, 
auch ohne befondern desfallfigen Auftrag, die Inftruftion aller derjenigen Streit- 
punfte ob, die zur Entſcheidung der Benerallommifflon gehören. 

.%. Sie können auch in Fällen, wo bei Abfhätungen und Begutachtungen 
durch Sachverftändige nach dem Geſetz die Generallommiſſion den dritten Sachver⸗ 
ſtandigen zu beſtellen hat, nicht allein ſelbſt dazu beftellt werben, fondern es wirb 
au, wo die Benerallommifflon nicht ein anderes angeorbnet hat, daß ſolches ges 
ſchehen, ſtillſchweigend vorausgefeht. 

8. 26. Veduttionen, ober beſondere ſchriftliche Nechtsausfuͤhrungen, find bei den 
Inſtruktionen, welche von den Kommiſſarien ber Generalkommiſſion über Streit⸗ 
punkte, die zur @uticheibung der letztern gehören, geführt werben müflen, nur inſo⸗ 
fern zufäffig, als fie im Schlußtermine ſelbſt Eh ben Akten übergeben werben. 

$. 27. Die Entfheidungen der Generalfonmiffton über Streitpunfte find in 

der Form von Refolntionen abzufaflen. u 

5. 28. Es fieht dagegen den Intereffenten nur ber Rekurs an Unfere Mini- 
ferien des Innern und der Juſtiz zu, als welche beide in allen folhen Rekursfallen 
gemeinſdaſni⸗ und in Tester Juſtanz zu entſcheiden haben. 

.%. Auch ein folher Refurs muß jedoch binnen vier Boden, vom Tage 
der Bekanntmachung derjenigen Mefolution an gerechnet, gegen welche er gerichtet 
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werben ſoll, entweber bei ber Generalkommiſſton ſelbſt augebracht, ober doch ders 
felben, wenn folder unmittelbar an die Miniſterien gerichtet worden, in biefer Friſt 
davon Behufs Einſendung der Akten Anzeige gemacht werden; enigegengefeßten 
Falls befchreitet die Refolution ber Generallommiſſion unwiderrufliche Nechtskraft. 
Es verfteht fich indeflen von felbit, daß, wo etwan bei Gegenflänben bes allgemei: 
nen DVerwaltungsreflorts durch eine Entſcheidung der Generalfommiffion das Ges 
meinwefen beeinträchtigt ober gefährdet würbe, die Abhülfe dagegen zu jeder Zeit 
noch zuläffig bleibt. 

$. 30. Schließlich wollen Wir zur Beförderung ber Auseinanberfeßungen alle 
desfallfige Verhandlungen, weldhe bei den Generallommiffionen vor dem 1. Ian. 
1823 anhängig gemacht werden, von der Stempel: unb Sportelpflichtigkeit befreien, 
dergeflalt, daß von Seiten der Generalfommiffion ben Parteien nur die Diäten und 
Remumnerationen der Kommiffarien und Sadjverftändigen, und andere zu ben banren 
Auslagen gehörige Koften in Rechnung geftellt werden können. Es 
jedoch diefe Bergünftigung auf die Rekurſe unb auf bie durch diefelben veranlaßten 
ee alsdann nicht, wenn foldhe als grundlos verworfen worben. 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben Berlin, den 25. Sept. 1820. . 

6 8.) Friedrich Wilhelm. 
G. Fürſt v. Harbenberg. v. Altenflein. 
Beglaubigt: Briefe. 

(9.5. 18%. S. 185.) 


2) ©. v. 7. Iunt 1821, über die Ausführung der Gem. Theil. und 
Abldf. Ordnungen, ©. 1. 

(8.©. 1821. ©. 83,, f. unten.) Ä 

3) ©. v. 21. April 1815, über die den Grundbeſttz bett. Rechtsver⸗ 
hältniffe und über die Mealberechtigungen in ben vormals zum König- 
reiche Weftpbalen, zum Großherzogtbum Berg und den Fran- 
zöfifch-Hanfentifchen Departements gehörigen Lanveötheilen, F. 95. 
und beaiehungömeife 6. 98. u. $. 122. 

(9.8. 1825. S. 74. 94. u. 112., f. unten.) 

4) N, des K. Min. des S., Abth. I. (Köhler) v. 8, Dec. 1826, an 
die K. Reg. zu Potsdam, Magdeburg, Merfeburg und Erfurt. Erweiterung 
des Gefchäftöfzeifes der K. Generalkommiſſion zu Stendal !). 

Der K. Reg. wird die Bekanntmachung wegen ber ber Gen. Rom. zu Stendal 
überwiefenen, ber fiefgen Gen. Kom. bisher zugetheilt gewefenen Landestheile der 
Brosinz en hiebet (Anl. a.) zugefertigt, um foldhe duch Ihre Amtsblatt pus 

iziren zu laflen. on 


Anl. a. 

° Se. Königl. Maj. haben auf den Antrag der Stände der Provinz Sadıfen mits 
telſt Allerh. [3 D. v. 22. Sept. d. I. zu beſtimmen geruhet, bag die Le A der 
Scmeinheitstheilungen , die Regulirung der guts herrlich⸗ baͤuerlichen Verhaͤltniſſe, ins 
leihen der Abloͤſungen von Dienften, Naturalleiſtungen u. ſ. w., welche bisher ber 
eneralfommiffton zu Berlin in einen Theile ber Provinz Sachſen übertragen wa- 
ren, fernerhin von der Generalfommiffton zu Stendal reſſortiren und bearbeitet wer⸗ 
den follen. Demgemäß wird die letztgedachte Behörde bie Leitung jener Geſchäfte 

vom 1. Jan. f. 3. ab für die ganze Provinz Sachſen übernehmen. 

(A. X. 1029. — 4. 67.) 


5) G. v. 22. Dec. 1839, betr. die Nechtöverhälmiffe der Grundbeſther 
Fa fung nen in ae Grafſchaften ——— 

t enſtein un enſtein⸗ 8. 

(SI. © 6, fen ne derleburg, 8. 8. und 86 


3 


1) Der Sit ber Gen. Kom. zu Magbeburg ift durch bie K. O. v. 23. 
1821 von Magdeburg nad Stendal verlegt oorben. — v. 23. Aug, 
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6) ©. v. 18. Juni 1840, über die Rechtsverhaͤltuiſſe des Grundbe⸗ 
fige® und über die Ablöfung der Mealberechtigungen in dem Fürſten⸗ 
thume Siegen, $. 4. 

(8.8. 1813. ©. 151., f. unten.) 


7) @. v. 18. Juni 1840, über die den Grundbeſttz betr. Mechtöverhält- 
niſſe im Ser ogthum Weſtphalen, ©. 4. 

(8.6. 1840. ©. 153., f. unten.) 

8) ©. v. 18. Juni 1840, wegen Ablöfung der Reallaften im Her⸗ 
zogthbume Weftphalen, $. 138. 

Die Ausführung der gegenwärtigen V. wirb ber zu Münfter errichteten Gene: 
ralkommiſſton übertragen, und finden die in der V. v. 30. Juni 1834 (©. S. 
©. 96.) wegen des Geſchaͤftsbetriebes ertheilten Vorſchriften auch auf diefe Ange: 
Segenheiten, insbefondere auch wegen GErrichtung ber Kreisvermittelungsbehörben und 
deren Mitwirtung anf das hierbei einzufchlagende Verfahren, Anwendung. 

(8.8. 1840. &. 156.) 


9) G. v. 4. Juli 1840, wegen Ablöfung der Reallaſten in den vor» 
mals Naffauifhen Landesſtheilen und in der Stadt Wetzlar mit 
Gebiet, $. 113. 

(9.6. 1840. &. 220., f. unten.) 


. 410) Gemeinheits-Theil. Ordn. v. 19. Mat 1851, für die Rheinpro⸗ 
ving und Neuvorpommern und Rügen, g. 24. 
(9.8. 1851. S. 371, f. unten.) 


11) 2. v. 29. April 1850. über die Bildung zweier Abthellunger bei 
der Generallommiffion zu Stendal. 

yr Friedrich Wilhelm zc. zc. verorbnen auf ben Antrag Unferes Staatsmin., 
was folgt: 

6.1. Zur Erleichterung des Geſchaͤftsverkehrs bei ber Generalkommiſſion für bie 
Brovinz Sahfen zu Stendal wird diefe Behörde vorläufig in zwei Abtheilungen 
gefhieben, von denen: 

bie I. Abtheilung die Auseinanderfeßungsgefhäfte der Regierungsbezirke Merſe⸗ 
burg und Erfurt, 
die II. Abtheilung die Auseinanderfehungen des Regierungsbezirts Magdeburg 
zu bearbeiten Hat. 

Die Berlegung des Siges der I. Abtheilung nad} einem anderen Orte ber Pro; 
vinz bleibt vorbehalten. IL 

$.2. Die Bertheilung ber Mitglieder in die Abtheilungen erfolgt durch das Mi- 
niferium für landwirthſchaftliche Angelegenheiten. Enthält eine Abtheilung wegen vor- 
übergehender Abwefenheit von Mitgliedern nicht die zur Abfaflung gültiger Be: 
(hlüfe erforderliche Perfonenzahl oder ift zur Vermeidung von Deihäfteitodungen 
eine vorübergehende Aushülfe erforderlich, A ift der Direktor befugt, einzelne Mit- 
glieder ober Hülfsarbeiter aus der einen in die andere Abtheilung abzuorbnen. 


$.3. Jede Abtheilung hat in ihrem Bezirke die felbftftändige Leitung der Befchäfte, 


fowie die Entſcheidung der babei vorfommenden Prozeſſe. Zur Berathung über 
er Gegenftände treten beide Abtheilungen nad) Anorbnung bes Direktors 
zufanınıen 


4. Der Direktor hat, neben ber Leitung ber allgemeinen Gefchäfte für beide Ab- 
theilungen,, den Vorſttz in ber I. Abtheilung zu führen, in welchem er bei Abwe- 
— ober Verhinderungsfällen durch den älteſten Rath ver Abtheilung vertre⸗ 
ten wird 


Der Vorſitz in ber II. Abtheilung wird einem Mathe des Kollegiums übertra⸗ 
en, welcher bei Abweſenheits⸗ ober Berhinberungsfällen durch den nächſtfolgenden 
Ba u Abtheilung vertreten wird, wenn nicht ber Direltor den Vorſitz übernimmt. 
ber Leitung der allgemeinen Befchäfte vertritt den Direktor vorkommenden 

Falls der vorfigende Rath der II. Abtheilung. 

- Der Direktor iſt befugt, an den Sitzungen ber II. Abtheilung ebenfalls Theil 
zu nehmen. Gr flimmt aber alsdann bei Epuäl en nur infofern mit, als er 
die Vertretung eines abmwefenben Mitgliedes der Abtheilung übernimmt. 

$.5. Den Zeitpunkt, mit welchem bie vorſtehend angeorbnete Cinrichtung ind Leben 
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Deputation zu belegiren, vorbehaͤltlich bes in ſolchen Fällen gegen die Enticheidung 
berfelben nur zuläffigen Rekursverfahrens. 
$. 8. Die Jufliz-Deputationen ſtehen unter gemeinſchaftlicher Leitung der Min. 
bes 3. für die Gewerbe und ber Jufliz. 
$. 9. Bei der Anflelung ber für die Angelegenheiten der Gemeinheitstheilun: 
n u. f. w. beflimmten Mitglieder und Subalternen der genannten Regierungen 
den die wegen der Anftellung ber Regierungsbeamten beſtehenden Refiortverhält: 
niffe Anwendung. Im Uebrigen treten biefe Regierungen und deren Abtheilungen 
in den Angelegenheiten ber Gemeinheitstheilungen, gutsherrlich⸗bäuerlichen Reguli: 
rungen und Ablöfungsgefhäfte zu dem Minifterium bes Innern für die Gewerbe, 
—— ihrer Beauffihtigung und der von ihren Verfügungen und Entſcheidun⸗ 
gen flattfindenden Rekurfe in das nämliche Berhältniß, in welchem verfaflungsmäßig 
bie GeneralsKommiffionen zu demfelben ſtehen. 
Urkundlich ꝛc. 
Gegeben Berlin, d. 30. Juni 1834. (L. 8) Friedrich Wilhelm. 


b. v. Brem. Mühle. - 
(8.5. 1834, ©. 93.) ' 


Dazu: Ä 

1) Zum ©. 3. 

a) R. der K. Min des I. ud. P. u. d. 8 v. 6. Sept. 1838 an den 
K. Reg. Präftventen zu Gumbinnen. Aufhebung ver für die Bearbeitung 
der gutöherrlich«bäuerlichen Regulirungen, Gemeinheitstheilungen und Dienft- 
ablöfungen bei der K. Megierung zu Gumbinnen beſtehenden beſonde⸗ 
ren Abtheilung. " 

Buer Hochw. fertigen wir hierbei eine beglaubigte Abſchrift der Allerh. K. O. 
v. 16. d. M. (Anl. a.), wodurch Se. Maj. der König zu genehmigen geruht ba; 
ben, daß die bisher für die Bearbeitung ber gutaherelih : bäuerliähen Regulirungen, 
Semeinheitstheilungen und Dienftablöfungen bei der bortigen K. Reg. beftandene, 
abgefonderte zweite Abtheilung des Innern aufgehoben und die Bearbeitung biefer 
Geſchäfte der bisherigen erften Abtheilung bes Snnern übertragen werbe, wit ber 
Beranlaffung zu, dieſelbe durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß zu brin⸗ 
gen, und das Weitere Hinfichtlih der Ausführung anzuorbnen. 

Anl a. 

Auf Ihren Bericht v. 31. v. M. genehmige Ich nah Ihrem Antrage, daß bie 
bisher für die Bearbeitung der gutsherrlidh s bäuerlichen Regulirungen, Gemeinheits⸗ 
theilungen und Dienfablöfungen bei der Regierung zu Gumbinnen beftanbene ab: 

efonberte zweite Abtheilung des Innern aufgehoben und bie Bearbeitung biefer 
Sefhäfte ber bisherigen erften Abtheilung des Innern in berfelben Art, wie fols 
ches in ber V. v. 30. Juni 1834 hinfichtlich der Regierung zu Danzig angeordnet 
worben, übertragen, einftweilen jedoch das bisherige etatsmäßtge Berlonal beibehal⸗ 
ten werde. Ich beauftrage Sie, dem Staatsminiflerium Meine Ordre mitzutheilen 
und biefelbe durch das Amtsblatt der Regierung zu Gumbinnen zur öffentlichen 


Kenninig zu bringen, 
Berlin, den 16. Aug. 1838. Sriedrih Wilhelm. 


An 
die Staatsminifter v. Rochow 
und Graf v. Alvensleben. 
(8. XXU. 607. — 3. 66.) 


b) R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. .22. Juni 1840 
an den K. Meg. Präffdenten zu Gumbinnen, wegen Theilnahme des zwei⸗ 
ten Öfonomifchen Techniferd an den Gefchäften der landwirthſchaftlichen Abs 
theilung der Regierung. j 

In der von Ew. Hochw. mittelft Berichts v. 8. v. M. eingereichten Kondui⸗ 
tenlifte der Mitgliever und Hülfsarbeiter der landwirthſchaftlichen Abtheilung der 
dortigen 8. Rt pro 1839 ift mir bie Bemerkung aufgefallen, daß ber Fall der 
Zuziehung des Defonomie-Kommiffionsratis N. beim Kollegium in Gemaßheit der 
8. v. 30. Juni 1834 nicht eingetreten fei. gr $. 3. der gedachten B. nimmt 
ber, der landwirthſchaftlichen Abtheilung ber K. Meg. beigegebene zweite oͤlonomi⸗ 
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ſche Techniler allerdings nicht ſtetig an den Geſchäften im Kollegium Theil, wohl 
aber in dem Falle, 
1) wenn befinitive Entſcheidungen di geben, 
2) sen Fr Berhinderungen bes ObersKommiffarius dieſer im Kollegium zu ver- 
eten iſt. 

Soltten diefe Beſtimmungen dahin aufgefaßt fein, daß die Theilnahme bes zwei⸗ 
ten Technikers an ben definitiven Entfcheidungen nur dann eintrete, wenn ber Ober: 
Kommiflarius verhindert fei, fo ift dies eine unrichtige Auslegung. Durch bie ge: 
fegliche Anordnung iſt vielmehr beabfichtigt, daß ber zweite Techniker neben dem 
Ober: Rommiffarius und in der Regel an ben Definitiv-Entfcheibungen Theil neh: 
men foll, und gaben Ew. Schw. daher dahin zu wirt, daß hiexnach künftig vers 
fahren wird. Bei den übrigen Gefchäften im Kollegium tritt die Mitwirkung bes 
zweiten ölonomifchen Technikers allerdings nur dann ein, wenn ber Ober: Kommif: 
ſarius verhindert if, und vertreten werben muß. 

(Rin. Bl. d. i. V. 1840. ©. 253. Nr. 447.) 


2) Zum ©. 5. 
a) V. v. 22. Nov. 1844, beir. den Gefchäftsgang und den Inſtanzen⸗ 


ug bei den Auseinander Sbehörven, $. 3. 
| es. 1844. ©. 19, ſetunge 


b) Bekanntmach. des K. Min. des J. (v. Manteuffel) u. der J. (Uh⸗ 
den) v. 31. Juli 1845, betr. die Aufloͤſung der bisher zu Königsberg u. 
Marienwerber beſtandenen Jufliz» Deputationen und den Uebergang deren 
Geſchaͤfte auf die bei den Negterungen zu Königäberg, Gumbinnen, Ma⸗ 
Benmwerber und Danzig für die erfle Inflanz neu errichteten Spruch⸗ 

ollegien. 

% Gemaͤßheit der Schlußbeſtimmung des 8. 3. der V. v. 22. Nov. v. J. 
(G. S. 1845. ©. 19.) wird eur befannt gemacht, daß die bisher in Königs: 
berg und Marienwerber beftandenen Suftiz-Deputationen zum 1. OH. d. I. aufge: 

löfet und deren Gefhäfte von dem gedachten Zeitpunfte ab auf die bei den Regie: 

rungen zu Königsberg, Gumbinnen, Marienwerder und Danzig behufs Entfdeis 
dung aller Streitigkeiten in Auseinanderfeßungs: Sachen für die erfte Inflanz neu 
errichteten Spruch Kollegien übergeben werden. 

(Min. Bl. d. i. B. 1845. ©. 241. Nr. 245.) 


B. In Betreff der General» Kommifflon zu Soldin. 

V. v. 27. Juni 1840, wegen der Bereinigung der Generals» Kommif« 
fion zu Soldin mit der Regierung zu Frankfurt a. d. O. 

Wir Friedrich Wilhelm zc. ıc. haben nad) dem Antrage Unferes Staatsmin. 
die Aufhebung der General;Rommiffion zu Soldin, als einer befonderen Behörbe, 
befhloffen, und verorbnen beshalb, wie —** 

$. 1. Mit dem 1. Juli 1840 wird die General-Kommiſſion zu Soldin mit 
ber Regierung zu Frankfurt vereinigt, und letztere hat von ba ab, innerhalb ihres 
Bezirks, alle bisher der erfteren übertragen gewefene Gefchäfte in Betreff der Re: 
gulteungen der autsherrlich- bäuerlichen Verhältniffe, und der Ausführung der Ge: 
meinheitstheilungs = und AblöfungssOrbnung, unter der im $. 4. beſtimmten Aus⸗ 
nahme, in demjelden Umfange und mit benfelben Rechten und Pflichten, welche 
bisher der General-Kommiffion zu Soldin zuſtändig geweſen, zu verwalten. 

$. 2. Gleichfalls mit dem 1. Juli c. geht die bisher der General⸗Kommiſſion 
u Solbin übertragen genefene Ausführung der Landeskultur⸗Geſetze in der Ober: 

aufs, an die General⸗Kommiſſion zu Breslau bergeflalt über, daß biefelbe für 
biefen Landestheil diefelben Befugniſſe und Verpflichtungen überkommt, welche ihr 
für das Herzogthum Schleſſen bereits zuſtehen und_obliegen. 

Mit demfelben Zeitpunkte fcheidet bie Ober-Laufig auch aus dem Wirkungskreis 
des Revifions-Rolleginms zu Berlin aus, und geht in den bes Reviſions⸗Kollegiums 
zu Breslau über. . 

$. 3. Die Mitglieder der feitherigen General⸗Kommiſſion zu Solbin bilden bei 
der Regierung zn Brankfurt eine befondere Abtheilung (landwirthſchaftliche Abthei⸗ 
lung), fir welche unb insbefondere für deren Berhältnig zum Regierungs-Präft- 
denten und zu ben übrigen Regierungsabtheilungen bie Hesierungsinfrulkion v. 


= 
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23. Oft. 1817 und Unfere Ordre v. 31. Dez. 1825, fo wie die Geſchaͤftsanwei⸗ 
fung von demfelben Tage mit den im $. 5. dieſer V. beftimmten Mobiflfationen 
volle Anwendung findet. 

Insbefondere Hat die landwirthſchaftliche Abtheilung wegen der in den Ge⸗ 
ſchäftskreis der übrigen einfchlagenden Angelegenheiten Rn mit bdenfelben ebenfo zu 
vervolltändigen und bei entitehenden ‚Differenzen die Befchlüffe des Plenums ein: 
ubolen, wie e8 wegen ber übrigen, zum Reffort der Regierungen gehörigen Ge: 
Ihäfte vorgefehrieben iſt. Gegenſeitig Eonfurrirt bie landwirthſchaftliche Abtheilung 
bei den von einer anderen Regierungsabtheilung in Betreff ihrer Güterverwaltun 
unter ihre befondere Leitung genommenen Auseinanderfeßungen auf gleiche Weife 
rüdfihtlih der, von ber eriteren wahrzunehmenden hantawirthfaftlichen Sinterefien, 
insbefondere bei Feſtſtellung ber Landtheilungspläne, ingleichen bei Prüfung und 
Beftätigung ber Mezefle. 

$.4. Ale Definitiv-Gntfeheidungen über Streitigfeiten unter ben Auseinander⸗ 
feßungsinterefienten ($$. 11. und 156. der B. v. 20. Juni 1817 und $. 6. bes 
G. wegen Ausführung der Gemeinheitetheilungs = und Ablöfungsorbnung v. 7. Juni 
1821), fo wie die im $. 36. ber V. v. 30. Juni 1834 erwähnten prowiforifchen 
Entfcheidungen, werben jedod, und zwar ohne Unterfchieb, ob und welches Rechts: 
mittel dagegen flattfindet, von der Kompetenz der Regierung ausgerrommen, und in 
erſter Inftanz einem Sprud- Kollegium für die landwirthfänftfichen Angelegenhei- 
ten des Frankfurter Regierungebezirts, übertragen. Diefes Spruch⸗Kollegium fol 
der Reget nach aus den Mitgliedern der landwirthſchaftlichen Abiheilung gebildet 
werben. 

Auch Haben alle Mitglieder deſſelben, ohne Unterſchied des Gegenſtandes des 
Streits, eine entfcheidende Stimme, und die Stimme bes Vorfigenden giebt nur bei 
Stimmengleichheit den Ausschlag. 

Es muß jedoch die Mehrzahl der Mitglieder bes Spruch⸗Kollegii und jedenfalls 

müſſen drei derfelben die Qualifikation der Oberrichter befigen. 

$. 5. Die Regierungsinitruftion erleidet bei den zur Kompetenz der lanbwirth: 
ſchaftlichen Abtheilung gehörigen Angelegenheiten folgende Abaͤnderungen: 

1) wenn der Dirigent mit dem Befchluffe der Abtheilung nicht einverftanden ift, 
fo fteht ihm nicht die Provokation auf den Regierungs-Präfidenten, ſondern 
die auf Entſcheidung des Plenums der Regierung zu; 

2) die dem Präfidenten bei anderen Angelegenbeiten A ußtehenbe Befugniß zur Sus⸗ 
penſion der Beſchlüſſe des Kollegiums und Cinholung der Entſcheidung des 
Ober⸗Praͤſidenten findet keine — 

Urkundlich iſt dieſe V. von Uns Allerhoͤchſtſelbſt eigenhändig vollzogen und mit 
dem Staatoſiegel verſehen worden. 

Gegeben Berlin, den 27. Inni 1840. 

Friedrich Wilhelm. 


(L. S.) 
v. Kamptz. Mühle. v. Rochow. v. Nagler. v. Ladenberg. Graf v. Alvensleben. 
Frh. v. Werther. v. Rauch. 
(8.6. 1840. S, 132.) 


©. Die Rheinprovinz betreffend. 


1) ©. v. 4. Juli 1840, wegen Abldöfung der Reallaften in ven vor⸗ 
mals Naffauifchen Lanpestheilen und in der Stadt Weplar 
nebft Gebiet, 98. 113— 120. 

$..113. Die Ausführung des gegenwärtigen Geſetzes wird für die Aemter Burs 
bach ımd Neuenfirchen der General. Kommifiton zu Muͤnſter, für den zum Koblen⸗ 
zer Negierungsdepartement gehörigen Landestheil aber der Regierung z Koblenz 
übertragen; und finden dabei die Vorſchriften der V. v. 30. Juni 1834 (G. ©. 
S. 96.) wegen des Geichäftsbetriebes in den Angelegenheiten der Gemeindetheilun⸗ 
gen, Ablöfungen ıc., insbefondere auch rüdfihtli der Einrichtung und Mitwirkung 
der Kreisvermittelungd:Behörden Anwendung; es follen jedoch in ae ben 
Kreisvermittelunge-Behörden in den Fürſtlich Solmsfchen und Fürſtli iedſchen 
Gebieten die ſtandesherrlichen Regierungen oder Kommiſſarien derſelben an bie 
Stelle der Lanbräthe treten, und Binfichtlih der Geſchaͤftsführung ber Regierung 
zu Koblenz folgende nähere Beſtimmungen Rattfinben. 

$. 114. Die Ablöfungsfahen werden bei der Regierung von ber Abtheilung 
des Innern bearbeitet. Ruͤckfichtlich der Geſchaͤftsverbindung der legteren mit dem 
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Dber-Bräfldenten, der Regierung und deren Abtheilungen kommen auch in den Ab: 
Iöfungefadyen die Vor chrifien ber neglerumge Snkruftion v. 23. Oft. 1817 und 
Unferer Orbre y. 31. Dez. 1825 (G. S. 1826. ©. 3 ff.) zur Anwendung. Ins: 
befondere bat bie Abtheilung bes Innern wegen der in den Beihäftstreis der übri- 

einfchlagenden Angelegenheiten fih mit denfelben eben fo zu verfländigen und - 
bei entichenden Differenzen die Beihluffe des Plenums einzuholen, wie es wegen 
der übrigen zum Reſſort der Regierungen gehörigen &efchäfte vorgefchrieben iſt. 
Begenfeitig Tonkurrirt die Sotheilung des Innern bei den von einer anderen Re: 
gi i in Betreff ihrer Güterverwaltung, unter ihrer beſondern Leitung 
vorgenommenen Auseinanberfegimgen auf Fa Weiſe rüdfihtlih der von der er: 
Reren wahrzunehmenden flaatswirthfchaftlihen Interefien, insbefonbere bei Prüfung 
und Befätigimg ber Rezeſſe. In den gedachten Sachen finden jedoch folgende 
Modifikationen Katt: 

1) in den Fällen, wenn der Beſchluß ber Abtheilung wider die Anfidt des Vor⸗ 
geſetzten ausfällt, tritt nicht die mittelft Unferer Oxber vom 31. Dezember 1825. 
unter Nr. VII. angeordnete Provokation auf den Begierungs-Präfldenten, viels 
mehr die auf Entſcheidung des Plenums ber Regierung ein; 

2) in den Fällen, wo fonft ber Präfident nah $. 39. Mr. 3. der Regierungs: 
Inſtruktion bie entieibung des Ober-Brüfidenten einholen kann, behält es 
bei dem Beſchluſſe des Kollegiume fein Bewenden. 

$. 115. Alle Entſcheidungen über Streitigfeiten unter den Auseinanderſetzungs⸗ 
Interefienten werben, ohne Unterfchied, ob ein Rechtsmittel dagegen flattfindet oder 
nicht, und ohne Kückſicht auf die Beſchaffenheit des Rehtsmiikls, von der Kom: 
petenz ber Megierung ausgenommen und in erfler Inſtanz einem befondern Sprud): 
Kollegium übertragen, welches aus drei zum Richteramte qualifizierten Mitgliedern 
und aus zwei ber landwirthichaftlichen Gewerbslehre kundigen Mitgliebern der Res 
gierung befichen fol. 

Die Leitung der Inſtruktion diefer Streitfälle. die Publikation der Erfenntniffe, 
das Berfahren wegen ber dagegen zuläffigen Rechtsmittel und die Ausführung ber: 
felben nach beſchriltener Rechtskraft, verbleibt der Regierung. 

‚$ 116. Die Juſtiz⸗Deputation flieht unter gemeinfhahticher Zeitung ber Mi: 
nifter bes Innern und ber Juftiz, von denen auch bie juriflifhen Mitglieder ges 
meinſchaftlich ernannt werden. 

PR 117. In der Appellations » Inftanz entfcheidet das Revifions : Kollegium zu 
ünſter. 

$. 118. Bei der Anſtellung der für die Ablöfungsangelegendeiten beftinmten 
Rigliee und der Subalternen ber Regierung finden die wegen ber Anftellung 
der Regierungsbeamten befiehenden Reſſortverhaͤltniſſe Anwendung. Im Uebrigen 
tritt die Regierung in ben Ablöfungsangelegenheiten zu dem Minifleriun des Ins 
nern, rückſichtlich ihrer Beauffihtigung und der von ihren Verfügungen und Ent: 
ſcheidungen ftattfindenden Refurfe in das — Verhaͤltniß, in welches verſaſ⸗ 
fungsmäßig die General⸗Konmiſſionen * demſelben ſtehen. 

$. 119. Die nach dem gegenwärtigen Geſetze 88. 27. 28. 29. 33. 36. vor⸗ 
unehmenben allgemeinen Grmittelungen und Feſtſetzungen follen unter Leitung der 
Kuscinanderfehungebehörbe (8. 113.) und nad vorgängiger Ausfonderung enges 
meſſener Diſtrilte durch beiondere, aus faıfunbigen Gingefeffenen und einem Ab; 
geordneten jener Behörbe zuſammengeſetzte Diſtrikts⸗Kommiſſionen erfolgen. Die 
zu dieſen Kommiffienen zu erwählenden Gingefeffenen follen bei jeder Diftrikte- 
Kommiffen nicht unter zwei und nicht über vier fein; ihre Anzahl wird hiernach 
son der genannten Behörde nad) dem größeren oder geringeren Umfange des Dis 

ifts beiti Die eine Hälfte derſelben wird von den Berechtigten im Kreife 
It; die andere Hälfte wird aus drei oder ſechs von dem Landrathe (in ben 
ich Solmsihen und Fürſtlich Wiedſchen Gebieten von der ſtandesherrlichen 

terung) vorzufäilagenben Berfonen durch bie Berpflihteten gemeindeieife ges 
äblt, Ueber die und eife, wie biefe Wahlen zu bewirken find, wird eine 
befonbere Juftrultion von dem Minitterium des Imern ergehen. Der Abgeordnete 
ber A nbefehunge Bchörbe aber fol für alle Diftrifts » Kommiffionen ein und 

er nämlidhe fein. ı 

—2 ber Werthsverhaͤliniſſe, Preisbezirke, Marktorte u. ſ. w. erfolgt 
erſt dann, wenn ſAmmiliche Bifirifte-Kommiffionen gehört find. Das Refultat als 
fee dieſer Srörterungen wirb endlich dem Minifterium des Innern zur Prüfung 
and Genehmigung vorgelegt und, nachdem letztere erfolgt if, dur das Mmteblatt 
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ber Regierung zur öffentlichen Kenntuiß gebracht. Daſſelbe Verfahren ſoll fatk- 
finden, wenn etwa in der Folge Revifionen, Abänderungen oder Ergänzungen der 
urfprünglichen Wefegungen nöthig befunden werben follten. 

8. 120. Wegen ber Koften ber Ablöfungen tommen die Borfhriften der D. 
v. %. Juni 1817. g. 209. folg. (G. S. ©. 196.), bie ®. v. 30. Juni 1894. 
$$. 65. 66. (G. S. ©. 117.), und das Regulativ v 25. April 1836 und bie Ins 
fruftion v. 16. Juni 1836 (G. S. ©. 181. und 187.) zur Inwendung 

Jedoch wird in Erweiterung der im $. 212. ber V. v. 20. Juni 1817 ertheib - 
ten Vorſchrift beftimmt, dag derjenige Theil, welcher nad gehöriger Groͤrterung ber 
Theilnehmungsrehte und Ausgleihungsmittel den darauf gegründelen Auseinanders 
feßungsplan anzunehmen verweigert, jedesmal bie durch feine Weiterungen entitans 
denen Koſten allein tragen foll, infofern ber oder bie amberen bereitwillig waren, 
den Auseinanberfeßungsplan anzımehmen und der Weigernde hernach doch nur fo 
viel oder weniger erftreitet, als ihm im Wege des Vergleichs angeboten worben. 

(.©. 1840. S. 220-223.) * 


2) Gemeinheits⸗Theil. Ordn. v. 19. Mai 1851 für die Rheinprovinz ıc., 


.. 25. 

(8.6. 1851. S. 371., f. unten.) 

3) G. v. 19. Mat 1851, betr. das Verfahren in den nach ber Rheini⸗ 
ſchen Gem. Theil. Ordn. v. 19. Mai 1851 zu behandelnden Theilungen und 
Ablöfungen in den Landestheilen des linken Rheinufers. 

(9.6. 1851. ©. 383., f. unten.) 


$ 
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Zweiter Abſchnitt. 


Die Behoͤrden zur Verwaltung der Rentenbanken und provin- 
zielen ZTilgungs- Anftalten. 


1. Die Direktionen der Nentenbanfen. 


1) 8. v. 2. März 1850 über Errichtung von Rentenbanken, 68. 1. 
4. und 9. 
(f. unten.) 


2) Allerh. Erl. v. 24. Juni. 1850, betr. die Errichtung von Renten» 
banken. 

Auf Ihren Antrag v. 13. d. M., beir. die Ausführung ber $$. 1. und 5. de 
G. v. 2. März d. I. über die Errichtung von Rentenbanten (8.5. ©. 112.), be: 
ftimme Ich mit Rüdficht darauf, daß die Rentenbanken jedenfalls mit dem 1. Ott. 
d. J. in ihre volle Wirkſamkeit treten muͤſſen, was folgt: 

41) Die Rentenbanken werden für jede Provinz an dem Orte exrichtet, an weldjem 
fich das Ober⸗Praͤſidium der Provinz befindet, mit Ausnahme ber Rentenbank 
für die Provinz Brandenburg, welche ihren Sig in Berlin erhält. 

Die Gefchäfte der Rentenbank für bie am reiten Rheinufer belegenen Theile 
ber Rheinprovinz werben der Rentenbank für bie Provinz Weſtphalen über⸗ 
agen. 

2) Die Direktion einer jeden Rentenbank wird einer kollegialiſchen, aus einem 
Direktor und zweien Mitglievern beſtehenden Behörde übertragen, welche ihre 
Beihlüffe nah Stimmenmehrheit fat. ' 

Dem Direktor gebührt bie obere Leitung und Beaufſichtigung des Geſchaͤſts⸗ 
ganges; er iſt befugt, die Ausführung eines Beſchluſſes bis zur Entfchelbung 
des vorgeſetzten „GentralsRommilfion für die Angelegenheiten der Rentenbans 

ken“ zu fuspendiren. \ 

Das zweite Mitglieb verficht zugleich hie Funktionen eines Juftitiasius. 
Dem britten Mitgliebe, welches ven titel „BeovingialsÖtentraeifter“ erhält, 
lie bie ſpezielle Zeitung der Bu: und Kaflenführung und bes Rechnungs⸗ 
weſens ob. oo „ .. 
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3) Die Stellen des Direktors und bes zweiten Mitgliedes find nur an Beamte, 
weldhe zum höheren Berwaltungsbienfte aualifieit find, und in ber Regel nur 
als Nebenämter nad) Maaßgabe der K. O. v. 13. Juli 1839 (G. S. ©. 235.) 
yo verieihen. Der Provinzial: Rentmeifter, welcher ausſchließlich für dieſes 

anzuftellen ift, hat als ſolcher ben Rang der bei den Regierungs⸗Haupt⸗ 
Kaffe angeheltien Land-Rentmeifter, fofern ihm nicht ein höherer Rang bereits 
eigelegt if. 

4) Wird der Direktor oder eines ber Mitglieder vorübergehend an der Verwal: 
tung feines Amtes verhindert, jo kann deſſen Vertretung von dem Ober: Prä- 
fidenten der Provinz angeordnet werben. 

5) Die Ernennung des Direktors, des zweiten Mitgliedes und des Provinzial: 
Rentmeifters erfolgt durch die Min. für die F. und für die landwirthſchaftl. Ang. 
„ Das erforberlihe Hülfe- und Subaltern-Berfonal ift auf den Vorfchlag des 

Direktors durch die vorgefeßte Central⸗Kommiſſion anzuftellen. 

6) Wegen der Befolbung und Remuneration ber Mitglieder der Direktion, wie 
des Subaltern-Berfonals, bleibt die definitive Teitfegung in dem Staatshaus: 
halts⸗Etat für 1851 vorbehalten. 

Dis dahin find die bei den Mentenbanten Anzuftellenden nah Verhältniß 
ihrer Dienflleiftungen außerotdentlich zu remuneriren. 
Diefer- Mein Erlaß if dur die &.S. zur öffentl. Kenntnig zu bringen 
Sansfouci, d. 24. Junt 1800. Friedrih Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. Rabe. 


An 
den Min. für landwirthſchaftl. Ang. und den Yin. Min. 
(G. S. 1850. ©. 341.) 


1. Die Behörden der provinziellen Tilgungs⸗Anſtalten. 
Bergl.: 
1) K. O. v. 20, Sept. 1836 nebft Regl. v. 8. Aug. 1836, betr. die 
Aizunaelaſſe für die Kreiſe Paderborn, Büren, Warburg und 
zter. 
, (8.8. 1836. &. 235.) 
2) ©. v. 22, Dec. 1839, betr. die Rechtsverhaͤltniſſe der Grundbeſitzer 
und an Abldfung ver Reallaſten in den Beinen Grafſchaften Witt- 
enftein. 
8 (8.5. 1840. ©. 6.) 
3) RD. v. 18. April 1845 nebft Regl. v. 9. April 1845, betr. vie 
Tilgungskaſſe für die Kreife Hetligenftapt, Mühlhaufen und Worbis. 
(G.€. 1845. ©. 410.) - 
Vergl. diefe Gefege und Kab. Ordres unten in Thl. IH. Abthl. 3. 


Dritte Abtheilung. 


-. Das Revifions- Kollegium für Landes- Aultur- 
| Sachen. 


"MB. v. 22. Nov. 1844, betr. den Geſchaͤftsgang und Inſtanzenzug bei 
den Auseinanderfegungs-Behörben, 8. 7 — 14. | 
(G. S. 1845. ©. 21., f. unten in Thl. TI. Abth. 1. Abſchn. 2.) 

2) Bekanntmach. der K. Min. des I. (v. Manteuffel) und ver I. (Uh⸗ 
den) v. 31. Juli 1845, betr. vie Aufldfung der bisher zu Berlin, Breslau, 
Königsberg, Magdeburg, Marienwerder, Münfter, Pofen und Stettin be= 
flandenen Reviſions⸗Kollegien und den Uebergang deren Gefchäfte auf dad 
neu errichtete Reviſions⸗Kollegium für Landeskultur-Sachen zu Berlin. 
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In Gemäßheit der im F. 7. dee B. v. 22. Nov. pr. (8.6. 1845. ©. 19.) 
enthaltenen Schluß⸗Beſtimmung wird hiermit Bbefannt —8 daß die bisher zu 
Berlin, Breslau, Koͤnigeberg, Magdeburg, Marienwerder, Münfter, Poſen und 
Stettin beitandenen Revifions « Kollegien zum 1. Oftober d. J. aufgelöfet, und bes 
ren Geſchäfte von dieſem Zeitpunfte ab auf das neu errichtete Reviflons- Kollegium 
für er. Gahen u Berlin übergehen werben. 

(Min. Bl. d. i. dis. © 241. Nr. 244.) 


Vierte Abtheilung. 


Bon den Organen der Auseinanderſetzungs⸗ 
Behörden. 


1) Die Delonomie-Rommiffarien. 
V. v. 20, Iuni dar. 65. 27. ff., 40. ff, 56. ff. und Ausführ.®. v. 
7. Juni 1821. 66. 9. und 7. 
‚(f. unten.) 
2) Die Kreis⸗Juſtizkommiſſarien. 
V. v. 20. Juni 1817. $. 61. 
(ſ. unten.) 
3) Die Kreis⸗Vermittelungsbehörden. 
* v. Juni 1834 wegen des Gefchäftäbetriebes ıc, 66. 2—5. 
(ſ. unten 
4) Die Diftrifts - Kommiffionen zur Beftftellung der Nor» 
malpreife und Normal⸗Marktorte. 


®. v. 2. März 1850, beit. die Abldfung der Reallaflen.ac,, $6, 6772. 


(f. unten.) 


Zweiter Theil. 
Bon der Befeitigung der in Betreff der 
perfönlichen Freiheit der Staatöbürger und 
der freien Verfügung über das Grund- 
Eigenthum beitandenen Beſchränkungen und 
- Hinderniffe der Landes - Kultur. 


I 


Das Edikt v. 9. Oft. 1807, betr. den erleichterten Beſitz und 
freien Gebrauch des Srundeigenthums, fo wie die perfönlichen 
Berhältniffe der Landbewohner. 


Bir Friedrih Wilhelm ıc. 2. Thun fund und fügen hiermit zu wiſſen. 
Nach eingetreienem Frieden hat uns bie Vorforge für den gefuntenen Wohlitand 
Unferer getreuen Unterthanen deſſen baldigſte Wiederherftellung und moͤglichſte Er⸗ 
hoͤhung vor Allem beſchaͤftigt. Wir haben hierbei erwogen, daß es bei ber allge⸗ 
meinen Noth die und zu Gebote lebenden Mittel überſteige, jedem Einzelnen Hülfe 
zu verfchaffen, ohne den Zweck erfüllen zu Fönnen, und daß es eben fowohl den 


ımerläßlihen Forderungen der Gerechtigkeit, ald den Grundfäßen einer wohlgeorb: “ 


neten Staatswirthichaft gemäß fei, Alles zu entfernen, was den Einzelnen bisher 
binverte, den Wohlitand zu erlangen, den er nad dem Maaße feiner Kräfte zu er: 
reichen fähig war. Wir haben ferner erwogen, daß die vorhandenen Beſchraͤnkun⸗ 
en theils im Defipe und Genuſſe des Grundeigenthums, theils in den perjönlichen 
Berhältnifien des Landarbeiters Unſerer wohlwollenden Abficht vorziiglich entgegen: 
wirfen, und der Wiederherftellung der Kultur eine große Kraft feiner Thaͤtigkeit 
entziehen, jene, indem fie auf den Werth des Grundeigenthums und den Krebit bes 
Grundbeflgers einen hoͤchſt ſchädlichen Einfluß haben, diefe, inden fie ben Werth 
der Arbeit verringern. Wir wollen daher beides auf diejenigen Schranten zurück⸗ 
führen, welche das gemeinfame Wohl nöthig macht, und verorbnen daher Folgendes: 
Freiheit des Guͤterverkehrs. 

‚,$. 1. Jeder Einwohner unferer Staaten ift ohne alle Einfchräntung in Be: 
iehung auf den Staat, zum eigenthümlichen und Pfandbeſitz unbeweglicher Grund: 
üde aller Art berechtigt; der Edelmann aljo zum Beſitze nicht bloß abeliger, fon: 
bern auch unabeliger, bürgerlicher und büuerlicher Güter aller Art, und der Bür: 
ger und Bauer zum Befige nicht bloß bürgerlicher, biüuerlicher und anderer unade⸗ 
liger, fondern auch abeliger Grundſtücke, ohne Daß der eine oder ber andere zu ir 
gend einem Güterermerb einer befonderen Erlaubniß bebarf, wenn gleich, nad) wie 


vor, jede Befißveränderung ben-Behörfden angezeigt werben muß. Alle Vorzüge, 


welche bei Bütererbichaften ber abelige vor dem bürgerlichen Erben hatte, und die 
bisher durch den perfönlihen Stand des Befitzers begründete Einſchränkung und 
Suspenfion gewiſſer gutsherrlichen Rechte, fallen gänzlich weg. 

In Abfiht der Erwerbfühigfeit ſolcher Einwohner, welche den ganzen Umfang 
ihrer Bürgerpfliten zu erfüllen, durch Religionsbegriffe verhindert werben, hat es 
bei den befonderen Gefegen fein Berbleiben. 

Landes⸗Kultur⸗Geſetzg. Bd. 1. 3 
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Freie Wahl des Gewerbes. 
8. 2%. Jeder CEdelmann if, ohne allen Nachtheil feines Standes, befugt, buͤr⸗ 
gerlichee Gewerbe zu treiben, und jeder Bürger oder Bauer iſt berechtigt, aus dem 
auer: in ben Bürger: und aus dem Bürger: in den Baneritand zu treten. 
In wie fern das gefeglihe Borkaufs: und Näherreht annoch 
attfindet. 
$. 3. Ein gefenliches Borlaufss und Naͤherrecht fol fernerhin nur bei Lehns⸗ 
Obereigenthümern, Erbzinsheren, Erbverpäcdtern, Miteigenthümern und da eintres 
ten, wo eine mit andern Grundſtücken vermifchte oder von ihr umfchlofiene Befitzung 
veräußert wird. 
Theilung der Grunditüde. 
$. 4. Die Befiger an fi veränßerficher ftäbtifcher und Ländlicher Grundſtücke 
und Güter aller Art, find nad) erfolgter Anzeige bei der Landes Bolizei-Behörde, 
unter Borbehalt der Rechte der Meal: Gläubiger und der PVorkaufs - Berechtigten 
($. 3.) zur Trennung der Rabifalien und Bertinenzien, fo wie überhaupt zur theil- 
weifen Beräußerung, alfo aud die Miteigenthümer zur Theilung derfelben unter 
igt 


ſich berechtigt. 
Erbverpachtung der Privatgüter. 

$. 5. Jeder Grundeigenthümer, auch der Lehno⸗ und der FideilommißsBefiger, 
iſt ohne alle Ginfränkung, jedoch mit Vorwiſſen der Landes⸗Polizei⸗Behoͤrde, bes 
fugt, nit bloß einzelne Bauerhöfe, Krüge, Mühlen und andere Pertinenzien, fon: 
dern aud das Vorwerksland, ‘ganz oder zum Theil, und in beliebigen Theilen zu 
verpahhten, ohne daß dem Lehns⸗Ober⸗Cigenthümer, den Fideikommiß⸗ und Lehns⸗ 
folgern und den ingroffirten Gläubigern aus irgend einem Grunde ein Wiberfpru 
geftattet wird, wenn nur das Grbflands: oder Binfaufsgeld zur Tilgung bes zuer 
Mmgroffirten Kapitals, oder, bei Lehnen und Fideikonmiſſen in etwaiger Ermange⸗ 
Yung ingroffirter Schulden, zu Lehn: oder Fideikommiß verwendet, und, in Rückficht 
auf die nicht abgeläften Realrechte der Hypotheken⸗Gläubiger, von der Landſchaftli⸗ 
hen KrebitsDireltion der Provinz, oder von ber Lanbes:BolizeisBehörde atteflirt 
wird, deg die Erbverpachtung ihnen unſchaͤdlich ſei. 
inziehung und Zufammenfhlagung ber Bauergüter. 

J $ 6 enn ein Gutsbefiger meint, die auf einem Bute vorhandenen einzelnen 
Bauerhoͤfe ober ländliche Befigungen, welde nit erblich, erbpachts⸗ oder erbzins⸗ 
weiſe ausgethan find, nicht wieder herftellen oder erhalten zu können, fo tt er ver⸗ 
pflichtet, di deshalb bei der Kammer der Provinz zu melden, mit deren Zuſtim⸗ 
mung die Zufammenziehung, fowohl mehrerer Höfe in Eine bäuerliche —— 
als mit Vorwerksgrundſtücken geſtattet werben ſoll, ſobald auf dem Gute feine Erb⸗ 
Unterthaͤnigkeit mehr ſtattfindet. 

Die einzelnen Kammern werben hierüber mit befonderer Inftruftion verfehen 
werben. 

$. 7. Werden die Bauerhöfe aber erbli, erbpachts⸗ oder erbzinsweiſe beſeſ⸗ 
fen, fo muß, bevor von deren Einziehung oder einer Veränderung in Abſicht der 
dazu gehörigen Grundftüde die Rede fein kann, zuerſt das Recht des bisherigen 
Beſitzers, ſei es durch en befielben an bie Gutsherrichaft, ober auf einem 
andern gefehlichen Wege erlojchen ein. In dieſem Falle treten au in Abficht fol: 
her Güter die Beflimmungen des $. 6. ein. 

Berfhuldung der !ehns: und Fideikommiß-Güter, wegen ber 

| Krieges⸗Schäden. 

8. 8. Jeder Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Beſttzer iſt befugt, die zum Retabliſſe⸗ 
ment der Kriegess Schäden erforderlichen Summen auf die Subſtänz ber Güter 
ſelbſt, und nicht bloß auf Die Revenüen derfelben, Koypothefarifh aufzunehmen, wenn 
nur die Verwendung des Geldes von dem Landrath des Kreifes ober ber Depar⸗ 
tementsstandihafts- Direktion atteflirt wird. Nah Ablauf dreier Jahre, feit ber 
fontrahirten Schuld ‘ik der Beſitzer und fein Nachfolger ſchuldig, von dem Kapital 
ſelbſt, jährlich wenigftens den funfzehnten Theil abzutragen. 

Aufhebung der Lehne, Familien-Stiftungen und Fideifommiffe, 
durch Familien⸗Schlüſſe. 

$. 9. Jede, keinem Ober: Bigenthümer unterworfene Lehns⸗Verbindung, jede 
Familien⸗ und jede Fideikommiß⸗Stifiung kann duch einen Familien⸗Schluß belie⸗ 
big abgeändert, oder gänzlich aufgehoben werben, wie ſolches in Abſicht der Oft: 
Breugiihen (mit Ausihlug der Ermeländifchen) Lehne, bereits im Oſt⸗Preußiſchen 
Provinzial⸗Recht, Zufag 56 verorbnet if. 
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Auflöfung der Quts:Unterthänigfeit. 

‚8. 10. Rad dem Datum dieſer Verorbnung entfteht fernerhin fein Unterthä- 
nigfeite-Berhälniß, weber durch Geburt, noch durch Heirath, noch durch Ueberneh: 
mung einer unterihänigen Stelle, noch durch Bertrag. 

8. 11. Mit der Publikation der gegenwärtigen Verordnung hört das bisherige 
Unterthänigfeits -Verhältnig derjenigen Unterthanen und ihrer Weiber und SKinber, 
welche ihre Bauergüter erblich oder eigenthümlich, over erbzinsweife, oder erbpaͤcht⸗ 
lich befigen, anefeitin gänzlich auf. 

$. 12. Mit dem Bartini-Tage Ein Tanfend Acht Hundert und Zehn (1810) 
bört alle Guts-Unterthänigfeit in Unferen fümmtlihen Staaten auf. Nach dem 
Nartini⸗Tage 1810 giebt es nur freie Leute, fo wie ſolches auf den Domainen in 
allen Unferen Provinzen ſchon der Fall it, bei denen aber, wie ſich von felbft ver: 
ſteht, alle Berbinblichkeiten,, die ihmen als freien Leuten vermöge bes Befſitzes eines 
Grundflüde, oder oermöge eines befonderen Vertrages obliegen, in Kraft bleiben. 

Nach dieſer Unfer allerhoͤchſten Willensmeinumg hat fi ein Jeder, den es an- 
geht, infonderheit aber Unfere Landes: Kollegia und übrigen Behörben genau und 
pflichtmaͤßig zu achten, und foll die gegenwärtige Verorbnung allgemein bekannt ge: 
maat werden. ſeer hechſ 

Urkundl. unter Unſerer hoöchſteigenhändigen Unterſchrift. So geſchehen Memel, 
d. 9. Oltb. 1807. —A Wildelm.. 

Schröttr. Stein. Schrötter II. 
© g, C. €. Tom. XH. pag. 251., Mathis, Bd. 5. S. 171., Rabe, Br. 9. 


Ergänzungen und Erläuterungen 
des Crifts v. 9. Oft. 1807, betr. den erleichterten Beflg und freien Ge⸗ 
brauch des Grundeigenthums, fo wie * perſoͤnlichen Verhaͤltniſſe der Land» 
ewohner. 


A. Erlaͤuterungen des Edikts im Allgemeinen. 


C. R. ver K. Min. des I. und der I. v. 15. März 1809 an ſaͤmmtliche 
Saleitie. Aanbes ⸗Kollegien, bett. mehrere Gegenflänne des Edikts v. 


Bon Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Preußen ꝛc. ꝛt. Wir 
haben das von Cuch über das Resumé ber, in Betreff des Cdikts v. 9. Öftober 
eingegangenen, Anfragen erftatiete Immebiat: Gutachten, ſammt den gleihmäßigen 
Gutachten Unferer übrigen Schlefiſchen Landeskollegien, mittelt Berichts linferes 
Geheimen Oberfinanzraths und Kammerpräfidenten von Bismarf vom 18. Oft. 
v. I. erhalten, und ertheilen Cuch, nachdem der Inhalt fümmtlicher Gutachten und 
des zuletzt erwähnten Berichts forgfältig erwogen worden, zu Eurer Direktion und 
Nachachtung, auf alle einzelne Anfragen, Punkt fir Punkt, hiermit folgendes zur 
Refolution: 

1) Da der erſte $. des Edikts v. 9. Oft. 1807 allen Einwohnern Bürgerlichen 
Standes eben die Rechte auf den Befik abelicher Güter giebt, welche vor: 
mals nır ber Adel Hatte, fo folgt von felbft, daß dieſelben, infofern es Cin⸗ 
länder find, zum Anfanf abelicher Güter, nicht mehr wie fonft, eines Inkolats 
oder einer Konzeffion bedürfen, und daher auch weder Incolatsgebühren noch 
Gharge elder zu entrichten fernerhin verbunden fein fönnen. Inwiefern 

aa 

2) Ausländern der Anfauf abefiher Güter ohne vorgängige befondere Erlaubniß 
in Zufunft zu verflatten fei, barüber werbet Ihr noch beſonders injtruirt 
werben, und e8 muß baber einftweilen und bis hierunter das Weitere be: 
flimmt fein wird, bei den bermalen noch beftehenden Borichriften fein Be: 
wenden behalten. 

3) Die, bisher in Schleſien zur Grlangung des Gigenthums eines abelichen 
Guts erforberlih geweſenen fogenannten ae ae nn ee fo wie die, 
zur Eintragung von Realſchulden auf adeliche Güter ehehin erforderten Kon: 
eſſionen ex Edicto de Anno 1756, find bereits durch Verfügung Unferer 

erhöchften Berfon v. 14. Juli v. I. aufgehoben, und dadurch die diesfalls 
gemachten Bemerkungen erledigt worden. Inwiefern +6 bermalen noch der, 
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u jener Zeit verſchiedenen Rüdfichten wegen unterlaffenen, öffentlichen Bes 
Tanntmegung der erfolgten Aufhebung vorgedachter Borfchriften bedürfen 
möchte, habt ihr mit den übrigen Landesfollegien in Erwägung zu nehmen, 
und folche nöthigen Balls nachträglich zu veranlaffen. Dagegen bebarf es 

4) der verichiedentlih angetragenen Abänderung der bisherigen Borfchriften 

wegen Gintragung bes DBefigtitels um fo weniger, als das Bbikt v. 9. DR. 

1807 dazu feine Beranlaflung giebt, und ed muß daher auch bei den dies⸗ 
fülligen Borfahriften der Hypotheken-Ordnung und des Bublif. d. d. Berlin, 
d. 1. Oft. 1805 lediglich fein Dewenden behalten. — Ganz unvereinbar mit 
dem Geifte des Ehifts v. 9. Oft. 1307 iſt 

5) der Antrag: den Gutsbefißern die Befugniß einzuräumen, von den nunmehr 

entlaffenen Unterthanen, welche in den Bürgerfland treten wollen, eine Nach⸗ 
weifung darüber zu fordern, daß, und wie, fle ale Bürger fih werben ehr: 
lich nähren können. Auch dieferhalb muß es blos bei ben bereits beſtehenden 

Gefeßen verbleiben, wonach jede Ortspolizei- Obrigfeit verpflichtet if, Feine 
Aufnahme eines Fremden, ohne nüheren Ausweis, zu geilatten, und von ver: 
dächtigen Leuten, die Nachweiſung, wovon fie fi) nühren, zu erfordern. Der 
angetragenen Mobififation des $. I. im Gdikte v. 9. Oft. 1807 kann es da; 
her aud) weiter gar nicht bebürfen. 

6) 88 unterliegt ferner feinem Bedenken, daß fowohl die Dei. v. 11. März 1787, 
wie es in Anfehung der Veräußerung abelicher Vorwerksgründe und ans 
berer aelther Gutspertinenzien an Bauern und gemeine Leute gehalten 
werden ſoll, 

als auch deren Dekl. v. 1. Mai 1804 für aufgehoben durch das Edikt v. 
9. Dt. 1807, geachtet werden müfle, denn bei ben Berorbnungen lag der 
Zweck zum Grunde, totale Dismembrationen gar nicht, partielle aber nur in 
fo weit zu geflatten, als der Ertrag der zu veräußernden Ländereien durch 
unablösliche Geldzinſen oder Getreidepachte gedeckt wird. Diefe Abficht wider: 
fpricht jedoch geradehin den Beflimmungen des Ed. v. 9. Oft. 1807, welches 
($. 4.) die theilweife Veräußerung, infofern folde der Landespolizei-Behörbe 
angezeigt, und fein Dritter dadurch beeinträchtigt wird, unbebingt nachgiebt. 
So wie nun beides, die Deklaration und deren Deflaratoria, durch das Ed. 
v. 9. Oft. 1807 überhaupt aufgehoben ift, fo werden auch die verfchiedent: 
lich in Anregung gebrachten einzelnen Vorſchriften berfelben, theils durch das 
vorerwähnte Cdikt, theils Durch die allgemeinen Landesgejeße, völlig enibehr: 
lich gemacht. Es wird daher auch 

a) nicht mehr, wie der $. 11. der Dekl. v. 1. Mai 1804 vorſchreibt, an dergl. 
Dismembrationen die Reluition ber Dienfte als unerlißlihe Bebingungen 
gefnüpft, und eben fo wenig 

b) das gefeßliche Vorkaufsrecht beſtehen bleiben bürfen, welches bie oft er: 
wähnte Deflaration den Gutöbefigern auf bie veräußerten Butsantheile vor: 
behielt. Diefes Vorkaufsrecht ift durch das Gb. v. 9. Oft. 1807 gerabehin 
aufgehoben, indem es $. 3. ausdrücklich beftimmt, daß nur in den, dafelbit 
Tach angegebenen Faͤllen, allein ein geſetzliches Vorkaufsrecht noch ſtatt⸗ 

nden ſolle, 

c) da die Rechte der Realgläubiger in dem Ed. v. 9. OR. 1807. 8. 4. bei 
jeder Dismembration ausdrüdlih vorbehalten find, fo wird das landſchaft⸗ 
liche Kreditſyſtem auf den Grund der Spezialbypothef, die für baffelbe auf 
jedes bepfandbriefte Gut eingetragen ill, auch bei Dismembrationen feine 
Rechte, die Feine andere als die jebes Realgläubigers find, wahrnehmen köns 
nen, ohne daß es deshalb noch einer befonderen Beitimmung bedarf. Auf 
eine befondere Mitwirkung bei dergleichen Dismembrationen wegen ber Ge⸗ 
neralgarantie, womit in subsidium alle adelihen Güter dem Krebitfpiieme 
verhaftet find, Eönnen bie Lanbfchafts- Direftionen aber um beshalb keinen 
Anſpruch machen, weil 

aa) ſchon nach gemeinen Rechten diefe General:Garantie fortdauernd auf al: 
len Theilen eines abelihen Gutes haftet, fie mögen durch Dismembration 
veräußert werben an wen fie wollen; und weil . 

bb) diefe General:Sarantie fhon bisher nur aͤußerſt prefair geweien ift, ins 
bem e8 jebem Butsbefißer unbenommen war, fein Gut über den Werth 
mit Hypothelen zu beluften, folglich das ganze Objelt der General: Ga: 
rantie zu vernichten. 


Edikt v. 9. Oktob. 1807. 37 


Inſofern 
d) bie mehr beregte Deflaration überhaupt totale Dismembration unterfagte, 
beitimmte fie zugleich, dag die auf den Gütern haftende Gerichtsbarkeit, das 
Patronatredht, die Jagd: und Ehrenrechte, von bem unveräußerlichen Haupt: 
flamme des Cuts nicht getrennt werben follten. Wenn nun dagegen bas 
Ed. v. 9. Okt. 1807 totale Dismembrationen zuläßt, fo ift es undebenflich, 
daß der freien Dispofition überlaffen werden fönne, zu welcher Barzelle 
ſolche Rechte geichlagen, oder wie diejenigen, die ihrer Natur nach theilbar 
find, unter mehrere Parzellen vertheilt werben follen. Insbeſondere fann 
die Bertheilung der Jagd, dergeftalt, daß jeder PBarzellenbefiger dieſelbe auf 
feinem Grundſtücke erhält, um fo weniger verhindert werden, als dadurch 
eine fehr gewöhnliche Beſchraͤnkung bes freien Grundeigenthums aufgehoben 
wird. Einer Zertheilung der Forften fteht in ftaatswirthfchaftlicher Hinſicht 
„ebenfalls fein Hinderniß entgegen. Dagegen ift es ſchon mit der Natur 
ber Gerichtsbarkeit und des Patronatrehts unverträglich, daß ſolche fo oft 
zertheilt, als Theile des Aders veräußert werden, vielmehr verficht es fi 
von felbft, daß, im Falle fogenannter Toraldismembrationen, beide Ghren- 
rechte, Gerichtsbarkeit und PBatronat, zwar den Acquirenten ber dismem⸗ 
brirten Dominial Ländereien, mithin auch einer ganzen Dorfgemeine felbit, 
jedod nicht anders als in Gemeinſchaft und zwar nur bergeitalt überlaffen 
werden Fönnen, daß die Juſtiz durch einen, gemeinjchaftlich erwählten, ge: 
börig confirmirten Juftitiarius, und eben fo auch das Batronatredht von 
der ganzen Gemeine, ober von allen Erwerbern ber dismenbrirten Domis 
nial⸗Laͤndereien beifammen, al6 von einer moralifhen Perſon, gemeinfchaft: 
lich und unzertheilt ausgeübt werde. 
Bolllommen ar ift ferner 
e) die Beftimmung ber Deklaration: 
daß bei Veräußerung von Braugerechtigkeiten bie Gutsherrfhaften auf 
die Mitausübung, oder ſernere Berleihung an einen Dritten, ausbrüdlich 
Berzicht leiften müflen, um künftigen Prozeffen darüber vorzubeugen. 
Denn jedes Geriht, vor welchem ein Kontrakt abgeſchloſſen wird, iſt ſchon 
nach allgemeinen Rechten verpflichtet, Darauf zu halten, daß berfelbe klar und bes 
ſtimmt abgefaßt werde. Hier kommt es eigentlih nur barauf an, deutlich auszu⸗ 
drüden, e; blos Befreiung von der Zwangsgerechtigkeit, oder nur die Mitausübung, 
ober die alleinige ausfchliepliche Ausübung derfelben, veräußert werden ſolle. Den: 
jenigen Käufer, welcher nicht fähig ift, diefe Unterſchiede von felbft wahrzunehmen, 
it das Gericht, vermöge feiner allgemeinen Verpflichtung , ohnehin bei ber 
Schließung des Kontrafts auf die genaue Beflimmung feines Intereffe aufmerkfam 
zu machen verbunden. an 
f) Infofern endlich die Deklaration die Dismembration nur ımter mannigfaltigen 
Ginfhränfungen verflattete, hat dafür aug ein weitläufiges kommißſariſches 
Berfahren müflen vorgefchrieben werben. Die jetzt eintretenden Berhältnifie 
madhen dies entbehrli, und es bleibt den Regierungen überlaflen, wie fie, 
auf die einfachſte Weile das, den Megierungen obliegende, polizeilihe In 
tereffe in jedem befonderen Falle wahrnehmen zu können, vermeinen. 
7) Das Ed. v. 9. Oft. 1807 erlaubt, ($. 4.) unter Vorbehalt der Rechte ber 
Mealgläubiger , die theilweife Veräußerung aller, mithin auch baͤuerlicher, 
Srundftüde. Die dagegen 
a) in Antrag gebrachte Einſchraͤnkung: i 
dag eine folche Veräußerung nur bei Bauergütern werbe ftattfinden fönnen, 
auf welchen gar feine herrfhaftliche Dienfte oder Geldabgaben haften, weil 
fonft das Intereffe des Gutsheren doch wohl gefährdet werben koͤnnte, 
iR eben fo unzuläffig, als 
b) das Bedenken, 
es koͤnne die Dismembration von Bauergütern eine Berringerung bes 
Pferdeftandes zur Folge haben, ‘ 
unerheblich ift. Denn Ä 
ad a) ift es Elar, bag eine ſolche Beichränfung a den Bauern, welde bo 
alle und jede Abgaben zu entrichten, ober Dienſte zu leiften Haben, ber 
wohlthätigen Abſicht des Cdikts ganz entgegen, die Befugniß nehmen würde, 
ihre Wirihſchaft durch Veräußerung überflüffiger, ober entfernter Ländereien 
zu verbeſſern. Der Gutsherr ift, in Rüdficht feiner Zins» und Dienſtfor⸗ 
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derungen, der Hauptrealgläubiger, und hat, als folder, bie Zeſacriß bei 
Dismembration von Bauerhoͤfen auf Sicherſtellung feiner Rechte zu beſtehen. 
Sobald aber eine ſolche Sicherftellung vollftändig nachgewieſen it, ſtehet 
ihm eben fo wenig, als irgend einem andern Realgläubiger, ein Widerfprud) 
gegen die Veräußerung einzelner Pertinenzflüde eines Bauerhofs zu. In 
der That werden Gelbabgaben immer, und Dienfte mehrentheils, mit voll: 
kommener Sicherheit unter mehrere Parzellenbefiger vertheilt werben Fönnen ; 
und ba, ber Regel nach, Fein Bauer fein erblihes Beſitzthum, Bei der bes 
kannten Anhänglichkeit der Kleinen Lanpbeflger an ihren Grund und Boden, 
veräußern wird, wenn nicht überwiegende wirthfchaftliche Vortheile für ihn 
entftehen; fo werben folche theilweife Beräußerungen immer nur ftattfinden, 
wenn ber Werth der jämmtlihen, zu einem Bauerhofe bisher gehörigen, 
Ländereien dadurch erhöhet, und folglich auch die Sicherheit der Herr: 
ſchaft iv Rückſicht der zu fordern habenden Leiſtungen, dadurch verſtärkt 
wird. as 

‚ad b) die beſorgte Verminderung bes Pferdeſtandes betrifft, ſo kann theils nicht 

bezweifelt werden, daß wohlhabende Bauern wahrſcheinliche mehr, gewi 
aber ftürfere und beſſer genaͤhrte, Pferde halten werben; theils iſt aber au 

die Vermehrung der Produktion, als nothwendige Folge der befleren Boden: 
fultur, bei weiten wichtiger für das National: Intereffe, als die Erhaltung 

‚_ einer beftimmten Anzahl fhlechter und kraftloſer Pferde. 

8) Der fünfte $. des Ed. v. 9. Oft. 1807 Y) Läßt Bererbpachtungen von Guts⸗ 
pertinenzien infofern nach, als das Ginfaufsgelb zu Ablöfung des zuerit in: 
groffirten Kapitals werwendet, und buch ein Zeugnig der Landſchafto⸗Di⸗ 
teftionen, oder der betreffenden Regierung, nachgewielen wird, daß die Vererb⸗ 
pachtung den umabgelöfeten Realgläubigern unnachtheilig fei. 

Was die dabei entitandenen Bedenken und zwar 
a) die Frage anbetrifit: 
was zu thun fei, wenn der zuerft ingroffirte Gläubiger die Zahlung nicht 
annehmen will? 
fo urtheilen die Regierungen ganz richtig, daß alsdann dem zweiten, und fo 
ferner den folgenden, die Zahlung angeboten werben müfle. 

Sollten alle Gläubiger die Zahlung nicht annehmen wollen, fo wird das Erb: 
flandsgeld bis zur Verfall eit des zuerft ingroffirten Kapitals gerihilih deponirt 
werben müflen, obwohl biefer Fall, befonders unter den jeßigen Umfländen,, ohne: 
bin ſehr unwahrſcheinlich fein dürfte. Uebrigens veriteht es fi von ſelbſt, daß 
unter dem zuerſt ingroffirten Kapitale, 

Die zuerft ingroffirten Sapitalien, fo weit das Erbitands: oder Cinkaufs⸗ 

gelb reicht, 
veritanden werben müflen. 
b) Die zweite Frage anlangenb: 
in weldem alle die erforderlichen Zeugniffe von den Regierungen, und in 
welchem alle fie von den Landichafte- Direktionen, ausgeftellt werden follen ? 
fo nimmt das Edikt vom 9. Oftober 18507 Hierunter eine völlig gleihe Kon⸗ 
kurrenz beider füchfundigen Kollegien an, und es ijt fein hinreichender Grund 
vorhanden, diefe Beilimmung abzuändern. Es bleibt daher der Wahl bes 
Grbverpächters überlaflen, bei welcher von beiden Behörden er fothanes 
Atteſt zu ertrahiren ſich veranlaßt findet; doch verficht es fi von ſelbſt, vaf, 
wofern ihm folhes von ber einen Behörde verweigert worben, berjelbe 
* Ertheilung nicht weiter bei der andern nachzuſuchen berechtigt iſt. Es 
iſt ferner 
c) die Frage entitanden: wie bie Sicherheit beſchafen ſein wüſſe, wenn darauf 
das Zeugniß, daß die Erbverpachtung den unabgelöfeten Realglaͤubigern un: 
ſchaͤdlich fei, ertheilt werben folle? und es ift dabei zum Theil in Antrag 
Bra worden, bag pupillariſche Sicherheit vorhanden fein müfle. Es lägt 
ich indeſſen durchaus nicht abfehen, was den ingroffirten Gläubiger berechti- 
gen Fönne, nad gefchehener Erbverpachtung, für feine Hypothek Pupillar- 





1) Da ber 8. 5. des Ed. nicht mehr gilt (vergl. den Kommentar dazu), fo 
haben ri Beflimmungen unter Nr. 8. des — R. keine praktiſche hen 
ung mehr. 
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ſicherheit zu fordern, wenn er fie vor der Erbverpachtung nicht atte, sh 

es kann pielmehe das Atteſt in allen Faͤllen erteilt werben, — nadhs 

gewiefen if, daß ber reine Ertrag bes Guts zu den darauf haftenden Laſten 

u  Huben fi eben fo verhalte, als vor erfolgter Vererbpachtung. 
i 


n 
iſt and) noch barüber angefragt worden: in wie weit bie Regierungen (Kam⸗ 
mern) und Tanbihaftss Dieektionen bie yon ihnen auszuftellenden Atteſte zu 
vertreten haben, und was für Zaren und andere Schägungsmittel fie daher 
anwenden follen, um fid keiner Verantwortlihkeit auszufeßen. Ge ifl indeß 
ſchon im gemeinen Rechte gegründet, daß jede Behoͤrde, welche ein Zeugniß 
ausſtellt, denjenigen, welche erweislich durch vermeidliche Unrichtigkeiten in 

Schaden geſeßt worden find, zur Entſchaͤdigung verhaftet bleibt; und daß da⸗ 

gegen ber Ginfiht und dem Grmeflen derjenigen Behörde, welche ein Zeugnif 

ausfellt, die Wahl der Mittel beiaffen werden muß, wodurch fie in jebem 

Spezialfalle von der Richtigkeit des Sachverhäftnifies, welches fie beurfunden 

ſoll, ſich ſelbſt exit überzeugen kann. Die zulegt * 

e) noch aufgeſtellte Frage: 

inwiefern den Realgläubigern, die ſich zu ihrer Befriedigung an den Erb⸗ 
pachts⸗Kanon des ihnen verpfaͤndeten Guts halten wollen, dieſes Objekt ihrer 
Befriedigung dadurch entzogen werden koͤnne, daß vorgedachter Erbpachtzins 
ſchon auf laͤngere Zeit hinaus vorausbezahlt worden ſei? IJ 
iR in den beſtehenden Geſetzen $$. 475. 477. Tit. 20. Th. 1. des A. L. M. 
ſchon sn beftimmt entfchieven, und e6 bedarf daher einer anberweiten ge: 
jeglichen Borfchrift hierüber teinesweges. 

9) Die zu ben 68. 6. und 7. des Edikts v. 9. Oftb. 1807 erhobenen Beben: 
fen werben in der, wegen Yufammenziehung bäuerliher Grundſtücke oder Ber: 
wanblung berfelben in Borwerlsiand, für die Provinz Schlefien naͤchſtens zu 
emanirenden Berorbnung ihre Erledigung finden, auf welche Ihr hiermit ver 
wieſen werdet. 

Was die übrigen bei dieſer @elegenheit noch zur Sprache gebrachten Gegen: 

ſtaͤnde, nänli . 

a) die Durddgängige Ablöfung der Naturalbienfte; 

b) die Erblichmachung der fogenannten unerblichen, das heißt foldher bäuerlichen 
Stellen, bei welchen dem Befiger zwar fein Erbrecht auf die Subftanz des 
Gutes, wohl aber auf die Benutzung befielben zuftehet; und 

c) die Aufhebung der Unmöglichkeits-Brozeffe anlangt; fo wirb 

ad a) das biesfalls erforberliche in der bevorftehenden neuen Gemeinheitstheilungs⸗ 

Drdnung beftimmt, und eben fo auch - 
ad c) wegen der Unmoͤglichkeits⸗Prozeſſe von Seiten Unferes Juftiz-Departements 
bas Weitere erlaffen werben. Was aber die Erblichmachung ber 

ed b) erwähnten Stellen anbetrifft, fo wird, wofern dem Gigenihumsrechte ber 

Gutsherren nicht offenbar zu nahe getreten werben foll, die Auflöfung bie: 
ſes unglüdlihen Verhältniſſes immer nur ber fortfchreitenden Kultur, und 
war um fo mehr belafien werden müflen, als bei ber wunmehr erfolgten 

ufhebung der perfönlihen Unterthänigfeit, dergleichen unerblihe Stellen, 
die über ihren Ertrag mit Dienften und Abgaben belaftet find, in der Folge 
keine Annehmer weiter finden werben, in Ruͤckſicht der Minderbelaſteten hin⸗ 
gegen den Gutsherren bereinft wohl felbit einleuchten wird, baß fie ihnen, 
einen höheren Ertrag unb eine größere Sicherheit für ihre Einkünfte nur 
dann gewähren koͤnnen, wenn endlich der Beſitzer in den Stand geſetzt wird, 
mit dem vollen Intereſſe des Gigenthirmers darauf zu wirthichaften. 

10) Su dem $. 8. des Cdikts v. 9. Oftbr. 1807 ift die Frage aufgeworfan 
worben: 

ob die Atteſte, wodurch die Berwenbung von Gelben, die auf Lehn⸗ und 
FinetsKommißgütern zum Metablifiement berfelben wegen ber erlittenen Kriege: 
ſchaͤden aufgenommen worden find, nothwendig durch den Landrath ober 

durch bie betreffende Landichafts- Direktion ausgeftellt werden müflen, ober 

ob nicht auch diefe Verwendung auf jebe andere nad dem gemeinen Mechte 

font zuläffige Art nachgewiefen werden könne? u 

Das letztere iſt einem Bedenken um fo weniger unterworfen, als die Beſcheini⸗ 
gung durch den Landrath oder durch die Landſchafts⸗Direktion nur für Hinreichend 
erklaͤrt worden iR, in der alleinigen Abſicht, um den Beweis zu erleichtern, der im 


d 


—⸗ 
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Wege ber ‚rbenttiögen Beweisführung, ber Regel nach, mit größeren Schwierigkeis 
ten verfnüpft ift. | 

Wenn übrigens in dem $. 8. bes Edikts bie Borfchrift enthalten it, bag bei 
Zehn: und Fibeifommißgätern bie zum Retabliffement ber Kriegesſchaͤden erforber- 
Iihen Summen auf die Subftanz foldjer Güter intabulirt werben können, wenn bie 
Berwendung bes Geldes gehörig atteftirt tft, fo verſteht es ſich von ſelbſt, daß dar⸗ 
unter nicht eine ſolche Atteſtirung gemeint fein Tönne, welche beurkundet, daß bie 
“ erft zu erborgenden Gelder wirflih zum Retabliffement der Kriegsſchaͤden verwen: 
bet worden. 

Es fommt vielmehr nur auf Beſcheinigung darüber an, daß die Summe der 
von dem betreffenden Lehns⸗ oder Fideikommißgute getragenen Kriegslaſten und 
Schaͤden fich jo hoch belaufe, als das Kapital beträgt, welches der Zeitbeſitzer hy: 
pothefarifch dieferhalb aufzunehmen entſchloſſen iſt. 

Eines Nachweiſes, daß das folhergeftalt auf ein Lehn: oder Fideikommißgut aufs 
zunehmende Darlehn auch wirklich zum Retabliſſement deſſelben verwendet worden, 
fann es zur Begründung der wirflihen Bintragung des Darlchns ins Hypotheken⸗ 
buch ſchon um deshalb um fo weniger bedürfen, als der Natur ber Darlehnege: 
fhäfte nad das Kapital immer zuvor intabulirt und bemnädft erſt gezahlt fein 
muß, bevor ſolches zum Retabliffement ber een verwendet werden kann. 
Es bleibt daher lediglic Sache der Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Intereſſenten, darauf 

u vigiliren, daß das Darlehn feiner Beſtimmung gemäß verwendet, und, ber ges 
—** Vorſchrift zufolge, in den vorgeſchriebenen Friſten zurückgezahlt werde. 
Zu dem Ende. find auch die Hypothekenbuchführenden Behoͤrden zu weiter nichts 
verbunden, als den aus dem Hypothekenbuch konſtirenden Lehns⸗ oder Fideikommiß⸗ 
Intereſſenten die verfügte Intabulation ſolch eines Darlehns, zu Wahrnehmung ih⸗ 
zes Intereſſes, bekannt zu machen, und dieſe Bekanntmachung gleichzeitig mit ber 
Intabulation felbft zu verfügen, auch für bie richtige Infinuation dieſer Bekannt: 
machung zu forgen. 

11) In Beziehung auf die zu den 88. 10., 11. und 12. des mehr gedachten Cdikts 

aufgeftellte Frage: 

ob von den Fünftig abziehenden, vormaligen Unterthanen auch noch das Ly⸗ 
trum zu entrichten fei? 
kann zuvoͤrderſt, infofern von dem fogenannten Iytro personali bie Rebe ift, 
fein Zweifel obwalten, daß baffelbe mit der Grbunterthänigkeit gänzli aufge: 
hoben if. Was das Iytrum reale anlangt, fo ift zwar allerdings überzeugend 
dargetban, daß dieſe Abgabe erft Durch das Loslaſſungs⸗Edikt v. 10. Dec. 1748 
und zwar durch Verwechſelung mit dem Abjahrtsgelde, welches ehehin von al: 
len außer Landes gehenden Unterthanen entrichtet werden mußte, eingeführt 
worden if. Es kann indefien jet nicht weiter darauf unfommen, da einmal 
feiiitehet, daß vie ſchlefiſchen Gutsbeſitzer gedachtes Iytrum reale auf den Grund 
Unferer, im gedachten Edikt enthaltenen landesherrlichen Verwilligung nunmehr 
fhon fett dem Jahre 1748 erhoben haben. 

Es fommt vielmehr Hierbei lediglich nur auf bie Frage an: 
ob dieſes Iytrum reale, jo wie daſſelbe dermalen beftchet, eine Folge der Un: 
terthänigfeit ift ober zu ben Ginfünften von der Gerichtsbarkeit gehöret? 

indem im erften alle befien Aufhebung durch das Gbift v. 9. Oft, in dem letzten 
aber deſſen fernere Zuläffigfeit feinem Zweifel unterliegen fanı. Es ift daher durch: 
aus nothwentig, daß folgende Bälle von einander unterfchieden werben: . 

a) Infofern das Iytrum reale von Perfgnen entrichtet wird, welche Unfere Staa- 
ten verlaflen und außerhalb Landes gehen, fo iſt es offenbar nichts Anderes, 
als das Surrogat des Abſchoſſes oder Abfahrtsgelves, weiches auch freie Ge: 
ea in den Städten und auf dem Lande entrichten, und welches gan 
unftreitig zu den Ginfünften von ber Gerichtsbarkeit gehört. Es if ud 
daher hiernach ganz Har, daß die Qutsbefiger von allem, ihrer Iurisdiftion 
unterworfenen Bermögen, wenn es außer Landes geht, den lanbüblichen Ab⸗ 
fahrt: und refp. Abihoß, jedoch immer nur unter der 6. 152. des erften 
Anh. zum A. ER. enthaltenen Cinſchraͤnkung zu fordern berechtigt find. 

b) Zumweilen find auch, wenn gleich irrigerweife, Laudemien mit dem Iytro reali 
verwechſelt worden; ba jedoch Laubemien ganz unfzeitig zu den Nußungen 
der Eivilgerichtsbarkeit gehören, auch von freien Stelibefigern bei Beſttzver⸗ 
änderungen entrichtet werden: fo folgt fhon hieraus unbedenklih, daß lau- 
demium fein annexum der Erbunterthänigfeit, eben daher auch mit dem Iy- 
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tro reali nit zu verwechfeln, und Durch bie Aufhebung ber perfönlihen Uns 
tertänigkeit in Feiner Art alterirt worden if. Um deshalb müflen denn auch 
mehrgedadhte Laudenien von benjenigen bäuerlihen Beftgungen, bie dieſer 
Abgabe bei Beſitzveraͤnderungen zeither unterworfen geweien find, fernerhin 
ws nad) wie vor entrichtet werben; infofern aber 

c) das fogenannte Iytram reale weder ein Abſchoß von außer Landes gehendem 

Bermögen, noch auch ein laudemium ift, fann daffelbe für nichts anders, als 

für ein praemium emancipationis, nämlich für ein Losfaufgeld für das im 

Stande der Erbunterthänigkeit erworbene Vermögen angefehen werden. Es 

wirb dieſes befonders dadurch erwiefen: 
daß freie Lente in Schlefim nirgend eine ähnliche Abgabe zahlen, daß diefe 
Abgabe vom beweglichen und unbeweglichen Vermögen entrichtet wird, folg: 
lich feine Grundabgabe ift, und bag derjenige Erbuntertban, der. feine Stelle 
verließ, aber im Dorie und unter ber Grbunterihänigfeit blieb, fie gleich: 
falls nicht entrichten durfte, welches doch hätte geſchehen müflen, wenn das 
iytram reale in allen Füllen eine Grunbabgabe oder ein laudemium waͤre, 
das bei jeder Befitz veraͤnderung erlegt werden muß. 

Hiernach iſt es über jeden Zweifel hinaus gewiß . 
daß das fogenannte Iylrum reale, als eine Folge der Erbunterthaͤnigkeit, 
durch das Edikt v. 9. Oft. 1807 gleich dem Iytro personali aufgeheben ift. 

Wenn jedoch hierbei das Bedenken geäußert worben if: oo. 
ob den Gutsherren für den Berluft des Iytri realis, welches für einige eine 
nicht unbedeutende Einnahmequelle war, nicht ein Schabenerfaß gebühre? 

jo kann es dabei bloß auf Beantwortung der Präfubizialfrage ankommen: 
ob überhaupt für irgend einen Berluft, der dur Aufhebung des Erbunter⸗ 
thaͤnigkeits⸗Ver —* — entſtanden iſt, Entſchaͤdigung gefordert werden koönne? 
Es beſtehet jedoch nad) dem ſtrengen Rechte durchaus keine Verbindlichkeit des Staa: 
tes, bie Butsherren für angeblichen Berluft durch Aufhebung der Erbunterthänig- 
feit zu entfhäbigen. Denn das Grbunterthänigfeits-Verhältnig iſt nach dem eige⸗ 
nen Geſtaͤndniß der Butsbefiger und feiner Natur nad nie etwas anders, als eine 
poligeilihe Anorbnung getvefen, welche nad) dem jebesmaligen Rulturflande der Na: 
tion abgeändert werden konnte und auch wirklich abgeändert worben if. Zu allen 
Zeiten iſt daher auch das Grbunterthänigfeite-Verhältniß polizeilichen Anorbnungen 
zum gemeinen Beiten, ohne Bezug auf den Bortheil ver —— unterworfen 
worden, und ſchon das allgemeine Landrecht enthält zahlreiche Cinſchraͤnkungen ber 
Befugnifle der Gutsherren über ihre Unterthunen, ohne ihnen deshalb irgend ein 
Anrecht auf Schadloshultung einzuräumen. Die Bortheile, welche die Gutsherren 
aus dem Unterthänigfeits-Berhältniffe zogen, waren bloß zeitig, und Bingen immer 
davon ab, in wiefern und unter welchen Bedingungen ber Staat jenes Berhältnig 
länger beftehen laffen zu müſſen glaubte. Jetzt, nachdem es anerkannt iſt, daß bie 
zeitherige Grbunterthänigfeit dem Kulturgrade aller Staatsbürger nit mehr ange: 
meſſen und gemeinfchädlich fei, haben Wir aus derfelben Machtvollkommenheit, aus 
welcher ſchon früherhin von Zeit zu Zeit jene einzelnen Abinderungen bes Unter: 
thänigfeitö-Berhältniffes angeordnet wurden, bie allgemeine Loslafjung der Unter: 
thanen zum Wohle des Ganzen für nöthig geachtet, und die Gutsherren haben jept 
eben fo wenig ein Recht, Schabloshaltung für die ihnen künftighin etwa ‚entgehen: 
den und nur temporär verflatteten Vortheile der perjönlihen Erbunterthänigfeit, als 
eines rein polizeilichen Verhältniſſes, zu fordern, als fie auch fonft nicht, bei ven 
früher ſchon erfolgten Einſchränkungen tiefes Verhaͤltniſſes auf Entſchaͤdigung An⸗ 
ſpruch zu machen, ſich haben beikommen laſſen. Ueberdem aber würde auch, wenn 
es, wie jedoch keinesweges der Fall iſt, jemals hierbei auf Schadensberechnung an⸗ 
kommen koͤnnte, die von ben Gutsbeſitzern eingereichte Tabelle über ben Verluſt, 
welchen verfchiedene Gebirgegüter durch das Ebift v. 9. Olt. 1807 angeblich erlei⸗ 
den, ſehr wejentlihe Berichtigungen bedürfen, und beſonders würben die Summen, 
weldhe darin für erhöhetes Geſindelohn und Verbeſſerung ber Bekoͤſtigung des Ge: 
indes in Anrechnung gebracht worben, um fo mehr gänzlid wegfallen müfjen, als 
es offenbar nur ein Mißbrauch der Erbherrenrechte war, wenn biefelben bazı bes 
sußt Burben, Befnbelohn und Betöfligung unter das natürlide Verhaͤltniß herab: 

zubrüden. 
Dagegen find es eben die Butsherren, bie in ihren weitläuftigen —A 
fo vieler Arbeiter bebürfen, welche dereinſt, mehr als irgend eine andere Klaſſe ber 
Landbeseimwohner, durch Bereblung der arbeitenden Klafie. gewinnen werben, ba biefe 
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Berebelung, nad der Erfahrung aller Zeiten und Länder, die nothwenbige und we: 
fentlichfte Folge der perfönlicden Freiheit iſt. Der Bortheil, welchen das Gift v. 
9. Oft. 1807, durch Aufhebung ber fo vielfältigen Beſchränkungen des Grundeigen⸗ 
thums und ber perfönlichen Freiheit, für die Butsbefiger herbeiführen muß, ift viel: 
mehr fo überwiegend, daß biefelben weit entfernt Schabensberechnungen vorzulegen, 
darin eher die unmittelbarſte Berbefierung ihres Zuftandes finden folten, ffenbar 
treten fie ihrem eigenen Intereſſe zu nahe, wenn fie, geſchreckt durch anſcheinende 
Berlufte, in dem Cdikte v. 9. Oft. 1807 nicht eine der wichtigen und dauerhaf⸗ 
teten Begünfligungen dankbar anerfennen, welche Unfere Ianbesväterlihe Huld ih: 
nen jemals angebeihen laſſen konnte. Was 
12) den Handwerksjins anbetrifft, welchen die Gutsbefiger, befonders in ben Ge: 
birgögegenden, von ben auf ihre Güter angezogenen Handwerkern zeither echo: 
ben haben, fo if zwar bie Berechtigung —* als ein in ſtaatswirihſchafili⸗ 
Her Nückſicht durchaus verwerfliches Beſteuerungsrecht, im Allgemeinen nie: 
mals anerkannt und namentlich die Erhebung des Weberzinſes ſchon durch die 
Circ. V. v. 4. Dez. 1750 ausdrucklich unterſagt worden. Da jedoch dieſer 
Bande Gegenftand auf die Erbunterthänigfeit nicht die entfernteſte Beziehung 
at, fo muß e6 vor der Hand lediglich bei dem Kammer⸗Cirk. v. 25, April 
1806 dahin fein Bewenden behalten, dag Feine Grundherrſchaft berechtigt ift, 
Gewerbeſteuer zu erheben, wenn fie bie Befugniß dazu nicht durch gültige Pris 
vilegien oder durch den ungeflörten Beſitz feit bem Sabre 1740 darzuthun im 
Stande if. Die 
13) denmaͤchſt befonbers in Anregung gebrachten zeitherigen Befugniffe der Guts⸗ 
berren, nämlich: 

a) das Mecht, von den Kindern der Unterthanen Gefindebienfte auf gewifle Jahre 
gegen ein hergebradhtes, in der Regel fehr niebriges Lohn zu fordern; 

b) das Mecht, von denjenigen Unterthanenfindern eine Gelbentfhäbigung einzu: 
en die oben erwähnten Zwangs⸗Geſindedienſte wicht in natura de: 
eiftet Haben; 

c) das Recht, die Kinder der unterthänigen Dorfsbewohner auch nach beendig⸗ 
tem Zwangsbienfte zu nöthigen, daß fie der Herrſchaft, ober auch felbft fols 
Ken Bauerwirthen, welden die Gutsherrſchaft fie zuweiie, vornehmlich den 
fogenannten Dreſchgaͤrtnern, gegen einen ebenfalls beftimmten etwas höheren 
Lohnfag oder das genannte emdenlohn dienen; und 

d) das Recht, von den auswärts dienenden Unterthanen ein Scähußgelb, eigent- 
we eine Entfhädigung dafür, daß ihnen die Herrichaft auswärts zu dienen 
erlaubt, zu erheben; 
alle diefe, zum Theil ſelbſt either nicht einmal vollkändig begründete Rede 
find offenbar für bloße Folgen bes Erbunterthänigfeits:Berhälinifies de ach⸗ 
ten, weshalb denn auch deren unbedingte Aufhebung duch base Gbilt v. 
9. Oft. 1807 keinesweges bezweifelt werden fann. Hiernach erlebigt fih auch 
die von Euch unterm 6. Dez. pr. 

ad c) dahin gemachte Anfrage: In 
ob diejenigen bienfpflictigen Untertbanen und namentlich die fogenannten 
Hof⸗ oder Dreſchgaͤrtner, 

welche nach der bisherigen Obſervanz von der Butsherrfhaft mit einer 
unterthänigen Magd gegen ein geringes Lohn verfehen worden, und ver: 
pflichtet find, ihre —2 mit 2 Perſonen u leiſten, 
für befugt geachiet werben können, den Hoſdienſt mit ber zweiten Perſon zu 
verweigern, wenn die Grundherrſchaft nicht im Stande ift, ihnen gegen das 
bisherige geringe Lohn eine Magd zu verfhaffen, 
von felbt. Durch die Aufhebung der Unterthänigfeit wird. die Gutsherrſchaft 
außer Stand gefeht, aus ihrem überflüffigen Zwangsgefinde den Drefägärt- 
nern eine Magd gegen das vormalige niedere Lohn anzuweiſen. 6 bleibt 
daher ganz alein Sache der en’ ſich das benöthigte Gefinde ſelbſt zu 
verfhaffen, um ihren Dienftpfligten Genüge zu leiften, welde ihnen ale 
freien Leuten, vermöge des Beflges ihrer Stellen, ober Kraft befonderer Ver: 
träge obliegen, und nad) ber ausdrücklichen Beflimmung des CEdilts v. 9. OR. 
1807 in keiner Art verändert worden. Sie find daher unbedenklich verbun: 
den, die auf der Stelle haftenden Dienfle nach wie vor zu leiften, und koͤn⸗ 
nen auch auf irgend einen Erlaß an Dienften oder fonftige Entihäbigun 
wegen des höheren Lohnes, fo fle etwa fortan der zu miethenden Magd bürfs 
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ten bezahlen müflen, eben fo wenig Aniprucd machen, ale die Gutsherrſchaf⸗ 
ten wegen bes aus der Aufhebung der Erbunterthänigkeit vermeintlich eniſte⸗ 
henden Berlufts eine Schadloshaltung rechtlicherweiſe verlangen konnen. 
Es iR auch ferner 
13) feinem Zweifel unterworfen, bag mit ber Unterthänigkeit zugleich auch biejeni: 
gen Rechte wegfallen müflen, welche von den ſchlefiſchen Rittergutsbefikern 
zeither in Beziehung anf folche freie Leute ausgeübt worben find, welche auf 
die Güter verfelben anziehen, und ohne ein unterthäniges Grundſtück anzuneh: 
men, zus Miethe dafelbit wohnen, unter dem Namen ber Hauslente und Im: 
lieger belannt, und mit Einfluß der Auszügler, unter der allgemeinen Be: 
an: Schugunterthbanm begriffen find. Unter dieſe herrſchaftlichen Rechte 
gehören: 

a) das Recht, zu verbieten, dag kein Wirth im Dorfe fogenannte Inlieger, über: 
haupt fremde Perfonen, ohne Genehmigung ber Butsherren, bei ſich auf: 
nehme. Diefes Recht kann auf feinen Fall aus der Polizeigerichtsbarkeit FA 
geleitet werden; denn bie Befugniß berfelben erftredt fih nur bloß dahin, 
bie Aufnahme verbäctiger Berfonen nicht zu geftatten, welche ſich nicht Hin: 
länglih durch Zeugniffe Iegitimiren können. Gin Mehreres iſt feiner Polizei: 
geriätöbarfeit und nach deutlicher Borfchrift des A. 2.R. Th. I. Tit. 7 
$ 61. 65. auch den Dorfgerihten in freien Dorfgemeinden nicht verftattet. 

b) Das Recht, für die bloße Bergünftigung bes Aufenthalts zu fordern, daß 
folche Berfonen umd ihre Kinder dem Gutsheren vorzugsweife gegen beitimms 
ten sohn, als Tagelöhner oder ale Gefinde Dientte leiften wuͤſſen. Aud) 
biefes Recht kann nur aus einem Meile von Unterthaͤnigkeits⸗Verhaͤltniſſen 
hergeleitet werben, und muß baber um fo mehr für anfachoben geachtet wers 
den, als bergleihen Schugunterthanen ſchon zeither fogar von ber Theilnahme 
an Gemeinarbeiten und Laften befteiet waren, wovon nicht fie, fondern nur 
bie angefefienen Wirthe Vortheil ziehen. 

li 


c) das groͤßtentheils nur obfervanzmäßige Recht: gewiſſe befondere Dienſte, 
z. B. Botengehen und Spinnen, theils unentgeldlich, theils gegen ein gerin⸗ 
ges Lohn nach einer beflimmten Tare au fordern. GEs iſt nicht zweifelhaft, 
daß die Befugniß, ſür den bloßen Aufenthalt im Dorfe in Gebäuden, die 
nit herrſchaftlich find, ſolche Dienfte, die nicht auf vorgängigen befondern 
Bertrag fih gründen, zu erfordern, blos aus einem Herrenrechte über ſaͤmmt⸗ 
liche Dorfbewohner, mithin einzig und allein aus einem Unterthänigfeitsyers 
haͤltniſſe hergeleitet werben fönne, und eben daher ift es denn auch Mar, daß 
die fo eben (unter a. b. c.) aufgeführten Befugniffe der Herrfchaften gegen 

, freie Dorfbewohner durch das Ebikt. v. 9. Oft. 1807 aufgehoben find, und 
dag mithin Tünftig ähnliche Verpflichtungen nur in Wege freier Uebereintunft 
duch ausbrüdlihe Verträge entftchen Fünnen. Dagegen werben hinführo 
dergleichen freie Miethseinwohner zur Unterhaltung der Jurisdichon ein 
Schutzgeld zu erlegen nit entbrechen fönnen, weil nad dem A. L. R. 
Th. 2. Tit. 17. $. 116. Schupgelder zu den Nutzungen der Givilgerichts: 
barkeit gehören; nur wird es Pflicht für Guch und Unfere Regierungen fein, 
darauf zu wachen, daß dieſes Recht, Schubgeld zu forbern, in feine willfür: 
ix Befteuerung ausarte. 

ie 

415) weiterhin von den Gutsbeſitzern noch geäußerten Beforgniffe, daß bie Unter: 

thanen nach erlangter Freiheit 

a) ſich von ben Landbau entfernen und in die Stübte Drängen, 

b) lieber als Tagelöhner, denn als Gefinde arbeiten, 

e) übermäßiges Lohn und beffere Koſt fordern, und 

.d) fh dem Müßiggange ergeben, und vagabondiren würden, 

ſind ungegründet; denn 

ju a) entftehet durch bie Aufhebung ber Erbunterthänigfeit Fein Erwerbszweig mehr 
in den Städten; es Tönnen daher auch dort nicht mehr Menfchen als bis- 
ber Unterhalt Änden. Ein Häufigeres Anziehen ver Landleute nach ben 
Städten würbe zubem das Arbeitslohn daſelbſt bald fo ſehr herabfegen, daß 
alle Neigung, in die Städte zu wandern, dadurch verfchwinden müßte. 
Ucberhaupt iR nicht abzufehen, wie der Hang der Landbewohner, in bie 
Städte zu ziehen, babusch vermehrt werben Tau, bag ihnen ber Auſenthalt 
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auf dem Lande durch perfönlicde Kreiheit angenehmer gemacht wirb; viel 
eher zu erwarten fiehet, daß mehr fädtifche Arbeitsleute auf das Land ziehen 
werden, weil die Nahrung in den Stäbten ftodt, und die Beſchränkungen 
der perfönlichen Freiheit aufgehoben find, welche vormals den Städter vom 
Landbau zurückſchreckten. 
zub) iſt ebenfalls die Mafle der Tagelöhnerarbeit durch Aufhebung der Erbunter: 
thaͤnigkeit keinesweges vermehrt. Wollen mithin mehr enfäien als bisher 
fih durch Tagelöhnerarbeit nähren, fo wirb durch ihren Zutritt das Lohn 
erniedriget, und mithin der Reiz, ſich ber Tagelöhnerarbeit zu wibmen, bald 
vermindert werden. Ueberdies koͤmmt das Gefinde durch die Aufhebung bes 
Dienflzwanges in eine weit beffere Lage, und es kann daher weniger als 
ſonſt Beranlaffung finden, das Dienen gegen das Tagelöhnergewerbe zu 
vertaufchen. 
zu c) fo wird freilich ba, wo dem Bwangsgefinde zeither nicht foviel gereicht 
worden ift, daß es ohne Beihilfe feiner Eltern Hätte beftehen koͤnnen, einige 
billige Erhöhung nothwendig eintreten. Aber eine übermäßige Erhöhung 
des Lohne und der Zehrungskoften ift nicht zu beforgen; denn durch die 
Aufhebung der Erbunterihänigfeit ift nicht ein Menſch weniger und nicht 
eine Arbeit mehr geworden, auch braucht der Menſch, der fein anderes 
Kapital hat, als ferne förperliche Kräfte, eben fo dringend, und wohl noch 
dringender Nahrung, als der Gutsherr Arbeit. Mit Wahrfieinlichfei läßt 
fih fogar annehmen, dag der Preis der freien Arbeit ſich erniebrigen werde, 
indem jegt alle die Menichen, welche vormals in Zwangsverhältniffen ftanben, 
. freie Arbeit fuchen müflen, mithin die Konkurrenz dazu vermehrt wird; und 
weil freie Leute mit mehr gutem Willen arbeiten, und mithin mehr Arbeit 
mit weniger Händen verrichtet werben fann, als vormals. Der Entwurf 
zu einer Gefinde-Orbnung aber, wie foldyer von den Rittergutsbeflbern ein: 
gereicht worden ift, gehet von Bmangsverhältniffen aus, die dem Geiſte des 
Edikts v. 9. Okt. 1807 durdaus entgegen find, und kann daher Feines 
Wales in Anwendung kommen. 
zu d) it es eine durchaus unrichtige Behauptung, daß der Menfch, welcher fich 
freier und glücklicher fühlt, mehr Neigung zur Unfittlichfeit habe, als ber, 
welcher in der Knechtſchaft Iebt. 

Im Gegentheil ift größere Sittlichfeit und erhöheter Fleiß eben gerabe in ben 
Provinzen zu finden, in welchen der gemeine Mann freier ift und wohlhabender, 
wie Schlefien felbfi einen Beweis dieſes Sapes in feinen verfchiedenen Diftriften 
barbietet. Diejenigen Unglüdlichen, welche durch knechtiſche Behandlung und Man- 
gel verwildert, anfangs die erlangte Freiheit zu Gefährdung der öffentlichen Ruhe 
und Ordnung mißbrauchen follten, werbet Ihr durch gefeglihe Zwangemittel in bie 
Schranfen der Ordnung und des Gehorfams zurüdzumerfen, Euch angelegen fein 
laflen. Zu dem Ende mag denn auf 

16) das den Gutsherren bisher eingeräumt geweſene Züchtigungsrecht einſtweilen 
und vor ber Hand noch beſtehen bleiben. Dod iſt daſſelbe nad Vorſchrift 
bes A. L. R. Th. 2. Tit. 7. $. 227. 228., nur auf das eigene Geſinde der 
Herrſchaft, und auf das Gefinde der robothpflichtigen Wirthe einzufchränten, 
und es müffen dabei bie gefeßlichen Beftimmungen ber 88. 229. und 230. ibid. 
und $. 125. des erften Anh. im A. L. R. fireng beobachtet werben. ine 
weitere Ausdehnung diefes Züchtigungsrechts, auch da, wo es als Folge ber 
Erbunterthänigfeit zeither noch Fattgefunden haben follte, darf unter —* 
Vorwand weiter geduldet, und ſelbſt die gegen das Geſinde fernerhin noch 
nachgelaſſene Züchtigung kann nur als eine dem Kulturgrade des Lanbgeſindes 
zur Zeit noch angemeſſene Modiſikation der ſonſt auch gegen freies Geſinde 
der Herrſchaft nach dem A. L. R. Th. 2. Tit. 5. 8. 77. zuſtehenden Rechte 
angeſehen, und blos einſtweilen noch verſtattet werben. Üeberall alſo habt 
Ihr den Geſichtspunkt feſtzuhalten, daß auch dieſe Befugniß der Gutsherren 
mit der fortſchreitenden Kultur in Zukunft beſchraͤnkt werden muß. 

17) Bisher durfte allerdings kein Unterthan 

a) ohne Erlaubniß der Herrſchaft heirathen; 

b) ohne Verwilligung derſelben ein Handwerk lernen; 

c) ohne gutsherrlichen Konſens fein eigenthümliches Grundſtück veräußern, Real: 

laften darauf übernehmen, oder Schulden darauf eintragen laſſen; 
Der Gutsherr hingegen hatte das Recht: 


Edikt v. 9. Oftob. 1807. | 45 


d) von den Unterthanen eiblihes Angelöbnig ber Treue zu forbern; 
e) jeben Unterthanen, nad) zurüdgelegtem 24. Jahre, zur Annahme einer unter: 
thaͤnigen Stelle zu nöthigen; 
f) m beftimmen, welches unter mehreren Kindern bie yäterliche Stelle in ber 
bihaft annehmen folle; und endlich 
g) auf Serabjegung bes, von dem Erblaſſer in feinem Iegten Willen zu hoch 
angefhlagenen Werthes feines Grundſtücks anzutragen. 
Alle diefe Verhältnifle find nunmehr mit der Erbunterthänigfeit zugleih durch 
das Edikt v. 9. Of. 1807 aufgehoben; denn - 
ada) die Grlaubniß zur Berheirathung kann unter freien Leuten nur von dem 
gefucht werben müffen, der väterlihe Gewalt über die Perfon hat, die ſich 
verheirathen: will. 
adb) Der zweite $. des Ed. v. 9. DA. 1807 ertheilet ausdruͤcklich Perſonen 
bäuerlichen Standes volle Freiheit in den Bürgerfland überzugehen, folglich 
auch Handwerke zır erlernen; es kann alfo Feiner gutsherrlichen Ginwilligung 
dazu weiter bedürfen; 
ad ec) nur in einem Herrenrechte, oder in befonderen Berträgen, Tann die Befug: 
niß liegen, die Dispofitionen eines Dritten über fein Grundflüd einzu: 
fchränten. Wem daher das volle Eigenthum auf fein Grundſtück zuftehet, 
gegen den kann die Herrfchaft feine Befchränkungen im Gebrauche deſſelben 
mehr ausüben, als in fo weit fie in Rüdficht ihrer Dienſte und Zinfen bie 
Rechte eines Realgläubigers hat. 
ad d) ift der Gerichtsherrſchaft um fo weniger ein eiblihes An elöbnig ber Treue 
u leiften, ale bloße Schugverwandten unter ftäbtifcher Gurisdiction feinen 
Polchen Eid ablegen dürfen, und die Vervielfäligung der Cide der Heiligkeit 
berjelben derogiret. Giner Verpflichtung durch Handfchlag, die Gerichtsbar⸗ 
feit anzuertennen, koͤnnen fih bagegen Gerichtseingeſeſſene auch Hinführo 
nicht entziehen. Eben 
ad e) fo wenig kann hie Annahme büuerlicher Stellen erzwungen werden, ba nad 
$. 2. des Ebifts v. 9. DEt. 1807 jedem das Necht zuftehet, das Gewerbe, 
wovon er ſich nähren will, felbit zu wählen. 
ad f und g) Kein hypothekariſcher Gläubiger hat das Recht, die gefegliche In⸗ 
teftaterbfolge oder die teftamentarifche zu beſchränken, dem Gerichtsherrn 
fiehen aber auf die erbeigenthümlihen Güter feiner Unterfafen, nad dem 
Sinne des Ehikts v. 9. Oft. 1807, jebt Feine andere Rechte weiter zu, als 
er, vermöge der darauf haftenden Laiten und Dienfte, als Realgliubiger 
befigt. Sollten jedoch auch in Schlefien irgendwo bäuerlihe Stellen exi⸗ 
firen, welche die Natur der Laßgüter, oder der zur Kultur ausgefegten 
Grundſtücke an fih tragen, fo wird es in Anfehung derfelben bei der Bor: 
fhrift des A. EM. 2. 1. Tit. 21. 8. 635. fein Bewenden behalten 
müflen. Was 
18) die Pflicht der Gutsherren, unvermögende Unterthanen zu unterftügen, anlangt, 
fo kann ſolche fernerhin der Natur der Sache nah nur in fo weit nod ftatt: 
finden, als biefelben,, theils ale Polizei-Obrigfeit nah $. 15. Tit. 19. Th. 1. 
bes A. L. R. dazu verbunden find, theils felbft ein Intereffe haben, dieſelben 
in einem Zuflande zu erhalten, in welchem fie zu Leiſtung ber ihnen gebüh— 
renden Dienfte und Abgaben vermögend bleiben. Dagegen verfteht es ſich von 
ſelbſt, daß an die Stelle der, von den Herrfchaften zeither ausgegangenen 
Armenverpflegung angemefiene Kommunal: Anftalten treten müflen, wozu bie 
Gutsherren ebenfalls Ha Au beizufteuern ohnedies verpflichtet find. 
Daß es im übrigen in Remiffionsfällen bei den Borfchriften des A. L. R. 
. Th. 2. Tit. 7. 8. 432. sey. $. 462., 488. und 491. fein Bewenden behalten 
müfle, ift keinem Zweifel unterworfen. In Beziehung 
auf die zeitherige DVerbindlichkeit der Gutsherren zur Uebertragung der Krimis 
nalfoften, im alle des Unvermögens der ihrer Jurisdiction unterworfenen In: 
quiftten, fo muß biefe Verbindlichleit zur Mebertragung der Kriminalkoſten 
fortan lediglich nad den deutlichen Vorfchriften des $. 622. seq. der neuen 
Kriminal: Ordnung fo lange beurtheilt werben, als hierunter überhaupt nicht 
ein anderes fegefept wird. Wenn enbli 
von den ritterfchaftlichen Deputirten noch zulegt der Wunſch geäußert worden 
if, daß die ehemalige Schleſiſche ftändifche Verfaſſung mit den jebigen Zeit: 
verhaͤliniſſen angemefienen Modiflfationen wieder hergeftellt werde: fo werben 
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dieſelben, bis daß Unſere Allerhoͤchſte Perſon Sich veranlaßt fieht, dieſerhalb 
weitere Beſtimmung ergehen zu laſſen, darin völlige Beruhigung finden, was 
wegen Buziehung ftändifher Deputizten bei den Provinzial: Regierungen im 
$. 17. seqg. ber v. 26. Dez. v. 3. wegen verbefjerter Einrichtung ber Bros 
vinzial⸗, doue und Finanzbehorden, angeordnet worden iſt. 

Nach dieſen vorſtehenden Beſtimmungen, welche jedoch keine neuen geſetzlichen 
Vorſchriften enthalten, fondern blos in Anwendung auf die zur Sprache gebrachten 
einzelnen Anfragen aus dem Edikt v. 9. OF. 1807, und befondere aus ber darin 
angeorbneten Auflöfung der zeitherigen perſoͤnlichen Erbunterthänigfeits-Berhältniffe, 
folgerecht refultiren, Habt 3er. Euch nit nur felbft auf das genauefte zu achten, 
fondern audy Eure Unterbehörden auf die, verfchiebentlich bei Such eingegangenen, 
oder fünftighin noch eingehenden Anfragen, Borftcehendem gemäß zu infruiren und 
vorzubefcheiden. 

Wir erneuern dabei Unfern ausbrüdlichen Befehl, und legen es Euch wieder: 
holentlich als unerläßlihe Pflicht an's Herz, Fräftig darauf zu halten, daß ben alls 
gemein verftändlichen VBorfehriften des Edikts v. 9. Oft. 1807 überall und von 
jedermann auf das genauefle nachgelebt, der Geiſt beffelben Iebendig und unser: 
fälfht erhalten, und weder den Gutsherren eine eigenmädtig willfürclidy einſchrän⸗ 
kende, noch viel weniger ben Bauerländer- Befigern eine willkürlich ausbehnende 
Erklärung der gefeglichen Beilimmungen des vorgedachten Cdikts verftattet werde, 
an befien fergfältige und genaue Beobachtung die Erreichung Unferer, auf Befoͤr⸗ 
derung des Gefammtwohlitandes der Provinz Schlefien und des gemeinfamen Beſten 
aller Klaffen von Einwohnern Hinzwedenden, lanbespäterlichen Abſicht unzertrenn: 
lich gefnüpft if. Sind Cuch mit Gnaden gewogen. 

& eben Königsberg, d. 5. März 1809. 

Kur Sr. Königl. Majeſtät Allergnädigften Spezialbefehl. 

Dohna. Beyme. 

(Mathis, Br. 10. ©. 65., Rabe, Bd. 10. S. 46.) 


B. Erläuterungen ter einzelnen Paragraphen nes Edikts. 


Zum ©. 1. 
1. Zum Alinea 1. 


1) ER. der K. Pin. des I. u. der I. v. 4. April 1809 an fAmmtl. 
Landes» Kollegta, nebſt K.O. v. 28. März 1809, wegen ver von Auslän« 
dern zu erwerbenven adlichen Güter und Domainen⸗Vorwerke. 

Bon Gottes Gnaden, Friedrich Wilhelm x. Wir Allerhöchſt haben es als 
nothwendig und rathfam zu genehmigen geruht, dag nicht nur das Inkolat in ben: 
jenigen Provinzen, wo es eingeführt ift, rüdfihtli der Ausländer, die in Unferen 
Staaten Güter erwerben wollen, ferner beftehen bleibe, ſondern auch in den Pro⸗ 
vinzen, wo ſolches bisher nit üblih war, ohne Spezial-Ronceffionen des Min. 
des 3. feinem Ausländer die Akquifltion eines abeligen Guts ober Domainen:Bor: 
werks geftattet werde. Die näheren Beſtimmungen hierüber enthält bie abſchriftlich 
beigefügte, an den Staatsmin. Gr. zu Dohna gerihtete K.O. v. 28. v. M. 
(Anl. a.) und mit Bezug auf deren Inhalt werdet Ihr angewiefen, für feinen Aus: 
länder den Beſitzſtand eines adeligen Guts oder Domainen⸗-Vorwerks eher zu be 
richtigen, als bid er dazu eine Konceſſion des Min. des I. beibringt, die von ber 
Provinzial-Regierung nachzuſuchen ift, und an welche daher die Ausländer mit der: 

leihen Geſuchen zu verweilen find. In der Konceifton felbft wird jedesmal das 
* ige wegen Ablehnung des Unterthanen⸗Cides beſtimmt werden, und es iſt ſol⸗ 
ches alsdann von Cuch gehörig zu beobachten. 

In Anſehung der Eingeborenen iſt aber das Inkolat durch das Ed. v. 9. Oft. 
1807 gaͤnzlich aufgehoben worden, und es darf alſo bei dieſen bloß darauf geſehen 
werben, baß fie ben Unterthanen⸗Eid ableiften, im Ball fie ſolches nicht ſchon gethan 
haben. Sind ıc. Königsberg, d. 4. April 1809. 

Auf Sr. Königl. Maj. Auergnädighen Spezialbefehl. 

Dohna. Beyme. 


Anl. a. 
K.D. v. 28. März 1809, an den Staatsmin. Grafen zu Dohna. 
Mein lieber Staatsmin., Graf zu Dohna! Ich genehmige es auf Euren Ber 
richt v. 21. d. M. als nothwendig und rathfam, dag nit nur das Intolat in ben: 
jenigen Provinzen, wo es eingeführt if, ruͤckſichtlich der Ausländer, die in Meinen 
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Staaten Büter erwerben wellen, ferner beſtehen bleibe, fondern auch in den Bro: 
vinzen, wo foldhes bisher nicht ublih war, ohne Spezial-Konceffion des Min. des 
%. keinem Ausländer die Alquifation eines abeligen Gute oder Domainen-Borwerts 
geflattet werde. Die Konceffionen autorifire ih Euch, im Bull dergleichen Alkqui⸗ 
renten ben Unterthanen⸗Eid ableiften, Chargengebühren frei, bloß gegen die gewöhn: 
lihen Kanzleifporteln und Stempelgebühren zu ertheilen, nur bei etwanigen Beben: 
tem habt Ihr meine Genehmigung einzuholen. 

Fürſtliche Berfonen, welche Rn außerhalb des Landes aufhalten, müflen fort: 
bauernd einen Stellvertreter im Lande beſtellen, und biefen in einer fchriftlich aus: 
zufertigenden Urkunde zur Erfüllung aller gefeßs und verfaffungsmäßigen Vafallen: 
und Unterthanen» Pflichten beauftragen; babingegen foll von furfliden Berfonen, 
die in Meinen Staaten ihren Wohnftg nehmen wollen, nur bie Schriftliche Vollzie: 


Yung des Unterthanen:Eides gefordert werben. i . 
go bin x. 
Königeberg, d. 28. Zur 1809. Friedrich Wilhelm. 
(Mathis, Bd. 8. ©. 26. Rabe, Bb. 10. ©. 77.) 
Dazu: 


a) NR. des K. Din. des J., Abth. I. (Köhler) v. 28. Nov. 1817 an 
die K. Reg. zu Oppeln. Nichterforderniß des Inkolats für Ausländer, 
welche durch Heirath die Adminiſtration von Grunpflüden erworben 
aben. 

’ Der R. Reg. wird auf die Anfrage in Ihrem Ber. v. 2. d. M. hiermit eröff: 
net, daß diejenigen Ausländer, welde durch eine Heirath die Abminiftration, nit 
aber zugleich das Cigenthum von Grundflüden erworben haben, des Inkolats nicht 


beburfen. 
C¶A. 1 119. — 4. 75.) 


b) R. des 8. Juſtizmin. (Mühler) v. 12. Sept. 1836, nebft Schrei- 
den ver K. Min. des I. u. der ausm. Ang. v. 18. Aug. 1836. Auslän- 
der bedürfen zur Erwerbnng eines adlichen Guts oder Domainen» Grund« 
Rücdes der Erlaubnif des Miniſteriums des Innern. 

Das 8. D.2.G. erhält auf die Anfrage v. 16. Mai d. 3.: 

ob die Alferh. Ordre v. 28. März 1809 durch den Art. 18. der Deutfchen 

Bunbesakte aufgehoben ift? 
anliegend das Schreiben der Herzen Min. des 3. für- Gew. Ang., des I. und der 
P., 3. ber ausw. Ang. v. 18. v. M. in Abſchriſt (Anl. a.) mit dem Gröffnen 
ugefertigt, daß der Juſtizmin. ber darin entwidelten Anficht Beitritt und das Kol: 
egium baher veranlagt, da danach zu achten. 


Anl. a. 

Bei Rückſendung des Ew. rc. geehrtem Schreiben an die mitunterz. Min. der 
anew. Ang. und des I. u. d. P. v. 24. Mai d. J. beigefügt gewefenen Berichte 
des 8. O. E. G. zu Magbeburg v. 16. ej., beehren wir uns in Beziehung auf bie 
in dem letzteren enthaltenen Anfrage: ‚ 

ob die Allerh. K.O. v. 28. März 1809, wonad einem Ausländer die Acqui: 

fition eines abeligen Gutes ober Domainen-Borwerkes ohne fpezielle Konzeſ⸗ 

fion des Miniſteriums des Innern nicht zu verflatten ift, durch den Art. 18. 

ber deutfchen Bundesakte als aufgehoben zu betrachten fei oder nicht? 
Folgendes ganz ergebenft zu bemerken. 

Der Art. 18. der deuten Bunbesalte v. 8. Juni 1815, indem er ben Unter: 
thanen ber deutſchen Bundesftaaten das Recht zufihert, Grundeigenthum außerhalb 
des Staates, ben Re bewohnen, zu erwerben und zu befigen, ohne beshalb in dem 
diesfälligen fremden Staate mehreren Abgaben und Laften unterworfen zu fein, ale 
deſſen eigene Unterthanen, hat dadurch Iediglih die Fähigkeit zur Erwerbung 
und zum Beſitze von Grundſtücken Seitens der Unterthanen des einen Bundesſtaa⸗ 
tes in dem Gebiete des andern an ſich und die biesfällige Bleichftellung der refp. 
Erwerber mit den Untertbanen des Staates, in welchem das Grundeigenthum be: 
legen iR, ausfprechen und feftftellen, Beinesweges aber den inneren Geſetzgebungen 
der refp. deutſchen Bundesſtaaten Hinfihts derjenigen befonderen Bedingungen 
vorgreifen und refp. berogiren wollen, an welche dieſe die Erwerbung und den Bells 
einer gewilfen Sattung von Brundflüden, der eigenthümlichen Natur ber: 





- 
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ſelben wegen, ſchon bioher geknüpft Haben, ober Fünftig noch zu Inüpfen ſich vers 
anlaßt finden möchten. 

Eine dergleichen befondere Gattung bilden in den älteren Provinzen der Mo⸗ 
narchie die adeligen oder fogenannten Rittergüter und bie Domainen-Brumbftüde 
infofern, als mit dem Beſitze berfelben gewiffe bie innere Verfaſſung ber Pros 
yinzen oder auch die Verwaltung berührende Vorzüge, fogenannte politifhe Bes 
rechtſame, verbunden find, welche dem Grundflüde oder ben zu einem Complex 
vereinigten Grundſtücken ale ein Inbegriff von Rechten und Pflichten dergeſtalt in- 
bäriren, daß fie einer hierzu befonders befühigten Berfon bebürfen, um Yon bie 
fer gersiffermaaßen ale ein für fi beſtehendes Ganze repräfentirt ober vertreten 
zu werben. 

Die diesfällige Cigenſchaft erlangen dergleichen Perfonen durch ben Eintritt in 
dasjenige Berbältnig, welches je nad) den Provinzen bald Inkolat, bald Indigenat 

enannt wird, und defien Srwerbung das Geſetz von der Leitung eines Cides ab: 
Bängig mat, dem zum Theil mit Rüdfiht auf früheren gefhichtlihen Nrfprung 
bald der Name Homagium, bald der des Vafallemeides beigelegt zu werden pflegt. 

Die est der Grwerbung bes Inkolats ober Indigenats, womit weſent⸗ 
lich ein perſoͤnliches Unterthans⸗Verhaͤltniß verbunden if, bas fi bald in einem 
größeren, bald in einem geringeren Umfange von Rechten und Pflichten Eundgiebt, 
iegt Ausländern, welche bergleihen Grundſtücke erwerben wollen, deshalb ob, weil 
fie ſelbſt nur ad den Inländern fi gleich ftelen. Die Leiftung des Homagii 
wird aber fogar auch von Inlaͤndern, welche auf irgend eine Weiſe in den Beſitz 
eined Gutes von der befchriebenen Qualität gelangen, ober mit anderen Worten 
auch von ſolchen Erwerbern von Grundflüden der fraglichen Kategorie geforbert, 
die außerdem und fonft fhon dem Preußifchen Staate durch ein anderweitiges per⸗ 
ſoͤnliches Unterthanen⸗Verhaͤltniß verwandt find. 

Die Allerh. K.O. v. 28. März 1809, indem fie das früher fchon beflandene 
diesfällige Verhaͤltniß in denjenigen Provinzen, in welchen es bis dahin ſchon fi 
vorfand, wie ſolches aus ben Worten „ferner beftehen bleibe” hervorgeht, nur 
beitätigt und es auch auf diejenigen Provinzen ausdehnt, in benen es bis dahin 
na nicht eingeführt war, erwähnt ausfhließend nur der Ausländer, weil nur 
in Anfehung ihrer, theils mit Rüdfiht auf die in anderen Staaten in Folge ber 


damaligen VBerhältniffe fid) anders geflalteten Subjektions - Beziehungen, welche den 


Eintritt in ein perfönliches Unterthanen=Berhältnig zu einem anderen Staate ent: 
weber überhaupt nicht zuliegen, oder body wenigſtens fehr erfchwerten, theils aber 
auch mit Rüdfiht auf die in Folge der damaligen Reorganifation der Preußifchen 
Staatsverwaltung veränderten Adminiſtrations-Grundſätze der Zweifel rege gewor: 
den war: ob von ihnen in ihrer igenfchaft als Erwerbern folder bevorzugten 
Grundſtücke aud ferner die Grlangung des Inkolats oder Indigenats und bie Lei: 
ftung des fogenannten Schuldigungs: oder Vaſallen⸗Eibes erforbert werben könne 
und müfle. 

Des Könige Maj. haben Lepteres zwar für nothwendig erkannt, nicht aber, um 
den Ausländern dadurch eine größere Verpflichtung aufzuerlegen, als überhaupt von 
den Beſitzern dergleichen Grundflücde zu erfüllen war, fondern lediglich, um von 
jenen, als Grwerbern von Grundſtücken der in Rebe ftehenden Art, nicht weniger 

u fordern, als von den eigenen Staatsangehörigen, infofern foldye bei ihrem fons 
Higen perfönlichen Staatsangehörigfeits- Berhältniffe ſogar felbft noch erſt eine bes 
fondere perfönliche Befähigung zu erlangen haben, von deren Aneignung das Ge: 
feg die volle Ausübung und Erfüllung derjenigen Rechte und Pflichten abhängig 
macht, aus denen die dem biesfülligen Srundeigenthume, feiner eigenthümlichen Ra- 
tur nah, innetwohnenden fogenannten politifhen Gerechtſame beftehen, zu welcher 
befonderen Dualififation die Ableitung des Homagii gehört. 

Aus Borftehendem ergiebt fi von felbit, daß bie Deftimmung ber Allerh. K. O. 
v. 28. März 1809 neben ber des Art. 18. der deutſchen Bundesakte ſehr wohl 
befiehen kann, wie foldes denn auch in denjenigen beutfchen Bundesitaaten der 
Fall ii in welchen, der leßteren ungeachtet, der volle Landſaſſiat heute noch 

ortbeiteht. 

Der Beftimmung der Bundesakte gefchieht bei uns dadurch ein volles Genüge, 
daß bie Unterthanen anderer deutſchen Bundesſtaaten adelige ober fogenannte Rit- 
tergüter und Domainengrundflüde im Preußiſchen, glei den eigenen dieffeitigen 
Staatsangehörigen, zu erwerben, nicht nur an ſich für fühig erachtet werden, fon: 
been daß auch von ihnen bei ber wirklichen Benupung biefer Grwerbungs fähig: 
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keit durch Aquiſition eines Mittergutes oder Domainengrundflüdes ein Mehreres 
nicht gefordert wird, ale wozu fi die eigenen Preußifchen Unterihanen zum Iwecke 
einer dergleichen Crwerbung verftehen müflen, jedoch alles dieſes nur unter der Be: 
dingung, daß fle vermöge des perfönlichen Unterthanenverbandes, in welchen fie 
durch Ableitung des Homagii zu dem diefleitigen Staate treten, unbefchadet ihrer 
Berpflihtung zu dem Siaate, welchem fie bisher angehörten, ober doch mit Zulaf: 
fung deffelben, auch bereit und fihig find, die den Befitzern von Grundflüden der 
gedachten Kategorie obliegenden Verbinblichkeiten zu erfüllen. 

Geſtatten es dem Unterthan eines anderen deutſchen Bunbesflaates, oder über: 
Haupt einem Ausländer die Geſetze des Landes, dem er durch fein perfünliches Uns 
tertyansverhältniß angehört, nicht, ben diesfälfigen gefeplichen Bedlugungen ein Ge⸗ 
nüge zu leiſten, jo fann er freilich zur Grwerbung von Grundftüden der fraglichen 
Art nicht gugelafen werben: es wäre benn, bag Se. Maj. der König, wie ſolches 
duch die Allerh. K.D. v. 8. Nov. v. J. in Abſicht des Niederlaͤndiſchen Majore 
Baron ©. geichehen ift, für den befonberen Wall eine Ausnahme von der diesfüllis 
gen gefehlihen Regel nachzulafien geruhen follten. 

Denjenigen Unterthanen anderer beutfchen Bundesſtaaten insbefondere, welche 
fih in der eben vorausgefehten vage befinden und deshalb nicht zur Grwerbung 
yon Srundflüden der oftgebachten Art dieſſeits zugelaffen werden koͤnnen, würde 
in einem etwanigen Beichwerdefalle bemerfbar zu machen fein: bag, weil fie in Er⸗ 
füllung der Pflichten fich den Inländern nicht gleihftellen fönnten, fie deshalb auch 
ber Faͤhigkeit ermangeln, die durch jene bedingten Rechte zu erwerben, daß fie auf 
gewiffe Weile nur das Loos felbit Preußifcher Unterthanen theilen, die aus irgend 
einem anderen Grunde, wie 3. B. dem der Nichtbefennung zum chriſtlichen Glau⸗ 
ben, ſich außer Stande fehen, den Bedingungen zu genügen, von denen unfere Ges 
—5* Pr Erwerbung und den Befiß von Grundſtücken der fraglihen Art abs 

ngig macht. s 

Ew. Exc. flellen wir anheim, nad) Maaßgabe der vorſtehenden Bemerkungen 
bes 8. O. L. G. zu Magdeburg auf den anl. Ver. zu entfcheiben. 

Berlin, d. 18. Aug. 1836. 

In Abmefenheit und im Aufteage - Der Min. der ausw. Dr Min. des 3. 
bes Herrn Min. des I. für Gew. Ang. u. d. 82. 
Beuth. Ancillon. v. Rochow. 


den K. Sch. Staats⸗ und Juftizmin., Herrn Mühler, Exrz. 
(9. XX. 519. — 3. 10., Jahrb. Bd. 48. S. 266., Gräff, Bd. 11. &. 39.) 


c) R. ver K. Min. tes 3. für Gew. Ang. (v. Brenn) u. ned 3. u. der 
P. (v. Rochow) v. 14. März 1837 an die Reg. zu Oppeln. Leiſtung des 
Huldigungseides bei der Ermwerbung von Wittergätern Seitens der Aus⸗ 
länder. 

Der K. Reg. wird auf den Bericht v. 16. v. M. bei Ueberfendung der Spezial 
Konzeffion für den Kaiferl. Königl. Oefterreihifchen Gubernial⸗Sekretair Grafen N. 
um Befiß des von feinem Vater, dem SKaiferl. Königl. Deiterreihifchen Geh. 
—* N. aus den Händen des Gutsbeſitzers N. angefauften en N. bemerl: 
lich gemacht, daß in der Abnahme des Hulbigungs:Eides vor Ausstellung der Kon: 
zeſſion ein eigentliher Verſtoß gegen die beitehenden Borfchriften nicht gefunden 
werden fann, da in ber Allerh. K.D. v. 28. Mai 1809 ausbrüdli gejagt if, 
dag die Konzeffionen, im Falle die Akquiventen den Unterthaneneid ableiften, ohne 
Schwierigkeit ertheilt werden follen, hiernach alfo bie frühere Ableitung des Cides 
fogar vorausgefeßt zu fein fcheint; die in dem R. v. 4. April 1809 enthaltene, In 
Bezug genommene Beitimmung it aber hauptſaͤchlich nur für den Ball gegeben, 
wenn ein folder Ausländer, ber ein tieffeitiges Rittergut afquirirt hat, den Huldi⸗ 
gungseib entweder gar nicht, oder doch nur mit gewiſſen Klaufeln und Refervatios 
nen ableiten will, und dadurch überhaupt eine befondere Bekimmung wegen bes 
Eides nöthig wird. 

(A. XI. 21. — 1. 21.) 


d) N. des K. Min. des 3, Abth. J. (v. Meding) v. 30. Juli 1840 
an die Reg. zu Oppeln. Nichterforberniß der Konzeſſion für Ausländer 
zum Erwerbe ererbter, aber fofort wieder verfaufter Rittergüter. 

Sandes-Ruliur-Befegg. BP. 1. & 
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Die K. Reg. erhält in ber Anl. eine Vorſtellung des N. zu Deſſau v. 12. d. M. 
mit dem Gröffnen, baß es für den DBittfteller, da derſelbe die von ihm ererbien 
NRittergüter N. und N. fofort wieder verfauft Bat, einee Kongeffion Behufs ber 
Berichtigung des Befgtin nicht bebarf. 

Bon diefer, der Abfiht der Allerh. K.D. v. 28. März 1809 entiprechenden 
Verf. Hat die K. Reg. bas K. O. L. Ger. zu N. in Kenntniß zu feßen. 


(Min. BL. d. i. 8. 1840. ©. 347. Nr. 619.) 


2) R.O. v. 7. Sehr. 1845, betr, die Aufhebung der Unfaͤhigkeit von 
Perſonen bäuerlihen Standes zur Ermwerbung von Lehn« Rittergätern is 
den ehemals Königl. Säcftfchen Landestheilen. 


Da in den mit der Monarchie vereinigten vormals Könige. Sächfifchen Landes: 
theilen dur die mit dem A.L.R. erfolgte Einführung des Ed. v. 9. Oft. 1807. 
die früheren Beſchraͤnkungen Hinfihtlih der Erwerbung von Allobialgütern ohne 
allen Unterfchied aufgehoben worden find, und bemnad) Berfonen bäuerliden Stans 
des der Erwerb von Allobial- Rittergütern, fowie PBerfonen aus dem Ritterſtande 
der Erwerb bäuerliher Grundſtücke unbefchränkt freifteht, in Anfehung der Zehn: 
‚ Rittergüter aber e8 nah den Bellimmungen des $. 4. des Publ. Patents v. 
15. Nov. 1816 bei den vor der Vereinigung jener Landestheile mit der Monarchie 
beftandenen Beichränfungen bisher noch verblieben if, fo will Ich nad vernomme- 
nem Gutachten der Stände der Provinz Sahfen auf den Bericht des Staatsmini- 
ſteriums vom 23. v. M. hierdurch beflimmen, bag die in den Lehnsgefepen und ber 
Lehnsverfafiung der genannten Lanbestheile gegründete und namentlich in dem 
Kurfürſtlich Saͤckſiſchen Lehnsmandate v. 30. April 1764. Tit. VI. $. 3. wieder: 
holte Anordnung, daß Berfonen bäuerlihen Standes weder Lehn-Fittergüter er: 
werben, noch Mitbelehnfchaften daran erlangen können, nunmehr gleihfalls außer 
Kae, treten fol. Diefe Beftimmung ift duch die G. S. zur öffentlihen Kenntniß 
zu Bringen. 

Berlin, d. 7. Febr. 1845. Friedrih Wilhelm. 


An 
das Staatsminifterium. 
(8.©. 1845. ©. 96.) 


5 3) Befhhräntungen in Betreff des Erwerbs von Grundeigen- 
thum. 


a) K. O. v. 25. Jan. 1831, beir. den Erwerb von Ritterguͤtern durch 
Dorfgemeinden oder Mitglieder derfelben. 

Um die großen Nachtheile abznwenden, welche für mehrere Dorfgemeinden bei 
Erwerbung von Rittergütern, bejonders durch Uebernahme von Korreal: Berpflich- 
tungen entftanden find, fege Ich auf den Bericht des Staatemin. v. 29. v. M., 
und nach defien Antrage feit: daß ein Kauf: ober Erbpachtsgeſchaͤft, wodurch 
Dorfgemeinden, als moralifhe Perſon, ober einzelne Klaffen oder mehrere Mit 
lieder derfelben, ein Rittergut ganz ober theilweile erwerben, ohne Unterſchied, ob 

e es in Gemeinſchaft behalten oder unter fi vertheilen wollen, nur bann erſt 
giegüunis ſein und einen gerichtlichen Anſpruch wider die Erwerber begründen 
fol, wenn ſolches von der Provinzial⸗Reg. zuvor geprüft und genehmigt worden. 
Das Min. des I. Hat die Reg. mit näherer Anweifung wegen ihres Verfahrens 
u verfehen, damit in vorfommenden Füllen der Zwed nicht verfehlt ober das Ge: 
—* nicht unnäthig erfchwert werde. 
(8.5. 1831. ©. 5.) 


Dazu: 

GR. des K. Min. des I. v. 18. Der. 1832 an fämmtl. Ob. Präffpien, 
nebft Inſtr. de eod. dat. _ 

Ew. ⁊c. überfenden wir anl. bie im Verfolg der K.D. v. 25. Jan. v. J., bie 
Erwerbung von Rittergüteen durch Dorfgemeinden ober durch Mitglieder derfelben, 
betr. ausgefertigte Iuftenkiion, und erſuchen biefelben, foldye zur Yacadhtung for 
wohl den Behörden, als den Intereffenten dur bie Amteblätter der dortigen 8. 
Reg. befannt machen zu laffen. 
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Anl. a 
Inſtruktion 
für ſämmtl. K. Reg., die von denſelben zur Erwerbung von Rittergütern Seitens 
der Dorfgemeinden oder einzelner Klaſſen und Mitglieder derſelben zu ertheilende 
Genehmigung und die dabei zu befolgenden Grundſaͤtze betr. 

Im Verfolg der K.D. v. 25. Ian. v. J., worin verordnet iſt, daß ein Kauf 
oder Erbpachigefchäft, word Dorfgemeinden, als moralifche Berfonen, oder eins 
- zelne Klaffen oder mehrere Mitglieder derjelben, ein Rittergut ganz ober theilweife 
erwerben, dann erſt rechtsgültig fein foll, wenn foldhes von ber Provinzial; Regie: 
zung zuvor geprüft und genehmigt worben if, werben bie K. Reg. wegen ihres 
babei zu beobadhtenden Verfahrens mit folgender Inſtruk. verfehen: 

1) In allen Füllen, in welden Gemeinden ober ganze Klaflen berfelben ein 
Rittergut zu erwerben beabfichtigen, haben biefe ki vor dem Abjchluffe des 
Geſchaͤfts an die betr. Provinz. Reg. zu wenden, welche die Berhältniffe zu 
unterfuchen, und dergleichen Grwerbungen in dem Kalle möglicht zu befördern 
hat, wenn entweder dadurch fchwierige Verhältnifie zwifchen Rittergut und Ges 
meinde,. beren Abwidelung auf anderem Wege bedeutende Koiten ober doch 
Weitläufigfeiten und Streitigkeiten verurfadhen würde, in der Kürze befeitigt, 
oder Hindernifle, bie fih dem Wirthfchaftsbetriebe entgegengeftellt haben, ges 
hoben, und Mittel zur Erleichterung defielben genommen werden. 

2) Die Regierungen Haben dahin zu fehen, daß die bereiten Mittel der Ankäufer 
genügend feien, um einen angemeflenen Theil des Kaufgeldes, mindeftens bie 
Hälfte, zu bezahlen. 

3) Die Uebernahme von Korreal:Berpflihtungen von Seiten der Gemeinden ober 
ganzer Klaſſen derfelben ift in feinem Kalle zu geftatten. weile ift, in fos 
weit das zu erwerbende Gut allein dem Gläubiger nit zur Sicherheit dient, 
die Sache dahin zu reguliren, daß jedes SRitglied einen angemefienen Theil 
der Schuld als Privatſchuld übernehme. 

4) Bird in den Yällen, wenn bie Erwerbung für die Gemeinde geſchieht, das 
eitherige Korporationsvermögen dem Gläubiger wit zur Sicherheit eingefeßt, 
I muß mit demfelben die Verabredung getroffen werben, daß, wenn auch auf 
Sequeftration oder Subhaflation der verpfändeten Gemeinde⸗Grundſtüͤcke ange: 
tragen werben follte, dennoch die zur Schaltung der Gemeinde-Abminiftration, 
j. B. für Befoldung des Drtsvortandes, für Kirche und Schule, für Exchals 
tung der Wenerlöfhungs: und Armen-Anfalten, der Wege, Gebäude u. f. w. 
erforderliche Summe, welche bie Regierung feftzufegen hat, freigelaffen werbe. 

5) Da in manden Orten nicht ſämmtliche Einwohner, fondern nur gewiſſe Klaffen 
derfelben, die Ortsgemeinde bilden, fo ift immer genau zu ermitteln, welche 
Wirthe an folhen Erwerbungen Theil nehmen, und bafür zu forgen, baß den 
übrigen Binwohnern, weder zu der Berzinfung und Tilgung der Kaufgelber, 
noch auch zu den fonfligen auf dem Rittergute ruhenden Verpflichtungen, irgend 
eine Zeitung angefonnen, fondern deren Erfüllung Iediglih von den Theil 
nehmern an der Erwerbung gefordert werde. 

6) In allen Fällen ift dafür zu forgen, daß in Hinfiht der Benupung bes zu 
erwerbenden Butes, fei es buch Ueberweifung von Parzellen an bie einzelnen 
Mitglieder oder durch Verpachiung oder Adminifträtion für gemeinfhaftliche 
Rechnung, im Voraus möglidit genaue und nur mit Genehmigung ber Regie: 
rungen abzuändernde Beftimmungen getroffen werben. Je nachdem daher Die 
Theilnehmer das Grundſtück unter ſich zu vertheilen oder gemeinſchaftlich zu 
befigen und zu benugen beabfichtigen, find eriten Balls die Theilnehmungs⸗ 
grundfüge, andern Balls die Bedingungen des Theilnehmerrechts und der Ueber; 
aguıng befielben genau zu beitimmen, wobei fezufegen üt: ob baflelbe ein 
Zubehör anderer Befigungen der Theilnehmer bleiben, oder einen unabhaͤngi⸗ 
gen Gegenitand des Gigenthums ausmadhen? in welder Art und Weile über 
bie gemeinfamen, biefen Belig betr. Angelegenheiten, Beſchluß gefaßt? durch 
wen und mit welchen Befugniffen und Beichränkungen die ee 
Berwaltung beforgt und geleitet, wie e6 mit ber Konkurrenz Ir ben wirds 
ſchaftlichen Arbeiten und Geldbeitraͤgen gehalten, und in welder Art und 
Weife die gemeinfhaftlihe Binnahme veriheils? infonberheit auch wie bie Gr; 
füllung, ber in Hinfiht des Patronats, der Jurisdiktion, ber Ginquartirung, 
des Vorſpanns, der Unterhaltung von Wegen, Brüden u. je” dem Ritter 


! 
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gute obliegenden Verbindlichkeiten regulirt und fichergeftellt werben foll? wo⸗ 

ei infonderheit das unter 5. erwähnte Verhaͤltniß forgfiltig zu beachten ifl. 
7) Da e8 nicht die Abſicht if, bie einzelnen in der Verfügung über ihr Vermö⸗ 
en ohne dringende Beranlaffung zu befhränten, fo haben die K. Reg. in dem 
alle, wenn nicht ganze Gemeinden oder Klaflen berfelben, fondern nur meh⸗ 

zere einzelne Mitglieder, ein Rittergut zu erwerben beabfihtigen, zunächft zu 
eurtheilen, ob aus Rückſicht auf das äffentlihe Intereſſe ein tieferes Cin⸗ 
gehen in die kontraktlichen Abreden nothwendig, oder ob nicht ber Abfchluß als 
- der eines bloßen Privatgeſchäfts dem Ermefien der Berheifigten lediglich zu 
überlaffen ſei? Griteres ift anzunehmen, wenn die Erwerber fih zur Ueber: 
nahme von Korreal : Verpflichtungen verftanden haben. Dergleihen Verpflich⸗ 
tungen Tönnen nur ausnahmemeife, wenn fich einige wenige Intereffenten dazu 
verbunden haben, niemals aber für eine größere Mehrzahl geſtattet werben. 
Immer aber äſt dafür zu forgen, daß die Srfüllung der dem Rittergute ob: 
liegenden, an Ende des $. 6. nüher angegebenen polizeilihen und anderen 
Berpflihtungen gehörig geordnet und ficher geitellt und nicht durch den Ein- 
fluß ber Erwerber den Gemeinden eine den Mittergute obliegende Leinung 
‘ aufgebürdet werde. Hiernach haben fi fünmtlige K. Meg. bei Behandlung 
ber bezeichneten ngelegenheiten zu achten. ° 
- Berlin, den 18. Dez. 1832. Der Min. des I. für H. und ©. 
v. Schudmann. ‚ 

. Der Min. des I. und der P. 

(2. XVI. 913.) 9. Brenn. 


b) G. v. 4. Mai 1846 über die Erwerbung von Grundeigenthum für 
Korporationen und andere juriftifche Perfonen des Auslantes. 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. verorbnen auf den Antrag Unferes Staatsmin. 
und nach erfordertem Butachten Unſeres Staatsraths, was folgt: 

$. 1. Auslindifhe Korporationen und andere juriſtiſche Perfonen des Aus: 
Iandes fönnen Grundeigenthum innerhalb Unſerer Staaten nur mit Unferer Ge: 
nehmigung erwerben. 

$. 2. So lange biefe Genehmigung nicht ertheilt ift, find die auf einem foldhen 
Erwerb begüglichen Berhandlungen nichtig. 

tl . 


Urkundlich ꝛc. 
Gegeben Potsdam, d. 4. Mai 1846. Friedrich Wilhelm. 
v. Rochow. v. Savigny. v. Bodelſchwing. Uhden. Frhr. v. Ganig. 
Bes gubigt: 
ode. 


(G.S. 1846. ©. 235.) 


c) Beſchraͤnkungen in Betreff der Beamten. 


«) Königl. Befehl v. 29. Gebr. 1812, wegen Ausfchließung der Mit- 
glieder der Provinziale Domainen» Verwaltungen von Erwerbung der Do« 
mainen» Grundftüde ihrer Provinz. 

Das Gefeg v. 18. April 1764, welches Kriegesräthe, fo lange fie im Staats⸗ 
bienfte flehen, von allen Arten von Pachtungen ausfchließt, darf feiner Abficht nach, 
um Mißbrauche zu verhüten, bei den DomainensBeräußerungen nicht ohne Anwen: 
dung bleiben. Ich will diefe jedoch, nach Ihrem Antrage, dahin hiermit beftimmen, 
daß Mitgliedern der Provinzial:Domainen-Berwaltungen zwar bie @rwerbung von 
- Domainen: Srundftüden in anderen Provinzen, als in welchen fie angeitellt find 
und arbeiten, ohne weiteres, in berfelben Provinz aber nur nach vorgängiger Die- 
penfation des Chefs ber oberen Domainen-Berwaltung auf den Antrag des Präfl- 
benten der Provinzial: Verwaltung, fowohl direkte, als durch Geffion nachgelaſſen 
fein fol. Ich überlaffe Ihnen, hiernach zu verfügen. 

Berlin, d. 29. Februar 1812. Friedrich Wilhelm. 

(9.5. 1812. ©. 16.) 


K.O. v. 5. Sept. 1821, daß Eein im Königl. Offizio fich befinden» 
der Sorftberiente in der Angränzung der unter feiner Aufſicht ſtehenden Forſt 
ein Grundftüd erwerben darf. 

Ih beitimne auf Ihren Ber. v. 6. v. M., daß Fein im Dienfte des Staates 
ſtehender Borftbebiente, ohne Unterſchied feines Ranges, befugt fein foll, ein Grund- 
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ſtück zu erwerben, welches in den feiner Auffiht und Verwaltung anvertrauten For⸗ 
ſten und Revieren, ein Holzungs⸗, Hütungs- oder fonfliges Recht hat, oder mit bens 
felben grenzet. Ausnahmen hieroon dürfen nur in befonders dazu geeigneten Faͤl⸗ 
Ion, anf den Antrag ber Provinzial Regierungen, durch das Finanz: Min. geflattet 
werben. 
Berlin, d. 5. Sept. 1821. riebrih Wil . 
(8.$. 1821. ©. 158.) s 9 Wilheln 


y) ER. v. 15. Mai 1798 an fammtl. Kammern. ercl, Schleflen, Neu- 
Oſtpreußen und Ansbach u. Baireuth, wegen der Erbpachtung der Domats 
Te ’ 

riebrih Wilhelm, König cc. Da Wir Höchftfelbfl in einer unterm 
12. d. M. an das Gen. ıc. Direktorium erlaffenen Fr zu —2 eruhet ha⸗ 
ben, daß hinführo ſaͤmmtliche bei den Domainen⸗Aemtern angeſtellte —538 
wenn nicht beſonders wichtige Umſtaͤnde eine Ausnahme nothwendig machen, von 
den Erbpachten ſolcher Domainenſtücke aus eſchloſſen werden ſollen, die zu den 
Hemtern gehören, wobei fie ſtehen; jo madın Wir Euch biefen Unferen dien 
Befehl zu Eurer Nachricht, genauefter Achtung und weiter erforderlichen Verfügung 
hierdurch befannt. Sind ıc. Berlin, d. 19. Mai 1798. 

Auf Spezialbefehtl. 
(N. €. C. Tom. X. pag. 1627., Rabe, Bd. 5. ©. 112.) 


IR. des K. Juſtizmin. v. 10. Juli 1810 an das Kammerger. u. 
ſammtl. O. L. Ger. Unfähigkeit der Forſtbedienten in Betreff des Erwerbs 
von Grundſtüͤcken. 

Friedrich Wilhelm, König sc. Es iſt Cuch befannt, dag nach dem, auf 
den Grund der K.O. v. 12. Mai 1798 ergangenen Cirk. v. 15. ejd. fümmtliche 
bei den Domainenimtern angeftellte Offizianten, wenn nicht befondere wichtige Um⸗ 
fände eine Ausnahme nöthig machen, von den Erbpachten folder Domainenftüde 
ausgeſchloſſen werben follen, die zu den Aemtern gehören, wobei fie fliehen. Die 
Sektion im Min. der Yin. für Domainen und Forften hat nun auch feilgefegt, daß 
fein Forfibedienter, Hegemeifter, Cherwarth und Unterförfter in ber Gegend feines 
Wohnortes ſolche Grundſtücke, die an die Forſt, wobei er angeitellt üıt, grenzen, 
womit Holzs und Hütungsgerechtfame, oder andere Servituten verbunden find, ac 
—55 — und wenn es geſchieht, auf deſſen Verſezung angetragen werden ſoll. Die 

erichte müffen daher von allen vorkommenden üllen, wo ein Forlibebienter der⸗ 
gleichen Grundfüde acquirirt, der Regierung Nachricht geben. Hiernach Habt Ihr 
Cud nit nur ſelbſt zu achten, fonbern auch bie fuborbinirten Untergerichte unver 
züglich anzuweifen. Sind ıc. Berlin, d. 10. Zulius 1810. 
Ad Mandatum. Kircheiſen. 
(Mathis, Bo. 9. S. 234. Rabe, Bd. 10. ©. 377.) 


1. Zum Altinea 2 

1) Ed. v. 30. Juli 1789, betr. die Einrichtung des Mennoniten« 
Weſens, 9. 9.: , 
8.9. In Oſt⸗ und Weſtpreußen und Litihauen foll ben Mennoniflen nur ers 
rg fein, unter folgenden Bedingungen Grunbflüde von anderen Unterthanen an 
zu bringen: 
1) Benn der Broteftant oder Katholif einen zu feinem und feiner Familie Uns 
- terhalt hinreichenden Theil des Grundſtücks behält, und dahero bie alte Krieges 
bienftfähige Familie angefeflen bleibt. | | 

2) Wenn der in Schulden verfunfene Verkäufer fih durch einen ſehr vortheilhafs 
ten Verkauf nit nur dadurd ganz von feinen Schulden losmachen, jondern 
auch ein nothbürftiges Grablifiement wieber anfangen fann, dazu aber fa wenig 
felbr, als durch Hülfe feiner Gläubiger einen andern eben % vortheilhaften 
Käufer anzufhaffen im Stande ifl. Diefe Umflände müflen von den Kammern 
des Of: und Weſipreuß. auch Litthauifchen Dep. unterfuchet und Unferem 
Gen. Direktorio zur Prüfung und Geiheilung der Ronzeifionen gegen bie fonft 
üblich gewefene Koften vorgelegt werden. Ohne eine ſolche Originals Ronzefs 
fion folen die Hypotheken⸗Regiſtraturen kein Befitzrecht eines ennoniften in 
die Hypothekenbuͤcher eintragen; wenn aber ſolches dennoch gefchichet, fol die. 
fhuldige Hypothelen⸗NRegiſtratur mit dem doppelten Vetrage ber Gebühren, 
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welche fle bei der Zufchreibung des Gutes an ben unbefugten Befiker erhalten 
at, fistakifch beftraft und das Grundſtück, der Mennonift mag fein Befißrecht 
aben eintragen laſſen oder nicht, auf ſeine Gefahr und Koſten dem Meiſtbie⸗ 
tenden öffentlich verkaufet, auch wenn bei einem ſolchen Verkauf ein Mehreres, 
als wofür der Mennonift das Grundftüd ſelbſt an ſich gebracht hat, geboten 
werben follte, ein folder Ueberfhuß ohne Abzug ber jedesmal von dem Men: 
noniften zu tragenden Subhaftations-Koften, dem Fisko zugefchlagen werben. 
Wenn ein Gutsbefiger oder einer Unferer Beamten, ohne eine ſolche Konzeſ⸗ 
fion einen Mennoniſten auf ein fogenanntes Laß: Schaarwerks: oder ſolches 
Ruſtikal⸗Gut, welches dem Befiger nicht eigenthümlich zuftehet, angefeßt Hat, 
fo fol der Mennonift nach Ablauf eines Jahres, welches jedoch von Johannis 
zu Johannis zu rechnen, das Gut räumen, und außerdem, wenn er des Ber: 
mögens ift, in fünfzig Rthlrn. fisfalifche Strafe verfallen fein, der Gutsherr 
oder Unfer Beamte ſoll Cinhundert Rthlr. Strafe erlegen, und dem abziehen: 
ben Mennoniften alle wirklide vorhandene Meliorationen nad ber gerichtlich 
aufgeriommenen Taxe fachverfländiger Leute erfeßen. 
& 8 C. C. Tom. VII. ©. 2541. Nr. 46 de 1789, Rabe B. J. Abth. 7. 
. 780.) 


2) Del. v. 17. Dec. 1801 des Ep. v. 30. Juli 1789, wegen ver Be⸗ 
fugniß der Mennoniften, Grundſtücke zu erwerben. 


Wir ıc. thun kund und fügen hiermit zu willen, wie zwar in dem E. v. 30. 
Juli 1789 die Ginfchränfung feftgejeßt worden, unter welcher den Mennoniften ers 
laubt fein fol, Grundftüde in Oft: und Weflpreußen, aud Litthauen, an fi zu 
bringen, ohne daß fle glei den übrigen dem Enrollement unterworfenen Untertha: 
nen zum Kriegsdienft verpflichtet werden. 

Es Hat fi aber gezeigt, daß die in biefem Ed. enthaltenen Vorfchriften den 
eigentlichen Berhältniffen nicht angemeflen find. 

“ Die Erfahrung hat bewiefen, dag Mennoniftifche laubenegenoften Kriegspienfte 
übernommen und fi darin zur völligen Zufriedenheit ihrer Vorgeſetzten fo betra⸗ 
en haben, daß fie es verdienen, in Anfehung der Befugniffe zum Erwerb von 
—* Unſeren übrigen chriſtlichen Unterthanen ihres Standes gleichgeſetzt 
zu werden. 

Dagegen kann es denjenigen Mennoniſten, welche ſich der allgemeinen Verbind⸗ 
lichkeit, das Vaterland zu vertheidigen, noch ferner entziehen wollen, in Zukunft 
nicht geſtattet werden, die Zahl ihrer Befitzungen zu vermehren, oder deren Umfang 
zu erweitern, und die mit der Enrollemente: teibeit verbundenen Borthzile zu bes 
nußen, um andere, dem Staate nüglichere chriſtliche Glaubensgenoflen zu verdrängen. 

Dieſemgemaͤß finden Wir nöthig, durch gegenwärtige V. genauer zu. beftimmen, 
wie es in Zukunft in Ofts und Weitpreußen, auch Litthauen, in allen File gehal⸗ 
ten werden ſoll, wenn Mennoniſten den Beſitz von Grundſtücken exlangen wollen 
und welcher Unterſchied zwiſchen denjenigen zu beobachten iſt, welche die Kanton⸗ 
du gtiglelt übernehmen ober auf fernere Enrollements⸗Freiheit Anſpruch machen 
wollen. 

$. 1. Diejenigen Mennoniften, welche ſich erklären, daß fie die anderen Unter: 

anen dee Standes obliegende Berbindlihkeit zum Kriegsdienſte übernehmen und 
anton⸗Freiheit micht verlangen, follen von allen, duch das E. v. 30. Juli 1789, 
ihren &laubensgenofien bei dem Erwerb ober der Erweiterung von Grundſtücken 
emachten einfc;ränfenden Bedingungen gänzlich befreiet, und nach eben den Grand: 
—** wie andere chriſtliche Sfaubenegenofen ihres Standes, behandelt werben. 
$. 2. Bei der Einziehung zum Kriegsdienſte foll ber Tantonpflichtige Menno⸗ 
niſt, in Rückficht feiner Glaubensbegriffe, mit Ableiftung eines Eibes verfhont, und 
die erforderlide Zufage von ihm mittelft Handſchlags angenommen werben. 

‘ 3. Zu der Abgabe, welche die dem Gnrollement nicht ımterworfenen Men- 
noniften für dieſe Freiheit jährlich zum Beften des Kulmiſchen Kadetten⸗Inſtituts 
entrichten, follen diejenigen Mennoniften beizutragen nicht verbunden fein, welche 
durch die zu übernehmenbe Berpfiätung zum Kriegsbienfte in Anfehung des Er⸗ 
werbes ımd der Grweiterung von rundflüden alle Befugniffe ber übrigen chriſt⸗ 
lichen Glaubensgenoſſen erlangen. 

5. 4. Dahingegen ſoll feinem Mennoniſten, der nicht bereit iſt, auf Enrolle⸗ 
ments⸗Frecheit Benzin u leiften, fernerhin die Erlaubniß ertheilt werben, auf ir⸗ 
genb einige Art ſolche ÖrundRüde, ed mögen ländliche ober Räbtifche fein, zu ers 
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werben, beren Gigenthum zur Zeit der Publikation dieſer B. ſich nicht im Beſtt 
von Wennoniften befinden, welchem gemäß die hierunter bishero zugelaffenen Aus: 
nahmen für die Zukunft zlich aufgehoben werden, fo daß die jekt vorhandene 
Anzahl der Santonfreien Mennoniften s Befibungen in der Folge auf Zeinerlei Art 
vermehrt oder beren Umfang erweitert werben darf. 
$. 5. Den zur Zeit ber Publikation gegenwärtiger B. mit Grundſtücken an: 
gefeffenen Mennoniſten foll, fo lange fie ſich zu dieſer GSefte Halten, und im Beſit 
ihrer Grundſtücke verbleiben, die ihnen zugefiherte Kanton : Freiheit ihrer Söhne 
ferner zu flatten fommen, wogegen fle den gefeßlichen Bedingungen, unter welchen 
ihnen dieſe @remtion geflattet worden, überall Genüge leiften müffen. 
$. 6. Diefe Enrollements⸗Freiheit fol auch unverändert bleiben, wenn bei dem 
Abgang der —5— Gigenthümer die Grundſtuͤcke wiederum auf Menmnoniſten, als 
männlihe Inteflats@xrben des letzten Beſthers, übergehen. 
$. 7. Außer diefem Fall, wo das Eigenthum an einen männlichen Inteſtat⸗ 
Erben Mennoniſtiſchen Glaubensbekenntniſſes gelanget, foll die Enrollements: Frei: 
heit bei der naͤchſten Befitzes⸗Veraͤnderung gänzlih aufhören, und derjenige, wel: 
cher ein ſolches Grundſtuͤck durch Kauf, Taufh, Schenkung, Teftament, Bermäßht: 
niß, Berheirathung mit der Wittwe, Tochter ober einer Anverwandten des letzten 
Beſitzers, oder ſonſt auf irgend einige Art erlanget, einen Anſpruch auf Befreiung 
von der Kantonpflichtigkeit zu machen nicht beredhtiget fein. 
.8. Die duch das Privilegium v. 29. März 1780, für die Bewilligung 
der Kanton⸗Freiheit beftimmte Abgabe von SOON Rthirn. an das Kabetten:Inititut 
u Kulm, muß noch ferner unvermindert entrichtet und von den Enrollementsfreien 
DRennoniften zufammengebraht werden. Nur dann, wenn fi die Anzahl der nicht 
ſlichtigen Mennoniſten fo vermindert haben wird, daß fie we als bie 
am 29. März 1780 vorhanden geweſene beträgt, foll ein verhältnißmäßiger Erlaß 
bewilligt werben. 
(N. C. C. Tom. XL. ©. 1277. Rr. 2. des Nachtr. zu 180%, N. A. B. 2. 
©. 377., Rabe Br. 6. ©. 686.) 


3) R.D. v. 24. Nov. 1803, betr. die Gerechtfame und Verpflichtungen 
der Mennoniften. 

Ich habe mid durch die beilommende Norſtellung der Mennoniften; Gemeinden 
in OR: und Weſtpreußen und Litthauen bewogen gefunden, denfelben durch die ab: 
Thriftlih anl. Refol. noch die Schonung angedeihen zu laflen, dag wenn bie jegt 
einmal in den Händen der Mennoniten befindlichen Brundflüde an fremde Men: 
noniften gelangen, auch diefer neue Mennoniſtiſche Defiper und befien egekeitlige 
Söhne von der Kantonpflicht befreit bleiben follen. Ich befchle Buch baher in 
Bemißheit deſſen das weitere Grforberfiche zu veranlaflen, dabei aber au) Tora 
tig Darauf zu halten, daß keine mehrere Grundſtücke als gegenwärtig in den Haͤn⸗ 
den der Mennoniten fich befinden, von Mennoniften ohne Hebernahme der Kanton: 
pflicht erworben werben. 

- Wenn nun auf der einen Seite Hierdurch ber weiteren rar ber Mens 
noniiten, zum Nachtheil der Kantons, Schranken geſetzt find, fo will Ich auf der 
anderen Seite auch allen unbilligen direkten oder indirekten Druck yon benfelben 
entfernt wiſſen. 

(M. A. B. 4. ©. 180., Rabe Bd. 7. &. 529.) 


4) K. O. v. 25. Febr. 1824, betr. da8 Grundeigenthum der Mennontften. 
Auf den Ber. des Staatsmin. v. 31. v. M. eröffne ich demfelben, daß nad) 
meiner D. v. 24. Nov. 1803 nicht mehr Grundeigenthum an Mennoniften gelan- 
en fol, als fih damals in ihrem Beſitze befunden hat. 8 ift dagegen nicht meine 
fiht, die Zertheilung des Mennoniftiihen Grundeigenthums an mehrere Mennos 
niſtiſche Familien zu verbieten, vielmehr fol ihnen ſolches, es fei mittelit Teſta⸗ 
ments, Vererbung ober Veräußerung in eben dem Maaße verftattet fein, wie es an⸗ 
deren Glaubensgenoffen verftattet ift: nur muß ſtrenge darauf gehalten werben, daß 
bie ſolchergeſtalt getheilten Mennonitifchen Grundſtücke nicht —— Grundeigenthum 
vergrößert werden, welches früher nicht im Beſitze von Mennoniſten geweſen iſt. 
(@. vi, 189.) 
5) 8.D. v. 16. Mat 1830, über die Mechtöverhältniffe der Mennoniten 


in den weftlichen Provinzen und Brandenburg. 
Aus dem Ber. des Stanlenin. v. 30. 9. M. habe Ich erfehen, daß bie mennos 
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niſtiſchen Familienhaͤupter in ben Rheinprosinzen, zufolge ber auf Meinen Befehl 
mit ihnen aufgenommenen Verhandlungen in ber bei weitem größern Mehrheit die 
Leiftung der geſetzlichen Militairpfliht für fih und ihre Nachkommen übernommen 
haben, und daß nur der Heinere Theil, nebfl der geringern Zahl der mennoniftifchen 
Kamilien in den Provinzen Brandenburg und Meftphalen, die Uebernahme biefer 
Berpflihtung entweber verweigert ober fi darüber zu erklären unterlaffen hat. 
Biewohl den Leptern geflattet iſt, nur ihrem Gewiflen hierin zu folgen, fo barf 
doch bei Feſtſtellung ihrer bürgerlichen Verhältniſſe die Begünftigung nicht unbe; 
rückſichtiget bleiben, die fie Dusch die Berfagung einer allgemeinen Lanbespflicht vor 
ihren Mitbürgern erlangen. Ich will daher nach den Anträgen des Staatemin. 
für die Mennoniten in ben Rheinproyingen, Brandenburg und Weſtphalen, nad): 
ftehende Beſtimmungen erlaflen: 

1) Die Mitglieder derjenigen mennoniftifchen Familien, deren Häupter für fi 
und ihre Nachlommen die Militairpflicht übernommen haben, oder zu überneh: 
men noch erklären, follen in allen bürgerlichen Berhälmmiffen den übrigen chriſt⸗ 
lichen Unterthanen, ohne Ausnahme, völlig gleich behandelt werden. 

2) Die Mitglieder derjenigen Bamilien, deren Häupter die Militaiepflicht für ſich 
und ihre Nachlommen verweigert haben, bleiben fernerhin von derfelben zwar 
entbunden, es foll aber 

a) jeder Familienvater, und fernerhin jeder von der Militairpflicht freie Menno- 
nift, der einen eigenen Hausfland führt, ober eigenes Vermögen befigt, für 
Befreiung eine jährliche Gelbabgabe, die unabänderlich auf eine beſonders zu 
ermittelnde Einfommenfteuer von 3 Progenten feftgefeßt wird, an die Staats: 
kaſſe entrichten. ' 

b) Jedes Mitglied „einer von der WMilitairpfliht freien mennonifliihen Familie 
wird, wie bie in Breußen wohnhaften, vom Militairdienft befreiten Menno- 
niften, von der Befugnig, Grundflücde zu erwerben, ausgefchlofien. Hiervon 
find nur ſolche Grundfüde ausgenommen, die fih ſchon gegenwärtig im Be⸗ 
fig einer mennoniftifhen Familie befinden, welche fih der Militairpflicht nicht 
unterworfen hat, und ar fünftig nicht unterwirft. 

c) Jedes Mitglied einer folhen Familie ıft zur Anftellung im Staatsbienfte un: 
fähig, fol jebod zur Verwaltung eines Rommunal-Amtes zugelaflen werben. 

3) Diejenigen mennoniſtiſchen Bamilien, deren Häupter ſich über die Leiftung ber 
Milittairpflicht nicht erklärt zug und nicht noch fich bereit erklären, werden 
benen gleich behandelt, welche fie verweigern. 

4) Den einzelnen Mitgliebern folder Familien, deren Häupter die Militairpflicht 
übernommen haben, bleibt jet und fünftig vorbehalten, bei Srreihung bes 
militairpflichtigen Alters die Befreiung vom Militairdienft nachzuſuchen, und 
fie fol ihnen, zue Schonung der Glaubensmeinungen und bes Gewiflens nicht 
verweigert werden. Dagegen iſt ein folder Mennonift nit allein für fi 
und feine Nachkommen den Befchränkungen feiner bürgerlichen Berhältniffe, wie 
zu 2., unterworfen, fondern auch verpflichtet: 

a) Die Einkommenſteuer der 3 Prozent von benjenigen Ginkünften, bie er aus 
einem eigenen DBermögen bezogen hat, feit der Zeit bed Anfalls diefes Ber: 
mögens nachträglich zu entrichten. 

b) Sich besjenigen Grunbbefiges wieder zu entäußern, welchen er ober feine 
Vorfahren nur in Folge der Militairpfichtigfeit zu erwerben befugt gewefen 
ur Zu biefer Verbindlichkeit hat die Berwaltungsbehörbe ihn erforderlichen 

alle he anzubalten. 

5) Den einzelnen Mitgliedern folder Familien, deren Häupter die Militeirpflicht 
nicht übernommen baben, ift es geftattet, Durch Ableiftung ber gefeglichen Mi: 
litairdienſte fi und ihre Nachkommen von der Befhränfung in ihren bürger: 
lichen Verhaͤltniſſen zu befreien und die Rechte ihrer übrigen hriftlihen Mit: 
Bürger nad) ber Befimmung unter 1) zu erwerben. 

6) De nnäder oder fogenannten Separatiften werden wie bie Mennoniten bes 

andelt. 

7) di eenfiedelumg ober Aufnahme neuer Mitglieder beider Selten iſt nit 
erlaubt !). 

Sollte die Berwaltungsbehörde in befonbern Willen eine Ausnahme von biefer 

Beflimmung bevorworten zu Dürfen vermeinen, fo it auf den Grund einer genauen 
Unterf. der obwaltenben perfönliden Verhältniffe Meine unmittelbare Entſcheidung 


auszuwirfen. 


x 
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Das Staatsmin. hat diefe Beſtimmungen durch bie G. S. zu öffentl. Kennt 
niß zu bringen und bie einzelnen Behörden Haben in ihren Reſſorts auf die Aus; 
führung derſelben zu halten. . 

Berlin, d. 16. Mai 1830. Friedrich Wilhelm, 

An 


das Staatsminifterium. 
(G. S. 1830. S. 82.) 


6) K.O. v. 9. Juli 1840 und 9. Nov. 1843 (mitgetheilt durch R. 
v. 11. Dee. 1843.), betr. ven Orundbefigerwerb der Mennoniten in dem 
Gebiete des ehemaligen Breiftaates Danzig und im Culm⸗- und 
Michelauſchen Kreife, 


a. 

Auf Ihren Ber. v. 9. Juni d. J. erklaͤre Ich, daß die Rechtsverhaͤltniſſe der 
in dem Gebiete des ehemaligen Freiſtaates Danzig und im Culm⸗ und Michelau⸗ 
fen Kreife wohnhaften Mennoniten, die in den Jahren 1814 und 1815 in den 
bieffeitigen Unterthanen : Verband wieder aufgenommen worden, nur nad den Bes 
Rimmungen des Ed. v. 30. Juli 1789 und der Deil. v. 17. Dec. 1801, fo wie 
nad dem Grlafle v. 24. Nov. 1803, in Berbindung mit ber Dekl. v. 25. Febt. 
1824 zu beurtheilen find, jebod unter der Maßgabe, dag diejenigen Grundflüde, 
welche die betreffenden Mennoniten unter der Herrichaft des Wreilantes Danzig 
ober bes Herzogthums Warſchau nad) ben G. derſelben eigenthümlich, —* , 
erbzinslich ꝛc. etwa erworben und bei ihrem Webergange in den diefleitigen Staates 
verband noch beſeſſen haben, mit den Beichränfungen ber vieffeitigen ©. in ihrem 
Befipe verbleiben. _ 

ansfouci, d. 9. Juli 1840. Friedrich Wilhelm. 


b. 

Unter den in dem Ber. bes Staatsmin. v. 22. v. M. angezeigten Berhältniffen 
will Ih es dabei belaflen, baß die in dem Gebiete des ehemaligen Freiſtaates 
Danzig und in dem Gulms und Michelaufchen Kreife vormals von Mennoniten 
beſeſſenen Grundſtücke, welche während des Beftchens jenes Wreiflaates, ober der 
Bereinigung bes genannten Kreifes mit dem vorwaligen Herzogthum Warſchau, aus 
bem Befige der Drennoniten herausgegangen find, von Mennoniten nicht wieber er⸗ 
worben werben bürfen, 

Sansfeuci, d. 9. Nov. 1843. Friedrich Wilhelm 

(J.Min. Bl. 1843. S. 302.) 


P N. des K. Min. des I. (v. Weftphalen) v. 11. Iunt 1852 an bie 
RK. Reg. der Provinz Preußen. Die gefegl. Befchränfungen der Menno- 
niten in Bezug auf ten Erwerb von Grundeigenthum find durch bie 
Berfaff.» Urkunde v. 31. Ian. 1850 nicht aufer Kraft gefeßt worden. 

eit Smanation der VerfafiungssUrkunden v. 8. Dee. 1848 und 31. Jan. 1850 
finb Zweifel darüber angeregt worden, ob auch die Befreiung der Mennoniten von 
der Militairpflicht, die Beſchraͤnkungen, denen fie A bes Rechts zum Er⸗ 
werbe von Grundſtücken unterworfen find, fowie ihre befondere Beileuerung und 
Abgabenpflichtigkeit mit den in jenen Urkunden ausgefprochenen Grundfäßen ber 
Bleichheit vor dem Geſetze, der Unabhängtgfeit des Genuſſes der bürgerlichen und 
flaatsbürgerlichen Rechte von dem religiöfen Belenntniffe, der unumfchräntten Ber- 
fügungsfreiheit über das Grunbeigenthum und der allgemeinen Wehrpflicht verträg- 
ld fein. Man bat mit Rüdficht auf diefe Brundfüge fogar angenommen, baß 
das Ed. v. 30. Juli 1789, die Allerh. Del. v. 17. Dec. 1801 und die Allerh. 
K.O. v. 24. Nov. 1803 und v. 25. Febr. 1824, worauf die Privilegien und Be⸗ 
ſchraͤnkungen der Mennoniten in der Provinz Preußen berufen, buch die Ber: 
faſſnngs⸗Urkunde aufgehoben feien. Diefe Annahme tit jedoch unrichtig. Die Ber: 
faſſungs⸗Urkunde hat Hinfichtlich der allgemeinen Wehrpflicht etwas Neues gar nicht 
beftimmt, - vielmehr nur das wiederholt, was das G. v. 3. Sept. 1814 beflimmt. 
Die Beireiung der Mennoniten von ber We epflicht beruht auf einem Spezial: 
privilegium, Das durch ‘das eben gebachte Geſetz nicht tangirt wird und durch bie 
Berfaflungs-Urkunde eher noch eine Beitätigung erhalten hat, indem biefelbe nur 
befagt, daß Umfang und Art jengr Pflicht durch das Geſetz beftimmt werbe. Ebenfo 
find die Berhättnife ber Mennoniten binfichtlic der Beſtimmung über den Erwerb 
von Grundeigenthum durch Spezialgefepe und Spezialprivilegien regulirt, auf welche 
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der allgemeine Saß des Art. 12. der Berfaffungs-Urkunde v. 31. Jan. 1850, daß 
der Genuß der bürgerlihen und flaatsbürgerlichen Rechte von dem religiöfen Bes 
kenntniſſe unabhängig fei, um fo weniger Anwendung finden fann, als diefer Ar⸗ 
tifel zugleih vorausfegt, daß auch die Pflichten der Staatsbürger gleiche feien. 
Mennoniten, die dieſen Pflichten nicht nachfommen, müflen auch den mit Rüdfiht 
hierauf feftgefeßten Beichränkungen unterworfen bleiben; während umgefehrt Men- 
noniten, welche die Wehrpflicht leilten, nad jenen älteren Gefeßen auch den Be: 
ſchraͤnkungen in chung bes Grwerbes ber fogenannten,; nicht mennonitifchen 
Grundftüde unterworfen bleiben müffen. Die befondern, auf Grund jener we 
beftehenden Steuern und Abgaben der Mennoniten endlich müffen nah Art. 109. 
der Berfaflungs - Urkunde v. 31. Ian. 1850 forterhoben werben, bis fie durch ein 
Geſetz abgeändert werden. Cine folde Abänderung aber herbeizuführen, iſt für 
unthunli erachtet worden. Es find daher jene älteren Geſetze hinfichtlich der 
Mennoniten nach wie vor zur Anwendung zu bringen. 

Wenn Mennoniten im Widerfpruch mit denfelben feit 1848 durch Kauf, Taufh, 
auf Grund des Ablöfungsgefeßes v. 2. März 1850 ober auf irgend eine andere 
Weife das Sigenthum an Fogenannten nicht mennonitifchen Grunbitüden erworben 
Haben oder künftig erwerben follten, fo ift hierdurch, indem fie damit ſich die vollen 
ftaatsgürgerlichen Rechte aneignen, alfo die nach 8. 1. der Defl. v. 17. Dec. 1801 
ve Wahl anheimgegebme Unterwerfung unter die für Mennoniten erlaffenen 

pezialgeſetze und Privilegien für fich thatfächlih ablchnen, die Bereitwilligfeit ers 
Märt, die vollen ftaatsbürgerlichen Pflichten, alfo au die Wehrpflicht zu überneh- 
men. Solche Mennoniten find denmähft hinſichtlich der Militairpfliht allen andes 
ren Unterthanen gleich zu behandeln und zu deren Erfüllung angubalten, anderer 
feitö aber auch in Gemäßheit des $. 1. der Dekl. v. 17. Dec. 1801 von ben Be 
ſchraͤnkungen und Laften der Mennoniten frei zu laffen. 

Bevor jedoch diefe Grundfüge in den einzelnen Fällen, wo Mennoniten feit 
1848 das Eigenthbum an fogenannten nicht mennonitifhen Grundſtücken erworben 

aben, zur Anwendung gebracht werden, find, um jeden auch nur fheinbaren Glan⸗ 
ens⸗ und Gewiffenszwang zu vermeiden, die betreffenden Mennoniten aufzufordern, 
des Eigenthums ber erworbenen Grundſtüde biefer Art ſich wieder zu entäußern. 
Dabei ift ihnen zu eröffnen, daß, wenn fie biefer Auflage binnen einer ihnen J 
ſtellenden angemeſſenen Friſt nicht nachkommen, angenommen werden müſſe, fe 
wollten fich der Militairpflicht unterwerfen, und daß fie, beziehmgsweiſe ihre 
Söhne, demgemäß zum Militairdienſt herangezogen, auch hinſichtlich bes Erwerbes 
von Grundftüden, ſowie in allen andern Beriebungen nach eben den Grundſaͤtzen, 
wie andere Geinliche Slaubensgenofien behandelt werben würden. 

ie K. Reg. hat hiernach zu verfahren, insbefondere aber auch, foniel ſich da⸗ 
u Gelegenheit bietet, darüber zu wachen, daß die Beihräntmgen der Mennoniten 
nf des Grunderwerbes nicht, wie nad Anzeige memonitiſcher Glaubene: 
genofjen ſelbſt Bisher nicht felten geichehen, durch ſimnlirte Rechtsgeſchaͤfte umgangen 
werben. Kommen Fälle derartiger Simulation glaubhaft zu Ihrer Runde, fo wird 
es jedenfalls angemefien fein, davon die Geiftlichen und Aelteſten der betr. Den: 
nonitens Gemeinde zu benachrichtigen, damit von ihnen foldhem Unweſen ge 
ſteuert werbe. 

(Min. Bl. d. i. B. 1852. ©. 164. Nr. 161.) 


Zum LA. 


Vergl. die Gefehgebung, betr. Bertheilung von Grundftücken und Brün« 
dung nener Anfledlungen (f. Abth. I. Abſchn. 2.). 


Bu 66. 6, und 7. 


1) Die im $. 6. des Ed. vorbehaltenen Inftruftionen find in nach⸗ 
ſtehenden V. ertbeilt worden: 


a) DB. v. 14. Febr. 1803 wegen Zufammenziehung bäuerlicder Grund 
flüde, oder Verwandlung vderfelben in Vorwerksland, für die Provinzen 
Dftpreußen, Litthauen und Weftpreußen. | 

Se. K. Maf. von Preußen ıc. ze. beftimmen wegen Zufanmenziehung bäuers 
licher Grunbitüde oder Verwandelung berfelben in Borwerksland mit Bezug auf 
die 66. 6. und 7. des Ed. vom 9. Oktober 1807, den erleichterten Beſitz und ben 
freien Gebrauch des Grundeigenthums betreffend, zur allgemeinen Achtung und zur 
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— für die Krieges und Domainen⸗Kammern in Oſt- und Weſtpreußen 
endes: 
8. 1. Ohne —— ber Krieges: und Domainen⸗Kammer ber Provinz darf 
feine Beränberung in Abfiht der Zufammenziehung baͤuerlicher Ländereien oder 
beren Benugung als Vorwerksland, bei Bermeidung der darauf geſetzt geweſenen 
* vorgenommen werden. Die Landräthe ge befonders deshalb verant: 
wortlich. 

$. 2. Will ein Gutsbeſitzer bäuerliche Grundftüde zufammenziehen ober beren 
Ländereien in Borwerlsland verwandeln, fo ift zur Begründung feines Konſens⸗ 
gefuchen, in fo fern e6 vor Martini 1810 angebracht wird, weſentlich erforberlid: 

eibringung: 

a) entweder eines Atteſtes des Gerichtshalters, dag auf dem Gut, wozu bie Sans 
dereien, mit denen eine Veränderung vorgenommen werben foll, gehören, keine 
Erbuntertbäinigfeit flattfinde, oder: 

b) wenn noch Erbunterthanen da find, eines Reverfes, in weldem ber Guts⸗ 
befiger mit Erlangung des Konfenfes, alle noch vorhandene Erbunterthanen 
auf dem Gute ohne alles Loskaufsgeld, für freie Leute erklärt, 

Konfensgefuche, welche nit iu biefer Art begründet find, follen von ber ıc. 
Kammer rain zurüdgewiefen werben. 

$. 3. ird das eine oder das andere bei dem Geſuche eingereicht, ober wird 
das Geſuch erſt nah Martini 1810 angebracht, fo ift die 2c. Kammer ber Provinz 
verpflichtet, durch den Lanbrath bes Kreifes, mit Zuziehung bes Gerichtöhalterz, 
durch Inſpizirung der Patrimonial: Gerichts - Berhandlungen,, ber Befitz⸗ ober An: 
nehmungsbriefe, auch Bernehmung der bisherigen Beſitzer folder Bauer⸗Laͤndereien 
unterfuchen zu laffen, 

a) ob an dem Lande, mit dem die Veränderung vorgenommen werben foll, dem 
bisherigen Beſitzer oder deſſen Erben, oder ſonſt Jemanden ein Erbrecht, Erb⸗ 
badı- ober Erbzinsrecht zuſteht oder nicht. | 

in Erbrecht haben z. B. alle Befiger baͤuerlicher Grundſtücke, welche ge 
feßlich zeither, mit auf den Grund einer bloßen rechtzeitig gefchehenen Auf; 
fündigung, fondern nur aus befonderen geſetzlichen Urfacyen Dur Urtheil und 
Recht aus dem Befig ihrer Ländereien gefept, oder deren Kindern nur auf 
biefe Art bie Succeffion in ber Befigung ihrer Eltern, wider ihren Willen 
entzogen werben Tonnte, welche alfo nicht zu der Klafle ber im Oſtpreußiſchen 
Provinzialrecht (Zufap 80. und 115.) bezeichneten bäuerlichen Befigungen ge: 


hören, und 

b) ob das in Rede ftchende Land erſt .feit dem Jahre 1752 in Oftpreugen mit 
Inbegriff der urſpruͤnglich dazu gehörigen, aber zum Weſtpreußiſchen Kammer; 
Departement gezogenen Hauptämter Marienwerder und Riefenburg, und Erb⸗ 
hanptaͤmter Schönberg und Deutſch⸗Cylau, und feit dem Jahre 1774 in Wer: 
preußen und der Provinz Ermland, als Bauerland benugt if, ober fchon 


er. 
$. 4. Bird duch diefe Unterfuchung erwielen: 
a) daß auf das Land, mit d.m die Berinderung vorgenommen werden foll, Nie; 
manden ein Erbrecht, Erbpacht⸗- oder Erbzinsrecht zufleht, und 
b) daß folches erſt feit dem Jahre 1752 in Dftprenßen und ben genannten refp. 
Haupt: und Grbhauptimtern Marienwerder, Rieſenburg, Schönberg und 
Deutſch⸗Eylau, und feit dem Jahre 1774 in Wepreußen und im Grmiand 
als Bauerland benust if, 
fo Hat die xc. Kammer unter dem Vorbehalt, daß das etwa flattfindende zeitliche 
recht bes biöherigen Befigers auch beendigt fei, den Konfens zur Zufammen: 
ziehung ſolcher bäuerliher Ländereien zu anderen Beſitzungen oder zu einem Bor; 
wert * ertheilen. 
ittelt ſich bei dieſer Unterſuchung aber: 
9. 5. aus, daß auf das in Rede ſtehende Land, welches exit ſeit dem Jahre 
175% in Oftpreußen und den gedachten reſp. Haupt: und Grbimtern Marienwer⸗ 
ber, Riefenburg, Schönberg und Deutfh-Eylau, und feit dem Jahre 1774 in Weſt⸗ 
prenßen und dem Grmlande Bauerland if, irgend Jemandem eın Erbrecht, Erb⸗ 
padıts und Erbzinsrecht zufleht, fo if der Gutsherr in Gemäßheit bes F. 7. des 
@». v. 9. Dit. 1807 verbunden, bevor ihm ber Konfens zu der Veränderung, bie 
er zu machen wünſcht, ertheilt werben kann, nachzuweiſen, daß diejenigen, welchen, 
nad) der gehaltenen Unterſuchung, Anſprüche auf ben Beſih folcher Ländereien zuſte⸗ 
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ben, auf biefe gerichtlich Verzicht geleiftet haben. Nur erſt alsdann, wenn diefe Vers 
zihtleiftung beigebracht ift, darf in biefem Halle der Konfens, unter dem 6. 4. bes 
merften Borbehalt wegen der — ertheilt werden. 

$. 6. Ergiebt ſich bei der Unterſuchung (8. 2.), daß auf das in Rede ſtehende 
Bauerland Niemand ein Erbrecht, Erbpacht⸗ ober Grbzinsrecht hat, und iſt dieſes 
Land ſchon vor dem Jahre 175% in Oſtpreußen und ben reip. Haupts und Erb⸗ 
ämtern Marienwerber, Riefenburg, Schönberg und Deutfh:Eylau, und vor dem 
Sahre 1774 in Weſtpreußen und in dem Ermlande Bauerland geweſen, ſo iſt die 
ꝛc. Kammer der Provinz en unter dem Borbehalt der Gerechtſame bexer, 
welche etwa auf den Zeitbefig dieſes Landes Anfprüche haben: 

a) die Zufammenziehung mehrerer Bauerhöfe in dem Falle zu geftatten, wenn 
von ben dadurch neu zu errichtenden Gtabliffements, nicht. jedes mehr als A 
Hufen in ber Niederung und 8 Hufen Magbeburgifh auf der Höhe an Flaͤ⸗ 
cheninhalt erhaͤlt, und 

b) im Falle aus dem Banerlande Borwerksland werben fol, den Konſens dazu 
nur alsdann zu eriheilen, wenn von ber bisherigen Fläche des Bauerlandes, 
in Abficht deſſen bie Veränderung eintreten foll, wenigitens eben fo viel Bauer: 
land, ale zu Vorwerksland eingezogen ober gebildet werben foll, erbzins⸗ oder 
erbpachtsweiſe, oder auch als eigenthümliche Vefigungen, ohne Dienft:, Müh: 
len: oder Getraͤnkezwang in Gtabliffemente von 4 bis 8 Hufen Magdeburgifh 
nach) der Qualität des Landes und dem Grmeflen der ıc. Kammer der Pros 
vinz gebildet und Annehmer dazu nachgewiefen werben. 

$. 7. Es farm dem Gutsbefiger, wenn er ſolches für fi zuträgli findet, 
zwar nachgelaſſen werben, in einem einzelnen Bauerdorfe mehr als die Hälfte ober 
auch fämmtlihe Bauerläindereien zum Vorwerk einzuziehen, er muß aber alsdann 
auf einem anderen ihm zugehörigen Gute ober Vorwerke ein dem Flaͤcheninhalte, 
um welches er in jenem Bauerborfe die Hälfte überfchreiten will, an Größe und 
Güte möglihft gleichlommendes Terrain zu den nad $. 6b. auszuthuenden ober 
zu veräußerndeu Gtabliffements hergeben, fo daß im Allgemeinen bie Regel nicht 
alterirt wird, daß von ben refp. vor 1752 und 1774 eriflirten Bauerländereien nur 
bie Hälfte in Vorwerksland umgefchaffen werden kann. 

$. 8. Dod kann bei diefer Operation ($. 7.) der Mangel an Güte bes Bo⸗ 
bens dur Zuſatz in ber Quantitaͤt und fo umgekehrt nach dem Ermeflen ber ıc. 
Kammer der Provinz ausgeglichen werden. Auch in dem Falle, wenn bie Etabliſ⸗ 
fements in demfelben Dorfe verbleiben, hat die ꝛc. Kammer der Brovinz darauf zu’ 
fehen, daß die zu Bauerländereien beflimmte Hälfte nicht bloß die Größe, fondern 
auch ber Güte nach, der zum Vorwerk zu ziehenden FSlaͤche moͤglichſt gleich fei. 

$. 9. Bei außergewöhnlich ſchlechtem Boden oder vorzüglid ungunftiger Lage 
und etwa befonders flattfindenden Umftänden, bleibt es in einzelnen Yällen den ıc. 
Kammern überlaffen, ausnahmsweife die Größe der Etabliffements aud auf 10 bie 
12 Hufen Magdeburgifh anzunehmen. 

6. 10. In —* Falle, wo die ıc. Kammern den Konſens ertheilen, und ein 
Revers wegen Aufhebung ber Erb:Unterthänigkeit ($. 2b.) dazu eingereicht iſt, hat 
bie ıc. Kammer der Provinz die Pflicht, die Aufhebung ber Erb⸗Unterthaͤnigkeit bei 
Ertheilung des Konfenfes allen Gutseinfaffen befannt zu machen. 

8. 11. Die ıc. Kammern find verpflichtet, wenn ein Ontsbeſitzer die Grfüllung 
der F. 6b. vorgefchriebenen Bedingung nit binnen ſechs Monaten durch Beibrin⸗ 
gung der gerichtlichen Kontrakte nachgewieſen bat, nach Ablauf diefer Zeit die Gin: 
teilung ber Gtabliffements aus ben für fie Beflimmten Ländereien vornehmen und 
die einzelnen Etablifſements, Dienft:, Getränke: und Mühlenzwangsfrei öffentlich 
im Wege der Subhaflation an ben Meiftbietenden eigenthümlich verkaufen zu lafen. 
Der Guisbeſitzer muß fih nicht allein die diesfällige Eintheilung der ꝛc. Kammer 
gefallen laſſen fondern auch mit dem Meiitgebot zufrieden fein. BE 

$. 12. Die Zufammenziehung fädtifcher Ländereien wird ohne alle Cinſchraͤn⸗ 
fung geflattet. Auf die aber ſchon erijiirenden fläbtifhen Kämmerels ober Bauer⸗ 
* finden obige Vorſchriften wegen Zuſammenziehung ber einzelnen Bauerhöfe 

nmwendung. 

$. 13. Die ıc. Kammern forgen dafür, daß buch die vorgenommenen Beräns 
berungen Feine Vermiſchung ober Berbunfelung in uͤckſicht der öffentlichen Ges 
fälle, Bräftstionen und Soztetätslaften, fo wie in Rüdfiht der Qualität der Grund⸗ 
ſtücke entftehen. ' 

8. 14. Alle Berfügungen der ıc. Kammern und Unterbehörben in den hier bes 
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ſtimmten Fällen find, excluſive der Diäten der Kommiſſarien bei: Lokalunterſuchun⸗ 
gen, Foftenfrei zu erlaffen. 
Hiernach haben fi die ıc. Kammern in Oſtpreußen, Litthauen und Weſtpreu⸗ 
Sen zu achten. 
Gegebm Königsberg, den 14. Febr. 1808. Friedrich Wilhelm. 
Schrötter. Stein. 
(N. €. C. Tom. XII. ©. 279., Rabe Bd. 9. &. 105.) 


b) V. v. 27. März 1809, wegen Zufammenziehung bäuerlicher Grund⸗ 
ftüde oder Berwantlung derſelben ın Vorwerfsland, mit Bezug auf die 
$6. 6. u. 7. des Ed. v. 9. Oft. 1807; für das Herzogthum Sihleflen und 
die Grafſchaft Glatz. 

Seine K. Maj. von Preußen ꝛc. beſtimmen wegen Zuſammenziehung bäuer: 
licher Grundſtücke oder Verwandlung derſelben in Vorwerksland, mit Bezug auf 
die $$. 6 und 7. des Kb. v. 9. Oft. 1807, den erleichterten Beſitz und freien 
Gebrauch des Srundeigenthums betr., zur allgemeinen Achtung und zur Inftruftion 
für die Regierungen in Schleſien, Folgendes: 

1) Ohne Erlaubnig der Regierung darf feine Veränderung in Abfiht der Zu⸗ 
Fame e ng bäneelicher Ländereien oder deren Benutzung als Vorwerks⸗ 
land, bei Funfzig bis Ginhundert Thaler Strafe, vorgenommen werden. Die 
Landraͤthe find befonders deshalb verantwortlich. 

2) Bill ein Gutsbefiger biuerlihe Grundſtücke zuſammen ziehen, ober beren 
Lindereien in Vorwerfsland verwandeln; fo iſt zu Begründung feines Kon: 
fensgefuhes, in fofern es vor Martini 1810 angebracht wird, weſentlich er: 
forderlich, die Veibringung 

a) entweder eines ZJeugniffes des Gerichtsamtes, daß auf dem Gute, wozu bie 
Sändereien, mit welden eine Veränderung vorgenommen werben foll, gehören, 
feine Gröunteethänigteit ftatt finde; 

b) oder, wenn noch Grbunterthanen da find, eines Meverfes, in welchem der 
Qutsbefiger mit Erlangung des Konfenies alle noch vorhandene Erbunter: 
thanen ohne alles Loskaufgeld für freie Leute erklärt. 

Konfensgefuche, welche nicht in dieſer Art begründet find, follen von ber 

Regierung fogleich zurück gewiejen werben. 

3) Wird das eine oder das andere bei dem Geſuche eingereicht, oder wird das 
Gefuch erſt nad Martini 18510 angebradt; fo it die Regierung verpflichtet, 
durch den Landrath des Kreifes mit Sugiehumg bes Gerichtsamts Durch Unter: 
fuhung der Parrimonial: Gerichtsverhandlungen, der Hypothekenbücher, der 
Beſitz- oder Annehmungsbriefe und Urbarien, auch durch Vernehmung der bis: 
berigen Befißer ſolcher Bauerlindereien unterfuchen zu laffen: 

a) ob an dem Lande, womit die Berinderung vorgenommen werben foll, dem 
biöherigen Beflger ober deſſen Erben, ober fonit Iemanden ein Grbrecht, 
Erbpacht⸗ oder Erbzinsrecht zufteht oder nicht? 

Zu folhen Erbrechten gehört auch das Recht, welches vie Befiger der in Schle⸗ 
fin unerblide Stellen genannten Ruftifalgrunditüde auf die Erhaltung des 
Befipes des Nutzungsrechts für ihre hinterlaffene Wittwen und Kinder haben. 

b) Ob das erwähnte Land erjt feit dem 14. Julius 1749 ober fchon früher als 
Bauerland benutzt worden iſt? 

4) Wird durch diefe Unterfuchung erwiefen: 

a) daß auf das Land, womit die Beränberung vorgenommen werben foll, weder 
dem Befiger, noch einem Dritten, ein Erbrecht, Erbpacht⸗ oder Erbzinsrecht 


zufteht, 
b) und er ſolches erft feit dem 14. Julius 1749 als Bauerland benußt wors 
en if; 
fo Hat die Regierung unter dem Borbehalt, daß das etwa ftatt findende zeit: 
liche Beſitzrecht des bisherigen Befitzers auch beendigt fei, den Konfens zur 
Zuſammenziehung folder Ländereien zu andern Beſitzungen oder zu einem 
Borwerke zu ertheilen. 

5) Mittelt ſich aber bei biefer Unterfuhung aus, dag auf das erwähnte Land, 
welches erſt feit dem 14. Julius 1749 Bauerland ift, irgend Jemandem ein 
Erbrecht, Erbpachts⸗ oder Erbzinsrech ieh ; fo if der Gutsherr in Ges 
Pa dee $. 7. des Cdikts vom 9. Oft. 1807 verbunden, bevor ihm der 
Konſens zu ber Beränderung, bie er zu machen wünſcht, eriheilt werben kann, 
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nachzuweiſen, baß biejenigen, welden nad ber gehaltenen Unterſuchung An⸗ 
fprüdhe anf den erbtichen Befik folder Ländereien zuftehen, auf dieſe Jan Pier 
Verzicht geleiftet haben. 

Nur erft alsdann, wenn biefe Ber —— beigebracht iſt, darf in dieſem 
Falle der Konſens, unter dem $. 4. bemerkten Vorbehalte, wegen ber Zeitbe⸗ 
ſitzer, ertheilt werden. 


6) Ergiebt fich bei der Unterſuchung ($. 3.), daß auf das erwähnte Bauerland 


Niemandem ein Erbrecht, Erbpachts oder Erbzinsrecht zuſtehet; ober ift bie 
gerichtliche Verzichtleiftung auf folde Rechte nachgewieſen, und ift diefes Land 
Ihon vor dem 14. Julius 1749 Bauerland gewefen; fo ift die Regierung 
gehalten, unter dem Vorbehalte der Gerechtfame berer, bie etwa auf ben Zeit: 
beit diefes Landes Anfprüche haben, 


a) die Zufammenzichung mehrerer Bauerhöfe in dem Palle zu geflatten, wenn 


von den dadurch entjehenden Etabliffements Feines mehr als ſechs bis zwölf 
Huben Magdeburgiſch, nad der größern oder geringern Güte des Bodens 
und dem Grmeflen der Regierung enthält. 


b) Balls aus dem Bauerlande Borwerksland werben foll; fo kann die Regie⸗ 


rung den Konfens Bag nur ertheilen, wenn von dem Bauerlande, welches 
eingezogen werben fol, menigflene die Hälfte Erbzins- oder Erbpachtsweiſe, 
oder auch als eigenthümliche Beſitzung, frei von Dienfl-, Mühlen: und Ger 
tränfegwang, in fofern die Swangögerechtigtei den Gutsherrn, und nit 
etwa einem Dritten zuftehet, und frei von Schaaftrift und andern Hütungs⸗ 
ferpituten in Etabliffements , wovon der Flächeninhalt eines jeden nah Ber: 
fhiebenheit des Bodens hödhftens fechs bis zwölf Huben Magdeburgifch be: 
teigt, ausgethan wird, und Annehmer dazu nachgewieſen werben. 


7) &8 kann dem Gutsbefiger, wenn er es zuträglidh findet, zwar nachgelaffen 


werden, von dem in einem einzelnen Bauerborfe einzuziehenden Lande mehr 
als die Hälfte und felbft das Ganze zu Vorwerksland zu verwenden; er muf 
aber alsdann auf einem andern ihm zugehörigen Gute oder Vorwerke, ein, 
dem Flücheninhalte, um weldes er in jenem Dorfe die Hälfte überfhritten 
hat, an Größe und Güte möglihft gleiches Grundſtück zu den nad) $.6.b. 
auszuthuenden oder zu veräußernden Gtabliffements hergeben; fo daß im All: 
gemeinen die Regel beobachtet wird, Daß von den vor dem 14. Julius 1749 
vorhanden geweienen Bauerlindereien nur die Hälfte in Vorwerksland ver: 
wandelt werden Fann. 


8) Doc kann in den Fällen $.6.b. und 6.7. der Mangel an gleicher Güte bes 


Bodens durh Zufap an dem Flächen-Inhalte und umgekehrt, nad dem Gr: 
meflen der Regierung, ausgeglichen werben; indem es bei der Vertheilung bes 
einzuziehenben Landes nur darauf anfommt, daß der zu Gtabliffements zu ver: 
wendende Theil dem zu Vorwerken zu legenden an Grtragsfühigfeit wenigftens 


leichfomme. 
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10) 


11) 
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u 


n jebem alle, wo bie Regierungen den Konſens ertheilen, unb ein Revers 
wegen Aufhebung der Erbunterthänigkeit deshalb eingereicht iſt, hat bie Me: 
gierung die Pflicht, die Aufhebung der Erbunterthäntgkeit bei @rtheilung des 
Konfenfes allen Gutseinſaſſen bekannt zu machen. 

Die Regierungen find verpflichtet, wenn ein Gutsbefier bie Erfüllung ber 
$. 6. b. vorgefchriebenen Bedingung nicht binnen fechs Monaten durch Bei: 
bringung der gerichtlihen Kontrakte nachgewiefen bat, nad Ablauf biefer Zeit 
die Gintheilung der Stabliffements aus den für fie beſtimmten Rändereien vors 
zunehmen, und bie einzelnen Btabliffements, frei von Dienft:, Triffts und Hü⸗ 
tungsfervituten, auch wo ber Herrſchaft der Getraͤnke⸗ und Mühlenzwang zu: 
ftebet, frei von Getränke: und Mühlenzwange öffentlih im Wege der Sub; 
jaltation an den Meiftbietenden eigenthümlich verkaufen zu laflen. Der Gute: 
efißer muß fih nicht allein bie Gintheilung der Regierung gefallen laſſen, 
fondern audy mit dem Meiſtgebote zufrieden fein. 

Die Zufammenziehung Rädtifcher Ländereien wird ohne alle Cinſchraͤnkung ges 
ftattet. Auf die fchon beftehenden ſtaͤdtiſchen Kimmerei: oder Bauerbörfer & 
den aber obige Vorſchriften wegen Zuſammenziehung einzelner Bauerhoͤfe An⸗ 
wendung. 

Die erungen ſorgen dafür, daß durch die vorgenommenen Veraͤnderungen 
feine Vermiſchung oder Verdunkelung in Rückficht der öffentlichen Gefälle, 
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Eee und Gozietätslafen, fo wie in Rückſicht der Qualität ver Grund⸗ 

ücke entſtehe. 

13) Alle Verfügungen der Regierungen und Unterbehoͤrden, in den hier beſtimm⸗ 
ten Faͤllen, find, mit Ausnahme der Diäten ber Kommiſſarien bei Lokal⸗Un⸗ 
terſuchungen, Eoftenfrei zu erlaffen. 

Giernach haben fi Die Landeskollegia in Schlefien zu achten. 

Gegeben Königeberg, d. 27. März 1809. Friedrich Wilhelm. 
Dohna. Beyme. 
(A. C. C. Tom. XH. 6. pag. 809., Rabe, Bd. 13. ©. 818,) 


ec) V. v. 9. Januar 1810, wegen Zuſammenziehung bäuerlicher Grund⸗ 
ftüde oder Verwandlung verfelben in Vorwerksland, mit Bern auf die 
FF. 6 und 7. des Er. v. 9. Oft. 1807. Für die Provinzen Chur» und 
Neumarf und Pommern. . 

Seine K. Maj. von Preußen ıc. 2c. beſtimmen wegen Zufammenziebung bäuers 
licher Grundſtücke oder Berwandlung derfelben in Vorwerksland, mit Bezug auf 
bie 88. 6 und 7. bes Ed. ». 19. Oft. 1807, den erleichterten Beſitz und freien 
Gebraud des Grundeigenthums betreffend, zur allgemeinen Achtung und zur Ins 
firuftion für die Regierungen in der Chur: und Neumark und Pommern folgendes: 

1. Ohne Erlaubniß der Regierung darf feine Veränderung in Abficht der 
Bufammenziehung bäuerlicher Ländereien ober deren Benutzung als Vorwerksland 
bei Bunfzig bis Binhundert Thaler Strafe vorgenommen werden. Die Landrüthe 
find befonders deshalb verantwortlich. 

$. 2. Will ein Gutsbefiger bäuerlihe Grundftüde zufammenziehen, oder deren 
Zändereien in Vorwerksland verwandeln; fo ift zur Begründung feines Konſens⸗ 
Geſuches, in fofern es vor Martini 1810 angebradht wird, wefentlich erforderlich, 
die Beibringung, 

a) entweder eines Zeugnifles des Gerichtsamts: bag auf dem Gute, wozu bie 
Ländereien, mit welchen eine Veränderung vorgenommen werden foll, gehö: 
sen, Teine Erbunterthaͤnigkeit ſtattfinde; 

b) oder, wenn noch Grbunterthanen da find, eines Reverſes, in welchem der 
Butsbefiger mit Erlangung des Konfenfes alle nody vorhandene Erbunter⸗ 
thanen ohne alles Losfaufgeld für freie Leute erklärt. 

Konfensgefuche, welche nicht in Diefer Art begründet find, follen von ber Regierung 
ſogleich zurüdgewiefen werben. 

. 3. Wird das eine ober das andere bei dem Gefuche eingereicht, ober wirb 
das Geſuch erſt nah Martini 1810 angebracht; fo ift die Regierung verpflichtet, 
buch den Landrath des Kreifes mit Zuziehung des Gerichtsamts, durch Unter: 
fuhung der PBatrinionialgeridts Verhandlungen, der Hypothefenbücher, der Beſitz⸗ 
oder Annehmungsbriefe und Urbarien, auch durch Bernehmung der bisherigen Be: 
figer ſolcher Bauerländereien, unterfuchen zu laſſen: 

a) ob an dem Lande, womit die Be.änderung vorgenommen werden foll, dem 
bisherigen Befiger oder defien Erben, oder fonft Jemandem ein Erbredt, 
Erbpachts⸗ oder Erbzinsrecht zuſtehet oder nicht? 

b) ob das erwähnte Land am 15. Februar 1763 von bäuerlichen Befikern ale 
Bauerland benußt wurde. 

F. 4. Wird durch dieſe Unterſuchung erwieſen: 

a) daß anf das Land, womit die Veraͤnderung vorgenommen werben ſoll, weder 

dem Befiger, noch einem Dritten ein Erbrecht, Erbpachts⸗ oder Erbzinsrecht 


uftehet, 
b) And daß ſolches am 15. Febr. 1763 nicht yon bäuerlichen Befigern ald Bauer⸗ 
land befeffen wurde, 
fo Sat die Regierung unter dem Vorbehalte, daß das etwa Statt findende zeitliche 
Beſihrecht des bisherigen Befigerd auch beendigt fei, den Konfens zur Zuſammen⸗ 
siehung folder Ländereien zu andern Befigungen oder zu einem Vorwerke zu 
eilen. 
$. 5. Mittelt fih aber bei diefer Unterfuchung aus, daß auf das erwühnte 
Land, welches am 15. Febr. 1763 nicht von bäuerlichen Befigerm als Bauerland 
beſeſſen wurde, irgend Jemanden ein Erbrecht, Erbpacht⸗ oder Erbzinsrecht zuftes 
het; fo iſt der Butsherr in Gemäßheit des $. 7. des Ed. v. 9. Oft. 1807 ver: 
bunden, bevor ihm der Konfens zu der Veränderung, die er zu madyen wünſcht, 
ertheilt werden Tann, nachzuweifen, daß biejenigen, welchen nach ber gehaltenen Un: 
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terfuhung Anſprüche auf den erblichen Beſitz ſolcher Ländereien zuſtehen, auf dieſe 
gerichtlich Verzicht geleiſtet haben. 

Nur erſt alsdann, wenn dieſe Verzichtleiſtung beigebracht iſt, darf in dieſem 
Falle der Konſens, unter dem $. A. bemerkten Vorbehalte wegen ber Zeitbeſitzer, 
ertheilt werben. 

$. 6. Grgiebt fi bei der Unterſuchung ($. 3.), dag auf das erwähnte Bauer 
land Niemanden ein Erbrecht, Erbpacht⸗ oder Erbzinsrecht zuftehet, ober iſt bie ges 
richtliche Verzichtleiftung auf ſolche Rechte nachgewieſen und iſt diefes Land am 
15. Febr. 1763 ald Bauerland in dem Beſitz baͤnerlicher Perſonen geweſen; fo ift 
bie Regierung gehalten, unter. dem Vorbehalte der Gerechtſame derer, bie etwa auf 
ben Zettbefig biefes Landes Anfprüche Haben, 

a) die Zufammenziehung mehrerer Bauerhöfe in dem Falle zu geitatten, wenn 
von den dadurch entflchenden GEtabliffements Feines mehr als ſechs bis zwölf 
Hufen Magdeburgiſch, nad) der größeren oder geringeren Güte des Bodens 
und dem Ermeſſen der Regierung, enthält. | 

b) Balls aus dem Bauerlande Borwerksland werben foll, fo kann die Regierung 
den Konfens dazu nur ertheilen, wenn von dem Bauerlande, welches einge: 

zogen werben foll, wenigftens die Hälfte Erbzins⸗ oder Erbpachtsweiſe, oder 
auch als eigenthümliche Befigung frei vom Dienfl:, Mühlen: und Getraͤnke⸗ 
zwang, von Scaaftrifft und andern Hütungs:-Servituten, in fofern diefe Ge⸗ 
techtigfeiten dem Gutsheren und nicht etwa einem Dritten zuftehen, in Gta; 
bliſſements, wovon ber Ylächeninhalt eines jeden nad Verſchiedenheit bes 
Bodens hödftens, ſechs bis zwölf Hufen Magdeburgiſch beträgt, ausgehen 
wird und Annehwer dazu nachgewiefen werden. 

8. 7. Es kann dem Gutöbefiger, wenn er es zutraͤglich findet, zwar nachge⸗ 
laſſen werden, von dem in einem einzelnen Bauerdorfe einzuziehenden Lande mehr 
als die Hälfte und ſelbſt das Ganze zu Vorwerksland zu verwenden, er muß aber 
alsdam auf einem andern ihm zugehörigen Gute oder Vorwerke ein, dem Flaͤchen⸗ 
inhalt, um welches er in jenem Dorfe die Hälfte überfhritten hat, an Größe und 
Güte moͤglichſt gleiches Grundftüd zu den nah $. 6.b. auszuthuenden oder zu. 
yeräußernden Gtablifiements hergeben; fo daß im Allgemeinen die Regel —8 
tet wird, daß von den am 15. Febr. 1763 beſetzt geweſenen Bauerlaͤndereien nur 
die Hälfte in Vorwerksland verwandelt werben kann. 

6.8. Doch kann in den Fällen $. 6.b. und $. 7. der Mangel an gleicher 
Güte des Bodens durd Zufap an dem Wlicheninhalte und umgekehrt, nad) dem 
Ermeflen der Regierung, ausgeglichen werben, indem es bei ber Vertheilung des 
einzuziehenden Landes nur darauf anfommt, daß der zu Ctabliffements zu verwen⸗ 
dende Theil dem zu Vorwerken zu Tegenden Theil an Betragefähl feit wenigitene 
gleich fomme. Sollte die Gutsherrſchaft nur einzelne bäuerlihe Grundftüde, die 
nicht über eine Hufe Magveburgifd enthalten, einziehen wollen; fo fann die Re⸗ 
ierung, wenn fie fi überzeugt, daß foldes nicht etwa zur Umgehung ber obigen 
orfchriften geichehe, es geitatten, daß die Ginziehung gefchehe, ohne bag dann 
etwas zu anberweiten Gtabliffements verwender werde. _ 

$. 5. In jedem Balle, wo die Regierungen den Konfens ertheilen, und ein 
- Revers wegen Aufhebung der Grbunterthänigkeit deshalb eingereicht int, Hat bie 
Regierung die Pflicht die Aufhebung der Erbunterthänigkeit, bei @rtheilung bes 
Konfenfes allen Gutseinfaflen bekannt zu machen. 

$. 10. Die Regierungen find verpflichtet, wenn ein Qutsbefiger die Grfüllung 
der $. 6.b. vorgefchriebenen Bedingung nicht binnen ſechs Monaten dur Beibrin: 
gung ber gerichtlichen Kontrakte nachgewiefen hat, nach Ablauf diefer Zeit die Eins 
teilung der Gtabliffements aus den für fie beſtimmten Ländereien vorzunehmen und 
die einzelnen Stabliffements, frei von Dienſt-⸗, Trifft: und Hütungsfervituten, des⸗ 
gleichen vom Getränfer und Mühlenzwange, in fofern diefe Gerechtigfeiten ber 
Herrichaft zuftehen, öffentlich im Wege der Subhaftation an den Weiibietenden 
eigenthümlich verkaufen zu laſſen. Der Gutsbefiger muß fih nicht allein die @in- 
ah der Regierung gefallen laffen, fondern aud mit dem Meiftgebote zufrie 

en fein. 

$. 11. Die Zufammenziehung ftäbtifcher Ländereien wird ohne alle Cinſchraͤn⸗ 
fung geftattet. Auf die ſchon beftchenden fläbtifhen Kämmereis ober Bauerbörfer 
finden aber obige Borfhriften wegen Zufammenziehung einzelner Bauerhöfe An- 
wendung. 

$. 12. Die Regierungen forgen dafür, daß durch die vorgenommenen Veraͤn⸗ 
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berungen Keine Vermiſchung ober Verdunkelung in Rüuͤckſicht ber öffentlichen Gefälle, 
Bräftationen und Soztetätslaften, fo wie in Rüdfiht der Dualität der Grund⸗ 
Rüde, entſtehe. 

‚$. 13. Alle Berfügungen ber Regierungen und Unterbehörben, in ben ‚hier bes 
fimmten Faͤllen find, mit Ausnahme der Diäten der Rommifjarien bei Lofalunters 
unterſuchun en, koſtenfrei zu erlaſſen. 

Hiernach haben ſich die Chur⸗ nnd Neumaͤrliſchen und Pommerſchen Landes⸗ 


bollezie zu achten. 
Gegeben Berlin, d. 9. Jan. 1810. (LS) Friedrich Wilhelm. 
Dohna. Beyme. 
(„ offmann's Repert. Th. 2. ©. 162, N. C. C. Tom. XII. pag. 915, 
Rabe, Bd. 10. ©. 246.) - 


2) Modifikationen der 66. 6. und 7. des Ev. durch das Regulir. G. 
v. 14. Sept. 1811 und deffen Dekl. v. 29. Mai 1816. 


a) Ep. v. 14. Sept. 1811, betr. die Regulirung der gutöherrlichen und 
bäuerlichen Verhaͤltniſſe, $$. 32. und 83. 

$. 32: Nach vollzogener Auseinanderfekung iR auch der Gutsherr von ber 
Berpflihtung entbunden, die Bauerhöfe mit befonderen Wirthen befeßt, und in kon⸗ 
tributionsfähigen Stande zu erhalten; auch kann er biefelben ganz oder theilweife 
durch Bertrag oder auf eine andere gefegliche Weife erwerben und mit feinem Gute 
vereinigen. .. 

So lange die Auseinanderfegung aber nicht geichehen tft, bleiben dem Guts⸗ 
herrn die in dieſem Paragraph erwähnten Verbindlichkeikin, mit der Ausnahme, 
bag Neubauten und Hauptreparaturen von dem Beſitzer präftirt :werben müffen. 

$. 33. Wo während der legten Kriege ober auch nachher bis zu Trinitatis 
1809 ein Bauerhof wüfte geworden und gegenwärtig ohne Wirth, auch fonft Nie: 
manb vorhanden tft, welcher rechtliche Anfprüche an denfelben hat, foll der Gute: 
herr befugt fein, foldhen zu feinem Gute einzuziehen, wenn fich bei der in einem 
einzigen Termin abzuhaltenden Subhaftation Fein Annehmer findet, welcher neben 
den laufenden öffentlichen und gutsherrlihen Abgaben, die Rückſtaͤnde derfelben übers 
nehmen will, auch fein Vermögen dazu nachweiſet. 


by) Deklar. des Er. v. 14. Sept. 1811, wegen Regulirung der guts« 
herrlichen und bäuerlichen DBerhältniffe, v. 29. Mai 1816. Art. 76. 77. 78, 
86. und 101. 

Artikel 76. 

| . Bu $$. 32 und 33. 

Die im &b. den. Gutsherren nad bewirkter Auseinanderfeßung zugeflanbene Bes 

freiung von der Tandespolizeilihen @infchränkung, dag nämlich die Bauerhöfe als 
eigene für ng beftehende Stellen, bezüglich auf bie öffentlichen Abgaben im präfta> 
tionsfähigen Stande, die zu deren Bewirthfchaftung erforderlichen Gebäude in baus 
lihen Würden erhalten und mit befonderen Wirthen befegt bleiben müflen, imgleis 
hen bie ihnen unter derſelben Borausfegung eingeriumte Befugniß, die Bauerhöfe 
ganz ober theilweife durch Vertrag oder auf andere gefegmäßige Weife an ſich zu 
ringen und mit ihren Gütern zu vereinigen, wird bahin erweitert, daß biefelben, 
erledigte Höfe, auf deren Ueberlaffung feiner beſtimmten Perſon ein rechtlicher An⸗ 
ſpruch zufteht, als befondere Stellen eingehen lafien, fie zu Pr Gütern einziehen, 
oder fonft darüber verfügen koͤnnen, wenn fie es dem ortheil angemeſſen finden, 
ohne daß es der im $. 33. des Ed. verorbneien Nusbietung weiter bedarf. 

Es macht hierbei feinen Unterſchied, ob tie Höfe zu den Gütern bereits einge: 
zogen, vor, während ober nad) dem Kriege von 1806 und folgenden Jahren, erle: 
digt und wüft geworben find, ober ob biefelben den Butsherren fernerhin anheim 


fallen. 
Artitel 77. - 
Diefe Beflimmungen (Art. 76.) finden auch für den Kal Anwendung, - wenn 
bie Guisherren fi mit den zeitigen Inhabern dee Höfe ober den fonftigen Berech⸗ 
tigten wegen der Aufhebung ihrer Pa und Inſproche vereinigen. 
rtike 


Wird ein Hof von dem Gutsherrn ganz eingezogen, ſo muß letzterer die darauf 
haftenden öffentlichen und ſonſtigen Realabgaben, imgleichen hie Kommunallaſten 
gleich den baͤuerlichen Wirihen übernehmen. 

vandes⸗ Kultur⸗Geſetzg. Bd. 1. 5 
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Artilel 86. 
Die in den Bufäßen zum $. 33. getroffenen Beftimmungen finden aud auf ben 
Fall Anwendung, wenn ein nicht erblicher Hof durch Exrmiffioen des Rupniepers 
ober Pächters, ober durch deren freiwillige Berzihtleiftung auf die Erwerbung bes 


Eigenthums, erledigt wird. 
Artitel 101. 

Sind die Stellen keine Adernahrungen nad Art. 5.a., ſondern nur Dienſt⸗ 
etabliffements, fo kann auf Regulirung ihrer Verhältniffe nicht angetragen werben. 
Sind fie erblich, fo Hängt es lediglich von der gütlihen Cinigung der Intereffenten 
ab, ob und in wiefern fie fi) auseinanderfegen wollm. Sind die Stellen nit 
erblich, fo ſteht dem Gutsheren, nach erledigtem Beſitzrechte des jetzigen Beſitzers 
frei, darüber nach Gutdünken zu verfügen, und ertheilen Wir ihm dieſe Befugniß 
ſelbſt in Rückſicht der Kataſtrirten. 


Zur Erläuterug der vorſtehenden Beſtimmungen des Regulirungs⸗Ed. 
und der Dekl. dazu And ergangen: 

a) N. des K. Min. des I. v. 20. Mai 1817. VBerpflihtung der Res 
gierungen in Betreff widergefeplicher Einziehung bäuerlicher Stellen. 

Es iſt angezeigt worden, daß die Gutsherren durch allerlei unerlaubte Mittel 
die Wirthe aus den bäuerlichen Stellen zu verdrängen ſuchen. Rückſichilich derje⸗ 
nigen Bauern, welche ihre Höfe bereits eigentlich befigen, kann man dieſen bie 
Sorge für Erhaltung ihres Gigenthums im Rechtswege ohne Zweifel überlaflen, 
da eine gewaltfame Verdrängung bei unferer Juſt.⸗Verfaſſung nicht denfbar ift. Es 
ift bier nur der polizeilichen Anordnung wegen nöthig, daß tie R. Regierung von 
ber Einziehung der Höfe durch Verträge, wenn dergleichen Bälle vorkommen, Kennts 
niß erhält und wirb diefelbe ermächtigt, die Gutsbeſitzer zu dergleichen Anzeige bei 
den Landraͤthen anzumweifen. 

Was aber die zu Gigentbum noch nicht verliehenen Höfe anlangt, fo muß 
man hinſichtlich dieſer allerdings die Beforgnig hegen, dag die bäuerlichen 
Wirthe von dem ihnen durch das Ed. v. 14. Septbr. 1814 und deſſen Def. 
beigelegten Rechte Hin und wieder noch feinen deutlichen Begriff gefaßt haben, und 
dag es alfo den Gutsbefigern nicht ſchwer fallen dürfte, diefelben de facto zu vers 
Drängen. Da nun das Ed. v. 14. Sept. 1811 und deſſen Dekl. in Art. 36, 71. 
und 86. den Gutsbefigern die Befugnig zu Ginziehung folder Höfe ausprüdlid 
nur dann einräumt, wenn nad bemirkter Auseinanderfehung barauf kei⸗ 
ner beitimmten Perfon ein Anrecht weiter zufteht, fondern der Gutéherrſchaft die⸗ 
felben als rechtmäßig erledigte Höfe anheimgefallen, oder ſolche durch fpezielle Ver: 
träge. mit den Berechtigten erworben find, fo würden fi die Gutsherren, welde 
fih dem zuwider ohne rechtmäßigen Titel die Gimziehung der Höfe erlauben, nad 
ben gegen dieſes Verfahren beftehenden Geſetzen ſtrafwürdig machen. Die K. Reg. 
hat demgemäß dieſe Geſetze in Erinnerung zu bringen und bie Gutsherrfchaften bei 
den hierin beftimmten Strafen anzumweifen, daß fie vor der Auseinanderfeßung fih 
die Ginziehung nicht erlauben. | 

(Königsberger Samml. S. 223.) 


Mit Bezug hierauf iſt das (nachflehende) Publik. der K. Reg. zu 
Gumbinnen v. 22. Juni 1817 erlaffen. | 

Das Ed. über die Regulirung der gutsherrl. und bäuerl. Verhältniffe v. 14. Sept. 

1811 und die Defl. v. 29. Mai 1816 geftattet den Gutsherren zwar, bäuerliche, 

u ihren Gütern gehörige Stellen einzuziehen oder fonft frei darüber zu disponiren, 

or aber auch ausbrüdlid woraus, daß rüdfihtlih diefer Höfe die vorgefchriebene 
Auseinanderfegung mit ben bisherigen Befigern derſelben vorhergegangen fein umb 
bie Abtretung der Stellen von Seiten ber bäuerlichen Wirthe an die Gutsherrſchaf⸗ 
ten mittelit freiwilliger gerichtlicher Verträge erfolgen müffe. 

Der $. 32. des Eb. v. 14. Sept. 1811, fo wie der 76. Art. ber Defl. diefes 
Ed. v. 29. Mai 1816, können darüber feinen Zweifel übrig laflen. 

In diefen geſetzlichen Beſt mmungen liegt alfo Feinesweges eine unbedingte Be⸗ 
fugniß, Bauerhöfe auch ohne vorherige Auseinanderfegung mit den Beſitzern bers 
felben einziehen & fönnen, und wix find durch eine Verf. aus dem Min. des 9. 
». 20. Mai d. J. veranlaßt, die Dominia darauf aufmerkſam zu machen, daß fie 
nad wie vor und bei Vermeidung der in ben älteren Geſetzen auf das unerlaubte 
Binziehen biuerlicher Stellen angedrohten Strafen verpflichtet find, ihrerfeits alles 


— 
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I ifun, was zur Konfervation der bieher beſtandenen Banerhöfe und ihrer Bes 
er bienfam fein kann, und ſich jeder Einziehung ober fonfligen Dispofltion über 
Nahrungsſtellen dieſer Art zu enthalten. 

Und ſelbſt in den Wällen, wenn Gutsherrſchaften bäuerlihe Höfe nach vorher: 
Aw Auseinanderfegung mit ben Befitzern berfelben durch freiwillige gerichts 
liche Berträge ankaufen, follen fie verpflichtet fein, davon fofort den betreffenden 
Kreislandräthen Anzeige zu machen. 

_ Die Herten Landräthe werben angewiefen, darauf, jeder in feinem Kreife, pflichts 
mäßig und forgfältig zu wachen, daß diefer Anorbnung zumwiber, die bäuerlichen 
Wirthe aus ihren innehabenden Höfen, vor ber Auseinanderfegung mit den Guts⸗ 
herrſchaſten und vielleicht ohne Kenntniß und hinlängliche Belehrung über die Ber 
fugniß, auf bie Auseinanderfegung antragen zu Fönnen, nicht verdrängt werben, 
über bie im Wege des freiwilligen Ankauſs an die Gutöherrfchaften übergehenden 
Höfe aber auf den Grund der ihnen ‚gufommenden Anzeigen halbjährig den 1. Jan. 
und 1. Juli jeden Jahres befondere Nachweiſungen an uns einzureichen. 

(U 1. 44. — 3. 22.) 

b) R. des K. Din. des I. v. 3. Sept. 1817. Denfelben Gegen- 

fland betr. 


Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 21. Juni d. J., megen Ginziehung ber 
bäuerl. Grunditude zu den gutsherrl. Beflgungen zu erkennen gegeben, ba das R. 
v. 20. Mai d. 3. über die Fra en beftimmt: _ 

4) Wiefern noch jeßt von Landespolizeimegen von dergl. früher durchaus verbo- 

tenen Operationen Kenntmiß zu nehmen ifl? 

2) ob und in welden Bällen die wegen ber unerlaubten Ginziehung gegebenen 

Strafgefeße fernerhin zur Anwendung fommen? 

Bei der Beantwortung berfelben wird zwiſchen folgenden Fällen unterfchieben: 

a) wenn bie Höfe qu. bereits das Eigenthum bäuerlicher Wirthe geworben find, 

b) wenn ein ſolches Eigenthumsrecht noch nicht flattfindet. 

‚ In dem erfleren Falle ift ad 1. nur der polizeilichen Ordnung wegen eine Ans 
zeige bei dem lanbräthlihen Amte erforderlich, welches berfelben zur Berichtigung 
der Grundkataſter und ftatiflifchen —5 bedarf. Dagegen iſt keine Veranlaſſun 
weiter vorhanden, davon, ob ber Gutsbeſitzer dergleichen Stellen rechtmäßig an fie 
gebracht Habe, Kenntniß } nehmen. . 

$. 32. des Ed. v. 14. Sept. 1811, wegen Regulirung der gutsherrl. unb 
bäuerl. Berhältnifie. 

$. 1. des Ed. zur Beförderung ber Landkultur de eodem dato. 

Es fann alfo auch von der Anwendung ber ad 2. gedachten Strafgeſetze nicht 
weiter die Mebe fein. Mas aber den zweiten Fall anlangt, fo verorbnet das erſt⸗ 
gedachte Ed. am allegirten Orte ausprudlih, dag den Butsbefikern rückſichtlich der 
noch nicht zu Cigenthum verlichenen Bauerhöfe die Verbindlichkeit verbleibe, dieſel⸗ 
ben fo lange, bis die Auseinanderfeßung nah Maaßgabe des Ed. gefchehen fein 
werbe, nit befonderen Wirthen beſetzt umb in Eontributionsfühigem Stande zu er- 
halten, und es folgt daraus auch von felbit, dag Hinfichtlich dieſer Stellen die Pö⸗ 
nalgefeße in Kraft geblieben find. Die Deklar. geftattet Hievon in $$. 76. und 
77. nur folgende Ausnahmen: 

wenn den Butsherrfchaften erledigte Höfe, auf deren Meberlafiung feiner beſtimm⸗ 

ten Berfon ein rechtlicher Anfpruch zufteht, anheim fallen, 

wenn die Gutsherren ſich mit den zeitigen Inhabern ber Höfe ober ben fonftigen 

Berechtigten wegen der Aufhebung ihrer Rechte und Anſprüche vereinigen. 
Wo alfo die Ausnahmen nicht flattfinden, behält es bei jener Regel fein Bewens 
ben, und die Landespolizeibehörden müflen daher ad I. nad) wie vor darauf halten, 
daß dergleichen Höfe konſervirt werden und fih alfo aud den Nachweis ihrer rechts 
mäßigen Einziehung geben laſſen; und ad 2. finden auch rüdfichtlih der unrechtmä⸗ 
Big eingezogenen Höfe bie beftehenden Strafgefeße Anwendung ıc. 

(Königeb. Samml. S. 247., Richter’ 8 Repert. 3b. 7. ©. 14.) 

c) R. des K. Pin. des I. v. 26. Mat 1819. Denfelben Begen- 
fland betr. 

Der 8. Reg. geben wir auf den Ber. v. 16. Mirz d. I. zu erkennen, daß bie 


Art. 76. und 77. der Deil. v. 29. Mai 1816 die Gutsherren nur bedingungsweiſe 
yon ber Pflicht zus Eonfervation der Wirthe in den noch nicht au Gigentäum vers 


70 Bon d. Befeitigung d. Befchränf. u. Sinderniffe d. Landes⸗Kultur; 


pllichtung entbunben worden, die regulirten Bauerhöfe befeht zu erhaltent 
auch für befugt erflärt waren, der gleichen Höfe anderweit zu erwerben, und mi 
ihren Gütern zu vereinigen, erhielten fie durch $. 33. eine gleiche Berechtigung 
auch Hinfihtlih derjenigen Höfe, die während des vorangegangenen Krieges uimd 
bis Trinitatis 1809 —59— geworden, ſobald ſich nur Niemand fand, welcher ent⸗ 
weder einen Anſpruch daran zu machen hatte, oder ihn gegen Uebernahme der lau⸗ 
fenden und rückſtändigen öffentlichen und gutsherrlichen Abgaben erwerben wollte. 
Nach den Worten des allegirten Paragraphen follten fie auch diefe Höfe zu ihren 
Gütern einziehen können, und blieb es darnach allerdings noch zweifelhaft, ob 
hiermit nicht blos die Verpflichtung zur Wiederbeſetzung ber Bauerhöfe habe auf: 

eboben, die Gutsherren jedoch für verbunden haben erachtet werden follen, einen 
— *2*— wife gewordenen Bauerhof durch Einziehung mit dem Rittergute voll: 
fändig zu vereinigen. Die desfallfigen Bedenken werden jedoch duch Artikel 76. 
und 77. der Del. v. 29. Mai 1816 befeitigt, welche jene frühere Befugnig aus⸗ 
drücklich dahin erweitern, 

„daß die Qutsherren erledigte Höfe, an beren Mebertzagung feiner beflimmten 

Verſon ein rechtlicher Anfpruch zufteht, als befondere Stellen eingehen laſſen, 

fe zu ihren Gütern einziehen, oder fonft barüber verfügen fönnen, 

wenn fie es ihrem Bortheile angemeflen finden,” 
und diefe Beſtimmungen auch auf den Fall Anwendung finden laflen: 
„wenn bie Gutsherren ſich mit den zeitigen Inhabern ber Höfe ober ben fon: 
fligen Berechtigten wegen Aufhebung ihrer Rechte und Anfprüde verei⸗ 
nigen,“ 
mithin deutlich zu erkennen geben, dag bem Gutsherrn dadurch die nachgelaffene 
„ſonſt anderweitige Verfügung ber einen erledigten Bauerhof,“ 
gar Feine befondere Schranken haben auferlegt werben follen, es ibm baber nun 
auch unbenommen bleibt, denjelben jr einem, von dem Mittergute abgefonderten @i- 
genthum zu fonftituiren, allerdings immer nur fo, daß bie fhon vorhandenen Mechte 
dritter, d. 5. folder Perſonen, die an dem betreffenden Rittergute Realberechtigun⸗ 
en, Lehns⸗- oder Fideikommiß⸗-Anſprüche oder fonftige hypothekariſche Forderungen 
aben möchten, durch ein ſolches Verfahren nicht beeinträchtigt werben bürfen. 

In diefer Beziehung hat nun aber das Befeh ſelbſt das Nöthige vorgefehen, 
indem es die Abfindung, welche ben Rittergütern von den dazu gehörigen Bauers 

öfen für ihre bisherigen Berechtigungen an benfelben zuſtehen Toll, genau beſtimmt. 

uf ein Mehreres, ale diefe Entihädigung ausmacht, haben alfo das But und deſ⸗ 
fen Realberechtigte, Lehnsherren, Agnaten :c., keinen Anſpruch, und ift daher fein 
ausreichenber, geſchweige denn ein gefeßlücher rund abzufehen, weshalb dem Haupt: 

ute die feftgefeßte Abfindung nur dann gebühren follte, wenn der Inhaber eines 
Bauerbofes feinen Rechten daran gegen Vergütung entjagte, ber ganze Hof aber 
beim Gute bleiben müfle, ſobald foläher unentgeltlich angefallen wäre. 

Was im erftern Kalle gilt, muß vielmehr auch im fehtern zur Anwendung kom⸗ 
men, und Fönnte dabei —* in ſofern ein Bedenken entſtehen, als die Verſchie⸗ 
denartigkeit der Rechtsverhältniſſe, namentlich hier, wo bie Güter N.N. im Lehns⸗ 
verbande ftehen, gewiflermaßen eine Kolliflon der Intereſſen erzeugt. Diefe ift ins 
deſſen dadurch zu heben, daß die Königl. General: Rommiffion dem Lehn einen be⸗ 
fondeen Kurator, allenfalls in der Perfon des naͤchſten Agnaten, zuorbnet, ober . 
aber bei desfalls entftehenben etwaigen Schwierigkeiten, die Gerechtſame des Lehns 
noch fpezieller als fonft kontrollirt, und bei Beftätigung bes Mezefles in der Weife 
verjährt, wie dies durch die an bie General: Kommiffion in Pofen ergangene, Ihr 
ag mitgetheilte Verf. v. 29. Dez. 1834 (Ann. 1835. ©. 84.) vorgezeich⸗ 
net 


Hiernad) hat benn die K. Gen. Kommiſſion das Megulirungsverfahren einzuleis 
ten, bei Gelegenheit deſſelben die Anfprüche dev N. N. ſchen Erben zu erledigen und 
bas Weitere auf die Anträge bes Gutsbeſitzers N. zu verfügen, welcher demgemaͤß 
bereits beſchieden worben if. 

(Min. BL. d. i. B. 1840. &. 391. Nr. 687.) 


e) Das Juſtizmin. Hat ſich über den Gegenfland in folgenden Erlaſ⸗ 
fen außgefprochen: 
e) Schreiben nes Juſt. Dein. v. 5. Sehr. 1819. 


Die in Ew. Exc. Schreiben v. 12. Dec. v. 3. geflellte Frage: ob und wie bie 
widergeſetzlichen Binziehungen ber Bauerhöfe in Preußen zu befrafen? ſcheint mir 
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aus der B. wegen Zuſammenziehung baͤuerlicher Grundſtücke zc. ꝛc. v. 7. Febr. 
1808 (Mathis Monatſchrift Bd. 5. ©. 371.) deutlich beantwortet zu werden, 
weil es darin $. 1. ale Del. der 66. 6. und 7. des ®&. v. 9. Oft. 1807 aus: 
brüdlich Heißt, daß ohne Grlaubnig der Krieges: und Domainen: Kammer feine 
Veränderungen in Abfiht der Zufammenziehung bäuerliher Ländereien bei Der: 
meidung ber barauf geſetzt gewefenen Strafe vorgenommen werben. follm. Da nun 
ierdurch bie älteren Strafgeiche offenbar beibehalten und nicht gemildert worben 

d, wie in ben Marken und für Pommern duch die V. v. 9. San. 1810 $. 1. 
geilpehen, fo muß es in Preußen auch offenbar bei ben älteren Strafgefepen Blei: 
— da 2 überhaupt nach den neueren G. eine flrafwürbige Hofeinziehung vor: 
anden ifl. 

(Königsberger Samml. 2. Ausg. ©.235., Richter's Repert. Bd. 7. ©. 533.) 


8) R. des K. Iuftizmin. (v. Kampt) v. 8. Oft. 1830 an dad Ober 
Landesgericht in Blogau. 


In Bezug auf die Frage: 
ob Beränderungen in dem Grundeigenthume der bäuerlichen Befigungen, wo; 
nad Laßnahrungen von dem utsbefiger eingezogen, und ein Theil ber bazu 
gehörigen Grundflüde gegen Berziitteitung auf einen Theil der den Nah⸗ 
rungen bis dahin zugeflandenen Gerechtfamen und Beneflzien den Laffiten als 
freies gun abgetreten worden, ber Genehmigung der Generalkommiſſion 
ebür 
tritt der Juſtizminiſter der, in dem Berichte v. 17. v. M. geäußerten übereinftims 
menden Anficht des K. Ober-Landesgerichts und ber Generalkommiſſion in Solin, 
daß eine ſolche Genehmigung nicht erforderlich fei, 
bei, umb findet nichts dagegen zu erinnern, daß biefem gemäß ferner vers 
fahren werbe. 
Was dagegen bie Zuziehung der, auf dem Gute eingetragenen Glaͤnbiger bei 
folgen Verhandlungen und deren Konfens in die Abſchreibung der, als freies Ei⸗ 
enthum abgetretenen Parzellen betrifft; fo erſcheint diefe Zu iehung nah $. 91. 
it. 2. der Hyp.D. allerdings als erforderlih, ba immer eine Abtrennun unb 
Abſchreibung erfolgt, und nirgends in ben Geſetzen vorgefchrieben ift, daß di die 
Gläubiger bag gefallen —*— muͤſſen, wenn bie Hypothekenbehoͤrden ſich noch 
dazu ohne vorausgegangene ſachverſtaͤndige Unterſuchung überzeugt halten, daß keine 
Werthsminderung erfolge. 
(A. XIV. 755. — 431.) 


Zum $. 9. 


1) Der im 6. 9. in Bezug genommene Zufag 56. des Oſtpreuß. Pro⸗ 
vinzial⸗Rechts [zu SS. 602— 613. A, ER. J. 18.] lautet dahin: 


Die Intereffenten können duch einen nad) Vorſchrift bes A. e. R. Th. N. 2it. 4. 
65. 42—46. abzufafienden Familienſchluß bie Lehnseigenihaft von einer Sache auf 
die andere übertragen, fie einſchraͤnken und mit oder ohne Belegung eines Lehns⸗ 
fiammes gänzlid aufheben, auch Tonft alles, was fie zur Erhaltung ber Familie 

utraͤglich erachten, z. B. die künftige Verſ uldung und Belaftung der Güter, 
Berforgun der Wittwen, Ausftattung der Töchter und Schweſtern, unter ſich ſeſt⸗ 
ſetzen; w ift in allen Fällen zur Gültigkeit des Familienſchluſſes bie Eintragung 


beffelben in das Hypothekenbuch erſorderlich. 
2) Erläuterungen des ©. 9. | 
a) Dekl. des 6. 9. des Ed. v. 9. Oft. 1807. Dom 19. Febr. 1812. 


Bir Friedrich Biljelm 26. finden Uns veranlaßt, zur näheren Beftimmung 
des $. 9. des Ep. v. 9. OH. 1807 hierdurch feftzufegen, daß bie daſelbſt gegebene 
Borſchrift, nach welcher jede Familien» ımd jede Fibeilommiß-Stiftung durch einen 
Familienfchlug beliebig abgeändert oder gänzlich aufgehoben werben fann, auf bies 
enigen —— Subſtitutionen, die bei der erſten Generation ſtehen 
I en, den Rechten der Subilituirten entgegen, nicht angewendet, jebe andere 
ſtdeikommiſſariſche Subſtitution Hingegen, welche über die erſte Geſchlechtskolge hin⸗ 
ansgeht, der Aufhebung durch Familienfhlüffe ohne alle Ruͤckficht unterworfen 
ſein foll. 
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Wir befehlen dieſe Unfere Allerhöchſte Deklaration durch die G. S. zu Jeder⸗ 
manns Wiſſenſchaft und Rachachtung bekannt zu machen. 
Urkundlich ꝛc. on 
Gegeben Berlin, d. 19. Febr. 1812. ‚Briedrid Wilhelm. 
Hardenberg. Kireifen. 
(8.6. 1812. ©. 13.) 


b) R. v. 23. Febr. 1808. Der $. 9. des €. v. 9. Oft. 1807 findet 
auch auf Geld⸗Fideikommiſſe Anwendung. 


Aus Eurem Ber. v. 9. Febr. c. haben Wir des mehreren erjehen, welche Zwei⸗ 
fel über die Anwendbarkeit des Ed. v. 9. Of. 1807 $. 9. in Abfiht der Frage: 
ob glei anderen Bamilien- und Fideilommißftiftungen auch Geldſideikommiſſe durch 
einen Familienſchluß beliebig abgeändert ober aufgeheben werben koͤnnen? in Eurem 
Kollegid entftanden find. 

Die B. v. 9. Oft. 1807 $. IX. fpricht gerabehin von allen und jeven Fibels 
tommiflen, es find daher unter ſolchen auch Geldfideikommiſſe zu verſtehen, und da 
die Allgemeinheit des im Geſetze liegenden Ausdrucks keine andere Auslegung als 
die hier und auch von Cuch angenommene verſtattet: ſo habt Ihr auch hiernach 
die bei Euch vorliegenden, fo wie alle künftigen Bälle anzuſehen. 

(Mathis Br. 6. S. 100., Rabe Bd. 9. ©. 143.) 


c) R. des Juſtizmin. v. 29. Aug. 1809 an das O.L. G. zu Küſtrin, 
betr. die Bedingungen, unter welchen das vormundfchaftliche Gericht nur 
in Aufhebung von Bamilien» und Fideikommiß⸗Stiftungen willigen Tann. 


Friedrich Wilhelm x. Die Berorbnung bes Ed. v. 9. Oft. 1807, 8. 9., 
wonach jede Familien: und jede Fideikommißſtiftung durch einen Familienſchluß bes 
Viebig abgeändert, oder gänzlich aufgehoben werden kann, veranlaßt Uns, aud) bie 
nadjehenben Grunbfäße vorzufchreiben, nach welden die Bormünder minderjähri- 
ger Fideikommiß-Intereſſenten und bie vormundſchaftlichen Gerichte bei Ertheilung 
F sung in die Aufbebung und Abänderung eines Fideikommiſſes zu ver 
fahren haben. 

Sämmtlihe Fibeilommiß:Interefienten find als gemeinfchaftliche Gigenthümer, 
ober vielmehr als Miterben zu betrachten. Es liegt jedoch in ber angeordneten 
Subftitution der Erben ein Berbot der Veräußerung und Teilung, welches na 
Borfchrift des A.L.R. Thl. I. Tit. 17. SS. 119. und 120. die Wirkung hat, da 
fein Mitintereffent von dem anderen, felbft nicht durch Stimmenmehrheit, genöthigt 
werben Tann, in die Theilung einzuwilligen. enn daher 

1) ein Fideikommiß gänzlih aufgehoben werben foll, fo ift die vormunbfchaftliche 
Einwilligung nur dann zu erteilen, wenn nachgewielen wird, daß ber Zuftand 
der minderjährigen. Intereffenten durch die Aufhebung bes Fibeifommifles eine 
merkliche Verbeſſerung erlangt. 

Dieſer Nachweis wird in dem Falle, wo der Vater des minderjaͤhrigen Inte⸗ 
reſſenten der Beſitzer des Fideikommiſſes iſt, ſelten zu führen fein; aber auch in 
allen übrigen Fällen laͤßt fih folder nur in concreto benfen, indem dabei in @r- 
wägung gezogen werben muß, ob die Hoffnung, daß ber minderjührige Intereffent 

ur Succeffim gelangen werde, nah oder entfernt, oder nach dem gewöhnlichen 

aufe der Dinge und nach der darauf beruhenden Wahrfcheinlichteit gar nicht vor: 
handen ift, und ob ein ſolches Abftands- Quantum verlangt werden kann, wodurch 
ber Zuftand des minorennen Intereflenten merklich verbefjert wird. 

2) Soll ein Fideilommiß von einem Grundſtück auf ein anderes transferirt wer: 
ben, fo if hierzu die vormundſchaftliche Einwilligung nur. dann begründet, 
wenn ber durch eine legale Taxe zu ernicende Werth des zu fubftituirenden 
Grundftüds bem Werthe des urſprünglichen Fideikommißgutes minbeftens 
gleichtommt. IA der Werth des zu ſubſtituirenden Grundjtüde größer, fo 
muß bafielbe doch ganz zum Kibeifommiß beftimamt werben, bergeflalt, ba 
nur ber überfhießende Werth dem Beſitzer zur freien Dispofltion eingeräugt 
werben Fann. Ba 

3) Wenn endlich ein Grundflbeilommiß in ein Gelbfibeifommiß verwandelt werben 
fol, fo müſſen diejenigen gefeplichen Vorſchriften analogiih in Anwendung 
fommen, welche eine Veräußerung der Grundfüde eines Bflegebefohlenen des 
bloßen Rubens wegen zulaften. Es ift baher bei einer folhen Verwandlung 
in ein Gelbfiveifummiß in der Regel die Subhaſtation des Fideikommißguté 
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erforberlih, jedoch kann das Yuftizdepartement von ber Nothwenbigfeit ber 
Subhaſtation in dem Falle bispenfiren, wenn entweber ganz befonbere, bei 
einer gerihtlihen Subhaftation nicht zu erwartende Vortheile dem minder; 
jährigen Interefienten verfchafft werden können, ober aber die majorennen In: 
tereffienten den Verkauf aus freier Hand zur conditio sine qua non ber Ber: 
wanblung in ein Geldfiveifommig machen. Denn diefe Verwandlung felbft ift 
ein fo großer Bortheil für alle Fideikommiß-Intereſſenten, daß derſelbe jenen 
” ganz Defonberen Bortheilen, um berenwillen das A. L. R. Thl. II. Tit. 18. 
$. 986. eine Dispenfation von ber Nothwendigfeit der Subhaftation geflattet, 
gleichgefeht werben Tann; _und da biefer Bortheil in dem gegebenen Kalle durch 
die gerichtliche Subhaflation zu erreichen fleht, fo wird die Befugniß bes Juſtiz⸗ 
bepartements, in einem foldhen Falle von ber Nothwendigkeit der Subhaſtation 

u bispenfiren, durch die geſetzliche Vorſchrift $. 586. I. c. begründet. 

8 verficht ſich übrigens von ſelbſt, daß alle übrigen gefebliden Ausnahmen 
von ber gerichtlichen Subhaftation auch in dem Kalle zur Anwendung kommen, 
wenn ein Grundfideikommiß in ein Gelvflveifommiß verwandelt werben Eu. “ 

(Mathis Bd. 8. ©. 339., Rabe Br. X. S. 139.). 


3) Geſetzgebung, betr. die Errichtung der Familien⸗-Schläüſſe bei 
Samtlien » Fideifommiffen, Kamilien - Stiftungen und Lehnen. 

a) ©. v. 15. Febr. 1840 über Familienfchläffe bei Familien⸗Fideikom⸗ 
miffen, Samilienfiiftungen und Lehnen. 

Bir Friedrich Wilhelm ꝛc. verorbnen in Beziehung auf die Errichtung von 
Bamilienfhlüffen bei Bamilien : Fideitommiffen , Familientiftun en und Lehnen nad 
dem Antrage Unferes Staatemin. und nad erforbertem Gutachten Unferes Staats: 
raths, für —* Provinzen der Monarchie, in welchen das A. L. R. Geſetzes⸗ 


kraft hat, was folgt: 
I. Familien: Fibeilommiffe. 

$. 1. Zu Rectögefchäften, welche die Subſtanz eines Familien⸗Fideikommiſſes 
betreffen, fowie zur Aufhebung, Abänderung, Ergänzung ober Erflärung einer 
Fideilommißftiftung if, fofern nicht nach dem gegenwärtigen G. Ausnahmen zu: 
läffig find ($. 15.), ein Familienſchluß erforderlich. 

8. 2. Die Aufnahme, Beftätigung und Ausfertigung des Familienſchluſſes 
Aeht 9 allen Faͤllen dem Kibeifommißrichter ($. 29. Tit. 4. Thl. U. des 

RM.) zu. 

$. 3. Bei der Crrichtung eines Familienſchluſſes (A.L.R. Thl. IL. Tit. 4. 
$$. 42—46.) find nicht allein die im Hypothekenbuche eingetragenen, fondern auch 
bie font vorhandenen Anwarter zuzuzichen. 

$. 4. Der ideil.-Befiger hat mit feinem Geſuche un die Aufnahme des Fa— 
wilienſchluſſes einen Entwurf zu. demfelben, usb ein moͤglichſt volliiändigss und ge: 
naues Berzeichnig der Anmarter einzureichen. u 

$. 5. Als berechtigt zur Theilnahme an der Errichtung bes Familienſchluſſes 
Rund anzunehmen: 

1) Diejenigen Anwarter, 8 ihr Succeſſionsrecht entweder dadurch, daß fie 
im ne eingetragen ftehen, oder durch andere öffentliche Urkunden nad: 
weilen, und | 

2) alle die, welche von dem Fideil.-Beſitzer und denjenigen Anwartern, die ſich 
in dem Termine zur Aufnahme des Familienſchluſſes gemeldet haben, als Mit- 
berechtigte anerfannt werben; dieſe Anerkenntniß macht andere Nachweiſe ent: 
behrl 


$. 6. Tritt außerdem Jemand als Berechtigter auf, fo iſt derſelbe aufzufordern, 
binnen drei Monaten entweber feine Legitimation beizubringen, ober bie erfolgte 
Anfellung und Ginleitung einer Klage gegen diejenigen, welche ihm feine Anerken⸗ 
nung verfagen, nachzuweiſen; unter ber Verwarnung, daß, wenn er auch fpäter 
feine Legitimation darthun follte, der ohne feine Zuziehung errichtete Familienſchluß 
für ihn verbindlich fein werde. 

Die dreimonatliche Friſt beginnt mit dem Tage der Infinuation der Aufforde⸗ 
zung. Die Beflätigung bes Bamilienfhluffes darf erit dann erfolgen, wenn ent 
weber die Friſt verfäumt, oder über die Legitimation rechtskräftig erfannt worden iſt. 

$. 7. Der Fideil.sRichter hat zu prüfen, ob Vermuthungen dafiir fprechen, 
baf außer den Angezeigten noch andere Bibeil.: Berechtigte vorhanden find. 

$.8. Grgeben 16 vergleichen Vermuthungen nicht, ober werben biejelben er⸗ 
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Iedigt, fo genügt zur Feſtſtellung der Regitimation die an Cides Statt abzugebende 
Berfiherung des Fideik.⸗Beſitzers und derjenigen Anwarter, die ſich gemeldet Haben, 
daß en feine anderen Berechtigten, als bie bereits nambaft gemachten, be: 
kannt find. 

$. 9. Werben vorhandene Vermuthungen nicht genügend befeitigt, fo find 

1) alle unbelannte, und 
2) die zwar ihrer Berfon nad, es fei aus dem Hyp.⸗Buche oder fonft, befannten, 
ihrem Leben und Aufenthalte nach aber nicht bekannten Anwarter, leßtere durch 
namentliden Aufruf, 
zu einem Termin mit ber Aufforderung vorzulaben, vor oder in bemfelben ihre Er⸗ 
Härung über den zu errichtenten Familienſchluß abzugeben; unter der Berwarnung, 
dag nach Ablauf des Termins der Ausgebliebene mit feinem Widerſpruchsrechte 
werbe präffubirt werben. 

F. 10. Der Ebiftalternin ift bei einem Gegenflande über 5000 Thlr. an Werth, 
ober wenn biefer fi in Geld nicht fhägen läßt, auf ſechs Monate, außerdem auf 
drei Monate zu beſtimmen. 

In der Ladung muß der Gegenftand des zu errichtenden Kamilienfchluffes genau 
bezeichnet werben. 

Die Bekanntmachung derfelben wird bewirkt: 

1) und einen Aushang an der Gerichtsftelle, und 

2) durch Einrückung in das Amtsblatt und in das Imtelligenzblatt, ober, wenn 
in dem Bezirke des Obergerichts ein Intelligenzblatt nit erfcheint, in eine 
inländifche Zeitung; außerbem bei Gegenftänden über 5000 Thlr. an Werth 
auch noch in eine ausländische Zeitung. 

Die Einrüdung gefhieht von Monat zu Monat. Die Berechnung ber ſechs⸗ 
ober breimonatlichen —*— beginnt mit dem Tage, an welchem der Aushang ange⸗ 
ſchlagen worden iſt. 

F. 11. Nah Ablauf des Termins ($$. 9. u. 10.) und nad Ableiſtung bes 
— von Seiten bes Beſitzers iſt die Praͤlluſion der Ausgebliebenen durch 
ein Erkenntniß auszuſprechen. 

$. 12. Sind nach den Beſtimmungen ber 68. 42. u. f. Tit. 4. TEL IE. des 
A.L. R. von mehreren Bormundfchaftsgerichten Bormünder u beftalfen, oder meh⸗ 
tere bereits beftallte Bormünder, welche unter verfchiedenen Vorm.⸗Gerichten ftehen, 
zuzuziehen, fo foll der Fideik.⸗-Beſitzer befugt fein, baranf anzutragen, daß Ginem 
Vorm.⸗Gerichte ausfchlieglich die Behalfung eines Bormundes und die Genehmigung 
der von bemjelben oder von ben bereits beftallten Bormündern abzugebenden Er⸗ 
Härungen übertragen werde. 

Die Auswahl bes hiermit zu beauftragenden Vorm.⸗Gerichts erfolgt durch ben 
Suftizminifter. ' . 

Die Beſtimmung eines gemeinfamen vormundſchaftl. Gerichtsſtandes findet aber 
nur in Beziehung auf ſolche Pflegebefohlenen flatt, welche fein entgegenfichenbes, 
fondern nur ein gemeinfames Snterefie bei der Sache haben. | 

$. 13. Hat ein zuzuziehender Berechtigter auf die von Seiten des Beſitzers 
an ihn ergangene Aufforderung feine Erflärung fiber den zu errichtenden Familien: 
ſchluß abzugeben unterlaffen, fo fol der Beſitzer befugt fein, Bei dem fibeif.- 
Richter darauf anzutragen, daß ein folder Intereffent, unter Zufertigung des Ent- 
wurfs zu dem Familienſchluſſe, zu einem Termin mit ber Warnund vorgeladen werbe, 

daß, wenn er den Familienſchluß nicht bis zu dem Termin ober in bemfelben 
wiberfpricht, er für zuflimmend werde erachtet werden. 

Iſt diefe Vorladung gehörig erfolgt und verweigert der Vorgelabene mit ſpaͤ⸗ 
teftens in dem Termin mündlich oder fehriftlich feinen Beitritt, fo wird es fo ange: 
fehen, als wenn er ausbrüdlih und ohne Vorbehalt dem Entwurfe des Familien⸗ 
fchluffes beigetreten wäre. ’ 

$. 14. Die Betätigung des Bamilienfchluffes erfolgt, wenn den Borfchriften 
ber 65. 3—13. vollfländig genügt worden, und aud die in dem $. 44. Tit. 4, 
Thl. II. des A.L. R. und in Unferer Ordre v. 5. Sept. 1835 beflimmte Friſt abs 
gelaufen if; einer befonderen Verlautbarung bedarf es Ar 

Bei der Beftätigung muß bes rechtöfräftigen Präkluſions⸗Erk. ($. 11.) auss 
drücklich Erwähnung geihehen. 

$: 15. Gines Familienfeiluffes ($. 1.) bebarf es nicht: 

1) na 3 gan ‚ in welchen verfelbe ſchon nach beſtehenden Geſeten ent—⸗ 
ri ; 
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2) wenn Verfügungen über das Fideik. in Folge einer Rechtsverbindlichkeit ges 
troffen werden follen; ' 

3) zu dem Umtaufche einzelner Gutsparzellen ober Pertinenzien gegen andere 
—* in ſoweit als dieſe letzteren in der naͤmlichen Feldmart, wie das 
But, oder doch in einer unmittelbar angränzenden Feldmark gelegen find; 

4) jur Beräußerung einzelner Gntsparzellen oder Pertinenzien zum Zweck ber 

rwerbung anderer, innerhalb der zu 1. bemerften Gränzen liegenden Grund» 
ſtücke, in fofern dergleichen wirklich erworben und dem Fideik. einverleibt 
werden; 

5) Zur Ausleihung und Ginziehung von Fibeil.-Kapitalien; zur Webertragung von 
Fideil.» Stämmen, fo weit diefe die Gigenfchaft eines Gelb: Fideif. haben, auf 
andere Güter; zur Anlegung von Fibeif. Kapitalien in Grundeigenthum, fos 
fern dieſelben nicht er der Stiftung ale Geld⸗Fideik. erhalten werben müflen; 
infonderheit auch zur Wieberanlegung der nach Abzug der Schulden übrig ges 
bliebenen Kaufgelder eines fubhaftirten Fideifommißgutes zu Fideikommiß. 

$. 16. In allen diefen Fällen ($. 15.) genügt bie Zuziehung zweier Anwarter 
in eben ber Weife, wie es die 88. 87. u. f. Tit. 4. Thl. II. des A. L. R. bei Ber: 
ſchuldung der Yideif.: Einkünfte vorfchreiben; wo jedoch bie beſtehenden Geſetze 
($. 15. Rr. 1.) befondere Borfchriften über das Verfahren enthalten, hat es dabei 
fein Bewenden. 

$. 17. Giebt ein nach 6. 16. zuzuziehender Anmwarter auf bie an ihn ergans 
gene Aufforderung Feine Grflärung ab, fo tritt mit ber, nad Beſchaffenheit der 
Gegenſtaͤnde fi ergebenden Aenderung das im 8. 13. verordnete Verfahren mit 
den bort bezeichneten Folgen gegen ihn ein. 

$. 18. Wenn in den Fällen des F. 15. Nr. 1. 2. und 5. die Anwarter 
wiberfpredden, und die Entſcheidung nicht einer befonberen Behörbe geſetzlich zufcht, 
fo iſt durch Schiedsrichter die Frage zu entfcheiben: 

ob die beabfihtigte Maßregel zweckmaͤßig fei und ohne Benachtheiligung ber 
Interefienten ausgeführt werben Tönne? 

Die Gegner, fle mögen Inländer oder Ausländer fein, find gehalten, hierüber 
bei Schieberichtern Recht zu nehmen. Jeder Theil hat deren einen zu wählen, ber 
Bibeil.»Michter aber hat den Obmann zu beflallen. Zögert ein Theil auf bie an 
ihn ergangene Aufforderung länger ale vier Wochen mit ber Wahl und Benennung 
eines Schleverichtere, jo fällt diefelbe dem Fideik.⸗MRichter anheim. 

Das Berfahren rihtet ſich nah der A. G. O. Thl. I. Tit. 2. 88. 167. u. ff. 
Gegen den Ausſpruch des Schiedsrichters iſt Fein ordentliches Rechtsmitiel zuläffig. 

$. 19. Das in den 88. 17. und 18. vorgefchriebene Verfahren ſoll auch bei 
ber Aufnahme notwendiger Darlehne auf die Einkünfte des Fideik. (55. 80. u. f. 
zit. 4, Thl. II. des 9. 8 MR.) zur Anwendung fommen; infonderheit ift buch 
Schiedsrichter darüber zu enticheiben: 

ob der Fall eines nothwendigen Darlehns nach Vorſchrift des A.L.R. Thl. IE 
zit. 4. 8. 85. vorhanden fei; auch wie hoc ber Betrag eines nothwendigen 
Darlehns ſeſtzuſetzen, und in welden Terminen bie Mitwirkung zu bes 
wirken fei‘). 

U. Bamilien-Stiftungen. 

$. 20. Die in den SS. 1. bis 14. enthaltenen Deflimmungen finden auch Ans 
wendung bei Familienſchlüſſen über Yamilienftiftungen. W 

Eo bebarf jedoch nur der Zuziehung ſolcher bekannten Familienmitglieder, welche 
entweder im Inlande ober in einem ber deutſchen Bundesſtaaten wohnhaft find, 
oder zur Wahrnehmung ihrer Gerechtſame in Beziehung auf die Stiftungsangeles 

nheiten Bevollmächtigte im Inlande beftellt und zu den Stiftungsaften gehörig 

itimiet haben. In Rüdficht aller Uebrigen genügt deren namentliher Aufruf in 
ber Ediftalladung. | 

Kommt es dabei auf die im $. 8. erwähnte Verfiherung an Cides Statt an, 
fo genügt es, wenn biefe von dem Vorſteher der Bamilie (5. 38. Tit. 4. Thl. I. 
bes A.L.R.) abgegeben wird. 

II. Lehne. 


$. 31. In den Fällen, in welchen nad) ben beflchenden Gefehen zu Berfüs 
gungen über Lehne die Errichtung förmlicher Familienſchlüſſe nothwendig if, follen 
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febigt, fo genügt zur Feſtſtellung ber Legitimation die an Eides Statt abzugebende 
Berfiherung des Gideit.-Befipere und berjenigen Anwarter, bie ſich gemeldet haben, 
dag ur feine anderen Berechtigten, als die bereits namhaft gemachten, be; 
fannt find. 

5. 9. Werben vorhandene Vermuthungen nicht genügend befeitigt, fo find 

1) alle unbefannte, und 
2) die zwar ihrer Berfon nah, es fei aus dem Hyp.⸗Buche oder fonft, bekannten, 
ihrem Leben und Aufenthalte nach aber nicht befannten Anmwarter, letztere durch 
namentlichen Aufruf, 
zu einem Termin mit ber Aufforderung vorzuladen, vor oder in bemfelben ihre Er⸗ 
Härung über den zu errichtenden Familienſchluß abzugeben; unter der Berwarnung, 
dag nah Ablauf des Termine ber Ausgebliebene mit feinem Widerſpruchsrechte 
werbe präflubirt werden. 

Der Ediftaltermin ift bei einem Gegenftande über 5000 Thlr. an Werth, 
oder wenn biefer fih in Gelb nicht ſchätzen Iäßt, auf ſechs Monate, außerdem auf 
drei Monate zu beflimmen. 

In der Ladung muß ber Gegenſtand des zu errichtenden Bamilienfhluffes genau 
bezeichnet werben. 

Die Bekanntmachung berfelben wird bewirkt: 

1) dur einen Aushang an ber Gerichtsſtelle, und 

2) durch Ginrüdung in das Amtsblatt und in das Intelligenzblatt, ober, wenn 
in dem Bezirke des Obergerihts ein Intelligenzblatt nicht erfcheint, in eine 
inländifhe Zeitung; außerdem bei Gegenſtaͤnden über 5000 Thlr. an Werth 
auch noch in eine ausländifge Zeitung. 

Die Einrüdung gefchieht von Monat zu Monat. Die Berechnung der ſechs⸗ 
oder breimonatlichen —* beginnt mit dem Tage, an welchem der Aushang ange⸗ 
ſchlagen worden iſt. 

$. 11. Nah Ablauf des Termins (88. 9. u. 10.) und nad Ableiſtung bes 
iligengeibee von Seiten des Beflgers iſt die Bräklufion der Ausgebliebenen durch 
ein Erkenntniß auszuſprechen. 

F. 12. Sind nah den Beſtimmungen ber 68. 42. u. f. Tit. 4. Thl. II. des 
ALER. von mehreren Bormundfchaftsgerichten Bormünder zu befallen, oder meh: 
tere bereits beftallte Vormünder, welche unter verfchiedenen Vorm.-Gerichten ftehen, 
Auugieben, fo fol der Fideif.:Befiger befugt fein, darauf anzutragen, daß Cinem 

orm.s&erichte ausſchließlich die Beſtauung eines Vormundes und die Genehmigung 
der von demſelben oder von den bereits beſtallten Vormündern abzugebenden Er⸗ 
klaͤrungen übertragen werde. 

Die Auswahl des hiermit zu beauftragenden Vorm.⸗Gerichts erſolgt durch den 
Juſtizminiſter. 

Die Beſtimmung eines gemeinſamen vormundſchaftl. Gerichtsſtandes findet aber 
nur in Beziehung auf ſolche Pflegebefohlenen ſtatt, welche fein entgegenſtehendes, 
fondern nur ein gemeinfames Interefle bei der Sache haben. 

$. 13. Hat ein zuzuziehender Berechtigter auf die von Seiten des Beſitzers 
an ihn ergangene Aufforderung feine Erflärung Aber den zu errichtenben Familien: 
ſchluß abzugeben unterlaffen, fo foll der Beſitzer befugt fein, bei dem Fideik.⸗ 
Richter darauf anzutragen, daß ein folcher Interefient, unter Zufertigung des Ent: 
wurfs zu dem Familienfchluffe, zu einem Termin mit der Warnumd vorgeladen werde, 

bag, wenn er dem Yamilinfhluß nicht bis zu dem Termin oder in demfelben 

widerfpricht, er für zuftimmend werde erachtet werden. 

It diefe Vorladung gehörig erfolgt und verweigert der Vorgeladene mit ſpaͤ⸗ 
teftens in dem Termin münblid oder fchriftlich feinen Beitritt, fo wird es fo anges 
fehen, als wenn er ausbrüdlih und ohne Vorbehalt dem Entwurfe bes Familien⸗ 
ſchluſſes beigetreten wäre. ’ 

8. 14. Die Beflätigung des Bamilienfchluffes erfolgt, wenn den Borfchriften 
der $$. 3—13. vollfländig genügt worden, und auch die in dem g. 44. Tit. 4, 
Thl. II. des A.L.R. und in Unferer Ordre v. 5. Sept. 1835 beftimmte Frift ab» 
gelaufen ift; einer befonberen Berlautbarung bedarf es nicht. 

Bei der Beflätigung muß des rechtöfräftigen Präfluftons- Erf. ($. 11.) auss 
druͤcklich Erwähnung geichehen. 

$. 15. ines Familienſchluſſes ($. 1.) bedarf es nicht: 

1) ve a we in welden derſelbe ſchon nad beſtehenden Gefehen ent 
r 
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$. 1. Sammtliche in Unferem Herzogthume Schleſien und in der Graffchaft 
- Bla beſtehenden PA pen Sa Beflimmungen: 
über die Errichtung von Familien⸗Fideikommiſſen und Bamilienftiftungen und 
über die Dauer und rechtlichen Wirkungen fideilommiffarifcher Subititutiomen, 
namentli die pragmatifche Sanktion v. 18. Nov. 1706 und die Def. v. 25. Febr. 
1697 und 22. Aug. 1704, werben bierdurd außer Kraft gefekt. 
An deren Stelle treten fortan die Vorfchriften Unferes A.L.R. nebft den, bie 
. felben abändernden, ergänzenden und erläuternden Beſtimmungen. 
$. 2. Die Borfhrift der pragmatifhen Sanktion v. 30. März 1724, wegen 
der zur Berfchuldung eines Fideik. erforderlichen landesherrlichen Genehmigung foll 
auf die in Unferem A. L. R. TEL. I. Tit. 4. 8. 80. u. f. bezeichneten nothwendi⸗ 
gen Schulden, mit welchen die Einkünfte bes Fideik. belaftet werben dürfen, nicht 
angewendet werben. Ä 
Dagegen fol in Beziehung auf bie Verſchuldung der Subflanz des Fideif. in 
allen den Fällen, in welchen es zu berfelben, nad Maaßgabe des unter dem heu⸗ 
tigen Tage erlafienen Geſetzes über Kamilienfchlüffe bei Familien⸗Fideik. Kamilien: 
ſtiftungen und Lehnen, eines Bamilienfchluffes bedarf, das erwähnte Provinzialgefek 
noch ferner in Kraft bleiben. 
$. 3. In Berüdfihtigung des befonderen Antrages Unferer getreuen Stände 
der Provinz Schlefien fol überhaupt im Herzogthume Schlefien und in der Graf: 
ſchaft Glatz zu allen folchen Der fügungen über Familien - Fideil. und Familienſtif⸗ 
tungen, zu welchen ein Familienſchluß geſetzlich erforberlih ift, auch noch Unfere 
Allerhöchite Genehmigung eingeholt werden. 
Urkundlich ıc. 
Gegeben Berlin, d. 15. Febr. 1840. Friedrich Wilhelm. 
v. Müffling. v. Kamptz. Miühler. 
Beglaubigt: v. Ditesberg. 
(G.S. 1840. ©. 25.) 


ce) Def. v. 11. Juli 1845, betr. die Errichtung von Bamilienfchlüffen 
für Altoorpommerfche und Hinterpommerfche Lehne. 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛc., erflären zur Befeitigung entilandener Zweifel, 
nad; Anhörung Inferer getrenen Stände der Provinz Bommern, fowie der von den 
Iehntragenden Bamilien in Hinterpommern gewählten Deputirten, auf Antrag Un: 
feres Staatemin. und nach vernommenem Gutachten Unferes Staatsrathes, was folgt: 

Bei der Erridtung von Bamilienfchlüffen über Altworpommerfche und Hinter: 
pommerfche Lehne ift nur die Jugiehung der Häupter der vorhandenen Lehns⸗ 
finien, nicht aber auch die der lehnsberechtigten Nachkommen derſelben erfor: 
derlih. Der mit Zuflimmung des Hauptes der Lehnslinie errichtete Familien⸗ 
flug hat auch für die Iehnberechtigten Nachkommen deffelben, mögen ſich diefe 
in der väterliden Gewalt befinden oder nicht, verpflichtende Kraft, felbft wenn 
durch einen ſolchen Bamilienfchluß das im Beſitze des Hauptes der Lehnslinie 
befindliche Zehn in ein Allodium verwandelt wird. 

Urkundlich ıc. j 

Gegeben Sansfouci, d. 41. Juni 1845. Friedrich Wilhelm. 

v. Rochow. v. Savigny. Uhden. 
Beglaubigt: Bode. 
(G. S. 1845. ©. 482.) 


d) G. v. 15. Mai 1852, betr. die Erleichterung gewiffer Dispofttionen 
über Kurmärkifche Leben. 


yr Friedrich Wilhelm ꝛc., verorbnen unter Zuftimmung der Kammern, 
was Yolgt: 

$. 1. Die Borfhriften des ©. v. 15. Febr. 1840, 88. 15—18., fo wie fle 
im $. 21. dafelbit auf Lehne überhaupt für anwendbar erflärt worben, follen auch 
auf die Lehne der Altmark, Priegnitz, Mittel und Udermarf, fo wie ber Kreije 
Deeston und Storkow, unter nachfolgenden näheren Beitimmungen angewendet 
werden. . 

8. 2. Bei den Berhanblungen in ben im $. 15. Nr. 2—5. des G. v. 15. Febr. 
1840 bezeichneten Faͤllen foll es ſtets und ohne Unterfchied, ob bie Ichnsherechtigte 
Bamilie aus einer ober aus mehreren Linien befteht, nur der Zuziehung ber beiden 
nichften Agnaten ober Succeſſionsberechtigten bebürfen. N 
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$. 3. Sind mehr als zwei für die Lehnfolge gleich nahe ftehende Agnaten ober 
Succeffionsberehtigte vorhanden, fo find die beiden von Jahren nach älteften, und, 
infofern nur ein zunädft berechtigter Agnat vorhanden, ift außer biefem aus dem 
darauf folgenden Grade der ältefe Agnat zuzuziehen. 

$. 4. Der Zuziehung diefer Agnaten und Succeffionsberedhtigten ($$. 2. und 
3.) bedarf ed nur dann, wenn fie im Sopothefenbudte des Lehns eingetragen ſte⸗ 
gen und zugleid innerhalb der Grenzen Unferer Monardie oder ber beutfchen 

unbeöftaaten ihren Wohnfig und ben legteren der Lehnsbehörbe angezeigt haben. 
Iſt diefe Anzeige unterlafien, fo hat die Lehnsbehörbe die Angabe diefes Wohnfikes 
yon bem Behnabefiger zu erfordern. Zeigt der Lehnsbefiser an, bag ihm ber 
Wohnſitz nicht befannt fei, und Hat er die Richtigkeit diefer Anzeige an Gidesflatt 
verfichert, jo wird derjenige Agnat und Succeffiondberechtigte, deſſen Wohnfig bier: 
nach nicht zu ermitteln ift, der erfolgten Gintragung in das Hypothefenbud unges 
achtet, als nicht vorhanden angefehen. 

Haben Agnaten und Succeſſionsberechtigte ($$. 2. und 3.), welche zwar im 
Hypothekenbuche eingetragen ſtehen, jedoch nicht innerhalb der Grenzen Unferer 
Monarchie oder der deuiſchen Bundesftaaten ihren Wohnfig haben, im Inlande 
einen zur Abgabe der in den Fällen bes $. 15. Nr. 2—5. des ©. v. 15. Febr. 
1840 erforberlihen Erklärungen genügend legitimirten Bevollmächtigten beftellt und 
davon der Lehnsbehörbe Anzeige gemacht, fo müflen diefe in der Perfon ihres Bes 
vollmädhtigten zugezogen werben. 

Nicht eingetragene Agnaten und Succeffionsberechtigte werben als nicht vorhan⸗ 
den angefehen. 

Sind feine Agnaten ober Succeffionsberedhtigte vorhanden, welde in Gemäßheit 
der vorſtehenden Beftimmungen zugezogen werben müßten, fo ift ber Lehnsbefißer 
zu den im $. 15. Nr. 2—5. bes ©. v. 15. Febr. 1840 aufgeführten Dispofitios 
nen allein befugt. 

5.5. Nah diefen Grundfägen haben die Gerichte fi bei Beurtheilung ber 
Nechtsgültigkeit der in Rede ſtehenden Dispofitionen auch dann zu achten, wenn 
biefelben ſchon vor der Publikation des gegenwärtigen G. getroffen find. 

$. 6. Zu denjenigen Dispofitionen, zu welchen die Lehnsbefiger außerdem durch 
die allgemeinen G. v. 13. April 1841 umd 3. März 18350 befugt find, find auch 
die Beſitzer Kurmaͤrkiſcher Lehne nah Maaßgabe jener NY berechtigt. 

Dei Anwendung des $. 5. des G. v. 13. April 1841 find die obigen Ergän- 
zungen (88. 1. dieſes ©.) maaßgebend. 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben Potsdam, d. 15. Mai 1852. (L. S.) Friedrich Wilhelm. 

v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons v. Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelfhwingh. v. Bonin. 
(G.S. 1852. ©. 290.) 
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4) Publik. der Breslauifchen Oberamts⸗Regierung v. 8. Nov. 1808, 
wegen der perfönlichen Verbältniffe der Landbewohner. 


Bei Gelegenheit einiger zwifchen Gutsherrfhaften und Butseingefeflenen ent: 
flandenen Streitigkeiten, fo wie durch verfchiedene an bie unterzeichnete K. Ober: 
amts-Regierung gelangte Anfragen und Beſchwerden, Hat fi ergeben, daß theils 
noch immer der in den Paragraphen XI. und XII. des Edifts wegen der perföns 
lichen Berhältniffe der Landbewohner v. 9. Oft. 1807 fehr deutlich gemachte Unter: 
ſchied zwifchen erblich angefeflenen und nicht erblich angefeffenen Unterthanen nicht 

ehörig beachtet, theild der im $. XI. enthaltenen Bezeichnung ber Beſitzer von 

Bauergütern eine zu eingefchränfte, dem Sinn und Geift des Gefehes nicht ger 
mäße, Deutung gegeben wird. Die unterzeichnete K. Oberamts-Regierung wieder⸗ 
holt daher, zufolge einer deshalb höhern Orts erlaffenen Deklaration, die bereits 
duch Kurrenden an die Dominia gejchehene Belanntmadhung hiermit dahin: 

1) daß nah $. XI. des bemelbeten Cdilts die perfönliche Unterthänigleit aller 
Butseingefefienen und ihrer Familien, jedoch mit Fortdauer derer auf ihren 
Grundſtuͤcken haftenden ober vermöge befonderer Berträge ihnen obliegenden 
Dienfte und Zinfen, fon mit ber Publifation des Edikts aufgehört habe, und 
bag daher die Gutseingefeflenen mit ihren Weibern und Kindern insbefondere 
nicht mehr dem Zwangsgefindebienft unterworfen find, auch weber eines Gr: 
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laubnißſcheins der Gutsherrſchaſt zu auswärtigen Geſindedienſten, ober zu Gr: 
lernung von Handwerken, noch eines Traufcheins bei ihren Verheirathungen, 
no auch eines Entlaſſungsſcheins bei Niederlaffungen an andern Orten be: 
ürfen; 

2) daß die biexbei im XI. $. des Gdikts gebrauchte Bezeichnung der Beſitzer von 
Bauergütern, nicht blos von en Bauern im engften Berftande, fon: 
dern au von allen übrigen Eingefehienen, welche irgend ein anderes Ruſti⸗ 
falgrundtüdt, 3: rn ee —A— — eine eg ein Auenhaus ıc. 
erblich oder eigenthümlich, erbzinsweife ober erbpachtlich, befigen, zu verftehen 
fei. Apreslan. den 8. Nov. 1808. | 

Königl. Preuß. Breslauiſche Dberamts- Regierung. 


(Mathis, Br. 7. S. 166., Rabe, Br. 9. ©. 311.) 


2) Publik. v. 8. April 1809, betr. die, Durch dad sub dato Memel 
den 9. Oft. 1807 ergangene Edikt, erfolgte Auflöfung der perfönlichen Erb» 
untertbänigfeit in der Provinz Schleften und in ver Grafſchaft Glatz. 


Se. Königl. Maj. von Preußen ꝛc. ꝛc. haben mißfaͤllig in Erfahrung gebradht, ‘ 
dag über die richtige Deutung der dur das sub dato Memel den 9. DH. 1 

über den erleihterten Befig und freien Gebraud des Grundeigenthums ergangene 
@pikt, in den $$. 10. 11. und 12. erfolgten Auflöfung ber perfönlichen Erbunter⸗ 
thänigleit der Landbewohner, in der Provinz Schlefien verſchiedentlich Zweifel ob⸗ 


ten. 

Allerhöchftbiefelben verorbnen daher, zur Befeitigung ber zwifchen Gutsbefigern 
und mehreren Dorfgemeinden an verfchiebenen Orten daraus entitandenen Irrun⸗ 
gen hiermit Folgendes: 

$. 1. Jeder Ginwohner eines Dorfes, welcher ein Ruftilal: Grunditüd befitzt, 
ift, der erfolgten Aufhebung der perfönlidhen Unterthänigfeit ungeachtet, nad) wie 
ver verbunden, alle und jede auf feinem Befitzthume haftende gutsherrliche Dienfte, 
Zaften und Abgaben, namentlidy alle Hand» und Spanndienfte, besgleichen auch alle 
Geld⸗, Getraides und fonftige Natural: Zinfen und Leiſtungen in ber nämlichen 
Art, wie er folde dem Gutaheren, nah Inhalt feines Raufbriefes, oder nach Aus: 
weis des Urbarii oder Kraft rechisgültiger Verträge und Obfervanzen zeither zu 
leiften und zu entrichten verpflichtet war, auch in Zukunft fernerhin ohne Wiber: 
rede zu leiften und prompt zu entrichten. 

$. 2. Ueberall, wo bei Befigveränderungen der Käufer einer ſolchen Ruſtikal⸗ 
ſtelle fogenanntes Laudemium, Marktgrofchen oder eine ähnliche Abgabe vom Kauf: 
werthe des Grundſtücks, dem Gutsheren als Inhaber der Gerichtsbarkeit zeither 
zu entrichten verbunden war, ift berfelbe ſolche auch fernerhin unmeigerlih zu ent- 
richten verbunden. 

$. 3. Jeder, mit ber Patrimonials Gerichtsbarkeit belichene Qutsherr hat, in 
fo lange, als wegen Verwaltung derfelben nicht etwas anders verordnet worden, 
auch Hinführo das Recht, von allen feiner Gerichtsbarkeit unterworfenen Dorfbes 
wohnern, wenn biefelben außerhalb Landes in fremde Staaten ziehen, das foge: 
nannte Abzugs⸗ ober Abfahrtsgeld mit 10 p&t. vom Vermögen des Auswandern» 
ben, beögleichen auch von allen aus ſeiner Gerichtsbarkeit ins Ausland fallenden 
Erbſchaften, landũblichen Abfchoß, unter der im $. 152. des erſten Anh. zum A. L. R. 
vorgeſchriebenen Ginfchränkung, zu fordern. 

$. 4. Meberall, wo es zeither noch flattgefunden haben dürfte, ift auch ber 
Gutsherr fernexhin berechtigt, von den auf feinem Gute wohnenden Handwerkern 
herfömmlihen Handwerks zins, insbefondere alfo auch Weberzins, jedoch infofern 
nur zu fordern und zu erheben, als berfelbe bie Befugniß dazu durch rechtsgültige 
Privilegien ober durch ben ungeſtoͤrten Befitz ſeit bem Jahre 1740 rechtlich darzu⸗ 
thun im Stande iſt. 

$.5. Es ſtehet auch jedem Gutébeſitzer, inſolange nicht wegen Verwaltung 
ber Patrimonial⸗Gerichtsbarkeit etwas anderes verordnet worden, in Zulkunft ferner 
die Befugniß zu, von allen auf das Gut anziehenden Schutzverwandten, namentlich 
von den Tegenannten Hausleuten und Inliegern, besgleihen aud von Ausgedin⸗ 
ern, als Beihülfe zu ben Laflen ber Gerichtsbarkeit ein jährlihes Schußgelb zu 
ordern. 
$.. 6. Dagegen find durch die in den 88. 10. 14. und 12. des sub dato Me: 
mel den 9. Oft. 1807 ergangenen Epdifts erfolgte Aufhebung ber perfönlihen Erb: 
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untertänigfeit bee Dorfbewohner herfließende Gerechtſame ber Butsbeflder für 

zugleich mit aufgehoben zu achten. 
$. 7. Yür völlig aufgehoben find daher zu achten: 

a) das den Gutsherren zugeftandene Recht, für bie Loslaſſung aus der Erbunters 
thänigfeit, perfönliche und dingliche Loslaffungsgelder (Iytrum personale et 

. reale) zu fordern; 

b) das Recht des Butsheren, zu verlangen, daß alle Kinder ber zeitherigen Un⸗ 
terihanen drei Jahre lang gegen das Zwangsgefindelohn auf dem herrfchaft- 
lihen Hofe dienen; 

c) das Recht, von denjenigen Unterthanen- Rindern eine Geldentſchädigung zu for: 
dern, welche die (sub b.) erwähnte Bwangsgefindedienfte nicht in Perſon ges 
leiftet haben; _ 

d) das Recht, die Kinder ber zeitherigen Unterthanen und Schußverwandten auch 
nad beendigtem dreijährigen Zwangsgefindedienfte zu nöthigen, daß fie dem 
Gutsherrn auf dem Hofe, oder aud) den Hof- und Dreſchgärmern, welden 
bie Gutsherrſchaft felbige als Gefinde überläßt und zuweiſet, gegen bas foges 
nannte Fremdenlohn fernerhin zwangsweiſe dienen müflen; 

e) das Net, von den answärts dienenden Unterthanen, für die Erlaubniß, au⸗ 
am bes Dorfes fih Unterhalt zu fuchen, ein beflimmtes Schutzgeld zu 
ordern ; 

f) das Net, von den fogenannten Schußunterthanen, außer dem $. 5. ben 
Gutsherren einzuheben nachgelaſſenen Schutzgelde, noch gewiſſe obfervanz- 
mäßige Dienſte zu fordern und zu verlangen, daß ſie der —E vor⸗ 
zugsweiſe dienen müſſen. 

Hierbei verſteht es ſich jedoch dagegen auch von ſelbſt, daß die Gutsherr⸗ 
ſchaft dergleichen Schutzunterthanen auch fernerhin nicht die denſelben zeither 
etwa zugeſtandenen Vortheile, wie, beiſpielsweiſe, an verſchiedenen Orten mit 
Raff- und Leſeholz der Fall geweſen iſt, weiter zukommen laſſen darf; 


g) das Recht, jedweden Unterthan nah zurückgelegtem 24. Jahre zur Annahme 
einer een Stelle im Dorfe zu nöthigen; 
h) das Recht, zu beitimmen, welches unter mehreren Kindern bie von den Eltern 


nadhgelaffene bäuerliche Stelle in der Erbſchaft übernehmen folle; 

i) das Recht, auf Ermäßigung des von dem Erblaſſer eines robothpflichtigen 
Grundſtücks in feinem lebten Willen angeblich zu Hoch veranfchlagten Werths 
der Stelle anzutragen., 

Alle vorftehend aufgeführte zeitherige Rechte der Gutsherren, als Folgen und 
Ausflüffe der Cigenbehoͤrigkeit, müffen mit der Grbunterthänigkeit zugleih für aufs 
gehoben geachtet werben. 

Es verfteht fi) aber von ſelbſt, daß dieſe Mechte, in Hinſicht derjenigen Unter: 
thanen, welche es erft mit dem Martinitage 1810 zu fein aufhören, auch fernerhin 
bis zu niefem Zeitpunfte von dem Gutsherrn in Ausübung gebracht werden können 
und follen. 

$. 8. Zur Veräußerung und Berpfändung eines erb⸗ und eigenthümlich, erb⸗ 
pacht⸗- oder erbzindweife befibenden Grundflüds und zur Belegung des Guts mit 
Dienftbarfeits: und andern fortwährenden Laften, bebarf ber baͤuerliche Grundbe⸗ 
fitzer, no erfolgter Auflöfung ber Erbunterthaͤnigkeit, des autsherrlichen Konſenſes 
weiter nicht. ' 

6. A Kein Dorfbewohner, fobald derfelbe aufgehört Bat, erbunterthänig zu 
- fein, ift fortan zur vorhabenden Berheirathung und eben fo wenig zur Erlernung 
eines ' bürgerlichen Gewerbes die herrſchaftliche Genehmigung nachzuſuchen ver: 
bunden. 

F. 10. Dagegen ift jeder Dorfbewohner dem Gutsherrn, insbefondere als Ins 
haber ver Givils und Polizei: @erichtsbarkeit, fo lange noch hierunter Feine andere 
Einrihtung getroffen worben ift, alle Folgſamkeit und pünftlihen Gehorſam ferners 
bir zu bereiten ſchuldig, und deshalb auch hinführo verbunden, ſich mittel Hand» 
ſchlag dazu —A zu verpflichten. 

F. 11. Es iſt daher auch jeder Dorfeinwohner, welcher, inſofern er aufgehört 
hat, erbunterthaͤnig zu ſein, ſeinen Wohnort verlaſſen will, um ſich ſein Unterkom⸗ 
men im Lande anderwaͤrts zu ſuchen, ben ſchon beſtehenden Polizeigeſetzen gemäß 
verbunden, das zum Ausweis feiner Unverbächtigkeit erforderliche Zeugniß bei dem 
Butsheren, als Inhaber der dermaligen Poltzeigerichtsbarfelt des Ortes, den er 
verlaſſen will, nachzuſuchen. 
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8. 12. Die wedhfelfeitigen Rechte und Pflichten der Dienſtherrſchaften und des 
Sanbgefinbes müflen auch Hinführo nad) den bereits beſtehenden Vorfchriften des 
HER. TH. II. Tit. V, infoweit ſolches auf das Randgefinde Anwendung finden, be: 
urtheilt werben. In Rüdfiht des ben Gutsbefitzern gegen faules, unorbentliches 
und widerſpenſtiges Gefinde zuſtehenden Züchligungsrechtes, foll es aud vor der 
Sand bei den gefeglihen Beltimmungen des 4. £&.R. Th. II. Tit. VIL $. 227— 
230. und des $. 125. im erſten Anh. zum A. L. R. fernerhin fein Bewenden bes 


en. 

Nach vorſtehenden Beftimmungen Haben fi denn auch für die Zufunft Guts⸗ 
Herren und Dorfsgemeinden in der Provinz Schleflen und in der Grafihaft Glas 
auf das allergenauefte zu achten. 

Seine Königl. Maf. wollen dem zufolge auch zuverfichtlich gewärtigen, daß keine 
Dorfgemeinde fih es jemals noch unbefonnener Weife beitommen laflen wird, dem 
Butsheren die Ableitung der auf den robotäpflichtigen Ruſtikalſtellen baftenden 
Dimftleitungen aller Art, insbefonvdere der Hand: und Spanndienite, desgleichen 
auch die Entrichtung der ſchuldigen Geld⸗, Betraide: und Naturalzinfen, wie fie 
auch immer benannt fein mögen, ungehorfamlich zu verweigern. 

Seine Königl. Maj. ermahnen fümmtlihe Dorfgemeinden zur unmweigerlichen, 
pünftlihen Erfüllung und Leiftung aller ihnen, vermöge des Beſitzes robothpflichtis 
ger Srundftüde, obliegenden Berbindlichkeiten, Dienfte, Laiten und Abgaben auf das . 
ernftlichfle und befehlen benfelben, insbefonvere aber auch dem Landgefinve, ad 
brücklichſt, die ihnen obliegenden Dienfte treu, fleißig und unverbroffen zu verrich⸗ 
tn, unb niemals die Ehrerbietung und den Gehorfam, welche jeder Untergebene 
feinem Borgefegten, noch auch die Folgſamkeit und Treue, welche jeder Dienfibote 
feiner Dientherefihaft zu bezeigen ſchuldig ift, aus den Augen zu feßen, wenn fie 

ch anders Seiner Maj. Gnade und fortgefeßten Fürforge für das Befte der Lands 
bewohner wahrhaft würdig machen wollen. 

Diejenigen, welche fih nichts deſto weniger beikommen laſſen follten, den Guts⸗ 
erren bie Ableiflung der fehuldigen Dienfte zu verfagen, und der von Seiner Maj. 
Berlandesgerichten und Regierungen agren dieferhalb zugehenden Weifungen und 

Belehrungen ungeachtet, die öffentliche Ruhe, Sicherheit und Orbnung frecher Weife 
zu flören, follen als Unruheftifter und unwürdige Bürger des Staates nad) ber 
ganzen Strenge des Geſetzes beftraft werden. So gefchehen und gegeben zu Kö: 
nigeberg, d. 8. April 1809. 
(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 

Graf zu Dohna. Beyme, 
(8. €. C. Tom. XII. ©. 817., Hoffmanns Mepertorium Th. 3. ©, 159,, 
9. Kamptz Jahrb. Bd. 3. S. 199., Rabe Br. 10. ©. 79.) 


Dazu (zum $. 8.): 


R. des K. Min. des J., Abth. I. (Köhler) v. 23. Nov, 1821, an den 
Magiftrat zu Berlin. Nichterforvernig der Konfens » Ertheilung der Grund» 
berrfchaften zur Erwerbung ländlicher Grundſtücke. 


Die von der Reg. zu Potsdam dem Magiftrat auf deſſen Anfrage über bie 
Konfens: Ertheilung der Grundherrfchaften zur Erwerbung ländlicher Grundſtücke 
unterm 13. v. M. ertheilte, und von demſelben mittelft Berichts v. 2. d. M. eins 
gereihte Refolution (Anl. a.) findet das unterz. Min. völlig begründet, nnd muß 
baflelbe ben Magiftrat lediglich darauf zurückverweiſen. 

* Mebrigens wird Derfelbe aus dem abfchriftlih angefchloffenen R. des Herm 
Suftizmin. v. 31. Aug. v. I. an das Fürftenthumsgericht u Tradpenberg in Schles 
fien (Anl. b.) entnehmen, daß bereits in andern Fällen gleiche ntſcheidungen ers 
folgt find, darin auch Seinen fpeciell aufgeftellten Zweifel gesen die Suloflung eines 
feüher wegen Verbrechen beftraft geweſenen Subjefts zur Acquifition folder Grund⸗ 
Rüde völlig erledigt finden. Berlin, den 23. November 1821. 

Minifterium des Innern. 
Erſte Abtheilung. Köhler. 


Anl, a 
Bir erteilen einem Wohlloͤblichen Magiftrat bie unterm 28. 9. M. in Anre⸗ 
gung gebrachte Refolution auf ben Bericht v. 13. Juli d. I. dahin, daß der 51. 
des Landes Kultur⸗Cdikts v. 14. Sept. 1811, in Verbindung mit der Beſtimmung im 
Sandes-Rultur-efchg. Bd. I. 6 
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$.8. ber 8. v. 8. April 1809, über den in dem erwähnten Berichte vorgetragenen 
Gegenitand einen Zweifel läßt, indem ber $. 1. des zuerſt gebadhten Epikts ſich 
anz beitimmt dahin ausläßt, dag jeber Grundbefiger ohne Ausnahme befugt fein 
Ar über feine Grundflüde in fofern frei zu verfügen, als nicht Rechte, welde 
Dritten darauf zuftehen und aus Fibeifonmiflen, Majoraten, Lehnsverband, Schulb- 
verpflichtungen, Servituten und dergleichen berrühren, dadurch verlegt werben, daß 
dem gemäß auch mit Ausnahme diefer Bälle, jeder Bigenthümer fein Gut ober fei- 
nen Hof durch Ankauf oder Verkauf oder font auf rechtlihe Weife willkürlich vers 
ößern und verkleinern, die Zubehörungen an einen oder mehrere Erben überlafien, 
% vertaufchen, verichenfen, oder fonit nach Willführ im rechtlihen Wege damit ſchal⸗ 
ten kann, ohne zu einer biefer Veränderungen einer befondern Genehmigung zu ber 
dürfen.. Auch Hat fich der Geſetzgeber im $. 8. der DB. v. 8. April 1809 ganz im 
Sinne diefer Beſtimmung ausgefprochen, indem biefer $. ausdrücklich feitfept, daB 
der bäuerliche Grundbeſitzer nach erfolgter Ablöfung der Örbunterthänigfeit, zur 
Beräußerung und Verpfaͤndung eines erb⸗ und eigenthümlih, erbpadht- ober erbs 
zinsweife befidenden Brundfüds und zur Belegung des Guts mit Dienftbarkeitss 
und andern fortwährenden Laften, des gutsherrlichen Koufenfes weiter nicht bedarf. 
Die Gutsherrſchaft als folhe Hat daher Fein Recht zu verlangen, daß bei Ber: 
äußerung von laͤndlichen Grundftüden der gebachten Art ihre Einwilligung nachger 
ſucht werde, es mag babei eine ‚Barzellirung fattfinden ober nicht, ba fie bei ber 
erfieren zwar ihre Erklärung, nicht aber als Gutsherrſchaft, ſondern gewöhnlid als 
Apgabenberedhtigte, abzugeben Hat. Dagegen unterliegt es Eeinem Ziveifel, daß bie 
Herrſchaft, in der Qualitaͤt al6 PolizeisÖbrigfeit, von ſolchen Veränderungen Kennts 
niß haben muß, und daß zur Niederlafiung eines ſolchen neuen Wirths ihre Er⸗ 
Iaubuiß erforderlich if, wie dies der $. 10. und 14. der B. v. 8. April 1809 
ganz beſtimmt vorjchreibt. 

ie von Einem Wohllöblihen Magiſtrat nachgeſuchte Deklaration über ben bier 
erwähnten Gegenftand ſcheint uns daher bei der beflinmten Faſſung der hierauf 

Bezug habenden Befegesitellen nicht nothwenbig. Potsdam, den 13. Oft. 1821. 

Königl. Preuß. Regierung. 
fie Abtheilung. 


An 
Ginen Wohlloͤblichen Magifirat zu Berlin. 


. Anl. b. 

Der Chef der Juſtiz hat die Gründe erwogen, welde das Fürftenthumsgericht 
zu Tra henverg in dem Bericht v. 20. Mai d. I. über die Frage entwickelt Hat: 
„0b die Dominien befugt find, einem wegen begangenes Verbrechen geitraften 

Untertfan nad ausgeftandener Strafe bie Aufnakme als Drojhgärtner zu 
verweigern?” 
Menn je glei das anfcheinende Gewicht der Folgerungen, welche aus jenen Grün; 
den zur Rechtfertigung der aufgeitellten bejahenden Meinung gezogen worden, nicht 
ganz verfennen läßt, 7 reichen fie doch bei näherer Prüfung nich aus, um ber für 

die Dominien in Anfprud genommenen Befugnig das Wort zu reden. - 

Die Drofchgärtner gehören nach der fchlefifchen VBerfaffung auf Feine Weife zum 
Hofgefinde im eigentlichen Sinne des Wortes, vielmehr find fie die fogenannten 
Heinen Leute, Bübner, Tagelöhner, welche für ihre Dienfte entweder durch ange: 
wiefene Laͤndereien, oder durch Aequivalente in Körnern, Geld und befonders ber 
fogmannten Mantel abgelohnt werden. 

So fchildert fie Bater in feinem Repertorium der fchlefifchen Berfaffung, und 
fo werden fie in dem Edikt v. 14. Sebt. 1811. - 

„die Regulierung der bänerlichen ıc. Verhältniffe betreffend“ 
$. 97. sub A. und B. bezeichnet. 

Wenn dabei zugleich bemerkt wird, 

„daß fle ale Vorwerksgefinde betrachter werben müßten,“ 
fo beziehet ſich ſolches nur auf ıhr Cienſtverhaͤltniß als Drofchgärtner und verdis 
dert in ihrer anerkannten Digenfchaft als freie Cigenthümer ihrer Stellen nichte. 

Was alfo Seitens des Fuͤrſtenthumsgerichts vom Geſinde prädiciret wird, paßt 
auf den vorliegenden Fall nicht. Auch waltet ein großer Unterfchied zwifchen deu 
Herrenrechten über diebiſches Gefinde, durch beffen Beibehaltung bie Herrfchaft in 
Gefahr fonımt, umd zwifhen ihren Befugniſſen gegen die mit dienſtpflichtigen Stels 
-Jen verfehenen Droſchgärtner ob. Die Abſicht und Wirfung des Geſectzes v; 


- 
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14. Sept. 1814, wodurch fie als Cigenthuͤmer ihrer Stellen erllaͤrt und ihnen das 
freie Beräußerungereht berfelben beigelegt wird, wirbe mit der entgegengefehten 
Meinung nicht wohl verträglich fein. 

Die Vorſchriften des A. ER. TH. II. Tit. VII. $. 259. seq., worauf ſich das 
Fürſtenthumsgericht ferner bezichet, Eönnen jetzt, nachdem das vormals beftandene 
Unterthanenverhaͤltniß gän fid aufgehoben it, nicht mehr zur Anwendung kommen, 
und daher auch den Butöherren feine Ginmifhung in die freien Veräußerungsbe- 
fugniffe der eigenthümlichen Stellen vormaliger Unterthanen zugeftanden werden. 

Aus der Juriediktion und polizeilichen Aufſicht, fo weit foldhe den Gutsherren 
34 gebührt, laßt ſich endlich jene Befugniß ebenfalls nicht folgern. Ge iſt kein 
Geſetz vorhanden, welches einem beſtraften Verbrecher das Recht abſpraͤche, nach 
ausgeſtandener Strafe zur eigenthümlichen Erwerbung eines Grundſtuͤcks auf dem 
Lande, fo wie zur Ausubung fonfliger Gerechtſame zugelaſſen zu werben. 

Er Hat die Vermuthung der moralifhen Beſſerung für fi, und in dieſrr Bef- 
ferung foll ihn — bei dem Rüdtritt in die bürgerlihe Gefellihaft — der Wieder 
genuß jener Gerechtſame befeftigen. 

Eine Beſchraͤnkung hierunter würbe eine merklihe Verſchaͤrfung der Strafe in- 
volviren und daher in ben eintretenden fpeziellen Fällen duch richterliches Grfennt; 
niß feltgeflellt werben müflen. 

Dies find die Gründe, welche ben Chef ber Juſtiz beftimmen, ſich mit der in 
ber Refol. v. 5. Mai d. I. geäußerten Anſichi des ». 2.®. zu Breslau einver 

fanden zu erflären. Berlin, den 31. Auguft 1820. 
Der Juſtizminiſter. v. Kircheifen. 


An 
das Füuͤrſtlich Hatzfeld'ſche Fürſtenthumsgericht 
u Trachenberg. 
(A. V. —R — 4. 31.) 


3) Publik. v. 24. Oft. 1810, betr. die Auslegung des Ev. v. 9. Oft. 1807. 


Bon Gottes Gnaden Friedrich Wilhelm, König von Breußen ac. ıc. Wir 
vernehmen, dag das Gb. v. 9. Oft. 1807 wegen Aufhebung der Grbunterthänigfeit 
in Abficht der gutöherrfihen Gefälle und Leiltungen, beſonders in Schlefien, no 
an einigen Orten mißverfianden werde, inden man hie und ba glaubt, daß mit dem 
1. Nov. d. 3. die Verpflichtung zu Dienften und jenen Abgaben aufhöre. Wir 
finden Uns dadurch veranlagt, Hierdurch nochmals zu erflären, daß mit dieſem Zeit: 
punfte bloß diejenigen Verpflichtungen aufhören, welche in jenem Cdikt als zur 
Butsunterthänigfeit gehörig ansdrücklich und namentlich bezeichnet, und in ber be: 
fonders für Schlefien v. 8. April d. 3. ergangenen Verordnung ganz beftinmf ge: 
nannt find; daß aber alle übrigen Abgaben und Lajten, welche aus dem gutaherr⸗ 
lichen Verhaͤltniß entfpringen, in allen Provinzen Unferer Monarchie fortbauern, 
und deshalb insbefondere diejenigen Raturaldienfte, welche unter dem Namen Spann: 
und Hanbbienfte, Frohnen, Schaarwerfspienfte und Robothen befannt find, ferner 
unweigerlich fo lange geleitet werden müflen, bis fich die Gutöherren und Bauern 
wegen ber Aufhebung, gegen eine angemeflene Entichäbigung in Geld, Körnern ober 
Land, vereinigen. 

Sollten dem ungeachtet dieſe Dienfte oder foldhe Gefälle, die nicht ausdrücklich 
aufgehoben find, verweigert werben, fo werden bie Widerfpenftigen ohne Nachſicht 
beſtraft und mit Nachdruck zu Ihrer Schuldigkeit angehalten werden. 

Sigaatum Potsdam, d. 24. Oft. 1810. Friedrich Wilhelm. 

Hardenberg. 

(Mathis, Bd. 9. ©. 431., Rabe, Br. 10. ©. 437.) 


4) In Betreff der Aufhebung der gewerblichen Abgaben und Lets 
Rlungen ($. 4. des Publif, v. 8. April 1809) vißponiren: 


a) Das Gewerbe-Steuer-Er. v. 2. Nov. 1810. $. 30. 

Alle bisherigen Abgaben von den Bewerben, infofern fle die Berechtigung zum 
Betriebe defielben betreffen, als: Konzeffionsgeld, Nahrungsgeld von Fataftrirten 
Stellen, ober unter welchen Benennungen fie fonit vorkommen, He mögen allfährli 
oder ein Mal für alle Mal an Unfere Kaffe, Kämmereien oder an Grundherren 
entrichtet werben, hören mit Binführung der Gewerbefteuer auf. Chen dies ift der 
Fall mit den Paraphen:Geldern. 

.G. S. 1810. ©. 86.) 64 
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b) Dekl. des 6. 30. des Bewerbefteuer-Befehes v. 2. Nov. 1810, d. d. 
vd. 19. Fehr. 1832. | 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. 20. Die Verſchiedenheit ber Anfihten, weldhe 
über die Natur grundherrliher Abgaben bei Anwendung bes $. 30. des Gewerbes 
ſteuer⸗Geſetzes v. 2. Nov. 1810 flattfindet, erfordert zur Befeitigung der dadurch 
entflehenden Ungewißheit der Rechte und zur Verhütung von Prozeſſen eine nähere 
Beftimmung; weshalb Wir auf den Antrag Unferes Staatsemin., nach erforbertem 
Gutachten Unferes Staaterathes, verorbnen: 

$. 1. Abgaben, welde auf einem Grundſtücke haften und von jedem Beſitzer 
beffelben entrichtet werden müflen, e8 möge das Gewerbe, zu welchem das Grund⸗ 
Rüd beſtimmt iſt, betrieben werben ober nicht, gehören nicht zu den Abgaben von 
Gewerben, welche nad $. 30. des Gewerbeſteuer⸗Geſetzes v. 2. Nov. 1810 mit 
Ginführung der Gewerbefteuer aufhören follen. 

$. 2. Wenn bei einer mit Grundbeſitz verknüpften Abgabe nicht auszumitteln 
it, ob fie eine Grundabgabe fei, oder ob fie die Berechtigung zum Betriebe des 
Gewerbes betreffe, fo wird das eritere vermuthet. 

6. 3. IR eine Abgabe gemifchter Natur, fo daß fie ſich theile auf den Grund⸗ 
befig, theils auf einen Gewerbebetrieb bezieht, fo bleibt die Abfonderung, bei mans 
gender Einigung der Intereffenten, dem richterlihen Ermeffen überlaffen. Hat der 
Grundherr wegen einer folden zu theilenden Abgabe Gegenleiftungen an ben Ab: 
gabenpflichtigen gehabt, fo fullen bei der Abfonderung diefe Gegenleiſtungen berüd- 
fihtiget werden. 

$. 4. In einem über die Natur der Abgabe entfiehenden Prozeſſe fol, wenn 
der Verpflichtete von der ferneren Leiftung berfelben, als einer @ewerbeabgabe, ents 
bunden wird, auf den Grfaß ber vor Binleitung des Prozeſſes an den Berechtigten 
etwa geleifteten Abgabe nicht erfannt werden, es müßte denn bie Zahlung entweder 
mit Vorbehalt, oder in Folge einer durch Widerſpruch gegen die Berpflihtung vers 
anlaßten Exekution geleiftet worden fein. 

$. 6. In den feit Verkündigung des &. v. 2. Nov. 1810 über bie in Rebe 
fiehenden Abgaben ergangenen rechtsfräftigen Erkenntniſſen, imgleihen in den, dar⸗ 
über in jener Jeit unter ben Betheiligten getzoffenen, rechtsgültigen Abkommen, wird 
durch die gegenwärtige V. nichts geändert. 

Urkundlich ꝛc. ꝛc. 

Gegeben Berlin, d. 19. Febr. 1832. Friedrich Wilhelm. 

Karl, Herzog von Mecklenburg. v. Schuckmann. Maaſſen. v. Kamph. 


Beglaubigt: Frieſe. 
(G.S. 1832. S. 64.) slaubig 


Dazu: 


N. d. K. Juſtizmin. v. 7. Febr. 1834, betr. die Auslegung des $. 1. 
der Dekl. v. 19. Febr. 1832. 


Der 8. 1. der Dekl. v. 19. Febr. 1832 ftellt zwei Bedingungen auf, unter 
denen eine Abgabe nicht für Zine Gewerbe: Abgabe anzufehen fei, und vereinigt 
beide Bedingungen durd die Kopulation und, fo daß beide Bedingungen zugleich 
vorhanden fein müflen, wenn die Beilimmung bes $. 1. eintreten fol, während, 
wenn ua nur eine berfelben fehlt, die Beſtimmung $. 1. nicht eintritt. Dies if 
bier der Gall. Die erfie Bedingung: daß die Abgabe auf dem Grundſtück hafte, 
iſt durch die hypothekariſche Eintragung vorhanden, wogegen ber Nachweis: daß bie 
Abgabe von jedem Beſitzer, felbit wenn er nicht das Gewerbe treibe, entrichtet 
werden müf — e, von Ihnen nicht geführt iſt. 

Ew. ꝛ⁊c. berufen fich zwar deshalb darauf: 

1) daß ber Zins eingetragen fei, alfo von jedem Beflger gezahlt werben müffe. 
Aber einmal ift diefe Bedingung und die Gintragung nicht identiſch, was 
ſchon daraus folgt, daß fie als befondere zweite Bedingung neben ber eriten 
Bebingung, daß die Abgabe auf dem Brundftüde hafte, getwennt bezeichnet 
wird, während, wenn unter ber zweiten Bedingung nur bie aus ber Gintra- 
gung folgende Berpflihtung gemeint wäre, es ihrer befonderen Erwähnung 
neben der erften Bedingung gar nicht beburft Hätte. Zum Andern folgt dar⸗ 
aus, daß die Berpflihtung: Schanf: und Badzins zu zahlen, im Hypothelens 
buch vermerkt ift, noch keinesweges die Verpflichtung, diefen Zins auch dann 
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zu zahlen, wenn man das Gewerbe nicht treibt, fonbern nur die Zahlungs: 
Pkidt eines jeben Beſitzers, welcher das Bewerbe'treibt. 

2) Berufen Sie fi darauf: daß ber Zins gezahlt ſei, obgleich feit langen Jah: 
ren das Gewerbe nicht getrieben worden. Aus biefer Zahlung allein folgt 
aber noch feinesweges die Verpflichtung, den Zins auch dann zu zahlen, wenn 
man das Gewerbe nicht treibt, fondern nur: daß es geſchehen fe. Die Ber- 
pflihtung muß fih auf ein entgegenflehendes Recht beziehen, welches nur 
durch Vertrag oder Berjährung begründet werben kann. Das Dafein 
eines Bertragsuerhältniffes behaupten Sie nit. Bon einer Afquifitivverfäh: 
rung biefes tes kann aber nicht die Rebe fein, da Sie zwar behaupten, 
daß der Zins feit 40 Jahren bezahlt fei, nicht aber angaben, feit welcher Zeit 
berfelbe, ohne daß das Gewerbe ererzirt if, gezahlt worden, und nur hierauf 
würbe es ankommen fönnen; denn die Berpflihtung an fih, den Zins zu 
gahlen, wenn das Gewerbe betrieben wurde, ift-anerfannt, und beburfte es 

iner Verjährung zur Erwerbung bes Rechts, aber das Recht, den Zins zu 
fordern, wenn das Gewerbe nicht betrieben wurbe, iſt nicht eingeräumt, und 
nur dieſes bebarf eines Beweiſes der Verjährung, daß nämlich der Zins wähs 
rend 30 Jahren gefordert und bezahlt worden, obgleih in diefen 30 Jahren 
bas Gewerbe nicht betrieben if. Die Behauptung, daß der Zins auch zu 
Zeiten bezahlt jei, wo das Gewerbe nicht betrieben worden, würde, ve 
wenn fle als richtig erwiefen wäre, die Verjährung noch nicht begründen, fons 
bern nur den Beweis der Behauptung: daß das Gewerbe während 30 Jahren 
nicht ererzirt und deſſen ungeachtet der Zins bezahlt ſei. 

Nur wenn Sie diefen Beweis geführt hätten, Könnte von ber Verpflichtung 
jedes Befitzers, den Zins ſelbſt dann zu zahlen, wenn das Gewerbe nicht exerzirt 
werbe, die Rebe fein. 

Da Ew. ıc. aber diefen Beweis nicht angetreten haben, fo fehlt eine ber Be: 
dingungen bes $. 1. der Defl. v. 19. Febr. 1832 und die Richter haben daher 
mit Recht unterfucht, ob die $. 2. angegebene PBräfumtion begründet fei, ober nicht, 
und bier fi für das Gegentheil entfchieden, weshalb Ihnen, ſelbſt wenn Sie geirrt 
hätten, fein Vorwurf zu maden if. 

(Act. gen. des Juſtizmin., Steuerſachen Nr. 9. Vol. 4. Fol. 130, Bräff ı. 
Ergänz. Bd. 2. ©. 763.) 


c) ©. v. 13. Mai 1833 wegen Aufhebung ver gewerblichen und per» 
Dale Abgaben und Leiftungen in den Mediatſtaͤdten der Provinz 

ofen. 

Wir Friedrich Wilhelm zc. 2. Um die Mebiatfläbte der Provinz Pofen bins 
ſichtlich der Abgabenverhaͤltniſſe mit den Stäbten in den älteren Provinzen, fo weit 
es noch nicht geichehen, völlig gleich zu ftellen, und um fie zur Beförderung ihres 
Wohlſtandes und ihrer Gewerbſamkeit von ben bisher noch an bie Grundherren 
entrichteten perfönlichen und gewerblichen Abgaben und Leiftungen zu befreien, vers 
ordnen Wir auf den Antrag Unferes Stastsmin. und nad) angehörtem Gutachten 
Unferes Staatsrathe, wie folgt: 

F. 1. Mit dem 1. San. 1834 fallen in den Mebiatfläbten der Provinz Pofen 
fäimmtlihe bisher no fortbeftandene Handels: und Konfumtions : Abgaben von 
Waaren, ferner die Abgaben und Leiftungen, welche für die Berechtigung zum Des 
triebe von Gewerben, in beftimmten Terminen oder ein für allemal, entrichtet wers 
den, in der Art weg, wie foldhes durch die 8$. 17. und 18. des G. v. 26. Mai 
4818 und $. 1. der V. v. 8. Febr. 1819 allgemein, und durch 6. 30. des Ges 
werbefteuer:&. v. 2. Nov. 1810 und deſſen Deil. v. 19. Febr. 1832 für den 
damaligen Umfang der Monarchie angeordnet ifl. 

$. 2. Es find ferner mit demfelben Termin aufgehoben alle beftehende Abgas 
ben und Reiflungen: 

a) für die Befreiung von gewetblichen Zwangs⸗ und Bannrechten (Getränke⸗ 


wang); 

b) dir die Webertalung oder Aufhebung ausfchlieglicher Mechte zur Getraͤnke⸗ 
bereitung und zum Ausſchanke; 

e) für den zwangsweifen Gebrauch von Walfmühlen, Walz: und Brauhäufern, 
Wangen und ähnlichen gewerblihen Anlagen; und 

d) ſaͤmmtliche perfönliche aben und Leiftungen, einfchließlih der perfönlichen 

Abgaben der Juden, welde von den Kaͤmmereien, Grunbherren ober von ben 
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Dam einen + Raffen bisher in den Mediatſtaͤdten ber Provinz Poſen erho⸗ 
en find. 

$. 3. Für den Berluft der hiernach aufgehobenen Abgaben und Leiftungen 
follen die Grundherren nach den weiter folgenden Beſtimmungen entſchädigt werben. 

Eine Entfchädigung der Domainenfafien und Kümmereien findet nit flatt, jes 
doch fallen die Gegenleiftungen weg, melde ihnen in Bezug auf bie aufgehobenen 
Abgaben und Leitungen obgelegen haben. - 

$. 4. Die Ermittelung des Betrages der ben Grundherren gebührenden Ent⸗ 
Ihädigung Beforgen die Reg. Der Oberpräfivent fol bie Grundherren öffentlich 
auffordern, binnen einer breimonatliden Präflufivfrift ihre Anfprühe bei den Reg. 
anzumelben, und bie babei zu beobachiende Form vorfchreiben. 

In den Anmelbungen find zu unterfeheiden, bie Entfhäbigungsforberungen für 
aufgehobene Abgaben und Leiftungen: 

a) welhe nad Judikaten oder Vergleichen, ober nach dem Anerlerminiffe der Bers 
pflichteten jeither unweigerlich entrichtet worben find; 

b) welche bereit8 Gegenſtand eines Prozeſſes find; 

c) welche zwar von ben Grundherren verlangt, aber von den Verpflichteten vers 
Degen werben, berenwegen aber ein Prozeßverfahren noch uicht einge, 
eitet ift. 

Den Anmeldungen müffen die Urkunden, auf denen bie Borberung ber Entrich⸗ 
tung beruhet, beigefügt, und es muß barin deren Betrag und aus welchen Gelbs, 
Naturals und anderen Lieferungen und Leitungen folche befteht, unter Bemerkung 
der ftattfindenden Gegenleiftungen, genau angegeben werben. 

_ Bon den Reg. werden die Anmeldungen in ein für jede Mediatſtadt zu er 

Be Megifter eingetragen und den Grundherren Anmelbungs : Befcheinigungen 
erteilt. | 

$. 5. Nah Eingang der Anmeldungen ift zunaͤchſt deren Richtigkeit feſtzuſtel⸗ 
len. Hierbei, fo wie bei Ermittelung der Gntihädigung, find außer den Berech⸗ 
tigten und Verpflichteten, der Vorſtand ber betr. Gemeinde, und ein zu biefem 
Zwede von bem Oberpräfidenten bei jeder Reg. zu beſtellender fisfalifcher Anmalt 
zuzuziehen; dagegen ift die Zuziehung der Lehns- und Fibeifommißfolger, der Ober 
eigenthiimer nnd Wieberfaufsberechtigten, der Kypothefarifhen Gläubiger und ande: 
ver Realberechtigten des Gutes, welchem die Abgaben zuflchen, nicht erforderlich. 

Anerfenniniffe und Bergleiche, welche na Berfünbigung biefes Geſetzes in 
Anfehung der gebachten Abgaben und Leiſtungen erfolgen, find ohne die Zuftimmung 
des Gemeindevoritandes und des fisfalifchen Anwalts unverbindlich. 

Meber die angemeldeten Anſprüche find, wenn nicht fchon ein Prozeß darüber 
anhängig ift, die Betheiligten durch einen Kommiſſarius der Reg. zu vernehmen. 
Werden biefelben beitritten, fo bat der Kommiffarius einen Vergleich zu verſuchen, 
und wenn feine Bemühungen dieſerhalb ohne Erfolg bleiben, den Befigfland zu ers 
° mitteln, welcher von ber Reg. durch ein Reſolut fetzuftellen iſt. Derjenige, welcher 

ſich bei dieſer Feſtſtellung nicht beruhigt, ift verpflichtet, den Rekurs binnen vier 

Wochen präftufivifcher Sei bei dem Min. des Inn. für 9. u. ©. geltend zu 

maden, oder aber in gleicher Zeit den Weg Rechtens zu ergreifen. Hat er eines 
yon Beiden gewählt, fo kann er auf das Andere nicht mehr zurüdgehen. If bes 
reits ein Prozeß über den Anſpruch anhängig, fo wirb dem Gemeindevorſtande und 
dem fisfaliihen Anwalte durch die Reg. Hiervon Nachricht gegeben und bemfelben 
überlafien, fi bei dem Prozeſſe als Intervenienten zu melden. 
" Sobald die angemeldeten Anfprüde durch ein Erfenntnig oder Webereinfommen 
der Betheiligten, oder duch rechtöfriftige Entſcheidung feitgeftellt worden, läßt bie 
Reg. für jede Dediatitadt den Gefammtwerth der Abgaben und ‚Leitungen, nad 
Abzug der Gegenfeiftungen, unter Juziehung der Betheiligten —— ermit⸗ 
teln, ſetzt denſelben durch einen motivirten —2— auf eine jaͤhrliche Geldſumme 
feſt, und macht dieſe Feſiſetzung den Betheiligten bekannt. Die unfixirten Abgaben 
und Leiſtungen werden dabei nach dem Durchſchnitte der letzten drei Jahre und die 
darunter befindlichen marftyängigen Naturalabgaben an den Durchſchnittspreiſen 
der letzt verfloffenen zehn Jahre, andere Abgaben und Leitungen aber nad vor: 
ängiger ehägung durch Sadveritändige zu Gelde berechnet. Gegen biefe Feſt⸗ 
fegungen der Reg. findet, unter Ausfchliefung des Rechtsweges, nur ein Mekurs 
an den Oberpräjtbenten, binnen einer Präflufivfrift von vier Wochen, flatt. 

$. 6. Den fejigefegten Gelbbetrag hat jeve Mediatſtadt durch Zufchläge zu 
ben Staatsſteuern, nach Maßgabe einer yon dem Finanzmin. zu ertbeilenden Ins 
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ſtruktion, vom ut ber Aufhebung der bisherigen Entrichtungen ab, bis.jur Be: 

eubigung ber Ablölung aufzubringen und vierteljährig durch die Rreisfafle an bie 

bei bem Oberpräfibium einzurichtende Amortifationsfaffe abzuführen. Rückſtaͤnde 
aus der früheren Zeit zahlen die bie dahin zu ber Abgabe Verpflichteten an bie 

Berechtigten in ber bieherigen Art. | 

$. 7. Bon bem feſtgeſtellten Geldwerthe der Abgaben und Leiflungen jeber 

Mediatſtadt werden vier Brogent für die Mezepturkoften, zwei Brozent für Erlaffe 

und Ausfälle und vierundzwanzig Prozent an Offiara ober Srunbfiener, zuſammen 

alſo dreißig Prozent abgeſeht, und die bleibende Summe wird als abloͤsbare Rente 
in Quartalraten postaumerando durch die Kreisfaflen an die Grundherren gezahlt. 

Mit demſelben Termin wirb der abgejegte Offiarabetrag ben Grundherren eelaffen 

und von bem Grundfleuerquantum bes betreffenden Gutes auf Anorbnung des 

Finanzmin. abgeſchrieben. 

$. 8. Die Grundherren erhalten über bie ihnen zuſtehenden Renten Aners 
kenntniſſe, welche von dem Dberpräfidenten ausgefertigt und in ein Schuldbuch eins 
getragen werben. Die Ablöfung erfolgt durch Zahlung des gwanzigfachen Be: 
trages in Summen von minbeftene Hundert Thalern nah vorheriger viertel- 
*6 nbigung, Der Min. ber Bin. wird darüber noch eine nähere Inſtruk⸗ 

n en. 

$. 9. Iſt die Abgabe ober Leiſtung, für welche die Rente gewährt wirb, 
Zubehör. eines Butes, und dieſes ein Lehnſideilommiß⸗, Erbzins ober Erbpachtsgut, 
ober mit einem Verkaufs⸗ ober Nießbrauchsrechte, ober mit Enpothefarifihen Schul⸗ 
den belaſtet, ſo wird in dem Anerkenntniſſe vermerkt, daß der Inhaber darüber ohne 
Genehmigung des Gerichts, bei welchem das Hypothekenbuch über das But geführt 
wird, wid verfügen Türme. Diefe Genehmigung darf nur nad) Ginwilligung ber 
vorgenannten Realberechtigten ertheilt werben. 

$. 10. Die abgelöften Rentenbeträge, über weldhe ber Inhaber des Anerkennt⸗ 
niſſes nach obiger Beſtimmung ($. 9.) nicht frei verfügen kann, find an das Des 
pofitorium bes daſelbſt bezeichneten Gerichts zu zahlen, und nach den Grundſätzen 
der Ablöfungsorbnung v. 7. Juni 1821 über Kapitalablöfungen bei Gütern, welche 
mit Einſchraͤnkuugen des Gigenthums und mit Mealverbinblichkeiten belaſtet find, 
zu Kamenben. Der Juſtizmin. wird die Gerichte mit näherer Inftzuftion hierüber 
verfehen. 

$. 11. Das Gefhäft der Rentenzahlung und Amortifation leitet der Ober: 
präfident. Der Tilgungsfond wird gebilbet: . 

: a) aus den dreißig Prozenten ($. 7.), welche von dem Geldbetrage der Abgaben 
abzufegen find, und welche baher ans der von den Mediatſtaͤdten aufzubrin- 
genden vollen Summe während des Laufes der Tilgung ber Kafle verbleiben; 

b) aus dem Betrage des abgelöflen Renten; - 
c) aus Zufchüfen aus Staatsfaflen, um das Ablöfungsgefchäft in einem Zeit- 
zaume von laͤngſtens zwanzig Jahren zu Ende zu führen. 

$. 12. Den Mediatſtaͤdten ſteht frei, die nach der Beſtimmung im $. 6. bis 
zur Beendigung ber Tilgung an die Amostifationsfafje jährlich zu zahlenden Sum: 
men auf einmal abzutragen. 

Sie können fih deshalb vor dem 1. Juli jeden Jahres, unter Nachweiſung ber 
Zahlungsmittel an den Oberpräfidenten wenden, welcher ihnen demnächſt den mit 
Berechnung des Interufurtinns felzufegenden Betrag bekannt zu maden hat. 

$. 13. Denjenigen Stadtgemeinden, deren Kaͤmmereikaſſen jährlihe Zahlungen 
an ihre Grumbherrichaft zu leiten haben, bie aus dem im $. 1. nnd 2. begeimer 
ten abenverhaͤltniſſe hervorgehen, ſoll geſtattet fein, dieſelben nach ben Beſtim⸗ 
mungen dieſes Geſetzes abzulöfen. Die Stadtgemeinden find jedoch verpflichtet, bei 
Berlup dieſer Befugnig, ihren Antrag anf lölung ber Rente binnen ſechs Wochen 
u MR Verkuͤndigung des Geſetzes bei der betr. Reg. anzumelden. 

ndlich 2c. 
Gegeben Berlin, d. 13. Mai 1833. Friedrich Wilhelm. 
I. Karl, Herzog zu Medienburg. 
v. Schuckmann. Maaſſen. Frhhr. v. Brem. v. Kamptz. Mühler. 
B. E. 1833. ©. 55.) | Beglaubigt: Frieſe. 


.d) Gewerbe⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845, 95. 2. u 3. 
8. 2. Berner werden aufgehoben, alle Berechtigungen, Konzeſſionen zu gewerb⸗ 
lichen Aulagen oder zum Ben von Bewerben zu ertheilen. 


= 
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8. 3. Vorbehaltlich der durch das ©. v. 30. Mai 1820 eingeführten Gewerbe⸗ 
feuer werben ferner aufgehoben alle Abgaben, welche für den Betrieb eines Gewer⸗ 
bes entrichtet werben, fo wie bie Berechtigungen, dergleichen Abgaben aufzulegen. 
Iſt jedoch mit der Gewerbeberechtigung das Kecht zur Unterfagimg ober Beſchrän⸗ 
ung bes Betriebes eines Rebenben Sewerbes verbunden, jo muß bie darauf ruhende 

anze Abgabe bis zn dem Tage geleiftet werben, an welchem ber Betrieb dieſes 
Gemerbes von einer Berfon begonnen wird, gegeu bie ber Widerſpruch hätte gels 
tend gemacht werben können. Ob eine Abgabe zu ben aufgehobenen zu reinen fei, 
iR in allen Landestheilen nad) Inhalt der B. v. 19. Febr. 1832 (8.6. ©. 64) 
zu beurtheilen. 

(86. 1845 ©, 41.) 





I 


V. v. 18. Ian. 1819, beit. die Aufhebung der Erbunter- 
thänigfeit in dem Kottbuffer Kreife, den beiden Laufigen und 
den übrigen vormald Königl, Sächl. Landestheilen. 


Wir Friedrich Wilhelm 2c. ꝛc. Um die in dem Cdikt v. 9. Okt. 1807, 88. 10., 
11. und 12. enthaltenen Beftimmungen, durch welche die Erbunterthänigkeit in Ans 
ferer gefammten Monarchie aufgehoben worden, au in dem Kottbuffer Kreife, unb 
in den ehemals Königl. Saͤchſ. Provinzen, wo ‚x s die Erbunterthänigfeit, theils 
einzelne Ausflüffe berfelben befanden yabın, nad) ber geſchehenen Ginführung Uns 
ferer Geſetze in volle Ausführung zu bringen, verorbnen Bir, auf Antrag Unfers 
Staatsmin., und nad) vernommenem Gutachten Unfers Staatsraths, wie folgt: 

$. 1. Die aufgehobene Gebuntertpänigteit kann auch künftig weber durch Ge⸗ 
burt, noch dur Heirath, noch durch Mebernehmung einer ehemals unterthänigen 
Stelle, noch dur Vertrag, noch aus irgend einem fonft zuläffig gewefenen Rechtes 
grunde wieber entftehen. . 

. 2% Mit dem Tage ber Bekanntmachung diefer DB. Hören bie aus der Erb: 
unterthänigfeit bisher nefloffenen nachſtehenden Befugniffe der Outsherren auf: 

a) das den Gutsherren zugeflandene Recht, für die Loslaffung aus der Erbunters 
ehämigfeit perfönliche und bingliche —A und Abzugsgelder zu fordern; 

b) das Recht der Yutsherren (nad Ablauf des im $. 3. beftimmten Termine), 
noch weiter zu verlangen, daß die Kinder ber seitperigen Erbunterthanen auf 
bem herrfhaftlihen Hofe, oder auf andern zu bem Gute gehörigen Stellen, 
denen fle von der Gutsherrfchaft zugewiefen worden, für ein beflimmtes ober 
bisher übliches Lohn dienen; 

c) das Recht, von denjenigen Erbunterihanen-Kindern eine Geldentſchädigung zu 
fordern, welche die (unter b.) erwähnten Zwangsgefindedienfte nit in Berfon 

geleiſtet haben; . 

d) das Recht, von den auswärts dienenden Erbunterthanen für die Erlaubniß, 
enberhalb des Dorfes fih Unterhalt zu fuchen, ein beſtimmtes Schutzgeld zu 
ordern; 

6) das Reit, von den Schußgenoflen, Hausgenoflen und Hausleuten, außer bem 
nad) $. 8. vorbehaltenen Schutzgelde, noch genifie obfervanzmäßige Dienfte zu 
fordern, und zu verlangen, baß fle der Gutsherrſchaft vorzugsweife dienen 
müſſen. Dagegen verfleht fih von ſelbſt, daß die Butsherrichaft dergleichen 
Schutzunterthanen, Hausgenofien und Hausleuten, auch bie denjelben zeither 
etwa zugeflandenen Bortheile, wie 3. B. buch Hütung oder Raff- und Lefes 
holz der Ball gewefen iſt, weiterhin nicht mehr zufommen laflen darf, au 
daß diefe Vorfärift auf Kontrakte mit freien Tagelöhnern, die in gutsherrlis 
hen Häufern wohnen, feine Anwendung finde; 

f) bas Recht, die Erbunterthanen zur Annahme einer dienſtpflichtigen Gtelle zu 
wingen; 

5) das Recht, zu beſtimmen, welches unter mehreren Kindern bie von ben Eltern 
nachgelaſſene bäwerlicde Stelle in der Erbſchaft übernehmen folle; und 

b) das Meht, auf Ermäßigung bes, von bem Erblaſſer eines blenfip 
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Grundſtuͤcks in feinem letzten Willen angeblich zu hoch veranfchlagten Werths 

der Stelle anzutragen. 

$. 3. Die Berpflihtung ber Kinder bieheriger Erbunterthanen zum Zwangs⸗ 
Geſindedienſte ($. 2. Buck. b. c. d.), ingleichen der Schußunterthanen,. Hausge⸗ 
offen und Hausleute, gewifle obfervanzmäßige Dienfte zu leiften, oder der Guls⸗ 
herrſchaſt vorzugsweise zu bienen ($. 2. Buchſt. e.), dauert jedoch bis zu ben 
jeden Orts gewöhnlichen, in das Jahr 1820 treffenden, erfien Umzugstermines bes 
Landgefindes, fort. 

$ 4. Die wechſelſeitigen Rechte und Pflichten der Dienfiherrihaften und bes 
Landgefindes müſſen auch Hinführo nach den in der allgemeinen Gefindeorbnung 
9. 8. Nov. 1810 erteilten Vorſchriften beurtheilt werben. 

$. 5. Kein bisheriger Erbunterthan if fortan zur vorhabenben Derfeiratfung 
und eben fo wenig zur Erlernung eines bürgerliden Gewerbes, fo wie zur Diss 
yohton über fein Cigenthum, die gutöherrlihe Genehmigung nachzuſuchen, vers 
‚bunden. 

$. 6. Dagegen if jeber bisherige Erbunterthan dem Gutsheren feines Wohns 
orts, als Inhaber der Eivil und Bolizeigerichtsbarkeit, jo lange noch hierunter 
keine andere Einrichtung getroffen worden ift, auch fernerhin Folgſamkeit und gefeßs 
lichen Gehorſam zu beweiſen fhulbig, und verbunden, fich mittelft Handſchlages 
dazu ausbrüdlid zu verpfliäten. 
&7. Es iſt daher auch jeber bisherige Srhunterthan, welcher feinen Wohn: 
ort verlaffen will, um fid fein Unterfommen im Lande anderwärts zu fuchen, den 
ſchon beſtehenden Polizeigefegen gemäß, verbunden, das zum Ausweis feiner Unvers 
daͤchtigkeit erforberliche Sengnig bei dem Butsheren, als Inhaber ber dermaligen 
Bolizeigerihtsbarkeit des Drts, den er verlafien will, en 

8. 8. 86 ſteht auch jedem Butsbefiger, fo Tange nicht wegen DBerwaltung ber 
Batrimonialgerihtsbarkeit etwas Anderes verorbnet worden, in Zulunft ferner die 
Befugniß zu, von allen auf das Gut anziehenden Schugverwandten, Hausleuten 
und Inliegern, desgleichen auch von Ausgedingern, als Beihilfe zu den Laften der 
Gerichtsbarkeit, ein jührlihes Schubgeld zu fordern. 

$. 9. Ueberall, wo bei Befißveränderungen der Käufer einer ſolchen Ruftilals 
flelle fogenanntes Laudemium, Marktgrofchen, ober eine ähnliche Abgabe von dem 
Kaufwerthe des Grundſtücks zeither zu entrichten verbunden war, if berfelbe auch 
fernerhin ſolche unweigerlich zu entrichten verbunden. ' 

$. 10. Jeder Einwohner eines Dorfes, welcher ein Ruſtikalgrundſtück befigt, 
iR der erfolgten Aufhebung der perfönligen Erbunterthänigfeit ungeachtet, nad) wie 
vor verbunden, alle und jede auf feinem Befisthum haftenden, gutsherrlichen Dienfte 
Laften und Abgaben, namentlich alle Spann: und Handdienſte, besgleihen auch alle 
Geld⸗, Getreide: und fonftige Naturalzinfen und Leiftungen in ber naͤmlichen Art, 
wie er folhe dem Gutsherrn, nad Inhalt feines Kaufbriefes, oder nad Ausweis 
des Urbarit, oder kraft rechtsgültiger DBerträge und Obfervanzen, zeüther zu leiften 
und zu entrichten verpflichtet war, au in Zukunft fernerhin ohne Widerrede zu 
leiften und prompt zu entrichten. 

$. 11. Die im Vorſtehenden eilten Vorſchriften finden nicht blos Anwens 
dung auf diefenigen Fälle, wo die Erbunterthänigfeit bisher noch im vollen Um: 
fange beftanden hat, fondern auf alle und jede dem Jude te biefer DB. zuwiderlan⸗ 
fende Einſchraͤnkungen ber perfönlichen Freiheit der Lanbbewohner, ohne Unterfchied, . 
ob dieſe ober jene Derhältniffe aus allgemeinen Berorbnungen, Brovinzialgefehen 
und Gewohnheiten, ober pegiellen Verträgen, oder irgend einem andern Rechtes 
grunde, abgeleitet werben. Gegeben Berlin, den 13. Jan. 1819. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
C. Fürft v. Hardenberg. v. Altenflein. 
Beglaubigt: Briefe. 
(9.6. 1819, ©. 21.) 
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DL 
Aufhebung der Erbunterthänigkeit auf den Königl. Domainen. 


. DB. v. 29. Dee. 1804, betr. die perfönliche Freiheit ver Königl. Un⸗ 
terthanen in den Oftpreußifchen und Litthauiſchen Domatnen. 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. ıc. Thun fund und fügen Hiermit zu wiflen: 

Bereits durch die Patente v. 10. Juli 1719 und 24. März 1723 1) iſt alle Leib⸗ 
eigenfhaft und Erbunterthänigkeit oder Gutspflichtigkeit auf Unferen Domainen im 
Oſtpreußen und Litihauen aufgehoben, und ber nad dem erfleren Patente noch 
übrig gebliebene Reſt von Gutepflichtigkeit, nämlich der Dienftzwang, durch das im 
Sabre 1763 an die Domainen:Beamten erlaffene und durch bie Gefindeorbnung v. 
15. März 1767*) geſetzlich beftätigte Verbot, jemals von diefem Dienftzwange Ge⸗ 
brauch zu machen, vernichtet worden. 
Wenn inzwiſchen in fpäterhin ergangenen geſetzlichen Vorſchriften und Verord⸗ 
nungen für die gedachten beiden Provinzen, Oſtpreußen und Litthauen, Beſtimmun⸗ 
gen vorkommen, aus welchen mit einigem Schein daran 33 elt werden könnte 
db es bei jener Aufhebung und dem dieſelbe beftätigenden Verbote fein Bewenden 
fernerhin habe folle; fo wollen Wir, um biefen Zweifeln vorzubeugen, und foldye 
Jänzlich zu entfernen, hiermit ausdrücklich Unferen Landesherrihen Willen dahin 
erklären, daß ſchlechterdings gar feine Glebae adscriptio ober @utspfliätigkeit auf 
Unſeren Domainen in Oftpreußen und Litthauen flaitfinden, und auf die Untertha⸗ 
nen Unferer Domainen in diefen beiden Brovinen Anwendung leiden fol. 

Wir erflären ſolche vielmehr Hiermit für völlig freie, von aller Erbuntertfänig- 


- feit unabhängige, und yon denen mit dem Grbunterthänigfeite-Nexru verknüpften ges 


feßlichen Folgen völlig befreiete Leute, weshalb denn alle diefe geſetzlichen, und mit 
dem gedachten Neru in Verbindung Rehenden und davon abhangenden Folgen (nas 
mentlih diejenigen, welche den aufgehobenen Gefindebienftzwang, das Verziehen ber 
Amtseinfaffen nad abliden Gütern und das Loskaufsgeld betreffen) auf die gedach⸗ 
ten @infaflen Unferer Domainen in Oftpreußen und Littbauen durchaus Feine Ans 
wendung finden, fondern folche vielmehr gänzlich davon, fo wie von allen übrigen 
hier nicht genannten, befreiet fein follen. 

Wir befehlen baher Unferen Krieges: und Domainen: Kammern und Landess 
Zuſtiz-Kollegien in Oftpreugen und Litthauen, fo wie allen Unferen Domainens 
Beamten und allen auf Unferen Domainen daſelbſt angeftellten fowohl als anderen 
Gerichten, fi) nad) diefer Unferer eigentlihen Willensmeinung von nun an auf bag 
alfergenauefte zu achten, und darauf zu halten, daß berfelben in ben gedachten bei: 
ben Provinzen überall genau nachgelebt werbe. 

Urkundlich ar. 

Gegeben Berlin, d. 29. Dec. 1804. (L. 8.) Friedrich Wilhelm. 

. v. Goldbeck. v. Schrötter. 

(Neues Ach. Bd. 4. S. 133, Rabe, Br. 8. G. 232.) 


2) 8.D. v. 28. Oft. 1807, betr. die Aufhebung der Erbunterthänigs 
feit auf fämmtlichen Preußifchen Domaine, 

In dem Königreich Preußen ift die Leibeigenfchaft, Grbunterthänigfeit und Guts⸗ 
pflichtigfeit der Domainen⸗Einſaſſen fhon vom König Friedrich Wilhelm I. aufge: 
hoben worden. Ich habe diefe Anordnung beftätigt, und will diefelbe nunmehr auf 
alle meine Staaten bergeftalt ausdehnen, bag auf meinen fämmtlihen Domainen 
ſchlechterdings feine igenbehörigfeit, Leibeigenichaft, Erbunterthaͤnigkeit (gabellao 
adscriptio) oder Gutspfliht vom 1. Junius 1808 fattfinden, und die daraus uns 
mittelbar entfpringende Verbinblichfeiten auf meine Domainen:@infafen in Anwens 
bung gebracht werben follen. Ich erkläre ſolche vielmehr Hiemit vom 1. Junius 
1 ab ausdrüdlih für freie von allen der Erbunterthänigfeits-Berbindung an: 
hängenden geſetzlichen Folgen unabhängige Menſchen, in der Art, daß fie auch von 
dem Gefindezwange und Losfaufsgelde beim Berziehen entbunden werben. E86 vers 


y Diefe beiden Bat. finden fih in den Sammlungen nicht abgebrudt. 
2) Bergl. im N. C. C. Tom. IV. ©. 797. Nr. 23. 


Land» Kultur» Epift v. 14. Sept. 1811. 91: 


ſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß die aus dem Befige eines Srunbflüdes ober aus 

einem Bertrage entſtandenen Berpflihtungen, fie beſtehen in Geld: ober Natural⸗ 

Dienfleiftungen, hierdurch Feinesweges erlaffen ober aufgehoben werben. 
Königsberg, d. 28. DR. 1807. Friedrich Wilhelm. 

& 65* C. Tom. AU. ©. 257, Mathis, Br. 6. ©. 164, Rabe, Bd. 9. 


IV. 


Das Edikt zur Beförderung der Landes. Kultur, 
v. 14. Sept. 1811, 


Bir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von Preußen ır. u. 
Thun kund und fügen hiermit zu willen: Das platte Land Unferer —— be⸗ 
ſand gr bisher im Ganzen in einem ungünftigen Zuſtande. Um ihn zu verbefiern, 
haben Wir die Untertgänigkeit aufgehoben und bie große Laſt bes Vorſpanns und 
der Gouragelieferung erlafen. Inzwiichen reihen dieſe Wohltbaten und andere, bie 
aus ber Gewerbefreiheit entipringen, immer noch nicht hin, das Wohl der Lanbs 
bewohner gründlih und dauernd zu befördern. Mit Ausnahme Niederfchlefiens 
fehlt dem größten Theile derjelben das Eigenthum, und da, wo es vorhanden if, 
unterliegt es großen Beichränkungen. 

Die durch Unfere Cdikte v. 9. Oft. 1807 und 27. Oft. v. I. gegebene Vers 
eißung wegen allgemeiner Verleihung bes Gigenthums, geht duch das Edikt vom 
enfigen Tage wegen Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe in 
rfüllung. Auch werden, theils durch ſolches, theils Durch die nächftens ergehende 

Gemeinheitstheilungsordnung Beflimmungen gegeben, wie die Abhängigfeitsverhälts 
niffe der baͤuerlichen Grundbefitzer abgelöfet und die Servituten, welde der Kultur 
hinderlich find, ausgeglichen werben können. 

Um num bie noch übrigen Hinderniffe völlig aus dem Wege zu räumen, und 
Unfere getreue Unterthanen in. die Lage zu feben, ihre Kräfte frei anwenden, unb 
Grund und Boden, fo weit folde reichen, nach befter Einfiht benugen zu können, 
verordnen Wir, wie folget: 

S. 1. BZuvörderft heben Wir im Allgemeinen alle Beichränfungen des Grund⸗ 
ee die aus der bisherigen Verfaſſung entfpringen, hiemit gänzlih auf, und 
eben feſt: 
daß jeder Grundbefitzer ohne Ausnahme befugt fein fol, über feine Grund⸗ 
Rüde in fo fern frei zu verfügen, als nicht Rechte, welchen Dritten darauf 
zuftehen, und aus Fideikommiſſen, Maforaten, Lehnsverband, Schuldverpflich⸗ 
tungen, Serpituten und dergleichen herrühren, dadurch verlegt werben. 

Dem gemäß fann, mit Ausnahme biefer Fälle, jeder Cigenthümer fein Gut ober 
feinen 34 durch Ankauf oder Verkauf oder ſonſt auf rechtliche Weiſe willkürlich 
vergroͤßern ober verkleinern. Gr Tann die Zubehoͤrungen an einen ober mehrere 
Erden überlaffen. Gr kann fie vertaufchen, verfchenken oder fonft nah Willfür im 
rechtlichen Wege damit fHalten, ohne zu einer diefer Veränderungen einer beſonde⸗ 
ten Genehmigung zu bepürfen. 

Diefe unbefchränkte Dispofttion hat vielfachen und großen Nutzen. Sie ift das 
fiherfie und befte Mittel, die Srundbefiger vor Verſchuldungen zu bewahren, ihnen 
ein dauerndes und lebendiges Interefie für Verbeſſerung ihrer Güter zu geben, und 
die Kultur aller Grundftüde zu befördern. 

Erſteres geſchiehet dadurch, daß bei Grbtgeilungen oder fonft entflehenden außer⸗ 
orbentlihen Geldbedũrfniſſen des Annehmers oder Veflgers eines Hofes fo viele eins 
zelne Grundſtücke verlauft werden Eönnen, daß berfelbe ſchuldenfrei bleibt oder 
e6 wird. 

Das Intereſſe giebt die, für Eltern fo wünfchenswerthe und wohlthätige Frei⸗ 
heit, ihr Grundeigenthum unter ihre Kinder nah Willfür zu vertheilen und bie 
Gewißheit, daß dieſen eine jede Verbeſſernng zu Gute kommt. 

Die Kultur endlich wird eben hierdurch und zugleich dadurch gefichert, daß bie 
Grundfüde, welche in der. Hand eines unvermoͤgenden Veſitzers cine Berichlechies 
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zung erlitten hätten, bei’dbem Verkauf in bemittelte Hände gerathen, bie fie im 
Stande erhalten. Ohne diefen einzelnen Berlauf wird ber Beſttzer ſehr oft tiefer 
verfhulet und der Ader entkräftet. . 

urch bie Veräußerung wird er ſchulden⸗ und forgenfrei, und exhält Mittel, 
das ihm verbleibende Land gut zu kultiviren. Es bleibt alfo alles Land bei dies 
fem bemeglien Befipftande in guter Kultur, und deren einmal erreichter Punkt 
kann durch Induftrie und Anftrengung wohl noch höher gebracht werben, ohne Aus 
Sere flörende Cinfluͤſſe aber ift ein Zurückſinken nicht leicht zu beforgen. 

Aus der Vereinzelung entfpringt noch ein anderer fehr beachtensweriher Vor⸗ 
theil, der Unferm landespäterlihen Herzen befonders angenehm if. Sie giebt 
nämlid den fogenannten Heinen Leuten, dert Käthnern, Gärtnern, Bübnern, Häuss: 
lern und Tagelöhnern Gelegenheit, ein Bigenthum zu erwerben, und foldes nad 
und nad zu vermehren. Die Ausfiht Hierauf wird biefe zahlreiche und nützliche 
Klaffe Unferer Unterthbanen fleißig, ordentlich und fparfam machen, weil fie nur ba; 
dur die Mittel zum Landanfauf erhalten koͤnnen. 

iele_ von ihnen werden ſich empor arbeiten und dahin gelangen, ſich durch ans 
ſehnlichen Landbefig und Indbuftrie auszuzeichnen. Der Staat erhält alfo eine neue 
ſchaͤtzbare Klaffe fleißiger Eigenthümer, und burd das Streben, ſolches zu werben, 
gewinnt der Aderbau mehr Hände, und durch die vorhandenen in Folge der freis 
willigen größeren Anftrengung mehr Arbeit als ‚bisher. ‘ 

$. 2. Damit das erbpachtliche Verhälmig kein Hinderniß ber Bereinzelung 
bleibe, fo foll eines Theile die Verwandlung in freies Cigenthum, joweit dies rechts 
lich angeht, erleichtert, andern Theils aber bis dahin eine Ginridhtung getroffen wers 
ben, die jenen Zwed, ohne Nachtheil des Erbverpaͤchters, fidhert. ° 

Zu dem Ende fol: ” Zu 
" 8) ber Letztere verpflichtet fein, fi die Ablöfung des Kanons nad dem Zinsfuß 

von 4 Prozent gefallen zu laſſen, und folde aud, nach vorhergegangener 
halbjähriger Kündigung, —8 in zertheilten Summen, jebod nicht unter 
Hundert Thalern, nad der Gonvenienz des Erbpaͤchters anzunehmen; 
b) das in Veränderungsfüllen anfällige Laudemium und andere unbeftimmte Abs 
gaben follen auf eine Jaͤhrlichkeit beflimmt und ebenfalls ablöslih gemacht 
werben Können. IR dies geſchehen, fo hat 
c) ber Erbpaͤchter die Befugniß, einzelne Theile dergeflalt zu veräußern, bag er 
entweder 
aa) ein Kaufgelb bedingt, und damit den Kapitalwerth der Abgaben ad a, und b. 
an den Erbverpächter, fo weit es nöthig if, berichtigt, oder 

bb) diefe Abgabe an den Arquirenten mit einer Erhöhung von 4 Prozent ber 
jährlihen Abgabe überträgt, welche Iehtere den Erbverpächter für die Mühe 
der einzelnen Ginhebung entfhäbigt ; 

cc) bis zur Ablöfung der Hälfte des Kanone darf der Erbpaͤchter keine Wiefen 

und bis zur Vollendung der Ablöfung durchaus gar feine Bebäube vers 
äußern. 

Sollte in befondern Fällen eine Abmeldung von biefer Ießten Beftimmung nöthig 
unb ohne Nachtheil des Grbverpächters zuläffig fein, fo kann fie nur auf —** 
— der nach der Gemeinheitstheilungs-⸗Ordnung angeordneten Schiedsrichter ſtatt⸗ 

nden. 

$. 3. Auch die Staatsabgaben und Laſten ſollen niemals ein Hinderniß ber 
Vereinzelung fein. Wir haben vorzüglich deshalb mit den Theil derſelben aufge⸗ 
hoben, der auf dem Ganzen der Guͤter ruhte und nicht vertheilbar auf die einzel⸗ 
nen Theile war, wohin namentlich des Vorſpann und bie Fouragelieferung gehörte. 
Der Militairvorfpann, ber nothwendig bleiben mußte, hat dadurch aufgehört, ein 
Hindernig zu fein, daß er von allen Grumbbefigern ohne Ausnahme nah Maaßgabe 
ihrer Anfpannung geiragen wird. Die neuen Abgaben bes platten Landes ſtehen 
ebenfalls nicht im Wege, da fie entweber direkt ober indirekt blos perſoͤnlich find, 
Es bleist daher nur noch die Schwierigkeit wegen ber Grundſteuer zu befeitigen, 
und dies foll dadurch gefchehen: 

daß ſolche bei Wereinzelungen auf bie abzutrennenden Theile verbältnigmäßig 

tepartirt wird. 

Die Repartition geſchiehet nach der Entſcheidung des im $. 41. bemerften Lans 
desölonomie-Kollegit, welches von bem Kreisiteueramt und nach Beflnden auch von 
diuen Kreisverordneten Gutachten. darüber exforbert. Die Vertheilung iſt ebenfalls 
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wie in dem Fall ad B. 5. 2. mit einer Erhöhung von 4 Prozent zur Beflreitung 
der mehreren Rendanturkoſten verbunden. 

$. 4. Die Einfhränkungen, welche theild das allgemeine Landrecht, theils bie 
Brovinzial-Forftorbnungen in Anfehung der Benutzung ber Privatwaldungen vor: 
ſchreiben, hören gänzlih auf. Die Gigenthümer können folhe nach Gutbefinden be 
nutzen und fie auch parzelliven und urbar machen, wenn ihnen nicht Verträge mit 
einem Dritten ober Berechtigungen Anderer enigegenftehen. 

$. 5. Mit diefer —— koͤnnen auch landwirthſchaftlich benutzte Grund⸗ 
Rüde in Forſt verwandelt und ſolche jeder andern beliebigen Veraͤnderung unter⸗ 
worfen werden, daher denn auch die in mehreren Provinzen beftehende Berorbnung, 
dag biuerlihe Grundſtücke nicht unbeſtellt bleiben dürfen, hiermit aufgehoben wird. 

$. 6. Die Realgläubiger ober etwa” vorkandene Lehns⸗, Fideilommißs und 
Majoratss Berechtigte dürfen einer veränderten Benutzung der Grundflüde niemals 
wiberfprechen und müflen ſich auch jede DBereinzelung und außerordentliche Holzver⸗ 
Eäufe gefallen laſſen, wenn nad) der Borfchrift des Cdikts, wegen ber gutsherrlichen 
and bäuerlihen Berhältniffe und der erfolgenden Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung 
diefe Operationen nad) dem Gutachten zweier Kreisverorbiieten nöthig find und bie 
Berwendung der Kaufgelder entweder in die Subftanz der Güter oder zur Tilgung 
ber darauf haftenden, den übrigen Hypothefarien vorſtehenden oder bie Mitberech⸗ 
figten. auch mit verpflichtenden Realſchulden gefchichet. 

$. 7. Jedem Grundbeſitzer ſteht zwar frei, fo viel Arbeitsfamilien, wie er zu 
bebürfen glaubt, auf feinem Gigenthum anzufegen und ſolche ganz oder theilweiſe 
durch Landnutzung abzulohnen. Damit fih aber hierburch nicht neue kulturſchaͤdliche 
Berhältnifte bilden, fo follen die Wiethsverträge einen Zeitraum von Lingftens 
Bwölf Jahren umfaffen, erbliche Meberlaffungen x er Stellen aber niemals unter 
Berpflichtung zu fortwaͤhrenden Dienſten geſchehen, ſondern nur im Wege bes Ber: 
u —* mit Auflegung einer beſtimmten Abgabe an Geld oder Koͤrnern zus 
» rin. . 

$. 8. Die Verordnung, nad weicher Feine Ausländer zu Guts⸗ und Amts⸗ 
paͤchten zugelaffen werben lten, wird sänglid aufgehoben. 
$. 9. Da die Beſtimmung des $. 452. im Allgem. Landrecht 2. II. Tit. 21: 

bag der von einem Pächter übertommene Biehitand während feines Beſitzes 
zum Nachtheil des Düngers nicht weiter vermindert werben barf, als letzterer 
von ihm auf andere Art wieder erfeßt wird, 
zu weitläufigen Prozeſſen Anlaß geben fann, fo wirb verordnet: 
daß in dieſer Hinfiht nicht auf die Anzahl des Viehes gefehen werben foll, 
fondern darauf, daß nad) dem Butachten der Sachverſtaͤndigen eine, wenigſtens 
eben fo flarfe Quantität felbft gewonnenen Yutters, als vorher durch das vor⸗ 
bandene Vieh wirthſchaftlich confumirt wird. 

$. 10. Nach Aufhebung der in ber Berfaffung gegründeten Kulturhinbernifle 
bleiben noch diejenigen zu entfernen, welche aus beſondern Verhaͤltniſſen und Ser: 
pituten entipringen. 

So nachtheilig die letztern im Allgemeinen find, fo ftehen fie doch mit dem eins 
mal eingeführten Landbau in den meiften Gegenden in einer fo engen Verbindung, 
daß fie ohne Gefahr der Zerrüttung nicht mit einem Male aufgehoben werben kön: 
nen, fondern nur nad und nach gelöfet werben bürfen. Lepteres foll fo weit ge- 
fchehen, wie es für die freie Anmenbung, ber vorhandenen Kräfte Bebürfniß, ober 
ſonſt nüplih und ohne Berluft für Die Berechtigten zuläffig iſt. 

Sehr viel kann und foll zu diefem Zweck Schon durch Abftellung eingefchlichener 
Migbräuche und durch Berweifung ber Servitutsausübung in bie geleblichen 
Schranken gewirkt werden. Wir werben deshalb das Nöthige Nachſtehend verfüs 

en, ugleid aber einige Anorbnungen treffen, die den Grundbeſitzern erlauben, die 
efultate bes verbeflerten Iandwirthfchaftlichen Betriebes zu benupen, ohne gezwuns 
gen zu fein, durch Die ſehr Toflbaren und oft fehwierigen Spezialfeparationen aus 
aller Gemeinfhaft mit andern Grundbeſitzern zu treten. 
g. 11. Als nächftes und einfaches Mittel dazu verorbnen Wir: 
ie der dritte Theil der Adkerländerei einer jeden in Weidefommunion befinds 
lichen Feldmark unter den nadfolgenben Beflimmungen von ber Hütung befreiet 
und der privaten Benußung der Befiber überlafien werben fol. 

$. 12. Es hängt von den Inhabern der Mehrheit des Landbeſitzes ab, wo 
biefes Drittel gewääli-undb ob es in einem Felde oder in mehreren genommen wer⸗ 
den fol. Iſt ein Dominium dabei intereffirt, fo muß fih bie Gemeinde mit ſolchem 


= 


" 


‘ auf) Cinzelne für den Theil i 
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einigen, und ftehet dies nicht zu bewirken, fo finbet bie im 8. 42 erwähnte ſchiebs⸗ 
richterliche Entſcheidung flatt, von welcher. aber in diefem Balle eine Berufung auf 
Revifion nicht zuläffig fein fol, 

Zur Direktion hierbei dient, daß das Drittel in ver Nähe des Dorfs, und wo 
möglich gleihmäßig von allen Feldern genommen werben muß, damit die Benutzung 
der übrigen % berfelßen ungeftört bleibt. 

$. 13. Beſondere und fremde Hütungsberechtigte, worunter ber Gutsherr nid 
zu zählen ii, müflen, in fofern fie durch dies hütungsfreie Drittel verlieren, von 
ber Gemeinde nad Berhältnig der Größe und Güte des Ackers entfchäbigt werben. 

In Grmangelung einer gütlichen Webereinkunft wirb feſtgeſetzt: | 

a) von dem Drittheil ift dasjenige abzuziehen, welches jeder Aderbefiger nad) bem 
Allgem. Landr. Th. I. Tit. 22. 8. 119. oder nach der Obfervanz, dem Futter: 
bau bisher ſchon widmen ober einhegen, oder überhaupt mit Vraachfrüchten 
beftellen durfte; 

b) nur für ben ſodann übrig bleibenden Theil ifi die Entſchaͤbigung, und zwar 
in Körmern, durch Schiedsrichter nad) den Borfchriften der Gemeinheitstheilungs⸗ 
Ordnung auszumitteln. 

g. 14. Die Ginrihtung erfordert Feine Zufammenlegung ber Grundſtücke eines 
jeden Interefienten. If jene einmal getroffen und vollzogen, fo ſoll aud nachher 
fein DBefiger zur Umlegung und Vertauſchung der in biefem Drittel befindlichen 
Grundſtücke jemals gezwungen werben Eönnen, fondern es muß bie Zufammenlegung 
berfelben der freiwilligen Webereintunft ber Intereffenten überlaflen werben. | 

$. 15. Sollte eine Gemeinde einflimmig die Hutfreiheit noch nicht benutzen 
wollen, fo kann fie zwar einftweilen noch euben. Sobald aber nur der vierte Theil 
ber Interefienten folche verlangt, fo muß fie unbebingt eintreten, fo wie fie beum 

brer Aecker reflamiren können, ber ihnen am meiften 
konvenirt. 

Keine Gemeinde darf ſich, bei harter Ahndung, unterſtehen, ſolche einzelne In⸗ 
tereſſenten von Benutzung dieſer Befugniß abhalten zu wollen. 

F. 16. Unter eben den Umſtaͤnden, unter welchen nach der Gemeinheitsthei⸗ 


lungs⸗Ordnung auf eine Gemeinheitstheilung angetragen werden darf, kann auch 


die Befugniß, noch mehr als & bes Ackers der gemeinſchaftlichen Weide zu entzie⸗ 
hen, nachgeſucht werden. 

$. 17. Bis dahin bleiben die übrigen Z ber Feldmarken in ber bisherigen 
Berfaflung, den Fall einer Separation ausgenommen. 

$. 18. Beſtellt ein ober anderer Wirth feinen Ader nicht, welchen er fonft zu 
befäen befugt fein würde, fo verbleibt ihm bie Weide oder Grasnußung darauf 
—— Er muß jedoch bei erſterer Benutzung für allen Schaden, den ſein 
Vieh Andern thun Eönnte, einſtehen, und hat, in ſofern auf benachbarten Yelbern 
Schaden vom Vieh angerichtet wäre, die Präfumtion gegen fi, daß dies durch Das 
Seinige geſchehen ſei. Sobald ber baran floßenbe übrige Ader der allgemeinen 
Weide preisgegeben wird, kann er auch den Seinigen berfelben nicht weiter entziehen. 


$. 19. Wo gemeine Weidanger (Pläge, die blos behütet werden) vorhanden 
und noch nicht zur Theilung gefommen find, in Anfehung ihrer Benugung aber 
feine zweckmaͤßige Ordnung feftgeftellt worden, da muß auf Antrag eines Viertels 
der Berechtigten, eine zur befleren Benugung führende Binrichtung entweder durch 
gütlihen Verein, oder durch Zuziehung eines Dekonomie-Kommiflairs, ober einer 
Kommiſſion von Kreisverorbneten getroffen werden. GEs fol beitimmt werben, wo 
und wann jebe Biehart aufzutreiben, in welder Folge dies geichehen fol, und 
welche Zwifchenräume zur neuen Begrafung ber Weide, und um fie dem Vieh ans 
enehm zu machen, erforderlich find, wonach fi ſodann die Gemeinde und jeder 
inzelne zu richten verpflichtet iſt. | 
8.20. Die Gemeinde: Weide wirb in einigen Provinzen durch das Raſenab⸗ 
hauen (Paltenhauen, Plaggen, auch Poflen genannt) fowohl Behufs der Dünger; 
vermehrung als auch zur Feuerung benupt. Wenn es gleid Bälle geben kann, wo 
diefer Gebrauch durch feine Vortheile die Nachtheile überwiegt, fo bat doch biefe 
willtührlihe Benutzung öfterer bie nachtheiligſten Folgen für das Allgemeine und 
Ginzelne. Aderbau und ziehzudt fommen dadurd immer mehr in Mißverhaͤltniß 
und ber eine bedient ſich dieſes Mittels zu ſtark zum Nachtheile des anderen. 


Um den Mißbrauch möglihf zu verhüten, wird verorbnet: BE: 
) Iener Gebrauch foll in der Folge überall nur flattfinden, wenn Dreiviertdl 


- 


- 
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ber Bemeinbeglicber bamit einverflanben find und an bem Orte, wo fie es gut 
en 


b) Riemand barf die Gemeindes Weide auf biefe Art benußen, als nad Verhaͤlt⸗ 
nig der Größe feines Aders, es fei denn, baß ihm eine befondere rechtliche 
Befugniß, zu einem flärferen Gebrauche, zuftände. 

c) Streitige Bälle über den Gebrauch werden durch eine Rommifflon der Kreis 
verordneten entfchieben. 

$. 21. In Anfehung der Wiefens Behütung wirk auf das A. L. R. TH. J. 
Sit. re — wi bie a ur s 4. War f 

nad welcher naffe durchbrüchige Wiefen auch im Herbſte und folglich no 

vielmehr im Früũhjahre mit der Hittung verfchont werben müffen. 10 

$. 22. Die BrühjahrssBehütung der Wieſen ift, wenn fle nicht mit gewifier 
Borfiht nur von dem Gigenthümer allein Ah in der Regel überall ſchaädlich. 
Ihre Aufhebung foll daher gegen billige dbigung von jedem Beſitzer gefor: 
dert werben Zönnen, und foldhe nad den verfhiedenen Gegenden und Lofalitäten, 
nach den Borfchriften der Gemeinheitstheilumgd-Drbnun, regulirt werben. 

$. 23. Die Berwandlung ein: und zweifchüriger Wiefen in mehrfhürige fteht 
—* jeden Befiger, unter Borbehalt einer billigen Entſchaͤdigung für die Weide⸗ 

erechtigten, frei. 
$. 24. Durch eine beſondere Verordnung ertheilen Wir die Beſtimmungen we: 

en der Borflut, Ent: und Bewäflerungen unb Entfernung ber Hinderniffe, welche 
— * entgegenftanden, worauf Wir dieſerhalb verweiſen. 

$. 25. Bon ben Servituten, welche auf den Forften haften, find vorzüglich 
die Beweibung und das Sammeln des Raff⸗ und Lefeholzes und der Waldfireu der 
Kultur derfelben nachtheilig. Au fh würben diefe Servituten oft nicht ſchaͤdlich 
fein, aber fie werben es in einem hoben oft jerhörenden Grade duch den Miß⸗ 
brauch, der bei ber Ausübung flattfindet, und bisher theild aus ungeitiger Milde, 
theild aus nothwendiger ober billiger Rückſicht auf die den Yauerwirtbicaften Mans 
gende Hülfsmittel nachgefehen worben if. 

Nachdem nun aber dieſe Wirthſchaften — durch die Verleihung bes Eigen⸗ 
ſhums und Abſchaffung der Dienſte, wie durch Befreiung % ihrer Ackerlaͤnderei von 
der Hütung wefentlich verbefiert werben und in bie Lage kommen, bie Waldweide 
mehr als bisher entbehren zu Können, fo follen jene Mißbräuche nicht weiter gebuls 
det werben, fondern Wir verorbnen: 

8. 26. A. Sinfihtlid des Raffs und Leſcholzes: 

1) daß jeder Wald⸗Eigenthümer befugt fein foll, das Sammeln der Berechtigten 
auf das Bedürfniß einzufchränfen ; 

2) daß es nur an beſtimmten Tagen unter der Aufſicht eines Forſtbedienten nad 
deſſen Vorſchrift gefchehen darf, wenn ber Gigenthümer gut findet, diefe Gins 
rihtung zu treffen. 

6. 27. B. In Abfiht der Waldweite iſt Unfer Wille: 

daß dabei bie allgemeine geſetzliche Vorſchrift, nach welcher die Ausübung von 
Servituten die eigentlihe Beſtimmung der damit belaiteten Grundflüde nicht 
Hinbern darf, zur vollen Anwendung kommen fol. 

$. 23. Dem gemäß wird die mit diefem Grundprinzip im Widerfpruch ſte⸗ 
hende Beſtimmung, welche die Schonungsbefugnig ber Walbeigenthümer auf einen 
gewiffen Theil des Waldes einfchränkt, hiemit aufgehoben und feſtgeſetzt: 

daß die Schonungsfliche hauptſaächlich durch das Bebitrfnig der Wiederkultur 
befimmt werde. " 
$. 29. Sollte duch unbeſchraͤnkte Anwendung bes .cben erwähnten Grundſatzes 


eine wirkliche unentbehrliche Weibe zu fehr leiden, fo fol eine billige Cinſchraͤnkung 


beffelben nach dem Urtheile ber —— ſtattfinden. 

$. 30. Da für die Laubholz-Waldungen die Weide beinahe immer verderblich 
— der Boden derfelben aber gewöhnlich von ber Art if, daß er mit Nutzen zu 
Aderland ober Wieſen aptirt werben kann; fo foll dies durch Abfindung ber Weider 
berechtigten mittelft Abtretung eines Theiles biefer Holzdiſtrikte möglihit befördert 
werben 


Dei ber Abfindung muß zwar bie Nußung, welche bie Weide gewährte, nad 
ber Billigkeit in Anfchlag kommen. Entſtand ſie aber Hauptfählih durch große 
Gaumden und Blößen, fo wird nicht bie wirklihe Nugung ber legten Zeit, ſondern 
diefenige berüdfihtigt, welche bei einem mittelmäßigen Veſtande der Forſt ſtatt⸗ 
gefunden haben wärbe. Be 
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$. 31. Eben dies gilt von den Nadelholz⸗Waldungen. 

$. 32. In fofern die Berechtigten größere Waldſtriche beweiden, als fie zur 
Hülfe für ihre Heerden bebürfen ober zu beziehen berechtigt find; fo müflen fie is 
die Ginfhränfung auf fleinere Diftrikte gefallen laffen. 

Auch ift der Walbeigenthümer befugt, bei mehreren nicht zu einer Gemeine ges 
hörigen Berechtigten, Jedem einen befonberen Weibebiftrift anzuweifen, wenn bies 
Ionvenabel für die Forſtnutzung fein follte. 

$. 33. Es foll mit Strenge und Nachdruck auf Reſpektirung ber Schonungen 
gehalten und alles entfernt werben, wodurch fie verleht werben können. 

Wir verordnen deshalb die genaue Befolgung der polizeilichen Borfchriften: 

a) daß da, wo ganze Kommunen bas Weiberehht haben, nicht einzelne Mitglieder 
ihr Vieh in die Forſt ſchicken dürfen, fonbern foldyes von gemeinfchaftlihen 
Hirten eingetrieben und gehütet werben muß; 

b) daß noch viel weniger das Dich einzeln ohne Hirten in bie Wälder gejagt 
werben barf; 

c) daß es da, wo es über Nacht bleibt, in Buchten oder eingehägte Koppeln ges 
trieben werben muß. 

$. 34. Bon nod größerer Wichtigkeit, als für die Korften, ifl die Bewahrung 
ber Felder und Wiefen vor Beihädigungen. Sie finden an vielen Orten in fo 
bebeutendem Grade ftatt, daß die Kultur wefentlich darunter leidet und manche nuͤtz⸗ 
liche Anlagen blos deshalb unterbleiben. 

Zur Abitellung diefer Mängel und Frevel wirb mit Bezug auf $. 33c. 

a) die Verordnung, nach welcher Fein Vieh ohne Hirten herumlaufen darf, hiers 
mit erneuert, 

b) aud das einzelne Hüten auf fonft gemeinfchaftlichen Weideflächen, zwifchen ben 
Setreidefeldern und an den Wiefen mit Pferden, Ochien und anderem Bieh, 
felbft wenn eigene Hirten dabei find, iſt nicht erlaubt, indem dadurch viel 
Schaden gefhieht und einer zum Nachtheile des anderen zu hüten fucht. 

n jedem Dorfe foll, fo viel möglich, ein verpflichteter Feldwaͤrter angeſetzt 
werben, ber über die Befolgung der Feldordnung wacht. 

$. 35. Die Strafen gegen. Mebertretungen dieſer Art, gegen Baumfrevel und 
Felddiebſtaͤhle follen gast und unnachfichtlih vollfiredt werben. Ganz vorzügs 
n rende werden Wir die Beſchädigung ber Alleen und fonfligen Barmanlagen 
ahnden laflen. - 

$. 36. Die Lebteren können fowohl zum Ruben wie zum Bergnügen gereichen, 
wenn man bie Wege und Felder mit Obfibäumen bepfant. Bir wünfden fehr, 
daß ſolches gefchehe und machen barauf aufmerffam, bag bei Allgemeinheit folder 
Anlagen der Berluft ur Diebſtähle fi für die Einzelnen vermindert, und ba 
bie den Grtrag fo fehr Ichwäcenden Koften ber Bewachung zu einer Kleinigkeit 
herabfinfen, wenn man bie Anlage auf Obftforten befähräntt, welche für Boben und 
Klima paflen, und zu gleicher Zeit reifen. 

$. 37. Wir empfehlen nicht minder die beffiere Benupung ber in den Forſten 
und Felbmarken befindlichen Heinern Gewäfler, zur Fiſcherei. Das Hindernig der 
Beraubung wirb durch die angeorbnete firengere Polizei gehoben, unb der Nadıs 
theil, der hie und da buch das Flachs- und Hanfröten entfteht, lann gehoben 
werben, ba e8 von ber Willtür des Befigers abhängen foll, ob er folches ferner 
geftatten will oder nicht. 

$. 38. Bei Streitfachen über landwirthſchaftliche Gegenflänbe werben oft Sach⸗ 
verftändige zu Gutachten vorgefchlagen, welde nicht hinlänglich qualifiziert find. 
Um die daraus für die Grundbeſitzer entflehenden Berlufte und Nachtheile zu vers 
hüten, verordnen Wir hiermit, daß in dergleichen Fällen nur folhe Gutachten güls 
Xi fein follen, welche von approbirten Dekonomie-Rommifjarien oder Kreisyerorbneten 

gegeben werben. 

$. 39. Bei gehöriger Befolgung und Benutzung ber vorftehenden Anorbnuns 

en, wird eine‘ bebeutende Grweiterung und Verbeſſerung bes Landbaues und ber 

orſtwirthſchaft nicht entftchen. Jeder Landwirth erhält ein freies Feld zur 
Thätigfeit und Anwendung feiner Induſtrie. Es kommt nunmehr blos noch barauf 
an, die letztere allgemein zu erwecken und den fchon fehr regen Sinn für reelle 
Berbeflerungen u unter biejenigen zu verbreiten, bie bisher zu entfernt von 
den Quellen der Belehrung flanden nnd auch ohne Mittel waren, folde zu 


benugen. 
Es ift deshalb Unſer Wunſch und Wille, daß erfahrene und praktiſche Lands 
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wirihe in größeren und Heineren Diftriften zufammentreten und praftifche landwirth⸗ 
ſchaftliche Geſellſchaften bifden, damit durch ſolche fowohl fichere Erfahrungen 
und Kenntniffe, ale auch mancherlei Hülfsmittel verbreitet und ausgetaufcht werben 
mögen. 

Wir werben ein Eentralburean in Unferer Refidenz errichten, welches biefe ver: 
fdiedenen Affoziationen in Unfern fämmtlihen Staaten in eine gewifle Verbindung 
ſetzt, Berichte und Anfragen von ihnen fordert und erhält, nicht nur Rathichläge 
ertheift, fondern auch durch Beforgumg von Werkzeugen, Sämereien, Viehracen und 
in gewiffen Geſchaͤften erfahrenen Arbeitern die gewünfchte Hülfe leiſtet. Auch 
wird dieſes Gentralburean gerechte und zweckmäßige Wünfche des ländlichen Publi: 
kums, die ihm durch Die Afoyiationen zufommen, ben oberſten Staatsbehörden vor: 
tragen und empfehlen. . 

Das Nähere hierüber wird zu feiner Zeit befannt gemacht werben, und wollen 
Bir für jebt nur bemerfen, dag die Koften, welche die Gefchäfte diefer Sozietäten 
erfordern und insbefonbere die Salarirung bes Sefretairs von Unfern Kaflen ges 
tragen werben follen. ' 

Die Organifation der Sozietäten wird ihnen felbft, jedoch nach genommener 
Rüdiprache mit dem Gentralburenu überlaffen und braucht nicht in allen Diftriften 
gleihförmig zu fein. | 

$. 40. Um diefe Gefellfchaften defto wirkfamer zu machen und ſichere Reſul⸗ 
tate von landwirthfchaftlichen Verſuchen und Operationen zu erhalten; fo Haben 
Bir den nöthigen Fonds ausſetzen laffen, um in jeber Provinz einige größere und 
Heinere Verſuchs⸗ ımb Mufterwicthfchaften zu etabliren. Die Beſitzer derfelben 
werden verpflichtet, die ihnen von dem Gentralbureau aufgegebenen Verſuche vor: 
unehmen und über ihren gefammten Wirthfchaftsbetrieb Nechenfchaft abzulegen, in 

ficht deſſen fle fh, ohne an eine fpezielle Vorfchrift gebunden zu fein, einer 
mufterhaften Führung befleigigen müflen. Die Inhaber der größeren Wirthſchaften 
diefer Art find zugleich Kuffeher der Heineren, welche letzteren ausfchliegfich zum 
Beispiel für bäuerlihe Wirthichaften dienen follen. 

$. 41. Wir werden in jedem Regierungsdepartement ein befonderes Kollegium 
anorbnen, welches die Landesöfonomie und Kulturſachen ausfchlteglih bearbeiten 
und mit Räthen befeßt werben foll, die mit vollfommener Qualıfifation für foldhe, 
wiffenfhaftliche Bildung verbinden. Um dies Kollegium befto wirffamer zu machen, 
fol ihm die Ausübung der Polizeigewalt bei Gegenftänden feines Reſſorts anver: 
traut werben. Zu dem Ende und um die Verbindung mit den übrigen Verwals 
tungszweigen zu erleichtern, fol es eine Deputation der Provinzialregierung bilden, 
dabei aber od in feinen Beſchlüſſen von dem übrigen Kollegio unabhängig fein. 

Wegen ber engen Berbindung, worin bie Landesfulturfachen mit ber Regulirung 
der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniffe ftehen, ſoll ber Generaltommiffatr, 
welcher für die leßteren in jedem Regierungsdepartement beitellt wird, dem Landes; 
Oekonomie⸗Kollegio präfidiren. 

$. 42. Bei dem bedeutenden Einfluß, den bie Gemeinheitstheilungen aller Art 
anf die Kultur Haben, ift die Verbeſſerung des Berfahrens dabei von großer Wichs 
tigkeit. Es muß bewirkt werben, daß folhes kurz und doch gründlich fei, und jeber 
Rechtsanfpruch gehörig erörtert und entfchieven werde. Wir werden besfalls eine 
befondere Verordnung erlaflen, und durch ſolche den Gang beftimmen, der bei den 
Theilungen beobachtet werben fol. Diefem nad wird das Theilungsgefhäft felbft 
von einem qualifizierten Oekonomiekommiſſair unter Mitwirkung eines Rechteveritän: 
bigen beforgt, und bei entitehender Annahme des Theilungsplans über deſſen Bei⸗ 
behaltung oder Abänderung von einer Kommiffion entfchieden, die aus drei Schiebe- 
richtern beficht, weldhe aus der Zahl der von den Kreideingefeflenen gewählten 
fachverfländigen Kreisverorbneten genommen worden. 

Beruhigen ſich die Intereffenten auch bei deren Entſcheidung nit, fo geht bie 
Berufung an ein Revifionsfollegium, welches aus zwei Mitgliedern des Landes 
Defonomie- Kollegii, aus zwei Räthen des Ober-Landes:Gerichts und einem ber Dis 
reftoren des letzteren beſtehen fol. 

$. 43. Die Defonomielommiflarien, welche zum Betrieb Tanbwirthfähaftlicher 
Angelegenheiten erforberlich find, werben von dem Landes:Defonomie-Kollegio ans 

ejeßt und autorifirt. Die ſchon als erfahrene und intelligente Männer befannte, 
Praußen a nur bei diefem Kollegio zn melden, um in ihrer Qualität ale Oeko⸗ 
nomiefommiſſarien beftätigt oder ernannt zu werden. 

Soldge aber, die noch nicht erprobt find, und den Ruf erfahrener Männer nad 
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dem Ermeſſen des Kollegii nicht ſchon notoriſch für fh Haken, müſſen ſich einer 
Prüfung unterwerfen, worüber noch beſondere Vorſchriften ergehen ſollen. 

Dieſe Kommiſſarien können auch au Kreisverordneten und Vorſtehern derſelben 
erwählt werren, und in beiden Qualitäten wechſelsweiſe auftreten. 

$. 44. Wir verpflichten die Mityliever jener Behörden, die Oekonomiekom⸗ 
miffarien, Schirdsrichter und Kreisverorbneten, bi Gelegenheit ihrer Befchäfte, bie 
Grundbeſitzer über die vorıheilhaftete Benutzung ihrer Grundſtücke zu beichren, 
fie mit nüglihen, ſchon erprobten und auf ihr Lokal vaffenden Einridtungen be: 
Iannt zu madhen und fie zur Nachfolge zu ermunten. Wir weifen fie zugleid 
an, die bei ihren Gefchäften bemerften Iefentlichen Maͤngel, fei es, daß fie land⸗ 
wirthichaftliche, polizeiliche ober fittlihe Gegennaͤnde betreffen, zur Kenntniß ber 
Behörden zu bringen, aud befonders an den Orten, wo die Scyulichrer ſchlecht 
dotirt find, die Gemeinden bei Semeinheitsiheilungen oder Regulisung der gute: 
herrlichen und baͤuerlichen Verhaltniſſe zu ermahnen, daß fie felbigen ein bequem 

gelegenes Stück Nderland zu einem Garten abtreten. 
6. 45. Obgleih Wir vertrauen dürfen, dag im Landbau basjenige, was bie 
Kräfte einzelner erlauben, von ben entfeflalten Händen Unferer getreuen Lanbbe: 
wohner geiäiehen werde, fo bleiben doch für foldye mehrere eben fo nöthige, ale 
nügliche große Unternehmungen unerreihbar.. Das Land enıhält auf mehreren 
Bunkten Brüder von großer Fruchtbarkeit und Umfange, beren Urbarmahung 
taufende von Händen erfordert. Außerdem bedarf der innere Verkehr die Anle⸗ 
ung mehrerer Kanäle, Brüden und Straßen. Wir halten es für ke 
flicht, alles Mögliche zu thun, biefe neue Quellen der Nationalwohlfahrt zu öffs 
nen, und werden Dazu, fo wie es bie Umſtaͤnde nur irgenb gellatten, befonders 
Anftalten treffen. 

Es iſt für Unfer Gefühl höchſt erfreulich, dag Wir endlih dahin gekommen 
find, alle Theile Unferer getreuen Nation in einen freieren Jufand zu verfeßen, . 
und, and den geringfien Klaffen die Ausfiht auf Glück und Wohlfand eröffnen 
zu fönnen. 

Wir erflehen den: Segen der Borfehung für Unfer braves Volt und die Be: 
mühungen, die Wir alle vereint ferner anwenden werben, den Zufland bes Ganzen 
wie der Binzelnen moͤglichſt je verbeſſern. 

Gegeben zu Berlin, d. 14. Sept. 1811. Friedrich Wilhelm. 

v. Harbenberg. 

(9.6. 1811. ©. 300.) 


Ergänzungen und Erläuterungen 
ded Edikts zur Beförderung der Landes» Kultur, v. 14. Sept. 1811. 


Zur Einleitung. | 
Umfang der Gültigkeit des Landes⸗Kultur⸗Edikts. 


1) EN. des K. Juſtizmin. (v. Kamptz) v. 27. Ian. 1832 an die 
K. O. 8. Gerichte zu Magdeburg, KHalberftadt, Paderborn. und Münfter. 
Gültigkeit des Kultur⸗Edikts v. 14. Sept. 1811 in den ehemals zum Kö- 
nigreiche Weftphalen gehörig gemefenen Provinzen. 

Da Zweifel darüber entflanden find, ob das CEd. zur Beförderung der Land; 
kultur v. 1%. Sept. 1811, (G.⸗S. de 1811 S. 300) in den vormals zum König: 
reiche Weltphalen gehörig geweienen Provinzen, mit Wiedereinführung des A. L.-R., 
Geſetzeskraft erhalten habe; fo mird, in Webereinftimmung mit dem K. Min. des 
3. für 9. u. G., dem K. O.⸗L. G., zu feiner Direktion und zur Belehrung feiner 
Untergerichte hiermit eröffnet: " 

bag das Kultur⸗-Edikt v. 14. Sept. 1811 in den vormals zum KRönigreiche 

MWerphalen gehörig gewefenen Provinzen Gültigfeit hat, foweit daſſelbe nicht 

dur fpätere befondere Verordnungen aufgehoben oder modiſizirt worden if. 

(A. XVI. 88. — 1. 36., Jahrb. XXXIX. 114., Gräff VI. 65.) 


2) R. der K. Min. des I. für H. u. ©. (v. Schudmann) u. der $. 
(Maaßen) v. 29. Bekr. 1832 an die K. Reg. zu Poiédam. Das 
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Sand» Kultur» Exift ©. 14. Sept. 1811. —* 


Landkultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 gehört zu den mit ver Publikation des 
A. L. R. eingeführten Geſetzen. 

Der K. Reg. gereicht auf ben Ber. v. 26. Nov. v. J. wegen Anwendung der 
im $. 33. des Landkulturs@. v.14. Sept. 1811 enthaltenen Borfchriften auf die 
vormals K. Sichfifhen Landesiheile zum Beſcheide, daß bie von den Gerichten, 
unter Zuftimmung des K. Juftiz-Min. kingft angenommene, und aud von dem K. 
Stastsrathe bei den Berathungen über das ©. v. 21. Juli 1521 ausgefprocene 
Meinung, wornach das Ed. ». 14. Sept. 1811 wegen Beförderung der Landkultur 
} ben mit der Publikation des A. 2,:R. eingeführten Geſetzen gehöre, von Sr. R. 







aj. mittelſt frezieller an das Min. des I. erlafienen Allerh. R.-D. v. 20. Mai 

genehmigt iR; daß es eben fo wenig Bedenken hat, bie Beftimmungen im 

3. jenes Gtikte als dispofitive, allgemein in Ausubung zu bringende- Bors 
afeflimmungen für authorifirt zu achten if. (Anl. =.) 


——X 
Anl. a. 


Das Ed. zur Beförderung der Landkultur v. 14. Sept. 1811 ſetzt 8. 33. feſt: 

a) daß ba, wo ganze Kommunen das Weiderecht haben, nicht einzelne Mitglieder 
ihr Vieh in die Fort ſchicken bür,en, ſondern ſolches von gemeinſchaftlichen 
Hirten eingetrieben und gehütet werben muß; 

b) daß noch viel weniger das Vieh einzeln ohne Hirten in die Wälder gejagt 
werden darf; 

c) daß «6 da, wo es über Nacht bleibt, in Buchten ober eingehegte Koppeln 
getrieben werden muß. 

Es if zu unferer Kenntniß gelommen, daß dieſe Borfchriften im diefleitigen 
Berwaltungsbezirk,, insbefondere in den ehemals K. Sichflfhen Landestheilen nicht 
gehörig beachtet werden, obwohl das gedachte Erift zu denjenigen Verordnungen 
gehört, welche mit dem U. 2.9. duch das Allerh. Patent v. 15. Nov. 1816 in 
die vormals K. Sächſiſchen Lanbestheile eingeführt find. 6 find ferner bei meh» 
teren Gerichtöbehörben darüber Zweifel entiianden, mit welchen Strafen die Kons 
travenienten gegen obige Vorfchriften belegt werden follen. - 

Wir finden uns daher veranlaßt, die Eingangs erwähnten Beſtimmungen bes 
Kulturs@d. durch gegenwärtige Bekanntmachung dem Bublitum in Brinnerung au 
bringen, und in Gemäßheit der den K. Reg. nach $. 12. der Inflr. vom 23. Of 
1817 ertheilten Befugnig, fo wie in Folge des vorfiehend abgebrudten R. der 8. 
Min. des I. für H. u. G. und ber F. v. 29. Sehr. d. J., zur DBefeitigung aller 
—* über die Höhe der die Kontravenienten treffenden Strafen, hierdurch feſt⸗ 
ujeßen: 

e ad a) daß ſolche einzelne Mitglieber einer hütungsbereihtigten Gemeine, welche 
ihr Vieh, anftatt daſſelbe in ber gemeinſchaftlichen Heerde vorzutreiben, 
einzeln hüten laffen, eine Geldbuße von einem bis fünf Thaler verwirkt 


nzuerfennen, amb die K. Reg. barnach zur Bekanntmachung der beabfich 


en; 
ad b) daß, wenn das Vieh der Hütungsberehtigten ohne tüchtige Hirten, wofür 
Kinder unter 14 Jahren nicht zu halten, in der Forſt betroffen wird, bie 
Ei ae deffelben mit einer Geldſtrafe von zwei bis zehn Thaler zu 
belegen find; 
ad c) daß in Fällen, wo Hütungsberehtigte das Recht haben, ihr Vieh während 
der Nacht in der Forſt zu belaffen, und daffelbe nicht in Buchten oder 
eingehegte Koppeln treiben, die Gelobuge nad Beflnden der Umſtaͤnde auf 
fünf bis zwanzig Thaler zu beftimmen if. 
Im Unvermögensfalle tritt an die Stelle der vorſtehend ad a. b. und c. fell: 
geſetzten Geldbuße verhältnigmäßige Breiheitsitrafe. . 
Im Uebrigen verficht es ſich von felbr, dag dem Waldeigenthümer noch außer⸗ 
dem vorbehalten bleibt, in geeigneten Faͤllen den Erſatz des zugefügten Schadens 
yom Beichädiger zu verlangen. ° 
Botsdam, den 13. Mai 1832. 
Königl. Regierung. 
(A. XVI. 383. — 2. 36.) 
3) R. des K. Juſtizmin. (Mühler) v. 13. April 1882 an das N. 
Hofgericht zu Arnsberg. Bültigkeit des Kultur-Er. v. 14. Sept. 1811 in 
fämmtl. Zandestheilen, wofeloft das U. L.⸗R. eingeführt menden, 
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Da Zweifel darüber entftanden find, ob das R. v. 27. Jan. e.'), woburd er: 
klärt worden ift, daß das Kultur⸗Edikt v. 14. Sept. 1811 in den damals zu dem 
Königreiche Weſtphalen gehörig gewefenen Provinzen Gültigkeit habe, fo weit 
daffelbe nicht durch fpätere befondere. Verordnungen aufgehoben oder modifizirt 
worden, auch für die übrigen Landestheile jenfeits der Elbe, wofelbft das A. 2.:R. 
eingeführt worden, zur Richtſchnur zu nehmen fei: fo wird ierdurh dem K. Hof: 
gericht zu erfennen gegeben, daß das gedachte Edikt allenthalben, wo das A. 2.:R. 
' eingeführt worden, als mit eingeführt zu betrachten iſt. 

(A. XVI. 382. — 2. 35.) 


Zum S. 2. 
Der 8. 2. if aufgehoben durch den $. 93. des G. v. 2. März 1850, 


betr. vie Abtöfung der Reallaſten ꝛc. 
(8.8. 1850. ©. 77.) 


Zum ©. 3. 

K.O. v. 22. Mai 1833, betr. die Abänderung der Beftimmungen im 
6. 2. Litt. B. und $. 3. des Landkultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811. 

Nah Ihrem Antrage v. 2. d. M. will Ih die Vorfchrift im $. 3. des ©. zur 
Beförderung der Landfultur v. 14. Sept. 1811, nach welcher die Grundfteuer bei 
ine Repartition auf getheiltes Grundeigenthum, zur Beflreitung ber vermehrten 

enbanturfoften, um vier Prozent erhöhet werden foll, außer Kraft ſetzen, auch 
enehmigen, daß bie Borfhrift im $. 2. Litt. b.*) deſſelben G., der zufolge bei 
Bereingelung von Gröpamtsgrund Rüden die Abgabe an den Grbverpäcdter um 
vier Prozent zu Laften des Grwerbers der abgezweigten Barzelle erhöhet werben 
barf, bei Dominial⸗Erbpachtsgrundſtücken nicht angewendet werde. Sie haben biefe 
Beflimmungen jur öffentlihen Kenntniß zu bringen. 

Dar, b. 22. Mai 1833. riedrih Wilhelm. 

n 
den Staats: u. Fin.⸗Min. Maaſſen. 

(9.6. 1833, ©. 65.) 


Bu 66. 4. und 5. 


1) 2. v. 24. Dec. 1816, betr. die Verwaltung der den Gemeinden und 
Öffentlichen Anftalten gehörigen Zorften in den Arovinzen Sachſen, Weſt⸗ 
phalen, Kleve, Berg und Nieder⸗Rhein. 
Mir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. Die Borften der Gemeinden und öffentlihen 
Anftalten in den mit Unferm Reiche wieder vereinigten und in den neu erworbe: 
nen Provinzen find bisher zum Theil nad folden Vorfchriften öffentlich verwal⸗ 
tet werben, welche bie Dispofitionsfreiheit der Gigenthümer beinahe gänzlich aus⸗ 
fliegen, und dem Korftgrundeigenthume ganz unverhälmigmäßige Eafen und Abs 
gaben auflegen. Da ſolche Ginfhränfungnn in der Venugung diefes wichtigen 
emeinde⸗Eigenthums mit den Grundfügen des Rechts unvereinbar find, der Ge⸗ 
brauch beffelben aber eben fo wenig einer ſchaͤdlichen Willlür Preis gegeben wer: 
den kann; fo verordbnen Wir, um einerfeits den Gemeinden und öffentlihen An⸗ 
falten das Dispofitionsreht über die ihnen zugehörigen Walbnußungen, da, wo 
ihnen ſolches genommen war, wiederzugeben, anbrerfeits aber eine dem Weſen 
und den Zweden der öffentlihen Korporationen entſprechende Benubungsart zu 
fihern hierdurch Folgendes: 
Aufbebung der bisher ftattgefundenen Binfhränfungen in der 
Adminiftration und der auferlegten befonderen Abgaben. 
$. 1. Alle in den genannten Provinzen bisher flattgefundene Ginfchränfungen 
bes Forſteigenthums ber Gemeinden und öffentlichen Anftalten follen, wo fol e 
von den Gouvernements nit ſchon aufgehoben worden find, vom Tage der ein- 





1) Vergl. oben sub 1. 


2) Das Allegat des $. 2. Lit. b. beruht offenbart auf Irrthum; es muß hei: 
Ben: „$. 2. Lit. c. ad ß.“ 
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tretenden allgemeinen Organifation der Verwaltung Unferer Ianbesherrlichen Forften 
in den genannten Provinzen an berechnet, völlig aufhören, und die unter den voriz 
gen Regierungen den Gemeinde-Waldungen, als foldhen, aufgelegten befonderen Abs 
gaben an den Staat fernerhin nicht weiter erhoben werben. | 

Borzüglih gehören hierher: 

bie Zehn⸗Prozentgelder, welche bei Holzverfäufen an den Meiftbietenden von dem 
Käufer zur Landesherrlihen Kaſſe bezahlt werden mußten. 

bie fogenannten Bafationsgebühren oder Anweifegelder zur Gratiflfationgfaffe; 

ferner die außerorbentlihen Hauungen, deren Ertrag zur landesherrlihen Kaffe 
eingezogen ober verzinslich deponirt wurde, fo wie alle jährliche Direfte Geld: 
beiträge zu den Befoldungen ber Ianbesherrlichen Forſtbedienten, und endlich 
die Ausztehung der vorzüglichften Stämme für öffentlihe Zwecke. 
Vermwaltungsreht der Gemeinden und efentliden Anftalten Hin- 
fihtlih ihrer Forſt-Ländereien. 

Den Geneinden und öffentlihen Anftalten werben, Kraft diefer V., ihre Forſt⸗ 
Ländereien zur eigenen Verwaltung überlaffen. Sie find jedoch dabei ebenfo, ale 
bei dei ber Verwaltung der übrigen Gemeindegüter, in höherer Inſtanz der Ober: 
auffiht der Regierungen unterworfen und müſſen fih nad ben Anweifungen 
berfelben wegen eines vegeimäbigen Betriebs und der vortheilhafteften Benugungs- 
art genau rihten. In der Regel find die Korftländereien auch fernerhin diefer 
Beflimmung zu wibmen. Wenn die Gemeinden, Korporationen und öffentlichen 
Anftalten aber, die Verwandlung ihres Forftlandes in Ader und Wiefe für zuträg- 
liher als bie Benutzung zur Holzerziehung halten, fo haben fie den deshalb ger 
faßten Befchlug mit Darftellung der rechtfertigenden Gründe der vorgefeßten Kreis: 
Behörbe Bekannt zu machen, welche hierauf die Prüfung beflelben vorzunehmen 
und die Entſcheidung hierüber bei der betreffenden Regierung zu veranlaften bat. 

Mähere Beilimmungen über die Verwaltung felbfl. 

$. 3. Die Gemeinden und öffentlihen Anftalten find verpflichtet, die in ihrem 
Befts befinvlihen Forſtlaͤndereien 

1) nad) den von der Regierung genehmigten Etats zu bewirtſchaften; 

2) ſolche Wüher und beträdhtlihe Holgungen, die nad ihrer Befchaffenheit und 
Umfang zu einer forfimäßigen Bewirthſchaftung geeignet find, durch gehörig 
ausgebildete Forſtbediente adminiftriren zu laſſen; auch fönnen fie 

3) außerorbeniliße Holzſchlaͤge, Robungen und Beräußerungen nur mit Geneh: 
migung der Regierung vornehmen. 

Dbernuffißtsreht der Regierung. 

$.4. Die berauffiät, weldhe die Regierungen über dieſe Güter und deren 
Berwaltung zu führen haben, iſt zum Reſſort der erſten Abtheilung derſelben ge 
hörig. Sie befchränft fi im Weſentlichen darauf, daß die Forſten, gleich jeder 
andern Gattung des Gemeinde:Bermögens, den öffentlichen Zweden des Gemein: 
wefens erhalten, und weder buch unmwirthfchaftliche Verwaltung zerftört oder fonft 
verfchleudert, noch mit Hintenanfeßung des fortwährenden Beſten der Korporationen 
und zum Vortheile einzelner Mitglieder oder Klaffen derſelben verwendet werben. 
Nach diefen Rüdfihten haben fie daher auch die von den Gemeinden einaureißjen- 
den Borftetats und deren Anträge auf außerordentlihe Holzſchläge und Rodungen 
oder anderweitige Dispofltionen über die Subftanz felbit dur Sachverfländige 
prirfen au laffen, und nach deren Befinden darüber j beftimmen. 

Unterfuhung ber Forfibewirtfhaftung felbft, und Abftellungzwed: 
wibriger Berwaltung 

$. 5. Zu gleichem Behuf ſteht denfelben aug zu, die in den Forſten der Ge⸗ 
meinden und oͤffentlichen Anſtalten ſtatt habende ewirthſchaftung von Amts wegen 
oder auf ſpezielle Veranlaſſung unterſuchen, und gegen forſtwidrige Verwaltungen, 
durch Anordnung einer fpeziellen Beauffichtigung oder ſonſt zweckmaͤßige Vorkeh⸗ 
rungen treffen zu laſſen. 

Beſtimmung, ob zur zweckmäßigen Verwaltung die Anſtellung 

eigener Forſtbedienten notwendig if. u 
$. 6. Ganz vorzüglich aber werben fie, mit Hinfiht auf Dertliileit und bie 
individuelle Befchaffenheit der Kommunal: und Inflitutswaldungen, beſtimmen, o 

u deren, dem im $. 4. angebeuteten Zwede entſprechenden Bewirthſchaftung bie 

ellung eines eigenen Forſtbedienten unumgänglich erforberlih fei, oder ob Toide 
eben fo gut und zwedimäßig durch die Gemeindeglieder ausgeführt, ober na beu 
Wimfchen der Gemeinden und öffentlichen Anflalten gegen eine ıngemeflene Remus 
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neration einem benachbarten Königl. Forſtofſizianten übertragen werben koͤnne. 
Wenn die Regierung die Annahme eines eigenen gehörig ausgebildeten Forſtbedien⸗ 
fen nach den Umständen nothwendig findet; fo fleht den Gemeinden und öffentlichen 
Anftalten die Wahl eines qualifizirten Sachverländigen zu. Sie haben aber babei 
vorzugsweife auf die bisher fon angeflellt geweienen Forſtbedienten, die zut Vers 
forgung beftimmten Subjelte bes Jaͤgercorps und die mit Der forgungeanfbrüchen 
entlaffenen freiwilligen Jüger, wenn ſolche übrigens bie erforberlihen Cigenſchaften 


dazu befißen, Rüdficht Ku nehmen. Die gewählten Subjelte find der Regierung 


vorzuftellen,, deren erſte Abtheilung ihre Prüfung duch Sachverſtaͤndige zu veran- 


‚ falten, und fie, wenn fle tüchtig und geſchickt befunden worden, als Kommunal 


und Inſtitutsbeamte zu beflätigen hat, worauf folde in den ihnen übertragenen 
Boften eingeführt werben können. 
7. Den Gemeinden und öffentlihen Anftalten liegt im Allgemeinen ob, die 


gegenwärtig ausfchlieplich bei ihren Waldungen angeftellten Offizianten anderweit 


zu verforgen, ober zu penfioniren, in fofern ſolche zu dem einen ober andern in: 
dividuell geeignet gefunden werden. Dahingegen theilt ſich dieſe Verbindlichkeit pro 
rata zwiſchen dem Staate. und den betreffenden Korporationen in Rüdfidt derjeni⸗ 
gen Forſtbedienten, welche bisher für Iandesherrlihe und Kommunalwalbungen zu: 
gleich angeftellt waren; vorausgefeßt, daß ihre Tüchtigfeit zur Mieberanfellung 
oder ihre Berechtigung zum Penfionsgenuß nachgewieſen und erfannt worben. 

$. 8. Die Regierungen können ſich zur Beauffihtigung der Kommunal und 
Snflitutionswaldungen, da, wo fie es nothwendig finden, Unferer Oberforfimeifter 
und der denfelben untergeordneten Worftoffizianten bedienen. 

Wenn leptere bei ihren Dorfbereifungen in den Kommunalwalbıngen Uebelftände 
bemerken, fo haben fe ſolche ex offcio den Regierungen anzuzeigen, welde den 
nöthigen Gebrauch davon machen merden. - 

$. 9. Die Beſtimmungen diefes Geſetzes follen in ben genannten Provinzen 

u der im $. 1. bemerften Zeit zur Anwendung fommen, und von Unferen Mini: 
erien der Finanzen und des Innern deshalb bie erforderlichen Verfügungen ge: 
teoffen werben. Deshalb verorbnen Wir ausbrüdlih, daß diefes Belek na ans 
wendbar fei auf die in Verbindung mit dem Staate .befeflenen Kommunal: oder 
fogenannten Marken-Waldungen und Gemeinheiten; inbem biefe vielmehr nad wie 
vor und bis zu weiterer gefegliher Berfügung der allgemeinen Borfiverwaltung 
von Seiten des Staats in der bisherigen Art, unterworfen bleiben fol. 

So geihehen Berlin, d. 24. Dez. 1816. 


Friedrich Bilbelm. 
G. Fürft v. Harbenderg. Graf v. Bülow. v. Schudmann. 
(8.8. 1817. S. 57.) 


2) K. O. v. 12. Aug. 1839, betr. die fortdauernde Gültigkeit der obi⸗ 

gen DB. in denjenigen Städten der Provinzen Sachen, Weſtphalen und 

heinproving, in welchen die revid. Städte⸗Ordn. bereit eingeführt iſt 
oder eingeführt werden wird. 


Aus dem Berichte des Staatsmin. v. 26. v. M. Habe Ich erfehen, welche 
Zweifel in Anfehung der Brage entitanden find: ob bie B. über die Verwaltung 
ber den Gemeinden und. öffentlichen Anftalten gehörigen Forſten in der Provinz 
Sachen, Weſtphalen, Eleve, Berg und Niederrhein v. 24. Dec. 1816. au in’ 
denjenigen Städten, in welden die rev. St. O. eingeführt worden ifl, noch gültig - 
fei oder niht? Da es Teinesweges Meine Abfiht geweien ift, dieſe Verordnung, 
durch welche ein wichtiger Verwaltungsgegenftand mit Rüdfiht auf die bleibende 
Grhaltung eines bedeutenden Theile des Kommunaleigenthums georbnet worden, 
außer Kraft u fegen, fo beftimme Ich hiermit, daß biefelbe and in denjenigen 
Städten ber bezeichneten Provinz Sachen, Weſtphalen und ber Rheinprovinz, in 
welchen bie rev. St.D. bereits eingeführt worben ift oder fernerhin eingeführt 
werben wird, wie bisher, in Kraft bleiben fol. Diefe Meine Order ift durch bie 
G. S. bekannt zu mahen. 

Erdmannsdorf, d. 12. Aug. 1839. Friedrich Wilhelm. 


An 
das Staatsminiſterium. 
(6. G. 1838. ©. 266.) 
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Zu 66. 21 - 23. 

1) R. des Staatsrat v. 19. Mal 1770 an das Kammergericht und 
die Kriegs⸗ und Dom. Kammer in Perlin, betr. die Einfihränfung der Bes 
hutung der Wiefen im Frühjahr und Herbſt. 

Bon Gottes Gnaden, Friedrich, König ıc. Es it in bem Er. v. 21. Okt. 
1769 fattfan zu erkennen gegeben worden, daß deſſen hauptſächlichſter Gegenſtand 
auf mehrere DBeförberung bes Wiefenbaues gehe. Diefem Endzwed fchet aber als 
ein allgemeines Hinderniß, die faſt durchgängig eingeführte Frühjahrsbehütung 
derer Wieſen mit dem Vieh entgegen, als woburd nit nur her gegenwärtige 
Grasbau unmwirthfhaftlih genupt, ſondern aud die Wielen duch Ginteetung des . 
Viehes bei naffem Wetter beſchädiget, Hingegen bei den hohen Wiefen durch das 
frühzeitige Abbeißen des Graſes, die junge Graswurzeln ungemein verleget, auch 

u Verneren gebeihlihen Wahsıhum ont gemacht, und in ihrem Ertrag gar 
—* zurüdigefegt werden, und beiderlei übler Erfolg iſt, fonderlih im Frühjahr 
unvermeidlih. Ihr habt dannenhero die zu Aufhebung der. Gemein heiton beftellten 
Kommiflarius zu bedeuten, nicht weniger Euch felbit bei diefem Geſchaäfte zu Eurer 
Direktion als ein principium regulativum dienen zu laffen, daß die Hütungen auf 
denen Wiefen in dem Frühjahr, ohne Ausnahme gänzlich abgeitellet, in dem Herbſte 
Hingegen ratione Termiui a gu alſo eingeſchraͤnkt werden müflen, daß dem Eigen; 
thümer die Zeit, bleibe vollftändige Rutzung an Heu und Grumbt von feiner 
Wieſe zu zichen. Wenn e6 aber fumpfigte Wiefen find, die Hütung darauf auch 
im Herbite gen und gar unterlaflen werbe. Wo Dientbarleitsrechte vorkommen, 
weldhe tie Behütung derer Wiejen insgemein, befonders im Frühjahr, bis zu dem 
[ni wohl gewöhnlichen Termin Alt-Walpurgis begründen, da hier eigentlich bee 

al vorwaltet, daß die Servitut dem leidenden Theil mehr Schapen, ale dem ges - 
nießenden Theil Vortheil bringer, und der Landeskultur nachtheilig it, muß nad 
bem Gb. v. 21. Oft. 1769 und deſſen $. 2. hierüber ein Aequivalent ausgemittelt 
werden. An anderen Orten, wo ed niht auf Servituten antommt, fondern bie 
Behütung der BWiefen nur mit der übrigen Hütungszewohnheit zufammenhingt, 
und ein Erfolg davon in, müflen die Kommifjarii die Wiefenhütung vorgedachter⸗ 
maßen abfchaffen, und im Herbit den Anfung der Wiefenbehütung auf eine folche 
. Zeit, da der Gigenthümer die völlige J upung der Wiefen an Heu und Grummet 
ober Nachmath gewonnen, fehfegen, daneben aber folde Movalititen ausmitteln, 
wodurch denen Bauern das nöthige Futter auf dem Stall gefchaffet werde, um ber 
Wieſenhütung entbehren zu können, ald zu welchem Behuf das ſchicklichſte fein 
wird, daß ein proportionirter Theil des Feldes zum Anbau guter Butterfräuter abs 
gefondert werbe. on 
Sn allen Füllen Haben alle Kommiflarii die Quaestionem an als entſchieden 
anzunehmen, und nur billige und geſchickte Mobalitäten zu deren Ausführung auss 
umitteln. 
3 Nach geendigten Geſchaͤften derer veranlaßten Kütungsauseinanberfegungen foll 
an benjenigen Enten, wo ſolche nicht zu Stande gebracht werden können, durch 
efeplihe Verordnungen, die ſchlechterdings ſchaͤdliche Behütung derer Wieſen im 
— r, und zur Unzeit in denen Herbſtmonaten, wie auch überhaupt die Ber 
ütung fumpfiger Wiefen fowohl in denen Herbitmonaten als im Frühjahr abge: 
— werden, deſſen es jedoch für diejenigen, ſo ſich über die Wieſenhütung der⸗ 
geſtalt auseinanderſetzen, daß ein jeder Cigenthümer mit ſeinen Wieſen zu dispo⸗ 
niren völlige Freiheit behält, ohne durch die einem Fremden zuſtehende Servitut 
darinnen gehindert zu werden, nicht bedürfen wird, 

Mebrigens habt Ihr diefe Berorbnung, damit fie deſto beiler zu berer Interef- 
fenten Wiſſenſchaft komme, dem Drud zu übergeben und gewöhnlihermaßen zu 
publiziren. Sind ꝛc. 

Keen F u Fe um. Sorsialbefehl 

uf Sr. Königl. Majeſt. allergnädigiten Speztalbefe 

v. Pa v. —— 28* v. Blumenthal. v. Mündhaufen. v. Derſchau. 


v. Zedlitz. 
8 C. C. Tom. IV. pag. 6787. Nr. 38. de 1770, Rabe, Bd. I. Abth. 4. 
©. 22.) 


2) Gefetzliche Beſtimmung v. 34. Aug. 1800, mittelſt welcher die durch 
WVeriräge und Gewohnheiten nach dem Sullanifchen Kalender angeordue 
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Hütungs⸗ und Hebungstermine auf die Jahrestage des verbeflerten und 
Bregerlanifihen Kalenders verlegt werden. 

ir ꝛtc. thun Fund und fügen hiermit zu wiflen: Es ift ſchon immer ein Grund; 
faß der Geſetzgebung älterer und neuerer Zeiten gewefen, Verträgen und Gewohn⸗ 
heiten, in fofern fie auf Rechnungsirrthümern beruhen, feine gültige Kraft beizus 
legen, und das Gigenthum eingeführten Mißbräuchen nicht Preis zu geben, fondern 
durch angemefiene Berorbnungen fiher zu ſtellen. Uns ift indeſſen nit unbefannt 
geblieben, daß vielfältig die Hütungs- und I OR nad dem alten Julia: 
nifchen Kalender berechnet werden, ungeachtet längſt ausgemacht ift, daß in biefem 
das Jahr um einige Minuten länger berechnet wird, als defien Dauer in ber 
Natur währet, wovon die Folge gewefen ift, dag ſchon im Jahre 1582 zehn Tage, 
als fo viel zu der Zeit ber Unterſchied betrug, Haben weggelaffen werben müflen, 
auch meiftentheils alle Jahrhunderte ein Schalttag, ben der Julianifhe Kalender 
zu viel beibehalten, ebenfalls ansfallen muß. 

Der Unterfchied,, der Hiervon zwifchen der Berechnung des alten Julianiſchen 
und ber des Gregorianifhen und verbefferten Kalenders entfteht, betrug Bis zu 
dem in dem gegenwärtigen Jahre, nur im jenem, nicht aber in biefen Kalendern 
vorkommenden Schalttage, eilf Tage, ift aber jebt auf zwölf Tage angewach ſen, 
und wird ſich aud in der Folgezeit in ber Art vermehren, daß in einem gewiffen 
ünftigen, obgleich noch entfernten Zeitpunft, die Hütungs⸗ und Hebungstermine, 
welche jept im Frühjahr eintreten, in ber Ernte zu ſtehen fommen werben. Wir 
wären nun zwar wohl befugt, Iandesherrlih zu verorbnen, daß alle durch Ver⸗ 
träge und Gewohnheiten, deren Urfprung auf ältere Zeiten als bie bes mit dem 
jebigen Jahre ablaufenden achtzehnten Jahrhunderts zurüdgehet, nad dem alten 
Aultanifhen Kalender beftimmten Hütungs- und Hebungstermine auf diejenigen 
Zeiten zurüdgebradt werden müßten, auf welche felbige in dem Gregorianifchen 
und verbefierten Kalender fallen, und es würde ſich dawider rechtlich um fo weni: 
ger jemand befchweren fünnen, da ein jeder diefem Greigniffe, welches in Anfehung 
der Frühjahrs- und der Herbftbehütung fumpfiger Wiefen ſchon in dem Neffripte 
v. 19. Mai 1770 vorbehalten worden, durch die daſelbſt verorbnete Auseinander: 
feßung vorlängft hätte Zuvor fommen Fönnen. In Erwägung der Berlegenheit, 
welche daraus dennoch für die Berechtigten erwachſen dürfte, haben Wir Uns aber 
entfhloffen, Uns vorjegt nur auf folgende geſetzliche Anorbnung einzufchränfen: 

1) Für alle Hütungs- und Hebungstermine, welche in verwichenem Jahre und 
bis zum 7. März des gegenwärtigen Jahres nach dem alten Julianifhen Ka: 
lender beredinet worden Ki, follen — diejenigen Jahrestage gelten, auf 
welche jene bie zum 7. März des jebt laufenden Jah 
fhen und verbefferten Kalender einfallen. 

2) Da, wo alfo alte Lichtmefien, ald Mariä: Verkündigung, Alt: ®eorgi, alte 
Walpurgis, Mt-Bartholomäi, Alt- Martini, ale Hebungs- oder Hütungstermine 
beitimmt find, fol an deren Stelle der 13. Webr., der 5. April, der 4. Mai, . 
der 12. Mai, der 4. Sept. und der 22. Nov. zur Richtſchnur angenommen 
werden, wonach die Frühjahrshütung, in fofern folhe bisher bis alte Wal: 
purgis gedauert hat, mit dem Ablaufe des 11. Mai des Gregorianifchen und 
neu verbefierten Kalenders für die Folge ihre Ende erreichen wird, und es fol 

3) die Zeit der Entflehung jener Termine, bis Wir ein anderes beſchließen wer: 
ben, feinen Unterſchied machen, fo daß alfo, wenn felbige fih auch aus Altern 
Sahrhunderten herfchreiben, dennoch bis dahin nur bie im 2. $. enthaltene 
Anordnung entfcheiden foll. 

4) Im Uebrigen beftitigen Wir dasjenige, was in dem R. v. 19. Mai 1770. 
vorgefehrieben worben ifl. 

Auch ift Unfer Wille, diefe B. duch den Drud und in der gewöhnlichen Art 
allgemein befannt zu machen ıc. 

Urkundlih ꝛc. Gegeben Berlin, 31, Aug. 1800. Friedrih Wilhelm. 

v. Voß. v. Goldbeck. v. Hardenberg. dv. Struenſee. v. Schrötter. 

(N. €. C. Tom. X. pag. 3094. No. 51. de 1800., Baalzow’s Magazin, 

Br. I. S. 521., Rabe, Br. 6. S. 235.) 


3) Publik. der K. Reg. in Erfurt v. 6. Juni 1817, wegen der Hütungs 
und Hebungstermine, 
‘ Bir haben zu bemerken Gelegenheit gehabt, dag aus Mangel an Belanntichaft 
mit dem „Inhalte der gefeglichen Beſtimmumg v. 31. Aug. 1800, dem $. 60. bes 


tes nach dem Gregoriani⸗ 


_ nu , 
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Anh, zum U. 2. R. die unrihlige Deutung gegeben- worden, als wenn damit bie, 
durch Vertraͤge oder Gewohnheiten, nad gewiſſen benannten Tagen bes Julianis 
ſchen Kalenders angeordneten Hütungs: und Hebungstermine, auf diejenigen Tage 
bes verbeflerten und Sregorianifchen Kalenders zurü verlegt worden wären, welche 
mit jenen. Tagen eine gleiche Benennung führen. Dies ift aber nicht der Fall, 
weshalb wir zur näheren Erläuterung folgendes bemerken: 

Nach dem Julianifhen Kalender war das Jahr um einige Minuten Länger, als 
es in der Natur währt, nämlich zu 365 Tage 6 Stunden berechnet worden, wel: 
hes die Folge hatte, daß nach einem langen Zeitraume der Mangel der Ueberein: 
fimmung des angenommenen mit bem aftronomifchen Jahre fehr bemerkbar wurde. 
Um dieſe Unrichtigfeit wieder auszugleichen, und für die Zukunft zu verhüten, ließ 
ber Gregorianifhe Kalender im Jahre 1582 zehn Tage, und außerdem für bie 
Bolge in der Regel alle Hundert Jahre einen Schalttag ausfallen. 

— muß aber auch der Unterſchied zwiſchen dem Julianiſchen und dem 
Gregorianiſchen Kalender in der Regel alle hundert Jahre um einen Tag zuneh⸗ 
men, und die nach jenem angeordneten Beſtimmungen der Hütungs- und Hebungö⸗ 
termine würben in der Folge immer weiter von ber Natur abweichen. Damit 
biefe6 vermieden wird, verordnet bie gefeglihe Beitimmung v. 31. Aug. 1800, daß 
auf den Julianiſchen Ralender Leine weitere Rüdficht genommen werbe, ſondern 
daß die nad demſelben beſtimmten Hütungs > und Hebungstermine auf denjenigen 
Jahrestagen des verbeflerten und Gregorianiihen Kalenders unverändert bleiben, 
auf welche fie bis zum 7. März 1800 eingefallen find. 

Hiernach find alfo die Termine 

für Alt Lichtmeflen auf den 13. Yebruar 
für Alt Mariä Verfündigung 5. April 

für Alt Georgi. . » » . 4 Mai 

für Alt Balurgs . . . 12. Mai 

für Mt Bartholomäi . . . 4. September 
für At Martini . . . . 22. November 

een refferten und Gregorianiſchen Kalenders für die Zukunft unveraͤnderlich 

eſtgeſetzt. 

Dieſes zur Verhütung der Mißdeutung vom Inhalte des $. 60. bes Anh. 

um A. L. R. 

(A. 1. 72. — 2. 43.) 


Zum g. 25. 

Vorläufige V. v. 5, März 1843, Über die Ausübung der Waldftteus 
Berechtigung: 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. finden Uns bewogen, zur’ Verhütung der Nach: 
theile, welche eine ungeregelte Ausübung der Waldſtreu⸗Berechtigung auf die Holz: 
fultur ausübt, und um fowohl den Walbbefigern die angemeflene Bewirthichaftung 
ihrer Waldungen, als auch den Servitut: Berechtigten jelbft bie nachhaltige Aue: 
übung biefer Berechtiguug zu fihern, für die Provinzen Preußen, Brandenburg, 
Pommern, Schlefien, Boten und en vorläufig bis zur Publifation einer neuen 
allgemeinen Forſt⸗ und Jagbpolizei-Ordnung, nah Anhörung Unferer getreuen 
Stände und auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums zu verordnen, wie folgt: 

8. 1. Die Waldſtreu⸗Berechtigung befteht in der Befugniß, abgefallenes Laub 
und Nadeln, fo wie dürres Moos zum Unterflreuen unter das Vieh, Behufs der 
Dereitung des Düngers, in dem Walde eines Andern einzufammeln. 

$. 2. Wo der Umfang und die Art der Ausübung dieſer Berechtigung durch 
Verleihung, Vertrag, richterliche Entfcheidung oder bereits vollendete Verjährung 
beflimmt fegeftellt worben ift, behält es hiebei fein Bewenden. In ——ã— 
ſolcher auf beſonderen Rechtstiteln beruhender Verhaͤltniſſe dienen die nachſtehenden 
Vorſchriften lediglich zur Richtſchnur. 

8. 3. Die Berechtigten müſſen ſich, wenn ſie die Waldſtreunutzung in der 
nächſten Periode ($. 4. b.) ausüben wollen, ſpäteſtens bis zum 15. Aug. eines 
jeden Jahres bei rem Walbbeſitzer ober deſſen verwaltenden Beamten melden, 
worauf ihnen ein koſtenfrei ausgefertigter Zettel zu ihrer Legitimation ertheilt wird. 
Diefer Zettel ift nur für den Zeitraum, für das Revier, und für bie Perſonen 
gültig, auf weige derfelbe lautet. IL 

Die Strens Berechtigten oder die von ihnen mit Ginfammlung der Waldſtreu 
beauftragten Beute müflen diefe Zettel, wenn fie Streu im Wale rinfammeln, bei 
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Bermeidung einer für jeden einzelnen Kontraveniionsfall an den Walbeigenthümer 
u erlegenden Strafe von Fünf bis Zehn Silbergroſchen, ſtets bei ſich führen, und 
eim Ablauf der zur Streufammlung beſtimmten Zeit, bei gleicher Strafe wieder 
abliefetn. 

$. 4. Die Berechtigung darf nur: 

a) in den vom W Bigenfhümer nah Maaßgabe einet zwedmäßigen Bewirth⸗ 
(Haftung des Forſtes geöffneten Difiriften, 

b) in den ſeche Winter-Monaten v. 1. OR. bis zum 1. April, 

‘c) an beftimmten vom Walb:@igenthümer mit — auf die bisherige Obſer⸗ 
vanz fezufeßenden, jedoch anf hoͤchſtens zwei Tage in ber Woche zu bes 
fhränfenden und von den Naff: und Leſeholz⸗Tagen verfihledenen Wochen: 
tagen 

ausgeübt werben. Beſteht aber nach dem Herkommen ber Gebrauch, baf die Eins 

fammlung der Streu gleich beim Beginn bes Dftobers an nrehreren nadı einander 

folgenden Tagen, von allen Berechtigten gleichzeitig unter Aufficht des Wald⸗Cigen⸗ 
thümers gefchieht, und hiermit das Ginfammeln für das ganze Jahr gefchloffen ift, 
fo behält es Hiebei fein Bewenden. 
Die Berechtigung darf auch nur 
d) mit den in den Betten bezeichneten, nach ber bisherigen Obfervanz zu be 
flimmenden Transportmitteln, und 
6) niht mit eifernen, fondern nur wit hölzernen unbeſchlagenen Rechen ober 
Harken, deren Zinken ebenfalls nur von Holz fein dürfen und mindeflene 
24 Zoll von einander abftehen müflen, 
„ausgeübt werden. 


$. 5. Entſtehen über die Frage: 

welche Diftrifte zum Streufammeln zu öffnen find, 
wiſchen dem Walb:Gigenthümer und den Berechtigten Gtreitigkeiten, fo werben 
* von dem Kreis⸗-⸗Landrath unter Zuziehung eines von dieſem zu waͤhlenden 
hierbei unbetheiligten Forſibeamten und eines Oekonomieverſtändigen, unter Vorbe⸗ 
halt des Rekurſes an das Plenum der vorgeſetzten Regierung, entſchieden. Ueber 
Streitigkeit in Betreff der Transportmittel, fo wie über die mit Berückfichtigung 
ber bisherigen Obfervanz zum Streuholen zu beitimmende Zahl der Tage ($. 4. - 
- - I. c.) findet dagegen das orbentlihe Rechtsverfahren Statt. 


8.6. Die Waldſtreu kann zwar vorübergehend auch zu andern wirthichaftlis 
hen Zweren ($. 1.), 3. B. zur Verfegung der Winde der Wohngebäude, zur Bes 
dedung der Kartoffelgruben u. ſ. w., benußt, darf aber in ihrer Endbeſtimmun 

nur zum Unterfireuen unter das Vieh verbraudt, auch weber verkauft, noch Fond 
an Andere überlaflen werben. 


$. 7. Wer die Walrftreu- Berechtigung 
a) in anderen als den dazu geöfineten Diftriften ($. 4. litt. a.), 
b) nad dem Schluß der Streulings-Periode ($. 4. litt. b.), 
c) an andern als den im Zettel beftimmten Tagen ($. 4. Its c.) 
ausübt, ſoll beftraft werben, 
mit einer Geldbuße von Zehn Silbergroſchen, wenn bie Streu getragen ober 
auf Rabwern (Schiebfarren) geholt wird, 
mit einer Geldbuße von Ginem Thaler, wenn bie Streu mit einer ein ober 
zweifpännigen Buhre, und 
mit einer Geldbuße von Zwei Thalern, wenn die Spreu mit einer breis ober 
vierſpaͤnnigen Fuhre 
geholt wird. 

Der Gebrauch der in $. 4. litt. ©. verbotenen Harken wird, neben Konflafas 
tion derfelben, mit einer Strafe von Ginem Thaler, und die Ausübung der Bes 
rechtigung mit größeren, als den im Bettel bezeichneten Transportmitteln mit einer 
gleich Hohen Strafe geahndet. 

Werden dieſe Kontraventionen bei Naht, d. h. in ber Zeit von einer Stunde 
nad Sonnenuntergang bis einer Stunde vor Sonnenaufgang, oder an Sonn: unb 
Feſttagen verübt, fo tritt der doppelte Betrag biefer Strafe ein. 

Der Verbrauch der Waldftreu zu anderen Zweden, als zum Unterftreuen ımter 
das Vieh ($. 6.), wirb mit einer Strafe von Zwei Thalern, und ber Verkauf ober 
die fonflige Ueberlaffung der Waldſtreu an Andere, 

für eine Karre oder Traglaft mit Cinem Thaler, 


- 
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für eine eins ober zweifbännige Fuhre mit Zwei Thalern, 

für eine drei⸗ oder vierfpännige Fuhre mit Vier Thalern, 
neben ben Berlufte der Berechtigung auf ein Jahr geahndet. 

In Wiederholungsfällen nad vorgängiger rechtöfräftiger Berurtheilung zahlt 
der Kontravenient bie doppelte Geldſtrafe außerdem verliert er, wenn er 
nad) zweimaliger Berurtheilung wegen Streu⸗Veräußerung fih dieſes Vergehens 
— euem ſchuldig macht, die Waldſtreu⸗Berechtigung auf die ganze Dauer feiner 

zeit. 
ie Geldfirafen fallen dem Wald⸗Gigenthümer anheim. 

$. 8. Bei Betretung des Frevlers auf eine ber in den $$. 3. und 4. bezeich⸗ 
neten Kontraventionen tritt Bfändung ein, und der Wald-Eigenthümer ift das ab⸗ 
genommene Pfand nur gegen Grlegung der auf die Kontravention gefeßten Strafe 
auszuantworten verpflichtet. 

$. 9. Wer die erkannten Geldſtrafen zu zahlen unvermögend if, hat an deren 
Stelle Sefängnißftrafe, oder nad der Wahl des Wald⸗Eigenthümers Forſt⸗ oder 
andere Straf:Arbeit, nach Maaßgabe der wegen Beftrafung der HolzsDiebftähle 
befichenden Beſtimmungen, zu gewürtigen. 

$. 10. Die Unterfuhumg der Kontraventionen gegen biefe B. und die Feſt⸗ 
febung der darin angebroheten Strafen erfolgt durch bie zur ne und 
Beſtrafung ber Holz⸗Diebſtähle beſtellten Forſtgerichte nach dem für dieſelbe vor⸗ 
geſchriebenen Verfahren. Bei Konttaventionen gegen das Verbot des Verlaufs 
von Waldſtreu aber (65. 6. und 7.) bleibt die Entſcheidung den ordentlichen Ge⸗ 
richten vorbehalten. 

6. 11. Bei der Unterfuhung ber gegen biefe B. verübten Kontraventionen 
wird den Angaben ber Iebenslänglich oder doch mit dem Anſpruche vuf Iebensläng: 
liche Berforgung angeftellten nad Borfchrift des $. 20. des G. v. 7. Juni 1821 
vereibigten, auch von dem ve uge aller Denunzianten⸗ nnd Straf-Antheile ausge: 
Ihloffenen Forſt⸗ und Jagb:Beamten, welche den Angefchulbigten auf Grund eige⸗ 
ner Wahrnehmung bezüchtigen, volle Beweisfraft beigelegt, fofern nicht ber Ange: 
ſchuldigte durch Gegenbeweis feine Unſchuld auszuführen, oder die gegen ihn an⸗ 
gebrachten Beweiſe zu entkräftigen vermag. Es find aber, wenn ber Forſt-Beamte 
die verübten Kontraventionen nicht felbft ermittelt und bie Thaͤter dabei betroffen 
hat, auch andere Beweismittel zur Meberführung der Kontravenienten zuläffig. 

8. 12. Jeder Forfi:Beamte, deffen Angaben ber Wald:@igenthiimer die volle 
Glaubwürdigkeit nach Vorſchrift des 5. 11. beigelegt fehen will, muß bei bem Ge⸗ 
richt eidlich dahin verpflichtet werben: oo 
je er die ForfisKontraventionen, welche in dem Revier, in welchem er an: 
geſtellt if, zu feiner Kenntmiß kommen, mit aller Wahrheit und Gewiſſenhaf⸗ 
tigkeit anzeigen, und was er über die That:Umflände des Vergehen® und über 
befien Urheber und Theilnehmer aus eigener Anfiht wahrgenommen ober 
dur fremde Mittheilung erfahren habe, mit genauer Unterfheidung angeben 
wolle. 
ine Ausfertigung biefes BVerpflihtungs: Protokolls wirb bei dem Forſtgericht 
($. 10.) niedergelegt, und im Falle der Verſetzung des Beamten nach einem ande: 
ren Bezirke dem bafelbft kompetenten Forſtgericht Eoftenfrei übermacht. Iſt der 
Beamte ſchon auf das Geſetz wegen Unterfuchung der Holz » Diebftähle vereidigt, 
fo if er durch das Fompetente Bericht nur auf die obige Gidesnorm zu vermeifen. 

Urkundlich 1e. 

Gegeben Berlin, d. 5. März 1843. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 


9. Bogen. Mühler. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. Eichhorn. 
v. Thile. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg, Gr. v. Arnim. 
(G. S. 1843. ©. 105.) 


Zu 66. 27—38. 
1) R. des K. Min. des K. Hauſes, Abth. II. (v. Ladenberg), v. 17. Mai 
1837 an die Meg. zu Magdeburg. Sicherung des Weidebedarfs für das 
Bieh der Domatnen » Einfafien bet Forſt⸗Wiederkulturen. 


In Folge bes Berichts der K. Reg. v. 11. v. M. find bie Erbpaͤchter zu N. 
mit den in ihrer Immediat⸗Cingabe v. 37. Febr. d. I. angebrachten Geſuche, be: 
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züglich auf ihre Weidebefugniß in den zur Oberförfterei N. gehörigen Forſtorten 
zwar buch Die abfhriftlih angeſchloſſene Verf. zurückgewieſen worden, indeß bes 
merke ih, in Erwiderung auf die von der K. Reg. in jenem Bericht geäußerte 
Anfiht, dag von der Domainenverwaltung, den Domainen:@infaffen gegenüber, bei 
Wiederkultur der Forften nit lediglich nur allein das Forſt⸗-Intereſſe, Fondern au 
das der Einfaffen, bie mit ihrem Viehe zur Benugung der Forſtweide berechtigt 
And, billig zu berüdfichtigen it. Fiskus bat eine um fo dringendere Beranlaffung, 
begründeten Befchwerben der Weibeberechtigten im voraus, und ohne es auf das 
im $. 29. des Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 beregte fhiedsrichterliche Urtheil erft 
anfommen zu laflen, durch einen angemeflenen, fowohl den Bedarf der Forſtverwal⸗ 
tung, als aud das MWeidebebürfnig der Servituts-Berechtigten in gleihem Maaße 
De ugenden Kultur Plan vorzubeugen, als gegen die Befugniß des Wald; 
eſitzers, 

früher mit Laubholz beſtanden geweſene Flächen in Nadelholz⸗Beſtaͤnde um: 

umanbeln, 
zur deit erhebliche Zweifel erhoben werben. 

Die K. Reg. darf daher nich abwarten und es darauf ankommen Iaffen, ob bie 
Domainens&infaften bei Kultur-Anlagen in den Forſten eine Berlebung ihrer Seite 
foͤrmlich nachweiſen, und auf jchiebsrichterlihe Entſcheidung deshalb provoziren 
werben, ſondern fie hat ſchon vor dem Beginn der Kultur⸗Anlagen gehörig zu er⸗ 
wägen, ob begründete Veichwerbeu von den Hütungsberechtigten Dagegen gemacht 
werden bürften, und befonders, ob deren Beſtehen dadurch, weientlich in Gefahr ger 
rathe. In dieſem Balle müffen dann die Wiederfulturen, wenn auch nicht ganz 
unterbleiben, doch befchränft werben, im andern Falle dagegen ift mit den Rultu- 
ren dem Forſt⸗Intereſſe und gefeglichen Beilimmungen gemäß vorzugehen, ohne 
dur Proteftationen der Weibeberechtigten darin Aufenthalt eintreten zu laflen. 

(A. XXI. 333. — 2. 49.) 


2) N. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 18. Sept. 1838 
an die K. Gen.⸗Kommiſſton zu Stargard. Verfahren und Grundfäge in 
Hhtungs- Abldfungs-Angelegenheilen Köntgl. Forſten. 


In der Hütungs-Abldfungsfahe der Königl. Claushagenſchen Forſt ift von 
Seiten ber fisfaliihen Behörde eine Proteftation gegen das, von der K. Gen.:Rom: 
miffion eingeleitete fchiebsrichterlihe Verfahren Behufs der Beftimmung, in wiefern 
ber Fiskus eine Einſchränkung der Schonungsfläde in Rückſicht auf das Weidebes 
dürfniß der Hütungsberechtigten fich gefallen laſſen müfle, eingegangen, weil yon 
Seiten des Fiskus behauptet wird, daß, ſobald nit mehr als der in der Forſtord⸗ 
nung für Pommern v. 24. Dez. 1777 nachgelaffene vierte Theil des Waldes ein: 
gefchont werde, den Hütungsberechtigten gar Fein Widerſpruchsrecht zuftehe, und es 
der fchiebsrichterlichen Feſtſtellung der Schonungsfläche nicht bebürfe. Auf diefe 
Proteftation hat nun zwar feine Rüdfiht genommen werden fönnen, ba bie ge: 
dachte Forſt-Ordnung feineswegs die —— des vierten Theils unbedingt für 
zuläffig erklaͤrt, vielmehr ſolche aus Rückficht auf die Hütungsberechtigten beſchraͤnkt, 
und e8 muß baher bei dem fchiebsrichterlihen Verfahren bewenden; die K. Gen.⸗Kom⸗ 
miffion wird indeflen darauf aufmerkſam gemacht, daß nad 88. 27. fag. des Kul⸗ 
tur⸗Gdikts v. 14. Sept. 1811 die Waldweide die Holzkultur, als die eigentliche 
Beftimmung ber Waldes, nicht hindern darf, die Schonungsfläche hauptſächlich Durch 
das Vebürfnig der Wiederfultur beftimmt werbe, und daß nicht das volle Weide: 
bedürfnig ber Hütungsberehtigten den Maaßſtab für die Ginfhränkung der Scho⸗ 
nungsflaͤche abgeben, fondern darauf nur billige Rückficht genommen werben foll, 
übrigens aber auch das Meidebebürfnig ber Derechtigten mit billiger Berüͤckſichti⸗ 
gung der Zeit und der Umſtaͤnde zu beurtheilen iſt, zu welcher und unter denen 
das Hütungsrecht zuerſt entſtanden 3 Es if mißfälig bemerft worden, baß die 
Auseinanderfegunges Behörden dies nicht beachtet, und ſtatt deſſen das Weidebebürf: 
niß lediglich ned allgemeinen auf den gegenwärtigen verbefferten Zuftand der Lands 
wirthſchaft berechneten Theorien feitgeftellt haben, woburd den Huͤtungsbelaſteten 
offenbar Grund zu gerechten Beſchwerden gegeben worden ift. 


Hiernach hat alfo die K. Gen.Kommiffion ihren Kommiflarius und die 
Schiedsrichter mit näherer Anweifung zu verfehen. 


(X. XXU. 615. — 3. 74.) 
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Zu $. 33. 

C.R. des K. Min. des K. Haufe, Abth. II. (v. Ladenberg), v. 5. Ian. 
1838 an die K. Reg. zu Potsdam, u. zur Nachachtung an ſaͤmmtl. übrige 
K. Reg. mit Ausſchluß der von Weftphalen und ver Rheinprovinz, fo wie 
der Reg. zu Stettin, Regulirung der Waldweide⸗-Verhältniſſe der abge 
bauten Hofwirthe. 

Der K. Reg. wird im Verfolge des Beſcheides v. 14. Sept. v. J. eroͤffnet, 
daß die aus Veranlaſſung der Regulirung der Hütungsverhältniffe der abgebauten 
Hofwirthe zu Zahlenborf, in dem Liebenwalder Forftrevier, in Anregung gekommene 
und zur Grörterung gebrachte Brage: 

ob die Beflimmung des $. 33. des Landeskultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811, 

bag da, wo ganze Kommunen das Weiderecht haben, nicht einzelne Mitglie⸗ 
der ihr Vieh in den Forſt ſchicken Dürfen, folhes vielmehr von gemein: 
ſchaftlichen Hirten eingetrieben und gehütet werben folle, 

auch anf die in Folge der Separation in bald größerer, bald geringerer Ent: 

fernung vom Dorfe translocirten und abgebauten einzelnen Wirthe der zur 

\ Waldweide berechtigten Gemeinde ihre volle Anwendung behalten koͤnne, 
oder: 
ob die General Kommiffionen befugt feien, bei Gelegenheit der Ausführung 
der Separation in der Hauptfache die Walbweide-Berhältniffe dieſer abgebau: 
ten Wirte gleichzeitig mit zu regulizen, unb ob der Eigenthümer des mit der 
Weide⸗Servitut ber Gemeinde belafteten Waltes, wenn er nicht zu den Ge: 
parations-Intereffenten gehört, verpflichtet fei, ih auf eine besfallfige Regu⸗ 
irung, auf Beflfegung von Mopififationen, unter welchen den abgebauten 
Wirthen die Erereirung der Waldweide in abgetheilten Heerden nachzugeben, 
ges feinen Willen einzulaffen, | 
zur Berathung und Entfheidung des K. Staatsmin. gebracht worden ift. 

Dur den Beſchluß beffelben v. 29. Aug. v. I. ift die Entfheidung in Be: 
zug auf die letzte Frage verneinend erfolgt und zwar aus folgenden Gründen. 

Der für bie entgegengefehte Meinung angeführte 5. 7. der B. vom 30. Juni 
1834, betr. den Geichäftsbetrieb in den Angelegenheiten ber Gemeinheits-Theilun: 
gen, Ablöfungen u. f. w., könne bier nicht maaßgebend fein, einmal um deshalb. 
nit, weil dort nur von Regulirung der Verhältniffe der SeparationssIntereffen: 
ten unter einander, nicht aber von Feſtſtellung der Berhältniffe der Separations: 
Interefienten zu einem Dritten, bei der Separation nicht Betheiligten, gehandelt 
werde, Hauptfächlic aber aus dem Grunde nicht, weil nicht anzunehmen fer, daß 
das Weiderecht eines Mitgliedes ber zur Waldweide berechtigten Gemeinde durch 
den Abbau dergeftalt alternirt werde, Daß die Sache nit in ihrer bisherigen Lage 
bleiben Tönne. 

Es muß daher einem foldhen abgebauten Bietbe überlaffen werben, entweder 
fein Vieh vor wie nad), wenn auch mit einiger Unbequemlichfeit, zur gemeinſchaft⸗ 
lichen Dorfheerde zu bringen, oder, fofern er dies feiner wirthſchaftlichen Einrich⸗ 
tung nicht angemeflen findet, im Wege des geſetzlich georbneten Berfahrens auf 
Ablöfung feines Weiderechts zu provoziren, und in dem einen ober dem andern 
Falle, wegen ber etwanigen ehwa daraus hervorgehenden geringern Nugbarkeit feiner 
Weibeberechtigung, die ihm gebührende Entfhädigung gegen bie nad 88. 69,, 71. 
u. 72. f. und 6. 90. der GemeinheitstheilungssÖrbnung zu diefer Schabloshaltung 
verpflichteten Separations-Intereffenten in Anfpruch zu nehmen. Gin Gegenftand 
ber nothwendigen Regulirung fei daher überhaupt nicht vorhanden, fondern es liege 
der Fall des 6-8. der V. v? 30. Juni 1834 vor, wonad die General-Kommiffios 
nen zwar befugt find, ihre Vermittlung auf ſolche Gefchäfte fomohl unter ben 
Hauptparteien, als unter ihnen und andern, bei dem Gegenſtande ber Auseinans 
derfeßung ſelbſt nicht betheiligten Perſonen, auszudehnen, deren Regulirung war 
in Feinem nothwendigen Zufammenhange mit dem Hauptgegenſtande der bei ihnen 
anhängigen Auseinanderfegung fteht, welche aber zur befleren Regulirung bes 
Hauptgeichäfts gereihen. Dritten Berfonen, welche nur als unmittelbare Sei: 
nehmer des Nebengef chaͤfts zur Sache zu ziehen find, Fönnen daher wider ihren 
Willen die Cinlaſſung anf: folhe Punkte ‚nicht aufgebrungen werden, 

und folhergeftalt müfle es bem freien Ermeſſen des Beſitzers bes mit ber 

Servitut belafteten Waldes überlafien bleiben, ob er fih auf eine ſolche Re⸗ 

gulirung des Weiderechts der abgebauten Wirthe einlaflen wolle oder nicht? 


en 2 
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Die K. Reg. wird hiervon mit der Auflage in Kenntniß geſegt, ſowohl bei ber 
vorliegenden Regulirung ber Weideverhaͤltniſſe der abgebauten Hofwirthe von Zah⸗ 
lendorf die fiskaliſchen Gerechtſame nach dieſem nunmehr feſtgeſtellten Grundſage 
wahrnehmen zu laflen, als auch in allen künftig vorkommenden Faͤllen danach 
verfahren, wobei berfelben jedoch noch die ihr ſchon unterm 4. Aug. 1836 u. 14 
Sept. 1837 geichehenen Eroͤffuungen wieberholt- werben, daß es keinesweges in 
meiner Intention liegt, eine gütlihe Regulirung ber Weibeverhiltniffe einzelner, bei 
der Separation einer zur Boritweide berechtigten Gemeinde abgebauten Kofwicthe, 
wonach denfelben geflattet wird, die Waldweide auf eine ihren wirthſchaftlichen 
Berhaͤltniſſen entfprechende, der Boritverwaltung unſchaͤdliche Weife abgefondert von 
den Heerden der übrigen Gemeinde: Mitglieder ge ererzixen, in irgend einer Weiſe 
u hindern. Ich ermädhtige vielmehr bie K. Reg. unter Zuflimmung Ihres Ober: 

orjibeamten überall da einzugehen, two folches ohne erheblichen Rachtheil für die 
Forſtkultur und den Forſtſchutz zu geitatten möglih iſt, und nur den Widerruf 
dieſer Begünitigung vorzubehalten, wenn folhe zu Mißbraͤuchen führen follte. Da; 
“gegen ift von ber ben Waldeigenthümern geitatteten Befugniß dor Zurüsfweifung 
derartiger Regulirungs-Anträge überall da Gebrauch zu machen, wo das Forſt⸗ 
Interefe durch derartige Regulirungen weientli beeinträchtigt werben würbe. 
(A. XXI. 50. — 1. 40.) 


Zum f. 38. 

4) ER. des K. Min. des I. für Gewerbe⸗Ang. (v. Brenn) v. 15. März 
1835 an tie Gen.Kom. zu Breslau, ſowie abſchriftl. an die übrigen Aus⸗ 
einanterfegungsbehörten, wegen der von den Oekonomie⸗Kommiſſarien abs 
zugebenten Öfonomifch-technifchn Gutachten in Prozeßangelegenheiten. 

Aus der Vorſtellung des freien Standesherrn Grafen v. N., v. 6. d. M. er: 
fehe 7 daß die K. Gen.-Kom, Anftand genommen bat, eine Requifition bes KR. 
O. L. ©. zu Ratiber, um Autorifation ber unter Ihrer Direktion Rehenden Oeko⸗ 
nomie- Kommiflarien zur Abgabe eines ötenemife) +technifchen Gutachtens in einer 
a enheit des genannten Herrn Grafen Genüge zu leitten. Diefelbe 
wird hierdurch angewiefen, jener Requifition, wenn nicht fehr erhebliche Hinderniſſe 
entgegenitehen, fofort Folge zu geben. Es entfpriht ganz der ſchon in dem Ed. 
v. 14. Sep. 1811, wegen Beförderung der Landeskultur angebeuteten, und in ben 
8.D. v. 10. April 1817 und ». 7. Juni v. I.') noch beſtimmter ausgebrüdten 
Abſicht, daß die im Dienfte der Seneral: Kommilfionen ausgebildeten Oekonomie⸗ 
Kommiflarien aud in den vor anderen Behörden anhängigen Mechtsftreitigkeiten 
ale Sachverſtändige zugezogen und benußt werden, und dies ift eben fo fehr im 
Intereffe des Dienites der General: Kommiffionen, in Betracht der eben dadurch 
immer mehr gefleigerten Gewandtheit Ihrer Rommiflarien, als im Intereſſe der 
Sußigpermaltung überhaupt begründet. 

ie 8. Gen.-Kom. hat daher in allen dergleichen Faͤllen bereitwillig die Hand 
dazu zu bieten, den etwa vorfommenden Schwierigkeiten buch alle Ihr zu Gebote 
fehenden Hülfsmittel zu befeitigen. 

(A. XIX. 70. — 1. 62.) 


2) DB. der K. Min. tes I. für H. u. G. (v. Schudmann) u. der 9. 
(Mühlen) v. 16. Juni 1832, betr. das Merfahren bei Abfchägungen der 
Inventarienftüde nerpachteter Landgüter. ' 

Die häufigen Beihwerden über die unzweckmäßige Behandlung des Abſchätzungs⸗ 
geſchaͤfts bei der Uebergabe verpachteter Eandgüter und uber bie, für einzelne Ins 
tereffenten daraus entitehenden Verletzungen, haben bie unterzeichneten Minifter zu 
einer näheren Grwägung biefes Gegenflandes veranlaßt. 

Es hat ſich durch biefelbe ergeben, daß bie Beſchwerden zwar oft gegründet 
find, aber, wenn die dad Mebergabegefchäft leitenden Gerichtebehörben die vor: 
handenen gefeglichen Borfchriften forgfältig beobachten, bie gerügten Webelflände 
nicht eintreten fönnen, und dag ber Grund berfelben hauptfächlih nur in den, von 
einer fehlerhaften Praris gebuldeten Mißbraͤuchen liege. 

Zur Abſtellung berfslden erhalten ſaͤmmtliche Verwaltungs» und Geridläbe- 


4) Die allegirten beiden K. O. find nicht publizirt. 
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hoͤrden der Provinzen, in welchen die Gerichtsordnung geſetzliche Kraft hat, die 
nachſtehenden Anweiſungen. 

8.1. Bei der Uebergabe und Rückgewaͤhr verpachteter Landgüter und der da⸗ 
bei vorlommenden Abſchaͤzung ber Inventarienſtücke dienen bie Borfchriften ber 
Gerichts ordnung 

Thl. J. Tit. 9. 8. 38. und Anh. 64. 

I. = 10. $. 59. 

I. » 44. 8. 36. seqg. 

1. = 6. $. 4. soyg. 

zur Richtſchnur. 

$. 2. Da zur Leitung des Uebergabegeſchaͤfts Iandwirthfchaftliche Kenntniffe 
unentbehrlich find, fo hat das Gericht bei Anjegung des Uebergabetermins nad 
Borfchrift der G. O. Thl. 1. Tit. 9. $. 38. und Tir. 44. $. 4. von Anıtswegen 
bafür zu forgen, daß dem von ihm ernannten Kommiffarius ein nad Vorſchrift des 
$. 38. des Ed. v. 14. Sept. 1811 aus dem approbirten Defunomies Kommiflarien 
ober Kreisverorbneten zu wählender Defonomievernändiger beigefellt werde, wit 
deſſen Zuziehung die Ucbergabe zu Seiten, und nad defien Rah und Gutachter 
bei De ſuahm⸗ der Tase und Troͤrterung der dabei vorklommenden Streitigkeiten 
zu verfahren. 

8. 3. Dur bei ber Uebergabe von Bauergütern, auch folder Rittergüter und 
Vorwerle, bei welchen nur ein unbebeutendes Inventarinm übergeben wird, fann 
bie Zuziehung bes Defonomieveritändigen unterbleiben, wenn fammtliche Intereffenten 
ausdrücklich erklaxen, daß fie die Zuziehung deſſelben nicht für nöchig halzen. 

$. 4 Zur Beuribeilung bes Oekonomieverſtaͤndigen gehören bei dem Uebers 

begefhäft die Gegenſtände, welche ohne landwirihſchaſtliche Kennmifle nicht ente 
Yleden werden fönnen. Bei der Abſchätzung der Inventartenftüde hat baher bers 
felbe die Borfragen aufzuftellen, wovon Lie gewöhnlichen Taranten ſich feine Rechen⸗ 
fhaft geben, und welche aud dem mir dem landwirthſchaftlichen Betriebe nicht 
vertrauten Michter leicht entgehen; 3. B. ob die Tare nady den momentan geltenden 
Preiſen (welche unter befonderen Umſtänden den gewöhnlichen Preis oft bıbeutend 
überfleigen), oder nach den gemein gewöhnlichen oder gewillen Durchſchnictspreiſen 
anzulegen, oder ob font nah Inhalt der beitehenden Kontrafte gewifle Modifika⸗ 
tionen aufzufaffen und anzubringen find; es iſt ferner von demfelben beitimnt an- 
zugeben, nach welchen Borausfeßungen in den oben genannten Beziehungen bei 
der Tare zu verfahren fei, damit die Intereffenten und der Richter Gelegenheit er: 
alten, Irrthũmer dabei wahrzunehmen und zu berichtigen, auch find von Demfelben 
Die Taranten zu kontrolliren; diefelben auf bemerkenowerthe, von ihnen etwa übers 
fehene Gegenſtaͤnde aufmerffam zu machen, und wenn fie in ihren Angaben erheb⸗ 
ih von einander abweichen follten, fo it von dem Defonomieverflandigen ber 
Grund diefer Verſchiedenheit zu erforihen, und eine Bereinigung darüber zu ver: 
fugen. Sind neue Aderinitrumente oder neue Vichracen zu tariren, von deren 
Werth die Taranten Feine richtige Kenntniß haben, fo hat der Defonomies Koms 
miſſarius darauf aufmerkfans zu machen, daß deren Werth auf eine andere Art 
ermittelt werde. 

$. 5. Die mit dem Defonomieverftändigen feftgeftellten Grundfüge, nad wel: 
hen bei der Abſchätzung der Inventarienflüde zu verfahren, find jedesmal In der 
aufzunehmenden Verhantlung vollitäindig zu bemerfen. 

$.6. Wieviel Taranten uaızichen, und ob oder in wieviel Klaſſen biefelben 
zu vertheilen, ift nad) ber 8.8. ht 11. Tit. 6. 8. 6. zu beurtheilen. 

8. 7. Sind Eontraktlihe Beſtimmungen darüber vorhanden, fo find dieſe vor: 
züglich zu berückfichtigen. 

F. 8 Rinigen find fünmtlihe Intereffenten über bie Perfonen ber Taxanten, 
fo hat ed dabet fein Bewenden. 

$. 9. Findet aber eine ſolche Einigung nicht ftatt, fo it mit Berüdfichtigung 
bes $. 64. und 65. des Anhangs zur Allgem. Gerichtsordnung ber Landrath des 
— um Ernennung der zu dem Geſchaͤft erforderlichen Taxanten zu re⸗ 
quiriren. | 

$. 10. Die Kreislanvräthe haben zu diefem Gefchäfte diejenigen Landwirthe 
zu wählen, welche durch ihre Kenntniſſe und Mecktlichleit fi vorzuglich dazu eig⸗ 
nen, auch bleibt ihnen überlaffen, diejenigen derfelben, deren Tüchtigfeit und Ge⸗ 
wiſſenhaftigkeit binlänglic erprobt worden, der Regierung als Kreistaratoren in 
Vorſchlag zu bringen, und daranf anzutragen, daß biefelben als ein fir allemal zu 


— 
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dergleichen Befchäften zu ernennende Sachverſtaͤndige vereibigt, und ihnen ein Ans 
erfenntniß darüber ertheilt werde. 

$. 11. Zur Abſchätzung befonderer Inftrumente, neuer Viehracen oder anderer 
Gegenftände, von deren Werth die Landwirthe nicht gewöhnlich Kenntniſſe haben, 
find andere Sachverſtaͤndige, welche zu dergleichen Gefchäften befonders ausgebildet 
find, zuzuziehen, und wenn die Parteien über deren Wahl ſich nit einigen können, 
fo it die GeneralsRommiffion um deren Ernennung zu requiriren. ' 

$. 12. Bei der Bernehmung der Taranten über den Werth der abguihäßen: 
den Gegenftände tft nah der Öerichtsorbnung Thl. I. Tit. 10. $. 189. seq. zu 
verfahren, die Parteien oder beren Beiftände haben jedod die abzufhäßenden Ge⸗ 
genftände felbft den Taranteı vorzuzeigen, auch ift ihnen zu geftatten, diefe auf bie 
Umftäinde aufmerffam zu maden, weldhe auf die Beitimmung des Werths der 
Sachen Einfluß haben können. 

$. 13. Segen der Vereidigung der Taranten enthält der $. 203. Tit. 10. 
Thl. I. der G.O. und $. 84. des Anh. die nöthigen Beſtimmungen. 

$. 14. Die aufgenommenen Taren find fofort den Barteien zur Grflärung 
vorzulegen. Erheben fie Einwendungen dagegen, fo find diefelben ausführlich gem 
Protokoll zu nehmen, und die Taranten. zur Erklärung darüber aufzufordern. Vers 
bleiben diefe bei ihren Angaben, ober berichtigen fie die Tare nicht zur Zuftiebens 
heit der ſämmtlichen Intereffenten, und findet auch unter diefen eine Vereinigung 
nit Statt, fo muß die Kommifflon die ftreitig gebliebenen Punkte aus dem Ueber⸗ 
gabeprotofoll ausziehen, jeden derſelben befonders erörtern, die Parteien darüber 
hören, den status controversiae unter ihnen reguliren, die vorhandenen Beweis: 
mittel aufnehmen, und jeben Punkt, foweit dies zur Lihteren Ueberſicht und zur 
Bermeidung von Verwirrungen erforderlich ift, in einem befondern Protofolle zum 
Definitiverlenntniffe inftruiren. 

$. 15. Binigen fi) bei biefem Verfahren bie Smtereffenten über die Auf: 
ee einer neuen Tare durch andere Sachverfländige, fo ift eine ſolche fofort zu 
verfügen. 

5. 16. Wird aber ver Aufnahme einer ſolchen neuen Tare von einem der Ins 
texeflenten wiberfproden, fo ift die Frage über die Zuläffigfeit derfelben, ob die: 
felbe noch vor der Regulirung bes status controversiae zu verfügen, und welde 
Wirkung der neuen Taxe beizulegen, wie in andern Projehen, von dem Richter zu 
entfcheiben. 


$. 17. Bei dem Schluffe der Sache it das Gutachten des Defonomieverflän- 
digen über die Rreifio gebliebenen Punkte zu erfordern, und wegen der Aufnahme 
deſſelben zu Protofoll ober ber geiftügen Einreihung befielben nach Vorſchrift 
der 4. G.O. Thl. I. Tit. 10. $. 59. zu verfahren. 

$. 18. Keinem ber Taranten iſt es erlaubt, wegen feiner Bemühungen und 
Auslagen unmittelbar von den Parteien oder beren Bevollmächtigten feine Befrie⸗ 
bigung zu fordern, oder unter irgend einem Borwande von denfelben anzunehmen; 
auch Dürfen die Parteien nit den Taranten in Beziehung auf die bei der Ueber: 
gabe gehabten Bemühungen oder Auslagen, Gefchenke oder Belohnungen anbieten, 
oder durch andere anbieten laſſen. 

Taxanten, welde diefen Borfhriften zuwider handeln, gehen bes öffentlichen 
Vertrauens verluflig, und werben aus dem Verzeichniß ber Rreistaratoren geflrichen. 
Es wird ihnen das Dualififationsatteft abgenommen, und fie verfallen fonft nad 
Bewandtniß der Sache dem Strafgefeg. 


. $ 19. Die Taranten Haben ihre Diäten und Auslagen nach der Beendigung 
ihnes Gefhäfts zu den Akten zu liquidiren, und ihre Befriedigung von dem Ge: 
richte, welches bie Uebergabe geleitet hat, zu erwarten. 


$. 20. Die Feſtſetzung ihrer Diäten und Auslagen erfolgt nach der Sportels 
tare vom 23. Auguft 1815, und nad dem Reglement vom 20. Juni 1817, Gefeße 
Sanımlung p. 197. ad Nr. 14. Nah dem Ermeſſen des Gerichts kann jedoch 
eine Gehöhung ber Diäten bis zu dem Sage flattfinden, weldhen der Rommiflarius 
des Gerichts in berfelben Sache zu fordern berechtigt ift. 


$. 21. Die Provinzialbehörden haben auf die genaue Befolgung diefer Bor: 


schriften jorgfältig zu achten, und bie Uebertretung bderfelben den Geſetzen gemäß 


zu ahnden. 
(A. XVI. 91. — 1. 39.) 
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. MU Bezug bierauf iſt ergangen: Ä 


Publik. der K. Reg. zu Merfeburg und des K. O.8.®. zu Naumburg, 
v. ae 1833, bett. das Verfahren bei der Annahme und DVereidigung 


der Kreistaratoren. 


Im Berfolg ber Anordnung bes $. 10. der B. über das Verfahren bri Ab: 
fhägung der Inventarienftüde verpachteter Landgüter v. 16. Juni v. I. bringen 
wir hierdurch folgende Beflimmungen über die Annahme und Vereidigung der 
Kreistaratoren zur Kenntniß des Publikums: 
$. 1. Landwirthe, welche als Sachverftändige bei Abſchaͤtzung von Pachtin⸗ 
ventarienflüden zugezogen, und zu dieſem Zwede ein für allemal vereibigt zu wer: 
den wünfchen, haben fih mit ihrem besfallfigen Geſuche an den Landrath des 
Kreifes zu wenden, und barin neben einer kurzen Darftellung ihrer früheren und 
gegenwärtigen 2ebensverhälmniffe fpeziell aufzuführen, bei welchen Geſchäften und 
von welchen Behörben fie bisher ale Sachverſtaͤndige zugezogen worben feien. 
$. 2. Findet ber Landrat das Geſüch entweber oder in Folge der 
von ihm anzuftellenden Grfundigungen über den Bittfteller und befien Qualifikation 
unzuläfftg, fo beſcheidet er denfelben abſchläglich ohne Anführung der gegen bas 
Geſuch fprehenden Brände. Im entgegengejegten Falle erilattet der Landrath an 
bie unterzeichnete K. Reg. unter Einreichung der eingezogenen Nachrichten über den 
Bittfteller gutachtlichen Bericht. | 
. 3. Bird dem Antrage gewillfahrt, fo requirirt der Landrat das Gerichts; 
amt, in deſſen Bezirk der zu verpflichtende Sachverſtaͤndige feinen Sig Hat, ober 
nah Umfländen auch ein anderes Gericht um die Vereidigung, und feßt davon 
den zu Verpflichtenden in Kenntniß. 
F. 4. Der CEid, welchen das requirirte Gericht auf vorgaͤngige Vorhaltung 
bei Dienſteiden abzunehmen hat, ſoll folgendermaßen lauten: 
Ich — ſchwoͤre ꝛc, 
daß ich, nachdem zum landwirthſchaftlichen Sachverſtaͤndigen und beſonders 
um Taxator der Pacht-Inventarienftüde angeſtellt worden bin, Sr. Königl. 
afeftät, meinem allergnäbigften Heren, treu und gehorfam fein, alle mir, 
vermöge biefer meiner Funktion obliegenden Pflichten treu, genau und gewiflens 
haft erfüllen, und insbeſondere nad der wegen Abſchaͤtzung der Inventariens 
ftüde verpachteter Landgüter ergangenen Verordnung vom 16. Juni 1832 
pünftlih mich achten, auch mid) davon durch Fein Antıhen der Berfon, feinen 
Bortheil, Feine Leidenfhaften oder andere Nebenabfihten abhalten laſſen will. 
Insbefondere gelobe ih, daß ich über alle zur Landwirthfhaft gehörige, 
oder auf einige Weife dazu zu rechnende Segenftände nad meiner erlangten 
Kenntniß und Grfahrımg treu und aufrichtig, auch Niemanden zu Liebe ober 
n Leide mein Gutachten abgeben, namentlich aber bei aller Abſchätzung von 
Badıt:Inventarienflüden, zu welden idy als Tarator werde zugezogen werben, 
von allem, was mir zu tariren wird vorgelegt werden, den wahren, eigentlichen 
Werth, foviel ich nad meinem beiten Wiſſen und Gewiſſen davon einfehe, 
verſtehe und glaube, jederzeit angeben, auch wenn fünftig eine Tarorbnung 
eingeführt werben follte, mich genau danach achten, und ſolches Alles nicht 
unterlaffen will, weder aus Feindſchaft, Freundſchaft, Furcht, F oder Neid, 
noch um Gunſt, Geſchenke, Lohn oder Gaben willen, noch aus Hoffnung irgend 
eines Gewinnes ober Vortheils, oder aus irgend einer andern Urſache. 
Endlich ſchwoͤre ih, in allen Fällen, wo es erforbert wird, firenge Ver⸗ 
ſchwiegenheit zu beobachten, und mich in allen Källen fo zu verhalten, wie es 
einem rechtſchaffenen Kreistarator wohl anflehet und gebührt 
So wahr mir ꝛc.) 
$.5. Bon der über biefe Vereibigung aufgenommenen Verhandlung hat das 
Geriht dem Landrathe eine Ausfertigung zu überfenden, welche der Landrath ber 
unterzeichneten K. Reg. einreicht. 
5.6. Die 8. Reg. estheilt demnaͤchſt dem nunmehrigen Kreistarator ein Ans 





) In Betreff der Eidesnorm vgl. auch die V. v. 28, Juni 1844, 5. 2, 
(9.6. 1844, ©. 249.) 
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erkenntniß über die gehörig erfolgte Vereidigung und Bringt befien Ammahme als 
Kreistarator duch das Amtöblatt zür öffentlichen Kenntniß. 
(8. xvu. 75. — 1. 44.) 


3) Minifterial-Inftruftion der K. Min. des I. für Gem. (v. Brenn) 
und der 3. (Muͤhler) v. 21. Dec. 1835 für die Gen.-Kommifilon und die 
Oberlandeßgeriähte im Großherzogthum Pofen, über das bei Abfchägung 
adelicher Güter zu beobadhtende Verfahren. 

Wenn die gerichtlihe Abſchaͤtzung eines abelihen Cuts im Großherzogthum 
Bofen erfolgen Tot, weldes weder zum Weſtpreußiſchen Iandichaftlihen Verbande 

ehört, nod mit Pfandbriefen der Bofenfehen Landfchaft belaftet if, fo ift dabei 
Folgendes Berfahren zu beobachten: 

1) Das Oberlandesgericht requirirt die GeneralsRommilfion zur Regulirung 
ber gutsherrlihen nnd bäuerlichen Verhältniſſe, einem der ihr untergeorbneten Oeko⸗ 
nomie⸗Kommiſſarien den Auftrag zu dieſem Geſchaͤft zu ertheilen. 

2) Mit dieſem vereinigt fi der von dem Oberlandesgericht zu ernennende 
Kommiflarins über den anzuberaumenden Termin. 

5) Der gerichtliche Kommiſſarius erläßt die im $. 7. Tit. 6. Thl UI. und $. 22. 
und folgende, Tit. 52. Thl. I. der A. G.O., fowie $. A. der V. über den Sub- 
haftations: und KaufgelbersFiauibatione:Proyeh v. 4. März 1834 (G. S. 1834 ©. 
40) vorgefchriebenen Bekanntmachungen an bie Intereflenten. BE 

4) Ber den Berhandlungen zur Aufnahme der Tare treten die Kommiflarien 
ber Oberlandesgerichte und ber General⸗Kommiſſionen in das Berhältniß von Kon: 
fommiffarien. Sie müflen ihre Bemühungen dahin vereinigen, alles zu ermitteln, 
was zur Peititellung des wahren Werthe des Yuts unter Berüdfihtigung ber ge: 
ſetzlichen Abſchaͤzungs⸗Grundſaͤtze erforberlech iſt, und ſich bei ihren Arbeiten ges 
genfeitig unterflüßen. 

Die Aufnahme des im $. 9. Tit. 6. Thl. IT. der A. G. O. vorgefhriebenen 
Protokolls gehört Hinfichtli der Beftimmungen zu 1. bis 4. und 7., und die Be: 
folgung des $. 12. baf., zu den Amtsverrichtungen des gerichtlichen Kommiſſarius. 

Mas im $. 9. zu 5. bis 6. verordnet ift, betrifft die Materialien zur Feſtſtel⸗ 
lung des durch den Oekonomie⸗Kommiſſarius zu ermittelnden Ertragswerthes der 
Güter, und gehört zu den Berhanblungen deffetben. 

5) Dre gerichtlihe Kommiflarius zieht bei der Beſtimmung ber Grenzen bie 
Nachbarn zu, vernimmt bie Zeugen, wenn es der Oekonomie⸗Kommiſſarius ange: 
mefien findet, unter feiner Zuziehung, forgt für die Herbeiſchaffung der erforberli- 
hen, in $. 9. Nr. 6. bezeichneten Nachweiſungen, vereidet die Zeugen und Tara: 
toren, foweit e8 nörhig iſt, und Jeitet überhaupt das Gefchäft, wo es nad) der Ans 
fiht des Delonomie-Rommiffarius auf eine richterlihe Mitwirkung Behufs der Er: 
mittelung des Ertrages und bes Werths des abzufhägenden Gutes ankommt. 

Wenn der Defonomie-Rommiffarius es nicht für nöthig erachtet, der vom ges 
richtlihen Kommiffarius zu veranlaffenden Zeugen-Bernehmung vom Anfange bis 
zum Ende beizumwohnen, fo muß er doch, falls er am Orte der Bernehmung ans 
weſend ift, vor der Vereidigung der Zeugen, mit ber Ausfage berfelben fi) befannt 
machen, und wenn er Beranlaffung bazu findet, mit den Zeugen nähere Ruͤckſprache 

alten, und die VBervollländigung der Ausfagen unter Mitwirkung bes gerichtlichen 
ommiffarius betreiben. 


6) Die Abſchaͤtzung felbft, fowie die Ausarbeitung bes TarsInftruments, nach 
den duch die B. v. 8. Jan. 1831 (G. S, 1831 ©. 1.) feigeftellten Targrund: 
fäßen,, gebührt ausſchließlich dem Oekonomie⸗Kommiſſarius. 

‚„D, Das Tax⸗Inſtrument mit fänmtlihen Verhandlungen überreichen beide Kom⸗ 
miffarien ber General⸗Kommiſſion. Diefe prüft die Tare ſowohl im Allgemeinen, 
als insbefondere in Beziehung auf bie richtige Anwendung ber Tars@rundfäge und 
des —* 

indet fie etwas zu erinnern oder nachzuholen, fo verfügt fie das Erſorderliche 
wegen Griedigung ber Erinnerungen an beibe Kommiflarien. Findet fie nichts zu 
erinnern, ober find bie gerügten Mängel erledigt, fo ſendet fie das Tax⸗Inſtru⸗ 
ment mit bem Vermerk ihrer Genehmigung nebh immtliden Abſchaͤtzungs⸗Ver⸗ 
Handlungen an das Fompetente Oberlandesgericht, und benachrichtigt baffelbe zu: 
li von der Feſtſetzung der Gebühren des Defonomie-Kommiffarius und ber 
ahverftändigen, welche nad ben bei ber General⸗Kommiſſion zuläffigen Sägen 


. 
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— — werben. Das Gericht bewirkt die Zahlung derſelben zur Gebtchrenkaſſe 
der General⸗Kommiffion. 

8) Das Bericht fertigt darauf ohne Weiteres bas Tar-Inftrument aus, und 
serfährt ſodann nach Vorſchrift des $. 11. Tit. 6. TEL. I. der A. G. O. 

I) Werden. von den Intereffenten Ansflelungen gegen bie Tare gemacht, fo 
prüft das Gericht deren Zuläffigkeit, mit Kückſicht auf bie Vorſchriſt des 6. 9. der 
8. über den Subhaſtatiens⸗Prozeß v. 4. Marz 1834 (G. S. 1834 ©. 40.) Fin⸗ 
det es in diefer Beziehung nichts dagegen au erinnern, fo fendet es bie Alten an 
die General⸗Kommiſſion, um bie —* eit der Ausſtellungen in techniſcher Hin⸗ 
ſicht näher zu erwägen. 

10) Die General⸗Kommiſſion verordnet fobann das Erforderliche an die Kom⸗ 
miſſarien zu ber vor dem Gintritt des Subhaſtations⸗ Terniins zu bewirfenden Er⸗ 
ledigung der Erinnerungen, wenn fie diefelben bazu angethan Ändet, “ 

(A. XIX. 988. — 4. 61., Jahrb. Br. 46. ©. 522.) 


Zum $. 39. 
In Betreff des Landes-Detonomle-Kolleglums veral die 8.O. 
v.16. San. 1842 und die C. R. v. 2. März 1842 und 5. Mai 1842, nebſt 
ler das Landes» Defonomie» Kollegium v. 25. März 1842, oben 


V 


Die Geſetzgebung, betr. die Zertheilung von Grundſtücken und 
die Grimdung neuer Anſiedelungen. 


I. Die leitenden Grundſaͤtze der älteren und neueren Gefeh- 
gebung über die Zertbeilung und Zuſammenſchlagung von Grundftücken 
find in nachflehenden Beflimmungen enthalten: 


A. Er. v. 9. Ok. 1807, betr. ten erleichterten Gebrauch des Grunde 
eigenthums ꝛe. 66. 4—7. 
(f. oben ©. 34.) 


Dazu: 
1) ER. ver Min. des I. u. der J. v. 15. März 1809. sub No. 6—9. 
(ſ. oben ©. 36—39.) 


2) Zum ©. A. insbefondere. 


a) R. u. Publik. des K. Min. res I. (Br. zu Dohna) v. 21. März 
Pe an ſaͤmmil. K. Reg, wegen Trennung und Zerflüdelung der Grund⸗ 

e). 

Friedrich Wilhelm König ꝛc. Ge it Euch, fo wie fänmtlichen übrigen Regie⸗ 
zungen aufgegeben geweien: 

4) anzuzeigen, wie die Anlage neuer Vorwerker und anderer Gtabliffements, fo 
wie bie, denfelben beigelegien Namen, zu Gurer und bes Publici Kenntniß 
gebracht werden, 

2) ein Bublifandum zu entwerfen und einzureichen, wonach verorbnet wird, daß 
ohne Euer Vorwiſſen und Bure Genehmigung, fein vergleichen Gtabliffement 
mar und mit einem, vom Hauptorte verfchiebenen Namen belegt wers 
ben foll. 


1) Das M. des K. Min. des J., Abth. 1. v. 23. Sept. 1823 (A. VI. 59. 7 
3. 38,) hat dies auf Allerh. Spezialbefehl ergangene N. nebſt Publik. auch der K. 
Reg. zu Aachen nachrichtlich mitgetheilt. gu : 
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Nachdem nunmehr die Berichte fänmtlicher Reg. über dieſen Gegenſtand einge⸗ 
gangen, finden wir für nöthig, folgendes hiermit zu verorbnen: 

1) dag Cuch von fjebem, in Eurem Depart. anzulegenden Giabliffement, es mag 
ein Vorwerk, eine Schäferei, eine Ziegelei, oder fonft von anderer Art fein, 
Nachricht ertheilt und Eure Genehmigung dazu nachgeſucht werde. Es ver: 
fleht fi von ſelbſt, daß hierbei nicht beabfichtiget werben Tann, den Abbau 
laͤndlicher Befisungen und die Anlage neuer Gtablifiements zu befchränten oder 
zu erſchweren; 

2) daß wenn Ihr es für nöthig erachtet, einem jeben neu angelegten Etablifiement, 
ein eigener, vom Hauptorte unabhängiger Name beigelegt und zur Kenntniß 
des Public gebracht werde. Bon ber Betrichtlichkeit eines ſolchen Gtabliffes 
ments, von defien Lage, Gutfernung vom Hauptgute ꝛc. und anderen ähnlichen 
Umftänden, wird es abhangen, ob demfelben ein eigener Name beizulegen if, 
ober ob es als ein Theil des Hauptgutes von biefem benannt werben Tann; 

3) dag der einem Gtabliffement einmal beigelegte Name beibehalten, und nicht 
willfürlich verändert werde. 

Wir haben hiernach ein Publifandum entwerfen laſſen, welches Ihr in der abs 
(ariftlihen Anlage (sub, litt. a.) erhaltet und zur Kenntniß des Publikums zu 

ringen habt. 

urch diefe Maßregel wirb nun zwar der beabfichtigte Zwed für die Zufunft 
erreicht werden fönnen; es ift aber auch nothwendig, daß Ihr, in fofern ſolches 
noch nit der Kal if, auch von fümmtlichen bereits angelegten Gtablifiemente eine 
genane und vollitändige Kenntniß bekommt. 

ar werbet alfo damit anfangen müflen, den Landräthen und übrigen betreffens 
den Behörden aufzugeben, ihre in Händen habende Ortſchafts⸗-Regiſter genau zu 
revidiren und zu Follationiren, ob alle darin aufgeführten Derter nod in ber alten 
Berfaflung vorhanden, oder weldhe Berinderungen damit vorgegangen, ob und 
welche neue Gtabliffements entftanden find, ihre Befchaffenheit, ob es ein Vorwerk, 
eine Schäferei, eine Ziegelei ꝛe. ifl, aus wie viel Feuerſtellen das Ciabliſſement 
beftehet, ob Land dazu gehört ober nicht, und im erfteren alle, wie viel! Werner 
bie Lage bes Gtablifements, welche nach ben beiden zunächſt gelegenen Ortſchaften 
nad) der Entfernung von beiden, nach der Himmelegegend, ob das Grablifiement 
an einer Lanbfiraße, ober rechts oder links von berfelben ab, und wie weit davon 
entfernt Tiegt, zu beftimmen ift. 

Sind die vorgefallenen Veränderungen in den Regiftern nicht nachgetragen, fo 
* ſolches noch geſchehen, und habt Ihr den Landräthen und übrigen Behörben 
aufiugeben, die berichtigten Regiſter an Cuch einzuſchicken, damit Ihr dieſelben 
prüfen und das Mangelhafte noch nachholen und verbeflern fönnt. 

Von ſolchen bereits vorhandenen Stabliffements, welche noch Feinen befonderen 
und vom Hauptorte unabhängigen Namen haben, müflen, in fofern Ihr es in den 
einzelnen Faͤllen für nöthig und nüßlich haltet, deren Befiger aufgefordert werben, 
ſolchen Gtabliffements einen befondern Namen beizulegen und Euch ſolchen vorher 
zur Genehmigung vorzufhlagen. 

Aud müßt Gar darauf — daß die Namen der ſchon vorhandenen Eta⸗ 
bliſſements, wie ſolches ſehr häufig bei Beräußerungen und in anderen Faͤllen ges 
fhiehet, wo das Gtabliffement einen anderen Befiger befommt, nicht mehr verändert 
werben, fonbern der zulegt beigelegte Name ihnen beſtaͤndig verbleibt. Sehr gut 
würde es fein, wenn die Yiamen von Gtabliffements, welche mit den, in den vwors 
—5 Spezialcharten und Topographien angegebenen, nicht mehr ſtimmen, abge⸗ 
chafft, und die Benennungen, wie fie in ben bewährteften Charten und vorhande⸗ 
nen Topographien, beſonders letzteren, angegeben find, wieder hergeftellt wuͤrden, 
wozu filh, wie wir nicht zweifeln, die Beſitzer leicht werben bewegen laſſen. 

Nah Berlauf von 8 Monaten wollen wir von dem Erfolge Curer hiernach 
zu erlaflenden Verf. Buren Bericht emarten, und find ꝛc. 

nl. a. 


an Bublitandum. 
Der polizeilichen Ordnung wegen if es nothwendig: 
a) daß bei jeder Trennung und Zerflüdelung eines Grundſtücks, von welcher 
Qualitaͤt ſolches auch fei, der Landes-Bolizei-Behörde Anzeige emacht, und 
b) ohne deren ausbrüdkiche Genehmigung, weder einem neuen tobfiffement oder 
bau ein befonderer Name beigelegt, noch der alte Name bei irgend einem 
Grundſtücke verändert werbe. u 
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Jeder Bigenthümer oder Inhaber von Grundſtücken, welcher dagegen handelt, 
verfällt in Zwanzig Thaler Strafe. 
Den Bandrätken, Domainenbeamten und Ortsobrigfeiten wirh es zur befondern 
Pflicht gemacht, auf bie Serolgung biefer Verordnung zu wachen. 
Signatum Berlin, db. 21. März 1810. 
Graf Mr Dohna. 


. S. B. a 
(Rabe Bd. 10. ©. 297., Mathis Bd. 9. ©. 41., A. VII. 59 


In Bezug auf vorftehendes R. nebft Publif. v. 21. März 1810 und 
sefp. über deren Ausführung find biernächft folgende Verordnungen der Mi⸗ 
nifterial= und Provinzials Behörden erlaffen worden: 


a) Publif. der K. Reg. zu Marienwerder v. 24. Nov. 1820, betr. die 
Anlage von neuen und Veränderungen bei fchon beftehenden Gtabliffements. 

Mit der Cirk⸗Verf. v. 4. Mai 1810 iſt ſaͤmmtl. Kreisbehörben die V. des K. 
Pin. des J. v. 21. März 1810 zur Nachachtung zugefertigt worden. 

Unterm 22. Oft. 1813 erhielten fümmtl. Behörden eine abermalige Inſtruktion, 
in Betreff diefer Angelegenheit, und zugleich ein befonderes Schema für die einzus 
reihenden Nachrichten, worauf das Publif. v. 30. Jan. 1815 — im Amtsblatt — 
folgte. Dennoch bleiben dieſe Anordnungen entweder ganz unbefolgt, ober bie 
ar dei 5 Bei ‚eingehenden Berichte find unvollkänbig, und veranlaffen übers 

üffige Schreiberei. 
— — verordnen daher, daß fortan nachſtehende Vorſchriften zur Richtſchnur 
dienen ſollen. 
1) Bei der vorgedachten Feſtſetzung v. 21. März 1810 Hat es überall fein Bes 
wenden, und wird darnach unnadhfichtlic verfahren ‚werden. - 
2) In jedem Kreife ift das Landrathsamt diejenige Behörde, welcher zunaͤchſt von 
ben beabfichtigten Veränderungen mit Grundſtücken Anzeige zu machen if. 
3) Die Landrathsämter fammeln dieſe Spezialanzeigen ım side, von drei zu 
drei Monaten, der unterz. Reg. eine Hauptnachweifung mit den erforberlihen 
Antrigen ein. Die Einfendungstermine find den 10. April, den 10. Juni, 
den 10. Dit. und den 10. Ian. 
4) Diefe Nachweifung muß folgende Nadrihten enthalten: 
a) Namen des neuen oder veränderten Gtabliffements, ob es eine Kolonie, Bots 
werk, Ziegelei, Mühle, ein Krug oder dergleichen ift, | 

b) zu welchem Domainenamt oder Hauptgut es gehört, 

c) aus wie viel enerftellen es befteht, und mit wie viel Binwohnern, 

d) zu welcher Kirche die Bewohner eingepfarrt, aud) 

0) zu em Schulverband fie eten find, . 

5) ob eine befondere Kommunal inrihtung, eine befondere GemeindesÖbrigfeit 
beiteht, ober ob das Etabliffement zu einer andern Kommune mit deren Zu: 
ſtimmung gefchlagen worden, und endlih muß 

g) eine genaue geographifhe Beſchreibung der neuen Anlage, zur Nachtragung 

auf der großen —— ————— Karte, mit einer leichten Hand⸗ 
zeichnung folgen, aus welcher die Lage des neuen Gtabliffements zu den an⸗ 
gränzenden Srtfihaften, an der großen Landſtraße, an einem Yluß oder See 
und dergleichen, erſichtlich. un 

Auch wird die unterz. K. Reg. es gerne fehen, wenn die Landräthe in ihrem 
Begleitungsberichte noch fonftige, namentlich fatitifche Notizen übernehmen, bamit 
Die größere oder geringere Wichtigfeit Der neuen Anlagen gehörig gewürbiget wer- 
den können. 

(A. IV. 747. — 4. 27.) 


8) 8. des KR Min. des 3, Abth. I. (Köhler) v. 19. Iunt 1922 am 
Die KR. Reg. zu Oppeln, betr. ‘vie Belegung neuer Etabliſſements mit 
amen. | J 

Auf die Anfrage der K. Reg. v. 19. v. M. wird Derſelben eröffnet, dag in 
folhen Faällen, wo neue Gtablilfements mit einem Yamen belegt werden tollen, 
darüber allerdings. die Genehmigung des unterz. Min. nachzufuhen iR. 

(U, VL 364 — 2.28. | rn 

y) R. des K. Min. des J. Abth. E (Köhler) v. 23. Sept. 1823 an 
De K. Reg. zu Koͤnigsberg i. Pr. (und. abfehrifel. zur Nachricht und Nad- 
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achtung an fämmtl. übrige K. Reg.), betr. die Aufhebung ver Berichtserſtat⸗ 
tung an dad Min. über neu entflandene Etabliffements. 

Da es fih aus dem Ber. der K. Reg. v. 10. v. M: Die Anzeige von neu ent⸗ 
ftandenen landlihen Gtabliffements betr, und aus ben Berichten einiger andern K. 
Meg. ergeben hat, dag das Statiftifche Bureau unmittelbar durch die Reg. von ben 
entftandenen neuen Gtabliffements in Kenntniß gefegt wird, fo bedarf es nunmehr 
überall der Anzeige und des Berichts an das Min. des I. nicht, fondern es wird 
den K. Reg. überlaffen, in Gemaͤßheit des R. v. 21. März 1810 felb die reſp. 
Genehmigungen zu ertheilen, und wirb darnach bie Verf. v. 15. Juli d. 3. hier: 
durch nüßer deflarirt. 

(2. VII. 598 — 3. 39.) 


6) ER. des K. Min. des I. u. d. P. (0. Brenn) v. 18. März 1839 
an fämmtl. K. Ob. Präf., betr. die Mittheilungen über dad Entftehen und 
Aufhören von Gtrabliffements und über drtlide Namenyeränderungen ı« 
an die 8. General⸗Kommando's. 

Ew. ꝛc. benachrichtige ih, Daß das K. Kriegs: M, es foribauernd am geeignet: 
fen findet, wenn die Nachrichten. über das Entiichen und Aufhören von Gtabliffes 
wente, Namens: und andere dergl., auf Berichtigung der Mufnahmen und Karten 
Bezug habende Beränderimgen ben. 8, Gen. Kommando's durch die Ober⸗Praͤſi⸗ 
benten mitgetheilt werben. 

In: Folge defien erſuche ich daher Em. zc., dem Wunſche des 8, Kriege Min. 

emäß, dem K. Gen. Kommando die in Rede ftehenden Nachrichten jedesmal möge 
Köhft bald mitzutheilen. - J 

(A. xvii. 1. — 1.1.) — 
HEN. der K. Reg. zu Gumbinnen v. 2. Juli 1833 an ſamml. K. 
Sandrathsaͤmter, betr. die Einrichtung von Nachweiſungen über neu ent⸗ 
flandene Etabliffements, Anlagen ıc. Bu 

Es iſt zur Vervollftändigung ber Karten und Ortſchafts⸗Verzeichniſſe erforder: 
li), dag wenn neue Vorwerfe, Schäfereien, Borlikäufer, Ziegeleien, Kalkbrennes 
reien, Waſſer- und Windmühlen und andere Kabrifanlagen entftchen, wenn ſolche 
quch Feine befondbere Namen erhalten, von dergleichen Anlagen jebesmal bie bei 
neuen Gtabliffements vorgefshriebene ftatiftifchstopographifche Nachweiſung nebft ber 
erforberlihen Situationszeihnung eingereicht were. u 

Die Landräthe haben Siena in vorkommenden Füllen zu achten, 

(@. XVII. 597. — 3.17.) | 


DNA des 8 Min. des I u. d. P. (v. Rochow) v. 14. Nov. 1837 
an tie K. Meg. zu Bofen, ‘betr. die Anzeigen Aber neue Etabliffements. 

Auf den von der K. Reg. Über Die Befchwerde des Qutsbefikers N., wegen ber 
von ihm verlangten Beibringung eines Situationd-Plans des neu miftandenen 
Etabliſſements Dembiez:Dorf, unterm 18. v. M. erftatteten Bericht, bemerke ich, 
daß die Darin Bezogene Verf. v. 23. Juli 1823 durch den fpäterm Erlaß v. 23. 
Sept. ej. a. (9. 1823 ©. 594 — 598.) außer Wirkfamfeit geſetzt iſt, und bag, 
wenn glei bie V. v. 24. März 1810 die jebesmalige Anzeige von ber Anlage 
‚eines neuen Gtabliffements Seitens des Befigers in Beziehung auf Lage und Ent: 
fernung von andern Drten vorfchreibt, doch nicht ungeorbnet worben, dag ber Be: 
gründer einer folden Anlage einen Plan derfelden und ihrer Umgegend vorzislegen 
verpflichtet fei. Auch ift dies zu dem beabfichtigten Zwecke ber eueteilung, ob 
dem &tabliffement ein befonderer Name beizulegen, oder ob daſſelbe ale zu einem 
andern Orte gehörig je betrachten, a erforberli ; vielmehr genügt dazu bie 
amtliche Angabe des betr. Landraths über die Entfernung der :neuen Aulage von 
‚wabern Orten, und die Beichreibung von ber Lage der exiteren, welche allenfalls 
buch eine Handzeichnung zu verbeutlichen ift, ohne daß es zu dem Ende eines 
foͤrwlichen lorrekten Situations- Plans bedarf. on u 
nn. (A. XXL 954 — 4.74) “ 


‘ 


) ER. des KM. des I. u. d. M. (v. Rochow) v. 9, Behr. 1889 
an Ammil K. Reg. fowie an das K. PolizeisPräfie. in Berlin, betri die 
Strafe für unterlaffene Anzeige von Gruudſtuͤcks⸗Parzellirungen se 

.Goiſt zur Sprache gelommen, daß Die in dem 6. R. dee Min. bes 3.0. Rt. 
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März 1810 für den Fall, das Iemand, ohne bie in bem Gib. v. 9. Oft. 1807 
vorgefhriebene Anzeige bei der Landes-Polizeibehörbe, Radikalien oder Pertinen⸗ 
zien De Grundſtücke trennt, ober fonk theilmeife Beräugerungen vornimmt; ans 
gedrohte Strafe von zwanzig Thlr. oft mit bem Gegenſtande der Parzellirung 
außer Verhaͤltniß fleht, ober wegen ber Inleaien Bermögenslage des Kontraves 
sienten uneinziehbar if, und gerade durch Die Höhe bes Betrages der Zwedl diefer 
Strafandrohung nicht felten vereitelt wird. 

Ich habe mich daher bewogen gefunden, die gedachte Beſtimmung dahin zu mo: 
bifijiren, daß es der K. Meg. überlafien bleibt, in folhen Kontraventions-Faällen, 
in welchen nnr unbedeutende Parzellen veräußert find, ober fonft befondere Bilde: 
zungsgrünbe vorwalten, die Stratt anch umter dem Betrage von 20 Thlr., jedoch 
nicht. unter 5 Thlr. zu arbitriren. 

Diefe ermäßigten Strafen find aber bei vorkommenden Rontraventions-Fällen 
unnachfichtlich feitzufegen und einzuziehen, ba es für bie Landes:Polizeibehörbe von 
der hoͤchſten Wichtigfeit ifl, von jeder vorkommenden Bargellirung unverzüglich in 
Kenntniß geſetzt zu werden, und dadurd Gelegenheit zu erhalten. die erforderlichen 
egulizungen wegen ber Abgaben, Kommunal-, Parochial⸗ und fonftigen Verhaͤlt⸗ 
nie u bewirfen. 

ri XXIII. 94. — 1. 79.) 


b) R. ver K. Min. des J. Gew.⸗Ang. (Beide) n. d. P. (Köhler) 
v. 11. Aug. 1837 an vie K. Meg. zu Magdeburg. Nichtverpflichtung ves 
Dismembranten zur Einreihung von Nachweifungen und Erklärungen über 
die Vertheilung der Öffentlichen Laften u. Abgaben. 

In der Diemembrationsfache des Adermanns N. zu N. fann die Verf. der 8. 
Reg. v. 17. Juni c. in fo weit nicht gebilligt werben, als Sie darnach den Die: 
membranten verpflichtet erachtet, außer ben refpeftiven Grwerbungss Dokumenten, 
Hyvothekenſchrinen und Konfenfen der Realberechtiggen und Gläubiger, auch noch 
eine Nachweiſung über Die Art. ber Bertheilung der öffentlichen Laſten und Abgaben 
vorzulegen und bie Grflisung der Parzellenfäufer wegen Mebernahme dieſer Ichtern 
in projektirter Weiſe beizubringen. 

Hierzu Fönnen nicht die Interefienten angehalten werben; es ift vielmehr Sache 
der Behörden, diefe Vertheilung felbit zu bewirken, dieſelbe allen Betheiligten vor: 
zulegen, und nad) Maaßgabe deren Erklärung das Weitere zu veranlaffen. 

(A. XXI. 651—3. 66. 


- eo) R. res. K. Min. des I. m. d. P. (Sefffart) v. 6. Aug. 1838 an 
den Mag. in Berlin. Verſfahren in Bezug auf Parzellirungen ftäntifcher 
Grundftuͤcke. 
Die. Gründe, welche der Mag. in dem Ber. v. 30. April d. 3. (Anl. a.), betr. 
die Parzellirungen, für eine vorgängige Anzeige bei der Ortspolizeibehörbe und für 
Einholung der zuſtimmenden Erklärung bertelben, anführt, koͤnnen eine Aenderung 
der Beftebenben Beflimmungen nicht motiviren. Die von bem Mag. zur Sprache 
gebrachten Nachtheile treffen nur die Parzellenerwerber, deren Sache es if, fi 
Yor Ermerbung eines Bauplapes von der Zulaͤffigkeit feiner Bebauung durch Rüd: 
frage dei der Örtspoltzeibehärde Gewißheit zu verfhaffen. Die Ortspolizeibehörbe 
jet aber fann ſich durch gehörige Anwendung ber baupolizeil. Vorſchriften gegen 
te Parzellenerwerber vor allen, dem öffentlichen Intereffe aus ber Parzellirung dro⸗ 
henden Nachtheilen ficher ſtellen. 1rB 


Anl. a. 

Nach 8. A. des Ed. v. 9. Oft. 1807, den erleichterten Beſitz und ben freien 
Gebrauch des Grundeigenthums, fowie die eier Berhäftniffe der Landbe⸗ 
wöhner betr, haben die Beſitzer an fich veräußerlicher ftädtifcher und Ländlicher 
Grundfiüde, auch bei Parzellixungen terfelben, davon zuvor der Lanbespolizeibehörbe 
nur Anzeige zu machen, welde, nad) dem Im Ginverftänbniß mit des Hrn. Mir. 
bes I. 6 unterm 16. Nov. 1830 ergangenen R. des K. Min. der I. (A. 1830, 
&. 756.), feitvem dem betr. Landrath, als beſtändigem Kommiſſarius der Reg., 
abe Landrepolizeibehörhe, zu erfatten iſt. RL 

Hiernach Recht den Drtspolizeibehörben .Tein Mecht mehr zu, bei Gutsveraͤußer 
zungen a a hen bie Kontrahenten anzuhalten, —* den gutsobrig⸗ 

itlichen Konfens nachzuſuchen, und mithin iſt bie Mechtsverbinblichkeit der Gutes 
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überlaffungss und Parzellirungsvertraͤge an den Konfens der Gutsobrigleiten nicht 
ferner gebunden. 

Diefer Stand der Verhäftniffe hat, wie bie zeitherige Erfahrung ergeben, nicht 
nur Hinfihtfih unferer Adminiſtration in Beriehung auf die Kämmeretbörfer und 
die der Kommune gehörigen ländlichen Grundflüde überhaupt, manche Nachtheile, 
fondern aud vielfältig Snfonyenienzen fir die Kontrahenten, zu deren großem 
Schaden, herbeigeführt, welche für die Folge möglichft abzuwenden, wir bie drin: 
gendſte Beranfafung haben. 


Schr Häufig nämlich werden die Parzellirungsvertrige nur Behufs ber Be: 
bauung der abgezweigten Schollen geſchloſſen; nicht felten hat jebod der demnaͤchſt 
nadgefudite baupolizeilihe Konſens aus baupolizeil. Gründen verfagt werben muͤſ⸗ 
fen; und doch ift es nicht zu verhindern geweien, nn Kolonieen mit engen Gaſſen 
und ohne alle Berüdfihtigung der polizeil. Bebürfniffe entflanden find. 

Diefe großen Nachtbeile dürften für bie Zukunft leicht zu vermeiden fein, wenn 
ber Ortspolizeibehoͤrde vor Abſchluß der Barzellizungsverträge, davon yon den Kons 
trabenten die gebührende Anzeige gemacht und and deren zuflimmende Grhlärung 
erfordert, und an biefe der Abfchluß der Parzellirungsverträge gebunden würbe. 


Ein K. Min. erlauben wir uns, fo dringend als geh. zu Bitten, dieſe uns 
[9° wichtig erfcheinende Angelegenheit einer Prüfung hochgen. unterwerfen zu wols 
en, und von ber in derfelben getroffenen Entſcheidung und feiner Zeit in Kennt: 
niß feben zu laſſen. 


Berlin, den 30, April 1838. 
Oberbürgermeifter, Bürgermeifter und Rath. 
(AR. XXI. 616—618. — 3. 75 u. 76.) 


d) MR. des K. Min. ded I. u. d. P. (v. Rochow) v. 28. Oft, 1839 
an dad K. Polizetpräf. in Berlin. Denfelben Gegenſtand betr. 

In Folge des Erlaſſes v. 30. v. M., das Hinfihtih der Parzellirung der 
Grundflüde in Berlin zu beobachtende Verfahren betreffend, empfängt das K. Bo: 
lizeipräf. in der Anl. (a.) zur Nachricht die Dieferhalb von dem H. Juſtizminiſter 
unterm 14. d. M. an das K. Kammerger. erlaffene Berf. 

Anl. a. 

Zu Pargellirungen biefiger Grunbflüde ift zwar — wie dem R. Kammerger. 
bereits in dem R. v. 23. Nov. 1836 eröffnet worden — der Konſens bes Mag. 
ober des Bolizeipräf. nach F. 4. des Ed. v. 9. Oft. 1807 nicht erforderlich; viel 
mehr die Anzeige ber beabfichtigten Dismembration bei dem Polizeipräf. genügend. 
Es find jedoch, nad) einer Mittheilung des H. Min. d. J., den Intereſſenten nicht 
felten erheblidye Nachtheile daraus entflanden, daß fie erſt nad; Erwerbung ber 
Bärzellen, insbefondere, wenn zu deren Bebauung die polizeil. Erlaubniß nachge⸗ 
Fand: wird, von den Hinderniffen Kenntniß erhalten, welde dem von ihnen beab: 
fihtigten Gebrauch entgegenftehen. 


Um diefen Nachtheilen möglihft vorzubeugen, iſt es angemeflen, die Intereſſen⸗ 
ten, welche die Aufnahme der über dergleihen Parzellirungen zu errichtenden Theis 
lungs: und Auseinanderfegungs Urkunden in Antrag bringen, darauf aufmerkfam 
zu machen, daß fie fih, fofern bies noch nicht geichehen, bei der ante 
‚ Darüber unterrichten mögen, was etwa der von ihnen mit der zu erwerbenden Bars 

elle beabfihtigten Dispofition und insbefondere der Bebauung berfelben entgegen: 
hebt, um fich nicht fpäter in ihrem Vorhaben durch polizeil. Maßregeln gehindert 
oder beſchraͤnkt zu fehen. 

Beftehen die Intereffenten nichts deſtoweniger auf fofortige Aufnahme vorläu: 
figer Punktationen oder ber Verträge ſelbſt, fo kann ihnen biefe zwar nicht verfagt 
werben; fie haben fi aber aldbann bie ihnen etwa entitehenden Nachtheile lediglich 
ſelbſt beizumefien. Zur DBermeidung fpäterer Querelen iR bie ihnen gewordene Bes 
deutung, fowie ihre Erklaͤrung darüber, in das Protofoll aufzunehmen, . 


Hiernach hat das K. Kammerger. das. hieſ. Stabiger., fowie bie hieſ. Juſtiz⸗ 
tonmifjarien ımb Motarien, mit der erforderlichen Auweifung zu verfeben, auch 
feloR in vorfommenden Faͤllen nach dieſer Verf. zu verfahren, feinen Gekretarien 
aber ben: Konfens zur Aufnahme biefer Art von zweiſeitigen Verträgen. zu vers 


daß der Mogiftrat aus polizeilichen 
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fagen, welche guedmägig nur von der Öypothefenbehörbe felbft aufgenommen wer: 
den können. Berlin, d. 14. Df. 1839, 


Der Iuflizminifter. 
. Mühler. 
(A. XXI. 618. — 3, 77., Juſt. Min. Bl. 1839, ©. 339. Nr. 286.) 


e) R. des K. Min. des I., Abth. IL. (v. Manteuffel) v. 24. Of. 1845 
an die K. Reg. zu N. Befchränkung der Parzellirung von Grundftäden in 
age Beziehung, beſonders rücfichtlich der Erhaltung ausreichender 

ofräume. 


Auf den über die Beſchwerde bes Magiflrats zu N. unterm 29. v. M. erſtat⸗ 
teten Bericht wird der K. Reg. eröffnet, daß das Min. der von Ihr entwidelten 
Anfiht nicht beitreten Tann. In polizeiliher Rüdfiht muß es in der Regel als 
nothwendig betrachtet werben, daß in den Stäbten bei bebauten Grundflüden, na⸗ 
ee bei Wohnhäufern, Höfe vorhanden find. Der Eigenthümer aber barf 
einen ſolchen Hof ohne polizeiliche Erlaubniß nit verbauen, noch weniger aber ihn 
ganz von dem Grundflüde trennen. In einer folchen —E Trennung wird 
oftmals eine für das gemeine Weſen nachtheilige Veränderung liegen und iſt bie 
Bolizeibehörbe dann auch auf Grund des $. 66. Tit. 8. Thl. I, des A. L. R. eben 
fo befugt ale verpflichtet, die Abtrernung zu verhindern. Das K. Stadtgericht zu 
N. hat baber aud) ben geieplichen Beſtimmungen gemäß verfahren, als es bie Bin: 
willigung des Magiftrats zur reizennung des Hofes von dem Grundftüde des N. 
gefordert hat. Da nun die K. Reg, felbft anerkennt, daß ber N. ben Theil bes 
Hofes, wo bisher der Abtritt befinblich geweien und wo er alfein ohne Beläftignug 
der Nachbarn fliehen fann, verkauft hat, fo erfcheint es vollfommen geredhtfertigt, 
ückfichten die Genehmigung zur Abtrennung 


verfagt bat. 
ie 8. Rey. Hat demgemäß das Weitere zu ‚veranlaffen und den Magiſtrat auf 
feine Beſchwerde mit Beſcheid zu verfehen. 

(Min. Bl. d. i. 8..1845, ©. 316. Nr. 352.) 


B. Land» Kultur» &. v. 14. Sept. 1811. 66. 1—3. und $. 6. 
(f. oben S. 91—93,) 


C. Verfaffungs-Urkunde v. 31. Ian. 1850, Art. 42. Alin. 1. 


Das Reit der freien Verfügung über das Grundeigentum unterliegt feinen 

anderen Beichränfungen, als denen der allgemeinen Gefekgebung. Die —* 

keit des ————— und die Ablösbarfeit der Grundlaſten wird gewährleiftet. 
(9.©. 1850. S. 22.) 


D. ©. v. 2. März 1850, betr. die Abldſung der Meallaften ꝛe. $. 3. 
Pr. 2. und ©. 93. 

(}. unten.) | | 

E. G. v. 2. März 1850 über die Errichtung der Rentenbanfen, 
55. 64. und 20. | | 

(i. unten⸗) 

N. Das ©. v. 3. Ian. 1845, betr. die Bertpeifung yon 


Grundſtücken und die Gründung neuer Anfiedelungen, und 
das ©. v. 24. Febr. 1850, wegen Abänderung einiger Beſtim⸗ 


- mungen deffelben. | 


A. ©. v. 3. Jan. 1845, betr. die Zertheilung von Grunpftäden und 
die Gründung neuer Anſiedelungen. 
. - Bir Friedrich Wilhelm 20. ac. yerorbnen zur Befeitigung ber Webelllände, 
weldhe aus der Zerſtückklimg won. Grundfkäden und aus- der Gründung neuer An- 
FKedelungen ohne — Negulirung der Abgaben⸗ und Kommunal⸗Verhaͤltniſſe 
entücben, nah Anhörung Unferer getreuen Stände, auf den Antrag Unſeres 
Siaatsmin. und nad) vernommenem Gutachten Unferes Staatsraihs, für die Pro- 
vinzen Preußen, Brandenburg und Pommern, jedoch mit Ausichluß von Neu⸗Vor⸗ 
pemmern, ſowie für die Provinzen, Schlefen, Pofen und Sachſen, was. folgt: 
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$. 4. Dem gegenwärtigen Gefege find alle Arten von Grandſtüͤcken unterwors 
fen, mit Ausnahme der Gebäude, Baupläge, Hofſtellen und Gaͤrten innerhalb einer 
Stadt oder Vorſtadt. 


I. Zertheilung von Grundflüden. 

$. 2. Wenn durch Kauf:, Erbzins⸗, Erbpacht⸗ oder andere Beräußerungs: 
‚Berträge Grundſtücke zeribeilt, von einem Erundſtücke einzelne Theile abgezweigt, 
ober Grundſtücke, welche Zubehör ‘eines andern Gruudſtücks find, von dieſen ab- 

etrennt werben follen, fo muß der Berirag vor demjenigen Gericht, welches das 

ypothefenbuch des Grunbflüds zu führen hat, oder vor einem Kommiflarius dieſes 
Gerichte geichloffen werben. 

Zur Aufnahme von Verträgen biefer Art über Grundſtücke, deren Hypotheken⸗ 
buch von einem Obergerichte geführt wird, ift auch der betreffende Kreis⸗Juſtizrath 
ermädhtigt. Im denjenigen Obergerichte:-Bezirfen, wo Kreis-Iuftizräthe nicht vor: 
handen find, hat das Obergericht für jeden Kreis zur Anfnahme ſolcher Verträge 
einen Kommiſſarius eins für allemal zu beſtellen. ' 

‚.$. 3. Sind die Borfhriften von $. 2. nicht beobachtet, fo iR der Bertrag 

nichtig und hat demnach auch unter den Kontrahenten feine rechtliche Wirkung. 

$. 4. Die Anfnahme des Vertrages ($. 2.) darf erſt dann erfolgen, wenn 
der Veraͤußernde entweder j 

1) feinen Beſitztitel bereits in das Hypothekenbuch Hat eintragen Yaflen, ober 

2) {don ein Jahr lang fih im Beſitz bes Grundſtücks Befindet, und bei Auf: 
nahme bes Vertrages gleichzeitig bie Berichtigung feines Befiptitels beantragt. 

Der Hypotheken⸗Richter Kar alsdann biefe eiäfigumg für den Periußernden 
erforderlihen Falls nad der Borfärift der DO. v. 6. Oft. 1833 (G. S. 1833 
©. 124.) zu betreiben. Ze 

8.5. Die Befimmungen der 89. 2—4. finden keine Anwenbung 

1) bei Grundſtücken, welde ſich tm Iandesherrlichen oder fisfalifchen Befibe, ober 

“unmittelbarer Verwaltung der Staats:Behörden, ingleihen bei fülden Grund; 

ſtuͤcken, welche fih im Beſitze einer Kirche, Pfarre, oder einer andern geifllt- 
hen Stiftung, fowie einer Schule oder Armenanſtalt befinden; ' 

2) bei den außerhalb einer Stadt oder Vorſtadt ($, 1.), ‚auf ber.. ftäbtifchen 
Feldmark gelegenen Grundſtücken; 

3) bei Theilung von Grundſtuͤcken zwiſchen Miterben vber ſolchen Miteigenthü⸗ 
mern, deren Gemeinſchaft ſich nicht auf Vertrag grimdet; ) 

4) bei Ueberlaffung einzelner Theile von Grunditüden Seitens der Eltern an 

‚.. ihre Kinder ober weitere Ablömmlinge ; 

5) bei Grundſtücken, welche einer Cxpropriation, zum Zweck der Anlage von 
Chaufſeen, Eifenbahnen, Kanälen u. f. w. unterworfen find, ohne Unterfchieb, 
oD nie Deräußerung felbft duch Exrpropriation ober durch freien Vertrag be: 
wirkt wird; Ze ER 

6) bei Theilungen von Grundflüden, welche durch eine gutsherrlich⸗-baͤuerliche Mer 
gulirung, eine Ablöfung von Dienſten, Natural: und Gelb eiſtungen, oder 
eine Gemeinheitstheilung veranlaßt werden, oder bei Gelegenheit ſolcher Ge⸗ 
ſchaͤfte (F. 8. der V. v. 30. Inni 1898) vorkommen. N 
$. 6. Jeder Erwerber eines Trennſtücks ($. 2.) iſt verpflichtet, feinem Veſitz⸗ 

titel berichtigen zu laffen. Wer biefer Verpflichtung nicht genügt, iſt Pazu' von 
Amtswegen in dem durch bie O. v. 6. Olt. 1833 (G. S. 1833 ©. 124.) gorge: 
ſchriebenen Wege anzuhalten. „73 

Dieſe Beſtimmung findet anch auf die Erwerber von Trennſtücken in den’ im 

6. 5. bezeichneten“ Faͤllen Anwendung. ‘ — 

Ausgenommen hiervon bleiben jedoch Fiskus, Kirchen, Pfarren, gtiſtliche Stif 
tungen, Squlen und Armenanftalten, fo wie biejenigen, welche in ben Faͤllen des 
$. 9. Nr. 5. Trennftüde erworben haben. | 

$. 7. Die Abfchreibung der Trennftüde im Hypothekenbuche, fo wie beteh 
Uebertragung auf ein anderes Folium und bie Berichtigung bes Defistitels für den 
Teennftüds: Erwerber, darf in allen Faͤllen erſt dann gefchehen, wenn zuver: 

1) die auf den dismembrirten Grundſtück Haftenden, ober in Rüdfiht wuf' deffen 
Befitz zu entrihtenden Abgaben und. Leitungen, welche bie Natur oͤſſentlicher 
Laſten haben, emmfchließlig der aus dem —— be, Kirchen⸗ Pfarr⸗obẽer 
Schulverbande entſpringenden oder ſonſtigen Korporations⸗ ober Sopletiäse 
laſten (5. 9. a. bis 1.) deſinitiv. oder interimiſtiſch verthrilt (98. 20. und 23) 
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und die das Grundſtück betr. und auf deſſen Befitz fich grünbenden Kommu⸗ 
nal und Sozietätsverhältniffe definitiv oder interimiltifch reguflet find; 

2) der Borfchrift des 5. 91. Titel 2. der Hyp.D. genügt if, wonach vom Hy: 
pothefen-Richter wegen eines mit ben eingetragenen Realberechtigten und Hy: 
pothefenglänbigern zu vermittelnden Regulativg verhandelt werben muß. 

$. 8. Die Regulieung der im $. 7. zu 1. bezeichneten Verhaͤltniſſe liegt dem 
Landrathe und für die Feldmarken derjenigen Staͤbte, welche keinem Kreiſe ange 
hören, dem Magiſtrate ob, jedoch unbeſchadet ber in einzelnen Landestheilen den 
Kindifchen Behörden zuftehenden Steuerregulirung. 
ab Der Landraih iſt befugt, die Megulirungs⸗Berhandlung der Ortsobrigkeit zu 
übertragen, 

In Anfehung der Theilungen von Grunbflüden, welche bei gutsherrlidh-bäuer- 
lichen ulirungen, Gemeinheitötheilungen ober Abloͤſungen vorkommen, verbleibt 
die Regulirung der im $. 7. zu 1. und 2. bezeichneten Verhältniſſe den Ausein⸗ 
anberfegungs- eporden nad) Diaßpabe ber darüber beſtehenden Vorſchriften. 

$. 3. Bei Regulirung ber 8. 7. Ar. 1. bezeichneten Berbältniffe find 
außer ben Kontrahenten auch die fonft dabei Betheiligten mit ihren Erklärungen zn 
hören, insbefondere 

‚a) die Gutsherrſchaft, fofern ihr @erihtsbarteit ober das Recht ber Polizei⸗Ver⸗ 
waltung zuſteht, 

b) die Kirche, 


D) die font dabei beteiligten, unter Auffiht des Staats ſtehenden Inſtitute ober 
Gerſellſchaften, 3. Beichverbänbe. 
Das hinfichtlich der Steuervertheilung obwaltende Intereſſe des Staats und 
ſtändiſcher Kafſen iſt von den das Regulirungsgeſchaͤft leitenden Behoͤrden von 
Amtswegen wahrzunehmen. | 

6. 10. Die von dem Landrathe ober in feinem Auftrage son ber Ortsobrig- 
keit, ingleichen die von dem WMagiftrate ($. 8.) aufgenommenen Regnlirungs⸗Pro⸗ 
tololle Haben bie Beweiskraft affentlicher außergerichtlicher Urkunden, fofern bei 
ihnen biejenige Form beobachtet worden, weide in dem 5. 129. Tie. 10. Ch. J. 
der A. G. O in den $$. 68. bis 74. des Anh. zu derſelben und in ber D. v. 
20. Im. 1816 (G. S. 1916 ©. 203.) vorgefchrieben iſt. 

5. 11. Die Verteilung dee Grundfleuern esfelgt nad) ben barüber befichen: 
ben, Grunbfähen; durch Verabredungen ber. Barteien kann. barin nichts geändert 
» 


&. 12. Gelb; und Ratırralabgaben, fo wie andere Leiſtungen, ſind auf die ein⸗ 
zelnen Theile des Grundſtücks nach deren Ertragswerth oder Flächenraum verhält: 
nißmäßig zu vertheilen. Die Bertheilung nad; dem Ertragswerthe muß jedod um 


bedingt eintreten, wenn bei ber Bertheilung nad dem Flaͤchenraum bie nachhaltige _ 


Zeiftung der Theilabgaben nicht genügend gefichert fein wäürbt. 

g. 13. Sollte bei einer Bertheilung von Hand: oder Spannbienften oder an: 

berea in Handlungen en Zeitungen nad dem im $. 12. beflimmten Ber; 
haltriſſe die nachhaltige Erfüllung vieler Qerpflihtungen nit genügend gefichert 
fein, fo müflen die Beſitzer der einzelnen Theile des Grundſtuͤcks — vorbehaltlich 
det umter ihnen zn. treffenden Ansgleihung — jeder. anbeen als nothwendig fi 
ergebenden Bertheilungsart ich unterwerfen. In ſolchem Belle kann die ganze 
Berpfiichtung ſelbſt einem Theilſtucke ausschließlich auferlegt werben. 
p Fr geihehen, wenn bie Diemfte: ober Leitungen ihrer Natur nach un⸗ 
theilbar find. 
8. 14. Kann bie nachhaltige Erfüllung. ber Berpflichtung zu Dienſten oder au: 
deaen -Beiftungen (9::13.) weber durch eine Bertheilung auf. die einzelnen Theil⸗ 
Rüde, noch dadurch ‚gefichert werden, daß die Decpflichtumg einem ber Theilüde 
ausſchließlich aufenlegt wird, fo muß bie Verpflichtung in Dienſte ober Leiſtungen 
wabeser Art, ober’in: eine Gelbabgabe verwandelt und deren Vertheilung nach der 
Borſchrift des $. 12. bewirkt werden. . 3. 

Was nach dieſen Veſtimmungen' von ben Beſitzern der einzelnen Theilſtücke ges 
leiſtet werden muß, iſt zur Beſchaffung der wegfallenden Dienſte aber Leiſtumgen 
zu verwenden. Sind die Dienſte oder Leiſtungen nur dann zu beſchaffen, wenn:fie 
von den übrigen pemeinfam Berpflichteten übernommen. werden, fo koͤnnen biefe 
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hierzu gegen Ueberweifung des von den Beſitzern ber Theilſtücke zu Teiftenden Er⸗ 
ſatzes angehalten werben. 

$. 15. Sollte in dem am Schluſſe des $. 14. erwähnten Falle die Theilung 
von Grundſtücken auf den Zuftand ber Geſammtheit ber Pflichtigen einen ſolchen 
Einfluß außern, daß das bisherige Leiſtungsverhaͤliniß ohne Beeinträchtigung ber 
wirthichaftlihen Verhältniffe der Pflichtigen nicht fortbeftehen kann, fo ift alabann 
die Art und Weile neu zu ordnen, wie bie Dienfte künftig zu leiften ober flatt 
berfelben Geldabgaben einzuführen find. ' 

$. 16. Wird ein Grundſtück getheilt, mit deſſen Beſitz die Berwaltung bes 
Schulen: ober Dorfrichters Amtes verbunden ift, fo ift nad ben Umfländen zu ers 
meften, ob die Verwaltung biefes Amtes mit dem Beſitz eines der Theile des Grund; 
ftüds verbunden bleiben Kann. 

Iſt dies nicht zuläffig, fo muß ein auskömmliches Schulzengehalt in Grund: 
ftüden oder in Gelb feftgefebt und der Gelbbeitrag nach Vorfchrift des $. 12. ver: 
theilt und für die hypothekariſche Sicherftellung orat werben. 

$. 17. Abgaben und 2eiftungen, welche nd der Ortsverfaſſung von dem Be: 
iger eines jeden Grundſtücks, ohne Rückſicht auf die Größe und Art deffelben, zu 
tragen find, hat jeder Brwerber eines Theilſtücks zu übernehmen. 

$. 18. Berabredungen der Betheiligten über die Regulirung der in den $$ 
12 — 17. erwähnten öffentlichen Abgaben, Leiftungen und Berkältnifie können von 
der Behörde beftätigt werden, infofern ſolche der Verfaſſung nicht entgegen find 
und bie nachhaltige Entrichtung gefichert iſt. 

$. 19. Die Behörde entwirft, nachdem fie ſich über die Sachlage vollſtändig 
unterrichtet bat, einen Plan zur Regulirung der im 8.7. Nr. 1. bezeichneten Berhäftnifle. 

Meber biefen Plan find Tämmtlihe Betheiligte mit ihrer Exkläruog zu Hören. 
In Anfehung derjenigen, welche fih auf die Mittheilung des Planes binnen einer 
Friſt von laͤngſtens vier Wochen nicht erflären, wird angenommen, baß fie gegen 
den Plan nichts einzuwenden haben. 

Der Regulirungs Plan iſt demnaͤchſt mittelft gutachtlichen Berichts des Land: 
raths oder Magiftrats der Regierung zur Beſtaͤtigung einzureichen. 

6. 20. Grgeben fi bei der Regulirung Streitigkeiten über bie öffentlichen 
Abgaben und Leiftungen oder über die Gemeinde: und Korporationsverhältnifie, 
fo And folde, wenn fie zur Grörterung im Mechtswege geeignet find, zur Ent⸗ 
ſcheidung der Berichte zu verweifen; eignen fi aber diefelben zur Feſtſtellung im 
Berwaltungswege, fo entfcheidet barüber die Regierung. Diefe ift in beiden Fal⸗ 
Ien befugt, ein fofort vollftveitbares Interimiftifum fehaufehen, gegen welches ein 
Helurs nicht ſtattſindet. 

$. 21. Die Regierung ift ermächtigt, in den zu ihrer Kompetenz gehörenden 
Steeitigfeiten, wenn ſie es nach ben Umftänden für angemeffen erachtet, ein ſchieds⸗ 
richterliches Verfahren nad ßgabe der Vorſchriften der V. v. 30. Juni 1834 
838. 31 — 34. und der Inſtruktion v. 12. Oft. 1835 eintreten zu laflen. 

$. 22. Gegen bie definitive Entſcheidung ber Regierung und gegen den vor 
derfelben beflätigten Vertheilungsplan if ein Rekurs an das Min. bes I. zuläffig; 
biefer muß jedoch binnen ſechs Wochen und von Geiten bes Wiskus, fo wie ber 
demfelben durch Art. XII. der Defl. v. 6. April 1839 (G. S. 1839 ©. 126.) 
gleihgefteliten erfonen, binnen zwölf Wochen, von dem Tage nad) Zuſtellung der 

tfheidung oder des Vertheilungs⸗Plans an gerechnet, eingelegt werben. ze 

Die erſte Entſcheidung oder der Vertheilungs⸗Plan Tann, des eingewanbten Ber 
furfes ungeachtet, einftweilen in Bollzug gefeßt werden. i 

$. 23. Der von der Regierung beflätigte oder durch Rekurs⸗Entſcheidung bes 
Min. des J. feitgefehte Regulirungs: Blau 6 die Wirkung einer gerichtlich beſtaͤ⸗ 
tigten und vollſtreckbaren Urkunde. 

$. 24. Erſt nah erfolgter deſinitiver (F. 23.) oder interimiſtiſcher ($. 20.) 
Megulirung iſt der Erwerber eines Treunſtücks befugt, die mit demſelben verbun⸗ 
denen ſtaͤndiſchen, Gemeinde⸗ und anderen Korporationsrechte auszuüben. So lange 
eine folde Regulirung nicht erfolgt iR, bleiben alle Theiltüde für fümmiliche Abs 
gaben und Leiftungen folidarifch verhaftet, weldhe tem ganzen Grundſtück oblagen, 
oder in Rückſicht auf deſſen Beftg entrichtet werben mußten. 

1. Gründung neuer Anfiedelungen. 
8. 25. Ben: a Pr 
1) auf einem unbewohnten Grundſtück, welches nit zu einem anderem. bereits 
bewohnten Grunbflüd gehört, Wohngebäude errichtet werden. follen, ober 


⸗ 
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2) ein foldies Grundſtück, auf dem ſich bereits Wohngebaͤude befinden, vom Haupt: 
—* abgetrennt und nicht einem anderen ſchon bewohnten Grundſtücke zuge⸗ 
gen wird, 
fo müſſen nach Anhörung der Betheiligten ($. 9.) auch diejenigen Verhaͤltniſſe 
(5. 7. Nr. 1.) feſtgeſtellt werden, welche aus der Gründung einer neuen Anſiede⸗ 
lung in Beziehung auf die Berichtes und Bolizeiobrigteit, den Gemeinde⸗, Kir: 
hen: und Schul⸗Verband oder andere dergleichen Verbände entfpringen. 

In dem zu 1. gedachten Falle muß diefe Megulirung der Aushändigung des 
Baufonfenfes, in dem Falle zu 2. der Abfchreibung des Trennflüde und der Be⸗ 
rihtigung des Beſitztitels für dep Grwerber vorausgehen. 

$. 26. Für diefe Regulirung ($. 25.) find außer den in ben 69. 8—24. 
enthultenen Borfchriften noch folgende Beſtimmungen maßgebend: 

4) die Befiger und Bewohner der Anfieblung haben in Beziehung auf den Ge: 
richt⸗⸗ Bolizeis, Kirchen, Pfarr, Schul: und Gemeinde⸗Verband, wel 
fe angehösen, oder nad) den Geſetzen zu überweifen find, alle biejenigen Ab⸗ 
gaben und Leiftungen zu übernehmen, welche nach ber Berfaffung ober Ortes 
obfervanz ſolchen Mitgliedern der Gemeinde obliegen, denen fie nah Maß⸗ 
gabe ihrer Veſitz⸗ und fonftigen Berhältniffe beizugählen find; 

2) die neuen Anflebler müffen, wenn durch ihren Hinzuiritt dem Gemeindes, 
Kirchen⸗, Schuls oder ſonſtigem Verbande befondere Unkoſten oder Laften ents 
fichen, auch diefe tragen. 

$. 27. Die Gründung einer neuen Anfleblung ($. 25. Rr. 1.) innerhalb 
einer flädtifhen oder ländlichen Feldmark kann unterfagt werden, wenn davon Ges 
fahr für das Gemeinweſen zu beforgen und bie polizeiliche Beauffihtigung mit uns 
gewöhnlichen Schwierigkeiten verbunden if. Dies iſt befonders in dem Yalle anzu⸗ 
nehmen, wenn die neue Anfieblung von andern bewohnten Orten erheblich entfernt, 
oder fonft unpafiend belegen if, und zugleich ihrem Beſitzer die Mittel night ges 
waͤhrt fich davon als Aderwirth, als Gärtner oder vermittelt eines mit einem Grund⸗ 
Rüde an verbindenden Gewerbebetriebes, 3. B. durch Anlage eines Mühlenwerks, 
einer Fabrik ober eines Holzplatzes, ſelbſtſtändig zu ernähren. 

Infonderheit if notorifch unvermögenden oder befcholtenen Perſonen in ſolchem 
Falle die Anfledlung in ber Regel zu verfagen. 

8. 28. In den Fällen des 6. 27. hat die Behörde zu erwägen, ob durch bie 
neue Anfieblung bie benahbarten Gemeinden, Borft: und Gutsbeſitzer benachtheiligt 
werben können. In diefem alle find diefelben vor Geftattung der Anfleblung mit 
ihrer Erklärung zu hören. 

$. 29. Ueber die Geftattung oder Verfagung ber neuen Anfieblung hat auf 
in dem Fall, wenn von der Ortsohrigfeit, der Gemeinde ober den Nachbarn der: 
felben wieberfprochen wird, der Landrath oder der Magiftrat (6. 8.) zu entjcheiben. 
Gegen diefe Entfcheidung ſteht den Betheiligten innerhalb einer jehntagigen Friſt 
der Rekurs an die Regierung nnd zwar mit fuspenfiver Wirkung offen. Eine weis 
tere Berufung findet dagegen nicht Statt. 

$. 31. Wer ohne ſolche Genehmigung ($. 29.) eine neue Anfieblung ($. 25. 
Mr. 1.) gründet, Tann von der Behörde zur Wegfhaffung berfelben angehalten 
werben. 

$. 31. Wer eine Kolonie auf feinem Grunbflüde anlegen und baffelbe zu 
biefem Zwed zerflüdeln will, bat vor ber Ausführung einen Plan dem Landraih 
vorzulegen und darin nachzuweiſen, in welder Weife die Gemeinde:, Kirchen: und 
Schuloerhältniffe der neuen Ortſchaft, fo wie deren Verhältniffe zur Gerichte: und 
Bolizeiverwaltung angemefien geordnet und fihergeftellt werben follen. 

$. 32. Der Landrath hat diefen Plan ($. 31.) mit feinem Butachten der Re: 
gierumg zur Genehmigung einzureichen. 

Sollen der neuen DOrtfchaft Korporationsrechte eingeräumt werben, fo ift hiers 
zu die Iandesherrlihe Genehmigung erforderlich. 


I. Koften. 
$. 33. Ale Verhandlungen der Polizei⸗ und Berwaltungsbehörben in Parzelli⸗ 
rungs⸗ und Anfieblungsfachen, eine ber Berhandlungen der vom Landrat 
mit der Regulirung beauftragten Ortsobrigfeit, find, ohne Unterfhieb bes Gegen: 
ſtandes, ſtempel⸗ und gebührenfrei. Wegen der Diäten und Reifefoften ber bei ben 
Berbandlungen zugezogenen Sachverſtaͤndigen ober anderen Beamten, zu deren Be: 
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nf das Geſchaͤft nicht ſchon gehört (5. 8.), kommen bie SS. & umb 3. des Koſten⸗ 
regulativs v. 25. April 1836 (G. S. 1836. ©. 181.) zur Anwendung. 
Urkundlich 2c. ac. 
Gegeben Berlin, den 3. Januar 1845. 
Friedrich Wilhelm. 


(L. 5) 
9. Rochow. Mühle. ©. Savigny. Graf zu Stolberg. Graf». Arnim, 


Beglanbigt: Bornemann. 
(G. S. 1845, ©. 25. Nr. 2535.) 


Das vorftehende ©. ift publicirt mittelft nachflehenter K. O. o. 3. Jan. 
1845, bezäglih auf das G., die Zertheilung von Grundſtücken und die 
Gründung neuer Anftenlungen von demfelben Tage betr. - 

Auf den Bericht des Staatsminiſteriums v. 16. v. M. will Ich na der Ans 
fiht der Majorität veffelben von einer nochmaligen VBernehmung der Stände über 
den Entwurf zu dem &., betx, die Zertheilung von Grundſtuͤcken und bie Gründung 
neuer Anſiedelungen, Abftand nehmen. 

Das Staatsmin. empfängt daher biefes G., von Mir vollzogen, in ber Anl. 
zurüd, um baffelbe duch die G. S. zu publizieren. 

Berlin, den 3. Januar 1845. Friedrich Wilhelm. 

An das Staatsminifterium. 

(9.6. 1845, ©. 24.) 


Bum ©. v. 3. Juni 1845 find folgende Ergänzungen und Erläu- 
terungen ergangen: 


1) Zum $. 1, (und zum ©. 8.) 


R. des K. Min. des J. (v. Manteuffel) v. 12. Suli 1845 an die K. Peg. 
zu Erfurt. Nichtanwenvbarkeit des ©. v. 3. Jan. 1845 auf ſtädtiſche 
Sruntjtüde, und Verpflihtung des Dismembranten zur Anzeige 
ver Barzellirung an den Zantrath. 

Auf den Bericht der K. Reg. v. 17. Mai d. 3. erkläre ich mid damit einver⸗ 
fanden, daß bie von Ihr in Betreff der Parzellirtung von Grundflüden unterm 
30. Nov. 1839 erlaffene Bekanntmachung dahin mobiftzirt werde, daß bie bei einer 
vor zunehmenden Parzellirung von den DBetheiligten zu erflattende Anzeige Tünftig 
wicht mehr an die K. Reg., fondern an den Landrath des Kreifes, resp. ben betr. 
Magiſtrat, zu richten if, welche das weitere Verfahren einzuleiten haben. 

as insbefondere die fädtiihen Grundſtücke ($. 1. des G. v. 3. San. 1845) 
betrifft, fo ift es richtig, dag das allegirie Geſetz auf ſolche Grundſtücke feine Ans 
wendung findet. Indeß beftchen Hinfichtlih derſelben die früheren Anordnungen 
über deren Parzellieung fort, und wofern berartige Grundſtücke ſolchen Abgaben 
und Leiftungen unterliegen, welche die Natur öffentlicher Laften haben, finb baher 
auch diefe Abgaben und Leitungen neu zu reguliren und es muß — auch 
—* Orundteuer von den ftädtifchen Grundftücden zu entrichten iſt, biete ver 

eilt werben. " 

Ih will jeboh, dem Vorfchlage ber K. Reg. gemäß, es genehmigen, daß die ' 
Magiliräte von der im $. A. des Ed. v. 9. Oft. 1807 —— —* 
der vorzunehmenden Parzellirungen ſtädtiſcher Grundſtücke bei der Landespolizeibe⸗ 

oͤrde in allen Faͤllen entbunden werden, in welchen nicht bei Vertheilung der 
rundſteuer das Staatointereſſe betheiligt und in ſolchen Fällen ebenfalls ein von 
ber K. Reg. zu beflätigender Vertheilungsplan anzulegen iſt. 

Andernfalls kann Hinfichtlich der gedachten ſtaͤdtiſchen Grundſtücke den Magifträs 
ten bie Regulierung mit dem Borbehalt gehöriger Kontrole und ev. Zurüdnahme 
dele erden, und bleibt nur die Entfhetbung in fireitigen Fällen ber K. Meg. 
vorbehalten. 

(Vin. BL. d. i. V. 1845, ©. 172. Nr. 200.) 


2) Bu 88. 2.8.4. und 5. 


Die $$. 2. bis einfchließL 5. des ©. v. 3. San. 1845 find aufgeho« 
ben durch den $. 1. des ©. y. 24. Febr. 1850. 


_(f. unten.) 
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8) Bum $. 7. 


a) Die Beftimmungen des 6. 7. Nr. 1. des ©. v. 3. Ian. 1845 find 


modiftzirt durch die Vorfchriften des F. 2. des ©. 9. 24, Febr. 1850. 
(f. unten.) 


b) C. R. des K. Min. d. J. (dv. Bodelſchwingh) v. 13. März 1846 an 
fämmtl. 8. Meg. der Provinzen Preußen, Brandenburg, Schleflen, Bofen, 
Sachfen und Pommern (mit Ausſchluß der Meg. zu Stralfund), betr. die 
Ausführung des 9. v. 3. Ian. 1845 über die Zertheilung von Grund⸗ 
ſtücken und Gründung neuer Anſiedlungen. 


In ben an einige Regierungen erlaflenen Beſcheiden auf einzelne, das G. v- 
3. Jan. 1845 über Zertheilung von Grundſtücken und Gründung neuer Anfieblun: 
en betr. Anfragen, it auf eine noch vorbehaltene Inſtruktion zum Geſetz verwies 
en. Da der Erlaß einer folden Inſtruktion jednd Anſtand gefunden hat, fo bes 
fchränte ih mich für jet darauf, rüdfichtlih des Geſchaͤftsbetriebs bei Ausführung 
des Befehes, ber 8. Reg. und den berfelben untergeorbneten, zur Ausführung bes 
Geſetzes berufenen Berwaltungsbehörben nur folgende Anweifung zu ertheilen: 
1) (zum $. 7. Nr. 1. und $. 8. des Gef.) 
Sobald die Gerihte und Notare, — wozu biefelben vom Herrn Juſtizmin. 
angewiefen werben — von einem vor ihnen aufgenommenen ober rekognos⸗ 
zirten Bertrage ber $. 2. des Gef. gebadhten Art eine beglaubigte Abſchrift 
oder fonflige Mittheilung dem Landrath oder Magifirat ($. 8.) zugehen laſſen, 
oder aber biefe Ießteren von bem Abfchlufie eines ſolchen Bertrages anberiweit, 
durch die Ortsbehörben ober ſonſt, Kenntniß erhalten, haben fie fofort, und 
ohne bieferhalb exft die Anträge ber Kontrahenten ober Berechtigten abzuwar⸗ 
ten, bie Regulizung der im $. 7. Nr. 1. und im $. 25. bezeichneten Verhaͤlt⸗ 
niffe, von Amtswegen zu veranlaflen. 
Qu den 68. 7., 19. und 23.) 
enn auf dem zertheilten Grundſtücke feinerlei Abgaben und Leiftungen haf: 
ten, welche die Natur öffentlicher Laften haben, und es aud wegen der Kor: 
porationss und &emeinderechte Feiner beſonderen Regulizung bedarf, fo vertritt 
ein hierüber von der Regierung ausgefertigtes Atteſt die Stelle des Meguli: 
rungsplans. Der Fall. wird übrigens felten vorlommen, und das Atteſt darf 
erft nach forgfältiger Prüfung fämmtlicher bezüglichen Berhältniffe, namentlid? 
au der Kommunal-Intereflen, eriheilt werden. Die Faſſung ift fo zu wählen, 
dag wicht nur jura tertii falsirt bleiben, ſondern auch deutlich daraus zu ent: 
nehmen it, es handle In Hierbei nur um den gegenwärtigen Juſtand, 
nicht aber um Fünftige Verhaͤliniſſe, damit die falfche Annahme vermieden wird, 
durch derartige Attefle follte oder fönnte den bezüglichen Grundflüden für alle 
Zukunft eine völlige Immunität beigelegt werben. 
(zum $. 20.) 
in Interimiflifum ($. 20.) hat die Regierung insbefondere auch dann feſtzu⸗ 
feßen, wenn fih nad den obmwaltenden Umftänden bie definitive Regulirung 
der im 8.7. Nr. 1. bezeichneten Berkältniffe verzögert und eine foldhe Verzoͤ⸗ 
yrang ber Regulirung oder der Abſchreibung der Trennflüde im Hypotheken: 
uche und der Berichtigung des Befibtitels auf den Namen der Trennftüdser; 
werber, für biefe oder für die Berechtigten mit befonderen Nachtheilen ver: 
knüpft fein würbe. 
(zu $. 19 bis 23.) 
Bei ber Prüfung und Befätigung des Megulitunsplans haben biejenigen Abs 
theifungen der Regierung mitzuwirken, zu deren Reſſort die Beauffichtigung 
oder Berwaltung der von ber Regulirung betroffenen Berhältniffe gehört. 
5) Sowohl der beflnitip beflätigte, als ber interimiftifch feſtgeſetzte Regulierungs: 
plan ift von der Regierung 
a) für den Landrath oder Magiftrat, 
b) für die Hypothefenbehörbe 
auszufertigen und durch ben Landrath oder Magiftrat alfen Deifeiligten bekannt 
u machen, entweder zum Prrotokoll oder mittelſt Ueberſendung einer ſtempel⸗ 
eien beglaubten Abſchrift, nach Befinden im Auszuge, foweit der Plan das 
Intereffe ber einzelnen Betheiligten betrifft. 
6) Wo es wegen, Einverleidung neuer Anfebelungen in einen andern Ge 


2 


uf 


— 


3 


4 


or 
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meindes, ober Schul⸗ Pfarr» und Kirhenverband an verfaflungsmäßi- 
gen Beitimmungen fehlt, ift demnach in allen Faͤllen, in welchen bie Bers 
- einigung mit einem andern benachbarten @emeindes, Pfarr:, Kirchen oder 

Schulverbande, wegen entfernter Lage der neuen Anfleblung vom Hauptorte, 

oder wegen fonfliger Berhälmiffe, zwedmäßig erfcheint, auf eine folde Ber: 
n einigung ar GEinverleibung, im Wege der Uebereinkunft hinzuwirken. 

um $. 31.) 

"RR Sicherſtellung der Schulbebürfniffe einer anzulegenden Ortfchaft ift bie ber 

nen zu gründenden Schulitelle zu gewährende auskömmliche Dotation in ber 

Regel in Grundſtücken anzumweifen. 

Mebrigens wird die K. Reg. auf die im Min. DL. für die i. B. pro 1845, ©. 
173. ff. abgebrudten Reffripte v. 5. Juli 1845, insbefonbere auch wegen ber Ber- 
tretung der Stabt: und Landgemeinden, fowie der übrigen Korporationen und Ins 
fitute, bei den Dismenbrations-Berhandlungen, verwiefen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1846, S. 40. Rr. 56.) 


2 R. des K. Min. des J. (v. Bodelſchwingh) v. 30. Nov. 1847 an 
die K. Reg. je N. Die Regulirung der öffentlichen Abgaben, Laften und 
Leiftungen bei Dismembrationen von Grundftüden ift von Amtöwegen 
zu veranlaffen. 

Da die Regulirung der öffentlichen Verhaͤltniſſe bei Dismembrationen mit al: 
kein im Intereffe der Trennſtücksbeſitzer, fondern aller im $. 7. des Gef. v. 3. Jan. 
1845 bezeichneten Deiheiligten erfolgen ſoll, ſo haben die K. Reg., wie Ihr auf 
den Bericht v. 2. d. M. eröffnet wird, refp. die Landräthe und Magifträte, die Re: 
gulivung der im 8.7. Nr. 1. a. a. D. bezeichneten Berhältniffe von Amtswegen zu 

lm fobal die erfolgte Diemembration auf irgend eine Weife zu Ihrer Kennt: 
nig komm 

(Min. BI. d. i. B. 1847. S. 329. Nr. 401.) 


4) Zum ©. 8. 


a) Bergl. $. 3. des ©. v. 24. Febr. 1850. 
(f. unten.) 


b) RM. des Min. des I. v. 12. Juli 1845. 
(f. zum $. 1. des &., oben ©. 126.) 


c) R. des K. Min. des I. (Gr. v. Arnim) v. 5. Juli 1845 an die 
Gen. Komm. zu N. Reſſort⸗ und Kompetenz Verhältniffe der General- 
Kommifflonen und Auseinanverfegungd» Behörden in Dismembrations⸗An⸗ 
gelegenbeiten. 

Der K. General⸗Kommiſſton gebe ih auf den Beriht v. 18. Fehr. c. wegen 
näherer Anweifung über einige Punkte des Geſetzes, betr. die Zertheilung von 
Grundflüden: v. 3. Jan. c. Folgendes zu eriennen. 

‚ Benn die 8. General Kommiffion annimmt, daß das ©. v. 3. Jan. c. in bas 
bisherige Reflortverhältnig bezüglich ihrer Befugnig zur Regulirung des Dismem- 
brationswefens erheblich eingreife, überhaupt die in biefer Beziehung geltenden 
Kompeienzner ältniffe ändere, fo ift diefe Anficht nit begründet. Gine Abändes 
rung der Reffortverhältniffe liegt weber in den Worten, nod in ber Abſicht des 
gedachten Geſetzes. 

Jene Anſicht und der Bericht der K. General⸗Kommiſſion ergiebt vielmehr, daß 
Sie Ihre Befugniſſe zur Regulirung der Dismembrations⸗Angelegenheiten bisher 
nicht garı richtig aufgefaßt Hat. 

Die Kompetenz der General: Kommifflon zur Regulieung der $. 7. Nr. 1. u. 2. 
des Gef. v. 3. Jan. c. gedachten Berhältniffe kann, abgefehen von bem alle, wo 
bie Dismembration mit ber Regulirung, Ablöfung ober Separation unmittelbar zu: 
fammenfsllt, und wo die Abtretung von Irundfludsparzellen ein Abſindungs⸗ und 
Taufehmittel für die Aufhebung von Dienften, Natural» und Gelbleiftuugen oder 
für andere in die Separationsmafle eingeworfene Grundftüde if, nur in folgenden 
Bällen eintreten: 


3 DSiee FE wenn wenn 


— [ 


a) wenn bie Dismembration nah $. 8. de V. v. 30. Juni 1834 als ein zur‘ ® 


befiesen Regulitung ber Auseinanderſetzung ſelbſt gereichendes Nebengefchäft 
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anzufehen iſt, und außerdem —— auf deſſen Bearbeitung in Verbindung 

mit der a nad Maaßgabe des allegirten $. 8. bei der Ges 

meinheitstheilungs - Behörde ausbrüdlid, provocirt wird, insbefondere 
b) wenn bie gefehmäßige Bertheilung ober Ablöfung von Kanon, Renten und 

Zinfen in den Fällen bes $. 2. des Landkultur⸗ECdikts und des $. 29. der 

Abloͤſungsordnung v. 7. Juni 1821 (cf. auch $. 24. des Regulirungsebiiis 

y. 14. Sept. 1811) durch die Dismembration hervorgerufen und zugleid) bes 

hufs Deren Ausfährung von dem einen ober andern Theile auf die Wegulirung 

aller von der Dismembration betroffenen Verhältniffe bei der Auseinanders 
feßungebehörbt angetragen wird. 
Unter biefen Borausfeßungen konpetirt der K. Generalkommiſſion in ben ges 
badıten Fällen allerdings auch 
1) die Regulirung der öffentlichen Abgaben, ber Kommunals und Sozietätevers 
hältniffe, nur mit Beachtung bes $. 11. der B. v. 30. Juni 1834 wegen Kon⸗ 
furrenz der Regierungsabtheilungen des 3. und für die Fin., fowie 
2) die Regulirung ber Hypothelenserhältniffe, und zwar ad 1. mit Wahrnehmung 
der Gerechtſame von Korporationen und Inſtituten an Stelle und in Vertres 
tung der ordentlichen Auffihtsbehörben, ad 2. mit Wahrnehmung der echte 
ber Realgläubiger und entfernten Intereffenten, nebſt allen zur orbnungsmäßis 
en Ausführung des Haupt: und Nebengefhäftes nöthigen obrigkeitlichen Feſt⸗ 
ehungen. (cf. $. 3. Nr. 3., 8. 4. Nr. 1. und 2., 88. 7., 15., 17., 43—45., 
173. der B. v. 20. Juni 1817. 88. 7., 8., 10., 11., 20, der 8. v. 30. Juni 
1834.) Ad A. find ſchon jebt, zufolge 5. 90. d. V. v. 20. Juni 1817, die 
wegen ihrer Abgaben bei den ——e— betheiligten oͤffentlichen In⸗ 
ſtitute und Korporationen als unmittelbare Intereſſenten bei der Sache zu bes 
trachten unb durch ihre Vertreter auch bei ber betr. Verhandlung zuzuziehen 
gewefen. In diefer Beziehung flimmen die für das Auseinanderfepungsreflort 
geltenden Borfhriften mit dem G. v. 3. Ian. c. kberein, und es müflen außer 
dem die Orundfäge diefes Geſetzes wegen ber Art und Weife der Vertheilung 
F Abgaben bei Dismembrationen auch von Auseinanderſetzungsbehoͤrden bes 
olgt werden. 

Hinſichtlich der Zuziehung ber Hypothelenglänbiger beendet es in den Fällen, 
wo beren echte bei dem zum RMeſſort der Anseinanderfegungsbehörde gehörigen 
Haupigeſchaͤft betheiligt find, Lediglich bei deren diefen Behörden obliegenden Vers 
tretung von Amtswegen. Zwar beftimmt auch der $. 8. ber B. v. 30. Juni 1834 
in der vierten Alinea, daß die wegen des Hauptgeſchaͤfts geltenden Vorſchriften auch 
bei den Nebengeichäften und namentlich in Betreff der Zuziehung ber entfernten Ins 
terefienten zur Anwendung kommen follen, was das R. v. 6. Juli 1834. (U. S. 
989 f.) zu beftätigen fcheint. 

Hinſichtlich der Hypothefengläubiger muß jedoch, je nad dem Zaſammenhange 
der Dismembration mit dem Haupigeſchaͤft näher unterfchieden und das Motiv. der 
Borfchrift ins Auge gefaßt werben, wonach bie Auseinanderfegungsbehörbe die Ge⸗ 
rechtfame ber entfernten Interefienten und Hypothekenglaͤubiger, ohne daß es deren 
Zuziehung und Bernehmung bedarf, von Amtswegen wahrzunehmen hat. J 

Bei der Regulirung, löfung oder Gemeindeitsthrilung gilt nämlich, fo wei 
feine Kolliſion der Intereffen des Beſitzero und ber Mealgliubiger eintritt, die Ver⸗ 
muthung, daß ber Grundſtücksbeſizer mit den eigenen gleichzeitig auch die Intereſſen 
feiner Släubiger wahrnehme ($. 45. der DB. v. 20. Juni 1817), fo wie die, daß 
in den Rechten ber Hypothefengläubiger Feine biefen Rechten präjudizirliche Veran⸗ 


derung vor ſich gehe (ck. $. 147. und 148. der Gem. Theil. D. v. 7. Juni 1821.). 


Die Vorfihriften des $. 150. 1. c. und des 5. 33. ber Ablöfungsorbnung de 
eod., welche in dem Kalle der Abloͤſung durch Kapital eine unmittelbare Benach- 
rihtigung der Gypothefengläubiger und felbft eine Berhandlung mit benfelben an: 
ordnen (cf. $. 10. der B. v. 30. Juni 1834 und die Deflaration v. 3. Juli 1842), 
feßen jedoch ebenfalls den Ball voraus, dag die Abtretung von Grundflüdsparzellen 
und Gerechtigkeiten gegen Kapital im Zufammenhange und im Gefolge einer Aus: 
einanberfegung für Segenflände derfelben erfolgt. 

Dagegen iR die Dismembration eines Grundſtücks auf Grund eines befondern 
Kaufs oder Tauſchvertrages, deſſen Abſchluß vor den Richter oder Notar gehört, 
‚an fich kein Gegenſtand des Refforis der Auseinanderſetzungsbehoͤrde. Ebenfo 


me 'wenig ift beshalb das aus einem, von ber Ablöfung, Regulirung oder Gemeinheitsthei⸗ 
aft lung unabhaͤngigen Dismembrationsvertzage originirende Kaufgelb * Allgemeinen 
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Getzenſtand ber Verhandlungen ber Bmeraltommifion. Die Hypothekenglänbiger, 
bern Pfandrechte bet Zertheilung bes bis dahin ſolidariſch verhafteten Grundſtuͤcks 
alterizt werben, ſind, foweit es Hs um eine Theilung ihrer Forderungen, um @r: 
nexuation der. Trenunſtücke, überhaupt sur die Huflafung bed Solivamerus handelt, 
als unmittelbare Intexefenten des Diememhrationsgefchäfts zu betrachten. und zuzus 
ziehen; für die Regulirung ihrer Intereſſen und echte bei ber Dismembration find 
überall aud) diejenigen Vorſchriften maßgebend, welche Dafür :im $. 94. Tit. 2. der 

ypothekenordnung und in den diefen Paragraphen erlänteruben Beffripten gegeben 


Huf den gedachten Ball einer Dismembration paſſen die ‚für das Reflort ber 
Auseinanderfeßungsbehörhe wegen der Wahrnehmung der Reihte ber entfernten Ins 
terefienten gegebenen Vorfchriften nicht. 
Die Hypothekenglaͤnbiger find, wenn es ſich um ihre durch eine Dismembration 
alterirten Verhaͤltniſſe handelt, Teine ſolche entfernte Intereſſenten mehr, deren Inter: 
eflen mit denen bes Beßtzers zufanmenfallen, und präſumtiv von biefem mit wahr: 
genommen werben, auch in höherer Inflanz von ber Generalfonmiffion ex ofäcio 
zu vertreten find. 
In dem vorausgefehten Kalle einer Dismembration Tönnen die Gläubiger zur 
Gxneruation der Zrennftüde ober zur Teilung ihrer Forderungen durch Entſchei⸗ 
dung der Behörde wicht angehalten werden. Cine Beränderung in ihren Band: 
rechten ift Sache, ihres freien Willens; daher Tann ein Regulativ nur unter freier 
Zuftimmung mit ihnen vermittelt werden und gilt biefechalb lediglich der $. 91. 
Tit. 2. der 9 polhetenor nung, da es für ſolchen Fall in den für das eflort der 
Generallommilfion exlaffenen Vorſchriften an allen Beitimmungen fehlt. Webrigens 
wird eine folhe Verbindung der Dismembration mit einem vor die Generalkommiſ⸗ 
fon gehörenden Hauptgefhäft, welche die Bermittelung des Megulativs mit den 
Hypotheiengläubigern wurd bie Generalkommiſſion möthig machte oder beſonders 
jpecmäig erſcheinen ließ, jelten obwalten, daher bas Regulativ $. 7. Air. 2, des 
.. dv. 3. Sen. c. in der Regel dem Hypothelenrichter zu: überlafen ſein wird. 
Nur hinſichtlich des Erbverpaͤchters vder Zinas. und Menteberechtigteri ift in ben 
Fällen des $. 2. c. a. bes Landkulturedifts und des 6. 29. c. a. der Ablöfunge: 
ordnung v. 7. Juni 1521. das Kaufgeld für das Trennftüd, Inhalt dieſer Be: 
ſtinwungen, Gegenſtaund des Auseinanderſe zungsverfahrens, dabei jedoch ber Erb⸗ 
verpachter oder Zino⸗ und Rentsberechtigte ebenfalls ale ummittelbarer Intereſſent 
anzufchen und zuzugiehen. . In allen en hingegen, bei wehhen Feine Abloſung 
aber Vertheiluug, felhf nicht .von Renten und Geldzinſen zum Umed ober in Folge 
der Dismembratten nöthig iſt und beantragt wird, iſt auch bie Auseinanderfepu pr 
hehoͤrde zu den im $. 7.:Ne. 1.:und 2. des: ©. vom 3. Yan. 1843 gedachten‘ 
gulirungen nicht kompetent. oo 0 
ı Bas endlich bie Anfrage der K. Generallommiſſion wegen ihrer Kompetenz hin: 
ſichtlich der Vermittelung neuer Anfieblungen und der Kognition über bie. babet 
vorlommenden . nach 8. 25. 2eq. bes ©. v. 3. San. e. betrifft, fo rich⸗ 
tet ſich Fi Meffort auch in biefer Hinficht nach den Beſtimmungen der 55. 7. md: 
8. der DB. v. 30. Juni 1834. Zweckmaͤßig wird jebod in allen ſolchen Faͤllen, 
nad Vorſchrift bes $. 17. der B. v. 20. Jumi 1847 mit der K. Reg., als ordent⸗ 
licher Auſſichtebehoͤrde, und .mit deren Organen — den Kreislandräthen — zu 
kommuniziren fein, Indeß muß eine fpeziellere Anweiſung ‚ber biefen- Theil der: 
Anfrage bis dahin abgelehnt werben, daß beftimmte Faͤlle im Laufe ber Gefchafts⸗ 
verwaliung vorgefommen und zu Kompetenzzweifeln Veranlaſſung gebe. werden, 
welche durch eine gegenfeitige Verſtaͤndigung der: bethelligten Behörden nicht zu bes 
feitigen gewefen find; aledann erwarte ich ben ausführlichen Bericht ver K. General⸗ 
Kommiſſion ũber die. individuellen Berhälmiffe des. Spezialfalles, —- ' 
(Min.BL d. i. V. 1845, ©. 178. Nr. 203.) 


Dazu: | 


ER. des K. Min. des J. (v. Bodelſchwingh) v. 12. Ian. 1848 an 
fänmelihe K. Generalfommiffionen, fowie an die K. Meg. zu Frankfurt, 
Königsberg, Bumbinnen, Marienwerder und Danzig. ÜMegulisung ter Afe 
fentlihen Abgaben bei Dismembsationen und Parzellirungen yon Giund⸗ 
Rüden durch die Megierungen. t 
. Mit Rüuͤckſicht darauf, daß das G. v. 3. Ian, 4645 die Megrlirung ber oͤffent⸗ 
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lichen Abgaben bei Dismenbralionen ben Regierungen: als forum specials. iher⸗ 
weifet, injofern nicht nach $. 8. die Auseinanderfegungsbehörben fi. bie unmittels 
bar aus den vor ihnen ſchwebenden Geſchaͤſten hervorgehenden Theilungen von 
Grundſtücken zur ——— kompetent erklaͤrt ſind, daß ferner die Regierungen 
von Anttswegen im allen Faͤllen bie Regulirung Dex äffmtfihen ‚Abgaben. zu orb- 
nen haben, und ben Parteien nicht verflattet werben Tann, die. Kompeten; Dusch 
ihre Autraͤge bei Gelegenheit der nur in einzelnen Bällen vorlommenten Verihei⸗ 
fung von Renten und Tonfigen Privatleiftungen zu ändern, wodurch Uebelſtaͤnde 
mancherlei Art herbeigeführt werben koͤnnen, wirb bie Beftimmung zu b. des M. 
v. 5. Juli 15 (Min. Bl. S. 179.), wonad die nbelnanberfegungSbchörbe au 
in ſolchen Faͤllen die Regulirung ber öffentlichen Abgaben auf Antrag eines oder 
beider Theile vor ſich ziehen kann, wem fie nah $. 2. des Kulturedikts v. 14. 
Sept. 1811 md 8. 23. der Ablöfungsorbn: v. 7. Juni 1821 zur Vertheilung ober 
— von Renten nnd anderen Privatleiſtungen bei Gelegenheit von Parzelli⸗ 
rungen berufen iſt, hierdurch aufgehoben — und if in folchen Willen die Regnli⸗ 
zung ber öffentfichen Abgaben lediglich durch bie Landraͤthe ober Magifträte zu bes 
an unb von ber heilung des Innern für die allgemeine Verwaltung zu 
etätigen. — Ä 
ne en nfabee, Heißt es in den Berfügimgen an bie K. General: 
onen: 
„und hat die K. Generalkommiſſton in folchen Füllen die Megulieung der öffentli⸗ 
den Abgaben lediglich abzulehnen.“ u on | 
(Min. BL. d.'i. B. 1848 ©. 23. Nr. 16.) 


d) R: des K. Min. des I. (v. Mauteuffel) v. 80. Nov. 1845 an die 
K. SeneralsKomm. zu N. Kompetenz ter Auseinanderfegungsbehörden bei 
Aplöfungen der auf dismembrirten Grundſtücken haftenden Laudemien, Na» 
tural» und Geld» Präftationen, Br 

Aus dem Schreiben ver. K. Gen. Komm. v. 3. Juni & J. an die Domainens 
Abth. ber igen Megierung, beit. bie Ablöfung.ber auf dem bezeichneten Grund: 
ftüde & N enben Laubemiaipflichtigfeit, welches mir ſeitens dis Heryn Staate- 
min. Grafen zu. Stolberg abſchriſilich mitgetheilt iſt, geht hervor, daß Dioſelbe 
annimmt, Ihre bisherige Kompetenz zur Bextheilung. von Mealabgaben bei Dis: 
membrationen auf Antrag eines Intereſſenten ſei durch die $$. 7. und 8. des G. 
v. 3. Ian. d. 3. befchräntft. Wi ataid ehe 

Diefe Anfiht erfcheint aber nicht richtig, da das ©. u. 3. Ihr. 6.8.’ eines: 
theils die Ordnung der öffentlihen Kommunal: ‚and SegietäteBengältnifie bet Bars 
zellirungen zum Bäuptgegenftande Kat, anderes "ühee "die ‚Kompetenz ber ⸗ 
einonberfepungeBchärben durchaus keine, bie bisherigen Votſchriften abandernden 
Beſtimmungen enihält, vielmeht in dem allgemein gefaßten Shlußfage des 5. 8; 
deowegen ausdrücklich auf die beſtehenden Vorſchriften verweilt: © 21 

Die Vertheilung von Grundrenten bei Parzellirungen, welche von Arie oder 
dem andern Theile nach Maßgabe. des Bambestuliurenilss v. 16. Sapt: 1811. 8. 2. 
c. ß. und ber Abloſ. Ordn. v. 7. Juni 1821 $. 29. in Antrag gebracht wird, iſt 
ſelbſt eine Art Ablöfung und gehört nad. wie vor zum Refſort bes zus Ausführung 
biefer Geſche berufenen useinanberfegungsbehörden. - -- m 

(56. 1. 6. des. Ausführungsgefeped v. 7. Juni 1821.). ' “ 

Die Kompetenj der Auseinanderſetzungsbehörden Tamr' daher keinem Zweifel uns 
fegen, wenn bei einer vorfominenden Dismembrutlort- wegen ber daus einem Pri⸗ 
vatrechtstitel auf dem getheilten Grunditüde haftenden Landemien, Dienſte, Zehn⸗ 
ten, Erbpachts zinſen und anderen unbeſtimmten oder feften Natural⸗ und Geld⸗ 
Bräflationen — diefe Realfafen mögen eingetragen fein ober niht — von eintm 
Berechtigten oder’ Berpflichteten In dem Faͤllen, wo- dies zuläffig iſt, auf gänzliche 
oder iheilweife Ablöfung, auf Verwandlung und Firation, oder nad der Beſtim⸗ 
mung zu c. ß. $. 2. bes Landeskultur⸗Ed. und $. 29. der Ablöf. Orb. v. 7. Juni 
2821 auf Bertheilung angetrager wird, und demnaͤchſt bie Sache zmwifchen fol- 
Gen neigen, den Beräußerer und ben Trennfiäds:Grwerbem zu orb- 
en 1. --; :  -- ... . u. 0 Pe | \ 4 bes 
Bir K. Gen. Komm. iſt inzwiſchen auch ſchon auf Ihre Anfragen wegen Ihrer 
Kompetenz bei Dismembrationen dur das R. v. 8. Yuli 1845 Bir. Bl. für die 
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i. Berw. ©. 178. ff.) ausführlich beſchieden und Tann nur auf diefen Beſcheid zus 
rüdgewiefen werben. 
(Min.BL d. i. 8. 1845 ©. 14. Ar. 23.) 


e) R. des K. Min. des J., Abthl. I. (v. Wanteuffel) v. 24. Febr. 
1847 an die K. Reg. zu N. Behandlung der Abgaben-Wegulirungen bei 
dem vor Publikation des ©. v. 3. Ian. 1845 flattgehabten Dismembra- 

onen. 

Der Redaktion des Minifterialbl. für die i. Berw. iſt ein Exemplar ber Verf. 
der K. Reg. über bie 3 qanblung ber Abgaben-Regulirungen bei den vor Bubli: 
kation des Geſetzes v. 3. Januar 1845 flattgefundenen Dismembrationen zugegans 
gen, welche als Girfulars®. allen Landräthen zur Nahachtung mitgetheilt iR. 

In diefer Verf. if der Grundſatz ausgefprochen, daß die AbgabensBeriheiluns 
gen in ſolchen Dismembrationen nad den früher beftandenen Anordnungen bewirkt 
werden müßten, weil dag Geſetz v. 3. Ian. 1845 nit rüdwirkende Kraft habe 
und das Gefhäft als ein untheilbares Ganzes zu betrachten ſei. Diefe Auficht 
Tann nicht gebilligt werben. 

Ein Diemembrationsgefhäft zerfällt in zwei Akte, die Abfchliegung bes Kons 
trakts, ımb die auf Grund beffzfben nothwendige Abgabenregulisung. Der lebte 
AH if zwar nicht möglich ohne den erfieren, an und für ſich aber eine ganz ſelbſt⸗ 
fländige Handlung der Verwaltungsbehörbe, für welde das G. v. 3. Jan. 1845 
eine beflimmte Form vorfchreibt. Wird daher bei ber KR. Reg. eine Abgaben⸗Re⸗ 
gulirung nah Publikation des ©. v. 3. Jan. 1845 beantragt, fo hat fie überhaupt 
nur dieſes Geſeß, welches fie zur Richtſchnur für ihr Berfahren nehmen Tann. 
Daß der Parzellirungs-Bertrag als ein zwiſchen den Barteien vor der Publikation 
bes Geſetzes perfekt geworbener Akt in feiner Form nit nad dem ©. v. 3. Jan. 
1845 beurtheilt werden Tann, iſt unbebenflih, indeſſen ift diefer Umſtand auf bie 
Beantwortung der Frage, nad welchen Geſetzen die K. Reg. die Abgaben⸗Ver⸗ 
theilung zu bewirken habe, ohne Einfluß. Bon einer rüdwirkenden Kraft des Ge⸗ 
fepes nunte nu daun bie Dede fein, rag ee ee geneh⸗ 
migte en⸗Vertheilungen wieberum in e werben follten. 

Di Regierung hat hiernach bie Landraͤche anderweitig zu infirniren. 

(Rin.BL d. i. 8. 1847. ©. 59. Nr. 84.) 


5) Bu 66. 9. 20. u. 26. = 


ER. des K. Min. d. 6, (v. Ladenberg) v. 5. Juni 1848, an ſammil. 
K. Reg. der Provinzen Preußen, Brandenburg, Schleflen, Pofen, Sachfen 
und Pommern, ausfchlieflich derjenigen 1% Stralfund, betr. die Sicherung 
der Beiträge zu Kirchen⸗, Pfarr⸗ und Schulbauten bei Dismembrationen 
von Grundſtuͤcken. 

Pr Fr Reg. Hat in dem Berichte v. 8. Juni 1846 um Guifcheidung darüber 

nachgeſucht: 

auf welche Weiſe das Intereſſe der kirchlichen und Schul-Jnflitute, reſp. ber 
Kichen und Schulgemeinden, bei ben Dismenbrationen bezüglich der Beis 
feäge zu den Kirchen⸗, Pfarr⸗ und Schulbauten zu fichern und wie bie bei 
Gelegenheit der Diemembrationsverhandlungen über die Beitragspflicht zu den 
gedachten Bauten zu treffenden Feſtſezungen die Beobachtung einer rechtsgül⸗ 
tigen Form zu fihern fei? 

Es ift namentlich in Frage geftellt worden, 

1) ob die Streitigkeiten, welche über bie Beitragsverbinblichkeit zu ben geiſtlichen 
und Schulbauten bei den Dismembrationsverkandlungen ſich herausſtellen, von 
ber Berwaltungsbehörbe zu entfcheiden oder zur Eniſcheidung der Berichte zu 
verweifen find, und 

2) ob zur Vertretung ber Kirche, Pfarre oder Schule, reſp. ber Kirchen: unb 
Schulgemeinden, bei den Dismembrationsyerhanblungen behufs Megulizgng der 
Beitragepfiht zu geiſtlichen und Schulbauten blos ber Patron, ber Pfarrer 
und u F m und Schulvorſteher, oder befonbere Gemeinde⸗Repraͤſentanten 
zuzuziehen fin 


q 
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Weber bie in bem gedachten Verichte angeregten Bebenken iſt zunächſt ber Bes 
richt der K. ngen in ben Provinzen Preußen, Brandenburg, Pommern, 
mit Ausflug von Stralſund, Schlefien, Bofen und Sachſen, für welde das ©. 
v. 3. San. 1845, beir. die Zertheilung von Grundflüden unb die Gründung neuer 
Unfiedelungen, erlaſſen worben if, namentlich in Beziehung auf das von benfelben 
Sierin bisher beobachtete Berfahren, erforbert und es bat fobann eine Kommunilas 
tion mit den Min. des 3. und der 5. flatigefunden. 

Im FR 7 been gab ver K. hr —5*— — eroffnet. 

Hinfichtlich der Frage: in welcher Weiſe die geifilichen und l⸗Inſtitute bei 
DismembrationssAngelegenheiten zu vertreten ſind, ſcheint es kam Bedenken zu 
unterliegen, baß die gewöhnliche Vertretung ber Kirche, Pfarre. und Säule durch 
ben Patron, bie Kirchen⸗ und Schulvsrficher und die Rupnießer, für die R | 
—— bei Dismembratiouen mit volllommen rechtlicher Mirkung 

ei 

Dafür ſpricht der $. 9. des Gef. v. 3. Jan. 1845, weldjer die Zuziehung ber 
Kirche, Barre And Schule, alfo der Infitute ſelbſt und nicht die ber den und 
Schulgemeinde erfordert. Es Handelt nit, wie die R. Reg. anzunehmen 
. Seint, um die Regulivung eines neuen Beitragsverhältniſſes ruͤckſichtlich ber geifts 
lichen und Schulbauten zwiſchen ben Dismembranten einer und den übrigen Bit. 
gliedern der betr. Kirchen: und Schulgemeinde anderer Seite, fondern lediglich 
darum, dag nah $. 7. 1. c. die auf einem dismembrirten Grundſtuͤcke haftenden 
Abgaben und Leitungen, welche die Natur öffentlicher Abgaben Haben, nah Maß⸗ 
—F der in den 88. 12. sqq. enthaltenen Vorſchriften auf die einzelnen Trenn⸗ 

üde verteilt umd durch diefe Bertheilung den Berechtigten fernerhin gefichert wer⸗ 
den. Diefe Bertheilung nad} beſtehenden seen orfchriften, nach allgemeiner 
Ortsgewohnheit oder nach dem thatſächlichen Beitragsverhaͤltniſſe gehört um fo wer 
niger zu denjenigen außerordentlichen Ballen, für welche nah $. 159. II. 11. 
LER. beſondere Repräfentanten gewählt und mit Imftruftion verfehen werben 
müflen, als dadurch die Rechte und Verbindlichkeiten der Kirchen: und Schulges 
meinde als ſolcher, ober der einzelnen Gemeindeglieder überhaupt nicht berührt 
werden. Die Regulirung findet vielmehr nur zwiſchen den Dismembrations⸗Inter⸗ 
effenten, d. h. zwiſchen dem Gigenthümer bes Sauptgrundfüde und ben Erwerben 
der Trennftüde rüdfihtlih der auf dem zu bismembrirenden Grundſtücke haftenden 
Laſten und Abgaben flatt und die übrigen Gemeindeglieder find dabei, infofern ihre 
Berpfichtungeh in Folge der Dismembration nicht vermehrt werben, nicht intereffixt. 
Die Zuziehung der Gemeinde felbft ober deren Repräfentanten würde aber au 
bem Zwede des Gefetzes, die Verhältniſſe möglihft ſchnell und einfach zu orbnen, 
geradezu entgegenwirken. 

Was ferner die Kompetenz ber abmimiftrativen und gerichtlichen Behörden hits 
fihtlich der Abgaben und Leiſtungen an die geiklichen und Schul-Infttiute anlangt, 
fo wird der Grundfaß feflzuhalten fein, 

dag bei bloßen Dismembrationen ein Streit über die Art der Bertheilung von 

fonft unftreitigen Abgaben Lediglich zur Kognition der Regierung gehört, mag 

dexjelbe zwifchen ben Dismembranten allein, ober unter Theilnahme ber geifts 
lichen ober Schul-Iuftitute ftattfinden, 
denn die Borfchriften der SS. 12. bis 18. des Gef. v. 3. Jan. 1845 über bie 

Art der Theilung find lediglich abminiftrativer Natur. 2 

Ein Streit Dagegen, welcher zwifchen ben Diemembranten und bem geikligen Ins 
ſtitute über die Eriſtenz der Verpflihtung fi herausftellt, gehört ohne Rüdficht 
darauf, ob die Abgabe nur beflritten, oder die Befreiung auf einen befonderen 
Titel gegründet wird, im Allgemeinen zur richterlichen Kognition, da es fi um ein 

verhaͤliniß Handelt, welches auch abgejehen von einer Dismembration zum 

vege gehören würde. Die Verwaltungsbehörbe kann indeß unter Umſtänden 
auch hier kompetent fein, worauf der $. 20. des ©. v. 3. Ian. 1845 hinweiſt und 
fommen hier namentlich die Borfhriften der Allerh. K. O. v. 19. Jun. 1836 (G. S. 
©. 198.) in Betracht, um die Kompetenz zu beftimmen. 

Auch bei einem zur gerichtlichen Entſcheidung gehörigen Streite Hat jedoch bie 
Wegierung, damit alle Theile des Geſchaͤfts geordnet find, und nad der B ei 
bes 5. 7. die Berldytigung des Befigtitels möglich wird, nach $. 20. ein 
miſtikum feſtzuſtellen, indem fle nach Rage der einzelnen Fälle umd der für oder 
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egen bie Briten; ber Abgabe fprechenden BMomente bie Abgabe interimiſtiſch ver- 
Be und den Dismembranten auferlegt, oder biefelden davon vorläufig unter Vor⸗ 
behalt der Rechte des betreffenden Inſtituts enibinbet. 

Das Interimiftikum ift auch Aber bie Verpflichtung zu Bauten tn getſtlichen 
and SchulsInfituten zu reguliren. Dir 8. 20., in Verbindung mit $. 7. des 
Gef. v. 3. Ian. 1845, macht dies den Mepierunge zur Pflicht und die anf ganz 
andere Berhältniffe bezüglichen Alteren Beftimmungen bes $. 707-709. Ik. 11. 
A.L.R. find auf die Hier vorliegende Beſtimmung des Verhalmiſſes ber Dismem:; 
branten unter ſich anwendbar. 5 

Andere geſtaltet die Sache, wenn mit der Dismembration eine neue Au⸗ 
ſtedelung verbunden if, indem Hier außer der lediglich nach 88. 7— B. zu behau⸗ 
bulnden Teilung ber .anf dem diswenbrirten Grunvflüde ruhenden Abgaben 
6. 28; aud) die felbftftändige Uebernahme befonderer Abgaben zur Sprachhe Tommi, 
weil ein neuer Hausfland gegründet wird. Hier iſt es lediglich Sache der abmis 
sißrativen Behöxbe, zu beitimmen, im welche Klaffe ber vorhandenen Gemeinde: 
glieder der Anfiebler einzureihen, xeip. ob nad) Lage ber Sade eine neue 

bilden if, indem dieſer Gegenſtand mit dem innern Gemeindeverhältniß auf das 
Knnigke zufammenhängt und die nur von ber Verwaltungsbehörbe zu beurtheilende 
Praͤſtationofaͤhigkeit unmittelbar betrifft. ‘ 
. Die Frage bagegen, ob nad) der Berfafiung oder Obſervanz ben einzelnen 
Miütgliedern der Klafie eine Abgabe an die geifligen ober Schul⸗Inſtitute obliegt, 
wird mit Ausnahme der Fälle der Allerh. K. O. v. 19. Auni 1836 zur gerich 
Gen Entſcheidung zu verweiſen fein, unbeſchadet der Regulirung des Snterimifti- 
kums feitens der R. Sin: Dagegen wird in bem Nr. 2. bes $. 25. vorgefehenen 
Galle Lediglich die K. Üeg. zu befinden haben, indem ber Gefihtspunft ein zein 
abminiftsatioer ift und der Gegenfland außerhalb des Wirkungskreiſes der Gerichte 
fiegt, welche zunaͤchſt nur berufen find, bie Steeitigleiten über ſchon vorhandene 
Nechtsverhaͤltnifſe zu loͤſen, nicht aber, um zu beftinmen, in welder Art ber Zus 
tritt neuer Mitglieber zu einer Sozietaͤt eine Erweiterung ber für deren Gebrauch 
befiehenden Auſtalten und bamit einen befonberen, von Rechtstiteln ganz unabhaͤn⸗ 
gigen Beitrag der neu Zutretenden bedingt. 
Pe Min. überläßt der .R. Meg. hiernach in worlommenden Fällen zu ver 

em. j = | 
(Min. Bl. d. i. 3. 1548. S. 195. Nr. 189.) 


6) 3a 65; 12-18. 


a) R. des K. Diin. des I. (Gr. v. Arnim) v. 5. Juli 1845 an Die 
K. Reg. zu N., beiz. die Ausführung des Dismembrations⸗Geſ. v. 3. Ian. 
4845, befonders in Beziehung auf KRommunalabgaben und Laften. 


Die Anfragen ‚ber K. Reg. über die Ausführung des Diemembrationsgefepes 
d. 3. Jan. c. tn ihrem Beriye v. 28. März d. I. betreffen nur zum Theil bie 
Anwendung jenes Gefeges, während fie zum größeren Theile die Zweifel auffaflen, 
welche über das Beitragsverhaältniß zu: ben Kommunallaften des platten Bandes ob: 
walten, deren legislative Entſcheidung —* nicht ſowohl zur Aufgabe jenes Be: 
fetzes gehörte, als vielmehr denjenigeͤn Maßregeln anheimfaͤlli welche in Betreff der 

Ordnung bes laͤndlichen Kommunalweſens in der Borbereitung begriffen ſind. 

Das G. v. 3. Ian. c. konnte, feiner Aufgabe zufolge, nur den Zweck haben, 
. bie von ber Zertheilung ber Grundflüde betroffenen, beionders 
+ bie öffentlihen Kommmals und Nechtsverhältuiffe zu ordnen, und die dafür 
‚fehlenden allgemeinen Grunbfäge über die in Bolge einer Grundſtückotheilun 
jebesmal nothwendige Repartition berjemigen Laſten zu ergänzen, melde Fr 
- Grad umd Boden ruhen oder doch in Müdfiht auf den bes diement⸗ 
brirden Grundſtücks zu entrichten find, fo wie außerdem die allgemeinen leiten 
‚=. ben Beflimmungen über die Orhnung jener öffentlichen Verhaͤliniſſe bei neues 
Anfieblungen zu treffen, dergleichen am hänfigfen im Gefolge eittr Parzelliiuig 

2.3 Hervorgtchen. i Ä . 2 

i1Das G. v. 3..Ian. c. ‚hat namentlich In den 88. 12. bis. 17. nur Subrepar⸗ 
tittend; Boinzipien. für Abgaben und Leiſtungen, melde die Natur vvn Meallaſten 
jakın: ) eigen Beſtimmungen alſo nur für bie Borausiehung gegeben, daß bie 
Folge der Diemembration zu vertheilenden Laften auf Grund und Boden suben 


N 
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ober doch in fo naher Berbindung mit dem Wrundſtückebeſitze fliehen, dag ſich die 
Uebertragung ber Laſten nad) Flaͤche und Crtragewerth der Grundſtücke richte. 

Fehlt es an dieſer Borausfegung, fo tönnen auch bei ber Dismembration bie 
Eubrepartitions » Prinzipien der 58. 12. bie 17. nicht unmittelbar Vlag greifen. 
An den nad Maafgabe der verfhiedenen Ortsverfafflungen und Obſervanzen in 
ben ländlichen Gemeinden hergebrachten verfhtebenen Grundfägen wegen Aufbrins 
gung der Kommnnallafen hat das &. v 3. Jan. nichte ändern wollen. Die Frage: 
„von welcher Natur die zu vertheilenden Kommmallaſten find, und welcher Kons 
tributionsfuß dieferhalb in den verfchiebenen Landgemeinden unb wiebernm hin 
Lich der verichiedenen Arten von Rommunallaften beficht?* kann nicht aus dem @. 
». 3. Jan., fondern nad) wie vor mur nad den verihiebenen Detsverfaffungen, 
nach Hertommen, Bertrag u. f. w. beantwortet und entſchieden werden. Diefe Ent⸗ 
fheidungsquellen über die Ratur ber Kommunallaſten und den Kontributionsfuß 
bleiben nad) wie vor in aller Gültigkeit und es weiſt unter andern auch der $. 26. 
Rr. 1. des ©. v. 3. Jan. c. darauf Hin. 

Hiernach wirb fi 

1) was die den $. 12. in Verbindung mit 6. 17. bes Gef. betr. Anfrage ans 
belangt, die Entſcheidung felbft ergeben, daß durch ben $. 12. (welcher eine vers 
haltnißmaͤßige Bertheilung der Geld» und Naturalabgaben, fo wie anberer Leiſtun⸗ 
gen, übrigens nicht blos aus dem Gemeindes, fonbern auch aus dem Kicchen-, Pfarr⸗ 
und Schulverhältnig und aus fenftigen Korporations⸗ und Sozietätsverbänden nad 
dem Grtragswerth ober Blichenraum ber einzelnen dismembrirten Theile des Grund⸗ 
Rüde vorſchreibt) Hein nenes Prinzip über die künftige Aufbringung aller folder 
Kommunallaiden Hat eingeführt werden ſollen; noch weniger hat der $. 12. beab- 
Ahtigt, den nad) Maßgabe der Obfervanzen und Ortsverfaflungen theils im Als 
gemeinen, theils in Beziehung auf die einzelnen unterfhiebenen Laften ſehr verſchie⸗ 
denen Steuermodud in den ländlichen Kommunen des Regierungsbezirks abzuändern. 
Auch der $. 17. hat nicht perfönliche oder nach Klaffenverhältnifien aufzubringende 
Kommnnalfeuern vor Augen, fondern Mealabgaben und zwar fulche, welche ver: 
faflungemäßig auf febem einzelnen, durch den Uebergang eines Theilftüds In bie 
Hand eines neuen Erwerbers felbititändig gewordenen Grundflüde ruhen, ohne 
Rüdfidt auf Größe und Art deſſelben; — ein Wall, der zwar feltener vorkommt, 
aber body nicht unentichieden bleiben durfte. 

Die Veranlaſſung zur Feſtſtellung der Subrepartionss®rundfäge für die Meals 
laften aus andern öffentlichen Berhältniſſen Tiegt hauptfüchli darin, dag das Lan⸗ 
destulturedift v. 14. Sept. I811., deſſen 86. 1. bis 3., in Berbindung mit dem 
Ed. v. 9. Oft. 1807, die unbefchränfte Diepofltionss und Diemembrationsbefugniß 
dee Granbeigenthümer herftellten, nur wegen ber Vertheilung der Grundſteuer an 
ben Gtant Berfügung getroffen hatte, dagegen von ber — im 6. 3. des Landkul⸗ 
turebtfts ausbrüctlig gedachten — Boransfegung ausging, daß die neuen Abgaben 
bes platten Landes entweder direkt oder indireft blos perfönliche felen, von einer 
Borausfegung, welche in dieſem Umfange keinesweges zutrifft, da 3. B. In ber Reu⸗ 
mark, die von den Cingepfarrten zu leiftenden @elbbeiträge zu Pfarr: und Küfters 
gebäuben auf den kontribualen Hufen, die Deichlaften fait überall auf dem einges 
deichten Sande ruhen, ferner 3. B. auch das Landrecht ($$. 732., 734,, 736. umd 
737. Tit. 11. Thi. IT.) die Geldbeiträge zu den Kirchenbauten auf dem platten 
Lane als Reallaſten behandelt und nad Berhältniß des Maaßes und Ertrages ber 
Grundftäde der Tingepfarrten vertheilt wiffen will. u 

Die 88. 12. dio 17. des Geſehes, weiche zunaͤchſt für die Grundſtückstheilung 
ohne neue Anfle fung gelten, enthalten nur Borfchriften für dergleichen Theilungen, 
within für bie Borausjeßung, daß bie dadurch alterirten Abgaben und lem 
die Natur von Realabgaben haben. Stehen die Abgaben nicht in einem folden 


Zufemwenhange mit den Grundftüden, werten dieſelben vielmehr von ben Berfonen, 


aber in der Weiſe einer Berbrauchs⸗ und Bermögensftener aufgebraht, fo liegen 
Beftimmungen darüber ganz außerhalb ver Grenze und Aufgabe des Dismembrationde 


"per wmißberſtaͤndlichen Auffaffung der 38. 12. und 17. ſcheint nur bie fü 
bänfig ventilite Frage Veranlaffung gegeben zu haben: 
“ die any anafabgaben in den Sandgemeinden perfönlicher ober dinglichet 
atur feien® 
eine Frage, die in dieſer Allgemeinheit gar nicht aufgeftellt werben follte and fe 
allgemein auch nicht entſchieden werben kann, ohne in bie hergebrachten Hechtaners 
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Hältniffe des Ländlichen Gemeindeweſens verleßend einzugreifen und biefe weſentli 
von dem Standpunkte ihrer gefchichtlichen Entwidelung zu betrachtenden Berhältui 
und deren Rechtsgrundlagen zu zerflören. 

Wenn die 8. Reg. den Gubrepartitionsgrundfag des $. 12. überhaupt nur in 
ſolchen Yällen für anwendbar Hält, in welchen das Beitragsverhaͤllniß zu den Ges 
neinbelaften mit bem Theilnghmeverhältnig an den Gemeindenugungen in einem 
analogen und angemefienen Berhältniffe ſtehe, in benen zugleich ein angemeflener 
Antheil ber letzteren auf die Trennfüde mit übertragen werde, fo legt fie anſchei⸗ 
nend einen zu großen Werth auf eine ſolche Verbindung und auf eine ſolche Ana: 
logie von Gemeindenugungen und Gemeindelaſten. Gin großer Theil ber fogenann: 
ten Gemeindenugungen, — von gemeinſchaftlich ausgeubten Rechten zur WBeibe 
u. f. w. — if in Folge von Gemeinheitstheilungen in das Privateigenihum ber 
Grundbeſitzer übergegangen und weſenilich verändert worben; aud) ift ein analoges 
Verhaͤltniß gwifchen ihnen und den Bemeinbelaften efepeungsmäpig [ch oft nicht 
nachzuweiſen; enblih befimmt der $. 29. Tit. 7. Thl. H. des A.L.R. nur das 
Theilnahmeverhälnig an den gemeinfchaftlihen Nutzungen nah dem Maaßſtabe, nad 
welhem die Gemeindeglieber die Gemeinbelaften zu tragen ſchuldig find, nicht um: 
gelehrt diefen Maaßſtab nach jenem Theilnahmenerhältnig. 

Was bie übrigen Anfragen der K. Reg, betrifft, namentlich das Beitragsver⸗ 
haͤltniß nach Klaflen, befonders bei veränderten Befisfländen und mit Rüdfiht auf 
ein hervortretendes Bebürfnig anderweiter Abflufungen ſolcher Klafien, ferner das 
Kontributionsprinzip in Betreff der Gemeindefpaunbienite und endlich bie Beitrags; 
pflicht der Forenſen, fo ſqeint auch hinfichtlich dieſer Gegenſtaͤnde die Entſcheidung 
der Kontroverſe: ob die Kommunallaſten bes platten Landes nach ihrer Natur als 
perfönliche oder als Reallaften anzufehen feien? zu feinem für die a ſelbſt 
fruchtbaren und praktiſchen Reſultate zu führen. Für eine ſolche Auffaſſung der 
Sache liegt ſelbſt in den geſeßlichen Beſtimmungen des A. L. R. feine zureichende 
Veranlaſſung. 

Im Allgemeinen richtet ſich das Kontributionsverhältnig nach der Praſtatious⸗ 
föhigkeit und dieſe auf dem platten Lande überall faſt nad dem Ertragswerth und 
Umfang bes Grundbefiges. Diefe find wenigſtens in den öfllihen Provinzen bie 
hauptſaͤchlichſten Grundlagen für die Steuerpflictigkeit in den Ländlichen Kommunen 
geweien; danach Hat — auch das Beſteuerungsverhaͤltniß geſchichtlich entwickelt 
und zu derjenigen rechtlichen Geſtalt herausgebildet, in der Daffelbe von der Landes: 
Tulturgefeßgebung vorgefunden worben iſt. Die Wirkungen aber diefer Geſetzgebung 
auf die erwähnten DVerhältniffe find namentlich in der Auflöfung eines geſchloſſenen 
Büterbefiges und in der Dismembrationebefugniß zu erfennen. 

Indem die Verwaltung mit den Mafregeln zur Drbnung des Konmunalabgabe: 
weſens und ber fonftigen Gemeindeverhältniffe jenen, auf ber Landeskulturgeſetz⸗ 
gebung beruhenden Deränberungen in ben Sep änden der Gemeindeglieder, — 
als den bisherigen I rundlagen des Beſteuerungsverhaͤltniſſes, — nach⸗ 
geht, darf ſie doch andererſeits dieſe — — — Grundlagen ber beſtehenden Kom⸗ 
mimalsRehtsverhältniffe nicht unberüdfichtigt laſſen, am wenigſten ohne ein erwie⸗ 
— Beduͤrfniß zu einer Abänderung ber hergebrachten Beſteuerungsverhäaltniſſe 

eiten. 

Die K. Reg, bemerkt felbft in dem Berichte v. 28. März c., daß auch in ihrem 
Reg. Bezirke die Verpflichtung zur Entrihtung ber Kommunalabgaben herkoͤmmlich 
mit dem DBefig ber Brundflüde verfnüpft fer, daher mit dem Beftg der letzteren 
auch auf die Worenfen übergehe; bag im Rechtsbewußtſein ber Landbewohner noch 
allgemein die Anfiht eines unmittelbaren und engen Zuſammenhanges zwifchen ber 
Pflichtigkeit zu den Gemeinbeleiftungen und dem Srunbbefig herrſchend fei. 

Das Klafienverhältnig, welches bisher bei Mebertragung ber Kommunalabgaben 
und Gemeinbebienfe feftgehalten worden und in ber That als ——* in 
den mehrſten Theilen der hiefigen Provinz hergebracht angeſehen werben darf, be⸗ 
ruht ebenfalls auf der Verſchiedenheit des Grundbefitzes nach Ertragswerth und 
Umfang und nad) der hiervon abhängigen Präftationsfähigkeit ber Gemeindeglieber, 
nicht etwa J ewiſſen perſonlichen Cigenſchaften ober Bezeichnungen derſelben 
dergleichen in Zukunft um fo weniger mehr einen Anhalt gewähren, ale z. B. Büb- 
nergüter bei der Zerſchlagung von Bauerhoͤfen durch den Ankauf yon Bauerlaͤn⸗ 
bereien ſich vergrößern und anbererfeits einzelne Bauergüter durch allmälige Ab⸗ 
zweigungen pen Umfang und Ertragswerth von Kofläthen und Gaͤrtnernah⸗ 
zungen berabfinten. 
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Dieſe allgemeinen Bemerkungen führen von ſelbſt auf biefenigen Grunbfäge zu: 
rück, nad denen bie übrigen im Berichte der K. Meg. v. 28. Marz c. Dorgefzage. 
nen Bunlie p entſcheiden hat. 

23) Das in der Mark und großentheils in ben öfllichen Provinzen des Staats 
hergebrachte Kommunalbeitragsv iß nach der verſchiedenen ation des 
Grunbbefiges von Bauer⸗, Koſſaäthen⸗, Gärtner, Büdner⸗ oder Häuslernakrungen 
iR übrigens, wie bemerkt, auch im G. v. 3. Jan. c. laut $. 26. Nr. 1. berück⸗ 


tigt. 

Diefe Belimmung bes neuen Geſetzes Kat allerdings nur die in Verbindung 
ober im Gefolge von PBarzellitungen am haͤufigſten vorkommenden Fälle vor Augen, 
son denen der $. 25. handelt und enthält für den Fall feine ausdrückliche unb 
fpezielle Entſcheidung, wenn ein in der Gemeinde bereits anfälfiger Grundbefitzer 
durch Ankauf einer Parzelle von einem andern Gute und Zuſchlagung berfelben zu 
feinem Beſttzthum, das lehtere in fomweit vergrößert, baß er einer andern mehr bes 
gũterten Gemeindeklaſſe beizugählen wäre, während ber veräußernde Beſitzer burg 
die Abzweigung bes, verfauften Trennſtücks in eine geringer begüterte Klaſſe, vom 
Bauer zum Bübner u. f. w. herabſinkt. 

Bo das Klafienverhältnig als Repartitionsmobus für bie Gemeinbelaften herge 
bracht ift, wird man jedoch auch derartige Beſitzveraͤnderungen unter daſſelbe ſub⸗ 
fummiren und das Beitragsverhältniß der veränderten Befigthümer bemfelben an- 

emeflen anreihen müflen; bies jeboch immer nur in Beziehung auf diejenigen Leis 
ungen, für welche ein ſolches Klaſſenverhaͤltniß gu und fo lange, als baffelbe 
nach den obwaltenden Befisverhältniffen in der Gemeinde, ohne Gefährbung des 
Rahrungszuftandes und ber Präftationsfähigfeit einzelner Wirtbe, aufrecht erhalten 
werben fann, auch nach dem Maaße ber in der Gemeinde vorgelommenen Parzelli⸗ 
zungen wirflih noch erfennbar if, 

3) Auch das Kenteibutionspringip in Betreff der Semeinbefpannbienfte beruht 
im Befentlihen auf Größe und Befchaffenheit des —e— An manchen 
Orten richtete ſich die Geſpannleiſtung im Gemeindedienſt nach dem Maaße des 
Zugviehſtandes, den bie verſchiedenen Wirthsklaſſen und einzelnen Wirthe auf bie 
fogenannte Hegeweide vertreiben durften. Die Hegeweide hat jebod) überall aufge: 
—* wo Separationen vorgekommen ſind. Ferner beſtimmte ſich die Zahl und Be⸗ 
chaffenheit des auf den Wirthſchaften ber Gemeindeglieder gehaltenen Zugviehes an 
einer Mehrzahl von Orten nad dem Maaß der an bie Gutsherrfchaft Rh leiftenben 
Hofedienfle, wovon die Eintheilung der befpannten Aderbeliger in Vier, Dreis, 
Zweifpänner u. f. w. häufig entnommen war. Mit der Aufhebung ber Frohnen 
Bat fih auch dieſe Grundlage für die Zugviehhaltung und bie Uebertragung ber Ger 
fyannlaften in Gemeindedienſt durchaus verändert. 

So lange bie Gemeinheitswirthichaft und das Dreifelderſyſtem faſt allgemein 

and, war das Maaß der zur Wirthihaftsführung erforderlichen Geſpannkraͤfte 
bei den verſchiedenen Wirthsflaſſen ein und daſſelbe und eine Verminderung bes 
Zugsichflandes in der Regel nur die Folge vorübergehender Unglüdsfälle, wogegen 
mit der Ausführung ver Separationen und ber Befreiung des Grundeigenthume, 
nach und nad wefentlih abweichende Wirthſchaftsſyſteme und mithin fehr verſchie⸗ 
dene Bedingungen für bie Sugviehbaltung und das Gefpannbebürfnig bei den ein 
zeinen BWirthen in berfelben Gemeinde hervorgetteten find. Ueberdies Haben ſich 
mandherlei @ewerbtreibende auf dem Lande angeſiedelt, welche, wie 3. 3. Miller, 
Dbfipähhter, Federviehhaͤndler, zum Betriebe —* Gewerbes Zugvieh halten, waͤh⸗ 
send mancher bäuerlihe Wirth es für vortheilhafter achtet, fein Kuhvieh auch zu 
wirthſchaftlichen Arbeiten zu verwenden ober feinen Stutenſtand lediglich ber Pferde⸗ 
Mh wegen zu vergeößern und vom Ader einen größeren Theil zur Beide einzus 
dreſchen. 


ollte man den Grundſatz bes Cdikts wegen Aufhebung bes Vorſpannes v. 
2%. Oft. 1810, wonach „der Militairvorfpann — foweit ein folder für außeror⸗ 
bentliche Veranlaſſungen noch eintritt — lediglich nad Verhältnig des Zugvichſtan⸗ 
des zu leiſten if“, ao auf die gewöhnlichen Gemeindedienſte anwenden, jo würde 
man mit anderen Müdfichten des Rechts und ber Billigkeit in Konflikt gerathen. 
Die unbenderien Häusler, welche ihres Gewerbes wegen Zugvieh halten, ſteuern 
für diefe Art ihres Befitzes ſchon buch die Abgabe für den Gewerbebetrieb; fie 
würben in: biefem gefört werben, wenn ihr Zugviehßand wefentli ‚für andere 
Zwecke mitbenupt werden follte. Deſſen Bang iR bei den einzelnen Wirthen übers 
Haupt ein mehr zufälliges, da Befpann und Acheitsträfte von ben wirthſchaftlichen 


° 
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Einrichtungen abhängen und nicht durchaus nach dem Umfang unb Grtrage: 
werth der Grundflüde richten. Man wird daher überall, wo be Spannbienft für 
Bemeindezwede noch in natura geleiftet, und wo das Bedurfniß nicht eawa ſchou 
jegt in Gelde aufgebracht wird, nicht ſowohl bie —5 — Zeig viehh — die 
Zahl der Pferde und Ochſen, welche ein Gemeindemitglied zur Zeit des eintretenden 
Bedürfniſſes der Geſpanndienſte Halt — als vielmehr die nach Umfang und Be: 
ſchaffenheit der Grundbeflgungen im allgemeinen Durchſchnitt zu ermeſſeude Gefpann- 
fähigleit der Befibungen, als die auch die Gefpannpflichtigfeit der Gemeindemitgkie- 
ber beſtinmende Storm betvachten müflen. Dabei muß allerdings die braktiſche Aus⸗ 
führbarteit eines foldyen Repartitionsmobns für die Naturalleiftungen, — nad Klaſ⸗ 
fen nämlih und Quoten — ins Auge gefaßt werden. Dieferhalb bieten für bie 
Entfcheidung der einzelnen Faͤlle die $$. 13. and 14. des G. ». 3. Ian. c. im 
Berbindung mit $. 26. Nr. 1., allerdings analoge Grundſätze bar. 

Es last ſich nicht verkennen, daß die Anwendung biefer Grunbfäge, wie bie 
Segen Bertheilng der Naturalleiftungen nach Wirrthsklaſſen, in vielen Fällen ihre 

wierigfeit Bat, die fich in dem Maaße vergrößert, als in ber einen ober anberen 
Gemeinde die Parzellirungen an Ausdehnung gewinnen und ſich in Folge berfelben 
bie Befisftände fehr mannigfach abſtufen. Diefe Schwierigkeit iR jedoch Bei der 
Breihelt des Gigenthums und der unbefchräntten Dismembrationsbefugnig nicht gu 
umgehen. Sie wird fi hingegen hä dur örtliche Unterfuhung und nr 
ſchauung ber Befigverhälmifte, duch ein näheres und unmittelbareres Cingehen auf 
vie Intereſſen und Bedürfniſſe der Pflichtigen und buch ein von allen biefen Ger 
fihtspunften geleitetes verſtaͤndiges Ermeſſen am leihteiten loͤſen laſſen, weshalb ber 
$. 21. des Geſ. v. 3. Ian. c. die Regierungen ermächtigt, in ſolchen Faͤllen ein 
ſchiedsrichterliches Berfahren eintreten zu laflen. 

Dabei kann die Regierung allerdings nicht umbin, bie — Verhaͤlt⸗ 
niſſe und Beſitzſtaͤnde der Pflichtigen in den vorkommenden F genau ins Auge 
vu feften und nad) Befinden berjelben forgfältig zu erwägen, ob ſelbſt mit ber 

aßgabe des 5. 14. in der zweiten Alinta ben im urfprünglicden Beſtande ner: 
bliebenen baͤuerlichen Nahrungen die Naturalleitumgen, befonders bie Geipanndienfte, 
noch fernerhin angefonnen werben fönnen, ober ob, je nad der Ausdehnung bes 
Diemembrationsweiene und der verfchiebenartigen Abſtufung der Beſitzſtaͤnde und 
ber davon abhängigen Praͤſtationofaͤhigkeit, nicht in einzelnen Gemeinden eine anber- 
weitige Aufbringungsmweife ber Kommunaldienſte an ber Zeit und einzuführen fei. 
Sn folchen, wie in ähnlichen Fällen, wo erhebliche VBeränberungen in den Kommunal- 
Beitrageverhälmifien in Folge der vorgefommenen Barzellivungen mit der. Zeit noth⸗ 
wendig werben koͤnnen, it darüber auc bie betr. Gemeinde zu ren. 

Ergiebt fi die Nothwendigkeit einer foldien Veränderung in ber bisherigen 
Aufbringungsweife der Kommunallaften, insbefondere der Naturaldienſte, fo wird 
das —* eſtrageverhaltnig auch für das dagegen einzuführende Aequivalent 
maaßgebend 

Die Bedenken der K. Reg. über die Schwierigkeit der Einziehung ber Kommunal; 
beiträge bei einer großen Berfchiebenartigfeit der Abſtufungen im Grundbeflg und 
in der Präftationsfühigfeit der einzelnen Gemeindemitgliever können in dieſer Aus⸗ 
Dehnung nicht gerheilt werben. Denn einerfelts beftimmt ſchon jegt ber $. 43. 
Fit. 7. Thl. DE. des A.E.N., daß die baaren Geldausgaben in ber Regel nach dem 
Berhältniffe der landesherrlichen Steuern (der Grund⸗ und Klafieniteuer) aufger 
bringen find, und tm $. 109. der LandgemeindesÖrbnung für Weſtphalen v. St. BEL 
1841 ift daſſelbe Kontributionsprinzip für die alljährlich doch ebenfalls wechfelnden 
Dienſtunkoſten⸗Bettäge der Amtmänner bereits ausdrücklich vorgefchrieben unb mit 
Erfolg angewendet. Kerner ift bei Gelegenheit von Gemeinheitstheilungen durch 
bie „useinanberfegungebehörben, mit Zufimmung der Gemeinden und Regierungen, 
Hfters eine neue Regulirung der fireitigen Kommunal⸗Beitragsverhältniſſe nach dem 
Sollhaben, d. 5. nad) dem Griragswerth der Grundbefltzungen ber Gemeindeglieder 
und Separationsintereffenten, bewirkt. In den eimzelnen Willen des eintretenden 
Bebürfnifles ji Kommunalausgaben muß allerdings jebesmal eine ſpezielle Repar⸗ 
tition der Beiträge nach jenem Berhältniß durch den. Gemeindevorſtand vorgensus 
men werden. Gine ſolche Mepartition füheint jedoch prafsiih auch fehr wohl aus⸗ 
führbar, fobald die der Vertheilung zum Grunde liegenden owerthe umb Ver⸗ 
haͤltriß zahlen in Dekaden abgerundet oder ſonſt angemeſſen abgeſtuft werben. 

4) Die Beitragepflicht der Forenſen zu den Kommunallaſten erſcheint im Allg 
‚meinen nicht zweifelhaft; die K. Run. ſpricht ſich auch ſelbſt dafür aus, unb 
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merk, daß diefe Anfiht mit dem Nechtebewußtfein bes Landvolks, mit Obfervanz 
und Berfaffung in den Landgemeinden übereinftimme. Diefer Anficht fteht bie rich: 
tige Ansleguntg der in Dem $- 18. u. f. Tit. 7. Thl. II. des Ü.L.R. enthaltenen 

Begriffebeftimmungen über bie Mitgliebfchaft zur Dorfgeineinde und über die «dr 
biefe Bigenfhaft fi Imüpfenden Pflichten zur Seite. Denn nad $. 18. haͤngt bie 
Blüglirvichaft zur Dorfgemeinde nicht von der Anfäffigkeit — dem Domizil — ie 
berfelben, fondern nur von dem Beflge bäuerlicher Grundſtücke innerhalb der Dorf 
eldmark ab. Nah $. 37. I, c. muß aber ein jebes Mitglied der Gemeinde au den 

emeinarbeiten und Pflichten feine Dienfte und Beiträge leiſten. Wie weit von 
biefen allgemeinen Srundfügen durch Herfommen und Ortsverfafung Abweichungen 
begründet find, wirb in ben einzelnen Wällen Befonders nachgewiefen werden müflen. 

. Die perfönlichen Verhältniffe oder Figenfhaften ber Befiger bäuerliher Grund: 
Rüde find in Bazug auf das Kommunal Beitragsverhaͤltniß gleichgiltig und veraͤn⸗ 
ern die Kommunal: Beitragspflichten nicht, weide im Allgemeinen mit dem Beſiß 
ber Srundftüde zufammenhängen. Daher beilimmte denn au der 5. 12. der B. 
wegen Zuſammenhnnug baͤnerlicher Grundſtücke oder Verwandlung berfelden in Bor; 
werksland mit Bezug auf die 56. 6. und 7. des Cdikts v. 9. Oft. 1807 für die 
Provinzen Kur: und Neumark und Penmern v. 9. San. 1810, übereinftimmend 
wit den für Preußen und Schleflen ergangenen Verordnungen derfelben Art: „wie 
die Regierungen dafür zu forgen haben, daß durch die vorgenommenen Verändernn; 
gen Feine Vermiſchung oder Verdunkelung in Rüdficht der öffentlichen Gefälle, Praͤ⸗ 

tionen und Sozletätslaften fowie in Rüdfiht der Dualität der Grund— 

üde entſtehe. Auf dem gleichen Prinzipe beruht unter andern $. 732. Tit. X. 

Tl IL des Ü.2R,, welcher in Bezug auf die Kommunal-Beiträge in der Part 
um fo entfcheidender if, als ſich im diefer Provinz die Beitragsverhältnifle zu Ge: 
meinbelaften im MWefentlihen nad dem Borbilde und den älteren Beſtimmungen 
wegen der Beitragsverhälmiffe zu den Kirchen: und Pfarrlaften ausgebildet haben. 

An der Beitragopflicht der Forenſen, d. h. folder Auswärtiger, welche nur 
Grundſtücke in der Feldmark beflgen und innerhalb’ derfelben oder des Dorfes mit 
einer eigenen Wohnung nicht angeſeſſen find, desgleichen ber Beſitzer von Ritter: 
gütern, welche, — abgefehen von ber Beſtimmung des $. 16 a. des Regulirungsed. 
v. 18. Sept. 1811. — Bauerhöfe erworben ober Bauerlindereien zu den Ritter: 

ütern eingezogen haben, hinfichtlich des Befiges folder Grundflüde, muß man um 

2 mebr fethalten, als das entgegenfeßte Prinzip das Beſtehen und bie Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Landgemeinden erheblich gefährden würde, — insbeſondere aber fo 
lange, als es an den von der Königl. Regierung beantragten geſehlichen Maßregeln 
fehlt, durch welche die Regierungen ermächtigt würben, in ähnlicher Art, wie dies 
nad $. 6. der rev. Städteordn. geföchen darf, die Gemeindebezirke den veränderten‘ 
Verhaͤltniſſen gemäß anberweit abzugrenzen. 

ine foldhe Beſtimmung kann übrigens nur in Verbindung mit allgemeinen 

Maßregeln zur Orbnung und weitern Entwidelung ber ländlichen Kommunalver: 

ältniffe erwogen werben. Bis dahin wird die K. Reg. fih auf eine in einzelnen 

allen allerdings wuͤnſchenswerthe gütliche Vereinigung ber Art zwifchen ben be 

theiligten Gemeinden und Interefienten beſchraͤnken müflen, wie dergleihen im $. 6 
Ar. 2. des Be. über die VBerpflihtung zur Armenpflege v. 31. Dez. 1842. bezüg: 
lich dieſes einzelnen Gegenftandes der Kommunalverpflichtungen nachgelaflen iſt. 
Auch find Bereinigungen zwiſchen ben betreffenden Dorfgemeinden und ben Foren: 
fen ober Rittergutsbefikern, welche Bauerlaͤndereien eingezogen Haben, wegen Ab⸗ 
führung firirter Beiträge, jedoch nur anf eine gewiſſe Zeit, jehr wohl zuläffig und 
zu empfehlen, worin der and ber K. Reg. beigepflichtet wird. ’ 

5) In den gewöhnlichen Diemembrations- und Anfiebeinngefadhen genügt in 
in den Stabtgemeinden die Zuziehung des Magiſtrats, in Bertretung der Landge⸗ 
meinden bie Zuziehung der Dorfgerihte und fonfligen &emeinbevoritinde, ebene 
bezüglich der Übrigen Rorporationen und Imfitute, die Vernrhmung ihrer unmittels 
bazen geſetzlichen Bertreter um fo mehr, als die Regierumg ben Regierungeplan von 
Dberauffihts wegen zu prüfen und demmaͤchſt — hat. 

—2 bemerke ich, baß-ber, ebengebashte Gegenſtand, jo wie einige andere, 
die Ausführung bes Geſ. v. 3. Jan c. betreffende Runfte in eine Inſt on auf⸗ 
genonimen ſind, Be jedoch noch der Berathung des K. Staatsmin. unterliege 
und dracht zur Allerhoͤchſten Santtim Seiner Maſ. des Königs vorgelegt wer 
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Dazu: 

GM. des K. Dein. des I. (v, Mantenffel) v. 11. April 1848 an bie 
8. Meg. der Provinzen Preußen, Pofen, Schleflen, Brandenburg, Sachſen 
und Pommern, ausſchließlich derjenigen zu Stalſund, betr. die Vertheilung 
eigen Abgaben und Leiflungen bei Parzellirung laͤndlichet Grund⸗ 

e. 


Das in das Minifterialblatt der i. B. pro 1895 (S. 173— 178.) aufgenoms 
mene R. v. 5. Juli 1845 Hat Ir dem Migverftändniffe Veranlaffung gegeben, daß 
mit Rüdfiht auf beftehende O fervanzen weientlihe Abweichungen von ben Be: 
fimmungen des Gef. v. 3. Januar 1845 bei der Vertheilung der öffentlichen Ab⸗ 
gaben und Leiftungen zuläffig fein. Die Anflcht aber, a die Obfervanz unbe: 
Dingt maßgebend fein müffe, hat Hin und wieder dahin geführt, daß bei her Bar: 

ellirungen die Ginreihung der Parzellen in eine der obfervanzmäßig beitehenden 
Semeindelaffen für uner u eradhtet und bei ber Erwerbung von Parzellen 
durch einen Befiger, deſſen bisheriges Grundflüd bie ee Größe der in 

feiner Klaſſe font vorhandenen Abgabepflihten nit Hatte, die Parzellen diefem 
Beſitzer abgabenfrei überwiefen wurden. Davon iſt die nothwendige Folge gewefen, 
daß nicht der Betrag der bisher aus dem dismembrirten Grundſtuͤcke zu entrichten: 
ben Abgaben für den Regulirungsplan maßgebend geblieben, fonbern ein nad ben 
Umfländen wejentlih zum Vortheil oder Nachtheil namentlih der Gemeinden füh⸗ 
rendes Refultat erreiht if. Gin foldes Verfahren entſpricht jedoch dem ©. v. 
3. Ian. 1845 nicht, welches die Vertheilung der Abgaben ohne Rüdfiht auf den 
ganz zufälligen und in Ermangelung der Zufchreibung im Sypotfietenbugge gar 
nit zu Tontrolirenden Umftand, daß bie Parzellen an ſchon vorhandene Beſitzer 
gewiffer Rlaffen veräußert werben, anordnet. Es iſt daher diefer Hauptgefihts- 
punkt ſeſtzuhalten, deſſen Durchführung bei einer angemefienen Behandlung ber 
Sachen für die künftige Abgaben:Bertheilung keine er Schwierigkeiten macht. 
. iefe Operation laͤßt ſich, um das Fünftige Verhältnig gi vereinfachen, unter 

verſchiedenen Modiſikationen bewirken. Abgefehen von der Beſtaͤtigung zuläfftg bes 
fundener @inigungen nah $. 18., Tann die Gefammtmaffe der zu vertheilenden 
Abgaben nad — leicht anzuwendenden Quoten in Zehntheilen, Zwölf: 
fheilen_2c. repartirt werden; es iſt aber eben ſowohl ſtatthaft, einzelne Parzellen, 
in fo fern es ohne erhebliche Differenzen angeht, in bereits obſervanzmaͤßig beſte⸗ 
bende Klaflen einzureiben. Endlich koͤnnen die einzelnen Abgaben und Leiftungen, - 
wie dies nad $. 13. in gewiſſen Füllen fogar geboten ift, nad einem für bie 
Leitung bequemen Mapftabe ungleihmäßig auf die Parzellen vertheilt werben, in 
fofern nur die Ausgleihung mit Rüdfiht auf den Werth der einzelnen Trennflüde 
angemeflen erfolgt. 

Eine umfichtige Anwendung biefer verfhiedenen Mittel feitens der Landräthe 
und Magifträte macht bie Befolgung des Geſetzes mit einer einfachen Abgabenver: 
theilung fehr wohl vereinbar, wenn namentlih bei der Beſtimmung nad Duoten 
der Abgaben die Bruchtheile ein bei der Anwendung leicht zu handhabendes Ber: 
haͤltniß darſtellen, worauf fireng zu halten if. ” 

(Min. Bl. d. i. V. 1848 ©. 236. Nr. 261.) 


b) R. ves 8. M. res J., Abth. I. (v. Manteuffel) v. 31. Dee. 1846 
an vie K. Reg. zu N. Unzul der Behfehung einer ſolidariſchen 
Berbaftung ver Trennftüde für die öffentlichen Abgaben. 

„ rc Dex Vorbehalt in Ihrer Beflätigungsurfunde v. 22. April 1845, wonach 
für die Abgabe an die geiftlihen Inſtitute die Trennſtücke folidariſch verhaftet 
bleiben follen, Läuft den Beftimmungen des Gef. v. 3. Ian. 1845 zuwider. Iu 
künftigen Fällen ift baher eine ſolche folidarifche Verpflichtung bei Keiner öffentlichen 
Abgabe irgend einer Art feſtzuſtellen. 

(NRin. Bl. d. i. V. 1847 ©. 16. Nr. 23.) 


c) R. des K. Min. des J., Abth. I. (v. Manteuffel) v. 30. Dec. 1847 
an die K. Reg. zu N., betr. den bei Dismembrationen für die Vertheilung 
der Abgaben und Laften Auf die Trennſtücke anzunehmenden Maaßſtab. 


Der K. Reg. wirb hierbei ber in ber Dismembrationsfache des N. N.fchen 
Bauerguts Heute abgefaßte Rekuro⸗Beſcheid zur. Bublilation und weitern Bexans 
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laſſung 3 t, mit dem Eräfften, daß es zu migbilligen if, wem, wie in dem 
vorliegenden Falle, bie Abgabeu nad einem Maaßſtabe von 1215 Theilen, alfo in 
einer bie Ausführung auf das Aeußerſte erfchwerenden Art vertheilt werben. 

Die K. Regierung hat darauf zu halten, und bie Unterbehörben mit ber ge: 
meflenfien Anweiſung zu verfehen, bag ſolche durchaus unzweckmaͤßigen Maaßſtabe, 
welche z. B. die genaue Abführung von 7 Mepen Roggen an den Schullehrer 
faft unmöglich machen, nicht vorkommen. u 

Allerdings ift die Arbeit für die vertheilenden Beamten am einfachften, wenn 
fie auf folde Art die Verteilung mechaniſch aufftellen; die Zweckmaͤßigkeit aber 
eht darüber verloren. Diefe ift in Mebereinftimmung mit den Abſichten bes Ge: 
4 nur durch ſolche Feſtſehungen zu erreichen, welche praktiſch leicht p hand⸗ 
haben find. In jedem einzelnen Falle wird hierauf die Aufmerkſamkeit beſonders 
u rihten fein. Da es nicht darauf anfommt, daß jede Abgabe auf jedes Trenns 
Kid ganz genau nach beflen Flaͤche oder Ertrag vertheilt wird, fonbern nur, daß 
überhaupt eine gerechte, die nachhaltige Leitung fichernde Bertheilung auf ſaͤmmt⸗ 
iche Trennſtücke erfolgt, fo if es Teineswegs noihwendig, daß von jeder Abgabe 
dieſelbe Duote durchgehende auf jedes Trennflüd falle, vielmehr kann nad einer 
angemeffenen, mit den Intereſſenten zu befprechenden ımb im Fall des Wiberfpruchs 
u motivisenden Shäbung eine Berfchiebenheit in den Quoten bei den einzelnen 
angaben eintreten, infofern nur das Gefammtrefultat den Einzelnen nicht übers 

Bei der Vertheilung u Duoten ſelbſt ift behufs ber leichten Berechnung ber 
Bruch moͤglichſt einfach zu flellen, und das Werhältnig nach an en in ber 
Regel nicht zu überfhreiten; Beiseibeabgeben find ſtets fo zu vertheilen, daß deren 
genaue Abführung nach ben gefehlihen Maßen möglich bleibt. endih it es ans 

emeflen, in den Wällen, wo eine Abgabe, wie hier die Spanndienfte, einem Trenn⸗ 
üde allein aufzulegen if, bie Ausgleihung nicht durch eine, dem allein Belafteten 
zu leitende Rückvergütung, fondern dur befien verhältnigmäßige Erleichterung in 
anderen Abgaben zu treffen, ba der Zweck des Geſetzes, die Berbindung wifigen 
den — feentiden moͤglichſt zu loͤſen, nur in der letzteren Art vollſtaͤndig 
zu erreichen iſt. 

(Min. BL d. i. V. 1848. ©. 24. Nr. 17.) | 


d) E.R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 23. M 
1849 an die K. Reg. der Provinzen Preußen, Schleften, Pofen, Branden⸗ 
burg, Sachen und Pommern, mit Ausflug derjenigen zu Stralfund. 
Denfelben Gegenſtand betr. 

bſchon einige Regierungen in beſonderen Fällen bereits mehrmals darauf aufs 
merkſam gemacht worben find, daß es vermieden werben müfle, bei der in Folge 
yon Diemembrationen nad dem ©. v. 3. Jan. 1845 vorzunehmenden Vertheilung 
her öffentlichen Laften auf einzelne Parzellen fehr Eleine, * einziehbare Theile 
von Raturalabgaben an Gemeinden, Kirchen, Pfarren, Schulen und ſonſtige Kor⸗ 
yorationen ober Sozietaͤten zu legen; fo wird doch gegen dieſe in ber Natur ber 
Sache begründete Vorſchrift noch Häuflg gefehlt, und erſt in neuefler Zeit hat der 
Herr Fürſtbiſchof von Diepenbrock zu Breslau wieder darüber Befchwerbe geführt, 

Die K. Reg. werben deshalb veranlaft, ihre Unterbehörben anzumeifen und bei 
ber Behfegung der Megulicungspläne ſelbſt fireng darauf zu halten, daß bie von 
ben einzelnen Treunſtücken aufzubringenden Beträge der Naturalabgaben in einer 
folgen Höhe beftimmt werben, welche fi bei der Ablieferung Durch das gefeglihe 
Maß und Gewicht wit Leichtigkeit ermitteln läßt. 

Es verſteht ſich von felbft, daß aus biefer Rüdfiht das im $. 12. des G. u 
3. Ianuar 1845 aufgeflellte Prinzip nicht erheblich verlept werben darf. Allein 
bei einer umſichtigen Behandlung der Sache wird es nicht fchwer halten, die Ver⸗ 
theilung ber öffentlichen Laften nad Berhälnig des Ertragswerths oder Flaͤchen⸗ 
zaums ber Parzellen mit einer Vertheilung der Naturalabgaben in nicht zu Heine 
Quantitaͤten in Uebereinſtimmung zu bringen. Denn einmal if ein zu ängſtliches 

eſthalten an dem Bonitirungswerthe ber einzelnen Grumbftüdstheile nicht erfor 
derlich; fobann aber ift «6 nicht nothwendig, daß eine febe auf dem bismenbrirten 
Gute beftende Laft auf alle Trennſtücke befonders veriheilt werbe, vielmehr lann 
die eine Präftation auf eine ober einzelne, die andere auf andere Parzellen ne 
werben. Wenn aber dieſe verjchiebenen Ausgleichungsmittel nicht zum Biele füh⸗ 
ven, werben Ah. die Intereffenten gewiß zu einer @inigung über eing von dem 
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fiteng gef Grundſatze abweichende Verthellung der Naturaichgeben Yeldhl 
—* Bi welche fh nach a 18. des ;®. > 3. Ian. 1845 zur Beh 
gung eignet. 

(Min. Bl. d. i. 2. 1849. ©. 99. Nr. 144.) 


e) Publ. ver K. Meg. zu Magteburg vom 30. Nov. 1851 an ſaämmtl. 
Landräthe ihres Verw.⸗Bezirks, betr, die Aufſtellung der Regulirungsö⸗Plaͤne 
bei Dismembrationen. 


Wenn glei wir den Herren Sanbeithen bie forgfältige Behandlung der Ab⸗ 
aben-Regulirung bei den Dismembrationen wieberholt zur Pflicht gemacht haben, 
affen dennoch die bei uns zur Betätigung eingehenden Megulirunge- Pläne, ſowie 
die Berhandlungen, auf Grund deren biefelben aufgeftellt find,. viel zu wünſchen 
übrig, namentlich gift dies von der Negulirung derjenigen öffentlichen Abgaben, 
welche auf dem platten Lande an die Gemeinden, Korporationen und Inftitute zu 
entrichten find, — ımd wir müflen deshalb den Herzen Sanbräthen eine umfichtige 
Behandlung viefes wichtigen Geſchaͤſtszweiges nochmals ımb zwar. um fo mehr 
alles Ernſtes empfehlen, als die Erfahrung leider ſchon gelchrt hat, daß die Diss 
membrationen die Quelle vielfacher Streitigkeiten werben, wenn bie Abgaben-Bers 

haͤltniſſe nicht gleich angemeſſen feſtgeſtellt werben. 

Das Gemeindeleben hat fih in den einzelnen Kommunen mit Bezug auf Die 
ortlichen Berbältuiffe fo manntgfaltig entwidelt, und bie . Gemeindsaßgaben haben 
fich bemgemäß fo verſchiedenartig geftaltet, daß es felbfirebend nicht möglich ifl, 
fpezielle Vorſchriften für die Erledigung aller fireitigen Fälle zu geben. Die Lep: 
tere wird ſich aber in ben meiften Faͤllen leicht heramsftellen, wenn ber Zwed, wel⸗ 
her durch die Abgaben-Megulizung erreicht werden fell, in jebem Falle genau in’e 
Auge gefaßt wird, und biefer ift neben ber Sicherſtellung bes Berechtigten haupts 
fählih immer der, daß ein jedes Gemeindes Mitglied den ortsäbt 45 
Befleuerungsgrundfäsßen gemäß wad feinen Kräften zu ben Laſten 
herangezogen wird. — Hieraus ergiebt filh, daß es ganz: ungenügend if, 
wenn, wie e6 häufig gefchieht, in den Plänen bei dem Hauptgute wie bei den 
Trennftüden die Regulirung ber Sb goben auf die allgemeine Bemerkung befchränft 
wird : „welche nad) den gefeplichen orichriften, nad Oris vexfaſſung oder Obſer⸗ 
vanz darauf laſten.“ — BE 

Eln folder Plan kann uns bie Weberzengung, daß eine zweckentſprechende Ab: 
gaben-Regulirung Rettgefunden, richt gewähren, und die Zeit, wie das Schreibwerf, 
welche darauf verwandt worden, find ganz unnütz vergeudet. : Es iſt freilich feis 
neswegs erforderlich, daß ine ſpezielle Birameration der einzelnen Laſten fattfindet, 
dieſe ift vielmehr nur da noihwendig, wo 26 zweifelhaft ift, ob ein Grundſtück vie 

. ihm auferlegten Laſten wird age konnen, oder wo die verſchiebenen vaſten nad 
verſchiedenen Grumdfaͤtzen aufgebracht werben; in allen andern Faͤllen Tann eins 
folche ſpezielle Cnumeration ober: nachtheilig wirken, indem fie Isicht geeignet if, bei 
Yen Intereſſenten die Anſicht hervorzurufen, daß man Seine. Lafen obev Abgaben 
won ihnen verlangen boͤnne, weldhe in dem Regulirungsplane nicht ſpeziell erwähnt 
find, eine Anficht, welche offenbar unrichtig if, da ſich Das Bedittfniß zur Erhebung 
Einer Abgabe erſt ſpaͤter im einer: ®emeinde herausgeſtellt Haben fannı 
Stoartt biefer in ben meiften Fällen überflüffigen ſpeziellen Gnumeration iſt es 
—8 nicht nue erforderlich, daß in den Plänen angegeben wird, in welcher Art 
die Abgaben in dem konkreten alle vertheilt werden follen, fonbern «6 iſt uud, 
wie fon in unferer Berf. v. 4. Mai 1850 ausgeſprochen worden, sine mabweis⸗ 
bare Nothwendigkeit, daß bei jeder Megufirung fpegiell bargelegt wird, wie bie Ab: 
gaben und Leitungen in’ eimer Gemeinde aufgebracht werden, da fi ohne dem gas 
nicht benriheilen läßt, ob biefelben in dem vorfiegenden Falle angemeflen repartirt 
find, und wir werden deehalb künftig mit Strenge tarauf halten, daß dieſer As 
forderung genügt: wird. — Die hiermit verfnipfte Mühmalsung iR übrigens auch 
nit fo erheblich, wie es auf den erſten Anblick fcheint, denn es Handelt ſich In dee 
Kegel nur um eine einmalige Arbeit, da wenn bei der erften in einem Orie vor⸗ 
Jommenden Dismembration eine folche informatorifche Berhandlung aufgtnommee 
wird, diefe ‚bei alten ſpateren Parzellivungen zum Grunde gelegt werden . u 
wird daher geetmäßig fein, wenn. die Herren Landräthe für feden Ort ein Bene 
zal-Aftenftüd anlegen, welches durch etwanige fpätere Befchlüffe oder auf andere 
Weiſe herbei geführte Veränderungen in dem örtlichen Steuer⸗Syſtem ergänzt 
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und wit ben Dismembrations⸗Verhandlungen in den Speztal-Fälfen und vorgelegt 
werden kann. | J 

Bo die Gemeinde⸗Abgeben nach den Koͤniglichen Steuern repartirt werden, ge: 
wügt übrigens die Bemerkung in ben Plänen, daß dies gefchieht, denn da bei der 
Regulirung darauf gejehen wird, daß die Königliden Steuern, fo weit fie nach 
$. 7. 1. des G. v. 3. Ian. 1845 überhaupt zu berücfichtigen find, ben beftehen- 
ben BefteuerungssGrimbfügen gemäß repartirt werben, fo Hegt hierin die Garantie, 
——n die nach denſelben aufzubringenden Gemeinde⸗Abgaben richtig vertheilt 
worden. 

Die meiſten Schwierigkeiten machen in der Regel diejenigen Gemeinde⸗Abgaben, 
welche nicht als eigentliche Real-Abgaben, ſondern mit Rückſicht anf den Grund⸗ 
beſitz und zwar nah den Klaſſen der Hofſtellen dergeſtalt aufgebracht werden, dag 
in einer jeden Klaſſe eine beſtimmte Quote 4, 3, 4 u. ſ. w. entrichtet wird. In 
biefen Fallen koͤmmt es nicht fowohl darauf an, daß die Quote eines dismembrir⸗ 
ten Hofes auf die Trennftüde vertheilt wird, weil eben biefe Abgaben nicht als 
reine Real⸗Abgaben zu betrachten find, auf welche der $. 12. 1. c. Anwendung 
findet, fondern es wird in der Pegel nur ine Auge zu faſſen fein, ob die Inter 
efienten in Folge des vermehrten ober verminderten Grundbeſitzes nicht Fünftig in 
Wo andern Klaffe zu feuern haben, 3. DB. ein Häusler als Koffäth und ums 

rt. ' 

Go wird übrigens, wie wir fhlieglich bemerken, den Herren Landraͤthen nicht 

entgungen fein, daß bie Folgen der Dismembrationen, wo dieſe haͤufig vorkommen, 

tief in das Gemeindeleben eingreifen, und daß durch diefelben die Grundlagen des 

benue Steuer⸗Syſtems oft ganz umgeftaltet werben, wie dies namentlich in 
treff der Leiflung ber Spanndienfte nicht felten der Fall if. 

In ſolchen Gemeinden wirb es das Zweckmaͤßigſte fein, daß ein ganz neues 
Sieuerſyſtem adoptirt wird, was aber leider in der Regel daran ſcheitert, daß ein, 
zelne Mitglieder oder die Gemeinde ſelbſt hiervon eine Beeinträchtigung ihrer In⸗ 
tereffen beforgen, welche oft nur in einer unrichtigen Auffaſſung der konkreten Ders 
haͤltniſſe beruhen oder doch nur Berübergehend find. 

So lange ein folder Beſteuerungs⸗Modus nicht wirfli die Präftationsfähigfeie 
ber einzelnen Gemeinde: Mitglieder geführbet, können die Kommunen allerdinge 
zwangsweiſe nicht angehalten werden, benfelben aufzugeben, in folchen Faͤllen wird 
es aber recht eigentlih die Aufgabe der Landraͤthe fein, daß 'fie durch Belehrung 
bie Gemeinden auf ben richtigen Standpunkt hinfähren und denſelben Anleitung 

eben, ein ſolches Beſteuerungsſyſtem anzunehmen, bei welchem: der hoͤchſte Grund» 
* jeder Steuer⸗Anlage, daß alle Verpflichtete nach ihren Kruͤften herangezogen 
werben, Geltung erlangt. Bu 

Allerdings: it es bedenklich, in das Herkommen, welches in Vetreff der Abga⸗ 
bens®ertheilung an einem Orte beſteht, ohne Noth einzugreifen, weil daſſelbe eine 
Rechtöquelle it, melde ſich in der Megel nur in und durch fidr felbit angemeſſen 
fortbilden fann: Wo aber die: Grumblagen des —— Net" einmal unter- 
graben And, und die Betheiligten ſelbſt die Notkwendigkit, das Letztere zu ergäns 
en, Hr eriennen, da müffen fie wenigftens Durch angemeffene Belehrung hierauf 

i st werben. eh 

Ben die Landraͤthe dieſe Geſichtspunkte bei den Dismembrations⸗Verhandlun⸗ 

En feihalten, werben fie ſich wahrſcheinlich für die Zukunft mannigſache Mebeid 


ren. . 
(Vin. Bi. d. i. V. 1851. ©. 28. Nr. 37.) - a 


9 Bum 5.19. 


a) C. R. des Min, des J. y, 13, März 1846. ad Nr. 2. 4. u. 5. 
(ſ. zum $. 7. des G, oben ©. 127,) 


b) Publ, der K. Meg. zu Danzig v. 25. März 1852, betr. denfelben 
Begenftand. 
Die Art und Weile, wie Bei Gelegenheit der Zerfiüdelung von Grundſtücken 
und der Gründung neuer Anflebelungen, die durch das G. v. 3. Ian. 1845 vor 
efchriebene Beriheilung ber Gemeinvelaften und bie Regulirung der Gemeinde⸗ 
erhälmiffe Seiten® der die Regulirung leitenden oder mit der Regulirungs-Ber: 
hendlung beauftragten Behörden behandelt. wird, hat gelehrt, daß dieſem wichtige 
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Geſchaͤfte nicht überall diejenige Sorgfalt gewidmet wirb, welche bemfelben in be⸗ 
fonders hohem Grabe gebührt. Namentlich trifft diefe Bemerkung die Sommunals 
Verhältuifie der zum platten Lande gehörigen Ortfchaften. Mag auch in manchen 
der leßteren innerhalb unferes BerwaltungssBezirfs die Theilnahme ber Cinſaſſen 
an den gemeinfamen öffentlichen Angelegenheiten ine Heimathsorte, ober felbft die 
Fähigkeit zu einer ſolchen Theilnahme, noch eine fo geringe fein, daß es faun ber 
Mühe zu lohnen fcheint, noch befondere Orts⸗Gewohnheiten ermitteln und biefe 
einer genauen Regelung unterwerfen zu wollen, fo haben doch diefe Orts:@ewohn- 
heiten, in jo ſchwachen Anfängen fie aud hie und da erft vorhanden fein mögen, 
für alle Zukunft ihre entichiedene Wichtigkeit. Sie Hund wie nicht blos, weil 
fie kraft ihres langen Beſtehens einen rechtlichen Anſpruch auf Anerkennung erwors 
ben haben, fondern vor Allem, weil fie mit den örtlihen Bedürfniſſen fo eng vers 
wachſen und aus denſelben fo natürlich) hervorgegangen find, daß das ſich in ihnen 
offenbarende gefundene Recht in der Regel ſich dem örtlichen öffentlihen Wohl 
erfprießlicher erweifen wird, als das etwa aus allgemeinen Prinzipien, ſelbſt in ber 
beften Abfiht gemachte. Sie find wichtig für die Brwedung und Bewahrung 
des Interefjes für die einzelnen &emeinbeglieder an ihrem Gemeinwohl, welches 
biefen flets näher ſtehen wird, wenn es ſich ihnen unter befannten, ber Oerilichkeit 
angepaßten Formen erfennbar macht, als wenn ihnen eine vielleicht vegelrechtere, 
aber fremde Form entgegentritt. Sie find wichtig enbli gerade jebt, wo fi bie 
Geſetzgebung bahin neigt, dem in ber Iofalen Gewohnheit begründeten öffentlichen 
Hecht vorzugsweife im ben Ländlichen Ortſchaften zur bauernden Geltung zu ver 
helfen, fo weit baflelbe mit den Grundzügen des gemeinen öffentlihen Reis 
vereinbar if. 

Es leuchtet daher ein, von welder Bebeutung es für jede Gemeinde und jebes 
Gemeinde⸗Mitglied iſt und fein wird, fih im Beſitz einer allfeitig anerfannten, 
von den Behörden janktionirtn Sammlung (gewiflermaßen einer Kobiflation) ber 
weſentlichſten Orts-Obfervanzen zu wiflen, und bag Alles barauf ankommt, in 
diefee Beziehung jeden Zweifel zu heben. Gerade die Zerfüdelungen von Grund; 
Rüden aber bieten die günftigfie Gelegenheit, auf den bezeichneten Zwechk erfolgs 
reich hinzuwirlen, wenn nur ben gefehlihen Borfchriften vollſtaͤndig nachge⸗ 
lommen wird. 

Es werben deshalb die Herren Landräthe und bie Magifräte, denen nad $. 8. 
bes ©. v. 3. Jan. 1845 die Deegulizung ber im $. 7. zu Nr. 4. bezeichneten Ver⸗ 
gäituifie obliegt, angewiefen, bei Parzellitungen von Grundflüden den Kommunal 

haͤltniſſen ihre ge befondere Aufmerffamteit zu wibmen, und bie OrissObrigs 
keiten, denen bie RegulirungssBerhanblungen übertragen werben, hierin genau zu 
kontrolliren. Namentlih find bloße allgemeine Bezugnahmen auf vorhandene Orts⸗ 
Obfervanzen, bie weiter nicht genau angegeben werben, und bie Bemerkung, daß 
—* die Kommunal⸗Steuerpflichtigkeit oder die Stimmfaͤhigkeit eines Theilfücks⸗ 

erbers durch die Orts⸗Obſervanz beſtimmt werden, fortan ganz aus dem Ver⸗ 
theilungsplan wegzulaſſen. Die lokalen Gewohnheiten ſollen gerade ſpeziell ange⸗ 
eben werden; es wird dies nicht blos künftigen Streitigkeiten und unnoͤthigen 
Ereibereien am beiten vorbeugen, fondern es iR aud für das Regulirungs⸗Ver⸗ 
fahren eine Vermehrung des Schreibwerks davon nicht zu befürchten, weil es ge 
nügt, daß bie Gemeinde-Obfervanzen nur einmal für jebe Ortſchaft, nicht de jeden 
einzelnen Barzellicungsfall feigefeilt und aus bem barüber fprechenden Dokument 
dann das Nöthige in die fpeziellen DVertheilungspläne unter Zuflimmung ber Bes 
theiligten übernommen wirb. 

Zum 28 der Behoͤrden bei der Regulirung ber KommunalsBerhältniffe haben 
wir dem bisher benußten bekannten Schema in Betreff der Ießteren eine veränderte 
Geftalt gegeben, und auch in anderen Stellen einige Abänverungen vergenommen. 
Die bisherige Art der Hepartition ber landesherrlichen Steuern bleibt dieſelbe. 
Das neue Schema des Vertheilungs⸗Plans, welches nachfolgt, (Anlage a.) und 
defien Anwendung wir in allen Zällen, in welchen bei dem Bekanntwerden biefer 
Anordnung nicht ſchon das Regulativ nad dem alten Schema von der reguliren⸗ 
ben Behörde aufgeitellt war, vorſchreiben, giebt uns noch Veranlaſſung, auf einige 
wefentliche Verſchiedenheiten, die bei Dismembrationen länbliher Grundflüde 
yorzulommen pflegen, und ein verſchiedenes Verhalten der regulivenden Behörben- 
erlangen, befonders hinzuweiſen. 

Es ift ein in den Regulatio-Entwürfen fehr Häufig vorfommender Fehler, daß 
nicht gehörig auf den Umfand NRüdfiht genommen wird, ob bie Abzweigung, 
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weiche die AbgabemBetihelung notwendig macht, entweder von: einem MRittergut 
(Domainengut) beziehungsweife von einem ſchon vorhandenen Trennftüd eines fols 
hen Gutes, ober von einem bäuerliden (resp. koͤlmiſchen) Grundftüd erfolgt if: 
In der Regel enthalten in beiden Fällen, die uns zur Beſtaͤtigung eingereichten 
Bertheilungs-PBläne gleihmäßig die Bemerkung: „der Erwerber I. N. des Trenn⸗ 
Rüde tritt in die Reihe der (nicht) ſtimmfahigen Mitglieder der Kommune &£. ıc.”, 
eine Form, von welcher, wie es fcheint, aus einem zu angnucen Behalten an 
dem alten MRegulativs Schema nur felten abgewichen worden if. Soll aber hiermit 
gefagt werben, daß die Parzelle eines Ritterguts ohne Weiteres der Dorfgemeinde 
derfelben Ortſchaft einverleibt werde; fo iſt dies entſchieden umichtig, wenn nicht 
ber im hieſtgen Bezirk zu den feltenen Ausnahmen gehörende Ball vorliegt, daß 
das Rittergut fi mit der Dorfsfeldmarf fhon de jure in einem Gemeinde⸗Ver— 
bande befände, Nur wenn eine Abzweigung von einem, zu einer Gemeinde ge 
börigen Grundſtück erfolgt iſt, kann von einer Gemeindebehoͤrigkeit des 
Trennflüds die Rede fein, und nur dann paflen die Beilimmungen bes beiliegen- 
ben Schemas IV. C., wonach fi die Befißer der Theilſtücke ben in der Gemeinde 
geltenden Gefegen, den OrtssÖbfervanzgen und der Majorität der Mitglieber ber 
Kommune unterwerfen müflen, und deshalb Diefe Obſervanzen ſelbſt erſt zu erfor⸗ 
fen und feſtzuſtellen find. 

Anders jedoch ſtellt ſich das Verhältnig bei Abzmweigungen von Rittergütern und 
Domainengütern. Wir führen hierbei als befannt an, daß diejenigen in unferm 
Bezirk mehrfad vorkommenden Nittergüter, welche unter dem Ramen von Gutsans 
theilen von Mehren pro diviso befefien werden, immer nur als je Bin Ganzes gel 
ten, fofern es auf jme Qualität anfommt. 

Das Rittergut (Domainengut) fteht entweder allein in einer Feldmark, ober 
aber neben einer Gemeinde in derfelben Feldmark als felbftftindiger Körper da. 
Beide, fowohl Rittergut ald Gemeinde, ana jedes für fi eine juriftifche Per⸗ 
fönlichkeit, von denen bie eine niemals ohne Weiteres ganz oder theilweife in die 
aubere übergehen Tann. Die Gtablifiements alfo, welche auf dem Fundo bes Rit⸗ 
terguts (Domainenguts) gegründet werben, gehören nad wie vor in politifcher Be⸗ 
ziehung zum Nittergut, weil bie Graͤnzen bes Lebteren eben fowohl wie die ber 
etwa daneben liegenden Dorfgrmeinderdlur, ohne ausdrückliche Benchmigung bes 
Staats unveränherlih find. Dei diefer Gelegenheit warnen wir vor der unrichti- 

en Bezeichnung als „Gemeinde“, womit, nicht felten bie ‚Sefammigeis meprisee 

tabliffements, — die von einem Rittergut abgezweigt, alfo auf dem Fündo beffel- 
ben errichtet find, — ohne Weiteres befegt wird, Solche Btabliffements bilden, 
zumal wenn fle exit nach Erlaß des Allgemeinen Landrechts (1794) entſtanden find, 
niemals eine Gemeinde, fo lange fie nicht expressis verbis vom Staat als folde 
befätigt find, weil Korporationen zu ihrer ntftehung ber Ausbrüdlihen Koͤnigl. 
Genehmigung bedürfen. Diefelben Haben keinerlei unmitielbare, etwa korporative 
Beziehung zu einandet, fondern nur zu ihrem gemeinfamen Stamm, dem Rit- 
tergut, weldes: für fie bie einzige lokale Autorität bildet; ſelbſt der Schulze, der 
ihnen hie und da gefeßt fein möchte, hat nicht die Qualität eines Gemeinde⸗Vor⸗ 
ftehers, ſondern nur bie eines Unterbeamten der OrtsObrigkeit. 

Ueberhaupt ift das weſentlich unterfcheidende Merkmal der fi im Rittergut 
(DomainensBorwerk) darftellenden juriftifhen Perfon von dem DorfgemeindesBer: 
bande darin zu finden, dag im Rittergut (Domainengut> die juriſtiſche Perſönlich⸗ 
feit von dem DBefiger beflelben getragen und das lokale öffentliche Hecht von feiner 
Autorität geregelt wird, während in ber Dorfsr-@emeinde bie juriflifhe Perfon 
fich als Korporation darſtellt und das lokale öffentliche echt neben der Orts⸗Ob⸗ 
ſervanz durch die Majorität der ſtimmberechtigten Gemeinbeglieder gebildet und 
weiter entwicelt wird. Beide unterliegen dabei, aber in verfchichener Weiſe, der 
Oberauffiht der Regierung, — eine Verſchiedenheit, die. befouders bei der Art der 
Aufbringung der aus dem örtlichen Verbande entfpringenden öffentlichen Laften und 
bei der Verteilung berfelben auf bie Binzelnen hervortritt, und ihren Einfluß auf 
bie von Amtswegen zu bewirkende Bertheilung jener 2aften bei Dismembrationen 
von Grundſtcken ausübt. 

Werden nämlich ſolche Grundſtücke getheilt, welche. zu einer Dorfögemeinde ger 
hören, fo if wegen ber Befugniß und Verpflichtung der Regierung, "darüber. zu 
wachen, daß innerhalb jeher -Kerpoxation bie aus dem Gewohnheitsrecht oder an⸗ 
beren Merhtsquellen hervorgegangenen Nermen, foweit fie nicht gegen bie allgemeis 
nes Geſetze Saufen und ſoweit ſie alfo zu Recht beftehen, fireng gehandhabt wer: 

Randes-Rultur-Gefehg. Br. 1. 10 
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den, vor Allem eine Feſtſielleang basüber nötig, ob ſolche befonbere Normen? und 
welche? in der betreffenden Gemeinde vorhanden find. Demnähkt if über bie An⸗ 
wendung ber letzteren auf ben vorliegenden Diemembrations⸗Fall nach Anleitu 
der 95. 12 — 18. des ©. v. 3. Ian. 1845 Beſtimmung zu treffen. Hiernach Fr 
das beiliegende Schema sub IV. C. gefaßt und find dabei Die für den vorliegenden 
Zweck weientligen allgemeinen geieplichen Vorſchriften des Landrechts (Thl. II. 
Tit. 7. $$. 18 - 31., 37 — 44., 46 - 00, 73 - 74) vorbehaltlich der aus 
ber Orts⸗Obſervanz zu rechtfertigenden Abanderungen zu Grunde 
gelegt. 

Handelt es fich dagegen um Abzweigungen von Ritters ober Domainengülern 
ober yon Befitungen, die auf Treunſtücken der lepteren bereits angelegt waren, fo 
iR Die etwanige Bertheilung der dem Rittergut obgelegenen örtlichen öffentlichen 
Laſten (namentlich der Armenpflege) auf die Parzelle in der Regel der freien Gini⸗ 

ung ber Betheiltgten zu überlaflen, und von Amtswegen nur dahin zu fehen, daß 
eine Prägravation bes Binzelnen ftattfindet und die nachhaltige Entrichiung ber 
geiflungen gefihert if. Es kommt dann alfo das Schema unter IV. A. zur Ans 
wendung. 

Hiernach haben ih bie Herren Lanbräthe und bie übrigen mit ben Abgaben: 
Regulicungen beauftragten Behörden in allen Fällen von Grundſtückstheilen genau 


zu achten. 
Danzig, den 25. März 1852. ’ 
Koͤnigl. Regierung. Abtheilung bes Innern. 


Anl. a. 

Plan zur Bertheilung der auf dem geefüdelen Grundflüde des N. N. in M. haf⸗ 

enden oder in Rüdfiht auf deffen Beſitz zu enirichtenden Abgaben und Leitungen 

öffentlicher Natur, und zur Regulirung ber das Grundſtück betreffenden und auf 
deffen Beſitz ſich gründenden Kommunal und Sozietäts.Berhältnifie. 


Das Bisher dem N. N. ungetheilt zugehörig gewefene (Rittergut, oder Täll: 
miſche, ober fläptifhe, ober baͤuerliche Grundſtuͤck) in M. (Königl Domainen: 
Hentamts) Kreifes D., welches unter Ir. — des Hypothekenbuchs (und Nr. — 
der Prüflationss Tabelle) verzeichnet ſteht, iſt nach dem (gerichtlichen oder nota= 
riellen) Vertrage vom ten 18 in der Art zerflüdelt, daß jept: 

1) —F * Pr Sufen — Morgen — DaRuihen (unbebaut oder mit einem Wohn: 

aufe bebaut); 

2) dem 9. — Hufen — Morgen — DRuthen (unbebaut oder bebaut) u. f. f. 
eigenthümlich gehören. " 
Folgende Abgaben und Leiſtungen öffentliher Natur hafteten bisher auf dem 
ganzen Grundftüd, ober waren in Rückficht auf deſſen Beſitz zu entrichten. 

I Landesherrliche Steuern. 

— Ihe. — Sgr. — Pf. wegen deren kuͤnftiger Zahlung heute ein beſonderer 

DBerthellungsplan angelegt iſt. 
1. Aus dem Kirchen: und Pfarrverbande entipringenbe 


Leiftungen. 
A. Bortlaufende: 
[Bemert. Die über bie Abgaber-Bertheilung verkandelnden Behörden 
Haben hier zur Entſcheidung ber Brage, ob eine ſolche Leiſtung nicht 
etwa als eine perfönliche von der Aufnahme in dieſen Bertheilungss 
plan auszufchließen find, neben Befimmungen bes A.L. R. (TH. I. 
Tit. 11. 88. 875— 932.) die Borfchriften der 99. 51-61. des Welt: 
preufifgen Provinzial-Rechts v. 19. April 184 (G. S. ©. 103.) 
en 


u ten. > 
4) An bie —88 Kirche in N. — (hier folgt die ſpezielle Angabe der Leiſtungen). 
Davon leiſtet künftig: 

a) das Trennſtück des 2. — 

b) das Trennflüd des Y. — u. f. f. 

2) an bie katholiſche in N. — (wie unter 1.); 

3) an ben evangeliien Biarrer in N. — (wie unter 1.); 
4) an ben Fatholiichen Pfarzer in N. — (mie unter 1.); 
5) an ben enangelihen Küfer (Organiſten ıc.) in N. — {mie unter 1); 
6) an ben. faiholifhen Küfter (Orgenifien ober Kantor) in N. — (wie unter 1.). 
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B. Richt forilanfende Leiflungen, welche nur bei eintretenden Bebürfniffe, na: 
menilich bei Bauten, zu entrichten find. 

Hierzu konkurrirte bisher das gene Grundſtück, gemäß der ihm obliegenden 
Baironatsverpfüchtung (wenn ein Rittergut mit Patronatsrecht parzellirt ift), ober 
in der Klaffe der Bauerns (Kaͤthner⸗) Grundſtücke nachbargleich, oder nad dem 
Hufenftande u. dergl. Künftig vertheilen fi dieſe Leitungen in ber Weife, daß: 

das Theilſtück des X. uf 

(Bemerk. Sind dieſe Leiftungen nicht dinglicher Natur, und werben 
fe and) nit in Rückſicht auf den Grundbeſit entrichtet; fo iſt zu 
fegen flott „Hierzu konkurrirte u. ſ. w.“: „kommen als perfönliche Las 
ſten⸗ und weil fie auch ohne Rüdfiht auf den Grundbeſth entrichtet 
werben müflen, hier nit in Betracht.“) 


NM. Aus dem Sähulverbande entfpringende Laſten, 
bie nad) der gegenwärtigen Organifation an die Schule zu N. entrichtet werben 
mäffen. 


ſſe 

A. PBorllaufende, . . . . 
In Zufunft leiftet hievon: 

a) das Theiltüd des &. — .. 
b) das Theilſtück des J en 

(Bemerk Sind die Laſten nicht eigentlich dingliche, ſondern nur nach 

Berhältnig des Beflsftandes, 3. B. pro Su oder nach der Klafle 

des Beſitzers ale Bauer, GBigenfüthner u. |. w. zu entrichtenbe, fo 

— die ſachgemaͤße Abaͤnderung der vorſtehenden Angaben 


von ſelbſt.) 

Das Vorhandenſein (Nichtvorhandenſein) vorſtehender Laſten ſchließt nicht aus, 
daß nicht im Falle eines geſteigerten Beduͤrfniſſes der Schule oder einer Verände⸗ 
zung im Schulverbande nad Anordnung der Auflihtshehörde, die mit Rüdficht 
auf den Grundbeſitz zu entrichtenden fortlaufenden Laſten verändert ober nen auf: 
erlegt werden. 

B. Nicht fortlaufende, welche nur bei eintretendem Bebürfniffe, namentlich bei 
Bauten zu entrichten find (wie unter Il. B.). 


IV. Aus dem Gemeindeverbande entfpringende Laften. 
(Bemerk. Im Betreff derfelben ift zu -unterfcheiden, ob ein KRittergut 
(Domainenvorwerf), ein ſtaͤdtiſches ober ein zu eimer Dorfägemeinde 
— Grundſtück getheilt wurde.) 

A. If ein Theil eines Ritterguts oder Domainenvorwerks abgetrennt, fo iſt 
nur über bie Bertheilung der örtlichen Laſten des Witterguts etwa in folgender 
Weile Behimmung zu treffen. . en 

Die örtligen Laſten des Witterguts, namentlich mit Rückſicht auf die Armen: 
pflege, werden von den getrennten Grundflüden. Künftig nad) Verhaͤltniß der Ian: 
desherrlichen Gtenern (oder des Hufenflandes oder aud ‚ferner von dem Rittergut 
allein u. dergl.) getsagen. ; 

(B. Hat eine Berftädelung eines zu einer Häbtiächen Feldmark gehörigen Grund⸗ 
Rüde flattgefunden; fo braucht Hinfihtli der Bemeinbeverhältuiffe in der Regel 
lediglich auf die im Orte gültige fkäbtifehe Gemeindeordnung und beren ergänzende 
Berorbnungen verwiefen zu werben, 3. B.) 6 

Alle Verhaͤltniſſe der Trennfüdehe r zur Stabtlommune werben durch “die 
Städte: (Gemeinde) Ordnung und die viefelbe ergänzenden Borfhriften geregelt. 

(C. IR ein laͤndliches Grundſtück zertheilt, welches weber die Qualität als 
— en) But hat, noch aud ein Trennſtuͤck eines ſolchen Gutes ift; 
o if zu feßen:) 

Die Grundzüge der inneren Berfaffung der Dorfögemeinde N. —, zu welcher 
die Trennftüde gehören, find folgende: 

1) Gemeindemitgliever find alle Befiker von bäuerlichen (koͤllmiſchen) Grundſtücken 
imerhalb der Dorféfeldmark; jedoch nur ſolche Beſitzer, welche in den Gren⸗ 
en der Mark eine bewohnbare, gefpannhaltungsfähige Ackernahrung haben, 
Kind berechtigt, an ven Berathfchlagungen der Gemeinde Theil zu nehmen. 

(Bemerf. Ueber die Stimmberedtigung in @Bemeinheangelegenheiten 
entfheibet zunaͤchſt das Herkommen jedes einzelnen Orts. Als Re 

_ gel, welche durch die Obſervanz im hieflgen Regierungsbezirk ſank⸗ 

tionixt ift, gilt aber, daß nur bie Beſitzer bemahnbörer geſpannhal⸗ 
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tungefähiger Adernahrungen, deren Größe bei mittterer Bobenbe- 
ſchaffenheit auf mindeſtens eine magdeburgiſche Hufe anzunehnten if, 
fimmberechtigt find. Weicht die Ortsobfervanz von biefer MRegel ab, 
fo muß bies durch das Anerfenntmiß des Gemeindevorſtandes und 
der Ortsobrigfeit in ben Regulitungsverhandlungen fpeziell feftgeftellt 


werben.) 
2) Zur Mitnugung der Gemeindegrundftüde und Berechtigungen, nämlich: 
(bier find biefe einzeln anzugeben) 
ind alle (oder nur gewifle) Gemeindeglieber nad) ‚dem Maaßſtabe berechtigt, 
nach welchen fie die Gemeindelaften zu tragen ſchuldig find (oder nach wel- 
anderen Manftabe). 

3) Die Bemeindearbeiten werben, foweit fie mit Gefpann zu verrichten find, 
von den damit verfehenen Gemeindegliedern nach Verhaltniß ihres Angefpanne ; 
die Handarbeiten aber von ben übrigen (oder von allen) Gemeindeglie⸗ 
dern nachbargleich verrichtet; und. die baaren Geldausgaben von allen 
Grundbefigern (und unangefeflenen Dorfseinwohnern?) nad) dem Berhältnif 
der Iandesherrlihen Steuern (oder des Hufenftandes u. vergl.) aufgebradt. 
Die unangefeflenen Binwohner ragen deg nur zu ſolchen Laſten bei, wovon 
ſie den Vortheil mit genießen, z. B. zur Beſoldung des Nachtwaͤchters, bes 
Dorfshirten, wenn fle Vieh vortreiben. 

(Bemerk. Au Hier ift die Lokalobſervanz entfcheibend und nl 
die Beſtimmung ad 3. in jedem fpeziellen Kalle abzuänbern,, jebo 
fo, daß jedesmal der Geſpann- und Handbienfte und der baaren 

Geldabgaben einzeln gedacht wird,) 

4) Zur Berwaltung des Schulzen- und des Schöppenamtes ift jedes Gemeinde⸗ 
glied, fofern ihm nit ein geieglicher Entfhuldigungsgrund zur Seite fteht, 
verpflichtet. Es müfjen aber zu diefen Aemtern von der Gutsherrſchaft Mit: 
lieder der Gemeinde, und zwar zunächſt flimmberechtigte beftellt werben, fo 
Lange ge Darunter an Perfonen von ben erforberlihen Cigenſchaften nicht 
mangelt. 

® (NB. "Sind Lehn: oder Erbſchulzengüter yorbanden, fo ift Dies hier zu 
. erwähnen.) 
Demnaͤchſt if: . 
aa 1) Der Beſitzer des Xſſchen Treunſtücks ſtimmberechtigtes Gemeindemitglied, ber 
Beſitzer des P'ſchen Stücks jedoch u. ſ. w. 
ad 2) Der Erſtere nimmt Thal an ben Gemeindenutzungen als Ginhüfner, oder 
Boll: (Halb) Bauer, u. bergl., der Lettere als 1. 

ad 3) Der Grflere trägt bie Gemeindelaſten unb zwar bie Gefpanndienfte ... . 

0. die Hanbbienfe . . „=. . die baaren Gelbabgaben . ". 

onen nn. (oder fänmtlih nad Verhältnis des Hufenftan- 

des 36.) . Der Lebtere aber. . . . 2... 
ad 4) Zur Berwaltung des Schulgen- unb öppenbienites find bie Theilſtücks⸗ 
erwerber fämmtlih verpflichtet, der Beſitzer des Xſſchen Trennftüde aber 
beim Borkandenfein ber nöthigen Faͤhigkeiten als ſtimmberechtigtes Ge⸗ 
meindemitglied vorzugsweiſe berechtigt. 

V. Sonſtige Korporations-oder Sozietätslaſten. 

(Bemerk. Hier find die bisherigen Verhaͤltniſſe des ganzen Grund⸗ 
ſtücks und die künftigen der Trennſtücke zu andern unter Aufficht 
bes Staats Repenen Korporationen, Geſellſchaften oder Anftalten, 
‚namentlich zu Deichverbänden, in Betreff deren zwiſchen gewöhnli: 
en und außergewöhnlichen Deichlaften unterfchieden werben muß, 
genau anzugeben.) 

(Min.Bl. d. i. 2. 1852. ©. 114. Nr. 10.) 


c) R. der K. Min. ded I. (Or. v. Arnim) u. d. F. (Flottwell) v. 
3. April 1845 an die K. Meg. zu Gumbinnen, betr. die Kompetenz der 
verfihiedenen Regierungsabtheilungen bei Regulitung ver öffentlichen Ab⸗ 
gabenverpältniffe bei Bertheilungen von Grundſtücken. 

Der K. Meg. geben wir anf den an ben mitunterzeiääneten Finanzmin. gerichs 
teten Beriht v. 23. Nov. v. J., betr. die Kompetenz ber verfchiedenen Megierungss 
abtheilungen bei Prüfung Ind Feſtſtellung des Regulirungsplans über bie öffentli: 
hen Abgabenverhältniffe bei Zertheilungen yon Grunditüden, Solgendes zu erfennen. 

. ı 
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Das in Gemeinſchaft mit dem Herrn Geh. Siaatsmin. Grafen zu Stolberg von 
mir, dem Min. des J., unterm 10. Juli pr. auf die Beſchwerde ber Grundbeſitzer 
" N. erlafiene Refkript Hatte nur darüber zu beflimmen, in welchen Zällen bie 
Berhandlung und Entſcheidung über die Regulirung der von einer Dismembration 
alterirten oͤffentlichen Leiſtunge⸗ und Spzietälsverhäliniffe zur Kompetenz entweber 
ber Auseinanberfeßungsbehörde ober der Regierung, bei diefer aber wiederum, zu: 
folge $. 2. Nr. 4. und 5. ber Geſchäftsinſtruktion v. 23. Oft 1817 und D. I. 
der Allerh. K.O. v. 31. Dee. 1825, vor die innere Abtbeilung gehöre, während 
bie Domainenverwaltung nach 68. 65. 66. der V. v. 20. Juni 1817 und XI der 
Allerh. K. O. v. 31. Dec. 1825 nur zur gütlihen Regulirung und nicht zur. Ent⸗ 
ſcheidung bes bei den Grundſtücken der Hinterfaflen des Bisfus vorkommenden Bar: 
zellirungen befugt if. 

Dagegen lag feine Beranlaffung vor, über bie, verfoffungsmäßig nad 6. 5. ber 
Inftruftion v. 23. Oft. 1817 und der Gefchäftsanweifung v. 34. Dec. 1825 we: 
gen des Verhaͤltniſſes zwiſchen ben Abtheilungen, eintretende Konkurrenz bes andern 

theilungen und namentlih über die auf der Belimmung zu D. U. Nr. 3. der 
Allerh. 8.D. ». 31. Dec. 1825 und im $. 11. der B. v. 30. Juni 1834 beru⸗ 
hende Einwirkung der Winanzabtheilung auf bie Mepartition der Grund⸗ und an⸗ 
deren Staatsfeuern, eine Anordnung zu teeffen und an biefen allgemeinen’ geſetzli⸗ 
hen Vorſchriften etwas zu Aänbern. 

Die in Betreff der Verhandlung und Gnticheidung über den Regulirungsptan 
(88. 20—24, des Gef. v. 3. Januar c.) na feinalte Kompetenz der Abth. des 
Innern ſchließt fonach die Kommunifation mit ber Finanzabtheilung und die Prü⸗ 
fung und bie Beitimmung der letzteren Hinfichtlich der Repartition ber Staatsſtenern 
nad) ben barüber beftehenden, durch Verabredung der Parteien nicht abzuandernden 
Grundfügen, feinesweges aus. Wenngleich dieſe Beſtimmung einen Begenfand 
Des Regulivungsplans bildet, jo findet doch über diefen Gegenſtand eine cäteide 
Entiheidung der Abtheilung des Innern — als Landespplizeis oder als Ausein⸗ 
anderſetzungsbehoͤrde — nit flatt, es ift vielmehr nur ein Rekurs an das onrge- 
feste Finanzmin. zulaͤſſig. 
(WMin. Bl. d. i. V. 1845. ©. 132. Nr. 160.) 


8) Zum F. 20. . 


a) Vergl. & 4. des ©. v. 24. Febr. 1850. 
(ſ. unten.) 


b) C. R. des K. Min. des J. v. 13. März 1846, ad Nr. 2. u. 4. 
(f. zum $. 7. des G., oben ©. 127.) 


c) C.R. des K. Min. des 8. v. 5. Sunt 1848. 
(f. zum $. 9. bes G., oben ©. 132.) 


9) Zum ©. 23. 


E.R. des K. Min. des I. v. 13. März 1846. ad Ne. 2. 4. u. . 
(f. zum $. 7. des G., oben ©. 127.) 


10) 3u $$. 25. u. 26. 


a) Die Beflimmungen ver $8. 25. u. 26. des ©. v. 3. Jan. 1845 find 
Te Du die Vorfchriften der 66.2. u. 3. des ©. v. 24. Febr. 1850. 
f. unten. | 


b) R. des 8. Min. des I. (Br. v. Arnim) v. 8. Juni 1845 an Di 
K. Reg zu Stettin, betr. die Auslegung des 6. 25. Nr. 1. des ©. v. 
3. San. 1845. u 

Der K. Reg. gebe ih auf den Bericht v. 3. Mai c., die Auslegung bes $. 20. 
Nr. 1. des ©. v. 3. Ian. c. betr., Folgendes zu erkennen. 

Auf die Grrihtung von Wohnungsgebäuden auf der eigenen Feldmark, glei 
viel, ob biefelben auf der alten Hofräthe oder aaf einer anderen Stelle —3 — 
fung erbaut werden, findet das G. vom 3. Ian. c. feine Anwendung, infofern 
damit nicht eine neue Anfiedelung in ber Gemeinde verbunden iſt. 
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Eine neue Anfiedelung entſteht im Sinne des Geſetzes dann, wenn ſich auf 
bee zu bebauenden Srunbbefigung bisher noch fein Wohnungsetabliffiement befand. 
Diefer Fall ik aber nur vorhanden, wenn eine unbebaute Grundſtücks⸗Parzelle von 
einem Dritten acquirirt, vom Hauptgute abgezweigt und wenn hiernaͤchſt auf dem 
Trennftüde din eigenes Wohngebäude errichtet wird, ohne daß das Trennſtück vor: 

er einem andern bewohnten Gute zugefchlagen worden war, ober wenn der Bes 
er eines zu Teinem bewohnten Gute als Dertineng im rechtlihen Sinne zugehö:- 
rigen, — eines walzenden, Wandel» ober unter anderer Begeihnung abgefonbert 
vom Hauptgute beſeſſenen einzelnen Grundſtücks, auf diefent ein Wohngebäube her: 
ſtellt. So wenig bisher eine befondere Regulitung ber 8. 7. Rr. 1. und $. 28. 
gebachten öffentlihen Verhaͤltniſſe für nöthig erachtet iR und flattgefunden Kat, 
wenn ein Ritter: oder anderer Gutsbeſitzer ein neues Tagelöhner», ein Foͤrfler⸗ 
Haus, eine Ziegelei u. f. w. innerhalb feiner Gutsgrenzen anlegt, fo wewig ıf eine 
ſolche Regulirung au in Zukunft für erforderlich zu halten. 
- Dabei kann e6 in einzelnen Fällen zweckmaͤßig erſcheinen, die Bewohner und 
beren Kinder einem anderen und näheren Kirchen⸗ und Schulverbande zc. zu über: 
weifen, und ift es keineswegs ausgeſchloſſen, daß bie Landespolizeibehörbe in biefer 
Beziehung nach Bewandtniß der Umſtaͤnde vermitteln einſchreitet; das etwanige 
Se arfnid fpeziellever Beftimmungen über berglet Fälle kann jedoch nur bei 
elegenheit einer weiteren Entwidelung der laͤndlichen Kommunal⸗Verhaͤltniſſe ins 
Auge gefaßt werden, und wird bei der im Werke begriffenen Bearbeitung einer 
laͤndlichen Gemeinde⸗Ordnung für diejenigen Provinzen, deren Stände darauf an- 
getragen haben, weiter erwogen werden. Daß der Wille und die freie Handlung 
des Eigenthümers, überhaupt Beftimmungsgründe, welde dem Privatrecht ange: 
Hören, über die Bertinmtial-Dnalität eines Grundſtücks zu einem mit einer Hofe: 
ſtelle verfehunen Gute entfheiden, ift bei der Redaktion bes Geſetzes wicht verkannt 
worden, ebenfowenig, dag die Tendenz bes Geſetzes und namentlih der $. 27. 
duch mancherlei Dispofltionen der Grundeigenthümer vereitelt und umgan 
werden kann. Man hat es aber vorgezogen, eine ſolche Möglichkeit offen zu laſſen, 
als tiefer in die Freiheit und Diepoftionabefugnig der Orundeigenthirmer einzu: 
greifen. Deshalb ift denn auch im $. 27. der Landespolizeibehörbe bie Ermaͤchti⸗ 
gung, neue Anſiedlungen zu unterfagen, ledigli in dem am ve und ges 
wöhnlihften vorkommenden Falle beigelegt, in dem Falle naͤmlich, wo die Afquis 
zenten Fleinerer Trennftüde auf diefen aufbauen wollen, fobald außerdem die Bor: 
ausfeßungen vorliegen, unter denen .eine Gefahr für das Gemeinweſen von ber: 
eihen neuen Anflevlungen zu befürdten wäre. — Auf- und Abbanten auf den 
länen nach ausgeführter Separation haben in Feiner Weile verfchräintt werben 
follen, und es bedarf Hinfichtlih folder abgebauten Pläne einer befonderen Regu⸗ 
lirung der Kommunal: und Sozietätsverhälniffe in der Regel und infofern nicht, 
als nicht andererfeits das Behätt im Dorfe veräußert und ſolchergeſtalt die Die: 
membration eines mit Wohngebäuden befepten Trennftüds vom —2* Gute 
vorgenommen wird, für welchen Fall die Vorſchriften der $$. 25. und 26. Play 
greifen. Es ift zugugeben, daß burch den Abban eines Gehöfts aus dem Dorfe 
auf einen entlegenen Theil der Feldmark manche Unbequemlichkeiten und ſelbſt Un: 
koſten für bie Gemeinde entfliehen können, man hat jedoch hierüber in einem Geſetz, 
deſſen Aufgabe zunädhft und vorzugsweiſe in der Regelung und Orbnung bes Dis⸗ 
membrationswefens beſtand, feine Gehfepung treffen, in&befondere die Grundſtücks⸗ 
befiger in feine, im Vergleich mit dem bisherigen Rechtezufanbe nachtheiligere Lage 
‚perlehen ‚wollen; überhaupt iß die Gefehgebung von dem Geſfichtepunkte ausgegan- 
ir daß, foweit nit eine Ausnahme im Intereffe der Beihügung des Gemein: 
" efins dringend nothwendig und Teviglich hierdirech die abweichende Beſtimmun 
bes & 27. gerehtfertigt war, diejenigen Rechte des Grundeigenthums, welche dure 
bie Mid. v. 9. Dit. 1807 and 14. September 1811 Gergeeht worden, überall uns 
‚werhhränkt erhalten werben jollen. 
u befchränfenden und weiter gehenden fpeziellen Beftimmungen, als in bem 
.v. 3. Ian. c. enthalten find, lag insbefondere in den oͤſtlichen Provinzen des 
taats, fire welche das Gefeß nut erlaffen ift, Tein Bedürfniß vor, da in dieſen 
Asien bas Dismembrationss und Anflebelimgswefen, im Ganzen betrachtet, 
"Teirtesweges eine Ausdehnung und Geftalt gewonnen Hat, Kane eforgniffe aus 
dem Geſichtspunkt der Intereffen bes Gemeinweſens und veftriftive 


N ein ge: 
rethtfertigt hätten. ahregeln ge 
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Ucbeigens wird in Kurzem von Hier aus eine Inſtruktion über das ©. v. 
9. Jan. c. erlaflen werben. > 
(Min.YL dv. i. B. 1845. ©. 172. Nr. 201. 


c) &.9. des K. Bein. des I. v. 5. Juli 1845, nebſt Erlaͤut. R. dazu v. 
11. Ar 1848, ef ” 
(f. zu $$. 12—18. des G. oben S. 134—140.) 


d) 8. des K. Hausmin., Abth. DI. (Br. zu Stollberg) u. des 9. (Er. 
9. Arnim) v. 8. Jult 1845 an die K. R. zu N., wegen Auslegung des 
%. 25. des ©. v. 3. Ian. 1845 über die Sertheilung von Grunde 

en 2c. 

Auf die Anfrage ber K. Reg. in dem Berichte v. 5, Mai d. J. wegen Auss 
legung bes $. 25. bes Gef. v. 3. Ian. c. über bie Zertheilung von Grund: 
—— Gründung neuer Anſtedelungen eroͤffnen wir Derſelben hierdurch 

olgendes. 

Unter der Vorausſetzung, daß das inmitten des K. Forſtreviers belegene ſoge⸗ 
nannte Bültebruch, Pertinenz des Erbpachtsguts zu N. ift, halten wir bie von der 
Abth. des I. der K. Reg. vertheidigte Anfiht: „wonach die Aufführung von 
Wohn: und Wirthſchaftegebäuden auf dem Grundſtück Yandespolizeilih nicht 
unterfagt werden kann, fo lange das Grundſtück nicht in die Hand eines anderen 
an übergegangen und vom Hauptgut abgezweigt if" — für bie unzweifels 

aft richtige. 

Die I ber Landespolizeibehoͤrde, von weldher der 5. 27. bes Gef. 
v. 3. Jan. c. ſpricht, tritt nur bei neuen Anflebelungen ein; niemals aber in einem 
Galle, wie ber vorliegende, in welchem auf einem entfernten Bertinenzflüd zur 
beſſeren Benutzung, reſp. Verpachtung deſſelben Wohn: und Wirhihaftsgebäube 
errichtet werden ſollen. 

er Wortlaut des Oefeges jebt dies außer Zweifel; es hat aber auch nicht in 
beffien Abfiht gelegen, bie Defiger ‚größerer und ausgebehnter Flaͤchen an Herſtel⸗ 
lung von Gebäuben auf dem eigenen Brund und Boden irgend wie zu hindern. 
Das auf diefe Weife, wofern fpäter bergleihen Gebäude an Dritte veräußert und 
vom Hauptgut abgetrennt würden, eine Umgehung bes Geſetzes möglich ſei, Hat 
man bi Redaktion befielben, in den verfchiebenen legislativen Stabien nicht 
verhehlt. Dan hat die Möglichkeit ber Umgehung bes Gelege Hr als ein ger 
ringeres Uebel betrachtet, als das tiefere Eingreifen in bie Freiheit und Dispo 
tionsbefugnig des Bigenthümers. 

Uebrigens verkennt die K. Reg. die Ihr nad ben Worten und der Abſicht des 
Geſ. v. 3. Ian. c. beigelegte Stellung und Befugniß als polizeiliher Behörde, 
wenn Sie wegen jeden vorlommenden zweifelhaften Falles ober Kohn eine Diffes 
renz zwifchen ben Anfichten Ihrer Ahtdeilung für Polizei: und ber Abtheilung für 
Domainenverwaltung hervortritt, jedesmal minifterielle Entfheidung einholen wii, 
während Sie nach dem Gefeh zur felbfifändigen richterlichen Entföeibung in erſter 
Suflanz, Iebiglich vorbehaltlich des Rekurſes der Barteien innerhalb der beflimmten 
Friſt an das Minifterium bes Innern, berufen if. 

Ueberdies iſt in bem pusliegenben Falle, in weldhem es 4 nicht um die Re⸗ 

gulirung der Verhaͤltniſſe bei Dismembrationen und neuen Anfiedelungen, ſondern 
um die Geſtattung oder Verſagung von Anſiedelungen handelt, nicht einmal bie 
8. Reg. zur Gurfgebung in erſter Saflanı fompetent, vielmehr gebührt diefe Ent- 
ſcheidung erſter Inſtanz dem Landrath ($. 29.), und es fann weder durch Meffripte 
ber Minifterien, noch durch Befcheibe ber K. Meg. dem Grmeflen der durch das 
Geich für die Entſcheidung in erfter Inflanz angeorbneten Behörbe vorgegriſſen 
werben. 
. , Bei Rebaftion bes Geſetzes iſt ausdrücklich beabfihtigt, den Unter» und Pros 
vinzialbehörben eine ſelbſtſtaͤndige Stellung und ein eigenes Urtheil zurüdzugeben 
‚und dadurch die obrigkeitliche Autorität der -Behörben zu fläxien. 

(Mn. BL dv. i. 8. 1845. ©. 269. Nr. 289.) 


) GO, des &. Min. des ©. ©. 5. Iuni 1848. 
(f. zu $8. 9. 20. u. 26. des G., oben 6, 132.) 


\ 


162 Ben d. Veſeicigung d. Beftgehnt. u. Gindernife d. Sandedselter; 


11) 3u 66. 31. u. 82. 


a) C. R. des K. Min. des I. v. 13, März 1846. ad 7. 
(ſ. zum $. 7. des &., oben S. 127128.) 


b) R. des K. Min. des I. u. der P. (v. Mochom) v. 30. Iuni. 1840 
: an die 8. Meg. zu N., betr. die Errichtung neuer Kolonien und Dorf⸗ 
gemeinden. | 


Mit den Anfiiten, welche die K. Reg. in dem unterm 11. v. M. über bie 
Gingabe des Koloniftien N. erſtatteten Berichte in Betreff ber Renflitideung von 
nenen Gemeinden im Allgemeinen anfitellt, und den für bie befonderen Berhältniffe 
der ‚Kolonie N. daraus Hergeleiteten Forderungen Tann ich mich nicht einverſtanden 
erflären. Ein Gemeindeverhältniß ift weſentlich ein rechtliches Berhältig, ‚und. es 
Tann fo wenig von einer faftifchen Gemeinde, als von einem faktifhen Rechte ge: 

rohen werden. ine Dorfgemeinde fann nit gebacht werden, ohne bie weſent⸗ 
Uchſten Gigenfchaften, welche verfaffungsmäßig den Dorfgemeinden . eigen find, ba- 
Hin gehört, daß ihr Korporationsrechte zuftehen ($.19. Tit. 7. THL II. des 1.8, 
welde nur den vom Staate genehmigten Korporationen beigelegt werden ($. 2. 
Tit. 6. Th. II. des AÜ.LNR.) Diefe auebrüdtiche geſetzliche Beſtimmung kann 
durch das faktiſche Zuſammentreten einer Ihre Sinwohner nicht vereitelt werben, 
vielmehr enthält fle die Bedingung, unter welcher allein eine mit Korporationsrech⸗ 
ten verfehene furitifhe Perfon, mithin auch nur eine Dorfgemeinde entftchen kann. 
Ob die vor Bublizirung bes — Landrechts vorhandenen laͤndlichen Gemeinden die 
die Korporationsrechte durch ausdrückliche Verleihung des Landesherrn erhalten 
aben oder nicht, kann hier nicht mehr in Betracht kommen, da eben dutch das 

eſetz ſie ihnen gegeben oder anerkannt werden; Bei den neu fi) bildenden Ge⸗ 
meinden müffen aber die gejeplichen Beftimmungen maßgebend fein, und if dem⸗ 
nach bisher auch immer feftgehalten worden, daß ohne die landesherrliche Geneh⸗ 
migung eine Dorfgemeinde mit den fie charafterifirenden Rechten nicht entſtehen 
könne. Die Crtheilung dieſer Genehmigung haben aber des Könige Maj. Si 
Allerhoͤchſt Selbfi ara are Da num der Kolonie N. Korporationsrechte no 
nit verfichen find, fo folgt daraus von ſelbſt, daß fie als eine Gemeinde nicht 
zu betrachten ift, daß alle die geſetzlichen Vorſchriften, welche nur für letztere be⸗ 
Äeten, auf fie feine Anwendung finden, und veſ dort weder von einem Dorfſchul⸗ 
zenamte, noch von der Verpflichtung, es zu übernehmen, oder dafür zu remune⸗ 
riren, die Rede fein kann, womit denn zugleich auch die Anwendbarkelt der Cirku⸗ 
Iar:Berfügung v. 20. Juli v. I. ausgefähloffen wird, da ein Gemeinbeherfonmen, 
wovon jenes Refkript handelt, nur in einer Gemeinde denkbar if. Die Beſchwerde 
des ac. N. erfcheint alfo in fofern begründet, als es an jedem gefeglihen Grunde 
fehlt, ihm die Verwaltung des Schulzenamtes wider feinen Willen aufzutragen, und 
wird, falls der Bittſteller Darauf befteht, nice weiter übrig bleiben, ale ihm das 
Amt fofort abzunehmen; wogegen ſich Feine Beranlaffung findet, feine Forderungen 
wegen der in Anſpruch genommenen, aus Vorjahren rückſtaͤndigen Remuneration im 
Berwaltungswege zu berüdfichtigen. Die diefer Forderung zum Grunde liegende 
Zuftcherung ift weder Har eriwiefen, noch auch von einer kompetenten Behörde aus⸗ 
gegangen. Denn wenn das Rentamt in einem feiner Polizei-Jurisdiktion niemals 
unterworfenen Bezirke einen Dorffchulzen anftellt, jo laborirt eine ſolche Amtshand- 
lung offenbar an Ruflitit, und muß demjenigen, welder daraus Kechte herleiten 
will, überlaffen bleiben, dies im civilrechtlichen Wege zu thun. Was dagegen bie 
Polizeiverwaltung in der Kolone N. betrifft, fo ifl die K. Reg. allerdings fo Be: 
fugt, als verpflichtet, dahin, daß biefelbe auf genügende Weife gehandhabt werde, 
zu fehen ; man wirb fi aber dieſerhalb lediglich an die Ortspolizei, den Magiſtrat 
gu N., zu halten haben, denn durd die Verhandlung v. 10. Sept. 1833, welche 
ebigfih als rin PBrivatablommen zu betrachten iR, und welchem bie K. Meg. auch 
feine anderen, als privatrechtlihen Folgen Hätte beilegen follen, fonnte bie dortige 
rl ‚ommune fi ihrer Verpflichtungen als Ortspolfzeibehörbe anf’ keine 
Weiſe entlebigen. ' — 

Da ich indeß das Gewicht der Gründe, welche die K. Reg. aus Rüdfichten 
der Zweckmaͤßigkeit dafür, daß die Kolonie N: als eine befonbere Kommune Lkonſti⸗ 
tuirt und ber Zofalpolizeiverwaltung in der Perfon des Dorfidulzgen ein Organ 
gegeben werbe, anführt, nicht verdente, fo verählafie ich dieſelbe, bie Hierzu erfor: 
derlichen vorbereitenden Schritte Dur Verhandlung zwiſchen ber Stadt, der Stifs 


gercheilung son Orunpftüden n. Gründung neuer Anfiebelungen. 158 


tung ind ben Kolonien zu thun, und fobann wegen Berleifung ber Korpors⸗ 
tionsrechte an mich zu Berichten. Inmittelfi müßle, wie oben andgeführt, eig 
der Nagiſtrat bie Soligei und Kommünslverwaltung übernehmen. Da dies jedo 
mit Infonvenienzen verbunden fein und bie jet, wie es fcheint, einfachen Verhaͤlt⸗ 
niffe dadurch vieleicht verwidelter werben dürften, fo will ich die K. Reg. autori: 
firen, dem sc. N., wenn er fih zur Fortſetzung feiner amtlihen Funktionen unter 
dieſer Bedingung Freiwillig bereit —* läßt, für das laufende Jahr eine Memu- 
mevation von 12 Rihlen. aus. dem Bonds zu polizeilichen Zwecken zu zahlen. :; 
Hiernach wolle die. K. Reg. diefe Angelegenheit balvigk zur Grlebigung brin⸗ 
gen. Die beantragte Anweifung über das Verfahren in alien Fällen wird fi 
aus den obigen Andeutungen entnehmen laffen, und Bemerfe ich dabei nur noch, 
daß es angemeffen iſt, wenn, ſobald die Behörbe von dem Entſtehen einer Kolonie 
Kenntniß erhält (namentlich die Landräthe bei Nachſuchung eines Baufonfenfes) auf 
die Orbnung der Kommunalverhaͤltniffe vorſorgliche Mücdkficht genommen, und ber 
Begründer auf die desfallfige Nothwendigkeit hingemiefen wird, damit nicht fpäter 
fwierlger zu befeltigenbe Uebelftände herbeigeführt werden. 
(Min. Bl. d. i. B. 1840. S. 286. Nr. 506.) u 


.'.e) R. der 8. Min. des I ud P. (u Rochow) u. d. F. (Gr, y Als 
vendleben) v. 27. Oft. 1840 an den K. Oberpräfipdenten der Provinz Weſt⸗ 
phalen, betr. die: Konflitufrung neuer Gemeinden und die Ertheilung ber 

orporationsrechte für Diefelben. 

Da nad Ew. Ere. gef. Anzeige v. 30. Aug. c. der Srund, auf welchem die 
Kolonie Breitenbruch angelegt iR, bie jet! no ge feiner Orts⸗Gemeinde gehört, 
fo find wir mit Ihnen und mit der K. Reg. zu Arnsberg darin einverftanden, dag 
es nad den örtlichen Berhältniffen am angemeſſenſten fein wird, ſaͤmmtliche Darauf 
erbauete Etabliſſements zu einer befonberen Gemeinde zu Yereinigen, derſelben and 
den ganzen Bezirk beizulegen, auf weldhem Fimftig noch Giabliffements errichtet 
werben Foffen. 

Die Konftitnirung neuer Gemeinden und Ertheilung der Korporationsrechte für 
felbige iſt aber ‘ein Seiner Majeſtät dem Könige Allerhöchft unmittelbar zuſtehen⸗ 
bes Recht, daher an Allerhöchftviefelben zu berichten fein wird. Hierzu iſt Die 
Sache bis jetzt nicht ausreichend vorbereitet. Vielmehr ift, wie bei Kommunal: 
ſtrung ſedes neuen Orts, fo auch in gegenmwärtigem Falle erforderlich, daß Seiner 
Maj. eine Ueberſicht der Geſchichte ber Entſtehuug, fo wie der ſtatiſtiſchen Verhält⸗ 
niſſe der Kommune, hinſichtlich der Bevoͤllerung, der Haͤuſerzahl, des Nahrungs: 
ſtandes und Gewerbes, fo wie des Grundbeſitzthums derſelben und der ſonſt hierbei 
in Betrachtung fommenden Gegenflände, vorgelegt, dieſer auch eine die Ortsver⸗ 
haͤltniſſe anfchaufich machende Zeichnung, mit genauer Begeönung der vorgeſchla⸗ 
genen Graͤnzen des Gemeindebezirks, beigefügt werde. Nicht minder ift es erfor: 
derlih, die Bebürfniffe, welche nach allgemeinen Prinzipien die fünftige Gemeinde 
zu decken haben wird, anzugeben und zu erörtern, ob ke nad) ihrem etwanigen ge: . 
meinfchaftlihen Vermögen, oder nach dem Befisthume und der Stenerfraft der Em: 
zelnen, foldhen zu genügen im Stande fein werbe. 

Im vorliegenden Balle wird noch über das Verhälmiß, in weldes bie zu er: 
richtende Spezialgemeinde zu ber Kirchipielögemeinde, außer dem lkirchlichen Ver⸗ 
bande, treten wird, näher, als es in ben vordie enden Berichten geichehen, Auskurft 

u eribeilen, auch werben die Anſprüche, welde das Kirchfpiel, dem bie Kolonie 
Hr ber faktiſch angehört Bat, machen duͤrfte, deutlicher zu beleuchten fein. Nicht 
minder muß auch dasjenige, was hinfichtlih der Zweifel über die Kreisgränge bei- 
Yang anı hrt iſt, genauer umd motivirter dargeſtellt werben. 

. Exc. erſuchen wir daher, die K. Reg. zu Arnsberg zu den hiernach er⸗ 
ſorderlichen weiteren Grmittelungen gef. anzuweifen, und aufzuforbern, daß fie mit 
benjenigen, welche ein Recht des Widerſpruchs zu haben glauben, zuvoͤrderſt Rüͤck⸗ 

Grade nehmen lafle, und in dem Fnfigen Hauptberichte deren demſelben beizu⸗ 
fügende Erklärungen cher. Cinwendungen begutachte. 

Sollten inmitielſt noch anderweite Grundſtücke zu neuen Niederlaſſungen ver: 
Tanft oder verpachtet werden, fo. wich es zus Vermeidung aller künftigen Wider⸗ 
ſyrũche und Weiterungen erforderlich fein, den Bewerbern ſogleich die Bebingung 

u fielen, daß fie fig hinſichtlich nes künftigen Gemeinde⸗Berhaͤltniſſes lediglich ben 

eſtimmungen des Staaiobehoͤrde zu unterwerfen hätten, und ‚ber. legtern vorbehal⸗ 
ten bleibe, entweder ſaͤmmtliche neu entſtandene und feruer anzulegende Biabliffe: 


% 
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ments zu einer befondern Gemeinde zu vereinigen, ober auch fie mit Benachbarte 
Gemeinden zu verbinden. 
(Min. BL d. i. B. 1840 ©, 446. Nr. 768.) 


12) Zum 6. 33. 


2) R. des K. Min. des J., Abth. IL (v. Manieuffel) v. 28, Febr. 
1846 an die K. Meg. zu Liegnig, betr. die Gewährung von Diäten und 
Heifekoften für die Vertreter und PBorfteher von Inftituten und Korpora⸗ 
tionen in Dismembrationd- Angelegenheiten. 


‚ Der K. Reg, wird auf ihren Bericht v. 7. Jan. c., betr. bie Beſchwerde bes 
Kirchen⸗ und ES ultolegiume u N. wegen verweigerter Anweifung von Diäten 
und Reifefoften in Dismembrations:Angelegenheiten hiermit eröffnet, daß her $. 33. 
bes G. v. 3. Jan. v. I. auf die Reiſe⸗ und Verſäumnißloſten ber bei ben Dis: 
membrations:Gefchäften beiheiligten Intereſſenten (cf. $. 9. des Gef.) und daher 
auf diejenigen Patronats-Bertreter, Kirchen- und Schulbeamten und Vorſteher von 
Inftituten, deren Bernehmung es bei den Regulirungs-Verhandlungen und zum 
Zweit der Beflftellung des AbgabenRegulirangsplans bedarf, Teinesfalls angewendet 
werben Tann, ba diefer Paragraph nur die Remuneration der zur Megalirung ber 
Abgaben⸗, Kommunals und Sogietäts:Berhältniffe berufenen öffentlichen Behörden 
und der von diefen für das Regulirungsgefhäft, 3. B. für eine etwa nöthige Bos 
nitirung und Abfhägeng ꝛe., mitbenupten ober mit biefen Gefchäften beauftrag- 
Br Sadjverfländigen, wie DelonomiesKommiflarien, Kreisverorbneten (cf. $. 21.) 

anbelt, 

88 if fo wenig den Beamten und Vorſtehern öffentlicher Inſtitute, als ben bei 
dem Dismembrations⸗Geſchaͤft betheiligten Pripatberehtigten zuzumuiben, bie Zu⸗ 
reifen von ihrem Wohnorte aus nach dem Sitze entweber bes Landrathgamtes aber 
derjenigen Obrigkeit, welche bie ortöpolizeilihen Rechte ausübt, auf ihre Koften ober 
unentgeltlich zu unternehmen, baber aus nicht zu rechtfertigen, wenn man bie Ent: 
ſchaͤbigung der Vertreter und Vorſteher öffentlicher Inftitute auf die Kaflen ber 
Letzteren anweiſen wollte, indem dergleichen Zureifen vielmehr lediglich im Iutereffe 
und aus Beranlaffung der Zertheilung bes Grundſtücks, reſp. ber Gründung einer 
meuen Anfiebelung, alfo im Interefle dee Verkäufer und Erwerber ber Parzellen 
nöthig werben, biefe Lepteren mithin als Extrahenten des Geſchaͤfts, nebft ben 
übrigen Koften, auch bie Entfhädigung ber Vertreter und Borficher von Korpo⸗ 
rationen und Infituten für eine erforberlide Zureife berfelben tragen müſſen. 

Bas den Betrag biefer Entichäadigung betrifft, To läßt ſich ein Motiv dafür 
ebenfall6 nicht erkennen, daß dieſer Betrag auf bie wirklich nur verausgabte Summe 
befchränft und demnach in jedem Balle eine befonbere Liquidation und Beſcheini⸗ 
nigung über die gehabten Auslagen gefordert werde. 

Wenn bad ©. v. 3. Ian v. I. feine Beflimmungen über die Grunbfäge ent⸗ 
haͤlt, nach denen eine ſolche Entihädigung u liquidiren und feflzufegen iſt, der⸗ 
gleichen Beſtimmungen auch ſonſt für die. Adminiſtrativ-⸗Behörden im Allgemeinen 
ſehlen; ſo hat man derartige ſpezielle Beſtimmungen um deshalb nicht für erfor⸗ 
derlih erachtet, weil in ihnliden Fällen bisher ſchon auf die gerichtliche Sportels 
fare zurüdgegangen worden iſt; au gegenwärtig uuterliegt bie analoge Anwen: 
bung ber V. über die Gebühren der Sachverſtaͤndigen und Zeugen bei gerichtlichen 
Geſchaͤften, v. 29. Rärz 1814 (G. S., &.73.) — zufolge $. 10. diefer B. — auf 
die den Borfichern und Bertretern von Korporationen und Inflituten gebũhrende 
Entfhädigung für die behufs der RegulirungssVerhandlungen in Diemembrations⸗ 
Sachen erforderlich geweienen Zureifen feinem Bedenken. 

Hiernach ift auch die Feſtſetzung der Liquidationen ber Mitgliever bes en⸗ 
und Schulkollegiums zu N. zu treffen und bleibt der Koͤnigl. Regierung bie 
ſcheidung derfelben auf deren Beſchwerde v. 1%. Oktober v. J. unter Beruͤckſicht⸗ 
gung sorfichenber Andeutungen unb der liquidirten, anſcheinend noch maͤßigrven 

Be überlaſſen. 

Um bei dem oft geringfügigen Werthe der veraͤußerten Parzellen durch unvet⸗ 
haltnißmaͤßige Koften die Dismembrationen nicht zu erfchweren, und — worauf vdie 
K. eg. beionders zu halten hat — bie Berbanvlungen moͤglichſt zu /beſchleunigen, 
wird es ſich übrigens in vielen Fällen empfehlen, die Aufnahme der ORNegulirungs⸗ 
Berhandlungen, reſp. die Wernehmung der Beiheiligien-($. 9.) über den vom Laud⸗ 
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rathe entworfenen nder geprüften Regulirungsplan ben Orisobrigfeiten zu über: 
tragen, ober auch den vom Banbraihe angefertigten Megulirungeplan den Bertreten 
der $. 9. genamnten une zur Genehmigung und Bollziefung, unter Dei 
drüdung des Kirchen⸗ reſp. des von ben brisilegirten Korporationen geführten Bf: 
en Giegels, mittelft Anfchreibens zu überfenben. 

in. Bl. d. 1.3. 1846 ©. 39. Nr. 53.) 


b) R. des 8. Min. für Tandwirthfchaftl. Ang. (Gierke) v. 24. Aug. 
1848 an die K. Reg. zu N., betr. Die ven Borfländen der Gemeinden in 
Dismembrationd« und Megulteungsangelegenheiten außerhalb ihres Wehn⸗ 
ort® zuftebenden Diäten und Reiſekoſten. 


Die K. Reg. erhält auf den Bericht v. 21. v. M. in der offenen Anlage (a.) 


ben, den Ortsgerihten zu N. N. heute ertheilten Befcheib zur Kenntnißnahme und 
Weiterbeförberung. 


Anl ». 

Den Ortsgerihten zu N. N. wird auf bie Vorftellung v. 22. April d. I. eröffs 
net, baß Ihnen als Vorfländen der Gemeinden ebenfowohl, wie den Bonkänten 
anderer betheiligien Korporationen oder Inſtitute, allerdings ein Anſpruch auf 
Diäten und Reiſekoſten zuficht, wenn Sie angehalten werben, außerhalb Ihres 
Bohnorts Terminen in Dismembrationsangelegenheiten beizuwohnen, daß jeb 
diefer Anſpruch fortfällt, wen der Termin an Ihrem Wohnorte abgehalten wird. 
Auch unterliegt e6 feinem Zweifel, daß die Wahrnehmung des Gemeindeintereſſes 
d Buziehung zu den Regulteungsverhanblungen, infonterhrit in Beziehung auf 
bie R ung der Kommunglabgaben⸗Pflichtigkeit, zu den Funltionen gehört, welche 
den Ortsgerihten von Amtswegen obliegen, und daß daher, infofern es fi nur 
um die Zeitverfäummniß handelt, welche Gore Suztehun zu den Regulirungsiermis 
nen am Orte felbft mit fi führt, nicht aber um Reiten, welche baare Auslagen 
verurſachen, ein Anſpruch auf befondere Entſchaͤdigung bieferhalb nicht begründet 
it, die Feſtſezgung von folden Polizeiſporteln fogar unzulaͤſſig fein würde. 

Derlin, d. 24. Auguſt 1848. Dr Min. er done eieih ff. Ang... 


An 
bie Ortsgerihte zu N. N. 
(Min.Bl. d. i B. 1848. ©. 303. Nr. 361.) 


B. G. v. 24. Febr. 1850, wegen Abaͤnderung einiger Beflimmungen 
des Geſetzes v. 3. Ian. 1845, betr. die Zertheilung von Grundſtücken und 
die Gruͤndung neuer Anfledelungen. 


Bir Friedrich Wilhelm ꝛc. ıc. verorbnen, mit Zuftimmung beider Kaumern, 
für diejenigen Landestheile, in welchen das G. v. 3. Jan. 1845, betr. die Ber: 
— a oRürten und die Gründung neuer Anfiedelnngen, Geſetzeskraft 

, was folgt: 

$. 1. Die 88. 2. bis 5. einfchließlich des Geſ. v. 3. Ian. 1845, betr. bie 
Zeribeilung von Srunpflüden und die Gründung neuer Anfiebelungen (G. S. 1845. 
S. 25.), ſowie die Deflaration v. 7. Aug. 1846, betr. die Anwendung des $. 2. 
diefes Gef. (G. S. 1846. S. 395.), werben Hiermit aufgehoben. 

Beraͤußerungsvertraͤge jeder Art, durch welche Grundſtücke zertheilt, von einem 
Breundftüde einzelne Theile abgezweigt oder Grundſtücke, welche Zubehör eines ans 
deren Grundſtücks find, von iefem abgetrennt werden follen, muͤſſen von dem Ge⸗ 
riäte, vor welchen fie abgefchloffen over ihrem Inhalte oder der Unterichrift nach 
anerfannt worden find, unmittelbar nad) ihrer Aufnahme demjenigen Gerichte zu- 
gefendet werden, welches das Hypothekenbuch der betreffenden Grundflüde zu vd 
ven bat, fofern dieſes Bericht von dem erfleren verfchieben iſt. Diefelbe Verpflich⸗ 
tung wird, in Grweiterung der Borfhrift des $. 31. der V. v. 2. Jan. 1849 
(8.6. 1939. ©. 10.), den Rotaren auferlegt. 

$. 2. Die Aofchrelbung der Trennflüdte im Hypothekenbuche, deren Hebertra: 

ng auf ein anderes Folium, die Ausbänbigung des Baukonſenſes zu neuen Ans 
Aedelum en, fofern den Borfchriften der $$. 27. und 28. bes Geſ. v. 3. Ian. 1885 
genũgt if, ſowie die Berichtigung des Weflslitels für den Trennſtückserwerber find 
von ber im 5. 7. Nr. 1. und in den $$. 25. und 26. bed Gef. v. 3. Ian. 1845 
gedachten Megulieung ferner nicht «Bhängig. | 


— 
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. 8. 3. le im $. 1. des gegenwärtigen Geſ. bezeichneten Verträge find von 
dem Gerichte, welches das Hypochelenbuch des zertheilten Brunbilüde zu an 
hat, fofert, nachdem fie zu feiner Kenniniß gelangt find, in beglaubigter Abſchrift 
demjenigen Landrathe oder Magiſtrate zuzufertigen, welchem nad $. 8. bes Gef. 
v. 3. San. 1845 die im $. 7. Nr. 1. und in den 66. 25. unb 26. beffelben vor 
geförisdene Regulierung obliegt. Nah dem Gmpfange dieſer Abfchrift Hat ſich der 

andrath ober Magiftrat der Regulirung fogleih von Amtswegen zu unterziehen. 

S. 4. Die im $. 20. des Geſ. v. 3. San. 1845 den Regierungen 'beigelegte 
Befutzniß, in Fällen, in welchen Streitigkeiten bei der Regulirung entitehen, ein jo: 
fort vollſtreckbares Interimiſtikum feftzufegen, wird auf alle Walle ausgebehnt, in 
wen die Regierung es für angemeflen erachtet, die definitive Regulirung auf 
aufdieben. 

Urkundlich ꝛc. | 
Gegeben Charlottenburg, d. 24. Febr. 1850. . 
Friedrich Wilhelm. 


(L. S.) 
Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. v. d. Heydt. 
E \ 9. Rabe. Simons. v. Schleinik. j 
(86. 1850. S. 68. Nr. 3228.) | 


mM. Gefeglide Beſtimmungen, melde ausſchließlich vie 
Regulizung Der VBerhältniffe der Hypotheken⸗Gläubiger und 
Anderer Real» Berechtigten bei Dismembrationen betreffen. 


A. Vergl. Allgem. Land⸗Rt. Thl. J. Tit. 20. 8.441449. 454474. 
492494. und Spp.Orbn. Tit: 1. 55. 3540. m. U... 9. > 


B. ©. v. 13. April 1841 über den exleichterten Austauſch einzelner 
Parzelen yon Srundftüden. 


Mir Friedrich Wilhelm ze. 2. verordnen, um den Austaufch einzelner Patzelen 
von Grundſtücken im Intereſſe der Landeskultur zu erleichtern, auf ten Antrag 
Unferes Staatsmiin, und nach erforbertem Gutachten Unferes Staatsraths, für die: 
jenigen Landestheile, in welden das A. 2.R. und bie Hypothekenordn. Geſetzeskraft 
haben, was folgt: 

$. 1. Jeder Grundeigenthümer iſt befugt, eineine Qutsparzelen gegen andere 
Grundſtücke auch ohne Einwilligung der Hypothefengläubiger und anderen Real: 
j berechtigten nf vertauſchen, wenn dazu bei einem bepfandbrieften Gute die Kredit: 

direktion, einem anderen Gute die Provinzialbehorde, welche die Auseinander⸗ 

feßungs-Angelegenheiten leitet, die Genehmigung ertheilt. 

8. 2. Diefe Genehmigung darf nur unter folgenden Bedingungen ertheilt 
werden: 

4) die abzutretende Parzele muß, im Verhältniß zu dem Gute, von welchem fie 
abgetrennt werden fol, von geringem Umfange fein. 

2) Der Taufch muß dem Gute, für welches die Genehmigung nachgeſucht wird, 
durch ben befieren Zufanumenhang des einzutanfchenden Grundftüds mit dem 

. Gute, Bortheil bringen. 

3) Wenn der abgeſchaͤtzte Werth der abzutretenden Parzele.mehr beträgt, ale ber 
Werth des einzutauſchenden Brundftüds, fo darf der Ueberſchuß hoͤchſtens ben 
fünften Theil des Werthes der abzutretenden Parzele erreichen, und es muß 
die zur Ausgleihung herauszuzahlenne Summe zur Sicherheit der Berechtig⸗ 
ten rich deponirt werben. 

$. 3. Sind diefe Bedingungen bei dem einen ber beiden Güter, zwiſchen wels 

en ber Austaufch bewirkt werben foll, vorhanden, bei dem anbern aber nicht, fo 

ift nur bei jenem das gegenwärtige Geſetz anzuwenden, für das anbere bleibt es 
bei den allgemeinen Selten, nah welchen die Binwilligung ber einzelnen Realbe⸗ 
rechtigten erforderlich if. . 
$. 4. Die abgetretene Parzele ſcheidet aus dem Denlyerbande des Guts, zu 
welchem ſolche bis dahin gehört hat, aus, und das eingetaufchke Grundſtück tritt 
in Beziehung auf die Hypothekengläubiger und anberen Realberechtigten an bie 
Stelle der abgetretenen Parzele. ’ re 

Die genehmigenbe Behörde (8. 1.) Hat von dem Austauſche der Hypothelen⸗ 
behörbe beider Grundſtücke Anzeige zu machen. De Bu re TORELEEE 

$. 5. Wenn das Gut, für welches ein folder Austauſch beabſichtigt wird, in 


/ 
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einem kehen⸗ ober Fidelkommigverbande ſteht, ſo iſt auf die Wahrung der Rechte 
der Lehen: und Fideikommißfolger nicht das gegenwärtige ®., fondern das ©. über 
Tamilienfhlüffe v. 15. Yebr. 1840 $. 15. (G. S. ©. 20.) anzıngenden. 
Urkundlich ıc. 
Gegeben 2 Berlin, d. 13. April 1891. (L. 8.) Beiebrid Wilhelm. 
Müfffing. v. Kampt. Mühler. 9. Rochow. v. Ladenberg. 


Be — 
ũesbe 
(G.S. 1841. ©. 79. Nr. 2160.) esverg. 
Dazu: 
1) 3u Sę. 1. u. 2. 


Ueber die Frage, welche Behoͤrde zur Ertheilung der in 66. 1 1. u. 2. 
G. Ri 13. April 1841 erwähnten Genehmigung fompetent if, dis⸗ 
poniren: 


a) C. R. des 8. uf. Min. (Mühler) v. 23. Of i841 an. ſaͤmmtl. 
Gerichtsbehoͤrden in den Landestheilen, wo bie $yp.D. gilt. Die: Negie⸗ 
rungen find kompetent zur Ertheilung der in $$.1.u.2. des ©. v. 13. April 

1841 erwähnten Genehmigun bezugue der von thnen geleiteten usein⸗ 
anderſetzungen nicht bepfanobriefter Güter. 

Die K. Reg. zu Potsdam iſt auf eine Anfrage: 

ob die Regierungen in den von ihnen nach 8. 65. der B. v. 20. Juni 1817 

und $. 33. ber B. v. 30. Suni 1834 geleiteten Auseinanderfeßungs- Angeles 

genheiten dauch für befugt zu erachten ſeien, zur ‚Fuetau hung von len 

nicht Bepfandbriefter Güter die nad 88. 1. und 2. des ©. v. 13. April d. J 

erforderte Genehmigung zu extheilen, 
von bed Herrn Beh. Stantentin. v. Ladenberg Err. Fr Befieben worden: 

dag den Regierungen biefe Befugniß allerdings zuftehe, da dieſelbe im $. 1 

bes angeführten G. allgemein berjenigen Brovinzialbe * beigelegt ſei, meidht 

die Auseinanderfegungs » Angelegenheit leite, und bie bem Geſetz vorangegama 
genen Verhandlungen nicht annehmen Iaffen, daß hierunter ausſchließlich die 

Seneral- Kommiffionen u verftehen feien. 

Der Zufizmin. erklärt. fih mit dieſer Vorbeſcheidung vollkommen einverſtanden, 
und macht dies, auf den Wunſch bes Herrn Geh. Staatsmin. v. Ladenberg den 
Gerichtebehörben. derjenigen Sanbestheile befannt, in benen bie Hyp. Ordn. —* 
En , um. 1 in vorkommenden Faͤllen band u: achten 
" x ae zZ B. 154. ©. 2%. Nr. 477., —RX Bl. 1841. S. 332, 

r. — 


b) R. di K. Min: des J. Abth. I. el v, 11. Febr. 1844 an das 
Berichtgamt zu N. Bei Konkurrenz eines bepfandbrieften mit einem nicht 
hepfandbrieften Gute ift jede der im $. 1. des G. v. 13. April 1341 bes 
zeichneten Behörden zu der dafelbfi angeordneten Präfung kompetent. Die 
Vorſchriften des erwähnten Geſetzes find auch anwendbar auf bie. Vetlau⸗ 
ſchung von Gebaͤuden. 

Dem Gerichtsamte der Herrſchaft N. wird auf die Eingabe v. 15. Ne. 4. J., 
worin Daſſelbe fih über das Derfabren ber K. Gen. Komm. zu Breslau in her 
Anzelegenheit wegen bes von dem Gutsbeſitzer N. mit bem Feeigärtner N. zu N. 
abge fhtoffenen Taufchvertrages beſchwert, Folgendes eröffnet. 

uvoͤrderſt die Behörbe betrifft, wie Genehmigung zu Vertauſchun⸗ 
gen pin ‚m Öutsparzelen nach bem ©. v. 13 ii 1881 30 ertheilen hat, ſo ver⸗ 
ordnet letzteres: 
daß die Genehmigung bei einem bepfandbrieften Gute von der Kredit⸗Direk 
tion, bei einem andern Gute aber von..ber Provinzialbethoͤrde, welche die Ausı 
einanderſegungen leitet,. ertheilt werben ſoll. 

Hieraus folgt, daß bei der Konkurrenz eines bepfandbtieften mit einem under 
pfandbrieften Gute auch beibe Behörben, jede. wegen des ſeb betr. Bute, Mi bie X auſch 
bedingungen zu prüfen haben. 


YO Bon d. Vefetigung d. Befiränf. u. Ginberniffe d. Landes⸗ Kultur; 


In Betreff der N. ſchen Preigärinerftelle Hat nun bie Gen. Komm. zu Bresları 
die Genehmigung bes Taufches verweigert, und Tann ein eigentlicher Rekurs bages 
gen an das Minifterium, auch wenn er von den Kontrahenten felbit erhoben würde, 
nach der Faſſung des &. v. 13. April 1841 nicht als flatthaft erachtet werben. 
Dennoch Hat das Min. die Gen. Komm. zur nähern Begründung der Verweige⸗ 
rung bes nahgefuähten Unſchaͤdlichkeits⸗Atteſtes veranlaßt. — Wenn nun auch der 
. —52 — dieſer Behoͤrde darin nicht beigetreten werden kann, daß den Vertauſchun⸗ 
gen von Gebäuden die Erleichterungen des gedachten G. nicht zu Statten Tom: 
men dürften, fo kann body nicht in Abrede geflellt werben, bag bas Gehöft des 
N. fammt ben meiſten darauf befindlichen Gebäuden und dem Barten, einen im 
Verhaͤltniß zu der ganzen Befigung fehr erheblichen Theil derfelben ausmacht, und 
daß daher deffen Bertaufhung in Gemaͤßheit des $. 2. Nr. 1. a. a. D. nit ohne 
Weiteres zugelaffen werben kann. 

Denn, wie es fcheint, das Gerichtsamt den in biefer Geſetzſtelle gewählten Aus: 
druck „non, geringem Umfange“ für gleihbebeutend mit dem „von geringer Fläche“ 

ält, fo fann einer ſolchen Auslegung, als dem Zwede des Geſetzes ganz wider: 
reitend, nicht beigetreten werben. 

Dem Breigärtner N. muß hiernach überlaffen bleiben, den Konfens auf feine 
Gartnerſtelle Hppothefberechtigten zu dem Taufche zu beſchaffen. 

(Bin. BL dv. i. 3. 1844. ©. 52. Nr. 58.) 


o) ER. ver K. Pin. der I. (Mühler) und des K. Hauſes, Abth. II. 
(Gr. zu Stollberg) v. 11. Mai 1844 an ſaͤmmtl. Gerichtsbehorden in den 
Landestheilen, wo die Hyp. D. gilt, betr. die Befugniß der Megierungen 
ur Ertbeilung des Konfenfe bei Austaufchung einzelner Parzellen nicht 
epfandbriefter Güter. 

Den fämmtl. Gerichisbehörben in benfenigen Lanbestheilen, if weldyen bie 
Hyp.D. Geſetzeskraſt hat, wird mit Bezug auf das ER. v. 23. Oft. 1841, betr. 
die Befugnig der Regierungen zur Griheilung bes Konienjes bei Mnustauffjungen 
einzelner Barzellen nicht bepfanbbriefter Güter, (Iuftizmin. BI. 1841. ©. 332. 
und Min. BL. der i. V. S. 2W. Nr. 477.) eröffnet, daß bie Frage: inwieweit den 
Megierungen dieſe Befugniß zuftehe? von neuem zus Sprache gelommen und bei 
einer Bersihung bes K. Stantemin. am 1. April d. 3. dahin en chieden worben iſt, 

„daß ven Regierungen (den Abth. für bie Verw. ber Domainen und Forſten 

unb refp. für die Kirchenverwaltung und das Schulweien), weldhe nad $. 65. 

ber 8. v. 20. Juni 1817 und $. 39. der 8. v. 30. Juni 1834, imgleihen 

8. XL ber 8.D. v. 31. Dec. 1825 zur Leitung der Auseinanderfegunge:@es 

Ihäfte in den Domainen und in den unter ihrer unmittelbaren Verwaltung 

fiehenden Gütern, milden Stiftungen sc. mit gewißfen Befchränfungen ermädhs 

tigt finb, auch die Befugniß zuſteht, dergleichen nach 5. 1. bes ©. v. 13. April 

41841 zn beuriheilende Bertanfchungen infoweit zu genehmigen, als diefelben 

. bei Selegenheit der von ben Regierungen geleiteten Auseinanderfeßungen und 

zut beſſeren Regulirung ber leßteren vorlommen und bienen, und als bie 

ordentliche Anseinanderjebungebehörbe, ganz abgefehen von dem ©. v. 13. April 

1841, dazu fon zufolge der 6$.- 64. und 65. der Gemeinheitoth. O. v 
7. Juni 1821 und $.8. dee B. v. 30. Juni 1834 befugt geweien fein würde.” 
F rn d. i. B. 1844. S. 209. Nr. 233. Ju. Min. BL 1844. ©. 152. 

r. 85. 


0) N. ded K. Min. des I. Abth. I. (v. Manteuffel) v. 10. Sult 1847 
an die K. Sen. Kom. zu N. Verträge der Regierungen mit Ruſtikalbeſttzern 
über den Austaufch Ländlicher Grunvftücde unterliegen der Beflätigung der 
ordentlichen Auseinanderfegungsbehörden. 

Unter Mittheilung bed von der Meg. zu N. unter bem 19. Mai c. erflatteten 
Berichts, betr. die Frage, weldhe Behörde die nah $. 1. des ©. v. 43. Apkil 
1841 zu Bertaufhungen von Grundflüden erforberlihe Genehmigung gu eriheilen 
Babe, wird die K. Sen. Kom. hierdurch angewiefen, Si ber Veflätigung bes in 
von ber Regierung mit dem Bauer N. und Konf. in N. abgefchlofienen Tauſch⸗ 
vertrages v. 25. Der. 1843 zu unterziehen, ba bie Vorſchriften der 8. v. 20. Juni 
1817 und 30. Juni 1834 über die Leitung von Auseinanderſetzungen d bie 
Regierungen und die Provinzial-Schullollegien auf das GSpegialgefeg v. 13. April 
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4841 wit ausgebehnt werben können, welches nur bie Einwirkung ber ordentlichen 
Auseinanderfegungsbehörden anordnet. 
(Min. BL d. ı. B. 1847. ©. 206. Nr. 263.) 


2) Bum . 2. 


EN. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 15. Mai 1849 
an ſaͤmmtl. K. Reg. in den Provinzen Preußen, Bofen, Sciefien, Bran- 
denburg, Sachſen und Pommern, mit Ausnahme derjenigen zu Stralfund. 
Berfahren bei der Ab⸗ und Bufchreibung vertaufchter. Gutsparzelen im 
Hypothekenbuche hinfichtlich der Darauf hafıenden Abgaben und Laften. 

Der K. Reg. wird im Anfchluffe (a.) Abſchrift des Juſt. Min.R. an fänmtl. 
Gerichtsbehörden v. 5. DE. v. I., betr. das bei der Ab: und Zufchreibung ver: 
taufchter Gutsparzelen im Hypothekenbuche Fe ber daranf haftenden Abga⸗ 
ben und öffentlichen Laften zu beobachtende Verfahren, mit der Beranlaffung zuge 
fertigt, Ihre Unterbehörben nah Maßgabe diefes Meffripts zu infirniren und Sich 
eo nad deffen Inhalte zu richten. 


R Anl. a. 

Das Geſetz über den igrergn Austauſch einzelner Parzelen von Grund⸗ 
Rüden v. 13. April 1841 (G. S. ©. 79.) Hat im 8. 1. jeden Grundeigenthümer 
für befugt erflärt, einzelne Gutsparzelen gegen andere Grundſtuͤcke auch sahne Ein: 
willigung ber Synothefengläybiger und anderer Realberechtigten zu vertaufchen, 
wenn bazu bei einem bepfanpbrieften Gute bie Krebitvireftion, bei einem anderen 
— bie Provinzialbehoͤrde, welche die Auseinanderſehung leitet, die Genehmigung 

ilt 


EVUin ſolchez Austauſch enthält hinfichtlich eines jeden Grundſtücks, von welchem 
die Tauſchparzele als ein bisher integrirender Antheil abgegweigt, oder als ein bie: 
heriges Zubehör abgetrennt wird, eine unter das G. v. 3: Ian. 1845, betreffend 
die Sertdelung von Srundfiäden (8.6. ©. 25.), fallende Zerftüdelung. 
Nah $. 7. dieſes Geſetzes foll die Ab⸗ und Zufchreibung der Trennflüde im 
Sypothelenbuche er dann geſchehen, wenn 
4) die auf dem bismembrirten Grundſtücke Haftenden ober in Rückſicht auf deſſen 
Beſitz zu entrihtenden Abgaben und 2eiltungen, welche die Natur öffentlicher 
Laſten haben, einfchlieplidh der aus dem Gemeinde⸗, Kirchens, Pfarr⸗ oder 
Schulverbande enifpringenden oder fonfligen Korporations: ober Gozietätsla- 
ſten definitiv ober interimiftifch vertheilt find, 
2) der Borſchrift des 5. 91. Tit. 2. der Hypothekenordnung genügt worden iſt. 
58 unterliegt keinem Bedenken, daß das nad. $. 91. Tit. 2..dex Hypothekenordn. 
wit den eingetragen NRealberechtigten und Gypotheienglänbigern zu vermittelnde 
Regulatio bei dem Austauſche von Gutsparzelen durch bie von ber. Krebitbirektiox 
oder der PBeovimzials Huseinanbesfehungsbehörbe nach $. 1. unb 4. bes Bei. ©. 
43. April 1841 gu ertheilende Genehongung entbehrlich gemacht wiss. Dagegen 
iR die Frage entſtanden: . 
ob. unter den im $. 4. diefes Geſetzes erwähnten anberen Realberechtigten audh 
die öffentlichen Luften und Abgaben zu. verftchen dm und bie ‚gedachte Ge⸗ 
. nehmigung bie Stelle ber im F. 7. Re. 1. des Gef. v. 3. Yan. 1845 vor⸗ 
geigeiebenen NRegulirung ber Sffentlihen Abgaben und Leiflungen vertreten 
önne ? 


In Betracht, daß es zur Zeit ber Smanation bed Gef. v. 13. April 1841 vor ber 
Abs und Zufcreibung von Trennflüden keiner Bertheilung ber öffentlichen Abga⸗ 
ben und Leiftungen, ſondern nur ber Anzeige bei ber betr. Behörde beburfte, Dies 
ſes Geſetz daher mur die Schwierigkeiten bes zu. beichaffenden Konfenjes der Hya 
pothefengläubiger und folder Realberechtigten, welche ihre auf fpeziellem Rechtsti⸗ 
tel beruhenden Realanſprüche hatten eintragen laſſen, hat befeitigen wollen, bat ber 
Sufizminifter, im Cinverſtaͤndniß mit ben betreffenden Berwaltungsminifterien, fi 
für die Berneinung vorflehender Fragen entidyieden. 

- Dis Hypoihekenbehoͤrden werben baher angewielen, bei Bertaufchungen von 
Gutsparzeien nicht blos auf die Beobachtung der jur Gigerftellung ber —* 
— 7 und eingetragenen RNealberechtigten in dem G. v. 13. April 1841 ent⸗ 

en Vorſchriften zu Ballen, fondern auch bie hinfichtlich ber öffentlichen Abga⸗ 
und Seiflungen in dem M. y. 23. Juni 1846 (Juſtizmin. BL ©. 124. und 
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Mn. Bl. der i. Berw. ©. 112.) enihaltenen Anweifungen, ſo lange diefer Gehen: 
ftand im legislativen Wege nicht anderweit geordnet if, zu befolgen, und alſo dar⸗ 
auf zu fehen, daß vor ber Ab⸗ und Zuſchreibung der Parzelen im Hypothekenbuch 
feitens der Berwaltungsbehörbe die Abgaben-Regulirung bewirkt if. 

Die betreffenden Berwaltungsminifterien find hierbei übrigens darüber einig, 
bag es in ber Regel einer Verteilung der Abgaben und Leillungen nicht bedürfen 
werde, daß vielmehr in die Webertragung der auf der abzutrennenden Parzele haf⸗ 
tenden öffentlichen und aus dem Gemeinde, Kichen-, Pfarr: and Schulverbanbe 
oder and anderen Korporationss und Soztetäts :Verhältniffen entfpringenden Lafer 
und Leiftungen auf die dagegen eingetaufchte Barzele gewilligt werben könnne, wenn 
beide Barzelen im Werthe einander gleich fliehen, oder die Differenz fo geringfügig 
if, daß ge Nachtheil für die Abgaben: und Leitungs: Berehtigten nicht zu bes 
orgen if. 

j Es follen hiernach dle Regierungen, reſp. Landbräthe und Magifträte, mit ent: 
ſpregender Anweiſung verſehen werden. 
en Syvothefen = Sehörben genügt eine von ben Verwaltungs : Behörden ihnen 


ugehende Mittheilung darüber, daß bie Regulirung ber öffentlichen Baften und 
— 28 überhaupt bewirkt worden iſt. 
Berlin, d. 5. Oft. .1848. Der Sufigmintiter. 
en j isker. 


An 
fämrhiliche Gerichtsbehoͤrden. 
BL dv. i. B. 1849. ©. 98. Nr. 143.) 


3) Zum ©. 4. 


MM. des K. Min, des J. Abth. IL (Bode) v. 18. Jan. 1844 an die 
K. Reg. zu Frankfurt. Die 66. 1. u. A. des G. v. 13. Aprkl 1841 find 
nicht anwendbar auf Servituts- Berechtigungen. 


Bei Rückgabe ber mittelit Ber. ». 21. v. M. und I. eingereichten Akten, betr. 
die Abloͤſung der Streuesholung und Aufhütung in der N.fhen Forſt, wird ber 
K. Reg. eröffnet, wie das unterz. Min. ber, in dem Ber. v. 16. Nov. v. I. vers 
—— Anſicht der Majorität dee Mitglieder der landwirthſchaftl, Abth. dahin 

e 


, 
... daß die Borfchriften der 99. 1. und A. der V. v. 13. April 1841 über ben 
- erleicdhterten Austauſch einzelner Parzellen von: Grundftäden auf die Servi⸗ 
tutsberechtigten nicht angewendet werben koͤmen. 0 
Es ergiebt fi) dies aus dem Zwecke der gebachten B. und ben prafftifchen Wolgen 
der an genchmigenben Bertaufhung von ſelbſt; — erſterer geht nämlüh ganz 
enfach dahin, die Weiterungen unb Koſten zu befritigen, welche bei bergl., dem 
Berth eines größeren Gutskomplexus wenig ober. gar nicht alterirenden Dispofl- 
tionen, durch die nach den: Bekimmungen bes: Allg... Landrechts und ber Hypothe⸗ 
lenordnung ſonſt erforderlich geweſenen und "in. beglaubter Form beizubtingenden 
Konſenſe der eingetragenen Realgläubiger, alſo folder Berfonen veranlaßt 
wurden, denen bie zu veriaufchenden Parzellen in einer ober. bes anderen Weife als 
Stcherungsmittel für eine gewiſſe Forderung oder Leiftung verhaftet war, und das 
ſubſidiaire Intereffe dergeftalt zu ordnen, daß an die Stelle des abgetretenen. Theis 
les der Sicherkeit ein anderes Objekt fubftituiet werde, beffen Werth jenem erfteren 
leih fommt, und fomit das prinzipale Verhältniß wieder herftellt. Unter biefer 
Seransfegung bat man die Zuziehung und auebräctliche Grflärung ber oben ges 
dachten erechtigten für entbehrlich erachtet und IR fie es auch in der That, 
wenn man erwägt, daß es hinfihtlih Ihrer nar darauf aufommt, bie Forderung 
derſelben in bisheriger Art realiter dy ſichern, alſo die Mittel nicht zu verringern, 
aus welchen ſolche eventualiter gebedt werden kaun. 

Etwas anderes ift es aber mit ben Servituto⸗ mithin ſolch en Realberechtigten, 
welche aus ber abzutretenden Parzelle unmittelbar Nupungen gezogen haben. 
Denit man fih in diefer Beziehung 3. B. eine, Hütungss oder Holzſervitui ober 
eine Zehentberechtigung, fo ift es in vielen Fallen allerdings möglich, daß ſolche 
auf bie eingetaufchte Parzelle ebenfalls ausgeübt werben Tann; «ben fe..oft wird 
fi dies aber auch gerabehin von felbit, namentlich dann verbieten, wenn Grund⸗ 
ſtücke ganz verſchiedener Art — (bie hinſichtlich ihres Realwierthes gleich fichen 
und die Sicherheit der Realgläubiger völlig ausgleichen) — gegen einander wert 
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tauſcht werben; ein —— wird z. B. wie eine Wieſenparzelle oder 
Torfmoor, ein Hütungsrecht auf einem Gartenſtuͤck u. ſ. w. nicht zu exerziren fein. 
Noch ſchlagender tritt dies bei Wegegerechtigkeiten hervor und folge fona von 
felbt, daß die V. v. 12. April 1831 auf Realberehtigte dieſer zweiten Kategorie 
fih nicht beziehen Tann, ihre Gerechtſame vielmehr in bisheriger Art unverändert 
bleiben müfen und nur durch eine befondere ausbrüdlihe Vereinigung mit den 
Snterefienten bes Taufchgefchäfts, foweit dies der Natur des Rechtes nach überhaupt 
möglich bleibt, zu übertragen find. Unter diefen Umftänden wirb es aber zur Vers 
meidung künftiger Weiterungen und Mißyerftändniffe durchaus nothwendig bleiben, 
bie Interefienten des Taufchgeichäftes über die Wirkungen ber Genehmigung eines 
folhen ausbrüdlid zu belehren und danach auch in dem vorliegenden Kalle zu vers 
fahren; indem die Hütungs⸗- und Selzungegercihtiame, welche die Gemeinde N. N. 
auf die, an ben Befiger des Ritterguts N. abzutretenden Theile des N.N.fchen Forſt⸗ 
reviers zu haben vermeinen, der obigen Ausführung nah nicht ohne Weiteres auf 
bie Grunbflüde übergehen, welche Ießterer zur befferen Arronbirung der Königl, 
Forſt abzutreten gedenkt und bagegen auf erflere zeifiren. Es fcheint indeflen nicht 
zweifelhaft, daß die genannten Gemeinden ſich eine foldhe Bertaufhung werden ges 
fallen laſſen, fobald ihnen das Sachverhaͤltniß angemeflen entwidelt wirb, was 
eventualiter zu veranlaflen, ber Domainen - Abtbeilung anheimſteht. 


(Min. Bl d. i. V. 1844. ©. 17. Nr. 21.) 


C. ©. o. 3. März 1850, betr. den erleichterten Abverkauf Yleiner 
Grundftuͤcke. 


Wir Friedrich Wilhelm ze. 2c. verordnen, mit Zuſtimmung beider Kammern, für den 
ganzen Umfang der Monardhie, mit Ausnahme der auf dem linken Rheinufer be: 
legenen Landestheile, was folgt: - 


$. 1. Jeder Grundeigenthümer, fowie jeder Lehns⸗ und Fideikommißbefitzer iſt 
befugt, einzelne Gutsparzellen gegen Auferlegung feiter, nach den Vorfchriften der 
Ablöfungs- Ordnung ablösbarer Geldabgaben oder gegen Feſtſtellung eines Kauf: 
geldes auch ohne Einwilligung der Lehns> und Fideikommißberechtigten, Hypotheken⸗ 
und Realgläubiger zu veräußern, fofern bei landſchaftlich belichenen Gütern bie 
Krebitdireftion, bei anderen die Auseinanderfeßungsbehörbe befcheinigt, daß die Ab; 
veräußerung den gedachten Intereffenten unfhablich fei. ls 

$. 2. Gin ſolches Unſchädlichkeitszeugniß darf nur ertheilt werben, wenn. bas 
Trennſtück im Perhälmiß zu dem Hauptgute von geringem Werth und Umfang ift, 
und wenn die äufetlegte Geldabgabe oder das verabredete Kaufgelb den Ertrag 
oder ben Werth des Trennftüds erreicht. 


$. 3. Das yeräußerte Trennftüd feheibet aus dem Realverbande des Haupts 
yes, zu Val baflelbe bis dahin gehört Hat, aus, und bie bemfelben auferlegie 
elbabgabe, ſowie das verabrebete. Raufgelb. treten in Beziehung auf die Lehns⸗ 
und Fideikommißberechtigten, Hypothefen- und Mealgläubiger des Haupiguteg an 
die Stelle des Tremftüde. \ 
$. 4. Hinfichtlih der Verwendung der fellgefegten Raufgelber in das Haupt 
gut kommen bie gefeßlichen Vorfchriften über die Verwendung der Ablöfungstapi: 
talien zur Anwendung. | 
8. 5. Alle Beftimmungen, welde den Vorſchriften bes gegenwärtigen Geſetzes 
engrgenfichen ober ſich mit denfelben nicht vereinigen laſſen, werben außer Kraft 
geſett. 
Gegeben Charlottenburg, den 3. März 1850. 


(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. 9. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. 
Simons. v. Schleiniz. v. Stockhhauſen. 
(G. S. 1850. S. 145. Nr. 3236.) | 
Landes-Rultur-Befchg. Bi. 1. 11 
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Dazu: 


N. des K. Min. für andwirm ſchaſtl Ang. (Bode) v. 17. Sept. 1851 
an die K. en zu N. N. Anwendung des Koftenregul. v. 
25. April 1836 auf die Parzellirungen nad) dem ©. v. 3. März 1850. 


Der in dem Ber. der 8. Gen: Kom. v. 15. v. M. entwidelten Anficht über bie 
Anwenbbarkeit des Koftenregul, v. 25. April 1836 auf die Parzellivungen nad 
dem ©. v. 3. März 1850 kann das Min. nicht beitreten. Der g. 9. des gedach⸗ 
ten Regul. Handelt nur, wie aus deſſen Gingang zu entnehmen, unb wie es auch in 
der Natur der Sache liegt, von den Brleichterungen in Betreff der Koſten in Auss 
einanberfeßungen. Die Bekimmung sub Mr. 5. dehnt diefe Erleichterungen auch 
auf die mit der Auseinanderfegung zufammenhängenden ober von der Auseinander: 
fegungsbehörbe damit in Verbindung gebrachten Geſchäfte ꝛe. aus, und „eben dieſe“ 
Sportels, Stempel: und Bortofreiheit wird sub Nr. 6. den Parteien au wegen 
der bei den Gerichten ꝛc. extrahirten Nachrichten ze. zugefihert. Es Tann daher 
feinem Zweifel unterliegen, daß fi die Koftenerleichterungen nur auf die Auseinan⸗ 
berfeßungen und die damit in Verbindung fiehenden Nebengefchäfte erſtrecken; und 
es folgt daraus, daß eine Koftenfreiheit der Parzellirungen, welche mit Auseinanber: 
feßungen nicht zufammenhängen, ans jenen Bellimmungen bed Koftenregul. nit 
hergeleitet werben Tann. 

Wenn deßungeachtet für die in Folge des G. v. 3. März 1850 bei den Aus: 
einanderfebungsbehörben vorkommenden Gefchäfte nach Maaßgabe des Koftenzegul. 
9. 25. April 183 zu liquidiren ift, fo bat dies darin feinen Grund, daß für bie 
Auseinanderjeßungsbehörden ein anderes Koftenregul. überhaupt nicht eriflirt. Ce 
trifft aber dieſer rund bei ven in Folge biefes 6. bei den Gerichten vorkommen⸗ 
den Gefhäften nicht zu. . 


(Min. Bl. d. i. V. 1851, ©. 206. Nr. 230.) 


. IV. V. v. 11. Juli 1845, bett. die neuen Anſiedelungen in der Pro⸗ 
pinz Weftphalen. | 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. ıc. verorbnen zur nähern Beflimmung der für die 
Provinz Weſtphalen In dem kandtagsabſchiede 9. 30. Dec. 1834 zu TR über die 
Gründung neuer Anflebelungen ertheilten Borfchriften, in Berüdfihtigung der Wünfche 
Unferer getreuen Stände det Provinz Weſtphalen und auf den Antrag Unſeres 
Stantentin., was folgt: ur oo. Zee 
“84. Zu jeder neue Anflevelung auf dem platten Lande innerhald oder außer: 
Halb eines Dorfes oder in einer ftäbtiichen Feldmark außerhalb der Stadt und Vor: 
ſtadt, in der Provinz Weftphalen, die Anflevelung mag durch Erbauung eines 
Mohnhaufes (Feuerſtelle) oder duch Ginrichtung -eines fihon vorhandenen. Gebäu: 
des, 3. B. eines Stalles zum Wohnhaufe, geſchehen, iſt, außer dem polizeilichen 
Bankonſenſe, noch die Genehmigung des Landraths (8. 9.) erforberlich. 
8. 2. Der Antrag auf Geſtattung der Anſiedelung it. an die Ortspollzeibe⸗ 
hörde (den Bürgermeilter oder Amtmann) zu richten; zur Begründung defielden hat 
der Antragende einzureichen: ' 
1) ein glaubhaftes Zeugniß über feine bieherige Führung, und 
.%) Nachweiſe darüber: | | oo 
a) daß ber Platz, auf dem er fl anfiedeln will, ihm eigeathümlich, zu Erbzins⸗ 
oder Erbpachtrechrechten gehöre, 
b) daß zu biefem Platze ein offener Weg, welder die Wohnung amp Hefitelle 
für die polizeilihe Beauffihtigung, jederzeit ugänglih macht, bereits Hinführe, 
m doch der Beihaffung eines ſolchen Weges kein Hinderniß entgegenftehe; 
‚Up a . te ) 
c) daß der Antragende Hinlängliches Vermögen, fowohl zur Ausführung bes 
Baues, ER zur Cinrichtung der Birtäfigeft Befige j zur ea zo 
Befteht das Vermögen bes Antragenben nicht in Grunbflüden oder fihern Hy⸗ 
pothefenfapitalien, fo ift der Nachweis hierüber (Nr. 2. Lit. c.) durch die Beſchei⸗ 
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oem ober Berſicheruag zweier achtbarer und zuserkäffiger Gomeinbeniiglieder zu 
ven. 

‚ Bei der Beurtheilung ber Zulänglidjleit des Vermögens. if infonberheit auch 
die Höhe des Kanfgelberruditandes und ber auf das Grundſtück übernommenen ber 
ſtaͤndigen Leiftungen zu berüdfictigen. | 

$. 3. Die Ortspolizeibehörbe hat die Zuläffigkeit des Antrages ($. 2.) zu. 
prüfen und fofern berfelde mit den im $. 2. vorgefchriebenen Beweisflüden „ni 
verfehen fein follte, wegen deren Nachbringung oder Ergänzung das Erforderliche 
zu verfügen. | 

$. 4. Hält die Ortspolizeibehörde die in Beziehung auf die Beſtimmungen im 
$. 2. Nr. 2. Litt. a. und b. beigebrachten Nachweiſe nicht für genügend, fo hat fie 
die Berhandlungen fofort dem Landrathe zur Entſcheidung einzureichen ($, 9.) 


8.5. Außer diefem Balle ($. 4.) find zunörderfi die Vertreter der Ortsge⸗ 
meinde, und wenn die Anftebelung in der Nähe einer benachbarten Gemeinde ges 
ſchehen fol, aud) deren Vertreter, in den Städten die Stabtverorbneten, in ben 
Landgemeinden die Gemeindeverorbneten ober die Meiftbeerbten, über die beabſich⸗ 
tigte Anfledelung unter Borlegung aller Beweisftüde ($. 2.) zu vernehmen. 


$. 6. Widerfprechen die &emeindevertreter der Anflebelung, fo darf dieſe nicht 
geftattet werben, wenn 


1) ber im $. 2. unter 2. Lit. c. vorgefähriebene Nachweis nicht geführt worben, 
ober 


2) von der Anflevelung Gefahr für das Gemeineweſen zu beforgen, unb bie pos 
lizeiliche Beauffitigung der Anftebelung und ihrer Bewohner mit ungewähns 
lihen Schwierigkeiten verfnüpft if. 

Dies ift befonders dann anzunehmen, wenn 


a) die Anfiebelung an einem von andern Wohnungen erheblich entfernten ober 
fonft unpaffend gelegenen Orte, namentlih in der Nähe von Forften und Hols 
zungen gefchehen fol, und zuglih . 

b) derjenige, welcher die Anſiedelung beabfiätigt, befäholtenen Rufes ifl. 


8. 7. Biegen Gründe vor, weldhe die Gemeindevertreter nach $. 6. zum Wider⸗ 

Dog, gegen die Anflevelung berechtigen würben, die &emeindevertreter finden fich 

jebod veranlagt, einen Widerfprud dagegen nicht einzulegen, fo bat bie Behörde 
$. 9.) nah den Umfländen zu ermeflen: weldes Gewicht hiernady den erwähnten 
runden noch beizulegen, ob in Rüdfiht auf diefelben die Nieberlaffung dennoch 

grerſagen oder ob ſolche wegen der obwaltenden beſonderen —* zu ge⸗ 
atten ſei. 


$. 8. Die Vorſchriften der 88. 1. bis 7. finden, außer dem Fall einer Vererbung, 
auch dann Anwendung, wenn Bohnungsgebäube innerhalb der erfien fünf Jahre 
nad ihrer Erbauung von einem mit Wohngebäuden beſetzten Grundſtücke abge- 
trennt und an Andere zu neuen Anfievelungen eigenthümlih ober in Erbzins oder 
Erbpacht überlaflen werben. 


$. 9. Die Ortspolizeibehörbe hat bie von ihr geführten Verhandlungen und 
bie Erklärungen der Gemeinbevertreter mittelft gutachtlichen Berichts dem Landrath 
einzureichen, welcher über die Geflattung ber Anflebelung enticheibet. 


6. 10. Gegen die Entſcheidung bes Landraths fteht fowohl demjenigen, wel: 
her die neue Anfievelung beabfichtigt, als auch den betheiligten Gemeinden binnen 
zehn Tagen, vom Tage der Eröffnung ber Entſcheidung an gerechnet, der Rekurs 
an die Regierung und zwar mit juspenfiver Wirkung ofen. 


$. 11. IR in dem Falle des F. 1. eine neue Anflebelung, ber ergangenen 
Entfheidung zuwider ($$. 9. und 10.), unternommen worden, fo if ber Befiger 
zur Niederreißung der Anlage durch polizeiliche Crekution anzuhalten. 


$. 12. Eben dieſes findet Statt ($. 11.), wenn bie Anftebelung, ohne bie 
Entſcheidung über deren Zuläffigkeit abzuwarten, unternommen worden ift, und 
ſolche demnaͤchſt für unzuläffig befunden wird, wird fie aber für auläffie befun: 
den, fo trifft den Unternehmer eine polizeilihe Geldbuße von 5 bie 50 Rtälr., 
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—8 im. Unvermoͤgensfalle in verhältuigmäßige Gefaͤngnißſtrafe zu verwan⸗ 
ein if. 

$. 13. Iſt in dem Balle bes $. 8. auf den Widerſpruch ber Ortsgemeinde die 
neue Anflebelung für unzuläfftg erflärt, folde aber dennoch zur Ausführung ger 
bracht worden, fo ift derjenige, welcher zu dieſer Anfiebelung das Wohngebäude 
von feinem Beſitzthum abgetrennt und veräußert hat, der Ortsgemeinde während 
zehn Jahre, vom Tage der Uebergabe des Wohngebäubes an gerechnet, für alle 
Koften verhaftet, welche für fie aus der Verpflichtung zur Armenpflege gegen ben 
Anfledler und deſſen Familie entitehen. 


8. 14. Durch die gegenwärtige V. wird in ben Borfchriften des Gef. über 
bie Aufnahme neu anziehender Perfonen v. 31. Dec. 1842 wegen ber freien Wahl 
des Aufenthaltsortes nichts geändert. 


Urkundlich ꝛc. 
Gegeben Sansſouci, d. 11. Juli 1845. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Boyen. Muͤhler. v. Nagler. Eichhorn. v. Thile. v. Savigny. v. Bobelihwingh. 
Gr. zu Stolberg. Gr. v. Arnim. Flottwell, ihlen ein 


(8.6. 1845. ©. 496.) 


Dritter Theil. 


Von der Ablöſung der Neallaften und der 

Negulirung der gutsherrlichen und bäner- 

lichen Verhältniffe, und von den Gemeinheits⸗ 
Theilungen. 


— — — — — — 


Erſte Abtheilung. 
Bon der Abloͤſung der Reallaſten und der Regulirung 
der gutshertlichen und ıd bäuerlichen Verhältniffe. 


ns 


Erſter Abſchnitt. 


Die Ablöfungs- nnd. Regulirungs-Geſetze, welche 

für den ganzen Umfang der Monarchie, mit Aus- 

nahme der auf dem linfen Rheinufer belegenen Lan— 
destheile, zur Anwendung kommen. 


— — — nn nn 
1. 


Geſetz vom 2. März 1850, betreffend die Abloͤſung der Reallaften 
und die Regulirung der gutöherrlichen und bäuerlichen 
Verhaͤltniſſe. 


Wir Fri Friedrich Wilhelm ıc. .ıc.- verordnen, mit Zuſtimmung beider Kammern, für 
den ganzen Umfang der Mona mit Ausnahme der auf dem linken Rheinufer 
belegenen Lanbestheile, was folgt: 


$. 1. 
Mit dem Zeitpunfte der Berfündung bes gegenwärtigen Geſetzes treten folgende 
Geſetze außer Kraft: 
1) vie Fr über Pie ns ber Domanials Abgaben jeder Art v. 16. März 1811 
( 1811 


.2) das Erift v. 14. Sept. 1811, betr. die Megulicung ber gutoherrlichen und 
baͤuerlichen Verhaͤltniſſe (G. ẽ 1811. S. 31 1.); 

3) die Deflaration bes Epikts v. 14. Sept. 1811, wegen Regulieung ber gutes 
Est); und bäuerlichen Berhältniffe v. 29. Roi 1816 (8.5. 1816. 
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4) die 3. v. 31. Mai 1816, wegen Abloͤſun ng bee Erbpachtzinſes von Grund: 
küden, den geiftlichen uud milden Stiftungen gehören (G. S. 1816. 
©. 181. 


5) bie v. v. 9. Juni 1819, wegen Erflärun er zweifelhafter Beſtimmun⸗ 
gen ber nike v. 14. Gept. 1811 und 29. Mai 1816, bie Regulirung der 
gutöhertlihen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe ber. G. S. 1819. ©. 151.); 

6) Die ®. v. 18. Nov. 1819, wegen Anwendung des Cdilts v. 14. Sept. 1811, bie 
Regulirung ber gutsßersihen und bäuerlichen Verhältniffe betr., auf den 
Kottbufer Kreis (G.S. 1849. ©. 244); 

7) bie Orbnung v. 7. Juni 1821, wegen Holöfung der Dienfte, Natural: und 
Geldleiſtungen von Srundftüden, welche eigenthuͤmlich zu ðrb jins oder Erb⸗ 

pachtrecht beſeſſen werden (G.S. 1821. S. 77.); 

8) vbas G. v. 21. Juli BL, wegen —E bes. bite v. Ja. Sept. tsii, 
bie Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltnifſe betreffend, und 
ber ſpaͤteren darüber, erlaſſenen Fete vet ef bie Mber- und Riederlaufig und 
das Amt Senftenberg (G.S. 1 

die Deklaration v. 24. Märı 1833; 8 02 Bergätigung für Hülfodienſte 
’ zegulirter Wirthe (G. S. 1823. ©. 35.): 

10) das ©. v. 8. April 1823, wegen Regulirung. der gutshertlichen und bäuer⸗ 
lichen Verhältniſſe im Org —— den mit Weſtpreußen wieder 
vereinigten Diſtrikten, dem Kulm⸗ und ihelauifhen Kreife und in dem Lands 
gebiete der Stadt Thorn (G. S. 1823. ©. 49.); 

11) das ©. v. 8. April 1823, wegen Anwendung bes Cdikts v. 14. Sept. 1811, 
die Regulirung ber gutsherrfi en und bäuerlichen Verhältniſſe hetreffend und 
ber fpäter darüber trlafienen Gefege, ingleichen wegen Anwenduͤng der Orb: 
nun die Abloͤſung der Dienfte ıc. teen, „2-7. un 1821, auf das Fand: 

gebiet der Sta N anzig (G.S. 1823 73);. 

12) die Kabineisorder v. 13, Febr. 1825, durch welde Die Mennoniten von den 
Wirkungen des Regulirungs⸗Cdikts v. TA. ‘Sept. ——— F geſchloſſen werden; 

13) die V. v. 13. Juli 1827 zur näheren Beſtimmung bes Art. 5. Buchſtabe a 
ber Deflaration v. 29. Mai 1816, wegen Regulirung der gutsherrlichen und 
bäuerlichen Verxhaͤltniſſe in der, web u wur die Bärtner und andere Be: 
fiber geringer Ruftifalftellen in beriählefte en u. ſ. w. GG.S. 1827. ©. 79.); 


M) bie Drburag m. it3. Iuli 1829, megen Abloͤſung hr Reoliafen In Venjenigen 
. Banvestheilen, welche ‚vormals zum Denen je alen, zum 
„m Berg ober za "den Fangöfisen Dep ment brt Haben ( N 3 
d.); 

15) bie Kabinetsorder y. 11. Dec 1831 über die Bergütigung ‚are. vorbehaltenen 
Sütfevienfte in der Provinz Hohner; 

16) das G. v. 19. Juli 1832, betreffend die Laudemien ıc. don Rufiifalftellen in 
Sätefen (8.©. 1832. &.1 .); 

17) das G. v. 25. April 1835, wegen Erleichterung ber „a lefung des Heimfall- 
wi in der Provinz —— (Q 8.6. 1835. & 5 

18) "die Mabinetdorber-v. über Feſtſtellaͤng ir Normalpreifen Fir 

vorbei a & in an yutunge: des Vrandenhurgiſchen Provinzial⸗ 

verbande ©. 

19) die Deklaration und Abänderung ded Geſthes vom 8. April 1823 über die 
Regulirung ber gutsherrlichen und baͤuerlichen Berhältniffe im — g⸗ 

thum Moſen und in ben mit der Provinz Preußen wieber vereini er. 

ten, dem Rulms- ımb Michelauiſchen Kreife und beim ——e— der Stadt 
Thorn v. 10. Juli 1836 (8.6. 1836. S. 204.); 

20 die Kabinetsorder v. 19. Juni 1887, wegen Wieſung der Domaniakrenten 
zum 2öfahen Betrag; 

21) die Kabinetsorber v. 17. Febr. 1838, „osgen Abloſung der vbiiferienſe in der 

Provinz Preußen (G. S18080. ©. 237 

22) die B. v. 28. Nov. 1839, betreffend bie Allodifilation der nicht zur. Klafie ber 

1* en gehörigen: Ianbesherelihen vehne im derzogthum Weſtphalen (S.S. 


8.); 
bie 58. 33: und 35. bes Gefetzes v. 22. Der. 1889, betseffentsi bie KRecyib: 
* rhältniſſe der Grunbbefiger und bie Ablsſang ber Reallaften in ben Sal, 
—* Wittgenſtein⸗ Verleburg ic. (G. S. 1840. ©. 6.); Ä 
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24) die Ordnung wegen Ablöfung der Reallaften im Herzogthum MWeftphalen v. 
18. Juni 1840 (© 8.6. 15. @ ©. 156.); zog 

25) die Beſtimmungen unter Nr. "3. und 5. im F. 1. des Sefehes v. 18. Iırht 
1840 ‘über bie Rechtoverhaͤltniffe bes Grundbeſthzes und über die Ablöfukg 
der Rralberehtigungen im Fürſtenthum Siegen (G. S. 1840. ©. 151.); 

26) das G. v. 4. Juli 1840, wegen Ablöfung der Reallaſten in den vormals 
rei Landestheilen und in der Stadt Wetzlar mit Gebiet (G. S. 1840. 


27 das G. v. 30. Juni 1841, wegen Erleichterung ber bſerg gi re n. ſ. w. 
auf dem Gtundbeſiß haftender Leiſtungen (G. S. 184 

28) das G. v. 31. Jan. 1845, betreffend bie — von — über un⸗ 
ablssliche Geſd⸗ und Getreide ⸗Abgaben (G. S. 1345. ©. 93.); 

29) das G. v. 18. Juli 1845, betreffend bie Ablofung der Dienſte in benjenigen 
Theilen der Provinz Sachen, in welchen bie Abloͤſungs⸗Ordnung v. 7. Juni 
1821 eilt (G. S. 1815. S. 52. 

30) das ©. ». 31. Oft. 1845, betreffend bie Abloͤſung der Dienfte in ber Pro: 
vinz Schleſten (G. S. 1845. ©. 682. 

31) der $. 3. des Geſetzes v. 8. Febr. iShs, während der Präfufion ber Ans 

en früherer: Befiger regulieungsfähiger bäuerlihee Stellen im Großher⸗ 
—X Poſen, im ehemaligen Kulm: und Michelauiſchen Kreiſe und im Land⸗ 
It der Stadt Thorn (GS. 1846. ©. 218.); 

37) die proviforifche V. v. 20. Dee. 1848, bie interimiftifche Regulirung ber gr 

Ve — Verhaͤltniſſe in ber Provinz Schlefien betreffend ( 


33) das G., betreffen bie Feftfiellung der bei Abloſung der Meallaften zu beach: 
ben Rormalyseife und Normal: Marktorte v. 19. Nov. 1849 (9.5. 1849. 


Auch werden: die. Beflimmungen der vorſtehend nicht aufgehobenen Geſetze außer 
Kraft geſetzt, welde den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetges entgegenfichen 
ober mit demſelben 1 nit vereinigen Laffen. 


] Erſter Abſchuitt. 
Berechtigungen, welche, ohne an mcadlzung anfgehoben werben. 


Ohne Entf fpäntgungen werben folgeibe  Berchtigungen, foweit fle noch beftchen, 


Hei aufgeh 
Dur Bine Cigenthum des Lehnsheren und bie lediglich aus bemfelben ent⸗ 
> pringenden, in bem_$. 5. nicht als ſortbeſtehend bezeichneten Rechte bei als 
Fa ne des Staates belegenen Lehnen, mit alleiniger Auonahme der 

to 

2) das Ober-Eigenthum bes Gute- oder Grundherrn und bes Erb zinsheren, 
deogleichen das Cigenthumorecht bes Erbverpaͤchters; ber Gebzinemenn und ber 
Erbpachter erlangen mit dem Tage der Rechtskraft des gegenwärtigen Geſetzes, 
und lediglich auf Grund deſſelben, das volle Eigenthum; 

3) der Anſpruch auf Regulirung eines Alloviflfationszinfes für bie anfg obene 
Rehnsherslichkeit in denjenigen Landestheilen, welche vormals zum Königrei 
Beftphalen, zum Großherzoͤgthum aeg, zu ben erſſq hanſeatifchen De⸗ 
partements oder dem Lippe⸗ ement gehoͤrt 

4) das grundherrliche oder guteherrliche ae ercht an Grundſtücken und Ges 

rechtſamen jeber Art innerhalb des Staates, ohne Unterfchieb, ob der Staat, 
moraliſche Perfonen ober PBreivatperfonen die Bereitigten find; 

5) die Berechtigung des Erbverpuchters ober bes Zinsberedhtigten, ben sen zus 
ſtehenden Kanon oder Zins willkürlich * erhöhen; 

6) die Vorkaufs⸗, Näher und Retralis Hechte an Immobilien, mit Ausnahm⸗ 

"beein 9. A aufgeführten 

7 Head Grunbtüden haftende Berpflichtung, gegen das in der Begend üblige 

elohn zu 

8) bie Ben ugniß, ip, au verlangen, daß ein Privats Grundbeſiger ſein Grumfäd mit 
Maulbeerbaͤumen bepflanze oder ſolche unterhalte; 

9) die auf "Brundkäden baftenbe Verpflichtung des fogenannten flaͤmingſchen 
Archganges. 
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$. 3. 

Es werben ferner folgende Berechtigungen, foweit fie noch beftehen, ohne Ent: 
fi dbigung aufgehoben: \ 
1) Das Recht, einen Antheil ober ein einzelnes Stück aus einer Verlaſſenſchaft 

vermoͤge guts⸗, grunds oder gerichtsherrlichen Verhältniffes zu forbern;. 

2) das in einigen Landestheilen nd beſtehende Recht des zu Abgaben und Leis 
ſtungen Berechtigten, der Zerflüdelung des pflihtigen Grundſtuͤcks zu wibers 
ſprechen; 

.3) Ne Mbeaben und Leiſtungen der Nichfangefeflenen an bie bisherige Guts⸗, 
Grund» oder Gerichtsherrſchaft, foweit fie aus diefem Verhaͤltniß herzuleiten 
find und uilht auf anderweitigen Verträgen beruhen; oo. 

4) die unter verfchiedenen Denennungen vorkommenden Beiträge und Leiflungen 
ur Webertragung der Laften der Privat: Gerichtsbarkeit und gutsherrlichen 

olizei- Verwaltung ; 

5) alle — **— und Leiſtungen, welche außer den Koſten, beren Erhebung ſich 
auf die geſeglich beſtehenden Gebühren⸗Taxen gründet, fir einzelne gericht⸗ 
liche Afte oder bei Gelegenheit derſelben entrichtet werben; 

6) alle in Beziehung auf bie Jagd obliegenden Dienſte und Leiſtungen; 

7) alle Dienfte, Abgaben und Leiflungen zur Bewachung gutsherrliher Gebäude 
und Srundflüde; — J 

8) alle Dienſte zu perſönlichen Bedürfniſſen der Gutsherrſchaft und ihrer Beam⸗ 

tem, h, B. Dienfte zum Reinigen ber Häufer.-und Höfe, zur Kranfenpflege, 
zum Bewachen und Ausläuten ber Leichen, zu Reifen des Gutéherrn und fei- 
ner Beamten; nn 

:9) alle Abgaben zur Ausftattung ober bei Taufen von Familiengliedern des Guts⸗ 

. oder Grundherrn; in&befondere das in einigen Gegenden vorkommende Recht, 
die Gaͤnſe der bäuerlichen Wirthe berupfen zu laflen; u 

40) die aus den früheren gutsherrlichen, ſchutzherrlichen und grundherzlichen Mech: 
ten abgeleiteten und hergebrachten Abgaben und Leiflungen, welde, ohne zum 
öffentlichen Steuereinfommen zu gehören, die Natur der Steuern. haben; ins⸗ 
befondere die in einigen Theilen der Rheinprovinz und der Provinz Weſtpha⸗ 
len, ober fonft noch vorkommende: Abgabe fir die Benutzung des fließenden 
Waſſers in Privatflüffen. 

. Unter biefen Abgaben für die Benutzung bes fliegenden Waſſers find die 

‘ Mühlenabgaben nicht begriffen; 

11). ale Abgaben für die Grlaubnig, auf eigenem Grund und Boden gewiſſe Vieh⸗ 
arten oder Bienen zu halten; — — 

12) die Verpflichtung zum Verlauf von Wachs und anderen landwirthſchaftlichen 
Erzeugniſſen an die Gutsherrſchaft; 

13) die aus dem guts⸗ oder grundherrlichen Rechte Fa Befugniß, die auf 
fremden Hofräumen, Gärten, Aeckern und Wieſen zerfireut ftehenden Bäume 

und Sträude zu: benugen und ſich anzueignen; | 

die unter dem Namen Straßengerechtigkeit oder Auenrecht vorfommende Be⸗ 
fügniß bes Gutsheren, über die nit zu den Wegen nöthigen freien Plaͤtze 
innerhalb der Dorflage zu verfügen, foweit jene aus der gutsherrlichen Poli- 
zeigerichtsbarfeit hergeleitet wird. \ 

as Eigenthum biefer Grunbflüde fällt, imfofeen biefelben nicht ſchon vor 

Verkuͤndung des Geſetzes v. 9. Dt. 1848 (G. S. 1848. ©. 276.) in die pri: 
vative Benußung des Butsheren ober eines Dritten übergegangen, oder zwi: 
fen der Gutsherrſchaft und der Dorfgemeinde rechtsverbiudlih getheilt wor: 
den find, der Ortsgemeinde als folder I welche aber fortan auch die bisher 
bamit verbunden gewefenen Laften, 3. B. bie Inſtandhaltung der Dorfftraße, 
der Brücken, Stege u. f. w. zu teagen hat. 

Vorſtehende Beflimmungen treten erſt mit Ginführung der neuen Gemeinde: 
ordnung in ben eingelnen Gemeinden in Kraft. 

15) Alle unmittelbaren egenleiftungen, welche bei den fämmtlihen in dem $. 2. 

-  .anb vorfiehend- unter 1. bis 14. aufgehobenen Leitungen dem Berechtigten 
‚oblagen, fowie die von dem Gutsheren zu leiftenden Leichemfuhren, Hochzeit: 

und Kindiauffuhren, Doftor: und Hebammenfuhren. 66 
Inſofern jedoch die in dieſem Paragraphen gedachten Dienſte, Abgaben und 

Beftungen für die Verleihung oder Veraͤußerung eines Grundſtücks ausdrücklich 

übernommen worden find, Bleibt Deren unentgeltliche Aufhebung ausgeſchloſſen. 
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Inwieweit Beſitzveraͤnderunge⸗Abgaben ohne Entſchädigung aufgehoben werben 
follen, iR in ben $$. 36. ff. bes gegenwärtigen Geſetzes beftimmt. 


S.4 
Das durch Verträge ober leptwillige Verfügungen begründete Vorkaufsrecht an 
Immobilien, das Vorkaufsrecht derjenigen, bie eine Sad gemeinſchaftlich zu vols 
lem Gigenthum befißen, an deren Antheilen, fo wie bas Metraftrecht der Diterhen 
nah dem Rheiniſchen Civilgeſetzbuch, bleiben in Kraft. 

Gin glefüce⸗ Vorkaufsrecht findet ferner wegen aller Theile von Grundſtücken 
ſtatt, weldhe in Folge des von dem Staate ausgeübten oder verliehenen Expropria⸗ 
tionsrechts zu gemeinnüßigen Zwecken haben veräußert werben müflen, wenn in ber 
Folge das erproprürte Grundſtück ganz ober theilweife zu dem beflimmten Zweck 
nicht weiter nothwendig ift und veräußert werben foll. 

Das Borfaufsrecht ſteht dem zeitigen Gigenthümer des buch den urſprünglichen 
Erwerb verfleinerten Grundftüds zu. Wer das Erpropriationsret ausgeübt hat, 
muß die Abfiht der Veräußerung und ben angebotenen Kaufpreis dem berechtigten 
@igenthümer anzeigen, welcher fein Vorkaufsrecht verliert, wenn er fi nicht bin- 
nen zwei Monaten darüber erklärt. Wird die Anzeige unterlaflen, jo kann ber 
Berechtigte feinen Anfprud gegen jeden Beſber geltend machen. 

Die in dem $. 2. Nr. 1. und 2. beſtimmte Aufhebung des —A— — 
bes Lehnsherrn, Guts⸗ oder Grundherrn und Erbzinsherrn, ſowie des Cigenthums 
des Erbverpaͤchters, Hat nicht zugleich die Aufhebung der aus dieſen Verhaͤltniſſen 
entipringenden Berechtigungen auf Abgaben oder eeifungen oder ausdrüdlih yors 
behaltene Nubungen zur Folge; vielmehr bleiben dieje Berechtigungen, fofern fie 
nicht etwa in dem gegenwärtigen Geſetze befonders für aufgehoben erklärt worben 
find, fortbeſtehend, unb zwar mit denfelben Borzugsrechten in dem Vermögen ber 
Berpflichteten, helche ſte bisher darin hatten. 


Zweiter Abſchnitt. 
Ablöſung der Reallaften. 


Titel l. 
Ablosbarkeit. 


| 8. 6. 

Alle beftändigen Abgaben und Leiftungen, welche auf eigenthündich ober bisher 
erbpachts⸗ ober erbzinsweife bejeflenen Grundſtücken oder Gerechtigfeiten haften 
( Reallaſten), find nad den Vorſchriften diefes Abſchnitts ablöshar. 

Ausgeſchloſſen von der Nblösbarfeit nad den Beſtimmungen dieſes Geſetzes 
find die öffentlichen Laſten mit Cinſchluß der Gemeindelaſten, Gemeindeabgaben und 
Gemeindedienfte, fowie der auf eine Deich: oder ähnliche Sozietät fi) beziehenden 
Laften, ferner Abgaben und Leiftungen zur Erbauung oder Unterhaltung ber Kir: 
hen:, Pfarr: und Schulgebäude, wenn Leptere nicht die Gegenleiſtung einer ab: 
lösheren Reallaſt find, in welchem Falle folche zugleich mit dieſer abgelöft werben. 

Abgaben und Leiftungen, weldhe ben Gemeinden und den gedachten Sozietäten 
aus allgemeinen Redhtsverhältnifien, 3. B. dem gutsherrlichen VBerhältniß, ober dem 
Zehntrecht zuſtehen, find von der Abloſung nicht ausgeſchloſſen. 


Auf Grundgerechtigkeiten (Servituten) und andere nad den Grundſaͤtzen ber 
Gemeintheitstheilungsordnung abzulöfende Verhältniffe findet das gegenwärtige Ge: 
feb Teine Anwendung, fomweit der dritte wi feine Ausnahme enthält. 


. 8. 8. 

Zur Feſtſtellung ber dem Berechtigten gebührenden Abfindung wird der jühr- 
lie Geldwerth der abzulöfenden Reallaften nad den Beftimmungen ber folgenden 
Titel ermittelt. 

Titel IL 
Dienfe 


6. 9. 
Sind für altjährti vorfommende Dienfle während ber legten zehn Jahre, für 
nicht alljährlich vorkommende Dienfte während der leten zwanzig Jahre vor An 


L) 


J 
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bringung der Provokation, oder, wenn zwiſchen dieſem Zeitpunkte und der Verkun⸗ 
bung bes Geſetzes v. 9. Oft. 1818 eine Umſchaffung der Geldleiſtung ' eingetreten 
iſt, während der legten zehn, reſp. zwanzig Jahre vor Berfündung bes gebachten 
Geſetzes, Geldvergutungen ohne —— bezahlt und angenommen worden, ſo 
find dieſe Vergütungen und, wenn fie während dieſer Zeiträume gewechſelt haben, 
der Zur hſchnitt ber gezahlten Beträge der Feſtſtellung bes Geldwerthe zum Grunde 
zu legen. 

In Srmangelung folder Preife ift zu umterfcheiden zwifchen den nadı Tagen 
und den nad) dem Umfange ber Arbeit demeffenen Dienften. 


Sind die Dienfte nach Tagen beitimmt, fo wird ihr Werth nad den für dem 

betreffenden Bezirk feitgeftellten Normalpreifen ($$. 67. ff.) Berechnet. - 
ei Feſtſtelling folder Normalpreife, und zwar fowohl für Hand: als für 

Spannbienfte, find in Betracht zu ziehen: 
a) dje Dauer der Arbeitszeit; 
b) die Art der Arheit; 
c) bie Jahreögeiten, in welchen ſolche zu verrichten if; 
d) die Beichaffenheit der in der Gegend gewöhnlih in Anwendung kommenden 

Arbeitskräfte. 


J 8§. 11. 

Sind dagegen die Dienſte nach dem Umfange der zu leiſtenden Arbeit beſtimmt 
oder find dieſelben ungemeſſen, fo wird ihr Werth babucch ermittelt, bag durch 
ſchiedsrichterlichen Ausſpruch beſtimmt wird, welche Koften ber Dienſtberechtigte auf 
zuwenden bat, um die dem Dienfipflichtigen obliegende Arbeit durch eigenes ober 
gemiethetes Geſpann, durch Geſtude oder Tagelöhner zu beſtreiten. 

Hierbei iſt auf die minbere 2 in welcher die Arbeit von den 
Dienſtpflichtigen verrichtet zu werden pe üdfiht zu nehmen. 5 

6. 12. 

In Anfehung der Koften für Haltung sine Geſpanns, des Gefindes und ber 

Tagelöhner find ebenfalls Normalfüge (ek Ss 67. ff.) feſtzuſtellen. 


Eind die Dienfte zugleich nad Tagen und nah dem Umfange der Arbeit 
re ’ Al erfolgt die Ermittelung ihres Werthes nach den Vorſchriften ber 


8§. 14. 

Der Werth der Baubienite, weldhe nit nad Tagen beftimmt find (88. 10.), 
iR in jedem einzelnen Falle nach ihrem jährlichen Durkhfchniftsbetrage abzuſchätzen. 
Dabei ift die Bauart der Gebäude, zu welchen bie Dienfte geleiftet werden müſ⸗ 
fen, ihr Umfang und ihr baulicher Zuftand zur Zeit der Abſchaͤtzung, die Art ber 
Dienflleiftung des Verpflichteten und bei den Fuhren die Entfernung, aus welder 
Pr Materialien heranzufahren find, und die Befchaffenheit der Wege zu berück⸗ 

tigen. U 

enn die Parteien ſich nicht uͤber den Werth einigen, ſo muß er durch ſchieds⸗ 
richterlichen Ausſpruch feftgeftellt werden. 

Für Diſtrikte, in welchen nach dem Ermeſſen ber Diſtriktskommiſſionen (8. 67. ff.) 
derzu ein Bedürfniß vorhanden iſt und die Beſchaffenheit und Bauart der Ge⸗ 

äude es geſtatten, koͤnnen von jenen unter Zuziehung eines Bauſachverſtaͤndigen 
Normalſaͤtze in Betreff der der Abloſungoberechnung zum Grunde zu legenden Po⸗ 
fitionen feftgeftellt werben. 15 


Die in einigen Landestheilen vorkommenden fogenannten walzenden Dienſte, 
d. h. ſolche, bei denen die Art der Ableiftung oder der Umfang der Dienfte ober 
Beides zugleich fih nach der jebesmaligen Wirthihaftseinrihtung des Verpflichte⸗ 
ten beftimmt, werben, wenn ihr Naaß oder ihre Zahl nicht feitfteht, in Anrechnung 
gebracht, fofern ſie alljährlich wieberfehren, nach beni Durchfchnitt der In’ ven “r 
ten zehn Jahren vor Anbringung ber Provofation geleifteten Dienfte, 'Tofern fe 
aber in längeren Zeiträumen wieberfehren, nach dem Durchſchnitt ber in ben lebten 
jwanzig Sahren vor Anbringung ber Fregelauon geleiſteten Dienſte. 


Kann in den Fällen bes g. 15. zur Aufbringung der Entſchädigung fein ans 
derer Maapitab zur Bertheilung als rechtsverbindlich nechgewiefen ‚werben, fo ift 
ohne Rüdfiht, ob zur Zeit Spanndienſie oder Handdienſte oder ger feine Dieuſte 
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geleiftet werben, bie Entfähäbigung für den Spannbienft von füntmtlichen. Ackerbe⸗ 
figern nach Verhaͤltniß des Flaͤchenmaaßes ihrer Aeder aufzubringen, die. Gntfhle 
bigung für den Handdienft aber auf die vorhandenen Hausftellen umd zwar, in fo: 
fern nicht bei Leitung der Dienfte ein anderes, alsdann auch für die Abſindung 
maaßgebendes Verhaͤltniß flatigefunden Hat, zu gleichen Theilen zu vertheilen. . . 

Mach demfelben Berhältnig wirb der Werth der Gegenleiftung und die etwa 
von ben Dienfiberechtigten für den Mehrwert zu gewährende Abfindung vertbeilt, 

Die Ferftellung des Flaͤchenmaaßes der Acer erfolgt in ver Regel -ohne Ver⸗ 
ureflung nad Flurbüchern, Kataflern ober fonft auf Die möglihft einfache Weife; 
ift jeboch eine fpezielfe Vermeſſung fchon gefihehen, ober wirb eine. foldhe von einem 
beider Theile auf feine Koften beantragt, jo ift biefelbe zum Grunde zu legen. 

’ . . ' 1 .. 


$. 17. 

Wenn bie einem Gute zuftehenden Dienfte. nach der in der Gegend üblichen 
Wirthſchaftsart nit ſämmtlich gebraucht werden, fo erfolgt die Abfindung nur für 
biejenigen Dienfte, deren das Gut wirthfchaftlid bebarf. 

Diefes Bedürfniß wird durch fhiebsrichterlichen Ausſpruch nach ber in ber Ge; 
gend uͤblichen Wirthſchaftsart feitgeftellt. " 

Es finden — dieſe Beſtimmungen in denjenigen Faͤllen keine Anwendung, 
in denen der Berechtigte die Befugniß hat, diejenigen Dienſte, die er ſelbſt ni 
henutzen kann, einem Andern zu überlaſſen, oder ſolche von dem Verpflichteten ſich 
bezahlen zu lafſen. 


| Titel MI. 
Feſte Abgaben in Koͤrnern. 


8. 18. 

Unter feſten Abgaben in Koͤrnern werden nur diejenigen jährlich oder in ans 
deren beftimmten Perioden wiederkehrenden Abgaben verflanden, welche in beflimm: 
ter Menge in Körnern von Halms und anderen Feldfrüchten, die einen allgemeinen 
Marktpreis haben, entrichtet werben. , 


j. 19. 
Der Werth diefer Abgaben iſt nach demjenigen Martini⸗Marktpreis Iekgufelfen, 
welcher fi im Durchſchnitt der legten: vier und ‚zivamgig Jahre: ver Anbringung 
ber Provokation ergiebt, wenn die zwei thenerften und zwei wohlfeilften von biefen 
Jahren außer Anfag bleiben. | 2 Ä 

= 8. 20. 


Unter Martini-Marktpreis wird der Durchfchnittöpreis derjenigen funfzehn Tage 
verftanden, in deren Mitte der Martinitag fällt. 
21 


Für diejenigen Gegenden, wo der lebhafteſte Getreideverkehr in einer anderen 
Jahreszeit, als um den Martinitag ſtattfindet, kann ein anderer Zeitpunkt auf dem 
in ben 88. 67. ff. bezeichneten Wege feſtgeſtellt werden. 

' 22 


Dieſe Durchſchnitts⸗Marktpreiſe ss. 19. bie 21.) werben alljährlich dur dag 
Amtsblatt befannt gemacht. 


$. 23, 
Der Marktplatz, deffen Preife zum Grunde gu legen find, wird nad hen Be: 
fimmungen ber $$. 67. ff. feſtgeſten. 4 
Wenn eine Gegend feine re elmäßigen Betreive-Märkte hat, fo wird für diefelbe 
ein moͤglichſt benachbarter —88 arktort angewieſen. Die Preiſe dieſes Markt⸗ 
orts werden mit den Preiſen jener Gegend in den letzten vier und zwanzig Jah⸗ 
zen vor Verkuͤndung des gegenwärtigen Geſetzes, mit Weglaſſung der beiden theuer⸗ 
fen und der Beiden wohlfeiiften Jahre, verglichen ‚und es witd daraus ein bleiben: 
des Normal⸗Verhaͤltniß beider Preife berechnet. Bel den für jene Gegend — 
menden Preisermittelungen wird ſodann der Preis des angenommenen Marktortes 
zum Grunde gelegt und nach dem bleibend beſtimmten Normalverhältniß erhöht 
ober vermindert. . ". . LE 05 , 
. — S. .. . . sh 
SR ein Bezirk, in welchem fi ein wirklicher Marktort befindet, fo ausgebehnt, 
daß in deſſen entlegeneren Theilen die Preiſe regelmäßig geringer ober Höher, al, 
an dem Marftorte felbR zu fein pflegen, fo iſt der gauge Bezirk in Heinere Vezirk⸗ 
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8 theilen und für jeden berfelben ein bleibendes Normal-Berhältniß zum Preiſe des 
arktorts feitzuftellen. 6. 26 


Bon den nad $$. 19. bie 25. zu ermittelnden PBreifen kommen fünf Progent 
wegen der geringeren Befchaffenheit des Binsgetreibes im Berhältnig zum markt 
gängigen in Abzug. Für Marktfuhrkoften findet ein befonderer Abzug nicht flatt; 
Panda find jeboch bei Feſtſtellung der Normalverhältniffe nad $. 25. mit zu bes 
ra igen. 


8. 77. 

Wenn auf einem Marktplatze ($. 23.) für gewiſſe Körnerarten oder für Kör: 
nerarten in einer befonderen Dualitit, 3. B. Saamengetreive, Metzgetreide ber 
Müller, keine Preife aufgezeichnet werden, fo müflen die in ſolchen Körnerarten 
beftehenben Abgaben nad Tit. IV. abgefhäbt werben. 


Ä $. 28. 

Bei denjenigen Getreiderenten, welche auf Grund ber bisher gültig gewefenen 
Regulirungs: und Ablöfungsgefebe als Entſchaͤdigung für aufgehobene Reallaften 
rechtsverbindlich ftipulirt worden find, und nach einem zehn: oder den 
Durchſchnitt der Getreidepreife in Gelde abgeführt werben, erfolgt die Feſtſtellung 
des jührlichen Geldwerthes nach demjenigen Gelbbetrag, welcher an dem ber An: 
bringung der Provofation ($. 94.) zunaͤchſt vorhergegangenen Faͤlligkeitstermine zu 
entrichten gewefen ill. 

uß dagegen eine ſolche Getreiderente nach einem niebern, als zehnjährigen 
Durchſchnitt der Getreidepreife, oder nad dem jedesmaligen jährlichen Marktpreis 
eines beflimmten Ortes in Gelde abgeführt werden, fo erfolgt die Feſtſtellung des 
jährlichen Geldwerthes nad) dem Durchſchnitt der bei der Abführung maßgebenben 
Marktpreife diefes Ortes. Bei Brmittelung diefes Durchſchnitts werden bie 
Preife ber letzten vierundzwanzig Jahre, vor Anbringung der Provofation, 
mit Weglaſſung der beiden theuerften und der beiden wohlfeilften, zu Grunde 
gelegt, 


Zitel W. | 
Feſte, nicht in Körnern beſtehende Naturalabgaben. 


$. 29. 

Sind für fette, nit in Koͤrnern beilehende Naturalabgaben, welde jährlich 
wieberlehren, während der lebten zehn Jahre, für die in längeren Perioden wieders 
fehrenden, aber während ber Iebten zwanzig Jahre vor Anbringung der Provo: 
kation, oder, wenn zwifchen diefem Zeitpunfte und ber Verkündigung des Gefehes 
vom 9. Oftober 1848 eine Umfhaffung der Gelbleiftung eingetreten iſt, während 
ber legten zehn refp. zwanzig Jahre vor Berfündung des gedachten Geſetzes, Geld⸗ 
vergütungen ohne Widerſpruch bezahlt und angenommen worben, fo find biefe 
Bergütungen und, wenn fie innerhalb der gedachten Zeiträume gewechfelt haben, 
der Durchſchnitt der bezahlten Beträge der Feftftellung des Geldwerths diefer Ab: 
gaben zum Grunde zu legen. 


6. 30. 

Kann der jährliche Geldwerth folder Naturalabgaben nad den Beſtimmungen 
des $. 29. nicht ermittelt werden, fo fommen Normalpreife ($. 67. ff.) in An: 
wendung, bei beren Feſtſtellung in ber Regel auf bie Breife in den legten zwanzig 
Jahren zu rüdfihtigen und in Anfehung Folder Gegenftände, deren Qualität eine 
verfähiebene fein Tann, von der Borausfeßung auszugehen ift, daß bie Abgabe in 
der geringeren Qualität zu entrichten fei. 

IR aber in einem gegebenen alle über die zu entrichtende Qualität urkundlich 
etwas Anderes beitimmt, fo find die feftgeftellten Normalpreife dabei nicht zum 
Grunde zu legen, vielmehr muß alsvann der Werth der Abgabe durch ſchieds⸗ 
richterlihen Ausſpruch befonders feſtgeſtellt werben. , 


$. 31. 

Auf Abgaben in Wein finden bie Beſtimmungen des $. 30. feine Anwendung. 

Der jährliche Gelbwerth folder Abgaben muß vielmehr, wenn bie Vorſchrift des 

$. 29. nit Plat greift, durch ſchiedsrichterlichen Ausſpruch beſtimmt und hierbei 

auf den Ort des Erzeugniſſes, ſowie auf den Preis in den letzten zwanzig Jahren 
vor Anbringung der Provokation, Rückſicht genommen werben. 
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Titel V. 4 
Natural Fruchtzehnt. 


$. 32. 

Hat der Berechtigte während ber legten zehn Jahre vor Anbringung ber Bro: 
volation, ober, wenn zwifchen biefem Zeitpunfte und ber Verkündigung des Ges 
feßes vom 9. Dftober 1848 ber Natural: Wruchtzehnt wieder erhoben worden if, 
während ber letzten zehn Jahre vor Verkündung des gebadıten Geſetzes für ben 
Ratural: Fruchtzehnten, einen Pachtzins bezogen oder eine Abgabe in Gelb oder 
Getreide ſtatt des Natural⸗Fruchtzehnten ohne Widerſpruch angenommen, fo bildet 
der jührlihe Betrag des Pachtzinfes ober der Abgabe und, wenn dieſe Beträge 
ewechfelt haben, der Durchſchnitt der gezahlten Beträge den Jahreswerth des 
—*— Sind ſolche Paͤchte oder Abgaben in Koͤrnern entrichtet worden, fo 
werben fie nad Tit. II. 66. 19. bis 27, In Gelbe veranfählagt. 


$. 33. 

Treten die Borausfehungen bes $. 32. nicht ein, fo ift der Ertrag an Naturals 
erzeugniflen, welchen der Zehntberechtigte im Durchſchnitt der Jahre von dem Zehnt 
besiehen fann, nad dem Zuflande und der Wirthihaftsart der zehntpflichtigen 
Grundſtücke bei Anbringung der Provokation fachverftändig zu bemeffen. Bei dem 
Getreide if diefer Ertrag in Körnern und in Stroh befonders feftzufegen. 

Der Preis der Körner wird nach den Vorſchriften des Tit. II. 68. 19. bis 
27. beftimmt; es findet jedoch dabei der im $. 26. gedachte Abzug von fünf Pro: 
zent nicht flat. Dei Feſtſezung des Preifes der übrigen Naturalerzeugniffe kom: 
men die Beflimmungen bes Tit. IV. in Anwendung. 

Zur Feſtſtellung des jährlihen Geldwerthe werden von bem Rohertrage bie 
Koften in Abzug gebracht, welche der Berechtigte aufwenden muß, um ben Mein: 
ertrag zu erhalten. 

Den Sachverftändigen bleibt überlafien zu beurtheilen, in wieweit bie vorzu⸗ 
legenden Zehntregifter, Grundfteuer : Katafter, fowie andere nad ihrem Ermeiten 
einzuziehende Nachrichten, ohne Vermeſſung und Bonitirung für die von ihnen 
vorzunehmenden Feſtſtellungen ausreichend fnb. 

| $. 34. 

Die vorftehenb wegen ber Zehnten War Fr Vorſchriften finden auch auf die 

Garbenpacht von ben fogenannten Barbendöfen Anwendung. 
| $. 35. 

Bon dem Tage ab, an welchem das gegenwärtige Geſetz in Kraft tritt, Tann 
von Ländereien, von wen ein Zehnt noch nicht bezogen worden, berfelbe nicht 
gefordert werden. Die Adlöfung des Zehnten nah Maßgabe der Beftimmungen 
dieſes Titel fchließt daher auch die Aufhebung des Zehnten vom Neulande (Neu⸗ 
bruchzehnt, Rottzehnt) mit ein und kann dafür nicht noch eine befondere Abfindung 
verlangt werben. 


Zitel VI. 
Befitveränderungs » Abgaben. 


$. 36. 

Das Recht, Beflbveränderungs: Abgaben (Laudemien, Lehnwaaren, Antrittsgelber, 
Besshumgelber u. f. w.) bei denjenigen Veränderungsfällen zu fordern, welde auf 
irgend eine Weife in herrſchender Hand eintreten, wirb ohne Entfhädigung bes 
Berechtigten aufgehoben. 37 

$. 37. 

Alle unfleirten Beftsveränderungs-Abgaben, welche nach Binführung des Edikts 
v. 18. Sept. 1811 wegen Beförderung der Landeskultur (G. S. 1811. ©. 300.) 
neu entfianden find, fallen unbefchabet der Gültigkeit der übrigen Beſtimmungen 
der Beräußerung ober Berleihung ohne Entſchadigung bes Berechtigten fort. 
Abgaben, die bei Befigveränberungen in einer eins für allemal beſtimmten Summe 
entrichtet werben müflen, find für unflrirte Beflgyeränderungs: Abgaben nicht gu 


$. 38. 

Bon einem und demfelben Srundflüde darf fortan niemals mehr als Eine Art 
von Befisveränderungs: Abgaben entrichtet werden. Sind bisher mehrere Arten 
yon Befigyerändernngs- Abgaben neben einander entrichtet worden, fo wirb vers 
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muthet, daß die höhere biefer Abgaben eine. Brundabgabe fei und daher fortbeftehe, 
die geringere dagegen zu den im $. y aufgehabenen Abgaben gehöre. 


Bon denjenigen Abgaben, welche bei Veſitzveränderungen unter den Namen 
Shreibegebühren, Siegelgelver, Konfirmations:, Berreihs:, Auefertigungsge⸗ 
bühren, Zählgelber ober unter anderen, auf Gerihtshandlungen deutenden Benen- 
nungen vorkommen, gilt auch in ſolchen Faͤllen, in welchen neben ihnen feine 
anderen Beſitzveraͤnderungs⸗Abgaben entrichtet werben, die Vermuthung, daß fie 
Berihtefporteln find und zu den nah $. 3. Nr, 5. aufgehobenen Abgaben 
‚gehören. 40 


$. 40. 
Der Nachweis, dag ein Grundſtück zu Beſitzveraͤnderungs⸗Abgaben verpfligtet 
it, kann fortan durch Berufung anf Obfervanz nicht mehr geführt werden. Da⸗ 
gegen genügt es zu biefem Nachweis, wenn ein Befitzer des Grundſtücks die Ders 
pflichtung, au ohne Angabe des Rechtögrundes derfelben, in einer öffentlichen 
Urkunde anerfannt hat. Selbft ein ſolches Anerfenntnig kann jedoch bie Fortdauer 
folder Beſigveraͤnderungs⸗ Abgaben, welche nach 68. 36. bis 38. unbedingt aufge: 
hoben find, nicht bewirken. 


$. 41. , 
Zur Grmittelung des Werths der abzulöfenden Befigveränderungs-Abgaben ift 
1) die Zahl der auf Bin Jahrhundert anzunehmenden Befigveränderungsfälle, 
2) der Betrag ber BeflgveränderungssAbgabe 
feftzuftellen. 


8. 42. 

In der Hegel find drei Befikveränderungsfälle auf Bin Jahrhundert zu rechnen. 
Iſt jedoch bie Befigveränderungs-Abgabe 

1) nur bei allen Beräußerungen an Andere, als an Deszendenten bes Beſitzers 
zu entrichten, fo werben zwei Beränderungsfülle auf Gin Jahrhundert 


gerechnet; 
2) baflelbe Änbet ſtatt, wenn die Abgabe bei jeder Art der Befigerwerbung Sei⸗ 
tens eines Deszendenten entrichtet werben muß; 
3) ift die Abgabe nur bei gewiſſen Arten der Beräußerung an Andere als an 
Deszendenten zu entrichten, hei: anderen aber yicht, fo wird nur Bin Berinde: 
rungsfall auf Ein Jahrhundert gerechnet; Br 
4) daflelbe findet flatt, wenn die Abgabe nur bei gewiflen Arten ber Befik: 
erwirbung Seitens eines. Desgendenten. zu entrichten if, bei anderen aber 


nicht ee 
.5) if die Abgabe ausfchlieglich oder noch außerben in auberen Faͤllen, als bei 
den unter 1..bis 4. genannten Arten des Befigermerhs zu entrichten (3. DB. 

‚hei Heitathen bes. Befipers), jo iſt für ‚den. Eintritt eines jeden ſolchen Falles 

Ein Veränderungsfall auf Ein Jahrhundert zu rechnen. a 
Mehr als drei VBeränderungsfälle dürfen aber niemals auf Gin Jahrhun- 
dert gerechnet werden. u 

SA der Betrag der Befibverinderungs-Abgabe weber eins für allemal, noch auch 
nach Prozenten bes Werths oder Erwerbö-freifes bes verpflichteten Grundſtücks 
rechtsgültig beftimmt, fo wirb ber. Durchſchnitt derjenigen Veiräge, welche im ben 
legten ſechs Beründerungsfällen wirflih bezahlt worden aber ‚zu ‚zahlen geweſen 
find, und, wenn biefes nicht ermittelt werben kann, ber Durchſchnitt derjenigen Be: 
träge, welche befannt find, als Einheit zum Grunde gelegt. 

Sollte auf diefe Weife der Betrag. ber Gewinngelder von mahljährigen Bes 
‚gern nicht ausgemittelt werben Fönuen, fo. ſoll der halbe Betrag eines vollen Ge⸗ 
winngeldes ‚der. wirffichen Beſtzer deſſelben Grundſtücks angenommen werden. 
i.n. SH. der Betrag der Befipweränberungs:Mbgabe. in einem gegebenen Falle aus 
dem Grunde nicht genau fetzuftellen; weil der Sterbefall und der ‚Gewinn zuſam⸗ 
men in Einer Summe. behandelt unten, fo foll die Hälfte biefer: Summe als Be: 
trag: ber Gewinngelder angenommen rer: 0 un. 

Beſteht bie Beigveränderungs- Abgabe. in Prozenten von bem Werthe oder Er⸗ 
‚werbspreife des. verpflichteten Brunpfade,.:fe erfolgt. die Weftitellung ‚des bei ber 
Ablöfung zum Brumde zu legenden Werthes ober Preiſes nach bem in Vauſch und 
Bogen durch Schiedsrichter ubzufhäpenden gemeinen Kaufwerih bes Grunbflüde. 


.r 
‘ re Be | 
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Gebände und Inventarienftüde find bei dieſer Abfehägung nur dann zu berüd: - 
I wenn fi die Verpflichtung zu der Beſitzveraͤnderunge⸗Abgabe auf fie mit 
erfir 


Bon dem fo ermittelten Kaufwerih kommen jeboch noch in Abzug: 

a) bie zur Ablöfung von Dienfien, Abgaben, Grundgerechtigkeiten ober anderen 
gaften des Grundſtücks von dem gegenwärtigen oder einem früheren Befiker 
befielben gezahlten Kapitalien, vorausgeſetzt, daß die abgelöften Laften bem 
Srundflüd nicht etwa ohne Ginwilligung bes zu der Befigveränderungs-Ab- 
gabe Berechtigten auferlegt worden waren, entgegengefeßten alles ift der Ab⸗ 
zug jener Kapitalien unftatthaft; 

b) zwanzig Prozent des Werthes der zum Grundftüde gehörigen Ländereien ; 

c) fünfzig Prozent des Werthes der Gebäude und Inventarienjtüde. 


SIR der Betrag oder Prozentſatz ber Beflpveränderungs-Abgabe nad Verſchie⸗ 
benheit der DBefigveränderungsfälle verſchieden, fo ift der Durchſchniti ber nad) 
$. 42. in Cinem Jahrhundert zu entrichtenden Beträge als Einheit des Betrages 
ober Prozentfages der Beſitz veraͤnderungs⸗Abgabe anzufehen. 

‚_Mebr als drei Veraͤnderungsfaͤlle dürfen auch hierbei auf Gin Iahrhundert 
nicht gerechnet werben. 

Ballen mehr als drei Veränderungsfälle auf Ein Jahrhundert, fo ift der Durchs 
ſchnitt der drei hoͤchſten Beträge ber Defigneränberunge-Abgabe maaßgebend. 


Der Hunderifte Theil der Summe derjenigen einzelnen Beträge, welche nad) 
den vorftehenden Beflimmungen in den auf Ein Vahrlunbert treffenden Befitzver⸗ 
änberungsfällen zu entrichten fein wuͤrden, bildet ben Jahreswerth ber abzuloſen⸗ 
den Berechtigung. re 


$. 47. 

Bon dem Zeitpunfte ab, an melden eine Provokation auf Abloͤſung bei der 
Auseinanderfepungss Behörde angebracht wird, darf von denjenigen Grundftüden, 
auf welche ſich die Provofation erſtreckt ($$. 94. und 95.), für die fpäter fih er⸗ 
eignenben Beſitzveraͤnderungsfaͤlle die Beſihveraͤnderungs⸗Abgabe nicht mehr gefer: 

ert werben. 

Dagegen ift von eben biefem Beitpunfte ab bie zu ermittelnde Ablöfungsrente 
von den Berpflichteten zu entrichten. 


.48. 
Nachſchußrenten werden bei 6 ung ber Befigveränderungs: Abgaben nicht 
ferner feſtgeſtellt. q 


er - $. 4 W 
Gine Rückforderung der. vor Verkündung bes. gegenwärtigen Geſetzes gezahlten 
Befitzveraͤnderungs⸗Abgaben aller Art ift nur. zuläffig, wenn bie Bahlung  untweber 
‚unter fchriftlihen Borbehalte der Rüdforberang geleiſtet oder bush: abminiftrative 
Grefution eszwungen worben dit, obgleich ber Berpflichtete vor Bollſtreckung der 
Erefution feine Zahlungsverbindlichkeit beftritten hatte. 


Titel vn. IE, 
| Feſte Geld“ Abgaben. - on 
24 | 5 * | 
ne jaͤhrliche Gelbabgaben werben nad) ihrem Jahresbetrage in Rechnung 
‚gepent. | | | | F 
Iſt eine feſte Geldabgabe nicht alljährlich, ſondern nach Ablauf einer heſtimm⸗ 


ten Anzahl von Jahren * entrichten, fo wird ihr Betrag durch' die Zahl vieſer 
Sahre getheilt, und der Quotient flellt alsdann den Jahreswerth der Abgabe dar. 


.$. 52. 
Auch diejenigen Renten, bei denen das Kapital, durch welches fle Fünftig abge: 
Löft werben Fönnen, nach dem bisherigen geſehlichen Ablöfungfag der Kapitalifi- 
zung zu vier Brogent im Voraus feſtgeſtellt ıft, Fommen als feite Geldabgaben 
ach iüpem Ankare etraga in: Mehnung. : a 
Bafekhe ‚gilt; won dem vorbrhungenen Binfen ber nad dam bisherigen. geſetzli⸗ 
‚den | ge und nu Maßgabe ſpeziell ermittelter Entſchädigungsrente 
feſtgeſtelllen Ablöfungsfapitaliem, deren Nündigung nur dem Verpflichteten zuſteht. 
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8. 53. 

Iſt dagegen in den Fällen des $. 52. eine Friſt zur Zahlung des Ablöfungs: 
kapitals rechlsverbindlich feftgefebt oder die Befugniß zur Kündigumgefrift deffelben 
ober der Ablöfungsrente auch dem Berechtigten, wenn auch nur unter gewiflen 
Borausjeßungen, eingeräumt, fo hat es bei dieſen Feſtſetzungen lediglich fein Be⸗ 
wenben und es finden auf Bälle biefer Art die Beflimmungen des gegenwärtigen 
Geſetzes, mit Ausnahme der 66. 91., 92., 93., keine Anwendung. 


$. 54.. 

Nach eben diefen Grunbfägen ($. 53.) unterliegen aud bie aus Bemeinheites 
theilungen entfprungenen Renten der Ablöfung nah den Borfchriften des gegenwärs 
tigen Geſetzes nur dann, wenn ber Berechtigte fid) des in Anſehung folder Renz 
ten gefeplih ihm zuftehenden Kündigungsrechts begeben hat. 


6. 58. 

Auf Renten, bei welchen ein anderer als der bisherige geſetzliche Abloͤſungsſatz 
der Kapitalificung zu vier Brozent im Boraus rechtsverbindlich fetgefeßt it, fos 
wie auf Zinfen folder Ablöfungefapitalien, bei deren Feſtſtellung ein anderer ale 
diefer bisherige „geleptihe Ablöfıngsfag zur Anwendung gefommen ift, endlich auf 
Zinſen folder Ablötungsfapitalien , welde im Wege eines, nicht auf Grund einer 
fpegiellen Werthsermittelung gefchloflenen Bergleihe und ohne Zugrundelegung 
des damals geſetzlichen Ablöfungsfakes vertragsweiſe feftgeftellt worden find, fins 
bet das gegenwärtige Geſet, mit Ausnahme der $$. 91., 92., 93., feine Ans 
wendung. 


$. 56. 

In den Fällen der SS. 53., 54., 55. fol jedoch dem Berechtigten freifteßen, 
auf Abfindung in Rentenbriefen nad) Maßgabe des Geſetzes über die Errichtung 
von Rentenbanfen anzutragen, wenn ber Verpflichtete nicht die Abfindung nach ben 
Beflimmungen des Vertrages vorzieht. 

Die Ueberweifung an die Rentenbank Tann aber von der Behörde in foweit 
verweigert werben, als die zu übernehmenden Renten ober va zwei Drittel bes 
nach $. 63. zu ermittelnden Reinertrags des Grundſtücks überfleigen. 


Titel VII. 
Andere Abgaben und Leiſtungen. 


$. 57. 

Der Iahreswerth der Verpflichtung gur Haltung von Saamenvieh und zur 
Ausfütterung von Vieh wird nach Normalpreifen fetgeftellt. 

Dergleiden Normalpreife find bei der Verpflichtung zur Haltung von Saamen⸗ 
vieh für jebes Stüd des Mutterviehs und bei ber Verpflichtung zus Ausfütterung 
von Bieh für jedes auszufütternde Stud Vieh nah $. 67. ff. zu beſtimmen. 


N $. 58. 

Der Jahreswerth gewerbliher, hanbwerksmäßiger und aller übrigen Abgaben 
und 2eiflungen, welche nit zu den in ben Titeln II. bis VI. aufgeführten gehören, 
wird in jedem einzelnen Falle nah denjenigen Borfchriften des gegend gen Ab⸗ 
ſchnitts, welche darauf anwendbar erſcheinen, wenn aber dieſe Vorſchriften keinen 
Anhalt darbieten, nach ſachverſtaͤndigem Ermeſſen beſtimmt. 

Die Aufhebung der $$. 1. bis 5. der Gewerbeordnung v. 17. Jan. 1845 ges 
nannten Rechte erfolgt, in foweit biefelben verfaffungsmäßig noch beftehen, nidt 
nach den Beflimmungen des gegenwärtigen Geſetzes, ſondern nad denen ber Ge⸗ 
werbeordnung (G. S. 1845. ©. 41.). 


Titel X. 
Gegenleiftungen. 


$. 59. i 

Der Jahreswerth ber Gegenleiſtungen der Berechtigten wirb ebenfalls nach den 

vorſtehenden Beflimmungen diefes Abſchnitis ermittelt. Diefes gilt jedoch nicht von 

ſolchen Gegenleiſtungen und Berpfliähtungen, deren Aufhebung ben Borfäriften der 
Gemeinheitöiheilungs:Ordn. v. 7. Juni 1824 unterliegt. 


- 


> 
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Titel X. 
Abfindung der Berechtigten. 


$. 60. 

Bon der Summe des ermittelten jährlichen Geldwerths ber fänmtlichen ablöss 
baren Reallaften (Tit. I. bis VIII) wird die Summe bes ermittelten jährlichen 
Gelbwerths der Gegenleiltungen (Tit. IX.) in Abzug gebracht. Der Ueberſchuß 
bildet den Geldbetrag, deſſen Ablöfung nah den 88. 64. bis 66. angegebenen 
Grundſätzen erfolgt, in foweit nit eine Ermäßigung beffelben nach $. 63. eintre- 
ten muß. Wenn die Leiftung und Gegenleiftung nicht zwifchen denfelben Perfonen 
fattfindet, fondern Letztere einer britten Perſon zufteht, wie dies z. B. in einigen 
Landesiheilen bei ber Verpflichtung der Zehntberechtigten zue Erbauung der Kirche, 
oder eines Theils derfelben, der Fall it, fo tritt feine Kompenfation ein, viels 
Far ber Werth der Gegenleiflung dem zu Leßterer Immittelbar Berechtigten 
gewährt. 


$. 61. 
Ueberfleigt ber jührlihe Geldwerth der Gegenleiftungen ben jährlichen Gelds 
werth der Hauptleiftungen, fo wird ber Mehrwerih der Gegenleitungen ebenfalls 
nady den Beilimmungen des $. 64. abgelöft. 

Eine Ausnahme hiervon findet nur flatt, wenn dem Berechtigten aus einem bes 
fonderen Rechtsgrunde die Befugniß zuſteht, wider den Willen des Verpflichteten 
pn die Leiftungen zu verzichten und fih dadurch von ben Gegenleiftungen zu 

efreien. 


$. 62. 

Beitehen bie Gegenleiftungen eines zu Dienften Berechtigten in der Vieberlaffung 
eines gewiffen Antheile an den eingeernteten ober zum Ausbrufch gekommenen 
Feld fruͤchten, wie 3. B. bei dem Zehntſchnitt⸗ oder Drefchgärtner-Berhältnig, fo 
wird der Mehrwerth biefer Gegenleiftungen, und zwar in der Regel in Land, 
nach den Vorfchriften der Gemeinheitstheilungs-Orbnung, vergütet. Es iſt aber 
bei der Feſtſtellung diefes Mehrwerths der Werth fänmtliher von dem Dienfts 
plichtigen dem Berechtigten zu leiftenden, nach den $$. 2. und 3. nicht aufges 
hobenen Dienfte von dem Werth ber gebacdhten GBegenleiftungen in Abrechnung 
zu bringen. « 


$. 63. 

Der Befiger einer jeden Stelle (Haus⸗ ober Hofftelle nebft Zubehör) iſt zu 
fordern berechtigt, daß ihm bei Feſtſtellung der für die abzulöfenden Reallaften zu 
leitenden Abfindung ein Drittel des Reinertrages der Stelle verbleibe, unb baß 
mithin, foweit e8 hierzu erforderlich, die Abfindung für die zur Ablöfung kommen⸗ 
den Reallaiten vermindert werbe. 

Solche Gelb: und Getreiderenten, welde auf Grund ber bisher gültig gewes 
fenen Regulirungs:, Ablöfungs- und Gemeinheitstheilungs-@efepe als Abfindung 
a flipulirt worden find, unterliegen jedoch einer ſolchen Vermin⸗ 

erung nicht. 

Stehen dem verpflichteten Stellenbefiger mehrere Berechtigte gegenüber, welche 
fih hiernach eine Berminderung ihrer Abfindung gefallen laſſen müflen, fo erfolgt 
bie Verminderung nad Verhaͤltniß der Größe der Abfindung. 

Der Reinertrag der Stelle wird in folgender Art ermittell. Es wird der ges 
meine Kaufwerth, den die Stelle bei Berüudfihtigung aller auf ihe ruhenden Laften 
und Abgaben, ſowie aller ihr zuftehenden Berechtigungen bat, in Pauſch und Bogen 
durch Schiebsrichter feftgeftellt. Alsdann werden vier Prozent biefes Kaufwerihs 
mit dem Jahreswerth aller ablösbaren Reallaften der Stelle nad) Abzug der nad) 
68. 59. und 60. zu berüdfichtigenden Gegenleiftungen zuſammengerechnet. Die 
Summe beider ftellt den Reinertrag ber Stelle dar. 


$. 64. 
Der nadh ben $$. 60. und 61. oder $. 63. feftgeftellte Geldbetrag kann von 
bem Hierzu Berpflichteten durch Baarzahlung des achtzehnfachen Betrages an ben 
Bereihtigten abgelöft werben. 

Die Zahlung auf, in Mangel einer anderweiten @inigung, fpäteflens im Aus⸗ 
führungstermine erfolgen. Ä en 

Will der Verpflichtete eine ſolche Ablöfung durch Kapitalzahlung nit vorneh⸗ 
men, fo erfolgt die Ablöfung nach den Beflimmungen des Geſetzes vom heutigen 
Tage über die Errichtung der Rentenbanlen. 

Landes⸗Kultur⸗Geſetzg. Bd. I, 12 
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Wil der Berpflihtete die Ablöfung durch Baarzahlung des achtzehnfachen Be- 
trages bewirken, fo Reg dem Dereihfigten dennoch —* die Abfindung zum zwan⸗ 
zigfachen Betrage der Jahresrente in Rentenbriefen zu verlangen. Waͤhlt der Be⸗ 
rechtigte dieſe Abfindung, fo leiſtet der Verpflichtete die Baarzahlung des achtzehn⸗ 
fachen Betrages an die Staatskaſſe, welche dagegen bie dem Verpflichteten nad 
Mapgabe des Gefepes wegen Errichtung der Rentenbanken, obliegenden Zahlungen 
an die Rentenbank zu leiften hat. 
Das Nähere Beflimmt das Rentenbanfgefeb. 


SH ein Grundſtück außerhalb einer gutsherrlich:bäuerlihen Regulirung ober 
Abloͤſung oder ohne Begründung eines gutsherrlich-bäuerlichen Berhältniffes mit: 
telt eines vor DBerfündung bes gegenwärtigen Geſetzes errichteten ſchriftlichen 
Bertrages gegen Entridhtung eines Kanone oder Zinfes und anderer Leiflungen zu 
Erbpacht, Erbzins oder Cigenthum überlaffen worden, fo finden die Beftimmungen 
der F8. 63. und 64. feine Anwendung. 

Es kann vielmehr in einem ſolchen alle der Kanon oder Zins, fowie ber 
Geldwerth der übrigen etwa noch ftipulirten Leiftungen, nah Abrechnung des 
Geldwerthes der Gegenleiltungen, zum zmwanzigfachen Betrage und zwar auf den 
Antrag des Berechtigten nur durch Vermittelung der Rentenbanfen, und auf‘'den 
Antrag des Berpflichteten nur dur Baarzahlung deſſelben nach vorkergegangener 
ſechsmonatlicher Kündigung abgelöft werden. Der Berpflichtete ift befugt, das Ka⸗ 
pital in vier auf einander folgenden einjährigen Terminen, von dem Ablauf der 
Kündigungsfrift an gerechnet, zu gleichen Theilen abzutragen. Doc ift der Be: 
rechtigte nur ſolche Theilzahlungen anzunehmen verbunden, die mindeftens Ginhun: 
br Shae betragen. Der jebesmalige Rüdftand iſt mit fünf Prozent jährlich zu 
verzinſen. 

Uebrigens finden auch hier bie Vorſchriften der 88. 53., 55. und 56. An⸗ 
wendung. 

Ausgeſchloſſen von den Beſtimmungen der 66. 64. und 65. bleiben die Real⸗ 
laften, welche Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schulen zuſtehen. Die Beſtim⸗ 
mung über deren fünftige befinitive Ablöfung bleibt einem befonderen Geſetze vor: 
behalten; bis zu dieſem Zeitpunfte werben die nach dem gegenwärtigen Gefeß er: 
mittelten Geldrenten direkt an bie gebaßten vnſtitute entrichtet. 


Bei Ablöfung der Reallaften nah den Beſtimmungen dieſes Geſetzes findet 
weber eine Grmäßigung der Abfindung wegen der ben pflichtigen Srundftüden auf: 
eriegten oder aufgulegenben Grundſteuern, noch auch eine Umſchreibung ber von 
den berechtigten Grundftüden für die abgelöften Reallaften zu entrichtenden Steuern 
auf die verpflichteten Grundſtücke ftatt. 

Dagegen bewenbet es bis zur Ausführung ber Ablöfung bei ben gefehlichen 
Beſtimmungen über bie Anfprüce der Berpflichteten auf eine Vergütigung dieſer 
Grundfteuern, oder auf einen Abzug von den Leiflungen wegen der gebachten 
Grundfteuern. 

Tit. IV. des Geſetzes v. 21. April 1825. Nr. 938. (G. S. 1825. ©. 74.); 
Tit. IV. des Geſetzes von demſelben Tage, Nr. 939. (G. S. 1825. ©. 94.); 
Tit. IV. des Geſetzes von bemfelben Tage, Nr. 940. (G. S. 1825. ©. 112.); 
$. 2. des Geſetzes v. 18. Juni 1840 über die Rechtsverhälmiffe des Grund: 
befiges ıc. im Fürſtenthum Siegen (G. S. 1840. ©. 151.); 
$. 1. des Geſetzes v. 18. Juni 1840 über die den Grundbeſit betreffenden 
Derbältniffe im Herzogthum Weftphalen (G.S. 1840. S. 153.); 

$. 16. u. ff. bes Naffauifchen Geſetzes v. 10. und 14. Februar 1809. 

IR bei einer Verwandlung in Rente ober bei einer Ablöfung durch Kapital 
in Gemäßheit der Beitimmungen des $. 127. ber Ordnung v. 13. Suli 1829 
wegen Ablöfung ber Reallaften in denjenigen Landesiheilen, welche ehemals zum 
Koͤnigreich Weitphalen ꝛc. gehört haben (G.S. 1829. ©. 65.), des $. 131. ber 
Ordnung v. 18. Juni 1840 wegen Ablöfung ber Reallaften im Herzogthum Weit: 
phalen (G. S. 1840. ©. 156.) und bes $. 107. des Geſetzes v. }. Juli 1840 
wegen Ablöfung der Reallaften in ben vormals Nafjauifchen Landesiheilen (8. ©. 
1840. ©. 195.) bereits eine Ermäßigung der Abfindungsrente ober bes Abſindungs⸗ 
kapitals wegen ber Grundſteuern eingetreten, fo Tönnen bergleichen Renten, fowie 
die Zinfen von ſolchen Abſindungskapitalien, auch wenn die Bedingungen des $. 52. 
des gegenwärtigen Geſetzes vorhanden find, dennech nur in dem Walle nach Manfr 
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gabe des $. 64. des gegenwärtigen Geſetzes abgelöft werben, wenn ber Rente ober 
dem Kapital berjenige Betrag wieder hinzugerechnet wird, welcher bei der Ber: 
wandlung oder Ablöfung wegen ber Grundſteuer in Abzug gebracht worden. if. 
Will fi der Verpflichtete dieſes nicht gefallen Laffen, h findet auf die vorge: 
dachten Zinfen das gegenwärtige Gefeg Feine Anwendung; bie vorgebadhten Ab: 
Iöfungsrenten aber koͤnnen in einem folden Falle nur mit ihrem fünf und 
zwanzigfachen Betrage durch Kapitalzahlung auf Antrag der Verpflichteten abgelöft 
werben. 

ine ſolche Kapitalsablöfung erfolgt nad vorhergegangener fechsmonatlicher 
Kündigung. Der Verpflichtete iſt befugt, das Kapital in vier auf einander folgenz ' 
den einjährigen Terminen, von dem Ablaufe der Kündigungsfriit an gerechnet, zu 
gleichen Theilen abzutragen. Doch ift der Berechtigte nur folche Theilzahlungen 
anzunehmen verbunden, bie mindeſtens Ginhundert Thaler betragen. Der jebes- 
malige Nückſtand ift mit vier Prozent jährlich zu verzinfen. 


Titel XI. 
Feſtſtellung ver Normalpreife und Normal» Marktorte, 


$. 67. 

Zur Feftitellung der Normalpreife und Normal-Marktorte (ch. 88. 10. 12. 21. 
23. bis 25. 30. 57.) werden von der Auseinanderfeßungsbehörde angemeſſene 
Diſtrikte beſtimmt. Für jeden ſolchen Diftrift wird eine Kommiffion gebildet, welde 
aus mehreren, nad $. 68. zu erwählenden ſachkundigen Bingefeflenen des Diftrifts 
und Binem von ber Auseinanderfegungsbehörbe ohne Stimmrecht zu ernennenden 
Vorfigenden beiteht. Die Kommiffton macht auf Grund der von ihr vorzuneh- 
menden GErmittelungen der Auseinanderfeßungsbehörbe Vorſchläge über die in dem 
Diftrifte zu bildenden Preisbezirke, über die Nosmalpreife für jeden dieſer Bezirke, 
fowie über die anzunehmenden Normal-Marktorte. 

Die Auseinanderfeßungsbehörbe beftätigt dieſe Vorſchläge oder entfcheidet, wenn 
die Kommiffionsmitglieder ſich nicht Haben einigen Tönnen. Gegen dieſe Entfcheis 
dung fleht den Mitgliedern der Kommiffion der Rekurs an das Revifionskollegium 
für Lundeskulturfachen zu, welchen fie innerhalb drei Wochen vom sage der Publi- 
fation bei der Auseinanderfegungsbehörbe einzulegen haben. Das Reviſionskolle— 
gium enifcheidet endgültig. | 


$. 68. ' 
Bei ber Wahl der aus den Diſtrikts-Cingeſeſſenen zu entnehmenden Mitglieder 
ber Kommiffton iſt nach folgenden Regeln zu verfahren: - 

1) Die Zahl diefer Perfonen wirb zur einen Hälfte von ben verpflichteten Grund⸗ 
befigern, zur andern Hälfte von ben de gewählt; 

2) umfaßt der Difrift nur Einen landreäthlihen Kreis, jo wird in jeder Ge: 
meinde beflelden, unter Zeitung des Gemeindevorftandes, von den Befipern der 
mit Reallaften bebafteten Grundflüde Gin Wahlmann gewählt. Saͤmmtliche 
Wahlmänner des Kreifes werden alebann von dem Kreisvoritande zufammen: 
berufen, und unter dem Vorſitze befielben ermählen die von ihnen Grfchiene- 
nen nah dem Grmefien der Auseinanderfeßungebehörde zwei ober mehrere 
itglieber für die Diftriktsfommiffion. 

ie Berechtigten im Kreife dagegen erwühlen, unter dem Vorfitze 
bes Kreisvoritandes, unmittelbar eine eben foldhe Zahl von Kommiſſions⸗ 
mitgliedern ; 

3) umfaßt der Diſtrikt mehrere Ianbräthliche Kreife, fo werben In jedem der⸗ 
felben, fowohl von Seiten der Verpflichteten als der Verechtigten, zwei Mit: 
glieder für die Kommiſſion auf dem Nr. 2. bezeichneten Wege ermählt; 

4) alle diefe Bahlen erfolgen nad abfoluter Stimmenmehrheit der Erfchienenen 
nah Maaßgabe des Wahlreglements v. 31. Mai 1849 wegen der Wahl ber 
Abgeordneten ; 

5) die Prüfung und Beitätigung der Wahlen gebührt der Auseinanderſetzungs⸗ 


ehörbe; 
6) auf diefe Behörde geht auch das Recht zur Wahl der Kommiffionsmitgkieder 
Ken ae Partet über, welche die Wahl verweigert oder foldhe unterlaſ⸗ 
en 
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6. 69. 
Bon zehn zu zehn Jahren ift in dem $. 67. bezeichneten Wege eine Reviſion 
der feilgeitellten Normalpreife und Rorma warktorte vorzunehmen. 


$. 70. 

Die erwählten Mitglieder der Diftriktskommiſſtonen erhalten Reiſe⸗ und Zeh⸗ 
rungskoſten aus ber Staatsfaffe: 1 Rthlr. 15 Sgr. Tagegelver und an Reifefoften 
10 Sgr. pro Meile. . 

Die Diflriftseingefeflenen Haben wegen ber Behufs der Wahl der Mitglieder 
ber Diftriktstommiffionen gemachten Reifen und fonftigen Auslagen keinen Anſpruch 
"auf Vergütung. 


$. 71. 

In der Regel kommen die Markt: und Normalpreife desjenigen Bezirks zur 
Anwendung, in welchem der zur Ablieferung ber Abgabe ober ber zur Leiftung der 
Berpflichtung beftimmte Ort belegen ift. Iſt biefer nicht beflimmt, ober muß bie 
Abgabe oder Leiftung an verſchiedenen Orten abgeliefert ober verrichtet werben, fo 
kommen die Markt: oder Normalpreife desjenigen Bezirks zur Anwendung, in wels 
chem das verpflichtele Grundſtück belegen ig 


g. 72. 
Sollten in einzelnen Diſtrikten Abgaben und Leiſtungen, für deren Ablöfung 
nad dem gegenwärtigen Geſetze Normalfüge feftgeftellt werden follen, gar nicht 
mehr oder doch nur in fehr geringem Umfange vorkommen, fo fann mit Genehmi⸗ 
gung bes Minifteriums für landwirthſchaftliche Angelegenheiten in ſolchen Diftrif- 
ten die Feſtſetzung von Normalpreifen unterbleiben. 
Kommt es in ſolchen Diftriften auf eine Abſchaͤtzung an, fo erfolgt diefelbe durch 
Schieberidyter. 


Deitter Abſchnitt. 


Regulitung der gutöherrlichen und bäuerlichen BVerhältnifie Behufs 
der Eigenthbumsverleihung. 


$. 73. 

Die Borfhriften biefes dritten Abfchnitts "treten an die Stelle des Cdikts v. 
18. Sept. 1811 über die Regulirung der gutsherrlichen und bäuerliden Berhält- 
niffe (G. S. 1811. ©. 281.), fowie des Geſetzes v. 8. April 1823 wegen Regus 
lirung ber guteherztiöpen und bäuerlichen Berhältnifle im Großherzogthum Pos 
fen e (8.6. 1823. ©. 49.); fie finden daher nur Anwendung in denjenigen 
Landestheilen, in welchen das gedachte Cdikt oder das gedachte Geſetz bisher gegols 
ten haben. 14 

$ 


Der Regulirung Behufs der Cigenthumsverleihung unterliegen alle vor Cin⸗ 
führung des Epifts v. 14. Sept. 1811 oder vor Verkündung ber Kabinetöorber 
v. 6. Mai 1819 (G. S. 1819. ©. 153.) in den betreffenden Landestheilen befte- 
hend gewefenen ländlichen, ihren Befigern nicht zu Cigenthums⸗, Erbzins⸗ ober 
Grbpachtsrechten zugehörenden Stellen, welche entweder zu Iaffitifchen Rechten nad) 
Maaßgabe der 88. 626. ff. Titel 21. TH. I. Allgemeinen Landrechts zur Kultur 
oder Lay ausgethan, oder mit Abgaben ober Dienften an bie Gutsherefhaft 
belaſtet nd, beiderlei Stellen jedoch nur in ſofern, als fie entweder zu einem erb- 
lichen oder bergeftalt zu einem zeitweifen Nutzungsrecht verliehen find, daß im Fall 
der Befigerledigung nach Geſetz oder Herkommen ihre Wiederbeſetzung mit einem 
Wirthe erfolgte. 

Alle dergleichen Stellen find regulirungsfähig, ohne Rüdfiht auf Umfang und 
Beichaffenheit (ob fie Adernahrungen oder Dreſchgärtnerſtellen u. f. w. mit Brüb; 
Ien, Schmieden, Krügen verbunden find, oder nicht); ferner ohne Müdficht darauf, 
wem bs enthum zuſteht, und ob fie auf bäuerlichen ober anderen Grundſtücken 
gegründet find. . 

‚ Regulirungsfähig find hiernach nit, die ohne Begründung ober Fortſetzung 
eines gutsherrlichen und a Berhältniffes durch Vertrag in Zeitpacht geges 
benen Stellen und Grundflüde, fo wie die den Haus⸗, Forſt⸗, Hütten: und Wirth: 
ſchaftobeamten, Dienftboten ober Tagelöhnern, Hütten und Bergwerksarbeitern mit 
Rüdfiht auf, dieſes Verhaltniß air Benugung überlaffenen Stellen und «Brunb- 
ſtücke, gleichgültig, ob diefelben Adernahrungen waren oder nicht. 
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$. 75. 

Außer den im $. 74. bezeichneten Stellen find, in fofern fle vor den bort ges 
nannten Zeitpunkten ſchon beſtanden, auch regulirungsfähig: 
a) im Großherzogthum Poſen, im Kulm⸗ und — Kreiſe und im Land⸗ 
gebiet der Stadt Thorn diejenigen Stellen, welche entweder als ſogenannte 
emphyteutiſche Güter auf beſtimmte Jahre oder Geſchlechtsfolgen, oder als 
Zeitpachtgüter beſeſſen werden, beiderlei Arten ohne Rückſicht darauf, ob fie 
ber Gutsherrſchaſt dienſt- oder abgabenpflichtig find, jedoch nur dann, wenn 
deren Befiger in Steuers oder fonftigen amtlichen Verzeichniſſen, Urbarien, 
Präftationstabellen, in Berleihungsbriefen oder Kontraften als Leute bäuerli- 
hen Standes (Stan chlopski) oder die Befigungen felbft als foldhe, die von 
Leuten bäuerlichen Standes beſeſſen werben, mit gemein, provinziell⸗ ober orts⸗ 
üblichen Benennungen bezeichnet find; 
b) in der Provinz Preußen die auf beftimmte Jahre oder Gefchlechtsfolgen vers 

liehenen emphyteutifchen Güter. u 


$. 76. 

Der Anfprud auf Bigenthums»DVerleihung ſteht demjenigen zu, der das zum 
Gigenthum zu verleihende Grundſtück aus eigenem Met beſitzt. Es haben daher 
3: B. Interimswirthe ober diejenigen, welche bie Stelle vom eigentlihen Wirth ge: 
pachtet ober gelichen haben, feinen ſolchen Anſpruch. 

Bon demjenigen, welcher das Grundſtück zur Zeit der Verkündung des Geſetzes 
v. 9. Olt. 1848 (G. S. 1848. ©. 276.) aus eigenem Rechte befeflen hat, wird 
vermuthet, daß er der rechtmäßige Beſitzer fei. Bei den bisher nicht zu erblichen 
Rechten befeffenen Stellen kann biefe Bermuthung in Anfehung der aus der Zeit 
vor Verkündung des gedachten Geſehes herrührenden Anfprüche nur durch Urkunden 
entkraͤftet werben. 


6. 77. 

IR zur Zeit der Befigerlebigung einer nad) dem gegenwärtigen Geſetze noch zu 
regulivenden Stelle Niemand mehr vorhanden, dem ein Anſpruch auf Eigenthume: 
verleihung zuftände, fo Hört die Verpflichtung der Gutsherrfhaft zur Wiederbe⸗ 
feßung der Stelle auf, und die Gutsherrſchaft Tann über die Stelle unbeſchadet 
der Rechte dritter Perſonen frei verfügen, 


Alle diejenigen, welde auf Grund eines früheren oder bes gegenwärtigen Ge⸗ 
feßes Anfprüche auf regulieungsfühige, von ihnen oder ihren Grblaffern früher be: 
— — Stellen, ober Entſchädigungsanſprüche wegen deren Entziehung herleiten 
wollen, müſſen biefe Anfprüdhe bie zum 1. Januar 1852 bei der Auseinander: 
ſetzungsbehoͤrde des Bezirks, in welchem bie Stelle liegt, anmelden, wibrigenfalle 
fie mit denfelben präflubirt fein follen. u 9 

In der Provinz Poſen, in den mit Weſtpreußen wieder vereinigten Diſtrikten 
des Kulm⸗ und Srihelauifdien Kreifes, ſowie in dem Landgebiete ber Stadt 
Thorn, verbleibt jedoch die Beſtimmung bes $. 1. des Geſetzes v. 8. Febr. 1846 
(G. S. 1846. ©. 219.) wegen der fhon mit dem 1. Januar 1849 ag 
Bräklufon der Anfprüche früherer Befitzer regulirungsſaäͤhigerhaäuerlicher n 
in Kraft. Auf die im 8. 2. bes ebengebadhten Geſebes DS I 

egen findet die oben beflimmte mit dem Kiriunumr HAA2,eintuehmr] 9— n 
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1) der Anfprud auf Unterftüßung bei Unglüdsfällen; 

2) die Berpflichtung der Gutsherrfhaft, den Stellenbefiker, wenn verfelbe 
unvermögend wird, bei ben öffentlihen Abgaben und Leiftungen zu ver: 
treten; 

3) die Verpflichtung der Gutsherrſchaft zum Aufbau und zur Reparatur ber 
Gebäude, fo wie zur Berabfolgung von Bauholz; 

4) fämmtliche nach dem gegenwärtigen Geſetze ablösbaren Leiflungen der Guts⸗ 


herrſchaft; 
5) alle efehlich ablösbaren Berechtigungen auf den Grunbflüden ber Gute: 
herrſchaft, als Weide-, Brennholz Swreuberechtigungen u. ſ. w. 


Bei der Frage über die zu ber Stelle gehörigen Ländereien, fo wie über bie 
berfelben gegen die Gutsherrfchaft zufichenden Berechtigungen und obliegenden Ber: 
pflihtungen wird der zur Zeit ber Verkündung des Geſetzes v. 9. Oft. 1848 
(.©. ©. 276.) vorhanden gewefene Befigftand als ber rechtmaͤßige vermuthet. 
Diefe Bermuthung kann nur durch Urkunden entfräftet werben. 


$. 82. 
Ohne Entfhäbigung dafür leiften zu dürfen, erhält 

a) ber —— das Eigenthumsrecht und bie Hofwehr ($. 80. 2. 1. 
und 2.); 

b) bie Sutsherrfähaft die Befreiung. von den erpfüchtungen zur Unterflübung 
in Unglüdsfällen und zur Berteetung bei öffentlichen Abgaben und Leiſtungen 
($. 80. b. 1. und 2.). 83 

$. 83. 


Der Werth der $. 80. Lite. b. Nr. 3. angegebenen Verpflichtung ber Guts⸗ 
herrihaft zum Aufbau und zur Reparatur der Gebäude, fo wie zur Berabfolgung 
von Bauholz, muß nad dem jährlichen Durchfchnittsbetrage diefer Verpflichtungen 
—A und in Ermangelung einer Vereinigung durch Schiedsrichter feitgeftellt 
werden. 

Eben fo wird auch der Werth ber nad) $. 80. a. 4. und b. 5. aufzuheben: 
den Grundgerechtigkeiten ermittelt und im Mangel einer Ginigung durch Schieds⸗ 
richter feſtgeſtellt. 

Für Diſtrikte, in welchen nad) dem Ermeffen der Diſtrikts⸗Kommiſſionen hierzu 
ein Behhrfnig vorhanden iſt, Fönnen von den L2eßteren unter Zuziehung von Sad: 
verfländigen Normalfüge in Betreff der, der Ablöfungs:Beredinung zum Grunde 
zu legenden Poſitionen feftgeftellt werben. 


$. 84. 

Der Jahreswerth der $. 80. b. 4. bezeichneten Verpflichtungen ber Guts⸗ 
— fo wie der $. 80. a. 3. angegebenen Verpflichtungen ber Stellenbe⸗ 

der, wirb nah den Vorſchriften des zweiten Abjchnitts des gegenwärtigen Ge⸗ 
feßes ermittelt. 

Bon der Summe bes ermittelten jührlichen Geldwerths der fümmtlihen Ber: 
pflihtungen bes Stellenbefigers wird bie Summe des ermittelten jährlichen Gelb: 
werths ber fämmtlichen Verpflichtungen bee Gutsherrſchaft in Abzug gebracht. Er⸗ 
giebt fi hiernach ein von dem Stellenbefiger zu entrichtender Ueberſchuß, fo ers 
folgt deſſen Ablöfung nad Borſchriſt des $. 64. 

Ueberfteigt der jührlihe Geldbetrag der Verpflichtungen der Butsherrichaft 
den jährlichen Betrag der Berpflihtungen bes Stellenbefigere, fo braucht ber 
Gutsherr einen ſolchen Ueberſchuß nicht zu vergüten. Der Stellenbefiger muß fi 
vielmehr mit der Rompenfation der gegenfeitigen Berechtigungen und Berpilichiuns 
gen begnügen. 

Diefe Rompenfation findet jedoch bei den Stellen, deren Befiger einen Antheil 
an der Gente genießen (Mandel, Garben), nicht ftatt, fondern es muß dieſen auch 
der Ueberſchuß vergütet werben. 85 


$ 

Der Stellenbefiger ift jebenfalld zu fordern berechtigt, daß ihm bei Feſtſtellung 
der zu leiftenden Abfindung ein Drittel des Meinertrages der Stelle verbleibe und 
Daß mithin, foweit es Hierzu erforberih, die Abfindung des Berechtigten vermin⸗ 
ert werde. 

Zur Ermittelung diefes Meinertrages der Stelle wird der gemeine Kaufwerth, 
ben die Stelle bei Berüdfihtigung aller auf ihr rubenden Laflen und Abgaben, 
fowie aller ihr zuſtehenden Berechtigungen, "hat, durch Schiebsrichter in Pauſch 
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und Bogen feftgeftellt.. Alsdann werben vier Prozent dieſes Kaufwerths mit dem 
Jahreswerth aller ablösharen Reallaften der Stelle nad Abzug der nad den 
88. 59. und 60. zu berücfichtigenden Gegenleiftungen zufammengerednet. Die 
Summe beider ftellt den Reinertrag ber Stelle dar, von welchem das Drittel dem 
Stellenbefiger verbleibt. 

Es wird daher der Werth der nad $. 80. b. 5. ablösharen Berechtigungen 
erft nach Grmittelung der bei Berüdfihtigung der Präftationsfühigkeit von dem 
Stellenbefiger noch zu zahlenden Rente in Abzug gebracht. 


$. 86. 
Liegen die zu den bäuerlichen Stellen gehörigen Grundſtücke im Gemenge mit 
den gutshertliden Grundflüden, fo muß eine zmwedmäßige Zufammenlegung von 
Amtswegen nah ben Vorſchriften der GemeinheitstheilungssOrbnung erfolgen. Bei 
einer ſolchen Gemeinheitstheilung Fönnen auch die Feiner Gemeinheit unterliegenden 
Grundſtücke einer nad) den Vorfchriften des gegenwärtigen Abſchnitts zu reguli: 
renden Stelle wider den Willen des Befikers derfelben in den Auseinanderſetzungs⸗ 
plan gezogen und der Umlegung unterworfen werben. 


8. 87. 

Das Eigenthumsreht an der Stelle geht mit dem Termine, an weldhem bie 
Regulierung ausgeführt wird, auf den Stellenbefißer über. Diefes Recht erfiredt 
fih auf die Stelle und deren Zubehör, zu welchem letzteren aud das auf ben 
Grundſtücken der Stelle ftehende Holz zu rechnen ifl. ie Ausführung der We: 
gulirung iſt von der nad) $. 86. zu bewirfenden Auseinanderfeßung unabhängig 
und darf durch letztere nicht aufgehalten werben. 

‚ Die Ausübung der Hütung auf den in gemifchter Lage befindlichen Grund: 
Rüden ift bis zur Ausführung biefer Zufammenlegung erforderlichen Falls durch 
ein Interimiftifum zu ordnen. 


6. 88. 

Das Gigenthumsreht des Stellenbefigers erſtreckt fih auch auf die Foſſilien, 
infofern foldhe nad) den Landes: oder Provinzialgefeben dem Gigenthümer des 
Bodens zuflehen. 

Die von der Butsherrfhaft vor Verfündung des gegenwärtigen Gefehes auf 
bäuerlichen Gründen aufgefchloffenen mineralifchen Lagerftätten, Erzförberungen und 
Gruben, Kalt: und Steinbrüde, fowie Thon, Lehm:, Mergelgruben und Torfftiche 
verbleiben der Gutsherrſchaft, vorbehaltlich der dem Stellenbefiger zu gewähren: 
den, durch Schiedsrichter feilzuftellenden Entſchaͤdigung für die ihm entzogene Bes 
nugung und die Berjchledterung der Bodenflaͤche. 

In den Redhtöverhältniffen in Bezug auf diejenigen Erbfure und Mitbauredte, 
welde zur Zeit der Verkündigung dieſes Geſetzes bereits erworben find, wird durch 
daſſelbe nichts geändert. 

Sn allen anderen nicht aus ben hier zu regulirenden Gigenthumsverhält: 
Fa herzuleitenden Beziehungen verbleibt es bei den Beſtimmungen ber Bergge⸗ 
ebgebung. 


6. 89. 

Die Yutsherrfchaft behält die ausschließlich von ihr benußten, auf den Grund: 
flüden der Stelle befindlichen Gebäude, — . die zu Tagelöhnerwohnungen bes 
nugten. Sie ift aber verpflichtet, fih die Verſetzung dieſer Gebäude auf ihren. 
Grund und Boden gefallen zu laffen, wenn der Stellenbeflger ſolche verlangt und 
die Koften dazu herzugeben bereit ift. 

Eine gleiche Berfeßung und zwar auf Koften der Gutsherrfchaft, ift der Stel: 
Ienbefißer zu fordern berechtigt, wenn bie Gutsherrſchaft einen Neubau biefer Ge: 
baͤude vornehmen will. | 

A 6 Bauftelle fällt, wenn eine Berfeßung erfolgt, dem Stellenbefiger unent: 
geltfich zu. Ä 


$. 90. | 
Mit der Anbringung der Provokation auf Regulierung Hört bie Verpflichtung 
ber Gutsherrfchaft auf, Verlufte an der Hofwehr zu eriegen. Dagegen dauern 
ale übrigen Verpflichtungen beider Theile bis zum Ansführungstermine fort, 


% 
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Bierter Abſchnitt. 
Allgemeine Beftimmungen. 


$. 91. 

Bei erblicher Weberlaffung eines Grundſtücks iſt fortan nur die Mebertragung 
des vollen Gigenthums zuläffg. 

Mit Ausnahme fefter Geldrenten dürfen Laften, welche nad) dem gegenwärtigen 
Geſetze ablösbar find, einem Grundſtücke von jetzt ab nicht auferlegt werden. 
eu auferlegte fefte Geldrenten ift der Verpflichtete, nach vorgängiger ſechsmo⸗ 

natlicher Kündigung, mit dem zwanzigfachen Betrage abzulöfen berechtigt, ſofern 
nicht vertragsmäßig etwas Anderes beftimmt wird. Es fann jedoch auch vertrage: 
mäßig die Kündigung nur während eines beftimmten Zeitraums, welcher breißig 
Jahre nicht über eigen darf, ausgefähloffen, und ein höherer Ablöfungebetrag als 
der fünf und zwanzigfache der Rente nicht flipulirt werben; erfteres gilt auch von 
den in den F8. 53. bis 55. gebacdhten Renten. 

Vertragsmaͤßige, den Vorſchriften diefes Paragraphen zuwiberlaufende Beſtim⸗ 
mungen find wirkungslos, unbefchabet der Rechtsverbindlichkeit des Tonfligen Ins 
Halte eines foldhen Vertrags. 


$. 92. 

Die Kündigung von Kapitalien, welche einem Grunbflüde oder einer Gerech⸗ 
tigfeit auferlegt werben, Tann fünftig nur während eines beftimmten Zeitraung, wel- 
der dreißig Jahre nicht überfteigen darf, ausgefchlofien werben. 

Kapitalien, welche auf einem Grundftüde oder einer Gerechtigkeit angelegt find 
und bisher Seltene des Schuldners unfünbbar waren, können von jegt ab, ſobald 
dreißig Jahre feit der Verkuͤndung dieſes Geſetzes verfloffen find, mit einer ſechs⸗ 
monatlichen Friſt Seitens des Schulnners gekündigt werben. 

Diefe Beflimmungen finden auf fänmtlie Krebitinftitute eine Anwendung. 


g. 93. 

Menn bei Zerftüdelung von Grundftücden die darauf haftenden, ben Beſtim⸗ 
mungen bes $. 64. unterliegenden Reallaften weder durch Kapital, noch nad ben 
Vorſchriften des Geſetzes vom heutigen Tage über Errichtung von Rentenbanten 
abgelöft werben, fo bleiben für ſolche Reallaften das Hauptgrundftüd und die Trenns 
flüde in solidum verhaftet. 

Dagegen ift der Berechtigte Hinfichtlich folder Renten, welche den Beſtimmun⸗ 
en bes $. 64. nicht unterliegen ($$. 53. bis 55. 65. 66. und 91.), verpflichtet, 
ch eine Bertheilung dieſer Renten auf die Trennſtücke nad Berhältnig des Wertho 

berfelben gefallen zu laflen. 

Gr if jedoch zu fordern berechtigt, daß diejenigen Rentenbeträge, welche nad 
ber Vertheilung jährlih unter vier Thaler betragen, durch Kapitalszahlung Seis 
tens des Pflihtigen ahgeläft werben. 

Der $. 2. des Edikts v. 14. Sept. 1811 wegen Beförderung der Landeskultur 
und der $. 2. des Geſetzes v. 18. Juni 1840 über die, den Grunbbeflg betreffen: 
den Rechtsverhaͤltniſſe im Herzogthum Weſtphalen (G. S. 1840. S. 153.), ſoweit 
er dieſen Beſtimmungen entgegen iſt, werden aufgehoben. 


Auf Ablöfung ober auf Regulirung if fowohl der Berechtigte als der Verpflich⸗ 
tete anzutragen befugt. 


$. 95. 

Die Provokation auf Abloͤſung Seitens des Berechtigten muß ſich ſtets auf die 
Abloͤſung aller Reallaſten erſtrecken, welche für ihn auf den Grimdſtücken deſſelben 
Gemeindeverbandes haften. Sind mit den Provokaten Grundbeſitzer einer andern 
Gemeinde zum Natural-⸗VFruchtzehnt oder zu Dienſten gemeinſchaftlich verpflichtet, 
ſo muß der Berechtigte ſeine — zugleich auch gegen die Grundbeſitzer 
—* oe hinfichtlich aller auf deren Grundftüden für ihn haftenden Real: 
aften richten. 

In denjenigen Landestheilen, in welchen ber britte Abſchnitt bes gegenwärtis 
gen Geſetzes anwendbar ift, muß, wenn der a el provozirt, ber Antrag zus 
Er auf „uotöfung und auf Regulirung in dem vorflehend gedachten Umfange ge: 

et werben. 

Die Provokation auf Ahlöfung Seitens bes Berpflichteten muß ſich ſtets auf 
ſaͤmmtliche, feinen Grundſtücken obliegende Meallaften erfireden. 


Geſetz v. 2. März 1850, wegen der Abldfungen sc. 185 


Die Zurücknahme einer angebraditen Provokation ift unguläffig, 

Die auf Grund der V. v. 20. Der. 1848 (G. S. 1848. &. 427.) vorläufig 
durchgeführten Ablöfungen und Regulirungen in ber Proyinz Schlefien, find von 
Amtswegen in endgültige umzuleiten. 


In Beziehung auf die Kommunalverhältniffe und die Grundfteuern treten au⸗ 
ger den Vorſchriften des $. 66. durch die Ausführung des gegenwärtigen Geſetzes 
feine Beränderungen ein. Es bleibt vielmehr die Negulirung diefer Verhältniffe 
der Fünftigen Gemeindeordnung und den Gelepen über die Grundſteuern vorbehalten. 


g. 97. 

‚Die Ablösbarkeit der Reallaſten, fowie die Regulivungsfähigfeit ber noch 
nicht zu Eigenthum befefienen Stellen, ift ohne Rüdfiht auf früher darüber abge: 
gebene Willenserflärungen, auf Verjährung oder früher darüber ergangene Jubifate, 
lediglich nad) den Borfäriften bes gegenwärtigen Geſetzes zu beurtheilen. 

6. 98. 

Den bei einer Ablöfung ober Regulirung Betheiligten bleibt es freigeftellt, auch 
über eine andere Art ber Yuseinanderfegung, als die in ben Abichnitten II. und 
IIL beftimmte, fih zu vereinbaren. Insbefondere bleibt ihnen auch unbenonmen, 
eine beftimmte Abfindung in Land vergleichsweiſe feilzufellen. 


$. 99. 

Das gegenwärtige Gefeß findet, infoweit nit in demfelben ausprüdlich eine 
Ausnahme angeorbnet wird, auf vergangene Fälle feine Anwendung. Aus der um: 
entgeltlihen Aufhebung der im Abfchnitt I. genannten Rechte und Pflichten kann 
von denen, zu deren Gunſten fie erfolgt ifl, ein Einwand gegen bie Nachtheile nicht 
entnommen werben, weldhe rechtlich mit gewiffen Handlungen ober Unterlaffungen 
verbunden find, in fofern diefe Handlungen oder Unterlaflungen vor Verkundung 
bes Geſetzes v. 9. Oft. 1848 ſich ereigneten. Gbenfo wenig begründen jene Bes 
flimmungen des Abfchnitts I. einen Einwand gegen Zahlung der bis zu dem ge: 
nannten Tage fällig gewordenen Rüdfände, noch einen Anſpruch auf Erftattung 
oder Entſchaͤdigung. 

In den Landestheilen, für welche bie brei Deich: v. 21. April 1825 (Mr. 
938., 939. und 940. der G. S. für 1825.) erlafien find, Eönnen jedoch auch die 
vor Verkündung des Geſetzes v. 9. DE. 1848 entſtandenen Anfprühe aus ben 
nah $. 2. Nr. 1. und 4. des gegenwärtigen Geſetzes ohne Entfpäbigung aufges 
Hobenen Reiten nur dann geltend gemacht werben, wenn fle durch Vertrag ober 
rechtskräftiges Erkenntniß bereits feitgeftellt find. 

Nücftände, welche den boppelten Betrag der jährlichen Rente nicht überfteigen, 
können, in fofern beide Theile einig find, nach näherer Beſtimmung bes Renten: 
bankgeſetzes, der Rentenbant überwiefen werden. 


$. 100. 

IR vor Verkündung bes gegenwärtigen Geſetzes in einer Auseinanderſetzungs⸗ 
fache der Rezeß beftätigt ober die Ablöfung oder Regulirung in Anfehung, aller 
ober einzelner Berechtigungen (Abſchnitt I. bie III.) fo weit gediehen, daß bie Ab: 
Andung durch Vertrag, rehtsfräftiges Erkenntniß, Anerkenntniß des Auseinander: 
fegungsplanes oder fonft rechtsverbindlich bereits feftgeftellt ift, To Tann hiergegen 
aus dem gegenwärtigen Geſetze Fein Einwand hergeleitet werben. 

Dagegen find die Beflimmungen dieſes Gefehes auf alle noch nicht rechtsver⸗ 
bindlich feftgeftellten Verhältniffe anwendbar. 

IR aber in einer ſolchen Ablöfung ober Regulirung ein Landtheilungsplan bes 
reits ausgeführt, wenn auch nd nicht rechtsverbindlich fefgeftellt, fo kann folder 
auf Grund des gegenwärtigen Geſetzes nicht mehr angefochten, fondern bie Aus: 
gleihung wegen ber nad dieſem Geſetze zu Derechnenben bfindung nur in einer 
nach den Bellimmungen ber Gemeinheitstheilungs-Orbnung zu behandelnden Rente 
bewirkt werben. 


$. 101. 
Die Beftimmungen bes $. 95. finden auf alle noch anhängigen Regulirungen 
und Ablöfungen Anwendung. 


$. 102. 
Die Beftimmungen des $. 47. find auf alle bereits anhängigen Abloͤſungen von 
BefipveränderungssAbgaben anwendbar, in welchen bie Abfindung noch nicht rechts⸗ 
verbindlich feſtgeſtellt iſt. ($. 100.) 
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$. 103. - 

Der Anfpruh auf die nah der Deklaration v. 29. Mai 1816 (G. S. 1816. 
©. 154.) zu gewährende Dh als die Normalentfchädigung fällt fort, wenn biefe' 
höhere Entfhädigung bei Verkündung bes gegenwärtigen Gefebes nicht ſchon durch 
Vertrag, rechtsfräftiges Erfenntnig, Anerkennung des Auseinanderfeßungsplans ober 
fonft rechtsverbindlich feſtgeſtellt iſ. Es bewendet in diefem Balle, ſowohl dem 
Berehtigten als dem Berpflichteten gegenüber, lediglich Bei ber feftgeflellten Nor: 
malentfchäbigung. 

Der Anſpruch auf geringere als die Normalentfhädigung wird nach den Bor: 
fhriften der bisherigen Geſetze erledigt; doch bleibt auch hierbei der Artifel 68. der 
Deklaration v. 29. Mai 1816 außer enimenbung. 


S. 104. 

Der Termin zur Ausführung ber Auseinanderfegung wird, wenn bie Interef: 

—* ſich über denſelben nicht vereinigen, durch die Auseinanderſetzungs-Behoͤrde 
beftimmt. 


&. 109. 

Für das in. diefem Geſetz 68. 11. 14. 17. 30. 31. 44. 63. 72. 83. 85. 88. 
angeordnete fchiebsrichterliche Verfahren gelten die 6F. 32. ff. der V. v. 30. Juni 
1834 wegen des Gefchäftsbetriebe in den Angelegenheiten dee Bemeinheitstheilun: 
gen u. ſ. w. (G. S. 1834. ©. 96.) gegebenen Borfchriften. 

1 


Die Koften ber Regulirungen und Ablöfungen, ausfchliegli der Prozeßkoſten, 
find zur einen Hälfte von den Berechtigten, zur anderen Hälfte von den Berpflid: 
teten zu tragen. 

Mehrere Berechtigte oder mehrere Berpflichtete haben zu den fie betreffenden 
Koften nach Berhältnig des Werths der abgelöften Reallaften und Gegenleiftungen 
beizutragen. 107 

$ 


Die Koften in noch anhängigen Aueein uber te unaen und Prozeſſen über Be: 
rehhtigungen Abgaben und Beitungen, welche in Folge der Beſtimmungen bes ge: 
genwaͤrtigen Geſetzes unentgeltlich wegfallen, werben, in foweit fie nicht bereits be⸗ 
zahlt find, niebergefchlagen. 


$. 108. | 

Die Generalkommiſſionen und landwirthſchaftlichen Megierungsabtheilungen find 
befugt, mit der Beforgung einzelner, zum Auseinanderſetzungs⸗Verfahren gehöriger 
Geſchaͤfte, und felbft mil der vollitändigen Bearbeitung einfacher Auseinanderſetzun⸗ 
gen, jeden Staats: und Gemeindebeamten zu beauftragen, welchen fie bazu für ge: 
eignet halten. Diefe Beamten find verpflichtet, fi) innerhalb ihres Amtsbezirks fol; 
gen Aufträgen zu unterziehen und überfommen wegen biefer @efchäfte gleiche 

echte und Pflichten, wie die beiländigen Kommiflarien der Auseinanderfegungs- 
Behörden. Die von ihnen innerhalb der Grenzen ihres Auftzages aufgenommenen 
Berhandlungen haben diejenige Kraft, welche im $. 55. der 3. v. 20. Juni 1817 
den Protofollen der Speziallommiffarien beigelegt worben ift. 

Die VBollziehung der Auseinanderfegungs-Rezefie Tann mit der nämlichen Wir: 
fung, wie vor einem als Richter befühigten Juſtizbeamten oder vor einem Notar, 
auch vor einem jeden von ber Generalfommilflon oder der landwirthſchaftlichen Re: 
gierungsabtheilung mit biefem Geſchaͤfte beauftragten Staats: oder Gemeindebeams 
ten erfolgen. Die beſchraͤnkende Vorſchrift des F. 43. der V. v. 30. Juni 1834 
wird aufgehoben. 


‚.$. 109. 
Die Legitimation ges bei einem Auseinanderſetzungs-Geſchaͤft ſich meldenden 
Intereſſenten, deffen Befigtitel im Hypothefenbuche noch nicht berichtigt worden, iſt 
als geführt zu erachten: 

a) wenn bemfelben von ber betreffenden Gemeinbebehörbe befcheinigt wird, daß 
er das Grundſtück, um welches es ſich handelt, eigenthümlich befike, oder wenn 
er eine auf die Grwerbung des Cigenthums davon lautende öffentkiche Urkunde 
vorzulegen im Stande ift; 

.b) — babei die übrigen Theilnehmer bes Geſchaͤfts die Legitimation nicht be⸗ 
reiten, un 

c) nad) gefchehener öffentliher Bekanntmachung der Auseinanderfegung (Ausfüh: 
rungsgeſetz v. 7. Juni 1821. $. ng v. 30. Juni 10 5 3) Im 
Benachrichtigung der aus dem Hypothefenbuche etwa erfichtlichen Tigenthums⸗ 
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Brätendenten bis zur Rezeßvollziehung kein Anderer bei dem Spezial⸗Kommiſſa⸗ 
rins ober bei ber Kuseinanderfehunge-Behörbe Beſitzanſprüche erhoben hat. 

Ber fi nach Ablauf des in der öffentlichen Befanntmahung angegebenen Ter: 
mins bis zur Rezeßvollziehung als Beſitzer meldet und legitimirt, muß Alles gegen 
fh gelten laſſen, was bis zu dem Zeitpunfte feiner Meldung mit dem nach den 
obigen Fr a. und b. vorläufig Iegitimirten Inhaber des Grundſtücks feitgeitellt 
worden ill. 

Der Hypothelenrihter darf die Bintragung des von den Auseinanderfeßungs: 
Behörden beftäfigten Mezefles in das Hypothekenbuch nicht verfagen, auch wenn ber 
Rezeß mit einem andern als dem eingetragenen Befiker abgeſchloſſen, bei der Be: 
fätigung aber von der AuseinanderfeßungssBehörbe befcheinigt ift, daß die Legiti⸗ 
mation der noch nicht titulixten Befſitzer in obiger Weiſe ergänzt fei. 


Die befondere Bekanntmachung der Kapitalabfindungen an bie eingetragenen 
Gläubiger und an bie fonftigen Mealberechtigten fällt weg: 

a) in foweit die Kapitalabfindungen zu ben Ginrichtungsfoften erforderlich find; 

b) bei anberweiten Berwenbungen in bie Subſtanz des berechtigten Gutes oder 
zur Abſtoßung prioritätifch eingetragener Kapitalpoften, ohne Rüdficht dar: 
auf wie Hoch fi die eingetragenen Schulden oder Kapitalabfindungen be: 
aufen. . 

Ob und wie weit bie Verwendung in einer, die Gläubiger und Realberech⸗ 
tigten des berechtigten Guts ſicherſtellenden Weife erfolgt ıfl, Hat die Ausein- 
anderſetzungs⸗Behoͤrde allein, nach ihrem Ermeflen, zu prüfen; 

c) wenn die Kapitalsabfindung nur zwanzig Thaler oder weniger beträgt; 
d) wegen der Geldentſchaͤdigungen für den neueften Düngungszuflend und für 
- Berbefferungsarbeiten ; 
©) wegen derjenigen Kapitalsabfindungen, welche nach dem Gefeße über die Er: 
rihtung von Rentenbanken an ben Berethtigten 
aa) von F Verpflichteten für Renten oder Rentenantheile unter Cinem Sit; 
ergrofchen; 
bb) von der Mentenbant für die über den Nennwerth der ausgehänbigten Ren: 
tenbriefe überfhießenden Beträge (Kapitalfpigen) - 
gezahlt werden müflen. 

Die unter c. d. e. gedachten Abfinbungsgelver erhält der Berechtigte, wenn er 
zugleich im Hypothelenbuche eingetragener Vefiger iſt, zur freien Dispofition, und 
iſt insbefondere auch deren Verwendung in das Lehen, Fideikommiß, Erbzinsgut ıc. 
nicht zu kontrolliren. 

Die Vorſchriften des Geſetzes v. 29. Juni 1835. $. 9. — ber Ablöfungsorbs 
nung v. 13. Juli 1829. $. 103. — der Ablöfungsorbnung v. 18. Juni 1840. 
$$. 100. 101. — des Ablöfungsgefeßes v. 4. Juli 1840. $$. 74. 75. und ber 
Srmeinheitstheilungsorbnung v. 7. Juni e2. $. 152. werben aufgehoben. 

Eine jede Bekanntmachung wegen Kapitalsabfindungen ift nur an biejenigen 
Gläubiger und Realberechtigten & richten, welche im Hypothefenbuche des berech⸗ 
tigten Gutes eingetragen find. ine Srmittelung und Benachrichtigung ihrer nicht 
eingetragenen Erben, Gefflonarien ober Rechtsnachfolger ift nicht erforderlich, wird 
vielmehr Durch die öffentliche Belanntmahung erfegt, welde eintreten muß, wenn 
ber eingetragene Krebitor tobt ober feinem Aufenthalte nad unbefannt oder nicht 
mehr der Beſitzer der Forderung iſt. Sollte in dieſen Bällen die Ermittelung und 
befonbere Benachrichtigung bes zeitigen DBeflgers der Borderung ohne Schwierig: 
keit zu bewirken fein, fo et es der Auseinanderfebungs » Behörde frei, dieſen Weg 
ſtatt der öffentlichen Bekanntmachung einzulöhlagen. 

$ 


Außer den abaͤndernden Beflimmungen der 88. 106. bis 114. bleiben vorläufig 
bie übrigen, das Koftenweien und das Verfahren, fo wie bie Rechte dritter Perſo⸗ 
nen regelnden beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen und die hierauf en 
Vorſchriften der oben im $. 1. genannten bisherigen Geſetze in Kraft, infoweit fie 
nicht durch diefes und das Geſetz vom heutigen Tage über bie GErrichtung von Ren: 
tenbaufen ausbrüdlich abgeändert find. 


$. 113. BR 
Mit dem Zeitpunkte der Verkündung des gegenwärtigen Geſetzes verliert bas 
Geſetz vom 9. Oft. 1848, 
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betreffend die Siftirung der Verhandlungen über die Regulirung der gutsherrs 
lichen und bäuerlichen Verhältniffe und über die Ablöfung der Dienfle, Natus 
ral⸗ und Gelvabgaben, fowie der über dieſe Gegenftände anhängigen Prozefle 
(8.6. 1848. ©. 276.), 
in Anfehung aller derjenigen Verhandlungen und Prozeſſe feine Wirkfanifeit, welche 
Rechtsverhaͤltniſſe zum Gegenftande haben, die nad dem gegenwärtigen Gefeß ge: 
ordnet werden follen. 
Veber die Mühlenadgaben und die Anwendung des gegenwärtigen Geſetzes auf 
biefelben bleiben die näheren Beftimmungen einem befonderen Geſetze vorbehalten. 
Bei der Sifiirung der Ablöfungs : Verhandlungen und Prozefie über die Müh: 
lenabgaben behält es einftweilen fein Gemenden. 
$. 


Die Ausführung des gegenwärtigen Gefehes in dem Regierungsbezirk Stral⸗ 
fund wird der General: Kommifflon zu Stargard übertragen. Es kommen bierbei, 
in Beziehung auf das Verfahren, das Koftenweien und die Rechte dritter Perfonen, 
diefelben gejeglihen Borfehriften in Anwendung, welde in bem bisherigen Ge⸗ 
ſchaͤftsbezirk der gedachten Behörde gelten. 

Hg unter Unferer Höchfteigenhändiger Unterfhrift und beigedrudtem Kö: 
niglichen Inſiegel. 

Gegeben Charlottenburg, d. 2. März 1850. 

L. S. Friedrich Wilhelm. 
Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heybt. 9. Rabe. 
Simons. v. Schleinitz. v. Stodhaufen. 
(G.S. 1850. S. 77, Nr. 3233.) 


Ergänzungen und Erläuterungen 
des Geſche v. 2. März 1550, betr. die Ablöfung der Neallaften und die 
egulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Berhältniffe. 


A. Zur Ausführung des Gefepes im Allgemeinen. 


ER. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (v. Manteuffel) v. 12. März 
1850 an fämmtl. K. GeneralsKommifflonen und landwirthſchaftl. Meg. Abtb., 
betr. die Ausführung der neuen Agrar» Gefepe. | 


Die heilfamen Wirkungen, welche das Land von den jetzt publigirten neuen Ge⸗ 
feßen über bie Abtöfung der Reallaften, die Regulirung der gutsherrlich : bäuerli- 
hen Verhaͤltniſſe, die Errichtung von Rentenbanken und die Ergänzung ber Ge: 
meinheitstheilungs -Orbnung, zu erwarten berechtigt if, find weſentlich von einer 
weckentſprechenden, umfichtigen Hambhabung biejer Geſetze ſeitens der ausführenden 
Behörden und deren Organe abhängig. enn nun auch gegenwärtig, wo biefe 
wichtige Aufgabe praftifch ſchon geübten und bewährten Beamten anheimfällt, bie 
Schwierigkeiten, welche fie barbietet, leichter zu überwinden fein werden, als Dies 
in den Jahren 1811 und 1821 bei der Aus ihrung der damals erlaffenen Ablö- 
ſungs⸗- und Gemeinheitstheilungs > Gefege gefchehen konnte, und wenn ih auch zu 
ben jebigen Auseinanderfegungsbehörbden und deren Beamten das Bertrauen hege, 
bag fie von felbft fhon ihrer Pflicht eingedenk fein und namentlih mit allem Fleiß 
und Eifer die Auseinanderfegungen zu förbern fh bemühen, mit der firengften 
Unpartheilichfeit dabei nad allen Ridytungen Hin verfahren und überhaupt ben an 
ihre Wirkſamkeit jegt geftellien gefteigerten Forderungen, fo weit es in ihren Kräf- 
ten fteht, entfprechen werben, fo kann ich doch nicht unterfaflen, biefelben zu dieſem 
Allen noch befonders hiedurch aufzufordern, und fie Hiebei auf folgende Punkte auf: 
merkſam zu machen. 

I. Das Bebürfniß einer fhleunigen Ablöfung der Meallaften und Wkllirung 
der gutöherrlichen bäuerlichen Verhältniffe iſt in einigen il orte en 
größer als in den anderen. Es wird daher Außgalle WERE Ba n, 

f 


da, wo ein folches umfaſſenderes oder viſbete ine? ob N. 2 
tigere Mittel I deſſen — — Kr 9 a nn bin 
Tr Sant ber (on ‚in ber ek ae AXXX 
egulirung wird einen ziemli en Maßſtab für den Umfang ‚bes Bes 
onftspife® BAY) esse nee —5 — ar) 1, 
fielen, daß bie vorhandenen Arbeitskräfte, ungeachtet Omi ETyedt’inhen 
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Abloſungs⸗Gefetzes den Auseinanderſetzungsbehoͤrden beigelegte Befugniß, in den 
Angelegenheiten ihres Refiorts allen Staats» und Gemeinde: Beamten Aufträge zu 
ertheilen, dennoch zu einer gehörigen Foͤrderung aller in Antrag gebrachten Regu: 
lirungen und Ablöfungen nicht genügen, fo erwarte ich von ber betr. Auseinanders 
feßungsbehörde Vorſchläge und Anträge zur Befeitigung diefes Mangels. Andrers 
feits ehe ih aber aud einer Anzeige darüber entgegen, wenn etwa in einem ober 
dem anderen Bezirke, in welchem der Andrang auf Ablöfungen und Regulirungen 
minder groß if, Beamte, die zur Bearbeitung folcher Geſchaͤfte qualifiziet find, auf 
fürzere oder längere Zeit entbehrt werben können. 

Uebrigens ift, vornehmlich da, wo die Auseinanderfeßungsgefhäfte ſich häufen, 
möglihft darauf zu balten, daß die Bearbeitung oder doch wenigitens die Binleis 
tung ber einzelnen Auseinanderfegungen in ber Reihenfolge gejchehe, in welcher 
die Provofationen angebracht find. 

II. Da die Beftftellung der Normalpreife und NormalMarktorte, wo fie nicht 
etwa ausnahmsweife unterbleibt (cf. $. 72. des Ablöfunges Gefepes),. dem Ablös 
fungs + und Regulirungs Verfahren vorhergehen muß, fo made ich es ben Aus⸗ 
einanderfeßimgsbehörben wiederholt zur Pflicht, auf die fchleunige Beendigung dies 
ſes Geſchaͤfts mit allen Gifer hinzuwirken. Die dazu erforderlichen Anweifungen 
find von mir bereits in den Inftruftionen v. 4. Jun und 7. Dec. v. I. ertheilt. 
In Bezug auf den Zufaß der Cirk. Verf. v. 7. Dec. zu Nr. II. 3. und 4. der 
Snftruftion v. 4. Juni v. I. bemerfe ih noch, daß, nachdem bie dort erwähnten 
Borihläge der Kommiffton der zweiten Kammer nunmehr in den $$. 14. und 83. 
des Ablöfungss Gefeßes Aufnahme gefunden und Geſetzeskraft erhalten haben, die 
Beftflellung von Normaljägen für die in Rebe flehenden Gegenftände, fofern fi 
die Ausführbarkeit und das erürfniß ierzu berausitellt, in Gemäßheit der näher 
ren Anweifung in der Cirk. Verf. v. 7. Der. v. I. (Min. Bl. 1849. ©. 270—276) 
erfolgen muß, ohne daß eine weitere Verfügung des Minifteriums einzuholen ift. 

II. Zu einer richtigen Auffaffung des Geiſtes ber neuen Geſetze und zur ger 
gerigen Deutung ihrer einzelnen Beftimmungen bietet fih den Behörden in ben 

otiven der Regierung, in den Berichten der Kommiffionen der beiden Kammern 
und in ben ftenographifchen Verhandlungen ber letzteren das reichhaltigſte Material 
dar, mit deflen Hülfe daher etwanige Zweifel über die Interpretation in der Regel 
leicht zu bejeitigen fein werben. Ich muß aber zugleich den erfennenden Behörden 
dringend empfehlen, dergleichen zweifelhafte Fragen, insbefonbere ſolche, weldhe auf 
die Brinzipien jener Geſetze fich beziehen, gleich bei ihrem erſten Vorkommen, wor 
möglich im verfammelten Kollegium, in reiflichfle Erwägung zu nehmen, damit ein 
Wechſel in deren Entſcheidung fo viel als thunlid) vermieden werbe. Zu gleichem 
Zwecke werbe ich auch Sorge tragen, Entfcheibungen foldyer Fragen in ben höhes 
ven Inſtanzen fofort zur Kenntnig der Auseinanderfehungsbehörden bringen zu 


fen. 

IV. Nachdem durch bie neuen Geſetze, unter Aufhebung des Siftirungs - Ges 
feßes v. 9. Oft. 1848, die in Anfehung ber Reallaften, zwiſchen den Berechtigten 
und Berpflichteten obwaltenden Rechts verhaͤltniſſe jebt definitiv geordnet, und hier⸗ 
bei namentlich den Berpflichteten zur Abbirrdung jener Laſten wefentliche Grleichtes 
zungen zugefihert worten find, Tönnen die Verpflichteten aus der Lage der Geſetz⸗ 
gebung feinen Borwand ferner entnehmen, fich der Srfüllung ihrer Verbindlichkeiten 
gegen bie Berechtigten zu entziehen. Wo bies daher aus biefem ober irgend einem 
anderen Gruube bisher gefchehen ift, wird fortan den Klagen und Grekutions : Ans 
teägen der Berechtigten feitens ber kompetenten Behörden überall wieder gefegliche 
Folge zu geben und fo auf die Wieberherilellung eines georbneten Rechtszuſtandes 
mit allem Ernſt hinzuwirken fein. 

Ich empfehle aber den Auseinanderfegungsbehörben, da, wo dergleichen Anträge 
ber Berechtigten auf Beitreibung rüditändig verbliebener Abgaben oder Leiflungen 
ihrem Reflort anheimfallen, ſtets zugleich bemüht zu fein, gütliche Cinigung zwifchen 
ben Parteien zu vermitteln, weil fonit, bei firenger Verfolgung des Rechts, mander 
Berpflihtete, der ſich unbefonnener Weiſe durch die bisherigen Zeitverhältniffe Hat 
verleiten laffen, mit feinen Leitungen für eine längere Dauer im Rüdilande zu 
bleiben, dem völligen Ruin, oft felbft zum Nachtheil bes Berechtigten, entgegen 
geführt werden würde. Die neuen Ablöfungss@efehe bieten zu einer ſchonenden 

ehandlung ſolcher Verpflichteten ein fehr geeignetes Mittel Dar, indem fie vor⸗ 


fchreiben, 
daß Rückſtaͤnde, weldhe den doppelten Betrag der ermittelten Jah— 
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resrente nit überfleigen, durch Bermittelung ber Rentenbank abgelöſt 
werden können, infofern beide Theile hierüber einig find. 
(cf. $. 99. des Ablöfungs > Sefeges und $. 10. des Rentenbanfs Gefeges.) 

Auf die Herbeiführung folder inigungen wird baher von den Auseinanders 
ſetzungs⸗ Kommiffarien möglihft hinzuwirken fein. Da aber nach ben angeführten 
gefeglihen Beſtimmungen hoͤchſtens nur für zweijährige Rüdfände eine le ers 
leichternde Ablöfung zuläffig ift, fo werben Diedenigen mit ihren Leiftungen bisher 
fäunig gemwefenen Verpflichteten, welche jener Wohlthat der Geſetze fich theilhaftig 
machen wollen, vor allen Dingen darauf bebadht fein müflen, fortan wenigftens 
ihre laufenden Abgaben und Leiftungen an die Berechtigten bis zur Ablöfung wies 
der prompt und unweigerlich —8 damit der Betrag der Rückſtaͤnde —* ſo 
wenig als moͤglich über jenes Maß der Ablösbarkeit hinaus anhaͤufe. Hierauf die 
Verpflichteten durch Belehrung aufmerffam zu machen, erfcheint nicht nur in deren 
eigenem Intereffe, jondern auch in dem der Berechtigten, und überhaupt zur Wies 
derherftellung eines georbneten Rechtszuſtandes, von der größten Wichtigkeit, und 
weiſe ich daher die Auseinanderfegungsbehörden an, dergleichen Belehrungen in 
geeigneter Form hauptfählih in denjenigen Gegenden ihrer Bezirke fchleunigft zu 
veröffentlichen, in welchen die Berpflichteten in der letzteren Zeit fih die Verweige⸗ 
rung der Abgaben und Leiflungen zur Gewohnheit haben werben laffen. 

Die hiernach erlaffenen > eiannfmadhungen find dem Minifterium einzureichen. 

(Min.BL d. i. V. 1850. ©. 65. Nr. 78.) 


B. Zu den einzelnen Paragraphen des Geſetzes. 
Zum $. 2. 


C.R. des K. Fin. Min. (v. Rabe) v. 14. Dec. 1850 an fämmiliche K. 
Meg., mit Ausfchluß derjenigen zu Aachen und Trier. Mit dem Ueber- 
ange des vollen Eigentums an die früheren Erbpächter find alle aus 
bſchn. 2. Tit. 21. IH. J. A.L. R. abgeleitete gegenfeitige Rechte und Ver⸗ 
Bindlichkeiten zwifchen Erbyerpächtern und Erbpächtern erlofchen, insbeſondere 
die NRemifflond » Unfprüche. 

In Berüdfichtigung, daß die früßer erbyachtsweife befeffene Kleine Amtsmühle 
zu N., nad Inhalt des Berichts v. 21. Oft. c., bereits am 15. Aug. pr., alfo 
vor dem Grfcheinen des das Eigenthumsrecht des Erbverpächters aufhebenden Abs 
Höfungsgefeßes vom 2. März c., abgebrannt ift, und in fernerer Berüdfichtigung, 
dag die Zuftändigfeit des Anſpruchs auf einen einjährigen Kanon-Erlag in Fällen, 
wo ber Veflger, wie in dem vorliegenden, ohne fein Verfchulden ein Sahr lang 
verhindert gewefen ift, fein Gewerbe zu betreiben, bereits früher mittelſt Verf. v. 
22. Mai 1834 anerkannt worden if, wird bie K. Meg. zum einjährigen Crlaſſe 
des auf der bezeichneten Mühle mit 200 Thlen., in Worten: =e Bweihunbert Thas 
fern == haftenden Kanons ermächtigt. 

Bei diefer Gelegenheit wird aber der K. Reg. zu erkennen gegeben, wie ber 
in dem Gingangs beregten Berichte gleichzeitig ausgelprogenen Anficht, daß die den 
Erbpächtern in Beziehung auf gänzlihen ober theilweifen Erlag des Kanone bis⸗ 
ber geſetzlich zugeſtandenen Begünftigungen, der inzwifchen erfolgten Aufhebung 
des Gigenthumsrechts des Erbpaͤchters ungeachtet, für fortbeftehend zu erachten 
wären, nicht beigetreten werben Fann. 

Mit dem im $. 2. sub Nr. 2, des Ablöfungsgefehes v. 2. März c. ausgefpros 
denen Uebergange des vollen Cigenthums an bie zeitherigen Erbpächter find gleich, 
zeitig alle in jenem Geſetze nicht ausbrüdlih als fortbeitehend bezeichneten, aus 
dem zweiten Abfchnitt des Tit. 21. TEL I. bes A. L. R. abgeleiteten, gegenfeitigen 
Rechte und Berbindlichkeiten der früheren Erbverpaͤchter und Erbpächter als erlos 
ſchen anzufehen. Da nun der den Grbpächtern in Bezug auf ben zu entrichtenben 
Kanon nah $. 207 — 211 ibidem zuſtehende Anſpruch, in gewiſſen Fällen, Er⸗ 
mäßigung, Nachficht oder zeitweiien Crlaß von dem Erbverpaͤchter fordern zu köns 
nen, umter ben im $. 5. bes Ablöfungsgefepes als fortbeftehend bezeichneten Be⸗ 
fugniffen nicht mit aufgeführt if, fo müflen fortan au alle auf Geltendmachung 
dieſes Auſpruchs gerichteten Anträge deu nunmehrigen Gigenthümer der früher nur 
erbpachtsweite beſeſſenen Realitäten reiitgenichen werben. 

(Min. Bl. d. i. V. 1850. S. 407. Nr. 504.) 


Geſet v. 2. März 1850, wegen der Abldfungen ıc. 191 


Zu GG. 4. und 6. 


ER. des K. Fin. Min. (v. Rabe) an ſaͤmmtl. K. Reg, v. 12. Mat 
1850, betr, die Ausübung des dem Fiskus noch zuſtehenden Vorkaufs⸗ 
rechtes. 

In Folge verſchiedener Spezial: Anfragen eroͤffne ich der K. Reg., daß das 
Vorkaufsrecht, jo weit es nach $. 4. der Abloͤſ.O. v. 2. Mär; d. J. über: 
haupt in Kraft bleibt, nicht der Zwangs- Ablöfung unterliegt. Dafelbe ift zwar 
eine Beſchraͤnkung des @igenthbums und der Dispofition, keineswegs aber eine 
Neallaft im Sinne des $. 6. a. a. O., welcher hierunter nur beftändige Abgaben 
und Leiftungen, die auf einem Grundftüde oder einer Gerechtigkeit haften, begreift; 
aus den $. 6. a. a. O. kann daher die Ablösbarfeit deſſelben nicht gefolgert wer; 
den. Mithin werden Vorkaufsrehte an Immobilien vom Domainen : Fiskus auch 
durch Vertrag neu begründet werben Zönnen, ohne daß der $. 91. der Abl.D. ober 
der Art. 42. der Bert Urkunde v. 31. Ian. d. I. entgegenfteht. 


ra laßt fi die bisher von ber Domainen:Berwaltung veriheibigte 
nicht, 


dag das Vorkaufsrecht als ſolches die Befugniß in ſich fchliege, der Zerſtücke⸗ 
lung oder theilweifen Veräußerung bes bamit belafteten Grundſtücks zu wis 
- derfprechen, 
nicht aufrecht erhalten; fie ift fortan ganz aufzugeben. in derartiges Wider⸗ 
fpruchsrecht, lediglich daraus hergeleitet, 
bag ber Berechtigte, defien Anſpruch fih auf das ganze Grundſtück erftrede, 
ein Interefje dabei habe, dag ihm nicht die Ausübung des Vorfaufs an dem 
ganzen Grundſtücke vereitelt werde, was durch die Parzellirung gefchehen 
würde, 
folgt weber aus der allgemeinen Oefebgebung, noch aus dem Ed. v. 9. Oft. 1807, 
deſſen F. 4. vielmehr die Borlaufs: Berechtigten den andern Real: Gläubigern 
gleihgeftellt und jenen in De iehung auf bie —— nicht ſtaͤrkere und meh: 
rere Rechte einräumt als bien. 8 laͤßt fih daher nichts weiter behaupten, als 
daß bei einer Zerflüdelung im Mangel anderweitiger Berabredungen das Bor: 
kaufsrecht auf jedem Trennſtück haften bleibt und darauf im Hypothenbuche zu 
übertragen ift. oo 
Die Borfchriften des Art. 42, der Berf. Urkunde und des $. 3. Nr. 2. der 
Abl. O. laſſen vollends hierüber feinen weiteren Zweifel übrig. 


Anlangend die Frage: 
ob im Wege der gütlihen DVereinbarung die Ablöfung ber noch beflehenden 
fistalifchen Vorkaufsrechte nachzugeben, ob von Amtswegen bei Gelegenheit 
von Zerflüdelungen und bei Regulizungen mit Domainen = Ginfaffen auf foldhe 
Abloͤſung hinzuwirfen und nad welchen Grundfägen hierbei der Werth der 
Berechtigung abzumeſſen fei, 
fo kommt e8 auf bie jebesmaligen Umſtände an, wie zu verfahren fei. 

Das Vorkaufsreht kann in manchen Fällen für den Fiskus einen fehr hohen 
ober gar nicht ſchätzbaren, oft aber auch feinen oder nur einen hoͤchſt unbebeuten- 
den Werth haben, während es für den Beſitzer des belaſteten Grundſtücks faſt im⸗ 
mer eine mehr oder weniger unangenehme Beläftigung if. 

Abgeſehen von den Fällen, wo bie befonderen Berhältniffe, welche den Fiskus 
gur Stipulation des Vorkaufsrechts an einem Grundftücke beftimmt haben, noch 
mmveränbert fortbeftehen, und wo die Berechtigung daher unbedingt zu konferviren 
ift, kommen namentlich die Bälle in Betracht, 

i) wenn das belaftete Grundſtück Aetivs Servituten, ale Holz⸗ und Hütungss 
gerschtfame auf ſislaliſchen Grundküden ausübt oder dem Beflger erhebliche 

emiſſions⸗Anſprüche zuftehen, die am zwedmägigften ober billigften durch 
die Acquiſition ſeitens bes Fiskus zu befkitigen fein würden; 

7) wenn die einer Domaine oder ſislaliſchen Forſt benachbarte Lage des Grund⸗ 
* für jene die Gefahr der Beraubung oder ſonſtiger Belaͤſtigung mit ſich 
führt; 

3) wenn das Areonbiffement ober der Nugimgdrrivag einer angrenzenden Do: 
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main: ober Forſt durch Ermwerbung bes Grundſtücks erheblich verletzt wer 
den Tann; 


wenn an Orten, befonders in Städten, wo es dem Fiskus felbft an Grunds 
befig fehlt oder au zum Ankauf von Grundftücden für billigen Preis Keine 
Gelegenheit vorhanden ift, dem Grunbflüdsbebürfniffe des Fiskus zu biefem 
ober jenem Zwede durch die Acquifition abgehoffen werden kann, wohin nas 
mentlih Grundflüde an öffentlihen Strömen gehören. 


In den Fällen zu 2., 3., 4. wird die Ablöfung bes fiskaliſchen Vorkaufsrechts 
in der Regel abzulehnen fein. &benfo in den Bällen zu 1., wenn nicht etwa bie 
Berhältnifle fo liegen, daß Die Ausübung des Vorkaufsrechts bei einem einzelnen 
Grundſtücke für die fisfalifchen Zwecke doch nicht genügen würde. Dahin gehören 
namentlich die zahlreichen File, wo vor dem Erfcheinen des Regulirungs-Edikts 
v. 14. Sept. 1811 die früher Laffitifchen Bauer: und Koffüthengüter in ganzen 
Domainen: Dörfern unter Vorbehalt des Vorkaufsrechts, mit Belafung der bis das 
hin genoflenen Forſt- und Weide-Benefizien oder Remiffions: Anfprüde, zu Erbs 
pacht, Erbzins oder Eigenthum verliehen find; Hier wird das Vorkaufsrecht zur 
Befeitigung der fisfalifhen Belaftung meiftens Fein geeignetes Mittel fein, da man 
es doch nicht gegen alle bezüglichen Grundflüde ausüben kann. 


In den Fällen, wo nad vorflehenden Andeutungen ober nad den fonfligen 
Berhältniffen das Borfaufsrecht abfehbar für den Fiskus nicht mehr von Werth 
erfcheint ober wo die Umftände, welche deſſen Stipulation urfpeingtid veranlaßten, 
ſich inzwiſchen gänzlich verändert haben und auch nicht andere finanzielle ober lan⸗ 
despolizeilihe Momente für deffen Erhaltung eingetreten find, namentlich in den 
oben erwähnten, vormals laſſitiſchen Domainen s Ortihaften, will ih die K. Reg. 
hierdurch ermächtigen, denjenigen Eenfiten, welche fi im Mebrigen bei der Regus 
lirung und Ablöfung willfährig bezeigen, vergleichsweife aud die Reluition des 
Borfaufsrehts, fei es im Wege der Sompenfation mit biefen ober jenen fiskali⸗ 
fen Gegenleiftungen ober duch Kapitalzahlung von 1 bis 50 Thlen., je nad 
dem größeren oder geringeren Werthe und Umfange des Grundſtücks, nachzugeben. 
In allen zweifelhaften Fällen ift zur Ablöfung bes fisfalifhen Vorkaufsrechts bie 
Genehmigung des Finanz: Minifters einzuholen. 

Die E.Berf. v. 7. Nov. 1825, die Ablöfung des Vorkaufsrechts bei Erbzins⸗ 
oder Erbpachts⸗Grundſtücken betreffend, wird hiermit aufgehoben. 


(Sprengel, die Ablöf. Gefehe von 1850. ©. 112.) 


Bum $. 5. 


GR. des Juſt. Min. (Simons) v. 17. Aug. 1850 an ſaͤmmtl. K. Ges 
richtSbehörben, betr. die landedherrl. Lehne. 


Sämmtlihen Gerihtsbehörben, weldhe bisher als Lehnskurien das Ianbesherr: 
liche Intexefle des Fiskus wahrzunehmen hatten, wird hierdurch befannt gemacht, 
dag der Yin. Min. ſich damit einverftanden erflärt hat, dag in allen benjenigen 
Fällen, in denen vor Gmanation des Ablöfungsgefehes v. 2. März d. I. mit ben 
feuheren Bafallen Berhandlungen über die Allodififation des Lehns ſtattgefunden 
haben, die aber zur Zeit der Gmanation des Geſetzes noch nicht fo weit gebiehen 
waren, daß der Allobififations s Konfens wirklich ertheilt und die Allobififatione > 
Urkunde ausgefertigt worden ift, Seitens bes K. Fiskus ein Anfprud auf Zahlung 
der Allobififations - Summe auch alsdann nicht erhoben werden fol, wenn Seitens 


ber viehnigen Vaſallen das berechnete Allodiſikations⸗Quantum bereits genehmigt 
worden iſt. 


Zugleich werden die Qeriätebehbrben hierdurch angewiefen, einem von der K. 

Meg. zu bezeichnenden fiskalifchen Beamten die Hypothenbücher, Grund⸗ und Lehns⸗ 
aften derjenigen Lehnsgüter, die bis zur Emanation bes ©. v. 2. März d. I. vom 
Landesheren relevirten, vorlegen zu laflen, um aus benfelben die Materialien für 
eine Zufammenitellung derjenigen Lehnsgefälle entnehmen zu fönnen, welche nad 
1 5. des Ablöfungsgefeßes ». 2. März d. I. ale fortdauernd zu betrachten 
nd. 


4 


— 


(J.M. Bl. 1850. S. 306, Zeitſch. des Rev. Koll. Br. 3. ©. 180.) 


- 


. Geſet v. 2. März 1850, wegen der Abldfungen sc. 193 


Zum $. 22. 


GR. der K. Min. des Inn. (9. Manteuffel) u. für landwirthſchaftl. 
Ang. (Bode) v. 16. Aug. 1851 an vie 8. Gen. Kommifflonen. Die Er⸗ 
mittelung und Bekanntmachung der jährlichen Durchfchnittd-Martini Markt 
preife nach $. 22. des Ablöſ. Gef. v. 2. März 1850 gehört zur Kompetenz 
der Auseinanderfegungs- Behörden. 


Die B., betr. die Ablöfung ber Reallaften ıc. v. 2. Märy v. 3. enthält zwar 
eine ansbrüdliche Beſtimmung darüber nicht, von welcher Behörbe die alljährliche 
Befauntmachung der Durchſchnitts⸗Martini⸗Marktpreiſe ($. 22. 1. c.) zu bewirken 
it; da aber die Ausführung jener DB. vornehmlich, in den Händen ber Auseinans 
derfegungss Behörden liegt, welchen allein auch nach $. 67. 1. c. die Feſtſetzung 
der Normalpreife zufiebt; da es fich ferner um eine Leviglich im allgemeinen Ins 
terefie der Auseinanderfegungen vorzunehmende Bekanntmachung handelt; fo ers 
ſcheint es nicht zweifelhaft, daß bie Lehtere am angemefienften Seitens ber Aus⸗ 
einanderfegungs s Behoͤrden erfolgt. Unter dieſen Umflänten bedarf es eines Zus 
rüdgehens auf die Ablöf.Orbn. v. 13. Zult 1829 ($. 49.) und auf die Gemeinh.⸗ 
Ordn. v. 7. Iunt 1821 ($. 74.) nicht, zumal diefe letztere Geſetzſtelle ein anderes 
Berhältniß im Auge bat, jene erfiere aber fehr wohl dahin zu verfiehen if, daß 
die Regierungen nur für die Bekanntmachung der von den Generals Kommiffionen 
feRgeRellten Durchfchnittspreife zu forgen haben. 

Die 8. Generals Kommilfion wird deshalb ngewiefen, Sich jegt und Fünftig 
ber Ausführung des $. 22. des Ablöſ.⸗Geſ. v. 2. März v. 3. zu unterziehen, und 
die Brmittelung und Belanntmachung der Durchſchnittpreiſe fchleunigft zu bewirken. 

(Min. BL d. i. V. 1851. ©. 205. Nr. 229.) 


gu 68. 42. u 45. 


Schreiben des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 22. Sept. 
1850 an den Geh. Staats» u. Fin. Min. v. Nabe, betr. die Auslegung 
ter 65. 42, u. Ad. des Abldf. Gef. v. 2. März 1850. 


Ew. Ere. beehrt ſich das unterzeichnete Min. in Erwiederung bes gen. Schrei⸗ 
bens v. 2. v. M. unter Wiederbeifügung bes Berichts der Neg. zu Derfeburg v. 
25. Juni c. feine Anſicht über die Auslegung der 88. 42. und 45. bes Ablöf.s 
Gef. v. 2. März c. in Nachftehendem ganz erg. mitzutheillen. 

Der $. 42. follte nach feiner urfprünglichen Faltung im Regierungs:Entwurf 
nur die Ausnahmen von ber Regel, nämlich tiejenigen Fälle, in welchen weniger 
als drei Befißveränderungen auf Ein Jahrhundert zu rechnen, barftellen. 

Da der $. 45. des Regierungs:Entwurfs bei Berfchiedenheit des Procentfabes 
ober Betrages des Laudemiums nach Verſchiedenheit der Befibveränderungsfälle, 
den Durfchnitt der verfhiedenen Beträge oder Procentſätze als Ginbeit 
der Berechnung au Grunde gelegt wiſſen wollte, fo bedurfte es auch in ber That 
feiner weiteren Beflimmungen über die auf Ein Jahrhundert zu vechnenden Bes 
fißveränderungen. 

Gegen den $. 45. des Reglerungss Entwurfs wurde nun aber in ber Agrars 
Kommilfion ber zweiten Kammer mit Recht ter Binwand erhoben, daß hiernach 
möglicher Weife für eine Berechtigung geringeren Umfangs eine höhere Abfindung 
als für eine Berechtigung größeren Umfangs gewährt werben müfle. Denn wenn 
3. B. von einem Grundflüde das Laudeminm 

bei allen Beräußerungen 
und 
bei VBererbungen an Nichtvescendenten 
mit 10 Brocent, von einem andern Grundſtück aber außerdem noch 
bei Bererbungen an Descendenten 
wit © grocent hätte entrichtet werden muͤſſen, ſo wurden nach dem Regierungss 
utwur 
bei dem erſteren Grundſtuͤck drei Veraͤnderungsfaͤlle a 10 Procent, 
bei dem letzteren Grundſtuck dagegen drei Veränderungsfälle a 7% Procent 
naͤmlich der Durchſchnitt von 10 Procent und 5 Procent) 
anf Sin Jahrhundert zu rechnen geweſen fein. 
Um nun diefem Uebelſtande abzuhelfen, wurde der $. 45, dahin abgeändert: 
daß bei Verfchievenheit des Betrages oder Prorentfahes der Abgabe nach Ders 
Sandes-Kultur-Gefchg. Bd. I. 13 
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fchiedenheit der Beflgveränderungsfälle nicht der Durchfchnitt der verfchlebenen 

Beträge oder Procentfäpe, ſondern der Duckhfchnitt derjenigen Beträge u.f. w. 

der Abgabe, welche in Einem Jahrhundert zue Erhebung hätte kommen koͤn⸗ 

nen und — wenn bier auch mehr als drei Beträge zur Erhebung hätten 

Fommen fönnen — der Durchfchnitt der drei höchften zum Grunde gelegt wers 

den follte. 

Diefe Abänderung erheifchte nun aber auch eine nähere Beſtimmung barüber, 
wie viel Fälle von ven verfchiedenen Arten ber Befigveränderungen auf Bin Jahr: 
hundert zu rechnen. Der Kürze halber nervollfländigte man daher lebiglich zu 
diefem Zwecke den $. 42. und verwies im 8. 45. auf ihn zurüd. Aus diefer Gnts 
ſtehung des $. 42. erflärt fich auch deſſen Faſſung, namentlich die Beibehaltung 
des Wortes: „nur“ in den Sägen Nr. 1. 3. und 4. Es war Feineswegs bie Abs 
ficht, die verfchienenen Arten der Befibveräuverungen nach befonderen Kategorien 
barzuftellen, fondern es follten in den vier erfien Nummern bie gewöhnlich vor⸗ 
_ Eommenden Fälle, unter Nr. 5. aber alle übrigen Bälle, in welchen bie Abgabe 
noch möglicher Weife entrichtet werden könnte, zufammengefaßt werben, fo dag für 
jede Art der Befibveränderung, welche nicht unter bie vier erfien Nummern fub- 
fumirt werden kann, Ein Beränderungsfall anf das Jahrhundert zu rechnen. 

Daß durch diefe Abänderung der urfprünglichen Faſſung des Geſetzes ber bes 
abfichtigte Zwed nicht vollſtaͤndig erreicht worden, if zwar richtig, denn es kann 
troß derfelben noch vorfonmen, daß für eine Berechtigung geringeren Umfangs bie 
Abfindung größer fein würde, als für eine Berechtigung größeren Umfangs, wenn 
die zu entrichtenden Betraͤge ober Proceniſaͤtze nach Berfchiebenheit der Art ber 
Befikveränderung erheblich verfchieden wären; jedenfalls dürften aber bergleichen 
Fälle hoͤchſt ſelten eintreten, da in der Regel bei fo erheblicher Verfchiedenheit der 
Beträge verfchiedene Arten der Abgabe vorliegen werden und dann ber $. 38. 
Platz greift. 

Richtig iſt es zwar ebenfalls, daß für Berechtigungen größeren und geringeren 
Umfanges die Abfindung gleich ausfallen kann; fo wird z. B. in dem oben ans 
gegebenen Kalle für die Berechtigung: 

bei allen Veräußerungen und bei Vererbungen an Nichtdescenbenten 10 Bros 

cent Laudemium zu fordern, 
die Abfindung eben fo groß fein, als für die Berechtigung, vermöge welcher 
außerdem noch 5 Procent bei Vererbung an Descenventen erhoben werben barf. 
Allein dieſes if ter Mbflcht des Geſetzes vollkommen entfprechend und ift die na⸗ 
türliche Folge der Beſtimmung, daß hoͤchſtens drei Veränderungsfälle auf Ein 
Sahrhundert gerechnet werden koͤnnen, wodurch nothwendig die Abfindungen um⸗ 
fangreicherer Berechtigungen gleihmäßig reducirt werben. 

Nach diefer Darlegung der Motive der in Rede ftehenden Paragraphen er: 
fcheint es dem Miniſterium nicht zweifelhaft, dag in den von der Regierung au 
Fr wyoetragenen Faͤllen die von derſelben zuerſt aufgeſtellte Berechnung die rich⸗ 
ige iſt. 

In dem erſten dieſer Faͤlle werden in allen Kauf-, Tauſch⸗ und Schen⸗ 
kungsfällen. .1 Ggr. 8Pf,., 
in allen Erb⸗ und Sterbefällen. 2 2 2 0. : 4» 
in jedem Erwerbefalle eines Auswärtigen 5 PBrocent vom Werihe bes Grund⸗ 
ſtücks an Lehngeld entrichtet. 

Die Abgabe von 5 Procent bei Erwerbung des Grundftücks Seitens eines 
Auswärtigen läßt fich unter feinen der Nr. 1.—4. $. 42. angegebenen Bälle brins 
gen, denn es handelt fich hier weder um eine Abgabe, bei welcher zwifchen Des: 
cendenten und Nichtsdescendenten unterfchieden wirb, noch auch von einer foldhen, 
welche zwar nur in gewiflen Veränderungsfällen, aber body von allen Descenden⸗ 
ten oder von allen Nichtdescendenten oder von beiden entrichtet werben müßte, 
fonbern von einer Abgabe, bei welcher es anf eine Qualität des Erwerbers ans 
fommt, welche unter Nr. 1—4. nicht vorgefehen worden. Es treffen daher die 
bier angegebenen Merkmale nicht zu und muß vielmehr nach Nr. 5. Ein Fall auf 
Ein Sahrhundert gerechnet werben. 

Die fernere höchfte Abgabe iſt die bei Erb⸗ und Sterbefällen mit 3 Sur. 4 Bf. 
Sie wird ohne Nüdficht auf die Onalität des Srwerbers entrichtet, trifft mithin 
alle Erwerber, Descendenten und Nichtvescendenten. Es tritt hiernach ber Nr. 4. 
voransgefegte Fall ein, daß nämlich Descenventen die Abgabe bei gewiten Arten 
der Crwerbung entrichten, ſowie der Imter Nr. 5. mit vorgeſehne Ball, daß bie Abs 
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gabe von Nichibescendenten bei anderen Arten ber Erwerbung als bei Beräußes 
rungen gezahlt werben muß. Es fünnen hiernach zwei Beränbernngfälle in Einem 
Jahrhundert vorfommen, welche der Abgabe von 3 Sgr. A Bf. unterliegen. Die 
böcften drei Beträge, welche — unter Annahme eines Werthes des Grundſtücks 
ven 100 Thlr. — in Einem Jahrhundert hätten zur Hebung kommen koͤnnen, 
find mithin: 
5 Thlr. .. 
— s 36Ggr. AP. 
— 3242 
5 Thle. 6 Sge. 8 Bf. Summa, 
fo daß der Durchſchnitt, welcher ale Binheit des Progentfabes anzufehen, 1 Thlr. 
22 Sgr. 2% Bf. beirägt. 
Ir Dem zweiten von der Regierung vorgetragenen Kalle werden an Lehngelo 
e et: 
in jedem Kauffall 5 Prozent bes Werthes des Grundfſtuͤckes, 
in jenem Schenfungsfal . N 2 2 0 2 0 00. 26 Ser 3 Bf, 
In jedem Erb⸗ und TheilfAl . -» «> 2 2 2 0. 17 5 6 5 
in jedem Taufhfll . © »o 2 2 2 02 2 2 2 nn. id - Air 

Die Abgabe von 5 Prozent iſt eine folche, welche ohne Nüdficht auf den Er⸗ 
werber, alfo von allen Descendenten und von allen Richtvescendenten entrichtet 
werden muß. Nach Nr. 3. und nach Nr. 4. fönnen mithin zwei Beränderunges 
fälle, welche dieſer Abgabe unterliegen, in Binem Jahrhundert vorfommen. 

Die naͤchſt höchfle engabe fieht der vorigen gang gleich, da jeborh nur bie drei 
hoͤchſten Beträge Berüdfichtigung verbienen, fo kann nur Ein Fall zu 26 Sgr. 3 Pf. 
in Rechnung fommen und ebenfe mäffen die übrigen noch geringeren Säße un⸗ 
berückſichtigt bleiben; es ift daher bei Annahme des Werihes des pflichtigen Grund⸗ 
flüdes von 100 Thle, der Durchfchnitt mit 3 Thlr. 18 Sgr. I Pf. als Cinheit zum 
Grunde zu legen. 

Daß hiernach in dem britten von der Negiezung vorgetragenen Ball brei Fälle 
a 5 Prozent zur Berechnung gezogen werben müflen, wird Feiner weiteren Aus⸗ 

hrung bebürfen. 

Diefe Refultate find übrigens auch der Abficht des Gefehes Infofeen entfpres 
chend, als der Fall, daß für eine Berechtigung geringeren Umfangs eine höhere 
Abfindung, als für eine Berechtigung größeren Umfangs zu gewähren, welcher 
bauptfächlich vermieden werben follte, hier in der That nicht eintritt. 

Bas nım endlich die lin Em. m. f. w. geehrtem Schreiben v. 2. v. M. ers 
folgte Aufftellung der auf Bin Jahrhundert zu rechnenden verfchiedenen Arten von 
Beränverungsfällen anlangt, fo ergiebt fich bereite aus Obigem, daß biefe den Ans 
fichten des unterzeichneten Minifterinms im Allgemeinen entſpricht; daſſelbe erlaubt 
fich dabei nur zu bemerken, daß nach feiner Meinung „Schenfungen“ mit unter 
„Beränßerungen“ begriffen find und taß für jede der verfchiedenen Arten der 
Laudemial:Berpflihtungen, welche unter Nr. 5. $. 42. zu fubjumiren, Ein Berän- 
derungsfall auf das Jahrhundert zu rechnen, nicht aber, wie Ew. ıc. anzunchmen 
fheinen, Ein Fall für diefe fämmtlichen verfchiedenen Verpflichtungen. Ganz bes 
fonders glaubt aber das Minifterium noch hervorheben zu müflen, daß die fänmts 
lichen unter Nr. 1—5. enthaltenen Befiimmungen über bie auf ein Jahrhundert 
zu rechnenden DBeränderungsfälle überhaupt nur dann in Betracht fommen, wenn 
es zweifelhaft ift, ob weniger als drei Beränderungsfälle auf Ein Jahrhundert 
. anzunehmen, oder, wenn der Betrag der Abgabe nach Verfchiedenheit der Beſitz⸗ 
veränberungen verfchieden if. - 

(Zeitfchr. des Revif.sKolleg. für LandessKult Sachen, Od. 3. S. 399.) 


Zum 9. 56. 
R. des K. Min. ger Iandwirtbfchaftl. Ang. (Bode) v. 23. Dec. 1850 
an die K. Meg. zu N. (ad III.), betr. die Anwendung des $. 56. des 
Abldf. Gef. 9, 2. März 1850. 


ad IH. Die Zweifel, welhe der W. aus dem $. 56. des Abldf.s Gef. ent⸗ 
nimmt, beruhen auf einer unrichtigen Auffaffung diefes $., ſowie des Rentenbank⸗ 


etzes. | 
Die Rentenbanf kann nur Renten, nicht aber Kapitallen Behufs Abfindung 
des Berechtigten übernehmen ($. 2., $. 6. seq., $. 10., $. 15. seq., 8. 22. weg. 
13 * 
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des Rentenbank⸗Geſ.). Ebenfo kann die Rentenbank den Berechtigten nur nach 
Maaßgabe des Gefepes, nämlich mit dem 20fachen Betrage ber über 
nommenen vollen Rente abfinden (8. 28. ibid.). Bine andere Art der Abfin- 
dung ift nicht geftattet. 

Tit. VII. des Ablöf.sGef. Handelt von den feften Gelbrenten und enthält zu⸗ 
Teich die nöthigen Borfchriften darüber, in welchen Faͤllen die Zinfen der bereits 
Ripulicten Abldfungs:Kapitalien die Natur ter Renten behalten und biefen gleich 
behandelt werben follen. Der $. 52. bezeichnet die Fälle, in welchen der Berech⸗ 
tigte, der Keftftellung des Abldfungs-Kapitals ungeachtet, auf daſſelbe nicht zurück⸗ 
gehen darf, fich vielmehr gefallen laſſen mug, daß bie Binfen einer feften Gelb» 
rente gleich behandelt werden. Die $$. 53. bis 55. bezeichnen bagegen bie Fälle, 
in welchen der Berechtigte Hierzu zwar nicht gezwungen werden kann, jeboch bes 
rechtigt fein foll, zu verlangen, dag bie Zinfen von Ablöfungs-Kapitalten gleich 
feften Geldrenten behandelt werden. 

Diefee ift der Sinn des $. 56. 1. c., welcher fowohl durch die Worte, als 
durch die. unzweideutige Abflcht gerechtfertigt wird. Will alfo der Berechtigte von 
der nach $. 56. ihm eingeräumten Befugnig Gebrauch machen, fo kann er die Abs 
findung nur nach Maaßgabe bes. Rentenbank⸗Geſ. verlangen, alfo nur mit dem 
20fachen Betrag bes vollen Jahresbetrages ber Zinſen. Dem Pflichtigen ſteht in 
diefem Falle frei, die Abfindung nach den Beſtimmungen bes. Bertrages zu vers 
langen, d. 5. das flipulixte AblöfungssKapital in den feftgefegten Terminen baar 
u entrichten. Macht der Berpflichtete von dieſer Befugnig Gebrauch, fo fallt 
Felbfredend die Cinmiſchung der Rentenbank gänzlich weg. Macht er aber von 
ber gedachten Befugniß feinen Gebrauch, fo hat er, wie jeder anderer Renten⸗ 
pflichtige, den Sahresbetrag der Zinſen ale Rente an die Reutenbanf zu zahlen; 
er kann mithin „2, derfelben 56,% Jahr lang, oder bie vollen Zinfen Al, Jahr 
fang, zahlen und während der Tilgungsperiobe nach. Maaßgabe bes $. 23. des 
Rentenbanf-Ref. beliebig ablöfen. Daß es in folchem alle auf das urfprünglich 
an ofunges Kapital überall nicht weiter anfommt, ergiebt fih hiernach 
von felbft. 

Dei diefer Interpretation werben fich die fämmtlichen von bem W. hervorges 
hobenen Bedenken von felbR erledigen. Es muß jedoch noch befonbers baranf 
aufmerffam gemacht werben, daß biernach in dem angegebenen Ball auch bie übers 
fchiegenden Pfennige der Binfen oder Renten, ohne Rükficht auf den urfprünglich 
verabredeten Abldfungsfap, in Gemäßheit des $. 11. des Rentenbank⸗Geſ. ſtets 
mit ihrem 18fachen Betrag zur Abldfung kommen müflen, und daß ferner auf bie 
Bälle, welche die 88. 53. und 55. des Ablöſ.⸗Geſ. vorausfeßen, dieſes Geſetz Feine 
weitere Anwendung findet, dag mithin, wenn der Verpflichtete auf Ablöfung durch 
die Rentenbank nicht eingehen will, vielmehr die Aklüfung nach Maaßgabe des 
Bertrages vorzieht, der $. 64. Feine Aumendung finden, der Berechtigte alfo auch 
nicht befugt fein fann, das vertragsmäßig ftipulirte Abldfungs Kapital der 
Stantefafe zu überweifen und dafür den 20fachen Betrag der Binfen oder Rente 
in Mentenbriefen von der Rentenbanf zu verlangen, ſelbſt wenn das urfprünglich 
vertragsmäßig flipulirte Abläfunge- Kapital zufällig den 18fachen Betrag der Zins 
fen ausmachen follte. 

(Zeitfchr. des Nevif. Kolleg. für LandesKRult.:Sachen, Bd. 4. S. 9—11.) 


Zum $. 58. 
1) Allgemeine Gewerbe⸗Ordn. v. 17. Ian. 1845, $6. 1—5.: 


$. 1. Das in einzelnen Landestheilen mit Gewerbeberechtigungen noch verbun: 
dene Necht, Anderen den Betrieb eines Gewerbes zu unterfagen ober fle darin zu 
befchränfen (ausfchliegliche Gewerberechtigung) wird hierdurch aufgehoben, ohne 
Nnterfchteb, ob die Berechtigung an einem Grundflüde haftet oder nicht. 

$. 2. und $. 3. (Diefe 88. find oben S. 87—88. abgedruckt). 

An 4. Bon den noch beftehenden Bwangs, und Bannrechten werben bierburch 

anfgehoben: 

1) alle Zwangs⸗ und Bannrechte, welche dem Fiskus, einer Kämmerei ober Ges 
meinde innerhalb ihres Kommunalbezirfes, oder einer Korporation von Ges 
werbtreibendeen zuftehen, ober von Ginem biefer Berechtigten erft nach dem 
1. Dec. 1836 auf einen Anderen übergegangen find; 

2) alle Zwangs⸗ und Bannrechte, deren Aufhebung nach dem Inhalte ber Ders 
leihungsurkunde ohne Entfchäblgung zuläffig If; und 
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3) fofern bie Aufpebung nicht fchon in Zolge der Beftimmungen zu 1. und 2. 
ein 


a) das mit bem Befitze einer Mühle, einer Brennerei ober Brennereis 
gerechtigfeit, einer Brauerei ober Brangerechtigfeit, ober einer Schank⸗ 
flätte verbundene Necht, die Konfumenten zu zwingen, daß fie bei dem 
Berechtigten ihren Bedarf mahlen, oder fchroten laſſen, oder das Getraͤnk 
ausſchießlich von demielben bezichen (der Mahlzwang, ber Brannt- 
weinzwang und ber Brauzwang); 

b) das fäbtifchen Bädern und Fleiſchern zuftehende Recht, die Einwohner 

. ber Stadt, der Borftäbte oder ber fogenannten Bannmeile zu zwingen, 
bag fie ihren Bedarf an Gebäd oder Fleiſch ganz oder theilweife von 
jenen ausfchlieglich entnehmen, 

in allen zu 3. gedachten Bällen jedoch nur dann, wenn das Ziwangsrecht nicht auf 
einem Bertrage zwilchen dem Oerechligten und dem Berpflichteten beruht, 

$. 5. Diejenigen Zwangs⸗ und Bannrechte, welche nicht durch die Beſtim⸗ 
mungen bes 8. 4. aufgehoben find, können von dem Verpflichteten abgelöft wer⸗ 
ben, wenn bie Verpflichtung auf Grundbefitz Haftet, die Mitglieder einer Korporas 
tion als folche betrifft, oder Bewohnern eines Ortes ober Diſtrikts vormöge ihres 
MWohnfipes obliegt. Daffelbe gilt von dem Rechte, den Inhaber einer Schanfflätte 
zu zwingen, daß er bas zu feinem Debit erforderliche Getränf aus einer beftimmten 
Bnhnrationsälte en ot Veſugniß, auf Abldſ h ch 

em Berechtigten ſteht die Beſugniß, au ung anzutragen, nicht zu. 

(9. ©. 1845 ©. 41. ff.) ß BE 

2) MR. des 8. Min. für landwirthſchaftl. ang. (Kette) .v. 17. Mat 1852, 
an die 8. Gen. Komm. zu N., betr. vie Abldfung der für aufgehobene 
‚Krugverlagds echte flipulirten Geld⸗Renten und die Uebernahme derſelben 
auf die Rentenbanken. 


Der K. Gen.⸗Kom. wird auf den Ber. v. 5. April d. 3. Kolgendes eröffnet: 

Das Min. tritt der Anficht der K. Gen⸗Kom. dahin bei, daß, wenn vor Ver; 
fünbung bes Mblöf.sGef. v. 2. März 1850 KrugverlagsRechte aufgehoben und 
bafür fefle Geld⸗Abgaben von den Parteien rechtsverbindlich feſtgeſetzt And, welche 
als Neallaften auf Srunpflüden haften, vie Ablöfung der lepteren nach dem VI. 
und X. Titel bes gebachten Gefehes zu bewirken ift, und es auf den Urfprung 
der Geld⸗Abgabe, welche die Entfchädigung des Krugverlags:Rechts darſtellt, nicht 
weiter anfommt. Die K. Gen.Kom. mag daher danach verfahren. 

Was dagegen folche Geldrenten betrifft, welche erft nach der Gmanatloı des 
Abloſ.⸗Geſ. v. 2. März 1850 für die Ablöfung von Krugverlags⸗Rechten feftgeftellt 
find und werben, fo ift die Anficht derjenigen Mitgliever des Kollegiums der X. 
Gen.sKom. zu billigen, welche ſolche Renten zur Uebernahme auf die Rentenbans 
fen für nicht geeignet halten. Es ift nämlich nicht zu verfennen, daß durch das 
jweite Alinea des $. 58. des gedachten Geſetzes die nach der Gewerbe⸗Ordn. v. 
‚ 17. Jan. 1845 abzulöfenden Rechte und bie dafür ferner zu fllpulicenden Renten 

den übrigen Beilimmungen der Geſetze v. 2. März 1850 Daben entzogen werben 
follen, und tag mithin auch der Tit. X. des Abloͤſ.Geſ. und namentlich ber $. 64. 
auf folhe Renten feine Anwendung finden. 

(Min. Bl. d. i. V. 1852 ©. 141. Nr. 134.) 


Zu 88. 63. u. 85. 


MR. des K. Min. für Ianpwirtbfchaftl. Ang. (Bode) v. 26. Febr. 1852 
an die K. Meg. zu N., betr. die Uebernahme der vor Publikation des Ablöſ. 
Geſ. v. 2. März 1850 rechtöverbindlich ftipulirten Abloͤſ⸗ und Regulirungs⸗ 
Nenten auf die Nentenbanf, ſowie dad Verfahren zum Schuge der Renten⸗ 
bank bei dem Zufammentreffen ver Vorausſetzungen der 66. 63. und 85. 
a. a. D. und der 66. 53., 54., 95. u. 69. a. a. O. 


.. Das Min. muß der Anficht der K. Reg., wonach die Ueberweifung an bie 
Rentenbanf rücfichtli folcher Renten, deren Ablöfuug nad $. 64. des Bel. v. 
2. März 1850 durch Vermittelung der Rentenbank yon Amtswegen zu bewirken 
if, troß ihrer Unſicherheit nicht abgelehnt werben darf, beitreten und auch 
diejenige Auslegung für die richtige erachten, welche das Revifions-Kollegium für 
Landeskultur- Sachen den im zweiten Abfage bes $. 63, 1. c., vorlommenden Wor⸗ 
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ten: „rechtsverbindlich flipulirt worden find” gegeben hat. Um ber Mens 
tenbank jeboch jeden mit dem Geſetze verträglichen Schuß im Yalle des 8. 64. 1. 
c. zu gewähren, wirb bie K. Meg. veranlagt, durch Ihre Kommifjarien für bie Bes 
Iehrung der Pflichtigen wegen ihrer Befugnig anf Mebuftion ber Renten anzu⸗ 
tragen, Überall, wo die Worausfegungen der $$. 63. und 84. vorhanden find, zu 
forgen, damit die Kürzung nicht zum Nachtheile des Staats aus Unkenntniß der 
Belafteten unterbleibt. Im Betreff der Anfrage über die Fefiftellung des Kaufs 
werthes ber belafteten Brundflüde Behufs der Enifchließung der Auseinanders 
fegungsbehörbe darüber, in wie weit bie Ueberweifung von Renten an die Rentens 
bank in den Fällen der 68. 53., 54., 55. und 65. des Gef v. 2. März 1850 zu 
verweigern ift, wird der K. Reg. aber eröffnet, daß mit Rückſicht auf bie auss 
drüdliche Vorſchrift der 868. 56. und 63. I. c. das fchiebsrichterliche Verfahren, 
wenn fich die Barteien und die Behörde über den Werth der Grundſtücke nicht 
einigen, nicht ausgefchloffen werden darf, und der fchieberichterliche Spruch in die⸗ 
fer Beziehung allein maaßgebend bleiben mug. Die K. Reg. wird aber barauf 
aufmerffam gemacht, daß die Ihr nach Art. 68. der Kreiss, Bezirks: und Pros 
yinzlals Ordnung v. 11. März 1850 zuftehende Wahl und Betätigung der 
Schiedsrichter und Obmänner bei einer geſchickten Handhabung ein ausrei⸗ 
chendes Mittel gewährt, unter einer einfichtigen Leitung bes Kommiſſarius einen 
unpartetifchen und fachgemäßen Spruch herbeizuführen. \ 

c. Geitſchr. des Revif.Kolleg. für 2.8. Sachen Bd. 5. S. 110.) 2 


Zu 66. 64. u. 99. 


R. des K. Min. für Iandwirtbfchaftl. Ang. (Bode) v. 11. Nov. 1851 
an die 8. Gen. Kom. zu N.N., und abfchriftlich zur Kenntnignahme und - 
Nachachtung an ſaͤmmiliche übrige Auseinanderfegungd » Behörden und an 
die K. Reg. ji Koblenz. Den Rezeſſen über Ablöfung von Real⸗Laſten 
ift die Betätigung In fomweit zu verfagen, als nach venfelben eine, ven 
18fachen Betrag der eigentlihen Abloͤſungs⸗Rente überſteigende Summe der 
Staatskaſſe überwiefen werden fol. 


Das unterz. Min. hat dur den Heren Fin. Min. davon Kenntnig erlangt, 
daß bie K. Gen. Kom. beabfihtigt, den zwifhen den Beflgern ber freien Minder⸗ 
Stantesherrfhaft N., und dem Befitzer des Bauerguts N. zu N. am 25. Juni d. 9. 
abgefchlofienen Rezeß über Ablöfung der gutsherrlichen Berechtigungen zu beftätis 
gen, obgleich in die Mente von 42 Thlr., welche ber Berpflichtete durch Kapital zum 
18 fachen Betrage ablöfen und wofür die bereihtigte Qutsherrfchaft gegen Webers 
weifung des Kapitals an die Staatskafle Mentenbriefe zum 20 fahen Betrage in 
Empfang nehmen will, Refte von Dienften und Binfen, fowie ein rückſtändiger Laus 
demial-Betrag von 195 Thlr. vergleichsweife a worden find. In Folge 
defien wird die K. Gen. Kom. im Allgemeinen darauf aufmerffam gemacht, dag bie 
Bermittelung der Staatsfafle bei der Ablöfung von Real⸗Laſten verfafiungsmäßig 
nicht weiter ausgedehnt werben darf, als diefelbe in den Befegen v. 2. März v. J. 
ausdrücklich geftattet worden if. In Beziehung auf ben befonderen Kal muß aber 
darauf hingewiefen werben, daß den Deredhtigten durch diefe Geſetze nur die Be⸗ 
fugniß eingeräumt ift, ſtatt der von den Verpflichteten baar gezahlten Ablöfungss 
Kapitalien durch Dazwiſchenkunft der Staatskaſſe Mentenbriefe zu verlangen; daß 
biefe Befugniß fi aber auf diejenigen Beträge nicht mit erſtreckt, welche die Ver⸗ 
pflichteten bei Gelegenheit der Ablöfung für Rüdftände von Real«Laften an bie 
Berechtigten bezahlen. Denn die Beitimmung des $. 99. des Abloͤſ. Gef., nad 
welcher Nüdftände, welche den doppelten Betrag der jährlichen Rente nichi über: 
fteigen, infofern beide Theile einig find, der Mentenbant überwiefen werben fönnen, 
feßt den Ball voraus, daß der Belaftete dieſe Rüdftände nicht fofort berichtigt, 
fondern durch eine ſubſtituirte Rente amortifiren will. Sie beabfihtigt, den Plich⸗ 
tigen die Abtragung ihrer Schulden zu erleichtern, ohne den Berechtigten eine fer: 
nere Stundung zuzumuthen. Diefer Grund fällt dagegen fort, wenn der Pflidhtige 
feine Rüdftände vollſtändig haar bezahlt, und da der Berechtigte auf diefe Weile 
für feine Anfprüde gänzlich befriedigt wird, fo fehlt auch jede Veranlaffung, ihm 
dur) Bertaufhung des Baarbetrages der Rückſtände mit Mentenbriefen zu einem 
höheren Nominalbetrage noch einen befonberen Vortheil zuzuwenden. 

Hiernach wirb die K. Gen. Kon. veranlaßt, dem Rezeffe über Abloͤſung ber 
NReal⸗Laſten bes Bauerguts Nr. . . zu N. infoweit bie Beftätigung zu verfagen, 
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als nach demfelben eine den 18 fachen Betrag ber eigentlichen Abloͤſunge⸗Rente über: 
feigende Summe der Staatsfaffe überwiefen werben fol. . 
. . (Bin Bd. i. 2, 1851, ©. 257, Nr. 279.) 


Zu 88. 64. u. 65. 


1) R. des K. Min. für Ianpwiethfchaftl. Ang. (Bode) v. 10. Oft. 
1850 an die K. Gen. Kom. pi N., betr. die Auslegung des 6. 65. des 
Abloſ. Gef. v. 2. März 1850 in Bezug auf die Ablöfung der auf Mühlen- 
grundftäden haftenden Reallaſten. 


Der K. Gen.⸗Kom. wird auf den Ber. v. 26. Aug. d. J., womit Dieſelbe bie 
am 30. Zuli d. 3. an Ihre Spezial-Rommiffarien erlaffene Cirk.⸗/Verf. wegen des 
Berfahrens in Ablöfungsfachen nach den neuen Ablöfungsgefeken eingereicht hat, 
eröffnet, ıc. Außerdem iſt gegen den formellen Theil der Verfügung nichts zu ers 
Innern gewefen. Dagegen bat namentlich der sub No. II. aufgeflelte materielle 
Grundſatz zu Bebenfen Veranlaffung gegeben. 

Der $. 65. des Ablöfungsgef. v. 2 März d. 3. bildet die Ausnahme von ber 
allgemeinen Regel, indem er gewiffe Bälle von ben Beftimmungen‘ der 88. 63. 
und 64. ausſchließt. Wenn nämlich ein Grunbftüd außerhalb einer gutsherrlichs 
bäuerlichen Regulirung ober Ablöfung, ober ohne Begründung eines gutsherrlichs 
bäuerlichen Verhaͤltniſſes mittelft eines nor Verfünbigung bes fraglichen Geſetzes 
errichteten fchriftlichen Dertrages gegen Entrichtung eines Kanons oder Zinfes 
umd anderer ‚Leitungen zu Erbpacht, Erbzins oder Cigenthum Überlaflen worden, 
fo follen auf dieſe eben bezeichneten Präftationen tie Befimmungen der $$. 63. 
und 64. Feine Anwendung finden. Das Mühlengefeß v. 11. März.d. J., welches 
in Beziehung auf die Ablöfung von Mühlen: Bräftationen auf das Ablöſungsgeſetz 
v. 2. März d. 3. verweiſt, trifft nur in Tofern eine von dem Lebteren abweichende 
Beſtimmung, als ohne Rückficht auf die Qualität der Abgaben, dem Mühlenbefiger 
ein Drittel des Meinertrages des Grundſtücks verbleiben muß, mithin auch Real⸗ 
laften, welche. fonft in Gemäßheit des 8. 65. des Abloͤſungsgeſetzes einer Kürzung 
nicht unterliegen, fofern fie auf Mühlengrundflücden haften, diefer Kürzung unter: 
worfen find. 

Nach der Girk.sBerf. der K. Gen.sKom. follen dagegen die auf Mühlengrunb- 
flüden Haftenden Reaallaften nur dann nad) den Beflimmungen bes $. 64. bes 
Ablöfungsgelebes abgelöft werden, wenn ein gutsherrlich-bäuerliches Berhältnig vor: 
liegt, andernfalld aber die Beflimmungen bes $. 65. zur Anwendung kommen. 
Hiernach wird aber der AusnahmesBefimmung des $. 60. jedenfalls eine größere 
Ausdehnung gegeben, als das Geſetz beabfichtigt. Es würden beifpielsweife Präs 
flationen von Mühlengrundftücden, obgleich ein Fchriftlicher, zwiſchen dem urs 
fprünglichen Berleider und ben erften Erwerber abgefchloffener Verleihungs⸗Ver⸗ 
trag, durch welchen erſtere gegen Weberlafiung des Grundſtücks flipulirt worden, 
gar nicht vorhanden, bennod, dem $. 65. unterliegen, wenn nur das Mühlen» 
grundſtück fich nicht im gutsherrlichsbäuerlichen Verhältniß befände; ebenfo würben, 
wenn ein fchriftlicher Verleihungsvertrag vorhanden, von dem Mühlengrundftüd 
aber auch au andere Berechtigte, als den Verleiher, Abgaben. sc, zu entri wäs 
ren, die Befimmungen bes $. 65. I. c. auch auf dieſt fehtern Abgaben Anwens 
dung finden. — Nach den Worten und nad, der ungweifelhaften Abſicht des Ge⸗ 
feßes würden bagegen in den beiben angegebenen Faͤllen bie Praͤſtationen unbes 
benflih nach $. 64. zur Ablöſung kommen müffen. 

Die Eirk.Berf. der K. Gen.⸗Kom. ftellt ferner den Grundſatz auf, daß wenn 
die Ablöfung mit Rüdficht auf $. 2. des Mühlengefehes ex officio erfolge, bie Ver⸗ 
mittelung der Rentenbanf immer in Anfpruch genommen werden fönne; allein nach 
den Beflimmungen bes Geſetzes kann auf die Höhe und die Art der Abs 
findung zwar die Qualität der abzulöfenden Reallaft, niemals aber ber 
Umftand, ob die Ablöfung ex officio, ober auf Antrag ‚erfolgt, aud ob dies 
fer Antrag von bem Berechtigten oder von bem Verpflichteten auss 
geht, von Einfluß fein. .. J 

Der jährliche Geldwerth ver abzuldſenden Reallaſt wird in Gemäßheit bes 
$.. 8. des Ablöſungsgeſetzes ſtets nach Maßgabe der Beſtimmungen ber Titel II. 
bis IX, feſtgeſtellt. Die Ablöfnung des ermittelte Geltwerthe erfolgt nach 8. 60. 
‚seq. in ber Regel nach den Beflimmungen des $. 64. Gine Ausnahıne Hiervon 
begründet nur bie Qualität der Reallaſt in Gemaͤßheit des 8. 65. Iſt die Reals 
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faft eine folche, auf welche $. 65. Anwendung findet, fo kann der Geldwerth, ohne 
Räckſicht darauf, wer auf Ablöfung provozirt hat, und ohne Rück⸗ 
: ficht daranf, ob die Abldfung ex officio auf Grund des Mühlengefebes 
erfolgt if, auf Antrag (d. 5. auf Berlangen) des Berpflichteten durch Baar⸗ 
ahlung des 20fachen Betrages, auf Antrag des Berechtigten buch bie Renten⸗ 
anf abgelöft werden. Es Tann aber weder ber Berpflichtete zu dem Aufirag auf 
Baarzahlung, nody der Berechtigte zu dem Antrag auf Ablöfung durch die Rens 
tenbant genöthigt werben, und es ergiebt fich hieraus von felbft, daß wenn von 
feinem Theile ein folcher Antrag gemacht wird, der ermittelte jährliche Geldwerth 
an den Berechtigten fo fange fortgezahlt werden muß, bis dee eine oder der ans 
dere Theil das Verbältuig auf die angegebens Art gänzlich zu löfen für gut findet. 
(Min. Br. d. i. V. 1850 ©. 344. Nr. 436.) 


2) R. des K. Bin. Min. (v. Rabe) v. 16. Ian. 1851 an die K. Reg. 
zu N. und abfchriftl. an ſaͤmmtl. übrige Reg, excl. zu Aachen und Teiler, 
zur Nachachtung, betr. die Nichtanwenpbarkeit des $. 65 des Ablöf. Gef. 
v. 2. März 1850 auf Mühlen- Abgaben. 


a ferfigung der beigehenden Borftelung des Mühlenbefigers N. dafelbft 

v. U} ov. v. —V 
wegen Ermäßigung des auf feinem Muͤhlengrundſtück haftenden, an ben Dos 
mainen⸗Fiskus zu entrichtenden Kanone, 

wird der K. Reg. Folgendes eröffnet. 

Die Anfiht des Bitiſtellers: daß ber $. 65. der Abloſ.⸗O. v. 2. Maͤrz v. 3. 
auf. Mühlenabgaben feine Anwendung finde, kann nur für vollkommen richtig ers 
achtef werden. — 86 fprechen bierfür folgende Gründe: nämlich: 

a) daß eine fofortige Smangsablöfung der Mühlenabgaben, wie fie ber $. 2. des 
Mühlen sRegulirungsgelebes v. 11. März pr. vorfchreibt, nur unter Anwens 
dung des $. 64. der Abloſ.⸗O. möglich iſt, und 

b) daß, — die Anwendbarkeit des $. 65. 1. c. vorausgeſetzt — das Mühlen⸗Re⸗ 
gulirungsgefeb eine offenbare Lüce haben würde, indem dann nothwendig 
hätte beflimmt werben müflen, wie es zu halten, wenn die Interefienten über 
die Art der Ablöfung keine beflimmte Anträge flellen, und wenn weder ber 
Berechtigte auf Ablöfung durch die Nentenbanf, noch der Pflichtige auf Abld⸗ 
fung durch baare Kapitalzahlung anträgt. 

Die obige Anficht folgt aber auch ferner aus dem ganzen innern Zufammens 
bange des MühlensRegulirungsgefeßes. — Diefes fpricht ganz allgemein von ben, 
auf Mühlengrundfücden baftenden Abgaben, beftätigt zwar den Wegfall derjenigen 
biefer Leiſtungen, welche gewerblicher Natur find, macht aber in Betreff der- Ablds 
fung der nicht aufgehobenen Mühlenabgaben feinen Unterfchied in Beziehung auf 
die Art ihrer Entfiehung oder ihre fonftige rechtliche Natur, fondern ftellt zu Guns 
fen allee Müller umd aller ihrer nicht gefeplich aufgehobenen Präflationen den 
Grundſatz auf, dag ihnen zur Erhaltung ihrer Präftationsfähigfeit % des Rein⸗ 
ertrages frei bleiben folle und daß der Berechtigte fich in fo weit eine Ermäßigung 
feiner Abfindung gefallen laffen müfle. — Diefer Grundſatz if ans dem $. 63. 
der Ablöfnnge-Orbnung entnommen und findet bei Reallaften, welche auf anderen, 
ale Mühlengrundflüden haften, ſobald letzteren die Bigenfchaften des $. 65. beis 
‚wohnen, feine Anwendung. Wenn nun darüber kein Zweifel obwaltet, daß das 
Prinzip des $. 63. und der Erhaltung im präflationsfählgen Zuftande allgemein 
für Mühlenabgaben, auch für folche, welche fonft die Bigenfchaften des $. 65. der 
Abloͤſungs⸗Ordnung haben, gelten ſoll, fo kann auch nicht füglich ein Zweifel ob» 
walten, daß ber $. 65. überhaupt bei Mühlenabgaben nicht zue Anwendung 
fommt. Die Borfchriften des erften und zweiten Alinea bes 6. 65. ſtehen im 
Sum enhange und enthalten die von einander ungertrennlichen Beflimmuns 
gen, da 

ber im erflen Alinea näher befchriebene Zins einer Ermäßigung nach $. 63. 

nicht unterliegen, vielmehr nach Abzug bes Wertes der Gegenleiftungen zum 
20fachen Betrage abgelöfet werden foll. 

So if dieſe Beſtimmung auf Mühlenabgaben jevenfalls nicht anwendbar, weil 
für diefe ver % Abzug allgemein vorgefchrieben ift, mithin kann der 8. 65. auf fle 
überhaupt nicht Anwendung finden. Es bieße eine Inkonſequenz in das Geſetz 
bineinlegen, wenn man annehmen wollte, bafjelbe habe auf Mühlenabgaben von 
der Kategorie bes $. 65. die Grundſaͤte dieſes 8., welche fo weit fie die Gewaͤh⸗ 
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rung eines freien Drittels des Reinertrages Betreffen, unbeftritten nicht Plab greifen 
Fönnen, dennoch im Uebrigen anwenden wollen. 

Endlich geflatten auch die Motive des MühlensRegufirungsgefehes und bie 
KammersBerhandlungen feinen Zweifel. 

(cfr. die flenogr. Ber. der II. K. pag. 1341., 1823., 1945. und 1977. und 
die ſtenogr. Ber. der I. K. pag. 2768. seq.) 

In den Motiven der NegierungssBorlage (flenogr. Ber. der IT. K. pag. 1346.) 
ift es unzweidentig ausgefprochen, daß es Abficht war, die Mühlenabgaben mit 
denjenigen andern Abgaben zu Gunften deren im $. 63. der Nblöf. D. der $ Er⸗ 
Tag konſtituirt if, ganz gleich zu flellen. Auch ift man darüber in den Kammern 
nicht zweifelhaft gewefen, vielmehr ift dies als fich ganz von felbft verftehenn bes 
trachtet und namentlich in ber I. Kammer (cf. ftenogr. Ber. pag. 2773.) ausges 
fprochen, dag auf die Mühlenabgaben die Amortifation dieſer felbft und der etwas 
nigen Rüdflände allgemein Anwenbung finde, fo dag für fie ber $. 64. der Ablöſ. 
D. die durchgehende Norm bildet. 

Es fann daher im vorliegenden Kalle fisfalifcherfeits der Ablöfung der anf ber 
Mühle des ıc. N. haftenden DomanlalsAbgaben anf Grund des $. 64. der Abfäf. 
D. durch Feſtſtellung einer AmortifationssRente nicht mwiderfprochen werben, und 
fragt fih nur, ob der Bittfteller zu diefem Behufe an die Gen. Kom. zu vers 
weiten, ober mit demfelben durch einen Kommiffarius der K. Reg. Behufs Beftäs 
tigung des Rezeſſes abfeiten der K. Reg. zu verhandeln fein wird. 

Die K. Reg. bat Hiernach das Weitere ge veranlaffen. 

(Min. BL. d. i. 3. 1851. ©. 62. Nr. 73.) 


Zu 88. 65. u. 74, 


R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 30. Oft. 1851 
an die 8. Meg. zu N., wegen Ausfchliegung der nach Verkündigung der 
Ablöfungs- Ordn. und des Rentenbank⸗Geſ. v. 2. März 1850 neu aufer- 
legten Geldrenten von der Ablöfung Durch die Nentenbanfen und wegen 
des Verfahrens bei Streitigkeiten über Abgaben» Berhältniffe, welche erſt in 
neuerer Zeit entflanden und nicht feit Publikation jener Geſetze durch Ver⸗ 
trag der Partheien anderweit geordnet worben find. 


Die angefchloffene Verfügung von heutigen Datum an den Outsbefiger N. zu N. 
(Anl. a.) wird der K. Reg. zur Kenntnißnahme und Weiterbeförberung mitgetheift. 

Diefelbe wird daraus erfehen, daß Ihrer Anficht darin beigetreten worden, daß 
ber vorgelegte Vertrag wirklich ein neuer Vertrag und nicht ein Anerkenntniß 
eines früher mündlich gaefchloffenen Vertrages if. 

Wenn das durch diefen Vertrag beſtimmte Rechtsverhältniß zwiſchen den N.fchen ' 
Cheleuten und dem ıc. N. ale Erbpacht bezeichnet wird, fo fällt zwar auf, daß bie 
Parteien fowohl als ber Richter, vor welchem fie den Vertrag errichteten, übers 
feben haben, dag nach $. 91. dee ab[Bfungsgefeges ein Erbpachtskontrakt nicht 
mehr gültig gefchloffen werben konnte, ba aber es fich für jeßt nicht um bie Bers 
bindlichkeit des Kontraktes unter den Parteien handelt, fo ift darüber hinweg zu gehn. 

Was ferner die Behandlung folcher in neuerer Beit, aber doch vor dem März 
1850 entflandener Abgaben: Berhältniffe betrifft, welche die Parteien noch nicht 
durch einen neueften nach jenem Zeitpunft errichteten Vertrag audermweit geordnet 
haben, fo muß zunächft bemerft werben, daß, wenn fich dabei Streitigkeiten unter 
ben Parteien ergeben, bie Entſcheidung den richterlichen Behörden überlaffen blei- 
ben muß, und daher die nachflehend geäußerten Anfichten des Min. für die land⸗ 
wirthfchaftl. Ang. nur foweit maaßgebend find, als es auf tie Wahrnehmung bes 
Intereſſe des Staats und insbefondere der Rentenbank ankommt, oder als vie Abs 
weifung durch einfache Berfügung gerechtfertigt erfcheint. 

Letierer Ball tritt ein, wenn nach dem Grfcheinen des Megulirungss@p. v. 14. 
Sept. 1811 Guis⸗ oder Vorwerks⸗Grundſtücke durch fchriftlichen oder mündlichen 
Vertrag zur Nupung nach Saffitifchen Rechten ausgethan worden find, und jetzt bie 
Regultrung und Eigenthums⸗Verleihung auf Grund des britten Abſchn. des ©. v. 
2. März 1850 verlangt wird. Die 88. 74. und 75. a. D. ergeben gweifellos, daß 
dergleichen erfi in neuerer Zeit entflandene Mechisverhältnife nicht nach viefem Ab⸗ 
fchnitte des Geſetzes zu reguliven find. Anträge auf folche Regulirungen, fie mö- 
gen vom Gutsherrn oder von dem bäuerlichen Wirth ausgehen, find daher durch 

erfügung zurüd zu weifen. 
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Anders Tiegt der Ball, wenn bie Ueberlaffung bes Grunbflüdes zwar nach bem 
14. Sept. 1811, aber zu Erbpacht, Erbzins oder Eigenthum fattgefunden Hat. 
Mar darüber ein fchriftlicher Vertrag geichloffen, fo ift für die Behandlung bei 
der Ablöfung der $. 65. der neuen AblöfungssOrbn. maaßgebend. Der Verpflich⸗ 
tete Tann daher bie Uebernahme feiner Rente auf die Renteubank nicht fordern, 
wohl aber muß dieſe Uebernahme flattfinden, wenn ber Berpflichtete nicht Kapi⸗ 
talzahlung leiften will, der Berechtigte dagegen die Mebernahme auf die Rentens 
bank verlangt. 

Es if aber hierbei wohl au beachten, daß der $. 65. auf den $. 56. a. D. 
verweift, nach welchem die Behörde die Uebernahme des Zinfes oder ber Rente 
auf die Rentenbanf in fo weit verweigern kann, als ber Zins oder bie Rente zwei 
Drittel des Reinertrags des Grundſtuͤcks überfteigt. Bon biefer Behimmung bat 
baher die K. Reg., der das Rentenbank⸗Geſ. in den 88. 4. und 12. die Wahrs 
nehmung ber Rechte der Rentenbanf übertragen hat, fowohl unmittelbar, als durch 
ihre Kommifjarien, überall, wo die Sicherheit der Ablöfungs:Rente zweifelhaft ers 
fcheint, forgfam Gebrauch zu machen, und die Uebernahme bes vollen Betrages 
von dergleichen erſt in neuerer Zeit entflandenen Binfen flets abzulehnen, wenn 
eine zu hohe Belaſtung des Grundſtücks befürchtet werben muß, was fall immer 
ber Fall fein wird, wenn bei der erflen Ueberlafiung des Grundſtücks ein Erbs 
flande:Geld oder ein Kaufpreis von einiger Erheblichkeit nicht gezahlt worben if. 

Die K. Reg. wird hierdurch veranlaßt, bald anzuzeigen, ob und mit welchem 
Erfolge Sie nach diefen Vorfchriften bereits verfahren hat. 

Was endlich die gewünfchte Anweifung wegen Behandlung der Bälle betrifft, 
in welchen ein Grundflüd nad) dem 14. Sept. 1811 zu Erbpacht⸗, Erbzins⸗ oder 
Gigentgumsrechten durch einen mündlichen Bertrag überlaffen worden, und bie 
Kontrahenten fich jebt in genügenver Form zu biefem Vertrage befennen, fo kann 
der 8. Reg. hierüber nur Folgendes bemerflich gemackht werben. Der 8. 185. 
bes 5. Tit. I. Th. des A. 2. R. wird von manchen Nechtsverfländigen dahin aufs 

efaßt, daß ſich die Wirkung des Anerfenntniffes auf die Zeit des mündlich ges 
chloſſenen Vertrages zurüderfirede. Mit diefer Auffafjung if jedoch die Beſtim⸗ 
mung bes $. 44. Tit. 3. a. D. nicht wohl vereinbar. Der eignen Erwägung der 
K. Reg. muß es überlaffen bleiben, welcher Anficht fie in biefer Beziehung den 
Borzug geben zu müflen glaubt; wenn aber eine Rückwirkung des Anerfeuntniffes 
angenommen wird, und es ſich dann um die Uebernahme bes Zinfes auf die Ren; 
tenbank handelt, fo waͤchſt die Beforgniß wegen Gefährdung der Sicherheit ber 
Rente und die Borfichtemagregeln, deren oben gebacht worden, find mit erhöheter 
Sorgfalt anzuwenden. Auch darf in einem folchen Kalle die Ueberweifung ber 
Rente an die Rentenbanf niemals cher erfolgen, als bis ber Hppotheken⸗Richter 
für den Grwerber des belafteten Grundſtücks den Befibtitel berichtigt hat, damit 
die Rentenbank nicht in die Gefahr verfegt wird, ihre Sicherheit gänzlich zu vers 
lieren, wenn ber Öypothefen:Richter im Widerfpruche mit ber Nuseinanderfeßunge: 
Behörde die Gültigfelt des mündlich geſchloſſenen und fpäter in geböriger Form 
anerkannten Bertrages verwirft. 


Auf. a. 


Auf Ihre Vorſtellung v. 23. Juli d. 3. wird Ihnen, nachdem ber deshalb er⸗ 
forberte Bericht der K. Meg. zu N. eingegangen, nunmehr eröffnet, daß ber zwi⸗ 
fhen Ihnen und dem N. am 7. Zuli d. 3. gefchloflene Erbpachts⸗Kontrakt, wo⸗ 
von bie eingereichte Abichrift hierneben zurück erfolgt, feiner Faſſung und feinem 
Inhalte nad) ein erſt nach dem Erſcheinen des Gel. v. 2. März 1850 errichteter 
Bertrag il. Da nun im $. 91. der Ablöf.sD. und im $. 6. des Rentenbants@ef. 
v. 2. März 1800 beftimmt iſt, daß die nach der Verfündigung diefer Gefege neu 
auferlegten Geldrenten von der Ablöfung durch die Rentenbank ausgefcloffen find, 
fo find Sie mit dem Antrage, daß die gegen den N. flipuliste Reute auf die Mens 
tenbauf übernommen werben möge, ganz mit Recht zurüdgewielen. 

Berlin, d. 30. Oft. 1851. 

Min. für Iandwirthfchaftl. Ang. Im. Allerh. Aufir. Bode. 


An 
den Rittergutsbefiger Herrn N. zu N. 
(Min. BL. d. 1. B. 1851 ©. 256. Nr. 273.) 
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Zum $. 65. 
1) Zu Alinen 1 bis 3. 


R. des K. Bin. Min., Abth. für Dom. u. Forſten (Thoma) v. 5. Oft. 
1850, betr. die Anwendung des $. 65. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850. 


Die Auslegung bes $. 65. des G., betr. bie Ablöfung der Reallaften ıc. v. 
2. März v. I. if, wie der K. Reg. auf den Bericht v. 24. Aug. d. J. eröffnet 
wird, fchon früher non ber Reg. zu N. N. zum Begenflande einer Anfrage gemacht 
worden, und es iſt darauf ter abfchriftlich angefchloffene Beſcheid v. 17. Mai 
d. 3. ertheilt worden. Mit Beziehung auf dieſe Verf. wird ber 8. Reg. noch 
Bolgendes eröffnet: 

Nach $. 64. des angezogenen Gef. bildet die Abldfung durch Baarzahlung bes 
achtzehnfachen Betrages, event. durch Amortifation nach näherer Bellimmung bes 
Regl. v. 1. Aug. d. 3. die Negel bei allen bem Fiskus, als Berechtigten quftehens 
deu Reallaften. Ausnahmsweiſe nur findet die Kapital-Ablöfung durch Baarzahs 
Iung des zwanzigfachen Betrages nach 6. 65. befielben Gef. und nach $. 7. bes 
Regl. v. 1. Aug. d. 3. bei denjenigen Dominal» Abgaben Ratt, denen folgende 
Gigenfchaften beiwohnen und bei ihnen konſtiren. 

Diefelben müflen 

1) in einem der Verfündigung des neuen Abloͤſungs⸗Geſetzes . fchriftlich ers 

richteten Vertrage, und . | 

2) ale Mequivalent -für die Verleihung bes pflichtigen Grundſtücks zu Erb⸗ 

pacht, Erbzins oder Eigenthum bedungen, auch muß: “ 

3) diefe Orundflüdd- Verleihung 

a) außerhalb einer gutsherrlich bäuerlichen Regullrung, 

b) außerhalb einer Ablöfung gutsherrlich bäuerlicher Laften, und 

c) in Itermorug eines gutsherrlich⸗baͤnerlichen Verhaͤltniſſes er⸗ 
olgt ſein. 

Sobald das eine oder das andere der vorſtehenden drei pofitiven und be⸗ 
ziehungsweife negativen Erfordernffie fehlt, findet nicht die Ausnahme des $. 65. 
ftatt, fonbern es greift die Regel des $. 64. Platz. Der Fiskus muß, wenn er 
die Ausnahme des $. 65. behauptet, das Vorhandenſein der biefelbe bebiugenden 
faftifchen Boransfegungen nachweiſen. Er muß alfo vor Allem den fchriftlichen 
BerleihungssKontraft (ad 1.) befchaffen, oder wenn berfelbe verloren gegangen iſt, 
nach $. 122. Tit. 10. Thl. I. der A. G. O. deſſen frühere Griftenz barthun und 
zugleich deffen Inhalt anderweit dergeftalt nachweifen, tag beurtheilt werben fann, 
„ob tie Srforderniffe zu 2. und 3. vorliegen. 

Dei der Beantworlung der Frage: 

ob das pflichtige Grundſtuͤck ohne Begründung eines guisherrlichbäuerlichen 

Berhältniffes verlieben fet, 
it der, in den buch das Geſ. v. 2. März d. 3. befeitigten, älteren Agrargeſetzen 
anfgeftellte Begriff einer Ackernahrung nicht entfcheidend; er if dort nur aufge: 
Reit als Grenz⸗Beſtimmung für die Regulirung und Ablöfungsfäthigfeit im Sinne 
der Agrargefehe; die Regulirungs⸗ und Ablöfungsfählgfeit iſt aber jeßt nad) der 
Abloͤſ. Drd. v. 2. März c. eine viel audgebehntere und von jenem Punkte gar 
nicht mehr abhängig. (efr. $. 6. a. a. D.) Ghbenfomwenig fommt es darauf am, 
ob das verlichene Srandhüd von ſolchem Umfange war, um den Befiker ſelbſt⸗ 
* als Bauer im Sinne der 88. 1. ff. Tit. 7. Thl. II des A. L. R. zu 
naͤhren. 
Die neue Ablöfangs-Orbnung iſt ein allgemeines, alle Landestheile, mit Aus⸗ 
nahme bes linken Rheinufers, umfaſſendes Geſetz. Es giebt aber Lanvesiheile, 
in welchen Bauerhöfe beftehen, die niemals einer eigentlichen Ontsherrlichleit unters 
worfen waren, wie denn früher fogar reicheunmittelbare Bauern nnd “Dorffchaften 
exiſtirten. Andererſeits Hat unftreitig ein gutéherrlich bäuerliches Verhältniß 
auch bei vielen Tändlichen Grundſtucken befanden, welche weder Ackernahrungen 
Im Sinne der neuen Agrar⸗Geſetze, noch auch Bauergüter im Sinne des A. L. R. 
waren. 

GEbenfowenig kann es bei Beurihellung jener Frage auf die provinzielle Bes 
zeichnung bes pflichtigen Grundſtücke, ale: Bauerhof, Kofiäthengut, Koloniftens 
oder Bübnerfielle u, |. w. ankommen. 

And, beſchraͤnkt ſich das gutsherrlichbäuerliche Verhaͤltniß nicht auf die früher 
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Iaffitifchen Grundſtücke. Daſſelbe Hat von jeher auch bei Cigenthums⸗ Erbpachtss 
y en Grundſtacen häufig flattgefunden. Das Wefentliche bei obiger Frage 
ift vielmehr: 


ob nach dem Berleihungs-Bertrage anzunehmen iſt, daß das Brunbflüd und 
deſſen Bewohner in ein perfönliches, oder wenigftens bingliches Unterthänigs 
feitss Berhältnig, oder wenigftens in ein folches fubjeftives Verhältniß, welches 
man im Allgemeinen unter dem gutsherrlichsbäuerlichen begreift, zu dem Ver⸗ 
Leihen und einem beftimmten Gute defielben, ober Amte Hat gebracht werben 
follen. 


Unerlaͤßlich if in dieſer Hinflcht die ausbrüdliche, oder flillfchweigende Unter⸗ 
werfung des Erwerbers und des pflichtigen Gruubjtüde unter die, mit einem bes 
Aimmten Yute oder Amte bes Verleihers verbundene Patrimonials Gerichtebarfeit 
und Bolizei» Gerichtsbarkeit. Adminikulirende Momente find die Belegung bes 
Grundſtücks mit Kontribution und mit ähnlichen Laften, bie verfaffungsmägig, oder 
Herfömmlich nur auf unftreitigen Ruftifal- Ländereien zu haften pflegen. Gute: 
herrlichkeit und Bäuerlichkeit im Sinne des $. 65. find Korrelate und da, wo 
man eine Butsherrlichfeit anerkennen muß, wird man nicht umhin Fönnen, auch 
ein gutsherrlichsbäuerliches Verhaͤltniß als eingeführt zuzugeben. 

Bei den Lehns und Freifchulzens@ütern wird man in der Negel ein gutsherr⸗ 
lichsbäuerliches Verhältnis für begründet annehmen müflen, fofern ſolches durch 
die Berleihungs : Verträge nicht ausgefchloffen if; denn es unterfcheiden fich dieſe 
lets zur Dorfgemeinde gehörigen Güter vor anderen Ruftifalhöfen meiſtens nur 
—*8 daß das Amt des Dorfſchulzen beſtaͤndig damit verbunden iſt, und daß 
ihre Beſitzer als Belohnung für die mit dem letzteren verknüpfte Mühwaltung von 
gewiffen Abgaben und Leiftungen an den Gutéherru befreit zu fein pflegen, bie 
den andern Bauerngütern obliegen, während fie im Uebrigen gleiche eigentliche 
bäuerliche Laſten, wie Kontributton u. f. w. tragen; fle waren auch der gutsherr⸗ 
lichen Patrimonials und Polizeigerichtsbarfeit gleich den aubereu Ruſtikalgütern 
unterworfen und fchon vermöge ihres fubjektiuspinglichen Amts fanden fie zu dem 
Buts: und Gerichtsheren in einem beflimmt georuneten und als gutsherrlichs 
bäuerlich zu bezeichnenden Subjektions ; Berhältniffe (cf. 88. 46. 47. f., 73. ff. 
81. f., Tit. 7. Thl. IL des A. L. R. 

Ob die im Laufe des vorigen Jahrhunderts als Cigenthümer, Erbpaͤchter, oder 
Erbzinsleute vom Fiskus angelegten Koloniften mit einem gutsherrlichsbänerlichen 
Berhältniffe angefept worden find, ift in jedem Sperlalfalle nach dem Inhalte der 
Grbyerfchreibungen zu beurtheilen. Wo dergleichen Stellen von ber Domainen⸗ 
Amtsgerichtsbarfeit nicht erimirt, mit der bäuerlichen Koutribution belegt, dent 
Mühlens oter SetränfesZwange des Amts unterwerfen, mit RemiflionssAnfprüchen 
gleich einem bäuerlichen Cinſaſſen verfehen find n. f. w., wird man unter Koms 
bination aller viefer und ähnlicher bezüglichen Verhältniffe den gutsherrlichsbäuers 
lichen Nexus nicht wohl beftreiten fünnen. 

Achnliches gilt von den gegen Zins verlieheuen Parzellen, von Domalnens 
vorwerks⸗ und Sorfigruntftücen, wobei noch zu berüdfichtigen iſt, daß dergleichen 
veräußerte Parzellen und deren Erwerber durch bie Abveräußerung vom Hauptgute, 
nad) dem durch die V. v. 25. April 1835 (8. ©. ©. 51, 52) fanftionirten Her 
fommen, in ber Regel ver gutsherrlichen Gerichtsbarkeit und Polizei unterworfen 
wireden. Wenn ber Fiskus Banerländereien, die ihm als Abfindung in Folge 
einer gutsherrlich= bäuerlichen Negulirtung nach dem Ed. v. 14. Sept. 1811 zu 
gefallen waren, anderweitig gegen Rente ausgethan und dabei ein gutsherrlichs 
bäuerliches Verhaͤltniß nicht ausgelchloffen Hat, wird folches in der Megel anzus 
nehmen fein, fofern nicht Umftände vorliegen, die daffelde nach 8. 2. der V. v. 
25. April 1825 nicht zu laflen. en 

Bei den DomanialsAbgaben von Örundftüden, die von Bauerhöfen abgezweigt 
find, insbefonbere von auf bäuerlichen Gründen errichteten Büdnerſtellen wird ber 
$. 65. Des neuen Geſetzes in der Regel nicht: zur, Anwendung fommen. 88 fanu 
fi hier nur noch von ſolchen Abgaben handeln, die urfprünglich auf. dem Bauer: 
gute, von welchem die Parzelle oder das Bühnergrundflücd abgezweigt ift, hafteten 
md in Bolge der Parzellirung theilweiſe auf das Grundſtück übertragen find. 

Sofern diefe Abgaben urfprünglich guisherrlich«bäuerliche waren, haben fie 
durch die Zerftüdelung des urfprünglicy verpflicteten Guts ihre anfäugliche, recht: 
liche Natur unzweifelhaft nicht verändert; ohnehin ſcheiden die Parzellen eines 
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BuifalgeunbRäds durch die Parzellieung nicht aus dem gutsherrlich« bäuerlichen 
ern® aus. 

Sollte der Fiskus den, von bäuerlichen Grundſtücken abgezweigten Stellen 
nene, früher von ihm noch nicht bezogene Abgaben auferlegt haben, fo werben 
biefe iu der Regel die Natur eines, zur unentgeltlichen Aufhebung in Gemäßfeit 
be Cirk. Berf. v. 6. Juni 1848 geeigneten Schußgeldes oder Juriediftionszinfes 

aben. 

Auch die, auf dem Fisfus Behufs der NensAnflenelung veränßerten Dorfes 
ſtraßen⸗Flecken etablirten Büdner und Häusler werden mit ihren geringfügigen 
Binfen in der Regel zur Ablöfung zum 18fachen Betrage zu verftatten fein, fofern 
nicht aus ihren PBrimorbials Erbverfchreibungen Flar erbeitet, dag ein gutsherrlichs 
Bänerliches Verhaͤltuiß Hat ausgefchloffen werben follen, denn in der Megel wird 
ein folches anzunehmen fein, da dergleichen Häusler und Bübner ipso jure unter 
bie Orts⸗Polizei⸗ oder Batrimonials Gerichtsbarkeit des verleihenden Gutsherrn 
fielen and gleich den Binliegern ober Neu⸗Anfiedlern auf Muftifal» Gründen, hers 
kommlich zu Schntzdienſten oder Schutzgelde Herangezogen unb zu den Gchupr 
Unterihanen gerechnet wurden (cf. S. 113. bis 121. Tit. 7. Thl. 1. dee A. L. R. 
and $. 35. Thl. II. ©. 129. des zu Stettin im Jahre 1835 im Drucke erfchienenen 
BrovinzialsRechts von Pommern). Es kann zur Vermelbung einer Mißſtimmung 
unter tiefer zahlreichen Klaffe von Lenten um fo weniger Bedenken haben, die 
auf Dorfftrafen: Bleden gegen Zins angeſetzten Bübner und Häusler, deren Pri⸗ 
mordials Erbverfchreibungen fich noch auffinden laſſen, biernach zu behandeln, ale 
denjenigen diefer Häusler, deren urfprüngliche ErwerbungsVertraͤge nicht mehr zu 
befchaffen find, die Ablöfung zum achizehnfachen Betrage ohnehin nicht verfagt 
werden fann. (Sprengel’s Ablöf. Geſ., S. 61.) 

2) Zum Alin. 4. ’ 

a) V. v. 13. Junt 1853 wegen Siftirung der Verwandlung der den 
Kicchen, Pfarren, Küftereien und Schulen zuftehenden Reallaſten in Geld⸗ 
renten. 

Bir Friedrich Wilhelm, sc. sc. verordnen für diejenigen Landestheile, in wel⸗ 
chen das G., betreffend bie Ablöfung der Reallaſten und bie Regulirung der gute 
herrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe, v. 2. März 1850, eingeführt IR, unter 
Borbebalt der Zufimmung ber Kammern, was folgt: 

Alle noch nicht durch Abſchluß des Rezeſſes rechtsverbindlich erfolgten Vers 
wandlungen von Reallaften, welche Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schulen zus 
ftehen, in Geldrenten, fo wie alle noch nicht rechtskräftig entfchtebenen Prozeſſe 
darüber, ob eine Reallaft zu denjenigen gehört, wegen deren befinitiver Ablöfung 
im $. 65. des Geſetzes, betr. die Ablöfung der Reallaften ıc., v. 2. März 1850, 
ein befonderes Beleg vorbehalten worden if, werben bis zum Grlafle bietes vors 
behaltenen Geſetzes hiermit fiftirt. , 

Urkundlich ıc. 

Gegeben Sansfouc, den 13. Juni 1853. 

L Friedrich Wilhelm. 


.8. 
von Manteuffel. von der Heydt. Simons. von Raumer. von Weſtphalen. 
von Bodelſchwingh. In Vertretung: 


von Wangenheim. 
(G. S. 1853, ©. 324.). 


b) R. des. K. Min. der geiſtl, U. u. Med. Ang. v. 29. Nov. 1851, 
an fämmtl. K. Reg., daß. Abgaben und Leitungen an Kirchen, Pfarren 
und Schulen, melde nicht auf dem Grundftüde haften, fondern von den 
Mitgliedern der Kirchen», Pfarr⸗ oder Schul» Bemeinden als foldhen, alfo 
nicht von jedem Beſitzer des Grundſtuͤcks ohne Rückſicht auf diefe Mitglied⸗ 
fchaft, entrichtet werden mäfjen, dem ©. v. 2. März 1850 nicht unter 
worfen find. 

Es iR unmelfelpaft, daß Abgaben und Leitungen an Kirchen, Pfarren und 
Schulen, welche nicht auf dem Grundſtücke haften, welche vielmehr von den Mit: 
liedern der Kirchens, Pfarr oder Schul⸗Gemeinden als ſolchen, alfo nicht von 
edem Befiger des Grundſtüucks, ohne Rüdficht auf diefe Mitglienfchaft, entrichtet 
werben müflen, dem ©. v. 2. März 1850 nicht unterworfen find, indem baffelbe 
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lebiglich von der Abldfung der Real⸗-Laſten handelt, und außerdem noch ausdrück⸗ 
lich dergleichen Gemeinde⸗Laſten ausfchließt. 

Sch mache tie K. Reg. hierauf mit der Aufforderung aufmerkſam, wenn den⸗ 
noch etwa Fälle vorgefommen fein, ober vorfommen follten, in welchen die Aus⸗ 
einanderfeßungssBehörben dergleichen Abgaben für ablöslich erflären, mir davon 
fofort Anzeige zu erftatten, um zu veranlaflen, taß die gebachten Behörden auf 
die richtige Auslegung des Gefebes hingewiefen werben. 

(Min. BL. d. i. V. 1851, ©. 279, Nr. 304.) 


c) K. O. v. 13. Nov. 1850, betr. die im Wege der Vereinbarung zu⸗ 
Iulafenbe Kapital» Ablöfung von Grundabgaben an höhere Schul- Ans 
n. | 


Auf Ihren Ber. v. 21. v. M. beflimme Ich, dag bei der nur im Wege ber 
Vereinbarung zuzulaſſenden Kapital-Ablöfung von Grundabgaben an höhere Schuls 
anftalten, diefelben mögen unter der unmittelbaren Verwaltung oder nur unter der 
Aufficht des Staates ſtehen, bis zur Publifatior des im $. 65. des G. v. 2. März 
d. 3. vorbehaltenen weiteren Grfepes der fünfundzwanzigfache Betrag der Jährliche 
feit zur Anwendung au bringen ift. 

Sausſouci, den 13. Nov. 1850. 

R Friedrich Wilhelm. 
(ge3) Labenberg. 


An 
den Min. ber Geiſtl. ıc. Ang. 
(Zeitfehr. der Revif. Kolleg. für & K. Sachen Br. 4, ©. 299 — 300.) 


d) R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 23 Dec. 1850, 

an die K. Meg. zu N., betr. die Unzuläfftgkeit der Webernahme der nach 

Alin. 4. des $. 65. des Abloͤſ. Gef. v. 2. März 1850 von den Beſtimmun⸗ 

en des $. 64. ausgefchloffenen Neallaften auf vie Nentenbanfen auch im 
alfe der Vereinbarung der Intereffenten. 


ı. Was IV. die Ablöfung der den geiftlichen Inſtituten zuftehenden Real⸗ 
laſten durch hie Rentenbank anlangt, fo folgt aus tem legten Alin. des $. 65. 
des Ablöf. Gef. Far, dag gedachte Reallaften von den Beflimmungen bes $. 64. 
ausdrücklich ansgeichloffen, mithin auch nicht durch die Rentenbank ablöshgr find, 
vielmehr bis zu der in Ansficht geftellten befonderen ggeledlichen Belimmung an 
bie gedachten Inftitute fortentrichtet werden follen. Wenn alio auch eine Vers 
einigung zwiſchen dieſen Inflituten und den Berpflichteten über Ablöfung folcher 
- Laften durch Bermittelung der Nentenbanten zu Stande fommen follte, fo würden 
doch die Letzteren nicht ermächtigt fein, dergleichen Renten zu übernehmen. Rich⸗ 
tig Äft e8 dagegen, daß bie gedachte Beſtimmung bes 8. 65. ſich auf folche Kapitals 
Ablöfungen, welche unter die SS. 53. u. 55. fallen, auf welche mithin das Ablöf. 
Gef. Feine Anwendung findet, nicht beziehen fann. Es werben mithin, wenigſtens 
nad den Worten des Gefebes, auf Grund des 8. 56. auf Antrag ber geiftl. Ins 
flitute die Zinfen der $$. 53. u. 55. gedachten Abldf. Agitation durch bie Rentenbank 
in der oben angegebene Weiſe abgelöft werden Fünnen. Das Min. muß aber bes 
zweifeln, daß die geiftlichen Obern zu einer foldhen Procedur ihre Genehmigung 
go werden, bei welcher, wenn nicht vertragemäßig ein geringerer ale der 20fache 

h¶ ungeſat ſtipulirt worden, das geiſtliche Inſtitut jedesmal im Nachtheil ſein 
würde. 
(Seitſor * Reviſ. Kolleg. für Landes⸗Kultur⸗Sachen, Bd. 4. ©. 11 
is 12. 


e) R. der K. Reg. zu Poſen v. 7. April 1853 an fämmtl. Landraͤthe 
ihres Verwaltungs⸗Bezirks, betr. die Beitreibung ver in Stelle kirchlicher 
Naturale Abgaben getretenen Geldrenten. | 

In Ausführung des ©. v. 2, Mär; 1850 find mehrfach Natural Abgaben In 
Geldrenten umgewandelt worben, und hat fich bemnächft in Anſehung diefer, den 
Kicchen und Schulen zuflehenden Renten das Bedenken erhoben, ob in einer 
feichen Umwandlung eine Novation enthalten, und deshalb die abminiftrative Eres 
kution zur Beitreibung biefer Geldrenten auf Grund der Allerb. Orbre-v. 19. Juni 
1836 unzulaffig fei. Nach einer höheren Orts ergangenen Gnticheivang liegt in 
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jener Umwandlung Feine Novation, und iſt deshalb wegen ber Geldrente eben fo 
die Adminiſtrativ⸗Erekution zuläffig, wie fie wegen der urfprünglichen Naturals 
Abgaben in Anwendung zu bringen war, wovon wir Ew. sc. hierdurch zur Nach⸗ 
achtung in Kenntniß fegen. 

(Din. DI. d. i. ®. 1853, ©. 94, Nr. 74.) 


Zum $. 66. 


1) R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bote) v. 23. Dec. 1850 
an die 8. Reg. zu N., betr. ven Begriff von „Ausführung der Abldfung“ 
im $. 66. des Abloͤſ. Gef. v. 2. März 1850, 


se. Im Bezug auf die Auslegung des $. 66. des Ablöſ. Gef. v. 2. März d. 
J. muß das Min. der Anflcht der Fuͤrſtl. Rentkammer zu N. beitreten. 

Unter „Ausführung der Ablöſung“ wird im getachten Geſetze niemals die 
Uebernahme der Renten Seitens der Nentenbanf verftanden, im Gegentheil wird 
im $. 17. des Rentenbank⸗Geſ. diefe „Uebernahme” der „Ausführung“ entgegen- 

efegt. Die Ausführung der Nblöfung tritt ein, wenn die bisherige Leitung auf 
ehrt und die Berpflichtung zur Sntrihtung des Nequivalents beginnt. Der Zeit 
punft der Ausführung wird von den Parteien, event. in Gemäßheit des $. 104. 
des Ybldf Gef. von der Auseinanderſetzungs-Behbrde beftimmt; der Zeitpunft der 
Vebernahme der Renten auf die Rentenbanf dagegen ſtets von der Direktion der 
Kentenbanf in Gemäßheit des $. 15. des Rentenbank-Geſ. Wenn alfo der $. 66. 
des Ablöf, Gef. von der Ausführung der Ablöfung fpricht, fo ergiebt fich ſchon 
ans Obigem, daß hiermit der Zeitpunft der Verwandlung der bisherigen Leiftung, 
nicht aber der Seitpunft der Webernahme der Mente auf die Rentenbanf gemeint 
fein fann. Abgeſehen Hiervon würde der $. 66. eine Lüde enthalten, wenn unter 
„Ausführung der Ablöfung”“ der Zeitpunkt der Uebernahme der Rente anf die 
Rentenbant gemeint worden wäre, indem die betreff. Beſtimmung bes 8. 66. bei 
jeder Ablöfung,. mithin auch bei einer Kapitals Abfindung Plab greifen fol, in 
folhem Falle aber eine Hebernahme der Rente auf die Rentenbant niemals flatts 


ndet. g | 

¶Zeitſchr. bes Reviſ. Kolleg. für &. 8. Sachen Bb. 4. 6. 8-9.) 

2) C. R. des 8. Fin. Min. (v. Rabe) v. 22. April 1850, betr. die 
Abl oͤſung von Renten sc. nach 6. 66. des Ablöf. Gef. v. 2. Mär; 1850, 
bei mweldyen ein Abzug wegen der Grundfteuer nad der früheren Geſetzge⸗ 
bung eingetreten if. 

Aus einem Spezialfalle nehme ich Veranlaffung, die K. Reg. anf den $: 66. 
der DB. über die Ablöfung der Reallaften v. 2. März c. ganz befonders aufmerf- 
fam zu machen, wonach: hie Ablöfung der Neallaften nach den Beftimmungen viefes 
Geſeßes eine Ermäßigung der Abfindung wegen der den pflichtigen Grundſtücken 
anferlegten Grundſteuern nicht flattfindet, fondern es nur bis zur Ausführung 
der Ablöfung bei den bisherigen gefehlichen Beftimmungen wegen der Grund⸗ 
fteuer-Bergütung bewendet. Diefe Vorjchrift findet nach ihrer ganz allgemeinen - 
Faſſung auf jede Art der Ablöfung Anwendung, ohne Unterfchien, ob die abzu⸗ 
löfende Leitung durch Baarzahlung, fei es des achtzehnfachen oder des zwan: 
zigfachen Betrages der nach $. 60., 61., 63. a. a. D. feſtgeſtellten Geldrente 
fofort relnirt wird, oder ob der Pflichtige die Amorlifation der Rente durch deren 
Sortentrichtung nach den Srundfäpen des Rentenbanf» Gef. v. 2. März c. 8. 64. _ 
beantragt. Bei jeder Abldfung von ſchon beſtehenden feften Geldrenten an 
den Domainen-Fisfus ift daher forgfältig zu prüfen, ob ihr gegenwärtiger Betrag 
nicht mit Rückſicht anf den Fünftels oder einen andern entfprechenden Abzug wegen 
der Grundſtener normirt if, und, wo bie ber Fall, muß der biernach wegen ber 
Grundſtener abgezogene Betrag den betreffenden Renten wieder hinzugerechnet und 
bie fich daburch ergebende Summe ber AblöfungssBerechnung zum Grunde gelegt 
werben. Dies gilt für alle Bälle, ohne Unterfchted, ob es fich von urfprünglichen 
fehlen Gelbrenten oder von folchen handelt, die erft aus ber Ummwanblung non 
Dienften und andern Natural⸗Leiſtungen entflanden find. Nicht minder gehören 
hierher die zahlreichen Faͤlle, wo an jept noch beſtehenden Raturalskeiftungen, 
mögen fie in natura abgeführt ober .burch Geld abgegolten werben, ber Fünftel 
ober ein anderer Abzug wegen ber Grundſteuer bewilligt if; Hier bildet ber ur 
fpröngliche Betrag der Natural Präßation ohne jenen Abzug die in feſte Belbrente 
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umzuwandelnde und demnaäͤchſt abzulbſende Leiſtung. Die Pflichtigen, welche ſich 
die Hinzurechnung des wegen der Grundſteuer abgezogenen Jahresbetrages zu der 
abzulöfenden Rente nicht gefallen laſſen wollen, haben auf die Wohlihaten ber 
neuen Gefeße feinen Anſpruch, fie Fönnen weder die Kapital-Ablöfung zum achts 
ehnfachen und beziehungsweiſe gwanzigfachen Betrage, noch die Amortifation ihrer 
in Gelorente feflgeftellten Leiftungen nach den Grundſätzen des Rentenbank-Geſetzes 
verlangen, fondern fie haben nur auf die Kapitalzahlung ihrer mit Beibehals 
tung des Grundſteuer⸗Abzugs normirten „dftungen zum fünfundzwanzigfachen 
Beirage nach Maaßgabe der früheren Gefebe Anſpruch; fie Fönnen ſich hiergegen 
auch nicht auf die Allerh. K. D. v. 11. Aug. 1848 berufen, druch welche bie 
KapitalsAblöfung der DomanialsAbgaben zum jwanzigfaden Beirage nachgegeben 
if, denn es if dieſer Nachlaß ausbrüdlich nur bis zur Emanirung der neuen 
Abloͤſungs⸗Geſetze Allerhöcht bewilligt, mithin durch die nunmehr erfchienene 
nene Ablöſ. Orb. von ſelbſt erledigt. 

Die C. Verf. v. 22. Maͤrz c., betr. die Beförderung der Kapital⸗Abloͤſung ber 
Domanial:Abgaben, Fommt bei denjenigen Präftationen, an welchen bisher ein Abs 
ng wegen der Grundſtener bewilligt i, nur mit vorſtehender näheren Bes 

immung zur Anwendung. 

Schließlich find noch diefenigen Fälle in Betracht zu ziehen, 

wo mit Beziehung auf die Allerh. K. O. v. 11. Ang. 1848 die KapitalsAbs 

ldſung von Domanials Abgaben, an denen ein Abzug wegen der Grundſteuer 

Rattfindet, zum zwanzigfachen Betrage zwar berechnet, aber noch nicht aus⸗ 

: geführt, d. 5. das Ablöfungs-Kapital nicht eingezahlt if. 

SR in folchen Faͤllen das AblöjesKapital nicht ſchon rechtsverbindlich im Sinne 
des 5. 100. der Abl. Ord. v. 2. März c. felgeftellt, fo muß eine neue Abloͤſungs⸗ 
Berechnung nach den Gruntfägen bes neuen Geſetzes angelegt und darin ber früher 
wegen der Grundſteuer abgezogene Betrag der abzulöfenden Rente wieder hinzu⸗ 
gelegt werben; ob hier die Ablöfung dann zum achtzehns oder zwanzigfachen Bes 
trage erfolgt,. hängt nach $. 64. 65. 1. c. von der Belchaffenheit der abzulöfenden 
Leitung ab. IR dagegen ein rechisverbinblicher Ablöfungss Vertrag fehon errichtet, 
fo wird es von dem Inhalte und ben materiellen Beflimmungen dieſes Berträges 
abhängen, ob es bei der demfelben zu Grunde liegenden Ablöfes Berechnung bes 
wenbet, ober ob die Vorfchriften des tritten Abſatzes des $. 66. 1. c. beginnend 
mit den Worten: 

„Sf bei einer Verwandlung In Rente ıc.” 
zur Anwendung kommen und mithin der wegen ber Grundſtener abgezogene Bes 
trag der Rente wieder zuaufeßen fei. In Bällen, wo die K. Reg. hierüber Zwei⸗ 
fel hegt, ift am mich zu berichten. (Sprengel’s Ablöf. Geſ. S. 109.) 

Zum $. 72. 

N. des K. Min. für Ianvroirtbfchaftl. Ang. (Bode) v. 20. Juni 1850 
an die K. Gen. Kom. zu N. Der 6. 72. des Abldſ. Gef. bezieht ſich nur 
auf die Fälle, wo die Beflfegung von Normalpreifen in einem Diftrikte 
überhaupt unterbleiben Tann, wogegen das Min. nicht ermächtigt iſt, von 
der Beftftelung der Normalpreife für einzelne beſtimmte Natural- Abgaben 
zu dispenſtren. 

Der K. Gen.⸗Kom. wirb auf den Ber. v. 7. d. M., die Feſtſtellung ber bes 
Abldfung der Reallaften zu beachtenden Normalpreife beir., zu erfennen gegeben, 
daß der S. 72. des Ablöſ.⸗Geſ. v. 2. März d. I. fi nur anf die Faͤlle bericht, 
wenn in einem Diftrift die Feſtſetzung von Normalpreifen überhaupt unterbleis 
ben kann. Tritt ein folcher Fall nicht ein, it vielmehr in einem Diftrift mit Feſt⸗ 
ſtellung der Normalpreife begonnen worden, fo find bie Befimmungen ber $$. 30. 
und 31. in Beziehung auf Natural» Abgaben maßgebend und das Min. iR nicht 
ermächtigt, darüber Beflimmung zu treffen, daß die Feſtſtellung von Normalpreifen 
für einzelne beflimmte NaturalsAbgaben unterbleiben folle. Ä 

Es muß hiernach der 8. Gen. Kom. überlaffen bleiben, die Feſtſetzung der 
Normalpreife auch für die Natural: Holgabgaben zu bewirken, fofern nicht angus 
nehmen, daß dergleichen in ber That nicht mehr vorkommen. Hierbei wird fie 
jeboch darauf aufmerffam gemacht, daß eine Berweifung auf die jedesmalige Forſt⸗ 
tare den Beflimmungen des Geſetzes, welches unter Rormalpreifen fee Säge 
verfteht, nicht zu entiprechen fcheint. 

(Min. DI. d. 1. V. 1850, ©, 1%, Nr. 246.) 


Geſetz v. 2. März 1850, wegen der Abläfungen ıc. 209 


Zum $. 74. 


K. O. v. 6. Mai 1819, betr. die Rechte und Pflichten der bäuerlichen 


Wirtbe im Großherzogthum Poſen und ‚in den mit Weftpreußen vereinigten 
Diftrikten. 


Durch die Patente v. 9. Nov. 1816 wegen Wiedereinführung des A. 2. N. 
und der A. G. D. in das Großherzogthum Bofen und die mit der Provinz We: 
preußen vereinigten Diftrikte, find die vorläufigen Beſtimmungen Meiner Ordre v. 
3. Mai 1815 wegen ber Juftizeinrichtung im Großherzogthum Pofen und die hier 
auf gegründete Bekanntmachung der Organilationd: Kommiffarien de dato d. 12. 
Juli 1815 aufgehoben und außer Wirkung gefebt. Demgemäß find die Mechte und 
Pflichten der Bäuerin Wirthe an den ihnen zur Kultur und Xubung eingeräums> 
ten Stellen und bie Befugniffe der Gutsherren zu ihrer Kortfeßung, fo weit dar⸗ 
über in bejonderen Verträgen nicht anderweitige Beflimmungen getroffen find, ledig⸗ 
lich nach dem $. 15. der vorgedachien Patente und den $$. 629. ff. Tit. 21 
bes A. L. R. zu beurtheilen und Entfeßungen ber bäuerlichen Wirthe, außer ben 

ierin beflimmien Faͤllen, blos auf den Grund gutsherrliher Kündigung nicht zus 
aͤſſig. Indem Ich dies dem Staats-Minifterio auf deſſen Bericht v. 31. März d. 9. 
in erfennen gebe, Beauftrage Ich daſſelbe, zur Befeitigung aller Zweifel, diefe Meine 

iNensmeinung zur öffentlihen Kenntniß zu bringen und die Behörden bemgemäß 
zu inftruiren. 


Berlin, ben 16. Mai 1819. Friedrich Wilhelm. 
n 
das Staats s Minifterium. x 


(8. ©. 1819, ©. 153.) 


Zu 66. 74., 78. und 97. 


1) Deklaratton der 66. 74. und 97. des Gefeges, betr. die Abloͤſung 
der Meallaften und die Regulirung der gutöherrlichen und bäuerlichen Ver⸗ 
hältniffe, v. 2. März 1850. Vom 24. Mai 1853. 


Mir Friedrich Wilhelm ıc. ꝛc. 
yerorbnnen, unter Zuflimmung der Kammern, was folgt: 
. 1. In den Regierungsbezirten Stettin, Eöslin und Danzig unterliegen bie 
im 6. 74. des Geſ., betr. die Ablöfung der Reallaften ıc., v. 2. März 1850 als 
regulisungefähig bezeichneten, bisher nicht zu erblichen Rechten befefienen Stellen 
der Regulirung Behufe ber Eigenthums⸗Verleihung nur dann, wenn zur Zeit der 
Verkündigung des Gr. v. 14. Sept. 1811 für die Stelle felbfiflänbig eine auf ihr 
ruhende Steuer an den Staat zu entrichten war. 
As eine folde Steuer ift im Megierungsbezirke Danzig auch das kataſtrirte 
Schutzgeld zu betrachten. 
$. 2. Willens: Erklärungen und Judikate, durch welche vor Verkündung des 
aelehes, betr. die Ablöfung der Reallaften ıc., v. 2. März 1850. die Regufizunges 
fähigfeit einer Stelle ausgeſchloſſen worden ift, find durch bie Vorſchrift des $. 97 
des gedachten Geſetzes nur infoweit außer Wirkſamkeit geſetzt, als fie ausbrüdlich 
in Anerkennung des Mangels der gefeglichen Grfordernife zur Regulirungsfähigfeit 
abgegeben, beziehungsweife ergangen find. 
$. 3. Bei den vor Grlaß des gegenwärtigen Gefebes getroffenen rechtsgülti⸗ 
gen Feſtſetzungen, welche den Befimmungen deffelben uwiderlaufen, behält es fein 
ewenden. Dagegen findet diefes Gefeb auf alle nod nicht rechtskräftig entſchie⸗ 
denen Rreitigen älle Anwendung. 
Urkundlich ꝛc. 
Gegeben Charlottenburg, d. 24. Mai 1853. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


9. Manteuffel. v. d. Heybt. Simone. v. Raumer. v. Weftphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 

(8. S. 1853, S. 240.) | 

2) M. des K. Min. für Tandwirtbfchaftl. ung (Bode) dv. 16. Ian. 
1851 an die K. Meg. zu Marlenwerder, betr. die Interpretation und An« 
wendung der $$. 74., 78. und 97. des Ublöf. Gef. v. 2. März 1850. 

Der K. Reg. wird auf die Anfrage in dem Berichte v. 16. Dec. v. I. (Anl. a.) 

Landes⸗Kultur⸗Geſetzg ˖ Bd. 1. 14 
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wegen ber Interpretation und Anwendung ber 88. 74., 78. und 97. des Ablöf.- 
Geſ. v. 2. März v. I. eröffnet, daß das unterz. Min. ſich ber in dem gedachten 
Berichte zuletzt ausgeführten Anfiht, welche von der Mehrzahl der Mitglieder der 
landwirthſchaftl. Abth. der K. Meg. vertheidigt wird, im Allgemeinen anfchließen 
m 


uf. 
ß Aus dem Umſtande, daß ein Stellenbeſitzer mit feinem Antrage auf Regulirung 
vor Publikation des Gef. v. 9. Oft. 1848 rechtöfräftig abgeiwiefen worden, folgt 
allerdings noch Feinesweges, bag er auch das Recht zum Beſitz der fraglichen 
Stelle verloren, und eben fo wenig, daß ihm ein Anfprud auf Eigenthums:BVer- 
leihung nach dem gegenwärtigen Ablöf. Gefeg nicht zufiche (8. 97. des Ablöf. Geſ.). 
Das alfo au folhen Perfonen, welche früher mit ıhrem Antrag auf Eigenthums⸗ 
Verleihung vechtsfräftig abgewiefen worden und bei Bublifation des G. v. 9. OR. 
1848 fi) nicht mehr im Beflß der Ka a Stelle befunden, möglicher Weife den⸗ 
noch gegenwärtig ein begründeter Anfprud auf eigenthümliche Verleihung einer fol- 
hen Stelle zufiehen kann, ift keinem Zweifel unterworfen, Wird ein Antrag auf 
Regulirung von einem früheren Befiger einer Stelle. erhoben, fo kommt —*88 die 
Regulirungsfähigkeit der Stelle, als auch der Umſtand in Betracht, ob der Provo⸗ 
kant mit Recht oder wiberreihtlih aus dem Beſitz gejegt worden. Diefe leptere 
Brage muß lediglich nach den damals gültig geweſenen allgemeinen Geſetzen beur- 
theilt werben ($. 99. des Ablöf. Gef.). 

Waltet über die rechtsgültige Exmiſſion fein Zweifel ob, iſt biefelbe alſo bei: 
fpielsweife auf Grund eines rechtskräftigen Erfenntniffes erfolgt, fo wir aud bie 
Abweifung des Antrages per decretum unbedenklich fein. Daffelbe wird dann ber 
Fall fein, wenn die beanfpruchte Stelle keinenfalls regulirungsfähig if. If dage⸗ 

en weber ber eine, noch der andere biefer beiden Punfte zweifellos, fo muß bie 
Einfeitung erfolgen, und es wird in foldem Fall erſt dann, wenn ſich ergiebt, daß 
ber Provokant widerrehtlich aus dem Beſitz gefebt worden, darauf anfommen, ob 
die Stelle nad) den gegenwärtigen geieplichen Beſtimmungen reyulirungsfühig ($$. 
74. und 75.) und ob e8 nicht einem Anderen, namentlid) dem gegenwärtigen Des 
fißer, ein beſſeres Recht zufteht ($. 76.) 
Der R. ıc. wirb übrigens bei dieſer Gelegenheit anempfohlen, unnüße Pro: 
effe und Aufregung, welche durch die Anträge auf Eigenthums⸗Verleihung, wenn 
k in großer Anzahl angebracht und wenn dadurch Hoffnungen hervorgerufen wers 
den, die nicht in Erfüllung gehen, leicht eintreten kann, fo viel ale möglich zu vers 
meiden. Wenn daher dergleichen Anträge von einer größeren Anzahl von Perfonen 
eingıben, die ſich fümmtlih in gleihem Rechtsverhältniß befinden, oder wenn fie 
ſämmtlich auf eine gewiffe Gattung von Stellen gerichtet find, fo müſſen einzelne 
ſcharf charakteriſirte Fälle Herausgenommen und vorweg durch die Inſtanzen getries 
ben werden, damit die Entſcheidungen in legter Initanz bei der Behandlung der 
übrigen gleihartigen Bälle zum Anhalt dienen fönnen. 

Wenn fih die K. ꝛc. von der Gleichartigfeit folder Verhaͤltniſſe genügende 
———— verſchafft hat, wird ſie ſelbſt die informatoriſche Vernehmung der 
übrigen Antragiteller unter Umfländen bie zu dem gebadten Zeitpunkt ausſetzen 

nnen. 
Anl. a. 

Marienwerber, den 16. Dec. 1850. Anfrage der Iandwirthfchaftl. Abth. der 
Reg. zu DMarienwerder über die Interpretation und Anwendung der 88. 74., 78. 
und 97. des Abloͤſ. G. v. 2. Maͤrz 1850. 

Im Regier. Bez. Marienwerber, befonders im Schlochauer Kreife, exiſtiren eine 
Menge früher im Befig baͤuerlicher Wirthe befindlich gewefener, jebt aber von ben 
resp. Butsherren zu ihren Vorwerken eingezogener Heiner und größerer Ackernah⸗ 
zungen, deren frühere Befiger mit ihren bereits zur Zeit der Gefepesfraft des Ed. 
v. 14. Sept. 1811 erhobenen Anfprüden auf Berleihung des Gigenthums biefer 
Stellen rechtskräftig abgewiefen worben find, weil entweder die quäft. Bauerhöfe 
und resp. Stellen nicht Eataftrirt waren, oder es ihnen funft an den Bedingungen 
der objektiven Regulirungsfühigkeit nad) den damals gültigen Regulirungs-Geſetzen 
fehlte. Die Beſitzer diefer Stellen find größtentheils von den Gutsherren in Folge 
ber gegen fie ergangenen, ihre Regulirungs »Anfprüche abweifenden Jubifate aus 
bem Befipe geſetzt, indem die Gutsbeſitzer den für nicht regulirungsfühig erachteten 
Befibern entweder die Kontrafte gekündigt haben und die legteren in Folge deſſen 
auch abgegangen find, oder fie gerichtlich auf Grund richterliher Erkenntniſſe haben 
‚ezmitticen laflen. Seltener nur kommt ber Ball vor, baf die nicht vegulirungsfähig 
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erachteten Befiper fih im Beſitze ber betreffenden. Stellen erhalten Haben. In bie 
ſem Falle aber waltet fein Zweifel darüber ob, daß, wenn fonft nur die Bebingun- 
gen bes $. 74. bes Gef. v. 2. Mürz c. bei den betreffenden Stellen anzutreffen 
find, die Beſitzer zur Regulirung gelangen. Gegenwärtig nun provoeirt eine große 
Anzahl der ehemaligen Befiger der erwähnten eingezogenen Stellen, die metitene 
ale Tagelöhner in bürftigen Berhältnifien leben, unter Berufung auf die Beſtim⸗ 
mungen der 55. 74— 78. und 79. des Ablöf. und Regul. Gef. v 2. März c. auf 
Berleihung des Gigentbums und Herausgabe derfelben Seitens der Gutsbeflger, ins 
dem Provofanten zur Begründung ihrer desfallfigen Anſprüche für fih anführen, 
dag die quäft. Stellen bereits vor Einführung bes Ed. v. 14. Sept. 1811 oder vor 
Verkündigung der Allerh. K. O. v. 6. Mai 1819 als Ländliche Adernahrungen be: 
ſtehend geweien und von ihnen oder von ihren Brblaffern zu einem geitweifen 
Nugungsrecht dergeſtalt befefien worden find, daß im alle der Befigerledigung nad 
Geſetz oder Herkommen ihre Wieberbefegung mit einem Wirthe erfolgte, dag ihnen 
aber die früher ergangenen, fie oder ihre Erblaſſer mit ihren Regulirungs-Anfprüs 
chen abweifenden Trkenntniſſe und die Seitms der Dominien erfolgte Ginziehung 
ihrer Nahrungen nah $. 78. in Berbindung mit $. 79. der ‚neuen Wblöf. Ordn. 
v. 2. März c. nicht entgegenftehen könne, da hiernach weder bie Konfervation bes 
Beſitzes der Stellen bis auf die neuelte Zeit erforbert werde, noch über die Regu⸗ 
lirungsfähigfeit derſelben frühere Willenserflärungen, Judikate und Verjährung ent 
ſcheidend feien, vielmehr bergleichen Anſprüche bei Strafe der Praklufion bis zum 
1. San. 1852 oder resp. 1. San. 1849 geltend gemacht werben müßten. Bei der 
Brüfung derartiger Provokationen, deren uns in diefem Augenblicke einige 40 vors 
liegen, Bat fi in Beziehung auf deren Ginleitung eine Verfchiebenheit der Anſich⸗ 
ten in dem Kellegio ber Iandwirthichaftl. Abth. herausgeſtellt. Der eine Theil ber 
Mitglieder, wozu der unterzeichnete Präfident und ber Korreferent gehört, will der⸗ 
. gleichen Proyofationen von vorn herein per decretum zurüdgewiefen wiſſen. Diefe 
nit wird darauf bafirt, daß folhen Provolanten, welche oder deren Erblaſſer 
Bereits duch rechtskraͤftige Erkenntniſſe auf Grund der früheren Regulirungs-Geſetze 
mit ihren damaligen Cigenthumsanſprüchen abgewiefen und deren Stellm hiernaͤchſt 
von ber Qutsherrfchaft eingezogen worden find, auch nad) dem gegenwärtigen Regul. 
Gef. v. 2. März c. und beflen richtiger Auffaffung niemals ein Gigenthumsrecht 
auf die gar nicht mehr in ihrem DBefige befindlichen Stellen zuſtehen fönne und es 
deshalb auch gar nicht mehr auf eine Prüfung darüber, ob deren frühere Befiger 
unter Mitwirkung der ordentlichen Gerichte oder ohne biefelbe aus dem Beſitze ges 
feßt worben feien, ankommen koͤnne. Die Anhänger diefer Meinung halten baber 
auch jede Fontradiktorifche Verhandlung hierüber für unzuläffig, weil der hoͤchſte 
Anfprud, den die früheren Regul. Gef. den betreffenden Stellen» Inhabern bitten 
verleihen fönnen, das Regulirungsredht felbft geweien, und wenn biefes durch Ju⸗ 
difate bereits den Provofanten aberfannt worden fei, ihr Titel zum Befig der quäft. 
Stellen jedenfalls ein ſchwaͤcheres als das Regulirungsredht, ialich hoͤchſtens ein 
auf Zeit befchränftes Nutzungs⸗ oder ein bloßes Detentionsrecht gewefen fein koͤnne, 
defien Auflöfung in dem freien Belieben der betreffenden Butsherrichaft geftanden 
habe. Die Auseinanderfegungs:Behörbe habe daher auch feinen Beruf mehr, durch 
Grörterungen und Ginleitung von Prozeſſen Hierüber in bereits Längft georbnete 
Zuftände und in den gutsherrlichen Beſitz flörend einzugreifen. Dagegen find die 
anderen Mitglieder der landwirthſchaftl. Abth. der Anficht, daß dergleichen Provo⸗ 
fationen nicht fogleich bei ihrer Anbringung per decretum zurüdgemwiefen, fondern 
mindeitens zur Inftruftion und richterlihen Entſcheidung im Rechtswege über die 
erhobenen Anfprüche zugelaffen werden müßten. Sie fügen biefe Anflcht auf den 
$. 78. des Gel. ». 2. März c., wonach alle diejenigen, welche auf Grund eines 
feüheren oder des gegenwärtigen Geſetzes Anſprüche auf regulirungsfähige, von 
ihnen oder ihren Erblaſſern früher bejeflene Stellen, ober Entſchädigungsanſprüche 
wegen deren Ginziehung herleiten wollen, biefe Anſprüche in beſtimmt bezeichneten 
Suiten und bei Strafe der Prüflufion anbringen müflen. Hiernach fei nach dem 
gegenwärtigen Geſetze ein Unterfchieb zwifchen der objektiven und fubjeftiven Regus - 
Iizungsfähigfeit gemacht. Hinfihtlich der objeftiven Regulizungsfählgteit entſcheide 
ber $. 97., welcher diefe in Betreff der no zu Cigenihum befeffenen Stellen ledig⸗ 
lich nach den Vorfchriften des jekigen Geſetzes beurtheilt wiſſen wolle — hinficht⸗ 
lich der fubjektiven Rechte der Provofanten auf Regulirung oder Entfhädigung 
 Tomme es aber nah austrüdlicher Wortbeftimmung des $. 78., wofelbfl von den 
yon ihnen oder ihren Erblafiern früher befefienen Stellen die Rede fei, gar nicht 
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mehr darauf an, ob ſich die Provofanten noch gegenwärtig im Beſitze der Stellen, 
die, wenn fie nicht eingezogen wären, fonft objeftiv regulizungsfähig fein würden, 
befinden oder nicht —, Undern lediglich darauf an, ob den Provofanten noch jet 
das Recht auf Rekitution in den Beſitz berfelben zur Seite ftehe. Hierbei Eönne 
allerdings die Prüfung darüber, ob diefer Befiß den Provolanten oder beren Erb- 
Iaffern rechtmäßig oder unrechtmäßig, namentlih mit Berlegung ihrer Beſitzrechte 
an den Stellen entzogen wären, erheblich fein. Denn allein dadurch, daß früher 
ſchon rechtskräftig den Provofanten oder deren Erblaſſern das Recht auf Verleihung 
des Eigenthums (das Regulirungsrecht) abgeſprochen worben, ſei denſelben nod) 
feinesweges ipso jure ber Beſitz der quäft. Stellen (und ihr etwa ihnen fonft zu: 
ſtehendes Recht zum Beſitz an denfelben) abgefprochen. Hätten die Gutsherren da⸗ 
her denfelben diefen Beſiß mit Verletzung der gefeßlichen Vorſchriften über die Cx⸗ 
miffton bäuerliher Befiger aus ihren Stellen, im A. L. R. Tit. 7., oder blos auf 
Grund einfeitiger Kündigung, gegen ihren Willen entzogen, — alsdann koͤnnten 
Fälle eintreten, in denen die Gutsherren durch den Auseinanderfehungs:Richter zur 
Reſtitution der betreffenden Provokanten in den Befiß ihrer früher befeflenen Stel 
len und zur Regulirung verurtheilt werben müßten. Es käme baher allerbings auf 
eine contradiktorifche G@rörterung der betreffenden Fälle an, und es bürfe in den in 
Rede fiehenden Bällen den Provofanten am allerwenigften um eines bloßen Kaflen- 
Snterefles willen und weil fie zur Zahlung von Prozeß: Koften meiftens unfähig 
‚ feien, rechtliches Gehör nicht verfagt werden. 
Das Kollegium Hat befchloflen: 
über bieje Differenz und über das in den bargeftellten Fällen zu beobach⸗ 
tende Verfahren bei dem K. Min. anzufragen. 
Wir erlauben uns daher, 
hierüber um Vorbeſcheidung zu bitten, 
indem wir Kae nur noch bemerken, daß, abgefehen von dem Intereffe ber Be: 
Ichrung, auch das Intereſſe unferer Kaffe in dieſer Angelegenheit nicht unerheblich 
if, indem wir außer ben uns bereits zur Verfügung vorliegenden 40, noch eine 
Menge ähnliher Provokationen in kurzer Zeit zu erwarten haben, die Provofanten 
aber meift dürftig und zahlungsunfähig And, weshalb unfere Kaſſe allerdings im 
alle der Einleitung ber erfleren ber entftandenen Koſten verluflig geht. 
K. Reg. Landwirthichaftl. Abth. 
(gez.) Dönniges. 
(Zeitſchr. des Reviſ. Kolleg. für & K. Sachen, Bd. 4. S. 29-34.) 


3) N. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (v. Weſtphalen) ©. 
18. Ian. 1851 an den Landrathsamts⸗Verweſer N. und die Gen. Komm.. 
p N., betr. die, Verweiſung einzelner Faͤlle vorweg in den Inſtanzenzug 
ei Streitigkeiten über die Negulirungsfähigfeit ganzer Kathegorien von 
Stellen eines Ortes oder einer Gegend ıc. 


Auf Ew. zc. Ber. v. 29. Oft. v. I. Habe ich nähere Auskunft von der K. 
Ben. Kom. zu St. erfordert. 

‚, Im Allgemeinen kann ich das von ber gebachten Behörbe beobachtete Verfahren 
nicht ungerechtfertigt finden. 

Wenn ich gleich nicht verfenne, daß durch Ginleitung einer größeren Anzahl 
von Anträgen auf Bigenthums- Verleihung in ein und demfelben Orte, namentlich 
durch die Hierburch angeregten Hoffnungen, welche demnaͤchſt nicht erfüllt werben, 
pP Aufregung entfiehen kann, und daß biefe forgfältig vermieden werben muß, 
o darf doch auch auf ber anderen Seite den Antragftellern der Rechtsweg nicht 
verfhränkt werben. Es würde biefes aber gefchehen, wenn bie Gen. Kom. ders 
gleichen Anträge ohne vorherige Prüfung des zu Grunde Legenden Sachverhäͤlt⸗ 
niffes per decretam zurüdmweijen wollte. Mur wenn bie Unzuläffigkeit des An: 
trages klar vorliegt, darf die Zurüdweifung deſſelben durch bloße Verfügung ers 
folgen, enigegengefebten Balls muß bie Sache durch Erkenntniß erlebigt werben. 
Um jebod unnüße rozeſſe und bie Hiermit verbundenen Mebelftände fo viel als 
Sunlig zu vermeiden, tft die K. Gen. Kom. angewieſen worden, in Bällen, wo bie 

egulirungsfähigkeit ganzer Kategorieen von Stellen eines Ortes ober einer Gegend 
freitig ift, einzelne Scharf charakteriſirte Fälle vorweg durch die Inſtanzen zu treis 
ben, um hiernaͤchſt bei der Behandlung ber übrigen gleichen Bälle durch bie rechts⸗ 
Fräftigen Entfheidungen letzter Inftanz einen Anhalt zu gewimen, und felbft die 
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informatorifche Berhanblung mit ben übrigen Anteagftelleen bis zu dieſem Seitz 
punkt auszufeßen. Ebenſo ift die Gen. Komm. veranlaßt worden, die Antragiteller 
nicht sg von vorn herein als „bäuerlide Wirthe“ oder mit ähnlichen auf ihr 
Rechtsverhältniß zur Gutsherrſchaft hindeutenden Namen zu bezeichnen. 

Nah Inhalt des Berichts der K. Gen. Komm. legt nım aber ber Fall, bag 
die Antrüge auf Gigenthbumsverleihung vorzugsweiſe auf eine beflimmte Gattung 
von Brundfläden gerichtet worben; ober daß fie von Perſonen, bie fi in einem 
gleichen Rechtsverhaͤliniß befinden, ausgegangen wären, hier gar nicht vor, und es 
bat daher die gedachte Behörde, wenn fe zunächſt eine nähere @rörterung dee 
Sachverhaͤltniſſes veranlaßte, ganz richtig und den gefeßlichen Beſtimmungen ent: 
ſprechend gehanbelt :c. 

Dre RK. Gen. Komm. wird, auf den Beriht v. 10. Dee, v. J. in ber offenen 
Anlage der dem ꝛc. heute ertheilte Beſcheid zur Kenntnißnahme, Nachachtung und 
Beiterbeförberung zugefertigt 2c. 

Hebrigens hat mir der oben gebacdhte Bericht der K. Gen. Komm. zu folgenden 

Bemerkungen Beranlaflung gegeben: 
1) Wird ein Antrag auf Vegulizung von dem früheren Beflter einer Stelle 
erhoben, fo kommt allerdings bie Regulieungsfähigkeit derfelben, insbefonvere 
aber aud der Umſtand in Betracht, ob der Provolant mit Recht ober wider: 
rechtlich aus dem Befik geſetzt worben, und es muß biefe letztere Frage le⸗ 
diglih nad den zur Zeit der Exmiſſion gültig gewefenen gefeßlichen Be⸗ 
Rimmungen beurtheilt werben. Wenngleih nım der K. Gen. Komm. nad 
der Berfchiebenheit der Fälle überlaffen bleiben muß, den einen ober den ans 
deren jener beiden Punkte vorweg, ober auch beide gleichzeitig zur Inftruk 
tion zu ziehen, fo bleibt Doch die Frage über die Rechtswidrigkeit der Befitz⸗ 
entfegung die eigentliche Borfrage. uß diefe verneint werden, fo fommt 
es darauf, ob die Stelle nach den Vorſchriften des Ablöf. Gef. v. 2. März 
v. I. für zegulieungsfähig zu achten, nicht weiter an, und es wird dann 
. einer Zuziehung des gegenwärtigen Beſitzers ber Stelle nicht be- 
dürfen. 
ad 4. des Berichts Scheint es nah 8. 97. 1. c. nit fowohl auf bie Iden⸗ 
tität der Provokanten mit ben früher redhtsfräftig abgewieſenen Wirthen, 
als vielmehr auf die Gründe der redhiskräftigen Abweifung anzukommen ꝛc. 

Schließlih muß ih der K. Gen. Komm. unter Bezugnahme auf meine beilies 
genden DBerfügungen an den ıc. noch dringend anempfehlen, die Hervorrufung un: 
nüßer Prozeſſe und der hiermit namentli dann unvermeidlih verbundenen Auf: 
tegung, wenn eine größere Anzahl Antragfteller aus einer Ortichaft dabei betheiligt 
it, möglihft zu vermeiden. enn ed auch der K. Gen. Komm. überlaflen bleiben 
muß, die nad Berfchiebenheit der Bälle zweckmaͤßigſten Mittel in Anwendung zu 
bringen, jo muß ih doch darauf aufmerffam machen, bag es häufig au einem er: 
wünſchten Refultate führen bürfte, wenn ein Mitglied des Kollegiums —* an Ort 
und Stelle vor der Zuziehung ſaͤmmilicher Intereſſenten die erforderliche Informa⸗ 
tion, einzoͤge. (Zeitſchr. des Reviſ. Kolleg. für L. K. Sachen, Bd. 4. S. 34—37.) 


4) R. des K. Min. für landwirthſchaftl. eng. (0. Weftphalen) v. 10. 
Febr. 1851 an das K. Reviſtons⸗Kolleg. für 2. K. Sachen, betr. tie Aus⸗ 
legung der 66. 74. und 97. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 wegen Re⸗ 
gulirungsfaͤhigkeit. 


In der im Auszuge beigefügten Gingabe eines Abgeordneten v. 17. Jan. 1851 
(Anl. a.) wird die Befrätung ansgefprochen, daß bie Faſſung ber 88. 74. u. 97. 
bes Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 namentlih in der Provinz Pommern zu einer, 
mit der Tendenz biefer Vorfhriften nicht im Ginklange ftehenden Auffaflung Ver: 
anlaffung geben möchte. Indem ich das K. Neviſ. Kolleg. veranlafle, fih hierüber 
gutachtlid zu äußern, hebe ich zugleich folgende Geſichtspunkte, auf welche es hier: 
bei weſentlich ankommen wird, hervor: 

Wie den betheiligten Auseinanderfegungss Behörden bereits in ber Girl. Berf. - 
v. 16. Nov. 1848 bei Zufertigung des erfien Entwurfs des Ablöf. Gef. bemerklich 
gemacht und hiernaͤchſt au in den Motiven zu diefem Gefeh ausführlicher erörtert 
worden if, fo ging die Abfiht der Staats⸗-NReg. hinfichtlich der Erweiterung ber 
Regulirungsfaͤhigkeit Hauptfächlih dahin, im Wefentlihen ‚zu dem Standpunkt bes 
Negul.⸗GEd. v. 14. Sept. 1811 zurückzukehren und mithin die fpäter erfolgten Des 
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ſchraͤnkungen der Regulirungsfaͤhigkeit, wonach in der Regel nur Adernahrungen 
für regulirungsfähig erachtet worden waren, wieber aufzuheben, überhaupt alle zu 
laffttifchen Rechten befeflenen Stellen unter Hinwegräumung ber bisher In Bezie⸗ 
bung auf deren Größe, die Art der zu leiftenden Dienfte ꝛc. beflandenen Winters 
fheidungen, der Regulierung zu unterwerfen. 

Es konnte und follte jedoch die Aufhebung der Regulirungsfähigkeit nicht fo 
weit ausgedehnt werben, daß Dispofitionen, welche ber Gutsherr auf Grund ber 
bisher gültig geweienen Geſetze, namentlih auf Grund der ihm in gewiffen Fällen 
und unter gewiffen Bedingungen gegebenen Befugniß zur Ginziehung der Stellen, 
wirklich getroffen Hatte, in irgend einer Weife alterirt, ober gar rüdgängig gemacht 
werden Fönnten. 

Es follten ferner Berträge, Erfenntnifie und Verjährung, welche der neuges 
ſchaffenen oder wieberhergeftellten Regulirungsfähigfeit entgegenftehen, buch welche 
alfo diefe Regulirungsfühigfeit unmittelbar ausgefchloflen oder befchränkt wird, Feine 
Berückſichtigung finden, vielmehr die Bebingungen der Regulivungsfähigfeit lediglich) 
nach dem neuen Geſetz beurtheilt werben. 

Aus diefer unzweifelhaften Abfiht des Geſetzes folgt nun von ſelbſt, 

1) daß Stellen, welde zu reinem Ziuspadhtrecht ausgethan find, fei es 
nun, daß ein ſolches Verhaͤltniß urfprünglic) obgemaltet hat, fei es, daß ein 
urfprünglich laſſitiſches Verhaͤltniß fpätechin rechts verbindlich in ein 
reines Zeitpachts⸗Verhaͤltniß umgewandelt worden, ber Regulirung auch nad) 
dem gegenwärtigen Geſetze nicht unterliegen follen; 

2) daß dagegen, wofern eine Stelle nicht zu reinem Zeitpachtsrecht befeflen wird, 
vielmehr das vor Einführung der Regulirungs⸗Geſetze (resp. vor 1819) be: 
geündete laffitifche Verhaͤltniß fortgefeßt worden it, eine ſolche Stelle regu⸗ 
lirungsfähig fein fol, ohne Rüdfiht darauf, ob dem Gutsheren die Befug- 
niß zugeſtanden hat, die Stelle unter gewiffen Bedingungen einzuziehen, 
und ohne Rüdfiht darauf, ob das Berhältnig den Namen einer Zeitpacht 

areſbtunglich geführt oder ſpäterhin erhalten hat. 

en ſo 

3) daß durch den im F. 97. ausgeſprochenen Grundſatz, Verträge, Erkenntniſſe 
und Verführung, die fi nicht unmittelbar auf die Regulirungsfähigfeit be: 
ziehen, nicht haben berührt werben follen, mithin beifpielsweife ein Pacht: 
vertrag, wenngleich durch ſolchen die Regulirung unmittelbar ausgefchloffen 

, a wäre, Teinenfalle auf Grund bes $. 97. für ungültig erklärt werben 

ürfte. 

66 ergiebt fi) aber au auf der anderen Seite eben ſo Har aus der eben 
Se a bes Geſetzes, Daß die in ber beiliegenden @ingabe ausgefprochene 

nit, wona 
bie Verpflihtung zur Wieberbefeßung ber Stelle eine Bedingung der Regu⸗ 
lirungsfähigfeit derfelben fein fol, und mithin dee Schluß des erflen Alinen 
bes $. 74. dahin zu veritehen fei, 
„baß die Wiederbefehung mit einem Wirthe nach Geſetz oder Herkommen 
habe erfolgen müflen und auch wirklich erfolgt ſei“, 
nicht richtig iſt. 
‚Das Gutachten des K. Reviſ. Kolleg. wird ſich daher auch nicht ſowohl über 
die Richtigkeit dieſer Interpretation, als noch mehr darüber zu verbreiten haben, 
ob durch die gegenwärtige Faſſung der 88. 74. und I bes Gef. der oben 
angegebene Zweck erreicht wird, 
oder ob vielmehr in der That zu fürchten, daß bei diefer Faſſung 
reine Zeitpächter für regulisungsfühig erflürt und Erkenntniſſe, Vertraͤge ꝛc., 
die fih nicht unmittelbar auf die Regulirungsfähigkeit beziehen, vernichtet 
werden koͤnnten? 

Eben fo wird hierbei aber auch auf Der anderen Seite zu erwägen fein, 
ob nicht der Ausdruck „Herlommen“ im $. 74., wenn ex in dem in ber bei: 
liegenden Gingabe gedachten Sinne verftanden werben follte, ber obigen An: 
fiht des Geſetzes entgegenftehen möchte, indem nad diefer auch folche Stel: 
Ien, welche von dem Butsheren unzweifelhaft eingezogen werben fonnten, 
bei deren Wieberbefegung mithin die Idee einer Verpflichtung hierzu nicht 
obwalten konnte, der Regulirung allerdings unterliegen follen. 

Schließlich muß ih dem K. Reviſ. Kolleg. die Beichleunigung biefer Angeles 
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genheit zur Pflicht machen, damit nöthigenfalld eine etwa erforderliche Deklaration 
den gegenwärtig verfammelten Kammern noch vorgelegt werben Eönnte. 


nl a. 

Das Gef. v. 2. März 1850 enthält in feinem britten Abſchn. die Grundfähe 
über neue Gigentbume-Berleihungen. 

Die Borausfeßungen, bei deren Vorhandenfein eine foldhe Berleihung eintreten 
fol, finden ih im $. 74., die Befeitigung etwa entgegenfiehender Willenserfläruns 
gen und Judikate im 6. 97. ausgefproden. 

So wenig wirklihe Sefege bei ihrer Anwendung nad den Auffaffungen je 
interpretiren find, welche die Erklärungen und Reden Binzelner mithalten, die bei 
ihrer Berathung und Befchließung mitwirkten, fondern nad) dem objektiven Inhalte 
der durch das unzweifelhafte IWortverftändniß gegeben ift, fo waren doch bei der 
Berathung des vorliegenden Gefeges alle darüber einig, und es liegt auch ganz 
nothwendig in der Natur der Verhältnifie, daß Niemand dadurch freies, feiner ums 
umſchraͤnkten Dispofltion unterworfenes Gigenthum verlieren dürfe, fonft würde das 
Geſetz ganz augenfällig der ausdrüdlichen Beflimmung der Berfaffung im ©. 9. 
und dem ewigen Rechte, worauf biefe beruht, wibderfprochen haben. Bon dieſem 
Gefihtspunfte it daher auch unzweifelhaft bei deſſen Interpretation und Anwen; 
dung auszugehen. 

Dennod werben jeßt in unferer Gegend von einer großen Anzahl von Inha⸗ 
bern kleinerer Stellen Cigenthums⸗Anſprüche ethoben, welche unbeflritten niemals 
eine andere Eigenfchaft gehabt haben, als die reiner Zeitpäähter, und ihre Anträge 
auf Bigentgums-Berleihung werden von der KR. Generals Kommiffion in Stargarbt 

efeitet. 

eins Daraus folgt, daß die betreffenden gefeßlichen Beflimmungen jedenfalls trog 
jenes oben angebeuteten Beitrebens eine folde Baffung erbalten Haben müflen, 
welche wenigfiens zu Zweifeln Beranlaffung giebt, und daß für die Bermaltung die 
dringenbite Aufforderung vorliegt, die Faſſung der betreffenden Befekee: Paragraphen 
aufs fhärffte zu erwägen, um zu fehen, ob den drohenden Ucbelftänden ſchon auf 
dem Wege ber zu erwartenden Grfenntniffe, oder etwa nur durch eine Deklaration 
abzuhelfen ift, welche leßtere dann, foll fie anders nicht ihren Hauptwerth verlieren, 
auch während des jetzigen Zufammenfeins der Kammern beantragt werben müßte. 

Der große unberehenbare Schade einer foldyen Beſtimmung, welche die Frage, 
ob das Gigenthum deſſen rechtmäßigen Befiber genommen und dem Pächter übers 
tragen werben foll, auch nur irgend zweifelhaft ließe, liegt nicht allein in ber 
fehreienden Ungerechtigkeit gegen die Verkürzten, fondern ebenſowohl in der dadurch 
hervorgerufenen Aufregung, der Weiterverbreitung derartiger @igenthumsgelüfte auf 
bie Tagelöhner, der erneuten Spannung zwiſchen Befißenden und Befitzloſen. Schon 
bie bloße Cinleitung des Verfahrens ruft dieſe Verhaͤltniſſe hervor, indem die Ans 
ſprechenden darin fchon eine gewiffe Anerkennung ihres Rechts finden und ein gün⸗ 
ſtiges Endurtheil anticipiren, ſie verurfacdht im allergünftigten Balle unnüge, die 
Bermögensverhältnifie zerrüttende Koiten. 

Es iſt aber auch der erftere Geſichtspunkt für die Betroffenen gerade in uns 
fexer Gegend von dem allergrößten Gewicht, Entfcheidungen in dem Sinne würben 
den fofortigen Mnin einer großen Zahl von Qutsbefigern herbeiführen, denn es bes 
ſteht dort die durch die Lofalverhältniffe bedingte Benutzungsart vieler Güter, na⸗ 
mentlih der Waldgüter oder folder, die dies früher waren, baß oft bie ganzen 
Güter, oft do zum größten Theil, in Heinere Pachtungen aufgelöft find, bie in 
den Wäldern an günftigen Stellen urbar gemacht, die Waldweide zur Viehhütung 
und die Brüder und Heinen Waflerliufe zum Yuttergewinn benußen, um aus ber 
Biehhaltung ihre Pacht zu entrichten. Es waren lange Zeit hindurch Fleinere Pach⸗ 
tungen Der Art in jener Gegend überhaupt gefuchter und einträglicher. 

Es ift daher fehr erflärtih, daß die Binleitungen der Regulirungen auf Ans 
trag diefer Pächter in der ganzen Gegend die allergrößten Beſorgniſſe erregt. Es 
hat mich ſehr gefreut, durch Rückſprache mit verſchiedenen Gliedern der K. Gen. 
Komm. in Stargard die Gewißheit erlangt zu haben, daß, was an dem Willen die⸗ 
fer hohen Behörde liegt, fie auf alle Weiſe bemüht fein wird, ſolchen Uebelſtänden 
vorzubeugen, daß manche urfprüngliche desfallfige Bedenken auf Mifverftändniffen 
berubten. Sie hat, wie ich vernehme, befchloffen, durch eine öffentliche Erklaͤrung 
vor dem Irrthum zu warnen, daß reine Zeitpächter Gigentbum erlangen koͤnnten, 
und vor leichtfinnigen Anträgen ber Art abzumahnen, au zur DBermeidung von 
unbegründeten Grwartungen, fo weit irgend thunlich, berartige Anträge per decr. 
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abzuweifen. Allein vie Bedenken ruhen ja in der Faſſung bes Geſetzes, und bie 
Frage ift eben bie, inwiefern fie durch den Willen der Behörben vermieden werben 
tönnen, ober eine Deklaration nöthig machen. 

Auch die, wie id höre, von dem Miniſterio bereits getroffene Anorbnung, daß 
moͤglichſt ſchnell einige derartige Sachen durch die Inftanzen getrieben werben jollen, 
erfcheint nicht rei heut. Abgeſehen davon, bag, falls das Bebürfniß einer Des 
Haration vorhanden ift, für diejenigen, weldhe-auserfehen find; dies erſt durch Ihr 
Unterliegen darzuthun, die ihnen für bie anderen zugemuthete ‚Aufopferung nicht 
wohl zu rechtfertigen fein würde, koͤnnte ‚event. die Mangelbaftigkeit des Geſetzes 
nur darin liegen, daß in ihm fein burchgreifendes ‘Prinzip der Entſcheidung gegeben 
ift, die erfennenden Behörden fih daher auf Einzelheiten fügen müflen, die für 
jeden Fall verfchieden find, und darum eben fo wenig wieber einen Maaßſtab abs 

eben, ob und nad welcher Seite eine Deklaration nöthig wird. 8. B. im dritten 
Sabe des 8. 74. ift gefagt: 
„regulicungsfihig find die ohne Begründung oder Fortſetzung eines gutsherrs 
lich⸗baͤuerlichen Berhältniffes durch Vertrag in Zeitpacht gegebenen Stellen 
und Grundſtücke.“ 

Es könnte nun etwa zweifelhaft fein, was gegenwärtig noch nad Aufhebung 
ber Gef. v. 1814 und 1816 unter einem gutsherrlid »bäuerlichen Verhältniffe zu 
verfiehen fei. Iſt folcher Zweifel begründet, fo verlange ih nicht, daß bie Gen.⸗ 
Komm. ein für allemal von vorn herein fid) darüber einen unabänderlichen Grunbs 
fab made, aber eben fo gewiß ift, daß fie dann mit Nothwendigkeit in die Lage 
fommt, mit mehr ober weniger Willlürlichfeit in bem einzelnen Fat zu erklären, 
ans den dort vorliegenden Datis fei dies anzunehmen oder nit, unb daß, wenn 
diefe Annahme unrichtig wäre, eine Deflaration, weil fie nicht alle möglichen ein- 

einen Bälle umfaffen kann, dann nur dieſe konkrete Annahme für die Folgezeit bes 
Fzitigen fönne, fo bag fehr bald vielleicht wieder für einen anderen fonfreten Fall 
eine neue Deflaration nöthig würbe.. Liegt in den vom Geſetz gebrauchten Wor⸗ 
ten nad) ber Anficht der erfennenden Behörden ein Zweifel oder bei unzweifelhaftem 
Sinn eine nit beabfichtigte Ungerechtigkeit, fo muß bies fo fchnell als möglich 
duch eine Deflaration befeitigt werden, und ob dies ber Ball, von vorn herein 
feitgeftellt werden. Wollte man erit die Entfcheidungen beider Inftanzen in einigen 
Sachen abwarten, fo würde Feinenfalls möglid fein, eine nöthig werdende Modifi⸗ 
kation des Geſetzes nad} den gegenwärtigen Kammern vorzufchlagen, das fehlerhafte 
Geſetz in der Zwifchenzett mithin feine ganze ſchaͤdliche Wirkſamkeit ausüben. Die 
Fragen, welde De meiner Meberzeugung dabei vornehmlih in Betracht kommen, 
und über welche daher ein Gutachten der Gen. Komm. in Stargard und bes hiefis 
gen Mevifions: Kollegii des fchleunigften zu erfordern wäre, find nun aber fols 
gende: 

1) Was ift unter „Herkommen“ im $. 74. zu verftchen, bei deſſen Vorhanden⸗ 
. fein in Wieberverleihung einer Stelle, deren Cigenthum bem gegenwärtigen Beſitzer 
aufiegen fol. Zunäaͤchſt nicht ein blos faftifher, wenn auch wiederholter Zuftand. 

er urfprünglice Regierungs » Entwurf enthielt die Beftimmung, daß eine dreimal 
wiederholte Beleihung als Vermuthung eines Herkommens gelten follte, dies if 
ausbrüdlic geftrihen, „weil es zu erheblichen Verletzungen führen könne”, viel 
weniger kann jebt als ein blos fahtifäyer, wenn auch wiederholter Zuftand ein fols 
ches Herkommen felbft fein. Nach den tief eingehenden klaren Auseinanberfeßungen 
dee Herrn v. Suvigny in deſſen „Syſtem 2.“ unterfcheidet ſich Herfommen von ber 
Verjährung dadurch, daß letztere ein Recht begründet, durch faktifche, eine beftimmte 
Meihe von Jahren andauernde Wiederholung, im Herkommen aber ber Begriff bes 
Rechts ſchon enthalten ift, indem bie Betheiligten in dieſen beftimmten Verhältniffen 
unter fi etwas als rechtlich beftchend anerkannt haben, ohne den Grund des Rechts 
zu unterfuchen, ober auch nur zu kennen, fei es etwa früheres unbelanntes Geſetz, 
oder Vertrag, oder Verjaͤhrung, oder was ſonſt, und das eben deshalb, weil die 
Betheiligten es bisher unter ſich bereits als Recht angeſehen haben, nun auch vom 
Richter als ſolches anerkannt und nöthigenfalls geltend gemacht wird. 

In dem Herlommen liegt daher ganz von ſelbſt, daß bie Betheiligten ihre 
Handlungen in Gemäßheit beffelben nicht als völlig freie, fondern rechtlich noths 
wendige angefehen haben. — So allein hat es auch einen Sinn, wenn bie „her⸗ 
fömmliche” Wiederverleihung im $. 74. der ausdrücklich „gefeblichen“ als ergänzend 
beigefellt wird, — fo allein, wo doch fehon (wenn auch nicht in Folge eines be- 
ſtimmten Geſetzes) nach ber Annahme der Betheiligten ein Zwang zur Wiederver⸗ 
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leihung, und baber eine BDispoflitionabefchräntung befland, ift bie Anorbnung bes 

$. 74. mit Rüdfiht auf den oben an die Spige geftellten Grundſatz zu redhifertis 

en, fol fie anders nicht die unertraͤglichſte Willfür und bie fehreienbfte Ungerech⸗ 

enthalten, ja jo müßte fie, um biefes Grundſatzes willen, erflärt werben, 

wenn fi) eine ſolche Erklaͤrung auch nicht fo von felbft verflände, wie dies vorher 
nachgewieſen ift. 

Dies if aber fogar auch bei den Berhandlungen ber Sache vom Herrn Mi: 
niſter und dem eferenten in ber IE. Kammer im Allgemeinen anerfannt worden. 

Nur für beftimmte Gegenden (nit für die Provinz Pommern) machten fie 
Ausnahmen, wo berartige Stellen eriftiren follten, rüdfihtlih welcher man einflim- 
mig fei, daß ohne eine derartige, bisher anerkannte Rotptenbigfeit zur Wiederver⸗ 
teibung dennoch den jeßigen en das Bigenthum derfelben zu Theil werben 
folle. Es ift dies aber auch auf folhe Gegenden einzufchränten, um nicht deshalb 
anderwärts den unzweifelhaften @igenthumer der Gefahr auszufeßen, fein Hab und 
Gut zu verlieren. 

ben fo wenig, wie eine blos faktifche Wiederholung, kann daher auch eine 
etwaige Sitte genügen. Bine Sitte hat überhaupt Feine rechtsverbinbliche Kraft, 
aber bei lokalen Berhältniffen, wie fie vorher auseinandergefegt find, verſteht fi 
auch ganz von ſelbſt, daß — eine derartige Wirthfchaftseinrihtung in einer Gegend 
einmal aus vernünfligen Gründen vorausgefeht, — in ihr fih natürlich die Sitte 
der Wicberverpadgtung erhalten muß, weil mit den vorhandenen Kleinen Wirthſchaf⸗ 
ten eiwas anberes fo leicht gar nicht anzufangen iſt, — bis endlich ber Beſitzer 
Kapital genug bat, bei entiprechendem Abfabe des Holzes und guter Qualität des 
Bodens den ganzen Wald urbar zu machen, die zerftreuten Höfe abzubrechen, große 
BWirthfchaftsgebäude zu bauen und ausreihendes Inventarium anzufchaffen. 

Beiläufig fei bemerkt, daß, wie man auch den Begriff des Herfommens auf: 
faffe, ein Recht auf Bigenthums-Berlcihung für diejenigen Stellen nicht beiteht, bes 
ren Einziehung nad dem Gef. v. 29. Mai 1816 ausbrüdlich geftattet worden, 
denn nach dem Geſet beiteht jo wenig eine Pflicht zur Wiederverleihung, daß dies 
fie ausbrudlich für diefe Stellen aufgehoben Hat, gegen das Geſetz und feit der 
Zeit hat ſich aber ein eigentlihes Herfommen unmöglich bilden Fönnen. 

Nachdem das Geſetz das Bigenthum jener Stellen ten Grunbbefißern aus: 
brüdlid als eine Art Aequivalent für die fonfligen Cigenthums-Entziehungen ge: 
währt hat, und fogar ohne Härte gewähren konnte, weil Beflerberechtigte nicht exi⸗ 
firten, wäre die entgegengefeßte Beſtimmung gegenwärtig auch eine unzweifelhafte 
Gigenthumsberaubung. 

Der betr. Sab des $. 74. ift daher fo zu erklären, ale ob. er lautete: „... 
nad) Geſetz ober Herkommen ihre Wiederbeſetzung mit einem Wirth erfolgen mußte 
und aucher auch wirklich erfolgt ifl.* 

n 


en 

2) wollte man blos die Nothwendigkeit der Wiederverleihung ausfprechen: „ers 
folgen mußte“; fo würbe man auf der anderen Seite weniger fagen, als in ber 
jeßigen Faſſung: „. . erfolgte“, unzweifelhaft enthalten jein fol. Damit das 
Eigenthum einer Stelle in Anſpruch genommen werben Tann, ift erforderlih, daß 
fie die im $. 78. angegebenen Gigenfchaften Habe und mit dieſen auch noch bei 
Erlaß des Geſetzes befeflen geweien it. Es kann alfo auf die mit bem Gute bes 
reits nad) den damals beftehenden Geſetz en rechtsgültig Eonfolibirten, oder unter 
anderem Titel nach deren Ginziehung wieder ausgeihanen Stellen in keiner Weife 
ein Anfprucd gemacht werden. Das folgt ganz unzweifelhaft aus dem allgemein 
burchgreifenden, im $. 99. in diefem Geſetz anerkannten Rechtsfage, daß materielle 
Geſetze nicht rückwirkende Kraft haben, es folgt weiter daraus, daß im $. 74. ims 
mer nur von dem Beſitzer einer regulirungsfähigen Stelle die Rebe ift, welcher 
derartige Anſprüche erheben koͤnne. 

Dagegen beweilt nicht der $. 76., denn er ſpricht nur davon, wenn ein Drits 
ter das Mecht dem jebigen Befiger einer regulirungsfühigen Stelle fireitig machen 
will, — nicht der $. 77., denn er fpricht nur von Stellen, welche erfi nah Crlaß 
bes Geſetzes erledigt werden; enblich nicht der 6. 78., denn nad den wörtlichen 
Anführungen der betr. Berichte beider Kammern fpricht er nur von Stellen, bei 
welchen zur Beit ihrer Erledigung noch die gefepliche Pflicht der Wiederabſetzung 
befand. Wie wenig endbli der $. 97. nad feiner eigentlichen Abficht entgegen: 
fteht, wirb fich weiter unten sub A. ergeben. Nimmt man das Gegentheil an und 
erHlärt dabei das Herfommen au nur für eine in einer Beftinnmten Gegend herr⸗ 
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ſchende Sitte, fo wirbe man zu dem ganz unerhörten Refultate gelangen, daß ein 
Butsbefiger, der, weil er Kapitalien und Unternehmungegeift befißt, anfängt, ein 
ſolches in einzelne Vorwerke aufgelöfles Gut yufammenzulegen und zu dem Zwecke 
nah und nad die Pachtungen Fündigt, jene Pächtereien, auf weldhen er jet viels 
leidyt die neuen Wirthfhaftsgebäude aufgerichtet hat, den früheren Pächtern wieder 
als deren Eigenthum herausgeben muß. 

Iener Sap im $. 74. kann daher nur fo verftanden werden, baß fein Sinn 
it: „wenn nach Geſetz oder Herfommen ihre eh efekung mit einem Wirth er: 
folgen mußte und bisher auch wirklich erfolgt iſt“; was auch der Minifter 
v. Manteufiel bei den Kammerverhandlungen als deffen Tendenz anerfannte. 

3) Wie verhält fh nun zu biefen pofttiven Bedingungen der britte Satz bee 
gedachten Paragraphen? Was ift unter dem in ihm erwähnten „gutsherrlich⸗baͤuer⸗ 
lichem Berhälmiffe” zu verftehen, bei deſſen „Neubegründung“ oder „Bortbeftchen“ 
ſelbſt eine Zeitpacht die Gigenthbums-Berleihung nit ausſchließen fol? 

Bon vornherein ift tabei feitzuhalten, daß der Bericht der I. Kammer, welche 
diefen Zuſatz überhaupt in das Geſetz hineingebradht hat, die Abficht hatte: „durch 
diefe Sefumg in einer fo ſchwer zu präcifirenden Materie möglihft wenig zu 
Zweifeln Anlaß zu geben.” In dem Sinne allein ift berfelbe daher and aufzus 
faflen und zu interpretiren. — Sodann haben fi beide Referenten, fowohl in der 
I. wie II. Kammer, aufs beflimmtefte dahin ausgefprodhen, wie bie Beflimmungen 
des dritten Sapes diefes $. überhaupt nichts Neues enthalten follten, was nicht 
auch ſchon in den pofitiven Beflimmungen des erften Sapes enthalten fei, nicht eins 
mal dazu folle derfelbe den Borwand abgeben, dag — die Beweislaſt veraͤn⸗ 
dert und er als Ausnahme zu der im erſten Satz aufgeſtellten Regel behandelt 


werde. 

Es ift daher fchon um deshalb aanz ungehoͤrig, Anträge auf Cigenthums⸗Ver⸗ 
leihung auch nur einzuleiten, wenn x auf Pachtvertraͤge geflüßt werden, weil ja 
do ein gutsherrlich⸗baäuerliches Berhältnig zu Grunde liegen könne. Der ganze 
Zwei jenes Sapes wird dadurch offenbar auf den Kopf geflellt. Er foll dem Guts⸗ 
befiper zur Sicherung dienen und wird nun benugt, jene Anſprüche auf bloße 
Ba tmerträge hin einzuleiten, weil der Sag unglüdlicherweife den Zufaß der I. K. 
enthält. 

” Aber deſſen Zwei war es ja nicht, Zweifel aufzuwerfen, fondern zu löfen. 
Kein Antrag ift daher anzunehmen, in weldem nicht Beweiſe beigebtacht werben, 
dag die Wieberbefeßung der Stelle nad Geſetz oder Herfommen erfolgen mußte. 
Wird aber dDiefer Beweis geführt, dann foll es nicht Hinderlidh fein, wenn das 
Berhältnig auch rüdfichtlih des gegenwärtigen Inhabers der Stelle nur eine Zeit: 
pacht ift, weil ber bisherige Bigenthümer doch nicht frei über bdiefelbe verfügen 
konnte. Der Referent in der I. 8. bemerkt ausbrüdlih, daß der Zufag nur von 
Stellen handle, „wo das bisherige Saffitifche Verhältniß fortvauert, Die auch 
bisher wieder befegt werden mußten.” 

Daß es nichts anders fagen kann, wird auch noch durch eine andere Erwägung 
Har. Unmöglid kann der Ausvrud in einem fo allgemeinen Sinne genommen fein, 
wie hin und wieder das Wort bäuerlid im bürgerlichen Leben gebraucht wird, nims 
li zur Bezeichnung von Leuten niederer laͤndlicher Klaffen. In dem Sinn iſt es 
ja nicht einmal auf die Heineren Grundbeſitzer befchränft, und würde bei der vagen 
Begränzung, die e8 dann hat, nimmermehr dazu dienen Fönnen, Zweifel zu löfen, 
vielmehr die ganze Angelegenheit gründlich verwirren 

Soll es gerade etwaige Zweifel löfen, fo fann es nur in tem ganz beflimmten 
tehnifhen Sinn genommen werben, den e8 einmal erlangt hat. Dies muß man 
bei dem gefeplichen Gebraud) eines Wortes, welches in der Geſetzgebung eine fo 
beftimmte technifche Bedeutung erlangt hat, überhaupt fo lange präfumiren, big nicht 
das Gegentheil erwielen ift, hier fpricht für diefen Gebraud aber noch befonders, 
dag nicht von „bäuerlichen Befipern“, fondern von „gutsherrli=bäuerlihen Ver: 
die Rebe it, welche vor Allem eine ganz konkrete technifche Bedeutung 

aben. 

Diefe Bedeutung iſt gerade „bie Nothwenbigkeitder Wiederverleihung 
der etwa erlebigten retten. Zur Begründung des Cigenthums⸗Anſpruchs nach der 
Dei. von 1816 gehörte vielerlei, daß die Stelle eine felbftitändige Adernahrung, 
dag fie in den Steuerfchlägen der Provinz fataftrirt, in den Normaljahren mit 
einem befonderen bänerlichen Wirthe beſetzt und endlich 1814 noch mit der Ber. 
pfichtung der Wiederverleihung belaftet war. 
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Jene drei erfieren Bebingungen find in dem zweiten Sage des $. 74. aufge: 
hoben, es fommt nicht auf ben umfang, nicht auf die Qualität als bäuerlihes (b. 
h. kataſtrirtes und bereits im Normaljahr beftehenbes bäuerliches) Land an, bie 
legte Bedingung aber ift fowohl durch die Beflimmungen des erften, wie dritten 
8 aufrecht erhalten; iſt ſie vorhanden, ſoll ſelbſt ein Zeitpachtsverhältniß nichts 

aden. 

Rach der Aufhebung der Gef. von 1811 und 1816 war aber auch in ber 
That eine derartige Beſtimmung nöthig, wenn man nicht in einzelnen Faͤllen unge: 
recht fein wollte. Es war möglih, dag noch Regulirungen nach Maafgabe jener 
Geſetze rückſtaͤndig waren; mir ſelbſt ift wenigſtens eine befannt, die noch ſchwebt; 
bei dem Borhandenfein obiger vier Bedingungen erfolgte Die EigenthHums-Verleihung, 
ſelbſt wenn das laſſitiſche Verhältniß als ein Pachtverhaͤltniß auftrat ($. 38. des 
Gef. v. 1811); wäre der Sag in feiner Allgemeinheit ftehen geblieben: „daß Zeits 
pacht unbefchränft von der Gigenthumsverleihung ausſchließe“, fo fonnte man in 
ber That dies als eine Ausnahme von der Regel des eriten Sabes auffaflen und 
den Betheiligten das Recht. abiprechen, was fie vorher nach ber Gefeßgebung von 
1811 und 1816 Hatten. Dies allein will jener Zufap nah den ausbrüdliden Er: 
Härungen des Herrn Referenten in der I. 8. fagen. Gr will nad benfelben Er⸗ 
Härungen durchaus nicht fagen, daß, wenn eine Stelle dem Gutsbefitzer nad der 
Geſetzgebung von 1816 oder fonit zugefallen und von ihm verpachtet fei, ihr Paͤch⸗ 
ter, welcher ja nicht mehr das Laffitifhe Verhältnig fortſetzt, einen Cigenſchaftsan⸗ 
iprudy darauf habe. Es kann der Zuſatz noch weniger berechtigen, bei einer Zeits 
pacht, wenn etwa Naturalien oder Dienite in Anrechnung des Pachtgeldes gegeben 
werben, ein gutsherrlich⸗baͤuerliches Verhältniß zu prifumiren und die Berechtigung 
zur Bigenthums:Berleihung anzuerkennen. Niemala find dies fpeziftfche Kennzeichen 
des technifchen Beariffs eines gutsherrlichsbäuerlichen Verhältniſſes gemefen. 

Bleibende Dienfte giebt es nach dem Kulturedift überhaupt nicht mehr. Beides 
fommt in unzähligen Pachtverträgen vor; die Lieferung von Butter ift in den Ber: 
hältniſſen jener Bufchpächter von felbft mit Nothwendigfeit gegeben. Was aber die 
Hauptſache ift, der erfie Sab des $. beftimmt ausbrüdlich: „daß -beiderlei Stellen 
(alfo auch die mit Abgaben oder Dienften, nicht ſchon um deshalb, fondern) nur 
dann regulirungsfähig fein follen, wenn fie (außerdem) zu erblichen oder ber: 
geitalt zu einem zeitweifen Nutungsrecht verliehen find, daß im alle der Befitz⸗ 
erledigung im Gefeg oder Herfommen bee MWiederbefegung mit einem 
Wirthe erfolgte.” Diefer ausdrücklichen Anordnung widerſpricht es geradezu, 
wenn man annimmt, daß Dienfte oder Natural: Abgaben allein ein gutsherrlich: 
bäuerliches Verhaͤltniß darthun, und darum, wenn fie felbft in einem Badıtosetrage 
ſtipulirt find, der Pächter zur Erlangung des Eigenthums berechtigt iſt. Noch will: 
fürlicher würde es fein, aus einem lange Zeit hindurch gleich gebliebenen Pachtgelde 
oder aus unveränderten Grenzen bes gepachteten Grundſtücks auf ein gutsherrlich⸗ 
bäuerliches Verhältniß zu ſchließen, — es ift nicht der mintefle Grund aufzufinden, 
welcher dazu irgend berechtigen Fönnte. | 

4) Dies Verftändniß des $. 74. vorausgefeßt, ergiebt fih bie Beflimmung und 
das Verftändnig des 8. 97. von felbft. 

Sp allgemein, wie er anfcheinend alle früheren Willenserflärungen, die Ber: 
jührung und ſelbſt rechtskräftige Judikate vernichtet, würde er eine in einem civilis 
firten ande noch nie erhörte Barbarei enthalten. - 

Man würde in Verbindung mit der ad 1. und 2. hervorgehobenen falfchen 
interpretation des $. 74. glauben fönnen, wenn Jemand feine früher befeflene 
Stelle an den Gutsbefißer verkauft, von diefem dann gepachtet hat und ſeitdem fo: 
ar rechtsverjaͤhrte Zeit verfloflen ift, er dennoch jetzt, wenn er ſich beffer dabei zu 
—* glaubt, dies alles für ungültig erklären und das Eigenthum der Stelle nad 
diefem Geſetze verlangen Fönne. 

Es könnte namentlih, weil dag Wort Verjährung allgemein gebraucht ill, ad 
2. glauben laffen, daß doch auch eine bereits rechtöverjührte Zeit hindurch eingezo: 
gene Stelle jegt noch nah $. 4. in Anfprucd genommen werben bürfe. Das Alles 
iſt jedoch nicht Die Abficht gewefen und kann e8 nicht geweſen fein. 

Der Kommifl. des Mini. hat in der öffentlihen Sitzung v. 5. Dec. 1849 e8 
proctuich eingeräumt, daß durch jene Worte nichts anderes bezeichnet werben ſoll, 
als: — 

„Billenserflärungen und Judikate find infoweit ungültig und eine Klage: 
verjährung findet infofern nit flatt, als dadurch die Unablöshbarkeit 


‘ 
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von NReallaften ober die Nichtregulirungsfähigfeit eines Grundſtückes 
feftgeftellt werben fol, welchem nach den Beflimmungen biefes Geſetzes ein 
folder Anſpruch zuftehen würde (Stenogr. Ber. ©. 1573). 

Dies find die Punkte des Gefebes, rüdfichtlich welcher bei den jetzt fo lebhaft 
auftauchenden Anträgen auf Verleihung des Eigenthums an reine BZeitpächter in 
unferer Provinz eine Verftändigung fämmtliher dabei betheiligter Behörden, und 
falls es danach nöthig werben follte, eine DeHaration des Geſehes aufs dringendſte 
geboten feheint, und über welche baher wiederholt eben fo inſtaͤndigſt wie geh. das 
Gutachten des Revif. Kolleg. hierfelbft und der Gen. Komm. in Stargard, von letz⸗ 
terer zugleich unter Cinreichung ber betr. Alten, zu erfordern gebeten wird, weil 
Ew. Exc. durch deren genaue Einficht allein ein anſchauliches und lebendiges Bilb 
der bei uns vorkommenden faktiſchen Berhälmiffe erlangen koͤnnen. 

(Zeitfhr. des Reviſ. Kolleg. für L. K. Sachen, Bd. 4. ©. A153.) 


5) Bericht ned Reviſtons⸗Kollegiums für L. K. Sachen v. 7. Mätz 
1851, wegen Deklaration der $$. 74. u. 97. des Ablöf. Gef. v. 2. März 
1850. 


Ew. Exec. haben mittelft hoher Verf. v. 10. v. M. unfere gutachtlihe Aeuße⸗ 
zung barüber erfordert: 
ob fich nad der Faſſung der 88. 74. und 97. bes Ablöf. Gef. v. 2. März 
pr. bie Beforgniß rechtfertige, daß die Anwendung jener Paragraphen in ben 
einzelnen Faͤllen mit der Tendenz bes Geſetzes im Ginklange fichen werbe. 
Wir haben diefe Frage einer wiederholten und gründlichen Derathung unters 
worfen. Wir durften jedoch bei der von uns erforberten Berichterftattung nur ba- 
von ausgehen, daß wir zu prüfen hatten, ob jene Paragraphen einer wiber oder 
über ihre Abficht hinausgreifenden Anwendung Raum geben und ob deshalb eine 
Deklaration erforberli fei? während wir eine Erörterung der Zweifel ausjchliegen 
müflen, welche nad) der verjchiebenartigen Geſtaltung Wr und indipidueller Vers 
hältniffe bei Anwendung der an fi erfchöpfenden, der Anſicht bes Geſetzgebers ents 
ſprechenden Beftimmungen, bei Entfcheibung einzelner ftreitiger Bälle etwa vorkom⸗ 
men möchten. Denn wollten wir darauf eingehen, nachdem das Geſez erlaffen ift, 
ohne eine vollftändige Unterfuchung und Feſtſtellung der Thatſachen und ohne daß 
dabei alle Betheiligte gehört werben, fo würden wir dadurch unferm rihterlihen 
Urtheil vorgreifen und dem Berufsfreife unferer Pflichten und Befugnifle ale Ger 
rihtshof um fo mehr zu nahe treten, als dieſe gutachtliche Aeußerung nur von 
einer, die Stellung als Parthei einnehmenden Klafle der Betheiligten veranlagt ift. 
Wir find bei der wiederholten Berathbung zu der einflimmigen 
Anfiht gefommen, bag eine Deklaration der $$. 74. und 97. bes 
Gef. v. 2. März pr. weder nothwendig no rathfam fei. 
I. In Betreff des $. 74. 1. c. werben Zweifel in ber Anwendung hauptſäch⸗ 
lich nur bei den nicht erblichen Befißern hervortreten. Deren Regulirungsbefähi: 
gung ift von folgenden, neben einander und fumultativ vorhandenen Borausteßungen 
abhängig gemadt: 

1) daß die Stellen entweder zu laffitifhen Rechten nah Maaßgabe der 88. 
628. ff. Tit. 21. sn 1. A. L. R. zur Kultur oder Nutzung ausgethan oder 
mit Abgaben oder Dienften an bie Gutsherrfchaft belaftet find; 

2) daß fie zu einem zeitweifen Nußungsrecht verliehen find und im Falle der 
Befiperledigung nah Geſetz oder Herfommen ihre Wieberbefeßung mit 
einem Wirthe erfolgte; 

3) daß wegen der Stellen, bezüglich deren die Regulirung beantragt wird, ein 

utsherrlies und bäuerlihes Verhältniß begründet oder fortge- 
* worden, dag mithin die Stellen nicht zu einem reinen Zeitpacht⸗ 
recht befefien werben, bag fie nicht in bloße Zeitpacht ausgegeben 
oder einem Haus⸗, Forſt⸗, Wirthichaftsbeamten, Dienftboten oder Tagelöhner 
ıc. mit Rüdfiht auf dieſes Verhaͤltniß zur Benutzung überlaſſen waren. 

Denn obwohl fich dieſes dritte Kriterium der Regulirungsbefähigung aus dem 

negativ und gegenfäßlich gefaßten dritten Alinea des $. 74. ergiebt, welches in der 
That nur zur Erläuterung bes erften Abfages dient und zur richtigen Auslegung 
deſſelben nicht einmal unbedingt erforderlich geweſen wäre, ift daſſelbe doch infos 
fern als ein charakteriſches boftives Kennzeichen der Regulirungsfäühigkeit anzufehen, 
als dadurch die außerhalb eines gutsherrlihen und bäuerlichen Berbälmiffee ver: 


— 
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trageweife in reine Zeitpaht ausgegebenen Stellen und Grundſtücke 
von der Regulirung unbedingt ausgefchloffen werden. 

Es wird * die Bemerkung am Orte ſein, daß zwar über den Begriff des guts⸗ 
herrlichen und baͤuerlichen Verhaͤliniſſes eine allgemeine Definition in den Geſetzen nicht 
gegeben ift, dag aber auch eine folde allgemeine Begriffsbeftimmung, bei der ver- 
ſchiedenartigen Hiftorifchen Ausbildung und Geftaltung biefes Verhältniffes in den 
verfhiedenen Gegenden, Landestheilen und Provinzen, durchaus unzuläffig fein 
würbe. Als Entiheidungsquellen für die Frage: ob ein ſolches Verhältniß obs 
waltet und ob danach eine regulirungsfähige Stelle nad Alinea 1. oder ob, außer: 
halb jenes Berhältnifies, ein reiner Zeitpachtbeflg, welcher von ber Megulirung ans⸗ 
ſchließt, vorhanden fei? werben daher auch bie verfchiebenen gefchriebenen und un: 
geichriebenen Verfafjungen, die Bauerorbnungen, fo wie andere, die Rechts⸗ und 
Befipzuftände ber baͤnerlichen Güter regelnde Vorſchriften von Wichtigkeit fein, wo⸗ 
bei nur in Betracht fommt, daß aus den in den Artikeln 4. und 5. der Defl. v. 
29. Mai 1816 enthaltenen Beſchraͤnkungen bes Degeiffe einer regulirungefühigen 
resp. bäuerlichen Stelle Einwendungen gegen bie Regulirungsfähigfeit Ternerhin 
nidyt mehr hergeleitet werden können. 

SInebefondere find es nun aber die in dem oben zu 2. hervorgehobenen Krite⸗ 
rium der Regulirungsfähigfeit enthaltenen Worte: 

daß im Ball ber Befigerledigung einer zu zeitweifem Nutzungsrechte verlie⸗ 

benen Stelle ihre Wicberbefehung mit einem Wirte nad Hers 

Tommen erfolgte, \ 
an welche die Beforgniß einer wiber ober über bie Tendenz des Gefekes hinaus: 
greifenden Anwendung des 5.74. fih anfnüpft. Bon ber einen Seite wirb befürch⸗ 
tet, daß dadurch die Bigenthumsrechte der Gutsbeſitzer gefährdet werden koönnten. 

Um biefer Befürdtung zu begegnen, wirb deshalb in der mittelft Hohen Re⸗ 
ffripts v. 10. v. M. uns abfehriftii zugegangenen @ingabe eines Abgeordneten, 
vom 17. Ian. c., die Anficht vertheidigt, daß jene Worte des 6. 74. fo zu erklären 
feien, als ob fie lauteten: 

nach Geſetz ober Herfommen ihre Wiederbeſetzung mit einem Wirthe 

erfolgen mußte und bisher wirklich erfolgt ift, 
bag mithin unter dem Herfommen ein zwar ungefchriebenes, darum aber nichtsdeſto⸗ 
weniger erzwingbares Gewohnheitsrecht zu verfichen jet, auf Grund deſſen, gleich» 
wie nad den befannten geſchriebenen — eine Verpflichtung der Gutsherren 
zur jedesmaligen Wiederbeſetzung erledigter Stellen beſtanden und die Wiederbeſetzung 
mit einem beſonderen Wirihe in jedem Erledigungsfalle mit rechtlicher Nothwendig⸗ 
feit zu erfolgen gehabt habe. 
* Daß eine ſolche Auslegung ber Gefehesworte des $. 74. ihrer Tendenz wiber: 
ſtreitet, erſcheint jedoch unbedenklich und wir nehmen daher einen Anftand, dies 
auszuſprechen. Cine Deklaration, welche jene Interpretation zu ihrem Ausgangs: 
punft nähme, müßte als ein neues, ben $. 74. geradezu abünderndes Geſetz be 
trachtet werben. 

Dies aus folgenden Gründen: 

Genau berfelde Vorſchlag, welcher in der mitgetheilten Bingabe v. 17. Jan. c. 
enthalten ift, findet fih als Amendement zu $. 74. ©. 1539 der flenogr. Berichte 
der II. R., 68. Sig. v. 4. Dec. 1849, und wurde ©. 1540 aus ähnlihen Grün⸗ 
den verteidigt. Ew. Exc. Amtsvorgaͤnger fehilderte in der Rede ©. 1541 die nad 
beiden Seiten hin bebenflichen Ronfequenzen des Amendements und erklärte, daß er 
feinerfeits dafjelbe nicht empfehlen Fünne. Jenes Amendement ift hierauf auch von 
der II. K. verworfen, in der I. K. nicht aufgenommen, und es hat vielmehr das 
Geſetz in feiner gegenwärtigen Faſſung die Genehmigung ber drei gefeßgebenden 
Gewalten erhalten, 

Mo die Verhandlungen der Kammern und die Motive der Staatsregierung bei 
Borlegung eines Befeßentwurfs (cf. S. 43. der Motive zum Gefeßentw. wegen 
Ablöf. der Reallaften ꝛe) das Verſtaͤndniß der Geſetze außer Zweifel flellen, glan⸗ 
ben wir allerdings darauf zurüdgehen zu bürfen. 

Berner haben Ew. Exc. in dem 5. R. v. 10. Febr. die ben Verhandlungen, 
wie den Motiven des Geſetzes vollfommen entfprechende Bemerkung vorausgeſchickt, 
Fr es die Abficht der Staatsregierung bezüglich der Erweiterung der Regulirungss 
fähigkeit gewefen, tm Wefentliden zu dem Standpunkt des Regul. Ed. v. 14. Sept. 
1811 zurüdzutehren und mithin die fpäter erfolgten Veichränfungen ber Regulie 
sungsfähigfeit wieder aufzuheben. Diefer Abficht entſpricht auch die gegenwärtige 
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Faſſung des $. 74. Eine Erläuterung deſſelben in deu oben erwähnten Sinne bes 
Amendemente, wie der Eingabe v. 17. Jan. cr. würde nicht blos, jener Abfiht ent- 
gegen, den Kreis ber Regulirungsfühigkeit den bisher geltenden Geſetzen gegenüber, 
nicht nur nicht erweitern, ſondern bdenfelben, im Bergleich mit den bisher geltenden 
Gefegen, namentlih v. 8. April 1823 für das Großherzogthum Bofen, den Culm⸗ 
und Michelaufchen Kreis und das Landgebiet der Stadt Thorn, ferner v. 21. Juli 
1821 für die Ober>: und Niederlaufig und das Amt Senftenberg, endlich v. 8. 
April 1823 für das Landgebiet der Stadt Danzig, erheblid, verengern. 
Denn während ber $. 74. des neuen Ablöf.- und Regulir.⸗Geſ. v. 2. März 
1850 außer den Beringungen ber Regnlivungsfähigteit, 
daß die Stellen entweder zu laffitifchen Rechten nad Maaßgabe ber $$. 626. 
fj. Tit. 21. Thl. J. N ER. zur Kultur oder Nutzung ausgethan, 


ober 
mit Abgaben oder Dienften an die Butsherrfghaft belaftet 


ind, 
auch als eine fernere Bedingung noch verlangt: 
dag fie zu einem erblihen oder bergeftalt zu einem zeitweifen 
Nupungsrehte verliehen feien, daß im Fall der Befigerledis 
gung nad Geſetz oder Herfommen ihre Wiederbeſetzung mit 
einem Wirthe erfolgte, | 
verlangte — abgefehen von den hier nicht intereffirenden und aufgehobenen Be: 
pränfungen der Del. v. 10. Juli 1836 — das Gef. v. 8. April 1823, $. 3. A. 
r. 2. nur: — 
daß bie Nahrungen bei Verkündigung dieſes Geſetzes entweder a) mit Dien⸗ 
ſten zur —— eines herrſchaftlichen Gutes belaſtet ſeien, oder 
b) ale zur Kultur ausgefegte Güter (Laßgüter) im Sinne des $. 626. und 
folg. Tit. 21. Thl. J. A. L. R., fei es zu erbliden ober nicht erblichen Rech⸗ 
ten, beſeſſen worden, 
ingleichen das Gef. v. 21. Juli 1821 für die Ober: und Niederlaufiß. und Senf 


tenberg: 


daß die Stellen laßweiſe, ſei es zu erblichen oder nicht erblichen Rechten, 
beſeſſen worden. 

Eine auf geſchriebenem oder ungeſchriebenem Rechte beruhende, geſetzlich aner⸗ 
kannte Wiederbeſetzungspflicht der Stellen Seitens der Gutsherren hat aber in je⸗ 
nen Landestheilen nicht exiſtirt; für Poſen if fie erſt durch die K. O. v. 6. Mai 
1819 und ausdruüͤcklich rückfichtlich der nach damaligen Geſetzen regulirungsfähigen 
Wirthe in den 88. 99. und 100. des Geſ. v. 8. April 1823 angeordnet. Es wür⸗ 
ben mithin in jenen Landestheilen alle zur Zeit auf Grund der früheren Gefeße 
noch nicht regulirten, nicht erblichen Stellen von der Regulierung ausgefchloffen fein, 
wenn das Wort Herfommen im Sinne des obengedadhten Amenbements oder Vor⸗ 
ſchlages veritanden und deklarirt würbe. 

Das hat ofienbar nicht in der Tendenz des Geſetzes gelegen. | 

Die betr. Beitimmung bes $. 74., welche jegt über bie Regulirungsfähigkeit 
gleihmäßig in den ülteren, wie in den neu erworbenen Landestheilen und Provin⸗ 
zen entfcheidet, indem für die einen und die anderen gegenwärtig feine verſchiedene 
Kriterien der Regulirungsfähigfeit aufgeftellt find, enthält nun aber in dem mehr 
erwähnten Sabe wiederum zweierlei Eumultativ vorhandene Vorausfeßungen: 

a) daß bie Wiederbefeßung der Stellen mit einem Wirthe erfolgt iſt, 
b) baß diefelbe nach Geſetz oder Herfommen erfolgte. 

Bine geſetzliche Begriffsbeittimmung des Wortes Herkommen findet fi) im Lands 
recht nicht vor; es ift aber befannt, daß an verfchiedenen Orten, namentlih auch 
im Tit. 7. Thl 1. „vom Bauernitande” nicht fomohl das Wort Herfommen, als 
die Worte „hergebrachte Berfaffung, hergebrachte Gewohnheit” mehrfach vorkom⸗ 
men, ohne daß es der Gefeßgeber bei oder feit Publikation des Landraths nöthig _ 
befunden hat, eine befondere Definition dieſer Worte zu geben. Gine ſolche Des 
finition des im $. 74. gebrauchten Wortes Herfommen würden wir aud aeg! für 
unnöthig, ja nach beiden Seiten bin für bebenflid halten. Auch in biefer Bezie⸗ 
bung if die Vorfchrift des $. 46. der Einleitung zum Allg. 2. R. maaßgebend und 
völlig genügend, wonad der Richter fih an den gewöhnlichen Sinn der Worte, an 
den Zuſammenhang derjelben in Beziehung auf den fireitigen Gegenfland oder ben 
naͤchſten ungweifelhaften Grund des Geſetzes zu halten bat. Denn es erhält für 
die Anwendung des $. 74. das Wort Herfommen feine Bedeutung hauptfühlid 
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durch den Zufammenhang und die Verbindung mit den übrigen Beflimmungen bie 
es Paragraphen; einmal durch die erläuternde und zufäßlide Bellimmung im 
inea 3., wonach nur foldhe herfömmlich=wienerbefepte Stellen regulicungsfähig 
find, bei denen zugleid) ein gutsherrlich⸗baͤuerliches DVerhältnig begründet oder fort: 
gefeßt it, bei welchen ber Thatfache der Aufeinanderfolge verfchiedener Inhaber 
nicht ein vertragsmäßig reines Zeitpachtverhältnig zum Grunde lag; fodann durch 
die zuvor im Alinea 1. aufgeführten Kriterien der Regulirungsfihigkeit, wonach die 
herkoͤmmlich wieberbefeßten Stellen folche fein müſſen, welche nad Laßrecht zur 
Kultur oder Nußung ausgethban, oder mit Abgaben oder Dieniten an die Gutd: 
berrichaft belaftet waren. Selbfifländig befeflene befontere Stellen, bei benen fi 
diese Eigenfhaften eines gutöherrlich: bäuerlichen Berhälmiffes finden und welche 
„dabei in gleicher Art, wie andere bäuerlihe Nahrungen, herkoͤmmlich ſtets mit Wir⸗ 
then wieder befeßt wurden, follen nah $. 74. regulirungsfähig fein. Darüber, ob 
nah den feftgeftellten Thatfachen, wie nad den örtlichen und Lunbesverhältniffen 
ein Herfommen im Sinne des $. 74. anzunehmen fei? kann nur der Richter in 
den vorkommenden ftreitigen Fällen entfcheiden. Denn es kommt babei allein auf 
bie Beurtheilung der jebesmaligen befonderen Thatverhältniffe an und diefe Beur: 
theilung gehört in das Gebiet des Richters und nicht in das bes Geſetzgebers. 

Die vorftehende Betrachtung des F. 74. möchte übrigens bie Anficht von ſelbſt 
rehtfertigen, daß. es bei der Anwendung bes 6. 74. viel weniger auf einzelne 
Worte, als auf eine Iebendige Anfhauung, Auffaflung und Würdigung der betrefs 
fenden Rechtsverhaͤltniſſe nach allen den weſentlichen Beziehungen ankommt, die in 
dem $. 73. richtig und vollftändig hervorgehoben find. Es würde daher u. €. 
Durch eine Deflaration defjelben für die fadzemäße Anwendung des Geſetzes nichts 
gewonnen werben. 

- I. Im Bezug auf $. 97. des Gef. v. 2. März pr. if das Bebürfniß einer 
Deklaration noch viel weniger anzuerkennen. Der $. 97. fpricht ausschließlich von 
einer ſolchen Willenserklärung, rechtskraͤftigen Entfheidung oder Verjährung, deren 
Gegenſtand die Regulirungsfähigfert ſelbſt und unmittelbar war. Lediglich in den 
Bällen, in welchen die Motive der unterlaffenen Provofation auf Regulirung, der 
Berzichtleiftung und Entſagung auf biefelbe, fo wie die Gründe eines Jubifats, das 
den Anſpruch auf Regulirung zurüdwies, darauf beruhen, daß dieſer Anfprud 
ftreitig, oder doch zweifelhaft, und nicht zu erweifen gewefen, daß es an einem ges 

jeglichen Erforderniß, beifpielsweife an einer der im Artikel 4. und 5. der Del. v. 
29. Mai 1816 gedachten Bedingungen der Regulirungsfühigfeit fehlte, follen weder 
Berjährung, noch Willenserklärung oder Indikat der Erneuerung des Antrages auf 
Regulirung in Folge des neuen Gef ». 2. Mürz pr. entgegenftehen. Gs iſt diefe 
Vorſchrift in völliger Mebereinflimmung mit den für das Rechtsgebiet der Landes- 
Kultur⸗Geſetzgebung 3. B. 88. 26. und 27. der Semeinheitsth. Ordn. v. 7. Iunt 
1821 anerkannten Prinzipien. Derfelbe Grundfaß kommt 3. B. auch zur Anwens 
dung bei Provofationen aus dem Vorfluths-Ed. v. 15. Nov. 1811, bei Anträgen 
auf Binrichtung von Bewäflerungsplinen aus dem Gef. v. 28. Febr. 1843, wenn 
frühere Anträge auf Grund der vor Erlaß diefer Kulturmaßregeln beftandenen Ge⸗ 
feße zurüdgewiefen waren. Hingegen ift der Anfprud auf Regulirung ſelbſtredend 
erloihen, fobald durch Vertrag oder auf irgend eine andere Weile eine Umfchaffung 
des früheren Lajfitifchen Verhältniffes (eine Novation) eingetreten it. So beiſpiels⸗ 
weiſe in dem alle des fogenannten constituti possessorii, wobei der frühere Laß: 
wirth die Stelle auf rechtöverbindliche Art dem Gutsbefiger verfauft oder jonft ab⸗ 
getreten hat, demnaͤchſt zu Lepterem, als nunmehrigem Beſitzer der Stelle, in ein 
Beitpachtsverhältniß getreten it und die Detention der Stelle nur noch als Pächter 
ober Miether des Gutsbefigers fortfebt. Das if fogar ein Fall, den die Morte 
des 3. Alinea im $ 74. im Sinne haben: „regulirungsfühig find hiernach nicht 
die ohne Fortſetzung eines gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniffes in Zeitpacht 
gegebenen Stellen.” 

Ueber die. vorflehend entwidelte Auslegung des $. 97. kann nicht das geringfte 
Bedenken herrſchen. Dagegen werden allerdings in ben Fonfreten Faͤllen darüber 
Zweifel obwalten und durch richterliche Entfcheidung gelöft werden müflen: „ob 
wirflih eine Novation eingetreten, oder ob durch einen Pacht- oder Miethövertrag 
nur das frühere Laffitifche Verhaͤltniß fortgefegt fei.” Die Entſcheidung über der⸗ 
gleichen Streitfragen in den einzelnen Faͤllen gehört aber ebenfalls nicht in das 
Gebiet der Legislation, ſondern in das der Dijudikatur der Gerichtshoͤfe. 

In Verbindung mit vorſtehender Betrachtung des $. 97. halten wir uns noch 
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verpflichtet, zur Vermeidung unnöthiger Brogeflt, auf eine in der mitgetheilten Sins 

abe v. 17. San. c. enthaltene, jedoch offenbar mißverfländliche Auffaffung des Ges 
—8* aufmerkſam zu machen, welche dahin geht: „daß ein Recht auf Gigenthums⸗ 
verleihung für diejenigen Stellen nicht mehr beſtehe, deren Einziehung nach dem 
Geſetz v. 29. Mai 1816 bereits ausdrücklich geſtattei worden if“, — auch voraus⸗ 
gefeßt, daß die Stellen auf eine rechtöverbindliche Art nicht wirklich ſchon eingezos 
gen wären. Denn biefe Auffaflung läuft den 88. 74. u. 97. fo ſchnurſtracks ents 
gegen, bag fie fih nur dur ein neues, jene Paragraphen geradezu abänbernbes 
Sefeb Geltung verfchaffen Eönnte. 

Schließlich ftellen wir Cw. Exc. Ermeſſen ehrerbietigit anheim, es zu geneh⸗ 
migen, daß das Reffript v. 10. Febr. und dieſer Bericht in die vom Reviſ. Kolleg. 
herausgegebene Zeitſchrift für die Landes⸗Kultur⸗Geſetzgebung aufgenommen werben, 
weil die oͤffentliche Bekanntmachung der u. ©. unbebenftiden Anfihten über bie 
6 Deflimmungen des neuen Gefeßes zur Verminderung von Prozefien beitragen 
moͤchte. 

Berlin, den 7. Maͤrz 1851. 

Das Revittons Kollegium für Landes⸗Kultur⸗Sachen. 
(gez) Lette. Göring. Groſchke. Forni. Wendland, Graf v. Sedendorff. 
Hiltrop. Pochhammer. Ambronn. Gabler. 
(Zeitfhr. des Reviſ. Kolleg. für L. K. Sachen Br. 4. ©. 53—64.) 


Zum ©. 78. 


1) ©. v. 8. Behr. 1846 wegen Präfluflon der Unfprüche früherer 
Beſttzer regulirungsfähiger bäuerlicher Stellen im Großherzogthum Pofen, 
im ebemaligen Kulm» und Michelaufchen Kreife, und im Landgebiete der 
Stadt Thorn. 


Dir Friedrich Wilhelm ꝛ⁊c. sc. verordnen nad) Anhörung Unferer getreuen 
Stände der Provinzen Preußen und Bofen auf den Bericht Unferes Staatsmin. 
und nad) vernommenem Gutachten Unferes Staatsraths, was folgt: 

. 1. Alle diejenigen, weldhe aus der K. O. v. 6. Mai 1819 (8. ©. 
©. 153) ober dem ©. wegen Regulirung der gutsherrlihen und bäuerlichen Bers 
— im Großherzogthum Poſen und in den mit Weſtpreußen wieder vereinigten 

iſtrikten, dem Kulm⸗ und Michelauſchen Kreiſe, und dem Landgebiete der Stadt 
Thorn v. 8. April 1823 (G. ©. ©. 49) Cigenthumsanſprüche auf regulirungs⸗ 
fäbige bänerlihe, von ihnen ober ihren Erblafiern früher beſeſſene Stellen, ober 
Entſchaͤdigungs⸗Anſprüche wegen deren Entziehung herleiten wollen, müſſen biefe 
Anfprüche vor dem 1. Ian. 1849, und zwar, wenn die Stellen in dem Großher- 
zogthum Pofen belegen find, bei der General: Kommiffion zu Bofen, wenn ſolche 
aber in den übrigen oben genannten Diftriften liegen, bei der Regierung zu Ma⸗ 
rienwerber anmelden, widrigenfalls fie mit denfelben präflubirt fein follen. 

$. 2. Diefe Präflufion ($. 1.) bleibt jedoch ausgefchloffen, wenn die in Ans 
—F genommene regulirungsfähige bäuerlihe Stelle ſich je Zeit ber Anftellung 
der Klage noch im Befipe des Gutsherrn, welcher die Stelle eingezogen hat, ober 
der Erben beflelben befinvet. 

$. 3. Die nad den $$. 99. und 100. des Gef. v. 8. April 1823 den Guts⸗ 
befigern obliegende Berpflihtung zur Wiederbefeßung erlebigter, zu ben gutsherrs 
lihen Aderwerfen eingezogener, oder fonft an die Outsherrſchaft zurücgefallener 
regulirungsfähiger bäuerlicher Stellen wirb durch bie gegenwärtige V. nicht ab- 
geändert. !) 

Urkundlich ıc. 


Gegeben Berlin, ben 8. Febr. 1846. 
L. S.) Priedrih Wilhelm. 


( 
v. Rochow. v. Saviany. v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. Uhden. 
Beglaubigt: 


ode. 
(G. ©. 1846. ©. 219.) 


u 


1) Der 5. 3. diefes Gefeßes iſt dur den $. 1. Nr. 31. des Ablöf. Gef. v. 
2. März 1850 für aufgehoben erklärt worden. 
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2) Bergl. das M. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. v. 16. Ian. 
1851 zum $. 74. sub 2. (If. oben S. 209.) 

3) R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 12. Iunt 
1850 an die K. Meg. zu N. Die Präfluflon nach $. 78. des Abldf. Gef. 
v. 2. März 1850 bezieht feh nur auf Anfprüce wegen früher befeffener 


Stellen und auf Entfchädigungs » Anfprücde wegen früher beſeſſener 
Stellen. 


Es gewinnt — wie ber K. Reg. auf den Ber. v. 17.0. M. eröffnet wird — 
nad) dem Inhalt Ihrer Bekanntmachung v. 15. ej. m, faft den Anfchein, ale ob 
Sie der Meinung fei, daß alle Brovofationen auf Gigenthumsverleihung nad 
Maafgabe des Gef. v. 2. März d. J. bis zum 1. Jan. 1852 angebracht wer: 
den müßten. Dem ift aber nicht alfo, denn im $. 78. 1. ce. iſt nur von Anfprü- 
hen auf früher befeflene Stellen und von Entſchaͤdigungs⸗Anſprüchen wegen früs 
her befeflener Stellen die Rede. Auf Diejenigen, welche bei Verkündigung des 
Geſ. v. 9. Oft. 1843 im Beflk der Stelle geweien und auf deren Erben ($. 76. 
I. c.) hat der Präflufivtermin keinen Cinfluß. 

(Bin. BL d. 1. V. 1850. S. 191. Nr. 244.) * 


Zu $f$. 80. und 84. 


1) R. des K. Fin. Min. (v. Nabe) v. 2. Mat 1851 an die K. Meg. 
u N., betr. die Verpflichtung zur Gewährung von Remiſſionen und Er⸗ 
affen an die biäherigen Cenſiten. 


Auf den Beriht v. 26. Febr. c. erwibere ih ber K. Reg., daß durch den 

$. 6. des Regl. wegen Abloͤſ. und Amortifation ber Reallaften v. 1. Aug. v. J., 
welcher wörtlich lautet: ’ 

„Dei jeder Ablöfung ift forgfältig zu prüfen, ob nicht dem berechtigten 

Fiskus feiner Seite zur Kompenfation g ftelfende Begenleiftungen obs 

liegen ($$. 56., 60., 61. der Ablöf. Orbn.), namentlid die Verpflichtung 

zur Gewährung von Remiffionen oder Erlaß in Unglüdsfällen“, 
keinesweges die Fortdauer der Remiffions:Berpflihtung in allen denjenigen Fällen, 
wo ſolche bisher exiſtirte, hat anerfannt werden follen. Vielmehr if die Abſicht 
nur dahin gegangen, die gedachte Remiffionspfliht in ben Faͤllen, 

ine A als boleliſche Gegenleiſtung zur Ablöfung geſtellter Leiſtungen zu 

etrachten iſt, 
zur Kompenſation zu bringen und die Prüfung der K. Regierungen ansbrüdli 
mit darauf zu richten, 

ob nicht in Beziehung auf bie zur Ablöfung geftellten, mithin an ſich noch 

fortdauernden Leiftungen an den Fiskus vermöge des Bertrages 

oder fonftigen Rechtstitels, auf weldhem biefelben beruhen, 

dem Fisfus die Remiffions:Berpflihtung ale Segenleiftung obliegt. 

Die Ablöf. Ordnung v. 2. März pr. hat die Verpflichtung zur Gewährun 

von Memifſionen und Grlaffen an die bisherigen Genflten unter den unentgeltfid) 
aufgehobenen Leiflungen amd Gerechtſamen nicht mit aufgeführt. Im Allgemeinen 
läßt ſich deren unentgeltliher Wegfall daher nicht behaupten. Diefelbe tft aber 
auch nicht allgemein als fortdauernd zu betrachten. In den Fällen, wo bie Res 
milflons = Berpflihtung lebiglih aus dem, durch den Art. 42. der Verfafſ. Urk. v. 
31. Jan. 1850 aufgehobenen gutsherrlihen und gutsobrigkeitlihen Verhaͤltniſſe, aus 
der Schupherrlichfeit und aus der früheren Erbunterthänigfeit entfprang, ift fie nad 
dem gedachten Art. 42. und in den Fällen, wo fie den Berechtigten als Gegenlei⸗ 
fung für nah ©. 2. und nad) $. 3. Nr. 1. bis 14. der Ablöf. Ordn. v. 2. Mär 
pr. unentgeltlih aufgehobene Leitungen und Gerechtſame oblag, ift fie nad 
$. 3. Nr. 15. d. a. O. ohne Entfhädigung befeitigt. In andern Fällen aber, na⸗ 
mentlid da, 

wo bie Verpflichtung zur Gewährung von Remiffion als Gegenleiſtung für 

noch fortdauernde und bloß ablösbare Gerechtſame erfcheint, 
laͤßt ih deren unentgeltlicher Wegfall nicht deduciren und namentlich aus bem $. 63. 
a. a. O. deshalb nicht herleiten, weil einmal die, in biefem $. angeorbnete Res 
duftion die vorgängige Ermäßigung der betr. Abgabe um ben Jahreswerth der bis: 
berigen Remiffions: Verpflichtung nicht ausfhließt, und der Natur der Sache nad 
nur dann zur Anwendung kommen kann, wo jene vorgämgige Ermäßigung nicht 
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ausreiäät, damit dem Pflichtigen ein Drittel des Reinertrags feiner Stelle frei bleibe; 
fodann aber auch in den Fällen des $. 65., für welche der $. 63. nicht gilt, die 
Remiffionspflicht ale Gegenleijtung des Berechtigten vorfommen kann. Es iſt baher 
in jedem Specialfalle auf den Urfprung der bisherigen RemiffionssBerpflihtung zus 
rüczugehen und nad Vorftehendem zu prüfen, ob dieſelbe Tediglih Ausflug des 
aufgehobenen gutsherrlihen Berhältniffes oder Gegenleiftung anderer unentgeltlich 
aufgehobener Gerechtſame war, oder ob fie fih zu no fortdauernder Gerecht— 
fame als Gegenleittung verhält und ob fie hiernach aufgehoben oder für fortdauernd 
zu erachten if. Generell läßt fi darüber von hier aus nichts beſtimmen. 
Die Lediglich auf 

die DB. für das Herzogthum Magdeburg, Fürſtenthum Halberflabt und bie 

Kur: und Markt Brandenburg v. 12. Aug. 1721, 

das Regl. v. 25. Oft. 1725. Wie es im Herzogthum Dagbeburg auf dem 

platten Lande bei entflehenden Feuerbrünſten gehalten werden fol? 
und die Deklaration zu diefen beiden Cdikten v. 5. Dec. 1776 zu gründenden Mes 
mifflons-Anfprüche der bisherigen fisfalifchen Präftantiarien, deren Foridauer ſchon 
nady der früheren Geſetzgebung, namenilich nach dem Ed. v. 9. Oft. 1807, zwei⸗ 
felhaft war, find nad) meiner Anflcht durch den oben gedachten Art. 42. ber Verf. 
Ur, und durch die neue Ablöf. Ordn. unbedingt hinweggefallen, da jene Provin- 
ials®efehe den Remiſſions-Anſpruch davon abhängig machen, daß ber Genfit qua 
Befiper des pflichtigen Grundſtücks einer Gutsherrlichkeit und gutsherr⸗ 
lichen Gerichtsbarkeit unterworfen fei, möge diefe nun dem Abgaben:Be= 
rechtigten felbft oder einem Dritten zuitehen und mögen im Uebrigen bie 
Abgaben des Eenfiten, aus welchem Rechtstitel auch immer entfpringen. Das gutes 
Fa Verhältniß ift unentgeltlich aufgehoben, mithin auch der Remifltons - An 

ruch, welchen lediglih unter Bedingung diefes Berhältniffes das 

Geſetz den Eenfiten wider den Abgaben » Berechtigten zugefprochen hatte. Aus 
gleihem Grunde werben die, lediglich aus dem A. 2, N. Thl. IE. Tit. 7. 8. 488. 
seq. herzuleitenden, ebenfalls an das Unterthanen:Berhältnig gefnüpften 
Berpflichtungen der bisherigen Gutsobrigfeiten und fo auch bes Fiskus zur Gewähr 
zung von Remiffion nicht weiter anzuerkennen fein. Wegen des Wegfalle 
der ledig auf das Geſetz gi gründenden Remiſſions⸗Anſprüche bes bisherigen 
Erbpaͤchter, welche durch die Ablöf. Ordn. das Eigenthum erlangt haben, verweife 
ich auf die mit vorfiehenden Bemerkungen übereinftimmende Cirk. Berf. v. 14. Der. 
v J. 
Die Prüfung der K. Reg. wird ſich daher in der vorliegenden Beziehung be: 
ſonders darauf zu richten haben, ob in ben Urs Berträgen und fonfligen Rechts⸗ 
titeln, aus weldyen die, dem Fiskus als Berechtigten zuitehenden und jetzt zur Abs 
Löfung kommenden Leitungen entfpringen, wegen ber Remiffionen oder Erlaſſe an 
den Pllichtigen befondere Stipulationen getroffen find und ob die fo entitanbene 
Remiffionspfliht als Gegenleiltung zu den eritgebachten, noch fortdauernden Real: 
Iaften aufgefaßt, oder ob nad dem Sefammt:Inhalte der Vertrige mit Ausfiht auf 
Erfolg behauptet werben Tann, daß dabei die Fortdauer gewiffer Berhältniffe, welche 
zur Beit der Kontrakis⸗CErrichtung befanden, aber inzwifchen durch das Geſetz aufs 
gehoben find, — 3. 3. das Obereigenthum ber Lehnsherrn oder Erbzinsherrn, das 
nur dur das Nutzungsrecht bes Erbpaͤchters befchränkte volle Cigenchum des Erbs 
paͤchters, die Butsherrlichleit des Berleihere, — ale nothwendige Bedingung vor⸗ 
ausgefeht fi. (Sprengel’s Ablöf. Gef. S. 133.) 


2) MR. der K. Reg. zu Magdeburg v. 19. Mai 1851 an fämmtliche 
Domainen-Mentämter und Domainen-Aemter, betr. denfelben Gegenftand. 


Mach den in dem R. des K. Fin. Min. v. 2. d. M. ı) enthaltenen Grund⸗ 
fägen wirb ein Entſchaͤdigungs⸗Anſpruch für bisher gewährte Memiffionen ober Er⸗ 
laſſe bei Ablöfung von Domanial-Präflationen Hinfort nur dann von uns anerfannt, 
unb daher die Abrechnung eines Jahreswerthes bafür von dem Sahreswerth ber 
Zeiftungen nur dann fernerhin zugelaffen werden, wenn nachgewieſen werden Tann, 
dag die Remiffions- ober Erlaßpflicht in den Ur» BVerträgen oder fonftigen Rechts⸗ 
titeln, aus denen bie Reallaften, in Beziehung, auf welche fle bisher befand, ent- 
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1) Vergl. vorſtehend ad 1. 
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fprungen find, ale, &egenleiftung übernommen if, und zwar als Gegenleiſtung für 
die noch beſtehenden Reallaften. 

Denn ift nah dem Inhalte des DBertrages die Remifftonspflicht vielmehr als 
ein Ausflug eines zur Zeit der Kontrakts-Errichtung beitandenen, fpäter aber durch 
das Geſet aufgehobenen Rechtsverhältniſſes, fo ift nach dem Wegfall dieſes, auch 
der dadurch bedingten Remiffionspflicht die fernere Anerkennung zu verfagen. Iſt 
3. B. in einem Erbpachts-Kontrakte nach den allgemeinen Grundfäßen in den $$. 
207 — 211. Tit. 21. THE. I. des A. L. R. dem Erbpädter die Verpflichtung aufs 
erlegt, dem Grbpächter in gewiffen Fällen Srmäßigung, Nachſicht oder zeitweifen 
Grlag an dem Erbpacht⸗Kanon zu gewägren, fo fann biefe Verpflichtung nicht fos 
wohl als eine birefte Gegenleiftung gegen den von dem Erbpaͤchter noch jetzt zu 
entrihtenden Kanon betrachtet werben, als, fie vielmehr durch das ganze urjprüng- 
liche Redisverhältnig zwifchen dem Grbverpäcdhter und dem GErbpaͤchter, vermöge 
deſſen dem erſtern das volle Cigenthum und dem letztern nur das erbliche Nußungss 
recht guftand, bedingt erfcheint. 

achdem alfo iegt, in Folge der Beſtimmung im $. 2. Nr, 2. des Abisf. 
Sf. v. 2. März v. J.: 
das Eigenthumsrecht für ben zeitherigen Erbverpächter verloren und auf den 
zeitherigen Erbpaͤchter übergegangen tit, muß mit biefem Rechtsverhältniffe 
auch die daraus entfprungene Verpflihtung zur Gewährung von Erlaffen 
oder Ermäßigungen an dem Kanon für gelöft erachtet werden. Die Bälle, 
wo die Begründung der Remiffionspfliht auf einen Vertrag oder einen fon» 
fligen fpeziellen Rechtstitel zurüudgeführt werben kann, find überhaupt bie 
felteneren, weit häufiger fchreibt fi ihre Entſtehung aus allgemeinen ober 
provinziellen gefenlichen Beftimmungen, in unferm Verwaltungsbezirk meift 
aus den in dem Reſt. alleg. Ep. v. 12. Aug. 1721, 25. Of. 1725 u. 5. Der. 
1776 Ber. Remiſſions⸗Anſprüche, welde nur auf biefe Weife begründet 
werben können, find nad) den Ansführungen des Reſt. unbedingt für auf: 
ehoben zu erachten und Fann ihnen daher weder in noch außerhalb eines 
blöfungssBerfahrens eine fernere Geltung eingeräumt werben. Diefe if 
ihnen felbft dann abzuſprechen, wenn, wie ed Häufig vorkommt, in Rentens 
verwaltungs = NReceffen den Senfiten die ihnen nicht aus dem Ur : Bertrage 
oder fonftigen fpeziellen Rechtstiteln, ſondern in Folge allgemeiner gefeglicher 
Beftimmungen wegen ber bisherigen Leiftungen zugeftandenen Remiſſtons⸗ 
Anſprüche auch in Beziehung auf die neue Leiftung ausbrüdlich vorbehalten 
worden find. 

Mit Rüdfiht auf die vorftehenden Grundfäge wird in ben feltenen Faͤl⸗ 
len, in welden ein Recht .von Bewilligung von Remiffionen, reſp. eines 
Entfchäpi Ingefabes dafür bei Ablöfungen noch anzuerkennen fein wird, bie 
fpezielle Ro virung der darauf gerichteten Anfpräde erwartet. 

(Sprengel’s Ablöf. Geſ. S. 135—136.) 


Zu 66. 95. und 101. 
1) Verfahren bei unvollftändpig angebrachten Provofationen. 


a) R. des K. Min. für Ianvwirtbfchaftl. Ang. (Bode) v. 29. De. 
1850 an die Kürftlich .N.fche Rentkammer zu N. 


Der Fürftlihen Rentkammer wirb auf die Bingabe v. 30. Nov. d. 3., worin 
Diefelbe Sich über das Verfahren in ber Reallaiten » Ablöfungsfache des Kolonen 
N. im Kirchſpiel N. beſchwert, eröffnet, daß das unterz. Min. Ihre Beſchwerden 
nicht für begründet erachten fann, vielmehr der Interpretation, welche der Spezial: 
Kommiffarius, Obergerihts-Affeffor N. zu N. und die General: Komm. zu N. den 
88. 95. und 101. des Ablöf. Gef. v. 2. März d. 3. gegeben, aus den von Leb- 
terer in der Verf. v. 13. Nov. d. I. angegebenen Gründen beitreten muß. 

Wenn es auch unbedenklich fein wird, daß die General⸗Kommiſſion eine Bro: 
vofation, welde den Erforberniffen des $. 95. 1. c. nicht entſpricht, wegen Unvolk 
flündigfeit zurücweifen Tann, fo lange die Provokation noch nicht eingeleitet wors 
den, fo fteht dieſe Befugniß der General⸗Kommiſſion nad) erfolgter Einleitung der 
Sache bo ſchon um deshalb nicht mehr zu, weil durch die Einleitung ber Provo⸗ 
fat ein Recht auf Fortfebung der Auseinanderfebung erlangt Haben Tann. 

Die von der Fürſtlichen Rentlammer ausgeſprochene Beforgniß, daß ber Bros 
volant als ſolcher in eine nachtheiligere Stellung verfegt und fogar materielle Vers 
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luſte erleiden werde, beruht übrigens auf einer unrichtigen Auffaſſung des Geſetzes. 
Denn es iſt nach den Beſtimmungen deſſelben auf die Höhe oder die Art der Ab⸗ 
findung niemals von Einfluß, ob der Antrag auf Ablöfung von dem Berechtigten 
oder von dem Ben ausgeht, oder diefelbe ex officio vorgenommen wer⸗ 
den muß ($. 2. des Mühlengef. v. 11. März d. J.). Der jährlihe Geldwerth 
der any ldfenben Meallaften wird in Gemäßheit des $. 3. des Ablöfungsgef. ſtets 
nach Maßgabe der Beftimmungen ber Tit. II. bis IX. ibid. feftgefteflt. Die Ablös 
fung des ermittelten Geldwerths erfolgt nach F. 60. seg. in der Regel nad $. 64. 
Eine Ausnahme hiervon begründet nur die Qualität der Reallaſt in Gemäß⸗ 
heit des $. 65. Iſt nimlich die Reallaſt eine folhe, auf welche der $. 65. Ans 
wenbung findet, fo fann der Gelbwerth, ohne Müdficht darauf, von wem bie 
Brovofation anf Ablöfung ausgegangen, auf Antrag (U. h. auf Berlans 
gen) des BVerpflichteten durch Baarzahlung des 20Ofachen Betrages, auf Antrag des 

erechtigten dagegen durch Vermittelung der Rentenbank abgelöft werden. Es kann 
aber weder ber Berpflichtete r dem Antrage auf Baarzahlung, noch der Berech⸗ 
tigte zu dem Antrage auf Ablöfung durch die Rentenbank genäthigt werden und es 
ergiebt fich Hieraus von felbit, dag, wenn von feinem Theile ein folder Antrag ges 
macht wird, der ermittelte jährliche Geldwerth an den Berechtigten fo lange fortge⸗ 
zahlt werden muß, bis ber eine ober ber andere Theil das Berhältniß auf die oben 
angegebene Art gnzug zu loͤſen für gut findet. 

(Min. BL. d. i. V. 1851. ©. 15. Rr. 15.) 


b) C. R. des K. Min. für Iandwirtbfchaftl. Ang. (v. Weftphalen) v. 
81. Okt. 1851 an fAmmtl. Auseinanderfegungsd- Behörden. re 


Aus den in Folge des Cirk. R. v. 20. Juni c, (Anl. a.), betr. die Anwen: 
bung der $$. 95. und 101. des Ablöfungsgef. v. 2. März pr., eingegangenen Bes 
richten habe ich erfehen, bag ein großer Theil der Auseinanderfeßungs = Behörden 
Bedenken trägt, die Richtigkeit der sub Nr. 2. und 3. diefes R. aufgeftellten Grund: - 
fäße für den Fall anzuerkennen, daß der Provofat der Rücknahme einer unvollſtän⸗ 
digen Provokation Seitens des Provokanten, welche sor oder nad) Erſcheinen des 
@ef. v. 2. März pr. eingeleitet worden it, widerſpricht. Diefer Fall if in ber 
erwähnten Verfügung — 82* nicht berührt worden, weil es ſich von ſelbſt ver⸗ 
ſteht, daß ein Streit unter den Parteien über die Zulaäſſfigkeit des Rücktritts von 
einer unvollländigen Provokation nur durch Entf sibung im georbneten Inſtanzen⸗ 
zuge feine Erledigung finden kann, und daß der Provofant, wenn das Erkenntniß 
r feinem Nachtheil ausfällt, nad) der ausdrüdlichen Dispofltion der $$. 95. und 

01. 1. c. gehalten if, feinen Abloͤſungs⸗ ober neegulicunge "Antrag in dem vorge⸗ 
ſchriebenen Umfange auszubehnen. Das Cirk. R. bezieht ſich lediglich auf das uns 
ter Borausfehung eines Binverflänbniffes der Barteten Seitens der Behörden von 
Amtswegen zu beobachtende Verfahren. In diefer Hinfiht muß ih auch jetzt noch 
daran feithalten, ba einerfeits zwar ein Ablöfungs- oder Regulirunge = Gefchäft, 
welchem die nothwendige Ausdehnung nicht gegeben wird, weber eingeleitet, noch 
fortgefeßt werben darf; daß anbererfeits aber au ein Zwang zur Erweiterung 
einer unvollländigen Brovofation von Amtswegen nicht geredhtfertigt ift, vielmehr 
nur dann eintreten Tann, wenn bie Yortfeßung der Provolation von einem ber In⸗ 
tereſſenten verlangt und dieſes Verlangen fuͤr begründet befunden worden iſt. Es 
erſcheint dabei eben fo wohl gleichgültig, ob die Provolation vor oder nah Publi⸗ 
Tation des Gef. v. 2. März pr. eingeleitet worden, als es unerheblid ift, welches 
Stadium das unvollftändige Gefchäft bereits erreicht hat, fofern nur ber Rezeß über 
daſſelbe noch nit zu Stande gekommen ifl. Ih fordere demgemäß die Auseinans 
berfepunge Behörden auf, fi nad diefen Grundſaͤtzen zu achten, wobei ich zugleid 
bemerfe, daß ich auf bie Form, durch welche fie fi die Ueberzeugung —2 
ob bie Alten zurückzulegen find ober das Geſchaͤft fortzuſetzen iſt, kein Gewicht lege, 
mithin von ben hierauf bezüglihen Vorfchriften sub 2. und 3. der Cirk. Verf. v. 
20. Juni c. abftrahire. 

‚ ‚Da aus ben Berichten einiger Auseinanderfegunge : Behörben hervorgeht, daß 
bie Meinung, als habe ber $. 65. des Ablöf. Gef. mit ber Provokation bes Vers 
pflichteten andere Wirkungen verfnüpft, als mit der des Berechtigten, noch Anhän= 
ger findet, fo made ich bei dieſer Gelegenheit auf bie Ausführung aufmerkſam, 
welche in ne darauf in dem durch das Min. BI. für die i. Berw. (1851. S, 
15., veröffentlichten R. v. 29. Der. pr. enthalten iſt. 
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Anl. a. 

Die Wahrnehmung, daß von den verfdhiebenen Auseinanderfegungs + Behörden 
bei der Anwendung der $$. 95. und 101. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 ein 
ungleihmäßiges Verfahren beobachtet wird, insbefondgre die Bemerkung, daß einige 
Behörden die Provokanten zur Ausdehnung unvollftändiger Ablöfungs: und Regus 
lirungssAnträge fowohl in neuen, als in den vor Emanation bes Geſetzes eingelei⸗ 
teten Sachen wider deren Willen noͤthigen zu müſſen glauben, hat mir Veranlaſ⸗ 
fung gegeben, die bezügfihen Vorfchriften einer wiederholten Prüfung zu unterzies 
ben, welche mid zu dem nachſtehenden Ergebnifle geführt hat. In Grwägung: 

dag ber $. 95. I. c. bie Beflimmungen über ben erforberlihen Umfang ber 
Provolationen voranfhidt und in unmittelbarem Zufammenhange baran das Verbot 
der Rüdnahme einer angebrachten Provokation anteiht; das letztere fidh dem⸗ 
nad feiner Wortflellung gemäß nur auf ſolche Brovofationen beziehen kann, welche 
Fi Pin ben brei erſten Abfchnitten des $. 95. enthaltenen Bedingungen ents 
predhen; 

daß Feine ausbrüdliche Vorſchrift vorhanden ift, welche die Provokanten vers 
nn ihre unvollſtaͤndigen Anträge auf das gefeblihe Maaß wider Willen auss 
zubehnen; 

daß nad Inhalt der Kammer:Berhandlungen über den $. 95. im Gegentheile 
jeder Zwang zur Anftellung von Brovofationen vermieden werben ſollte; der Zweck 
des Geſetzes vielmehr nur darauf gerichtet if, bie Ablöfungen und Regulirungen 
auf indireltem Wege zu fördern, die Beläftigungen der Partheien durch öftere Wie⸗ 
derholung des Verfahrens und die Höhe der Koften zu verringern, fowie bie Ges 
ſchaͤfte der Rentenbanken zu vereinfachen; 

daß die Beſtimmungen über den Umfang und das Verbot der Rücknahme einer 
Provokation zufolge $. 101. 1. c. auf die bei Emanation des Geſetzes noch abhaͤn⸗ 
gig gewefenen Ablöfungen und Regulirungen ganz in berfelben Weife wie auf fpäs 
tere Anträge zne Anwendung zu bringen find; baber auch für die älteren Sachen 
ein Zwang zur Erweilerung der Provofationen nicht angeorbnet ifl; 

bag den Provofaten um beswillen, weil der Provolant fih zur Ausdehnung 
feines Antrages nicht herbeilafien will, alfo die anhängige Provofation zurüdgewies 
fen werben muß, Fein materieller Nachtheil treffen kann, da es ihm Freineht, —* 
ſeits zu provoziren und dem Verſahren in der bisherigen Lage Fortgang zu ver⸗ 
ſchaffen, das neue Ablöſungsgeſetz aber mit der Rolle bes Provolanten keinerlei 
ungünflige Wirkungen verfnüpft Bat; 

bag jedes erfahren von Amtensegen bei dem Widerſtreben der Partheien mit 
befonderen Schwierigkeiten verbunden iſt und mit Rückſicht auf bie Unzulaͤnglichkeit 
ber Kräfte der Beamten zur Bewältigung derjenigen Geſchäfte, deren Erledigung 
den Betheiligten erfehnt ih, eine fünftlide Vermehrung ber Arbeiten verhütet wer: 
den muß; 

wi endlich die Vorfchriften des $. 95. 1. c. auf diejenigen Bälle, in welchen 
nad $.2. des Gef., betr. die auf Mühlengrundftücden Yaftenden Reallaften v. 11. 
März 1850 die Ablöfung folder Präflationen ohne einen darauf gerichteten Antrag 
von Amtswegen bewirkt werden muß, gar nicht anwenbbar find, weil babei eine 
Brovofation überhaupt nicht vorliegt; 
erfcheint die Feſtſtellung folgender Grunbfäße gerechtfertigt. 

1. Wird ein Ablöfungss ober Regulirungs-Antrag Seitens eines Berechtigten 
ober Berpflichteten geftellt, deffen Unvollfländigfeit fofort erfennbar if, fo muß ber 
Antragfteller aufgeforbert werben, feine Provokation in einer zu beſtimmenden Friſt 
den geſetzlichen Borfchriften gemäß auszubehnen, mit dem Hinzufügen, bag nad 
fruchtloſem Ablaufe der Friſt angenommen werben würbe, er wolle dieſe Ausdeh⸗ 
nung nit vornehmen und demzufolge die Zurücweifung des Antrags erfolgen 
werde. Diefe Androhung if in Kraft zu feben, wenn der Antragfteller innerhalb 
der Friſt ſich gar nicht meldet, oder der Aufforderung nicht volltändig genügt, ober 
feine Weigerung zur Ausdehnung der Provofation ausdrücklich erklärt, oder, was 
daſſelbe bebeutet, die Zurüdnahme feiner unvollſtaͤndigen Provokation anzeigt. 

2. Iſt das Verfahren auf Grund eines für vollſtaͤndig erachteten Antrages 
eingeleitet worben und es ermittelt ſich im Laufe beffelben, daß in ber Provofation 
Reallaften oder Grundſtuͤcke übergangen find, auf welche fih das Geſchäft nach 
$. 95. 1. c. mit erfiredden muß, fo ift der Provofant zu veranlaffen, feinen Antrag 
in einer gewiffen Friſt Bis an ber gefeglihen Grenze zu erweitern, unter ber Ders 
warnung, dag nad fruchtlofem Ablaufe der Friſt angenommen werben wird, er 
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wolle die Provokation nicht ausdehnen, wonähit das fernere Verfahren eingeftellt 
und die Zurücklegung ber Akten unter Binziehung ber bisher erwacdhlenen Koſten 
von dem Provofanten bewirft werden würde. Berläuft die Frist, ohne daß der 
Provokant feinen Antrag in ya erforberlihen Maaße erweitert, oder erflärt der⸗ 
felbe, daß er ſich zu einer ſolchen Grweiterung nicht verfichen wolle, oder, was 
daffelbe bedeutet, daß er feine frühere Provokation zurüdnehme, fo iſt der Brovofat 
davon in Kenntniß zu jeßen, mit dem Anheimgeben, feinerjeits als Provofant auf; 
zutreten und zu biefem Behufe in einer beftimmten Frift einen Antrag zu flellen, 
welcher, je nachdem ber Provofat als Berechtigter oder Belafteter erfcheint, in Bes 
treff des Umfangs den Erforbernifien des $. 95. 1. c. entſpricht. Genügt ber Pro⸗ 
votat innerhalb der Friſt diefer Aufforderung vollitindig, fo wird unter Benugung 
der bisherigen Verhandlungen das Verfahren rüdjichtlih feiner Anträge feſtgeſetgt. 
Andernfalls tritt bie dem Provofanten geftellte Kommination in Kraft. 

Stehen dem urfprünglichen Provokanten mehrere Provokaten gegenüber, fo ift 

die oben erwähnte Bekanntmachung und Aufforderung an jeden Binzelnen von ihnen 

w. richten und bemjelben zu überlaflen, als Provokant aufzutreten. Wenn in dies 
—* Falle nur Biner oder Einige der Provofaten von dem Wechſeln der Parthei⸗ 
rolle Gebrauch machen, fo ift das Berfahren in Betreff derjenigen Provofaten, 
welche nicht in vorſchriftsmaͤßiger Weiſe provoziren, abzubrechen und von dem frü⸗ 
heren Provokanten ein verhältnigmäßiger Theil der Rolten einzuziehen. 

Damit Niemand unvorbereitet die nachtheiligen Folgen unvollfländiger Provo⸗ 
fationen zu tragen hat; ift es empfehlenswerth, die Provokanten bei Einleitung ber 
Abloſungs⸗ und Regulirungsgefchäfte darüber zu belehren. 

3. Mit denjenigen Ablöfungen und Regulirungen, welche bei Publikation bes 
Gef. v. 2. März 1850 noch abhängig waren und rüdfihtlih ihres Umfanges der 
Vorſchrift $. 95. nicht entfprechen, iſt genau in derfelben Weife zu verfahren, wie 
es vorfiehend sub Nr. 2. angegeben worden ift. 

. Die beim Mangel einer Provokation nad) $. 2. des Gel. v. 11. März 
1850 von Amtswegen zu bewirkende Ablöfung bat fih auf diejenigen ablösbaren 
Neallaften zu bejchränfen, welche auf den in den Prozeß verwidelten Mühlengrund; 
ftüden haften. 

Bevor ich diefe Grundſätze den Auseinanderfehungs » Behörden als eine bins 
dende Norm ertheile, da es fi) bei denjelben nur um bie Regelung des formellen 
Gefhäftsganges und um die Wahrung öffentlicher Intereffen handelt, die Parthei⸗ 
rechte aber dadurch nicht beeinträchtigt werden, wünfche ich die gutachtliche Aeuße⸗ 
rung der 8. Gen. Kommiffton (Regierung) darüber zu hören, um bie dagegen 
etwa ge erhebenden Bedenken eroͤrtern zu koͤnnen. 

erlin, den 20. Juni 1851. 

Für den Min. für landwirthſchaftl. Ang. 
Im Allerh. Auftrage. 
v. Weſtphalen. 


An 
ſämmil. General: Komm. und bie vier Preuß. Regie⸗ 
rungen, ſowie die Reg. zu Frankfurt und Koblenz. 
(Min. Bl. d. i. V. 1851. S. 254. Nr. 277.) 


2) & R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Kette) v. 1. Aug. 
1850 an fämmtliche K. Gen. Kommiffionen und Iandwiribfchaftliche Meg. 
Abth., fowie an die K. Meg. zu Koblenz, betr. die Behandlung derjenigen 
Abloͤſungen von Domainenpräßntionen, bei welchen die Megierungen Ver⸗ 
greihenertuche machen, nachdem die Angelegenheiten bei den ordentlichen 

useinanderfegungs» Behörden anhängig geworden find. 

In Folge einer General: Berf. des damaligen Finanzmin. v. 13. Juni 1848 
haben bie Reg. Abth. für Domainen ıc. auf Ablöfung fämmtliher dem K. Domais 
nen⸗Fiskus zuftehenden Laudemien und fonfligen Beigveränderimgs » Abgaben bei 
ben orbentlihen Auseinanderfeßungs-Behörben provozirt. Da. über die Behandlung 
ſolcher Aleſuggen bereits verſchiedene Zweifel entſtanden ſind, ſo wird der K. Gen. 
iin (Reg) über das Hierbei zu beobachtende Verfahren Folgendes ers 


» 6 unterliegt zwar Teinem Bedenken, baß die Vorfehriften ber 68. 95. und 
104. des Abloͤſungegeſ. m 2. März d. I. auch auf Brovsfationen des K. Fiskus 
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ber vorgedachten Art Anwendung finden, und daß baher der Auseinanderfehungs- 
Behbörbe die Befugniß zufleht, Die Ausdehnung jener Provofationen na Maafgabe 
bes $. 95. a. a. O. zu verlangen; wenn jedoch in folhen Fällen die Regierungen 
durch eigene Verhandlung im Wege bes Vergleichs die Auseinanderfeßungen zu 
Stande zu bringen wünfchen, fo ſtehen biefen die oben angeführten gefeplihen Vor⸗ 
fhriften nicht entgegen, vielmehr haben dann bie Auseinanderfegungs: Behörden den 
Regierungen ‚zu diefem Zwecke geräumige Briten zu geben, und biefelben auf Ans 
trag ber Regierung fo lange zu verlängern, als noch Hoffnung vorhanden if, foldye 
Vergleiche herbeizuführen, und von den PBrovofaten nicht auf Fortſetzung der Ver⸗ 
bandlungen durch die Auseinanderfegungs » Behörde angetragen wird. Da jebod 
bie letztere für die endliche Erledigung der bei ihr anhängigen Auseinanderfegungen 
zu forgen bat, mithin bei dem Bortgange der Vergleichsverhandlungen weſentlich 
intereffirt ift, jo hat fie nicht nur das Recht, fondern auch bie Pfliht, die Regies 
zungen von Zeit zu Zeit um Auskunft über den Fortgang jener Bergleichsverhand; 
Iunaen zu erſuchen, und für den Fall, daß biefelben nicht fortgefegt werden, das 
Berfahren Selbft weiter zu führen, 

Diefe Grundfüge find aud) dann zur Anwendung zu bringen, wenn im Laufe 
des bei der AuseinanderfeßungesBehörbe bereits im Gange befindlichen Verfahrens 
bie Regierung ohne Widerſpruch der Provofation bie Vergleichs⸗Verhandlungen bes 
ginnen ober fortfegen will. Daß übrigens in allen dieſen Faͤllen der Auseinander⸗ 
febungss Behörde die Beflätigung des Mezefles zufteht, ergiebt ſich aus $. 39. ber 
V. v. 30. Juni 1834. 

(Mm. BL d. i. B. 1850. S. 254. Nr. 341.) 


3) N. der 8. Min. d. Bin. (v. Rabe) und für landwirthſchaftl. Ang. 
(Bode) v. 7. Mai 1851 an die K. Reg. zu N, betr. die Nichtanwendbar⸗ 
feit des F. 95. auf diejenigen Bälle, wenn bei einer Gemeinheits⸗Theilung 
die Abfindung von Seiten des Fiskus durch Mente gewährt und hierbei vie 
Befeitigung refp. Aufhebung diefer Rente durch Kompenfation mit einem 
entfprechenden Theile ver Domanial- Abgabe des Berechtigten verlangt wird. 


Nah dem Bericht der Finanz⸗Abth. der K. Reg. v. 21. Bebr. d. J., die Ges 
meinheitstheilungsfadhe von N. im Amte N. betr., ftellt die landwirthſchaftl. Abth. 
der K. Reg. die Anforkerung, 

baß, wenn bei einer Gemeinheitstheilung bie Abfindung von Seiten bes 
Fiskus duch Mente gewährt, und hierbei die Befeitigung refp. Aufhebung 
dieſer Rente durch Kompenfation mit einem entfprechenden Theile der Dos 
manials Abgabe des Berechtigten verlangt wird, ber beöfallfige Antrag des 
Fiskus als eine Provofation auf Ablöfung der eben gedachten Abgabe be: 
handelt und demzufolge, in Gemäßheit des $. 95. des Ablöf. Gel. v. 2. 
März v. J., ex officio auf die Ablöfung aller aus dem betr. Gemeinde⸗ 
Berbande auffommenden Domanial: Abgaben von Seiten der Auseinanber: 
feßungs- Behörde ausgedehnt werde, 

Wir können diefer Auslegung des allegirten $. 95. wenigftens in dem Fall 
nicht beitreten, wenn bei Gelegenheit einer Gemeinheitstheilung die Kompenfation 
einer bier fipulirten Rente mit anderen fonft nad) ber Abloͤſungs⸗Ordnung ablöss 
lichen Leiftungen nah freier Uebereinkunft der Betheiligten eintritt. Denn 
es liegt in folhem Falle eine Provokation auf Ablöfung nicht vor. Es kann alfo 
auch die Beftimmung des $. 95. 1. c., welche fich Lediglich auf bie Ausdehnung 
und Beichaffenheit ber Provokation auf Ablöfung bezieht, nicht FE Anwendung 
fommen. So wenig die Auseinanderfegungs> Behörde einem im Wege freier Ders 
einigung zu Stande gekommenen Ablöfungs = Bertrage über einzelne Neallaften bie 
Beftätigung verfagen Tann, fofern diefer nicht anderweitige gefegliche Beitimmungen, 

. B. $. 91. des Ablöf. Gef. und $. 8. des Rentenbank⸗Geſ. entgegenſtehen, eben 
h wenig wirb fle einer Kompenfation einzelner Reallaften auf Grund des $. 95. 
des Ablöf. Gef. entgegentreten können. 

Wenn hiernach der wörtlidye Inhalt des gebachten $. der Auslegung ber lands 
wirthſchaftl. Abth. der K. Reg. nicht zur Seite fteht, fo gilt in vorliegendem Kalle - 
dafielbe von dem Zwed des Geſetzes. 

Daß dur die von ber landwirthſchaftl. Abth. beabfichtigte Prozedur die Aus⸗ 
einanderfegung nicht nur nicht erleichtert, ſondern weſentlich erſchwert werben würbe, 
liegt zu Ange, Denn während nad) ‚ver in dem Gingangs gedachten Berichte. vors 
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N 
getragenen Anficht der Finanz⸗Abth. der K. Reg. in dem Falle von N. beide Ölen 
ten fofort durch eine kurze Erklärung aufgehoben und befeitigt werben Eönnen, fol, 
nach der Anfiht der landwirthſchaftl. Abth. zuvorderſt das en wegen Abloͤ⸗ 
fung aller Domanial s Abgaben, und zwar nicht von Seiten der Finanz⸗Abth. im 
Wege des Vergleiche, wie Died der Gefehgeber gewollt hat, fondern fofart von der 
landwirtbfchaftl. Abth. eingeleitet werben. 

Die landwirthfchaftlihe Mbtheilung darf auch nicht beforgen, daß bie übrigen 
Domanial-Abgaben des betr. GemeindesBerbandes unabgelöft bleiben werben; benn 
es ift derfelben bekannt, dag die Regierungen duch das Regl. v. 1. Aug. v. I. ans 
geiieien find, die Ablöfung aller derartigen Abgaben unverzüglich ex officio einzus 
eiten. Es handelt ſich daher in dem bezeichneten Yalle von einer bloßen Forma⸗ 
Kat, (Min. BL d. i. V. 1851. S. 105. Nr. 119.) 


'4) 6 R. des 8. Fin. Min. für Iandwirtbfchaftl. Ang. (v. Weſtpha⸗ 
len) v. 21. Mai 1851 an fämmtlihe Auseinanderfehungs » Behörden und 
an die K. Reg. zu Koblenz, wegen des einflmeiligen Beruhens der Renten⸗ 
Verwandlung von den an geiftliche und Schul - Inftitute zu entrichtenven 
Neal» Abgaben. 


Der $. 95. des Abloͤſ. Gef. v. 2. März 1850 bezweckt hauptfählih: ein bops 
peltes und mehrfaches Auseinanderſetzungs —5*— in ein und demſelben Ge⸗ 
meindeverband, oder doch wenigſtens zwiſchen denſelben Partheien, zur Erſparung 
von Zeit und Koſten zu vermeiden. Dieſer Zweck wird gegenwärtig, nachdem in 
Folge der Berathungen in den Kammern das legte Alinea des $. 60. in das Ge: 
ſet aufgenommen worben ift, nicht mehr vollftändig erreicht. Denn da hiernach 
Präftationen an Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schulen für jebt nur in Geld⸗ 
rente verwandelt werden dürfen, bie Beſtimmung über deren befinitive Ablöfung 
aber einem befonderen Geſetz vorbehalten worden if, fo werben, wenn auch gegen: 
wärtig eine Berwanblung biefer Präftationen in Rente erfolgt, Fünftige Ablstın 8 
Verhandlnngen nad) Maaßgabe des definitiven erh — doch nicht vermie⸗ 
den. Dennoch hat der $. 95. feine urſprüngliche Faſſung behalten und es Tann 
nach biefer, in Verbindung mit $. 6. seq. 1. c. feinem Zweifel unterworfen fein, 
daß der Berpflichtete, wenn er überhaupt auf Ablöfung provoziren will, feinen Ans 
trag auch auf bie, auf feinem Grundſtuͤck haftenden, den gedachten geiſtlichen Inſti⸗ 
tuten zuſtehenden, Präftationen richten muß, wenn gleich rüdfichtlih ber letzteren 
nur eine Menteverwanblung flattfinden kann. Wenn nun aber in einem foldden 
Kalle der Provokant felbft verlangt, daß das weitere Verfahren über bie Rentever⸗ 
wandlung der Präftationen an die geiftlihen Inftitute vorläufig, und allenfalls bie 

um Grjcheinen des definitiven Geſetzes über bie Ablöfung biefer Präftationen, auf 
ha beruhen bleibe und die Vertreter der geiſtlichen Inftitute ſich diefem Verlangen 
ausfchließen oder demſelben doch nicht widerſprechen, fo halte ich es nicht nur für 
gräffg, fondern auch für zwedmäßig, einem ſolchen Verlangen Statt zu geben. 

enn es wirb hierdurch, bei dem vorhandenen gegenfeitigen @inverfiänbnig, Nie: 
mandes Recht verlebt und auch dem Zwecke des 6. 95. 1. c. vn umwiber gehan- 
delt. Ueberdies aber Tiegt es bei dem großen Andrang auf A Töfung ebenfo im 
Intereffe der Partheien als der Auseinanderfegungs = Behörden, diejenigen Auseins 
anderfegungen, weldhe Yon den Betheiligten felbft nicht gewünfcht werben, ben übris 
gen nachzuſetzen. 

Daß durch die Ausfehung des Verfahrens zwifchen dem Provofanten und den 
geiftlichen Inftituten, das Verfahren zwifhen dem Grfieren und den übrigen Be 
rechtigten wicht weiter berührt, vielmehr ohne Verzug zu Ende gebracht werben 
muß, verfteht fi von felbft. 

(Min. BL. d. i. 3. 1851. S. 104. Nr. 118.) 


Bum $. 97. 
Vergl. oben S. 209 zu $$. 74., 78. und 97. 


Zum ©. 107. 


1) R. des K. Dein. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 30. Mat 
1850 an die 8. Gen. Komm. zu N., betr. die Niederfchlagung der Koften 
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in noch anhängigen Prozefien und Auseinanderfegungen über Beſttzverande⸗ 
rungs⸗Abgaben. 


Der $. 107. des Ablöf. Gef. v. 2. März d. I. verordnet allerdings nur, daß 
die Koſten in noch Ing He Prozeflen und Auseinanderfeßungen über Berechti⸗ 
gungen ac.. welche in Folge biefes Geſetzes unentgeltlich wegfallen, niedergeſchlagen 
werden ſollen. Wenn nun auch im Tit. VI. deſſelben Gef es nur einige Arten 
von Beflgveränderungss Abgaben direft aufgehoben worden in, fo enthält biefer 
Titel doch mehrere Beftimmungen, deren Wirkung einer unentgeltlihen Aufhebung 
einzelner Befigveränderungs » Abgaben durchaus gieic u achten ift, bei deren Gin- 
tritt mithin auch der im $. 107. ausgefprochene tundiaß niht außer Acht gelaffen 
werben darf. Iſt 3. B. durch einen Prozeß lediglich bezwecdt worden, mehr als 
drei Beränderungsfälle in einem Jahrhundert zur Berechnung zu Bringen, fo ifk 
biefer Streit duch das gegenwärtige Ablöfungsgefeh ganz unnuß geworben, und 
wenn in foldhen Fällen die Intereffenten auch fein Recht haben möchten, die Niebers 
fhlagung der betr. Prozeßkoſten zu verlangen, fo erheifht es og die Billigkeit, 
dann einen angemefienen Theil der Koften zur Niederfchlagung zu dringen. 

Es kommt ferner zur Erwägung, daß in denjenigen Saudemial-Ablatm sſachen, 
in welchen bie Rente⸗-Berechnnng noch nicht rechtsverbindlich feſtſteht, ſich Häufig 
ar nicht wird überfehen laſſen, ob in Folge der neuen Geſetzgebung nicht bloß ein 

auſchquantum in Anſatz kommen darf. 

Die K. Gen. Komm. hat daher nach den angegebenen Geflhtspunften in allen 
anhängigen Befipveränberungs » Ablöfungsfahen zu prüfen, ob fümmtlidhe Bisher 
aufgelaufenen Koiten fofort eingezogen werben Fönnen, ober ob wegen etwa zu bes 
wirfender künftigen Niederfchlagung ein angemeſſener Theil berfelben bis zum Aus; 
trage der Sache, ober doch bis dahin, wo ſich die Höhe der Abfindung überfchen 
läßt, zu flunden fein möchte. Hiernach Hat die KR. Gen. Komm. auch in der Raus 
bemial-Ablöfungsjache von N. zu verfahren. 

(Min. BL. d. i. V. 1850, ©. 191, Nr. 245.) 


2) 6 N. der K. Min. der 8. (v. Rabe), der I. (Simons) und für 
Iandwirtbfchaftl. Ang. (Bode) v. 12. Der. 1850 an die Auselnanderfegungs- 
Behörden und Gerichte, mit Ausnahme derer in den Landestheilen auf dem 
unten Rheinufer, betr. die Anwendung des $. 107. des Gef. v. 2. März 

0. 


Dur das G. v. 2. März d. J., betr. die Ablöfung der Reallaften und bie 
Regulirung der gutöherrliden und bäuerlichen Berhältnifie (G. S. 1850, ©. 77 
ff.), find 

a. gewiſſe gutöherrlihe Leiftungen und Abgaben, ohne Entſchädigung der Bes 
rechtigten, ausbrudlich aufgehoben ($$. 2. 3. 35. 36. 37. a. a. O.), 

b. Anſprüche auf verſchiedene andere LZeiftungen und Abgaben, ebenfalls ohne 
Eniſchaͤbigung, faktiſch dadurch befeitigt worben, : daß die bisher zuläffigen 
Beweismittel zur Begründung ber Forderung ausgefähloffen ($. AU. a. a. O.), 
oder Bermuthungen für die Sportel: Qualität der betreffenden Abgabe auf: 
geftellt (FF. 38. und 39. ebend.) oder für die Forderung der Abgabe ober 
deren Zurüdforberung nad geleifteter Zahlung neue Bedingungen und Vor⸗ 
ausfeßungen angeorbnet 59; 47. u. 49. a. a. D.), ober bie bisherigen 
Brundfäge über die Zuläffigfeit der Ablöfungen und Regulirungen und über 
die Höhe der Abfindung verändert (vergl. 3.9. 88. 6. 9. 29. 48. 63. 74. 
85. 97. und 103. a. a. DO.) worden find. 

In Betreff der in Regulirungen und Prozeſſen über dergleichen Gerechtſame 
entflandenen Koften verordnet der $. 107. des gedachten Geſetzes: 

„Die Koften in noch anhängigen Auseinanderfegungen und Progeffen über 
Berechtigungen, Abgaben und Leiſtungen, welche in Folge ber — en 
des gegenwärtigen Geſetzes unentgeltlich wegfallen, werben, inſoweit fie nicht 
bereits bezahlt find, niedergefchlagen.“ 

Diefe Beflimmungen Haben einzelne Auseinanberfeßungs- Behörden und Gerichte 
dahin ausgelegt: 

daß unter den niederzuſchlagenden Koſten nur bie no unbezahlten Koften 
in den bei Bmanation des Geſetzes anhängigen Regulirungss und Prozeßs 
ſachen über Gerechtſame der vorfiehend zu a. gedachten Art, welche durch 
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bas Geſetz ohne Entſchaͤdigung ausdrücklich aufgehoben worden, nicht 
aber auch bie noch unberichtigten Koiten in den beim Grfcheinen des Ges 
feßes ſchwebend geweſenen Anseinanderfegungen und Prozeſſen über die oben 
zu b. erwähnten, in Folge des Geſetzes, ohne ausdrückliche Aufhe⸗ 
bung, mittelbar, unentgeltlich hinweggefallenen Anſprüche gemeint feien. 

In Sorge biefer Deutung ift es vorgefommen, daß noch nah Publikation bes 
Gef. v. 2. März d. 3. in Auseinanderſetzungsſachen und Brozeffen über Gegen⸗ 
flände der zu b. bezeichneten Kathegorie, namentlid in Prozeffen über bie Zurück⸗ 
forderung von Laubemien, weldhe die Kondizenten in Folge des $. 49. jenes Gef. 
zurücdzunehmen genöthigt geweien, von den Provokanten und refp. Kligern bie 
vollen rüdftändigen Koften eingezogen worden find, 

Jene Auslegung des $. 107. entfpricht indeg weder den Worten, noch dem 
wahren Sinne des Geſetzes. 

Der gedachte F. verorbnet ganz allgemein die Niederfhlagung der noch 
nicht bezahlten Koften in noch anhängigen Auseinanderfegungen und Prozefien über 
Berechtigungen, Abgaben und Leitungen, 

„welche in Folge der Beitinnmungen des gegenwärtigen Geſetzes unentgelts 

lich wegfallen.“ 
Hierbei iſt zwifchen den duch das Geſetz ausdrücklich aufgehobenen und den 
ohne ausdrüdliche Aufhebung in Folge deffen faktiſch und mittelbar hinweg⸗ 
fallenden Berechtigungen, Abgaben und Leiftungen kein Unterfchieb gemacht und es 
geht daher ſchon aus der Wortfaffung des $. 107. hervor, daß unter den nieder⸗ 
zufchlagenden Koften auch die noch rüdfländigen Koften in ſchwebenden Auseins 
anderfeßungen und Prozeffen über Gegenftände ber legteren Art haben mit ins 
begriffen werben follen. 

Diefe Abſicht des Geſetzes laͤßt fih um fo weniger bezweifeln, als biejelbe in 
dem Wefen der Sache ſelbſt ihre vollſtändige Begründung findet. Diefelben Billig: 
feitsrüdkfichten, welche die im $. 107. für die Faͤlle zu a. angeorbnete Koftennieber: 
ſchlagung motiviren, gelten nämlich mehr oder weniger auch für die Bälle zu b., 
und es kann nicht etwa entgegengefeßt werben, baß für dieſe Bälle es fih vielfach 
nur um folhe Gerechtſame handle, welche ſchon nad der früheren Geſetzgebung 
zweifelhaft gewefen; denn ganz baffelbe wurde in gleihem Maaße auch für die Yälle 
zu a. behauptet werben können. In dem einen wie in dent andern alle wird den 
Provokanten und refp. Klägern die Verfolgung von Anfprühen, weldhe fie ohne 
die Dazwiſchenkunft des neuen Gefeges durchführen zu können die Ausfiht Hatten, 
durch das neue Geſetz unmöglich gemacht; in beiden Fällen in benfelben faftifch ein 
Anſpruch durch das Gefeh genommen, und in dem einen wie in dem anderen Yalle 
würde es hart fein, ihnen nun noch die Zahlung der Koſten des früher begonnenen 
Auseinanderfegungs> reſp. Prozeßverfahrens anzufinnen. Daß das Gefep für bie 
Bälle zu b. die Ginziehung ber noch unberichtigten Koften beabfihtigt habe, wäh: 
rend e8 für die Bälle zu a. die Niederfchlagung anorbnet, läßt fih nicht annehmen, 
und eben in der vom Geſetze bezwedten Gleichmägigkeit der Behandlung beider 
Fälle beruht es, daß in demfelben ein Unterschied, wie bie oben erwähnte Inter: 
pretation ihn aufftellt, nicht gemacht worden if. 

Dem richtigen Sinne des allegirten $. 107. gemäß, werben Daher fämmtliche 
Auseinanderfegungsbehörben und Berichte hierdurch ermädligt und angewiefen, auf 
Grund der Beilimmung jenes Paragraphen die noch unberidgtigten Koften in den 
bei Gmanation des Gef. v. 2. März d. I. anhängig gewefenen Auseinanderfeßuns 
gen und Prozeffen über Anſprüche der oben zu b. gedachten Art nieberzufchlagen, 
infofern nad ihrem pilitmäßigen Ermeſſen in ven betreffenden einzelnen Faͤllen 
die Zurüdnahme der Klage lediglich durd die neuen Beftimmungen jenes Geſetzes 
nothwendig und unabweislich geworben iſt, ober dieſe Beſtimmungen ber weiteren 
Verfolgung des Anſpruchs entgegenftehen. 

(Din. Bl. d. i. V. 1850, ©. 389, Nr. 456.) 


Zum $. 108. 


I) ER. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Kette) v. 10. Aug. 
1850 an fämmtliche Auselnanterfegungd»Behdrten, fowie an die K. Meg. 
u Koblenz, über die Anwendung des $. 1083. des. Ablöfungs» Gef. v. 
\ März 1850. 

Ueber die Anwendung bes $. 108, bes Ablöfungegef. v. 2. März d. 3. und 
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beffen Tragweite find Bedenken und Anfragen verſchiedener Art zur Kenntniß und 
Entiheidung des Minifteriums gelangt, weldhe es angemeflen und nothwendig er: 
eheinen laffen, über nachſtehende Punkte eine allgemeine Beſtimmung eintreten zu 
affen. 

‚2 Der $. 59. der V. v. 20. Juni 1817, wonach zur Entbindung der Kom: 
miffionsgehülfen von der Oberauffiht der ordentlichen Defonomie:Rommiffarien bie 
Genehmigung des Min. erforberlih, if nicht, wie Hin und wieder angenommen 
worden, durch $. 108. des Gef. v. 2. März c. aufgehoben. 

Diefer $., und ihm entfprechend Art. 15. des Gef. von demfelben Tage, bie 
Ergänzung und Abänderung ber Gemeinheitstheil. Ordn. betr., geftatten nur, jeden 
Staats: und Gemeindebeamten mit Beforgung einzelner zum Auseinanderfeßungs- 
Verfahren gehöriger Geſchäfte, fowie mit der volfändigen Bearbeitung einfacher 
Auseinanderfegungen zu beauftragen. Erſcheint es nun aud nicht bedenklich, den 
Kommiffionsgehülfen auf Grund diefer Beflimmung einzelne felbftftändige Aufträge 
in ben bezeichneten Schranken zu ertheilen, fo ift doch hiervon die völlige Entbin- 
dung eines KRommiffionsgehülfen von der Auffiht des Defonomies Kommifjarius, 
welde jenen in eine felbfitindige, der bes Oekonomie-Kommiſſarius faft gleiche 
Stellung bringt, wohl zu unterfcheiden, weil fie gründliche technifch = öfonomifche 
Kenntniſſe vorausfegt, während folde Kenntniffe zur Ausführung einzelner Aufträge 
nicht ſtets erforberfih find. Es ift deshalb nad wie vor in den betr. Faͤllen die 
Defimmung des $. 59. der V. v. 20. Juni 1817 zu beachten und in Anwendung 
zu bringen. 

2) Protofollführern dürfen auf Grund bes mehrgedachten $. 108. Aufträge 
nicht ertheilt werden, weil fie zu den bort gebachten „Staatsbeamten“ nicht zu zäh: 
Ien find. Wohl aber erfcheint dies, wie ſchon eben angebentet, hinfichtlich der na 
$. 60. der V. v. 20. Juni 1817 vereidigten Kommiffionsgehülfen zuläfftg. Kr 
ben mit der Benfionsberechtigung verfehenen Feldmeſſern können folde Aufträge er: 
theilt werben, zu denen fie fih nach dem Ermeſſen der Behörde eignen. 

3) Für die Ausführung derartiger Aufträge find den nicht im Gefchäftbereiche 
der Auseinanderfeßungs: Behörden angeftellten Staatsbeamten Diäten und Reife: 
Foften, erftere auch für Häusliche Gefchäfte, nach Maaßgabe des Regul. v. 28. Juni 
1825 und der V. v. 10. Juni 1848 zuzugeſtehen. Hinſichtlich der Iuftizbedienten, 
welche die richterlihe Qualifikation beſitzen, verbleibt es jedoch -bei der Beſtimmung 
im $. 3. der Inftruftion v. 16. Juni 1836. Die Diatenfäße der Kommunalbe: 
amten find nad) Analogie ber in den erwähnten Berorbnungen von 1825 und 1848 
für Staatsbeamte beftimmten Säge abzumefien. Den Kommiffionsgehülfen fönnen 
für derartige einzelne Aufträge Ein und ein halb bis Ein und zwei Drittel Thaler 
Diäten bewilligt werben, wenn ihnen nicht etwa ſchon früher ein höherer Diätenfas 
vom Minifterium zugeflanden worden if. 

Sind befondere Gründe vorhanden, in einzelnen Fällen oder bei einzelnen Bes 
amten über bie vorfiehend beſtimmten Diätenfäge Hinauszugehen, fo it dazu bie 
Benehmigung des Min. einzuholen. 

(Min. Bl. d. 1.2. 1850, S. 253, Nr. 341.) 


2) R. des K. Min. für Yandwirtbfchaftl. Ang. (Bode) v. 9. Sept. 
1851 an die 8. Gen. Komm. zu N. und zur Nachachtung an fämmtliche 
übrige Gen. Komm. und landwirthſchaftl. Reg. Abth., betr. die Ertheilung 
von Aufträgen an Juftiz Beamte in Auseinanderfegungd- Angelegenheiten. 


Der Herr Juſtiz⸗Min. Hat dem unterz. Min. das Schreiben der K. Ben. Kom. 
v. 3. Juni c. an das K. Appell. Gericht zu N., fowie einen Bericht des letzteren 
mitgetheilt, aus welchem fich exgiebt, welche Meinungsverfchiedenheit zwiſchen beiden 
Behörden über die Auslegung des $. 108. des Ablöf. Gel. v. 2. Maͤrz 1850 her- 
vorgetreten iſt. 

Das Min. kann den Ausführungen ber K. Gen. Kom. in dem gedachten Schreis 
ben nit beitreten. 

Wenn bie K. Gen. Kom. der vorgefeßten Dienftbehörbe des Beamten eines 
anderen Reſſorts die Derngniß abfprechen will, zu ermeflen, ob Aufträge, die ihm 
die Auseinanderfegungs+ Behörde ertheilt, mit den Gefchäften feines Hauptamtes 
verträglich find und die Beurtheilung hierüber ro ſelbſt und dem zu beauftragenden 
Beamten vindiciren will, fo verftößt biefes eben fo fehr gegen die Natur ber Sache, 
als es der Abficht des $. 108. 1. c. widerſpricht. Das unterz. Min. ift daher mit 
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dem Herrn Jufliz- Min. darüber einverftanden, daß biefenigen Juflizs Beamten, 
welche einen Auftrag von ber Auseinanderfehungs-Behörbe erhalten, die Genehmi⸗ 
gung ihrer Vorgefeßten zu deffen Annahme einzuholen haben. 

Es ift ferner zwar richtig, daß Fälle vorfommen Fönnen, in denen es anges 
meſſen erjcheint, Juftizs Beamten Aufträge außerhalb ihres Amtsbezirkes zu ertheilen. 
Als Regel muß aber ieltgehalten werden, daß bie diefen Beamten zu ertheilenden 
Aufträge auf deren Amtsbezirk zu befchränfen. Wenn die K. Gen. Kom. den Amtes 
bezirf eines Gerichts: Kommiffars mit dem Sprengel des Kreis⸗Gerichts, von wel 

em der Gerichts⸗Kommiſſar reffortirt, aus dem Grunde ibentificiren will, weil 
derfelbe Mitgliev des Kreis: Gerichts fei, fo ift dieſe Auffaſſung jedenfalls irrig. 
Denn nad $. 21. der B. v. 2. San. 1849, Art. VII. des zufäglihen Gef. v. 26. 
April 1851, und $. 20. und 49. des Gefhäfts-Regulativs für die Berichte erſter 
Inſtanz v. 18. Juli 1850 (Juſt. Min. BI. pag. 233) ift das Amt des Gerichte: 
Kommifjars auf den geographifchen, vom unmittelbaren Bezirke des Kreis: Gerichte 
abgegrenzten, Bezirk beihränft Der Gerichts⸗Kommiſſarius ift Einzelrichter für 
diefen Bezirk und hat in dem übrigen Sprengel bes Kreis-Gerichts, ohne befon- 
deren Auftrag, feine Amtshandlungen vorzunehmen. 

Der Herr Yufliz- Minifter wünfcht endlich noch, daß, im Intereffe des Juſtiz⸗ 
dienftes, die Beamten feines Reſſorts in der Regel nur mit Beforgung einzelner 
Geſchaͤfte beauftragt, und daß, wenn dennoch die Uebertragung der Bearbeitung 
ganzer Auseinanberfeßungen an ſolche für erforderlich erachtet werben follte, in Ge⸗ 
mäßheit der Borfchrift des $. 108.1. c. nur einfache Sachen ausgewählt werben 
möchten. Indem bie KR. Gen. Kom. Hiervon in Kenntniß gefebt wird, muß das 
Min. derfelben noch im Allgemeinen bemerflih machen, daß wi eine rückſichtsloſe 
Anwendung ber Beftimmungen des mehrerwähnten $. 108. durchaus Fein günftiger 
Erfolg zu erwarten if, daß vielmehr die K. Gen. Kom. bei Ertheilung von Aufs 
trägen an Beamte, welche nicht zu Ihrem Reſſort gehören, flets zu erwägen haben 
wird, ob letztere zur Erledigung folcher Aufträge fowohl die erforderlihe Qualifi⸗ 
fation, ale auch Luft und Zeit befißen. 

Wenn die K. Gen. Kom. hiernach verführt, fo wirb auch nicht Fi befürchten 
fein, daß die Borgefehten ber zu beauftragenden Suftig-Deamten ihre Genehmigung 
zur Uebernahme ber Aufträge verſagen werben, (Anl. a.) 


nl. a. 

Dem RK. ıc. wird in der Anlage Abfchrift einer, von dem K. Min. für lands 
wirthiehaftl. Ang. an die Gen. Kom. zu N. N. erlaffenen, fämmtlihen Auseinanbers 
ſetzungs-Behörden zur Kenntnißnahme und Nachachtung mitgetheilten Berfügung v. 
9. d. M. — die Auslegung des $. 108. der Ablöf. O. v. 2. März 1850 betr., 
— zur Nachricht mit der Anweifung zugefertigt, den Anträgen der Gen. Kommiſ⸗ 
fionen und Reg. Abtheilungen wegen Genehmigung jur Webernahme ben Juſtiz⸗ 
beamten in Auseinanderſetzungs⸗Sachen zu ertheilenden Aufträge überall da, mo 
das Interefie des JuftigeDienftes dadurch nicht gefährbet wird, bereitwillig entgegen 
zu fommen. 

Berlin, den 24. Sept. 1851. 

Der Juſtiz⸗Miniſter. 
Simons, 
(Min. Bd. i. V. 1851, ©. 204, Sir. 228.) 


Zu $$. 108. und 109. ' 


C. R. des K. Min. für Iandwirtbfchaftl. Ang. (Bode) v. 12. Febr. 
1851 an fämmtliche Auseinanderfegungd « Behörben, beir. die Legitimation 
der bei der Auseinanderſetzung betheiligten Intereffenten, in Folge der Be⸗ 
flimmungen im 6. 109. des Abldfungdgef. v. 2. März v. J., und im Akt. 
15. de8 Gef. von demfelben Tage, über die Frgänzung und Abänderung 
der Gem. Th. O., fomwie die Ertbeilung von Aufträgen in Auseinander⸗ 
fegungsfachen an Feldmeſſer und Protokollführer. 

Die K. Gen. Kom. (Regierung) empfängt im Anſchluß einen abſchriftlichen 
Auszug aus einer an die Gen. Kom. zu Stendal erlaffenen Verf. (Anl. a. u. b.) 
zur Kenntnignahme und Nachachtung. 


Anl. a. 
Der Anfiht der 8. Gen. Kom., daß bie, die Legitimation ber Intereſſenten 
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erleichternden Beſtimmungen im $. 109. des Abldfungsgef. v. 2. März v. J. und 
im Art. 15. des Gef. von demfelben Tage, die Ergänzung und Abänderung ber 
Semeinheitstheil. Ordn. beir., nur da anzuwenden feien, wo bas Hypothekenbuch 
bereits angelegt ift, kam das Min. nicht beipflichten. Allerdings machen biefe Be: 
flimmungen die Aufftelung von LegitimationssTabellen nicht überflüfftg, auch werben 
bie Leßteren da, wo Hypothefenbücher vorhanden find, zunaͤchſt auf bie aus den 
Lesteren zu ſchöpfenden Nachrichten zu gründen fein. Wo es aber noch an Hypo⸗ 
thefenbüchern fehlt, wird die Legitimation der bei der Auseinanberfeßung betheiligs 
ten Intereffenten fehr wohl auf dem, ri den gedachten Gefeßesitellen zuläffigen 
Wege feftgeftellt werben können, wobei fih von felbft verfteht, daß der Hypotheken: 
richter auf Grund eines derartigen Verfahrens den Beſiztztitel zu berichtigen, nicht 
verpflichtet ift, wohl aber Behufs Fünftiger Eintragung eines zwiſchen folchergeftalt 
legitimirten Intereffenten abgefchloffenen Rezeſſes von bemfelben Kennt zu ben 
Hypoihelen-Akten zu nehmen bat. Hiernach hat die K. Generalfom. den Zehnt⸗Ab⸗ 
Töfungs-Sahen von W., L. und M. weiteren Fortgang zu verfchaffen. 

Der Antrag der 8. Gen. Kom., zu geflatten, daß and) Feldmeſſern und Pro: 
tofollfführern einzelne Aufträge in Auseinanderſetzungsſachen auf Grund des $. 108, 
des Ablöfungegef. v. 2. März pr. ertheilt werden dürfen, hat dem Min. Berans 
laſſung gegeben, eine gutachtliche Aeußerung des Meviftonskollegiums für Landes: 
fulturfaden darüber zu erfordern, in wieweit jene Perfonen als Staatsbeamte ans 
ufehen und mithin bie gedachte Geſetzesſtelle auf fie anzuwenden ſei. Gine Abs 
Kari bes jeßt eingegangenen Gutachtens, welchem das Sin. entgegenzutreten nicht 
beabfichtigt, if Hier angeichloffen. emerft wird babei aber, daß diejenigen Pros 
tofoflführer, welche lediglih im Privatbienft der Speziallommiffarien flehen, und 
nur den Gid auf richtige Führung des Protokolle abzulegen haben, nicht als 
Staatsbeamte zu betrachten find, und daß folchen Perfonen deshalb Aufträge in 
Auseinanderfegungs- Sachen nit zu ertheilen find. Nur Hinfihtli derjenigen 
Brotofollführer erfcheint dies zuläffig, welche Behufs ihrer Ausbildung zu Oekono⸗ 
miefommiffarien eingetreten und deshalb den Supernumerarien und Gleven in ans 
deren Dienflzweigen gleih zu ſtellen find. Außerdem aber wird ber K. Gen. Rom. 
anempfohlen, bet der Ertheilung von Aufträgen an Feldmeſſer und Protofollführer 
mit Borflcht zu verfahren, und von biefer Befugniß in beſchraͤnktem Maaße und nur 
da Gebraud zu machen, wo das allgemeine dienftliche oder das fpezielle Interefie 
der Sache eine foldhe Range! als zweckmaͤßig erfheinen läßt. 

Berlin, den 12. Febr. 1851. 

Min. für landwirthſchaftl. Ang. Im Allah. Auftrage, 
ode. 


An 
die K. Generalkommifſſion zu Stendal. 


nl. b. 
Dem 8. Min. für landwirthſchaftl. Ang. en wie nicht, in Folge hoch⸗ 
verehrlichen Neffripts v. 31. Dec. v. I. unſere Anficht darüber: 
ob 1., die mit Penſtonsberechtigung nicht verſehenen Feldmeſſer, ſowie 2., 
die im Geſchaͤftokreiſe der Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden beſchaͤftigten Pro⸗ 
tokollführer zu den Staatsbeamten zu zählen find, denen nach $. 108. des 
Abföfungsget und nad Art. 15. des Gef. wegen Ergänzung ber Gemein: 
heitstheilungsorbn. v. 2. März pr. Aufträge in der daferöft näher bezeich⸗ 
neten Art und Ausdehnung erteilt werden bürfen, 
nachfolgend ganz geh. einzuberichten, indem wir, was bie ie betrifft, 
von der Boranstegung ausgehen, daß unter benfelben nicht bie bloßen Brivatfchrei: 
ber der Kommiffarien, fondern ſolche verfianden werben, welche für ben ihnen ob» 
liegenden Beruf unmittelbar von der Behörte oder doch unter deren Kontrolle und 
Genehmigung beftellt und mit dem Dienfteide belegt find. 

Mährend es der Diskretion und Prüfung der Auseinanderfeßungsbehörben 
felbft anheimgegeben bleibt, für welche einzelnen Geſchaͤfte und welchen dazu fühigen 
Berfonen fener beiden Geſchaͤftskathegorien fie Aufträge in ihrem Wirtungskreife 
geben wollen, hängt doch die Entfcheidung der Frage allein davon ab: 

ob die im Auseinanderfegungssiteffort befhäftigten Feldmeſſer und Proto- 
follführer zu den Civilbeamten gefeßlich gehören? 

Diefe Frage würden wir bejahen. 

Eine ausdrüdliche Definition bes Begriffs eines Staatsbieners enthält weder 
das Allgemeine Landrecht, noch ein fpäteres Geſez. Wenn das Gewerbefteuer-Ebift 
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v. 28. Oft. und 2. Nov. 1810, $. 21. zu den Gewerben, welde eine öffentliche 
Beglaubigung, Zuverläffigkeit und Unbefholtenheit erfordern, aud das der Feld⸗ 
meſſer zählte, fo gefchah daffelbe audy bezüglich der Verrichtungen der Aerzte, Ju⸗ 
ſtizkommiſſarien, Wotarien und Oekonomiekommiſſarien, welche aber, gleihwie die 
Feldmeſſer, fpäterhin zufolge Gef. wegen Entrichtung der Gewerbeſtener v. 30. Mai 
1820, $. 2., unter die Klaffe der Gewerbtreibenden nicht mehr ſubſumirt wurden. 
Jenes ältere Cdikt, lediglich von finanzieller Natur, iſt daher um fo weniger ents 
fcheidend, als unter anderem ber $. 462. Anh. zur A. G. O. beitimmt, daß Jufliz: 
fommiflarien und Notarien als wirfliche Staatsbiener anzufehen feien, während man 
fie gleichwohl bei der Befteuerung als Gewerbtreibende behandelte. Die Anfichten 
wegen der Beamteneigenfchaft folcher Perfonen, welche auf den eigenen Verbienft 
und nicht auf feſte Befoldung angewielen find, wie der Juftizfommiffarien, Feld⸗ 
mefier, Oekonomiekommiſſarien, haben befonders infofern, als es fih um Ausdeh⸗ 
nung der Privilegien der Staatsbeamten wegen eines abzugsfreien Cinkommens und 
der Freiheit vom Berfonal:Arreit handelte, früher mehrfa ggeihmwant (cf. 3.2. 
R. v. 15. Oft. 1830, v. Kamp Jahrb. 36. ©. 319; N. v. 1. Aug. 1831, 
v. Kamptz Jahrb. 38. ©. 119 10.); es entfchieb jedoch die Allerh. K. O. v. 19. 
Ian. 1833, ©. S. ©. 4, daß zur Befeitigung ber Nachtheile für den Sffentlihen 
Dienft wider die in Eid und Pflicht genommenen Defonomielommiffarien und 
Feldmeſſer (die fomit auf eine Linie geftellt wurden) während der Dauer ihrer An: 
ftellung auf firirte Diäten bei öffentlichen Behörden, desgleihen während der Dauer 
der von öffentlichen Behörden ihnen übertragenen Beſchaͤftigung, — Berfonalarreft 
Schulden halber nicht vollfiredt werben, bie Grefution in ihr Ginfommen auch nur 
nad Maaßgabe des $. 160. Anh. zur A. ©. O. zuläffig fein fol. 

Schon durch diefe Allerhöchfte Entſcheidung iſt umfres Crachtens die Beamten: 
eigenihhaft der von den Auseinanderfegungsbehörben befchäftigten Feldmeſſer feſtge⸗ 
ftellt, einmal dadurch, daß ihnen die widtigften Vorrechte, welche die $$. 160. x. 
174... Anh. zur A. ©. DO. nur den „Sivilbeamten“ uoeichen, gleich dieſen 
beigelegt werben, fodann dadurch, dag ihre Thätigkeit als ein öffentlicher Dienft 
und fie felbit ald Organe öffentlicher Behörden anerkannt werden. 

Auch das Juſtiz-Min. R. v. 10. Nov. 1840 (Juftiz-Min. BL. S. 334) ſpricht 
von der Gehaltskompetenz der Beamten; indem es dieſes geſetzliche DBenifizium 
einem Kopialienfhreiber während feiner Befcäftigung bei einer Gerichtsbehörbe 
zugefteht und eremplizirt babei überdies auf die oben angeführte Allerh. K. O. v. 
—8 1833 wegen ber bei oͤffentlichen Behörden beſchaͤftigten Kommiſſarien und 

eldmeſſer. 

Der gleichzeitig in jenem Neffript ausgeſprochene Grundſatz: daß die Wider: 
ruflichkeit oder Unwiderruflichfeit der Anftellung, das firirte oder unfirirte Dienft- 
einfommen feinen Unterfchieb für die Rechte. eines Beamten begründe, gilt zufolge 
.8. 102. Tit. 10. 2 I. des A. L. R. eben fo in Bezug auf die Beamteneigenfhaft 
felbft, indem dieſe legtere hiernach auch mit folchen — vereinbar iſt 
und ſie mit umfaßt, deren Dauer durch die Natur bes Geſchaͤfts oder durch aus⸗ 
drücklichen Borbehalt auf eine gewiffe Zeit eingeſchraͤnkt ift und welche mit dem 
Ablaufe diefer Zeit von ſelbſt erlöfhen. Der auf Kündigung oder für die Zeit 
des Bebürfniffes der Stellvertretung angeftellte Kanzleiviener ober Bote ift darum 
nichts defto weniger als Staatsbiener anzufehen. Insbeſondere iſt aber auch der 
Mangel der Penfionsberehtigung Fein Kriterium gegen die Beamtenqualität, wie ſich 
dies hinfichtlih ber Rechtsanwalte ergiebt, die dennoch zufolge $. 462. Anh. zur 
&. D. wirklidde Staatsdiener find. Deshalb kann u. E. in der Beziehung, daß 
einigen Feldmeſſern PBenfionsanfprüche verliehen find, andere dergleichen nicht be: 
fisen, eine Unterfcheibung rüdjihtlih der Beamteneigenfchaft der einen und ber 
andern nicht gemacht werden; dies um fo weniger, als unferes Willens die Bes 
willigung einer Anzahl von Penflonsberechtigungen für die im Auseinanderfeßungss 
reffort befchäftigten Feldmeſſer Ha le beshalb durchgeſetzt und ſchließlich ges 
nehmigt wurde, weil die Weltmefler an fi und von vorn herein als Beamte zu 
betrachten feien, der Wohlthaten anderer Beamten ähnlichen Berufes aber noch ents 
behrten. Dafür dürfte überbies die bei Bewilligung jener Penfionsberechtigungen 
getroffene Beftimmung fprechen, daß ber fpäteren Beilegung einer Penſionsbe⸗ 
rechtigung ungeachtet, doch im eintretenden PBenfionsfalle das Dienflalter des zu 
PVenfionirenden vom Tage feiner Beeidigung und Anftellung als Feldmeſſer zurück⸗ 
berechnet wird. 

Wenn die vorfichende Ausführung vorzugsweile bie Feldmeſſer betraf, fo müflen 
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wir noch auf diejenigen Motive zurückkommen, welde zugleich für die Beamten: 
eigenfchaft derjenigen Protofollführer fprechen, die nach den Gingangs bemerften 
Borausfegungen nicht bloße Privaifchreiber der Kommiſſarien, fondern von der Aus⸗ 
einanderfeßungs- Behörde ſelbſt oder doch unter deren Kontrolle und Genehmigung 
beftellt und in Eid und Pflicht genommen find. Mag man aud auf fie die Pri: 
vilegien der $$. 160. und 174. Anh. zur X. G. O. in der Regel mit angewendet 
haben, weil man verfchuldete und unordentlihe Perſonen der Art Tieber entließ, ale 
im Dienfte erhielt, fo läßt ſich doch aus dem Umflande, dag auf fie jene Borrechte 
der Beamten bisher nicht ausbrüdlih für anwendbar erflärt wurben, nicht umge: 
kehrt der Schluß ableiten, daß ihnen feine Qualität als Staatsdiener zulomme. 
Fehlt es auch für diefe Qualität, wie Eingangs bemerkt wurde, an einer bes 
fimmten gefeplihen Definition, fo find Do darüber, was als das unterfcheidende 
Weſen eines Staatöbeamten anzuſehen ift, binlänglid fihere Beftimmungen, unter 
anderem in ben $$. 2. und 3. Tit. 10. Theil IL. des 2. R. vorhanden. Es ge: 
hören dahin: die beſondere Amtstreue, die befondere Dienftpflicht gegen den Staat 
und der zu größerer Gewähr ihrer Erfüllung zu leiftende Amtseid, außerdem aber 
der Gegenſtand jener befonderen Dienfipflicht, welcher eben in den öffentlichen Ge⸗ 
fchäften befteht, deren Verrichtung fih der Staat vorbehalten und für welche er 
feine Beamten beftellt Bat. ft nun aud der Berufsfreis der Protofollführer in 
den Auseinanderfeßungsfachen, zu Nr. 9. des Koſten⸗NRtegl. v. 20. Suni 1817 nur 
dahin definirt, daß fie zur Beichleunigung der fommiffarifhen Gefchäfte zugezogen 
werden dürfen, fo find es doch diefe Geſchaͤfte Öffentlicher Natur, bei denen fe mits 
zuwirfen geſetzlich befähigt find und es beweilt auch bie Wirkung, welche unter ges 
wiffen Umftänden ihrer Mitvollziehung der Protokolle beigelegt. ift, für ihre Beam: 
tenqualität. Das vorerwähnte Jufliz: Min. Reffript v. 10. Nov. 1840, welches 
die Privilegien des Beamten einem zu weit untergeorbneteren Gefchäften befähigten 
Kopialienfchreiber im Dienfte einer Behörde vindizirt, beftätigt diefe Anficht eben- 
falle, indem es fih auf die Befchäftigung im öffentlichen Dienfte und die Beſor⸗ 
ung von öffentlichen Dienftfunktionen, als einziges und, entfcheidendes charakteriſti⸗ 
—* Kriterium des Begriffes vom Staatsbeamten gründet. Die Erfahrung hat 
enügend gelehrt, wie vortheilhaft ein zuverlaͤſſiger, geſchickter und eingearbeiteter 
—— zur Beſchleunigung der Gefchäfte bei fo manchen einzelnen Opera⸗ 
tionen benugt werden Tann und es wirb ja ber Prüfung und Beurtheilung der 
Behörde vorbehalten, nur ſolche Individuen, welche als vollfommen verläßlich ſich 
bewährt haben, auch nur mit den, dem Maaße ihrer Fähigkeiten entfprechenden Ge: 
ſchäftsakten zu beauftragen. Sonad bleibt nur die vorfichtige Anwendung der in 
den oben allegirten Gefepftellen den Behörben ertheilten Befugniß in Bezug auf 
Feldmefler und Protofollführer, fo wie die Befchränfung diefer Befugniß bei etwa 
wahrgenommenem Mißbrauch Sache der Verwaltung und der höheren Auffichts⸗ 
Inſtanz; das Intereffe des Dienftes dürfte aber u. E. wefentlih gewinnen, wenn 
das K. Min. unferer gutachtlichen Anſicht Folge zu geben geneigt fein möchte. 
Berlin, den 10. Ian. 1351. 
Das Revifions: Kollegium für Landesfulturfachen. 
Leite, Overing. Groſchke. Forni. Wendland. Hiltrop. Pohhammer. 


n 
das K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. 
(Min. BL dv. i. V. 1851, S. 42, Nr. 51.) 


— 


II. 


Geſetz vom 11. März 1850, betreffend die auf Mühlen- 
grundftücken baftenden Reallaſten. 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. 2c. verorbnen für ben ganzen Umfang der Monars 
hie, mit Ausnahme der auf den linken Rheinufer belegenen Lanbestheile, unter 
Zuflimmung beider Kammern, was folgt: 

$. 1. Bei Beurtheilung ber Frage: | | 

Ob die auf einem Muͤhlengrundſtücke haftenden Abgaben durch bie Beſtim⸗ 
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mungen bes 6. 30. des Ed. v. 2. Nov. 1810 (8. S. 1810, ©. 86.) ober 
des $. 3. der allgemeinen Gewerbe⸗Ordn. v. 17. Jan. 1845 aufgehoben 
worben find ober nicht, 
fommen künftig die Beflimmungen der SG. 1. und 2. der V. v. 19. Febr. 1832 
(G. S. 1832, S. 64) nicht mehr zur Anwendung, und bewenbet es lediglich bei 
den allgemeinen Grundfäßen über die Beweisführung und Beweislaft. 

$. 2. Jeder Prozeß, in welchem bie im 8. 1. bezeichnete Frage flreitig if 
oder wird, hat die Wirkung, daß alle auf dem Grundflüde ruhenden, nicht als 
aufgehoben zu betrachtenden ablösbaren Reallaften nad den Grundſaͤtzen des Ges 
febes über Ablöfung der Reallaften sc. v. 2. d. M. ſofort abgelöft werden müflen. 

In Betreff aller derartigen Prozefle, fie mögen bereit anhängig fein ober 
fs angeftellt werden, tritt die Zuflänbigfeit der Auseinanderfeßungs: Bes 

örde ein. 

. 3. Sind die darüber, ob unb in wie weit’eine auf einem Mühlengrunds 
ftücke haftende Abgabe eine Grundabgabe fei ober für den Betrieb des Mühlenges 
werbes entrichtet werben mülffe, entftebenben Streitigkeiten bei der Regulirung nicht 
gütlich zu befeitigen, fo überreicht die Auseinanderfeßungss Behörde die fpruchreaif 
inftruirten Aften mit ihrem Gutachten dem Revifions : Kollegium für Landeskultur: 
Sachen zur Entfheidung. Gegen den Ausfpruch beffelben Endet weder ein orbents 
liches J ein außerordentliches Rechtsmittel ſtatt. 

chon anhaͤngige, ng nicht rechtöfräftig entſchiedene Prozeſſe gehen, wenn 

gegen das bereits ergangene Erkenntniß ein Rechtsmittel eingelegt wird, ebenfalls 
an das Nevifions- Kollegium zur endgültigen Entfheiduug auf Grund bes gegens 
wärtigen Gefebes. 

Nur die bei Verkündigung biefes Geſetzes in der Reviflons- oder Nichtigkeits⸗ 
Inſtanz ſchwebenden Prozeſſe werden durch Entſcheidung bes Ober: Tribunald zum 
Austrage gebracht. 

$. 4. Ale Anſprüche auf Befreiung von den auf Mühlengreundftüden haften⸗ 
den Abgaben, welche darauf gegründet find: 

dag bie Abgaben durch die Beflimmungen bes $. 30. des Ep. v. 2. Nov. 

1810 oder des $. 3. der allgem. Gewerbe: Drbn. aufgehoben worben feien, 
müffen, bei Verluft derfelben, Seitens des VBerpflichteten vor dem 1. Januar 1855 
bei der zuftändigen Auseinanderfeßungs-Behörde angemeldet werben. 

$. 9. In allen Bällen, in welchen für den Verluſt einer für den Gewerbes 
betrieb entrichteten Abgabe nad dem Entſchädigungs⸗Geſetze zur allgemeinen Ges 
werbe:Orbn. v. 17. Jan. 1845 eine Gntihäbigung aus der Staatskaſſe in Anſpruch 

nommen werben kann, iſt ber betreffenden Regterung von dem Antrage auf Eins 
eitung des Berfahrens Nachricht zu geben. Der Regierung bleibt in ſolchem Kalle 
überlaflen, zue Wahrnehmung bes fisfalifchen Intereſſes einen Anwalt zu beftellen, 
welcher bei allen Berhandlungen zugezogen werben muß. 

. 6. Bei jeber Ablöfung der auf einem Mühlengrundftüde haftenden Reals 
laften ift der Beſitzer deſſelben zu fordern berechtigt, dag ihm ein Drittel des Rein⸗ 
erirages des Grundſtückes verbleibe, und daß, —* es hierzu erforberli, bie 
Abfindung für die zur Ablöfung kommenden Reallaften vermindert werbe. tehen 
bem verpflichteten Mühlenbefiger mehrere Berechtigte gegenüber, welche fih hiernach 
eine Verminderung ihrer Abfindung gefallen laffen mäffen, fo erfolgt die Verminde⸗ 
zung nach Verhaͤltniß der Größe der Abfindung. 

Der Reinertrag des Mühlengrundftüds wird in folgender Art ermittelt: 

68 wird ber gegenwärtige gemeine Kaufwerth, d. 5. der Werth, welchen das 
Mühlengrundſtück nebſt allem Zubehör, nad feiner Waflerfraft, Lage, der 
zur Zeit ber Abſchätzung beitehenden Konkurrenz und anderen beftimmenben 
Umftänden, in Erwägung aller auf ihm ruhenden Laften und Abgaben, und 
aller ihm zufiehenden Berechtigungen hat, in Pauſch und Bogen durch 
Schiedsrichter feitgeftellt. 

Zu dem Werth wird die Entfchädigung gerechnet, welche von dem jet: 
gen oder einem früheren Befiger des Mühlengrunpflüds für Aufhebung das 
mit etwa verbunden gewefener Zwangs⸗ oder Bannrechte, oder ausfchließs 
an Bewerbe s Berehtigungen, gewährt worben ober noch zu gewähr: 
ren ift. 

Alsdann werden vier Prozent bes fo ermittelten Kaufwerths und ber 
gebaien Entfhädigung mit dem Jahreswerthe aller ablösbaren Reallaften 
bes Mühlengrundſtücks nach Abzug ber nad) 88. 59. und 60. des Gef. über 
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Abloͤſung bee Reallaften v. 2. d. M. zu berüdfihtigenden Gegenleiſt ungen 
zuſammengerechnet. 
Die Summe davon ſtellt ben Reinertrag bes Grundſtüͤcks bar. 

$.7. Die Schiffsmühlen find im Sinne diefes Geſetzes ebenfalls zu den 
Mühlengrundflüden zu rechnen. 

5.8. Auf Mühlen, welde erſt nad) Verkündigung der Gewerbe : Orbn. v. 
17. Ian. 1815 neu gegründet worden find, findet die Beſtimmung wegen Herabs 
fegung ber Entſchädigung für die abzulöfenden Reallaften auf den Betrag von zwei 
Dritteln des Deinerirage bes Mühlengrundftüds Feine Anwendung. 

$. 9. Mit dem Tage der Verkündung des gegenwärtigen Geſetzes hört die im 
$. 1. Lite. b. und $. 2. Nr. 1. des Geſ. v. 9. Oft. 1848 (®. ©. 1848. ©. 276) 
angeordnete Sifiirung ber Prozeſſe über Mühlen Abgaben auf. 

Die nah $. 2. Nr. 1. bes gedachten Geſetzes getroffenen interimiftifchen Feſt⸗ 
feßungen über die laufenden Leiftungen bleiben bis zur Ausführung der Ablöfung, 
fowie die Befugniß der AuseinanderfehungssBehösden, dergleichen Feſtſetzungen auch 
fernerhin zu treffen, in Kraft. 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben Charlottenburg, den 11. März 1850. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
Graf v. ‚Brandenburg, v. Labenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. 
imons. v. Schleinitz. v. Stockhauſen. 
(G. S. 1850. S. 146. Nr. 3237.) 


Brgänzungen und Erläuterungen 
des Geſetzes v. 11. März 1850, betr. die auf Mühlengrunnftüden baften- 
den Reallaften. 


Zum ©. 1. 
€. R. des K. Juſtizmin. (Simons) v. 13. Juni 1850 an fämmtliche 
Gerichtsbehörden dieſſeits des Rheins, betr. die Abgabe der Akten in den 
vor den Gerichten über Reallaften auf Mühlengrunpftäden anhängigen Pros 
zeffen an die Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden. 


Nah einer Anzeige des K. Reviſ. Kolleg. für 2. 8. Sachen find bemfelben 
von einzelnen Seridten bie Akten in den bei ihnen anhängigen Prozeſſen über bie 
auf Mühlengrundftüden haftenden Reallaften mit Beziehung auf den $. 3. des ©. 
y. 11. März d. 3. zur definitiven Entſcheidung überfendet worden. Das Revij. 
Kolleg. macht darauf aufmerffam, daß «6 dergleichen Akten nur an bie fompetente 
Auseinanderfeßungss Behörde abgeben Fönne, um bie weitere und erneuerte Verhand⸗ 
lung unter den Partheien nad Maaßgabe des vorgebachten Geſetzes SS. 2. und 3. 
zu veranlaflen, und fall das von ihr einguleitende Regulirungsverfahren nicht auf 
ütliche Weiſe erledigt werben follte, die Akten demnaͤchſt mit ihrem Gutachten dem 
evif. Kolleg. zur definitiven Entſcheidung zurüdzureihen. 

Zur Vermeidung der unnöthigen Weiterungen, welche baraus entfliehen, wenn 
die Alten in den bezeichneten Progefien erſt durch Bermittelung bes K. Revif, Kol: 
leg. an die Auseinanderfeßunge-Behörben gelangen, werben, im Ginverflänbnig mit 
dem K. Min. für landwirthſchaftl. Ang., die fämmtlihen Berichtsbehörben in den 
Landestheilen bdiefleits des Rheins hierdurch angewiefen, die Aften in ben bei ihnen 
anhängigen Brozefien der in Rebe flehenden Art nicht an das K. Revif. Koleg. 
für * Sachen, ſondern an die kompetenten Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden ab⸗ 
zugeben. 

Dem letzteren iſt die in dieſer Beziehung erferderliche Anweiſung von dem K. 
Min. für landwirthſchaftl. Ang. ertheilt worden. 

(I. M. Bl. 1850. S. 196. Nr. 70.) 


Zum f. 3. 


N. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) u. 21. Oft. 1852 an 
die K. Meg. zu N., betr. den Erſaz von Manbatarien » Gebühren. in ben 
Landes⸗Kultur⸗Geſetzg. Bd. 1. " 16 
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nach F. 3. des Gef. v. 11. März 1850 vom Nenifiond-Kollegium allein zu 
entfcheidenden Mühlen-Prozepfachen. 

Der K. Reg. wird auf den Bericht v. 23. v. M., bei Rüdgabe der damit 
eingereichten Liquidation des Rechtsanwalts N. zu N. in Sachen zc., für die Ber: 
tretung des Königl. Fiskus als Adzitaten, hierdurch erwiebert, daß die vorgetragene 


Frage: 
„ob in den nad $. 3. des Gef. v. 11. März 1850 vom Revifions = Rolle: 
ium allein zu entfheidenden Mühlen + Brozeßfahen eine Erſtattung von 
anbatarien-Gebühren Seitens der unterliegenden Parthei erfolgen müffe?“ 
ſchon öfters in Folge von Beſchwerden zur Entſcheidung gefommen, auch nicht un: 
weifelhaft it. Das Min. hat fih indeß ſtets dafür entfchieden, dag ber Grfab der 
andatarien= Gebühren nicht Statt findet, weil Fein Appellations- Prozeß, fonbern 
ein Prozeß erfter und einziger Inftanz vorliegt. 
Das Min. kann daher die Beichwerbe über die Gen. Komm. zu N. nicht als 
begründet anerfennen. 
(Min. BI. d. i. V. 1852. S. 297. Nr. 289.) 


Zum ©. 6. 


N. des K. Min. für Iandwirthfchaftl. Ang. (Bode) v. 1. März 1853 
an den N., betr. die Koften des nach F. 6. des Mühlen⸗Ablöſ. Geſ. eintre= 
tenden Regulirungs⸗Verfahrens. 


Cine Regulirung auf Grund bes $. 6. des Gef. v. 11. März 1850 laͤßt fih 
— wie Ew. ıc. auf die Eingabe v. 5. v. M. erwidert wird — in feiner Beife 
als Prozeß behandeln, für welchen allerdings der Grundſatz gilt, daß die Suffum- 
benz in der Hauptfache die Tragung der Koften nach fich zieht; diefelbe iſt vielmehr 
nur ein einzelner Aft der Regulirung überhaupt, für welchen lediglich die für die 
Iegtere rückſichtlich der Koften beftehenden Vorfchriften maaßgebend bleiben. 

Die Derfügung. der 8. Gen. Komm. zu N. v. 20. Dec. v. 3. ift demnad 
ganz begründet. (Min. BI. d. i. V. 1853. ©. 98. Nr. 80.) 


Zum 9. 


GR. des 8. Fin. Min. (9. Rabe) v. 31. März 1850 an fämmtliche 
K. Meg., ausfchließlich derjenigen zu Potötam, betr. das Verfahren der fis⸗ 
Falifchen Behörden in Bezug auf Seiten der Domainen-Mühlenbefiger rück⸗ 
fländig verbliebenen Mühlenabgaben. 


Die General: Berf. v. 27. Dec. 1848, betr. bie proviforifche Stunbung der 
Mühlen:Abgaben, hat durdy das neue Geſetz wegen Regulirung biefer Art von Ab⸗ 
gaben v. 11. Mürz c. ihre Wirkung verloren und wird hierdurch aufgehoben. Es 
tommt gegenwärtig auf die Ausführung diefes neuen Geſetzes an ımd hat daher 
die K. Reg. alle, den Mühlenbefigern an ihren vertrages oder judikatmaͤßig feſtſte⸗ 
henden DomainensAbgaben bewilligten Stundungen zurüdzunehmen und jene Abgaben 
unverfürzt von ihnen einziehen, refp. beitreiben zu laflen, wenn fie nicht binnen 6 
Wochen nad den, ihnen hierüber fogleich zu machenden Gröffnungen ben Nachweis 
führen, daß fie bei der Anseinanderfegungss Behörde entweder nach F. 2. des Gef. 
gegen ben Fiskus wegen refb. Aufhebung oder Herabfepung ihrer Abgaben klagbar 
geworden find oder boch nach $. 6. deffelben auf Ablöfung und in dem einen, wie 
dem anderen Falle zugleih auf Regulirung eines Interimiftifums nach $. 9. ibid. 
angetragen haben. 

Wer von ihnen biefen Nachweis führt, dem kann bie bisher bewilligte uns 
dung noch bie zur Feſtſtellung des Interimiftitums, bei welcher die Regierung bie 
Gerechtſame bes Fiskus, wie Bei den weiteren Verhandlungen wahrnehmen zu laſſen 
hat und bei welcher es dann bis zur befinitiven Entſcheidung und reſp. Regulirung 
der Ablöfung bewenden muß, fortgewährt werden. ' 

Neue oder erweiterte Stundungen von Mühlenabgaben find nicht weiter in 
Antrag zu dringen; die K. Reg. müßte dean folhes in ſehr tringenden Fällen bes 
fonders rechtfertigen fännen, in welden aber die Anträge auch ftets auf eine be 
Rinımte Zeit; binnen welcher der Antrag auf Klage oder Ablöfung von Stiten bes 
Mühlenbefigers angebracht werben muß; zu beichräuten if. : 


a 
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Nebrigena aber wird der K. Reg. auf das dringenbfle empfohlen, in Hinſicht 
der, von den Domainen-Mühlenbefipern bei ber Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrde anzu⸗ 
bringenden Anträge auf die mögliche Befchleunigung der Berhandlimgen darüber 
ihrerfeits in aller Weile hinzuwirken. 

(Min, Bl. d. i. B. 1850. ©. 152. Nr. 202.) 


——— — — —⏑— 


Zweiter Abſchnitt. 


Die Ablöfungs- und Regulirungs-Geſetze, welche 
nur für einzelne Provinzen und Gebietötheile der 
Monardie zur Anwendung kommen. 


‚I 


Berorduung v. 27, Juli 1808 wegen Verleihung des Eigen⸗ 
thums von den Grundſtücken der Immedint-Einfaffen in den 
Domainen von Oftpreußen, Litthauen und Weftpreußen. 


Mir Friedrich Wilhelm 2c. thun Fund und fügen hiermit zu willen: Die Ims 
mebiat s @infaffen in Unfern Domainen genofien bis jebt Fein Eigenthumsrecht an 
ihren Grundfiüden. Ihrer Berfaflung mangelte es an Selbſtſtändigkeit und einem 
feften Fundament. Sie mußten fi den Beränderungen, welche mit ihren Grunbs 
ſtücken von Eigenthumswegen vorgenommen wurden, unterwerfen, und eine andere 
Regulirung der Leiflungen für die Benutzung berjelben gefallen laſſen. Strenge 
genommen, Tonnten fie, bei Abtretung ihres DBefigrechtes, bloß die etwanigen Ver: 
beffeeungen und das Super = Inventarium in Anſchlag bringen, am wenigſten aber 
ihre Grundſtücke verpfänben, ſich auf diefelben Kredit und dadurch die Mittel ver: 
fhaffen, Unglädsfälle zu übertragen und weſentliche Berbefferungen vorzunehmen. 
Die Grundſtücke gewährten ihnen alfo keinen Kapitalwerth, und das Befäredt ers 
loſch, ſobald fe nicht mehr im Stande waren, ihren Berbindlichkeiten nachzukommen. 
Gine fo ungewiffe und Freditlofe Lage mußte eben fo ſehr ven Wohlftand der Im⸗ 
mediat⸗Einſaſſen zurückhalten, als der Aderkultur im Allgemeinen nachtheilig fein. 
Die Remiffionen und Unterflübungen an Bankolz ꝛc., welche ihnen gegeben wurden, 
erfeßten bem guten umb thätigen Wirthe keinesweges bie Hülfsquellen, welche er 
bei dem Genuß eines vollftändigen Cigenthums durch na felbft und durch eigene 
Betriebfamfeit ſich ungleich dauerhafter hätte verfchaffen können; ben ſchlechten und 
traͤgen Wirth aber beitärkten fie noch mehr in ber nkatigfrit und bem Glauben, 
ale ob es ihm freiftehe, feine Exiſtenz auf Koften des Staats und des allgemeinen 
Wohle zu gründen. — Theils in Erwägung biefer Umftinde, theils um unfern 
Immebiat - Einfafien einen Erſatz wegen ber erlittenen Kriegsvrangfale zu geben, 
und thnen zugleich bie Mittel zu einem bleibenden Bohlftande zu gewähren, haben 
Wir befhloffen, ihnen, mit Aufhebung ber bisherigen, ſowohl ihr Beſitzrecht, als 
die Bererbung deflelben betreffenden Beitimmungen; eine Berfaflung zu ertheilen, bie 
für immer ihre Lage ſeſt und gründlich fihrt. 

Wir verleihen: demnach hiermit und Kraft biefea aus Königl. Macht und Volle. 
kommenheit, für Uns und Unſere Rahfolger in der Krone, fämmilichen Immediat⸗ 
Einfaffen in Unfern Domainen von Öftpreußen, Litthauen und Weſtpreußen, 

das volle mmeingefhränfte Eigenthum ihrer Grundſtücke. 

Jeder rechtmaͤßige Inhaber eines baͤuerlichen Immediat⸗ Orunbftũcks ia Unſern 
vorgedachien Domainen erlangt alſo von heute an. die Befugniß, über daſſelbe frei 
und ungehindert, den Geſetzen gemaͤß, zu verfügen, Tolches nach Gefallen zu ver⸗ 
aͤnßern, x verexben und zu verpfünben, und kann ſich überhaupt davon aller Rırts 
zungen, Borthrite, Mechte und Praͤrogatiyen erfreuen welche geſetz⸗ und verfaflungds 
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mäßig aus dem vollfiändigen Cigenthum eines bäuerlichen Grundſtücks entfpringen. 
Es verfteht ſich dieſes indefien nur unter folgenden Bedingungen: 

$. 1. Bleiben die Einfaffen fämmtlihen allgemeinen Landess, KRommunals und 
Sozietäts:Laften, welche jebt ſchon befichen, oder noch eingeführt werden möchten, 
gleih andern Grundeigenthümern ihrer Qualität, unterworfen. 

. 2. Erlaſſen Wir für die Verleihung des Cigenthums zwar alles Ginkaufs⸗ 
eld; es fallen aber auch ſämmtliche Remiffionen und Unterflügungen an Baus und 
rennholz, imgleichen die bisher in Unfern Forſten genofiene Weide und andere 

Benefizien, für die Zukunft gänzlich weg. 
$. 3. Doch wollen Wir diefe Remiffionen und Unterflübungen an Bau: ober 
Brennholz denjenigen Cinſaſſen, welche fi) den hier verordneten Bedingungen banfs 
barlih unterwerfen, noch auf zwei Jahre, nämlich 1809 und 1810 aus Gnaden 
angedeihen laſſen. In Hinficht der Walbweibe, welche ihnen gleihfalls noch auf fo 
lange belafien wird, müflen fie aber mit demjenigen Hütungsterrein zufrieden fein, 
welches ihnen mit der wenigften Befchränkung in der Dispofltion und Bewirthichafs 
tung Unferer Forſten angewiefen werden kann. | 
8. 4. Solchen Dorffchaften, bei deren Cinſaſſen der Verluft der Waldweide 
eine gänzliche Umformung ihrer wirthſchaftlichen Cinrichtung zur Folge haben 
würde, wird zwar aud weiterhin, nach Maaßgabe der Lofalität, das nothwendigſte 
Hütungsterrain in Unfern Forſten einftweilen noch geftattet werben, — nur auf 
unbeſtimmte Zeit, gegen Kündigung, einen billigen Zins, und mit Vorbehalt des 
Holzſchlages und der übrigen Forſtnutzungen. 
$. 5. Das bei den Bauererben befindliche herrſchaftliche Inventarium erhalten 
die Befiger für die alte Tare gleichfalls zu ihrem vollen Gigenthyum. Die Inter⸗ 
eflen des Tarbetrages werben, mit fünf vom Hundert berechnet, den jährlihen Abs 
aben zugefeht. Die Gebäude gehören nicht zum Inventario, fondern zum Grund» 
Bid, und fommen daher nicht befonders in Anrechnung. 
Die bisherigen Dominial- Abgaben und Leiſtungen werben weder erbös 
het, noch vermindert. . 
6. 7. Die den Einfaffen noch obliegende Schaarwerlss und andere Dienfte, 
imgleihen die Naturalskeiftungen derſelben, follen fümntlich, infofern fie aufhebbar 
find, gegen angemeflene Säse in Geldabgaben verwandelt werben. Hierzu werben 
aber die allgemeinen Landes, Kommunal und Sozietätslaften nicht gerechnet, 
$. 8. Bon dem hiernach ($$. 5., 6. und 7.) ausgrmittelten Gefammtbeirage 
der jährlichen Geldabgaben bleibt der vierte Theil als Srundftener (Kontribution) 
unablöslih auf dem Bauererbe Reben. Er wird nad ten Roggen: Durdfchnittes 
preifen der lebten dreißig Jahre in den Handelsftäbten der Provinz auf Moggens 
werth gebracht, und alle dreißig Jahre, nad) den Roggen⸗Durchſchnittspreiſen ber 
naͤmlichen Handelsflabt von den vorhergegangenen dreißig Jahren, anderweitig in 
feinem @eldbetrage abgeändert. 
$. 9. Die übrigen brei Viertheile der jährlichen Gelbabgaben werben abges 
loͤſet. Jeder Einfafle kann ſich von deren Entrichtung, durch Erlegung des, nach 
dem $. 5. beflimmten Sabe, naͤmlich zu 5 Prozent berechneten Kapitals, fowohl 
ganz ale thellweife zu jeder Zeit frei machen. Binnen vier und zwanzig Jahren: 
aber, alfo bis Ende des Jahres 1832, muß die Ablöfung vollbradht Fin. Pie 
viel jeder Ginfaffe aber binnen diefer Zeit auf gebachtes Kapital jährlig abbezahlen 
will, fol von ihm abhängen. Bon derjenigen Sunme, fo er auf dies Kapital ab: 
zahlt, werden ihm alsbann im nädyften Jahre die Intereflen von feinen Abgaben 
abgeſchrieben. er alſo 20 Thlr. auf das Kapital bezahlt, hat in den folgenden 
Jahren 1 Thaler Zins weniger zu entrichten. Wer das ganze Kapital exlegt, macht 
fih dadurch von der weitern Entrichtung ber vollen drei Biertheile feiner jährlichen 
Geldabgabe frei. Doc werden unter 5 Thaler Feine Zahlungen auf bas ital 
angenommen, und größere Summen mäffen auch immer durch 5 theilbar fein. Das 
in bee Beilage aufgeftellte Beifpiel wird die Sache anſchaulicher madyen. 
$. 10. Auch wollen Bir den Cinſaſſen, welche im Jahre 1809 das ganze 
Kapital Baar abiragen, Funfzehn, denen, die es im Jahre 1810 thun, Vierzehn, 
benen im ra 1811 Dreigehn Prozent und fo weiter bis zum Jahre 4818 mit 
eingerechnet, jebes fpätere Jahr Ein Prozent weniger, an dem Kapital erlaffen. 
$. 11. Dörfer, in deren ber größte Theil ter Bauerhoͤfe devaſtirt iſt, werbew 
fo bald als möglich aus der Gemeinheit geſeßt. Wo biefer Fall nicht eintritt, wol⸗ 
len Wir es zwar einfiweilen noch bem eigenen Entſchluß der Befiger überlaffen, 
ob fie ſich freiwillig aus ber. Gcmeinheit fepen wollen. Geſchieht ſriches aber wicht. 
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in einem Zeitraum von zehn Jahren, fo find bie Landespolizei⸗Behoͤrden berechtigt, 
bie Geparation auf Koflen der Intereffenten zu bewirken. In beiden Fallen Ik 
auch wider den feſtgeſetzten Theilungsplan Fein progeffnalifher Widerſpruch zuläffig, 
und jeber Einfaffe muß ſich bemfelben unterwerfen, fobald er eine Grundfläche ans 
gewiefen exhält, deren fünftiger Ertrag nach dem Gutachten von Sachverfländigen 
bie bisherigen Rugungen feines Erwerbes in ber Gemeinheit erreicht. Die naͤch⸗ 
fiens zu emanirende Theilungs- Ordnung wird die Separation möglich erleichtern. 
$. 12. Es wird jedem Binfaffen, ſobald es angeht, dasjenige vorgelegt wer: 
den, was er nad Maaßgabe ber jebigen Verordnung zu leiften hat, und er ifl ges 
halten, Binnen ſechs Wochen, von dem Tage angerechnet, wo ihm biefe Leiſtungen 
werben bekannt gemacht werben, fih darüber beflimmt zu erklären. 
$. 13. Nimmt derfelbe foldhes an, fo erhält er von der Landespolizeis-Behörbe 
bes Provinz, unter Beflätigung der ihr vorgejehten höheren Initanz, eine Verſiche⸗ 
rung6 s Urkunde, welche für ewige Zeiten die Kraft eines gültigen und umwiberrufs 
baren Befik- Dokuments haben foll. 
$. 14. Weigert ex fi aber, bie ihm vorgelegten Bebingungen zu erfüllen, 
ober erklärt er fi in der gefeßten Friſt ($. 12.) nicht beſtimmt, fo wird aladann 
das Bauererbe mit den dazu gehörigen Pertinenzien öffentlich ausgeboten, unter 
gleichen Bedingungen zu eigentgümlichen Rechten au einen befltfühigen Meiftbieten- 
den, mit den im $: 3. bewilligten Begünfligungen, verkauft, und auf dieſen bie 
BerfiherungssUrkfunde ausgefertigt. Der bisherige Befiger muß mit bem herausges 
fommenen Meiftgebot um fo mehr zufrieden fein, als es nur von ihm abgehangen 
at, fih im Beſitz des Grundſtücks zu erhalten, und die bisherigen grund eerliden 
bgaben und Leiſtungen nicht erhöhet, ſondern nur angemeflener xegulirt werben 
follen. Das aufgelommene Meiftgebot fol ihm indeffen, nad Abzug ber hierbei 
vorgefallenen Koften, ungelürzt ausgezahlt werben. 
$. 15. Zu diefem Ansgebot 3 hinreichend, wenn nur ein Bietungstermin in 
einer Friſt von 8 bis 10 Wochen angeſetzt, und ſelbiger durch dreimalige Cinrückung 
in die Inteligenzblätter der Provinz, durch einen Aushang bei dem ausbietenden 
und einem benachbarten Gericht und buch Bublifation von den Kanzeln in 5 bie 
6 Kirchen bekannt gemacht wird. Auch bebarf es Feiner beſondern Abſchaͤßzung des 
Grundftücks vorher; nur muß der Flächeninhalt, die ohngefähre Beichaffenheit des 
Bodens und ber Gebäude, und ber Betrag der Abgaben bekannt gemacht werben. 
g. 16. Ein gleiches Verfahren, jedoch mit einer doppelten Frift, findet Statt, 
um biejenigen Befitzer, welche aus Beranlaffung des Krieges ihre Grunbflüde vers 
laſſen haben, zur Abgabe ihrer —— vorzuladen, wenn der Aufenthalt derſel⸗ 
ben unbefannt iſt. Bei ihren Außenbleiben in dem fefgefepten Termin wird zwar 
mit des Veraͤußerung des Grundſtücks nad den obigen Beſtimmungen vorgegangen, 
ohne daß nachher ein Ginfpruch von ihrer Seite zuläffig if; das herausgekommene 
Kaufgeld nah Abzug der Koſten aber für ihre Rechnung gerichtlich niedergelegt. 
$. 17. Da in dem einen wie in dem andern Ball ($$. 15. und 16.) den vos 
rigen Befigern das Kaufgelb verbleibt, fo lommt es darauf gar nicht an, ob ihnen, 
wie es in einigen Gegenden der Fall ift, die Gebäube jetzt ſchon eigenthümlich zu: 
gehören ober nit. Sie werden mit dem Grundflüd zufammen veräußert. 
$. 18. Sind weber bie bisherigen Beſitzer von einzelnen Bauerhöfen mehr 
aufzufinden, noch Erben vorhanden, welche nach ber im folgenden $. bemerkten Des 
Haration ein Erbfolgereht auf die verlaffenen Grundſtücke Haben, folglich dieſer 
Unferer Dispofition anheimfallen, fo wollen Wir es ben übrigen Wirthen in ben 
Dörfern, worin dergleichen Höfe belegen find, überlafien, ob fie die zu denſelben 
bisher benußten Ländereien unter ſich vertheilen, und andere an ‚deren Stelle ans 
weifen wollen. Die Fläche zu den neuen Befigungen kann die Dorfſchaft anweifen, 
wo fie will; auch kommt e8 auf deren Größe niht an, wenn fie nur zufammenhän; 
gend, möglihf arrondirt, in Feiner Gemeinheit mit den übrigen Dorfslindereien 
—* Fr ber Beichaffenheit ift, daß fle bei freier Ausbietung zum eigenthuͤm⸗ 
en Befitz: 
8) die bisherigen, nach 68. 5., 6. und 7. ausgemittelten Gelbabgaben und fonft 
darauf ruhenden allgemeinen Lanbeslaften trägt; 
b) ein @infaufsgeld gewährt von 2 bis 300 Thalern, wenn die Größe des va⸗ 
Tanten Bauerhofes 5 dis 6 Hufen, von 100 bis 200 Thaler, wenn er 
4 Sufen, und von 50 bis 100 Thaler, wenn er 3 Hufen Magdeburgiſch 


etrug. 
Enihielt der vakante Bauerhof weniger Land, jo wollen Wir Unſerer Seits auf das 
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Gintaufsgeld Verzicht leiten. Webrigens wirb nur nad diefen Sägen das Ginfaufs- 
geld zu Unfern Kaffen eingezogen. — Was bei der Lisitation mehr an Ginfaufs- 
geld aufkommt, fällt der Dorfſchaft anheim. 

$. 19. Die gegenwärtige Verordnung begreift bie fogenannten Hochzinſer, 
Schaarwerksfreie, Schaarwerfsbauern, Zinsbauern, überhaupt alle diejenigen Imme⸗ 
diat-Ginfaffen unter ih, welche bisher nach der Deklaration wegen Bererbung der 
Bauerhöfe vom 25. März 1790 behandelt worden. Den Zeitpachtsbauern, Zeit 
emphytenten und übrigen Domainens@infaflen, welche noch Fein volles Cigenthum 
an ihren Grundſtücken haben, beabfihtigen Wir zwar ſolches gleichfalls zu verlei⸗ 
ben, behalten Uns indeflen vor, das Nähere darüber beſonders zu beftimmen. 

Wir Hoffen, daß Unfere Immebiat: Binfaflen die wohlthätige und Iandbesyäters 
liche Abficht, weldhe Uns bei der ihnen bewilligten Verleihung bes Gigenthums leis 
tet, mit gebührendem Dante ertennen, und ben gemachten Bedingungen fid gem 
und willig unterwerfen werden. Wir ertheilen ihnen nochmals bei Unferm Königl. 
Wort die feſte Zuficderung, daß fie auf diefen Ball jederzeit bei den ihnen jetzt ver⸗ 
heißenen Gerechtſamen kraͤftigſt geihügt werben follen. Urkundlich haben Wir dieſe 
Berorbnung, welde von allen öffentlichen Behörden genau befolgt und durch ben 
Drud zur allgemeinen Wiffenfchaft gebracht werden foll, Hoͤchſteigenhaͤndig vollzo⸗ 
gen und mit Unferm Königl. Inftegel verjehen lafien, behalten Uns aud vor, ‘ 

ige ben Umfländen nad anf bie übrigen Provinzen auszubehnen. 

So geſchehen und gegeben Königsberg, den 27. Julius 1808. 

(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
v. Schrötter. v. Stein. 
Beilage 


Es wirb das Beifviel angenommen, daß die gefammten jährlihen Abgaben 
und herrſchaftlichen Leiftungen bes Bauer⸗Erbes nebit den Interefien von dem In⸗ 
tario in Gelde überhaupt auf 20 Thaler ausgemittelt find. Davon bleibt nun 
ber vierte Theil (5 Thlr.) ale Grundſteuer unablöslih, wird auf Roggenwerth bes 
rechnet, und verändert ſich alle dreißig Jahre nad den Durhfchnittsroggenpreifen 
in den Hanbelsfläbten. Die übrigen drei Biertheile (15 Thlr.) find ablösih, und 
betragen, zu 5 Procent berechnet, ein Kapital von 300 Thlr., welches der Beſitzer 
eines ſolchen Bauer: Erbes erlegen muß, wenn er fi von ber weitern jährlichen 
Zahlung diefer 15 Thaler frei machen will. Mit jeven 5 Thalern, welche der Be: 
figer auf bas Kapital zahlet, Idiet er 22 Gr. 9 Bf. von feinem Binfe ab, mit 
10 The. — 45 @r., mit 20 The. — 1 Thlr. u. ſ. w. — Nachſtehende Tabelle 
ee das Nähere, wenn er feine Kapitals Zahlungen in der darin bemerkten Art 
einrichtet. ' 


u 


®e 


Mithin darf 
er in, den fols 
genden Jahren 
löfet er durch an Zins⸗ und 
die Kapitals: | Grundfleuer 
zablung ab I nur zahlen 





1] 3m Aften Jahr — | 22 | 9119| 671 9 
2 „ kin „ — 145 |—119 | 22 | 9 
3 „ den 1|—-1!|-—118| 2 | 9 
4 „Aten „— 1} — |—117| 22 | 9 
5 „— sn „ — | 45 1— 1 16 | 67 | 9 
6 „ben „ 1! — I—1H 15 1167| 9 
7 „ in „ 1|45 | —114 122 | 9 
8 „Sn „ — 22 | 91 14) — | — 
9 „ den ,„ 2/1 — —112 — |— 
10 „10en „ 2145 |i—1I 9,145 — 
41 „AMin „ 3 — — 6|45 | — 
12 „ In „ ıl— !—1 5135| — 


13 Im breigehnten Jahre Hat alfo ber Beſther auf das Kapital mar ned) 
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10 Thaler zu entrichten. Dadurch Löfet er die Iehten 45 Groſchen von den 
ablösbaren drei DViertheilen feiner ehemaligen Gelvabgaben ab, und barf alfo 
weiterhin son denfelben bloß die Grundſteuer berichtigen. 

(N. C. C. Tom. XU. ©. 359, Mathis Bb. 6. ©. 228, Rabe Bd. 9. ©. 235.) 


— — — 


II. 


Die Geſetze vom 21. April 1825 über die den Grundbefib 
betreffenden NRechtöverhältniffe und über die Realberechtigungen 
in den Landeötheilen, welche vormals eine Zeitlang zu dem 
ehemaligen Königreiche Weſtphalen, dem Großherzogthume Berg 
oder zu den Wranzöfifchen Departements gehört haben. 


L. K. O. v. 21. April 1825 (Ne. 937.), in Bezug auf die unter 
demfelben Dato erlaſſenen Geſetze, über die gutöherrlich-bäuerlichen Verhält⸗ 
niffe im vormaligen Königreich Weftphalen, Großberzogthum Berg und 
Sranzöfifchshanfentifchen oder Lippe» Departement. 


IH habe die mit dem Gutachten des Staatsraths Mir vorgelegten Geſetzent⸗ 
würfe zur Feſtſtellung ber gutsherrlich⸗baͤuerlichen Verhältniffe in denjenigen Thei⸗ 
Ien der Monarchie, die eine Zeitlang zum Königreih Weftphalen, zum Großherzog⸗ 
thum Berg und zu den Branzöfifch » hanfeatichen Departements, ober dem Lippe: 
Departement gehört haben, genehmigt. Wenn glei manche aus der fremden Ge⸗ 
feßgebung ubergegangene Befimmungen, mit ben von Mir während des gleichen 
Zeitraums erlaffenen Geſetzen, wodurch Die Erbunterthaͤnigkeit aufgehoben und über 
die Berbältniffe des Grundbeflßes verfügt worden iſt, nicht völlig übereinftimmen, 
fo habe Ich dennoch, weil die fremde Geſetzgebung, fo weit fie während ihrer kurs 

en Dauer zur faktifchen Wirklichkeit gelangt war, einen unzweifelhaften Rechtszus 
mb begründet hatte, im Mebrigen aber die Borberungen der Gerechtigkeit, wie 
ſolche Durch die in den Altern Provinzen ber Monarchie über die Verhältniffe des 
Grundbefiges feit dem Jahre 1807 erlaffenen Borfchriften anerkannt und in Ans 
wendung gebracht worben, überall berüdfidhtigt find, den vom Staatsrathe beguts 
achteten Entwürfen Meine Zuftimmung ertheilt. Ich Iafle daher die von Mir volls 
zogenen brei Geſetze dem Staatsminiflerium zur öffentlihen Bekanntmachung bier; 
neben zufertigen, und wiewohl die mit diefen Geſetzen in Verbindung flebende Abs 
1öfungsorbnung, da felbige zuvörberfi den Provinzialfländen vorzulegen iſt, gleich⸗ 
zeitig nicht publizirt werden Tann, fo dürfen doch die Ablöfungen felbit hievon nicht 
abhängig gemacht, vielmehr können felbige ſchon jet durch jede Art freiwilliger 
Webereinkunft von ben Intereffenten felbft eingeleitet und zu Stande gebracht wers 
ben, indem die Ablöfungsorbnung jede Art des freiwilligen Abkommens begünftigen 
und nur für diefenigen Bälle Borfhriften enthalten wird, in benen eine freie Vers 
einigung der Intereflenten nicht ſtatt findet. Das Staatsminifterium Hat biefen 
Befehl gleichzeitig mit ben Gelrpen zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 21. April 18 | 
Friedrich Wühelm. 


An 
das Staatsminiiterium. 
(8. ©. 1825. S. 73. Nr. 937.) 


IL Text der drei Gefege v. 21. April 1825. 
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(A.) 

Geſetz v. 21. April 1825 über die den Grundbeflg betreff. Mechtöverhält« 
niffe und über die Nealberechtigungen in den Landestheilen, welche vormals 
eine Zeitlang zum Königreich Weftphalen gehört haben. 

(©. ©, 1825. Nr. 938.) 


Wir Friedrich Wilhelm ıc. ıc. haben das unterm 25. Sept. 1820 erlaffene 
Sefes, die gutsherrlichen und bäuerlichen Berbältniffe in den vormals zum Königs 
zeih Weftphalen, zum Großherzogthum Berg oder zu den Branzöfifh-hanfeatifhen 
Departements gehörenden Ranbestheilen betreffend, nachdem darüber mehrere Zweifel 
und Bedenken eniflanden, einer wiederholten Prüfung unterworfen, und zugleich 
eh duch Aufnahme mehrerer darin nicht berührten Gegenſtände zu erweitern 

efchloffen. | 

Mir verorbnen demnach für diejenigen Lanbesiheile, welche bei Auflöfung ber 
fremden Herrfchaft zum Königreich Weftphalen gehört haben, mit Aufhebung bes 
gedachten Geſetzes v. 25. Sept. 1620 (infofern nicht einzelne Beftimmungen deſſel⸗ 
ben durch das gegenwärtige Geſetz ausdrücklich beflätigt werben), nad erfordertem 
Gutachten Unfers Staatsraths, wie folgt: f 





Erfter Titel, 


Bon ben Geſetzen, nad welchen die bezeichneten Gegenflände zu 
beurtheilen find. 


$. 1. 
Mir feben hieturd folgende im vormaligen Königreihe Weſtphalen erfhienene 
Geſetze gänzlid außer Kraft: . 
1) Dekret v. 23. Ian. 1808, wegen Aufhebung ber Leibeigenfchaft; 
2) Zeh v. 5. Aug. 1808, wegen der Hands und Spannbienfte während ber 
rndte; 
3) Dekret v. 28. März 1809, wegen Allodiſikation der Lehne; 
4) an v. 16. Mai 1809, wegen bes Schußgeldes nicht angefeflener Gin, 
' wohner; 
5) Dekret ». 27. Zuli 1809, wegen Erklärung bes Defrets v. 23. San. 1808; 
6) Dekret v. 18. Aug. 1809, wegen Ablöfung der Dienfle und Grundabgaben ; 
7) Dekcet v. 7. Sept. 1810, wegen Ablöfung der Zehnten; 
8) Dekret v. 1. Dec. 1810, wegen Ablöfung ber den Staats -Domainen zuftes 
enden Bräftationen ; 
9) Dekret v. 13. April 1818, die Ablöfung der Grunbabgaben betr.; 
10) Stanteraths - Gutachten v. 9. Mai 1811, über die Anwendung des Dekrets 
y. 1. Dee. 1810 (Nr. 8.) auf die Erbpachtsgũter, genehmigt den 13. Mai 


1811; 
11) Dekret v. 25. Juli 1811, wegen Ablöfung ber Laubemial:Gebühren; 
12) Staatsraths⸗Gutachten v. 30. März 1812, und genehmigt den 3. April ej., 
wegen Allodifikation der Lehne; 
13) Dekret v. 14. Aug. 1812, wegen Beitreibung der Dienfle, Zehnten u. f. w.; 
14) Dekret v. 18. San. 1813, wegen des Steuerabzuges bei Zehnten; und 
15) Dekret v. 26. März 1813, wegen Ablöfung ber Behnten, 
Bon dieſer Aufhebung find nur diejenigen Bellimmungen jener Geſetze ausges 
nommen, welche in Unfern eigenen Geſetzen ausbrudlih erwähnt und beflätiget 
werben. 


x 


Provinzial⸗Oeſehe. (©: v. 21. April 1825.) 


(B.) 
Sefep v. 21. April 1825 über die 
den Grundbeſttz betreff. Nechtsverhält« 
niffe und über die Nealberechtigungen 
in den Landestheilen, welche zum ehe» 
maligen Großherzogthum Berg eine 
Zeitlang gehört baten. 
(8. ©. 1825. Nr. 939.) 


Bir 
(u. ſ. w. wie vorflehend unter A. Nr. 
938.) 





Bir verorbnen denmach für diejenigen 
Landesiheile, welche bei Auflöfung ber 


fremden Herrſchaft zum Großherzog⸗ 
thum Berg gehört haben, 
(u. ſ. w. wie vorfiehend unter A.) 


Erfter Titel 


Bon den Geſetzen, nah welden 
die bezeichneten Gegenſtände zu 
beurtheilen Find. 


Wir fehen hierdurch folgende im vor: 
maligen Großherzogthum Berg erfchienes 
nen Geſetze gänzlich außer Kraft: 

1) Dekret v. 12. Dec. 1808, wegen 
Aufhebung der Leibeigenfchaft; 

2) Defret ». 11. Ian. 1809, wegen 
Aufhebung ber Lehne; 

3) Dekret v. 13, Sept. 1811, wegen 
ber abgefhafften Rechte und Abga⸗ 
e % 


N; 

4) Dekret v. 19. März 1813, wegen 
Ablösbarkeit der Zehnten; 

5) Das am 19. März 1813 beftätigte, 
die Mairie⸗Lohne betreffende, Staats; 
raths⸗Gutachten v. 22. Juli 1811. 

Bon diefer Aufhebung find nur dieje⸗ 
nigen Beſtimmungen biefer Geſetze auss 
enommen, welche in Unfern eigenen ®e: 
etzen ausdrüdlich erwähnt und beſtaͤtiget 
werden. 





249 


(C.) 
Geſetz v. 21. April 1825 über die 
den Grundbeſttz betreff. Nechtsverhäft- 
niffe und über die Mealberechtigungen 
in den Zandestheilen, welche vormals 


zu ten Branzdflfchen Tepartements 
eine Zeitlang gehört. haben. 

(8. ©. 1825. Nr. 940.) 
Wir 

(u. f. w. wie vorflehend unter A. Nr. 

938.) 





Wir verorbnen demnach für diejenigen 
Zanbestheile, welche bei Auflöfung ber 
fremden Herrichaft Ey den Franzoͤſiſch⸗ 
banjeatifhen Departements oder 
bem Lippes Departement eine Zeits 
lang gehört haben, 

(u. |. w. wie vorſtehend unter A.) 


Erfter Titel 


Bon ben Geſetzen, nah welden 
bie bezeihneten Gegenflände zu 
beurteilen find, 


8. 1. 

Wir ſetzen hierdurch folgende in ben 

oben bezeichneten Landestheilen erfchienene 
Geſetze gänzlih außer Kraft: 

a. Königlich Wenrphälifche Geſetze: 
1) Dekret v. 23. Ian. 1808, wegen 
Aufhebung der Leibeigenſchaft; 

2) Dekret v. 5. Aug. 1808, wegen ber 
Hands und Spanndienfte, während 
ber Erndte; 

3) Dekret v. 28. März 1809, wegen 
Alodiftlation ber Behne; 

4) Dekret v. 16. Mai 1809, wegen bes 
Schutzgeldes nicht angefeflener Eins 
wohner; Ä 

5) Dekret v. 27. Juli 1809, wegen Er; 
Märung des Dekrets v. 23. San. 


1808; 

6) Dekret ». 18. Aug. 1809, wegen 
Ablöfung der Dienfte und Grund: 

abgaben; 
7 Dekret v. 7. Sepi. 1810, wegen 
Abloͤſung der Zehnten; 
8) Dekret v. 1. Dec. 1810, wegen Ab⸗ 
loͤſung der den Staats » Domainen 
nen I Boiler ; Brfet 
b. Großherzoglich Bergifche Geſehe: 
8) Dekret v. 12. Dee 1808, wegen 
Aufhebung ber Leibeigenfchaft; 
10) Dekret v. 11. Ian. 1809, wegen 

Aufhebung ber: Lehne; == 
0. Senngößiä) » Sanfentiie Geſetze: 
11) Dekrei v. d. Dec, 1811, wegen Auf⸗ 
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Geſetz v. 21. April 1825. Nr. 938, 
(A.) 





$. 2. 

An die Stelle biefer aufgehobenen Gefege tritt bas gegenwärtige Geſetz nebfl 
der Tünftigen Abloͤſungs⸗Ordnung ($. 119.). Reben benfelben follen die Gewohn⸗ 
heiten und Proyinzialgefeße, in ſoweit diefelben durch das Batent v. 9. Sept. 1814 
8. 2., oder das Patent v. 25. Mai 1818 $. 3., aufredht erhalten find, und dem: 
nächſt auch Unfere allgemeine Geſetzgebung, als fubfiviarifches Recht, angewendet 
werden. Die befonderen Geſetze aber, welche Wir über die bäuerlichen Verhältniſſe 
und über die Ablöfungen dieſſeits der Elbe erlaffen haben, follen nur in fofern zur 
Anmendnng kommen, als diefes für einzelne Stellen berfelben durch das gegenwär: 
tige Geſetz oder die AblöfungssOrbnung ($. 119.) ausbrüdlich vorgefchrieben wird. 


weiter Titel 
Bon den guisherrlichsbäuerliden Rechtsverhältniſſen. 
Gegenſtand dieſe zweiten Titels. 


Unter den gutsherrlich⸗baͤuerlichen Verhaͤltniſſen, worüber ber zweite Titel bes 
gegenwärtigen Geſetzes verfügt, find alle Rechte von gutsherrlicher Natur und 
die denfelben entſprechenden Berpflihtungen zu verfichen. Welchen Rechten eine 
ſolche gutöherrliche Natur zuzuſchreiben NY ift in jedem Lanbestheil nad) deſſen, vor 
der fremden Herrſchaft beſtandener, Verfaſſung und Herkommen zu beurtheilen, und 
babei auf bie fonflige Gigenfgaft der Suter und ber Berfonen, zwiſchen wels 
Am dieſe Verhaltniſſe obmwalten, nicht zu ſehen. (Bergl. $. 16.) 


Provinzial⸗Seſetze. (G. 9. 21. April 1825.) 


Geſeß v. 21. Ari 1825. Nr. 939. 





$. 2. 

An die Stelle diefer aufgehobenen Ge⸗ 
feße tritt das gegenmwürtige Geſetz nebſt 
der fünftigen Abloſſungs⸗Ordnung ($.95.). 

Reben denfelben ſollen da, wo Unfere 
allgemeine Gefebgebung bereits eingeführt 
ift, die Gewohnheiten und Provinzialge: 
feße, in fo weit biefelben durch das Bar 
tent v. 9. Sept. 1814 $. 2., oder das 
Batent v. 25. Mai 1818 $. 3., aufrecht 
erhalten find, nnd demnaͤchſt auch Unfere 
allgemeine Geſetzgebung, als ſubſidiariſches 
Recht, angewendet werben. Wo aber die 
allgemeinen fremden Geſetze noch zur Zeit 
fortbeftehen, follen neben dem gegenwaͤr⸗ 
tigen Geſetze und der Abloſungs⸗Ordnung 
($. 95.) yunägt die Gewohnheiten und 
Brovinzialgefeße, in fo weit ſolche durch 
die fremden Geſetze nicht abgefchafft find, 
fobann aus Unferm A. 2. R., Th. 2. 
Dir. 7. Abſchn. 6. (über die Dienite), 
und Th. 2, zit. 11. 89. 857. ff. (über! 
die Zehnten), und endlich die fortbeftehen: ' 
den allgemeinen fremden Geſetze, als fub: | 
ſidiariſches Recht zur Anwendung kommen. 

Die befonderen Geſetze aber, welche 
Wir über die bäuerlihen Berhältnifie 
unb über die Ablöfungen dieſſeits der 
Elbe erlaflen haben, follen überall nur: 
in fofern angewendet werden, ale biefes | 
für einzelne Stellen derſelben durch das 

egenwärtige Geſetz oder die Abloͤſungs⸗ 

dnung ($. 95.) ausbrüdlid vorge: | 

ſchrieben wird. | 
wetter Titel 
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Befeh v. 21. April 1825. Nr. 940, 
) 


bebung des Feudalweſens in ben Des 
partemente der Elbmündung u. ſ. w.; 
12) Dekret v. 8. Jan. 1813, wegen An 
wendung des unter Nr. 11. erwähns 
ten Defrets auf das LippesDepartes 


ment; 
13) Defret v. 22, Ian. 1813, über bie 
Zehnten. | 
Bon diefer Aufhebung find nur diejes 
nigen Beflimmungen jener Geſetze aus: 
genommen, welde in Unfern eigenen Ge⸗ 
feßen ausdrüdlich erwähnt und beflätiget 
werben. 


F. 2. 

An die Stelle biefer anfgehobenen Ge⸗ 
feße tritt das gegenwaͤrtige Geſetz nebft 
der künftigen Ablöfungs: Ordnung ($.92.). 
Neben denfelben follen die Gewohnheiten 
und Provinzialgefeße, infoweit dieſelben 
durch das Patent v. 9. Sept. 1814 8. 2., 
oder das Batent v. 25. Mai 1818 6.3. 
aufrecht erhalten find, und demnaͤchſt auch 
Unfere allgemeine Geſetzgebung, als ſub⸗ 
ſidiariſches Recht, angewendet werden. 
Die befonderen Geſetze aber, weiche Wir 
über die bäuerlichen Berhälmiffe und über 
die Ablöfıngen dieſſeits der Elbe erlaflen 
haben, follen nur infofern zur Anwen⸗ 
dung fommen, als diefes für einzelne 
Stellen derfelben durch das gegenwärtige 
Geſetz oder die Abloͤſungs⸗Ordnung ($. 
92.) ausdrücklich vorgefchrieben wird. 


weiter Titel ' 


Bon den gutisherrlisbäuerlihen Bon bengutsherrlihsbäuarliden 


Rechtsverhältniſſen. 
$. 3. 
Die g. 3. Nr. 938. A. 


RegtssBerpältniffen. 
8. 3. 
Wie 8. 3. Nr. 938. A. 
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Geſetz v. 21. am 1825. Nr. 398, 


Aufgehobene Reh: ber Gutsherrn. 


Die Leibeigenfchaft (Erbunterthänigkeit, Gigenbehörigfeit u. f. w.), in fofern 
fie irgendwo noch beftanden Hätte, ift und bleibt mit ihren Folgen ohne Entſchaͤdi⸗ 
gung aufgehoben, wie es in Unferer ganzen Monarchie theils von Unferen Vorfah⸗ 
ren, theild von Uns Selbft durch das en. 9, Oft. 1807, Thon geichehen ifl. 

$. 5. 


Es bleiben ferner aufgehoben: 

1) die bloß perſoͤnlichen Dienfte oder Perfonalfeohnden; 

2) die Verbindlichkeit, in dem Haufe des Gutsheren als Geſinde zu dienen (bas 
fogenannte Gefindegwangsredt) ; 

3) die Verbindlichkeit, zur Gingehung einer Heirath die Ginwilligung des Guts⸗ 
herrn einzußolen , und an diefen für die Einwilligung eine Abgabe (3. 2. 
Bebemund, Brautlauf 2c.) zu entrichten; 

4) alle ungemeffene Dienfte, jedoch mit ber im $. 118. angeordneten Ausnahme, 


Als ungemeflene Dienfte follen nur biejenigen betrachtet werben, die von ber 
Willführ desjenigen abhängen, der fie zu fordern hat, bei welchen alſo die mehrere 
ober mindere Belaftung ber Dienfpfictigen in dem Gutbefinden der Dienſtherren 


ſtehet. 

Wo dieſe Kennzeichen nicht ſtatt finden, iſt der Dienſt zu den gemeſſenen zu 
a Es find deshalb 3. DB. diejenigen Dienfte nicht zu den ungemeflenen zu 
rechnen: 

1) Bei welchen auf irgend eine Weiſe entweder durch Herkommen, oder durch 

die Dienſtregiſter, Heberegiſter, oder durch Urkunden, Ueberlaſſungébriefe 
u. ſ. w., oder durch Anerkenntniſſe u. ſ. w., die Quantität, oder die Anzahl 
ber Tage, oder bie Zahl der Arbeiter, Pflüge, Fuhren, Schode, Scheffel, 
Meilen u. f. w. beflimmt find; wenn auch die Art ber Arbeit, die mit Dies 
fen Dienften geleiftet werden muß, nicht angegeben fein follte. 

- 2) Diejenigen, welche, ohne durch ihre Quantität, ober die Anzahl der Tage 
beftimmt zu fein, es gleichwohl dadurch find, daß auf gleiche Weife durch 
Herlommen u. f. w. ber Namen, oder der Umfang ber Grundſtücke beſtimmt 
it, welche die Dienfipflictigen entweber zu pflügen, ober zu befüen, ober 
abzuerndten, ober anderweitig zu bearbeiten haben, ober von denen es ihnen 
oblieget, die Früchte einzufahren, einzufcheuern oder zu verfahren u. f. w. 

s fol a zur — des Umfanges hinlänglich fein, wenn ders 
felbe durch fonft gebräuchliche Maaße, als z. B. Ausſaats⸗Quantum, oder 
— Ngeen, gewerke, Feldfluren, oder Grenzen und Mahle n. ſ. w. 

ezeichnet iſt. 

3) Diejenigen, bei weldhen den Dienftpflichtigen die Bearbeitung beftimmter 
Aders oder Wiefenftüde u. f. w, ober auch bie einer ganzen eldflur von 

ſo beſtimmtem Umfange, ober eines Theiles derſelben, in Gemeinſchaft mit 
bem Dienfiberen, oder mit anderen —— en, obliegt. Wird dabei 
der Beitrag des Dienſtherrn ſtreitig, ſo ſoll auf Antrag der Dienſtpflichtigen, 
welche alsdann den Beweis zu fuͤhren haben, ſelbiger von der General⸗ 
Kommiſſion feſtgeſtellt werden. 

Nach dieſen Grundſätzen ſollen nicht allein bie wirthſchaftlichen Dienſte, ſon⸗ 
dern auch alle übrige, und namentlich die Baudienſte (Baufrohnen, Burgfeſte 
u. ſ. w.), Marktfuhren, Botengänge u. f. 2 beurtheilt werben, 


Dem Butsheren flieht kein Recht in Anfehung ber —— und Beſtimmung 
der Kinder der Bauern zu. Auch kann er ihnen weder die Verbindlichkeit auf: 
legen, bei dem Bauernſtande und dem Gewerbe ihrer Eltern zu bleiben, noch fie 
verhindern, ſich außerhalb des Bauerguts nieberzulaffen, und ihm fteht eben fo we⸗ 
— Recht zu, unter mehreren Miterben den Annehmer einer bäuerlichen Stelle 
zu beflimmen. 


8.8. 
R Er kann von ben Bauern ben Eid der Tree und Unterthänigleit wicht fors 
ern. 





Provinziale@efege. (8. v. 21. April 1825.) 


$. 4. 
Wie 6. 4. Nr. 938. A. 


Geſet v. 21. Ari 1825. Nr. 999.1 @efep v. 21. Ani 1825. Nr. 940. 


$.4. 
Die 5. 4. Nr. 938. A. 


$. 5. . $. 5, 
Wie $. 5. Nr. 938. A. mit Wegfall Wie $. 5. Rr. 939. B. 


der Worte unter Nr. 4.: „jedo 
der im 5,118. angeordneten 
nahme.“ 


8. 6. 
Wie $. 6. Nr. 938. A. 


8.7. 
"Wie 6.7. Rx. 938. A. 


8 
Die: $. 8, Nr. 30. A. 


mit 
u6s 


— — — — — — —— — 


| 
— 


$. 6. 
Bie $. 6. Nr. 938. A. 


$.7. 
Wie 8. 7. Nr. 938.4. 


8 8. 
Wie $. 8. Nr. 938.4: - 


284 Bon ven Negulicungen, Üblöfungen u. GemeinfeitseXellungen. 
Geſetz v. 21. April 1825. Nr. 938. 
(A.) 


$. 9. 
Er kann fie zur Erfüllung ihrer beibehaltenen Verbindlichkeiten gegen ihn wes 
der durch Förperlihe noch burd Geldſtrafen nöthigen, fondern fi) nur an die Bes 
ve wenden, da der Dienftzwang und jedes andere Recht diefer Art aufgeho⸗ 
en iſt. 

Menn jedoch die Pflihtinen die den Gutsherren fehuldigen Dienfle durch ihr 
Geſinde verrichten laſſen, fo finden gegen letzteres die Borfchriften der Befindeorb- 
nung v. 8. Nov. 1310 Art. 76-81. Anwendung, 

$. 10. 

Eben fo ift das unter dem Namen: Sterbefall, Beſthaupt, Kurmebe,. Mortuas 
rium ıc. befannte Recht eines Guts⸗ oder Gerichtsherrn, einen Antheil aus dem 
Mobiliarnahlaß eines Verſtorbenen, oder ein einzelnes Stud aus dieſem Nachlaß 
u fordern, allgemein aufgehoben, ohne Rüdfiht auf den Stand und bie perjön: 
ichen Berhältniffe des Verſtorbenen, von deſſen Nachlaß die Rede if. 


[4 


$. 11. 

Die Perfonalabgabe, welche von den nicht angefeflenen Einwohnern für den 
Schutz unter dem Namen: Schußgeld, Beirauchsgeld, Heuerlingsgeld, Einliegerreiht, 
Beiwohnerrecht und unter andern gleihartigen Benennungen zu entrichten war, if 
aufgehoben; auch finden die Dienfte, weldhe des verlichenen Schußes wegen geleis 
ftet werden mußten, nicht mehr Statt; dagegen haben aber aud bie bisherigen 
Schutzunterthanen auf die Bortheile, welche ihnen an einigen Orten dafür zuftan- 
den, nicht ferner Anſpruch. 19 

$. 12. 


Berner dürfen nicht mehr gefordert werden: 

1) Dienfte, welche wegen der Lehnsverbindung geleiftet werden mußten, vors 
ausgeſetzt, daß fie bloße Ehrendienfte waren, oder auf Schuß und perföns 
lihen Beiſtand abzwedten, indem die übrigen auf einem bäuerlichen Lehngut 
baftenden Dienfte nach $$. 5., 6. und 44. des gegenwärtigen Geſetzes zu 
beurtheilen find; 

2) alle Dienfte, welche wegen der Gerichtsbarkeit geleiftet werben mußten, wos 
bin — die $. 14. genannten Dienfte nicht zu rechnen; 

3) die Jagdfrohnen aller Art, es fei denn, daß von der des öffentlihen Woh⸗ 
les wegen vorzunehmenden Ausrottung fhädlicher Thiere die Rede wäre. 


$. 13. 
Gemeinen, als folge, And zur Zeitung von Frohndienſten nicht anders vers 
bunden, als wenn ihnen für dieſe Dienfte Grunbitüde ober dingliche Rechte über: 
laſſen find, ober wenn fie dafür Gelbfummen verſchulden. 


Auf Gemeinedienſte hingegen, beogleigen auf die unter den Namen von Burg: 
feſten, Landfrohnen u. f. w. (A. ER. Th, 2. Tit. 7. 88. 37— 45.) zu öffent 
lihen Staatsbebürfnifien zu leitenden Dienfte, fo wie auf diefewigen, welde aus 
dem Kirchens oder Schulperband ‚zu Teiften find, bezieht fig die Aufhebung nicht. 


Prorinzial⸗Geſetze. (8. v. 24. April 1825.) 


Geſetz v. 21. Ai! 1825. Nr. 939. 


6. 9. 
Wie $. 9. Nr. 938. A. 


$. 10. 

Aufgehoben ift ferner das unter dem 
Namen: Sterbefall, Mortuarium etc. be⸗ 
fannte Recht eines Guts⸗ oder Gerichts: 
herren, einen Antheil aus einer Berlaflen: 
ſchaft zu fordern; wenn jeboch dieſes 
Recht nicht auf einen aliguoten Theil der 
Erbſchaft, fondern auf ein einzelnes Stud 
derjelben (Beſthaupt, Kurmebe, Sterbe: 
bette ꝛc.) gerichtet it, und zugleich auf 
einen Banerngute haftet, fo don es auds 
nahmsweiſe fortbauern. 


$. 11. 
Die $. 11. Nr. 938. A, 


8. 12. 
Berner dürfen nicht mehr gefordert 
werden: 

1) Dienfte, welche wegen ber Lehnsver; 
bindung geleitet werben mußten, 
vorausgeſetzt, daß fie bloße Ehren⸗ 
dienfle waren, oder auf Schuß und 
perſoͤnlichen Beikand abzwedten, in; 
dem die übrigen aufeinem bäuerlichen 
dehngut haſtenden Dienſte nah 68. 
5., 8. und 24. des gegenwärtigen 

Geſetzes zu beuriheilen find; 

alle Dienite, welche wegen der Ges 

richtsbarkeit geleiftet werden mußten, 

wohin ietob bie $. 14. genannten 

Dienfte nicht zu rechnen; 

3) die Jagdfrohnen aller Art, es fei 
denn, daß von der bes öffentlichen 
Wohle wegen vorzunehmenden Aus: 
rottung ſchaͤdlicher Thiere die Rede 
wäre. 


2 


— 


§. 13. 
Wie $. 13. Nr. 938. 4. 


6. 14. 
Wie 6. 14. Nr. 938. A. 


255 
Befeh v. 21. &pıl 1825. Nr. 940, 





9 
Wie g. 9. Nr. 938. A. 


$. 10. 
Wie $. 10. Nr. 938. A. 


$. 11. 
Die $. 11. Rr. 938. A. 


$. 12. 
Berner dürfen nicht wehr gefordert 
werden: 

1) Dienfte, welche wegen der Lehnsver⸗ 
bindung geleiftet werben mußten, 
vorausgefeßt, daß fie bloße Ehren⸗ 
dienſte waren, oder auf Schup und 
perfönlichen Beiſtand abzwedten, in; 
dem die übrigen auf einem baͤuer⸗ 
lichen Lehngut haftenden Dienfte nach 
65. 5., 6. umd 23. des gegeuwärti- 

gen —— zu beurtheilen find; 

alle Dientte, welche wegen ber Ge⸗ 

richtsbarkeit geleiftet werben mußten, 

wohin jedoch die $. 14. genannten 

Dienfte nicht zu rechnen; 

3) die Jagdfrohnen allır Set, es fei 
denn, daß von der des öffentlichen 
Wohles wegen vorzunehmenden Auss 
voftung Ihädliher Thiere die Rebe 
wäre. 


2) 


6, 13. 
Wie 6, 13. Nr. 938. A. 


$. 14. 
Wie $. 14. Nr. 938, A. 


256 Don den Regulirungen, Abldſungen u. Gemeinhelis-Theilungen. 
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Rechte des bäuerlihen Grundbeſitzes. 
15 


8. 15. 

Geber bünerlihe Befiger, welchen zu der Zeit, wo das Defret v. 23. Ian. 
1808 für ihn Geſehzeskraft erhielt, ein vererbliches Befigreht an einem Grundfüd 
zuftand, hat daran entweber das nußbare, oder das volle Cigenthum erworben, bie 
$. 41. beſtimmten Bälle ausgenommen. 


6. 16. ' 

Unter bänerlihen Befigern find hier alle Beſitzer folder Grumbflüde zu vers 
fehen, auf welchen vor Ginführung ber fremben Geſetze gutsherrliche Rechte haſte⸗ 
ten ($. 3.). Es ändert in der Anwendung biefer Befimmungen nichts ob ein 

anzer Wirthfchaftehof oder einzelne Landftüde, ob Ländliche Grundſtücke oder bloße 
äufer die Segenflände des Beſitzes find. 


&. 17. 

SH oder wird nım ein ſolches Grundſtück entweder von allen Laften befreit, 
oder doch (fei es urfprünglich, oder durch Verwandlung anderer Laften) nur allein 
in jährlichen feften Geldabgaben belaftet, fo ficht dem Beſitzer das volle Eigens 

um zu. 


$. 18. 

So lange dagegen andere Laften, als jährliche fehle Geldabgaden, auf dem 
Grundſtück Haften, fo hat der Befiker nur das nußbare Bigenthum. Sollte jedoch 
der zu folgen anderen Laften verpflichtete Befitzer ſchon vor Einführung der frems 
den Geſetze dennoch das volle Cigenthum gehabt haben, fo behält es dabei auf 
fernerhin fein Bewenden. 


6. 19. 
Erſt mit der Erwerbung des vollen Eigenthums fällt zugleich der gutäherrs 
fihe Vorkauf oder Retraft, in fofern derfelbe nämlich früherhin zuſtaͤndig war, fort. 


Probinzlal«Befege. (G. v. 21. April 1825.) 
Befeh v. 21. Ari 1825. Nr. 089.. 





$. 15. 

- Jeder bäuerliche Befiger, welchem zu 
der Zeit, wo bie erlaflenen fremden Ge⸗ 
feße für ihn Geſetzeskraft erhielten, ein 
vererbliches Beflgrecht an einem Grund: 
ſtück zuſtand, bat daran jedenfalls, die 
$. at. beftimmten Yälle ausgenommen, 
das volle Eigenthum erworben. In Ans 
fehung der Kolonate ift hierbei auf die 
Zeit der Gefepesfraft des Dekrets v. 
12. Dec. 1808, in Anfehung der übrigen 
Arten von Grundftäden aber auf bie 
Beit ver Geſetzeskraft des Defreis v. 13. 
Sept. 1811 zu fehen. 


8. 16. 
Wie $. 16. Nr. 938. A. 


7 


. 7 
Die Beltimmungen der 88. 17. u. 18. 
in Nr. 938. A. mangeln in Nr. 939. B. 


$. 17. 
Konnte an dem Grundflüd nor Ein⸗ 
führung der fremden Geſetze ein gute 


25? 
Geſetz v. 21. April 1825. Nr. 940. 


5. 15. 

Jeder bäuerlicde Beſitzer, welchem zur 
Zeit der erlaſſenen fremden — ein ver⸗ 
erbliches Beſitzrecht an einem Grundſtück 
zufland, bat daran jedenfalls, die S. 21. 

eftimmten Fälle ausgenommen, das voffe 

Gigentbum erworben. In Anfehung der 
vormals zum Königreih Weftphalen ge 
börenden Landestheile ift hierbei auf die 
Zeit, wo das Weflphälifhe Dekret v. 
23. Jan. 1808 Geſetzeskraft erhalten, zu: 
rüdzugeben; in Anfehung der vormals 
Bergithen £anbesiheile, und zmar‘ der 
darin vorkommenden Kolonaten auf die 
Zeit, wo das Bergifche Dekret v. 12. 
Dee. 1808, in jeber andern Anwendung 
aber auf die Zeit, wo das Franzoͤfiſch⸗ 
hanſeatiſche Dekret v. 9. Der. 1811: Ges 
feßesfraft erlangt hat. 


4 16. 
Wie $. 16. Nr. 938. A. 


Die Beitimmungen ber 86. 17. u. 18. 
in Nr. 938. A. mangeln in Nr. 940. C. 


$. 17. 
Wie $. 17. Nr. 939. B. 


herrlicher Vorkauf ober Retraft ausgeübt |. 


werben; fo füllt derſelbe feit jener Eins 
führung hinweg. 


Auf der andern Seite aber fallen auf 
alle früherhin vorhandenen Anſprüche bes 
bäuerlichen Befigers auf Remilflonen und 
Bauhülfen hinweg, es wäre denn, daß 
er duch Die im $. 15. und. 16. des ge: 

ärtigen Geſetzes auszedrückten Be⸗ 
——* uͤberhaupt kein vollſtaͤndigeres 
ober freieres Beſitzrecht, als er vor Ein⸗ 
führung der fremden Geſetze ſchon Hatte, 
erworben und dennoch jene Anſprüche de⸗ 
ſeſſen Hätte, oder daß letzitere dem Beſitzer 
erweislich aus anderen Titeln, als aus 
derjenigen Verleihung, aus welcher der⸗ 
Selbe fein Recht zum Beige des Grund⸗ 
ftüde ableitet, zuftändig wären. 

Landes-Rultur-Gefehg. Bd. 1. 


$. 18. 
Wie $. 18. Mr. 939. B. 


17 
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8. 20. 

Wenn der VBerpflichtete das volle Cigenthum befist, fo bat ber Berechtigte, in 
Beziehung auf die ihm noch „gRändigen Leitungen, feine anderen Mechte als die 
eines Mealgläubigers, jedoch mit denjenigen Borzugsrechten, welche bie allgemeinen 
Geſetze ihm beilegen. N 


$. 21. 

Die Anſprüche des Beſitzers an den Yutsheren auf Remifflonen und Bauhül⸗ 
fen, fallen fowohl bei dem nußbaren als dem vollen Gigentbum hinweg, es wäre 
denn, bag er durch die in 88. 15. bis 18. bes gegenwärtigen Geſetzes ausgebrüd- 
ten Beſtimmungen übsrhaupt kein vollkändigeres ober freieres Beſißrecht, als er 
vor Einführung der fremden Gefebe fon hatte, erworben, und dennoch jene An⸗ 
ſprüche beſeſſen Hätte, ober baß letztere dem Befitzer erweislih aus andern Titeln, 
als aus berjenigen Verleihung, aus welcher derfelbe fein Recht zum Befipe des 
Grundſtücks ableitet, zufländig wären. 


$. 22. 
Gin Beftger, welcher fih une des nutzbaren Cigenthums erfreuet, darf daffelbe 
weber veräußern, noch mit Hypotheken belaften, außer unter nachſtehenden Bedin⸗ 
gungen: 


$. 23. 

Zu Beräußerungen unter Lebendigen iſt bie Einwilligung des Obereigenthü⸗ 
mers (AL. R. To. 1. Ti. 18. $. 1.) erforderlich, und biete muß ausdrüdlich 
und ſchriftlich ertheilt werben. Hat jedoch der Obereigentbümer das Veräußerungs; 
— mit unterſchrieben, fo iſt dieſes einer ausdrücklichen Cinwilligung gleich 
zu achten. 


$. 24. 
Der Obereigenthümer kann die Einwilligung zu der Beräußerung nur in fols 
genden Faͤllen verfagen: 
a) wenn der Erwerber des Grundſtücks nad) denen in $$. 259. und 260. Tit. 
7. Th. 2. des Allgem. Landrechts enthaltenen Befimmungen unfähig ift, 
bem Gute gehörig vorzufichen; 
b) wenn auf dem Bute ein noch nicht abgelöfetes Heimfallsrecht haftet, und 
c) wenn ber Erwerber bes Grundſug⸗ nicht baͤuerlichen Standes iſt. 


Iſt die Veräußerung ohne Einwilligung bes Obereigenthümers geſchehen, fo 
kann Letzterer zu allen Beiten darauf antragen, daß der neue umfähige Beſther wie: 
derum entfegt, und das But an einen andern, der felbigem gehörig vorſtehen fann, 
gebracht werbe. 96 


8. 26, 
So lange dies nit gesehen ift, bleibt dem Obereigenthümer bie Befugniß, 
fih wegen der aus dem Gute ihm gebührenden Abgaben und Leiflungen auch an 
die Perſon und das übrige Vermögen bes ohne feine Ginwilligung abgegangenen 
nugbaren Gigenthümers zu halten. 


IR das Gut in einer leptwilligen Berorbuung einem unfähigen Beſitzer be 
fösieden worden, und gehört berfelbe zu den nächſten gefeglihen Erben des Ber: 
ftorbenen, fo kann der Obereigenthümer nur die Beſtellung eines tüchtigen Gewaͤhrs⸗ 
mannes (Wirths) verlangen. - 


. 28. 

IR aber der in einer folden Verordnung ernannte unfähige Beſitzer keiner 
von den naͤchſten geſetzlichen Erben des Verftorbenen, fo Tann ber Obereigenthüs 
aa een dag das Gut innerhalb Jahresfrift an einen tüchtigen Befiger ge 

racht werde. 


29. 
folgen Befker —S fo kann ex a öffentlichen gerichtlichen Verkauf an einen 


Provinʒial⸗Geſetze. ( G. v. 21. April 1825.) 
Geſetz v. 21. Apeil 1825. Rr. 939. | Sefek v. 21. April 1825. Nr. 940. 






8. 19. $. 19. 

Der Berechtigte hat hinfort, in Bei) Wie $. 19, Nz. 939. B. 
bung auf die ihm noch zuftändigen Gelb: 
abgaben und Naturalleijtungen, feine ans 
bere Rechte, als bie eines Realgliubigers, 
diefe jedoch mit denjenigen Vorzugsrech⸗ 
ten, welche die allgemeinen Geſetze ihm 
beilegen. 


Bergl. $. 18. in Nr. 939. B. Bergl. $. 18. Nr. 910.C. 


| 
| 


Die Beflimmungen der 65. 22. bis 
36. in Nr. 938. A. mangeln in Nr. 939. B. 


I 


‚ Die Beſtimmungen ber $$. 22. bis 36. 
in Nr. 938. A, mangeln in Nr. 940 C. 


— 





17* 
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Geſetz v. 21. Ari 1825. Nr. 998. 
EEE EEE 


$. 30. 

Zu Berpfändungen des nutzbaren Eigenthums bedarf es keiner Binwilligung 
bes Obereigenthümere. Wenn es jedoch in Wolge einer foldhen Berpfändung zur 
Subhaftation des nupbaren Cigenthums kommt, fo muß das betreffende Gericht 
vor dem Zufchlage beffelben an den neuen Erwerber erfi über defien Annahme die 
Ginwilligung des Obereigenthümers erfordern, und dieſer iſt ſolche aus denſelben 
Gründen zu verfagen berechtigt, als ihm ſolches nad $. 24. bei freiwilligen Ber: 
änßerungen bäuerliher Grundflüde ſreiſtehet 

1 


Auch iſt der Obereigenthümer, wo ber Heimfall des Gutes an ihn Statt findet 
($. 37.), bei Eintritt deffelben tie darauf baftenden Schulden nur fo weit anzuer⸗ 
fennen und zu übernehmen verbunden, als dasjenige, was er alsdann an gesahltem 
Angelde und zu vergütenden Meliorationen herausgeben müßte, zu deren Abſtoßung 


hinreicht. 
32 


| $. 32. 

$. 32. Mehrere oder andere Schulden, imgleichen andere Laiten, mit welchen 
der nußbare Gigenthümer das Gut belegt bat, ift der Obereigenthümer überhaupt 
nur fo weit anzuerkennen ſchuldig, ale er, darin ausdrüdlich gewilligt Hat. 

| $. 33. 

Wird der nutzbare Bigenthümer unvermögenb die auf dem Gute baftenden 
Abgaben und Laften zu entrichten, fo ift der Obereigenthümer auf gerichtlichen Ber» 
fauf des Guts anzutragen berechtigt. 


. 34. 
Gin Gleiches findet Statt, wenn der nußbare Bigenthümer das Gut Schul 
— verlaͤßt, und zur fortgeſetzten Bewirthſchaftung deſſelben keine Anſtalten 
vorkehrt. 


$. 35. 
Aus dem gelöfeten Kaufgelde iſt zunaͤchſt der Dbereigenthüne: feine Befriedis 
gung, wegen bes etwa rüdfländigen Zinfes oder fonft duch die Schuld des geweſe⸗ 
nen nußbaren Bigenthirmers ihm entitandenen Schäden und Koften, zu nehmen bes 
fugt. Der Ueberreft verbleibt dem geweſenen nußbaren @igenthümer, defien Erben 
oder Glaͤubigern. 


| $. 36. 

Auch bei Konkurfen oder fonftiger Konkurrenz mit andern Gläubigern hat ber 
Obereigentbümer auf feine Befriedigung aus dem für das But gelöften Kaufgelde 
ein vorzügliches Recht, und if, fo weit das Kaufgeld zu feiner Befriedung zureicht, 
fi in den Konkurs einzulaſſen nicht quwis. 

7 


Das Heimfallsrecht dauert in allen Faͤllen, in welchen es vor Bekanntmachung 
der fremden Geſetze beftand, auch fernerhin fort. So lange ein ſolches Heimfalle; 
seht unabgelöfet beſtehet, wird das bdemfelben unterworfene Grundſtück nach den⸗ 
—8 Grundſäatzen vererbt, welche daſelbſt vor Cinführung der fremden Geſetze 
eftanden. 





| 6. 38. 

Erbpaͤchter und nutzbare Bigenthümer, welche fchon vor Bekanntmachun der 
fremden Geſetze den im $. 22. ff. gegenwärtiger Verordnung beſtimmten Ginfchrän: 
tungen in der Dispofltion über ihre Grundflüde nicht unterworfen waren, fei e6 
nad der ausdrüdlichen Dekinmmung Ihrer Kontrakte, oder nad) ben damals gültigen, 
auf ihren Befigtitel anwendbaren Geſetzen, behalten jebenfals die ihnen zuftändig 
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| 
| 

Die Belimmung bes $. 37. in Nr. Die Beſtimmung bes $. 37. in Nr. 
938. A. iſt wörtlich im Alin. 2. des $. 24.1938. A. findet fi in Alin. 3. des 8. 23. 
in Rr. 939. B. enthalten. Nr. 940.C. in folgender Baflung: 

Das Heimfallsreht dauert in allen 
Fällen, in welchen es vor Bekanntmachung 
ber fremden Geſetze beitand, auch ferners 
hin fort, wobei fi jedoch, wie überall, 
bie Beobachtung der im $ 91. enthaltes 

nen Vorſchrift von felbft verſteht. So 
lange ein folches Heimfallsrecht unabge⸗ 
löfet befleht, wird das bemfelben unters 
worfene Grundſtück nad denjenigen 
Grundſaͤtzen vererbt, welche daſelbſt vor 
Binfühzung der fremden Geſetze beftans 
en. 


Die Beſtimmungen ber $$. 38. und Die Beflimmungen ber 88. 38. und 
39, in Nr. 938. A. mangeln in Rr. 939. B. | 39. in Nr. 938. A. mangeln in Nr. 940. C. 
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gewefenen Befugnifle zur freien Verfügung, felbft wenn au noch Naturalleiftun: 
gen auf ihren Grundſtücken haften. 





g. 39. 

Auch find die $. 22. ff. beflimmten, von der noch fortbauernden Berpflichtung 
zu Naturallaften abhängigen Befchränfungen der freien Dispofition immer nur von 
dem alle zu verfiehen, wenn ber zu bergleighen Laſten Berechtigte eben derjenige 
it, oder doch fein Recht von demjenigen ableitet, welcher vor Ginführung ber frems 
den Geſetze die Butsherrlichkeit über die belafteten Grundftüde hatte, ober fonit 
Berleiher dieſer Grundflüde war. 10 

$. 40. 

Zu allen Zerflüdelungen folder Grundflüde, auf welden noch irgend eine 
bäuerliche Leiftung haftet, iſt ohne Unterſchied, ob der Befiger das volle oder nır 
das nupbare Eigenthum hat, die Gimwilligung des Berechtigten nöthig, weldher die: 
felbe in jedem Fall zu verfagen befugt if. 

Zällt bei einer Vererbung das Gut an mehrere Erben, fo kann der Gutsherr 
verlangen, daß biefelben Einen aus ihrer Mitte beftimmen, welder das But unge: 
theilt zu übernehmen hat. 

Es Sollen jeboch dieſe Beſchränkungen der Zerflüdelung nur in foweit gelten, 
als fie fhon vor Ginführung der fremden Geſetzgebung zuläffig waren. Imgleichen 
fol von denfelben keine Anwendung gemacht werden, in foweit die Borfchriften der 
Gemeinheitstheilungs:Orbnung eine Abweichung nöthig machen. 


| 6. 41. 
Die Rechtsverhältniſſe bloßer Zeitpächter find durch das gegenwaͤrtige Geſetz 
nicht verändert. Den bloßen Zeitpaächtern aber find auch diejenigen gleich zu ach⸗ 
ten, deren erbliches Recht bei ber Berleihung auf hoͤchſtens drei Vererbungsfälle, 
oder auf eine Zeit von weniger als 100 Jahren befähränft worden ift. 
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$. 20. $. 
Zu allen Zerſtückelungen folder Grunde | Wie $. 20. Rr. 939. B. 
flüde, auf welchen Bo hen eine baͤuer⸗ 
liche Leitung haftet, ift die Cinwilligung 
des Berechtigten nöthig, welcher bietelbe 
in jebem Yalle zu verjagen befugt if. 
Kalt bei einer Bererbung das But an 
mehrere Erben, fo fann der Gutsherr 
verlangen, daß fie Einen aus ihrer Mitte] ’ 
beftimmen, welcher das But ungetheilt zu 
übernehmen bat. Es ſollen jedoch dieſe 
Beihränkungen der Zerftüdelung nur in 
ſoweit gelten, als fie fhon vor Ginfühs 
zung ber fremden @eieparbung zuläfftg 
waren. Imgleichen foll von benfelben 
Beine Anwenbung gemacht werben, in fo: 
weit bie Borfchriften dee Gemeinheits: 
theilung6sÖrbnung eine Abweichung nö: 
ig machen. 


$. 21. $. 21. - 
Bie $. 41. in Nr. 938. A. Die 5. 41. Nr. 938. A. 


20 20. 


8. 22. 
Ob in einzelnen Faͤllen die Bebins | Die Beflimmungen des $. 22. in Nr. 
ungen bes $. 15. ober des $. 21. vor: |939.B. mangeln in Nr. 940, C. 
Banden find, bleibt in der Regel der rich⸗ 
terlichen Entſcheidung lediglich überlaffen. 
Jedoch follen in den Gegenden, worin 
Leib: und Zeitgewinnsgüter vorkommen, 
folgende Regeln babei beobachtet werben. 
Den Befibern berfelben follen nämlich die 
in $$. 15—20. angegebenen Rechte zu: 
kommen, wenn fie beweifen koͤnnen: 
1) daß die Gebäude ihnen zugehören, 
welches jedoch vermuthet werden foll, 
wenn fie beweifen, daß fie oder ihre 
Borgänger diefelben auf ihre Koften 
erbauet Haben; 
2) daß bie Güter in ben drei letzten 
Uebertragungsfällen an einen Ber; 
wandten ober Ehegatten bes vorher: 
gehenden Beſitzers gelommen find; 
3) daß das Pachtgeld während biefer 
Zeit gleihfärmig geweſen if, ober 
. daß bie Veränderung beffelben weder 
in dem veränderten Breife ber Les 
bensmitiel, noch in ber Willführ des 
Berpächters, ſondern in dem yeräns 
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$. 42. . 

Wenn in der oben ($$. 15. ımb 17.) beftimmten Zeit das baͤuerliche Grund⸗ 
ſtück von einem mahljährigen Beflger oder Interimswirth befeffen wurde, fo gebüh⸗ 
ren die daſelbſt angegebenen Rechte nicht dieſem vamaligen Beſitzer, ſondern viel: 
mehr demjenigen, welchem es dieſer Befiper wieder herauszugeben verpflichtet war. 


Fortdauernde Rechte der Gutéherren. 
43 


Die Suteherren behalten in ben Fälfen des $ 18, das Obereigenthum ber 
verpflichteten Grundſtücke. 
44 


§. 44. 

Sie behalten außerdem in allen Füllen diejenigen Mechte, welche nicht vorſte⸗ 
hend ($$. 4. bie 14.) ohne Entſchaͤdigung anfgehoden find, namentlid die bei Be: 
fißveränderungen zu zahlenden Antrittsgelder (Annahmegelver, Laudemien, BWeimfauf 

- 20.), die Zinfen, Renten, Geld: und Natural: Abgaben, imgleichen die Dienſte nad 
den in $$. 5. und 6. enthaltenen näheren Beftimmungen. | 

Diefe Fortdauer ber erwähnten Leiftungen iſt auch von denjenigen Fällen zu 
verfichen, wo dieſe Leiſtungen aus der Berwandlung einer ſolchen Leitung ent⸗ 
fanden fein möchten, welche zu der Klaffe der gegenwärtig aufgehobenen gehört, 
ko, wenn ungemefiene Dienfte in Geld⸗ oder Naturalabgaben oder gemeflene 

enfle unabänderlich verwandelt worden ‚find. - 
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berten Umfang . oder Grtrag bes 
Guts, ihren Grund gehabt Hat; 
3) daß fie allein alle gemöhnlihen und 
außergewoͤhnlichen Auflagen bezahlt 
n. 


habe | 

Jedoch müflen die Befiper, mit bem Bes 

weis biefer vier Thatfachen, auch noch 

den Peweis einer von folgenden vier 

Thatlahen verbinden: 

a) baß ihnen die Güter mit der Bes 
fimmung übergeben worben, folde 
nit ohne @inwilligung des Ber: 
pächters zu veräußern, zu verpfün- 
den, ober mit Hypotheken zu be: 
ſchweren; 
b) daß ſich der Verpaͤchter die Befugniß 
vorbehalten hat, zur Beſtimmung 
des Brautſchates oder ber Verſor⸗ 
gung der Kinder mitzuwirken; 

c) dag im Fall der Heirath des Paͤch⸗ 
ters, defien Frau ein Gewinngelb zu 
zahlen verpflichtet war; 

d) daß die Eltern oder der Ueberlebende 
von ihnen, nad Uebertragung biefer 
Güter an eines ihrer Kinder, fort: 
Bean haben, einen Theil der in 
der Pachtung begriffenen Güter ale 

Leibzucht zu benutzen. 

Allein, auch wenn dieſe Beweiſe ge⸗ 
führt werden, iſt dennoch dem Verpaͤchter 
der Gegenbeweis unbenommen; idee 
ſteht es dem Beſitzer frei, fein erbliches 
Recht auch auf jedem andern Wege, als 
durch die oben angegebenen Beweife, 
rechtlich zu begründen. 


— — — — — — — — —  - 


. 23. $. 22. 
Wenn in der oben ($. 15.) beftimmten | Wie $. 23. Nr. 939. B. 
Zeit das baͤuerliche Grundfiäd yon einem ’ 

mahljährigen Befiker oder Interimswirthe 

befefien wurde, fo gebühren die daſelbſt 

angegebenen Rechte nicht dieſem damali⸗ 

gen Befißer, fondern vielmehr demjenigen, 

welchen es diefer Befiber wieder heraus⸗ 

zugeben verpflichtet war. 


24 


8. 24. Ä | | 5. 23. | 
Die- Gutsherren behalten von den Das Alin. 3. wie Alin. 1. bes $. 
Rechten, welche ihnen vor Binführung | 24. Nr. 939. B. 
der fremden Gefehe zugefanden, diejeni- 
gen, welche nicht vorfiehend ($$. 4. bis 
14.) ohne Entſchaͤdigung aufgehoben find, |- 
namentlich die bei Befißveränderungen zu 
gahtenden Antrittögelder (Annahmegelver, 
aubemien, Weinkauf ıc. ıc.), die Zinfen, 
Renten, Gelb: und Natural: Abgaben, ims 
leiden die Dienfe nad den in 68. 9. 
und 6. enthaltenen näheren Beftimmun: 
gen. Insbeſondere Fönnen bie Antritts⸗ 
und Annahmegelver in allem nad der 
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$. 45. 

Antrittsgelder (Annahmegelber, Laudemien, Weinfauf ıc.) können nur infofern 
und in dem Maaße gefordert werben, als fie dem Berechtigten ſchon vor Belannt: 
machung ber fremden Geſetze zukamen. Dem gemäß hat der erblidde Befiper fols 
Her Güter, worauf diefe Abgaben haften, diejelben in allen nad der vormaligen 
Verfafſung dazu geeigneten Wällen zu entrichten, wenn glei mit bem Erwerb bes 
GigentHums eine andere Sufzeffionsorbnung eingetreten fein follte. 

Do füllt bei dergleichen nunmehr zu Cigenthumsrechten erworbenen Gütern 
die früher übliche Erteilung und Annahme befonderer Gewinnbriefe fort. 


Bergl. $. 37. Nr. 938. A. 


8. 46. 

Bei einem über bie Berpflichtung zu den im $. 44. genannten Leiflungen ent 
ſtehenden Streite fol für deren rechtliche Fortdaner, wenn biefelben auf einen 
Grundbeſiß haften, fo lange vermuthet werden, bis ber Berpflidhtete wegen der be⸗ 
frittenen einzelnen Leiſtung ben Beweis führt, daß biefelbe Iebiglich als Folge ber 
Seibeigenfhatt ($. 4) zu betrachten fei. 


6. 47. 

Iſt die Art der, während der beflimmten Anzahl Dienftage, zu leitenden Ar; 
beit weber durch Urkunden, noch durch Anerkenntniß, noch durch fortbauernde Bro: 
vinzialgefeße, oder Herfommen feftgefeht, fo müflen die Pflichtigen an den Dienft> 
tagen die Arbeit, welche der Dienfibers von ihnen verlangt, übernehmen. 


$. 48. 

Wenn der eigentlihe Zwed der beibehaltenen Dienfte auf die Bewirthſchaftung 
bes berechtigten Gutes gerichtet ift, fo ift es unftatthaft, ftatt der den Grundſtücken 
bes Dienftheren fehuldigen Dienfte, Arbeiten anderer Art von ben Pflichtigen zu 
fordern, es fei denn, daß ber Berechtigte an einzelnen Orten aus einem beſondern 
——— befugt waͤre, auch eine ſolche andere Verwendung der Dienſte vorzu⸗ 
nehmen. 

In gleicher Art ſoll es gehalten werden, wenn der Zweck der beibehaltenen 
miete auf irgend einen andern beflimmten Gegenſtand (3. B. Reifefuhren) gerich⸗ 
tet iſt. 


$. 49. 
Denn Dienfte nur wegen der Bewirthfhaftung des berechtigten Gutes gefors 
dert werben können, fo darf der Berechtigte dieſe Dienfte, ohne dasjenige Grund⸗ 
fü, zu deſſen Nutzen fie geleiftet werden müflen, weder verpacdhten noch verkaufen. 
IR es Hingegen dem Dienftheren erlaubt, fi) der Dienfte auch zu einem anberen 
Zwede, als zur Bewirthfchaftung des beredhtigten Gutes zu bedienen, fo fol fos 
wohl der Verkauf, ale auch die Verpachtung berfelben ferner geflattet fein, voraus⸗ 
gefeht, daß dadurch die Lage ber Pflichtigen nicht härter werbe. 
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frühern Berfaffung bazu geeigneten Fäl⸗ 
len gefordert werben, wenn gleich ſeitdem 
eine andere Gutzeffions sOrbnung einge: 
treten fein follte, jedoch fallen dabei die 
früherhin üblichen Gewinnbriefe gänzlich 
we Diefe Yortdauer der erwähnten 
Leiſtungen it auch von denjenigen Fällen 
u verfiehen, wo diefe Leiſtungen aus ber 

erwanblung einer ſolchen Leiftung ent: 
fanden fein möchten, die je der Klaſſe 
ber gegenwärtig aufgehobenen gehört, 
3. B. wenn ungemeflene Dienfte in Gelb: 
oder NRatural-Abgaben oder in gemeflene 
Dienfte unabänderlih verwandelt wor: 
ben find. 

Das Heimfallsrecht dauert in allen 
Fällen, in welchen «6 vor Belanntma- 
hıma der fremden Geſetze befland, auch 
fernerhin fort. So lange ein foldhes 
Heimfallsreht unabgelöfet beftehet, wird 
das demſelben unterworfene Grundſtück 
nad denjenigen Örundfäßen vererbt, welche 
bafelbft vor Binfährung ber fremden Ge⸗ 
fee beftanden. 


e 6. 25 

Bei einem über bie Verpflichtung zu 
den im $. 24. genannten Leiftungen ent: 
ftehenden Streite fol für deren rechtliche 
Fortdauer, wenn biefelben auf einem 
Grundbeſitz haften, fo lange vermuthet 
werben, bis ber Berpflichtete wegen ber 
beftrittenen einzelnen Leitung den Beweis 


führt, daß biefelbe lediglich als Folge der führi 
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Das Heimfallörehht dauert in allen 
Ballen, in welchen es vor Belmmntmadhung 
ber fremden Geſetze beftand, auch ferner⸗ 
bin fort, wobei fih jedoch, wie überall, 
die Beobadhtung der im $. 91. enthalte 
nen Borfchrift von ſelbſt verſteht. So 
lange ein ſolches Heimfallsrecht unabges 
löfet befteht, wird das bemfelben unters 
worfene Orunbftüd nach benfenigen Grund⸗ 
fäßen vererbt, welche bafelbft ver Bin» 
führung ber fremden, Zeſebe beftanden. 

$. 


Bei einem, über die Verpflichtung zu 
den im $. 23. genannten Leiſtungen ent: 
ftehenden Streite fol für deren rechtliche 
Fortdauer, wenn biefelben auf einem 
Grundbefig Haften, fo lange vermuthet 
werben, bis ber Berpflichtete wegen ber 
beftrittenen einzelnen Leiſtung ben Beweis 
diefelbe lediglich ale Folge ber 


db 
Leibeigentchaft ($. 2) u betrachten fei. ——— ($. 2), betrachten ſei. 


Wie $. 47. Rr. 938. A. 


$. 27. 
Wie S. 48. Nr. 938. A. 


88. 
Bie 5. 49. Nr. 938. A, 


— — 


Wie g. 47. Nr. 938. A. 


$. 26. 
Wie $. 48. Nr. 938. A. 


5.27. 
Wie 5. 49. Nr. 938.A. 
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$. 50. 

Muß der Pflihtige, nad der Anweifung ber geſetzlichen Behörde, an einem 
Tage, wo er für den Gutsheren hätte arbeiten müflen, einen öffentlichen (Staats; 
oder Gemeinde:) Dienft verrichten, fo follen die Borfhriften des N. 2. R. Tb. 2. 
Tit. 7. 88. 432. bie 434. zur Anwendung fommen. 


Alle nah $. 44. beibehaltenen Abgaben und Dienfte müffen bis zu ihrer Ab: 
Löfung nach wie vor unweigerlich geleiftet werben; bei entflehendem Streit tritt das 
in der 4. G. O. Th. 1. Tit. 41. $$. 58. u, ff. vorgefchriebene Berfahren ein. 


$. 52. 

Durch freien Berirag können zwar auch neue Dienfle, jedoch keine andere als 
gemeſſene, auf ein bäuerliches Grundſtuͤck gelegt werben. Meber die Ablösbarkeit 
dieſer neuen Dienfte wird in ber Ablöfungsorduung ($. 119.) das Röthige ber 
ſtimmt werben. 


$. 58. 
In. Anfehung der zu dem bäuerlichen Beflgungen gehörigen Holzungen follen 
folgende Grundſaͤtze gelten: | - 

4) dem Butöheren verbleiben die ihm an ben Holzungen des Bauergutes zus 

ſtehenden Nutzungsrechte, als: Holzſchlag, Maft, Hütung u. f. w. audh fer; 
nerhin bis zur Ablöfung berfelben ; | 

2) bie Abfindung bes Gutsherrn durch Naturaltheilung kann von dem Befiper 
wider den Willen des Butsheren niemals, von bem Leptern aber ohne Zu: 
fimmung bes Erſtern nur dann verlangt werben, wenn ber zu theilenbe 
Fi grund mit ganz von ben Grundſtücken des Bauerguts eingeſchloſ⸗ 
en iR; 

3) wenn tie Naturaltheilung Hierna nit zuläffig if, und bie Intereffenten 
fi über die Entfhäbigung nicht fonft vereinigen, fo erfolgt dieſelbe duch 
eine Geldrente, welche mit den übrigen gutsherrlichen Abgaben gleiche Mechte 
genießt, und nad) gleichen Grundſaähen ablöslid if; 

4) Es wird baher bei entflehendem Streit bez Umfang der Gerehhtfame bes 
Gutsherrn und des Befipers ausgemittelt, alsdann nad den allgemein ge: 
feglihen Borfchriften über die Theilung gemeinfhaftliden Cigenthums der 
Antheil des Gutsherrn feſtgeſtellt, und befen Werth durch Abſchaͤtzung von 

—— — auf eine Geldrente zurückgeführt. 
5) Nach geſchehener Naturaltheilung oder Feſiſtellung der dem Gutsherrn ge: 
bührenden Geldrente treten die dem Bauergute zufallenden Waldungen in 
daſſelbe Rechtsverhaͤltniß ein, welches nah $. 15. und folg. an dem Bauer: 
gute ſelbſt Statt findet. 
Alle diefe Beftimmungen gelten jeboch nur von dem Fall, wenn die Holzungen 
Zubehör des Bauergutes find, fo daß fle vor ber fremden Geſetzgebung in demſel⸗ 
ben Befißverhältnig wie das übrige Bauergut fanden, und dem Gutséherrn blog 
gewiffe Nutzungen berfelben vorbehalten waren. Gehört aber umgekehrt der Wald 
bem Gutsherrn, und find den Bauern nur gewiffe Nugungsrechte darauf einges 
räumt, fo behält e6 Bei diefen, fo weit fie nad $. 21. noch fortdauern, fein De 
wenden, und fommen babei die Borfchriften ber Gem. Th. D. v. 7. Juni 1821 
zur Anwendung. Diefes echte findet auch wegen bes zu den Bauerhöfen gehörens 
an Intheile an den im Miteigenthum der — haft begriffenen Holzungen 
att. 
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. 29. 
Wie 8. 50. Nr. 938. 4. 


§. 30. 

Alle nach $. 24. beibehaltenen Abga⸗ 
ben und Dienſte müffen bis zu ihrer Abs 
löfung nach wie vor unweigerlich geleiftet 
werben, bei entflehendem Streit tritt ba, 
wo Unfere allgemeine Geſetzgebung bereits 
eingeführt ift, das in der A. ©. D. Th. 
1. Tit. 41. 88.58. w. ff. vorgefchriebene 
Berfahren ein. 31 


$. . 
Bie $. 52. Nr. 938. A. 


$. 32. 
Wie $.53. Nr. 938. A. bis einſchließ⸗ 
lich Nr. 4. 


5) Nach geſchehener Natural⸗Abtheilung 

oder Feſtſtellung der dem Gutsherrn 

ebührenden Geldrente geht das volle 

Sigenthum aller hiernach dem Bauers 

ut zufallenden Holzungen an ben 
efißer über. 

Alle diefe Beſtimmungen gelten jedoch 
nur von dem Kalle, wenn die Holzungen 
Zubehör des Bauerguts find, fo daß fie 
vor der fremden Gefepgebung in demiels 
ben Befigverhälnig wie das übrige 
Bauergut fanden, und dem Butsheren 
bloß gewiffe Nutzungen berfelben vorbe: 
halten waren. Gehört aber umgelchrt 
der Wald dem Butsherrn, und find den 
Bauern nur gewiffe Nutzungsrechte dar⸗ 
auf eingeraͤumt, ſo behaͤlt es bei dieſen, 
fo weit fie nach $. 18. noch fortdauern, 
fein Bewendben, und fommen dabei, ba 
wo Unſere allgemeinen Geſetze bereits 
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$. 28. 
Wie $. 50. Nr. 938. A. 


$. 29. 

Alle nah $. 23. beibehaltenen Abga⸗ 
ben und Dienfte müflen bis zu ihrer Ab: 
löfung nach wie vor unmweigerlich geleiftet 
werben; bei entfiehendem Streit tritt das 
in der A. G. D. Th. 1. Tit. 41. 88. 
58. u. fl. vorgefhriebene Verfahren ein, 


$. 30. 
Wie $. 52. Rr. 938. A. 


$. 31. 
Wie $. 53. Nr. 938. A. bie einſchließ⸗ 
ih Nr. 4. nſq 


5) Nach geſchehener Natural⸗Abtheilung 
ober Feſtſtellung der dem Guisherrn 
ebührenden Geldrente geht das volle 
igenihum aller hiernach dem Bauer⸗ 
gute zufaflenden Holzungen an ben 
efiger über. 
Alle diefe Beſtimmungen gelten jedoch 
nur von dem Ball, wenn bie Holzungen 
Zubehör des Banerguts find, fo daß fie 
vor der fremben Geſetzgebung in demſel⸗ 
ben Befigverhältnig wie das übrige 
Banergut flanden, und dem Butsheren 
bloß gewiffe Nußungen derfelben vorbe: 
halten waren. Gehört aber umpgefehrt 
der Wald dem Butsheren, und find den 
Bauern nur gewiffe Nubungsrechte dars 
anf eingeräumt, fo behält es bei biefen, 
fo weit fie nach $. 18. noch fortdauern, 
fein Bewenden, und lommen dabei die 
Borfchriften der Gem. Theil. Ordn. ». 
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$. 54. 

Die auf dem Bauergut zerftreut flehenden Bäume find ohne befondere Ents 
[häbigung des Gutsherrn ein Gigentbum bes Beſitzers, wenn nicht bei einzelnen 
Bauergütern buch Vertrag oder Herkommen eine andere Befimmung begründet if. 
Wo aber das befondere Rechtsverhältnig beftanden, dag der Befiger aus dem ge: 
fammten Gehölze feinen Holgbedarf zu Unterhaltung feiner Gebäude, Befriebiguns 
gen und Adergeräthichaften vorzugsweife entnehmen, und das Nußungsrecht des 
Butsheren erſt nach Befriedigung diefes Bedarfs zur Ausũübung Fommen burfte; 
da kann der Befißer bei der Auseinanderfeßung mit dem Gutöheren über die übrige 
Holzung jenen Bedarf nur in foweit zur Anrechnung bringen, als derfelbe nicht 
fhon durch die Nußung der zerftreut ſtehenden Bäume gebedt ifl. 

Für diejenigen Holzungen, wovon dem Gutsherrn nur eine Oberauffiht, und 
gar Feine eigene Theilnahme an der Benutzung zuftand, hat derfelbe Feine Entichä: 
Digung zu fordern. 


Dritter Titel 


Bon den übrigen durch die fremden Geſetze beibehaltenen oder 
abgeänderten Rechtsverhältniſſen. 


A. Erbliche Beſitzrechte und Reallaften außer dem gutsherrlihen Verhaͤltniß. 


$. 55. 

Die Vorſchriften, welche das gegenwärtige Geſetz SS. 15 — 43. über die im 
gutsherrlichen Verhaͤltniß verliehenen erblichen Beſitzrechte enthaͤlt, ſollen auch auf 
alle diejenigen erblichen Beſitzrechte angewendet werben, welche mit feinem gutsherr⸗ 
lichen Verhaͤltniß in Verbindung ſtehen. Jedoch wird in Anfehung des Lehenver⸗ 
haͤltniſſes auf die näheren Beſtimmungen und Ausnahmen ber 88. 59., 68. und fi. 
verwieſen. 


$. 56. 
Desgleihen follen die Vorfhriften des $. 5. Nr. 4. in Verbindung mit $. 6. 
SS. 44., 45., 47 — 52. diefes Geſetzes über tie den Grundflüden in einem gutes 
herrlichen Berhältnig obliegenden Reallaften, auch auf alle Reallaiten außer einem 
utsherrlichen Verhältniß angewendet werben. Es follen demnach alle ſolche Real: 
—* in der Regel für fortdauernd erachtet werben, jedoch mit den in dem $. 58. 
und ff. enthaltenen Ausnahmen. 


Proeinzkil-Gefehe. (G. v. 21. April 1825.) 


Geſetz v. 21. Ad 1885. Nr. 88P. 





eingeführt find, die Vorfchriften der Gem. 

Theil. D. v. 7. Juni 1821 zur Anwen: 

dung. Diefes Letzte findet auch wegen 

des zu den Bauerhöfen gehörenden An⸗ 

theil® an den im Miteigentum der Guts- 

herrſchaft begriffenen Holzungen Statt. 
8 


Die auf dem Bauergut zerſtreut ſtehen⸗ 
den Bäume find ohne befondere Entſchaͤ⸗ 
digung des Gutsherrn ein Cigenthum bes 
Beſitzers. Wo aber das beſondere Rechts; 
verhältniß beftanden, daß ber Beſitzer aus 
dem gefammten Gehölze feinen Holzbedarf 
zu Unterhaltung feiner Gebäude, Befrie: 
digungen und Adergerätbichaften vorzugs⸗ 
weile entnehmen, und das Nutzungsrecht 
bes Gutsherrn erfi nach Befriedigung 
dieſes Bedarfs zur Ausübung kommen 
durfte; da kann der Beſitzer bei der Aus⸗ 
einanderſetzung mit dem Gutsherrn über 
die übrige Holzung jenen Bedarf nur in 
ſoweit zur Anrechnung bringen, als der⸗ 
ſelbe nicht ſchon durch die Nutzung der 
zerſtreut ſtehenden Banme gedeckt iſt. 
8. 34. 


Für diejenigen Holzungen, wovon dem 
Gutsherrn nur eine Oberaufſicht und gar 
keine eigene Theilnahme an der Benutzung 
zuſtand, hat derſelbe keine Entſchädigung 
zu fordern. 


Dritter Titel. 


Bon den übrigen burd die frem> 
den Bejehe beibehaltenenoderab: 
geänderten Rechtsverhältniſſen. 


$. 35. 

Die Borfchriften, welche das geyens 
wärtige Geſeß $$. 15—23., über die im 
autsherrlichen Berhäftniß verliehenen erb⸗ 
lichen Befitzrechte enthält, jollen auch auf 
alle diejenigen erblichen Beſitzrechte an: 

ewenbet werben, welche mit feinem gutes 
Berzlichen Berhältnig in Berbindung ſte⸗ 
hen, wohin namentlih auch die Hobs⸗ 
Behandigungss und hofhörigen Güter 
u. f, w. zu rechnen find. 

Jedoch wird in Anfehung des Lehns⸗ 
verhaͤltniſſes auf die näheren Beſtimmun⸗ 
gen und Ausnahmen der $$. 40., SU. 
u. ff. verwiefen. , 


$. 36. 

Desgleichen follen die Vorſchriſten bes 
$. 5. Nr. 4. in Berbindung mit 88. 6., 
24., 2631. des gegenwärtigen Geſetzes, 
über die den Srundflüden zu einem guts⸗ 
herrlichen Berhältnig obliegenden Real⸗ 
laften, auch auf alle Reallaſten außer eis 
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7. Zuni 1821 zur Anwendung. Diefes 
letzte findet aud) wegen des zu den Bauer: 
höfen gehörenden Antheild an den im 
Miteigentbum der Outsherrfchaft begrif- 
fenen Holzungen Ratt, 


8. 32. 
Wie 66. 33. und 34. Nr. 939. B. 


P 


Dritter Titel 


Bon ben übrigen dur die frem- 
ben Geſetze beibehaltenen ober ab- 
geänderten Rechtsverhältniffen. 


$. 33. 

Die Vorſchriften, welche Das gegen- 
wärtige Beleg 66. 15—22. über die im 
autsherrlihen Verhaͤltniſſe verlichenen 
erblihen Beſitzrechte enthält, follen auch 
auf alle diejenigen erblichen Beſitzrechte 
angewendet werben, welche mit feinem 
FI Fi Verhaͤltniſſe in Verbindung 

ehen, wohin namentlih auch die Hobe: 
Behandbigungs- und hofhörigen Güter 
u. f. w. zu rechnen find. Jedoch wird 
in Anfehung des Lehneverhältnifies auf 
bie näheren Beftimmungen und Ausnah⸗ 
men ber $$. 38., 48. ff. verwiefen. 


$. 34. 

Desgleichen fellen bie Vorſchriften des 
$. 5. Nr. 4. in Berbindung mit 56. 6., 
23., 25—36. des gegenwärtigen Gefetzes 
über bie den Srundflüden in einem gute: 
berrlichen Verhaͤltniß obliegenden #teal- 
laßen auch auf alle Reallaften außer ei⸗ 
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$. 57. 

Die SS. 53. und 54. des gegenwärtigen Geſetzes finden allein auf bas guts⸗ 
herrlich⸗baͤuerliche Verhältnig Anwendung und in allen andern Wällen eines erblich 
verliehenen Beſitzrechts verbleiben dem Verleiher (@rbverpächter 2c.) bie ihm auf 
die Holzungen des verlichenen Guts zuitändigen Nutzungsrechte, gleichwie fih in 
diefen Faͤllen folhes auch von andern einem Verleiher fonft zuftändigen Grundge: 
techtigfeiten, vorbehältlih der Ablöfung in den durch das Geſetz beflimmten Faͤllen, 
von ſelbſt verſteht. 


B. Von den ſonſt noch aufgehobenen ober. beibehallenen Rechten im Allgemeinen. 


Außer den nach 68. 4. u. ff. des gegenwaͤrtigen Geſetzes abgeſchafften Abga⸗ 
ben und Leiſtungen bleiben ohne Entſchaͤdigung Gedoch mit Ausnahme ber im $. 
118. bezeichneten Landestheile) aufgehoben, au 

1) diejenigen aus ehemaligen oberherrlihen, ſchutzherrlichen und ae lm 

" Rechten abgeleiteten und hergebrachten Abgaben und Leiftungen, welche, ohne 
ans öffentligen Steuereinfommen zu gehören, bie Natur der Steuern 

aben. 

Insbeſondere find dahin zu reinen: 

a) Nahrungs: und Gewerbs:Abgaben, fei es, daß fie ausdrücklich für bie Er⸗ 
laubnig zum Betriebe eines Gewerbes ober ohne diefe Behimmung von den 
Bewerbtreibenden gewiſſer Klaflen oder von Innungen erhoben werden; 

b) die wegen des Schußes bei allgemeinen ftaatsbürgerlichen Rechten ober bei 
befondern Monopolen oder Brivilegien zu entrichtenden Leiftungen. 


8.59. 
Es find und bleiben aufgehoben: 

2) die Ichenherrlihen Rechte aller Art, in fofern fie bei Einführung ber frem⸗ 
den Geſetze noch fortdauernd waren, und alle tarans für ben Lehenbeſitzer 
entfprungene Beichränfungen, namentlich die Vorkaufs⸗, Retraft: und Heims 
fallsrechte u. f. w., jedoch mit den in dem 6. 68. u. ff. enthaltenen näheren 
Befiimmungen und Ausnabuen. 


BrovinztalsBefege. (9. v. 21. April 1825.) 


Gefeh v. 21. Ai 1825. Nr. 939, 





nem gutöherrlihen Verhaͤltniß angewens 
det werden. Es follen Demnad) alle 
ſolche Reallaften in ber Regel für fort: 
dauernd erachtet werden, jeboch mit den 
in ben $$. 38. ff. enthaltenen Ausnah⸗ 
u 37 


6. 37. 

Die 68. 32. und 34. des gegenwärtis 
gen Geſetzes finden allein auf das guts⸗ 
herrlich⸗baͤuerliche Berhältnig Anwendung; 
und in allen anderen Füllen eines erb- 
lich verlichenen Beflgredhts verbleiben dem 
Berleiher (Erbverpächter ıc.) die ihm auf 
die Holzungen des verliehenen Gutes zus 
ſtändigen Rußungsredhte, gleihwie ſich in 
diefen Fällen ſolches auch von anderen 
einem Berleiher ſonſt zuftändigen Grund⸗ 
gerechtigkeiten, vorbehältlih ber Ablöfung 
in den dur das Geſet beſtimmten Fäl⸗ 
len, von ſelbſt verſteht. Dagegen findet 
die Beſtimmung bes $. 33., die auf den 
Ländereien des pflihtigen Gutes zerftreut 
ſtehenden Bäume betreffend, auch in dem 
Verhaͤltniſſe der he anderer zu erb⸗ 
lichen Rechten verlicehenen Güter gegen 
den Berleiher Anwendung. 


$. 38. 
Außer den nah $. 4. u. ff. bes ge: 
enwärtigen Geſetzes abgeichafften Abga⸗ 
den und Leitungen bleiben ohne —** 

digung aufgehoben, auch 
1) diejenigen aus ehemaligen oberherr⸗ 
lichen, ſchutgherrlichen und gutsherr⸗ 
ligen Rechten abgeleiteten und her⸗ 
gebrachten Abgaben und Leitungen, 
welche, ohne zum öffentlichen Steuer: 
eintonrmen zu gehören, die Natur 

der Steuern haben. 


$. 39. 

Insbeſondere find dahin zu rechnen: 
a) Nahrungs: und Gewerbsabgaben, fei 
es, dag fie ausbrüdlich für die Er- 
laubnig zum Betriebe eines Gewer⸗ 
bes oder ohne diefe Beſtimmung von 
ben Gewerbtreibenden gewiſſer Klaſ⸗ 
fen oder von SImnungen, erhoben 
werben; 
die wegen bes Schußes bei allgemei- 
nen flantsbürgerlihen Rechten oder 
bei befonderen Monopolen oder Pris 
vilegien zu entriähtenben Leitungen. 


&s find und bleiben aufgehoben: 

2) der den landesherrlichen Domainen 
uftebende Blutzehnte, in fofern 
Verielbe bei Belanntmahung des 
Bergifhen Dekrets v. 13. Sept. 
1811 zu den Iandesherrlihen Dos 


Yandes- Kultur @efehg. BP. 1. 


h) 
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nem gutsherrlichen Berhältnig angewendet 
werden. 6 follen demnad alle foldhe 
Reallaſten in der Regel für fortbauerndb 
erachtet werden, jedoch mit den in ben 
88. 36. u. ff. enthaltenen Ausnahmen. 


$. 35. 

Die 58. 31. u. 32. des gegenwärtigen 
Geſetzes finden allein auf das gutsherr: 
lich = bäuerlihe VBerhältnig Anwendung; 
und in allen andern Yällen eines erblich 
verlichenen Beſitzrechts verbleiben bem 
Verleiher (Erbverpaͤchter ıc.) die ihm auf 
die Holzungen bes verlichenen Guts zu: 
Rändigen Nußungsreähte, gleihwie fid in 
diefen Fallen ſolches au von andern 
einem Berleiher fonft zufländigen Grund⸗ 
gerechtigfeiten, vorbehaͤltlich der Abloͤſung 
in den durch das Geſetz beſtimmten Faͤl⸗ 
len, von ſelbſt verſteht. 


8. 36. 
Wie 6. 38. Nr. 939. B. 


8. 37. 
Wie $. 39. Nr. 839. B. 


8. 38. 
Es find und bleiben aufgehoben: 

2) die Ichenherrlichen Rechte aller Art, 
in fofern fie bei GBinführung der 
fremden Geſetze noch fortbauernd 
waren, und alle daraus für ben Le: 
benbefiper entiprungenen Beſchraͤn⸗ 


18 
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$. 60. 
Es find und bleiben ohne Entſchaͤdigung aufgehoben: 

3) die Zwangs⸗ und Bannrechte aller Art, mit Inbegriff der perſön⸗ 
lihen Abgaben, weldhe etwa früherhin für die Befreiimg von der 
Zwangspflicht übernommen fein möchten, fowie der perfönlihden Dienfte, 
welche für die Babrifationsanftalt geleiftet werden mußten. 


6. 61. ' 
Sollten dagegen ſolche Abgaben oder Dientte einem Grundſtück ale Reallaft 
obliegen, fo find dieſelben in biefer Aufhebung nit mit begriffen; vielmehr find 
darauf diejenigen Beſtimmungen anzumenden, welche oben für andere Abgaben und 
Dienfle gegeben worden find. ($$. 5,, 6., 44. u. ff. $. 56.) 


$. 62. 
Zu den fortbauernden Rechten gehören: 
1) alle Behnten, ohne Unterſchied ob der Zehntberechtigte zugleich ein Guts⸗ 
herr, oder irgend eine andere Berfon ift; 


ProvinzialsBefepe. (8. v. 21. April 1825.) 
Geſet v. 21. Al 1645. Nur. 989. 





mainen gehoͤrte und nicht dargethan 
werben lann, daß jener Zehnte ale 
Preis und Bedingung überlaflenen 
Srundeigenthums ober beftchender 
Grund s Serechtigkeiten übernommen 


worden; 

3) des Mottzehnte in Anſehung ber 
jenigen Grundſtücke, weiche nad 
En anbigung des Dekrets v. 13. 
Sept. 1811 in Kultur gebracht find 
ber ſernerhin gerottet werben moͤch⸗ 


es; 

4) bie Ichnberzlicden Rechte aller Art, 
in ſofern fie bei @inführung ber 
fremden Geſetze noch fortdauernd 
waren, und alle baraus für den Le⸗ 
henbefiher entfneungenen Beſchraͤn⸗ 


kungen, namentlich die Vorlaufs⸗ 


Retrabi⸗ und Hrimfallsrechte u. ſ. w., 
jedoch mit den in den 68. 50. u. ff. 
enthallenen näheren Bellimmungen 
und Ausnahmen. 


§. 4. 

Es find und biaben ohne Eniſchaͤdi⸗ 

gung aufgehoben 
9) alle Zwangs⸗ und Bannrechte, 
mit Binfhluß Der für die Befreiung 
von ber Zwangspflicht uͤbernomme⸗ 
nen yerfönlihden Abgaben, und 
der für die Yabrilationsanflalt zu 
leiftenden perfönlihen Dienfte. 


$. 42. 
Sollten dagegen ſolche Abgaben ober 
Dienfte einem Srundtüd als Reallaften 
obliegen, fo find dieſelben in dieſer Auf- 
bebung nicht mit begriffen; vielmehr find 
darauf biefenigen Belimmun en anzuwen⸗ 
den, weldhe oben für andere 
Dienfte gegeben worden find. 
6. 88, 24. u. ff..$. 36.) 


bgaben und 
(88. 5, 


§. 43. 

Zu den fortbauernden Rechten gehören: 

1) alle Zehenten, ohne Unterſchied, ob 
ber Zehentberechtigte zugleih ein 
Gutsherr, oder irgend eine andere 
Berfon if, und nur mit Ausnahme 
der in dem $. 40. Nr. 2. und 3. 
des gegenwärtigen Geſetzes bezeich⸗ 
neten Faͤlle. 
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kungen, namentlih die Borfaufss, 
Retralts und Heimfallrechte u. f. w., 
jedod mit ben in den 68. 48. u. ff. 
enthaltenen näheren Beftimmungen 
und Ausnahmen. 


$. 39. 
Es find und Bleiben ohne Eutſchaͤdi⸗ 
gung aufgehoben: 

3) alle Zwangs⸗ und Bannredte 
mit Ginfhluß der für die Befreiung 
von der Zwangspflicht übernommenen 
perfönliden Abgaben und ber 
für die Fabrikationsanſtalt zu leis 
fienden perfönliden Dienfte, 
imgleichen berjenigen Reallaften, 
in welche eiwa biefe perfönlichen 
Abgaben ober Dienfte früherhin ver: 
wandelt worden jein möchten. 


Gaͤnzlich ausgenommen von diefer Auf⸗ 
Hebung find in demjenigen Landestheile, 
welcher vor der Vereinigung mit Frank: 
rei zu einer andern Herrſchaft, als der 
des Königreihs Weſtphalen gehörte: 

a) diejenigen Zwangs: und Bannrechte, 
u welden urfprünglih eine andere 
—* ale ber Gutsherr der 

. Bwangspflihtigen berechtigt war; 

b) diejenigen, für deren Gründung ber 
Butshere den Bannpflichtigen noch 
andere Vortheile, als die bloße Er: 
haltung ber Kabrifationsanftalten, 
zugeflanden hat 


S. 4. 

Zu den fortdauernden Rechten gehören: 

1) alle Zehnten, ohne Unterſchied, ob 

ber Behentberechtigte zugleich ein 

Gutsherr ober irgend eine andere 
Perſon ift. 

2) Die in einigen Lanbestheilen, worauf 

ſich das gegenwärtige Geſetz bezieht, 

den Markenherren ale Borftehern 
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$. 63. 
2) bie ig einigen Lanbestheilen, worauf fi das gegenwärtige Geſet bezieht, 
den SRarfenberren, als Borflehern und Theilnehmern ber — 
— den Marken und um derſelben Willen zuſtaͤndigen Antheile und 
inkünfte. 


$. 64. 

Wo alfo dem Markenherrn das Gigenthum der Markengründe, ben übrigen 
Theilnehmern aber nur gewifle Nugungsredhte darauf zuflanden, oder erflerer einen 
ewiſſen Antheil (pars quota) an dem gemeinfchaftlichen Eigenthum deſſelben befag, 
baul derſelbe, was er hatte. Dies gilt namentlich von denjenigen Autheilen, welche 
ihm in der Cigenſchaft ale Marken⸗Herrn (Waldherrn), als Inhaber der ſoge⸗ 
nannten Markal: Gerichtsbarkeit (Markenrichter, Holzgrafen), ale Vorſteher ber 
Martengenofienfhaft, oder Behufs der Beſoldung ber fogenannten Juftitiarien und 
ber Auffichte- und andern Berwaltungs:Beamien, zuftändig waren; desgleichen von 
den dem Marfenheren bei Zufhlägen (Ausweifung eines privativen Bigenthume 
aus ber Mark an die arfengrnofien) oder bei —e— von Markengrün⸗ 
den zuſtaͤndigen Abfindungen (tertia marcalis) und von feinen ſonſtigen Rechten ber 
Theilnahme an den Nugungen der Warf. 


. 65. 

Haben die Nubungsberechtigten für die Benugung der WMarkengründe gewiſſe 
Abgaben und Leitungen an den Narkenherrn abtragen müflen, fo find fie ſolche 
and ferner zu entrichten gehalten. ben diefes gilt von denjenigen Abgaben und 
Leitungen, welche fie ihm etwa in feiner Gigenfchaft ale Vorſteher ber gemeinfamen 
Angelegenheiten und zur Beftreitung der Auffihtss und Berwaltungskoften, zu ents 
richten hatten. Für den beibehaltenen Genuß ber markenherrlihen Nutzungen und 
Gefälle find die Markenherren aber auch gehalten, die verfaſſungsmaͤßig ihnen zur 
Laft fallenden Koften ber Marfenverwaltung fernerweitig zu beftzeiten. 


Mas von den beibehaltenen Rechten der Markenherren beftimmt worden ($$r 63. 
n. ff.), findet auch auf die Skutifations- oder Weideherren, wo dergleichen Borftes 
herämter hergebracht find, Anwendung; beögleichen auf bie Marfenrichter und Holz: 
rafen, deren Aemter etwa nicht ohnehin ſchon mit dem ber Markenherren vereinigt 
ein möchten ($. 64.). 


$. 67. 

Bleibt es in einzelnen Fällen zweifelhaft, ob eine auf einem Grundflück haf⸗ 
tende Leiftung zu einer der Klafien gehört, welche nad 99. 58—60. wegfallen, fo 
wird für die Fortdauer derfelben fo lange vermuthet, bis der Berpflichtete ben Be: 
weis des Begentheils führt. Es fol aber bei der Beurtheilung biefes Beweiſes 
nit bloß auf die in den Urkunden etwa vorkommende Benennung ber Abgaben, 
fondern vorzüglich auf den Urfprung und die Natur berfelben gefehen werben. 


Provinzial⸗Geſetze. (G. v. 21. April 1825.) 
Geſet v. 21. April 1825. Nr. 999. 





| $. 4. 
Bie $. 63. Nr. 938, A. 


| 5. 45. 
Bie $. 61. Nr. 938.A. Ä 


$. 46. 
Wie $. 65. Nr. 938. A. 


$. 47. 

Bas von ben beibehaltenen Rechten 
ber Markenherren beſtimmt worben ($$. 
44. u. ff.), findet auch auf die Skutife- 
tiones oder Weibeherren, wo bergleichen 
VBorficher s Aemter hergebracht find, An; 
wenbung; besgleihen auf die Marken; 
richter oder Holzgrafen, deren Aemter 
eiwa nicht ohnehin fchon mit dem der 
sparen vereinigt fein möchten 


8. 48. 

Bleibt es in einzelnen Fällen zweifel- 
haft, ob eine auf einem Grundſtuͤck haf⸗ 
tende 2eiftung zu einer ber Klaflen ge: 
hört, welde nad 88. 38—41. wegfallen, 
fo wird in ber Regel für die Foridauer 
berfelben fo ange vermuthet, bis ber 
riet ben Beweis des Gegentheils 

ührt. 


$. 49. 

Wenn jebod die Leiſtung zu der Zahl 
berjenigen gehört, welche im Bergiſchen 
Dekret v. 13. Sept. 1811 Art. 1. 2. 3. 
24. Rr.1. bis 11. einfhlieglih, 25. 27., 
namentlich angegeben find, fo Toll umger 
kehrt für deren Aufhebung fo. fange ver: 
muihet werben, bis ber Berechtigte den 
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und Theilnehmern ber Marfengenof: 
fenfchaften, an den Marken und um 
berfelben Willen zuftändigen Antheile 
und G@infünfte. 
6. 42. 
Wie $. 63. Nr. 938. A. 


$. 83. 
.Wie $. 64. Nr. 938. A. 


$. 44, 
Bier 5. 65. Nr. 938. A. 


§. 45. 

Bas von ben hbeibehaltenen Mechten 
ber Markherren beflimmt worden ($$. 
42. u. ff.), findet auch auf die Slutiſa⸗ 
tions» ober Weibeherren, wo dergleichen 
Borfteherämter- hergebradht find, Anwen: 
dung, tesgleihen auf die Markenrichter 
und Holzgrafen, deren Aemter etwa nicht - 
ohnehin on mit dem der Marfenhersen 
vereinigt fein möchten ($. 43.). 


$. 46, 

Bleibt es in einzelnen Fällen zweifels 
haft, ob eine auf einem Grundftink haf⸗ 
tende Leitung zu einer ber Klaſſen ges 
Dart welche nad 88. 36—39. wegfallen, 
o wird für die Fortdauer derſelben fo 
lange vermuthet, bis der Berpflichtete den 
Beweis des Gegentheils führt. Es fol 
aber bei der Beurtheilung diefes Beweis 
fes nicht bloß auf die in den Urkunden 
etwa vorkommende Benennung der Abga⸗ 
ben, fondern vorzüglich auf den Urſprung 
und die Natur berjeihen geſehen werben. 


| Ueber den Umfang und tie Wirkung 
bes Franzoͤſiſch⸗ Hanfeatifchen Dekrets v. 


Dec. 1811, wegen Aufhebung des 
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C. Bon ben Ichenferstihen Rechten insbefonbere. 


Zu der im $. 59. ausgeſprochenen Aufhebun ber lehenherrlichen Rechte wers 
den hierdurch folgende nähere Beflimmungen und Ausnahmen hinzugefügt. 


$. 69. 

I. Bar in einzelnen Ballen der Vaſall, neben der allgemeinen Lehenverpflich⸗ 
tung, noch zu befonderen Abgaben oder Dienften verpflichtet, fo erſtreckt fi Hierauf 
die Aufhebung der Iehenherrlihen Rechte nicht; vielmehr find auf biefe Leiſtungen 
die über die fortvauernden Reallaften oben ertheilten Vorſchriften anzuwenden. 
Snsbefondere gelten in dieſem Kal für bie Dienfte die SS. 5., 6. und 12, bes ges 
genwärtigen Geſetzes. s 


2. 

U. Bon der Aufhebung ber lehenherrlichen Rechte ſind diejenigen chen gänzs 
li ausgenommen, weldhe bei Berfündigung bes Weftphälifchen Dekrets v. 28. März 
1809 zum Heimfall oder nur noch au vier Augen flanden, db. 5. deren bamalige 
Befißer entweder gar keinen, ober doch nur einen eingigen lebenden zur Sufzeffion 
berechtigten Nachfolger hatten. Wenn ein folder Beſitzer fpäterhin, * vor 
Wiedereinführung des Allgemeinen Landrechts, wenigftens zwei fulzeffionsfähige 
Nachfolger zugleich gehabt Yat, fo if damit das Lehn, in Bezug auf ben Verband 
mit dem Sehnöheren. fofort in freies GigenthHum verwandelt. Stand aber ein fols 
ches Lehn auch noch zur Zeit der Die einfühtung bes Allgemeinen Landrechts auf 
vier Augen, fo find auf dafjelbe lediglich die Beflimmungen des Allgem. Landrechts 
anzuwenden, feldfl wenn aud in irgend einem fpäteren Zeitpunkt mehrere Nachfol⸗ 
ger geboren fein follten. 


g. 71. 

IE. Bet denjenigen Lehen, in welden das Recht des -Lehenherren nicht ſchon 
durch frühere Geſetze oder Verträge (wie z.B. durch Binfühenmg der Lehenpferbes 
gelber) aufgehoben war, wohl aber durch die Weſtphäliſchen Geſetze wirklich und 
vollſtaͤndig aufgelöft worden ift (vergl. $. 70.), gebührt dem vormaligen Lehenherrn 
eine Entſchaͤdigung, welche in einer jährlichen Abgabe von Einem Prozent bes Er: 
Due befteht, und auf dem in freies Eigentum verwanbelten ehemaligen Schengute 

ajtet. | 


$. 72. Ä 

Behufs der Ermittelung biefes Allobiflfationszinfes wird der Neinertrag des 
Lehnd, und zwar nach Maaßgabe desjenigen Zuftandes, in welchem foldyes ber dem 
Heimfalle an den Lehnsherrn zurüdzugeben gewefen wäre, wenn fi) die Betheilig⸗ 
ten deshalb in Güͤte nicht vereinigen können, durch Sachverftändige abgeſchaͤtzt. 
Bei einer fokhen Abſchätzung werden, außer den Probuftions:, Adminiftrationss 
und Konfervatinnskoften, fowohl die öffentlichen und andern Reallaften, als auch 
die nach $. 69. dem Lehnsheren vorbehaltenen Leitungen in Abzug gebracht. De: 
Bee findet ein foldyer Abzug wegen ber Grundfteuer nicht Statt: aud können 
olche Laften nit in Abzug gebracht werben, zu deren Anerfennung ber vormalige 
Lehnsherr nicht verpflichtet war; und wegen ber Behnfhulben kann überhaupt, und 
ohne Unterſchied, ob der vormalige Lehnéherr dieſelben übrigens anzuerfennen vers 
pflichtet war oder nicht, Fein Abzug gemacht werden, wenn nicht das Lehengut für - 


Provinzials@efege, (8. v. 21. April 1825.) 


Geſet v. 21. Ayıl 1825. Nr. 999. 





Beweis führt, daß die ſtreitige Leiſtung 
aus einer Grundverleihung entſtanden fei. 


‘ 


$. 50. 
Zu der im $. 40. Nr. 4. ausgefpro: 
Genen Aufhebung ber lehenherrlichen 
echte werben hierburdy folgende nähere 
Aakimmungen und Ausnahmen hinzuges 
ũgt. 


8. 51. 

War in einzelnen Fällen ber Vaſall, 
neben der allgemeinen Lehen: Verpflichtung, 
noch zn Befonderen Abgaben oder Dien⸗ 
ften verpflichtet, jo erftreckt ſich Bieranf 
die Aufhebung der Ichenherrlihen Rechte 
nicht; vielmehr find auf diefe Leiftungen 
die über tie fortvanernden Neallaften 
oben ertheilten Borfchriften anzumenden. 
Insbeſondere gelten in dieſem Fall für 
die Dienfle bie 8$. 5., 6. und 12, des 

egenwärtigen Geſetzes. Sind fun frü: 
bei ſolche Dienfte, welche nach dieſen 

eſtimmungen jetzt wegfallen würben, in 
Abgaben verwandelt worden, ſo hoͤren 
auch dieſe Abgaben gaͤnzlich auf. 


8. 52. 

Bei denjenigen Lehen, in welchen das 
Recht des Lehenherren nicht ſchon durch 
frühere Geſetze oder Verträge (wie z. B. 
durch Cinführung der Lehenpferdegelder) 
anfgehoben war, gebührt dem vormaligen 
Lehenheren eine Entſchädigung, welde 
in einer jährlichen Abgabe von Einem 
Prozent des Ertrages beſteht, und auf 
dem in freies Gigentbum verwandelten 
ehemaligen Erhengute, haftet 


Gleichlautend mit $. 72. Nr. 938, A, 
mit der unten bemerkten Abweidhung: 


„als auch die nad $. 51. dem Lehnsherrn 
vorbehaltenen Leitungen in Abzug ge 
bracht.“ Dagegen u. f. w. wie $. 72. 
. Nr. 938. A. 
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ausfchließlichen Rechts des Fiſchfanges 
in den nicht ſchiffbaren und nicht Höpbas 
ren Gewäflern, fowie der Jagdgerechtig⸗ 
feiten auf fremdem Gigenthum, behalten 
Wir die weiteren Beftimmungen einer be: 
fondern Berordnung vor. Bis dahin 
fol aber ber jehige Beſitzſtand aufrecht 
erhalten werden. 


8. 48, 

Zu ber im $. 38. ausgefbrochenen Auf⸗ 
hebung ber lehenherrlichen Rechte werben 
hierdurch folgende nähere Beflimmungen 
und Ausnahmen hinzugefügt: 


8. 49. 

1. Bar in einzelnen Fällen der Ba; 
fall, neben der allgemeinen Lehenver: 
pflichtung, no zu befondern Abgaben 
oder Dienflen verpflichtet, fo erſtredt fich 
hierauf die Aufhebung der Iehmeherrs 
lihen Rechte nicht, vielmehr find auf 
dieſe Leiſtungen die über die fortdauern- 
den Reallaften oben ertheilten Borfchrifs 
ten anzumwenben. Insbefondere gelten in 
diefem alle für die Dienfte die $$. 5., 
6. und 12. des gegenwärtigen Geſetzes. 


§. 50. 

Il. Bei denjenigen Lehen, in welden 
bas Recht des Lehnsheren nit fon 
durch frühere Geſetze oder Berträge (wie 
z. B. dur Ginführung der Lehenpferbe: 
gelver) aufgehoben war, gebührt dem 
vormaligen Lehenheren eine Gntiähäbis 
gung, welche in einer jährlichen Abgabe 
von @inem Prozent des Ertrages belebt, 
und auf dem in freied Gigenthum ver⸗ 
wanbdelten ehemaligen Lehngute haftet. 


Gleichlautend mit $. 72. Nr. 938. A. 
mit der unten bemerkten Abweichung: 


„als andy die nach $. 49. dem Lehnsherrn 
vorbehaltenen Leiftungen in Abzug Br 
bracht.“ Dagegen u. f. w. wie $. 
Nr. 938. A. 
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U TUT U] 
diefe Schulden ſchon vor dem Anfang des gegenwärtigen Lchenverhältnifies verhafs 
tet war. 

6. 73 


Der Allodififationszins wird von dem Tage, wo das Wetphälifche Dekret v. 
23. März 1809 Geſetzeskraft erhalten hat, oder vom Tage der fonft vollendeten 
Allodifikalion an ($. 70.) entrichtet. Kür die Zukunft iſt derſelbe, halbjährig, am 
legten Junius und am letzten December zu zahlen. 


$. 74. 
Im Val eines Afterlehens wird, wenn ber Oberlehenherr bas Beſitzrecht bes 
Aftervafallen anzuerkennen verbunden war, der gewöhnliche = ebififationgzins unter 
beiden Lehenherren bergeflalt getheilt, baf, jeder ein halbes Prozent erhält. 


In den Fällen dagegen, worin der. Oberlehenherr zu biefer Anerkennung nicht 
verbunden war, hat der Aftervafall an den Oberlehenherrn Bin Prozent, und an 
den Aiterlehenherrn ein halbes Prozent u Allodifilationszins zu zahlen. 


IV. Bei denjenigen Lehen, welche der vormalige König von Weftphalen neu 
verliehen hatte, bleibt dem landesherrlichen Fisfus das Heimfallsrecht vorbehalten. 
Imgleihen fol in denfelben auch fernerhin das Recht der Majoratserkfolge gelten, 
umb fe el daher weder veräußert, noch getheilt oder mit Hypotheken befäwert 
werben Fönnen. 


$. 71. 

Auf die Erbfolgerechte der Agnaten find die Beſtimmungen des gegenwärtigen 
Geſetzes (mit Ausnahme der im $. 76. bezeichneten Fälle) nicht anzuwenden, viel⸗ 
mehr find diefe Erbfolgerechte auch fernerhin nach Unferer B. v. 11. März 1818 
und beren Dekl. v. 1. Juli 1820 lediglich zu ertheilen. 


§. 78, 

Die Bauerlehen, d. h. Diejenigen Güter, bei welchen die Rechte bes Guteherrn 
aus dem gutsherrlihen und dem lehenherrlichen Verhaͤliniß zufammengelept find, 
follen nit nad den im gegenwärtigen Geſetz $. 59. u. fi. über bie Aufhebung 
der Ichenherrlihen Rechte ertheilten Vorſchriften, fondern vielmehr als Bauergüter 
(nad) dem zweiten Titel des gegenwärtigen Geſetzes) beurtheilet werben. 
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Geſey v. 21. Ari 1825. Nr. 939. 


$. 54. 

Der Allobifllationszins wird von dem 
Tage an, wo das Dergifche Dekret v. 
11. San. 1809 ee erhielt, ent- 
richtet. Für die Zukunft if derfelbe 
halbjährig (am lebten Juni und am letz⸗ 
ten December) zu entrichten. 


$. 55. 
Bier $. 74. Nr. 938. A. 


$. 56. 
Wie $. 75. Nr. 938. A. 


$. 57. 
Auch die Erbfolgerechte der Agnaten 
in £ehengüter hören gänzlich auf. 


$. 58. 

Die Bauerlehen, d. 5. diejenigen Guͤ⸗ 
ter, bei welchen die Rechte des Gutsherrn 
aus dem gutsherrlihen und dem lehen⸗ 
herrlichen Berbältnig zufammengejept 
ind, follen nit nad) den im gegenwär: 
tigen Geſetz 88. 40. u. ff. über die Auf; 
hebung der Ichenherrlichen Rechte ertheil⸗ 
ten Vorſchriften, fondern vielmehr als 
Bauergüter (nad) bem zweiten Titel bes 
gegenwärtigen Gefeßes) beurtheilt wers 
den. 


kunft it ber 
Irig, am — Junius und am lehten 
Dec, zu zahlen. 
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8. 52. 
Der Alodififationszins wird vom Tage 
der vollendeten Allodiſikation an —*8* 
tet. In Anſehung der vormals Weſtpha⸗ 
liſchen Landestheile iſt hierbei die Publi⸗ 
kation des Weſtphaͤliſchen Dekrets v. 28. 
März 1809, in Anſehung der Bergiſchen 
die Publikation des Bergiſchen Dekrets 
v. 11. Jan. 1809, in Anfehung der übri⸗ 
gen bie Bublifation des hanſeatiſchen Des 
ets v. 9. Dec. 18511 ale Zeitpunft der 
Allodiſikation di betrachten. Für bie Zus 
odififationszine halbjaͤh⸗ 


Wie g. 74. Nr. 938. A. 


3. 54. 
Wie $. 75. Nr. 938. A. 


6. 55. 

Auf die GErbfolgerehte der Agnaten 
find die Befimmungen bes — en 
Geſetzes nicht anzuwenden, vielmehr ſind 
dieſe Erbfolgerechte auch fernerhin nach 
Unferer B. v. 11. März 1818 und bes 
ven Deklaration v. 1. Juli 1820 lediglich 
zu beurtheilen. 


6.5 

Die Bauerlehen, d. 5. diejenigen Gü⸗ 
ter, bei welchen die Rechte des Guts⸗ 
bern aus dem gutsherrlichen und dem 
Ichenherrlichen Berhältnig zufammengefegt 
find, follen nicht nach den im gegenwärs 
tigen Geſeh $$. 38. u. ff. über die Auf⸗ 
bebung der lehenherrlichen Rechte ertheil⸗ 
ten Borfchriften, fonbern vielmehr als 
Bauergüter (nah dem zweiten Titel bes 
gegenwärtigen Geſetzes) beurtheilt wer: 
ben. 
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Geſet v. 21. Ay 1825. Nr. 988, 


Bierter Titel. 


Bon der Verbindlichkeit in Beziehung auf die Grundfleuer ber mit 
Reallaften beſchwerten Grundftüde. 


A. Bälle, in welchen der Verpflichtete allein die Grundſteuer trägt 


$. 79. 

In folgenden Fällen Hat der verpflichtete Grundbefitzer allein, und ohne Ber: 
gütung von Seiten des Berechtigten, die Grundſteuer zu tragen: 

1. Wenn ihm in einem ausdrücklichen Vertrage oder Judikat (fer es vor ober 
nach Einführung der fremden Gefeße) dieſe ausichliegende Verbindlichkeit aufgelegt 
werben if. Jedoch ift in Anfehung der Jubifate die befondere, im $. 117. ent: 
haltene Bellimmung zu beachten. 


6. 80. 

1. Wenn vor Einführung der fremden Geſetze ber Berpflichtete die damals 
auf dem Grundftüd haftende Grundfteuer (fie mag unter dem Namen Kontribution, 
Grundſchatzung, oder irgend einem anderen Namen vorgelommen fein), wirklid trug, 
ohne von Seiten des Berechtigten einen Beitrag oder Vergütung zu erhalten. Es 
fol aud in der Anwendung diefer Borfchrift Feinen Unterfchieb machen, ob in je: 
ner Zeit der Verpflichtete, mit Rüdfiht auf die Reallaft, eine Erleichterung in ber 
Grundſteuer genoß, oder nicht. s. 8 


II. Wenn vor Einführung ber feemden Geſetze die Verleihung eines fleuer: 
freien Grundſtücks bergeftalt vorgenommen wurde, daß ber Berleihungsvertrag bie 
Steuerfreiheit weder zufagte, no auedroͤcuich erwaͤhnte. 


IV. In allen Fällen, worauf die befonberen Beflinmimgen der $$. 83. bis 
89. nicht Anwendung finden, ober in welchen das Dafein diefer Beftimmungen nicht 
zu erweifen fein möchte. 


B. Bälle, in welchen der Berechtigte die Grundfteuer ganz oder zum Theil zu 
vergüten pt \ 
1) Bolffändige ergũtung. 


In folgenden Fällen hat ber Berechtigte dem verpflichteten Grundbeſttzer die 
Grimdſteuer ganz oder zum Theil zu vergüten: 

I. Wenn dem Berechtigten in einem Vertrag ober Judikat (fei e6 vor ober 
nad Cinführung der fremden Geſetze) die Verbindlichkeit aufgelegt worben ift, bie 
Grundſteuer allein zu tragen, fo ift er auch fernerhin verbunden, die Grundſtener 
dem Berpflihteten vollflindig zu vergüten. 

Gin folder Bertrag iſt insbefondere auch in den Fällen anzunehmen, worin 
voor Binführung der fremden Gefege, an einem damals fleurrfreien Grundſtück eine 
Grundverleihung, mit Zufage oder ansbrüdlicher Crwähnung ber Steuerfreiheit, 
Statt gefunden hat. 

In Anfehung der Judikate ift die befondere, im $. 117. enthaltene Beſtimmung 
zu beachten. 


6. 84. 
I. Wenn ber Berechtigte die ganze, vor Cinführung ber fremden Geſetze auf 
dem Grundſtück haftende, Grundſteuer wirklich trug, fo ift er auch fernerhin ver: 
bunden, die ganze Grundfleuer dem Verpflichteten zu vergüten. . 
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Bierter Titel 


Bon der Verbindlichkeit in Bezies 

gung auf bie Grundſteuerder mit 

eallaften befhmerten Brunds 
üde, 


Bierter Titel 


Bon ber Verbindlichkeit in Bezie- 

gung aufdie @rundfleuer ber mit 

eallaften belänerten ®runds 
üde. 


$. 87. 

In folgenden Ballen hat der verpflids 
tete @runbbefper allein, und ohne Ber: 
gutung von Seiten des Berechtigten, bie 
Srundfleuer ji tragen: 

1. Wenn ihm in einem ausbridtigen 
Bertrage ober Judikat (fei es vor ober 
nach Ginführımg dee fremden Geſehtze) 
diefe ausſchließende Berbmdlileit aufges 
fegt worben if. Jedoch iſt in Anfehumg 
der Judikate die befondere, im $. 91. 
enthaltene, Dekiemung zu beachten. 


II. @teihlautend mit $. 80. Nr. 938. A. 


$. 9. 

In folgenden Faͤllen Hat der verpflich⸗ 
tete Grundbeſitzer allein, und ohne Ber: 
gütung von Geiten bes Berechtigten, bie 
Srundfleuer zu tragen: 

1. Benn ibm in einem ausbrucklichen 
Bertrage oder Indikat (fe es vor oder 
—* nführung der fremden Geſetze) 
diefe ausfſchließende Berbindlichkeit aufge: 
legt worden ifl. Jedoch iſt in Anſehung 
der Judikate Die befondere, im 6. 94, 
enthaltene, Oefimmung zu beachten. 


II. @leilautend mit $. 80. Nr. 938.A. 


I 


8. 61. | 8. 59. 
III. In allen Faͤllen, worauf die bes HE. In allen Fällen, worauf die bes 
fonderen Befimmungen ber $$. 62. Bis | fonderen Beſtimmungen der 88. 60. bie 
68. nit Anwendung finden, ober in 66. nit Anwendung finden, oder in 
weldhen das Daſein dieſer Beflimmungen | welchen das Daſein biefer Beflimmungen 
micht zu erweiſen fein möchte. nit zu erweiſen fein möchte. j 








$. 62. 9. 60. 
Be 5. 83. Nr. 938. 4. Wie $. 83. Nr. 938.A. 


— — —— — — — 


In Anſehung der Jadciair iſt bie ber| Im Anfehumg der Inbifate IR bie be⸗ 
fondere, im $. 94. enthaltene Beflimmung | fendere im $. 91. enthaltene Beſtimmung 
zu beachten. zu beachten. 6 


$. 63. | 
Die $. 54. Rr. 938.A. Wie 8. 84. Rz. 938. A. 


— - 
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2) Vergütung eine aliquoten Theile. 


IM. Wenn in ben vorbenannten Fällen ($$.83. und 84.) der Berechtigte nad) 
dem Bertrag oder Judikat, oder nach ber wirklichen Leiſtung, nicht Die ganze Grund: 
fteuer, fondern einen aliguoten Theil derfelben (3. B. ein Drittheil) zu tragen Batte, 
fo ſoll er auch fernerhin denfelben aliquoten zeit der gegenwärtigen Grundſteuer 
dem Verpflichteten vergüten. s6 


$. 86. 

Die in den $$. 83. bis 85. feſtgeſetzte Verbindlichkeit des Berechtigten bezicht 
fi) lediglich auf die Hauptgrunbfteuer bes verpflichteten Grundſtücks, nicht auf bie 
Beiſchlaͤge (Zufapzentimen). ° 

3) Bergütung eine: Averſionalſurme. 


IV. Wenn im Fall des Vertrags ober Judikats ($. 83.) der Beitrag des Be: 
sechtigten auf eine Averflonalfumme, unabhängig von künftig moͤglichen Beraͤnderun⸗ 
gen bee Grunbfleuer, beſtimmt war, imgleihen wenn der wirklich geleiftete Beitrag 
befielben ($. 34.) in einer folchen Averfionalfumme , unabh nat von wirkli vor⸗ 
gelommenen Veränderungen der Grundſteuer, befand, fo foll auch fernerhin ber 

erechtigte an den Berpflichteten diefelbe Averfionalfumme, als unabaͤnderlichen Bei: 
trag zur Grundſteuer, entrichten. 
4) Gänse Abgug. 


V. Wenn vor Einführung der fremden Gefege der Berechtigte zur Grund⸗ 
feuer anders als durch einen aliquoten Theil ($. 85.), oder eine unabhängige 
Arerfionalfumme ($. 87.) beitrug, indem er einen Theil der Steuer entweder ſelbſt 
ablte, ober dem Berpflichteten vergütete, fo fol ber Berpflichtete befugt fein, ben 
inften Theil dex Leiflung, als Beitrag zur Grundſteuer abzuziehen. 

Die wegen der Reallaften ven Grundbeſitzern vormals in manchen Gegenden 
gewährte Erleichterung ($. 80.) ift als ein folder Beitrag der Berechtigten nicht 
zu betrachten. 8 


6. 89. 
VI. Wenn das Grundſtück vor Einführung ber fremden Geſetze fleuerfrei 
war, und zugleich die Bedingungen ber $$. 79., 81., 83. nicht vorhanden find, fo 
fol gleichfalls der verpflichtete Grundbeſitzer befugt fein, den fünften Theil der Lei⸗ 
Kung, als Beitrag zur Grundſteuer, abzuziehen. 


Der in den $$. 88. und 89. beftimmte Fünftelabzug, weldher übrigens ohne 
Unterfchieb bei Zehenten wie bei andern Abgaben anzuwenden ift, fol durch fols 
gende Ausnahmen beſchraͤnkt fein: 

a) wenn bie Haupt s Grundfeuer des verpflihteten Grundſtücks einen andern, 
als den fünften Theil des Meinertrages (nach den bei der Steuer s Kataflris 
rung angenommenen Grundſatzen) ausmachen ſollte, ſo iſt auch der Fünftel⸗ 
abzug in eine andere verhältnigmäßige Abzugsquote zu verwandeln. Dieſes 
foll nicht nur Statt finden, wenn die Steuer des einzelnen Grundflüds oder 
einzelner Klaffen von Grundſtücken, von dem regelmäßigen Steuerfag ab: 
weicht, fondern auch, wenn ber zegelmäßige Steuerfaß felbft (fei es für im⸗ 
mer, ober für einen beflimmten Zeitraum) abgeändert wird. Den Beweis 
bat in Rreitigen Fällen derjenige Theil zu führen, welcher eine Abweidhung 
von dem Fünftelabzug verlangt. 


b) Der — kann fi, wenn er 1 feinem Interefle gemäß findet, von 
dem Fünftelabzug dadurch befreien, daß er die ganze Haupt⸗Grundſteuer 
des pflichtigen Grundſtücks allem — zahlen übernimmt. 

) Dienfle, und folge Abgaben, welche na Einführung der fremden Geſe 

⸗ an die Stelle Dienſten 8 Ar find ' follen dem —Xã 
nicht unterworfen ſein. 


. 93. 
4) Zufällige Rechte (3. B. gaubensien), imgleichen ſolche fefte Abgaben, weldhe 
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$. 64. $. 62. 
II. Benn in den vorbenannten Fällen | HI. Wenn in den vorbenannten Fällen 
(88. 62, u u. 63) der Berechtigte ıc. (mie! (88. 60. u. 01) der Berechtigte ꝛc. (wie, 
$. 85. Nr. 938. A.) $. 35. Mr. 938. A.) 


$. 65. $. 83. 
Die in den $$. 62. bis 64, (wie $. 86. Bir in ben ss, 60 . bie 62. ıc. (wie 
Nr. 938. A. $. 86. Nr. 938. A.) 


6. 66. $. 9. 
Die 6. 87. in Nr. 938. A., jedoch mit Wie 5.87. in Nr. 938. A., dee® mit 
Allegirung der $$. 62. reip. 63, Allegirung der 68. 60. reſp. 6 


9 67. 8. 65. 
Wie $. 88. Nr. 938. A Drag mit| Wie 5. 88. Mr. 938. A., jedoch wit 
Allegirung refp. der 8$. 64., 66. u. 60. Allegirung refp. der 55. 62., 64. u. 58. 


$. 68. $. 66. 
Wie $. 89. Rr. 938. A., jedoch mit Wie 5. 89. Nr. 938. A., jedoch wit 


Allegirung ber $$. 59. u. 62. Allegirung der $$. 57. u. 60. 

$. 69. $. 67. 
Bie 5. W. Ar. 938. A., jedoch mit Wie $. 90. Nr. 938, A., FR aa mit 

.Allegirung ber 38. 67. u. 68. Allegirung der $$. 65. u. 66. 
$. 70. $. 68, 

b) Wie $. 9. Nr. 938. A. b) ®ie $. 91. Nr. 938. A. 
8. 71. $. 69. 

c) Wie $. 9%. Nr. 938. A. c) Wie $. 92. Rr. 938. A 


5. 72. | $. 70. 
d) Wie 8. 93. Rr. 938. A. 4) Wie $. 93. Nr. 938. A. 
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nah @inführung der fremden Geſetze an die Stelle von zufälligen Rechten 
gefeßt worben find, follen dem Bünftelabzug nicht unterwarfen fein. 
Gemeint chafince Behimmnngen, Fab t 


Wenn bei abgetragenen Leiſtungen, feit der wirklichen Cinführung bee, unter 
der fremden Herrſchaft auferlegten Grundfteuer, anders als nach den im gegenwär: 
tigen Titel enthaltenen Borfehriften verfahren worden ift, fo fol es bei den Be: 
flimmungen der allgemeinen Geſetze über das zu viel ober zu wenig Bezahlte fein 
Bewenden haben. 0 


$. 9. . 

Sollte jedoch eine ſolche Abweihung ($. 94.) in Anordnungen ber Verwal⸗ 
tungs s Behörben (3. B. in der Verordn. des Givilgounernements zu Münfter v. 
1%. März 1814) ihren Grund gehabt haben, fo fol dem verkürzten Theil, welder 
Entſchadigung verlangt, die Cinwendung, daß er eine Zahlung ohne Vorbehalt ge: 
leiftet ober angenommen babe, nicht enigegenfiehen. 


Gründeten ſich ſolche Abweichungen ($. 94.) auf richterliche Verfügungen, fo 
find darauf die befonderen Befimmungen der $$. 117. m. 114. anzuwenden. 


$. 97. 
Die gegenwärtigen Beſtimmungen treten an bie Stelle des Weſtphaͤliſchen Ge⸗ 
febes v. 21. Aug. 1808 Art. 59., 60. und des Weſtphaliſchen Dekrets v. 31. Mai 
1812 Art. 5., weldge fernergin nit in Anwendung Tommen follen. 


Sünfter Titel . 
Bon der Gewährsleiftung für aufgehobene Rechte. 


8. 98. 
: Zn Anſehung derjenigen Rechte, welche nach ben Beſtinrmungen des‘ gegenwärs 
tigen Geſetzes ohne Entfehäpigung aufgehoben find, fell Die Gewährsleinung nad 
folgenden Grundſaͤtzen beurtheilt werben. 


$. 99. 
Per ſolche Rechte gekauft hat, kann yon dem Berläufer weder Zurüderflattung 
des Kaufpreifes, noch Schabenserfak foren, 


$. . 
Ber foldhe Rechte durch Erbzins⸗ oder Erbpachtsvertraͤge, oder fonft erblich 
8 en Bine, erworben hat, kann, wegen bes etwa gegahtien Einkaufs: ober Erb⸗ 
eRanbsgelbes, gleichfalls weder Zuräderflattung noch Schabenserfaß fordern. 
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$. 74. 
Wie $. 95. Nr. 938. A. ., jedoch wit 
Allegirung des 8. 73. 


Grünbeten Re fol Abweichungen 
($. 73.) auf richterliche Berfügungen, fo 
find ru die befonderen Befimmungen 
des $. 9 Be 


$ 

Wenn dagegen eine ſolche Abweichung 
in Folge bes im $. 1. aufgehebenen, für 
die Mairie⸗Lohne erlafienen 1 Staatsrat: 
Gutachtens v. 21. Juli 1811, in dem 
Bezirk diefer Mairie ftatt gefrnben haben 
follte, fo bat es tabei für die vergans 
me Zeit" jevenfalls fein Bewenden, und 
find dafelbft die Vorſchriften des gegen: 
wärtigen Geſetzes erſt von deſſen Bekanni⸗ 
machung an in Anwendung zu bringen. 


Kunfter Titel 
Bon der Gewährolkeiſtung für 
aufgehobene Rechte. 

77. 


Wie $. 98. Nr. 938. A. 


. 7 
Wie 6, 99. Nr. 938. A 


6: 7%. 
Bir $. 100. Nr, 938. A. 


Bon ber Barärift bes. $. 78. find 
diejenigen Fälle ausgenommen, worin der 
Deeauf ober die Verleihung vom Staate 

—S en iſt. Jeboch wird im dieſen 

n —* das bezahlte Kaufgeld 
—— auch gilt dieſe Verpſtich⸗ 
tung des Fiskus nur für. ben an britte 
Berfonen vorgenonmenen Berfauf folder 
Rechte, nicht für die Ablöfung, welche 
etwa zwif DR Te Fiskus ben g” Bew 
—— hen früher tt ges 

en haben möchte, 


rd 


U 8. 71. 
Wie 8. 94. Nr. 838. A. 


$. 72. 
Wie $. 95. Nr. 20 A., jedoch mit 
Altegirung bes $. 7 


Gründeten ie fie Abweichungen 
($. 71.) auf richterliche Berfügungen, fo 
find darauf die befonderen Dekämmungek 
des 5. 9. I. angumoenben. 


Fünfter Titel. 
Bon der Gewährsleiftung für 
aufgebobeng | Rechte. 


$ 
Wie $. 98. Nr. 938. A. 
ET . 
ie $. 90. Nr. 938. A. . 22 
8. 76. 
Wie & 100. Nr. 938. A, 


$. 7 
Die 6. 80. Nr. „93 B., jedoch mit, 


Wbrgirung des 8.7 
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8. 101. 
In Anfehung des dafür übernommenen Zinfes ober Pachtgeldes aber iſt zu 
unterfcheiden, ob: 

1) das aufgehobene Recht den alleinigen Gegenfland ber Verleihung ausgemadht 
hat, ober do daſſelbe zwar zugleich mit andern Grundſtücken und Zubehd> 
zungen verliehen, ber Zins aber nicht in Baufh und Bogen zu entridten, 
fondern von den einzelnen in der Berleihung begriffenen Theilen, und na⸗ 
mentlich für das aufgehobene Medht, abgefondert vorbebungen war, ober ob 

2) das letztere in Derbindung mit andern Gegenfländen (3. B. ein Mühlen: 
zwangsredht in Berbindung mit Waffernußung u. ſ. w.) verliehen, und ber 
Zins oder das Pachtgeld dafür, nit abgefondert von den übrigen Gegen⸗ 
fländen ber Verleihung, borbebungen war. 


$. . 
Im erſten Falle hat der Verpflichtete den gänzlichen Erlaß besjenigen Zinfes 
oder Pachigeldes zu fordern, welchen er für das aufgehobene Recht zu entrichten 


. hatte, 


8. 103, 

Im zweiten alle Hingegen findet Grlag oder Ermäßigung des Binfes in ber 
Regel nicht Statt, und nur alsdann kann eine Ausnahme von biefer Regel eintres 
ten, wenn bas zum Grunde liegende Rechtsverhältnig ein erbpachtliches il. Ob 
ein ſolches Rechtsverhaͤltniß vorhanden fei, foll jedoch nicht bloß nach der etwa in 
der Urfunde vorkommenden Benennung des Kontrakts, fondern nad deſſen Ratur 
und Weſen beurtheilt werden. (Bergl. u x N. TH. 1. Tit. 21. $. 187.) 

1 


Zu Begründung diefer Ausnahme kommt es auf folgende 2 Bebingungen an: 
1) daß die ganze Erbpacht von den gefammten Erbpadhtflüden nicht mehr aufs 
gebracht werben könne, und 
2) daß der Grund diefes Unvergögens ganz ober zum Theil in ber Aufhebung 
des mit vererbpadhteten Rechts lege, 
$. 10 


In der erften Beziehung kann eine Herunterfehung der Erbpacht bis auf ben 
wirllichen reinen Ertrag der Erbpachtſtuͤcke verlangt werden, vorausgefeht, daß zus 
gleich der Betrag dieſes Nachlaſſes durch die zweite Bedingung Begrimbet wirb; 
und bei Berechnung diefes reinen Brtrages if der nothwendige Unterhalt des Erb⸗ 
pächters und feiner Familie in fo weit, ale biefelben bei der Bewirthſchaftung ber 
Erbpachtsſtücke Dienfte leiften, von den Nußungen unter den Wirthſchaftsausgaben 
in Abzug zu bringen. 


$. 106. 
In der letzten Beziehung aber kommt es darauf an, das Maaß bes dem Erb⸗ 
pädhter durch die Aufhe ung bes mit vererbpadhteten Rechts bisher verurfachten und 
des künftig forkbauernden Verluſts anezumilieln. 


$. 107. 
So weit diefer Verluſt für die Vergangenheit zu berechnen if, kommt er fo 
hoch zum Anſchlag, als er wirklich eingeiseten iſt. 
1 


$. . ' 

Wenn aber, zum Zwed der Auseinanderfeßung beider Theile, derjenige Verluſt 
beflimmt werben foll, welchen der Verpflichtete fünftighin, vom Tage bes Antrages 
auf Ausetnanberjebung an gerechnet, fortbauernd erleiden wird, fo iſt derfelbe nad 
den zur Zeit der Auseinanderfeßung erfennbaren Wirkungen ermeflen, und bie 
verlangte Ermäßigung des Zinfes darnach ein für allemal — ohne Rüds 
ſicht auf die Nachtheile, welche möglicher Weife dem Berpflichteten noch in ber Belt 
aus andern zur Zeit nicht obwaltenden Umfländen erwachſen Tönnen, und eben jo 
ohne Rüdfiht auf die Minderung, welche bie zur Zeit anzunehmenden Nachtheile 
erfahren möchten; fo daß, wenn fpäterhin neue Umftänbe eintreten, deshalb weber 
eine weitere äßigung, noch eine Erhöhung des Zinfes ober Pachtgeldes, gefors 
bert werben Tann. 


$. 109, 
Bei Zwangs: und Bannrechten infonderheit Fonımt dabei ber etwanige Ausfall 
an den Nutzungen berfelben nur in fo weit zum Anfchlag, ale berielbe Bei bem 
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6. 82. 6. 79. . 
In ne des Zinfes oder Baht: } In Anfehung des Zinfes oder Padıt: 

geldes, welches im Fall des 8. 79. fürjgeldes, welches im Fall des $. 76. für 

ſolche aufgehobene Rechte zu entrichten * aufgehobene Rechte zu entrichten 


geweſen, ift zu unterſcheiden, ob gewefen, itt zu untericheiden, ob 
1) u. 2) wie $. 101. Nr. 938, A. 1) u. 2) wie 6. 101. Nr. 938. A. 
88. 5. 80. 
-Wie $. 102. Wr. 338.A. - Wie $. 102. Nr. 938. A. 


- ’ 3 $. 81. 
Im zweiten Fall hat er aber nur Ans Bir 5. 84. Nr. 939, B. 
ſpruch auf eine: Ermäßigung des Binfes 
oder Pachtgeldes, nah Verhaͤltniß bes 
ihm d die Aufhebung des mitverlie⸗ 
henen Rechts verurſachten Verluſtes. 


8.85 | $. 82. 
Wie $. 107. Ar. 938. A. Wie 6. 107. Nr. 938. A. 
$. 86. $. 83, 
Die $. 108. Nr. 938. A. Wie 6. 86. Nr. 939. B. 


welche die zur Beit anzunehmenden Nach⸗ 
theile in der Folge erfahren möchten u. ſ. w. 


= $. 87. $. 84. 
Bie $. 109. Rr. 938. A. Wie $. 109. Rr. 938.4. 
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vormaligen Zwangobebit, nicht aber fofern derfelbe bei dem Abſatz an freiwillige 
Kunden eintritt; auch überhaupt vur, wenn eine wirkliche Derminderung ber ge: 
fammiten Nußungen, welche ber vormals Zwangsberechtigte aus der Fabrikations⸗ 
anflalt bezogen bat, Statt findet. 


. 110. 

‚Dagegen dürfen etwanige Erfparungen in den zur Unterhaltung unb zum Be⸗ 
triebe der zwangsberechtigten Fabrilationsanſtalt nöthigen Aufwendungen, welche aus 
dem verminderten Debit abgeleitet werben koͤnnten, zum Nachtheil des vormals 
Zwangsberechtigten nicht mit in Reänung g« bracht werden. 


Die Feſtſtellung des Verluſtes, welcher im Fall des $. 104. ff. den Verpflich⸗ 
teten aus ber Aufhebung des ihm mit verlichenen Rechts erwachlen ift und fer- 
nerhin erwächſt, fol durch ſchiedsrichterliche Kommiffionen geſchehen, gegen deren, 
nach gehöriger Sinleitung ber Sache, erfolgenden Ausipruch weder Appellation noch 
Rekurs zuläffig if. 


$. 112. 
In welcher Art diefe Kommiffionen, nad Anleitung der A. &. O. Th. 1. 
Tit. 2. 88. 167. bis 176. zu organifiren; wie bie Gtreitpuntte (durch bie Bene: 
rals Kommifflon ober deren Beauftragte) zur Entſcheidung ber ſchiedsrichterlichen 
Kommiffionen vorzubereiten; und auf welche Geſichtspunkte biefelben hinzuweiſen 
find: darüber fol in einer befondern unverzüglich von ben ferien ber Juſtiz, 
des Innern und der Finanzen zu erlaffenden Inſtruktion nähere Anleitung erfolgen. 
Sechster Titel 

Allgemeine Beflimmungen. . 
Sollten in Folge der Verorbn. des vormaligen Givilgouvernements En Muͤn⸗ 
ſter v. 14. Mai 1814, oder auf den Grund Unſerer K. O. v. 5. Mai 1815, noch 
Prozeſſe ſiſtirt ſein, welche die Gegenſtaͤnde bes gegenwärkigen Geſetzes betreffen, fo 
hört diefe Suspenfion gänzlid auf, Jedoch haben die Behörben dergleichen Pros 
zefle nicht von Amtswegen wieder aufzunehmen, ſondern es bleibt diefes ben Bes 

theiligten lediglich überlaflen. 


$. 114. 

Daſſelbe findet Statt, wegen ber nach Unferen K. O. v. 18. Sept. 1822 und 
27. Dec. 1823 fuspendirten Prozefie über den Steuerabzug bei Zehnten und guts⸗ 
herrlichen Leiſtungen. Die in jenen Kabinets⸗Ordres uorbehaltenen Ausgleichungen, 
wegen ber feit bem Grlaß der 8. O. v. 18. Sept. 1822 gemadhten ober ausgeſetz⸗ 
ten Stewerabzüge, und der deshalb getroffenen Interimiftifen, find nun nad nen 
dergeftalt, daß der Binss und Zehntpflichtige dem Berechtigten bie nach J des 
gegenwärtigen Geſetzes unrechtmäßig gemachten Abzüge, und umgekehrt ber id 
tigte dasjenige, was er darnach über Gebühr erhalten, dem Zins: und Zehntpflidhe 
tigen zu erflatten bat, 


$. 115. 

Was die Rüdftände an Abgaben und Leiflungen betrifft, welche von ber Eins 
führung ber fremden tee an bis zur Verkündung bes Gef. v. 25. Sept. 1820 
aufgelaufen fein möchten, fo follen 

a) rücfländige Dienfte nicht in natara, fondern nur eine Geldentſchaͤdigung bas 
für, die nad) dem $. 42. des Gef. v. 25. Sept. 1820 zu ermitteln if, nach⸗ 
gefordert werben Tönnen. Erklaͤrt der Dienfipflichtige, diefe Geldentſchaͤdi⸗ 
gung ganz ober zum Theil nicht befchaffen zu koͤnnen, fo foll über bie Art 
der Nachleiſtung, in mangelung ütlider Uebereinfunft, eine ſchiedsrichter⸗ 
liche Kommiſſion entſcheiden. ich Kommilflon, über deren Bildung und 
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$. 88. $. 8. 
Wie $. 110. Nr. 938. A. Wie $. 110. Nr. 988, A. 


0 8 86, 
Wie 8. 111. Re. 938. A., jeboch mit 


$. 89. 
Wie $. 111. Nr. 938. A., jedoch mit 
Allegirung des $. 79. ff. 


Allegirung bes $. 82. fi. 


$. 90. 8. 87. 
Wie $. 112. Nr. 938. A. Wie $. 112. Rr. 938. A. 


Sechster Titel. 


Scheter Titel 
Allgemeine Dekimmungen, 


Allgemeine Derimmungen. 


8. 88. 

Sollten in Folge ber Berorbn. des 
vormaligen Givilgounernements zu Muͤn⸗ 
fer v. 14. Mai 1814, oder auf den 
Grund Unfeer 8. DO. v. 5. Mai 1815 
und v. 18. Sept. 1822, noch Prozefle 
fitirt fein, welde die Segenflände des 
gegenwärtigen Geſetzes betreffen: fo hört 
biefe Suspenfion gänzlih auf. Jedoch 
haben die Behörben dergleichen Prozeſſe 
nit von Amtswegen wieber aufgunch- 
men, fondern es bleibt dieſes den Dethei- 
ligten lediglich überlaſſen. 


6. 91. 

Sollten in Folge der Verordn. des 
vormaligen Civilgouvernements zu Mun⸗ 
ſter v. 14. Mai 1814, und des Gene⸗ 
ralgouvernements zu Düflelborf v. 10. 
Aug. deſſelben Jahres, oder auf den 
Grund Unſerer K. O. v. 5. Mai 1815 
und v. 18. Sept. 1822 noch Prozeſſe 
fiſtirt fein, welche die Gegenſtäͤnde des 
gegenwärtigen Gefeßes betreffen: fo Hört 
diefe Suspenflon gänzlich auf. Jedoch 
haben die Behörben dergleichen Prozeſſe 
nicht von ambewoegen wieber aufguneh: 
men, fondern es bleibt diefes den Bethei⸗ 
ligten Iediglich überlaffen. 


$. 92. 

Was die Rückſtaͤnde an Abgaben und 
Leiftungen betrifft, welche von ber Bin: 
führung der fremden Geſetze an, bis zur 
Berfündung des Bei. v. 25. Sept. 1820 
aufgelaufen fein möchten, jo follen 

a) rückſtändige Dienfte aus dem ange: 

gebenen Zeitraum gänzlich niederges 
ſchlagen fein. Dieſe Ausnahme foll 
indefien weder auf bas Berhältnig 


$. 89. 

Mas die Rückſtaͤnde an Abgaben und 
Leiftungen betrifft, welche von ber Ein⸗ 
führung der fremden Geſetze an, bis zur 
Berkimdung bes Gel. ». 23. Sept. 1820 
aufgelaufen fein möchten, fo follen: 

a) rückſtaͤndige Dienfte aus dem ange- 

gebenen Zeitraum 

aa) in den vor ber Bereinigung mit 

Frankreich zun Großherzogthum 
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Wirkſamkeit die Beftimmungen der 68. 111. und 112. zu beachten find, hat 
auf das Bedürfniß und die Wirthfchaftsverhältniffe beider Theile billige 
Rüdfiht zu nehmen. Rüdftände von ſolchen Baubienften, welche nicht nad) 
der Zahl der Tage beitimmt find, und aus dem oben bezeichneten Zeitraum 
herruhren, werben Hierdurch gänzlich niedergeichlagen ; 
rüdftändige Zehenten find jedenfalls durch eine Geldentſchaͤdigung nachzulei⸗ 
fen. Dabei ift zuvoͤrderſt der Naturalertrag des Zehenten nad) $. 44. des 
Gef. v. 25. Sept. 1820 auszumitteln. Der fo ausgemittelte NRaturalertrag 
wird fodann nah den letzten Wartinis Marktpreifen, vor dem jebesmaligen 
Berfalltage (vergl. Buchſt. d) zu Gelde angeſchlagen; 

c) rũckſtündige Naturalabgaben außer den Zehenten fol der Verpflichtete nad 
feiner Wahl in natura, oder nach den legten Martini⸗Markwpreiſen, vor bem 
jebesmaligen Berfalltage (vergl. Buchſt. d.), in Geld abtragen. Es muß 
jedoch der Verpflichtete diefes Wahlrecht fpätellens vier Wochen vor dem 
Berfalltage ausüben; verfäumt er diefes, nachdem er dazu von bem Bu, 
tigten aufgeforbert worden ift, fo gehet daflelbe Wahlrecht auf den Berech⸗ 

tigten über; | 

d) von den unter a. b. und c. erwähnten Rüdfländen fowohl, als von ben 
rückſtaͤndigen Geldabgaben, foll der Verpflichtete in jedem Jahre, neben ben 
laufenden Abgaben, nur den Betrag Einer Jahresleiſtung abzutragen vers 
pflitet fein, es fei denn, daß der Berechtigte nachzuweiſen vermöchte, daß 
ber Berpflihtete, ohne erhebliche Beeintraͤchtigun Teines Nahrungsſtandes, 

— Alles auf einmal, oder doch mehr als Cinen Sabreöbetrag, zu leiften im 

. Stande ſei. Im Fall eines Streits haben hierüber ſchiedsrichterliche Kom⸗ 
mifflonen zu entfheiden, auf welche bie Beftimmungen der $$. 111. und 
112. anzuwenden find; 

e) follten zufällige Rechte fällig geworben und in Rückſtand verblieben fein, 
fo find ſolche ohne Anſtand vollftändig nachzuzahlen; 

f) auch in Anfehung ber Rüdftände kommt der Im Aten Titel beftimmte Steuer- 

. beitrag zur Anwendung. 


b 


nt 


Auf folhe Rüdftände, melde erft feit dem Geſ. v. 25. Sept. 1820 neu ents 
flanden find, imgleihen auf oiejenigen Theile älterer Rüdftände, deren Termine 
nad) der Borfärift des angeführten Geſetzes $. 65. bereits eingetreten find, bezies 
ben fich die befonderen Beitimmungen bes gegenwärtigen 6. nicht, und es find 
darauf lediglich die allgemeinen Geſehe anzuwenden. on 

Heber die Ausführung der VBorfchriften bes gegenwärtigen $. wirb eine befon- 
bene Inftenftion von den Min. der J., des I. und ber ra unverzüglich erlaflen 
werden. Zu 


$. 116. 
In Konkurfen follen die Rüdflände das Vorzugorecht unbebingt, d. h. ohne 
— Fl bie fonft gefeplid) vorgefchriebenen Cinſchraͤnkungen, in folgenden Fäls 
genießen: 
A. wenn der Konkurs vor Bekanntmachung bes Gef. v. 25. Sept. 1820 ans: 
gebroden, ber Rüdftand aber nach ber K. O. v. 5. Mai 1815 oder in ben 
unmittelbar vorhergehenden zwei Jahren entflanden if; 


d) Bon den unter b. und c. erwähnten 
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bloßer Zeitpädhter oder folder, die 
ihnen grei⸗ zu achten ($. 21.), noch 
auf die aus einer unabänberlichen 
Berwandlung von Dienften entftans 
denen Abgaben (Dienfigelder) ange 
wendet werben. 


et Wie $. 115. b. u. c. Nr. 938. A. 


Rüdftänden fowohl, als von den 
rückſtaandigen Gelbabgaben, foll der 
Berpfliätete in jedem Jahr neben 
den laufenden Abgaben nur den Bes 
trag Giner Jahresleiftung abzutra⸗ 
gen verpflichtet fein, es fei denn, 
daß der Berechtigte nachzuweiſen 
vermößhte, daß ber Verpflichtete ohne 
erheblihe Beeinträchtigung feines 
Nahrungeftandes Alles auf einmal, 
oder doch mehr ale Binen Jahres: 
beitrag, zu leiften im Stande fei. 
Im Fall eines Streiteg haben bier: 
über ſchiedsrichterliche Kommiſſionen 
u entſcheiden, auf welche die Be 

mungen der 88. 89. und 90, 
anzuwenden find. 


bb) in den übrigen 
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Berg gehörenden Banden, ini 
niedergefchlagen fein; diefe ußs 
nahme indefien weder auf das 
Verhaͤltniß bloßer Beitpächter ($. 
21.), noch auf die aus einer uns 
abänderlihen Verwandlung von 
Dienften entflandenen gaben 
(Dienfigelder) angewendet werben; 
eilen der ches 
maligen Franzoͤſiſch⸗ hanfentifchen 
Departements aber die rüdflänbi: 
gen Dienfte nicht in natara, fon» 
dern nur eine Geldentſchaͤdigung 
dafür, die na dem-$. 42. des 
Geſ. v. 25. Sept. 1820 zu er 
mitteln if, nabıgeforberi werben 
koͤmen. Erklaͤrt der Dienſtpflich⸗ 
tige, dieſe Geldentſchaͤdigung ganz 
oder zum Theil nicht —R68* 
zu können, fo ſoll über die Art 
ber Nachleiftung, in Crmangelung 
gütlicher Uebereinkunft, eine ſchieds⸗ 
richterliche Kommiſſion entfcheiden. 
Dieſe Kommiſſion, über deren 
Bildung und Wirkfamkeit die Bes 
flimmungen der $$. 86. u. 87. zu 


beachten find, hat auf das Behürf; 
niß und die Wirthſchafts⸗Verhaͤlt⸗ 
niſſe beider Theile billige Rückſicht 
gu nehmen. Ruũckſt ande von foldhen 
aubienften, welche nicht nach ber 
Zahl der Tage beſtimmt find und 
aus dem oben bezeichneten Zeit 
raum berrühren, werben hierdurch 
gaͤnzlich niebergefählagen. 
In ſaͤmmtlichen Theilen der gedachten 
Departements find Hingegen 


c wie $. 115. b. u. c. Nr. 938.A. 


d) Bie $. 115. d. Nr. 938. A,, je 
doch mit Allegirung der $$. 86. 
und 87. u 


Die 8. 115. 0. 8. Nr. BA. | 


— — — — — 


——— — 


3 Wie $. 115.0. u.f. Nr. 938. A. 
Auf ſolche Rückſtaͤnde ac. (wie $. 115.| Auf folche Rüdflände sc. (wie $. 115. 
Nr. 938. A.) Nr. 938. A. Ä ' 


8. 90. 
Die $. 416. Rr. 938. A. mit folgen 


$. 93. 
Wie $. 116. Rr. 938. A. mit folgen: 
ber Abweichung: 


der Abweichung: 





| 
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CCIECTCITICIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIIXIXIXIXXXLXIXAXLLL 
B. wenn der Konkurs nach Bekanntmachung des Geſ. v. 25. Sept. 1820 aus⸗ 
gebrochen iſt, der Rückſtand aber zu derjenigen Summe gehört, bie nach 
$. 115. Buchſt. d. noch nicht eingeforberi werben konnte. Iſt es zur Er: 
Öffnung eines förmlihen Konkurſes nicht gekommen, ſondern bloß bie noth⸗ 
wendige Subhaftation des Grundflüds verfügt und erfolgt, fo follen bie 
Vorſchriften des gegenwärtigen Paragraphen eben fo, wie bei einem foͤrm⸗ 

lihen Konkurfe, zur Aamendang Tommen. 

. So weit egenflände biefes Geſetzes durch Vergleich, Judikat, oder fon 
vechtsgültig bereits feflgefeht find, behält es dabei in fofern fein Bewenden, als 
dadurch nicht ſolche Gerechtſame. die nad) dem gegenwärtigen Geſetz ohne Entidä- 
digung abgeſchafft find, unverwandelt aufrecht erhalten werben follen. Sollten 
während ber angeorbneten Suspenflon Judikate ergangen fein, fo iſt gegen dieſelben 
jedenfalls die Nichtigfeitsklage zuaulafen., 


Auch in den yon Hannover an Uns abgetretenen Diftrikten foll das gegenwärs 
tige Geſetz, jedoch mit folgenden Moviflfationen, in Anwenbung kommen: 

a) Die ungemeflenen Dienfte ($. 5.) find bafelbit nicht aufgehoben, fie müffen 
jedoch, wenn es ber Berechtigte ober der Verpflichtete verlangt, in gemeflene 
verwandelt werben. 

b) Der Sterbefall ($. 10.) iſt dafelbft ebenfalls nicht aufgehoben, ſondern er 
— fon bie in den 88. 44. und 45. angegebenen Rechte, bis, zur Abs 

öfung fort. . ' 

c) Die in den $$. 58. u. ff. verzeichneten Rechte find daſelbſt gleichfalls nicht 
euiasboben, fondera nur, fowie andere Meallaften, ber Ablöfung unters 
worfen. . 


$. 119. | . 

Veber die Abföfung der nach dem gegenwärtigen Geſetz fortbaueenden Rechte 
wird denmächſt in der Ahlöfungss Ordnung verfügt werben, welche Wir vor deren 
Bekanntmachuug Unfern Provingialſtanden borlegen laſſen werden. ⸗ 

8 


Zur Ausführung bes Gef. v. 25. Sept. 1820 hatten Wir in einer an dem⸗ 
felben Tage erlaffenen befanheren Verordn. zwei General⸗Kommiſſionen angeordnet. 
Diefe befondere Verordn. wollen Wir hierdurch, und zwar für alle Gegenflänbe 
bes gegenwärtigen Gef. und ber Ablöf. Ordn. ($. 119.) im Allgemeinen beftäti- 
gen: fie erhält jedoch gegenwärtig folgen, ßuſabe und Abänderungen. 


Zuvoͤrderſt foll von den General⸗Kommiſſionen in jedem Kreife eine Kreisver: 
mittelungs⸗Behbrde errichtet werben, welche aus zwei guberläffigen und fachfundigen 
Berfonen beſtehen, und unter der Leitung bes Landraths ihre Gefchäfte führen foll. 
Eine diefer Berfonen iſt von ben Bereiligten Grundbefitzern des Kreifes zu wäh- 
len, die andere wirb aus drei von dem Landrath vorzufhlagenden Perfonen durch 
die verpflichteten Grundbefitzer des Kreifes gemeindeweife gewählt. Ueber die Art 
und Weife, wie diefe Wahlen zu bewirken find, wird eine beſondere Inftruftion von 
dem Minifterium des Innern ergehen, bis bie Kreisftände eingerichtet fein werben, 
worauf die Wahl von diefen gi bewirken if. An biefe Kreisvermittelungs-Behörbe 
kann fi Ieber, welcher die Regulisung ber Befigverhältmiffe in Gemäßheit des ges 
genwärtigen Gefebes, ober aber eine Aöfung verlangt, zunädhft wenden; und es 
muß nur, wenn auf tiefem Wege ein Bergleih zu Stande kommt, ber Rezeß der 
betreffenden General⸗Kommiſſion zur Prüfung und Beflätigung eingereicht werben, 
über welche Beftätigung bie AblöjfungssOrbn. ($. 119.) die näheren Beflimmungen 
enthalten wird. Jedoch foll, wenn ein Theil die Einwirkung diefer Behörde vers 
langt, dem andern Theil frei fliehen, diefe Sinwirkfung abzulehnen. Nur foll ber: 
felben jedenfalls bie Beurtheilung der im 88. 24. und 27. erforberten Gigenfchaf- 


ten, und zwar ohne Appellation oder Rekurs gegen ihren Ausſpruch, überlaffen 
eiben. 


8. 122. 
Mebrigens aber und hauptſaächlich wird den gedachten General⸗Kommiſſtonen, 
jeber in ber ihr bereits überwiefenen Bezirke die Ausführung ber im $. 120. ges 
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welche nad $. 92. Buchſtabe d. no welche nad 8. 89, Buchflabe A noch 
nicht eingefordert werben konnte. Iſt es | nicht eingefordert werden konnte. If «6 
x. (wie $. 116. Rr. 938. A.) sc. (wie $. 116. Nr. 938. A.)- 


$. 9. 48* 
Wie 3. 117, Nr. vas. A. Wie 8. 117. Rr. 998. A. 


g. 95. | $ 92. 
Wie $. 119. Nr. 938. A. Wie $. 118. Nr. 938. A. 


$. 96. 8. 93. 
Wie 5. 120. Nr. 938. A, jedoch mit| Wie 6. 120. Nr. 938. A., jedoch mit 
Allegirung bes 8. 95. Allegirung des $. 92. 


6. 9. $. 9. 
Wie $. 121. Nr. 938. A., jedoch mit! Wie 8. 121. Nr. 938. A., jebod mit 
, Mlegirung bes $.95. — Auch fehlt der Allegirung des 5.92. — Auch fehlt der 
lepte Sag: „Rur fell — überlaſſen letzte Sag: „Rur fol — überlaffen 
bleiben.” bleiben.” 


. 98. $. 9. 
Wie $. 122. 4. 938. A., jedoch mit Wie 8. 122. Nr. 938. A., jedoch mit 
Allegirung bes $. 96. Allegirung bes $. 93. 
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nannten Gefege auf gleiche Weife und mit denfelben Rechten übertragen, wie foldhes 
in Beziehung auf Gemeinheitsthellungen nad dem Gel. v. 7. Juni 1821 gefchehen 
iR; ber Appellations⸗Inſtanz hat in den dazu getigneten Ballen das Revifionss 
Kollegium zu Münfter, und in der dritten Inſtanz Unfer Geheimes Obers-Tribumal 
u Berlin zu erkennen. Es finden demnach auf diefe Gefchäfte die Verorbn. v. 
0. Juni 1817, 29. Nov. 1819 und das vorgedadhte Gef. v. 7. Juni 1821, mit 
ben aus den im $. 120. genannten Gefehen ſich ergebenden Abänderungen, ebens 
falls Anwendung; es follen aber die hiernach anwendbaren Vorſchriften in einer 
von den Minifterien des Innern und der Juſtiz zu erlaſſenden Inſtruktion zuſam⸗ 
mengeftellt und näher beftimmt, insbefondere darin die Art und Weife ber Anwens 
dungen jener Orbnungen auf tie nad ben obgedachten Geſetzen zu vegulirenden 
Geſchaͤfte weiter entwidelt, und die gedachte Inftruktion durch die Amteblätter der 
betheitigten Regierungsbezirke öffentlich bekannt gemacht werben. 
$. 123. 

Wegen der Koften kommen bie g8. 209. ff. der V. v. 20. Juni 1817, welde 
jedoch gleichfalls in die vorgedachte Inftruftion übernommen und barin näher ent: 
widelt werben follen, in Anwendung. Jedoch beflimmen Wir in Erweiterung ber 
im $. 212. a. a. DO. ertheilten Borfchrift, daß derjenige Theil, welcher nad) gehö- 
riger Grörterung der Theilnehmungsredhte und Ausgleihungsmittel den barauf ges 

rünbeten Auseinanderfegungsplan anzunehmen verweigert, jedesmal die durch feine 

eiterungen entflandenen Koften allein tragen foll, in fofern der oder die andern 
bereitwillig waren, den Auseinanberfegungsplan anzunehmen, und ber Weigernde 
hernach doch nur fo viel ober weniger erftreitet, als ihm im Wege des Vergleichs 
angeboten worben. 


$. 124. 
Die in dem $. 213. der B. v. 20. Juni 1817, in Webereinflimmung mit $. 
30. des Gef. y. 25. Sept. 1820, wegen ber in Magdeburg (Stendal) und Mün⸗ 
ſter zu errichtenden General: Komniffionen, unter gewiffen Bedingungen bewilligte 
Wohlthat der Stempel: und Sportelfreibeit, fol für alle Segenlände bes gegen> 
wärtigen Geſetzes und der Ablsſungs⸗Ordnung ($. 119.) mit der Maaßgabe auch 
fernerhin gelten, daß die im gedachten $. 30. beftimmte Frift bis zum 1. Januar 
1828 verlängert wird. Jedoch findet, auch in dieſer Erweiterung, die Sportel: und 
Stempelfreiheit auf die Verhandlungen wegen ber eingeleiteten Appellationen und 
Nevifionen, imgleihen wegen ber zurüdgewiefenen Rekurfe, nicht Anwendung. Das 
gegen foll dieſe Freiheit auch auf bie Snpothefengebüßren ausgedehnt werben, in 
Fofern durch das gegenwärtige Geſetz ober die Ablöfungs-Drbnung eine @intragung 
veranlaßt wird. 
Nrkundfih ı. · ' 
Gegeben Berlin, den 21. April 1825. 
' (L. S.) Friedrich Wilhelm. 
en * ae gi F 
eglaubigt: Briefe. 
(8. S. 1825. ©. 74. Nr. 938.) blaubig 
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89. $. 9. 
Wie 6. 123. Nr. 938. A. Wie $. 123. Nr. 938. A. 
$. 100. u Ss. 97. 
Bie'$. 124. Rr. 938. A. Wie 6. 124. Rr. 938. A. J 
Urkundlich ꝛc. Urkundlich ıc 
Gegeben Berlin, 21. April 1825. Gegeben Berlin, den 21. April 4825. 
(L. 8.) Frie bei Xithelm. (L. S.) griedtig Wilhelm. 
f 0 Graf v. Bülow. 


Beg —* Briee Beglaubigt: Briefe. 
(8. ©. 1825. ©. 9. Nr. 939.) (8. ©. 1825. ©. 112. Nr. 940.) 
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III. Ergänzungen zu den drei Befegen vom 21. April 1825. 


A. Zu dem ©. y. 21. April 1825, betreffend die vormals zum Kr 
nigreihe Weſtphalen gehörig gewefenen Landestheile. (A.) 


1) Bu den 88. 4., 5., 6., 44. und 46. 


a) V. v. 23. Juli 1845, wegen Abänderung der 66. 4., 5., 6., 44. 
und 46. de8 ©. v. 21. April 1825 Nr. 938. hinſichtlich der an bie Stelle 
an Draturalbienfte getretenen Dienſtgelder und anderen Leiflungen in ver 

marf. 


Wir Friedrich Wilhelm ıc. 

Um die Umgewißheiten zu befeitigen, welche bei Anwendung ber Beilimmungen ber 
86. 4., 5., 6., 44. und 46. des Gef. über die den Grundbeſitz betreff. Rechtsver⸗ 
haͤltniſſe 2c. in den zum vormaligen Königreiche Weſtphalen gehörig geweſenen Lan- 
destheilen v. 21. April 1825 Nr. 938. auf die an Stelle der Naturaldienfte getre⸗ 
tenen Dienftgelver und anderen Leiftungen in der Altmark aus den dortigen befons 
deren Berhältniffen hervorgegangen find, verorbnen Wir für den genannten 
bestheil, nach Anhörung Unferer getreuen Stände, auf den Antrag Unferes Staats; 
min., was folgt: 

$. 1. efand fich zur Zeit ber Publikation bes im vormaligen Königreiche 
Weſtphalen erlafienen Dekrets v. 23. Ian. 1808 der Berechtigte im faktiſchen 
Befitze der Hebung gewiffer Gelb: oder Naturalabgaben oder gemeflener Dienfte, 
in Hinfiht deren der Verpflichtete behauptet, daß fie an die Stelle urfprünglidh un: 
gemefiener Naturaldienſte getreten feien, und find erfigebadhte Leiftungen nad Bus 
biifation des Geſ. v. 21. April 1825 no einmal ohne Vorbehalt entrichtet wor; 
den, fo foll es für die Zukunft bei den Gelb: oder Naturalabgaben, fowie bei den 
gemeffenen Dienften in allen Faͤllen fein Bewenden behalten, und dem Berpflichtes 
ten fein Ginwand gegen beren Bortentrichtung aus dem Grunde geftattet fein, weil 
bie urfprüngliche Dienfiverpflichtung durch das Dekret v. 23. Ian. 1808 und bas 
G. v. 21. —* 1826 aufgehoben ſei. 

$. 2. Befand ſich zur Zeit der Publikation des im vormaligen Koͤnigreiche 
Meftphalen erlaffenen Dekrets v. 23. Ian. 1808 der Berechtigte im faltifchen Be⸗ 
ſihe der Hebung gewifler in Stelle gemeflener Dienfte entrihteter Geld; oder Na: 
turalabgaben, und find biefe Abgaben von ihm nach Publifation des Gef. v. 21. 
April 1825 noch einmal ohne Vorbehalt angenommen worden, fo foll es bei den 
gedachten Geld» oder Naturalabgaben für die Zukunft fein Bewenden behalten, und 
dem Berechtigten nicht geftattet fein, auf den gemeflenen Naturalbienft zurüdzugehen 
ober befien Ablöfung oder Umwandlung nad denjenigen Grundſaͤtzen zu verlangen, 
welche in der Ablöf. Ordn. v. 13. Juli 1829 für die Ablöfung oder Umwandlung 
von Dienften aufgeftellt find. . u 
83 So. weit bie in den $$. 1. und 2, erwähnten Verhältniſſe in einer 
anderen als der dort beitimmten Art zwifchen ben Berechtigten und. Verpflichteten, 
nad Bublifation des Defrets v. 23. San. 1808, durch rechtskraͤftige Entſcheidun⸗ 
en, Ablöfungen, DBerträge oder andere Rechtstitel bereite definitiv feftgeftellt find, 
ehält es bei dieſer Feſtſtellung fein Bewenden; jedoch mit der Maaßgabe, dag aus 
einer nach Publikation des Gef. v. 21. April 1825 ergangenen rechtöfräftigen Ent: 
ſcheidung ein Anſpruch auf Zurüdzahlung oder Erftattung des ſchon Geleifteten 
niemals hergeleitet werden fann, es fei denn, bag der Betrag, welcher zurüdgezahlt 
oder erflattet werden fol, in dem Erkenntniſſe bereits befinitiv zuerfannt wäre. 
Dies gilt von den erwähnten Ablöfungen, Verträgen u. f. w. ſelbſt dann, wenn 
fi nachweiſen ließe, baß bie Dienfte, welche den Gegenſtand berfelben ausmachten, 
1" ben ungemeflenen zu zählen feien. Sind jedoch die rechtskraͤftigen Erfenntniffe, 

erträge u. f. w. vor Publikation des Gef. v. 21. April 1825 erfolgt, fo finden 
vorfiebende Beflimmungen auf biefelben nur in fofern Anwendung, als fle nad 
ben Vorfchriften im $. 117. jenes Geſetzes für rechtsgültig anzufehen find. 

Die in folder Weife noch nicht erlebigten Angelegenheiten follen nach gegen: 
wärtiger V. beurtheilt werben, ohne Unterfchieb, ob ber Berechtigte bereits auf bie 
Natural s Dienftpflicht zurüdgegangen, oder der DVerpflichtete gegen die Fortenirich⸗ 
tung der Dienfigelder oder anderer Leiflungen Ginwendung erhoben Hat ober 


nit. 
$. 4. In allen durch gegenwärtige V. nicht berührten Beziehungen behält es 
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bei dem Gef. v. 21. April 1825 und bei der Abloͤſungs⸗Ordn. v. 13. Juli 1829 
fein Bewenden. 
Urkundlich ꝛc. | 
Gegeben Sansfouci, den 23. Juli 1845. 
" (L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
v. Boyen. Mühler. v. Nagler. Rother. Gichhorn. v. Savigny. v. Bobels 
ſchwingh. Gr. zu Stolberg. Uhden. 
(G. ©. 1845. ©. 518. Nr. 2609.) 


b) B. 9. 28. Juli 1845, wegen Abänderung ‚der 66. 4., 5., 6., 44. 
und 46. des Gef. v. 21. April 1825 Nr. 938. Hinfichtlich der an vie Stelle 
der Naturaldienfle getretenen Dienflgelvder und anderen Leiftungen in ven 
vormald zum Königreiche Weftphalen gehörig gewefenen Theilen des Her» 
zogthums Magdeburg. 


Wir Friedrich Wilhelm 1. ıc. 

Um die Ungewißheiten zu befeitigen, welche bei Anwendung ber Beflimmungen 
ber $$. 4., 5., 6., 44. und 46. des Gef. über die den Grundbefle betreffenden 
Nechtsverhältniffe ac. in ben zum vormaligen Königreich Weſtphalen gehörig gewe: 
fenen 2anbestheilen v. 21. April 1825 Nr. 938. auf die an Stelle der Natural: 
dienfte getretenen Dienfigelder und anderen Leiflungen in den vormald zum Königs 
reich. Weſtphalen gehörig gewefenen Theilen des Herzogthums Magdeburg aus den 
bortigen befonderen Derbäkniffen hervorgegangen find, verorbnen Wir für bie ges 
dachten Lanbesiheile, nad) Anhörung Unferer getreuen Stände, auf den Antrag Uns 
feres Staatsmin., was folgt: 

88. i., 2 und 3. (MWörtlih gleichlautend mit ben 88. 1., 2. und 3. des 
vorſtehenden Befeges [Rr. 2609.) für die Altmark. 

8. 4. If das zwifchen benfelben Berechtigten und Berpflichteten rückſichtlich 
der Dienfte befichende Verhältnis durch rechiefräftige Entſcheidung, Ablöfung, Ber; 
trag ober einen anderen Mechistitel erſt theilmeife befinitio feftgeftellt worden, fo treten 
in egiehung auf ben noch übrigen Theil jenes Berhäliniffes bei Anwendung ber $$. 
1. und 2. folgende Maaßgaben ein: 

4) Sat ber Berechtigte für die gemeffenen Dienfte bereits eine Höhere Ablös 
fungsfamme ober. — ung erlangt, als ihm nach $. 2. zuſtehen würde, 
fo muß er fih ben Wehrbetrag auf die ihm für die ungemeflenen. Dienfte 
zu entridhtenden Abgaben, ſowie auf den Werth ber gemeflenen Dienfte, 
welche an bie Stelle der ungemeffenen getreten find, anrechnen laffen. 

2) Hat der BVerpflichtete bereits eine rechtskraͤftige Befreiung von denjenigen 
Abgaben oder von denjenigen gemeffenen Dienften erlangt, welde an bie 
Stelle ungemeffener Dienfte getreten find, fo kann derſelbe die Beſtimmung 
des $. 2. nur dann für fi} geltend machen, wenn er zugleich auf bie ges 
dachte Befreiung Berzicht leiſtet. 

$. 5. In allen durch gegenwärtige V. nicht berührten Beziehungen behält es 
bei dem ©. v. 21. Xpril 1825 und bei der Ablöfungs »Orbn. v. 13. Juli 1829 
fein Bewenden. 

Urkundlich ıc. 

Gegeben Sansfouci, den 23. Juli 1845. 

L. S.) Friedrich Wilhelm. 


( 
Boyen. Mühler. v. Nagler. Rother. Eichhorn. v. Savigny. v. Bodel⸗ 
ſchwingh. Gr. zu Stolberg. Uhden. 
(8. ©. 1845. ©. 520. Nr. 2610.) 


c) V. 9. 11. Der. 1845, wegen Ausdehnung ver V. v. 23. Iuli 
1845, die Abänderung der 65. 4., 5., 6., A4. und 46. des Gef. v. 21. April 
1825 hinſichtlich der an die Stelle der Naturalvienfte getretenen Dienſtgel⸗ 
der und anderen Xeiflungen in den vormals zum Königreich Weſtphalen 
gehörig geweienen Thetlen des Hetzogthums ragpeburg betreff., auf die 
üßrigen Zandvestheile der Provinz Sachen, mit Ausnahme ver Altmark, 
weldhe vormals zu dem genannten Königreiche gehört haben. 

Dir Friedrich Wilhelm ıc.. . : 

Da Unfere getreuen Stände der Provinz Sachen einmüthig darauf angetragen 
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haben, die zunaͤchſt nur für die vormals zum Koͤnigreich Weſtphalen gehörig gewe⸗ 
fenen Thei des Herzogthums Magdeburg beſtimmte und für dieſe Landestheile pu⸗ 
blizirte V. v. 23. Juli d. J. wegen Abänderung der $$. 4., 5., 6., 44. und 46. 
des Gef. v. 21. April 1825 hinfichtlich der an die Stelle der Naturaldienſte getre⸗ 
tenen Dienſtgelder und anderen Leiſtungen, auf die übrigen vormals Weſtphäliſ 
gewefenen Theile der Provinz Sachſen auszubehnen, das Bedürfniß hierzu Ach au 
bei den dieſerhalb veranlaßten Ermittelungen herausgeftellt Hat, fo verorbnen Wir 
auf den Antrag Unferes Staatsminifteriums, daß die gedachte V. v. 23. Juli d. J. 
auch in ben zulegt erwähnten Lanbestheilen der Provinz Sadhfen, mit Ausnahme 
der Altmark, in deren Hinficht es bei der beſonderen B. v. 23. Juli.d. 3. fein Be⸗ 
wenden behält, Anwendung finden fol. 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben Berlin, den 11. Dec. 1845. 

(L. 5.) Friedrich Wilhelm, 


B Mühl MN — es Thile. v. Savign 
v. Boyen. ühler. v. Nagler. Mother. Gichhorn. v. Thile. v. Sapigny. 
v. Bodelſchwingh. Cr. zu Stolberg. Blottwell. Uhden. Frh. v. Caniß. 

(8. ©. 1845. S. 832. Nr. 2663.) 


2) Zum ©. 78. 
K. O. v. 8. Nov. 1845, betr. die Altmaͤrkiſchen Bauerlehne. 


Indem Ih das Gutachten des Staateraths v. 2. Juli d. J., nad) welchem 
ber Erlaß einer befonderen Berorbnung wegen der Altmärkifchen Bauerlehne in 
Rückſicht auf die Beſtimmung des $. 78. des Gef. über die den Grundbeſitz betr. 
Rechtsverhaͤltniſſe und über die Mealberehtigungen in ben Landesiheilen, welche 
vormals eine Beitlang zum Königreich Weftphalen gehört haben, v. 21. April 1825 
für ein Bedürfniß nicht zu erachten ift, hierdurch genehmige, erfläre Ih Mich mit 
den, in dem Berichte des Staatsmin. entwidelten Srunbfäben, nach welchen ber 
erwähnte $. 78. auszulegen und anzuwenden if, einverkanben, und beauftrage das 
Staatsmin., feinen Bericht mit dieſer Meiner Order zur Belehrung der Gerichte 
und Auseinanberfeßungss Behörden durch die G. ©. bekannt zu madıen. — Su 
gleich will Ich die durch die D. v. 18. Febr. 1838 angeordnete Siſtirung ber Pro⸗ 
jefe und Berhandblungen bei den Berichten und Auseinanderſeyungs⸗Behoͤrden über 

tmärkifhe Banerlehne wieder aufheben, und weife Sie, die Min. des I. u. der 
3., an, die Behörden dieſerhalb mit Anweifung zu verfehen. 

Sansſouci, den 8. Nov. 1845. 

Friedrich Wilhelm, 


An 
das Staatsminifterium. 


Anlage. 
Berlin, den 14. Öftober 1845. 


An 
bes Könige Majeftät. 

Der fehste Provinzial: Landtag der Mark Brandenburg und des Markgraf; 
thums Nieberlaufis Hat in einer Petition v. 25. März 1837 hinfichtlich der Alt 
wmärkifhen Bauerlehne auf eine Deklaration bes $. 78. des Gef. über die ben 
Grundbeſitz betr. Rechtsverhältniffe 2c. in den Landestheilen, bie vormals eine Zeits 
lang zum Koͤnigreich Weitphalen gehört haben, v. 24. April 1825, angetragen. 
Bei den hierauf dur die Allerh. Order v. 18. Fehr. 1838 angeordneten Grörtes 
rungen find verfhiedene Geſetzvorſchläge zur Erwägung gekommen; gegen fümmt- 
liche Vorſchlaͤge haben fi Indeß bei ven wieberholten Berathungen wefentliche Bes 
benfen erhoben, und Hat der Staatsrath unter dem 2. Juli d. I. fein Gutachten 
ſchließlich dahin erſtattet, daß zum Grlafle eines befonderen Geſetzes ein Bedürfniß 
nicht vorhanden fei, ' 

& ice auch von der einen Seite die eigenthümliche Beſchaffenheit ber Alt 
märfifchen en eine bejondere Berüdfichtigung bei ber Anwendung bes $. 78. 
bes erwähnten Geſetzes in Anfprud zu nehmen ſchien, fo wenig ließ fih doch an⸗ 
dererſeits verkennen, daß durch neue A Befimmungen über ben vorliegenden 
Gegenftand, die Rechtszuſtaͤnde, welche fih auf Grund des Weftphälifhen Dekrets 
v. 28. März; 1809 und ber ss 59. und 68. unb folgende des aeiebee v, 21. 
April 1925 nad mannigfadden Beziehungen Hin gebifbet Hatten, nicht bloß in ber 
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Hihnark, fondern auch in ben übrigen Lanbestheilen, in denen jenes. Geſetz gilt, in 
Frage geflellt, und bereits erworbene Mechte verlegt werben würden. 

Es konnte deshalb nur bie Frage ind Auge gefaßt werben: in welchem Ginne 
ber mehrerwähnte $. 78. nach einer richtigen Auslegung, und ohne über die Grm: 
zen einer bloßen Auslegung binauszugehen, auf die Altmärfifhen Bauerlehne an: 
zuwenden ſei? Das Geh. Ober-Tribunal bat fi darüber in einem auf Erfordern 
des Juſtizminiſters erflatteten Gutachten im. Wefentlichen bahin ausgefproden: 

„Die Bauerlehne, wie fie in der Provinz Sachſen, und namentlich auch 

. in ber Altmark vorkommen, find. — wenn aud feuda impropria-irregularia 

— doch für wirkliche Lehne zu erachten und nad Lehnrecht zu beurtheilen. 
Diefelben find daher in den Landestheilen, weldhe eine Zeitlang zum König: 
reich Weftphalen gehört haben, gleich anderen Lehnen, durch das Weſtphaͤu⸗ 
fhe Defret v. 28. März 1809 aufgehoben und in freies Eigenthum ver: 
wandelt, insbefondere auch von bem Heimfallsreht und von allen fonfligen 
aus der Lehusverbindumg entipringenden Beſchraͤnkungen befreit worben. 

„Das ©. v. 21. April 1825, bie jeht allein gültige Enticheidungsquelle, 
dat ed im Allgemeinen bei der durch die Weftphälifchen Geſetze verfügten 

ufhebung der lehnsherrlichen Rechte belaflen ($$. 59., 68. u f.), in Ans 
fehung ber Bauerlehne aber im $. 78. eine befondere Beilimmung getroffen, 
nad welder die hierumter zu begreifenden Güter nit als Lehne, fondern 
als Bauergüter nad den Vorſchriften des zweiten Titels jenes Geſetzes be: 
urtheilt werben follen. Der erwähnte $. 78. bezeichnet als Bauerlehne nur 
folge Büter, bei welchen die Rechte des Gutsherrn aus dem gutöherrlichen 
und dem lehnsherrlichen Berhältnifie zuſammengeſetzt find, und findet mithin 
nur dort Anwendung, wo dem Deötigien gleichzeitig lehnsherrliche und 
gutöherrliche Rechte zuftehen, beiberlei Rechte in Einer Perſon zufammens 

- treffen, Lehnsherr .und Gutsherr eine umb diefelbe phuflfche oder moraliſche 

Berfon if, unter diefer Vorausſetzung aber nicht bloß bei lehnaͤhnlichen Ber: 
hältniffen und bei ganzen Bauergütern, fondern auch bei einzelnen, lehnweiſe 
defeflenen Grundfiuden, Gebäuden, Zehnten und anderen Berechtigungen, 
fowie bei verlichenen Immunitäten und Freiheiten von Dienften und andes 
ren Leiftungen. 

„Bauerlehne, bei benen bie gebachte Vorausſetzung nicht zutrifft, find 
bagegen ber Beflimmung bes $. 78. bes Gef. v. 21. April 1825 nicht un: 
terworfen; diefelben find vielmehr in dem befondern Falle bes S. 70. jenes 
Gef. unverändert. als Lehne beibehalten, in allen andern Faͤllen aber aufges 
hoben gegen bie Berpflichtung zur Entrichtung des in den 56. 72. ımb 75. 
beſtimmten und_eventualiter nad $..73. vom Tage ber Rechtskraft des 
Weſtphaͤliſchen Dekrets v. 28. Mir, 1809 an, nachzuzahlenden Allopiflias 
tionszinfes und mit Vorbehalt der Ablöfung ber im $. 69. erwähnten be 
fonderen Abgaben und Dienfverpflichtungen. FB 

„Wenn bei einem Bauerlehne, welches der Beſtimmung bes $. W. nicht 

‚unterworfen iſt, ber befondere Ball des 5. 70. eintritt, d. h. wenn baffelbe 
. zur Beit der Verkündigung bes Weftphalifchen Dekrets v. 28. März 1809 
um Heimfall oder nur noch auf 4 Augen fland, und befien Befiger auch 
päterhin bis zur Wiedereinführung bes Landrechts und in der ganzen Zwi⸗ 
fhenzeit nicht wenigſtens zwei fulzeffionsfähige Nachfolger zu —* ehabt 
hat, fo iſt dieſes Bauerlehn von der Aufhebung ber Ichnäherrlichen —* 
gänzlich ausgeſchloſſen, und es dauert in Anfehung defielben die Verbind⸗ 
lichkeit zur Entrichtung der Lchnwanze, fowie das Heimfallsrecht nach wir 

. vor fort, und findet auch eine Ablöfung bes Heimfallsrechts nit Statt.” 

Die Anfiht des Geh. Ober⸗Trib., welche auch ſchon bei den Abrigen. Geri 
ten F Theil Eingang gefunden hatte, ſich jedoch wegen ber durch die Allerh. O. 
v. 18. Febr. 1838 angeordneten Siſtirung der Prozeſſe zu einer feſten Praxis nicht 
erheben konnte, iſt ganz dem Wortlaute des 8. 78. gemäß, und es finden ſich wer 
ber in ben Borarbeiten zu dem Gef. v. 21. April 1825, noch in dem Rechisver⸗ 
haltniſſe an fi befondere Momente, aus welchen die Richtigkeit jener Anficht mit 
Grund in Zweifel geftellt werben könnte. — Gofern Ew. Königl. Maj. hiermit 
Sich Allerhoͤchſt einwerſtanden zu erflären geruhen möchten, wird es, um bie von 
dem fechsten Provinzial-Landiage der Mark Brandenburg ꝛc. zur Sprache gebrachte 
——— zu beſeitigen, nur darauf ankommen, die Gerichte demgemäß über 
den richtigen Sinn des 6. 78. durch einen Öffentlich befannt zu machenden Criaß zu 
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belehren, wie biefes in Ps: Fällen Kon ex geſchehen if. (B. ©. 4831. 
©. 255 und 1835 ©. Ba Ew. Königl. 5 erlauben wir uns daher in 
tiefſter Chrfurcht darauf an a — uns huldreichſt ermaͤchtigen zu wollen, den 
en om Bericht zur Belehrung ber Gerichte durch die &. ©. bekannt machen 
u bürfen 

’ Zugleich wollen Ew. Königl. Maf. die durch die Allerh. Order v. 18. Febr. 
1838 angeordnete Siftirung ber Prozefie und Verhandlungen bei den Berichten und 
Auseinanberfegungs-Behörben über die Altmaͤrliſchen Banerichne Allergnäbigk wie- 
der aufzuheben und bie Min. der 3. und bes I. zu ermaͤchtigen geruhen, die betr. 
Behörden dieferhalb mit Aumefung zu verjehen. 


Berlin, den 14. Oft. 1 
Dis Staatominiſterium. 
B Muͤhle M h her Giäo Thile. v. Savi 
v. Boeyen. Mühler. v. Nagler r en. dv. Thile. v. Savigny. 
8 in Gr. zu Stolberg. Flottwell. uhden. v. Cani. 
S. 1845 721. Nr. 2642.) 


B. Zu den drei Geſetzen v. 21. April 1825 gemeinfchaftlich. 
Belanntmachung der K. Min. des Inn. (v. Schumann) und der 
J. (Gr. v. Dandelman) v. 6. Sehr. 1827, betr. die Leiſtung von baͤuer⸗ 
lichen Spannbienften. 


Bei Gelegenheit einer, in einem obgeſchwebten Dienfipeogeß geführten Immes 
diat⸗Beſchwerde ift es mißfälkig wahrgenoumen worben, daß das beir. Bericht in 
dem hiernaͤchſt publizirten —* die Entſcheidung hauptſaͤchlich auf bie irrige 
Anſicht baſirt hat, als ob ein wöchentlich mit de“ Pferden einmal zu leitender 
Spaundienſt um beshalb zu den burd das v. 21. April 1825 aufgehobenen 
Perſonal⸗Frohnen zu rechnen fei, 

weil der Dienfipflihtige fein Geſpann begleiten, und bie Fuhre entweder 
perfönlih oder durch feine Domefifen beforgen müfle. 
Fr “ fpringt in die Augen, daß bei einer fo erfünftelten Auslegung das allegirte 
eſetz, 
welches nur die rein perfoͤnlichen Dienſte (8. 3.) als Verſonal⸗Frohnen be⸗ 
zeichnet, 
ganzlich umgangen, und den Guisherrn bie beibehaltenen Dienſte völlig entzogen 
werben mwürben. 

In Gemäßheit des an die K. Min. des Fumern und ber Juſtiz diesfalls er⸗ 

Allerhoͤchſten Befehls, werden die Gerichts⸗Behörden ſowohl alo die Cin⸗ 
gefehenen auf jene irrige Anfiht aufmerkfam. gemacht, und haben ſich insbeſondere 
die letzteren jeder gefehwibrigen Renitenz, wodurch fie in annütze und Befifpielige 
Prozeſſe verwidelt werben würben, w — zu enthalten. 

(Annal. XI. 98. — 1. 49.) 


IH, 


G. v. 18, Juni 1840 über die Nechtöverhältniffe des Grund⸗ 
befiges und über die Abloͤſung der Realberechtigungen in dem 
Fürſtenthume Siegen. 

Dir Friedrich Wilhelm x. 

Die für das Fürftentgum Siegen währen ber Fremdherrſchaft ergaugenen Ge 
In: find zum durch die Naſſau⸗Oraniſche Verordn. v. 20. Der. 1813 mit dem 

Ion. 1814 für erloſchen erklärt, dabei aber biejenigen Rechtsverhaͤltniſſe at 
ale en welche ih in jenem Zeitraum auf eine zusechtbeftändige Wei 
er Nachdem Mir jedoch diefe Geſetze, fo weit fie die Rechtsverhaͤltniſſe des Gruud⸗ 
befiges und die Realberechtigungen betreffen, in Beziehung auf bie übrigen vormals 
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Großherzoglich Bergiſchen Landestheile einer Reviſion haben unterwerfen laffen, in 
deren Folge das ©. v. 21. April 1825 (G. ©. ©. 94) und die Ablöfungs:Orbn. 
v. 13. Juli 1829 (G. ©. ©. 65) ergangen find, fo verorbnen Wir nımmehr für 
das Fürftenihum Siegen auf den Antrag Unferes Staatomin. nad Anhörung 19; 
ferer getrenen Stände der Provinz Weftphalen und nad erfordertem Gutachten 
Unferes Gtaatärathe, was folgt: 
ei $ 1. In Unfer Fürſtenthum Siegen werben hierdurch folgende Gefſetze ein: 
geführt: 
1) das G. ». 21. April 1825 für die Landestheile bes egemafigen Oropheriog: 
Kums a0 (G. S. ©. 94.), mit Ausnahme der 68. 2., 59. bis 76. und 


. 3 

2) die Oeder v. 24. Rev. 1833 (G. ©. ©. 292); 

8) die Ablſſfungs⸗Ordn. v. 13. Juli 1829 (G. S. S. 65), mit Ausnahme der 
88. 35., 86. bis 90.); Zu u 

4) die diefe Ordn. abändernden und ergänzenden Beſtimmungen des Gef. v. 
29. Juni 1835 wegen Siherfiellung der Mechte dritter Berfonen bei guts⸗ 
herrlich⸗baͤutrlichen Regulitungen ꝛc. (G. S. S. 135), und 

5) das G. v. 25. April 1835 wegen CErleichterung der Abloͤſung bes Heim⸗ 
fallsrechts in der Provinz Weſtphalen (G. S. ©. 53). 

.% Die Beſitzer der mit Meallaften befchwerten Grunbftüde follen auch 
ferner, wie bisher, befugt fein, den fünften Theil der Leiflung ale Beitrag zu der 
Grundftener abzuziehen, jedoch mit folgenden näheren Beſtimmungen: 

a) In foweit die Brundfteuer des verpflichteten Grundſtücks einen andern als 
den fünften Theil des wirflichen reinen Ertrages ausmacht, tft auf Verlan⸗ 
gen des Berechtigten oder des Verpflichteten auch der Fünftel⸗Abzug in eine 
andere biefem Verhaͤltniß entfprechende Abzugsquote zu verwandeln. 

b) Die ng koͤnnen fi, wenn fie es ihrem Intereffe gemäß finden, 
von dem Funftel⸗Abzuge dadurch befreien, daß fie dem Beftker des pflichti⸗ 

gen Grundſtüucks die ganze daranf haftende Grundftener erftatten. 

Unter der zu a, und b. erwähnten Grundfleuer find, außer der Hauptgrund⸗ 
ſteuer, nur die im 8. 2. des Grundſteuergeſetzes für die weſtlichen Provinzen v. 
21. Ian. v. 3. (G. S. ©. 30) bezeichneten Beifchläge, nicht aber die übrigen Bei⸗ 
ſchlage ($. 5. deſſelben Geſetzes) zu verfichen. 

Sind über den Bünftel- Abzug zwifchen den Berechtigten und Berpfliähteten 
vechtsbeftändige Verträge abgeſchloſſen worden, fo hat e6 dabei fein Bewenden. 

$. 3. & weit nicht dur) das gegemwärkige Geſetz ein Anderes beſtimmt iſt, 
kommen in Gemaßheit des Publifationspatentes v. 21. Juni 1825 8.3. (G. ©. ©. 153) 
die beſtehenden befonderen Rechte und Gewohnheiten, desgleichen biefenigen Landes⸗ 
Ordnungen oder Beſtimmungen, welche ſich auf Provinzial⸗ORechtsverhaͤltniſſe bezie⸗ 
hen, und denmächſt auch Unſere allgemeine Gefetzgebung als ſubſidiarifches Recht 
zur Anwendung. 

F. 4. Mit der Ausführung dieſes Geſehzes nach näherer Beſtimmung ber 
88. 37. F. des Def. v. 21. April 1825, der SG. 135. ff., der Abloſungs⸗Ordn. 


9. 13. Jul 1829 und der ®. v. 30. Juni 1834 wegen des Geſchaͤftsbetriebes in 


den Angelegenheiten der Semeinheitstheilungen sc. (G. ©. ©. 96.) wird die Ge⸗ 
neralKommiffton zu Münfter beauftragt. 
8. 5. In Anfehung der Koften kommen bie B. v. 20. Junt 1817 88. 209. 
. (G. ©. ©. 161.) und ». 30. Juni 1834 88. 65. und 66. (G. S. S. 96), das 
gul. v. 25. April 1836 (G. S. S. 181) und die Infr. v. 16. Juni 1836 (©. 
©. ©. 187) zur Anwendung. 
Urkundlich ıc. 


Gegeben Potsdam, den 18. Juni 1840, 
(L. 5.) Friedrich Wilhelm. 


v. Muͤffling. v. Kamph. Mühle. v. Rochow. v. Labenberg. 
ß Gr. v. Alvendoleben. 
Beglaubigt: 
| Ä Düesberg. 
(8. ©. 1840. ©. 151. Ar. 2105.) 
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IV. 


G. v. 18. Juni 1840 über die, den Grundbefitz betr. Rechts⸗ 
verhältniffe im Herzogthume Weſtphalen. 


Dir Friedrich Wilhelm ıc. haben Uns bewogen gefunden, das Geſetz über bie 
gutsherrlich⸗baͤuerlichen Verhältniffe im Herzogthume Weſtphalen v. 25. Sept. 1520 
(8. ©. ©. 191) einer wiederholten Prüfung zu unterwerfen. 

In Folge defien laffen Wir unterm heutigen Tage eine beſondere Ablöfungs- 
Ordnung für das Herzogthum Wehphalen ergehm und verordnen, mit Yufhebung 
des vorangeführten Belehes, auf den Antrag Unferes Staatsminikeriums, nach Ans 
börung Unferer getreuen Stände der Provinz Weftphalen und nad erforbertem 
® ten Unferes Staatsraihs, was Feb: 

$. 1. Die Vorſchriften der Großherzoglich Heſſiſchen V. v. 27. Febr. 1811 
über den Bünftel-Abzug kommen auch fernerhin zur Anwendung, jebod mit folgen: 
den näheren Beilinmungen: | i 

a) Infoweit die Grunbiteuer des mit Reallaften befchwerten Grundſtücks einen 
anderen, als den fünften Theil des wirklichen zeinen Ertrages ausmacht, ift 
auf Verlangen des Berechtigten oder des Berpflichteten auch ber. Fünftel: 
Ang in eine andere, biefem Berhältnig entfprechende Abzugsquote zu ver: 
wandeln. 

b) Die Realberechtigten können fih, wenn fie es ihren Intereffe gemäß finden, 
von dem Yünftel-Abzuge dadurch befreien, daß fie dem Beſitzer des pflichtis 
gen Grundflücks die ganze darauf haftende Grundſteuer 

Unter der zu a. und b. erwähnten Grundſteuer find, außer der Haupt⸗Grund⸗ 
feuer, nur die im $. 2. des Grundſteuergeſetzes für die weſtlichen Provinzen v. 
21. Jan. v. I. (8. S. S. 30) bezeichneten Beiſchläge, nicht aber bie übrigen 
Beifhläge ($. 5. befielben Gef.) zu verſtehen. 

Sind über den Fünftel» Abzug zwifchen ben Deecdhtigten und Verpflichteten 
rechtebeſ andige Vertraͤge abgeſchloſſen worden, ſo hat es dabei ſein Bewenden. 

$. 2. Die in der Großherzoglich Heſſiſchen V. v. 8. Nov. 1809 und in den 
beiden Berorbn. v. 9. Febr. 1811 enthaltenen Vorſchriften wegen Theilbarkeit ber 
Grundſtücke und Bertheilung ber darauf haftenden Reallaften bleiben einfiweilen in 
Kraft, jedoch unter folgenden näheren Beftimmungen: 

a) Die Beflger der pflihtigen Grundſtücke find befugt, wenn die Abſindung 
des Berechtigten theilweife flattgefunden bat, die gänzliche Befreiung eiues 
verhältnigmäßigen Theile des belaſteten Grundſtücks von der ghitverbaftu 
für die übrig bleibenden Laſten in foweit zu fordern, als biefe inner: 
jet des erſten Drittels des Werths des Grundſtücks verfichert bleiben. 

b) Die Berpflichteten können, auch außer dem Kalle einer Abfindung, verlangen, 
baß der Berechtigte ſich bie Beſchraͤnkung der Meallaflen auf einen Theil 
ee Prien ehe gefallen laffe, wenn biefer bie. zu a. beſtimmte 

iherheit gewährt. 

c) Unter derfelben Bedingung muß ber Berechtigte, wenn er. Leilungen ver 
ſchiedener Art zu fordern hat, ſich damit begnügen, bag jehe derſelben un: 
gerheilt auf beſondere Grundſtücke angewiefen wird. Baden Iedod anbere 

tundbbeftger, als ehemalige Kolonen, auf eine ſolche Vertheilung Anſpruch 
und weilen fe zur Sicherheit für jebe einzelne Art dieſer Leiftungen meh⸗ 
sere Srundflüde an, fo find fie gehalten, zur Entfhädigung des Serechtig⸗ 

- ten wegen der vergrößerten Gchebungslaf cine Erhöhung ber Leiſtung von 

zwei Prozent berfelben zu übernehmen. 

Der fiebente Abſchnitt ber Großherzoglich Heſſiſchen Gemeinheitsihellungs- 
Orbn. v. 9. Juli 1808 wird hierdurch aufgehoben. 

$. 3. So weit nicht durch die Beftimmung ber $$. 1. und 2. des gegenwärs 
tigen Geſ. und durch das Gef. v. 13. Juli 1836 über die bäuerlihe Erbfolge in 
ber Provinz Weftphalen (G. S. ©. 209) eine Aenderung getroffen worden iR, hat 
e6 bei den Großherzoglich Heffifchen Verordnungen in Betreff der Rechtsverhaͤltniſſe 
des Grundbeſitzes fein Bewenden. 

$. 4. Die Ausführung bes gegenwärtigen Befepes wirb nach näherer Bes 
fimmung ber ®. v. 30. Juni 1834 wegen des Geſchaͤftobetriebs in den Angelegens 
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heiten ber Semeinheltstheilungen ꝛc. (G. S. ©. 96) der General⸗Kommiſſien zu 
Münfter ‚übertragen, welche auch über Streitigkeiten in den Fällen bes $. 2. zu 
entſcheiden hat. 
Urkundlich ıc. 
Gegeben Potsdam, ben 18. Juni 1840. 
(L. 8.) Sriedrich Wilhelm. 


v. Müffling. v. Kamph. Muͤhler. v. Rochow. v. Ladenberg. Graf v. Al⸗ 
vensleben. 
Beglaubigt: 


Düesberg. 
G. ©. 1840. &. 153. Nr. 2106.) ' 


V. 


G. v. 22. Dec. 1839, betr. die Rechtsverhaͤltniſſe der Grund⸗ 
beſitzer und die Ablöſung der Reallaſten in den Grafſchaften 
Wittgenſtein ⸗Berleburg und Wittgenſtein⸗Wittgenſtein. 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. 

Nachdem Wir durch Vertraͤge, welche mit den Füͤrſſen zu Sayn⸗Wittgen⸗ 
ſtein-Berleburg und zu Sayn⸗-Wittgenſtein-Wittgenſtein abgefihloffen 
und von Uns unterm 23. Aug. 1821 und 11. Sept. 1829 beflätigt worden find 
und durch die danach auf Unfere Staatskaffen übernommenen Entſchaͤdigungen für 
die ſtandesherrlichen linterfaffen bereits eine @rleichterung ihrer Abgaben herbeiges 
führt haben, andj wegen ber weitern Regulirung der Beſitz⸗ und Abgabenverhälts 
niffe jener Unterfaffen, fowohl die Stanvesherren, ale auch Cinberufene aus ber 
Klafie der VBerpflichteten durch Unfere Behörden vernommen worden find, fo vers 
ordnen Wir, auf den Borfchlag Unferes Stantemin., wie folgt: 


Erfter Titel 
Bon den flandesherrlihen Unterfaffen. 


$. 1. Alle in den beiden Grafſchaften Wittgenftein » Berleburg und Witigens 
flein » Wittgenflein von den flandesherrlichen Unterſaſſen auf Grund eines landese, 
lehns⸗, grund⸗ ober gutöherrlichen Rechtes an bie ftandesherrlihen Häufer zu ents 
rihtende Geld» und Naturalabgaben, Zehnten und fonflige Präftationen werben v. 
1. Zuli 1840 ab, abgelöft: _ 

8. 2. Bum Behuf dieſer Ablöfung iſt der jährliche Geldwerth fümmtlicher im 
F. 1. bezeichneten Bröftationen auf dem durch eine befondere Inſtruktion vorge: 


ſchriebenen Wege zu ermitteln. 


Kapitals Entichädigung der flandesherrlichen Häufer. 
$. 3. Den berechtigten ſtandesherrlichen Häufern gegenüber wird bie Abloͤ⸗ 
fung dur Kapitalabfindung ımb zwar in ber Art bewirft, bag von dem nad 
$. 2. ermittelten jährlichen Sefammtwerthe der Präftationen wegen der vorkommen⸗ 
den Ausfälle und Verwaltungsfoften ein Abzug von 3 Brozent flatifindet, ſodanm 
aber der 2öfache Betrag der verbleibenden 97 Prozent den Randesherrliden Haus 
fern entweder baar oder in Schuldverfchreibungen der bei der Regierungs s Haupts 
Bafle in Arnsberg zu errichtenden Bittgenfteinthen. Titgnngefafle gewährt wird. 
- 6.4 Dieſe Schuldverſchreibimgen werden von der Wittgenſteinſchen Tils 
aungsfaffe nach dem anliegenden Muſter ausgeflellit und Yon bee R Eumg se 
Arnsberg beglaubigt. Sie lauten auf jeden Inhaber und werben faͤhrlich mit Bier 
Som Hundert in halbjährigen Terminen am 2. Ian. und 1. Juli eines jeden Jah⸗ 
res verzinfet, dergeftalt, daß die erfte Zinsrate am 2. Ian. 1841 fällig IR. 
$. 5. Mit den Schuldverfihreibimgen zugleich werden Binsloupons für die in 
Landes⸗Kultur⸗Geſetzg. Bd. 1. 20 
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die erſten 4 Jahre fallenden Zinstermine ausgegeben. Nach Ablauf dieſer A Jahre 
werden dem Inhaber des letzten Koupons neue Koupons für die nächſte 4 jährige 
Periode ausgehaͤndigt. Auf dieſe Weiſe wird von 4 zu 4 Jahren mit der Verab⸗ 
reichung neuer Koupons fortgefahren. Der Betrag der fülligen Koupons kann bei 
den Regierungs = Hauptlaffen in Arnsberg, WMünfter, Minden, Koblenz und Köln 
und bei allen Steuerfaflen ber Provinz Weftphalen baar erhoben werden. — Die 
gebacken Megierungs · Hauptkaſſen — ** zugleich für bie Inhaber bes letten 
oupons die Ausreichung neuer Koupons. 

Die Zinekoupons verjähren zum Vortheil der Tilgungskaſſe, wenn fie nicht 
innerhalb vier Jahren nach ber Verfallgeit zur Zahlung präfentirt werben. 

$. 6. Zur Sicherheit für die durch Schuldverſchreibungen verbrieften Kapita⸗ 
lien und bie davon zu entrichtenden Zinfen haften zunächft die nad) SS. 11. und 
12. der Tilgungsfaffe überwiefenen Revenüen. Außerdem übernimmt ber Staat bie 
Garantie dafür. 

$. 7. Die ausgefertigten Obligationen werben durch baare Bezahlung einge: 
IöR und vernichtet. 

Die Ginlöfung wird nah dem Ermeffen der Regierung zu Arnsberg entweder 
durch Anlauf der Shulverfhreißungen aus freier Hand oder im Wege der Kün⸗ 
digung gegen Gewährung des Nennwerths bewirkt. In dem legteren Falle werden 
eniwcher ſaͤmmtliche vorhandene Schuldverſchreibungen mit einem Mate geklindigt 
ger bie davon zu, Eindigenden durch das Loos beiliumt. Die Kündigung erfolgt 
n beiden Pillen durch eine dreimalige, in Zwiſchenräumen eines Monats zu wie: 
derholende Bekanntmachung in den Amtéblättern Der Megiecungen ju Arnsberg, 
Münfter, Minden, Koblenz und Köln. 

Schs Monate nach dem Erfheinen der erſten Bekanntmachung werben die ge: 
fünbigten Kapitalien von ber Tilgungsfafle in Arusberg, gegen Müdgabe der 
Säuldverichreibungen, ausgezahlt. Merfiumt der Inhaber die Erhebung, fo verliert 
ex vom ſeſtgeſetzten Zahlungstage an den Aufpru auf ferneren Zinfengenug. Wer⸗ 
ben die Koupons über die nad dem Zahlungstage füllig werdenden Zinfen mit ber 
Schuldverſchreibung nicht zurüdgegeben, fo wird der Betrag berfelben von dem zu 
—R8 Kapisale in Abzug gebracht. Die nicht zurückgegebenen Koupons werben 

biefen alle gleich allen übrigen eingelölt ($. 5.). 
. Den Inhabern ber Schulbverfgreibungen fteht ein Kuͤndigungérecht gegen die 
Tilgungskaſſe nit zu. 

$. 8. Die Schuldverfchreibungen der Tilgungskaſſe können Behufs der Bele⸗ 
gung erichtliher und vormundfchaftliher Depoſitalgelder, fowie der Bonds öffent: 
icher Inflitute in ber Provinz Weftphalen angefauft oder als Unterpfand angenom⸗ 
men werden. u 

8. 9. In wie weit das nad 8. 3. herechnete Abloͤſungslapital ben ſtandes⸗ 
herrlichen Haufen am 1. Juli 1849 baar oder in Schuldverſchreibungen gewährt 
werden foll, bleibt der Beſtiumung bes Finanzminiſters überlaſſen. 


Ablöfungsrenten der Pflichtigen. 


8. 10. Den Verpflichteten ‚gegenhber wird die Ablöfung der in $. 1. bezeichs 
neten Praͤſtationen durch Verwandlung bexjelben in eine feſtſtehende Geldrente zur 
Ausführung gebradit. 

$. 11. Nachdem der jährlihe Geldwerth der an die flandesherrlichen Häufer 
u entrihtenden Abgaben im Ganzen und für alle einzelne Pflichtigen ermittelt und 
—** iſt, wird den letzteren der fünfte Theil —56*— erlaſſen. Der Betrag 
won 4 tritt als eine feſte Geldrente an die Stelle der abgelöften Bräflationen und 
id am 1, Ian, 1. Gebr, 1. März, 1. Olt., 1. Nov. und 1, Dee. eines jeden 
Jahres jedesmal mit 4 buch Vermittelung ber GSteuerfaffen zu Berleburg und 
— a y noangetafie zu Arnsberg abzuführen. Die erſte Rate iſt am 

$. 12, Außer ben nad $. 11. von den präflntionspflichtigen Unterſaſſen zu 
entrichtenden Renten wirb ber Wittgenſteinſchen Tilgungskaſſe ein firirter jährlicher 
Zuſchuß aus den allgemeinen Staatsfonds von der Höhe überwielen, baß bie Til 
gungsäaffe in den Staub gefebt wird, die nah 8. 3. yon ihr verbrieften Kapitalien 
nicht nur zu verzinfen, fondern aud bianen 41 Jahren einzulöfen und zu tilgen. 
Nach Ablauf dieſer Friſt Haben die Pilichtigen Feine weitere Bahlungen an die Til⸗ 
wangefafte zu entrichten. Dagegen lann aber auch niemals eine Berufung barauf 
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Rattfinden, daß die Brundfleuer in den beiden Wittgenſteinſchen Braffhaften bis zu 
dem Grjcheinen des Grunditeuergefeßes v. 21. Ian. d. I. nur nad Maaßgabe dry 
nah Abrechnung der Reallaften fih ergebenden Reinertrages der Grunditüde zu 
entrichten gewefen, in ber Wirklichkeit aber nad) dem vollen Kataſtralertrage, ohne 
Berüdfihtigung ber Reallaften, erhoben worden fei. Jeder, Seitens ber Grund: 
Reuerpflidhtigen hieraus etwa gegen die Staatskaſſen herzuleitende Entſchädigungs⸗ 
Anſpruch wird vielmehr durch bie Ueberweiſung bes vorgedachten Zuſchuſſes ausge 
ſchloſſen und erledigt. . 

$. 13. Es iſt den Pflichtigen unbenommen, bie von ihnen zu entrichtende 
Mente au ſchon vor Ablauf des Aljührigen Zeitraums ganz ober theilmeife daxch 
Kapitalzgahlung abzulöfen. Wie hoch der Ablöfungsbetrag beim Beginn eines je 
den Jahres diefer Periode ge ftehen kommt, iR nad) der beigefügten Tabelle zu be: 
rechnen. Bei theilweifer Ablöfung der Rente müflen jeboch die abzuloͤſenden Ren: 
tenbeträge mindeſtens in 5 Sgr. beficehen und in Summen von 5 Sgr. fih als 
runden. on . 

F. 14. Wenn die auf rentepflichtigen Bef gunsen vorhandenen Wohngebäude 

abbrennen, einftürgen oder abgebrochen werben und deshalb die auf diefen Gebäuden 
ruhende Grundſteuer miht mehr erhoben wird, fo if gleichzeitig auch derjenige 
Theil der an die Tilgungsfaffe abzuführenden Mente, welcher als lediglich anf dem 
Haufe haftend anzufehen ik, außer Hebung zu fegen. 

Dagegen wird aber auch bei allen, auf rentepflichtigem Boden neu erbayten 
Wohngebäuden, ohne Unterfchied, ob diefelben an die Stelle früher vorhanden -ger 
weſener Wohngebäude treten oder nicht, diefe Hausrente neu in Hebung gefeht, * 
bald die Erhebung der von denſelben veranlagten Grundſteuern beginni. 

Die Standesherrſchaften find dagegen v. 1. Juli 1840 an, abgeſehen von ben 
ihnen verbleibenden Rüdftänden, nicht mehr befugt, von neuen Anfeblen oder den 
vorhandenen Grund: und Hausbefitern Abgaben ober Leiftungen irgend einer Art 
—* Gund eines landes⸗, lehns⸗, grund» ober gutsherrlichen Rechtes zu 
ordern, 

$. 15. Diefe nen in Hebung zu feßende Hausrenten, die nach dem 1. Juli 
1881 nicht mehr erhoben werden, jebod auch ſchon früher nad 8. 13. abgeläft 
werden Zönnen, find zunaͤchſt dazu beitimmt, die durch bie bfegung der Hausrente 
von eingegangenen Wohngebäuden uber durch Unbeibringlichkeit einzelner Rentens 
beiträge entfichenben Ausfälle zu deden In fofern fie mehr betragen, als Hierzu 
erforberlid ift, wird dadurch eine Abkürzung ber Aljährigen Tilgungeperiode be⸗ 
wirkt, oo. 


8 


Erwerbung des vollen Eigenthums. 


$. 16. Saͤmmiliche ftantesherrliche Unterfaflen (ohne Unterſchied ob fie zu 
den Bauern und Kanoniften oder zu ben Beifigern gehören, oder mit einem, andern 
Namen bezeichnet werben), welchen gegenwärtig nur das nupbare Bigenthum ober 
ein Erbpachts⸗ oder font vererblihes Befisrecht der von ihnen benußten Grund⸗ 
Rüde zufcht, erwerben mit ben in $$. 17. bie 19. angegebenen Beſchraͤnkungen, 
vom 1. Juli 1840 ab, das volle Gigenthum jener Grundſtücke bergeflalt, dag na⸗ 
wmentlich ein Heimfallsrecht von ba ab nicht mehr flattfindet und bie Verpflichtung 
zur Ginholung des flandesherrlichen Konfenfes bei Veräußerungen, Dismenbratios 
nen und Berpfünbungen megfällt. a 

$. 17. In foweit den ſtandesherrlichen Häufern an den gegenwärtig noch aus 
bes Zeit wor dem 8. Ian. 1812 auf den Grundſtücken der Unter) en vorhandenen 
Waldbaͤumen das Gigenthumsrecht zuiteht, hat es dabei fein Dewenben. Die 
Standesherrfhaften find jedoch gehalten, dieſes Cigenthumsrecht vor bem 1. Juli 
1843 dur Abholzung oder durch Berfauf dev Bäume an den Beflger ber Grund⸗ 
Rüde oder au dritte Berfonen (legtern Falls mit der Bedingung Iofortiger Abhols 
zung) geltend zu machen, wibrigenfalls daſſelbe zu Gunſten der Grundbeſitzer als 
erloſchen betrachtet wird. Hinfihtlih ber feit dem 8. Ian. 1812 aufgewachſenen 
257 fieht den Standegherrſchaften fernerhin weder cin Gigenthumes noch ein 

ehnixeht u, 
. 18. Das Recht auf den Bergzehnten und überhaupt auf Die von ber 
Gewinnung unterirdiſcher Erzeugniſſe zu entrichtenden Abgaben, desgleichen die 
Jagd⸗ und Wifchereigerechtigkeit der ſtandesherrlichen Hüufer beftchen bis auf Weis 
ders in ber bisherigen Art und in dem bisherigen Umfange unverändert fort, 
en .. 20* 


308 Bon ven Regulirungen, Abldfungen u. Gemeinheitd- Thellungen. 


$. 19. In Anfehung der beftchenden Mühlenbannrechte bleibt es für jet bei 
ber beftehenden Berfaflung. 


Bon den Rechten und Berbinblite in, buiier Berfonen in Beziehung auf bie 
oͤſung. 

F. 20. Das nach g. 3. für die abgelöften Leiſtungen den ſtandesherrlichen 
Häufern, theils baar, theils in Schuldverſchreibungen der Tilgungskaſſe zu gewaͤh⸗ 
rende Kapital tritt in Rückſicht der Lehns⸗ und Fideikommißverbindungen der hypo⸗ 
thekariſchen Schulden und Reallafien in die Stelle jener Leiſtungen. Die gedachten 
a are bungen werden in jeder Beziehung ben Baarzahlungen gleich 
geachtet. 

$. 21. Die bypothelarifhen Gläubiger und par ſowohl diejenigen, welche 
Kapitalien zu fordern haben, ale diejenigen, welden ein Realrecht auf Renten, 
Abgaben und ähnliche fortbauernde Leitungen zufteht, imgleichen bie Lehnsherren, 
Lehns⸗ und Fideikommißfolger, etwanigen Wiederfaufsberechtigten ꝛc., fönnen weder 
ber ablöfung ſelbſt widerfprehen, nod ihre Zuziehung bei dem Ablöfungsgefchäft 
verlangen. 

$: 22. Die hypothekariſchen Gläubiger ($. 21.) ber ſtandesherrlichen Häufer 
find dagegen berechtigt zu fordern, dag das Ablöfıngsfapital, fo weit es dazu hin⸗ 
reicht oder erforderlic it, zur Abſtoßung ber zuerft eingetragenen refp. zuerft ats 
gemeldeten Schulden oder Leiflungen verwendet ober zur MWieberherftellung ihrer 
durch die Ablöfung gefchmälerten Sicherheit angelegt werbe. 

. 23. Sie werben zu dem Ende, fobald der Betrag bes Ablöfungsfapitals 
feftfteht, von dem Ober:Bandesgerichte zu Arnsberg durch eine, in den Amtsblättern 
der Regierungen zu Arnsberg, Münfter, Minden, Koblenz und Köln zu erlaflende, 
Bekanntmachung zur Wahrnehmung ihrer Gerechtſame binnen einer präflufivifchen 
Frift von ſechs Wochen unter der Verwarnung aufgefordert, tag fonft angenommen 
werden folle, fie feien mit ber unter ber —5 — des Ober⸗Landesgerichts zu Arns⸗ 
berg nach Maaßgabe des $. 22. zu bewirfenden anderweiten Verwendung bes Ab: 
löfungsfapitals einverftanden. 

$. 24. Die Lehnss und Fideifommiß: Intereffenten, Wiederkaufsberechtigte ıc. 
der Standesherrfhaften müſſen es ſich gefallen Iafien, daß bie hypothekariſchen 
Schulden und Reallaften, foweit ſolche für fie verpflichtend find, durch das Abloͤ⸗ 
fungstapital abgetragen werben. Someit baflelbe aber hierzu nicht erforderlich iſt, 
muß ſolches anderweit zu Zehn oder Fideikommiß angelegt und fiher geftellt, ober 
fonft zu dauernden PVerbefferungen der ftandesherrlihen Güter verwendet werden. 

6. 25. Damit bas blöfungsfapital feinen vorſtehend angebeuteten Zweden 
gemäß wirklich verwendet werde, iſt baflelbe, und zwar ohne Unterfchieb, ob es 

aar oder im Schuldverſchreibungen gewährt wird, zum gerichtlichen Depofltorium 
des ObersLandesgerichts zu Arneberg einzuzahlen. 

8. 26. Diefes yut fodann für die efimmungemäßige Verwendung ber Abloͤ⸗ 
fungsgelder nad} den Borfhriften des Geſetzes wegen Sicherftellung der Gerechtfame 
Dritter Berfonen v. 29. Juni 1835 und der durch daffelbe ergängten früheren Ber- 
ordnungen zu forgen, und überhaupt das Weitere in der Sache mit eben den Medi: 
ten und Pflichten zu reguliren, welche dort den GeneralsKommiffionen für ähnli 
Verhaͤltniſſe übertragen find. 

$. 27. So lange das Ablöfungskapital fi) ganz oder theilweife im Depoſi⸗ 
torium befindet, hat das Ober: Landesgericht die baar eingezahllen Summen, fowie 
bie fpäter durch Cinloͤſung der von der Tilgungsfafle auegefertigten Schuldver⸗ 
fhreibungen baar eingehenden Beträge nad den allgemeinen Beſtimmungen über 
bie Benußung der im gerichtlichen Depofltorium befindlichen Gelder zinsbar anzu: 
legen, und überhaupt bie ganze Maſſe nach den Vorfchriften der Depofitalordnung 
zu verwalten. — Die eingehenden Zinfen werben jederzeit den zeitigen Wibeilommiß: 
nugern überwiefen, fo lange nicht etwa auf dem orbnungsmäßigen Wege ein Ar; 
reſtſchlag angelegt ifl. 

$. 283. Die zu ben na g. 1. abzuläfenden Leiftungen verpfliähteten Ginge- 
fefienen und deren Grundſtücke find den ſtandesherrlichen Häufern, deren hypothe⸗ 
kariſchen Glaͤubigern und den fonftigen im 6. 21. bezeichneten Interefienten, v. 1. 
Juli 1840 ab, jo weit es fi nicht um vor dieſem Termine fällige Beträge han: 
beit, wegen jener Leitungen in keiner Art mehr verhaftet, nnd gegen alle Anfprüche 
diefer dritten Perfonen geflhert, ohne Unterfchied, ob die Teßteren aus dem Hypo⸗ 
thekenbuche oder den Grundalten erfihtlih find oder nicht. 
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Die von ben flandesherrlihen Häufern aufgegebenen Dereitfame find daher 
bei Anlegung ber Hypothelenfolien für die berechtigt gewefenen Guͤter nicht einzu: 
tragen oder, fofern die Anlegung diefer Folien noch vor dem 1. Juli 1840 bewirkt 
wird, nad) dem 1. Juli 1841 von Amtswegen zu loͤſchen. — Eben fo ift in Bes 
treff der entfprechenden Vermerke in ben Hypothefenbüchern der verpflichteten Grunds 
ſtücke zu verfahren. In foweit jedoch die bis zum”1. Juli 1840 fälligen Leiſtun⸗ 
‚gen zum Theil rüdfländig bleiben und Seitens ber Stanbesherrfhaften vor dem 
$. Juli 1841 bei den Tompetenten Hppothefenbehörben Behufe der Bintragung ans 
gemeldet werben, find dieſe Rückſtaͤnde gleichzeitig mit der Loͤſchung ber fortlaufen; 
den Leiflungen befonbers einzutragen. 

$. 29. Bom 1. Juli 1840 an find die im F. 28. bezeichneten @ingefeflenen 
und deren Grundſtücke der Wittgenfleinfchen Tilgungskaſſe fir die von da ab, an 
dieſelbe abzuführenden Renten ganz eben fo verhaftet, wie fie ben gegenwärtigen 
Berechtigten für die gegenwärtigen Leiftungen haften. 

In fofern daher gegenwärtig nicht fimmtlihe Grundſtücke eines Berpflichteten 
für den Gefammtbetrag der gegenwärtigen Leitungen, fondern nur gewiffe Grunds 
ftäde für gewiffe Zeiftungen haften, find die verfchiebenen Grundſtücke au in Zu: 
kunft nur für denjenigen Theil ber neu regnlirten Rente verhaftet, welche ben ges 
genwärtig darauf ruhenden Leiltungen entfpricht. 

$. 30. Bur befferen Ueberfiht follen befondere Grundlaſtenbücher angelegt 
werben, welche nachweiſen, in mie weit jedes einzelne Grundftüd oder jeder Roms 
plerus von Grundflüden mit Renten der Tilgungsfaffe beſchwert ift. 

Diefe Grundlaftenbüdher müflen fich den Grundfteuerfataftern anſchließen und 
find mit diefen zugleich fortzuführen, und zwar mit der Maaßgabe, dag, wenn ein 
Brundflüd oder ein Komplerus von Orundftüden, ber für eine Rente der Tilgungs⸗ 
kaſſe ſolidariſch haftet, dismembrirt wird, jedes Trennflüd fortan nur für den Theil 
ber Rente verhaftet bleibt, welcher nach dem BVerhältniffe feines Kataftralertrages 
zu dem der übrigen Trennftüde darauf füllt. 

$. 31. In den Hypothekenbüchern findet eine vollfländige Gintragung ber 
Menten der Tilgungsfaffe nicht flat. — Auf dem Hypothefenfolium eines jeden 
rentepflichtigen Grundſtücks ober Gutes iſt vielmehr sub rubrica II. nur zu vermers 
fen, baß dies Grundſtück ober But bis zum 1. Juli 1881 der Wittgenſteinſchen 
Tilgungsfafie verpflichtet fei. 

Diefer Vermerk hat die Folge, daß die Renten, wenn fie auch nicht aus dem 
Hypothekenbuche, ſondern nur aus dem Grundlaſtenbuche fpeziell erſichtlich find, 
dennody nicht nur vor allen fpäter, ſondern auch vor den fchon jetzt eingetragenen 
hypothekariſchen Forderungen, baflelbe Vorzugsrecht genießen, weldyes gegenwärtig 
den abzulöfenden Leiltungen zuſteht 

Nach dem 1. Juli 1881 werden die vorgebadhten Vermerke in ben Hypothe⸗ 
fenbüdhern von Amtswegen gelöſcht, in fofern eine frühere Ablöfung der Rente 
($. 13.) die Löfhung nicht ſchon vor dieſem Zeitpunfte möglich macht. 

$. 32%. Bon den nad $. 25. einzuzahlenden Ablöfungsfapitalien find Feine 
Depofltalgebühren zu erheben. Auch werben die Berhandlungen zwifchen dem Ober: 
Landesgericht zu Arnsberg einerfeits und den zeitigen Fideikommißnutzern ober Real⸗ 
berechtigten ($. 21.) andererfeits ftempels und koſtenfrei gepflogen. 

Sp weit dagegen zwifchen den Fideilommißnugern und Mealberechtigten ($. 21.) 
Streitigkeiten ober Prozeſſe entſtehen, kommen in Bezug auf Stempel und Gebüh⸗ 
ren die allgemeinen Belimmungen zur Anwendung. . 


Leiſtungen an andere Real: Berechtigte. 
$. 33. Wenn Randesherrliche Unterfafien außer den Stanbesherrichaften au 
noch anderen Realbere'htigten zu Abgaben und Leiftungen verpflichtet find, fo kom⸗ 
men binfichtfich deren Ablöfung (Berwandlung ober Abfindung) bie Abloͤſungs⸗Orbd⸗ 
nung v. 13. Juli 1829 und die diefelbe erläuternden, ergänzenden ober abänberns 
den, fpäteren Beftimmungen zur Aamwenbung. :) 


1) Der 5. 3%. ih aufgehoben durch $. 1. Nr. 23. bes Ablöf. Bel. v. 2. 
März 1850. 
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Bon ben Gingefeffenen der Öraffhaften WittgenfeinsBerleburg 
und Wittgenfrin-Tittgenfiein, wil e nicht ſſtandes herrliche Unter⸗ 
aſſen ſind. 


Bedingungen der Erwerbung des vollen Cigenthums. 


$. 34. In ſoweit das Obereigenthum ober Cigenthum einzelner Grundſtücke 
ber Grafſchaften Wittgenſtein⸗Berleburg und Bittgenfein- Bittgenfein, deren Inha⸗ 
ber bis jetzt nur das nugbare Gigenthum ober ein Erbpachts⸗ ober ſonſt vererbs 
liches Beltgrecht haben, nicht den Fürftlicden Standesherrſchaften, fondern Kirchen⸗, 
Pfarr⸗ und Schulfellen oder anderen moralifchen ober phyſiſchen Perſonen des Ins 
gder Auslandes zufteht, überfommen bie Inhaber diefer Grundflüde duch gegen⸗ 
wärtiges Geſetz das volle Eigenthum derſelben, wenn die Grundflüde entweber von 
allen gutsherrliden Laſten befreit find oder doch mit feinen andern Laſten beſchwert 
bleiben, als mit feiten Geld⸗ oder Getreideabgaben oder ſolchen Strohlieferungen, 
die aus verwanbelten Zehnten entfprungen find. Müdkfichtlich derjenigen Grund⸗ 
ftüde, welche von andern als ben oben genannten Laften erft noch durch beren Abs 
löfung (Verwandlung oder Abfindung) zu befreien find, tritt das volle Cigenthum 
mit der Ablöfung ein. Dabei erlöfchen Dienfle und Leiftungen, welche, der Lehns⸗ 
verbindung wegen, als bloße Chrendienſte zu leiten waren, oder auf Schuß und 
Beiſtand abzwedten, ohne befondere Ablöfung von felbft, fobald im Webrigen die 
Bedingungen ber Erwerbung des vollen Eigenthums vorhanden find. Auch hindert 
die Belaſtung durch die noch beftchenden Zwangs⸗ und Bannrechte die Grwerbung 
des Cigenthums nicht. 


Anwendung der Ablöfungs-Orbnung vom 13. Juli 1829. 


$. 35. Die Ablöfung iſt in Betreff aller vor Verkündung des gegenwärtigen 
Geſetzes entftandenen Reallaften zuläffig und wird nach den Borfchriften der Abloͤ⸗ 
ſungs⸗Ordnung v. 13. Yuli 1829 und ben biefelbe erliuternden, ergänzenden ober 
abänbernden Beflinmungen bewirft, Bei Ablöfung ber Dienfte ift do ohne Un- 
terfchied der Fälle nach den Beftimmungen des $. 81. der Abloͤſungs⸗Ordnung zu 
verfahren. Die Vorſchriften in SS. 82—85. kommen daher nicht zur Anwendung 
und eben fo wenig bie Beflimmungen wegen Ablöfung ber Zwangs⸗ und Bann⸗ 
rechte in 88. 86—90. jenes Geſetzes.) 


Ausführengs - Behörde. | 
$. 36. Mit der Ausführung ber vorflehenden Beftinmungen (65. 34. und 
35.) nad Anleitung der Ablöfungs-Orbnung v. 13. Juli 1829 88. 135. 2eq. und 
der B. v. 30. Juni 1834 wird die General⸗Kommiſſion zu Münſter beauftragt, 


Allgemeine Bellimmungen. 

$. 37. Die Eingefeffenen ber Grafſchaften WittgenfteinsBerleburg und Witt: 
genfein-Wittgenftein haben alle ihnen obliegenbe Abgaben und Leiftungen, die nad 
den vorftehenden Beflimmungen ($$. 1-36.) abgelöft werben koͤnnen, bis zur be: 
wirkten Ablöfung (Berwandlung oder Abfindung) unweigerlich fort zu entrichten. 
Ehen fo haben fie auch ihre Verpflichtungen hinſichtlich der landesherrlichen Abga⸗ 
ben und aller Kreis:, Kommunals, Parochial⸗ Sozietätes und fonfligen Laſten, auf 
welde gegentodrtigee Geſetz überall einen Cinfluß Hat, fernerhin zu erfüllen. 

$. 38. Alle den Anordnungen biefes Geſetzes entgegenftehende Beſtimmungen 
früherer Geſetze, insbeſondere der Großherzoglich Heſſiſchen B. v. 9. Febr. 1811 
werden hierdurch aufgehoben. 

Urkundlich ꝛc. 

Segeben Berlin, den 22. Dec. 1839. 

(b. 8.) Friedrich Wilhelm. 
Friedrich Wilhelm, Kronprinz. 


Frh. v. Altenflein. v. Kamp. Mühler. v. Rochow. v. Nagler. v. Labenberg. 
Graf v. Alvensleben. Frh. v. Werther. v. Raud. 


1) Der 8. 35. iſt aufgehoben durch 5. 1. Nr. 23. des Abloß. Geſ. v. 2. 
Maͤrz 1850, oe s « 


Vrovinzial⸗Geſetze. (©. für die Grafſch. Mitigenflein v. 22. Dee. 1888.) ZUL: 


A. 
No. 
(Königliches Wappen.) 
Die durch die Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 1839 ges 
fliftete Wittgenſteinſche Tilgungsfafle befcheindgt buch. biefe Sipalbverfägreibung, * 
der Inhaber von derſelben ein Kapital von . Thalen in Silber⸗ 


Kourant zu forbern hat und der Werth bafür buch Abloͤſung von VReallaſten be⸗ 
richtigt worden iñ. 

Die Zinſen dieſes Kapitals werden vom 1. Juli 1840 an, jährlich zu Bier 
vom Hundert am 2. Januar und I. Juli jeden Jahres gegen Aushaͤndigung bes 
befonders ausgefertigten Zinskoupons bei den Regierungs⸗ ‚Jaupttaflen zu Arnsberg, 
Münfter, Minden, Koblenz und Köln und bei allen Stenerlaffen in ber Provinz 
Meftphalen gezahlt. 

Das Kapital wird dem Geſetz vom. . . . gemäß mittel 
Anlaufs oder Berloofung abgetragen, kann aber von dem Snfaber nicht gekündigt 
werben. Zur Sicherheit für das Kapital und bie Zinſen Haftet das geſammte 
Sigenthum ber Tilgungetafle, insbeſondere die durch die Ablöfungen konſtituirten 
Grundrenten. Zugleich gerantirt | der Staat Kapital und Zinfen. 

Arneberg, ven . '. . 


Wittgenſteinſche Tilgungekaſſe. 


(Unterſchriften.) 
Vorſtehende Schuldverſchreibung über . . 2. . . . Thaler Kourani 
wirb hierdurch beglaubigt. 
Arnsberg, ben . 
Königlihe Regierung. 
(Unterſchriften.) 
Eingetragen m couran. 
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Zweite Abtbeilung. 
Bon den Gemeinheits- Theilungen. 


Erſter Abſchnitt. 


Die Gemeinheits⸗Theilungs⸗Ordnung vom 7. Juni 

1821, und das Gefeg vom 2. März 1850, betreff. 

bie Ergänzung und Abänderung der Gemeinheitd- 

Theilungs- Ordnung vom 7. Juni 1821, und einiger 

anderer über Gemeinheitd-Theilungen ergangenen 
Geſetze. 


J. 


Gemeinheits⸗Theilungs ⸗Ordnung vom 7. Juni 1821. 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. 

Da die bisherigen Geſetze über die Aufhebung der Gemeinheiten für das Bes 
bürfniß der erweiterten Landkultur nicht mehr genügen; fo haben Wir biefelbe einer 
forgfältigen Revifion unterwerfen, und ben ausgearbeiteten Entwurf zu einer Ges 
meinheitstheilungs⸗ Ordn., mit Zuziehung der Provinzialfoflegien und ſachkundiger 
Männer aus jeder Provinz, prüfen. laffen. Nachdem die von ihnen gemachten Bors 
ſwag und Erinnerungen auch in Unſerm Staatsrath erwogen worden; fo verord⸗ 
nen Bir auf das von demfelben erflattete Gutachten nunmehro für alle Provinzen 
Unſerer Monarchie, in welden das U. L. RM. eingeführt tft, mit Aufhebung bes 
4. Abfchn. 17. Tit, 1. TH. deſſelben, und der Gemeinheitstheil. O. für Schleflen 
v. 14. April 1771 Hiemit, wie folgt: 

$. 1. Die von mehreren Einwohnern einer Stabt ober sines Dorfs, von Ges 
meinen und Grundbefipern bisher gemeinſchaftlich ausgeübte Benugung Ländlicher 
Grundſtücke foll zum Beſten der allgemeinen Landkultur, fo viel als möglich if, 
aufgehoben, oder fo lange fie befteht, möglichft unſchaͤdlich gemacht werben, 


ı Abfänitt, 
Bon Aufhebung der Gemeinheiten. 


4) Nähere Beſtimmung des Begriffe. 

8. 2. Die Aufhebung der Gemeinheit nach biefer Ordnung findet nur Gtatt, 
bei Weideberechtigungen auf Aedern, Wielen, Angern, Forften und fonfligen Weides 
pläßen, bei Forſiberechtigungen zur Maſt, zum Mitgenuſſe des Holzes und zum 
Streueholen, und bei Berechtigungen zum Plaggens, Heide⸗ und Bültenhieb, es 
mögen übrigens biefe Gerechtſame aut einem gemeinfhhaftlihen Gigenthume, einem 
—— oder einem einſeitigen oder wechſelſeitigen Dienſtbarkeitsrechte 

eruhen. 

$. 3. Die blos vermengte Lage ber Aecker, Wieſen und ſonſtiger Laͤndereien, 
opne gemeinfchaftlihe Benupung, begründet feine Auseinanderfegung nad) biefer 


rdnung. 
2) Vom Brovolationsreät, 
$. 4. Die Gemeinheitstheilung findet nur auf den Antrag eines ober mehres 
rer Theilnehmer Statt. 
R $. 5. Im ber Regel Bann nur der Sigenthümer auf Auseinanberfehung ans 
agen. 
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$.6. Do find auch ſolche Denger. die ein beflänbiges unwiderrufliches 
Nutzungsrecht Haben, unb bie erblichen Seſitzer der nur in Kultur ausgethanenen 
Büter (A. 2. R. Th. J. Tit. 21. Abfchn. IV.) zu diefem Antrage berechtigt. 

$. 7. In. beiden Ballen müffen aber die Gigenigümer der Grundſtücke bei ber 
Auseinanderſetzung ſelbſt zugegogen werden. 

. 8. Auch müfjen jene DBefiger $. 6., wenn fie eine Gemeinheitstheilung 
zwifchen fi und dem Gigenthümer verlangen, mit dem Antrage auf Gemeinheits: 
aufhebung zugleih den Antrag auf Regulierung der gutsherrlichen Berhältniffe ver: 
en aoteen fie nad) dem Ed. v. 14. Sept. 1811 und deſſen Deklarationen bazu 

efugt find. 

8. 9. Nutzbare Eigenthümer eines Erbzins- und eines Lehnguts, unb die 
Nußznießer eines Fideikommißguts, imgleichen die wiebsrfäufligen Beſther, find eben; 
falls die Auseingudsrfeßung zu fuchen berechtigt. . oo 

6. 10. Es Bedarf auch der Zuziehung der Obereigenfhümer, der Lehnsherren, 
bee Lehns⸗ und Wibeifommißfolger und der Wieberfanfsherechtigten von Amtswegen 
nicht, ſondern es fteht den Theilnehmern dieſer Art nur frei, auf die äffentliche Bas 
—— der bevorſtehenden Theilung ſich zu melden und ihre Gerechtſame 

zunehmen. 

$. 11. Melden fie fi nicht, fo müſſen fie bie ohne ihre Sugiehung bewirke 
—* gegen fi} gelten laſſen, und ſie koͤnnen ſolche unter feinem Vorwande 
anfechten. 

F. 12. Melden fie ſich, fo müſſen fie mit ihren Ginwendungen, infofern fie 
eine angebliche Unzulänglichfeit der Entſchaͤdiung für die Subſtanz und die Sicher: 
Rellung der Entfhädigung in Kapital oder Rente betreffen, gehört werben. Andere 
Einwendungen ftehen ihnen nicht zu. 

. 13. Antichretiſche Pfandbeſitzer und immittirte Gläubiger Eönnen mus uns 
ter Beitritt und Zuziehung des Eigenthümers auf Gemeinheitsaufhebung antragen. 

$. 14. Nichterbliche Nießbraucher und Zeitpächter find nur baun auf Ge⸗ 
meinheitsaufhebung anzutragen bereihtigt, wenn fie, nach ben Gefehen über die Mes 
gulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniffe, einen Anfprud auf bie 
erbliche Ueberlafiung ber innehabenden Stellen haben, und mit der Gemeinheits⸗ 
aufhebung bie Regulizung der gutsherrlichen Verhältniffe verbunden wird. 

$. 15. Außer diefem Balle können bloße Nießbraucher, Beitpächter und ans 
beve, bie ihre Grundflüde nur vermöge eines, der Zeit ober Art nad, einges 
fränkten Nutzungsrechts beißen, nur mit ausbrüdliher Genehmigung des Bigen: 
Kinmers die Auseinanderfeßung fuchen. Lebterer hingegen ift wohl berechtigt, auch 
ohne die Bewilligung jener Beſiter während der Dauer ihres Nupungsrehts uns 
ter den, $. 158. und ff. bemerften Maaßgaben, die Aussinanderfehung auszuwirs 
ten und zuv olziehen. 

S. 16. Bei Gegenfländen des gemeinjchaftlihen Cigenthums if jeder Mit: 
eigenthünser bie Auseinanderſehung zu verlangen befugt. 

$. 17. Bei Grundſtücken, deren Cigenthum einer Stadt: ober Dorfgemeine 
gufeht, deren Nußungen aber ben einzelnen angefeflenen Mitgliedern derfelben ges 

übren, ift jedes zur Benugung berechtigte Mitglied der Gemeine für die feinem 
Brunbbefige anhängende Theilnehmungsrehte auf Auseinanderfeßung anzutragen 
erechtigt. 

Bei wechfelfeitigen Dienfibarkeitsredhten, infonderheit bei Koppelhütun⸗ 
gen (A. 2, N. Th. 1. Tit. 22. 8. 135.), kann jeder Theil die Aufhebung berfel: 
ben nach den Grundfüsen dieſer Ordnung, verlangen In Rüdficht der wechfelfeis 
tigen Öitungen, die auf nachbarliche Freundſchaft und Gutwilligfeit beruhen, hat 
es bei der Borichrift des A. 2. R. a. a. O. $. 137. fein Bewenden. 

$. 19. Bei einfeitigen Dienſtbarkeitsrechten ſteht der Antrag auf Aufhebung 
jnar au dem Berechtigten zu, jedoch nur unter den 88. 86, u. 94. bemeriten 

inſchränkungen. 


3) Verſchiedene Arten ber Auseinanderſetzung. 
| $. 20. Der Antrag auf Gemeinheitsaufhebung Tann nicht nur in Müdficht 
aller, einer gemeinfchaftlihden Deyupung unkerworfenen Gegenſtaͤnde, fondern auch 
in. Nũckſicht einzelner, gemeinfchaftluh benugier Grundſtücke, gemacht werben, Es 
fann alfo bie vermengte Lage der Aders und Wiefenbefigungen und die ‚gemeins 
ſchaftliche Hütung bamuf aufgehoben, und die Hütuugsgemeinihaft auf den übris 
gen Weibepläßen, ober auf einem Theil derſelben, beibehalten werben. 
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$. 21. Auqh Tönnen mehrere Antvagenbe, bie unter fi in Gemeinheit blei⸗ 
ben wellen, die Auseinanderfeßung mit ben übrigen Theilnehmern verlangen. 

4) Begründung des Antrags. 

. 8. 22. In aller Fällen finden Gemeinheitstheilungen nur in fofern Statt, 
als dadurch die Landkultur im Ganzen beförbert und verdeſſert wird. 

6. 23. Es ift ohne Beweisführung anzunehmen, dag jede Gemeinheitsausein⸗ 
anderfeßung zum Beften der Landkultur gereihe und ausführber ſei. Nur dann, 
wenn behanptet wirb, daß einer bisher gemeinfchaftlihen Gefahr der Berfandung 
ober. der Beſchadigung der Subſtanz durch Naturkräfte nach der Theitung einzelne 
Tneilnchmer allein ausgefeßt werben, ift ber Beweis des Gegentheils zuläffig, weis 
hen der Behanptende führen muß. 

$. 24. Es bedarf au in dem Kalle, mem ein Mitglied einer Stadt⸗ ober 
Dorfgemeine auf Auseinanderfegung mit ben übrigen anträgt, bes Beweiſes nicht, 
daß die Theilung. zum Vortheil fämmtlicher Theilnehmer gefchehen Tönne: es ges 
nügt vielmehr, daß die übrigen, wie ohne befondern Nachweis anzunehmen ift, voll: 
ſtaͤndig entſchaͤdigt werben Fönnen. 

8. 25. Unter diefer Vorausſetzung ift die Gemeinheitsiheilung auch dann 
zuläffig, wenn bie PBrovefaten die @emeinheit unter ſich aufzuheben nit im 


Stande find. 
5) Befchränfung des Provokations⸗Rechts. 
8. 26. Die Befugniß, auf Gemeinheitstheilung anzutragen, fann weber durch 
Willenserklaͤrungen, noch durch Verträge, noch durch Verjährung erlöfchen. 
$. 27. Bertrige und Willenserflärungen, wodurch Gemeinbeitetheikungen auss 
gefchloffen werben, find im Müdficht der Aecker und ber damit in Verbindung fies 
henden Nutzungen nur anf fo lange Zeit verbindlich, als, nad ber beflehenden 
Fruchtfolge und Schlageintheilung der gemeinfchaftlih benugten Grundſtücke, zur 
weimaligen Abnutzung aller Ehlige erforderlich iſt; in Rüdficht anderer Gegen⸗ 
ände dauert ihre Berbindlichkeit nur Zehen Jahre. Mit Ablauf diefer Zeitpunkte 
ſteht es jedem frei, feine Befugniß auf Gemeinheitstheilung geltend zu machen. 
$. 28, achen befondere ortliche VBerhälmiffe längere. Friften nöthig, fo kon⸗ 
nen ſolche nur unter Genthmigung der Bandespoligeibehörbe mit rechtlicher Wirkung, 
— au in dieſem Falle nur für eine beſtimmte Reihe von Jahren feſtgeſetzt 
werben. - 
$. 29. Auch frühere Indikate koͤnnen ben Antrag anf Gemeinheitstheilung 


wicht hindern. 
6) Bon Theilnehmungsredhten. | 
Allgemeine Bekimmungen barüber. 

$. 30. Bei einer jeden Auseinanderfehung müfjen die Betheiligten nach ihr 
ren Theilnchmungsrechten abgejunden werben. 

$. 31. Welche Rechte ſedem Betheiligten an dem Gegenflande ber Gemein 
heit zuftehen, und ber Umfang biefer Mechte muß, in Ermangelung rechtsbeſtaͤndi⸗ 
ger Willenserflärungen und rechtskraͤftiger Erkenniniffe, zuvorderſt nach den ſtatu⸗ 
tarifchen Rechten, in deren Grmangelung nach ben Provinzialrechten, und wenn 
auch biefe fehlen, nad den Borfchriften des A. 2. R., worauf Wir hiermit, jedoch 
unter Beziehung auf die nachfolgenden $$., verweifen, beurtheilt werben. 

Nähere Beſtimmungen. | 
a) Bei Gemeinweiben. 

| an) Berechnung nad) dem Befſitzſtand. 

$. 3%. Wenn foldergeftalt bei gemeinfchaftlihen Hatungen die Theilnchs 
mungsrechte felbft feiftehen, bahingegen aber das Maaß und Berhältnig der. Theil⸗ 
nahme eines jeden einzelnen Intereffenten nicht durch Urkunden, Judikate under Sta; 
tuten beftimmt if, fo ſoll dieſes Maag und Verhaͤltniß in der Regel nad) dem Bes 
fißftande in den legten, ber Einleitung ber Thellung vorhergegangenen Zehn Jahren 
feſtgeſtellt werben. oo. 

$. 33. Dieſer Befigftand wird nach ber Zahl des Viehes, nach der Art deſ⸗ 
felben, und nad den Zeiträumen, mit und in welchen jährlich jeder Theilnehnur 
die Hätung ausgeübt hat, vergeſtalt berechnet, daß dabei ber Durchſchnitt aller drei 
Säge aus ben vorgebachten Zehn Jahren zum Grunde gelegt wird. Es werben 
edoch dabei | 
8 die Viehzahl veraruter ober durch Unglüͤckefaͤlle betroffener Ritglieder bie 
zu der Mitteljahl erhoͤhet, die andere feiner Kaffe gewoͤhnlich gehalten has 
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ben, und bis zu eben.biefer Zahl ber Vlehſtand derjenigen vermindert, welche 
denfelben darüber hinaus erweitert haben; und 

b) Unglüdsjahre, in welchen duch Seuchen, Krieg u. f. w. ber Viehſtand vers 
mindert worden, übergangen, und bafür die unmittelbar vorhergehenden früs 
heren Jahre zur Berechnung gezogen. 

bb) Berechnung nad der Durcgwinterung. 
a) Meberhaupt. 

$. 34. Nur bann, wenn entweber ber zehnjährige Befigftand nad) vorſtehen⸗ 
den Regeln nicht zuverläffig auszumitteln if, oder aber von einzelnen Theilnehmern 
erwiefen wird, daß fie von ihrem (übrigens feſtſtehenden) Rechte in den letzten 
zehn Jahren gar feinen, oder dod einen minderen Gebrauch gemacht haben, als 
wozu fie erweislich duch Urkunden, Judikate und Statuten befugt waren, fol das 
Theilnahmeverhältnig nad den Vorſchriften des A. 2 R. Th. I. Ti. 22. $. 90. 
und folg. berechnet, jedoch alsdann dabei Nachſtehendes beobachtet werben. 

6. 35. Das Futter von Ländereien, welche außerhalb der Feldmark bes bes 
rechtigten Gutes belegen find, ift alsdann mit zu berüdfichtigen, wenn bie Laͤnde⸗ 
zeien eniweber ſchon bei der Verleihung des Rechts zu dem berechtigten Gute ges 
hört haben, oder feit rechtsverjährter Zeit dazu benußt worden. 

$. 36. Das Futter von Zehenten wird bei der Durchwinterungs⸗Berechnung 
dann berüdfichtigt: 

1) wenn ber Zehente auf der Feldmark der zur Hütung berechtigten Theilneh⸗ 
mer erhoben wirb; 

2) wenn der Zehente außerhalb biefer Feldmark entweder feit rechisyerjährter 
Zeit bei dem beredhtigten Gute gewefen, und bas Steoh davon zu bemfel- 
ben benußt worden, ober wenn er von einem Hütungsberechtigten erworben 
worben, der das Autter davon in Berechnung zu bringen befugt war. 

Prada werden die 55. 94. und 95. Titel 22. Theil I. des A. L. R. näher bes 
immt 


mt. 
8. 37. Bei dem Anfchlage des Winterfuttergewinnes ift nur auf ben Stroh: 
ertrag von den, nad) Ianbübliher Wirthfchaftsart oder nach berfenigen, welche in 
der Segend und an bem Orte bes berechtigten Grundſtücks feit rechtsverjaͤhrter Zeit 
hergebracht if, beftellten Aedern, und auf den Heugewinn von natürligen Wieſen, 
imgleihen auf den Scheunenabgang an Kaff u. f. w. Rüdfiht zu nehmen. 

$. 38. Das Butter aus Abgängen einer zum berechtigten Bute gehörigen 
Brauerei oder Brennerei, oder einer anderen Babrifationsanftalt, kann bei ber Aus: 
mittelung der Durchwinterung nur dann berüdfichtigt werden, wenn das Recht: bas 
aus diefen Abgängen erhaltene Vieh auf die Weide zu bringen, durch einen befon: 
deren Titel erworben worden. 

$. 39. Will der mit der Schäfereigerechtigkeit verfehene Gutsbeſitzer bei einer 
Gemeinheitstheilung den Schaafftand nidyt nach der Durchwinterung berechnen laſ⸗ 
fen, fo fann er nur für den feit den legten zehn Jahren vor ber Binleitung ber 
Auseinanderſetzung durchſchnittlich ——8 Schaafftand Entſchaͤdigung verlangen. 

Wählt er aber dieſen letztern Maaßſtab, ſo kann ſein Theilnehmungsrecht in 
Rückſicht des übrigen Viehes an Pferden, Ochſen, Kühen, Jungvieh, nur fo hoch 
beſtimmt werben, daß es überhaupt bie Durchwinterung nicht uͤberſchreitet. Dahin 
werden die 88. 159. und 160. Titel 22. Theil I. des A. L. R. abgeändert und 
ergänzt. 

$. 40. Sind einzelne Theilnehmer zur Hütung mit ſolchem Vieh berechtigt, 
welches mit Heu und Stroh nicht erhalten wird, ald Schweinen und Gänſen, fo 
muß bafür, neben dem durch den Durchwinterungs⸗Grundſatz fetgeftellten Vieh⸗ 
flande, noch befondere Abfindung gewährt, und dabei lediglich der nachzuweiſende 
Befisftand der letzten zehn Jahre in der $. 33. beftimmten Art zum Grunde gelegt 


werben. 
#) Bei Stadt: und Dorfs@emeinen. 
‚8. 41. Balls in Städten bie befondere Ortsverfaſſung das Verhältniß ber 
Theilnahme an der gemeinen Weibe nit beſtimmt, fo dient Folgendes zur Richt 
ur: 


a) die Hütungsrechte der Aderbürger find als Theilnehmungsrechte, die mit ih⸗ 
rem Grunbbefiß verbunden find, anzufehen, und ihre gegenfeitigen Antheile 
nad) den vorftehend $. 34. und folg. aufgeftellten Regeln zu berechnen; 

b) die mit Häufern ohne Aecker angefeflenen Bürger find fo viel Vieh auf bie 
gemeine Weide zu bringen berechtigt, als erforberlich if, um bie nothwen⸗ 
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digen Bedürfniſſe eines Hauchalts für Mann, Frau und drei Kinder an 
befriedigen, und dieſes Bedürfniß iſt zu anderthalb Kuhweiden zu —** 
nen. 

c) In Rückficht unangeſeſſener Bürger und Schutzverwandten iſt anzunehmen, 
daß ihnen feine eigene Hütungebefugniffe zuftehen. 

Haben fie aber nach der befondern Berfaffung des Orts perfönliche nicht 
näher beflimmte Hütungsrehte, die von ihren Bermiethern nicht hergeleitet 
werben fönnen, fo find fie den Hausbefigern gleich zu achten. 

d) IR die gemeine Weide zur Ernährung diefes VBichfanes alfer Bürgerklafs 
fen unzureichend, fo muß ber in ben letzten zehn Jahren vor der Ginleitun 
der Auseinanderfehung von jeder Klaffe im Durchſchnitt gehaltene Viehſtan 
ausgemittelt, und darnach das Theilnehmungsreht jeder Klaffe beitimmt 
werben. . 

F. 42. Die Vorfchrift des $. 30. Ti. 7. Theil IT. des A. L. R. über das 
Verhaͤltniß der Theilnahme der Dorfbewohner an der Gemeinweide wird dahin ers 
läutert, daß bie Theilnefmungsecäte der mit Aeckern angefeffenen Wirthe ebenfalls 
nad $. 34. und folg. dieſer n. zu berechnen find, die ohne Aecker angefefienen 
Wirthe Hingegen die Gemeinweide nur mit fo viel Vieh behüten dürfen, als erfor 
derlich ift, um die nothwendigiten Bebürfniffe eines Haushalts für Diann, Frau 
und drei Kinder zu befriedigen, und diefes if zu anderthalb Kuhweiden anzuſchla⸗ 
gen. Reicht die Weide nicht für alle Theilnehmer aus, fo findet die Borfchrift des 
$. 41. Buchſtabe d. Anwendung. | 
643 Die Br Band der Bauern, die nit Cigenthümer find, in 
Beziehung auf ihre Gutshexrn, find übrigens —5 nach den Geſetzen über die 
Regulirung der Autsherrligen und bäuerlichen ‘ 

y) Anrechnung ber befonderen Weiden. 

5. 44. Außer dem Viehſtande, mit welchem die einzelnen Theilnehmer zur 
Hütung berechtigt find, müflen im Falle des $. 34. bei Beftimmung des Verhaͤlt⸗ 
niffes der Theilnahme an der gemeinen Weide, auch die befonderen Weiden derſel⸗ 
ben, welche fie entweber zur alleinigen Benutzung oder mit andern gemeinfchaftlich 
außer dem Gegenſtande der Theilung befigen, berüdfichtigt werben. . 

$. 45. Solche befondere Weiden ($. 44.), die in neuern, die Berjährungefeift 

nicht erreichenden Zeiten erworben worben, oder welche der Berechtigte für den 
Biehftand, mit welchem er die gemeinfhaftliche Weide zu betreiben befugt ift, überall 
nicht, oder doch nicht feit rechtsverjährter Zeit benutzt Bat, können bei der Beflim- 
mung der Antheile an ber gemeinen Weide nicht berückfichtigt werben. . 
- 8.46. Hat der Gigenthümer die Hütungsgerechtigfeit mit ausdrücklichem Ver⸗ 
it auf eigene Theilnabme verliehen, fo muß er, ohne Hinficht, ob der Berechtigte 
* Bedürfniffe auf eigenen, ihm allein zuftehenden Beiden oder auf Weibdeplaͤtzen, 
die er mit anderen Thellnehmern zu ‚behüten befugt iſt, zu Befrtedigen im Stande 
fei, den ganzen Werth ber Hütung vergüten. Nehmen aber andere an’ der mil 
Berziht der eigenen Theilnahme von dem GBigenthümer bewilligten Hütung Theil, 
fo An diefe unter den in den folgenden SS. bemerkten Umftänden auf Beredinung 
der befonderen Weiden anzutragen berechtigt. . | 

$. 47. I die Hütung für eine beftimmte Anzahl Vieh, und zugleich mit 
Beflimmung der Zeit der zuläffigen Ausübung verliehen, fo iſt nad biefer Beſtim⸗ 
mung das Speilnehmungsredt Tetgufeßen, und es kommt auf die eigene, ober mit 
andern, als den theilenden Thei 
Berechtigten nit an. 

. 48. Iſt feiner diefer Wälle ($. 45. bis 47.) vorhanden, fo’ muß «in ver 
Hältnigmäßiger Theil des Viehſtandes, mit welchem der Berechtigte, er ſei Miteigen: 
thümer oder Dienfibarfette-Berechtigter, die Hütung auszuüben befugt if, auf feine 
befondere Weiden ($. 44.) zurücgerechnet, nnd nur nah dem dann verbleibenven 
Ueberſchuſſe feines berechtigten Viehſtandes, fein Theilnehmungsrecht beſtimmt 
werden. . E 

5. 49. Diefes Verhältniß if nach dem Viehſtande und nach der Zeit, in wels 
Ger nad einem Durchſchnitie von zehn Jahren die Berechtigten bie zu 'theilenbe 
gemeine Peibe, ihre befondere und mit Andern gemeinfchaftliche Weide behütdt ha⸗ 

en, zu beftimmen. " 

6. 50. Sind über ben in den lebten zehn Jahren auf der zu thellenden 
Beide unterhaltenen Viehſtand des Berechtigten keine zulängliche Nachrichten zu ber 
ſchaffen, fo ung Das Maaß, in welchem feine beſondern Weiden anzufhlagen 


erhaͤltniſſe zu beuztheilen. 


nehmern in Gemeinſchaft befindlihe Hütung des 
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find, nad) dem Werhaͤltniſſe ſowohl feines als des. Wichflandss bes milberedhtigten 
Meivetheilnehmer zu der Ergiebigkeit fimmtliher von ihnen betriebenen gemein: 
ſchaftlichen und befonderen Weiden berechnet werden. - 

.51. Beruhet die Berehtigung des abzufindenden Thetlnchwers auf einem 
Dienitbarkeitsrechte, und ergiebt fih, daß die nach $. 48. u. ff. bereihnete Vergü⸗ 
tung, mit Inbegriff ber befonderen Weide bes Berechtigten für feinen berechtigten 
Viehſtand unzureichend fein würde; fo if fein Theilnehmungsrecht bis zur Zuläng- 
lichkeit des Bebürfniffes zu erhögen. Diefes findet unter den, $$. 105. und 106. 
Ti. 22. Theil L des A. 2%. R. beftimmten Borausfehungen auch dann Anwenbung, 
wenn die Weide für den Gigenthümer unzulänglich fein follte; außerdem aber muß 
der Berechtigte eine Verminderung feines Biebitandes nad eben dem Berhältnifle, 
wie der Gigenthümer, ſich gefallen laſſen. 

b) Beim Plaggen:, Heide: und Bültenhieb. 
$. 52. Der Umfang der Berechtigung zum Plaggen⸗, Heide⸗ und Bültenhieb 
wird, infofern fie zum Zweck der Dimgung Statt findet, bei den mit Aeckern, Wie 
fen und Gärten angefeffenen Berechtigten nach den Bebürfnifie der Düugung in 
ber, jeden Orts bergedradten Beftellungsost, beſtinmt. Davon werben jedoch die 
et Mittel der Düngerzubereitung, bie jeder au Stroh, Schilf ıc. hat, abge: 
xechnet. 
. Bo dieſes Mecht auf Gemeinweiden von ben geſammten Hütungsberedhtigten 
ensyenbt wird, ift daffelbe nad erfolgter Theilung der Beide als von ſelbſt durch 
Kompenfation erloſchen anzufehen. 
8. 53. Bei Berechtigten, die mit dergleichen (5. 52.) Grundflüͤcken nicht an: 
geſeſſen find, wird dieſes Theilnehmungorecht nach dem Bedurfniſſe der Streue für 
— Viehzahl, die fie auf die zu theilende gemeine Weide ‚zu bringen befugt ſind, 
eitimmt. 2 
8. 54, Bezweckt das vorgebachte Recht ($. 52.) die Feuetung, fo erhält es 
feine Beſtiumung durch das Bedürfniß des Berechtigten an Feuerung, wovon je 
bach die eigenen Weuerungsmittel an Holz, Torf ıe. abzurechnen find. 
$. 55. Enthält das Recht zugleich die Befugnig zum Verkauf, fo tft ber 
Umfang diefer Ießteren Befugnig nad) bem, in ben lebten der Einleitung der Aus 
einanberfegung unmittelbar vorhergehenden zehn Jahren im Durchſchnitt verkauften 


Vetrage zu beſtimmen. 
7) Theilungsgrundſaͤtze. 
8. 56. Die Aufhebung bee Gemeinheit wird dadurch bewirkt, daß ben ſich 
—— — Theilnehmern an die Stelle ihrer Berechtigungen eine ange⸗ 
weſſene Futſchaͤdigung zur auoſchließlichen und freien Verfügung überwieſen wird. 
- 8. 57. ine Entſchaͤdigung, in deren freien Gebrauch ber. Empfänger gehin⸗ 
dert fein würde, ift feiner anzunehmen ſchuldig. | 

. 8. Auch Bann eine Entſchädigung, welche eine. Beränderung ber ganzen 
bisherigen Art des Wirihichaftsbetriehes des Hauptguts noͤthig macht, feinem Theil 
nehmer aufgebrungen werben. 

59. Kür folde Besänderungen find zu achten: 

1) wenn eine bisherige Ackerwirthſchaft in eine Viehzüchterei verwandelt wer⸗ 
ben müßte und umgekehrt, ober iwenn eine von beiden die Hauptfadhe war, 
folge aber künftig nur Nebenſache werben würde; 

2) wenn ein Hauptzmeig der Wirthichaft, der in überwiegenden Verhaͤltniſſe 
zu den übrigen fand, ganz oder größtentheils aufgegeben werden müßte, 
ober nur durch Anlegung neuer Yabrifationsanftalten erhalten werben 

nie; 

3) wenn ein geiyannhaltendes Ackerwirih ſolches fernerhin nicht mehr Halten 
könnte, und feine Ländereien mit der Hand bauen müßte, ober umgelehrt. 

. Andere Beränderungen in ber Hisherigen Axt des Wirthſchaftsbetriebes kommen 
nur in fofren in Betracht, als fie von gleicher oder größeres Crheblichkeit find, 

$. 60. Unter dieſen Borausfegungen ($$. 57. und 58.) kann die Entſchaͤdi⸗ 
gung in Land, Mente, Naturalleiftungen und Kapital beſtehen. 

8. 61. Die Landentſchaͤdigungen müflen bie aus ber Gemeinheit ſcheidenda⸗ 
unb darin bleibenden Theilnehmer wmöglihft in ‚einer zufammenkängenben wirth 
ſchaftlichen vage erhalten, 

8.62 Iſt dieſe ohne Verkürzung eingelner Teilnehmer, und ohne Aufopfes 
sung übersyiegender Kulturvortheile nicht zu erlangen, fo kann fich. Teiner enibrechen, 
pine Lqndentſchadigung in getzennter Lage anzunehmen, infofera ſie den allatepdr 
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nu Beſtimmungen ($$: 57. und 58.) enifpricht, und reine zweckmäßige Bewirth⸗ 
ſchaftung geftattet. 
8. 63. Auf jeden Ball muß der Empfänger fie bei dem Gute, zu welchem fie 
angewiefen worden, zu dem ihm angerechneten Werthe nußen Fönnen. - 
$. 64. Grundſtücke, welche feiner Gemeinheit unterliegen, müflen, wenn der 
Gigenthümer fie anbietet, und diefelben in den Auseinanderſetzungsplan paflen, zwar 
angenommen, fünnen ihm aber nicht abgedrungen werben. 
S. 65. Eben dies gilt von den auf fremden Felnmarlen gelegenen Grund⸗ 
en’ welche zu der Gemeinheit, von beren Aufhebung die Rede if, wicht ges 
dren. , — 
$ 66. Der Regel nad) muß jeder Theilnehmer durch Land abeefunben 
werben. on 
5. 67. Er muß jedoch für einen Ausfall in der Güte einen Zuſatz in ber 
Fläche annehmen, aud eine Austauſchung von Grundſtücken ber einen, gegen Grund⸗ 
flüdfe von einer andern Gattung fih gefallen laffen, in fofern dadurch die Veſtim⸗ 
mungen der $$. 57. und 53. nicht vereitelt werben. a 
$. 68. Letzteres ‚findet infonderheit auch in Rüdficht derjenigen Tcheiluehmer 
Statt, die eine Hütungsdienkharfeit oder Schäferrigerechtigfeit habe... - _ .r 
$. 69. Kann nicht allen Theilnehmern, dem Zwede der. Ayseinankerfesung 
gemäß, eine wirthichaftliche Lage ihrer Ländereien verfchafft werben, fo mäflen die: 
jenigen, welde nad dem Ermeſſen ber Auseinanderjepungebehärbe dazu geeignet 
find, irod nah ter ihnen hiebei freiſtehenden eignen Mahl, entweder die ihnen 
ohne Abbau anzuweifenden Ländereien, der minder vortheilhaften Rage derſelben 
ungeachtet, annehmen, ober gegen CEntſchoͤdigung, ‚einm Abbau ſich gefallen. baffen, 
wenn der vierte Theil der hierbei intereffirten Theilnehmer (nach den Antheilen. bar 
zechnet) ihn verlangt. 1 
$. 70. Erhalten fie eine Entſchaͤdigung, welche nicht allein ben Erſatz der 
Gebäude, der Beiriedungen, des Gehoͤfts, des Gartens und der darin befindlichen 
Bäume, fondern aud) den Grjag der Kulturmängel und bes temporellen Ausfalls 
an Früchten enthält, fo find fie verpflichtet, Die bisherigen Gebäude, nebſt Gehoͤfte 
und Garten denjenigen, die den Schaden erfeken müflen, zu überlaffen. 
$. 71. Begnügen fie fih aber —8 mit den Baukoſten der Wohn⸗ und 
Wirthchagtczebaude nach Abzug des Werths der bisherigen Gebaͤude, fo verblei⸗ 
ben dem Abbauenden das bisherige Gchöfte und Garten nebi Gebäuden. 
$. 72. Die Koſten des Abbaues ($$. 70, und 71.) müflen von allen Aus⸗ 
einanderfegungs-Theilnehmern, welche daraus Vortheil haben, einfchlieglih des Ab⸗ 
bauenden, nad Berhältuiß ihres Bpriheile, aufgebracht werben. 
$. 73. Die Reute wird in Roggen beftimmt, jedoch, wenn ſich tie Theilnchs 
mer nicht anderweit vereinigen, in Gelde abgeführt. Bei der Berechnung bes Rog⸗ 
gens auf Geld werden bie lebten oieegehn Jahre dergeftali zum runde ‚gelegt, daß 
bie zwei theueriten und die zwei wohlfeiliten derſelben weggelaſſen werden, und auf 
den übrig bleibenden zehn Jahren der Durchſchnitt ber Martini-Marktpreife gezogen 
wird. iejer durchſchnittliche Geldbetrag if für den naͤchſten Zahlungstermin zu 
entrichten. Für das darauf folgende Jahr aber foll der Geldbetrag befichen aus 
Neun Zehntel des vorhergehenden Belbbetrags und Ein Zehntel. desjenigen Miertäe, 
welchen der ausgemittelte Roggenbetrag nach dem durchſchnittlichen Martini: Markt 
preiſe dieſes folgenden Jahres haben wird. Auf gleiche Weiſe foll der Betrag ber 
Seldrente für jedes der nachfolgenden Jahre fortihreitend berechnet werden. 
. 74. Unter. Wartini- Warktpreifen ($. 73.) werden diejenigen »erftanden, 
welche im Durchſchnitt ber zwei dem Martinitage zunaͤchſt liegenden Woden Statt 
efunden haben. Sie find nad den Märkten derjenigen Orte zu beftimmen, welche 
Dierzu, nebſt dem ihnen zugehörenden Bezirk von ben Megierungen durch bie Amts⸗ 
blätter namentlich angegeben werben follen. ' on 
$. 75. : Die Rente if gam Grlegung des fünf und zwan igfachen, für bie 
laufende Periode ermittelten —5 ablöslih., Es muß ſechs Monate vorher ger 
kündigt werden; wenn jedoch der Berechtigte die Ablöfung verlangt, fo muß er quf 
den Antrag des Verpflichteten fi eine Zeitlang in mehreren Terninen, bie bis auf 
Fünf Sahre vertheilt werden Zönnen, gefallen Jafen. - rn 
$. 76. Die Mente genießt vor allen hypothekariſchen Forderungen bafelke 
Vorzugsrecht. welcheq dem abgelöfeten Rechte ſelbſt zuſtandz zur Gehallung deſſel⸗ 
ben muß jedoch der Bexechtigte bei Bermeigung des ‚in ‚ben. Geſetzen beſtimmten 
Nachtheile, binnen Jahresfriſt nom Tage der Beflätigung. des Regeſſes gerech⸗ 
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—* die Gintragung in das Hypothekenbuch bes verpflichteten Grundſtüͤcks nach⸗ 
uchen. 
j $. 77. Eine Entfhäpigung in Rente ($. 73.) muß dann angenommen wer⸗ 
en, wenn 
a) einem Dienftbarfeitsberechtigten eine Entfhäbigung in Land bergeflalt nicht 
gegeben werden kann, daß er es zu dem abgeſchätzten Werthe zu nutzen 


vermag; 
b) wenn er dadurch in den Stand gefeht wird, fi die Nukung, die baburd 
abgelöfet wird, zu verfchaffen. 

$. 78. Andere jährliche Naturalabgaben, welche in Art und Maaß genau zu 
befimmen find, und aus den Erzeugniſſen des verpflichteten Guts müflen geleiftet 
werden fönnen, finden nur zum Erſatz vorübergehender Nachtheile der Auseinander⸗ 
fegung, namentlih zum Erſatz von einftweiligen Ausfällen an dem bei der Aus⸗ 
gleihung vorausgefeßten Ertrage Statt. 

$. 79. Arbeitshülfen können für die zu gleichem Zwecke erforberlichen Ber: 
befierungsarbeiten auf hoͤchſtens zwölf Jahre vorbehalten werben. 

$. 80. Können die Naturalabgaben (9.78) aus den Erzeugniſſen bes Guts 
nit genommen werden, fo muß bafür eine Entſchädigung in Gelde geleiftet und 
angenommen werden. 

$. 81. Diele Entfchaͤdigungsart muß auch gefeiftet werben, wenn die Natus 
talabgaben aus den Grzeugniffen des Guts genonmen werden koͤnnen, imgleichen 
wegen der Arbeitshülfen $. 79., fobald in dem einen oder anderen Wall der Bes 
— 2 — ſie vorzieht. 

* Wechſelſeitige Dienſtbarkeiten gleicher Art werden durch Kompenſation 
aufgehoben. 

8. 83. Hat jedoch ein Theilhaber ein beſonderes Vorrecht, ober findet ein 
anderes Berhältniß der Theilnahme an ben Nubungen der gegenfeitigen Dienftbars 
feit Statt, als das Verhaͤltniß der, der mwechfelfeitigen Dienftbarkeit unterliegenben 
Grundflüde, fo müſſen die Theilhaber nad dem Beirage ihrer Nußungen und 
Rechte ausgeglichen werben. Die Kompenfation geſchieht alfo in diefem Falle nur, 
in foweit die gegenfeitigen Nußungsrechte gleich And, und der Ueberſchuß muß be: 
ſonders vergütet werben. ' 

$ 84. Iſt über die Beibehaltung wechfelfeitiger Dienftbarkeiten, welche mit 
bem Zwecke der Auseinanderfeßung nicht beftehen können, nichts verabredet, fo find 
fe nach vollzogener Theilung, felbf in dem Walle, wenn bas g. 83. gedachte ver- 
ſchiedene Theilnehmungsverhälinig Statt findet, für aufgehoben zu achten. 

. 85. In biefem Kalle darf daher auch für eine Schäfereigerehtigfeit, wofür 
feine befondere Abfindung verlangt worden, keine befondere Entſchaͤdigung gewähr 
werden. 2 

$. 86. Wenn einfeitige Dienftbarfeitsberehtigte auf Auseinanderfeßung ans 
tragen, fo müſſen fie ſich jede, dem Belafleten beliebige Entſchaͤdigungsart, fie fei 
Land, Mente oder Kapital, gefallen Taflen. 

$. 87. Bei der Beilimmang des Werth des Grund und Bodens werben bie 
Begenflände der Regel nad in dem Zuſtande angenommen, in welchem fle fi zur 
Beit ber Auseinanderfeßung Befinden. Nur in NRüdficht des Worfigrundes findet 
nah $. 132. eine Ausnahme Statt. — 

$. 88. Die Abſchaͤtzung geſchieht nach dem Nutzen und Erkttage, welchen die 
Sache jedem Beſitzer gewaͤhren kann. 

8. 89. Dabei kommt der neueſte Düngungszuſtand nicht in Anſchlag; viel 
mehr bleibt dieſer, d. i. derjenige Dünger, welcher die örtlich üblichen Saaten noch 
nicht getragen Hat, glei den übrigen, auf periodifhe Nutzungen ſchon verwendeten 
Bertellungstoflen, Gegenſtand befonderer Vergütung, welche dem Abtretenden von 
dem Empfänger zu leiften if. 

$. 90. Jeder Theilnehmer muß nicht nur für ben nad $. 88. und folg. ers 
mittelten Werth, fondern auch für den Unterfchieb in ber Entfernung und für an- 
dere Vortheile der Lage entihäbigt werben. 

$. 91..: Bei dem Anflage der Berechtigungen muß auf den Umfany bes 
Rechts an fi und auf die landübliche, örtlich anwendbare Art, daſſelbe zu benutzen, 
Müdfiht genommen werden. 

$. 92. 86 hat alfo- weber bie Kahrläffigkeit eines ober des andern bisherigen 
Befipers, noch deſſen ungewoͤhnlicher Fleiß in der Bemubung des Rechte auf die 
Werihbeſtimmung Emfluß.- " i 


“ 
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8. 93. Nah dem folchergeſtalt ausgemittelten Erirage muß der Regel nad 
jeder Berechtigte abgefunden werden. 

8. 94. Hat jedoch ein Dienſtbarkeitsberechtigter auf Auseinanderſetzung ange: 
tragen, fo haͤngt es von ber Wahl des Belaſteten ab, ob er ihn nach dem Nutzungs⸗ 
ertrage der Dienflbarkeit, oder nach dem Vortheil, welcher dem Belafteten aus ber 
ren Aufhebung erwaͤchſt, entihädigen will. " 

$. 95. Jedem Teilnehmer müffen zu feinen Grundflüden die erforderlichen 
Wege und Triften verfchafft werden. 

$. 96. Der zu deren neuen Anlage erforderliche Grund und Boden muß von 
allen DBeiheiligten, nach Verhaͤltniß ihres Theilnehmungsrechts, hergegeben werben, 
und der Beitrag jebes Ginzelnen wird ihm auf feine Abfindung angerechnet. Im 
eben dem Verhaͤltniſſe muß jeder Theilnehmer zur Anfertigung und Unterhaltung 

eitragen. 

$. 97. Eben diefes ($$. 95. und 96.) findet in Nüdfiht der Entwaͤſſerungs⸗ 
gräben, ohne welche der Boden den Ertrag, zu welchem er abgefchägt worden, nicht 
gewähren kann, und in Rüdfiht der Grenzgräben Statt. 

$. 38. Jeder Theilnehmer Fann verlangen, daß ihm die unentbehrliche Mit⸗ 
benugung der Gewäffer auf ben auseinandergefeßten Grundſtücken vorbehalten, und 
diefe fo ausgewiefen werben, wie es zu dieſem Zweck für beide Theile am bequems 
ften if. erden zu dem Behuf zwedmäßige neue Trankftätten angelegt, fo fin⸗ 
den die Borfchriften der 88. 95. und 96. Anwendung. 

$. 99. Die vor der Auseinanderfegung ſchon gemeinfchaftlich benupten Lehm⸗, 
Sand, Kalk: und Mergelgruben, Kalf» und andere Eteinbrüche, bleiben zur ges 
meinfchaftlichen Benutzung auch ferner vorbehalten, inſofern die Theilnehmer des⸗ 
halb nicht durch Ueberweiſung beſonderer Borräthe dieſer Art ausgeglichen werben 
fönnen. 

$. 100. Ginhegungen und deren Unterhaltung können auf Koſten fämmtlicher 
Theilnehmer nur in dem alle verlangt werben, wenn über die Grunbflüde eines 
Betheiligten, oder an benfelben vorbei, ſchmale Triften, auf welchen das Vieh durch 
ben Hirten nicht zufammengehalten werden Tann, vorbehalten werben müflen. 

8.101. Bei der erſten auf einer Dorffeldmark eintretenden Gemeinheitstheis 
lung foll zu der Schullehrerftelle fo viel Gartenland, als, einſchließlich des bisher 
befefienen, zur Haushaltung einer Yamilie von der $. 41. Buchſt. b. angegebenen 
Stärfe, und Fu Sommerflallfütterung und Durchwinterung von zwei Haupt Rind: 
vieh erforberli it, in zwedmäßiger Lage angewiefen werben; dagegen aber auch 
die, der Stelle bisher zuftändig gewefene Weiteberechtigung auf den Grundflüden 
der Dorfgemeine aufhören. 

$. 1 Iſt jedoch die bisherige Befugniß des Schullehrers größer, als im 
$..101. beftimmt worden, fo muß er nad dem ganzen Umfange feines Theilneh⸗ 
mungsrechts abgelunben werben. 

. 103. Die Beftimmung der Entfchäbigung und ber Brunbflüde, welche jes 
ber Theilnehmer durch die Auseinanderfeßung erhalten foll, gefchieht durch die Auss 
einanderſetzungs⸗Behoͤrde. 

. 104. Sie muß ſich dabei nach obigen Vorſchriften achten, und moͤglichſt 
verhüten, daß kein Theil gegen den andern verkürzt und in ſeinen Nutzungen ge⸗ 
ſchmälert werde. 

$. 105. Bei der Beurtheilung deſſen iſt jedoch nicht auf einzelne Stücke und 
Rubrifen, fondern auf den ganzen Umfang der Wirthichaft eines jeden Theilneh⸗ 
mers, fo wie fie vor und nad der Theilung fih verhält, Rüdficht zu nehmen. 

$. 106. Der Gebraud des Loofes ift Behufs diefer Auseinanderfeßung nur 
in den, in dem A. L. R. Theil I. Titel 11. 88. 570. und 573. bemerkten Fällen, 
und unter den bort feftgeitellten Maaßgaben zuläffig. 

$. Bei Grundſtücken, welde in Natur nicht getheilt werben können, 
welche durch die Theilung an ihrem Werth verlieren würden, oder welche in einer 
Hand vortheilhafter als in der Vertheilung benupt werben, findet Behufs ber Auss 
einanberfeßung der Theilnehmer, im Mangel einer Einigung, nur ber öffentliche 
gerichtlihe Verkauf Stait. | 

8) Von Forfitheilungen. 


$. 108. Die vorſtehenden allgemeinen Grundſätze haben der Regel nah auch 
bei der Aufhebung der Gemeinheit in Forſten Anwendung. 

8. 109. Die Naturaltheilung eines gemeinfhaftlihen Waldes iſt ganz ober 
iheilweife nur dann zuläffig, wenn eniweber die einzelnen Antheile zur forftimäßigen 
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Benugung gerignet bleiben, ober fie vortheilhaft als Hecker ober Wieſe benugt wer: 
en Tönnen. 

$. 110. Außer biefen Bällen kann die Auseinanderfekung ber Miteigenthü⸗ 
mer, {m Mangel einer Einigung nur durch öffentlichen gerichtlichen Berkauf bewirkt 
werden. 

F. 111. Sind die Anrechte der Miteigenthümer nicht nah Quoten beftimmt, 
und beziehen fi dieſelben auf verfhiebenartige Nutzungen, fo muß das Werths⸗ 
— Nutzungen jedes einzelnen Theilnehmers durch Sachverſtaͤndige abge⸗ 

aͤtzt werden. 

F. 112. Die Theilung mug möglichſt fo bewirkt werben, daß jeder Miteigen⸗ 
thümer feinen Antheil nicht allein vom Grund und Boden, mit Rüdfiht auf bie 
Berfchiedenheit der Büte, ſondern audh des ftehenden Holzes erhält. 

$. 113. IR diefes nach der Dertlichkeit nicht zu bewirken, fo muß berjenige, 
der einen Ueberſchuß an Holz erhält, im Mangel einee Einigung über beflen Be: 
zahlung, den Andern entweder buch Anweifung eines verhältnigmägigen Diftrifts 
zur Abholzung in angemeffenen Briften, ober durch Lieferung einer verhaͤltnißmaͤßi⸗ 
gen jährlichen Duantität Holzes auf beſtimmte Jahre entfhäbigen. 

$. 114. Die Ablöfung der auf der Korft haftenden Grundgerechtigkeiten kann 
auch der Berechtigte unter den, 88. 86. und 94. bemerkten Ginfchränkungen ver: 
langen. 

i g. 115. Findet ber belaftete Eigenthümer einzelne Dienfibarfeitsberedhligte 
ab, fo ift er befugt, nach Verhältnig des Theilnehmungsrechts des Abgefundenen 
einen Theil des benutzten Begenitandes der Mitbenubung der übrigen, noch nicht 
abgefundenen Theilnehmer zu entziehen, und darüber frei zu verfügen. 

$. 116. Dei der Abihägung einer Maftungsgerechtigkeit ift die Frage: wie 
oft volle oder Sprangmaft eintrete? nach dem in den legten breißig Jahren flatt- 

efundenen Durchſchnittsverhaͤltniſſe, und bie Frage: wie viel Vieh bei voller oder 
prangmaft gefeiftet werben könne? nad der Durchſchnittszahl des in ben drei 
legten Faͤllen, beziehungsweife der vollen und Sprangmaft wirklich eitgetriebenen 
Viehes zu beflimmen. 

F. 117. Der Maftungsberedhtigte Kann nur eine GEntfhäbigung in Rente 
($. 77.) verlangen. 

$. 118. Unbeftimmte Holzungsgereötigfeiten zum Verkauf find nad dem in 
ben lebten, der @inleitung der Ausetnanderfeßung unmittelbar vorhergehenden zehn 
Jahren, im Durchſchnitt verkauften Betrage zu beftimmen. ” 

$. 119. Unbeſtimmte Holzungsgerehtigkeiten, die fih auf das VBebürfniß ers 
Breden, find nad dem Gutachten Sachverfländiger auf eine jährliche Quantität zu 

ngen. 

$. 120, Bei der Abfhäbung des Bauholzbedarfs ift nicht allein die erfte 
Inftandfegung der Gebäude und die gewöhnliche Unterhaltung, fondern auch bie 
. mögliche Beſchaͤdigung berfelben durch Feuer zu berüdfichtigen. Sind die Gebäude 
bes bereihtigten Guts bei einer Feuerſozietaͤt verfichert, fo wirb bie Feuersgefahr 
nach dem Durchſchnitt der in ben lebten, der Binleitung ber Auseinanderfeßung 
unmittelbar vorhergehenden zehn Jahren gezahlten Kener-Sozietätsbeiträge angefchla: 
gen. Sind fie aber nicht verfichert, fo bleibt es dem Ermeſſen der Sachverſtändi⸗ 
gen überlafien, die Beiträgefüge derjenigen Feuerfozietät, deren Grfahrungen auf 
den gegebenen Ball vorzugsweife Anwendung finden, bei den Anfchlage zum Grunde 

u legen. Beträgt allo zum Beifpiel nach dem Durchſchnitt der jä elle Beitrag 
ı Prozent der Verfiherungsfumme, und der Werth des Holzes in ben Gebäuden 
nad dem Binfaufspreife 1000 Thaler, fo beläuft fi der Anfchlag der Feuersgefahr 
auf 9 Thaler jährlich. 

$. 121. Sind Gebäude der Zerflörung oder der Beſchädigung durch die Ges 
walt des Waflers ausgeſetzt, fo if auch noch für diefe Gefahr eine verhältnigmä- 
Fige Summe dem, nad $. 120. auszumittelnden Betrage, Bingugurschnen, welche 
von Sacjverfländigen, nad) ber Größe der Gefahr, zufolge der bisherigen Erfah⸗ 
zung, zu beflimmen if. 

$. 122. Die Gefahr der Beſchädigung dur Sturm wirb bei biefer Aus⸗ 
mittelung nicht berüdfichtigt, indem fie Durch Die Gefahren, welchen. ber Wald aus: 
gefeht war, ausgeglichen wirb. 

. 123. enn ber Holzungsbereöhtigte, wegen Unzulänglichfeit bes Waldes, 
oder feiner BeRände, nad den Vorſchrifien des A.L.R. TH. I. Tit. 22. 88. 226. 
und 227. fih eine Cinſchraͤnkung in Der Benugmg feines Rechte gefallen laſſen 
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muß, fo wird mit Rüdficht auf bie Dauer diefes Zuflandes nad dem Ermeſſen 


der Sachverſtaͤndigen ein verhältnigmäßiger Theil von ber Abfindung gefürzt. 
$. 124. Sit der Holzberechtigte auf eine gewiffe Holzart eingefchränft, fo 
fann feine Abfindung in der Regel nur nach dem Beſtande diefer Holzart zur Zeit 


ber Auseinanderfeßung beflimmt werben. 


$. 125. Iſt jedoch dieſe Holzart ganz ausgegangen, ober erheblich vermin- 
dert, und der Gigenthümer zur Wiederanpflanzung berieben verbunden, fo ift bie 
Abfindung nach dem Umfange des Rechts, mit Rudfiht auf den, nad ber Dert: 
lichkeit zu erwartenden Anwuchs und die dazu erforderliche Zeit durch Sachverſtaͤn⸗ 
dige zu ermitteln. 

$. 126. Hat aber der Eigenthümer den Mangel durch feine Schuld verur⸗ 
faht, fo Tann auch in Rüdfiht der Zeit, die zum Anwuchs ber anzupflanzenden 
Holzart erforderlich ift, nichts gekürzt werben. 

F. 127. Die Entfhädigung für eine Holzberechtigung ift, wenn der Belaflete 
auf die Ablöfung anträgt, der Hegel nad in Land, mit Anrechnung der darauf bes 
findlichen Holzbeſtaͤnde, N leiften, wenn ſolches zu einer forfimäßigen Holzbenußung, 
ober zur vortheilhaften Benußung als Ader oder Wiefe geeignet if. Außer diefen 
Fällen, und überhaupt in den Faͤllen des 5. 77. if der Berechtigte fie in Rente 
anzunehmen verpflichtet. 

$. 128. Das Met, vermöge deſſen bie Veflber von Aeckern, Wiefen und 

zur Forſt nicht gehörigen Weiderevieren verbunden find, das auf ihren Grundflüden 
auffhlagende Holz, oder gewiſſe Arten deffelben bis zur Haubarkeit fortwachfen, 
und von einem Dritten benugen zu laflen, ift auf Ein Prozent bes Werths der 
zur Zeit der Auseinanderfeßung vorhandenen Holzbeflände abzufhägen, und wirb 
durch defien Erlegung abgelöfet. 
6. 129. ußer biefer Abfindung erhält ber Berechtigte den vorhandenen 
Holzbefland entweder in Natur durch Wegnahme ober burd Empfang bes tarmds 
ßigen Werths deſſelben. Welche von beiden Abfindungen Statt finden fol, bes 
ſtimmt, im Mangel einer Ginigung, die Auseinanderfeßungs-Behörbe, nad) der vors 
züglihen Nüglichkeit der einen oder der andern. 

$. 130. Neben diefer Entfhäbigung (88. 128. und 129.) iſt der Berechtigte 
nicht noch eine befondere Entfhäblgung für die ihm etwa zuſtehende Maftnugun 
zu fordern befugt; fand aber dem Belafteten die Maſtnutzung zu, fo muß er id 
deren Betrag von feiner Entfhädigung Fürzen laſſen. 

$. 131. Bei der Ausmittelung der Entſchädigung der Weideberechtigten in 
beftandenen Forſten fann die Weide nie höher abgefhägt werden, ale bei dem 
Holzbeftande zur Zeit der Auseinanderfeßung darin befindlich if. 

$. 132. Iſt die Forſt ſchlecht beftanden, fo kann der Regel na nur diejes 
nige Weidenutzung abgefchägt werben, welche bei einem mittelmäßigen Beftanbe ber 
Forſt Statt gefunden Haben würde. 

. 133. Hat aber der Gigenthümer duch Verträge, Verjährung ober Judi⸗ 
fate die Befugniß, die Forſtkultur bis zu dem Maaße des mittelmäßigen Holzbeſtan⸗ 
des p treiben, verloren, fo muß die Abſchaͤtzung nach dem Zuſtande zur Zeit ber 
Theilung gefchehen. 

$. 134. Bon ber nach den Grundſaͤtzen ber 88. 131. und fi. ausgemittelten 
Weide muß ein verhälmigmäßiger Theil für den Holzberehtigten in Kückſicht ber, 
nah den Grundſätzen der Forftlultur, oder nad feiner beichränkten Befugniß ($- 
433.) anzulegenden Holzgfhonungen, und für den Maftbereihtigten in Rüdhet der 
gefeglichen Maſtſchonungen abgerechnet werben. 

$. 135. Die nach deren Abzug verbleibende Weide macht bie Mafle aus, in 
Inte gie MWeideberechtigten ſich nach Verhaͤltniß ihrer Theilnehmungsrechte zu thei- 
Ien haben. ‘ 

$. 136. Sind jedoch Plaggen⸗, Heide⸗ und Bültenhiebberehtigte vorhanden, 
fo muß au die Hierauf anzufchlagende Verminderung des Weibewerths in Abrech⸗ 
nung gebradht werben. 

$. 137. IR die Maffe zur Befriedigung aller diefer Theilnehmer ($. 136.) 
unzureichend, fo müffen fih felbige fowohl, als die Weideberechtigten, eine verhälts 
nigmäßige Kürzung ihrer Abfindung gefallen laſſen. Dem Baldeigentbümer kann 
jedoch an dem ihm wegen der Holguußung zuftändigen Antheile, außer dem Falle 
bes $. 133., wegen ber Ungulängligfeit des Ueberreſtes für die Weider, Plaggen⸗ 
und Sülenbiebb ee Ngte, nichts gefürgt werben. 

$. 138, Die Entihäbigung der Weideberechtigten in Band wird ihnen in ber 
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Art angerechnet, wie letzteres nach gefchehener Abholzung bei dem Dafein : der 
Stubben zur Weide gefhidt iſt; will aber der Gigenthümer die Weide als völlig 
raum abtreten, fo muß er das Raben der Stämme und Cbenen ber Löcher bewir⸗ 
fan laſſen, oder die biesfallfigen Koften dem abgefundenen Weibeberedtigten er: 
eben. 

$. 139. Eben diefe Grundfüge ($. 132. und ff.) finden in Rüdfiht des ganz 
unbeftandenen Borftgrundes Statt. 

$. 140. Bon Berechtigungen Streue zu reden, fann der Werth niemals bö- 

er herechnet werben, als die Berechtigung bei Beobachtung der Forſt⸗Polizeigeſe tze 
at genußt werben koͤnnen. \ 
9) Wirkungen ber Auseinandberfehung. 

$. 141. Die augeinanbergejeßten Theilnehmer erhalten die ihnen angewiefene 
Entfhädigung zur ausfchlieglihen Benutzung und freien Verfügung, in fofern ihr 
Beſitzrecht und ihre Schulden-Berbindung feine Einſchränkung begründen. 

6. 14%. Sind dem Zwecke der Auseinanberfeßung, außer der aufzuhebenden 
gemeinfchaftlihen Benußung ($. 2.) noch andere Grundgerechtigkeiten hinderlich, fo 
müflen auch diefe, gegen binlüngliche Entſchädigung, aufgehoben werben. 

$. 133. Ueber die Aufhebung der aus den gutöherrlihen Verhältniſſen fol- 
her bäuerlichen Befiger, die nicht Gigenthümer find, entfpringenden Leiftungen, iſt 
bereits dur das Ed. v 14. Sept. 1811 und deflen Deflarationen verfügt. Weber 
die Aufhebungen der Leiftungen anderer bäuerlichen Beflger, der Behenten und an: 
derer der Landkultur ſchaͤdlicher Gerechtſame, ergeht heute eine befondere Verord⸗ 
nung, worauf hiermit verwiefen wird. 

. 144. Wo der Horbenfchlag in der Art eingeführt ift, daß der Bortheil 
davon allen, zur Schaafhütung en Theilnehmern verhältnismäßig zu flat 
ten fonimt, da Hört er durch die Aufhebung ter gemeinfchaftlihen Hütung und bie 
Trennung der Heerbe, ohne Ausgleihung auf. | 

$. 145. Steht aber einem ober 'einigen Theilhabern ein Pferchrecht zu, fo 
muß dafür eine verhältnigmäßige Entfhäbigung in Rente gegeben werben. 

. 146. Der Gebraudy der beizubehaltenden oder neu einzuführenden unent: 
behrlihen Dienftbarfeiten, als der Wege, Triften ıc. muß fo beflimmt werden, daß 
BA ben Zwed der Auseinanderfeßung nicht vereitele, und fo wenig als möglich be⸗ 

ränfe, 

$. 147. Die Entfhädigung, die jeder Theilhaber durch die Auseinanderfeßung 
erhält, if ein Surrogat der dafür abgetretenen Grunbflüde oder Baur abgelöfe: 
ten Berechtigungen, und erhält daher in Anfehung ihrer Befugniffe, Laften und 
fonfligen Rechtsverhaͤltniſſe die Eigenfchaften derjenigen Grundftüde, für welche fie 
gegeben worden. 

6. 148. Die durch die Theilung erhaltenen Grundſtücke treten alfo in Rück⸗ 
ficht der Lehns⸗ und Fideilommig-Berbindungen und ber hypothekariſchen Schulden 
an bie Stelle der abgetretenen. 

6, 149. Sind Grundftüde oder Gerechtfame gegen Rente abgetreten, fo tritt 
auch diefe an die Stelle derſelben. Es muß jedoch in das Hypothefenbuch des bes 
lafteten Grundſtücks vermerkt werden, daß die Mente ein Zubehör des berechtigten 
Buts fei, und die Fähigkeit des Befipers, über diefelbe zu verfügen, aus dem Hy⸗ 
pothefenbucdhe über das letztgedachte Gut zu erfehen fei. 

$. 150. Werben Pertinenzflüde gegen eine baare, ein für allemal zu ent: 
richtende Bergütung abgetreten, fo finden in Rückſicht der Hypsthefengläubiger bie 
Borfhriften des A. 2 R. Th. I. Tit. 20. 5. 460—465. Anwendung. 

. 151. Im alle des $. 464. a. a. D. des A. 2. R. Fönnen jedoch bie 
Hypothefengläubiger fih nur wegen ber, von dem neuen DBeflger zu entridhtenden 
Gelpſumme, an denfelben und an das abgetretene Pertinenzftüd Halten. Auch kann 
fh Diefer in jedem Falle durch gerichtliche Niederlegung des Kapitals von aller 
Berhaftung befreien. 

$. 152. In Rüdfiht der Geldentfhäbigungen für den neueften Düngungss 
zuftand und für Verbeflerungsarbeiten können Hypothefengläubiger nur die Ders 
wendung berfelben in das Gut und zu deffen Kultur verlangen, und besbalb nur 
ihre Schuldner in Anſpruch nehmen. 

$. 153. Bel Lehn: und Fideikommißgütern Fönnen ber Lehnsherr, bie Lehns⸗ 
und Bideilommißfolger einer Abtretung von Pertinenzftüden gegen Gelb, oder ber 
Ablöfung von Renten, in fofern beibes nad) biefer Orbnung zuläffig if, mit wis 
perſprechen. Sie Können vielmehr nur yerlangen, bag das Kapital wieder zu Lehn 
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oder Fibeilommiß angelegt, ober zur Befriedigung der erſten Gypothekenglaͤubiger 
verwenbet werbe. 

$. 154. Eben biefes findet Statt in Rüdfiht der Obereigenthümer bei Erb⸗ 
zinsgütern und Wieberfaufsberechtigten, und Fönnen biefe nur Sicherſtellung des 
Kapitale, oder beflen Verwendung zu bleibenden Berbefferungen bes Cuts, oder 
zum Anfauf neuer PBertinenzflüde forbern. 

$. 155. Der Berpflichtete Haftet für die Erfüllung biefer Verbindlichkeiten 
($$. 153. und 154.); er fann ſich jedod von der Vertretungs⸗-Verbindlichkeit Durch 
gerichtlide Niederlegung bes Geldes frei machen. 
$. 156. Auch in Rüdfiht der öffentlichen Laften finden die Verfügungen des. 
$. 138. Statt. Sind Grundflüde gegen Rente oder Kapital abgetreten, fo verbleis 
ben die öffentlichen Laften auf den Grundſtücken, und ift alfo Bei deren Beſtim⸗ 
mung hierauf Rüdfiht zu nehmen. 

$. 157. Zur Mitbenugung berechtigte unbekannte Theilhaber, bie fi der oͤf⸗ 
fentlichen Znannmagun⸗ ungeachtet nicht gemeldet haben, koͤnnen bie Auseinander⸗ 
ſetzung, ſelbſt im Fall einer Verletzung, nicht anfechten. 

F. 158. In Rüdfiht der Wirkungen der Auseinanderſetzungen, mit welchen 
Regulirungen der gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniffe verbunden worben, in 
Beziehung auf die Pächter, hat e8 bei den Vorſchriften ber Def. v. 29. Mai 1816 
Art. 116. und fi. fein Bewenden. 

- 8. 159. Gben diefe Vorfchriften finden Rüdfihts des Bachtverhältniffes Statt, 
wenn mit der Auseinanderfeßung feine ſolche Regulivung verbunden if. Der Bid: 
ter muß fi alfo auch in diefem alle entweder mit der Benußung ber, dem ges 
pachteten Gute für die ihm verpachteten Gegenflände angewiefene Entſchaͤdigung 
auf die Dauer der Pachtzeit begnügen, ober es ſteht ihm frei, die Pacht zu kuͤn⸗ 
digen. 

i 8. 160. Wählt ex Exfteres, fo muß ihm ber Berpächter die Koften ber in 
Folge der Auseinanderfegung erforderlichen Errichtung neuer, ober ber Vergroͤße⸗ 
zung vorhandener Gebäude und anderer Anlagen, und die Koften ber erforberlichen 
Bermehrung des Butsinventariums überweifen, oder alles dieſes felbft bewirken 


en. 

8. 161. Auch müflen ihm die Sntfchäbigungen für ben neueſten Düngunge: 
zuftand und für Verbefferungsarbeiten, zur Berwendung zu biefen Zweden, und 
die Bntfhäbigungen für temporaire Ausfälle, in fo weit fie die Pachtjahre beirefs 
fen, als Erfaß derjelben überlaflen werben. 

$. 162. Wählt er die Kündigung, fo muß er davon binnen drei Monaten 
von dem Tage, an welchem ihm der vorgelegte Auseinanderfegungsplan befannt ge: 
macht worden, Gebrauch machen. Er zieht dann mit bem Ende des naͤchſten 
Wirthichaftsjahres ab. Iſt jedoch von dem Tage der Kündigung bis zu dem Ende 
des Pachtjahres nicht wenigftens ein Zeitraum von brei Monaten verſchwunden, fo 
Tann die Aufhebung des Bachtverhältniffes nicht mit dem Ende bes laufenden, fons 
dern erſt des naͤchſtfolgenden Pachtjahres gefordert werben. 

$. 163. Bloße perfönlihe Nießbraucher müflen fi) der Negel nad) mit der 
Benugung der, dem Gute angewielenen Abfindung begnügen. 

10) Bon Ginführung neuer Gemeinheiten. 

F. 164. Neue Gemeinheiten, deren Aufhebung die jebige Ordnung bezwedt, 
($. 2.), fönnen nur unter der Beichränfung bes $. 27. und nur durch ſchriſtlichen 
Bertrag errichtet werben. 

8 165. Gemeinfhaftliches Cigenthum, welches nach Berfündung biefer Ord⸗ 
nung entfteht, und mit andern befondern Befisthümern als Zubehör in Verbindung 
gefest worden, kann, dieſes Zufammenhanges ungeachtet, nur nah den Grundſaͤtzen 
von Theilung des gemeinfchaftlihen Eigenthums aufgelöfet werben. 


1 Abfänitt. 
Bon Einfhränfung der Gemeinheiten, 


1) Einführung einer den Rechten angemeffenen und zwedmäßigen Benußung. 
$. 166. Jeder Bigenthümer mit Dienftbarkeiten belafteter Grundſtücke, und 
jeder Miteigenthümer von Gemeingründen fann begehrten, daß bie Theilnehmungs⸗ 
rechte des Dienitbarkeits: und Mitberechtigten auf ein beſtimmtes Maag feſtgeſetzt 
werden, und darnach die Benutzung geordnet werde. 
$. 167. 6 Tann infonderheit darauf angetragen werben, daß bie Art und 
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bie Zahl des Viehes, womit die Hütung ausgeübt werben Tann, und bie Zeit, wann 
die Ausübung Statt findet, ausgemittelt und feſtgeſetzt werben. 

$. 168. In Rüdfiht der Holzungsgerechtigkeiten findet die Beſtimmung bes 
Maaßes der Teilnahme, mit Berüdhchtigung ber Borfchriften des A. L. R. TE. J. 
Tit. 22. 88. 235. und 236. ebenfalls ſtatt. 

$. 169. Megulirungen dieſer Art werden von ber Gemeinheitstheilungs⸗Be⸗ 
—* bewirkt, und müſſen bei allen neuen Feldeintheilungen von Amtéwegen ges 

ehen. 

8. 170. en dabei Streitigkeiten, fo müflen fie von der Gemeinheits⸗ 
theilungs⸗Behoͤrde entſchieden werben. 

$. 171. Die unter ben Eigenthümern vermiſchter, mit gegenſeitigen Dienſt⸗ 
barfeiten belaſteter Ländereien, und unter den Miteigenthümern von Gemeingründben 
beftehenden Ginritungen wegen Benupung ber ihren gemeinfamen Rechten unter: 
worfenen Grundflüde müffen, wenn auch nur ein Viertheil der Berechtigten (nad 
dem Werthe der Theilnehmungsredhte berechnet) darauf anträgt, ber Unterfuchung 
auf ihre Zweetmäßigfeit unterworfen, und wenn ſich bie Theilnehmer wegen deren 
Abänderung nicht vereinigen können, die an ihrer Stelle einzuführenden Ordnungen 
und Anftalten feitgefeht werben. 

6. 172. Dies gilt insbefondere 

1) von der Benugung der gemeinen Weibeanger, 

2) der Schlageintheilung bei vermengten Aeckern, 

3) ber weiter als polizeilih ſchon beftimmten Ginfchränfung der Wiefen und 
Saatbehütung, 

4) der Schlageintheilung bei Forſt⸗ und Torfnußungen. 

$ Au darüber, 

1) ob vermengte, mit gegenfeitigen Dienftbarkeiten belaftete Aecker auf mehrere 
Sabre, als bisher üblich war, oder gänzlich befäet ober unbefäet zur Hü⸗ 
tung ober zum Holzanbau niedergelegt; 

2) ob Sandſchellen gebedt; 

3) Weibepläge zu Wiefen eingefhont oder zu Aedern aufgebrochen; 

4) Wiefen mit ber Hütung gänzlich verſchont; 

5) gewiffe Weidepläße für beflinmte Vieharten gehegt; 
6) einige Bieharten von Gemeinhütungen ganz ausgeſchloſſen; 
D ——6 Forſten abgeholzt und gerabet, 
8) Bewäflerungss und Abwäflerungs-Anftalten angelegt werben follen, 
Aindet das $. 171. gebachte Verfahren flatt. 

$. 174. Die in den $$. 29., 80. und 81. Til. 22. TH. L des A. 2. R. bes 
—— Grundſätze finden auf alle Arten von ländlichen Grundgerechtigkeiten Ans 
wenbung. 

8. 175. Die Entfhädigung der Dienflbarkeits Berechtigten Tann, außer ber 
in dem AL.R. Th. I. Tit, 22. $. 81. bemerkten Art, auch dadurch bewirkt wer; 
den, daß ber Belaftete fein eigenes Theilnehmungsrecht auf Benugung berjenigen. 
de, welche dem Berechtigten angewiejen werden, einſchraͤnkt oder gänzlich 
aufgiebt. 

$. 176. Kann wegen Unerheblichleit des Begenflanbes bie Entfhäbigung auf 

bie $. 175. gebadhte Art nicht geſchehen, jo Tann fie auch in Gelde geleiftet 
werben. 
.„ $17. Auf die vorgebachten Bedingungen Zönnen fowohl einzelne Eigen: 
thümer, als auch mehrere berfelben nach gemeinfchaftlichem Plane ihre Ländereien, 
unb zwar fowohl mit der Wirkung ber Gemeinheitsthei ung, daß fie nämlih Be: 
hufs einer ferneren Auseinanderfegung zu deren Umtaufch nicht mehr genöthigt wers 
den fönnen, ale au fo ‚ daß ber Umtauſch für einen folhen Fall vorbehalten 
bleibt, der bisherigen Gemeinſchaft enigiehen, wenn dargethan wirb, daß durch ber: 
gleichen Auszüge die ordnungsmaͤßige Benugung der übrigen Grundftüde weber 
gekört, noch für ben Ball einer Fünftig allgemein erfolgenden Auseinanderſetzung 
die Anordnung ſchicklicher Planlagen gehindert wird. 

$. 178. Bezwecken dergleichen Auszüge ($. 177.) die Befreiung ber Ader: 
ländereten von fremder Hütung, fo finden beshald die, 8. 191. ertheilten Vorſchrif⸗ 
ten Anwendung. Außer biefem Galle werben bergleidgen Aenderungen ($. 171. 
und ff.) —— der ſtaͤdtiſchen Feldmarken von dem Magiſtrate, und auf dem 
Lande von dem Kreislandrathe, auf ben Antrag bes Theilnehmers, der ſie beabfichtigt, 
mittelſt ſummariſchen Verfahrens unterſucht, und es wird von dieſen barüber verfügt, 
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8. 179. Ihre Feſtſetzung muß einſtweilen zur Ausführung kommen, und es 
ſteht demjenigen, der ſich dadurch beeintraͤchtigt glaubt, nur der Rekurs an die Aus⸗ 
einanberjepungs- Behörbe offen. 

$. 180. Eben diefe Befugnig flieht dem Cigenthümer zu, wenn fein Antrag 
als unzulaͤſſig zurückgewieſen ifl. 

2) Ausweifung des huftfreien Drittels. 

$. 181. Die im Ed. v. 14. Sept. 1811 wegen Beförderung ber Lanbfultur 
ben Aderbefigern ertheilte Befugniß, ben dritten Theil ihrer Aderlinbereien, oder 
en, der Hütung zu entziehen, wirb hierdurch beftätigt, und näher, wie folgt, 
eſtimmt. 

$. 182. Der Antrag darauf kann ſowohl von einzelnen Ackerbeſitzern ange⸗ 
bracht werben, als eine Vereinigung mehrerer darauf, dag ihnen das hutfreie Drits 
tel nach einem gemeinfchaftlichen Plane zugeteilt werde, zuläflig ik. Wenn aber 
ber vierte Theil der Theilnehmer (nach den Antheilen berechnet) oder deren mehrere 
die Hutfreiheit verlangen, fo muß das hutfreie Drittel allgemein, d. i. für fämmts 
lihe Theilnehmer ber gemeinfchaftlichen Flur ausgewiefen werben. 

. Außer dem alle, wenn die Ausweifung allgemein erfolgen muß, 
findet diefelbe auf ben einfeitigen Antrag einzelner Theilnehmer nur unter ben, 
$. 177. beflimmten Bedingungen, und wenn biefe ohne allen Aderumfak erfüllt 
werden fönnen, ftatt. 

Auch foll dem Antrage nachgegeben werben, wenn es zu gleichen Behuf nur 
des Umtaufches von einigen wenigen Aderftüden bebarf. 

6. 18%. Bei der allgemeinen Ausweifung bes Hutfreien Drittel iſt nicht nur 
ein allgemeiner Aderumfag zuläfftg, fondern auch darauf, bag durch jene Ausfons 
derung die Bewirtbfchaftung der übrigen Grundſtücke nicht geflört und einer künf⸗ 
tigen allgemeinen Auseinanderfegung Feine Hinderniffe in den Weg gelegt werben, 
von Amtswegen zu Halten, und ber zu biefem Behuf etwa erforderliche Ackerum⸗ 
tauſch zu veranflalten. 

$. 185. Außer dem vorgedachten Falle ($. 184.) iſt bei einer allgemeinen 
Ausweifung des hutfreien Drittels ein Aderumfak und die Zufammenlegung der 
Lündereien nur dann zu veranlaffen, wenn entweder bie Mehrheit der Theilnehmer 
darüber, daß dieſer geichehen foll, einverſtanden, ober wenn ohnebem bei Berückfich⸗ 
tigung ber Größe und Güte und Ländereien eine verhältnigmäßig gleiche Zutheilung 
nicht ausführbar ift. 

$. 186. Die Ausweifung bes Hutfreien Drittels ſchließt auch nicht aus, dag 
bie zu bemfelben gehörigen Ländereien künftig bei einer eintretenden Auseinander- 
fegung zur Maffe der umzutaufchenden Ländereien gezogen werben. Dagegen kann 
der Umtaufd zu diefem Bebuf nit mehr erzwungen werben, wenn bereits auf jene 
Beranlaffung eine Zufammenlegung ftatt gefunden hat, oder ſaͤmmtliche Theilnehmer 
darüber einig geworben find, und in beiden Faͤllen, oder aud) auf Antrag einzelner 
Teilnehmer für deren Hutfrei gemachte Ländereien die Gemeinheitstheilungs-Behörde 
ihre Sufimmung dazu ertheilt Hat. . 

$. 187. Befigt Jemand in einer Feldmark, auf welcher noch Gemeinheit ftatt 
findet, weniger als ben britten Theil feiner Ländereien Hutfrei, ober folden nicht im 
Zufammenhange: fo darf er auf die im Gemenge liegenden Hutfrei geworhenen 
Stücke nur dann Vieh zur Weide oder zum Nachtlager bringen, wenn biefelden 
anfänglich bewahrt find, ober das Vieh in Horden eingefhlofien ober getübert (mit 
Striden an feſte Gegenfläude auf der Weide befefigt) wird, 

$. 188. Huch können Aderwirthe, welche nur einen Theil ihrer Ländereien 
Hutfrei befigen, nur auf Jahresfriſt Vereinigungen wegen deren Behütung durch 
das Vieh anderer Theilnehmer gültig ſchließen. j 

5. 189. Die den befonderen und fremben Hütungsberechtigten nad $. 13. 
des Kulturebilts v. 14. Sept. 1811 gebührende Entfhädigung kann aud auf bie 
85. 175. und 176. diefer Ordn. bemerkte Art geleiftet werben. 

F. 190. Wird die Entfhädigung in Kornreute beftimmt, fo wird fie auf bie, 
$. 73. gebachte Art in Gelde abgeführt und ficher gar . 

$. 191. Bezwecken alle oder einzelne Aderbefiger nur bie einftweilige Hut 
befreiung einzelner Aderflüde Bis zum dritten Theile derſelben, ohne daß es zu 
diefem ehuf eines Umtaufches bedarf, und mollen fie dabei bie befreiten Länder 
seien, für den Fall einer Tnftig eintretenden Auseinanberfegung, ber Maffe der 
umzutaufchenden Ländereien nicht entziehen: fo find die Ortebehörben ($. 178.) auf 
den Antrag der Theilnehmer gehalten, ſich ber Inftruftion der Berhanblung zu uns 
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terziehen, jedoch Bleibt auch in dieſem Falle die Entſcheidung entſtehender Streitigs 
feiten, imgleichen die Genehmigung der gütlichen Vereinigungen ber Auseinanbers 
feßungssBehörbe vorbehalten. 

In allen andern Fällen aber haben fi die Theilnehmer mit ihren Anträgen 
an die gedachte Behörde zu wenden, unb yon biefer weitere Verfügung wegen Eins 
leitung der Sache Rn gewärtigen. 

Urfundlih haben Wir vorflchende Ordnung Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen, 
und mit Unferm Königl. Inflegel bevruden laſſen. . 

So geſchehen Berlin, den 7. Juni 1821. 

> (L. S.) PBriedrid Wilhelm. 
C. Fürft v. Hardenberg. v. Altenftein. 


Beglaubigt: Friefe. 
(9. S. 1821. ©. 53. Nr. 650.) 


u, 


Geſetz vom 2. März 1850, betreffend die Ergänzung und 

Abänderung der Gemeinheit-Theilungs-Ordnung vom 7. Juni 

1821, und einiger anderen über Gemeinheitd-Theilungen er⸗ 
gangenen Geſetze. 


Bir Friedrich Wilhelm sc. verorbnen, mit ng beider Kammern, für 
biejenigen Lanbestheile, in welchen die Gemeinheitstheil. Orbn. v. 7. Juni 1821 
Geſetzeskraft hat, was folgt: 
Artikel 1. 
Nadyfolgend? Berechtigungen: 
1) zur Gräferei und zur Nutzung von Schilf, Binfen ober Rohr auf Laͤnde⸗ 
reien und Privatgewäflern aller Art; 
2) zum Pflüden des Grafes und des Unfrauts in ben beftellten Feldern (zum 
Krauten); 
3) zum Nachrechen auf abgeerndteten Feldern, fowie zum Stoppelharken; 
4) zur Nußung frember Aecker gegen Hergebung bes Düngers; 
5) gm duqhtgewinn von einzelnen Stuͤcken fremder Aecker (zu Deputat⸗ 
eeten); 
6) zum Harzſcharren; 
7 zur Fiſcherei in ſtehenden oder fließenden Privaigewäſſern; 
8) zur Torfnutzung, 
ſind, fofern fie auf einer Dienflbarkeit beruhen, auf den Antrag fowohl des Berech⸗ 
hgten, als des BVerpfliteten, nad den Grundſätzen der Gem. Th. O. v. 7. Juni 
1821, felbfiftändig ablosbar. Artifel 2 
rtike 


Auf die Theilung von Torfmooren, weiche ſich bereits vor der Cinführung 
der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 im gemeinſchaftlichen Sigenthume befunden und 
—* darin erhalten haben, werden die Vorſchriften dieſer Ordnung ebenfalls aus⸗ 
gedehnt. 

kel 


Artikel 3. 

In ſo weit bei einer Mehreren gemeinſchaftlich zuſtehenden Berechtigung zur 
Graͤſerei oder zum Krauten oder Nachrechen auf abgeerndteten Feldern das Maaß 
und Be ber Theilnahme aller oder einzelner Intereffenten nit durch Urs 
funden, Judikate oder Statuten beflimmt if, foll daffelbe für deren berechtigte Bes 
ſihungen als ein gleiches behandelt werden. 

n Ortſchaften, wo der Futterbedarf ber berechtigten Stellen überwiegend 
durch Grasſchnitt beſchafft wird, bleibt es ben Befigern der einzelnen Stellen ges 
flattet, zu beweifen, daß fie in den letzten zehn Jahren vor Einleitung ber Theilung 
in einem größeren, dem Biehftande oder der Flaͤche ihrer Stellen entfpredhenden 
Maaße den Grasjchnitt benutzt haben, und erfolgt alsdann die Theilung der Grä⸗ 


ferei nach bdiefem Nutzungsverhaͤltniſſe. 
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' zu Artikel 4, 

Wenn ber Umfang ber auf einer Dienfbarkeit beruhenben Berechtigungen zur 
Nutzung von Schilf, Binfen oder Rohr, zum Stoppelharken, fowie zur Torfnutzu 
nit durch Urkunden, Judikate oder Statuten in anberer Weiſe feſtgeſtellt ift, g 
wird derſelbe nad ben Vorſchriften ber 88. 52. bis 55. der Gem, Th. O. v. 7. 
Juni 1821 beſtimmt, je nachdem die Berechtigungen die Düngung ober die Feue⸗ 
zung bezweden; babei kommen aber ſolche den Berechtigten gehörige Torfläger, 
4 au a ber Anbringung des Ablöfungs: Antrages noch nicht aufgedeckt find, 
nicht in Betracht. 

Mit dieſer letzteren Maaßgabe finden die 88. 52. und 54. der Gem. Th. O. 
auch auf Streus und Brennholzberehtigungen in fremben Forſten Anwenbun 
wenn ſich diefelben auf das Bebürfnig ber Berechtigten befähränken und die Abrech⸗ 
nung der eigenen Düngerbereitungss und Beuerungsmittel nicht ausdrücklich durch 
Urkunden, Judilate oder Statuten ausgefäloffen worben iſt. 

j rtikel 5. 
Die Entſchaͤdigung für vie Berechtigung zum Harzſcharren, deren Werih übri⸗ 
gene nur nad demienigen Nutzen zu be fen it, welchen bie Ausübung biefes 
echte bei Beobachtung ber Forfipoligeigefepe zu gewähren vermag, barf, wenn bie 
Partheien fi nicht andere einigen, au in Rente ober Kapital beftehen. 
j rtike 

Erfolgt die Aufhebung der Fiſcherei⸗Berechtigung bei Gelegenheit einer nach 
dem ©. wegen Beſchaffung der Vorfluth v. 15. Nov. 1811 vorzunehmenden Ents 
wäflerung, oder bei einer nad dem ©. über die Benupung ber Brivatlüfe v. 28, 
Febr. 1843 ber uftellenden Bewäflerungss Anlage, fo wird die Ablöfung ber Berech⸗ 
tigung auch in Zukunft na ben Borfchriften diefer Geſetze bewirkt. enfo behält 
es fein Bewenden bei den Beflimmungen ber Bifcherei-Orbnungen für bie Provinz 
Bofen v. 7. März 1845 und für die Binnengewäfler ber Provinz Preußen von 
bemfelben Tage, rüudfichtlich der Grmittelung der den BifchereisBerechtigten fur ſolche 
Nachtheile, welche der Fiſcherei buch neue Anlagen zugefügt werben, zu gewährens 
den Entſchaͤdigung. 

In allen anderen Fällen wird ber jährliche Meinertrag ber FifchereisBereihti- 
gung in Privatgewäflern dur das Gutachten —— — fehgeheilt, welche 
dabei den von dem Berechtigten in den letzten zehn Jahsen vor Anbringung ber 
Brovofation durchſchnittlich aus der Fifcherei gezogenen Ruben zu berüdfihtigen 
haben. Der jaͤhrliche Reinertrag bildet den Maaßſtab für die Höhe ber Abfindung 
der Fifcherei- Berechtigten, und dieſe it, in Ermangelung einer anderweiten Ginigung 
der Bartheien, in Rente oder Kapital zu gewähren. 

Hat der Belaftete auf die Ablöfung angetragen, fo ift ber Berechtigte außer⸗ 
dem zu verlangen befugt, daß ihm feine noch brauchbaren Fiſchereigeraͤthe gegen 
Grfap des Werthes derfelben von dem Provolanten abgenommen werben. 


Artikel 7. 


Statt der nah Vorfhrift der $$. 73. und 74. der Gem. Tb. D. v. 7, Juni 
1821 mit den Roggenpreifen fleigenden und fallenden Rente foll bei denjenigen 
Gemeinheitstheilungen, in welden erit nad Verkündung bes gegenwärtigen Ges 
feßes die Art der Entſchädigung feſtgeſetzt wird, eine fefte &eldrente beflimmt wer; 
den. Gine Bereinigung der Partheien über andere als fefte Geldrenten ift uns 


zuläfftg. 
Artikel 8. 

Die erfi nad dem GBintritte der Rechtskraft bes egenwärtigen Geſetzes feſtge⸗ 
ſetzten Renten find auf den Antrag ſowohl bes Bereätiäten ale des Berpflichteten 
nach vorhergegangener fehemonatlicher Kündigung durch Baarzahlung des zwans 
zigfahen Iahresbetrages berfelben ablösbar. Dem Berpflihteten iſt es geRattet, 
das Kapital in vier auf einander folgenden einjührigen Terminen, von dem Ablaufe 
der Kündigungsfrift an gerechnet, zu gleichen Theilen abzutragen; doch iſt ber Bes 
rechtigte nur ide Thellzahlungen anzunehmen verbunden, welche mindeſtens Gin; 
hundert Thaler betragen. Der jebesmalige Rückſtand ift mit fünf Prozent jährlich 
zu verzinfen. In foweit wirb der $. 75. ber Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 abs 

eändert. 

i Den Bartheien fleht es frei, fi über andere Zahlungstermine und einen ans 

deren Ablöfungsfaß zu vereinigen; jedoch darf ber letztere nie ben fünf und zwan⸗ 
sigfachen Betrag der Jahresrente überſteigen. Berabredungen, welche biefer Ware — 
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terziehen, jedoch bleibt auch in dieſem Falle die Entſcheidung entſtehender Streitigs 
feiten, imgleichen die Genehmigung der gütlihden Vereinigungen ber Auseinanbers 
feßungss Behörde vorbehalten. 

An allen andern Fällen aber haben ſich die Theilnehmer mit ihren Anträgen 
an die gedachte Behörde zu wenden, und von biefer weitere Berfügung wegen Eins 
leitung der Sache Ju gemwärtigen. 

Urkundlich haben Wir vorſtehende Orbnung Allerhöchfteigenhändig vollzogen, 
und mit Unferm Königl. Infiegel bedruden laſſen. , 

Sp gefhehen Berlin, den 7. Juni 1821. 

* (L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
C. Fürſt v. Hardenberg. v. Altenſtein. 


Beglaubigt: Frieſe. 
(G. S. 1821. S. 53. Nr. 650.) 


II. 


Geſetz vom 2. Maͤrz 1850, betreffend die Ergaͤnzung und 

Abänderung der Gemeinheits⸗Theilungs⸗Ordnung vom 7. Jumi 

1821, und einiger anderen über Gemeinheits⸗Theilungen er⸗ 
gangenen Gefebe, 


Wir Friedrih Wilhelm ıc. verordnen, mit Sun beider Kammern, für 
diejenigen Landestheile, in welchen bie Gemeinheitstheil. Ordn. v. 7. Juni 1821 
Geſetzeskraft hat, was folgt: 
Artikel 1. 
Nadıfolgende Berechtigungen: 
1) zur Gräferei und zur Nutzung von Schilf, Binfen oder Rohr auf Linde 
reien und Privatgewäflern aller Art; 
2) am U des Graſes und des Unkrauts in den beſtellten Feldern (zum 
auten); 
3) zum Nachrechen auf abgeerndteten Feldern, ſowie zum Stoppelharken; 
4) zur Nutzung frember Aecker gegen Hergebung des Düngers; 
5) yum Fruchtgewinn von einzelnen Stüden fremder Aecker (zu Deputats 
eeten); 
6) zum Harzſcharren; 
7) zur Fiſcherei in ſiehenden oder fliegenden Privatgewaͤſſern; 
8) zur Torfnutzung, 
find, fokeen fie auf einer Dienſtbarkeit beruhen, auf den Antrag fowohl des Berech⸗ 
fgten, ale des PVerpflichteten, nach den Srundfäßen ber Gem. Th. DO. v. 7. Juni 
1821, ſelbſtſtaͤndig ablöebar. rtifel 2 
rtikel 2. 


Auf die Theilung von Torfmooren, welde fi bereits wor der Ginführung 
der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 im gemeinſchaftlichen Gigenthume befunden und 
(een barin erhalten Haben, werden bie Borfchriften diefer Ordnung ebenfalls aus; 
gebehnt. 


Artikel 3. 
In fo weit bei einer Mehreren gemeinfGafttic zuftehenden Berechtigung zur 
Gräferei ober zum Krauten oder Nahrehen auf abgeernbteten Yeldern das Maag 
und Ba der Theilnahme aller oder einzelner Intereffenten nicht durch Urs 
funden, Jubifate ober Statuten beftimmt ift, foll daſſelbe für deren berechtigte Be⸗ 
ſibungen als ein gleiches behandelt werden. 

n Ortfchaften, wo der Futterbedarf ber berechtigten Stellen überwiegend 
durch Grasfchnitt befhafft wird, bleibt e8 ben Befigern ber einzelnen Stellen ge: 
flattet, zu beweifen, daß fie in den Ießten zehn Jahren vor Einleitung der Theilung 
in einem größeren, dem Biehftande oder der Flaͤche ihrer Stellen entfprechenden 
Maaße den Grasfhnitt benutzt Haben, und erfolgt alsdann die Theilung der Graͤ⸗ 
ferei nah dieſem Nugungsyerhälfnifie. 


4 
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' Artikel 4, 

Wenn der Umfang ber auf einer Dienfbarkeit beruhenden Berechtigungen zur 
Nutung von Shilf, Binfen ober Rohr, zum Stoppelharfen, fowie zur Torfnußung, 
nicht durch Urkunden, Judikate oder Statuten in anderer Weiſe feigeftellt ift, fo 
wird derfelbe nach den Vorſchriften ber 68. 52. bis 55. der Gem. Th. O. v. 7. 
Suni 1821 befiimmt, je nachdem die Berechtigungen die Düngung oder die Feue⸗ 
rung bezwecken; babei Tommen aber folde den Berechtigten gehörige Torfläger, 
* ur a pe Anbringung bes Ablöfungs-Antrages noch nicht aufgedeckt end, 
nicht in Betracht. 

Mit dieſer letzteren Maaßgabe finden die 66. 52. und 54. der Gem. TE. O. 
au auf Streus und Brennholzberedtigungen in fremden Forſten Anwendung, 
wenn ſich diefelben auf das Bebürfnig der Berechtigten befchränten und bie —** 
nung der eigenen Düngerbereitungs⸗ und Feuerungemittel nicht auedrücklich durch 
Arfunden, Judikate oder Statuten ansgefähloffen worden ift. 

— rtikel 5. 

Die Entſchaͤdigung für tie Berecht igung zum Harzſcharren, deren Werth übri⸗ 
gend nur nad bemienigen Nutzen zu bemeſſen ift, welchen bie Ausübung biefes 
Rechts bei Beobachtung der Forfipolizeigefehe zu gewähren vermag, darf, wenn bie 
Partheien fi nicht anders einigen, aut in Rente oder Kapital beftehen. 

' rtikel 6. 

Srfolgt die Aufhebung ber Fiſcherei⸗Berechtigung bei Gelegenheit einer nad 
dem &. wegen Befchaffung der Vorfluth v. 15. Nov. 1811 vorzunehmenden Ent⸗ 
wäfferung, oder bei einer nad; dem ©. über die Benugung ber Privatflüffe v. 28. 
Gebr. 1843 Herzuftellenden Bewäflerungss Anlage, jo wird bie Ablöfung der Berech⸗ 
tigung auch in Zukunft nad den Vorſchriften diefer Geſetze bewirkt. Gbenfo behält 
es fein Bewenden bei den Beflimmungen ber BilhereisOrbnungen für bie Provinz 
Bofen 9. 7. März 1845 und für bie Vinnengewäfler ber Provinz Preußen von 
demfelben Tage, rüdfichtlich der Ermittelung der den BifchereisBerechtigten für folche 
Nachtheile, welche der Fiſcherei durch neue Anlagen zugefügt werben, zu gewährens 
den Entſchaͤdigung. 

Sn allen anderen Faͤllen wird der jährliche Reinertrag der Fiſcherei⸗Berechti⸗ 
gung in Privatgewäffern durch das Gutachten Sachverfländiger fengeleit, welche 
dabei den von dem Berechtigten in den letzten zehn Jahren vor Anbringung der 
Provokation durchſchnittlich aus der Fiſcherei gezogenen Nutzen zu berückfichtigen 
haben. Der jaͤhrliche Reinertrag bildet den Maaßſtab für bie Söde ber Abfindung 
der Fifcherei- Berechtigten, und diefe it, in Ermangelung einer anderweiten Ginigung 
ber PBartheien, in Rente oder Kapital zu gewähren. 

Hat der Belaftete auf die Ablöfung angetragen, fo iſt ber Berechtigte außer, 
dem zu verlangen befugt, daß ihm feine noch brauchbaren Wijchereigeräthe gegen 
Grfap bes Werthes derfelben von dem Provofanten abgenommen werben. 


Artikel 7. 


“ Statt der nach Vorſchrift der 88. 73. und 74. der Gem. TH. O. v. 7. Juni 
1821 mit den Roggenpreifen fleigenden und fallenden Rente foll bei denjenigen 
Gemeinheitstheilungen, in melden exit nad Verkündung bes gegenwärtigen Ges 
feßes die Art der Entſchaͤdigung feſtgeſetzt wird, eine feſte Geldrente beftimmt wer- 
den. Gine Vereinigung der Partheien über andere als feſte Geldrenten ift uns 


zuläffg. 
Artikel 8. 

Die erſt nah dem Bintritte der Nechtsfraft des gegenwärtigen Geſetzes feflges 
feßten Renten find auf den Antrag fowohl des Berechtigten als bes Berpflichteten 
nach vorhergegangener fechsmonatliher Kündigung burd Baarzahlung bes zwans 
zigfahen Jahresbetrages berfelben ablösbar. Dem Verpflichteten iſt es geftattet, 
das Kapital in vier auf einander folgenden einjaͤhrigen Terminen, von dem Ablaufe 
der Kündigungsfrift am gerechnet, zu gleichen Theilen abzutragen; doch iR ber Bes 
rechtigte nur le Theilzahlungen anzunehmen verbunden, weldhe mindeſtens Gin; 
hundert Thaler betragen. Der jedesmalige Rückſtand if mit fünf Prozent jaährlich 
zu verzinfen. In foweit wird der $. 75. ber Gem. Th. D. v. 7. Juni 1821 ab; 

eändert. 

Den Partheien ſteht es frei, ſich über andere Zahlungstermine und einen an⸗ 
deren Abloͤſungsſatz zu vereinigen; jedoch darf ber letztere nie den fünf und zwan⸗ 
zigfachen Betrag der Jahresrente überſteigen. Verabredungen, welche dieſer Vor⸗ 
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ſchrift zuwiderlaufen, Haben die Wirkung, daß ber Berechtigte auf Grund berfelben 
nur ben fünf und zwanzigfachen Deizag ver Rhredrente zu forbern befugt if. 
rti 


el 9. 

Die dem Beſitzer eines wit Dienſibarkeiten belaſteten Grundſtücks nach ben 
$$. 19., 86., 94. und 114. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 eingeraͤumte Bes 
fugniß, für den Fall, dag ber Dienftbarfeitss Berechtigte auf die Auseinanderfegung 
anträgt, bie Art der zu gewährenden Entſchädigung zu beflinmen und zu wählen, 
ob er den Berechtigten nach dem Nutzungsertrage ber Dienftbarkeit, oder nach dem 
Vortheile, welcher dem Belafteten aus der Aufhebung der Dienfibarkeit erwächſt, 
abfinden will, wirb hiermit aufgehoben. 

Bei den auf Borken haftenden unb nad) der @emeinheitsiheilungs » Orbnung, 
fowie nach dem vorliegenden Geſetze ablösbaren Dienftbarletten verbleibt jedoch dem 
Befiger des belafteten Waldes, wenn er Provokat ift, die Wahl, ob er den Dienſt⸗ 
barfeits = Berechtigten nad dem Rubungsertrage der Dienfibarkeit ober nad dem 
Bortheile, welcher dem Belafteten aus beren Aufhebung erwaͤchſt, entfchäbigen will. 
Im letzteren Falle darf jedoch die Höhe der Entſchaͤdigung den Nutzungswerih der 
Berechtigung nit überfleigen. Arütel 10 

rtikel 10. g 


Für die auf Forſten haftenden Dienfibarkeitsrechte zur Weide, zur Graͤſerei, 
zum Mitgenuß des Holzes, zum Streuholen und zum Plaggen⸗, Haides und Büls 
tenhiebe ift, vorbehaltlich einer anberweiten Ginigung der Betheiligten, eine Ent- 
ſchaͤdigung in Sand nur dann zu geben und anzunehmen, wenn daflelbe zur Bes 
nußung als Ader ober Wiefe geeignet if, und in dieſer Cigenſchaft nachhaltig einen 
höheren Ertrag, als durch die Benugung zur Holzzucht zu gewähren vermag. Die 
Abfindung if alsdann dem Berechtigten ale Ader oder Wiefe, unter Berückfichti⸗ 
gung ber erforberlichen Kulturfoften, anzurechnen. Die darauf beſindlichen Holz: 
beftände verbleiben bem Forſteigenthümer. Er muß biefelben vor der Mebergabe 
bes Landes, im Mangel einer Winigung, nah der Beſtimmung ber Auseinanbers 
fehungs » Behörbe binnen einer Friſt, weldhe drei Jahre nicht überfleigen darf, abs 
räumen. 

Bis zur volländigen Abräumung und Vebergabe des Entſchädigungslandes 
hat der Korfleigenthümer eine dem Ertragswerthe der noch nicht abgetretenen Flache 
entfprechende Belbrente dem Berechtigten zu zahlen. 

- Für Dienkbarfeitsrechte zum Mitgenuffe des Holzes und zum Streubolen if 
jedoch der belaftete Grundbefitzer befugt, die Entſchädigung bes Deredhtigten in auch 
nur zue Holzzucht geeignetem beftandenen Forſtlande mit Anrechnung der darauf 
befindlichen Holzbeftände zu gewähren, wenn letztere zu einer nachhaltigen forfimäs 
ßigen Benugung geeignet find. n biefem Falle muß aber die Abfindungsfläche, 
wenn fle einen nur zur Hochwaldwirthſchaft geeigneten Holzbefland enthaͤlt, mins 
beftens einen Umfang von dreißig Morgen haben. 

Bei der Beſtimmung der Lage der Abfindungsfläche findet insbeſondere ber 
8. 61. der Gem. Th. ©. v. 7. Juni 1821 Anwendung. 

In allen anderen Fällen, namentli and in denen, welche der $. 77. ber 
Gem. TH. D. v. 7. Juni 1821 bezeichnet, iſt für die genannten Berechtigungen 
eine Entſchaͤdigung duch Kapital oder Rente zu leiten und anzunehmen. ’ 

Die 88. 127. und 138. der gedachten Gem. Th. D. werben hierdurch aufges 


hoben. 
Artikel 11. 

Die in den 88. 131. bis 137. und im $. 139. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 
1821 enthaltenen Beflimmungen über bie Waldweide⸗Berechtigungen find auch auf 
bie Berechtigung zur Gräferei in Forſten anwendbar. 

Artikel 12. 

Der $. 164. ber Gem. Tb. O. v. 7. Juni 1821, nah weldem neue Ge 
meinheiten, deren Aufhebung biefe Ordn. bezweckt, nur unter gewiſſen Beſchraͤnkun⸗ 
gen und nur buch föriftliden Vertrag errichtet werben Eönnen, wirb auf die nach 

. 1. des gegenwärtigen Gef. aufzubebenben Semeinheiten ausgebehnt. In Ans 
fehung dieſer Gemeinheiten wird baber ber Lauf der erwerbenten Verjährung, 
wenn eine foldhe noch fatt finden Fönnte, mit bem Tage, an welchem biefes GBefek 
in Kraft tritt, unterbrochen. 

Artikel 13. 


Die B. v. 28. Juli 1838 über die Beſchränkung des Provolkationsrechts auf 
"emeinheitstheilungen (G. ©. 1838. ©. 429), welde durch $. 3. des ©. v. 
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9, Oft. 1848 (G. ©. 1848. S. 278) in die Provinz Weſtphalen eingeführt wors 
den ift, fol fortan au in den zu der Mheinprovinz gehörigen Kreifen Duisburg 
und Rees, in bem Gro Gergogthum Pofen und ben mit Weſtpreußen wieber vers 
einigten Difrikten, dem Kulm: und Michelauifchen Kreife und dem Landgebiete ber 
Stabt Thorn Anwendung finden. 

‚ Das im $. 2. Nr. 3. der gedachten V. den Rittergutsbefikern und ber Dos 
mainens und Yorfiverwaltung Hinfihtlich der Beantragung von Separationen eins 
geräumte Vorrecht wird hiermit aufgehoben. — Bereits eingeleitete Auseinander⸗ 
jeßungen Fönnen jedoch aus biefem unbe gicht südgängig gemacht werben. 

rtifel 14. 

Bei Gegenfländen, wobei es auf Ginnehmung des Augenfcheins oder auf 
Schaͤtzung ankommt, melde die fachverflänbige Ermittelung, Auffaflung und Würs 
digung der Lofalverhältniffe und deren fachverftändige Kombination und Anwens 
dung erfordert, insbefondere auch zur Feſtſtellung des Umfangs und der Ergiebig⸗ 
feit der Nebenweiden, if jede Parthei, und wenn zu einer ſolchen mehrere Berfos 
nen gehören, die Mehrzahl berfelben nad) den Theilnehmungsrechten gerechnet, bes 
fugt, die Entſcheidung der besfallfigen ragen im Wege bes jchiedsrichterlichen Ver⸗ 
fahrens ($$. 31. bis 34. der V. v. 30. Juni 1834) zu verlangen; wiberfpridht 
jedoch die Gegenparthei der Anwendbarkeit des fchieberichterlichen Verfahrens auf 
den vorliegenden Fall, fo entfheibet die bie Auseinanderfebung leitende Behörde 
über die Statthaftigkeit deſſelben. Gegen biefe Entſcheidung findet feine Beru⸗ 


fung ſtatt. 
Artikel 15. 

Die Beftimmungen bes Gef. über bie Ablöf. der Meallaften v. Heutigen Tage 
($$. 108., 109., 110. und 111.) in Betreff der Jeſngniß ber Auseinanderjeßungs» 
Behörden in ber Auswahl ihrer Kommiflarien und der Befugniffe der letzteren, fo 
wie in Betreff des Legitimationspunftes, der Wahrnehmung der Rechte dritter Pers 
fonen und des Rechts Ablöfungs s Kapitalien zu verwenden, finden auch auf das 
Berfahren bei Gemeinheitetheilungen Anwendung. 

rtike 


Bon ben Koſten der Abldfung einſeitiger Forſtſervituten werben bie der Ver; 
mefjung und Bonitirung bes belafteten Waldes, in fofern biefelben unvermeinlich 
find, von allen Theilnehmern nad Verhaͤltniß ber Theilnehmungsrechte getragen. 

Die übrigen Auseinanderfegungskolten tragen die Theilnehmer nad Berhältnig 
des Bortheils, welcher ihnen aus der Auseinanderfeßung erwaͤchſt. Das ungefähre 
Berhälmiß diefes Vortheild wird von der Auseinanderſehungs⸗Kommiſſion ermeffen, 
und der Koſtenpunkt von ber Gen. Komm. feftgefebt. 

In anderen Gem. Th. Sachen werben die Koften ber Bermefjung und Bonis 
tirung eben fo wie bie übrigen Auseinanberfehungsfoften unter alle Theilnchmer 
nad) Verhaͤltniß des Bortheild vertheilt, welcher jedem Cinzelnen aus der Auseins 
anderfeßung erwihft. Iſt diefer Bortheil nicht zu ermitteln, fo fol flatt feiner der 
Werth des Theilnehmungsrechts zum Grunde gelegt werben. 

Der 5. 26. des G. über die Ausführung der Sem. Th. und Ablöf. Ordn. 
v. 7. Juni 1821 wird in foweit, als befien Inhalt mit den Beſtimmungen bes ges 
genwärtigen Art. im Widerſpruch Reh, abgeändert, 

rtifel 17. 


Durch das gegenwärtige &. werben bie vor bem Gintritt feiner Rechtskraft in 
Gem. Th. Sachen auf rechtsbefländige Weife erfolgten Feſtſetzungen über die Art 
und Höhe ber Entfhädigung und über das Koftenbeitrags = Berhältnig wicht ges 


ändert. 
Artikel 18. 

Mit dem Tage, an welchem bas gegenwärtige ©. in Kraft tritt, hört bie durch 
$. 2. Nr. 4. des ©. v. 9. Oft. 1848 angeordnete Siftirung der Gem. Th. Sachen 
und der darüber ſchwebenden Prozefle wieder auf. 

Urkundlich ıc. 

Gegeben Charlottenburg, den 2. März 1850. 

(L. 8.) Friedrich Wilhelm, 
Graf v. Brandenburg. v. Labenberg. v. Manteuffel. v. d. Heybt. v. Mabe, 
Simons. v. Schleinik. v. Stodhaufen. 
(G. ©. 1850. ©. 139, Nr, 3235.) 


— — oe — 
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HI. 


| Ergänzungen zur Gemeinheitötheilungs- Ordnung. vom 
7. Zuni 1821. 


Zu SS. 2. und 3. 
Vergl. Ergänz. Gef. v. 2. März 1850, Art. 1. und 2. 


Zum $. 4. 

V. 9. 28. Juli 1838 über die Befchränfung des Provokationsrechts 
auf Gemeinheitstheilungen. 

Mir Friedrich Wilhelm sc. 2c. haben Uns bewogen gefunden, die von mehreren 
Seiten erhobenen Beſchwerden gegen das durch die Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 
$$. 24. und 25. geftattete, unbeſchränkte Provolationsrecht einzelner Gemeinde⸗ 
Mitglieder auf Gemeinheitstheilung einer Prüfung zu unterwerfen, und verorbnnen 
nunmehr, nad) Bernehmung Unferer getreuen Stände ber betheiligten Provinzen, 
auf den Antrag Unferes Staatsmin., und nad erforberten» Gutachten Unferes Staates 
raths, was folgt: 

6. 1. Kann eine Bemeinheitstheilung ($. 2. der Sem. Th. O.) nicht anders 
als mit Umtaufch der zur Ortsfeldmark gehörigen Aderländereien ausgeführt wer: 
den, fo findet folde nur dann Statt, wenn die Befiger des vierten Theile der 
Aderlindereien, welche durch den Umtaufch betroffen werben ($. 4.), mit der nad: 
gefuchten Separation einverftanden find. 

$. 2. Diefe Beichränkung findet Feine Anwendung: 

4) wenn es zur Ausführung einer gutöherrlidhsbäuerlihen Regulirung, einer 
Dienf:, Zehents oder Renten-Ablöfung ohnehin eines Umtaufches von Acker⸗ 
Ländereien bebarf; “ 

2) wenn auf Separation einer ſolchen Gemeinheit angetragen wird, bei weldger 
mehrere Gemeinden betheiligt find; 

3) wenn von einem Berechtigten, welcher nicht zur Gemeinde und beren Fo⸗ 

venfen (auswärts wohnenden Mitgliedern) gehört, von einem Ritterguts⸗ 
befißer oder von Unferer Domainens und Yorfiverwaltung auf &emeinheites 
iheilung angetragen wird, felbft dann, wenn die Mittergüter, Vorwerke ober 
Forſten im Rommunalverbande mit der Gemeinde fiehen. 

Iſt der Nittergutsbefiger oder der Domainen⸗Fiskus nur vermöge des Beſitzes 
bäuerliher Grundftüde Theilnehmer an der Gemeinheit, fo ſtehen bemfelben aud 
nur die Rechte anderer Mitglieder der Gemeinde zu. 

$. 3. Wird nad) Berfünbigung ber gegenwärtigen B. eine mit Ader-Umtaufch 
verbundene Separation ausgeführt, fo darf innerhalb der nächflfolgenden zwölf 
Jahre von denjenigen Interefienten, welche davon zu ihrer Auseinanderfeßung fei- 
nen Bebraud gemacht, die Gemeinſchaft vielmehr unter fi) fortgefeßt haben, auf 
eine Separation, weldhe einen neuen Ackerumtauſch nothwendig machen würde, nur 
en angetragen werden, wenn bie Mehrzahl der Intereffenten damit einverftans 

en if. 
6% Inſofern es nach 8$. 1. und 3. der Zuflimmung mehrerer Intereſſen⸗ 
ten zu ber in Antrag gebrachten Theilung bedarf, wird die Berechnung, welder 
Theil der Aderbefiber mit dem Antrage einverftanden ift, Lediglich nach dem Flaͤchen⸗ 
inhalte der von dem Umtaufche betroffenen Aderländereien angelegt. 

$. 5. Zum Behuf diefer Berechnung ($. 4.) bedarf es Feiner weitläuftigen 
Grmittelungen, infonderheit if eine Vermeflung der Grundſtücke nicht erforderlich, 
vielmehr genügt es, wenn deren Flaͤcheninhalt aus vorhandenen Karten, Regiftern 
und fonft leicht zu befchaffenden Nachrichten feftgeftellt wird. 

$. 6. Die nad) $. 1. erforderlihe Zuftimmung muß von ben Intereffenten 
ſchriftlich erklärt werden. Iſt dies gefchehen und die Provokation für begründet 
erachtet worden, fo fann der Rücktritt des Einen oder Anberen das Recht ber übris 
gen Provofanten nicht wieder aufheben. 

$. Befipen die Provofanten nicht felbft den vierten Theil der betreffenden 
Aderländereien, fo foll zwar auf ihren Antrag bie Vernehmung anderer babei bes 
theiligten Aderbefiger erfolgen; fie find jedoch bie Koften berfelben zu tragen ges 
halten, infofern nit die Vernehmung zur Auseinanberfegung führt. 
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$. 8. Auf bie Provinz Weftphalen und bie zu ber Rheinprovinz gehörigen 
Kreife Duisburg und Rees, forie auf diejenigen Landestheile, für welche das G. 
v. 8. April 1823 wegen Regulirung der gutsherrlidh > bäuerlichen Verhaͤltniſſe ber 
ſtehet, findet die gegenwärtige B. Feine Anwendung. | 
Urkundlich ꝛc. ꝛc. 
Gegeben Berlin, den 28. Juli 1838. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Müffling. v. Kamptz. Mühler. v. Rochow. 
Beglaubigt: 
(G. S. 1838. S. 429. Nr. 1923.) Duesberg. 


Dazu: 


1) €. R. des K. Min. des 3. u. d. P. (v. Rochow) v. 28. Fehr 
1841 an ſammtl. 8. General- Komm., reſp. Reg., betr. die Befdrderung 
und Durchführung von Spezial» Separationen. 


Bei mehreren Gelegenheiten find die Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden ſchon dar- 
auf aufmerffam gemacht worden, welche eigenthümliche Schwierigkeiten Die zweck⸗ 
entfprechende Durchführung von Spezial: Separationen da hat, wo bei den Inter: 
eſſenten felbft der erforberlihe Sinn für eine ſolche Veränderung ihrer Verhältniffe 
noch nicht zu erwachen angefangen hat, und daß biefer Sinn nur dadurch erwedt 
werden kann, daß bie Interefienten in ihrer Nachbarſchaft Beifpiele von raſch, wohl: 
feil und zweckmaͤßig beendigten Auseinanderfeßungen erhalten. 

Gin ſpezieller Ball hat neuerlich Anlag gegeben, Seiner Mas. den Könige die 
Grundfäße vorzufragen, von denen ich hierbei ausgehe und Seine Maj. haben 
folde zu genehmigen und mid zur Anweiſung ber Behörden in diefem Sinne zu 
autorifiren gerubt. 

Die K. Gen.-Kom. erhält daher anl. Abfchrift des generellen Theils ſowohl 
meines Berichts v. 23. Nov. pr. (Anl. a.) als der Allerh. K. O. v. 16. v. M, 
(Anl. b.) zur forgfältigen Beachtung. Ä 


Anl a 

— Läge der Ball wirklih vor, daß eine ganze Gemeinde auf Antrag einiger 
Wenigen ihre gefammte Wirthfchaftseinrihtungen zu ändern gezwungen werden 
follte, fo theile ich die Bedenken vollfommen, welche Ew. Königl. Majeftit gegen 
bie Gerechtigkeit und Zweckmaͤßigkeit eines foldhen Zwanges zu hegen fcheinen, und 
würde, wenn es ſich erſt jept um Erlaß einer ganz neuen Geſetzgebung handelte, 
den Gründen großes Gewicht beilegen, die für eine größere Befchränfung bes Pro; 
vokationsrechts fprechen, als es jetzt befteht. 

Ich finde diefe Gründe aber nicht etwa darin, dag ich die Spezia«Separatios 
nen im Allgemeinen an fich für nachtheilig oder auch nur für minder nüglich hielte. 
Ich habe vielmehr bie volle Hebergeugung gewonnen, dag die Spezial-Separationen 
auch in Bauer: Gemeinden unter den Bodenkulturs und Gigenthumsverhältniffen, 
bie in einem großen Theil von Ew. Majeftät Staaten flattfinden, in den meilten 
Bällen in jeder Hinficht ein wahrer Gewinn find, und daß die dadurch herbeige> 
führte Veränderung der Berhältniffe der bäuerlichen Wirthe ein naturgemäßer Fort: 
fohritt der Zeit if. Ginen wieviel höheren Werth und — völlig ſeparirte von 
fremder Mitnugung befreiete Grundflüde gegen diejenigen haben, welche noch im 
Bemenge liegen, zeigt der Unterfchieb der dafür gewährten Kauf: und Pachtpreiſe 
täglich. Nicht felten find diefelben Befigungen nach der Separation mit dem dop⸗ 
pelten von dem bezahlt worden, was fie vor berfelben werth gehalten wurden, 
Schon der äußere Anblid läßt fehr bald an der Fräftigeren Vegetation aller Früchte, 
und dem wohlgenährteren Zuflande des Viehs die feparirten Fluren von denen vors 
theilhaft unterſcheiden, welche noch im Gemenge bewirthſchaftet werben. Das auf 
einen früheren Zuſtand berechnete Dreifelderfoitem und die Gemengewirthfchaft paßt 
an den meiften Orten in der That bei den gefteigerten Anforberungen, welche bei 
den jegigen Fortſchritten ver Agrifultur an den Grtrag des Bodens gemacht wers 
ben, auch für die Bauern nicht mehr. Eben deshalb fühlen fie fich felbit nicht fel- 
ten unbehaglich in jenen älteren Berhältniffen, und es giebt bie beſtehende Gemein⸗ 
heit vielfach zu Unfrieden und Zwiftigfeiten Anlaß, die eben daraus entftehen, daß 
der jegige Zufland nicht mehr der naturgemäße it. Dagegen ift die Ginigfeit unter 
ben bäuerlichen Wirthen einer Gemeinde und die Wahrung aller Foxporativen Ir 


N 
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tereffen in derſelben wahrlich nicht allein an eine gemeinfhaftlihe Benutzung ihrer 
Grundſtücke oder an wechfelfeitige Servitute geknüpft. Es giebt vielmehr auch für 
die ſpeziell feparirten Wirthe noch Berührungs: ober Vereinigungs » Punkte genug, 
und wenn bei Ausführung der Separationen auf die anbermweite Orbnung aller 
GemeindesBerhältniffe gehörige Rückſicht genommen if, fo ſtellt fi} eine größere 
Einträchtigkeit unter der Gemeinde ber, als fie vorher befand. Bon vielen Seiten 
find mir darüber neuerlih die unverwerfliäften Zeugniffe zugelommen, daß bie 
Bauers Gemeinden, in we Sen Spezial: Separationen auf eine zwedmäßige Weife 
ausgeführt find, ſich durch Ordnung und Einigfeit vor den übrigen vortheilhaft aus⸗ 
ei 


nen. 

Auch das ift eine fehr allgemeine Erſcheinung und Fein geringer Gewinn für 
ben moralifhen Zuſtand des Volle, daß die SpezialsSeparationen Fu einem ſehr 
viel angeftrengteren ne anregen. Es ift oft unglaublich, welde Kräfte auf bie 

um ansfchließlichen Beſitz überwiefenen Grundflüde verwendet werden und in wie 
—* Zeit dieſe dadurch aus dem Zuſtande der Vernachlaſſigung und Unkultur 
emporgebracht werden, in dem ſie ſich in der Gemeinheit befanden. 

Noch in vielen Gegenden aber iſt Indolenz und Mangel an Regſamkeit ein 
Charakterfehler der Bauern und die Mittel, die dieſem entgegenarbeiten, find nie 
ohne Gewinn für ihren fittlihen Zuftand. 

Wenn ich demnach der Veberzeugung bin, daß bie Spezial: Separationen ber 
Bauergemeinden als eine natürlihe Entwidelung ihres Zuflandes und ale ein wes 
fentlicher Fortſchritt im Allgemeinen zu begünftigen und zu befördern find, fo würde 
ich doch allerdings gewünſcht haben, daß die Geſetzgebung für diefe Entwidelung 
mehr dem erwachenden eigenen Sinn ber Betheiligten vertraut hätte, als daß fie 
jest durch das einem Fleinen Theile derfelben gegen die Mehrheit eingeräumte Pros 
solationsreht gewiffermaagen einen Zwang für die beabfidhtigte Verbeſſerung hin⸗ 
geftellt hat. Auch wo eine Spezial-Separation noch fo wohl angebracht if, erfor⸗ 
dert fie duch die damit verbundene Ummwälzung des ganzen Wirthſchaftsſyſtems 
augenblicli jedenfalls große Opfer und e6 bedarf einer forgfältigen Auffuchung 
der rechten Mittel, welche zu einem verflänbigen Uebergang aus dem alten in den 
neuen Zuftand führen können. Yür die Herftellung und Befeſtigung dieſes neuen 
Zuftandes müflen mannihfahe Rüdfihten genommen, und es müſſen dafür erſt Er⸗ 
fahrungen gefanmelt werden, die aus den alten Verhältniſſen nicht gefchöpft werben 
konnten. Alles dies geht viel leichter von Statten und die mit ber Leitung ber 
Sache beauftragten Beamten finden babei eine viel größere Unterflüßung, wenn bie 
SInterefienten ſelbſt erſt die Ueberzeugung von der Nüglikeit und Nothwendigfeit 
der Sache gewonnen haben, während, wenn diefe Ueberzeugung noch fehlt und ber 
gute Wille der Interefienten den Kommiſſarius nit unterflügt, ſich die Schwierig- 
eiten von allen Seiten häufen, und ein langfamer Gang des Geſchäfts und ein 
verfehltes Refultat deſſelben fehr oft die traurige Folge davon if. Es kommt hin⸗ 
zu, daß allerdings auch eine fo unbebingte Nüplichfeit der Spezial; Separationen, 
wie fle die Gemeinheits⸗Theilungs⸗Ordnung vorausgefeßt ei nicht anzuerfennen 
if, daß es vielmehr Berhältniffe giebt, unter benen der bisherige Zuftand der vor: 
theilhaftere und von einer Umwälzung beffelben Nachtheil zu erwarten if. Diefe 
Fälle würden bie Interefienten felbft in der Regel am beften zu erfennen wiflen, 
und daher Bipgrife vermieben werben, bie jeßt, wie fich nicht leugnen Täßt, zum 
Deftern da vorlommen, wo eine Spezial-Separation auf den Antrag einiger Wenis 
gen unter bem Widerſpruch aller Uebrigen eingeleitet wird. 

Nah den bisherigen Srfahrungen glaube ich auch gar nicht, daß eine größere 
Beſchränkung des Provofationsrehts im Ganzen dem Fortgange ber Auseinander: 
feßungen er gewefen fein würde. Wo durch einige anfchauliche Beifpiele 
von den Vortheilen einer zweckmaͤßig ausgeführten Separation den Gemeinden in 
einer Gegend erſt die Ueberzeugung von ber Nüplichkeit der Sache verfchafft wors 
den if, da find auch meiftens die Anträge von Dorf zu Dorf fehr rafch aufelnan- 
ber gefolgt und haben bei Niemand mehr Widerfpruch gefunden, während, fo lange 
diefe Meberzeugung noch nit wach geworden war, troß des gefehlichen Provoka⸗ 
tionsrechts Ginzelner, die Anträge felten waren, und die angetragenen Auseinan⸗ 
Derfeßungen langſem und mangelhaft yon Statten gingen. 

Da nun aber die Gefehgebung einmal nicht biefen Weg eingefchlagen Bat, da 
das dur die Gem.⸗Th.⸗O. v. 7. Juni 1821 auch dem Hleinften Theilnehmer ein⸗ 
geräumte Provofationsredt Ing ein erft im Jahre 1838 erlaffenes, mit dem Gut: 
achten fammtliher Prowinzials Stände im Wefentfichen üͤbereinſtimmendes Geſetz 
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nur bis auf den vierten Theil der Intereffenten befchränft worben ift, fo glaube 
ich, daß es geraibener und dem beabfichtigten Zweck entfpredhenver fein wird, bie 
einmal beftehenden Geſetze auf eine verfländige und vworfichtige Weife zu handhaben, 
als ſchon jeßt eine Aenderung berfelben in Anregung zu bringen. Pipe dem letzte⸗ 
ren iſt fehr zu befürchten, daß man mit dem Vorurtheil zu kämpfen Haben wird, 
als fei es anf eine der ganzen Sache feindfelige reaftionaire Maaßregel abgefehen, 
und daß dadurch der Verbreitung der richtigen Anfihten über die Angelegenheit 
am eheften Gintrag gefhehen wird. Dieſe beflchen aber, meiner Neberzeugung nad, 
eben darin, baß bie Dpeglal» Separationen allerdings eine zu beförbernde Verbeſſe⸗ 
rung des Zuftandes der BauersGemeinden find, daß fie aber nur dann ein wahrer 
Fortſchritt werden können, wenn fie mit Borfiht und mit gehöriger Beachtung alles 
desjenigen geleitet werden, was zur Mefonftruktion eines bleibenden wohlgeordneten 
Zuftandes erforderlich if, und wenn man bei ben Beiheiligten ſelbſt die Ueberzeu⸗ 
gung von der Nüplichkeit der Sache hervorzurufen weiß. 

Auf diefen Gefihtspunkt die Behörden hinzuleiten, bin ich feither bei jeber 
Gelegenheit bemüht geweien. Sie können freilich Anträge Cinzelner, die nach den 
beftehenden Geſetzen begründet find, nicht geradezu ‚urüchweifen. Sie und ihre 
Kommiſſarien haben aber doch manche indirekte Mittel, wodurch fie dergleichen Ir 
yorrufen oder zurüdhalten können. Und je mehr bei den Auseinanderſetzungs⸗Be⸗ 
hörben die Meberzeugung herrfihend wird, daß die Landeskultur⸗Geſetze nur ein 
Mittel find, das den Gingefefienen zur Berbefierung ihres Zuflandes dargeboten 
it, und das fie nach ihrer beſten Konvenienz benutzen fönnen, nicht aber ein Zwang, 
der fie zu einer plöglichen, von der Geſetzgebung für vortheifhaft erachteten, ihnen 
ſelbſt aber vieleiht noch unmwilllommenen Umwälzung ihrer Verhaͤltnifſe nöthigen 
fol — jemehr wird die Ausführung jener Geſetze an innerer Gerechtigkeit gewin⸗ 
nen, und den Anfchein einer revolutionairen Maaßregel verlieren, der, wie ſich nicht 
leugnen läßt, eines ihrer Hauptgebrechen war; — je mehr wirb fich aber auch bie 
Ausführung dieſer Geſetze auf einen längeren Zeitraum hinaus ausdehnen. 

ftelle die Prüfung der Richtigkeit der vorftchend entwidelten Anſichten Ew. 
Majeſtaͤt Weisheit ehrfurchtsvoll anheim. Sollten fie Allerhoͤchſtdero Beifall er: 
halten, fo würde ich mir es ferner angelegen ſein laſſen, ihnen bei den Behoͤrden 
und bei dem betheiligten Publikum immer mehr Cingang zu verſchaffen. 

Berlin, den 28. Nov. 1840. 

v. Rochow. 


An des Könige Majeſtät. 


Anl. h. 


— Zugleich habe Ih aus Ihrem Bericht die immer mehr hervortretenden gün⸗ 
Rigen Folgen zweckmaͤßig geleiteter Separationen gern erfehen, theile au Ihre An- 
fiht, daß, wenn es auch nicht für angemeflen zu achten, das Provofationsrecht mehr 
als gefchehen zu beichränfen, doch von den Auseinauderfeßungs-Behörden moͤglichſt 
dahin zu wirken ift, daß die Intereſſenten einer Separation in möglihft größter 
Zahl die Meberzeugung von ber Nüplichkeit derfelben gewinnen, und daher bie 
Maafregel nicht als einen Zwang zur Ummwälzung ihrer Wirthfchafts » Berhältnifie, 
fondern als ein Mittel zur Verbeſſerung ihres Zuftandes anfehen. Sie haben in 
biefem Sinne dur die den Separations:Behörben zu ertheilenden Anweifungen zu 
pirfen. 

Berlin, den 16. San. 1841. 

Friedrich Wilhelm. 


An den Staatsminifter des Innern v. Rochow. 
(Min. Bl. d. i. V. 1841, ©. 32. Nr. 47.) 


2) Zum $ 1. der V. v. 28. Juli 1838. 


a) R. des K. Min. des J., landwirthſch. Abth. (v. Meding) v. 10. 
Aug. 1840 an die 8. Generallomm. zu Stendal, betr. die Zuläffigfelt 
Der Anträge auf Auseinanderfegung. 

In dem, zur NNfchen Separationsfadhe unterm 23. Nov. pr. a, abgefaßten 
Beicheide it Seitens der K. Generalkom. die Anfiht aufgekellt worben, daß, — 
„weil $. 20. der Gem.⸗Th.⸗O. den Antrag auf Gemeinheits⸗Aufhebung fowohl in 
Rüdfiht aller, einer gemeinfchaftlicden Benugung unterworfenen Gegenflände, als 
Hinſichts einzelner gemeinfhaftlih benupter Grundflüde geflatte; $. 1. d. DB. 
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9. 28. Juli 1838 aber nur für bie, einen Aderumtaufch bebingenden Separationen 
die Zuſtimmung der Beſitzer bes vierten Theiles derjenigen Aderländereien fors 
dere, welche durch den Umtaufch betroffen werden würden“, nur jedes Gemeinde: 
mitglied, ohne Rüdfiht auf ben Umfang feiner Theilnehmungsrechte an ben be- 


* treffenden Nußungen, eine befondere Abfindung von den gemeinfhaftlih benutzten 


Weide: oder Holzgrundflüden begehren und die Hutbefretung feiner Wiefen und 
überhaupt derjenigen Ländereien verlangen dürfe, welche nur nicht gerabehin als 
Ader zu betrachten find. 

Dies ift indeffen weder im Allgemeinen, noch in der befonderen Anwendung 
auf den vorliegenden Fall richtig; denn wiewohl in gewiffem Maaße auch auf diefe 
Weife eine bisher gemeinfchaftlich ausgeudte Benugung ländlicher Grundflüde 
aufgehoben und ein privatives Eigenthum ausgewiefen werben würde; fo find Br 
dergleichen Regulirungen nicht nad ben Grundſaͤtzen bes erſten, fondern nur na 
denen bes zweiten Abjchnittes der Gemeinheits-Theilungs:Orbnung zu bewirken, ins 
dem bie frühere Semeinheit in der Hauptſache immer noch fortbeftehen und nur im 
Sntereffe Cinzelner minder fhädlich gemacht werben fol, es in biefer Beziehung 
aber bei der bloßen Ausweifung einer Abfindung nicht genügt, vielmehr erforderlich 
iR, auch die Verhaͤltniſſe der übrigen dadurch alterirten Nutzungsberechtigten ander: 
weitig angemeflen zu ordnen. | | 

Auf Anträge jener Art finden demnach die Borfchriften der 88. 171., 172., 
und 177. der Gem.⸗Th.⸗O. volle Anwendung und daraus folgt, daß eine Aendes 
zung der einmal beitehenden Einrihtung, wegen Benußung der Weibeänger oder 
Holgreviere, nur dann zutäftig ift, wenn 

a) ein Viertheil der, als Miteigenthümer dazu Berechtigten fie verlangt und 
b) —* nach Unterſuchung der obwaltenden Verhaͤltniſſe für zweckmaͤßig er⸗ 
achtet würde; 

eine Hutbefreiung der Wiefen und anderer der gemeinfchaftlihen Weide unterwors 
fenen Grundſtücke aber nicht anders. bewilligt werden barf, als wenn bargethan 
worden, daß durch bergleihen Auszüge die ordnungsmäßige Benußung ber übrigen 
Grundſtücke weber geflört, noch für den Ball einer künftig allgemein erfolgenden 
Auseinanderfegung die Anordnung ſchicklicher Planlagen gehindert wird. 

(Min. Bl, d. i. V. 1840, ©. 398. Nr. 694.) 


b) R. veffelb. Min. v. 27. Aug. 1840 an die KR. Gen. Kom. zu Sten« 
dal, betr. denfelben Gegenſtand. 

Unter Rückgabe der mittelſt Berichts v. 27. v. M. eingereichten Alten empfängt 
die K. Gen. Kom. anliegend (a.) eine Ausfertigung bes, auf Grund derſelben heute 
abgefaßten Rekursbeſcheides in der Gemeinheits⸗Theilungsſache von N., um befien 
Publifation anzuordnen und nad Berichtigung der Koften die Akten zu reponiren. 


Anl. a 


In Provolationsſachen des Juſtizkom. A. zu W., als Befiger des im Dorfe 

N. gelegenen Borwerkes, wider ſaͤmmiliche übrige Grundbefiger und Hütunge - Ins 
tereffenten daſelbſt, —— 

ertheilt das Min. des Inn. — landwirthſchaftl. Abth. — zur Reſolution, 


daß, 
da der Provokant für jetzt nur eine Abfindung von den, auf der ganzen Feldmark 


| jerfiveut liegenden, zur Hütung und refp. Holznutzung beſtimmten gemeinſchaftlichen 


evieren verlangt, die Hütungsfommunion und vermengte Lage der Grundflüde im 
Hufenſchlage aber beibehalten wiffen will; — hiernach alſo bie bisher beſtandene 
Gemeinſchaft der Hauptfache nad fortbauern und nur im Interefle der Provokan⸗ 
ten minder ſchaͤdlich gemacht werden foll; — 

Regulirungen diefer Art aber nicht nach den Grundſätzen bes erften, ſondern 
nur nach denen bes zweiten Abſch. der Gem.⸗Th.⸗O. v. 7. Juni 1821 zu bewirken 
und im Gefolge der $$. 171., 172. und 177. derfelben überhaupt nur erft dann 
zu verfolgen nd, wenn ein Biertheil der, als Miteigenthümer dazu Berechtigten 
darauf anträgt, die begehrten Aenderungen der beftehenden Einrichtungen, nad Uns 
terfuchung der obwaltenden Berhältniffe, für zwedmäßig erachtet werden koͤnnten, 
und etwaige Auszüge aus der Gemeinheit weber einer ordnungsmäßigen Benutzung 
ber übrigen —* ; nod der Anordnung ſchicklicher Planlagen für den Fall 
künftiger allgemeiner Auseinanderfebung hinderlich wären; — Provolant den viers 
ten Theil der geſammten Nutzungsrechte nicht beſitzt, und es unter diefen Umfläns 
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den nicht weiter barauf ankommt, die übrigen Bebingungen zur Subftantlirung 
feines Antrages zu erörtern; — die Zuläffigfeit feines Antrages, bei dem Wider: 
fpruche aller übrigen Intereffenten mithin nicht angenommen werben fann, aus ber 
deshalb nothwendigen Aenderung des Beſcheides eriter Inftanz endlih aud die 
Kompenfation der Koflen nah $. 3. seq. Fit. 23. TH. L der A. G. D. und $. 
212. der 3. v. 20. Juni 1817 folgt; — der, am 15. und 19. Nov. 1839 gehörig 
infinuirte Befcheid der K. Gen.:Rom. der Provinz Sachſen v. 26. Oft. ej. dahin 
abzuändern, daß ber Antrag des Provofanten, 

„ihm feinen Antheil an den genannten gemeinfdaftliden Grundſtücken zum 

hutefreien Cigenthum auszuweifen”, 
für gefeglich zuläffig nicht zu erachten; derfelbe vielmehr, — wie hierdurch ges 
ſchieht, — zurüdzuweifen und fämmtlihe Koften zur einen Hälfte vom Provokan⸗ 
ten, zur anderen aber von den Provofaten zu tragen. 

Berfin, den 27. Auguft 1840. 
Min. des 3. Landwirthfchaftl. Abtheilung. v. Mebing. 

(Min. BL. d. i. V. 1840, S. 399. Nr. 695.) 


c) Rekurs⸗Beſcheid des K. Min. d. J. landwirthſch. Abth. (v. Me⸗ 
ding) v. 26. Nov. 1840, an die Gen. Kom. zu Breslau, betr. die Provo⸗ 
katlon auf Gemeinheitstheilung ohne Landumtauſch. 


In Sachen der N.N., Provokanten, jetzt Rekurſen, gegen die übrigen Acker⸗ 
befiter zu N., Brovofaten, jet Rekurrenten, ertheilt-das Min. des 3., landwirth: 
ſchaftl. Abth., hierdurch zum Beſcheide: 

daß die Entfcheidung der K. Gen. Kom. zu Breslau v. 19. Juli 1839 auf: 

zubeben, und bie Provofanten mit dem Antrage auf Öremeindeitetäeifung 

Ma Landumtauſch abzuweifen, die Koften beider Inftanzen aber zu fom: 

penfiren. | 
®ründe. 


Die Provolanten wünſchen mit ihren der gemeinfhaftlihen Hütung unterwor: 
fenen Grundſtücken aus der Gemeinheit zu ſcheiden. Nach dem Gutachten ber 
Sachverſtaͤndigen ift auch gar nicht zu bezweifeln, baß die Flur von N. fi zur 
SpezialsSeparation fehr wohl eignet, und daß biefe, beſonders wenn bie Gemein⸗ 
heit unter allen Grundbefitzern aufgehoben würde, zur Beförderung der Landes: 
fultur führen würde. Dem Antrage flieht aber, weil bie Provofanten nicht ben 
vierten Theil des Feldes befigen, bei dem Widerſpruche der übrigen Intereſſenten, 
bie V. v. 28. Juli 1838 entgegen, infofern bie Gemeinheitstheilung nicht anders, 
als mit Umtaufch der Aderländereien ausgeführt werben kann. Deshalb haben bie 
Brovofanten erflärt, fie wollten ihre Aecker in unveränderter Lage behalten, und 
fo mit denfelben aus der Gemeinheit fcheiden, und da fie die Unvollfommenheit 
einer foldyen Einrichtung fühlen und zugeben, daß ihre Aeder, wenn fie fremder 
Hütung entzogen, ihnen bei einer fünfligen allgemeinen Spezial-Separation der Flur 
nad $. 64. der Gem.⸗Th.⸗O. nicht mehr abgedrungen werden könnten, einer zweit; 
mäßigen Gintheilung im Wege liegen würben, fo haben fie fi} erboten, den Um⸗ 
tauſch Fünftig geftatten zu wollen. 

Auf dieſe Bedingung hat die K. Sen. Kom. zu Breslau ben Antrag für zus 
läffig erachtet, indem fie mit dem Oekonomiekommiſſar L. den für den Provofaten 
erwachfenden Nachtheil für untergeordnet halt. 

Letztere Anficht kann aber nicht gebilligt werben. Die auf fo vielen Fluren, 
wie auch auf der von N., von Alters her, beftehende Cinrichtung, daß nach ge: 
wiſſen Feldern in beſtimmter Fruchtfolge gewirthſchaftet werden muß, hat haupt: 
ſachlich den Zwed, daß die Brad: und Stoppelweide mit gemeinfchaftlicher Heerbe 
ımter Binem Hirten bequem und ſicher benutzt werden kann. 

Diefer Zweck wirb offenbar vereitelt, wenn der Zuſammenhang der der Hütung 
geöffneten Felder durch eine Menge privativer Grundftüde durchſchnitten wird, vor 
welchen der Hirt die Heerde kehren ſoll Liegt der Ader der Provokanten auch 
nur in neun verfchiedenen Streifen, fo durchziehen dieſe doch alle Felder in ver: 
fiedenen Richtungen, und der Zufammenhang der Brady: und Stoppelfelver fönnte 
durch Duertriften über dieſe Ackerſtreifen, wenn fie außer der Feldordnung beftellt 
wären, nur fehr unvolllommen bergeftellt werden. So unvollfommene Ginrichtuns 

en herbeizuführen, ift aber nicht der Zweck der Gefege zur Beförderung der Lands 

oft. Die Mittel, welche anzuwenden find, um den in der Gemeinheit liegenden 

Zwang während feines Beſtehens für den Binzelnen, minder nachtheilig zu machen, 
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find in dem zweiten Mbfchnitte der Gem.⸗Th.⸗O. angegeben. Dahin gehört aber 
nicht die vorläufige Hutdefreiung aller Ländereien eines einzelnen Intereffenten, 
wie fie in dem vorliegenden Falle beabfihtigt wird. 

Die völlige Yufgebung ber Gemeinheit muß ausgeſetzt bleiben, bis ſich ein be⸗ 
deutender Theil der Intereſſenten von der Wohlthätigkeit der Spezial⸗Separation 
überzeugt hat. Dann werden ſie ſelbſt den Provokanten entgegenkommen, die Aus⸗ 
einanderſetzung wird leichter und volllommener zu Stande kommen, und bie Inter: 
effenten werden geneigt und befähigt fein, aus ber Auseinanderfegung diejenigen 
Fra zu ziehen, welche ohne erhöhete Intelligenz und Induſtrie nit zu erlan⸗ 
gen find. 

Auf die Entſcheidung des Koflenpunftes mußte ber $. 6. Tit. 23, der A. Proz. 
D. analoge Anwendung finden. 

(Min. BI. d. i. V. 1841, ©. 34. Nr. 48.) 


d) M. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 7. April 1841, 
an die K. Gen. Kom. zu Stental und gleichzeitig an die K. Gen. Kom. 
u Berlin, Breslau und Stargard, ſowie an die K. Meg. der Provinz Preu- 
en u. zu Branffurt, betr. die Befchränfung des Provokationsrechtes bei 
Gemeinheitstheilungen. 


Aus Anlaß des Berichts der K. Gen. Kom. v. 26. Jan. d. J. in der Brüch⸗ 
auer Gemeintheilungs⸗Sache ſind die verſchiedenen Anſichten 
„uber Interpretation des F. 20. ff. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 und 
S. 1. des Gel. v. 28. Juli 1838”, 
zwar nochmals in forgfültige Grwägung genommen; ich kann mich indeſſen ber 
dort aboptirten nicht anfchließen, muß vielmehr bei den, in den R. v. 10. u. 27. 
Aug. 1840 (Min. Bl. S. 398 ff.) ausgefprochenen Grundfäßen auch jebt noch 
ſtehen bleiben und hoffe das Kollegium von deren Richtigkeit um fo vollitänbiger 
zu überzeugen, als fie durch die Borverhandlungen zu ben betreffenden Geſetzen 
durchweg gerechtfertigt werben, in bem oben gebacdhten Berichte audy jo wenig bie 
Bedenken beleuchtet find, welche der von Ihr vertheibigten Meinung aus 8. 171. ff. 
der Sem. TH. O. entgegentreten, ale Sie Sich darüber äußert, wie letztere mit $. 
20. seq. ibid. zu vereinigen fein möchten. 
In beiderlei Degiefung wird daher Folgendes bemerft. 
Die Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 verfolgt im Allgemeinen zwei Haupt-Tens 
denzen. — Sie will nämlih nicht blos 
a Aufhebung aller der Landeskultur ſchaͤdlichen Gemeinheiten möglich 
„machen“, 
fondern aud: | 
„die Nachtheile thunlichſt entfernen, welche mit einer einftweiligen Beibe⸗ 
haltung berfelben verfnüpft find, uch die diesfallfigen Regulative aber den 
Hebergang von der gemeinfchaftlihen Nutzung zu einer ganz privaliven vor⸗ 
ereiten”, j 
und zerfällt deshalb in zwei befondere Abtheilungen, deren erfte auf teils völlige, 
en partielle Loͤſung derartiger Verhaͤltniſſe herechnet iſt und zu dem Ende jedem 
elnen, ſelbſt mindeſtberechtigten Theilnehmer ein unbeſchränktes Provgfationss 
recht gab (88. 20., 21., 4. und 24.), während ihr zweiter die Cinſchraͤnkung 
der Semeinheiten betreffender und hier die Beitimmungen bes $. 11. ff. bes Landes- 
fultur-Ed. weiter auszubildender Abfchnitt erſt nod Die Zweckmaßigkeit einer vor⸗ 
läufigen Aenderung des bisherigen Zuftandes in Trage ftellt und dabei entweber 
die Bereinigung eines gewiflen (des vierten) Theild der Interefienten zur Provo⸗ 
fatlon oder anderweite Bedingungen fordert (cf. SS. 171., 177., 181.), was alles 
dem Antrage auf Semeinhbeitstheilung im engeren Sinne nicht entgegenftand. 
Der praltiſche Unterfchied zwifhen jener Aufhebung und dieſer Beſchräne 
fung ber Gemeinheiten if nun allerdings bei ber Redallion des Geſetzes ſelbſt 
nicht immer ganz Icharf durchgeführt worden, wenigitens kann man einzelne Ge⸗ 
fchäfte eben fowohl unter ben Gefichtspunkt erflerer, wie letzterer auffaflen, nament- 
lih die Fülle, wo gemeine Weide⸗Anger zu Aeckern ober Wiejen vertheilt werben 
follen, und andere fogenannte Auszüge, welche (cf. $$. 171., 177.) als Ginfchrän- 
ungen der Gemeinheit bezeichnet werben, in der That auch partielle Gemeinheits⸗ 
theilungen nennen und ben $. 20. um fo mehr unterfiellen, als biefer ebenfalls bie 
Theilung einzelner gemeinfchaftlih benugter Ländereien geflatiet, im Grunde aljo 
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theilweis daſſelbe Refultat geben Tann, wie die Vorfchriften des zweiten Abfchnitts, 
und, wenigftens den Worten nach, nicht außfchließen würde, — dag — wie bie 
nermengte Lage der Aecker und Wiefen und die gemeinfhaftliche Behütung derfelben 
darnach aufgehoben, die Hütungs: Kommunion auf den übrigen Weidepligen ober 
einem Theile derfelben aber beibehalten werden dürfen — fo auch umgefchrt bie 
vermengte Lage der Aecker unter fortdauernder Behütung berfelben beftehen bliebe 
und blos eine Bertheilung der gemeinen Weidepläge zur privativen Benugung 
einträte. — \ 

Die 8. Gen. Kom. ift nım der Meinung, dag 

$. 1. des ©. v. 28. Juli 1838 und 
$. 171. fi. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1321 
auf dergleichen partielle Theilungen nicht Anwendung fünden: bie durch $. 23. 
ber letzteren gewährte unbefchränfte Provokations⸗Befugniß vielmehr überall in 
Kraft geblieben fei, fofern nur die Grundſtücke, hinſichtlich derer es geltend gemacht 
werben foll, nicht gerabehin Weder wären, und folgert baraus weiter, bag 
„auch unbedeutende, zerftreut liegende Hütungs: und Holz-Reviere, die einer 
„andern und befiern Benutzung entweder gar nicht oder nur in geringerm 
„Maaße fühig find, auf den Antrag einzelner weniger Intereffenten getheilt, 
„und diefen ihre Antheile baran zur privativen, unbefhränkten Nußung 
„Calfo mit den Wirkungen der Gemeinheitstheilung) herausgegeben werden 
„tönnten.” 
Wäre diefe Anfiht Eh, dann hätten bie bezogenen Paragraphen bes zweiten 
Abſchnitts der Gem. Th. O. wenig praftifche Bedeutung mehr, fie fländen fall müßig 
da und würden wenigitens ganz leicht weutralifirt werben Eönnen, indem es dann 
nur auf die Worte des Antrages allein ankäme, und man Gefchäfte, die ihrem 
Sinne und Zwecke nach recht eigentliche Binfchränkungen der Gemeinheit oder Aus: 
züge aus folcher find, nur partielle Theilungen nennen dürfte, um jeden Wider: 
ſpruch der übrigen Intezeffenten fofort zu befeitigen. 

Daß dem fo nicht fein Tann, liegt auf der Hand; man wird aber auch bie 

ſcheinbar fehlende allgemeine gefehliche Beitimmung barüber: 
Aa ehe ber erſte ober zweite Abfchnitt der Gem. TH. O. manfgebend 
ein ſolle?“ 
faum vermiflen: fobald man erwägt, daß das Geſetz nicht für jebes ber vielen 
Berhältniffe im Voraus Beſtimmungen treffen fonnte, fondern nur allgemeine, aus 
bem Zwecke ber Förderung der Landeskultur hervorgehende Grundſätze Binzuftellen 
hatte, dem verfländigen Ermeflen der Behörden aber überlaffen mußte, deren Anz 
wendung ad casum concretum zu beurtbeilen. 

In tiefem Sinne find aud alle Vorarbeiten zur Gem. Th. D. gehalten, man 
Hat — wie insbejonbere ber gebrudte Extrakt aus dem Vortrage des Geh. Ob.: 

egierungsraths Bethe bei Bröffnung der Staatsraths-Berathungen, und das Gut: 
achten der Kommiffion ergeben, — Zmede und Mittel nur im Allgemeinen ab- 
gewogen und darum Ginwürfe, welde gegen die geflattete theilweife Aufhebung der 
Semeinheiten allerdings gemacht find, ſpeziell nicht widerlegt, ſich vielmehr mit Hin- 
weifung auf die, ſpaͤterhin als zweiter Abſchnitt ber GemeinheitstheiluingssDrbnung 
redigirten Borfchläge und ben, im $. 9. bes Ausführungs » @efepes übergangenen 
Theil der urſpruͤnglichen Inſtruktion begnügt, in welden man hinreichendeg Gegen: 
gewicht gegen die beforgten Nachtheile zu finden glaubte. 

Mas aber unter partiellen Theilungen der oben gedachten Art zu verfichen 
fei und wie das Verhaͤltniß derſelben zu den, oft gleiche Refultate gebenden Regu: 
firungen aus dem zweiten Abfchnitte dev Gem. Th. O. gedacht worden, geht deut: 
licher qus den Vorarbeiten zur B. v. 28. Juli 1838 ‚wegen Beſchraͤnkung des Pro: 
votationsrechts bei Bemeinheitätheilungen hervor. - 

Dies Geſetz ift Befanntlih durch die wiederholten Beſchwerden veranlaßt, 
welche über bie, von einzelnen wenigen. Perfonen zu erzwingende A der vertaufchung 
und über die dadurch herbeigeführten Störungen ber Birthfäaftfichen Einrichtungen 
au) Seiten der Provofasen, ohne erheblichen Bortheil der Provolanten, vielfach er 
hoben waren; — man erkannte bie Mothwendigkeit einer Befchränfung des unbes 
dingten Provolationsrechtes zudfichtlih der Ackerkultur auch an, wollte fie aber. 
eben beshalb auch nur ba eintreten lafien, wenn zur zweckmäßigen Auseinan- 
Ka sung Ackerumtauſch nöthigewäre, fon aber unbefchränfte Freiheit beftchen 
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Diefemgemäß warb im erſten, zur gutadhtlichen Aeußerung ber Provinzialkände 
gelangten Entwurf vorgefchlagen: 
„dag auf Antrag ber Beſitzer vermengter Aderländereien die Aufhebung ber 
„unter ihnen rüdfichtlich diefer Aderländerein und ber zubehörigen 
„Hütungen beftehenden Gemeinheit nur Statt finden folle, wenn entweber 
„der vierte Theil der Intereffenten, nad dem Werthe der Theilnehmunges 
„rechte angeichlagen, darüber einverfanden fei, oder die Aufhebung erfolgen 
- „könne, ohne daß es eines Aderumtaufches bebürfe" — 
fpäter lautete die Yaflung des, dem Staatsrathe vorgelegenen Entwurfs dahin: 
„Auf den Antrag einzelner Mitglieder einer Stadt: und Dorfgemeinde findet 
„eine Semeinheitstheilung nur dann Statt, wenn entweder biefelbe ohne 
„Umtauſch der zur Feldmark ihres Ortes gehörigen Aderlänbereien zweck⸗ 
„mäßig ausgeführt werden Tann oder doch der vierte Theil 1c.“ 
und ift in den Motiven hierzu bemerkt: 
©. 10. des gedrudten Entwurfs (nachdem bie wirthſchaftliche Nothwen⸗ 
digfeit einer Beichränfung der mit Acke rumtauſch verbundenen Theilungen 
dargelegt worden iſt). „Außer den, zu bem befonderen @igenthume ber 
„Wirthe gehörigen Aeder und Wieſen —F nun der Regel nach, noch be⸗ 
„ſondere zur beſtaͤndigen Hütung dienende gemeinſchafiliche Weideplaͤtze und 
„Nebenhütungen ꝛc. vorhanden. Der Natur der Sache nach bedarf es we⸗ 
„gen ber Abfindung für die Theilnehmungsrechte an dieſen Gemeinnutzungen 
„feiner Umtaufchungen mit Aeckern oder Wiefen, wenn der Zufammens 
„bang der Weidefläden für die in Gemeinheit verbleibenden 
„sntereffenten dadurch nicht gefört wird, ober bie Abfin- 
„bung aus dieſen Grundflüden zweckmäßig zugetheilt wer: 
„den kann x.“ - 
„Wenn aber vie Abfindung für bie Theilnehmungsredhte der Provokan⸗ 
„ten nicht wohl anders als durch Aderländereien ausführber if, — was 
„allerdings Hin und wieder. Statt findet, — entweder aus den ſchon oben 
„angeführten Gründen, oder weil die Bildung zwedmäßiger Planlagen für 
„den Ball fernerer Separationen dadurch verhindert wird — fo entſtehen 
„mehr oder weniger biefelben Mebelftände, welche die Ader-Separation einis 
„ger wenigen AderzIntereflenten zur Folge hatte ıc.* 
©. 15. ibid. „Die weitere Reftriktion der Beſchraͤnkung auf den oben anges 
„beuteten Fall zu a., daß fie nämlih nur dann Statt finden folle, wenn 
„zur zwedmäßigen Auseinanderfegung ein Ackerumtauſch erforderlich 
„wird, findet ihre Rechtfertigung in dem zweiten — (vorfichend ertraftweife 
„mitgetheilten) — Abjchnitte diefer Grläuterungen und es läuft auf ein gänzs 
„les Verkennen des eigentlihen Zweckes der Beichräntung hinaus, wenn 
„bie N. N. Stände darauf, ob die Separation ohne Umtauſch von Aders 
„Ländereien erfolgen kann, gar Fein Gewicht legen ıc. 
©. 16. ibid. „Im Hebrigen reihen aber die, zu a. und b. getroffenen Bes 
„Rimmungen aus, um dergleichen Sozietäten — (nämlid gebe Beides 
” genoffent ften) — in foweit ihre Erhaltung befondere Berudfihtigung 
„verdient, zu fihern. Insbefondere dient die zu a. erwähnte Beflimmung 
„des jegigen Entwurfs (cf. oben) auch dazu, daß bie Theilung der, wit 
„der Adergemeinfchaft zufammenhängenden Gemeinhütung auf Wiefen, Ans 
„nerweiben und Worften verhindert wird, fofern fie nagtbeilig if. 
„Dies ift der Kal, wenn bie gemeinfchaftlihen Hütungen, die neben ber 
„Aderweide auf Wieſen ze. Statt finden, nicht aufgehoben, d. 5. zweckmaͤßige 
„Abfindungen dafür nit ermittelt werden Fönnen, ohne damit 
„bie Aufhebung der Gemeinfchaft auf den Adern zu verbinden und ſolche 
„umzutaufchen.” — 
Hieraus ergiebt fih num Mar, daß die dur 88. 4. und 24. der Gem. TH. O. vers 
Jichene ProvofationssBefugnig ungeſchmäleri nur da hat beibehalten werden follen, 
wo auch ohne Aderumtaufch ein zwecdmüßiges, die Landeskultur förderndbes Refuls 
tat herzuftellen wäre; — man aud nicht blos den, auf Ackervertauſchungen ges 
richteten Provofationen einzelner wenigen Grunbbefißer, fondern gleichzeitig ben 
Auseinanderfegungen (partiellen Theilungen) entgegengutreten beabſichtigte, bie 
ohne Heranzichung ber Aderländereien unzwedmägige Erfolge geben würden Die 
Motive weifen hinſichtlich der Regulirungen letztgedachter Art ausdrücklich auf dem 
2. Abi. der Gem, Th. O. Hin, in dem 3. ©. angeführt wird; 
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©. 11. „bag dort Maaßregeln angeorbnet feien, wodurch es ben Interefienten 
„möglich gemacht werde, fi ohne Gemeinheitstheilung von den drückendſten 
„Laften der beftehenden Gemeinheiten los zu machen und fo viel Freiheit 
„in der Benugung zu gewinnen, als insbefondere für bie Fleinern Grund⸗ 
„beſiher vorerſt nöthig erachtet werde” ; und 
©. 13. „daß diefe Heineren Wirthe gar füglich mit ben in bem zweiten Abs 
„Ihnitte der Gem. Th. D. ausgedrückten Hulfsmitteln, insbefondere mit der 
„Hutbefreiung eines Theile ihrer Aecker ($. 181. seq.) oder mit der Ans 
„weifung ihres Antheils an den Gemeingründen ($. 177.) auslommen 
” nn n,” — 
und aud die Staatsrathsabtheilungen find in ihrem Gutachten den Vorfchlägen auf 
Befäränfung bes Brovolationsrehts in diefem Sinne beigetreten, bafür Baltent, 
daß (cl. S. 38.) „das beabfichtigte Geſetz durch feine Tendenz, befonders hins 
„ſichtlich bezielter mehrerer Befeſtigung ber Berpverhältnife fih binlänglich 
„xehtfertige, die Gemeinheitstheilungs » Ordnung auch den Heineren Grund⸗ 
. „befigern noch ausreichend die Mittel, fi von dem läfligen Gemeinheits⸗ 
„verhälmig frei zu machen, barbiete, und dag — wenn au, wie von einer 
„Geite einigermaagen beforglid geäußert worden, die Beſchraͤnkung der Pros 
„vokations⸗ efugni in einigen Gegenden, wo im Allgemeinen wenig Neis 
„gung für die Separationen befiche, ein faſt gänzlihes Stoden in bem 
„Theilungsweſen zur nächſten Folge haben werde, — dies doch keinen wes 
„ſentlichen Nachtheil für die Landkultur hervorbringen und folchenfalls die 
„für nützlich zu erachtenden Auseinanderfegungen zwar langfamer, aber auch 
„fiherer von Statten geben mögen.” 
Was bie überwiegende Majorität ber Provinzialftände als Abänderung bes $. 24. 
der Gem. Th. D. gewünfht, das Staatsminifterium demgemäß vorgefchlagen und 
die Abtheilungen des Staatsrathes befürwortet haben, iſt endlich auch von dem 
Gtaatsrathe felbft in pleno genehmigt, und es ſonach anſcheinend nur zufällig, — 
(wenigftens Eonflirt eine befondere, vorher erwogene Abfiht darüber nit) — daß 
$. 1. der ®. v 28. Juli 1838 fpäterhin eine Faſſung erhalten Hat, bie einiger: 
maaßen für die oben erwähnte Anficht der Koͤniglichen General⸗Kommiſſion ſpricht, 
— dies würde ſchon bei weitem weniger der Fall ſein, wenn aus dem urſprüngli⸗ 
chen Entwurfe der Zuſatz „und zube öriger Hütungen” ober aus dem letzten nur 
das, fo fehr bebeutungsvolle Wort „zwedmäßig“ Hinter den Worten: „Ackerlaͤnde⸗ 
reien“ eingefchaltet wäre; — indeſſen muß auch ſchon die jetzige Faſſung mit Zus 
hülfenahme anderer Vorſchriften, namentlich $. 9. des Ausführungsgef. v. 7. Juni 
1821 und $. 17. der B. v. 30. Juni 1834 darauf hinführen, daß es nicht ſowohl 
auf die bloße Möglichkeit einer ohne Aderumtaufh auszuführenden Gemein: 
Heitstheilung, fondern auch auf die Zwedmäßigkeit der daraus hervosgehenden 
Refultate ankomme. Dürfte nur erfiere und müßte nicht gleichzeitig Teßtere berück⸗ 
Kchtigt werden: fo würde daraus folgen, daß die Auseinanderfeßunge« Behörden 
auch offenbar unzwedmäßige Regulirungen genehmigen könnten, weil fie möglich ges 
weien, namentlich Separationen ohne Zufammenlegung der Aeder zuzulaſſen feien, 
was do von Feiner Behörde geſchehen wird. 

Die Möglichkeit und Zweckmaͤßigkeit kann daher nur in jedem einzelnen Falle, 
nach der befonderen Dertlichkeit der betreffenden Feldmark mit Sicherheit beurtheilt 
werben, und dabei wird fi dann von felbit ergeben, daß Theilungen großer, für 
ſich ſelbſt beſtehender, werthvoller Weidereviere und anderer Grundflüde, die mit 
den Aderländereien nicht im unmittelbaren Zufammenhange ftehen, unbedingt zus 
laͤſſig bleiben, — auf der anderen Seite aber Berzettelungen, wie fie die 8. Gen. 
Kom., nad den dürren Worten des 5. 1. der DB. v. 28. Juli 1838 unterflügen zu 
müflen glaubt, um fo mehr zu verhindern find, als nicht in Abrebe geflellt wird, 
daß Anträge auf derartige partielle Theilungen, glei wie Regulirung von Hüs 
tungsorbnungen felten aus ber inneren —A— ihrer Zweckmaͤßigkeit oder 
Nochwendigkeit hervorgehen; vielmehr verſteckte Mittel find, um vollſtaͤndige Spezial⸗ 
Separationen da herbeizuführen, wo des Sinn dafür noch nicht bei einer gefehlih 
erforderlihden Zahl von Interefienten erwacht if. 

Das aber unter ſolchen Verhaͤltniſſen Fein indirekter Zwang geübt werben bürfe 
mb folle, ift Sr. K. Mai. Allerh. Willensmeinung völlig entſprechend, wie bies 
die Königl. Generals Kommiffion aus den Anlagen der allgem. Berf. v. 28. Febr. 
d. 3. mit mehrem entnommen haben wird. Den obigen Grundſaͤtzen zufolge iR 
denn auch in den Hier entſchiedenen beiben Fällen (ck Min, BI. 1840 Rx, 10.) 
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verfahren, indem die dort begehrten Theilungen von Hütunger und Holzrevieren 
fi mehr oder weniger zweckmäßig nur dur Mitheranziehung von rländes 
reien ausführen ließen, und auch in der. Brüchauer Sache (R. v. 10. Aug. 1840) 
würde darnach refolvirt fein, wenn fid) nicht inmittelſt die Lage berfelben geändert 
aͤtte. 
Die Kardorffer Sache endlich, auf welche die K. Gen. Kom. jetzt rekurrirt, um 
nachzuweiſen, daß Seitens des Miniſterii früher ein, dem ihrigen konformes Prin⸗ 
zip befolgt ſei, liegt doch noch anders, als angegeben worden, denn die dort provo⸗ 
zirenden Gaͤrtner hatten 

nicht allein den vierten Theil der geſammten gemeinſchaftlichen Nutzungen 

inne, 

ſondern auch eine Regulirung aus $. 171. ſeq. der Gem. Th. O. aus⸗ 

drücklich in Antrag gebracht und mit Bezug darauf die Ausweiſung ihrer 

Anger-Antheile verlangt. 
Das Berfahren war überdies auch vor PBublifation der V. v. 28. Juti 1838 zu; 
gelaffen und wenn baher in dem R. v. 8. Sept. ejd. beiläufig bemerft ift, daß die 
Theilung ohne Umtauſch 

een estänbereien ausführbar, mithin ſelbſt nach ber B. v. 28. Juli 1838 

uläffig fer“, 
ebene bies dem Hier angenommenen allgemeinen Grundfaße immer noch 
nicht. — ’ 
Die 8. Sen. Kom. wird nunmehr aufgefordert, letzteren mit Berüdfichtigung 
obiger Erläuterung auch Ihrerfeits noch befonders zu berathen und Sich wegen 
Annahme befielben bald thunlichſt zu äußern, indem — wenn Sie wider Verhoffen 
bei ihrer bisherigen Meinun bliebe und andere Behörden diefelbe theilen follten 
— event. eine authentifcge Deklaration ertrahirt werden müßte. 

(Min. BL. d. i. B. 1842, ©. 221.) 


e) C. R. des K. Din. des I., landwirihſch. Abth. (Schulze) v. 13. Juni 
1842, an die K. Ben. Kom. zu Stendal, Berlin, Stargard und Breslau, 
fowie an die K. Reg. zu Frankfurt, Königäberg, Gumbinnen, Marienwerder 
ke Danzig, betr. die Befchränkung des Provofationsrechts bei Gemeinheits⸗ 
theilungen. | 
Aus den in Folge des C. R. v. 7. April v. I. eingegangenen Berichten er: 
giebt fi nunmehr, bag fümmtliche „LuGeinanberfehmge Siehörben mit Ausnahme 
einer einzigen, der dem $. 1. des ©. v. 28. Juli 1838 über die Befchräntung bes 
Provolationsrechtes bei &emeinheitstheilungen, diefleite gegebenen Deutung im 
Wefentlihen beitreten, und ihr Verfahren darnad) zum Theile bereits georbnet 
haben. Unter biefen Umftänden bebarf es der event. vorbehaltenen Extrahirung 
eine authentifchen Deklaration jener Borfchrift und der 88. 20. ff. der Gem. TH, 
D. v. 7. Juni 1821 allerdings nicht, und wird dem Kollegio daher überlaffen, 
fih nach den folchergeftalt fe igeiefiten Orundfägen aud in der Folge zu achten. 
Wenn übrigens von einigen Seiten her, mit Bezug namentlih auf die Verf. v. 
10. und 27. Aug. 1840 (Min. Bl. ©. 398 ff.) befürwortet worden ift, dag pars 
tielle Anseinanderfegungen, d. h. ſolche, welche nicht eine ganz aus Aedern, Wie: 
fen, Hütungsrevieren und Forfigrundftüden beftehende Feldmark, ſondern einzelne, 
für ſich abgegrängte Parzellen berfelben, 3. B. eine raume Anger: Hütung, ohne 
Heranziehung ber Aecker ſelbſt betreffen, nad) den Vorſchriften des zweiten Abs 
ſchnitts der Gem. TH. D. v. 7. Juni 1821 in fofern nit durchweg beurtheilt 
werden könnten, als bei den, nad $. 171. ff. zu regelnden Nubungs Ordnungen 
ber vierte Theil der Intereffenten, nad ben Theilnehmungsredhten berechnet, den 
Antrag darauf formiren müffe; dag vielmehr die nah 6..177.1. c. geftatteten Aus⸗ 
züge aus ben gemeinschaftlich genugten Grundflüden — mögen fie nun bie Wir⸗ 
ung einer vollſtaͤndigen Gemeinheitstheilung haben follen oder nicht — auch von 
einem einzelnen, felbit mindeſt Berechtigten geforbert werben dürften; in biefer Bes 
—X alſo das, durch die Gem. Th.D. v. 7. Juni 1821 urſprünglich unbeſchraͤnkte 
rovakationsrecht ſtehen geblieben ſei: fo iſt dieſe Anſicht mit ber des unterz. Mi⸗ 
niſterii völlig übereinſtimmend. Es Hat daher auch kein Bedenken, auf Grund einer 
foldden, von einem einzelnen Interefienten ausgehenden Provofation die Einleitung 
des Geſchaͤfts anzuorbnen und bei den Berhandlungen ſelbſt näher erörtern und 
feſtſtellen zu laffen, ob ein zwedmäßiges, dem Sinne bes $. 177. |. 1. c. ent 
fprechenbes Mefultat auch obme Aderumtaufh ſich erzielen laſſe, darnach aber die 
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befinitive Befimmung über bie Kortfegung bes Verfahrens und die Art deſſen Auss 
führung zu treffen. | ' 
(Rin. BU d. i. V. 1842, ©. 220. Nr. 297.) 


3) Zum 8. 2. Nr. 3. der V. v. 28. Juli 1838. 
Vergl. Ergaͤnz. Gef. v. 2. März 1850, Art. 13. Alin, 2. 


4) Zum $. 3. der V. v. 28. Juli 1838, 


R. des K. Min. des J., landwirthſch. Abth. (Schulze) v. 6. Iunt 
1842, an die K. Gen. Kom. zu Berlin, betr. die Provokation auf Spezial« 
Separationen in Gefolge bereits flattgefundener Gemeinheitäthellungen. 


Bei Rückgabe der, mittelt Berichts v. 29. April d. J. eingereichten Akten 
empfängt die Königl. General⸗Kommiſſion anliegend (a.) eine Ausfertigung des, auf 
Grund, berfelben unterm heutigen Tage abgefaßten Rekursbefcheides in der Gemein⸗ 
heitstheilungs⸗Sache von L., um beffen Infinuation zu veranlaffen. 


Anl. a. 
Rekursbeſcheid. 
In Provokationsſachen bes Koſſaäͤthen P. zu L. wider den Kofſäthen F. und 
Genoſſen daſelbſt, 
ertheilt das Min. des Inn. — landwirihſch. Abth. — auf den von letzteren 
eingelegten Rekurs hiermit zur Reſolution, 


daß, 
da Di Beflimmung bes $. 3. der V. v. 28. Juli 1838, Inhalts beffen 
„von denjenigen Intereflenten einer, mit Aderumtaufch verbundenen, nad) 
„Berfündigung jener Verordnung zur Ausführung gefommenen Separation, 
„weldhe davon zu ihrer eigenen Auseinanderfehung keinen Gebrauch ges 
„macht, die Gemeinheit vielmehr fortgefept haben, innerhalb der nächſtfol⸗ 
„genden zwi Jahre auf eine neue, Aderumtaufch herbeiführende Gemein; 
"Peitethei ung nur dann angetragen werben fann, wenn bie Mehrzahl ber 
„ubrigen Betheiligten damit einverflanden iſt;“ — 
feinesweges vorausgejeht, daß das ganze Separationsgefhäft au durch Vollziehung 
und Beflätigung des Rezeſſes, imgleichen durch deſſen Ausführung beim Hypotheken⸗ 
buche vollftändig und formell beendigt fei, die Ausführung vielmehr von dem Zeit: 
punfte an gerechnet werden muß, wo die Abfindungsitüde einem jeden Betheiligten 
überwiefen, und unter Aufhebung des bisherigen Zuſtandes neue in der Auseinans 
derfeßung felbit bedingte Verhältniffe eingetreten find; Hierfür auch bie Vorſchriften 
ber 88. 203. der V. v. 20. Juni 1817 und 63. ter V. v. 30. Juni 1834 infofern 
entſchieden fprechen, ald darnach die Realifirung der Auseinanderſetzung, d. h. bie 
Meberweifung ber Abfindungspläne, noch vor der Beſtaͤtigung des Mezeffes zuläfs 


fig if; — 

die jegt ſtreitenden Kofäthen nun au, auf Grund des mit den Bollbauern, Halbs 
bauern, der Pfarre und Kirche, unterm 30. Dez. 1834 geſchloſſenen Vergleichs, 
bereits 185% in ven Beflg der, ihnen ˖darnach zugefallenen Aderweide und Wieſen⸗ 
pläne getreten find, und hinſichtlich derfelben eine neue Hätungsfozietät gebildet has 
ben; mithin nicht angenommen werben fann, daß der neuere Antrag des ıc. P. aus 
biefer Gemeinheit zu ſcheiden, nur eine Fortſetzung jenes, durch Abſchluß bes Re⸗ 
zeſſes allerdings noch nicht definitiv beendigten Hauptverfahrens ſei; — , 

die desfallfige Provokation vielmehr als ein ganz ſelbſtſtaͤndiges, mit dem früheren 
nicht weiter Eonneres Geſchaͤft um fo mehr betrachtet werben muß, als babei au 
anderweite faktifche Verhältniffe zur Sprache kommen, namentlich) eine neue Boni⸗ 
tirung der überwiefenen Abfindungen vorzunehmen ifl; — 

die Zuläffigkeit der begehrten Separation unter ben obwaltenden Umftänden alfo 
nur nach $. 1. der oben allegirten B. v. 23. Juli 1838 zu beuriheilen, hiernach 
aber nicht anzuerlennen ifl, weil diefe neue Auselnanderfehung gurtmäßig nur 
durch einen anderweiten Umiauſch der den Rofläthen überwiefenen Aecker zu bewirs 
fen ftehet, Provokant ben vierten Theil der letzteren nicht befigt, und alle übrigen 
Sutereffenten feinem Antrage widerſprochen haben; — 

bei diefer rechtlichen und faltifhen Rage des Falles auch bie Beſchwerde ber Mes 
furrenten über bie nicht erfolgte Zurũckweiſung des Antrages vollkommen begrün⸗ 
er und folhergeftalt eine Abänderung des erſien Beſcheides überall gerechtfertigt 


Mm, — 
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der Koſtenpunkt endlich in den Vorfähriften ber 66. 6. seq. Titel 23. Theil I. der 
4 G. DO. und 413. der V. v. 30. Juni: 1817 feine Erledigung findet; — 
der unterm 15. Suni 1841 infinuirte Befheid der K. Gen. Kom. für die Kurmark 
Brandenburg v. 25. Mai ejd. dahin abzuänbern, daß die Spezial: Separation ber, 
dem Kofläthen P. im Sogietätsplane feiner Klaffe ausgewiefenen Grundftäde für 
uläffig nicht zu erachten, der desfallfige Antrag vielmehr zurüdzumeifen, unb 
Fimmtliche Koften diefes neuen Verfahrens nach den Theilnehmungsrechten ber Ins 
tereffenten aufzubringen. 
Berlin, den 6. Juni 1842. 
Min. des J., landwirthſch. Abth. Schulze. 
(Min. DI. d. i. V. 1842, ©. 224. Nr. 298.) 


5) Zu 88. 6. und 7. der ®. v. 28. Juli 1838.” 


a) R. des K. Min. des Inn., landwirthſch. Abth. (v. Meding) v. 
9. April 1839 an die K. Gen. Kom. zu Stargard, beir. die Vorladung 
provofatifcher Intereffenten bei Gemeinheitstheilungen. 


Unter Rüdgabe der mittel Berichts v. 22. v. M. eingereichten Akten empfängt 
die K. Gen. Kom. anliegend eine Abfchrift der an den Magiftrat zu Pollnow in 
der dortigen Gemeinheitstheilungsfache heute ergangenen Verf. zur Nachricht und 
Achtung mit dem Bemerken, daß die bei Vorladung der provokatifchen Intereflenten 
geftellte Berwarnung: 

wie im alle ihres Ausbleibens dafür angenommen werben würde, als iräs 

ten fie dem Antrage auf Separation bei, 
nah $. 6. und 7. ber B. v. 28. Juli v. J., welche eine ausdrückliche und ſchrift⸗ 
liche Grflärung des Beitritts erfordern, eben fo wenig richtig ift, als bie Ans 
nahme, daß die Ausbleibenden einer Ausfcheibung der Provofanten nicht hinderlich 
fein wollten; die in einem Termine zu ihrer bdesfallfigen Erklärung nicht Erſchei⸗ 
nenden können vielmehr nur als dem Antrage Widerfprechende erachtet, und darnach 
muß denn auch die fummarifche Berechnung der Theilnehmungsrechte angelegt 
werben. 

Dies hat die K. Gen. Kom. fowohl in diefem, als ahnlichen Fällen zu beach⸗ 
ten, und wenn noch eine Entfheidung über die Zuliffigfeit des Verfahrens erfors 
derlich werben follte, die Verhandlungen über Acquifition des Schloßgutes ander- 
weit zu den Aften p bringen. 

(Ann. XXIII. 367. — 2. 84.) 


b) R. des K. Min. d. J., landwirthſchaftl. Abth. (Schulze) v. 15. 
Juni 1842 an die K. Reg. zu Gumbinnen, betr. die Zurücknahme ver 
Provofationen auf Gemeinheitätheilungen. 


Bei Beurtheilung der Beſchwerde des @utsbefikers B. v. 5. Mai d. I. über 
bie Berf. der K Reg v. 21. Febr. d. J., durch welde Sie feinen Antrag auf 
Separation feines Bauerhofes zu G. zurüdgewiefen bat, kommt es auf die Ausles 
gung des $. 6. der V. v. 28. Juli 1838 an, welcher lautet: 

„Die nah $. 1. erforderliche Zuftimmung muß von den Interefienten ſchrift⸗ 
lich erklärt werden. Iſt dies geläehen, und die Provofation für begründet 
erachtet worden, fo kann ber Rüdiritt des Cinen oder Anderen bas Recht 
ber übrigen Provofanten nicht wieder aufheben.“ 
Pr In Reg. faßt nun nad Ihrem Berichte v. 2. v. M. biefe Geſetzſtelle da⸗ 
n auf: 
„daß den Provofanten der Rüdtritt vor dem Ginleitungs-Termine nicht vers 
fhränft werben bürfe.“ | 
Dies iR zwar unzweifelhaft, die Zurüdnahme ber eigenen Provofation Kat nicht 
befchränkt werden follen, und ber zurüdtretende Brovofant kann fi den Provofaten, 
wenn diefe in der @emeinheit verbleiben, und auch ihn davon nicht ausfchliegen 
wollen, wiederum anfchliegen. Eine andere Frage aber ift die, ob das Recht bes 
bei feinem Antrage beharrenden Provolanten durch den Rücktritt feiner früheren 
Genoſſen wieder aufgehoben werben Tann. Die K. eg. glaubt dieſe Frage in dem 
vorliegenden Kalle bejahen zu müflen, weil der Rücktritt vor dem GinleitungssTers 
mine erfolgt iſt. Diefe Anfıcht findet aber in der Baffung jener Geſetzſtelle Feine 
genügende Unterftüßung. Die Mehrzahl der Gemeinheitstheilungen wird durchge⸗ 


e 
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führt, ohne daß es ver Bnifcheibung über ihre Zuläffigkeit bedarf. Daher kann in 
jener Gefepftelle der Ausdruck: 
„wenn die Provokation für begründet erachtet worben“, 

nicht dahin aufgefaßt werden, daß bie Provokation durch den Rüdtritt der Mit- 
provofanten ſtets noch vereitelt werben Fönnte, fo lange die Zuläffigfeit noch nicht 
durch förmliche Entſcheidung feſtgeſtellt iſt. Man muß vielmehr annehmen, daß die 
Brevofation für begründet erachtet worden, wenn fie es nicht blos wirklich war, 
fondern die leitende Behörde berfelben auch Folge gegeben hatte, ohne die Zuläffig- 
Zeit in Zweifel zu ziehen. Im vorliegenden, Fall machten die Provofanten wirklich 
ben vierten Theil der Interefienten, nach deren Befibftande beredinet, aus, und bie 
K. Reg. hat daher auch unterm 7. Sept. v. I. dem Defonomie-Kommiffar N. ben 
Auftrag zur Bearbeitung der GemeinheitssTheilung gegeben, und es muß angenoms 
men werden, daß Sie die Provokation hierdurch für begründet erachtet Hat. Dar: 
aus folgt, daß der Rücktritt der beiven Bauern N. N,, wenn er auch noch vor weis 
terer Fortfebung des Berfahrens erklärt worden, auf den in Folge ihres Beitritts 
zur Provokation für zuläffig eradhteten Antrag bes M. und bes Beſitz⸗Rachfolgers 
befielben ohne Einfluß if. 

Die K. Reg. wird daher hierdurch angewiefen, dem Antrage des ⁊c. B. Folge 
zu geben. 

(Min. Bl. d. i. B. 1842, ©. 424. Nr. 597.) 


ec) R. des K. Min. d. J., Abth. II. (Bode) v. 28. Febr. 1843, an 
die 8. Sen. Kom. zu Pofen, betr. denfelben Gegenſtand. 


Die in dem, der K. Gen. Kom. durch die Cirk. Verf. v. 7. Juli 1831 zuges 
Das: Rekursbeſcheide, in ber Auseinanderfeßungsfadhe von R., ausgefprocdene 
nit: 


daß Provofationen in allen Fällen beliebig zurüdgenommen werben 
—A und die Zurüdnahme immer bie fofortige Repofition der Alten zur 
- Folge habe, 
it — wie Derfelben auf den Bericht v. 17. v. M. hierdurch eröffnet wird — feis 
tens des Min. ſchon vorläng) aufgegeben. 

Gegenwärtig hält baffelbe die Zurücnahme der Provofation nur alsdann uns 
bedingt mit der oben gedachten Wirkung für zuliffig, wenn fi die übrigen Inters 
effenten damit einveritanden erflären. Für biefen Ball kann es jedoch feinen Unters 
ſchied machen, ob bereits Judikate über die Abfindungsart, den Abfindungsplan, die 
Höhe der Rente ıc., deren Grekution die Ausführung der Sache bebingt, vorhan⸗ 
den, oder Bergleiche, fei es über die Auseinanderfegung felbft, ober nur über Theils 
ftüde derfelben, gefchloffen find oder nit. Dergleichen Entfcheidungen, resp. Ver: 
gleide, können nämlich immer nur unter ber Vorausſetzung flattfinden, daß eine 

enderung ber bisherigen Berhältnifie eintreten wird, und fallen von ſelbſt weg, 
fobald jene Borausfegung nicht zutrifft, und die beabfichtigt geweiene Auseinanders 
feßung in ber a nicht Statt findet; vielmehr das alte Berhältnig beibehalten 
wird. Yür den Ball dagegen, wenn die übrigen Intereffenten mit der von den 
Provolanten verlangten Repofition der Mten und Einkelung des Verfahrens nicht 
einverfianden find, auch die Fortfekung des Iehteren auf die Gefahr Hin, in die 
Stellung des Provofanten zu gerathen, nicht verlangen, vielmehr die Befugniß des 
bisherigen Brovofanten zur Zurüdnahme der Provofation aus irgend einem Grunde 
beftreiten, Hält das Miniflerium eine nähere Erörterung der Gründe dieſes Wider⸗ 
ſpruchs und demnächſt eine Erledigung des besfallfigen Streits durch eine Entfcheis 
dung für nöthig, und findet fhon um beswillen Feine genügende Veranlafſung, da⸗ 
bei einen Unterfchieb zwifchen denjenigen Füllen, 

wo der Widerſpruch ganz unbegründet erfcheint, 
und benjenigen zu machen, 
wo die dehebti feit des Widerſpruchs zweifelhaft ift, 

unb in erſteren per decretum, in leßteren per sententiam zu befinden, — weil 
jedenfalls ein Eontradiktorifches Verfahren vorhergegangen fein muß. Abgeſehen das 
von, if es aber auch deswegen nöthig, den Streit immer durch einen foͤrmlichen Beſcheid 
zu erledigen, weil nur alsdann die Sache, fei es durch Einlegung des Rechtsmittels 
und weitere Entſcheidung, ober dadurch, daß jener Beſcheid rechtskräftig wird, zum 
definitiven Austrag kommt, während folches bei bloßer Zurüdwetfung des Widers 
ſpruchs per decretum nicht der Fall fein würbe, indem Beſchwerden grgen ſolche 
® gen an feine beſtimmte Frif gebunden find, letztere auch dem Gegner T 
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beftimmtes Necht geben, fondern fogar von ber Behoͤrde felbft, die foldde erlaflen, 
gurüdigenommen oder mobifizirt werben fönnen. 
as endlich die Frage betrifft: 
wie weit und bis zu welchem Stadio der Auseinanderfehungen bie Zurüds 
nahme von Provokationen für zuläffig zu erachten? — 
fo fann eine allgemeine Beftimmung darüber nicht getroffen werben, vielmehr muß 
dies nach der eage jedes einzelnen Walles beurteilt werden. Bon welden Ans 
fihten in diefer Beziehung das Minifterium in neuerer Zeit ausgegangen, kann bie 
Sen. Kom. aus den ergangenen Rekursbefcheiden entnehmen. 
(Min. Bl. d. i. B. 1843, ©. 84. Nr. 112.) 


6) Zum g. 8. der V. v. 28, Juli 1838. 


a) DB. v. 3. Bebr. 1845, durch welche in dem Allenfteiner Kreife der 
Provinz Preußen die V. v. 28, Juli 1838 wegen Befchränfung des Pro⸗ 
vofationdrechts auf Gemeinheilätheilung außer Kraft geſetzt wird. 

Wir Friebrih Wilhelm ꝛc. 2c. verorbnen in Berüdfihtigung der Anträge Uns 
ferer getreuen Stände ber Provinz Preußen und auf den Bericht Unferes Staats: 
minifteriums, 

dag die B. über die Beſchränkung des Provokationsrechts auf Gemeinheits⸗ 
theilungen v. 28. Juli 1838 in dem Kreife Allenftein bis auf Weiteres Feine 
Anwendung finden fol. 

Urkundlich ꝛc. ꝛc. 


Gegeben Berlin, 3. Febr. 1845. 
L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


v. Boyen. Mühler. v. Nagler. Rother. Cichhorn. v. Thile. v. Savigny. 
Frh. v. Bülow. v. Bodelſchwingh. Graf zu Stolberg. Graf v. Arnim. 
Flottwell. Uhden. 

(G. ©. 1845, ©. 94. Nr. 2544.) 


b) ®. v. 9. Oft. 1848, betr. die Siſtirung der Verhandlungen über 
die Regulirung der gutöherrlichen und bäuerlichen Berbältniffe und über 
die Abloſ. der Dienfte, Naturale und Gelvabgaben, forte der über diefe 
Gegenſtände anhängigen Prozeffe, $. 3. 

8. 3. Die V. über die Befchränkung des Provofationsredhts auf Gem. Theis 
— v. 28. Juli 1838 — 88. 1. bis ind. 7. — findet auch in der Provinz 


Weitphalen Anwendung. 
(G. ©. 1848, ©. 278.) 


c) Bergl. Ergänz. Gef. v. 2. März 1850, Art. 13. 
| Zum ©. 5. 


GM. ver K. Min. für HandelsPund Gewerbe-Ang. (v. Schumann) 
2. d. 3. (Maafen) v. 8. Mir; 1831 ?), an fämmtliche K. Reg. ausfchließ- 
lich der Rheiniſchen, und an fämmtlihe K. Gen. Komm., betr. die Aus⸗ 
Übung des Provofationsrechts des Fiskus bei Negulivungen und Gemein⸗ 
heitötheilungen. 

Die Vorſchrift Lit. D. sub d. der Allerhöchſt vollgogenen Geſchaͤfts⸗Inſtr. v. 
31. Dec. 1825, wonach zu den Provofationen des Fiskus bei Regulirungen und 
Gemeinheitstheilungen böbere Genehmigung in allen Fällen nachgeſucht werden foll, 
in denen dem Fiskus durch Die Provokation die Wahl der Entſchaͤdigungsart vers 
loren gebt, if, nach ber in einem Spezialfalle davon gemachten, zur Kenntniß der 
unterz. Min. gebiehenen Anwendung auf bie Beflimmungen $$. 86. und 94. ber 
Gem. Th.D., irrig gedeutet worden, indem ai By age geftellt worben, ob 
diefe höhere Genehmigung erfosberlih fei, wenn Fiokus Belaſteter if, und auf 


1) Dies C. R. ift den fünmil- Gerichisbehörben duch das &. M. bes K. 
Juſt. Win, v. 18. März 1831 zur Beachtung mitgeteilt. (Jahrb. Bb. 37. ©. 67.) 
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Ablofung provozirt? Bine ſolche Deutung entfpricht dem Stimme und Zwecke jener 
Vorſchrift nicht. Diefer ergiebt fih aus dem Zufammenhange derfelben vielmehr 
dahin: daß bie Regierungen zur alleinigen Verhandlung der Sache in demjenigen 
Fällen befugt find, . 
wo die Megulirungen unter Yollfländiger Anwendung der geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften erfolgen, 
wo es fi alfo weder von einem in ber Willtühr ber Megierung geftellten Be: 
ſchluſſe handelt, noch durch deren Provofationen die Abfindungsart des Fiskus in 
die Willführ der Provokaten. geftellt wird. 

In der Anwendung anf die Beflimmungen in den $$. 86. und 94. der Gem. 
TH. D. Fönnen die Nachtheile, welche durch die Befchränfung der Provokations⸗ 
Befugniffe der Regierungen haben verhütet werden follen, den Fiokus nicht treffen, 
wenn er Belafteter ift, indem fi in einem folchen Falle Alles nach den gefetz⸗ 
lichen Beſtimmungen regulirt, und dem Berechtigten aus der Provokation des Fis⸗ 
kus weder Begünftigungen erwachfen, noch Fiskus durch dieſelbe in die Gefahr 
fommt, eine andere, als die feinem Intereffe zufagende Abfindung zu erhalten. 
Alles dies if aber der Kal, fobald Fiskus als Dienftbarfeits-Beredhtigter 
auf Ablöfung prowozirt, indem er fi dadurch der Befahr ausfest, jede dem Bes 
lafteten beliebige Entſchädigungsart ($. 86. a. a. O.) und auch diefe nur unter der 
im $. 94. cit. beſtimmien Mopiflfation, annehmen zn müflen. Es unterliegt baber 
feinem Bedenken, daß bie Regierungen die in der Sefchäfte-Inftruftion vorbehaltene 
höhere Genehmigung nur in folden Faͤllen einzuholen haben. 

Auf gleiche Weife iſt e8 in anderen Bällen, 3. B. bei den Dienftablöfungen 
nad dem ©. v. 7. Juni 1921 zu Halten, wenn bem Brovofaten aus der Provo⸗ 
fation des Fiskus die Befugniß zur Wahl der Entſchädigungsart ermächft. 

(Ann. XV. 35. — 1. 24.) 


Zum $. 15. 


1) R. des K. Min. des I. v. 28. Nov. 1822. Pfarrer, ald Nutz⸗ 
nießer, find nicht berechtiget, einfeitig auf Gemeinheitstheilung anzutragen. 

Der 8. Gen. Kom. gereicht auf Ihre Anfrage v. 18. d. M. zum Befcheibe, 
daß Pfarrer in ihrer Eigenſchaft als bloße Nutznießer nicht das Necht haben, eins 
feitig auf Semeinheitstheilung anzutragen, daß dazu vielmehr nach $. 15. der Gem. 
Th. D., in Berbindung mit 6$. 623. ff. und 88. 658. ff. Tit. 11. Th. IE. des A. 
2.R., die Zuftimmung ber Kirchenvorfieher und bes Batrons erforderlih, und wenn 
ber Pfarrer zu den erfleren gehört, und eine Vereinigung unter denfelben nicht zu 
erreichen wäre, nad) Erwägung der für und wider fpreddenden Gründe, gemäß dem 
K. 659. a. a. D. getroffenen Beftimmung über die Zuläffigfeit des Antrages, von 
der Gen. Kom. zu beflimmen, und event. ber intereffirenden Pfarre ein Bevoll⸗ 
mächtigter zu beiellen if. (Koch's Agrargef., 4. Aufl. S. 140.) 
2)R. der K. Min der geiftl. ꝛc. Ang. u. des J. v. 10. Oft. 1829. 
Für geiftliche Inflitute darf nicht gegen ven Beichluß der unmittelbaren 
Borfteher und Patrone auf Separation angetragen werden. 

Der K. Gen. Kom. wird auf den Bericht v. 15. April d. I. zu erkennen ge 
geben, daß die Frage: ob für die geil. Inflitute auf Separation angetragen wers 
den folle? nicht zu denjenigen Fällen gehört, in welchen gegen den Beſchluß ber 
unmittelbaren Vorfteher und Patrone zu verfahren if. Das Geſetz berechtiget bie 
oberauffehende Behörbe nur dazu, da wo es fi von Ausführung und Vertheidi⸗ 
gung wirklicher Rechte jener Imflitute handelt. In dem angegebenen Falle aber 
— es ſich von einem Beſchluſſe aus dem Geſichtspunkte der Nutzbarkeit und 

eckmaͤßigkeit einer gegebenen Maaßregel. Es würde offenbar über die Gränzen 
des dem Staate vorbehaltenen Auffichtsrechtes hinausgehen, wenn man hierin ben 
unmittelbaren Bertretern jener Inflitute vorgreifen wollte. Wenn jedoch ein Fall 
einer Kolliſion zwifchen den Interefienten der Inflitute und dem vperfönlichen In: 
tereffe diefer Vertreter eintritt, fo muß flatt der letzteren jenen ein Bevollmäkhtigter 
ex oflicio zur Wahrnehmung ihrer Rechte beigeorbnet werden. Im Webrigen aber 
gehört es nad der V. v. 20. Juni 1817 und dem Regulativ v. 30. März v. 9. 
unzweifelhaft zur Kompetenz der R. Gen. Kom., in dergleichen Füllen das fonft 
ben ordentlichen Staatsbehörben zuftändige Oberaufſtchtsrecht auszuüben. Gs bleibt 
jedoch ihrem Ermeſſen überlaffen, ſich, je nachdem fie auf dem Wege der Verſtaͤn⸗ 
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digung mit der ordentlichen Auffichtsbehörbe leiter zum Ziele zu Kommen Hoffen 
darf, mit berfelben in Relation zu feben. 
(Koch's Agrargef., 4. Aufl. ©. 140141.) 


Zu 66. 17., 41. und 42. 


Deklaration einiger Borfchriften des A. LM. und der Gem. 6.0. 
v. 7. Juni 1821, betr. dad nupbare Gemeinde» Bermögen. Vom 26. Jull 
1847. 

Wir Friedrich Wilhelm zc. ıc. verorbnen zur Befeitigung ber Bweifel, 
welche über die Anwendung einiger Vorſchriften des A. 2. R. und ber Gem. Th. 
D. 9. 7. Juni 1821 auf das Vermögen der Stabts und Landgemeinden entflanben 
find, auf den Antrag Unferes Staatsmin., nad Anhörung Unferer geizeuen Stände 
und nad vernommenem Gutachten Unferes Staatsrathe, für alle Theile Unferer 
Monarchie, in denen das A. L. NR. Geſetzeskraft hat, was folgt: 

$. 1. Das zur Beſtreitung der Laſten und Ausgaben der Stadt⸗ oder Land⸗ 
gemeinden beſtimmie Bermögen (in Städten Kaͤmmereivermoͤgen genannt) kann durch 
eine Gemeinheitstheilung niemals in Privatvermögen ber Gemeindeglieder verwans 
belt werben. 

Eben fo iwenig darf derjenige Theil des Bermögens einer Stabt- oder Lands 
gemeinde, beflen apungen den einzelnen ®emeinbemitgliedern oder Einwohnern 
vermöge biefer ihrer Gigenfchaft zulommen (das Bemeindegliedervermögen, in Stäbs 
ten Bürgervermögen genannt), durch eine Bemeinheitstheilung in Privatvermögen 
ber Mitglieder ober Cinwohner verwandelt werden. Diefe Beſtimmung findet au 
dann Anwendung, wenn bie ben Mitgliedern oder Einwohnern, als ſolchen zuftes 
benden Nutzungsrechte noch außerdem durch ben Beſitz eines Grundſtücks, ober 
durch befondere perfünlie Verhaͤltniſſe bedingt find. 

Die Abfindung für folde Nutzungsrechte fällt daher der Gemeinde als Kor⸗ 
poration zu, während bie berechtigten Gemeindeglieder ober Cinwohner die Bes 
nußung biefer Abfindung für die Dauer ihrer Nußungsrechte erhalten. 

$. 2. Nutzungsrechte der Bemeindeglieder oder Sinwohner am Gemeinde⸗ 
gliedersBermögen, welche benfelben nicht vermöge dieſer ihrer Cigenſchaft, fondern 
aus einem anderen Rechistitel gebühren, gehören nicht zum &emeinbevermögen, ſon⸗ 
dern zum Privatyermögen der Nußungsberedhtigten, in welches baher auch die auf 
diefe Wechte bei der Gemeinheitstheilung fallenden Abfindungen übergehen, 

Der $. 17. der Gem. TH. O. bezieht ſich ausſchließlich auf diefe zum Privats 
vermögen gehörenden Nußungsrehte. 5 

$. 3. Die Beſtimmungen bes $. 72. Tit. 6. und des $. 160. Tit. 8. TH. IL 
des A. L N., daß das SemeindegliedersBermögen nad den Regeln bes gemeinfas 
men Gigentbums beurtheilt werden fol, find nur von der Berwaltung jenes Bers 
mögen j' verfiehen. 

$. 4. Die Vorſchriften der 68. 28. und 30. Tit 7. Th. I. des U ER. 
beziehen fi nur auf ſolche Gemeingründe und Gemeinweiden, welde zum Bes 
meinbeglieber- Bermögen gehören. 

.5. Die in den $$. 41. und 42. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 über 
das Maaß der Theilnahme an gemeinfchaftlihen Hüthungsnupungen enthaltenen 
fubfdiarifhen Beftimmungen finden fowohl auf die zum Brivatvermögen ($. 2.), 
ale auch auf die zum GemeindegliebersBermögen ($. 1.) gehörigen Hütungenupuns 
gen Anwendung. 
$. 6. Wird in Folge der Gemeinheitstheilung eine anderweite Regulirung für 
die Ausübung der den Gemeindegliebern und Einwohnern an der Abfindung ($. 1.) 
jufiejenden ußungeredhte nötbig, fo erfolgt biefelbe duch die Auseinanberfegungss 

ehörde, nad Kommunikation mit der Regierung ($. 11. der B. v. 30. Juni 1834). 
$. 7. Die gegenwärtige Dell. findet auf bie vor Publikation derfelben durch 
Vergleich ober rechtskraͤftiges Urtheil erledigten Steeitfälle keine Anwendung. 
Urkundlich ıc. ꝛc. 
Gegeben Sansſouci, den 26. Juli 1847. 
L (L. 5.) Friedrich Wilhelm. 
Frh. v. Müffling v. Savigny. v. ri Uhden. 


Beglaubigt: Bode. 
(G. ©. 1847. ©. 327. Nr, 2883.) 
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Dazu: 

6 DR. des K. Min. des I. (v. Manteuffel) v. 24. Sept. 1847 an 
ſammitliche 8. Gen. Kom., fowie an fänmtlihe K. Reg., ausfchließlich der 
Rheiniſchen, betr. vie Beſeitigung prozeffualifcher Streitigkeiten über vie 
Dualität von Grundſtücken oder Berechtigungen als Gemeindevermoͤgen 
oder Pıivatvermögen der einzelnen Intereffenten bei Gemeinheitstheilungen. 


Nachdem nunmehr die Bublifation der Del v. 26. Juli ce. (G. S. S. 327) 
über die Behandlung des Gemeindevermögens bei Auseinanderfeßungen erfolgt ift, 
fällt die durch die Allerh. Ordre v. 1. Wehr. 1834 angeordnete Suspenflon aller 
prozeſſualiſchen Streitigkeiten über die Dualität von Grundſtücken oder Berechti⸗ 
gungen ald Gemeindevermögen ober Privatvermögen ber einzelnen Intereffenten 
weg, und kann den beir. Prozeſſen Fortgang gegeben werben. | 

Wie in allen bei Auseinanderfegungsfachen vorkommenden Streitigkeiten ift auf 
Erreichung von Vergleichen möglichft hinzuwirken. Welche Bedingungen zu Guns 
fien der Gemeinden dabei zu ftellen find, gängt im Allgemeinen von den Umſtaͤnden 
ab, namentlich ift es aber zuläffig, daß die abzufindenden Privatintereffenten anges 
meſſene, unablösbare Geldrenten zu Gunſten der @emeinbelaffen übernehmen, dess 
gleichen, daß die Abfindungen, wo fle, wie z. B. häufig bei Häufern in ben Stäb- 
ten der Fall, beſonders und nicht ale Beſtandtheile anderweitiger, größerer Abfins 
dungen überwiefen werben, als immerwährende Pertinenzien zu ben Haͤuſern ges 
ſchlagen werben, fo daß ihre Abtrennung nur mit befonderer Genehmigung ber Ge⸗ 
meinden und deren vorgefepter Behörde erfolgen darf. 

(Min. Bl. d. i. ®. 1847, ©. 293. Rr. 355.) 


Zum $. 31. 
Bergl. Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 Art. 3. und 4. 


gu 66. 32—34. 
EN. des K. Min. des I. (Gr. v. Arnim) v. 16. Ian. 1843, betr. 
"die Auslegung der F9. 32—34. der Gem. Th. O. 


Nach den auf das Cirk. R. der vormaligen landwirthſchaftl. Abth. im Min. 
des J. v. 24. Juni 1841 über die Auslegung ber $$. 32. bis 34. der Gem. Tb, 
D. eingegangenen Berichte iR die Frage: 

ob auch dann, wenn ber in den legten 10 Jahren vor Ginleitung der Ge: 
meinheitstheilung burchfchnittlich gehaltene Viehſtand nicht für alle Inters 
effenten ermittelt worden, diejenigen, für welche berjelbe ermittelt worden, 
hiernach und nur die übrigen Interefienten nad bem von ihnen durchzu⸗ 
winternden Viehſtand abzufinden, — oder ob alsdann die ganze Theilung 
nad dem Durchwinterungs⸗Maaßſtabe zu bewirken 
in den meiſten Fällen, in denen fie bisher überhaupt zur Entiheibung gelommen, 
in einem dem: Blenarbefhluß des Ob. Trib. (vergl. Juſtizmin. BL 1841, ©. 128) 
enigegengefeßten Sinne entfhieden, und in ber überwiegenden Mehrzahl der Bes 
richte, namentli in denjenigen, Ale auf das eigentlihe Sach⸗ und Rechtsver⸗ 
haltniß tiefer eingegangen, iſt die Anſicht geäußert: . 
- daB die dur jenen Plenarbeſchiuß angenommene Deutung weder den Wars 
ten noch der Tendenz der Gem. Th. O. 
entſpreche, daß aus berfelben bie nachtheiligften Folgen hervorgehen könnten, und 
der Erlaß einer authentiſchen Del. im enigegengefepten Sinne baher als ein drin⸗ 
gendes Bebürfniß anzufehen fei. In Uebereinftimmung mit biefen Anfidhten find 
demnächft Ginleitingen Behufs einer folhen Dekl. getroffen, indeß ift bei dem Wis 
derſpruche des Juſt. Min. Mühler die Sache bis jeht zu keinem Mefultste ges 
diehen. 

Meinerſeits finde ich zwar nur bie gegen Richtigkeit des Plenarbeſchl. anges 
regten Bedenken eben fo erheblich, wie die gegen die Angemeſſenheit bes barin an- 
erfannten Grundſatzes, glaube jedoch, daß letzterer nur eigentlich eine theoretifche 
Beveutung hat, fofern nicht offenbare Mißgriffe von Seiten der Betheiligten ober 
Kommifjarien fattfinden. Die ganze Frage Tann nämlid nur dann praftifchen 
Cinfluß haben, wenn der zehnjährige Befigitand für einen Theil der Intereflenten 
wirflib ermittelt if, für einen anderen nicht. e 

Run find aber, wie in mehreren Berichten mit Recht hervorgehoben, die Bes 
fimmungen des $. 33. der Gem. Th. O. von der Urt, daß eine Ermittelung 
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des zehnjährigen Beſfitzſtandes nicht wohl möglich ift, ſobald folhe im Wege des 
fontrabiktorifhen Verfahrens auf die geſetzlich vorgeſchriebene Weife bewirkt werben 
muß, und die Intereffenten ſich nicht vergleihsweile entweder über den in Anrech⸗ 
nung zu bringenden Viehſtand felbit, oder wenigftens über die im $. 33. angege: 
benen, in der Regel keinen Betheiligten vollitändig bekannten Momente einigen. 
Werden — wie bisher nicht felten geſchehen — ſolche Einigungen auf den Vieh: 
fland eines Theil der Interefienten, mit Ausflug eines anderen Theile, befchräntt, 
und die besfallfigen Erklärungen der Theilnehmer der letten Kathegorie fo gefaßt, 
daß fie auch dann gültig bleiben, wenn ein volltändiger VBergleih über 
das Maaß und Berhältniß der Theilnahme an der Weide nit zu Stande 
fommt, fo fönnen daraus allerdings Streitigkeiten ber in Rede ftehenden Art ent⸗ 
Rechen, und find daraus wirklich hervorgegangen. 

Werben dagegen die Bergleichs:Berhandlungen gleichzeitig auf alle Theilnehmer 
ausgedehnt und während berfelben über den Viehſtand Einzelner entweder gur feine 
ober doch nur bebingte Vergleiche abgefchloffen, und Seitens derjenigen Intereffens 
ten, über deren Viehſtand feine Ginigung zu Stande fommt, nähere Erläuterungen 
und event. Beweife über die Richtigfeit der von den übrigen Interefienten hinſicht⸗ 
lich der Zahl und Art bes in den letzten 10 Jahren gehaltenen Viehs, und die 
Zeiträume, mit und in weldyen Jeder die Hütung ausgeübt, gemachten Angaben ver: 
langt, fo wird fehwerlid jemals yon Anwendung bes aapkabes, bes zehmjährigen 
Befipftandes, ernftlich die Rede fein, ba ein vollftändiger Beweis jener Angaben, 
wie ſchon erwähnt, nicht moͤglich if. 

Daß dies früher überfehen worden, ift ſehr erfläclih, da früher nur Wenige 
daran gedacht haben, 

dag wirflich aufgetriebenes und imaginaires, nach der Durcdhwinterung bes 
rechnetes Vieh gufammengerehnet, 
und das Maag und Verhältnig der Theilnahme für irgend einen Inters 
effenten feitgeftellt angefehen werden fönne, fo lange nur die Zahl des von biefen 
Sinterefienten, keinesweges aber die Sad des überhaupt aufgetriebenen Viehes bes 
fannt, mithin nur der Zähler, aber nicht der Renner, des bemfelben gebührenden 
Bruchtheils ermittelt ift. 

Jetzt aber, da die Möglichkeit dur einen Plenarbeſchl. des höchſten Berichtes 
Hofes feſtgeſtellt worden, mithin die Gefahren deutlich herportreten, welche aus ums 
vorfihtigen Grklärungen über den zeitherigen Beſitzſtand und die nach $. 33. ber 
Gen. Th. D. bei deifen Feſtſtellung manßgebeuden Momente hervorgehen koͤnnen, 
ift wohl zu erwarten, daß alle der Geſchäfte und Rechte kundigen Berfonen fi zu 
folhen Grilärungen nicht verfichen und die aus den Beſtimmungen bes $. 33. von 
felbit ergebenden Kautele beachtet werden; ruͤcſſichtlich der der Geſchaͤfte und Rechte 
unkundigen Berfonen aber ift es die Pflicht ber Sperial» Rommiflarien, ſolche auf 
jene Gefahren aufmerffam zu machen unb dahin zu fehen, daß dieſelben ſich nicht 
aus Unkunde zu nadpiheiligen Brklärungen verleiten laffen. Ich finde daher nur 
nöfhig, daß Letztere, denen der Plenarbeſchluß theilweile noch unbelaunt fein mag, 
anf benfelben,. auf bie Daraus hervorgehenden Gefahren und auf bie Noihwendigr 
feit großer Vorſicht bei den Berhanblungen über den Theilnehmungs⸗Maaßſtab aufs 
merkfam gemacht und baran erinnert werben, auch in Beziehung auf diefen Bunkt 
bee ihnen obliegenden Verpflichtungen zu genügen, und veranlaffe bie R, Ben. Kom., 
das Grforderlihe in bdiefer Beziehung anzuorbuen. Anbermeite Maaßregeln aber 
halte ich wenigſtens zur Zeit überflüfiig. | 

Sollten jedoch wider Vermuthen in irgend einem Spezialfalle aus bem mehr⸗ 
gedachten Plenarbeſchl. wirllich praktiſche Nachtheile hervorgehen, fo it harüber un: 
ter Beifügung der betreffenden Alten ꝛc. unverzüglich näherer Bericht zu erſtalten 

(Aoch' a Agrargeſ. 4. Aufl. S. 148.) 


Bum $. 39. Ä .. 

N. des K. Pin. des 3: Ahr Gewerbe Ang. (v. Brenn) v. 15. Febr. 
41837 an die K. Gen. Kom. zu Soltin, und abſchriftlich an Ten K. Weg. 
Mräffdenten zu Frankfurt, wegen, des bei Auseinanderfegungen zu ermitteln« 


den Weidewerthes. 
Der K. Gen. Rom. wird auf ben Bericht v. 10, v. M. 
über bie Grundfäße, welche Sie bei ber Werthöermittelung ber Schafweiden 


im Berhältnig zu den andern Bicharten annimmt, 


1— 
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zu erfennen gegeben: daß mit ben Berhältnißfäßen, wonad die Weide für acht 
oder zehn Schafe einer Kuhmweide gleich gerechnet wird, zwar auszureichen ift, wenn 
die vorgefundenen Weiden gleich nahrhaft. und zugänglich für Kühe und Schafe 
find, 30 aber Unzulänglichfeit der Weide flattfindet, werden diejenigen, welche zur 
Schafhaltung berechtigt And, offenbar gegen die bloß zur Rindviehweide Beredtig- 
ten verfürzgt, wenn auf fie jenes Berhältnig ebenfalls zur Anwendung gebracht 
wird. Ginleuchtend kann nimlih dasjenige ZBeideterrain, auf welchem fi nur 
Schafe ernähren Fönnen, bei dem Weidevorrath für Rindvieh nicht in Rechnung 
fommen, und eben fo wenig der Graswuchs in dem Juſtande, wie er wohl für 
Schafe, aber nicht für Rindvieh tauglih if. In Bällen diefer Art muß aljo der 
Weidevorrath für beide Gattungen von Vieh nothwendig befonders und daraus das 
Verhaͤltniß ermittelt werden, in welchem die Berechtigten abzufinden find. Die K. 
Sen, Kom. Hat dies nit nur für fünftige Bälle zu beachten, fondern auch in ber 
‚nah $. 18. der V. v. 30. Juni 1834 von Ihr noch einzureichenden Inſtruktion 
der Delonomie: Kommifjarien, die wegen Brmittelung und Berechnung der Weiden 
anzunehmenben Grundfäge hiernach beftimmter zu entwideln. 
(A, XXI. 77. — 1. 79 


Zu G$. 41. und 42. 
Vergl. die Dekl. v. 26. Juli 1847 (f. oben ©. 348.). 


Bum g. 51. 


R. des K. Min. des I. v. 18. Mat 1822 an die K. Gen. Kom. zu 
Stargard, betr. die Auslegung des F. 51. der Gem. Th. O. 


Der von der KR. Gen. Kom. nad ihrem Berichte v. 18. v. M. in den Be: 
flinnmungen des $. 51. der Gem. Th. DO. angenommene Widerfpruch iſt keineswe⸗ 
ges vorhanden. Es werden nämli in biefen Vorſchriften zuvörberfi zwei Fälle 
unterfchieden, wenn nämlich 1) die nach 65. 48. ff. berechnete Abfindung des Ser: 
vitut⸗Berechtigten, incl. feiner privativen Weiden, für den Vichfland, zu deſſen Aufs 
treibung er berechtigt iſt, nicht aber zugleich für den Vichfland des Cigenthümers, 
unzureichend fein würbe; 2) wenn bie zu theilende Weibe, mit Berüdfihtigung bes 
Weidebedarfs des Gigenthümers, für dieſen und zugleih für die Abfindung des 
Servitut-Berechtigten unzulänglich fein würbe. 

In Beziehung auf den zweiten Kal ift wiederum unterfchieben, 

a) ob ber Servitut-Beregtigte zur Auftreibung einer beflimmten Stüdzahl von 
Vieh berechtigt it, ober der Gigenthümer feinen Biehitand durch neue Wirth⸗ 
ſchaftsanſtalten und Cinrichtungen dergeſtalt vermehrt hat, daß die Hütung 

deshalb unzureichend ift, 

b) wenn weder eins noch bas andere der Fall if. 

Die Beflimmung, daß der Servitut: Berechtigte eine Vergrößerung feiner nad) 

85.48. ff. zu berechnenden Abfindung Bis zur Zulänglichkeit für feinen berechtigten 

Biehfland fordern faun, gilt nur für die Fälle zu 1. und 2.0. Die Beſtimmung 

aber, daß fi der Servitut⸗Berechtigte rine Verminderung nach eben dem Berhälts 

niffe, wie der Gigenthümer, gefallen lafien muß, für die Flle zu 2b. 
Beispiele. 

1) Ein Servitut-Berechtigter fei nach der aus feinem Winterfutter zugelegten 
Berechnung 100 Haupt auf die gemeinjchaftlige Weide zu bringen berechtigt. Da- 
von können auf der privativen Weide defielben 50 Haupt ernährt werben, ber Be⸗ 
rechtigte habe nun in ben Ichten zehn Jahren nicht 100, fondern nur 80 Haubt 
Vieh gehalten,. und mit diefen bie privativen und gemeinſchaftlichen Hütungen in 
gleicher Weife behütet, jo würde er nah $. 49. nur eine Abfindung zulaͤnglich für 
30 Haupt fordern können, alfo für 20 Haupt weniger, als. er nad Maaßgabe feis 
nes berechtigten Biehftandes zu erwarten hatte. - 

Nun find aber die gemeinfchaftlihen Weiden fo ausgedehnt, daß fie nit affein 
zulänglih find, um dem Bigenthiimer neben jener Abfindung feinen Bedarf, fondern 
außerdem noch für die nad) jener Berechnung ausfallenden 20 Haupt des Servitnts 
Berechtigten zu gewähren. In diefem Falle erhält der Berechtigte eine Abfindung 
zulängli nicht bloß für 30 Haupt, fondern für 50. 

2) Unter übrigens gleichen Umftänden behält der Bigenthümer nad der Abs 
findung des Servitut-Berechtigten für bie im erflen DBeifpiele berechneten 30 Haupt 
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nur fo viel Weide übrig, ald zur Ernährung feines eigenen Viehſtandes erforbers 
ud if. Es treten aber die zu a. gedachten Umflände ein: dann findet die im ers 
ften Beifpiele angewendete Regel ebenfalls flatt. Ungeachtet der Verkürzung feines 
eigenen Bedarfs muß der Gigenthümer dem Servitut s Berechtigten eine Abfindung 
nicht Hu für 30, fondern für 50 Haupt gewähren. 

dli 


3) die zu a. gedachten Umſtaͤnde treten nicht ein, im Uebrigen aber verhält es 
fih, wie in dem Beifpiele zu 2., dann befommt der Berechtigte nur eine Abfindung 
für 30 Haupt, gemäß der nad) $. 49. angelegten Berechnung. ’ 

Der Widerſpruch, welchen die ıc. Gen. Kom. in dem $. 51. zu finden vers 
meint bat, if alfo wi nicht vorhanden; und Ihr Irrthum Bat darin feinen 
Grund, dag Sie von der Vorausfehung ausgegangen tft, als ob der $. 51. auss 
fhließlih von dem Falle beftimme, wenn bie Weide für ſämmtliche Theilnehmer uns 

ureichend ſei; davon handelt aber nur der zweite Theil des allegirten $. von den 

orten: diefes findet 2. Dagegen fpricht der erfle Theil deſſelben von diefem Falle 
nicht, fondern feßt eine zulängliche Weide voraus, aus welcher der Servitut s Bes 
rechtigte, wiewohl er nad $. 48. ff. eine geringere Abfindung als für den Vieh⸗ 
fand, welchen er aufzutreiben berechtigt if, empfangen würbe, doch ohne Schmäles 
zung des Bedarfs des Eigenthümers eine Abfindung incl. feiner privativen Triften, 
zulängli für feinen ganzen berechtigten Viehſtand erhalten Fann. 

Mebrigens wird es auch nicht zweifelhaft gefunden, daß die Vorausfehungen 
ber SS. 105. und 106. Tit. 22. THLI. des A. 2, R., deren ber vorgebachte $. 31. 
der Gem. Th. O. gedenkt, in ihrer allgemeinften Ausdehnung, keinesweges aber 
beſchraͤnkt auf den Fall des $. 103. a. a. D. des U. 2. R. genommen find. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl. S. 153. u. Dönniges Landes - Kult. Gef. 
Bd. 2. S. 428.) 


um $. 61. 


N. des K. Min. des I. v. 19. Juni 1827, betr. die theilweife Abfin- 
dung eines SchäfereisBerechtigten. 


Der K. Sen. Kom. wird hierbei ein Extrakt aus ber Immebiat s Borfellung 
ber Schleſiſchen Provinzialdände v. 21. Dec. 1825, wegen der auf Antrag einzel- 
ner von mehreren Servitutpflichtigen d bewirfenden Abfindung der Shäferi:Be- 
zeigten nah den Grunbfügen der Gem. Th. D. zugefertigt. 

er bier zur Sprache gebrachte Punkt findet feine Erledigung ſchon in ven 
beſtehenden Vorfchriften der Gem. Th. O. Darnach müffen fi nämlich die Theil 
nehmer noch beftehender Gemeinheiten den Umtaufh und die Umlegung ihrer noch 
in derfelben befangenen Grundſtücke behufs zweckmäßiger Planlagen gefallen Iaffen, 
und der $. 61. enthält ausdrücklich, daß fowohl die aus der Gemeinſchaft ſchei⸗ 
denden, als die darin bleibenden Theilnehmer bdiefelben möglihf in einer 
zufammenhängenden Lage erhalten follen. 

Es folgt daraus in der Anwendung auf den vorgetragenen Fall: 

1) daß den Schäferei s Berechtigten ihre Abfindungen für die Gervitut eines 
oder des andern Belafleten nicht bloß aus den Laͤndereien des Abldfenden, fondern 
auch aus denjenigen noch in Gemeinheit befangenen Grundſtücken anderer Interefs 
fenten, welche für die Abfindung und Auseinanderfehung am paſſendſten gelegen 
find, gegeben werben Tönnen, wobei es fih von ſelbſt verficht, daß jeder für bas, 
was er abtritt, anderweitig wieder entfchäbigt werden muß; 

2) daß and dem Ausfcheidenden, nämlich demjenigen, welcher die Servitut 
ablöft, feine Grundſtücke fo umgetauſcht, und wieder zugetheilt werden müſſen, daß 
damit die ungehinderte Benutzung der Schäfereigereätigfeit auf ben ihr noch umter- 
worfenen Befisthümern beftehen kann. 

Die K. Gen. Kom. hat in vorkommenden Bällen nach diefen Grundſäten zu 
verfahren. 

(KRoh’8 Agrargefehgeb., 4. Aufl. S. 155 u. Dänniges Landes: Kult. Gef. 
Br. 2. S. 429.) 
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Bu 6. 69. und 71. 


R. des Min. des J. v. 6. Juli 1831, betr. den Abbau. 


Es find mehrere Källe vorgefommen, daß Gen. Kommiffionen die Beftimmung 
im $. 69. der Gem. Th. D. wegen des Abbaues dahin verftanden haben, als ob 
der auf den Abbau angelegte Plan von dem darauf angemwiefenen Interefjenten 
I&hlechterdinge angenommen werden müfle, und nur das feiner Wahl überlaffen 
bleibe, ob er wirflih dahin abbauen und eine Entſchädigung für die Koften bes 
Abbaues nehmen, oder die angewiefenen Ländereien ohne Abbau und Entfhäbigung 
haben wolle. Diefe Meinung ijt aber irrig, wie fi} dies aus der Verbindung jer 
ner Borfchrift mit dem $. 71. a. a. D. von felbit ergiebt. Es leuchtet nämlich 
ein, daß der Heransgewiefene, wenn er bie entferntere Planlage jedenfalls anneh: 
men muß, feine bisherige Hofitelle aber behalten kann, und darüber hinaus noch 
für die mehreren Koften des Abbaues Entfhädigung zu fordern berechtigt iſt, nur 
einen Bortheil aus den Händen giebt, indem er ut den Abbau Verzicht leiftet. 
Daraus ergiebt fih denn von felbit, dag die Sache damit nicht abgemadht iſt, wenn 
bei der PBlanlegung nur eben die auf ben Abbau berechnete Blanlage bes 
flimmt wird. 

Es fann zwar Fälle geben, in denen fi andere paſſende Auskunftsmittel, als 
eben jener auf vollitändigen Abbau berechnete Plan, gar nicht finden laſſen. In 
der Mehrheit der Fälle wird aber demjenigen, welcher nicht abbauen will, zwar 
der größte Theil feiner Abfindung in einee für die zeitige Hofitelle nicht infigen 
Lage augetheilt werden müflen, ihm aber dagegen ein mäßiger Theil berjelben in 
foldyer Nähe bei derfelben angewiefen werden können, baß er feinen Wirthfchaftshof 
immer noch nützlich behalten fann. Der Regel nad) müflen daher die Planlagen 
fo gelegt werden, daß der Herauszumweifende Interefient wirfli die Wahl hat, zwis 
fchen einer vollfommenen Planlage für den Kal des Abbaues und einer minder 
vollfommenen für den Fall, wenn er nicht abbauen will. 

Die K. Gen. Kom. hat Ihre Spezial: Kommiffarien hiernach zu inftruiren, 
und. Ihrer Seits auf die Befolgung diefes Grundfages zu halten. j 
2 e Rohe Agrargef., 4. Aufl. S. 157 u. Dönniges Landes:Rult. Gel. Bd. 

. . 4 .) 


Zu 65. 73. und 74. 


1) Vergl. Ergänz. Gef. v. 2. März 1850 At. 7. 

2) R. des K. Min. des 3. für Gewerbe» Ang. (Bethe) v. 30. Juli 
1837 an vie 8. Gen. Kom. zu Pofen, betr. die Berechnung des Mentes 
betrages bei Gemeinheitsthellungen. 


Der KR. Gen. Kom. wird auf den Bericht v. 14. d. M., Ihre Zweifel über 
die A eoun des $. 73. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 beireff., Folgendes 
eröffnet: | 

Das Min. ift mit der K. Gen. Kom. der Meinung, daß in dem alle, wenn 
Partheien ſich zwar über die Abführungsart der nach $$. 46. und 47. des ©. v. 
8. April 1823 feftzufegenden Rente. in einem firen Geldbetrage, nicht aber über 
den der Rente-Berechnung zum Grunde zu legenden Moggen:Durchfchnittspreis ges 
einigt haben, das Unbeflinmte einer folchen Bereinigung durch Entfcheidung ergänzt 
werden muß. (cf. 6$. 73., 74. Tit. 4. Th. J. des A. L. R.) 

Mas dagegen die Frage anlangt, von weldhem Termine ab in einem folden 
Falle der, der Drente- Berechnung zum runde zu legende 14 jährige Durchſchnitts⸗ 
preis des Roggens zurüdberedjnet werden muß: fo iſt der Zeitpunft des Antrages 
dafür zu nehmen. Dicht nur, daß dies für einen gleichartigen Ball im 8. 27. der 
Ablöf. DO. v. 7. Suni 1821 beflimmt ift, bietet der $. 48. des ©. v. 8. April 
1823 ne dem entfpsechende authentifche Deklaration der 88. 73. und 74. der Gem. 

da 


. D. dar. 

Es verftcht fih jedoch von ſelbſt, daß hierdurch Ihrem und dem Grmefien 
bes Revifions:Kollegii nicht vorgegriffen werben foll. Auch hat die K. Gen. Kom. 
Ihre Rommiffarien dahin anzuweifen, daß fie bei den von ihnen zu vermittelnden 
Bergleichen jene Unbeftimmtheit alles Fleißes vermeiden. 

(Ann. XXI. 663. — 3. 74.) 


Landes⸗Kultur⸗ Geſetzg. Bd. I. 23 
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3) Vetreffend den Abzug von Marktfuhrfoften bei Feſtſtellung 
der Abfindungd » Mente: 

a) N. des K. Min. des I. v. 16. Mai 1836 an die K. Gen. Kom. 
zu Poſen. 

Die von der K. Gen. Kom. in ihrem Ber. v. 2. d. M. angeführten Gründe, 
welche Sie bewogen haben, bei Ablöfung des der Pfarre zu N. N. zuftehenden 
Schock⸗Getreides nad) $. 26. der Ablöf. O. v. 7. Juni 1821 zu verfahren, find 
genügend, ‚und ift daher gegen die Anwendung jener Borfchrift fowohl in diefem, 
als in ähnlihen Fällen nichts zu erinnern. 

Dagegen kann das unterz. Min. Ihrer Anficht in Betreff des Abzugs für 
Marktfuhrfoften bei Feſtſtellung der Abfindungs-Rente nad der jebigen Lage der 
Geſetzgebung nicht beipflichten. 

Daß der Marktpreis erſt dann ben Werth barftellt, welchen die Erzeugnifie 
eines Sandguts an Ort und Stelle haben, wenn bie Roften des Transports nad) 
der Marftftadt in Abzug gebracht werden, it zwar in den meiſten Faͤllen, beſonders 
in dortiger Provinz richtig. — Es kann aber auch Fälle geben, in denen lands 
wirthichaftliche Brobufte aus allgemeinen oder fpeziellen Gründen an anderen Ors 
ten einen höheren Werth Haben, wie am Marftorte, 3. B. dann, wenn an biefem 
Orte nicht fo viel produziert wird, als ber Bebarf beträgt, und mithin allgemein 
zugefauft werben muß, ober wenn der Berechtigte eine Fabtikations-Anſtalt hat, 
weiche mehr Produkte ter in Rede flehenden Art verbraudt, als dort probuzirt 
werden. i 

ya der Ablöf. D. v. 7. Juni 18621 kommt e6 jedoch darauf gar nicht an. 
Diefe Eennt nur die veränderliche, nah $$. 73. und 74. der Gem. Th. OD. zu bes 
rechnende Rente, bei deren Berechnung der MartinisMarkt:Breis ohne Veränderung 
zut Anwendung fommen fol. u 

Sind die Partheien darüber einig, daß die Rente nicht veränberlih, fondern 
fe fein fol, fo it dies zwar eine Abweichung von der Regel; indeß liegt hierin, 
in fofern fie ſich nicht felbit darüber einigen, daß wegen der Koften des Transports 
um Marftorte ein Abzug flattfinde, mithin noch eine zweite Abweichung von den 
im Gefege aufgeftellten Regeln gemacht werben foll, fein genügender Grund zu 
einer folchen zweiten Abwei.rung, vielmehr befagt dann Lie Vereinbarung nichte 
Anderes, als daß derjenige Rentebetrag, welcher nach dem Geſetz nur im erſten 
Termine maaßgebend fein würde, ſolches für immer bleiben foll, und dies ift ber 
nah dem Durdfchnitt-Marktpreife der legten 14 Jahre fi} ergebende Betrag. 

Von den Abzügen, welche nad den lokalen Umftänden fachverftindig zu arbi- 
tiren fein follen, fagt das Geſetz nichts. Der Inhalt der Ablöf. DO. v. 13. Juli 
41829 fpricht übrigens nicht für, fondern gegen die Anficht der K. Gen. Kom, denn 
es it darin im $. 43. wegen Berechnung der Preife ein anderes Verfahren vors 
gefchrieben, wie in der Ablöf. DO. v. 7. Juni 1821 und ausbrüdlih beftimmt, daß 
nicht der Durchfchnittspreis des Marktortes unbedingt zur Anwendung fommen fol, 
mithin deutlich die Abſicht ausgeſprochen, die in ber zuerſt publizieten Ablöf. D. 
enthaltenen Rormen für diejenigen Landestheile abzuändern, auf welche fih bie 
neuere Ablöf. D. bezieht. 

Die von der K. Gen. Kom. in Bezug genommene B. v. 16. März 1811 aber, 
welche ohnehin nur bei bedeutenden Entfernungen einen Abzug geftattet, iſt nad 
Erſcheinung der Abldf. O. überhaupt nicht mehr anwendbar. In lebterer findet 
fi eine ſolche Beſtimmung nit, und es folgt daraus, daß felbige nicht mit aufs 
genommen worden, die Aufhebung derfelben. 

Ob dies zwedmäßig geweſen ift, und ob es nicht ber Billigkeit entfprechen 
würde, die Beftimmungen der Ablöf. D. v. 13. Juli 1829 zu generalifiren, ift eine 
andere Brage, die bei der Mevifion der Ablöf. D. v. 7. Sun 1821 zur Sprache 
fommt. So lange aber das Geſetz nicht abgeändert worden ift, muß nad) demſel⸗ 
ben verfahren werben, und hiernach ſcheint ein Abzug nicht zuläffig. 

Aus den eingegangenen Berichten geht hervor, daß die Mehrzahl ber übrigen 
Behörden das Geſetz fo auslegt, wie das unters. Min. es für richtig Hält, und die 
K. Gen. Komm. wird daher veranlaßt, den Gegenſtand nochmals In reifliche Er⸗ 
wägung zu nehmen. 

(Gentralblatt f. Preuß. Jur. 1837, G. 726.) 


Ergänzungen zur Gem. Th. O. v. 7. Juni 1824 (66. 73.0. 74). 355 


b) ER. des 8. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (Bethe) v. 1. 
—* 1838 an fämmtliche K. Gen. Kom. und an die K. Reg. der Provinz 
reußen. 


Aus mehreren von ber K. Gen. Kom. hier eingereichten Akten hat das Min. 
erfehen, daß Diefelbe bei Feftflellung der nach der Gem. Th. und der Ablöf. O. 
v. 7. Juni 1821 zu normirenden yeränderlihen Renten, wegen der Marktfuhrkoften 
einen Abzug auf die Martini: Durhichnittspreife angeordnet hat. — Wenn babei 
die Anfiht ge Grunde liegt, daß der Marktpreis den Werth eines landwirths 
fhaftlihen Erzeugniſſes nur in fofern darftellt, als die Koflen des Transports zum 
Markte von demfelben zurüdgerechnet find: fo ift dies nicht allgemein fir richtig 
anzunehmen, indem ſich auch der Ball ereignen kann, daß foldhe am Drte der Bros 
duktion oder anderswo einen höheren Preis haben, als gerade auf dem Marftplape, 
y 3. dann, wenn in einer Gegend nicht fo viel Getreide gebaut wird, als biefelbe 

edarf, mithin zugelauft werden muß, oder wenn bafelbit eine Fabrikationsanſtalt 
eriflirt, deren Berbraug durch die probuzirte Maſſe nicht gedeckt, oder wenn Ges 
treide zum Verſchiffen aufgekauft wird und bergleihen mehr. 

Es kommt indeß auf derartige befondere Lofal-Berhälmniffe nach beiden vorge: 
dachten Ordnungen niht an. Sie beflimmen wegen der nad dem Martini: Marfts 
preife zu ermittelnden Renten, nichts von einem Abzuge, ber wegen des Transporte 
zur Stadt oder wegen anderer Auslagen an Ghauffzegelb und bergleihen gemadıt 
werben Eönnte, wie e8 nad $. 3. der V. v. 16. März 1811, wegen Ablöfung der 
Dominial- Abgaben, wegen der Transportfoflen bei großen Entfernungen u. |. w. 
geichehen if. Es würde aber einer ausbrüdlichen Beflimmung diefer Art beburft 
haben, wenn bie als allgemeine Norm Hingeftellten Markpreife danach eine Modi: 
fifation hätten erleiden follen. 

Diefem tritt endlich noch Hinzu, daß aus demfelben Grunde, aus weldem die 
Berpflihteten einen Abzug auf die Transportfoflen verlangen, auch die Berechtig⸗ 
ten einen Zufhuß zum Markipreife um deshalb fordern Fönnten, weil fie bie bei 
ihren Binnahmen wegfallenden Naturalien nun vom Markte zu holen gezwungen 
würden, was begreiflicher Weife eben fo werig zuläffig if. 

Aus diefen Sründen fann das Min. die Anfiht der K. Gen. Kom. nicht thei⸗ 
In, und wird Diefelbe daher veranlagt, den Begenfland nochmals in reifliche 
Erwägung zu nehmen und Ihre SpezialsKommiffarien danach näher zu infruiren, 
wenn Sie aber Bedenken dabei trägt, foldhe anzuzeigen. 

(4. XXII. 76. — 1. 66.) 


4) M. des K. Min. des I. (v. Schuckmann) v. 14. Mai 1825 an 
die K. Meg. zu Erfurt, betr. das Verfahren bei Ermittelung der Getreide» 
Durchſchnittspreiſe. 

Hinfichtlich der in dem Ber. der K. Reg. v. 17. v. M. erwähnten Beſtim⸗ 
mungen, welche die G. v. 25. Sept. 1820 und 7. Juni 1821 $. 36. und 8. 74. 
wegen Grmittelung der Getreide-Durchſchnittspreiſe enthalten, ift im K. Staatsmin. 
und im K. Staatsrathe die Interpretation angenommen, daß die Martini : Markt: 
preife aus den Breifen derjenigen Marfttage berechnet werden, die in diejenigen 
Bunfzehn Tage fallen, von denen der Wartinitag die Mitte ausmacht. 

(A. IX. 462. — 2. 130.) 


5) M. des Min. des 3. für H. u. ©. (v. Schumann) v. 18. Nov. 
1830 an die K. Gen. Kom. zu Stargard und Soldin, betr. benfelben Ge⸗ 
genfland. 

Die von der ꝛc. gemachte Auslegung des 8. 74. der Gem. Th. O., 

dag nämli zur Feſtſtellung des Martinipreifes der Durchſchnitt aus dem 

Preiſe aller Marktiage derjenigen 15 Tage zu nehmen fei, in berem Mitte 

der Martinitag fallt, 
iſt nicht nur mit ber Safung ber allegirten Beſtimmung vereinbar, da unter Woche 
eben fowohl ein Zeitabfehnitt von 7 Tagen, als die Kaleuderwoche verfianden wer⸗ 
den fann, fondern atch die Entſcheidung für die erkere Alternative wohl motivirt, 
we 

a) unter Vorausfehung ber von ber Sen. Kom. zu N. dagegen gemachten Auss 
legung ſprachrichtiger zu ſehen gemefen fein würbe: 
„die der Martiniwoche zunaͤchſt liegenden Wochen“, 


23 * 
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b) weil nad) der von Ihr gemachten Auslegung die Kalendertvoche, in weldhe 
der Martinitag fühlt, und welde doch nah dem Gange bes Verkehrs fehr 
entfcheidend für die Ermittelung eines mittleren Preifes if, gar nicht zur 
Berechnung kommen würde, 

c) weil die Gefeßgebung ſich bereits bei anderer Gelegenheit; nämli im $. 47. 
der Ablöf. D. für Weftphalen ıc. v. 13. Juli v. 3. beftimmt darüber aus- 
geſprochen Hat, und gar fein Grund obwaltet, weshalb in diefer Beziehung 
tür N oftigen Brovinzen etwas anders als für die weſtlichen Provinzen 

- gelten follte. 

Die ıc. Generals Kom. hat demnähft Ihre Kommiffarien bei den von Ihnen 
vorzunehmenden Grmittelungen zu inftruiren. Sollte das Prinzip aber wider Grs 
warten von den Partheien zur Konteftation gebracht werden, und biefelben fid 
dur die ihnen zu eröffnenden Gründe nicht bedeuten laffen, fo muß denfelben zwar 
bie Verfolgung ihrer Behauptung in dem ordentlichen Inftanzenzuge biefer Angele⸗ 
genheiten überlaflen bleiben. Es wird jedoch vorausgefegt, daß die ıc. Gen. Kom. 
nit nur Sich Selbſt bei diefer Entfheidung der Grundfäge fonformiren, ſondern 
daß ſolches aud Seitens bes vorgefeßten Reviſions⸗Kollegii gefhehen werbe. 

Möchte Sie aber diefer Belehrung ungeachtet Anftand nehmen, bies zu thun, 
ober das Reviſions⸗Kollegium einen entgegengefegten Grundfaß angenommen haben, 
fo wird Behufs weiterer Verfügung Ihre Anzeige erwartet. 

(Dönniges Landes⸗Kult. Gel. Br. 2. ©. 431.) 


Zum $. 75. 
Bergl. Ergänı. Gef. v. 2. März 1850 Art. 8. 


Zum $. 77. 


N. des K. Min. des I. v. 17. Dec. 1839 an die K. Gen. Kom. zu 
Breslau, betr. die Auslegung des $. 77. der Gem, 35.0. 


Nach dem Berichte der Gen. Kom. v. 15. Oft. d. I. Iegt Sie die im $. 77. 
ber Gem. Th. O. unter a. gegebene Beitimmung dahin aus, daß der Dienftbarfeits- 
berechtigte in Folge biefer Geſetzſtelle zur Annahme einer Entihäbigung in Gelbe 
nur in dem Falle verpflichtet werben könne, wenn eine Unmöglichkeit vorhanden 
fei, die entihäbigung dergeftalt in Land zu geben, daß er es zu dem abgefhägten 
Werthe benußen kann. Diefe Auslegung der Gefepftelle it aber in den Worten 
berfelben nicht bedingt und zu eng gefaßt. Cine foldye Entfhädigung in Land kann 
auch in dem Falle nicht gegeben werten, wenn dadurch für die mit Dienfibarfeit 
belafteten Provofanten fo erhebliche wirthfchaftlihe Nachtheile hervorgerufen wers 
den, daß die, welche den Berechtigten dadurch treffen, daß er mit Geld abgefunden 
wird, ald untergeorbnet erfcheinen. 

Deshalb iſt es aud in der Regel nit rathfam, auf den Grund obiger Geſetz⸗ 
ftelle über die Art des Abfindungsmittels zu enticheiden, bevor ber Plan ſelbſt, fei 
er nun auf Rente oder auf Land geridhtet, vollitündig ausgearbeitet und zur 
flääͤrung vorgelegt worden. In der vorliegenden Sache fönnte nun zwar ber 
Wunſch der Intereflenten, die Vermeflung und Bonitirung der ganzen Flur zu er- 
fparen, wohl eine Abweihung von obiger Regel entſchuldigen; allein es it uner⸗ 
laͤßlich, den Abfindungsplan in Land, wie er nach der Dertlichfeit möglich if, mins 
beftens nad feinen wejentlihen Grundzügen anzugeben, tamit beurtheilt werben . 
kann, ob derjelbe nicht fo erhebliche Mißſtaͤnde in den wirthichaftlichen Berhältnifien 
herbeiführen würde, daß der Abfindung in Rente ausnahmsweiſe der Vorzug ges 
geben werden muß. | 

Das rohe Planvrojekt, welches ben Interefienten zu biefem Zwede vorzulegen 
if, muß einen Ueberſchlag von dem Werthe des abzulöfenden Hütungsrechts, eine 
beflimmte Andeutung von der Lage und eine ungeführe Angabe von ber Größe ber 
Landabfindung des Gutsbefitzers, der in Betreff der übrigen Schaafhütungsberedh: - 
tigten zu treffenden Ginrihtung und befonders der Art und der Mittel ber Aus⸗ 
gleihung der Provofanten unter einander enthalten. Sollte das Projekt in letzte⸗ 
rerer Beziehung darauf Binaus laufen, dag die Graͤnzſcheidungen fümmtlicher ober 
doc der mehrften Befißungen auf ber Flur ihrer Länge nach gerückt werden follen, 
fo muß ber Kommiflar noch befonders begutachten, ob bie etwa vorhandenen @räs 
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ben, Heden, Wege ꝛc. auf den jeßt beftehenden Gränzfcheibungen hierbei ein we⸗ 
fentlihes Hinderniß darbieten. | | 

(Koch'e Agrargef., 4. Aufl. S. 159. u. Dönniges Landes Kultur= Gef. 
Bd. 2. S. 433.) | 


Zu GG. 86. und 94. 
Vergl. Ergänz. Gef. v. 2. März 1850, Art. 9. 


Zu SS. 95. und 96. 


1) C. R. des Min. des Koͤnigl. Haufes, GeneralsBerw. für Domainen 
und Borfien (v. Ladenberg) 9. 9. April 1838 an fämmtl. K. Reg., betr. 
die Uebernahme der Wege» und Brüdenbaulaft von Seiten der vom Do» 
mainen⸗Fiskus mit Land abzufindenden Servitut- Berechtigten. 


In mehreren Fällen iſt rechtskräftig entſchieden worden, daß Fiskus, als frü- 
berer Gigenthümer ber, behufs der Servitut:Abfindung abgetretenen Ländereien, zur 
Unterhaltung der innerhalb ſolcher Abfindungsflächen befindlichen Wege und Brüden 
verpflichtet bleibe, weil bei ber Servitut-Ablöfung die Weges und Brüden-Baulaft 
nicht mit zur Berechnung gefommen war. 

Augenfheinlih wird dadurch eine neue Servitut und im Widerfpruche mit dem, 
von den Brovinzial-Ständen fchon berathenen neuen Wege⸗Geſetze, eine Wegebau: 
Berpflichtung in fremden Oränzen fonftituirt. Um dieſen Mißverhältniffen zu be: 
gegnen, hat bie K. Meg. bei Servitut-Abfindungen durh Land, die Verhandlung 
jedesmal dahin zu richten, dag bie mit Land abzufindenden Servitut: Berechtigten 
auch die Wege: und BrüdensBaulaft, fowie überhaupt alle Leiltungen übernehmen, 
zu welden ber Domainen » Fiskus als Bigenthümer der abzutretenden Abfindungs: 
flächen etwa verpflichtet iſt. i 

Sollten dagegen von irgend einer Seite Schwierigkeiten erhoben, oder foldhe 
durch befondere Berhältniffe herbeigeführt werben, fo ift davon, vor dem Abſchluſſe 
der Berhandlung, Anzeige zu madıen. 

- (Borni’s Zeitfähr. So. 1. ©. 438, Koch's Agrargef., 4. Aufl. ©. 161, 
Dönniges Landes⸗Kultur-⸗Geſ. Bv. 2. S. 433.) 


2) N. der K. Min. d. F. (v. Bodelſchwingh) u. des I. (Gr. v. Arnim) 
0.19. März 1843 an die K. Meg. zu Pofen und Bromberg, betr. das 
Verfahren bei Verlegung und Berbreiterung der Wege bei ländlichen Aus⸗ 
einanderfegungen. 


Nah einer Anzeige der Gen. Kom. finb in der Provinz Pofen fchon mehrere 
Fülle vorgefommen, in welchen während der Auseinandertegungen auf ben betr. 
Beldfluren Beränderungen in den Wegen von Seiten der Polizsis Behörden, ohne 
Wiſſen und Zuziehung der Auseinanderfeßungsbehörbe, angeorbnet worden, was 
namentlich in einem alle, wo durch den neuen Weg bie von demfelben durchſchnit⸗ 
tenen Plananlagen an ihrer Zwedmäßigfeit verloren, Berwidelungen und neue Kos 
ſten veranlaßt hat. 

Dies ift fehr wohl zu vermeiden, dba den Landräthen von allen in ihrem 
Kreife anhängigen Auseinanberfegungen Nachricht gegeben wird, die SpezialsKoms 
miffarien auch angewiefen find, bei jeber beabficätigten Verbreiterung oder Verle⸗ 
gung von öffentlichen Wegen jederzeit den Kreislandrath augugiehen und mit ihm 
gemeinſchaftlich zu operiren. Damit jebod der bei biefer Anordnung vorliegende 
Zweck erreicht werbe, ift ed nothmendig, dag auch die Landräthe ohne Kommunika⸗ 
tion mit den Spezial Rommifjarien feine dergleichen, die Auseihanderfeßung berüh⸗ 
rende Veränderung vornehmen. 

Um nun die Wiederholung ähnlicher Fälle zu verhüten, veranlaffen wir bie 
K. Reg. hierdurch, die Landrathe ihres Departements dahin anzumeifen: dag fie, 
fobalb fie von der Ginleitung einer Auseinanderfegung Kenntniß erhalten, moͤglichſt 
bald und jedenfalls ehe der Kommiſſarius der Sache zur Gntwerfung des Auseins 
anberfegungsplans fhreitet, mit diefem in Erwaͤgung ziehen, ob Beränderungen mit 
ben, auf dem zur Theilung geſtellten Grundſtück vorhandenen öffentlichen Wegen 
porzunehmen find, und biefe Veränderungen nad) ber Michtung, Breite und Gin, 
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fliegung der Wege mit Gräben, auch der Bepflanzung mit Bäumen, entweber 
ſelbſt volltändig und genau beflimmen, oder doch folhe Abänderungen mit dem 
Kommiffarius der Sache treffen, daß biefer die Anlagen nach der vorliegenden Ab- 
ficht zweckmäßig anorbnen fann. Sollte aber diefe zeitige Borforge verfäumt oder 
es unvermeidlich fein, in den bereits feparirten Feldern Veränderungen mit den 
öffentlihen Wegen vorzunehmen, fo darf dies, fo lange die Auseinanderſetzungs⸗ 
ſache noch bei der Gen. Kom. anhängig ift, nicht ohne Fuziehung des Auseinander: 
feRungs-Kommiffarius geſchehen, mit welchem der Landrath in Erwägung zu zie⸗ 
hen bat, wie die Aenderung der Wege am beflen vorgenommen werben fann, ohne 
die Zweckmäßigkeit der Planlage zu flören. 

Sollten Fälle vorkommen, wo ber Landrath und der Spezial: Kommifjarius 
fi über die zu treffenden Maaßregeln nicht vereinigen Tönnen, fo haben fie es ih⸗ 
ten vorgefebten Behörden anzuzeigen, welche fi) mit einander verfländigen ober 
den Ball den vorgefeßten Riniferim zur Gntfheidung vortragen werben. 

(Min. Bl. d. i. V. 1843, ©. 128. Nr. 165.) 


gu $$. 95—100. 


1) C. R. ver K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. der geifl., 
U. u. M. Ang. (Eichhorn) v. 8. Juni 1842, an fämmtliche K. Meg, aud- 
fchließlich ver Mheinifchen, fowie an fämmtlihe K. Gen. Kom., betr. vie 
Aufbringung ver Ausgaben für Grenzfteine, neue Wege, Triften, Entwäfje- 
rungs⸗ und ©renzgräben bei Gemeinheitötheilungen im Allgemeinen, befon- 
ders auch Seitens der dabei beihelligten Kirchen, Pfarren und Schulen. 


Die definitive Beſcheidung der K. Den auf den Bericht v. 24. Juli 1839, 
wegen Tragung der Ausgaben für Beihaffung von Grenzfeinen zc. in Ge⸗ 
Jerheitetheilunge— Sachen, ſo weit Pfarren und Schulen dabei betheiligt 
nd, 
iſt wegen anberweiter allgemeiner legislativer Berathungen, bei welchen jener Gegen: 
ftand mit erwogen werden follte, einftweilen ausgefeßt, und wird Ihr daher erſt 
jeßt, nachdem auch die gutachtlihe Aeußerung der KR. Gen. Kom. in Stendal ver: 
nommen worden, Yolgendes zu erfennen gegeben. 
Mit Ihrer Anficht Fönnen wir uns nicht überall einverflanden erklären, müffen 
vielmehr nach jeßiger Lage der Geſetze, der Gen. Kom. dahin beipflichten, daß bie 
Ausgaben für Belhaffung von Grenzfteinen, Anlegung neuer Wege, Triften, Ents 
waͤſſerungs⸗ und Grenzgraͤben, welde in Folge einer Gemeinheitstheilung nöthig 
werden, im Sinne des Geſetzes überall nicht zu den Separations⸗Koſten zu 
rechnen find. Nur von legteren und deren Aufbringung ift in dem G. v. 7. Juni 
1821 über die Ausführung der Gem. Th. und Ablöf. Ordnungen die Rebe, und 
der $. 26. unterfcheidet Dabei zwifchen den Koften der Bermelfung und Bo⸗ 
nitirung, 
weile von fämmtlichen Theilnehmern nah Berhältnig ber Theilnchs 
mungsrechte, 

und zwiſchen den übrigen Auseinanderſetzungs⸗Koſten, 
welche von den Theilnehmern nach Verhältniß des Vortheils, der 
ihnen aus der Auseinanderſetzung erwächſt, 

zu entrichten find. 

Neber die jetzt fraglihen Ausgaben und beren Anfbringung aber ift in ber 

Gem. Th. D. ſelbſt 88. 95 — 100. Beftimmung getroffen und zwar dahin: 
dag dazu alle Betheiligte nah Berhältnig ihrer Theilnehmungs: 
rechte beitragen follen, 
und biefe Beflimmung ergiebt fhon in fofern ganz beutlih, daß ber Geſetzgeber 
biefe Ausgaben nit als zu den im $. 26. des Ausführungs⸗Geſ. erwähnten Kos 
fien gehörig angefehen hat, als fonft zwifchen dieſem Geſetz und der Gem. Th. O. 
ein Widerſpruch Statt finden würbe, ba die eigentlichen Koften, mit alleiniger Aus; 
nahme der fpeziell hervorgehobenen Koſten ber Vermeſſung und Bonitirung, nicht 
nach Berhältnig der Theilnehmungsrechte, fondern nah Verhaͤltniß des aus der 
Auseinanderfegung erwachſenden Bortbeild repartirt werben, währen bie Gem. 
TH. O. ausdrüdlic vorfchreibt, daß nicht blos der Grund und Boden, welcher zu 
neuen Wegen, Triften und Gräben erforberlih if, Yon allen Betheiligten nad 
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Verhaͤltniß der Theilnchmungsrechte herzugeben fei, ſondern auch hinfichtlich ber 
Anlegung und Unterhaltung baffelbe Beitrags-Verhältniß Statt finden folle. 
Hiermit erledigt fi denn aber auch die ganze Argumentation der K. Reg., 
welde davon ausgeht, 
daß die in Rebe ſtehenden Ausgaben zu ben eigentlichen Auseinanberfegungss 
Koften gehörten und daher ebenfalls nah Maaßgabe der in den R. v. 6. 
Dee. 1821, 5. Sept. 1825, 25. Febr. 1829 u. 2. Aug. 1832 behandelt, 
mithin, foweit fie unvermögende Kirchen, Pfarren und Schulen treffen, nies 
bergefhlagen und reſp. bis zu weiterer Beflimmung geflundet werben 
müßten, 
von ſelbſt, ohne daß es erſt einer näheren Auseinanberfeßung darüber bedarf, daß 
ber Aufwand, welcher durch die Anlegung und Unterhaltung neuer Wege, Triften, 
Gräben und Grenzzeichen entiteht, und eben fowohl auch ohne eine Gemeinheits⸗ 
theilung nöthig werden Eönnte, in der That einen ganz anderen Charafter hat, wie 
bie Rollen des Verfahrens, und daß ed auch ohne die ſpeziellen Vorſchriften ber 
Gem. Th. D. über die Aufbringung jenes Aufwanbes, fchon nad) allgemeinen Grund: 
fägen nit zu redjtfertigen fein würde, darauf dasjenige anzumenden, was nur in 
Betreff ber Koften des Auseinanderfeßungs-Berfahrens angeordnet if. 
bi ät aber die Anmwenduung dieſer fpeziellen Anordnungen unzuläffig, fo Tann 
ie Frage, 
wer für den auf Kirchen, Pfarren und Schulen fallenden Theil des Auf: 
wandes für Anlegung und Unterhaltung von Wegen, Triften, Gräben ıc. 
auffommen müfle, 
nur nach allgemeinen Prinzipien entfchieden werben, und ba hiernach alle Lafl 
biefer Art vom Niegbraucher getragen werben müflen, wenn berfelbe auch unter bes 
flimmten Borausfeßungen nad Beendigung feines Nießbrauchs Entſchaͤdigung dafür 
verlangen kann, fo ift das von der K. Reg. angefochtene Verfahren der Gen. Kom. 
— die baaren Auslagen für ®renzfleine, Anlegung der Wege ıc. von ben Pre⸗ 
digern und Schullehrern für ihre Perſon zu fordern, den geſehlichen Vorſchriften, 
namentlich aber dem, Hier analogifch zu berückſichtigenden $. 97. der Gem. TH. D. 
v. 7. Zuni 1821 nicht nur vollfommen entfprechend, fondern jede Abweichung bas 
von würde felbft gemißbilligt werden müflen, fofern ſolche im einzelnen Eonfreten 
Balle nicht etwa durch einen fpeziellen rechtsgültigen Titel begründet würbe, 
Hiernach hat die K. Reg. die bei Ihr vorgekommenen Reklamationen zu erles 
digen und in der Folge weiter zu verfahren. 
(Min. BI. d. i. V. 1842, S. 226. Nr. 300.) 


2) €. R. der K. Min. der geiſtl, U. u. M. Ang. (Fichhorn) u. des 
J. (®r. 9. Arnim) v. 31. Aug. 1842 an fämmtlide K. Meg., ausfchließ- 
lich der Rheinifchen, fowie an fämmtlidhe K. Gen. Kom., betr. die Auf⸗ 
bringung der Ausgaben für Grenzfleine, neue Wege, Triften ac. bei Ges 
meinheitötheilungen Seitens der dabei betheiligten Kirchen, Pfarren und 
Schulen. 

Wenngleich fi nicht verfennen läßt, daß eine ftrenge Durchführung des, in 
bem Girkul. v. 8. Juni d. I. (Min. Bl. S. 226) ausgefprohenen Grundſatzes, 
nad welchem der auf Kirchen, Pfarreien und Schulen fallende Theil der baaren 
Auslagen für Anlegung von Wegen, Triften, Gräben und Grenzzeihen bei Sepa- 
rationen, von ben Predigern und Scähullehrern für ihre Perfon geforbert werben 
fol, letzteren in einzelnen Fällen unbequem unb läftig fein mag, fo fann doch, wie 
ber K. Reg. auf den Bericht v. 5. v. M. eröffnet wird, nad jebiger Lage ber 
Geſetzgebung auf Ihren Antrag, biefe Koften, gleih dem übrigen Separations, 
Aufwande, von denjenigen Korporationen tragen zu laffen, denen die Unterhaltung 
ber Kirchen, Pfarreien und Schulen obliegt, nicht eingegangen werben, ba bie in 
Rede ftehenden Beträge, dem eigenen Anerfenntniffe des Kollegii zufolge, zu ben 
eigentlihen Separationsfoflen nicht gehören, vielmehr folche Verwendungen find, 
deren Uebernahme nach allgemeinen Normen den Nießbrauchern, allenfalls unter 
Borbehalt der Rückentſchädigung na Beendigung des Nießbrauchs, obliegt. 

Erfahrungsmäßig pflegen aber auch die wirklichen baaren Auslagen für das 
Material und die Arbeiten bei derartigen Anlagen in der That nicht erheblich zu 
fein, denn erſteres (namentlich die zu Grenzzeichen brauchbaren Steine oder Holz⸗ 
fänlen) findet ſich der Megel nach auf allen Feldmarken ober fonft genügend vor 
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und wird ohne befondere Mühe und Koften für feinen Zweck zugerichtet, waͤhrend 
legtere faſt immer durch die Interefienten felbft oder deren Dienitboten entweder 
gemeinfchaftlih, ober nad gewiffen, jedem Ginzelnen zugetheilten Pensis werben 
ausgeführt werben. 

In Fällen diefer Art, welche die Mehrzahl bilden, köunen nun die Geiftlichen 
und Schullchrer nicht weſentlich beläftigt fein, und iſt daher auch fein Grund vor; 
handen, diefelben von der Theilnahme an folchen gemeinfchaftlichen Verpflichtungen 
zu dispenfiren, im Gegentheil zu wünfchen, daß fie bei ber Erfüllung berfelben den 
übrigen Intereffenten um fo mehr mit Rath und gutem Beifpiele vorangehen, als 
die gemeinfhaftlihen Zwecke auf diefe Weile am ficherften und beften erreiht, bie 
übrigen Sntereffenten fi aber dann viel cher geneigt finden laflen werten, bie 
Geiftlihen und Schullehrer bei denfelben zu erleichtern oder ganz zu vertreten, und 
in dieſer Beziehung gütlihe Abkommen mit denfelben zu treffen, welche die Aus; 
einanberfeßungs> Behörben und deren Spezial: Rommiflarien, in Mitvertretung ber 
geiftlichen Inflitute, gern ermitteln werben. 

(Min. BL d. i. V. 1842. ©. 346. Nr. 475.) 


Zu $$. 101. und 102. 


1) K. O. 9. 28. Sept. 1810 wegen Dotirung der Land = Schullehrer 
auf den Königl. Domainen. 


Mein lieber Staatsminifter Graf zu Dohna und Mein lieber Geh. Staatsrath 
Sad! Um dem armfeligen Zuflande abzuhelfen, worin die mehriten Land: Schul: 
Iehrer fi befinden, und ihnen zur Erzeugung ihres Gemüſe⸗Bedarfs, aud allen: 
falls zur Grnährung einer Kuh Gelegenheit zu verfchaffen, will ih auf Euren Be⸗ 
richt v. 5. d. M. genehmigen, daß ben (hledteren Land-SchullehrersStellen, ſowie 
foldhes bei den vorkommenden Gemeinheitstheilungen bereits flattfindet, auch bei den 
SGemeinheits : Auseinanderfeßungen in den Domainengütern in der Kurmarf, Neu: 
mark, Pommern und Schlefien ein bis zwei Magdeburgifche Morgen, in Weſt⸗ 
preußen, Ofpreußen und Litthauen aber ein Kulmifcher Morgen guten Landes und 
in ſchlechtem Boden verhältnigmäßig mehr zugetheilt werbe. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl. ©. 33.) 


2) K. O. v. 5. Nov. 1812, betr. das bei vorfommenden Gemeinheitd- 
theilungen anzuweifende Land für die Land» Schullehrer in der Kur» und 
Neumark, fo wie in Pommern und Schleflen, deögleichen in Weſt⸗ und 
Dftpreußen und Litthauen. | 


Nach Meiner Beſtimmung v. 28. Sept. 1810 follen die Landſchullehrer bei den 
vorkommenden ®emeinheitstheilungen das zur Erzeugung ihres Gemüſebedarfs und 
zur Ernährung eirier Kuh nötbige Land in ber Kur: und Neumark, fo wie in 
Pommern und Scleften, mit einem bis zwei Magdeburgifchen Morgen, in Weit: 
und Oftpreußen und Litthauen mit einem Zulmifhen Morgen guten Landes, in 
ſchlechtem Boden aber verbältnigmäßig mehr angewiefen erhalten. Zur näheren 
Grläuterung des $. 44. des Ed. zur Beförderung des Landesfultur v. 14. Sept. 
v. J., welcher verſchiedentlich fo ausgelegt wird, al6 hänge die Anweifung des ers 
forderlichen Schullandes gewiſſermaaßen von ber Willführ der Kommunen ab, trage 
Ih Ihnen daher hierdurch auf, dafür zu forgen, daß in die fünftige Gemeinheite: 
theilungs » Ordnung Meine obige, auf die Verbefferung der Berhältniffe des Lands 
ſchullehrerſtandes abzwedende Beſtimmung aufgenommen werde. 

Charlottenburg, 5. Nov. 1812. 

Friedrich Wilhelm. 


An 
den Statefengtr Freiherrn v. Hardenberg. 
(8. ©. 1812, S. 194. Nr. 142.) 


3) R. des K. M. des I. v. 17. Juli 1822 an die K. Gen Kom. zu 
Stargard, betr. die Auslegung des 6. 101. ter Gem. Th. O. 


j a a Min. eröffnet der K. Gen. Kom. auf den Bericht v. 26. März 
. J., da 

zu 1. Der Sinn, ber im 8. 101. ber Gem. Th. O. wegen ber Dotation bes 
Schullehrers getroffenen Beftimmung nit zweifefhaft it. Allerdings fol ſich ber 
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Schulhalter die für feinen perſoönlichen Haushalt erforberlihen Gartenfrüchte, und 
den Yutterbedarf für fein Vieh, nicht nad Art und Weife eines Aderwirths, auf 
einer ausgedehnten Wläche, fondern in dem engen Raum eines Gartens, durch 
air, forgfültige und tiefe Bearbeitung bes Bodens und flarfe Düngung 
eſchaffen. 

‚Das Maaß ber ihm angewieſenen Flaͤche ergiebt ſich alſo von ſelbſt, wenn 
einerſeits das im Geſetze ausgedrückte Bedürfniß, andererſeits jene angeſtrengte 
Kultur und die oͤrtliche Güte des Bodens in Anſchlag gebracht werben. 

Zu 2. Hat es Fein Bedenken, daß die K. Gen. Kom. den Wünfchen ber In⸗ 

tereffenten nachgeben fann, wenn fie es vorziehen, einen Theil der dem Schulhalter 
ebührenden Dotation in Wieſen zu gewähren. Dagegen ift foldes rückſichtlich ber 
eide der Regel nach nicht zuläffig, weil durch eine ſolche Bewilligung, unter Bors 
ausfeßung einfliger Separation, der Vortheil verloren gehen kann, welcher bei ber 
Beflimmung bezwedt ift, daß der Schulhalter die ihm zugedachten Ländereien zus 
fammenhängend in einer zum Gartenbau geeigneten Lage Kalten fol. Wenn aber 
bie diesfälligen Bedenken durch anderweitige angemeffene Stipulationen ausgeſchloſſen 
werben, fo ift es wohl zuläffig, die proviforifche Ginräumung eines beflimmten 
MWeiderehts anzunehmen. Eben jo verhält es ſich wegen der Strohlieferung, die 
ohne angemeffene Stipulationen im Wege einftiger Ablöfung in eine Gelbrente ver: 
wandelt werben würde. 

Zu 3. In fofern mit einer Regulirung eine, wenn auch nur partielle Ge _ 
meinheitstheilung verbunden wird, muß auch die Vorfchrift des F. 101. der Gem. 
TH. D. zur Anwendung fommen. Wo dies aber nicht der Fall iſt, wird bie KR. 
Gen. Rom. fih nah $. 44. des Ed. wegen Beförderung der Landfultur auf güt- 
liche Vermittelung befchränten. | 

Zu 4. Die Dotation der Schullehrer ift die Obliegenheit der Gemeine. 

Zu 5. Auf no nit beftehende Schullehrerftellen Tann. nicht Rückſicht ges 
nommen werben. 

Zu 6. Erledigt fih von felbit aus dem Vorſtehenden. 

(Koch's Agrargef., A. Aufl, ©. 164 u. Dönniges Landes: Kult. Gef. 
Br. 2. ©. 437.) 


Dazu: 

M. des K. Min. des I. v. 12. Nov. 1824 an die K. Gen. Kom. zu 
N. Die Gutsherrſchaft ift nicht verpflichtet, zur Dotation der Schul« 
lehrer⸗Stelle beizutragen. 

Die KR. Gen. Kom. kann in Beſcheidung auf ihre Anfrage v. 1. d. M. wegen 
des im Min. Reffr. v. 17. Juli 1822 sub Nr. 4. 1) enthaltenen Ausdrucks „&es 
meinde“ nur angewiefen werben, fi fireng an bie Worte bes Geſetzes und jener 
Verfügung zu halten, und daher die Gutsherrfchaft bei der Dotation ber Schulleh- 
rerfiellen, da jene zu den Dorfsgemeinden nicht gezählt werben Tann, und nament⸗ 
lich auch in Beziehung auf die Unterhaltung der Schulen in ben darüber beſtim⸗ 
menden Borfchriften von derfelben unterfchieden wird, — vergl. A. L. R. II. 12. 
$$. 33. u. 36., — weder die in dem einen, noch in bem anderen der von ihr bes’ 
zeichneten Bälle zum Beitrage zu ziehen hat. 

s (Koch's Agrargef., 4. Aufl. S. 167. Dönniges Landes⸗Kult. Geſ. Bd. 2. 
. 439.) 


4) R. des K. Min. des I. v. 11. Febr. 1823 an die K. Gen. Kom. 
zu N,, betr. die Dotation erft neu zu errichtender Schullehrer-Stellen. 

Der 8. Gen. Kom. wird bie an die Reg. zu Stettin und Köslin unterm 3. d. M. 
erlaffene Verf. wegen Dotation der künftig noch zu errichtenden Schullehrerftellen 
bei Gemeinheitstheilungen Hierbei in Abſchrift (Anl. a.) mit der Anweifung zugefers 
tigt, in denjenigen Faͤllen, wo bie Errichtung befonderer Schullehrerftellen beabs 
fihtiget wird, und Ihr von den Regierungen darüber Mittheilung gemadt wird, 
die gütliche Gewährung des Berlangten alte Fleißes zu vermitteln. 


nl a 
Die unterz. Min. eröffnen der sc. Reg. auf ben Bericht v. 4. Sept. v. J., 
in welchem biefebe gegen bie von ber Ben. Kom. zu Stargard an ihre Defonomies 








1) Vergl. oben ©. 360. 
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Kommiffarien unterm 3. Aug. v. 3. erlafiene Verf. wegen Dotation der Schul⸗ 
lehrer auf dem platten Lande und namentlich gegen die Beflimmung zu T., wonad 
auf noch nicht beſtehende Schukfehreritellen nit Rüdfiht genommen werden fol, 
remonftrirt, daß weder die K. O. v. 28. Sept. 1810 und 5. Nov. 1812, noch 
$. 101. der Gem. Th. D. davon ſpricht, daß künftig erſt zu errichtenden Schuls 
Ichrerftellen das erforberlihe Rand zum Gemüfebau refervirt werben fol. So lange 
alfo noch nicht feftitehet, daß an einem beftimmten Orte eine befondere Schulftelle 
errichtet werben foll, fo lange Tann die Gemeinde auch nicht gegen ihren Willen 
ezwungen werben, für beren Dotation bei Gemeinheitstheilungen im Voraus zu 
—* — Hierdurch wird jedoch nicht ausgeſchloſſen, daß theils mit Zuſtimmung 
der Gemeinde ein angemeſſenes Stück Land zu dieſem Zwecke zurückbehalten und 
bis zur Errichtung der Schulſtelle als Gemeindegut benutzt werde, theils daß die 
0. Regierung die Gen. Kom. benachrichtige, an welchen Orten fie mit der Crrich⸗ 
tung befonderer Schulſtellen vorzugehen beabfihtiget; auch wirb bas mitunterz. 
Min. des I. letztere inflkuiren, in ſolchen Fällen die gütlihe Gewährung des Ber; 
langten alles Fleißes zu vermitteln. 

Berlin, den 3. Febr. 1823. 

Min. der geiſtl, U. u. Meb. Ang. Min, des 3. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl. S. 165, Dönniges Landes;Kult. Gef. Bd. 2. 
©. 437-438.) 

5) M. des K. Min. des I. v. 5. Juni 1823 an die K. Gen. Kom. 
zu N. Nachbar⸗Gemeinden find nicht verpflichtet, zur Schuldotation beizu« 
tragen. 

Der 8. Gen. Kom. wird auf den Ber. v. 21. v. M. zu erkennen gegeben, 
bag die Gem, Th. D. über eine Schabloshaltung der Ortsgemeinde, welcher die 
Dotation des Schullchrers durch einige Morgen Gartenland auferlegt ift, Seitens 
ber übrigen, zu ber nämlihen Schule gewiefenen benachbarten Gemeinden nichts 
beftimmt, und es daher an allem Titel fehlt, den Ießteren ſolche zuzumuthen. Auch 
ift bie vorgeftellte Unbilligfeit nur fheinbar, wenn bie Vorzüge in Erwägung ge: 
zogen werben, welde die Ortsgemeinde vor den übrigen voraus hat, welche ibre 
Kinder über Feld zur Schule ſchicken müſſen. 

Was Ihre zweite Anfrage anlangt, fo läßt die Faſſung des Geſetzes über bie 
Abficht feinen Zweifel zu, daß dem Schullehrer jene Dotatton nicht bloß ſtückweiſe, 
nad Maaßgabe der Zahl und Theilnehmungsrechte der aus der Gemeinheit ſchei⸗ 
benden Interefienten, folche vielmehr bei der erjten auf einer Dorffeldmark vorkom⸗ 
menden Semeinheitstheilung, alfo fogleih ganz und für Rechnung aller zur Dorfs 
gemeinde gehörigen Theilnehmer auszuweiſen jei. 
© Gy 8 Agrargef., 4. Aufl. ©. 165, Dönniges Landes⸗Kult. Geſ. Bd. 2. 


6) R. des K. Min. de8 I. v. 31. Juli 1823 an die K. Gen. Kom. 
zu N., betr. ven Zeitpunft der Gemährung der Schullehrer-Dotation. 


Die K. Gen. Kom. hält in Ihrem Bericht v. 30. v. M. die Beftimmung des 
$. 101. der Gem. Th. D. auf den Fall der Gemeinde D., deshalb nicht anwend⸗ 
bar, weil bei berfelben zwar zur Erzielung beſſerer Kultur:Bortheile eine theilweife 
Umlegung der Ländereien erfolgt, der eigentliche Gegenftand der Auseinanberfeßung 
aber nur bie Ablöfung der Hutung und Gräferei gewefen fei. Das Gefeh macht 
aber Feine Ausnahme hinfihtli des Begenftandes ber Thetlung, fondern beflimmt 
ausbrüdlih und unzweideutig, daß die Dotation der Schuliehrers Stelle bei der 
erften, auf einer ‚Dorfsfeldmarf eintretenden @emeinheitstheilung flattfinden foll. 
Es wird darin Kerle ausgebrudt, einmal die Berpflichtung an fi, weldhe einer 
noch in Gemeinſchaft befangenen Gemeinde zu biefer Ausftattung obliegt; zweitens 
ber Zeitpunkt, in welchem folches geſchehen fol. Jene Verpflichtung vorausgefeßt, 
fommt es nur darauf an, den Zeitpunkt der Ausweifung ſchicklich zu wählen, und 
dieſer bietet fi, wie es das Gefe zu erkennen giebt, ſogleich dar, als irgend eine 
die Gemeinde und ihre wirthfhaftligen Berhältniffe berührende Auseinanderfegung 
über beſtehende Gemeinheiten vorfommt. Es iſt auch ganz irrelevant, bezüglich auf 
bie Berbinblichkeit zu jener Ausflattung des Schullehrers, ob er biaher —* 
berechtigter war ober nicht, desgleichen ob feine Wohnſtelle auf Unterbringung 
von Vieh eingerichtet if. Das Gefeh befchränkt biefelbe weder im ber einen noch 
in ber anderen Beziehung. Zwar beflimmt daſſelbe, daß gegen bie heflinmie Aus⸗ 
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Hattung bie der Stelle bisher zuftänbig gewefene Weibeberechtigung auf den Grund» 
ſtücken ber Dorfgemeinbe aufhöre, allein dies ift nicht Bedingung, fonbern Folge 
und Wirkung jener anderweitigen Ausflattung. Wenn es aber dem Schullehrer 
einſtweilen noch an ber Gelegenheit fehlt, jenes Land ganz nad den Abſichten ber 
Vorſchrift zu benntzen, fo kann daraus doch offenbar fein Grund entnommen wer: 
den, ihm baflelbe vorzuenthalten, vielmehr iſt es den Schulvorflehern und den ihnen 
vorgefeßten Behörden zu überlaffen, wie fie ihre Ginrihtungen treffen wollen, daß 
dem Scullehrer der Nugen, ben er davon ziehen kann, im ganzen Umfange zu 
Statten komme. 

Daß der Schullehrer für das ihm zuzutheilende Land die Grundfteuer pro rata 
zu übernehmen habe, it nicht verorbnet, vielmehr folgt das Gegentheil fowohl aus 
der Abfiht des Geſetzes, die Lage des Schulichrerd zu verbefiern, ale den Beſtim⸗ 
mungen $$. 147. u. 156. der Gem. Th. D. !) Man würde die Ausitattung vers 
fümmern, wenn man fie mit Abgaben belegen wollte, ugd die Landausweifung ift 
entweder Abfindung für bisher ſchon beftandene Weideberechtigungen oder doch wer 
gen einer neuen, durch das Gefeg felbft beftimmten Berechtigung. Webrigens ift es 
hoͤchſt auffallend, wie dem Schulhalter zu D. 34 Morgen Aderland erfter Klaſſe 
F feiner Abfindung haben zugetheilt werben können, da unter Vorauoſetzung ber 

artenfultur, auf welche diefelbe nach dem unzweideutigen Ausbrude des Geſetzes 

berechnet ift, unzweifelhaft eine viel geringere Flaͤche ſolchen Bodens zureichend 

—* damit die als Maaßſtab bezeichneten Bedürfniſſe ſeines Hausſtandes zu be⸗ 
igen. 

Die K. Gen. Kom. hat daher von der Art und Weiſe der Ermittelung jener 
Abfindung nähere Kenntniß zu nehmen und der anſcheinend übermäßigen Quantität 
der Abfindung zu remebiren. 

(Roh 8 Agrargef., 4. Aufl. S. 165, Dönniges Landes:Kult. Gef. Bd. 2. 
S. 438.) 

Dazu: | 

N. des K. Min. des I. v. 10. Sept. 1824 an die K. Gen. Kom. 3 
Groß⸗Strelitz und zu Breslau, betr. die Verpflichtung zur Uebernahme der 
Orundfteuer auf die Schultotationd » Zänderelen. 

Da in dem Schlefifchen Schul-Reglement für bie nieberen katholiſchen Schulen, 
d. d. Botsdam, den 18. Mai 1801 durch deſſen $. 12. beftimmt worben iſt, daß 
den neu anzuftellenden Schullehrern ein Gartenftüd von wenigftens einem Scheffel 
Ausfaat gewährt werden foll, die darauf haftende Grundſteuer aber flets vom 
Schullchrer hat übernommen werben müflen, fo wird nunmehr die unterm 31. Zuli 
1823 an die 8. Gen. Kom. erlaſſene Berf. in Betreff des dem Schullehrer zu D. 
zuzuthrifenden Landes dahin mobiflzirt, bag wenn ber Schullehrer nad 88. 101. 
und 102. der Gem. Th. D. das neue Land titulo gratuito erhält, die Grundſteuer 
von ihm getragen werden muß; wenn er aber die Landausflattung nur auf ben 
Grund früherer nicht fteuerpflichtiger Berechtigungen, und gegen Aufhebung der letz⸗ 
ten befommt, die —— zur Zahlung der Grundſteuer bei der Gemeinde 
verbleibt, und it behufs Aufrehthaltung der Ordnung im Katafterwefen das bem 
Schulichrer zu uberweifende Reuerpflichtige Land als ſolches im Kataſter aufzufühs 
ren, und nur dabei zu vermerken, daß die Gemeinde bie darauf haftende Steuer zu. 
entrichten habe. 

& (Koch's Agrargeſ., 4. Aufl. S. 166, Dönniges Landes:Kult. Geſ. Bd. 2. 
. 439.) 


TR. des K. Dein. der geiftl,, U. u. Med. Ang. v. 25. Juni 1831, 
an die 8. Gen. Kon. zu N., daß das fonflige Einkommen der Schul- 
Iehrer»Stelle bei der Dotirung nicht zu berüdfichtigen, und die Repartitions⸗ 
gruntfäge bezfiglich der Dotation auf die Gemeindemitglieder betreffend. 

1. Da der $. 101. der Gem. Th. O. die daſelbſt beitimmte Land» Dotation 
ber Schulichterfiellen, fo weit fie mit dem feftgefegten Maaße von Landbeflk nicht 
bereits verfehen find, ohne Rüdfiht auf die fonftige Höhe des Binlommens ber 
Stelfe, verordnet, fo kann dabei auf das letztere eine dem Geſetze zuwiderlaufende NRück⸗ 
ficht nicht genommen, und es muß vielmehr bei allen Separationsfällen in den mit 


— — — — — — — — — — 


1) Vergl. indeß das (nachfolgende) R. v. 10. Sept. 1824, 
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einer Schule befekten Dörfern auf die Gewährung der Lanbbotation, oder bei be: 
fonderen, ber Naturalabtheilung entgegenftehenden Eofalverhältniffen auf eine ans 
gemeffene Abfindung allerdings gehalten werben, zumal aud benjenigen in ber 

egel für fi felbft ebenfalls wohlhabenderen Gemeinden, deren Schullchrerftellen 
mit einem fonftigen, verhältnigmägig guten Einfommen botict find, die Aufbringung 
jener geringen Verbefierung immer nicht zu einem Drude gereichen Fann. 

Was die Repartition berfelben in eigen Faͤllen betrifft, wo biefe fi nicht 
durch Natural-Ausweifung des Landes von dem zur Theilung kommenden Territorto 
von felbft befeitiget, fo ſcheint es hier das Richtigfte, die Abfindung den gefammten 
Wirthen des Dorfes, zunächſt nad Verhältnig ihres jan an der Separatione: 
mafle, wo aber, wegen nur theilweifer Konkurrenz an berjelben, auch hiernady nicht 
gegangen werden fann, nah Berhältnig ber fonftigen ©emeindebeiträge zur Schul; 
unterhaltung aufzulegen; wiewohl übrigens das Min. über diefen Punft, als zur 
Wahrnehmung des Interefle der Schulen an fi felbft nicht weiter gehörig, eine 
maaßgebende Entfcheidung überall nicht ertheilen, fondern biefe nur dem rechtlichen 
Befunde der K. Sen. Kom. felbft, mit Vorbehalt der eventuell dagegen verorbneten 
Rechtsmittel, anheimgeben kann. 

(Koch's Agrargef., ©. 167, Dönniges Landes: Kult.» Gefeßgeb., Br. 3. 
S. 440.) Ze . | 


8 ©. N. des K. Min. des I. für Gewerbe- Ang. (v. Brenn) v. 29. 
April 1837 an ſämmtliche K. Gen. Kom. fowie an die K. Meg. der Pros 
vinz Preußen. Die Verbeſſerung ver Lanpfchullehrer durch Ueberweifung 
von Lands Dotationen tft nicht bei Abldfungen von Serpituten durdy Ka⸗ 
pital oder Rente zu gewähren. . 


Es find neuerdings Fälle vorgefommen, in denen die Vertreter von Landfchuls 
Iehreritellen die $. 101. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 beftimmte Dotation 
auch bei Gelegenheit folder Auseinanderfegungen gefordert haben, bie fih auf die 
Abfindung eines Servituts:Berechtigten durch Kapital oder Rente befchränften, und 
demgemäß weder einen Landumtaufh noch überhaupt eine Veränderung des bis⸗ 
herigen Befitzſtandes innerhalb der Feldmark zur Folge hatten. Weiterungen, 
welche aus dergleichen Anträgen entflanden find, veranlaflen das unterz. Min., 
die R. Gen. Kom. auf das Unzuläffige folder Anfprüche aufmerffam zu machen. 
Der angeführte $. 101. der Gem. Th. O., und diejenigen Beftimmungen, auf 
welchen berfelbe beruht ($. 44. des Lanbeskultur-Ed. und die A. K. O. v. 5. Nov. 
1812) gehen nämlich von der Vorausſetzung aus, daß die Beſitzverhaͤltniſſe ber 
Beldmarks : Interefienten gung oder theilweife eine Veränderung erleiden und fi 
dadurch infofern eine angemefiene Gelegenheit darbietet, die Landfchullehrer durch 
Ueberweifung einer Lands Dotation in ihrer Binnahme zu verbeffern, als hiezu 
entweder gemeinfchaftli genußte Wlächen verwendet, ober den einzelnen Intereſſen⸗ 
ten Feine verhältnigmäßige Abzüge gemacht werden können, welche ihnen ımter den 
obwaltenden Umfländen wenig oder gar nicht fühlbar find, — auch durch bie Bors 
theile ber Separation wieder ausgeglichen werden. — Wollte man weiter gehen 
und bei einer jeden durch Kapital oder Rente bewirkten Ablöfung einer Servitut 
die Dotation gewähren, fo würde, fofern nicht eine nur in fehr feltenen Fällen 
zwedmäßige und nur ausnahmsweife zuliffige Getreide: ober Geldrente fubflituirt 
würbe, in den meiften Bällen der wohlthätige Zweck des Verfahrens entweder ganz 
unerreiht bleiben, ober ber Vortheil durch die andermeiten Nachtheile abforbirt 
werben, namentlih dadurch, daß nun die, nur gelegentlich zu fordernde Dotas 
tion eine befondere Vertheilung ber fümmtlihen betheiligten Grundflüde und mits 
bin ein ganz neues, in ben meiften Fällen fehr mweitläuftiges und Foftfpieliges 
—— nöthig machen, welches überall nicht in dem Sinn des Geſetzes ge⸗ 
egen hat. 

Die K. Gen. Kom. wird baher veranlaßt, Ihre Spezial: Kommiffarien dem⸗ 
gemäß mit weiterer Inftruftion zu verfehen und Shresfeits auf die Aufrechthaltung 
des vorſtehend entwickelten Grundſatzes zu Halten. - 

(Ann. XXI. 387—2. 85.) 


Dazu: 
6. R. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. v. 24. Iult 1839 
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an ſaͤmmtliche K. Gen. Kom., fowie an die K. Meg. der Provinz Preußen, 
betr. das Verfahren binfichtd der Land = Dotation der Schullehrer- Stellen 

te Ben Fällen, wo bei ver Auseinanderfegung fein Landumtauſch 
attfindet. 


Der 8. Gen. Kom. wird mit Bezug auf den Erlaß v. 29. April 1837, die 
Land-Dotation der Schullehrerftellen betr, hierbei Abfchrift ber von dem K. Min. 
ber geifll. ꝛc. Ang. in Anfehung biefes Gegenflandes refp. an die Reg. in den Pros 
vinzen Preußen, Pommern, Poſen, Brandenburg, Schlefien und Sadfen unterm 
4. d. M. erlaffenen Verf. zur Nachrigt nd Achtung mitgetheilt. (Anl. a.) 

nl. a. 


Aus den auf bie Verf. v. 31. Dec. v. I. eingegangenen Berichten, beir. bie 
Ausführung des 8. 101. der Gem. Th. DO. v. 7. Juni 1821 geht hervor, daß 
außer in der Provinz Poſen, dem Culm⸗ und Michelaufhen Kreife und dem Lands 
gebiete der Stadt Thorn, für weldhe $. 66. Nr. A. des Gef. v. 8. April 1823 
(8. ©. S. 49 u. f.) ') eine befondere, auch für die Folge in Kraft bleibende Bes 
fimmung enthält, die im $. 101. der Gem. Th. DO. beftimmte Land > Dotation der 
Schullehrerſtellen fhon bisher fait immer nur dann ausgewiefen worden if, wenn 
bei der Auseinanderfegung ein Landumtaufh flatt fand, der Erlaß des K. Din. 
bes I. v. 29. April 1837 an die Auseinanderfegungs:Behörben, in ber bisherigen 
Praris alfo nichts geändert hat. Das unterz. Min. hat daher den Widerſpruch 
gegen ben eben befagten Grlag aufgegeben. 

Dei der diesfülligen Verhandlung it zur Sprache gekommen, dag — abgefehen 
von ſolchen Auseinanderfeßungen, bie durch Landtauſch erfolgen, bei denen bie in 
Kraft bleibenden Beflimmungen ber SS. 101. und 102. der Gem. Th. D. dem 
Intereſſe der Schulen vorgefehen haben — die Schulen am beften zu fliehen kom⸗ 
men mödten, wenn 

1) in Fällen, wo die Auseinanderfeßung nicht durch AdersUmtaufch bewirkt 
‘wird, die mit der Leitung der Gemeinheitstheilung beauftragten Behörden 
burh.Bermittelung bei ben Intereflenten eine Verbeſſerung der Schulen 
herbeizuführen ſuchen, wie dies bisher ſchon vielfältig durch een von 
Gelds oder Betreide-Renten gefchehen it. Sollie dies nicht zum Ziele füh: 
ren, fo wird die Ausweifung der Land» Dotation der nächſten durch Land; 
umtanfch zu bewirfenden Auseinanderfegung ausdrücklich vorzubehalten fein. 

Außerdem koͤnne aber 

2) den Patronen und Gemeinen empfohlen werben, bei nothwendigen und freis 
willigen Subhaftationen und Beräußerungen die ſich darbietende Gelegenheit 
zur Erwerbung bequem gelegenen Gartenlandes für die Schule zu erfehen, 
zur Dedung des Kaufgeldes ein Darlehn aufzunehmen und für deſſen Ver: 

infung und allmälige Amortifation durch Beifhläge zur Grund: und Klaf- 
—28 zu forgen, eine Empfehlung, die gewiß nicht ſelten Cingang finden 
und zur Nachfolge ermuntern werde. 
Indem die 4 Meg. hiervon in Kenntniß geſetzt wird, vertrant das Min. Derfelben, 
daß Sie Ihrerfeits das Beſte der Schulen mit Benugung biefer Borfchläge wahr: 
zunehmen fi angelegen fein laflen werde. 
Berlin, 4. Juli 1839. 
Min. der geifil.,, U. u. Med. Ang. 
v. Altenſtein. 
An 
die K. Reg. der Beopinzen Preußen, Boms 
mern, Poſen, Brandenburg, Schlefien und 


Sachſen. 
(A. XXIII. 606. — 3. 61.) 


1) Der $. 66. Nr. 4. des Regul. Gef. für Pofen v. 8. April 1823 (wel: 
ches durch 8. 1. Nr. 10. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 aufgehoben if) 
beftimmte: 

„In jedem Falle, es mag nämlich bei der Auseinanberfegung ein Umtauſch 
„der Ländereien gefchehen oder nicht, muß in @emäßheit der Gem. Th. D. 
„9. 7. Suni 1821 $. 101. für ein angemeſſenes Cinkommen ber Schullehrer⸗ 
„elle geforgt werben.“ 
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9) C. R. ver K. Reg. zu Frankfurt v. 20. Dee. 1842 an fämmtliche 
Spezial-Kommiffarien und Landräthe, betr. die Beichaffung des erforder- 
lichen Raumes zur Aufbewahrung der Erzeugniffe der Schul» Dotationd- 
Grundſtücke. 


Nah $. 101. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 ſoll zwar bei vorkommen⸗ 
den Separationen die Dotation der Schullchreritellen in Gartenland ausgewiefen 
werden; da dies aber nicht immer möglich ift, und daher zum Getreidebau fühiges 
Land und Wieſen gegeben werben müffen, deren Umfang unter Umſtänden ſogar 
bie nach $ 134. der von uns erlaffenen techniſchen Inftruftion für Auseinander: 
feßungs : Angelegenheiten im biefleitigen Megierungsbezirt ausgeworfenen 4 M. 90 
DR. Gerftland zweiter Klaffe als Dotation einer Schullehrerftelle überfleigen kann; 
fo entſtehen nach ausgeführter Gemeinheitstheilung fehr oft Beſchwerden und Diffe: 
renzen wegen bes den Lehrern fehlenden Scheunenraums, beffen fie weder früher 
bedurft, noch fpäter nöthig haben würden, wenn ihnen, dem alleg. F. der Gem. 
Th. DO. gemäß, Gartenland überwiefen worden wäre, und fie nur Gartenfrüdhte 
ziehen könnten. Zur Vermeidung dergleihen Beſchwerden und Differengen ift es 
daher nit nur zweckmaͤßig, fondern auch durchaus nöthig, daß, nach Beſchaffen⸗ 
heit des Wales, über die Frage des zu befchaffenden Raumes für die Erzeugniffe 
der Schuldotations⸗Grundftücke bei den Verhandlungen über die Dotation felbit bie 
erforderlichen Feſtſetzungen erfolgen, und die Spezial⸗Kommiſſarien werden daher 
angewieſen und bie Kreis⸗Landraͤthe veranlaßt, dies vorkommenden Walls zu berück⸗ 
ſichtigen, jedoch, wenn beshalb Streitigkeiten entfliehen, vor Ginleitung etwaniger 
Prozeffe zuvor an uns, behufs Kommunikation mit der Abtheilung unfers Kollegii 
für geil. Ang., zu berichten. 

(Min. Bl. d. i. V. 1843, ©. 40. Nr. 68.) 


Dazu: 


a) M. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 8. Febr. 1843 an 
die K. Reg. zu Frankfurt. 


Die, in ber Girk. Verf. der K. Reg. v. 20. Dec. v. I. den Spezial: Kommif- 
farien ertheilte Anweiſung: bei den Verhandlungen über die Dotation der Schul: 
lehrerſtellen auch auf Beihafung bes zur Aufbewahrung der Grzeugniffe dev Do- 
tations:Grundftüde erforderlihen Scheunenraumes zu fehen, giebt dem unterz. Win. 
Beranlaffung, das Kollegium darauf aufmerffam zu maden, daß nach den bisher 
feftgehaltenen und auch von dem Min. der geifll. 2c. Ang. befolgten Grundfägen 
die Anordnung derjenigen Ginrichtungen, welche nöthig find, um dem Schullehrer 
den vollen Nutzen der Dotation zu fihern, den Schulvorflehern und deren Ober: 
bebörden überlaflen, und namentlid die Befchaffung des nah Ausweifung der Do⸗ 
tation etwa erforberlihen Scheunenraumes als ein Gegenftand der Gemeinheite: 
theilungs-Berhandlung nicht angefehen, fondern als allein dem Reflort des K. Min. 
der geiftl. ac. Ang. anheimfallend betrachtet worden if. — Die bürgerlichen Ge⸗ 
meinden, refp. die SeparationssInterefienten, fönnen um fo weniger zur Herftellung 
folder Räume für verpflichtet erachtet werden, als bei der nach F. 101. der Gem. 

O. v. 7. Juni 1821 für die Schullehrerftellen anzumweifenden Dotation gar 
nit auf Errichtung einer förmlihen Landwirthichaft, fondern nur auf Weberweis 
—F erforberlicjen Sartenlandes behufs befierer Unterhaltung der Schullehrer 

ngezielt wird. 

® ie K. Reg. wird baher veranlaßt, die Angemeflenheit des obengedachten 
C. N. anderweit zu prüfen und Sich über das demgemäß zu mobifizirende Verjah: 
sen zu aͤußern. 

(Min. Bi. d. i. V. 1844, ©. 54. Nr, 61.) 


b) R. der K. Min. der geifil., U. u. Med. Ang. (Eichhorn) u. des 
3. (Bode) v. 17. Oft. 1843 an die K. Meg. zu Branffurt. 


In der Anlage (a.) erhält die K. Reg, den Entwurf zur Seläuterung Ihrer 
Girf. Verf. v. 20. Dec. 1842 auf Ihren Bericht v. 25. Juli v. I. zur Bublis 
lation zurüd, nachdem berfelbe unter a haigumg der dieſſeits gemachten Ans 
dentungen in Ihrem Berichte 9, 28. Febr. 9, I. und unferer dit Verf. v, 
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8. April 1843 7) (Min. Bl. d. i. B. 1843, ©. 128) zu 2. einer Abänderung 
unterworfen worden, wodurch indefien ber zwifchen den nnterz. Bin. vereinbarten 
und in der Verf. v. 8. Wehr. d. 3. ausgefprochenen Anficht: daß die Beſchaffung 
bes nad) Anmweifung der Dotation der Schulitellen etwa erforberlihen Scheunen: 
oder Stallraums, als ein Gegenſtand des Gemeinheitstheilungs - Verfahrens nicht 
angefehen, fondern als allein dem Neffort des Min. der geiftl, 2c. Ang. anheim⸗ 
fallend betrachtet worden if, fein Gintrag gefchieht. 


Anl. a. 


In unferer, ſpäterhin auch im Miuifterialblatte für die i. V., Jahrg. 1843, 
©. 40, abgedrudten Eirf. Berf. v. 20. Dec. 1842 find für den Fall, wenn fi 
bei den für die Schullehrerftellen ausgemittelten Dotationen zugleich das Bebürfnig 
eines noch zu verfchaffenden Scheunens und Stallraums herausitellt, Beftimmungen 
dahin getroffen: 

„daß bei den Verhandlungen über die qu. Schuldotation auch bie nöthige 
„Feſtſetzung über den erforderlihen Raum zur Unterbringung der Erzeug⸗ 
„niſſe erfolgen, jedod, wenn deshalb Streitigkeiten entfliehen, zuvor an une 
„zur weitern Rommunifation mit der Abtheilung unfers Kollegi für geifl- 
„liche Angelegenheiten berichtet werden foll.“ 

Diefe Beſtimmungen werden auf Anweifung und mit Genehmigung der vors 
een Min., reſp. der geifll., U.⸗ u. Med.sAng. und. des I. nachträglich dahin 
modiſizirt: 

„daß die Separations-Kommifſarien bei jenen Verhandlungen über bie Schul⸗ 
„dotation das etwanige Bebürfnig der Schullehreritelle in Betreff des feh⸗ 
„tenden Scheunen» und Stallraumes nicht von Amtswegen in Frage zu 
„ſtellen, vielmehr die Anträge der refp. Betheiligten abzumerten, dann jes 
„doch blos den Weg gütlicher Ginigung zu verfuchen, und wenn biefer fehl 
„ſchlaͤgt, die Sache ferner nicht zu verfolgen, fondern die Verhandlungen 
„an bie unterz. Reg. Abth. zur weitern Berfügug abzugeben haben.“ 

Franffurt a. d. D., den 9. Nov. 1843. 

K. Regierung, landwirthſchaftl. Abth. 


An 
fämmtlihe Spezial: Kommiffarien und Kreis: 
Zandräthe, als Dirigenten der Kreis: 
Bermittelungs: Behörden. 
(Min. Bl. d. i. V. 1844, ©. 54, Nr. 62.) 


10) M. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 
8. Oft. 1841 an die K. Reg. zu Konigsberg. Nichterforkernig der Ge⸗ 
währung einer erweiterten Schul«Dotation, im Falle die bisherige bereits 
den im 6. 101. der Ih. O. normirten Ertragswerth erreicht. 


Die Anfiht über die Auslegung bes $. 102. der Gem. Th. O. vom 7. Juni 
1821, welche die K. Reg in dem Berichte v. 13. v. M. auf Beranlaflung der 
Gemeinheitstheilungsfache von N. vorgetragen hat, kann das unterz. Min. nicht für 
die richtige anerkennen. 

Darnach würde der Schullehrerftelle für ihren berechtigten Viehſtand aus ber 
Gemeinweide eine Hütungsabfindung bis zur Grfüllung des Weidebedarfe gewährt 
werben müffen, wenn auch die gefammte Weidemaſſe für den gefammten Biehitand 
ungenügend gewefen ift, und das Vieh daher entweder nur dürftig ernährt worben 
iſt, oder Beifutter hat erhalten müflen. Der Ertragswerth der Abfindung ter 
Schullehrerſtelle würde daher dem Werthe des Hütungsrechtes felbft nicht angemefs 
fen bleiben, fondern zum Rachtheil der übrigen Intereflenten darüber hinausgehen, 
wodurch der allgemeine Srundfag der Gem. TH. O., daß jeder Theilnehmer nad) 
dem Werthe feiner Theilnehmungsrechte abgefunden werben foll, verlegt werben 
würde. Der Ausdrud im $. 102. 

dag der Schulichrer in dem dort gemeinten Falle nach dem ganzen Ums 
fange feines Theilnehmungsrechts abgefunden werben foll, 








1) Vergl. zum $. 13. der V. v. 30. Junt 1834, 


n 
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worauf die K. Reg. Ihre Anfiht fügt, findet feine Erklärung leicht durch die 
naͤchſtvorhergehende Beftimmung des $. 101., welche vorfchreibt, daß, wenn bie 
Schullehrerſtelle die reglementsmäßige Dotation in Gartenlande erhält, dagegen bie 
ber Stelle bisher zuftändige Weideberehtigung auf den Grundftüden der Dorfs 
gemeine aufhören fol. Durch den Ausdrud im $. 102. wird nur der Gegenſatz 
egen biefe Beitimmung Hervorgehoben. In dem $. 101. liegt allerdings eine be⸗ 
Fondere Begünfligung der Schullebrerftellen, eine wirklihe Erhöhung ihrer Dota⸗ 
tion. Diefe hat indefien nur den gering in Sand und Hütungsrechten botirten 
Stellen zugewandt werden follen; erreicht das fchon bisher zur Stelle gewibmete 
Land, einfchlieglih der Mitbenugung der Gemeindeweide, den Ertragswerth jener 
im $. 101. normirten Dotation an Gartenland, fo ift fein Grund vorhanden, ihre 
Abfindung über den Werth der Theilnehmungsrechte hinaus zu erhöhen, wenn nicht 
aus der befonderen Lage eines fpeziellen Balles etwa andere Gründe für eine ſolche 
Erhöhung angeführt werben können. 
Min. Bl. d. i. V. 1841, ©. 292, Nr. 480.) 


11) R. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 
28. Ian. 1842 an die K. eg. zu Königöberg 1. Pr., betr. den Umfang 
der Land» Dotationen der Schullehrerftellen auf den Dörfern. 


Auf den, die Dotationen der Schullehreritellen auf den Dörfern mit Land bes 
treff. Beriht der K. Reg. v. 31. v. M. wird Derfelben hierdurch eröffnet, bag 
das M. des Min. ber geiftl, U. u. Med. Ang. v. 8. Oft. v. 3. die Dotation bes 
teifft, duch welche der Unterricht in neu errichteten Kolonien fiher geftellt werben 
foll, und daher für andere Bälle, namentlich bei Gemeinheitstheilungen, nicht maaßs 
gebend fein Tann. Nur in fofern darf dafielbe für die Auseinanderfeßungen nicht 
ganz unbeachtet bleiben, als bafielbe auf benfelben Gründen ver Gefeggebung be: 
ruhet, aus welchen der $. 101. der Gem. Th. DO. Hervorgegangen iſt. Nach diefem 
follen Dorfſchullehrerſtellen, welche mit Land» und Hütungsrechten nur gering botirt 
find, minbeftens fo viel Sartenland erhalten, als eine Yamilie zur Grziehung des 
Gemüfebedarfs und des Futters für zmei Kühe nöthig hat. Auch hiernach if 
alfo nicht die Abficht des Geſetzes, den Schullehrern Gelegenheit zum Betriebe von 
Feld⸗ und Landwirthfchaft zu geben; nur Gartenbau und einige’ Viehhaltung zur 
mehreren Sicherung der Subfitenz einer ländlihen Familie it der Zwei, und 
geht derfelbe auch ſchon aus der K. O. v. 5. Noy. 1812 (©. ©. 1812, ©. 194), 
welche ini ber fpäteren Geſetzgebung nur weiter ausgebildet ift, deutlich hervor. 
Diefem ift es baher ganz entgegen, wenn ber Schullehrerftelle eine große Fläche 
unergiebigen und entfernt gelegenen Landes zugetheilt wird; bie Dotation muß in 
möglichiter Nähe bei der Wohnung des Lehrers aus Lande ermittelt werden, welches 
fih nah feiner Befchaffenheit zu Gartenland eignet, und unter diefen Vorauss 
feßungen genügen nady dem Durchfchnitte der in andern Landestheilen gefammelten 
Erfahrungen, je nach ber Güte des Landes, minbeftens 3 und höchſtens 5 Morgen 
Preugifh, um das im $. 101. a. a. D. bezeichnete Maaß zu erfüllen. 

SH nun der Keinertrag dieſes Landes geringer zu veranfchlagen, als ber 
bes Landes und des Hütungsrehts, weldes der Lehrer zu benußen bisher berech⸗ 
tigt war, fo tritt der $. 102. in Anwendung. 86 wird zwar auch in diefem Falle 
angemeflen fein, die Abfindung in der Nähe und in beffern Grundſtücken zu geben, 
fomweit dies ohne Verlegung der übrigen Interefienten gefchehen fann; der Umfang 
muß aber gen; nad) der Bonitirung und dem Werth der MWeideberechtigung, alio 
nah dem Sollhaben beflimmt werben, wie bei jebem andern Interefienten. Der 
Anfiht, daß eine größere Landwirthſchaft den Lehrer von feinen Amtspflichten ab⸗ 
ziehen koͤnnte, kann auch Feine fo ausgedehnte Ginwirfung beigelegt werben, daß 
man darauf Bedacht nehmen müßte, die urfprüngli mit Land und Hütungsredht 
reichliher dotixten Stellen auf das Normalmaaß des $. 101. zu rebuziren, und ihnen 
für das Mehrere, was fle zu fordern haben, eine Rente zu ermitteln. Der $. 102. 
weift vielmehr auf bas Gegentheil Hin, und nad) $. 66. bleibt die Abfindung in 
Land die Megel, und nur befondere Umflände oder Webereinkunft beider Theile Fön: 
nen Ausnahmen begründen. 

Nach diefen Grundfägen hat auch die K. Reg. die Abfindung der Schullchrers 
fielen aus den Gemeinheiten zu beurtheilen. 

(Min. Bl. d, i. B. 1842, ©. 30, Nr. 43.) 
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12) R. des Min. des K. Hanſes, Gen. Berw. für Domainen u. For⸗ 

ſten (Thoma) v. 24. April 1843 an die K. Meg. zu Pofen, betr. die Res 
ulirung einer Landdotarion für Schullehrerftellen in den dem Domainen⸗ 
iskus zinspflichtigen Gemeinen. 


Die von ber K. Reg. in dem Berichte v. M. vorgetragene Anficht, daß ber 
Beſchluß des K. Stautsmin., deffen in der Verf. v. 9. Jan. v. 3. betr. die Ser 
Braten had von D. gedacht ift, ſich nur auf ſolche Faͤlle beziehen könne, wo der 
Domainen: Yisfus, ohne weitere geſetzliche Verpflihtung, ale Gutsherr, einer ihm 
gineppüihtigen Gemeine, um derfelben eine Grleichterung zu gewähren, einen Lands 

eitrag für den Schullehrer bewillige, if richtig. Bälle der Art kommen namentlich 
vor, theils bei der Gründung neuer Kolonien durch den Fiskus, theils aber bei der 
autsherrlihen und bäuerlichen Regulirung in den Domainen:Dorfidaften, mit wels 
der dort immer die Separation verbunden werden muß. Die Abficht bei dem vors 
erroähnten Beichluffe des K. Staatsmin. ift im Allgemeinen dahin gegangen, Bes 
willigungen der gedachten Art auf der andern Seite nicht wieder dadurch nachtheilig 
u machen, daß der Schullehrer feinem eigentlichen Berufe entfremdet und in einen 

drrwirth verwandelt werde. Mit dieſer Anſicht läßt es fid) aber nicht vereinigen, 
wenn bie K. Reg. in dem vorliegenden Berichte ganz allgemein darauf antrigt, zu 


genehmigen: 


daß fie in denjenigen Domainens Dörfern, wo Regulierungen nad) dem ©. 
9. 8. April. 1823 ſchweben, ober der Fiskus bei fpeziellen Separationen 
- fonkurrirt, künftig al® Marimum des fisialiihen Beitrages zur Landdotation 
für eine ſchlecht dotirte oder erſt zu errichtende Schulitelle drei Morgen 
Gerſtenboden erſter Klafle, oder einen Roggenwerth von 3,288 Scheffeln 
‚  bewilligen dürfe. 

Bei der Bewilligung einer Lanbbotation für eine Schulftelle muß vielmchr 
jedesmal der fpezielle Fall näher geprüft, und dabei von dem Geſichtspunkte aus: 
gegangen werden, daß der Schullehrer nicht mehr Land erhält, als er zu dem Baue 
des nothwendigiien Gemüſes, der Kartoffeln u. f. w. für fih und. feine Yamilie, 
fowie zu der Sommer: und Winter: Zutterung für zwei Stüd Rindvieh bedarf. 
Dies it das durch die Gem. Th. O. 8. 101 für den Fall der erſten Separation 
einer Feldmark geſetzlich normirte Maaß, welches auch bei den gedachten Bewilli⸗ 
gungen in ſoweit zum Anhalt zu nehmen fein wird, daß darüber in feinem Falle 
hinausgegangen werben darf. Zu dem Behufe muß in jedem einzelnen Walle ers 
örtert werben, wie viel Land gu der Schulftelle etwa fchon früher gehört hat, und 
ob und wie viel vie Gemeinde: Mitglieder von ihrer Seite beitragen können; nur 
bas, was zur Grfüllung jenes Maaßes dann no nöthig ift, kann zur Bewilligung 
Seitens des Fiskus, als Butsherrihaft, in Antrag gebracht werden. Bei der Bes 
willigung einer ſolchen Landdotation muß aber aud dahin gefehen werben, bad das 
Land möglihft nahe an der Schulfielle und von folder Befchaffenheit gegeben wird, 
daß daffelbe fh zur gartenmäßigen Benutzung eignet, und bag barauf Zutterfräuter 
erbauet werben koͤnnen, oder ein Theil der Dotation in Wiefen beiteht. Wo der Bo: 
den fehr ſchlecht tft, und daher eine weit größere Fläche, ale drei Morgen, erfor: 
berlih fein würde, um dem Saullehrer zur Befriedigung feiner vorgebadıten Be⸗ 
bürfniffe zu verhelfen, wirb es in vielen Wällen befler fein, mit der Gemeine ein 
Abkommen dahin zu verfuchen, daß fie fi, allenfalls gegen eine billige, von Geis 
ten des Domainen⸗Fiskus zu gewährende Bezahlung, verpflichtet, dem Schullehrer 
die erforderliche Weide zu geftatten und ihm das nöthige Winterfutter für zwei 
Haupt Rindvieh zu gewähren; in einem folden Walle, dann aber die Lanbbotation 
ſelbſt auf einen oder zwei Morgen Gartenland zu befhränfen. 

Dabei vericht es fi von ſelbſt, daß fi dies immer nur auf ſolche Fälle bes 


\ —* darf, wo die Gemeine wirklich fo arm iſt, daß der Hinzutritt des Domainen⸗ 


iokus als Gutsherr nöthig erſcheint. F 
Hiernach hat die K. Reg. zu verfahren, und Ihre Antraͤge auf Bewilligung 
einer Landdotation für Schullehrer von jetzt ab einzurichten. 
(Min. Bl. d. i. V. 1843. S. 179. Nr. 223.) 


Su 56. 10%. und 110. 


N. des K. Min. des J. landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 24. 
dandes⸗ Kultur⸗Geſetzg Bir 1. 24 


2 


\ 
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Juli 1840 an die K. Ben. Kom. zu Münſter, beit. die Kompetenz zu Sub⸗ 
baftationen bei Gemeinheitötheilungen und anderen Auscnanderfegungen. 


R Die, im Berichte der K. Gen. Kom. v. 27, v. M. anderweit aufgeflellte 
rage: 
i „von welcher Behörde die bei Selegenheit von Bemeinheitstheilungen und 
„anderen Auseinanderfegungen vorkommenden Subhaftationen einzuleiten und 
„die Adjudikationsbeſcheide darüber abzuſaſſen feien?“ 

it ſchon früher zum Gegenſtande einer befonderen Grörterung mit dem K. Juſtiz⸗ 
min. gemadt und in Geſolge derfelben anerfannt, dag ein äffentliher gerichtlicher 
Berlauf von Grundftüden, auf welchen in den $$. 107. und 110. der Gem. Th. 
D, v. 7. Juni 1821 hingewiefen worden, oder aber von den Beiheiligten angetras 
gen werben möchte, im Wege bes Subhaftationsverfahrene immer nur dom judex 
rei sitae veranlaßt werden fönnen, diefem auch bie Abfaffung der Adjudikation ges 
bührt, mithin den, Seitens der Auseinanderfegungsbehörbe veranlaßten Lizitationen 
die Wirkung einer geriärigen Subhaftation nicht Beizulegen iR. 

Diefer, den allgemeinen geſetzlichen Beftimmungen (cf. 6. 56. Tik 17. Th. I. 
des A. L. M., Tit. 52. Thl. I. der A. G. O.) und dem $. 2. der Juſtiz⸗Min.⸗Inſtr. 
y. WW. Mai v. I. (cf. Inf. Win. Bl. De 190) entfpreddende Srundfag läßt es 
jedoch immer noch zu, daß, wenn bie Intereflenten fi bei Gelegenheit einer Ges 
paration oder fonfligen Auseinanderfegung wegen Fäufliher Ueberlaffung eines 

emeinfchaftlichen Grundſtückes oder einzelner Theile defielben mit einem zur Sache 
—* Betheiligten ober einem Dritten freiwillig einigen, ein ſolches Abkommen -in 
dem Fünftigen Hauptrezeg als ein zur Sache gezogenes Nebengefchäft Aufgenommen, 
von der General: Kommiffion beftätigt, und zur Ausführung gebracht wird, Die 
SS. 8 und 37. der B. v. 30. Juni 1834 rechtfertigen dies vollfommen, und wird 
deshalb der K. Gen. Kom. überlafien, die im dortigen Depart. anfeinend fehr 
gewöhnlichen gelegentlihen Veraͤußerungen Meiner Bodenparzellen hiernach zu orbs 
nen, Ihr aber aufgegeben, fi fortan aller eigentlihen Subhaftationen und Adju⸗ 
difationen zu enthalten, was Sie fi aus dem, an die Gen. Kom, in Stendal ers 
faffenen, Ihr anderweit befannt gewordenen R. v. 26. April 1825 Selb bereits 
hätte abftrahiren koͤnnen. 

Zu Ihrem Reſſort gehört dagegen nicht allein die Frage: 

„ob der Ball eines öffentlich gerichtlichen Berfaufes überhaupt vorhanden 
und folcher einzuleiten ſei?“ 


% 


fonbern au die Feſtflellung oder Genehmigung der Bedingungen, unter welchen 


derſelbe zu veranlaſſen, desgleichen die Entſcheidung: ob der Zuſchlag für ein ge⸗ 
thanes Gebot zu ertheilen — wenn die Intereffenten hierüber uneinig wären — 
und die Beſtimmung über Vertheilung der gelöfeten Kaufgelder ſelbſt, indem alles 
dies Im Auseinanderfetzungsgeſchaͤft, ale ſolchem, gerechnet werden muß. 
ie 8. Gen. Kom. mag Ihre Spejiab Rosmifarien demgemäß infiruiren, falls 
dies wegen etwa ergangener früherer Verfügungen erforberlich fein follte. 
(Min. 31. d. i, V. 1840, ©. 319. Nr. 574.) 


Zum F. 109. | 
1) R. res K. Min. des J., Iandwirtbfchaftl. Abth. (v. Meing) v. 


5. Jan. 1841 an die K. Reg. zu Branffurt. — der „forſtmäßigen 


Benutzung“ im Sinne des $. 109. der Gem. Th. O. 


Unter Zurüdgabe der mittelt Berichts v. 15. v. M. eingereichten Akten in ber 
T. ſchen Forſtgemeinheitstheilungsſache wirb ber K. Reg. zu erfennen gegeben, daß 
der Widerfpruch, mit welchem bie provokatiſchen Semeindeglieder dem Antrage bes 
Lehnrichtere W. entgegen getreten find, nicht fo unbebingt verwerflich erfcheint, wie 
bisher vom Kollegio und dem Spezial⸗Kommiſſarius angenommen worden ifl. 

Denn obſchon bei Beurtheilung der Zuläffigkeit des jehigen Verfahrens auf 
die A. K. O. v. 14. Ian. 1828 nicht mehr zurüdgegangen werden- kann, «6 in je 
ner Beziehung auch gleihgültig erſcheint, wie Provokant über die, ihm dereinft zus 
fallende Abfindung zu disponiren beabſichtigen möchte; fo ift doch auf der einen 
Seite bereits anerkannt, daß der fogenannte Kommune Wald nur fehr wenige, ans 
ſcheinend nicht einmal zufammenhängende Flächen enthält, welche vortheilhaft als 
Ader oder Wieſen benupt werben Fönnten, anderer Seita aber derſelbe auch wieder 


t 
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nicht von dem Umfange ift, daß bie einzelnen Abfindungen zur forflmäßigen Be: 
nntzung geeignet erfcheinen. 

Die Vorſchrift des F. 109. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 fann nämlid 
in leßtgedachter Beziehung nur in dem Sinne gedeutet werden, welcher fih aus 
dem Sprachgebranche des gemeinen Lebens und der üblichen Bewirthſchaftungsweiſe 
der Worten ergiebt; und daher nicht ſowohl die Möglichkeit: „auch ganz Heine 
Srundflüde durch einen hohen Grad von Inbuftrie zur Holzzucht zu benugen“ in 
Betracht kommen, es muß visimehr ein auf natürliche Beſaamung, angemefiene 
Schlagordnung und auf Leitung fachverfländiger Berfonen bereiäneter Betrieb im 
Großen vorausgefeßt. werden, indem nur ein Taler das Holzbedürfniß, wie es in 
unfern nördlichen Gegenden vorwaltet, ficher fielen und eine nachhaltige Bodenrente 
gewähren würbe, die in Berückfichtigung der maynigfachen Befahren und der zum 
Dei dangen Wachsthumsperiode des Holzes doch immer nur eine fehr mäßige bleir 

en wird. " 


Unter diefen Umfänden erfcheint es denn offenbar zweckwidrig, einen Wald von 
zwiſchen 700 — 300 Morgen, der zu einer ſolchen Kultur geeignet it, in Theilitüde 
von 30 — 40 Morgen, wie ein folhes auf den Provofanten fallen würbe, zerſplit⸗ 
tern au laflen. 

war Tönnte es feheinen, daß die Cinrede der Provofaten deshalb nit zu bes 
achten fet, weil der nach Abfindung des W. ihnen verbleibende Wald zur forfs 
mäßigen Benutzung immer noch groß genug bliebe; dies erledigt ſich indeflen das 
durch von felbſt, daß jedem ntereffenten die nämlichen Anfprüde zugeftanden wer⸗ 
den müßten, und wenn die Mehizahl davon Gebrauch machen wollte, eine gänzs 
lihe Auflöfung der forfimäßigen Wirihſchaft die Wolge davon fein würde . 

Wenn hiernach die im $. 109. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 voransges 
ſetzten Bedingungen der Naturaliheilung des Waldes an und für fich nicht eingetreten 
find, fo ift überdies noch die beſondere Nutzung zu berüdfichtigen, welche die Forſt⸗ 
flaͤchen ale Weide gewährt haben. Das Ausicheiden des Provofanten aus jener 
Gemeinfhaft würde nothwendig auch eine befondere Regulirung der bisherigen 
Hütungsverhälniffe erfordern, und in fofern der Ball der 88. 171., 172. und 177. 
der Gem. Th. O. eintreten, auf weldyen die in den Reſk. v. 20. u. 27. Aug. v. J., 
(Min. Bl. 1880, S. 399) entwidelten Grundfäge Anwendung erleiden müßten, 
die aber ebenfalls dem Provofanten nicht zur Seite flehen. ' 

In Erwägung aller diefer Rüdfichten koͤnnen die Befchwerbeführer — dem 
Antrage der K. Reg. gemäß — noch nit urüdgeniefen, und Ihre Verfügung 
noch nicht genehmigt werben, e6 wird Ihr vielmehr überlaffen, die bisherigen Ber 
Handlungen von obigen Gefichtspunkten aus zu vervollfändigen. 

(Win. BL. d. i. 2. 1811, ©. 129 Nr. 193.) 


2) R. des K. Min. des J., Iandwirtbfchaftl, Abth. (v. Meding) v. . 
30. Ian. 1841 an vie K. Meg. zu Gumbinnen. Begriff der: „vortheil⸗ 
baften Benugung als Ader oder Wiefe* im Sinne des $. 109. der 
Gem. Th. O. 


Nah dem Berichte v. 8. d. M. in der Gem. Theilungs⸗Sache von N., Kreis 
fes Pillkallen, Hat die K. Reg. in Ihrem Befchäftebereihe die aud in ‘anderen 
Gegenden aufgefalfene Wahrnehmung — daß aus den Theilungen gemein⸗ 
ſchaftlicher Wälder, ſelbſt wenn der Boden ſich eignet, um FR Aedern und Wiefen 
umgefchaffen zu werben, nit immer die günftigen Folgen für bie Landkultur her⸗ 
vorgehen, wel e der Befepgeber davon erwartet hat. Es kann daher nur. gebilligt 
werden, daß fle dieſem Gegenſtande eine befondere Aufmerffamfeit zuwendet und 
unzweckmaͤßigen Walvtheilungen keinen Vorſchub leiſtet. 

In dem Gef. v. 28. Juli 1838 kann das Mittel, ſolchem verderblichen Bes 
ginmen entgegenzutveten, nicht gefunden werten, beſonders nit für den Hall von 
N., wo die übrigen Grundſtücke bereits‘ feparirt find und gemeinfchaftliche Heerden 
nicht mehr zweckmäßig gehalten werden förmen. Dagegen hat der Geſetzgeber ſchon 
nefprüngli und in der Faſſung der Gem. Th. O. ſelbſt — 8. 109. — der lei⸗ 
tenden Behörde den richtigen Gefichtspunkt hingeftellt und ihrer Beurtheilung. den 
nöthigen Raum gelaffen; denn die Theilung des Waldes, wenn bie einzelnen Ans 
iheile nicht zur forftmäßigen Benußung geeignet bleiben, fell nur zugelaſſen werden, 
wenn der Boden vortheilhaft als Ader oder Wiefe benugt werden kann. 

Ob dies wirflih der Fall if, haͤngt nicht allein von der Beſchaffenheit bee; 
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Dodens ab. Au der Kulturzuftand der übrigen Grundſtücke der Intereffenten, 
das Preisverhältnig zwiſchen Getreide, Viehnutzung und Holz und manderlei ans 
dere Umſtände müflen dabei erwogen werben. Verſpricht dann bie Urbarmadhung 
‚ bes Waldes wahren Bortheil, fo muß bie Forſtwirthſchaft der höheren Kulturart 
weichen. Fehlt aber die Ueberzeugung hiervon, fo iſt die Provofation auf Grund 
bes F. 109. zurück zu weifen. . 

Zum großen Sheife hängen die Refultate der Urbarmahung von dem Gifer 
und der infiht der Wirthe ab; daher kann es oft geraihen fein, die Brovofanten 
aus der Gemeinfhaft fcheiden zu laſſen, dagegen die Neigung der Brovofaten zur 
Konfervation des Waldes dadurch zu unterflügen, daß man ihnen ihren Antheil an 
einem ununterbrochenen Forfiförper überweijet und zwedmäßige Verabrebungen über 
bie Fünftige gemeinfchaftlihe Verwaltung diefes Forſtes herbeizuführen fucht. Kom: 
men dergleichen Ginrihtungen zu Stande, fo giebt der $. 28. der Gem. Th. O. 
auch die Befugniß, einer ſolchen der Kultur angepaßten Gemeinheit die erforderliche 
Dauer zu geben. 

Bei richtiger Auffaſſung diefer Gefichtspunfte wird es der K. Reg. hoffentlich 
gelingen, unzweckmaͤßige Worfttheilungen zu verhüten, die zuläffigen aber zur wirfs 
‚lichen Berbefferung der Kultur, zu leiten. 

(Min. BL. d. i. V. 1811, S. 36. Nr. 50.) 


3) N. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 26. Maͤrz 1842 
an die K. Meg. zu Königsberg, betr. die Bedingung der Zuläfjigkeit ver 
Naturaliheilung eines gemeinfchaftlichen Waldes in Anwendung des $- 109. 
ter Gem. Th. D. 


Die K. Reg. hat nach Ihrem Berichte v. 16. v. M. bei der Anwendung bes 
$. 109. der Gem. Tb. D. auf die Theilung ber Gemeindewaldungen mehrere Bes 
a pasunden. Auf die deshalb gemachten einzelnen Anfragen eröffne ich Ihr 

olgendes: 

Zul. Auf das fogenannte Stückenholz leidet der $. 109. gar 

Feine Anwendung. Dieſe Gefepftelle handelt nur von der Zuläffigfeit der Nas 
-turaltheilung eines „gemeinfhaftlihden Waldes“. Gin folder iſt aber bas 

fogenannte Stückenholz nicht. Das ECigenthum an den Stüden und an dem Holze 

darauf ſteht den einzelnen Gemeindemitgliedern zu, und wenn die Stüde nicht der 
emeinfhaftlihen Hütung unterliegen, fo. find fie überhaupt fein Gegenſtand ber 
eparation. Findet aber Hütungsgemeinfchaft darin ftatt, fo werden fie dadurch, 
eben wie Aecker oder Wieſen, Gegenfland der Hütungs-Auseinanderfeßung und des 

Umtaufhes zur Grfangung ziwedmäßiger PBlanlagen. Die Auseinanderfegung ber 

Hütungsgemeinfhaft auf dieſen Holzftüden kann nicht leicht abgefondert, fonbern 

wird faft immer nur bei Separationen vorkommen, welche zugleich die übrigen 

Grundſtücke der Feldmark, ſoweit diefelben der gemeinſchaftlichen Hütung unterlies 
en, umfaflen, und es ift daher gegen das von ter K. Reg. bishir angewandte 

erfahren nichts zu erinnern. Es muß nur wieberholt werben, daß auf Konfers 
vation des Holzbeſtandes buch den Austauf auch der Holzbeftände fräftig zu 
halten il. Sollten fi dem allzu große Schwierigkeiten entgegen Rellen, wenn man 
auf ganz abgerunbete PBlanlagen halten wollte, fo faun die Konfervation werths 
voller Holzbeftände unter Umfländen fogar eine zerftüdeltere Blanlage rechifertigen 
Dergleihen Holzflüde kommen in vielen Theifen der Monarchie häufig vor, und 
man hat ſich bei den Separationen öfter dadurch geholfen, dag man die guten Bes 
fände von alten Kiefern zwar von der Hütungsgemeinheit befreit, foldhe Reviere 
aber von dem Umtauſch ausgefhloflen hat, was zwar eine Unvollfommenheit ber 
Planlage, aber dennoch der Verwüſtung werthvoller Beſtaͤnde vorzuziehen ifl. 

‚.. Bull. Wenn der Boden eines wirklich gemeinfgaftligen Waldes fi 
nit zu Ader oder Wiefen eignet, fo macht der $. 109. a a. D. die Zuläffigfeit 
ber Raturaliheilung davon abhängig, ob die einzelnen Antheile zur forfimäßigen 
Benußung geeignet bleiben. Die K_ Meg. glaubt nun eine forfiinäßige Benugung 
da annehmen zu müflen, wo ber Wirth aus feinem Antheile feinen Brennholgbebarf 
erzielen kann. Bu dieſer Annahme berechtigt aber weder die Faſſung noch der 
Zwed jener Geſetzſtelle. Bon der Erfüllung eines Bedarfes ift darin feine Andeus 
tung. Borfimäßig kann man eine Benugung nur dann nennen, wenn bie in grö- 
feren Revieren — Borften — üblichen Benugungss und Kulturarten euere, 
sum eine gute Holznugung zu fihern So mannigfach auch die Umflände fein Fön: 
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nen, auf welche es hierbei ankommt, fo gehört doch der Brennholz bedarf bes 
Befigers nicht zu denfelben. Der Zwed jener Befehftelle liegt deutlich. vor, und 
if der, bag eine gute Waldwirthfhaft nicht duch Zerflüdelung in Feine Parzellen 
vereitelt werben fol. Es kommt mithin auf bie Eofalität uud Bewirthſchaftungs⸗ 
art des Waldes, nicht auf die Bebürfnifle der Intereflenten an. 

Zu IM. Mit Recht bemerkt die K. Reg., daß die Wirthfchaftsverhältniffe der 
Abbauenden oft eine befondere Rüdficht erfordern. Diefer fteht aber felbft der 
$. 109. a. a O. nur in den feltenhen Faͤllen entgegen. Diefe Gefepitelle bes 
ſchränkt nämlich nicht ſowohl die Zuläffigfeit der Walbtheilungen überhaupt, als 
nur die Naturaltheilungen. Dex sine Worft bildende Walbkörper fol nicht in uns 
wirthſchaftliche Stückchen zerfplittert werben. Dies ergiebt ber $. 110. ganz deuts 
‚lic, welcher die Theilung durch öffentlihen Berfauf im Ganzen geflattet. Wie es 
nun zuläffig ift, daß ein einzelner Imtereflent den ganzen Walb erficht, und bie 
übrigen durch Kapital abfindet, fo fann diefe Abfindung auch durch andere Grund⸗ 
ftüde unbedenklich erfolgen, und die Abbauenden Fönnen auf diefe Art aus der 
Waldgemeinheit fcheiden, wenn der Wald felbft nur nicht zertrennt wird, und bies 
jenigen Interefienten, benen er zufällt, darin bie gemeinſchaftliche Waldwirthſchaft 
fortfeßen, infofeen die Umjtände nicht rathſam machen, ihn in die Hand eines Ein; 
zelnen zu bringen. 

Da die Berhütang eines unwirthfchaftlihen Zuftandes das alleinige Motiv zum 
S. 109. ift, fo fönnen Umflände felbit rathſam machen, benfelben weniger fireng 
aufzufafien. Dahin gehört beſonders der öfter vorfommende Kal, we bei einer 
Spezial-Separation, welche eine ganze Dorfflur umfaßt, bie Theilung des gemeins 
ſchaftlichen Waldes neben ber Bufammenlegung der Holzftüde der einzelnen Inter⸗ 
efjenten in Frage kommt. Sind die Holzitüde yon einiger Bedeutung, fo kann es 
ſchwerlich zur Beförderung der Holzkultur auf einer ſolchen Feldmark beitragen, 
wenn man die Befiger ber aus den Holzflüden gebildeten feinen Waldparzellen 
anhalten wollte, in Betreff des gemeinfchaftlihen Waldes in der Gemeinfchaft zu 
bleiben. In ſolchem Galle wird es befler fein, den Binen ganz in den Holzftüden, 
den Andern ganz im gemeinfchaftliden Walde abzufinden, damit jeber im Stande _ 
fei, ein größeres Waldſtück nach beiter Cinſicht zu bewirthſchaften. Wenn ber 
Wald gemeinfchaftlich bleibt, die Feldmark im Vebrigen aber fpeziell feparirt wird, 
fo entfteht die Wrage, ob die Hütung darin ganz aufhören oder ferner ansgeübt 
werben fol. Oft hat die Hütung in den Kiefernwäldern nur einen geringen Wert 
und es wird ratbfam, fie zur Beförberung der Holzkultur ganz aufzuheben. I 
aber nah den Himatifchen und wirtäfchaftlichen Verhaͤltniſſen diefe Hütung von 
Wichtigkeit, fo muß fie bei Gelegenheit der Theilung der übrigen Feldmark mit Ums 
ficht feit geordnet werben, theils damit fle der Holzkultur nicht verderblih Yirb, 
theils damit fie von den Intereffenten auch wirfli ohne Mißſiand benupt werden 
Tann, ohne daß dieſe gezwungen werden, auch mit ihren übrigen Grundftüden fak⸗ 
tifch in die Hütungsgemeinfhaft zurüdzufehren. Es if bekanntlich nicht wohl aus⸗ 
führbar, das Vieh fo gut zu gewöhnen, daß es ſich beliebig und ſelbſt täglich wech⸗ 
felnd bald allein, bald in gemeinfamer Heerde weiden läßt. Auch die Haltung ber 
Hirten hat unter diefen Umftänden ihre Schwierigkeit. M 

Den Uebelſtaͤnden, welde ans bem gezeigten gemiſchten Verhaͤltniſſe hervor: 
gehen fönnen, iſt nur durch ein unter kommiſſariſcher Leitung verabrebetes, in dem 

ezeh aufzunchmendes Regulatis vorzubeugen, für welches ſich jedoch ‘vie Grund⸗ 
züge nicht generell angeben laſſen, ſondern aus ben befonderen Umfländen entnoms ' 
men werden müffen. _ 

Su IV. die Frage: 

ob ein Interefient am gemeinfhaftlichen Walde jebenfalls durch ein Walds 

flüd abgefunden werden, oder au andere Bodengatiungen 

zur Abfindung annehmen müffe? 

if allgemein gar nicht zu beantworten; es fommt babei ganz auf bie Loldl- und 
Wirthihaftsverhältnifie an. Brennholz wird im Departement der K. Reg. wohl 
far an allen Orten ohne allzu weite Fuhre zu haben, und alfo bie eigentliche Ans 
zucht Fein dringendes Bedürfniß fein; daher wirb es in den mehrfien Källen nur 
darauf anfommen, ben Holzboden mit den anderen Bobengattungen in bas ridhtige 
Werthoverhaltniß zu ftellen. 

Aus welchen Gründen die K. Reg. dem 6. 67. dee Gem. Th. D., der unter 
Umfländen den Austaufch einer Bodengattung gegen die andere geflattet, auf ben 
Waldboden für unanwenbber Hält, iſt nicht abzufehen. Cine rückfichtsloſe Auwen⸗ 
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dung des g. 67. iſt aber überhaupt gefährlich und die Auseinanderſehungsbehoͤrden 
und ihre Kommiffare dürfen das Ziel nie aus den Augen verlieren, einen Zufland 
Wervorzurufen, der jeden von ben Interefienten in ben Stand fegt, bie erhaltenen 
Srundſtucke auf das Vortheilhaftefte zu benugen, wobei es auf eine glnflige Kom⸗ 
bination der verfchiedenen Bodengattungen und Bobenarten ſehr anfommt. 

Zu V. Ob im öffentlichen Intereffe der Landfultur von der Borfhrift des 
F. 109. unter Umftänden und namentlih in dem Falle, wenn die mehrſten Walds 
antheile bedeutend und nur ein paar Abfindungen aut regelmäßigen 
Baldwirthfhaft zu Elein ausfallen, Etwas nachzulaſſen ift, Hat die K. 
Meg. nach dem allgemeinen Zwed der Gem. Th. O., Körberung ber Landkultur im 
Ganzen, zu ermeflen. Auf ein firenges Feſthalten an den Worten jener Geſetzſtelle 
koͤnnie es nur ankommen, wenn die Betheiligten unter einander über die Theilbar⸗ 
keit des gemeinfchaftlihen Waldes ftreitig wären. 

(Min. BL. d. i. B. 1842, ©. 83. Nr. 124.) 


Zum S. 110. 


Vergl. das M. des K. Min. res I. v. 24.13ult 1840 (f. zum $. 107., 
oben S. 369-370). 


Zu G$..112. und 113. 


1) R. des K. Min. des 9. v. 22. Nov. 1835 an die K. Gen. Kom. 
zu Soldin, betr. die Nichtanwendbarkeit ter 66. 150. ff. der Gem. Th. O. 
anf die Eigenthümer des nach 6. 113. wegzunehmenden Holzed. 


Der K. Gen. Kom. wird auf die Anfrage v. 18. Sept. d. J. die Holy: Ans, 
gleihungsgelder bei Gemeinheitstheilungen betr., zu erfennen gegeben, taß die Bors 
ſchriften $S. 150. fi. der Gem. Th. D. weder auf bie Dispofltionen, welche 
der Sigenthümer über das von ihm nah $. 113. a. a. D. wegzunehmende Holz 
trifft, noch auf die Geldentſchaͤbdigung, welche er dafür erhält, daß er baffelbe dem 
Lünftigen Cigenthümer überläßt, angewenbet werden fönntn. 

Denn die beftebenden Borfchriften enthalten durchaus Feine Beflimmungen, wo⸗ 
sach den Släubigern in Fällen der erſten Art irgend eine Konkurrenz eingeräumt 
iſt. Was aber bie Fälle der andern Art anlangt, fo find bei ben oben gedachten 
Borfäriften nur die Dispofitionen über die Subflanz des Gutes berücdfichtiget, keines⸗ 
weges aber Fönnen biefelben auf die dem Gigenthümer zuftänbigen Nutzungen, wos 
za der Holzeinfchlag gehört, bezogen werben. 

Nur in bem Walle, wenn der Beſitzer bevaftirt, können bie Gläubiger nach 
g. 441. Tit. 20. Th. I. des A. L. R. Einfpruh machen. ur 

Bon bergleihen Devaftationen kann aber bei einer Abholzung, welche nach ben 
im 6. 113. der Gem. Th. O. aufgeftellten. Grundſaͤtzen geſchieht, überall die Rede 
nicht fein, und jedenfalls genügt es an den, zur Sicherſtellung der Glänbiger in 
den allegirten Borfchriften des A. 2. R. ihnen ertheilten Befugnifien. 

6 NA Agrargel., 4. Aufl. S. 174, Dönniges Landes:Kult. Gef. Bd. 2. 


2) ©. R. des 8. Min. des I. für Gewerbes Ang. (v. Brenn) v. 4. 
Juni 1837 an die K. Gen. Kom., forie an die K. Meg. der Provinz Preus 
en, venfelben Begenftand betr. , 


Es ift von einer Sen. Kom. darüber Anfrage gemacht, 
ob die Vorfhriften $. 159. ff. der Gem. Th. O. v. 7, Juni 1821 auf bie 
Dispofitionen, die der Bigenthümer über die Vergütigung trifft, welche ihm 
nad $. 113. für den Ueberſchuß an Holz, ben er mit dem Forſtboden ab⸗ 
tritt, zu Theil werden muß, ſei es, daß er ſolche duch Anmweifung eines 
verhältnigmäßigen Diſtrikts zur Abholzung in angemeflenen Friſten ober 
Lieferung einer verhältnigmäßigen Ta Duantität Holzes auf beftimmte 
Jahre oder duch Bezahlung erhält, nicht minder auf den Ball, wenn ber 
Cigenthümer das Holz von dem abzutretenden Boden vorweg abtreibt, zur 
Anwendung zu Bringen, und deshalb befondere Bekanntmachungen an bie 
Realgläubiger zu erlaffen find? 

Die 8. Gen. Kom. wird von ber hierauf ergangenen Entſcheidung hierdurch 


Ergängungen zur Gem. Ih. D. v. 7. Iımt 1821 (85. 110.—113.). 375 


in Kenniniß geſeht, dag nämlich bie gedachten Vorſchriften weber auf die Dispofl- 
tionen, melshe der Cigenthüũmer über das von ihm mweggenonmene ober ihm gelies 
ferte oder von ihm wegzunehmende, oder ihm noch zu liefernde Holz trifft, noch 
auf Die Geldeniſchädigung, welche er dafür erhält, daß es baflelbe dem künftigen 
Gigenthümer überläßt, angewendet werben Fönnen. Denn fie enthalten durchaus 
feine Beftimmungen, wonach den Gläubigern in Fällen der Art, wenn ber eine 
Theil für den Ueberfhuß an Holz durch nweifung auf die Abholzung eines dem 
andern Theil zugehörigen Holzdiſtriklts ober durch Lieferung einer angemeflenen 
Duantität Holz entſchaͤdigt wird, irgend eine Konkurrenz eingeräumt ift. 

Was aber die Fälle der andern Art anlangt, wenn nämlich ber Eigenthümer 
für den Holz, Meberfhuß eine Geld-GEutſchädigung erhält, oder das Holz von bem 
abzutretenden Boden ſelbſt wegnimmt, fo find bei jenen Vorſchriften nur bie Dis; 
boftionen über die Subſtanz des Guts berüdfihtigt, Feinesweges aber können bies 
felben auf die dem @igenthümer zuftändigen Nußungen, wozu ber Holzeinfchlag ge 
hört, bezogen werben. Es bedarf baher in bergleihen Zällen der befonderen Bes 
fanntmadhung au die Hypothelarien nicht. 

Möchte. der Korkeigenthümer bei Gelegenheit der Abfindung eines Serpituts 

betehtigten ober fonft bei einer Gemeinheitstheilung in ben Dispofltionen über das 
ſtehende Holz fo weit gehen, daß biefelben für eine Devaftation zu achten wären, 
fo finden die Gläubiger in den ihnen nah $. 441. it. 20. Th. LER, zu 
ſtaͤndigen Befugniffen ihren Schuß. 
Bon dergleichen Devaklationen kann in ben Wüllen, wo die Auseinanberfeßung 
ordnungsmäßig nach den Grundfägen in SS. 112. 119. bewirft wird, überall nicht 
die Rebe fein. Geht aber der Forſt⸗Cigenthümer bei ber Verfügung wegen ber 
Holzbeflände willführlih darüber hinaus, fo muß es der Aufmerkjamfeit der Gläu⸗ 
biger in diefem, wie in jebem anderen Falle überlaffen bleiben, jenen Schuß bei 
der Behörbe in Anfpruch zu nehmen. - 

Dies fchließt jedoch nit. aus, daß die K. Een. Kom. wegen folder Nebens 
Vertraͤge über Holzwerfäufe, von der Ihr nad) 8.37. ff. der V. v. 30. Juni 1834 - 
auflindigen Befugng Gebraud mache und unter bedenklichen Umfänden bie Bes 

ätigung berfelben von ſich abweiſe. Dazu bietet ſich insbefondere dann Beran- 
laſſung dar, wenn bergleihen Holzverkäuſe in Berädfihtigung der Bermögenslage 
bes Gigenthümers des Waldes von ber Bebeutung find, dag bie Beforgniß einer 
Beeinträchtigung ber Realglaͤubiger durch eine ſolche Verfügung befielben entitcht. 
Die K. Gen. Kom. hat in vorlommenden Fällen hiernach zu verfahren. 
(A. XXI. 385. — 2. 83.) Ä 


3) N. des K. Min. des I. für Gewerbe-Ang. (v. Brenn) v. 21. Juni 
1837 an die 8. Gen. Kom. zu Stendal. Anwendbarkeit ver 66. 112. u. 
113. auf die den einzelnen Auseinanderfegungs-Intereffenten gebörigen, mit 
Holz beftandenen Grundftücke. | 


Der R. Gen. Kom. wird auf die Anfrage in dem Berichte v. 27. Mai d. J., 
wegen des Verfahrens bei der Ausführung ber Spezials Separationen in 
Betreff der, einzelnen Auseinanderſetzungs⸗Intereſſenten gehörigen, mit Holz 
beſtandenen Grundfüde, 

Folgendes zu erkennen gegeben. J 
Es unterliegt keinem Bedenken, daß in Faͤllen, wo ſolche Grundſtuͤcke, ohne 
den Zufammenhang ber Haupt-Abfindungen zu flören, von ber Theilung nicht aus⸗ 
geſchloſſen werben Eönnen, hinfihtiih ibrer die Befimmungen $$. 112. und 113, 
der Gem. Ch. O. v. 7. Juni 18%1 in Anwendung zu bringen, find. Wiewohl 
barin nur ſpeziell non der Theilung unter ben Witeigenthümern eines gemeinſchaft⸗ 
lichen Waldes die Mede if: fo bringen es doch die allgemeinen Theilungsgrnnbibe 
zit fü, daß ſich die Intereſſenten dem Umtaufche einer Gattung von Grundſtücken 
gen andere und von verfchiedenem Werike unter angemeffener Ausgleichung deſſel⸗ 
ben unterwerfen müflen, nicht minder, daß biefe Ansgleihung durch Natural⸗Abga⸗ 
ben für gewiſſe Zeit gefchehen kann (88. 67., 77., 78., 81. a. a. D.). . &ben jo 
wenig Bat es Bedenken, dag bie 8. Gen. Kom. und Ihre Spezial Rommifjarien 
r Regulirung darüber ermächtigt find: wie es bis aue Auseinanderfegung mit 
em Einfhlage der Holzbeitände auf dergleichen Srunbitüdm gehalten werben fol, 
ba es ſich Hierbei ganz eigentlich von dem im $. 36. der V. v. 30. Juni 1834 
vorgefehenen Galle Handel, | 


x 


376 Bon ven Regultsungen, Ablaſungen u. Bemeinhelie-Thellungen. 


wo aus Müdfiht auf die bevorſtehende Auseinanderfehung und zur Vorbe⸗ 
reitung: eines fehicklichen Weberganges aus den bisherigen in die fünfligen 
Ginricdhtiingen gewiffe fonfervatorifhe Maaßregeln nöthig find, 

deren Dringligfeit die K. Gen. Kom in Ihrem Berichte ſelbſt ſehr Har auseinan⸗ 

der geſetzt Hat. . 

(U. XXI. 386. — 2. 84.) 


Bu $$. 114—140. 


C. R. des K. Fin. Min. (v. Bodelſchwingh) v 16. Aug. 1852 an 
fämmtliche K. Reg. mit Ausfchluß derer zu Stralfund und in der Rhein⸗ 
provinz, betr. die Förderung der Borftfervitut-Ablöfungen, vefp. die ver⸗ 
gleichsweiſe Megulitung der Servitutd-Verhältniffe. 


Die gegenwärtige Lage ber Forſtfervitut⸗Abloͤſungs⸗ und Regulirungs s Anges 
legenheiten in den SKönigl. Forſten erheifcht eine forgfältige Erwägung, um bie 
Nachtheile abzumenden reip. zu befeitigen, weldhe einerfeits aus einer zu weit aus; 
gebehnten Ablöfung von Forſt⸗Servituten ba zu erwachfen drohen, wo dergleichen 
Servituten, wie in fehr vielen Fällen anzunehmen ift, ohne weſentlichen Nachtheil 
für die Zwecke der Forſt⸗Verwaltung umd vielleicht mit mehrfachen Nugen für das 
allgemeine Wohl bei geordneter Ausübung zweckmaͤßiger fortbeſtehen, als aufges 
hoben werben, anbererfeits aber dadurch fehon entflanden und noch weiter zu bes 
forgen find, daß die Beendigung bereits fchwebender, oder aus unabweisbarem Des 
dürfniffe, reſp. wegen_eintretendet Provokation der Berechtigten noch in Angriff zu 
nehmeuber Ablöfungen auf ungewifle Zeit hinausgerückt wird. - 

Nachdem durch die mittelit-des Gef. v. 9. Dt. 1848 angeorbnete Siftirung 
der Gemeinheitstheilungs: Sachen auch die Korfifervitut-Ablöfungen und MRegus 
lirungen einen Stillſtand erlitten haben, finden biefelben, obgleich jene Siſtirung 
durch das G. v. 2. März 1850 wieder aufgehoben if, doch immer noch nicht einen 
erfprieglihen Bortgang, weil die GemeinheitstheilungssBehörden, mit den Arbeiten 
zur Ausführung des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 vollanf befchäftigt, den Forſt⸗ 
Gemeinheitstheilungs s Sachen die erforberlichen Arbeitskräfte zuzuwenden jetzt nicht 
im Stande find. - ‚ 

Diefer Zuftand iſt für die Boris Verwaltung fehr nachtheilig, da in vielen 
Faͤllen, wo der Umfang der auf den Borften laitenden Berechtigungen fehr groß 
ift, beſonders auch die Ungewißheit über den Fünftigen Areals Beitand, wie folder 
nach Beendigung ſchon ſchwebender oder noch in Augficht ſtehender Gemeinheits⸗ 
theilungen ſich geftalten wird, die zweckmäßige Bewirihſchaftung hindert, mit dem 
Bortichreiten der RentesAblöfungen auch die Mittel zu wünfchenswerther Kompens 
fation von Domainens®enten mit BorfiberehtigungesXbfindungen mehr oder minder 
gefhmälert werden, und zu beforgen ift, daß wenn die Gemeinheitstheilungs⸗Behoͤr⸗ 
den nad Beendigung der NRentesAblöfungen ihre Arbeitsfräifte hauptfählih ben 
Gemeinheitstheilungen wieder zuwenden, dann plößlih die Forſtſervitut⸗Abloͤſungen 
zu einem ſolchen Umfange gelangen werden, baß die in ber Forſt⸗ Berwaltung 
verhandenen Arbeitskräfte nicht ausreichen, um biefe Sachen mit ber notfivendigen 
Sorgfalt und Gründlichkeit behandeln zu können, und bag die Holgbeflände auf 
dem zur landwirthſchaftiichen Nutzung abzutretenden Forſtgrunde verfchleudert wer- 
ben müfjen ober faum zu verwertben find. 

Es ergiebt fih aus diefer Lage bie dringende Nothwendigkeit, auf bie Yörbes 
zung der ſchwebenden Forfifervitut: Ablöfungen und Regulirungen na Kräften 
Binzuwirfep, und befonders Beine Mühe zu fcheuen, um Seitens der ſiskaliſchen 


eine forgfältige und grünblide Prüfung aller Borfifernitut:Berhältniffe Geitens ber 
K. Reg. vorzunehmen, um einen Plan zu entwerfen, wie weit und in wel 
Beife mit der etwa mothwendigen Ablöfung und Regulirung ber beſtehenden 
rechtigungen vorzufchreiten ift, und die Materialien zu fanımeln, welche dazu bienen 
koͤnnen, demnächſt. fo wie bie erforderlichen Arbeitskräfte bei den Gemeinheitsthei⸗ 
Iunges Behörden bisponibel werben ober fonft zu erlangen find, mit ber Ausführung 
in erfprieglicher Weife förderfam vorfchreiten zu können, ohne jedoch eine nadhtheis 
lige Ueberſtürzung der Arbeiten auf Koften ber gründlichen, dem Interefie ber Forſt⸗ 
Berwaltung ſowohl als der -allgemeinen Landeskultur vollkommen entſprechenden 
Ausführung beſorgen zu duͤrfen. 


"Manbatarien angemeſſene Vergleiche herbeizufuͤhren, zugleich aber auch bei Zeiten 


* 


Ergänzungen zur Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 ($$. 114—140.). 377 


Indem ich der K. Reg. empfehle, nach diefen Geſichtspunkten ben Forſiſervitut⸗ 
Sachen eine vorzügliche, der Wichtigkeit diefer Angelegenheiten entfprechende Aufs 
merkfamfeit zuzuwenden, gebe ich Derfelben, befonders um eine zur Koftens@rfpars 
mp und zur beichleunigten Beendigung der Sachen wuͤnſchenswerthe vergleichsweiſe 
Abloͤſung und Regulicung der Forſt⸗Servituten möglihit zu fördern, unter Hins 
weifung auf die in biefer Beziehung befonders wichtigen Beflimmungen des Gef. 
v. 28. April d. J., Betr. die Erweiterung ber den Regierungen zuſtehenden Befug- 


niß der Beftätigung von Auseinanderfeßungs-Rezeflen, und auf die in Folge deſſen 


unterm 30. Mai d. 3. erlaffene Cirk. Berf., Folgendes zu erfennen. 

- Außer ſolchen Serpituten, deren Ablöfung, wie beifpielsweife ber unſixirten 
Baus Nub- und Derb: Brennholz» Berechtigungen ꝛc. entfchieden zwedimäßig, oder 
vielleicht in gewiſſen Faͤllen nothwendig au erachten ift, laften auf den Königl. 
Borken manche Berehtigungen, — wie beifpielsweife das Raffs und Lefeholzs, das 
Weide⸗Recht ꝛe. — deren gehörig georbnete Ausübung mit der Bewirthſchaftung 
der Forſten wohl verträglich und deren Ablöfung in ber gewöhnlihen Art mit 
Opfern verbunden if, welche bie daburch zu erlangenden Bortheile überwiegen. 
Belanntlih hat deshalb dahin gewirkt werden müſſen, daß dem Belafteten als 
Provokaten die Wahl der Abfindung nach dem ihm daraus erwachlenden Bostheile 


verbleibt. “Dies iſt zwar dem Buchftaben des Geſetzes nach erreicht; (Art. 9. des 


Geſ. v. 2. Mürg 1850, betr. die Grgänz. der Gem. TH. O. ꝛc.); allein jene Bor: 
theile werben in vielen Füllen für’den Wafbbefiper in einer Weife beredhnet, und 
feines Widerſpruchs ungeachtet feftgeflellt, wie fie die Verwaltung der Königl For⸗ 
Ken nicht zu realificen vermag, fo daß alfo jene gefegliche Beitimmung nicht ges 
mügend gegen Provsfationen auf Ablöfung der in die oben gebachte zweite Rathegprie 
fallenden Forſt⸗Servituten ſchützt, vielmehr aus ſolchen Provofationen fortwährende 
Störungen für die Bewirthſchaftung der Forſten und erhebliche materielle Verluſte 
zu bejoegen find, zumal durch Art. 9. des alleg. Gef. v. 2. März 1850 die in 
dem $. 86. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 dem Belaſteten als Provofaten 
eingeräumte -Befugniß, die Art der Entſchädigung, ob Land, Mente oder Kapital, 
zu beftimmen, aufgehoben, dadurch der Arealbeſtand ber mit Servihiten belafteten 


Borken gefährdet if und nach ber im erften Alinea des Art. 16.-enthaltenen Be⸗ 


Rimmung für den Walbbefiger bei vereinzelten Brovofationen unverhältnigmißige 
Koften entfichen können. - 

Hierzu kommt, daß in Ermangelung einer den gegenwärtigen Berhältniffen und 
den Bedürfniſſen der Forſt-Kultur entfprechenden Forſtpolizei-Ordnung, deren Emas 
nirung mit den zur Erreichung biefes Zwecks nöthigen Beflimmungen für bie nächſte 
Zeit auch ſchwerlich zu erwarten fein dürfte, die Ausübung auch foldher Berechti⸗ 
gungen, welche innerhalb gehöriger Schranfen mit einer rationellen Waldwirthſchaft 
Wohl vginbar ſein würden, oft nicht ſo geordnet werden kann, wie es noth⸗ 
wendig iſt. 

— find aber auch viele Koͤnigl. Forſten in ſo hohem Maaße mit Servi⸗ 
tuten belaſtet, dag eine ſucceſſive Ablöfung einzelner Berechtigungen ſehr gefährlich 
wird, weil, wie die Erfahrung vielfach beſtaͤtigt Hat, die Entſchaͤdigung für die zus 
naͤchſt zur Abldfung fommenden Berechtigungen nach ihrem vermeintlichen Nntzungs⸗ 
Grirage fo hoch bemeſſen wird, daß bei gleihmäßiger Abfindung aller übrigen Ser: 
pitnte die ganze belaftete Forſt zur Gntfhäbigung aller Berechtigten vielleicht nicht 
einmal ausreichen und der WaldsBigenthümer, außer der Hingabe des ganzen Wal: 
des, noch anderweite Entfchärigungen zu leiſten haben könnte, Um daher bie mit 
partiellen Servitut-Ablöfungen erfahrungsmäßig oft verbundenen Nachtheile für den 
Waldbefiger zu vermeiden, und wenigſtens bie Erhaltung desjenigen Antheils fiher 
"zu flellen, welder dem Fiekns vermöge des ihm zuftehenden vorzugsweifen Theils 
nahmesRechts an der HauptsHolgnugung unb event. anderen Nugungen von Rechts⸗ 
wegen zufommt; fann es in vielen Fällen rathfam fein, eine vollſtaͤndige Forſt⸗ 
Semeinheitstheilung zwifchen dem Fiskus und fämmtlichen Servituts Berechtigten 
ohne Ausnahme zu veranlaflen, wenn auch zur Zeit nur von einzelnen Berechtigten 
provoziert if, oder wenn auch nur rückſichilich einzelner befonders hinderliher Sers 
vituten jebt die abfolute Nothwendigkeit zu provoziren, für die Verwaltung eintritt. 

Alles dieſes macht es dringend wünfchenswerth, einen Ausweg zu finden, wie 
die Nachtheile einer ausgedehnten Forſtſervitut⸗Abloͤſung, auch rüdfichtlich ſolcher 
Servituten, deren Bortbeftchen bei geregelter Ausübung an und für ſich mit ber 
Waldwirthſchaft vereinbar, und im national: oͤlonomiſchen Intereſſe vieleicht ſelbſt 
rathſam fein würde, vermieden, und bie Berechtigten in ben Stand gefeht. werben 
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können, ſolche Waldnutzungen, welche fie im Allgemeinen nur ungern ober gegen 
en narue Abfindungs sDuanta aufgeben, in ben zuläffigen Schranken forizu⸗ 
eziehen. 

Ein Mittel zur Erreihung diefes Zweds, fowie überhaupt jur Förderung vers 
leihsweiler Durchführung der Servitut-Ablöfungen, wird in vielen Bällen, nament⸗ 
he, wo weder eine Natural»Abfindung, noch die Abfindung durch Kapital an ihrer 
Stelle find, dadurch zu finden fein, daß den abqufnbenden Berechtigten in Ausficht 
geftelt wird, diejenigen bisher im Wege der Servitut bezogenen Waldnupungen, 
welche fie ungern aufgeben, welde aber, wenn deren Ausübung gehörig geregelt 
wird, unbeſchadet der Holzkultur und Holz⸗Produktion fortbeftehen koͤnnen, auch 
nah ber in folhem alle in Rente zu bewirfende Abfindung, vermöge eines feparat 
‚ abzufchliegenden Pachtverhältniffes auf eine fange Reihe von Jahren, allenfalls auf 
20 bis 3U Jahre, nad deren Ablauf neue Kontrakte fich fchließen laffen, gegen 
einen billigen, unter der Abloͤſungs⸗Rente lebenden Pachtzins, unter den für den 
geordneten Forſtbetrieb nothwendigen Bedingungen, in geſicherter Weiſe foribezichen 
zu koͤnnen. | 

Die Differenz zwifchen ber Rente, welche ber Fiskus an bie Berechtigten als 
Abfindung zu zahlen haben würde, und zwiſchen bem Lofarium, welches bie bie 
berigen Berechtigten dem Fiskus fünftig für den Fortbezug ber dem forſtwirthſchaft⸗ 
lidyen Bebürfniffe gemäß zu ordnenden Nutzungen zu entrichten haben würden, 
würde das Aequivalent fein für die. Erreichung beffen, was zur Konfgrvation und 
zweckmaͤßigen Bewirtbichaftung der Forſten, im Intereffe der Forſtkultur unb der 
Handhabung einer geordneten Forit: Polizei nothwendig ift, und weder durch eine 
neue Forſtpolizei-Ordnung unter den jegigen Verbältniffen, noch durch Abſchluß 
fpezieller Rezeſſe mit den Berechtigten über. einen mobiflzirten Fortbeſtand der Be 
rechtigungen zu erlangen fein möchte, ba bei ber Crrichtung folcher Rezeſſe ober 
Regulative mit den Berechtigten auch über die, Ausübung fehon beftehender Servi⸗ 
tute möglicher Weiſe aus dem $. 164. der Gem. Th. O. unb Art. 12. bes Ergän 
Gef. Beihränkungen hergeleitet werden koͤnnten, welche bie Erreichung des Zwecke 
sgereitelten, überdies auch die Entſchaͤdigungen der Berechtigten für die Ginfchrän 
fung der Nußungen, wenn fie für immer erfolgen müßte, fehr ſchwierig feſtzuſtellen 
fein würden. . 

" Bei einer derartigen Ablöfung in Rente unter gleichzeitiger Wieberverpachtung 
der Nußungen auf lange Zeit würde befonbers dahin zu fireben fein, daß die Uns 
kündbarkeit der Rente Seitens ber Berechtigten auf läugere Beit, reſp. auf bie 
Dauer des neuen Pachtvertrages, innerhalb der auläffigen Zeitgeenge (Art. 8. bes 
rgänz. Gef. und $. 91. des Ablöf. Geſ. v. 2. Mir; 1850) Ripulirt würde, um 
einerfeitö die Staatöfaffe vor Zahlung bedeutender Kapitalien zu bewahren, und 
anbererfeits für die Berichtigung des Pachigeldes eine größere Sicherheit zu ers 
langen, indem in dem Pachtvertrage zugleich die Iheilmeife Kompenfation der Rente 
mit dem Bachigelde auszubedingen fein wärbe. 

Um jeder Berbuntelung des Mechtsverbältniffes vorzubeugen, würben übrigens 
bie derartigen Baht: reſp. Ginmiethes-Berträge mit den Berechtigten ganz abgeſonu⸗ 
dert von dem Ablöfungs:Rezefle, jedoch gleichzeitig, oder wenn die Servitut⸗Berech⸗ 
tigten zu ihrer Sicherheit es wünfchen, auch noch vor dem Abfchluffe des Ablöfunges 
Verfahrens zu errichten fein. 

In den desfallfigen Bachtfontraften würde bie Art ber Ausübung bei Nupuns 
gen nah Maaßgabe der obwaltenden Verhältniffe, und mit Müdficht auf die lange 

auer des Pachwerhaͤltniſſes, mit befonderer Vorſicht und Sorgfalt in zweckmaͤßiger 
Weiſe zu reguliven fein. Bei ber Verpachtung ber Walbweide 3.3. fann zwar in 
dem Kontrafte die abfehbar zur Weide⸗Nutzung bispanible bleibende Fläche anges 
geben, jedoch, da die Ginfhonung von dem Ermeſſen der KR. Reg. abhängig bleis 
ben muß, bebungen werben, daß, wenn die Weibefliche zeitweife vermindert werben 
muß, gleichzeitig eine verbältnigmäßige Herabfeßung des Pachtgeldes eintritt, Hin⸗ 
fihtlih der Streushugung wird fih nad Umftänden eine- beitimmte Buberzafi ober 
eine Fläche in den, unter der StreusNußüng weniger leidenden älteren Kiefernbes 
fänden auf dem befferen Boden mit ber Maaßgabe feſtſetzen laſſen, daß die Ans 
weifung von der Korft: Verwaltung erfolgt, und wenn nad deren Ermeflen eine 
Beſchraͤnkung der Nugung unvermeidlich wird, gleichfalls eine verhaͤltnißmaͤßige Ber: 
minderung des Pacht⸗Lokariums ftattfindet. Auf diefe Weife wird es möglich fein, 
die beiderfeitigen Intereffen durch ähnliche, hier nur angebeutete Beſtimmungen in 
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vielen Fällen zu vereinigen nnd Einrichtungen zu treffen, baß die Regulirung we⸗ 
nigftens mit dem geringiten Nachtheile erfolgt. nt 

Der K. Reg. empfehle ich dringend in dem vorſtehend angebeuteten Sinne die 
Wördernung der Korfifervitut-Ablöfungsfuchen ſich befonders angelegen fein zu lafen, 
und jeden geeigneten Zeitpunkt im Laufe eines Ablöfungs» Verfahrens forgfältig 
wahrzunehmen, um mit angemefienen Bergleihs:Vorfchlügen der bezeichneten Art 
ben Berechtigten entgegen zu kommen, geeigneten Balls auch gleich von vorn herein 
die Dereitwilligkeit zur Abſchließung von dergleichen Pachtverträgen auf lange Zeit 
zu erkennen zu geben, um die in vielen Fällen flattfindende Abneigung der Berech⸗ 
ae gegen bie Ablöfung, und daraus hervorgehende überfpannte Forderungen zu 

efeitigen. 

Wenngleich es in der Regel nicht zum Ziele führen würde, von vorn Herein 
auf die Servitut-Entlaftung eines Reviere lediglich im Wege des Vergleichs zuver: 
fhtlid zu rechnen, indem, wenn nad. vieleicht langen Verhandlungen nur einzelne 
Berechtigte fih nicht fügten, man Gefahr liefe, weitläufige und Boftfpielige Arbeiten - 
ohne Erfolg auszuführen, überdies auch zur Sicherheit des Fiskus in allen Kalen 
das geſetzliche Verfahren bezüuglid der Ligitimation und ber öffentlihen Belannts _ 
machung mit präflufivifcher Wirkung flattfinden muß, und daher die Verhandlungen 
durch einen Spezial: Kommiffarins oder einen nad $. 108. und Art. 15. der G. v. 
2. März 1850 zu beauftragenden Beamten im Auftrage der Gen. Kom. werben 
geführt werben müffen, fo wird doch die Darlegung der Bereitwilligfeit zu vers 
gleihsweifer Beendigung des Berfahrens, befonders auch mit Hinwerfung auf bie 
babei zu erzielenbe Koſten-Grſparniß ſchon ein wirffames Börberungsmittel bieten, 
und die Proponirung beflimmter Bergleihe in obigem Sinne zu- geeigneter Zeit 
viele Sachen bald zum Abfchluffe führen, befonders, wenn die K. Meg., ſobald nur 
erſt das Sollhaben des Fiskus und der einzelnen Servitutberechtigten einigermaaßen 
zuvertäffig zu überfehen if, von ihrer buch das G. v. 21. April c. erweiterten 

efugniß zur felbffländigen Abfchließung reſp. Beftätigung von Ablöfunge:Rezeifen 
gehörig Gebrauch macht. 20 

Da die Bemühungen, zur ausfhließlichen oder auch nur vorzugsweiſen Bears 
beitung wichtiger Forfifervitut:Ablöfungsfachen geeignete Spezial-Rommiflarien dis⸗ 
ponible zu machen, bis jegt nicht von Erfolg geweſen find, aber nit zu erwarten 
‚iR, daß die Worii:Gemeinheitstheilungsfadhen in den nächften Jahren wefentlich ges 
fördert werden, wenn dazu nicht befondere Kommiffarien von den Gen. Kommilfto: 
nen .beftellt werben, fo würde es fehr erwünſcht fein, wenn tie K. Reg. qualiſtzirte 
Berfonen in Vorſchlag bringen könnte, welche im Sinne des $. 108. und Art. 15. 
der ©. v. 2. März 1850 mis den Reiten und Pflichten eines Spezial⸗Kommiffa⸗ 
rius mit ber Bearbeitung einzelner Servitut-Ablöfungen, fei es als Nebenbeſchaͤfti⸗ 
gung in ihrer gegenwärtigen Stellung, fei es, um ausschließlich mit ſolchen Arbei⸗ 
ten befchiftigt au werben, beauftragt, und hierzu der Gen. Kom. in Borfchlag ges 
bracht werben Fönnten. Es würden fich Hierzu befonders Obergerichte s Affefforen 
eignen, welche mit der Agrar-Gefeßgebung gehörig befannt find, vielleicht ſchon in 
Gemeinheitstheilungsfachen gearbeitet und babei eine geeignete Perfönlichfeit haben, 
um die Berhandlungen mit ben Berechtigten in erfprieplicher Weile zu führen. 
Durch die befriedigende Ausführung des ihm in folher Weife zu übertragenden 
Kommifforii würde ein folcher Affeffor, wenn er den Wunſch hegen follte, in bie 
allgemeine Berwaltung nberzutreien, zur Berückſichtigung diefee Wunſches fich zu 
empfehlen vermögen. " 

(Min. Bl. d. i. ®. 1852, ©. 337. Nr. 331.) 


Zum $. 114. . 
Berge. Ergänz. Gef. v. 2. März 1850, Art. 9. N 
Zum $. 120. 


1) N. tes 8. Bin. Min., ‚Gen. Berw. fie Domainen und Forſten 
(Keßler) v. 4. Mai 1834 an die K. Reg. zu Potsdam, betr. die Abloͤſung 
ter Banbolz- Berechtigungen. . | 

In der Rüdfiht, daß bei den jeßf Häufig eintretenden Abloͤſungen der Baus 
holz: Berechtigungen’ die Banbeamten auf die babei vorkommenden weitliuftigen Des, 


x 
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rechnungen zur Grmittelung des Jahreswerths der Berechtigung fehr viel Zeit ver⸗ 
wenden müßten, tritt das Finanzmin. der Anfiht der K. Reg. in dem Berichte v. 
23. Febr. d. 3. bei, daß es zur weſentlichen Erleichterung der Baubeamten beitras 
gen wird, nad ben für dergleichen Ablöfungen beflchenden Srundfägen und ben 
gemachten Grfahrungen Normal: Berechnungen aufzuftellen, nad) welden für jeben 
vorfommenden Kal jene Jahresrente mit Leichtigkeit, und doch unter Beobachtung 
einer gewiflen Bleichförmigfeit ermittelt werben Tann. 

Das einfachſte Mittel if, wie die K. Reg. ganz richtig bemerkt, für jedes Als 
ter von Gebäuden mit Rüdfiht auf bie Dauer berfelben von einem Neubau zum 
andern die Jahresrente für eine Berechtigung von 100 Thlr. Holzwerth zu berech⸗ 


nen, und alle diefe Refultate in einer Tabelle zufammenzuftellen, fo daß wenn ber 


Baybeamte dem Befunde und den obwaltenden Berhältniffen gemäß 

a) die Dauer des Gebäudes von jebt ab, bis. zum nächſten Neubau, und 

b) die Dauer defielben von einem .Neuban bis zum andern, ermittelt hat, er 
mit Bezug Hierauf nur die dem Holzwerthe von 100 Thlr. entfpredhende 
Sabresrente in der Tabelle aufzuſuchen und hiernach durch Proportion von bem 
veranfchiagten Werthe des zu einem Neubau erforderlichen Holzes bie dazu gehörige 
Mente zu berechnen braucht. 

Den Baubeamten eine beflimmte Dauer der verfchiebenen Gattungen von Ge⸗ 
bäuden von einem Neubau zum andern vorzufähreiben, 3. B. dag ein Wohnhaus 
100jährige oder ein Viehſtall SOjährige Dauer haben fol, dafür fann das Yinanzs 
miniſterium jedoch nicht flimmen, da zu viele Umfände hierbti in Betracht kommen, 
welche auf die längere oder kürzere Dauer ber Gebäude rinen wefentliden Ginfluß 
haben, dieſe aber nicht an allen Orten gleich find; benn während an einem Orte 
unter ungünfligen Umfländen das Gebäude vieleiht nur 50 Jahre ſtehen bleiben 
fann, gewährt daſſelbe am andern unter günfligen Verhältniffen vieleicht eine 
10jährige Dauer. Welche Dauer die Gebäude von einem Neubau zum andern 
nach der Dertlichfeit ac. haben fünnen, muß für jeden einzelnen Ball ber pflicht⸗ 
mäßigen Würdigung und Grmittelung des Baubeamten überlaflen bleiben, und folls 
ten fi) hierbei Zweifel erheben, fo bleibt es der K. Meg. überlaffen, deshalb näs 
here Grörterungen anzuftellen, und die Angabe des Baubeamten zu berichtigen. 
Ueberbies würde durch eine ſolche Beflimmung in ber Berechnung felbR nichts abs 
gefürzt werden, alfo den Baubeamten dadurch feine Erleichterung erwachſen. 

Hiernach entſprechen die von ber K. Reg. eingereichten, mit den übrigen Ans 
lagen hierbei zurüderfolgenden Normal-Bellimmungen, ihrem Zwede nicht vollkom⸗ 
men, indem fich biefelben nur auf bie 4 Faͤlle, daß die Gebäude reſp. 120:,_100-, 
&0> und SOjährige Dauer von einem Neubau zum andern haben, erfireden. Das 
gegen bat-das Winanzminifterium eine für alle im gewöhnlichen Laufe der Dinge 
vortommenben Fälle anwenbbare, mit den nöthigen Grläuterungen verfehene Tabelle 
zufammenftellen laſſen, wovon der K. Reg. 30 gedrudte Exemplare mit dem Auf: 
trage hierbei zugefertigt werden, folhe ihren Baubeamten mitzutheilen, und fünftig 
bei (allen vorkommenden Ablöjungen danach verfahren zu laſſen. Dehnen ſich die 
Bauholz : Berechtigungen nicht bloß auf die von Zeit zu Zeit vorfommenden Reu⸗ 
baue, fondern’ wie dies gewöhnlich der Fall ift, gleichzeitig auch auf die inzwiſchen 


‚ nötbig werdenden Reparaturen aus, fo wird der für bie Neubaue ermittelten Rente, 


eben fo wie für die Brandſchäden, ein den Umfänden angemeſſener Prozentſat, 
wobei auf die der obengebachten Tabelle vorgebrudten Erläuterungen Bezug genom⸗ 
men wird, zuzufeßen fein. 

Die in der Anlage aufgeftellten Beifplele werben alle Zweifel über die An⸗ 
wendung der Prozenttabelle Heben, und wird ſchließlich nur noch bemerkt, daß es 
ber K. Reg. überlafien bleibt, in ben Ballen, wo fi in einzelnen Difrikten bie 
Prozentfäge für Reparaturen und Weuerfaflens Beiträge von ben verſchiedenen Ges 
bäubearten möglihft zuverläffig firiren zu laffen, die Bau s Infpektoren darnach zu 
inftruiren und and bier ein gleihmäpiges Verfahren zu beobachten. 

(Dönniges Lantes:Kult. Gel. Br. 2. ©. 448) ' 

2) C. R. des Min. des K. Haufes, Abth. II. (v. Ladenberg) v. 24. 
März 1837 an die K. Reg. der Provinzen Preußen, Schleften und Pofen, 
ſowie an biefenigen zu Ködlin und Stralfund, betr. die Abldfungen der 
Shuholz-Bereiptigungen und deren Kompenfation gegen Domainen, Präfte- 
tionen. 

Bisher haben bie Baubramten bei ben öfters Rattfindenden Ablsſungen ber 


€ 
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Bauholz s Dereätigungen ober beren Kompenfation gegen Domainen : Bräftationen 
weitläuftige, mit vielem Zeitaufwand verfnüpfte Berechnungen zur @rmittelung bes 
der Holzberedhtigung entipredhenden Jahreswerths aufitellen müflen, und es ik ba: 
ber zur Sprache gekommen, daß es zur wefentlichen @rleichterung ver Baubeamten 
gereihen wird, nad den für dergleichen Ablöfungen beſtehenden Grundfigen und 
den gemachten Erfahrungen NormalbBerehnungen aufzuftellen, bei deren Benutzung 
in jedem vorfommenden alle eine Jahresrente mit Reichtigfeit und doch unter Bes 
obachtung einer gewiſſen Gleichfoͤrmigkeit ermittelt werden koͤnne. 

Das einfachſte Mittel iſt für jedes Alter von Gebäuden, mit Rüdfiht auf 
ihre Dauer, von einem Neubau zum andern die Jahresrente für eine Berechtigung 
von 100 Thlr. Holzwerih zu berechnen und alle diefe Mefultate in einer Tabelle 
zufammen zu ftellen, fo daß, wenn der Baubeamte dem Befunde und den obwals 
tenden Berbältniffen gemäß, 

a) bie muthmangliche Dauer bes Gebäudes von jetzt ab bis zum nächſten Neus 
” au und - 

b) die Dauer deffelben von einem Renban bis zum andern 
ermittelt hat, er mit Bezug Hierauf nur bie dem Holzwerthe von 100 Thle. ents 
fprechende Jahresrente *) in der Tabelle aufzufuchen und hiernach durch Proportion 
von dem veranfchlagten Werthe des zu einem Neubau erforderlichen Holzes bie 
dazu gehörige Rente zu berechnen braudt. 

ine folche für alle im gewöhnlichen Laufe ber Dinge vorlommenden Fälle 

anwenbbare, mit den nöthigen Erläuterungen verſehene Tabelle hat das Min. zu: 
fammenftellen laflen, wovon der R. Meg. gebrudte Cremplare mit dem Auftrage 
hierbei zugefertigt werden, folhe ihren Baubeamten mitzutheilen und fünftig bei 
allen vortommenden Ablöfungen danach verfahren zu laflen. . 

Dehnen fih die Bauholz: Berechtigungen nicht bloß auf fie von Zeit zu Beit 
vorfommenden Neubane, fondern, wie died gewöhnlich der Wall ift, gleichzeitig auf 
die inzwifchen nöthig werdenden Reparaturen aus, fo wird der für die Neubane 
erntittelten Rente, eben fo wie für bie Brandfchäben, kin den Umitänden angemefle: 
ner Prozentſatz, wobei auf die der vorgedachten Tabelle vorgebrudten Grläuteruns 
gen Bezug genommen wird, zuzuſetzen fein. 

Den Baubeamten eine ganz beflimmte Dauer der verfchiedenen Gattungen von 
Gebäuden von einem Neubau zum andern vorzufchreiben, 3. B. dag ein Wohnhaus 
von Ho'z 100: oder 120jährige, oder ein bergleihen Viehſtall 70: ober BO jährige 
Dauer haben foll, erfcheint nicht angemeflen, da zu viele Umſtaͤnde Hierbei in Ber 
tracht kommen, welche auf die längere oder fürzere Dauer der Gebäude einen wer 
fentlien Einfluß haben, dieſe aber nit an allen Orten glei find, denn während 
an einem Orte unter fehe ungünfligen- Umſtänden ein Gebäude viefleiht nur 50 
Jahre ſtehen kann, gewährt daſſelbe am andern unter recht günfigen Verhaͤltniſſen 
vielleicht eine 100jährige Dauer. — Welche Dauer die Gebäude von einem Neu: 
bau zum andern nach der Oertlichkeit ꝛe. haben Fönnen, muß daher für jeden ein: 
zelnen Fall der pilichtgemäßigen Würdigung und Grmittelung des Baubeamten 
überlaffen bleiben; doch wirb bei den am meiiten vorkommenden gewöhnlichen laͤnd⸗ 
lihen Gebäuden von Holz oder Fachwerk die Dauer 

eines Wohnhaufes zu 100 Bis 120 Jahr, 

einer Scheune zu 8V Jahr, 

winee Viehſtalles zu 75 Jahr und 

eines Schweinefalls zu 50 Jahr 
als ein mehrentheils zutreffender Mittelfag zu betrachten fein, und bie K. Meg. naͤ⸗ 
here @rörterungen anzufiellen, und die Angaben der Baubeamten zu berichtigen has 
ben, wenn fi in jener Beziehung gegen ihre Ausarbeitungen Zweifel erheben. 

(A. XXI. 36. — 1. AU.) 


3) Publif. der K. Gen. Kom. zu Soldin v. 8. Aug. 1837, denfelben 
Gegenſtand betr. Ä 


Auf Fra ber Abloͤſung von Bauholz⸗Gerechtſamen tritt die Gen. Kom. ber 
nficht Bei: 
a) daß ſich der Berechtigte die Berechnung der Bauholzkoſten und der ehwais 





4) Nach dem Binsfuße von 5 Prozent berechnet. 
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gen Rente, nach einem verbefferten wirthfchaftlichen Bauplane oder Anfchlage, ge⸗ 
fallen laſſen muß, dergeftalt, dag wenn 3. B. die vorhandenen Gebäude aus 
Schrootholz beſtehen, Fachwerk bei der Beranfchlagung ber Baufoften in Berech⸗ 
nung geftellt werden kann; daß aber nach dem Grundſatze einer ausreichenden Ents 
ſchaͤdigung bie dem Berechtigten zu gewährende Rente auch die für denfelben nach 
einem zweckmäßigeren Banplane erwachfenden Mehrfoften des Baues, außer dem 
Holze, decken müfle; 

b) daß bie Veranfhlagung des Preifes des Bauholzes nad dem gemeinen 
Werthe deſſelben geſchehen müfle, mit Bugrundlegung der Forſttare desjenigen Kö⸗ 
nigl. Forfireviers der Gegend, aus weldem ohne Beläftigung des Berechtigten das 
Holz nachhaltig zu begieben fein dürfte, wobei inbeffen au die in Privatforften 
ftattfindenden Preife, infofern fie mit Sicherheit erhellen, Feinesweges aus zuſchließen 
find, fo daß der Sachverſtändige, welcher nah $. 28. der Abl. O. v.7. Jum 18241 
den Werth der Abgabe zu beflimmen hat, in der Ermittelung des gemeinen Preis 
fe& zur Zeit der Ablöfung nicht befchränft wird; 

c) dag auch bei Holzablöfungen im Mangel gütlicher Sinigung der Partheien 
über eine feſte Geldrente, nach $. 26. der Abl. D. und $$. 73. und 127. der 
Gem. Th. O. eine Körnerrente, deren Betrag jeboch fleigend und fallend in Gelbe 
abzuführen, zu reguliren fei; 
qh dag, wenn ein Gebäude feiner jebigen Beſchaffenheit nach fogleih, ober 
nady einer gewiffen Anzahl Jahre neu gebaut werben muß, und demnaͤchſt feiner 
Bauart und den örtlichen und fonfligen Verhältniſſen nad), in gewiflen glei gros 
Sen Zeiträumen immer wieder neu gebaut werden muß, dazu eine jührlide Rente 
gehört, welche mit den einfahen Zinfen davon angefammelt, feiner Zeit nicht 
nur dem Aufwande des eriten, fondern auch dem Aufwande aller folgenden Neu⸗ 
‚ baue gleich kommt. 
ie von der Rente aufzufammelnden Zinfen werben zu 5 pCt., als den land⸗ 
üblichen, berechnet. 

Diefer Berechnung der einfachen Zinfen von der Mente entfpricht übrigens im 
Falle der Ablöfung durch Kapital die in Eytelweins Anleitung zur Grmittelung der 
Dauer und Unterhaltungsfoften der Gebäude $. 9. ausgeführte Berechnung von 
einfachen Zinfen der Neubaufoften und einfahen Binfen von jenen Binfen. cf. 
$. 18. ©. 58 und ©. 80. 

Die von der K. Reg. zu Franffurt angewenbete Inſtr. v. 4. Mai 1834 ers 
leiätert die Berechnung der Rente und ift nad) den vorgebadhten Grunbfüge ent 
worfen; " 

e) daß, wenn nach Beftimmung der Mente der Belaftete ſolche durch Kapital 
ablöfen will, dies nad) $$. 26., 15. und 16. der Dienftablöf. D. dennoch mit dem 
2öfachen Betrage, alfo zu 4 p&t., gefchehen nıuß; \ . | 

f) daß zwifchen den Renten für Neubauholz und für Reparaturbolz 
unterfchieden werden muß, dahin, daß bei Grmittelung der Rente für Reparaturholz 

aufgefammelte Zinfen nicht berechnet werben dürfen, da bie Rente jährlich zu ben 
Reparaturen verwendet werden muß; 

g) daß enblid bei Berechnung der Mente für eine Holzberedtigung, bie Neu⸗ 
bauperioden nicht immer fir ein ganzes Gebäude, fondern, wenn der Neubau ein: 
zelner Theile deffelben zu verfchiebenen Zeiten wiederkehrt, für jene einzelne Theile 
anzugeben ift, 3. B. für Wohnhäufer, Ställe, Scheunen, Bewährungen bei Muͤh⸗ 
len ıc., wornach auch die Berechnung der Rente verfchieden ausfällt. | 
(Dönniges Landes-Kult. Gef. Br. 2. S. 449.) 


4) R. des Min. des K. Haufes, Abth. II. (v. Ladenberg) v. 28. Ian. 
1838 an ſaͤmmtl. 8. Reg. dieſſeits der Elbe und an die K. Min. Bau- 
Kommiſſion in Berlin, betr. die Ablöfung von Bauholz» Berechtigungen aus 
K. Borflen oder deren Kompenfation gegen Domainen-Bräftationen. 


Da nad) der, der K. Reg. mittelt Verf. v. 22. Juni v. I. in begl. Abfchrift 
gugefertigten K. O. v. 19. Juni d. J., die Ablöfung der Domanial: Gefälle und 
lungen fortan überall nur gegen Ginzahlung des 2öfachen Betrages der Rente 
geftattet werden barf, fo muß in ben Bällen, wo Ablöfungen von Bauholz:Beredh: 
tigungen aus Königl. Forſten ober deren Rompenfation gegen“ Dontainen: Brä- 
Rationen ftattfinden, ber ber Holzberechtigung entfpredhende Jahreswerth ebenfalls 
mnter Zugrundelegung eines Binsfußes yon A pGt. ermittelt: werben. 
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Nun ift aber bie, ber K. u fon früher mitgetheilte, den Baubeamten bei 
dergleichen Grmittelungen zur Grleichterung dienende gebrudte Tabelle nad dem 
Zinsfuße von 5 pCt. berechnet, mithin jeßt nicht mehr anwenbbar, und ich habe 

er eine andere ähnliche Tabelle nach dem Zinsfuße von 4 pGt. zufammenfellen 
Iofien, welche tie K. Reg. hierbei *) mit dem Aufteage erhält, ſolche ihren Baus 
Beamten anderweit mitzutheilen und bei allen Fünftig vorfommenden Ablöfungen 
von Bauholzgerechtſamen darnach verfahren zu laffen. 

- Diefe Tabelle weicht, außer dem Binsfuße, von der früheren nur infoweit ab, 
daß folge allgemein auf Prozente des Bau⸗Kapitals gerichtet it, wodurch die 
Rechnung zur Srmittelung der Rente noch mehr als früher erleichtert wird. 

(Ann. XXII. 53—1. 41.) 


Zum $. 127. 
1) Bergl. Ergänz. Gef. v. 2. März 1850, Art 10. 
2) R. des K. Min. des I., Iandwirthfchaftl. Abth. (v. Meding) v. 30. 
Mir; 1841 an vie K. Gen. Kom. zu Breslau, betr. den in Auseinander⸗ 


fegungen bei Abſchätzung des Servitutrechtes zu Grunde zu legenden 
Holzpreis. 


Aus dem Berichte v. 19. Febr. d. J. Hat das unterz. Min. gern erſehen, mit 


welcher Sorgfalt die R. Gen. Kom. die für die Auseinanderießungsfache von F. 
fo widtige Frage über ben bei Abfchägung des Servitutsrechtes zu Grunde zu 
legenden —28 erwogen hat, und iſt auch geneigt, feine Anſicht über die Be⸗ 
antwortung, biefer Frage dem Kollegium mitzutheilen, macht aber darauf aufmerks 
fam, daß diefe Anficht für die richterlihen Entſcheidungen Feine feſte Norm abgeben 


fann, und zwar in ber F.fchen Sache um fo weniger, als in derfelben der Plan 


- auf Rente gerichtet wird, über deren Höhe nicht der Mefurs an das Min., fondern 


die Appellation das allein zulüffige Rechtsmittel ift. 

Da die Gem. TH. D, Feine fpezielen Bellimmungen zur Beantwortung der 
vorlegenden Frage giebt, jo iR es gerechtfertigt, auf die Borfchriften der gleich⸗ 
zeitigen Ablöf. ©. v. 7. Juni 1821 Bezug zu nehmen. Der g. 27. kann aber auf 
die Beſtimmung des Holzpreifes Feine unmittelbare Anmwenbung finden, weil in bem> 
felben nur von ben Bruchtpreifen gehandelt wird, und der Zufammenhang ergiebt, 
daß Hier unter „Früchten“ Feldfrüchte verſtanden werben, zu welden das Hol; 
nicht gehört. Nur auf die Feldfrüchte paßt die Beſtimmung, dag der Martinis 
Markipräis ter entfcheidende fein fol. Das Holz wird an ben wenigften Orten 
im Großen auf dem Morkte verfauft und das, was dort verfauft wird, ift faſt nie 
in regelmäßige Klafter gefebt. Der Handel mit dem Holze wird in den Forften 
und auf den Lagerpläßen Betrieben, und es läßt fih daher ein eigentliher Markt: 
preis vom Holze faft niemals angeben, baffelbe it vielmehr zu den „anderen Ra: 
turalien“ zu rechnen, deren Werth nad 8. 28. durch Sachverfländige abgeſchätzt 
werden fol. Zur Widerlegung dieſer Anſicht paßt die Bezugnahme auf den $. 30. 


nicht, wenn au in demfelben nur Burchtzehnten und Fleiſchzehnten unterfchieden 


werben, weil der Zehnte vom Holze eine ganz ungewöhnliche Abgabe und deshalb 
im Geſetze nit beſonders berudfichtigt if. 
Der Werth des Holzes muß daher durch Sachverſtändige beflimmt und dabei 
muß ber gemeine Preis zur Zeit der Ablöfung als Maaßſtab gebraucht werben. 
Diefe Faſſung des $. 28. fann es kaum gerifeihent laflen, daß den Sachver⸗ 
en, wie fie auf auf arithmetilchem 
Wege aus den Preifen beflimmter Jahre die Schäßung entwickeln follen, fondern 
dag ihrem fahverflintigem Ermeſſen derjenige Spielraum gelaflen it, welcher nöthig 
erichien, um die Schäpung den befondern Mmftänden jedes Falles anpaflen zu föns 
nen. Das U. 2. R. unterfcheidet den „gemeinen Werth von dem außerorbentlichen 
Werthe“, vwelder aus der Berechnung bes Nußens erwähft, den die Sache nur 
unter gewiſſen Beflimmungen und Berhültwiffen leiften kann. Hierdurch wirb die 
Anficht unterflügt, daß auch im $. 28. der gemeine Breis von dem außererbents 





4) Die Tabelle befindet fih in der Anlage. 
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lichen Hat unterſchieden werben follen, welcher nur durch befondere Umflände auf 
kurze Beit hervorgerufen worden. Deshalb, Scheint es, ift auch der Anstrud „zur 
Zeit der Ablöfung minder beflimmt gefaßt, als e6 die Bezeichnung der Jahre 
it, deren Preife nah $. 27. bei dem Getreide in Rechnung kommen. In dem 
$. 28. iſt der Ausdruck „gemeiner Preis“ zwar noch näher dahin beſtimmt: 
„nah welden man die Bezahlung folder Gegenflände, wenn fie nicht in 
Natur gefeiftet, fondern in Gelbe vergütet werden, zu beflimmen pflegt,“ 
was allerdings auf den Preis des Holzes nicht ganz paßt, und mehr auf die im 
6. 28. ausdrüdlih benannten Abgaben von Federvieh ıc. berechnet if; allein es 
acht doch auch hieraus foviel hervor, dag zufällige und ımgewöhnliche Breife 
feinen GCinſtuß auf die Schätzung haben follen. Diefe Regel iR au in dem We⸗ 
fen jeder Abſchätzung des Werths einer fortlaufenden Leitung und des ihr gegens 
überftehenden echte tief begründet, und iſt felbit bei der Bellimmung der Me⸗ 
thode, nach welder bei Ermittelung des Getreide: Durdfchnittspreifes die zwei 
theuerften und zwei wehlfeiliten Jahre außer Rechnung bleiben, leitend gewefen. 
lles diefes befeitigt die Anficht, daß der ©. 28. es in das vernünftige Er⸗ 
meſſen ver Eachverltändigen bat legen wollen, auf wie viele Jahre fie mit Berück⸗ 


ſichtigung der Preiſe zurüd zu gehen haben, und ob und welche Jahre fie wegen 


- 


ber befondern Umftinde, bie in dieſen auf die Preiſe einwirkten, ganz unbeachtet 


laſſen ſollen. 


Hiermit ſtimmt dann ferner wohl überein, daß den Sachverſtaͤndigen nicht 
unterfagt it, bei ihrer Schäßung die Brfahrungen zu benugen, welche fie feit ber 
Brovofution bis zur Zeit der Abſchaͤtzung gemadht haben, und der $. 28. gebraudt 
den Ausdruck „zur Zeit der Ablöfaung” alfo recht eigentlih in ber Abſicht, 
um anzubeuten, daß bie im 6. 27. gegebene Borfhrift, wegen der Anrechnung ber 
Breife beflimmter, der Provofation vorangegangener Jahre, bier feine Anwendung 


| finten fol. 


Diefe Auslegung der betreff. Geſetzſtellen Löfet nun allerdings die Schwierigs 
feit nicht völlig, welche,bei der Abfchägung des Holapreifes in der F. ſchen Sache 
hervortritt; fie ſchiebt diefelbe vielmehr zunähft nur den Sachverſtaͤndigen zur Loͤ⸗ 
fung zu, welche zu erwägen und zu motiviren haben, ob bie erhöhten Preiſe ber 
Ichten Jahre duch außergewöhnliche Umftände hervorgerufen find, und daher uns 
beachtet bleiben müflen, oder ob biefe Theurung des Holzes als ein normaler Zus 
ftand bereits anzufehen it. So fehwierig die richtige Würdigung der hier ringreis 
fenden Umftände aud) fein mag, und fo wichtig der vorliegende Ball von F. aud) 
it, fo kann derfelbe doch als eine genügende Veranlaſſung zu pofitiveren geieglidden 
Vorſchriften nicht angefehen werden, theils weil eben dadurch den Sachverſtaͤndigen, 
wie dem Richter, der Spielraum eignen Grmeflens genommen werden würbe, wels 
der gerade bei diefem Gegenſtande fo nöthig erfcheint, um wirklichen Verletzungen 
des einen oder des andern Theild entgegen treten zu Fönnen; theils aber auch, weil 
gehofft werden muß, daß es der K. Sen. Kom. gelingen wird, künftig die Auseins 
anderfegungen in einem kurzen Zeitraum zum Austrage zu bringen, und dadurch 
den weſentlichſten Grund zu dem in der vorliegenden Sache gerade dadurch eins 
geiseienen Mebelftand zu entfernen, daß die unverhältnißmäßig lange Dauer der 

egulirung bie Anfichten über den gemeinen Preis der Gegenftände fo erheblich 
verändert hat. 

(Min. BL. d. i. 2. 1841, S. 130, Nr. 194.) 


+ 


Zum $. 128. 


N. des K. Min. des I. v. 9. April 1824 an die KR. Gen. Kom. zu 
Fe die Abfchägungsgrunnfäge für vie Bälle des $. 128. der 
em. Th. O. 


Die Bedenken, welche ſich die K. Gen. Kom. nach Ihrem Berichte v. 18. v. 
M. bezüglich auf die Angemeſſenheit der 88. 128. ff. der Gem. Th. DO, beſtimmten 
Entſchaͤdigung macht. erledigen ſich daraus von felbit, daß bei Gerechtigleiten diefer 
Art nur der aktuelle Beſtand des vorhandenen Holzes einen Anhalt gewähren kann, 
um den Werth derfelben zu arbitriren, indem nämlich mit feinem Grade von Wahr; 
ſcheinlichkeit darüber zu beflimmen ift, was_von diefen Holzbefänden, wenn fe 
— ſogleich weggenommen werden, fernerhin aufkommen und erhalten werden 
dürfte. 5* 


Grgänzungen zur Gem. 35. D. v. 7. Sumt 1821 (68. 128—141.). 385 


Was aber die Auslegung des allegirten Geſetzes rüdfichtlih der Ftage ans 
angt: 
ob die Entſchaͤdigung von 1 pEt. ein für allemal oder als jährliche Rente 
zu entrichten iR? j 
fo muß zwar die Rognition barüber in flreitigen Fällen der K. Ben. Kom. und 
bezügli auf die Ihr obliegende Wahrnehmung der Rechte des Fiskus berfelben 
überlaffen bleiben, ſich beshalb Inſtruktion von dem R. Finanzmin. zu erbitten. 
Ge ift aber nit abzufehen, wie Sie auf die letztere Meinung hat Zommen fönnen, 
F an Rente gar nicht die Rebe, fondern mit ungweideutigen Worten bes 
immt ift: 
bag das Recht duch Erlegung von 1 pt. des Werths ber aftuell vor⸗ 
handenen Holzbeflinde abgelöfet werde. ° 


(Koch's Agrargef., 4. Aufl. ©. 179, Dönniges, Landes s Kult.: Gef. 
Br. 2. ©. 452.) 


Zu 68. 131 —137. 
Vergl. Ergänz. Geſ. v. 2. März 1850, Art. 11. 


Zum $. 138. 
Dergl. Ergänz. Gef. v. 2. März 1850, Art. 10. 


Zum $. 139. 
Vergl. Ergänz. Gef. v. 2. März 1850, Art. 11. 


Zum $. 140. . 
Vergl. Ergänı. Gef. v. 2. März 1850, Art. 3. u. 4., beögl. Art. 6. 


Zum ©. 141. 


N. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 1. 
Junt 1841 an die K. Gen. Kom. zu Berlin, betr. die freie Dispofltion 
über die bei einer Gemeinheitätheilung intereffirenden Grundſtüͤcke. 


Der K. Sen. Kom. wird auf den Bericht v. 15. v. M. über die Beſchwerde 
bes Schlächtermeiltere N. zu N. in der bafigen Separationsfache zu erfennen ge: 
geben, daß die von Ihr bezogenen Beitimmungen des Art. 50. der Def. v. 29. Mai 
1816, $. 154. der B. v. 20. Juni 1817 und $. 36. der ®. v. 30. Juni 1834 
es nicht rechtferligen Tönnen, bas aus dem Eigenthum fliegende Recht zur freien 
Dispofition und beliebigen Benugung ber bei einer Gemeinheitötheilung interefs 
firenden Grundſtücke blos deshalb zu verlümmern, weil folge nad) Rage der 
Sade und dem vorläufig entworfenen Auseinanderfeßungsplane ganz oder theil⸗ 
weife zum Umtaufche beflimmt find. . . 

Jene Befugniffe der Cigenthümer müflen vielmehr bis zu dem Beitpunft ber 
Ausführung des betreff. Geſchaͤfts, mit welchem erſt bie im F. 170., 196. der BD. 
v. 20. Zuni 1817, $. 141. der Gem, Th. O. bezeichneten Wirkungen der Ausein: 
anderfegung eintreten, gefhüßt werben, und kann eine etwanige Veränderung ber 
Subftanz, oder erhebliche DBerminderung des, bei der Bonitirung veranfchlagten 
Srtragewerthes, nad Unterfhieb der Bälle, hoͤchſtens eine Grmäßigung des Soll- 
habens oder aber die Berpflihtung zur Entſchäädigung begründen, und allenfalls 
auf den Koſtenpuult Ginflug haben, wenn die präjubizirlihe Dispofition zu we⸗ 
ſentlichen Nachverhandlungen Anlaß giebt. Sollte aber ſich eine ſolche Dispofl- 
tionsbefchränfung für das Zuftandelommen eines zweckmäßigen Auseinanderfegunges 
plans wirflih unentbehrlich zeigen, fo müßte fie im Wege eines Interimifizi auf 
die in den Gefegen vorgefchriebene Weiſe zum. voraus fpeziell angeordnet 
werben. " . 

In Erwägung diefer rechtlichen Geſichtopunkte, ift alſo die vom Kollegio —* 
billigte Verfügung des Spezial: Kommiflerius, nad) welcher dem Schlaͤchtermeiſter 

Landes⸗Kultur⸗Geſthg. Br. 1. 235 


N 
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N. das Graben son Feldſteinen auf einem bei der Gemeinheitstheilungs⸗Sache von 
N. berangezogenen Aderftüde unterfagt worben, und bie Feſiſetzung der wegen 
Uebertretung jenes Verbotes als verwirft erachtete Strafe geſetzlich nicht gerecht 
fertigt und um fo weniger aufrecht zu erhalten, als der ꝛc. N. die Ausübung der 
gemeinfhaftlihen Hütung durch fein Verfahren anſcheinend nit erſchwert oder 
verhindert hat, ihm felbft aber durch jene Verfügung ein Boriheil entzogen werben 
würde, ber den fonftigen Ertrag der beireff. Flaͤche als Ader muthmaaßlich bedeu⸗ 
. tend überfleigt, bei der Bonitirung nicht mit in Anfchlag gekommen fein wird, und 
daher auch den Eünftigen Planempfänger nicht zufteht. 

Die KR. Gen. Rom. wird daher angewiefen, Ihre Verfügungen auf eine ans 
gemefiene Weife ſchleunigſt qurüdgumehmen. ' 

(Min. Bl. d. 1.8. 1841, ©. 134, Nr. 281.) 


um $. 142. 


N. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 4. 
Aug. 1841 an den Gutsbeſitzer N. u. abfchriftl. an die K. Meg. zu Gum⸗ 
binnen. Die Berechtigung zur Torfnußung unterliegt der Regulirung nad) 
6. 142. der Gem. Th. O. nicht, wenn fie feine Grundgerechtigkeit, 
fondern lediglich ald eine vertragsmäßige nur auf eine gewiſſe Zeit 
konſtituirt worden ifl. 


Auf Ihre Gingabe v. 15. v. M. wird Ihnen hierdurch eröffnet, dag dem von 
Ihnen in Ihrem und im Namen der übrigen Hofbefiger zu N. und N. angebrach⸗ 
ten Antrage auf Auseinanderfeßung mit der Königl. Torfverwaltung, wegen des 
ber letztern nach dem Kontrakte v. 7. Febr. 1807 guftehenben Rechts zur Benukung 
des zu jenen Dörfern gehörigen Torfmoores, nicht Statt gegeben werden Tann. Denn 
an fi gehören Berechtigungen zur Torfbenugung gar nicht zu den Gegenfländen, 
welche nach S. 2. der Gem, Th. O. v. 7. Juni 1821 einer Aufhebung nach diefer 
Ordnung unterliegen, und wenn gleih nah $. 142. 1. c. auch andere Grunds 
gerechtigkeit, welche dem Zwede der Auseinanderfegung, außer der aufzuhebenden 
gemeinfchaftlichen Benutzung ($. 2.) Hinderlich find, gegen hinlaͤngliche Entſchaͤdi⸗ 
gung aufgehoben werben müflen, fo rechnet ber vorbemerkte $. ber Gem. Th. O. 
doch ausbrüdih nur Grundgerechtigkeiten, d. 5. folde dingliche Rechte, 
welche einem Grundſtück gegen bas andere für immer eingeräumt find, zu dens 
“jenigen, urfprünglih jener Orbnung nicht unterliegenden” Berechtigungen, beren 
Aufhebung zur Beförderung bes Zweckes der Auseinanderfeßung dennoch gegen 
hinlängliche Entſchädigung gefordert werben Tann, . . 

Br, biefer Kathegorie gehört, wie von ſelbſt einleuchtet, die Berechtigung ber 
Königl. Torfverwaltung nicht. Es iſt durch den Vertrag v. 7. Febr. 1807 nur 
ein Kontraftsverhältnig begründet worden, welches von Krb aufhört, fobald bie 
Koͤnigl. Torfverwaltung den Torfgehalt bes Moors bis auf die ben Hofbefigern zu 
N. und N. vorbehaltenen Flächen ausgenugt hat. Ein foldhes, der Auseinander- 
feßung nur auf eine Zeit lang entgegenſtehendes Recht unterliegt daher ber Auf⸗ 
hebung nad) $. 142. der Gem, IH. D. nicht, weil bie Auseinanderfekung dadurch 
feineswegs für immer gehindert wird. — Kann alfo im vorliegenden Ball, wie es 
allerbings den Anfchein Bat, bie Theilung bes, dem gemeinfhaftlicken Hütungsrecht 
der Dorfiaften N. und N. unterliegenden Moors nicht zwedmäßig vor Bir gehen, 
fo lange die Berechtigung der Koͤnigl. Torfverwaltung zur Torfnugung befleht: fo 
muß bie nicht mehr lange ausjehende Beendigung —* en abgewartet werden, und 
es Tann, falls die Torfverwaltung den konkraltlich übernommenen Verbindlichkeiten 
nicht vollſtaͤndig Genüge leiſtet, den Intereſſenten nur überlaſſen bleiben, ſie wegen 
Erfüllung derſelben in ihrem ordentlichen Gerichtsſtande in Anſpruch zu nehmen. 

(Min. Bl. b. i. B. 1841, ©. 237, Nr. 380.) 


Bu $$. 150, ff. 


Vergl. dad R. des K. Min, des I. v. 22. Nov. 1835 (f. zu 88. 112. 
mb 113., ©. 374), 


- 


Ergänzungen zur Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 ($6. 142—-156.). 387 
. Sum $. 156. 


1) R. des K. M. des J. v. 8. Aug. 1822, daß bei Landabtretungen 
für Servitute eine Aenderung der Steuern nicht geſchehen ſoll. 


Der K. Gen. Kom. wird auf den Bericht v. 1. d. M. zu erkennen gegeben, 
bag Sie ben 6. 156. der Gem. Th. DO. v. 7. Juni v. I. unrichtig anwendet, 
wenn fie den Servitutberechtigten, bie zu ihrer Abfindung nichts weiter, als ein 
ihrer Gerechtigfeit entfprechendes Stud Land erhalten, eine Konkurrenz zu den auf 
dem fervitutpflichtigen Gute haftenden Steuern zumuthet. In ſolchem Falle fommt 
nach ausdrüdlicher Beſtimmung der gedachten Borfchrift, da hier die ebendaſelbſt 
gedachten Ausnahmefülle nicht vorhanden find, die im $. 148. ausgebrücte Regel 
zur Anwendung. 

(Koch's Agrargef., 4. Auf. S. 184.) 


2) R. des K. Min. des I. v. 11. Dee. 1823, betr. die Steuerum« 
ſchreibungen bei Gemeinheits⸗Auseinanderſetzungen. 


Nachdem über die von der K. Gen. Kom. in ihren Berichten v. 16. Okt. 
v. J, 2. Jan. und 15. Oft. d. I. zur Sprache gebrachten Fragen und Meinungs⸗ 
verfchiedenheiten wegen ber Steuerverhältniffe bei Ablöfung von Serpituten, mit 
ben K. Fin. Min. fommunizirt worden, wird ihr Folgendes zu erkennen gegeben, 
und zwar: 

1) wegen der Remonitrationen ber dortigen Reg. gegen ben in dem R. v. 8. 
Aug. v. 3. beflimmten Grundfag: 

dag nämlich bei der Abfindung von Serpituts-Bereihtigten durch Land, Feine 
Beränderung in ben bisherigen Steuerverhältnifien der berechtigten und vers 
pflichteten Güter flatifindet, vielmehr auch Hinfihilih der Steuerbelaftung 
des Berechtigten, das abgetretene Land an Stelle der aufgehobenen Gerech⸗ 
tigkeit tritt, und Hinfichtlih der Steuerbelaftung des Verpflichteten, das von 
der Servitut befreite Grundſtück fernerhin alleinigen Gegenitand derjenigen 
Steuer ausmacht, welche vormals auf dem Ganzen mit der Serpitut bela- 
teten Cigenthume haftete. 

Die im F. 156. der Gem. Th. O. mit Bezug auf die $. 148. a. a. O. ges 
troffene Beſtimmung ftellt den fchon im A. 2. R. Th. 1. Tit. 17. 88. 356. und 
357. enthaltenen Grundſatz als Regel auf, daß nämlich die Entfhädigungen, welche 
jeder Theilnehmer duch die Auseinanderfegung erhält, rückfichtlih der auf den 
abgetretenen Grundſtücken, ober abgelöiten Berechtigungen haftenden öffentlichen 
galten an die Stelle der Lepteren treten. Nur rüdfichtlih der Entſchädigungen 
in Kapital oder Rente beflimmt der allegirte $. 148. die Ausnahme, daß in ſolchem 
Falle die öffentlihen Laften auf den Grundſtücken bleiben, und hierauf bei Beſtim⸗ 
mung jener Gntfhädigungsarten Rüdfiht zu nehmen frei. Es üft bei dieſer klaren 
und unzweideutigen Faſſung des Geſetzes, wonach der Regel nad durd die Theis 
lung in den beflehenden Steuerverhältniffen nichts verändert wird, vielmehr das 
Aequivalent für die bisherigen Theilnehmungsredhte an die Stelle ber letzteren tre⸗ 
ten folle, gar nicht abzufehen, wie es die Reg. barnad nur zweifelhaft finden fann, 
daß der Servitutsberedhtigte auf die ihm zu feiner Abfindung angewiefenen Grund⸗ 
ſtücke nichts von der Steuer des belafteten Gutes zn übernehmen habe. Noch we⸗ 
miger ift es abzufehen, wie biefelbe aus der Beflimmung wegen ber Steuer-Uebers 
tragung in dem Falle, wenn der Berechtigte zu feiner Abfindung Kapital oder 
Rente erhält, etwas für die Anwendung des nur für diefen Ball vorgefchriebenen 
Grundfaßes auf den Fall der Entſchädigung in Grundſtücken folgen fann, da jene 
Beſtimmuͤng unzweideutig als Ausnahme von ber gerade auf diefen Wall anwend⸗ 
haren Regel bingeftellt if. . 

Aus den Beflimmungen des Ed. v. 14. Sept. 1811 Tann auf Feine Weiſe eine 
Einſchraͤnkung oder Aufhebung unzmweideutiger Vorſchriften der Gem. Th. D. ab; 
geleitet werden. Jene Beſtimmungen fommen hierbet um fo weniger in Betracht, 
als die Ausgleichnung der qutsherrlichen Anſpruͤche bei bäuerlichen Regulirungen 
nach einem ganz anderen Plane, nämlich nicht mittelit genauer Abwägung und ſpe⸗ 
zielier Berechnung derjenigen Nußungen, welde jeder Theil aus dem Bauerhofe 
Begogen hat, fondern per aversum gejchieht, fo nämlich, daß ber Hof cum onere 
et commodo als ein zwifchen dem Gutsheren und dem Bauern zu theilendes Yes 
meinſchaflliches Objekt behandelt wird, von welchen jeder (mit einigen praecipuis) 
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partem quotamı zu feiner Abfindung erhält, woraus denn auch von felbR folgt, 
dag die gefammten auf dem Hofe und deſſen Nußungen haftenden Steuern nah 
gleithen Quoten zu vertheilen find. L 

Was die Neg. von der Schleſiſchen Steuer-Berfaffung ſagt, daß fie nämlich 
u dem oben gedachten Grundſatz der Gem. Th. O. nicht paſſe, ift ganz unrichtig. 
Die Steuer ift dort feinesweges auf das Areal allein gelegt, fondern nad den 
Nutzungen vertheil. So müffen die Gutsherren für die Ihnen zuftänbigen Ges 
fälle und Dienfte befonbere Steuern geben, und eben fo ift der durch die Servitu⸗ 
ten unterhaltene Viehſtand der Berechtigten befonders angeſchlagen. Insbefonbere 
aber bietet die gedachte Steuerwerfaflung feinen Grundfag bar, welcher etwas der 
Pegel der 88. 148. und 156. ber Gem. TH. O. Widerſprechendes enthielte, viel: 
mehr flimmt das Schlefiihe Gemeinheits-Theil.:Reglement v. 14. April 1777 $. 45. 
damit ganz überein. Auch ift nach jenem Grundfage, wie die Kom. zu Gr Streh⸗ 
litz in einem Berichte v. 2. Ian. d. 3. bemerkt, bisher immer verfahren worden, 
und die Reg. zu Liegnik, verführt darnach noch bis auf den heutigen Tag. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl. S. 185.) | 


3) M. deifelben Din. v. 10. Sept. 1824, betr. denfelben Gegenſtand. 


Der K. Gen. Kom. wird auf die in ihrem Ber. v. 28. Mai d. J. aufgeſtell⸗ 
ten Bragen, in Beziehung auf die Deeipeilung ber Steuern bei ben Regulirungen 
der gutsherrl. und bäuerl, Verhältniffe, bei Gem, sTheilungen, Dienft-Ablöfungen 
u. f. w. in Mebereinftimmung mit ben Ihr bereits befannt gemachten Grundfägen, 
and im Ginverftänbniffe mit dem Yin. Min. zu erfennen gegeben: ıc. ıc. 

Zu MH. B. in Betreff ver Gemeinheits-Theilungen. 

Zu. 3. Daß der Grundbefiker, welcher die Grundgerechtigkeit mit Kapital 
oder Rente ablöft, nad dem im $. 156. der Gem. Th. D. ungweibeutig ausge: 
drückten Grundfage bie auf jene Gerechtigkeit angefchlagene Steuer übernehmen 
muß. j 
Er 5. Daß bei Rompenfation einer nicht fleuerpflichtigen Berechtigung mit 
einer Reuevpfichtigen feine Steuerübertragung zuläffig ift, da ber. fleuerpflichtige 
Berechtigte feine Entf hädigung für bie aufgehobene Gerechtigkeit dadurch bezieht, 
dag er den Gegenſtand berfelben in feinen eigenen durch Kompenſation von der 
fremden Berechtigung befreiten Grundſtücken erhält. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl S. 186.) 


4) R. des K. Min. des I. für Gew. Ang. (9. Brenn), des Königl. | 
Hauſes, Abth. II. (v. Ladenberg) u. d. F. (v. Alvensieben) v. 27. Der. 
1836 an die KR. Gen. Kom. zu Stendal, betr. die Sicherung der Grund- _ 
ne bei ven Behufs der Gemeinheitstheilungen abgetretenen Grund⸗ 

üden. 


Wenn bei Gemeinheitstheilungen Grundſtücke gegen Rente ober Kapital abges 
getreten werben, fo foll die Grundſteuer nah $. 156. der Gem. Th. O. v, 7. Juni 
4821 auf den ‚Srugditüden verbleiben und bei ber Werthberechnung ber letzteren 
hierauf NRüdfiht genommen werben. Im Intereffe der Steuerverwaltung iſt es 
indeg wünfchenswerth, daß, in foweit es möglich tit, nach dieſer Beſtimmung nicht 
bloß bei der Abtretung von Grundflüden gegen Kapital oder Rente, fondern auch 
bei einer Abtretung gegen Berzichtleiftung auf Renten, Bräftationen, Servituten 
und andere Gerechtigkeiten verfahren werde. Die K. Gen. Kom. wird beshalb 
angewiefen, bei allen Regulirungen ber gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe, 
SGemeinheitstheilungen und Ablöfungen, in fofern bie gefeßlichen Vorfchriften, wie 
3. B. der $. 26. der Ablöf. O. v. 13. Juli 1829 für ein ſolches Verfahren kei⸗ 
nen Anhalt gewähren follten, wo möglid eine gütlihe Ginigung dahin zu vermit- 
teln, daß diejenigen Intereffenten, welche fleuerpflichtige Grundſtuͤcke gegen Berziät: 
leiftung auf Renten, Präfationen, Serpituten und anderen Geredhtigfeiten erwer: 
ben, die auf diefen Grundflüden haftende Grundfleuer mit übernehmen, und bafür 
durch Vermehrung des Abfindungslandes oder auf andere Weife entfchäbigt werben, 

Die K. Domainen- und Forſt⸗-Grundſtücke find in biefer Beziehung, anderen 
Reuerpflichtigen Grundftüden gleich zu achten, und bie von ben Erwerbern derfelden 
zu übernehmende Steuer wird fo berechnet, wie dies nach 5. 5. des Abgabengef. 
y. 30. Mai 1820 beim Verkaufe gefhehen würde. 

Auf eine gütlihe Binigung der oben gebachten Axt ift vorzugeweiſe bann bins 
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juwirken, wenn berienige, der einen Theil feiner Grundſtücke abtritt, um bie übri⸗ 
gen von Gerpituten und anderen Reallaften zu befreien, bei bemfelben Gefchäft 
nicht gleichzeitig als Realberechtigter konkurrirt, mithin flatt der abzutretenden Läns 
bereien feine andere wieder erwerben kann. In fofern dagegen bei Gemeinheitsthei- 
lungen die Berpflichteten zugleich Berechtigte find, und für die Gerechtfame, auf die 
fie verzihten. eben fo durch Land entfchädigt werben, wie- fle die Befreiung ber 
ihnen von dem früheren Beſitzthume verbleibenden Grundſtücke durch Landabtretung 
erfaufen, ift ein Abkommen ber obigen Art für die Steuerverwaltung von minderer 
Wichtigkeit, und in folden Fällen braucht daher, wenn die Bermittelung eines fols 
hen Abkommens Weiterungen verurſachen würbe, weniger darauf Bedacht genoms 
men werden. - 

(Ann. XX. 905. — 4. 85.) .. 

5) C. R. der K. Min. des I. für Gew. Ang. (dv. Brenn), des R. 
Haufes, Abth. II. (v. Wolfart) u. d. F. (Kuhlmeyer) v. 5. Juli 1837 an 
die K. Meg. der Provinzen Preußen, Pommern und Brandenburg, ſowie 
an die K. Gen. Kom. zu Stargard, Soltin und Berlin, betr. die Sicherung 
ter Grundfteuer von abgetretenen Ländereien bei Regulirungen und Ablds 
fungen von Präftationen. 

Wenn von bisher ohne Cigenthum zu erblichen oder nicht zu erblichen Rechten 
verliehenen Bauerhöfen 2c. ein Theil der Ländereien für Ermwerbung des Eigenthums 
und Ablöfung der Präftationen abgetreteir wird, fo muß nah $. 13. und 47. bes 
Eh. v. 14. Sept. 1811 aud ein entfprechender Theil der Grundfteuer abgefchrieben 
werben. Wenn dagegen von Befigungen oder Grunbflüden, die zu Eigenthums⸗, 
Erbpachts⸗ oder Erbzins⸗Rechten befeflen werden, oder überhaupt wenn auf andere 
MWeife, als bei der Regulirung ber gutsherrlihen und bäuerlichen Verhältniffe, ein 
Theil des Landes abgetreten wird, um den DBefiger nah Vorſchrift der Ablöf. O. 
v. 7. Juni 1821 von Dieniten, Gelo: ober Natural Prüftationen, Laudemien und 
anderen zufälligen Rechten zu befreien, fo hat bisher in ber Regel eine Verminde⸗ 
rung ber von dem ablöfenden Grundſtücke zu entrichtenden Grundſteuer nicht ftatt- 
gefunden. Da es indeg eben fo fehr im Intereffe der Steuerpflichtigen, wie in dem 
der Steuer: Berwaltung liegt, dag auch in dieſen Bällen mit ben abzutretenden 
Grundſtücke ein entfpreddender Theil der Grundfteuer auf den Erwerber übergehe, 
fo Hat die K. Reg. (8. Gen Rom.) fortan bei allen Ablöfungen möglihft dahin 
zu wirken, baß eine derartige Verabredung zwifchen den Partheien zu Stande 
fomme. Sf der Domainens oder Forſt-Fiskus ale Parthei bei der Sache inters 
effirt, fo find Vergleiche nicht anders als unter der Bedingung einer angemeflenen 
Grundſteuer⸗Repartition abzufhliegen. - 

Infofern jedod die auf das abgetretene Land fallende Steuerquote fd noch 
nicht auf einen Sgr. belaufen ſollte, ober zwar mehr beträgt, aber noch nicht „u 
der geſammten Grundfteuer des ablöfenden Grundbeſitzes ausmacht, kann es bei 
dem bisherigen Verfahren bewenben, und von einer Steuerveriheilung abgeftanden 
werben. " | 

Wenn bei Gemeinheitötheilungen ein Theil einer Beſitzung oder eines Grund: 
Rüde abgetreten wird, um die übrigen Theile von Hütungs- oder Holzungsgerecht⸗ 
famen oder anderen Serpituten und Laſten zu befreien, fo ift in der Regel eine 
Steuervertheilung nicht erforderlich, weil angenommen werden kann, daß bie bisher 
belaitete Befigung, des verminderten Blächeninhalts ungeachtet, und die bisher be- 
rechtigte Befigung, des vermehrten Flaͤcheninhalts ungeachtet, nad Aufhebung der 
Servitut noch immer benfelben Ertrag, mithin auch dieſelbe Sicherheit für bie 
Steuer gewährt, wie vorher. Sollte fih das Reſultat indeg in einzelnen Fällen 
auf eine fehr bemerklihe Weife anders geftalten, fo ift auch Hier auf eine ange: 
mefiene ÖSteuer-Repartition im Wege gütliger Cinigung möglihft hinzuwirken. 

. Dies muß insbefondere dann gefchehen, wenn Interefienten, bie bisher gar 
feine Grundſteuer entrichteten, wegen ihrer Gerechtſame durch Grundſtücke abgefuns 
den werben, weil fonft in biefem Falle feuerfreie Befibungen entfiehen. Inſoweit 
bei Gelegenheit von Gemeinheitstheilungen, Ablöfungen und Regulirungen Grund⸗ 
ſtücke gegen andere Grunpflüde vertaufcht werben, tritt in Betreff der von ben 
SIntereffenten zu entrichtenden Grundftener überall Feine Veränderung ein. Das 

egen muß dies nach 8. 156. der Gem. Th. DO. v. 7. Juni 1821 unbebingt ges 
Nhehen, infoweit Grundſtücke gegen Rente odet Kapital abgetreten werben. 
(Ann. XXI 357. — 2. 60.) 
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6) Publik. der K. Meg. zu Breslau v. 24. April 1824, betr. die 
Steuer- Regulivung bei Auseinanderfegungen nach den Gem, Ih.» und 
Abloſ. Ordn. v. 7. Junius 1821. 


Nachdem die Min. des I. u. der F. über die Regulirung der Steuer : Ber: 
Hältniffe bei Auseinanderfegungen, nah den Gem. Th. und Ablöf. D. v. 7. Ju⸗ 
nius 1821, nunmehr Feſtſetzungen erlaffen haben, finden wir uns veranlaßt, die 
über die hiernach refp. zu unterlaffende oder zu bewirkende Steutr-Umfdreibung in 
ſolchen Bällen zu beobadhtenden, von dem zeitherigen Verfahren zum Theil weſent⸗ 
lid abweichenden Grundfäge hierdurch zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

1) Wenn Land gegen Land abgetreten, oder für aufgehobene Geredhtigfeiten 

und Befugnifle gegeben wird, fo darf Feine befondere Steuer: Abs und Zu: 

fchreibung weiter fatt finden, die Auseinanderfegung mag nun nad ben 
Grundfäßen der Gem. Th: oder nad den Vorſchriften der Dienſt⸗Abloͤſ.⸗ 
Drdn. erfolgen. . 
2) Wenn die Entf gäbigung bes Berechtigten durch eine Renie ſtipulirt wirb, 
fo findet ein Unterſchied flatt 
a) zwilchen Ablöfungen von Servituten, welche nad den Grundſätzen ber 
Gem. Th. D. aufgehoben find, und 
b) der Reluition folder Präftationen, deren Aufhebung nad den Grunds 
fügen der Ablöf. O. erfolgt. 
Im erften Fall (ad a.) oder wenn bei Gemeinheits «Theilungen für 
Land: Abtretungen oder für Aufgabe von Gerechtigkeiten die Entſchaͤdi⸗ 
gung in Rente feflgefeht wird, geht die, auf dem Lande oder auf ber 
Gerechtigkeit ruhende Steuer mit auf den neuen Erwerber über. 
Im andern Fall (ad b.) oder wenn die Auseinanderfeßung foldhe 
Gegenſtaͤnde betrifft, deren Aufbebung nad den Grundfägen ber Ablöf. 
D. regulirt werden muß, findet bei Nente-Abfindungen feine Steuer: 
Umfchreibung flatt. 
Die vorfiehenden Grundfäße sub 1. und 2. leiden auch dann feine Aus: 
nahme, wenn auf bie abgelöfte Gerechtigkeit unmittelbar gar Feine Steuer 
radizirt ift, 3. B. auf Hutungs-Gerechtigkeiten, Holzungs-Gerechtigkeiten, 
auf die Verbindlichkeit mehrerer Dominien, den Heinen Leuten ihre Acder, 
zu beftellen ꝛc., nur verfteht fi in dem Wall. (ad 2. a.), wenn bei Ge; 
meinheitssTheilungen Servitute durch Rente abgegolten werben, die mit fei: 
ner Steuer belaftet find, Hier die Ausnahme von felbit, dag alsdann mit 
F eingeläflen Berechtigung auch Feine Steuer auf den Verpflichteten über: 
aehen kann. 
Werden Gerechtigfeiten gegen Gerechtigkeiten compenfirt und aufgehoben, fo 
bebarf es ebenfalls feiner Steuer-Umfchreibung. 
Daffelbe gilt, wenn nah Maaßgabe des $. 78, seq. ber Gem. Th.s, und 
nad) $. 22. der Ablöf. D., NaturalzLeiflungen ober Geld⸗Cniſchädigungen 
in subsidium und wegen blos vorübergehender Nachtbeile bei der Ausein- 
anderfeßung vorbehalten und refp. verfprochen werben. 
Wenn dagegen die Entfhäbigung für fortvauernde Geredhtigfeiten oder für 
abgetretene Grundſtücke in Kapital erfolgt, die Auseinanderfegung mag nun 
nad) der Gem. Th.⸗, oder nach der Ablöf. O. geſchehen, fo gehen bie, auf 
den Grundflüden oder Gerechtigkeiten haftenden Steuern jebesmal auf den 
Erwerber über. Diefer Grundſatz, ober die Nothwendigkeit einer hiernach 
erforderlichen Steuerumfähreibung gilt auch für den Ball, wenn bie ad 2. 
Lit. b. ftipulirte Rente Fünftig abgelöft wird. Es muß daher alsdann, wenn 
eine Ablöfung eintritt, die Steuer⸗Ab⸗ und Zuſchreibung erfolgen. 

Hat feine Steuer auf den Gerechtigkeiten gehaftet, fo gelten bie Beſtim⸗ 
mungen ad 3. 

Da es aber zur Vermeidung etwaniger Berbunkelungen nothwendig fcheint, 
bag auch in ſolchen Bällen, wo nad diefen allgemeinen Borfchriften keine befonbere 
Steuer:Abs und Zufhreibung erforberlid if, die in Folge dergleichen Auseinander⸗ 
feßungen eingetretenen Veränderungen wenigflens nachrichtlich in dem Steuer: Kas 
tafter vermerkt werben, fo tragen wir ben Ianbräthliden Aemtern hierdurch auf, 
uns zu biefem Ende das ihnen von den K. Spezials Kommifflonen zur Aufbewahs 
zung zugefertigte Cremplar jeben ausgefertigten Rezeſſes über eine Gemeinheitss 
Theilung, Auseinanderfegung, Dienft»Zins»Ablöfungen, in Gemäßheit ber Gem. 
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CTh.⸗ ober Dienſt⸗Abloöſ.O. von 1824, nach Ausführung ber Sache felbft zur weis. 
teen biesfälligen Veraulaffung zu überreichen. Auch haben die Herren Lanbräthe 
wegen biefem Vermerke noch eine befonbere Inftruftion zu erwarten. 

Dagegen hat fih die K. Gen.⸗Kom. von Niederfchleften ihrerfeits bereit er: 
Härt, uns die von den landräthlichen Aemtern auf Mequifition der Spezial: Kom: 
miffionen entworfenen Steurr:Repartitionen, da, wo nad wie vor eine Steuer⸗Um⸗ 
fhreibung geichehen muß, vor Beſtätigung ber Rezeſſe zuvor jedesmal zur dieſ⸗ 
feitigen Prüfung und Bergleihung mit dem Driginal-StenersKatafter und ben Hier 
vorhandenen Grund:Aften unmittelbar mitzutheilen. 

Sofern bie für Aufhebung von Präftationen in bem Falle ad 2. Lit. b. ftipu: 
firte Rente Fünftig abgelöft wird, ift es Sache der Berechtigten, dieſe Ablöfung 
den Iandräthlichen Aemtern zur-Beranlaffung der Steuer-Umfgreibung gehörig ans 

uzeigen, die alsdann ſolche unter Meberreihung ber Abloſungs-Kontrakte bei uns 

h Antrag zu bringen haben, ohne daß ben zu den aufgehobenen Dienften ober 
Natural⸗ — *88* urſprünglich Verpflichteten, unbeſchadet der gegenſeitigen, von 
der uns obliegenben Wahrnehmung des Allerhödhften Steuer Intereffe unabhängigen 
PriyatsBerhälniffe, gegen die Uebernahme der darauf laſtenden Steuer an ie ein 
Widerſpruchs⸗Recht zufteht. - 

In wiefern übrigens wegen ber durch die Auseinanderfeßungen nach den vor⸗ 
erwähnten neuen Geſetzen herbei geführten Veränderungen, ohne daß es vor⸗ 
ſchriftsmäßig deshalb einer Steuer⸗Umſchreibung bedarf, die Grundſaͤtze bei den 
fi auf das Steuer: Katafter gründenden Remifftons-Beredinungen oder Aueſchrei⸗ 
bungen für die Zukunft ebenfalls eine Abänderung werben erleiden müflen, hängt 
von den hierüber noch zu gewärtigenden höhern Bekimmungen ab, und werben _ 
beshalb für die Landräthe und Steuer⸗Aemter zu feiner Beit die nöthigen Inſtruk⸗ 
“tionen anderweitig erfolgen. 

Schliegli bemerken wir nur no, daß die oben aufgeftellten Normen weder 
auf das zeitherige vorfchriftsmäßige Berfahren bei Dismembrationen, noch bei Mes 
gulirung ber gutsherrl. oder bäuerl. Verhälniffe nach dem Ev. v. 14. Sept. 1811 
in Beziehung zu fegen find, ſondern fi deren Anwendung für jetzt — auf 
die Auseinanderſetzungen nach den Beſtimmungen der Gem.⸗Th.⸗ und Abloͤſ. O. v. 
7. Juni 1821 beſchraͤnken. 

Breslau, den 24. April 1824. 

Koͤnigl. Preuß. Regierung. 


Auszug aus dem Schreiben der K. Gen.: Kom. für Niederſchleſien v. 
17. Mai 1824. 

Sn Folge der mit der K. H. Reg. zu Breslau gepflogenen Verhandlungen, 
find wir mit den, in dem vorfliehenden Bublifando enthaltenen Grundfägen und 
Beflimmungen nicht nur überall vollfummen einverflanden, fonbern wir weiſen auch 
unfere Spezials Kommiffionen Hierdurch an, fih darnach bei Ausführung ber in 
ihrem Amtöbereich vorfonimenden Geſchaͤfte überall genau zu achten, und vornehms 
lich bei RentesAbfindungen für Präftationen, die nach den Grundfägen der Ablöf.s 
D. 9. 7. Suni 1821 aufgehoben worden, zur Vermeidung fernerer Streitigkeiten 
und WBeiterungen ſolche Vorkehrungen zu treffen, daß bei künftigen Rente Ablö- 
fungen nicht neue Gntfhädigungs > Ermittelungen wegen ber Steuer-Uebertragung 
auf die Belafteten nothwendig find. Am ſchicklichſten wird dies zu bewerkftelligen 
fein, wenn ſich bie Partheien darüber vereinigen, daß die von dem DVerpflichteten 
zu übernehmende Steuer, bei ber Tünftig eintretenden Ablöfung ber Rente, von 
derfelben in Abzug gebracht, und erſt die alsdann übrig bleibende Mente zu Kapi⸗ 
tal geſchlagen werben fol. 

(Ann. VIII. 404. — 2. 43.) 


7) Publ. der K. Reg. zu Oppeln und der K. Gen. Kom. zu Breslau 
v. 15. Aug. 1826, beir. die Grundſteuer⸗Regulirung bei Auseinander⸗ 


fegungen. 

Da in Anfehung der Regulieung ber SteuersBerhältniffe bei Auseinanbers 
feßungen nad den Agrar: Befehen eine weſentliche Verſchiedenheit bee Grunbfäge 
in fofern bedingt wird, in wiefern bie Auseinanderfeßungen entweder 

I. nach dem Ed. v. 14. Sept. 1811 und deſſen Deklaration, ober: 

HM. nach der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821, ober 

1. nad) der Abloͤſ.O. v. 7. Juni 1821 
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erfolgen; fo finden wir uns im Cinverſtaͤndniß mit der K. Gen. Kom. von Schle⸗ 
fien veranlaßt, die diesfälligen gefehlihen Normen in nachflehender Weberficht hier: 
durch zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. ) 

It. Bei GemeinheitssTheilungen nach dem Ed. v. 7. Juni 1821. 

1) Wird Land gegen Land abgetreten, fo bleibt bie Grundfteuer unverändert, 
und findet eine Abs und Zufchreibung nicht ſtatt. 

2) Werden Brundflüde gegen Kapital oder Rente abgetreten, fo geht die 
Grundſteuer mit dem Lande auf den neuen Erwerber über. 

3) Werden Grundftüde für aufgehobene Berechtigungen gegeben; fo darf eine 
befondere Steuer:, Ab⸗ und Zufchreibung weiter ftattfinden. 

4) Wenn fteuerpflichtige Berechtigungen gegen Land abgetreten werben, fo bleibt 
ebenfalls das Steuer Berhältnig unverändert, bergelalt, daß die auf ber 
Berechtigung haftende Steuer nad wie vor dem Befiger des Grundſtücks, 
welchem die abgelöfete Berechtigung fonft zuftand, emtrichtet wird, wogegen 
aber derſelbe die auf dem abgetretenen Lande haftende Grundſteuer micht 
übernimmt, 

5) Wenn fteuerpflihtige Berechtigungen durch Kapital oder Rente abgelöft - 
werden, fo geht die Steuer auf das Grundflüd über, welches bisher mit 
der abgelöfeten Berechtigung belaftet war. 

6) Werden Beretigungen mit Berechtigungen fompenfirt, und gegen einander 
aufgehoben, fo bedarf es Feiner Steuers Umfchreibung. 

7) Bei Rompenfation einer fleuerpflichtigen mit einer fleuerfreien Berechtigung 
findet gleihmäßig Feine Uebertragung ſtatt. 

Da es aber zur Bermeidung etwaniger Berbunfelungen nothwendig iſt, daß 
auch in ſolchen Fällen, wo nad vorſtehenden allgemeinen Vorſchriften Feine befons 
dere Steuers, Ab⸗ und Zufchreibung erforderlich wird, bie in Folge dergleichen 
Auseinanderfeßungen eingetretenen Veränderungen wenigſtens nachrichtlich in dem 
Steuer» Katafler vermerkt werben, fo tragen ‚wir den K. Landräthlihen Offizien 
hierdurch auf, uns zu diefem Zwed das ihnen von den K. Spezial: Kommiffionen 
zur Aufbewahrung zugefertigte Sremplar jedes ausgefertigten Rezeſſes über eine 
Gemeinheits⸗Theilung, Auseinanderfeßung, Dienfts oder Bine Ablöfung in Gemaͤß⸗ 
heit der Gem. Th.⸗ oder Dienſt-Abloͤſ⸗O. von 9821 nad Ausführung der Sache 
ſelbſt, zur weiteren bisfälligen Beranlaffung zu überreichen. _ 

Dagegen bat die K. Gen. Kom. von Schlefien Ihrerfeits ſich bereit erklärt, . 
uns die von den R. Landräthl. Offigien auf Requifition der SpezialsKommiffionen 
entworfenen SteuersRepartitionen da, wo nach wie vor eine Steuer: Umfchreibung 
geſchehen muß, vor Beflätigung der Rezeffe jedesmal zur biesfeitigen Prüfung und 
Bergleihung mit dem OriginalsSteuersKatafler und den Hier vorhandenen Grund: 
Akten unmittelbar mitzutheilen. ac. i Ä 

In wiefern übrigens wegen ber durch die Auseinanderfebungen nad den vor⸗ 
erwähnten berbeigeführten Beränderungen, ohne daß es vorfhriftsmißig deshalb 
einer SteuersUmfchreibung bedarf, die Srundfäße bei den fih auf das Steuer« 
Katafter gründenden Memiffionds Berechnungen, oder nen für die Zus 
funft ebenfalls eine Abänderung werben erleiden müflen, hängt von ben hierüber 
noch zu gewärtigenden höheren Beflimmungen ab, und werden beshalb für bie 
gandräthe und die K. SteuersAemter zu feiner Zeit die nöthigen Inſtruktionen 
anderweitig erfolgen. 

Schließlich wird nur noch bemerkt, daß die vorſtehend aufgeftellten Normen 
auf das zeitherige vworfchriftsmäßige Verfahren bei Dismembrationen und folden 
Defig-Beränderungen überhaupt die nicht in Folge der Bingangs erwähnten Agrar: 
Geſetze entflanden find, nicht in Beziehung gefeßt werden dürfen. 

Oppeln, den 15. Aug. 1826. 

K. Regierung. Abth. für Dom., Forſten und dir, Steuern, 


‚ In Golge der mit der K. Reg. Ey Oppeln gepflogenen Verhandlungen find 
wir mit den in dem vorftehenden Publik. enthaltenen Grundfäßen und Beſtimmun⸗ 


I) Da_die Beftimmungen ad I. u. II. des Publikandums nicht mehr von 
praftifdem Intereffe find (vergl, Zuf: J. zum $. 156. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 
1821, in Bd. IL), fo find dieſelben nicht mit abgebrudt worden. 4, 
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gen nicht nur überall vollfommen einverftanden; fondern wir weifen auch unſere 


Spezial: Kommiffignen hierdurch an, fi darnach bei Ausführung der ihnen übers 
tragenen Regulirungen, Gemeinheits-Theilungen und Ablöfungen jeder Art überall 
enau zu achten, in allen Fällen, in denen ber Betrag der auf-die bäuerlichen 
Intereffonten übergehenden Steuer, von den Dienften, Natural: und Geldleiitungen 
bei Ermittelung des Neinertrages der bäuerlichen Grunditüde, von weldhem ber 
Butsherrfhaft pars quota zugetheilt wird, und bei Berechnung der jührli von 
den Berechtigten zu zahlenden Rente ober des Ahlöfungs- Kapitals vorne weg in 
Abzug gebracht werben muß, die K. Landräthl. Offizia dergeftalt zeitig um Ent⸗ 
werfung der erforderlichen Steuer-Repartitionen unter genauer Angabe aller darauf 
Einfluß habenden Berhältniffe und Umflände zu erfuchen, bag wegen dieſer Steuer: 
Repartitionen kein Aufenthalt im Fortgang ber Sache entſtehe; bie von den KR. 
Landraͤthl. Offiziis erhaltenen Steuer-Repartitionen jeberzeit ungefäumt mit ben 
Alten Behufs der Mittheilung an die K. Reg. zu Oppeln an uns einzureichen, 
und vornehmlich bei RentesAbfindungen für Präftationen, die nach ben Grundfäßen 
der Ablöf.:D. v. 7. Juni 1821 aufgehoben werden, zur Vermeidung von Streitig- 
feiten und Weiterungen ſolche Vorkehrungen zu treffen, daß bei künftigen Xblöfuns 
gen der Rente nicht neue @nifhäbigungs: Ermittelungen wegen der Steuer: Ueber: 
tragung auf die Belafteten nothwendig find. Am beflen wirb dies zu bewerkſtel⸗ 
ligen fein, wenn fich die Intereffenten darüber vereinigen, daß die von den Bers 
pfliteten zu übernehmenden führliden Steuern bei der fünftig eintretenden Ab: 
löfung der Rente von derfelben in Abzug gebradt, und erſt die alsdann übrigblei- 
bende Rente zu Kapital berechnet werden foll. 

Der eigenen Entwerfung der Steuer:Repartitionen auf den Grund ber vielleicht 
bei den Aften befindlichen Ertrakte des Steuer: Katafters haben fi die Spezials 
Kommifflonen gänzlih zu enthalten, da nur die, auf ihre Requifition von ben 
Königl. Landraͤthlichen Offiziis entworfenen Steucr-Repartitionen berüdfihtigt wer⸗ 
den fönnen. " 

Breslau, den 15. Aug. 1826. . 
— K. Öen.:Rom. von Schleſien. 
(Ann. X. 670. — 3. 57.) 


Zum $. 164. 


1) G. v. 31. März 1841, wegen Deklaration und näherer Beſtimmung 
des F. 164. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821. - 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. haben Uns vortragen laffen, daß die Beſtimmung 
des $. 164. der Gem. Th. O. v. 7. Suni 1821, 
wonad die im $. 2. daſelbſt bezeichneten Gemeinheiten und Grunbgeredhtig- 
feiten in Zukunft nur unter der Beſchränkung bes $. 27. und nur durch 
fchriftlichen Vertrag follen errichtet werben fönnen, 
binfichtlih der barin liegenden Ausfchliegung jeder anderen Art der Grwerbung, 
insbejondere durch Verjährung, bisher vielfältig entweber ganz überfehen, oder uns 
richtig aufgefaßt und angewendet worden ift. 
Um ferneren Zweifeln über den Sinn und Umfang jener Beflimmung zu bes 
egnen, zugleich aber von ben Betheiligten, welche zur Begründung ihrer Gerecht⸗ 
Fine nur auf die Berfährung ſich zu berufen vermögen, bie aus ber Verzögerung 
bes Nachweifes derſelben zu beforgenden Nachtheile nad Möglichkeit abzuwenden, 
verordnen Wir auf den Antrag Unjeres Staatemin. und nach erforbertem Gutachten 
Unferes Staatsrathe, für fämmtliche Lanbestheile, in welchen die Gem. TH. D. ges 
feglihe Kraft hat, was folgt: " 
$. 1. In Gemäßheit des $. 164. der Gem, Th. D, können bie im $. 2. 
dafelbft bezeichneten @emeinheiten und Grundgerechtigkeiten, welche zur Zeit ber 
Bublifation jener Ordnung noch nicht rechtegültig beftanden haben, durch Verſjaͤh⸗ 
zung nicht mehr begründet werben. \ - 
$. 2. Jeder erſt nach Bublifation der Gem. Th. D. angefangene Beſitz iſt 
daher in Begehung auf die Verjährung ohne rehtlihe Wirfung. 
$. 3. Auch ein bereits früher angefangener, aber noch nit bis zur Vollens 
dung der Verjährung fortgefebter Beſitz iſt mit jenem Beitpunkte für unterbrochen 
und wirfungslos zu achten. 
5.4. Wenn jedoch in dem, im $. 3. vorausgefedten Balle der Beſitz auch 
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nad Publikation der Sem. TH. D. noch fo lange ununterbrochen forigebauert Hat, 
dag die gefegliche Verjährungsfrifi, von dem erweislichen Anfange des Beſitzes an 
gerechnet, vor Bublifation bes gegenwärtigen Gefeges abgelaufen iſt, fo foll, unter 
Vorbehalt des Gegenbeweifes, die gefeglihe Vermuthung eintreten, baß bie Ber: 
jährung ſchon bei Bublifation der Gem. Th. D. vollendet gewefen fei. 

Auf Befitzhandlungen, die erit nad) Publikation des gegenwärtigen Geſetzes 
vorgenommen worben, ift feine Rüdficht zu nehmen. 

$. 5. Die für einzelne Landestheile beftehenden Vorfchriften, wodurch in Hins 
ficht gewiflee Arten von Orundgerehtigfeiten bie Verjährung ſchon früher ausges 
fhloflen und unterbrochen worben, bleiben auch ferner in Kraft; alle andere, ben 
obigen Borfchriften entgegenftehende provinzialrechtliche oder flatutariihe Beſtim⸗ 
mungen aber werben hierdurch aufgehoben. . 
- 6.6. Das gegenwärtige Geſetz findet auf alle noch nicht rechtskräftig ents 
ſchiedene Faͤlle Anwendung. 

Urkundlid 3c 


Gegeben Berlin, d, 31. März 1841. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. . 


v. Müffling. v. Kamp. Mühle. v. Rochow. v. Labenberg, 
Deglaubigt: 
v. Düesberg. 
(8. ©. 1841, ©. 75. Nr. 2158.) 


2) Vergl. ErgängnGef. v. 2. März 1850, Art. 12. 


3) R. des K. Min. des I. (Gr. v. Arnim) v. 21. Febr. 1843 an 
tie 8. Meg. zu Branffurt. Durch Vertrag nad) Publikation der Gem. Th. 
O. errichtete Gemeinheiten konnen nicht von ſelbſt erlöfchen, fondern un⸗ 
Pa nur einem befonderd zu beantragenden Auseinanderſetzungsver⸗ 
fahren. 


Auf den, von der landwirthſchaftl. Abth. der K. Dog: „über die Deutung des 
8. 164. der Sem. Th. O. v. 7. Juni 1821”, unterm 10. v. M. erftatteten Bes 
richt, nehme ich feinen Anftand, mich der, von ber Majorität des Kollegii verthei⸗ 
bigten Anfiht dahin anzufchliegen, dag, — wenn die Dauer einer neu errichteten 
Gemeinheit, in dem besfalls abgefchloffenen Vertrage, für eine längere Periode bes 
ftimmt fein follte, als dies im $. 27. 1. c. nachgelaſſen if, — nichts befloweniger 
nach Ablauf jener Periode jeder Intereffent die Wiederaufhebung der Kommunion 
begehren, und von der Befugnig, auf Gemeinheitstheilung nah den Grundſätzen 
der D. v. 7. Juni 1821 anzutragen, Gebrauch machen Tann; die Meberfähreitung 
jener geſetzlichen Schranfen auch nur unter diefer Borausfeßung rechtsgültige Kraft 
hat, und die Gemeinheit daher mit Ablauf der gedachten Friſt noch nicht von felbft 
ihre Endfchaft erreicht. 

Die entgegerigefebte Meinung der Minorität des Kollegii fgeint um fo weniger 
gerechtfertigt, als der $. 27. a. a, D. nichts von einer ſolchen unbebingten, von 
felbit eintretenden Wiederaufhebung der beibehaltenen oder neu Eonftitwirten Gemeins 
heit befagt, vielmehr ausdrücklich nur vorſchreibt, daß nad) zweimaliger Abnugung 
der gemeinfchaftlihen Schläge, event. nach Ablauf von zehn Jahren, es jedem 
Theile freiftehe, auf Gemeinheitstheilung zu provoziren, und fih Hieraus ergiebt, 
daß das Verhälmiß noch nicht von feion aufhören fol, fondern erſt nach der Res 
gel der Gem. Th. DO. umgebildet, und neu georbnet werben muß, jeder Interefient 
alfo auch die Entfhädigung oder Abfindung erwarten darf, welche ihm nad der 
Natur des Mechtsverhältnifies oder dem Werthe feiner Nutzung zuftehen möchte, 

IH überlaſſe der K. Meg., hiernach zu verfahren, und bie vorfommenben 
Spezialfälle, unter Beachtung des yon mir gebilligten Beſchluſſes, zum Austrag 


zu bringen. 
(Min. BL d. i. 2. 1843, ©. 39, Nr. 66.) 


Zum $. 165. 


R. des K. Min. des 3., landwirthſchaftl. Abth. (Schulze) v. 18. Aug. 
1842 an die K. Sen. Kom. zu Breslau, betr. Die Theilung eines für ein 
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gemeinfchaftliches Kätungsrecht durch Abldſung deffelben erworbenen Abfin« 
dungs⸗Landes bei nachheriger gemeinfchaftlicher Benugung des letzteren. 


In dem Berichte dv. 12. v. M. hat die K. Gen. Kom. die Zweifel vorgetra⸗ 
gen, welche in Ihrem Kollegium darüber gehegt worden, ob bie Theilung eines für 
ein gemeinfchaftlihes Hütungsrecht erworbenen Ablöfungs-Landes, was die Snters 
effenten nachher gemeinschaftlih benupt haben, noch nad ben Regeln der Gem. 
Th. O. zuläffig fei, da doch nad $. 165. dieſes Geſetzes gemeinfchaftliches Eigen⸗ 
tbum, welches nad defien Berfündigung entfleht, nur nad den Orundfäßen von 
Theilung des gemeinfhaftlihen Eigentbums aufgelöft werden kann. Der erhobene 
Zweifel hebt fih aber volllommen, wenn man erwägt, baß die Gemeinfhaft im 
Befige und in der Benutzung eines für ein gemeinfchaftliches Recht gegebenen Ab: 
findungs:Landes Feine neue, Fonbern nur eine, zwar auf einen andern Gegenſtand 
übertragene, übrigens aber foribeſtehende ift. 

Es ift daher unbedenklich, die Vorfhriften der Gem. Th. DO. — wie auch bie 
Mehrheit des Kollegiums annimmt — auf dergleichen Gemeinheiten anzuwenden. 

Hierin wird in der Sache von R. auch dadurch nichts geändert, bag bei der 
früheren Hütungs-Abfindung die Intereflenten ſich bereits Haffenweife getrennt has 
ben; denn auch die bei jeder Klaſſe beftehende Gemeinheit it Feine neu entflandene, 
fondern die noch nicht völlig aufgelöfe, aus ber früheren Gemeinſchaft bei Auss 
übung bes Hütungsredhts in das neue Befipverhältnig mit Herübergenommen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1842, ©, 323, Nr. 434.) 


Zum G. 166. 


N. des K. Min. des J., Abth. II, (Bode) v. 28. März 1844 an 


tie 8. Gen. Kom. zu Stendal, betr. die vorläufigen Regulirungen vor dem 
Eintritte der allgemeinen Auseinanderfegung bei Gemeinheitsthellungen. 


Bei Rüdgabe der, mittelit Berichts v. 24. v. M., in der M.ſchen Gemoinheits⸗ 
theilungsfacdhe eingereichten Alten, wird der K. Gen. Kom. zu erkennen gegeben, 
wie das unters. Din. der, in dem Erlaſſe v. 15. Juli pr. a. ausgeſprochenen und 
im obigen Berichte vertheibigten Meinung: 

„daß eine Regulirung nad dem zweiten Abſch. der Sem. Th. O. v. 7. Juni 
„1821 dann nicht ftattfinden könne, wenn — wie hier der Fall — auf voll: 
„ſtaͤndige Auseinanderfegung angetragen worden und ein Berfahren nad 
„den Grundſätzen des erſten Abſchn. gedachten Geſttzes ſchwebt“ 
nicht beipflichten kann. Abgeſehen nämlih davon, daß eine ſolche Beſtimmun 
weder in ber Gem. Th. O. ſelbſt, noch auch in den Verordn. v. 20. Juni 181 
oder 30. Juni 1834 getroffen worden, ift auch gar fein genügender Grund vorhan⸗ 
den, eine ſolchẽ Diftinktion zu machen und Nachtheile, welche aus ber beftchenden 
Gemeinheit für einen einzelnen Grundbefiger anerfanntermangen hervorgehen, dabei 
aber auf eine einfache, furze und wenig koſtſpielige Weife befeitigt werden koͤnnten, 
dennoch zu feinem erheblihen Schaden blos deshalb einfiweilen noch beſtehen 
zu laſſen, weil’ ſolche in einem gleichzeitig ſchwebenden weiter greifenden Verfahren, 
anderweit, wenngleich erſt nach längerer Zeit, würden gehoben werden. Es find 
vielmehr der zweite Abſchn. der Gem. Th. DO. und $. 36. der V. v. 30. Juni 
41834 gerade mit darauf berechnet, dergleichen Uebelflände auch noch vor dem Eins 
fritt einer allgemeinen Auseinanderfegung aus dem Wege zu riumen und giebt nas 
mentlih $. 177. der erfleren einige der Geſtchtspunkte an, unter welden eine 
folhe vorläufige Regulirung eintreten fönne. Die dort angegebenen Bebingungen 
finden nun nad bem Gutachten des Spezial: Kommifferius im vorliegenden Falle 
flatt und es feheint deshalb um fo weniger bebenklih, dem Antrage bes 2c. N. N. 
zu beferizen, als die überwiegende Mehrzahl der Intexeflenten, deren Beſchluſſe fi 
die beiden widerſprechenden Wirthe nad) $. 82. der V. v. 20. Juni 1817 event. 
würden unterwerfen müflen, mit dem Begehren bes Provokanten einverflanden find 
und die Hütungs-⸗Entſchädigung felbft überall anerkannt if. 
(Min. BL d. i. V. 1844, ©, 86. Nr. 114.) 


Zu 65. 171—180. 


1) R. des K. Min. nes I. für: Gewerbe» Ang. (v. Brenn) v. 24. 
/ 
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Aug. 1837 an vie K. Meg. zu Erfurt, beir. das Reſſort ver Gen. Kom⸗ 
mifftonen bei beantragten Abänderungen beftehenter gemeinfamer Einrich⸗ 
tungen zwifchen Gutsherrſchaften und Gemeinden. 


Der K. Reg. wird, bei Remiffion der mittelt Berichts v. 10. v. M. einge 
reichten Vorverhandlungen, die Befchwerbe bes Qutsbefikerd M. in B. wegen des 
der Gemeinde L. geftatteten Ginzelnhütens betr. Nachflehendes zu erkennen ge⸗ 
geben. 

Es Handelt fi Hier, wie aus der an die K. Reg. gerichteien @ingabe der 
@inwohner zu L. hervorgeht, um eine von biefen Einwohnern beantragte Abaͤnde⸗ 
rung beftehender Gmrichtungen, Hinfihtlih der Benußung der den gemeinfamen 
Rechten bes sc. M. und der genannten Gemeinde unterworfenen Grundftüde. 

Dergleihen Gegenftände find nad) den Beflimmungen der $$. 171. u. f. der 
Sem. Th. D. v. 7. Juni 1821 zu reguliren, gleichviel, ob bie beftehenden Ein⸗ 
richtungen auf rein privatrechtlichen Berhältniffen oder auf allgemeinen polizeilichen An⸗ 
ordnungen beruhen, und es haben über bie Zuläffigfeit und Zwedmäßigfeit einer 
dergeftalt beantragten Veränderung nach näherer Anmweifung der $$. 178, und 179. 
I. e. in Berbindung mit $. 7. der V. v. 30. Juni 1834 die Auseinanderfegungs: 
Behörden mittelbar oder unmittelbar zu befinden. 

Die K. Reg. wird deshalb angewiefen, die Sache an bie K. Gen. Kom. zu 
Stendal, als die kompetente Behörde, zur weiteren Beranlaffung abzugeben, und 
die Betheiligten Hiervon in Kenntniß zu feßen. ‘ 

(Ann. XXI. 648. — 3. 63.) 


2) R. des K. Min. Yes I. u. d. P. (v. Rochow) v. 25. Mat 1840 
an ten K. Ob. Präf. ver Prov. Weftphalen, betr. die Ausführung der nady 
66. 171. ff. ver Gem. Theil. DO. v. 7. Juni 1821 entworfenen und bes 
ftätigten Negulative, fowie die Unterfuchung und Nüge der Kontraventionen 
dagegen, durch die Lofalpolizeibehöärven. 


Indem ich Ew. Exc. die Beilagen der gef. Anzeige v. 2. d. M. Hierneben remittire, 
erfläre ich mich mit der, im Berichte ber dortigen Gen. Kom. v. 10. v. M. ent: 
widelten Anfiht dahin einverflanden, daß die Ausführung bes, nach Borfchrift bes 
8. 178. ff. der Gem. Th. ©. v. 7. Juni 1821 errichteten und beftätigten Regu⸗ 
lativs den Lofal-Bolizei- Behörden anheimfällt, dieſe — Tonfequenter Weiſe — auch 
zur Unterfuhung ımb Rüge etwaiger Kontraventionen dagegen, innerhalb der po: 
ligeilihen Grenzen, befugt find, und dann die Vorfchrift des $. 247. des Anh. 
ur 9. ©. DO. Platz greift, mithin in der Regel nur ber Rekurs an die vorgefeßte 
egierung Statt findet, der Weg Rechtens aber in diefen Faͤllen ausgeſchloſſen ıf. 
Es ergiebt fi dies aus dem Zwecke und der Entftehung derartiger Regulative, 
wenn man erwägt, daß diefelben nad den vorallegirten Beftimmungen von ben 
Magiſträten und Landräthen fchon auf den Antrag auch nur des vierten Theils ber 
Intereffenten vermittelt werben follen, eine freie Bereinigung und Zuflimmung aller 
Betheiligten mithin nicht, vielmehr nur die Meberzeugung von ber Zwedmäßigkeit 
ber neuen Ginrichtung vorgusgefeht wird, in welchem Sal, felbft gegen den Willen 
einer überwiegenden Mehrheit von Betheiligten dasjenige feftgefeht werben muß, 
was unter obwaltenden Umfländen für das Beſte und Bortheilhaftefte zu erachten 
ift, wobei es fo lange bewenbet, bis die Auseinanderfeßungsbehörde auf eingelegten 
Relure drgend eines Betheiligten etwas anders beflimmt haben follte. (CE $. 178. 
und 179. 1. c.) 

Die folhergeflalt von den Lofalbehörben ( Magifträten und Lanbräthen) fell: 
geftellten und event. von dem fompetenten ProvinzialsKollegio (der Gen. Kom. als 
foro speciali causae oder der landwirthſchaftl. Abth. der Regierungen) fanftionirten 
Nutzungsordnungen erſcheinen daher immer nur als polizeiliche Lokalbeſtimmungen 
für die Dauer der Gemeinſchaft, es find alfo auch die auf Uebertretungen der feſt⸗ 
aeftellten Regeln angebdrohten Etrafen an und für fi nicht für fonventionale, fons 
dern für. polizeiliche zu erachten, bie ihre Beranlaffung in dem lofalen Bebürfniffe, 
ihren gefeliden Grund aber in dem Auffihtsrehte des Staats finden, und für 
welde bie, bei derartigen Angelegenheiten beftehenden Reſſortverhaltniſſe um fo 
mehr beibehalten werden müflen, als Regulative, wie das von Ew. Exc. vorgelegte, 
weber den einzelnen Mitgliedern der Geſellſchaft, noch letzterer in toto ein Recht 
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zur Ginflagung der Strafen geben, jo daß jeder, desfalls erhobene Civilanſpruch 
vom Berichte wegen Mangels der Legitimation zurüdgewiefen werden bürfte. 

Nah diefen Grundfühen ift übrigens auch ſchon in anderen Provinzen ver: 
fahren, und überlaffe ich es deshalb Ew. Erc., die dort hervorgetretenen Differens 
zen, obigen nbeutungen gemäß, zu befeitigen und die dortige Reg. zu belehren. 

(Min. BL. d. i. V. 1840, ©. 317 Nr. 572.) 


Bum F. 172. und 173. 


R. des K. Min. des J., Iandwirtbfchaftl, Abth. (v. Meding) v. 11. 
Mat 1842 an vie 8. Gen. Kom. zu Münfter, betr. die Regulirung der gemein» 
ſchaftlichen Nugungen ländlicher Grundſtücke und die Aufftelung von Hür 
tungs⸗ und Weide⸗Ordnungen bei Gemeinheitstheilungen. 


— Zur Richtſchnur bei der wegen Regulirung einer Hütungsordnung in S. 
zu erlaffenden Verfügung wird der K.. Gen. Kom. im Allgemeinen Folgendes be: 
merklich gemacht. 

Der Zwei aller nad) ben zweiten Abfchnitt der Gem. Th. D. zu behandelns 
den Geihäfte geht im Weſentlichen bahn, die Mipftände zu erforfchen, welche füch 
bei ber bisherigen gemeinfchaftlihen Nutzung ländlicher —* hervorgeſtellt 
haben, und die zu deren Abhülfe erforderlichen Maaßgaben anzuordnen. Die Ge⸗ 
meinſchaft fol alſo im Allgemeinen beibehalten, jedoch moͤglichſt unſchaͤdlich gemacht 
werden, und daraus folgt denn von ſelbſt, daß die Verhandlungen wie überhaupt, 
fo auch im vorliegenden Falle nur ſummariſch fein können, namentlich aber behufs 
Ermittelung ber Weidemaſſe eine foͤrmliche Bonitirung der Feldmark, für welche 
der Spezial⸗Kommiſſarius ſich bereits beſtimmt zu haben ſcheint, eben ſowohl ent⸗ 
behrlich gemacht werden muß, als die Aufſtellung einer detaillirten Durchwinterungs⸗ 
Berechnung, um damit feſtzuſtellen, wieviel Stücke Vieh, namentlich an Schafen, 
jeder Intereſſent zu ernähren im Stande ſei. Gs leuchtet nämlich von ſelbſt ein, 
dag die Refultate einer Vermeſſung und Bonitirung auf die Feſtſtellung des An: 
fange und Schluffes der jebesjührigen Hütungsperiode, auf welche e8 Doc bei der- 

leihen Regulativen der VBollftändigkeit halber mit anfümmt, zunaͤchſt ganz einflußs 
108 find, übrigens aber die im erflen Abfchn. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 
und im Gefepe wegen Ausführung berfelben de eod., unter Borausfekung ber 
gänzlihen Auflöfung einer bis dahin beftandenen Kommunion gegebenen Res 
geln für die nad dem zweiten Abſchn. vorgebadhter Ordnung zu regulirnden Ge: 
ſchaͤfte nur im Allgemeinen und in foweit maaßgebend fein dürfen, als es die Rich: 


tung und ber Zweck jener fummarifchen Verhandlungen mit fi bringt, daß daher 


Grundſaͤtze, welche bei einer Gemeinheits-Theilung gelten, in ihrer ganzen 
Schärfe da nit anzuwenden find, wo bie Gemeinheit nicht aufgehoben, fondern 
einftweilen beibehalten werben fol, wo es fi nur um Mopifitation eines 


= 


augenbliclichen Zuftandes, eine feftere Ordnung der wegen Benußgung gemeinfamer " 


Rechte beftehenden Einrichtungen, überhaupt darum handelt, die aus der ungeregels 
ten Gemeinſchaft entfpringenden Mißjtinde und Belifligungen ohne Auseinander⸗ 
feßung auf eine den wirthſchaftlichen Intereflen entfprechende Weile angemeffen zu 
befeitigen. 

Denn alfo in Faͤllen ber erfteren Art eine genaue Grmittelung des Gegen: 
ftandes der Theilung und der Anrechte an folder allerdings nothwendig und be: 
hufs der Ausweifung einer den Theilnehmingsrechten der Intereſſenten entfprechen: 
den, privativ zu nußenden Abfindung die Vermeffung und Bonitirung der 
durch bie Auseinanderfeßung berührten Grundſtücke der Regel nach nicht wohl zu 
umgehen ift: fo rechtfertigen die Zwecke bes zweiten Abſchn. der Gem. Th. O. wie 
fie eben angedeutet wurben, ein kurzes ſummariſches Verfahren Deshalb, weil es 
her auf eine fpezielle Ausgleidung der gegenfeitigen Intereffen und Befriedigung 
befonderer Forderungen no nicht, fondern blos darauf anfommt, bie bisher un: 
begrenzten Rechte auf eine Weife zu befchränfen, daß die Gelegenheit zu einer ben 
den gegenwärtigen Verhälniffen angemefjenen Nugung gewährt wird, im Uebrigen 
aber dasjenige feilzuftellen, was für bie Dauer der Gemeinheit den örtlichen Zu: 
fländen und wirthſchaftlichen Bebürfniffen am meiften zufagt. 

Zwar muß in allen diefen Beziehungen und namentlich Hinfichtlic einer heraus 
ſtellenden Hütungs: und Weide⸗Ordnung aud) die Größe, Güte und befondere Be: 
ſchaffenheit der einzelnen Grundflüde mit berüdfichtigt werben; — es genügt ins 


% 
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deſſen, ſich die dazu nöthigen Notizen durch Ueberſchläge, Cinnahme des Augen⸗ 
ſcheins ıc. zu verſchaffen, und dann, unter Benutzung ber auf informatoriſchem 
Wege gefammelten übrigen Materialien, den Blan zu einem Regulativ aufzuftellen, 
welcher das Jutereſſe bes Aderbaues und der Viehzucht gleichmäßig zu beachten, 
in eriterer Beziehung alfo die Wirthfchaftseinrichtung, Bruchtfolge ꝛc. zu beſtimmen, 
in leßterer Hinfiht aber die Zahl und Gattung des auf die Weide zu Eringenden 
Viehes, etwanige Borfchriften einzelner Arten deſſelben, und deren Verhältniffe zu 
einander, kurz alles dasjenige zu ordnen bat, was unter den obwaltenden Um⸗ 
ſtaͤnden Roth thut. 

Ob die fo geregelten Nubungen als Grundlagen einer Fünftigen Gemeinheils⸗ 
theilung beizubehalten find, oder dann fpeziellere Grmittelungen über den Umfang 
der Theilnehmungsrechte eintreten follen, kann der freien Vereinigung der Interefs 
fenten fügli anbeimgeftellt bleiben, für zweifelhafte oder flreitige Punkte aber ein 
ſchiedsrichterliches Verfahren im Sinne des $. 31. ad c. ber V. v. 30. Juni 1834 
um fo eher angeorbnet werben, als es gerade bei Angelegenheiten die ſer Art auf 
ein richtiges Erkennen der Bors und Nachtbeile, fihern Takt und das Ermeſſen 
verfländiger, der Defonomie und bes Ländlichen Verkehrs Fundiger Männer ans 
fommt. Auf jene Gefichtspunfte wird daher der Kommiffarins hinzumeifen, und 
wegen der zum Protofoll v. 6. 9. M. gemachten, zum Theil ‚ganz ungehörigen 
Anteile angemefien zu belehren fein. 

(Min. BL d. i. V. 1842, ©. 135, Nr. 188.) 


Zweiter Abſchnitt. 


Die Gemeinheits⸗Theilungs⸗Ordnung vom 19. Mai 
1851 für die Rheinprovinz, mit Ausnahme der Kreife 
Rees und Duisburg, fowie für Neu-Borpommern 

und Rügen. ' 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. verordnen mit Zuftimmung beider Kammern , für 
bie Mheinprovinz, mit Ausnahme der Kreife Duisburg und Rees, fowie für Neu: 
Borpommern und Rügen, was folgt: 

$. 1. Rach den Vorſchriften dieſes Defepee findet Statt: 

1. Die Ablöfung der als Dienftbarkeit ( Servitut) auf dem Grundeigentum 

laftenden Nutzungsberechtigungen: 
1) zur Weibe; 
2) Fr Waldmaft, zum Mitgenuffe von Holz und zur Entnahme von 


eu 
3) zum Plaggen⸗ Heide⸗ und Bültenhieb; 
4) zur Zorfnugung; 
5) zum Srasfchnitt und zur Nukung von Schilf, Binfen oder Rohr auf 
ändereien und Privatgewäflern aller Art; - 
6) zum Pflüden des Grafes und des Unfrauts in den beflellten Feldern 
(zum Krauten); 
7) zum Nachrechen auf abgeerndteten Feldern und zum Steppelharfen; 
8) zur Nußung fremder Aeder gegen Hergebung des Düngers; 
9) jum Fenchtgewinn von einzelnen Stücken fremder Aecker (zu Deputat⸗ 
eeten); 
10) zum Harzſcharren und 
11) zur Fiſcherei in ſtehenden ober fließenden Gewäffern. 
I. Die Teilung von Grundflüden, welche von mehreren Miteigenthümern uns 
getheilt befeften und durch gemeinfame Ausübung einer ober mehrer ber 
nachbenannten Nutzungen: 


‘ 
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Meine, Walbmaft, Holzs oder Streunußungen, Plaggen:, Heide⸗ und 

Bültenhieb, Torfnubung, 

benugt werden, namentlih auch Marken, Erbenwaldungen und dergl. 
$. 2. Zu dem Antrage auf Theilung eines gemeinfchaftlihen Cigenſhums ift 
ein jeder Miteigenthümer, zu dem Antrage auf Ablöfung einer Dienftbarfeit ſowohl 
der Berechtigte, als der Gigenthümer bes verpflichteten Grundftüds befugt. 

Das Redt zum Antrage auf Theilung oder ServitutsAblöfung ſteht auch dems 
jenigen zu, weldyer den Antheil am Meifteigenthum oder ein berechtigtes ober vers 
pflichtetes Grundftüd als nußbarer Eigenthuͤmer befißt, nicht aber namentlich dem 
perfönlichen Niegbraucher oder dem antichretifhen Pfandbeſitzer. 

Gemeinſchaftliche Beſitzer defielben Antheild am Miteigenthum ober gemeins 
ſchaftliche Eigenthuͤmer eines berechtigten oder verpflichteten Grundſtücks können nur . 
gemeinfhaftlich die Ablöfung einer Dienſtbarkeit beantragen; die nach den Antheilen 

u berechnende Minderzahl von ihnen muß fi aber dem in biefer Beziehung ger 
—* Beſchluſſe der Mehrzahl unterwerfen. 
$. 3. Das zur Beftreitung ber Laften und Ausgaben der Gemeinden bes 
immte Vermögen (in Städten Kimmerei-VBermögen genannt) kann durch eine Ge⸗ 
meinheitstheilung niemals in PBrivats Vermögen der Gemeinde» lieber verwandelt 
werden. 

Ehen fo wenig darf derjenige Theil des Vermoͤgens einer” Gemeinde, deſſen 
Nutzungen den einzelnen Gemeindemitgliedern oder Ginwohnern vermöge diefer ih: 
rer Gigenfchaft zukommen (das Bemeinbeglieder sBermögen, in Städten Bürger: 
Bermögen genannt), durch eine Öemeinheitstgeifung in Privatvermögen der Mit: 

lieber oder Einwohner verwandelt werden. - Diefe Beflimmung findet auch dann 

Anwendung, wenn bie den Mitgliedern oder Binwohnern als ſolchen zuftehenden 
Nupungsrechte noch außerdem durch den Beſitz eines Brundflüde oder durch bes 
fondere perfönliche Verhaͤltniſſe bedingt find. 

Die Adfindung: für folhe Nutzungsrechte fällt daher der Gemeinde als Kor: 
poration zu, während die berechtigten Gemeindemitglieder oder Einwohner die Des 
nutzung biefer Abfindung für die Dauer ihrer Nußungsrechte erhalten. 

Dagegen gehören Nutzungsrechte der Gemeindemitglieder oder Ginwohner am 
Semeindeglieder-Bermögen, welche denfelben nicht vermöge diefer ihrer Gigenfchaft, 
fondern aus einem anderen Mechtötitel gebühren, nicht zum Gemeinde: Bermögert, 
fondern zum Privatvermögen der Nubungsberechtigten, in welches daher auch die 
auf dieſe Rechte bei der Semeinheitstheilung fallenden Abfindungen übergehen. 

F. 4. Andere als bie im $. 1. genannten Nugungsberechtigungen, welche als 
Dienftbarkeit auf dem Grundeigenthum laſten, find auf einjeitigen Antrag nicht 
ſelbſtſtändig ablösbar, fondern bie Ablöfung berfelben kann nur bei Gelegenheit 
einer anderen nach diefem Gefebe flattfindenden Theilung oder Ablöfung auf An- 
trag eines im Verfahren Betheiligten gefordert werden, infofern fie der wirthſchaft⸗ 
lich oewaßigen Benutzung des dem Verfahren unterworfenen Grundſtücks hin⸗ 
derlich ſind. Das Recht des Fiskus auf den dritten Fuß, dritten Pfennig (tertia 
marcalis), im Herzogthum Berg iſt ohne Entſchaͤdigung aufgehoben. 

$. 5. Das einfache Recht der Stoppelweide oder des den Weidgangs (vaine 


"pätare) innerhalb einer Gemeinde, fofern es nicht auf einem befonderen Titel bes 


ruht, fondern nur nach unvordenklichem DOrtsgebrauch den Gemeindegenoffen gufieht, 
unterliegt in dem Bezirk des Appellationsgerihts zu Köln nit der Ablöfung. 
Daffelbe kann jeboch durch einen Beichlug des Gemeinderaths mit Genehmigung 
des Bezirksraths reſp. des Kreisausfchuffes (Gemeinde: Orbn. v. 11. März 1850, 
$$. 45. nnd 108.) aufgehoben werden. Die Aufhebung muß erfolgen, wenn bie. 
dem Blächeninhalt nad berechnete Mehrzahl der belafteten Grundbeſitzer in der 
Gemeinde die Aufhebung der Stoppelweide ſchriftlich bei dem &emeinderathe bean: 
tragt. Die Unterfchriften müſſen durch den Gemeindevorſteher beglaubigt fein. 

Das öde Weidgangsreht, welches in dem gebachten Gerichtsbezirk mehreren 
Gemeinden wechſelſeitig auf ihren Gebieten zuſteht (Koppelweide), wird hierdurch 
ohne Entfhädigung aufgehoben. . 

$. 6. Das Recht, auf Theilung oder Abloͤſung anzutragen, wird durch ents 
genen iehenbe Berträge, Willenserffärungen oder Jubifate nit ausgeſchloſſen und 
erliſcht nicht durch Verjährung. Verträge oder MWillenserflärungen, welche eine 
Ausfchliegung diejes Rechts feſiſetzen, find auf feine längere Zeit ale auf ae Jahre 
verbindlich. Nach dem Ablaufe diefer Periode ſteht es jedem Betheiligten frei, fein 
Met auf Theilung oder Ablöfung geltend zu machen. 


— 
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$. 7. Ueber das Borhandenfein, die Befchaffenheit und den Umfang des Mit- 
eigenthums, fowie der abzulöfenden Berechtigungen, tft lediglich nach den beſtehen⸗ 
den Geſetzen u entfcheiden. 

Die zur Weidetheilnahme berechtigte Diebe! it in Ermangelung rehtsbeflän: 
Fe Wi a närungen und rechtskraͤftiger Erkenntniſſe, flatutarifcher Rechte oder 

rovinzialrechte: 

1) bei den Intereffenten, welde zur Erzeugung von Winterfuttr geeignete 

‚ Grundflüde befigen, nah dem Yutterertrage diefer Grundftüde und dem Stroh⸗ 

erirage der bei denfelben feit rechtsverjaͤhrter Zeit benußten Zehnten; 
2) bei anderen Intereflenten und foweit die nah Nr. 1. feflzuftellende Viehzahl 
eine geringere ift, auf anderthalb Kühe feſtzuſetzen 

$. 8. Bei jeder Theilung und Ablöfung bleibt die Beſtimmung der Art und 
Größe der Abfindung, welche einem jeden Thellnehmer gebührt, fowie die Ausfüh⸗ 
zung der Auseinanderfeßung, zunächſt dem freien Mebereinfommen der PBartheien 
überlaffen. Dod haben diefelben babei bie Vorfchriften des $. 19. zu beachten; 
au müſſen die Theilungs- und ServitutsAblöfungs-Berträge in den Landestheilen 
bes rechten Mheinufers, jowie in NeusBorpommern und Rügen, zur Prüfung und 
Beſtätigung der AuseinanderfeßungesBehörbe vorgelegt werben. 3, Bezug auf bie 
Prüfung und Beftätigung, fowie die Wirkungen der beftätigten Verträge, gelten 
diefelben Beſtimmungen, welche in den genannten Landestheilen für die Ablöfunge- 
Berträge von Reallaften beftchen. 

Kommt eine Uebereinkunft der Partheien nicht zu Stande, fo finden folgende 
Regeln Anwendung. 

$. 9. Die Theilung und Ablöfung wird dadurch bewirkt, daß jedem Theil: 
nehmer an Stelle feines Miteigenthums- ober Nutzungsrechtes eine angemeflene 
Abfindung an Geldrente, Kapital oder Grundſtücken überwieſen wird. 

8. 10. Zu diefem Behuf if der Werth der Theilnehmungsrechte durch Sach⸗ 
verſtaͤndige abzufhäßen. 

Dabei wird der Grund und Boden nach feinem gemeinen Werthe veranschlagt. 

Die Schaͤtzung ber abzulöfenden Berechtigungen erfolgt nad ber landüblichen 
örtlich anwendbaren Art ihrer Benutzung und bem durchſchnittlichen Ertrage ber: 
felben, mit Rüdjiht auf die Theilnahme anderer Milberechtigter. , Der abgeſchaͤtzte 
Merth darf niemals den gefammten gemeinen Werth diefer Art von Nußung bes 
belafteten &rurfpflüds überfteigen. ' 

Bei den auf Forften haftenden, nach dieſem Geſetze ablösbaren Dienfibarfeiten 
hat jedoch der Beſitzer des belafteten Waldes, wenn er Provofat it, die Wahl, ob 
“er den Dienftbarleitsherechtigten air dem Nupungsertrage der Dienfibarkeit, ober 

nah den Bortheile, weldger dem Belafteten aus deren Aufhebung erwächſt, ents 
ſchaͤdigen will. Im lepteren alle darf aber die Höhe ber Entſchädigung ken 
Nupungswerth der Berechtigung nicht überfleigen. 

$. 11. Bei Ablöfung der Weide: und Griüfereis Berechtigung in Forſten iſt 
ein mittelmäßiger Holzbeftand zum Grunde zu legen, wenn nicht der Forſt zur Zeit 
der Auseinanderfeßung befler als mittelmäßig beftanden, oder die Befugnig des 
Waldbefitzers, die Forſikultur bis zum mittelmäßigen Holzbeſtande zu treiben, durch 
Verträge, Berjährung oder Judikate verloren gegangen if. 

5. 12. Bei Grmittelung und Feſtſtellung des Werthes der Nupungsrechte 
fommen bie dem Berechtigten für diefe Nußungsrechte obliegenden Gegenleiitungen 
in Abzug. Der Werth wechfelfeitiger Dienitbarkeiten wirb infoweit, als dies moͤg⸗ 
lid iſt, durch Kompenjation ausgeglichen. ' 

$. 13. Jeder Miteigenthümer kann in der Regel die Theilung des gemein: 
ſchaftlichen Grundſtücks in Natur verlangen. 

Die Naturaltheilung eines gemeinfhaftlihen Waldes aber ift, foweit fih die 
Betheiligten nicht über dieſelbe einigen, ganz oder theilweife nur dann zuliffig, 
wenfi die einzelnen Antheile entweder zur — 258 Benutzung geeignet bleiben 
oder in anderer Kulturart mit größerem Vortheile, wie zur Holzzucht benußt wer⸗ 
den Fönnen. Außer diefen Fällen kann die Auseinanderfegung der Miteigenthimer 
eines Waldes nur durch öfienttigen Berfauf an den Meiftbietenden bewirft werben. 

$. 14. Die Abfindung für Dienftbarfeitsrechte zur Maft, zum Harzſcharren ober 
zur Fifcherei in Privatgewäflern ift in feſter Geldrente zu gewähren und anzunehmen. 

Hat der Belaftete auf bie Ablöfung angetragen, fo ift ber Berechtigte außers 
dem zu verlangen befugt, daß ihm feine noch brauchbaren Zifchereigeräthe gegen 
Grfap des Werthes berfelben yon dem Provolanten abgenommen werden. 


- 
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$. 15. Für andere als bie vorfichend in dem $. 14. gedachten, nach den 
$$. 1. und 4. abzulöfenden Dienftbarfeiten erfolgt die Abfindung in der Regel 


durch Abtretung von verhältnißmäßigen Theilen des Belafteten Grundſtücks. 


Das abzutretende Grundſtück muß einen Kapitalwerth haben, welder bem 
en Betrage der jührlichen nah $. 10. ff. zu berechnenden Entſchaͤdigung 
gleichkommt. 

Wenn eine Landenlſchädigung dem wirthſchaftlichen Intereſſe entweder des Be⸗ 
rechtigten ober des Verpflichteten nach ſachverſtändigem Ermeſſen nicht entfpricht, fo 
muß die Abfindung aud für diefe Dienflbarfeiten ganz oder theilweife in feier 
Geldrente gegeben und angenommen werden. Das Legtere muß bei den auf For⸗ 
ften haftenden Dienfibarfeitsrehten zur Weide, zur Grüferei, zum Mitgenufle von 
Holz, zum Streuholen und zum Blaggen«, Seide: und Bültenhiebe — vorbehalt- 
lich der auch hier zuläffigen anderweiten Cinigung ber Betheiligten — auch dann 
geſchehen, wenn bie Landabfindung bei ihrer Benutzung in anderer Kulturart nad: 
haltig Teinen höheren Ertrag als bei der Benutzung zur Holzzucht zu gewähren 
vermag. | 

Iſt diefes dagegen der Fall, fo wird die Abfindung dem Berechtigten in fol: 
her anderen Kulturart unter Berüdfichtigung der erforderlihen Kulturfoiten ange: 
rechnet. Die darauf befindlichen Holzbeftinde verbleiben dem Forſteigenthümer. Br 
muß diefelben vor der Mebergabe des Landes, im Mangel einer Einigung, nach ber 
Beitimmung der Auseinanderſetzungs-Behörde binnen einer Brift, welche drei Jahre 
nicht überfteigen darf, abräumen. 

Dis zur vollitändigen Abräumung und Webergabe des Entfhäbigungslandes 
bat der Forſteigenthümer eine dem Ertragswerthe der noch nicht abgetretenen Bläche 
entfprechende Geldrente dem Berechtigten zu zahlen. 

Für Dienflbarfeitsrechte zum Mitgenuffe von Holz und zum Streuholen ift 


jebod der belaftete Grundbefiger befugt, die Entſchädigung des Berechtigten in auch 


nur zur Holzzucht geeignetem beitandenen Forſtlande mit Anrechnung der barauf . 


befindlichen Holzbeftände zu gewähren, wenn leßtere zu einer nachhaltigen forſtmaͤ⸗ 
Bigen Benugung geeignet find. In diefem Balle muß aber die Abfindungsfläche, 
wenn fie einen nur zu Hochmalbwirthfchaft geeigneten Holgbeitand enthält, minde⸗ 
ftens einen Umfang von dreißig Morgen haben. 

$. 16. Eine jede Landabfindung ift in derjenigen Lage auszuweifen, welche 
den gegen einander abzumwägenden wirthfchaftlihen Intereffen aller Betheiligten am 
meiften entfprigt. ine Verloofung findet nur infoweit flatt, als die wirihſchaft⸗ 
liche Lage der Abfindungen dadurch nicht beeinträchtigt wird. 

Jedem Teilnehmer müflen die erforderlichen Wege und Triften zu feiner Ab: 
findung verfhafft werden, auch ift für die nöthigen Gräben-zu forgen, ohne welche 
der Boden denjenigen Grtvag, zu dem er abgeihäßt worden ift, nicht gewähren 
fann. Desgleichen ift jeder Theilnchmer zu verlangen befugt, daß ihm die unent- 
behrliche Mitbenugung ber Tränfftätten auf den auseinandergefegten Grundſtücken 
vorbehalten und diefe. Stätten fo ausgewiefen werden, wie es für alle Betheiligten 
am bequemften ift. 

Die vor der Auseinanderfeßung ſchon gemeinfchaftlich benußten Lehms, Sands, 
Kalk: und Mergelgruben, Kalk: und andere Steinbrüche bleiben zur gemeinſchaft⸗ 


lihen Benugung auch ferner vorbehalten, infofern die Theilnehmer deshalb nicht 


darch Ueberweifung befonderer Borräthe diefer Art ausgeglichen werben Tönnen. 

Die zur Qerielung und Unterhaltung aller diefer Anlagen zu machenden Ber: 
— find von allen Betheiligten nach Verhaͤltniß ihrer Theilnehmungsrechte 
aufzubringen. 

j 8. 17. Die über das zu theilende Grundſtück führenden Wege können, infos 

weit es fiir bie zweckmaͤßige Gintichtung des Theilungsplanes nöthig erjcheint, ver: 
legt und ſelbſt aufgehoben werden, ohne bag den bei dem Gebrauche diefer Wege 
Beiheiligten, fobald ihnen nicht ein erheblicher Nachtheil aus bee DBeränderung ent: 
fteht, ein Widerfprucd dagegen geitattet ift. 

Daffelbe gilt in Betreff der Verlegung von Gräben, Blüffen und Brüden. 

$. 18. Kein Befiger Fann genöthigt werben, fih einer Umlegung derjenigen 
feiner Orundflüde, welche er nicht zur Abfindung aufzuhebender Berechtigungen ab: 
treten muß, behufs Brlangung einer wirthfchaftlichen Lage zu unterwerfen. 

In Neu:Borpommern und Rügen bleibt die Umlegung vermifcht unter einans 
der liegender Grundflüde — agri intermixti — zuläffig, infoweit bie V. v. 18. 
Nov. 1775 ſolche geftattef. \ 


. Zandes-Rultur-Befehg. BSb. 1. . 26 
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$. 19. Eine Bereinigung der Partheien über eine andere Rente als eine feite 
Geldrente iſt unzuläffig. 

Alle Entſchaͤdigungsrenten für aufgehobene Nutzungsrechte find auf den An: 
trag fowohl des Berechtigten als des Berpflichteten nad) vorhergegangener ſechsmo⸗ 
natliher Kündigung durch Baarzahlung des zmanzigfachen Betrages derfelben ab⸗ 
lösbar. Dem Berpflichteten ift es geftattet, das Kapital in vier auf einander fol: 
genden einjährigen Terminen, ‘von dem Ablaufe der Kündigungsfrift an gerechnet, 
zu gleichen Theilen abzutragen; doch ift der Berechtigte nur ſolche Theilgahlungen 
anzunehmen verbunden, welche mindeſtens Einhundert Thaler beirdgen. Der jebes- 
malige Rüdftand ift mit fünf Prozent jährli zu verzinien. 

Den Partheien fteht es frei, fi über antere Zahlungstermitte und einen ans 
deren Abloͤſungsſatz zu vereinigen, jedoch darf der Ießtere nie den fünfundzwanzig- 
fachen Betrag der Iahresrente überfteigen. Verabredungen, welche diefer Vorjchrift 
zumwiberlaufen, haben die Wirkung, daß ber Berechtigte auf Grund derfelben nur 
den fünfundzwanzigfachen Betrag der Jahresrente zu fordern befugt if. 

6. 20. Die Abfindung, welche jeder Theilnehner durch die Auseinanderjeßung 
erhält, tritt in Die Stelle der dafür aufgehobenen Theilnahmerechte ober ber dadurch 
abgelöften Berechtigungen und überfommt in rechtlicher Beziehung alle Eigenſchaf⸗ 
ten berfelben. 

Das zur Ablöfung eines Nutzungsrechts abgetretene Land wird von allen auf 
dem belafteten Grundſtück laſtenden Hypothelen frei und Dagegen ben auf bem 
Nutzungsrecht haftenden Hypothefen unterworfen. 

Im Zeern des Appellationsgerichtshofes zu Koͤln ſind überhaupt in Bezug 
auf die Wirkung der Theilung und das durch dieſelbe begründete Privileginm bie 
beſtehenden gefeßlichen Beftimmungen maaßgebend und finden diefelben Beſtimmun⸗ 
gen auch in Bezug auf bie Wirfung der Ablöfung und die Sicherung der abgefun: 
denen Nupungsberehtigten Anwendung (Nrtifel 883. ff. 2103. Nr. 3. Artifel 2109. 
des bürgerlihen Geſetzbuchs). \ 

Die Friſt zur Wahrung bes dem abgefundenen Miteigenthümer oder Nutzungs⸗ 
berechtigten zufiehenden Privilegiums beginnt mit dem Tage des Theilungs= oder 
* ungeertrage®, beziehungsweife dem Tage des beftätigenden Beſchluſſes oder 

rtheils. B 

In Neu⸗Vorpommern und Rügen und im oſtrheiniſchen Theile des Regierungs⸗ 
bezirks Koblenz; — mit Ausflug der Herrfhaft Wiltenburg, Kreis Altenkirchen 
— Haben Renten und Kapitalien, welde zur Abfindung im Theilungs: und Ablö: 
fungs-Verfahren übernommen werden, ein gefeglihes Hypothefenrecht gegen diejeni⸗ 
gen Grundftüde der Schuldner, welche der aufgehobenen Gemeinheit unterworfen 
waren, und genießen vor allen Kypothefarifchen Forderungen daſſelbe Vorzugsrecht, 
weldhes dem abgelöften Rechte zuftand. . 

Die Minifter der Juſtiz und der landwirthſchäftlichen Angelegenheiten werben 
ermächtigt, mit Nädficht auf die verfchiedene Hypothefen - Berfaffung der einzelnen 
Zandestheile, den Behörden die näheren Anweifungen zu ertheilen, welde zur Si: 
cherung der Rechte der Renten: und Kapitals-Empfänger und deren Realberechtig⸗ 
ten erforderlich find. 

6. 21. Die Grundfteuern und öffentlichen Laften verbleiben auf den Grund: 
flüden, auf welchen fie vor der Auͤseinanderſetzung gehaftet haben. 

$. 22. In den Landestheilen des linken Rheinufers gelten rückſichtlich 
der durch die Theilung oder Ablöfung veränderten Verhältniffe der Niepbraucher 
und Pächter folgende Borfchriften: r 

Nießbraucher eines Miteigenthumsrechts oder einer abgelöften Nutzungs⸗ 
berechtigung müſſen fih mit dem Genuſſe der Abfindung begnügen. 

Pächter müflen fih, infofern ihnen die aufgehobene Nugung überhaupt 
mitverpadhtet war, mit ber Nutzung der Landabfindung begnügen; ihnen 
fallen die Entſchäbigungen für vorübergehende Nachtheile zu, infomweit fie 
fich nit über die Bachtzeit hinaus erftreden; auch müflen die Verpächter 
bie Anlegung ber erforderlihen Wege, Gräben, Tränfen und Einfriebiguns 
gen der Grundftüde bewirken oder den Pächtern die dafür gemachten Aus: 

gen erftatten. ine Rentenentfhädigung bezieht während der Pachtzeit 
der Pächter und bei einer Kapitalentfhädigung ift er berechtigt, deren Zins⸗ 
betrag zu fünf Prozent von ber jährlichen Bachtzahlung nah Berhältnig 
der Eontraftlihen Zahlungstermine abzuziehen. Will der Pächter ſich mit 
bisfen Entſchaͤdigungen nicht begnügen, fo fteht ihm frei, binnen drei Mona⸗ 


‘ 
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ten, nachdem ihm ber betreffende Auszug aus dem Theilungss ober Ablö- 
fungsplane zugeftellt worden, die Pacht zu fündigen. Die Pacht hört als- 
dann mit dem Ende des laufenden Pachtiahres auf; wenn aber feit dem 
Tage der Kündigung bis zu dieſem Termine nicht mindeſtens drei Monate 
verfirichen find, fo währt das Pachtverhältniß noch für das nächſte Jahr 


ort, 

Der Nießbraucher desjenigen Grundſtücks, weldes bie Abfindung ge⸗ 
währt, fann der Theilung und Ablöfung gleichfalls nicht widerfprechen. Gr 
hat die Abfindungsrente während der Dauer des Nießbrauchs zu entrichten 
und muß im Falle einer Kapitalentihäbigung dem Cigenthümer, weldem 
die Baarzahlung derfelben obliegt, die Zinfen des Kapitals zu fünf Pros 

“ zent gerechnet von Zahlungstage ab vergüten. 
Das Naͤmliche gilt von dem Pächter eines ſolchen Grundſtücks. Doc 


fteht e8 demfelben auch in biefem alle frei, die Pacht nady den obigen Bes 


ſtimmungen zu kündigen. 

Das dem Pächter in dieſem Paragraphen eingeräumte Recht der Künbi: 
gung findet wicht ftatt, wenn das abgelöfle Recht im BVerhältnig zur ganzen 
Wirthſchaft jo unbedeutend iR, dag aus der Ablöfung feine merflihe Ber: 
änderung der Wirthfchaftsverhältniffe entftehen Tann. 

Eind für den Fall einer Theilung oder Ablöfung zwiſchen dem Paͤchter 
und VBerpächter in dem Pachtvertrage andere Abreden über die Auseinander⸗ 
feßung auf vechtöverbindliche Weile getroffen worben, fo behält es bei dieſen 
fein Bewenten. | 

8. 23. In den Landestheilen bes linken Rheinufers erfolgt das Verfahren 
bei ben Theilungen und Servitut:Ablöfungen nach den Vorſchriften des darüber er 
gehenden bejonderen Geſetzes. 

$. 24. Inden zum ehemaligen Grofherzogthum Berg gehörig 
gewefenen tandesiheilen des Bezirks des Rheiniſchen Appellationd> 
Gerichtshofes finden bei den Theilungen und Servitut:Yblöfungen in Anfehung 
der Rechte und Verbindlichkeiten dritter Perfonen und in Anfehung bes ganzen 
Auseinanderfegungss Verfahrens, jowie der Koitenanfüge, diefelben Vorſchriften Ans 
wendung, weldye dafelbit für die Ablöfung der Reallaften gelten. 

Die Ausführung der Gefchäfte wird in den gebachten Landestiheilen der Gene: 
ral⸗Kommiſſion zu Münfter hierdurdy übertragen. . 

$. 25. In dem oftrheinifhen Theile des Negierungabezirte 
Koblenz, mit Ausfhluß der Herrfhaft Wilbenburg, Kreis Alten 
firdhen, finden bei den Theilungen und Servitut » Ablöfungen in Anfehung ber 
Rechte und Berbindlicgfeiten britter Berfonen und in Anfehung des ganzen Auss 
eirianderfeßungs-Berfahrens, fowie der Koftenanfüge, diefelben Vorfchriften Anwen: 
dung, welche daſelbſt für die Ablöfung der Meallaften durch die Ablöfungs-Orbnung 
vom 4. Juli 1840 und deren Ergänzungen ertheilt worden find. 

Die Ausführung der Gefchäfte wird in den gedachten Landestheilen der Re⸗ 
gierung zu Koblenz und dem dortigen Spruchkollegium hierdurch übertragen. 

8. 26. In Nen-Borpommern und Rügen finden bei den Theilungen 


und Serpitut - Ablöfungen in Anfehung der Rechte und Berbindlichkeiten dritter 


Perfonen und in Anfehung des ganzen Auseinanderfegungs-Verfahrens, fowie ber 
Koftenanfüge, diefelben Vorschriften Anwendung, welde in diefen Beziehungen in 
den übrigen Teilen der Provinz Pommern bei Ablöfungen und Gemeinheitstheis 
lungen gelten. . 

Die Ausführung der Gefchäfte in den genannten Zanbesiheilen wird hierdurch 
der General: Kommifflon in Stargard übertragen. 

$. 27. Nubungsberehtigungen, welche durch 8. 1. des gegenwärtigen Geſetzes 
für ablösbar erklärt find, können in Zukunft nur durch fohriftlichen Titel errichtet 
werden. Der fortgefeßte Befig und eine auf denfelben geitüßte Verjährung reicht 
in Zukunft zu ihrer Grwerbung nicht hin, auch da, wo eine folche bisher noch ſtatt⸗ 
finden konnte. Der Lauf der erwerbenden Verjährung wirk in Anfehung folder 


Nutzungsberechtigungen mit dem Tage, am welchem das gegemwärtige Gefeg in 


Kraft tritt, unterbrochen. _ 

In Anfchung der Befugniß zur Ausfchliegung des Antrages auf Ablöfung ift 
auch für Nutzungsrechte, welche in Zufunft errichtet werben, die Beflimmung Des 
$. 6. maaßgebend. " » 

Die nach $. 5. aufgehobenen Rechte können in Zufunft nicht wieder entſtehen. 


26* 


, 


⸗ 
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F. 28. Gemeinſchaftliches Eigenthum der im $. 1. bezeichneten Art, welches 
nad) Verkündung des gegenwärtigen Geſetzes entfteht, Tann nur nad Vorſchriſt der 
allgemeinen Geſetze getheilt werben. 

6. 29. Bon den Koften der Ablöfung einfeitiger Forſtſervituten werben bie 
der Bermeflung und Bonitirung des belaketen Waldes, infofern biefelben unver: 
meiblih find, von allen Theilnehmern nad) VBerhältniß der Theilnehmungsrechte ge: 
tragen. Die übrigen Auseinanderfegungsfoften tragen die Theilnehmer nach Ber: 
haͤltniß des Voriheils, weldyer ihnen aus der Auseinanderfegung erwähl. Das 
ungefähre Verhaͤltniß diefes Vortheilg wird von dem Auseinanderfegungs = Kom: 
miſſarius ermeflen und der Koftenpunft von der Auseinanderfeßungs- Behörde fefts 

efegt. 

8 "Sn anderen Theilungs- und Ablöfungsfachen werden die Koften der Vermeſ⸗ 
fung und Bonitirung ebenfo wie die übrigen Auseinanderfeßungsfoften unter alle 
Theilnehmer nad Berhältnig des Bortheils vertheilt, welcher jedem inzelnen aus 
der Auseinanderfegung erwaͤchſt. If diefer Vortheil nicht zu ermitteln, fo fol ftatt 
feiner der Werth des Theilnehmungsrechts zum Grunde gelegt werben. 

- Die Koften, welche durch Weiterungen einzelner Theilnehmer ober durch Pro⸗ 
zeſſe entflanden find, fallen nad; den Regeln über die Prozeßkoſten dem unterliegen: 
den Theile zur Laſt. 

$. 30. Durch das gegenwärtige Geſetz werben die vor dem Eintritte feiner 
Rechtskraft in Theilungss und Ablöfungsfadhen auf rechtsbefländige Weife- erfolgten 
Feſtſetzungen über die Art und Höhe der Entfhäbigung und über das Koftenbeis 
" trage Berhältnig nicht geändert. 

Die dem Hauptgegenflande noch nicht zur Ausführung gebrachten Thei⸗ 
lungen und ServitutsAbläfungen gehen in derjenigen Sage, in welcher fie fi be: 
finden, in das neue Verfahren über. 

Wegen ber Lanbestheile des linken Rheinufers wird das Nähere barüber in 
bem befonderen Geſetze über das Berfahren in den nach dieſer Gemeinheitstheilungs- 
Ordnung zu behandelnden Theilungen und Ablöfungen beftimmt. 

6. 31. Alle bisherigen Vorſchriften über Gegenflände, worüber biefe Gemeins 
heitstheilungs = Ordnung Beflimmungen enthält, werben, infoweit fie mit berfelben 
unvereinbar find, außer Kraft gefebt. 

Die Bolizei:Drbnung über die Bewirthichaftung der Hauberge in den Aem⸗ 
tern Sreusberg und Friedewald, Kreis Altenficchen, v. 21. Nov. 1836 bleibt aber 
unverändert fiehen. 

Urkundlich ıc. 


Gegeben Warſchau, den 19. Mai 1851. 
Ä (1. 5.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. v. Stockhauſen. v. Raumer, 
v. Weſtphalen. 
(G. ©. 1851. ©. 371. Nr. 3404.) 
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Die Gefeßgebung, betreffend die Organifation der 
Auseinanderfegungs- Behörden und das Verfahren 
in Regulirungs:, Ablöfungs- und Gemeindeite- 
theilungs = Angelegenheiten. 


— — — — . ' 


Erfter Abſchnitt. 


Die Gefege, welche für den ganzen Umfang der Mo- 
narchie, mit Ausnahme der auf dem linfen Rheinufer 
belegenen- Zandestheile, zur Anwendung kommen. 





I. 


Verordnung vom 20. Juni 1817 wegen Organifation der 
General-Rommiffionen und der Revifiond-Rollegien zur Re- 
gulirung der gutöherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe, im- 
gleichen wegen des Geſchaͤftsbetriebes bei diefen Behörden. 


Wir Friedrich Wilhelm ıc. 

In Unferm Ed. v. 14. Sept. 1811, über die Regulirung ber gutsherrlichen 
und bäuerlichen Verhältniffe und deſſen Deflaration v. 29. Mai 1816, haben Wir 
im Allgemeinen beftimmt, welche Behörden mit dem Betriebe dieſer Angelegenheit 
beauftragt werben follen. Wir finden Uns daher veranlaßt, ‘über ihre Organifation 
—* über das von ihnen zu beobachtende Verfahren naͤhere Vorſchriften zu er⸗ 
theilen. 


Erſter Abſchnitt. 
Bon der Organiſation der Behoͤrden. 


I. Die Generals: RKommiffionen. . 
Beftätigung der bereits beftehenden General: Rommiffionen und ihr Geſchaͤftsbezirk. 
8.1. Wir beflätigen bie jetzt beftehenden General⸗Kommiſſionen, als 
1) für die Provinz Brandenburg, mit Ausnahme des Frankfurter Regierungs- 
Departements. 
Der Wirkungsfreis. diefer Generals Kommifflon erfiredt ſich auch auf 
diefenigen, nad der neuen Landeseintheilung zu dem Departement der Res 
terung zu Magdeburg gewiefenen, Ortſchaften rechts ber Elbe, welche vor⸗ 
er zum Departement der Rurmärkifhen Regierung gehörten; 
2) für das Branffurter Regierungs-Departement; u 
3) für Oberfchlefien, 
und fol ih der Wirkungsfreis diefer General: Kommiffion einftweilen 
auf die ganze Provinz Schlefien erfireden; 
4) für die —* Pommern; 
5) für die Provinz Weftpreußen, 
mit Ginfchluß der von biefer zum Departement der Bromberger Regie⸗ 
rung geſchlagenen Ortfchaften ; 
6) für Oftpreußen und Litthauen. 
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Die Beltimmung des Ortes, wo; jedes biefer General: Kommiflariate jetzt 
oder fünftig feinen Sib zu nehmen Hat, bleibt dem WMinifterio des Innern über: 
laflen. 
Perſonal derſelben. 

F. 2. Sie beſtehen aus: 
einem General: Romniflar, 
einem Ober: Rommiffar, welcher in der rationellen und praftifchen Landwirihs 

Schaft vorzugsweife kundiger Sadhverftändiger auch im übrigen ein wiffen: 
. Ihaftlich gebilveter Mann fein muß, . 
einem rechtöverftändigen Juſtiziar, welcher zugleich mit ber landwirthſchaft⸗ 
lihen Gewerbslehre vertraut fein muß. 
Ihre Beitimmung im Allgemeinen. 

$. 3. Zu dem Gefhäftskreife der General⸗Kommiſſionen gehören: 

1) die Auseinanderfegung der Gutsherren mit ihren Bauern, wegen der guie- 
herrlihen und bäuerlichen Verhältniffe, nad) Maaßgabe des Ed. v. 14. Sept. 
1811 und deſſen Deklaration v. 29. Mai 1816; 

2) die bei diefer Gelegenheit in Antrag gebrachten Gemeinheitsiheilungen und 
Grenzregulirungen ; 

3) die Regulirung aller anderweitigen Rechtsverhältnifie, welche bei vorſchrifts⸗ 
mäßiger Ausführung jener Auseinanderfeßungen (Nr. 1. und 2.) in ihrer 
bisherigen Lage nicht verbleiben Eönnen. 

Es gebührt ihnen in diefen Angelegenheiten außer ber allgemeinen Zeitung und 
Belchrung der mit den Auseinanderjeßungen beauftragten Kommiſſarien: 

a) die Entſcheidung der vorkommenden Streitigkeiten, und überhaupt aller obrig: 
Feitlihen Feſtſetzungen, fo weit fie nach den weiterhin ertheilten VBorfchriften 
den Spezial: Kommiffarien nicht überlaffen find; 

b) die Beilätigung der Auseinanderfeßungsrezefle ; 

c) die Beranlaffung von Grefutionen. 

Ihre Pflichten im Allgemeinen, 

‚9. 4. Die General: Kommiffionen find nit nur verpflichtet, für die geſetz⸗ 
mäßige und unpartheiifhe Regulierung und Ausführung diefer Angelegenheiten un: 
ter- ben dabei zuguziehenden Interefienten Sorge zu tragen; fondern fie müffen 
au 

1) das Intereffe der entfernten Theilnehmer, die nad den Geſetzen Bei ber 
Regulirung nit zugezogen werden, als der eingetragenen Gläubiger, der 
— — Fideikommiß-Folger und Anwarter von Amiswegen wahrnehmen ; 

esgleichen 

2) das Iniereſſe ded Staats hinſichtlich der landespolizeilichen Grgenitände ber 
Auseinanderfeßungen, der Oberauffiht über das Vermögen der Korporatio: 
nen, imgleihen ber Bertheilung ber öffentlichen und Nedlabgaben an ten 
Staat, an Kirchen und Pfarren 


Nähere Beftinmung bes Reſſorts. 


1) In Rüdjiht der Regulisungen und der dabei vorkommenden Streitigkeiten über 
Theilnehmungsrechte. 
$. 9. Bezüglich auf die Nuseinanderfegung der Gutsherren mit ihren Bauern 
ebührt ihnen nicht bloß die Ausgleichung unftreitiger Theilnehmungsredhte und bie 
ntſcheidung der hierüber entſtehenden Streitigkeiten, ſondern auch die Kognition 
und Deciſion über die ſtreitigen Theilnehmungsrechte ſeibſt und deren Umfang (cf. 
$. 178) und zwar ohne Unterjchied der Bälle, ob diefelben auf die Beſtimmungen 
bes Ed. v. 14. Sept. 1811 und deſſen Deklaration, oder auf anderweitige Rechts⸗ 
verhältniffe und namentlich auf den vor der Bublifation jenes Cdikts ſchon beſtan⸗ 
benen Rechtszuſtand gegründet werden. Auch ändert es in dieſer Behörigfeit nichts, 
wenn mit ber Regulirung die Separation der Intereffenten (Art. 23. ff. der De: 
Haration) verbunden wird. 
2) In Beziehung anf Streitigkeiten zwifchen mehreren bäuerlihen und gutöherrs 
lien Prätendenten. 
,.$6. Mit gleicher Befugniß ($. 5.) entfcheiden die General: Rommiffionen 
über die Anfprüche mehrerer Brätendenten zu einem und demſelben Hofe, es mögen 
ſolche auf deſſen Ueberlaflung oder gewiſſe Abfindungen aus demſelben gerichtet fein, 
über bie Auseinanderfeßung ber an der Regulirung Theil nehmenden Wirtbe unters 
einander, über bie Auseinanderfeßung zwiſchen mehreren zu einem und bemfelben 
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Hofe oder zu verſchiedenen Höfen eines und beffelben Dorfes berechtigten Gutsherr⸗ 
fhaften oder Realabgaben- Berzipienten; ferner 
3) In Beziehung auf Sozietäts⸗ und Kommunal:Berhältnifie. 
$. 7. wegen ber Sozietäitsverhältuiffe der an der Regulierung Theil nehmen⸗ 
den, mit andern baran nicht Theil nehmenden bäuerlichen Befigern wegen gemein: 
ſchaftlicher Dienfte oder Kommunallaften, in fo weit die Regulirung der erfleren 
eine Abänderung jener Sozietäts-Verhaͤltniſſe nöthig macht; endlich 
4) In Beziehung auf das Pachtverhältniß. 
$. 8. wegen ber Auseinanderfegung zwiſchen Pächtern und VBerpächtern in 
Betreff derjenigen Berhältniffe, welche durch Lie bäuerlihen Regulirungen und den 
biermit verbundenen Gemeinheitstheilungen alterirt werden; dem gemäß gehören 
Streitigfeiten über die Gültigkeit, Anwendbarkeit und Auslegung der auf den Fall 
einer Auseinanderfegung in den PBachtkontraften getroffenen Abreden (Art. 114. der 
Del. v. 29. Mai 1816), über die Vermehrung des Guts⸗Inventarii (Art. 116. 
a. a. D.), über die Vergrößerung der Wirthfchaftsgebäude (Art. 117. a. a. O.), 
über die Entſchädigung für die entbehrten Nußungen in dem Zeittaume zwifchen 
dem Bollgiehungstermin und fontraftlihen Rüdgewährstermin (Art. 120. a. a. O.), 
über die neue Selbeintheilung und Sruchtfolge, zum Reſſort der Generalkommiſſion; 
wogegen andere Streitigkeiten, die auch ohne Dazmwifchenfunft einer Regulirung der 
‚bäuerliden Berhältniffe und der Hiermit verbundenen Gemeinheitstheilungen. vor⸗ 
fommen Eönnen, 3. B. über die Rüdgewähr der Pacht, zum Reſſort der orbent: 
lichen Gerichte gehören. 
5) In Rüdfiht der bereits anhängigen Streitigkeiten. 
- 89. Sind die nad) dem Vorſtehenden ($. 3. ff.) zum Reſſort der Generals 
Kommiſſion gehörigen Gegenttände bei den ordentlichen Gerichten anhängig gemadt, 
fo müffen die Akten fofort an bie eritere abgegeben werben. Iſt von den Gerichs 
ten bereits vehtefeäftig erfannt, fo behält es bei demjenigen, was dadurch feftgefegt 
worben, fein Bewenden. Schwebt aber die Sache no, fei es in erſter oder in 
einer ber folgenden Initanzen, fo wird die Suftruftion bei der Generalfommiffion, 
fortgelegt und in dem Falle, wenn ber Prozeß ein Äreitiges Theilnehmungsrecht 
betrifft, und bei den ordentlichen Gerichten darüber noch nicht erkannt ift, von jener 
in erſter Inſtanz entſchieden; wenn aber darüber ſchon erfannt worden, bie ſpruch⸗ 
„reife Akte zur Entſcheidung in der dann noch übrigen und legten Inſtanz an das 
‚RevifiondsKollegium eingefendet. Betrifft aber ber Streit Die Art und Weile, wie 
Jemand für fein Theilnehmungsreht abzufinden fei, fo wird von ber Generalfoms 
miſſion darüber, nut Bejeiligung der ſchon abgeſaßten Grfenntniffe, in erſter Ins 
ſtanz entſchieden. 


N 


6) In Beziehung auf Gemeinheitstheilungen. 
a) Meberhaupt. . 


$. 10. Was Hinfihtli der Gemeinheitstheilungen zum Reſſort der General: j 


Kommiffionen gehört, wird in der, beſonders zu publizirenden Gemeinheitstheilungss 
Ordnung beitimmt werben. Borläuflg werten bemfelben nicht nur die nach dem 
8. 57. Lit. D. des Ed. v. 14. Sept. 1811 und Art. 20. der Defl. v. 29. Mai 
1816 vorzimehmenden Austaufchungen, fondern auch alle und jede mit den Regus 
lirungen in Zufammenhang“ fiehende oder nüglid zu verbindenve Gemeinheitstheis 
lungen, wenn bie Snterefienten auch an der Regulierung nicht Theil nehmende Guts⸗ 
befißer oder fouflige Feldnachbarn find, überwiefen. 
b) In Betreff der dabei vorfommenden Streitigkeiten. 

$. 11. Die babei vorkommenden Streitigfeiten, in fofern fie die Zuitänbigfeit 
ober den Umfang anderer als bie gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnifie ($. >. 
und 6.) betreffenden Theilnehmungsrecdhte zum Gegenftande haben, werben von den 
‚gervöhnlichen Gerichten entfchieden. Alle Streitigfeiten aber, welche die Art und 
Weiſe, wie jemand für feine Rechte abzufinden fei oder ſolche Gegenſtaͤnde betreffen, 
die nur in Beziehung auf die Oemeinheits-Auseinanderfebung zur Sprache kommen 
fönnen, gehören zum Reffort der Oeneralfommilfionen. 

$. 12. Sind die unmittelbaren Interefienten der bäuerlichen Regulirung und 
fremde Berechtigte, Genoffen eines und defielben Theilnehmungsrechtes, fo gebührt 
der Generalfommiffion auch wegen der letztgedachten Intereffenten die Entſcheidung 
über tie ftreitigen Theilnehmungsrechte. n 
— c) In Ruͤckſicht bereits anhängiger Separationen. 

$. 13. Steht eine von den Gerichten bereits eingeleitete Separation mit einer 
bäuerlichen Regulirung in Verbindung ($. 10.), fo übernimmt die Generalkommiſ⸗ 
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fion auch in biefem Falle die weitere Fortſetzung derfelben. Wegen ber Bierbei 
ſchon anhängig gewordenen Streitigfeiten kommt es darauf an, ob biefelben nad 
$. 11. zum Reffort der Generallommiffarien gehören. In biefem Falle treten bie 
Beflimmungen bes $. 9. ein. Iſt aber von einem bei den ordentlihen Gerichten 
anhängigen Prozeſſe die Mebe, deſſen Gegenſtand nicht zum Reſſort der General- 
Kommiffarien gehört, fo muß legteren Walls der bereits anhängige Streit bei der 
bisherigen Behörbe fortgefegt und nach Möglichkeit beſchleunigt werben. Es ſoll 
jedoch auch in dieſem Falle auf Verlangen der Generalfommiffion ber Prozeß fifirt 
und bie Akten an fie gefandt werben, da die Verbindung der Regulirungen mit den 
Gemeinheitstheilungen fo viel zweckmäßige Ausgleihungsmittel an die Hand giebt, 
daß e8 einem umſichtigen Kommiſſar nur felten fehlſchlagen Tann, auch ſolche Strei⸗ 
tigfeiten, wie die ganze Sache, in Güte abzumachen. Schlägt der Berfuch der 
Sühne fehl, fo gehen die Aften zur Fortſetzung des Prozeſſes an dem ordentlichen 


Michter zurüd. 
. 7) Zn Beziehung auf Grenz :Regulirungen. 
5. 14. Was in 68. 11. bis 13. wegen der Gemeinheitstheilungen beftimmt 
worden, findet auch auf die bei den bäuerlichen Regulirungen vorkommenden Grenz: 
berichtigungen Anwendung 
8) In Beziehung auf das Intereffe des Staats. 

$. 15. In Rüdfiht des Intereffes des Staats‘ haben fie nach näherer Bes 
fiimmung des $. 43. für reine Befipverhältniffe und gehörige Vertheilung der 
öffentlichen Laften und Mealabgaben an die öffentlichen Anftalten zu forgen. 
AR Streitigkeiten, die in diefen Rüdfihten vorfommen, gehören lediglid zu ihrem 

eſſort. FR 

- 9) In Hinficht nicht zugezogener Lehns⸗Fideikommiß⸗Folger und Realglüäubiger. 

$. 16. Ueber die Wahrnehmung der Gerechtfame der Lehns » Fibeilommißs 
Folger und Realgläubiger wird unter $$. 45. bis 50. den Spezial: Kommiffionen 
die erforderliche Anweifung ertheilt. Die General: Kommiffton bat barauf zu was 
hen, daß deren Gerechtſame ungefränft bleiben, und fie ift fehulpig, zu dem Ende 
das Erforderliche zu verfügen. | 

10) In Hinfiht der moralifgen Berfonen. 

$. 17. In Hinficht der‘ moralifchen Perfonen als des Fisci, der geiftligen 
und öffentlichen Inftitute, deren DBermögensverwaltung mittelbar oder unmittelbar 
unter einer Staatsbehörde fteht, vertritt fle die Stelle diefer Behörde mit ihren 
Rechten und Pflichten, dergeftalt, daß e8 einer Kommunikation berfelben nicht weis 
ter bedarf, als in. fofern fie e8 zu ihrer eigenen Information nöthig findet. Die 
Genehmigung der Generalkommiſſion hat alfo in diefen Angelegenheiten eben die 
Wirfungen, die denen der ordentlichen Staatsbehörbe zufommt. 

Ausuahme, 
$. 18. Wenn jedoch nach dem Gegenftande des Vortrags und der Qualität 
ber betreffenden Rorporation, verfaffungsmäßig die Immediatgenehfmigung oder die 

Approbation des Minifterli erforderlich ift, fo muß folhe von der Generalfommiſſion 
bei dem betreffenden Minifterio nachgefucht werden. 


Erienfion der Reffort:Beflimmungen auf Huseinanderfegungen, bie nicht unter Leis 
tung der Generalfommiffionen geſchehen. 


$. 19. Die vorflehenden Reffortbefimmungen $$. 3. bie 18. finden auf 
dann Anwendung, wenn Auseinanderfeßungen unter eeitung des $. 65. ff. gedach⸗ 
ten Behörden, oder ohne alle Dazmwifchenfunft einer öffentlichen Behörde, dr 
oder bewirft werden. Haben jedoch jene ordentlichen Staatsbehörben ($. 65. ff.) 
. die Auseinanderfeßung felbft geleitet, fo find die Generalfommiffionen von ber 68. 
17. und 18. gedachten Bertretung derſelben entbunben. 

.Dauer des außerorbentlihen Gerichtsſtandes. “ 

$. 20. Das Reſſort der ordentlichen Gerichte und Berwaltungsbehörben tritt 
wieder ein, fobald die Auseinanderfehun srezeſſe von der Generalkommiſſion und 
bie Nachtraͤge wegen der in dem Haupt-Auseinanderfegungsplan zu befonderer Res 
gulirung vorbehaltenen Gegenftände beftätigt und jedem Theile die ihm hienach zu: 
fommenden Abfindungen überwiefen find. 

Erfte Ausnahme. 

$. 21. Jedoch findet eine Ausnahme von dieſer Megel flatt, wegen ber im 
$: 171. gedachten Gegenftände, in fofern fie bei der Auseinanderfegung übergangen 
find, jedoch nur innerhalb der am a. O, beftimmten Friſt. | 
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Zweite Ausnahme. 

$. 22. Auch wenn fih nad) bewirfter Auseinanberfegung noch Anſprüche 
nit zugezogener Intereffenten ergeben, welche dabei zu berüdfidhtigen gewefen wäs 
ten, fo tritt die Binwirfung der Generalfommiffion zu deren Erledigung oder Zus 
friedenftellung eben fo ein, als ob fie glei bei Einleitung der Auseinanderſetzung 
zur Sprache gebracht wären. | 

Don Reffortftreitigfeiten. j 

$. 23. Entſtehen über das Reffort Zweifel, fo muß davon der Generalkom⸗ 
mifflen fofort Anzeige gemacht, die Inftruftion nach deren Erledigung aber nicht 
aufgehalten werben. ‚Die Generalfommiffion aber muß fi deshalb oöne Anftanb 
mit dem beireffenden Gerichtshofe, oder wenn der Ball ein Untergericht betrifft, 
mit dem Oberlandesgericht vereinigen, und wenn dies nicht zu erreichen fleht, in 
Gemeinfchaft mit demfelben zur Entſcheidung der Minifterien des Innern und ber, 


Juſtiz berichten. 
Innere Ginridtungen der Generalftommifflonen. 
$. 24. Die Gefchäfte der Generaltommiffion werben zwar von den Mitglie⸗ 
dern derfelben gemeinſchaftlich erwogen, bei Berfchiedenheit der Meinungen entfcheis 
bet aber die Stimme bes Generallommiffarius, ohne Rückſicht auf welcher Seite 


die Mehrheit ift. 
j Nähere Beflimmung. ‘ 

$. 25. Betrifft jedoch bie Entfheidung nicht wirthſchaftliche Gegenftände, fons 
bern Rechtsfragen, die hauptfählih von der Anwendung und Auslegung der Ge⸗ 

feße abhängig find, fo muß bei Berfchiedenheit der Meinungen zwifchen dem Ju⸗ 
fligiarins und Generalfommiffarius entweder ein Juſtiziarius der an demfelben Orte 
befehenden Regierung, oder, wenn fih eine folche dafelbft nicht befindet, ein Mit: 
glied des Ortsgerichts zugezogen und die Sache nad ber Stimmenmehrheit biefer 
drei Beamten entfchieben werben. 

* Bertretung des Generalkommiſſar durch den Oberkommiſſar. 

8. 26. In Abmwefenheit und bei anderweitigen Berhinderungen des Generals 
fommiffar vertritt ihn der Oberfommiflar, in fofern von der vorgefebten Behörde 
nic andere Berfügungen darüber getroffen werben, 

n wiefern bie Oitalieber ber Generalkommiſſionen zu örtlichen Auseinander: 
feßungen verbunden find. | 
-&. 27. Die bei der Generallommiffion in Antrag gebrachten Regufirungen 
werben in der Negel mittelft befonderer Kommiffarien durch Verhandlungen am 
Orte der Auseinanderfegung vorgenommen, 

5. 28. Soweit es die Büreaus Gefchäfte des Generalfommiffariats geflatten, 
müffen der Jufliziartus und der Oberfommiffarins, insbefondere der letztere, auch 
zu Regulirungen an Ort und Stelle gebraucht werben. Unter gleiher Voraus: 
ſetzung ift auch der Generalfommiffarius zu deren Ausrichtung fo berufen als vers 
pfligtet. Vornehmlich müffen bie befonders ſchwierigen und verwidelten Ausein⸗ 

_ anderfeßungen von ben Mitgliedern der Generalfommiffionen übernommen werben. 


I. Bon der Organifation der Revifionsfolfegien. 
‚Deren Anzahl und Gefchäftsbezirk. 
5. 29. Wir beftätigen die bereits organifirten Mevifionsfollegien, als: 

1) zu Berlin für die Provinz Brandenburg, mit Cinſchluß der nah $. 1. dem 
Seneralfommiffariat diefer Provinz mit überwiefenen Ortfchaften des Mag: 
deburger Regierungsdepartements; 

2) zu Breslau für Schleflen; 

3) zu Stettin für Pommern; 

4) zu Marienwerder für Weflpreußen, mit Ginfchluß der nad) $. 1. dem Ge⸗ 
neralfommiffariat überwiefenen Ortfchaften des Bromberger Departements; 

5) zu Königsberg für Oſtpreußen und Litthauen. 

Berfonal derfelben. 
$. 30. Sie beftehen: 


unter dem Vorfitze eines Mitgliedes des Präfidii des Oberlandesgeriähts, 
aus zwei Oberlandesgerichteräthen und 
F— der landwirthſchaftlichen Gewerbslehre vorzuͤglich kundigen Regierungs⸗ 
räthen, 
welche dazu ein für allemal aus dem an vorgebadhten Orten ($. 29.) beftehenben 
Oberlandesgerichte und ber Regierung beputirt werben. Es flcht jedoch bem Jus 


\ 
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ftigminiflerio frei, aus bewegenden Gründen auch Räthe des Oberlandesgerihts zu 

Direltoren zu ernennen. 

Theilnahme des Ober: oder Defonomiefommiffarii an deſſen Gejchäften. 

$. 31. Außer diefen beftindigen Mitgliedern iſt der Direktor befugt, in eins 
zelnen Büllen zur näheren Erläuterung des Sadverhältnifies, den mit ber Reguli⸗ 
rung beauftragten Ockonomiefommiffar oder zur Aufklärung der öfonomijchen- Bez 
fihtspunfte insbefondere bei verfchiedenen Meinungen der zur Sache vernommenen 
Sahverftändigen, den Oberfommiffar der Generalkommiſſion oder einen anderen 
Delonomiefommiffer als Obmann bei der Entſcheidung zuzuziehen. 
vo Deitimmung derfelben. 

x 8 32. Die Revifionsfollegien find zur Entſcheidung in zweiter und legter 
Inſtanz in allen den Fällen, wo gegen bie Entſcheidungen der Generalfommiffto: 
nen die Appellation eingelegt und zuläffig ift, beſtimmt; die Inflruftion der zwei⸗ 
ten Inſtanz, die Publikation und Vollſtreckung ihrer Urtel, gebührt den Generals 
kommiſſionen. - 

Innere Ginrichtung. ’ 

$. 33. Ueber die vor das Revifionskollegium gehörigen Angelegenheiten wird 
von demfelben nad der Etimmenmehrheit verfügt und entſchieden. Der nad $. 
a. zugezogene Ober: und Dekonomiefommiffar hat babei nur eine berathende 

timme. 

F. 34. Die Spruchſachen werden allemal ſchriftlich vorgetragen und es wird 
zu dem Ende ein Re⸗ und Korreferent ernannt, deren Wahl von dem Ermeſſen bes 
Direktors abhängt. 

$. 35. Ihre Entfcheidungen werden in Urtelsform abgefaßt, mit den Gründen 
ausgefertigt und den Partheien publizirt. Die Unterfchrift der Originale gefchicht 
yon den anmefenden Mitgliedern, die Ausfertigungen aber werden von bem Direkter 
unterfchrieben. . 

Verhaͤltniß der Generallommiffionen und Resifionsfollegien: 
a) gegen einander. 
8,36. Die Generallommiffionen und Revifionsktollegieu find Foordinirte Be: 
hörden und nur dem Minifterio untergeordnet. 
b) gegen andere Behörden. _ 

$. 37. Die Unterbehörden der Regierungen und Oberlandesgerichte find ven 

ihnen in Gegenftänden ihres Reſſorts Aufträge anzunchmen ſchuldig. 
Abhaͤngigkeitsverhaͤltniß der Generalkommiſſionen. 

$. 38. Die Generalkommiſſionen reſſortiren von dem Miniſterio bes Innern 
und die Beſetzung der Stellen bei denſelben erfolgt durch dieſes. Dieſem haben 
auch die Generalkommiſſionen viertelfährig eine Life aller anhaͤngigen Auseinander⸗ 
fegungen, woraus die Lage jeder einzelnen Sache und der fortſchreitende Botrieb 
berfelben zu erfehen ist, einzureichen. Außer dieſen vierteljährigen Liften haben fie 
am Schluſſe jeden Jahres eine General⸗Liſte aller in dem Laufe deffelben beenbigten 
und noch anhängigen Sachen demfelben einzufenden. 

Abhängigfeitsfeitsverhältnig der Revifionskollegien. 

‚.. $. 39. Die Revifionsfollegien ftehen unter gemeinfhaftlicher Leitung ber Mis 
nifterien ber Juflig und des Innern. Die zu demfelben aus den Oberlandesgerich 
ten abzuerdnenden Mitglieder werden von dem Juflizminifterio, die zu bemfelben 
abzuordnenden Raͤthe der Regierung aber von ben Minifterien bes Innern und ber 
Finanzen gemeinfaftlih ernannt. Sie haben fowohl dem Miniiterio des Innern, 
als dem ber Juſtiz vierteljährig Referententabellen und am Schluſſe jeden Jahres 
eine HN Ueberficht der abgeurtelten und rudfländig gebliebenen Spruchſachen 
einzureichen. j _ 


MI. Bon Epezialfommifflonen. 


Ihre Beitimmung. 
$. 40. Die Spezialkommiſſionen find beflimnt, die zum Meffort der General: 
fommiffionen gehörigen Auseinanderfegungen an Ort und Stelle zu bewirken. 
Ihre Brlichten. 

$. 4. Sie müflen zu dem Ende 

1) das Sach⸗ und Rechtsverhaͤltniß, foweit e8 auf die Auseinanderfegung ins 
fluß hat, ‚aufflären; 

2) die dabei vorkommenden, zum Reſſort ber Generalkommiſſion gehörigen 
Strsitpunkte nach den Vorſchriften ber Allgemeinen Gerichtsordnung, inſo⸗ 


Verordnu. v. 20. Juni 1817 wegen Organifation der Gen. Kom. m. ALL. 


fern fie in dem zweiten Abfchnitt diefer Verordnung nit müher beftimmt 
worden, erörtern und zur Entſcheidung vorbereiten, ſich jedoch 

3) möglichit beftreben, die ganze Sache in Güte beizulegen; zu dem Ende nicht 
nur den Intereſſenten mit ihren wohlüberdadten, der Dertlichfeit und ihrem 
gegenfeitigen VBerhältnig angemeffenen, Vorſchlägen an die Hand gehen, ſon⸗ 
dern aud jedes rechtliche und biflige Abkommen unterjlügen ; 

4) müflen fie erforderlichen Balls die Ausführung der von der Generalfom: ' 
miſſion genehmigten Auseinanderfeßungen bewirfen. 


\ Allgemeine Norm ihres Benehmens. \ 

$. 42. Den bei der Reyulirung zuguziehenden Privatperſonen Fönnen- fie die 
Wahrnehmung ihrer Gerechtfame überlaffen; fie haben daher in dieſer Nückſicht 
nur dahin zu feben, daß die der Geſchaͤfte und Rechte unfundigen Intereflenten 
nicht aus Unfunde zu, ihnen nachtheiligen, Grflärungen veranlagt und überliſtet 
werden, und fie bei Gegenitänden, die ihr Faſſungsvermoͤgen überfchreiten, gehörig 
u belehren. In Nüdficht des Fonkurrivenden Jutereffe des Staats, der moralifhen 
Berfonen, teren Güterverwaltung unter unmittel- oder mittelbarer Verwaltung einer 
Staatsbehörde fleht, und der entfernteren Intereffenten, Die gefeßlich nicht zugezogen 
werden, müflen fie jtets bes Grundjahes eingebenf fein, daß i wie bie General; 
fommiffionen die Gerechtfame derjelben von Amtswegen wahrzunehmen Haben. 


Wahrnehmung des landespolizeilichen Intereffe. 
’ $. 43. Sie haben daher in Hinficht des Iandespolizeilichen Intereffe dahin zu 
ehen, 

4) daß die bäuerlichen Höfe zum vollen und reinen Gigenthum überlafjen, mit 
feinen Ginjchränfungen und Laſten, wodurch deſſen Natur verändert, ober 
die Kultur und Nusbarkeit deſſelben beeinträchtigt wird, belegt werben; 

2) dag in Rüdjiht der dem Gutsherrn vorbehaltenen Rente, welche die Natur 

“einer bei vorfommenden Vereinzelungen theilbaren Realabgabe hat, Feine die 
Theilbarkeit beſchränkende Abreden getroffen, 

3) daß feine mehrere als nach den Geſetzen zuläffige Dienite, Feine unfirirte 
Laudemien und Zehnten und feine die perjönliche Freiheit befhränfende Be⸗ 
laftungen feilgefeßt, ‘ 

3) die öffentlichen Laiten und Realabgaben an Kirchen, Schulen und andere 
öffentliche Anftalten gehörig vertheilt, auch die Kommunallaften und bie 
hiervon Seitens der Gutsherrſchaft oder der bäuerlihen Wirihe zu über: 
nehmenden Leitungen genau beſtimmt werden. Dabei kann auch geitattet 
werben, daß ein Intereflent für den andern die Realabgaben an Pfarren, 
Kichen, Schulen u. f. w. gegen anderweitige angemefiene Sicherheit über: 

nehme, Nur in Rüdficht der Staatsluiten iſt ſelches unzuläfftg. \ 

Kommen diefem entgegenlaufende Abreden vor, fo müffen fie die Intereffenten 
bedeuten, und ein anderes den Belegen gemäßes Abfommen vermitteln oder in 
deſſen Ermangelung an die Generalfommiffion berichten. 


Wahrnehmung der Rechte moralifcher Perſonen. 

$. 44. In Rüdfiht der moralifchen Berfonen, deren Güterverwaltung mittels 
oder unmittelbar von einer Staatsbehörbe bewirkt wird, als des Fisci, der Kirchen, 
der Pfarren, Schulen, oder fonftigen milden Stiftungen, müffen fie dafür Sorge 
tragen, daß fle’für ihre Berechtigen den Gefeßen gemäß abgefunden werben. Yin: 
den fie, daß ihre Stellvertreter in Erfüllung ihrer Pflicht in Beziehung auf bie 
Auseinanderfegung nachläſſig, infonberheit mit der @inziehung ber Information 
ſaͤumig find, fo müſſen fie felbige nicht nur zurechtweifen, fondern allenfalls auch 
ber zue unmittelbaren Verwaltung berufenen Station davon Kenntniß geben und 
ſich durch eigene unmittelbare Korrejpondenz mit berfelben bie zur Sache erforder: 
lien Aufklirungen verſchaffen. 

Wahrnehmung der Mechte nicht zugezogener Intereflenten: 
1) im Allgemeinen; 

$. 45. Hinfichtlich der entfernteren nicht zuzuziehenden Intereffenten, als ber 
eingetragenen Gläubiger, der Lehns- und Fideikommiß-Anwarter, können fie von 
dem Grundfag ausgehen, dag der Gutsbeſitzer, indem er feine Rechte wahrniamt, 
zugleich für die Ihrigen forgte Die Sinwirkung der Spezialfonmiffion tritt alſo 
in diefer Beziehung nur in den Fällen ein, wenn entweder die gegenfeitigen Rechte 
in Kolliffion kommen oder gegründeter Berbacht einer abfihtlichen Verkürzung ber 
Erſteren vorhanden ill. 


\ 
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2) im Fall einer muthmaaßlichen Simulation. 

F. 46. Schöpft fle daher aus der Maren Unverhälmigmäßigfeit der Abfindung 
oder fonft gegründeten Verdacht, daß eine Eimulation obwalte, und heimlich ges 
ſchloſſene Nebenverträge exiltiren; fo muß fie die wahre Bewandniß der Sade 
möglihft zu exrforfchen, die Intereffenten über ein anberweitiges, ben wirklichen 
Berhältniffen angemeflenes Abkommen zu vereinigen fuchen, in Ermangelung beflels 
ben aber an die Generalfommifflon berichten. ⸗ 

-3) In Beziehung auf die neuen Cinrichtungskoſten. 

$. 47. Sie muß die nad Art. 54. der Deklaration ihr obliegende Prüfun 
der Anfchläge der neuen Ginrihtungsfoften mit möglichfter Sorgfalt prüfen, and 
wenn dazu Sqchkenntniß des Forſt- und Baufachs erforderlich ift, die fie nicht be> 
fist, Sachverſtändige aus diefen Fächern zuziehen und eben biefes beobachten, wenn 
fie nah Art. 55. der Deklaration die Vollſührung des Anſchlags durch eine Mes 
vifion bewahrheiten foll. 

4) In Rüdfiht der Abfindungen in Kapital. 
8.48. Wird der Gutshere durch ein von den Dienfleinfaflen zu erlegendes 
Kapital abgefunden; fo muß fie in Hinfiht auf die Vorſchrift des Art. 70. der 
Deklaration foldhe Beftimmungen vermitteln, wodurch die Rechte aller Interefienten 
gefichert werben. 
5) Im Fall einer Translofation. 

6. 49. Wenn im Falle der Art. 21. und 94. der Deflaration eine Trans 
lofation der Dienfteinfaflen in Anregung kommt; jo muß fie vor allen Dingen durch 
beizubringende Hypothefenfcheine den Zuſtand des Hypothekenbuchs fowohl von dem 
Hauptgute als von dem Vorwerke erforfhen und Balls biefer verfchieden iſt, fo 
muß fie die Maaßregeln vermitteln, wodurch die Rechte der Intereffenten gefichert 
werden oder ſolche zur Entfcheidung der Generalfommiffton vorbereiten. 


6. 50. Dabei fommen 
I) die m A. L. R. TH 1. Tit. 17. $. 356. und 357. imgleihen Tit. 20. 
8. 458 und 459. ertheiften Borfchriften, wegen des hiedurch bewirften Um⸗ 
taufches, zur Anwendung. Den gemäß müflen 
2) Realabgaben an den Staat, an Kirchen, Pfarren u. |. w. in dem Maaße, 
in melden fie nach den Geſetzen auf dem eingetaufchten Theile der bäuer⸗ 
efigungen haften bleiben, auf bie neuen Beſitzungen der Bauern 
iibertragen werben. Iſt das Gut, wohin die Verfegung der Bauern ge- 
ſchieht, ſchon mit bergleihen Abgaben belaftet: fo müſſen biefe gegenfeitig 
auf die neuen, bei der Translofation eingetaufchten PBertinenzien bes herr⸗ 
ſchaftlichen Gutes Übertragen werben. Sind beiberlei Güter mit gleich⸗ 
artigen Abgaben eines und deſſelben Berechtigten belaftet; fo findet dieſer⸗ 
halb eine Ausgleihung fatt und es bedarf alfo Feiner Umfchreibung für 
die gleihfommenden Beträge. j 
3) Die Schulden, welche der baͤuerliche Befiger in Rückſicht feirtes Befigrechtes 
oder etwaniger eigenthümlichen Gebäude Fontrahirt Hat, gehen auf feine neue 
Beſitzung über; dagegen verlieren | 
4) die Hypothefarien desjenigen Gutes, wohin die Translofation gefchieht, ihre 
Hypothefenrecht in Ruͤckſicht derjenigen Pertinenzien, die ben Bauern anges 
wiefen werden; ihre Hypothefenrechte werben Dagegen auf den Zuwachs an 
Bertinengien übertragen, weldhe das Gut, von welchem die Verſetzung ges 
ſchehen it, durch diefe Verſetzung erhält. 
- $. 51. Um aud bei der Mebertragung der Reallaften und Schulden von dem 
Gute, wohin translozirt wird, auf ber Zuwachs desjenigen, von welchem die Bauern 
verfeßt werben, feinen der Gläubiger beider Güter zu verkürzen und dieſelben eins 
facher auseinander zu Iepen, iſt 
1) der Zuwachs an Realitaäͤten, welchen das But, von welchem translozirt wird, 
durdy die Berfeßung erhält, abzufchäßen und defien Werth mit dem Werthe 
des Hauptgutes in Verhaͤltniß zu feßen. 

Dabei verſteht fih von felott, daß bie Abfindung, welche der Gutsherr 
für die Auflöfung der gutsherrlichen Verhältniffe, fei es in Land ober in 
Renten und fonftigen Präftationen, erhält, als Zuwachs des Gutes, von 
welchem translozirt wird, nicht in Anfchlag kommen kann. Werben aber 
die vorbehaltenen Renten und fonftigen Präftationen dem Gute zugefchlagen, 
wohin die Translofation geſchieht; fo müflen ſolche von dem Zuwachſe 
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bes erfteren abgerechnet und bem Ießteren als Zuwachs und Erſatz für einen 
leichkommenden Theil der abgetretenen Bertinenzien angerechnet werden. 

2) 3R das Verhaͤltniß des Gutes, von welchem translozirt worden, zu dem 
Zuwachſe, welden es durd die Translofation erhalten hat, nad Husten 
ausgemittelt; fo muß bie Sypothefenbehörde danach das hinzugekommene 
Pertinenzflüd und deſſen Werth in das Hypothekenbuch eintragen. Sie 
muß aber auch zugleich in demfelben bemerken, daß und welche der bis da⸗ 

“ Bin auf diefem Gute eingetragenen älteren Gläubiger auf dieſen in einer 
uote unterfhiedenen Zuwachs fein Hypothefenreht haben und auf dieſes 
neue PBertinenzitüd die Gläubiger desjenigen Gutes, wohin bie Translofation 
geſchehen ift, eintragen. 

Wire 3. B. der Werth des Zuwachſes bei dem Gute, von welchem 
translozirt worden, nah Nr. 1... - --- 2 .2.2.0..10,000 Rthlr. 
und der Werth des leßteren, ohne jenen Zuwachs, jedoch 
mit Ginrechnung der dem Gutsherrn für die Auflöfung 
Fa suteherrlihen —ã— ent 6 fnbung . 30,000 Rihlr. 
o würde das Hypothekenrecht ber bisherigen Gläubiger 
dieſes Gutes an dem Gefammtwertbe von. -. . - . . 40,000 Mehr. 
nur eine Quote von 3; das Hppothefenreht der Gläubiger des Gutes 
aber, wohin die Berfeßung gefchehen ift, eine Quote von Z zum Gegen: 
ftande haben. 

$. 52. In eben ber Art iſt zu verfahren, wenn die Sukzeſſtonsrechte ber 
beiden Güter verfchieden find. Es find daher die Lehns⸗ und Fideifommihfolger 

von den Abfindungen, welche die Bauern erhalten, zu loͤſchen und auf den Zus 

wachs, den das Gut erhält, von welchem. fie translozirt werden, einzutragen. 

$. 53. Da der Verluſt, welchen das eine Gut erleidet, dem Zuwachſe, wels 
hen das andere durch die Berfeßung erhält, glei kommt; fo bedarf es auch 
hierbei Feiner Zuziehung der eingetragenen Gläubiger, Lehn: und Fideikommiß⸗ 


folger. 
Ihre Befugniß. 

8. 54. Die Spezialtommiffionen find zum Zwed der Erfüllung ihrer Pflich⸗ 
ten, ohne Rüdfrage bei der Generalfommilfion, alles dasjenige zu verfügen be: 
rechtigt, welches die ordentlichen Gerichte, ohne Erkenntniß; zu verfügen befugt 
find. Sie können daher von den Partheien und jedem Dritten alles dasjenige 
fordern, was den Gerichten Behufs der orbnungsmäßigen Inſtruktion der Brozefle 
eingeräumt worden. Gegen ihre diesfülligen Berfügungen findet nur der Weg ber 
Bet werde bei der Generaltommifjion und in weiterer Inftanz bei dem Minifterio 
des Innern ſtatt. | 

$. 55. Die von ihnen aufgenommenen Verhandlungen Haben die Wirkung 
öffentlicher Urkunden, und Bezüglid) auf die von ihnen infiruirten Streitigkeiten — 
der gerichtlichen Protokolle. Die von einem zum Ridhteramte verpflichteten Juſtiz⸗ 
bebienten ald Spezialfommiffarius, oder unter Zuziehung eines folden, aufgenom: 
menen Berhandlungen haben immer die Wirkung gerichtlier Urkunden. Aud fann 
die Gültigfeit der von den Spezialfommiffionen aufgenommenen Verträge in jo weit 
diefelben die Srfüllung ihres Auftrages und die hiermit zufammenhängenden Ges - 
fhäfte zum Gegenftande haben, unter dem Vorwande, daß es nach ber Natur bie: 
fer Befhäfte und den allgemeinen Geſetzen der gerichtlichen Aufnahme bebürfe, nie- 
mals angefochten werben. 

Welche Subjekte dazu zu wählen find. 

$. 56. Bornemlich werben diejenigen Defonomiefommiffarien, die gegen firiete 
- Diäten bei den Generallommiffionen angeftellt find und die Verpflichtung haben, 
ſich ihren Geſchaͤſten ausfchließlih zu widmen, zu Spezialfommiflarien gewählt; 
- wo biefe nicht zureihen, müflen auch andere in ihrem Departement wohnende 
Delonomielommiflarien ernannt werden. Ohne Auftrag der Generallommiffion 
Sönnen fie aber feine Auseinanderfeßung vornehmen. 

Dualififations » Nachweis der Defonomies Kommiflarien. 

$. 57. Die von der Beneralfommiffion zu befchäftigenden Defonomieloms 
miſſarien, welde nicht ſchon über ihre öfonomifhen Kenniniſſe geprüft und quali: 
ni befunden find, müflen ſich zuvor bei der Departementsregierung, nad) näherer 

eflimmung im $. A3. des Ed. v. 14. Sept. 1811 wegen Beförderung ber 

SanbEultur, über ihre Qualiſikation ausweifen und von berjelben verpflichtet 
werben, 
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Bon öfonomifhen Hülfsarbeitern. 
a) Inı Allgemeinen. 
6. 58. Es bleibt jedoch den Generalfemmiffarien vorbehalten, auch andere 
» öfongmifche Sahverftindige, unter allgemeiner” Direftion antorifirte Defonomiefom: 
miffarien in den von dem Minifterio des Innern nüher zu bezeichnenden Schran- 
fen, mit dergleichen Regulirungen zu befchäftigen. 
b) Als felbititäntige Kommiſſarien. 

8. 59. Auch Fönnen dergleichen Hülfsarbeiter nit Genehmigung des Minitterit 
des Innern von einer ſolchen Oberauffiht der ordentlichen Defonemiefommiffarien 
entbunden werben. 
c) Bon ihrer Verpflichtung. 

$. ie Die Verpflichtung derfelben tft aber in beiden Fällen (88. 58., 59.) 
erforderlich. 

Bon der Theilnahme richterlicher Berfonen bei dem Regufirungs » Gefchäft. 
$.61. Für jeden Kreis oder nach den Umftänden auch für mehrere Kreife zu: 
fammengenommen, wird ein von dem Gencralfommiffarius in Einverſtaͤndniſſe mit 
dem Oberlandesgerichte des Departements auszumählender Juftizbebienter mit dem 
beftändigen jedoch widerruflichen Auftrage verfehen: 

1) alfe bei Gelegenheit der zum Reffort der Generaffommiliton gehörigen Aus⸗ 
einanderfeßungen vorkommende Redhtsitreitigfeiten, deren Entſcheidung ben 
orbdentlihen Gerichten vorbehalten ift, zu inftruiren; 

2) auf Requifition der Defonomiefommiffarien oder auf Erfondere Anweiſung 
der Generalkommiſſion auch die zur Entſcheidung der Iehteren gehörigen 
Streitigfeiten zu infiruiren; 

3) die Kuna nanberfegungsregeffe aufzunehmen und von den Partheien vollziehen 
zu laſſen; 

4) die Defonomiefommiffarien auf Verlangen derfelben mit feinem rechtlichen 
Gutachten oder auch bei Vollziehung einzelner Afte ihres Gefchäfts zu un: 
terflügen und jofern ed nicht auf Anwendung öfonomifchstechnifcher Kennt: 
niffe anfommt, zu vertreten. 

$. 62. Die Ernennung diefer beftändigen Kommiffarien fchließt —F nicht 
aus, daß die in der Regel von denſelben zu verrichtenden Geſchaͤfie innerhalb ihres 
Sprengels aub andern Juſtizbedienten refp. von den Generalfommiffariate oder 
dem Oberlandesgerichte aufgetragen werben. 

$. 63. Auch zu den der Hegel nach von Oekonomiekommiſſarien au bewirken: 
den Regulirungen und Auseinanderfegungen, können Juftizbediente, welche zur einem 
Richteramte geſchickt und verpflichtet find, gebraucht werben. ' 

$. 64. Haben fich bergleihen Beamte ($. 63.) über ihre Dualififation ale 
öfonomifhe Sachverfländige noch nicht ausgewieſen ($. 57.), fo-müffen fie bei 
Inſtruktion entftehender Streitigkeiten über bie hierbei zur Erörterung kommen⸗ 
den öfonomifchen Fragen einen Ocfonomiefommiffarius oder Kreisverordnieten mit 
ihrem Outachten vernehmen. Auch bleibt ihnen überlaffen,- fih des Raths und 
rende folder Sachverſtaͤndigen, bei nicht flreitigen Gegenfländen, zu be 

ienen. 
Bon Auseinanderſetzungen durch Kommiffarien der Regierungen. 

$. 65. Die Regierungen fönnen die bäuerliden Regulirungen und damit 
verbuntenen Gemeinheitstheilungen in den Domainen und den Gütern der von 
ihnen zeffortirenden milden Stiftungen und andern öffentlichen Anftalten durch ihre 
Räthe oder andere qualifizirte Berfonen vornehnen laffen. Den Kommiffarien ber: 
felben kommen in folchen Faͤllen alle Rechte und Pflichten zu, welche den von ber 
Generalkommiſſion ernannten Kommiſſarien angewicfen find. Sie find, wie diefe, 
zur Inftruftion der dabei vorfommenden Streitigfeiten befugt; die Entfeheidung der⸗ 
felben, fo wie die Beitütigung des nah Art. 104, der Deklaration zu vollziehenden 
Auseinanderfeßungsrezefies fteht aber den Generalfenmiffionen zu. "Dem gemäß 
werden die Bauern mit ihren Anträgen zuerit an die Regierung verwiefen, und 
nur in dem Yale, wenn diefe felbft darauf anträgt, kann die Generaltommiffton 
die Leitung der Auseinanderfepung felbft übernehmen. 

Einfhränfung des vorigen $. 

$. 66. Borftchendes findet ftatt, wenn bei der Megulirung und ber damit 
verbundenen Gemeinheitstheilung außer der Geiſtlichkeit nur Hinterſaſſen der ge: 
nannten Güter ein. Intereffe haben. Konkurriren dabei. andere Gutöbefiker und 
auswärtige Feldnachbarn; fo Fönnen die Megierungen die Auseinanderfeßung durch 
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ihre Räthe nur im Wege der Güte bewirken laffen und müffen fie daher, ſobald 
nicht beizulegende Streitigfeiten entitehen, an die Generalfommiffionen verweilen. 
+ Bon Regufirungen durch Magiſträte und Iandfchaftliche Kredit-Direktionen. 

$. 67. Magifträte der größeren und mittleren Städte und Iandfchaftlichen Kre⸗ 

bit- Direktionen Fönnen in den Rämmereigütern der Stadt und beziehungsweife in 
den unter ihrer Sequeitration flehenden Gutern die Regulirungen der gutsherrlichen 
und bäuerlichen Verhaͤltniſſe durch ihre Syndifen und landfchaftlichen Räthe oder 
Deputirte ebenfalls bewirfen laffen, aber nur in fo weit, als fie folche im Wege 
der Güte zu Stande bringen fönnen. Gelingt ihnen diefes nicht, fo müffen fie bie 
Alten an die General: Kommiffion abgeben. Diefe iſt auch berechtigt, ſolche auf 
on zu avociren und wenn fie begründet find, bie Suche vor fih zu 

iehen. 

| Die nad, Art. 104. der Deklaration zu volziehenden Auseinanderſetzungs⸗ 
ei müffen auch biefe Behörden den General-Kommiffionen ‘zur Beftätigung ein: 
reichen. 


Zweiter Wbfchnitt. 


Vorſchriften über das Verfahren bei bäuerlihen Regulirungen und 
damit verbundenen Oemeinheitötheilungen. 


1. Allgemeine Vorſchriften. 
Mo die Provokation anzubringen. 


6. 68. Alle Anträge auf die zum Reſſort der General:Kommifflonen gehöri: 
gen Auseinanderfeßungen, in ſofern ſolche nach $. 65. ff. den Regierungen ıc. nicht 
überlaffen find, müffen unmittelbar bei jenen angebracht werden. 

Verweiſung fernerer Anträge an.die Special-Kommiffionen. — 

$. 69. Sobald aber von derfelben die Special: Kommifjion ernannt worden, 
find alfe in der Sache zu machende Anträge an diefe zu richten ober zu remittiren, 
in jofern biefelben nicht in Beſchwerden über die Kommiſſion feldft beftehen. 

Infonderheit der Separationd: Anträge. 

$. 70. Dies gilt au von den mit der Hauptfache in Verbindung flehenden 
und namentlich von ben bei Gelegenheit derfelben in Antrag gebrachten Gemein: 
heitstheilungen. 

Porladungen. 

g. 71. Die Kommiffion muß in ihren VBorladungen den Gegenftand ber 
Berhandlungen wenigftens im Allgemeinen befannt machen und für Befcheinigungen 
der richtigen Infinnation Sorge tragen. ._ 

Ununterbrocdhener Betrieb, 

8. 72. Die einmal angefangene Auseinanderfeßung muß ununterbrochen fort- 
gefeßt und nur dann kann die Verhandlung zu anderweitiger Vorladung der In: 
tereffenten und zum baldigen weiteren Betriebe ausgefebt werden, wenn entweder 
bie Verhaͤltniſſe der Suche ſolches erfordern, oder unabwendbare Hinderniffe fi 
entgegen ftellen. Dem gemäß find die Bartheien gehalten, nicht nur in dem ihnen 
durch die Vorladung beftimmt bezeichneten Termine, fondern au in den folgenden 
Tagen, welche als Fortſetzung eines und befielben Termins betrachtet werden, ohne 
weitere fchriftliche Aufforderung zu erfiheinen, bis die Kommiffion die Verhandlung - 
für geſchloſſen erklärt. 

Bon Brorogationen. 
$. 73. Es können daher auch die einmal anberaumten Termine nicht proro⸗ 
girt werden, den einzigen Ball ausgenommen, wenn Har erhellet, daß Naturbege⸗ 
benheiten oder andere unabwendbare Zufülle es dem betreffenden Intereffenten un: 
möglih machen, den Termin perfönlich oder auch nur durch einen Bevollmächtigten 
abzumarteı. 
Nothwendigkeit des perfönlichen Erſcheinens. 
$. 74. Die Bartheien find gehalten, in den beitimmten Terminen in der Res 
gel perfönlich zu erfcheinen. 
Wann Bevollmächtigte zu ernennen find. 
6. 75. Bevollmächtigte müflen auf Erforbern der Kommiſſion beftellt werben 
a) von den zur Sache intereffirenden Korporationen, wegen ber die Korporation 
als ſolche angehenden oder fonft von derjelben zu vertretenden Intereflen; 
b) zur Wahrnehmung des gemeinſchaftlichen Intereſſe aller Mitglieder von Ger 
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meinden und Korporationen oder einzelner Klaffen derfelben, wenn bie Zahl 
derfelben fih auf mehr als Fünf beläuft; 

c) auch bei andern eine Mehrheit von Intereffenten gemeinjchaftlich betreffenden 
Gegenſtänden, wenn fie die vorgebadhte Zahl von Yünf überfteigt. Außer 
diefen. Fällen find Bevollmaͤchtigte nur zuläffig, wenn fi die Partheien 
über unbefieglihe Abhaltungen ausmeifen. 

. Dualitit derfelben. 

8. 76. Auch Fönnen außer dem Balle, wenn eine öffentliche Behörde ihre 
Mitglieder oder andere öffentliche Beamte zur Wahrnehmung ihrer Rechte Deputirt, 
nur ſolche Bevollmächtigte zugelaffen werben, welche praftifche Landwirthe find. 

Zahl derfelben. 

8. 77. Bür einzelne Intereffenten kann ur nur ein Bevollmaͤchtigter zuge: 
laffen werben. -» Korporationen und mehrere die Zahl von Zünf überfteigende In- 
terefienten fönnen zwar mehrere gemeinfchaftlich bevollmaͤchtigte Deputirte bis zur 
Zahl von Dreien beftellen. Sie müflen aber ihre Vollmachten unter der Klaufel 
„ſammt und fonders” ausftellen, und wo bies nicht ausédrücklich gefchehen ift, ver: 
ftehen ſich diefelben unter diefer Klaufel von ſelbſt. Es find daher in Fällen, wo 
‚nit alle Deputirte erfchienen find, die mit den Anwefenden vorgenommenen Ber: 
bandlungen für die Machtgeber verbindfih. Können fi) die anweſenden Bevoll⸗ 
mächtigten zu einen gemeinfchaftlihen Beichluß nicht vereinigen, fo tritt das Kon- 
tumazialverfahren ein. ' 

Befugnig der Kommiffion, die Machtgeber felbit vorzuforbern. 

$. 78. In den Füllen, wenn einzelne Intereffenten oder mehrere derfelben 
wegen eines gemeinfchaftlichen Intereffe ($. 75. b. c.) von Bevollmichtigten ver: 
treten werben, bleibt es doch dem Ermeflen der Kommifflon vorbehalten, die Par- 
theien, wo fie e8 ber Förderung des Zwecks angemefien findet, zur perfönlichen Abs 
wartung der Termine aufzufordern. 

Folgen der unterlaffenen Informations-Ertheilung. 

$. 79. Die Erklärungen der Bevollmichtigten und Stellvertreter dürfen nad 
Rückfragen bei den Bartheien niemals aufgehalten werden. Es ift die Sache der 
Partheien, entweber felbft zu erfcheinen, oter ſolche Bevollmächtigte, welche mit den 
Zofalverhältniffen und ihren Abfichten vertraut find, abzuordnen, ober fonft für 
. deren zureihende Information zu forgen. Thun fle diefes nicht, fo findet das Kon: 
tumazialverfahren ftatt. | 

| Nähere Beſtimmung. 
$. 80. Es bleibt jedoch auch hiebei dem Ermeſſen der Kommiſſion vorbehgl⸗ 
ten, ben Bevollmaͤchtigten, Behufs anderweitiger Information und zur Ginbringung 
ihrer Erklärungen, Nachfriſten zu geftatten, infofern der Fortgang der Sache dar⸗ 
- unter nicht leidet ober gegründete Hoffnung vorhanden ift, dag dadurch die zweck⸗ 
gemäße, billige und gütliche Beilegung derjelben werde erleichtert werben. 
Freie Wahl der Beiſtände. 

$. 81. In der Wahl der Beiftände find die Partheien Feiner Cinfchränkung 
. unterworfen. Die Kommiffion kann denfelben jedoch den Zutritt verfagen, wenn 
fie wahrnimmt, daß jene den Fortgang des Gefhäfts und eine billige Beilegung 
deſſelben durch unrichtige Darftellungen, offenbar grundlofe Prätenfionen, kleinliche 
Nedereien, heimliches Aufreden, ober ungebührliches Benehmen gegen die Kommiſſa⸗ 
rien, oder Mitintereffenten erſchweren. Weber die Gründe ihrer Entfernung iji bie 
Kommiſſion nur der vorgefeßten Behörde Rechenschaft zu geben fchulbig. 


Bon Beihlüffen über Gegenftände gemeinſchaftlicher Interefien. 

$. 82. Bei allen zum Reffort der Generaltommiffion gehörigen Angelegen- 
heiten und ben zu deren Regulirung gepflogenen Verhandlungen, müſſen fi bie 
Theilhaber eines gemeinfamen Intereſſe, fofern von befien Wahrnehmung im Der: 
hältniffe gegen einen Dritten die Rebe ift, dem Beichluffe der Mehrheit, nad der 
. Größe der Antheile berechnet, unterwerfen. Es macht hierbei Feinen Unterfchieb, 
ob der Gegenftand in einem gemeinfchaftlihen Rechte, im eigentlihen Sinne bee 
Worte, 3. B. einer gemeinfchaftlichen Gütunasgerehtigleit, beiteht, oder nur meh⸗ 
rere Interefienten zugleih und auf einerlei Weife betrifft. Bälle der letzteren Art 
find 3. B., wenn die bäuerlihen Wirthe eines Dorfes mit ihrer Gutsherrſchaſt 
darüber verhandeln, ob ber letzteren ihre Abfindung in Land oder Rente gegeben 
werden fol, ob ihr das Land mittel Ueberlaflung eines ganzen und welchen Fel⸗ 
bes, ober in einem Randtheile überwiefen werben fol u. |. w. \ 
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Nähere Beſtimmung. 

$. 83. Wenn fi jebod ein oder der andere Theiihaber mit dem Gegentheile 
befondere einigt, fo ſteht ben übrigen in fofern fein Widerfpruch dagegen zu, ale 
berfelbe aus aller Feldgemeinſchaft mit denfelben ſcheidet oder auch font ihre Lage 
dadurch nicht erfhwert wird. 

$. 84. Auch verſteht es fi von feldft, daß bei einem Theilhaber, der feine 
Separation begehrt, nur ſolche Interefien als gemeinfame, nach der im 6. 82, be: 
flimmten Regel behandelt werben Tonnen, welde diefer Separation ungeachtet ges 
meinfam bleiben. Dies würde 3. B. fkatt finden, wenn in dem alle des $. 13. 
lit. a. Nr. I. des Ep. v. 14. Sept. 1811 eins von ben vorhandenen drei Baner: 
feldern der Gutsherrſchaft zu überlaffen wäre. Der von einem ober dem anderen 
bäuerlichen Wirthe in Antrag gebrachten Separation ungeachtet, würde derfelbe fi 
zunachſt, in Gemeinſchaft mit den übrigen auf die Verhandlungen über bie Aus: 
wahl diefes Feldes nach der unter $. 82. beflimmten Regel einlaffen müflen und 
feine Abfindung nur aus den für die bäuerlien Wirthe übrig gebliebenen Län⸗ 
dereien fordern koͤnnen. 

Don der Wirkung der Beichlüffe in Abſicht abwefender Intereffenten. 

$. 85. Die Beſchlüſſe ver Mehrheit anweſender Intereffenten über Gegen: 
Rände eines gemeinfchaftlihen Intereffe ($. 82.) verbinden auch die abmefenben 
ohne Rückſicht auf die Zahl der Erfchienenen, wenn fie mit allgemeiner Bekannt⸗ 
machung des Gegenftandes vorgeladen worden. ft eine folhe Bekanntmachung 
nicht geichehen, fo müffen wenigftens zwei Drittel der Mitglieder ober Intereffenten 
gegenwärtig fein, wenn ein gültiger Schluß zu Stande kommen fol. 

Wirkung der Beſchlüſſe in Rüdficht geiftliher und milder Stiftungen. | 

F. 86. Borfiehende Borfhriften $. 82. ff. finden auch in Rückſicht der $. 17. 
gedachten moralifchen Berfonen, deren Güter unter mittel: oder unmittelbarer Ver⸗ 
waltung des Staates flehen, flat. Die Kommiſſion muß jedoch in foldden Fällen 
ihre 8. 44. erwähnte Pflicht erfüllen. 

II. Ordnung des Berfahrens bis zur Vermeſſung. 
Ausmittelung der Abfiht der Intereffenten. 

F. 87. Nah allgemeiner Beſprechung bes Kommiſſarii mit den Intereffens 
ten über das zwifchen diefen und auf der —* ſtatt findende Verhaͤltniß und 
allenfalls auch nach Cinnehmung bes Augenſcheins von der letzteren, muß der Pros 
vokant und die übrigen Intereſſenten über ihre Wünſche und Anträge vernommen 


werben. 
Borläufige Beurtheilung berfelben. 

8. 88. Die Beurtheilung derſelben muß nicht bloß auf ihre Zuläffigkeit, fons 
dern auch darauf gerichtet werden, ob nicht beſſere und größere Zwecke, ale die 
geäuperten, durch Berbindung einer General; oder Spezial: Separation, mit der 

egulirung oder wenigſtens burch Anmeifung des Hutfreien Drittels, nad) Maaps 
abe des Landeskultur⸗-GCd. v. 14. Sept. 1811 zu erreichen find. If dieſes der 
Fall, fo müffen die Interefienten Weir zwedimäßige Belchrungen zur Ausdehnung 
ihrer Anträge und Ergreifung der ſich darbietenden &elegenheit zur Berbefferung 
ihres Zuftandes möglichen Fleißes vermocht werben. 
Ausmittelung des Sach⸗ und Rechtsverhaͤltniſſes. 

$. 89. Gobann muß fie zu einer beflimmten Ausmittelung des Sach⸗ und 
Rehtsverhältniffes, fo weit es nach Verſchiedenheit der Anträge auf bie Auseinan- 
derfepung Einfluß hat, in einer von ben Intereffenten zu vollgiehenden General⸗ 
Verhandlung fchreiten. Dahin gehören: 

1) die Ausmittelung ber Intereffenten und ihres DBefigverhältnifies ; 

2) die Berichtigung des Legitimationspunfts ; 

3) die Erkundigung nach den Pertinenzien ber Höfe unb der Hofwehr; 

4) die Ausmittelung der gutsherrlihen Rechte und der biefen entſprechenden 
Pflichten der bäuerlichen Beſitzer; 

5) die Ausmittelung der öffentlihen und Realabgaben ber letzteren; 

6) die Erkundigung na den Kommunal und anderweitigen öffentlichen Sozie⸗ 
tätelaften ; 

7) Ausmittelung des Rechtszuſtandes wegen ber auf ber Feldmark beſtehenden 
Gemeinheiten und der Grenzen; 

8) beſtimmte Erklarungen über die Anträge. 

Bon den Intereffenten. 
8. 90. Als Interefienten der Auseinanderfegung find nicht allein biejenigen 
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anzufehen, denen die Regulirung zunaͤchſt angeht, fondern alle diejenigen, in deren 
echten duch die Auseinanderfegung eine Aenderung bewirkt wird. Diefe find 
insgefammt, mit alleiniger Ausnahme der Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Folger und der 
eingetragenen Gläubiger, zuzuziehen, doch braudt ihre Zuziehung nur bei den 
Begenftänden veranlagt zu werben, bie ihr Interefle betreffen. Rückſichtlich des 
Beigverhältniffes muß insbefondere geprüft werden, ob fie erblich ober nicht erb- 
liche Befiger und ob fie nad) den Geſetzen berechtigt find, die eigenthümlidhe und 
dienftfreie Ueberlaſſung des geſetzmäßigen Theils des Hofes zu verlangen. Es müflen 
zu dem Ende erforderlichen Balls die Urbariens, Hofs und Annehmungsbriefe nad: 
gefehen werben. 
Bon der Legitimation. 

8. 91. In Rüdfiht der Legitimation zur Sache auf Seiten des Butsbefipers 
muß durch Borlegung des Hypothekenſcheins dargethan werben, daß der Beſitzer 
zu Berfügungen ber in Rede feienden Art nad dem Cdilt und ber Deklaration bes 
zechtigt fei. IR das Gut ein Lehn- oder Fideifommißgut, fo muß biefes in ber 
Verhandlung bemerkt werden. Auf Seiten der bäuerlihen DBefiger muß geprüft 
werben, ob fle aus eigenem Rechte, oder für einen Dritten zu dem Hofe und deſſen 
Eigenthumsverleihung berechtigten Interefienten, befigen. Uebrigens müflen die 
Vollmachten derjenigen PBerfonen, die fi für andere bei der Auseinanderfeßung 
melden, beurteilt und Yale dagegen nichts zu erinnern ift, zu den Alten gebracht, 
Falls fie aber mangelhaft find, zur Abbelfung des Mangels zurüdgegeben werben. 

. Bon ben Pertinen ien und ber Hofwehr. 

$. 92. Die Ausmittelung der Pertinenzien braucht in biefer Verhandlung 
nur im Allgemeinen in ber Art zu gejchehen, daß man bie zu jedem Hofe gehörige 
Hufenzahl oder Ausfaat nebil dem ohngeführen eirag bes Hengewinnes und ben 
Umftand erfichet, ob fie als Pertinenzien ihrer Höfe Holzungen befigen. Ganz 
beftimmt muß aber in biefer Verhandlung erforfcht werden, ob Bertinenzien bei - 
den Höfen in Kultur find, die ber Gutsbeſitzer ald Vorwerksland, oder fonft Je: 
mand in Anfpruh nimmt? wen die Hofwehr gehört? worin fie befteht, ob ber 
Butsherr fie in Natur zurüdnehmen, oder dafür eine Vergütung in Gelde anneb; 
men will! nad weldhen Grundfägen die Zurüdlieferung erfolgt? 

. Bon den guisherrlihen und bäuerlichen Leiftungen. 

$. 93. Nur im Ball einer Provokation auf eine Höhere ober geringere als 
die Normalentfhädigung, fommt es auf eine ſpezielle Ausmittelung der gegenfeitigen 
Seiflungen an, und für diefen Fall enthält die Deflaration vom 29. Mai 1816 
Art. 66. sog. bie erforderlihen Beftinmungen. Abgefehen von biefem alle, wird 
bie Konftatirung folgender Umflände zureichend fein: ob die an der Regulirung 
Theil nehmenden Dienfteinfaflen mit anderen baran nicht Theil nehmenden dem 
Butsheren, nad) bisheriger Berfaffung, zu unbeſtimmten Leiftungen, 3. B. Bau: 
dienſten, unbeſtimmten Erndtedienſten, gemeinfchaftlih verpflichtet find‘ ob fie zu 
Brennmaterial auf ben herrſchaftlichen Forſt berechtigt find? 

Bon ben öffentlihen und Realabgaben. 
$. 94. Die öffentlihen und Realabgaben müflen nicht nur durch Cinſicht der 
Quittungsbücher, fondern aud) durch Rückſprache mit der Kreisbehörde ausgemittelt 
werben. Die Realabgaben an Kirhe, Pfarre, Saul müflen mit Zuziehung ber 
temporellen Berzipienten oder Nutznießer derſelben, des Patrons und der Kirchen: 
vorſteher Eonftatirt und erforderlichen Falls die betreffenden Urkunden darüber vor; 
a werben. Auf gleiche Art ift in Rüdfiht anderer Realabgaben zu verr 
ahren. 
Von den Kommunallaſten. 

8. 95. Ginfichtlich der Kommunallaſten, zu welchem die im A. 2. R. Ip. 2. 
zit. 7. $. 37. bemerkten Gemeinearbeiten zu zählen find, iſt nach den Borfchriften 
bes Ed. $. 16. und ber Art. 36. und 78. der Del. aufzuflären, welche berfelben 
ber Butsbefißer nad) bisheriger Verfaſſung ober in Rückſicht eingezogener Bauer: 
gäker getragen hat und Fünftig leiten muß. 

on dem wegen ber Gemeinheiten und Grenzen beftehenden Redhtsverhältniffe auf 
die Feldmark. 

$. 96. In Vorausſetzung, daß die Kommiffien von dem natürlichen und 
wirthſchaftlichen Zuſtande der Feldmark, fobald fie «8 möthig findet, durch Ber 
ſchauen fih unterrichtet und die Einnehmung des Augenſcheins wiederholt und bar; 
über, wo es erheblich ift, bie erforberlihen Nachrichten in ben Aften bemerft, if 
in Abfigt des tözuftandes hauptſaͤchlich Folgendes auszumitteln: 
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a) ob die Feldmark ſchon feparixt worben, in welcher Art und welche Grund» 
gerehtigkeiten ein Theil auf dem Landſtrich des andern behalten Kat und 
worin i. beſtehen? 

b) ob Auswärtige auf der Feldmark ober einem Theil derſelben Grundgerech⸗ 
tigteit haben, oder ob biefe den Interefienten der Auseinanderfekung ganz 
ober theilweife auf benachbarten Feldmarken zuftehen? 

c) welche Theilnehmungsrecdte ftatt finden? 

d) ob die Grenzen außer Zweifel und in wiefern fie flreitig find? 

Dabei ift nicht bloß auf die Nußungen durch Ader, Wieſen, Hütung, Hol 
zung, Maflung, fondern auch auf bie vorhandenen Bofftlien Rüdfiht zu nehmen 
und im Fall eine Separation ftatt gefunden hat, oder fonft zu irgend einem andern 
Behuf eine Vermeſſung gefchehen it, find Karte, Vermeſſungsregiſter, Separations⸗ 
rezeß und fonftige erhebliche Urkunden einzuforbern. 

Beitimmtere Bernehmung über die Anträge. 

$. 97. Nach diefer Grörterung des Sach⸗ und Rechtsverhaͤltniſſes find bie 
Kommiſſion und die Intereffenten im Stande zuverläffig, zu beurtheilen, was zu 
thun und wie die Sache am zwedmäßigften zu reguliren fe. Diefes muß forgs 
fältig erwogen und nunmehro müflen die beftimmten Anträge niebergefchriehen 


werben. 
Vorſchrift über die Aufnehmung der General-Berbandlung, 

$. 98. In vorftehenden $$. 87. ff. find die Gegenftände im Allgemeinen ans 
gegeben, worauf die General: Verhandlung zu richten iſt. Es bleibt der Umficht 
der Kommifflon überlaflen, auf welche andere Gegenſtände fie in vorfommenden 
Fällen noch auszubehnen fei, oder ob und weldhe Punkte nach der individuellen 
Bewandniß ber Sade, z. B. deshalb, weil feine Gemeinheitstheilung erfolgt, übers 
gangen werben können. Sie thut ber Regel nad) wohl, wenn fie bei dieſer Bene 
ral-Berhandlung die Intereffenten zufanımen nimmt und nur nah Erörterung aller 
Gegenſtände zur Abfaflung des Generalprotokolls ſchreite. Es muß daraus bei 
jedem Gegenftand hervorgehen, worüber die Interefienten einverftanden, fireitig ober 
zweifelhaft find, und eine beſtimmte Erflärung abzugeben Bedenken tragen. 

In Bällen, wo anerkannte Urkunden über den in Mebe feienden Gegenſtand 
zureichende Auskunft geben, Tann darauf der Kürze Halber Bezug genommen wer 
den. Die Urkunden And aber in beglaubter Abfchrift N ben Alten zu bringen. 

Denehmen nad aufgenommener General⸗Verhandlung. 

$. 99. Nach aufgenommener General: Verhandlung müflen die Anträge der 
Bartheien genau und forgfältig erwogen und es muß in Müdficht der unausgemit⸗ 
telt gebliebenen oder Rreitig geworbenen Gegenftänbe ſcharf beurtheilt iverden, welche 
einer nähern Erörterung und Vorbereitung zur Entſcheidung bebürfen. 

_ Beurtheilung der Anträge. 

$. 100. Diefe Beurteilung ($. 99.) muß lediglich von der Spezialtommifs 
fion nad der fi erworbenen Kenntnig von den obwaltenden Recdtsverhältniffen 
und der Lofalität, mit Hinfiht auf die geſetzlichen Vorfchriften, gefhehen, und fle 
in berechtigt, ihrem pflichtmäßigen Ermeflen gemäß, das fernere Verfahren ein; 
uleiten. 

WVon Separationen. 

$. 101. Diefes findet au in Rüdfiht der in Antrag gebrachten Gemein⸗ 
heitstheilungen ſtatt. DBetreffen jeboch folche nicht bloß die Intereffentn der Feld⸗ 
mark, worauf bie Regulirung vorgenommen wird, fondern bie Auselinanderfegung 
mit Intereffenten fremder Feldmarken, fo muß fle, nad aufgenonmener General⸗ 
Verhandlung, über bie Zuläffigfeit der Separation an die General: Rommifflon be⸗ 
richten und deren Borbefcheidung darüber einholen. 

Grundſatz zur Beurtheilung ber Zuläffigfeit berfelben. 

$. 102. In ber befonbers zu publizirenden @emeinheitstheilungs = Ordnung 
wirb über die Bedingungen, unter welchen der Antrag auf Gemeinheitstheilung zu: 
läſſig ift, beflimmt werben. 

Da fi dergleichen Auseinanderfehungen jebo mit den bänerlichen Reguliruns 

en ſchicklich verbinden laſſen, und durch diefelben vorzüglich erleichtert werden, fo 
in in dergleichen Fällen ſchon jeht nicht bloß, wie es bereits im Art. 23. der 
Del v. 29. Rai 1816 beftimmt iſt, den Butäherren und Bauern ber Antrag auf 
ihre beiberfeitige Separation, fonbern auch jedem bänerlihen Wirthe unb jedem 
Snterefienten derfelben, ober einer benachbarten Feldmark, aud den Berechtigten von 
Grundgerechtigkeiten, wenn ihre wirthfchaftlichen Verhaͤltniſſe durch die gebachte Re; 
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ulirung in irgend einer Beziehung alterirt werben, bie Provyofation auf Gemein, 
eitstheilung frei ftehen, ber Provofant aud) mit dem Nachweiſe, daß die Theilung 
an fih möglih, dem Ganzen oder fümmtlichen Intereffenten vortheilhaft fei, nicht 
beläfligt werden. Die Kommifflon hat daher ihr Augenmerk hauptſaͤchlich nur 
darauf zu richten, ob Lofalhindernifie der Separation vorhanden und ob fle in 
diefem alle nicht wenigftens theilweife ftattfinden fönne, wie dieſes 3. D. in Strom; 
gegenden, wo eine vollftändige Separation die Folge haben lann, daß eine — 
gemeinſchaftliche Gefahr der Ueberſchwemmung und Verſandung nur Einzelne trifft, 
der Fall ſein kann. 
Verweiſung auf die bisherigen Geſetze. 

F. 103. Im übrigen müflen fih die Spezial- Kommiffionen in Abſicht ber 
materiellen Srundfäbe ber Gemeinheitstheilungen, bis die Gemeinheitstcheilungs⸗ 
Drdnung befannt gemacht iſt, nad) deu bisherigen Geſetzen und ben besfallfigen 
Beftimmungen der Deklaration vom 29. Mai 1816 achten, und nit nur die Ses 
paration des herrſchaftlichen Guts, fondern auch der bäuerliden Wirthe und ande: 
rer dabei Eonkurrirenden Interefienten moͤglichſt befördern; wenigftens bie Ausmits 
telung und Anweifung des hutfreien Drittels nach Art. 54. der Del. und nad 
$. 11. ff. des Landkultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 bewirfen. 

Snftruftion der Streitpunkte. 

$. 104. In Rüdfiht der fireitig oder zweifelhaft gebliebenen Punkte muß 
die Kommiſſion mit möglicher Unfiht in Erwägung ziehen, welche derfelben auf 
die Auseinanderfegung Einfluß haben. Infofern die Kommiffion es nicht vermag, 
fe insgefammt ober theilweife in Güte abzumachen, fo muß fle die erheblichen aus 
dem Generalprotofoll ausziehen, den eigentlichen Streitpunft und worauf es dabei 
anlomme, beftimmen und feftfegen, bie Partheien über das, was fie zur Grläutes 
rung der Sache zur Unterftüßung und Bertheibigung ihrer dabei obwaltenden Ges 
rechtſame und Intereffen anzuführen haben, umftändli Hören, alle dabei vorkom⸗ 
menden Umftände in facto gehörig auseinander und durch Aufnehmung der vorhan⸗ 
benen Beweismittel in ihr moͤglichſtes Licht, ſolchergeſtalt aber die General s Roms 
miſſion in den Stand feßen, baß fie bei jebem Bunkte die Lage und ben Zuſam⸗ 
menhang ber Sache vollftändig überfehen und darüber auf eine, ben Mechten ber 
Billigfeit und dem Endzwecke des Auseinanderfeßungsgefhäfte angemeflene, Art 
entſcheiden koͤnne. 

In wiefern die Inftruftion ausgeſetzt werben könne. 

$. 105. Streitigkeiten über die Kompetenz eines Theilnehmungsreihts und 
deſſen Umfang, über die Erblichleit der Bauergüter, über das Recht des Befihers, 
die eigentfüämliäe Meberlaffung des Hofes zu verlangen, über bie Bertinenzien, über 
Grenzen, über Zeitungen und Segenleiftungen, über die Brage: ob die Abfindung 
in Land oder Rente geſchehen foll? müflen fofort auf die oben befchriebene Art ins 
ſtruirt werben; bagegen find andere Streitigkeiten, bie die Ausgleihung betreffen, 
ber Regel nach bis zum Berfahren über den Auseinanderfegungsplan auszufegen. 
88 bleibt jebod dem vernünftigen Ermeflen der Kommiffion überlaffen, auch Streis 
tigfeiten ber erfigebachten Art, infofern fie nicht wichtig find und noch Hoffnung 
zum aid vorhanden ift, bis zur Planberehnung auezufeßen und folden nad 
Ihrem rechtlichen und billigen Ermeſſen anzufertigen; fowie es ihr auch frei ſteht, 
Streitigfeiten der letztgedachten Art mit jenen zugleich zu inſtruiren und zur Ent⸗ 
ſcheidung zu bringen, wenn fie ſolches des Yufammenhanges und ber Abkürzung 
wegen für zweckmaͤßig hält. 

Bon dem Inftzuenten der zur Gntfgeibung der GeneralsKommilfion geeigneten 


unfte. 

$. 106. Die zum Reſſort der General» Kommiffion gehörigen Streitigkeiten 
werben von bem mit der Regulirung beauftragten Oekonomie⸗Kommiſſar infruirt. 

$. 107. Bei diefen ($. 106.) Inftruftionen, die in befonderen Akten und bei 
jedem Punkt in befondern Protofollen gefchehen, müſſen bie wefentlichen, $. 104 
angebeuteten, Vorſchriften ber Allgemeinen Gerichtsordnung beobachtet werben. 
Deduktionen find in eriter Inflanz unzuläffig, und es bebarf, außer dem Gutachten 
des mit der Regulirung und Infruftion beauftragten Oekonomie⸗Kommiſſar über 
landwirthſchaftliche Gegenfände, Feines Gutachtens eines andern Sachverſtandigen. 
Wer die Inſtruktion zu bewirken habe, wenn bie Streitpunkte zum Reffort der 

ordentlichen Gerichte gehören. 
$. 108. Die jur Entſcheidung der gewöhnlichen Gerichte geeigneten Streit⸗ 
punlte werben, in jofern ber Kommiſſarius dein qualifizirier Suplıbpbieuter iſt, 
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durch den Kreis⸗Juſtizkommiſſarius (8. 58.) inflruirt und bie darüber anzulegenden 

befonberen Alten werben bemnähft an die Generals Kommiffion gefandt, welche fie 

der Tompetenten Behörde übermacht. 
Wie fie zu inftruiren find? 

8. 109. Die Inſtruktion geſchieht nad) den auf den Gegenftand anwendbaren 
Vorſchriften der Allgemeinen Gerichtsordnung. Es find jedoch auch hier in erſter 
Inſtanz feine fhriftlihen Deduktionen zuläfftg, und wegen ber in eben biefer Ins 
ſtanz einzufordernden Gutachten über landwirthſchaftliche Gegenftände findet bie 
$. 107. getroffene Bekimmung Anwendung. Die Inftruftion der zweiten und dritten 
SnRanj leitet das JuflizsKollegium nad ben gewöhnlichen Vorſchriften; dieſes hat 
aber bie Infruftion und Entſcheidung folder Bunkte ganz vorzüglih zu befchlen- 
nigen. 

Bon ber Feſtſtellung der Art der Abfindung. 

$. 110. Wenn es nit ſchon in der Generalverhandlung gefchehen if, fo 
muß doch gleich nachher, ober bei der Inftruftion der Streitpunfte über Rechte, bie 
Frage zur Beflinimung gebracht werben: ob bie gutäherrliche Abfindung in Land 
ober Rente oder theilweife in beiden gefchehen fol? Die Kommiſſion muß mit forgs 
fältiger Berückſichtigung des Lokalverhaͤltniſſes über diefen Punkt möglich ein güts 
liches Abkommen zu fliften Suchen, entgegengefeßten Balls aber diefen Punkt erörs 
ten und fofort die Alten mit ihrem Butachten zur Entſcheidung an bie Generals 
Kommiffion einfenden. IR die Entſcheidung biefes Punkts von der Entſcheidung 
anderer Streityunkte über Rechte, 3. B. über Bertinenzien des Bauerhofes abhäns 
gig, fo muß fie die Infteuftion folder Punkte fo beſchleunigen, daß darüber zus 
gleich mit erfannt werben kann. 

Feſtſtellung der Theilungsarten. 

$. 111. Suglei) muß fie auf den Fall einer Abfindung in Land und befons 
ders bann, wenn feine ältere zuwerläffige ober leicht zu revidirende Vermeſſung vor 
Banden ift, in Erwägung ee, ob die in dem Cdikt vorgefägriebenen Theilungs⸗ 
arten nad den näheren Bellimmungen der Deklaration ohne erheblichen —** 
des einen oder des andern Theils zur Anwendung kommen koͤnnen, oder auch die 
Sache außerdem, fei es durch analoge Anwendung ber in dem Cdikte $. 13. it. a. 
3. und $. 42. lit. a, beflimmten Theilungsform, oder durch die im $. 113. bezeichs 
neten Huͤlfsmittel, zu Stande zu bringen, oder ob zu dem Ende eine Vermeſſung 
und Bonitirung erforderlich fei. 

Sie muß ſich forgfültig bemühen, hierüber eine Sinigung zu ftiften und Falle 
folche nicht Statt findet, auch diefen Punkt, nachdem bie Snhereffenten mit ihren 
Gründen und Gegengründen gehört worden, duch ihr Gutachten zur Entichetbung 
vorbereiten und bie Alten zugleich, mit ben im vorigen $. gebadhten, an die Benes 
ral⸗Komnmiſſion einjenden. 

Wirkung ber desfallfigen Entſcheidung. 

F. 112. Die Entſcheidung über den Gegenftand des $. 111. muß fofort in 
Ausübung kommen. WBerlangt aber die unterliegende Barthei beharrlich eine Ber: 
meflung und Bonitieung , fo ift ſolche auf ihre Koſten jwar fofort zu veranlaffen, 
es muß aber dennoch mit der Regulizung nad Maaßgabe jener Entfheibung fort 

efahren werben, indem anf den Grund berfelben nur vermittelft des einzulegenden 
—— der Appellation der Erſatz des Schadens in Rente verlangt werden 
kann. Wird dieſer Anſpruch für gegründet geachtet, fo kann auch die theilweiſe 
Erſtattung der Vermeſſungs⸗ und Bonitirungskoſten, die in dieſem Falle als ge⸗ 
meinſchaftliche Auseinanderſetzungskoſten angeſehen und aufgebracht werben, yon ben 
Intereſſenten verlangt werden. 

eſtſtellung der Ausmittelungsart der Mente. 

6. 113. Steht es feſt, daß die Abfindung in Rente geleiſtet werben ſoll, fo 
muß die Kommiſſion im Mangel einer Einigung fih bemühen, über diefen Gegen: 
Rand, ohne neue Bermeffung und Bonitirung, zuverläffige Nadwichten über bie 
Aunsfaat, über den Kornertrag, über den Heugewinn, über bie Biehnußung zu ers 
langen und nur in dem Falle, wern ſolches nicht möglich if, zur Bermeflung und 
Bonitirung, Behufs der Ausmittelung des Setrags, fehreiten. 

IL. Bon der Bermeffung und Bonitirung. 
Anſtellung des Feldmeſſers. 

. 114. Bedarf es Behufo der Regulirung einer ſpeziellen Vermeſſung und 
Bonitirung ber Grundſtücke, oder muß ſolche nad ber Beſtimmung im 8. 112. vers 
anlaßt werden, fo wird der mit erſterer zu beauftragende Feldmeſſer yon ber Kom⸗ 
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wmiſſion ausgewählt. Sie forgt bafür, dag ihm zur Aumeifung ter Grenzen, Ab⸗ 
tfeilungen und Bezirke, ſowohl des zu vermeflenden Grimbftuds überhaupt, als 
der einzelnen darin gelegenen Stüde und Beflgungen, gewiffe Leute, weldde davon 
die genauefte Kenntnig und Erfahrung haben, zugegeben und wenn es die Interef- 
fenten verlangen, dazu gehörig vereidet, übrigens aber ihm bie zu feiner Operation 
erforderlichen Kettenzieher und fonftige Bebürfniffe gehörig angewiefen und geliefert 
werben. 


Zugziehung der Feldnachbarn. 
$. 115. Auch muß, um wegen der Grenzen mit den Feldnachbarn Gewißheit 
u erhalten, ben leßteren Seitens der Kommiffion von der bevorflehenden Vermeſ⸗ 
Fang Kenniniß gegeben und es ihnen überlaflen werden, wenn es zur Aufnahme 
ber Grenzen Tömmt, wovon ihnen durch den Feldmeſſer Nachricht zu geben ift, ders 
felben beizuwohnen. Dem Feldmeſſer liegt ob, in dem Bermeflungsprotofoll zu res 
giftriren, daß die Bekanntmachung gefhehen, wer darauf erfchienen und was von 
denfelben erflärt worden. 
Berbindung der Bonitirung mit der Bermeflung. 

$. 116. Kommt e8 au auf die Bonitirung der Grundſtücke an, fo muß 
biefe mit ber Vermeſſung gleich verbunden, und foldhe unter Direktion des Feld⸗ 
meſſers, nad Manfgabe ber feſtgeſetzten Klaffififationsorbnung, Stück vor Stück 
vorgenommen, ber Befund zum Protokoll erflärt und das Nöthige daraus in das 
Bermeflungsregifter übertragen werben. 

Inſtruktion des Feldmeſſers. 

8. 117. Sollten auch irgendwo bei einer Vermeſſung oder Abſchätzung noch 
beſondere Umftände vorkommen, worauf der Feldmeſſer Ruͤckſicht zu nehmen Hütte, 
ſo muß die Kommiſſion ihn mit einer ausführlichen, deutlichen und beſtimmten In⸗ 
ſtruktion darüber ſchriftlich verſehen. 

8. 118. Der Feldmeſſer muß ſich bei dieſer Arbeit nach beſagter Inſtruktion 
und im Uebrigen nach dem Allgemeinen Feldmeſſer⸗Reglement und pflichtmäßig ach⸗ 
ten; wenn ſich während der Vermeſſung, über die Grenzen ober das Cigenthum 
eines und des andern Grundflüds, Streitigkeiten unter den Bartheien hervorthun 
ſollten, den Streitpunft in dem Bermeflungsprotololle beutlih auseinanderfeßen und 
auf der Karte richtig bemerken; übrigens aber in Faͤllen, wo er nähere Anwei⸗ 
fung oder Beihülfe nöthig hat, fih an bie Kommiffton deshalb gebührend vers 
wenden. 
" Borlegung des Brogillon. 
$. 119. Nach bewirfter Bermehfung muß der Feldmeſſer das Brouillon zum 
Dermeftungeregißer, bevor es munbirt wird, mit den Intereflenten genau —5 
hen, um die Fehler zu bemerken und zu berichtigen, welche von den ihm beigegebe⸗ 
nen Anweiſern bei den Angaben über das Cigenthum und den Beſitz der einzelnen 
Grundſtücke vielleicht begangen fein möchten. 

Bonitirung ländlicher Grundſtücke. j 
$. 120. Das Geſchäft der Bonitirung d. i. der Schäßung Jändlider Grund⸗ 
Rüde in befiimmte, für die gegebene Lofalität feftgefebte Klaſſen, gefchieht, wo es 
auf eine fo fpezielle Würdigung des Gegenflandes der Auseinanderfeßung anfömmt, 
durch zwei befondere, zu dergleichen @efchäften im Allgemeinen oder für den Fall 
beſonders verpflichtete, Berfonen. 
Wer dazu qualiflzirt fei. 

g. 121. Sind zu bergleihen Geſchaͤften in demſelben ober einem benachbar: 
ten Kreife bereits gewiſſe Berfonen beftellt, fo bleibi den Interefienten die Auswahl 
unter benjelben vorbehalten, fo daß jeder Theil refp. die Extrahenten und bie Bros 
volaten einen berfelben beftimmt. 

Mer fie ernennet. 

$. 122. Außer diefem Falle, oder wenn die Sntereflenten fich ihres Wahl⸗ 
rechts neneben, ernennt die Spezialfommiffion dieſelben. Es ift jedoch fein Interefs 
fent fhuldig, ſolche Abſchaͤtzer und fomftige Sahverfländige anzunehmen, welde nad 
den Borfäriften der A. G. DO. TH. I. Tit. X. 8. 228. seq. als Zeugen nicht zus 
läffig ober nicht völlig glaubwürbig find. 


Ihre Benutzung in der ganzen Sad. 
$. 123. Die einmal beftellten Boniteurs werben für alle im Forigange bes 
Geſchafts vorlommende Schägungen gebraucht, ohne Ruͤckſicht darauf, ob im Fort, 
gange des Geſchaͤfts die Intereſſenten zur Sache unb ihre Intereffen biefelben blei⸗ 
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ben ober ihre Stellung fidh verändert, die Zahl berfelben durch den Zutritt anderer 
Theilnehmer vermehrt, oder die Interefien mehr vereinzelt werben. 
Ihre Entfernung. 

$. 123. Nur im Falle der Pflihtribrigkeit oder offenbarter Unfähigkeit, kon⸗ 
nen biefelden auf den Antrag ber Partheien oder nach eigenem Befinden von ber 
Kommiſſion entfernt werben. 

Theilnahme des DefonomiesKommiffar an der Bonitirung. 

$. 125. Der Dekonomie-Kommiſſar nimmt an der Bonitirung den Antheil, 
baß er die Boniteure dabei, fo weit es feine anberweitigen Geſchaͤfte geftatten, leis 
tet, anf überfehene Umflände aufmerkſam macht, und wenn fie verſchledener Meis 
nung find, darüber ald Obmann beflimmt. 

Klaffififationen. 

$. 126. Die bei der Bonitirung anzunehmenben Klaffen werben gleich bei 
Beranlaffung derfelben, unter Zuziehung ber Bonitenre und Rückſprache mit den; 
felben, nad) eingenommenem Augenſchein, jebod nad dem alleinigen Ermeſſen des 
DekonomiesKommiflar, feftgefebt. 

Zu deffen Geſchaͤften gehört auch die Wexthſchätzung jeder Klaffe und bie 
Feſtſetzung bes Berhältniffes der einen gegen die andere. 

Abſchaͤtzung anderer Gegenflände. 

$. 127. Die Würdigung von baulichen Anftalten, Forſten, Torflagen, und 
andern dergleichen Gegenftänden, für welche es befonderer, bei ben praktiſchen Lands 
wirthen nicht allgemein vorauszufeßender Sachkenntniß bedarf, geſchieht, wo es auf 
dergleichen fpezielle Würdigung ankommt, durch die für dergleichen Geſchäfte aus: 
gebilbete, von der General⸗Kommiſſion zu beflinmende, Perfonen. 

Borlegung der Karte und des Vermeſſungs-Regiſters. 

$. 128. Dermeffungsregifter und Karte find den Interefienten zur Erklaͤrung 
vorzulegen. Die Kommifflon muß ſolche fpeziell mit den Intereffenten durchgehen 
und nicht nur auf der Karte, fondern erforberlihen Falls auch Jedem an Ort und 
Stelle feine Befigungen nachweiſen, ihm die herausgebrahte Morgengahl nnd Würs 
digung befannt machen und die Erklärung nicht nur in monat diefer Gegenftänbe, 
fondern auch in Abſicht der darin enthaltenen Beflg- und Gigenthums » Angaben, 
erfordern. 

Erinnerung dagegen. 

$. 129. Kommen dabei Erinnerungen vor, fo müſſen ſolche fofort unterfucht, 
bie vorgefallenen Fehler verbeffert, oder, Balls fie unbegründet befunden worden, 
der Ungrund in das gehörige Licht geſeht und der Monent möglich davon über: 
jeugt werben. 

Inſtruktion ber Erinnerungen. 

6. 130. IR dadurch über diefen Gegenftand Feine Einigung zu erlangen, fo 
muß die Kommiffton nach Anhörung der Intereffenten, über ihre gegenfeitigen Bes 
Jenpfungen und Gründe, die letzteren unterſuchen und duch ihe Gutachten zur 

tfheidung der General⸗Kommiſſion vorbereiten, welcher e8 überlaſſen bleibt, vor 
ihrer Entſcheidung allenfalls noch eine Reviflon durch andere Sachverfländige vor⸗ 
nehmen zu laflen. \ 


IV. Blan: Berechnung und Berfahren darüber. 


Dann der Plan zu beredinen ſei. 

g. 131. _ Sind nım folchergeftalt ale Grundlagen, bie zur Berechnung bes 
Anseinanderfeßungsplans erforberlih find, vorhanden, fo muß die Kommiffton dazu 
ſchreiten. ollten auch noch über einige Praͤjudizialpunkte, ale über are 
des Beflges, über Grundpertinenzien, über Grenzen, über Theilnehmungsredhte u. ſ. w. 
Streitigkeiten obwalten, die nicht entſchieden wären, fo muß die Kommiffton in Er⸗ 
wägung ziehen: ob ber Streit die Sauptandeinanberfehung oder nur die Subrepar: 
tition betrifft. Im letztern Falle kann fie den Plan zur Anbung des Gutsbeſitzers 
anfertigen und die Subrepartition, in fo weit fie wegen jenes Streits nicht ange: 
legt werben kann, bis zur Erledigung deſſelben ausfegen. Im erfleren Falle muß 
fie ferner beurtheilen: ob bie Auseinanverfegung nicht wenigftens in Abficht bes 
Ackers und der Wiefen mit Ausfegung der Theilung der Grundhütung zu bewirten 
fei, ober der Plan auf beide Bälle des Austrags des Streits angelegt werben koͤnne. 
Diefes wird in den mehrften Faͤllen ohne große Weitläuftigkeiten und Koften ges 
ſchehen können, z. B. wenn nicht in Abficht aller ſondern nur eines ober weniger 
ber erhliche Beſiß ober die Befugniß, an der Regulirung Theil zu nehmen, ſtreitig 
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if, wenn ferner der Streit über Grenzen und Pertinenzien feine große @egenflänbe 
oder nur Hütung oder Holzung betrifft. 

$. 132. Auch kann, wenn der Streit Gegenflände betrifft, die fofort in bie 
Planberechnung gezogen werben müflen, und fid die Sache noch nit genugfam 
überfehen läßt, um ven Plan auf alle Bälle des Austrags anzulegen, doch mit dem 
erfteren vorgefchritten werden, wenn ber Gegenitand des Streits im Verhältniſſe zu 
dem Hauptgegenftande der Regulirung, bei welchem es darauf anfommt, nicht von 
Belang if, oder mit der Realifirung der Auseinanderfehung in einem beflimmien 
Zeitraume, bis zu welchem fich die Beilegung jener Streitigkeiten nicht abſehen läßt, 
erhebliche Vortheile verknüpft find. In einem ſolchen Kalle wirb demjenigen, wis 
der deſſen prätendirte Berechtigung ber Plan angelegt wird, feine anderweitige Ab: 
ae im Allgemeinen entweder in Natur oder in Kapital oder Mente vors 
ehalten. 

$. 133. Bei einem ſolchen allgemeinen Vorbehalt eventueller Natural⸗Abfin⸗ 
dungen muß jedoch der Gegenftand, aus welchem die letzteren erfolgen follen, fo 
viel als möglich, nach Art, Lage und Umfang beſtimmt werben. 

$. 134. Auf eine Eutfhäbigung in Kapital oder Rente ift der Borbehalt in 
bem alle des $. 132. nur dann zu richten, wenn ſich der Borbehalt der Natural; 
Abfindung nach der zeitigen Lage ter Sache zweckmaͤßig gar nicht flellen läßt. Je⸗ 
doch foll auch in diefem Falle nad rechtskraͤftiger Entſcheidung des Streitpunktes 
dem Betheiligten noch der Nachweis, wie ihm feine Natural⸗Abfindung ohne Zer⸗ 
züttung des Auseinanberfeßungsplanes und ohne Nachtheil für Die hierauf gegrün: 
beten wirthichaftlichen Einrichtungen gewährt werben Tonne, geftattet und in bem 
Falle, wenn biefer geführt würde, ſolche noch zugetheilt werben. 

$. 135. Ob die Sache hiernach ($. 133.) zur Planberechnung reif fei, bleibt 
bem Ermeſſen der Spezial-Kommiffion überlafien und den Partheien ſteht gegen ihre 
biesfallfigen Berfügungen, wie über bie Zuläffigfeit der Befeitigung ihrer Anfprüce, 
mittel der in $. 132. ff. gedachten Vorbehalte, nur der Refurs an die Beneral: 


‚Kommifflon zu. 
Wie der Plan zu berechnen fei. 
1) Generelle Vorſchrift. 

$. 136. Die Kommijfion muß bei der Anfertigung des Plans mit der mögs 
lichſten Sorgfalt, Redlichkeit und Unpartheilichkeit zu Werke gehen. Der Blan mu 
die Vorſchläge der Kommifflon, fo weit fie bleibende Verhältnifle betreffen, neb 
einer Sntwidelung der Grundfäge, worauf fie beruhen, enthalten. 

2) in Rüdfiht der Lanvtheilung. 

$. 137. Darin müflen alfo im Ball einer Landtheilung, die jedem Intereſſen⸗ 
ten anzuweifenben Grundſtücke an Aeckern und Wiefen ꝛc. der Regel nad fpeziell 
aufgeführt werden. Im Valle des $. 131. und in Bällen, wo mehrere Arten der 
örtlichen Anmeifung anwendbar find, oder fonft zu vermuthen ift, daß der Haupt: 
plan Aenderungen erleiden und dadurch bie Subrepartition zerrüttet werben fönnte, 
kann der Plan über die Grundtheilung bergeftalt allgemein angelegt werben, daß 
daraus bie Befigungen des Gutsbefigers und der Dorfseinfaflen nur im Allgemeis 
‚nen hervorgehen. Die Unterabtheilung muß aber dann, fobalb die Grunbtheilung 
mit dem Grfteren feftftcht, angelegt werben. 

3) in Rüdfiht anderer bleibenden Verhältniffe. 

$. 138. Bu den Gegenfländen, bie bleibende Berhältniffe in Abfiht ber 
Grundtheilung betzeffen und worüber die angemeffenen Beitimmungen in dem Blan 
enthalten fein müfen, gehören Zriften, Wege, Viehtränfen, Abzugs- und Bewäfles 
zungsgraben, Wüflerungen zum Schaafwaſchen, zu Biehtränten 2c., bie Beichräns 
fung des Viehſtandes oder des Wald: Weidereviers nach $. 13. des Ebifts und 
Art. 22. der Defaration, die Regulirung der Viehftände nah Art. 23. und 27., 
bie Gntfhädigung in Rückſicht der Hütung auf den zwifchen dem Abfindungslande 
gelsgenen Ländereien des Gutsheren Art. 26., bie Befreiung eines Drittels ber 

derländereien der Dorfseinfaflen von der Schaafhütung Art. 23., das Brenn; 
Holzmaterial nach Art. 15. des Edikts und Art. 30. der Deklaration, die Entſchä⸗ 
digung wegen ber Boffilien nah Art. 71. der Deklaration, 
4) in Rüdfiht anderer Segenflände. 

‚..$. 139. Ueber Gegenflände, bie entweder nicht bleibende Verhaͤltniſſe ober 
nit die Landtheilung ſelbſt betreffen, fondern nur Folgen berfelben find, als bie 
Auseinanberfegung wegen ber Hofwehr, wegen ber Saat und des Düngers nad 
Art, 43. und 24. wegen ber Bau⸗ und Reparaturkoſten Art, 75., bie Vertheilung 
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der öffentlichen und Reallaften, die Konflatirung der Kommunallaflen nad; Art. 38. 
und 78., find ber Regel nad), bis nad} feſtſtehender Landtheilung, auszufepen. 

Dis dahin Fönnen aud die Beftimmungen in Rüdficht der Art. 33. und 34, 
gebadten Häufer, der Art. 38. erwähnten Hülfsbienfte und wegen ber Zeit ber 

ealifizung ber Auseinanberfegung verſchoben werben. 
orlegung des Plane. 

$. 140. Der entworfene Blan muß den Intereffenten nicht nur auf der Karte 
und dem Papiere, fondern auch an Ort und Stelle erflärt werden. In fofern er 
gemeinfhaftliche Rechte einer Gemeine betrifft, iR es zureichend, daß bie Borlegung 
ihren gehörig legitimirten Stellvertretern geſchieht; in fo weit er aber die befonde: 
ven Rechte einzelner Interefienten zum Gegenflande hat, muß er allen diefen zu 
ihrer Erklaͤrung bekannt gemacht werben. 

Die Bekanntmachung und Erläuterung muß übrigens fo umfländlih gefchehen, 
daß jeber überfehen und ſich überzeugen dann, wie ſich feine neuen Berhältniffe ge⸗ 
gen bie vorigen ändern, und daß der Plan entweber auf getroffenen Vereinbarun⸗ 
gen oder gefehliden Vorſchriften beruhe. . 

Ferneres Verfahren. 

$. 141. Kommen Widerſprüche vor, fo müflen folde aufmerkſam gehört und 
erwogen werben. Sind fie gegründet, fo müſſen die Mittel zu deren Abhelfung 
erforfcht und dorgefchlagen werden. Sind fie ungegründet, fo müflen die Wibers 
ſprecher mit möglichitem Glimpf bebeutet und des Ungrundes ihres Widerſpruchs 
belehrt werben. 

Wenn feine Vereinbarung ftatt findet. 

$. 142. Findet folchergeflalt Fein gütliches Abfommen flatt, fo muß zur Ins 
Aruftion der Streitpunfte gelöritten werden. Die Spezial Kommiffion muß babei 
mit ber größten Umfiht zu Werke gehen und dahin ftreben, daß die Sache durch 
einen und denſelben Rechtsgang völlig ober wenigitens fo weit beenbigt werbe, daß 
der Errichtung des Auseinanderfeßungsrezeflee nichts weiter im Wege fteht. Sie 
muß daher, im Ball die 88. 138. und 139. gedachten Gegenftände bei ber Berech⸗ 
nung bed Hauptplans ausgefegt find, darüber einen nachtraͤglichen Plan oder Vor⸗ 
fhläge den Intereffenten vorlegen und darüber wie über den Hauptplan ihre Gr; 
Hlärung einholen, möglihft eine eventuelle Vereinbarung ftiften, entgegengefeßten 
Falls aber auch die hiebei entflehenden Streitpunfte inftruiren. 

Snftruftion der Streitpunfte. 

$. 143. Diefe Inftruftion wird durch den mit der Regulirung beauftragten 
Delonomie-Rommifjarius bewirkt und es iſt dabei die Mitwirkung eines Juftizs Be: 
dienten nicht erforderlich. Er richtet ſich dabei nach den Vorſchriſten $. 104. und 
es finden au hier die Vorfchriften 5. 107. ſtatt. 

Bon dem Falle einer Vereinbarung. 

$. 144. Bird dagegen ein Vergleich geftiftet, jo muß die Kommiſſion nicht 

nur für deſſen umſtaͤndliche beftimmte Abfaflung und gefehmäßige Bollziehung Sorge 
tragen, fordern auch alle andere bisher noch außgetegte Nebenpunfte in Güte zu 
teguliven fuchen, und foldergeflalt die Sache, bis zur Errichtung des foͤrmlichen 
Auseinanberfegungsrezefles und bis zur Realifirung vorbereiten. 

V. KontumazialsBerfahren. 

Wenn es flatt findet. 

$. 145. In dem vorflehenden $. ift die gewöhnliche dann eintretende Ver⸗ 
fahrungsart angegeben, wenn die Sntereffenten den kommiſſariſchen Verfügungen ges 
hörige Folge leiften und die Kommiffionstermine gehörig abwarten. In den Fällen, 
wo fie fi) ungehorfam Bezeigen, findet das Kontumazials Verfahren flat. Ge iſt 
jur Begründung deſſelben zureihend, wenn in der Vorladung der Gegenfland ber 

evorſtehenden Verhandlung nur im Allgemeinen befannt gemacht worden und es 
find ſchriftliche Mitteilungen vorheriger Verhandlungen und ber Urkunden, worauf 
fi die bevorftehende Berhandlung beziehen fol, nit erforderlich, fondern es iſt 
hinreichend, wenn dem Vorgelabenen nur die Gelegenheit befannt gemacht wird, 
wo er fie in ber Nähe des Orts der Megulirung vor dem Termin ſelbſt ober durch 
einen Bevollmächtigten einfehen Tann. 

Bon bem Ausbleiben im erfien Termin. 

$. 146. Erſcheint eine Barthei in dem erſten Termine nicht, fo wird ange⸗ 
nommen, daß bie gegenfeitigen Gerechtfame fo anerfannt werben, wie fle von bem 
Gegentheil angegeben worben, und daß ber Abweſende in Rüdfiht des ferneren 
Berfahrens es auf die gefegmäßige Megulieung der Kommiſſion ankommen Iafie. _ 
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$. 147. Diefe fährt dann, geſtützt auf das hiernach als anerkannt anzuneh⸗ 
menbe Rechtsverhältnig, in den folgenden Tagen mit der rechtlichen Regulirung ber 
Sache und allenfalls bis zur Ausarbeitung und orlegung bes Auseinanderfeßungs- 
plans fort und regulirt folchergeftalt in contumaciam. erben dabei von ben Ans 
weſenden Einwendungen gegen den Plan angebracht, fo werden ſolche lediglich von 
der Kommifflon geprüft. Ste hilft den gegründeten Erinnerungen ab, Flärt bie un⸗ 
gegründeten zur Fünftigen Entfcheidung auf und fendet dann die Aften an die Ge 
neral⸗Kommiſſion ein. 

Bon dem Ausbleiben in dem Termin zur Borlegung der Vermeſſung. 

$. 148. Iſt eine Barthei in einem ferneren Termine ungehorfam ausgeblie- 
ben und kommt es zufolge ber allgemeinen Bekanntmachung in der Vorladung auf 
Erklärung über Vermeſſung und Bonitirung und auf das fernere Verfahren an, fo 
wird in Müdficht derfelben angenommen, dag fie das Vermeſſungs⸗ und Bonitis 
rungeregifter als richtig anerfenne und in Rüdfidt des ferneren Berfahrens anf 
die Legalität der Kommiſſion lediglich Bezug nehme, melde dann, wie es in dem 
vorigen $. 147. vorgefhrieben ift, fortfährt. 

Hals der Termin zur Erklärung über den Plan angeftanden hat. 

$. 149. Hat der Termin zur Erklärung über den von ber Kommiffion anges 
fertigten Auseinanderfeßungsplan oder über Vorfchläge, die von den anweſenden 
Intereffenten berrühren und von der Kommiſſion in der Borladung als zweckmaßig 
anerkannt und angepriefen worden, angeftanden, fo wird angenommen, bag der Plan 
und beziehungsweife die Borfchläge genehmigt worden, und es werben nad erfolg: 
ter Erledigung ober Erörterung der Cinwendungen der Anwefenden bie Aften an 
die General: Rommiffion zur Entſcheidung eingefanbt. 

Bon dem Ausbleiben im Inftruftions-Termine. 

$. 150. Steht der Termin zur Inftruftion früher angebrachter Streitpuntte 
an, fo finden im Fall eines ungehorfamen Ausbleibens des einen oder des andern 
Theile die Vorfchriften der A. G. D. Anwendung. 

Von unterlaffener Informations-Ertheilung, 

$. 151. Vorſtehende Vorfhriften $. 145. ff. finden au in dem Falle Ans 
wendung, wenn eine Barthei ihre Bevollmächtigten mit gar Feiner oder nicht zureis 
hender Information verfieht. | 

Bon der Kontumaz der Gemeinen. 

6. 152. Eben diefes findet flatt, wenn eine Gemeine ober die Theilhaber 
eines nad) 88. 82 — 84. für gemeinſchaftlich zu achtenden Intereffie insgefammt 
außsbleiben, wogegen in Bällen, wo einige Mitglieber oder Theilhaber eriäheinen, 
andere aber ausbleiben, die Borfhriften SS. 85. 86. Anwendung finden. 

Nähere Beflimmung des Vorſtehenden. 

$. 153. In den Ballen, wo die Regulirung nit ununterbrochen fortgefebt 
und alfo zu dem Ende neue Termine angefeßt worden, muß ber in den früheren 
Terminen ausgebliebenen Parthei von dem anderweitigen Termin Nachricht gegeben 
und fie dazu vorgeladen werden. Erſcheint fie auf dieſe Vorladung, fo muß fle 
auch über die in ihrer Abwefenheit vorgenommenen Verhandlungen gehört werden, 
fie muß aber die durch ihr Ausbleiben entſtandenen nutzloſen Koflen tragen und 
ben Gegnern erflatten. ben dieſes findet flatt, wenn fie fi in den nachherigen 
Terminen vor der Gntfcheidung von felhft meldet. 


VI Definitiv-Entfheidung. 


In wiefern Spezialfommiffionen definitiv verfügen fönnen. 

$. 154. Die Spezialfommiffionen koͤnnen über vorübergehende Gegenflände, 
bie blos die Vorbereitung eines ſchicklichen Ueberganges aus der bisherigen in bie 
künftige Verfaſſung betreffen, infonderheit über die Art. 39. und 50. der Deklaras 
tion gedachten Gegenftände, im Mangel einer Ginigung definitiv verfügen, uub es 
findet dagegen nur der Refurs an die Generalfommiffion ſtatt. Die Entſcheidung 
über bleibende Gegenftände und über die nach Artikel 38. auf längere Zeit zu lei: 
ſtenden Hüffspienfte, gebührt der Generalfommifflon. 

Sorgfältige Prüfung des kommiſſariſchen Verfahrens. 

$. 155. Die Generalfommiffton muß, fo oft ihr Aften der Speziallommiffion 
oder anderer Regulirungsbehörben eingehänbigt worben, ſolche forgfältig durchgehen, 
bas Verfahren ſcharf prüfen und bie entbedten Mängel und Mnzegelmäßtgtetten 
rügen. Dieſes muß mit vorzüglicher profi gefhehen, wenn Akten zur Entſchei⸗ 
bung eingefandt werben; fie muß babei der beſchraͤnkten Befugniß des Reviftene; 
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kollegii eingeben? fein, unb allen Fleißes auf Sründlichkeit und Bollftänbigfeit der 
Entwidelung erſter Inftanz halten. 
Form ber Entfcheibung der Generalkommiſſion. 

$. 156. Aud die Definitiv:Entfcheldungen der Generalkommiſſion erfolgen in 
ber Form von Refolutionen. Diefe müffen aber mit Gründen unterftüßt, Entfcheis 
dung und Gründe müſſen auch ſcharf abgefondert fein, bergefalt, daß niemals dar: 
über Zweifel entfliehen kann, was zu der Einen oder der Andern gehört. 

Publikation derſelben. 

$. 157. Sie werden, wie die Erfenntniffe der Gerichte auf bie in der Ge⸗ 
rihtsordnung vorgefchriebene Art, den Intereffenten publizirt und dieſe find dabei, 
wegen ber dagegen zuläffigen Rechtsmittel, der Wirkung berfelben, der Zeit ihrer 
Ginfegung und ber Folgen der Verabfäumung diefer Friſt, zu belehren. 


VI. Errichtung des Rezeifes. 


Wann der Rezeß abzufaflen fei. 
$. 158. Sobald über die Auseinanderfegung ein gütliches Abkommen erreicht, 
oder die Sache in ihren wefentlichen Punkten entfchieden und bie Nebenpunfte regu⸗ 
firt worben, muß nad Maaßgabe der Vergleiche und ber Entfcheidung, der Aus: 
einanberfeßungsrezeß entworfen werben. Sind auch noch einzelne Punkte in ber 
Appellationsinftang anhängig und betreffen biefe ſolche Gegenſtaͤnde, worüber in 
weiter Inflanz nur auf eine Entſchädigung erfannt werben Tann, oder treten bie 
in $$. 132 — 135. näher beftimmten Fälle ein, in welchen ber noch ſchwebenden 
Streitigkeiten ungeachtet, mit der Planberehnung verfahren werden Tann; fo if 
dennoch zur Aufnahme des Rezeſſes zu fchreiten und foldhen Walls in demſelben 
nur das Nöthige darüber zu bemerken. Eben das findet wegen der Provofationen 
auf höhere oder geringere als die Normalentfhädigung ftatt. 
Wie er abzufaflen fei. 
$. 159. Der Rezeß muß eine deutliche und beftimmte Beſchreibung des Re: 
fultats der Auseinanderfegung in Abfiht der Hauptgegenflände und der Neben: 
punkte enthalten. Es müflen darin die neuen Grenzen ber beiverfeitigen Befiguns 
gen mit möglichfter Genauigkeit, alle fortdauernde Befugniffe, die ein Theil auf den 
efigungen des anbern etwa behält, und alles was ein Theil dem anderen in Ges 
folge der Auseinanderfeßung, es fei fortbauernd oder temporell, zu leiften hat, nebſt 
den Veränderungen, bie in Folge der Auseinanderfepung In Rückſicht der Abgaben 
an dem Staat, Kirche, Pfarre ır. und in Rüdfiht der Kommunallaften und fon - 
ſtigen Sozietätsverhältniffen entftanden find, ganz beftimmt beſchrieben werden. 
Wer ihn abzufaflen habe. 
$. 160. Die Entwerfung deffelben geidhieht von dem ad hungee 
fommiffer. If diefer jedoch ein Defonomiefommiffar, fo fteht e6 dieſem frei, fich 
Dazu bes Kreis» Jufigbeblenten ($. 61.) zu bedienen. 
nfendung des Entwurfs zur Prüfung. 
$. 161. Der Entwurf des Rezeſſes muß vor beffen Vollziehung mit den 
Akten der Generalkommiſſion zur Prüfung eingefandt werben. 
orauf die Prüfung zu richten ſei. 
$. 162. Diefe muß das ganze Berfahren ber Kommifflon und ben Inhalt 
des Rezeſſes in Abſicht feiner Beſtimmtheit, Dentlichkeit und Aktenmaͤßigkeit ſcharf 
beurtheilen. Sie muß vorzliglich | 
1) den Legitimationspunft, 
2) das Interefie derjenigen moralifchen Perfon, für die fie nah $. 17. von 
Amtswegen zu forgen hat, 
3) bie ig obliegende Vorſorge für die nicht zugezogenen Realglaͤubiger, Lehns⸗ 
und Fideikommißfolger und 
4) das landespolizeiliche Intereſſe 
berüdfichtigen. 
$. 163. Findet fie dabei Ausftellungen, fo muß fle die Spezialfommiffion 
an len und derfelben zugleich vorfägreiben, welchergeftalt den Erinnerungen 
abzuhelfen fei. 
$. 164. Sind die Intereffenten bei biefer Nachverhandlung zu Feiner ange: 
meſſenen Bereinigung zu vermögen; fo entfcheidet die Generalkommiſſion wegen 
ber folchergeftalt unerlebigten, imgleichen wegen der don von ber Spezialtoms 
wikon ee halion gebrachten, Ausftellungen nad näherer Beflimmung in 
en 88. 155. ff. 
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$. 165. In eben der Art ($. 162. ff.) verfährt fie, werm ihr Megefle, bie 
nicht unter ihrer Leitung, fondern unter Leitung der 88. 65. ff. gedachten Behoͤr⸗ 
den, ober ohne alle Mitwirkung einer öffentlihen Behörde geſchloſſen worben, zur 
Beflätigung eingereicht werben. 


Vollziehung des Rezeſſes. 
8. 166. Die Vollziehung des Rezeſſes von Seiten der Intereſſenten, muß 
allemal vor einem als Richter qualifizirten Suftigbebienten geſchehen; die Zuziehung 
des Dekonomiefommiffar ift dabei nüplich aber nit durchaus nothwendig. 


Pfllicht des Vollziehungs⸗Kommiſſar. 

$. 167. Des erſteren Pflicht if es, nicht nur für eine legale Vollziehung 
Sorge zu tragen, und aljo den Intereffenten, befonders den bäuerlichen, ben Ins 
halt —88 zu erläutern, ſondern er muß auch, in ſofern er nicht ſelbſt der Ver⸗ 
faſſer ift, die Faſſung deſſelben in Abficht ihrer Beftimmtheit und Deutlichkeit und 
den Legitimationspunft der Pariscenten prüfen. Binden fih dabei wider Erwarten 
noch Ausftellungen, fo muß er ſolchen möglihft abhelfen, und wie biefes geſchehen, 
in dem dem Mezeß anzubängenden Bollziehungsprotofoll bemerken. 


Von der Betätigung. 
$. 168. Wenn bei dem Rezeſſe nichts zu erinnern, ober die dagegen gemach⸗ 
ten Grinnerungen erlebigt find, derſelbe aud gehörig vollzogen worden, wird die 


Beftätigung ertheilt. 
Wirkung des beftätigten Rezeſſes. 

8. 169. Der foldhergeftalt vollzogene, und von der Generallommiffion bes 
flätigte Rezeß, hat die Wirkung einer gerichtlich beftätigten Mrfunde. Es bebarf 
deſſen Berlautbarung vor dem Richter der Sache nit weiter und es kann auf 
defien Grund die Srefution verfügt werden. 

$. 170. Aud wird durch benfelden das Auseinanderfegungs» Verfahren bers 

eftalt abgefähloffen, und es gehört zu den Obliegenheiten des mit ber Vollziehung 
Beauftragten Suftizbebienten, die PBartheien darauf aufmerkfam zu machen, daß bie 
ur Sache zugezogenen Interefienten nicht nur mit feinen Ginwendungen wegen ber 
ierin beftimmten Gegenflände, fondern auch mit feinen Nachforberungen auf Redite, 
welche ihnen Hinfichtlich diefer Regulirung zuftändig gewefen wären und dabei übers 
gangen find, weiter gehört werben fönnen. Dem gemäß ift Feiner ber Interefienten 
irgend eine Ginfhränfung feines Gigenthums weiter, als biefenigen, welche ent 
weber durch allgemeine Geſetze beftimmt, ober in dem Mezefie ausdrücklich vorbes 
halten find, zu dulden gehalten. Gleichmaͤßig verbleiben alle Grundſtücke und 
Bertinenzien, welche nicht anderen überwiefen end, dem bisherigen Befiger, blos 
mit Ausnahme der vormaligen Grundgerechtigfeiten, welche das Gigenthum ber 
Mitintereffenten beläftigen, und dem gemäß nad dem obengebachten Grundſatze, 
außer dem Balle nothwendiger Servituten oder des ausdrücklichen Vorbehalte, er: 


loͤſchen. 

6.171. Nur: 
1) wegen der nach der Auseinanderfegung von ben Nachbarn einander zu vers 

flattenden Wege und Triften; 

2) wegen der Graben zur Ent: und Bewäflerung der Grundſtücke; 

3) wegen Benugung der Gewäfler zu Viehtraͤnken; 

A) wegen der Lehms, Sand: und Mergel: Bruben; 

5) wegen ber Ginhegungen ; Ä 

6) wegen Vergütung des Düngungdzuftandes; . 

7) wegen bes Koftenpunfts 
findet, wenn barüber im Auseinanderfegungsrezeß nichts beftimmt worden, innerhalb 
Jahresfrift nad der Ausführung, no eine Nachverhandlung mit eben ber Wirfung 
ftatt, als ob fih die Sache noch in berfelben Lage befände, worin fie zur Zeit ber 
Auseinanderſetzung war. Es ift jedoch dahin zu fehen, daß die bereits regulirten 
Berhältniffe nicht weiter alterirt werben, als fo weil es unumgänglich nöthig ift, 
um das noch auszugleichende Intereffe zu befriedigen. 


Aushändigung deſſelben. 
$. 172. Der mit der Berätigungsurfunde verfehene Rezeß, wird der Spezial⸗ 
fommiffion zur Publikation und ——— ber für die Intereſſenten beſtimmten 
ne efielben, mit den erforderlichen Anwelfungen wegen ber Ausführung, 
erian 
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VII. Fechtemittel gegen die Entſcheidungen der Generalkommiſſion. 
In welchen Fällen die Appellation zuläffig fei. 

$. 173. Gegen Entfcheidungen der Generals — über landespolizei⸗ 
liche und ſolche Gegenſtande, die das Intereſſe der nicht zugezogenen eingetragenen 
@läubiger, Lehns⸗ und Fideikommißfolger betreffen, findet feine Appellation, ſondern 
nur der Rekurs an das Miniftlerium des Innern innerhalb 4 Wochen, vom Tage 
der Belanntmahung, ftatt. 

Betrifft jedoch die Beichwerde den Erſatz bes Schadens, ber aus foldden in 
landespolizeilicher Hinfict ergangenen Verfügungen entfteht, 3. B. die Entſchädigung 
dafür, daß flipulirte, perpetuirliche Hülfspienfle auf das gefeßmäßige Maaß reduzirt, 
und flipnlirte Laudemien als unzuläffig verworfen worden; fo fann fie allerbinge 
im Wege der Appellation geltend gemadt werben. 

$. 174. Dagegen ift gegen alle übrige, das Intereffe der Partheien allein 
betreffende Definitiv» Entfcheidungen der General-Kommiffion, das Rechtsmittel der 
Apvellation zulaͤſſig. Dahin gehören auch ſolche Entfcheidungen, die fie zum Beften 
derjenigen moralifhen Berfonen, als des Fisci, der Kirche ıc. deren Intereſſe fle 
von Amtswegen wahrzunehmen verpflichtet ift, hat ergehen laſſen. 

Summa appellabilis. 

$. 175. Es muß aber der Gegenſtand der Appellation, nach ben Vorſchrif⸗ 

tn der 1. G. O. P. I. Tit. XIV. $. 3. berechnet, über SO Rthlr. Kourant bes 


tragen. 
Appellations : Frift. 

$. 176. Die Appellation an das NReviflons - Kollegium muß bei Berluf des 
Rechtsmittels innerhalb 10 Tagen, nad der Publifation des Beſcheides, bei ber 
Behörde, durch welche bie Publikation gefchehen ift, oder dem General⸗Kommiſſariat, 
oder ber vorgefeßten Inſtanz, eingelegt werben. 

Reftitution. 

$. 177. Wegen verfäumter Friften, findet die Reftitution nur in ben 88. 34., 

35. Tit. 14. Theil I. der A. G. D. beflimmten Fällen flatt. 
Bolle Wirkung der Appellation. 

$. 178. —* ſtreitiger Theilnehmungsrechte findet die Appellation ber Regel 

nad, mit voller Wirkung flatt. 

Dahin gehört: 

1) ob das Gpift nach der Qualität des Hofes ober bes Verleihers, ober nad 
dem Mechtstitel des Befigere, auf eine gegebene Stelle überall Anwendung 
findet oder nicht? 

2) ob der Prätendent für feine Perfon einen rechtlichen Anſpruch auf bie 
Stelle Hat? 

3) ob die Stelle erblich oder nicht erblich befeflen wird. 

4) die Entſcheidung über die Pertinenzien des Hofes und die Grenzen berfels 
ben, über ben Betrag der gegenfeitigen Leiftungen, und überhaupt wegen 
aller Verhaͤltniſſe, welche die Größe der refp. den Butsheren ober ben 
Bauern zukommenden Abfindung in Land, Kapital oder Rente beftimmen ; 

5) ob die befonderen auf dem bäuerlihen Hofe befinblihen Wohngebäude zum 
Hofe, ober als befondere Tagelöfnermohnungen ze. zu den der Gutsherr⸗ 
ſchaͤft vorbehaltenen Gebiuden gehören? (Artikel 33. der DeHaration) 

6) ob bie Hirtenhäufer der Gutsherrſchaft ober den bäuerlihen Wirthen ges 
Hören? (Artitel 34. a. a. O.) 

7) ob und in wie weit die Hofwehr dem Gutsheren zugehört? ($. 18. des 


) 

8) in wie weit die Butsherren ober Bauern auf Kalfbrüde, Torfſtiche, Gru⸗ 
ben von Mergel oder andern mineralifden Dünger:Erden Anſpruch haben? 
(Artikel 74. der Deklaration) 

9) ob der Gutsherr Anſpruch auf Entfhäbigung wegen der feit Publikation 
bes Gifts vom 14. September 1811 behrittenen Neubauten und Haupts 
reparaturen Bat? 

überhaupt: 

40) die Entfgeidung aller Rechtsverhaͤltniſſe, welche auf die Auseinanderfehung 
Einfluß Haben, infofern fie ohne Dazwifchenkunft des Cdikts vom 14. Sep⸗ 
tember 1811, und ber in Folge deſſelben vorzuncehmenden Regulirungen, 
und ber mit demfelben zu verbindenden Gemeinheitstheilung und fonfligen 
Anseinanderfegungen Hätten zur Fragen kommen und in Streit gezogen 
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werben können, und denn fo geeigenfchaftet geweſen wären, daß fie in den 
Meg Rechtens gehört hätten. 

F. 179. Mit gleicher Wirkung findet die Appellation darüber flatt, ob bie 
Entihädigung in Land oder Kornrente anwendbar if? 

6. 180. Desgleichen in allen Bällen, wenn über bie von der General: Koms 
miſſion in Kapital cder Rente feſtgeſetzten Entfchäbigungen geftritten wird, ſowohl 
wegen ber Berpflichtung dazu, als wegen ber Höhe derſelben. 

$. 181. Außer diefen Bällen (8. 178. ff.) bat die wegen der Ausgleihung 
der Theilnehmungsredhte von der General: Kommilfion getrofene Entſcheidung bie 
im Art. 109. der Dekl. v. 29. Mai 1816 beflimmte Folge, daß nämlih ber Appel: 
lation ungeachtet, mit der Ausführung verfahren werden muß umd das Erkenntniß 
des Reviffions-Kollegii nur auf anderweitige Gntfhädigung bes Appellanten gerich⸗ 
tet werben fann. 

Dem gemäg ift: 

$. 182. Die Abänderung bed A ndeinanberfegungeplang rüdfichtlich der Land: 
entſchaͤdigung niemals Gegenftand des Appellations - Erfenntniffes, und zwar ohne 
Unterſchied der Fälle: 

ob derfelbe blos die unmittelbaren Intereffenten der bäuerlihen Regu: 
lirung, die Anweifung der herrfchaftlichen Landentigädigung und die Subrepar- 
tition unter den bäuerlihen Wirthen oder andern babei, als wegen des ned 
$. 57. D. des Edikts und Art. 20. der Deflaration erforberlihen Umtaufches der 
Ländereien, oder wegen ber hiermit verbundenen Gemeinheitstheilungen Fonfurs 
rirenden fremden Intereffenten betrifft? ob die bäuerlidden Wirthe auf 
derfelben Feldmark abgefunden, oder nah $. 45. des Edikts und Art. 24. und 
94. der Deklaration translozirt worden? ob die Auseinanderfeßung mit oder ohne 
Separation gefchieht? ob die Zuläffigkeit des veranlaßten Umtaufches, der Ges 
meinheitstheilung oder der Translofation, oder nur bie diesfaͤllige Abfindung 
freitig war? ob die Nusweifung der Landentſchädigung auf Vermeſſung und 
Bonitirung oder auf allgemeine Ueberſchlaͤge gegründet it, oder mittel der in 
86. 13., 42., 43. der Gifts und 8. 111. ff. diefer V. gedachten Theilungs: 
arten veranlaßt, und hierbei oder bei der Vermeſſung und Bonitirung gefehlt 
worden? 

$. 183. Daſſelbe findet auch wegen anderer in Naturalobjekten beſtimmten 
Ausgleichungspunkte und Vorbehalte des Auseinanderſetzungsplans ſtatt, als: 

1) wegen der nach $. 13 litt. c. bes Edikts und Art. 22. ber Deklaration ver: 
fügten Beichränfung des Viehſtandes und der Waldweide⸗Diſtrikte der Dienft: 
einfaffen; der Regulicung ber beiberfeitigen Biebflände nach Art. 23. u. 27.; 
der Entſchaͤdigung für den Abgang ber Hütung auf den zwifchen dem Ab: 
findungslande gelegenen Ländereien der Gutsherrſchaft nach Art. 26.; ber 
Befreiung eines Dritteld der Aderländereien der Dorfseinfaflen von ber 
peria lien Hülung mit den Schaafen nad $. 14. bes Brilts und Art. 

7. der Deklaration; überhaupt wegen aller und jeder noch vorbehaltenen 
einfeitigen ober wechjelfeitigen Hütungsgerechtigkeiten auf den Grundftüden 
eines oder des andern Intereflenten, und der wegen beren- Ausübung ſtatt⸗ 
findenden Regeln und Ginfchränkungen; 

2) wegen ber vorzubehaltenden Wege, Triften, Trantflätten, Grenzbefeſtigungen, 
Bewäſſerungs⸗ und Abwäfferungsanftalten ; 

3) wegen bes ben bäuerlichen Wirthen Fünftig noch zufommenden Brennholz- 
materials nad $. 15. und 50 ff. des Ebifts und Art. 30. der Deflaralion; 

4) wegen Feſtſetzung des Maaßes, in welchen die bäuerlichen Wirthe bie Foſ⸗ 
filien Künftig nah Art. 71. der Deklaration mit benutzen bürfen; 

5) wegen. der Streitigkeiten unter Paͤchtern und Verpaͤchtern, rüdfichtlih der, 
durch die bäuerlichen Regulieungen und biermit verbundenen Gemeinheits⸗ 
theilungen veranlaßten neuen Wirthfchaftseinrichlungen, in fofern deshalb 
eine Appellation zuläffig iſt (cf. Art. 118. und 120. ber Deflaration). 

$. 184. Die Entiheidung des Revifions-Kollegii über bie gegen dergleichen 
Beflfeßungen der General-Rommiffion ($. 181.) erhobenen Befchwerden, erftredt fi 
allo darüber, ob biefelben an fi) begründet, und weldhe anderweitige in Kapital 
ober Rente zu beflimmende Entfhädigung dem Appellanten zu gewähren iR? 


Inſtruktion der Appellation. 
$. 185. Die Infruftion des Appellatorti erfolg zwar von ber Speziel⸗Kom—⸗ 
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—2* im Ball aber der Kommiffarius nicht ſelbſt ein Juſtiz-Bedienter iſt, durch 
olchen. 
* Wie dabei zu verfahren ſei. 

$. 186. Ge müſſen dabei die Vorſchriften der Allgemeinen Gerichtsordnung 
beobachtet werden, und find daher Deduktionen zuläſſig. 

uziehung eines andern Oekonomie⸗Kommiſſar. 

$. 187. Kommt es dabei auf wirthſchaftliche Fragen an, fo muß ein zweiter 
Oekonomie⸗Kommiſſar zugezogen, und wenn biefer mit dem der erſten Inſtanz vers 
fhiedener Meinung if, unter beiden über die Gründe berfelben Behufs gehöriger 
Borbereitung der Entfcheidung des RevifionssKollegii verhandelt werben. 

Buziehung neuer Taranten. 

$. 188. Betreffen die Beſchwerden die Bonitirung und Tare der im $. 127. 
gedachten Segenflände, fo müſſen andere für dergleihen Geſchäfte gebildete Sad: 
verſtaͤndige zugezogen und mit deren Bernehmung, wie im $. 187. wegen ber Oeko⸗ 

—— beſtimmt iſt, verſahren werden. Auch in dieſem Falle bleibt es 
bem RevifionssKollegio überlaſſen, bei der Entſcheidung einen dritten Sachverſtaäͤn⸗ 
digen ald Obmann zuzuziehen. 

Bon neuen babei vorkommenden Punkten. 

$. 189. Kommen dabei ganz neue Punkte, welche mit andern bisher fchon 
Rreitig gewefenen in Berbindung flehen oder von foldhen abhängig find, vor, fo 
muß auch darauf die Inftruftion gerichtet und darüber in dem Appellations;Grfennt- 
niffe erkannt werden. Im Fall daher auch bei Gegenftänden, in Rüdfiht welder 
das Revifionss Kollegium in zweiter Inſtanz nur auf Entſchaͤdigung erkennen kann, 
in erſter Inflanz über ben Betrag tes Schadens nicht eventuell erfannt worden, fo 
muß dennoch darauf in zweiter Inſtanz die Ausmittelung und Entſcheidung gerich⸗ 
tet BA Diefe Ausmittelung ift aber bei bleibenden Gegenſtaͤnden auf Kornrente 
zu richten. 

Unzuläffigfeit einer dritten Inflanz. 

F. 1%. Gegen die Brfenntniffe des Revifions  Kollegii findet die Berufung 
auf ein drittes Erkenntniß nicht ftatt. 

Rechtsmittel gegen Kontumazialverfahren. 

$. 191. Gegen die ergangenen KontumazialsEntfcheidungen ber Generals Kom: 
miffion finden die, in ber — G. O. P. J. Tit. XIV. $. 69—79., und deren Ans 
Bange $. 124 — 127., beitimmten Nechtömittel unter den darin beſtimmten Maaß⸗ 
gaben, jedoch die Nekitution nur in dem Kalle flatt, wenn ber Grtrahent durch 
bie 3 73. gedachten Hinderungsurſachen von der Abwartung des Termins abgehal⸗ 
ten iſt. 

$. 192. Wegen des in den Faͤllen $. 151. verfügten Kontumazial⸗Verfahrens 
it nur die Appellation zuläffig. 

Nähere Beitimmung wegen bes Meftitutions:Berfahrens. 

$. 193. Da es au nad der individuellen Bewandtniß der Sache unmöglich 
it, daß die zur Wiedereinfeßung in den vorigen Stand ſich meldende Barthei in 
der Berufung darauf fi vollftändig einlaffe, weil fie nicht im Beſitze der bisheri- 
gen Verhandlungen ift, fo foll ihr, in Borausfeßung, daß den übrigen Grforbers 
niffen ber A. G. O. $. 71. Tit. XIV. Genüge geleiftet if, oder die Erklärung bes 
Gegentheile $. 125. des Anhanges beigebracht wird, eine verhältnigmäßige nicht zu 
verlängernde Friſt beſtimmt werben, binnen welcher fie ſich vollländig einzulaffen 
Bat. Sie muß aber dazu durch Vorlegung der Akten ober Ertheilung der Abfchrif- 
ten, die zu ihrer völligen Information dienen, in Stand gefebt werden. 

$. 194. Die zur Reflitution verftattele Parthei muß fh in dem alle, wenn 
inzwifchen mit der Ausführung des Kontumazial-Befcheides ſchon vorgefähritten iR, 
diejenige Art der Abfindung gefallen laſſen, welche ihr ohne Zerrüttung des Haupt: 
planes der Auseinanberfehung und ohne Nachtheil für die Hierauf gegründeten 
wirthihaftlihen Ginrichtungen gewährt werben lann. 

8. 195. Uebrigens finden bie im Tit. XVI. Th. 1. der A. G. O. beflimmien 
Rechtsmittel in vorkommenden Faͤllen auch wegen der im $. 171. fi. gedachten De: 
— s Entfcheidungen der General⸗Kommiſſion und bes Reviſions⸗Kollegii An⸗ 
wendung. 

IX. Ausführung der Auseinanderſetßung. 
Was dahin gehört. 
— 8. 196. Die Ausführung der Auseinauderfehung begreift nicht allein bie 
Mebesgabe der jebem Theile gebührenden Brunbantheile und befinitige Lolalbeſtim⸗ 
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mung ber Grenzen berfelben, fonbern auch die Beritigung der in Folge der Aus⸗ 
einanderfeßung erforderlihen Eintragungen in das Hypothekenbuch des Ober ans 
besgerichts und die bei den Untergerihten neu zu errichtenden Hypothekenbücher, 
imgleichen die Berichtigung aller anderen Gegenſtände, die zwifchen den Intereflens 
ten oder Paͤchtern nod zu regnliren find. 

$. 197. Die Kommifftion muß unter Neberveihung der Ausfertigungen ber 
Mezefie bei der Hypothelen: Behörde die erforderlichen Eintragungen und die Errich⸗ 
tung neuer Hypothefenbücher veranlaffen. 

$. 198. Sie muß nunmehro, wenn es nit fhon früher gefchehen iſt, bie 
erforderlichen Unterfuhungen, Behufs der nach Art. 54. und 55. der Deflaration 
von der General: Kommiffion zu ertheilenden Attefte, vornehmen oder veranftalten; 
die Auselnanderfeßung zwifchen den Pächtern und Verpächtern nad Art. 116. und 
148., wegen der Koflen zur Vermehrung des gutsherrliden Inventarti and Bers 
fhaffung der erforderlichen Gebäude, fowie die Art. 120. bemerkte Entf häbigung 
in Güte reguliren oder fehtfeßen, wogegen nur der Rekurs an die Generals Kommifs 
fion flattfindet. Auch muß fie die wegen ber neuen Wirthichafts-Binrichtungen, als 
wegen der neuen Belveintheilung und Fruchtfolge u. f. w. zwiſchen den Paͤchtern 
und Berpächtern zu regulirenten Punfte gütlich zu vermitteln fuchen, oder zur Ent⸗ 
fheidung der General: Rommifflon vorbereiten. 

$. 199. Sie muß ferner in Gemäßheit des Art. 65. der Deklaration ben 
Werth der bäuerlichen Höfe ausmitteln und feflfeben, und gegen die besfallfigen 
Entfeidungen findet ebenfalls nur der Rekurs an die GeneralsKommiffion flatt. 

. 20. Eben fo muß fie die etwa bei der Haupt > Regulirung anfer Acht 
gelaſſenen Itebenpunfte, in Rüdfiht der Wege, Triften, Wäflerungen ıc. reguliren 
und im Mangel eines Vergleichs die Entfcheidung der Generals Kommiffion vorbes 
reiten. 

Ausführungss Protokolle. 

6. 201. Ueber die Ausführung ber Auseinanderfeßung muß ein von den Ins 
tereffenten zu vollziehendes Protokoll aufgenommen werben, und daraus muß bers 
vorgehen, wie überhaupt die Ausführung gefchehen if, die oben gedachten Neben: 
punkte regulirt worden, und bei weldhen bie Entſcheidung der Generals Kommifflon 
u erwarten fei. Dieſes Protokoll muß den Intereffenten ansgefertigt und übers 


andt werden. 
Zeit der Ausführung. 

$. 202, Die Ausführung der Auseinanderfegung erfolgt der Regel nad erſt 
nad) der Beftätigung bes Rezeſſes in dem durch Einigung ber Interefienten oder 
von der General: Kommiffion beflimmten Zeitpunft. efehwerden gegen ihre bes; 
fallfige Beſtimmung eignen fi nur zum Rekurs an das Minikerium des Innern. 

$. 203. ine Realifirung der Auseinanderfeßung vor der Bekätigung bes 
Rezeſſes kann der Regel no nur mit Genehmigung aller Intereffenten geſchehen. 
Sind jedoch diefe in ihren Weinungen getheilt, oder trägt die Spezial: Kommiffton 
wegen der von ihr befonders wahrgunehmenden Intereflen Bedenken, ihrem gemeins 
ſchaftlichen Befchluffe nachzugeben, fo entſcheidet die General⸗Kommiſſion nach dem 
Grundſatze: ob auf der Seite derjenigen, welche die Realiſirung wünſchen, oder 
auf der anderen Seite der größte Nachtheil bevorſteht? und gegen ihre desfallſige 
Beklmmung findet nur der Refurs an das Minifterium des Innern flatt. 

$. 204. Es müflen jedoch diejenigen, die aus der ungewöhnli früheren 
Ausführung Schaden leiden, von denjenigen, welche davon Vortheil ziehen, ent 
chädigt, und wenn fie foldhen in den Fällen der 58. 131. ff. in Land erleiden, 
—F ſolcher nach den eben daſelbſt getroffenen Beſtimmungen, in Natur erſetzt 
werden. 

Zwangsmittel zur Ausführung. 

8. 205. Das Recht der Vollſtreckung gebührt der General⸗Kommifſton und 
der von ihr in der Sache beauftragten Spezial⸗Kommiſſion, nicht bloß wegen ihrer 
und der Entſcheidungen des Reviſtons⸗Kollegii, ſondern auch der unter ihrer Da⸗ 
Anifenfunft vollzogenen oder von ihr bloß beftätigten Auseinanderfe ung6s®ezefle. 

ird darauf jedoch Innerhalb Iahresfrift nad eingetretenem Mealifattonstermin 
nicht angetragen, fo fönnen die Intereffenten biefelbe nur bei den ordentlichen Se⸗ 


richten nachſuchen. 
Aſſervation des Rezeſſes. 
$. 206. Nach vollſtändiger Ausführung ber Auseinanberfehung wird das 
Haupteremplar des beſtatigten Auseinanderſeßgungs⸗Nezeſſes mit einer vidimirten 
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Abſchrift bes von ber Spezial: Kommiffion über bie Ausführung aufgenommenen 
Realifizungs = Protofoll® und den dazu gehörigen Karten und Bermeflungsregiftern 
dem Kreislandrath überfandt, in deſſen Degitratur diefe Verhandlungen fernerhin 


aflervirt bleiben, 
Aſſervation der Rommifflonsaften. 

$. 207. Die Kommilfionsaften und das Duplifat der Karten und das Vers 
meffungsregifter werden der General: Kommilfion mit dem vorgedachten Hauptberichte 
zur Hinterlegung in deren Archiv übermadt. 

$. Jedem Intereſſenten müflen auf fein Berlangen und gegen Grflattung 
ber Koſten von allen Separations⸗Verhandlungen, Karten und Bermeflungsregiftern 
in beglaubter Form Abfchriften oder Extrakte eriheilt werben. 


X Koſtenpunkt. 
In bloßen Regulirungsfällen. 


$. 209. Die Koften der Auseinanderfehung werben zur Hälfte von ber Guts⸗ 
herrſchaft, zur anbern Hälfte von ben bäuerlichen Mieten getragen und bie auf 
leptere fallende Hälfte nah Verhältniß der Größe ihrer Befigihümer vertheilt. 
In Berbindung wit Gemeinheitstheilungen. 

$. 210. Wird damit die Gemeinheitsiheilung anderer Grundſtücke verbunden, 
fo nehmen die Interefienten nach den Grundſaͤtzen ber Gemeinheitstheilungs Orb» 
nung an den biesfälligen Koften Theil. 

In Rüdfiht der Incidentpunfte. 

8. 211. Wegen der Regulirung anderer Incidentpunkte findet die Theilnahme 
eines Dritten an den Koften der Regulizung nur in fofern, als ihm daraus befons 
bere Vortheile erwachſen und dann im Verhaͤltniß derfelben flat. Außer diefem 
Ball aber koͤnnen dergleichen auf Anlaß der bäuerlihen Regulirung zur Sache ges 
zogenen Intereffenten feine Koſten zur Laft gelegt werben. 

In Prozeſſen. 

$. 212. Die vorgedadhten Beſtimmungen ($. 209. ff.) verfiehen fi nur von 
denjenigen Koften, weldye zur orbnungsmäßigen Ginleitung der Sache und Auseins 
andesfegung der Interefienten ſchlechterdings erforberlih find. Dagegen find bie 
Koften aller Weiterungen, welche von einer oder der andern Seite erhoben werben, 
dem fultumbirenden Theile nad den allgemeinen Grundſaͤtzen wegen ber Prozeßs 
often zur Laſt zu legen. 

Bon Stempeln ꝛc. ıc. 

$. 213. Die Interefienten follen jedoch außer den bei ben orbentlihen Ge⸗ 
richten wegen ber zu beren Reffort gehörigen Prozeffe und neuen Gintragungen in 
die Hypothefenbücher, imgleichen der bei den Reviſions⸗Kollegien auflaufenden Kos - 
ſten nur die Diäten der Kommiffarien und andern zu ben baaren Auslagen gerech⸗ 
neten Koſten entrichten, im Uebrigen aber die Sportel: und Stempelfreiheit genies 

n; leßtere benfelben auch wegen der auf den Grund der Megulisung erfolgenden 
intragungen in bie Hypothekenbücher zu flatten kommen. | 

Auch bleibt dem Minifterio des Innern vorbehalten, auf ben Antrag ber Ges 
neral⸗Kommiſſion, denjenigen Qutsherrfchaften und Gemeinden, welche ber Beihülfe 
des Staats bedürfen, durch beſondere Nachgiebigkeit die Auseinanderſehung erleich⸗ 
tern, den Borfchlägen der Kommilfion, wegen „predmäßiger Separation und Eins 
theilang ihrer Srundflüde Gehör geben, bie Auseinanderfeßungstoflen ganz ober 
zum Theil zu erlaflen. 

8. 214. Der Koftenanfah geſchieht übrigen® nach dem biefer Berorbnung ans 
gehaͤngten Reglement. ') 

egeben Berlin, den 20. Juni 1817. 
Friedrich Wilhelm, 


C. Fürft v. Harbenberg. v. Kircheifen. Graf v. Bülow. v. Schuckmann. 
(8. ©. 1817. ©. 161. Nr. 330.) 


1) An die Stelle dieſes Regl. iR das Koflen-Regul. v. 25. April 1836, nebſt 
der Inſtr. v. 16. Juni 1836, getreten, weshalb das Regl. v. 20. Juni 1817 nicht 
mit abgebrudt if. 


Sanbes-Kultur-Gefehg. Bd. 1. 28 
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II. 


Geſetz v. 7. Juni 1821 über die Ausführung der Gemein⸗ 
heitstheilungs⸗ und Abloͤſungs⸗Ordnungen. 


Wir Friedrich Wilhelm, sc. ıc. 

Um die Ausführung der heute von Uns über die Theilung der Gemeinheiten 
und Ablöfung der Dienfte, Raturals und Geldleiſtungen ber auf Cigenthum, Erb⸗ 
pacht und Erbzins angefeflenen Grundbeſitzer, erlaffenen Orbnungen, fo viel ale 
möglich, zu erleichtern, und nach übereinfimmendben Grundſätzen zu bewirken, vers 
ordnen Bi, nach eingeholtem Gutachten Unfere Staatsrathe, wie folgt: 

$. 1. Die Ausführung der beiden gedachten Drbnungen wirb den beftehenben 
Generallommifflonen übertragen, jedoch nur unter ber, ben Reviftonsfollegien bei⸗ 
gelegten Mitwirkung wegen ber rechtlichen Entfcheidung in zweiter Inſtanz. Yür 
die Provinzen, in welchen ebemals bie Franzdflfchen und Weſtphäliſchen Geſetze 

alten, und jetzt das A. L. R. eingeführt if, wird die Ansführung der Gem. Th. 
B. den nach dem G. v. 25. Sept. v. 3. Behufs der Regnlirung der bortigen gutes 
herrlichen und bäuerlichen Verhältniffe zu Magdeburg und Münfter zu errichtenden 
Generalkommiſſionen übertragen. Auch fol für dieſe Landestheile wegen der Ges 
meinbeitstheilungsfachen ein NReviflonsfollegium errichtet werben. 

$. 2. Wegen der Hierdurch entftehenden Sefchäftsvermehrung foll ber Wirs 
kungskreis der Generalfomm. für Oberfchlefien auf den Meg.:Bez. von Oppeln bes 
fchränft, und für die Bezirfe der Reg. zu Breslau und Liegnig, mit Ausfchluß der 
Dberlaufig, eine befondere Generalfomm. zu Breslau errichtet werden. Der Gen.» 
Kom. des Frankfurther Regierungsbezirts werden bie zu demfelben gehörigen ches 
maligen fächfifchen Lanbestheile und die Oberlauflg zugelegt und zum Wirkungs⸗ 
freis der Gen.⸗Kom. für die Kurmark werben die übrigen Landestheile des Herzogs 
thums Sachfen, imgleichen das Gebiet Erfurt und Amt Wandersieben, ferner bie 
vormals Sroßherzoglich Sachſen⸗Weimarſche und FürftlichSchwarzburgfebe, Unferer 
Provinz Sacfen gegenwärtig einverleibte Ortfchaften verwiefen. Der Wirkungs⸗ 
Treis des Mevifionskollegit zu Breslau erſtreckt fich über die, für die Gen.⸗Kom⸗ 
miffionen zu Oppeln und Breslau beflimmten Bezirke, und der Befchäftsbezirt 
bes Revifionsfollegii zu Berlin wird in eben dem Maaße erweitert, als ber 
Bezirk der Seneraltommiffionen zu Berlin und Soldin im Borflehenden erweitert 
worden. 

$. 3. Bei jeder Generalkommiſſion follen zwei, zum Richteramte geeignete 
and dazu verpflichtete Beamte, angeftellt fein, und deren Anftellung von Unfern 
Min. des Inn. und der 3. gemeinfchaftlich bewirkt werben. 

$. 4. Die Mitglieder der Generalkommiſſionen haben in Butanft eine ent⸗ 
fcheidende Stimme; bei einer Verſchiedenheit derſelben enifcheidet die Mehrheit, 
im alle der Stimmengleichheit aber giebt die Meinung des Benerallommiffarine 
den Ausſchlag. Wo es auf Rechtsfragen ankommt, die von der Anwendung und 
Auslegung der Gelege abhängig find, und im Allgemeinen, abgefehen von dem 
Gegenftande, das Rechtsmittel der Reviſion nach der V. v. 29. Nov. 1819 zulaffen, 
almmt der Oberfommiflarius an ber Bntfcheidung feinen Untheil. 

Diefe Feſtſetzungen finden aud, in Rüdficht der Regulirungen ber guteherr 

Tichen und bäuerlichen Berhältniffe, bie nach dem Ev. v. 14. Sept, 1811 und 
deſſen Deflarationen borgenommen werden, Statt. Die Beſtimmung des $. 25. 
der V. v. 20. Juni 1817 wegen Zuziehung des Juſtitiarius der Regierung, teitt 
daher außer Anwenbung. 

Mir ertheilen den Benerallommiffionen zum Zweck der Ausführung 
ber gedachten Orbnungen $. 1. alle die Befugniffe, welche ihnen in der V. v. 
20. Juni 1817, in Beziehung auf die Regulicungen der gutsherrlichen Berbältnifie 
der Bauern, die nicht Bigenthümer find, beigelegt worben. 

6.6. Auch follen fie ermächtigt fein, alle, bei Ausführung beider Orbnungen 
vorfommende Streitigkeiten, durch ihre Spezialfommiffionen inftrufren zu laſſen, gu 
entfcheiden, und ihre Entfcheidungen, fobald fie für rechtefräftig au achten, zu volls 
ſtrecken. Die Verfügung des $. 11. der V. v. 20. Juni 1817, wodurch einige 
Streitigkeiten an bie gewöhnlichen Gerichte verwiefen find, fällt daher weg. 
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$.7. Wir ertheilen ihnen ebenfalls die Befugnif, Dekonomielommiffarien zu 
prüfen und anzuftellen. 

. 8. Dagegen entbinden Bir fie in allen $. 11. gebachten Fällen von ber, 
8. 4. Nr. 1. der legtgebachten B. enthaltenen Pflicht, das Intereffe ber eingetras 
genen Gläubiger, der Lehns und Wideifommißfolger und anderer entfernten Theils 
nehmer von Amtöwegen wahrzunehmen. G6 liegt ihnen in dieſer Rüdficht nur 
3 * m über dieſen Gegenſtand in ben heute erlaffenen beiden Ordnungen 

mmt iſt. 

$. 9. Die ihnen $. 4. Nr. 2. a. a. O. auferlegte Pflicht der Wahrnehmung 
des Iandespolizeilichen Intereffe bleibt fortvauernd, und wird bahin erweitert, daß 
ihre Spezialfommiffarien die, $. 43. gebachten Obliegenheiten in Beziehung auf 
alles Grundeigenthum, deſſen Verhaͤltniſſe durch ihre Vermittelung verändert, und 
auf alle Gefchäfte, weiche ihnen nach dem Inhalt der in Rede feienden Berorbs 
nungen übertragen werben, in Erfüllung zu bringen haben. Insbeſondere haben 
biefe bei der neuen Bertheilung der Ländereien, und zwar ohne LUnterfchieb ber 
Fälle, ob viefelben gleich völlig auseinander geſetzt werben, ober bie Beſttzer bie 
bisher beſtandene Gemeinheit fortfeßen wollen, darauf zu halten, daß vermöge der 
neuen @intheilung die auseinandergefeßgten Grundſtücke, den Sweden der Anseins 
anderfeßung gemäß, fogleich benugt, und (cher auch bei den noch in Gemeinheit 
verbleibenden Grundſtuͤcken dereinſt, wenn ſich die Theilnehmer zu beren Aufhebung 
entfchließen, ohne große Schwierigkeit, und insbefondere möglichft ohne neuen Ums 
tauſch der Ländereien erreicht werden köͤnnen. Sie müflen nicht nur ihre Veemit⸗ 
telung einlegen, daß die möglichft vollfommenften Plantagen und deren fchidliche 
Verbindung durch Wege und Triften in Vorſchlag kommen, die Theilnehmer zu 
deren gütlicher Annahme vermogt, und die Widerfprüche Ginzelner, fey es im Wege 
bes Bergleiche oder der Entſcheidung, befeitigt werden; eondern fie türfen auch 
die hierüber genommenen, zur DBereitelung oder Erſchwerung der Zwecke der Auss 
einanderfebung gereichenden Abreden der Theilnehmer nicht geftatten, mäflen viel: 
mehr in dergleichen Bällen durch angemefiene Beventung ein anderes Abkommen 
zu bewirfen fuchen und wenn fte folches nicht erreichen fünnen, darüber zur Ents 
fiheidung der Generalfommiffion berichten. 

$. 10. In Beziehung auf das Berfahren verweilen Wir im Allgemeinen auf 
die Vorfchriften des zweiten Abfchn. der B. v. 20. Juni 1817, welde in bie 
Stelle des 43. Tit. d. I. Th. der A. G. D. tritt, finden jeboch für nöthig, fols 
gende nähere Beftimmungen und Zufäge zu machen. 

8. 11. Ergiebt fich bei einer Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen 
Derbältniffe nach Unferm Ep. v. 14. Sept. 1811 und deffen Deflarationen, ober 
bei einer Gemeinheitstheilung, oder bei einem Ablöfungsgefchäft, daß das berechs 
tigte oder belaftete Out Lehn oder Fideikommiß fey, oder wiberfäuflich beſeſſen 
werbe, und daß ber Lehnsbefiger Feine lehnsrähige Abkümmlinge (Deszendenz) bat, 
fo muß die bevorflchende Regulirung, Gemeinheitstheilung oder Ablöfung der 
Dienfte und Leitungen öffentlicd, befannt gemacht, und es allen denjenigen, welche 
dabei ein Intereffe zu haben vermeinen, überlaffen werben, bis zu einem beſtimm⸗ 
ten Termin fich zu melden, und zu erklären, ob fie bei der Vorlegung des Plans 
zugezogen feyn wollen. 

F. 12. Diefer Termin wird Sechs Wochen weit hinausgeſetzt, und zweimal 
fr den Beitungen, in den Intelligenz: und Amtsblättern der Provinz von drei zu 
drei Wochen befannt gemacht, und es wird bie Warnung Binzugefügt, daß die 
Nichterfchetnenden die Auseinanderfeßung gegen fich gelten laſſen müflen und mit 
feinen Ginwendungen dagegen werden gehört werben. 

$. 13, Diefe Berwarnung wird in Nüdficht der bis zur Borlegung bes 
Anseinanderfeßungsplans Ausbleibenden vollzogen, und if daher in den Ausein⸗ 
anderfegungsrezefien zu bemerken, daß, mwelchergeftalt, und mit welchem Erfolg bie 
Öffentliche Aufforderung geſchehen iſt. 

. 44. Bon ben Ach meldenden Theilnehmern find nur diejenigen zu bem 
Tünftigen Termin der Vorlegung des Plans vorzuladen, welche bisher ein Recht 
anf Zuziehung gemacht haben, nemlich: 

a) bei Lehnen ber Lehnsherr und der nächfle, ober bei dem Dafeyn mehrerer 
gleih nahen, die nächſten Lehnsfolger, und falls diefe außerhalb Unſerer 
Staaten wohnen, auch darin nicht angefeffen find, und fich nicht gemeldet 
haben, der Raͤchſte nach dieſen, welcher ſich in Unſern Staaten befindet; 
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b) bei Fideikommißguͤtern die naͤchſten Anwärter, A. 2. R. Th. IL Tit. 4. 
8. 87. nd f 


. und ff. 

c) bei Srhzinsgütern der Obereigenthümer: 

d) bei wiederfäuflihen Gütern der Wiederfanfsberechtigte; 

e) außer diefen, alle ſolche Theilnehmer, tie ein unmittelbares Theilnehmuugs⸗ 
recht zu haben behaupten. 

$. 15. Auch außer den $. 11. gedachten Fällen flieht es den Theilnehmern 
fret, auf öffentliche Bekanntmachung der Auseinanderfegung, zum Zwed der Ans⸗ 
mittelung unbefannter unmittelbarer Thellnehmer, mit ber in der Gem. TH. D. 
6. 157. gedachten Wirkung anzutragen. 

$. 16. Die Inftruftion der Streitigkeiten, deren Entſcheidung von Rechtes 
geundfägen hauptſaͤchlich abhängig ift, wird von dem Kreis⸗Juſtiz⸗Kommiſſarius 
(V. v. 20. Sunt 1817 $. 61.), oder einem zum Richteramte geeigneten uud vers 
pflichteten Beamten bewirkt. 

$. 17. Auch können Beamte, die ehemals ein Richterami bekleidet Haben, 
aber ehrenvoll entlaffen find, von den Generalfommiffionen in ihrem Geſchaͤftskreis 
beauftragt, und ihnen unter Genehmigung des Oberlandesgerichts bie richierliche 
Eigenſchaft beigelegt werben. 

8, 18. Die Beflimmungen ber SS. 111. und 112. der V. v. 20. Juni 1817 
finden nur bei Regulicungen gutöherrlicher und bäuerlicher Verhaͤltniſſe, bie auf 
den Grund bes Ed. v. 14. Sept. 1811 gefcheben, ftatt. 

6. 19. Der im $. 173. nachgelaffene Refurs ift in folgenden Fällen zuläfflg: 

1) wenn bie Beſchwerde ſolche Begenftände betrifft, die nad allgemeinen 
Vorſchriften zum Wirkungskreife der verwaltenden Behörben gehören, wor 
hin insbefondere die, $. 43. Nr. 1. bis 4. benannten Gegenſtaͤnde zu 
rechnen find; 

2) wenn bie Befchwerbe bie Bulaffung oder Zurüdweifung nacgefuchter Abs 
öfungen, ®emeinheitstheilungen, der Ausweiſung des hutfreien Drittels, 
einzelner Auszüge aus ber Gemeinheit und anderer, anf die nähere Beſtim⸗ 
mung und Ginfchränfung der beftehenden Bemeinheiten abzwedenden Eins 
richtungen, und tie GStatthaftigfeit der Subhaſtation des zu theilenden Ge⸗ 
genftandes betrifft; 

3) wenn darüber geftritten wird, ob bei Forſten bie Entfhäbigung ber Dienf- 
barfeitsberechtigten in Land zu geben fey; 

4) wenn über die Unvollfändigfeit und Unzwedmäßigteit der Auseinander⸗ 
fegungen und Regulirungen in wirtbfchaftlichen Beziehungen, insbefondere 
bezüglich anf einen Abban, auf ganze Plantagen und deren linterabtheis 
Iung, vorzubehaltende Wege und Triften, Viehtränken, Lehms, Sands und 
Mergelgruben, Kalfs und ‚andere Steinbrühe, Bewäflerunge: und Ent⸗ 
wäflerungsanflalten, Beſchwerde geführt wirb; 

5) wegen ber Unzweckmaͤßigkeit der neuen Orenzzüge. 

$. 20. Dem Min. des 3. fleht es in einzelnen Faͤllen frei, die ihm zu⸗ 
fländige Entfcheidung in der Refursinftanz den Revifionsfollegien zu übertragen. 

$. 21. Gegen bie in Rekursfachen von dem Min. des 3. oder dem deligirten 
Revifionskollegium ergangene Entfcheidung findet Fein weiterer Rekurs Statt. 

$. 22. Wenn durch eine, auf ben eingelegten Rekurs erfolgte Abänderung 
eine weitere Verhandlung nöthig wird, um die Theilnehmer auszugleichen, fo ges 
hört diefelbe vor die betreffende Generaltommiffion, welche auch wieder In erfter 
Inſtanz erfennt, im Ball durch jene Abänterung annoch eine rechtliche Entfcheis 
dung nothwendig geworben feyn follte. 

$. 23. Die Vorfchriften 88. 178. bis 184. der V. v. 20. Zuni 1817 wegen 
ber Wirkung der Appellation, finden auch auf Streitigkeiten Anwendung, die bei 
Semeinheitstheilungen und Ablöfungen, worauf ſich bie beiden heutigen Ordnungen 
beziehen, entftehen. 

$. 24. Gegen bie Erkenntniſſe der Reviftonskollegien findet, nach näherer 
Beftimmung der DB. v. 29. Nov. 1819 das Rechtsmittel der Revifion flatt. 

$. 25. @s ſteht den Teilnehmern frei, ohne Dazwiſchenkunft einer öffents 
lichen Behorde fowohl wegen ber Gemeinheit als auch wegen ter Dienfte und Leis 
ungen, deren Ablöfung die heute beſonders geiaffene Ordnung zum Gegenftand 
hat, ſich auseinander zu ſeßen. Es müflen aber die Aber folche Privatablommen 
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gefchloffenen Rezefie jedesmal ber Beneralfemmiffton zur Beſtaͤtigung eingefanbt 
werben 


$. 26. In GBemeinheitstheilungsfachen werben bie Koften der Vermeſſung 
und Bonitirung von allen Theilnehmern, nach Berhältniß ber Theilnehmungss 
rechie, getragen. Die übrigen Auseinanberfegungskoften tragen die Theilnehmer 
nach Berhältnig des Vortheils, welcher ihnen aus der Auseinanberfegung erwächfl. 
Das ungefähre Berhältniß dieſes Vortheils wird von ber Auseinanderfeßungss 
fommiffon ermeflen, und ber Koftenpunft von der Generalkommiſſion feflgefept. 
Die Koftenpflichtigkeit in den bei Gemeinheitstheilungen entflandenen Brozeflen 
wird nach den Borfchriften der Gerichtsorbnung beſtimmt. Während des Laufs 
ber Auseinanderfegung muß jeder Theilnehmer die Auseinanderfeßungskoften, nach 
—— feiner Theilnehmungsrechte, mit Vorbehalt künftiger Ausgleichung, vor⸗ 

ießen. 

8. 27. Die Koſten ber Ablöſungen von Dienſten und anderen Leiſtungen 
—* nach den Grundſaͤtzen der 66. 209. und ff. der V. v. 20. Juni 1817 
ve . 

- 6.28. Wegen bes Anfabes der Koften und der Stempelfreibeit finden auch 
in Gemeinheitstheilungs- und Ablöfungsfachen die Borfchriften 88. 213. und 214. 
ber gebahten V. Aumwenbung. 

$. 29. Da für die in Magbeburg und Münfter zu errichtende Generalkom⸗ 
mifftonen bereits Die Gef. v. 25. Sept. 1811 die Grundfaͤtze beſtimmen, nach wels 
chen fie Bei Ablöfungen von Dienften, Naturals und Geldleiftungen zu verfahren 
haben, fo bient ihnen das jegige Geſetz nur in Rüdficht ber Gemeinheitstheilungen 
und Ginfchränkungen zur Richtſchnur. Much erfireckt fich dabei die Kompetenz ber 
Magdeburger Generalfommiffion nur auf diejenige Theile der Provinz Sachien, in 
welchen bie Ausführung ber heute erlaffenen beiden Ordnungen nicht nach 8. 2. 
der Rurmärkichen Gen.⸗Kom. übertragen worben iſt. 

Urkundlich ac. | 

So gefchehen Berlin, den 7. Juni 1821. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm 
C. Für v. Hardenberg. v. Altenflein. 


Beglaubigt: Briefe. 
(G. ©. 1821, ©. 83, Rr. 652.) Ä 


II. 


Verordnung vom 30. Juni 1834, wegen des Gefchäfts- 

betriebe8 in den Angelegenheiten der Gemeinheitötheilungen, 

Abloͤſungen und Regulirung der gutöherrlich-bäuerlichen Ver⸗ 

hältniffe, ald Anhang zu der Verordnung vom 20, Juni 1817 
und dem Gefege vom 7. Juni 1821. 


Wir Friedrich Wilhelm, ꝛc. haben auf Anlaß mehrerer bei dem Geſchaͤfis⸗ 
beiriebe in den Angelegenheiten bee Gemeinheitstheilungen, Ablöfungen und Regus 
lirung der gutsherrlich -bänerlihen Verhältniffe wahrgenommenen Webelltände und 
sorgefommenen Bedenken und in Berüdfichtigung ber von mehreren Provinzials 
Landiagen deshalb gemachten Borfiellungen, eine Revifion ber betreffenden Ders 
ordnungen veranfaltet und verorbnen in Folge berfelben wegen Abänderung, Er⸗ 
gänzung und Grläuterung jener Berorbnungen, nad) dem Antrage Unferes Staats⸗ 
miniſteriums, wie folgt. 

F. 1. Die V. v. 20. Juni 1817 wegen Organiſation der Generalkommiſ⸗ 
fionen zur Negulirung ber gutsherrlich⸗bäuerlichen Verhaͤltniſſe, das G. v. 7. Juni 
1821 wegen Ausführung ber Gem.⸗Th.⸗ und Ablöſ.⸗O. und bie fie erläuternden, 
ergängenben und abänbernden Beftimmungen der gegenwärtigen V. Tommen bei 
allen zum Meffort ber Gen.⸗Kommiſſionen verwiefenen Auseinanderfeßungen zur 
Anwendung, weldhe die Regulirung der gutöhesrlich: bäuerlichen Verhaͤltniſſe und 
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die Ausführung der Geſetze v. 21. April 1825, wegen ber ben Grundbeſth beir. 
Rechtsverhältniffe, imgleichen die Gemeinheitstheilungss und Ablöfungs - Angelegens 
heiten zum Gegenſtande haben. Die ebengedachten Vorſchriften treten an bie Stelle 
des ©. v. 25. Sept. 1820 wegen der in Müntter u. f. w. zu errichtenden Generals 
fommiffionen (Nr. 624. der &. ©.) und der hierauf zurüdweifenden Beſtimmungen 
in den $6. 120. und 122. des Gef. v. 21. April 1824 über die den Grundbeſitz 
betr. Rechtöverhältnifie in den Landestheilen, welde vormals zum Rönigreiche Wels 
phalen gehört haben, (Nr. 938. der &. ©.) in den 6$. 96. und 98. des Gef. ». 
21. April über die den Grundbeſitz betr. Rechteverhältniffe in den Landestheilen, 
weldye zu dem Großherzogthume Berg gehört haben, (Mr. 939. der &. ©.) und 
in den 66. 93. und 95. des ©. v. 21. April 1825, wegen der den Grundbeſitz 
betreffenden Rechtöverhältniffe ıc. in den vormals zu den Franzoͤſiſchen Depart. ges 
hörig gewefenen Landestheilen. (Nr. 940. der ©. ©.) 
Zu $$. 1., 2. der B. v. 20. Juni 1817. 

F. 2. Zu mehrerer Beförderung gütlicher Vereinigungen in den zum Reffort 
ber Generalfommifflon gehörigen Angelegenheiten follen befonbere KreissBermittelungss 
behörben beflellt werben. 

Zu $$. 1., 2. des Bel. v. 7. Juni 1821. 

An die Stelle derjenigen Beflimmungen, die in den Gefehen v. 8. April 1823 
wegen Regulirung ber gutsherrlich- bäuerlichen Verhältniſſe in dem Großherzog» 
thume Poſen 2c. $$. 13., 14. und 110, imgleihen in dem Landgebiet der Stabi 
Danzig $$. 8 — 11. und 13. in ben angezogenen Geſetzen ». 21. April 1825 
wegen der ben Grundbeſitz beir. Rechtsverhältniffe zc. $. 121. und refp. $. 97. 
md 6. 94. und in ber Abloſ.O. v. 13. Juli 1829, 88. 136. und 137. über die 
Wahl und Gefhäftsführung ber Kreis:Bermittelungsbehörben getroffen find, treten 
bie in biefem Anhange eriheilten Vorſchriften, wogegen es in Beziehung auf bie 
. Grgänzung der Diftrikts:Kommiffionen bei den Beflimmungen bes 6. 135. der Abs 
loſ.⸗O. v. 13. Juli 1829 fein Bewenden behält. 

In jedem Kreife werden für die Kreis: Bermittelungsbehörben zwei bie ſechs 
zuverläffige und ſachkundige Kreis: Bingefeflene ernannt. Die Wahl diefer Kreis; 
verordneten und der Beichluß über ihre Anzahl wird den Kreis-Ständen überlaflen. 
Die für die Auseinanderfeßungs sGefchäfte beflimmte Provinzials Behörde Hat bie 
Wahl zu beflätigen. Sie kann die Beftätigung aus GOründen, worüber fie nur bem 
vorgefegten Minifterio Rechenfchaft zu geben Bat, verfagen. Wo bie Perfonen ber 
KreissBermittelungsbehörben bereitd ernannt find, behält es dabei fein Bewenden, 
vorbehältlich des Beſchluſſes der Kreisſtaͤnde wegen Vermehrung berielben. Können 
ſich die Kreisftände über die Auswahl nicht vereinigen, fo treten die Abgeorbneten 
jeden Standes zufammen, um abgefondert ihre Vorſchläge wegen Befeßung ber 
Stelle zu machen. Der Provinzialbehörbe gebührt in diefem alle unter den Vor: 
gefchlagenen die Auswahl, jedoch Hat biefelbe dahin zu fehen, nicht nur, daß bie 
tüchtigften Männer für das Gefhäft, fondern auch für jeden Stand ſolche, die fi 
Bertrauens beffelben zu erfreuen haben, ernannt werben. 

Die Kreis-Bermittelungsbehörben führen ihre Gefchäfte unter Direktion 
bes Kreis: Landrathe und ber General: Rommiffion. Sind bie für ein gegebenes 
Geſchaͤſt gewählten Kreisverorbneten über die Maaßregeln zur Borbereitung, ober 
Leitung deffelben, verfchiedener Meinung, fo giebt die Meinung des Kreis⸗Landraths 
den Ausichlag. Die in dem Kreife angeftellten Defonomie-Rommiffarien und Kreises 
Zuftizlommiffarien find auf ihre, Requifition insbeſondere 

Behufs Feſtſtellung bes Legitimationspunktes und Ermittelung ber Theilnehmungs⸗ 
rechte ber oͤkonomiſchen Berechnungen; ber Aufnahme ber Verträge u. f. w. 
ben nachgeſuchten Beiftand zu leiften verpflichtet. Bieten fi den ebengedachten 
Kommiffarien Bedenken wegen Zuläffigkeit, Nothwenbigkeit, oder Zwedmaͤßigkeit der 
Ausführung dar, fo Haben fie foldhe ber Kreis:Bermittelungsbehörbe und, wenn 
dies ohne Erfolg bleibt, dem Kreis⸗Landrathe oder ber General⸗Konmiſſion zur 
Entſcheidung vorzutragen. 

$. 4. Jeder Provofant einer Auseinanderſetzung Tann fih an ben Kreis: 
Landrath wenden, um die Dazwifchenkunft ber KreissBermittelungebehörbe zu güts 
licher Abmachung berfelben in Anſpruch zu nehmen. Doch foll, wenn ein Theil 
biefelbe verlangt, dem andern freiftehen, biefe Einwirkung abzulehnen. Sind bei 
ber Auseinanderfegung auf einer ober der andern Seite mehrere Intereſſenten bes 
theiligt, fo entſcheidet die Stimmenmehrheit auf Seiten des Provolanten über ben 
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Antrag darauf und ebenfo bie Stimmenmehrheit ber Provolaten über vie Ableh⸗ 
nung, in beiden Fallen nad den Berfonen gerechnet, und es ift bie Obliegenheit 
des Kreis⸗Landraths, ſich vor Veranlaſſung der Berhandlung darüber, von den auf 
ber einen ober andern Seite intereſſirenden Theilhabern Kenntniß zu verſchaffen. 
Berfagen fi die Proyofaten auf die an fle ergangene Aufforberung der Erklärung 
über die Zuziehung ber KreissBermittelungsbehörde ganz: fo wird dies einer abs 
Iehnenden Grflärung gleich geachtet. Sind in dem zur Erklärung über bie Zus 
ziehung ber KreissBermittelungsbehörde angefeßten Termine die Provofanten, ober 
Provofaten nicht fämmtlih erfchienen: fo werben die Stimmen lediglich nad) ber 
Zahl derjenigen, die erfchienen find, und ihre Brflärung abgeben, berechnet. 

Sind die Partheien über die Zuziehung ber KreissBermittelungebehörbe einig: 
fo ſteht ißnen die Auswahl unter den dafür ernannten Kreisverorbneten zu. Dies 
jenigen, welche bei dem zu ermittelnden Gefchäfte als Provokanten auftreten, wähs 
len den einen, biejenigen, welche Brovofaten find, wählen ben andern Kreisverord⸗ 
neten. Sollten fi aud weiterhin, wie 3. B. bei Gemeinheitstheilungen bie Ins 
tereſſen mehrfach theilen, fo üben bie einmal erwählten Kreisverorbneten doch bie 
Bunktionen ber KreissBermittelungsbehörbe im Berlaufe des ganzen Geſchaͤfts aus, 
für welches fie erwählt find. 

Gind die Provokanten ober Provokaten darüber einig, daß flatt zweier Kreis⸗ 
verorbneten nur einer das Geſchaͤft der Bermittelung übernehme, fo iſt biefer ihrer 
Bereinigung Bolge Ar geben, und geſchieht in foldem Kalle die Wahl von beiden 
Theilen gemeinfeaf ich nad) der Stimmenmehrheit. 

Die Wahl der Bartheien kann auch auf bie Kreisverorbneten eines benachbar⸗ 
tem Kreifes gerichtet werben, doch bleibt es diefen unbenommen, die auf fie gefallene 
Wahl abzulehnen. In allen Ballen koͤnnen ſich die Kreisverordneten der Vermit⸗ 
telung des Geſchaͤfts verſagen, wenn eine Gemeinheitstheilung der Gegenſtand deſ⸗ 
ſelben iſt, oder wenn es ſonſt auf eine Landtheilung dabei ankommt. 

$. 5. Kommt durch die Kreis⸗Vermittelungsbehoͤrde ein Vergleich zu Stande, 
fo muß der Rezeß der kompetenten PBrovinzialbehörbe zur Prüfung und Deflätigung 
eingereicht werben. 

Zu $. 3. der Berechnung, 

8. 6. Die Ausführung der G. v. 21. April 1825 über bie den Grundbeſitz 
betr. Rechts verhaͤltniſſe in den Landestheilen, welche eine Zeinang Bun yormaligen 
Königreihe Weſtphalen, dem Großherzogthume Berg und ben Franzoͤſtſchen Des 
partements gehört haben, unb die Entfcheibung der hierbei entſtehenden Streitig⸗ 
feiten gebührt den Ben.s Kommilfionen alsdann, wenn auf Regulirung aller nad 
jenen Geſetzen veränderten ober näher beftimmten Rechtsverhältnifien des Belafteten 
zu dem Berechtigten provozirt wird. Wegen ihrer Kompetenz und ihrer Inſtruk⸗ 
tion für die befonderen Bälle, welche in den gedachten Geſetzen und zwar 

unter Nr. 938. der G. S., $$. 111., 112., 115., 
⸗ s 939. s ⸗ 88. 89., 90., 92., 
=» = 90. = s: gg 86., 87., 89. 
bezeichnet find, if ebenbafelb das Nähere beftimmt, wobei es fein Bewenben bes 
halt. Die Einleitung und GEutſcheidung aller andern Streitigkeiten in den Ans 
gelegenheiten, welche durch jene Geſetze ihre Beſtimmung erhalten haben, gehört 
vor die ordentlichen Gerichte. Handelt es fi aber babei um ragen, weldhe nach 
den allgemeinen Refiort:Befimmungen zur Kompetenz ber ordentlichen Berwaltungss 
bebörben gehören, fo haben die Gerichte folche den Leßteren zu überlaffen. Werner 
haben fie in den zu ihrer Kognition gehörigen Angelegenheiten wegen folder Gegen⸗ 
Hände, weshalb nad den unten folgenden Borfchriften gegen die Entfcheidungen 
ber Gen. Kommiffionen nicht der Weg der Appellation, Fonbern ber des Rekurſes 
nachgelaſſen if, vor Abfafiung ihrer Erkenntniſſe das Gutachten der Gen, Kom. 
einzuholen, und fih danach als einem Eonfultativen voto zu achten. Huch bleibt 
es dem Dirigenten bes Gerichts überlafien, zu weiterer Erläuterung bes Gegen: 
Randes, bei Abfaſſung bes Erkenntniſſes, einen von der Gen.:Kom. zu bezeichnens 
den Sadverfländigen zuzuziehen. Gin Derfahren dieſer Art findet insbefondere 
dann flatt, wenn es ſich um Streitigleiten über aufgehobene Abgaben und iiber Ab⸗ 
güge wegen ber Grundſteuer handelt. 

In den Källen, wenn es nah 88. 24. und 27. des ©. v. 21. April 1825, 
(wegen der ben Grundbeſig betr. Mechtsverhälmifie 2c. in ben Landestheilen, welche 
eine Zeitlang zum Königreiche Weftphalen gehört haben) auf die Beuriheilung bee 
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Bigenfüaften bes neuen Erwerbes eines bäuerlichen Gruudſtückes ankommt, trikt 
bas ſchiedsrichterliche Berfahren nad näherer Beitimmung der 88. 32. fi. dieſes 
ei 


nh. ein. 

"en Uebrigen kommen bei der Behandlung dieſer Angelegenheiten bie Regeln 
des Progeßverfahrene, ober die Vorſchriften der Cingangs gebachten Verordnungen 
zur Anwenbung, je nachdem biefelben zur Kompetenz ber ordentlichen Berichte oder 
der Sen. Kom, gehören. 


Zu 66. 3., 5—8., 10—14. der Verordnung. 
Zu $. 5. des Geſetzes. 


8. 7. In den Angelegenheiten, welche bei den Gen.⸗ Kommiffionen anhängig 
find, Haben viefelben nicht blos den Haupt⸗Gegenſtand der Auseinanderfegung, ſon⸗ 
bern auch alle anderweitigen Medhtsverhältniffe, welche bei worfhriftsmäßiger Auss 
führung der Auseinanderjeßung ihrer bisherigen Lage nicht verbleiben können, zu 
regulicen, bie Hiebei vorkommenden Streitigkeiten zu entſcheiden und ũberhaupt 
obrigkeitlichen Feſtſehungen zu erlaſſen, deren es bedarf, um die Auseinanderſetzung 

ur Ausführung zu bringen und die Intereſſenten zu einem völlig geordneten 8 
ande zurüdzuführen. 

Die nähere Entwidelung biefer Grundfäge in ber befondern Anwenbung auf 
die gutsherrlicdh bäuerlichen Regulirungen nad) bem Ed. v. 14. Sept. 1811, wie 
fie in den 88. 5., 6., 7., 8. der B. v. 20. Juni 1817 gegeben if, finbet daher 
auf alle jene Angelegenheiten Anwendung. Dagegen haben die $$. 10., 11., 12. 
13., 14. a. a. 5. dur die Brmweiterung bes Mefforts der Gen.⸗Kommiſſionen, 
rüdfihtli der Gemeinheitstheilungen, ihre Erledigung gefunden. 

Zur Kompetenz der Gen.⸗Kommiſſionen gehören Insbefonbere bie Grenzſtreitig⸗ 
keiten nit bloß unter den Intereffenten der Auseinanderfehung, ſondern auch ders 
felben mit den Nachbarn, infoweit dies zur Feſtſtellung des Segenflaudes der Aus; 
einanderfeßung erforderlich if. 

Ihre Kompetenz teitt ferner nicht bloß dam ein, wenn bie Intereſſenten auf 
ihre Bermittelung der Auseinanderfeßung antragen, vielmehr find alle in Angelegens 
heiten ihres Refforis eſchloſſenen Berträge zu ihrer Prüfung und Beſtätigung 
einzureichen, die zur Berichtigung und Vervollſtaͤndigung berfelben erforderlichen 
Berhanblungen von ihnen zu veranlaflen, unb bie wegen berfelben entſtehenden 
Streitigkeiten von ihnen zu entfcheiden; doch bedarf es in den Fällen der 88. 39. 
und 44. dieſes Anh. ber Prüfung und Beflätigung ber Rezefie durch die Gens 
Kommiſſionen nicht. 

Endli bleibt ihnen überlaffen, die nach dem zweiten Abfchnitte der Gem. 
Th. D., an bie Lofals und Kreisbehörben verwiefenen Gegenitände gleich unmittels 
bar vor fi & ziehen. 

$. 8. Die Sen. Kommifflonen und beren Abgeordnete find befugt, ihre Vers 
mittelung auch auf ſolche Geſchaͤfte, fowohl unter den Haupt⸗Partheien, ale unter 
ihnen und andern bei dem Begenflande der Auseinanberfeßung ſelbſt nicht beihei- 
ligten Berfonen auszubehnen, deren Regulivung zwar in keinem nothwendigen Zus 
fammenhange mit dem Hauptigegenftande ber bei ihnen anhängigen Auseinanbders 
feßung ſteht, welche aber jur befiern Regulirung bes Haupigeſchaͤfts gereichen, 
. B. Berbefferung der Planlagen bei Lanbtbeilungen durch den Zutritt eines Nach⸗ 

arn, desgleichen de arftellung Beflerer Srenzgzüge, zur Erleichterung der Bes 
wäflerungss und Entwäflerungs :Anflalten zc. 

Den unmittelbaren Theilnehmern an dem Hauptgefchäfte der Auseinankers 
feßung kann aber die Binlaffung auf ſolche Punkte, welche nicht nothwendig zur 
Berhanblung Be wider ihren Willen nicht aufgebrungen werden. Daſſelbe 
En en aalsuen, bie als unmittelbare Theilnehmer des Nebengeichäfts zur 

e zu ziehen find. 

Si bie Meinungen ter Interefienten zur Sache über bie Zulaſſung folder 
beiläufigen negulizungen getheilt, fo fol damit vorgegangen werben, wenn auch 
nur ein Viertel ber Interefienten (nad dem Werthe der Theilnehmungorechte bes 
zechnet) darüber einverftanden if. 

Bei dergleihen zur Verhandlung gperogenen Nebengeſchaͤſten gelten bie näms 
lichen Vorſchriften in Bezug. auf bie Amtsdefuguiffe der Gen.⸗Kommiſſtonen unb 
das gefammte Berfahren, fowohl unter den unmittelbaren Theilnehmern, als wegen 
Zuziehung der entfernten Intereſſenten, Entſcheidung ber Streitigkeiten u. |. w., 
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theilt Rind, 
Zu $$. 9. u. 23. d. Berorbn. 

$. 9. Das wittelſt Unferer Order v. 30. Juni 1828 wegen bee Kombetenzs 
Konflikte vorgefchriebene Verfahren, findet andy wegen der Reflort- Zweifel in Bes 
treff der vor die ordentlichen Berichte oder die Gen. = Kommifftonen gehörigen Anz 
gelegenheiten Anwendung. 

Sollte fernerhin in den, bei den Gerichten anhängig geworbenen zum Meflort 
der Gens Kommiffionen gehörigen Angelegenheiten von erfleren, ohne Autorifation 
ber zur Entfcheidung über den Kompetenz» Konflitt berufenen Behörden, erkannt 
werben, fo iſt wegen der Rechtsbeſtaͤndigkeit eines ſolchen Erkenntniſſes zu unters 
feiden, ob baffelbe einen Gegenſtand betrifft, weshalb nach ben weiterhin folgens 
ben Beflimmungen ($$. 45. fi.) im vorfchriftsmäßigen Gange der Sade, die Ap⸗ 
pellation an das RevifionssKollegium flatthaft fein würde, oder aber zu denjenigen, 
weshalb nur der Rekurs an das Minifterium des Innern geftattet if. If in einem 
alle der erfieren Art von den Berichten bereits rechtskräftig erkannt, fo behält es 
bei demjenigen, was baburdh feſtgeſetzt worden, fein Bewenden. Schwebt aber bie 
Sache noch, fo gelangt diefelbe Behufs der weiteren Entfheidung in zweiter und 
dritter Se an das Nevifionss Kollegium oder das Geh. Ober: Trib. Gehoͤrt 
dagegen bie Angelegenheit zu ben Wällen ber zweiten Art, fo wird darüber mit 
gänzliher Beſeitigung der ſchon abgefaßten Erkenntniſſe von der Gen.⸗Kom. in 
erfter Inſtanz entfchieben. 

Zu 88. 4., 16. u. 45. ff. der Verordnung. 
Bu $. 8. bes Geſetzes. 

$. 10. Was den Gen.s Kommiffionen und deren Abgeordneten in den Gem. 
Th.⸗ und Ablöf.- Ordnungen, den Geſetzen über die Regulirung ber gutsherrlidh- 
bänerlidien Berhälniffe und in den $$. 46., 47., 49. bis 52. der V. v. 20. Juni 
1817 und der 2. v. 9. Mai 1818 wegen Sicherſtellung der Gerechtſame ber Lehn⸗ 
und Fideikommiß⸗Folger, eingetragenen Gläubiger und anderer Mealberechtigten, 
wegen Berhinderung fimulixter Berträge, Feſtſtellung der Ginrichtungsfoften, ber 
Sorge dafür, daß die Gelb > Abfindungen oder andere durch Anleihen und Verkauf 
von Grundſtücken befchaffte Kapitalien zu jenem Zweck, ober fonft vorfhriftsmäßig 
verwendet ober wieber angelegt werben, imgleichen bei Translofationen zur Pflicht 
gemagt worden, kommt auch fernerhin zur Anwendung. 

m Uebrigen findet eine Vertretung jener entfernten Intereſſenten durch die 
Gen.⸗Kom. und deren Abgeorbnete nicht ſtatt; vielmehr Haben fie wegen aller Ge: 
fchäfte, weshalb die Zuziehung entfernter Theilnehmer nicht ausprüdlich verorbnet 
iR, den unmittelbaren Theilnehmern die Wahrnehmung ihres mit bem der erflern 
verbundenen Intereffe allein und ungeflört zu überlafen. Dies gilt insbefonpere 
auch von dem Falle, wenn ein Lehnbefiger lehnfähige Deszendenz hat und es alfo 
ber Zuziehung der Lehnsfolger nit bedarf. So haben fie auch den Lehns⸗ und 
Fideilommiß⸗Folgern, welche fih auf die erfolgte Bekanntmachung gemeldet haben, 
und zur Sache gezogen find, bie Wahrnehmung ihres Interefie in dem Kalle bes 
$. 46. dee 2. v. 20. Juni 1817 allein zu überlaflen, 

Wegen berjenigen aber, welche fih auf die erfolgte Bekanntmachung nicht ge 
meldet haben, und ber nicht zuzuziehenden Realberechtigten und hypothekariſchen 
Glaͤubiger Haben fie die in den angeführten Vorſchriften beflimmte Pflichten zu 
üben und wegen der Remebur nad den $$. 164., 165. der B. v. 20. Juni 1817 
ertBeilten Vorſchriften zu verfahren. 

Entlehen zwifchen den zur Sache gezogenen entfernten Theilnehmern mb bem 
Befiper Streitigkeiten über die Art und Weife der Regulirung ihrer gemeinfamen 
oder gefonderten Intereſſen, jo entfcheiden die Sen. Kommifflonen darüber, wie 
über alle andere Gegenflände der Auseinanderfegung. Sie haben insbefonbere auch 
barüber zu entſcheiden, ob und bei welchem Gerichte, ob bei demjenigen des be⸗ 
laſteten oder berechtigten Guts, die Entſchaͤdigungs⸗ und Ablöfungs: Kapitalien ges 
richtlich niederzulegen und in welcher Art und Weife biefelben font, namentlich 
auch die ſchon deponirten Kapitalien zu verwenden und anzulegen find. . 

Bu 68. 4., 15., 17., 18., 19. der Verordnung. 

$ 11. Die Wahrnehmung des landespolizeilichen und fisfalifchen Intereſſe 
in ben bei den Gen. sRommiffionen anhängigen Auseinanderfeßungen, wohin in®- 
befondere die im $. 43. ber V. v. 20. Juni 1817 und bie im $. 9. bes ©. p. 
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7. Juni 1821 wegen Ausführung der Gem. TH. und Ablöf. O. bezeichneten Gegen⸗ 
flände gehören, bleibt nad wie vor bie Obliegenheit der Gen.:Kommilfionen und 
ihrer Abgeorbneten. Doch haben die Gen. Kommiffionen die GrundfteuersRepar- 
fitionen vor der Beftätigung der Rezeſſe der betr. Depart.Reg. zur Genehmigung 
mitzutbeilen; auch muß in ben —* oder Beſtaäͤtigungs⸗Urkunden beſtimmt aus⸗ 
gedrückt werden, daß die Steuervertheilung nach den beſtehenden Steuergrundſätzen 
und mit Genehmigung der Reg., wie geſchehen, regulirt ſei. Ferner verbleibt den 
Gen.sKommiffionen in Beziehung auf die bei ihnen anhängigen Auseinanberfeßungen 
die Ausübung des den Srovinziafbehörben zufländigen Uber s Aufihtsrechte über 
das Bermögen der Korporationen und öffentlihen Anftalten; besgleichen die Wahre 
nehmung ber Potronatrechte in Betreff der von dem Patronate der Regierungen 
reffortirenden ae Güter. Dagegen haben bie Regierungen und Provinztals 
Sculkollegien den Fiskus und die von ihnen reffortivenden Anftalten wegen aller 
zu ihrer Berwaltung gehörigen Güter und gutsherrlichen Berechtigungen reſp. ſelbſt 
u vertreten, und bie unmittelbaren Verwalter, fistalifchen Bebienten ober fonfigen 
Beollmäditigten mit ben erforberlichen Autorifationen und Inftrultionen zu vers 
fehen, und es liegt ihnen in biefer Beziehung alles dasjenige ob, was nach ben 
Geſchaäfts⸗Inſtruktionen den General: Kommiffionen von Privatperfonen ımb deren 
Bevollmaͤchtigten beigebracht und geleiftet werben muß. 

Auch wird den Regierungen bie Konkureeng wegen neauffäjligung ber Stabt- 
und Dorfgemeinden, wie e6 bereits im $. 118. ber revid. St. O. v. 17. Mär 
1831 gefchehen ift, allgemein infoweit vorbehalten und übertragen: 

dag fie bei vorfommenden ®emeinheitstheilungen in Stäbten und Dörfern dahin 
zu fehen haben, daß das Semeindevermögen, basjenige nämlich, welches nicht 
Gegenſtand des Privats@igenthums, fondern Gigenthum der Korporation if, nicht 
verkürzt werbe. 

Demgemäß haben die Gen.-Rommifflonen in allen Fällen, wenn das Gemeine 
vermögen durch die, bei Stäbten und Dörfern vorfommenben Semeinheitstheilungen 
betroffen, oder die Theilung folcher Gegenftände in Antrag gebradht wird, hinſicht⸗ 
lich deren irgend ein Zweifel darüber obwaltet, ob foldhe zum Privatvermögen ber 
einzelnen @emeindeglieder, oder nicht vielmehr zum Gemeindevermoͤgen gehören ben 
Regierungen davon zur Wahrnehmung jenes Jutereſſe Nachricht zu geben. 

u $$. 20., 22. der Verordnung. 

$. 12. Zu den von den Gen.sKonmiffionen nach beftätigtem Rezeſſe noch zu 
regulivenden Gegenfländen, gehören auch die nah 68. 196 — 200. ber 2. v. 
20. Juni 1817 und $. 56. ff. dieſes Anhangs fpegiell benannten zur Ausführung 

erechneten und de nachtraͤglichen Berichtigung vorbehaltenen Gegenſtaͤnde. bens 
* gehoͤrt die Entſcheidung der hiebei entſtehenden Streitigkeiten zu ihrer Kom⸗ 


petenz. 

Wegen anderer Gegenſtaͤnde, welche die zur Sache gezogenen Intereſſenten an⸗ 
gehen und weder in ben Auseinanderſetzungs⸗Rezeſſen und den Nachträgen dazu, 
no in den über die Ausführung der Auseinanderfehung aufgenommenen Proto⸗ 
tollen (cf. $. 201. der V. v. 20. Juni 1817) zur beſondern Berichtigung vorbe⸗ 
halten find, findet die nachträgliche Regulirung buch die Gen. Komm. nidt 
weiter ftatt. 

$. 13. Sind die Auseinanderfeßungen nit unter Bermittelung ber Gem. 
Kommiffionen, vielmehr durch Privat-Ablommen ober u bie KreissBermittelunges 
behörben, ober durch die Regierungen und ProvinzialsSchultollegien u. f. w. zu 
Stande gebracht, fo findet die nachträgliche Megulivung durd die Gen. Kom. und 
deren Kompetenz, wegen ber bei jener Auseinanderfegung unerlebigten, ober fpäter 
ftreitig gewordenen Punkte, außer den Faͤllen, wenn ſolche in dem beftätigten Mes 
zeffe vorbehalten find, oder biefelben zn ben in 88. 21. 22. ber B. v. 20. Juni 
1817 genannten Angelegenheiten gehören, nur inſofern flatt, als diefelben innerhalb 
Sahresfrift nach Betätigung des Rezeſſes bei den Behörden anhängig gemacht 


worben. 
Zu $$. 31. u. 33. der Verordnung. 
$. 14. Wenn ber Direktor des Revifions- Kollegium es nöthig erachtet, bei 
der Entſcheidung noch einen Deloncmie-Berfländigen, Behufs der Aufklärung öfos 
nomiſcher Geſichtspunkte, insbefondere in dem Fall verfchiebener Meinungen der zur 
Sade vernommenen Sachverfländigen zuzuziehen; fo ift nicht ein Mitglied ber 
Generals Kommilfion, fonbern ein anderer Orkonomies Kommiflarius Dazu aus zu⸗ 
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wählen, welcher aber an ber Entfeibung nicht als Obmahn jener Sachverſtaͤn⸗ 
bigen Edel nimmt, ſondern glei den Mitgliedern des Reviſions⸗Kollegiums babei 
mitſtimm 


Zu 88. 36. 37. der Verordnung. 

$. 15. Mit den Gen. Kommiffionen konkurriren die Regierungen in ber Be⸗ 
auffichtigung bez von den erfiern beichäftigten Spezial-Kommiflarien und Feldmeſſer 
auf die Weile, daß die Regierungs s Bräfidenten und Räthe, gleich dem Direktor 
und Mitgliedern der General-Rommilfton, bei Gelegenheit ihrer Reifen in ber Bros 
vinz die Geſchaͤftsführung ber Delonomie-Rommiflarien revidiren und den General- 
Kommiffionen von den dabei wahrgenommenen BRängeln Kenntniß geben. 

&. 16. Aud bie Rreis:fandräthe find ebenfo befugt als verpflichtet, von dem 
Benehmen der Defonomie- Kommiffarien und Feldmeſſer Kenntniß zu nehmen und 
* vorkommende Unregelmaͤßigkeiten der Gen. Kommiſſion zur Remedur anzu⸗ 
zeigen. 

Die Sen. Kommifflonen haben fich derfelben unb der Kreis: Deputirten Yors 
nehmlid) zur Unterſuchung der von ben Parteien über das Verhalten ver Oekono⸗ 
miesKommiflarien und Feldmeſſer geführten Beſchwerden zu bedienen. 

Zu 88. 40. u. 41. 87. ff. der Verordnung. 

$. 17. Die Spezial: Kommiffarien haben bei allen und jeden Theillüden bes 
Auseinanderſetzungsgeſchaͤfts ſelbſt thätig dafür zu forgen, baß in einem folgeredhten 
Berlaufe alles Sachgehoͤrige herbeigefchafft und beigelegt werde. 

Sie haben die Parteien zwar über Alles, was zur Sache gehört, mit ihrer 
@rflärung zu vernehmen, und je nachdem die betreffenden Punkte fireitig werben, 
biefelben zur Inſtruktion zu ftelen und zur Entfcheivung vorzubereiten; es ift aber 
lediglich ihre Sache, bie Gegenſtaͤnde jener Erklärungen und ber zur Inſtruktion 
zu ſtellenden Punkte zu beflinmen unb von den Parteien die Binlaffung barauf 
zu fordern. Es ift alfo gar nicht erforberlih, daß eine Partei gegen bie andere 
als Kläger aufirete, vielmehr muß ſich jede berfelben auf die, von Seiten bes 
Kommiflarius zu ihrer Grflärung geftellten Punkte einlaffen, und wenn fie fih dem 
verfagt, die Nachteile der KontumazialsInftruftion gewärtigen. 

Die Provokation der Ertrahenten beflimmt zwar im Allgemeinen bie Richtung 
bes einzufchlagenden Berfahrene. Die Kommiffarien müflen dabei aber gleich ins 
Auge faflen, was in ben fpegiellen Befegen, wegen befien Ausbehnung über bie 
Anträge ber Provolanten 3. D. 

im @. v. 14. Sept. 1811, 88. 13. 15. 42, 51. 

Dell. ». 29. Mai 1816, Art. 9., &. v. 8. April 1823, $. 66. 

Gem. Th. O. v. 7. Jum 1821, $$. 64. 65. 101. 142. 169. 

G. wegen deren — 8. 9. 

Abloſ. O. v. 13. Juli 1829, 88. 6. 7. 59. 78. 

B. v. %. Juni 1817, 88. 88. 103. 
vorgeſchrieben ift, nicht minder, daß bie Provokation eines Theile der Intereffenten 
in den meiften Willen den Beitritt vieler anderen zur Folge Hat. Ihre Informa⸗ 
tions» Einziehung und ihre Cinwirkung auf bie Intereffenten wegen der von ber 
Willkühr der Lepteren abhängigen Erklaͤrungen muß aljo gleich anfänglich auf den 
ganzen Umfang, welcher dem Geichäfte vorfhriftsmäßig gegeben werben muß, ober 
doch jprämipis und wahrfcheinlich zu geben fein wird, gerichtet werben. 

ei der Informations s Binziehung felbR Haben fie ſich keinesweges auf bas- 
jenige, was ihnen von ben Intereffenten fuppebitirt wird, zu befchränten, fondern 
die fih ihnen anderweit barbietenden Quellen, als Einnahme des Augenfcheing, 
Einſicht der vorhandenen Urkunden und Akten, Bernehmung anderer mit den Lokal⸗ 
verhaͤlmiſſen vertrauter Berfonen u. f. w. zu benugen, um alle Nachrichten über 
Sad): und Rechtsverhaͤltniſſe, welche auf die Auseinanderfegung von Ginflug fein 
können, auf dem kürzeſten Wege herbeizufchaffen. 

Sie müflen von Amtswegen bafür forgen, daß alle Interefienten zur Sache 
vorſchriftomaͤgig zugezogen werben. 

Ihnen liegt es ob, zu erwägen, welche von ben Interefienten erhobenen Aus 
fprühe yon Einfluß auf die Sache und zur Brörterung zu ziehen ober zu befeis 
tigen, ober body einftweilen zurückzuſetzen find; nicht minder, weldhe andere von 
denſelben nicht zur Sprache gebrachte Punkte durch Anerkenntniß oder Entfcheibung 
— werden müſſen, um die Theilnehmungsrechte, deren Umfang und Werth⸗ 
verhaͤlmiß und eben fo. bie Ausgleichungamittel llar zu machen. 


- 
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Bei der Aufſtellung des Auseinanberfegungs = Plans haben fie zwar bie 
Wünſche der Interefienten zu berüdfidhtigen. Sie find aber an beven Anträge in 
biefer Beziehung nicht weiter gebunden, als fo weit die Wahl ver Auseinander⸗ 
feßungsmittel nad) den Geſetzen von der Willkühr derſelben abhängig gemacht if; 
vielmehr haben fie den Auseinanberfeßungs- Plan, wie er nah ben Lofalverhält- 
niffen, den beftehenden Borfchriften und dem Zwecke der Auseinandberfegung am 
paffendften ift, in Vorſchlag zu bringen, unbefchadet ber Erörterung berjenigen 
Grinnerungen und Borfchläge, welche die Parteien in ihrem Interefie zu machen 
haben. Gben fo haben fie biernädhft ben Auseinanderfepungeräte eß zufammen zu 
ſtellen. Den Parteien bleibt zwar wegen ber nad ihrem Dafürhalten ungebühr⸗ 
lichen Zumuthungen des Kommiffarius der Rekurs an die vorgefehte Behörde un; 
benommen, nichtsdeſtoweniger müflen fie aber bis zu deren weiteren Berfügung ben 
Anweifungen deſſelben unweigerlih Folge leiſten. 

18. Die Gen. Kommiſſionen haben die von ihnen angenommenen techni⸗ 
hen Grundfäße aus ben beshalb den Dekonomies Rommiffarien von Zeit zu Zeit 
ugegangenen Infteuftionen zufammen zu flellen und periodiſch durch ihre nachtraͤg⸗ 
hen Anweifungen zu ergänzen. Auch follen bie techniſchen Mitglieder der Gen. 
Kommiffionen und Revifionss Rollegien auf Beranlaflung des Min. des J., von 
Zeit zu Zeit zufammentreten, um gemeinfame Befchlüffe barüber zu faflen. Die 
hierbei vorkommenden Meinungsverfhiebenheiten werben dem Min. des J., welchem 
jene Inftruftionen immer einzureichen find, zur Entſcheidung vorgetragen. Die 
hiernach zufanmengeftellten Inftruftionen der Fetononie Kommiffa en, find durch 
den Drud zu vervielfältigen und in den Buchhandel zu bringen, um ben Inter 
zeffenten Gelegenheit zu geben, fi damit befannt zu machen. Diefe Inftrultionen 
ſollen jedoch Feinesweges als bindende Norm beiracdhtet werben, 

Die Dekonomies Kommiffarien und fonft zugezogenen Sachverſtändigen haben 
fi) diefelben zwar zum Anhalt zu nehmen, unb ihre Berechnungen barauf anzu⸗ 
legen. Es bleibt jedoch nicht nur ben Parteien überlaſſen, ihre Brinnerungen ſo⸗ 
wohl gegen die angenommenen Prinzipien überhaupt, als gegen deren Anwendbar⸗ 
keit im vorliegenden Falle vorzutragen, ſondern es liegt auch den Oekonomie⸗Kom⸗ 
miſſarien und ſonſt zugezogenen Sachverſtäͤndigen ob, ihre Bebenken dagegen zur 
Sprache zu bringen, in ihrem Gutachten ihre davon abweichende Meinungen zu 
entwickeln und na Maaßgabe derfelben ihre Gegen: Rechnung vorzulegen. Nicht 
minder find die Generals Kommiffionen und Revifions: Kollegien gehalten, ſowohl 
die Grinnerungen der Parteien, ala die abweichenden Gutachten der Sachverſtaͤndi⸗ 
gen einer forafältigen Prüfung zu unterwerfen, und je nad ihrer gewonnenen 

efferen Ueberzeugung zu entfcheiden, ohne fih an bie früher aufgeftellten Rormen 
zu binden. Finden gedachte Kollegien fi babei veranlaßt, bie früher angenomme- 
nen Normen im Allgemeinen abzuändern ober zu mobiftziren, fo Haben fie fi 
darüber zu verfländigen und deren Mittbeilung an die Oekonomie⸗Kommiſſarien 
und refp. Bekanntmachung nah dem Borflehenden zu veranlaffen. 

Zu $. 56. der Verordnung. 

$. 19. Den Gen. Rommiffionen bleibt überlaffen, benjenigen Lands Mäthen 
und Kreisverorbneten, welche bazu geneigt find, ihre Aufträge zur Bearbeitung ber 
Auseinanderfegungen zu übernehmen, bergleihen mit Genehmigung bes Min. bes 
I. zu übertragen. Doch müſſen die Kreisperorbneten, welche nicht Gtaatsbiener 
find, für dergleichen Geſchaͤfte befonders in Gid und Pfliht genommen werben. 
Solche Kommiffarien überfommen wegen ber von ihnen übernommenen Geſchäfte 
gleiche Rechte und Pflichten, wie die fletigen Kommiſſarien. | 

Die im Kreife angeftellten Delonomies und Kreis⸗Juſtizkommiſſarien find dieſen 
Abgeorbneien ben nachgeſuchten Beiſtand eben fo zu leiften verpflichtet, wie es oben 
$. 3. wegen ber von den KreissBermittelungsbehörben felbfifländig zu bewirkenden 
Auseinanderfeßungen beſtimmt iſt. 
Zu $. 75. ber Verordnung. 

$. 20. Wenn bie Berfonen und Mitglieder der Behörben, welchen bie Bers 
tretung des Korporationsnermögens einer Stadt: oder Dorfgemeine, ober anderer 
Korporationen und öffentlichen Anftalten obliegt, bei der Auseinanderfegung für ihr 
Brivatvermögen und ihr perfönliches Interefie dabei betheiligt find, fo müſſen bie 
Auseinanderjegungss Kommiflarien den zur Beauffihtigung ber erſteren berufenen 
Staatsbehörben (cf. $. 11.) davon Anzeige machen, unb biefe müflen prüfen, ob 
bie perfönlihen Intereſſen jener Vertreter mit den Pflichten ihres Amtes in Kollis 
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Kon Tommen. In dieſem Falle haben die obengebachten Stantsbehörben, nach Be 
finden, dem SpezialsKommiffarius die Wahrnehmung jener Intereffen zu übertragen, 
oder aber, befonders dann, wenn deshalb eine gütliche Ginigung nicht zu erreichen 
it, ihre Stellvertretung durch andere nicht betheiligte Berfonen und Behörden zu 
geranlafien und diefe mit der erforberlißen Inſtruktion ſelbſt zu verfehen. 

$. 21. In dem Balle, wenn ein bei der Auseinanderfegung betheiligtes Gut 
unter Sequeftration ſteht, wirb ber Ianbfchaftliche oder gerichtliche Sequefler, ober 
ein Seitens der feqnefirirenden Behörde von Amtswegen zu beftellender Spezial⸗ 
Kurator zugezogen, welcher ohne weitere Rüdfragen bei ben intereffirenden Gläns 
bigern bie Rechte berfelben wahrzunehmen hat. Läßt es diefer an Grfüllung feiner 
Obliegenheiten fehlen, fei es aus Nachläffigkeit, oder daß er umgeitige Weiterungen 
herbeiführt, fo bleibt es dem Spezial: Kommiffarius und der General: Kommiffion 
überlaffen, ber ihm vorgefehten Behörde davon Kenntniß zu geben, um benfelben 
nad Befinden zurecht g weifen oder fih unmittelbar zur Sache zu erfliren, ober 
einen andern SpezialsKurator zu beflellen. 

8. 22. Bei allen zum Reffort ber Gen. Kommiſſtonen gehörigen Auseinander: 
feßungen vertritt ein Chemann feine Ehefrau, fowohl bei beftehender ehelicher Gü⸗ 
tergemeinfchaft als außer diefem Walle, wegen ber zum gemeinfchaftlichen Bermögen 
ober zum eingebrachten der Yrau gehörigen Grundflüde und Gerechtigkeiten. 


Zu 88. 90. u. 91. der Verordnung. 
Zu 88. 11—15. des Geſetzes. . 


8. 23. Die 88. 10—15. der Gem. TH. DO. und 88. 11—15. des G. wegen 
Ausführung derfelben in Betreff der außer den Beſitzern ber betheiligten Güter 
uzuziehenden Interefienten find mit ben vorſtehend im $. 21. beſtimmien Modiſi⸗ 
Iatlonen wegen der immitlirten Gläubiger auch bei den übrigen zum Reſſort ber 
Gen. Kommiffionen gehörigen Auseinanderfeßungen in Anwendung zu bringen. 

$. 24. Sind der Lehnsherr, der Ober» Eigenthümer von Erbzinsgütern, der 
Wiederkaufsberechtigte bekannt, fo bedarf es Hinfichtlich ihrer der fonft erforberlie 
öffentlichen Befanntmadpung ber Auseinanderfegung nicht; wohl aber muß denſel 
in ſolchem Balle durch die Behörbe befondere Benachrichtigung davon zugehen. 

Das Nämlihe findet hinſichtlich der Lehnefolger in dem Falle, wenn ber Lehns⸗ 
befiger feine lehnsfaͤhige Deszendenz hat, imgleihen wegen ber naͤchſten Anwärter 
bei Fiveilommißgütern und Familienſtiftungen flatt, wenn diejenigen von ihnen, bie 
nah $. 14. litt. a. b. bes ©. v. 7. Juni 1821 wegen Ausführung der. Gem, Th.⸗ 
und Ablöf. D. im Falle ihrer Meldung zur Sache zugezogen werden müflen, bes 
fannt find. Es bedarf aber weder der öffentlichen noch befonberen Bekanntmachung, 
wenn die hiernach zuzulafienden Lehnsfolger, Anwärter und Yamilienglieber im 
Oupothetenbugr nicht eingetragen find. 

6. 25. Die Gen. Kommtffionen find die Sffentliche Belanntmadhung ber Kuss 
einanderfeßung auch ohne Antrag ber zugezogenen Theilnehmer zu veranlaflen bes 
fugt, wenn fi ruͤckſichtlich ber Legitimation der Intereflenten Bebenken ergeben, 
welche in Grmangelung von Hypothekenbüchern ober wegen Unvollfändigfeit ber 
in diefelben verzeichneten Nachrichten ſich nicht fofort erledigen laſſen, überhaupt 
in allen Fällen, wo ſich ihnen ber Anlaß barbietet, das Borhandenfein unbefannter 
Intereſſenten, die bei ber Auseinanderfegung zugezogen werben müflen, anzunehmen. 

$. 26. Auf welchen befondern Anlaß bie öffentlihe Bekanntmachung der 
Auseinanberfegung erfolgt fein mag, fo hat fie doch gegen alle Interefienten, bie 
bei der NAuseinandberfeßung zugezogen werben mußten und fih auf die erlaflene 
Bekanntmachung bie zu dem beflimmten Termin (cf. $. 12. des G. v. 7. Juni 
1821 wegen Ausführung dee Gem. Th.: und Ablöf. D.) nicht gemeldet haben, bie 
Wirkung, daß fie die Auseinanderfeßung, felbf im alle ber Verlegung, immer 
gegen fich gelten laſſen müflen. 

6. 27. Sind die präflubirten Intereffenten unmittelbare Theilnehmer, ſo bleibt 
benfelben zwar unbenommen, bie Abfindung für ihr Theilnehmungs-Recdht von bens 
jenigen, welchen dieſelbe zugetheilt ift, zuruͤckzufordern, jedoch müſſen fie foldhe in 
der Art und Weife, wie ie ihnen nad ber Lage der Auseinanderfeßung, ohne 
Zerrüttung bes Auseinanderſetzungs⸗Plans und ohne Nachtheil für die hieranf ges 
gründeten wirihſchaftlichen Cinrichtungen gewährt werben fann, und wenn hiernach 
eine Natural Abfindung nicht zuläffig if, eine Entſchaͤdigung dafür in Kapital ober 
Rente annehmen, 


en 
en 
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Sn $. 107. der —— 

F. 28. Die Vorſchrift wegen ber in beſondern Akten und beſondern Proto⸗ 
tollen zu inftruirenden Streitpunfte bezwedt nichts anders, als das Zufammenhalten 
der auf den naͤmlichen Gegenftand ſich beziehenden Berhanblungen. Es würbe 
alfo eben fo unangemeflen fein, die auf eine und bie nämlihe Anforderung (Theil 
nehmungsreht ober Ausgleichungsart) fi) beziehenden Streitpunfte aus ihrem 
natürlichen Zufammenhange zu reißen und bie hierher gehörigen faktiſchen und 
Rechtsfragen in verfchiebenen Protofollen zu erörtern, ale es zwedwidrig wäre, 
die gegenfeitigen einander bebingenden, ausſchließenden, oder befhräntenden Ans 
fprüde jeden in befonderen Alten zu infteuiren. Ueberhaupt muß bei ber Behand⸗ 
lung der Sache nit nur Alles, was den Zufammenhang flört, vermieden, fondern 
auch durch Zurüdweifung auf bie an einem anderen Orte abgehandelten Puntte, 
Wiederaufnahme ihres weſentlichen Inhalts und überfihtliche Zufammenftellung 
derfelben und ihrer Beziehungen auf einander bafür geforgt werben, daß ihr zus 
fällig unterbrochener Zufammeubang immer wieder hergeftellt und anfchaulich werde. 

Insbefondere if dafür zu forgen, daß alle Streitpunfte, weldhe zu einem und 
demfelben Atte des Geſchaͤfts gehören, 3.8. Feſtſtellung der SpeitnehmmgesReihte 
oder ihres Werthverhältniffes, oder der Abfindung dafür möglichft gleichzeitig 
fpruchreif gemacht werben. 

Wie bei allen Gegenfländen, die nad bem orbentlihen Gange des Geſchäͤfts, 
in fortgefeßtem Betriebe erhalten werden Iönnen, diefer ohne Unterbrechung ſtatt 
Haben muß, (cf. $$. 72. 73. der V. v. 20. Juni 1817) fo muß dies insbefondere 
auch bei Inftzuftion der Streitigkeiten gefchehen, unbefchadet übrigens der dem 
Kommiflarius nah F8. 104. und 105., 131. ff. der V. v. 20. Juni 1817 einges 
räumten Befugniffe wegen gänzlidher, ober einitweiliger Zurückſetzung gewiffer 
Streitpunfte. 

Zu $$. 107. 111. 112. 130. und 143. der Verordnung. 

8. 29. Den Gen. Kommiffionen bleibt es überlaffen, die ihnen in allen 
Fällen zuftindige Beranlaffung einer Revifion ber von den Spezial⸗Kommiſſarien 
erflatteten Gutachten auch den Kreisverorbneten zu übertragen. 

$. 30. Das in dem $. 48. ff. diefes Anh. vorgefchriebene Separat-Berfahren, 
findet au dann Anwendung, wenn die unterliegende Bartei in dem alle des 
$. 112. der 3. v. 20. Juni 1817 die Vermeſſung und Bonitirung beharrlich 
yerlangt. 

8. 31. Außer den oben benannten Fällen ($. 6.) tritt ein ſchiedsrichterliches 
Berfahren bei folgenden Gegenftänden ein, ale: ' 

a) bei Streitigkeiten über die Bonitirung, 

b) bei den Provokationen auf höhern ober geringern, als bie Normal: Ents 

fhädigung bei den Regulirungen nad dem Ed. v. 14. Sept. 1811 ſtatt des 
im Art. 67. der Defl. v. 29. Mai 1816 unter den Buchſtaben b. c. bes 
Rimmten Verfahrens, Behufs Entſcheidung der Borfrage: ob die Normals 
Entfgädigung anwendbar, oder mit Nachtheil für den Provofanten vers 
bunden if 

c) enblid bleibt es ben Behörden überlaffen, fowohl in ber erften ale in ber 

Appellationss und Rekurs⸗Inſtanz au bei anderen Gegenſtaͤnden, welde 
nad ihrem Ermeſſen befier von verfländigen, der Defonomie fundigen Mäns 
neen an Ort und Stelle, nach eingenommenem Augenſcheine, ale von ent- 
fernt wohnenden Behörden entfhieden werben, das ſchiedsrichterliche Ver⸗ 
fahren. eintreten zu laflen. 

Ob ein folpes Berfahren flattfinden fol, beftimmt wegen der in erfler Inflanz 
anhängigen Str tigkeiten die Gen. Kom. Gelangt aber eine von der Gen. Kom. 
entſchiedene Sache in ben Appellations⸗ oder Rekursweg; fo hat in dem erſten Falle 
das Reviſions⸗Kollegium, in dem zweiten Falle das betr. Min. des I. darüber zu 
beftimmen, ob und in wie weit der Gegenftand zum fchiebsrichterlichen Berfahren 
zu verweiſen if. 

8. 32. Wenn die Parteien fi über andere Perſonen nicht vereinigen, fo 
wählt jeber von ihnen einen ber Schieberichter aus den Kreisverorbneten. Gind 
ver ea Bereits bei dem Geſchaͤfte zugezogen, fo übernehmen diefe bie Stelle der 

edorichter. 

8. 33. Die mit der Leitung ber Kreis + Bermittelnngebehörben beauftragten 
Landraͤthe treten als Obmänner ein, wenn bie zu Shiederitrn erwählten Kreis⸗ 
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verorbueten verſchiedener Meinung find. Doc findet dies nur bann flatt, wenn 
bie Parteien fi wegen des Obmanns nicht vereinigen koͤnnen; auch bleibt es dem 
Landrathe vorbehalten, fi einen Delonomie s Kommiflarius ober Kreisverordneten 
zu fubflituiren. 

$. 34. Das Berhältnig ber Schiebsrichter zu dem Inftruenten der Haupt: 
fache, die Art und Weile, wie bie Streitpunfte zu ihrer Entfcheidung vorzubereiten 
And, das bei ihren Entſcheidungen zu beobachtende Verfahren und beren Bezichuns 
gen zur Entſcheidung ber Hauptſache follen durch eine von den Minifterien des 
Innern für die Gewerbe, der Jufliz und ber Finanzen zu erlafiende Inftruftion 
näher beftimmt werben. Gegen bie nad gehöriger Einleitung der Sache ergan: 
genen ara ber fchiebsrichterlihen Kommiſſion ift weder Appellation noch Re⸗ 
urs zuläffig. 

$. 35. In allen Faͤllen ſteht es den Barteien und febem Theile berfelben 
frei, bei Streitigkeiten über die Planlagen der zur Auseinanderfeßung gehörigen 
Grundküde darauf anzutragen, daß bie KreissBermittelungsbehörde barüber gehört 
werde. Wegen der hierbei zwifchen den Anſichten verfelben und des Oekonomie⸗ 
Kommiſſarii flattfindenden Dilferengen findet das $. 187. der V. v. 20. Juni 1817 
beſtimmte Berfahren fatt. 

Su $. 4154. der Verordnung. 

6. 36. Entſtehen Streitigkeiten darüber: wie es in ben bei den Gen. Kom⸗ 
mifflonen anhängigen Angelegenheiten bi® zur endlichen Ausführung berfelben mit 
dem Befibe, der Verwaltung und Krugung der zur Auseinanderfeßung gehörigen 
Gegenfände zu halten ift, fo foll Die General⸗Kommiſſion entweber —— oder durch 
ihre Abgeordneten diesfalls ein Interimiſtikum feſtſezen. Dies gilt ſowohl von den 
Beraͤnderungen in dem bisherigen Befibftande und der bisherigen Verwaltungss und 
Benutzungsart, welche aus Rückſicht auf die bevorfiehende Auseinanderfegung und 

ur Vorbereitung eines ſchicklichen Meberganges aus der bioherigen in bie künftige 

Sei ihtung nöthig werben, als non ben fonft über den bisherigen Befisftand und 
die bisherigen Nutzungen entflandenen Streitigkeiten. Auch EZönnen die proviforis 
[gen Regulirungen im Laufe ber Auseinanderfegung, je nachdem die Streitigkeiten 
über die Theilnehmungs:Rechte beflnitiv entfchleden worden, oder die Auseinanders 
Iegung verrüdt, wiederum abgeändert und mobifizirt werden. Wiewohl es bie Mes 
gel ift, daß dergleihen Interimiftifen von den Spezial-Kommiffarien, vorbehaltlich 
des Rekurfes an die Gen. Kom. feftgefegt werben, fo bleibt den Letzteren boch übers 
Iaffen, die Feſtſezung gleich unmittelbar zu treffen. 

Auch wegen diefer proviforifchen Entſcheidungen ber Gen. Kommiffionen findet 
der Rekurs an das betr. Min. des J. flatt. 

Zu $$. 164. und 165. der Verordnung. 

$. 37. Bereinigen ſich die Parteien bei Gelegenheit der Auseinanderfebung 
in des Hauptiſache über Nebengefchäfte, welche damit weber in nothwendiger Bezie⸗ 
Jung ſtehen, noch zur befiern Regulirung des Hauptgefhäfts gereihen; fo kann 
die Sen. Kom. dergleichen Nebenabreden von fi) abweiſen und ihre Beftätigung 
auf bie übrigen Behimmungen bes Vertrages beichränfen. 

8. 38. Findet die Een. Kom. die von den Interefienten genommenen Abres 
den bei einem ober dem andern Bunkte unftattbaft, fo Hat diefelbe, Falls deshalb 
eine andere :zuläffige Bereinigung unter den Parteien nicht zu vermitteln if, auch 
barüber zu befinden, ob und in wie weit, ungeachtet ber von ihr feitzufeßenden 
Abänderungen, bie Abreben über ben Qaupigegen and oder andere Nebenpunfte 
aufrecht erhalten werben Tönnen, ober ob und im wie weit bie nöthig befundenen 
Abänderungen auf den Hauptgegenftand der Vereinigung oder gewifler Bunkte ber» 
felben von ſolchem Cinfluſſe find, dag fie mit einander nicht beitehen können? nicht 
minder, ob wegen biefer Abänderungen, eine anbermweite Ausgleichung der Intereſ⸗ 
fenten und in welcher Art und Weite biefelbe au bewirken iſt? 

Dabei gilt die Megel, daß die unter den Parteien getroffene Bereinigung, fos 
weit fi irgend anderweite Ausgleihungsmittel wegen des nicht genehmigten Punk⸗ 
tes anffinden laſſen, aufrecht zu erhalten find. Auch bleibt dem Ermeſſen der Ben. 
Kom. überlaflen, ob die andermweite Ausgleichung in Raturals@egenfkäuben, ober in 
Kapital oder Rente zu gewähren if. 

Zu 88. 65. 66. 161. ff. der Verordnung. 
‚$. 39. Den Regierungen und Provinzial⸗Schulkollegien ſteht die eigene Be⸗ 
Rätigung der Rezeſſe ruͤckſichtlich der yon —* reſſortirenden Guͤterverwaltungen 
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zu, in fofern bie Auseinanderfegungen auf eigene Verhaudlungen jener Behörben 
im Wege des Vergleichs zu Stande kommen. Dies findet auch in denjenigen Faͤl⸗ 
len flatt, wenn 

a) die Regierungen wegen ber zu ihrem Patronat gehörigen kirchlichen Güter 
und Grunditüde, 

b) biefelben und bie Brovinzials Schulfollegien aus dem Intireffe bes Ober- 
Cigenthums ober des Erbverpächters der zu ihrer Verwaltung ober reſp. 
ihrem Patronat gehörigen Domainen und Anftalten, 

die Auseinanderfeßungen unter eigene Leitung zu nehmen ſich veranlagt finden. 

Dagegen gebührt den Gen. Kommiffionen die Beftätigung ber Rezefle über die 
yon ihnen geleiteten Auseinanderfeßungen, ſelbſt in dem alle, wenn biefelben, 
nachdem fle bei ihnen anhängig geworden, ſey es mit ober ohne Dazwiſchenkunfit 
eigener Verhandlungen ber Regierungen ober Provinzials Schulfollegien im Wege 
des. Vergleichs zu Stande gefommen find. 

Die Regierungen und Provinzial» Schulfollegien haben bei Prüfung ber von 
ihuen zu beflätigenden Rezeſſe alles das zu beobachten, was den General⸗Kommiſ⸗ 
fionen deshaͤlb obliegt, und die yon ihnen ertheilie Beflätigung in gehöriger Form 
vollzogener Nezefie hat eben die Wirkung und Folgen einer von ber Gen. Kom, 
ertheilten Beätigung 

$. 40. Rüdfihtlich der von den Regierungen wegen Ablöfung ber Domainen- 
gefälle einfeitig zu ertheilenden Ablöfunge s Urkunden behält es bei ber Anmweifung 
v. 16. März 1811 (G. S. S. 161) fein Bewenden. Es genügt nicht minder an 
der einfeitigen Erklaͤrung des Berechtigten, wenn bie Berechtigung weder Zubehör 
eines Gutes if, noch ein befonderes Folium im Hypothekenbuche Außer bies 
fen Faͤllen müflen aud bie Ablöfungs » Urkunden in ber Form der Verträge aus⸗ 
geftellt und vollzogen werben, 

F. 41. Die Bollziehung ber AuseinanderfehungssBerträge kann vor Rotarien 
mit gleicher Wirkung, wie vor einem als Richter befähigten Juſtizbeamten geſchehen. 

F. 42. Die Unterföhriften der öffentlichen Behörden, deren Urkunde ber Glaube 
öffentlicher Dokumente zuftändig iſt, bedürfen eines gerichtlichen ober notariellen 
Anertenntniffes jener Behörden nicht. 

F. 43. Gbenfowenig bedarf es ber richterlichen ober notariellen Vollziehung, 
wenn ber Reed vor einem Seitens ber Stantsbehörben mit der Auseinanderfegung 
beauftragten Defonomie » Kommiflarius aufgenommen ift, und bie zur Beſtaͤtigu 
berufene Behörbe tabei nichts zu erinnern findet. Werben aber nad dem —* 
ſen der Behörde noch anderweitige protokollariſche Verhandlungen zur Erledigung 
vorgekommener Bedenken noͤthig gefunden; fo iſt damit ein richterlicher Beamte zu 
beauftragen. 

8. 44. 1) In denjenigen Landestheilen, in welchen die A. G. O. eingeführt 
ift, und die Ablöf. DO. v. 13. Juli 1829 Anwendung findet, bleibt es ben Barteıen 
überlafen, ihre nad) eigener Bereinigung (ohne Bermittelung und Dazwifchenkunft 
der Sen. Kom. gefdjloffenen Ablöfungsverträge den betr. Gerichten zur Betätigung 

u überreichen, bie fi in ſolchem Kalle ber Prüfung und Befätigung mit ben nims 
Ihe 3 und Wirkungen, weldhe rüudjihtlidh diefer von den Gen. Kommiſſio⸗ 
nen zu bewirkenden Geſchaͤfte vorgeſchrieben nd, zu untergichen haben. 

2) Die Beftätigung gebührt in den Bällen, wo bie Berechtigung einem Gute 
zufteht, dem Gerichte, unter welchem das berehtigte Gut ſteht, in anderen Fällen 
dem Gerichte des belafteten Gutes. 

3) Intereffizt bei dem Geſchaͤfte eine moralifche Berfon, deren Vermoͤgensver⸗ 
waltung unmittelbar unter einer der $. 39. benannten Staatsbehoͤrden flieht, fo verbleibt 
diefer die Beflätigung, nach Inhalt ber angeführten Vorſchrift. Das Naͤmliche fins 
det ftatt, wenn zwar das Bermögen ber betheiligten moralifchen Perfon nur unter 
mittelbarer Berwaltung jener Behörben flieht, der Ablöfungsvertrag aber auf die 
eigenen Berhandlungen einer foldhen Behörde gegründet iſt. 

Findet weder das eine noch bas andere flatt, fo ift zwar das Gericht zur Des 
fätigung befugt, es liegt ihm aber ob, vorher die Genehmigung ber betreffenben 
Behörden einzuholen, fofern diefelbe zur Rechtsgültigkeit des Geſchaͤfts verfaſſungs⸗ 
mäßig erforderlich ift. 

&) Entfiehen bei der Errichtung bes Vertrags unter den Partelen ſelbſt, ober 
deu zus Sache zuzuziehenden lehnsberechtigten, hypothelariſchen Bläubigern 1t. 
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—— fo iſt deren Eroͤrterung und Entſcheidung den General⸗Kommiſſionen 

u überlaffen. 

| 5) In allen Faͤllen bleibt die Megulirung wegen ber nach 8. 110. ff. der ans 

gepogenen Ablöfungsorbnung aus der Abfindung des Berechtigten zu entnchmenden 
nrichtungskoſten den Gen. Kommiffionen vorbehalten. 

6) Auch in denjenigen Fällen, wenn die Gerichte Bedenken wegen der Zuldfs 
figkeit gewiffer von den Parteien getroffenen Verabredungen tragen, fey e8 wegen 
anfcheinender Unverhältnigmißigkeit der Abfindung und des obwaltenden Berbachts 
einer Simulation, oder in landespolizeilicher, oder welch anderer Beziehung, haben 
fie die ihnen zur Beftätigung vorgelegten Verträge der Gen. Kom. zn überfenden 
und derfelben das weitere Berfahren zu überlaffen. 

$. 25. Wegen des Inflanzenzuges in Betreff ber von den Gen. Kommifflos 
nen zu erlaffenden Definitiv s Entfcheidungen follen die nachftehend unter Nr. 1. 2. 
3. 4. und 5. angegebenen, die $$. 173. 174. 178 — 183. der B. v. 20. Juni 1817 
abändernden Befimmungen Anwendung finden. 

1) Alle Streitigkeiten über Theilnehmungsrechte und deren Umfang, überhaupt 
wegen aller folder Rechteverhältniffe, welche ohne Dazwifchenfunft der Geſetze über 
Negulivung der gutsherrlich⸗baͤuerlichen Berhältniffe, der Gemeinheitstheilungs⸗ und 
Ablöfungsorbnungen und der hiernach zu bewirkenden Auseinanderfegungen hätten 

ur Brage kommen können und dann in ben ordentlichen Rechtsweg gehört hätten, 
d zur Appellation an das Mevifions: Kollegium geeignet. 

abin werden insbefondere in Begtehung auf die Regulirung ber suteherrli- 
bäuerlichen Berhältniffe die im $. 178. der V. v. 20. Juni 1817 unter Nr. 1. 2. 
3. 5. 6. 7. 8. 9. bezeichneten Gegenflände gerechnet; nicht minder die Entfcheidung 
über die Bertinengien des Hofes und die Grenzen bderfelben und über den Umfang 
ber gegenfeit en Berpflichtungen. 

ndere Verhältniſſe, welche die Größe der den Gutsherrn, oder den Bauern 
ulommenden Abfindungen in Land, Kapital oder Rente beftimmen, ſind nur in fos 
een Gegenftand des Appellationswerfahrens, als der vorfichend ausgeſprochene all 
gemeine Grundſaß darauf Anmwenbung findet. 

$. 46. 2) Bei den Entfcheidungen über Die jebem Intereffenten für feine 
Theilnehmungsrechte zuftändige Abfindung, über die Mittel diefer Ausgleichung und 
die Art und Weife ihrer Gewährung iſt zu unterfcheiben: 

a) ob biefelben eine Abfindung in Kapital ober eine Gelbrente (fey es, daß 
e6 ſich dabei von einer feten, ober mit den Getreidepreiſen fleigenden und 
fallenden Rente handelt) ober 

») eine Ratural-Abfindung, oder andere als die zu a. gebachten Leitungen zum 
Gegenſtande Haben. Betrifft die Entſcheidung ber General Kommifflon einen 
Gegenſtand der zu b. gedachten Art; fo findet dagegen nicht die Appellation 
an das RevifionssKollegium, fondern der Rekurs an das Minifterium des 
Innern für Gewerbe ftatt. 

Zu diefem Berfahren eignen ſich inebefondere die in den 56. 182. 183. ber 

B. v. 20. Juni 1817 und $. 19. des ©. v. 7. Juni 1821 wegen Ausführung ber 
Gem. Th.⸗ und Ablöf. D. bezeichneten Fälle. 

3) Zu dem Rekurswege gehören ferner in den Faͤllen zu a., bie Entſcheidun⸗ 
gen über die Alternative: ob dem Berechtigten die Entſchädigung in Land, oder ob 
hm foldhe in Kapital oder in einer Natural-Rente zu gewähren ift? und wird Bier 
mit die entgegengefegte Beftimmung bes $. 179. der erhgebadıten V. aufgehoben. 

4) Wenn aber außer dem eben gebadhten Falle (Mr. 3.) die von der Gene: 
zals Kommiffion getroffene Entſcheidung eine Entſchaͤdigung in Kapital oder Gelb⸗ 
Rente betrifft, fey es, daß über die Verpflichtung dazu, ober wegen ber Höhe ders 
Ken „gufrüten wird, fo findet deshalb die Appellation an das Reviſions⸗Kolle⸗ 

um fait. 

$. 47. 5) Wenn wegen der Ausftellungen, welche entweber von ben Parteien 
bei — ber Rezefle erhoben, ober Geitens der Gen. Kom. bei den ihr zur 
Genehmigung vorgelegten Vereinbarungen gemacht worden, eine gütlide und anges 
meflene Bereinigung unter ben Interefienten nicht zu erreichen if, fo findei gegen 
die deshalb von der Ben. Kom. erlafiene Entfcheidung der Weg bes Rekurfes ober 
bee Appellation flatt, je nachdem bie Ausftellung ſelbſt, ober die von der Ben. 
Kom. zu ihrer Abhülfe erlafiene Feſtſetzung einen Gegenſtand betrifft, ber fi nad 
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den vorſtehenden Beſtimmungen $$. 45. 46. zu einem ober dem andern Wechte⸗ 
mittel eignet. 

6) —* beſtimmt fi auch die Kompetenz ber Appellations⸗ ober Rekurs- 
Yufany über die Frage: ob mit der Verwerfung der von ben Parteien genommes 
nen Abreden noch andere Selioemungen bes von ihnen getroffenen Ablommens oder 
der ganze Bertrag ihre Wirkfamteit verlieren, oder beffen ungeachtet in Kraft 
bleiben. 

8. 48. Wollen die Parteien von bem an das Min. des I. zu richtenden Res 
furfe wegen bes Lanbtheilunges Plans ober anderer Befchwerbepunfte, weshalb bie: 
fes Rechtsmittel zuliffig iſt, nit Gebrauch machen: fo wird dadurch Dach nicht aus⸗ 
gefchlofien, daß fie ihre Befchwerben wegen unzulinglicher Abfindung Behufs ans 
derweiter Entſchädigung in Kapital oder Rente weiter verfolgen. Dies Tann 
nach der Wahl des Befchwerbeführers im Wege ber Appellation ober in einem zur 
erſten Inſtanz zurüdgehenden Separatverfahren geſchehen. Wirb das Rechtsmittel 
der Appellation gewählt, fo bleibt doch dem Ermeſſen des RenifionssKollegiums bie 
Burüdweifung in die erſte Inſtanz vorbehalten. 

Die entgegenfkehenden Vorſchriften der SS. 173. 181. 184. 189. der 8. v. 
20. Juni 1817 werden Hierdurch aufgehoben. 

$. 49. Shen dieſes Berfohren ($. 48.) findet flatt, wenn im Rekurewege 
über bie Lanbabfindung ober andere zu bemfelben gehörige Segenflände rechtékraͤf⸗ 
tig entfchieben ift. 

$. 50. Wollen die Parteien von dem ihnen nad 56. 48. 49. nachgelaffenen 
Kppellationdss oder Separatverfahren Gebrauch machen, fo müflen fie diefe ihre 
Abfiht bei Verluft ihres Entſchaͤdigungs⸗Anſpruchs innerhalb 6 Wochen nah Pu⸗ 
blifation der Entſcheidung erfler ober der Rekurs⸗-Inſtanz verlautharen. 

Haben fie gegen die Entfcheidung der Gen. Kom. den Rekurs rechtzeitig eins 
gelegt, fo ſteht one der Antrag auf jene Erörterung wegen ihrer in den Rekurs⸗ 
weg gebiehenen Beſchwerden fowohl während des Ülekursverfahrene ale nad pu⸗ 
blizirtem Rekursbefcheibe in jener Friſt noch zu, wenn fle fich ſolche bei Publikation 
des Beſcheides erfier Inflanz aud nicht vorbehalten haben. Die Parteien find 
wegen dieſer ihnen zuſtaͤndigen Befugniffe bei Publifation der Entfcheidungen zu 
beiehzen. Bon dem Ermeſſen der Behörde aber hängt es ab, die Einleitung bes 
Separatverfahrens auszufegen (cf. $. 105. der V. v. 20. Juni 1817), jedoch nicht 
weiter, als bis zu dem Termine ber Bollgiehung des. Rezeſſes. Verſaͤumen bie In: 
terefienten bie ihnen dieſerhalb beſtimmten Friſten, jo findet das KRontumazialvers 
fahren flatt (cl. $$. 145. und 191. 192. der ®. v. 20. Suni 1847). . 

$. 51. In welchen Faͤllen und mit melden Maaßgaben bie B. v. 14, Dez. 
41833 über das Mechtsmittel der Reviſion und der Nichtigkeitsbeſchwerde in den bei 
den Gen. Kommilfionen anhängigen Angelegenheiten Anwendung findet, darüber if 
bereits mittelſt Unſerer Order d. 15. März d. J. (G. ©. ©. 61. F.) entſchieden, 
wobei es fein Bewenden behält. 

$. 52. Wenn .eine von den Reviſions⸗Kollegien ober in dritter Inflanz ers 
gangene Entſcheidung wegen Inkompetenz angefochten wird, fo findet das in Unfer 
rer Order v. 30. Suni 1828 (G. 6.6.86) wegen ber Kompetenz⸗Kenflilte vor⸗ 
gefchriebene Verfahren Anwendung, und wenn hiernad bie Inkompetenz feßgeftellt 
iſt; fo wird, mit Befeitigung bes Erkenntniſſes ber infompetenten Behörde, die 
Sache zur andberweitigen Entſcheidung an bie geeignete Inſtanz her Verwaltungs⸗ 
behörben abgegeben. 

$. 53. Wenn das Geh. Ober⸗Trib. in einer Angelegenheit, die ſich zwar zur 
Kppellation, aber nicht zur Berufung auf bie dritte Inflanz eignet, erkannt hat; 
fo fol ein ſolches Erkenntniß doc wegen Inlompetenz jenes Gerichtshofes nicht 
angefochten, folches vielmehr zur Vollſtreckung gebracht werben. 

Um aber Irrungen biefer Art zu verhüten, follen die dem Geheimen Ober 
Kribunale zur Abfaffung der Revifions⸗GErkenntniſſe einzufendenden Akten bemfelben 
yon ben Gen. Kommifflonen nicht unmittelbar eingereicht werden, vielmehr durch 
das Min. des 3. für die Gew. zugeben, welches ſich, im Halle baffelbe wegen Zus 
läffigleit bes Rechtsmittels Bedenken findet, darüber mit dem Juftisminiflerio vers 
ſtaͤndigen mird. 


Zu 88. 187. und 188. der Verordnung. 
8. 54. Wegen ber bereits in erſter Inſtanz durch ſchiedsrichterliche Cutſchei⸗ 
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Dung feßgehellten Punkte (ck. 96. 31— 34. biefes Anh.) findet eine weitere Er⸗ 
oͤrterung buch andere Sachverſtaͤndige in der Appellations⸗Inſtanz nicht Ratt. 
. 8,55. Wenn in zweiter Iuflanz noch eine nachträgliche Infruftion über 
öfanomijche Punkte veranlaßt wird, fo haben die Gen. Kommiſſionen die.an bas 
Devißong-Rolleglum einzufendenden Verhandlungen mit ihren Gutachten darüber 
zu begleiten. 

n allen Bällen ſteht es den Reviſions-Kollegio frei, über eine und bie ans 
dere techniſche Frage bie nähere Erläuterung der Gen. Kom. einzuholen. 

Bu $. 196. f#. der Berorbnung. 

. 8.56. Wenn aud die Auseinanderſetzung ohne Dazwiſchenlunſt der Gen. 
Kom. zu Stande gekommen if, fo können die Parteien doch in der 8. 18. dieſes 
Anh. beitimmien Friſt deren Ausführung dur biefelbe nachſuchen. 

6. 57. Wie es im Allgemeinen vorgefchrieben if, haben die zur Bearbeitung 
ber Auseiuanderfegung berufenen Kommillarien felbitthätig auch dafür zu forgen, 
daß bei der Ausführungsverhandlung alle bis bahin nd nicht erledigten Punkte 
abgemacht werden. Sie haben es aljo feinesweges dabei bewenben zu laflen, daß 
die Interefienten foldhe zur Sprache bringen, ſondern ihrer Seits darauf zu halten, 
dag alles Sachgehörige definitiv erlebigt und bie zu ſolchem Behuf erforderlichen 
Grflärungen und Anträge gemacht werben. Insbeſondere haben fie biefelben auf 
bie bei den Var rei zu bewirkenden Finfragangen aufmerffam p machen 
und ihnen dadurch Gelegenheit zu geben, daß bei ben au die Hppotheienbehärbe 
deshalb zu richtenden Requiſitionen ihrem Interefle gehörig vorgefehen werde. 

$. 55. Die Belanntmahungen an bie eingetragenen Gläubiger und Real 
berechtigten wegen ber Kapital-Entfhäbigungen und Kapital-Abfindungen müffen in 
der Hegel leid nad) der Beflätigung des Auseinandberfegungssftezefles erfolgen. 

Sie können aber auch fchon früher geſchehen, wenn von den Haupt s Interef: 
fenten daranf angelragen wird (cf. $. 203. der V. v. 20. Juni 1817). 

j Dagegen können dieſelben nad) den Anträgen der Intereffenten ausgeſetzt blei⸗ 
en, wenn 

a) die Abfindungs +» Kapitalien wicht fofort bezahlt, vielmehr dur Eintragung 
bei bem verpflichteten Gute gefichert werben; . . 

b) wenn der Berpflichtete Ach bereit finden laͤßt, daß er, ber Zahlung ungeach⸗ 
tet, dem eingetragenen Glaͤubigern und Realberechtigten für ben Betrag ders 
jelben verhaftet bleiben wolle; 

c) wenn das Gelb —6 niedergelegt wird. 

Die Auseinanderſetßungsbehörde hat jedoch bafır zu ſorgen, daß in ben zu a. b. 
asbachten Faͤllen die Eintragung gehörigen Orts erfolge. 

er aber bat fie dem Interefienten je nad den Umfänden, weshalb bie 
Bekanntmachung entbehrlih werden bürfte, beſtimmte Briften zum Ausweife dar⸗ 
über B beftimmen, nach beren fruchiloſem Verlauf aber die Bekanntmachung zu 
veranlaſſen. 

$. 59. Um zu verhüten, daß durch ſpaͤtere Cintragungen bei dem berechtigten 
Gute nicht fernere Weiterungen entſtehen, haben die Ben, Kommiſſionen, ſobald es 
entweder durch Vereinbaruug ber Intereſſenten, oder durch rechtöfräftige Entſchei⸗ 
dung feſtſteht, daß eine Abfindung in Kapital ſtattfiaden wird, bie Hypotheken⸗ 
behörbe davon zu benachrichtigen und zur Gintragung eines vorläufigen Vermerit 
im Hypothebenbuche zu veranlafen, welcher die Wirkung Hat, daß die durch Kapital 
ebgrlöhten Bertinenzien bes fpäter eingeirageum Glaͤubigern nicht mehr mit vers 
pfaͤndet werben. 

$. 60. Gind bei einer an die Bläubiger wegen ber Kapital s Abfindung zu 
erlaffenden Bekanntmachung ein eingetragener Gläubiger, deſſen Erben oder Ceſſio⸗ 
narien ihrem Aufenihalte nad, ober fonft nicht u ermitteln: fo erfolgt die öffent: 
lihe Belanntmahung an biefelben nah Vorſchrift des $. 12. des G. ». 7. Juni 
18321 wegen Ausführung der Gemeinheitstheilungs⸗ und Ablöfungsorbnungen. 

$. 61. Die —3* — des Beſitztitels der baͤuerlichen Wirte in Folge ber 
anisherrlich⸗baͤuerlichen Regulirungen, bie etwa erforderlichen Ab⸗ und Zuſchreibun⸗ 
gen in den Hypothekenbüchern bei Gemeinheitetheilungen, imgleichen die Abfchreis 
bung abgelöfter Leitungen in dem Hypothekenbuche des berechtigten Gutes und deren 
Loſchung ‚bei dem yerpflichteten Gute fol wegen ber vorihriftsmäßigen Abtragung 
und Verwendung bes Kapitals Abfindungen niemals aufgehalten werben, vielmehr 
der noch ſtattündenden Rüdkände und fehlenden Ausweilungen ungeachtet, auf den 
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Grund der beflätigten Rezeffe unverzüglich bewirlt werben, es wäre benn, daß bie 
Intereſſenten ſich deshalb anders geeinigt hätten, oder der Empfangsberechtigte ein 
Widerſpruchsrecht geltend macht. Dagegen werben die Müdflände gleichzeilig bei 
dem mit der Abfindung belafleten Gute mit dem ihnen zufländigen Borzugsrechte 
eingetragen. Waren bas abgetretene Grundſtück ober die abgeläfte Leitung für fich 
Gegenſtand eines durch die Lehns⸗ oder Fideikommiß⸗Gigenſchaft ober fonft bes 
f&räntten @igenthums bes Befigers, fo wird bei der Gintragung bes KRückſtandes 
diefe Befchränkung vermerkt. Waren fie Zubehör eines anderen fo belaſteten Gu⸗ 
tes, fo wird dieſe Zubehörigfeit und babei bemerkt, daß die Fähigkeit des Beſitzers, 
darüber zu verfügen, aus dem Hypothekenbuche des legtgedachten Gutes zu Br 
ſei. Es bedarf hierzu des Antrags der Lehnsberehtigten u. ſ. w. nit. Gegen 
feitig aber bedarf es auch des beſchraͤnkenden VBermeris nicht, wenn die in Folge 
der öffentlihen Bekanntmachung der Auseinanderfegung (cf. $. 11. ff. des ©. v. 
7. Juni 1821) wirflüh zugezogenen Berechtigten ihr Einverflänbnig damit erklärt 
haben, daß die Eintragung unterbleiben foll. ' 

Diefe Bintragungen müflen aud erfolgen, felbft wenn bie Verpflichteten bie 
Kapitals Abfindung bereits gezahlt Haben follten und genügt die bloße Cintragu 
einer Proteſtation nicht, da bie Sahlung, fo lange die gefehlihe Berwendung bes 
Gezahlten nicht nachgewiefen ift, den Mechten der Glaͤubiger und ſonſtigen Real: 
berechtigten unnadhiheilig iſt, wogegen es ben Berpflichteten überlaften bleiben 
fann, bei Eintragung der Abfindungs-Kapitalien auf ihre Güter die bereits erfolgte 
Zahlung in Form einer Proteftation vermerken zu laſſen. Weiſet der Gutsbefiker 
weiterhin die gefeßmäßige Verwendung der Ablöjungss Kapitafien nah, fo erfolgt 
die Löfchung jener eingetragenen Vorbehalte auf die von ber Gen. Kom. desha 
zu ertheilende Beſcheinigung. 

Bu $. 197. der Berorbnung. 

8. 62. Die Gerichte werden wegen der auf rund ber beflätigten Auseinan⸗ 
derfeßunge-Rezeffe von den Parteien oder fonft von den General⸗Konmiſſionen bei 
ihnen in Antrag gebrachten Eintragungen in die Hypothekenbücher ven den ihnen 
nach der Hyp. O. Tit. 2. $$. 12. und 13. obliegenden Verpflichtungen entbunben, 
weläe flatt ihrer den mit ber Beſtaͤtigung der Auseinanderfeßungsrezeffe beauftrag- 
ten Behörden übertragen find. Es verfteht fih jedoch von ſelbſt, daß fie, wenn 
fich aus den Hypothelenbücdhern felbft Anftinde der nadggefaäten Yintragung erges 
ben, jene Behörden davon in Kenniniß zu fehen und benfelben deren Trledigung 


zu überlaffen haben. 
j Bu $. 203. der Verordnung. 

$. 63. In dringenden Faͤllen kann die Gen. Kom. mit der Meberweifung und 
Ausführung des AuseinanderfepungssPlanes, ungeachtet des gegen ihre Entſcheidung 
noch flattfindenden Rekurſes, vorgehen. 

Zu 88. 206. und 207. der Berorbnung. 

6. 64. Auf Berlangen der Intereffenten foll das nah 5. 206. der B. v. 
20. Juni 1817 zur Nieberlegung im landraͤthlichen Archive beflinımte Gremplar der 
Karte, je nachdem bie Auseinanberfeßung in einer Stadtfinr oder in einer Land⸗ 
gemeine vorlommt, dem Magiftrate ober der Sutsherrfgaft, und wenn biefe an 
dem Drte keinen Wohnſitz Hat, dem am meiſten zur Sache Interefficenden Theilneh⸗ 
mer ausgeantwortet und zur Ginfiht jedes Betheiligten bereit gehalten werden. 

Zu $. 209. der Verordnung. Zu $$. 26. 27. des Geſetzes. 

$. 68. Der Wegel nach iſt jeber Befiger eines Gutes nicht nur die während 
feiner Befibzeit, fondern auch bie unter dem Vorbeſitzer aufgelaufenen Koſten der 
Auseinanderjegung zu Bezahlen ſchuldig. Ausnahmen von dieſer Regel finden in 
der Iehteren Beziehung flat: 

a) wenn die Auseinanberfe ung bereite unter dem Vorbeſitzer mittelſt Beſtaͤti⸗ 

gung bes Mezefies beendigt if, 
b) wegen der Koften des unter dem Vorbeſitzer beenbigten Prozeſſe. 

6. 66. Rüdfichtli der zu einer Konkursmaſſe geh gen oder fonfl zur noth⸗ 
wendigen Subhaftation gebiehenen &üter find biefe Koflen nur in fofern, als 
nad der Gröffnung des Konkurſes, oder des Liquibationsprogefies feſtgeſetzt find, 

u den Schulden zu rechnen, welche die Mafle felbft kontrahirt hat; gleichmäßig 
And diejenigen Koften, welde nad) erfolgtem Bufchlage fehgefept werden, zu den⸗ 
jenigen zu reinen: für welche der Käufer auflommen muß, beides jebody unr dann, 
yornn bie Auseinanderfegung vor Gröffnung des Konkurſes oder Liquidaiionsprozeſ⸗ 
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fee ud reſp. vor dem Zuſchlage busch Betätigung bes Mezeffes noch wicht geſchloſ⸗ 
en . 


Urkundlich sc. 

Gegeben Berlin, d. 30. Juni 1834. 
(LS. Friedrich Wilhelm. 

Frh. v. Brenn. übler. 

: (®& ©. 1834 6. 96 Nr. 1542.) 


— 


IV 


Verordnung v. 22. Nov, 1844, betr. den Geſchaͤftsgang und 
Inſtanzenzug bei den Auseinanderfeßungs-Behörden. 


Wir Friedrich Wilhelm ıc. 2. verordnen zur Berbefferung bes Geſchaͤftsganges 
und Snhanzenzugee bei den Auseinanberfegungsbehörden, auf ben Antrag Unfers 
Siaatsmin., für biejenigen Lanbestheile, in benem die V. v. 20. Juni 1817 und 
3. Juni 1834 Gefehestraft haben, was folgt: 

Beſtimmungen in Anfehung: 
1) der erſten Inflanz. 

$. 1. Jede Senerallommiffion und jebes Spruchkollegium für landwirthſchaft⸗ 
Eiche Angelegenheiten fol, einſchließlich des Dirigenten, aus minbeftens fünf Mits 
gliedern beftehen, deren Mehrzahl zum Midhteramte qualifiziert fein muß. 

$. 2. Jedes Mitglied der Generalkommiſſionen und Spruchkollegien bat bei 
ben Berathungen, ohne Unterfchieb des Gegenflandes, eine entfcheidende Stimme. 
Die bisherige Beſchränkung des Stimmrechts ber Ober » Kommiffarien und techni⸗ 
ſchen Mitgliedes wird hierdurch aufgehoben. 

Den Hülfsarbeitern flieht ein Stimmrecht nur in ben von ihnen bearbeiteten 
Sachen zu; doch if der Miniſter des Innern befugt, denjenigen Hülfsarbeitern, 
welche die vorſchriſtomaͤßige technifche Qualifilation erworben haben, ein volles 
Stimmrecht beizulegen. 

8.3. Die nad $. 5. der B. wegen Bereinigung ber Generallommiffionen 
u Königsberg und Marienwerber mit ben Regierungen der Provinz Preußen v. 

. Zunt 1834 in den genannten beiden Städten errichteten Ju igbeputationen fols 
len aufgelöf und flatt Ohrer fol bei jeder der Regierungen zu oͤnigoberg, Mas 
rienwerder, &umbinnen und Danzig ein Spruchfollegium errichtet werben, bem in 
erſter Inſtanz die Entſcheidung aller Streitigkeiten in ben zum Reffort der Aus; 
einanberfebumgebehärhe gehörigen Sachen zuſteht, und zwar ohne Unterſchied fo- 
wohl des Gegenßandes des Etreits als des hinſichtlich deſſelben in der höheren In, 
lan; guläflgen Mechismittels. 

iefe Kollegien find ans denjenigen Beamten, welche bei den genannten Res 
errungen die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten bearbeiten, und, foweit es zur 
Ergänzung der nad $. 1. erforderlichen —*— — aus den übrigen Mitglies 
ben der beiseffenden Regierung unb denen bes am Drte befinblihen Ober⸗Landes⸗ 
gerichts ober Lands und Siadtgerichts, zufammenzufegen. 

Die Beftimmungen über dieſe Ergänzung, fowie über die Ernennung der Dis 
zigenten der Spruchkollegien, find von den Min. der I. u. des I. gemeinſchaftlich 
u tteffen. ben fo wirb von denfelben der Zeitpunkt, mit welchem biefe Spruch⸗ 
ollegien anſtatt der aufzulöfenden Juftiz = Deputationen in Wirkſamkeit treten, bes 
fisemi und durch die Amtsblaͤtter befannt gemacht werben. 

8. 4. Die Generallommiffionen und Spruchkollegien haben ihre Deſinitiv⸗ 
Bntfheidungen fortan in der für richterliche Ertenninifle vorgeſchriebenen Form 
abzufaſſen. Zur Gültigkeit derſelben if die Theilnahme von wenigſtens drei ſtimm⸗ 
berechtigten Mitgliedern erforderlich. 

85. In Anfehung der bei Auseinanderfegungen vorkommenden Streiligkei⸗ 
ten über Beflg:, Rugunge: und Berwaltungeverhältniffe verbleibt es bei der Vor⸗ 
ſchrift des $. 36. ber ®. v. 30. Juni 1834, nad) welcher interimiſtiſche Id 
dungen über Gtreitigfeiten diefer Art auch von den Spezial Kommiflarien getroffen 
werden können. 

Dagegen fol über Streitigkeiten wegen Gegenſtaͤnde anderer Art wicht mehr, | 
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wie es der 8. t854. ber B. v. 20. Juni 1817 geſtattete, durch die Spezinl⸗Kommtiſ⸗ 
ſionen entſchieden werben. 

Gegen die von den Letzteren nach $. 36. der V. v. 30. Juni 1834 getroffe⸗ 
nen interimiftifhen Gntfcheidungen ift der Rekurs an die General⸗Konmiſſionen 
oder Spruchkollegien, außerdem aber Fein ferneres Rechtsmittel wuläffg- 

8. 6. Die Seneral-Kommifflonen und Spruchkollegien find befugt, indem fie 
auf Ausführung eines Gegenſtandes ber Auseinanderfeung erkennen, babei zugleich 
eftzufeßen: 

A ir diefe Ausführung, ungeachtet des gegen das Erkenntniß etwa einzumens 
denden Rechtsmittels, flattfinde. 

@ine folhe Feſtſetzung kann aber nur dann gefchehen, wenn aus ben Umfländen 

echellet, 

u daß aus einem Jängeren Aufſchub der Ausführung, für die Parthei, welde 
folche eh ein erheblicher und üherwiegender Nachtheil erwachſen würbe, 
und zuglei 

b) bag der Gegenparthei für den ihr aus ber früheren Ausfägrung entſtehen⸗ 

den Nachtheil GEntſchaͤdigung gewährt werden kann. 

Die Auseinanderfehungsbehörbe hat jedoch, wenn in Gemaäͤßheit einer ſolchen Feſt⸗ 
feßung die Ausführung noch vor der Gntfheidung zweiter Inſtanz erfolgt, zu ers 
örtern und zu den Aften ihr Bulöken abangeben: 
ob und in wie weit eine Abänderung bes durch die Ausführung begründes 
ten Buftandes ohne überwiegende Nachtheile noch zuläffig HIV 
damit die Spruchbehoͤrde zweiter Iuftanz hiernach ihre Catſcheidung treffen Tonne. 

Der $. 63. der B. v. 30. Juni 1834 wird aufgehoben und ber 6. 203. ber 
B. v. 20. Juni 1817 dem Vorſtehenden gemäß abgeändert. " 

2) der zweiten Inflanz. 

$, 7. Die zu den Entfcheldungen zweiter Inflanz in den Auseinemderfetzungs⸗ 
ſachen jetzt zu Berlin, Königsberg, Marienwerder, Stettin, Magdeburg, Breslan, 
Muͤnſter und Poſen beſtehenden Reviſionskollegien ſollen aufgelöl werden, und 
ſaͤmmiliche denſelben bisher aufgetragene Geſchaͤfte auf ein für die ganze Monar⸗ 
chie zu errichtendes 

„Revifionskollegium für Landeskulturſachen“ 
übergehen, Den Zeitpunkt diefer Veränderung haben die Minifter der Juſtiz und 
bes Innern zu beflimmen und durd die Amteblätter bekannt zu machen. 

$. 8. Das Revifionskollegium für Landeskulturſachen toll aus einem Bräfls 
denten und mindeſtens acht Mitgliedern befiehen. Der Bräfldent und fämmtliche 
Mitglieder müflen mit der Ianbwirthfchaftlichen Gewerbslehre vertraut, und bie 
Meirehl berfelben muß zum höheren Richteramte qualifigirt fein, 

owohl der Praͤſident als die Mitglieder werden von Uns ernannt. Erſtere 
auf den Vorſchlag des Staatsminifterlums, Letztere auf den Borfchlag der Min. 
ber 3. und bes 8. Diefe Din. können indefien gemeinſchaſtlich das Kollegium, 
im Wall eines vorübergehenden Beduͤrſniſſes, d folche Hülfsarbeiter verflärten, 
welche die für bie Mitglieder erforderliche Qualiſikation befigen. 

«9. Jedes Mitglied des Mevifions » Kollegiums hat bei ben Verathungen 
ohne Unterſchied des Gegenſtandes eine entfheidende Stimme; ein Gleiches gilt 
von den nad $. 8. dem Kollegium ugeorbneten Gülfsarbeitern. Die Stimme des 
Borſitzenden giebt bei Stimmengleihhen ben Ausſchlag. 

. 10. Dem Revifione s Kollegkum flieht in berfelben Art und Ausdehnung, 
wie ben Generals Kommiffionen und Spruchkollegien erſter Inſtanz, über alle zu 
feiner Kognition gelangende landwirthſchaftliche Gegenſtaͤnde ein ſelbſtſtaͤndiges Urs 

eil zu, wobei baffelbe die Gutachten der vernommenen Sahverflänbigen nur nach 

anßgabe der darüber beſtehenden allgemeinen Granbfähe zu beachten hat. 
Der $. 31. des V. v. 20. Juni 1817 unb ber $. 14. ber ®. v. 30. Juni 
1834 treten mit dem Zeitpunkt, wo das Revifions-Rollegium: feine Wirkſamkeit bes 
ginnt, außer Anwendung. 

‚11. Das Revifions s Kollegium bat in Anſehung ber Wahrnehmung ber 
landespolizeiligen und ſtaatswirthſchaftlichen Imtereffen gleiche Befugniffe und Ver⸗ 
pflichtungen, wie bie General» Kommifkonen. Daffelbe bat dagegen die auf das 
Beermögen der Korborationen umb öffentlichen Anftalten ſich bezichenden echte, 
Segen bie dem Staate zufichenden Patronatsrechte nicht von Oberauffichtewe⸗ 
gem wahrzunehmen, ſondern dieſes den betreffenden Berwaltungsbehoͤrden zu übers 
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laſſen und Letzieren nur, wo es auf bie Wahrnehmmg folder Rechte ankonnet, 
Nachricht zu geben. 

5. 12. Bei Bedenken über bie Entſcheidung ſolcher Gegenftänbe, welche lan⸗ 
despolizeiliche ober ſtaatewirthſchaftliche Intereſſen berühren, z. B. wenn es fi um 
Verteilung oder Sicherflelung von Steuern, Sozietät: oder Kommunal Abgaben 
und Laften, um Beränderung oder Unterhaltung von Landſtraßen, öffentlichen Flaſ⸗ 
fen und deren Ufer, um Vertheilung von Korporations⸗ und Gemeindevermögen 
handelt, bleibt e8 dem Grmeflen des Reviflons - Rollegiums überlaffen, zuvor, nad 
Anleitung bes $. 102. des Anh. zur A. G. O., ein Gutachten der betreffenden 
Bermaltungsbehörde einzuholen. 

‚8.13. Beritigungen und Ergänzungen ber Inftruftionen können au im 
zweiter Inflanz von ber Spruchbehörde auf den mündlichen Vortrag eines Referen⸗ 
ten angeordnet werben. 

. 14. Bon dem Beitpuntte ab, mit welchem bas nach $. 7. zu errichtenbe 
Revifions- Kollegium in Wirkfamfeit tritt, fol das gegen Grfenntniffe der Generals 
Kommiffionen und —— bisher zulaͤſſig geweſene Rechtsmittel des Res 
kurſes an das Min. des J. nicht ferner Gtatt finden; vielmehr find alsdann auch 
diejenigen Befchwerben der Partheien, über welche jebt von dem gedachten Mini: 
Rerium im Nekursverfahren zu entfcheiben iſt, nach Maaßgabe ihres Begenftanbes, 
Im Wege entweder ber Appellation, ober des im Artikel I Ne. 2. und 3. der Dekl 
v. 6. April 1839 beflimmten Nekurfes und zwar ſtets durch Entſcheidung des RNe⸗ 
viſtons⸗Kollegiums zu erledigen. 

Im Uebrigen verbleiben dem Min. des I. alle bisherige aus dem Auffichts⸗ 
rechte über die Auseinanderfeßungsbehörten herfließende Befugniffe. 

$. 15. Wer fih durch eim Erkenntniß erfler Inftanz, welches die Lanbabfin; 
dung ober andere in Naturalobjekten beſtimmte Ausgleichungspunkte und Borbehalre 
des Auseinanderfeßungsplans oder den Zeitpuntt der Ausführung betrifft, für ver; 
legt hält, fann zwar auch ferner feine Beſchwerden unb Anträge, entweber auf 
Abänderung dieſer Feſtſetzungen ober allein auf eine Entſchaädigung in Kapital oder 
Rente richten, ingleihen beiderlei Anträge alternativ und eventuell anbringen; in⸗ 
deß ift in dem einen wie in dem andern Falle nur die Appellation oder das im 
Art. I. Nr. 2. der Dekl. v. 6. April 1839 bezeichnete Rechtomittel des Nekurfes 
zuläffig, auch Tann die Verbindung beider Anträge nod während der Inftruftion 
des Rechtsmittel und, fo weit nicht die allgemeinen Prozeßvorfähriften eine Ab: 
weihung gefatten, mit der Wirkung Statt finden, daß jene Anträge gleichzeitig ers 
örtert und entfchieben werden müflen. 

Der Richter zweiter Inftanz iſt jedoch an bie Anträge der Parteien nit un: 
bedingt gebunden, fondern fann davon in ben Källen abweichen, wo die ihm oblie⸗ 
gende Wahrnehmung des landespolizeilichen und ſtaatswirthſchaftlichen Intereſſes fols 
es erforderlich macht; namentlich kann er Entfhädigungen in Kapital ober Rente 
feftfegen, wenn auch die Anträge der Partheien nur auf Gewährung von Natural: 
objelten gerichtet find. Desgleichen kann er die Erörterung von Entſchaͤdigungs⸗ 
anſprũchen, ingleihen von Nebenpunkten, felbft wenn dieſe Theilnehmungsrehte be⸗ 
treffen, ausnahmsweife ad separatum verweifen. 

Borfiehende Beflimmungen treten jedoch erſt alsdann in Kraft, wenn das A 
$. 7. zu errichtende Reviflons » Kollegium feine Wirkſamkeit begonnen — au 
werben mit dieſem Zeitpunkte die entgegenſtehenden Vorſchriften ber 88.48. bis 
50. der B. v. 30. Juni 1834 —* aufgehoben. 

$. 16. Die Vorſchrift des 8. 189. der V. v. 20. Juni 1817 wird dahin 
abgeändert, bag der Spruchrichter bie erſt in zweiter Suflanz vorgelommenen neuen 
Bunkte, nach Befinden, zur Separatverhandlung in erfter Inflanz verweifen kann. 

$. 17. Die in den $$. 82. bis 85. der V. v. 20. Juni 1817 enthaltenen 
Beſtimmungen in Betreff der Verhandlungen über Gegenftände von gemeinſchaft⸗ 
lihem Interefie find auch in ber zweiten Snftanz maaßgebend. 

$. 18. Die SInflrultion der zweiten Inflanz kann aud einem Spezial: Koms 
miffarins, dee nicht Juſtizbedienter ift, aufgetragen werben. Die entgegenflehenbe 
Vorſchrifi des $. 185. der B. v. 20. Juni 1817 wird aufgehoben. 

6. 19. Ob in dem Falle, wenn ber in zweiter Inflanz zugezogene Oekono⸗ 
miesKommiffarine don ber Anſicht des in erfler Inflanz zugezogenen abweicht, bie 
im $. 187. der B. v. 20. Juni 1817 vorgeſchriebene Verhandlung zwiſchen dieſen 
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beiden Oekonomie⸗Kommiſſarien nothwendig fei, bleibt der Beurtheilung ber Nuss 
einanderfeßungsbehörde und dem Revifions: Kollegium überlaffen. 

. Der Kommiffarins zweiter Inftanz hat auch in denjenigen Yällen, in 
welchen es der Regelung eines Status causae at coniroversiae oder feines Gutach⸗ 
tens nicht bedarf, eine Darftellung des Sadhverhältniffes, in welcher insbeſondere 
der Zufammenhang des Rechtsftreite mit dem Auseinanderfeßungsverfahren zn er: 
läutern if, zu ben Akten zu bringen und ſolche in der Regel den PBartheien und 
zwar im Schlußtermine zur Erflärung vorzulegen. 

3) der dritten Inflanz. 

$. 21. Hinfihtlih des Umfangs, in welchem die Borfchriften über bie Medhtss 
mittel der Revifion und der Nichtigkeitsbeſchwerde auf Auseinanderfehungsfaden 
auwenbung finden, verbleibt es überall bei den Beflimmungen der Order v. id. 

aͤrz 1834. 

%. 22. Die dem Geh; ObersTrib. zur Entſcheidung über bie Reviſion oder 
Nichtigkeitsbeſchwerde vorzulegenden Alten find von den Auseinanderfegungsbehörs 
den nicht mehr, wie «8 8. 53. ber B. v. 30. Juni 1834 beftimmte, dem Sin. des 
3., fondern unmittelbar jenem Gerichtshofe einzureichen. 

) der Koften. 

$. 23. Alle bisherige den Koftenpunkt in ber Appellationsinflanz betreffende 
Borfchriften finden Fünftig auch auf diefenigen Saden Anwendung, in denen bie 
Appellation erft in Folge gegenwärtiger B. zuläfflg geworden if. 

Urkundlich ıc. 

Gegeben Charlottenburg, den 22. Nov. 1844. 

(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Mühler. Rother. Eichhorn. v. Thile. v. Saviguy. Frh. v, Bülow. 
v. Bodelſchwingh. Br. du Stolberg. Gr. v. Arnim. Flottwell. 
(8. ©. 1845. ©. 19. Nr. 2533.) 


V. 


Geſetz v. 29. Juni 1835, wegen Sicherſtellung der Rechte 
dritter Perſonen bei gutsherrlich⸗baͤuerlichen Regulirungen, Ge⸗ 
meinheitstheilungen, Ablöfungen u. ſ. w. 


Bir Friedrich Wilhelm ıc. verordnen zur nähern Beſtimmung und Abaͤnde⸗ 
zung der Geſetze wegen Regulirung der gutéherrlich⸗-bäuerlichen Verhaͤltniſſe, im⸗ 
ge ber Semeinheitstheilungs: und Ablöfungsorbuungen, auf den Antrag Uns 
en u sateminiferiume und nad, erforbertem Gutachten Unſers Staatsrathe, 
wie folgt: 

$. 1. Bu ben 9$. 31. u. 33, des Ed. wegen Regulirung der guisherrlich⸗ 
bäuerlichen Verhaͤltniſſe v. 14. Sept. 1811. s 8 8 geteh 

Die in den 88. 147—155. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 aufgeftellten 
Grundfäpe über die Wirkungen der Auseinanberfegungen in Beziehung auf bie 
Rechte dritter Berfonen finden auch auf die nach dem Ed. v. 14. Sept. 1511 vors 
zunehmenden Regulirungen Anwendung. 

Daffelbe gilt von den im $. 8. der V. v. 30. Juni 1834 bezeichneten Res 
bengefchäften, imgleichen von folchen Auseinanderfeßungen; bei welchen Feine 
bäuerliche Befitzer Theil nehmen. 

$. 2. Zu den 88. 18. m. 24. des Ed. wegen Regulitung x. v. 14. Eept. 
1811 und Art. 70. der Dell. v. 29. Mat 1816. 

Die DeRkmmngen des $. 152. der Gem. TE. O. v. 7. Juni 1824 über bie 
Berwendung ber Geldentſchädigung für den neueſten Düngungszuftand ber abge 
tretenen Ländereien und für Berbefferungsarbeiten gelten auch für bie Hofwehr⸗ 

elder, welche die bäuerlichen Wirthe bei Re ulirung ber gutsherrlich » bäuerlichen 
erhältnife an bie Gutsherrſchaften zu zahlen haben. Der Ast. 70. der Dell. 
v. 29. Mai 1816 if auf diefe fo wenig als auf jene anzuwenden. 
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$. 3. Su ten $$. 76. u. 149. der Gem. TE. O. und 8. 38. ber AH. O. 
v7. Zunt 1821. 


Die in dem $. 149. der Gem. Th. D. v. 7. Juni 1821 enthaltene Beſtim⸗ 
mung, nach welcher, im Falle der Entfchäbigung in Reuten, in bem Gypotheken⸗ 
buche des belafteten Grundſtücks bemerkt merden muß, daß die Rente ein Zubehör 
bes berechtigten Guts und die Befugniß des Beilgers, über diefelbe zu verfügen, 
ans dem Hypothelenbuche über das letztgedachte Gut hy erſehen ſci, — findet auch 
auf Entſchadigungen in Kapital Anwendung und gilt, mit diefer Ausbehnung, bei 
Abloͤſungen und Megulieungen nad, dem Gb. v. 14. Gept 1811 ebenfo, wie bei 
Gemeinheitstheilungen. 

Die im $. 76. ter Gem. Tb. O. unb in bem $. 38. der Abldf. DO. v. 7. Sunt 
1521 enthaltene entgegenflebende Borfchrift, wonach bie Berechtigten zur Erhals 
tung des ihnen zuſtehenden Borzugsrechts wegen der Renten und Kapitatien bins 
nen Sahresfrift die Eintraguug ſelbſt nachfuchen follen, wird hierdurch anfgehoben. 
Pr Gen. Kommiffionen ſind verpflichtet, diefe Bintragung von Amtöwegen zu 

orgen. 

8. 4. Su den 88. 2%4., 55. u. 56. des Ebd. v. 14. Sept. 1811, Art. 51. hie“ 
55. der Deit. v. 29. Mai 1816, 8. 23. der Ablöf. O. v. 7. Juni 1821 und 68. 
110—112. der Rblöf. DO. v. 13. Juli 1829. 


Die beftehenden Borfchriften wegen der den Guisbeſitern und Abgabeberech⸗ 
tigten in Beziehung auf die hypothekariſchen Gläubiger, Lehns⸗ und Fideikommiß 
folgee und anderen Realberechtigten zugeſtandenen Befugniffe zur Berfchulpung 
der Hauptgüter, Veräußerung und Berpfändung von Abfindungs⸗ und Ablöfunges 
Ländereien und Renten, Verwendung der aus biefen Geichäften bezogenen und ber 
Ablöfungsfapitalien zu den neuen Ginrichtungen in Folge ber gutsherrlich «bäuers 
lien Regulirungen und Ablöfungen werben, wie folgt, näher befiimmt und abs 

eändert: 

8 1) Bu den Sinrichtungskoften, für welche fich der Guisherr und Abgabeberechs 

tigte tiefer Mittel bedienen kann, werben ber Regel nach nur gerechnet: 

a) die Baukoſten und die Ausgaben jur Anfchaffung des Inventariums, 
welche nöthig find, um bem berechtigten Gute die wegfallenden Dienfte 


zu erfeben; 

b) die Anfchaffungsfoften des Inventariums, tie Bau, Rodungs⸗, Ents 
wäflerungss und Bewäflerungsfoflen, welche erforderlich find, um das 
zur Entſchädigung abgetretene Land, fei es als Zubehör eines andern 
Baupigutes, oter mitteld Errichtung befonderer Borwerkswirtbfchaften, 
ober kleinerer Gtabliffements, gehörig zu benußen. 

2) Wird in dem Betriebsplane des Hauptguts durch die Auseinanderſetzung 
eine erhebliche Beränderung erforberlich, fo fommen nicht bloß bie vorftes 
bend (a. und b.) genannten, fondern auch die zu der veränderten Cinrich⸗ 
tung des Hanptguts nöthigen Anfihaffungsfofen des Inventariume, bie 
Baus, Rodungs⸗, Entwäflerungss und Bewäſſerungskoſten in Anſchlag. 
Dies findet insbefondere Anwendung auf bie Koften des Abbaues im Falle 
ber Zranslofationen bäuerlicher Wirthe, imgleichen im alle der Errichtung 
neuer Borwerfe auf entlegenen Gutslänbereien, Behufs der Erleichterung 
ihrer Beßellung mit eigenen Leuten und eigener Befpannung. 


Betroffen die in Nr. 2. erwähnten Beränberungen Lebens oder Fideikommiß⸗ 
güter, fo foll bei deren Feſtſezung von den Gen. Kommiſſtonen unterfucht werben, 
ob und in wie weit folche eine beftänbige oder nur eine voruͤbergehende Verbeſſe⸗ 
rung ber gebachten Güter gewähren mögen. 

Die Kofen der lebteren Art ift der Lehnss ober Fideikommißbeſitzer zu er 
flotten verbunden. Es wird ihm und feinen Nachfolgern die Pflicht auferlegt, bie 
Grftattung dieſer Koften durch eine jährliche Zahlung des funfzehnten Theils ders 
felben au bewirken, 

Die Einzahlung tiefer jährlichen Abträge erfolgt an das gerichteiche Depofls 
torium, infoweit nicht durch die Stiftungsurkunde einem Bamilienvorftcher Rechte 
in biefer Beziehung beigelegt find. 

Die Verwendung der abfchläglich geleifteten Zahlungen beſchränkt fich nicht 
anf die Anlegung zu einem Lehns⸗ ober Fideikommißſtamm, fondern es fünnen bie 
eingezahlten Gelder au zu Ablöfung von Schulden, welche auf der Subflanz bes 
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Lehns oder Fidelkonimiſſes haften, verwendet ober ſonſt zu Lehn ober Zibeifimmig 
wieder angelegt werben. 

8.5. Bu dem 8. 24. des So. v. 14. Sept. 1811, Art. 56-59. der Deil. 
v. 29. Mai 1816, zu der B. v. 9. Mai 1813 und zu dem $. 23. der Ab. O. 
v. 7. Juni 1821. 

Sobald der Geldbedarf des Gutsbeſihers oder Abgabeberechtigten nad Art. 
54. der Del. v. 29. Mat 1816 fefigefept und von ber Ben. Kom. befcheinigt if, 
maß die Hypothekenbehoͤrde jede, innerhalb der feflgefegten Summen vorgenommene 
Berpfändimg oder Beränferung ber Abfindbungen unbedingt eintragen, and barf 
die Sicherheit des eingetragenen Gläubigers oder des Käufers von dem Beweiſe 
der Verwendung des Geldes nicht abhängig gemacht werden. 

Die bäuerlichen Wirthe, welche aus ber Cigenthumsverleihnug ober Ablöfung 
an den beir. Gutsbeſitzer Kapitalzahlung zu leiſten haben, finb auf Autcag beitel 
ben bis zum Belauf ter feftgefegten Bebarfsfumme zur Zahlung an benie ans 
zuweifen. Die Berpflidhteten werden burch die, auf den Grund biefer Anweiſun⸗ 
gen geleiftete Zahlungen von aller weitern Vertretung rüdfichtlich der Berwendung 
frei, und müflen foldhe auf den Grund jener Anweilung und ber Quittung ober 
des Löfchungsfonfenies des ihnen amgewiefenen Smpfängers, im Hypothekenbuche 
fofort abgefchrieben werben. 

Die Gen. Kom. iſt aber berechtigt und verpflichtet, den Butsbefiger zur be⸗ 

Almmungsmäßigen Verwendung des Geldes anzuhalten!, und fle ertheilt demfelben 
mach geführtem Beweife oder nach befunbener Michtigfeit ber Angabe bei ange: 
flellter Prüfung eine Beicheinigung über bie Berwentung. 
Alle Anwärter und fonflige Realberechtigte find auch, wenn fie bei der Ans 
einanderfegung nicht zugezogen worben, befugt, fich bie Beobachtung ber obigen 
Borfchrift von der Gen. Kom. nachweifen zu laffen. Dies Recht fällt weg, wenn 
fie fich nicht innerhalb dreier Jahre nach der Eintragung im Hhypothefenbuche bei 
der Gen. Kom. deshalb gemeldet haben. 

Die vorftehenden Beſtimmungen finden bei allen Begulisungen ach dem Ed. 
v. 14. Eept. 1811 und bei allen Ablöfungen nach der O. v. 7. Juni 1821 Uns 
wendung, und bie Art. 56—59. der Del. v. 29. Mai 1816, fo meit fie bisher 
noch geltend gewefen, treten dagegen außer Kraft. 

8.6. Zu den K. O. v. 30. Juni 1827, G. S. pag. 73, v. 13. Mat 1629, 
®. ©, pag. 43 und 2. Juli 1831, ©. ©. pag. 159. 

1. enn die Lehns⸗ ober Fideikommißbeſitzer flatt der ihnen nachgegebenen 
Veräußerung oder Verpfäntung der Abfindungen es vorziehen, die Cinrichtungs⸗ 
foften ($. 4. Nr. 1. u. 2.), welche fie bei gutsberrlidys bäuerlichen Regulirungen 
oder Mblöfungen verwenden müflen, durch Anleihen auf bie Subſtanz des Haupi⸗ 
guts, einfchlicglich jener Zubehörungen, zu beſchaffen; fo dürfen dieſe Anleihen 
nicht die Hälfe tes Werlhs der Abfindungen überfchreiten. Werben zu biefem 
Zweck Tandfctaftliche Pfandbriefe aufgenemmen, fo wird biefer Werth von der Lands 
fkaft felbft feſtgeſtellt. Bei andern Darlehnen gefticht folches von der Gen. 
Kom. nach den bei ver Auseinanderfepung zum Grunde gelegten Tanbüblichen Abs 
(häßungdprinzipien. 

II. Die Lehnss oder Fideikommißbeſitzer ſind ferner befugt, tie Subflanz des 
Hauptguts auch für ten Betrag der Rapftalsabfindungen und Entſchädigungen zu 
verpfänden, welche fie bei Gemeinbeitstheilungen und Ablöfnngen für bie jum Lehn 
und Fideikommiß geſchlagenen Grundflücke, ober zur Ablöfung der auf denfelben 
haftenden Servituten und Laſten zu entrichten haben. | i 

1. Eben dazu find fle wegen derjenigen Koflen befugt, welche durch Ber⸗ 
meflung und Bonitirung, fowie durch die Tommiffarifchen Verhandlungen bei aller 
Gefchäften enifichen, bie die Ausführung der Geſetze Über vie gutsherrlich-bäuers 
fihen Regnlirungen und in den Lanbestheilen jenfeitd der Elbe auch die durch 
bie Gefetze v. 21. April 1835 vorgefchriebene Ausgleichung über die erblichen Bes 
fißrechte und Reallaften außer dem gutsherrlichen Verhaͤltniſſe — ferner über Ges 
meinbeitsiheilungen und Ablöfungen zum Gegenftand haben. 

Auf die Koften ber Brozeffe, welche durch das Auseinanderfekungs-, Theilungss 
oder Ablöfungsgefchäft entfiehen, findet dieſe Beſtimmung nicht Anwendung. 

IV. Im vorftehend Mr. I. bezeichneten Falle ift die Höhe der Einrichtunges 
foften, in den Faͤllen Nr. II. u. IH. außerdem aber die wirkliche Verwendung ber 
Abfindungen und Auseinanderſetzungskoſten ıc. durch ein im beglanbigter Form aus⸗ 
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— Atteſt der Ben. Kom. nachzuweiſen, und die Gypothekenbehoörden find 
efugt und verpflichtet, auch ohne Sinwilligung bes Lehnsheren ober der Lehns⸗ 
und Fideikommißfolger, die auf den Grund des Atteftes nachgefuchte Eintragung 
In das Hypotbefenbuch zu veranlafien. Es foll übrigens von dem Guisbeſitzer abs 
hangen, ob er bie erweisliche Summe ale ein Darlehn auf die Sutsfubftanz aufs 
nehmen, oder ftatt deffen feinem Allodial- und freien NRachlaffe den Anſpruch auf 
Erflattung bei der künftigen Erbauseinanderfeßung mittelft eines Vermerks im Hy⸗ 
pothekenbuche vorbehalten will. 

V. Bermag in ben sub Nr. II. u. III. bezeichneten Fällen ber Ontsbeflker 
die Verwendung ber Abfindungen und Arseinanderſetzungskoſten ıc. nicht fofort 
nachzumelfen, fo muß bei den im Hypothefenbuche eingetragenen Summen einſt⸗ 
wellen bemerkt werben: „daß die Verwendung berfelben noch nachzuweiſen fei.“ 

Diefe Bemerkung wirb auf das erfolgte Verwendungs⸗Atteſt der Gen. Kom. 
In dem Hypothekenbuche gelöfcht. 

VL Was im $. 5. dieſes Geſetzes in Anfehung ber Befugnig ber Anwärter 
und Mealberechtigten, fowie In Anfehung der vreijährigen ‘Bräflufivfrift, in Bezie⸗ 
hung auf Berfchuldung der Abfindungen beflimmt if, findet auch bei Berfchul: 
dung der Subſtanz des Hanptguts Anwendung. 

VI. Die Rechte der früher eingetragenen Gläubiger Bleiben bei foldhen Ver⸗ 
pfändungen des Hanptgute überall unverändet. 

8. 7. Zu den 86. 5. m. 6. biefes Geſetzes. 

Die den Outsbeiigern und Abgabeberechtigten zuftehende Befugniß zur Ders 
ſchuldung ber. Ahfindungen und der Hauptgüter, ober zur Veräußerung ber erflern, 
findet der Regel nach nur bis zu den, in Folge ber Auselnanberfegung in bem 
Hypothekenbuche zu bewirfenden Abs und Sufchreibungen flat. Soll ihnen folche 
darüber hinaus vorbehalten bleiben, fo liegt ihnen ob, dies bei der Zufchreibung 
im Hypothefenbude vermerken zu laflen. 

Grfolgt Feine Zufchreibung im Hypothefenbuche, fo ſteht ihnen jene Befugniß 
nur infofern zu, als fie ihre Anträge deshalb innerhalb Jahresfrift nach der Bes 
flätligung des Nezeffes bei der Gen. Kom. gemacht haben. 

In allen Faͤllen iſt die leßtere ermächtigt, denfelben eine angemeflene Präs 
Mahefri zu beſtimmen, innerhalb welcher fie die zur Feſtſtellung ihrer Berwen⸗ 
bungesefnguifie ndihige Nachweife beizubringen haben. 
| Sa Su dem $. 150. der Gem. TH. DO. und $. 39. der Ablöſ. D. v. 7. 

uni . 


Die beſondere Bekanntmachung, welche bei gutsherrlich-baͤuerlichen Reguli⸗ 
rungen, Gemeinheitstheilungen und Ablöfungen an bie Hypothefengläubiger zu ers 
laſſen if, findet nicht nur hinfichtlich der Bläubiger, welche Kapital zu fordern 
haben, fondern auch hinfichtlich derjenigen Glaͤubiger fatt, welche mit Renten, 
une oder ähnlichen fortwährenden Leitungen im Hhpoihefenbuche eingetragen 

eben 


Solche Realberechtigte Fünnen alsdann verlangen, daß die Kapitalabfinduug 
eulweher zus Wieberherfiefluug ihrer gefchmälerten Sicherheit ober zar Befriedigung 
der erſten Hypothefengiäubiger, in fofern deren Forderungen für fie die Realbes 
rechtigten, verpflichtend find, verwendet werde, ımb es finden mit diefer Ergänzung 
der F. 150. ber Gem. Th. DO. und der $. 39. der Ablöf. Ordn v. 7. Juni 1821 
nicht nur auf Bemeinheitstheilungen und Abloͤſungen, fondern auch auf gutsherr⸗ 
und bäuerliche Regulirungen Anwendung. 

Es bebarf bei Kapitalabfindungen keiner befondern Bekanntmachung an bie 
Lehnsheren, Dbereigenthümer, Lehns⸗ oder Bibelfommißfolger und Wiederkaufs: 
berechtigte; biefelben mögen von dem Theilnehmungsplane Kenntnis erhalten haben 
oder nicht. 


8. 9. Su dem $. 150. der Gem. Th. O., $. 39. der Ablöf. O. v. 7. Iuni 
1821 und $. 107. der Ablöf. O. v. 13. Juli 1829.*) 

Die befondere Bekanntmachung der Rapitalabfinbungen an bie eingeltagenen 
A nart und an die im vorigen Paragraphen bezeichneten Bealberechtigten, 

weg: ° 


— — nn 


RR) Der 9. 9. iſt aufgehoben durch $. 110. des Mblöf. Geſ. v. 2, März 
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a) infoweit bie Kapitalabfindungen zu den Binrichiungskoften erforderlich ſtud; 

b) bei anderweiten Verwendungen in bie Subſtanz bes berechtigten Guis, ober 
zus Abfloßung der zuerſt eingetragenen Kapitalpoflen, wenn bie Abfindung 
und bie Verfchuldung fo mäßig find, daß die eingetragenen Schulden unter 
Zurechnung des folchergeftalt zu verwendenden Kapitals nicht mehr als 
Zwei Drittel des Gutswerihs betragen, wobei ber Benerals Kommiffien 
überlaffen bleibt, auf welche Weife fie fich bie Meberzeugung von biefem 
Werthe verfchaffen will; 

c) Benn die Rapitalabfinbung nur 20 Thlr. ober weniger beträgt. 

$. 10. Zu dem $. 55. des Gh. v. 14. Sept. 1811, $$. 23. 39. und AO. der 

Abloſ. O. v. 7. Juni 1821. 

Was wegen der Rechte der Lehn: und Fideikommißfolger, hypothekariſchen 
Glaͤubiger und anderen Realberechtigten, ihrer Zuziehung und der Wahrnehmung 
ihrer Rechte durch die Gen. Kom., rüdfichtlich der Ablöfunge:-Kapitalien verorbnet 
if, findet auch in dem Falle Auwentung, wenn fich bei der Veräußerung ber Abs 
findungsländereien Weberfchüffe über den zu den GinrichtungesKofen nothwendigen 
Bedarf ergeben. 

Urkundlich x. 

Gegeben Berlin, den 29. Juni 1835. 

(L. 8.) Friedrich Bilbelm. 
Garl, Herzog zu Medlenburg. 
Sıh. v. Brenn. v. Kampt. Mähler. 
Beglanbigt: 
griefe 
(8. ©. 1835, S. 135, Nr. 1623.) 





Ergänzungen und Erläuterungen 
ber vorſtehend gegebenen Verordnungen und Gefehe vom 
20. Zuni 1817, vom 7. Zuni 1321, vom 30. Juni 1834, 
vom 22, November 1844 und vom 29, Juni 1835. 


I. 


Zur Verordnung vom 20. Juni 1817 wegen Organifation 
der General-Kommiffionen ꝛc. und wegen des Geſchafisbetrie⸗ 
beö bei diefen Behörden. ’) 


um ©. 2. 


1) K. ©. v. 7. Juni 1834, betr. die Verhältniffe der Mitglieder und 
Beamten der Gen. Kommifilonen. 


1) Ale fernerhin anznflelende Mitglieder der Gen. Kom. müflen vor ihrer 
definitiven Anftellung bie Prüfung vor den Obereraminationd s Kommifflonen der 


1) Die Grgänzungen und Abänberungen, welche viefe Verordn. durch bie 
Anhangs⸗V. v. 30. Juni 1834 erlitten hat, ergeben fih aus ben Marginalien 
ber legteren, weshalb es (zur Raumerfparung) angemefien erfchien, bei den eins 
jeinen $$. nicht beſonders darauf zurücdzuverweilen. Im Allgemeinen wirb 

emerft, daß in der nachfolgenden Bufammenfiellung der Ergänzungen und Grläus 
terungen bie betreffenden Erlaſſe zu denjenigen Beſtimmungen ber Berorbnungen 
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Juſtiz und reſp. ber Verwallingsbehörben beftanden haben. Erſteres die Juſtizia⸗ 
rien, Tegteres die Generals over DbersKommiffarien.. 

Die Gen. Kommiffarlen muͤffen die vollſtaͤndige Onaliflfation der Regierungs⸗ 
sähe haben und dabei der Tandwirthichaftl. Angelegenheiten befonders kundig fein. 
Die anzuſtellenden Suftitiarien müßen ſich zuvor durch mehrjährige Arbeit bei 
einer Regierung oder einer Gen. Kom. nähere Belanntfchaft mit ber landwirih⸗ 
fihaftfichen Gewerbslehre verfchafft haben. ' 

Bei der Bräfung der Ober» Kommiffarten durch die Obereraminattons: Rom. 
möäflen ſich diefelben nicht nur über die befondere Bebiegenheit terjenigen Kennts 
niffe, welche von den DefonomiesKommiffarien gefordert werben, fondern zugleich 
über ihre literarifchen Kenntniffe im Fache der Landwirthſchaft und der mit folcher 
zufammenbängenden NRaturwiflenfchaften answeilen. 

Ueber die Ginrichtung dieſer Prüfungen der Dekonomie⸗Kommiſſarien wird das 
Min. d. 3. für die Gewerbe fich mit der Obereraminations: Kom. in Verbindung 


fegen. 

Bor ihrer Zulaffung zu dem Eramen ber Ober s Rommiffarien müflen bie 
DetonomiesKommiflarien in leßterer Bigenfchaft jedenfalls fchon fungirt und mins 
deſtens ein Jahr lang bei einer Reg. oder Ben. Kom. gearbeitet haben, und ſich 
‚über ihre Applikation durch Zeugniſſe dieſer Behörden ausweifen. 

2) Wie die ordentlichen Mitglieder der Gen. Kom. bleibend angeftellt find, 
fo fol dieſes fernerbin auch rüdfichtlich des etatsmäßig beftimmten Subaltern: 
Perſonals derfelden — 

3) Wegen des Rangverhäliniffes und der Uniformen ber Mitglieder der Gen. 
Kom. beflätige ich die unterm 5. April 1822 von dem Staatsfanzler Zürften von 
Hardenberg getroffenen Beflimmungen; den bereits angeflellten Mitglievern der 
Gen. Kom. toll der Charalter und Rang ber Regierungss und Landes⸗Oekonomie⸗ 
Käthe deshalb, weil fie das Gramen vor einer Craminalions⸗Kommiſſion nicht ger 
macht baben, keineswegs verfagt werben. 

A) Die etatemäßig angeftellten Snbalternen flehen mit den Gubalternen 
gleicher Kathegorie bei den Meg. in gleichem Range und find zur Tragung der für 
diefelden befimmten Uniformen berichtigt sr. 

- Bas die fernerweitigen Anſtellungen der Oekonomie⸗Kommiſſarien und deren 
Dienſtverhaͤltniſſe anbelangt, fo müflen | 

8) diejenigen Berfonen, die ale folche angeflellt werben follen, als gute prak⸗ 
Hfche Landwirthe befannt fein, ober flch doch darüber answeifen, daß fie zureichende 
Gelegenheit gehabt haben, den Betrieb der praftifchen Landwirthſchaft Feunen zu 
leenen. Wegen der fonft erforderlichen Prüfung berfelben haben bie Reg. und 
Ben. Kom. von dem Min. des I. für die Gew. bie nähere Anweifung zu ers 
warten. 

9) Um benfelben Gelegenheit zu geben, fich für den öffentlichen Dienft weiter 
auszubilden, foll denjenigen DekonomiesKommiffarien, welche fich in ihrem Berufe 
anszeichnen, anf ihren Antrag, gleich den Regierungs-Referendarien, fowohl bet 
den Meg. als Gen. Kom. Zutritt und Beichäftigung gewährt werben. And, bleibt 
es den Reg. überlaffen, fich derfelben bei ihren fommiflarifchen Sefchäften, naments 
lich andy der von den Gen. Kom. mit firirten Diäten angefellten Oekonomie⸗ 
Kommiſſarien im Binverftändnig mit der letztgedachten Behörde zu bedienen. 

10) Bet Ausübung der Vorfchriften 8. 58. d. Ep. v. 14. Sept. 1811 und 
86. 64. fi. des Anh. der 4. ©. D., überhaupt in allen Bällen, wo den Berichten 
die Beſtimmung der zuzuziehenden dkonomiſchen Sachverſtändigen zufländig iſt, 
haben fie ſich an die mit der Ausführung der Gem. Th. O. u. ſ. w. beauftragten 
BrovinzialsBehörben zu wenden, um durch biefe die in dem Gefchäft vorzugsweiſe 
qualiſizirten DelonomiesKommifjarien bezeichnen zu laſſen. 

11) Um auch ausgezeichnete Kommiſſarien, welche ſich den Gefchäften ber 





v. 20. Suni 1817 und refp. v. 30. Juni 1834 abgedruckt find, anf welche fie ſich 
yorzugdweife beziehen, und daß der Sufammenhbang der einzelnen 88. der 
Berordnungen v. 20. Suni 1817 u. 30. Juni 183%, refp. des Ausführ.- Gef. v. 
7. Sunt 1821, der V. v. 22. Nov. 1844 und des Gef. v. 29. Juni 1835, fowie 
der darauf bezüglichen neueren Erlaſſe, im Kommentar zu dieſen Geſetzen (Bd. 
I: Abth. H.) ſpeziell erörtert worben If. 
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Gen. Kom. widmen, über ihre Bufunft zu berußigen, will Ich genehmigen, daß 
bei jeder Gen. Kom. von den mit ſiririen Diäten angeſtellten Dekonomie⸗Kom⸗ 
miffarien eine gewiffe mit dem Betriebe berfelben in Verhältnig ſehende Zahl zum 
Benfions:Anfpruch verltattet werde. Innerhalb diefer Grenzen ermächtige ich den 
Min. des 3. für die Gewerbe den hierzu geeigneten Individuen bie Zuſicherung 
zu ertheilen, daß ihnen ihre Diäten ohne befondere durch ihr Verhalten dazu ges 
gebene Veranlaſſung, worüber die K. Gen. Kom. jedoch nur dem Min. des 3. 

echenichaft zu geben hat, nicht wieder entzogen, fie vielmehr in ihrem Amte und 
den damit verbundenen Genuſſe jener Diäten erhalten, oder, je. nachdeur es dem 
Dienfte angemeſſen gefunden wird, in anderen ihren Fähigkeiten entfprechenben 
Staatsämtern mit gleichem Ginfommen wieder angefellt oder nach Umfländen, den 
Grundfägen des Regl. v. 20. April 1820 entfprechend, penfionirt werben follen. 
Snöbefondere wird ihnen, wenn fie im Dienfte der Gen. Kom. zur ferneren Dienſt⸗ 
leitung unfähig werden und zwar denjenigen, welche zu Landes⸗Oekonomieräthen 
und Dekonomie: Kommilflonsräthen ader von dem Min. des I. ausbrüdlih zu 
Oekonomie⸗Kommiſſarien erfter Klaffe ernannt find, die Benflon unter Barauss 
fegung eines Dienfleinfemmens vor 1000 Tplr., und benen der zweiten Klaſſe unter 
Borausfehung eines Dienfteinfommens von 600 Thlr., gewährt. Dagegen enis 
sichten fie 14 p6t. an Benfionsbeiträgen von demjenigen PBenflonsfabe, auf welchen 
fie nach ihrem Rangverbältnifie Aufpruch haben, egen ber Zahl ber bei jeder 
Gen. Kom. auf diefe Weife anzuftellenden Oekonomie⸗Kommiſſarien erwarte ich 
die Vorfchläge des Min. der F. und des Min. des 3. für die Gewerbe. 

Mas die übrigen mit Penſtons⸗Anſprüchen verſehenen DefonomiesKommiflarien 
betrifft, fo follen diejenigen, welche fidh den Dienfte der Gen. Kom. ausſchließlich 
oder vorzugsweiſe gewidmet haben, nach zehnjähriger Dienftzeit, gleich andern 
Berforgungss Berechtigten bei Befegung ber ihren Fähigkeiten enifprechenden Rem 
ter berüdfichtigt werben. 

12) Indem folchergeftalt für die Zukunft tüchtiger DefonomiesKommiflaire ges 
jorgt ik, ſoll doch andrerfeits die Entfernung berjenigen, ‚welche mit Nupen nicht 
beibehalten werben Fönnen, mit Nachdruck und Strenge betrieben werden. Trifft 
dies einen zur Penflonirung nicht qualifizierten Beamten, fo fol demſelben body, 
wenn er bereits fünf Jahre oder darüber von der Gen. Kom. befchäftigt iR, Bes 
Hufs der Grleichterung feines anderweiten Unterkommens, mit. Genehmigung bet 
Min. auf drei Donate bis auf Zahresfrik nach feiner Entleffung eine monatliche 
Unterſtuͤzung von 10 bis 30 Thle., je nach den befonberen Umſtänden bes Fallen 
gewährt werben. . 

Schraders Agraria Bd. 2. ©. 249). 


2) M. des K. Min. des J. v. 15. April 1822, betr. das Rangpver⸗ 
haͤltniß und die Uniform der Direktoren und Mitglieper der Gen. Kom. 


Es ift zur Sprache gebracht, welche Uniformen die Direktoren und die Mil 
glieder der Gen. Kom, zu tragen berechtigt find. Nachdem darüber mit Sr. Durdl. 
dem Staatefanzler Forrefbondirt worden, wird, im G@inverfiändnig mit bemfelben 
Folgendes darüber feſtgeſetzt: 

1. Da den Gen. Kom. die Rechte ber Broyinzial- Rollegien beigelegt find, 
und fie in ihrem Reſſort die Reg. vertreten, auch durch die B..v. 7. Gebr. 1817 
die Gen. Kommiſſarien den Vicepräfidenten und Direktoren bei den Pron. Kollegien 
im Range gleichgeftellt find, fo wird ben Direktoren der Gen, Kom. bie Befugniß 
—— Uniform zu tragen, welche für die Regierungs⸗Direktoren bes 

mm 1 . ” ' ’ 

Was dagegen 

2. die Mitglieder der Gen. Kom. betrifft, fo wird allen mit dem Charakter 
von Oberfommifiarien und Rüthen begnadigten Mitgliedern ber Gen. Kom. bie 
Befugniß zur Uniform der Regierungsräthe mit der Maaßgabe ertheilt, daß fie 
nad ben Regierungsräthen, jebod vor den Megierungss: Aflefforen rangiren; bie 
Titel und den Rang von Landesskonomie⸗ und Regierungsrätben ‚werben aber nur 
denjenigen auf fpegielle Bewilligung St. Maj. des Königs beigelegt, welche ſich 
in ihrer Geſchaͤftsfuͤhrung befondere auszeichnen. 

(Koch's Agrargeſ., 4. Aufl. S. 260.) 


3) KC. R. des K. Min. des I. für Gem. Ang. (v. Biene) v. 21, 
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Mär, :1885 am ſaͤmmitliche K. Sen. Kom., beir. die Anſtellung deren Sub» 
alternen. 


Nah dem bisherigen Geſchaͤftogange Haben bie Gen, Kom. die Anſtellung 
ihrer Subalternen bei den Min. in Antrag gebracht. Nachdem aber deren Ber: 
hältniffe beflimmter geordnet, fo bebarf es deſſen nicht mehr; vielmehr hat die K. 
Ben. Kom. vergleichen Anftellungen Timftig Selbft ohne weitere Rüdfrage zu be: 
wirken. Es verlicht ſich jedoch von ſelbſt, daß Ste Sich dabei nach den Bor: 
ſchriſten, welche den K. Reg. wegen der Anflellung ihrer Subalternen ertheilt find, 
insbefondere aber wegen ber Berforgung ber Invaliden und ber verforgungsberedh: 
tigten Unterofflziere zu achten, auch dasjenige, was Ihr Selbft wegen der vorzugö⸗ 
weifen Berückſichtigung der zu anderweiter Anfellung geeigneten Defonomie = Kom: 
miffarien zu erkennen gegeben ift, zur Norm zu nehmen bat. Huch befchränten 
fih bie plermadı von der 8. Gen. Kom. auszuübenden Befugniffe auf die etate- 
mäßigen Subalternen. Zur Anfellung von Hülfsarbeitern, muß nach wie vor bie 
Genehmigung des Min. eingeholt werben, was jedoch auf bie gegen Kopialien an: 
genommenen Hülfsfchreiber nicht zu ni en ifl. 

(Zuſatz an die K. Sen. Kom. zu Solbin: ) 

Eben fo bleibt Ihr die Anftellung der nad bem Regul. v. 2. Dec. 1832 

negen feparate Remuneration zu befchäftigenden Hülfsfchreiber überlaflen. 
. (Ian. XX. 92%. — 1. 54.) 


4) C. R. des K. Min. des 3. für Gewerbe Ang, (v. Brenn) v. 25, 
Juni 1837 an fänmilihe 8. Gen. Kom., betr. die Befchäftigung von 
Quͤlfsarbeitern in deren Bureau's. 


Der K. Gen. Kom. wird eröffnet, dag es zwar einftweilen noch bei der Bei⸗ 
behaltung ber bereits anyeflellten Hüffsarbeiter in Ihren Subalternen : Bureau’s 
belaffen werden kam. Doc ift jede Gelegenheit, die fich zur anberweitigen Ans 
ſtellung und Befchäftigung berfelben darbietet, zu benußen, um ihre Zahl und die 
damit verbimdenen Ausgaben zn beichränken. Iedenfalle find feine neue Hülfes 
arbeiter mit Remuneration anzuftellen; ſtatt derfelben vielmehr Supernumerarien 
Anzimehmen. 

(Ann. XXI. 372. — 2. 73.) . 

5) 6. 9. des K. Min. des J. für Gew. Ang. (v. Brenn) v. 12. 
Okt. 1836 an fämmtliche KR. Gen. Kom, und an die K. Meg. der Pro» 
vinz Preußen, betr. die Verbältniffe ver bei denſelben angeftellten niedern 
Subalternen. r 

Des Koͤnigs Maj. haben mittelſt K. O. v. 2. d. M. zu beſtimmen geruht, 
dag die Inhaber der niedern Subalternen⸗Stellen bei den Sen. Kom. und lands 
wirthichaftl. Abth. der Reg, da ihnen nad $. 2. des Givils Beuflons-Regl. ». 
30, April 1825 Fein Anfpru auf Penflon zufteht, auch nicht mit Beiträgen zum 
Penfiors⸗Fonds zugelaffen werben follen. 

Gs foll viemehr wegen berfelben bei der allgemeinen Verwaltungs-Regel vers 
leiden, wornach diefe Individuen nur mit dem Vorbehalte ber Kündigung anges 
ftellt werden. 

Die K. Sen. Kom. wird daher angewiefen, die von den Kanzleidienern oder 
Boten erhobenen Benfions : Beiträge ventelben wieder zurüd zu geben. 

(Am. XX. 89%. — 4. 70.) 

6) C. R. des K. Min. des I. und der P. (v. Meding) v. 25. Aug. 
1839 an fämmtliche K. Gen. Kom. und an die KR. Meg. der Provinz 
Preußen, betr. die unmittelbaren Eingaben deren Subalternbeamte an dad 
Miniftertum. 

Es iſt neuerlich häufig vorgelommen, daß Subalternbeamte der Gen. Kom. 
und landwirthſchaftl. Abth. der Meg. fi, unter Uebergehung der ihnen zunächſt 
vorgefehten Behoͤrde, mit ihren Geſuchen um Unterflügung, Sehaltöverbefierung zc. 
unmittelbar an das Min. wenden. Dies iſt ganz dienflwibrig, und vermehrt nur 
wusch bie erforberlihen Rädfragen hei ben betreffenden Behörden, die Schreibereien, 
ohne dag den Supplilanten daraus ein befonderer Nutzen erwaͤchſt. 
u... weife bie K. Gen, Kom. deshalb an, Ihre Büreaubramten hierüber zu 
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Brotofoll zu belehren, biefelben mit den biesfälfigen geſetzlichen Borſchriften befannt 
zu machen, und ihnen zu eröffnen, daß Fünftig alle dergleichen von ihnen direlt 
hierher gerichteten Befude ganz unberüdfidtigt bleiben werben. 

(Ann. XXIII. 596. — 3. 54.) 


Zum |. 3. 


1) Publik. ver K. Gen. Kom. von Schleften v. 4. Juni 1893, betr. 
die Kompetenz der Auselnanderfehungs« Behörden in Bezug auf die Abld⸗ 
fung der durch frühere Rezeſſe feftgeftellten Reluitions⸗Renten. 


In Beranlaflung diesfällig entſtandener Zweifel hat das K. Min. bes J. für 

$. u. ©. durch R. v. 19. April 1828 (Anl. a.) feſtgeſetzt: 
daß bie Ablöfung der durch früher beflätigte Rezeſſe bereits feſtgeſtellten Reluis 
tionss Renten mittel Kapitales Zahlungen, gleich allen anderen Ablöfungen von 
der 8. Gen. Kom. reffortire, und als ein neues Geſchaͤft zu betrachten fei, auf 
weldhes alle Vorſchriften der Geſetze ». 7. Juni 1821 Anwendung finden, unb 
über weldjes befondere Berträge errichtet werben müßten. 

Indem wir diefe Beflimmung zur allgemeinen Kenntniß ber Betheiligten brins 
gen, und insbefondere die Verpfliteten aufmerkfam machen, daß fle nur auf diefem 
vorgefchriebenen Wege fih mit Sicherheit von ihren Verpflichtungen befreien koͤn⸗ 
nen, erteilen wir zugleich den K. Spezial: Kommifjurien, Juſtiz⸗Kommiſſarien und 
andern rihterlihen Behörden, melden bie Aufnahme der —28 s⸗Vertraͤge zus 
ſteht, die Anweiſung, in ſoſern in dieſen Verträgen Geld⸗Kenten ſtipulirt werben, 
dieſe Beſtimmung zur Kenntnißnahme der Partheien ausdrücklich in den Bertrag 
aufzunehmen. 

Anl. a. 

Der 8. Gen. Kom. wird auf Ihre Anfrage im Ber. v. 5, d. M. zu er: 
Innen gegeben, dag Ihre Kompetenz wegen ber Ablöfung ber von Ihr bereits 
fefgeheitten Geldrenten durch Kapital⸗Zahlungen nicht zweifelhaft it, da eine ſolche 
Ablöfung als ein neues Geſchaͤft zu betrachten if, welches, gleich der Verwand⸗ 
lung der Naturalleiftungen in Geldrenten, zu den, in den @efegen v. 7. Juni 
1821 gm Meffort der Sen. Kom. verwiefenen Auseinanderſetzungen gehört. 

erlin, den 19. April 1828. 
Min, des 3. Zweite Abth. 
Köhler. 


An 
bie 8. Sen. Kom. zu Breslau. 
(Inu. XVIL 354. — 2. 70.) 


2) Zum $. 3. Nr. 3. 


a) R. des K. Min. des 3. (v. Rochow) 9. 7. April 1888 an die K. 
Gen. Kom. zu Berlin, betr. die Befugniß der Auseinanderfehungs-Behör» 
den zur anderweitigen Regulirung der Waldweideverhältnifſe einzelner 
Wirthe einer zur Waldweide berechtigten Gemeinde und die Art und Weife 
der Regulirung folcher Waldweideverhältniffe. 


Der K. Gen. Kom. wirb auf bie Anfrage in dem Ber. v. 14. Jebr. d. I. 
wegen der Befugniffe berfelben zur anderweitigen Regulizung ber Walbweiber Ber 
haͤltniſſe eingelner Wirthe einer zur Waldweide beredhtigten Gemeinde, und ber 

rt und Weife der Regulirung folder Weideverhältniffe, zu erfennen gegeben, daß 
fie in den Bällen, wo die Anwendbarkeit der Beflimmung bes $. 3. Nr. 3. der 
B. v. 20. Juni 1817 und der korreſpondirenden Befimmung im $. 7. ber 3. v. 
30. Juni 1834 nicht außer Zweifel iR, nad) den, im 8. 8. der lebten B. ansger 
drüdten Beſtimmung zu verfahren; in ben Fällen aber, in benen Sie bie 
wenbbarfeit jener VBorkäriften nicht zweifelhaft findet, unter ſpezieller Auseinander⸗ 
ſebung bee Sachverhaͤltniſſes zur weitern Berfügung zu berichten hat. 

a6 bie bei den biesfallfigen Regulirungen zu befolgenden Brundfäge ans 

belangt, fo wird der 8. Sen. Kom. eröffnet, dag ſich allgemeine Grundbfäge, u 
welchen — Regulative getroffen werden follen, nicht angeben laſſen, es v 
mehr bie Pflicht des Dekonomie⸗Konmiſſarius if, bie tel aufzufinben und in 
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Vorſchlag zu bringen, woburd unter ben gegebenen wirthſchaſtlichen unb örtlichen 
Verhaͤltniſſen bie beiberfeitigen Intereſſen am befriebigendften ausgeglichen werden 
können. Dem Dekonomie⸗Kommiſſarius liegt es alfo ob, nad gehöriger Informas 
tion, Feſtſtellung der Sach⸗ und Rechts-Verhaͤltniſſe und unter Berüdfiätigung 
aller font vorwaltenden Umflände ein Planprojeft aufzuftellen, mit ben Bartheien 
darüber zu verhandeln, feine Vermittelung zur Herbeiführung einer gütlichen Gin: 
gung einzulegen und in Entſtehung einer ſolchen bie Entfieibung der 8. Ben. 
Kom. vorzubereiten, gegen weldhe dann das Mechtömittel des Rekurſes offen ſteht. 

Es Laßt fih in vielen Fällen die Cinrichtung treffen, daß bie Interefienten 
einer zu feparirenden Feldmark, dieſer Separation ungeachtet, die von ihnen bis 
dahin gemeinfhaftlih geübte Nebenhutung in dem Forſt eines Nachbars u. f. w. 
unter gewiflen Maaßgaben und neuen Binrihtungen auch ferner gemeinſchaftlich 
ausüben Lörmen. In andern Bällen, wo dies nicht thunlid if, bleibt nichts an: 
deres übrig, als eine partielle Theilung diefer Hutungsredhte ftattfinden zu laſſen. 

Wenn auch dies nicht ausführbar ift, wird die partielle Ablöfung des Hutungs⸗ 
rechts eintreten müflen. 

Wenn die Interefienten der ſeparirten Feldmark durch die Separation in den 
Fall kommen, daß die gemeinſchaftlichen Hutungsrechte auf fremden Grundſtücken 
mit der vorfähriftsmäßigen Ausführung der Geparation nidt be: 
ſtehen können, wenn alfo der im Geſet ausbrüdlich vorgefehene Fall eintritt, fo 
muß nach den Brunbfägen von der Kollifion der Rechte jeder Theil von dem fei- 
nigen fo viel nachgeben, dag die Ausübung beider beſtehen koͤnne. 

Da die Befepe felbft feine pofitiven Deflimmungen barüber enthalten, wie es 
in ter Natur der Sache liegt, daß es nicht thunlich if, bei der unabfehlichen 
Meibe der beſtehenden Berhältniffe im Voraus darüber zu beflimmen, was in ders 
leihen Fällen von Einem oder dem Andern nacdhgegeben werden müfle, fo iſt e6 
einleuchtend, daß fi ein allgemeiner auf alle vorkommende Faͤlle paflender Grund⸗ 
fat bier nicht angeben läßt und dag vielmehr die Auseinanderfegungsbehörbe bes 
rechtigt und verbunden ift, über die zu treffenden Ausfunftsmittel in jebem befons 
deren Falle nach beiten Ermeflen zu beflimmen, wogegen den Partheien die zuläfs 
figen Rechtsmittel nachgelaſſen bleiben. Dies boranögefept erſcheint nichts ange 
meflener, ale daß man in der Analogie der für andere Bälle gegebenen Borfchriften 
den Anhalt ſucht, der fi für den Fall der Sonberung der Hutungsredhte in dem 
$. 115. umd, in dem Falle der Ablöfung in dem $. 142. der Gem. Th. D. findet. 
Bas insbefondere die analoge Anwendung des legiren anlangt, daß nämlich ohne 
die fonfligen Bedingungen ber Provokation auf Bemeinheitstheilung mit berfelben 
auch in einem alle der Art wie in Zehlendorf verfahren werben ann; fo ergiebt 
fi diefe ganz von ſelbſt daraus, daß die Auselnanderfegung in ſolchem Falle 
nicht von der Willtühr der Interefienten abhängt, fondern eine nothwenbige Folge 
der Auseinanderfeßung in der Hauptfadhe if. 

(Zorni’s Zeitfhr., Bd. 1. ©. 197.) 


b) R. deſſelb. Min. 9. 10. Aug. 1838, denſelben Gegenſtand betr. 


Mit Bezug auf die, von ber pr Jah Abth. meines Min. unterm 
7. April d. I, an die Sen. Kom. zn Berlin erlaflene, der K. Gen. Kom. nach⸗ 
richtlich mitgetheilte Verf. wegen ber —ãA— derſelben zur anderweiten Regulis 
sung der Waldweideverhaͤltniſſe einzelner Wirthe einer zur Waldweide berechtigten 
Gemeinde und der Art und Weile der Regulirung folder Weideverbältnifie, laſſe 
ih derfelben hierbei nachträglich Abfchrift der diefen Gegenſtand betr. Staats⸗Min.⸗ 
Berhandlung v. 29. Ang. v. I. (Anl. a.) wit der Anweifung zugehen, ſich überall 
nad) dem darin enthaltenen Befchluß des K. Staates Min. zu richten, mithin auch in 
denjenigen Fällen, in denen Sie bie Beflimmungen bes $. 3. Nr. 3. der V. v. 
20. Juni 1817 und des $. 8. der 2. v. 30. Juni 1834 für anwendbar I , fh 
auf eine Bermittelung in Gemaͤßheit des $. 8. ber Iehigebachten V. zu beſchraͤnken, 
und bei dem etwaigen Widerſpruche bes Beſitzers bes mit der Weide⸗Servitut ber 
lafteten Waldes von ber Regulirunng fofort abzuftehen, fobann aber der V. v. 
7. April d. 3. gemäß davon Anzeige au machen. 
n 


aae a, 
In der de Sitzung des Geh. Staats. Min. wurde über bie zwiſchen bem 
Min. des J. für Gewerbe und dem Min. des K. Haufes Abth. II. entflandene Weis 
nungeverfchiebenheit, 
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die Kompetenz und Befugniffe der Gen. Kommiffionen in -Anfehung ber von 
Amtswegen zu regulirenden walbweideberechtigten Gemeinden betreffend, 
Bortrag gehalten. 

Es Hanbelte fi hierbei zunächſt um bie Frage: 

1) ob die Beftimmung bes $. 34. des Landes⸗Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811, 
daß da, wo ganze Kommunen das Weidereht haben, nit einzelne Mitglies 
der ihr Vieh in den Forſt ſchicken dürfen, folches vielmehr von gemeinfchafts 
lihen Hirten eingetrieben und gehütet werben foll, 

auch auf die in Folge der Separationen in bald größerer, bald geringerer Entfer: 
nung vom Dorfe transloeirten und abgebauten einzelnen Wirthe der zur Walb- 
weide berechtigten Gemeinde, ihre volle Anwendung behalten Eönne, ober: 

ob die Gen. sKommiffionen befugt feien, bei &elegenheit der Ausführung ber 
Separation in der Hauptfache die Waldweideverhältnifie dieler abgebauten Birthe 
gleichzeitig mit zu reguliren und ob der Gigenthümer des mit der Weide-Servitut 
der Gemeinde belafteten Waldes, wenn er nicht zu den Separations = Intereffenten 
gehört, verpflichtet fei, fih auf eine desfallfige, auf Feſtſetzung von Modiflfationen, 
unter welchen den abgebauten Wirthen bie Brercirung der Waldweide in abgetheils 
ten Heerden nachzugehen, gegen feinen Willen einzulaflen. 

2) Nach welchen Grundfäßen event. wenn es bei ber Regulirung eines bers 
artigen Verhältniffes zu einer Ablöfung bes Hutungsredhts kommt, die Abfindung 
u bewirken und ob die Regulirungsbehörden babei im Voraus angewielen werben 
önnen, daß hierbei die Borfchriften der 66.86. u. 94. der Gem. Th. O. der Ab⸗ 
Iöfung nit zum Grunde gelegt werben dürfen. 

Nach vorgängiger Refapitulirung Ber in den fchriftlichen Votis hierüber aus: 
geſprochenen Anfihten und weiterer Erörterung der Sache, war das Staats Win. 
zunädhii beim zweiten Punkte der einftimmigen Anfiht, daß über die, bei berartis 
gen Ablöfungen zur Anwendung zu bringenden Grundfäge lediglich von den dazu 

eftellten Behörden im georbneten Inftanzenzuge zu erkennen, dieferhalb au den 
refp. Regulirungsbehörben nicht im Boraus Anweifungen über die dabei anzuwen⸗ 
denden Orundfäge erteilt werben Eönnen, eine Berathung des Staatsmintiterti aber 
über die anzuwendenden Grundfäße überhaupt nicht füglih Plag greifen Fönne, 
weil es fi bier nicht de lege ferenda, fondern nur um die Ausführung bereits 
beftehender Geſetze handelt. 

&s blieb daher nur über bie erfte Frage und namentlich über die Kompetenz 
der Gen. Kommiffionen zur Regulirung und Weftitellung der Waldweide⸗Verhaͤlt⸗ 
niffe der abgebauten Wirthe zu berathen übrig. 

Der Geh. Staatsmin. v. Brenn Hielt diefe Kompetenz durch die Beſtimmung 
bes 8.7. der DB. v. 30, Juni 1834 (G. S. 96 ff.) für begründet, wonad) 

in den Angelegenheiten, welche bei den General: Kommiffionen abhängig find, 
diefe nicht bloß den Hauptgegenftand der Auseinanderfegung, fondern au 
alle anderweiten Rectsverbälmifle, welhe bei vorfchriftsmäßiger Ausfüh⸗ 
rung ber Audeinanderfeßung in ihrer bisherigen Lage nicht bleiben fönnen, 
u reguliren, die dabei vorfommenden Streitigkeiten au entfcheiden und übers 
hau alle obrigkeitlichen Feſtſetzungen zu erlaflen haben follen, deren es 
edarf, um die Auseinanderfeßung zur Ausführung zu bringen und die Ins 

‚ texeffenten zu einem völlig geordneten Zuſtande zurüdzuführen, 
fo wie durch bie Borfchrift des $. 42. der G. Th. DO. vom 7. Juni 1821, wonach 
beftimmt wird, 

daß, fofern dem Zwecke ber Auselnanberfegung, außer der aufzubebenden 
den Benutzung noch andere Grund: Gerechtigfeiten hinderlich 
nd, auch diefe gegen Binlängliche Entſchaͤdigung aufgehoben werden follen. 

Der heute abwefende Geh. Stantsmin. v. Zadenberg Hatte dagegen ſchon frü- 
ber die Anficht aufgeftellt: 

daß bei der Bier zu erörternden Frage die Boransfehung des 9.7. der B. 
». 30. Juni 1834 nicht vorliege, einmal um deshalb, weil dort nur von 
Regulirung ber DVerhältniffe der Separations= Intereffenten untereinander, 
nit aber von Feſtſtellung ber Berhältniffe der Separations » Intereffenten 
h einem Dritten, bei der Separation nicht Betheiligten, gehandelt werbe, 
auptfählih aber aus dem Grunde, weil angenommen werben koͤnne, daß 
bas Weiberecht eines Mitgliebes der zur Waldweide berechtigten Gemeinde 
durch ben Abbau dergeftalt alterirt werde, daß bie Sache nicht in ihrer 
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bisherigen Sage bleiben Tönne, daß es vielmehr einem ſolchen abgebauten 
Wirthe überlaffen bleiben müfle, entweder fein Bieh nad wie vor, wenn 
auch mit einiger Unbequemlichkeit, zur gemeinfchaftlihen Dorfsheerde zu 
bringen, oder fofern er dies feiner wirthſchaftlichen Cinrichtung nit anges 
meffen finde, im Wege des geſetzlich geordneten Verfahrens auf Ablöfung 
feines Weiderechts zu provociren, und in dem einen oder dem andern Falle 
wegen ber etwanigen daraus bervorgehenden geringern Nußbarfeit feiner 
Deibebere@tigung bie ihm gebührende Entfchädigung gegen die nad 66 69., 
71. und 72. seq. und $. 90. der Gem. Th. O. zu diefer Schabloshaltung 
verpflichteten Separations-Interefienten zu beanfprucdhen, daß fonach ein Ges 
genftand der nothwendigen Regulirung bier überhaupt nit vorhanden, funs 
dern der Wall des $. 8. der V. v. 30. Juni 1834 vorliege, wonach bie 
Gen. Kommiffionen zwar befugt find, 
ihre Bermittlung auch auf ſolche Gefchäfte fowohl unter den Hauptpartheien, 
als unter ihnen und andern bei dem Gegenftand der Auseinanderfegung felbft 
nicht betheiligten PBerfonen auszudehnen, deren Regulirung zwar in feinem noths 
wendigen Zufammenhange mit dem Hauptgegenttande ber bei ihnen anhängigen 
Auseinanderfekung fteht, welche aber zur beffern Regulierung des Hauptgefhäfte 
ereihe; daß aber dritten Perfonen, welche nur als unmittelbare Theilnehmer des 
tebengefhäfts zur Sache zu ziehen find, wider ihren Willen die Ginlaffun 
auf folhe Punkte nit aufgebrungen werden Tann, und wonach es ſolchergeſtalt 
dem freien Grmeflen des Befißere des mit der Servitut belafteten Waldes übers 
lafien bleiben müſſe, ob er fih auf eine foldhe Regulirung des Weiderechts ber abs 
gebauten Wirthe einlaffen wolle oder nicht. 

Diefer Anfiht Haben ſich auch fchon die Geh. Staatsemin. Mühler und Gr. 
v. Alvensleben, in ihren Votis v. 11. — und 17. Mai d. J. angeſchloſſen; es 
treten derſelben gegenwärtig auch der Geh. Staatsmin. v. Rochow mit Aufhebung 
der in dem Voto v. 31. März c. aufgeftellten theilmeis abweichenden Anficht, und 
eben fo auch die Geh. Staatsmin. v. Nagler und v. Werther bei, und nachdem 
noch der 2 Staatsmin. Freih. v. Breun erklärt Hatte, daß er zwar für feine 
Berfon bei feiner oben dargeftellten, hiervon abweichenden Anfiht flehen bleibe, 
folde aber der Stimmenmehrheit unterwerfen wolle, fo warb bef&loflen: 

daß die bisher beflandene Dleinungsverfchtedenheit nad ber Anſicht der 
Bluralität ale befeitigt angenommen und bieferhalb auch nit weiter an 
Des Könige Maj. berichtet werben folle. 

Eine Ausfertigung diefer Berhanblung fol den Geh. Staatsmin. Freih. v. 
Brenn und v. Labenberg mitgetheilt und benfelben überlaffen werben, danach, in 
den vorkommenden Fällen, weiter verfahren zu laſſen. 

(Forni's Zeitſchr. Bd. I. &. 199204 ) 


c) R. der K. Min. der I. (Mühler) und des I. (Gr. v. Arnim) v. 
20. Febr. 1844 an die K. Gen. Kom. zu Bredlau, betr. die gegenfeitige 
Kompetenz der Obergerichte und der Auseinanderſetzungs⸗Behörden in Lau⸗ 
deminl-Ablöfungsfachen. 

Die K. Gen. Kom. empfängt in der Anlage (a.) Abſchrift der heute an das 
D. 8. ©. zu Glogau erlaffenen Berf., die Kompetenggweifet in der N.fhen Laube 
wian at Tb fungsfache betr., zur Kenntnißnahme und Nachachtung auf Ihren Bericht 
v. 27. Rov. v. J. 


Anl. a. 

Anliegend empfängt das K. D. 2. ©. Abſchrift eines unterm 27. Rov. v. I. 
jeitens der 8. Gen. Kom. für Schleflen erftatteten Berichte, „die Kompetenz weifel 
n der N.fhen Laudemial: Ablöfungsfadhe betr.“, mit der Gröffnung, daß wir und 
der von der Minorität des Iebtgedachten Kollegii vertheidigten Anſicht überall an- 
fhliegen und deren Meinung dahin theilen, wi das Meffort der Auseinandere 
fehungsbehörden auf folhe Klagen nicht ausgebehnt werben fann, in welchen ein 
bereits gezahltes Saudeminm feitens eines frühen Befigers des verpflichteten Grund⸗ 
ſtucks von dem zeitigen Inhaber des berechtigten Gutes zurüdgeforbert wird (eon- 
dictio indebiti), oder aber eim früherer Gigenthümer biefes lepteren ein folches ges 
gen den jaifigen Befiper des verpflichteten Grundſtücks noch nachträglich geltend 
machen will. 

—E haben daher ver K. Gen. Kom. zu Bredlan aufgegeben, alle Ihe von 
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dem K. DO. L. ©. überwieſenen Prozeſſe der bezeichneten Art Demfelben zur Forts 
feßung und reffortmäßigen Entfheidung zurüdzugeben, bemerken inzwifden, daß 
diejenigen Sachen, in welchen die gedachten ragen zwifchen den gegenwärtis 
gen Beſitzern des berechtigten Gutes und ber verpflichteten Stellen zur Konteflation 
gefommen find, der Aueeinanberfegungebrhörbe aus temfelben Grunde verbleiben 
müffen, welcher beim Grlaffe des R. v. 20. Nov. 1841 (Anl. b.) maafgebend ger 


weſen ifl. 
Berlin, den 20. Febr. 1844. 
Der Suftizminifter. Der Minifter des Innern. 
Mühler. Graf v. Arnim. 


Anl. b. " 

Das K. O. L. G. wird auf die Berichte v. 29. Oft. und 11. Nov. d. J., 
„den Kompetenzftreit mit ber K. Gen. Kom. zu Breslau in Sachen ber Sreiin v. 
N. gegen den Bauer N. betr.”, angewiefen, die fernere Bearbeitung biefer Sache 
ber Sen. Kom. zu überlafien, ba deren Reſſort begründet ift. 

Theile hängt die Entfcheidung derfelben von der Frage ab: „ob auch Deszen⸗ 
denten zur Entrichtung des Laudemiums verpflichtet find?” und dieſe Frage Bet 
mit der Feſtſtellung der Theilnehmungsrechte in dem genauefien Zufammenhange ; 
theils läßt fi) auch weder der Betrag des in jedem Beränberungsfalle nad $. 34. 
der Abloſ. D. v. 7. Juni 1821 anzunehmenden Laudemiums, noch die nach $. 37. 
nachzuzahlende Rente beftimmen, bevor der vorliegende Streit entfdhieben if, fo bag 
berfelbe auch in biefer Beziehung unter die bei dem Ablöfungs Verfahren vorkom⸗ 
menden Streitigfeiten gehört; vergl. $. 6. des G. v. 7. Juni 1821. 


Berlin, den 20. Nov. 1841. 
Der Juflizminifter. Mühler. 


An 
bas K. O. 2. ©. zu Blogau. 
(Min. BL d. i. V. 1844. ©. 86. Nr. 115.) 


3) M. des K. Min. des I. f. Gew. v. 15. Jult 1834 an die K. Gen. 
Kom. zu Breslau, betr. die Kompetenz der Auselnankerfegungs » Behörven 
in Poffefforien-Streitigfeiten. 


Die 8. Sen. Kom. bat nah Ihrem Ber. v. 3 v. M. Ihre Kompetenz in 
dem Poflefforienftreite zwilchen ben Bauern zu N. N. und ber bafigen @utsherrs 
haft über die Ausübung der Hütung auf den herrſchaftlichen Teichwieſen deshalb 
ablehnen zu müflen geglaubt, weil bie Ausübung ber Hütung während des Ablö- 
fungs: Verfahrens auf die Brmittelung der für die Berechtigung felbit au gewähren 
den Entfhädigung ohne Cinfluß fei, und dabei bie Anficht gefaßt, daß alle ders 

leihen Bofleffortenfachen den orbentlihen Gerichten überlaffen werben müßten. 

ies ift aber unrichtig. Die K. Gen. Kom. nimmt bei Ihrer Ausführung haupts 
fachlich dasjenige zur Norm, was in dem Grlaffe v. 21. Mai 1826 Hinfichtlich der 
Dienfiverweigerungen während der Regulirung gefagt if. Abgefehen aber davon, 
dag die Gründe jenes Erlaffes zunächſt aus den Regulirungen nad dem CEd. v. 
14. Sept. 1811 flattfindenden Verhältniffen entnommen find, fo kann auch dasje⸗ 
nige, was bei Dienftverweigerungen feſtgeſetzt if, auf Bälle der vorliegenden Art 
nur fehr beichränkte Anwendung finden. Denn bei Gemeinheitstheilungen erfordert 
bie Vorbereitung eines ſchicklichen Ueberganges aus den bisherigen Verhältniffen in 
die neuen von Anfang an eine unaus eiehte Aufmerkfamleit und der Kommiflarius, 
dem dieſes Geſchaͤft obliegt, muß aber au in den Stand gefebt werden, ſchon 
während bes Laufs ber =useinanberfeßun ben erforderlichen Einfluß auf Feſtſtel⸗ 
Jung und Anordnung der beftehenden Rechtsverhältniffe auszuüben. ' 
- Schon in biefer Hinfiht Tann es in den Bang ber Auseinanderfeßung fehr 
leicht Rörend einwirken, wenn die Erörterung und Entſcheidung von Poſſeſſorien⸗ 
Streitigkeiten binfichtli) der zur Ablöfung geftellten Berechtigungen ben en 
Gerichten überlaflen wird. Noch deutlicher wird bies, wenn man ten genauen Zus 
fommenhang des possessorii mit dem petitorio in Erwägung zieht. Das, was in 
possessorio entjchieden worden, bildet nur ein Interimiſtikum und ber Richter, wel 
er in petitorio entfheibet, ift befugt, wenn er eine Aenderung des Befisflandes 
nothwendig findet, biejelbe im Urtel erfter Inſtanz feſtzuſezen. CL $, 16. A. ©. 
D. 1. 31., woraus hervorgeht, daß ſchon bei gewöhnlichen Prozeflen bie Lei 
des possessorii und petitorü nit wohl von einander getrennt werben, und ba 
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leicht große Mebelftände entſtehen können, wenn nad der Anſicht der K. Gen. Rom 
Fr possossorium und petitoriam zu gleicher Zeit bei verſchiedenen Behörben 
we 

Zur Feſtſtellung eines flreitigen Rechts gehört auch bie Feſtſetzung der Aus 
übung beflelben, und wenn daher die 8. Gen. Kom. befugt ift, uber das Recht 
ſelbſt in feinem vollen Umfange zu entfheiden, fo fann ihr auch die Anwendung 
des Befitzſtandes nicht entzogen werben. 

Die Vorſchrift des $. 6. des Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821, wonach alle 
bei Ausführung ber beiden Orbnungen vom gebachten Tage vorkommende Streitig⸗ 
feiten von der Gen. Kom. erörtert und entfchieben werben follen, beabſichtigt offen- 
bar, bereichen Trennungen zu befeitigen, wobei Befonders in Betracht fommt, da 
bei der Ginleitung eines Poflefforienftreits Hinfichtlich eines in der Ablöfung befind- 
lichen Rechts in meiften Fällen nicht vollſtändig zu überfehen ift, welchen Einſtuß 
berfelbe auf das Ablöfungsverfahren haben werde. 

Der Juſt. Min. Mühler hat fi mit diefen Grundfäßen einverftanden erflärt. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl. S. 375.) 


4) MR. des K. Min. des I. v. 3. März 1822, betr. das Reſſort⸗Ver⸗ 
hältnig bei Auselnanderfegungen über Parzellen eines Hauptgutes, vie in 
verfchievdenen Gen. Kom.» Bezirken liegen. 


Der 8. Sen. Kom. wirb auf den Ber. v. 27, Dec. v. J. zu erkennen gege⸗ 
ben, daß die Auseinanderfehung über die Parzellen des Hauptgutes, die in vers 
fhiedenen Bezirfen belegen find, der Regel nach vor diejenige Gen. Kom. gehört, 
in deren Amtsbezirk Das Hauptgut belegen if. Steht aber diefelbe mit einem ans 
bern Hauptgefhäfte in Verbindung, dergeflalt, daß baflelbe ohne ſolche zwedmäßig 
nit zu Stande gebracht werden kann, oder würde diefelbe auch nur befondere 
Grleidterungsmitiel zu defielben Durchführung gewähren, fo tritt nad 86. 3. und 
102. der 2. v. 20. Juni 1817 das Reffort derjenigen Gen. Kom. ein, bei welcher 
das Hauptgefchäft anhängig iſt. | 

—** Agrargeſ., 4. Aufl. S. 243.) 


Zum F. 4. Nr. 2., F. 43. u. $. 50. 


R. der K. Min. der geifll., U. u. M. Ang. (Eichhorn) und des I. 
(Gr. v. Arnim) v. 20. Dec. 1842 an das KR. Ober⸗Praͤſidium zu Bofen, 
betr. die Regulirung der Parochial » Verhältniffe in Gefolge von Gemein» 
heitstheilungen und Auselinanderfegungen. 


Auf den Ber. des K. Oberpräfld. v. 6. Oft. d. I. erflären wir uns mit ber 
Anſicht einverflanden, daß die bei Belegenheit von Auseinanderfegungen nöthig 
werdenden oder für angemeflen eradhteten Veränderungen in den Parochial⸗Verhaͤlt⸗ 
niffen nad Anleitung des $. 4. ad 2.; $. 43. ad 4.; $. 50. der B. v. 20. Juni 
1817; 88. 10. und 11. der V. v. 30. Juni 1834 und des R. v. 9. Mai 1825 
(Anl a.) von den Sen. Kom. unter Zuziehung der geiftlihen Obern — bei Katho⸗ 
liten, des Bifhofs — zu reguliren find, daß demgemäß auch in dem vorliegenden 
Falle hätte verfahren und die Vollmacht des Erzbiſchoͤflichen General: Konfiftorii 
u Gnefen eingeholt werben ſollen, ehe bie.Aenderung hinfichtlich der Parochials 
Berbättniffe der nah R. überfiedelten 16 Wirthe vorgenommen würde, und baß, 
ba ber Auseinanderfeßungsrezeß von den genannten Oriſchaften noch nicht Beftätigt 
if, die dortige Ben. Kom. fi ber weiteren Behandlung und Ausgleihung ber 
Sache mit dem Erzbiſchof, reſp. deffen Gen. Konfiftorium in Gneſen zu unter 
iehen bat. 
u wi überlaffen dem 8. Oberpräftb., die Reg. zu Bromberg und bie dortige 
Ben. Kom., deren Berfahren befonders an in (oem unangemeflen gefunden wors 
den, als diefelbe die Parohials Verhältniffe in dem Rezeßentwurf ganz mit Still 
fweigen übergangen, ungeachtet darüber nicht blos Verhandlungen gepflogen, fon: 
dern ſogar ein unentſchiedener Rechtsſtreit geführt worden, demgemäß mit weiterer 
Inſtruktion zu verfehen. 


Anl. a. 
Der K. Gen. Kom. wird auf Ihre Anfragen v. 11. Sept. 1820 und 7. Ian. 
c., beit. die Regulisung der Barochiols Berhältniffe beim Abbau einzelner Dorfs 


472 Bon ven Regulisungen, Ablöfungen u. Gemeinheits⸗Theilungen. 


(Mühler) v. 26. Okt. 1833, betr. das Forum der Klagen auf Annullirung 
von Rezeſſen. 

Der Gemeinde zu S. wirb auf die Vorftelung v. 15. Juni d. I. wegen Bers 
ſtattung zur Nullitätsffage in ihrer Auseinanderſetzungsſache mit ber dortigen Guts⸗ 
herrſchaft zu erkennen gegeben, baß fi die zurücweifende Refolution des K. O. 
8. Ser. u R. v1. äry d- 3. auf die Borfchrift des $. 3. Tit. 16. TH. J. der 
% ©. D. gründet, und Sie daher Ihre Klage, wenn Sie Si) damit durchzu⸗ 
kommen getraut, bei der K. Gen. Kom. zu Breslau anzubringen, und deren De: 
ſchluß über deren Zuläffigfeit F gewaͤrtigen hat. 

(Koch's Agrargeſ., 4. Aufl, ©. 328.) 


2) R. der K. Min. der J. (Muͤhler) u. des J. u. d. P. (v. Ro⸗ 
chow) v. 20. März 1840 an das K. Kammerger., betr. die Kompetenz in 
Streitigkeiten aus gutöhertlich-bäuerlichen Regulirungen. 


Nach Inhalt der Akten verlangen die Kläger, weldde von ber K. Reg. zu N. 
ur Inflandfeßung ber den Kommunifationsweg von B. nach W. durchſchneidenden 
Brüde onen angehalten worden find, daß bie verflagte Grundherrſchaft die 
Unterhaltungepfliht übernehme. Der Brörterung bes Rechtsſtreites Hat fi bie 
Gen. Kom. zwar unterzogen, fie if Hierzu aber nicht fompetent. 

Den Klägern iſt ber fogenannte Muͤhlenbuſch, woburd jener Weg führt, bei 
der ſtatt gefundenen gutsherrlidh: bäuerlichen Regulirung zur Abgeltung eines Hüs 
tungsrechte überlaffen worden. Der desfallfige von der Gen. Kom. beflätigie Far 
enthalt nichts über die Pflicht zur Unterhaltung; auch ift barin nicht vorbehalten 
worden, in biefer Beziehung eine nachträgliche Regulirung zu veranlaffen. 

Zufolge der $$. 20. 21. 171. und 200. der ®. v. 2). Suni 1817 und ber 
88. 12. und 56. der V. v. 30. Juni 1834 wegen bes Gefchäftsbetriebes der Gen. 
Kom. ift daher die Iegtere nicht berechtigt, bie Grörterung und Entſcheidung des 
vorliegenden Rechtsſtreites vor fh zu ziehen, wenn glei ber barauf gerichtete 
Antrag der bäuerlichen Wirthe noch innerhalb Jahresfriſt nach befätigtem Mezeffe 
angebracht worden ifl. 

Die im 5. 171. Nr. 1. nachgelaffene nachträgliche Erörterung vor der Auss 
einanberfeßungsbehörbe, in Betreff der nad) der Auseinanderfeßung, von ben Nach⸗ 
barn einander zu verflattenden Wege und Triften, greift da nit Platz, wo, wie 
ger, über die Benutzung bes Weges felbft, der eine Kommunikationsſtraße bildet, 
ein Streit it. Demzufolge wird das K. Kammergericht angewiefen, fi der wei- 
teen Inftruftion und Aburtelung zu unterziehen. 

(Min. BL d. i. V. 1840, ©. 115, Nr. 194, Juſt. Min. Bl. 1840, ©. 134.) 


3) N. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Wedell) v. 
21. Nov. 1842 an die 8. Sen. Kom. zu Breslau, betr. die Kompetenz 
der Auseinanderfegungs-Behörden bei Reſtitutionsklagen. 


Die Anfiht der K. Sen. Kom., 

daß die von dem Üreigutsbefiger F. zu C. angebrachte Reftitutionsklage zu 

Ihrer Kompetenz gehört haben würde, au wenn die Ablöfunge: Gadhe, 

auf welche file fih beziehet, nicht durch die Provokation wegen Ablöfung 

der früher feflgefeßten Rente durch Kapitalzgahlung von Neuem bei ihr ans 

hängig geworben wäre, 
ſcheint zwar in bem $. 18. des XVI. Tit. I. Thls. der A. G. O. eine Unterftüßung 
zu finden, auch if in dem Erlaß v. 26. Oft. 1833 angenommen worden, daß ber 
$. 20. der 8. v. 20. Juni 1817 das Meffort der Auseinanderfehungsbehörben in 
einer nad) Beftätigung des Rezeſſes angebragiten Nulitäteklage nicht ausſchließt, 
und würde ber dabei geltend gemachte Grund, bag nämlich die A. &. O. dergl. 
Klagen vor dasjenige Gericht weifet, vor welches die Inflruftion ber Hauptſache 
im vorigen Prozeß gehört hat, auf Reflitutionsklage eben fo wohl paſſen. Indeſſen 
iſt bei fpäteren Srwägungen biefes Gegenſtandes doch hoͤchſt zweifelhaft gefunden, 
ob nit die Beftimmung bes $. 20. ber B. v. 20. Juni 1817 überwiegend unb 
bie Abfiht des Geſetzgebers if, das Meflort der Auseinanderſetzungsbehörden auch 
in biefer Beziehung zu beſchraͤnken. Das unterz. Min. hat balır den Gen. Kom. 
nur in folden Ballen, wo befondere Umftände es ale zweckmaäßig erſcheinen 
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ließen, geflattet, die Reſtitutionsklagen vor ſich jr ziehen. Gin foldher Fall Tiegt 
wegen ber erneuerten Provokation auf Ablöfung der Renten bier allerdings vor. 
(Koch's Agrargef., 4. Aufl, S. 253.) 


Zu $$. 20—22., 196. f., 201—205. 


EN. des K. Min. des J. für Gew. Ang. (Bethe) v. 1. Aug. 1837, 
betr. die Kompetenz ter useinanberfehungs- Dehörben in Bezug auf Nach⸗ 
trags⸗Regulirungen, insbeſondere bei Gemeinheitstheilungen binfichtlich der 
Regulirung der Kommunalmwege. " 


Der 8. Gen. Kom. (Reg) wird in ber Anlage (a) Abfchrift der heute an 
die Gen. Kom. zu Münfter, wegen des Verfahrens bei den Demeinheitstheilungen 
in Betreff der Kommunal⸗Wege, erlafienen Verfügung zur Nachricht und Achtung 
zugefertigt. a rm 

nl a. 


Die 8. Gen. Kom. bat nach Ihrem Ber. v. 18. Juli d. I. wegen Ihres 
Derfahrens bei ven Markentheilungen in Betreff der Kommunal⸗Wege, den Ums 
fang und die Grenzen der Ihr zur volfländigen Berichtigung und Ausführung 
der Auseinanderfegungen beigelegten Rechte und Pflichten nicht überall deutlich 
aufgefaßt, und wiewohl es nur auf Berichtigung Ihrer Irrthümer bei einigen 
Punkten ankommt, fo flieht das Min. fich doch veranlaßt, zur Berhütung von Miß⸗ 
verfländniflen die ganze Materie in ihrem Zufammenhange aufzunehmen. 

L Der Hauptgedanfe, welchen die Geſetze über den Befchäftsbetrieb der Gen. 
Kom. entwideln, iſt der, daß die von denſelben eingeleiteten Auseinanderfeßungen 
bis zu ihrer vollſtaͤndigen Berichtigung ihrer Leitung verbleiben follen, fo daß fie 
die Intereffeuten rödfichtlich aller durch die Auseinanderſetzung veränderten ober 
fonft in Berbindung damit ſtehenden Berhältniffe zu einem völlig georbnetem Zus 
flande zurücdführen müffen. (cf. $. 3. der V. v. 20. Suni 1817 und $. 7. des 
Anh. zu derfelben). 

I. Dabei find nun die Regulirung im engeren Sinne, db. 5. die Feſt⸗ 
ſtellung aller bei der Anseinanderfegung zu ordnenden Bunkte, und die Ausführung, 
d. 1. die Meberweifung der jedem Interefienten gebührenden Ländereien und Rechte 
und der zum ihrer ungehinderten Ausübung gehörigen Anftalten und Binrichtungen, 
und in beiden Beziehungen find wiederum der Hauptgegenftand der Auseinanders 
fegung (Gemeinheitstheilung, gutsherrlichsbäuerliche Regulirung und Ablöfung) und 
bie zu ihrer vollländigen Ordnung gehörigen Nebenpunfte (ck. $. 196. ff. der ges 
dachten B.) zu unterfcheiden. 

Wiewohl hiernach and die anf die Nebenpunkte fich beziehenden Geſchaͤfte 
in diejenigen zur Feſtſtellung der gegenfeitigen Verhaͤltniſſe der Interefienten und 
die au ihrer Ausführung zerfallen, fo verhalten fich doch beide zur Hauptfache 
als 8. enfände ber Auslährun ber letzteren und diefe Vorftellungsart ift auch 
fowehl In den 88. 196. fj. der V. v. 20, Juni 1817 als in den $$. 12. und 56. 
ff. des Anh. zu derfelben angenommen. 

Bei der Ausführung im engeren Einne find nun wieder zu unterfcheiden, bie 
Folge der Handlungen, wodurch das bezweckte Refultat der Regulirung herbei—⸗ 
geführt wird, ferner die Zeflfepung ber Termine zur endlichen Berichtigung, und 
die Grefution. . 

II Das Hauptgefchäft befteht aus folgenden Akten, ale: 

1) Feſtſtellung der künftigen Rechtsverhaͤltniſſe der Interefienten in Beziehung 
auf den Hanptgegenfland der Auseinanderfegung ; 

2) Ausführung berfelben; 

a) Ueberweiſung ber Hanptgegenflände, 
b) Regulirung ber Rebenpunfte, 
c) Ausführung der letzteren; 

3) endliche Mealifations:Termine von 2a. und c. 

4) Grefutionen. 

IV. Bei der Megulirung der Nebenpunfte kommen aber wieberum folgende 
Afte vor, u Ki erleben ei 

a) Regulirung bderjelben im engeren Sinne, 
b) Ausführung, 
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c) endliche Nealifatton:Termine, 
d) ®refutionen. 

V. Der Regel nad follen alle Gegenflände der Auseinanderſetzung durch bem 
Auseinanderſetzungs⸗Rezeß rückfichtlich der Regulirung im engeren Sinne, foviel 
irgend thunlich und zweckmäßig gefchehen kann, erledigt werben, bergeftalt, daß 
damit und mit ber Meberweifung der hiernach jedem Theile zufommenden Abfin- 
dungen die Gefchäfte der Auseinanderfegungss Behörde beendigt werben, und das 
Reflort der ordentlichen Gerichte und BerwaltungssBehörde wieder eintritt, (cf. 
$. 20. der B. v. 20. Zuni 1817) auch die Jutereſſenten mit feinen Nachfordes 
zungen weiter gehört werben. ($. 170. a. a. O.) 

VI. Es bleibt aber der Auseinanderſetzungs⸗sGehoͤrde überlafien, einen oder 
den anderen @egenfland, fowohl in dem Rezeſſe über die Hauptfache oder den 
Rachträgen dazu, als in der Ausführungshandlung zur nachträglichen Regulirung 
vorzubebalten, ($. 20. der B., $. 12. des Anh.) 

VII. Auch ohne einen folchen Vorbehalt findet die nachträgliche Regultrung 
in folgenden Faͤllen flatt, ale: 

1) wegen der 88. 171. und 200. der V. v. 20. Juni 1817 bezeichneten Ge: 
genftände, innerhalb Sahresfrift nach der Ausführung; 

2) wenn ſich nach bewirkter Auseinanderfeßung noch Anſprüche nicht zuges 
zogener Interefienten ergeben, welche dabei zuzuziehen waren ($. 22. a. a. D.). 

3) wegen aller nach $. 196. bis 200. Der B. zur Ausführung gerechneten 
Gegenſtände und zwar ohne weitere Beſchränkung rüdfichtlich der Zeit, ale wegen 
ber unter Nr. 1. begeichneten Öbjefte, oder wegen Ermächtigung der Berechtigten, 
zue Entnehmung der GBinrichtungsfoften aus ihren Abfindungen. ($. 7. d. 2. v. 
29. Zunt 1835.) 

VII. Die Behörden, die Gen. Kom. und deren SpezialsKommiffion haben 
für die Ausführung von Amtswegen zu forgen, und zwar ſowohl wegen der Hanpts 
ſache ale der Nebenpunfte, und es liegt ihnen insbefondere ob, alles bahin Ge⸗ 
hörige zu ermitteln. (S. 196. ff. der V. v. 20. Juni 1817, $. 57. des Anh.) 

IX. Der AusführungssAft wird durch ein von den Intereflenten an vollzies 
hendes Protokoll geichloffen, aus welchem bervorgeben muß, daß und wie er ges 
fheben it. Was noch nicht hat ausgeführt werben fünnen, bleibt zur nachirägs 
lichen Feſtſtellung, erforderlichen alles zur Bntfcheivung der Gen. Kom., ausger 
fept, und iR in dem Protokoll fpeziell vorzubehalten. ($. 201. der B. v. 20. Juni 
1817, $. 12. des Anh) 

Um aber den Zeitpunkt der Ausführung nicht im Ungewiffen zu laflen, 
die Interefienten vielmehr in den Stand zu feßen, fich darauf gehörig vorzubereis 
ten und bei eintretenden Weiterungen fofort mit der @refution vorzugehen, find 
dazu beflimmte Termine, fei es mittel Bereinigung der Interefienten oder von 
der Sen. Kom. zu beftimmen und dies gilt fowohl von dem Hauptgegenflande ber 
Auselnanderfegung, ale von ben zur befonteren Berhandlung vorbebaltenen und 
den nadı den Geſetzen nachträglich zu regulirenden Nebenpunften. ($. 202. 203. 
der V. v. 20. Juni 1817 und $$. 5. 7. der V. v. 29. Zuni 1835.) 

Kl. Die Wirkfamfeit der AuseinanderfegungssBehödrde geht alfo keineswegs 
mit dem Gintritte des Realifations:Termines in ber Hauptfache zu Ende. Abge⸗ 
fehen von den nachträglichen Regulirungen, die in ben Berhandlungen ober den 
Geſetzen felbft vorbehalten find, werten ihre Gefchäfle erſt mit ber vollſtändigen 
Ausführung nicht bloß ber Hauptgefchäfte, fondern auch der nachträglichen Regus 
lirungen gefchloffen, dergeftait, daß alle zur Ausführung gehörigen Handlungen 
nach und nach, wie e6 die orbnungsmäßige Entwidelung mit ſich dringt, von ihr 
und ihren Kommiſſarien vermittelt, tie entſtehenden Streitigkeiten barkber von ihr 
entfchieben, erforderlichen Balls, wie wegen der Hauptfache, fo auch wegen ber 
nachträglich zu regulirenden und zur Ausführung gehörigen Bunfte bie Realifatione- 
Termine fehgefegt werden müflen, und wegen ber nicht erfüllten Leiftungen auf 
Antrag der Betheiligten die Erefution zu vollfireden if. 

Der ihr obliegende Betrieb der Sache, ihre Verpflichtung nehmlich, alles, was 
zur Befiftellung und Ausführung gehört, von Amtswegen zu veranlaflen, und ihre 
Kognition wegen der hierbei entflehenden Streitigkeiten, gebt zwar nach und nach, 
je nachdem die Gegenſtaͤnde der Auseinanderfegung feftgeftellt und bis zur Ueber 
weilung oder Feſtſetzung bes RealifationesTermines gebiehen find, zu Ende. Ab⸗ 
geichlofien aber wird diefe ihre Cinwirkung erſt durch das Ausführungs-Brotofoll 
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oder durch Feſtſetzung des RealifationdssTermines, und zwar immer nur für bie 
bereits feſtgeſtellten und zur Ausführung reif gewordenen Gegenflände, bergeftalt, 
daß die Hauptfache bereits beendigt fein kann, und wegen ber damit abgemachten 
Bunkte Seitens der Auseinanderfegungss Behörde Feine weitere Kognition flatt 
findet, daß aber die zur nachträglichen Regulicung gehörigen Punkte in ihrem Bes 
fe bleiben, und, wie die Hauptſache, von ihre zu Ende geführt werben 
muͤſſen. 

Wenn nun die K. Gen. Kom. nach Inhalt ihres Ber. v. 18. v. M. dafür 
haͤlt, daß alsdann, wenn bei Gemeinheitstheilungen ber Termine zur Ueberweiſung 
der jedem Theile gebührenden Landabfindungen eingetreten iſt, das Weitere wegen 
Inſtandſetzung der nöthigen Wege nur in fo fern zu Ihrer Kompetenz gehöre, ale 
der Antrag darauf innerhalb Jahresfrift nach dem Realiſatione⸗Termine der Haupts 
fahe angebracht, oder der Wegebau doch fchon vorher begonnen if, und wenn Sie 
ferner anführt, daß nach dem dort üblichen Verfahren die Inferefienten ihre Abs 
findungen faft immer ohne nähere Beſtimmung eines befonderen Tages, gleich nach 
der Anweifung und Genehmigung des Planes in Beſitz nehmen, chne die Beſtaͤ⸗ 
tigung des Rezeſſes zu erwarten, und daß in ſolchem alle der Tag, an welchen 
den Interefieuten ber beftätigte Rezeß ausgehändigt wird, als RealifationssTermin 
angenommen, im andern Kalle aber, wenn nehmlich die Beſitznahme der Beſtaͤti⸗ 

ung des Rezeſſes nicht vorhergegangen ift, der Realifations- Termin pofltiv bes 
immt und der auf eine oder die andere beflimmte Realifationss Termin von Ihr 
als derjenige betradiet werde, wonach Sie das Jahr Ihrer Kompetenz zu berechs 
nen babe, fo darf nach dem weiteren Inhalte Ihres Der. vorausgeſeht werben, 
daß Sie dasjenige, was bie Intereflenten wegen ver Wege zu leiften haben, ale 
wegen des zu den Wegen herzugebenden Terrains, des Zuges und Binrichtung ders 
felben, ingleichen wegen der von den Interefienten dazu zu leiftenden Arbeiten 
u. ſ. w. in die von Ihr beftätigten Rezeſſe felbi aufnehmen läßt. Wäre bies 
unterblieben und auc kein Vorbehalt wegen der befonderen Regulirung biefes 
Nebenpunktes gemacht, fo würde allertings von einer nachträglicen Regulirung 
nur ia der $. 171. der B. v. 20. Juni 1847 beflimmten Friſt nach Ausführung 
der Hauptfache die Rebe fein fönnen. Davon Handelt es fich aber nicht, vielmehr 
iR nur das zwifchen der K. Gen. Kom. und der Reg. fireitig, wohin der Bes 
ruf und tie Obliegenheit der erſteren rüdfichtlich der auf Grund des Rezeſſes zu 
bewirfenben Ausführung, der wirklichen Herftellung ber Wege, gebt. Im diefer 
Beziebung if nun die 8. Gen. Kom. in mannigfaltige Irrthümer verfallen. 

Dabin gehört: 

1) wenn Sie dafür hält, daß Gie die Anträge der Intereffenten darauf ers 
warten müfle. Abgeſehen von der Ihr fchen mit Rüdficht auf die Privat-Inter: 
effenten obliegenden Verpflichtung, von Amtswegen tafür zu fergen (cf. Nr. VIII), 
liegt Ihr rüdfichtlich der Kommunalwege noch die befondere Verpflichtung dazu in 
GStellvertretung der ordentlichen Bolizeibehörde ob; 

2) verwechfelt die 8. Gen. Kom. Ihre Ermächtigung und Berpflidhs 
tung in diefer Beziehung, die nehmlich, von Amtswegen für den gehörigen 
Betrieb der Inftandfegung der Wege zu forgen, denfelben zu Fontrolliren, wenn 
alles feinen gehörigen Gang geht, am Schluffe eine Ausführungsverhandlung aufs 
uehmen, und wenn fi bie Berpflichteten fäumig beweilen, nach und nad, wie es 
die Mittel zulaffen, die Aueführungstermine zn beſtimmen unb die Grefution zu 
volfreden, mit den im $. 205. ausgebrüdten Befchränfungen ihrer 
Grefntionsbefugniffe; 

3) allertings koͤnnen Bälle eintreten, daß die 8. Gen. Kom., der unvollendes 
ten Ausführung ungeachtet, Ihre Ermächtigung zur Wortführung jener ihrer De; 
enföpflichten bis zu dem unter I. bezeichneten Ziele verliert, dies aber immer nur 
tann, wenn Sie es an der gehörigen Grfüflung ihrer Obliegenheiten fehlen läßt. 

Anlangend nehmlich den häufig vorfommenden all, daß die Interefienten ſich 
vor der Betätigung tes Rezeſſes in den Befig der ihnen zugetheilten Ländereien 
feßen, fo if zwar die Anficht der K. Gen. Kom. in fo fern ganz richtig, als Sie 
durch jene Befitznahme die Realifation noch uicht vollendet hält, vielmehr den Zus 
tritt des beftätigten Rezeſſes nothwendig erachtet, da eben baburch allererft die Bes 
dingungen des Befitzes ihre nähere und fefte Beftimmung erhalten. Allein es iſt 
an der Bublifation des Rezeſſes noch nicht genug, um den Termin der Ausführung 
feßzußellen, vielmehr muß mit der Publifation des Mezefies bie Aufnahme bes 
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Ausführunges Brotofolle verbunden werben, ober diefe der erfteren doch unverzüglich 
folgen, und allererfi mit dieſem Afte und der hiernach anerfannten Ausführung, 
if diefelbe wirklich eingetreten. Wegen der hierbei noch flreitig gebliebenen oder 
fonft zur weiteren Berbandlung vorbehaltenen Bunkte entfcheidet der Termin der 
Ausführung der Hauptfache aber nicht. (CH. Nr. IX.. X., XI. vorftehend). WBürbe 
aber bei Aufnahme der AusführungeBerbandluug überfehen, daß die Iuftandfegung 
ber Wege allererfi in einer fpäteren Zeit gefchehen Fann und würbe deshalb in 
dem Ausführungss Protokolle nichts vorbehalten, der Gegenſtand auch nicht nach⸗ 
träglich in der $. 205. der B. v. 20. Juni 1817 beſtimmten Fri aufgenommen, 
fo würde dieſe Vorfchrift der weiteren ECinmiſchung der 8. Ben. Kom. allerdings 
entgegenfeben:. 

as Nehmliche würde ſtatt finden, wenn in dem Rejeſſe der Ausführungs⸗ 
Termin allgemein beflimmt und weder in bemfelben, noch nachher bei der Aus⸗ 
führungs-Verhanvlung wegen der Wege, etwas vorbehalten, noch der Gegenſtand 
in der zuvor gedachten Yrift wieder aufgenommen würde. 

In einem wie in dem andern ber bier genannten Fälle würben ſich aber bie 
K. Ben. Kom. und deren Abgeordnete großer Fehler fchuldig mahen. Die X. 
“ Gen. Kom. erkennt nehmlich ſelbſt an, daß der Regel nach mehrere Jahre erfors 
derlih find, um die neu zu errichtenden Wege vorfchriftemäßig zu Stande zu 
bringen. Daraus folgt von ſelbſt, daß danach auch bie Friften regulict werben 
müflen und das Nöihige deshalb in dem Mezefie felbfl, oder in den Ausführungs⸗ 
Berhandlungen, ober wenn es dabei verfäumt wäre, nachträglich aufgenommen und 
vorbehalten werben muß. Offenbar ift es auch bei dergleichen auf eine lange Zeit 
fih ausdehnenden Ausführungs⸗Maaßregeln nicht angemefien, lange voraus dem 
AusführungssTermin fefzuftellen; vielmehr ift tie einzig angemeflene Weiſe ter 
Ginfeitung die, daß die endliche Beſtimmung darüber vorbehalten und nur nach 
und nach unter Borbebalt weiterer Anordnungen, eben das, was zunächſt 

efcheben fann und muß, vorgefchrieben und bafür, ' nad) dem Bedürfniffe bes 
immte Friſten feRgefebt werben. 

Benn fo die 8. Ben. Kom. und beren Abgeorbnete ihre Obliegenheiten ge: 
bhörig erfüllen, wenn in den Mezefien oder in den Nachträgen dazu, ober in den 
Ausführungs s Verhandlungen oder auch nachher, innerhalb der $. 205. der V. v. 
20. Juni 1817 beftimmten Friſt das Nöthige vorbehalten wird, fo kann der Fall 
gar nicht vorfommen, daß eine andere Behoͤrde fich mit der Entfcheibung oder 
Ausführung über die in Frage ſtehende Wege Angelegenheit zu befaffen bat, und 
es muß der K. Gen. Kom. nad) dem unter I. bezeichneten Geſichtspunkte um fo 
mehr empfohlen werben, Ihre ganze Aufmerffamfeit darauf zu richten, als ber 
Gegenſtand bei Gelegenheit und in Verbindung mit dem Hauptgefchäft einleuchs 
tend viel einfacher und leichter, ale unter Dazwifchenfunft anderer Behörben regus 
lirt und ausgeführt wird. Auch erkennt das Min. die Umficht und Thätigkeit, 
welche diefelbe dem Gegenftande bisher bewieſen, gera an und barf alfo um fo 
fiherer erwarten, daß Sie nach der Ihr Hierin zu Theil gewordenen Belehrung 
über ihre zum Theil unrichtigen Anfichten, allen weiteren Anlaß zu Befchwerden 
vermeiden wird. 

Endlich Fann das Min. der K. Gen. Kom. auch darin nicht beitreten, daß 
Ihre Wirkſamkeit damit ein Ende gewinne, wenn einzelne Strecken ber durch eine 
Mark oder fonft durch den —* einer Gemeinheits⸗Theilung fuͤhrenden Wege 
vollendet find. Nur daun, wenn der ganze Weg von einem Ende zum andern 
fertig iR, kann derfelbe ale ein fertiger Weg betrachtet werben. 

Berlin, d. 1. Aug. 1837. 

Min. des Inn. für Gew.⸗Ang. 
Bethe. 
(Ann. XXI. ©, 658. — 3. 73). 


Zum $. 22, 


a. des K. Min. des I., landwirthſchaftl. Abth. (v. Wedell) v. 16. 
Sept. 1842 an die K. Ben. Kom. zu Stargard, betr. die Auslegung des 
$. 22. ver V. v. 20. Juni 1817. 


Mit den Anſichten, welche dis 8. Ben. Kom. „über bie Deutung bee 5. 22. 
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ber V. v. W. Juni 1817” in dem Ber. v. 15.90. M. entwidelt bat, kann fi das 
Fi ne nicht überall einverflanden erklären, und eröffnet Derfelben daher das 
achſtehende. 

ECeé iſt — wie bie K. Gen. Kom. in Ihrer Argumentation vorausſetzt — als 
lerdings zwar richtig, daß die ——— ⸗Behoͤrden zur Erörterung und 
Entſcheidung der bei einer Gemeinheitstheilung, Ablöfung ober gutsherrlidh :bäuer: 
lichen Regulirung über Theilnehmungsrehte ober deren Ausgleihung zur Sprade 
tommenden Streitigkeiten vorzugsweiſe deshalb mit berufen find, um Ginheit im 
Berfahren und gleihförmige Durchführung der dabei in Anwendung zu bringenden 
rechtlichen und techniſchen Grundſaͤtze möglich zu machen; — fobald aber das Ber: 
fahren gefchloflen und durch Befätigung des, mit erefutivifher Wirkung begleiteten 
Rezeſſes, glei wie in einem rechtokräftigen Erkenntniſſe, ron ift, daß 
jeder zur Sache gezogene Intereſſent volltändig befriedigt, und wie ſolches zu .bes 
wirken oder bereits gefchehen fei: dann ift auch felbfiredend jener Zweck vollitändig 
erreicht und es baher ganz Fonfequent, nunmehr die Kompetenz der Auseinander- 
ſetzungs⸗Behoͤrde als eines fori specialis causae aufhören und dagegen bas Reſſort 
der gewöhnlichen Juftizs und Verwaltungs s Behörden für die unter Vermittelung 
ober durch Feſtſetzung des erſtern geordneten neuen Verhaͤltniſſe wiederum eintreten 
zu laſſen; — was ber $. 20. der 3. v. 20. Juni 1817 als allgemeine Regel auch 
ausbrüdlich beſtimmt. 

Da indeffen mit der Bollgiehung und Beftätigung bes Rezeſſes ein völlig be; 
ruhigter Zufland unter den Intereſſenten des Befdäfts noch nicht immer herbeiges 
führt iR, die Aufgabe der Auseinanderfegungss Behörbe aber weientlih mit darin 
befteht, einen ſolchen zu bilden und zu fihern ($. 7. der 3. ». 30. Juni 1817), 
fo geflattet das Sefeh in folgerechter Feſthaltung des Cingangs gedachten Grund: 


- fabes ausnahmsweife eine noch forigefeßte oder neu beginnende Thätigfeit jenes 


Spezialforums auch nach Konfirmation bes Rezeſſes in ben Faͤllen, wo es fid 
1) um bie von — zu bewirkende Ausführung der rezeßmaͤßigen 
Etipulationen, um obrigkeitliche Anordnungen, wie folde 3. B. in den $$. 196. 
sqq. 205. der B. v. 20. Juni 1817, $. 62. der V. v. 30. Juni 1834 angedeutet 
werben; — oder aber 
2) darum handelt, die bei der Beflätigung bes Rezeſſes felbit zur Nachver⸗ 
handlung ausgefeßten und vorbehaltenen Punkte je erledigen. ($. 20. der V. v. 
20. Juni 1817, $. 12. der ®. v. 30. Juni 1834.) 
In beiderlei Beziehung fol es daher auch Feines befonderen Antrages ber 
Partheien bedürfen; ein folder muß inbefien für 
3) einen britten Ausnahmefal abgewartet und — um bie Kompetenz der Aus⸗ 
einanberfegung6s®ehörbe gegen bie allgemeine Megel zu verlängern — binnen Jah: 
reöfrift nach eingetretenem BealifirungssTermine, fofern dieſer —* ber Konſirma⸗ 
tion des Rezeſſes liegt, formirt werden, wenn naͤmlich 
a) Ergaͤnzungen bes, durch letzteren neu gebilbeten Verhaͤltniſſes in wirthſchaft⸗ 
licher Beziehung, z. B. durch Wege, Ent⸗ und Bewaͤſſerungs⸗Anlagen ober 
ſonſt nothwendig erſcheinen; — ($. 171. 21. der B. v. 20. Juni 1817.) 


nd 
b) das rein perfönliche Interefie der Betheiligten in Frage fiehet, ($. 205. ber 
V. v. 2W. Juni 1817) 
b dag es alfo nad Ablauf jener Friſt au für bie hier gedachten Fälle bei ber 
egel des 8. 20, ber B. v. 20. Juni 1817 verbleibt, weldhe nun nur noch 

4) die durch $. 22. 1. c. angeordnete, dabei aber in dem Bingangs erwähns 
ten Brinzipe vollſtaͤndig begründete Ausnahme erleidet, 

Dieter Geſetzſtelle zufolge ſoll nämlich die Kompetenz der Gen. Kommiffionen 
nach vollzogener Auseinanderfegung (— d. 5. nah Errichtung und Beſtaͤtigung 
des Mezefies, nach Erledigung aller Ausführungsgegenfände und alfo ſelbſt nad 
Herſtellung eines Yil KR Zuftandes —) ohne Beſchraͤnkung auf eine gewifle 
Friſt wieder aufleben, jobald fi 

nAnfprüche von nicht zugezogenen Interefien ergeben, bie beim Berfahren 
zu berüdfiägtigen gewefen wären“, 
und bann eine Erledigung dieſer Anfprüche, refp. die Zufriebenftellung der Nach⸗ 
liquibanten, in eben der Weife bewirkt werben, wie 
— ſolche gleich bei Cinleitung des Geſchaͤftes zur Sprache gekommen 
eien. 
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Sucht man nun hiernach die Grenzen auf, bis zu weldhen Hin fi bie, Bier ans 
bermweit eröffnete Kompetenz ber Auseinanderfeßungs » Behörben erfiredt und 
das Reſſort der gewöhnlihen Gerichte anfängt: fo laflen die Worte des $. 22. 
freilich eine fehr weite Ausdehnung ber erfteren zu und fcheinen auf ben erfien Ans 
bfi® die, von der 8. Gen. Kom. vertheidigte Anſicht einigermaaßen dahin zu uns 
terſtützen, daß jeder fpätere Anſpruch, aud wenn er das abgemachte Geſchäft als 
ſolches und deſſen Unterlagen unmittelbar gar nicht berührt, vielmehr lediglich die 
einzelne Abfindung, den Beflstitel deren Empfängers und perfönliche Rechte an bers 
felben betrifft, kurz ein folder ift, der auf Bindifation hypothekariſcher Berbindlidh- 
feiten, GBigenthumsbefhränfungen und ähnliche Mealflagen binausläuft, noch von 
der Auseinanderſetzungs⸗Behörde erörtert und entfchieben werben müfle, bloß weil 
er beim Hauptverfahren, vielleicht auch nur ganz gelegentlich zu berüdfidhtigen ges 
weten wäre; — ja man würde von biefem Gefichtspunkte ausſchließlich fogar das 
bin gelangen, auch jeben vermeintlichen oder wirklichen Irrthum im Mezeffe, Grenz: 
zweifel, die fi) bis zur Zeit der Verhandlung des Gefchäfts hinaufzicehen und aͤhn⸗ 
liche dergleichen Fragen zur Kognition des Spezialforums zu verweifen. 

Daß aber dies der Sinn des $. 22. der B. v. 20. Juni 16817 nit fein 
fönne, liegt auf der Hand und wenn ſonach das bedenkliche Refultat jener Argus 
mentation felbft ſchon auf eine Unrichtigfeit deſſelben hinweiſet, fo wird ſich ſolche 
vollftändig ergeben, fobald man erwägt, daß eine fo weit greifende Deutung bes 
8. 22. denſelben nicht allein mit den Beflimmungen des $. 169. sqq. 1. c. über 
die Wirfungen der Mezeßteftätigung, fondern auch mit der Regel des $. 20. 1. c. 
in unauflöslichen Widerfprudy bringen und die Kompetenz ber Auseinanderſetz ungs⸗ 
Behörden nicht ſowohl auf ganz ungemeffene Zeit hinaus verlängern, fonbern eigents 
lich nie abfchließen würde; — was bo keinenfalls und um fo weniger gerechtfers 
tigt erfcheint, ale der Zweck, für melden das Spezialforum Fonflituwirt ward — wie 
fhon erwähnt — mit Abſchluß bes Rezeffes im Allgemeinen erreicht, die Mehrzahl 
der oben gedachten Nachanfprüche aber von der Art ift, daß fie auch ohne Dazwi⸗ 
ſchenkunft der Landesfulturgefege hätten angeregt werden Fönnen, und daher das 
Reſſort der Auseinanderfegungs « Behörden nur mittelbar zu berühren vermochten; 
— zu allem dem kommt noch in Berüdfihtigung, daß der 6. 22. eine Ausnahme 
der Negel des $. 20. bildet, mithin, wie alle erzeptionellen Maaßregeln, im zwei: 
felhaften alle, eher einfchränfend als ausdehnend erklärt werden muß. — 

Unter diefen Umftänden muß dann die vom Min. des J. und in mehreren 
Fällen auch fhon vom Juſtizmin. aboptirte Anficht, 

„daß nämlich die Auseinanderfeßungs:Behörden auf Grund des $. 22.1. c. 
nur ſolche neuen Anſprüche auch nad Konfirmation des Rezeſſes zu ver: 
folgen und zu erledigen haben, welche entweber fämmtlidhe ober doch eine 
Mehrzahl der beim Geſchaͤfte betheilt Gewefenen angehen, gleichzeitig 
aber eine weſentliche Veränderung der Unterlagen und Refultate der Auss 
einanderfeßung als folder bedingen, die Sache mithin in bie Lage brins 
gen, wo eine neue Regulirung der Verhältniffe im Ganzen nothwendig 
wir u 
als die richtigere feitgehalten werden, und kann eine Mopiflfation des, in biefem 
Sinne erlaffenen Reſkripts v. 30. Juni d. I. um fo weniger erfolgen, als baffefbe 
dem Zwecke des Geſetzes entſpricht, und alle fonftigen Widerſpruͤche vollfommen 
ausgleiht. In der dort ausgefprochenen befchränfteren Deutung des $. 22. würde 
alfo die K. Gen. Kom. z. B. über die, bei einer Gemeinheitstheilung nicht liqui⸗ 
dirten Hütungsbefugniffe, über übergangene Zehentrechte und hnlide Anfprüche 
nachtraͤglich noch zu verhandeln, den gewöhnlichen Gerichten aber alle Klagen zu 
überweifen haben, burdy welche eine beitimmte Abfindung vom jetzigen Befiker aus 
befonderen Rechtsanſpruͤchen vinbizirt werben foll. 

Letzteres fcheint in dem dort beregten Falle nur beabfihtigt zu fein; — denn 
es macht die Wöittwe N. wegen des von ihrem verftorbenen Chemanne früher be: 
feflenen Hofes, nad dem Bortrage der K. Gen. Kom., zur Zeit weder Anfprüde 
an ben früheren Gutéherrn, noch ficht fie das Regulirungsverfahren, deffen Unters 
lagen und Refultate, felbft an; fie behauptet vielmehr, daß ihr, aus jeßt nicht bes 
fannten Gründen, ein befferes Recht auf den, dem Bauer N. zum Gigenthum vers 
liehenen, und von diefem andermweit bereit veräußerten Hof zugeflanden habe, und 
verlangt Deshalb die Herausgabe der, dem N. rezeßmaͤßig laͤngſt überwieſenen Abs 
findung von dem zeitigen Inhaber derfelben, der fie auf den Blauben des Hypo⸗ 
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thekenbuchs, titalo oneroso erworben hat, unb eben deshalb — wie die K. Gen. 
Kom. in Ihrem früheren Berichte bereits ausführte — gegen einen foldhen An- 
ſpruch vollfommen gededt erſcheint. — Das vermeintlich beſſere Anrecht der Wittwe 
N. wäre nun allerdings beim Hauptverfahren zu berüdfichtigen gewefen, und hätte, 
wenn es zeitig genug angemeldet worden, aber auch über einen, wegen deſſelben 
entflandenen Streit von der K. Gen. Kom. auf Grund des $. 6. der B. v. 20. 
Juni 1817 entfchieden werden müflen; — im jebigen Augenblide und in feiner ges 
genwärtigen Tendenz äußert aber der Anfprucd auf bie bereits erfolgte Auseinan: 
derfeßung ale ſolche gar feinen Einfluß, er erfcheint als reine Bindifation und 
wird daher dem gewoͤhnlichen Gerihte um fo weniger entzogen werben können, ale 
der Hauptgrund, aus welhem bie Entſcheidung darüber von der K. Gen. Kom. zu 
ertbeilen gewefen wäre, nunmehr wegfällt, und der $. 22. der V. v. 20. Juni 
1817 für diefe Art von Nachanſprüchen — wie oben nacdhgewiefen worden — feine 
Ausnahme von ber Megel des $. 20. I. c. fanftionirt. 

Was die K. Gen. Rom. unter Hinweifung auf die Zwecke und Abfihten des 
Geſetzes hiergegen erinnert, ift durch die nähere Erläuterung letzterer vorftehend 
bereit genügend widerlegt; wenn Sie indeflen außerdem noch bemerkt, daß das 
Neffort der Auseinanderfegungs: Behörden durch die B. v. 30. Juni 1834 auch in 
diefen Punkten eher erweitert als befchränft werbe, und namentlid die 88. 12. 13. 
biefes Geſezes für die, vom Miniſterio nicht gebilligte, Deutung des $. 22. der 
B. v. 20. Juni 1817 anführt, fo iſt erfteres zwar in gewifiem Maaße, jedoch nicht 
im untergelegten Sinne richtig, — in leßterer Beziehung aber der Argumentation 
des Kollegii eben fo wenig beizupflichten. 

Allerdings legt die B. v. 30. Juni 1817 den Auseinanderfegungs » Behörden 
monde Befugniffe bei, deren in den früheren Geſetzen nit ausprüdlich gedacht 
war; — bie desfallfigen Beftimmungen find aber feinesweges Erweiterungen ihrer 
wefprünglichen Kompetenz, fonbern, wie fi) dies bei jedem einzelnen Punkte deut; 
lich nachweiſen lift — bloß folgerechte Entwidelungen der, über ihre amtliche 
Stellung von vorn herein leitend gewefenen allgemeinen Grundfüge und nur des; 
halb, weil diefe theild von den Auseinanderfehungs s Behörben felbft, theils und 
banptfählih von den Gerichten und Regierungen vielfach mißverſtändlich aufgefaßt 
waren, wurden fie burh die DB. v. 30. Juni 1834 näher beflarirt, weshalb diefe, 
ſelbſt da, wo fie wirklich etwas neues beflimmt, den Hauptzwed des Spezialforums 
der Auseinanderfegungs Behörden auch immer ganz fireng vor Augen behält und 
nicht verorbnet, was ber allgemeinen ®runbregel des $. 20. der B. v. 20. Juni 
1817 entgegen wäre. 

Namentlich ift dies in den $$. 12. und 13. derfelben nicht geſchehen; denn 
während ber erfte Abfab bes erfleren, die oben, unter Nr. 1., 2., 3. aufgezählten 
erzeptionellen Reffort » Beftimmungen einfach wiederholt, und in bdiefer Beziehung 
weder etwas neues, noch erweiterndes enthält, berührt derfelbe und $. 13. nur 
noch bes Walles, wo eine Auseinanderfeßung privalim, oder vor der Kreis⸗Vermit⸗ 
telungs⸗Behoͤrde oder unter Leitung ber Regierungen, refp. Provinzial: Schulfolles 

ien, alfo ohne Konkurrenz des Spezialforums der Generals Rommilfionen, zu 
tande gefommen find. — infictlic biefer Saden wird nun verordnet, daß 
a) die Partheien eine Ausführung des foldhergeftalt abgefärlefienen Geſchaͤf⸗ 
tes innerhalb Jahresfrift feit Betätigung bes Rezeſſes bei ben Auseinander⸗ 
feßungssBehörden nachſuchen können; ($$. 12. und 55. 1. c.) 
leßtere, zur nachträglichen Brörterung und Gntfcheidung derjenigen Gegen⸗ 
ftände ermädtigt fein follen, welche bei einem privatim ober ſonſt auf ans 
derem Wege gefchloffenen Geſchaͤfte unerlebigt geblieben und fpüter ftreitig 
geworden find; — dies jedoch nur in fofern, als jene Punkte binnen Jah⸗ 
resfriſt feit Beftätigung des Mezefles bei den Behörden anhingig gemacht 
worden; — woraus denn, zwar nicht direkt ausgefprochen, jedoch von felbft 
folgt, dag über dieſen Termin hinaus audy für derartige Angelegenheiten 
das Reſſort der gewöhnlichen Provinzial: Behörden eintritt, 

Die allgemeinen, oben sub 1., 2., 3. angedeuteten Grundfäge find ſonach Hier 
nur auf bie, ohne VBermittelung der Auseinanderfegungss Behörde bewirkten Regulis 
rungen folgerecht angewendet; die Regel des $. 20. der V. v. 20. Juni 1817 ift 
aber durchaus beftätigt, und wenn zuletzt 

e) im $. 13. auf die befonderen Ausnahmen von berfelben, namentlih auf $. 
- 2. der V. v. 20. Juni 1817 Yingewiefen wird, fo tft damit doch in ber 


b 


—R 


| U on 


I 


450 Bon ven Regultzungen, Abldfungen u. Gemeinheits⸗Theilungen. 


That nichts weiter audgelprodien, als daß biefelbe auch bei den ohne Kons 
furrenz ber Generals Rommilfionen zu Stande gelommenen Auseinanbers 
feßungen Platz greifen, jene mithin berechtigt fein ſolle, Anſprüche, welde 
bei den privatim, ober auf ſonſt zuläffigem Wege abgeſchloſſenen Gefchäften, 
von nit zugezogenen Interefienten erhoben werben möchten, noch aachtraͤglich 
in ber Art zu erlebigen, ale ob fie gleich Anfangs zur Sprache gefommen 


wären. 

Dies verſtand fih unter Feſthaltung der allgemeinen Geſichtspunkte indeſſen 
auch ohnedies ſchon von ſelbſt, indem neue Anfprüce der bei einem Berfahren nicht 
jugezogenen unmittelbaren Interefienten — fobald fie die Unterlagen bes Befchäfts 
alteriren und eine wefentlihe Abänderung des neuen Zuftandes herbeiführen wür⸗ 
den — auch eine neue Regulirung zur Folge haben müflen, und es ergiebt fi 
daraus, daß auch diefe Beftimmung durchaus nichts wefentlih Neues enthält, am 
wenigften aber eine Grmeiterung des Refiorts der Auseinanderfehßungs » Behörden 
beabfichtigt, fi vielmehr dem allgemeinen Grundſate volllonmen anſchließt. 

Jeder noch etwa verbleibende Zweifel hierüber muß aber endlich bei Anficht 
33 zweiten Abſatzes bes $. 12. ber V. v. 30. Juni 1834 ſchwinden, indem er 
beftinmt, 

„daß wegen anderer Gegenſtaͤnde, weldhe die zur Sache gezogenen Inter 
effenten angehen und weder im Rezeſſe und den Nachtraͤgen zu —28 noch 
in der Ausführungs⸗Verhandlung zum beſonderen Verfahren ausgeſetzt Find, 
a nachträgliche Regulirung durch die Gen. Kom. Gtait finden 
olle“, 
und fomit gegen alle zu weite Ausdehnung ber Kompetenz verwahrt. — Bine bloße 
Entſchaͤdigungsſorderung, welche die Wittwe N. gegen bie Gutsherrſchaft oder ben, 
mit diefer Eontrahirenden Wirth, modo befien Erben, alfo nicht einmal gegen ben 
eitigen Hofbefiger etwa geltend machen wollte, gehört daher gewiß nicht vor das 
orum der Regulirungsbehörbe. 

Das unterz. Min. hat fi darauf beſchraäͤnken müflen, ber K. Sen. Kom. im 
obigen bie Geſichtspunkte vollftändig zu entwideln, nad welchem bie Reffortfrage 
in jebem einzelnen, hierher einſchlagenden Balle zu beurtheilen if, überläßt es aber 
nunmehr Ihrem eigenen Grmeflen, dieſelbe nach Berfchiedenheit der faktifhen Sach⸗ 
lage zu beantworten und darnach die weiteren Anordnungen zu treffen, will indeflen 
Ihrem befonderen Berichte entgegenfehen, wenn in einem ober bem anderen Falle 
ja noch Bebenten darüber entfichen möchten. 

(Rin. Bl. d. i. V. 1843. ©. 335.) 


Zum $. 28. 


N. des 8. Min. res IS. v. 3. Oft. 1844 an den Direktor der Gen. 
Kom. zu Stendal, betr. die Zuläffigkelt der Uebertragung tech niſch⸗ ſchwie⸗ 
Ben useinanderfegungen an die Juftitiarten der Auseinanderfegungs«- 

ebörden. 


Auf Ew. ıc. Bericht v. 28. Aug. 1844, betr. die techniſche Qualififation der 
bei dem Kollegio angeftellten Iuftitiarien wirb Ihnen nunmehr eröffnet, daß nach 
den von Ihnen allegirten Vorſchriften ($. 28. der B. v. 20. Juni 1817 — 8. 
O. v. 7. Juni 1834 Nr. 1.) die formelle Dualififation zur Abgabe techniſcher, 
kommiſſariſcher Gutachten für alle bei den Auseinanderfepungsbehörben angefellten 
Raͤthe anerfannt werden muß, daß es alſo für die einmal ernannten Räthe eines 
weiteren Nachweiſes der technifhen Dualififation nicht bedarſ. Es fann daher nur 
dem Ermeſſen des Kollegü in den einzelnen Faͤllen überlaffen bleiben, ob es dem 
Mathe nach feiner Individualität die Berathung technifch » fchwieriger Sachen übers 
tragen zu koͤnnen meint, und ob es die exflatteten Gutachten bes Rathes noch einer 
Revifion unterwerfen will, wie ſolche bei jedem Tommifjarifchen Gutachten angewens 
det werben kann. ($. 29. der B. v. 30. Juni 1834 

(Dönniges LandessKult. Gef. Bd. 3. ©. 325 — 326.) 


Bum ©. 37. 
R. des K. Juſt. Min. (0. Kampk) v. 16. Der. 1831 an das K. O. 
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2. ©. zu Breslau, Hei. die Mitwirkung der Gerichte bei Ausfüllung der 
über die Auseinanderfegungen anzufertigenden Tabellen. . 


Auf den Ber. des K. D. 8. Ger. v. 27. April v. 3. ift das Juſt. Min. 
wegen ber Berpflihtung ber Untergerihte zur Ausfüllung der über die Auseinan- 
berfegungen anzufertigenden Tabellen mit dem K. Min. des 3, für H. u. ©. in 
Kommunikation getreten, und hat ſich mit demfelben dahin vereinigt: 

a) daß die Gen. Kommiffionen zwar befugt fein follen, den Gerichten, vor 
welchen die Vollziehung der Rezeſſe erfolgt, auch die Ginziehung ber zur 
Ausfüllung der Tabellen erforberlihen Nachrichten, in fofern die Gerichte 
jelbige ohne große Weiterungen befhaffen fönnen, aufzutragen, biefelben aber 

b) nur ſolche Bunte, über die aus dem Rezeffe und den en vorliegenden 
Verhandlungen entweder gar nicht, oder doch nicht überfihtlich genug bie 
erforderliche Aufklärung zu entnehmen ift, den Gerichten zur näheren Auf⸗ 
flärung überweifen, und ihnen felbige, der Regel nach, befonders namhaft 
machen follen. 

Das 8. O. L. ©. Hat nad dieſen Beſtimmungen die Untergerichte feines Depart. 
änzuweifen, und infonderheit dem Yürftenthumsger. zu Trachenberg zu eröffnen, dag 
es zu weit gegangen, wenn es bei Vollziehung der Auseinanderfegungsrezeffe zwi⸗ 
fhen dem Domintum Trachenberg und den Drefchgärtnern verfhiedener Dorfichafs 
ten, alle Mitwirkung zur Ausfüllung der ihm von der Gen. Kom. zugefertigten 
Tabellen verweigert habe; daflelbe ſei vielmehr verpflichtet, die zu jenem Zwecke er: 
—— Nachrichten, ſo weit ſolche aus den Akten des Gerichts, oder durch ein⸗ 
ade Rüdfragen an bie Betheiligten zu erlangen, in Abſicht einzelner, ihm von ber 
Gen. Kom. namhaft gemachten Rubrifen einzuziehen, und jener Behörde mitzuthei- 
Ien. (Ann. XV. 753. — 4. 28., Jahrb. Br. 38. ©. 298.) 


Zum $. 43. 


1) C. R. des K. Min. des I. m. d. P. (v. Rochow) v. 20. Zuli 
1839 an fämntlihe K. Gen. Kom. und an die K. Meg. der Provinz 
Preußen, betr. Die andermweite Megulirung der durch ländliche Auseinander⸗ 
ſetzungen alterirten Kommunal-Berhältniffe. 


Es if der Fall vorgefommen, daß bei Theilung der gemeinfchaftliden Grund⸗ 
flüde und Nußungen in Dorfgemeinden vergleichsweife oder durch richterliche Ent⸗ 
ſcheidung ein anderer Maaßſtab feftgefept worden war, als, mindeflens nach der 
Behauptung bes einen Theild der Gemeindeglieder, feither bei beftehenber Gemein, 
heit in Anſehung ber Naturalnugungen flattgehabt hatte, und daß gleichwohl wegen . 
des Beitragsyerhältniffes zu den Gemeinbelaften, welches doch nach $. 29. und 32. 
Tit. 7. Thl. U. mit jenem Maaßſtab in unmittelbarem Zufammenhange fteht, Teine 
anderweite Feſtſetzung getsoffen war. Dies hätte nach der Natur der Sache und 
nad Anleitung der ausdrüdlihen Vorſchriften der 88. 7. u. 43. der V. v. 20. Juni 
1817, des $. 11. der V. v. 30. Juni 1834 fofort duch bie Auseinanderjegungss 
Behörde geichehen follen, und ift deshalb in ben hier zur Anzeige gekommenen Büls 
len auch bereits Die erforderliche Nachholung angeorbnei. In 

Ich finde wich aber veranlaßt, die K. Gen. Kom. nit bios für biefen, fon 
dern auch für andere ähnliche Bälle auf bie Ihe nad) Anleitung jener Gefepttellen 
obliegende Pflicht aufmerkfam zu machen, alle die Kommunalverhältnifie voieberum 

u orbnen, welde durch die von Ihr geleiteten Auseinanderjegungen altern fein 
önnen. Bon welden Grundfägen babei auszugehen ift, und in weichem | ar 
bie Auseinanderfegungsbehörben babei mit ben orbentlichen Aufiichtabehör en N 
Kommunen in ſtete Kommunikation treten müflen und an deren Bet —— 
hnden find, enthält bie — an ee KR. Reg erlafiene 6. Verf., un 
r. 1. des dispoſitiven Theils derſelben. N 
Nähere Anleitungen über Ihr Verfahren önnen der K. Gen. Rom. a ——— 
egeben werben, Sie wird aber den richtigen Weg —A— daß die Zurüdfühs 
ren Kommiflarien es jederzeit recht lebhaft vergegenwaͤr ten eine Ihrer weſent⸗ 
— a gem Suflanbee io en elngende Beranlaflung an den 
lichſten Pflichten ift, und daß eben fo went h : N ers 
—*X — etwas —E — darf, welche mit ber bewirlten Auseinand 
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fehung no vereinbar find, als, von der andern Seite, keine Zeflfegungen übers 
Ken werben dürfen, teren Nothwendigkeit durch ben veränderten Bufland der Ius 
terefienten bedingt wird. (Ann. XXIII. 264. 142, — 1. 116.) 


2) R. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Mebing) v. 
22. Sept. 1840 an vie K. Reg. zu Branffurt, betr. die Vertheilung ver 
Kommunal- Abgaben und Laften bei Gemeinheitöthellungen. 


Mit der in dem Berichte v. 1. d. M. entwickelten Anficht der K. Reg., 
bag die Koffäthen N. N. zu N. N. eine anderweite Vertheilung der Kom⸗ 
munallaften jebt noch zu fordern, nicht befugt feien, weil fie den Ausein⸗ 
—— An ezeß ohne einen darauf bezüglichen Borbehalt bereits vollzo⸗ 
gen haben, 
Tann fh das unterz. Min. aus einem doppelten Grunde nit einverflanden er: 
klaͤren. 

Es iſt naͤmlich, wie aus dem Berichte der vormaligen Gen. Kom. zu Solbin 
v. 13. Nov. 1838 hervorgeht, die Anterfuhung der in jener Beziehung obwalten> 
den Verhaͤltniſſe noh vor dem Abfchluffe des Verfahrens wirklich zur Sprache ger 
bracht, und wiewohl der Antrag des N. und Genoſſen auf Erleichterung in ihren 
bisherigen Laſten damals auf zur Verhandlung gezogen worden, fo hat er bo 
feine definitive Erledigung gefunden, ift vielmehr auf ſich beruhend geblieben; mit: 
Bin erſcheint au der Rezeß felbit in diefem Punkte mangelhaft, und darf ſchon 
deshalb ten Beichwerbeführern nit wohl entgegengefeßt werben. 

Wenn man aber auch von biefem befondern Umflande ganz abfleht, fo iR doch 
die Brörterung der Frage: 

ob das bisherige Beitragsverhältnig zu ben Steuern und Kommunallafen 
en Pr die Auseinanderfeßung berbeigeführten neuen Zuflande angemeſ⸗ 
en ſei? 
nur eine mittelbare, nicht durchaus nothwendige Folge des Geſchäfts und in befien 
Gefammt-Refultaten bedingt; der Antrag auf eine desfallfige Ausgleihung berührt 
daher kein zum Berfahren ſelbſt mitgebrachtes, hinſichtlich der regulicung zuſtaͤndig 
geweſenes Recht, wegen welches die Intereſſenten aus dem Theilungs⸗Obijekte un- 
mittelbar zu befriedigen wären, er erſcheint vielmehr als ein Gegenſtand lanbespos 
lizeilichen Interefies, weldher nah $. 43. 162. ff. der B. v. 20. Suni 1817 und 
. 7. 11. der, 9. 30. Juni 1834 eigentli von Amtswegen ins Auge gefaßt, und, 
wenn bies verabfäumt fein follte, wenigftens auf Antrag der angebli Prägravirs 
ten jederzeit weiter verfolgt werben muß. 

Der $. 170. der V. v. 20. Juni 1817 bezieht ſich nun, feinem ganzen Zwecke 
nad, nur auf jene erfigebachten, im Hauptverfahren anszugleichenden urfprünglichen 
Mechte der Barteien, und es folgt daraus von felöft, daß eine anberweite Orbnung 
der Kommunallafen und Abgaben darum, weil fie früher unberückſichtigt geblieben, 
auf Grund der in bem erwähnten $. angegebenen Folgen des Rezeßabſchluſſes an 
und für fih nit und um fo weniger verweigert werben barf, ale fonft die Vers 
fäumniffe ber Behörden zur NRedtfertigung eines unangemeffenen Zuſtandes dienen 
würden, was jedoch ſelbſtredend unzuläffig if. 

Hiernach werben ſich denn bie aus ber formellen Lage ber Sache entnommenen 
Bedenken der K. Reg. erledigen, und wirb Diefelbe daher angewiefen, die zwiſchen 
ben DBetheiligten obmwaltenden Differenzen nunmehr fäleunigft zum endlichen Aus: 
trag zu bringen, in welcher Beziehung es jedoch einer Berfländigung zwiſchen der 
landwirthſchaftl. und ber Abth. des I. im Sinne des $. 3. der B. v. 27. Juni 
db. 3. nothwenbig bebarf, da ber Gegenſtand den Befchäftsfreis der letztern weſent⸗ 
lich mit berührt, und die Auseinanderſetzungsbehörde nad dem ſchon früher erlafs 
fenen R. v. 25. März v. I. mit der weiteren Verhandlung nur darum beauftragt 
ift, weil fie den größeiten Theil der ir Beurtheilung der Sache erforderlichen Ma: 
terialien in ihren Akten vorfand. (Min. BI. d. i. V. 1841 ©. 37 Rr. 51.) 


Bum $. 44. . 


I) N. des K. Min. des I. v. 1. Oft. 1821, daß den moralifchen 
en beſondere Bertheidiger ihrer Berechtfame nicht beſtellt werben 
ollen. 


Der 8. Gen, Kom, wird auf den Ber, v. 18. Sept. d. 3. wegen ber Ihr 


m mn m TE 3 TE RE WR v. m vı m ww — 2* 


. = ww... .- m m + mn ww 


Zur Verordn. v. 20. Juni 1817 wegen Organifatlon sc. ($. 44.) 483 


bei den bäuerl. Regulirungen und Gem. Theilungen obliegenden Wahrnehmung ber 
Gerechtſame moraliiher Berfonen, deren Bermögen unter Verwaltung einer Staates 
bebörde fleht, zu erfennen gegeben, baß bei den biesfälligen Berhandlungen aller: 
dings zwar bie unmittelbaren Berwalter jener Korporationen zuzuziehen And, wie 
dies im $. 44. der B. v. 20. Juni 1817 Ungweibeutig ausgebrüdt if, daß es 
aber auf ganı überflüffige, das Verfahren belaftende Yormalititen hinauslaufen 
würde, noch befondere Vertheidiger ihrer Gerechtfame zu beftellen, ober für jene 
befondere Autorifation auszufertigen, weil es eben der Spezial: Kommiffarius ift, 
dem unter fpezieller Leitung und Kontrolle neben jenen unmittelbaren Berwaltern 
die Ermitielung und Wahrnehmung der Intexeflen jener Korporationen obliegt, und 
Die Erklärungen der Verwalter jener Korporationen, imgleihen der Spezial: Kom: 
miflarien, ohne fpezielle Genehmigung ber K. Sen. Kom. feine verbinliche Kraft 
haben. (Koch'e Karargef., 4. Aufl. ©. 268.) 


2) R. des K. Min. des I. v. 26. Mai 1832, daß den Pfarren auf 
Koften der Staatskaffen feine Affiftenten beftellt werten follen. 


In Beziehung auf die an die KR. Gen. Kom., wegen Nieberfhlagung ber dem 
Def. Kommiſſarius W., als Aſſiſtenten der Pfarre zu ©. in ber dortigen Aus⸗ 
einanderſSache gezahlten Gebühren, heute erlaffene Berf., wird Ihr zu erfennen 

ben, daß dergl. auf Koflen der Staats⸗Kaſſen gewährte Aſſiſtenzſchaften ferner 
Fin nice geſtattet werben können. Es ift bie Sache ber zur Bertrelung ber geiſt⸗ 
Uchen Inftitute berufnen Vorſteher, die Rechte berfelben felbR wahrzunehmen. 
Nicht minder ift es nah $. 44. der DB. v. 20. Juni 1817 die Pflicht der 
Spezial: Rommifionen, darüber zu wachen, daß bdiefelben für ihre Berechtigungen 
den Geſetzen gemäß abgefunden werben. 

Binden jene Vorſteher dennoch befondere Beiftände nöthig, fo klann ihnen zwar 
überlaffen bleiben, fich derjelben zu bedienen. Es if dann aber aud ihre Sache, 
die Mittel dazu zu beſchaffen, und fie event. ex propriis aufzubringen, da weber 
die K. Kaffe, no die Mitglieder der Kirchengemeinden mit bergleidhen entbehrs 
lichen Koſten belaftet werben können. (Koch's Agrargef., 4. Aufl. ©. 268.) 


3) R. des K. Min. ver geifll. ꝛc. Ang. und des I. v. 16. Aug. 1833, 
detr. die Tragung ter Koften fachverftändiger Beiftlände für Pfarren, Kü« 
fter und Schullehrer. 


Es iſt die Frage gekommen, ob die Kirchens und Schulverbände, benen na 
anaufgabe des R. v. 25. Juni 9. J. die Uebertragung der Koſten obliegt, welche 
bei Separations⸗ und Ablöfungss Gefchäften auf die babei betheiligten Pfarrs, 
Küfters und Scullindereien ausgefchrieben worden, aud den Koftenbetrag zu bes 
richtigen haben, welcher in einzelnen Faͤllen dadurch entſteht, daß es nothwendig 
eriäeint, den gedachten Inftituten ſachverſtaͤndige Beiſtaͤnde zuzuordnen. 

In Beziehung Hierauf wird der K. Sen. Kom. bemerfli gemacht, daß zwar 
ein folder Koflenaufwand möglihft au vermeiden if, indem bie den Kirchen und 
Schulverbanden obliegende Bertretungs-Berbindlichkeit ohnedies ſchon ſehr brüdenb 
iR. Es iſt jedoch nicht zu verkennen, daß im einzelnen Faͤllen beſonderer Anlaß 
dazu vorhanden fein klann, und daß alodann bie den ſachverſtaͤndigen Beiſtaͤnden 
zu zahlenden Koſten in die Kathegorie der übrigen nothwendig für die mehrerwähns 
ten Snfitute zu verwendenden Koften treten, within auch wegen deren Webers 
— in.jenige gilt, was in dem oben gebadhten R. v. 25. Juni v. I. ausge⸗ 

ochen if. 
Ivr Ob eine Roihwendigfeit zur Beftellung eines ſachverſtaͤndigen Beiſtandes vors 
handen iR? Hat nah 88. 17. und 44. der V. v. 20. Juni 1817 die 8. Gen. 
Kom. zu beurtheilen, wobei Ihr jedoch bemerklich gemacht wird, dag Sie nad 
8. 17. 1. c. nit zu unterlaffen Bat, in ben geeigneten Fällen mit ber ordentlichen 
Verwaltungs: Behörde zu konferiren. (Roh 6 Agrargel., 4 Aufl. ©. 268.) 

4) R. der K. Min. ver geiftl. sc. Ang. und des I. v. 25. Juli 1842, 
betr. die Suorbaung ſachverſtändiger Beiſtände und die Zahlung der da⸗ 
Durch veranlaßten Koften. 

Auf die wegen BeRellung eines Mandatars der Pfarre zu B. Behufs Regu⸗ 
Hrung der Belgs Berhältnifie des daſigen Pfarrbauerhofes unterm 10. Jan. und 
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Sudt man nun hiernach die Grenzen auf, bis zu welchen bin ſich bie, bier ans 
derweit eröffnete Kompetenz der Auseinanderfeßungs s Behörden erftredt und 
das Reſſort der gewöhnlichen Gerichte anfängt: fo laffen die Worte des $. 22. 
freilich eine fehr weite Ausdehnung ber erfteren zu und ſcheinen auf den erfien Ans 
bfid die, von der K. Gen. Kom. vertheidigte Anfiht einigermaaßen dahin zu uns 
terflüßen, daß jeder fpätere Anſpruch, auch wenn er das abgemadıte Gefchäft ale 
ſolches und deflen Unterlagen unmittelbar gar nicht berührt, vielmehr Iediglich die 
einzelne Abfindung, den Befigtitel deren Empfängers und perfönliche Rechte an der⸗ 
felben betrifft, kurz ein folcher ift, der auf Bindifation hypothekariſcher Verbindlichs 
feiten, Cigenthumsbeſchraͤnkungen und ähnliche NRealklagen Hinausläuft, noch von 
der Auseinanderjeßungs:Behörbe erörtert und entfchieben werben müfle, bloß weil 
er beim Hauptverfahren, vielleicht auch nur ganz gelegentlich zu berückfichtigen ges 
weten wäre; — ja man würde von biefem Gefichtspunfte ausſchließlich fogar da⸗ 
bin gelangen, auch jeden vermeintlihen oder wirklichen Irrthum im Rezeſſe, Grenz⸗ 
zweifel, die ſich bis zur Zeit der Verhandlung des Gefchäfts hinaufziehen und aͤhn⸗ 
liche dergleichen Bragen zur Kognition des Speztalforums zu verweifen. 

Daß aber dies der Sinn bes $. 22. der V. v. 20. Juni 1817 nit fein 
fönne, liegt auf der Hand und wenn ſonach das bedenkliche Refultat jener Argus 
mentation felbft fon auf eine Unrichtigfeit deffelben Hinweifet, fo wirb ſich ſolche 
vollftändig ergeben, fobald man erwägt, daß eine fo weit greifende Deutung bes 
$. 22. denfelben nicht allein mit den Beflimmungen bes $. 169. aqq. I. c. über 
die Wirkungen der Rezeßteftätigung, fondern auch mit der Regel des $. 20. 1. c. 
in unauflöslihen Widerſpruch bringen und die Kompetenz ber Auseinanderfeßunge- 
Behörden nicht fowohl auf ganz ungemeffene Zeit hinaus verlängern, fondern eigents 
ih nie abfhhließen würde; — was doch Rinenfalls und um fo weniger gereditfer- 
tigt erfcheint, als der Zweck, für welchen das Spezialforum Fonftituirt ward — wie 
Ihon erwähnt — mit Abſchluß des Rezeſſes im Allgemeinen erreiht, die Mehrzahl 
ber oben gedachten Nachanſprüche aber von der Art if, daß fle au ohne Dazwi⸗ 
ſchenkunft der Landesfulturgefege Hätten angeregt werden fönnen, und daher das 
Reffort der Auseinanderfegungs « Behörden nur mittelbar zu berühren vermodhten ; 
— zu allem dem kommt nod in Berüdfihtigung, daß ber $. 22. eine Ausnahme 
der Regel des $. 20. bildet, mithin, wie alle erzeptionellen Maafregeln, im zwei: 
felhaften Walle, eher einfchränfend als ausdehnend erflärt werden muß. — 

Unter diefen Umfländen muß dann die vom Min. des I. und in mehreren 
Fällen auch ſchon vom Juſtizmin. adoptirte Anficht, 

„daß nämlich die Auseinanderfekungs-Behörden auf Grund des $. 22.1. c. 
nur ſolche neuen Anfprüde auch nach Konfirmation des Rezeſſes zu vers 
folgen und zu erledigen Haben, welche entweder fümmtliche oder doch eine 
Mehrzahl der beim Gefchäfte betheilt Gewefenen angehen, gleichzeitig 
aber eine wefentlihe Veränderung der Unterlagen und Refultate der Aus: 
einanderfegung als folder bedingen, die Sache mithin in die Lage brins 
gen, wo eine neue Regulirung der Berhältniffe im Ganzen nothwendig 
wird”, 
als die richtigere feftgehalten werden, und fanı eine Modiflfation des, in biefem 
Sinne erlaffenen Reffripts v. 30. Juni d. 3. um fo weniger erfolgen, als daſſelbe 
dem Zwecke des Geſetzes entſpricht, und alle fonftigen Üiderfprüche vollkommen 
ausgleicht. In der dort ansgefprochenen beſchränkteren Deutung des $. 22. würde 
alfo die K. Gen. Kom. 5. B. über bie, bei einer Gemeinheitstheilung nicht Tiquis 
dirten Hütungsbefugniffe, über übergangene Zehentrechte und ibnlide Anfprude 
nachtraͤglich noch zu verhandeln, den gewöhnlichen Gerichten aber alle Klagen zu 
überweifen haben, durch welche eine beftimmte Abfindung vom jeßigen Beſitzer aus 
befonderen Rechtsanſpruͤchen vindizirt werben foll. 

Lepteres fcheint in dem bort beregten Falle nur beabfichtigt zu fein; — denn 
ed macht die Wittwe N. wegen des von ihrem verflorbenen Öhemanne früher be: 
feflenen Hofes, nach dem Vortrage der K. Gen. Kom., zur Zeit weder Anfprüde 
an den früheren Gutéherrn, noch fit fie das Megulirungsverfahren, beffen Unters 
lagen und Refultate, ſelbſt an; fie behauptet vielmehr, daß ihr, aus jept nicht bes 
fannten Gründen, ein befferes Recht auf den, dem Bauer N. zum @igenthum vers 
liehenen, und von diefem andermweit bereit® veräußerten Hof zugeftanden Babe, und 
werlangt deshalb die Herausgabe der, dem N. rezeßmaͤßig langt überwieſenen Abs 
findung von dem zeitigen Inhaber desfelben, der fie auf den @lauben des Hypo⸗ 
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thekenbuchs, titulo oneroso erworben hat, und eben beshalb — mie die K. Gen. 
Kom. in Ihrem früheren Berichte bereits ausführte — gegen einen ſolchen An: 
ſpruch volltommen gedeckt erfcheint. — Das vermeintlich befjere Anrecht der Wittwe 
N. wäre nun allerdings beim Hauptverfahren zu berüdfichtigen gewefen, und hätte, 
wenn es zeitig genug angemeldet worden, aber auch über einen, wegen beflelben 
entftandenen Streit von der K. Gen. Kom. auf Grund des $. 6. der B. v. 20. 
Juni 1817 entſchieden werben müflen; — im jeßigen Augenblide und in feiner ge: 
genwärtigen Tendenz äußert aber der Anſpruch auf die bereits erfolgte Augeinan: 
derfegung als ſolche gar feinen Einfluß, er ericheint als reine Bindifation und 
wird daber dem gewöhnlichen Gerichte um fo weniger entzogen werden Zönnen, ale 
der Hauptgrund, aus welchem die Entfheidung darüber von der KR. Gen. Kom. zu 
ertheilen geweſen wire, nunmehr wegfällt, und ber $. 22. der V. v. 20. Juni 
1817 für diefe Art von Nachanſprüchen — wie oben nachgewiefen worden — feine 
Ausnahme von der Regel des $. 20. 1. c. fanftionirt. 

Mas die K. Gen. Kom. unter Hinweifung auf die Zwecke und Abfichten bes 
Geſetzes hiergegen erinnert, ift durch die nühere Grläuterung letzterer vorftehend 
bereitö genügend widerlegt; wenn Sie indeffen außerdem noch bemerkt, daß das 
Reffort der Auseinanderfeßungd: Behörden dur die B. v. 30. Juni 1834 auch in 
biefen Punkten eher erweitert als befchränft werde, und namentlich die $$. 12. 13. 
diefes Geſetzes für die, vom Minijterio nicht gebilligte, Deutung des $. 22. der 
V. v. 20. Juni 1817 anführt, fo ift erfleres zwar in gewiſſem Maaße, jedod nicht 
im untergelegten Sinne richtig, — in leßterer Beziehung aber ber Argumentation 
des Kollegii eben fo wenig beizupflichten. 

Allerdings legt die B. v. 30. Juni 1817 den Auseinanderfegungs » Behörden 
manche Befugniffe bei, deren in den früheren Gefeken nicht ausprüdlich gedacht 
war; — bie besfallfigen Beftimmungen find aber feinesweges Erweiterungen ihrer 
urfprünglihen Kompetenz, fondern, wie ſich dies bei jedem einzelnen Punkte deut: 
lih nachweisen lift — bloß folgerechte Entwicelungen der, über ihre amtliche 
Stellung von vorn herein leitend gemwefenen allgemeinen Grundfüge und nur des: 
halb, weil diefe theil® von den Auseinanderfegungs s Behörben felbit, theils und 
hauptfähli von den Gerichten und Regierungen vielfach mißverſtändlich aufgefaßt 
waren, wurden fie durch die DB. v. 30. Sum 1834 näher beflarirt, weshalb diefe, 
ſelbſt da, wo fie wirklich etwas neues beflimmt, den Hauptzwed des Spezialforume 
der Auselnanderfegungs: Behörden auch immer ganz flreng vor Augen behält und 
nicht verordnet, was ber allgemeinen Grundregel des $. 20. der DB. v. 20. Juni 
1817 entgegen wäre. 

Namentlich ift dies in den 88. 12. und 13. derfelben nicht gefchehen; benn 
während der erfte Abfab des erſteren, die oben, unter Nr. 1., 2., 3. aufgezählten 
ex zeptionellen Reffort » Beftimmungen einfach wiederholt, und in biefer Beziehung 
weber etwas neues, noch erweiterndes enthält, berührt derfelbe und $. 13. nur 
noch des Walles, wo eine Auseinanderfegung privatim, oder vor der Kreis⸗Vermit⸗ 
telungsBehörbe oder unter Leitung der Regierungen, refp. Provinzial: Schulfolles 
in, alfo ohne Konkurrenz bes Spegialforumd der Generals Kommiffionen, zu 
tande gefommen find. — Ginfihttih iefer Saden wird nun verorbnet, daß 

a) die Partheien eine Ausführung des foldhergeftalt abge fähtoflen en Geſchäf⸗ 
tes innerhalb Jahresfriſt ſeit Beſtätigung des Rezeſſes bei den Auseinander⸗ 
ſetzungs⸗Behoͤrden nachſuchen koͤnnen; ($$. 12. und 55. J. c.) 

b) Ießtere, zur nachtraͤglichen Eroͤrterung und Entſcheidung der jenigen Gegen: 
ſtaͤnde ermaͤchtigt ſein ſollen, welche bei einem privatim oder ſonſt auf an⸗ 
derem Wege geſchloſſenen Geſchaͤfte unerledigt geblieben und fpüter ſtreitig 
geworden ſind; — dies jedoch nur in ſofern, als jene Punkte binnen Jah⸗ 
resfriſt ſeit Beftätigung des Rezeſſes bei den Behoͤrden anhaͤngig gemacht 
worden; — woraus denn, zwar nicht direkt ausgeſprochen, jedoch von ſelbſt 
folgt, daß über dieſen Termin hinaus auch für derartige Angelegenheiten 
das Reſſort der gewoͤhnlichen Provinzial⸗Behoͤrden eintritt. 

Die allgemeinen, oben sub 1., 2., 3. angedeuteten Grundſaͤtze find ſonach hier 
nur auf die, ohne Vermittelung der Auseinanderfegungs:Behörbe bewirkten Regulis 
rungen folgerecht angewendet, bie Negel des $. 20. der V. v. 20. Juni 1817 ift 
aber durchaus beftätigt, und wenn zuletzt 

ec) im $. 13. auf die befonderen Ausnahmen von berfelben, namentlid auf $. 
- 22. der B. ». 20. Juni 1817 Hingewiefen wird, fo ift damit doch in ber 
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That nichts weiter auegefprohien, als daß biefelbe auch bei ben ohne Kon: 
furreng ber General: Kommiffionen zu Stande gelommenen Auseinanders 
fegungen Platz greifen, jene mithin berechtigt fein folle, Anfprüde, welche 
bei den privatim, oder auf fonft zuläffigen Wege abgefchloffenen Gefchäften, 
von mieht zugezogenen Intereffenten erhoben werben möchten, noch nachtraͤglich 
in der Art zu erledigen, als ob fie gleich Anfangs zur Sprache gefommen 


wären. 

Dies verftand fih unter Feſthaltung der allgemeinen Geſichtspunkte indeflen 
auch ohnedies ſchon von ſelbſt, indem neue Anfprüche ber bei einem Verfahren nicht 
zugezogenen unmittelbaren Intereffienten — fobald fie die Unterlagen des Befchäfts 
alteriren und eine weientliche Abänderung des neuen Zuftandes herbeiführen wür- 
den — auch eine neue Regulirung zur Folge haben müflen, und es ergiebt ſich 
daraus, daß auch biefe Beſtimmung ht nichts wefentlih Neues enthält, am 
wenigften aber eine Grweiterung des Reſſorts der Auseinanderfeßungs » Behörben 
beabfihtigt, fi vielmehr dem allgemeinen Grunbfage volllommen anſchließt. 

Jeder noch etwa verbleibende Zweifel hierüber muß aber envli bei Anficht 
* zweiten Abſatzes des $. 12. der B. v. 30. Juni 1834 ſchwinden, indem er 
beftimmt, 

„daß wegen anderer Gegenflände, weldhe bie zur Sache gezogenen Inters 
efienten angehen und weder im Rezeſſe und den Nachtraͤgen zu ſolchem, n 
in der AusführungssBerhandlung zum befonderen Verfahren ausgefest And, 
—*— nachträgliche Regulirung durch die Gen. Kom. Statt ſinden 
olle“, 
und fomit gegen alle zu weite Ausdehnung der Kompetenz verwahrt. — Bine bloße 
Entihädigungsforberung, welche die Wittwe N. gegen die Gutsherrſchaft oder ben, 
mit diefer Eontrahirenden Wirth, modo befien Erben, alſo nicht einmal gegen den 
eitigen Hofbefiber etwa geltend machen wollte, gehört daher gewiß nicht vor bas 
orum der Regulirungsbehörbe. 

Das unterz. Min. hat fi darauf beſchrääͤnken müflen, ber K. Gen. Kom. im 
obigen die Gefichtspunfte vollfländig zu entwideln, nah weldem die Reflortfrage 
in jedem einzelnen, hierher einſchlagenden Balle zu beurtheilen if, überläßt es aber 
nunmehr Ihrem eigenen Grmeflen, diefelbe nach Verſchiedenheit ber jattifgen Sad: 
lage zu beantworten und darnach die weiteren Anordnungen zu treffen, will indefien 
Ihrem befonderen Berichte entgegenfehen, wenn in einem ober bem anderen Balle 
ja noch Bedenken darüber entfliehen möchten. 

(Min. BL d. i. 2. 1843. ©. 335.) 


Zum $. 28. 


N. des K. Min. res I. v. 3. Oft, 1844 an den Direktor der Gen. 
Kom. zu Stendal, betr. die Zuläffigkelt der Uebertragung tech niſch⸗ſchwie⸗ 
Ben Auseinanderfegungen an die Iuftitiarien der Auseinanderſetzungs⸗ 

ehoͤrden. 


Auf Ew. ıc. Bericht v. 28. Aug. 1844, betr. bie techniſche Dualififation der 
bei dem Kollegio angeftellten Juftitiarien wird Ihnen nunmehr eröffnet, daß nad 
den von Ihnen allegirten Borfchriften ($. 28. der B. v. 20. Juni 1817 — 8. 
D. v. 7. Juni 1834 Nr. 1.) die formelle Dualififation zur Abgabe technifcher, 
fommifjarifher Gutachten für alle bei den Auseinanderfeßungsbehörben angefellten 
Raͤthe anerkannt werben muß, daß es alſo für die einmal ernannten Räthe eines 
weiteren Nachweifes ber techniſchen Qualififation nicht bedarf. Es fann daher nur 
dem Ermeflen bes Kollegii in den einzelnen Faͤllen überlaflen bleiben, ob es bem 
Mathe nach feiner Inbividualität die Berathung techn)» fhrwieriger Sachen über: 
tragen zu fönnen meint, und ob e6 bie erflatieten Gutachten bes ade noch einer 
Reviſion unterwerfen will, wie folche bei jedem Tommiflarifchen Gutachten angewens 
bet werden kann. ($. 29. der B. v. 30. Juni 1834 ) 

(Dönniges Landes:Kult. Gef. Bd. 3. S. 325 — 326.) 


Zum $. 37. 
R. des K. Juſt. Min. (v. Kampb) v. 16. Der. 1831 an das K. O. 
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2. ©. zu Bredlau, Betr. vie Mitwirkung der Gerichte bei Ausfüllung ver 
über die Auseinanderfegungen anzufertigenden Tabellen. _ 


Auf den Ber. des K. D. 8. Ger. v. 27. April v. I. ift das Juſt. Min. 
wegen der Berpflihtung ber Untergerichte zur Ausfüllung der über die Auseinan- 
derſetzungen anzufertigenden Tabellen mit dem 8. Min. des I, für H. u. ©. in 
Kommunilation getreten, und Hat fi) mit demfelben dahin vereinigt: 

a) dag die Gen. Kommilfionen zwar befugt fein follen, den Gerichten, vor 
weldhen die Bollziehung der Rezeſſe erfolgt, auch die Einziehung der zur 
Ausfüllung der Tabellen erforderlihen Nachrichten, in fofern die Gerichte 
ſelbige ohne große Weiterungen befchaffen Fönnen, aufzutragen, dieſelben aber 

b) nur folde Punkte, über die aus dem Rezeſſe und den ihnen vorliegenden 
Verhandlungen entweder gar nit, oder doch nicht überſichtlich genug die 
erforderliche Aufklärung zu entnehmen ift, den Gerichten zur näheren Auf⸗ 
Härung überweifen, und ihnen felbige, der Regel nach, befonders namhaft 
machen follen. 

Das K. O. L. ©. hat nad diefen Beflinnmungen die Untergerichte feines Depart. 
anzuweiſen, und infonderheit dem Fürſtenthumsger. zu Trachenberg zu eröffnen, daß 
es zu weit gegangen, wenn es bei VBollziehung der Auseinanderfegungsrezefle zwi⸗ 
fhen dem Domintum Trachenberg und den Dreſchgärtnern verfhiedener Dorfſchaf⸗ 
ten, alle Mitwirkung zur Ausfüllung der ihm von ber Gen. Kom. zugefertigten 
Tabellen verweigert Habe; daflelbe fei vielmehr verpflichtet, die zu jenem Zwede er: 
RER Nachrichten, fo weit folhe aus den Akten des Gerichts, ober durch ein- 

He Rüdfragen an die Betheiligten zu erlangen, in Abficht einzelner, ihm von ber 
Gen. Kom. namhaft gemachten Rubrifen einzuziehen, und jener Behörde mitzutheis 
Ien. (Ann. XV. 753. — 4. 28., Jahrb. Br. 38. ©. 298.) 


Zum ©. 43. 


1) EM. ve K Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 20. Juli 
41839 an fämmtlihe 8. Gen. Kom. und an die K. Meg. der Provinz 
Preußen, betr. die andermeite Regulirung der durch Ländliche Auseinander⸗ 
feßungen alterirten Kommunal» Berbältnifie. 


Es if der Fall vorgelommen, daß bei Theilung ber gemeinfchaftlidhen Grund⸗ 
flude und Nußungen in Dorfgemeinden vergleichsweife oder Durch richterliche Ents 
ſcheidung ein anderer Maaßſtab feſtgeſetzt worden war, als, mindeſtens nach der 
Behauptung des einen Theils der Gemeindeglieder, ſeither bei beſtehender Gemein⸗ 
heit in Anſehung der Naturalnutzungen ſtattgehabt hatte, und daß gleichwohl wegen 
des Beitragsverhältniffes zu den Gemeindelaften, weldyes Doch nach $. 29. und 32. 
Tit. 7. Thi. II. mit jenem Maaßſtab in unmittelbarem Zufammenhange fleht, feine 
anderweite. Feſtſetzung getroffen war. Dies Hätte nach der Natur der Sache und 
nad Anleitung ber ausdrüdlichen Vorſchriften der 88. 7. u. 43. ber V. v. 20. Juni 
1817, des $. 11. der B. v. 30. Juni 1834 fofort durch die Auseinanderfegungss 
Behörbe geichehen follen, und ift deshalb in ben hier zur Anzeige gekommenen Bäls 
len auch Bereits bie erforderliche Nachholung angeordnet. 

Ich finde mid aber veranlaßt, die K. Sen. Kom. nit blos für dieſen, fons 
dern auch für andere ähnliche Bälle auf die Ihe nach Anleitung jener Geſehſtellen 
obliegende Pflicht aufmerkfam zu machen, alle die Kommunalverhältniffe wiederum 

u ordnen, welche durch die von Ihr geleiteten Auseinanderfeßungen alterirt fein 
önnen. Bon welden Grundfägen dabei auszugehen iſt, und in welchem Maaße 
die Auseinanderfegungsbehörden dabei mit den ordentlichen Auffihtsbehörben ber 
Kommunen in flete Kommunifation treten müflen und an deren Erklärungen ges 
bunden find, enthält die heute an die K. Meg. erlaffene C. Verf., und insbejondere 
Mr. 1. des dispofitiven Theils derſelben. 
Nähere Anleitungen über Ihr Verfahren können der K. Gen. Kom. zwar nicht 
egeben werben, Sie wird aber den richtigen Weg einfchlagen, wenn Sie Sid und 
hren Kommiflarien es jederzeit recht lebhaft vergegenwärtigt, daß die Zurüdfühs 
zung eines völlig beruhigten Zuftandes unter ben Interefienten eine Ihrer wefents 
lichften Pflichten if, und daß eben fo wenig ohne dringende Veranlaflung an ben 
Berhältnifien etwas geändert werben barf, welche mit ber bewirkten Auseinander⸗ 
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feßung noch vereinbar find, als, von ber andern Seite, feine Feſtſeßgungen übers 
fehen werben dürfen, teren Nothwenbigfeit durch ben veränderten Zufland der Ins 
terefienten bebingt wird. (Ann. XXIII. 263. 142, — 1. 116.) 


2) R. des K. Min. des J., Iandwirtbfchaftl. Abth. (v. Meding) v. 
22. Sept. 1840 an die K. Reg. zu Frankfurt, betr. die Vertheilung ver 
Kommunal Abgaben und Laften bei Gemeinheitstheilungen. 


Mit der in dem Berichte v. 1. d. M. entwidelten Anficht der K. Reg., 
dag die Koffäthen N. N, zu N. N. eine anderweite Deribeilung der Koms 
mimalfaften jebt noch zu fordern, nicht befugt feien, weil fie den Ausein⸗ 
N A ezeß ohne einen darauf bezüglihen Vorbehalt bereits vollzo⸗ 
gen haben, 
ann ſich das unters. Min. aus einem doppelten Grunde nit einverflanden ers 
ären. “ 

Es ift nämli, wie aus dem Berichte der vormaligen Gen. Kom. zu Solbin 
v. 13. Nov. 1838 hervorgeht, die Unterfuchung der in jener Beziehung obwaltens 
den Berhäftniffe noh vor dem Abfchluffe des Verfahrens wirklich zur Sprache ges 
bracht, und wiewohl der Antrag des N. und Genofien auf Erleichterung in ihren 
bisherigen Laſten damals auch zur Verhandlung gezogen worden, fo hat er bo 
feine definitive Erledigung gefunden, iſt vielmehr auf ſich beruhend geblieben; mits 
Hin erfcheint au der Rezeß felbft in diefem Punkte mangelhaft, und darf fon 
deshalb den a on nit wohl entgegengefeßt werben. 

Wenn man aber au) von diefem befondern Umftande ganz abfieht, fo if doch 
die Brörterung der Frage: 

ob das bisherige Beitragsverhältnig zu den Steuern und Kommunallaften 

Pig a die Auseinanderfeßung Herbeigeführten neuen Zuftande angemeſ⸗ 

en fei? 
nur eine mittelbare, nicht durchaus nothwendige Folge des Geſchaͤfts und in deſſen 
Befammt-Refultaten bedingt; der Antrag auf eine desfallfige Ausgleihung berührt 
daher Fein zum Berfahren ſelbſt mitgebradhtes, Hinfichtlich ber Aegulicun zufändig 
gewejenes Recht, wegen welches die Interefienten aus dem Theilungs: Objelte un- 
mittelbar zu befriedigen wären, er erfcheint vielmehr als ein Gegenſtand lanbespos 
lizeilichen Intereſſes welcher nad $. 43. 162. ff. der B. v. 20. Juni 1817 und 
$. 7. 11. der, v. 30. Juni 1834 eigentli von Amtswegen ins Auge gefaßt, und, 
wenn dies verabfäumt fein follte, wenigftens auf Antrag ber angeblig Prägravirs 
ten jeberzeit weiter verfolgt werben muß. 

Der $. 170. der B. v. 20. Juni 1817 bezieht fi nun, feinem ganzen Zwede 
nach, nur auf jene erfigebachten, im Hauptverfahren anszugleichenden urfprünglidden 
Mechte der Parteien, und es folgt daraus von ſelbſt, dag eine anderweite Ordnung 
der Kommunallaſten und Abgaben darum, weil fie früher unberückſichtigt geblieben, 
auf Grund der in dem erwähnten 6. angegebenen Folgen des Rezeßabſchluſſes an 
und für fih nit und um fo weniger verweigert werben darf, als fenft die Vers 
fäumniffe der Behörden zur Rechtfertigung eines unangemefienen Zuſtandes dienen 
würden, was jedoch felbfiredend unzuläffig ifl. 

Hiernach werben ſich denn bie aus der formellen Lage ber Sache entnommenen 
Bedenken der K. Reg. erledigen, und wird Diefelbe daher angewieſen, die zwiſchen 
ben DBetheiligten obwaltenden Differenzen nunmehr fegleunigft zum endlichen Aus: 
frag zu bringen, in welder Beziehung es jebod einer Berfländigung zwiſchen der 
landwirthſchaftl. und ber Abth. des I. im Sinne des $. 3. der ©. v. 27. Juni 
d. 3. nothwendig bedarf, ba der Gegenſtand den Gefchäftefreis der Iehtern weſent⸗ 
ih mit berührt, und die Auseinanderfeßungsbehörbe nach dem ſchon früher erlafs 
fenen R. v. 25. März v. I. mit der weiteren Berbandlung nur darum beauftragt 
it, weil ſie den größeiten Theil der zur Beuriheilung ber Sache erforberlihen Mas 
terialien in ihren Akten vorfand. ( Min. DI. d. i. V. 1841 ©. 37 Rr. 51.) 


Bum $. 44. “ 


1) R. des K. Min. des J. v. 1. Oft. 1821, daß den mosalifchen 
en befondere Vertheidiger ihrer Gerechtſame nicht beſtellt werden 
ollen. 


Der 8. Gen, Kom. wird auf den Ber. v. 18. Sept. d. J. wegen ber Ihe 
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bei den bauer. Regulirungen und Gem. Theilungen obliegenben Wahrnehmung ber 
Gerechtſame moralifcher Perfonen, deren Vermögen unter Berwaltung einer Staats: 
behoͤrde fteht, zu exrfennen gegeben, daß bei ben biesfälligen Berhandlungen aller: 
dings zwar die unmittelbaren Verwalter jener Korporationen zuzuziehen — wie 
dies im $. 44. der 3. v. 20. Juni 1817 ungweibeufig ——2 iſt, daß es 
aber auf gen überflüffige, das Verfahren belaftende Formalitäten hinauslaufen 
würde, noch befondere Bertheidiger ihrer Gerechtſame zu beftellen, ober für jene 
befondere Autorifetion auszufertigen, weil es eben der Spezial: Kommilfarius if, 
dem unter fpezieller Leitung und Kontrolle neben jenen unmittelbaren Berwaltern 
die Grmittelung und Wahrnehmung der Intereffen jener Korporationen obliegt, und 
bie Erflärungen der Verwalter jener Korporationen, imgleichen ber Spezials Kom- 
miſſarien, ohne fpezielle Genehmigung der K. Sen. Kom. feine verbindliche Kraft 
haben. (Koch's Agrargef., 4. Aufl. S. 268.) 


2) R. des K. Min. des I. v. 26. Mai 1832, daß ven Pfarren auf 
Koften der Staatskaffen feine Affiftenten beftellt werten follen. 


In Beziehung auf die an die K. Gen. Kom., wegen Niederſchlagung der dem 
Def. Kommiſarius W., als Aſſiſtenten der Pfarre zu S. in ber dortigen Aus⸗ 
einanderf-Sade gezahlten Gebühren, heute erlaffene Berf., wird Ihr zu erkennen 
egeben, daß dergl. auf Koflen der Staats⸗Kaſſen gewährte Affiftenzichaften ferners 
in nicht geflattet werden koͤnnen. Cs ift bie Sache ber iu Vertretung ber geiſt⸗ 
ichen SInftitute berufnen Vorſteher, die Rechte derfelben felbR wahrzunehmen. 
Nicht minder ift es nach $. 44. der DB. v. 20. Juni 18417 bie Pflicht ber 
Spezial» Rommiffionen, darüber zu wachen, daß biefelben für ihre Berechtigungen 
ben Geſetzen gemäß abgefunden werben. 

Binden jene Vorfieher dennoch befondere Beiftände nöthig, fo fann ihnen zwar 
überlaffen bleiben, fich desjelben zu bedienen. Es iſt dann aber andy ihre Sache, 
die Mittel dazu zu befchaffen, und fie event. ex propriis aufzubringen, ba weber 
die K. Kaffe, noch die Mitglieder der Kirchengemeinden mit bdergleihen entbehrs 
lichen Koften belaftet werben fönnen. (Koch's Agrargef., 4. Aufl. S. 268.) 


3) R. des K. Min. ver geiftl. sc. Ang. und des I. v. 16. Aug. 1833, 
hetr. die Tragung ter Koften fachverfländiger Beiflände für Pfarren, Kuͤ⸗ 
ſter und Schullehrer. 


Es ift die Frage gefommen, ob die Kirchen⸗ und Schulverbände, denen na 
Maaßgabe des R. v. 25. Juni 9. J. die Mebertragung der Koſten obliegt, welche 
bei Separationes und Ablöfungss Selchäften auf die dabei betheiligten Pfarr, 
Küfters und Schullindereien ausgefchrieben worden, auch den Koftenbetrag zu bes 
richtigen haben, welcher in einzelnen Faͤllen dadurch entitcht, daß es nothwendig 
erſcheint, den gedachten Inftituten ſachverſtaͤndige Beiſtaͤnde zuzuorbnen. 

In Beziehung hierauf wird der K. Gen. Kom. bemerflih gemacht, ba zwar 

ein folder Koftenaufwand möglihft au vermeiden if, indem bie den Kirchen und 
Säulverbänben obliegende Vertretungs-Berbindlichkeit ohnedies ſchon fehr drückend 
iR. Es if jedoch nicht zu verfennen, daß in einzelnen Wällen befonderer Anlaß 
dazu vorkanden fein fann, und daß alsdann die den ſachverſtaͤndigen Beiſtaͤnden 
zu zahlenden Koften in die Kathegorie der übrigen nothwendig für Die mehrerwähns 
ten Inſtitute zu verwendenden Koften treten, mithin auch wegen deren Webers 
tragung basjenige gilt, was in dem oben gebachten R. v. 25. Iumi v. J. ausges 
prochen if. 
u eine Noihwendigfeit zur Beftellung eines ſachverſtaͤndigen Beiſtandes vors 
handen if? hat nah 88. 17. und 44. der V. v. 20. Juni 1817 die K. Gen. 
Kom. zu beurtheilen, wobei Ihr jedoch bemerflih gemacht wird, daß Sie nad 
$. 17. 1. c. nit zu unterlaffen Hat, in ben geeigneten Faͤllen mit der ordentlichen 
Berwaltungss Behörde zu konferiren. (Koch's Agrargef., 4 Aufl. ©. 268.) 


4) N. der K. Min. der geiſtl. sc. Ang. und des I. v. 25. Juli 1842, 
betr. die Zuordnung fachverfländiger VBeiflände und die Bablung der da⸗ 
durch veranlaßten Koften. 

Auf die wegen Beftellung eines Mandatars der Pfarre zu B. Behufe Regur 
lirung ber Bells Berhältnifle des dafigen Pfarrbauerhofes unterm 10. Ian. und 
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24. Aug. v. 3. erflatteten Ber., treten wir zwar ben von ber K. Meg. entwickelten 
Anfihten dahin bei: 
dag die Auseinanderfegunge «Behörden in eben ber Art, wie fie ben bei einer 
utöherrlichs bäuerlichen Auseinanderfeßung, Gemeinheitstheilung oder Abläfung 
onkurriren, den Kirchen, Pfarren und Schulen ſachverſtändige d. h. tech⸗ 
nifche Affiftenten zuzuordnen, dur das €. R. v. 16. Aug. 1833 ermächtigt 
werben, fo auch befugt find, diefen Inſtituten, fobald e6 deren wohlverflandenes 
Intereſſe und die Nothwendigkeit erheifcht, rechtskundige Beiflände ober Bes 
vollmädhtigte zu beftellen; 
die Gebühren und ſonſtigen Entfchäbiqungen ber lehtern aber von ben Mits 
gliedern des Kirchens, Pfarrs und SchulsBerbandes nad denſelben Grundſätzen 
würden aufgebracht werden müflen, weldhe in den &.R. v. 25. Juni 1832 aus⸗ 
gefprochen worden find. 
In billiger Berüdfihtigung derjenigen Umſtände, welde beim Erlaß bes 
ER. v. 15. April 1833 maaßgebend waren, haben wir uns jedoch fernerweit 
dahin vereinbart, daß die ſolchergeſtalt erwachſenen Koften für jetzt und bis dahin, 
baß wegen ber, bei Aufbringung ber, die geiſtlichen Inftitute betr. Auseinander 
feßungen, anzumenbenden allgemeinen Srundfäge eine Allerhoͤchſte Beſtimmung ers 
gangen ſein wird, aus den Fonds des Min. des J. vorgeſchoſſen und gleich den 
eigentlichen Regulirungs⸗Koſten geſtundet werben follen, machen aber die K. Reg, 
bei dieſer Gelegenheit wiederholentlich darauf aufmerkſam, daß die Zuordnung ſo⸗ 
wohl der —* als rechtsverſländigen Aſſiſtenten oder Bevollmaͤchtigten immer 
nur eine Ausnahme fein und bleiben darf, indem die Pflicht der Vertretung ber 
geiftlihen Inſtitute zunähf den Kirchenvorfichern, Predigern und Schullehrern 
obliegt, und biefe id der Sefüllung einer ſolchen amtlichen Anforderung an fie der 
Regel nah nicht entziehen Eönnen, in dieſer Tendenz alfo auch von ihren unmittels 
baren Auffihtsbehörden nur in feltenen Faͤllen und weniger leiht unterfiäßt wers 
den dürfen, als es erfahrungsmäßig, bisher gefchehen ifl. 

Unter Hinweifung auf diefe Geflhtspunfte, deren genauefte Beobachtung nicht 
nur für die Sache ſelbſt, fondern auch zur Schonung der zu derartigen Zwecken 
eigentlich nicht beflimmten Bonds des Min. des I. dringend erforderlich bleibt, 
wollen wir nunmehr der K. Meg. bie Erledigung bes vorgedachten und ähnlicher 
Fälle überlaffen, werden au der K. Gen. Kom. in ©. eine Abſchrift diefer Verf. 
zur Nachricht mittheilen, diefelbe aber Er Di verpflichten, bie Nothwendigkeit 
einer ſolchen Maaßregel mit befonderer Umficht zu prüfen, und im zweifelhaften 
Falle zur Beicheibung des Min. d. I. zu berichten. 

Mebrigens müflen wir uns auf bie obigen, allen billigen Anforderungen ents 
ſprechenden Zugefändniffe befchränten, und können namentli ben, von einer am 
bern Seite her geftellten Antrag: 

„den Predigern, Schuliehrern und Kirchenvorſtehern auch die durch Beiwohnung 
„von Terminen in Auseinanderſetzungsſachen perfönlich erwachfenden Koften und 
„Auslagen erftatten zu laflen”, 
weder genehmigen noch zur Befürwortung geeignet erachten. Denn abgefehen das 
von, daß bei allen derartigen Verhandlungen auch das perfönliche Intereffe ber 
betr. Rußnießer mehr ober weniger in Brage geſtellt wird, fo gehört aud die Bers 
tretung ber bei einer Gem. Thetlung und fonftigen Auseinanderſetzung betheiligten 
Kirchen⸗ ıc. Güter, wie fon gebadht, zur ordnungemäßigen Berwaltung derfelben, 
und da diefe, dem jebesmaligen Pfarrer oder Schullehrer als Nießbraucher reſp. 
ben A— a und Patron mit allen daraus fließenden Rechten und Pflich⸗ 
ten zuftehet, fo können fle auch eine befondere Bergütigung der in jeder Beziehung 
abgewarteien Termine weder aus äffentlihen Bonds noch von ben übrigen Ins 
texeffenten bes Auseinanderſetzungs⸗Geſchaͤfts noch auch von den Mitgliedern des 
Kirhens, Pfarr: und SchulsBerbandes verlangen, und find deshalb etwaige Ge: 
—888 Art unter allen Umſtänden abzulehnen. (Koch's Agrargeſ., 4 Aufl., 
269) 


5) R. des K. Min. der geifll. ꝛc. Ang. und bes I. v. 14. All 
1834, daß die Koften für die Beiflände der Kirchen und Pfarren von ber 
Gen. Kom. feſtzuſetzen find. 


Der K. Reg. gereicht auf Ihre Anfrage im Ber. v. 16. v. M., wegen Feſt⸗ 
fepung und Anweifung ber Koften, welche in Geparations: und Ablöfungsfacdhen 
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der Kirchen und Pfarren durch bie nothwendige Zuziehung von älonomifchen Bei⸗ 
fländen veranlaßt find, zum Beſcheide, daß die Feſtſetzung ſolcher Koſten berjenigen 
Behörbe kompetirt, welche darüber entfcheibet, ob die Nothwenbigkeit ber Zuziehung 
dieſer Beiftände vorwalte, mithin deren Zuziehung anorbnet. 

Da nun ben Gen. Kom. jene Kompetenz beigelegt ift, fo erledigt ſich die An⸗ 
frage der K. Reg. hiernach in einem Ihrem Antrage entfprechenden Sinne. Koch's 
Horargef., 4 Aufl., ©. 268.) 


Zu 66. 45. u. 46. 


N. des K. Min. des J., Abth. I. (v. Manteuffel) v. 28. Dec. 1846 
an die K. Gen. Kom. zu N., betr. die Wahrnehmung der gegenfeitigen 
Nechte der Partheien bei Audeinanderfehungen und Abldfungen Seitens 
der Auseinanderfegungs«-Behörben. . 


Die Vorſchriften der 88. 45. und 46. d. B. v. 20. Suni 1817 ſtellen als 
Hauptgrundfaß auf, daß bie Qutsbefiger durh Wahrnehmung ihres eigenen In⸗ 
tereſſes zugleich das der entfernten Intereflenten vertreten, und die Auenahmen find 
im $. 45. ausdrüdlih dahin geftellt, daß eine nähere Prüfung ber abgegebenen 
Erklärungen nur Gtatt finden foll, wenn entweder bie gegenfeitigen Rechte in Kol: 
Uflon kommen, oder gegründeter Verdacht einer abfihtlihen Verfürzung der ent 
fernteren Interefienten vorhanden ift. 

Wenn die K. Gen. Kom. diefe Beflimmungen nur dahin anwenden will, daß Sie 
bei Auseinanderfeßungen in Pauſch und Bogen Sich verpflichtet hält, durch befons 
dere Unterfuhungen feilzuftellen, daß beide vorgebachten Ausnahmefälle nicht Statt 
finden, fo ftößt Sie dadurch ben ganzen Sauptgrundfaß der Nichteinmifhung um, 
welcher eden darin befleht, daß die K. Gen. Kom. die Reblichfeit des Yutsbefigers 
in Des anf die Realberechtigten präfumiren und nur bei vorliegenden Mertmalen 
einer Verkürzung einfchreiten foll. 

Wenn Sie die unbebdingte Verpflichtung einer näheren Ueberzeugung aus $. 42. 
der B. v. 20. Juni 1817 und 8. 104. der Gem. Th. O. herleitet, fo ift dabei 
nicht beruͤckſichtigt, daß dieſe Vorſchriften zunaͤchſt bie Fälle im Auge halten, wo 
eine vollländige kommiſſariſche Ermittelung und Ausgleihung Statt findet, mithin 
die Sache fih bis in das Detail überfehen Lißt. 

Die Durchführung Ihrer Anfiht würde bei einigem Streben nad) vollfläns 
diger Meberfiht die Haupttendenz der Gefehe über das Verfahren bei Auseinanders 
feßungen, nämlich die vorhandenen Hemmniffe der Landeskultur möglihft in Güte 
und mit Kofeneribarung zu befeitigen, vollſtaͤndig paralifiren und dennoch Häufig 
ihren lebten Zweck verfehlen. ꝛc. | 

Die 8. Gen. Kom. mag daher von Ihrer Abfiht, die Zulänglichkeit ber 
Abfindung durch einen Ihrer Kommiſſarien näher feſtſtellen zu laffen, abitrahiren. 

Aus den angeführten Gründen mag Sie aud von dem Berlangen, bie 
etwaigen unbefannten Sintereffenten zu ermitteln und ſchon jegt zu hören, abſehen. 
Die Beftimmung des $. 4., daß bie befannten Intereffenten den Magiſtrat gegen 
die etwaigen ımbefannten vertreten wollen, ift feinesweges als geſetzlich unzuläfflg 
u betrachten, da die Uebernahme von Gewährleiftungen in Auseinanderfegungs- 

ezeffen nirgends verboten ift. 

Der Grand der K. Gen. Kom., daß die jebige Abfindung für die bekannten 
Sntereffenten gerade ausreichend fei, mithin bei bem Zutritt noch anderer Weide: 
berechtigten eine Verkürzung Statt finden müfle, beruht nit auf Thatſachen, und 
die entgegengefebte Bröfumtion ift Feinesweges ausgeſchloſſen, wenigftens waltet bei 
ben jetzt Tontrahirenden Berechtigten der oben gedachten Dorffhaft bie Ueberzeugung 
vor, die Abfindung fei fo reichlich, daß auch etwaige unbefannte, in feinem Yalle 
bebeutende Berechtigungen aus derſelben ohne allfeitige Verletzung entſchädigt wer; 
den Tönmen; in dieſer Anficht ift auch offenbar ber Rezeß abgeichloflen. 

Die K. Sen. Kom. wird daher angewiefen, von ben Grinnerungen, gegen 
welche der Magiſtrat zu N. Beſchwerde geführt, bei der Beilätigung abznfehen. 

Benn Gie übrigens für nothwenbig Hält, in ber Beſtaͤtigungs⸗Urkunde ber 
gegenwärtigen Kmoeitung ausdrüchlich zu gedenken, fo tft dagegen nichts zu ers 
Innern. 

(Min. Bl. d. i. 8, 1847, ©. 13, Nr. 19.) 
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Zum 6. 55. 


MN. des K. Juſtizmin. v. 20. Dec. 1833, betr. die Befugniß der Oeko⸗ 
nomiesKom,, in den von ihnen geleiteten Gefchäften auch Vollmachten auf⸗ 
zunehmen. ’ | 


Die Gen. Kom. zu Solbin hat darüber Befhwerbe geführt, daß ber von ihr 
betätigte Rezeß in der Dienftablöfung zu St. von dem K. O. L. &. mit der Bes 
merfung aurüdgefendet worden, daß bie Abfchreibung der Dienfte vom Haupigute 
nur erit dann vorgenommen werden könne, wenn die Befikerin des Gutes entweder 
den Ablöfungsrezeg anftatt ihres Bevollmächtigten, oder die vom Dekonomie⸗Komm. 
aufgenommenen Vollmachten annoch gerichtlich vollziehe. Der Juſt. Bin. muß 
dieſe Beichwerde für ergründet erachten. Wenn auch nad $. 166. der B. v. 
20. Suni 1817 die Vollziehung des Mezefles allemal vor einem als Richter 
qualifizirten Juſtizbedienten geichehen muß, weil dabei befondere in den $$. 167— 
170. a. a. D. angegebenen Pflichten zu beobachten find, fo folgt doch daraus noch 
Feinesweges, daß wenn ſich eine Parthei hierbei durch einen Bevollmächtigten ver: 
treten laffen will, die hierzu erforderliche Spezial: Bollmadht nicht auch von dem 
Defonomie-Kom. aufgenommen werben dürfe, der das Gefhäft felbft geleitet hat. Das 
Gegentheil ergiebt fi vielmehr daraus, daß den Verhandlungen der Dekonomies 
Kom. im Allgemeinen die Wirkung öffentlicher Urkunden beigelegt worden ift, ins 
bem der $. 55. 1. c. insbefondere beftimmt: 

dag die Gültigfeit der von ihnen aufgenommenen Verträge, in foweit fie die Er⸗ 
füllung ihres Anfteages und die hiermit zufammenhängenden Geſchäfte zum 
Gegenſtande haben, unter dem Vorwande, daß es nad der Natur diefer Se: 
ſchaͤfte und den allgemeinen Gefegen der gerichtlihen Aufnahme bebürfe, niemals 
angefochten werben koͤnnen. 

Das K. O. L. G. wird angewiefen, in dem gegenwärtige alle ſowohl, als 
in Fünftigen ähnlichen Fällen fi hiernach gebührend zu achten. 

(Koch's Agrargef., 4 Aufl., ©. 273.) 


Zu $6. 56. u. 57. 


1. Befugniß zur Anſtellung der Oekonomie⸗Kommiſſarien. 

1) zeral die K. O. v. 7. Juni 1834 ad 2. (f. o. ©. 461.) 

2) C. R. des K. Min. des I. v. 10. Sept. 1821 an die fammil. KR. 
Reg. und Gen. Kom., betr. dad Necht der Regierungen zur Prüfung und 
Anftelung von Oekonomie⸗Kommiſſarien. 


Der K. Reg. erwiebern wir anf Ihre Eingabe v. 29. v. M., daß das ©. 
v. 7. Juni 1821 wegen Ausführung ber Gem. Th. und Ablöf. D. die den Res 
gierungen nad den früheren Gef. v. 7. u. 14. Sept. 1811 ertheilte Befugniß 
Delonomies Rommiflarien zu prüfen und anzuftellen, keinesweges ausfchließt, fle 
folge vielmehr nach wie vor ebenfowohl als die Gen. Kommiffionen auszuüben 


en. 

Koch's Agrargef., 4 Aufl, ©. 211, und Danz Agrargef., Bd. 3,, 
Pr G; grarg f 3 Agrargeſ. 

3) R. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 
9. Mai 1842 an fämmtlihe K. Gen. Kom. und an die K. Meg. der 
Provinz Preußen und zu Branffurt, betr. die Anzeigen von der Anftelung 
und dem Ausfcheiden der Oekonomie⸗Kommiſſarien und’ Delonomie - Koms 
mifftondgebülfen. 

Damit das unter. Min. immer eine genaue und vollftändige Ueberſicht yon 
den, in den verfdhiebenen SefchäftesDep. vorhandenen und bisponibeln Arbeits⸗ 
Iräften behalte, wird die K. Sen. Kom. hierdurch angewiefen, von jeder Anftellung 
ober bem Ausſcheiden eines ſelbſtſtaͤndig befchäftigten Defonomie-Kommiffariuß hier⸗ 
her Anzeige zu madhen und im letztern alle gleichzeitig zu bemerken, auf welche 
Weife die Gefchäfte anderweit untergebradht werben Fllen. 

Bon ber Annahme und Entlaſſung ber Oekonomie⸗Kommiſſtionsgehuͤlfen bebarf 
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es bagegen einer befonberen Anzeige nicht, vielmehr genügt es, ihrer in ben jebess 
jährigen Kondbuitenliften zu gebenfen. 
(Bin. BL. d. i. V. 1842, ©. 133, Nr. 186.) 


4) R. des K. Min. des J., Abth. TI. (v. Manteuffel) v. 25. Sunt 
1846 an die K. Gen. Kom. zu Stargard, betr. die dem Dein. zu machende 
Anzeige von der Berfegung der Dekonomie-Kommifjarien. 


Damit das Min. die nöthige Meberfiht in Betreff des Berfonals ber Oekono⸗ 
mie: Kommiflarien und ber Beichäftsvertheilung behalte, iſt es durchaus erforbers 
lich, daß daſſelbe von jedem Wechſel des Stationsorts der Kommiſſarien in Kenni⸗ 
niß gefegt wird. Die K. Gen. Kom. hat deshalb künftig jede von Ihr angeordnete 
Berfegung einee Spegal Rommiflariue anzuzeigen. 

(Rin. Bl. d. i. 3. 1846, ©. 1846, ©. 142, Nr. 226.) 


11. Befähigung zur Anftelung ale Defonomie-Rommiffarius. 

1) Prüfung. 

a) Bergl. 6. 43. des Landed- Kult. Ed. v. 14. Sept. 1811 (ſ. oben 
&. 97) und die K. O. v. 7. Juni 1834 ad 8. u. 9. (f. oben ©. 461.) 

b) &. R. des K. Min. des I. für Gewerbe-Ang. (v. Brenn) v. 11. 
April 1836 an fänmtliche K. Meg., ausfchließlich der Rheinifchen, mit der 
Inftruftion, de eod. wegen der Ausbildung und Prüfung ver Oekonomie⸗ 
Kommiſſarien. 

Es Hat ſich die Nothwendigkeit erwieſen, die Zulaſſung der Oekonomie⸗Kom⸗ 
miſſarien nicht allein von dem Afte der Prüfung abhängig zu machen, fi ihrer 
Tüchtigkeit vielmehr in ähnlicher Weife, wie es bei ber Zulaffung zu anderen 
Staatsämtern geihieht, dadurch zu verfihern, bag fie unter den Augen und ber 
Leitung der Behörden, durch die fie bereinft vornämlich beſchäftigt werben follen, 
dafür ausgebildet werben, und je nad ihrer Borbilbung eine beftimmte Laufbahn 
und eine gewifle Stufenfolge durchgehen. Nachdem das Min. hierüber die K. Res 

terungen und Gen. Kommiffionen mit ihren Gutachten vernommen, ift von dem; 
—* die hier beigefügte Inſtruktion (Anl. a.) erlaſſen worden, welche der K. Reg. 
mit der Anweiſung zugefertigt wird, ſie durch die Amtsblaͤtter bekannt zu machen, 
und ſich bei den von Ihr vorzunehmenden Prüfungen benad) u adıten. 

Dabei wirb Derfelben zu erfennen gegeben, daß Ihr d $ Prüfungen, wegen 
ber bei Ihr ſich meldenden Kandidaten, zwar nad) wie vor verbleiben. Dod Hat 
Eie die letzteren wegen ihrer Vorbereitung bazu nad näherer Beftimmung ber $$. 
5., 6. (Rr. 1. 2 und 4.) 9. und 10. der Inftrultion, an die Gen. Kom. Ihres 
Depart. zu verweifen, und nur dann erfl, wenn der Kandidat biefe befanden, und 
fi darüber durch die Seugmifie ber Gen. Kom. ausgewiefen und dasjenige beige: 
bracht bat, was nah $$. 6. (Nr. 4.) und 11. (Nr. 1.) Behufs des Examens zum 
DefonomiesKonmiffarius erfordert wird, daſſelbe zu veranlaflen. 

Uebrigens wird Derjelben noch Bolgendes bemerklich gemahi: 

In der Inſtruklion if bereits darauf hingewieſen, daß ſowohl bei ber Vorbe⸗ 
zeitung der Oekonomie⸗Kommiſſarien, als bei ihrer Prüfung barauf zu halten ift, 
dag fich diefelben in ber oͤbonomiſchen Technik und deren Anwenbung auf die öffent: 
den Befchäfte befriedigende Kenntniſſe und Wertigfeiten erwerben, und über ben 
Beſit berfelben ausweifen. Das Min. wird Sorge dafür tragen, daß fähigen jun: 
gen Männern einige Unterflügung zu Theil wird, um bie öfonomifhen Lehranſtal⸗ 
ten dazu zu benußen, worüber ber K. Rn u feiner Beit das Weitere augehen 
fol. EA Seite aber hat Diefelbe, den Beflimmungen in der Allerh. KR. UV. v. 
7. Juni 1834 gemäß, auf jene Qualififation mit befonderer Strenge zu halten, ba 
ber Beruf der Oekonomie⸗Kommiſſarien hauptſächlich der ift, daß bie Auseinanbers 
fegungs= und anderen öffentlichen Geſchaͤfte in wirthfchaftlichen Beziehungen nad 
richtigen Anfichten und Grundſaͤtzen geleitet, und die oͤlonomiſchen Gutachten mil 
voller Sachkenntniß erflattet werben. 


nl. a. 
Inſtrufktion 
wegen ber Ausbildung und Prüfung der Oekonomie⸗Kommiſſarien. 


m Allgemeinen. 
$. 1. Zur Dualififation eines Oekonomie⸗Kommiſſarius gehören eines Theile 
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bie Fähigkeiten, Kenntniffe und Wertigkeiten eines öfonomifdhen Technikers, anbern 
Theile Gewandtheit in der Behandlung der öffentlichen Geſchaͤfte. In der erftern 
Beziehung muß er mit dem praftifchen Betriebe der Landwirthichaft im Bereiche 
mindeſtens einer oder der andern Provinz des Landes vertraut fein, in dem Maaße, 
bag er nicht nur die Tüchtigfeit und Zweckmäßigkeit der handwerfsmäßigen Arbeiten 
zu würdigen, zu fontrolliren, und erforderlichen Falls zu verbefiern, fondern anch 
den ganzen Betrieb einer Gutswirthſchaft von Bedeutung in allen Ginzelnheiten 
nach geläuterten Grundfägen einzurichten und zu leiten verſtehe. Geine Kenntniß 
der Ianbwirthfchaftlichen Sewerbölchre muß ferner zu einem wiffenſchaftlich georbs 
neten und durchdachten Wiffen ausgebildet fein. Er muß mit den beflern Schriften 
über die Landwirthſchaft und über die landwirthſchaftliche Bonitirungs⸗ und Detas 
xationsfunft vertraut fein. Er muß fi die Wertigfeiten eines Boniteurs angeeigs 
net haben, um andere Boniteure bei dem Gefchäfte der Bonitirung zu leiten und 
u Eontrolfiren, alfo die Klafien, in welche die Bodenarten auseinander zu feßen 
End, und die bei dem Werthe derfelben in Anfchlag kommenden Nebenumflände ge: 
hörig zu unterfcheiden, das Wertheverhältnig fowohl im Allgemeinen, als nach be⸗ 
fonderen örtlihen Beziehungen angemeflen zu berechnen, auch die wirthſchaftlichen 
Berhältniffe jeder Gegend, jedes Orts und jeder Wirthfchaft, und zwar ſowohl ber 
Vorwerke, als der bäuerlihen Grundſtücke, richtig und beflimmt aufzufaſſen, ihre 
Bedürfniſſe und ihren Ertrag zu erkennen, und die anderweitigen @inrichtungen, 
wodurch ihre Bigenthümlihkeiten am zwedmäßigften benußt werben, anzugeben im 
Stande fein. Bon der mit der Landwirthfchaft im engeren Sinne zufammenhäns 
genden Korftwiffenfchaft, dem Jagdweſen, Gartenbau, Torfbau, und den mit berfels 
ben Häufig verbundenen Gewerbsanftalten, Ziegeleien, Braus und Brennereien, 
desgleihen von dem für die praftifche Landwirthſchaft fo wichtigen Bauweſen, muß 
er eine allgemeine hiſtoriſche Kenntnig ihres Betriebes und ihrer Regeln befigen. 
In Beziehung auf feine Ausbildung als Geſchaͤftsmann ift von ihm die Des 

kanntſchaft mit der rechtlichen Natur der Ländlichen Befitzſtaͤnde, ale Cigenthum, 
Lehn, Erbzins, Nießbrauch, Pacht und der bäuerlihen Beſitzverhaͤltniſſe, den Ge; 
meinheiten und Serrituten, insbefondere mit den auf Sicherung und Berbefferung 
ber Landfultur abzweckenden, und die ländliche Polizei betreffenden Vorfchriften, na⸗ 
mentlih von Gemeinheitstheilungen, bäuerlichen Regulirungen, Borfluthefachen, zu 
fordern. Gr muß im Allgemeinen mit den Vorſchriften des ordentlichen Prozeſſes, 
den Gerichts- und Hypothefen: Einrichtungen, den in den Geſchäftskreis ber Oeko⸗ 
nomie-Kommiflarien einfchlagenden, theils das Neflort der Megierungen, theils ber 
Gen. Kommifflonen betreffenden Berwaltungss®rundfäßgen, den StenerGinrihtuns 
gen, den fländifchens, Gemeinde: und anderen provinziellen KorporationssBerfafluns 

en befannt; insbefondere aber mit den Vorſchriften über das Verfahren in Ange 
Tegenbeiten ber Gemeinheitetheilungen, Ablöfungen, gutöherrlihsbäuerlihen Regulis 
rungen, Vorfluths⸗ und andern zum Geichäftskreife der Dekonomie s Rommiflarien 
gehörigen en; nit minder mit den Brundfägen und Berfahren ber 
Domainen:Beranihlagung und den landſchaftlichen und gerichtlichen Taxen der Bros 
vinz ganz vertraut fein. Gr muß fi endlich über feine praftifche Fertigkeit in der 
Behandlung aller zum Wirkungsfreife der Dekonomies Kommiffarien gehörigen Ge⸗ 
ſchaͤfte, als in der Direktion der Auseinanderſetzungs⸗Geſchaͤfte, Bildung der Theis 
Iungspläne, Inſtruktion flreitiger Punkte, Ausarbeitung von Auseinanderfegungss 
Rezeſſen, Taraufnahmen und Erſtattung technifher Gutachten ausweifen. 

$. 2. Zur Grforfchung diefer Dualififation genügt es an ber Beibringung 

ſchriftlicher Probearbeiten und einer mündliden Prüfung nicht; vielmehr muß die 
Laufbahn des Kandidaten von der Art geweien fein, dag man aus berfelben und 
den Zeugniffen über feine Führung und feine anderweitig beflandenen Brüfungen, 
die Ueberzeugung von feiner angemeffenen Borbereitung gewinnen fann. Das 
münblidje Cramen und die Probearbeiten koͤnnen alfo nur zur Beftätigung ber 
hieraus ſich ergebenden Erwartungen dienen, insbefondere, um von feiner Urtheils⸗ 
Traft, dem Umfange und der Grünplichfeit feines Willens, und feinen Fähigfeiten, 
in deutlicher, fowohl mündlicher, als fhriftlicher Entwickelung feiner Kenntnifie und 
Ideen, Ueberzeugung zu gewinnen. 

3. Wer fih dem Dienfte ald Defonomie-Rommiffarius wihmen will, muß 
fi bei der Behörde über feine Vorbildung bazu ausweifen, und bie weiterhin bes 
fimmten Stufen feiner ferneren Ausbildung verfolgen. 

* Der Regel nad) follen nur Gefchäftsleute, welche die Qualifikation ber Refes 


h 
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rendarien (dee Ober⸗Landesgerichte ober Regierungen) haben, und praftifche Lands 
wirthe zu der Laufbahn ber DekonomiesKommiffarien verflattet werben. - 
Nähere Befimmungen rüdfichtlih der Borbildung der Dekonomie-Kommiffarien 
aus der Klaſſe der praftifchen Landwirthe. 

$. 4. Praktiſche Landwirthe, welche fi) zu Oekonomie⸗Kommiſſarien qualifi- 

iren wollen, müflen eine wiſſenſchaftliche Ausbildung in dem Maaße befiken, daß 

i nit nur im Stande find, einen wohlgeorbneten, deutlichen und bündigen fchrift: 
lichen Vortrag zu machen, ſondern auch die Gegenſtände ihres Wiſſens auf deut⸗ 
liche und beſtimmte Begriffe und Grundſaätze zurüdzuführen, bie ihnen beiwohnen⸗ 
ben Kenntniffe nad) ihren Gründen zu entwideln, ſich foldergeftalt der Gewißheit 
und Zuverläffigfeit derfelben bewußt zu werben, und durch eigenes Studium ber 
vorhandenen Schriften fich weiter auszubilden. 

$. 9. Diefelben müflen fi darüber ausweifen, daß ſie ein oder mehrere 
große Güter (Mittergüter, DomainensBorwerke ıc.) mindeflens brei Jahre lang, fei 
e8 als Eigenthümer oder Aominiffratoren, ſelbſtſtändig und mit Erfolg bewirthichaf: 
tet haben. Hat es ihnen dazu an Gelegenheit gefehlt, fo müflen fie doch minde⸗ 
fiens 6 Jahre lang ale Sehülfen in einer ſolchen Landwirthſchaft befchäftigt gewe⸗ 
fen fein. Haben fie auf einer anerkannten landwirthſchaftlichen Lehranftalt ſtudirt, 
fo wird ein Jahr biefes Studiums zweijährigem Wirthfchaftsbetriebe in ber Gtels 
lung eines Adminiftrators oder Gehuͤlfen gleich geachtet. 

$. 6. Sie haben fich einer erfien Prüfung zu unterwerien: 

a) ar ihre wiflenfhaftlihe Borbildung mindeftens in dem $. 4. bezeichneten 

mfange; 

b) dazüber, daß fie fih mit der Ianbwirthfchaftlichen Gewerbslehre in ratio: 

neller (wiſſenſchaftlicher) Begründung vertraut gemacht haben. 

Bei dieſer Prüfung muß zugleich ihre Urtheilskraft und ihre Wähigfeit in ber 
Anwendung ihrer Kenniniffe auf landwirthſchaftliche Cinrichtungen näher erforfcht 
werden. Um biefes ihr Willen und ihre Fähigkeiten zu erforfchen, follen ihnen 
zwei bis drei Aufgaben zur wiflenfhaftlihen Ausarbeitung vorgelegt, und es fol 
dann eine mündliche Prüfung veranflaltet werben. Bu 

$. 7. Berechtigt hiernach der Randibat zu der Hoffnung, daß er fid bie Fer⸗ 
tigleiten in der Anwendung feiner Faͤhigkeiten und Kenninifie auf die öffentlichen 
Geſchaͤfte zu eigen machen werde: fo foll er 

1) einem DelonomiesKommiflarius als Protokollführer zugeorbnet werben, und 

in diefer Gigenfchaft, je nach der Entwickelung feiner Bähigfeiten, ein bie 
zwei Jahre befchäftigt werden. Die Befchäftigung deffelben foll aber kei⸗ 
neswegs auf bloßes Protokollführen befhränkt, vielmehr, je nad den Fä⸗ 
higfeiten des Kandidaten, auf alle Entwürfe zu den unter Berantwortlichleit 
bes Oekonomie⸗Kommiſſarius zu erlaffenden Berfügungen, Beriäten, Des 
rechnungen, Blanbildungen u. f. w. gerichtet werben. Auch können ihm bie 
eigene Faflung der Protofolle und die Vernehmungen ber Intereflenten, beis 
derlei Gefchäfte jedoch nur in Gegenwart und unter aufmerkſamer Theil 
nahme des Dekonomie» Kommiffarius überlaffen werden. Zugleich ſoll ihm 
durch Zuziehung bei den Bonitirungs-Geſchaͤften vielſache Gelegenheit gege⸗ 
ben werben, ſich darin zu üben. 

2) Wenn der Proiokollführer fi) nad dem Zeugnifle des Oekonomie⸗Kommiſ⸗ 

farius tüchtig gemacht hat, um als Kommiſſions⸗Gehülfe zugelaffen zu wer⸗ 
den, fo fol der Behörde davon, unter Ginfendung einiger von demfelben 
gelieferten Ausarbeitungen, insbefondere von den Auseinanderfegungsplänen, 
die der Kommiſſarius feinen Verhandlungen bat zum Grunde legen können, 
Anzeige gemacht, und, wenn die Behörde biefe Arbeiten tüchtig findet, ber 
Protokollführer zum Kommiffione:Gehülfen ernannt werben. 

Hiernaͤchſt foll er „ 

3) mindefiens ein Jahr lang an ben Vorträgen und Arbeiten des Kollegii ber 
Gen. Kom., oder der an ihrer Stelle die Gefchäfte ihres Reſſorts leitenden 
Reg. Abth., Theil nehmen, und i 
nad biefer Vorbereitung noch ein bis zwei Jahre, nad näherer Beſtimmung 
bes $. 58. der V. v. 20. Juni 1817, durch Theilnahme an ben örtlichen 
Auseinanderfegungen befchäftigt werden. Zugleich fol ihm die felbRfändige 
Bearbeitung einiger Auseinanderfeßungen, unter Kontrolle eines Oekonomie⸗ 
Kommiffarius oder Mitgliedes des Kollegii, aufgetragen werben. Nachdem 


4 


—R 


_ 


480 Bon den Negullcungen, Abldfungen u. Gemeinheits⸗Theilungen. 


er zwei dieſer Auseinanderſetzungen bis zur Mezeh-Bollziehung abgeſchloſſen, 
und ein Zeugniß desjenigen Defonomie : Kommitfarius oder Departements 
Nathes, unter deſſen Kontrolle er geflanden, darüber beigebracht hat: 
daß derfelbe ihn zu dem Examen als Delonomie: Kommiflarius gehörig 
vorbereitet erachte, 
fol er zu demfelben verflattet werben. 
$. 8. Die Prüfung if auf den ganzen Umfang der Kenniniffe und Fertig⸗ 
feiten, welche nach $. 1. von einem DelonomiesKommiffarius gefordert werben, zu 
richten. Insbeſondere find die Urtheilsfraft des Kandidaten und feine praftifchen 
een in dee Behandlung der Geſchaͤfte mit vorzüglider Sorgfalt zu ers 
orfchen. 

Diefe bei den K. Reg. oder Gen. Kom. zu veranflaltende Prüfung geſchieht 
there muͤndlich, theils fchriftlich. Bei der mündlihen Brüfung, bie hauptfählid 
auf den Umfang bes Willens und ber natürlichen Behigfeiten bes Kandidaten zu 
richten if, fol berfelbe unter andern einen münbliden Vortrag in einer auf öfos 
nomifche Streitigkeiten Hinauslaufende Spruchſache Halten. Ueber die praktiſche 
Fertigkeit des Kandidaten in ber Behandlung ber zum Bereidhe der Defonomies 
Kommifiarien gehörigen Gefchäfte, müflen fi die Graminatoren vornehmlich aus 
ben von bemfelben in feiner Gigenfchaft als Defonomies®ehülfe gefertigten Arbeiten 
Meberzeugung verfähaffen. Zu dem Behuf müffen ihnen nit nur bie abgeſchloſ⸗ 
fenen Probearbeiten ($. 7. Nr. 4.) vorgelegt werben, fonbern es fleht auch bei 
ihnen, fi eine ober die andere von ben übrigen durch benfelben ſelbſtſtaͤndig bes 
arbeiteten Sachen einzuforbern. Weiter fol dem Kandidaten eine fon beendigte 
Auseinanderfegung vorgelegt werben, um ſich in einem ſchriftlichen Bortrage über 
bie Richtigfeit und Zweckmaͤßigkeit der Behandlung gutahiii zu äußern. 

$. 9. Grgiebt fi bei der Prüfung ein Mangel an natürlichen Fähigkeiten, 
insbefondere an Urtheilokraft, welcher Mißtrauen erregt, fo muß ber Ranbibat für 
immer zurücgewiefen-werden. Zeigen fi aber bie Mängel in feinem Wiſſen und 
feinen praftifchen Wertigfeiten, fo muß er mit biefen Mängeln befaunt gemacht, 
und ihm eine Friſt beſtimmt werben, in welcher er ſich über die Grgänzung bers 
felben auszumweifen Hat. Diefe nachträgliche Prüfung kann dann auf Diejenigen 
—— befchräntt werben, in welchen ſich feine Ausbildung ale mangelhaft 
gezeigt hat. 

Nähere Beftimmungen rückſichtlich der Vorbildung und Prüfung der Referen 
darien. 

$. 10. Bevor Meferendarien der Megierungen ober Oberlandesgerichte zu 
ber Ausbildung für den Dienft der Defonomies Rommiflarien verflaitet werben, 
müſſen biefelben und zwar die Megierungs-Heferendarien mindeſtens zwei Jahre 
lang, und die Oberlandesgerihts-Meferendarien, db. i. diejenigen, welde in bem 
weiten Eramen bei den Juſtizbehoͤrden befanden find, mindeſtens ein Jahr lang 

ei einer K. Reg. ober Sen. Rom. gearbeitet haben. Die einen wie bie anderen 
müſſen entweber ein Jahr lang ben Unterriht auf einer vom Staate anerfannten 
landwirthſchaftlichen Lehranftalt genofien haben, oder zwei Jahre lang als Ge: 
bülfen in dem Wirthfchaftabetriebe eines großen Gutes beichäftigt geweſen fein. 

Nachdem fie fi über ihre gute Führung und ihre Applikation in biefen Bors 
Rufen gehörig ausgewiefen haben, werben fie zu dem Gramen der Dekonomie: 
Behülfen verftattet. Dies Cramen foll nur darauf gerichtet werben, daß fie ih 
die landwirthſchaftliche Gewerbslehre, ſoweit ſie aus Schriſten erlernt werden 
kann, angeeignet, und ſich anſchauliche Kenntniß des Erlernten erworben haben. 

F. 11. Nach beſtandenem Cramen werden ſie einem Oekonomie⸗Kommiſſarius 
als Gehülſen zugeordnet, dergeſtalt, daß ſie alle diejenigen Geſchäfte ſelbſtſtaͤndig 
verrichten koͤnnen, wozu es der Qualiſikation eines dkonomiſchen Sachverſtaͤndigen 
nicht bedarf. Sie müſſen in dieſer Stellung mindeſtens zwei Jahre lang arbeiten. 
Während dieſer Mebungszeit ſollen fie yon dem Oekonomie⸗Kommiſſarius moͤglichſt 
vu allen, auf Einnahme des Augenfcheins gerichteten Verhandlungen, inöbefondere 
ei ben Bonitirungen zugezogen, und überhaupt in ben techniſchen Theilen ber 
Auseinanderfehungs:@efchäfte vielfältig geübt werben. Es verficht jebo von 
ſelbſt, daß die Leitung ber Bonitirungen und bie Feſtſtellung der Refultate bes 
eingenommenen Augenfiheins bem DefonomiesRommiffarius verbleibt, nicht minder, 
taß bie übrigen, dem Gehülfen zu überlaffenden techniſchen Ausarbeitungen von 
dem Delonomie- Kommiffarius zu prüfen, und, bem Befinden nad, zu berichtigen 
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find, fo daß fie nur buch das Anerkenntiniß des letztern, ald Grundlagen der Ber: 
handlung aber der Entfcheidung, rechtlihe Wirkung erhalten. 

Nachdem die Gehülfen in der Behandlung der Gefchäfte, namentlich in dem 
öfonomifchen Theile derſelben, Uebung gewonnen haben, foll es wegen ber ihnen 
zur felbfiftändigen Leitung zu übertragenden Auseinanderfegungss@efchäfte, wie in 
dem Yale des $. 7. Nr. 4. gehalten werben. 

$. 12. Bevor biefe Klaffe von Delonomies: Gchülfen in die Stellung ber 
Delonomies Rommiffarien eintritt, muß mit befonderer Aufmerffamfeit darauf ge 
fehen und gehalten werben, daß fie in bem öfonomifchetechnifchen Theile ihres Be⸗ 
rufs vielfältige Uebung gehabt und zureichende Sicherheit darin gewonnen haben, 
Sie müflen alfo: 

1) ein Zeugniß des Defonomie-Kommiffarius, dem fle als Gehülfe beigeorbnet 
waren, und des Departements: Mathe für den Diftrift beibringen, daß fie 
der Bonitirung kundig find und zur Leitung berfelben, insbeſondere ber 
Doden-Klaffiflfation und Feſtſtellung der Werthsverhältniffe, fi tüchtig ges 
macht, überhaupt bei den ihnen aufgetragenen Arbeiten in dem techniſchen 
Theile derfelben gründliche Kenntniffe, Sicherheit und Gewandtheit an den 
Tag gelegt haben; 

2) der PBrovinzialbehörbe zwölf ihrer technifchen Arbeiten (Entwürfe von Se: 
parationsplänen, Gutachten über einzelne öfonomifche Punkte sc. nam: 
haft machen, aus welchen diefe drei zur Prüfung ihrer Faͤhigkeiten ans: 


wählt; 

3) die von ihnen felbfiflänbig bearbeiteten Auseinanberfegungen und ben aktuellen 
Stand jeber Sache angeben, aus welden die Behörde zwei zur Prüfung 
auswaͤhlt. Wie die friftlichen Probearbeiten, fo ift auch ihre mündliche 
Prüfung vornämlid auf ihr oͤkenomiſch-techniſches Willen, deffen Umfang, 
Grünblichkeit und praftifhe Gediegenheit zu richten. Im Uebrigen finden 
die Beftimmungen in den 88. 8. und 9. auch auf diefe Klaffe von Kandi⸗ 
daten Anwendung. 

Vorbereitung der Geſchäftsleute anderer Klaflen. 
S. 13. Wollen Gefchäftsleute anderer ale ber oben bezeichneten Klaffen, 
3. B. Feldmeſſer, fih zu Delonomies Kommiflarien ausbilden, fo koͤnnen fie dazu 
nur dann zugelaflen werben, wenn fie in einer ober ber andern, der Geſchaͤfts⸗ 
führung der Sefonomie: Rommiffarien entfprechenden Beziehung eine ausgezeichnete 
Vorbildung gewonnen haben. J 
In dieſem Falle haben die Behörden die Genehmigung des Miniſterii wegen 
deren Zulaſſung nachzuſuchen, und dabei den Bildungsgang, welcher einem —* 
Kandidaten, Behufs feiner Vorbereitung zu dem Cramen eines Gehülfen, und 
fpäterhin eines Defonomie s Kommifjarius, vorzuzeichnen if, in Vorſchlag zu 
bringen. 
Berlin, den 11. April 1836. 
Min. des I. für Gewerbe: Ang. 
v. Bıem. 
(Ann. XX. 93. — 1. 55.) 


Dazu: 

ce) 6. R. des K. Min. des I. v. 24. Sept. 1838 an die K. Gen. 
Kom. zu N. 

Die Beſtimmung der Infr. v. 11. April 1836 8. 7. Nr. 3. und $. 10. wird 
hierdurch wieder aufgehoben, und müflen demnad in Zufunft ſowohl die Referen⸗ 
darien als die Defonomie: Kommiffionsgehülfen fih während ber Iebiglich zu ihrer 
Ausbildung befimmten Beſchaͤſtigung beim Kollegio, aus eigenen Mitteln unterhalten. 

(Kam. Zeit. 18338 S. 963, Koch's Agrargef., 4. Aufl, S. 361.) 


B) C. R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 8. Behr. 
1841 an fämmtL K. Gen. Kom., reſp. Reg. 

Seit dem Erlaß der Infteuftion v. 11. April 1836 Haben bie gefammelten 
Grfahrungen es rathfam gemacht, bei einigen der dort ertheilten Borfhriften Abs 
änderungen eintreten zu laffen, und wirb baher Folgendes feftgefegt: 

Zu 6.5. der Inftruftion. 

a. Zu ben Jahren, welche ein Lanbwirth als Gehülfe in einer Landwirth⸗ 
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ſchaft beihäftigt worden, werben die Lehrjahre der Lehrlinge nicht mit gerechnet ; 
bie Dauer biefer nicht in Anrechnung zu dringenden Lehrzeit ift in ber Regel auf 
zwei Jahre anzunehmen. 

Sind Gründe vorhanden, bie Lehrzeit dennoch als ſolche in Anrechnung zu 
bringen, welche in der Stellung eines Gehülfen zugebraht worben, wohin befon= 
ders der Umfland gehört, wenn bie Lehrjahre nach erreichtem zwanzigften Lebens 
jahre beflanden find, fo hat die Reg. (Gen. Kom) darüber an dae Pin. bee 3. 
zu berichten und defien Entſcheidung einzuholen. 

b. Gin Jahr des Studiums auf einer anerfannten landwirihſchaftlichen Lehr⸗ 
anftalt if dem zweijährigen Wirthfhaftsbetriebe in der Stellung eines Gehülfen, 
oder PA einjährigen in der eines Adminiſtrators glei zu achten. 

u $.7. Nr. 1. 
Je nad dem Ergebniffe der Prüfung kann dieſe auch fofort darauf erftredkt 
werben: ° 
ob der praftifche Landwirth fich die einem Oekonomiekommiſſar nad 88. 1. 
und 2. nöthigen Kenntniffe in einem ſolchen Maaße erworben hat, daß er 
unter Auffiht und Leitung eined Oekonomiekommiſſarius ale Kommiſſions⸗ 
gehülfe befchäftigt werden darf? 
und wenn die Prüfung in diefer Beziihung ganz befriebigenb ausfällt, fo kann bie 
Uebungszeit als Protofollführer ganz erlafien und der Kandidat kann fofort zum 
Geſchaͤftsgehülfen ernannt werben. 
u 8.7. Nr. 2 


Dagegen bleibt e6 der Behörde auch überlaffen, fi, bevor fie einen Proto⸗ 
kollführer zum Oekonomiekommiſſions⸗Gehülfen beförbert, von befien Reife hierzu 
durch eine nochmalige mündliche Prüfung zu überzeugen, in fofern fie dies zu meh⸗ 
rerer Gewißheit noͤthig findet. 

Zu $.7. Nr. 3. 

Die Mebungszeit bei dem Kollegium Tann die Behörde nad ihrem Grmellen 


‚verlängern, verkürzen, auf eine fpätere Zeit verlegen ober ganz erlaflen. 


Die ıc. Reg. welchen biefe abgeänderten Beftimmungen mitgetheilt worben, 
find angemwiefen, biefelben, weil fie von allgemeinem Interefle fiad, durch die Amtes 
blätter zur Kenntniß des Vublikums zu Bringen. 

(Min. DB. d. i. V. 1841 S. 81 Nr. 109.) 


2) Defhäftigung, Ausbildung und Stellung der Regie» 
zungs- und Juſtiz-Aſſeſſoren, welche fih zu dkonomiſchen 
Sachverſtändigen qualiftiziren wollen. | 


a) C. R. des K. Min. des I. für Gewerbe⸗Ang. v. 12. April 183 
an die 8. Gen. Kom. und Meg. 


Zur näheren Beflimmung der Berhältniffe der Meg. und Oberlandesger.s 
Affefioren, welche refp. ale Hülfsarbeiter der K. Gen. Kom. im Kollegio Derfels 
ben, oder als Ihre fletigen Kommiſſarien im Depart. beſchaͤftigt werden, wird Ihr 
Folgendes eröffnet: 

1) die Beſchaͤftigung berfelben im Depart. als Ihre fletigen Kommiſſarien äns 
dert in deren Stellung als Aſſeſſoren nichts, vielmehr rangiren fie mit ben 
unmittelbar bei dem Kollegio als Hülfsarbeiter angeftellten Affefforen nad 
dem Dato ihrer Anftellung bei einem ober dem andern Brovinzialkollegio. 

Demgemäß find fie au in den Liften bes Kollegii unter den Afefloren 
befielben zu führen; jedoch ift barin zu vermerken, daß und wohin fie be 
putirt find; 
ihre Stellung als Kommiſſarien iſt bie, daß fie die ihnen übertragenen Aus: 
einanderfeßungen zwar felbfiiftändig zu leiten, jebod bei Inſtruklion entftes 
hender Streitigfeiten über die babei zur Erörterung fommenden öfonomifchen 
Kragen einen Oekonomiekommiſſarius mit feinem Gutachten zu vernehmen, 
fi) auch wegen der fonft in die oͤkonomiſche Technik einfhlagenden Vers 
Handlungen des Rathes und Beiſtandes eines folden Sachverſtaͤndigen zu 
bedienen haben; 
bie Qualität öfonomifcher Sachverftändigen kann ihnen nur auf Grund der 
in ihrer Dienftführung an den Tag gelegten und durch biefelbe erworbenen 
Kenntniſſe und Bertigleiten beigelegt werden. . 


2 


— 


3 


Nut 
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Die 8. Sen. Kom. Hat dur die wegen Brüfung ber Oekonomiekommiſſarien 
erlaſſene Inſtruktion v. 11. d. M. $. 14. bezeichneten Mittel dafür zu forgen, daß 
fie jedoch auf eine ihrer Stellung angemeffene Meile fih die Dualififation dazu 
aneignen, und wenn die K. Gen. Kom. diefelben darin bewährt findet, die Autoris 
fation zu ihrer Zulaffung ale ölonomifche Sachverfländige bei dem Min. in Antrag 
zu bringen. In den deshalb zu erflattenden Berichten muß bie Art und Weile, 
wie die 8. Gen. Rom. fih von ihrer Tüchtigkeit für diefen Beruf die Ueberzeu⸗ 

ung verfhafft hat, näher entwidelt, aud außer den Berichten einige die Quali⸗ 
Afation dofumentirende Arbeiten beigefügt werben. 

Im Vebrigen ift es eine fehr erfreuliche Erſcheinung, daß fi die Anträge 
der Reg.» und D. 2. Ger. Affefioren auf ihre Befchäftigung bei den Gen. Kom,, 
und befonbers in der Cigenſchaft als Spezialfommiffarien mehren, und die K. Sen. 
Kom. wird daher aufgefordert, diefe Gelegenheit, bie Zahl Ihrer Spezialfommiffe- 
rien durch dergleichen für einen höhern Beruf vorgebilbete Geſchaͤfismaͤnner zu 
vergrößern und minder fühige Subjefte durch biejelben zu erfeßen, auf alle Weiſe 

u benugen. 
’ Das Min. wird nit Anfland nehmen, Sie dabei durch Bewilligung firixter 
Diäten für diefelben zu unterfügen. 

(Ann. XXI. 65., Dönniges Land. Kult. Gel. Bd. 3. S. 334—335.) 


b) R. des 8. Min. des I. für Gewerbe» Ang. v. 1. Behr. 1837 an 
den 8. Ben. Rommifjarius zu Stendal, und nachrichtlich an die Direktoren 
der Übrigen Ben. Kom, ' 


Ew. ꝛc. gebe ih auf den Ber. v. 16. v. M. wegen bes Uebertritts des Ober; 
landesger. Aſſeſſors N. N. zur 8. Gen. Kom. zu erkennen: daß bie Abficht deſſel⸗ 
ben und überhaupt der OBerlanbesger.s oder Reg. Aflefforen, die fh den Geichäfs ' 
ten der 8. Gen. Kom. wibmen wollen, fi zuvor mit dem landwirthſchaftl. Ges 
werbe vertraut zu machen, nicht anders als ſehr beifällig aufgenommen werben 
fann. Gern werde ich es daher fehen, wenn Bw. ıc. fortfahren, biefelben bazı 
auf alle Weiſe zu ermuntern, indem es in der That nicht allein zum Bortheile 
bes Dienfles, fondern auch zu ihrem eigenen Beſten gereicht, wenn fie fo vorbes 
reitet ihre Geſchaͤftsführung bei der K. Gen. Kom. beginnen, diefelben insbefondere 
fo viel eher und ficherer die volle Qualiflfation dafür und fo viel näher liegende 
eruefigt auf. Anſtellung in den etatsmäßigen Stellen ber Generals Kommiffionen 
ober Regierungen gewinnen. IH werde das Vorhaben foldher Männer auch gern 
dadurch unterſtützen, daf ich ihnen vorzugsweiſe die Beihülfen zur Benußung einer 
landwirthſchaftlichen Lehranſtalt zu ſtatten kommen laſſe, welche nach der beſonde⸗ 
ren, an die K. Sen. Kom. erlaſſenen Verf. vom heutigen Tage, von Sr. Ar 
bem Könige bewilligt find. Wiewohl eben biefe ihre Worbereitungsweife, daß ſie 
nämlich eine landwirthſchaftliche Lehranftalt beſuchen, wo ihnen bie Gelegenheit 

egeben wird, die Auffaflung bes praftifchen Betriebes mit dem wiffenfaftlihen 

tubium ber Landwirthſchaft zu verbinden, vor ber Theilnahme an ben bloß auf 
das landwirthiaftlihe Gewerbe abzwedenden Gutswirthfchaften den Borzug ver: 
dient, jo muß ich es doch Lediglich ihrem eigenen Ermeſſen überlafien, weldye Wege 
fie für den Zweck einfhlagen und verfolgen wollen, zumal bie zuvor erwähnten 
Beihülfen nur einigen Wenigen zu Theil werben Tönnen. 

Wie wünfchenswerib aber auch eine folge Vorbereitung ber gu den Gen. 
Kom. übergehenden Affefforen if, fo will ich doch ihren Mebergang nicht durch bie 
Bedingung derfelben erfchweren; vielmehr es bei Br — bewenben laflen, was 
wegen ber ihnen vorerſt zu gebenden Stellung und font wegen ihrer Ausbildung 
zu ölonomifhen Sachverfländigen im Erlaß v. 12. April v. I. beflimmt iſt. 

Was die den Affefforen als Speziallommifjarien zu bewilligenden firirten Diäs 
ten anlangts fo kann benfelben vor denjenigen, welche als Hulfsarbeiter bei dem 
Kollegio der K. Gen. Kom. befhäftigt werden, fernerhin fein Vorzug ertheilt wer: 
den, vielmehr muß bei der einen wie bei der anderen Klaffe bie bei den Reg. übs 
liche Stufenfolge von 500 und 600 Thalern eintreten und es von ihrer Qualifis 
fation und längeren Dienfzeit abhängig bleiben, ob und in welchem Maße viefels 
ben weiterhin E\ erhöhen find. 

(Ann. XXI. 63. 1. 67.) 
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c) EN. des 8. Min. des I. und der P. v. 23. Mai 1838 1) an 
die KR. Ben. Kom. und die vier Preuß. Reg. 


Der 8. Gen. Kom. wird mit Deyug auf den Erlaß v. 12. April 1836, betr. 
die Berhältniffe der Oberl. Ger. und Reg. Aſſeſſoren, welche reſp. als Hülfsars 
beiter der K. Ben. Kom. im Kollegio Dertefben oder als Ihre fletigen Kommiffas 
rien im Depart. befchäftigt werden, eröffnet: daß zur Begründung einfliger Anträge 
wegen Zulaffung biefer Affefforen als ökonomische Sachverftänbige Folgendes beizus 
bringen ift, und zwar: 

1) die nähere Angabe, wie das Kollegium fi bie Ueberzeugung verſchafft hat, 
daß biefelben — wegen ber Reg. Affefforen ift dies nah Maßgabe ihrer 
Borbereitung für den Regierungsdienſt ohne Weiteres anzunehmen — ſich 
Die erforderlichen fiterarifehen Kenntniffe in zureihendem Maße angeeignet 

aben; 

2 kn eine Anzahl von Auseinanderfeßungen fie als Rommiffarien, und 

welche Theilſtücke derfelben, bearbeitet Haben; 

3) in welchen diefer Sachen fie befondere Belegenheit zur praftifhen Ausbil 
dung ihrer öfonomifhen Kenntniffe gehabt und bei welchen berfelben fie 
befriedigende Proben davon abgelegt haben; 

4) find, wie es ſchon in dem Erlafle v. 12. April 1836 vorgefchrieben iR, 
einige die Qualififation derfelben dofumentirende Ausarbeitungen und Aftens 
ſtücke mit der Genfur des Ob. Kommiflarius einzureichen. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl., S. 278 u. Dönniges Landess Kult. Gef. 

3.3. ©. 335.) 


d) C. R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 25. Febr. 
1839 an fämmtlihe K. Gen. Kom. und an die K. Meg. der Provinz 
Preußen. 

Da die Grundſaͤtze, welche bei der Beihäftigung der Reg⸗ und Oberlandesger. 
Affefloren bei den Ben. Kom. und landwirthſchaftl. Reg. Abch. leitend fein müſſen, 
noch nicht beftimmt und allgemein genug ausgeſprochen find, fo finde ich mich vers 
anlaßt, dieferhalb das Folgende anzuordnen. 

Es find Hierbei insbefonbere zwei Geſichtspunkte feſtzuhalten, erſtens, daß bie 
Meg.⸗ und Oberlandesger. Aſſeſſoren, welche ſich dieſem Geſchaͤftszweige widmen 

wollen, für die zahlreichen Cigenthümlichkeiten deſſelben noch mancherlei Kenntniffe 
und Wertigfeiten ſich zu erwerben, und daher noch eine längere ober kuͤrzere Lehr⸗ 
zeit für benfelben durchzugehen haben; zweitens, baß fie vorzugsweiſe zu den Fumk⸗ 
tionen als SpezialsKommiflarien befimmi find. 

1) In erſterer Rüdfiht muß die Befchäftigung der Meg. uud Oberlambeöger. 
Aflefforen zunaͤchſt und hauptſaächlich zn ihrer Ausbildung für das Geſchäft befkimmt 
fein. Sie wird, eben wegen ber mehreren dort dazu vorhandenen Gelegenheit, ber 
Regel nah, am zweckmäßigſten am Sitze bes Kollegii geichehen, aber es iR nit 
daranf zu rechnen, dag das Kollegium in diefem eriten Stadio der Befchäftigung 
folder angehender Geſchaͤftemaͤnner von ihnen eine große Hülfe bei feinen eigenen 
Arbeiten Jaben ſollte. 

Die Anfertigung Yon Rezeſſen aus Auseinanderſehungsſachen, bie in der Haupt: 
fache bereits beendigt find, iſt in dieſer Beziehung bei weitem die zweckmäßigſte 
Beihäftigung für die neu eintretenden Afleflozen, und ich beſtimme baber, daß die 
felben vorzugsweife hiermit befchäftigt werden follen. Die K. Ben. Kom. erhält 
dadurch zugleich die erwünfchte Gelegenheit, mit diefen zahlreichen Rückſtaͤnden auf 
zuräumen, und hat es fein Bedenken, baß, wie auch bereits bei mehreren Gen. 
Kom. gefchieht, die Akten der Spezial-Kommiflarien zu biefem Behuf an den Sig 
der Sen. Kom. eingefendet werben, bamit der Rezeß dort gefertigt werben Tann. 
Die Nahholungen, welche ſich nicht felten bei Aufftellung der Rezeſſe in ber Haupt 
fache noch als nöthig ergeben, bieten demnaͤchſt die fhidlichfte Gelegenheit für ben 
Mezeßanfertiger dar, fi in der Verhandlung mit den Interefienten zu verfuchen. 

In der Wahl der fonfligen Befhäftigung der neu eingetretenen Aſſeſſoren will 





1) In Forni's Zeitſchr. Bd. 1. S. 211, wo dies C. R. gleichfalls mitge⸗ 
theilt if, wird da6 Datum beffelben v. 25. Mai 1838 angegeben. 
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” zwar bie Dirigenten ber Kollegien nicht befchränten. Es iſt jedoch jederzeit der 
oben angebeutete Geſichtspunkt dabei feitzuhalten. In biefem Stadio kann den 
Aſſeſſoren niemals ein timmredht bei dem Kollegio zugeſtanden, und eben fo wenig 
koͤnnen ihnen firirte Diäten bewilligt werben. Jedoch können fie für die von ihnen 
geleiteten Arbeiten, infoweit folde brauchbar befunden werben, nad den Vorſchrif⸗ 
ten des Koſten⸗Regl. v. 25. April 1836 wie andere Spezial-Kommiffarien nach dem 
Satze von 2 Rtble. tägliche Diäten liquidiren. 

2) Mit dem Ablauf diefes erfien Stabii, für deſſen Dauer fi) zwar eine ganz 
allgemeine Beflimmung nicht treffen läßt, die jedoch nicht leicht unter einem halben 
Bis dreiviertel Jahre wird betragen fönnen, ift mir von dem Dirigenten bes Kolle⸗ 
gti über die Applifation des Aſſeſſors und namentlich darüber Bericht zu erftatten, 
ob die -zu einem tüchtigen Spezial: Kommifjarius erforberfißten betondern Eigen⸗ 

fien an ihm wahrzunehmen gewefen find, und ob er in Anfehung ber öfonos 
mifhen Technik wenigftens fo weit vorgefchritten if, um erwarten zu fönnen, daß 
er bei fortgefeßter praktiſcher Beichäftigung die Qualifikation als ölonomifcher Sad: 
verfländiger in nit gar zu langer Zeit erlangen wird. . 

Walt das, allenfalls durch beizulegende Gutachten einiger anderer Mitglieder 
des Kollegii noch mehr zu motivirende Sentiment des Dirigenten für die Beibe⸗ 
haltung des Affeffors in bin Sefchäften der K. Gen. Kom. aus, fo find zugleich 
über den ihm als Spezial: Kommiffarins anzuweifenden Bohnort und Geichäfte: . 
kreis, ſowie über die ibm als ſolchen auszuweiſende Remuneration VBorfähläge zu 


machen. 
Qualiſizirten derartigen Geſchaͤftsmnaͤnern werde ich alsdann ſehr gern ſofort 
eine angemeſſene fixirte Remuneration innerhalb der Beſtimmungen des $. 1. ad 2. 
der Inſtruktion v. 16. Juni 1836 bewilligen, auch ihnen bei ermangelnden eigenen 
Mitteln mit einem mäßigen Vorſchuß, Behufs der Beflreitung der baaren Aus: 
Iagen, zu Hülfe kommen. 

Sole junge Geſchaͤſtomaͤnner aber, denen die befondern Bigenfhaften, welche 
für den Geſchaäftskreis der Gen. Rom. erforderlich find, nicht im befondern Grabe 
beitwohnen, werben von bemfelben am beften wieder zurücdtreten, wobei ihnen bie 
bar geleiteten Arbeiten für ihre fonflige Laufbahn immer nicht ohne Nußen fein 

en.- 

So lange den Reg.: und Oberlandesger. Affefloren die Qualität öfonomifcher 
Sachverſtandiger noch nicht Hat beigelegt werben koͤnnen, müflen fie bei ber Ent: 
werfumg dkonomiſcher Arbeiten, und bei ber Inſtruktion von Streitigkeiten über 
blonomiſche Gegenftände, einen von dem Kollegio dazu im voraus zu beflimmenden 
DelonomiesRommiffarius zuzichen. 

Wegen Erlangung der öfonomifhen Dxalififation bleiben die Beftimmungen 
y. 12. April 1836 und 23. Mai 1838 maßgebend. Die Affefforen haben fich aber 
auf alle WBeife die Erreichung diefes Zieles angelegen fein zu laffen, da ſowohl 
der Fortgang der ihnen übertragenen Gefchäfte, ala ine eigene kuͤnftige Beförbes 
zung davon abhängig if, daß fie ſich die vollfländige Dualififation eines Spezial: 
Konmiffarius aneignen. 

Da in den meiſten Provinzen noch eine weit größere Maffe von Auseinander: 
fegungss@efchäften vorhanden ift, ale mit den Arbeitskräften der jetzigen Spezial: 
Kommifjarien ordnungsmäßig beftritten werben fann, fo werben die Reg.⸗ und 
Dberlandesger. Aſſeſſoren, die fich biefem Berufe widmen, noch auf geraume Zeit 
hinaus eine reichliche Beſchaͤftigung finden. Sie erhalten zugleich in biefer zwar 
mühfamen, aber auch fehr interefianten und Iohnenden Beſchaͤftigung eine vorzüg⸗ 
Uche Gelegenheit zu ihrer deſto vollftändigeren Ausbildung für andere Zweige bes 
Staatsdienftes, und man wird daher gern, wie auch zeither ſchon mehrfältig ge⸗ 
ſchehen if, auf ihre weitere Beförderung vorzugsweife Bedacht nehmen. 

I) Der Beruf der Mitglieder des Kollegit geht hauptfählih dahin, die Ar- 
beiten der Spezial⸗Kommiſſarlen zu leiten und zu beauffichtigen, fie mit ihrem Rath 

u unterflüßen, und ihre etwanigen Mißgriffe zu verbeſſern. Selbft bei der Ent 
** der bei den Auseinanderſetzungen vorkommenden Streitigkeiten und bei 
der Prüfung der eingereichten Rezeſſe muß ſtets beachtet werden, daß dieſe Ge⸗ 
ſchaͤfte nur Theilſtckt des ganzen Auseinanderfegungs- Verfahrens, daß die dabei 
— Grundſaͤtze von wefentlichttem Einfluß auf die Richtung des en 
And, und dag daher auch bei jenen Geſchaͤften, fo wenig auch, wie von felbſt 
verficht, der Rochtepuntt verlegt werben Darf, der Zweck ber Anseinanberfehungen 
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und bie einfachften und naͤchſten Mittel. zu deſſen Grreihung flets vor Augen 
ſchweben müſſen. 

Es folgt hieraus von ſelbſt, wie großer Werth darauf zu legen iſt, daß die 
Mitglieder der Kollegien aus ſolchen Beamten hervorgegangen find, die eine Reihe 
von Jahren als Spezial:Rommiflarien fungirt, und fih fo eine wahrhaft praltiſche 
Kenntniß des Gefchäfts erworben haben, daher in der Folge mehr und mehr darauf 
Bedacht genommen werben wird, die Mitglieder der Kollegiengtur aus den, übris 
gens mit der vollfländigen wiffenfchaftlihen Dualififation verfehenen SpezialsKoms 
miffarien auszuwählen, während von der andern Seite die Mitglieder der Kollegin 
ihrem eigentlichen Berufe nit durch überhäufte Spezial: Kommiffionen entzogen 
werben, jondern dergleichen Aufträge nur einzeln ba zugetheilt erhalten follen, wo 
es a um die Weberwindung befonderer Schwierigfeiten des Geſchäfts handelt. 

ei den erfi vor Kurzem eingetretenen oder fünftig dem Kollegio zuzuweiſen⸗ 

den Aflefloren ift ganz nad den Beſtimmungen unter 1. und 2. zu verfahren. In 

“ Anfehung der Affefforen aber, die fhon längere Zeit bei der 8. Gen. Kom. als 
Mitglieder arbeiten, wird dies. freilich nicht unbedingt gefordert werben fönnen. Ich 
will indeflen dem ausführlichen, allenfalls mit dem Gutachten noch einiger anderer 
älterer Mitglieder des Kollegii noch vollitändiger zu motivirenden Berichte des Dis 
seftors innerhalb vier Wochen darüber entgegenfehen, in wieweit die Qualififation 
diefer Affefforen durch ihre zeitherigen Leiftungen für nachgewiefen zn erachten fein möchte, 
oder in wiefern fie ſelbſt ibre Anſprüche auf Beförderung und Remuneration durch die 
Beſchaͤftigung als Spezial: Kommiffarien noch beffer zu begründen geneigt fein möchten, 

(Ann. XXIII, 82. — 1. 72.) 


e) C. M. des KR. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 8. April 
1839 an fämmtl. K. Reg. 


In Gemäßheit der Beſtimmungen des $. 65. der V. v. 20. Juni 1817, ber 
Allerh. K. D. v. 31. Dec. 1825 sub XI. und des $. 39. der B. v. 30. Juni 
1834 ſteht den Reg. und refv. den Prov. Schulfollegien die Befugniß zu, diejeni⸗ 
gen er hä Regulirungen, Ablöfungen und G@emeinheitötheilungen, 

ei welchen Buter bes Fiskus oder der unter unmittelbarer Verwaltung ber ges 

dachten Behörden fiehenden Inſtitute betheiligt find, durch ihre Raͤthe oder andere 
qualifiziete Kommiſſarien bearbeiten zu laſſen und, fofern auf die von ihnen felbft 
ober ihren Kommiflarien aufgenommenen Berhandlungen die Auseinanberfehungen 
im Wege bes Vergleichs zu Stande kommen, die abzufchließenden Rezeſſe mit bens 
jetben Wirkungen und Folgen zu beftätigen, als wenn dieſe Bellätigung Seitens 
er Gen. Kom. erfolgt wäre. Die Ausübung diefer Befugniß ſetzt aber eine ges 
naue Belanntfhaft mit den fpeziellen, wegen der gutsherrlid bäuerlichen Regulis 
zungen ergangenen Geſetzen, fo wie mit den Vorfchriften der Gemeinheitsth.⸗ und 
Ablöfungsorbn. und den fonfligen, die Auseinanderfeßungen betr. Berorbnungen, 
fo wie des besfallfigen Verfahrens voraus, und da diefe genauere Bekanntſchaft, 
welcher die Reg. auch ſchon wegen ber Befimmungen ber $$. 11. unb 15. ber 
B. v. 30. Juni 1834 nicht füglich entbehren können, am vollftändigfien und leichs 
teften durch praftifche Theilnahme an den Gefchäften der Gen. Kom. und ihrer 
Spezialfommiffarien erworben werben kann, fo habe ich es ſchon feit längerer Zeit 
in Mebereinflimmung mit dem Fin. M. angemeflen gefunden, einzelne Reg. Aſſeſſo⸗ 
zen, namentlich ſolche, welche vorher Juſtiz⸗Referendarien geweſen und mit ber 
Landwirthſchaft und den Ländlichen Berhältnifien näher befannt find, ſogleich nad 
beflandener Prüfung bebufs ihrer volltändigeren theoretifhen und praftiihen Aus⸗ 
bildung für die Auseinanderfeßungsangelegenheiten den Gen. Kom. zu überweifen 
und demnächſt als Spezialfommiflarien bejhäftigen zu laſſen. 

Es bietet fi hierdurch zugleih eine Gelegenheit dar, den Reg. Aſſeſſoren, 
welche bin und wieder ſchon in einer größeren Anzahl vorhanten find, als es das 
Arbeitsbebürfnig der Reg. erheiſcht, eine Beſchaͤftigung zuzuweiſen, die, wenn fie 
von idnen recht benußt wird, auch für alle andere Zweige ber Berwaltung fehr 
ausbildendb und fruchtbringend für fie werben fann. 

Indem ich die K. Reg. hiervon in Kenntniß feße und Ihr überlaffe, die bei 
Ihr beichäftigten angehenden Geſchaͤftsmaͤnner darauf aufmerkſam zu machen, daß 
unb aus welden Gründen bie genauere Belanntfchaft mit den Auseinanberfegungss 
angelegenheiten und dem —* Verfahren in ihrem eigenen, wie in dem allge⸗ 
meinen Intereſſe der Verwaltung liegt, theile ich Ihr zugleich ein Cremplar ber 


Zur Berorbn. v. 20. Juni 1817 weg. Organifatton sc. (86. 56. u. 57.) 49% 


von mir unter dem 25. Behr. d. I. an ſaͤmmiliche Auseinanberfegungsbehörben 
erlaffenen 6. V. mit, in welcher bie Grundfäge näher —E ſind, welche 
bei der Beſchaͤſtigung der den Auseinanderſetzungsbehörden überwieſenen und künftig 
zu überweifenden Regierunges und Oberlandesger. Affefioren leitend fein follen, 
um davon nicht bloß Selb Kenntnig zu nehmen, fondern au dafür zu forgen, 
daß ſolche zur Kenntniß Ihrer gegenwärtigen und künftigen Referendarien gelangt. 
(Dönntiges Land. Kult. Geſ., Br. 3., ©. 337—338.) 


f) & 9. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 3. Bebr. 
1841 an fämmtliche 8. Gen. Kom., refp. Reg. 


Wegen ber Beichäftigung der DOberlanbesger.- und ber Reg. Affefforen als 
Spezials Rommiffare und wegen ihrer Ausbildung ju teönilen Sachverſtaͤndigen 
And die 88. 10. bis 13. der Inſtruktion durch bie Erlaſſe v. 12. April 1836, 
Om: 1837, ©. 65) 23. Mai 1838 (Ann. S. 331) und 25. Febr. 1839 (Ann. 

. 82—86) näher beflimmt worden, und behält es dabei fein Bewenden, doch 
füge ih noch nachſtehende Vorfchrift bei. 

1. Während ber erften Be Häftigung der Affefforen bei den Ben. Kommiffionen 
oder landwirthſchaftl. Abth. der Reg. foll ihnen zur Beiwohnung folder Konferens 
zen zwiſchen einem Speyials Rommiar und dem Belbmefler und folder Termine, 
welche in technifcher Beziehung inſtruktiv fein können, fo viel als möglid Belegen» 

eit gegeben werden, und if hierauf bei der Vertheilung der in der Nähe bes 
a ide vorkommenden Auseinanderfeßungs » Gefchäfte befonbere Rüds 
t zu nehmen. 

I. Da die Affefioren, wenn fie demnähft ſelbſt Aufträge erhalten, in ber 
Regel den von einem DefonomiesKommiflar zu verlangenden Grad tedänifcher Kennts 
niſſe noch nicht befißen, und ba es doc zur Bereinfagung des Berfahrens dient, 
wenn nit zu allen Theilen der ihnen übertragenen Geſchaͤfte ein befonderer Sach⸗ 
verſtaͤndiger zugezogen ‚zu werben braucht, fo werde ich die erforderlichen einftweis 
figen Beſchraͤnkungen, unter welchen die Aſſeſſoren ben techniſchen Theil der Auss 
einanderfeßungen zu bearbeiten haben, in @emäßheit des 8.58. der V. v. 20. Juni 
1817, auf den Bericht der 8. Gen. Kom., in jedem einzelnen Falle beflimmen. 

Dabei wird folgende Abftufung zu beachten fein: 

1) In der Regel muß der allgemeinfte Weberbli über die wirthſchaftlichen 
Berhältuiffe vorausgefeht werben, vermöge deſſen der Kommiſſar die Intereflenten 
über bie von den Sachverſtändigen vorgenommenen Ermittelungen und gelieferten 
Arbeiten vernehmen kann, ohne daß es der Gegenwart diefer Sachverfländigen noth⸗ 
—* Bedarf. In diefee Beziehung ift baher meine befondere Zuftimmung nidt 

orderlich. 

2) Rach einiger Hebung wird der Kommiffae fo weit in feinen techniſchen 
Kenntniſſen — * ſein, daß er die Bonitirungen leiten lann, nachdem die 

leitung und Klaſſenſtellung unter Mitwirkung eines Oekonomie⸗Kommiſſar er⸗ 
folgt iſt, wobei der angehende Kommiſſar fi jedoch der Entſcheidung etwaiger 
Meinunge⸗Differenzen der Boniteure noch enthalten muß, weil ihm bie Sicherheit . 
im Bonitiren, weile von dem Obmanne vorausgefeßt wird, noch nicht beimohnt. 
Dagegen aber wird ihm ſchon überlafien werben können, die Werthsberechnungen 
anzulegen und Thellungss und Abfindungs⸗Plaͤne — und zwar in foweit biefe bie 
Lanbtheilung betreffen, unter Mitwirkung eines erfahrenen Feldmeſſers — anzulegen. 

3) Bel gereifterer Erfahrung koͤnnen ben Aſſeſſoren alle andere Verrichtungen 
der DelonomiesKommiflare, wohin die Binleitung der Bonitirung und die Klaflens 
flelung, die Mitwirkung bei der Bonitirung als Obmann, die Abgabe technifcher 
Gutachten im kontradiktoriſchen Verfahren zur Begründung ber erfien Entſcheidung 
se. gehören, anvertraut werben. . 

4) Mur bei den Gutachten in zweiter Inflanz muß eine ganz vollftändige 
Kenntnis des landwirthſchaftiichen Gewerbes durchaus verlangt werden, und hat 
die R. Sen. Kom. daher dieſe den Aflefforen nicht anzuvertrauen, bevor fe nit 
die Dualiflfation der Oekonomie⸗Kommiſſare ganz erreicht haben. 

In diefem leptern Falle würde zwar die K. Ben. Kom. nach $. 7. des Aus⸗ 
führungegef. v. 7. Juni 1821. Selbf befugt fein, die Aſſeſſoren zu Oekonomie⸗ 
Kommiffaren zu ernennen. Da indeß bie je eingeleitete Einrichtung bei Crlaß 
jenes Geſetzes offenbar nicht vorausgeſetzt ift, auch zu mehrerer und ficherer Ents 
widelung jener @inrichtung noch die Binfemmlung mehrfeitiger Erfahrungen und 
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deren gegenfeitiger Austaufch nöthig iſt, fo muß es für jet dabei bewenden, bag 
die 8. Gen. Kom. in jedem Ball, wo es fi um Beilegung der techniſchen Quali⸗ 
fifation an einen Affeflor handelt, an mich berichtet. 

Min. Bl. d. i. V. 18541, ©. 81, Nr. 109.). 


g) ER. der K. Min. des I. u. d. P. (0. Rochow) u. d. F. (v. Als 
vensleben) v. 19. Febr. 1841 an fämmtliche Reg. Präffdten. 

Der Eirf. Erlaß des mitunterz. Min. des J. u. d. P. an die 8. Reg. v. 
8. April 1839, die Beichäftigung der Meg. Aftefioren bei den Auseinanderfeßunges 
behörben betr., hat die damit beabfichtigte Wirkung in fofern nicht erreicht, ala bie 
Zahl derjenigen Aflefforen biefer Kathegorie, welde fih zu ben Geſchaͤften der Gen: 


Kom. feither gemeldet haben, verhältnigmäßig nur gering geblieben it. Es war 


dabei zwar keineswegs die Abfiht, alle Reg. Aflefforen durch bie Bildungsfchule 
der Gen. Kom. gehen zu laflen, dennoch aber muß es im Intereffe der Verwaltung 
dringend gewünfcht werden, daß möglichlt Viele fi) zu dieſer Laufbahn entfchließen. 

Wenn fi einerfeits nit in Abrede ftellen läßt, daß bie Zahl der bei den 
Berwaltungsbehörden befchäftigten Affefforen in neuerer Zeit bergeftalt zugenommen 
hat, dag fie mit dem Bedürfniß nicht mehr im Verhältnig ſteht und daß es an 
hinreichender Beichäftigung für jene Beamten bei den Reg. fehlt; fo bietet anderers 
feits der Wirkungskreis der Auseinanderfegungs-Behörden diefen jungen Geſchafts⸗ 
männern noch ein weites Feld zur Thätigfeit dar, und wenn es auch feineswegs 
die Abfiht fein Tann, alle zu den Gefchäften diefer Behörden übergehenden Reg. 
Affefloren in deren Refiort bleibend anzuitellen, fo wird Doch eine verhältnigmäßige 
Zahl derfelben au dort ihre Unterfommen finden können. Die Beichäftigung bei 
den Gen. Kom. muß nämlih als eine ganz vorzüglihe Bildungsſchule für bie 
jungen Affefforen erachtet werden. Denn nicht allein, daß fie dabei zpitig in eine 
felbARändige Wirffamfeit verfeßt werden, welche durch die fortwährende Berührung 
mit den Partheien und durch die dabei vorfommenden verfhiebenartigften Verhaͤlt⸗ 
niffe in praftifcher Beziehung äußerft Iehrreih für fie werden muß, fonbern bie 
Beihäftigung als Speziallommiffarien verlangt au, im Gegenfaß zu der oft nicht 
ausreichenden Befhäftigung bei den Reg., eine angeftrengte heilſame Thätigfeit, 
weldhe, wenn auch einerfeits nicht ohne Mühfeligfeit, doch andererfeits für die 
folchergeftalt Beſchaͤftigten dadurch Außerft Iohnend wird, daß fie die Nefultate ihrer 
Arbeiten vor Augen haben, ganz abgefehen davon, bag die Memuneration, wel 
den Affefioren für die Gefhäfte der Spezialfommiflarien gewährt wird, ihnen völlig 
ausreihende Subfiftenzmitiel darbietet. Solche Aflefforen werden nad) einer mehrs 
jährigen Beihäftigung bei den Gen. Kom. mit einem reihen Schag von gefams 
melten Kenntniffen und Erfahrungen zu den Reg. zurüdtreten, und für diefe aͤußerſt 
nüglige Mitarbeiter abgeben können. Ganz befonders aber wirb barauf gefehen 
werben, Daß zu ben Domainenbepart. Räthen der Meg. Tünftig in ber Regel ſolche 
Individuen ausgewählt werden, welde jenen Bildungsgang beſchritten haben. 
Aug h RegierungssSuftitiarienftellen wird man vorzugsweife Pole uſtizaſſe ſſoren 
u befoͤrdern We welche bei den Auseinanderfehungss Behörden ihre praftifche 

üchtigfeit bewährt und bei den Gen. Kom. Kenntniß von der praftifchen Anwens 
bung ber landwirthſchaftlichen Geſetzgebung erworben haben. 

Bon biefem Gefichtspunkte aus wolle das K. Regierungs: Präfbium barauf 
Hinwirfen, dag moͤglichſt viele der jüngeren Aſſeſſoren und ber RegierungssReferens 
barien, welche Neigung und Faͤhigkeilen für die Befchäftigung bei den Ben. Kom. 
bliden laflen, ſich für die Benußung dieſer ihnen dargebotenen Bildungsjchule ents 
ſcheiden, und bergleigen Individuen buch Bekanntmachung mit dem ber dortigen 
Meg. in dem Erlaß vom 8. April 1839 mitgeteilten C. R. v. 25. Febr. 1839 
von ben Bedingungen einer folhen Beihäftigung in Kenntniß. zu feßen. Beſon⸗ 
ders wird der Uebertritt folder Affefforen gewünfcht, welche, indem fie das Examen 
als Oberlandesger. Referendarien befanden haben, gleichzeitig die rihterliche Quali⸗ 
fifation mitbringen. 

(Dönniges Land. Kult. Geſ., Bd. 3. ©. 339.) 

h) 6. R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 29. April 
1842 an fämmtlihe Gen. Kom. und an die K. Regierungepraſtd. in der 
Provinz Preußen und zu Frankfurt. 

Wenn ben Auseinanderfegungsbehörhen in den letzten Jahren eine größere 
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Zahl von Juſtiz⸗ und Reg. Aſſeſſoren zur Beihäftigung überwiefen worben iſt, als 
dies früher der Fall war; fo Hat dies feinen Grund Iheilweife zwar in ber Aus⸗ 
behnung, welche die Bejchäfte in verfchiedenen Departements neuerbings gewonnen 
en, ımb noch immer gewinnen, und in dem hieraus herworgerufenen dringenden 
ebürfnig einer Bermehrung ber Arbeitskraͤfte; es knüpfen ſich indeſſen an biefe 
Raaßregel auch noch andere, das allgemeine dienftliche Intereffe berührende 
Rückſichten in fofern, als dabei recht eigentlich auch Darauf gerechnet worben ift, 
daß ein Theil jener jungen Geſchaͤftsmaͤnner nad einer mehrjährigen Befchäftigung 
bei der landwirthſchaftlichen Verwaltung in ihre früheren Berhältniffe zu den Ju⸗ 
Rizbebörben oder den Regierungen zurüdtreten, und bann dorthin einen reichen 
Schatz von Kenntniſſen und Grfahrungen mitnehmen werden, welchen fie in jenen 
Wirkungskreiſen auf das Rüsglichie anwenden können. Durch die Beſchaͤftigung 
bei den Gen. Kom. wirb namentlich den Reg. Aſſeſſoren die günftigfte Belegenheit, 
fh zu tüchtigen DomainensDepart.:Räthen zu bilden, für die Iuftiz-Affefforen aber 
ein um fo größerer Bortheil erwachſen, als ſie ſich dabei auf einem Felde an be: 
wegen haben, weldhes einem größeren Theile der Juſtizbeamten bisher wenig zu⸗ 
gänglic geweien if. Den Juſtiz⸗Aſſeſſoren fol damit endlich auch bie Gelegenbeit 
eboten werben, fig zum Webertritt in die Reg. zu qualifiziven, indem man auf 
ie Afiehoren, namentlich bei ber Befegung ber Reg. Iuftitiarienftellen, ganz be⸗ 
fonders Rückſicht nehmen wird. 

In leßtgedachter Be iehung fömmt es nun jetzt — nachdem durch die E. Verf. 
y. 12. April 1836, 23. Mai 1838, 25. Febr. 1839 und 3. Febr. v. J. nicht allein 
das bienflliche Berhältniß der bei den Auseinanderfepungsbehörben befchäftigten Af- 
fefforen im Allgemeinen, fondern auch der Stufengang ihrer Ausbildung geordnet 
worden, und nad Maagabe diefer Beftimmungen eine nicht unbebeutende Anzahl 
berfelben, theils als SpezialsKommifjarien beputirt, theil zur Hülfsleiftung in bie 
Kollegien wieder einberufen find, — noch darauf an: die Grundfäße, nad denen 
biöher ſchon von mir verfahren ift, und die in einzelnen Fällen den Behörden be: 
reits mitgetheilt ſind, Hier nochmals zufammen zu faflen. 

Die Beihäftigung der Oberlandesgerichte » Affefforen bei einer Auseipander⸗ 
ſetzungebehorde kann allerdings nicht von einer befondern fehriftlichen ober münds 
lien Brüfung über eine beſtimmte Summe von literariſchen und praktiſchen land» 
wirthſchaftlichen Kenntniffen abhängig gemacht, — «6 muß jedoch gewunſcht wer: 
ben, daß jeder, zum bieffeltigen Reſſort übertretende, jüngere Beamte diefer Kathe- 
gorie, mindeftens einige Beit hindurch, bei einem Untergericht gearbeitet, und ſich 
dort im Berhandeln ohne IuflizsKommiffarien Uebung verfchafft Bat, weil die Spe⸗ 
zials Rommiffarien, — für welche Stellung bie Afefforen doch zunaͤchſt und vors 
ugsweiſe befimmt find, — in ber Megel mit den Bartheien unmittelbar, und nicht 
Sellen mit einer großen Zahl von Perfonen aus dem ungebildeten Bürger: unb 
Bauernſtande hr verhandeln haben, deren angemeffene Leitung oft fehr ſchwierig 
bleibt, die Ausbildung bei den Obergerichten allein aber zu einem berartigen Ders 
che wenig Gelegenheit darbietet. Ehen fo raͤthlich iſt es Ferner, daß ber Uebertritt 
der Oberlanbesger. Aſſeſſoren unmittelbar nad der Staatsprüfung flattfinde, damit 
fie, wenn die angeordnete Vorbereitungs⸗Station bei den Kollegien fofort beginnen 
Tann, defto Länger ale Spezial: Rommiffarien zu fungiren im Stande find, bevor 
fie in Rathöftellen aſcendiren; eine Rüdficht, welche für den fihnelleren Betrieb ver 
Sachen, der durch jeden Wechfel des Kommiffarlus mehr oder weniger gefährbet 
wird, unb au der Koftenerfpariß halber, ungemein wichtig ift. 

Es iſt übrigens ſchon früher verſchiedentlich ausgeſprochen worben, daß Fein 
Aſſeſſor zum Miigliede einer Ben. Kom. befördert werden, oder auch nur ale afer 
arbeiter bei einer foldhen ein volles Votum erhalten fönne, bevor er nicht einige 
Zeit hindurch als Spezial: Kommiffarius gearbeitet hat. Bei diefem Grundſatz muß 
es auch für die Zukunft unabaͤnderlich bewenden; von denjenigen Juſtiz⸗Aſſefforen 
aber, weiße nach einer derartigen konimiſſariſchen Beſchaͤftigung von längerer Dauer 

u eg. Aflefforen ernannt zu werden und — zur Berwaltungspartie ganz 
Überzuiseten wünſchen, im Ginverfländniffe mit dem Fin. Min., befonders noch ver: 
langt werben, daß fle in der tegniſqhen Ausbildung wenigſtens ſoweit vorgeſchritten 
find, um ben sub 11. 3. des C. R. v. 3. Febr. v. J. (Min. Bl. 1841 ©. St f.) ge⸗ 
Rellten Anſprüchen genügen zu Finnen, was, mit Rüdfiht auf die urfprüngliche 
Richtung ihrer Ausbildung, die flantswirthfchaftlichen und technifchen Borkenntnifle 
einigermaßen erfeben wird, welche die Reg. Aſſeſſoren fih grundſätzlich ſchon ans 
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geeignet Haben müflen, für eine Erſchwerung der Karriere aber um fo weniger ers 
achtet werben Tann, da fie ihre Verſorgungs⸗Anſprüche bei ber Juſtiz vor im⸗ 
mer noch behalten, und ſonach eben ſowohl auf eine Anſtellung in dieſer Partie, 
als bei der Verwaltung, zaͤhlen dürfen. Auch iſt hierbei zu berückſichtigen, daß, 
ſowie einerſeits die Cinreihung unter die Verwaltungsbeamten mancherlei Vortheile 
für die Oberlandesger. Aſſeſſoren mit ſich führt, welche ſie bei der Juſtiz entbehren, 
ſolches doch andererſeits auch nur ausnahmsweiſe in der Rückficht geidicht, um 
ben Berwaltungsbehörben vielfeitig ansgebilbete Geſchaͤftsmaͤnner nzuführen, unb 
e8 daher ganz angemeflen erfcheint, die Gewährung jener Vortheile an Borauss 
feßungen zu fnüpfen, weldhe das höhere dienſtliche Interefie mit der Sorge für bie 
der Berwaltungspartie unmittelbar angehörigen jüngeren Beamten aus t Wenn 
fona bei Erlangung bes vorgebachten Grades der techniſchen Qualififation fortan 
eine unerläßlihe Bedingung zur definitiven Uebernahme der Oberger. Affeforen in, 
die Verwaltung bleibt; fo wird dieſelbe nicht minder auch dem Intereffe biefer funs 
en Beamten ſelbſt in fofern fehr erfprießlih werben, als ihnen damit, gleich bei 
Übrem Eintritt in die Geſchaͤfte der dieffeitigen Behörden, die Richtung des einzu⸗ 
fhlggenden Bildungsweges und ein beflimmtes Ziel vorgezeichnet if, welches fe bei 
einigermaßen regem Fleiße und fonfliger Geſchaͤftsgewandtheit aanz füglich innerhalb 
laͤngſtens zweier Jahre von dem Beginn ihrer Beichäftigung als Spezial, Kommiflarien 
ab, zu erreichen im Stande fein, und ohne in bie beengenden Formen eines Fr 
lichen Eramens verwielen zu fein, jedenfalls erreihen müffen, wenn fie — 
auch abgeſehen von der Uebernahme in die Reihe der Reg. Affefforen — eine Bes 
förderung in jenem Zweige des Staatsbienfles überhaupt ſichern wollen. Ja «6 
wirb fogar zwedmäßig fein, fowohl ben Juflizs als den Regierungs⸗Afſeſſoren ſchon 
bei ihrem Eintritt zu eröffnen, daß fie bie teanifche Qualiflfation innerhalb bes 
gedachten Zeitraums zu erwerben fich beftreben möchten, und ihnen damit ben Zeit⸗ 
punkt anzudeuten, wo der Rücktritt in die früheren Dienftverhältniffe für die dies⸗ 
feitige Verwaltung event. wünſchenswerih erſcheinen müßte. 

Was hiernähft die, mit einer definitiven Uebernahme ber Juſtiz⸗Aſſeſſoren zur 
Berwaltung verfnupften Folgen anlangt, fo wird ihr Eintritt in bie Reihe der Keg. 
Afteffortn nach der, mit bes Finanzmin. Exc. darüber getroffenen Bereinigung, in 
Gemaͤßheit ihrer Anciennitat bei der Zuftiz flattfinden, und ihnen dadurch nit 
allein ein Anrecht auf Berudfihtigung bei ber Beſetzung von Rathöflellen in ben 
Reg. Kollegien überhaupt eröffnet, fondern auch Bedacht genommen werben, bie 
Suftitiarien bei letztern vorzugsweife aus ber Zahl ber Toldergeftalt ausgebildeten 
Dberger. Aftefforen zu wählen. — Daß es aber den Aflefioren dieſer Kathegorie, 
auch nah Erlangung der tehnifchen Qualifikation, ganz anheimgeftellt bleibe, ob 
fie zu Reg. Afehoren ernannt fein, ober ihrem Rüdtritt zur Juſtiz und ber weis 
tern Berfolgung ihrer dortigen Laufbahn ben Vorzug geben wollen, verficht ſich 
babei von ſelbſt; übrigens kann den als Spezial, Kommilfarien befchäftigten Juſtiz⸗ 
und Reg. Affefforen eine angemeflene Erhöhung ihrer Diäten von bem Beitpunkte, 
wo fie das angedeutete Stadium ihrer tehnifchen Ausbildung erlangt haben, zuges 
fagt, auch eine noch weitere Berbefierung in Ausficht geftellt werden, fobald fe g 
bie vollſtäͤndige Qualififation der Delonomie » Kommiffarien nah II. 4. des G. 8. 
v. 3. Febr. d. I. aneignen und zu den Funktionen der Spezial⸗Konmiſſarien noch 
für längere Zeit verpflichten wollen. 

Da endlich bisher verhältnigmäßig nur wenige Anträge auf Beilegung ber 
techniſchen Qualififation für die als Spezial s Kommiffarien beiääftigten Äſſeſſoren 

ier eingegangen find, fo veranlaffe ich die Herten Dirigenten berjenigen Kollegien, 
ei welchen fi jet ſchon dergleichen jüngere Geſchaͤftsmaͤnner befinden, zur weis 
tern Berichtserſtattung hierüber, um gleichzeitig die Trnennung derjenigen Juſtiz⸗ 
afleforen, welche ſich dazu eignen möchten, zu Reg. Aflefioren in die Wege zu 
en. 


Dagegen iſt es wünfchenswerth, ba diejenigen Juſtiz⸗Aſſeſſoren, welche nicht 
bie —* Applikation beweiſen, oder nicht die Fähigkeiten ein wie 
für ihre Beichäftigung in ben Auseinanberfegungs-Angelegenheiten unerläglih find, 
Pe Beflens wegen, balbigft zum Rücktritt in die Suftizlaufbahn veran⸗ 
erben. 
(Min. 91. d. i. V. 1843 ©. 131 Nr. 185.) 


i) C. R. des K. Min. des I, (Gr. v. Arnim) v. 7. Sept. 1849 an 
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die Direktoren ſaͤmmtlicher Gen. Kom., und an bie Praͤſtd. der K. Meg. 
der Provinz Preußen, und zu Frankfurt und Koblenz. 


Die in den 6. R. v. 25. Webr. 1839 (Ann. S. 82—86), 3. Febr. 1841 
(Nin. Bl. ©. 82) und 28. Ayril 1842 (Min. BI. ©. 131) entwidelte Maaß⸗ 
regel wegen Heranziehung der Reg. und Juflizs Affefioren zu den Geſchaͤften ber 
Landestulturs Partie, wobei bie Abfiht zum Grunde lag, in ben, nad gehöriger 
Borbereitung im Kollegio, ald SpezialsKommiflarien anzuflellenden Affefforen eine 
Pflanzſchule von jungen, für den praftifhen Dienft ber Verwaltung vielfeitiger 
und vollfonmener durchgebildeten Gefchäftsmännern: zu gründen, hat a mehr und 
mehr bewährt. Dies insbefondere da, wo jener Geſichtspunkt von vorn herein feſt⸗ 
gehalten und bemgemäß von den Dirigenten und den Behörben die tedhnifche und 
abminiftrative Ausbilbung ber Affefforen in ben verſchiedenen Stadien mit fleter 
Aufmerkfamkeit verfolgt, und dabei auf die moͤglichſte Förderung derfelben angemefs 
fen hingewirkt if, wo namentlid aber auch beim Vorſchlage der Affefforen zu Spes 
zial-Ronmiffarien mit der nöthigen forgfältigeren Auswahl der für die Auseinans 
derfeßunges wie für bie BerwaltungssBartie überhaupt afengneißen und im yorzügs 
licheren Grabe befähigten Pr Geſchaͤftsmaͤnner zu Werke gegangen ifl. 

Deshalb iſt denn auch bei dem, in neuerer Zeit öfter vorgefommenen Bebürfs 
niß einer Aushülfe unb Ergänzung ber Koliegien bei den Gen. Kom. und Reg. 
vorzugsweife gen auf foldhe Ju he und Reg. Affefforen Rüdfiht genommen, 
welche bei längerer Beichäftigung ale Spezial: Kommiffarien in der Auseinanbers 
feßungesBartie die ölonomifhe Dualifilation erworben und hier ihre voll 
fländigere Befchäftsreife dofumentirt hatten. 

er indeß noch bemerklihe Mangel an foldden, fowie ber aus ben eingegans 
enen Konduitenliten ſich ergebende Umſtand, daß bei einzelnen Auseinanberfegungss 
ehörben mehrere Aſſeſſoren ſchon feit Jahren ale Spezial⸗Kommiſſarien beichäftigt 
werben, ohne bie techniſche Dualififation erworben * haben, veranlaßt mich, die 
K. Praͤſidien und Direftoren, eineotheils an die Aufforderung und Weiſung am 
Schluſſe des G. R. v. 29. April 1842 zu erinnern, anberntheils, da, wo es nicht 
hinreichend geſchehen zu fein fcheint, ben für bie Landeskultur⸗ und bie *7 
tungs⸗Partie beſonders auelifgieten demgemäß auch fernerhin in jener beizubeh 
tenden Aſſeſſoren, hiernaͤchſt aber auch, durch angemefiene Gefchäftszutheilung, nach 
Anleitung der obengebadhten 6. R., die nöthige Gelegenheit zu ihrer technifchen 
Auebilbung zu verſchaffen. 

Es bat indeß die anderweite Beflimmung einzelner, zur Zeit als Spezial Koms 
miffarien fungieender Aſſeſſoren Häuflg darin Anfland gefunden, daß diefelben, uns 
ter Berückſichtigung ber elgenthümlichen Geſchaͤftsverhaͤltniſſe, befondere im Laufe 
der dringendſten Gefchäftsperiode, ohne überwiegenden Nachtheil für bie beiheiligten 
Intereſſenten, den in der Bearbeitung begriffenen ee een nicht fofort ents 
zogen werben durften. Deshalb iR es mir, zunächſt wenigſtens für einige Zeit, 
wünfchenswertb, eine fortgefeßte Ueberſicht, ſowohl über bie befondere Qualififation, 
als über die eiwanige Enlbehrlichkeit der in ihrer gefhäftlichen Ausbildung für bie 
Lanbeskultur-Bartie und die Verwaltung ſchon vorgeſchrittenen, und zwar vorläufig 
nicht bloß der mit techniſcher Dualififation verfehenen, fondern ſaͤmmtlicher, zu 
SpezialsKommiffarien bereits befellter Aſſeſſoren, zu erhalten. Zu dem 
Ende veranlaffe ich die K. Meg. Bräfldien und ref. Direktoren ber Ben. Kom.: 

mir halbjährlich, im Januar und Juli jeben Jahres, eine, im Mebrigen nad 
Anleitung der Konduitenliften gefertigte Nahweifung von den obengedachten 
Aſſeſſoren ihres Depart. einzureichen, in welcher unter einer beſondern Rus 
brik zu bemerken ift, u 
1) ob biefelben je Mitgliedern des Kollegii einer Gen. Kom. ober Meg. 
vorzugsweife qualifizirt erachtet werden, und 
2) ob fie nöthigenfalls zu einem geeigneten Termin, — etwa zum März 
und April oder Sept. und OH, — ohne überwiegenden Nachtheil für 
oo. ben ben Gefchäften derſelben betheiligte Publikum bort erfegt werben 
nnen 
‚ „Die Erwerbung der erforberlichen Anzahl von Feldmeſſern und die fortdauernd 
erwünfähte Heranbildung folder Kommiſſarien, welche zur Klaſſe der praltiſchen 
Landwirte gehören, muß zwar nad wie vor hauptfächlidh den Auseinanderfegunges 
bebörden felbf überlaflen werben. In manchen Provinzen if jedoch an beiderlei 
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Beamten, insbefondere an Geometern, noch fortwährend Mangel, waͤhrend Kin und 
wieber bie bisherige Anzahl, namentlich der Iehtern, nicht mehr genügende Beſchäf⸗ 
tigung und Verdienſt gefunden, unb tüdhtige, in den Geſchaͤften ber Landesfulturs 
Bartie geübte und bewährte Feldmeſſer fich zum großen Nachtheil jenes von der⸗ 
felben zurüdgezogen und zu anderen Beihäftigungen gewendet haben. Um dem 
für die Zukunft möglich zu begegnen, und für die fernere Suſtentation insbefon- 
bere ber älteren, Jahre lang in den Auscinanderfegungsfachen beſchaͤftigt geweſenen 
Beometer, foweit dies nach gegenwärtiger Lage ihrer Dienſtverhaͤltniſſe moͤglich if, 
zu forgen, veraulaffe ich die Präfibien und Dirigenten: > 

mir in jedem vorkommenden Balle, jedenfalls immer bei Einreichung ber 

Jahrestabellen, rechtzeitig auch darüber Anzeige zu magen: 

1) ob ein Geometer oder auch der eine ober andere Kommiflarius, nad 
Maafgabe der vorgefchrittenen Geſchaͤftslage, etwa in einiger Zeit ents 
behrlich geworben fein ober werben follte, desgleidgen anderntheils: 

2) ob ſolche Beamte, und namentlid Weldmefler, in ihrem Depart. auch 
gebraucht und auf längere Zeit dauernd befhäftigt werben fünnen; 

damit auf diefe Weife, unter Benachrichtigung ober Vermittlung meines Min., die 

in einem Bezirke etwa entbehrlih werdenden Beamten für ein anderes, wo das 

Bedürfniß noch obwaltet, nugbar verwendet werden koͤnnen. Dergleihen Augelgen 

dürfen ſich übrigens nur auf durchaus empfehlenswertge Beamte beiber fin, 

und namentlih auf durchaus kıveriäffige und fon erfahrene Feldmeſſer beſchraͤnken. 
(Win. DL d. i. 3. 1843. ©. 240. Nr. 319.) 


k) R. des K. Min. des I. (Br. v. Arnim) v. 28. Dec. 1843 an 
ven Direktor der K. Gen. Kom. zu Stendal. 


Nach den Worten des R. v. 3. Febr. 1841 würbe allerdings auch meine Ges 
nehmigung nöthig fein, um ben bei ben Auseinanderſetzungso⸗Behoͤrden befchäftigten 
Aftefloren die sub 2. angebeuteten Befugniſſe geſtatten. Da indeffen mit lehte⸗ 
ren noch keine eigentlich techniſche Funktion geuͤbt wird, die Aſſeſſoren ſich vielmehr 
hierbei nur innerhalb der Graͤnzen bewegen, welche jedem andern nicht techniſchen 
Kommiſſar geſtattet find, auch ein genauer Nachweis ber dort vorausgefetzten näs 
heren Belanntfchaft mit dem Braktiihen ber Auseinanderfeßungsfachen nicht wehl 
geführt werden kann, fo will ih nad) dem Antrage Ew. ⁊c. ». 11. v. M. hierdurch 
genehmigen, bag diejenigen Affefforen, welche einmal zu ſelbſtſtaͤndigen Aſſeſſoren 

eftimmt worden, aud die in dem oben gedachten R. ad IE. 2. bezeichneten Bes 
fuguiffe erhalten, ohne daß bieferhalb no einmal unter Ginveihung von techni⸗ 
ſchen Arbeiten hierher berichtet wird. 

(Dönniges Land. Kult. Gef. Bd. 3. ©. 338-339.) 


Hh € R. des K. Min. des I. (Bode) v. 3. Nov. 1844 an ſammt⸗ 
liche 8. Sen. Kom. und Reg. 


In dem C. M. v. 3. Febr. 1841 (Min. BL ©. 81) iſt die den Ausrinander⸗ 
fehungs» Behörden durch bie Beflimmung bes $. 7. des Ausführ. Gel. v. 7. Juni 
1821 zugeflandene Befugniß, Delonomielommiffarien zu prüfen und anzuflellen, 
bezüglich auf die als Spezial⸗Kommiſſarien beſchaͤftigten Oberger.s unb Meg. Affefs 
foren vorläufig beichräntt und dem Min. des I. bie jebesmalige Bellegung ber 
unbebingten techniſchen Qualifikation an Beamte tiefer Kathegorie vorbehalten wors 
ben, bis mehrfeitigere Erfahrungen darüber gefammelt fein würden, welche behufs 
ber zu erlaffenden definitiven Beftimmung benugt werben Tönnten. 

Diefe letztere will ich nunmehr,- ben gem Erfahrungen angemeffen, dahin 
treffen, daß die als Spezials Kommiffarien beihäftigten Affefforen von dem Zeit 
punfte ab, wo fie bie bedingte techniſche Qualifikation, weldee das Bingangs ers 
wähnte 6. R. zu II. 3. erwähnt und deren Ertheilung dem Min. wie bisher vors 
b n bleibt, erlangt haben, noch einer ferneren praftifchen Ginübung von mins 
deſtens buei Jahren bebürfen follen, beuor fie fi bie volle Qualiflfation ber 
Delonomiekommiflarien erwerben und dadurch zur Abgabe techniſcher Gutachten in 
—* Inſtanz befähigt fein koöͤnnen. Nach Ablauf dieſes dreijährigen Zeiiraums 
toll: es bee Beurtheilung ber Auseinanberfegungs s Behörben anheimgeftellt bisiben, 
inmisfern bie techniſchen Kenntnifle bes betreffenben Beamten ausreichend erſcheinen 
une Ihm. bie volle Qualifikation eines Defonomielommiffare beizulegen. In einem. 
folgen Falle bedarf es künftig nur ber jebesmaligen Angeige an. das bieffeitige in. 
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Abkürzungen jenes dreijährigen Beitraums ind der Megel nad unzuläffig. 
Sollten In einzelnen Fällen befondere Gründe vorhanden fein, welche eine Aus⸗ 
nahme angemeffen und wünfchenswerth erfcheinen laflen, fo ift darüber, unter fpes 
ziellee Darlegung der obwaltenden Berhältniffe, Bericht zu erftatten, 

(Bin. Bl. d. i. B. 1844. ©. 291. Nr. 341.) 


m) 6. R. des K. Min. des I. (9. Manteuffel) v. 27. Sept. 1845 
an fänntliche K. Gen. Kom. und Meg. 


Die Erwerbung ber techniſchen Dualififation feitens der, nach abfofvirtem 
Stadio bei den Kollegien als Spezial: Kommiffarien angeftellten Juſtiz- und Reg. 
Aftefforen findet in einigen Theilen der Provinz Weftphalen und Sadıfen darin 
befondere Schwierigkeiten, daß bie den Affefforen übertragenen Auseinanderfeguns 
gen bei dem Umfange und der großen Zerflüdelung ber Fefbmarten., wie bei ber 

ebeutenden Anzahl zum Theil noch wenig geneigter und befonders den Spezial 
Separationen widerftrebender Intereffenten, — regelmäßiger Bearbeitung und hers 
vorflechender Gefhäftsfähigkeit ungeachtet, — doch oft erft nach mehreren Jahren 
zue Berechnung und Ausführung bes Plans gelangen können, während anberens 
teile, abgefehen von dergleichen Spezial-Separationen und Gemeinheitstheilungen, 
die Ablöfungsgefchäfte dort feltener Beranlaffung geben, um ökonomiſche Kennt: 
niſſe dabei auszubilden und darzulegen. Da Berhältnifie, wie fie in ben gedachten 
Landestheilen vorkommen, die Auswahl befonders befähigter Befchäftsmänner er⸗ 
fordern, fo würde es um fo unbifliger fein, wenn bie dafelhft mit örtlicher Hands 
habung ter Landeskultur⸗Geſetze beauftragten Beamten gegen andere Konmifferien 
buch den Umſtand eine Zurüdfegung erführen, daß diefe in Provinzen und Lan: 
destheilen flationirt worden, wo weit weniger fchwierige Gefchäftswerhältnifle die 
Grwerbung und den Nachweis der technifchen Qualifikation und die in der Regel 
damit verbundene Berbefferung der Memuneration begünftigen und erleichtern. 

Zur Ausgleihung diefer, vom Direftor der Gen. Kom. zu Stendal ausführs 
lich zur Sprache gebrachten, auch in der Provinz Weltphalen wahrgenommenen, 
um Theil au wohl in der Provinz Schlefien vorhandenen Mißſtaͤnde, eröffne 
is den Behörden und deren PBräfldien in Betreff der Erwerbung und bes Nach⸗ 
weifee der technifchen Dualififation der Affefforen Folgendes. 

Mit der früher feftgehaltenen Anficht fortbauernd einverflanden, daß hinficht⸗ 
lich der nach abgelegter Staatsprüfung in das Meflort der Auseinanderfehungss 
partie eintretenden Aſſeſſoren ein befonderes fchriftliches oder mündlihes Examen 
zum Oekonomie⸗-Kommiſſarius nicht paſſend erfcheint, kommt es allein darauf an, 
Daß dieſe Affefforen denjenigen Grab und Umfang landwirthſchaftlicher Kenntuiffe 
wirklich erwerben, welder zur erfolgreichen Bearbeitung ber Auseinanderfegunges 
geſchaͤfte nothwendig ift und daß fie hierüber dem Kollegio, wie dem Min. — wels 
ches ſich zufolge ©. R. v. 3. Nov. v. I. (Min. BL. ©. 291) die Beilegung ber 
techniſchen Qualifikation nach ber Beftimmung zu II. 3. des C. R. v. 3. Behr. 
1841 (Min. BL. ©. 81 f.) vorbehalten hat — Ueberzengung gewähren. Sowohl 
zur Erwerbung jener Kenntniffe als zum Nachweis berfelben muß die Behörde 
denjenigen Affefforen, welche fie RN Spezials Rommiffarien geeignet befunden Hat, 
Gelegenheit verfchaffen, was im Allgemeinen aflerdinge nur durch eine angemeflene 
Bildung ihres Geſchaͤftskreiſes und namentlih dadurch gefchehen kann, daß ben 
Affefforen auf die moͤglichſt ſelbſtſtaͤndige Bearbeitung folder Auseinanberfeßungen 
— nur innerhalb der in den erlaffenen Cirk. Reftripten angegebenen Grenzen we⸗ 
gen ber techniſchen Gutachten im Prozeßverfahren u. f. w. — überlaffen wird, bei 
welchen mannigfachere landwirthfchaftliche Begenflände und Gefhäftsoperationen 
vorfommen. 

Es ift zunaͤchſt aber eine bee wichtigften Aufgaben der Bräfivien und reſp. 
der Kollegien, insbeſondere der Oberkommiſſarien und techniſchen Mitglieder, den 
Aſſeſſoren während des Stadii beim Kollegio mit Rath und Anleitung zur Grwers 
bung okonomiſcher Kenntniffe behülflich zu fein und fle ſchon während biefer Bes 
riode ihrer Ausbildung in bie Bigenthümlichfeiten ber Landeskulturvarthie durch 
die Art der Arbeiten, welche ihnen zugetheilt werben, wie auf ben in früheren 
Reffripten mehrfach angedeuteten Wegen einzuführen. 

Ob foldgergeflalt ein angemeſſenes Maag wiflenfchaftliher Kenntniſſe, das Tas 
Ient, biefelben anf die in bem Auseinanderfegungsverfahren vorkommenden Fallo 
anzuwenden und ein beſonderes praftifhes Geſchick für Verhandlungen mit den 
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Bariheien bei denjenigen Aflefforen, welche zu Spezial⸗Kommiſſarien vorgeſchlagen 
werben, vorhanden fei, davon wirb beren Theilnahme an ben Sitzungen und an 
den Diekufflonen in denfelben, die Art und Weife, wie bie praltiſchen Arbeiten 
beim Kollegio erledigt werben, und bie fonft gebotene Gelegenheit zur Beobachtung 
folder Gigenfchaften, welche zu einer erfolgreihen Bearbeitung der kommiſſariſchen 
Geſchaͤfte nöthig find, Leit Meberzeugung gewinnen laffen. In 
Diefe Ueberzeugung von ben obengedachten Grforberniffen zu einem tüchtigen 
Spezial Rommiflarius muß vom Praͤſidio reſp. Kollegio ſchon gewonnen fein, bes 
vor für die Beftellung eines Aſſeſſors zum Spezials Kommiffarius_ berichtet wird 
und bevor einem ſolchen jungen Geſchaͤftsmann bie eigene und felbfifländige Leis 
tung der Auseinanderfegungen anvertraut werben foll, indem bei Geſchaͤften biefer 
Art die landwirthſchaftlichen und die juriſtiſchen Geſichtspunkte meiſt eng zufams 
menhängen und der Kommifjarius daher wenigftens die Bebeutung und den Bins 
6 der erfieren auf die Refultate der Verhandlungen vollſtaͤndig muß überſehen 
und beurtheilen koͤnnen; denn fehlt dieſe Einſicht, fo find Mißgriffe und Berleguns 
en ſelbſt bei Vergleichen oft unvermeiblih. Wohnt den Aflefforen diefe Einfiht 
de fo werben fle von felbft erfennen, bei welchen Geſchaͤftsgegenſtaͤnden, auch ab⸗ 
gefehen von prozeſſualiſchen Streitigkeiten über ſolche landwirthſchaftliche Fragen, 
über welche fpäter zu entſcheiden iſt, ſie auf den techniſchen Rath und Beiftand 
bes ihnen im Allgemeinen beigeorbneten Altern und erfahrnern Delonomies Kom: 
miffarius zu refurriven haben. Es ift hier nur anzubeuten, daß durch die Statios 
nirung ber erfleren und bes Ießteren an bemfelben Orie, ein ſolches Geſchaͤftsver⸗ 
bhältnig wefentlich erleichtert wird. 
Die Erfahrung hat gelehrt, daß überall, wo auf die obengebadhte Befähigung 
zum Spezial Kommiffarius beim Borfchlage ber Aflefforen für eine ſolche Stellung 
mit Aufmerkffamfeit und Auswahl gerüdfihtigt und gehalten worden, die Aſſeſſoren 
in verhältnigmäßig kurzer Zeit fi in ber techniſchen Qualifilation foweit vervolls 
fonmet, auch in dem praktiſchen @efchäftsbetriebe fo viel Beweife davon in geluns 
genen Refultaten geliefert haben, daß ihnen jene Qualififation, nad) Befimmung 
des obengenannten Girkular-Refkripts, ausprüdlich beigelegt werben konnte. Hier⸗ 
bei kommt es denn viel weniger auf eine Kenniniß ber Nebenwiſſenſchaften, ber 
Chemie, Phyſik u. ſ. w., dergleichen bei dem rationell vollfommen ausgebildeten 
Landwirth vorausgeſetzt werben, als auf die Kenntniß derjenigen praktiſchen Ge⸗ 
genftände der Landwirthſchaft an, mit benen es bas Auseinanderfegungsverfahren 
zunaͤchſt und unmittelbar zu thun In diefem letzteren muß fi) vorzugsweiſe 
der zum Spezial: Kommiffarius beftellte Aſſeſſor durch den praftifchen Sc aͤftsbe⸗ 
trieb vervolllommnen und befeſtigen, dadurch z. B., daß er mehreren Bonitirungen 
ununterbrochen beiwohnt, vor ber Blananlegung die Feldmarken, unter Suziefung 
ſachverſtaͤndiger Interefienten,. der Boniteure ober eines Dekonomie» Kommiflaril, 
aufmerffam befichtigt, fi über Fruchtfolge und Wirthſchafisſyſtem, über Erträge 
bei Dienftablöfungen, über bie Arbeitskräfte und deren DVerbältniß und Brobuk 
u. |. w. genau informirt, überhaupt jede ſich barbietende Gelegenheit zur Trwer⸗ 
bung, Erweiterung und Defefägung feiner landwirihſchaftlichen Keuntniffe wahr; 
nimmt. Bei einer Iebenbigen Beaufſichtigung der Geſchaͤftsthätigkeit der Kommifs 
farien, wie fie feltens aller Auseinanberfeßungsbehörben borausgefebt werben muß, 
wird demnaͤchſt auch das Kollegium bei feinen Anträgen wegen Beilegung ber ri 
niſchen Dualififation mit vollfommener eigener Weberzeugung fein Urtheil darüber 
ausfprechen koͤnnen, ob ber rechte Gifer für Gewinnung der technifchen Befähigung 
vorhanden und ob demgemaͤß, — auch abgeſehen von ben heurtheilten und dem 
Winifterio eingereichten einzelnen Akten — das Beflreben, ſich techniſch aus zubil⸗ 
ben, überhaupt von erwünſchtem Erfolge geweſen iſt. Auf ein ſolchergeſtalt bes 
geünbetes allgemeines Urtheil des Kollegil wird das Min. vorzugsweife Gewicht 
zu legen eneigt fein. 

s in dann um fo weniger erforberlidh, daß die zu Spezial⸗Kommiſſarien bes 
Rellten Aſſeſſoren ganze Auselinanderfeßungen von ber Ginleitung bis zum Rezeß 
durchgeführt Haben, wie dies behufs Prüfung der Delonomie » Rommiffionsgehülfen 
vorgeſchrieben if, ba diejenigen Geſchaftsmaͤnner, welche die Staatsprüfung abges 
legt Haben, ihre allgemeine gefchäftliche Ausbildung ſchon hierdurch hinreichend 
bofumentirt haben; vielmehr genügt es, wenn biefelben in verſchiedenen Auseins 
anderfeßungen eine zur praftiichen Bewährung ihrer oͤkonomiſchen Ginflten und 
Kenntniſſe hinreichende Anzahl folder Geſchaſtsgegenſtaͤnde mit Geſchice und Grs 
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folg felbR behandelt und bearbeitet haben, welche die Anwendung von landwirih⸗ 
ſchaftlichen Kenntniffen und Cinfichten vorausfeßen und bei denen diefe dokumen⸗ 
tiet worden find. Dazu gehören zweckmaͤßig geleitete Bonitirungen und —8 
en, Berechnungen der Reinertraͤge der verſchiedenen Klaſſen und Arten von Grund⸗ 
ücken und Berechtigungen, wenn daraus hervorgeht, daß bei der Berechnung ober 
bei der Anmenbung der in den techniſchen Inflruftionen vorgezeichneten Werths⸗ 
füge auf bie vorliegenden Verhältniſſe ein eigenes Mrtheil und eine fachgemäße 
Würdigung biefer oͤrtlichen Verhaältniſſe obgewaltet haben, ferner die Anlegun 
von Auselnanderfeßungss und Ablöfungsplänen über Spezial: Separationen, Ku 
hebung von Serpituten, Frohnden, Zehnten, wofern aus ben Berhandlungen und 
deren Refultaten erhellt, daß ber Kommiſſarius fih dabei die allgemeinen Zwede 
ber Landeskultur und bie wirthſchaftlichen Interefien der einzelnen Theilnehmer 
überall gegenwärtig erhalten, die zur Ausgleihung kommenden gegenfeitigen Rechte 
nad) eigenem, durch bie befonderen örtlichen Berhältniffe geleitetem Urtheil, richtig 
abgefhäst und beim Entſchaͤdigungsplane angemeffen berüdfidgtigt Hat. Wird nur 
dies durch die Arbeiten nachgewielen, fo fommt es auf den Umfang der Sachen, 
auf bie röße der Feldmarken und den höheren Werth des Gegenſtandes nicht 
gerabe an. 

Je weniger man von den Affefforen erwarten kann, daß fie fich in wenigen 
Jahren eine vollendete Kenntniß der praftifhen und rationellen Landwirthſchaft 
aneignen, je mehr Werth muß man darauf legen, daß fie das für die vorfommens 
ben GBeihäftsgegenftände genügende Maas landwirthſchaftlicher Kenntnifle nad 
eigenem Urtheil mit richtiger Ginſicht in die Verhaͤltniſſe, fiher und treffend anzu: 
wenden verſtehen. 

Deshalb eignen fi für die Beurtheilung ber tedänifhen Dualififation der 
Aſſeſſoren vorzugsweiſe auch motivirte Vergleihsvorfähläge, ausführliche Entwides 
Iungen von PBlandispofltionen und ganz befonders Butachten in prozeffualiichen 
Angelegenheiten über landwirthſchaftliche Fragen, wobei es auf die Beurtheilung 
ber befonderen örtlichen Berhältniffe und auf die Anwendung allgemeiner Saͤtze 
der Technik und der Abſchätzungskunde auf hergleigen Berhältniffe ankommt. 

Gutachten folder Art können den Affefioren fogar bei Streitigkeiten in zwei⸗ 
tee Inſtanz übertragen werben, um ihre techniſche Ausbildung nachzuweiſen. 

Nur müflen diefe Gutachten von einem DelonomiesKommiffarius, nach Beflns 
den von Kreisverorbneten, und nöthigenfall® an Ort und Stelle revibirt und legas 
Hirt werden, wenn auf Grund berfelben kein Vergleich zu Stande kaͤme, und fie 
der Entfheitung zum runde gelegt werben follen. Selbſt ausführliche gutacht⸗ 
liche Berichte über landwirthſcha ide Begenftände, 3.8. über die neuen Cinrich⸗ 
tungskoſten bei Kapitalverwendungen, welche der Departementsrath prüfen kann, 
find zum Nachweiſe der techniſchen Qualififation wohlgeeignet, 

—* man bei dieſem Nachweiſe die oben angebeuteten Geſichtspunkte im 
Auge, fo wird fi überall Gelegenheit darbieten, die techniſche Ausbildung berjes 
nigen Aſſeſſoren, welche fi für die Auseinanberfehungspartie beflimmt haben und 
dafür geeignet befunden find, zu befördern und zu erweifen. 

Zweckmaäͤßig erfcheint es enblih, daß mit dem Berichte über das feitens ber 
Behörde gewonnene allgemeine Urtheil von der techniſchen Dualififation und mit 
der Genfur der einzureicbenben einzelnen Arbeiten, eine Nachweiſung aller von bem 
betreff. Aſſeſſor während feiner lau als Spezial: Kommiflar bearbeiteten 
Sachen und hierunter derjenigen Geſchaͤftsgegenſtaͤnde, bei welchen «6 auf Anwen: 
dung landwirthſchaftlicher Kenntniffe ankam, nebft einer ganz kurzen Angabe der 
erlangten Refultate, mit eingefenbet werbe. 

(Min. BL d. i. V. 1845. ©. 303. Nr. 332.) 


n) MR. des K. Min. des I. (v. Bodelſchwingh) v. 18. Juni 1846 an 
die K. Gen. Kom. zu Stendal. 


In Anfehung des Verhältniffes der behufs ihrer Ausbildung refp. vor Cr⸗ 
langung der temifigen Dualiflfation bei dem Kollegio befchäftigten Aſſeſſoren finde 
ih mid) veranlaßt, unter Berweifung auf $. V. ber Allerh. Ordre v. 31. Dec. 
1825, Nr. 982. G. S. und ber dazu ergangenen Inftruftion barauf aufmerkfam 
u machen, bag auch foldhen Aſſeſſoren in den ihnen zur Bearbeitung übertragenen 
844 ein Votum zuſteht und es nur Sache bes Praͤſidii bleibt, denſelben bei 
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Bearbeitung einzelner, befonbers ber technifchen, Sachen einen Korreferenten zuzu⸗ 


ordnen, 
(Dönniges Land. Kult. Gef., Br. 3. &. 337.) 


0) R. des K. Min. des I. (v. Bodelſchwingh) v. 22. Febr. 1847 an 
ten Direktor der K. Gen. Kom. zu N. 

Gw. Hochw. erwiebere ih auf die Anfrage v. 4. Febr. d. J., dag die Bes 
fimmungen des C. R. v. 3. Nov. 1844 (Min. Bl. S. 291, Nr. 341.) nit fo 
befchränfend ausgelegt werben können, daß es dazu jebesmal ber diesfeitigen Ge⸗ 
nehmigung bedürfen follte, wenn es fi um Beilegung der unbebingten tecniſchen 
Dualififatton an einen im Kollegium ber betreff. Auseinanderfegungs sBehörben 
befchäftigten Aſſeſſor Handelt. Es bleibt deshald auch der dortigen Gen. Kom. 
überlafien, den Reg. Aſſeſſor N. wenn die fonfligen Bedingungen des allegirten 
Erlaſſes zutreffen, den höheren Grad der techniſchen Befähigung zu erthellen. 

(Min. Bl. d. i. DB. 1847, ©. 53, Nr. 81.) 


3) Benupung der landwirthſchaftl. Lehranftalten zur Aus- 
bildung der Defonomie-RKRonmiffarien. 


6. R. des Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 34. Ian. 1841 an 
fämmtliche 8. Gen. Kom. und Meg., betr. die Benugung ter landwirth⸗ 
ſchaftl. Lehranftalten zur Ausbildung von Del. Kommiffarien, und die Be⸗ 
willigung von Unterftägungen für angehende Dekonomie-Kommiffarien zum 
Befuche Iandwirthichaftlicher Akademien. 


Dur) den Erlag v. 1. Febr. 1837 (Anl. a.) find die Bedingungen feigeftellt 
worden, unter welchen Unterflügungen an Berfonen, die fi) zu Delonomie Roms 
miffarien ausbilden und deshalb eine landwirthſchaftliche Akademie befuchen wollen, 
beantragt werden koͤnnen. 

Ich finde mid bewogen, bei biefen Bedingungen folgende Aenderungen eins 
treten au laflen. 

der Konkurrent aus der Klaffe der praktiſchen Landwirthe, fo muß er 
war nachgewieſen haben, entweder, daß er ſchon ein Jahr lang ein größeres Gut 
—** und nit Erfolg bewirthſchaftet Hat, ober doch, daß er in einer grös 
Beren Landwirthfchaft als Lehrling und Gehülfe mindeſtens 4 Jahr fang befchäftigt 
geweſen. Dagegen bedarf es des Nachweifes der Reife zur Univerfität nicht, fons 
dern bie Reife zur erſten Gymnaſial⸗Klaſſe ift für genügend anzunehmen. Sollte 
auch diefer Grab der Schulbildung fehlen, fo kann ber Konkurrent nur unter bes 
fondern, in jebem einzelnen Falle zu beurtheilenden Umfländen zu dem Stipendium 
zugelaflen werben. 

Wollen Reg.s oder Oberlandesger.:Referendarien eine landwirthſchaftliche Lehr: 
anftalt befuchen, fo ift es nicht erforderlich, daß biefelben zuvor bei einer Ausein⸗ 
anderfeßnngss Behörde gearbeitet haben. Kann die Behoͤrde, welche für einen 
Konkurrenten aus diefer Klaffe die Verleihung bes Stipendiums beantragt, ſich auf 
andere Weife Ueberzeugung verfchaffen, daß berfelbe bie zu einem Spezial: Roms 
miffar erforderlichen Bigenfchaften befigt und zu erwerben verfpricht, fo genügt ber 
gutachtliche Bericht hierüber. 

‚ In allen Bällen aber behalte ich die Bewilligung des Stipendium auch Fünftig 
mir felbft vor, 


Anl. a. 


Se. Maj. der König Haben mittel Allerh. K. O. v. 15. v. M. zu ges 
nehmigen geruht, daß aus den Revenüuen:Weberfchäffen der K. Stammfcdäferel zu 
Brantenfelde die Summe von 600 Rthlr. jührlid dazu verwendet werde, um den⸗ 
jenigen Individuen aus der Klaffe der praftiihen Landwirthe, Reg.⸗ und Ober: 
landesger. Referendarien und Aflefforen, welche ſich der Laufbahn der Oekonomie⸗ 
Komnuiffurien widmen wollen und fih dazu qualifiziven, zum Befuche der land» 
wirthſchaftlichen Lehranftalten zu Eldena, Möglin und Schierau auf 1 bie 
2 Jahre eine Unterflüßung von 200 u jährlih zu bewilligen. 

Zu Folge der Bereinigung bes Geh. Stantsmin. Freih. v. Altenflein, mit 


* 
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bem unterz. Min., fol den Konkurrenten in der Anftalt zu Eldena die Befreiung 
von dem fonft zu entrihtenden Honorare und der Hausmiethe zu flatten kommen 
fo daß biefelben mit einem Zuſchuſſe von 200 Rthlr. jährlich in einem zweijährigen 
Kurfus auszukommen im Stande fein bürften. 

Der Landes-Dekonomieratö Thaer, Direktor der Iandwirtbfchaftlichen Akademie 
zu Möglin, bei welcher das gewöhnliche Honorar, einfhlieglih Wohnung und 
Speifung, 350 Mihle. beträgt, Hat fich erboten, ſich wegen der jener Anflalt zu 
überweifenden Stipendiaten mit 200 Rihlr. zu begnügen. 


Dem Amtsrathe Blod zu Schierau in Schlefien bat, bei ber geringen 
Zahl von Zöglingen, auf weldhe feine Anflalt nur eingerichtet ift, nit angefonnen 
werben fönnen, an dem für jede Stelle beftimmten Honorare von 30 Rthlr. monats 
fi, oder 360 Rthlr. jährlich, etwas fhwinden zu laſſen. 

Man wirb fi daher rüdfichtlich diefer Anftalt darauf befchränfen müffen, beus 
jenigen, welche dieſelbe befuchen wollen, einen Zufhuß von 200 Rihlr. zu ges 
währen und ihnen die Beftreitung des Mehrbetrages felbit zu überlaffen. 

Da das Anerbieten des ıc. Thaer zu Möglin fo günflig ift, daß dort mit 
bem geringften Zuſchnſſe aus den eigenen Mitteln der Konkurrenten ausgelangt 
werden fann, fo hat das Min. bei der dortigen Akademie eine fletige Freiſtelle ge: 
gründet, dergeftalt, daß bafelbft jedenfalls jährlich ein Konkurrent für einen eins 
jährigen Kurjus feine Aufnahme finden wird. 

Dagegen bleibt es wegen ber hiernach noch zur Dispofition verbleibenden 
400 Rthlr. den Konkurrenten überlafien, ob fie entweder die Anftalt zu Eldena 
mit einer Unterflüßung von 200 Rtihlrn. auf ein oder zwei Jahre ober die An- 
Ken zu Möglin oder Schierau mit gleicher Beihulfe auf ein Jahr beziehen 
wollen. 

Die Zahlung wird, je nachdem ſie ſich für eine oder die andere Anſtalt ent⸗ 
feiden, von Jahr zu Jahr im Voraus an die Vorſteher geleiſtet werben. 

Was nun bie Zulaffung zur Bewerbung um biefe Unterftüßung anlangt, ſo 
müflen die Konkurrenten aus der Klaffe der Oekonomen, rüdfihtlih ihrer wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Vorbiſdung, mit dem Zeugniffe ter Reife für die Univerfität aus ber 
Schule milaflen fein, und, wenn fie als praftifche Defonomen nicht ſchon minbeftene 
ein Jahr lang, fei es ald @igenthümer, oder Pächter oder Adminiſtratoren, ein 
oder mehrere große Güter (Rittergüter, Domainen »Borwerfe ıc.) felbfiftändig und 
mit. Orfolg bewirthfchaftet haben, doch mindeftens vier Jahre lang als Behülfen 
in einer Landwirthſchaft von jenem Umfange befchäftigt gewefen fein. 

Wegen der Vorbereitung ber Konkurrenten aus der Klaffe der Referendarien 
fommen die Beflimmungen bes $. 10. der Inftruftion v. 11. April 1836 zur An: 
wendung, wonach dieſelben, und zwar bie Meg. Referendarien mindeflens zwei 
Jahre lang, und die Oberlanbesger. Referendarien, d. i. diejenigen, welche in dem 
weiten Bramen bei den Juſtizbehörden beftanden find, mindeftens ein Jahr lang 

ei einer K. Reg. ober Gen. Kom. gearbeitet haben müflen. 


Megierungs⸗ und Oberlandesgerihts-Affefforen Fönnen ohne Weiteres zur 
Aufnahme in eine landwirthſchaftliche Lehranftult zugelaflen werben. 


Da hierbei das Abſehen auf ſolche Männer gerichtet ift, von denen ſich nad 
ihrer Vorbildung erwarten läßt, daß fie bereinft, wenn fie bie ferneren vorbereiten; 
ben Stufen durchgemacht haben werben, fih zu ObersKommiflarien ober fonft als 
Naͤthe der Provinzial Kollegien eignen dürften, fo hat bie K. Gen. Kom. (die 8. 
Meg.) Ihre Bemühungen vornehmlich dahin zu richten, Reg.⸗ und Oberlandesger.⸗ 
Aflefioren von befonderen Fähigkeiten, bie ng Ihren Gefchäften (den Auseinanders 
ſebungs⸗Geſchaͤften) widmen wollen, zur Benugung biefer Gelegenheit zu_ihrer 
Ausbildung für den oͤkonomiſch technifchen Theil der einem Oekonomie⸗Kommiſſarius 
nöthigen Kenntniffe zu ermuntern, und wirb Diefelbe deshalb auf den anders 
weitig mitgetheilten Erlaß an den Gen, Kommiffarius v. Bonin zu Stendal vom 
heutigen Tage (Ann. Jahrg. 1837, S. 6366) zurüdgewiefen. 

Das Min. behält fi die Bewilligung ber Unterflüßungen vor; wirb deshalb 
aber die Borfchlige der mit den Auseinanderſetzungs⸗-Geſchaͤften beauftragten Bes 
hörben erwarten. Diefe Borfchläge hat die K. Gen. Kom. (die K. Reg), da ber 
Kurfus zu Möglin und Schierau mit dem 1. Oft. beginnt, von Jahr zu Jahr 
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Vängftens bis zum 1. Juli zu machen. Dabei hat Diefelbe zugleich anzuzeigen, für 
welche der Anftalten fi jeder Konkurrent eniſchieden hat. 


Berlin, den 1. Febr. 1837. . 
Der Min. des 3. für Gewerbe: Ang. 
y. Brenn. 


An 
ſanm üüche K. Gen. Kom., ſowie an die 
K. Reg. der Provinz Preußen. 
(Min. BI dv. i. B. 1841, ©. 83, Nr. 110.) 


11. DisziplinareVerhältniß der Oekonomie⸗Kommiſſarien und 
Feldmeſſer. 
Al des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 26. Nov. 1852 
an die KR. Gen. Kom. zu N., betr. die Anmwentung des $. 83. des Diszi⸗ 
plinar-Gef. v. 21. Iult 1852 auf Feldmeffer und Dekonomie-Rommiffarien. 


Der K. Gen. Kom. wird auf bie Anfrage v. 13. d. M. erwibert, daß bie 
Borfchrift des F. 83. des Disziplinar⸗Geſ. v. 21. Juli c. *) auf alle Felbmefler 
und Defonomie : Kommiffarien Anwendung findet, welche die Penſions⸗Berechtigung 
noch nicht befigen, gleihviel in welcher Art ihre Memuneration erfolgt. Gegen bie 
Beamten diefer Kathegorie ift in der Regel ein förmliches Disziplinar s Berfahren 
nicht einzuleiten, vielmehr deren Entlaffung zu verfügen, wenn 7 bei dem gegen 
fie zu eröffnenden fummarifchen Verfahren hinreichende Beranlaffung dazu ergiebt. 

(Min. Bl. dv. i. 8. 1852, ©. 326, Nr. 322.) 


IV, Verſetzungskoſten. 

6 R. des 8. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 31. Ian. 1840 
an fämmtliche K. Gen. Kom. und an die KR. Meg. der Provinz Preußen, 
wegen ter den Delonomie- Kommiffarien bei Verfegungen zu gewährenven 
Vergütungen. 


Zur Befeitigung der Zweifel, welche wegen ber bei Berfebung von Oekono⸗ 
-miesKommifjarien zu gemährenben Bergütiguugen bin und wieder angeregt werben 
find, eröffne ich der K. Gen. Kom. (Reg.), daß 
1) tie in v. Kampp Ann. Bd, 17. (Jahrg. 1833 ©. 282— 384) abgebrudie 
Allerh. 8. O. v. 8. März 1826 überall bloß auf diejenigen Dekonomies 
Kommiffarien Anwendung findet, welche mit Fristen Diäten ud Penſione⸗ 
Anfprüchen verfehen find, indem nur biefe den wirklich angeftellten Beam; 
ten gleich erachtet werben können. 
2) Kommiſſarien biefer Art find nach dem Gabe sub I. 5. gebachter Allerh. 
Ortre zu behandeln und koͤnnen daher, in den geeigneten Faͤllen, wenn fe 
Ramilie haben, 


a) auf allgemeine Umsugefhen . - 2 2: 2 2 0 20. 30 Thlr. 
b) an Transports und Weifefoflen für je 10 Meilen, 4 Thle., 
alfo auf 100 Meilen . » > 2: 2 20 ern 0 ⸗ 
außerdem aber 


c) die regelmäßigen Reiſekoſten für ihre Berfon nach dem Staatsminiſte⸗ 
rialbefchluffe v. 7. März 1827, falle fie aber keine Familie haben, die 

Säße ad a. b. nur zur Halbfchied fordern, wie Ihnen denn auch 
d) die Wohnungsmiethe, welche fie an dem Orte, den fie verlaffen, nach 
ben Deflimmungen bes $. 376. Tit. 21. 6.1.9.2. 8. etwa zu gabs 
len haben möchten, auf befcheinigte Berichtigung vergütigt werben foll. 
3) Sollten außergewöhnliche Umflände eine Erhöhung ber reglementsmäßigen 
Entfhädigungsfäge zuläffig erfcheinen lafien, fo ſind dieſelben beſonders 


1) $. 83. Beamte, welche auf Probe, auf Kündigung ober fonft auf Widers 
ruf angenellt find, Fönnen ohne ein foͤrmliches Disziplinar sBerfahren, von ber 
Behörde, welche ihre Anftellung verfügt hat, entlafien werden. Dem auf Grund 
der Kündigung entlaffenen Beamten ift in allen Faͤllen bis zum Ablauf ber Küns 
digung fein volles Dienſt⸗ Einkommen zu gewähren. 
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werben. 

4) Zu den Bällen, in welchen eine Bergätigung der Umsngsfoften nicht flatts 
finden kann, muß binfihis der DekonomiesKommiflarien auch der gerechnet 
werden, wenn die Verſetzung lediglich deshalb gefchicht, weil die Geſchaͤfte 
Innerhalb der ihnen bisher angewiefenen Bezirke zu Ende geführt find, 
und ihnen deshalb ein anderweiter Diſtrikt angetheilt werben müßte, indem 
die Veränderung der Station dann ebenfalls nur im eigenen Intereſſe des 
DefonomiesKommiffar gefchieht, um ihm neue Arbeit zu verfchaffen. 

5) Wenngleich hiernach den unfleirten Kommiſſarien eine Verſetzungs⸗Eniſchaͤ⸗ 
bigung nicht zußchet, fo will ich es mir dennoch vorbehalten, ihnen eine 
billig mäßige Unterüßung bei einem Umzuge dann zukommen zu laflen, 
wenn dieſer von der vorgefehten Behörde im Interefle des Dienfles anges 
ordnet werben follte und in biefer Art juftiflzirt würde. 

6) Feldmeſſern und ODekonomie⸗Kommiſſions⸗Gehülfen oder Protokollführern 
kaun eine Bergütigung der Art unter einen Umfländen bewilligt werben 
und find deshalb eiwanige dergleichen Anträge fofort zurückzuweiſen. 

(Min. BI. d. i. 8. 1840. ©. 23. Nr. 37.) 


V. Privatrechtliche Verhältniffe der Dekonomie-Rommiffarien. 


1) C. R. des 8. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 31. Oft. 
1840 an fämmtliche 8. Gen. Kom. und Reg., bett. die Bewilligung des 
Onadenmonais für die Hinterbliebenen verflosbener Dekonomie- Kommiffa« 

en. 


Da DelonomiesKommifiarien, welche zwar mit firirten Diäten, aber ohne Pen⸗ 
Konsanfprüche angeftellt find, nicht zu denjenigen Beamten gerechnet werben kon⸗ 
nen, deren Hinterbliebenen im Siune ber Allerh. Befllmmungen v. 27. April 1816 
und 15. Roy. 1819 ein Anfpruch anf Bewilligung des Gnadenmonais zuſteht; 
fo kann auch, wie ich der K. Reg. auf ihren Ber. v. 13. Oft. d. 3. eröffne, den 
Anseinanberfeßungebehörben die ſelbſtſtaͤndige Berleifung einer folchen anenahmes 
weifen Snabenbewilligung nicht geftattet werben, vielmehr iR in folchen Fällen zus 
vor jedesmal eine Genehmigung zur Zahlung der firirten Diäten für den Onaden⸗ 
gehalt einzuholen. Es iR dabei übrigens Feinesweges die Abficht, den hülfsbebürfs 
tigen Binterbliebenen folder Defonomies Kommifjfarien, welche in ihrem Berufe 
längere Zeit hindurch mit Pflichtirene gewirkt haben, vie Ausficht auf diefe Unter⸗ 
—— zu entziehen, vielmehr werde ich in den dazu geeigneten Faͤllen eine ſolche 
Bewilligung gern eintreten laflen. 

In den Berhältuiffen derjenigen Kommiffarien, denen die Penflonsberechtis- 
gung verliehen, wirb dadurch nichts geändert, vielmehr bleibt der K. Reg. bie An« 
weifung der Diäten für die Gnadenzeit zu Gunſten der Hinterbliebenen derſelben 
obne sorgängige Anfrage überlaffen. 

(Min. DI. d. i. B. 1840. ©. 477. Rr. 820.) 

2) 60. des K. Min. des I. (Schulze) v. 21. Juni 1842 an 
fämmtlihe K. Sen. Kom. und Reg., den Beitritt der Defonomie-Rommif- 
farien zur Wittwen⸗Verpflegungs⸗Anſtalt betreffend. 

Des Könige Mai. Hat auf meinen Antrag zu genehmigen geruhet, daß bie 
bei den Auseinanderfebungsbehörben bauernd beichäftigten DefonomiesKommiflarien, 
noch ehe fie in den Genuß eines penfionsberechtigten Dienfteinfommens treten, 
um Ginfauf ihrer Ehefrauen in die K. Witiwens Berpflegungsanflalt mit einer 
—* von hoͤchſtens Cinhundert Thalern, vorbehaltlich einer Fünftigen Erhoͤhung 
derſelben, zugelaſſen werden. Es liegt dabei die Abſicht zum Grunde, den An⸗ 
traͤgen der Hinterbliebenen verſtorbener Dekonomie⸗Kommiſſarien auf —— 
von Penſionen und Erziehungsgeldern, welche ſich in neuerer Zeit ſehr gehäu 
haben, dadurch vorzubeugen, daß den beir. Beamten die Sorge für den künftigen 
Lebensunterhalt ihrer Witiwen und Kinder fo weit als möglich erleichtert wirb. 
Die 8. Ben. Kom, (MReg.) wird daher angewiefen, Ihren DelonomiesRommiflarien 
ebenfo, wie allen anderen zum Einkauf berechtigten Beamten, den Konfens zu ih⸗ 
zer Berbeiratbung ik nur unter ber ansbrüdlichen Bedingung zu ertheilen, 
daß fie den Einkauf ihrer Chefrauen zum naͤchſten Rezeptionstermin- nachweifen, 
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wobei denſelben übrigens, wenn fie zu dem nicht penflonsberechtigten Kommiſſa⸗ 
rien gehören, die Erhöhung der ihnen als Marimalbeirag geftatteten Penſion von 
100 Thlr. durch nachträglichen Cinkauf unbenommen bieibt, fobald fie zu dem 
Genuß einer Benfionsberechtigung gelangen. 

Den Dekonomie:KommiffionssGehülfen hat die K. Gen. Kom. (kteg.) aber, 
wenn fie zu einer Verheirathung fchreiten, bei Ertheilung des Konfenfes die Ber: 
pflichtung aufzuerlegen, ihre Chefrauen in die Wittwenkaſſe einzufanfen, fobald fie 
zu DefonomiesKommifjarien ernannt werben, und überhaupt Shren bereits verbeis 
ratheten jüngeren Kommiffarien zu eröffnen, bag, wenn fe die fich ihnen jept dar⸗ 
bietende Gelegenheit, mit geringen Opfern bie Zufunft ihrer Chefrauen nad, ih; 
zem Tode zu fichern, unbenupt vorübergehen laſſen, auf etwaige Fünftige Unter 
a ihrer Hinterbliebenen Feine HRüdficht genommen werden wird, da 

ch die Anfprüce an die zu derartigen Zwecken beflimmten Bonds dergeſtalt Reis 
gern, daß e6 außer dem Bereich der Möglichkeit liegt, ihnen Genüge zu leiten. 

Es. verficht fich übrigens von felbft, bag, den darüber vorhandenen allgemeis 
nen Beflimmungen gemäß, ſich die Verpflichtung zum Ginfauf in die K. Wittwen⸗ 
faffe durch den Beitritt zur hiefigen v. d. Schulenburgfchen Wittwen⸗Verpfle⸗ 
gungs⸗Anſtalt, wenn berfelbe vergezogen werben follte, erledigt. 

(Min. Bl. d. i. 2. 1842. ©. 219, Nr. 295.) 


3) N. des K. Min. des J., Tantwirthfchaftl. Abih. (Schulze) v. 9. 
Juni 1842 an die 8. Gen. Kom. zu Pofen, betr. die Abpföndung der 
Equipage ter Speztal-Kommiffarien zu Gunſten deren Gläubiger. 


Das Min. kann, wie der K. Gen. Kom. auf die Anfrage v. 7. Maid. S. 
eröffnet wird, Ihre Anficht, daß die Bauipage eines Spezials Kommiffarius ale 
Dienſtfuhrwerk betrachtet und als folches der Abpfändung zu Gunſten der Bläubis 
ger des Eigenthümers entzogen werben müſſe, nicht beipflichten, Hält vielmehr bie 
enfgegengefenle Meinung bes dortigen Oberlandesger. für vollkändig begründet. 

ie 8. Sen. Kom. ftüst Ihre Anficht befonders auf die Zweckmaͤßigkeit ber 
Haltung eigenen Fuhrwerks für den Kommiffar und auf die damit verbundene 
Zeichtigfeit, fich jederzeit ver bendthigten Transportmittel bedienen zu können. Diefe 
anfcheinende Zwertmäßigfeit wird aber hinreichend aufgewogen durch die Betrach⸗ 
tung, daß das Halten eigener Pferde dem Kommiflarius in der Hegel und ohne beſon⸗ 
dere Unglüdsfälle fchon Höher zu ſtehen Fommt, ale wenn er ſich eines Lohnfuhr⸗ 
werke im Akkord bedient. Treten dann noch Unglüdfälle mit ven Pferden hinzu, 
fo fann der Kommiffarius dadurch Teicht in Schulden geflürzt werben, weshalb es 
jedenfalls für ihn voriheilhafter bleibt, mit einem fichern Lohnfuhrmann zu allor⸗ 
diren, wozu es in N. gewiß nicht an @elegenbeit fehlt, wenn nur bie Bezahlung 
regelmäßig geleiftet wird. 

Min. BI. d. 1 V. 1842. E. 220. Nr. 296.) 


A) R. des 8. Din. des I. u. d. P. v. 12. Suni 1823. Die Oeko⸗ 
nomie- Komm. find Staatödiener und als folche zu den Konmunallaften 
anzuziehen. 

Die Sen. Kom. zu Stargard Hat angezeigt, daß fie das G. v. 11. Juli v. 
3. wegen ber Beiträge der Staatsbiener zu den Kommunallaſten anf bie Oeko⸗ 
nomies Kom, nicht anmwenbbar fände, namentlich diefe Beamten nicht ale Staates 
biener betrachte. Die von ber Gen. Kom. befchäftigten Oekonomie⸗Kom. find aber 
nach ben ihnen in Folge der ©. v. 14. Sept. 1811 und 7. Juni 1821, insbefons 
dere der V. v. 20. Juni 1817 obliegenden Gefchäften für unmittelbare Staates 
biener allerdings Fi adıten, und dies ift namentlich auch von dem Herrn Juſt. Min. 
in Beziehung anf tie gegen diefelben in Ginilfachen zu erlaffenden Grefutionen 
anerkannt. CEbenſo hat es Fein Bedenken, daß diejenigen Defonomie-Kom., welche 
mit firieten Diäten angeſtellt find, zur Kathegorie der befolveten Staatspiener zu 
rechnen, und nach ben Befimmungen 88. ft. seq. bee ©. v. 11. Juli v. J. je 
behandeln And. Dagegen aber find allerdings diejenigen Oekonomie⸗Kom., welche 
nur nad Maaßgabe ihrer Beichäftigung remunerirt werben, zu biefer Kathegorie 
nicht zu rechnen, und Hinfichtlich ihrer müflen alfo nach 8. 12. dee ©. bie näm« 
lichen Srunbfäge in Anwendung gebracht werben, welche wegen anderer Einwohs 
ner Rattfinden. 

(Ann. VII. 312.) 
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5) C. R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 7. Der. 
1843 an ſaͤmmtliche 8. Gen. Kom. und landwirtbfchaftl. Abth. der K. 
Reg., fowie an das Nevifiond-Kolleg. und an das K. Landes⸗Oekonomie⸗ 
Kollegium, betr. die Belaffung der Diäten an zur Landwehrübung oder 
Kriegöreferve eingesogenen Dekonomie-Kommiffarlen. 


Dit Bezug auf den biefieitigen Erlaß v. 11. Sept. d. 3. wirb die Gen. Kom. 
ec. benachrichtigt, daß es burch einen unterm 7. Nov. d. 3. gefaßten Staatsnin, 
Beſchluß für zuläfftg erflärt worden ift, daß denjenigen Givilbeamten, welche unter 
den gegenwärtigen Beitverbältniffen zur Landwehr oder zur Kriegsreferve einbes 
rufen worden, oder aus eigener Entfchliegung als Freiwillige bei einem oder dem 
anderen Truppentheile eingetreten find, wenn fie DOffixier-Befolbung beziehen, der 
Betrag der leßteren auf ihre Civilbefoldung nur dann, wenn fie in ihrem Givils 
Dienftverhältuiß vertreten werden müflen, und in foweit, als die Befoldung zu 
den Koften der Bertretung nöthig ift, angerechnet werde. 

In Bezug auf die in den Kollegien und in den Bureaus befchäftigten Ber 
amten wird bie Ausführung biefes Beſchluſſes Teine Schwierigkeiten Haben. Anders 
verhält es fich dagegen mit ben firirten Defonomie-Rommiffarien, theils weil bars 
auf gerechnet if, dag diefe Beamten der Kaffe die firirten Diäten wieder vers 
dienen, und bie Kaffe fomit im Falle einer Nichtvertretung dieſe firirten Diäten 
jedenfalls einbüßt, während ihr diefelben im Falle der Vertretung, wenn ber Stells 
vertreter nicht eima den hoben Diätenfag von 3 Thlr. bezieht, durch deſſen Ge⸗ 
bübrenverbienft ganz ober theilweife eingebracht werben Eönnen, theils aber auch, 
weil nicht in allen Fällen eine regelmäßige Stellvertretung Statt finden, vielmehr 
häufig eine Vertheilung der Arbeiten des betreffenden Kommiſſarius unter die bes 
nachbarten Kommiflarien für zwedmäßiger erachtet werben wird, und in biefem 
alle wegen ber fehr verfchiedenartigen Diätenfäpe diefer Beamten der Betrag der 
eigentlichen Stellveriretungsfoften nur durch fehr fomplizirte und zweifelhafte Bes 
rechnungen wird ermittelt werden Fönnen. 

Es erfcheint deshalb angemeflen, hiernnter ein gleichmäßiges und einfaches 
Berfahren eintreten zu laflen. Zu dieſem Behuf wird befimmt, daß in allen 
Fällen, in welchen ein firirter Spezial Kommiflfarius zur Landwehr einberufen wird 
and Offñziersbeſoldung erhält, der Betrag der Stellvertretungsfoften auf den 
Diätenfag von burchichnittlich 2 Thlen. angenommen, dieſer auf den zur Kafle 
fließenden Diätenbetrag von 3 Thlru. täglich angerechnet werben, und ber Mebers 
fhuß von 1 Thlr. dem einberufenen Kommiffarius jedenfalls auf feine firirten 
Disten zu gut fommen foll, dergeftalt, daß einem folchen Kommiffarins unter allen 
Umfländen von feinen firirten Diäten 1 Thlr. täglich freizulaflen, der Mebrbeirag 
F lee aber event. bis auf Höhe der empfangenen Offiziersbeſoldung einzus 
ebalten iſt. 

Hiernach Hat die 8. Sen. Kom. sc. zu verfahren, wobei endlich noch mit 
Kückſicht auf mehrfach Bier eingegangen Anfragen bemerkt wirb, daß die Anrechnung 
ber erhobenen Offizierbefolbung auf die von dem betreffenden Kommiſſarius eins 
nebüßten temporairen Diäten um beshalb ganz unzuläfftg if, weil berartige 
—** nicht zu dem evinzirten Dienſteinkommen der Beamten dieſer Kathegorie 
gehoͤren. 

(Min. BL d. i. V. 1848, ©. 366, Nr. 454.). 


Zum $. 56. 


1) EM. des K. Min. des I. für Gew. Ang. (Sethe) v. 18. Juli 
1834 an fämmtlihe 8. Gen. Kom. nebfl dem Regul. de eod. wegen der 
Privat» Dermittelungen von Gemeinheitötheilungen, Abldfungen und guts- 
herrlich⸗baͤuerlichen Regulirungen durch die Oekonomie⸗Kommiſſarien. 


Binige in dem Dep. der K. Gen. Kom. vorgekommene Fälle, daß ſich Oelo⸗ 
nomie-Kommijlarien, die von Ihr nicht befchäftigt werden, zur Privat-Bermitielung 
ber von Ihr reffortirenden Gemeinheitstheilungen ıc. bergegeben haben, und babei 
von ganz irrigen Anfichten ausgegangen find, haben dem unterz. Min. die Ber⸗ 
anlaflung dargeboten, das beigefügte Megulativ (Anl. a.) wegen folcher Bermittes 
Iungegefchäfte zu erlaffen. 





. 
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Die 8. Gen. Kom. hat den DekonomiesKommiflarien Ihres Depart. davon 
aunellung zu machen. Die Reg. find bereits von hier ans davon in Kenntnig 
efeht. 
s  Denjenigen Delonomie-Rommifiarien, welche fich fchon Abweichungen von beu 
bier ertheilten, aus den beftehenden Verhaͤltniſſen entwidelten Vorfchriften erlaubt 
haben, oder deren fich künftig fchufdig machen mögten, bat Ste zu eröffnen, daß 
fie bei Wiederholung folcher Fehler zur Verantwortung gezogen, und & nad dem 
Umfange derfelben deren Ahndung und die gänzliche Surüdnahme ihrer Befal- 
Iungen zu erwarten haben würden. 


nl. a. 
Regulativ 
wegen ber BrivatsBermittelung von Gemeinheitstbeilungen, Abs 
ldfungen und gutsherrlichsbänerlichen Regulirungen durch die Delos 
nomiesKommiffarien. 

g. 1. Wie es den Barteien geftattet it, fich über Gemeinpeitetgeltungen, 
Abldfungen und gutßherrlich,bänerlichen Regulirungen felbf zu einigen, unter dem 
Vorbehalte, daß die hierüber auszufertigenden Rezeſſe ben betr. Ben. Kom. ober 
in gewiffen Fällen den Reg. und Gerichten zur Beflätigung eingereicht werben: 
fo bleibt denfelben auch unbenommen, ſich zu ſolchen Privats Bereinigungen der 
Vermittelung der Dekonomies Rommiflarien zu bedienen. Gben fo bleibt es ganz 
dem eigenen Befinden ber Iehteren überlafien, ob fie fidh dem ihnen angetragenen 
—* unterziehen, oder daſſelbe ablehnen wollen. Haben ſie aber bereits Auf⸗ 
wß von der Gen. Kom. übernommen, fo müſſen ſie deren Erlaubniß zu dieſem 
Mebengefchäfte nachfuchen. Dem pflidhtmäßigen Ermefien der Gen. Kom. bleibt 
überlaffen,, wiefern dafielbe mit der orbuungsmäßigen Verrichtung jener Aufträge 
träge vereinbar il. Insbeſondere aber dürfen dergleichen Nebengefchäfte den mit 
firirten Diäten angeftellten DefonomiesKommiflarten nicht geRattet werben, ohne 
— augleldh wegen der ihnen deshalb zurücdzubehaltenden Diäten Berfügung ger 
troffen wird. 

$. 2. Gehen die DelonomiesKommiffarien anf einen foldben Antrag ein, fo 
Rchen ihnen deshalb Keine andere Befugniffe zu, als jedem Privatmann, ber fidh 
dazu hergeben mögte. Alle und jede Berabrebung der Intereffenten, die von ihnen 
niebergefchrieben und von den Intereffenten vollzogen werden, haben alfo nur bie 
Wirkung blos fchriftlicher Erklärungen und Beriräge, und von alle dem, was in 
der 8. v. 20. Juni 1817 und deren Anh. über den dffentlichen Glauben oder ans 
dere Befugniſſe derjenigen DelonomiesRommifiarien beſtimmt iR, die von den Ben. 
Kom. oder anderen kompetenten Behörden mit dem Auftrage zu dergleichen Aus⸗ 
einanderfeßungen verfehen find, findet auf die, ohne ſolchen Auftrag vermittelten 
Gefchäfte und vorbereitenden Verhandlungen nicht Anwendung. 

Sie haben diefe ihre befchränfte Wirkſamkeit nicht nur den Intereflenten, die 
ſich an fie wenden, fondern auch allen benjenigen, mit denen fie vermittelnd in 
Unterbandlung treten, ansdrädlich bekannt zu machen, und fich darüber, daß dies 
gefcheben, durch Berzeichnung in bie von ihnen aufgenommenen Berhandlungen 
und von ihnen vermittelten Verträge auszuweiſen. 

Insbefondere muß in jeder Berbandlung, in welcher ihrer, ber Oekonomie⸗ 
Kommiſſarien, als leitender oder theilnehmender Berfonen gedacht it, auedrüͤcklich 
vermerkt werben, daß fie nicht mit amtlicher Autorität, fondern lediglich ale Ber⸗ 
mittler eines Privat-Ablommens, dabei Eonfurriren. 

Ueberhaupt liegt es ihnen ob, allen Irrthümern ber Jutereſſenten und falfchen 
Maapregeln, die aus der Berwechfelung ber Dualität und Befugniſſe der Spezial⸗ 
Kommiffarien mit der ihnen bei dem PrivatsBermittelungss@eichäfte zuſtaͤndigen 
Wirkſamkeit entRehen fönnen, mit aller Sorgfalt zu begegnen. Dabin gehört 
namentlich, dag die Beranftallung etwa ndthig befundener Bermeflungen und Bers 
meflungesRevifionen Lediglich dem Beſchluſſe und Uebereinkommen der Interefienten 
u überlafien, den letztern auch fowohl die Annahme der Hierzu anszumwählenden 

erfonen, als der Abſchluß des Kontrakts mit denfelben, allein zuftändig if. Wird 
die Bonitirung ndthig gefunden, fo haben fie die Interefienten zu bedeuten, daß 
denfelben bei entſtehenden Streitigkeiten Feine rechtliche Wirkung zufommt, daß die 
Im Wege der Privat⸗Verhandlung veranlaßten Bonitirungen vielmehr zur eigenen 
Suformation der Betheiligten dienen. Daflelbe gilt von dem Gutachten anderer 
Sachverſtaͤndigen und dem eigenen der vermitielnden Delonomies Rommifjarien. 
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$. 3. In allen Fällen möflen fle der Gen. Kom. von bergleichen ihrer Seiis 
angenommenen Privat⸗Geſchäften Anzeige machen. 

$. 4. Intereſſiren bei dem Gefchäfte öffentliche Anflalten und Korporationen, 
deren Bermögens»Berwaltung mittelbar oder unmittelbar unter einer Staatsbes 
börde Acht, fo Haben fie, je nachdem ber Fompetenten Staatsbehörbe die Befugniß 
zuſtaͤndig ifl, bie Auseinanderfegung unter eigene Leitung zu nehmen, oder aber 
der Gen. Kom. deren Vertretung obliegt, biefer oder jener Behörde davon Anzeige 
pr machen, und beren Beſchluß zu erwarten, ob und mit welcher Maaßgabe bies 
elbe die Angelegenheit im Wege ber PrivatsBermittelung gehen laſſen, oder dies 
felbe in den Weg der amtlichen Berhandlung leiten will. 

$.5. Das Nämliche ſindet flatt, wenn ein oder der andere Interefient darauf 
anträgt, daß bie Auseinanderfegung unter Dazwiſchenkunft der kompetenten Behörbe 
verhandelt und fortgefebt werde. 

6. Bet ihrer Bermittelung haben fle die Sntereffenten, im Falle unflatts 
hafter Borfchläge und Anträge, der Unzuläffigleit, alles Ernſtes zu bedeuten; auch 
wie folches und mit welchem Grfolge gefchehen, in ven von ihnen aufgenommenen 
Berhandlungen und Berträgen zu vermerken. 

8.7. Ergiebt fib aus dem Benehmen der Interefienten, bag ihre Vermii⸗ 
telung zu einem angemeflenen @rfolge nicht führen werde: fo müflen fie, zur Vers 
— unnüger Weiterungen und gegenſeitiger Erbitterung davon fofort abſtehen, 
und die Partheien mit ihren Anträgen au bie kompetente Behörde verweiſen. 

$. 8. Kommt bie —ã— der Intereſſenten auf eine ihres Ermeſſens 
zuläffige Art zu Stande, fo haben fie dieſelben zu bewegen, daß fie deren gericht⸗ 
liche oder notarielle Aufnahme, und wenn ſolche erfolgt if, deren Befätigung durch 
die Ben. Kom. nachfuchen. 

$. 9. Im keinem Falle haben fie zu veranlaffen oder bazu mitzuwirken, daß 
vor der vorfchriftemäßigen WBeflätigung bes Mezeffes, oder ohne zuvor eingeholte 
Genehmigung ber fompetenten Behörde, die Ausführung ber auf Landabfindungen 
nad Landeintheilungen gerichteten Abfommen fRlattfindes wohl aber find fie vers 
pflichtet, ber Sen. Kom. fofort, ale die Sache zur Ausführung reif ift, davon Ans 
zeige zn machen. Insbeſondere müſſen fie dieſes unverzüglich thun, fobalb es zu 
ihrer Reuntniß kommt, daß die Interefienten zur Ausführung fchreiten. 

$. 10. Alle Nachrichten, Verhandlungen und DBerträge, welche zur Sache 
gehören, haben fie forgfältig und wohlgeorbnet zufammen zu halten, unb biefelben 
an he bes Geſchaͤfts der Benerals Kommiffion zur weitern Berfügung zu 
überzeichen. 

$. 11. Was endlich die Remuneration ber Dekonomie-Rommtffarien für bers 

feichen Privats@efchäfte anlangt, fo haben fie auf deren Feſtſetzung und Einzie⸗ 

—* durch die General⸗Kommiſſionen keinerlei Anfprüche, vielmehr müſſen fle im 
Halle entſtehenden Streites ihre Anfprüche darauf im ordentlichen Rechtswege gels 
tend machen. 

Berlin, den 18. Juli 1834. 

Min. des 3. für Gew.:Ang. . 
Vermoͤge Auftrags. 


eibe 

(Ann. XVII. 984. — 4. 45). 

2) RM. de8 K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 
12. Oft. 1840 an die K. Gen. Kom. zu Breölau, betr. die Ergänzung 
der von den, Oekonomie⸗Kommiſſarien mit den Partheien aufgenommenen 
Vergleiche und Verhandlungen. 

Die Dienftablöfungen, über welche der DefonomiesKommiffar N. ohne ſpeziellen 
Auftrag Vergleiche und Verhandlungen aufgenommen hat, find mit den Forſtbe⸗ 
rechtiguüngo⸗Ablofungs⸗Sachen ber Herrſchaften N. N., in welchen ex zum Spezial⸗ 
Kommiffar bereits beftellt war, allerdings in Feine folche Verbindung geſetzt worden, 
daß der Ball unter die im 6. 8. der DB. v. 30. Juni 1834 bezeichneten Nebenges 
ſchaͤfte fubfumirt werben Tonnte, und die Abficht der K. Gen. Kom.: 

daß es Ihres desfallfigen befonderen Auftrages bedurfte, 
erfcheint in fofern formell zwar gerechtfertigt. 

Dagegen iR aber auch nicht zu verfennen, daß e6 den Pariheien wünfchens- 
werth fein muß, wenn fle ſich über Abkommen vereinigen, die zur Kognition der 
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Auseinanderfehungs » Behörden gehören, ihre Erklaͤrungen barüber auch fefort vor 
dem SpezialsKommiffar, welcher in einer andern Sache mit ihuen verhandelt, abs 
geben zu Fönnen. Gelingt e8 dem Kommiſſar hierbei, die Bariheien Über bie zwiſchen 
ihnen etwa noch verbliebenen Differenzpunkte durch feine Bermittelung zu verglei⸗ 
chen, fo erhöhet ein folches zuvorfommendes Bemühen des Kommifare gar fehr 
das Vertrauen der Interefienten, deſſen er fo fehr bevarf, um feinen Beruf ganz 
zu erfüllen. Dies Bertrauen zu der Fürſorge der Anseinanderfegungs s Behörben 
für das Intereſſe der Bingefefienen ihres Gefchäfisfreifes muß aber darunter 
leiden, wenn die Gefchäfte ihnen befchwerlicher und Eoftbarer gemacht werben, ale 
es nach ihrer Anficht erforberlich wäre, und als es auch in ber That erforderlich If. 

Die K. Gen. Kom. hätte daher, um bie bei den vom x. N. aufgenommenen 
Verhandlungen mangelhafte Förmlichkeit zu ergänzen, anf einen einfacheren Weg 
denken follen, als der war, die Interefienten vor die Gerichte oder vor einen Rotar 
zu verweifen. Diefee Weg wäre unbedenflih darin zu finden gewefen, daß ber 
DefonomiesKommiffar N. beauftragt worden wäre, über foldhe Abkommen, die nicht 
vollfliändig oder deutlich genug erichienen, dder bei welchen font etwas auszufetzen 
war, weiter zu verhandeln, und demnächft den Rezeß zufammen zu flellen und 
aufzunehmen. 

Aber auch bei folchen Bereinbarungen, bei welchen an fich Feine Ausftellungen 
mehr zu machen waren, und über welche bie aufgenommene Berbandlung fofort 
die Stelle des Rezeſſes vertreten Eonnte, erfcheint es nicht unzuläflig, dag die 8. 
Gen. Rom. auf Anfuchen der Barteien den fehlenden Auftrag durch die Beſtaͤtigung 
des Abkommens nachträglich ergänzt. 

Das Regulativ v. 18. Juli 1834 fchließt ein folches Berfahren nicht ans. 
Veberhaupt ift daſſelbe für folche Fälle zunächft berechnet, wo ein DefonomiesKoms 
miffar, welcher von der AuseinanderfegungesBehörde überhaupt Feine Aufträge zu 
erhalten pflegt, oder doch mit den Kontrahenten ale Spezial⸗Kommiſſar dermalen 
nicht in Geſchaͤftsberührung ſteht, den Vermittler macht. Außerdem aber fpricht 
es auch nur den Grundſatz aus, bag den DefonomiesKommiflarien, fo lange fe 
mit feinem fpeztellen Auftrage von der AusetnanberfegumgssBehörbe verfehen Hub, 
feine anderen Befugniffe zuſtehen, als jedem Brivatmanne, und daß bie fo von 
ihnen aufgenommenen Berbandlungen Feine mehrere Wirkung baben, als bloß 
fchriftliche Erklaͤungen und Berträge. Was aber im diefem Regulativ über bie 
Mittel, den fürmlichen Abſchluß ſolcher PrivatsBerträge herbeizuführen, gefagt if, 
fhließet andere zuläffige Wege, um zu demfelben Zwecke zu gelangen, nicht aus. 

Welcher von diefen zuläffigen Wegen einyufchlagen if, ob die Berweifung ber 
SInterefienten vor bie Berichte ober einen Notar, oder die Befallung eines Spe⸗ 
zial-Kommiſſars zur weitern Bearbeitung ber Sadye, oder die fofortige Prüfnng 
und Beflätigung des Bertrages, welche tie Ergänzung des Aufirages involvirt, 
muß dem Ermeflen der 8. Sen. Kom. in jedem einzelnen Kalle, welcher zu Ihrer 
Verfügung gelangt, überlaffen bleiben. Keinenfalls iR aber der praftifche Ger 
ſichtopunkt und die Pflicht der Gen. Rom. dabei ans ben Augen zu feßen, ben 
Snterefienten zu einer rafchen und wohlfeilen Erledigung ihrer Befchäfte auf afle 
Weiſe behülflich zu fein. 

(Min. Bl. d. i. V. 1840, ©. 478 Nr. 822.) 


Zu SS. 58. u. 59. 


1) R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 7. San. 
1853 an die K. Reg. zu N. Bermeffungs-Resiforen follen night in der⸗ 
felben Sache gleichzeitig als Dekonomie-Rommifftonsgehälfen fungiren. 

‚„Da nach ber von der K. Reg. unterm 30. Maͤrz v. 8 eingereichten Nach⸗ 
weifung von den in den Auseinanderfeßungerüngelegenhelten bes dortigen Bezirks 
befchäftigen Vermeſſungsbeamten einige der Bermeflungs » Reviforen gleichzeitig 
Oekonomie⸗Kommiſſions⸗Gehuͤlfen find; fo wird der K. Reg. anempfohlen, darauf 
De ken ꝛaß here nit in ee e 9 3 Sad gleichzeitig in ihren beis 

mtlichen Bigenfchaften fungiren, wodurch tie Kontrolle verlore e 

Pi * * 2. 1853, ©. 30 Nr. 13). ven gehen warte 

- ded K. Min. für landwirtbfchaftl. Ang. (Bote) v. 21. OK. 
1853 an die K. Gen. Kom. zu N. Unzuläffigreit der Verbindung der 
Geſchaͤfte der Feldmeſſer und Dekonomie-Rommiffionsgehüffen. 
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Das bem R. v. 7. Jan. c. (Min. DI. ©. 30) beigefügte Motiv laͤßt — wie 
der 8. Sen. Kom. auf den Ber. v. 17. v. M. erwibert wird — feinen Hweifel, 
daß jenes R. ebenfowohl auf Feldmeſſer als anf Vermeſſungs⸗Reviſoren zu bes 
ziehen, und daß es fonach unzuläffig if, Feldmeſſer in der nämlichen Sache gleiche 
zeitig mit den Eommiffarifchen und mit ben Vermeſſungs⸗Arbeiten zu beauffragen. 
Die 8. Sen. Kom. bat deshalb dem Feldmeſſer N. in denjenigen Sachen, in denen 
ihm beide Funktionen gleichzeitig übertragen find, eine berfelben abzunehmen. 

(Din. BL. d. i. V. 1853, ©. 266 Nr. 229.) 


Zum $. 60. 


6 ©. des K. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn) v. 19. Mat 
1887 an fämmtliche 8. Sen. Kom. und an die K. Meg. der Provinz - 
Preußen, betr. die Vereidung der ald Spezial» Kommiffarien und Oekono⸗ 
mies Romniifflonsgehülfen anzuftellenten Affefforen und Referendarien. 

Der 8. Sen. Kom. wird auf Ihre Anfrage v. 3. März d. 3. über die Vers 
eidung der als SpezialsKonmiffarien und Oekonomie-Kommiſſions⸗Gehülfen anzu⸗ 
fellenden Affefforen nnd Meferendarien im Ginverfländniffe mit dem Suftizmin. 
Mühler zu Ihrer Nachachtung eröffnet, daß es zwar der befontern Vereidung 
der Reg. und Oberlandbesger. fefleeen und Referendarien, weiche unter dem im 
$. 64. der V. v. 20, Juni 1817 beſtimmſen Vorbehalt, zu SpezialsKommiffarien 
in den zu Ihrem Neffort gehbrigen Auseinanderfegungen ernaunt werben, nicht 
bebarf, daß fie aber eins für allemal als Sachverftändige mit dem für legtere bes 
ftimmten @ide verpflichtet werden müflen, wenn fle zugleich die Sunftionen ber 
Defonomie : Kommiffarten als Bfonomifche Eachverfläubige übernehmen follen. 

(Aun. XXL. 373. — 2. 74.) 


\ 


Bu SC. 61. m. 62. 


1) R. des K. Min. des J., Abth. IT. (Bode) v. 30. Nov. 1842 an 
die 8. Gen. Kom. zu Bredlau, betr. die Inſtruktion der im Neffort der 
Gen. Kom. vorfommenden Prozefie. 

Die Bemerkung in dem Ber. der 8. Gen. Kom., daß bei verwidelten Rechts⸗ 
fireitigfeiten in manchen Ballen bie Inſtruktion beffer durch einen Juſtizbedienten 
geführt werde, als durch einen Oekonomie: Kommiſſarins, befonders wenn letzterer 
zu den unvolllommener ausgebildeten gehört, iſt nicht unbegründet. 

Der K. Gen. Kom. muß Hierin die Beurtheilung des Zwedmäßlgften in jes 
dem einzelnen Kalle überlaffen bleiben. Sie hat dabei aber wohl zu erwägen, 
daß dem nur mit der Infiruftion einzelner Sireitpunfte beauftragten Sufligbeamten 
das lebendige Berwußtfein von dem Zufammenhange berfelben mit der Auseinan⸗ 
berfegung ſelbſt nicht beisohnen kann, wie dem Kommiſſarins der Sache, und letz⸗ 
texer daher weit eher den Prozeß fo zu leiten vermag, daß bie Entſcheidung wirfs 
li als Grundlage des weiteren Ausrinanberfegungsverfahrens genügt. Beſonders 
aber wird nur der Kommiſſarius der Hauptſache im Stande fein, den Pariheien 
mit ugemeienenen, ber Hauptfache foͤrderlichen Bergleichönorfchlägen an die Band 
u geben. 
zu g Hiernach wird nur ſelten genügende Veranlaſſung zur Uebertragung von Pro⸗ 
zeß⸗Inuſtruktionen an Juſtizbeamte obwalten, und ba bie Borfchriften des g. 43. 
der V. v. 30. Juni 1834 die Mitwirfung biefer Beamten auch Bei den Mezeh- 
Bollziehumgen mehrentheile entbehrlich machen, fo ift fein Orund mehr, für fo eins 
zelne Geſchäfte befonbere KreissIuftizkommiflfarien zu beftellen, zumal bas eigents 
liche Motiv der Borfchrift des $. 61. der V. v. 20. Sum 1817, weldes darin 
keftand, dag nach derſelben die Entſcheidung fehr vieler Streiligfeiten den orbents 
lichen Gerichten , und die Juſtruktion berfelben ben Kreis⸗Juſtizkommiſſarien vor 
behalten war, fchon mit der Publikation der Anoführ. DO. v. 7. Juni 1321 weg⸗ 
gefallen iR. Dergleichen einzelne @efchäfte werben zweckmaͤßiger dem Richter, uns 
ter deſſen Sprengel der Ort der Regulirung liegt, oder einem fonft in ber Nähe 
wohnenden Richter übertragen, 

Die 8. Gen. Kom. muß daher wiederholt aufgeforbert werben, durch letztere 
Manfregel, befonders aber burch Belehrung und Bertbildung Ihrer Oekonomie⸗ 


93 





516 Bon den Regulicungen, Abldfungen u. BemeinheltsThellungen. 


Kommiffarten die regelmäßige Mitwirfung von Kreis: Inkistommiffarien 
endlich entbehrlich zu machen. 
(Min. Bi. d. i. V. 1842 ©. 425 Nr. 598.) 


2) R. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 22. Mai 1843 an 
die 8. Gen. Kom. zu Stargard, betr. die gütliche Beilegung von Streitig⸗ 
teilten bei Auseinanderfegungen, ohne Anordnung befonderer Inftruenten. 


Auf den über tie Beſchwerde der Gebrüber W. in der Regnlirungsfache von 
M. unterm 3. d. M. anderweit erftatteten Ber. wird ber K. Gen. Kom. bierturch 
eröffnet, dag es unter den obwaltenden Umfläuden zwar bei der Beftellung des 
Land» und Stabtger. Rathe N. zum Spezial: Kommiffarius für diesmal bewenden 
foll, indeflen wird das Kollegium anderweit angewielen, bas im dortigen Depart. 
‚mehr als ſonſtwo beibehaltene Verfahren der Abordnung befonderer Infruenten 
für die bei Gelegenheit der Auseinandberfepungsfachen enifiehenden Streitigfeiten 
"anfzugeben, und die Grörterung lepterer den zur Bearbeitung des Haugtgeſchaͤfts 
ernannten Spezial: Dekonomie s Rommifjarien zu belafien, indem auf diefe Weiſe 
nicht nur Koflen erfpart, fondern auch — was tie Hauptfache bleibt — die Ber: 
handlungen mehr konzentrirt, von einem beftimmten Geſichtspunkte aus behandelt, 
mithin wefentlich gefördert und viel befier zur Herbeiführung von gütlichen Abs 
fommen benupt werden koͤnnen. 

Für die Spezials Defonomie - Kommiffarien muß e8 dagegen Ehrenfache blei⸗ 
ben, einestheils fo wenig als möglich eigentliche Prozefie entſtehen zu laffen, an: 
derntheile aber die nicht zu vermeidenden felbft zu inſtruiren, und jo bie Leitung 
der ganzen Sache in Ihrer Hand zu behalten. 

Das Min. wird tie Gefchäftsfähigkeit und Tüchtigkeit der Defonomie: Kome 
miffarien insbeſondere auch danach beurtheilen, wie fidh diefelben In die Behand⸗ 
Iung ber entſtehenden Streitigkeiten zu finden willen werben, empfiehlt daher dem 
Kollegio eine ernflere Ueberwachung biefes fchon mehrfach angeregten Gegenſtan⸗ 
des, und überläßt es demfelben, bei geeigneten Faͤllen angemeflene Belehrungen 
u ertheilen, die Spezial⸗Kommiſſarien aber auch im Allgemeinen auf obigen Ge⸗ 
Achtepunft aufmerffam zu machen. 

(Min. DL d. i. DB. 1943 ©, 167 Nr, 208.) 


Zum $. 65. 


1) K. O. v. 31. Dec. 1825, betr. eine aoanderung in der bisherigen 
Drganifation ter Provinzial-Berwaltungs-Behörken. (Litt. D. ad X1.) 


XI. Bäuerliche Regulizungen und Separationen in Demalnen ober den un⸗ 
ter unmittelbarer Derwaltung ber Meg. ober ber Provinzial, Schulfollegien ſtehen⸗ 
den SInfituten, worüber die Reg. auf eigene Verhandlung Bergleiche fchließt, bes 
dürfen Feiner Betätigung der General⸗Kommiſſion. In Anfehung der Regulirunges 
und Auseinanderfegungsfachen, welche bie General⸗Kom. leitet, wobei Gerechtſame 
der Domainen und Forſten, oder der vorgenannten Inftitute wahrzunehmen find, 
Hat die @eneralsKom. nicht unmittelbar mit den Min. zu verhandeln, fonbern an 
bie Reg. Abth. zu fchreiben, und dieſe die nöthigen Erklaͤrungen entweber ſelbſi⸗ 
Ränbig ehyngeben, oder die Minifterials®enehmigung einzuholen. 

erträge und Urkunden über Begenftäute, deren Regulirung anf bem Wege 
ber Provokation bei der GeneralsKommiffion und durch deren Enticheldung bewirkt 
worden if, unterliegen ber Befätigung von Geiten ber General⸗Kom. Iſt aber 
feine Entſcheidung von Seiten der GeneralsKom. erfolgt, fo ſind dergl. Urkunden, 
und felbR die von der GeneralsKom. gefchloffenen Vergleiche, wenn fie bloß den 
Fiokus und deſſen Hinterfafien, ober bie unter ber unmittelbaren Berwaltung der 
Reg. oder der Prov. Schulfollegien ſtehenden Infitute betreffen, nur von ber betr. 
Abth. der Reg. oder dem Prov. Schulfollegio zu genehmigen, und tiefe von’ bems 
felben in der vorgefchriebenen Form ertheilte Genehmigung tes Gefchäfts Kat alle 
— Birkungen und Folgen einer von der General⸗Kom. ertheilten Be⸗ 

gung. 

Die im $. 65. der ©. wegen Drganifation der Gen. Kom. v. 20. Juni 1817 
und in ben 88. 2588, des ©. über die Ausführung der Gemeindeitstheilunge: 
und Abſoſungs⸗Ordn. v. 7. Iuni 1824 vorgeſchriebene Befitigung der Ben. Kom. 
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it daher In den obengebachten Bällen ferner nicht erforberlich, und wird bie tes: 
fattfige Befimmung infoweit Hierdurch ausbrüdlich aufgehoben. 

Ne in vorbemerften Källen bei Publikation dieſer Beſtimmungen fchon abs 
gefchloffenen und von der Gen. Kom. noch nicht beftätigten Berträge (es mögen 
ſolche bei ter Sen. Rom. bereits zur Prüfung vorliegen ober nicht) werben nicht, 
von biefer beflätigt, fontern jur rtheiluug der vorgefchriebenen Genehmigung au 
die nn und Prov. Schulfollegien abgegeben. 

(9. S. 1826 ©. 5. ff.) 


2) K. O. v. 7. Juni 1828 nebft der Inftruft. v. 28. ej. m., beit. 
die Konkurrenz ter Meg. und Prov. Schulfollegien ruͤckſichtlich der von 
ihnen refforiienden Büterverwaltungen bei den zum Geſchaͤftokreiſe ver 
Gen. Kommifilonen gehörigen Auseinanderfegungen. 


Ich genehmige die mit Ihrem Ber. v. 21. v. M. Mir vorgelegte Inftruktion 
(Anl. a.), durch welche die Differentien befeitigt werben, die wegen der Konkurs 
renz ber Reg. und Prov. Schulfollegien rücfichtlich der von ihnen refiortirenden 
Büterverwaltungen bei den zum Befchäfisfreife der Gen. Kom. gehörenden Ans; 
einanderfeßungen unter diefen Behörden eniflanden find. Sch ermächtige Sie ans 
gelragenermaaßen, die betr. Behörben, nach Inhalt der Inftruftion, mit der erfor: 
derlichen Anweiſung zu verfehen. 

Berlin, den 7. Juni 1828, 

Friedrich Wilhelm. 


Au 
die Staatsminifter, Freiherrn 
v. Altenftein, v. Shudmann 
und v. Motz. 


(Anl. a.) 
Inſtruktion. 


Die in der Allerh. K. O. v. 31. Dec. 1825 wegen der Organiſation und 
Amtsbefagniffe der Provinzialbehörben sub Nr. XI. ert eilten Borfchriften werden 
mit Aflerh. Genehmigung wie folgt näher beftimmt und modifizirt. 

‚I. Die Befugniß der Reg. und Prov. Schnifollegien zur Beſtaͤtigung ber 
Auseianderfegungs:Rezele in ben zum Gefchäfikreife ber Gen. Rom. gehörigen 
Angelegenheiten wirt 

2) anf diejenigen Wälle befchränft, in welchen die Auseinanderfefung nach 
‚näherer BeRimmung der V. v. 20. Inni 1817 88. 65., 66. auf eigene 
Verhandlungen jener Behörden im Wege des Vergleichs zu Stande gekom⸗ 
men if; dagegen gebührt 

b) den Gen. Kom. wegen ter von ihnen geleiteten Anselnanderfegungen bie 
Behätigung aller Rezele und Verträge, tie Bäfle nicht ausgenommen, wenn 
diefelben im Wege des Vergleiche zwiſchen dem Fiokus und den unter uns 
mittelbarer Verwaltung der Reg. ober Prov. Schulfollegien ftebenden In⸗ 
fituten, fei es unter ihnen ſelbſt ober mit denen Hinterfaflen zu Stande 
gebracht find. ' 

8%. 2. Das hiernach ($. 1. Litt. a.) den Reg. und Prov. Schulfollegien vers 

bleibende Befläfigungsrecht umfaßt auch diejenigen Fälle, wenn 

a) die Regierungen wegen der zu ihrem Patronat gehörigen Firchlichen Güter 
und Grundſtuͤcke; 

b) diefelben und die Prov. Schulfollegien aus dem Sinterefie des Obereigens 
ſhums ober des Erbverpächters der zu ihrer Verwaltung oder refp. ihrem 
"Batronat gehörigen Domainen und Anftalten, 

die Auseinanderfeßungen unter eigene Leitung zu nehmen ſich veranlaßt finden. 

& 3. Bei den von den Gen. Rom. geleiteten Auseinanderfegungen haben 
pie Reg. und Prov. Schuffollegien den Fiekus und die von ihnen reſſortirenden 
Anſtalten wegen aller zu ihrer Verwaltung gehörigen Güter und gnisherrlichen 
Berechtigungen vefp. ſelbſt zu vertreten, und die unmittelbaren Verwalter, fiskali⸗ 
ſchen Bedienten oder ſonſtigen Bevollmächtigten mit den erforderlichen Autoriſa⸗ 
Honen und Inſtrnktionen zu verſehen, und es liegt ihnen In biefer Beziehung alles 
dasjenige ob, was nach den Befchäfts>Infruftionen der Gen. Kom. von Privat⸗ 
perfonen beigebracht und geleiftet werben muß. 
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Dagegen behält es rüdfichtlich der von ben Gen. Kom. geleiteien Auseinan⸗ 
fehungen 
o .) wegen ber Wahrnehmung aller übrigen fisfalifchen und Tanbespoligeilichen 
SInterefien der Verwaltungs -Refforts, insbefondere wegen der Oberaufſicht 
über tas Vermögen ber Korporgtionen, Vertheilung der öffentlichen und 
Realabgaben u. f. w. bei ter den Gen. Kom, übertragenen Gtellvertretung 
der urdentlichen Staatsbehörben fein Bewenden. 
Diefe Steflvertretung foll denfelben auch in ten von ihnen geleiteten 
Nuseinanderfebungen zufänbig fein. 
b) wegen Wahrnehmung der Patronatsrechte in Betreff ber von tem Pairos 
nat der Reg. reflorfirenden geiftlichen Güter. 
Berlin, d. 30. Juni 1828. 
Der Min. der G., U. u. M. Ang. 
v. Altenfein. 


Der Min. des 93. - Der Fin. Min. 
v. Shudmann. v. Mob. 
(Ann. XI. 676. —3. 51.) 


Dazu: 

NR. ver K. Min. der G., U. u. M. Ang. (v. Altenflein), des I. (v. 
Schumann) u. d. 8. (9. Mop) v. 15. Mai 1829 an die K. Meg. zu 
Frankfurt. 

Die Frage: ob ber $. 2. der Inſtr. v. 30. Juni v. I. den Reg. und Prov.⸗ 
SculsKollegien das Recht beilege, die ihnen nad) $$. 65. 66. der 3. v. 20. Juni 
1817 zuftchenden Regulirungen noch ver fich zu ziehen, wenn fie bereits von ber 
Gen. Kom. eingeleitet worden find? 
nur verneinenb beantwortet werben, ba bergleichen Regulirungen nach dem $. 65. 
cit. nur auf ben Antrag der 8. Reg. von der Sen. Kom. eingeleitet werben, 
erſtere mithin fidy gleich dann enticheiden Fan, ob fie ſelbſt die Leitung ber Sache 
übernehmen wolle, ein Wechfel bierin aber nicht voriheilhaft fein kann, und der 
K. Reg. unbenommen bleibt, einen von ber Gen. Kom. zu beflätigenden Vergleich 
zu bewirken. (Mnn. XIV. S. 67. — 1. 53). 


oa 3) Dengl das ©. v. 21. Aptil 1852. (f. unten zur B. v. 30. Juni 
8. 39, 

4) &. R. des Min. des K. Hauſes (dv. Ladenberg) v. 7. März 1836 
an fämmtliche K. Meg., betr. die Berichterftattungen von Tepteren an erfteres 
in Auseinanderfegungs=Angelegenheiten. 


Es if bisher in Beziehung auf die Brage: in welchen Källen es nach ber 
Beſtimmung ©. 7. lit. d. der Geſchaͤfto⸗Anweiſung v. 31. Dec. 1825, zu den Res 
gulivungen der bäuerlichen Verhaͤltniſſe, einfchließlich der Dienfiverhältuiffe, eigents 
lichen Separationen, Servituts:Abfindungen und Berwandlungen von Zehnten und 
Dienften in Rente, ber Berichterftattung an das Min. bebürfe, wenn dieſe Ope⸗ 
rationen nicht von ben Ben. Kommiffionen, fondern von den K. Weg. felbR ges 
leitet werben, noch nicht übereinftimmend verfahren worden. 

Dei der unverfeunbaren Abficht jener GeichäftesAnweifung, ben K. Reg. gegen 
bie Inſtr. von 1817 eine erweiterte Befugniß beigulegen, halte ich jedoch nicht 
zweifelhaft, daß vie KR. Reg., abgefehen von dem Kalle, wo durch Provokalion bei 
ber Ben. Kom. nad den gefeplihen Bekimmungen die Wahl der Entfchäbigungss 
Art verloren geht, und in welchem daher zu einer ſolchen Provokation ſteis bie 
höhere Genehmigung erforderlich if, fo lange bei den von ihnen geleiteten 
derartigen Dperationen die gefeglichen Vorfchriften vollftändig in 
Anwendung kommen, nur zur Genehmigung zu berichten haben, . 

a) wenn bei Dienflen und Sehnten eine Entfchädigung durch Grundſtücke, flatt 

in Rente, ober . 
b) bei Aufhebung von Servituten eine Entfchäbigung in Rente, flait im 
Grundflüden, beabfichtigt wird; fowie 
c) überhaupt, wenn bie Abfindung oder Enifchädigung eine jährliche Rente 
von 50 Rihlr. in Gelde oder in Land überfleigt; 
und daß es unter biefer Borausfegung auch bei Berechnung bes zu c. beflimmten 
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Belrageo von 50 Rihlr. jährlich, nicht auf bie Entſchaͤdigung, welche die Domaine 
non ſaͤmmtlichen bei bem Gefchäft, jebech ohne gemeinichaftliche Verbindung bes 
Iheiligten Grundbeſitzern zu empfangen, oder beziehungsweife ihnen zu gewähren 
bat, ſondern nur auf diejenige ankommt, welche ſie von jedem einzelnen für fich 
verpflichteten Intereffenten, oder von der Geſammiheit gemeinschaftlich verpflichteter 
Juterefienten zu empfangen, und beziehungsweife jedem einzelnen für fich herechs 
ligten Intereflenten, oder der Geſammtheit gemeinfchaftlich beredytigter Interefienten 
zu gewähren hat. 

So oft dagegen bei dergleichen Operationen von ber vollfländigen Anwendung 
ber gefeplichen Vorſchriften In irgend einer Beziehung abgewichen werben fol, ift 
dazu eben fowohl bie Min. Genehmigung nachzufuchen, wenn das Befchäft von 
ber 8. Reg., als wenn es von ter Gen. Kom. geleitet wird, da auch in Bezies® 
bung auf bie von ber letztern geleiteten berartigen Gefchäfte bie Befimmung: daß 
bie höhere Genehmigung nur einzuholen fei: 

wenn bei Dienken und Zehnten eine Eniſchädigung durch Brundfüde, flait 
in Rente, und bei Aufhebung von Servituten eine Entfchädigung in Rente, 
flatt in Grundſtücken, beabjichtigt wird, 
nur unter ber austrüdlichen Boransfegung gegeben ift, bag tie gefeplichen Vor: 
ſchriften vollfländig zur Anwendung Fommen. 
Hiernach ift daher zu verfahren. 
(Ann. XX. ©. 46. — 1. 29). 


5) EM. des K. Min. tes I. (Gr. v. Arnim) v. 21. Nov. 1842 
an ſaͤmmtliche K. Gen. Kom. und Reg. betr. tie Bollziehung der Namens 
tes Flokus in deren Reſſorts abgefihloffenen Nezeffe und die Wirkung der 
von den Kommiſſarien der Megierungen, ter Provinzial Schulfollegten ıc. 
gepflogenen Berbantlungen. 

Es find Zweifel darfiber entflanden: 

4) ob die Rezeſſe, welde die 8. Reg. und Prov. Schulfollegien auf Grund 
eigener Verhandlungen mit Hinterfaflen des Fiekus abfchliegen und hiernächſt ſelbſt 
beflätigen, oder in dem, im $. 39. der V. v. 30. Juni 1834 erwähnten Kalle an 
die AuselnanderfegungssBehörden zur Beflätigung gelangen laflen, auch von fols 
chen Kommiffarien der Meg., welche weder Mitglieder berfelben, noch Oekonomie⸗ 
Kommiffarien oder Juftizbetiente find, dergeflalt mit rechtlicher Wirkung vollzogen 
werben Fönnen, daß es einer nochmaligen gerichtlichen oder notariellen Bollziehung 
nicht bebarf? 

2) ob den übrigen Verhandlungen der von den K. Reg., Prov. Schulfollegien 
sc. ernannten, nicht zur Kathegorie ber Mitglieder berfelben, der OcfonomiesKom: 
miflarien und ber Juflizbedienten gehörigen Kommifjarien, insbefonbere auch der 
DomsinensRentmeifer, die in $. 00. der DB. v. 20. Juni 1817 näher bezeichnete 
Wirkung beizulegen, und ob namentlic, auf Grund folcher Verhandlungen Ents 
fcbeidungen abgefaßt werben können? 

Ich babe mich | 

ad 1. für die Negative erflärt, da bie im $. 43. der V. v. 30. Juni 1834 
angeordnete Mobififation der Vorfchrift des $. 166. der V. v. 20. Juni 1817 
feine extenfive Snterpretalion geftattet, 

ad 2. dagegen für die Affirmative ausgefprochen, ba ber $. 65. der D. v. 
20. Juni 1817 den Reg. die Wahl der Kommiffarien überläßt, nur im Allgemei- 
nen befimmt, daß letztere qualifiziert fein müflen, über die Qualififation felbf aber 
nichts Näheres feftfept, und hiernach und nach allgemeinen Prinzipien die Beurs 
theilung der Qualififation der fommitlirenden Behörde zugeflanden werben muß. 

Es verfteht fich jedoch von ſelbſt, daß auf Grund folcher Verhandlungen Ent: 
fheidungen nur dann abgefaßt werben fünnen, wenn foldye materiell vollſtaͤndig 
find, und dag, wenn tiefer Fall nicht eintritt, die AuseinanderfegungssBehörben 
fo befugt als verpflichtet find, die Grgänzung der etwanigen Mängel durch einen 
von ihnen zu ernennenden Rommiffarins anznordnen, ohne daß es deswegen einer 
vorgängigen NRüdfprache mit der beit, Meg. ıc. bedarf. Nach diefen Grundſaͤtzen, 
mit benen befage der (Anl. a.) abfchriftlic) anliegenden E. V. v. 29. Oft. d. 
auch ber Geh. Staatsmin. v. Ladenberg einverfanden iR, hat bie K. Ben. 
a en” vorbehaltlich der Ihr als Spruch: Kollegium zuſtehenden Befugniffe, 
zu achen. 
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Anl. a. 

Es find Zweifel darüber entflanden: ob die Mezefie, welche bie K. Weg. auf 
Grund eigener Verhandlungen mit Hinterfaflen des Fiskus abfchließen und hier⸗ 
näcft ſelbſt beflätigen oder in dem im $. 39. der B. v. 30. Juni 1834 erwähnten 
Falle an die Auseinanderfegunges Behörden zur Beftätigung gelangen laffen, auch 
vor folben Rommiffarien der K. Neg., welche weder Mitglieder der letztern, noch 
DekonomiesKommiffarien oder Juſtizbediente find, dergeſtalt mit rechtlicher Wirkung 
vollzogen werden fünnen, daß es einer nochmaligen gerichtlichen oder notariellen 
Vollziehung nicht bedarf. 

gFär die Affirmative iſt angeführt worben, daß, ta ber $. 65. ber B. v. 20, 
Suni 1817 den von den KR. Reg. ernannten Kommiflarien alle Rechte und Ber 
Syflichtungen beilege, welche nach jener DB. den von den K. Gen. Kom. (Auseins 
anderfegungs » Behörden) ernannten Kemmiffarien zuftehen,, ihnen auch die im 
8. 43. der V. v. 30. Juni 1834 den legteen beigelegte Befugniß, rechtgültige Bolls 
ziehungsverhandlungen aufzunehmen, nicht abgefprochen werden fönne, wogegen 
die entgegengefebte Anficht, welche auch das K. Min. des I. theilt, ben 8. 43. 
restrictive interpretiren und blos auf die DefonomiesKommiflarien beziehen will 

Um nun bei biefer Meinungsverfchiedenheit ganz ficher zu gehen und jebem 
Ginwande, welcher fünftig einmal gegen die Mechtisgüftigfeit der von der K. Reg. 
oder Ihren Kommiffarien abgefchlofienen Rezefle in AuseinanderfegungeAngelegens 
beiten erhoben werben Fünnte, im Voraus zu begegnen, fcheint es angemeften, bie 
Anerkennung und Bollziehung dieſer Mezeffe allemal vor Bericht, und zwar in ber 
Regel vor denjenigen Untergerichten bewirken zu lafien, welche zugleich bie kom⸗ 
petenten Hypoihefens Behörden find und daher auch ben Zegitimationspunft voll: 
Händig zu prüfen vermögen. Hierdurch foͤnnen — was hanptfädlich ins Muge zu 
fafien iſt — ben Interefienten nur fehr geringe Koften erwachfen, ba die Gerichte: 
behörben nad $. 9. Nr. 2. des Megul. v. 25. April 1836 nur die baaren Russ 
lagen zu liquibiren befugt find. enn übrigens die K. Meg. in der C. B. v. 
7.März d. J. welche unterm 27. deffelben Mon. vom K. Min. des 3. auch den 
Auseinanberfeßunges’Behörben zur Nachachtung zugefertigt werben, antorifirt worben 
iR, fich für die in Folge von Dismembrationen nothwenbig werdenden Verhand⸗ 
Iungen zur Koflenerfparnig vorzugsweife der Domainen⸗Rentmeiſter zu bedienen, 
fo verfieht es ſich von felbft, daß Hierzu nur ſolche Mentbeamte gewählt werben 
bürfen, welche tie K. Reg. für binlänglich qualifiziert dazu erachtet. 

Daffelbe gilt von den übrigen im S. 65. der ®. v. 20. Juni 1817 erwähns 
ten Verhandlungen. Fehlt es an einem tüchligen Rentbeamten, ober iſt das Ges 
ſchaͤft mit befondern Schwierigkeiten verbunden, fo muß in der Megel ber Domais 
nensDepartementsrath fich der Bearbeitung deſſelben unterziehen und darf diefe 
nur ausnahmeweife, wenn es dem Departementsraihe an Muße fehlt, einem ges 
ſchickten Oekonomie⸗Kommiſſarius ober Juftizbebienten übertragen werden. 

Berlin, d. 29. Oft. 1842, 

Min. des K. Haufes. Zweite Abth. 
v. Ladenberg. 


An 
die 8. Neg. der Provinzen Preußen, 
Brandenburg und Echlefien, fowie an 
biejenigen zu Stettin, Göslin uud 


Magdeburg. 
(Min. BI. d. 1. V. 1842, ©. 404. Nr. 562.) 


Zum Abſchn. I. (SS. 68. fi.) 


R. des K. Min. des I. v. 14. Sept. 1833 an die KR. Gen. Kom. zu 
N. Bei den zum Reſſort der Gen. Kom. gehörigen Gefchäften findet pas 
®. v. 1. Juni 1833 feine Anwendung. 


Es {ft bei dem unterz. Din. zur Frage gefommen, ob nicht das ©. v. 1. Suni 
b. 3. auf die bei den Gen. Kom. vorfommenden Nandats⸗, fummarifchen und 
Bagatells Brogefie Anwendung finde. Nach gepflogener Kommunikation mit bem 
K. Juſt.⸗Min., find beide Min. darüber einverflanden, daß das G. v. 1. Juni 
d. 3. bie zum Reſſort der Gen. Kom. gehörigen Gefchäfte gar nicht, fondern nme 
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das bei ben ordentlichen Gerichten flattfindendende Berfahren Betrifft, ba für 
erfiere in der B. v. 20. Sunt 1817 befondere auf bie Natur verfelben berechnete 
Borfchriften eriheilt find nnd in jenem Gefebe nicht verorbnet if, daß in derſelben 
etwas verändert werden fol. Anch paßt das im G. v. 1. Juni d. 3. beſtimmte Vers 
fahren, wegen ber fummarifchen Prozeſſe zu ber Nainr jener Gefchäfte gar nicht. 

Das mebrerwähnte Geſetz ſetzt nämlich voraus, taß die Sache entweder von 
dem entfcheidenden Kollegio verhantelt wird, oder daß doch der inftruirende Richter 
— sur Abfaſſung des Erkenntniſſes kompetent iſt. Keines von beiden findet 
bei Auseinanderſetzungso⸗Geſchäften ſtatt. Die Natur derſelben erfordert mit we⸗ 
nigen Ausnahmen bie Verhandlung an Ort und Stelle, eine Vertretung ber Par: 
theien durch Iuftizs Kommiffarien iſt nicht geftatiet, die DefonomiesRommiffarien 
haben nur über einige Begenftände eine Entfcheidungs-Befugniß, und es iſt völlig 
unausführbar, ganze Dorfichaften aus allen Theilen der Provinz vor die Gen. 
Kom. zur mündlichen Verhandlung ihrer Prozeß⸗Sachen zu ciliren. 

Berner if es bei Anseinanderfehunge » Sachen umerläßlich,, bag alle Theile 
derfelben in unnnterbrochenem Zuſammenhange bearbeitet werden, weshalb es nur 
nachtheilig fein Fönnte, bei einzelnen Streitpunkten ein abgefondertee Verfahren 
Rattfinden zu laflen. 

Wenn hiernach nun die Befimmungen der V. v. 1. Suni d. 3. wegen bes 
fummarifchen Brozefles auf AuseinanderfegungssAngelegenheiten nicht Anwenbung 
finden und finden fünnen, fo muß ein Sleiches auch notwendig von dem Dans 
daten: Prozeß nach it. 1. jener B. gelten, da biefer Mandate: Brogef, wenn Ein⸗ 
wendungen vorgebracht werben, in der Borm des fummarifchen Prozeſſes zu vers 
handeln if. ($. 3.0. 2. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl, S. 210). 


Zum $. 75. 


1) C. M. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 14. März 
1839 an fämmtliche K. Gen. Kom. und an die K. Meg. der Provinz 
Preußen, betr. das Verfahren in Bällen, wo eine Gemeinde die Beftelung 
von Bevollmächtigten verweigert. 


Auf den, über die Vorſtellung der Gemeinde D. v. 17. Ian. d. 3. unterm 
16. v. M. erftatteten Der. tft deren Geſuch um Nieverfählagung der, von ber K. 
Gen. Kom, fefigefeßten Ordnungsſtrafe nad) dem abſchriftlich anl. Erlaffe vom Heu: 
tigen zuge und aus den darin angegebenen Gründen zwar zurüdgemiefen wor: 
den; — ich Tann mid inzwifchen mit der Anficht des Kollegii, 
„daß eine Gemeinde, welche fi weigert, Bevollmaͤchtigie zu befteflen, hierzu 
dur Orbnungsftrafe anyuhalten fei“, 
nicht einverftanden erflären, in einem ſolchen Kalle vielmehr nur das Kontumazial⸗ 
Verfahren für zuläffig erachten, welches dann allerdings nicht in Der Art zu —8 — 
iſt, daß der Spezial⸗Kommiſſarius die Deputirten auswählt und ſtatt der renitenten 
Gemeinde bevollmächtigt, vielmehr, den Vorſchrifien der 88. 146. ff. der V. v. 
20. Sunt 1817 gemäß, durchgeführt werden Tann und muß. Daß diefe letziere 
auch in einem folgen Kalle zur Anwendung komme, ift nicht bedenklich; denn, ba 
der Spezials Kommiffarius geſetzlich weber berechtigt moch verpflichtet ift, mit einer, 
die Zahl von fünf überfieigenden Mehrheit von Interefienten zu verhandeln, fo 
fann er nad $. 75. ber B. v. 20. Juni 1817 die Beftellung von Deputirten vers 
fangen. Wird biefer feiner Anordnung Feine Folge geleiftet, fo beweifen ſich die 
sten ungehorfam, und dies genügt, um nady $. 185. 1. c. das Kontumazial⸗ 
Berfahren eintreten au laſſen, um fo mehr, als ber Termin, zu welchem eine 
D hrheit von SInterefienten in vorgedachter Zahl, ftatt durch Bevollmaͤchtigte, im 
co ,ore erſcheint, gehörig nicht abgemwartet wird, was biefelbe Wirkung haben 
muß, wie wenn fie in demfelben gar nicht erfdhienen wäre. Das Kontumazials 
Berfahren ift alfo in einem wie in dem andern alle gefeblich wohl begründet. 
Was nun aber die Verfolgung befielben in den einzelnen Studien des Aus: 
einanderſetzungs⸗Geſchaͤfts felbft anlangt, fo muß die Gemeinde oder Mehrheit von 
Intereffenten, welche die Wahl und Bevollmächtigung von Deputirten ablehnt, und 
einen zu biefem Gnde angefeßten Termin vereitelt — abgefehen davon, baß fie bie, 
folpergeftalt unnüg erwachfenen und fofort einzuziehenden Koſten nad 8. 212. ber 
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V. v. 20. Zuni 1817 allein zu tragen hat — zu ben künftigen, bie Fortſetzung 
ber Sache bezwedenden Terminen, ber Vorſchriſt bes 5. 153. 1 c. gemäß, allers 
dings wieber jedoch mit der ausbrüdlichen Auflage, 
„Durch Deputirte bis zur Zahl von Dreien, welche fofort ausreichende Vol: 
—* übergeben, oder eine ſolche im Termine empfangen müßten, zu ers 
einen”, 
vorgelaben, und babei bedeutet werben, baß wenn weder das eine nod das andere 
geſchaͤhe, fie zur Verhandlung in corpore gar nicht zugelaffen, vielmehr dasjenige 
in contumaciam angenommen werben würde, was nad Lage der Sache und dem 
jebesmaligen Zwede bes Termine im $. 146. ff. ber B. v. 20. Juni 1817, nad 
Unterſchied der Fälle, als Folge des Ungehorfums ausgeſprochen worben il. Diefe 
it dann jedesmal in ber Vorlabung ſelbſt anzugeben, und, wie fi} von ſelbſt vers 
fteht, für deren gehörige Infinuation zu forgen. 

Die 8. Gen. Rom, bat Sich — für die Folge zu achten und Ihre 
Spezial: Kommiffarien danach y inftxuiren. 

(Ann. XXIII. 87. — 1. 74.) 

2) R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 14. Mai 1838 
an die K. Meg. zu Münfter, und abfchriftlih an vie 8. Sen. Kom. da» 
felöft, betr. die Ausftelung von Genehmigungs⸗Urkunden, Vollmachten ıc. 
in Auseinanderfegungd-Angelegenheiten Seitens der Regierungen. 


Die dortige Gen. Kom. hat mir von ber Differenz Anzeige gemacht, melde 
jwifchen Ihr und ber K. Meg. darüber entftanderr ift: 
ob auch bie Genehmigungen, Bollmadıten, und fonfligen Erklärungen, welde 
Sie in folden Gemeinheitstheilungs » Sachen ausftellt, bei denen Sie nicht in 
Bertretung des DomainensFisfus, fondern wegen eines dem Staate zuflehenden, 
und Ihr übertragenen Oberaufſichtsrechts zugezogen wird, in der durch bie V. 
v. 31. Der. 1825 sub VIII vorgefhriebenen Form ausgeftellt werden müflen. 
Ich finde mid) dadurch veranlaßt, der K. Meg. zu eröffnen, daß ich die in Ihrem 
Shreiben v. 1.9. M. an bie Gen. Kom. ausgefprohene Weigerung, bie beilie- 
ende, von Ihr unter dem 4. Juni v. I. für den Bürgermeiſter N. ausgefteflte 
ollmacht, dem Berlangen der Gen. Kom. gemäß, durch nachtraͤgliche Hinzufügung 
der Unterfchriften des Abth. Dirigenten und bes Juſtitiarii zu ergänzen, nit bes 
gründet finde. If zur Gültigkeit und Rechtsbefländigfeit eines Geſchaͤfts die Ges 
nehmigung der K. Reg. aus irgend einem Grunde überhaupt nothwenbig, jo kann 
Sie Sich, fofern die Vetheiligten, ober bie das Gefchäft leitenden Behörden ſolches 
verlangen, auch nicht enibrechen, bie besfallfige Erklaͤrung oder die Vollmacht, wos 
duch Sie einen Andern beauftragt, diefe Erklärung abzugeben, in ber für Urkuns 
den vorgefhriebenen Form auszußellen: denn eine folhe Erklaͤrung, Vollmacht ꝛc. 
if in der That eine Urkunde, und die V. v. 31. Dec. 1825 lautet ganz allgemein, 
ohne irgenb einen Unterfied in Beziehung barauf zu maden, in welcher Gigen; 
haft die Reg. bei der Ausftellung auftritt. Wenn es nun au allerdings nicht 
wahrjcheinlih it, dag der in Rede ſtehende AblöfungssBertrag wegen mangelhafter 
Form der Vollmacht für den Bürgermeifter N. angefochten werben würde, und mit 
Erfolg angefochten werben Fönnte, fo gehört doch diefe Frage lediglich zum Reſſort 
der Gen. Kom., welde für die formale Gültigkeit aller von Ihr geleiteten Bers 
handlungen verantwortlih ik, und es war um fo weniger Deranlaflung zu bem 
erhobenen Widerfprud vorhanden, als bie dadurch abgelehnte Hinzufügung zweier 
Unterfriften jedenfalls das einfachite Mittel war, der jetzt entflandenen unnöthigen 
Schreiberei vorzubeugen. 

Die K. Reg. wird daher angewiefen, fowohl bie anliegende Vollmacht, nad 
dem Antrage ber Sen. Kon. zu ergänzen, als auch in allen ähnlihen Fällen bei 
Ausftellung von Genehmigunge-Urkunden, Vollmachten ꝛc. die in der V. v. 31. Der, 
1825 sub VII. vorgefchriebene Form zu beobachten. 

(Ann. XXI. 335. — 2. 60.) 


3) C. N. des 8. Hausmin., Abth. IT., v. 16. Iuli 1838 an fämmt- 
liche K. Reg., betr. tie Form ter von den Megierungen auszuftellenten 
Vollmachten. 

Es iR vor Kurzem ber Ball vorgelommen, daß in einer fisfalifhen Prozeß⸗ 
ſache, die von dem Fiskus gegen das ergangene Appellations » Gräenntniß eingelegte 
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Nichtigkeitsbeſchwerde von dem Ob. Trib. deshalb verworfen worben iſt, weil bie 
dem fisfalifchen Sachwalter zur Führung bes Prozefies von der betr. Reg. ertheilte 
Vollmacht nur vom Abtheilungs- Dirigenten, der aber zugleich Stellvertreter bes 
Präfidenten if, und vom Abtheilungs:Suftitiar, nicht aber auch zugleich vom Praͤſi⸗ 
denten vollzogen, ober doch zu bemerken unterlafien worden ift, daß bie VBollziehung 
des Dirigenten mit in Vertretung bes letztern erfolgt frei. Das Db. Trib. bat uns 
ter biefen Umftänben angenommen, daß es ber Vollmacht an den geſetzlichen Gr: 
forderniffen fehle und bei dieſem Mangel die Nichtigfeitsbefchwerbe nit den Bes 
fimmungen des 6. 11. der V. v. 14. Dec. 1833 entiprecdhe. 

Damit num für die Zukunft ähnlichen, dem Fiskus nachtheiligen Entfcheidiingen 
und fonftigen Nachtheilen vorgebeugt werde, finde ich mic) veranlaßt, der K. Reg. 
die Anweiſung zu eriheilen, bei Vollmachten, fowie bei Urkunden überhaupt, jedes⸗ 
mal, fo oft der Praͤſident des Kollegii wegen Abweſenheit oder fonftiger Verhinde⸗ 
rang durch ben betreffenden Abtheilungs-Dirigenten vertreten wird, dies zur Unter: 
ſchrift des letzteren mit den Worten: 

„für den anmwefenden Präfldenten und als Abtheilungs > Dirigent“ 
vermerken zu laffen. 

(Forni's Zeitfär., Br. 1. ©. 438.) 

4) M. des K. Min. des J. Abth. II. (Bode) v, 29. Nov. 1842 an 
vie 8. Gen. Kom. zu Bofen. Im Auseinanverfegungs » Verfahren bedarf 
es einer Speztal- Vollmacht, fobald es nicht bloß auf vie Inftruftion bes. 
ftimmter Streitpunfte anfommt. 


Das Min. des 3. ift, wie der K. Gen. Kom. auf den Ber. v. 28. v. M. 
eröffnet wird, in Bezug auf die Frage, ob das Auseinanderfeßungs Verfahren im 
Allgemeinen ale ein prozeſſualiſches anzuſehen, und demnach zur Legitimation ber 
dabei erfcheinenden Bevollmächtigten der Partheien eine bloße Brogehvollmadht bins 
reichend ſei? oder ob es dazu in allen Fällen, fobald es nicht blos auf die In⸗ 
ſtruktion beftimmter Streitpunfte anfommt, einer Spezialvollmadıt bebürfe? mit den 
ven dem dortigen Meviflons s Kollegium angenommenen, foyiel hier befannt, aud 
von der Mehrzahl der übrigen Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden fchon laͤngſt befolgten 
Grundfägen, —* ſolche in dem Schreiben v. 7. Juni d. J. auseinandergeſetzt 
find, mit der ſich von ſelbſt verſtehenden Ausdehnung auf alle Auseinander⸗ 
feßungen, vollflommen einverftanden, und fann in ben von Ihr für bie entgegen: 
gejehte Anfiht aufgefellten Argumenten feine Beranlaffung finden, die feinige zu 
ändern. ’ 

Wenn man nämlich auch zugiebt, daß die Huseinanberfegungen zu ben Hand⸗ 
lungen ber freiwilligen Gerihtsbarkeit nicht zu rechnen find, fo folgt daraus immer 
noch nicht, daß biefelben als Prozeſſe anzufehen, und im Allgemeinen nad) ben 
Vorſchriften der Proz. D. zu behandeln find. Auf die letzteren ift zwar in ben 
$$. 107. und 109. der B. v. 20. Juni 1817 jedoch Feineswegs im Allgemeinen, 
— ausdrücklich nur in Beziehung auf die Inſtruktion der Streitpunkte hin⸗ 

ewieſen. 

Das Auseinanderſetzungsgeſchäft unterſcheidet ſich von dem eigenitichen Prozeß 
auch ſchon dadurch, daß ſolches nicht durch Entfcheibung, ſondern durch einen Res 
zeß feine Erledigung findet. Die K. Gen. Kom. meint zwar, dies ſei nur zuweilen 
der Fall, Hat aber überfehen, daß bei jeder Auseinanderfeßung, ſelbſt wenn im 
Laufe derſelben Streitpunkte entflanden, und Entfcheidungen ergangen, der Rezeß 
allemal ten Schlußſtein bildet. 

Daraus, daß die agrarifhe Gefebgebung von Haufe aus bie Zufanımens 

Bringung durch gtliches Webereinfommen und Vergleich empfiehlt, 
würbe zwar allerdings nicht folgen, daß dem Auseinanderfeßungs: Verfahren bie 
Natur eines Prozeß Verfahrens entzogen fei, wenn ihm foldhe überhaupt zuflände; 
indeß findet fi in ber ganzen agrariſchen Geſetzgebung Feine Bellimmung, woburd) 
dem Auseinanderfegungss Berfahren der Charakter eines prozeſſualiſchen beigelegt 
wäre, und die ganze Tendenz der gedachten Geſetzgebung fpricht offenbar gegen 
die Annahme, daß der Gefeßgeber dem Verfahren dieſen Charakter habe beilegen 
wollen, und nur unterlaffen, ſolches deutlich auozuſprechen. u 

Der Unterſchied, weichen die K. Gen. Rom. zwiſchen der Befeitigung einer 
Auseinanderfehung im geſetzlichen Wege, und im Wege des Vergleichs findet, 
enibehrt der gefehlichen Begründung. In bem einen wie in bem anbern Falle 
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Tommt es babei auf bie petita ber Betheiligten nır ganz im Allgemeinen, anf beren 
fpezielle Anträge aber gar nicht an; vielmehr hat, fobalb überhaupt eine Ausein- 
anderfegung ftattfindet, die Behörbe alles Weitere ex oficio zu erörtern und ſegu⸗ 
ſetzen, und hierin allein liegt ſchon einer der weſentlichſten Gruͤnde gegen die An⸗ 
nahme der K. Gen. Kom. Ueberhaupt beruht faſt Alles, was die K. Gen. Kom. 
zur Begründung ber entgegengefeßten Anficht ausführt, auf einer petitio principii; 
nämlich auf ber Vorausfekung, daß nach allgemeinen Grundfäßen das Auseins 
anderſetzungs⸗Verfahren als ein progeffualitches anzufehen fei, und das Begentheil 
ſpeziell dargethan werden müſſe. Dies aber ift gerabe in Abrebe zu ſtellen. Wenn 
die 8. Gen. Kom. Feine Borfhrift aufzufinden german, weldhe ber von Ihr ver: 
theidigten Anſicht entgegenflänbe, fo ift anderer Seits Feine Beſtimmung vorhanden, 
wodurch biefelbe unterflügt wird. — Nirgends findet ſich eine Vorſchrift, daß bie 
für Prozeſſe auslänglichen Prozeßvollmachten auch im Auseinanderfeßungs-Berfahren 
ausreichten, im &egentheile finden, wie ſchon gefagt, die Borfchriften der Proz. D. 
nur dann Anwendung, wenn bei obwaltenden Streitigfeiten eine Inftruftion nöfhig 
wirb. 

Ganz unerhebli it das Bedenken der K. Gen. Kom. hinfiili der Befug⸗ 
nig der Auseinanderfegungss Behörden zur Abforderung von Spezial: Bollmadhten, 
denn biefe folgt fchon aus ber Borfährift der SS. 74. und 78. der B. v. 20. Juni 
1817. Wird von ben flatt der eigentlich zum perföntichen Erſcheinen verpfligteten 
„Bartheien auftretenden Bevollmaͤchtigten nur eine Prozeßvollmacht eingereicht, fo if 
der Zweck ftets gefährdet, fobald nicht von der Inftruftion einzelner Streitpunkte 
allein die Rebe iR, und es ift daher außer biefem Ball allemal zureichender Grund, 
das perfönliche Grfcheinen der Partheien zu verlangen. Hieraus aber folgt wieber 
bie Befugniß der Auseinanderfeßungs= Behörde, die Dispenfation vom perfönlicden 
Grfcheinen, und die Erlanbniß zur Vertretung durch einen Bevollmächtigten von 
ber Ertheilung einer zureichenden Vollmacht abhängig zu machen. 

em Antrage der 8. Gen. Kom. kann daher überall Feine Folge gegeben 
werden. 

(Min. BI. d. i. V. 1842, ©. 423, Nr. 596.) 


5) R. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 17. März 1843 an 
die K. Sen. Kom. zu Bofen, denſelben Gegenſtand betr. 


Das Min. des I. kann fi durch die in dem anderweiten Ber. der K. Gen. 
Kom. v. 19. Jan. d. J. vorgetragenen Bedenken nicht veranlagt finden, die Berf. 
v. 29. Nov. v. I. (Min. Bl. d. i. V. 1842, ©. 423) wegen Beichaffenheit der 
bei Auseinanderfeßungen erforderlichen Vollmachten zu mobifiziren. Die 2. v. 
- 20. Juni 1817 und v. 30. Juni 1834, welche in Verbindung mit der B. ©. 
7. Juni 1821 über Ausführung der Gem. Th. und Abloöſ. D. an die Stelle bes 
Tit. XIII. Tit, I. der A. G. O. getreten find, und jeßt die Norm für das bei den 
Austinanderfekungen zu beobachtende Berfahren bifden, enthalten feine Beftims 
mungen, woraus fih folgern ließe, daß biefes Verfahren Tebiglih den Eharafter 
eines Prozefies an ſich trage, und dog dabei überall, wo nicht ausbrüdlidh ein 
Anderes vorgefhrieben, die Borfchriften der Proz. O. befolgt werben folfen; jene 
Geſetze beftimmen im Begentheil, daß biefe Prozeß-Vorſchriften bei den Auseinanders 
fegungen nur bann die Norm bilden, wenn dabei Streitpunfte zu erörtern und zur 
Entfiheidung vorzubereiten find. 

efonders deutlich erhellt dies, abgefehen von ven ſchon früher erwähnten 

88. 107. und 109. der 3. v. 20. Juni 1817, aus den von der K. Gen. Kom. 
jest in Bezug genommenen 68. 145. ff. der gedachten V. in Betreff des Kontus 
mazial-Berfahrene. Darin ift nämlich Feinesweges auf die Vorfchriften der Bro. O. 
überhaupt, und auf den im 8. 14. Einl. zu berfelben aufgeftelften allgemeinen 
Grundſatz über die Folgen des Ungehorfams‘ verwiefen, fondern es find die Folgen 
des ungehorfamen Ausbleibens in den zu Verhandlungen in Auseinanderſetzungs⸗ 
Sachen anberaumten Terminen, je nad) dem Zweck der letzteren ſpeziell feſtgeſeht, 
und bie Vorſchriften bee A. G. O. lediglich im F. 150. für den Fall in Ben 
genommen, wenn ber Termin zur Inftruftton früher angebradter Streitpunfte ber 
immt war. Daher fann denn aud) daraus," daß weber bie gedachte V., noch die 

übrigen, das Verfahren in Auseinanderfeßungs-Angelegenheiten beixefienben Geſetze 
über bie Form der Vollmachten etwas befonderes beflimmen, nicht geſchloſſen wers 
den, daß bei Auseinanderfehungen nur bie fiber Prozeß⸗Vollmachten erlafienen 
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Borfähriften der 85. 30. und 3. Tir 3. Th. J. der A. G. O. maaßgebend feien, 
fonbern es Tönnen, ſobald «6 ſich nicht lediglich von Inſtruktion einzelner babei 
Dervorgetzelener Streitpunfte handelt, nur die allgemeinen, über Vollmachten users 
haupt beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften als enticheidend betrachtet werben. 

Hiernad if zwar die Form der Vollmachten von den Handlungen abhängig, 
welche auf Grund berfelben von den Bevollmächtigten Yorgenommen werben follen, 
und eine Spezial⸗Vollmacht im vegenſat von einer gewoͤhnlichen ſchriftlichen nur 
zu den in ben $$. 99. fi. des A. L. R. Th. I. Tit. 13. und in einigen anderen, 
ganz fpezielle Beſtimmungen enthaltenden Geſetzſtellen ausdrüdlich erwähnten Hand⸗ 
ungen erforberlich, indeß find letztere von ber Art, daß fie bei Auseinanders 
feßungen, — beren Zwei ja immer in der Aufhebung dinglicher Rechte beſteht — 
in jedem Stadio des Verfahrens vorkommen, oder doch moͤglicherweiſe vorkonmen 
fönnen, und es ift daher um fo unbedenklicher bei Auseinanderfegungen, wenigftens 
der Regel nach, nur ſolche Bevollmaͤchtigte zugulaſe welche bereits mit einer, in 
Gemaͤßheit der Vorſchrift des 6. 115. des A. 8. R. Thl. I. Tit. 13. gerichtlich 
oder coram Noturio ansgeitellten oder rekognoozirten Spezial⸗Vollmacht verſehen 
ſind, als auch der B. v. 20. Juni 1817 die Verhandlungen in Außeinanderfegunge- 
Sehen in der Megel ununterbrochen fortgefeßt und tie Grffärungen ber Bevolls 
mädhligten durch Rüdfragen niemals aufgehalten werben follen, biefen Borfchriften 
aber nur genügt werden fann, wenn die Bevollmächtigten außer der im $. 79. ber 
gebachten B. fpeziell erwähnten zureichenden Information, auch mit einer für alle 
möglicher Weile vorfommenden Fälle genügenden Vollmacht -verfehen find. 

die in dem Bericht in Bezug genommenen früheren Verfügungen des 
Min. betrifft, in denen bie Exekutions-Vollſtreckung aus den vor ben Spezial: 
Kenmiffarten abgefhlofenen Vergleichen mit dem Bemerken für zuläffig erflärt 
worden, daß das Auseinanderfegungs-Verfahren als ein progeflualifcrs im weiteren 
Sinne anzufehen fei, fo if der zwiſchen denſelben und ber Verf. v. 29. Nov. 
v. 3. nad der Anfiht der K. Gen. Kom. obwaltende Widerſpruch in der That nur 
ein ſcheinbarer, benn die erwähnte, von berfelben bervorgehobene Bemerkung ift 
nur in fpezieller Beziehung auf Bergleiche gemacht, und dieſe fegen immer flreitige 
oder doch zweifelhafte Mechte voraus, daher ben besfallfigen Verhandlungen auch 
dann, wenn noch fein eigentlidher Prozeß wegen jener ftreitigen oder zweifelhaften 
Räte anhängig if, der Charakter von progefiualifchen im weitern Sinne des 
Worts nit fügli abgefprochen werben kann. 

In der Berf. v. 18. Juli 1840 iſt dies joe nicht deutlich Dervargehoben, 
indeß in derjenigen v. 6. Sept. 1840 (Min. Bl. d. i. ®. 1840, ©. 390), in 
weder bas ans $. 55. der B. v. 20. Juni 1817 entnommene Bedenken wiberlegt 
wurde, bereits ausbrüdlic erwähnt, daß ſich der Zeitpunkt, mit welchem die Ver⸗ 
Handlungen das Wefen des Regulirungs > Berfahrens verlieren und den Charakter 
der Prozeß Fufrultion annehmen, nicht immer mit Schärfe zu beflimmen find, und 
dadurch genügend zu eriennen gegeben, daß das Min. ſchon damals keinesweges 
das ganze Regulirungs Verfahren als ein prosefualifihes angefehen. 

(Bin. BL d. i. V. 1843, ©. 162, Rr. 204.) 


Zum ©. 76. 


1) R. des K. Min. des I. v. 9. Ian. 1832, betr. die Befugniß ver 
Nechtsanwalte, in Auseinanderfegungsfachen in zweiter Inftanz als Bevoll⸗ 
mächtigte aufzutreten. 


Der 8. Sen. Kom. wird auf Ihre Anfrage im Ber. v. 30. Sept. v. J. 333 
Feſtſetzung und Cinforderung der Mandatariengebühren in Auseinanderſeßungsſachen 
Folgendes eröffnet: 

Se. 8. Maj. haben bei Belegenheit eines Spezialfalls zu beſtimmen geruht, 
daß die Vorſchrift der B. v. 20. Juni 1817, wonach nur praftifche Landwirthe 
als Bevollmaͤchtigte in Auseinanderfegungsangelegenheiten auftreten burfen, nur auf 
die Berhandlungen erſter Inftanz Bezug habe, daß bagıgen, fobald von der Ent: 
fegeibung der Gen. Kom. an das Weviftonsfolleg. appellirt werde, die Beſtimmun⸗ 
gen der Proz. D. eintreten, und daß alsbann die überhaupt zur Praxis verſtatte⸗ 
ten Juſtizkommiſſarien auch in diefen Angelegenheiten als Bevollmächtigte auftreten 
konnten. Hieraus folgt, daß die Verhandlungen zweiter und dritter. Inſtanz uud) 
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in Hinſicht der Erſtattung der Mandatariengebühren als gewoͤhnliche Prozeßver⸗ 
handlungen anzufehen find, und mobiflzirt ſich demnach die unter dem 5. April 
1828 an die K. Gen. Kom. erlaflene Berfügung bahin: 
daß zwar in zweiter und dritter Inflanz, nicht aber in erſter Juſtanz ein 
Anſpruch gegen bie in die Koſten verurtheilte Parthei auf Erſtattung der 
Mandatariengebühren ftattfinde. 

Hierbei verfteht es fi übrigens von felbit, daß, wenn durch bie Faflung der 
Erkenntniſſe zweiter und dritter Inſtanz Zweifel über die Verbindlichkeit der unter 
liegenden Barthei zur Grflattung ber Koiten entfliehen, durch bie vorſtehende Bes 
Rimmung ne Deklarationsbefugnig der entſcheidenden Behoͤrde nicht vorgegriffen 
werben joll. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl. S. 292.) 


2) R. des K. Min. des I., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 
6. Ian. 1841 an tie K. Gen. Kom. zu Berlin, betr. die Zuziehung prak⸗ 
tifcher Landwirtbe als Bevollmaͤchtigte ter Partheien. 


Zur Beanhvortung der in dem Berichte aufgeftellten Frage wird der K. Gen. 
Kom. eröffnet, dag, wenn der $.76. der 3. v. 20. Juni 1817 als Bevollmädtigte 
der Partheien in Auseinanderfeßungsfadhen nur „praftifche Landwirthe“ zuges 
loffen Haben will, hiexunter nicht bloß ſolche Berfonen verſtanden werben Tonnen, 
welde das Gewerbe der Landwirthſchaft, Aderbau und Viehzucht unmittelbar bes 
treiben; — es vielmehr dem Sinne und Geifte jener Vorſchrift entfpricht, auch 
diejenigen bahin zu rechnen, welche fi) mit den landwirthſchaftlichen Grundſaͤtzen 
und Wahrheiten in Allgemeinen vertraut gemacht und eine praktiſche Anſchauung 
berfelben in foweit gewonnen haben, als fie bei den Regulirungen der gutsherrlich⸗ 
bänerlihen Berhältniffe, den Gemeinheitsiheilungen und Ablöfungen zur Anwendung 
zu fommen pflegen. 

Diefe allgemeinen Kenntniffe ber landwirthſchaftlichen Gewerbslehre und ihre 
praftifche Ausführung muß man nun aber bei ben, als felbffiändige Spezial⸗Kom⸗ 
mifjarien oder gar als DefonomiesKommifjarien befhäftigt geweitnen Beamten uns 
bedingt vorausfepen, da ihnen fonk die Leitung ganzer Auseinanderfegungen unb 
damit die Bermittelung oder Ausgleichung verfchiebenartiger, einander vielleicht 
entgegenftehender wirthſchaftlicher Interefien nicht hätte anvertraut werden koͤnnen. 

Möchten fie daher das landwirthfchaftliche Gewerbe auch unmittelbar weber 
betrieben haben, noch jebt betreiben, fo erfcheinen ſie doch immer als praftifi 
Landwirthe im weiteren Sinne und find eben beshalb als zuläffige Bevollmäch⸗ 
tigte der Partheien in Angelegenheiten dieffeitigen Reſſorts zu erachten. Dies gilt 
denn aud von ten Juſtizkommiſſarien; denn fie find von ber Berkretung ber In⸗ 
terefienten durch $. 76. 1. c. an und für ſich nicht ausgefchloffen, eignen fi viek 
mehr unter ber obigen Borausfepung zu Bevollmächtigten offenbar mehr 
und beffer, wie tie Mehrzahl folder Landwirthe, die nichts weiter als eben das 
Praktifche des Gewerbes kennen, fonft aber jeber weiteren Vorbildung in oben ans 
gebeuteter Richtung Hin und fomit bes Anhaltes entbehren, ohne welchen eine rich⸗ 
tige Behandlung der biefleitigen Gefchäfte nicht wohl möglich iſt. 

Nach diefen Grundfügen mag nunmehr die K. Gen. Kom. nicht allein ben 
Juſtizkommiſſarius, welchen Sie Selbft früher als Dekonomie⸗Kommiſſarius befchäf: 
tigt Eat, auf feinen Antrag wegen Zulaffung als Bevollmichtigter befcheiden, fons 
bern au in ähnlihen Willen verfahren, im Allgemeinen aber bei Anwendung ber 
88. 76 — 51. der V. v. 20. Juni 1817 Sich nicht zu enge Grenzen fteden, viel: 
mehr hierbei den praktiſch bewährten Gefichtspunkt fehbalten, daß die Angelegenhei: 
ten bes biefjeitigen Refjorts durch ven erleihterten Zutritt verfländiger Bevollmaͤch⸗ 
tigter und Affiftenten, ber Regel nad), bei weitem fiderer gefördert werben, als 
dies durch ein zu peinliches Abweifen ber Sachkundigen geſchieht, auf welche bie 
Bariheien nun einmal ihr Dertrauen geſetzt haben. 

Denn nit zu gedenken, daß die etwanigen Boruriheile gegen bie Sache auf 
diefe Weife nicht gebrochen, vielmehr cher befeitigt werben, — ein zurückgewieſener 
Affitent oder Bevollmaͤchtigter auch noch immer, und bann einen vielleicht weit 
nachtheiligeren Einfluß behält, als ihn ber Zugelaffene üben konnte, endlich aber 
jeder gewandte Spezial⸗Kommiſſarius ein moralifches Uebergewicht und ſo tie Leis 
tung der Sache zu behaupten willen wird, ohne baß er auf die Vorſchriften des 


Zur Verordn. v. 20. Sunt 1817 wegen Organifation sc. (66.79. u. 81.) 5297 


$. 81. der B. v. 20. Juni 1817 zu refurriren braucht, fo kann auf der andern 

Seite auch die Behörde an Vertrauen bei den Partheien nur gewinnen, je größere 

Bublizität fle dem Verfahren ſelbſt giebt und je mehr fie die Ueberzeugung von ber 

Gerechtigkeit derfelben dadurch befeſtigt, Daß es von allen Seiten und namentlich 

von weniger befangenen Nichtbetheiligten, Namens der unmittelbaren Intereſſenten, 

angemeſſen kontrollirt und event. gebilligt wird. . 
(Min. Bl. d. i. V. 1841 ©, 127 Nr. 191.) 


Zum 6. 79. 


R. des K. Min. des I. v. 28. Sept. 1820. Die Vorſchrift des 
G. 5241. U.2. 9. 11. 18. wird durch den F. 79. der V. v. 20. Juni 1817 
nicht ausgefchloffen. 


Im Berfolg der auf den Ber. der K. Ben. Kom. v. 12. Juni v. J. ergan- 
genen Verf. v. 24. v. M. wird derfelben zu erkennen gegeben, dag der Juſt. Min. 
die in dem A. 2. R. 11. 18. $. 521. ertheilte Vorſchrift, nad) welcher 

ohne Genehmigung des vormundfhaftlihen Gerichts Fein Vormund gültige 

Vergleihe ſchließen, no auf Kompromiſſe ſich einlaffen Fann, 
buch den $. 79. der V. v. 20. Juni 1817 nicht ausgefchloffen erachtet. Beide 
Vorschriften laſſen fi auch wohl mit einander vereinigen, fo nämlich, daß es refp. 
die Sache der Vormünder oder der an Stelle derfelben ernannten Kuratoren und 
Mandatarien ift, zu ben in jene Kathegorie gehörigen Grflärungen die Genehmi⸗ 
gung des vormundſchaftlichen Gerichts einzuholen, und die der K. Gen. Kom. dar⸗ 
auf, daß fie ſich darüber gehörig ausweifen, zu halten, im andern Falle aber in 
contumaciam gegen die betreff. Bormundfchaft zu verfahren. Die Bormünder und 
vormundfchaftlichen Gerichte werden fi) übrigens wegen ihres Verftändniffes mit 
einander dergeftalt zu beeilen haben, daß fie die mit dem Kontumazial s Berfahren 
verbundenen und in den $$. 146. ff. u. $. 192. der allegirten B. näher beflimm: 
ten Nachtheile vermeiden. Die 8. Gen. Kom. wird dabei fi) jedoch nad) näherer 
Anleitung des $. 80. a. a. D. jeber ungeitigen Uebereilung enthalten. 

(Koch's Agrargel., 4 Aufl. S. 294—295.) 


Bum 6. 81. 


I) EM. des K. Min. des I. für Gewerbe Ang. (v. Brenn) v. 12. 
April 1835 an fämmtliche K. Sen. Kom. und die Meg. ter Provinz Preu⸗ 
Ben, betr. die Ausfchließung gewiffer Perfonen von rer Zulaffung als Bei⸗ 
finde ter Partheien in Anseinanderfehungsfachen. “ 


Ans der beigefügten Allerh. K. DO. ». 9. d. M. (Anl. a.) wird der K. Gen. 
Kom. (der K. Reg.) zu erfehen gegeben, was bes Könige Maj. zur nähern Be: 
ſtimmung des $. 81. der B. v. 20. Juni 1817, 

wegen Ausſchließung folder Berfonen von ber Bulaffung als Beiftände ber Bars 
en bei gutöherrlich-bäuerlihen Reguliungen, Gemeinheitetheilungen und Aue: 

einanderfeßungen, die wegen Beirugs, Verfaͤlſchung, Diebereien und anderer ber: 

gleichen in der öffentlihen Meinung entehrender Verbrechen geftraft, oder deshalb 

in Unterfuchung find, oder ſonſt durch niedertraͤchtige Handlungen die Verachtung 

ihrer Mitbürger auf fi gezogen Haben; nicht minder wegen Ausfchließung ber: 

jenigen, welche aus der Winfelfäriftftellerei ein Gewerbe machen, 

anzuordnen geruht hat. 


Anl. a. 


Aus den in Ihrem Ber. v. 21. v. M. angeführten Gründen autorifire ich 
&ie, die Speyiel-Roumiffarien dur die Gen. Kom. anzumweifen, daß fie bei gute: 
herrlich⸗baͤuerlichen Regulicungen, Gemeinheitstheilungen und Auseinanderfegungen 
auch ide Perfonen von der Zulaſſung ale Beiftände der Partheien ausichließen, 
die wegen Betrugs, Verfälſchung, Diebereien und anderer dergleichen in ber öffent: 
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lichen Meinung entehrender Verbrechen geſtraft, ober deshalb in Unterſuchung And, 
ober ſonſt durch niederträchtige Handlungen bie Verachtung ihrer Mitbürger auf 
fih gezogen haben, nicht minder diejenigen, welche aus der Winkelſchriftſtellerei ein 
Gewerbe machen. 

Berlin, d. 9. April 1835. 
Friedrich Wilhelm, 


An 
den Staatsmin., Freih. v. Brenn. 
(Ann. XIX. 380. — 2. 46.) 


2) R. des K. Min. des I., landwirthſchaftl. Abth. (Schulze) v. 3. 
Oft. 1838 an die KR. Gen. Kom. zu Stendal, betr. die Zulaffung ver 
Rechtsanwalte als Afftftenten der PVartheien in Auseinanderfegungs-Ange» 
legenbeiten. 

Der 8. Gen. Kom, wird auf die Anfrage in bem Ber. v. 11. Aug. db. 3., 
wegen ber in Auseinanderfeßungs: Any. als Affiitenten der Bartheien zugulaffenden 
Sußigfommiffarien, im Ginverfändnig mit dem Juſtizmin. Mühler eröffnet: dag, 
da ber $. 81. der V. v. 20. Juni 1817 die ausbrüdliche Befimmung enthält, daß 
die Partheien in der Wahl der Beiftände feiner Befchränfung unterworfen find, mils 
hin diefelben nicht einmal verhindert werden koͤnnen, fi ge anderer Perfonen 
als der Juſtizkommiſſarien zu bedienen; offenbar aber eine Beſchraͤnkung darin lies 
gen würbe, wenn fie fi, bat fie einen Juſtizkommiſſarius augiehen wollen, noth⸗ 
wendig an einen Juftiztommiffarins in dem betr, O. 2. Gerichtsbezirk wenden müß⸗ 
ten, jenes Spegial-Gefeges wegen, die Beftimmung des $. 7. der A. G. D. Th. IT 
bei Auseinanderfegungen — fo lange nämlich blos vom Affiftiren die Rede iR — 
nicht zur Anwendung fommen darf, und demnach auch Suftizlommiffarien aus an: 
dern Oberlandesgerichtsbezirken, als denjenigen, in welchem die Auseinanderfeßunges 
fahen anhängig find, als Affiftenten der Partheien zugelafien werben Fönnen. 

(Ann. XXII. 912. — 4. 67.) 


3) M. des K. Min. des J., Abth. II. (v. Manteuffel) v. 5. Bebr. 
1846 an die 8. Ben. Kom. zu Berlin, betr. die Zulaffung von Bevoll⸗ 
mächtigten und Afftftenten in Auselnanterfegungsfachen. 

In Bolge des Ber. der 8. Gen. Kom. v. 5. v. M., beir. die Zulaffung bes 
Defonomiefommiflfarius N. ale Bevollmächtigten von Partheien in Auselnanbers 
feßungss Sachen, ift tie Frage, ob binfichtlich der Bevollmächtigten und Affikenten 
in Bezug auf tie Befugniß der Behörde, ihnen den Zutritt zu verfagen, ein Uns 
terfchied zu machen fei, anderweitig in Erwägung genommen. 

Es find hierbei die beiden Arten von Bevollmächtigten zu uuterfcheiben, welche 
die V. v. 20. Juni 1817 ia $. 75. sq. erfordert oder zuläßt. 

Zu der erftern Art von Bevollmächtigten gehören die der Rorporalionen, Ges 
meinen ober Klafien von Interefienten, welche die Zahl von 5 überfleigen. Diele 
gefeglich nothwendigen Bevollmächtigten Fönnen, infofern fie nad $. 77. aus ben 
Bet eitigten ſelbſt als Depntirte erwählt find, mithin ihr eigenes Sutereffe gleiche 
zeitig mit dem ihrer Machtgeber vertreten, ebenfo wenig, als ein Intereſſent felbR 
von deu Verhandlungen ausgefchlofien werden, vielmehr bleibt der Behörbe nur 
die Befugniß, durch angemeflene Belehrung und Hinweifung auf bie nachtgeiligen 
Bolgen, auf Cutziehung des Mantats einzelner Deputirten binzuwirken, welche 
das Gefchäft hindern; daß daneben das Recht der Kommiſſarien belebt, wo wegen 
ungebübrlichen Benchmens die Parthei felbR aus dem Termin gewiefen werben 
darf, auch einzelne Deputirte ja entfernen, verſteht ſich von felbf. 

Anders verhält es fi mit Bevollmächtigten, melde zur Sace nicht al6 Ins 
terefienten gehören, und von Korperationen, Gemeinen, ganzen Klafien ober Eins 
zelnen zu Ihrer Bequemlichkeit oder befiern Vertretung ernannt werben. 

Bin wefentlicher Geſichtspunlt beim Verfahren zur Ausführung ber Landes: 
fulturs Gefeßgebung iR der, daß den Interefienten die Wohlthaten der Landes⸗ 
fulturs Berberferung in möglich kurzer Zeit und ohne unverhältnigmäßige Koflen 
gewährt werben. Da bei den Auseinanderfebungen in der Regel eine Mehrheit 
verfchiedenartiger Intereſſen auszugleichen iR, fo erfcheint es als ein beflagens: 
weriber, indefien unvermeiblicher und durch bireftes Cinſchreiten der Behörbe nicht 
zu befeitigender Uebelſtand, wenn ein oder ber andere.Intereffent durch Gteeitfucht 
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ben „iebfertigen Mitintereffenten das rafıhe und wohlfelle Belangen zum Refnltat 
verfümmert. 

Dagegen würbe es dem Geiſte ber Geſetzgebung widerfprechen, wenn burdh 
Besolimächtigte, welche nicht zu den SInterefienten gehören, ein unabweisliches, 
Körendes Element in den Gang der Auseinanberfegungss Sachen gebracht werben 


e. 

Dem Beliebeu der Pariheien muß, wenn man ihren eigenen wohlverſtandenen 
Bortheil auch bei Seite fept, im Interefle der Mittheilnehmer eine Schranke ges 
feht werben können, da den legteren nicht zugemuthet werben darf, unter ber 
Willkühr Anderer zu leiden. 

In tiefer Beziehung ſetzt auch $. 81. der V. v. 20. Suni 1817 fell, daß 
den Beiftänden der Bartheien, wenn fie eine billige Beilegung des Befchäfts ers 
fchweren, der Zutritt zu den Terminen verſagt werben darf. 

Hinfichtlich der Bevollmächtigten iſt daſſelbe zwar nicht wörtlich ausgefprochen, 
es rechtfertigt fich indeffen die Anwenbung bes 6. 81. auch auf Bevollmächtigte, 
infofern fie nicht ſelbſt Interefienten find, vellftändig aus der unzweifelhaften Anas 
logie des Geſetzes, da dasjenige, was $. 81. 1. c. in Betreff der Affiftenten bes 
ſtimmt if, nm fo vielmehr von Bevollmächtigten gelten muß, welche legtere eine 
ansgedehntere Befugnig und daher noch vielmehr Selegenheit haben, den Zwecken 
der Geſetze, zum Nacbiheil des Geſchäfts nnd der Partheien, „durch unrichtige 
Darftellungen, offenbar grundlofe Prätenfionen, Kleinliche Neckereien, heimliches 
Anfeeden oder ungebührliches Benehmen gegen die Kommiffarien oder Mitinte⸗ 
zeffenten” — entgegen zu wirken, wobei fich der Umſtand, daß der $. 81. J. c. 
wörtlich nur der Affikenten und nicht zugleich ber Bevollmächtigten gebenkt, daraus 
erflürt, daß die Vertretung durch befondere, zu den Interefienten nicht gehörige 
Bevollmächtigte, wie fchon nach der A. &. D., fo noch'viel mehr bei den Anes 
einanderfeßungs-Gefchäften überhaupt nicht als Norm und Regel betrachtet, daher 
nur bes gewöhnlicheren Balles der Zuziehung von Affiftenten gedacht worden iſt. 

Die K. Ben. Kom. wird daher autorifirt, nicht nur gegen den N. N., fondern 
generell gegen die Bevollmächtigten diefer Kathegorie den $. 81. der B. v. 20. Juni 
1817 zur Anwendung zu bringen, wobei fich jedoch von felbft verfieht, dag in 
jedem Falle eine fergfältige Erwägung, ob die faktiſchen Vorausſetzungen des 
6. 81. 1. e. zutreffen, ftattfinden muß. 

Berftändige Intereffenten werben, wenn ihnen im Falle folcher Ausfchließungen 
bie Beranlaffung in ven Hauptzügen mitgetheilt. wird, ſich von ihrem Mißgriffe 
bei der Wahl ihres Berollmächtigten übergengen; die Reflamationen folcher Inte⸗ 
refienten, welche aus Unkunde den freitfüchtigften Bevollmächtigten äfters für den 
beten halten, können nicht in Betracht kommen. (Min. BI. d. i. ®. 18646, ©. 65, 


No. 94.) 


Zum $. 82. 


N. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 24. 
April 1842 an die K. Meg. zu Frankfurt, betr. die Auslegung des Aus- 
drudes: „gemeinfames Intereffe" im $. 82. der V. v. 20. Juni 1817. 


Die Bedenken, welche aus Anlaß des in Sachen der Häusler zu R. wider 
die übrigen SeparationesIntereffenten ergangenen Appellations⸗Erkenntniſſes, hin⸗ 
fichtlich der Anwendung des 8. 82. der DB. v. 20. Juni 1817 in dem Ber. der 
K. Reg. vorgetragen worden find, kann das untery. Min. nicht theilen; — daſſelbe 
findet im Gegentheile die Ausführung des Mppellationsrichters den allgemeinen 
gefeglichen Borfchriften entfprechend, und eröffnet dem Kollegio zur Berichtigung 
Gene: Anficht das Nachfiehende. Die am angeführten Orte ausgefprochene allges 
meine Regel: 

„daß die Theilhaber eines gemeinfamen Interefies, fofern von befien Wahr⸗ 
„nehmung gegen einen Dritten die Rede if, ſich dem Beichlufle der Mehr: 
„beit, nach der Groͤße der Antheile berechnet, unterwerfen müßten“, 
mag bei den, zum Refiort der Gen. Kom. gehörigen Angelegenheiten vielfach zwar 
zur Dereinfachung des Verfahrens und Beleitigung minder gewichtiger Schwierigs 
feiten mitwirken; — indeſſen if ties keineswegs weder der alleinige, noch ber 
Hauptzweck jener Borfchrift, diefe auch überhaupt Feine neue oder auf bie eigents 
Lander⸗Kultur⸗Geſetzg ˖ Bd. 1. 34 
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thümlichen Verhaͤliniſſe der Auseinanberfegungsfachen berechnete; vielmehr ſchließt 
fie ſich eben ſowohl, wie die folgenden 88. 83. und 84., ten Beſtimmungen bes - 
8. 72. Tit. 6. Thl. IL und $. 10. seq. Tit 17. Thl. I. des A. 2. N. genau an, 
und findet in diefen felbft ihre nähere Erläuterung, fobald man fih nur den Bes 
griff des „gemeinfamen Intereſſes“ gehörig Har mat. 

Ein folches it nämlidh nicht, — wie Die K. Reg. angenommen zu haben 
fiheint, — fchon dann vorhanden, wenn mehrere, einzefne Individuen von gewiffen 
Rechten oder Verpflichtungen überhaupt gleichzeitig und in einerlei Weiſe 
berührt werben; — biefelben müfen vielmehr auch als ein Inbegriff von 
Berfonen (als Einheit im gefeglichen Sinne oder Geſellſchaft) betrachtet werben, 
und folchergefalt, fei es in Folge freien Cutſchluſſes oder wegen der befonderen 
Natur des Gegenflandes jener Gerechtſame ober Verpflichtung einen beſtimmten 
Zweck verfolgen, oder zu deſſen Erreichung wenigftens mitwirken wollen. Rur 
unter diefer Borausfesung if das gleichzeitige und gleichartige Jutereſſe 
auch ein gemeinfames, für deſſen Wahruehmung gegen Dritte, allgemeine 
Normen bingeftellt werben mußten, um darnach zu beflimmen, was als Refnltat 
der Berathung mehrerer, zu einem gemeinfchaftlichen Zwecke vereinigter, ımter fidh 
vieleicht verfchiebener Meinung ſeiender Individnen, — die als Geſellſchaft doch 
nur Einen Willen haben können, — betrachtet werden folle. Dergleichen Normen 
find nun im $. 82, der V. v. 20. Sunt 1817 und $. 12. 13. Tit. 17. Thl. 1. 
des A. L. R. gegeben; fie beziehen fich aber auch nur auf Berbältuifie der bes 
zeichneten Art, und können mithin da keine Anwendung finden, wo das gleiche 
artige and gleichzeitige Intereffe dennoch ein Spezielles oder getrenntes, wenigſtens 
fein gemeinfames ift, wie es der Fall fein würde, wenn bie mehreren Perfonen 
unter ſich in gar Feiner gefellfchaftlichen Berbindung ſtehen, oder aber einige den 
Austritt aus einer folchen bereits erklärt und damit bie Aufhebung der Gemein⸗ 
fchaft beantragt haben. Alsdann werben die $$. 83. und 84. der B. v. %0. Iuni 
1817 und $$. 14. soq. Tit. 17. Thl. I. des A. 2, R. maßgebend; fie Eilden zu⸗ 
glei die Gegenſaͤtze der, bei gefellfchaftlichen Rechten oder Berpflichtungen anzu: 
wendenden Grunbfäge, unb werden nicht leicht unverfänblich oder bunfel bleiben, 
weny die gemeinfamen oder fpeziellen Intereſſen der bei einer Auseinanderſetzungs⸗ 
fache betheiligten Perfonen unter Feftbaltung obiger Aubdentungen anfgefucht wers 
den. Ihnen zufolge Eonnten nun auch im vorliegenden alle Fisfus und ter 
Dberamtmann N., ald Beſitzer, Erxfterer des Domainen⸗Vorwerks, Lepterer eines 
Bauerhofes zu R. dadurch, dag die übrigen, anfcheinend freilich die Mehrzahl der 
DBetheiligten ausmachenden Hütungegenofien, den Hänslern Theilnehmungsrechte 
an der Weide eingeränmt hatten, zu einer gleichen Berwilllgung dennoch um des⸗ 
halb nicht verurtheilt werben, weil yon beiden auf fpezielle Anseinanterfegung mit 
ben bäuerlichen Wirthen und Abfindung von ben gemeinfchaftlithen Nußungen 
bereits angetragen war, fie alfo, den Häuslern gegenüber, ein befonderes, von 
dem der Mitberechtigten getrenntes Interefie verfolgen, und unter biefen Umfläns 
den durch deren Beſchluß nicht gebunden werden, wie dies im AppellationssUrtel 
ganz fachgemäß ausgeführt if, in principio auch den Vorſchriften der 88. 126. 
seq. und 169. seq. Tit. 50. Thl. I. der a. G. O. entfpricht, in fofern dort bie 
eigenen den gemeinfamen Rechten entgegengeflellt werben. 

Uebrigens kann auch bie Ausführung eines Erkenntniſſes der vorliegenden 
Art, wo die, von britten Perfonen liquibirten Theilnehmungsrechte nur hinſichtlich 
einiger Interefienten für zuſtaͤndig erachtet, in Betreff anderer aber aberfannt 
wurden, fo gar fehwierig nicht fein; — fle erfolgt vielmehr ganz einfach dahin, 
daß die Forderung der leßtgebachten Interefienten an der gemeinichaftlichen Mafle 
ohne Rüdficht auf jene flreitig geweſene Liquibata berechnet wirb, biefe aber bei 
dem Reſte der Maſſe zum Anfap kommen, welcher nur noch auf die Interefjenien 
fällt, die jene Iheilnehmungsrechte eingeräumt oder ſonſt zu vertreten haben. 
(Min. Bl. d. 1. V. 1842, ©. 136, No. 189.) 


Zum g. 89. 


I) MR. des K. Min. des I. v. 18. Sept. 1824, betr. die Berückſichti⸗ 
gung der Mechte des Militaͤrfiskus in Betreff der Ererzierpläge. 


Nach einem früheren Defchluffe des K. Stante-Min. fol Hinfichte der Ents 
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fihäbigungen, welche für bie Benupung von Zeltern 1. zu Trappenstiebungen li⸗ 
quibirt werden, vor der Bewährung derfelben durch bie beireffenden Regierungen 
ſtets erft genau ermittelt werden, cb nicht auf den Grundſtücken der vie Entſchä⸗ 
digung in Anfpruch nehmenden Beſitzer und Gemeinden für den Fiefus die Ser: 
yitut haftet, wonach jene DBeliger die Truppen-Uebungen auf ihren Feldern ohne 
alle, oder doch gegen obfervanzmäßige Sutfchädigung dulden müflen, indem tie 
rechtliche Dermushung vorhanden fei, dag in der Nähe alter Garnifons 
Städte dergleichen Servitute fich entweder durch befondere Nechtstitel oder durch 
rechtögültige Berjährung gebildet haben. Dergleichen Servituten würden nun da, 
wo fie wirklich exiſtiren, durch die jest faft allgemein flattfindenden Separationen 
der bisher im Gemenge gelegenen Grundſtücke vereitelt werden, wenn nicht zur 
Erhaltung derfelben Fiskns fich bei diefen Separationen als Grundberechtigter 
meldet, and anf die Ermittelung und Erhaltung der Servitute anträgt, entweber 
der Separation für den einer foldhen Mitbenugung unterliegenden Ader ıc. Theil 
widerfpricht, ober auf Entfchäbigung durch Hergabe eines eigenen, für das Be: 
dürfnig der Garniſon binreichenden Crerzier⸗Platzes dringet. 

Um nun jeder diesfälligen®efährbe des Fiskus vorzubeugen, wirb die K. Ben. 
Kom. hierdurch angewieſen, von allen in der Nähe ver ehemaligen und jepigen 
Barnifon-Städte Ihres Gefchäftse:Bereiche vorfommenten Separationen der Intens 
dantur des Korpe⸗Bereichs Mittheilung zu machen, damit die Letztere fich für den 
Militair⸗Fiskus als Gruntberechtigten melde und auf Grmittelung und Erhaltung 
jener Servitut antrage. (Koch's Agrargef., 4. Aufl, S. 297.) 


2) NR. des K. Min. tes J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 
28. Febr. 1841 an die K. Meg. zu Potsdam, betr. die Berückſtchtigung der 
Anfpräche des Militärflsfus auf die Benugung unbeflimmter Terrains für 
Belpdienftäßungen in Gefolge flattgehabter Gemeinheitstheilungen. 


Der Kriegsmin., mit dem auf Teranlaffung des Ber. der K. Reg. v. 30. Nov. 
v. J., die Anſprüche des Militair⸗Fiskus in der Separationss Angelegenheit der Alt⸗ 
ſtaäͤdtſchen Feldmark Prenzlau betr., kommunizirt worden, hat darauf die Verf. v. 
21. d. M. an das Gen. Kom. des Iten Armeeforps in Frankfurt a. d. O. erlaflen, 
welche Ihr Hierbei in Abſchrift (Anl. a.) zur Nachricht und weitern Befcheidung 
des Magiftrats in Prenzlau mitgetheilt wird. 

Anlage a 

In der Separations  Yingelegenheit der Altſtädtſchen Feldmark Prenzlau Hat 
der Magiſtrat daſelbſt, unter Bezugnahme auf bie Verf. Eines KR. ıc. Gen. : Koms 
mandos an das betreff. Diviſions-Kommando v. 7. Sept. v. J. und das Schreiben . 
a Sutenbankur v. 13. ej., gegen den für den Militair-Fiskus erhobenen 

nfprud, | 
daß bemfelben außer ber bereits erfolgten Heberweifung eines Ererziers und 
eines Schießplatzes, noch das Recht vorbehalten werde, bie Brach⸗ und 
Stoppelfelder, fowie bie Waldungen ber Stadt, zu den Tirailleur- und Feld⸗ 
dienflübungen der Prenzlauer Garnifon zu benußen, 
bei der Potsdamer Meg. remonftrirt. Auf Veranlaſſung des von der genannten 
Reg. an das K. Min. des I. u. d. P. hierüber erftatteten Ber. ift daſſelbe mit 
dem RKriegsmin. in Kommunikation getreten, und findet fih letzteres deshalb zu 
folgenden Bemerkungen veranlaßt. 

Für das Recht der Ausführung von Truppenübungen auf den Feldmarken 
der Stadt Prenzlau, foweit diefe Uebungen fi auf beſtimmte abgegrängte Uebungs⸗ 
plaͤtze beſchraͤnken laſſen, iſt der Militair⸗Fiskus durch Ueberweiſung eines entſpre⸗ 
chenden permanenten Exerzier⸗ und eines Schießplatzes als entſchaͤdigt anzuſehen. 
Rückſichtlich des zu den Felddienſtübungen der Truppen erforderlichen unbeſtimmten 
Terrains kann aber bei eintretenden Separationen für den Militair: Fiskus kein — 
die Separation oder bie freie Dispofition der betheiligten Sntereflenten über ihr 
Grundeigenthum — bedingendes Recht geltend gemacht werden, Dies würbe mit 
den Zwecken der Gemeinheitstheilungen unvereinbar fein. 

Gleichwohl werben bie legtgebachten Uebungen um beshalb nicht unausführs 
bar gemadt. Denn die Truppenübungen überhaupt gehören zur Kathegorie derje⸗ 
nigen allgemeinen Staatszwede, zu denen geſetzlich das Grundeigenthum gegen ans 
gemeflene Entihäbigung in Aufbruch genommen werben kann. 86 unterliegt hier 
nach feinem Zweifel, daß bie temporelle Benutzung des Grundeigenthums zu den 
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Treuppenäbungen, ohne Rückſicht darauf, ob eine Separation ftattgefunden hat ober 
nicht, eintreten kann, nur müfjen dabei Beihädigungen der Bigenthüner vermieden, 
ober biefe dafür ſchadlos gehalten werben. 

Es bedarf mithin der Aufnahme des Cingangs gedachten präjudizirlichen Vor⸗ 
behalte in den SeparationdsRezeß nicht, vielmehr verfteht fi von ſelbſt, dag ber 
Militair- Fiskus erforderlichen Falls von der ihm nach den allgemeinen gefegli 
Beſtimmungen zuftehenden Befugniß, das Privat: Orundeigenthum gegen Entſchä⸗ 
bigung mitzubenugen, Gebrauch macht. In diefem Sinne Tann auch nur die Berf. 
des MilitairsDekonomies-Depart. an die Korpss> Intendantur v. 18, Sept. 1839 ge: 
nommen werden, wonach berfelben nur aufgegeben ift, darauf zu fehen, daß femme 
die letztgedachte Befugnig ausſchließende Klaufel aufgenommen werbe. 

Ein 8. ıc. General: Kommando erſucht das Kriegsmin. daher erg., von ber 
Aufnahme des qu. Borbehalts in den Separations:Rezeß gef. abfirahiren zu laflen, 
und zu biefem Zwecke auch die KorpssIntendantur hiermit befannt zu machen. 

erlin, den 21. Gebr. 1841. 
Kriegsmin. In Vertretung des Kriegsminifters. 
v. Coſel. 


An 
Gin KR. ıc. Generals Kommando des Iten 
Armeekorps zu Frankfurt a. d. O. 
(Min. Bl. d. i. V. 1841. S. 236. Nr. 379.) 


Zum $. 96. 


6. R. des K. Min. tes I. u. d. P. (9. Rochow) v. 10. Juli 1839 
an fämmtlihe 8. Gen. Kom. und an die K. Meg. der Provinz Preußen, 
betr. die forgfältige Behandlung, Aufbewahrung und Rücklieferung der bei 
Gepazationen und andern Auselnanderfegungen edirten fiäfalifchen Aften 
und Karten. 


Es ift darüber Beſchwerde geführt worden, daß die von den Verwaltungsbe: 
börden zu den Separations⸗ und andern Auseinanderſetzungs⸗Verhandlungen edirten 
fistalifchen Akten und Karten nicht immer mit derjenigen Aufmerkſamkeit und Sorg⸗ 
falt behandelt würden, welche die Konfervation biefer wichtigen und ber Regel 
nach ganz unerfeplichen Dokumente an und für fich erheifcht. Diefelben find nicht 
felten zerriffen und befchmußt in die Regierungs⸗Archive und Negiftraturen zurüds 
gelangt, oft ganz unbrauchbar geworben, oder gar verloren gegangen; — und yon 
der Segenparthei des Fiskus oder deren Sachwalter mitunter zu neuen, bem vor: 
gelegenen Geichäfte fremden Rechtsanſprüchen benutzt; — es find Bälle vorgelom: 
men, wo ganze Aktenſtücke unter Umfländen verfehwanden, die den dringenden Ver: 
dacht deren abfichtlicher Entfernung begründeten, und neuerbinge noch mehrere A: 
tenftüde an ben wichtigften Beweisftellen durch Ginfchaltungen von fremder Hand 
verfälfcht, um foldergeflalt ben Beweis gegen ben Fiskus zu führen. " 

Zur Bermeidung derartiger Ungebührlichfeiten wird daher die K. Gen. Kom. 
zubörderft angemwiefen, pflidtmäßig bafür zu forgen, daß alle als Beweismittel be: 
nugten Akten, Karten und fonftigen Dokumente, fowohl auf dem Transporte zu 
und von ben Kommiffarien, als bei ber Benutzung von ben Referenten und De: 

ernenten, vorzugsweife aber au in den Terminen unb bei der Vorlegung an bie 
— ** und deren Sachwalter vor allem Mißbrauche und Beſchaͤdigung gehörig 
verwahrt werben, fobann aber auch auf die Beſtimmungen der 5$. 5., 11. Tit. 5., 
88. 4., 23., 30., 44. Tit. 9., 88. 90., 110,, 111. f., 117. f. Tit. 10. Thl. I. der 
A. ©. O. wieberholentlih darauf aufmerffam gemacht, aus welden ſich ergiebt, 
dag die urkundlihen Beweismittel fo früh als möglich zu den Inftruftiones Ver: 
bandlungen gebraht und bie Erflärungen darüber fofort im Produktions s Termin 
abgegeben werben tollen, die Inftruenten alfo verpflichtet find, die Produzenten zur 
genauen Bildung des Beweisichluffes aus den vorgelegten Urkunden, den Probuf: 
ten aber zur befimmten Aeußerung über die Glaubwürdigkeit des Dofuments, und 
den faktifhen Inhalt deſſelben, fo weit er dem Beweisfhluffe unterliegt, anzuhal⸗ 
ten. Geſchieht dies, fo wirb in fehr vielen Faͤllen der thatfählihe Inhalt der 
Mrfunde im Produktions⸗Termin bereits anerfannt, und dadurch die Beifügung bes 
Driginals derſelben unnöthig, wenigftens fofort feſtgeſtellt werden, auf welche Stels 


* 
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len bes Dokuments ober ber Akten es ankomme, um nach davon gefertigter bes 
glaubter Abfchrift jenes oder biefe entbehrlich zu machen. 

Unter allen Umftänden ift aber ber Grundfaß, daß die Zurüdhehaltung ber 
Driginalien nur ausnahmsweife, und in ben Wällen, wo fie zur Beweisführung 
felb durchaus nothwendig if (ef. $. 117. f. Tit. 10. Thl. I. der A. G. O.), er: 
folgen dürfe, recht fergfätig im Auge zu behalten, und die moͤglichſt baldige Rück⸗ 
abe der probuzirten Dokumente um fo ftrenger zu fontrolliren, als dieſe bei den 
Berwaltungsbe örben meiſtens nicht lange entbehrt werden Fünnen Ganze Alten: 
flüde, ober blos zur Information ter Behörden aufgenommene Karten bilden übris 
gens niemals einen Gegenfland der Edition, ein berattiges Geſuch muß vielmehr 
auf ganz beflimmt bezeichnete und für ſich beftehende Urkunden gerichtet werben, 
bei deren Aufnahme der CEditionsſucher oder deffen Autor Eonfurrirt hat, die alfo 
in biefer Beziehung als Documenta communia beider Bartheien anzufehen find. 
In Fällen, wo die Regierungen felbR ein Aftenſtück ober eine Karte durch ihren 
Sadjwalter vorlegen laffen, um darauf den Beweis einer gewiffen Behauptung zu 
gründen, können biefelben, wenn fie angleich eine beglaubigte Abfchrift, reſp. eine 
Kopie der Karte probuziren, die fofortige Rüdgabe des Originals nad gemachten 
Gebrauche, d. 5. nad) genommener Binfiht und Konſtatirung ber daraus folgenden 
Thatfahen, und nachdem die Erklärung des Gegentheils darüber abgegeben wor; 
den, verlangen, und es ift desfallfigen Anträgen Wolge zu geben. 

Die 8. Gen. Rom. hat hiernach Ihre Spezial: Kommiffarien mit weiterer 
Inftruftion zu verfehen. 

(Ann. XXIII. 355. — 2. 75.) 


Zu $6. 96., 115. u. 118. 


Publ. ver K. Gen. Kom. zu Königsberg v. 1. Febr. 1819, betr. das 
Berfahren bezüglich der Grenzberichtigung bei Regulirungen sc. 


Es ift vorgelommen, daß die Defonomie s Kommiffarien die Berichtigung ber 
Grenzen, in Gefolge der B. v. 20. Juni 1817 $. 14., den Kondukteuren allein 
überlaffen, und leßtere aus Unkunde deffen, was fie in diefer Hinficht zu thun ha⸗ 
ben, ein Berfahren beobachtet und Koften verurſacht haben, welche mit dem Gegen; 
Rande durchaus außer allem Verhälmiffe find; damit dies nicht ferner vorkomme, 
das Geſchaͤft unnüß aufgehalten, und das intereffirende Publikum beläftigt werbe, 
weilen wir alle diejmigen Kommiſſarien, weldde mit der Regulirung ber gutsherrl. 
und bäuerl. Berhäftniffe von uns beauftragt find, zu folgendem Verfahren an. 

1) Bei Einleitung des Geſchäfts durch die Aufnahme der General » Berhant: 
lung if den Intereffenten bie Brage vorzulegen, ob die Grenzen außer Zweifel und 
in wiefern fie ftreitig find? und die Beantwortung umftändlih in ber Verhandlung 
nieberzufähreiben, gemäß der eben angeführten N. $. 96. d. 

2) Sind nad ber Ausfage der Intereffenten die Grenen nicht ftreitig, fo be: 
darf es der Berichtigung und Behügelung derfelben in der Regel nit, und follten 
demungeachtet Beranlaffungen vorkommen, welche folche —59— machten, ſo haben 
die Kommiſſarien, ehe fie ſolche veranlaſſen, vorher umſtaͤndlich zu berichten, und 
die Gründe dafür auseinanderzuſetzen. 

3) Sind die Grenzen verdunkelt oder ſtreitig, ſo kommt es darauf an, ob eine 
Karte von dem Orte, in welchem bie gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnifſe 
auseinanbergefeßt werden follen, vorhanden iſt oder nicht. 

IR lepteres der Ball, und wird eine Vermeffung in Gefolge der Auseinander⸗ 
feßung nothwendig, fo tritt 

4) das Verfahren ein, weldyes in ber mehrerwähnten B. 9. 115. und $. 118. 
vorgeſchrieben if. 

9) Im erften Kal ift es Tebiglih Sache des Kommiflarius, ji beurtheilen, ob 
die Berichtigung der Grenzen auf die Regulirung und Separation von Ginfluffe 
iR, oder nicht. IN fie es nicht, fo Tann die Sadı auf fih beruhen bleiben, und 
die Intereffenten an die ordentlichen Berichte verwiefen werben; iſt fie es aber, fo 
iR die Regulirung der freitigen Grenze niemals dem Konbulteur zu überlaffen, 
fondern der Kommiffarlus muß die Grenz⸗Intereſſenten hören, ſich dur Lokal⸗Re⸗ 
cherchen von dem in Streit fich befindenden Objekte eine anſchauliche Kenntniß vers 
ſchaffen, fich bemühen, durch zweckmaͤßige Vorschläge ein gütliches Uebereinfommen 
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zu treffen, und, wenn ihm das nicht gelingt, zur Inſtrultion ſchreiten, ober, wenn 
er wegen bes Verfahrens zweifelhaft ıf, unter Cinreichung ber Akten über felbiges 
anfragen. 

" &) Die Aufnahme der freitigen Grenze darf von dem Kondulteur nicht anders 
als auf unmittelbare Anweifung des Kommiflarius gefchehen, und Iegterer if zum 
Erfaß der Koften verpflichtet, wenn er dazu, ohne daß es nothwendig geweien, auto; 
rifirt Bat. . 

' 2) Wenn die Feldmeſſer für die Hülfe bei diefer Angelegenheit Diäten liqui⸗ 
diren, fo wird eine Liquidation, in welder blos eine Anzahl Tage angegeben ift, 
die angeblich auf ein gewifles Gefchäft verwendet worden, ſelbſt wenn die Richtig⸗ 
keit von dem betr. Kommiſſarius auch atteſtirt iſt, ohne Anweiſung zurück erfolgen. 
Die Kondukteure find verpflichtet, bei den Arbeiten auf Diäten jeden Tag naments 
lich in ihren Liquidationen aufzuführen, und von den Kommiffarien attefien zu 
laſſen, daß fie diefe Tage wirflih in dem angegebenen Gefchäfte und zweckmäßig 
gearbeitet haben. I 

Die Kommiffarien werben aufgefordert, ihre Attefle nicht unter Liquidationen 
zu feben, von deren Richtigkeit fie nicht volle Ueberzeugung haben. 
(Ann. II. 65. — 1. 64.) 


Bu 56. 104. u. 105. ff. 


1) Bublif. der K. Gen. Kom. zu Stargard v. 15. Juli 1819, betr. 
das Berfahren bei Streitigkeiten über Eigentbums»Anfprüche bei den Re⸗ 
gulitungen. 


Die bebeutendftien Regulirungen werben häufig durch Steeitigleiten über ben 
Eigenthumsanſpruch eines bäuerlihen Wirthes, oder über die Pertinenzien eines 
oder einiger Höfe aufgehalten. Es ift hart, daß eine ganze Gemeinde auf den Ges 
nuß bes Eigenthums warten foll, während über die Befikverhältniffe Binzelner 
geftritten wird, und ebenfo wird ber Gutsherr in den beabfichtigten Ginrichtungen 
durch dergl. Streeitigfeiten gehindert. Die V. v. 20. Juni 1817 Hat für Ir 
Faͤlle S. 104. und 105., $. 131. und 132. genügende Vorſchriften gegeben, welche 
aber von den Defonomie s Kommifjarien nicht immer beobachtet find; wir ertheilen 
benfelben daher folgende befondere Vorſchriften: 

Wenn bie Butsherrihaft einem oder einigen Bauern den Gigenthumsan: 
ſpruch flreitig macht, fo muß der Kommiffarius dahin wirfen, daß entweber bie 
Bertinenzien diefer Höfe, mit Vorbehalt der Rechte des Gutsherrn, in der bäuer⸗ 
lihen Feldmark, oder außer aller Gemeinheit, beſonders angewiefen werben. Wird 
hiernächſt der Streit zu Gunſten ber Herrfchaft entfchieben, fo bürfte dieſelbe durch 
eine bejonbere Beräußerung biefes Hofes, frei es auf Erbpacht, oder durch Verlauf, 
einen größeren Nußen ziehen, ale wenn bie Realitäten befielben dem Hauptgute 
einverleibt wären, weil bekanntlich Fleinere ländliche Befigungen fehr geſucht —* 
und anſehnlich bezahlt werden. 

2) Wird über den Umfang ber Beſitzung einzelner Höfe geſtritten, z. B. ob 
ein Bauer, außer dem Hofe, beigelegtes Vorwerksland in Vacht habe, welches die 
Herrſchaft auf den Grund des Art. 81. der Dekl. v. 29. Mai 1816 zurüd zu for: 
bern berechtigt, fo wird es zweckmaͤßig fein, bie Regulirung nad) dem gegenwär; 
tigen Befibitande vorzunehmen, und ben Bauer zu verpflichten, daß er in dem 
Ball einer widrigen Entſcheidung von diefem Ader eine feftzufegende Rente gebe. 

Da aber die Kommiffarien dahin bedacht fein müflen, bag nach der Regulirung 
eine Sicherheit bes Befipes und Cigenthums eintrete, ohne welche ber Zweck ber 
Gemeinheits-Aufhebung und die Verleihung des Cigenthums an die Bauern, nicht 
erreicht werben kann, fo barf unter feiner Bedingung der Theilungsplan fo angelegt 
werden, bag durch bie endliche Entſcheidung von dergleichen Streitigkeiten eine Bers 
růckung ber Grenzen oder eine Umlegung des Aderflüde noͤthig werde. 

(Ann. III. 668. — 3. 18.) 


2), EM. des K. Min. des J. für 9. u. G. (v. Schudmann) v. 7. 
Oft. 1833 an fänmtlihe K. Gen. Kom., ausfchließlich der zu Berlin, betr. 
die Entſcheidung über foldje die Ausgleichung der Intereffenten betz. Bankte, 
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die nicht Die Abfindung felbft, fondern Die Vorbereitung derſelben zum Ger 
genftande haben; desgleichen die dagegen flattfindenten Rechtsmittel. 


Der K. Gen. Kom. wird hierbei in Abſchrift (a.) mitgetheilt, was auf die 
abfhriftlich Beigefügte Beſchwerde der Gemeinden Baiß 2c. dato an die hieſige Gen. 
Kom., wegen der Entſcheidung über foldhe die Ausgleichung der Interefienten bes 
treffenden Bunfte, bie nicht die Abfindung felbft, fondern die Vorbereitung berfelben 
zum Gegenflande haben; besgleichen wegen der dagegen flattfindenden Rechtsmittel 
erlaffen worden, um Sich auch Ihrerfeits über die von Ihr und dem Ihr vorge: 
fegten Reviflons-Kollegio deshalb angenommenen Maximen auszuweifen. 


Anl. a. 


Der 8. Gen. Kom. wird die von dem Juſtiz-Kom. N. zu Belzig, im Auftrage 
ter Gemeinden Baiß ꝛc. unterm 27. v. M. eingereichte Borftellung hierbei mit dem 
Gröffnen überfandt, daß das von Ihr nah Inhalt derfelben eingefchlagene Verfah⸗ 
ren, wonach Sie die Frage: 

ob bei der Ablöfung der den Supplifanten auf den Belziger Amts» Landichafts: 
Wieſen zuftehenden Hütungsbefugniffe der Werth einer Kuhmeide auf drei, oder 
auf vier Scheffel Roggen angenommen werben folle? 
für fih allein zum Gegenftande einer Definitiv » Entfheidung und der Appellation 
gmadı hat, gar nicht in den ordnungsmäßigen Gang des Auseinanderfeßungs: 
eihäfts paßt. Am wenigften aber if es demfelben angemeflen, daß Sie Sich 
—8 den Beſchwerdeführern verlangten näheren Beſtimmung Ihrer Entſcheidung 
verjagt. 

Es ift nämlich einleuchtend, daß dergl. Ausgleihungsfäße nur in Beziehung 
auf die ganze Berechnungsart des AuseinanberfegungssObjelts und im Zufammen: 
bange mit demfelben feftgeftellt werben Fönnen. Hierauf beruhen fowohl die allge; 
meine Beflimmung im $. 105. der V. v 20. Juni 1817, wonad Streitigkeiten, 
welche die Ausgleihung betreffen, ber Regel nach bis zum Berfahren über ben 
Auseinanderfeßungsplan ausgefeßt bleiben ſollen, ale auch die VBorfchriften von den 
wegen der Abfindung der Intereffenten gegen die Definitiv:Entfcheidungen der Gen. 
Kom. ftattfindenden Rechtsmitteln. Beide nämlich, fowohl das Necdtsmittel des 
Refurfes, wegen anderweitiger Regulirung der Natural Abfindungen, ale der Ap⸗ 
yellation auf Entſchaͤdigung in Kapital oder Rente, feßen die Entſcheidung ber Ge⸗ 
veral-Rommiffion über die Art und Weife und den Betrag der Abfindung, alfo 
beftimnte Refultate des Auseinanderfebungs:Verfahrens, voraus. Insbefondere er: 
giebt fi) aus diefen wegen der Mechtsmittel getroffenen Beſtimmungen, daß Ihre 
Entfheidungen wegen folder Punkte der Ausführung, welche nicht die Abfindung 
felbft beftimmen, die ein oder der andere Theil zu empfangen hat, fondern nur zur 
Vorbereitung einer folhen Definitiv; @ntfcheidung gereihen, wenn deren vorab zu 
bewirfende Inftruftion entweder, wie es $$. 128. seg. wegen der Grinnerungen 
gegen die Bermeffung und Bonitirung gefchehen, ausdrücklich vorgefchrieben iſt, oder 
jolche font nah $. 105. zweckmaͤßig veranftaltet wird, doch nicht die Wirkungen 
einer ne Gintfiheibung haben, gegen welche die orbentlichen Rechtsmittel eins 
ulegen find. 

’ "Was man aber auch über die Zuläffigkeit bes von ber K. Gen. Kom. einge: 
fhlagenen Berfahrens annehmen mag: fo iſt doch fo viel Far, daß bie Zweifel, 
welche die Beſchwerdeführer wegen des eigentlichen Sinnes der Entſcheidung erhos 
ben haben, von ber Art find, daß folche jedenfalls erledigt werben müffen, um nad 
Maaßgabe berfelben mit der Auseinanderfegung vorzugehen, und bafür bie auf den 
Entfhädigungspunft zu richtende @ntfcheibung der Appellatione: Inflanz nicht zur 
Norm dienen Fann. | 

(Ann. XIX. 74. — 1. 64.) 


Dam: 

C. R. des K. Min. des I. für H. u. ©. (v. Schudmann) v. 27. 
April 1834 an fämmtlihe 8. Gen. Kom. 

Die auf ben Erlag v. 7. Olt. v. I., wegen ber Gntiheidungen über bie 
Ausgleihungs + Berechnungen erftatteten Berichte ber Gen. Kommiffionen ergeben, 
daß biefelben das in jenem Grlaffe bezeichnete Verfahren theils ſchon in Ausubung 
gebracht haben, theils Fein Bedenken bei deſſen Anwendung finden. Zwar bevors 
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worten einige berfelben, als Ausnahme von ber Ülegel in gewiſſen Yallen, wo «6 
nach dem Grmeflen der Ben. Kom. zur Börberung der Sache geſchehen könne, wo 
namentlich die Ausficht obwalte, daß mit ber definitiven Entſcheidung eines ber 
Ausgleihungsfäge wegen entftehenden Streitpunftes diefelbe leicht in Güte beigelegt 
werben fönne. 

Dergleihen Rückſichten ſchließen aber, wie weiterhin bargethan wird, bie Aufs 
rechthaltung jener Regel nit aus. Es behält alfo 

1) Babel fein Bewenden, daß bie Definitiv » Sntfcheidungen über die Ausglei- 
Hung ber Intereffenten (im Gegenfage von ben wegen ber Theilnehmungsrechte 
und deren Umfang entflehenden Streitigkeiten) niemals auf bloße Ausgleichunge⸗ 
füge, als, zu welchem Werthe die Weide für eine gewifle Zeit anzuſchlagen if? wie 
die Arbeit eines Dienſtpflichtigen im Verhaͤltniß gegen freie Arbeiter oder gegen 
herrfchaftliches Gefpann? wie groß die Koften ber eigenen Gefpannhaltung anzus 
nehmen? ob und welche der Erinnerungen gegen die Bonitirung und Klaffififation 


. für gegründet zu achten? u. f. w. gerichtet werden bürfen, fondern bie deshalb 


’ 


% 


vorkommenden PBrätenfionen und Ausitellungen bei der Definitiv: Entfheidung über 
die Ausgleihung felbft, d. i. über die Feſtſetzung der in Land, Rente oder Kapital 
zu gewährenden Abfindung, ihre Erledigung erhalten müffen. 

2) Dies fihließt aber Teineswegs aus, daß die K. Gen. Kom., wenn bergl. 
Streitigkeiten vorkommen, und der Kommiffarius Anftand dabei findet, ohne ihre 
nähere Anweifung mit ber weiteren Ginleitung der Sache vorzugehen, oder wenn 
die Partheien ſelbſt Entſcheidung darüber fordern, den einen wie bie andern mit 
Anweifung und Belehrung verfehen; vielmehr find die Spezial: Rommifjarien gehal: 
ten, bei entflehenden Streitigkeiten über die Bonitirung und über andere erhebliche 
die Ausgleichungs⸗Berechnung betreffende Vorfragen, oder im alle eigener Zweifel 
darüber die Anweifung ber R. Gen. Kom. einzuholen, und ber letzteren liegt ob, 
Ihre darauf zu erlaffenden vorläufigen Inflruftionen in einem wie in bem anderen 
Kalle zu motiviren, und durch die Gründe berfelben möglicäft auf die Ueberzeugung 
der Intereffenten zu wirken. Der Kommiffarius hat nad biefer vorläufigen An; 
weifung feine Ausgleichungs⸗Berechnungen und Pläne anzulegen, den Intereffenten 
aber bleiben ihre etwanigen Grinnerungen dagegen vorbehalten, und dieſe müflen 
bei Borlegung des Abfindungsplanes in Ginem mit allen übrigen Grinnerungen 
bagegen zur Berhandlung gezogen und zur Definitiv » Entfheidung vorbereitet 
werben. 

3) Hält die K. Gen. Kom. dafür, daß die Definitiv:Entfheidung gewiſſer bie 
Ausgleihung betreffenden Präjubizialpunfte vor gaͤnzlicher Feſtſtellung des Abfins 
dungsplanes dem Geſchaͤfte, fei es der gütlihen Einigung der Intereflenten, oder 
ber nfegung bes Auseinanderfegungsplanes, förderlich fein werde, fo ift dies nur 
in fofern zu äſſig, als dadurch wirklich ein Theilftüd des Auseinanderfegungsplang, 
fei es die Abfindungsart, ober eine, wenn auch nur partielle Abfindung, mittelR 
eines individuell beſtimmten Natural: Objefte, ober burd Geld oder Rente, bes 
Rimmt wird. 

Denn es iſt offenbar, bag durch eine Vereinzelung bes Verfahrens, wie fie in 
bem Falle der Entſchejdung über einzelne Ausgleihungsfige Statt haben würde, 
eine unabfehlihe Menge von einzelnen Prozefien herbeigeführt, und die Auseinan⸗ 
derſetzung dadurch ins Unenbliche verfchleppt werben würde. 

EGs ift nicht minder einleuchtend, daß die Border: und Wittelfäge einer Aus⸗ 

einanderfegungs» Berechnung in der innigſten Verbindung mit einander ſtehen, und 
einer bie Richtigkeit des andern bedingt. So ift z. B. alle Wahrheit des Sapes, 
daß eine Kuhweide für eine gegebene Weidezeit auf 3 oder 4 Scheffel Roggen 
Werth anzunehmen, ganz davon abhängig, wie der Boden felbfl, auf dem die Weide 
Rattfindet, zu weldem gleichartigen Werthe nämlich die Aderlänbereien, Wiefen 
u. f. w. angefchlagen find. Es kann alfo nur zu leicht zu unaufloͤslichen Verwir⸗ 
rungen führen, wenn von ben Grundfäßen, auf welden eine gegebene Ansgleis 
Hungs » Berechnung beruht, einer herausgegriffen und barüber vorweg entſchieden 
wird, ohne ihn in Verbindung mit allen übrigen feftzuftellen, was mit Sicherheit 
nur fo gefchieht, daß das endliche Reſultat, die Abfindung felbft, feitgeftellt wird. 

Ehen fo wenig paſſen die Gntfcheidungen über bloße Ausgleihungsfäge, wie 
ber 8. Gen. Kom. bereits in dem Erlaſſe v. 7. Oft. v. I. zu erfennen gegeben 
it, zu den in den Geſchaͤfts⸗Angelegenheiten der K. Gen. Kom. zuläffigen —** 
mitteln, welche nur, fo weit die Entſcheidung der Theilnehmungerechie oder deren 


— 
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Umfang zum Gegenftande hat, in ben ordentlichen Inftangenzug refp. der Appella: 
tion und Resifion gehören, fo weit fie aber bie Ausgleihun, ber Theilnehmungs⸗ 
rechte mittelſt Kapital oder Rente zum Gegenflande haben, in den Appellationsweg, 
wenn aber die Ausgleihung Naturalabfindungen betrifft, oder andere als bie eben; 
gedachten Leiſtungen, zum Rekurswege verwiefen find. Diefe Beſtimmungen über 
bie verfchiedenen, ber Ausgleihung wegen zuläffigen Mechtsmittel feßen vielmehr bie 
Entfcheidung über die Abfindung ſelbſt nothwendig voraus. 

as aber bie von eintgen Gen. Kom. bevorworteten Ausnahmen ven der 
unter Ne. 1. ausgebrüdten Regel anlangt: fo find die unter 2. und 3. bemerften 
el vollfommen zureihend, um ben Bebürfniffen jedes Balles genug 
zu thun, | 

Die 8. Gen. Kom. wird daher angewieſen, ſich nach dieſen Vorſchriften für 
die Zukunft zu achten. Sollten in einem ober dem andern alle befondere Ums 
ftände bei der Ausführung vorkommen: fo ficht das Min. deshalb, behufs weiterer 
Inftruftion, Ihrem Berichte über den Spezialfal unter vollftändiger Entwickelung 
des Sachverhaͤltniſſes entgegen. 

(Schluß-Zuſatz an bie K. Gen. Kom. zu Wünfter.) 

Im Vebrigen wird der K. Gen. Kom. (zu Münfter) auf Ihren diefes Gegen: 
fandes wegen unterm 31. Dec. v. 3. erflatteten Ber. noch zu erkennen gegeben, 
daß Sie dasjenige, was in dem Erlaß v. 7. Oft. pr. über die, die Ausgleichung 
beir. Streitpuntte gefagt if, irrthümlich auch auf flreitige Theilnehmungsrechte an: 
zuwenden fcheint, indem Sie mehrmals von der Zulaffung der Appellation und Res 
viſion ſpricht, welches letzte Rechtsmittel bei Streitigkeiten über die Ausgleihung 
ber Theilnehmungsredhte niemals Anwendung finbet. 

Cf. $. 1. der B. v. 29. Nov. 1819. Irrelevant ift ferner, was Sie von ben 
befonderen Berhältnifien in Weflphalen anführl._ Denn, wenn auch einzelne Vor: 
ſchriften, wie 3. B. bie 88. 32 — 51. der Gem. Th. DO. wegen Grmittelung bes 
Umfangs der Theilnehmungsrechte, wegen ber befonderen provinziellen Verhältnifie 
bafelbft weniger zur Anwendung fommen, fo it doch nicht einzufehen, wie Sie 
daraus auch in Betreff der Ausgleihung ber Theilnehmungsrechte ein ganz abwei⸗ 
chendes Verfahren rechtfertigen will. 

Was endlich die Meinung der K. Gen. Rom. betrifft, daß bie Anfertigung 
des Landiheilungsplans dem Geometer lediglich zu überlaffen ſei, fo it dies den 
ausdrücklichen Borfchriften der 8. v. 20. Juni 1817 88. 131. und 136. entgegen, 
und fann durch die befonderen provinziellen Berhältniffe nicht gerechtfertigt werden. 
Denn auch bei der Theilung von Böden und Marken erforbert die Anfertigung bes 
Blans eine fortwährende Aufmerffamkeit darauf, wie nah Maaßgabe der örtlichen 
Derhältniffe die größten KultursVortheile erreicht werben Fönnen, wie die Pläne 
zu geftalten find, damit der Empfänger fie an fih und in Verbindung mit feinen 
übrigen Beſitzthümern am vortheilhafteften benugen koͤnne. Ale Inftruftionen, 
welde dem Geometer barüber ertheilt werben können, find unzureichend, einestheils 
weil ſolche Inſtruktionen nur demjenigen mit Erfolg gegeben werben, ber felbfl 
ölonomifher Sachverfländiger if, anderntheils aber weil bergleihen Inftruftionen 
die örtliche Auffaffung des Beachtenswerthen und Zwedmäßigen von Seiten öfono- 
mifcher Sachverſtaͤndigen nicht erfeßen koͤnnen. 

Die K. Gen. Kom. muß daher zur Befolgung der geſetzlichen Vorſchriften, 
wonach bie Gntwerfung des Landtheilungsplans Sache ber Spezial s Kommiffionen 
iſt, angewiefen werben. Fehlt es Ihr an tüchtigen Spezial-Rommiflarien, fo muß 
Sie Sich ſolche bilden, wie es andere Gen. Kommifftonen geihan haben. 

Megen des Gebrauchs des Loofes kann Sie nur auf die früheren Berfügun- 
gen verwiefen werben. 

(Ann. XIX. 76. — 1. 65.) 

3) R. res K. Min. des I. v. 31. Ian. 1835. Wenn die Abfindung 
in Land gegeben wird, foll bei der Entfcheldung über die Höhe dieſer Ab« 
findung auch gleichzeitig über die Planlage des Entfehädigungdlanded ent- 
fchieden werben. 

Der 8. Gen. Kom. wird auf den Ber. v. 20. d. M. wegen näherer Beſtim⸗ 
mung des bei fireitiger Höhe der Abfindung einzufchlagenden Verfahrens zu ers 
fennen gegeben, daß bei Erlaß der DB. v. 22. Dee. v. I. und bes &. 8. v. 
27. April v. 3. allerdings die Mbficht dahin gegangen ift, bei Streitigkeiten über 
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bie Ansgleichung jede abgefonderte Entſcheidung über Borfragen zu befelligen und 
zu bewirken, daß durch die Entſcheidung immer ſogleich das Endrefultat der Aus⸗ 
gleichung feitgefteflt werde. Diefer Zweck wirb aber nicht erreicht, fobald bei ber 
beabfichtigten Landabfindung, tie Höhe der Entſchädigung vorerfi in Reute feſtgeſtellt, 
die Bermittelung des baflr zu gewährenden LandsAequtvalents aber einem abgefons 
berten Berfahren vorbehalten wird, und das von Ihr bisher bBeabachtete Berfaßren faun 
daher nicht für zweckmäßig erachtet werben. Daß daffelbe in den geieplichen Bekim: 
mungen nicht begründet if, darüber wird Sie anf die in dem G. R. v. 27. April 
v. 3. enthaltene Auseinanderſetzung verwiefen, und insbefonbere wiederholt, daß 
bie beftehenden Vorfchriften über die zuläffigen Merbtsmittel anf Entfcheibungen 
über bloße die Ausgleichung betreffende Borfragen nicht berechnet find. Wenn 
daher auch über die Höhe der Entſchädigung gefiritten wird, fo hat Sie dennoch 
den Landabfindungsplan fogleich berechnen, und den Partheien vorlegen zu laſſen, 
damit über denfelben unter einem entfchieben werben fann. 

Die Bedenken, welche Sie in Ihrem Ber. gegen diefes Verfahren aufgeflellt, 
erledigen fich babucch, dag, wenn gegen bie ermittelte und in erfler Inſtanz feR- 
gefepte Lantabfindung nur Cinwendungen gemacht werben, bie fich auf die Höhe 
der Entfchädigung beziehen, daraus in ber Regel Feine Beranlaffung genommen 
werben wird, den Landtheilungsplan felbft abzuäntern, indem es zu wichtig ift, ben 
Hauptgegenfland der Abfindung — in den voransgefepten Fällen bie Landtheilung 
— befinitiv zu erledigen, die in Folge ber Brinnerungen gegen bie Höhe der Ent: 
ſchaͤdigung eiwa wor erforberliche anderweitige Ausgleichung aber chne Nachtheil 
in der $$. 181. s0q. der V. v. 20. Juni 1817 bezeichneten Art durch Kapital 
oder Rente bewirkt werden kann. 

(Koch's Agrargef., 4. Anfl., S. 304 u. 305). 

4) M. des K. Min. des I. v. 19. April 1839 an die Gen. Kom. ji 
N. Ueber die Gruntfäge ter Abſchätzung oder Entſchädigung kann allein 
nicht entfchieden werden. 

Aus dem Ber. v. 9. d. M. geht hervor, daß bie R. Gen. Kom. das Prinzip, 
nach welchem die Werthſchätzung der Servitut erfolgen fol, durch GCutſcheidung 
vorweg babin fetgeftellt Hat, dag der Nutzen, weldye die Berechtigung den Bercchs 
tigten geither gewährt hat, die Norm abgeben foll. 

Wenn nun biefes Prinzip auch das richtige fein Tann, fo fann es doch vicht 
gebilligt werden, wenn bie Feſtſtellung von dergleichen Grundfägen von der Ents 
ſcheidung über ten Plan ſelbſt chne ganz wefentliche Gründe geirennt wird. 

Die Grundfäge der Abſchätzung machen mit biefer felbR ein fo eng verbuns 
benes Banze aus, daß deren ifolirte Beuriheilung ſteis die Gefahr mit fich führen 
wird, in Mißgriffe zu fallen. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl, ©. 305). 

5) R. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meting) v. 
14. Sept. 1840 an vie K. Gen. Kom. in Berlin. Linzuläfftgfeit der Prär 
judizlalsInftruftionen und Entfcheldungen über die Ausführung der Plan» 
berecänungs» Arbeiten. 


Das unters. Min. hat ungern erfehen, daß die K. Sen. Kom. den Vorigang 

ker Planberechnungsarbeiten bis zur befinitiven Erledigung ber, über bie Nuss 
führung des vorläufigen Abfemmens v. 1. Nov. 1833 entflandenen Differensien 
ausgeſetzt und es fogar nachgelaſſen hat, daß in biefer Beziehung eine befondere 
Klage des Berireters der N. N.fchen Süter zur Präjudizial⸗Juſtruktion eingeleitet 
worden ifl. Jenes Abkommen, burch welches behufs zwechmäßigerer Einrichtung 
des Fünftigen Haupt:Auseinanderfeßungspfanes bie Verbreitung, Cbenung und theil: 
weife Chauſſirung eines durch dic ıc. Berge führenden Hohlweges beſchleſſen wurde, 
iſt nämlich an und für ſich nur durch den Separationsplan bedingt; die gedachte 
Anlage macht deshalb einen integrirenden Theil biefes letztern felbft aus nnd kann 
daher eben fo wenig, wie irgend ein anderes Theilftüd des Planes vorweg zur Ent⸗ 
fcheidung verwiefen werben, daß fie für die neuen wirtbfchaftlichen Berhältniffe der 
Interefienten ndihwendig fei, die Art ihrer Ausführung und das Beitrassverhältniß 
u den Koflen ber eıften Anlage und Fünftigen Unterhaltung muß alfo in der 
Iandispofition entwickelt und näher arbitriet werben, damit, wenn unter ben Ber 
theiligten in einer oder der andern Weiſe Streit barüber eniſteht, im Planerkenni⸗ 


Zur Verordn. v. 20. Juni 1817 wegen Organifation ıc. ($. 105.ff.) 539 


niffe ſelbſt das Nöthige fefgefeht und auf Grund deſſelben event. mit ber Grefus 
tion vorgegangen werden Fann. 

Dies alles ergiebt ſich aus ben Bekimmungen ber $$. 138. seq. 127. ber 
B. v. 20. Juni 1817, 88. 95. 96. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 und $. 17, 
der V. v 30. Juni 1834 aufs Dentlichfe. 

(Min. BI. d. i. V. 1841, ©. 1238, Nr. 192.) 


6) R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 9. Juni 1842 
an’ die 8. Meg. zu N., betr. dad Verfahren in Streitigkeiten über Aus⸗ 
gleihungen bei Gemeinheitstheilungen. 


Es if nicht zulaͤſſig, über bloße Ausgleichungsfäge ober Werthverhaͤltniſſe vors 
weg zu enticheiven. ie Grienntuiffe der Auseinanberfehungs s Behörden find 
admlih — mit alleiniger Ausnahme der im $. 130. ter V. v. 20. Juni 1817 
erwähnten Källe, in welchen über die Vermefinng and Bonitirung gewiffermaßen 
interlofutorifch befunden werben darf — immer nur definitive; fie beflimmen 
entweber über Theilnehmungsrechte oder die für folche zu gewährende Abfindung, 
refp. Entfchäbigung. 

Wie nun aber jene ans beflimmten Thatfachen hergeleitet, und auf Grund 
der dafür beigebrachten Beweismittel, ohne ein Zwiſchen⸗Urtel über die Gültigkeit 
und den @influß der Ieteren, unter Anwendung ber betreff. gefeßlichen Borfchriften, 
im Definitivs Srfenntniffe feſtgeſezt werben, fo beruhet anderer Seite die Ents 
fcheidung über die Enfchädigung und Ausgleichung vorzugsmeife theils auf der 
Beranfchlagung des Werths der abzugeltenden Rechte an fich, theils in ver Schaͤtzung 
und .fonfligen. Würbiguug der zu dem Ende gegebenen Ausgleichungs : Objefte. 
Beide find aber nach allgemein vorgefchriebenen, ober für den konkreten Fall erſt 
aufzufucbenten Normen zu entwideln und ihr Befammtrefultat iR im Auseinanders 
fegungss Blane aufammenzuftellen, deffen Aufgabe es daher bleibt, die Angemeſſen⸗ 
heit und Vollſtaͤndigkeit, event. auch tie wirtbfchaftliche Zweckmaͤßigkeit ver Abs 
findung nachzuweifen, und fo tie Anwendung und Wechfelwirfung feiner einzelnen 
Unterlagen darzuthun. 

Wenn alfo Streitigkeiten über dergl. technifche Vorberfäbe und bloße Rech⸗ 
nungssBofitionen eines Auselnanderfepgungs- Planes fchon ber Natur der Sache 
nach für fi allein Fein Begenfland einer befondern Entſcheidung fein und werben 
dürfen; fo hätte die Beachtung dieſes Verbältniffes von ter K. Reg. um fo mehr 
erwartet werden fönnen, ale $. 105. der B. v. 20. Juni 1817 ausbrüdfich vor; 
febreibt, daß Streitigkeiten, die die Musgleichung betreffen — ter Megel nah — 
bis zum Berfahren über den Auseinanderfegungss Plan ausgefept werben follen, 
und das Min. R. v. 7. Oft. 1833 — vergl. Koch's Samml. ©. 226, 227 — 
tiefen Grundſaß noch näher erörtert. 

Dies fchließt jedoch keineswegs ans, daß das Kollegium fich in einem vor⸗ 
länfigen Befchluß über die dem Museinanderfehungss Blane unterzulegenden techni; 
fhen Wahrheiten mit dem Spezial:Rommiffarius verftändigt, und denfelben ähnlich 
wie im gerichtlichen Verfahren beim Concluso über die Beweis: Aufnahme mit bes 
fenderer Sufruftion verfieht. Datusch wird dem künftigen Definitiv : Erfenntniffe 
oc nicht vorgegriffen, wohl aber dem Berfahren felbft eine angemefiene Richtung 
egeben. 
“ (Min. BI. d. i V. 1842, ©. 225, Mr. 299.) 


Zum $. 105. 


R. des K. Min. des J. v. 25. Juli 1831 an die K. Gen. Kom. je 
N., betr. die Einleitung der Streitigfeiten bei den Auseinanderfegungen in 
den förmlichen Rechtoweg. 


Es if verfchiedentlich wahrgenommen, daß die Gen. Kom. bei den von ihnen 
eleiteten Auseinanderfegungen Voſſeſſorien⸗ und andere die eiuftweilige Aufrechts 
Baltung des bisherigen Recriszuftandes ber Interefienten beir. Progefie eingeleitet 
haben, ohne auf ben Werth biefer Streitigkeiten in Betracht ber beitebenden gänzs 
lichen Veränderung bes bisherigen Zuſtandes und die eben dadurch bedingte an⸗ 
bermeitige Ordnung biefer Berhältniffe gebührende Nüdficht zu nehmen, obwohl 
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ihnen dazu durch die Beflimmungen 88. 3. Nr. 3., 104., 105, 154. ber 8. v. 

20. Suni 1817 Anleitung ertheilt if. 

Das unterz. Min. fieht fih daher veranlaßt, die K. Sen. Kom. auf jene 
Vorfchriften zurüdzumweifen, und Ihr in @rläuterung berfelben zu erkennen gu 
eben: 
9 4) daß nur folche Streitigfeiten in ben förmlichen Mechteweg einzuleiten find, 

welche Theilnehmungsrechte freffen, die auf die Auseinanderſetzung wefent- 

lichen Ginflug haben. Andere, den einftweiligen Zufland und die einſt⸗ 
weiligen 2eiftungen betr. Streitigkeiten find bagegen in der Form eines 
einftweiligen Regulativs und mit Befeitigung der in dem gewöhnlichen 

Rechtswege Natifindenden Form der Voſſeſſorien⸗Prozeſſe zu erlebigen. 

2) Die Regulative müflen immer mit Rüdficht auf den Ausgang der Ausein: 
anderfegungen und den hierbei unterzulegenden Plan geiroffen werben, na⸗ 
mentlih fo, daß den Interefienten nichts zugemuthet werde, was dadurch 
überflüffig wird, was alfo entweder eine nuplofe Verwendung fein, ober 
doch mit der Nubbarfeit der einftweilen noch fortdaneruden Rechtsverhältniffe 
in feinem angemefienen Berhältniffe ſtehen würde. Beiſpielsweiſe wird bie 
Gen. Kom. auf die an die Gen. Kom. zu Stendal in der Weferlinger Re: 
yarationsfache unterm 6. Febr. 1824 und an die hiefige Gen. Kom. wegen 
Abfindung der Holzberechtigung der Spiegelmannfaltur zu N. unterm 25. 
April deſſelb. 3. erlaſſenen Berf., wovon Ihre hierbei Abfchrift mitgelheilt 
wird (Anl. a. u, b.), verwiefen. 

3) Es verſteht fich von felbk, daß wegen der Beichwerben gegen bie Entfcheis 
bungen Ti dergleichen proviforifche Regulative nur das NRekursverfahren 
zuläffig if. 

4) Wiewohl den Partheien wegen” vermeinter Berfürzung in bem Genuſſe ih⸗ 
ver Rechte der Rechtsweg nicht zu verfagen iſt, fo kaun biefer doch nur 
auf Entichädigung gerichtet, und das Verfahren darüber muß nach $. 105. 
der DB. v. 20. Suni 1817 jedenfalls bie zum DBerfahren über den Auseins 
anderſetzungsplan ansgefeßt bleiben. 

Hiernach hat fich die Gen. Kom, far die Zufunft zu achten. 

| 


c. Es ift einleuchtend, daß ber Fortgang der Gem. Th. von dem wefentlichken 
Ginfluffe auf die Art und Weile if, wie während der Verhandlungen tarüber bie 
beiderfeitigen Rechte in Beziehung auf den Gegenftand der Auseinanderfehung in 
Ausübung kommen fellen. Es würbe z. B. eiwas ganz ungeziemendes fein, wenn 
ein mit Holsgerechtigkeiten Belafleter, der auf Abfindung bes Berechtigten anges 
tragen hat, noch angehalten werten follte, in dem Falle des $. 132. Zit. 22. TE. 
1. des A. &. R. neue Anpflanzungen In dem Walde vorzunehmen. Gbenfo uns 
paflend würbe es fein, wenn ein Holzberechtigter, welcher nach dem vorliegenden 
Theilungsplan eine gewiſſe zum Ader- und Wiefenban geeignete Fläche an einen 
Hütungeberechtigten abzutreten bat, dieſe noch mit Waldhoͤlzern befaamen ober bes 
pflanzen wollte. Dazu Fommt ferner, baß bie Feſtſezungen über die Art und 
Weiſe, wie die einftweiligen Nußungen des gemeinfchaftlichen Objekte bie zur 
Auseinanderfeßung flattfinden follen, nicht zu treffen And, ohne über die Theilneh⸗ 
mungsrechte zu befinden, von welchem auch bie Hauptfache abhängig if, und über 
welche die Sen. Kom. in Beziehung auf diefen Zwang jedenfalls zu entfcheiden 
hat. Es würde alfo von verichiedenen Behörden über den nämlichen Gegenftand 
verhandelt und entfchieden werden, und dadurch eine ebenfo unndihige ale koſtbare 
Bervielfältigung der Brosch erwachfen. In beiderlei Beziehungen Ändet bie Bors 
fhrift $. 3. Nr. 3. der V.v. 20. uni 1817 Anwendung, nach welcher den Gen. 
Kom. außer den Hanpigegenfänden ihres Nefforts (bäuerlichen Regulirungen, Ge; 
meinheitstheilungen, Ablöfungen von Dienften ıc.) auch die Regulirung aller ans 
derweitigen Rechtsverhältuifie, welche bei vorfchriftsmäßiger Ausführung jener Aus⸗ 
einanverfeßung in ihrer bisherigen Lage nicht verbleiben Fönnen, übertragen if. _ 

Nächftvem aber bezeichnet auch der 8. 154. a. a. D. die Entfcheivung über 
tiejenigen Streitigkeiten, welche den Uebergang aus ber bieherigen in die fünftige 
Berfaflung betreffen, ausbrüdlich als Gegenſtand ihres Reflorte. 

Außer biefen allgemeinen für die Behörigkeit der Sache fprechenden Gründen 
handelt es fich Hier fpeziell von einem Gegenſtande, welcher nach 8. 178 seq. der 
Gem. 35. D., in Verbindung mit $. 174. a. a, O. und $$. 80. u. 81. Tit. 22. 
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36. J. deo A. 2. R., ganz fpeziell zum Meffort der Gemeinheitstheilungsbehörben 
verwielen if. 

Berlin, d. 6. Febr. 1824. 

Der Zufl. Min. ir Der Min. des 9. 
Anl. b. 

Das mittel Berf. v. 20. Sept.v. 3. fiirte Verfahren wegen ter Abfindung 
der Spiegelmannfaftur zu N. in Betreff der Holzberechtigung, welche derſelben auf 
4000 Morgen Forſtland zuflehet, iſt Gegenfland ber Brörterung in dem K. Staates 
min. geworden, und dabei in Frage gefonmen, fowohl ob das bei der K. Gen. 
Kom. eingeleitete Gemeinheitstheilungs - Verfahren feinen Fortgang behalten folle, 
als wie es in Abficht der Vollſtreckung des Zudifats wegen der Wiederfultur des 
dem Holzungsrechte der Spiegelmanufaftue unterworfenen Forſtiheils zu halten ſei? 

Der Beſchluß des K. Staatsmin. iſt dahin ausgefallen: 

daß dem Antrage des Bisfus auf Gem. Th. und Abldfung des der Spiegels 
mannfafhır zuftehenden Holzungsrechts bei ber 8. Gen. Kom. ber gefegliche 
Lauf gelaffen, tie Vollſtreckung des wegen der dem Fiekns obliegenden 
Wiederfultur der 4000 Morgen ergangenen Judikats oder die Ansjehung 
defielben den Bellinmungen der K. Gen. Kom. vorzubehalten, und gegen 
diefe Beſtimmungen beiden Interefienten der Rekurs an das Min. des J. 
zu überlafien fei. 

Was inebefonbere die Beſtimmung in Beziehung auf die Vollſtreckung bes 
Judikats beirifft, fo gründet fich diefelbe auf $. 3 Nr. 3. der V. v. 20. Juni 
1817, da es einlenchteud ift, daß es ganz nnangemeflen fein würde, bie Staats: 
kaſſe m einem enormen Koflenaufwande wegen der Wiederkultur zu nöthigen, 
deſſen san vergebliche Verwendung das Reſultat der eingeleiteten Gemeinheits⸗ 
theilung fein könnte. 

Berlin, db. 25. April 1824. 

(Koch'é Agrargef., 3. Aufl. S. 229—231.). 


Zum $. 107. 


1) N. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 

27. Aug. 1839 an die K. Gen. Kom. S Berlin, betr. die Kommunikation mit 

ven Partheien Über vie von den Dekonomie - Kommifjarien abgegebenen 
utachten. 


In der Gem. Th. Sache der Stadt M. kann das Gutachten des Oekon. Kom: 
miffarins S. dem Rekursbeſcheide nicht ohne Weiteres zum Grunde gelegt werben, 
weil die Partheien darüber gar nicht gehört find. Dergl. Gutachten müflen in 
der Megel von den Kommiffarien fofort nad Ginnahme des Augenfheins den Ins. 
terefienten zu Protokoll eröffnet werden. Geftatten aber bie Weitläuftigfeit ber 
Sache oder andere Umflände ties nicht, und arbeitet der Kommiſſar fein Gutachten 
erft fpäter aus, fo kann es nicht vermieden werben, ein weitläuftigeres DBerfahren 
eintreten zu laflen und das Gutachten in einem neuen Termin vorzulegen; denn 
den Intereffenten barf bie Gelegenheit, ſich darüber zu äußern, nicht entzogen 
werden. 

(Ann. XXI. 604. — 3. 59.) 


2) R. des K. Min. des J., landwirthfchaftl. Abth. (v. Meding) v. _ 
10. Ian, 1842 an die K. Gen. Kom. je Berlin, betr. das DBerfahren mit 
den Gutachten der Sachverfländigen In Streitigfeiten bei Auseinander⸗ 
fegungen. 

Wenn nah $. 107. der B. v. 20. Suni 4817 bei ber Inftruftion der zum 
Reflort der Auseinanderfehungs : Behörden gehörigen Streitigkeiten im Allgemeinen 
die VBorfhriften der Ber. D. maaßgebend fein follen, fo iſt unter biefen auch die 
bes $. 59. Tit. 10. Th. I. 1. c,, weicher zufolge das von einem Sachverfländigen 
abgegebene Gutachten den Partheien zur Erklärung vorgelegt, deren Erklaͤrung 
darüber erfordert, und nad Anleitung derfelden mit Kortfegung der Inftruftion, 
fo weit dies nöthig, verfahren werden foll, wefentlich mit zu berüdfichtigen. 

Unm alle Koflenvermehrungen und fonftige Weiterungen au hindern, wird das 
Butachten — fofern es nicht etwa ausnahmsweiſe befondere technifche Entwicelungen 
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ober größere Berechnungen enthalten müßte — der Regel nad) in dem Termine, 
durch welchen es veranlaßt worden, ober bei der vorgenommenen Lofalbefihtigung 
fofort zu Protofoll gegeben werben fönnen und müflen, indem foldergefalt faktifähe 
Irrthümer am eheſten zu entdeden und durch Rüdfragen zu ergänzen find. Nur 
in ganz befonderen Fällen fann die Anfegung eines eigenen Termins zur Vorlegung 
-des fhriftliih auszuarbeitenden Gutachtens nachgelaflen werben. 
(Min. BI. d. i. V. 1842, S. 28, Rr. 40.) 


3) M. res K. Min. für Tandwirthfchaftl. Ang. (Bode) v. 24. Oft. 
1853 an die 8. Gen. Kom. zu N., betr. die Befugniß der Bevollmächtig- 
ten oder Stellvertreter tes Fidfus, den Beugenverhören In Prozeß⸗, reſp. 
Auseinanderfegungsfachen beizumwohnen. 

Die Reg. zu N. bat fi in deu Der. v. 18. v. M. darüber befhwert, daß 
in der Waldſtreu⸗Abloſungs-⸗Sache der Lofalliten- und Schulſtelle zu N. der von 
ihr mit der Wahrnehmung bes fisfalifchen Intereffe beauftragte Affeffor N. bei der 
Bengenvernehmung nicht zugelaffen worden ift und die K. Gen. Kam. es abgelehnt ' 
bat, den Kommifjarius der Sache deshalb zu rektifiziren. | 

Die Befchwerbe ber Reg. it begründet, da der fisfalifche Vertreter, auch wenn 
er Mitglied der Regierung it, ein Bevollmächtigter bleibt, daher $. 189. und 
198. fi. Tit. 10. TH. I, der A. G. O. auf ihn Anwendung findet und zwar um 
fo mehr, ale ein Mitglied der Regierung, felbfl neben einem Bevollmächtigten, nad) 
Anh. 5. 239. zur Beiwohnnng bes Zeugenverhörs befugt fein wird. 

Die K. Gen. Kom. wird daher angemwiefen, ihre Kommiflarien über die Ber 
fugniß der fisfalifchen Bevollmächtigten oder Stellvertreter zur Beimohnung ber 
Zeugenverhöre in Prozeß: refp. Auseinanderfehungs s Sachen zu belehren. 
(Min. Bl. d. i. V. 1853, ©. 266, Nr. 228.) 


Zum ©. 125. 


N. des K. Min. für Iandroirtbfchaftl. Ang. (Bode) v. 6. Jan. 1849 
an die K. Gen. Kom. zu N. Bei Bonitirungen follen feine Protokollfüh⸗ 
ter zugezogen werden. | 


Die K. Sen. Kom. wird darauf aufmerkſam gemadt, daß die Zuziehung eines 
Brotofollführers bei der Bonitirung nicht gerechtfertigt erfcheint, indem die Koften 
auf eine folhe Weife ganz ungebührlid gehäuft worden find. Diefelbe Bat daher 
Ihre ſaͤmmtl. Kommifjarien anzumeifen, bei den Bonitirimgen von ber Zuziehung 
eines Protokollführers Abſtand zu nehmen, indem für dieſen nichts liquidirt wers 

en kann. 

(Min. Bl. dv. i. 2. 1849, ©, 20, Nr. 25.) 


Zum ©. 127. 


I) R. des K. Min. des 9. v. 25. Sept. 1824 an die K. Sen. Kom. 
zu N., betr. die Begutachtung der Bauanfchläge durch vie Reg. Bauräthe. 
Der K. Gen. Kom. wird auf Ihre Anfrage im Ber. v. 3. d. M. eröffnet, 
dag Sie, wenn Sie zur nuftlärung Ihres Bedenken gegen die Richtigkeit der Ihr 
in Gemäßheit des Art. 54. der Deft, v. 29. Mai 1816 vorgelegten Bauanfchläge, 
technifchen Beiraths bedarf, den anderweit zuzuzichenden Sacverfländigen nad 
Ihrem Ermeffen zu beftimmen und, in Grmangelung anderer Austunftsmittel, vie 
Meg. N Oppeln wegen Ginforberung des Gutachten ihres Baurathes zu requi⸗ 
riren bat. 
. (Königsberger Samml., S. 304, Koch's Agrargef., 4 Aufl. ©. 311.) 

2) R. des K. Min. des I. v. 19. Aug. 1835 an die K. Gen. Kom. 
* Baubeamte haben nur von ihrer Dienſtbehoͤrde Aufträge anzu» 
neymen. 

Das unterz. Min. nimmt Veranlaffung, die K. Gen. Kom. darauf aufmerkfam 
zu maden, daß den beftehenden Grundſätzen gemäß, die Baubeamten nur von ihrer 
yorgefepten Dienſtbehoͤrde Aufträge anzunehmen haben, und bie R. Gen. Kom, 
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alſo, wenn Fe derfelben bebarf, flets den Weg ber Mequifition ber Dienfibehärbe 
einzuſchlagen hat. . 

(Koch's Agrargef., 4 Aufl. ©. 311.) 

3) N. des K. Min. tes I. u. d. P. (v. Rochow) v. 30. April 1840 
an die K. Gen. Kom. zu Poſen, betr. die Verpflichtung der K. Forſt⸗ und 
Baubeamten, bei vorkommenden Fällen in Auseinanderfegungsfachen ıc. als 
Sachverſtaͤndige mitzuwirken. 


Der Ber. der K. Gen. Rom. v. 13. Dec. v. J., die Berpflichtung der K. 
Borft: und Baubeaniten bei vorfommenden Fällen in AuseinanderfegungssSadıen ır. 
als Sachverſtaͤndige mitzuwirken, betr., hat zu einer Korrefpondenz mit dem Geh. 
Staatsmin. v. Ladenberg Veranlaffung gegeben. Derfelbe ift der, auch von mir 
gebilligten, Anfiht der K. Gen. Kom., daß der $. 64. des Anh. zur A. G. O. 
auch in den, von den Auseinanderfegungs:Behörden reffortirenden Sachen zur An: 
wendung zu bringen fei, mit ber Maaßgabe beigetreten: 

daß ein öffentlicher Beamter überhaupt nur dann angehalten werden könne, der: 
artige Aufträge und Gefchäfte zu übernehmen, wenn die mit feinem Amte ver: 
dundenen Dienfivfli ohne Verſaͤnmniß ihm ſolches geftatten, indem er durch 
Brivat: Angelegenheiten von feinen Arbeitspflichten nit ehindert werben darf, 
baß aber die vermeintliche Unzulänglichfeit der tarifmäßigen Diäten und Fuhrkoſten 
weder dem Beireffenden Deamten, noch feiner vorgeſetzten Behörde, als Weigerunge: 
grund dienen koͤnne. Der Min. v. Ladenberg hat bemgemäß die Reg. zu Bofen 
hiernach vehtifigiet " 

Die 8. Sen. Kom. feße ich Hiervon in Kenntniß, indem ich mich gleichzeitig 
mit der von dem Geh. Staatsmin. v. Ladenberg aufgeftellten Bedingung der Zu: 
ziehung folder Sachverſtändigen einverſtanden erkläre. 

Hinfichtlich der, den als Sachverſtaͤndigen zugezogenen oͤffentlichen Beamten 
feſtzuſetzenden Diäten und Reiſekoſten bemerke ih, daß das, von verſchiedenen 
Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden dabei bisher beobachtete Verfahren zu Grinnerungen 
der K. Ob. Rechnungskammer geführt hat. In welcher Art die Beſeitigung der⸗ 
ſelben beabfichtigt iſt, wird die K. Gen. Kom. aus dem abſchriſtlich beigefügten 
Schreiben an die Reviſionsbehörde erſehen. Dem Ermeſſen der K. Gen. Kom.” 
bleibt es biernach überlaſſen, ob Sie den KR. Oberförftern fünftig Diäten und 
MReifefoften nach dem Regul. v. 28. Juni 1825 fetzufeßen, ober damit unter Be: 
shefihtigung der mobifizirenden Beflimmungen im $. 3. des Koften-Regul. v. 
25. April 1836 bis auf 2.Thlr. pro Tag und 1 Rthlr. pro Meile zu gehen, für 
angemefien erachtet. 

(Min. Bl. d. i. V. 1840, S. 179, Ne. 299.) 


Zu GG. 128—130. 


1) C. R. des K. Min. des I. für Gem. Ang. (v. Brenn) v. 14. 
Sept. 1836 an fämmiliche K. Gen. Kom. und an die 8. Reg. ver Pro- 
vinz Preußen, betr. das Verfahren bei Borlegung der Bonitirungs » Re- 
giſter. 


Nachdem alle erforderten Gutachten über das bei Gelegenheit ber Gefchäfte: 
Mevifton der Sen. Kom. zn N, g Sprache gebrachte Verfahren bei den Bonitir 
rungen eingelommen, wird der K. Ben. Kom. (Reg.) (Derfelben) deshalb, nament- 
lich wegen der, in den unterm 6. Juli v. 3. mitgetheilten Reviſions⸗Vemerkungen 
zu Mr. XI. 7—11. berührten Normen Folgendes zu erkennen gegeben: 

4) Bei der erſten Borlegung ber BonitirungssRegifter ift von den einzelnen 
Theilnehmern nichts weiter au forbern, als daß jeder fich über das Anerkenntniß 
derjelben für feine eigenen Befigthümer erfläre oder feine Srinnerungen dagegen 
anbringe; dies anch fo bedingt, daß ihn fein Anerfenntnig nur unter Vorausſetzung 
der gleichartigen Abfchägung der übrigen Befigthümer bindet, und ihm, wenn 
fpäterhin auf ‚Aula der Grinnerusugen anderer Intereffenten, Abänderungen in 
der Klaffififation vorkommen, diefe ebenfalls zu Ratten fommen. 

2) Gleichzeitig find zwar auch die nach Mr. 3. a. a. D. zuzuziehenden Inter 
effenten über den ganzen Inhalt der Bonitirungs-Regifter zu vernehmen, jedoch nur 
an dem Zwecke, um auf informatorifchem Wege von den Grinnerungen, die im 
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Intereſſe derjenigen Teilnehmer erhoben werten fünnten, welche auf den Grund⸗ 
ſtücken anderer Intereffenten angemwiefen werben möchten, Kenntuiß zu erhalten 
und die hiernach (zu 9. und 2.) fich eiwa ergebenden Mängel vor ber Berechunng 
des Separationsplans zu berichtigen. 


3) Erf, dann, wenn fich überfehen läßt, in welcher Lage jedem Iutereffenten 
feine Abfindung wird zu Theil werden können, und dies denfelben, wenn auch 
nicht durch einen fpeziell berechneten Separationsplan, doch durch allgemeine Webers 
fhläge ungefähr zutreffend dargelhan werben Fann, ift von allen Intereffenten bas 
vollſtaͤndige Anerkenntniß tes Bonttirungs-Negiftere zu erfordern, und dann erft, 
wenn hiernach fämmtliche Ausſtellungen zu überfehen find, und deehalb eine güts 
liche Bereinigung nicht zu erreichen ift, das im $. 31. der V. v. 30. Juni 1834 
vorgefchriebene Verfahren einzuleiten. . 


Denn wenn auch das Beachtenswerihe desjenigen nicht verfaunt wird, was 
einige Behörden für die Beibehaltung des bisher angenommenen Verfahrens ans 
geführt haben, dag nämlich viel mehr Weiterungen gegen die Bonitirung erhoben 
werben bürften, wenn das vollftändige Anerkenntniß terfelben erft dann, wenn jeber 
überfieht, wo er feine Abfindung erhalten foll, erfertert wird; daß fich ferner ohne 
ein beftimmtes Anerfenntnig der Bonitirung der Auseinanderſetzungsplan mit 
Sicherheit nicht anlegen laſſe und jedenfalls die größere Menge der Brinnerungen 
und die wiederholte Berechnung des Plans mit vermehrten Koften verbunden fei: 
fo il es doch einleuchiend, daß die Intereffenten, fo lange fle nicht überfehen 
Fönnen, welch ein praftifches Refultat ihre Srklärungen für fie haben werben, dies 
felben über die Bonitirung der fremden Grundflüde mit großer Gleichgültigkeit 
abgeben; ja bei großen Feldmarken und einer großen Zahl von Interefienten übers 
fchreitet e8 fogar das Faflungs: Vermögen berfelben, fich darauf vollftländig einzu: 
laflen. Eben deshalb fünnen ihnen auch, wie fon früher bemerft if, dergleichen 
Auerkenntniffe in Belreff der fremten Grundflüde, in Berüdfichtigung ber in den 
88. 26. uud 27. Tit. 10. Th. 1. der A. G. O. ertheilten Vorfchrift, mit Beſtande 
faum entgegengeleßt werben. Dies voransgefcgt, und weil die Bonitirung bie er: 
heblichfte Grundlage einer gerechten Ausgleichung ft, gehört alles, was gegen bas 
-hiemit befimmte Verfahren angeführt ift, zu den untergeorbneten NRüdfichten. 
Insbeſondere beftätiget die Bemerkung, daß tie Zulaffung der Grinnerungen bei 
Borlegung des Separationsplaus biefelben in größerer Menge herbeiführen werde, 
bie Vorausfegung, daß ohne eine folche Grinnerung das Intereffe für den Gegen 
fand des Anerfenntniffes bezüglich auf den Zweck, jeden auf gerechte Welle abzus 
finden, in der That werthlos it. Wird dadurch auch eine oder die andere unfatts 
bafte Srinnerang mehr hervorgerufen, fo iſt ties bezüglich auf das Gefchäft der 
Schiedsrichter von Feiner Erheblichfeit. Unter der Borausfegung, daß man fpäter: 
bin, wenn bei der Vorlegung des Plans, des vorhergegangenen Anerfenntniffes 
ungeachtet, noch erhebliche Brinnerungen wegen der Bonitirung erhoben werten, 
dennoch ihre Grörterung nicht verfagen Fönnte, vereinfacht es fogar das GBefchäft, 
wie &8 zur gleichförmigen und gerechten Erledigung gereicht, wenn alle zufäffigen 
Grinnerungen gleich in einem abgemacht werden. Ohnedies ifl das Berfahren 
über die Ausftellungen gegen tie Bonitirung badurdı, daß es anf fchleberichterliche 
Entſcheidung geftellt it, in dem Maße vereinfacht, daB man aus der Mehrzahl 
diefer Ausftellungen gar feinen aureichenden Anlaß entnehmen fann, den Bethei⸗ 
ligten die möglichft vollläntige Wahrnehmung ihres Intereſſes dabei zu verfchräns 
fen. Was aber die Anlegung ber Separationspläne anlangt: fo müflen immer 
erſt mannigfaltige Verſuche und Weberfchläge gemacht werben, wie die Interefienten 
zufrieden zu fellen find, ehe zu einer ganz genauen Grmittelung der Blanlagen 
gefchritten werben Fann, und es genügt an ber ungeführen, auf dergleichen Uebers 
fchläge gegründeten Nachweifung, wie jeder danach etwa zu liegen —* werde, 
um die Aufmerkſamkeit jedes Ginzelnen zu ſpannen und alle Na heile, die ihn 
dabei treffen würden, fei es rüdfichtlich der Bonitirung ober in anderer Beziehung, 
zur Sprache zu bringen. 


Die R. Gen. Kom. (Heg.) hat hiernach Ihre Spezial⸗Kommiſſarien, den tm 
Vorſtehenden ertheilten Anweifungen gemäß, mit Inflruftion zu verfehen. 
(Ann. XX. 898—4. 79). 


2) ©. R. veffelben Min. v. 27. Mai 1887 an fämmtlihe 8. Gen, 


% 
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Kom. und an bie K. Meg. der Provinz Preußen, denſelben Begenfland 
betreffend. 


Der 8. Sen. Kom. wirb auf den Ber. v. 22. Okt. v. 3. über das bei Bors 
legung der Bonitirungsregifter zu beobachtende Berfahren, eröffnet: daß das Min. 
die weitere Brflärung ber übrigen Behörden auf das den Gegenſtand beir. N. v. 
14. Sept. v. 3. (Ann. 1836, ©. 893) erwartet, Feine berfelben aber in deſſen 
Anwendung dergleichen Schwierigkeit gefunden, als Sie in dem allegirten Bes 
richte vorgeftellt hat. Es wird Derfelben deshalb Folgendes zu erkennen gegeben 
und zwar: 

9 daß die in dem gedachten R. ertheilten Vorſchriften zwar als allgemeine 
Regeln zu betrachten find. Dies ſchließt jedoch deren Mevififation keines⸗ 
weges ans, ſei es, daß die Intereſſenten ſich aus eigener Bewegung bei 
der erſten Vorlegung des Vermeſſungs⸗ und Bonitirungsregiſters ſofort 
wegen deſſen Anerkenntniſſes vereinigen, oder der Gegenſtand deſſelben leicht 
zu überfehen if. 

6 


a 

2) Ihren Zweifel anlangt: \ " 

j ob durch die erfle, nur die Bonitirung ber eigenen Grundfläde jebes 
einzelnen Interefienten betr. Erklärung, Nechte eingeräumt und erworben 
werben follen, 

fo ift die Erklaͤrung der Auseinanderfegungs: Interefienten allerdings zu 

biefem Zweck, aber auch nur unter dem im Erlaffe v. 14. Sept. v. 3. zu 

Mr. 1. ſpeziell erwähnten Vorbehalte zu erfordern. Einer dieferhalb zu ers 

lafienden authentifchen Deklaration der B.:v. 20. Juni 1817 bedarf e8 

nicht, da bie Borfchriften über den Bang bes bei den Auseinanberfehungen 
zu beobachtenden Berfahrens feine unbebingten find, dies Verfahren viels 
mehr überall nach der zweckmäßigen Entwidelung des Auseinanberfegungss 
gefchäfte geordnet werben muß, wie dies in ber B. v. 20. Juni 1817 in 

mehreren einzelnen Beflimmungen als in den 88. 104. 105. 131. ff. 138. 

fi. und in der 2. v. 30. Iuni 1834 im Allgemeinen in den 88. 17. und 

28. ausgebrüdt ift; 

3) die 8. Sen. Kom. iſt ferner der Meinung: 

a) daß über den, blos auf den Grund vorläufiger Heberfchläge entworfenen 
Tpeilungsplan, bindende Erklärungen nicht gefordert werben Fönnten, 
das fo gefertigte Projeft vielmehr nur dazu dienen koͤnne, um 

b) vorlänfig die Meinung der Intereffenten darüber zu vernehmen, und 

-c) fie Behufs der definitiven Erklärung über die Bonitirung auf die Folgen 
derfelben aufmerffam zu machen nnd fle zur genauern Erwägung bers 
felben in ihrer ganzen Ausbehnung zu veranlaflen. 

Dies ift im allgemeinen ganz richtig; mehr kann und foll ber vor: 
läufige Blan nicht leiften, es wäre denn, daß einzelne Borfragen, 3.8. 
bei den Auseinanderfeßungen zwifchen den Butsherren und bäuerlichen 
Wirthen oder einzelnen Klafien von Snterefienten wegen der Haupts 
grundzüge des Plans zur Grörterung gebracht werden follten, worauf 
die Verhandlung eben fowohl nach der Aufforberung des Kommiſſarine 
(cf. B. v. 30. Zuni 1834 $. 17.), als wenn bie Sntereffenten in der 
Mehrzahl darüber einig find (ef. $. 82. der V. v. 20. Juni 1817) ger 
richtet werden kann. Die zu b. und c. bemerften Zwede und deren 
Grweiterung nach den Umftänden jedes Falles ergeben dann auch ganz 
von ſelbſt, welchen Grad der Vollſtaͤndigkeit und Genauigkeit die vor⸗ 
läufigen Projekte haben müflen. . 

Auch ift es allerdings die Abficht, bei der im Erlaſſe v. 14. Sept. 
v. J. unter Nr. 3. ausgebrüdten Befimmung, daß bie von den Inters 
effenten bei Borlegung folcher Projekte über die Bonitirung zu erfors 
dernde Erklärung und beren Anerfenntniß auf den ganzen Inhalt bes 
Bonitirungs⸗ Regiſters zu richten if, damit fo eine feſte Grundlage für 
hie definitive Planberechnung gewonnen werbe. 

nlangend 
Anfrage der K. Gen. Kom., 

4) die in wie weit die Vorfchriften des mehrgenachten Reffripte in ben Fällen 
Landes-Rultur-Befehg. Bd. 1. 35 
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Platz greifen follen, wo @eneralsPläne zugelegt und fefigeftellt werben, 

bevor zur Unterveriheilung gefchritten wird; 
fo müflen in einem folchen Falle die Grflärungen ber Bartheien allerbinge 
in Beziehung auf die Ansgleichung der im Ganzen auseinandbersufeßenden 
Teilnehmer erfordert werben, dergeftalt, daß folche auch den Werth ber 
unter beiberlei Abtheilungen zu vertheilenden Grundſtücke umfaſſen und 
weiterhin feiner von beiden Theilen mit Einwendungen dagegen gehört 
werben kann. Es iſt aber weder erforberlich noch zweckmaͤßig, daß jene 
Grflärungen zugleich auf das Anerfenntnig der Bonitirung Behufs ter 
weiteren Bertheilung der jeder Klafje im Ganzen zuzutheilenden Ländereien 
gerichtet werden. Im Großen können fich nämlich bie Mängel, die bei 
einzelnen Theilen der Bonitirung zu rügen wären, gar wohl ansgleichen, 
und doch bei der Subrepartition verleßend für einen ober den andern Theile 
nehmer ausfallen. . 

Mas endlid, 

5) die von der 8. Gen. Kom., 

ob die Erklärung der Intereffenten über den ganzen Umfang der Boni: 

tirung gemeinfchaftlicher Brundflüde, 3.3. der Aenger und anderer bes 

ſtaͤndigen Weideplaͤtze ebenfalls erft bet der Borlegung des Planprajefts 

oder ſchon bei der erfien Durchgehung des Regifters gefordert werden ſoll? 


und 
ob bei bloßen Hütungs -Ablöfungen, 3. DB. aus Forflen, der Hutungs⸗ 
berechtigte ſich über die Bonitirung nicht eher erflären darf, als bie 
ihm gleichzeitig der Ort und die Geftalt feiner Abfindung vorgezeigt 
werden kann? 
fo wird dann, wenn die gemeinfchaftlichen Aenger u. f. w. im Zuſammen⸗ 
bange liegen und den alleinigen Gegenſtand der Auseinanderfeßung auss 
machen, der chen zu 1 beflimmte Ausnahme⸗Fall eintreten; außer dieſem 
Falle aber wird es mit den Grflärungen über die Bonitirung berfelben, 
wie wegen aller übrigen Bonitirungsgegenftände zu halten fein. Bei Forſten 
unterfcheiden fich dagegen bie verfchiebenen Diftrifte der Negel nach fo fehr 
und ber Werth der zugehörigen Ländereien ift eben wegen ber auf benfelben 
fih findenden größeren oder geringeren Holjbeftände fo ſchwer zu erfennen, 
daß dabei vor Allem die allgemeinen Regeln über das Anerfenntmiß der 
Bonitirung aufrecht zu erhalten find. 
(Ann. XXI. 377—2. 78). 


3) N. des K. Min. des J., Tandwirtbfchaftl. Abth. (Bode) v. 17. 
Oft. 1842 an die K. Reg. zu Branffurt a. D., betr. die fchiedörichterliche 
Reviſton der bei Gemeinheitstheilungen flattgehabten Bonitirungen. 


Auf den unterm 3. d. M. erflatteten Ber. wird der K. Reg. zu erfennen ge: 
geben, daß Ihre Auficht, 
„das Refultat einer fchiebörichterlichen Reviſion ber Bonitirung komme immer 
nue denjenigen Interefienten zu flatten, welche Erinnerungen gegen letztere 
aufgeftellt haben,“ - 

und die barans gezogene Bolgerung, 
„das Anerkenntniß jener Schäßung bleibe hinſichtlich ber früher zufriedenen 
Interefienten felbft dann rechtsverbinblich, wenn die Schiedsrichter zu Gunſten 
der Reklamanten Abänderungen vornehmen,“ 

nicht beigepflichtet werben kann. 

Die Erklärung über bie Bonitieung, bei welcher es überhaupt nur auf die 
relative, nicht auf eine abfolnte Richtigfeit anfommt, erfolgt nämlich bei vor: 
ausgeſetzter ordnungsmäßiger Verhandlung dieſer Theilſtuͤcke des Verfahrens, immer 
unter Berüdfichtigung ber Würvigung ſowohl ber eigenen, als ber fremden Grund⸗ 
flüde, und bie Anerkennung der Richtigkeit biefer Schägung iſt daher ſtets Rill- 
fhweigend an bie fich von ſelbſt verfiehende Bedingung geknüpft, daß das Bes 
fammtsMefultat jener techniſch-dkonomiſchen Borarbeit in allen feinen Theilen 
zur Unterlage des demnächfligen Auseinanberfefungsplanes benupt werde. 

Geſchieht dies nun aber nicht, werben vielmehr Grundfüde — feien es die 
ber zufriedenen Interefienten, nder die der Reklamanten — anf ben Antrag ber 
Ieptern anders gefchägt, wie es urfpräuglich gefchehen, fo wird bamit nicht allein 
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bie ganze Theilungemaſſe in eine andere, ſondern anch die Voransfekung alterirt, 
unter welcher das Anerkenntniß der Bonitirung abgegeben werde, und darans folgt 
von ſelbſt, daß alsdann die urfprünglich zufriedenen Intereffenten an ihre @rfiäs 
zung nicht weiter gebunden fein koͤnnen. 

Bollte man das Gegentheil annehmen, fo gelangte man zu dem efultate, 
daß bei einem und bemfelben Gefchäfte eine verfchiebenartige, Bonitirung zum 
Grunde gelegt werde, und die zufriedenen Interefienten alfo nach einer Schäßung 
abgefunden würben, welche dem fchiebsrichterlichen Ausfpruche nach, wenigfene 
theilweife falfch war, und daß felbige daher die NachtHeile der früher fehlerhaften 
Operation tragen müßten, ihren Gegnern aber die Bortheile der Berichtigung der⸗ 
felben allein zufliegen würden. 

Daß ein folches Verfahren nicht richtig {fl, und babei eine angemeflene Aus⸗ 
gleihung ber gegenfeitigen Gerechtſame nicht flattfindet, liegt auf der Hand, und 
es ergicht ſich darum weiter von felbft, daß, fobald einmal die Reviflon der Boni» 
tirung durch "Schiedsrichter angeordnet worden, nunmehr auch den früher aufries 
denen Intereffenten freilehen muß, ihre etwanigen Bedenken eventuell, und — 2*— 
Aufrechthaltung der anerkannten Bonitirung zur Sprache zu bringen, und auf die 
Rüdwirfung aufmerkſam zu machen, welche eine Abänderung in der Schaͤtzung 
einzelner Grundſtücke auf die Würdigung der andern äußern würbe. 

Wiewohl nun der K. Reg. in Ihrem jelbfiländigen richterlichen Urtheile über 
bie formelle Wirkung der abgegebenen Erklaͤrungen jept nicht vorgegriffen werben 
kann und fell, fo wird Ihr doch die nochmalige reiflihe Erwägung des, im Eins 
gangs gedachten Berichte entwicelten Prinzips, und eine Brgänzung Ihrer dar⸗ 
nach getroffenen Verfügung um fo mehr anbeimgegeben, ale das unters. Din. 
bann,'mwenn die Sache in der Zolge zur Bntfcheidung in der Rekurs⸗Inſtanz ger 
langen follte, nicht Anfland nehmen würde, eine Vervollſtaͤndigung der Bonitirungs- 
Keviflon anzuordnen. 

(Min. Bl. d. i. ©. 1842, S. 379, Nr. 522.) 


4) M. des K. Min. des J., Abth. II. (v. Wedell) v. 13. Sept. 1848 
an die K. Gen. Kom. zu Berlin, betr. die Berüdfichtigung der während 
der Dauer des Gem. Theil. Verfahrens in Betreff der Bonitirung ver 
Grunpftüde an denfelden vorgegangenen Veränderungen. 


Die K. Gen. Kom. wirb auf den Ber. v. 2. Au. d. 3., betr. die Befchwerbe 
bes Magifirats zu N. wegen verfagter Revifion der Bonitirung einiger Lücher im 
ber Heinen Bürgerheide dafelbft eröffnet, daß die von Ihr angeführten Umfänbe 
zur Surüdweifung des Geſuchs oder doch zur Ausfepung der Gewährung deſſelben 
nicht für ausreichend erachtet werben können. 

Der Antrag des Mag. enthält keine Binwenbungen gegen eine bereits aner⸗ 
Konnte Bonitirung ber zur Gemeinheiisibeilung gezogenen Grunbflüde, fondern 
eine Anzeige von Beränderungen, welche während ber längeren Dauer ber Ges 
meinheitsibeilung in dem Werihe der betr. Grundflüde' durch BVerbefferungen ers 
wachfen fein follen, 8 welchen der CEigenthuümer unbedenklich befugt if. 

Nach 95. 87., 88., 93. der Gem. Th. D. find die Grundſtücke bei der Abs 
ſindung der Berechtigten nach dem Nugen und Brirage anzurechnen, welchen bie 
Sache jedem Beſitzer gewähren Faun. Wenn daher die Abfchäsung der in Rebe 
fiehenden Grunbflüde bei Cinleitung ber Auseinanberfegung vor etwa 15 Jahren 
u einem niebrigeren Werthbetrage erfolgt if, als fie angeblich jept haben, fo 
best es doch nicht in der Befugniß des Kommiſſarius ter Sache, nach feinem als 
leinigen Ermeſſen bei Bulegung des Abfindungsplans die Grundſtücke zu einem 
andern als dem abgefchäbten Werthe & berechnen. Der veränderte Werthszuſtand 
muß vielmehr zuvor auf gefeblichem Wege ermittelt und Eonflatirt werden. Hier⸗ 
von öunte nur dann abgefehen werden, wenn die angeblich verbefierten Grund⸗ 
Rüde * Abfindung eines fremden Berechtigten nicht verwendet würden, ſondern 
dem bisherigen Bigenthümer zu dem früher abgefchäpten Werte verblieben. 

Da indeſſen der Auseinanderfegungsplan noch nicht fo weit vorgerädt if, um 
dies mit Sicherheit überfehen zu können, bie Anlegung des Plane außerdem von 
der Defchaffenheit und Lage der zu vertheilenden Grundſtücke abhängig if, fo wird 
es mehr zur Befeitigung als zur Anregung von Gireitigkeiten unter den Inter 
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efienten über den Abfinbungsplan gereichen, wenn zuvor bie jebige Beſchaffenheit 
und der Werth der quaest. Lücher feftgeftellt wird. 

Es verſteht fich hierbei von felbft, wie von der K. Gen. Kom. auch ſchon in 
der Berf. v. 10. Febr. d. 3. bevorwortet iR, daß bei Srmittelung des Weribe ber 
in Rede ſtehenden Lücher nur ein dauernder Zuſtand derſelben berückſichtigt wers 
den kann, eine vorübergehende, von bem Wechfel der Witterung abhängige Bes 
fchaffenheit der Grundſtuͤcke aber als eine Verbefferung berfelben nicht angefehen 
werben fann. 

Die 8. Gen. Kom. wird hiernach veranlaßt, dem Antrage des Mag. zu N. 
Bolge a geben. - 

(Min. DI. d. i. V. 1843, &. 264, Nr. 353.) 


Zum $. 130. 


N. des K. Min. des I. (Gr. v. Arnim) v. 14. März 1844 an die 
Sntexeffenten der Separationsfadhe zu N., betr. die Aufbringung der Revi⸗ 
fionsfoften bei Bonitirungen. 


Die dem Gefuche v. 10. Sept. v. 3. zum runde Tiegenbe Anſicht, bag bei 
einer Bonitirung ebenfo, wie bei einer Vermeſſung, der Sacverfländige, in deſſen 
Angaben ein Fehler gefunden wird, die Koften der Revifion tragen müfle, läßt ſich 
nicht als richtig annehmen. Die Bonitenre können nur bei gröberen Berfehen für 
die Koften ihrer überhaupt dann unbrauchbaren Arbeiten verantwortlich gemacht 
werden; ein Irrthum Über die Griragsfähigfelt des Bodens aber, welche felbfi vom 
Beflger nicht mit Sicherheit angegeben werden kann, ift nicht zu derartigen Ber 
fehen zu rechnen. Die Bittfieller Tonnen daher auch im Allgemeinen von Tra⸗ 
gung der Koften des fchiedsrichterlichen Verfahrens nicht entbunden werben. 

(Min. BI. d. i. V. 1844, G. 209, Nr. 232.) 


Zu 68. 136— 139. 


1) R. des K. Min. des J. v. 6. Nov. 1827 an die K. Gen. Kom. 
zu N. betr. die Anfertigung der Separationspläne. 


Der 8. Gen. Kom. wird hierbei ein Ertraft aus der an die K. Gen. Kom. 
zu Stargard Heute erlafienen Berf., die Auseinanberfegung von H. beir. (Anl. a.), 
sn um ſich auch Shrerfeils danach zu achten und refp. Ihre Kommiſſarien 
zu infiruiren. 


Anl. a. 

x. Zu Ihrer Direktion bierbei, ſowohl in vorliegenden, als in kuͤnftigen Faͤl⸗ 

fen, dienen Ihr und Ihren Kommiffarien folgende Beſtimmungen: 

1) Jeder der Behörde zur Betätigung ober zur Cutſcheidung einzureichende 
Separationsplan muß eine vollftändige Darftellung der befiehenden Ver⸗ 
hältnifle und ber aus jenem Plane hervorgehenden Veränderungen enthal⸗ 
ten, insbefondere: 

a) bie namentliche Nachweifung der Intereffenten, geordnet nach ber Vers 
fchiedengeit ihrer TIheilnehmungsrechte, und in Fällen ber Inſtruktion 
und Entfcheibung über ftreittge Punkte müſſen auch die einander gegens 
überfiehenden Partheien auf jeder Seite fpeziell benannt werben; 

b) die ganze Lage der Auseinanderfeßung, von welcher ber Geparationds 
plan ein Theilſtuͤck ausmacht, mit fpezieller Angabe der bereits feR- 
ſtehenden ober noch fireitigen Bunkte und mittell Nachweifung der über 
bie erſteren entfcheidenden und ber wegen ber Iepleren noch ſchwebenden 
Berhanblungen;; 

c) die Nachweifung fowohl der nach dem Theilungsplan fchon zur Aus⸗ 

leihung gebraten Theilnehmungsrechte, —* ſpezieller Angabe der 
e näher beſtimmenden Verhandlungen, als bie fpegielle Angabe derje⸗ 
nigen, welche zur andermweitigen Wusgleichung vorbehalten bleiben, mit 
Ausführungder Gruͤnde, aus welchen Septere einftweilen zurückgeſetzt worden; 

d) bie Hauptrefultate der Ausgleichung, fowohl in Beziehung auf bie 
Gattung und die verfchiedene Güte der Grundſtuͤcke, als rücfichtlich ber 
mehreren ober minderen Entfernung und anderer Vortheile der Lage 
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und Wirkbfchaftsverbäftniffe, unter Zurücweifung auf die in den Afien 
enthaltene fyezielle Ausgleichungsberechnung ; 

o) die Brenzbefchreibung der feftgeftellten oder flreitigen Planlagen mit 
Bezug auf die vorhandene Karte, und die in leßterer immer beutlich 
und mit fcharf unterfchievenen Farben ansgebrüdten Linien und Zeichen; 

f) alle zur Ausführung des Auseinanderfegungsplans gehörige, nach ders 
felben fortwirkenden Bellimmungen, als wegen der Wege, Teiften, 
Viehtraͤnken, wegen ber noch fortdauernden Gemeinheiten, der Art und 
Weiſe, wie die noch ausgeſetzten Punkte dereinſt ausgeglichen werben 
follen u. f. w.; 

g) in Alreitigen Zällen die Streitpunfte, welche den Gegenſtand ber vors 
gelegten Inftruftion ausmachen, zuſammt der Angabe derjenigen, welche 
zur weiteren Verhandlung ansgefebt bleiben. 

2) Diefe Darflellung muß den Interefienten im Schlußtermine zum Anerlennts 
niffe and refp. zur Beibringung ihrer etwanigen Ausflellungen vorgelegt 
werden. 

Die 8. Gen. Kom. hat darauf zu halten, daß dieſer Anweiſung von Ihren 
Kommiffarien für die Zukunft genügt werde. Auch bat fie bei ben fernerhin zur 
Gntfcheidung in der Refursinflanz einzureichenden Berhandiungen dergleichen Dar; 
Rellungen, falls diefelben von dem Kommiffarius noch nicht gegeben find, Ihrer 
Seite zufammenzuftellen und Ihrem Berichte beisufügen; doch bedarf es in ſolchem 
Salle, wenn Behufs der Rekursentſcheidung nicht noch eine Nachverhandlung mit 
ben Hautbelen nothwendig wird, der zu 2. deſiderirten Borlegung an tiefels, 

en nicht. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl. S. 317.) 


| 2) & R. des K. Min. des 9. für 9. u. ©. (v. Schumann) v. 6. 
Bebr. 1833 an fämmtliche K. Gen. Kom., betr. die Anlegung der Ausein- 
anderfegungspläne. 

Die mittelſt Grlafles v. 6. Nov. 1827 den Gen. Kom. ertheilten Anweifungen 
wegen zwedimäßiger Zufammenftellung der Auseinanderfegungspläne werben nicht 
überall ordnungsmäßig befolgt. Neuerdings hat ein Ber. der Gen. Kom. zu Sten⸗ 
bal dem unters. Win. Den laffung gegeben, biefelbe deshalb nah Maaßgabe der 
extraktweife beigef. Bemerkungen (Anl. a.) mit näherer Anmweifung zu verjehen. 

Indem ber R. Gen. Kom. ſolche mitgeteilt werden, wird Sie aufgefordert, 
nad Anleitung derfelben Ihre Spezialtommiflarien zu infteuiren und Sich felbft 
darnach zu achten. Anl 

n 


. 0. 
Bemerkungen zu ben von ber K. Ben. Kom. mittelft Berichts v. 22. Dec, pr. vor⸗ 
gelegten Inftrußtionen der Spegialtommiflarien wegen Aufftellung ber Separations; 
ä 


' pläne. 

1. Die 8. Gen. Kom. ift in ihren Inftruftionen von ganz anderen Geſichts⸗ 
punften ausgegangen, als bei dem Grlaffe v. 6. Nov. 1827 gefaßt find. Ihre Ans 
weifungen beflehen zum großen Theile darin, was der Separationskommiſſarins bei 
Aufſtellung des Separationsplanes ſelbſt zu thun, was er dem Feldmeſſer zu übers 
Iaffen hat, dann in einigen Andeutungen, wie biefer und jener Theil des Separa- 
tionsplanes und der zugehörigen Nachweifung georbnet werden koͤnnen; in Anwei⸗ 
fungen zu angemeffener Vorbereitung des Separationsplanes und in der Angabe 
einiger Hülfsmittel zus Erleichterung des Gefhäfte. Nach dem Grlafie v. 6. Nov. 
1827 geht aber die Abficht dahin, darauf aufmerkffam zu machen, was die wefent> 
lien Beſtandtheile des Separationsplanes find und was bazu gehört, um 
den Zweck beffelben vollſtaͤndig zu erfüllen. Es ift nämlich nicht genug, wie es fo 
Häufig vorkommt, daß die Kommiffarien unter Darftellung fpezieller erechnungen 
ober durch Bezugnahme auf beigefügte Ertrafte aus den Vermeflungs: und Bonis 
tirungsregiftern darthun, daß jeder Interefient für fein Guthaben bei den zur Thei⸗ 
lung und zum Austaufch gebrachten Gegenftänden nach den untergelegten Werths⸗ 

ahlen ein angemefienes Aequivalent wiebererhalten habe. Der Seperationsplan 
Ion vielmehr in Zufammenhaltung mit der ihm unterliegenden Karte ein vollfländiges, 
leicht aufzufaffendes, und doch ſcharf begrenztes Bild der mittelft beffelben beftimms 
ten Auseinanderfegung darbieten. Es foll dadurch jede Ungewißheit über die mits 
tel bexfelben bewirkte Beränderung in dem bisherigen Beſitz⸗ und Mechtszuſtande 
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ber Beteiligten befeitigt werben. Sie follen genau wiſſen und erfahren, mit wen 

und be fie auseinanbergefet find, was r dem Momente, da bie -Borlegung 

des Plans erfolgt, damit abgethan wird und worüber fie noch nachtraͤgliche Bers 

Handlungen und Ausgleihungen zu erwarten haben. Sie follen die Ueberzeugung 

gewinnen, baß fie nicht nur dem Werthe nad empfangen, was Ihnen aufdnbig if, 

fonbern dies auch auf eine dem Zwecke ber Separation und ihren wirthſchaftlichen 

Perhältniffen entiprechende Weiſe, fo wie es die Lofalität und bie Rüdfiht auf bie 

Theilnehmungsrechte der übrigen Betheiligten geftatten, kürzer ausgebrüdt, — fols 

Ien fie die Weberzeugung gewinnen, daß die Auseinanderfeßung gerecht, billig und 

zweckmaͤßig angelegt it. Der Separationsplan muß insbefondere in Beziehung auf 

dasjenige, was jeder Intereffent zu empfangen, einer dem andern zu gewähren hat, 
fo vollſtaͤndig fein, daß es, wenn biefelben bamit einverftanden find, Feiner weiteren 

Grläuterungen bebarf; daß es vielmehr an dem einfaden Anerkenntniß berfelben 

genügt, um ben veränderten Beſitze und Rechtszuſtand außer Zweifel zu fegen. 

Die Behörden, welche mit ber Beauffihtigung der Auseinanderfegung und 

Entſcheidung der über diefelbe entftehenden Streitigfeiten zu thun haben, müſſen 

wegen ber von ihnen wahrzunehmenden landespolizeilichen und fonftigen öffentlichen 

Snterefien durch denfelben in den Stand gefeht werben, in leichtem Ueberblid bie 

Befriedigung der in allen »diefen Beziehungen zu nehmenden Rüdfigten erfennen 

zu können. Bei ben von ihnen zu entfheidenden Streitigfeiten müflen fle vermit⸗ 

tel bdeffelben in den Stand gefeht werden, fogleih ben inneren Zufammenhang 
der Gtreitpunfte mit dem Ganzen des Auseinanderjeßungsplanes und den Ginfluß 
der Entſcheidung auf deflen — — oder Modifikation zu erkennen und zu 

würdigen. In biefem Sinne enthält das R. v. 6. Nov. 1827: 

1) die allgemeine Beflimmung, daß jeder ber Behörbe zur Beflätigung ober 
ur Eniſcheidung einzureihende Sevarationsplan eine vollftändige Darftellung 
der beftehenden Berhälmiffe unb der aus jenem Blane gerbergehenden Ders 
änderungen enthalten müfle. In weiterer Enwickelung biefer 
find folgende als wefentlide Theilſtücke deſſelben bezeichnet: 

2) die namentlide Nachweiſung der Interefienten, geordnet nad) der Berfchies 
denheit ihrer Theilnehmungsrechte, mit der Maaßgabe, daß in Faͤllen ber 
Inſtruktion und Entfheidung über flreitige Punkte auch die einander gegens 
überfiehenden Partheien auf jeder Seite fpeziell benannt werben müflen; 

3) die ganze Lage ber Auseinanderfeßung, von welcher der eben vo elegte Se⸗ 
varationsplan ein Theilſtück ausmacht, mit ſpezieller Angabe der —* feſt⸗ 
ſtehenden ober noch ſtreitigen Punkte und mittelſt Nachweiſung ber über bie 
erfieren entfcheidenden und ber wegen der Iehteren noch fchwebenden Ver⸗ 
bandlungen; 

4) die Nachweiſung fowohl ber in eben biefem Plane ge Ausgleichung ges 
brachten Theilnehmungsrechte mittelft fpezielleer Angabe der fie näher bes 
flimmenden Verhandlungen, als bie fpezielle Angabe derjenigen, welche zur 
anderweitigen Ausgleihung vorbehalten bleiben, mit Anführung ber Gründe, 
aus weldhen letztere einftweilen noch zurüdgefeßt worden; 

5) bie Hauptrefultate der Ausgleihung, fowohl in Beziehung auf die Gattung 
und bie verfhiedene Güte ber Grundſtücke, ale rückſichtlich ber mehreren 
ober minderen Entfernung und anderer Bortheile ber Lage und Wirthſchafts⸗ 
verhältniffe, umter Burüdweifung auf bie in den Alten enthaltene fpezielle 

vuegleichungebereöünung ; 

6) die Graͤnzbeſchreibung ber feflgeftellten ober freitigen Planlagen mit Bezug 
auf die vorhandene Karte und bie in lepterer immer deutlich und mit ſcharf 
unterfchiebenen Karben auszjudrüdenden Linien und Zeichen; 

7) alle zur Ausführung des Auseinanderfegungsplanes gehörigen, nach berfels 
ben fortwirfenden Beftimmungen, als wegen ber Wege, Triften, Viehtraͤn⸗ 
Ien, wegen ber noch fortvauernden Gemeinheiten, der Art und Weiſe, wie 
die noch ausgefehten Bunkte bereinfl ausgeglichen werben follen u. ſ. w.; 

8) in fireitigen Faͤllen die Streitpunfte, welde ben Begenfland ber vorgelegten 
Inſtrultion ausmaden, zufammt der Angabe berjenigen, weldhe zur weitern 
Berhanblung ausgefept bleiben. 

Der Natur ber Sache nad und gemäß ber fpeziellen Anweifungen 
$$. 140. ff. der 8. v. 20. Juni 1817 muß der von dem Speziallommilias 
sius entworfene Separationsplan ben Interefienten behufs feiner definitiven 


efimmung 
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Feſtſtellung immer vorgelegt werben, fri es, daß diefelbe im Wege ber güt- 

lichen Einigung bewirkt oder deshalb die Entfcheidung der Behörde nöthig 

wird. Sehr haufig it aber die Darftellung der Separationsrläine nicht in 

ber nad Vorſtehendem befiderirten Bollitändigfeit bewirkt. Alsdann muß 

folhe in bem einen wie in dem andern alle, wie es bereits im R. v. 6. 

Pr 12 angeordnet ift, noch nachträglich in diefer Vollftändigkeit aufge: 
ellt un 

9) den Intereffenten im Schlußtermine zum Anerkenntniffe und refp. zur Beis 
bringung ihrer etwanigen Ausflellungen vorgelegt werben; 

dies auch 

10) für den Fall, wenn die Darftellung nicht fhon bei ven Verhandlungen er: 
ſter Inftanz in deſiderirter Bollftändigkeit beigebracht ift und in der Refure: 
inflanz ohnedies eine Berhanblung mit den Partheien nöthig wird, vor Ein: 
fendung ber Akten zur Rekursentſcheidung nachgeholt, jedenfalls aber 

11) dem von der SeneralsKommilfion deshalb zu erflattenden Berichte eine den 
Forderungen zu 1. bie 8. entiprechende, aus den Aften zufammenzuftellende 
Darfiellung der Sache beigefügt werben. 

1. Zur näheren Erläuterung und Entwidelung der im Vorſtehenden wiebers 
holten Beſtimmungen wird noch Folgendes bemerft, als: 

12) Wiewohl die Anweifung v. 6. Nov. 1827 nur in fpeziellem Bezuge auf 
Semeinheitsiheilungen ertheilt ift, da der befondere Ball, weldher dazu Ber: 
anlaffung gab, eine Gemeinheitstheilung betraf, fo iſt es doch allgemeine 
Regel des Auseinanderfepungsverfahrens, daß den Snterefienten alsdann, 
wenn alle Grundlagen der Auseinanderjeßung herbeigefhafft find, rin von 
dem Kommiſſarius entworfener Auseinanderfeßungsplan vorgelegt werben 
muß, zu deſſen Befftellung im Wefentlihen alles das gehört, was in jenem 
Erlaſſe befiderirt worben, insbefonbere dann, wenn die Auseinanderfeßung 
‘mit Beränderungen in dem Landbefibe verbunden it. 

13) Es würde eine fehr irrige Meinung fein, wenn dafür angenommen werden 
follte, daß in jenem Grlaffe alles, was zu dem Auseinanderfegungsplane 
gehört, fveziell bezeichnet wäre. Der allgemeine Orundiap (1.) drüdt al: 
lerdings ben ganzen Umfang biefer Arbeit aus, bie fpeziellen Anweifungen 
(unter Nr. 2. f.) konnten aber ber Natur der Sache nach nur auf biefeni: 
gen Punkte gerichtet werden, welche jedenfalls als weientliche Beſtand⸗ 
theile deffelben betrachtet werden müflen und deren Feftitellung nicht fehlen 
darf. Darüber hinaus muß ber den Intereflenten vorzulegende Plan alſe 
biejenigen Entwidelungen rüdfihtli der bis dahin beſtandenen Verhältniffe, 
welche Gegenftand der mittelft befielben zu bewirkenden Ausgleihung find, 
und rüdfihtlih der legteren alle näheren Beitimmungen und Mopififationen 
enthalten, welche nöthig find, damit berfelbe für den Ball des Ginverftänd: 
niffes der Interefienten ohne Anſtand zur Ausführung gebracht werben Fönnte. 

Haben die Rommiffarien die ihnen wegen Vorbereitung des Auseinan; 
derfegungeplanes in ber B. v. 22. Juni 1817 ertheilten Anweifungen ges 
hörig wahrgenommen, fo fann es ihnen an ben Materialien zu einer fo be: 
friebigenden Aufftellung bes Auseinanberjepungeplane nicht fehlen. Ergiebt 
fi ihnen aber bei der Zufammenftellung ein Mangel fadhgehöriger Umſtaͤnde, 
fo müflen fie fofort deren @rörterung und Feſtſtellung veranlaflen, damit 
dem Blane nichts an feiner Bolftändigfeit und Zwedmäßigfeit abgehe. 

14) Was die formelle Ginrichtung des Auseinanderſetzungsplanes betrifft, jo iſt 
wifchen dem Auseinanderfeßungsplan felbit und den zu deſſen Vollftändig- 
beit gehörigen Nachweiſungen, VBermeflungsertraften und Ausgleichungsbe: 
redhnungen zu ımterfcheiben. 

Der Natur der Sache nach müflen die legteren zugleich mit den erſte⸗ 
ven vorgelegt werben. Der Auseinanderfegungsplan ſelbſt muß aber ein 
überfichtlihes Bild des Ganzen barbieten, was ganz verloren gehen würbe, 
wenn in denſelben alles Detail ber letzteren aufgenommen würde Mit 
Rüdfiht auf diefen Zweck muß es dem vernünftigen Grmeflen des Kom⸗ 
miſſarii überlaffen bfeiben, was von diefen Nachweiſungen und Berechnun⸗ 
gen in den Blan felbft aufzunehmen und was in befonderen Beilagen nad: 
zuweifen ift. Immer aber muß ber erflere die Hauptreſultate der Ausein- 
anderfegung, bie fummarifche Angabe desjenigen, was jeder wegen feiner 
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Abfindung zu fordern hat und was er darauf erhalten fol, und bei Land⸗ 
theilungen auch die beflimmte Bezeichnung besjenigen, was er an jebem Orte 
und in welden Graͤnzen er feine Abfindung erhalten fol, enthalten. Eben 
fo nothwendig ift es, Daß die fummarifchen Angaben des Auseinanderfeßungs- 
planes aus den Summen, welche die Beilagen ergeben, zufammengefeßt wers 
ben müffen, fo daß die eine die andere ergänzt und erläutert. Im Uebrigen iſt es 
keineswegs nöthig, dag ven den ſchon auf frühere VBeranlaffung zu ben Ak⸗ 
ten gebrachten Nachweifungen, die zur Erläuterung und Ergänzung bes 
Separationsplanes dienen, befondere Abfhriften zu benjelben zu nehmen 
wären; vielmehr kann darin auf jene Altenfüde Bezug genommen, biefe 
müffen aber immer durch Zurädwetfung auf die betreffenden Hefte und Bläts 
ter genau nacdhgewiefen werben. 


gu 2. 

15) Wenn die Zahl der Interefienten groß if, fo können biefelben nach ber Be: 
merfung unter 3. in befonderen Beilagen nachgewiefen werben. Es verficht 
ſich aber von felbft, daß die Nachweiſung berfelben immer georbnet fein muß, 
wie es zu 2. beſtimmt ift; nicht minder, daß dergleichen früher gefertigte 
Nachmeifungen auf die inzwifchen vorgelommenen Beränderungen forgfältig 
geprüft und bie legteren gehörigen Orts nachgetragen werben müſſen. 

Auch müfen in dem Separationsplane felbft die verſchiedenen Kathego⸗ 
rien, in welde ſich die Theilnehmer nach ihren gleichartigen oder verichies 
benartigen Theilnehmungsredhten und nad ihren gemeinſchaftlichen und ges 
fonderten Interefien teilen, jedenfalls angegeben und die zu jeder Katbegos 
rie gehörigen Interefienten, wenn nicht in bemfelben, doch in den Beilagen 
ober anderen nachgeroiefenen Aftenftüden genau und überichtlih aufgeführt 
werben. 


Su 3. 4. 

16) Wenn eine oder mehrere mit einanber Tombinirte Auseinanberfeßungen fo 
liegen, daß davon ein Theil vorab regulirt wird, oder wenn umgelehrt ſchon 
gewifle Theile der Auseinanderfeßung ihre Erlebigung gefunden haben und 
nur noch ein und der andere Gegenſtand nachtraͤglich zu reguliren ift, fo 
muß ein ſolches Theilitüc der Auseinanberfegung, als der eigentliche Gegen: 
fland des oben vorgelegten Separationsplanes, eben fowohl als deſſen Zus 
fammenhang mit den übrigen Gegenftinden ber Auseinanderfegung und bie 
attuelle Lage der letzteren in derjenigen Bollftänbigfeit befchrieben und ent⸗ 
widelt werben, wie es zum Berfiänbniß bes Planes und zu feinen genauen 
Beftimmungen erforberlih if. Das Nämliche gilt von dem Falle, wenn 
von einer großen Gemeinheit nur ein Theil zur Separation kommt, fei es, 
weil mehrere Interefienten nach derfelben in Gemeinſchaft mit einander bleis 
ben, ober fich zwar alle, aber nur wegen gewifler Theilſtücke der gemeins 
ſchaftlich denubten Grundſtücke ſepariren wollen. 

5 


u 5. 6. 
17) Es verſteht ſich von ſelbſt, daß mit dem Separationsplane immer vollſtaͤn⸗ 
dige Ausgleichungsberechnungen vorgelegt werben müflen. Weber die Art 
und Weife ihrer Zufammenftellung mit dem Auseinanderfeßungsplane wird 
auf die Bemerkung zu 14. verwiefen. Es ift aber nicht genug, wenn bei 
Landtheilungen nur eben bargethan wird, daß jeber Intereffent feine Abfin: 
dung in Quantität und Bonität zulängli erhält, wie bei diefer Ausgleis 
Hung eine Gattung der Grundflüde gegen bie andere gerechnet worden, in 
wieviel Klafien jede Gattung auseinandergefegt, wie jede Klaffe geſchaͤtzt 
und das Werthsverhältniß der einen gegen die andere feflgeftellt if. Biel 
mehr muß zugleih entwidelt werben, in welcher Art und Weife bie Bors 
theile der Lofalität und bie individuell verſchiedenen Wirthfchaftsnerhältnifle 
ber Sonkurrirenden Beſitzthümer benupt und die obwaltenden Schwierigkeiten 
überwunden find, um jedem Theilnehmer eine möglichft volllommene, ben 
Eigenthümlichkeiten feiner Wirthſchaft und feinen Bedürfniſſen entſprechende 
Abfindung ſowohl rückfichtlich des Verhältniſſes einer Gattung von Grund⸗ 
ftüden gegen die andere, als rückſichtlich der Lage, des Zuſammenhanges und 
der Kommunilation zu gewähren, dag und wie in allen biefen Deuiehungen 
fowohl der von Amtswegen wahrzunehmenben Rüdfichten, als der Billigkeit 
bei der Bertheilung foldher in @elbe nicht wohl anzuſchlagenden Bortheile 
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Genüge geſchehen. Dies Alles muß mittel Beſchreibung und Zurückwei⸗ 
fung auf bie fpeziellen Bezeichnungen ter Karte nicht bloß den Intereſſen⸗ 
ten, fondern aud jedem Dritten, ber aus eigener Anfhauung mit den Lo⸗ 
falitäten nicht vertraut ift, klar und deutlich gemacht werden. Dabei ift ins- 
befondere auf genaue Beidreibung und Bezeichnung ber Oränzzüge große 
Sorgfalt zu verwenden. Bei ber eriten Anlegung des Planes wird es an 
der Bezeihnung buch Bleilinien und Bleiftift genügen. Im Berlaufe ber 
Sache aber, wenn nämlich die Intereffenten über den vom Kommiflarius 
vorgelegten Plan oder auf gewifle Abänderungen beffelben einig geworben 
find, oder deshalb Streit unter ihnen entfteht, müflen die Bezeichnungen auf 
der Karte, fowohl Linien als Schrift, in baltbaren Farben ausgezogen wers 
den. Um dabei die Hauptfarten möglihit zu ſchonen, au die Berwirruns 
gen zu vermeiden, welche vielfache Abänderungen der urſprünglichen Ent: 
würfe zur Wolge haben, find die in dem Erlaſſe v. 2. Ian. d. I. ') ange: 
gebenen Sütfemitke! zu benugen. 


Zu 9. 

18) Wiewohl es die Regel if, daß den Interefienten der Separationsplan glei 
in der zuvor angegebenen Bollitändigfeit vorgelegt wird, fo kann fi Wr 
im Laufe des Geſchäfts Hin und wieder bie Selegenheit zu gütlicher Beiles 
gung der Sache in ihren Hauptzügen barbieten, bevor der Kommiſſarius 
die Sache genugfam vorbereitet hat, um jenen Anforberungen damit fofort 
Genüge zu leiften. In foldem Falle muß dies weiterhin nachgeholt werben. 

Sn allen Fällen muß aber in Folge ber über den urfprünglichen Se⸗ 
parationsplan gepflogenen Berhandlungen am Schluffe berfelben, fei es, daß 
die Sache zur Genehmigung ber vorgefeßten Behörde oder zur Entfcheibung 
entfiandener Streitigkeiten eingereicht wird, ein Nachtrag zu jenen gefertigt, 
dasjenige, was ſich nad diefen Berhandlungen darin wirklich ändert oder, 
je nachdem ber Streitpunkt entfchieden wird, darin ändern würbe, fpeziell 
herausgehoben und nicht minder als in dem urfprünglichen Plane überficht: 
lich und deutlich dargeſtellt werben. 

Anlangend 

IH. die ſpeziellen Anweiſungen der Kommiſſarien, zu welchen fi die K. Gen. 

Kom. in ihrem C. v. 17. Rov. 1830 veranlaßt geiehen hat und wozu fle in dem 
jegt überreichten Entwurf noch einige Nachtraͤge geben will, fo wird bier mit Zu: 
rũckſetzung desjenigen, was im britten Abfchnitte des letztern enthalten ift, Folgen» 
bes bemerft: 

Die Anweifungen derfelben werben ehr an Deutlichkeit gewinnen, wenn 
fie zuvörberft die in dem Erlaſſe des Min. v. 6. Nov. 1827 mit ben Er⸗ 
läuterungen, wie fle im Vorſtehenden gegeben find, in natürlicher Folge zu: 
fammengeftellt und in einem befondern Nachtrage ihre fpeziellen Inftruftios 
nen an biefelben anfnüpft. 

Sie wird ferner wohl thun, in befonderen Abfchnitten dasjenige, was 
fi) auf die zwedmäßige Cinrichtung des Separationsplanes bezieht, von 
dern jenigen Ye unterfcheiden, was bie angemeflene Borbereitung beffelben 
u. f. w. betrifft. ꝛc. 

3) Wichtig find die Anmeifungen, was der Kommiffarius felbftthätig zu thun 
hat, damit bie wirthſchaftliche Zweckmäßigkeit der Planbildung ers 
reicht werde, namentlich, daß ber Kommiffarius nämlich, nachdem er bie In⸗ 
tereffenten mit ihren Wünfchen und über ihre wirtbihaftlihen Bebürfniffe, 
und insbefondere diejenigen, die in Folge der Auseinanderfeßung ihre Bel: 
der noch nach einer gemeinfamen Feldordnung zu bewirthſchaften gebenfen, 
über ihre in dieſer Beziehung beabfichtigten Ginrichtungen vernommen hat, 
die Anordnung der PBlanlage ſchlechterdings nicht dem Feldmeſſer allein übers 
laffe, foldde vielmehr in gemeinfamer Berathung mit bemfelben feRftele. 
($$. 15. 16. 18. 19.) Nur zu oft zeigt es fich, daß die Kommiſſarien es 
hierbei an ihrer gerade bei diefem Theile des Geſchaͤfis vor allem wichtigen 
Ginwirtung haben fehlen laſſen, fo daß bie Abtheilungen nicht nach den 





1) Bol. die Erläut. zum 5. 128. d. V. v. 20. Juni 1817. 
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natürlichen, durch bie wirihſchaftliche Zweckmaͤßigkeit beflimmien Sagen, Rich: 

tungen und Graͤnzen gemacht, vielmehr durch die Bequemlichkeit des Feld⸗ 

mefere bei der Anlegung langer, gerade burchlaufender Linien und bie ers 
leihterte Berechnung ber hiernach beftimmten Abfchnitte veranlaßt find. 
Gerade bei biefem Theile der Arbeit ift es, wobei Die Sachkenntniß, bie 
praftifhen Webungen des Kommiſſarius und feine nihätigfeit vornämlidh 
entwicelt werden muß. Diefe Arbeit ift es, die über den Werth ber Aus⸗ 
einanderfeßung nicht bloß für den Augenblid, fondern für mehrere Genera⸗ 
tionen entfcheidet. In Betracht der Hohen Wichtigkeit, daß der Kommiſſa⸗ 
rius dem Feldmeſſer auch weiterhin bei den nad feinen Anweifungen vor: 
zunehmenden Ausarbeitungen auf deren Zwedmäßigfeit Fontrollire und 
etwanigen Mißgriffen bei Zeiten zuvorkomme, ift es gar nicht paflend, daß 
die Sen. Rom. dem erftern, wie es im $. 22. gefchehen if, in den Anord⸗ 
nıtngen vergeeife ‚ wo ber Felbmefler zu ſolchem Behuf diefe Arbeiten ver: 
richten fol. ıc. 

7) Die im $. 17. von ber Gen. Rom. bewiefene Nachficht gegen die vorwal 
tende Tendenz der Interefienten bäuerliden Standes und der ihnen folgen: 
den Rommiffarien, daß nämlich jeber feine Abfindung quantitativ genau ober 
doch nahe in ten nämlihen Gattungen und Klaffen wieder erhalte, aus 
welchen fein biöheriges Befitzthum beftand, ift ale die Quelle der Mißgriffe 
zu betrachten, die fich gerade in ihrem Depart. rückfichtlich der Berzeitelung 
ber neuen Planlagen vorzugsweife offenbart haben. Dem muß durch eine 
befimmte Zurüdweifung auf die Borfchriften 5. 61. der Gem. Tb. DO. und 
$. 9. des Ausführ. Sef., nicht minder durch firenge Prüfung ber vorgeleg- 
ten Separations: und @intheilungspläne ausbrüdlich entgegen gewirft wer: 
den. In der Zurücweifung auf jene Borfhriften ift den Kommiffarien bie 
Wichtigkeit berfelben umfändlich zu eröffnen und ihnen bemerflih zu ma⸗ 
hen, daß die Zerfiidelung der Planlagen nad den Zweden der Gem. TE. 
D., die von zufammenhängenden, wohl arrondirten PBlanlagen wefentlidh 
abhängig find, nad $. 62. der Gem. Th. D. nur als Ausnahmen von der 
Regel, nur in Rückſicht anderer überwiegender Kultnrinterefien nachgelaſſen 
find. Es muß ihnen nicht minder bemerklich gemacht werben, daß das fein 
Sufanmenhang im Sinne bes Geſetzes if, wenn namentlich bei den Sepa⸗ 
rationen der Mitglieder von Stadtgemeinden und Dorffhaften die Pläne in 
ſchmalen, bandfoͤrmigen Streifen von der Dorflage bis zur Graͤnze ausge⸗ 
wieſen werden, daß vielmehr einige breite Stücke an verſchiedenen, durch 
bequeme Wege und Triften zugaͤnglichen Orten einem ſolchen ſcheinbaren 
Zuſammenhange vorzuziehen find. Sehr Häufig wird in der ſchicklichen 
Ausweifung folder Pläne dadurch gefehlt, daß ch bie Kommiſſarien dabei 
an die beſtehenden Wege und Triften binden. Nur bei einem gerade ums 
gekehrten Verfahren, wenn fie nämlich zuerft erwägen, wie bie Bläne am 
beften arronbirt werden und danach die Wege und Triften anordnen, wers 
den fie die Abſicht des Geſetzes ſicher erreichen. 

Berlin, den 3. Yebr. 1833. 
& Ar a Agrargef.. 4. Aufl. ©. 363 u. Dönniges Land. Kult. Gef. Bd. 3. 


3) R. des K. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn) v. 21. Nov. 
1835 an bie 8. Sen. Rom, zu N., betr. die Anfertigung der Theilungs- 
pläne. 


Auf die Anfrage der K. Gen. Kom. v. 18. Sept. d. J., betr. die von ben 
Spezial: Rommifiarien nah Nr. XIV. und XV. ber mitgeteilten Reviſionsbemer⸗ 
Fungen anzufertigenden Theilungspläne, wird Derfelben Folgendes zu erfennen ges 
geben: 

Die Idee wegen biefer nur in ihren Grundzügen barzufleflenden Ents 
würfe ift weder von dem einen no dem andern Theile des Kollegii richtig auf⸗ 
gefaßt worden. Der Natur der Sache nach muß ber fpeziellen Berechnung und 
Iharfen Abgraͤnzung der Pläne, welche jedem Theile zu feiner Abfindung über: 
wiefen werben follen, die Borftellung vorangehen, wie die Vertheilung im Ganzen 
am zwedmäßigften zu bewirken ift; daß fi nämlich, wie die Königliche General: 
Kommilfion dies ſelbſt in Ihrem Berichte ausdrückt, die Kommiffarien nach Möglich: 
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keit die Lolalität durch Cinnahme des Augenfcheins unter Zurhandnahme ber Karte 
imprimiren, dann bie Grtrafte des Vermeſſungs-Bonitirungsregiſters, fo wie das 
vollkändig gefertigte Kredit des Separationsplanes durchgehen und babei die GEr⸗ 
fordernifie der konkurrirenden einzelnen Wirthfchaften, behufs der Hinftellung ber 
Abſindungen aus denjenigen Bobengattungen und Bodenklaſſen prüfen, welche den 
einzelnen Wirthfchaften, vefp. den Abfichten der Intereflenten am mehrften zufagen. 
Ber diefen Operationen werben fie mit fih und dem Feldmeſſer darüber einig wers 
ben, ob jedem Intereſſenten ober, wenn nicht allen, doch einigen berfelben ihre Ab; 
ſindungen im vollftändigen Zufammenhange zugetheilt werben können, welche @eftält 
in dem erfern alle die Blanlagen gewinnen werden, ob — was felten ber 
Fall ſein kann — allen ihre Abfindungen in ohngefähr gleichen Entfernungen von 
der Ortslage oder einem Theile berfelben ſolche in größerer Nähe, anderen zwar 
in größerer Ontfernung, jedoch unter anderen günftigen Nebenbedingungen, 3. B. 
mit beſſerem Wieienverhältniß, in befferen Bobenarten u. f. w., zugetheilt werben 
Söunen? in dem andern Kalle aber, welche Interefienten nad ihren wirtbfchafts 
lichen Berbältniffen im vollländigen Zufammenhange abzufinden find und wo ihnen 
diefe Abfinbungen gegeben werben können? — ob unmittelbar anfangend an ber 
Ortslage oder an welcher Stelle mitiler Entfernung? — welche Theile ber Feld⸗ 
mark für die in mehreren Stüden abaufindenden Intereffenten geeignet find? — 
wie biefe Theilſtücke fo zu verbinden And, dag bie Interefienten in der größeren 
Nähe ober befieren Bobenbefchaffenheit bes einen für die größere Untfernung und 
geringere Bobenbefchaffenheit des andern genügenden Erfaß finden? — welde In; 
terefienten vorzugsweife in ben nahen Grundſtücken abzufinden find und abgefunden 
werben können? — wie die mehreren Stüde jedes Interefienten doch fo anzumeifen 
find, daß dieſelben nicht durch weite Entfernungen von einander getrennt werden? — 
ob und weldge bedeutenden Berbefierungen der Planlagen durch den Abbau einiger 
wenigen ober mehrerer Interefienten bewirkt werben können? — in welden Rich; 
tungen, 2ängen und Breiten die Abfinnungsftüde bezüglich auf bie Waflerläufe 
und bie Züge ber Nieberungen und Anhöhen, nicht minder in Beziehung auf bie 
ſchon vorhandenen ober in Berückſichtigung jener Terrainbefchaffenheit zwedmäßiger 
anzulegenden Triften und Wege, am vortheilhafteften ausgewielen werben können? — 

Gewandten und geübten Rommiflarien im Beiftande tüchtiger Feldmeſſer dringt 
fh das Bild, mindeftens in feinen Hauptzügen, faſt von felbit auf, wie in allen 
diefen Beziehungen ber Gintgeilungsplan anzulegen ift, nachdem bie Karte von ber 
Feldmark aufgenommen, die Borftellungen von berfelben durch Cinnahme bes Augen⸗ 
ſcheins und durch die genaue Bekanntſchaft mit ihrer Sonltieung vervoRänbigt und 
das Werthverhältuig der Bobenllaffen und der verſchiedenen Beſitzthümer befannt 
it. Wenn bie Feldmarten nicht fehr groß find und bie Bodengattungen und Bobens 
Haflen nicht vielfach wechfeln, werben fle bie vorzunehmende Gintheilung-ohne ſpezielle 
Berechnung ſchon ziemlich zutreffend angeben können. Ehe fie aber zur fpeziellen 
Berechnung ſchreiten, iſt es durchaus erforberlich, daß fie ſich durch gewifle Webers 
fehläge näbere Ueberzeugung davon verſchaffen. Dahin gehört 3. B., ie fie rüds 
ſichtlich derjenigen Interefienten, welche ihre Abfindungen im vollftändigen Zuſammen⸗ 
hange erhalten, das Sollhaben mit demjenigen, was ihnen an ber für fie aus⸗ 
erfehenen Stelle gewährt werben kann, vergleihen und fi fo überzeugen, daß bie 
Auweifung wirklich fo gefchehen kann, ohne die übrigen Intereffenten zu bes 
einträdhtigen. 

Eine folge Operation muß vorab wegen ber Abfindung derjenigen Interefs 
fenien sorgenommen werben, welche nad) ber Meinung ber Kommiflarien abbauen 
ſollen. Rüdfihtlich derjenigen mehreren Intereffenten, die ihre Abfindung in ohn⸗ 

efaͤhr gleicher Duantität und Lage erhalten follen, müflen zwar bie Gefammts 
achen, die ihnen zufammengenommen auf einer Stelle, fei es in ber Nähe bes 
Dorfes, in mittler Entfernung oder in ben Hinterländereien, zugetheilt werben follen, 
mit ihrem Sollhaben verglidhen werben, ohne daß es nöthig if, für jeden das ihm 
aus der Sefammtfläche zu überweifende Stück zu berechnen. Kurz — biefe auf 
bloße Ueberſchlaͤge gegründete ar rs bat nur den Zweck, den von ber Kom⸗ 
ifflon zu entwerfenden Blan in feinen Grundzügen Har zu machen und darzu⸗ 
thun, daß den Intereffenten barnah überhaupt zwedmäßige Planlagen zu 
Theil werden können. 
Es kommt nur darauf an, daß bie Hanpipunkte des Plane fefigeftellt werben, 
vorbehaltlich der Modiſikationen bei der weiteren Bearbeitung, wozu ſich verſtaͤndigen 
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Konmiſſarien eine große Reihe von Auskunftsmitteln barbietet. Es liegt näulich 
in der Natur der Sache, daß für jeben Intereffenten der Separation gewifle Theile 
feiner Abfindung von vorzugsweifer Wichtigkeit find, rüdfichtli deren es einer ges 
nauen Beflimmung bebarf.” So 3. B. kommt es in den ſchwierigſten Fällen, wenn 
ber Heefühigen Aderländereien, Wiefen und anderen nugbaren Rafenflächen im Ber: 
hältniffe zu den fchlechteften Aderländereien wenige find und jene überbies durch 
die Feldmark zerfireut liegen, nur auf möglichft beflimmte Grenzbezeichnung, den 
näheren Ausweis und bie genaue Berechnung barüber an, wie jene fo vertheilt 
werben können, baß jeber Intereffent einen verhältnigmäßigen Antheil davon im 
möglihft volllommener Abrundung und in fehr bequemer erbindung mit feinem 
Wirthichaftshofe erhält; rüdfichtlih ber übrigen, der geringeren Ländereien aber 
enügt es, daß die Folge, wie nämlich biefelben fo gelegt werben, damit große 

tfernung ber zugehörigen Lünbereien jedes Wirthfchaftshofes möglihft vermieden 
werde, im Allgemeinen angegeben angegeben wird. Liegen die Grunbflüde ber 
erfteren Art fo bei einander, baß fi) deren Bertheilung in Berückſichtigung bes 
Arsondiffements unter mehrere Wirthe bequem bewirken läßt, fo bebarf es nicht 
einmal der fpeziellen Angabe der Theilungslinien unter ihnen. Es genügt nachzu⸗ 
weifen, daß fie zufammengenommen ihre Abfindung darin erhalten fönnen, und nur 
die Richtung der Theilungslinien in Beziehung auf die vorhandenen oder neu anzu: 
legenden Wege anzugeben. 

Dergleihen Ueberſchläge genügen für beide unter Nr. XIV. und XV. ber 
Revifionsbemerkungen bezeichneten Zwede, dag fih nämlich die Kommiffion, 
indem fie den Plan der vor anderen abyufindendben Haupt⸗Intereſſenten, 4. B. ber 
Gutsherrihaften oder ber mehreren Provofanten gegen die in Gemeinheit verblei⸗ 
benden Brovofaten entwirft, — bie Ueberzeugung verfhaffe, daß und wie 
den übrigen Interejfenten ebenfalls zwedmäßige Planlagen ges 
währt werden fönnen; au den Intereffenten die Gelegenheit ge: 
geben werde, fih über ihre Wünſche zu äußern und bie ihnen fid 
barbietenden Vorſchläge zur möglihf volllommenen Planbildung 
zur Sprade zu bringen; fie genügen nicht minder zu ber Prüfung, 
weldhe die GeneralsKommiffion wegen der Zweckmäßigkeit der Se; 
parationspläne vorzunehmen hat, che zu der Verhandlung darüber 
mit den Bartheien gefhritten wird. 

86 iR aber augenfällig, daß ein ſolches Verfahren vor demjenigen ben Bor; 
ug verdient, welches bie Delonomie:Rommiffarien bisher beobachtet haben, daß fie 
ch nämlich nad) ber allgemeinen Auffaffung der Lokalitaͤt und Werthoeverhältniſſe 
einen auf bloße Meinen und Dafürbalten angelegten Theilungsplan zu entwerfen, 
dann in gewiffer Folge die Abfindungspläne für jeden Interefienten fpeziel zu bes 
zehnen und ‚nun, je nachdem fidh bei dem Kortichreiten in diefer Folge bei einem 
oder dem andern Plane befondere Uebelſtände ergaben, behufs deren Abſtellung bie 
zuvor berechneten Pläne abzuändern und umzurechnen pflegen. 

Es if Far, daß ein auf annähernde oder fpezielle Berechnung, cher bloße 
Weberfchläge gegründeter Entwurf von den Brundzügen bes Theilungsplanes einen 
viel befieren Anhalt für die weiterhin vorzunehmende genaue Abgrenzung und 
fpezielle Berechnung der Planlage jedes Intereffenten barbietet, dag dann der Fort: 
gang der lepteren viel ficherer ift und viel weniger Abänberungen und Umrechnungen 
nöthig macht, als in dem Kalle, wenn die Kommiflarien von der fpeziellen Bes 
rechnung eines Planes zum andern fortfchreiten. Wie die Kommiffarien hiernach 
fon bei ber Blanbildung, bie fie nad) eigenem Sinn und eigener Meinung enis 
werfen, an Zeit erfparen, fo wird zugleih die doppelte Arbeit der fveziellen Be⸗ 
rehnung für den Ball vermieden, wenn die Bartheien felbft beffere Borfchläge zu 
—* nen, oder bie General: RKommilfion mit der Planbildung nicht einver: 

anden ifl. 

Naͤchſtdem aber entipringt daraus ein anderer für bie weſentlichen Intereſſen 
der Planbildung ſehr erheblicher Vortbeil, dag fih nämlih der Kommiſſarius fos 
fort die wichtigften Punkte verfelben, dasjenige, worauf es den Theilnehmern vor 
allem anderen anfommt, .Har macht, dies fcharf ins Auge faßt, fi vor allem bie 
Meberzeugung verſchafft, dag und wie die Theilnehmer im Weſenllichen zufrieden 
zu fiellen find unb wie es die Natur der Sache mit fih bringt, dieſen Rüdfihten 
bie übrigen minder wichtigen Gegenflände unterorbnet. 

Was die Darſtellung (Zeichnung) biefer auf die Grundzüge befchränkten, durch 
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allgemeine Weberfchläge nachgewieſenen Thellungepläne anlangt, fo kann es hin und 
wieder an bloßen Handzeihnungen genügen. Es ift aber vorzuziehen, biefelben 
auf Kopien der Karte verzeichnen zu laffen, welche auf durchſichtigem Papier mit 
Leichtigkeit abgenommen werben koͤnnen. 

(Dinniges Land. Kult. Gef., Br. 3. ©. 433.) 


Zum $. 139. 


G. R. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 24. Der, 1844 an 
fämmtliche Gen. Kom. und Reg., ausfchlieglich der Rheiniſchen, betr. die 
Erhaltung Hiftorifcher Denkmäler bei Separationen. 


GEs iſt zus Sprache gelummen, daß die Ausführung ber in der Altmark flatts 
findenden Sebarationen zur Abtragung und Zerfldrung ber dort noch haufig vor⸗ 
handenen Hünengräber und alten Landwehren oder Schanzen Berans 
laſſung gebe. Dies würde jedoch nur in fo weit haben geſchehen können, ale es 
der Aufmerkſamkeit der Königlichen General⸗Kommiſſion und ihrer Spezialkommiſ⸗ 
farien entgangen wäre, daß für die Erhaltung folcher hiſtoriſchen Denfmäler bes 
reits beſtimmie Borfchriften und Anordnungen beſtehen, welche in ben Cirkular⸗ 
GErlaffen der Min. der g. ıc. Ang., des H. u. d. &., und bes 3. v. 15. Dec. 1823. 
(Ann. 1823, &. 768) und v. 27. März 1835 (daf. 1835, S. 142) zur Kenntniß 
der Behörden gebracht worden und von ben Königl. General⸗Kommiſſionen ebenfo, 
wie von den Regierungen, zu beachten find. 

Wenn daher auf Feldmarken, wo bie Separation ausgeführt werben foll, fich 
Gegenflände der gedachten Art vorfinden, fo wird zunächſt feflzuftellen fein, ob 
und aus welchen Gründen biefelben für ein Peivateigenthum zu erachten find oder 
nicht. Im letzteren alle würde es in Feiner Weile zu vechtfertigen fein, die 
Theilung des gemeinfchaftlichen Bigenthums auch auf Gegenflände der fraglichen 
Art auszubehnen, die legten als Abfindungsmittel zu benugen, und fie bergeftalt 
der Berwendung zu Privatzweden und der Zerſtoͤrung gewiſſermaßen durch bie 
Mitwirkung der Behörde zuguführen. Sn folchen Faͤllen muß vielmehr möglichft 
darauf Bedacht genommen werben, den einer privativen Benutzung noch nicht vers 
fallenen Gegenfland dem gemeinfamen Eigenthume zu erhalten, ihn beshalb aus 
der Theilungsmafle vorweg herauszunehmen, und bei Feſtſtellung der Planlagen 
einer folchen Anordnung Eingang zu verfchaffen, wodurch die Erhaltung im dffents 
lichen Intereffe gefichert, gleichwohl aber den angränzenden Grundeigenthümern 
nicht durch vorzubehaltende Sugänge oder fonfl für nothwendig zu erachtende Bes 
fchränfungen zur empfindlichen Beläftigung wird. 

Die 8. Sen. Rom. bat daher die Spezialfommiffarien demgemäß mit Ans 
weiſung zu verfehen und fie aufguforbern, in foldhen Fällen, wo fich der Zwed 
der wegen Brhaltung hiftorifcher Denkmäler beftehenden Vorfchriften auf dem eben 

ebachten und dem Wege der Bermittelung nicht erreichen laffen möchte, Ihr felbft 
nzeige au machen, damit Ihrerfeits wegen der anderweit zu ergreifenden Maaß⸗ 
segeln mit der betreffenden Provinzial:Regierung in Berathung getreten werbe. 

(Min. Bl. d. i. B. 1845, &. 23, Nr. 28.) 


Zu $$. 142. u. 143. 


C. R. des K. Min. des I. u. d. P. (u. Rochow) v. 9. Gebr. 1839 
an fämmtl. 8. Gen. Kom. und an die K. Reg. der Provinz Preußen, betr. 
das Verfahren bei Streitigkeiten über die Lage der Abfindungspläne. 


Aus dem, mittelft Ber. v. 18. Dec. v. 3. eingereichten Grfenntniffe in der 
Separationsfahe von H. habe ich erſehen, daß die K. Gen. Kom. über bie, bei 
Borlegung des Auseinanderfeßungsplans aufgeftellten Erinnerungen bes Bauers N. 
einen befondern Prozeß zwiſchen diefem und denjenigen brei andern Wirthen, beren 
Pläne derfelbe mit dem feinigen verändert zu ſehen verlangte, zugelaffen, demnachſt 
aber *ig darauf beſchraͤnkt hat, Lediglich uber die von dem Beſchwerdeführer ges 
machten Anträge zu entſcheiden, ohne dabei den Plan im Ganzen feflzuftellen. 

Ih Tann dies Verfahren im Allgemeinen nicht billigen. 

Abgeſehen nämlih davon, daß es bei Auseinanberfehungsfachen ber vorlies 
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enden Art gar nicht erforderlich if, eine Parthei gegen die andere als Klägerin 
Auftreten zu aen, nah $. 17. der V. v. 30. Sunt 1834 vielmehr aus den Er⸗ 
Härungen der Betheiligten felbft ohne Weiteres die Richtung entnommen werben 
fol, welde dem Berfahren zu geben ift, fo kann doch au, — ber Natur ber 
Sade nah — ein Planftreit nie zwifchen einzelnen unter mehreren beim Gefdhäfte 
betheiligten Perfonen geführt werden. Diefelben haben für fih immer nur Ans 
fprüche an die, durch die vorhandenen gemeinfchaftli genußten Grundſtücke gebil- 
bete Geſammt⸗Theilungsmaſſe; aus diefee müflen fie, nah Maaßgabe ihrer Theil; 
nehmungsredhte, in zwedimäßiger Weiſe befriedigt werden, und es folgt daher, daß 
alfe, die Bollftändigkeit oder wirtbfchaftliche Lage der Abfindungen betreffenden 
Erinnerungen — wenn mit foldhen auch nur die Veränderung des einen oder ans 
dern Plans verlangt fein follte — doch ſtets die Befammtheit der Intereffenten, 
oder was daſſelbe ift, die Theilungsmafle felbi angehen, Und event. aus leßterer 
zu vertreten find, jeder Planbefcheid alfo, glei dem Diſtributions⸗Erkenntniſſe im 
Konkurfe, die Art und Weiſe der Befeiebigung aller Intereffenten feftfiellen muß, 
da ohne folche die Forderung bes oder ber Monenten als angemeflen und volls 
ftändig gedeckt nicht nachgewiefen werben Eönnte. Hierbei bemerfe ih no, daß 
wenn gleich die Erinnerungen gegen die Auseinanderfeßungepläne nicht immer bie 
Vollſtaͤndigkeit und wirthfchaftlihe Lage der Abfindungen zugleih, vielmehr häufig 
nur eines von beiden betreffen, und deshalb nur in einer oder ber andern Bezie⸗ 
Bung & entfcheiden ‚fein möchte: es dennoch —— und den Vorſchriften der 
68. 142. ff. 155. ff. der V. v. 20. Juni 181 enfore gend erfheint, die Separas 
tionspläne bei einmal entſtandenem Streite in beiderlei Beziehung zu prüfen, und 
dabei nach Befinden der Umftände im Befcheide ſtets auszufprecdhen, daß der (näher 
zu bezeichnende) Plan nicht blos für zweckmaͤßig und wirthfchaftlich gelegt, ſondern 
bag auch durch denfelben bie Forderungen der Interefienten für vollſtaͤndig Befries 
digt zu erachten, wobei denn bie befondern genehmigenden Erklärungen ausdrücklich 
angeführt, und die Genehmigung, refp. Berätigung des Plans im Intereffe etwa 
konkurrirender geiftlicher ober ſolcher Stiftungen, deren Kuratel der K. Sen. Kom. 
obliegt, ausgeſprochen werben Eönnen. 
Duch ein in biefer Weife abgefaßtes Erkenntniß, wirb auf der einen Geite 
jedem fernern Streite über den Plan vorgebeugt, was nadı dem Berfahren der 
K. Gen. Kom. nicht geichieht, auf der andern Seite aber auch zugleich bie Ride 
tung ber dagegen zuläffigen Rechtsmittel bezeichnet, indem Veſchwerden gegen bie 
Zweckmaͤßigkeit und wirthfchaftlihe Lage des Plans nur ben Rekurs, Grinnerun⸗ 
gen gegen deſſen Vollftänbigfeit aber theils biefen, theile die Appellation, theile 
das SeparatsVerfahren geftatten. 
Die K. Gen. Kom. hat Sid für die Folge hiernach zu achten. 
(Ann. XXIII. 89. — 1. 75.) 


Zum 6. 149. 


GR. des K. Min. des 3., Abth. I. (v. Manteuffel) v. 12. Iult 1847 
an ſaͤmmtl. K. Gen. Kom., refp. Neg., betr. das Verfahren bei Feſtſtellung 
bes Abgaben» und Mentenvertheilungsplans für Tänpliche Dismembra- 

onen. 


Die Beſchwerde des @utsbefigers N. v. 8. Febr. c. über die ihm in der Dis⸗ 
membrationsfache des N.N.fchen Grundſtücks zur Laft gelegten Koſten erſcheint nicht 
unbegründet. Da derfelbe nur unter ber Verwarnung, daß bei feinem Ausbleiben 
angenommön werben würde, er genehmige ben Rentenveriheilungsplan, vorgelaben 
worden war, mithin von Weiterungen deſſelben im Sinne der V. v. 20. Juni 1817 
nicht die Rede fein fann, -fo können auch die ihm für Ausfertigung und Bublifas 
tion bes Urtels zur Laſt gelegten Koften nicht für gerechtfertigt erachtet werben. 
Es find diefe von dem ꝛc. N. geforderten Prozeßkoſten, fowie bie etwa in ber Res 
kurs⸗Inſtanz entflandenen, niederzufäjlagen, refp. außer Anſatz zu laſſen, woburd 
bie Beſchwerde befielben und bie ganze Prozeßſache ihre Erledigung finden wird. 

enn die K. Reg. in Ihrem Berichte v. 5. April c. übrigens annimmt, daß 
nad den für das Berfahren der Auseinanderfegungebehörben beflehenden Geſetzen 
und namentlih nad $. 149. der V. v. 20. Juni 1817 bes Abgabenvertheilunge: 
plan gegen die Berechtigten immer durch Erkenntniß feſtgeſtellt werben müffe, fo 
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it dies unbedenklich, in fo fern der Abgabenberechtigte, auf befien Erklaͤrung es 
anfommt, bei einer theilweifen Ablöfung unmittelbar betheiligt iſt, ba für dieſe bie 
Borichriften der V. v. 20. Juni 1817 unbedingt maaßgebend find. 

IR dagegen ber Abgabenberedhtigte nur Hinfihtli einer Bertheilung ber nicht 
abzulsfenden Abgabe intereffirt, fo waltet Fein wefentliches Bedenken ob, die Vor⸗ 
Schrift des 5. 19. des Gef. v. 3. Ian. 1845 wegen der Präkluflon der im Termin 
Ausbleibenden oder binnen der gefehten Friſt Schweigenden analog zur Anwendung 
zu bringen, was fi durch bie völlige Gleichheit der Verhältniffe rechtfertigt und 
weſentlich g Erleichterung der Intereffenten gereicht. 

Die 8. Reg. u. baber nad diefer Andeutung fernerhin verfahren. 

(Min. BI. d. i. B. 1847. S. 169. Nr. 219.) 


Zum $. 154. 


C. R. der 8. Reg. zu Branffurt v. 9. Aug. 1842 an fänmtlihe K. 
Landräthe und Spezial» Kommiffarien, betr. die interimiftifchen Regulirun« 
gen Behufs Konfervation der Holzbeftlände während des Laufs der Sepa- 
rationen. 


Wie man es einerfeits ale Regel anfehen kann, daB auch bie bäuerlichen 
Wirtbe nach erfolgter Theilnng der bis dahin gemeinfchaftlich benupten Holz⸗ 
reviere, —— nach ſervitutfreier Uebereigunng von Forſtabfindungen für 
ihre bisherigen Waldberechtigungen, die erhaltenen Abſindungsflächen pfleglich bes 
nnhen und gut bewirthſchaften, fo zeigt ſich andererſeits ziemlich allgemein, daß 
die bäuerlichen Wirihe während des Lanfs der Separation und vor deren Ans⸗ 
führung ihre Kommunaltwaldungen, insbefondere aber auch die auf früheren Aeckern 
und Hufengrundſtücken anfgewachfenen oft werthvollen Holzbeſtaͤnde, — theils ans 
der unbegründeten Beforgniß, daß ihnen dafür feine angemefjene Entfchäbigung zu 
Theil werben möchte, theils aus unorbentlicher Wirihfehaft ıc., — bänflg ganz ab: 
treiben oder doch bergeflalt verwüften, daß ausgebreitete, für bie angrenzenden 
Fruchtfelder fehr gefährliche Sandwehen entfliehen, daß wenigftens tie Wieberanles 

ng von Holzkulturen auf folchen größtentheils nur hierzu geeigneten Flachen 

eitens der neuen Beſitzer mit unverbältuigmäßigen Koften und Schwierigkeiten 
verbunden iR, deshalb denn auch lange Zeit unterbleibt. Obwohl nun dergleichen 
die Grenzen einer pfleghaften und orbnungsmäßigen Benukung von Kommun⸗ 
walbungen und Aderhölzern überfchreitende Dispofitionen im Allgemeinen auf dem 
echte des Cigenthums beruhen, und dann in der Megel nicht unbedingt unters 
fagt werben Fönnen, fo muß dennoch einem folchen, die eigenen Interefien ber Bes 
theiligten gefährtenden Unfug und Mißbrauch nad Mlöglichkeit entgegengetreten 
werden. Dies wird durch augemefiene fommiffarifche Verhandlung und Bermittes 
lung wechfelffeitiger, mittel Feſiſtellung von Ronventionalftrafen unb anderen 
Kontrollen zu fichernber, übrigens nach den wirthichaftlichen VBerbältniffen und 
Debürfnifien der Betheiligten einzurichtender Befchränfungen in der Ausübung bes 
Holzbiebes, — unter Mitwirkung der Ontsherrfchaften, der Dorfgerichte und ber 
einfichtävolleren Gemeindeglieder, — aus dem Geſichtspunkte des $. 154. der V. 
v. 20. Juni 1817 und bes $. 36. der V. v. 30. Juni 1834, der Vorbereitung 
eines ſchicklichen Ueberganges aus ber bisherigen in bie künftige Cinrichtung ımd 
neue Berfaffung, — bei umfichtiger Leitung des Geſchaͤfts, — faſt überall erreich« 
bar fein, Wir fordern daher unfere Spesialfommiflarien, wie die Rreiss®ermittes 
Tungsbehörben, hiermit auf und weifen biefelben an, auf die Erhaltung ber Forſt⸗ 
beftände fowohl in Kommunalwäldern, als auf den bewachfenen Aderflüden und 
Hufenfchlägen, bei der Binleitung und im Laufe des Theilungsverfahrene ihr 
Augenmerk und ihre Berhandlung zu richten, dabei aber den erwähnten Holzver⸗ 
wüflungen, wie allen wirtbfchaftlichen, die fpätere orbnungsmäßige Forſtnußung 
auf dergleichen, vorzugsweiſe nur zur Holzkultur geeigneten Fläͤchen verhindernden 
oder € Ihwerenben Diepofttionen, während der Auselnanderfebung kräftig entge⸗ 
genzuwirken. 

(Min. BI. d. 1. 8. 1842. ©. 284. Mr. 390.) 
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um $. 156. 


1) C. R. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 14. Der. 1842 
an fämmtlihe 8. Gen. Kom. und Reg., deren Sufligpeputationen und an 
fämmtliche Reviſions⸗Kollegien, betr. die vollſtaͤndige Unterzeichnung der bei 
den Akten verbleibenden Original » Exrkenntniffe oder Conclusa über abzu⸗ 
faffende Entfcheipungen. 


Das unterz. Min. fann fi, wie ber K. Reg. auf die Ber. v. 16. Aug. m. 
16. Sept. d. 3. eröffnet wird, der von dem dortigen Spruchfollegio aboptirten An 
ficht, daß e6 genüge, wenn bie bei den Akten verbleibenden Driginafs@rfenutnife 
oder Conclusa über abzufafiende Entfcheidungen, der bloßen Beglaubigung halber, 
auch nur von drei Mitgliedern, welche daran Theil genommen, unterzeichnet würs 
den, nicht anfchließen, muß vielmehr bei der Anforderung verbleiben: 

„daß die Unterzeichnung des Originals Erfenntnifies von allen, beim Vor⸗ 

trage der Sache anmefend geweſenen, im Tenor ber Ausfertigung nambaft 

gemachten Botanten geichehen müfle“, 
and weilet daher das Sprudjfollegium au, Hiernach in der Folge zu verfahren. 
Die Borfchrift des $. 44. Tit. 13. Th. I. der A. G. O. if nämlich durch den 
Art. 46. der Inſtr. v. 7. April 1839 weder aufgehoben, noch entbehrlich gemacht, 
fondern hat im Gegeutheil noch mehr praftifche Bebeutung gewonnen wie früher, 
indem durch Beobachtung bderfelben deu fonft in den folgenden Inſtanzen leicht 
entfiehenden Zweifeln über tie Zahl und Dualififation der zugezogenen Richter 
(welche ſich für die dortigen Berbältniffe dur $. 4. der V. v. 27. Juni 1840, 
hinfichtlich der noch beſtehenden Ben. Kommiſſionen aber unter Mitberädfichtigung 
des $. 4. des Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1521 heſtimmt) — vorgebengt wird, 
—ãi das Sitzungsprotokoll (Art. 46. der Inſtr.) zurüdgegangen zu wer⸗ 
den braudyt. 

Auch kann bie Ausführung dieſer Anorbuung in ber That Feine erhebliche 
Schwierigkeiten mit fich führen; denn bei den einfachern Sachen kann nud wirb 
der Referent oft das Erkenntniß ſchon vor gehaltenem mündlichen Bortrage ents 
werfen und folches unmittelbar nach demfelben zur Vollziehung vorlegen, mithin 
die Nieder und Unterfchreibung eines befondern Befchlufies nicht erforberlich fein; 
— in wichtigern und weitläuftigern Sachen dagegen genügt, fobald foͤrmlich refe⸗ 
riet worden, die Vollziehung ded auf der Relation zu vermerfenden Konklufums, 
welches alsdann mit der Relation bei den Aften bleibt; für die feltenen Fälle aber, 
in denen das Urtel ohne vorgängige fchriftliche Relation erſt nach nehaltenem 
mündlichen Vortrage ausgearbeitet werben muß, wird fich bie Unterzeichnung befs 
felben in der näͤchſten Sigung oder durch Girkulation bei den betreffenden Mit 
gliedern des Kollegiums leicht bewirken kaſſen. — Die Möglichkeit, daß ein its 
yotant inmitteli mit dem Tode abgehen ober für längere Zeit beurlaubt fein kann, 
iR zwar nicht zu laͤugnen, doch kann biefer feltene Ausnahmefall hierbei nicht in 
Anfchlag kommen. " 

(Min Bl. d. i. V. 1842. ©, 425. Nr. 599,) 


2) R. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 13. Febr. 1843 an 
die K. — der Provinz Preußen, betr. die vollſtaͤndige Unterzeichnung ber 
bei den Akten verbleibenden Original«-Erfenntniffe oder Conclusa über ab» 


aufafjenbe Entſcheidungen In den Reſſorts der landwirthſchaftlichen Abthei⸗ 
ungen. 


Der K. Reg. wird auf ben Ber. v. 18. d. M. hierdurch eröffnet, daß es bei 
dem durch die C. Verf. v. 14, Dec. 1542 (Min. Bl. ©. 425) vorgezeichneten 
Verfahren auch Binfichtlich der von ben Regierungen ber Provinz Preußen abzu⸗ 
fafienden Entfcheidungen um fo mehr fein Bewenden behalten muß, als der 
biefelben beftebende Inſtanzenzug feinen Grund zu einer Mobififation abgiebt, die 
gedachten Entfcheivungen gleiche Wirfung wie die gerichtlichen Erkenniniſſe haben, 
und in der That auch gegen diefelben bie Appellation an das Reviſtons⸗Kollegium 
zuläffig if, fobald wegen eines vermeintlich dadurch zugefügten Nachiheile eine 
Sntfchädigung in Kapital oder Rente gefordert wird. 

(Min. DI. d. 1. 8. 1843. ©. 39, Mr. 65.) 
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8) R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 25. Mat 
1849 an die 8. Gen. Kom. zu N., betr. die Form für die von den Aus- 
einanderfegungsbehörden auszufertigenden richterlichen Entfcheidungen. 


Das Min. if, wie der K. Gen. Kom. auf den Ber. v. 13. April d. 3. exs 
dffnet wird, mit Ihrer darin entwidelten Anficht dahin einverftanden, daß auch bie 
Anseinanderfepungsbehörben bei der Ausfertigung ihrer richterlichen Entſcheidungen 
fih nach dem Art. 85. der Verfaffungsurfunde v. 5. Dec. v. 3. zu achten haben. 
Diefe Ausfertigungen müffen daher mit den Worten: 

„Im Namen des Könige“ 
beginnen, und es wird zwedmäßig fein, darauf die aufführenden Partheien und 
die Bezeichnung der erfennenden Behörde folgen zu laffen, wie es auch der Ju⸗ 
ſtizmin. den Gerichten durch die Verf. v. 8. Jan. d. I. — Sufl. Min. Bl. 1849 
©. 34 — unter Ar. XII. vorgefchrieben bat. 

Die 8. Sen. Kom. mag hiernach fowchl Selbft verfahren, als auch Ihre 
Spezial⸗Kommiſſarien zur Beobachtung biefer Form für die Fälle anweiſen, wo 
biefelben anf Grund tes $. 5. der DB. v. 22. Nov. 1844 ſelbſt interimiftifche Ent- 
fiheidungen erlaffen und ſolche ausfertigen. 

(Din. BI. d. i. ®. 1849. ©. 99. Nr. 145.) 


um $. 157. 


V. v. 5. Mai 1838 wegen Einführung eines gleichmäßigen DVerfah- 
rend bei der Infinuation der richterlichen Exkenntniffe und bei Einlegung 
der Rechtsmittel. . 


Wir ad Wilhelm, 1c. ıc. finden Uns bewogen, zur Einführung eines 
gleijmäßigen Verfahrens bei der Infinuation richterlicher Erfenntniffe und bei ber 

inlegung der dagegen zuläffigen Rechtsmittel, auf den Antrag Unferes Staatemin. 
und nad erfordertem Gutachten einer aus Mitgliedern des Staatsrathe ernannten 
Kommifflon, für alle Provinzen Unferer Monardie, in welden die Allgemeine Ger 
richtsordnung Gefepestraft hat, zu verorbnen, wie folgt: 


SInfinuation ber Erkenntniſſe an die Partheien felbft. 

8. 1. Die Vorſchrift des $. 37. der V. v. 1. Juni 1833 über den Mans 
dates, den ſummariſchen und den Bagatellprozeß foll fortan in allen Civil⸗ 
prozeffen zur Anwendung gebracht werben. 
> Es fol daher die Infinuation von Grfenntniffen, Kontumazial-, Agnitionss, 
Burififations » Refolutionen, Praͤkluſions⸗ und Adjudifationsbefcheiden in der Regel 
binnen acht Tagen nah Abfaffung oder PBublifation berfelben nicht J an die 
Stellvertreter der Partheien, ſondern auch an dieſe ſelbſt erfolgen. Die Partheien 
erhalten Ausfertigungen, die Stellvertreter Abſchriften derſelben. 

$. 2. Die bei Publikation und Zufertigung von Erkenntniſſen, Refolutionen 
und Beſcheiden bisher vorgeichriebene Belehrung der Parteien durch den Richter 
über die ihnen zuftändigen Rechtsmittel wird hierdurch allgemein aufgehoben, 


Wie fie zu bewirken. 

F. 3. Die Infinuation der Erkenntniſſe sc. an die Partheien ift auf dieſelbe 
Weile, wie die Infinnation der Borladungen, nach Vorſchrift der A. G. O. Th. J. 
Tit 7. 8. 19. ff. zu bewirken. &6 treten jedoch nachfiehende nähere Beſtim⸗ 
mungen ein: 

a) Sind Litisfonforten vorhanden, fo ift die Ausfertigung bes Erkenntniſſes ꝛc. 
nur Ginem derfelben zuauftellen. Die übrigen Thellnehmer find hiervon 
unter Beifügung einer Abfchrift des Tenors der Entfcheidung zu benachrich⸗ 
tigen. Die Benachrichtigung Tann auch durch eine Kurrende gefchehen. 
Bei Kitisfonforten, welde zur Verhandlung des Prozefies Deputirte aus 
ihrer Mitte beftellt haben, erfolgt die Zuftellung nur an diefe. 

b) IR der Aufenthaltsort einer Parthei unbefannt, FA insbefondere im Laufe 
bes Prozeſſes nach der Anzeige des mit der Infinuation beauftragten Bes 
amten eine Barthei ihre bieherige Wehnung aufgegeben und über ihren 
neuen Aufenthalt keine Nachricht zurüdgelaffen, fo erfolgt die Publikation 
des Erkenntniſſes ac. durch einen oͤffentlichen Aushang an der Berichtöftelle, 
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Hat das Erkenntniß ꝛc. vierzehn Tage lang ausgehangen, fo if bie Ins 
nuation für bewirft anzunehmen. \ 

c) Bine gleiche Art der Infinuation ($. 3. b.) findet: flatt bei Praͤkluſions⸗ 
ee und Kontumazialertenntniffen, welche auf eine Eriftalladung er⸗ 
angen find. 

d) An Bartbeien, welche nicht am Orte des Gerichts oder In befien naͤchſter 
Umgebung in aufhalten, erfolgt die Sufenbung durch die Boll. Der Nach⸗ 
weis der Imfinuatton wird durch ein Poſt⸗Inſinuationsdokument geführt 
(Inftruftion v. 24. Juli 1833, $. 42.) Daflelbe muß außer der Quittung 
des Empfängers das Atteft eines vereideten Poftboten über bie gehörig, er⸗ 
folgte Sufellung der verfchloflenen Ausfertigung unter Beibrüdung eines 
Amtsfiegels enthalten. 

Zufendungen in das Ausland werben, wo bies zuläffig iR, auf gewoͤhn⸗ 
liche Weife refommanbirt. 

Wenn das Erkennmiß ıc. von ber Poſt als unbeſtellbar zurüdgeliefert 
wird, fo tritt der Aushang deſſelben nad ber Beflimmung unter lie. 


b. ein. 

6) Wenn bie Parthei im Publifationstermine ober nach befien Abhaltung er⸗ 
Härt, „daß fie die Zuftellung einer Ausfertigung des Erkenntniſſes nicht 
verlange“, eben fo, wenn fie daſſelbe anzunehmen oder einen Empfangichein 
zu eribeilen verweigert, fo vertritt die barüber aufgenommene Regiftratur 
oder bie Anzeige des mit der Zuftellung beauftragten Beamten bie Stelle 
der Inſinuation. 

$. 4. Die Infinuation an den Stellvertreter eines Parthei genügt: 

a) wenn der Stellvertreter die Gerechtſame einer Parthei vermöge einer geſetz⸗ 
lihen Borfchrift wahrzunehmen hat, als flsfalifche Behörde, Magiſtrat, Vor⸗ 
mund, Kurator, Borfteber u. ſ. w.; oder 

b) wenn berfelbe zur Empfangnahme des Grienntniffes ausdrücklich beauftragt 
worben iſt, es Ki in der Prozeß⸗ ober in einer befondern Vollmacht, berem 
Beglaubigung es jedoch nicht bebarf; . 

c) wenn bie Parthei ſich im Auslande an einem Orte befindet, wohin rekom⸗ 
mandirte Zufendungen durch die BoR nicht ftattfinden. Hat die PBarihei im 
diefem alle feinen Stellvertreter beftellt, fo wirb ihr ein Mandatar von 
Amtswegen zugeordnet, der ihre Berechtfame gleich einem Kurator, $. 1003. 
Tit. 18. TH. I. des A. L. R. nach pflihtmäßigem Ermeſſen wahrzunehmen 
hat, ohne daß jedoch die Ginleitung einer förmlichen Kuratel erfolgt. 


Anfang der Friſt zur Binlegung der Rechtsmittel. 
Ausnahmen. 

$. 5. Der Lauf der geſetzlichen Friſt zur Einlegung des Medhtemittels der 
Appellation, der Reviſion und der Nichtigkeitsbefchwerbe, imgleichen des Kekurſes 
wider Grfenntniffe und der Reflitution gegen Rontumazials und Präffufionsbefcheibe, 
beginnt mit der Infinuation bes Erfenntniffes ꝛc. an bie Parthei. 

—8. 6. Bine Ausnahme tritt ein: 

1) in den Ballen des ©. A. 

Die Friſt beginnt in biefen Fällen mit der SInfinuation an bie dort bezeich⸗ 
neten Stellvertreter ber Partheien. 

2) in den Bällen bes 8. 3. b. und c., wenn ein Aushang an öffentlicher Ge⸗ 

richteftelle bie Stelle der Infinuation vertritt, . 

Die Friſt beginnt hier erſt mit dem Ablauf des für ben öffentlichen Aushang 
beftimmten vierzehntägigen Zeitraums. 

3) in Bagatellſachen. 

Die Frift beginnt mit dem angeflandenen Termine, in welchem bas mit ber 
Borladung verbundene Mandat wegen Nichterſcheinens des Verklagten in bie Kraft 
eines Kontumazialerkenntniſſes übergegangen iſi. 

‚ Dauer der Friſt zur Cinlegung der Medtsmittel. " 

$. 7. Die in den 68. 21. und 22. der B. v. 14, Dec. 1833 beſtimmte 
Friſt von fee und. zwölf Wochen zur Ginlegung des Redhtsmittels der Appellation, 
Resifion und Richtigkeitsbeſchwerde findet auch Anwendung auf die Ginlegung bes 
Wekurfes gegen Crkenntniſſe ber ordentlihen Gerichte, - , 

.O. 9. 8, Ang. 1832, (8. 6. ©. 199); 
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(& . 33); 
$. 3. Nr. 2. Tit. 14. TH. J. der A. G. O. und des $. 110. des Anh. ; 
und auf die Binlegung bes an das vorgefegte Minifterium zuläffigen Refurfes gegen 
definitive Entfcheidungen der Kommiffionen und der ihre Stelle vertretenden Res 
gierungsabtheilungen. 

In Betreff des Rechtsmittels der Reftitution gegen Kontumazials und Praͤ⸗ 
fluſionsbeſcheide verbleibt es bei der bisherigen Friſt von zehn Tagen. 

$. 8. In Injurienfadhen finden nur die Vorſchriſten der 88. 1. bis 4. biefer 
B. Anwendung; in Anfehung ber Friſten zur Einlegung ber Rechtsmittel bewendet 
e6 bei den beſtehenden Vorſchriften. 

- 8. 9. Der Tag der Infinuation wird bei allen Friſten nit mitgerechnet. 
Ginlegung eines Rechtsmittels bei der ungehörigen Behoörde. 

$. 10. Die Friſt zur Sinlegung jebes uläffigen Rechtsmittels iſt gewahrt, 
wenn daſſelbe innerhalb des geſetzlich dazu beſtimmten Termins bei einer derjenigen 
Gerichtsbehorden angebracht wird, zu deren Reffort die Sache in der erflen oder 
in einer Höheren Inſtanz ganz oder theilweiſe gehört. 

Hat die Barthei ſich irrthümlich an eine andere infompetente Juſtizbehoͤrde ges 
wanbt, fo if bie feßtere verpflichtet, das Geſuch von Amtswegen fofort an das 
betreffende Gericht zur weiteren Verfügung abzugeben. Der Barthel wirb jedoch 
bie Zeit yon der Präſentation des Geſuchs bei der Infompetenten Juſtizbehoͤrde bis 
zur Pröfentation bei dem gehörigen Gericht nicht angerechnet. 

Praͤkluſiviſche Friſt zur Rechtfertigung der Appellation. 

.11. IR im ordentlichen Prozefie (8. G. O. Th. I. Tit. 14.) mit der 
Anmeldung des Rechtsmittel der Appellation nicht zugleich die Rechtfertigung bers 
felben erfolgt, fo wird ber Appellant ohne Unterſchied der Fälle, ob er neue Thats 
fachen oder Beweismittel anzuführen hat oder nicht, zu einem Termine vorgelaben, 
um bie Rechtfertigung der Appellation zu Protokoll zu erfliren oder die Recht⸗ 
fertigungsfhrift (Appellationsberigt) zu überreihen. Die Vorladung zu biefem 
Termine erfolgt unter ber Verwarnung: 

24, wenn der Appellant nicht erſcheinen ſollte, angenommen werden würde, er 
wolle fi lediglich auf die Verhandlungen der Inſtanz berufen.” 
Der Appellat iſt von dieſer Verfügung zu benadhridhligen. 

Der Termin muß nah Beichaffenheit der Sache fo abgemefien werden, daß 
dem Appellanten eine Friſt von vier bis acht Wochen frei bleibt. Die Verlegung 
des Termine findet, in fofern der Gegner nicht einwilligt, nur einmal, und nur 
dann flatt, wenn biefelbe unter Angabe und Befcheinigung der Hinderungsurfachen 
fpäteflens im Termine ſelbſt nadgefuht wird. 

Aufhebung ber bisherigen entgegenftehenden Borfchriften. 

$. 12. Ale diefen Beſtimmungen entgegenftehende Vorfchriften der bisher er: 
gangenen Geſetze werben aufgehoben. 

Urkundlich xc. 

Gegeben Berlin, den 5. Mai 1838. 

(L Friebrih Wilhelm. 


.S. 
v. Naffing— v. Kamptz. Mühler. 
Beglaubigt. Für den Staatsſckretaͤr. Düesberg. 
(G. ©. 1838, ©. 273, Nr. 1886.). 


Day: 
1) Zum $ 2. 
.. a)6 0. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 7. Nov. 
1838 an fämmtliche K. Sen. Kom. und an die K. Meg. der Provinz Preu⸗ 
* Pr Belehrung der Partheien über die denſelben zuſtehenden 
m 


Die K. Gen. Kom. hat In dem Ber. v. 18. Sept. d. 3, die Zweifel vorge: 
tragen, welche darüber entflanden find, ob der 6. 2. der V. v. 5. Mai d. I. über 
bie „Binführung eines gleihmäßigen Verfahrens bei der Infinuation ber richters 
lichen Erkenntnifſe“ dahin zu verflehen fei, daß auch die früher In die Ausfertigung 
ber Entſcheidungen aufgenommene Belehrung der Partheien über die zuftchenden 
RNechtomittel aufgehoben ſei. Diefe Aufhebung iR allerdings, nad) der deutlichen 
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Faſſung jenes $., und zwar um deswillen erfolgt, weil bie geräumige I a 
Par Friſt zur Ginlegung der Rechtsmittel es ber Parthei leicht macht, fi bie ihr 
erforderlihe Belehrung zu verfhaffen, dadurch aber die um der früheren kurzen 
Friſt willen angeordnete richterliche Belehrung unnöthig geworben, und mit Rüds 
fiht auf den Umftand nicht zwedmäßig erfchienen ift, daß bie Entſcheidung über 
die mit wichtigen Folgen verknüpften Belehrung einem andern Richter zuftand, ale 
dem, welcher fie ertheilt hatte. Hiernach Hat die KR. Gen. Kom. Sich zu achten. 
Es wirb indeflen in den Sachen Ihres Reſſorts immer wünſchenswerth bleiben, 
dag die Partheien fi den Rath, deffen fie über die Zuläffigfeit des einen oder 
andern Rechtsmittels bedürfen möchten, lieber vom Spezial: Komniffarius wie von 
andern Berfonen ertheilen laffen, und mag daher die 8. Gen. Kom. vorlommenden 
Falls dahin wirken, daß dies gefchieht. 

(Ann. XXI. 914. — 3. 69.) 

b) & R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 3. Sept. 
1838 an fämmtlihe K. Gen. Kom. und an die K. Meg. der Provinz 
Preußen, betr. die ausnahmsweiſe Beflattung von Urtels⸗Publikations⸗Ter⸗ 
minen in deren Angelegenheiten. 

Da nad der DB. wegen Einführung eines gleihmäßigen Verfahrens bei der 
Infinuation rihterlicher Erfenntniffe und bei Cinlegung der Rechtsmittel, v. 5. Mai 
d. I. der Lauf der gefeßlihen Briften zur Ginlegung ber zu äffigen Rechtewittel 
erſt mit der Inſinuation der Erkenntniſſe, Reſolutionen und Beſcheide beginnt, und 
die bei Publifation und Zufertigung derſelben bisher vorgeſchriebene Belehrung der 
Bartheien über bie ihnen gefämdigen De temiitel aufgehoben worden, fo ift aller- 
Dings, wie der K. Gen. Kom. auf den Ber. v. 12. d. M. eröffnet wird, die Ans 
beraumung befonderer Termine zur Publikation der Erfenntniffe, Refolutionen und 
Beſcheide auch in Gemeinheitstheilungs:, Regulirungs⸗ und Abloͤſungs-Sachen, im 
Allgemeinen als überflüffig zu betrachten, und deswegen zu unterlaffen. Da jedoch 
bei den gebachten Angelegenheiten, namentlih bei Planftreitigkeiten, die Entſchei⸗ 
“dungen nicht felten fehr komplizirt ohne Zuhülfenahme der Aften, Karten zc. ſchwer 
verftändliäh find, und in Fällen biefer Art, die Publikation dur den Kommiſſarius 
in fofern von weſentlichem Nutzen fein fann, als den Interefienten dabei die ers 
forderliche nähere Belehrung über den Inhalt des Urtels ertheilt wird, fo finde ich 
nichts dagegen zu erinnern, baß in ſolchen Bällen von der K. Gen. Kom. die Ans 
beraumung eines befonderen Publifationg » Termine ausnahmsweiſe angeorbnet 
wird, wobei fi} indeß von felbft verftcht, daß defienungeadhtet die Infinuation der 
mündlih durch den Kommiffarius publizirten Entſcheidung auf bie vorgefchriebene 
Weiſe erfolgen muß. 

Die K. Gen. Kom. hat die von Ihr beſchäftigten Spezial⸗Kommiſſarien hier 
nach mit Anweifung zu verfehen, und denfelben nur dann die durch Anberaumung 
von Publifations-Terminen entftandenen Koften pafficen zu laſſen, wenn ſolche von 
Ihr ausbrüdlich angeordnet worden. 

(Ann. XXI. 613. — 3. 72.) 


2) Bum |. 3. 

a) 6 M. der K. Min. der I. (Ruppenthal) u. des I. u. d. P. (v. 
Mering) v. 9. Sept. 1840 an fänmtlihe K. Meviflons » Kollegien, Gen. 
Kom. ꝛc., betr. die Zufertigung der Anpellations-Erfenntniffe an die Par⸗ 
theien, deren Stellvertreter und Litiskonforten. 

‚„ Rad) einer Anzeige ber Gen. Rom. in Stendal, hat das K. RevifionssKRollegium 
Ei bisher darauf befchränkt, mit den für die Alten der gedachten Behörde bes 
ſtimmten Abſchriften der Appellations⸗Erkenntniſſe nur die den PBartheien zuzuftellens 
den Gremplare derſelben ausfertigen laſſen, es dagegen abgelehnt, außer dieſen 
au die Urtels:Abfchriften für die Stellvertreter der Partheien und die Abſchriſten 
des Urtels⸗Tenors für die einzelnen Litis-KRonforten beizufügen. 

Dies Verfahren entſpricht jedoch den SS. 1. und 3, der V. v. 5. Mai 1838 
ebenfowenig, als es ber Bellimmung sub Nr. 47. der Inſtr. v. 7. April v. J. 
gemäß ift, nach welchen die erforderlichen Ausfertigungen und Abfchriften ſaͤmmtlich 
verfiegelt zu dem Zwecke verfendet werden follen, damit jeder Beitaufwand vermie⸗ 
den und die Inſinuation ſofort serfänt werben koͤnne, was nicht möglich fein würde, 
wenn erſt ſpaͤterhin und nach Zuftellung der Erkenntniß⸗Ausfertigungen an einen 
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Litis⸗Konſorten die Abſchriften des Urtels⸗Tenors angefertigt und deren Infinuation 
an bie andern Streitgenofien angeorbnet werben follte; nicht zu gedenken, daß 
unter biefen Umſtanden eine fehr verfchiedene Berechnung der Briten zur Gin; 
gung weiterer Rechtsmittel eintreten müßte. 

a6 K. RevifionssKollegium wird deshalb angewiefen, den, in ben geſetzlichen 
Vorſchriften begründeten Anträgen ber Gen. Kom. gemäß zu verfahren, im Uebrigen 
aber darauf aufmerkfam gemaht, daß es in dem Kalle, wenn Litis: Konforten 
Deputirte aus ihrer Mitte beftellt haben, genügt, die vollftändige Ausfertigung bes 
Erkenntniſſes einem dieſer Deputirten, den andern aber Abfchriften bes Urtels⸗ 
Tenoro zu behändigen, mithin nicht erforderlich if, aud die Litis⸗Konſorten ſelbſt, 
welche die Deputisten gewählt hatten, noch anderweit auf die vorgefchriebene Weife 
vom Ausfalle des Erkenntniſſes zu benachrichtigen. 

88 folgt dies aus ber Vorſchrift bes 8. 3. lit. a. der V. v. 5. Mai 1838 und 
dem bei Beſtellung von Deputirten unterliegenden Zweck der Vereinfachung bes 
Prozeßganges und ber Erfparung von Koften, baß es einer ausbrüdliden Bes 
vollmaͤchtigung der Deputirten zur Empfangnahme bes CErkenntniſſes nicht einmal 
bedürfen möchte, da eine folde im $. 4. a. a. O. nur für Stellvertreter ber 
Partheien vorgefchrieben ift, mit denen die aus der Mitte mehrerer Litis:Ronforten 
befellten Deputirten feinesweges in gleicher Rathegorie Reben. Ueberdies pflegen 
bie bei Semeinheitstheilungen und fonfligen Auseinanderfeßungsfadhen nah $. 75. 
und 77. der V. v. 20. Juni 1817 für die Deputirten der Intereffenten ausges 
ſtellten Vollmachten ohnehin fhon auf Abwartung der Publifatione:Termine, wenn 
dergleichen nötbig fein follten, Empfangnahme der Brfenntniffe und Anmeldung 
etwaiger Rechtsmittel gerichtet zu fein, und wirb baher jedes Bedenken gegen jene 
Anfiht von felbft heben, event. aber von ber Gen. Kom. — wozu biefelbe ans 
gewiefen ift — Bedacht genommen werben, die reſp. Vollmachten in angebeuteter 
Meife ausdehnen zu laffen. 

Daß übrigens dem einen Deputirten bie Ausfertigung bes Erkenntniſſes zu⸗ 

eftellt wird, und die übrigen hiervon unter Mitteilung einer Abſchrift der Urtels⸗ 
—* benachrichtigt werden muͤſſen, ergiebt fih aus dem Zuſammenhange, in wel⸗ 
dem ber Schlußſatz des 8. 3. eit. mit den kurz vorhergehenden Beſtimmungen 
deſſelben 8. ſteht, wonach man als unzweifelhaft annehmen darf, daß die Zuſtellung 
des Erkenniniſſes an mehrere Deputirte in derfelben Weile esfolgen muß, wie fie 
für mehrere Litiss Konforten vorgefährieben if. 

© „Bin. Bl. d. i. V. 1840, ©. 395, Nr. 692. u. Juf. Min. BI. 1840, 

. 315.) 


b) C. R. der K. Min. der I. (Mühler) u. des I. u. 0. P. (v. Ro⸗ 
how) v. 25. San. 1841 an fämmtliche K. Ben. Kom., Reviflond » Koller 
gien ıc., betr. tie Sufertigung der Appellations-Erfenntniffe an mehrere Li» 
tiöfonforten oder deren Deputirte. 


Die unter. Min. find mit der, im Ber. Ser K. Gen. Kom. v. 26. Okt. v. 3. 
entwidelten Anſicht dahin einverftanden, dag — wenn mehrere Litisfonforten ober 
deren Deputirte von ber, an einen unter dem erfolgter Auehänbigung eines Er⸗ 
kenntniſſes, in Gemaͤßheit des $. 3. Bucht. a. der V. v. 5. Mai 1838 mittelſt 
einer Kurrende benachrichtigt werden — dieſer Iegtern, mit Rüdfiht auf $. 31. 
Tit. 4. Thl. J. der A. ©. Ä. und das ©. 155. des Juf. Min. BI’ v. 1839 ab: 
gebrudte Staatsraths⸗Kommifſions⸗Protokoll v. 29. Nov. 1837 nur Bine Abſchrift 
der Urtelöformel beigefügt zu werden braucht, und wollen den gemeinfhaftlichen 
Erlaß vom 9. Sept. v. 3. (Min. BL d. i. V. 1840. ©. 395), dem Antrage bes 
Kollegiums gemiß, hiernach ergänzt haben. - 

(Min. Bi. d. i. B. 1841, S. 85, Nr. 114 u. Juſt. Min. Bl. 1841, ©. 67.) 

c) R. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) dv. 
9. San. 1841 an die K. Gen. Kom. zu Poſen, betr. die Infinuation der 
Eniſcheidungen an die Partheien. 

Nach dem unter bem 6. v. M. erflatteten Ber. ſcheint die 8. Sen. Kom. bie 
in ber ®. v. 5. Mai 1838 unter $. 3. lit. d. ertheilte Anweiſung: 

daß den von dem Drte des Gerichts entfernt wohnenden Bariheien bie Ent 
f&eidungen durch Zufendung mit der Poſt infinuirt werben follen, 
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für fo dispofttiv zu Halten, daß dadurch die Inſinuation durch vereidete Boten ber 
Spezial Rommiffare ausgejchloflen werbe. 

Zu diefer Auffaffung der in jener Verordnung ertheilten Vorſchriften if aber 
kein ausreichender Grund. 

Der im $. 3. aufgeftellte Grundſatz if allgemein der, daß die Infinuation der 
Erkenntniſſe auf diefelbe Art gültig bewirkt werben Tann, wie die Inſinnation ber 
Borladungen. Die Hingugefügten näheren Beſtimmungen betreffen ai 
die dabei zuläffigen @rleichterungen, und Kat die, wegen Zufendung mit der Bofl 
nur biefen Zwed. Daher ift es unbedentlih, daß die K. Gen. Kom. Ihre Ents 
ſcheidung auch in der Art publiziren laffen kann, dag Sie diefelbe den Spezials 
Kommiftarien zufendet und diefe die Infinuation durch ihre vereidete Boten bewirs 
ten laflen, und biefer Weg verdient in folden Faͤllen den Vorzug, wo bad 
eine erhebliche Erſparung der Koften erreicht werben Tann. Hierbei wird jebo 
vorausgeſetzt, daß Darauf eadhtet wird, daß die Boten die in der A. G. D. über 
die Snfnuationen und Infnuofioneberichte ertheilten Borfchriften auch vollſtaͤndig 
und gewifienhaft befolgen, was, wie hin und wieder bemerkt worben, bei ber Ins 
finuation der Borladungen in dem bortigen Gefchäftsbereiche nicht immer mit der 
nöthigen Sorgfalt beobachtet worden. 

Hiernach liegt Feine genügende VBeranlaffung vor, auf die Herabfekung ber 
Gebühren für die durch die Poftboten bewirkten Infinuationen zu dringen. 

(Min. BL. d. i. V. 1841. ©. 31. Nr. 45.) 


Zum $. 159. 


C. R. des Min. des Königl. Haufes, Abth. II. (v. Ladenberg) v. 
19. Ian. 1837 an fänmtliche K. Reg., betr. vie forgfältige Abfaffung ver 
Regulirungs⸗Rezeſſe, befonderd in Beziehung auf die Benugung ter Forfl- 
weide und des Raff⸗ und Lefeholzes. 


Es if bemerkt worden, daß die nicht Hinlänglich beflimmte Faſſung der abges 
ſchloſſenen Regulirungs⸗Rezeſſe haͤuſig die Veranlaffung zu Prozeſſen giebt; inss 
befonbere iſt dies in Betreff der Benubung der Forfſiweide und des Raff⸗ und 
Lefeholzes wahrgenommen worden, bei welcher es, nach den Worten des Mezefles, 
zus rechtlichen Grörterung gefommen ift, ob ber fernerweite Genuß biefer Notzun⸗ 
gen als eine unwiederrufliche Berechtigung und gegen einen für immer unveräns 
derlih beſtimmten und nur nad ber damaligen Orts-Meblichkeit zu berechnenden 
Zinsſatz oder nur zeitweife gegen einen von der Korftverwaltungss Behörde nach 
ben zu jebesmaliger Zeit beftehenden Lokal: Preifen und fonkigen Konjunkturen zu 
regulivenden Miethefag hat geftattet werben follen. 

ch weile die K. Reg. an, für bie forgfältige Abfaſſung der Megulicungs: 
Rezeſſe nach der weiten Alternative Sorge zu tragen. 
» (Ann. XXI. 35. — 1. 38.) 


Zu SE. 162 — 164. 


M. des K. Min. des J., Iandiwirtbfchaftl. Abth. (v. Meding) v. 17. 
Aug. 1840 an die K. Meg. zu Frankfurt a. d. O., betr. die Falkulatorifche 
Prüfung der Planberechnungen und Rezeß- Entwürfe. 


Auf die, aus Anlaß der N. N.fchen BemeinheilsthellungssGache noch von 
ber ehemaligen Gen. Kom. in Soldin unterm 7. April d. 3. gemachte Anzeige: 

über bie dort angeorbnete Falfulatorifche Prüfung der Planberechnungen und 

Rezeb- Entwürfe, 
wird ber F. Reg. zu erkennen gegeben, daß, wiewohl das unterz. Min. dem pflichts 
mäßigen Grmefien ber Behörden im Allgemeinen überlaffen muß, die Mittel und 
Wege zu beftimmeh, durch welche fie ſich von der Wichtigkeit vorfommender Rech⸗ 
nungsarbeiten Uebergeugung verfchaffen wollen, doch das dort angeführte Verfahren 
nicht überall zwedimäßig erfcheint. 

Abgefehen nämlich von der fehr erheblichen Vermehrung der Büreansiirbeiten 
und von dem Aufenthalte der Sachen, welche dadurch entfliehen, daß die Kaltu⸗ 
Iatur ein für allemal angewiefen if: 
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a. die Prüfung flreitiger Pläne auf alle diejenigen Theilſtücke zu erſtrecken, 
welche angefochten find, fie dann Bis zur letzten Grundlage ber betreffenden 
Rechnungspofition auszudehnen, und nach dem Ginfluffe der flreitigen 
Gegenflände und Bofltionen auf die übrigen Theile der Berechnung zu bes 
ee eiien, 8 und in wie weit letztere ganz oder nur theilweiſe durchzulegen 
ein moͤchte; 

b. bei den Rezeſſen auf richtige Uebertragung der weſentlichen, bleibende Vers 
bältniffe betreffenden Sahlenfäge aus dem genehmigten Separationsplan 
ober den Alten zu fehen; und 

c. die bei diefer Gelegenheit auffleigenden Bedenken gegen bie Nichtigkeit der 
geometrischen ober technifchen Berechnungen dem Kollegio zur weiteren Bes 
ſchlußnahme vorzutragen und probeweis 8 rechtfertigen; 

ſo iſt derſelben damit auf der andern Seite auch ein Geſchaͤft uͤbertragen, welches 
eigentlich dem Kollegio und deſſen beſtelltem Referenten anheimfällt, ober doch 
wenigſtens erfi nach Prüfung der Akten von benfelben angeorbnet werden müßte. 
Zu beiderlei Rüdfichten wirb daher eine Befchränfung der Kalkulaturs Arbeiten 
jener Art erforderlich werben, das Intereſſe ber Partheien aber genügend gewahrt 
fein, wenn die SpezialsKommifjarten zundrberft angemwielen werben, bei ber Wahl 
der Feldmeſſer und ihrer fonfligen Mitarbeiter beſonders forgfältig zu verfahren, 
und die von folchen gefertigten Berechnungen felbfi zu prüfen; — wenn man 
ferner fie und die zugezogenen Feldmeſſer, von denen body eine Uebung im Rech⸗ 
nungsfache von vorn herein verlangt werden darf, für jebe dabei vorkommende 
Unrichtigkeit gemeinfchafllich verantwortlich macht; — endlich aber beide anhält, 
alle Berechnungen, deren Gigenthümlichfeit dies geflattet, fo anzulegen, baß bie 
Richtigkeit derfeiben durch den Abſchluß felbft Eontrollirt wird. Dies müßte nas 
mentlich bei allen geometrifhen Gintbeilungen und den arithmetifchen Arbeiten, 
welche bie Form ber Gelellichaftsrechnung —* oder doch erhalten koͤnnen, ge⸗ 
ſchehen; denn dann iſt ein Irrihum nur durch abſichtliche Verdunkelung der Ab⸗ 
fchläffe, oder durch den ſeltenen Zufall möglich, daß zwei Fehler einander aufheben; 
und es ergibt fich darnach von felbft, daß eine Falfulatorifche Reviflon derarti⸗ 
ger Arbeiten immer nur ausnahmeweife und wegen ganz fpezieller Veranlaſſungen 
— werben kann, welche jedoch einer vorherigen Prüfung des Kollegii 
unterliegen. 
td alfo ein anf angebeutete Weiſe Eonftruirter Plan angenommen, ober 
die Beranlaffung zu eiwanigen Erinnerungen durch folche Umflände gegeben, bie 
einen verſteckten Rechnungefehler nicht vermuthen laſſen, fo erfcheint die kalkula⸗ 
terifche Prüfung der fommifjarifchen Arbeiten beim Kollegio ganz überflüffig, im 
enigegengeſeßten Falle iſt es aber zunächſt Sache der Inftruftion, die Richtigkeit 
des Zahlenwerkes oder ber Grundlagen defielben zu unterfuchen, event. aber ben 
Nachweis darüber zu führen, und nur wenn dies entweder gar nicht oder nicht 
in genügender Weife gefcheben, auch die Nachholung ber bemerften Mängel durch 
den Spezial⸗Kommiſſarins nicht angemeflen wäre, dann erſt könnte eine kalkula⸗ 
torifche Prüfung der Arbeiten im Büreau des Kollegii gerechtfertigt fein, dabei 
aber boch immer nur vom lehtern oder dem Spruch » Referenten angeorbnet 
werben. 
Aehnlich verhält es fi mit den Mezeffen;, tie Ausarbeitung und Prüfung - 
derfelden wirb wefenilich erleichtert, wenn ſchon die Blanberechnungen, Graͤnzbe⸗ 
fchreibungen sc. fo eingerichtet find, daß bie in die Rezeſſe aufgunehmenden Zahlen 
darans überfichtlich hervorgehen, und ohne Weiteres entnommen werben Fönnen. 
Behandelt man alfo jene von vorn herein als Vorarbeit zu Iebteren, und gibt 
biefen alstann eine folche Form, dag tie Planarbeiten bequem in ihn hineinpaſſen, 
fo Fommt es bauptfächlich auf die richtige Mebertragung der Zahlen in den Rezeß 
— auf das Kollationiren — an, welches, zumal bei weitläufigen Sachen, zur 
Erleichterung des Referenten, den Kalkulaturbeamten übertragen werben mag; wos 
gegen eine beſondere Falfulatorifche Prüfung des Rezeßeniwurfs dann allerdings 
nothwenbig erfcheint, wenn Behufs defielben ganz neue Zahlen » Zufammenflellun: 
en bewirkt werben mußten,. wie dies mitunter, 3. @. bei theilweis abgeänberten 
länen, wohl vorlommt. . 
In einem wie in dem antern Falle kann es aber an ber Falkulatorifchen Prü⸗ 
fung der Arbeit allein nicht genügen, es bleibt vielmehr immer noch Pflicht des 
Diefesenten, ſelbſt näher auf die Sache einzugehen, und dadurch ſich vor dem Kol⸗ 
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Lege bie Ueberzeugung au verfchaffen, taß babei nach Lage ber Aften und ber 
Eigenthümlichkeit des Falles verfahren fei. 

Nach diefen Andeutungen mag nun bie K. Reg. tas bisherige Berfahren 
anberweit in Srwägung nehmen, Ihre Spezial: Kommiffarien angemeflen infiruiren, 
ann über die in biefer Beziehung gefaßten Befchlüffe zu feiner Zeit Bericht er⸗ 

atten. 

(Min. Bl. d. i. V. 1840, S. 393, Nr. 690.) 


Zu $$. 166. u. 167. 


C. R. des K. Min. tes I. für Gew. Ang. (v. Brenn) v. 6. Nov. 
1836 an fämmtliche K. ®en. Kom. und an die K. Reg. der Provinz Preu⸗ 
Ben, betr. die Vollziehung der Rezeſſe über die von den Kreis » Vermitte- 
unge» Behörden zu Stande gebrachten Außeinanderfegungen. 


Bei der von der K. Gen. Kom. in dem Ber. v. 8. Sept. d. 3. zur Sprache 
gebrachten Frage, wegen ber formellen Behandlung der Mezefie über bie von den 
Kreis: Bermittelungss Behörden zu Stande gebrachten Auseinanberfeßungen, handelt 
es fich zunächft davon: in welcher Weiſe diefe Rezefle zu vollziehen find? Die 8. 
Gen. Kom. geht dabei von ber Meinung aus, daß bies von bem Kreis⸗Landrathe 

en könne. Sm 8. 166. dee ®. v. 20. Juni 1817 ift aber die Hegel dahin 
eſtimmt: 
daß die Vollziehung des Rezeſſes von Seiten der Intereſſenten allemal 
vor einem ale Richter qualiſizirten Juſtizbedienten geſchehen muß. 

Davon find in den SS. 41. und 43. der B. v. 30. Juni 1834 nur die beiden 

Ausnahmen zugelafien, daß nämlich 
„die Bollziehung auch vor Notarien mit gleicher Wirkung, wie vor einem 
als Richter befählgten Juſtizbeamten erfolgen kaun“, und „es ber richters 
lichen oder notariellen Bolljiehung nicht bedarf, wenn ber Rezeß vor einem 
Seitens der Staatsbehörden mit ber Auseinanderſetzung beauftragten Des 
tonomie : Rommiffarins aufgenommen if, und bie zur Beflätigung berufene 
Behörde dabei nichts zu erinnern findet.” 
ine gleiche Ausnahme ifl wegen der von ben Kreis⸗Landräthen aufgenommenen 
Rezefle keineswegs autorifirt; vielmehr ift in dem $. 3. der zulept gebachten 2. 
darauf hingewiefen, daß die KreissMVermittelungesRommifflonen fich der zu der⸗ 
gleichen Gefchäften ermächtigten Beamten bei dem Mfte ber Volljiehung zu bedies 
nen haben. Die K. Gen. Kom. wird jedoch bei Ihren deshalb Ken Kreisstands 
räthen zu ertheilenden Inſtruktionen biefelben zugleich dahin anzumeifen haben, 
daß fie bei der Auswahl der mit Vollziehung der Rezeſſe zu beanftragenden Bes 
amten auf größtmöglichfle Koftenerfparung Bedacht nehmen. 

Im Mebrigen iſt dagegen nichts zu erinnern, daß es mit der Ausfertigung 
ber Rezefie, über die von ben Kreis-BermittelungssBehörben zu Stande gebrachten 
Auseinanderfegungen, in gleicher Weife, wie bei den unter Bermitielung Ihrer 
Spezials Kommiffarien erfolgten Ablöfungen und Separationen, gehalten werbe. 
(Ann. XX. 900. — 4. 80.) 

Zum $. 167. 


1) R. des K. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn) v. 8. Der. 
1836 an vie K. Meg. zu Gumbinnen, und abſchriftlich an vie K. Meg. zu 
Atnzehes, betr. das Verfahren bei Vollziehung der Auseinanverfegungd- 

ezeſſe. 

Die von ber K. Meg. im Ber. v. 8. DE. c., das von Ihr bei Bollziehung 
ber Auseinanderſetzungs⸗Rezeſſe bisher beobachtete formelle Verfahren betr., aufges 
ſtellte befremdende Behauptung, dag auch von den Gerichtebehörden bei Verlauiba⸗ 
zung von Erbrezeſſen und fogar bei RefognitionesBerhandlungen den Intereffenten 
—F die Hauptdokumente zur Genehmigung vorgelegt, daß aber dieſe ſelbſt nicht 

urch Unterſchrift vollzogen, ſondern von den Intereſſenten nur bie über die Aners 
kennung aufgenommenen Verhandlungen unterfhrieben würden, bat mich veranlagt, 
zuvoͤrderſt mit dem Jufizmin. Mühler über biefen Begenfland zu koinmuniziren. 
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Wie derſelbe fi barauf geäußert hat, wirb ber K. Reg. aus ber abfchriftlichen 
Anl (a.) mit dem Bemerken zu erſehen gegeben, daß es lediglich bei der Verf. v. 
2. Sept. c. in Betreff der koſtenfrei nachzuholenden Vollziehung bes Rezeſſes in ber 
Separationsfache von Blaeszen fein Bewenden behält, und dag in ber Folge überall 
das nad) 88. 167— 169. der V. v. 20. Juni 1817 vorgefhriebene Verfahren zu 
beobachten ifl. 


Anl. a. 


Em. Exc. beehre ich mid, auf das Schreiben v. 6. d. M. zu erwiebern, baß 
ich mit Dero Anfiht über die Notwendigkeit der Bollziehung der Auseinanders 
feßung&s Rezeffe in Gemeinheitstheilungs⸗ und Ablöſungeſachen ſelbſt durch Unter: 
ſchriften der Intereffenten volllommen einverfianden bin. 

Es flimmt damit au die Vorfchrift des 8. 34. Tit. 43. Th. J. A. G. O. 
überein, und was bie R. Meg. dagegen anführt, Tann nur auf einem Mißverfländ- 
niß oder Irrthume beruhen. Bei Erbrezeſſen ift bie Vollziehung des Rezeß⸗Exem⸗ 
plars ſelbſt durch die Partheien im $. 25. Tit. 46. a. a. O. ausdrücklich vorge: 
frieben, und Berlautbarungss fowie RefognitionssBerhandlungen fegen immer ein 
ſchon durch Unterfährift vollzogenes Infirument voraus. ($$. 21., 22., 25. Tit. 3. 
Thl. II. ebenbaf.) 

Das Allegat des 8. 44. Tit. 2. Thl. II. A. G. O. in dem Berichte der Reg. 
paßt gar nicht; es if daſelbſt nur davon bie Mebe, wie bei Vorlefung und Unter: 
ſchrift aufgenommener Protokolle zu verfahren if. Vielleicht iſt 5. 48. ebend. ge: 
meint, ber indeß nur den Wal betrifft, wo ein Bertrag vor einem verfammelten 
Kollegium protofollirt wird. 

erlin, den 13. Nov. 1836. 
Mühle. 


An 
des K. Wirkl. Geh. Staatsemin. und Min. 
des 3. für Gew. Ang., Freih. v. Brenn, 


Grcellen;. 
(Ann. XX. 902. — 4. 51.) 


2) R. des K. Min. des J. für. Gew. Ang. (v. Brenn) v. 11. April 
1837 an die K. Gen. Kom. zu Münfter, betr. die obervormundfchaftliche 
Autorifation zur Vollziehung von Auseinanderfegungs-Üezeffen. 


Der 8. Gen. Kom. wird mit Bezug auf Ihren Ber. v. 7. Maͤrz d. J., bie 
von den obervormundfcdaftlidden Gerichten den Vormündern zu ertheilenden Autos 
sifationen zur Vollziehung der AuseinanderfeßungssRezefle betr., Hierbei Abfchrift 
der von dem Yuftizmin. Mühler wegen des Gegenflandes unterm 28. v. M. an 
das dortige D. L. ©. erlaffenen Berf. zur Nachricht mitgetheilt. (Anl. a.) 


Anl. a. 


Das 8.D. 2. ©. erhält anl. eine Abfchrift des von Sr. Exc. dem Geh. 
Staatsmin. und Min. des I. für Gew. ang. Freih. v. Brenn, an mid gerich⸗ 
teten Anfchreibene v. 15. d. M., deſſen Beilagen und bes unterm 13. Der. v. 3. 
an das ©. 2. G. zu Pofen erlaffenen Reffripts (Anl b. und c.), in Betreff der 
son ben obervormundfähaftlidden Berichten den Bormünbern zu ertheilenden Auto: 
rifationen zur Vollziehung der Auseinanderfegungs s Mezefie, mit der Anweifung, 
fih nad bem Inhalte Dietze Reſkripts gleichfalls zu achten. 

Daß Bergleiche, wobei Pflegebefohlene betheiligt find, nicht ohne vorgängige 
Genehmigung der obervormundfhaftlichen Behörde beflätiget werben koͤnnen, if al 
lerdings richtig. Es folgt daraus aber Har, daß die obervormundfchaftlihe Geneh⸗ 
migung vorher beigebracht werden muß. In Auseinanderfeßungss, Abloͤſungs⸗ 
und Gemeinheitstheilungs» Sachen vertritt ber Rezeß die Stelle des Erkenntniſſes. 
. &8 fann daher von der Gen. Kom. nit verlangt werben, erfi den Rezeß auszus 
arbeiten, ehe die obervormundſchaftliche Genehmigung eriheilt wird — eben fo wes 
nig als man einem Richter die Abfaffung eines Agnitions⸗ Grkenntniſſes ober bie 
Berätigung eines Vergleichs zumuthen Tann, che die Stellvertreter ber Partheien 
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die erforderlichen Spezial⸗Vollmachten eingebracht haben. Hat das Kollegium nad 
befondere Gruͤnde anzuführen, fo erwarte ich deſſen Bericht. 

Berlin, den 28, März 1837. 
Der Juſtizminiſter. 

Mühler. 


An 
das K. O. L. G. zu Muͤnſter. 


Anl. b. 

In der Anl. (c.) wird der K. Gen. Kom. (der K. Reg.) Abſchrift der von 
bem Juſtizmin. Mühler unterm 13. d. M. an das D.2. G. zu Poſen erlaſſenen 
Berf., betr. die von den obervormundſchaftlichen Berichten den Bormündern zu er: 
theilenden Autorifationen zur Bolljiehbung ber Anseinanberfeßungs s Rezele, zur 
Nachricht mitgetheilt. 

Berlin, den 24. Dee. 1836. 

Min. bes 3. für Gew. Ang. 
v. Brem. 


Anl, c. 

Dem 8. D. 2. G. wird anl. Abſchriſt bes, dem Juſtizmin. zugegangenen Be: 
richte der dortigen K. Sen. Kom, v. 11. v. M., mit dem Gröffnuen zugefertigt, daß 
der Juſtizmin. fi damit einverftanden erflären muß, 

dag bei gutsherrlichen Regulirungen und bei er m, wobei 
Minorenne konkurriren, die obervormundſchaftlichen Berichte on dann, 
wenn bie Verhandlungen zum Rezeß⸗Entwurf reif find, über die Genehwi⸗ 
gung der Erklärungen ber Bormünder zu äußern, und im all der Bench; 
migung die Autorifation zur Bollziehung des hiernach aufzunchmenden Re: 
zeſſes zu ertheilen haben. 

ine Mittbeilung der Regulirungsstezefle felbft zur Genehmigung bebarf es 
dann weiter nicht. 

Das 8. O. 2. G. hat bie Untergerichte, welche, fo weit fle dabei lonkurriren, 
verpflichtet find, die Megulirungsgefägäfte auf alle moͤgliche Weiſe zu beſchleunigen, 
hiernach mit Anweiſung zu verſehen. GEventuell wird über beſondere entgegen: 
ſtehende Bedenken Bericht erwartet. 

Berlin, den 23. Dec. 1836. 

Der Juſtizuiniſter. 
Müũhler. 


An 
das K. O. L. G. zu Poſen. 
(Ann. XXI. 390. — 2. 87.) 


9) C. R. des K. Min. des I. für Gew. Ang. (Bethe) v..20. Juli 
1837 an fämmiliche K. Gen. Kom. und an die K. Reg. des Provinz 
Preußen, denſelben Gegenſtand betreffend. 

Der K. Gen. Kom. wird mit Bezug auf die Verf. v. 24. Dec. v. J., „betr. 
die von den —— Behoͤrden den Vormündern zu ertheilende 
Autoriſation zur Vollziehung der —— Repefie“, Abſchrift eines über 
biefen Gegenfland an den Juſtizmin. Mühler erflatteten Ber. bes O. L. G. zu Bo: 
fen v. 26. April d. 3. unter dem Bemerken anl. (n.) mitgetheilt, baß ber Zuflizs 
min. die darin gemachten Vorſchlaͤge genehmigt und die Gerichtsbehoͤrden angewie: 
fen hat, nad foldhen zu verfahren *), weshalb denn aus die K. Gen. Kom. vers 
aniaht wird, Gi darnach zu achten und Ihre GSpezials Kommiflarien zu ins 
ruiten. 


Anl. a. 

Ew. Ere. Haben uns mittelſt Verf. v. 13. d. M. die Beſchwerde ber Hiefigen 
Gen. Kom. 9. 10. Febr. c. nebſt Begleitungsfchreiben des Min. bes I. für Gew. 
Ang. v. 30. v. M. zur Berichtserftattung zugefertigt. Diefes Befehls entlebigen 
wir uns, nachſtehend ehrerbietigſt. 





1) Dies iR duch das R. des Juſt. Min. v. 12. Mai 1837 (v. K. Jahrb. 
Bd. 50. ©, 89, Graͤff Wr. 12. ©. 94) geſchehen. " on * 
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Die früher zwiſchen den Berichten biesfeitigen Departements und ber hieflgen 
Gen. Kom. über die Frage: 
wann bei gutsherrlichen Regulirungen und nuseinanbezjepungen, bei wel⸗ 
chen Minorenne intereffiren, die o ervormunbfhaflihe enehmigung von 
den obervormundfchaftlihen Gerichten zu ertheilen fei 
— Differenzen haben Cw. Exc. durch bie Verf. v. 13. Dec. v. J. dahin 
eſeitigt, 
daß die obervormundſchaftlichen Gerichte fi ſchon dann, wenn die Verhand⸗ 
lungen zum Rezeßentwurf reif. feien, über die Genehmigung der von den 
Bormündern abgegebenen Geflärungen zu äußern, und, im alle der Ges 
nehmigung, die Autorifatien zur Vollziehung bes hiernach aufzunehmenben 
Rezeſſes zu ertheilen hätten, eine fernere Mittheilung des Regulirungs Res 
sches ſelbſt aber nicht erforderlich fei. 
Demgemäß ift feither von den obervormundſchaftlichen Gerichten verfahren; es ent 
handen aber neue Differenzen über bie Brage: 
welche Verhandlungen zum Behuf ber obervormunbfchaftlidden Prüfung und 
demnaͤchſtiger Brtheilung der Autorifation an die Bormünder zur Bollzies 
Hung bes Rezeſſes auf Grund der gepflogenen Verhandlungen von der Bes 
Ai ober Spezial: Kommifflon den vormundſchaftlichen Gerichten mitzuthei- 
en feien 
Diefe Frage haben wir in unferem Schreiben an die Gen. Kom. v. 21. Ian. c., 
welches dem Bericht berfelben beigefügt ift, dahin beantwortet: 
dag zu diefem Zwecke den obervormundſchaftlichen Berichten vollftänbige, 
von Emmtligen Intereffenten genehmigte und alle Verabredungen und de 
dingungen enthaltende Verhandlungen mitgetheilt werben müßten, 
und, wie wir glauben, im Cinklange mit den befonderen Beftimmungen. Denn fo 
lange die Gültigkeit von Berträgen Rinorenner burg die vormundſchaftliche Ge⸗ 
nehmigung bedingt wird, kann tiefe Genehmigung nur auf Grund ber, diefem Ber: 
trage zur Grundlage dienenden Abreden ertheilt werden ; ohne Einficht diefer Ab: 
reden iſt daher bie Geiheilung obervormundfchaftlider Genehmigung, wenn fle nicht 
eine leere Bormalität fein fol, rechtlich nicht denkbar. 
Dadurch wird freilich nicht ausgeihloffen, daß, wenn den obervormundſchaft⸗ 
liden Gerichten von der Ben. Kom. auf andere Art die auf bie Prüfung ber fie 
intereffirenden Frage bezügfichen Data in einer beglaubten Zufammenflellung mits 
eiheilt werden, die obernormundfchaftlichen Gerichte von Mittheilung fämmtlicher 
erhandlungen zu abftrahiren haben, eben weil jene Bufammenitellung das Refuls 
tat jener Berhandlungen, fo weit fie die obervormundſchaftlichen Gerichte intereſſi⸗ 
ren, liefert. Bei der Berantwortlichkeit der Zufammenftellungen können wir bie 
Bollſtaͤndigkeit derfelben vorausfegen. Und aus biefem Geſichtspunkte die Sache 
betrachtet, können wir die Borfähläge der General: Kommiffion in ihrem Berichte 
v. 10. Febr. c. sub a. und b. nur für zweckmaͤßig und angemeffen erachten. 
Wir würben uns baher mit folgendem Verfahren einverftanden erflären: 

1) Sobald die Berhandlungen regregreif find, theilt bie Spezial s Kommiiflon 
dem beizeffenden obervormundſchaftlichen Gerichte eine Zuſammenſtellung bes 
alten und neuen DertpRanbes, der alten und neuen Leiftungen der betreffen: 
den Stelle, fo wie die übrigen zur Borbereitung ber Ausführung des Ge⸗ 
ſchaͤſts im ſpeziellen Interefe des Kuranden getroffenen Nebenabreden, — 
durch den Spezial: Kommiffarins beglaubigt — kurz mit, worauf 

2) die obervormundſchaftlichen Berichte, nach vorgängiger Bernehmung bes 
Bormundes über diefe Bufammenftellung, wenn fie gegen die Beflimmungen 
bes aufzunehmenden Vertrages nichts zu erinnern finden, ber Spezial⸗Kom⸗ 
miſſion Autorifation für den Vormund zufertigen, welche biefen ermächtigt, 

ben nach ben bisherigen Verhandlungen aufzunchmenben Auseinander: 
Tehungere eß zu vollziehen. 
Em. re. höherem Ermeſſen ftellen wir indeß die weitere Entſchließung ans 


eim. 
Bofen, den 26. April 1837. 
Das Ober: andesgeriäht, 


In 
den K. Geh. Staats: und Juſtizmin. Mühler, Exc. 
(Ann. XXL 654. — 3. 69.) 
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4) R. des 8. Juſtizmin. (Mühlen) v. 7. Juli 1887 an dad K. Pu» 
pill. Kolleg. zu Stettin, denfelben Gegenſtand betr. 

10. Daß Bergleihe, wobei Pflegebefohlene betheiligt find, ohne vorgängige 
Genehmigung der vormundfchaftliden Behörde nicht beflätigt werben Tonnen, iſt 
zwar richtig. Es folgt aber daraus Kar, daß die obervormunbfähaftlihe Genehmi⸗ 
ung vorher beigebracht werben muß. In Auseinanderfeßunge:, Ablöf.: u. Gem. 
Seil Sachen vertritt der Rezeß die Stelle des Urtels. — Es kann daher von der 
Gen. Kom. nit verlangt werden, erſt den Rezeß ausznarbeiten, ehe die vormund⸗ 
fchaftlihe Genehmigung ertheilt wird, — eben fo wenig, als man einem Richter 
Die Abfaffung eines Agnitionserfenntniffes oder die Beflätigung eines Bergleidhs 
zumuthen Tann, ehe bie Stellvertreter der Pariheien die erforderlichen Spezialvolls 
machten beigebracht haben. 

(v. 8. Jahrb. Bo. 50. S. 89, Graf Br. 12. ©. 94.) 


5) C. R. des K. Min. des I. u. d. P. (9. Rochow) v. 23. Oki. 
1889 an fümmtliche K. Gen. Kom. und an die K. Meg. der Provinz 
Preußen, denſelben Gegenſtand betr. 


In Beſcheidung auf den Ber. v. 24. Aug. d. I. wird der K. Gen. Kom. Ab: 
f&hrift der von dem Juſtizmin. auf diesfeitige Veranlaffung an das bortige K. O. 
2. ©. unterm 5. d. M. erlaffenen Verf., wonach auf die, bie Autorifation der 
Bormünder in Auseinanderfeßungsfachen betr. Anträge au dann eingegangen wers 
den fol, wenn fie von der K. Gen. Kom. ober Ihren Kommiflarien kollektiv ans 
gebracht werben, zur Nachricht mitgeibeilt (Anl. a.) 

n 


.« RR. 

Nah Inhalt des abſchriftlich anl, von dem Geh. Staatsmin. v. Room 

herher mitgetheilten Ber. der dortigen Gen. Kom. v. 24. Aug. c. hat es das K. 

. L. G. in Uebereinſtimmung mit dem 2. u. Stadtger. zu Kreuzburg in ber Ober⸗ 
Kunzenborfer Ablöfungsfadhe für unzuläfftg erachtet, dag bie Anträge der Ablö: 
ſungsbehoͤrde wegen Ertheilung der obervormundſchaftlichen Autorifation für bie bei 
der Ablöfung konkurrirenden Bormünder in einem Kollektivfchreiben angebracht wer: 
den, vielmehr verlangt, daß zu den einzelnen Bormundfchaftsatten befondere Anz 
träge beshalb gemacht würben. | 

Der Jufizmin. kann dies nicht billigen. Das von den Regulirungs-Kommifs 
farien bisher beobachtete Verfahren: 

wonad in ben Faͤllen, in welchen bei Auseinanberfehungen mehrere unter 
der Auffgt Eines Gerichts ſtehende Vormünber beth gt waren, bie Ge⸗ 
riht in einem Kollektiofchreiben unter Beifügung des Rezeßentwurſs, ober 
ber die Kuranden betreffenden Beftimmungen beffelben, um Griheilung. der 
obervormundſchaftlichen Autorifation erfudt worden find, 
erſcheint zwedmäßig, gereicht zur Verminderung ber Koſten und ber Schreiberei, 
und macht den Geſchaͤflsgang einfacher. 

Cine Verwirrung in ben einzelnen Vormundſchaftsalten Tann dadurch nidht 
entfiehen. ben fo wenig iſt damit eine irgend erhebliche Beläfligung der Gerichte 
verbunden, vielmehr iſt es kürzer und einfacher, die Autorifationen in einer Bers 
fügung zu ertheilen, als wenn zu jedem Aftenüd eine befondere Requiſition erges 
ben und durch befondere Verfügung erledigt werben follte. _ 

Das allgemeine Requifitionsfchreiben muß auf Grund ber zu abhibirenden 
Vormundſchaftsakten geprüft und beantwortet, die etwa in einzelnen Sachen fi) ers 
gebenden Anflände und Bedenken müflen in das Antwortſchreiben aufgenommen, 
und davon abſchriftliche Brtrafte ge ben betreffenden Alten gebracht werden. If 
die Ertheilung der nachgeſuchten Autorifation unbedenklich, fo genügt es, wenn in 
in ben einzelnen Alten ber bie Kuranden betreffende weientlihfte Inhalt der Re⸗ 
quifition allenfalls unter Beifügung von Grtraften aus dem Rezeß⸗Entwurfe, fowie 
bie erfolgte Gelebigung berfelben unter Bezugnahme auf bie biesfällige allgemeine 
Berfügung vermerft wird. 

In ähnliher Art wird bereits in Gemaͤßheit des M. v. 19. Juni 1837 (Jahrb. 
2b. 49. ©. 520) bei Anträgen der Ben. Kom. in Hypothekenſachen verfahren, 
ohne daß dadurch Inkonvenienzen entftanden find, Das in biefer Beziehung neuer; 
dinge — unterm 5. Juni d. 8. — an das O. 2. ©. zu Naumburg erlaffene R. 
wird dem K. O. 2. G. in anl. Abſchrift zur Achtung mitgetheilt. 


m 
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Das Kollegium Hat er bas 2. u. Stabiger. zu Kreuzburg fowohl für 
ben vorliegenden Fall, als auch für die Zukunft, mit der erforderlichen Anweiſung 
r verfehen, auch fich felb nad den vorftichend entwidelten Grunbfägen zu 
achten. 
Berlin, den 5. OH. 1839, 

Der Jufizmin. Mühler. 


An 
das K. O. L. G. zu Breslau. 
(Ann. XXIII. 826. — 4. 51. u. Juſt. Min. Bl. 1839. ©. 335.) 


65) R. des K. Juſtizmin. (Mähler) v. 25. Juli 1838 an dad K. Pup. 
Koll. zu N., betr. die obervormuntichaftliche Genehmigung der Auseinan« 
derfegungd» Mezeffe bei Konkurrenz unter väterlicher Gewalt flehender Mi⸗ 
norennen. 

Dem K. Bup. Koll. wird auf den Ber. v. 6. d. M. eröffnet, daß daſſelbe 
ſich der obervormundſchaftlichen Prüfung und Beflätigung ber von dem Vater ber 
noch minderjährigen Prinzen H. Namens feiner Söhne vollzogenen Ablöfungs- 
Rezeſſe und ber bin nicht ausgeführten, von dem verftorbenen Landgrafen von 9. 
abgefchlofienen Ablo umge Breiräge feineswegs entziehen Tann. 

In den zum Weflort der Sen. Rom. gehörigen Auseinanderfeßungen mino: 
renner Interefienten, welche noch unter der natürlichen VBormundfchaft ihrer Väter 
ſtehen, bebarf e8 jederzeit außer der Genehmigung des Vaters, als Nießbrauchers 
und Berwalters des Vermögens der Rinder auch no der Ginmwilligung ber obers 
vormundſchaftlichen Behörde, ohne Unterſchied, ob die Ausgleihung und Abfindung 
in Land oder in Rente und Naturalleiftungen, ober in Kapital erfolgt. Denn der 
Nießbraucher m nicht bloß bei willführlihen Veränderungen der Subftanz und 
bei Vergleichen, fondern auch bei Prozeſſen, welche die Subſtanz der Sache, beren 
Bertinenztüde und Gerechtigkeiten betreffen, den @igenthümer zuziehen. ($$. 82. - 
und 83. 9. 2. R. I. 21.) Dies iſt namentlih rückfichtlich der Anträge auf Ges 
meinheitstheilung im $. 15. der Gem. Th. DO. vorgefchrieben, und die vormunds _ 
—8 Verwaltung bes Baters iſt rückſichtlich der Veränderungen der Subſtanz 
n allen den Fällen, wo ein Nießbraucher den Eigenthümer zuziehen muß, befchränft 
und an die Einwilligung des vormundſchaftlichen Gerichts gebunden. 

Das K. Bup. Roll. hat daher dem Verlangen der K. Gen. Kom. zu ents 
Sprechen und danach das Weitere zu veranlaffen. 

(Forni's Zeitſchr. Bd. 1. ©. 440.) 


7) R. des K Min. des I. v. 17. März 1819 an die Gen. Kom. zu 
Stargard, betr. dad Verfahren bei Verweigerung der Rezeßvollziehung. 


Der K. Sen. Kom. wird auf den Ber. v. 4. d. M. über die Anwendung des 
5.123. 9. 2. 8. 1. 5. bei Bollziehung der Rezeffe hierdurch eröffnet, daß die In⸗ 
tereffenten, wenn fie fi der Bollziehung weigern, mit ihren Ginwendungen ge: 
hört, diefe orbnungsmäßig inftruirt werben müflen, und auf den Grund biefer In: 
Äruftion auf Ergänzung ihrer Unterfhrift in gewöhnlicher Beicheidsform zu erfen- 
nen if, da in der oben gedachten Vorfchrift des A. 2. R. keine Ausnahme von 
ber allgemeinen Hegel gemadt ift, wonad die reſp. durd ben Richter, hier bie 
Gen. Kom., zu befeitigenden Gtreitigfeiten in ber gewoͤhnlichen Rechtsform ents 
ſchieden werben müflen. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl. ©. 414—415.) 


8) Schreiben des K. Juſtizmin. (v. Kicchelfen) v. 26. Ian. 1824 an 
den Min. des J., betr. denfelben Gegenſtand. 


Ew. Exc. ermangele ih nit, auf Das Schreiben v. 14. d. M., Betr, bie 
fee, zwifchen der Gen. Kom. und dem D. 2. Ger. zu Königsberg über 
age: 


die 
n welder Art und Weife bei den nad ber V. v. 20. Juni 1817 zu ber 
wirkenden Auseinanderfeßungen zu verfahren iſt, wenn die Partheien bie 
Bollziehung der darüber aufgenommenen Mezeffe verweigern? 
zu erwiebern, wie auch ih der Meinung bin, daß bei verweigerter Vollziehung 
eines Auseinanderſetzungs⸗Rezeſſes von Seiten des einen obes andern Intereflenten, . 
ber 9.78. des Anh, zur AO. O. nicht zur Anwendung zu bringen iſt, weil das 


. 
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daſelbſt vorgefchriebene Verfahren nur die Konfatirung der Gründe der Weigerung 
und 2egalifation eines Protokolls, dem eine Parthei bie rl verfagt, zum 
Zwecke hat, ein folder Zwed aber da nit ausreicht, wo, wie bier, von i 
Bung eines Vertrags die Rede if, bei welchem die Vollziehung durch die Pas 
eiscenten ein wefentlihes Stück ihrer Willenserflärung ausmacht. Da num der 
8.62. Th. I. Tit. A. des A. 2. R., nad weldem der Richter eine Erklärung ber 
Barthei ergänzen fol, den Ball vorausfegt, daß der letztern dazu Schon eine Zwanges 
pflicht oblag, da ferner die 55. 122. und 123. Tit. 5. daſelbſt, welde auch reſp. 
von der richterlihen Ergänzung und von ber Nöthigung des weigerndben Theile 
zur Unterfchrift buch Grefution Handeln, den Rechtsweg, um dahin ji gelangen, 
nicht ausſchließen, jo muß es bei der allgemeinen, durch bie $$. 120. bis 122., 
Tit. 10. daſelbſt, und die $$. 61. und 62. Tit. 2. der Hyp. O. fanktionirten Regel 
bleiben, daß wider den fich weigernden Teil ber andere auf die nach $. 166. der 
V. v. 20. Juni 1817 unentbehrlihe Vollziehung des KRezeſſes Flagt. 

Was das hierbei zu beobachtende Berfahren anlangt, fo bin ich mit Ew. Exc. 
barin einverftanden, bag, wenn die Renitenten Weigerungsgründe angegeben haben, 
über weldhe ihrer Befchaffenheit nach die Entfcheibung der Ben. Kom. nur mit 
Borbehalt des Rekurſes an das K. Min. des Inn. gebührt, auch basjenige Bros 
cedere wiber die Weigernden genügt, welches für die Brörterung und Entſcheidung 
der Hauptfache genügt. 

Geben aber die Weigernden gar feine Gründe an, ober betreffen bie angeger 
benen ſolche Punkte, daß wiber die darüber zu urtheilenden Refolutionen der Sen. 
Kom. eine wirtlide Appellation Statt findet, dann trage ih Bedenken, mit Cw. 
rc. anzunehmen, daß im erften Kalle, oder bei offener Irrelevanz der angezeigten 
Gründe, die Gen. Kom. befugt fein follen, die Weigerung per decretum, wogegen 
nur der Rekurs Statt findet, zu befeitigen. 

Ich kann mir das Verhältnig eines ſich alfo weigernden Intereffenten, nur 
demjenigen eines Berflagten gleich denken, ber doch nach der gelesligen Regel nur 
per sententiam, nicht per decretum zu fondemniren if. Nur aus jener, nicht 
aus diefem, findet die Erefution Statt, und es ift in diefer Hinficht gleich, ob die 
Entſcheidung der Gen. Kom, zunähft auf Berurtheilung des Weigernden zur Boll: 
lehung, und nur in subsidium auf ridhterliche Ergänzung lautet, oder ob foldhe 

leichſam auch ſchon als exekutiviſche Verfügung auf die letztere allein gerichtet if. 
Da tn den meiſten Faͤllen ein fummarifches Berfuhren mit den Partheien ausreichen 
wird, fo fann die Inftruftion auch in der Regel feinen bebeutenden Aufwand von 
Seit, Mühe und Koften verurfadhen, und gegen den frivol Appellirenden würbe 
a Zorſchrift des $. 111. des Anh, zur X. &. D. ihre vollkommene Anwendung 
nden 


Ob in bem Zalle, wo fo wenig ber eine wie der andere Theil, bei Verweis 
erter Bollziehung des Mezefles, die Erledigung biefes Anflandes urgiren will, die 
en. Kom. folde von Anitswegen zu betreiben hat, ober ob mit ofltion ber 

Alten zu verfahren if, deshalb muß, nach meiner Meinung, fi die Berfügung 

nach der Beſchaffenheit des Falles und der hiernach anzuwendenden Geſetze richten. 

Die $$. 164., 196. seq. der V. v. 7. Zuni 1820 betr. diefen Gegenftand b 

eigentlich nich, und ba bis jegt ein konkreter Fall der Art noch nicht zur Kogn 

tion des K. Min. d. I. gebracht ift, fo gebe ih Cw. Exc. anheim, Sich bis babin, 
wo dergleichen wirllich vorkommt, die Decifion vorzubehalten. 
(v. K. Jahrb. Br. 23. S. 58, Graͤff Bd. 2. ©. 356.) 


9) N. des K. Min. des I. (v. Schumann) v. 13. März 1824 an 
die K. Gen. Kom. der alten Provinzen, denfelben Begenfland betr. 


66 find von mehreren Seiten Zweifel darüber vorgefommen, 

In welcher Art und Weife bei den nach der V. v. 20. Juni 1817 zu bes 
wirkenden Auseinanderfeßungen zu verfahren ifl, wenn die Partbeien bie 
n Dollgiehung ber darüber aufgenommenen Rezeſſe verweigern. 

Das unters. Min. hat davon Beranlaffung genommen, hierüber mit bem Juſtiz⸗ 
Min, zu kommuniciren, und im Ginverfländnifie mit demfelben wird der 8. Gen. 
Kom. Bolgendes zu erfeunen gegeben. 

1) Es iR ein unt chugee Verfahren, wenn bin und wieder der $. 74. bes 
Ant zur A. ©. O. in Anwendung gebracht if. Das daſelbſt vorges 
ſchriebene Derfahren hat nur die Konflatirung ber Gründe ber Weigerung 


. 
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in Beziehung auf die Vollziehung eines Protokolls und deſſen Legaliſtrung, 
um Zweck. Gin folcher Zwed reicht aber da nicht aus, wo, wie bier, von 
bfchließung eines Bertrags die Rede iR, bei welchem vie Bollziehung 
buch die Paciscenten ein wefentliches Stüd ihrer Willenserflärung aus⸗ 
ma 


Da nun der $. 62., Th. I. Tit. 4. des 9. 2. R., nach welchem ber 
Richter eine Erklärung der Partbei ergänzen foll, den Ball vorausfegt, daß 
der letzteren dazu fchon eine Zwangspflicht oblag; da ferner die 88. 122. 
und 123. Tit.5. daſelbſt, welche auch refp. von der richterlichen Ergaͤnzung 
und von der Nothigung bes weigernden Theile zur Unterfchrift durch Cre⸗ 
fution handeln, den Rechtsweg, um dahin zu gelangen, nicht ausfchließen, 
fo muß es bei ber allgemeinen, burch die 66. 120.—122. Tit. 10. daſelbſt, 
und die 88. 61. und 62. Tit. 2. der Hyp. O. fanktionirten Hegel bleiben, 
dag der fich weigernde Theil auf den rund vorgängiger Inſtruktion über 
feine Weigerungegründe, oder in contamaciam zur Vollziehung fchulbig, 
oder beſſer, fogleich auf richterliche Ergänzung erfannt wird, 
Die richterlihe (durch die K. Sen. Kım) zu bewirfende Ergaͤnzung muß 
ih auf rechtokraͤftige Eniſcheidung gründen, und dieſe nebft dem Ätteſte 
der Rechtelraft der Behätigung beigefügt werden. Es if alfo ein unan⸗ 
gemeffenes Berfahren, wenn e6 bin und wieber vorgelommen ifl, daß bie 

en. Kom. ihre Entſcheidung auf richterlihe Ergaͤnzung mit der Beſtaͤti⸗ 
gung verbunden haben. Die Bellätigung des Rezeſſes kann nämlich aller: 
erſt dann er erfolgen. wenn unter den Bariheien wegen der Gegenſtaͤnde 
befielben alles ausgeglichen und im Meinen, und jede Erinnerung bagegen 
befeitigt if, und es ift alfo ein Widerſpruch mit der Abficht und Beſtim⸗ 
mung der DBefätigung, biefelbe mit einem Befcheide zuſammen jü faſſen, 
von welchem noch Rekurs oder Appellation ſtatt findet und in Folge deſſen 
noch förmliche Litis⸗Koteſtatien und Inſtanzen⸗Züge gegen den Inhalt des 
Rezeſſes augeorbuet werben fünnen. 


3) Wegen der gegen die Bntfcheidung ber K. Gen. Kom. auf Ergänzung eins 


gelegten Beichwerden, findet entweder ber Rekurs an das unterz. Min., 
oder die Appellation an das Revif.-Kollegium ftatt, je nachdem diejenigen 
Beſtimmungen bes Rezeſſes, rüdfichtlich welcher fich die Parthei der Bolls 


R Jebung verfagt, zu einem oder den andern Berfahren geeignet find. 
) 


rgiebt fi aus den vorgeiragenen Weigerungsgründen, daß unter Bors 
bebalt der Entſcheidung über die flreitigen Bunkte mit der Vollziehung vers 
fahren werten kann, fo muß die richterliche Perſon, zur Verhütung alles 
nundpen DBerfchleifs der Hauptfache, die Bartheien darüber vernehmen, ob 
fie unter jenem Vorbehalt zur Vollziehung bereit find, in ungzweifelhaften 
Fällen, und wenn auch der Gegentheil damit einig IR, daß die übrigen 
Beflimmungen bes Rezeſſes, ungeachtet ber Ausſetzung des einen oder des 
anderen Buntes, in Ausübung gebracht, und demgemäß mit der Dolls 
iehung unter Vorbehalt verfahren werben könne, viele fogleic, bewirken, 
n den entgegengefehten Bällen aber der K. Gen. Kom. die weitere Bes 
fimmung deshalb Überlaflen. 


(v. 8. Iahıb., Bd. 22. ©. 219, Erf, Br. 2. ©. 385). 


gu $$. 167. u. 170. 


N. des 8. Min. des I. v. 25. Der. 1823, betr. die Belehrung der 
Partheien bei der Mezeßvollziehunge 


Dem Batronats Gerichte zu N. wird auf bie Beſchwerde v. 14. v. M. über 
die von der bieflgen Gen. Kom. verweigerte Bekätigung bes zwiſchen ber Gutes 
berrfchaft daſelbſt und den Ackerwirthen zu R. abgeſchloſſenen Dienfablöfungss 
Re im Tinverſtaͤndniſſe mit dem K. Zufl. Min. an erlennen gegeben, daß 
B. v. 20. Suni 1817 98. 167. unb 170. ertheilten, und nach der ®. v. 7. Iuni 
1821 anch auf Dienfkablöfungen und GBemeinheitstheilungen ausgedehnten Vor⸗ 
ſchriften beſteht, daß nämlich: 

a) das Bollziehunger Protokoll dem Kezeſſe beigefügt, und 


Gen. Kom. im vorliegenten Kalle mit Recht auf die Erfüllung der in ber 
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b) die Pariheien, wie es der 8. 170. der erſtgedachten Vorſchriften vorſchreibt 

bebeutet werben, 

und zwar auf erfleres, weil der Geh. Kom. bie Prüfung bes Fegitimations-Bımftes 

zur befondern Pflicht gemacht worden (cf. $$. 162. ff. a. a. ©.) und file das nur 

mittel Binficht des über die Bollziehung aufgenommenen Protokolls vermag; auf 

festeres, weil das Geſetz an die Vollziehung des Rezeſſes in dergleichen Angelegen⸗ 

heiten die eigenthümliche Folge gefnüpft hat, . j 
dag vie Intereffenten fernerhin nicht nur mit feinen Cinwendungen wegen 
der hierin beſtimmten Gegenftände, ſondern auch mit feinen Nach⸗ 
forderungen anf Rechte, welche ihnen Hinfichtlich diefer Aus⸗—⸗ 
einanderjfeßungen zufländig gewefen und dabei übergangen 
find, weiter gehört werden follen. 

Die Borhaltung diefer Folge if offenbar von ber höchſten Wichtigfeit zur 
Sicherſtellung der Interefienten, insbefondere aus der Klaſſe bes in bergleichen 
Berhandlungen vorzugsweiſe befangenen Banernflandes. 

Es ift zwar nicht unzweifelhaft, ob die vorgedachte Folge ohne jene Vorhal⸗ 
tung eintreten fann, mag bies aber affirmativ ober negativ entfchieden werben, 
in beiden Fällen waltet das. bezeichnete Interefie ob, in dem erfleren, weil bie 
Beiheiligten nur zu leicht auf den Gedanken kommen können, daß ſolche Punkte, 
welche in dem Rezeſſe nicht berührt find, in statu quo bleiben, in dem zweiten, 
weil dies zu heimlichen, das Intereſſe des anderen Theile, welcher die Sache völlig 
abgemacht Hält, erheblich verlezenden Vorbehalten führen kann. Jedenfalls eegicht 
fi) das Aweifelhafte jener Frage, daß die Belehrung über jene Folge die Bollzies 
hung ein wefentliches, tie Gewißheit des richterlichen Afte betreffendes Stück if. 
Daraus folgt denn auch von felbft, daß biefelbe in dem vorliegenden Walle noch 
nachgeholt werben muß. i 

Mas das Anfinnen der Gen. Kom. anlangt, daß das Patrimonials@ericht 
ein von ben Bartheien ſelbſt vollgogenes Cremplar des Rezefles zu feinen Akten 
zu bringen Habe, fo ift auch dies wohl motivirt, da es jedenfalls die Obliegenbeit 
des Patrimonial⸗-Gerichts if, feine Akten vollfländig genug zu Halten, um danach 
erforderlichen Falls ein nenes Bertr Eremplar ausfertigen zu koͤnnen. 

(Koch's Agrargeſ⸗ 4. Aufl. ©. 328). 


Zum ©. 168. 


1) EM. des K. Min. des I. für Gem. Ang. (9. Brenn) v. 29. Der. 
1834 an fämmtlihe K. Gen. Kom., betr. die Form der Mezefbeflätigung 
in Fallen, wo eine und dieſelbe Perfon als Eigenthümer mehrerer Grund⸗ 
flüde zur Sache intereſſirt. 


Die 8. Gen. Kom. wird angewiefen, Fünftig in Fällen, wenn eine und bies 
felbe Berion als Eigenthümer mehrerer für ſich beftehenber, verfchlebenen Real: 
Berbindlichkeiten unterliegender Grundſtücke zur Sache intereffirt, zur Vermeidung 
etwaniger Bedenken der Hypothefen:Behörben, im Rezeffe, oder in der Beflätigunges 
Urkunde ausbrüdlich zu bemerken, daß bie zwifchen felchen Grundflüden vorfoms 
menden Austaufchungen und fonfligen Ansgleichungen von der K. Gen. Kom. bes 
fonders genehmigt werben. 

(Aun. XIX. 84. — 1. 69.) 


2) M. des 8. Min. des 3. v. 4. Febr. 1830 an die K. Gen. Kom. 
zu Pofen, betr. die Ausfertigungs-Bormel der Auselnanderfegungs-Rezeffe. 


Auf Beranlaffung der Beſchwerde des Butsbeflgere N., welcher durch den der 
Ausfertigungss formel der Regulirungs⸗Rezeſſe von N. inferirten Vorbehalt der 
Rechte Dritter zu der Meinung verleitet worden, daß ihn diefe Nezeffe gegen bie 
Anfprüche der nicht ſpeziell zugezogenen Realberechtigten nicht fichern würden, wird 
die 8. Sen. Kom. darauf aufmerfam gemacht, daß dergleichen entbehrliche, mr 
Mißverſtaͤndniſſe erzeugende Refervationen Fünftig nach Vorſchrift $. 52. A. G. O. 
II. 2. zu vermeiden find. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl., ©. 327—328). 


. 
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3) M. der K. Min. des I. und der F. v. 6. Mai 1824, betr. die 
Form der Beftätigung der Abldfungs-Mezeffe in den Domainen. 


Der 8. Sen. Rom. wird auf Ihre Anfrage im Ber. v. 31. März d. J. 
ob Ihrer Beftätigung bei Abloͤſ. Verträgen in den Domänen der Beflätis 
gung des 8. Ob.:Präflbii vorangehen oder folgen müſſe? 
zu erfennen gegeben, daß es ber Beflätigung des Ober: Präfivit nur bann bebarf, 
wenn bie Genehmigung der Din. zum Abichluß des Gefchäfts erforderlich war. 
Dies if nicht immer der Fall, da die Regierungen mit Suflimmung des Fürften 
Staaiskanzlers autorifirt find, diejenigen durch Kapitalzahlungen zu bewirfenden 
Abtöfungen felbfiftändig abzufchließen, welche fixirte baare Gefälle, Laudemtal Vers 
pflihtungen, oder überhaupt folche Gegenſtände betreffen, wofür die Grundſatze der 
Berechnung unzweifelhaft feſtſtehen. 
In fofern aber die Beflätigung des Ober» Präfipit erforberlich iſt, iſt zu unter⸗ 


eiden: 
a) ob ber Abſchluß der Sache unter Bermittelung der K. Gen. Kom. ober 
b) ohne biefelbe von der Reg. erfolgt ift? 
In beiden Fällen muß zwar Ihre Betätigung der des Ober: Präftvii folgen, 
da fegtere zur Berichtigung des Legitimationspunfts gehört, und biefer Seitens 
der K. Gen. Kom. bei Ihr als ein Aft der landespolizeilichen und richterlichen 
Zunftionen obliegenden Sehätigung zu prüfen uud wuhrgunehmen if. (cf. $$. 19. 
162. und 165. der V. v. 20. Juni 1817), 
Was aber die Form anlangt, fo bat die K. Sen. Kom. in dem Falle 
zu a) auch das fisfalifche Interefie wahrzunehmen, und Sich alfo da, wo 
"die Regierungen die Genehmigung des Bin. Dein. einzuholen haben, wegen 
Erfüllung Ihrer Obfiegenheiten in dieſer Beziehung durch die Beſtaͤtigung 
bes ObersPräfidit auszuweiſen, und daher in Ihrer Beftätigungs - Klaufel 
bie Ihr Hierdurd, gewordene Crmächtigung auszudrücken. 
Sn dem Falle 
zu b) paßt zwar bie eben gedachte Form nicht. Sie Hat aber doch ein 
ähnliches Verfahren einzufchlagen, und in Ihrer Beſtäͤtigungs⸗Formel zus 
vörderft die gehörige Wahrnehmung des fisfalifchen Intereffes, als einen 
durch die Beftätigung des ObersPräfivii berichtigten Punkt auszubrüden, 
und dann Ihre Betätigung folgen zu laſſen. 
(Koch's Agrargef., 4. Aufl. S. 327). 


Zum $. 169. 


K. O. v. 18. Dee. 1841, betr. die Gültigkeit und erefutorifche Kraft der 
von den Seneral-Kommifftonen und übrigen Auselnanderfegungs-Behörven 
beftätigten Rezeſſe. 


Auf Ihren Ber. v. 23. v. M. erkläre Ich Mich nunmehr mit ber in bem 
Ber. v. 29. Juni d. 3. entwidelten Anficht einverflanden, daß die von den Gen.. 
Kommiffionen und den übrigen im Reſſort derfelben befchäftigten Auseinander⸗ 
ſetzungsbehoͤrden beflätigten Rezeſſe auch gegen diejenigen Perfonen gültig umd 
erebutortich find, welche die bei dem betr. Gefchäft betheiligten Grundflüde erſt 
nach bewirkter Vollziehmg des Rezeſſes von dem zu jener Beit im Hypothekenbuch 
eingelsogenen Bigenthümer erwerben. Ich beflimme daher zur Befeitigung ber 
biergegen aufgefellten Bedenken, daß es einer nachträglichen Vernehmung folcher 
neuen Erwerber über das bereits abgefchloßene Geſchäft nicht bedarf, vielmehr 
auch ohne deren Zuftimmung die nach dem Kezeß erforderlichen Bintragungen in 
die Supothefenbücher veranlagt werden jollen. Sie haben diefe Beflimmung bur 
die &. ©. zur Öffentl. Kenntniß zu bringen. 

Berlin, d, 18, Der. 1841. 


Sriebrih Wilhelm. 
An 


die Staaismin. Mühfer und v. Rochom. 
(8. ©. 1842. ©. 17. Rr. 2231.) 


vandes⸗Nuliur⸗ Brfehg. BB. 1. 97 
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Zu SG. 172., 196., 197 u. 201. 


1) R. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 23. Juli 1843 an 
die K. Reg. (landwirthſchaftl. Abth.) zu Danzig, betr. die Publikation und 
Aushändigung der Auseinanderfegungs » Nezefie, mit Berückſichtigung der 
hypothekariſchen Eintragungen und Bermerfe. 


Das Bedenken, was die K. Reg. in dem Ber. v. 16. v. M. in Betreff des 
von Ihr bisher beobachteten Verfahrens bei den zur Berichtigung der Hypotheken⸗ 
bücher auf Grund der Auseinanberfegungsrezefie zu formirenden Anträge vorges 
tragen hat, ift wohl begründet. 

Nah $. 197. der B. v. 20. Juni 1817 gehörte es zwar zu den Obliegens 
beiten des Spezialfommiffarius, dergleichen Anträge bei ben Hypotbefenbehärben 
anzubringen. Nachdem aber die Serichte durch den $. 62. der B. v. 30. Juni 
1834 von den ihnen nady der Hyp. D. Tit. 2. 88. 12. u. 13. obliegenden Bers 
pflichtungen entbunden und biefe den mit der Beflätiguug der Auseinanderfeßunges 
Rezeſſe beauftragten Behörden übertragen worden, kann die K. Reg. Sich auch 
der Prüfung der Anträge auf Berichtigung der Hypothekenbücher nicht überheben. 

Diefe Prüfung muß fpeziell fein und der Anbringung der Anträge bei den 
Hypothefenbehörben vorangehen. In ben mehrſten Fällen wird es angeben und 
wedmäßig fein, diefe Anträge, wenn fie nicht fchon im Rezeß ſelbſt enthalten 

nd, durch die Intereffenten im Rech MBollziehungsprotofoll formiren zu laſſen, 
wo fie dann bei Gelegenheit der Kezepbeflätigung geprüft werden können. IR 
dies gefchehen und müflen die Rezeſſe nochmals in bie Hände des Speziallommifs 
farius zurücgelangen, fo iR nichts dagegen zu erinnern, baß tiefer die umgeäus 
berten Anträge weiter au die Hypothekenbehorde einreicht. Sind aber folhe Ans 
träge bis dahin noch nicht gemacht und werben fie vielmehr erſt nach Vollziehung 
und Beflätigung des —** angebracht, oder Cintragungen von ber Behörde 
ſelbſt netbig, befunden, fo muß ber ereielfomnifferius die Rezeßausfertigungen 
an die K. Reg. gelangen laffen, damit Sie Selbfi die Anträge bei der Hypothes 
kenbehoͤrde formiren Tann. 

Hierbei wird die K. Meg. darauf aufmerffam gemacht, dag es In vielen Fäls 
len thunlich if, die Ausführungsverhandlung mit der Rezeßvollziehungsverhandluug 
zu verbinden, und es dann eines befondern Termins zur Publikation bes Rezeſſeẽ 
nicht bedarf. Derfelbe kann vielmehr, wenn feine Dermerfe im Hypothelenbuche 
nöthig find, den Interefienten von der K. eg. in vim publicati zugefertigt wers 
den. DMüflen die Mezeßeremplare aber zuvor noch an die Hypothefenbehörbe ger 
langen, und muß bie Behörde, welche fie zuletzt erhält, requirirt werben, tiefelben, 
febald fie mit den erforderlichen Abs und Zufchreibungsnermerken x. verfehen find, 
an die Partkeien zu extradiren, fo bat die K. Reg. dies gleichzeitig mit dem an 
die Gerichte erlaffenen Requifitionsfchreiben den Interefienten mit dem Beifügen 
befannt zu machen, daß der Rezeß, fowie fle ihn vollzogen haben, beftätigt und an 
bie Hypothefenbehörbe abgefandt worben, and daß fe diefe Mittbeilung ale Bus 
blikation bes Rezeſſes hy betrachten haben. 

(Min. BI. d. i. ®. 1843. ©. 242. Nr. 321.) 


2) R. des 8. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 23. Juli 1843 an 
Die K. Meg. zu Marienwerder, in eben derfelben Angelegenheit. 


Das von ber K. Reg. nach Ihrem Ber. v. 9. 9. M. bei der Aushänbigung 
ber Auseinanderfeßungsrezefie und den Anträgen zım Berichtigung der Hupothelens 
bücher bisher beobachtete Verfahren kann nicht durchweg gebilligt werben. 

1) Nach diefem Verfahren werben bie Anträge bei den Hupothefenbehörben 
ia den meiften Fällen von dem Speziallommiffar der Sache angebracht, wie der 
$. 197. der V. v. 20. Juni 1817 dies auch auordnet, ohne eine befondere Brür 
fung der Anträge durch die leitende Behörde vorzufchreiben. Nachdem aber bie 

‚Berichte durch den $. 62. der B. v. 30. Juni 1834 von den ihnen nach ber Hyp. 
D. Tit. 2. 98. 12. u. 13. obliegenden Berpflichtungen entkunden, und biefe den 
mit der Beflätigung der Auseinanderfeßungsrezefie beauftragten Behörden übertra- 
gen worden, kann die K. Reg. Sich auch ber Prüfung der Anträge auf Verichti⸗ 
gung der Hypotbefenbücher nicht überheben. Ä 

GSind nım dieſe Anträge ſchon im Rezeß felbft enthalten oder im Nezeßvoll⸗ 
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siehungstermin angebradhl, und baber bei Gelegenheit ber Rezeßbeſtätigung geprüft 
oder von der K. Reg. vorgefchtieben, und muß ber Rezeß nochmals in bie Hände 
des Speziallommiflar gelangen, fe ift nicht® dagegen zu erinnern, daß biefer die 
Anträge, fo wie die 8. Reg. fie gebilligt ober vorgefchrieben hat, weiter an bie 
Gypothekenbehoͤrde einreicht. Sind aber folche Aniräge bis dahin noch nicht ger 
macht, und werben fie vielmehr erſt nach Vollziehung und Beflätigung des Mezeffes 
augebracht oder GintragungssBermerfe von der Behörde ſelbſt Hüthig befunden, fo 
muß ter Speziallommiffar die Rezepausfertigungen an die K. Reg. zurückreichen, 
damit Sie Selbſt die Anträge bei den Hypothefenbehörben machen kann. 

2) Denn die 8. Reg., nach dem bisher von Ihr befolgten Verfahren, die 
ausgefertigten Rezeßeremplare an die Juterefienten anshändigen läßt, zu ben Ans 
trägen bei den Hypothefenbehörden aber ein befonderes Gremplar benupt, fo hat 
bies zwar den Nupen, daß die Betheiligten früher in den Beflb des Dokuments 
gelangen dieſes bleibt aber unvolliändig, weil der Vermerk der im Hypotheken⸗ 

uche bewirften Löfchungen und Abs und Zufchreibungen darauf fehlt. Das Vers 
fahren enifpricht daher dem Zwecke nicht. IR den Intereffenten am baldigen Bes 
ib des Rezeſſes gelegen, fo Fann ihnen auf ihren Antrag eine Abfchrift davon 
mitgetheilt werden, wobei fie jedoch bei volnminöfen BRezefien auf den Rapitaliens 
betrag aufmerkſam zu machen find. 

Die für die Interefienten beflinmten Rezepansferligungen ſind aber auch zu 
den Anträgen bei den Hypothekenbehörden zu benugen, und iR diejenige Behörde, 
welche zulegt einträgt, au erfuchen, die mit ven @intragungsvermerfen verfehenen 
A ungen gegen Gmpfangsbeicheinigung an bie Interefienten aushändigen 
u laflen. 

I Diefen if, wenn eine befondere Publikations⸗ und Ausführungeverbandblung 
nöthig gewefen, der Rezeß fchon durch Borzeigung publiziert. In den meiften Yals 
len wird aber die Ausführungsverhandlung mit der Mezeßvolljiehung verbunden 
werden koͤnnen, und die Publikation zu Protofoll würde nicht erfolgen koͤnnen, 
ohne deshalb die Koften eines befondern Termine zu veranlafien. Wenn nun in 
biefen Fällen von ber 8. Meg. oder vom Speziallommiffer Mequifitionsfchreiben 
an die Hypothekenbehörden ergeben, fo ift dies gleichzeitig den Intereflenten bes 
kannt zu machen, mit dem Beifügen, baß der Rezeß, fo wie fie ihn vollzogen has 
ben, beflätigt worden, und daß fie biefe Mittheilung als Publikation des Rezeſſes 
zu beirachten haben. 

Gine befondere Bublifationss und Ausführungsverbanblung wird hiernach nur 
in dem Falle ndthig, wenn bei der Vollziehung des Rezefies noch mancde Reben 
yunlte der Auseinanderfepung und ber Ausführung unerledigt bleiben mußten. 
Dann enthält aber auch die Ausführungsverhandlung oft noch ſehr erhebliche Bes 

mungen, daß es zwedmäßig erfcheint, daß die K. Reg. diefelben prüft, bevor 

den Rezeſſen beigefügt werben. Uebrigens wirb voransgefeht, daß bie Speyials 
Sommiflare, wenn ihnen bie Verhandlung beizufügen überlaflen wird, dazu nur bie 
Form beglaubigter Mbfchriften wählen, indem fie zu Ausfertigungen derfelben nicht 
für befugt erachtet werden können. 

Die KR. Reg. wird veranlaßt, Ihr Verfahren den vorfiehenden Bemerkungen 
gemäß einzurichten. 

(Min. Dt. d. 1. ®. 1843. ©. 243. Nr. 322.) 


Zum 6. 175. 


4) Dekl. ver V. v. 20. Juni 1817 und des Gef. v. 29. Nov. 1819, 
betr. die Appellation gegen Entfcheldungen in gutsherrlich⸗ und bäuerlichen 
Angelegenheiten. Dom 26. Aug. 1825. 


Das Staatsmin. hat Mir in feinen Berichten v. 10. Aug. v. 3. und 19. d. 
M. vorgetragen: 
dag bei dem Verfahren. über guieherrliche und bäuerliche Regulirungen, 
welches dahin geordnet if, daß bie gleichartigen Intereſſen mehrerer Be⸗ 
theiligten in einem und demfelben Prozeſſe erörtert und entichleden werben, 
in dem Betracht, dag diefe Theiluahme an dem gemeinfchaftlichen Prozefie 
noch Feine Bemeinfchaft des Rechts wirfe, Zweifel darüber entſtanden find, 
ob bei der Frage über die Zulaͤßigkeit der gegen die Cutſcheidungen erfler 
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ober zweiter Inftanz eingelegten Appellationen und refp. Reviflonen, ber 
Segenftand nad dem Gefammtbetrage aller fireitigen Leitungen der meh⸗ 
reren Theilnehmer, oder nach dem Betrage der Leitungen jedes rinzelnen 
Theilnehmers berechnet werben müfle? 

Zur Erledigung biefer Zweifel beflimme Ich Hiermit, daß dieſe Berechnung 
nach dem Gefammtbetrage aller Leitungen der mehreren Theilnehmer, welche den 
——ã— der Appellations⸗ oder Reviſtons⸗Beſchwerden ausmachen, zugelegt 
werden ſo 

Sch beauftrage das Gtaatsmin., diefe Meine Del. der V. v. 20. Juni 1817 
und des Gef. v. 29. Nov. 1819 durch die &. ©. befannt zu machen. 


Berlin, d. 26. Aug. 1825. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
das Staatsminifterium. 
(8. S. 1825, ©. 223, Nr. 974.) 


2) KR. D. v. 9. April 1836, betr. die Ausdehnung der Order v. 26. 
Aug. 1825 auf alle bäuerliche Auseinanderfegungen. 


Aus dem Ber. des Staatemin. v. 28. v. M. habe Ich erfehen, daß Zweifel 
darüber entftanden find: ob Meine Order v. 26. Aug. 1825 wegen Beflimmung 
der appellablen und revifiblen Summe fich anschließend nur auf guteberrlichs 
bäuerliche Regultrungen, oder auch auf Bemeinbeitstheilungen und Ablöfungen 
beziehe. Sur Hebung diefer Zweifel beflimme Ich hiermit, daß Meine vorgedachte 
Drder auf alle den Gen. Kommiffionen und an deren Stelle in der Provinz 
Breußen den Regierungen übertragenen Auseinanderfekungen, ohne Unterfchieb 
des Gegenſtandes derſelben, Anwendung Anden fol. Ich beauftrage das Staats⸗ 
min., diefe Meine Dekl. durch die G. ©. befannt zu machen. 

Berlin, d. 9. April 1836. 

Friedrich Wilhelm. 


An 
das Gtaatsminifterium. 
(®. ©. 1836, S. 172, Nr. 1709.) 


3) V. v. 21. Iult 1843, über die Grundfäge, wonach der Werth des 
Streitgegenflandes in Givilprozeffen zu berechnen iſt. 


Bir Friedrich Wilhelm, ꝛc. ꝛc. haben die Vorſchriften der Bros. D. und ber 
Einl. zur allgem. Bebührentare v. 23. Aug. 1815 über die Srmittelung und Feſt⸗ 
Rellung des Werths fireitiger Gegenflände, fofern diefer Werth auf den Prozeß, 
insbefondere auf die Beſtimmung des kompetenten Richters, die Prozeßart, die * 
laſſung von« Rechtsmitteln und die Anſezung der Koſten von Einfluß if, einer 
Prüfung unterwerfen laffen und verordnen auf den Antrag Unferes Staatemin. 
und nad erfordertem Gutachten einer aus Mitgliedern Unſeres Staatsrathe er- 
nannten Kommiſſion für alle Provinzen Unferer Monarchie, in welchen die U. 
G. O. Geſezeskraft bat, fo wie auch fir den Oſtrheiniſchen Theil des Regierunges 
bezirts Koblenz, was folgt: 

$. 1. Der Werth des Gegenſtandes eines Nechteftreites wird durch ben 
Kapitalswerth deſſelben und die rückſtaͤndigen Nutzungen, Zinfen und Früchte be: 
flimmt, fo weit der urfprüngliche, oder im Laufe der erften Inſtanz veränderte 
Klageantrag darauf gerichtet ift, oder die Nubungen, Zinfen und —** von 
Amtswegen zuerkannt werden müſſen. 

Der Zeitpunkt, bis zu welchem bie rüdflänbigen Nutzungen, Zinſen und Früͤchte 
1" berechnen find, wird durch den Tag der Einreichung ber Klage, und wenn eine 

ervollländigung berfelben verfügt worden, burd den Tag der Ginreihung der 
vervollfländigten Klage beflimmt. 
Dagegen bleiben von ber Berechnung ausgefchlofien: 
a) die Rußungen, Zinfen und Fruͤchte, welche erſt während des Prozeffes aufs 
gelaufen oder entftanden find, 

b) bie während bes Prozeſſes eniflandenen Schäden und Koften, fo wie alle 
im Werthe des ftreitigen Gegenſtandes eingeltetene Veränderungen. 

$. 2. Bei Cinlegung eines Mechtömittels wirb außerbem von ber Berechnung 
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ausgefhloffen, was in dieſem Zeitpunfte unter den Prozeß führenden Partheien nicht 
mehr fireitig iſt. Bu 

8. 3. Die Berehnung wird in Preugifchen Silbergelde angelegt. Prenfis 
ſches Gold wird zu dem Werthe, wozu es in Unferen Kaflen angenommen wird, 
fremdes Gold — dem Tageskurſe berechnet. Bei Vergleichung anderer fremder 
Geldſorten mit Preuß. Gelde wird die von dem Staatsmin. unterm 27. Non. 
1821 (8. S. 1821, S. 190) befannt gemachte Tabelle zum Grunde gelegt. Wer 
F von dieſer Tabelle abweichendes Verhaͤltniß behauptet, muß darüber ben Beweis 
führen. 

6. 4. Bei wiederkehrenden immerwaͤhrenden Nutzungen wird der fünf und 
zwanzigfache, bei Nußungen, deren künftiger Wegfall gewiß, deren Dauer aber 
unbeftimmt ift, ber —* und einhalbfache Betrag einer Jahresleiſtung als deren 
Kapitalswerih angenommen. 

Auf eine beſtimmte Zeit eingeſchränkte periodiſche Nutzungen werben für bie 
ganze Zeit ihrer Dauer zuſammengerechnet, jedoch nur ſo weit, daß der Kapitals⸗ 
werih der immerwaͤhrenden Nutzungen niemals überfchritten werben darf. 

Rückſtaͤnde periodiſcher Nutßzungen werben jederzeit zuſammengerechnet. Sie 
treten dem Kapitalswerthe hinzu, wenn die Nutzungen —8— mit den Rüuckſtaͤnden 
Gegenftand des Prozeſſes find. 

$.5. Die Crmittelung, zu weldhem Werthe der Streitgegenftand anzunehmen 
if, fol während der Inſtruktion in erſter Inflanz erfolgen, fowohl um den Roften- 
anſatz darnach zu beflimmen, als auch um bie Grundlage für die Beurtheilung ber 
Zuläffigkeit der Nechtsmittel, oder anderer im Prozeſſe von der Höhe des Streit: 
gegenftandes abhängigen Wirkungen zu gewinnen. 

$. 6. Der Richter Hat daher, wenn ber Werth des Streitgegenflanbes nicht 
Har vorliegt, die Partheien darüber zu hören. Diefelben find verpflichtet, eine Er⸗ 
Härung abzugeben. Gegen benfjenigen, die fi nicht erklaͤrt, gilt die Angabe des 
andern Theile. Sind die Angaben in dem Maaße, als es darauf im Prozeſſe zur 
Beftimmung ber von ber Höhe bes Streitgegenftanbes abhängigen Wirkungen ans 
fommt, verfchieden, und kommt eine Ginigung nicht zu Stande, fo gilt die höhere 
Angabe bis dahin, Daß vom Begentheil der Minderwerih bersiefen wird. 

$. 7. Bird ein folder Beweis des Minderwerths angetreten, fo if die Ver⸗ 
anſchlagung nad den allgemeinen Vorſchriften über Aufnahme gerichtliher Taren 
zu veranlaflen, jedoch mit folgenden Modifikationen: 

1) Leiftungen, deren Werth fih nur nad jährlichen Durchfchnitten beftimmen 
läßt, find nad den Brundfühen der für die betreffenden Lanbestheile gels 
tenden Ablöfungsorbnungen zu veranfchlagen, und foll bieferhalb, wenn 
eine Parthei es verlangt, ein Gutachten der Auseinanderfeßungs: Behörbe 
eingeholt werben. 

2) Der Werth von Bergwerksantheilen ift nad dem Gutachten des Obers 
Dergamts ber Provinz anzunehmen. 

3) Auf den außerorbentlihen Werth ift bei der Abſchaͤtzung nur dann Ruͤckſicht 
zu nehmen, wenn berjelbe Gegenſtand des Streites ifl. 

8.8. Hinfitlih der Brunbgereüitigleiten behält es, was ben Koftenaufak 
betrifft, bei den Borfhriften des F. 7. der Cinl. zur allgem. Gebührentare v. 
23. Aug. 1815 fein Bewenden. In Betreff des Mechismittels der Appellation 
werben biefelben ge den — die nicht in Gelde abzuſchaͤtzen ſind, ge⸗ 
rechnet, und in Betreff des Rechtsmittels der Mevifion bewendet es bei dem $. 3. 
der B. v. 14. Dee.. 1833 (G. ©. 1833, ©. 302). 

Andere, als die in der V. v. 14. Dec. 1833 bezeichneten Grundgerechtigkeiten 

find als ein das Rechtsmittel der Revifion zulaffender Streitgegenftand zu betrach⸗ 
ten, wenn bies nad ihrem Werthe für einem der ſtreitenden ‘Theile der Fall fein 
würde. Hiernad iſt auf den Werth für denjenigen ber flreitenden Theile, der den 
Werth Höher angiebt, Rüdfigt zu nehmen. Cine Ermäßigung feiner a 
($. 7.) Tann auf eingeholtes Gutachten von Sachverfländigen durch eine Feſt⸗ 
feßun —* Nichters erfolgen. Im zweifelhaften Falle iſt jedoch das Rechtsmittel 
u geitatten. 
3 Damit bei Grundgerechtigkeiten für den Kal einer theilweifen Aberfennung 
oder Zuerfennung die Zulaf beit bes Rechtsmitlels nicht zweifelhaft werbe, tft bie 
Bernehmung der Parteien über deren Werth, fo weit es geſchehen kann, auf bie 
einzelnen in Anſpruch genommenen Mechte zu richten. 
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$. 9. Gine wieberholte Abfchäbung ($. 7.) ober bie Binholung eines neuem 
"Gutachtens ($. 8.) fann nur auf Antrag und nur von dem in höherer Inftanz 
erkennenden Richter veranlaft werden, deſſen Ermeſſen alsdannn überlaſſen bleibt, 
welches Gewicht auf die etwa veranlaßten neuen Ermittelungen zu legen iſt. 

'$. 10. In allen Fällen, in welchen mehrere Perſonen als Kläger ober Bers 
Hlagte in einem Prozeſſe zugelafien worben find, iR die Zuläffigtct der Rechtsmittel 
na dem Gefammtdetrage der Forderungen ober Leiftungen der mehreren Gtreits 
genoſſen zu beuriheilen. 

Dabei kommt da, wo bie A. G. O. Geſetzeskraft hat, auch der $. 14. a. 
Tit. 14. Th. I. zur Anwendung. 

F. 11. Alle Vorfchriften der bisherigen Wiege, insbefondere $. 3. Ar. 1. 
und 2. Tit. 14., 8. 2. Tit. 26. Th. J. der A. G. D. $. 130, des Anh. zu ders 
felben und die $$. 6. und 8. der Ginl. zur Gebührentare v. 23. Aug. 1815 
werben, fo weit fie ber gegenwärtigen V. entgegenfichen, hierdurch aufgehoben. 

Urkundlich ac. 

Gegeben Sansfouci, den 21. Juli 1843. Bu 

Friedrich Wilhelm. 


(L. 8.) 
v. Müffling, Mühler. v. Savigny. 
Beglaubigt: Bornemann. 
(G. S. 1843, S. 297.) 


Zum $. 176. 


V. v. 21. Juli 1843, betr. die Einlegung ver Nechtömittel. 


Bir Friedrich Wilhelm ꝛc. 10. Haben Uns die Bedenken vortragen laflen, 
welche von ber Borfhrift des F. 10. ber B. v. 5. Mai 1838 wegen führung 
eines gleihmäßigen Verfahrens bei Infinuation der Erkenntniffe und bei Ginlegung 
der Rechtsmittel in Beziehung auf die Bollfiredung ergangener Urtheile und bie 
Attefirung ihrer Rechtskraft entſtanden find. 

Zur Befeitigung dieſer Bedenken verordnen Wir auf ben ee Uuferes 
Staatsmin. und nah erfordertem Gutachten einer aus Mitgliedern des Siaatsraths 
ernannten Kommifflon für alle Landestheile Mnferer Monarchie, in weldgen die A. 
G. D. Geſetzeskraft Hat, was folgt: 

5. 1. Die Fri zur Ginkegung jebes zuläffigen Nechtömittels if nur dann 
gewahrt, wenn bafjelbe innerhalb ber gefehlich dazu beftimmten Belt bei bemjenigen 
Gerichte angebracht wird, welches das Erkenntniß erſter Inftanz abgefaßt bat. 

In Auseinanderfeßungsfachen if das Rechtsmittel ftets bei den die Auseinan⸗ 
berfegung leitenden GeneralsKommiffionen ober den ihre Stelle vertretenden Regie: 
rungo⸗Abtheilungen anzumelden. 

Nur diejenige Behörde, bei welcher hiernach das Rechtsmittel angebracht wer: 
ben muß, ift die Nechtöfraft eines Crkenntniſſes zu atteſtiren befugt. 

$. 2. Der Appeflationsrichter bat das von ihm abgefaßte Erkenntniß. Behufs 
der Infinuation an die Bartheien, an diefenige Behörde, bei welcher das Rechte: 
mittel anzubringen if ($. 1.), zu überfenden. 

Nur die Mittheilung der Abfchriften des Erkenniniſſes an die Manbatarien 
fann durch den Appelationsrichter unmittelbar erfolgen. 

$. 3. Alle der gegenwärtigen B. eutgegenfchende gefegliche Beſtimmungen, 
namentlid ber $. 10. der ®. v. 5. Mai 1838, die Ordre v. 19. März 1839 umb 
die Drkre v. 8. Auguft 1832 Nr. 2. werben aufgehoben. 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben Sansfouci, den 21. Juli 1843. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. Müffling. Mühle. v. Savigny. 
Beglaubigi: Bornemann. 
(G. ©. 1843 ©. 294.) 


Zum $& 186. 
MR. des K. Min. für landwirihſchaftl. Ang. (Bode) v. 18 Mai 1850 
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an bie K. Ben. Rom. zu N., beir. die Vorladung des Appellaten zur Bes 
antwortung der Appellations-Mechtfertigung. 


Der K. Gen. Kom. wird auf ben Ber. v. 15. v. M., die zwifhen Ihr und 
dem Ren. Kolleg. für 2. K. ©. in der Prozeß: Sache der Geſchwiſier B. wider 
ben Wirth M. obwaltende Meinungsverfiebenheit betr. (Anl. a.), Bolgendes «x; 


öffnet. 
Abgefehen davon, daß das Min. fi im Allgemeinen nicht für ermächtigt ers 
achten würde, dem Revif. Kolleg. für L. K. S. über bie Auslegung einer Prozeß: 
vorſchriſt eine Anweifung zu ertheilen, fo kann fih baffelbe im vorliegenden Kalle 
um fo weniger bazu veranlaßt finden, ale es die Anſicht des Mevif. Kolleg., 
daß ber mit feinem Rechtobeiſtande verfehene Appellat zur Beantwortung ber 
Appellationsrechtfertigung, auch wenn diefelbe feine Nova enthält, vor einen 
Kommiffarius vorgelaven muß, 

feinerfeite für eine richtige hält. 

Die K. Gen. Kom. befcheidet Sid Selbft, daß der 8. 48. Tit. 14. Thl. I. 
der A. G. O. auf Prozeſſe in Auseinanderfeßungsfachen Feine unbebingte Anwen⸗ 
dung findet, weil bie Borausfegung befelben, daß der abwefenden Parthei bei Bus 
blifation des erſten Erlenntniſſes ein Bevollmaͤchtigter beftellt worben ifl, für biefe 
Prozeſſe nicht zutrifft. Es kommt daher darauf an, die in bem Geſetze vorhandene 
Lüde nad den allgemeinen Grundſaͤtzen der Prozeß⸗O. auszufüllen. Nach ber A. 
&. O. gilt es aber ebenfo, wie nach der B. 4. 20. Juni 1817 als durchgreifende 
Regel, daß zur Angabe der Erklärungen ber Partheien Termine anberaumt werben 
müſſen; demnach kann nur die Analogie bes $. 47. 1. c. Platz greifen, befien ins 
nerer Grund nicht fowohl darin, Daß der am Sitze des Gerichts befindliche Appels 
lat bequemer im Termine ericheinen Tann, als vielmehr darin zu fuchen ift, daß ein 
folger Appellat nicht nothwendig einen Rechtsbeiſtand zu haben braudt. ine 
analoge Anwenbung bes $. 48. 1. c., welche die K. Gen. Kom. empfiehlt, würbe 
überdieg um beswillen nicht durchführbar fein, weil es an einem paflenden Praͤju⸗ 
biz fehlen würde, welches dem Appellaten für den Ball der Friftverfäumung geftellt 
werden könnte, indem die bem Aſſiſtenten zu gewährende Friſt nad $. 43. 1: c. 
nicht präflufivifch und bie bemfelben angubrohenbe Orbnungeftrafe gegen bie Barthei 
nit anwenbbar if. 

In ähnlicher Weile Haben fih zudem bie Min. des I. u. der I. in dem R. 
v. 10. Juni 1834 (Koch's Agrar: Gel. zu $. 186. der V. v. 20. Juni 1817) 
in Betreff der Appellationsrechtfertigung ausgefprochen, bevor barüber duch das 
®. ». 5. Mai 1838 entfchieben worden iR. 


nl. a. 
Musane aus dem Schreiben an die K. Ben. Kom. A N. d. d. 1. März 1850. 
6 die, von bee K. Sen. Kom. vertheibigte Anficht betrifft, daß es genüge, 
bie mit einem rechtsverſtändigen Affittenten (Rechtsanwalte) nicht verfehenen Par⸗ 
theien zur ſchriftlichen Erklärung über die Anträge ihrer Gegner und namentlidh 
bes Appellations⸗ Gegen» Berichts, falls Feine Inftruftion eingeleitet gewwefen, sub 
poena praeclusi aufguforbern, fo koͤmen wir biefelbe nicht theilen. Im Allgemeis 
nen iſt ein folder Schriftwechfel ver A. G. D. fremd, fie kennt nur die Ginrei: 
dung der Schriftfäge durch gefeglich qualifizirte Rechtsanwälte ober ein Verhan⸗ 
deln zum Protofoll coram judice oder commissario; die B. v. 20. Juni 1817 hält 
dieſen Grumdſat ebenfalls feR und ſelbſt in der B. v. 5. Mai 1838 findet fich 
derfelbe in fofern wieder, ale hier im 8. 11. ausbrüdlich vorgefchrieben wird, daß 
der Appellant ohne allen Unterfchieb zu einem Termine vorgeladen werben foll, in 
welchem er feine Befchwerben zu Protokoll zu geben, oder ben Appellationsberidht 
ſchriſtlich zu überreichen Hat. 

Für den Appellaten iR eine ähnliche Vorſchrift allerdings nicht gegeben, ans 
beverfeite aber auch nicht angeerbnet, daß rückfichtlich feiner eine bloße Aufforderung 
sur Cinreichung einer fchriftlichen Gegen⸗Erklaͤrung genügen folle. 

Unter biefen Nınfländen umb ba die Zuordnung der Offizial-Manbatarien Bes 
Hufe PBublifation der Urtel jetzt wegfällt, erfcheint es eben analogiih ganz richti 
ben Appellaten ebenſo, mindeitens nicht ungünfliger zu behandeln, als ben Appe 
Ianten, zumal für Galle, wenn das erſte Urtel eine Abänderung erleiden muß. Bir 
halten das von uns adoptirte Berfahren aus biefen Gründen ſchon genügend ges 
schifestigt, und wenn dechalb and) Zweifel schoben werben koͤnnten, 34 jeden⸗ 
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falls angemeffen und zweckmäßig, indem die Partheien® namentli) aus dem 
geringeren Bürger: und Bauernftande, auf biefe Weiſe ben Winkel » Konfulenten 
und Schriftſtellern weniger in die Hände fallen fönnen, im Uebrigen aber ihre Ge: 
rechtſame vollftändiger zu wahren im Stande find. 

Der K. Sen. Kom. ftellen wir hiernach anheim, das oben motivirte formale 
Berfahren auch für Ihren Gefchäftsbezirf generell anjorbnen , und bemerken wir 
in dieſer Beziehung nur noch, daß auch die übrigen Auseinanderfegungsbehörben, 
zum Theil nach vorheriger Kortefpondenz mit uns, jeßt in ähnlicher Art procediren. 

Berlin, den 1. März 1850. 

Das Reviflond- Kolleg. fr 8. ©. 


ette. 
(Zeiſchr. des Reviſ. Kolleg. Bb. 3. S. 31 — 34.) 


v 


Zum 6. 190. 


DB. v. 29. Nov. 1819 wegen Zulaffung und Einrichtung einer dritten 
Inftanz in den gutöherrlichen und bäuerlichen Prozeffen. 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. 

Durch mehrere bei uns eingegangene Befchwerden veranlaßt, haben Wir in 
‚nähere Erwägung gezogen, wie in den zwifchen Gutsherren und Bauern bei Aus; 
führung Unferes Ed. v. 14. Sept. 1811 und deſſen Dekl. v. 29. Mai 1816 ent; 
ſtehenden Rechtsftreitigkeiten die Gründlichkeit und Bleihförmigfeit ber endlichen 
Entfeheidung mit der nöthig befundenen Beichleunigung möglihft zu vereinigen fei, 
“und nad dem darüber von Unferm Staats⸗Min. erflatteten Bericht und nad ein- 
geholten Gutachten Unſers Staats » Rathe, verordnen Wir, mit Mbänderung bes 

rt. 110. der ebengedachten Defl. und der $$. 190. und 195. der B. wegen Or: 
en der Gen. Kommiffionen und der Revifione:Kollegien v. 20. Juni 2817, 
wie folgt: 

$. 1. Es fol fünftig gegen die Erkenntniſſe der Reviſtons⸗Kollegien in allen 
Fällen, welche ber $. 178. der V. v. 20. Juni 1817 namhaft macht, bie. Berufung 
auf eine dritte Inftanz ftattfinden, wenn der Gegenfland der Beſchwerde 200 Tha⸗ 
ler oder mehr beträgt. 

$. 2. Diefe dritte Inſtanz wird für alle Bälle ohne Unterſchied, in denen fle 
nah $.1. zuläffig if, aus fämmtlichen Provinzen, auf welche bas Ed. v. 14. Sept. 
1811 und die Defl. v. 29. Mai 1816 Anwendung finden, Unferm Geh. Ober⸗Trib. 
hiermit übertragen. 

S. 3. Die ($. 1.) nachgelaffene Berufung auf eine dritte Inflanz findet gegen 

- @rfenntniffe der Revifions:Kollegien Teine Anwendung, welche bei Bekanntmachung 
diefer Verordnung bereite verfündet find, und mit diefer Berfimbigung die Mechte: 
fraft erhalten haben. - . 

$. 4. Nullitäts⸗Klagen, fofern fie auf die Entſcheidung gegen ein Hares Ges 
fg (A. ©. O. Th. I. Tit. 16. $. 2. Nr. 2.) gegründet werben, follen 

a) in ben noch fhwebenden Sachen, fobald diefe rechtskraͤftig entſchieden find, 
desgleichen in denen, weldhe Fünftig erſt anhängig werben, nicht weiter zu: 

elaflen werben; 

b) in ben bereits rechtsfräftig entichiebenen, wird demjenigen, welcher biefes 
außerorbentliche Mechtemittel noch einlegen will, eine viermonatliche Friſt, 
vom Tage der Befanntmachung dieſer B. ab, gerechnet, zur Anmeldung befs 
felben bei der Gen. Kom., vor welcher die Sache früher anhängig gewefen 
ift, bei Verluſt des Rechtsmittels verftattet; | 

c) Sowohl In diefem Falle (b.), als in denjenigen, wo die Nullitäts » Klagen 
bereits anhängig find, es ſey gen enntniffe "der Gen. Kommiffionen 
ober ber RevifionssKollegien. follen die Aften, fobald fle von der Gen. Kom. 
foruchreif inftruirt worden, glei unmittelbar bei dem Beh. Ober-Trib. zur 
Entfheidurig vorgelegt werben. 

$. 5. Wegen ber Belehrung ber Bartheien, hinfichtlich bes ihnen gegen bie 
Entſcheidung der Reviſions⸗Kollegien noch zuftehenden NRechtenrittele der dritten In- 
" Ranz, der Briften zu deſſen Ginlegung, deſſen Inſtruktion, bie bei ben General: 
Kommiffionen gefhicht, Abfaſſung und Publikation des endlichen Brfenntniffes, finden 


— — 
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bie in der A. G. O. Th. I. Tit. 15. $. A. ff. und in dem Anh, 8. 131. fi. ents 
haltene Borfchriften Anwendung. 
Urkundlich ıc. 
Gegeben Berlin, den 29. Nov. 1819. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


C. Fürſt v. Hardenberg. v. Altenftein. 
Beglaubigt: 
tiefe. 
(&. S. 1819 ©. 251 Nr. 573.) | 


2) 8. O. v. 15. März 1834 wegen Anwendbarkeit der V. v. 14. 
Dec. 1833 auf die gutöherrlich-bäuerlichen Regulirungen, Gemeinheitöthei« 
Iungen und Ablöfungen. 


Auf Ihren gemeinigafttien Beriht v. 20. v. M. beflimme Ich über die Ans 
wenbbarfeit ber B. v. 14. Dec. 1833 auf bie gutéherrlich⸗baͤnerlichen Regulirungen, 
Gemeinheitstheilungen und Abloͤſungen, wie folgt: 
$. 1. Die wegen des Redhtsmittels der Reviſton und der Nichtigkeitsbefchwerbe 
in der V. v. 14. Dec. 1833 ertheilten Vorfchriften finden auf die bei den Gen. 
Kommiſſionen anhängigen Nuseinanderfegungs Angelegenheiten nur in foweit An: 
wendung, als bie @utfcheidungen in Streitigkeiten über Theilnehmungsredhte und 
deren Umfang, ober überhaupt wegen foldher Rechtsverhaͤltniſſe erfolgen, welche ohne 
Rückſicht auf die Geſetze wegen Regulirung ber gutöherrlich-Bäuerlien Berhältnifle, 
auf die Gemeinheitstheilungs: und Abloͤſungs-Ordnungen und auf bie hiernad zu 
bewirfenden Anseinanderfegungen, Gegenſtand eines Nrozeffes hätten werden Fön: ” 
nen und alsbann zum orbentlichen Rechtswege gehört hätten. Dahin werben ins: 
befondere in Beziehung auf die Regulierung der gutsherrlich:bäuerlihen Verhältnifle 
die im F. 178. der V. v. 20, Juni 1817 unter Nr. 1. 2. 3. 5. bie 9. einſchließ⸗ 
fich bezeichneten Gegenſtaͤnde gerechnet, fowie die Entfcheidungen über bie Pertinens 
ien der Höfe, über die Graͤnzen berjelben und über den Umfang der zuvor be: 
andenen gegenfeitigen Leiftungen der Qutsherren und bäuerlichen Wirthe. 

8.2. Der im $. 5. der V. 9. 14. Dee. v. I. Nr. 10. Litt. d. bezeichnete 
Nichtigkeitsgrund, ve; über den Antrag eines oder des andern Theiles hinaus er: 
kannt worden, finbet nicht flatt, wenn es fi von Entſcheidungen in demjenigen Ber: 
fahren handelt, welches in $. 162, und folg. der B. v. 20. Juni 1817 vorgefchrie: 
ben if. Bei der Anwendung der im 6. 5. der V. v. 14. Dec. v. J. unter Nr. 4. 
5. 6. und 7. wegen ber Beſetzung des Gerichts und der Bartheilofigfeit ber Rich⸗ 
ter ertheilten VBorfchriften werden bie den Ben. Rommiffionen und Reviſions⸗-Kol⸗ 
legien beigegebenen Mitglieder aus der Klafle der Verwaltungs: Beamten und bie 
öfonomifhen Techniker, welche an der Entfheidung Theil genommen Haben, den 
richterlichen Beamten gleichgeftellt. 

$. 3. Wegen ber zu einer höheren gerichtlichen Entfeheidung nicht geeigneten 
Feſtſetzungen der Gen. Kommifflonen oder Reviflons : Kollegien bleibt es eben fo, 
wie im $. 5. Nr. 8. der V. v. 14. Dee. v. I. wegen der zum gerichtlichen Ber: 
fahren gar nicht geeigneten Gegenftände vorgefhrieben worden, bei Meinen Be: 
Rimmungen v. 30. Juni 1828. 

- 8.4. Die allgemeinen Vorſchriften 88. 21. und folg. der V. v. 14. Der. 
v. 3. kommen auf die bei den Gen. Kommiffionen anhängigen, nad $. 1. diefer 
Order für den Rechtsweg geeigneten Sachen mit der Maaßgabe zur Anwendung, 
daß es für die bis zum 1. März d. I. rechtskräftig gewordenen Erfenntniffe bei 
‚dem $. 4. der V. v. 29. Nov. 1819 fein Bewenden behält. Bom 1. März Tau: 
fenden Jahres an findet deſſen Anwendung nicht weiter ftatt. 

. 38 beaufirage Sie, diefen Meinen Befehl durch die &. S. zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 
Berlin, d, 15. Mär, 1834. 
Friedrich Wilhelm. 


An die Staatsminifler v. Schuckmann, v. Kamph und Mühler. 
(G. ©. 1834 ©. 61 Nr. 1517.) 


Dazu (zum $. 1. det &. O. v. 15. März 1834): 
a) N. des 8. Min. des I. für Gewerbe» Ung. (v. Brenn) v. 10. 
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März 1837 an die KR. Ben. Kom. zu Soldin, betr. die Unzuläffiglelt der 
dritten Inftanz bei Streitigkeiten über die Höhe der Rente. 

Der K. Gen. Kom. werben die in Sachen des Dominii R. wider die Ge: 
meinde M. eingereichten Aften 2c. mit dem Bröfinen remittirt, daß das Rechtomittel 
der Mevifion als zuläffig nicht erachtet werden fann. 

Denn es handelt fih Hier nicht fowohl um Theilnehmungsrechte, als vielmehr 
um Beſtimmung ber Höhe der Laudemialrente, mithin um die Ausgleihung der 
Gerechtſame beider Theile, und liegt folhergeftalt ein Fall vor, welcher nicht dem 
6. 178. der V. v. 20. Juni 1817, fondern dem $. 180. derfelben zu fubfumiren 
if, auf den bie frühere V. v. 29. Nov. 1819 wegen Cinrichtung einer dritten 
Inſtanz in den gutsherrlich bäuerlichen Prozeſſen, eben fo wenig, als die K. D. 
y. 15. März 1834, Anwendung findet. Für derartige Streitigkeiten ift das Rechts⸗ 
mittel der Revifien und event. ber Nichtigfeitsbefchwerbe nicht geſtattet, vielmehr 
bewenbet es rückſichts derfelben bei dem Appellationss@rfenntniffe allemal. 

Die Gen. Kom. hat Si in Fünftigen ähnlichen Faͤllen darnach zu achten. 

(Ann. XXI. 68. — 1. 70.) 2 

b) R. res K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 14. Nov. 
1850 an die KR. Ben. Kom. zu N., betr. die Zuläfftgkeit der dritten Inſtanz 
bei Streitigkeiten über wirkliche Theilnehmungsrechte, ohne Rückſicht auf 
den Inhalt des Tenors des angegriffenen Erkenntnifſes. 


Der K. Gen. Rom. wirb in ber Anlage der dem Gutsbeſitzer N, zu MN. auf 
feine Beſchwerde in ber Holz: und Weideabloͤſungs⸗Sache von N. heute ertheilte 
Beſcheid zur Keuntnignahme zugefertigt. 

Aus biefem Befcheide wird die KR. Gen. Kom. erfehen, daß die Beſchwerde 
des ac. N. zwar hat zurückgewieſen werben müflen, jedoch aus einem anderen Grunde, 
als dem in dem Berichte derfelben vertheibigten. Aus ber @ingabe des ıc. N. v. 
4. Mai d. I. geht der Befchwerdepunft deſſelben allerdings nicht hervor, und da 
das Grfenntniß, gegen welches das Nechtömittel angewendet worden, ein Blaners 
fenntnig war, fo konnte der verſchwiegene Befchwerbepunft ebenfo wohl eine Beil: 
feßung, gegen welche bie dritte Inftanz überhaupt nicht zuläffig ift, ale ein Theil: 
nehmungsrecht betreffen, und in biefer Beziehung ift Die Verf, der K. Gen. Kom. 
v. 21. Mai d. I. nicht gegen die gefeglichen Beſtimmungen. Wenn die K. Gen. 
Kom. aber den den Grundſatz aufltellt, dag bei ber ‚Deusfhellung ber Zuläffigfeit 
ber dritten Inftanz es Icdigli auf den Tenor des angegriffenen Erkenntniſſes ans 
fomme, fo fann das Min. diefer Anſicht durchaus nicht belireten. 

Die Abfiht der 8. O. v. 15. März 1834 if, daß bei Streitigkeiten über 
ſolche Theilnehmungsrechte, welche aud ohne Auseinanderfeßunge s Berfahren Ges 
genftand eines Prozeſſes werden konnten, die britte Inftanz flatthaft fein fol. Num 
haben die Auseinanderfegungsbehörben zwar das Recht, über Streitigkeiten diefer 
Art und über die Mittel der Ausgleihung in einem und bemfelben Grfenntniffe 

u entfcheiden, und es fann ihnen nicht gpmehrt werben, in dem Tenor fhrer Ent; 
NSeidung nur das Refultat der ganzen Beurtheilung auszubrüden, ohme, wie es 
doch auch öfter gefchieht, die Entfcheibung über die fireitigen Theilnehmungereihte 
in befonderen Punkten voranzufellen. Durch diefe Befuanib der Behoͤrden barf 
aber den Partheien das Recht, bei Streitiafeiten über wirkliche Theilnehmungsrechte 
den Nichte dritter anfang anzurufen, nicht abgefehnitten werden. Sollten daher 
fünftig bei der K. Gen. Kom. Bälle vorkommen, wo bie Parthei ihre Beſchwerbe 
wegen eines fogenannten Planerfenntniffes nicht gegen die Werthihäbung ber 
Rechte und die Art der Ausgleihung richtet, fondern andere und größere Rechte 
ober geringere Berpflihtungen, ale zur Abſchaͤzung gekommen find, zu Haben be; 
bauptet, fo mag die 8. Sen. Kom. aus der Faſſung des Tenors des Erkenntniſſes 
feinen Grund zur Zurüdweifung ber Nichtigkeitss oder Meviflonsbefchwerbe her⸗ 
nehmen und bie Entſcheidung über die Statthaftigkelt bes Rechtsmittels dem Ob. 
Trib. überlaffen. . 

(Min. BL. d. i. ®. 1850. &. 3W. Nr. 487.) 


HR, des K. Juſt. Min. (v. Kamptz) v. 16. Ian. 1832 an das K. 
Ob. Trib., betr. die Unzuläffigkeit ter dritten Inſtanz bei Streitigkeiten über 


Planlage und ‚Donitieung. 
Auf den Ber. d. 19. Nov. 9, I., betr, die Kompetenz der KuMeviſtons⸗Kol⸗ 
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Iegien und des KR. Ob. Trib. in den Streitigkeiten bei @emeinheitstheilungen ꝛc. 
iſt das Juſt. Min. mit dem K. Min. des I. für H. u. ©. in Kommunifation ges 
treten’; lepteres hat fih mit der Anficht des Kollegii, wonach bei Streitigkeiten 
über Blanlage und Bonitirung, auch dann, wenn hierüber Anertenntniffe ober Ders 
leiche unter den Intereffenten erfolgt find, niemals das Mechismittel der Meviflon, 
ondeen nur ber Rekurs an das genannte Min., und nad) Unterſchied vie Appella: 
tion Statt findet, einverſtanden erklärt. 

Das Juſt. Min. ſtimmt dieſer Anſicht gleichfalls bei. 

(Ann. XVI. 86. — 1. 34, v. 8. Jahrb. Bd. 39, ©. 144.) 


4) R. des K. Min. des I. für Gem. v. 13. April 1834, betr. das in 
Nichtigkeitsbeſchwerdeſachen zu liquidirende Pauſch⸗Quantum. 


Nah der V. v. 14. Dec. v. J. ſoll in den zur Entſcheidung des K. Ob.⸗ 
Trib. gelangenden Nichtigkeitsbeſchwerdeſachen für das ganze Verfahren ein Ge⸗ 
bůhren⸗Pauſch⸗Quantum von. bis 50 Rthlr. zum Anſatz kommen. 

Es iſt daher nothwendig, daß das Ob. Trib. in dem aus dem Reſſort der 
K. Sen. Kom. herrührenden derartigen Beſchwerdeſachen bei Beftfegung bes von 
ben Bariheien zu erhebenden Gebührenbetrages zugleich die Beflimmung trifft, wie 
viel von dem in Aufag gebrachten Pauſch⸗Quantum ber K. Gen. Kom. verbleibe 
und was bagegen yon ihr als Sribumalegebühren abzuführen fei. 

Um nun dem Ob. Trib. zu dieſer Gebührentheilung einen zwedmäßigen Ans 
halt zu gewähren, wird die 8. Gen. Kom. angewiefen, bemfelben bei Ginfendung 
der Alten zugleich eine Liquidation Ihrer in ber Sache entſtandenen Gebühren, 
welche, infofern nicht Kommiſſionsgebühren entflanden find, in der Regel nur in 
Kopialien en werden, nach den bisherigen Sätzen mit vorzulegen. 

(Koch's Agrargef. 4. Aufl. ©. 416.) 


5) R. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 
27. Juli 1840 an die 8. Gen. Kom. zu Berlin, betr. vie Koften in Nich⸗ 
tigkeitobeſchwerdeſachen. 

Auf den, über die Koſten in Nichligkeitsbeſchwerdeſachen unterm 7. d. M. 
erfatteien Bericht, wird ber K. Gen. Kom. eröffnet, daß das, nach 8. 20. der 
B. v. 14. Dec. 1833 (über tas Rechtsmittel der Revifion und Nichtigfeitsbes 
fchwerbe) feſtzuſetzende Pauſchquantum, gleich den PBaufchbeträgen in Bagatell: 
fachen, nach der Bebührentare v. 9. Oft. 1833 alle wirflichen Gerichtsge⸗ 
bübren vertsitt, außer bemfelben alfo nach Mbichn. III. No. 4. 5. 1. c. noch 
Bortos, Reiſe⸗ und Zehrungskoflen der Beamten, Zeugen und Sachverfländigen 
nach der Bebührentare von 1815, Gebühren ausländifcher Gerichte, Botenlohn 
und alle baaren Ausfagen, für welche fonft die Kaffe auffommen müßte, geforbert 
werden koͤnnen. 
ema „Hiermit bat fich der Juſtizmin. Mühler auch anderweit fchon einverflanden 


(Mannkopff zur G. O. Bd. IL. pag. 106, R. v. 15. Mär; 1834.) 

Mebrigens würde die, im Berichte v. 12. Mai d. 3. erwähnte Konfurrenz 
des Kammergerichts bei Veriheilung des vom Ob. Trib. feſtgeſetzten Baufchquaus 
tums ganz zu vermeiden gewelen Kein, wenn die KR. Gen. Kom, die Anmweifung 
des Cirt. MR. v. 13. April 1834 nicht außer Acht gelafien hätte, nach welchem bie 
Miteinfendung der Koftenrechnungen in allen Nichtigkeitsbefchwerkefachen generell 
bereite angeordnet war. 

Die K. Een. Kom. mag demgemäß, und Ihrer jepigen Anzeige zufolge, weis 
ter verfahren. 

(Din. Bl. d. i. V. 1840, S. 320, Nr. 575.) 


Zum $. 196. 


N. des K. Min. des J., Abth. I. (v. Manteuffel) v. 6. Ian. 1847 
an die 8. Ben. Kom. zu N., betr. die Bezeichnung der Abfindungen bei 
Separationen mit Brensfleinen. 


Der 8. Gen. Kom. wirb eröffnet, daß Ihr Verfahren, wonach regelmäßig 
tie Abfindungen aus noch fireitigen Separationsplänen mit Grenzſteinen verfehen 
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werben, nicht gebilligt werben Tann. - Da bie ohnehin yon dem Willen der Inte⸗ 
reffenten abhängige Bezeichnung ber inneren Örenjen der Abfinbungen mit Grenz⸗ 
Keinen im Allgemeinen eine Operation ift, welche unabänderlicg feſtſtehende Grens 
zen voransfeßt, fo muß die Regel fein, daß die Gesung von Grenzſteinen erft 
nach befinitiver Jeſtſtelluug ber Grenzen erfolgt. 86 können zwar in einzelnen 
Fallen, 3. B. wenn fehr viele Fleine Abfindungen überwiefen und zugleich bie 
Cinwendungen gegen den Separationsplan anfcheinend nicht erbeblich find, Aus: 
nahmen gemacht werben, die Geſtattung einer foldhen Ausnahme feht aber immer 
eine befondere Erwägung und Anordnung ber K. Gen. Kom. voraus und if dem 
Ermefien der Kommiffarten allein niemals zu überlaffen. Hiernach hat die 8. 
2 Kom. fernerhin zu verfahren und Ihre Kommiſſarien mit Anweiſung zu 
verſehen. 
(Min. Bl. d. i. V. 1847, ©. 15, Ne. 21.) 


Zu 66. 196. u. 197. 


1) ©. RM. des K. Min. des J., Iandwirthfchaftl. Abth. (v. Meding) 

v. 31. Mai 1839 an fämmilihe K. Gen. Kom. und an die K. Reg. ver 

Provinz Preußen, betr. die Verpflichtungen der Auselnanderfegungs-Behör- 

Den, bezüglich der Eintragung der Nezepbeftimmungen in vie Hypotheken⸗ 
her. 


Auf Beranlaffung der im $. 3. der V. v. 29. Zuni 1835 enthaltenen Befims 
mung, daß die Ben. Kom. tie Bintragung der bei Auseinanberfegungen flipulirs 
I nanten und Kapitalien von Amtswegen beforgen follen,, find Zweifel barüber 
entflanden, 

ob dieſer Beſtimmung und ben ſonſtigen wegen Berichtigung der Hypothe⸗ 
fenbücher nach erfolgter Museinanberfegung ergangenen Borfchriften, nas 
mentlich den $$. 196. u. 197. der V. v. 20. Sunt 1817, fowie ben 66. 
58. u. 59. der B. v. 30. Juni 1834, dadurch hinreichend genügt werde, wenn 
die Anseinanderſetzungsrezeſſe nach erfolgter Beftätigung den betr. Gypo⸗ 
thefenbehödrben, behufs Bewirtung der erforderlichen @intragungen, milges 
theilt werden, 
ober 

ob den NAuseinauberfegungsbehörben die Verpflichtung obliege, fib von 
u Hypothelenbehorden die wirklich erfolgten Cintragungen nachweiſen zu 
aſſen? 

Das Min. Hat auf die desfallſige Anfrage dahin entfchieten: 

daß die Nuseinanberfeßungsbehörben ſich zwar nicht auf die bloße Vefoöͤrde⸗ 
rung der Rezeſſe an die Hypothefenbehörde ohne weitere Mitibeilung bes 
fchränfen dürfen, vielmehr zugleich die Gegenſtaͤnde und Stipulalionen, bins 
fihtlich deren fie Gintragungen in die Hupothefenbücdher für nothwendig 
oder doch für angemefien erachten, beſtimmt zu bezeichnen, auch ſich bars 
über, daß bie Rezeſſe mit ben Requifitionen wirklich an tie Hypotheken⸗ 
behörben gelangt find, zu vergewiflern haben, unter diefen Boransfekungen 
aber zu einer befonderen Kontrolle darüber: 

ob und wie weit die Öypothefenbehörben den ihnen obliegenden Bers 

pflihtungen genügen, 
um fo weniger verbunden find, ale die Hypothekenbehoͤrden nach $. 62. 
der V. v. 30. Juni 1834 die etwanigen der nachgefuchten Bintragung ents 
gegenftehenden Bedenken und NAnftände den Nuseinanderfegungsbebörben 
mittheilen follen, welche alsdann, wie ſich von ſelbſt verſteht, has Erforder⸗ 
liche, behufs Befeitigung und Erledigung der Bedenken x. und Abwens 
bung ber barans für die Interefienten zu beforgenden Rachiheile, vom Amtss 
wegen zu veranlaflen baden. 

Die 8. Gen. Kom. wird hiervon mit der Anweiſung in Kenuiniß gefebt, 
Sich auch Ihrerſeits nach diefen Brunbfägen zu richten, und darauf zu halten, 
bag folches in benjenigen Fällen, in denen bie Requifltionen wegen ber erforberli« 
chen hypothekariſchen Gintragungen von den Speziaffommiffarien ausgeben, auch 
von lebtern gefchehe. 

n. AXIU. 360, — 2. 78.) 
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2) R. des K. Min. des J., Iandmwirtbfchaftl. Abth. (v. Meding) v. 
18. Der. 1840 an die K. Neg. zu Königsberg, betr. die Befugniß der 
Auseinanderfehungs- Behörden, von den Gerichten Ausfunft über die Ein- 
tragung der abgefchloffenen Auseinanderſetzungs⸗Rezeſſe in die Hyp. Bücher 
zu erlangen. 


» 

Nach dem Befcheide, welchen bie K. Reg. dem Bauerwiribe N. auf beffen 
Immediatvorſtellung ertheilt, find die Sniereflenten der dortigen Gem. Tb. Sache 
von N. bis jept noch nicht im Beflge des Rezeſſes, welcher dem Landvoigtei⸗Ger. 
zu Hellsberg, ale dem das Hypothekenbuch führenden Gerichte, fchon im I. 1835 
ugeflellt werden if. Die Intereffenten haben auch hiervon keine Kenntniß ges 
* und haben daher ihrerſeits das Gericht nicht um Beſchleunigung ber Aus⸗ 
hand gune des Rezeſſes bitten koͤnnen. 

etteres iſt ein Mißſtand, welchem dadurch hätte vorgebeugt werden koͤnnen, 
wenn den Intereſſenten bei der Abſendung des Rezeſſes an das Gericht Nachricht 
gegeben und ihnen eröffnet wäre, daß ſie die Aushändigung bes Rezeſſes von dert 
her zu erwarten haben. 

In Fünftigen ähnlichen Faͤllen bat die K. Reg. den Intereſſenten dieſe Nach⸗ 
richt au ertbellen. 

Diefer Fall Hat Beranlaffung gegeben, die Anmweifung nochmals in Erwaͤgun 

ziehen, welche der $. Reg. unterm 20. März 1839 dahin ertheilt worden: ba 

e eine Kontrolle darüber, ob und wie weit die Hypothekenbehoͤrde den ihnen obs 
Legenden Verpflichtungen genügt Babe, nicht auszuüben habe, und es muß bei bers 
felden allerdings infomweit fein Bewenden behalten, ale der K. Reg. eine Kontrolle 
üder die Hypothekenbehoͤrde nicht eingeräumt werden kann. Auch find die Bes 
fchleunigungsgefuche, zu welchen eiwa Beranlaffung fein Fönnte, in der Regel den 
Sntereffenten zu überlaffen. Es treten jeboch Fälle ein, in welchen ber K. Reg. 
ndtbig iR, zu wifen, wann der Rezeß den Interefienten burch die Zuſendung pu⸗ 
blizirt worden. 

Nach den 88. 171. u. 205. der B. v. 20. Juni 1817 bleiben die Auseinans 
derfeßungsbehörben nämlich noch ein Jahr nach dem Ausführungstermine zur Res 
gulirung gewiffer Nebenpunfte und zur Berfügung der Brefution fompetent. Folgt 
nun, wie es nach diefer Verordnung als Regel voransgefebt wird, die Ausführung 
dem Abfchluffe des Rezeſſes nach, 7 kann es auf ben Beilpunft der Bublifation 
nicht anfommen, um danach bie Dauer ber Konipeten zu berechnen. Sehr haͤu⸗ 
fig aber werben die Auseinanderfegungen dem Wefentlichen un ausgeführt, ber 
vor ber Rezeß abgefchloffen if, und ba es in der Natur der Sache liegt, daß bie 
Kompetenz der Auseinanderfepungsbehörbe nicht aufhören kann, bevor fie nicht den 
Nezeß zu Stande gebracht bat, fo kann man dann nicht wohl einen andern Ters 
min annehmen, von welchem ab bie eben bezeichnete Jahresfriſt in ſolchem Falle 
gerechnet werden bunte, als den der Publifation des Rezeſſes. SIR diefe nun 
nicht vorher bewirkt, wird vielmehr die Hypothekenbehoͤrde bei der Ueberſendung 
des Rezeſſes, Behufs Berichtigung des Hypothekenbuchs, erfucht, nach erfolgter 
Eintragung den Rezeß ben Iuterefienten im vim publicati zuſtellen zu laffen, fo iſt 
es der K. Reg. nötbig, zu wilfen, wann die Publifation erfolgt ifl, und Sie wird 
daher in folchen Fällen veranlaßt fein, die Hypothekenbehoͤrde um Ertheilung von 
Nachricht und bei ungewöhnlicher Verzögerung feld um Beichleunigung zu ers 


fichen. 
(Bin. DI. d. i. B. 1840. S. 479. Nr, 823.) 


8) ©. v. 24. Mai 1853, betr. einige Abänderungen der Hyp. D. v. 
20. Dee. 1783. (65. 1., 3., 5., 6. und 7.) 


8. 1. Mus den von ben Mnseinanderfehungebehörben beftätigten Rezeſſen ift 
nut ber auf folgende Fälle bezügliche Inhalt In das Hypothekenbuch in Kürze 
einzuiragen: 
1) wenn ein im Hypothekenbuche ausbrüdlich vermerftes Sachs und Rechte: 
verhaͤliniß aufgehoben ober verändert wird; ⸗ 
2) wenn ein berechiigtes Grundſtuüͤck durch Kapital entfchäbigt wird, fei es, 
daß daſſelbe baar oder in Rentenbriefen gezahlt wird; 
3) wenn ein verpflichtetes Grundflüd eine Rente oder andere Laſt neu über: 
wimmt, ohne daß bie Abfindung des "berechtigten Grundſtücks durch die Ren⸗ 
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tenbanf vermittelt wird. Tritt die Bermittelung ber Rentenbank ein, fo 
behält es bei dem $. 18. des Gef. v. 2. März 1850 über die Errichtung 
von Rentenbanfen (G. S. ©. 115) fein Bewenben. 

$. 3. Die Gefuche in Hypothekenſachen können fhriftlich eingereicht oder bei 
der Hypothekenbehörde zum Protokoll gegeben werben. 

Es muß aus denfelben oder der zur @intragung eingereichten Urkunde ber 
ſtimmt hervorgehen, was der Geſuchſteller in das Öppotgefenbuch eingetragen ober 
in demfelben gelöfcht haben will; auch muß darin das Grundſtück fo genau bes 
zeichnet fein, daß über defien Identität Fein Zweifel obwaltet. 

$. 5. Die zur Begründung des Antrages nöthigen Urkunden find dem Bes 
fuche beizufügen, und hat bie Hypothefenbehdrbe deren beglaubigte Abichriften zu 
den ©runbaften zu fertigen. 

Wenn beglaubigte Abfchriften fchon bei den Grundakten derfelben Oypothes 
tenbehbrbe vorhanden find, fo genügt die Bezugnahme darauf mit Bezeichnung ber 

ten. 

Bei weitläuftigen Urkunden, aus denen wur einzelne, an fich verſtaͤndliche 
Stellen die Grundlage der Bintragung bilden, if ein daraus zu fertigender Aus⸗ 
zug ale beglaubigte Abfchrift für die Grundakten hinreichend. 

$. 6. Requifitionen des Prozeprichtere wegen Bewirfung von Cintragungen 
und Löfchungen müſſen ven im 6. 3. und im erſten Sage des $. 5. bezeichneten 
Grforderniften entfprechen, und insbefondere alle wefentlichen Punfte des von ber 
Gypothekenbehoͤrde einzutragenden Bermerks enthalten. . 

Die Hypothekenbehoͤrden haben folchen Requiſitionen zu genügen, wenn fi 
nicht aus bem Hypothekenbuche Anſtaͤnde bei der nachgefuchten Cintragung ober 
Löfchung ergeben, in welchem Balle fie den Progeßrichter davon in Kenutniß zu 
feßen und demfelben die Erledigung der Auflände zu überlafien haben. 

8. 7. Die Borfchriften des $. 6. finden auch auf die von den Nuselnaudene 
feßungsbehörben in den Angelegenheiten ihres Reſſorts ober von anderen Behörs 
den im Falle des 8. 15. der V. v. 24. Jan. 1844 (G. ©. ©. 54) ausgehenden 
Requifitionen um Gintragung von Vermerken im Hypothekenbuch Anwendung. 

(8. S. 1853. ©. 521.) 


Dazu: 


a) Inflruft. des K. Juſt. Min. (Simone) v. 8. Aug. 1853 zu dem 
G. v. 24. Mat 1853, betr. einige Abänderungen der Hyp. D. v. 20. Der. 
1783. (Art. I. u. TIL) 


Artikel 1. 
(3u $$. 1. u. 7. des —8 
Form und Einrichtung der Hypothekenſfolien. 

Durch ben $. 1. des Geſetzes wirb bie bis jetzt erfolgte Eintragung aller 
durch die Rezeffe der Auseinanderfeßunges Behörden eintretenden Aenderungen bei 
fämmtlihen dadurch berührten Grunbfluden — ein Berfahren, durch welches be: 
ſonders bie Hypothelenfolien der berechtigten Grundftüde (Rittergüter u. bergl.) 
haͤufig mit einer fehr bedeutenden Zahl zum Theil enkbehriger Vermerke — 
werden, auf diejenigen Bälle beſchraͤnkt, wo eine durch die Verhältniſſe b ® 
Nothwendigkeit folder Eintragungen vorliegt. 

1) Aus den in diefer Beziehung unter Nummer 1—3. des $. 1. aufgeftellten 
Normen ergiebt fi, daß, falls 3. B. die Abfindung in Land beſteht, ober 
die Auseinanderfegung lediglich durch Rompenfation der Berechtigungen 
und Berpflihtangen bewirkt wird, eine @intragung nur erforderlich if, 
wenn dadurch ein im Hypothekenbuche ausbrüdlich vermerktes Sach⸗ ober 
Rechts⸗Verhaͤltniß berührt, aufgehoben oder verändert wird. Deeglicien 
bedarf es bei einer Verwandlung von Abgaben in Rente, wenn babei nicht 
zugleich die Abfindung bes berechtigten Gutes durch die Rentenbanf_ vers 
mittelt wird, (vergl. über dieſen Fall den $. 18. des G. v. % Maͤrz 
18550 — G. S. 1850, ©. 112) Feines Bermerfes auf dem Folium bes 
berechtigten Gutes, falls nicht etwa auf diefem Folium die Zubehörigs 
feit der bisherigen Abgaben gu bem Gute Dur die Cintragung befonders 
vermerft war; es genügt vielmehr, bob auf dem Folium bes verpflich⸗ 


seten Grundſtücds, in beffen zweiter Rubrik die Abgaben und zwar bei 
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einem rigen Verfahren (vergl. Berf. v. 11. San. 184% — Juſt. Min. 
BL 1842, ©. 18) als Zubehör des berechtigten Gutes eingetragen waren, 
in der Kolonne „Ceſſionen“ die eingetretene Aenderung vermerkt wird. 
Aur wenn die zwifchen dem bisherigen Berechtigten und Verpflichteten vers 
einbarte Rente Feine banernde fein follte, fondern die Verabredung 
etwa zugleich auf Amortiſation ber Rente gerichtet wäre, würbe es, 
weil ein folder Fall zu einem der Abfindung durch Kapital ähnlidgen Re: 
fnltate führt, auch auf dem Folium des bereihtigten Gutes einer Gintragun 
bebürfen. yebrigene folgt aus dem $. 3. der 3. v. 29. Juni 183 

G. S. 1835, S. 135), daß bei dem verpflichteten Grundflüde eine Ab- 

dung dur Kapital, fofern die Auseinandberfegungs: Behörde es ver 
langt, ſelbſt dann einzutragen ift, wenn die aufgehobene Verbindlichkeit bie- 
ber aus dem Hypothekenbuche nicht erfitlih war, indem biefe Eintragung 
des Abfindungsfapitale bei dene verpflichteten Grundſtücke, fo lange bas 
Kapital noch nit an den Berechtigten oder nah F. 63. bee ©. v. 
2. März 1850 (G. S. 1850, ©. 112) an die Staatsfaffe wirklich gezahlt 
worden, im Intereffe des Berechtigten unerläglich ift. 

2) Wo die Mezeffe der Auseinanderfebungs- Behörben hiernach noch zu Gins 
teagungen WBeranlaffung geben, haben fowohl die Auseinanderfeßungss 
Behörken bei ihren Regirifitionen um die Eintragung (vergl. $. 7. des ©. 
im Berbindung wit der Verf. des Min. des I. v. März 1843 — Juſt. 
Min. BI. 1843, ©. 83), ale die Gerichte bei der Faſſung ber Eintragungs⸗ 
vermerke wie überall, fo Hier beſonders die möglichfte Kürze zu beobachten. 

3) Ob in den Ballen, wo bie beftätigten Mezeſſe eine Eintragung erforderlich 
machen, diefelben bei den Brundaften aufzubewahren oder ben Intereſſenten 
zuzuftellen, und ob letzteren alles eine vollfändige beglaubigte Abſchriſt 
des Rezeſſes oder nur ein Extralt aus demfelben, wie e6 der $. 5. des Gel. 
eattet, zu den Grundakten über die bei der Auseinanderfehung, Gemein⸗ 

eitötheilung u. f. w. konkurrirenden Grundflüde zu bringen, Haben bie 
Gerichte nach den jedesmaligen Umfländen zu ermeflen. 
4) ejehen von den Beflimmungen ber 55 1. und 7. des Geſetzes find die 
rigen Vorſchriften über den Verkehr zwifchen den Auseinanderſetzungs⸗ 
und Sppoihelens Behörden, vergl. insbefondere 
8. v. %0. Juni 1817, 88. 196., 197. (8. S. 1817, ©. 161), 
®. v. 30. Juni 1834, $$. 58., 59., 62. (G. ©. 1834, ©. 96), 
2. v. 29. Juni 1835, $. 3. (G. S. 1935, ©. 135), 
Del, v. 30. Iuli 1842 (9. ©. 1842, ©. 245), 
Befepe In 2. — 1850, $. 109. resp. $. 18. (G. S. 1850, 


underänbert gebfieben. Namentlich gilt dies in Bezug auf bie vordäus 
figen Vermerke, welche auf Antrag der AuseinanderfegungssBehörben 
noch vor der Errichtung und Beflätigung des förmlihen Rezeſſes einzus 
tragen, und nad deſſen Beftätigung wieder zu löfhen find. Wenn dagegen 
ein folder Antrag von der Auseinanderfehungss Behörde nicht geftellt, 
fondern von ber vor ber Rezefbeftätigung bewirkten Ausführung einer Ab: 
Iöfung, Regnlirung oder Gemeinheitstheilung der Hypothekenbehoͤrde nur 
Nachricht gegeben wird, 
vergl. die Berfügungen des Min. bes J. v. 8. März 1838 (Ergaͤnz. 
ber Preuß. Mechtsb. zu $. 91. Tit. 1. der Hyp. O. — 2. Ausg. 
Bd. 10. &. 207) und v. 22. Dit. 1838 (ebenbaf. zu 98. 20%. ff. der 
V. ». 20. Juni 1817, Bd. 4. S. 267), 
fo liegt Hierin Feine Beranlaffung für die Hypothelens Behörbe, bie erfolgte 
Ausführung von Amtswegen im Hypothekenbuche zu vermerken, und ers 
ledigt fich Hierdurch die barauf bezügliche Verf. v. 17. Mai 41838 (Jahrb. 
Bb. 51. ©. 409). 

5) Da endlich der ganze 5. 1. des Geſetzes nur auf Veränderungen der bes 
es Oyvott enfolien fi bezieht, fo iR dadurd in der bisherigen 
3 age der Auselnanderfehungs «Behörden, die Anlegung ber in Folge 
ver Rezeſſe, insbeſondere b —— — im Wege der Regu⸗ 
lirungen ber gutcherrlichen und baͤuerlichen Berhältnifie, 4 nothwendig 
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werdenden neuen Hypothekenfolien in Antrag zu bringen, nichts geaͤnd ert 


worden. 
Artikel 2. 

In Betreff der Einrichtung der Hypothekenfolien im Allgemeinen werben: 

1) die nach Emanation der Hyp. D. ergangenen Bellimmungen: 

a) Publif. v. 2. Oft. 1797 (Hoffmann, Repertorium, ©. 221, Nr. IX. ff.), 
b) Berf. v. 15. Nov. 1819 (Jahrb. Bd. 14. ©. 244), 

c) Inſtruktion v. 12. Aug. 1820, $. 22. (Iahrb. DB. 16. ©. 95), 

d) B. v. 31. März 1834, $. 6. (G. ©. 1834, ©. 47), 

e) Infruftion v. 29. April 1834 (Jahrb. Bd. 43, ©. 610), 

f) Allerh. Ordre v. 9. Mai 1839, Mr. II. (G. S. 1839, ©. 164), 

g) Infteuftion v. 2. Aug. 1839 für das Depart. Naumburg, $ 63.), 

in Grinnerung gebraht, wonad die Dereinigung fänmtliher Grundſtücke 
eines und deſſelben Beſitzers unter berfelben Gerichtsbarkeit auf Einem 
Folium, wenn dadurch die Ueberfichtlichkeit nit geftört wird, moͤglichſt zu 
b ünligen if. Es werden In ſolchen Fällen auf dem Titelblatte die ein- 
jelnen rundflüde unter fortlaufenden Nummern aufgeführt, und ebens 
daſelbſt die fpäter Hinzutretenden Grundſtücke unter Foriſetzung diefer Rums 
mern vermerft, auch die ledteren in der erfien Hauptrubrif bei der Zus 
fhreibung allegirt, während bie Abſchreibung von Grundflüden 
auf dem Titelblatte folder Folien in einer befonderen Kolonne für Ab⸗ 
ſchreibungen geſchieht. 

Auf ſolche Bereinigung ſaͤmmtlicher Grundſtücke deſſelben Beſitzers muß 
bei jeder paſſenden Gelegenheit hingewirkt, in Faͤllen aber, wo durch eine 
bei den Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden eingeleitete oder bevorſtehende Se⸗ 
paration eine umfaſſende Veränderung in den Befſitzverhaͤltniſſen der Grund⸗ 
ſtücke vorbereitet wird, hierauf Rückſicht genommen, und in der Regel ber 
Abſchluß des Auseinanderſetzungs⸗Rezeſſes als der geeignete Zeitpunkt dazu 
abgewartet werden. 

2) In vielen Faͤllen gewährt es ſowohl den Grundheſitzern, als den Real⸗ 
Intereſſenten erhebliche Vortheile, wenn neben der in der Hyp. O. 1., 
88. 33. fi. vorgeschriebenen Bezeichnung ber Grundſtücke paleiq deren 
Größe, und bei Gutékomplexen (Bauerngütern u. dergl.) deren einzelne 
Beftandtheile, ſoweit barüber zunerläffige Nachrichten vorlies 
gen, angegeben werden. Zwar id diefes Verfahren nur für die Provinz 
MWeftphalen 

DB. v. 31. März 1834 (8. ©. 1834, ©. 47), 

Allerh. Ordre v. 16. Juli 1840 (Juſt. Min. Bl. 1840, ©. 250), 

Inftruftion v. 30. San. 1842 (Juſt. Min. BI. 1842, ©, 67), 

. allgemein vorgefgrieben und genau geregelt. Allein au in den übrigen 
Provinzen iſt ein ähnliches Berfahren, wie es auch bereits durch mehrfache 
DeRismungen 

NR. v. 20. Febr. 1785 (Hoffmann, Repertorium 6. 17T), . 

Inſtruktion v. 2. Aug. 1839 für das Depart. Naumburg, $. 67, 
B. v. 23. Oft. 1839 (Juſt. Min. Bl. 1839, ©. 352), 

angebahnt if, bereits vielfady, wenigitens bei Befißungen von mäßigem 

Umfange üblich geworben, und babei die erwähnte Inſtruktion u. 30. Ian. 

1842 als Anhalt für die Zus und Abfchreibungen, für die Aenderung reep- 

Dervollftindigung der früheren Formulare n. |. w. benugt worden. Es 

kann nur für angemeflen erachtet werben, wenn bie Geridgte bei Anlegung 

neuer und Umfchreibung älterer Folien auf dem angebeuteten Wege fort 
fhreiten, wobei jedoch die Wünfche umd Anträge der Grundbefiger nit 
unberüdfichtigt bleiben bürfen. 

b) &. R. des 8. Din. für landwirthſchafil. Ang. (Bode) v. 23. Aug. 
1853 an fämmtliche 8. Gen. Kom. und landwirthſchaftl. Meg. Abth., und 
an die K. Direktion der Tilgungsfaffen zu Heiligenſtadt und zu Paderborn, 
betr. die Anträge der Audeinanderfegungd- Behörden in Hypothekenſachen. 

Nachdem dae G. v. 24. Maid. I. (G. ©. 1853, ©. 521), betr. einige Abs 
änderungen der Hyp. D. v. 20. Der. 1783, verkündet worden if und ber Juſtiz⸗ 
Win, die Infruft, dazu v. 3. d. M, erloffen Hat, welde ih ©. 275— 299 des 


⸗⸗ 
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Biealährigen Juſt. Min. BL abgebrudt findet, wird die K. Gen. Kom. zur forgs 
fültigen Beobachtung derfelben, insbeſondere der 56. 1. und 7. des &. und der 
Art. 1. und 2. der Inſtr. Hierdurch aufgeforbert. 

Dabei wird der K. Gen. Kom. zur Beförderung der Weberfichtfichkeit ber 
Hypothefenbücher vorzugsweiſe empfohlen, ihre Cintragungs⸗Geſuche möglich ſcharf 
und kurz zu faflen, fowie aud darauf Bedacht zu nehmen, daß wegen mehrerer 
greichaeitig Ichwebender Auseinanderfeguingen, bei denen das nämlihe Grundſtück 

etheiligt iR, die erforderlichen Intabulations⸗Vermerke, ſoviel als thunlich, vers 


einigt werben. Auf biefe Weife wird dem unverfennbaren Uebelſtande begegnet . 


werden, baß bei einem einzigen berechtigten Gute, wie es nad) der Mitiheilung 
eines Gerichts vorgelommen tl, in einem Sahre bie Gintragung von 182 Ber 
merfen aus eben fo vielen Ablöfungs: Rezefien hat bewirkt werben müffen. 

Daß die K. Gen. Kom. den Wünſchen der Gerihtss Behörden wegen ihrer 
Mitwirkung bei Feſtſtellung der Befig-Verhältniffe von Grundſtücken, die von einer 
Huseinanberfehtng betroffen werten, mit Bereitwilligfeit entgegenfommen wird, kann 
das unterz. Min. ohne Weiteres vorausfegen. Dagegen nimmt baflelbe aus der 
Beflimmung des Art. 2. Nr. 1. der Inſtr. des Zufizs Min. Veranlaffung, die 8. 
Gen. Kom. darauf aufmerffam zu machen, daß es unerlaͤßlich ift, alle zu Gebote 
Rehenden Kräfte in Thätigfeit zn fepen, damit die Beflätigung der Rezeſſe über 
die Umlegung von Grundflüden nit lange Hinter der Ausführung der Separation 
zurüdbleibt. 

(Min. Bl. d. i. 3. 1853, ©. 194, Nr. 166.) 


4) 6 R. des K. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn) v. 25. 
Nov. 1837 an fämmtlihe K. Gen. Kon. und an die KR. Meg. der Pro⸗ 
vinz Preußen, betr. das hypothekariſche Verfahren in Yällen, wo bei Spe⸗ 
ztalsSeparationen einem und demſelben Beflger an die Stelle mehrerer ein« 
zelner mit verfchledenen Meallaften und Schulden befchwerten Grundſtüͤcke 
ein Sefammtplan ohne reale Subrepartition Üüberwiefen worten ifl. 


Bei den SpezialsSeparationen ſowohl der ftäbtifchen, als der Dorfsfeldmarken, 
tritt nicht felten der Ball ein, daß ein und diefelbe Perfon mit verſchiedenen eins 
zelnen für fich beftehenden Grundſtücken betheiligt iſt, welche nicht blos auf beſon⸗ 
deren Bolien des Hypothekenbuchs eingetragen, fondern auch mit verfhiedenen uns 
gleigartigen Reallaften und Schulden befhwert find, und dabei theils zu vollem 

igenthbum beſeſſen werden, theile im Lehns:, Erbzins⸗, Erbpachts⸗ ıc. Verhälmifle 
üben, theils endlich ihrer Lage und ihren Grenzen nach nicht fpeziell, fontern nur 
allgemein nad gewiſſen Duoten eines angenommenen Banzen, 3. @. nad) halben 
ober viertel Hufen bezeichnet find, ohne daß Eonflirt, welche beſtimmte Flächen zu 
ſolchen gehören. . 

Es pflegen nun die Spezial: Kommifjarien bei Aufftellung der Separationss 
Pläne zunaͤchſt nur bie wirthichaftlihen Intereflen eines berartig zufammengefegten 
größern Befigihums 2 berüdfihtigen, und zur Erfüllung der Vorſchriſten des 
8. 6i. fi. der Sem. Th. O. v. 7. Juni 1821, $. 9. des Gef. über deren Aus⸗ 
führung von demfelben Dato und $. 17. der V. v. 30. Juni 1334, das Aequi⸗ 
valent der verfchiedenen einzelnen Grundftüde nur in Cinem Gefammtplane auszu⸗ 
weifen, Behufs der einfligen Regulirung des Hypothekenbuches aber deſſen Subs 
repartition vorzubehalten, bei weldyer dann, abgefehen von ben oft ganz unverhält 
nigmäßig vielen Kojten eines ſolchen Verfahrens, nicht felten erheblihe Schwierigs 
feiten vorfommen. Zur Befeitigung derfelben und der hierbei zur Sprache gebrachten 
Bedenken, hat fi) das unterz. Min. mit dem Herrn Juſtizmin. Mühler in Korrefpons 
benz gefeßt, und eröffnet nunmehr der K. Ben. Kom., im Einyerflindniffe mit dem⸗ 
felben, Folgendes: 

1) Wenn Zweifel darüber entfichen: 

r welchen Hauptbeſitzungen die zum Umtauſch zu bringenben Grund⸗ 
* hören, und wohin bas darauf auszumeifende Aequivalent zu 
rechnen fei, 
fo haben fi die Spezial:Kommiffarien, nach zuyoriger Kückfrage bei der K. Gen. 
Kom., wegen. Erledigung vderfelben mit dem Gypothefenrichter und erforderlichen 
Galle dem vorgefegten Oberfandesgerichte zu verfländigen, und wenn wegen bes 
in diefer Beziehung einzufchlagenden Verfahrens Fein Binyerftändnig zu: erreichen 
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fein ſollte, von biefer Lage der Sache, Behufs weiterer Kommunifation wit bem 
Harn Juſtizminiſter, Bericht zu erflatten. Jedenfalls kann die Weftftellung der 
Schulden und fonfligen Verhältniffe auf Grund der neuen Regulierung nur von ber 
K. Gen. Kom. und deren Spezials Kommiflario beforgt werden, da biefer nach ſei⸗ 
ner örtlichen Kenntnig am beften dazu geeignet iſt, die eingetretenen Rechtsverhaͤlt⸗ 
niffe unter den Intereſſenten auf en Wege fo zu ordnen, daß der Hypo⸗ 
thefenrichter auf die neu anznlegenden Yoliem des neuen Beſitzſtandes bie bleiben⸗ 
den Laften ber von den Brundeigenthümern früher bejefienen Srundftüde eins 
tragen fann. 

Im Uebrigen Hat aber der Spezials Kommiffarius glei bei Einleitung ber 
Berhandlungen feine Aufmerkſamkeit auf tie Feſtſtellung berartiger verbunfelter 
Berhältniffe zu richten und bahin zu fehen, baß biefelben bie zur Weberweifung 
des neuen Beſitzſtandes zur Genüge aufgeklärt werden, um nicht nach ber Auss 
führung des Gefhäfts neue Verwickelungen herbeizuführen. 


Was hiernaͤchſt 

2) die bei Gelegenheit einer Gemeinheitstheilung zuſammengelegten, zwar einem 
und bemfelben Beſitzer gehörenden, aber auf verfchiedenen Foliis bes Sopotheens 
buchs eingetragenen Grundſtücke betrifft, fo ift e8 zwar ganz richtig, daß die Regus 
lirung bes Hypothekenbuchs in Gefolge des veränderten Befigflandes nicht möglich 
ift, wenn der Richter nicht weiß, welches Areal an die Stelle besjenigen tritt, wel: 
ches bisher ein Befonderes Folium im Hypothekenbuche mit befonderen Laften ges 
habt hat, auch darf diefe Regulierung ohne Kränfung ber Rechte der RealsInterefr 
fenten nicht ausgelegt bleiben. Zu diefem Ende ift es aber nicht chen nothwendig, 
ohne befonderes ausbrüdliches Berlangen des Interefienten eine reale Subrepars 
tition vorzunehmen und einer jeben einzelnen Parzelle event. einen beſondern Zu: 
gang auszumeifen; vielmehr kann die besfallfige Regulirung bis zu dem Zeitpunfte 
vorbehalten bleiben, wenn etwa mit der Veräußerung einer Parzelle bie Noths 
wendigfeit zur Ausweilung eines befondern Weges für biefelbe eintritt. Auch iſt 
in diefer Beziehung nur feflzuftellen, für Rechnung welcher Interefienten bie etwa 
erforderliche Anmeifung eines ſolchen Zuganges nachtraͤglich ſtatt haben fol, 

In den meiften Fällen wird ber Spezials Rommiflarius durch gerignete Bors 
ftellungen bei den SeparationssInterefienten es bewirken können, daß mehrere Hypo⸗ 
thefenfolien in Eins zufammengezogen werben, was auch ſchon burdy bie Auwei⸗ 
fung beabfihtigt wird, welde ber Suftigwin. dem O. L. G. zu Naumburg mittel 
N. v. 29. Aprıl 1834 (9. K. Jahrb. Bd. 43. S. 610) ertheilt hat, 

Iſt dies aber dur die Vermittelung des Spezial: Kommiffarii mit zu ers 
reichen, fo bleibt zwar nichts übrig, als eine Gubrepartition vorzunehmen, indeß 
iſt -— fofern nicht die Intereffenten eine ſolche reale Subrepartition ausdrücklich 
verlangen — ftatt derfelben eine ibeelle völlig genügend, wobei folgendermaagen 
zu verfahren ift. 

Geſetzt, es tritt die neugebilbete Geſammt⸗Beſitzung an bie Stelle von fünf 
verfhiedenen, mit befonderen Hypotheken belafteten Grundftüden, und es fol num 
die Uebertragung der Hypotheken von diefen letzteren auf das Folium des neus 

ebildeten Guts erfolgen, dann muß ber Werth jedes einzelnen biefer verſchiedenen 

rundſtücke nach ben bei der Bemeinheitstheilung zum Grunde gelegten Bermef: 
fungs⸗ und Bonitirungs -Regiftern und Ausgleihungsy Grundfägen berechnet, und 
dadurch das Verhaͤltniß gefunden werden, in welchem ber Werth jedes einzelnen, 
früher beſeſſenen Grundſtuͤcks zu dem Werth bes ganzen, bei der Gemeinheitstheilung 
dafür ausgewiefenen Aequivalents ſteht. 


Angenommen, es ergäbe fi dabei, daß ber Werth bes 
Scomblüle . . 2 2 20. .. A. 


rundſtũ 
B. 300 ⸗ 
C. 100⸗ 
D. 60 ⸗ 
E. 40 ⸗ 
und ber Werth der neugebildeten Beſitzung daher 
Bf > rn 1000 Rthlr. 


beirage; 
fo muß Dirfe neue Beiigung im Hypothekenbuche jo befchrieben werben: 
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Rubrica I. bes Hypotheken⸗Foliums. 
Diefe Befigung ift bei der, im Jahr ac. erfolgten Megulirung gebildet worden 
und an die Stelle nachſtehender Grundftüde getreten: 
A. des Grundſtücks ıc. im Werth von 5 Rthlr. 
5 


B. : ⸗ » 2 ⸗ ⸗ 

C. = ⸗ ⸗ ⸗ s 10 ⸗ 
D. » ⸗ » 3 ⸗ ⸗ 60 ⸗ 
E. > ⸗ . 38 s ⸗ 40 ⸗ 


zuſammen 1000 Rihte. 
Es zerfällt daher im Verhaͤltniß ji den eingetragenen Laften und Forderungen 
biefe Befibung in nachſtehende ibeale Antheile: 
A. beftehend aus 4. 


C. 
D. 


“ 


wu 


To- 
3 
. E. : „- 
Gingelragen auf Grund des Rezeſſes vom ıc. 
Die Uebertragung der Laflen, Schulden ıc. erfolgt alsdann in der Art: 
Rubrica II. und eben fo Rubrica III. des Hypotheken⸗Foliums: 
Aufdem Antheil A. beftcehend aus % der Beflkung haften: 

(inserantur die fämmtlichen Laſten und eingetragenen Schulden, bie vormals 
auf dem Folium eingetragen waren, an beffen Stelle ber ideale Ans 
theil A. getreten iſt.) 

Auf dem Antheil B. beftehent aus „A, ber Beflkung haften: 

(inserantur eben fo die fämmtlichen Laften und Schulden, die vormals auf 
Ka golm eingetragen waren, an befien Stelle ber ideale Antheil B. 
tritt) u. ſ. w. 

Dadurch wird einem jeben Gläubiger das Realrecht gefihert, welches ihm 
vormals zugeftanden hat, und mehr fann er im Allgemeinen nicht verlangen. 

Bird nach diefen Grunbfäßen verfahren, was um fo unbebenklider ift, als 
ber Regel nad) anzunehmen bleibt, daß die bei Gemeinheitstheilungen aus mehreren 
einzelnen Grundftüden gebildeten Befipungen nicht wieder ober doch nicht gerabe 
na Ar der früheren Verhaͤltniſſe werben vereinzelt werden, bie Beſitzer 
vielmehr felbft darauf hinwirken dürften, die auf den einzelnen Antheilen haftenden 
Schulden, wenn auch nur durd Aufnahme von Darlehnen auf die ganze Befitzung 
abzuftoßen; fo können den Befigern die bedeutenden und in den meiften Fällen 
ganz überflüffigen Koften der fofortigen realen Subrepartition erfpart, und alle 
daraus entfichende Weiterungen vermieden werben. 

Seitens der Hypothelenbehörden find übrigens bei der Vorſchrift des S. 62, 
der V. v. 30. Juni 1834 feine erheblichen Grinnerungen gegen die Ausführung 
obiger Anweifung zu beforgen; wo aber in einzelnen Faͤllen dennoch dergleichen 
Barmen suöchten, it befonders Bericht zu erſtatten und weiterer Verfügung ent 
egen zu fehen. 
. „gan. XXI. 949. — 4. 72., v. 8. Jahrb. Bd. 52. S. 599, Graͤff, Bd. 13, 

. 49.) 


5) R. des K. Juſt. Din, v. 21. Oft. 1831, betr. die Eintragung der 
Separat⸗Rezeſſe, wenn die Zändereien unter verſchiedenen Iuriöpiktionen be« 
legen find. 

or 8. Sen. Kom. für Schleflen hat den zwiſchen mehreren bäuerlichen Bes 
figeen zu Groß⸗N. abgefchloffenen Separations-Rezeß dem Juſtiz⸗Min. eingereicht 
und dabei angeführt, dag, da die Intereffenten ſich unter drei verfchiedenen Juriss 
biktionen befinden, die Ab» und Zufchreibungen der zum Umtaufch gebrachten Laͤn⸗ 
dereien in den Hypothelenbüchern der drei Jurisdiktionen in Antrag gebracht ſeien. 
Die beiden Gerichts: Aemter zu N. und N. Hätten die zum Umtaufh gelommenen 
Parzellen auf die alten Hypothefenfolien der unter ihrer Zurisbiktion befindlichen 
Hauptgrundftüde ab⸗ und zugefchrieben, gleichviel, ob biefelben bisher unter ihrer 
oder einer andern Zurisbiltion belegen. Dagegen habe das Fürſtenthumsgericht 
zu N., geflügt auf $. 13, Tit. I. der Hyp. D., Anfland genommen, dies zu thun, 
vielmehr die vertaufchten Grundflüde zwar abfchreiben, jeboch ein befonderes Fo⸗ 
lium im Hypothekenbuche unter derſelben Jurisdiktion dafür anlegen wollen. 
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596 Von den Megultrungen, Abldfungen u. Gemeinhelis⸗Thellungen. 
* Sofern nun feine anderen Hinderniffe, welche der Abs und Zufcreibung in 
der in Antrag gebrachten Art im Wege ſtehen, vorhanden find, erfheint das Bes 
denken des Fuͤrſtenthumsgerichts nicht gerechtfertiget. 

Denn abgefehen davon, daß die Intereffenten hierdurch in eine weit nachthei⸗ 
ligere Lage verfegt worden, ohne daß fie zum Theil beredhtiget geweſen wiüren, 
dem Umtaufch zu wiberfprechen, folgt doch aus $. 357. Tit. 17., 88. 458., 459. 
Tit. 20. TH. 1. des A. NR, $. 147. der Gem. Th. D. v. 7. Juni 1821 und 
8. 50. der V. v. 20. Iuni 1817, daß die Entſchädigung, welche ein Interefient 
bei der Auseinanderfegung erhält, als Surrogat der abgetretenen Gegenflände an⸗ 
ufeben it, und daß die in der Theilung erhaltenen Grundftüde in Anfehung ihrer 
Befugnifie, Laften und fonftiger Rechtsverhaͤltniſſe, ganz in die Stelle der abgette⸗ 
tenen treten. . 

Da nun hinfihts der Jurisdiftion feine Ausnahme von ber allgemein ausge, 
ſprochenen Regel gemacht ift, fo tritt obigen Beftimmungen zufolge auch in biefer 
Hinfiht das erhaltene Land an die Stelle des abgetretenen, und folgt in biefer 
Beziehung daraus eine Mobififation des $. 13. Tit. I. der Hyp. O. 

Hierbei kann der Umſtand, daß zum Theil durch Kapital-Entfhädigungen bie 
Auszleihung zu Stande gebracht if, um fo weniger etwas ändern, da ber Roms 
plerus Diner einzelnen Beiigung anfheinend nur unter einer Jurisdiftion fteht und 
bei derfelben eine Veränderung im Ganzen nicht präfumirt werben fann. 
Das K. O. 8% Ger. hat daher das Fuͤrſtenthums-Ger. zu N. anzumeifen, bie 
Ab⸗ und Zufäreibung im Sopothefenbuche ohne Anlegung neuer Folien zu bewirs 
Ten, au die 8. Ben. Kom. von diefer Verfügung zu benachrichtigen. 

(Koch's Agrargef. 4. Aufl. S. 340.) 


Zum |. 203. 


EN. des K. Min. des I. u. d. P. (0. Rochow) v. 8. Mär, 1838 
an fämmtlihe K. Gen. Kom. und an die K. Reg. der Provinz Preußen, 
berr. die Befchleunigung der Auseinanderfegungs =» Mezeffe und die Benach- 
richtigung der Gerichte in den Bällen, wo eine vorläufige Ausführung In 
Gemeinheitstheilungs⸗ und Negulirungsfachen flattfindet. 

Es if ge meiner Kenntniß gelommen, daß in verſchiedenen Gemeinheitsthei- 
lungs⸗ und Regulirungsſachen mannigfache Bermicelungen dadurch entilanden find, 
daß bie Aueführun des Geſchaͤftes auf Grund des $. 203. der B. v. 20. Juni 
41817 vorläufig nachgegeben, die Errihtung, Vollziehung und Aushändigung bes 
Mezefles aber ungewöhnlich lange verzögert werben. 

Wenn ſich nun gleich ergeben, daß Lebteres meiftens nur in Mängeln bei 
Berichtigung des Legitimationspunftes nachträglich entitandener Steeitigfeiten ober 
in fonfligen zufälligen Urfachen feinen Grund hat, fo muß doch alles Ernſtes auf 
die moͤglichſte Befeitigung der vorgebachten Uebelftände hingewirft werden. Des⸗ 
wegen wird nicht allein die ſchon früher erlaffene und von Zeit zu Zeit erneuerte 
Anordnung, die Rezeſſe vorzugsweife in folden Saden, bie bereits ausgeführt 
worden, zu befchleunigen, hierdurch wiederholentlih in Grinnerung gebradt, fons 
dern au die K. Gen. Kom. auf den Wunſch des Juſtizmin. Mühler hierdurch 
Angewiefen, von jeber vorläufigen Ausführung einer &emeinheitstheilunges ober 
Sregulizyngefadhe denjenigen Gerichtebehörben, bei weldyen die Hypothekenbücher 
über bie betheiligten Grundftüde geführt werben, fofort Nachricht zu ertheilen, 
damit diefelben bei vorfommenden Dispofitionen über die Grundftüde, bei Aufnahme 
von Taren und Ginleitung von Subhaftationen 2c. nicht überfehen, daß möglicher 
Beife eine wefentlihe Veränderung in ben Verhältniffen eingetreten fei, darüber 
erforderlichen Falls nähere Auskunft einziehen und durch Eintragung von Bros 
teftationen die Rechte der Intereffenten ſichern koͤnnen. 

-  (Ams. XXH. 75. — 1. 65.) 


Zum $. 205. 


1) R. des K. Min des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 30. Mi 
1839 an die K. Reg. zu Pofen und an die K. Gen. Kom. daſelbſ 
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* die Vollſtreckung der Exekution aus vollzogenen Regulirungs⸗Ne⸗ 
zeſſen. 


Mit der Anfiht der K. Reg, dag die in dem Regulirungs-Rezeſſe von W. 
enthaltene Stipulation, 

„auch verfpricht das Dominium, innerhalb 10 Jahren, d. 5. bis zum 14. 

Juli 1839, für den Aufbau eines Schulhaufes in W. zu forgen,“ 
fiir das Dominium die Verpflichtung enthalten fol, den Aufbau des Schulhaufes 
aus eigenen Mitteln beforgen zu laffen, kann id mid nur einverflanden erklären; 
auch kann ih das Bebenfen der dortigen Gen. Kom., baß hierin nur eine perfön- 
liche Verpflichtung der damaligen Befißer v. W., und nicht vielmehr eine dem Bute 
felbft anflebende, gegen jeden Befiger deſſelben geltend zu machende Verbindlichkeit 
enthalten if, nicht theilen. 

Der Umfland, daß diefelbe in das Hypothekenbuch des verpflichteten Guts nicht 
eingetragen if, kann dem gegenüberfichenden Rechte und ber eigentlichen Ratur deſ⸗ 
felben feinen Abbruch thun. Grwägt man nun aber, daß jene Verpflichtung bei 
dem Bergleihe über die dem Dominium in perpetuam flipulirte Rente, als eine 
Gegenleiſtung von biefem übernommen, und als ein Ausgleichungs⸗Gegenſtand bei 
Regulirung der gutsherrlichen und bäuerlichen Berhältniffe behandelt ift, fo wird 
ihr die Natur einer der Sache anflebenden Verbindlichkeit eben fo wenig abzufpres 
hen fein, als die Seitens der bäuerlihen Wirthe zu W. übernommene Rente eine 
bleibende Laft if. Wenn indeffen bie fehr unbefimmte Fafſſung jener Stipulation 
eine verfchiedenartige Auslegung derfelben allerdings zuläßt, in jedem Balle aber 
au die darin enthaltene Verpflichtung ihrem Umfange nad) fo unbeftimmt if, daß 
‘die Grefutirung derfelben nicht wohl möglih wird, fo wird die Erekution gegen 
das Dominium W. aus der mehrermwähnten Benfehung des Rezeſſes nicht nachge⸗ 
fucht oder verfügt, vielmehr daraus nur auf Erfüllung geklagt werden können. — 
Mit Net aber hat die Gen. Kom. zur Erekutionsvollfiredung fowohl, als au 
jur Erörterung einer neuen Klage aus dem bereits vor längerer als Jahresfri 

eftätigten und realifirten AuseinanderfegungssMezeffe, fih für infompetent erklärt. 
Denn für die Bollfiredung ihrer Rezeſſe it nach $. 205. des ©. v. 20. Juni 
1817 die Gen. Kom. nur innerhalb Jahresfrift nad) eingetretenem Realiſations⸗ 
Termine kompetent; dieſer aber ift unzweifelhaft ber nad) dem Rezeſſe zum Gintritt 
der regulirten neuen Verhaͤltniſſe beftimmte Termin, und nicht der Zeitpunkt, mit 
welchem bie einzelnen fetgeftellten Verpflichtungen erfüllt werben follen. Der alles 
girte $. unterfcheidet ja auch ausdrücklich —** denjenigen Zwangsmitteln, welche 
von der Gen. Kom., und denjenigen, welche von den Gerichten verfügt werden 
ſollen. Bon ben Leptern könnte aber nie die Rede fein, wenn der einjährige Zeit⸗ 
raum von dem zur Grfüllung jeder einzelnen Verbindlichkeit befimmten Ternine 
ab gerechnet werten follte, da die Grefution aus dem Rezefle, wie aus einem @rs 
Benntniffe, überhaupt nur in Jahresfrift von dem Gintritte des Leitungs» Termins 
zuläffig it. — Zur weiteren Erörterung bes Anſpruches an das Dominium W. 
aus dem beftätigten Anseinanberfegungs:Rezeffe ift die Gen. Kom. endlich deshalb 
nicht fompetent, weil nad 55. 20., 21., 22. der V., verglichen mit $. 12. bee G. 
v. 30. Juni 1634, genau die Bälle bezeichnet find, in welchen eine nachträgliche 
Berhandlung Seitens der Gem. Kom. eintreten darf, dahin aber eine Berhandlun 
über bie in dem Rezeſſe beſtimmten Gegenftände nicht gehört, wenn —— 
dieſer, wie in dem vorliegenden Falle, fpäter Zweifel eintreten. 

(Ann. XXIU. 91. — 1. 77.) 


2) 6 MR. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Room) v. 5. Juni 
1839 an fämmtlihe K. Gen. Kom. und an die K. Meg. der Provinz Preu⸗ 
fen, denſelben Gegenſtand betr. 


Da Hin und wieder Zweifel darüber entftanden find, nach welden Grund⸗ 
fägen überhaupt bie Erekution aus den von ben Auseinanerfegungsbehörden bes 
fätigten Rezeffen zu verfügen iſt, wie lange in biefer Beziehung die Kompetenz 
der Auseinanderfegungshehörben dauert, und unter welchen Borausſetzungen dem⸗ 
naͤchſt auch Seitens der Berichtsbehörben die Erefution ohne Weiteres vollſtreckt 
werden kann und muß, fo bin ich mit dem Juſtizmin. darüber in Kommunikation 
getreten, unb haben wir uns darüber geeinigt, daß: . 
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1) ber beflätigte Rezeß die rechtliche Wirkung eines Judikats oder gerichtlichen 
Vergleichs hat ($. 169. der V. v. 20. Juni 1817); u 
2) die Grefution daraus, innerhalb Jahresfrift von ber bewirkten Auseinanbers 
ſetzung, d. 5. von dem Termine angerechnet, mit weldem das früher beftan- 
dene Berhältnig wenigſtens im Wefentlihen aufhört, und das neue durch 
bie Auseinanderfeßung begründete Verhältniß eintritt, ausſchließlich den 
Auseinanderfeßungsbehörben zufteht, und nur auf deren Requifition von 
den Gerichten vollfiredt werden kann; 
$. 205. in Verbindung wit $. 196. a. a. O. 
3) nad Ablauf biefer Frift aber und wegen ber fpäter fällig werbenden Zah⸗ 
lungen oder Leiftungen die Erefution Iediglih den Berichten gebührt, welche 
fi dabei nach den Vorſchriften der 88. 3. u. 4. Tit. 24. der Proz. O. 
und des $. 148. des Anh. zu derfelben und den allgemeinen Befimmungen 
über bie Bollfiredung ber @refution zu achten Haben; u 
4) die von einer Auseinanberfegungsbehörbe nah Nr. 2. einmal eingeleitete 
en von berfelben aud über die Jahresfrift hinaus fortgefegt wer⸗ 
ben darf. 
Die Juſtizbehörden werben hiervon in Kenntniß gefeht werben, und bie K. 
Gen. Kom. hat auch Ihrerfeits nach denfelben zu verfahren. 
Hiernach ift zwar die Hin und wieder auf den Wunſch der Interefienten in 
bie Auseinanderfegungs-Rezefle aufgenommene Beflimmung, 
bag bie flipulirten Renten und fonftigen Zahlungen, wenn fie nit zur 
Derfallgeit geleiftet werben, fofort im Wege ber Erefution beigetrieben wers 
ben koͤnnen, 
als überflüffig anzufehen; da ſolche indeg zur Belehrung der Intereſſenten über 
die Wirkungen des Rezeſſes dienen Kann, fo fieht, wenn die Intereflenten ſolche 
wünfchen, ber Aufnahme in ben Rezeß nichts entgegen. 
(Ann. XXIII. 361. — 2. 79.) i 


3) N. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 6. 
Sept. 1840 an die K. Gen. Kom. zu Poſen, denfelben Gegenftand betr. 


Die 8. Gen. Kom. bat in dem Ber. v. 29. Suli d. 3. die Bedenken wieder: 
bolt vorgetragen, welche Sie bisher abgehalten haben, aus Bergleichen, welche 
im Regulirungsverfahren abgefchloffen worden, die Brefution zu verfügen. Diefe 
Bedenken können aber nicht für begründet anerkannt werden. 

Das zunächft die Befürchtung betrifft, daß die Gerichte, an weldhe Sie Sich 
in Gemaͤßheit des Erlaſſes v. 30. April 1825 wegen der Vollſtreckung der res 
utionen zu wenden bat, die Erefution aus foldhen Vergleichen für unzuläffig 
halten und deshalb ihre Mitwirkung verfagen möchten; fo kann den Gerichten bie 
Befugnis nicht zugeftanden werben, bie AZuläffigfeit einer Erefntion, um deren 
Bollkrelung fie von der K. Gen. Kom. als der kompetenten Behörbe requirirt 
worden, auch ihrerfeits einer nochmaligen Prüfung zu unterwerfen, und es fann 
daher auf die entgegenflebende Anficht der Gerichte, wenn fie wirklich gehegt wer⸗ 
ben follte, nur in foweit Etwas ankommen, ale diefelbe bie richtige, in der Sache 
Begründete wäre. Hierfür aber kann fie nicht angenommen werben. 

Die 8. Ben. Kom. entnimmt Ihren Zweifel bauptfächlich aus dem $. 59. 
bee B. v. 20. Juni 1817, wonach bie von den Spesials Kommilfionen aufgenons 
menen Verhandlungen bie Wirkung öffentlicher Urkunden und — — auf 
die von ihnen inſtruirten Streitigkeiten — der gerichtlichen Protokolle, haben. 
Dieſer Unterſchied war nicht für ſoiche Verhandlungen gemacht, welche zum Richters 
amte verpflichtete Juſtizbediente, als Spezials Rommiflare, aufgenommen haben. 
Aber auch für die von den DefonomiesKommiffaren aufgenommenen Berhandlungen 
bat er feine Schärfe dadurch ganz verloren, daß der in der B. v. 20. Juni 1817 
Dargelchrebane Unterfchied wegen ber Inftruftion gewifier Streitigfeiten durch quas 
Hzitte Juſtizbediente ($. 108.) durch das Ausführungsgefes v. 7. Juni 1821 
($. 6.) aufgehoben ik, und daß durch V. v. 30. Juni 1834 ($. 43.) bie Rezeß⸗ 
vollziehungen, welche vor einem. beauftragten Oekonomiekommiſſar erfolgt find, im 
bem Balle für genügend erklärt worden, daß bie zur Bekätigung bernfene Behörde 
dabei nichte zu eriunern findet. Auch ift der Zeitpunkt, mit welchem tie Verhand⸗ 
kungen über einen freitigen Punkt das Weſen des Regulirungsverfahrens verlies 
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Fi und ben Charakter der Prozeßinſtruktion annehmen, felten mit Gchärfe zu bes 
mmen. 

Hiernach kann bie Befugniß ber K. Gen. Kom., aus den im Regulirunge- 
verfahren abgefchloffenen Vergleichen Grefution zu verfügen, nicht in Mbrede ges 
Rellt werden. Doch if dabei allerdings mit beſonderer Vorficht zu verfahren, und, 
wie der $. 43. der V. v. 30. Juni 1834 eine forgfältige Prüfung von Seiten der 
Ben. Kom. vorausfeßt, ebenfo if es in Betreff der Grefution nöthig, daher die K. 
Ben. Kom. hierdurch angewiefen wirb, die Verfügung der Erefution aus folchen 
Vergleichen nicht den Defonomiefommiffarien zu überlaffen, fondern Sich Selbſt 
ber dabei erforderlichen forgfältigen Prüfung des Vergleichs und bes baranf bes, 
gründeten Antrages zu unterziehen. x 

Findet fid) dabei wegen der Förmlichkelten, wegen ber Legitimation ber Kon⸗ 
trahenten, wegen des materiellen Inhalte des Vergleichs, befonders wegen bes 
Beitpunfts feiner Ausführung oder font ein Bedenken, fo wirb der von Ihr vors 
geichIngene Weg der Feſtſezung eines befondern Regulativs allerbings den Vorzug 

enen. 

(Min. Bl. d. i. DB. 1840. ©. 390. Nr. 686.) 


4) EM. des K. Min. des I. für Ger. Ang. (v. Brenn) v. 21, 
Gebr. 1835 an die K. Meg. zu Königäberg, Oumbinnen, Danzig und Mas 
rienmwerder, und an fämmtlihe K. Gen. Kom., betr. die Befugniß ver letz⸗ 
tern je Erefutiond » Volftrelungen in Beziehung auf Beflgftörungen bei 
Auseinanderfeungen. 

Auf Anlaß vorgefommener Zweifel if die Frage: 

ob die Kompetenz der Gen. Kom. rüdfichtlich der Ausführung der von ih: 
nen geleiteten Auseinanderfeßungen auf die Ueberweifung der jedem Theile 
zuftändigen Lanbesabfindungen befchränft fei, ober ob viefelbe auch die 
Grefution auf Unterlafjung wegen der von einem oder dem andern Theile 
verübten Beflsflörungen in ſich fchließe ? 
von dem K. Staatsmin. mittelft Befchluffes v. 28. v. M. dahin entfchieden, 

„daß das im $. 205. der B. wegen Organifation ber Ben. Kom. ıc. v. 
20. Juni 1817 den lebtern und jetzt auch den an ihre Stelle berufenen 
Regierungen beigelegte Recht der Vollſtreckung der unter ihrer Dagwifchens 
kunft vollzogenen oder von ihnen bloß befätigten Auseinanberiegungeregefie 
nicht bloß auf die Ausführung der Auseinanderfegung nach $$. 198—200. 
jener ®. zu befchränfen fei, fondern auch die Befugniß in fich fchließe, 
baranf zu balten, daß Fein Theil, dem Inhalte des Rezeſſes zuwider, ſich 
Beflsftörungen erlaube, und wenn dies gefrhieht, auch die innerhalb Jahr 
reofriſt nach eingetretenem Realifationstermine dieſerhalb eingehenden Ans 
träge eines der Interefienten diejenigen Berfügungen zu erlaflen, melche 
bie Grefutionsorunung geftattet, um eine Berbindlichkeit auf Unterlaſſung 
zu vollſtrecken. ' 

Diefe Belimmung wird bierburdy ber K. Reg. zur Nachricht und Achtung 
bekannt gemacht. 

(Ann. XIX. 64. — 1. 58.) . 

5) R. des K. Min. des I. für H. u. ©. (v. Schudmann) v. 18. 
April 1834 an die 8. Gen. Kom. zu Poſen, und abfrifilih an das K. 
Ober > Präftelum daſelbſt, betr. die Ausführung erekutivifcher Maaßregeln 
bei Dienftverweigerungen. | *54 

In Betracht, daß es dringend erforderlich it, bei Dienſtverweigerungen ohne 
Berzug die erforderlichen erefutivifchen Maßregeln zu treffen, erfcheint es, wie ber 
8. Sen. Kom. auf Ihren Bericht v. 20. v. M. zu erfennen gegeben wirb, aller: 
Dinge angemefien, daß Ihre Kommiffarien In den bei Ihr anhängigen Regulirungen 
nnd in den dazu geeigneten Bällen, ohne vorgängige Rüdfrage bei Ihr, mit der 
Srefution vorgeben. Um jedoch ten bebeutenden Uebelfländen, welche Bierbei vor; 
Tommende Mißgriffe veranlaffen Fönnen, zu begegnen, hat Sie Ihre Kommiſſarien 
anzumeifen, daß fie fich darüber mit dem Kreislandraihe verſtändigen, und nur im 
Balle des Sinverfiändniges mit der Grefution vorgehen, gleichzeitig aber fogleich 
ber K. Gen. Kom. davon Anzeige zu machen haben, um Ihrer Geits die etwa 
erfocberliche Remedur eintreten zu laffen. If dagegen der Landrath über bie zu 
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ergreifenden Swangsmaßregeln mit dem Kommiſſarius nicht einverfanden, fo müſſen 
biefeiben bis zum Bingange der Verfügung der K. Sen. Kom. ausgeſetzt bleiben, 
fo dag in biefem Falle der Auftrag zur Veranlaffung der Grefution von Ihr er⸗ 
theilt werden muß. 

(Ann. XVII. 993. — 4. 48.) 


6) R. des K. Min. des J. v. 8. April 1822 an die K. Gen. Kom. 
zu N., betr. die Vollſtreckung ‚der Wiseution in Auseinanderfegungsfachen 
durch militairiſche Hülfe. 


\ Des Könige Maf. haben durch 8. D. v. 1. d. M. zu befehlen geruht, 

daß die Provinzialbehörben in Fällen, wo nicht Gefahr im Borzuge if, 
die Requiſitionen um militairiſche Hülfe und Grefution allemal an. das 
beir. K. Gen. Kommando unmittelbar und nicht an den nächſten Truppens 
Befehlshaber zu richten haben, indem die K. Ben. Kommandos in ihrer 
Inſtr. v. 28. Aug. 1814 für die Ordnung und Sicherheit der Provinz vers 
antwortlich gemacht und angewiefen worden find, auf Requifition ber oberen 
Givilbehörden den militatrifchen Beiftand zu leiften. 

Indem ich dieſe Allerh. Beſtimmung Hierdurch zur Kenntniß der 8. Gen. 
Kom, bringe, wird dieſelbe ſich bergeftalt tanach zu richten haben, dag, wenn bei 
Ihren Gefchäften die Nothwendigfeit der militairifchen @refution eintreten follte, 
Sie, wenn nicht Gefahr im Vorzuge if, nach vorgängiger eingebolter Genehmi⸗ 
gung jener Maaßregel bei dem unters. Min. fich wegen Bewirkung berfelben an 
den K. Ob. Praͤſidenten der Provinz zu wenden bat, dem bie weitere Requiſition 
deshalb an bas betr. Gen. Kommando obliegt. 

(Koch's Agrargei, 4. Aufl, S. 247.) 


7) R. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 21. 
Bebr. 1842 an die KR. Gen. Kom. zu Stental, betr. das Rekursverfahren 
In Straffachen wegen Uebertretungen bei Erekutionen auf Unterlaffungen in 
Bremeinheitötheilungd» Angelegenheiten. 


. Die 8. Gen. Kom. empfängt auf den in ber N, N.fchen Gemeinheitstheis 
InngesGace erflatteten Ber. v. 4. d. M. in der Anl. (a.) Abfihrift des bentigen 
Erlaſſes an das Reviflonsfollegium in Magdeburg zur Kenntnißnahme und Beach⸗ 
tung des darin ansgefprochenen Beinaive bei fünftigen ähnlichen Faͤllen. 

nl. a 


Anliegend empfängt das K. Revifionsfollegium die milteld Ber. der Sen. 
Kom. zu Stendal eingegangenen Akten, um fich der Abfafung des Befcheibes über 
die gegen das Erkenntniß v. 28. Aug. v. 3. erhobene Beſchwerde und zwar aus 
eigenem Rechte zu unterzichen, indem der, bei Srefutionen auf Unterlaflungen, 
wegen Feſtſezung einer auf bie Urbertretung angedroheten Strafe, nach $. 10. 
der B. über die Grefution In Civil⸗Sachen v. 2. März 1834 offenflehende Rekurs 
in Gcmäßheit der dort bezogenen K. D. v. 8. Aug. 1832 nicht an bie vorgefepte 
Auffichtebehörbe, fondern an die höhere Spruch⸗Inſtanz erwächft, und unter diefen 
Umfländen das KR. Revifionskollegium zu entfcheiden auch im vorliegenden Falle 
allein kompetent bleibt. - 5. 

"Die Ben. Kom. zu Stendal iR von dieſer Verf. in Kenntniß geſetzt worben. 

Berlin, d. 21. Febr. 1842. 


Min. des J., Landwirtsfchaftl. Abih. v. Meding. 


An 
. das 8. RevifionsKollegium zu Magdeburg. 
(Min, Dt. d. 1. ®. 1842, 6. 85, Mr. 125.) 


Bu SF. 207. u. 208. 


1) R. des K. Min. des I. für Gew.-Ang. (Bethe) v. 4. Aug. 1897 
an die K. Meg. zu Köslin und an die K. Gen. Kom. zu Stargard, betr. 
die Aufbewahrung der Regulirungs⸗ ze. Karten. 


Ueber bie in dem Ber. ber K. Reg. v. 28. v. M. angeregte Brage, bie Auf⸗ 


une ber Regulirungs: ıc. Karten beir., ift bereits in einem andern Falle 
dahin entichieben: 


⸗ 
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daß die bei den landraͤthl. Aemtern aufbewahrten Meinkarten von ben bes 
zeit ausgeführten und beenvigten Gemeinheitstheilungen und fonfligen Auss 
einanderfegungen zur eigenen Aufbewahrung an die Partheien verabfolgt 
werden, auch bie Gen. Kom. ohne weitere Rüdfrage beim unters. Min, 
barüber verfügen koͤnne. 

Hiernach Hat die 8. Reg. die landraͤthl. Behörden mit Inftruftion zu ver 
fehen, und biefe anzuweiſen, bei eiwanigen Bedenken nährre Beſtimmung der 
Gen. Rom. zu Stargard einzuholen. 

(Ann. XXI. 647. — 3. 62.) 


2) R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bote) v. 9. Mat 1853 
an die 8. Gen. Kom. zu N., betr. die Berfendung von Karten-Kaften. 


Der 8. Gen. Kom. wirb aus Anlaß Ihrer an das K. Gen. Poftamt gerichs 
teten Beſchwerde v. 22. Dee. v. 3. — wegen ber durch die Pofl-Erpedition zu N. 
yertoeigerten Beförderung von KartensKaften mit der Poft — im Anfchluße Abs 
fehrift eines Schreibens bes Handels:Min. v. 17. Mir c. (Anl. a.) zur Kennts 
nißnahme mitgetheilt. Das Din. befindet ſich nicht in der Lage, der Anficht bes 
Min. v. d. Heydt entgegen treten zu fünnen, da es von ter Poft- Verwaltung 
nicht verlangt werben darf, Iediglich Behufs des Transports großer KartensKaften 
in einzelnen anfcheinendb nur felten vorfommenden Fällen größere Wagen, ale 
font erforderlich, bauen und in Anwendung bringen zu lafien, oder vielleicht ans 
dere Eoftfpielige Sinrichtungen zu treffen. Es muß in derartigen Fällen der Er⸗ 
wägung ber Behörden überlaffen bleiben, in welcher Weife der Transport folcher 
Karten: Kaftlen am ficherften und zweckmäßigſten zu bewerfftelligen ift; auch wenn 
dies durch befondere Boten gefchehen müßte, werden die dadurch entftehenden 
Koften nicht in Betracht kommen können gegen biejenigen Koften, welche der Poſt⸗ 
Berwaltung durch veränderte Ginrichtung ihrer Wagen veranlaßt werben würden. 
Dafür, daß bie Beförderung von Karten Kaflen von den Poſt⸗Anſtalten nur felten 
und wenn biefelbe in der That nicht ausführbar ift, wirb abgelehnt werben, bürgen 
bie in dem Schreiben des Min. v. d. Heydt ertheilten Zuflcherungen. 


Anl. a. 

Mittel Schreibens v. 3. d. M. ift mir von Einem 1. Abfchrift eines Ber. 
bes Reg. Aſſeſſor N. au N. mitgetheilt worden, in welchem berfelbe darüber Bes 
ſchwerde führt, daß fich das dortige Poſtamt geweigert habe, Kartenfaften von 6 
bie 7 Buß Länge zur Beförberung mit den Bolten anzunehmen. Diefer Fall trifft 
mit einem gleichartigen Falle zufammen, welchen bie K. Gen. Kom. zu N, bei 
dem Gen. Boftamte zur Sprache gebracht hat. 

Bereits im Jahre 1849 hat über die Beförderung von Kartenfaften mit ben 
Poſten eine Korrefpondenz zwifchen dem Gen. Peflamte und dem Min. des J. 
Rattgefunden, in deren Folge die Poſt⸗Anſtalten angewieſen wurben, den Wünfchen 
ber Reg., Ben. Kommiffionen ıc., hinfichtlich der Fortſchafſung jener Kaften mögs 
lich entgegen zu kommen, namentlich aber die in den Wagens Magazinen nicht 
Raum findenvden Kaſten fo weit als thunlich auf dem Verdecke der Hauptwagen 
forifchaffen zu laffen und zu dem Ende, wo es anginge, bie Verdecke der Yours 

ons und ordinairen Poſtwagen mit Ringen zu verfehen, an denen die Kaften 
eftigt werden Fönnten. 

Im Laufe der Zeit Haben fich inde die Poſt⸗Kours⸗Ginrichtungen weſentlich 
geäntert. Die meiften Güter⸗Roſten find in Folge der Eifenbahn-Anlagen einge: 

angen, Fourgons und Packwagen daher nur noch auf fehr wenigen Routen im 

ebrauch. In Stelle der orbinatren Fahr⸗Poſten find BerfonensBoften getreten, 
bei denen Wagen benupt werden, bie ſich von den früheren großen Fahr⸗Poſtwagen 
hinſichtlich ihrer ganzen Konſtruktion und Ginrichtung weſentlich unterſcheiden. 
Die neuen Bagen haben meiftens leichte, abgerundete Verdecke, auf denen ſich 
nur in der Mitte eine Kleine, zur Aufnahme leichter Paſſagier⸗Effekten deſtimmte 
Bache befindet. Das den BoR:Anftalten anempfohlene Ausfunftsmittel, diejenigen 
Kartenkaſten, weiche fich wegen ihrer Länge im Wagen-Magazine nicht unterbrins 
gen laflen, auf dem Berbede der Wagen zu plaziren, iſt daher jeht faſt nirgends 
mehr anwendbar. 
&ben fo wenig ift es thunlich, die Kaften dem Borfchlage der Gen. Kom. 
gemäß in der Weile fortzufchaffen, daß dieſelben mittelft gefrümmter Eiſen unter 
den Poſtwagen befefligt werben, da bei einer derartigen Plazirung ber Kaften bie 
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Poſt⸗Wagen am Umwenden gehindert werben würden. Ueberhaupi ſtehen biefer 
Art des Transports auch ſchon in ſofern große Bedenken entgegen, als die Kar⸗ 
tenkaſten nicht fo feſt und dicht gearbeitet, auch niemals fo emballirt zu fein 
pflegen, daß fie mit den barin befindlichen, oft fehr werihvollen Rarten vor der 
Befchädigung bei vorfommenden beftigen Stößen, ober vor dem Eindringen der 
nähe hinreichend gefchüßt fein würden. 

Wenn es Hin und wieder vorgefommen ifl, daß Kartenkaſten, welche in ven 
Magazinen der Pofl:Wagen nicht Platz fanden, ben Pofillonen übergeben worben 
find, um fle neben fich auf den Bodfib zu flellen, fo kann ein foldhes Verfahren 
durchaus nicht gutgeheißgen werben; denn abgefehen davon, daß die Kaflen dabei 
vor Befhädigungen ebenfalls nicht Hinlänglich gefhügt find, fo wird auch ber 
Boftiflon durch die Kaften an der freien Zührung der Pferde gehindert. 

Unter folchen Umftänden bleibt nur übrig, baß fich die Behörden und Bes 
amten, welche bergleichen, in den Bofz Magen; Magayinen nicht Platz ſtndenden 
Kartenkaſten abzuſenden haben, zur Fortſchaffung derſelben anderer Transport⸗Ge⸗ 
legenheiten bedienen. Das K. Min. erſuche ich, die betheiligten Behoͤrden dem⸗ 
gemäß mit Anweiſung verſehen zu wollen, wobei ich jedoch bemerke, daß auf allen 
Routen, wo die Poftverbinpungen Tediglich durch Bifenbahnzüge vermittelt ober 
durch Güter-Poften Hergeftellt werben, die Beförberung der Kartenlaflen nad wie 
vor feinem Bedenken unterliegen wird. Weberhaupt wolle fich das K. Min. vers 
fihert halten, daß die Poſt⸗Anſtalten auch fernerhbin den Wünfchen der Gen. Kom. 
ıc. binfichtlich der Kortfchaffung jener Kaften bereitwillig entgegenfommen werben, 
da fle es als ihre Pflicht anzuerfennen haben, gemeinfchaftlicdy mit biefen Behör⸗ 
den das SInterefie des Staats, wo nur immer thunlich wahrzunehmen, 

Dem Reg. Aſſeſſor N. und der Gen. Kom. zu N. wolle das 8. Min. anf 
ihre fpeziellen Beſchwerden gleichfalls das Erforderliche eräffnen. Wenn in den 
legteren Zweifel erhoben worben find, daß die Poſt⸗Anſtalten überhaupt befugt 
fein, Kartenkaflen von 6 und mehr Fuß Länge von der Beforderung mit ben 
Boften zurüdgumeifen, fo bemerfe ich, daß dergl. Kaſten unbebenflich zu denjenis 
gen Gegenftänden gerechnet werben müflen, welche nad $. 8. bes unterm 31. Juli 
v. 3. erlaffenen Regl. zu dem Gef. über das Boftwefen v. 5. Zuni v. 9. wegen 
ihrer Unförmlichkeit von der Annahme ausgefchloffen werben fönnen. Die gleiche 
Befugnis, folche Kartenkaften zurückzuweiſen, land den Poſt⸗Anſtalten anerfannter 
Maaßen febon früher nach 8. 87. des Porto⸗Tar⸗Regul. v. 18. Dec. 1824 zu. 

Berlin, ven 17. März 1853. 

Der Min. für H., ©. u. öffentl. Arb. v. d. Heydt. 


A . 
das K. Min. für landiwirtbfchafll. Ang. 
(Min. Bl. d. i. 2. 1853, S. 266, Nr. 230.) 


gu $$. 209. u. 210. 


1) R. des K. Min. des I. v. 25. Oft. 1821, betr. vie Vertheilung 
der Vermeſſungskoſten in Regulirungsſachen. 


Das unterz. Min. findet fi durch den Ber. der 8. Gen. Kom. v. 30. u. M. 
wegen der Bermeflungsfoften in der Regulirungsfadhe von N. N. zu folgenden nä⸗ 
bern Bellimmungen über die Anwendung ber $$. 209. u. 210. der B. v. 20. 1 
1817 in Verbindung mit $. 16. des Gef. v. 7. Juni d. I. wegen Ausführung der 
Gem. Th. und Ablöf. O. veranlagt. 

Es find bei der Regulierung ber gutöherrlichen und bäuerlichen Verhaͤltniſſe in 
Berbindung mit einer Gemeinheitstheilung folgende Faͤlle zu unterfcheiden: 

1) Ob bie Iegtere bloß die Auseinanderfeßung zwifchen dem Gutsheren und 
ben zum’ Eigenthum gelangenden Bauern wegen ber von den legten an bie erſters 
zu ihrer Abfindung wegen biefer Cigenthums⸗Verleihung abzutretenden Granbüde 
und in Folge derfelben bie neue Gintheilung der den bäuerlihen Wirthen verblei⸗ 
benden Grundftüce mit ober ohne Separation der bäuerlichen Wirthe zum Gegen⸗ 
ande habe und ſolche ohne Weiterungen zu Stande gebracht werden. 

In diefem Falle kann allerdings zwifchen den Koſten der Regulirung und ber 
Separation nicht unterfchieben werden. Denn die Meberweifung der in Wolge ber 
Regulizung jedem Theile gebührenden Abfindung iſt integrirender Theil der ledtern. 


% 
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ie die Outsherrfchaft fordern Tann, daß die ihrige ihr ſpeziell zugetheilt werbe, 
fo kann dies auch jeder bäuerlihe Wirth verlangen, und bie feparixte Zutheilung 
berfelben if nicht anders als eine ſolche Ueberweiſung. 

Sie erfordert an ſich feinen größern Koftenaufwand, als jede andere Zutheis 
lung ; im Gegentbeil würbe bie ſtückweiſe Zutheilung der in Gemeinheit bleibenden 
Interefienten einen größeren Aufwand nöthig machen. 

Es findet alfo in dem vorausgefeßten Walle der $. 209. der DB. v. 20. Juni 
1817 unbefhräntte Anwendung. 

2) Entſtehen aber Weiterungen über die Annahme des neuen Bertheilungs: 
plans, fei e8 zwifchen der Gutsherrfchaft und den bäuerlichen Wirthen in der Ges 
fammtheit, oder zwiſchen der erftern und einigen der letztern, ober unter den baͤuer⸗ 
lichen Wirthen Fink über die Subrepartition unter denfelben, und die ihnen babei 
zu gewährenden Planlagen, fo Fönnen die Hieraus hervorgehenden Koſten nicht zur 
allgemeinen Koftenmafle gezogen, fondern es muß wegen beren Bertheilung nad 
$. 212. a. a. D. verfahren werben. 

3) IR die Gutsherrfhaft auch wegen ihrer Borwerks + Ländereien mit ben 
bäuerlihen Wirthen noch nicht feparirt, fo müflen die gefammten Koften der Se⸗ 
paration von den übrigen, die Regulirung betreffenden Koften gefondert werben. 
Die Gutsherrfhaft übernimmt dann den auf die Borwerks » Ländereien treffenden 
Theil, der Beilimmung im $. 210. a. a. DO. gemäß, nach den im $. 26. des Gef. 
v. 7. Juni a. c. beflimmten Grundfüßen. 

Der auf die bäuerlihen Kändereien, einfchließlih der hiervon der Gutsherr⸗ 
ſchaft gebührenden Abfindung, treffende Theil der Koiten wird aber zufammt ber 
die Regulirung als ſolche angehenden Koiten, nach dem $. 209. der V. ». 20. Juni 
1817 ausgebrüdten Grundfage vertheilt. 

Eben fo wie mit den Vorwerks-Laͤndereien iſt es 

4) wegen ber von ber Butsherrfchaft eingezogenen Bauerhöfe zu halten. Es 
Tann zwar für die entgegengefeßten Meinungen, daß nämlidy die auf bäuerliche 
Laͤndereien fallenden Koften in Anfchlag fommen müflen, und demgemäß nad tem 
Prinzip des $. 209. dem Qutsheren dafür entweder gar Feine befonderen Koften 
angelegt werben bürfen, ober aber demfelben von der auf die Bauerhöfe zurüdfals 
lenden Hälfte pars quota nad PVerhältnig des Slächeninhalts derfelben zu ben bei 
den bäuerlichen Höfen verbleibenden Ländereien zur Laſt gelegt werden müfle, an- 
geführt werden, daß diefelben zur Maſſe der Bauerländereien gehören. Allein im 
&. 209. ift nur von den Koflen der Megulirung, die der Auseinanderfegung zwis . 
fchen dem Gutsheren einerfeits, und den zum Gigentbum ihrer Stellen berufenen 
bäuerlichen Wirthen andererfeits, die Rede. Die von der Gutgsherrſchaft eingezo⸗ 
genen Bauerländereien aber haben durch die gefegliche Autorifation zu deren Ein; 
giehung die Natur der Vorwerksländer erhalten und fie find nicht mehr Gegenfland 

er Regulirung nad dem Pakte. 

Nach diefen Beſtimmungen hat die 8. Gen. Kom. daher in Zukunft zu vers 


n. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl., S. 350.) 

2) R. des 8. Min. des J., Abth. 1. (v. Manteuffel) v. 18. Febr. 
1848 an die 8. Gen. Kom. zu N., betr. die Aufbringung der Koften für 
die Bekanntmachung von Kapitald-Entfchädigungen. 


Auf den Ber. v 25. Aug. v. I. wird der 8. Gen. Kom. eröffnet, baß bie 
Anfiht desjenigen Theils des Kollegiums für die richtige zu erachten ift, welcher 
die Koften der Bekanntmachung von Kapitals:Entfchädigungen als allgemeine, nach 
den gewöhnlichen Regeln aufzubringende Auseinanderfegungsfoften betrachtet. Cine 
Kapitalsablöfung hängt in der Regel von dem freien Entichlufle des Berpflichteten 
ab, und kann er daher im Allgemeinen nicht einmal die Billigfeit für fih in Ans 
fprud nehmen, um die Befreiung von den Koften der Bekannimachung zu verlans 
gen, welche bei verfchuldeten oder font belafteten Gütern unerlißlic find, um das 
Geſchaͤft vorſchriftsmäßig zum Abſchluß zu bringen. Dem fteht die Befugniß bes 
Berpflidhteten, das Kapital zu deponiven und fi dadurch von weiterer Haftung 
gegen die Realberechtigten zu befreien, nicht entgegen, da hierdurch nur die Gefahr 
ber doppelten Bahlung vermieden, die Verpflichtung, ſich bei dem Gefchäfte bis zum 
formellen Abſchluß zu betheiligen, aber nicht aufgehoben wird. Auch beftimmt bas 
Geſetz im $. 209, seg. der B. v. 20. Juni 1817 und $. 27. der Ausführ, O. v. 


fahre 
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7. Zuni 1821, daß alle zur orbnungsmäßigen Auseinanberfehung erforderliden Ko⸗ 
fien bei Regulirungen und Ablöfungen von beiden Theilen getragen werben müflen, 
und unterliegt es Teinem Zweifel, daß die Koften ber Bekanntmachung nicht au bem 
von der einen ober andern Seite erhobenen Weiterungen gerechnet werben können. 
In den Fällen, wo fi ber Anſatz von Paufchquanten rechtfertigen möchte, 
muß lediglich nach den beftehenden Vorſchriften verfahren werben. 
(Min. BI. d. i. 8. 1848. ©. 52. Nr. 54.) 


3) N. des K. Min. des I. v. 7. Juli 1834, betr. die Ausgleichung 
der Intereffenten in Betreff der Koften. 


Nach der von der K. Ober s Rechnungsfammer dem unterz. Min. gemachten 
Mittheilung laflen mehrere Gen. Kom. die endlihe Ausgleihung der Intereffenten 
wegen ber im Laufe der Auseinanderfegung eingegogenen Koften auf ſich beruhen, 
wenn biefelbe nicht von einem oder dem anderen Theile in Anregung gebracht wird, 
ober Fiskus, Kirchen, Pfarren und Schulen dabei intereffirt find. 

Bin ſolches Verfahren ift aber den beflehenden Vorfchriften nicht angemeflen, 
wonach die Koftenvorfchüffe nach ganz andern Grunbfügen, als bie endliche Ver⸗ 
theilung zu veguliren find. Eben fo wenig ift baffelbe der leitenden Idee, wonach 
bie 8 Gen. Kom. die Auseinanderfeßung zu bewirken Hat, angemefien, ba Gie 
hiernach ohne erſt die Anträge der Bartheien zu erwarten, alle Gegenflände, die 
zum vollftändigen Abfchluß dee Sache gehören, zur Sprache zu bringen und des⸗ 
halb entweder in ben dazu geeigneten Bällen eine Bereinigung ber Interefienten bes 
wirken laffen, oder die fireitigen Punkte durch Entſcheidung erledigen muß. 

Die K. Gen. Kom. hat alfo darauf zu haften, daß bierna® für die Bufunft 
auch wegen bes Koftenpunfts verfahren werbe. 

(Koch's Agrargei., 4. Aufl. S. 350.) 


Zu $$ 209 - 212. 


1) C. R. des 8. Min. des I. (v. Bodelſchwingh) v. 26. Aug. 1847 
an fämmtliche K. Gen. Kom., und an die K. Meg. zu Frankfurt, Königd- 
berg, Sumbinnen, Marienwerder und Danzig, betr. die für Nechnung der 
Kirchen, Pfarreien, Schulen und Küftereien entflandenen Auseinander⸗ 
ſetzungskoſten, beziehungsweiſe deren Niederfchlagung. 

Des Könige Maj. haben in einer unterm 12. Juli d. I. an das K. Staates 
min. erlaflenen Allerh. 8. O. nunmehr definitiv zu beftimmen gerubt, daß bie bei 
gutsherrlich⸗ bäuerlichen Regulirungen, Gemeinheitstheilungen und Ablöfımgen auf 
die betheiligten Kirchen, Pfarreien, Küftereien und Schulen fallenden Kolen us 
naͤchſt ans dem verfügungsfreien Vermögen und Cinkommen bes betheiligten Inſti⸗ 
tuts zu entnehmen find, infofern nämlich dies Vermögen oder Binfommen wicht dem 
amtlichen Nießbrauche der kirchlichen oder Schulbeamten unterworfen if, und nad 
anaug ber zur orbnungsmäßigen Unterhaltung des Inftituts erforderlichen Ausga⸗ 
ben einen verfügungsfreien Beſtand ergiebt, daß aber, wenn ein foldder Beftand 
nicht vorhanden und demgemaͤß dad Inftitut für unvermögend zur Tragung ber in 
Rede flehenden Koften anzufehen ift, die erwachſenen Auseinanderfeßungsds ıc. Kor 
Ren niebergefehlagen, beziehungsweife aus öffentlien Bonds entnommen werben 
follen. Werner tollen die feither geftundeten Auseinanberfeßungss ıc. Koften für 
Kirchen, Pfarreien, Küflerelen und Schulen, fo weit folde unter Anwendung ber 
oben ertheilten Beſtimmung für umbeibringlid zu erachten find, nunmehr befmitiv 
niebergefählagen werben. 

Auf Grund dieſer Allerh. Beftimmungen wird bie K. Gen. Kom. (Reg.) nuns 
mehr angewiefen: 

Die für Rechnung der geiftlihen ꝛc. Inftitute bisher geflundeten Auseins 
anderſetzungskoſten einer nocdhmaligen genauen Prüfung zu unterwerfen, und fobann 
zur ungefäumten Nieberfchlagung derjenigen Koften zu ſchreiten, welche ſich babei 
als zu ber oben bezeichneten Kathegorie gehörig ergeben, Dies Geſchaͤft iſt berges 
ftalt zu befchleunigen, daß bie Niederfchlagung aller dazu geeigneten Koſtenrückſtaͤnde 
jedenfalls noch bis zum Finalabſchluß für das Laufende Sehe ſtattfindet. In Bes 
zug auf dieſe bisher geſtundet geweſenen Rückſtaͤnde wird bie K. Gen. Kom. (Keg.) 
von ber, ſonſt bie allgemeine Regel bildenden Beſchraͤnkung, wonach zur Nieder⸗ 
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foplagung einer, den Betrag von 50 Thlr. überfleigenden Summe die Minifterials 
Genehmigung erforderlich if, entbunden, und demgemäß ermächtigt, alle derartigen 
Koften, fofern die oben vorgefchriebenen Bedingungen zutreffen, ohne Rüdficht auf 
Kol Betrag felbfifländig, jedoch aud unter eigener Verantwortlichkeit niederzu⸗ 
lagen. 

Sn Bezug auf die Juftififation diefer niederzuſchlagenden KRoftenrüditände in 
ber Iahresrehnung pro 1847 wirb ferner bemerkt, daß die K. ber» Rechnungs 
fammer erfucht worden ifl, vor Beibringung der, nach der Vorfchrift diefer Behörde 
behufs Juftififation niebergefchlagener Koften in der Regel beizufügenden Originas 
lien oder Abfchriften der betreffenden Liquidationen zur Vermeidung der dadurch 
entſtehenden weitläuftigen Schreibarbeit und des Rofenaufwanbes ausnahmsweife 
Abftand zu nehmen, worüber der K. Gen. Kom. (Meg) noch definitive Beſtim⸗ 
mung zugeben wird. 

1. In Betreff der auf Grund der Bingangs gedachten Allerhöchften Beſtim⸗ 
mung fünftig fortlaufend niederzufchlagenden Roften kommen bie allgemeinen Grund» 
füge bezüglih auf die Befugniffe der Nuseinanderfepungs s Behörden zur Anwens 
dung, dergefalt, daß auch wegen derartiger Koften diesjeitige Genehmigung nach⸗ 
cn 1% Beim es ſich um bie Nieberfchlagung einer Summe von mehr als- 

tr. handelt. 

In den Kaſſenabſchlüſſen find die für Rechnung unvermögender geiftlidher In⸗ 
flitute zur Niederfchlagung kommenden Koftenbeträge zwar bei dem Ausgabetitel „an 
niedergeſchlagenen Rohen“ jedoch in einer befonderen Unterabtheilung befielben, ges 
fondert von den aus anderen Gründen erlaffenen Koftenbeträgen, aufzuführen, fo 
daß aus den Abfhlüffen der Betrag jener Niederſchlagungen mit Sicherheit zu ent⸗ 
nehmen if. Diefe Beſtimmung ift ſchon bei Aufftellung des biesjührigen Finalab⸗ 
ſchluſſes zu beachten. 

Außerdem hat die K. Gen. Kom. (Reg.) jedesmal nad dem Jahresabſchluß 
mittel befonderen Berichts anzuzeigen, auf wie hoch fi bie im abgelaufenen 
Jahre niedergefchlagenen Koften der unvermögenden geiftlichen und SchulsInftitute 
belaufen Haben, wobei in der Anzeige für das Jahr 1847 die derartigen Koſten⸗ 
rüdflände aus früheren Jahren bis zum Jahre 1846 einfchließlih, von den im 
Jahre 1847 ausgefchriebenen Koften zu fondern, und bie Beträge beider Kathego⸗ 
rien fummarifch anzugeben find. Diefe Anzeigen müflen aber fowohl für das laus 
fende, als fir künftige Jahre noch am Tage des Finalabſchluſſes abgefandt werben, 
und jedenfalls innerhalb 8 Tagen nah dem Abfchluß bier eingegangen fein. 

(Min. BL d. i. 3. 1848. ©. 22. Nr. 14.) 


2) ©. R. des 8. Min. des 3. (v. Bodelfchwingh) v. 1. Dec. 1847, 
‚an fämmtliche K. Gen. Kom., und an die K. Reg. zu Frankfurt, Koͤnigs⸗ 
berg, Gumbinnen, Marienwerder und Danzig, in derfelben Angelegenheit. 

Um bei den Auseinanderfeßungs: Behörden ein gleihmäßiges Berfahren in 
benjenigen Faͤllen herbeizuführen, wo bie für Rechnung unvermögender Kirchen, 
BDfarreien, Schulen und Küftereien entſtandenen Ausfinanberfegungsfoften in Gemäßs 
heit der Allerh. K. O. v. 12. Juli c. niedergeſchlagen werben müflen, beflimme ich, 
unter Sinweifung auf bie biesfeitige Cirk. Berf. v. 26. Aug. c. und nad vor⸗ 
gängiger Kommunifation mit der K. Ober-Rehnungslammer hierdurch nachträglich, 
daß die Niederfhlagungen von dergleichen Koften lediglich auf Grund von Zeuge 
niffen des Unvermögens erfolgen follen, weldye von denjenigen Regierungsabthei⸗ 
lungen ausgeftellt End, denen bie Oberauffiht über die geiftliden und Schul 
Inſtitute obliegt. . 

Die K. Gen. Kom. (Reg) wird angewiefen, hiernach in ben betr. Fällen zu 
verfahren. 

(Min. BI. d. i. V. 1848, ©. 23, Nr. 15.) 

3) R. der K. Ober⸗Rechnungs⸗Kammer v. 28, Dec. 1847, betr. die 
Niederſchlagung der für Rechnung geiftlicher Inflitute und Schulen ent« 
flandenen Auseinanderſetzungskoſten. 


‚ Der Nachweis, welcher Betreffs der Niederfchlagung von Auseinanderfehungs: 
foften, bie für Rechnung der Kirchen, Pfarreien, Schulen und Küftereien entitanden 
ud, zu führen if, ir Ar befonderen Atteften der K. Reg. und zwar derjenigen 
Abtheilungen, denen die Oberaufſicht über die ‚geiftlichen und Schul⸗Inſtitute ob⸗ 
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Tiegt, belegt werben, wodurch beſcheinigt wird, daß die Erörterung des Vermögens 
zuftandes des betheiligten Inftituts ſtattgefunden und ſich daraus ergeben hat, wie 
Daffelbe ein verfügungsfreies Bermögen und Einkommen, aus welchem der ihm zur 
Laſt ftehente Betrag an Regulirungskoften nad Vorfchrift der Allerh. K. O. 9. 
12. Suli d. zu entnehmen gewefen wäre, nicht beſitzi. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl. S. 353.) 


A) R. bes K. Min. des. J. v. 14. Mat 1848, an die 8. Gen. Kom. 
zu N,, betr. vie Niederſchlagung der Koftenbeiträge unvermögender geiftlicher 
und SchulsInftitute in Auseinanderfegungd-Sachen. 

Behufs Berminderung des Schreibwerls wird die K. Gen. Kom. angewiefen, 
fortan Teine Anträge auf Nieberfchlagung von Koftenbeiträgen unvermögender geifls 
licher oder Schul-Infitute in den einzelnen Sachen hierher zu richten, Tondern alle 
derartige Roftenfummen, ſoweit e8 zu deren Niederſchlagung der biefleitigen Ges 
nehmigung bedarf, jedesmal am Jahresſchluß zufammenzuftelen und die Niebers 
ſchlagung auf Grund der einzureihenden Nachweiſung, welde erforderlichen Falle 
bei den einzelnen PBofltitionen zu motiviren ift, —* zeitig a4 beantragen, daß 
die Miniterial- Genehmigung noch vor dem Finalabſchluß der Kafle erwartet wers 
den kann. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl. S. 353.) 


II. 


Zum Geſetze v. 7. Juni 1821 über die Ausführung der 
Gemeinheits⸗Theilungs⸗ und Abloſungs⸗Ordn. de eod. dat. 


Zu 66. 8. u. 11. 


N. der K. Min. des I. für H. u. ©. (v. Schumann) u. der J. (v. 
Kamptz) v. 10 Nov. 1831 an die K. Gen. Kom. zu Stargard, betr. die, 
bei Regulirung der gut&herrlich = bäuerlichen DBerhältniffe in Anfehung der 
Kapitalzgahlungen der bäuerlichen Wirthe zut Sicherftelung der eingetrages 
nen Gläubiger zu nehmenten Maafregeln. 1) - a . 


Die von der K. Gen. Kom. verfehiedentlich zur Sprache gebrachten Differen: 
en mit dem O. L. ©. zu Köslin, wegen der bei Regulitung der gutsherrlich⸗ 
äuerlihen Berhältniffe, in Anfehung ber Kapital-Zahlungen der bäuerlichen Wirthe, 
zur Sicherſtellung der eingetragenen Gläubiger zu nehmenden Maaßregeln, haben 
die unterz. Min. zur Kommunikation darüber veranlaßt, und in Folge ber deshalb 
fattgefundenen Bereinigung wird Ihr zu erfennen gegeben: 

dag nah der im $. 8. bes Geſ. v. 7. Juni 1821, wegen Ausführ. ber 
Gem. Th. und Ablöf. DO. ertheilten Beftimmung, auch bei biefen Auseinans 
berfegungen bie $$. 460. seq. Tit. 20. Thl. I. des A. 2. R. eben fo ganz 
allgemein, wie rüdfichtlih der Gem. TH. und Ablöf. Gefchäfte, zur Amben⸗ 
dung fommen müffen. 
Denn wiewohl die Zurückweiſung im $. 8. des erfigebachten Geſetzes auf den $. 11. 
a. a. O. bloß auf diejenigen Bälle bezogen werben fann, rückſichtlich welcher eine 
Öffentliche Bekanntmachung verordnet if, fo erfcheint bo bie andere Auslegungss 
art, daß in dieſer Zurüdweifung alle im $. 11. genannten Geſchäfte, nämlich ſo⸗ 
wohl die gutsherrlih-bäuerlichen Regulirungen, ald Gem. Th. und Ablöf. Geſchaͤfte, 
als Gegenitand der Dispofition haben bezeichnet werben follen, den Ausbrüden und 
ber Abficht jener Vorſchrift viel entfprechender. Denn die, rückſichtlich der Lehnes 


1) Dies R. if den Gerichtsbehörben zur Nachachtung mitgetheilt buch das 
GR. des Juſt. Min. v. 24. Den, 1831. (9. 8. Ann. Br. 15. ©. 753.) 
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und Fibeilommißs und anderer zur Sache zuguziehenden Intereffenten, zu erlaſſende 
öffentliche Befanntmadung bietet nichts dar, was die Lage der intereffirenden Glaͤu⸗ 
biger ändert. Aus der öffentlichen Bekanntmachung erhalten nämlich die eingetras 
genen Släubiger fein Recht, ihre Zulaſſung zu der Verhandlung über die Auseins 
anberfeßung zu fordern. 

Cf $. 10. seq. und $. 148. der Gem. Th. O. $. 14. des Ausführ. Gef. 
Jene Belanntmachung kann alfo auch rüdfichtlich ihrer Feine Wirkung äußern. Je⸗ 
denfalls handelt es is von der Auslegung einer zweifelhaften Beflimmung, welde 
in Grmangelung aller Motive zu einer Ausnahme nit wohl paflender, als nad 
den unzweibeutigen Beflimmungen für gleichartige Faͤlle gemacht werden fann, Bei 
welchen es einer Seite auf möglichſte Sicherftellung des Intereffe der Gläubiger, 
anderer Seite auf Befeitigung aller ferneren Weiterungen wegen bes unter den 
Bartheien gefchloffenen Hauptgefchäfts abgefehen if. Die Beſchränkung bes $. 8. 
auf bie Bälle öffentliher Bekanntmachung würde, ganz im Widerſpruche mit ber 
eben gedachten Abficht des Geſetzes, die Rückkehr auf die Beftimmungen des 8. 48. 
ber 8. v. 20. Juni 1817 näthig machen, und die Generals Kommilfionen würben 
hiernach ohne alle Konkurrenz der Hypothelarien über die Art und Weife der Bers 
wendung der Ablöfungs-Kapitalien zu beitimmen haben. 

Nach den eben entwidelten Grundfägen wird nun in den zur Konteftation ge: 
diehenen Fällen folgendes Verfahren ftattfinden müffen: 

1) Die Gen. Kom. hat den hypothekariſchen Släubigern fowohl bei gutsherr: 
lich⸗baͤuerlichen Regulirungen, als Gemeinheits = Theilungen und Dienftablöfungen, 
ohne Rüdfiht darauf, ob die öffentliche Belanntmachung der Auseinanderfeßung 
erfolgt ift, oder nicht? fogleich nad) errichtetem Rezefle von dem auf Kapital: Ab: 
Endung des verſchuldeten Gutes gerichteten Abkommen nadrict zu geben, mit der 

ufforberung, fih innerhalb der, $. 463. Tit. 20. Thl. J. A. L. R. beilimmten 
Frift, mit ihren Anfpeuchen zu melden. 
' Pi 2) Machen fie der Ben. Kom. keine Afeige davon, daß fle von ben ihnen 
na 
6. 461. u. f. Tit. 20. TH. J. des A. M, 
uftehenden Rechten Gebrauch machen wollen, fo geht ihr Recht auf die abgeläfete 
ealität und reſp. das Ablöfungss Kapital verloren, und e6 wird auf den Grund 
eines von der Ben. Rom. über die nicht erfolgte Meldung auszuftellenden Atteſtes 
bie abgelöfete Realität im Hypothekenbuche abgefchrieben. 

Diefes Bräjubiz muß jebody den Gläubigern bei der Benachrichtigung ausdrück⸗ 
lid, befannt gemacht werben. 

3) Um aber zu verhindern, daß in ber Zwifchenzeit, von ber erfolgten Be: 
kanntmachung an die ſchon eingetragenen Gläubiger bis zur Erledigung ihres Anz 
ſpruches an das Abloſungs⸗Objekt, durch neue Bintragungen fernere Weiterungen 
entftehen, fo haben bie Öen. Kom. glei nah Konfirmalion des Rezeſſes die Hy⸗ 
pothelen s Behörde von der erfolgten Ablöfung, Separation ꝛc. zu benuchrichtigen, 
und zur @inteagung eines vorläufigen Vermerks im Hypothekenbuche zu veranlaf: 
fen, welcher die Wirkung Hat, daß kein fpäter eingetragener Gläubiger Cinwendun⸗ 

en und Anfprüche in Bezug auf bie flattgefundene Auseinanderfegung machen 


ann. 

4) Melden ih aber die Bläubiger und erflären fie, von den ihnen nad $. 
401. u. f. E c. zuftiehenden Rechten Gebrauch machen zu wollen, fo fann die Abs 
fhreibung der durch Kapital abgelöften Realität zwar erfolgen, es muß aber bie 
Gintragung der Abfindungs s Kapitalien, wenn deren Zahlung nicht fofort erfolgt, 
oder beren Verwendung zu den, Art. 70, ter Dell. v. 29. Mai 1816 gevachten 
Zwecken, nämlich zu den in Folge der Auseinanderfeßang nöthig werdenden neuen 
Einrichtungen ober zur Befriedigung der erften Hypothekenglaͤubiger nicht dargethan 
if, auf dem Folio desjenigen Guts, von befien Beſitzer die Zahlung geleiftet wers 
ben fol, sub Rubro III. gefchehen, und babei bemerft werben, daß die Dispofltion 
über diefe Kapitalten aus dem Hypothekenbuche des bereihtigten Guts zu erſehen 
fei, wie dies in einem ähnlichen Falle $. 149. der Gem. Th. OD. vor eförieben iſt. 
Eben ſo muß bei der Abſchreibung auf dem ſolio des berechtigten Guts vermerkt 
werden, daß die Abſindung durch Kapital geſchehen ſei, und daß die Kapitalien bis 
zum Nachweife der geſetzlichen Verwendung auf den verpflichteten Gütern eingetras 


gen werben. 
5) Diefe Bintengungen müfen auch erfolgen, ſelbſt wenn bie Berpfliähteten 
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bereits die Kapitale-Mbfindung dem Dominio gezahlt Haben follten, unb genügt bie 
bloße Gintragung einer Proteftation nicht, da die Zahlung, fo lange bie gefehliche 
Berwenbung bes Gezahlten nicht nachgewieſen if, den Rechten ber Gläubiger uns 
nachtheilig it, wogegen es ben Berpflichteten überlaffen bleiben kann, bei Gintras 

ung der Abfindungs » Kapitalien auf ihre Güter, die bereits erfolgte Zahlung in 
Form einer Proteftution vermerken zu Laflen. 

6) Weifet nun künftig der Gutsbefiger die erfolgte gefehlihe Berwendung ber 
Abfindungs:Kapitalien, refp. durch Attefte der K. Gen. Kom., oder von ben erften 
Hypothefarien quittirte und gelöfhte Schuld s Dokumente, nad, fo Tann dann bie 
Löſchung auf den Bauergütern erfolgen, und daß dies auf geführten Nachweis ges 
fhehen, auch Rubr. 1. des Hauptguts, wo der Abfchreibungs s Bermerk eingetragen 
wird, vermerkt werben. , 

7) Haben fih nur einige der Intereffenten gemeldet, fo werben auch nur bie 
Mechte diefer bei Eintragung der Abfindungs » Rapitalien auf den Bauergütern zu 
vermerken fein. 

8) Werden bie Abfindungs» Kapitalien gerichtlich deponirt, fo erfolgt die Abs 
fhreibung in allen Bällen ohne allen Vorbehalt, wie dies Art. 70. der Dekl. auss 
drücklich vorfchreibt. 

9) Entſteht unter den Interefienten über die Verwendung der Abſindungs⸗Ka⸗ 
pitalien Streit, fo hat die K. Gen. Kom. dieſen zu erörtern und zu entſcheiden. 

(Ann. XV. 749, — 4. 26.) 


Zum $. 9. 


1) R. des K. Min. des I. v. 26. Juni 1821, betr. die Verkoppelun⸗ 
Iungen und zweckmaͤßigen VBlananlagen. 


In der Sem. Th. O. ift die DK. Ben. Kom. mehrfach empfohlene und in 
vielen Faͤllen bereits ausgeführte Inflititution der Verkoppelung übergangen. 

Das.Min. des J. fieht ſich hierdurch veranlaßt, die K. Gen. Kom. wegen 
fernerer Zuläffigkeit einer foldhen @inrihtung mit näherer Anweifung zu verfehen. 

Das Wefentlihe jener Inflitution zerfällt in zwei Hauptfüde, ale: 

1. die neue nach den befonderen Zwecken berfelben georbnete Feldeintheilung 
zu jeder Zeit nach feiner Konvenienz ſowohl mit einzelnen, als allen Koppeln, ohne 
weiteren Umtauſch, aus der noch beibehaltenen Weidegemeinihaft fcheiden, au ein 
Umtauſch beflerer Arrondiſſements fernerhin nicht mehr erzwungen werben fann. 
Was nun zu 1, die nad den Regeln der Verkoppelung anzuorbnende Feldeinthei⸗ 
lung anbetrifft, fo if es in den Beitimmungen der V. v. 7. d. M. weſentlich bes 
gründet, daß darauf von Amtwegen gedrungen und gehalten werde. Nah $.9. 
bes Gef. über die Ausführ. der Gem. Th. find nimlih die Gen. Kom. und bie 
Spezial s Kommiffarien ausbrüdlih angewiefen, bei neuen Ländertheilungen von 
Amtswegen und felbfi gegen den Widerfpruh und bie Abreden ber Interefienten 
auf die Binrichtung foldyer Planlagen und deren ſchickliche Berbinbung durch e 
und Teiften zu Halten, fo daß nicht nur die glei zu feparirenden Grundſtücke 
dem Zwede der Auseinanderfeßung gemäß fofort benupt, fondern dieſe auch Bei 
ben noch in ©emeinheit verbleibenden Grundſtücken dereinft, wenn ſich die Theil 
nehmer zu deren Aufhebung entichließen, ohne große Schwierigkeit und in&befondere 
möglihft ohne neuen Umſauſch der Ländereien erreicht werben können. 

Gine ſolche Gintheilung iſt Feine andere, als biefelbe, welche behufs der früher 
empfohlenen Berfoppelung nothwendig wurde. Insbefondere iſt die Auseinanders 
feßung ber bisherigen größeren Weide-Societäten in’ mehrere Heine Genoſſenſchaf⸗ 
ten ein vorzüglich wahrzunehmendes Mittel zur Erfüllung der Aufgabe (cfr. bie 
Grörterungen in ber früher überjendeten Drudfchrift: Andeutungen Rr. VL. 12, 
©. 27, desgl. Nr. X. 4., 5., 41.). 

Auf das Beſtehen einer ſolchen Gintheilung find die Beſtimmungen 88. 177. 
und 183. der Sem. Th. D. gegründet und nur unter Borausfegung derſelben leis 
Ren fie wefentlihen Nutzen. 

Nachdem ferner die Befugniß zum Antrage auf Gemeinheitsiheilung in bewm 
Maaße erweitert wird, wie es bie neue Sem. Th. D. befimmt und die Tendenz 
berfelben unzweideuti bahin ausgefprochen ift, daß biefelbe ohne alle Weiterungen 
auch dem geringfien Sheilhaser und zwar fowohl für den ganzen Subegriff feines 
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Ländereien aus der Gemeinschaft zu ſcheiden nöthig habe, um bie privative Nuhung 
mäßiger Theilſtücke zu erreichen, bie ihm vorerft vielleicht nur nuützlich if: fo muß 
nach diefen Anorbnungen und Zweden auch dafür geforgt werben, daß tie Aus⸗ 
führung einfach und leicht fei, fo daß fie fowohl ohne großen Aufwand von Zeit 
und Koften, als ohne erhebliche Störungen der wirthichaftlichen Verhaͤltniſſe ander 
ser Genoſſen der Gemeinheit Ratt haben fönnen. 

Die firenge Befolgung bes oben allegirten $. 9. des Gef. wegen Ausführ. 
der Sem. Theilungen gehört alfo zu ben wichtigſten Bellimmungen ber neuen Ger 
feße. Wenn auf biefe Weife auch nicht aller fernere Umtaufch überflüffig werden 
follte, fo wird es deſſen hiernaͤchſt doch Häufig nicht mehr bedürfen. Jedenfalls 
aber Tann man bei wohl arrondirten in einem engeren Umfreife bei einander lies 
genden durchweg mit den Kommunifationslinien zuſammenhängenden Feldſtücken 
den Zwei eines noch vollfonımeneren Arsondiffements buch den Umtauſch der 
Feldſtücke einiger weniger Befiger erreichen, während die Ausfonderung arrondir⸗ 
ter Breiten aus einer Laͤndervertheilung, wie fie Par in Rädtifchen und baͤuerli⸗ 
Gen Feldmarken die Regel ift, nicht ohne gänzliche Umgeflaltung der ganzen bes 
fiehenden Gintheilung und Umänderung aller Beſitzſtaͤnde ausführbar if. 

Was aber die zu 2. gebachte zum Weſen ber Berfoppelung gehörige Einrich⸗ 
tung anlangt: fo ift es biefer Theil derfelben, und er nur allein, wobei man Anftand 
gelunten bat, und weshalb die in tem Entwurfe vorgefchlagenen Beſtimmungen 

ei Abfaflung des Geſetzes übergangen find. 

Schon in ben vor allegirten „Andeutungen“ find ©. 63 seq. die Nachtheile 
bezeichnet, weiche eine auf Berfoppelung angelegte unvollfommene Feldeintheilung 
in Verbindung mit der vorgedachten Wirkung hat. 

Man hat es in fernerer Erwägung diefer Nachtheile zu gefährlich gefunden, 
u einer Zeit, da die Interefienten felbft nur noch die Rontervation ihrer gemein- 
amen Hutung im Auge haben, und nur deren Sicherſtellung bedenken, den Plan 
ber künftigen Separation gleich definitiv feftzufbellen, und das hierbei wahrzunehmenbe 
Intereſſe allein duch den Spezials Kommiffarins und bie ihn Eontrolirenden Be⸗ 
hörden vertzeten zu laſſen. Man hat fi rüdfichtlich diefer Gefahren um fo mehr 
bewogen gefunden, yon ben Vortheilen, welche ber definitiven Feſtſtellung des Bes 
ſitzſtandes eigenthümlich find, zu abfirahiren, als dieſelben unter Vorausſetzung 
einer neuen, nad) gleichen Rüdfichten georbneten Welbeintheilung in Folge ber oben 
fon allegirten Beftimmungen 88. 177., 182. und 183. ber Gm. Th. O. mit 
nicht viel größeren Sapmierigkeiten zu erreichen find. 

Demgemäß hat die K. Gen. Kom. Ihre Spezials Kommiffarien dahin anzus 
weifen, und bei Brüfung der vorzulegenden Auseinanderfegungspläne darauf zu 
halten, daß die Vorfchrift $ 9. des Gef. wegen Ausführung der Gemeinheitstheis 
lungen bei allen neuen Landeintheilungen zur Ausführung gebracht, und durch eine 
nad) Anleitung der früher wegen ber Berkoppelungen ertheilten Borfchriften einzu: 
sihtende Feldeintheilung dafür geforgt werbe, daß jedem Intereſſenten der 
Austritt aus der gemeinfchaftlihen Feldordnung, und die ausfchlieglihe Benugung 
feines Gigenthums, mit Rückſicht auf die Beflimmungen $$. 177., 182. und 183. 
der Sem. Th. D.; auch das weitere Arsonbiffement zum Behuf einer voll 
ſtaͤndigen Gem. Th. möglichft erleichtet werde. Es ift dabei insbefondere darauf 
zu fehen, baß jebem feine Ländereien in jebem Felde (Schlage) moͤglichſt in einem 
wohl arrondirten Stüde zugetheilt, und die vereinzelten auf den ſchon beſtehenden, 
oder anderen neu anzulegenden Wegen und Triften, Behufs der Bearbeilung und 
Behütung jetes befonders ‚zugänglich gemacht werde. 

Zu vorgedachtem Behuf ift ferner von Amtswegen barauf zu halten, baß bie 
beftehenden größeren Weide-Sorietäten in mehrere kleine auseinandergefeßt werben. 

Die Spezial: Kommiffarien werden auch wohl thun, bie Intereffenten auf alle 
Weiſe darüber aufzuklären, wie fle fih in Folge diefer neuen Beldeintheilung, ſo⸗ 
wohl die ihnen nad ben oben allegirten 88. 177., 182. und 183. zugedachten 
Bortheile, als auch die eines noch beffern Arrondiffements Behufs vollflindiger 
Separation aneignen koͤnne. Dagegen aber haben fie fidh fernerhin aller Vermit⸗ 
telung eines Abkommens zu enthalten, wodurch das beflere Arrondiffement einer 
no auf gemeinfänftlide Hutung angelegten Welveintheiling ausgeſchloſſen 
würde 
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Jung ber tm 8.9. des Gef. wegen Ausführung ber Sem. TE. ertheilten Borfchrif- 
ten forgfältig fontrollicen, und wit Nachdruck darauf Halten. 
(Koch's Agrargef., 4. Aufl. ©. 212.) 


2) R. des 8. Min. des I. v. 4. Nov. 1822, betr. die Planlagen. 


Die von ber 8. Gen. Kom. nad Ihrem Beriht v. 3. v. M. an ihre Kom⸗ 
miffarien erlaffene Verfügung, zufolge welcher diefelben Die Genehmigung ber pros 
jeltirten PBlanlagen von 3 r einzuholen haben, che fie auf deren Ausführung ein- 
gehen, wird genehmigt. 

Denn wiewohl dies in ben Borfhhriften wegen bes Gefchäftsbetriebes bei den 
K. Gen. Kom. nit ausdrücklich beſtimmt if, fo iR die K. Gen. Kom. doch rüd: 

tlich der Ihr zufändigen Leitung der Spezial- Kommiffionen und der ihr zur 

it gemachten forgfältigen Kontrole berfelben anf die Zweckmaäͤßigkeit Ihrer 
Prozeburen dazu unzweifelhaft befugt und Ihre Borfiht um fo mehr zu loben, 
als nach $. 9. des Ausführungsgef. v. 7. Juni v. I. zweckmäßige Blanlagen ans 
drücklich zu denjenigen Gegenfländen gezählt werben, Ir welde bie Spezial: umb 
Gen. Kom. von Amtswegen zu forgen haben. 

Bas nun ferner die geiheilten Meinungen Ihres. Kollegii anlangt, in wel- 
em Maaße und Umfange die K. Gen. Kom. gegen ben Willen and bie Abreden 
der Interefienten auf möglihft volllommene Planlagen einzuwirken haben: fo ik 
hierbei zwifchen demjenigen zu unterfcheiben, was bie K. Gen. Kom. zu vermik 
tela, und demjenigen was Sie dezifiv zu thun und zu beachten bat. 

Allerdings muß Ihre Sorge dahin gerichtet fein, auf dem Wege ber Bermits 
mittelung möglihft vollfommene Planlagen zu erwirken, die Intereſſenten auf Die 
Bortheile derſelben moͤglichſt aufmerkiam zu machen und ihnen Anleitung dazu zu 
geben, wie fie ſich dieſelben anzueiguen vermögen. Dahin gehört namentlich auch 
die Zurückweiſung auf die Auskunftsmittel des Abbaues. 

Shen jo verficht es ſich von ſelbſt, dag die Entfcheibung im Ball entſtehender 
Streitigkeiten fir die möglihft volllommenſte Planlage erfolgen muß; jebech vor⸗ 
behalilich der nach 5. 69. der Gem. Th. D, dem eigenen Grmeffen bes einen aber 
andern Theile überlaflenen Entichliegungen rädfichtlih des Abbaues. Sind aber 
die Interfienten über die Planlagen einig und auf die ihnen gemachten Gegenvor⸗ 
ellungen wegen deren Berbefierung zu einem entſprechenden Eutſchluſſe nicht zu 
bewegen, fo muß Sich die K. Sen. Kom. bei ber Gntfcheibung darüber, mas Gie 
in diefer Beziehung zu geflatien odex zu vermerfen habe, an bie Beſtinmung bes 
$. 9. des Ausführungsgefeßes halten, daß Sie nämlich 

nit Are fee bat, was bie Zwecke ber Auseinanberfegung vereitelt 
erſchwer 

KRuoͤcfichtlich derjenigen Planlagen aber, welche noch einem ferneren Unsanfde 
unterworfen bleiben, muß zwar ber im allegirten $. 9. ausgebrüdte med, dag 
nämli bie Auseinanderfegung ein, wern ſich die Theilnehmer Aufhebung der 
Gemeinheit entſchließen, ohne große Schwierigkeit, und möglich one neuen Um⸗ 
kaufe erfolgen koͤnne, ebenfalle ins Auge gefaßt werben. 

Es iſt aber nicht zu überſehen, daß bie hierauf berechnete Einleitung au auf 
bie einſtweilen noch foridauernde Gemeinſchaft vaſſen muß, daß wenn alfo Wie Plans 
lagen ber * er und wenn nicht ganz eigenthündiche Lokalitäten eine voll⸗ 
Händigere Zuſammenlegung begünfigen, in mehreren Stüden nad) den 
Gũtungeo⸗Societaten und den von ihnen befchlefienen Feldorduungen vorläufig aus⸗ 
weiſen, die Verbeſſerung dem befimitiven Umtauſch vorbehalten und ſich damit be⸗ 
gmügen maß, dieſen vorzuarbeiten. 

ochꝰs Aqrargeſ. 4. Aufl. S. 213—214.) 


3) R. des K. Min. des J. v. 2. Juni 1830 an die K. Gen. Kom. 
zu Stargard, betr. die Planlagen. 


Die allgemeinen Regeln einer Gemeinheitetheilung finb, 
daß die aus ber Gemeinheit ſcheidenden umd bie barin bleibenden Uhelf« 
nehmer ihre Ländereien möglich in einer zufammenhängenden wirtbe 
ſchaftlichen Lage erhalten ($. 61. der Gem. Th. D.). 
Denn ohne Verfürzung einzelner Theilnehmer und ohne Aufopferung 
Aberwiegender Kulturvortheile die Laudeniſchad ng nicht in velkändigens 
Bufammenbange gegeben werben Tann, fo müllen sebem Iniereffenten bie 
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Barellen, welche er in ſolchem Kalle anzunehmen gehaften IR, doch fo ans» 
gewiefen werben, daß fle eine zuedmäßige Bewirthſchaftung ges 
ſtatten ($. 62. der Gem. Th. D.). 

Es iſt auch eine irrige Boransiehung, ale ob dieſe Beitimmungen nt 
Befugniffe der Intereffenten ausdrücken, auf welche fie freiwillig verzichten 
fönnen. Die Beförderung der Bodenfultnr iR der legte Zwed der 
Separation. Alles, was Beringung derfelben ift, gehört zu demjenigen, 
worauf die Behörde bei Feftflellung von Blanlagen von Amiswegen zu hal⸗ 
ten bat. Demgemäß find 

die Eniſcheidungen zur Abfiellung unzweckmäßiger Planlagen in wirih⸗ 
ſchaftlichen Beziehungen zu den Gegenſtänden Ianbespolizeilicher Verfügun⸗ 
gen gezählt (8. 173. der V. v. 20. Suni 1817, 88. 9. u. 19. des Aus 
führ. Gef. v. 7. Juni 1821). Aber auch direkt if in den Geſetzen dispo⸗ 
nirt, daß für ſchickliche Planlagen von Amtswegen geforgt werden fol. 

enn 

Vereinigungen, wonach einzelne ober mehrere Eigenthümer ihre Lars 
dereien der bisherigen Gemeinſchaft mit der Maaßgabe entziehen wollen, 
daß fle nämlich zu deren Umtaufch nicht mehr genötbigt werden Fönnen, 
find nur zuläffig, wenn dadurch für den Fall einer allgemein erfolgenden 
Auselnanderfehung die Anorbnnng ſchicklicher Planlagen nicht gehindert 
wird ($. 177. der Gem. Th. D.). 

Die mit der Bearbeitung beauftragten Dekonomielommiffarien müſſen 
nicht nur ihre BVermittelung einlegen, daß die möglichft vollkommenen Blans 
lagen und beren fchidliche Verbindung durch Wege und Triften in Vor⸗ 
flag kommen, die Theilnehmer zu deren gütlichen Annahme vermocht und 
bie iverfprüche Binzeiner, ſei es im Wege des Bergleiche oder der Ents 
feheidung, befeitigt werden, Sondern fie bürfen auch bie bieräber gemommes 
nen, zur Bermittelung oder Erſchwernng der Zwede der Auseinanderfegung 
gereichenden Abreden der Theilnehmer nicht geftatten, müflen vielmehr in 
dergleichen Fällen durch angemeflene Bedeutung ein anderes Abkommen gu 
bewirken fuchen, und wenn fie folches Wr erreichen fönnen, barüber zur 
Entſcheidung der Gen. Kom. berichten ($. 9. des Ausführ. Bel. v. 7. 

1 


Semi 1821). 
(Ddnniges Land. Kult. Gef. Br. 3. ©. 363.) 


4) R. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 25. Nov. 1843 an 
Die 8. Gen. Kom. zu Breslau, betr. die Aufftelung und Feſtſtellung der 
Planlagen und Audeinanderfegungen bei Gemeinheitstheilungen. 


In der Bemeinheitstheilungsfache von N. muß das unterz. Min. Anſtand neh⸗ 
men, den Rekursbeſcheid nach dem Antrage der K. Ben. Kom. v. 31. v. M, fon 
jetzt zu ertheilen; — daſſelbe findet fih wielmehr veranlaßt, dem Kollegio für vors 
liegende und ähnlihe Sachen Folgendes zu eröffnen. 

Wenn man in den erften Jahren nach Publikation der Gem. TH. O. v. 7; 
Juni 1821 und des Gef. über deren Ausführung de eod. nichf immer mit voller. 
Schärfe auf Befolgung der Vorſchriften des 8. 65. qq. der erfleren und 8. 9. 
der Ießteren gebrungen und felbft fpäter noch hin nnd wieder — wie unter andent 
au bier gefchehen — weniger zwedimäßige, namentlich zerfplitterte Planlagen 
genehmigt, den desfallfigen wirthichaftlihen Uebelſtaͤnden aber dadurch —F zu 
begegnen gemeint hat, daß man ben Iniereſſenten einen Antrag auf beſſere Zuſam⸗ 
menlegung der vereinzelten Abfindungsftüde für die Zukunft ausdrücklich worbehielt: 
fo Ionnte dies bantale, wo auf der einen Seite die Spezial-Rommiflarien und Bes 
hörden mit der Behandlung berartiger Angelegenheiten noch weniger vertraut fein 
mochten, auf der andern Seite aber die Intelligenz des landwirthſchaftlichen Publi⸗ 
Baıns durch praftifche Erfahrungen und Beifpiele wohl gelungener Spezial-Separa- 
tlonen and deren Folgen in dem Maaße noch nicht geweckt war, wie es jeht ber 
Fall if, — ale ein leichtes und bequem paſſendes Anskunftemittel zur formellen 
Beendigung eines GSeſchaͤftes allenfalls gelten, ımb um fo cher ba empfohlen wers 
den können (cf. R. v. 4. Nov. 1822 am Schluffe, in Koh’ Agrar⸗Gef.⸗Ansgabe 
MM. ©. 166), wo die Intereffenten felbft mit den, folhergeftalt gebifbeten, mangel⸗ 
haften Blanlagen einverflanden waren. 

Inzwiſchen laͤßt die Stufe, auf welcher das landwirihſchaftliche Gewerbe ſich 
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zur Zeit im Allgemeinen befindet, verbunden mit ben Anſprüchen, welde an bie, 

ur praftifchen Ausführung der Landess Kulturgefeße berufenen Beamten jept mit 
—* gemacht werden, eine ſolche Prozedur nicht mehr zu, und muß ſich das unterz. 
Min. daher — wie es auch anderweit ſchon gethan — ganz entſchieden gegen die⸗ 
ſelbe ausſprechen; — denn nicht zu gedenken, daß auf dieſe Weiſe kein beruhigter 
Zuſtand unter den Intereſſenten Derbeigeführt, vielmehr nur der Keim zu nenen 
MWeiterungen und Koften gelegt wird, fo ift mit jenem Vorbehalte body eigentlich 
nur bie Unzwedmäßigfeit ber Planlage in wirthſchaftlicher Beziehung ausgeſprochen, 
und fomit von ber Behörde gewiffermagen felbft anerfannt, daß fie den, ihr in ben 
B. v. 20. Juni 1817 $. 136. sqq. 163., v. 30, Juni 1834 $. 17. 38., desgl. in 
ber Gem. Th. O. $. 65. sqq. und in bem Geſetze wegen deren Ausführung $.9. 
yorgezeichneten amtlichen Verpflichtungen genügend nicht nachgekommen ſei. 

n biefer Beziehung können aber immer nur zwei Faͤlle eintreten, — entwe⸗ 
der find naͤmlich die für die Beftätigung bes Plans fprechenden Gründe gewichtig 
genug, um etwanige Bebenfen gegen deflen wirthſchaftliche Zweckmaͤßigkeit zu beſei⸗ 
tigen, ober es find biefe Bedenken überwiegend; — im erſtern Falle bebarf es feis 
nes Vorbehaltes der bezeichneten Art, im legtern aber kann gar Feine Vekätigung 
des Blans, felbft nicht mit jener Maaßgabe erfolgen, vielmehr muß berfelbe abges 
ändert und felbft gegen den Willen der Interefienten in wirtbichaftlih zweckmaͤßi⸗ 

er Art ausgewiefen werben, $. 17. 38. der V. v. 30. Juni 1834. Lehteres if 
n Füllen, wie der vorliegende, um fo unbedenklicher, als einzelne Betheiligte bie 
Zerfplitterung ihrer Abfindungsftüde bereits gerügt haben und die Möglichkeit einer 
angemefienen Planbildung vom Spezial s Kommiflartus der Sache, vorläufig zwar 
nur in allgemeinen Grundzügen nachgewieſen wirb, ohne daß die Interefienten bes 
fondere Einwendungen dagegen haben machen können. 

In Berüdfihtigung deſſen wird die K. Gen. Kom. angewielen, bas neue 
Planprojeft im Detail ausarbeiten wu lafien, weitere Verhandlung darüber zu er: 
öffnen, und über das Reſultat derfelben, unter Borlegung eines motivirten Gutach⸗ 
tens, zu feiner Zeit anberweit zu berichten, worauf dann weiterer Beſchluß in ber 
Sache gefaßt werben foll. 

Mebrigens find die Koften biefes neuen Verfahrens und der bisherigen In⸗ 
ſtruktion des Streites vorläufig zu ftunden. 

Zugleich wird dem Kollegio, behufs Vermeidung ähnlicher Uebelſtände und 
Mißgrifte, empfohlen, fi fämmtliche, oder doch wenigitens bie umfaflenderen Plans 
projefte mit zugehörigen Berechnungen vor deren Mittbeilung an die Partheien 
einreihen zu laffen, um folde von Landespoligei wegen und in wirthfchaftlicher 
Beziehung zu prüfen, und fo auch im dortigen Departement ein Berfahren einzu» 
— welches wenigſtens bei anderen Behoͤrden fehr erſprießliche Reſultate gelies 
ert hat. ' 

(Min. BL d. i. V. 1843 ©. 313 Nr. 420.) 


5) R. des K. Min. des J., Abth. I. (v. Mantenffel) v. 23. Der. 
1846 an die 8. Gen. Kom. In N., betr. pie Ausführung des $. 9. des 
‚Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821. . | 


Auf den Bericht v. 2, d. M. in ber N. N.fchen Auseinanderfegungsfache wirb 
ber K. Sen. Kom. Folgendes eröffnet: ſch ſebungeſeqh 
‚ Die früherhin häufig ſtattgefundenen Gemeinheitstheilungen, wobei nur bie 
Mittergüter oder einzelne Klaſſen von Interefienten, auch Einzelne aus ber Gemein⸗ 
ſchaft ausgeſchieden, und die in der Gemeinheit Verbleibenden wiederum in alter 
Art mit zerſtückeltem Befitz in drei Feldern eingetheilt worden, hat ſich in jeder 
Ic als unzwedmäßig und den Grforberniffen der Landeskultur nicht anges 
meflen Derausgefie t. Es find baburd) Häufig zwedmäßige Planlagen vereitelt, und, 
ba die Anträge auf Spezialfeparation überall nachkommen, doppelte Koften verans 
Ingt worden. Diefe Uebelftände weifen auf eine energiſche Anwendung der, den 
Auseinanderfegungsbehörben nach 6. 9. der Ausführ. D. v. 7. Juni 1821 zufes 
genden Befugniffe um fo mehr Hin, als nad dem ©. v. 28, Juli 1838 in ben 
etr. Landestheilen eine Adergemeinheitstheilung ohne vollftändigen Umſatz ber Jeder 
Faum benfbar Bi N 9 
Der Borjhrift des $. 9. muß auch der Wunſch einzelner Intereſſenten, bie 
emeinſchaftliche Huͤtung fortzuſetzen, untergeordnet werben und ie in jeber 
Beziehung zweclmaͤßige Planlage mit einer ganz bequemen Ausübung ber ferneren 
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gemeinfchaftlihen Hütung nach den obwaltenden Verhältnifien nicht vereinbar‘, fo 
muß die Zwedmäßigfeit der Planlage unbedingt voranftehen, und den betreffenden 
Intereffenten überlafien werben, ob und wie fie gemeinfchaftlih hüten wollen. Der 
$ 21. der Gem. Th. D. beflimmt keinesweges, daß der Abficht der Intereſſenten 
er Landeskulturzweck untergeorbnet werben —*— vielmehr verordnet 8. 9. der Aus⸗ 
führungs⸗O., daß auch im Falle des $. 21. ein nochmaliger Umtauſch der Laͤnde⸗ 
reien möglichft vermieden werben fol. Wirb biefes Prinzip nur feftgehalten, fo 
werben in furzer Zeit die Intereffenten ſich des fafl immer nur auf Borurtbeilen 
FE Gedankens an eine fortgefeßte Gemeinſchaft mit zerflüdeltem Beſitz ent 
agen. 

Wenn ferner $. 20. der Gem. Th. D. beflimmt, daß ben Intereſſenten freis 
ftehe, nur einen Theil der Feldmarken zu theilen, fo it es allerdings nicht zu vers 
hindern, daß 3.9. nur die Hütungen, Wieſen, Forſten u. f. w. gethellt werben, 
und kann, infofern dies allein zwedmäßig zu bewirken if, und nicht der Umtauſch 
ber Aecker hineingezogen werden muß, die Behörde den Umfang ber in die Gemeine 
heitstheilung überhaupt zu bringenden Grundftüde nicht aus eigner Machtvollkom⸗ 
menheit vergrößern, fondern nur allenfalls nad den okwaltenden Umfländen eine 
offenbar den Zweden ber Landesfultur zumwiberlaufende Theilung verfagen. Dages 
gen ift 8. 20. nicht dahin auszulegen, daß bie Behörbe verpflichtet fei, Theile von 
ſolchen Grundſtücken, welche uberhaupt zur Theilung geftellt find, wiederum ale 
gemeinfchaftlih auszumweifen, wenn bies nicht nothwendig zu allgemeinen Zwecken 
geſchieht, oder ſonſt der Behörde angemeſſen erſcheint. Bon der Beibehaltung ſol⸗ 
cher Gemeinſchaft, wie z. B. der Ausweiſung beſonderer Hütungsdiſtrikte für eins 
eine Vieharten einzelner Klaffen, handelt S. 20. nicht, fondern von ber gänzlichen 
Yusfgliegung einzelner Theile der Feldmark in Einverfländniffe fänmtlicher Inter 
efienten. Die Anträge auf anterweite Ausweifung gemeinſchaftlicher Diftrifte in 
den an und für fi ir Gemeinheitstheilung geftellten Flaͤchen unterliegen wieberum 
ber Beftimmung der Behörde nach $. 9. der Ausführungs:D. und nur foweit bie 
Anträge zwedmäßig erfcheinen, ift daranf einzugehen. Nah biefen Grundfäßen 
bat die 8. Gen. Kom. zu verfahren und Ihre Kommiſſarien mit weiterer Anwei⸗ 
fung zu verfeben. 

(Min. Bl. d. i. 8. 1847 ©. 14 Nr. 20.) 


Zu gE. 11. ff. 


1) R. des K. Min. des I. v. 19. März 1830, betr. die Zuziehung 
des Fideikommiſſarius bei fiveifommifjarifchen Subftitutionen zu Auseinan« 
derfegungdgefchäften. 

Der K. Gen. Kom. wird auf Ihre Anfrage v. 5. v. M. zu erkennen gegeben, 
daß den beftehenden Rechtögrundfähen gemäß, wonach bei fideikommiſſariſchen Subs 
fitutionen der Fidnciar⸗Erbe nur die Mechte der Nießbraucher hat ($. 466. A. 2. 
MR. I. 12.), der Nießbraucher aber bei Gem. Theilungen nad $. 15. der Gem. 
Th. D. v. 7. Juni 1821 den Bigenthümer zuziehen muß, von ben $S. 11. ff. des 
Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821 bei dergl. ſideikommiſſariſchen Subflitufionen nicht 
Anwendung gemacht werden kann, in bergl. Fällen vielmehr die fpezielle Zuziehung 
der Fideilommiffare nothwendig wird. . 

Daß jene Beſtimmungen ko nur auf Familien⸗Fideikommiſſe bezichen, . ergiebt 
fi) aus dem $. 14. Litt. b. des Ausführ. Geſ., und ber oe erfolgten Zurüds 
weifung auf die Materie von Familien-Fideikommiſſen eben ſo ungweidentig, ald es 
überhaupt bebenflich fein würde, den $. 11. der Ausführ. D. zum Bräjudiz ſol⸗ 
her Interefienten, deren unmittelbare Zuziehung im Hauptgefeße verordnet ift, in 
Anwendung zu dringen. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl. S. 216.) 


2) R. des K. Min. des I. v. 12, März 1892, denſelben Gegenſtand 
bett. 


Der K. Gen. Rom. wird auf Ihre Anfrage v. 2. d. M. eröffnet, daß in den 
Fällen ſideikommiſſariſcher Subftitutionen der Fideikommiſſarius (ber ſubſtituirte 
Trbe) allerdings den Auseinanderſetzungs-⸗Rezeß mit zu vollziehen hat, und wenn 
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er ſich deſſen weigert, feine Unterfchrift mittelft vichterlicher Entſcheidung ergänzt 
werben muß. j 

Was bie zweite Frage: wegen der nah 88. 11. ff. des Ausführ. Geſ. v. 7. 
Juni 1821 zuzuziehenden Intereſſenten, anlangt, fo kann denſelben in dem Falle, 
wenn ſie feröR ihre Zuziehung bei Bollziehung des Rezefles verlangen, wegen ihres 
Interefies bei ſehr erheblichen Punkten ber Auseinanberjegung folde jedenfalls nicht 
yerfagt werben. Aus gleihem Grunde muß dies als Hegel angenommen werben, 
wenn besgleihen Interefienten fi) auf bie ergangene u gemeldet haben. 

Da es aber ihrer Zuziehung zu dem Auseinanderfegungsgeihäfte nad) den bes 
ſtehenden Vorſchriften nicht ſchlechterdings bedarf, fo wird es in den Fällen, wenn 
biefelben ihre Erklaͤrung über die angehenden Punkte bereits anderweitig vollftän- 
dig abgegeben Haben, genügen, dem Rezeſſe eine Ausfertigung berfelben beizufügen. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl. S. 217.) 


9) R. des K. Min. des I. v. 6. April 1839, betr. die Kompetenz zur 
Erlaſſung ver öffentlichen Bekanntmachung der Auseinanderfegung. 


Auf die Anfrage des O. L. ©. zu MRatibor, wegen ber Kompetenz ber Ges 
richte zur Öffentlihen Bekanntmachuug der bevorſtehenden Auseinanterfeßung Bat 
das unters. Win. mit dem Juſt. Min. darüber vereinigt, daß nur die Gen. 
Kom. oder ihre Kommifjarien, nicht aber die Berichte, vor denen fi etwa bie Ins 
tereſſenten freiwillig auseinanderfegen, bergl. Bekanntmachungen zu veraulaflen 


en. 

(Koch's Agrargeſ., 4. Aufl., S. 217). 

4) R. der K. Min. der I. (v. Kircheifen) u. des I. (v. Schuckmann) 
v. 5. Nov. 1821, betr. die öffentliche Bekanntmachung der Auseinander- 
fegungen. 

Zur Erledigung ber in dem Ber. ber RK. Gen. Kom. v. 11. Sept. d. I. eni⸗ 
Qylienen Anfragen, binfihtlih der Formen der öffentlihen Bekanntmachung ber 

emeinheitötheilungen, nah $$. 11. und 15. bes G. v. 7. Juni d. J., wird ber 
gedachten Kommiſſion Folgendes eröffnet: 
ad 1. A. des erwähnten Berichts find die unterz. Min. mit der 8. Gen. 
Kom. dahin einverflanden, daß bie im 6. 12. jenes Gef. vorgefchriebene 
öffentliche Aufforderung der Lehns ober Fideikommiß⸗Folger und Wieder: 
verfaufssBerehtigten nur in eine Zeitung — und zwar in bie, deren Er⸗ 
fheinungsort dem beir. Gute am naͤchſten liegt — inferirt werde. 
ad 1. B. des Berichts Eönnen die Min. die Meinung der Gen. Kom. 
nit theilen. Es muß die Ginrüdung ber gedachten Aufforderung neben 
den Zeitungen und Intelligenz «Blättern, auch in die Amtsblätter erfolgen, 
ba der $. 12. des Gef. v. 7. Juni c. ausdrüdlic der Amtshlätter erwähnt, 
und bie letztern nach $. 3. ber DB. v. 28. März 1811 auch für die Befannts 
machung öffentlicher Verfügungen in fpeziellen Fällen beflimmt find. 

Was die ad 2. des Ber, erwähnte oͤffeniliche Bekanntmachung der Ausein⸗ 
anberfegung betrifft, fo ift die Beobachtung ber im $. 11. fj..des Bel. vorgefchries 
benen Friſten und Formen, auch für das Aufgebot der unbefannten Theilhaber, 
nad) bem $. 13. ibid. hinreichend. 

Die 8. Gm. Kom. Hat hiernach zu verfahren. 

(v. 8. Iahrb., Bb. 18., S. 293, Graͤff, Br. 2. S. 382). 


5) R. des K. Juftizmin. (Wähler) v. 22. April 1840, beix. die Zu⸗ 
ztehung der beiden nächflen Siveifommißanmwärter bei einer Dienftablöfung, 
durch welche die einem Fideikommißgute zuftehenden Naturalvienfte in eine 
Geldrente verwandelt find. 

Der Graͤſlich Stolbergihen Reg. wird auf die Anfrage v. 3. v. M.: 

ob bei einer Dienftablöfung, durch melde die einem Fideikommißgut zu: 
ftehenden Raturaldienfte in eine Geldrente verwandelt find, die beiden naͤchſten 
FideilommißsAnwarter zugezogen werden müflen, 
im Ginverfländnig mit dem Win. des I. Folgendes eröffnet, 

Die für Kapital » Abfindungen in dem $. 8. des Gef. v. 29. Juni 1835 
(®. ©. 1835, S. 135 fj.) extheilte Vorſchrift enthält eine fpezielle Ausnahme von 
den allgemeinen Grunbfähen über bie Konkurrenz ber BideifommißsIntereffenten bei 


“"EuTumeiTt. 


— - 


w- er wer 


die ſich meldenden Intereſſenten müffen zu dem Termine behufs der — des 
ela 
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Beränbezung ber Subſtanz bes Fideikommiſſes und Tann daher nicht ausbehnend 
erflärt und angewandt werben; es Tommi vielmehr auf diejenigen Vorſchriften an, 
in welden bie allgemeinen Beflimmungen über bie Zuziehung ber entfernten 
Pag enten bei Dienftablöfungen und anderen Megulictungsgefhäften enthals 
en find. 

In dieſer Beziehung verweift bie Ablöf. O. v. 13. Juli 1829 — welche ins 
vorliegenden alle zur Anwendung kommt — im $. 104. (G. S. ©. 84) auf bie 
$$. 11.—15. des Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821 (©. ©. ©. 86). Nah biefen 
Klaren, fo wie nad $. 24. der ergänzenden V. v. 30. Juni 1834 (G. ©. 
S. 107) if zu unterfheiden: 

ob die Fideikommißfolger befannt ober ob fie unbekannt find. 

Im erfteren Balle muß ihnen die Ablöfung befonders befannt gemacht, und 


Ablöfungsplans vorgeladen werben. Im lebteren Falle ift eine öffentliche nnts 
machung nothwendig, und hinſichtlich der fi darauf meldenden Theilnehmer if wie 
im erſteren Falle zu verfahren. GEs bebarf aber nach dem Schlußfage des 6. 24. 
ber V. v. 30. Juni 1834 weder einer befonderen, nod einer öffentlichen Bekannt 
mahung, wenn die Anwärter und Yamiliengliedber im Hypothekenbuche nit 
eingetragen find. 

Da übrigens bie Fibeilommißfolger in einem Falle einer an ſich zuläffigen 
Ablsſung widerfprehen fönnen ($. 105. der Ablöf. DO. v. 13. Juli 1829), fa 
fann, wenn eine Rente ftipulirt wird, ihre Erklärung immer nur über die Höhe 
unb über bie Sicherftellung derſelben erfordert werben. 

(Juſt. Min. Bl. 1820 ©. 148, Min. DI. d. i. V. 1840 ©. 257). 


Zum g. 12. 


R. des K. Min. des I. v. 25. Sept. 1824, beit. vie Innehaltung ber 
I $. Fi Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821 vorgefähriebenen ſechſswoͤchent⸗ 
en . 


Der R. Sen. Kom. wird auf bie Anfrage v. 7. Buli d. 3. in Betreff ber 
Auslegung des $. 12. des Ausführ.⸗Geſ. v. 7. Juni 1821 zu erfennen gegeben, 
daß es nicht fälcäterbinge erforderlich ift, daß bie Belanntmagungen in den Intels 
ligenzblättern von 3 zu 3 Wochen erfolgen, fondern daß es genügt, wenn nur bie 
fehswöchentlihe Fri inne gehalten wird, indem bie Vorſchriften der A. ©. O. 
über das Verfahren bei wirklichen Goiktalcitationen, welche augenſcheinlich von 
größerem Belange find, wie bloße Bekanntmachungen der in Rebe ſtehenden Art, 
unbebenflich aus bier zur Anwendung kommen fönnen, und ber $. 47. Tit. 7. 
L. c. für jene Meinung richt. 

Dagegen ift das unterz. Min. mit der K. Gen. Kom. darüber 'einyerflanben, 
bag es binreicht, die Bekanntmachung bloß in demjenigen Blatte, worin rudficht: 
ih derfelben ein Verſtoß begangen, wieberholen zu laflen. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl, ©. 217). 


Zu $$. 18. u. 26. 


GR. des K. Min. des I. u. d. P. (u. Rochow) v. 27. April 1842 
an fämmtliche 8. Gen. Som. und Reg., betr. die Vermeidung entbehrlicher, 
unverhaͤltnißmaͤßig Eoftfpieliger Bermefjungen und Vonitirungen bei Bemein- 
heitstheilungen und Bertheilung der durch folche entflandenen Koften. 


Da der in der C. Berf. v. 25. Mai v. 3. hervorgehobene Ball, 

daß Korflen und andere Grunbflüde yon bebeutendem Umfang lediglich behufs 
ber Hblöfung unerheblicher einfeitiger Servituten vermeflen und bonitirt, und 
durch die in Gemaͤßheit des $. 26. der V. v. 7. Juni 1821 wegen Ausführung 
ber Gem. Th.⸗ und Ablöf. D. nach Verhältniß der Theilnahmercdhe zu bewir⸗ 
kende DBertheilung ber Vermeſſungs⸗ und Bonitirungsfoften, den Gigenthümern 
der belafteten Grundſtücke Veranlaſſung zu Beſchwerden gegeben worben, 

nach den barüber von fänmtlichen Auseinanberjegunge Vehorden erftatieten Bes 


zihten, in mehreren Provinzen gar nicht, in den Abrigen aber nur ſehr fellen yors 
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: HER des K Min. des I. (v. Manteuffel) v. 10. Sept. 1847 am 
ſaͤmmtliche K. Gen. Kom. reſp. Reg., betr. die Aufbringung der Koflen der 
Theilung gemeinfchaftlicher Forſtgrundſtücke. 


Der K. Reg. wird auf ben Bericht v. 21. Zuli c. in der N. N.ſchen Gemein⸗ 
heitstheilungss Sachen Folgendes eröffnet. 

Es unterliegt Feinem Bedenken, dag da, wo es fi} um eine Theilung gemein; 
ſchaftlicher Forſtgrundſtücke handelt, 88. 109—113. der Gem. Th. O. bie Berthei: 
lung des ftehenden Holzes ein untrennbares Stüd ber Hauptauseinanderſehung ift, 
mithin au die Koften ber Abſchätzung u. |. w. ohne Rüdfiht auf die dem einen 
oder andern Intereſſenten zufallende doliquantität, lediglich nah den Theilneh⸗ 
mungsrechten an der Yorft-Gemeinheitstheilung im Allgemeinen zu repartiren find, 
infofern nicht der bekanntlich äußerſt feltene Kal eintritt, dag nad $. 26. bes 
Ausführungsgef. der Vortheil aus der Auseinanderfegung einen von ben Theil 
nehmungsrechten abweichenden Maagitab giebt. 

Anders verhält fih die Sache bei der Ausgleihung wegen berjenigen Holz⸗ 
beftänbe, welche als privatives Gigenthum Ginzelner auf den zum Umtaufch ge⸗ 
langenden Grundflüden befindlich find, und nicht yon ben Bigentbümern weggenom⸗ 
men werden, ſondern an Andere gegen Bezahlung des mit durch Holz kompenfirten 
Mehrwerths übergehen. So wünfdenswerth es if, daß die privativen Holzbeſtände 
bei den Gemeinheitstheilungen Zonfervirt werden, und fo große Anerkennung das 
meiltens erfolgreiche Beſtreben ber Behörden verbient, ben Holzdevaſtationen bei 
ſolchen Gelegenheiten worzubeugen, fo findet doch ein unbedingter Zwang zu einer 
folden Ueberlafiung des Holzes nah dem &efehe nit ſtatt, und ift bamit die 
Holzausgleihung unzweifelhaft als eine freiwillige, lediglich das Intereffe ber babei 
Det ten betreffende Cinigung darakterifirt, welche bie übrigen Intereffenten nicht 

erührt. 

Es wird auch nad) dem Hauptprinzipe des $. 26. ber Ausführungsorbuung, 
ber Dertheilung der Koften nad) dem Bortheile, nicht zweifelhaft werben Tönnen, 
daß ein weber bei der Abtretung, noch bei dem Empfange von privativen Hölzern 
intereffirter Theilnehmer ber Hauptauseinanderfegung volllommen berechtigt if, jebe 
Mitleidenheit bei ben Koften der Holzausgleihung abzulehnen. 

Hiernach, und da $$. 109—112. Gem. Th. D. auf diefen Fall nicht Anwens 
dung finden, iſt es unbedenklich anzunehmen, dag die Koften ber Holzausgleihung 
auf privativen Grundſtücken Iebiglid von denjenigen Intereffenten aufzubringen find, 
welche bei der Holzausgleihung überhaupt betheiligt find. 

Es entfteht nur die weitere Frage, in welcher Weiſe diefe Intereffenten unter 
fh an ben Koften Theil nehmen. 

Ihre für ganz andere Zwede und Berhältnifie ermeflenen Theilnehmungsredhte 
nad dem Sollhaben in der Hauptauseinanderfeßung zum Grunde zu legen, würbe 
nit allein zu großer Härte oder Begünftigung führen, fondern auch infonfequent 
fein, und wieberum dem angeführten $. 26. der Ausführ. O. widerſprechen, und es 
bleibt daher nur übrig, die fpezielle Theilnahme an ber Helzausglei ung, deren 
Maaß hier zugleich das Intereſſe und den Vortheil aus dem Bel te beflimmt, 
jum Grunde zu legen. 

.Auch hierbei find indeffen wieber zwei Auswege möglich, indem man entweber 

bie Koften nur nad dem von Jedem in die Maſſe behufs der Abſchaͤzung geivors 
fenen Holze vertheilt, oder ben eingeworfenen und wieder empfangenen Holzwerth 
zufammentechnet, und nad) biefem Maaßſtabe die Koften repartirt. 
Nach dem erflen Prinzip zu verfahren, if nicht zuläffig, indem alsdann ders 
jenige, welder, ohne Holz einzuwerfen, ſolches erhäft, koſtenfrei bleiben würde, 
und ebenfo berjenige, weldher größere Duantitäten einwirft, ohne in gleichem Ber; 
hältniffe wieder zu empfangen, für feine Bereitwilligkeit Schaden leidet. 

Dagegen wird das Maaß bes Interefles an der Holzausgleihung vollſtändig 
durch die Befammtmafle besjenigen beftimmt, was jeder Betheiligte abtritt, und 
wieder empfängt; dieſe Betheiligung bei dem zwiefah in Rechnung zu fellenden 
Gefammtwertde des zum Austaufh Fommenden Holzes repräfentirt zugleich das 
Theilnehmungsreht und den Boriheil aus ber gegenfeitigen Binigung über bie 
Konfervation ber Holzbeftänbe. 

Die K. Meg. wird baher angewiefen, nad biefem Prinzipe nicht allein bie 
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wieber beiliegende Befchwerde des N. N. zu N. durch anderweitige Repartition ber 
Koflen * erledigen, ſondern auch in künftigen Bällen hiernach zu verfahren. 
(Min. BL. d. i. V. 1847, ©. 260, Nr. 310.) 


IN. 


Zur Verordnung vom 30. Juni 1834 wegen des Gefchäfts- 
betriebes in den Angelegenheiten der Gemeinheitstheilungen, 
Ablöfungen und Regulirung der gut&herrlich- bäuerlichen 
Berhältniffe, 


3u $6. 2, 15. ff., 18. ff, 34., 36. ff. 


C. R. des 8. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn) v. 27. Aug. 
1834, an fäuımtlihe K. Ben. Kom., betr. die Ausführung verfchiebener 
durch die V. v. 30. Juni 1834 angeordneten Maafregeln, wegen des Ge⸗ 
ſchaͤftsbetriebes in Gemeinheitstheilungs⸗,, Ablöfungs» und Regulirungs⸗ 
ten, befonder& wegen Bildung der Kreid - Vermittelungs » Be» 

rden. 


In Folge ber V. v. 30. Juni d. J. (G. ©. 1834, ©. 96— 118) wegen bes 
@efchäftsbetriebes in den Angelegenheiten der Gemeinheitstheilungen ꝛc. wirb bie 
K. Sen. Kom, auf folgende allgemeine Maapregeln zur Ausführung berfelben auf: 
merffam gemacht, als 


Zu $$. 2. a0q. 

1) hat Sie die Lanbräthe Ihres Depart. zur Beranlaflung ber Kreistage⸗ 
Beſchlüſſe über die für jeden Kreis zu ernennenbe Zahl von Kreisverordneten und 
deren Wahl (Zufag an die K. Gen. Kom. zu Pofen, Stendal und Münfter: „und 
die zu veranftaltende Wahl der etwa zu ernennenden mehrern Kreisverorbneten”) 
aufzufordern, auch nachdem die vorgefchlagenen Berfonen in gevachter Cigenſchaft von 
Ihr beflätigt fein werben, eine vollfändige Nachweifung von dem gejammten 
Berfonal der Kreisvermittelungs : Behörden Ihres Depart. einzureihen. Bür bie 
Zufunft hat die K. Gen. Kom. darauf zu fehen, daß diefelben ſtets vollzählig er: 
halten werben. | 

Die Geſchaͤftothätigkeit der Kreisverorbneten wird Sie auf alle Weife zu er: 
muntern haben, insbefonbere dadurch, dag Sie biefelbe je nach ihrer Fähigkeit, zur 
Uebernahme Ihrer Aufträge nach näherer Oelimmung ber $$. 19. und 20. ein- 
ladet, und fie nachdrücklich darin unterftügt, dag Ihre Defonomies und Kreis⸗Juſtiz⸗ 
fommiflarien denfelben, fowohl in den Fällen, wenn fie in ihrer Gigenfchaft ale 
Kreisvermittelungs » Behörde, als in befonderm Auftrage der K. Gen. Kom. fun: 
giren, den ihnen obliegenden Beiftand pünktlich und zuvorkommend leiften, 

Bon der Wirkſamkeit der Kreisverorbneten in allen Beziehungen, ſowohl in 
dem Verhaͤltniß der Kreisvermittelungs:Behörbe, als Ihrer befonderen Kommif: 
farim und als Schiedsrichter, Hat Sie in Ihren Jahresberichten Anzeige zu machen, 
und Sich dabei, zugleich über die Ihon genommenen und noch zu nehmenden Maaß⸗ 
regeln zu mehreren Belebung ihrer Wirkfamfeit, und ber von ihnen erwarteten 
Beförderung der Auseinanderjeßungen zu Außern. 


u $$. 15. seq. 
2) Den Anzeigen der Präfidenten und Raͤthe ber Regierungen von ben bei 
Revifion der Geſchaͤftsführung Ihrer Spezial: Kommiffarien wahrgenommenen 
Mängeln, Hat die K. Gen. Kom. nicht nur die größte Aufmerkfamfeit zu wibmen, 
fondern au den Meg. Präfldenten von ben Grfolgen Ihrer deshalb angeorbneten 
Unterfuhungen und genommenen Maaßregeln Kenntniß zu geben. . 
Insbeſondere 
3) bat Sie, nad näherer Beſtimmung ber 58, 16. und 19. die Kreis-Lands 
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räthe auf alle Meife für Ihre Gefhäftsführung zu intereffiren, unb es kann Ihr 
nicht genug empfohlen werben, Sid) berfelben zu den in ber erfleren Borfärift bes 
merften Unterfuhungen zu bebienen. s.18 

u 6. 18. 

4) hat Sie fofort die erforberlihen Borarbeiten zur Berflänbigung mit dem 
MevifiondgsKollegio, wegen ber bei Ihrer Sefhäftsführung anzunehmenben tech⸗ 
nifhen Grundfäße, zu veranftalten, und fobald dieſelben foweit gediehen find, dag 
bie Berathung mit dem gedachten Kollegio flatifinden Tann, davon unter Gin: 
reihung der Materialien, behufs weiterer Berfügung, Anzeige zu machen. 


Zu $. 34. 

5) Die vorbehaltene Inſtruktion wegen der ſchiedsrichtlichen Funktinonen wirb 
Ihr nad erfolgter Vereinigung mit den K. Min, der Yin. und der Juſt. zugefen 
tigt werben. 

ß (Buſatz an die K. Ben. Kom. zu Stendal und Münfter:) 

„und behält es wegen der Gegenflände, worauf die Inftruftion v. 31. OH. 1825 
gerichtet ift, bei derfelben, unter ben 68. 32. und 33. der V. beſtimmten Mobiflfas 
tionen bis auf weitere Beflimmung fein Bewenden. 

Die Anwendung, welde die K. Gen. Kom. davon bisher gemacht hat, wirb 
Sie in ben Stand feßen, dasjenige zu fuppebitiren, was etwa zu deren Bersolls 
Rändigung und Verbefferung, insbefondere in ber Anwendung auf die übrigen 
fernerhin durch Schiedsrichter zu entſcheidenden Gegenſtände, dienen kann. 

Sie hat Sich darüber möglich bald gutachli zu äußern.” 

u 88. 46. seq. 

6) Mit den zur Eniſcheidung in der MekurssInftanz geeigneten Alten bat bie 
K. Gen. Kom. jedesmal eine vollftindige Auseinanderfeßung bes Sachverhaäͤltniſſes, 
fowohl in Beziehung auf die zur Entſcheidung ſtehende Streitigfeit, ald deren Zus 
fammenhang mit dem SHauptgegenflande der Huseinanderfeßung, zu verbinden, ders 
geftalt, daß bie Lage der letztern, und. welden Einfluß bie verliegenbe Entfcheidung 
auf biefelbe überhaupt hat, und von welchem Belange deren Befchleimigung für 
die Förderung der Hauptfache if? daraus beutlih überfehen werden fann. 

Handelt es fih von Streitigkeiten über Planlagen, fo muß immer für eine 
beutliche Befchreibung der von der K. Sen. Kom. feftgefehten, ober in Antrag ges 
brachten Blanlagen und Abänderungen, mittel fpegieller Angabe ber Bezeichnungen 
auf-den miteingefendeten Karten gelorgt werben. 

Findet die K. Gen. Kom. nach den ferneren Aufflärungen Anlaß, ſich für die 
Hbanderung der von Ihr feftgefeßten Planlagen zu erklären, fo liegt Ihr ob, Sid 
über die nun gewonnene Anſicht, jedenfalls aber über die Erheblichleit der in ber 
Rekurs⸗Inſtanz ermittelten neuen Umftände, gutachtlich zu äußern. 

In allen Fällen Hat Sie Sich dabei über die Beobachtung der im $. 9. des 
®. ». 7. Juni 1821, wegen Ausführung der Gem. Th.: und Abloöſ. O. enthals 
tenen Vorſchrift, ſowohl rudfigtlih der von Ihr feflgefehten, als durch Ueberein⸗ 
kommen ber Bartheien beftimmten Planlagen, auszuweifen. 

(Ann. XIX. 65. — 1. 59.) 


Zu 68. 2, 4. u. 35. 


Bekanntmachung der K. Gen. Kom. zu Stendal’ v. 12. Sept. 1835, 
betr. die durch die V. v. 80. Juni 1834 den Kreisverordneten übertragenen 
Berrichtungen. 


Die den Kreisverorbneten durch bie V. v. 30. Juni 1834 übertragenen Ber 
richtungen find dreifacher Art. Es kann ihnen 
1) das Amt der Schiedsrichter übertragen werben; 
2) bilden fie die Kreis-Vermittelungsbehörbe, und 
3) Eönnen fle als Sacverfländige mit ihrem Gutachten gehört werben. 
In den beiden Tehteren Beziehungen bat das K. Min. des I. für Gew. Ang. 
uns auf VBeranlaffung eines fpeziellen Falles bahn belehrt: dag 
ad 2) der Rreislandrath ein integrirenbes Mitglied der KreissBermittelungsbehörbe 
nit iſt. Nur die Kreisverorbneten find Mitglieder der Vermitielungsbe⸗ 
örde, ber Landrath aber hat die Leitung berfelden bei bem Geſchafte. Das 
ei bleibt es ihm überlaffen, in welchen Fallen er an den @efchäften, welche 
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den Rreisverorbneten in ihrer Cigenſchaft ale Bermittelungsbehörbe aufges 
tragen find, perfönlih Theil nehmen, und die darüber aufzuncehmenden 
ſchriftlichen Verhandlungen ſelbſt aufnehmen will; allein unbedingt noths 
wendiges Erforderniß —* Geſchaͤftsführung if dies nicht. ill der 
Kreislandrath die Aufnahme der Verhandlung nicht felbit bewirken, fo hat 
in der Regel, und wenn wir im einzelnen Galle nicht einen Anderen damit 
beauftragen, in ſolchen Sachen, in welchen ſchon ein Spezial⸗Kommiſſar er⸗ 
nannt iſt, dieſer die Verhandlung aufzunehmen; wenn aber ein Spezials 
Kommiſſar noch nicht beſtellt iſt, der aͤlteſte der beiden Kreisverorbneten. 
Alles dieſes findet auch dann Anwendung, wenn eine Partei auf Grund 
bes $. 35. der B. v. 30. Juni 1834 bie Zugiehung ber Kreis-Vermittelungss 
behörbe verlangt, und ſteht nach $. 4. den Partheien die Auswahl der Kreiss 
verorbneten frei. 
ad 3) Anders iſt das Derfaheen, went wir in Gemäßheit des $. 29. a. O. ben 
Kreisverorbneten die Reviſion von Gutachten überlragen. In der Regel 
bat der Kreislandrath ſolche Mevifionen nicht z: leiten, vielmehr wird bie 
unterzeichnete Behörde fowohl die Perfonen bezeichnen, welche mit ihrem - 
Gutachten zu hören find, als biefenige, welche daſſelbe aufnehmen fol. In 
ber Regel iſt es von dem Spezial: Kommiffar der Sache zu Protokoll zu 
nehmen, ober, wenn es bazu zu weitläuftig ausfallen follte, von den Kreis⸗ 
verorbneten felbft ſchriftlich aufzufegen. 
Bir bringen diefe Beflimmungen hierdurch zur Kenntniß der Kreislandräthe, 
Kreisverorbneten und SpezialsKommiffare. 
(Ann. XII. 674. — 3. %4.). 


Bu Sf. 2, 19. u. 32. ° 


MR. des KR. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 8. Oft. 1839 an 
die 8. Sem. Kom. zu Soldin, beir. die Vereidung der Kreiöverorpneten 
für Auselnanderfegungs- Angelegenheiten. 


Auf den Ber. v. 2. v. M. fertige ich der K. Gen. Kom. Abfchrift der dem 
Landrath N. zu N. über die erforberlihe Vereidung des Kreisverordneten N. zu N. 
ertheilten Befheibung zu. (Anl. a.) 

- Sie wird daraus entnehmen, zu welden, von ben verfäiebenen, ben Kreiss 
verorbneten anzuvertrauenden Berrihtungen es überhaupt einer Vereidung bedarf, 
und daß es der Sachverſtaͤndigen⸗Cid ift, mit welchem die Kreisverorbneten, und 
zwar am beſten generell zu belegen find, damit die Vervielfältigung der Cide vers 
mieden werde. Mur in dem Kalle des $. 19. der V. v. 30. Juni 1834, wenn 
nämlich der Kreisverordnete als Spezial: Kommifjar die Leitungen ganzer Auseins 
anderfeßungen übernehmen foll, hat er außer dem Sachverſtaͤndigen⸗Eid auch noch 
den Eid als Staatediener zu leiften. Zur Uebernahme bloßer gütliger Vermitte⸗ 
Tungen würde es, wie ich hiermit wieberhole, Feiner Vereidung bebürfen. 

Die K. Gen. Kom. hat hiernach in ähnlichen Faͤllen künftig zu verfahren. 


nl. a. 

Auf die Vorfiellung v. 19. Juli d. I. eröffne ih Ew. ıc., daß Sie geirrt 
haben, wenn Sie es für genügend halten, den Amtmann N., nachdem berfelbe zum 
Kreisverorbneten erwählt worben, auf ben Dienſteid zu verweifen, welden derbe 
als Dorſſchulze geleiftet Hat. 

Die Kretsverordneten follen bei verſchiedenen ihnen anzuvertrauenden Verrich⸗ 
tungen als Sachverſtändige auftreten. Als ſolche haben fie nah $. 32. und fol- 
gende der V. v. 30. Juni 1834 das Amt von Sciedsrichtern zu übernehmen; nur 
als ſolchen kann ihnen, zufolge des $. 29. a. a. D. die Mevifion der von bem 
SpezialsKommiflarien erfatteten Outachten übertragen werben, und als jolde haben 
fie geiaiale Gutachten abzugeben, wenn ihnen jelbft, ald Spezial: Kommiffarien, 
in Gemäßheit des 5. 19. a. a. O. die Leitung ganzer Auseinanderfegungen etwa 
übertragen wird. Zur Glaubwürdigfeit des Sahverfändigen in feinen Gutachten 
gerügt aber deſſen Sigenjaft als öffentlicher Beamter nad) $. 84. des Anh. zur 

.D. nicht. Soll es nit nöthig werden, baß er. jedes einzelne Gutachten 
beſchwoͤrt, fo muß er allgemein mit dem Sachverſtaͤndigen⸗Eide belegt werben. Als 
ein folher Gib kann nun aber ber von bem N. am 27, Oft. 1814 abgelegte nicht 
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betrachtet werden, vielmehr ift derfelbe nach Anleitung des $. 202. des 10. Tit. 
I. 3. der A. ©. D. zu normiren, und ericheint e6 angemefien, damit eine all: 
emeine Hindeutung auf die mit der Stellung eines Kreisverorbneten yerfnüpften 
Bflichten zu verbinden. 

Ob es für den fpeziellen Ball, in welchem Ew. ıc. Sich den Amtmann N. 
ſubſtituirt haben, der nachträglichen Vereidung beffelben bedarf, hängt davon ab, in 
welcher Berrihtung die Subftitution ftattgefunden hat. Haben Sie dem ıc. N. bie 
Direktion der Kreis:DVermittelungs-Behörde in einem Falle übertragen, wo biefe in 
Gemaͤßheit des $. 2. u. f. der B. v. 30. Juni 1834 allein im dieſer Cigenſchaft, 
alfo vermittelnd, eintrat, fo bedurfte es der Bereidung überall miht, da die Wirk: 
ſamkeit biefes Inflituts vom dem Vertrauen abhängig gemacht ift, welches die Ins 
tereffenten der Sache demfelben aus freiem Antriebe ſchenken. Hat die Subftitution 
aber in Folge des $. 33. der B. v. 30. Juni 1834 dahin flattgefunden, bag ber 
ıc. N. bei einem fhiedsrichterlichen Verfahren als Obmann eingetreten if, fo war 
ie $. 9. der Inftr. v. 12. Oft. 1835 feine Vereidung erforberlih, und muß 
nachgeholt werben. 

Berlin, den 8. Oft. 1839. 

Der Min. des J. u. d. P. v. Rochow. 


An 
ben Königl. Landrath N. N. zu N. 
(Ann. XXI. 824. — 4. 50.) 


Zu SG 2. fu $. 19. 


N. des K. Min. des I., Abt. IT. (Bode) v. 28. Dec. 1843 an die 
K Reg. zu Erfurt, betr. die Wirkfamkelt der Kreis-Vermittelungs « Behör- 
den in Auseinanderfegungs- Angelegenheiten. 


Der K. Reg. wird auf ben Ber. v. 13. Juli d. J., die Hinderniffe der Wirk; 
famfeit der Kreis: Vermittelungs » Behörden in Auseinanderfeßungss-Angelegenheiten 
betr., bierburch Folgendes äh 

1) Was zuvörderfi das Erforberniß einer in beglaubigter Form auszuftellens 
der Vollmacht anbelangt, fo können die betr. Gemeinden von biefer Vollmachtsaus⸗ 
flellung nicht entbunden werden. Man muß zwiſchen den Theilnehmungsrehten 
der einzelnen Wirthe und Befitzungen, den Iebteren anhängenden Serpitutrechten 
ober obliegenden Verpflichtungen, und zwifchen ſolchen Befugnifien und 2eiftungen 
unterfcheiden, welche die Gemeinden als moralifhe Perfonen angehen und das Der: 
mögen der Korporationen betreffen. 

Dei biefen letzteren Angelegenheiten genügt allerdings ein Gemeindebeſchluß; 
inbeß kann auch ein folder, nach ber beRebenden Derfaffung ber Landgemeinden in 
der Provinz Sagen, welche lehteren durch befondere Gemeinde: Borftände, in ber 
Belle, wie die Stabtgemeinben, nicht vertreten werben, ben Behörben gegenüber, 
nur dur eine von allen Gemeindegliedern, nad $. 40, Tit. 3. Th. I. der A. ©. 
D. aufzunehmende Vollmacht konſtalirt werben. 

2) Iſt feine Beranlaflung vorhanden, die Vergleiche und Rezeſſe ber Kreis: 
Bermittelungs : Rommiffionen von ber Prüfung und Beftätigung ber Auseinander⸗ 
fehnngs- Behörde auszunehmen, ba dieſer Behörde nach der beftehenben Gefeßgebung 
die Wahrnehmung der landespolizeilihen und ſtaatswirthſchaftlichen Intereffen in 
höherer Inſtanz bei allen Auseinanderſetzungen allgemein uͤbertragen iſt, und es bei 
biefer, die Sicherung jener öffentlihen Intereſſen und die Binheit der Grundſaͤtze 
verbürgenden Berfaflung fein Bewenden behalten muß. 

3) IR allerdings nicht zu verfennen, dag die Wirkſamkeit der Bermittelungss 
Behörden dadurch beeinträchtigt werben kann, eo diefelben allein anf bie güttiße 
und vergleichsweife Bermittelung der Auseinander —8 verwieſen unb beſchraͤnkt, 
dagegen nicht zur Abſchließung von Rezeſſen, überhaupt ſolcher Verhandlungen er: 
maͤchtigt ſind, welche, abgeſehen von der Bedentung ſchriftlich aufgenommener Punk⸗ 
tationen hinfichtlich der des Leſens und Schreibens kundigen Intereſſenten, eine uns 
bedingte Gültigkeit auch für alle andern Theilnehmer haben. Indeß bat das &efe 
die Kompetenz und ben Gharakter ber Kreis» Bernrittelungs + Behörden ausbräctie 
und wohlbedacht in dieſer befchränkten Weife feſtgeſtellt. 

Zur Veraͤnderung bes fo geordneten Kompetenz⸗Berhaͤltniſſes llegt auch am fo 
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weniger eine hinreichende neranlafung vor, als die V. v. 30. Juni 1834 und das 
Koften:Regulativ v. 25. April 1836 bereits die Mittel darbieten, um den von der 
K. Reg. und dem Landrath N. hervorgehobenen Mebelftänden vollſtaͤndig zu ber 
gegnen. 

Der $. 19. der V. v. 30. Juni 1834 beftimmt nämlih, dag ben Landräthen 
und KreissBerordneten, welche dazu geneigt find, Aufträge im Auseinanderfegungs: 
Refiort anzunehmen, dergleichen unter Genehmigung des Min. des I. von der Gen. 
Kom. übertragen werben können, und baß dergleichen Kommiffarien wegen der von 
ihnen übernommenen Geſchäfte ganz diefelben Rechte und Bilichten überfommen, 
wie die fletigen Kommiffarien; ihnen auch die angeftellten Spezial: Rommiffarien 
nad $. 3. 1. c. gleicher Weife, wie den KreissBermittelungssBehörben, den nadhs 
geficchten Beiſtand zu leiften verpflichtet find. Es ift alfo nur nöthig, I; der 
Landrath N. für biefenigen Auseinanderfegungen feines Kreifes, welche er auf An⸗ 
trag der Theilnehmer bei der KreissDBermittelungs= Behörde, zur Grleichterung ber 
Intereffenten und zur Wörderung ber guten Sache ſelbſt zu bearbeiten wünſcht, ein 
Kommifjorium feitens der Sen. Kom. zu Stendal exrtrahirt, und daß dieſe bei dem 
unterz. Min. ein für allemal die Genehmiguhg jur Nebertragung einzelner Ge⸗ 
fHäfte an den Landrath N. erbittet. Dadurch wird berjelbe mit allen Befugnifien 
eines SpezialsKommiffarius ansgerüftet. 

Indem das Min. fehr gern das Intereffe anerkennt, welches der Landrath M. 
der LandestultursBartle zugewendet hat, wird baffelbe feine Genehmigung um fo 
bereitwilliger ertheilen; Hat übrigens ſchon früher, um die Wirkfamfeit der Kreis: 
Bermittelungs: Behörden in jeber Art zu fördern und um biefes nüpliche Inftitut 
moͤglichſt zu beleben, ven Auseinanderfehungss Behörden empfohlen, bemfelben vie 
nöthige und erwimfchte Hülfe durch Neberweifung ber geeignetftien Kommiſſarien zu 
gewähren, überhaupt ber Ausbildung deffelben alle Aufmerkfamkeit zu widmen. 

Was den Koftenpunft betrifft, e, beflimmen die 8$. 9. und 16. der Inſtr. v. 
46. Juni 1836 zum Koftens#egulativ v. 25. April 1836 (G. ©. ©. 192), daß 
bei Objekten von einem Werthöbetrage von 500 Thlr. und darunter flatt aller 
und jeder Koften, incl. ber Diäten, ber Fuhrgelder und „fonfligen 
a agen“ nur Pauſchſummen von einem bis 50 Thlr. in Anfab zu 
dringen find. 

Diefe Paufhfäge finden auch auf bie duch Aufnahme ber Vollmachten und 
durch bie Berichtigung des Legitimationspunftes entitandenen Koften » Anwendung, 
insbefondere alsdann, wenn der Landrath N. die Gefchäfte auf Grund eines bei 
der Gen. Kom. ertrahirten Kommiſſorii bearbeitet, und babei die Unterflüßung der 
SpezialsKommiffionen in Anfprud nimmt. 

(Min. BL. d. i. V. 1844 ©. 16 Rr. 19.) 


Zu 66. 2., 32, u. 33. 


R. des. K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Kette) v. 12. Juli 1858 
an die K. Gen. Kon. zu N. und abſchriftlich zur Nachachtung an ſaͤmmtl. 
übrige Auseinanderfegungs-Behörven, betr. die fernere Wahl der Schieds⸗ 
zichter in Auseinanverfegungs- Angelegenheiten aus ben von den Kreisſtän⸗ 
den ernannten Kreißvesorbneten, und die dedfalfige Ergänzung der letzteren. 


Der 8. Sen. Kom. wird auf die in dem Ber. v. 24. v. M. enthaltene An: 
frage In Betreff der ferneren Bildung der Schiedsgerichte in Auseinanderſetzungs⸗ 
ſachen hiermit eröffnet, bei bu Art, 1. des Bel. v. 24. Mai c. unbedenklich der 
Urt. 68. der Kreise, Bezirks⸗ und Provinzial⸗Ordn. v. 11. März 1850 mit aufs 
gehoben worden if und dadurch die Beflimmungen der 88.2. 32. und 33. der ®. 
v. 30. Juni 1834 rückſichtlich der Wahl und Ernennung der Schiedsrichter und 
Dbmänner von ſelbſt wieder in Kraft getreten find. Die Staats » Regierung hat 
diefe Wirkung des Geſ. v. 24. Mai c. bei beffen Borbereitung nicht verfannt, aber 
im ber Borausfegung, dag die Älteren Vorſchriften dem Bedürfniffe genügen wer: 
den, von einer Beibehaltung des Art. 68. der Kreiss ac. Ordn. v. 11. März 1850 
Abſtand genommen. Dabei ift au der Umſtand, dep das ſchiedsrichterliche Ver⸗ 
fahren ih auf andere als rein landwirthſchaftliche Gegenſtaͤnde zu erſtrecken hat, 
nicht unerwogen geblieben, indeß zur Aenderung des gefaßten BeichInfire nicht ger 
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eignet befunden worden, weil für diefen Fall im $. 6. der Inſtruktion v. 12. OR. 
1835 eine ausreichende Vorſorge getroffen iſt. 

Demgemäß wird die K. Gen. Kom. veranlaßt, fich in Zufunft nicht mehr nach 
Art. 68. der Kreise, Bezirks und Provinzial: Orbn. v. 11. März 1850, ſondern 
nad $$. 2. 32. und 33. der V. v. 30. Juni 1634 bei Ginleitung bes ſchiederich⸗ 
terlichen Berfahrens zu richten und bie Behufs der Wiederbefegung ber erledigten 
Stellen der Kreisverorbneten erforderlichen Schritte ſchleunigſt zu Bun. 

(Min. BL dv. i. V. 1853, ©. 169, Nr. 149.) 


Bum ©. 8. 


I) N. der K. Min. des I. für Bew. Ang. (v. Brenn) u. der J. 
(Muͤhler) v. 18. Nov. 1836 an die K. Meg. zu Marienwerber, betr. die 
Kompetenz der Auseinanderfegungs-Behörden in Streitigkeiten über Abga⸗ 
ben⸗Ruͤckſtaͤnde bei bäuerlichen Regulirungen. 


Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 17. Juni d. I. in Betreff Ihrer Kom⸗ 
petenz in ber Prozeßſache der bäuerlihen Ginfaffen zu &. wider die Rämmerei zu 
Thorn, wegen rüdtäntiger Abgaben, zu erfennen geaeben, bag Streitigkeiten über 
Abgaben: Rüdftände, wenn die Verpflichtung zur Entrichtung diefer Abgaben feſt⸗ 
ſteht, an ſich nicht zum Reſſort der Auseinanderfehungs Behörden gehören. Dars 
aus folgt zwar nun noch nicht unbebingt die Infompetenz berjelben bei allen Strei⸗ 
tigfeiten dieſer Art, vielmehr fleht den Auseinanderfepungs s» Behörben nah 5. 8. 
der B. v. 30. Juni 1834 unbevenflid frei, ihre Vermittelung, fofern nur der vierte 
Theil der Interefienten darüber einverftanden if, auch auf Geſchaͤfte dieſer Art 
auszudbehnen, wenn foldhes zur beffern Regulivung des Hauptgefchäftes gereicht, und 
in diefem Kal kommen ihnen auch, in Beziehung auf Entfcheidung der Streitigfels 
ten, diefelben Amtsbefugnifle zu, wie wegen Regulirung des zu ihrem Refloft ges 
hörigen Hauptgefchäfte. 

(Ann. XX. 906. — 4. 86.) 


2) R. des 8. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 
26. Gebr. 1840 an die K. Gen. Kom. zu Berlin, betr. die Aufftelung und 
Durchfuͤhrung von Entwäfferungsplänen bet Auseinanverfeßungen. 


Der 8. Sen. Kom. wird auf den Ber. v. 27. v. M. zu ertennen gegeben, 
bag Ihre unterm 30. März 1835 abgefapter Beſcheid, indem er den bisherigen Zu⸗ 
ſtand der Dinge beibehalten wiſſen will, weder die Anträge der Intereſſenten, noch 
überhaupt die Sache ſelbſt auf eine angemeſſene Weiſe erledigt. Nach Lage ber 
Akten ſteht nämlich fo viel feſt, daß irgend eine Vorkehrung getroffen werben muß, 
um das, auf den Grundflüden der Rekurſen ſich anfammelnde und von dort wild 
ablaufende Wafler wegzufhaffen; — da Finftlide Anlagen (Gräben und Kanäle) 

u biefem Zwecke nicht vorhanden find, fo wäre der Refurrent nad 8. 102. Tit. 8. 
EL 1. des AL. R. allerdings berechtigt, fi gegen ben Andrang ſolch en Waſſers 
auf beliebige Weife zu ſchützen, er ıft aber auf der andern Seite und nad ben 
weiter folgenden Paragraphen befielben Titels und ben Vorſchriften des Eh. v; 
15. Nov. 1811 auch wiederum verpflichtet, ſich gegen angemeſſene Entfgäbigung 
diejenigen Anftalten gefallen zu laflen, welche zur Abtoäfferung der oberhalb liegen 
den Srundftüde gereihen und zu den Koſten der erften Anlage und Fünftigen Uns 
terhaltung in dem Maaße beizutragen fchuldig, wie er felbft Boribeil davon zieht. 

Hieraus folgt denn aber, baß es feinesweges genügt, das, als einen Mißſtand 
anerkannte bisherige Berhältnig um deshalb fortvauern laſſen zu wollen, weil es 
dem Bedürfnifie des einen Theils Abhülfe verſchafft, es iſt vielmehr erforberlich, 
Dasjenige anzuorbnen, was im Landes⸗Kultur⸗ und polizeilichen Interefle das 3 
mäßigfte ift, und fomit auch alle Berheiligten befriedigt und zu dem Ende nötbig, 
in Grgänzung des Haupt» Auseinanderfegungsplans naeh noch einen Ent⸗ 
waͤſſerungsplan aufzuſtellen, welcher außer ben hiezu dienlichen Graͤben, Brüden ıc. 
auch gleichzeitig die Entſchädigung bes Rekurrenten, für das Dazu hergegebene Ters 
rain und FAN; e Aufwendungen, beilimmt. 

Zu einem —** Nachtragsplan Liegen nun auch bie data in dem Gutachten 
der Oekonomie-Kommiſſarien N. N. anfcheinend ganz vollftändig vor, und würbe 
ed nur noch darauf ankommen, denſelben hiernach vollfiändig anszunrbriten, bei 
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biefer Gelegenheit zu erwägen: ob es nur ber einen ober zweier Brücken bebarf, 
und biefelben nicht vielleicht duch gepflafterte Durchfahrten erfept werben können; 
— fodann mit den Interefienten über bas Projekt felbft zu verhandeln und in Ents 
ſtehung ber Güte darüber zu erfennen, was für jeßt im Rekurswege nicht ges 
ſchehen kann, da die Sache auf den vorgezeichneten Weg nicht geleitet iſt, und es 
an einem Plans Grienntnifle erſter Inſtanz fehlt. In diefe wird daher die Sache 
mit Beflätigung bes Befcheides v. 30. März 1838 zurüdgewiefen. 
(Min. BL d. i. B. 1840, ©. 403, Nr. 700.) 


3) R. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 
16. Ian. 1842 an die 8. Gen. Kom. zu Berlin, betr. die Kompetenz ver 
Auseinanderfehungs» Behörden zur Regulirung von Entwäfferungen bei Ge⸗ 
meinbeit8tbeilungen. 


Auf den Ber. v. 7. 9. M. wirb ber K. Gen. Kom. zu erfennen gegeben, wie 
Ihrer Anfiht, daß Sie zu einer weiteren Regulirung der von den Beſchwerde⸗ 
führern begehrten Entwaͤſſerungs⸗Anſtalten nicht befugt fei, nicht beigepflichtet 
werben kann. " 

Offenbar irrig if es zunaͤchſt, bag Sie die Oeffnung bes, die Entwäfferung 
des N. N.f&hen Grundſtücks bezwedenden Grabens um deshalb nur bis zu ben 
fogenannten Brellenden habe anordnen fönnen, weil dieſe felbft Feinen Gegenſtand 
des Berfahrens gebildet hätten, und fie für dergl. Grundftüde Feine Beſtimmungen 
treffen dürfe. Dem fleht nändich nicht allein die Borfhrift der 6S. 138. u. 171. 
der 8. ». 20. Juni 1817 (denen zufolge die Auseinanderfegungspline auch anges 
meflene Beſtimmungen über die Abzuges und Bewäflerungsgräben enthalten, und 
diefe, fall fie ja übergangen wären, noch dechranucg regulirt werden ſollen) ni 
minder der $. 173. ad 8. der Gem. Th. D. v. 7. Juni 1821 (nad weldem die 
Frage über Anlegung von dergl. Anſtalten ſelbſt one Borausfeßung einer fürms 
lien Separation in Verhandlung gezogen werben kann) und ab efehen von allem 
diefem insbefondere noch die $$. 7. u. 8. der B. v. 30. Juni 1834 entgegen, da 
erfierer ausdrücklich vorfchreibt, dag die Gen. Kom. alle die obrigfeitlihen Feſt⸗ 
feßungen treffen follen, deren es bedarf, um die Auseinanderfegung in Ausführung 

u bringen, und letzterer, felbit wenn man die Entwäflerungss Anlagen als ein 
brebengefihäft betrachten wollte, die Kompetenz der Gen. Kom. mit Haren Worten 
ausfpricht, und bier um fo mehr begründet, als die Frage über Fortführung des 
angeordneten Grabens bis zu dem Brellpfuhle, mit Durchfchneidung der Brellens 
den, immer nur bie —* bes Hauptgeſchaͤfts berührt, und von dieſen ein 
Biertheil, nach den Theilnehmungsredhten berechnet, als damit einverftanden anges 
nommen werden muß. Unter allen Umftänden ift alfo die Regulirung der Ent 
wäflerungs s Anlagen innerhalb der Feldmark W. recht eigentlid Aufgabe der Auss 
einanderfeßungebehörbe und ſonach von der K. Gen. Kom. nod jet anzuorbnen. 

Was hiernaͤchſt die weitere Ausbehnung biefer Anftalten über bie Orängen 
der gedachten Feldmark hinaus anlangt, fo wird es in biefer Beziehung vor allen 
Dingen wieder darauf anfommen, ob die Fortführung des Abzugsgrabens bie zum 
Brelipfuhl die damit beabfichtigte Entwäflerung ber Pläne des ıc. N. und Genoflen 
nachhaltig und vollftändig ſichert; wäre Dies ber Ball, fo werben bie Intereffenten 
von einer Verlängerung jenes Grabens ſchon ſelbſt abfirahiren; anderer Geſtalt if 
aber ihr beftimmter besfallfiger Antrag zu erfordern, und find event. bie weitern 
Berhandlungen nad Maaßgabe des Vorfluth⸗-GEd. v. 15. Nov, 1811 einzuleiten, 
wozu die 8. Sen. Kom. auf Grund des $. 8. der B. v. 30. Juni 1834 dann 
jedenfalls kompetent bleibt. 

(Din. BL d. i. V. 1832, ©. 29, Nr. 41.) 


4) R. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 24. Juli 1844 an 
die 8. Ben. Kom. zu Pofen, betr. die Kompetenz der Ben. Kommiſſionen 
ur Regulirung von Stauanlagen auf den zur Separation gezogenen Grund⸗ 

üden, und das dabei zu beohachtende Berfahren. 

Da die Stauanlagen, um welche es fich in der Regulirungsfache von P. Hans 
delt, auf den zur Separation gezogenen Grundflüden angelegt werden follen, und 
die Separationsverhandlungen noch fchweben, fo kann bie Kompetenz der K. Gen. 
Kom. zur Regulierung biefer Anlagen Feinem Bweifel unterliegen. Fun 

Neber die Statthaftigkeit der Anlagen und den. Plan, wonach biefelben einzu⸗ 
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zichten und zu benußen find, haben fich bie Interefienten bereits geeinigt, unb es 
fommt nur noch auf die Fefftellung der Entfchäbigung an, bie der eine Theil tem 
andern au gewähren hat, mithin auf die Anwendung ber 88. 45 — 50. des Gef. 
v. 28. Febr. v. 3. 

Hierbei tritt die Gen. Kom. in bie in diefem Geſetz der Regierung angewies 
fene Stellung, im Uebrigen aber find die Borfchriften des gedachten Geſetzes zum 
befolgen; denn wenn auch den Auseinanberfegungsbehörden für die von ihnen zu 
leitenden Gefchäfte in den DB. v. 20. Sunt 1817, 30. Juni 1834 sc. befondere 
Borfchriften ertbeilt find, fo künnen diefe doch das Verfahren bei Ausführung bes 
Gef. v. 28. Febr. 1843 da, wo fie mit demfelben nicht in Ginflang ſtehen, nicht 
befimmen. 

i Die durch dies Gefeb gegebenen ober bebingten Rechte der Partheien fleben 
mit dem wegen ihrer Regulierung vorgefchriebenen Verfahren in einem fo engen 
"Sufammenbange, daß es ansbrüdlicher Ausnahmen beburft hätte, wenn dies Ber: 
fahren ein anderes fein follte, ſobald eine Auseinanderfegungsbehörde das Geſetz 
‚anzuwenden und auszuführen hat. Da ſolche Ausnahmen nicht gemadt find, fo 
muß das für die Regulirungen bei Benußting der Privatflüfie vorgefchriebene ganz 
eigenthümliche Berfabren jeder leitenden Behörde zur Norm dienen. 

Die Gen. Kom. tritt daher bei dergl. Regulirungen nur in die Stelle der 
Regterungen und der orbentlichen Gerichte, Hat fid, übrigens aber nach den beſon⸗ 
‚deren Borfchriften des Gef. v. 28. Febr. 1843 zu achten. 

Daß bei der Anwendung des $. A5. der mit der Leitung der Hauptfarbe bes 
auftragte Kommiſſar, wenn er die technifche Qualififation hat, einer ber zu ernens 
nenden drei Taratoren fein kann, ift unbebenflich; und wenn es, wie im vorlies 
nden Kalle, nur auf Abfchägung des landwirthſchaftlichen Ertrages ber Grund: 
üde antommt, fo werden auch die in ber Hauptfache abhibirten beiden Bonitenre 
die Stelle der beiden anderen Taraforen vertreten Fünnen. 
(Min. Bl. d. i. V. 1844. S. 251. Nr. 293.) 


5) R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 25. Iumi 
4852 an die K. Sen. Kom. zu N., betr. die Befugniß der Auseinander⸗ 
ſetzungs⸗Behorden auch nach erfolgter Ausführung einer Gemeinheitstheilung 
zwedmäßige Ent» und Bewäfferungen zu vermitteln. 


Die. K. Gen. Kom. wird auf den Ber. v 8.9. M. ermächtigt, die Entwäfles 
zung des N.er Bruches auf Grund bes $. 8. der V. v. 30. Juni 1834 weiter zu 
-bearbeiten und durchzuſühren. Das Min. theilt die Anficht der Majorität bes 
Kollegiums, daß die Gen. Kom. auch nach erfolgter Ausführung einer Gemeins 
:heitötheilung zweckmaͤßige Ent: und Bewäflerungen auf Grund der allegirten Ge: 
ſetzſtelle vermitteln kann, weil dafelbit die Erleichterung der Bewaͤſſerungs⸗ unb 
Entwäflerungsanftalten als ein felbitftändiger Gegenfland der Yürforge für die 
Zandeskultur bezeichnet if, deſſen nachträgliche Regulirung fihon der $. 171. Nr. 2. 
der V. v. 20. Juni 1817 zuläßt. Daß die neuen Gräben .nur dann von ber 
‚Gen. Kom. regulivt werben bürfen, wenn im Separationsplan auf diefelben Rüd: 
fiht genommen und der meliorirte Zuftand der Grundſtücke dem Landiheilungspian 
‚zum Grunde gelegt ift, fagen die Geſetze nit. Das Beitragsverhältnig der Theil⸗ 
‚nehmungeredhte ($$. 96., 97. der Gem. Th. D.) findet allerdings nur Anwendung 
auf diejenigen Graben: Anlagen, ohne weldhe der Boden ben Ertrag, zu dem er 
‚abgeihägt worben, nit gewähren fann. Die Befugniß ber „uselnanberjegunge: 
behörden, bei @elegenheit der Gemeinheitstheilungen zur Beförderung der Boden⸗ 
kultur Ent: und Bewäflerungen zu reguliven, geht aber nach dem Inhalt der B. 
v. 20. Juni 1817 $. 171. und der ®. v. 30. Juni 1834 $.8. weiter. Die Koms 
petenz der Gen. Kom. laͤßt fih auch allenfalls auf den 6.7. Abfab 5. der B. v. 
30. Juni 1834 und den $. 173. Nr. 8. der Gem. Th. O. gründen, obwohl die 
Beſtimmungen des Abſchn. II. der Gen. Th. D. eine praftifhe Anwendung werig 
gefunden haben. 

(Din. BL d. i. B. 1852. ©. 172. Nr. 171.) 


GR. des K. Min. des J., Abth. IT. (Bode) v. 25. Yan. 1843 an 
bie K. Sen. Kom. zu Poſen, betr. die Berechnung des Viertels der In- 
tereſſenten nach $. 8, der V. v. 30. Juni 1834, indbefondere in Bezug auf 
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die Megulizung von Ent⸗ oder Bewäfferungs » Anlagen bei Gemeinheits⸗ 
thellungen. 


Das Min, kann die Anſicht nicht theilen, daß unter den im 6.8. der B. v. 
30, Juni 1834 erwähnten Interefienten zur Sache lediglich die Theilnehmer des 
Hauptgeſchaͤfts, bei Belegenheit beffen auf Cinrichtung von Bewäflerungss Anlagen 
angetragen wird, zu verſtehen fint; — glaubt vielmehr, daß auch die kurz vorher 
als unmittelbare Theilnehmer des Nebengefchäfte bezeichneten dritten Berfonen zu 
‚rechnen, und ihre Brllärungen bei der Berechnung des Viertheils zu berüdfihtigen 
find, dergefialt, dag mit der desfallfigen Regulirung nur vorgegangen werben kann, 
wenn der yierte Theil aller, bei dem Nebengefchäft betheiligten Grundbeſitzer, ohne 
Unterſchied, od fie zu den unmittelbaren Theilnehmern des Haupigeſchaͤfts gehören, 
damit einverflanden if. 

Da die Berechnung nad Maaßgabe der Theilnehmungsrechte angelegt werben 
fol, und die Verhandlungen über das Hauptgefhäft Hinfihtlich der, dabei gar 
nit betheiligten Grundbeſiher nihte Näheres ergeben, fo Tann bie Ermittelung 
des TheilnahmesBerhältnifies zwar oft mit Schwierigkeiten verbunden fein; indeß 
Tonnen biefe um fo weniger als ein enticheidender Grund für die Anfiht der K. 
Gm. Kom. angefehen werben, als diefelben Schwierigfeiten nicht nur dann, wenn 
ohne eine fonflige Auseinanderfeßung auf Grund der im zweiten Abſchn. der Dem. 
Th. O. enthaltenen Beftimmungen auf Ginleitung eines Verfahrens wegen Megus 
livung von Ent⸗ oder Bewäflerungss Anlagen provozirt wird, ſondern auch baun 
hervortreten, wenn ſolches nur bei @elegenheit eines andern Geſchaͤfts ber Ball 
iR, und bei dieſem Nebengefchäft nur unmittelbare Theilnehmer des Hauptgeſchaͤfts 
betheiligt And; denn aud im Iehteren alle würde es fi der Natur ber Gade 
nad) nicht rechtfertigen laſſen, bei dem Nebengefchäft Iebiglich das für das Haupt 

efhäft ermitielte Theilnahme⸗Verhaͤltniß zum Grunde zu legen, dba es fehr wohl 
—* kann, daß einzelne Intereſſenten des Hauptgeſchaͤfis bei dem Nebengefchäft, 
namentlih bei Bewäflerungss Anlagen, entweder gar Fein Interefie haben, ober 
doch dabei in einem ganz andern Verhaͤltniß beiheiligt find, wie bei dem Haupts 
geſchaͤft. — Wie diefe Schwierigkeiten am beften zu überwinden, muß in jebem 
einzelnen Falle nad) Maaßgabe der Umflände erwogen werden, und es läßt fi 
darüber im Allgemeinen nur bemerken, daß es oft ——— ſein duͤrfte: 
die Frage, ob die Provolanten den vierten Theil der Intereſſenten nach 
den Theilnehmungsrechten berechnet, ausmachen? 
zur ſchiederichterlichen Entſcheidung zu ſtellen. 
(Nin. Bl. d. i. V. 1843. S. 40. Nr. 67.) 


OR. des K. Min. des I. (Gr. v. Arnim) v. 15. Maͤrz 1845 an 
die 8. Meg. zu Frankfurt, denfelben Gegenfland betr. 


Bei Rückgabe der mittelft Ber. v. 6. Ian. c. eingereichten Alten, erkläre ich 
mi in Beraniafung bee N. N. ſchen Entwäflerungs:, refp. Vorfluths⸗Angelegen⸗ 
heit wit dem Plenarbefchlufle des Kollegii v. 5. Oft. v. I. dahin einverflanden, 
daß die Auseinanderfehimgebehörben ihre Bermittelung auf ein, zur befles 
zen Regulisung bes von ihnen refjortirenden und berelis ſchwebenden Haupts 
geſchaͤfts dienendes Nebengefchäft vermöge $. 8. der B. v. 30. Juni 1834 
nur dann auszubehnen befugt find, wenn ſowohl ein Viertel der Intereſſen⸗ 
‚ten des Hauptgeihäfte, als auch zugleih und außerdem noch ein Viertel 
derjenigen, dem lebteren bisher ganz fremden dritten Perfonen fih damit 
einverflanuden erklärt, die, ohne beim Haupigeſchaͤft betheiligt zu fein, Hins 
ſichtlich des Nebengefhäfts jenen als Provofaten gegenüber ſtehen und ins 
fofern erſt unmittelbar Theilnehmer des Nebengefchäfts werben. 
Dies iſt Bereits auf eine Anfrage der K. Gen. Kom. in Poſen mittel R. v. 
25. San. 1843 (Min. BI. d. i. V. Jahrg. IV. ©. 40) anerkannt und in der. 
unbedenklich, wenn.man erwägt, daß der zweite Abfag des $. 8. ausbrüdlid I 
Klaffen von Perſouen gebentt, die bei dem Nebengeichäfte beiheiligt werben ſollen, 
leteres „aber :den beim Haupigeſchaͤfte nicht Intereffivenden offenbar wider. ihren 
Willen aufgedrumgen werden würde, wenn man, troß ber Proteflation :von mehr 
als drei Viertheilen dieſer betiten. Rerſonen, mit dem Nebengeichäfte vorgehen wollte, 
was doch nach der ausdrücklichen Borfchrift des zweiten Abfapes des 6.8. nicht 
ogeſchehen. darf. ‚Die im beiiten Abſatze dieſes Baragsaphen angeorhuete. Bählung 
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der Sntereffenten bezieht fi daher einmal auf die des Hauptgeſchäfts und fobann, 
abgefondert von ihnen, auf die zum Nebengefhäft exit heranzuziehenden dritten 
Berfonen, als einer zweiten Klaffe von Beteiligten, jede andere Berechnung und 
namentlich die Zufammenftellung fämmtliher Theilnehmungsrechte beider Klaſſen 
würde einen Widerſpruch zwiſchen dem zweiten und dritten Abſaß des 8. 8. ber: 
Yorbringen oder letztern ganz überflüffig erfcheinen laſſen. 

Dies vorausgeſchickt, kann der Anweifung am Schluffe des R. v. 16. Ian. 
1842 (Min. BI. Sahr. 1. S. 29) zumal darin der $. 8. der V. v. 30. Juni 
1834 ausdrücklich allegirt wird, nur auf foldhe Vorfluthsangelegenheiten bezogen 
werben, deren Berhandlung vor ber Auseinanderfeßungsbehörbe in obiger Weife 
gerechtfertigt erfcheint; deshalb aber, was den vorliegenden Fall betrifft, von mir 
nicht anerfannt werben, dag die Auseinanderfeßungsbehörbe befugt fei, die von dem 
Stellvertreter des herrſcha on Vorwerks und dem Groß: Aderbürger NR. in ©. 
provozirte Vorfluths⸗Verſchaffung und Entwäflerung ihrer auf dem linken der: 
ufer gelegenen Bruchlaͤndereien über die Grenzen der G.ſchen Feldmark hinaus, 
gegen die ausbrüdliche übereinfimmende Erklärung ſämmtlicher bei dieſem Neben: 
geſchaͤfte eventuell zu betheiligenden Grundbefiger der R. ſchen Feldmark auf Grund 
des 8.8. der V. v. 30. Juni 1834 zu übernehmen und Tönnte es ſich daher nur 
Tengen: ob diefe Angelegenheit mit der Hauptregulirung in einem foldden unmits 
.telbaren Zufammenhange fteht, daß fie von der He im Ge: 
folg des $.7. der B. v. 30. Juni 1834 und 6.6. des Ausführ. Gel. v. 7. Juni 
1821 ex ofücio aufgenommen unb geotbnet werden müßte. Inzwiſchen if auf 
dies nicht der Fall; — denn wiewohl in dem Berichte der K. Reg. v. 6. Ian. c. 
"geltend gemacht wird, dag der Grtragswerth der, ben herrſchaftlichen Borwerfe 
and dem ꝛc. E. zugewiefenen Abfindungsländereien unter Vorausſegung eines 
 inmerhalb der Jeldmark G. vorgefundenen, hier theilweis erweiterten und praͤſum⸗ 
tiv über die angrängenden R. ſchen Grundflüde fortgehenden Entwaͤſſerungs⸗Syſtems 
geſchützt, dergeftalt auch im Separationsplan angerechnet fei und die übrigen Se: 
parations⸗Intereſſenten der G. ſchen Feldmark bei unvollſtaͤndiger Ausführung jener 
ſapponirten Anlage nunmehr in der veg wären, den vorgenannten Planempfän⸗ 
gern entweder Gntſchaͤdigung für den Minderwerth deren Abfindungen zu leiſten 
oder aber die planmaͤßig poraueßdte Vorfluth zu verſchaffen, ſo folgt daraus 
doch noch keinesweges, daß nun letzteres allein eintreten, alſo die Vorfluthsangele⸗ 
genheit zu einem wirklichen Theilſtũcke der G.ſchen Niederungs⸗Separation gemacht 
werden müßte, indem dieſelbe ohne Regulirung jener nicht zum Austrag gebracht 
werben koͤnnte. Denn abgeſehen davon, bag bei dem im Bericht geltend gemachten 
Umflande die urſprüngliche Abſchaͤtzung des Grund und Bodens nicht den Regeln 
„der 85. 87. fi. der Gem. Th. ©. v. 7. Zuni 1821 gemäß, nämlih in dem Zus 
“Rande vorgenommen wäre, in welchem fi die Grundſtücke zur Zeit der Ausein⸗ 
anderfebung befanden; — fo ift es doch nicht zu rechtfertigen, daß behufs einer 
dieſer halb unter den Separations⸗Intereſſenten erforderlichen Ausgleichung dritter, 
beim Hauptgeſchaͤft und bei ben Verabredungen oder Feſtſehungen der Intereſſen⸗ 
ten befielben gar nicht betheiligter Perfonen herangezogen und biefen bie Gewäh: 
83 der ee dertigen Ausgleigungsmiitel zugemuthet werbe, vielmehr bleibt «6 
Sache der G.ſchen Separationss Interefienten, unter fi die Entf päbigung aufzus 
bringen und fo die Sache zum Austrag zu bringen. 

(Min. BI. d. i. V. 1845. ©. 131. Dr. 159.) 

8) R. des K. Min. des I. (Gr. v. Arnim) v. 31. März 1843 an 
‚die 8. Gen. Kom. zu Breslau, betr. deren Kompetenz zur kompromiſſari⸗ 
ſchen Entſcheidung von Streitigkeiten über die nicht zur Abloͤſung gekom⸗ 
menen Borftberechtigungen. 


Auf den Bericht v. 6. Ian. d. I., wegen ber bei der K. Gen. Rom. entilan: 
denen Zweifel über Ihre Kompetenz zur kompromiſſariſchen Entſcheidung des 
Streites, welcher zwifchen mehreren Gärtnern zu N., und ber dortigen @utsherr: 
—5— über He A 2 un gefonmmenen ——— — der Erſteren 
‚en en if, eröffne i erfelben, im Ginverfländ it d izmin. 
Wähler, hierdurch Folgendes. erRänbmiß mit dem Sufigmin 

enn au allerdings die Abfchliegung eines Kompromiffes auf Ihre Ent: 
ſeidung im Allgemeinen für unzuläfftg gehalten werden muß, weil A eigent⸗ 
lich nur eine prorogatio fori voluntaria und zwar auf rin forum specinle causse 
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ſein würbe: fo iſt doch im vorliegenden Ball die Sache aus einem anderen, als 
dem von Ihr angenommenen Geſichtspunkt zu betrachten. 

Anſcheinend werben nämlich bie flreitigen Brennholz-, Streus, Kiens, Sands, 
Lehm⸗ und Welpfleins Berechtigungen ber Gärtner u biefelben Forſtgrundſtücke 
prätendirt, auf welchen die in ber Ablöfung begriffenen Baus und Meparaturholz: 
und Hütungsberechtigungen Baften, und in diefem Balle ii nah 8.8. der V. v. 
30. Juni 1834 nicht nur die Ausdehnung ber Verhandlungen auf jene flreitigen 
Gerechtſame gerechtfertigt, fondern auch, bei dem Ginverftindniß beider Theile, bie 
Kompetenz der K. Gen. Kom. zur Entſcheidung salvis remediis begründet; benn 
ur vollfändigen und befieren Regulirung bes Hauptgefchäfte, nämlich der Be: 
—* ber Dominial⸗Forſtgrundſtücke von den unſtreitigen Servituten der Gärtner 
gereicht bie Feſtſtellung und Entiheibung darüber: 

welde Gervituten ihnen befienungeadhtet auf den befreiten Grundſtücken noch 

verbleiben? 
allerdings. — Die Aufgabe der K. Gen. Kom. if, jeden Theil in ben ruhigen und 
ungeftörten Genuß feiner Abfindung zu feben, und alles zu einem völlig beruhlgs 
ten Zuftande zurüdzuführen und dieſer Zwed wird nicht erreicht, fo lange zwifchen 
den Interefienten noch ein Streit darüber obwaltet: ob bie von einigen Servi⸗ 
tuten liberirten Grundflüde noch anderen Servituten derfelben Berechtigten unter; 
liegen ober nicht? 

Aug würbe fih Ihre Kompetenz nad $. 106. ff. der Gem. Th. O. recht⸗ 
fertigen laffen, da der Cigenthümer der belafteten Forſtgrundſtücke eine nähere Feſt⸗ 
ſtellung des Umfanges ber flreitigen nereöptigungen verlangt. 

IH weiſe die K. Gen. Kom. deshalb an, Sich der Entfcheidung des in Rebe 
fiehenden Streits zu unterziehen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1843, ©. 129, Nr. 166.) 


Zum $. 9. 


1) K. ©. v. 12. April 1844, vie Kompetenz der Gerichte in den, 
von den Auselnanderfegungs » Behörden in erfter Infan, entfchlebenen 
Mechtöftreitigkeiten betr., als Dekl. des F. 9. der V. v. 30. Juni 1834 we⸗ 
gen des Gefchäftsbetriebes bei Gemeinheitstheilungs⸗ ıc. Angelegenheiten. 


Auf Ihren Beriht v. 25. Febr. d. I. beftimme Ich Hierdurch zur Ergänzung 
bes $. 9. der V. v. 30. Juni 1834: J wenn von einer Auseinanderſetzungs⸗ 
Behörde in einem, vor bie orbentlihen Berichte gehörigen Rechtsſtreite in erſter 
Inſtanz erfannt und die Inkompetenz ber Auseinanderfeßungss Behörden in biefem 
Rechtöftreite auf dem im erften Sage jenes Paragraphs vorgefhriebenen Wege 
feſtgeſtellt worden, ein folder Prozeß in den höhern Inſtanzen von den Gerichten 
fortzufegen und zu entfcheiden if, ohne baß es einer nochmaligen Entſcheidung in 
erſter Inflanz durch das Eompetente Bericht bedarf. Diefe Beſtimmung ift durch 
die &. ©. zur öffentlihen Kenntniß zu bringen. 

Berlin, den 12. April 1814. 

Friedrich Wilhelm. 


An 
die Staatsminifter Mühler und Grafen v. Arnim. 
(8. ©. 1844, ©. 119, Rr. 2448.) 


2) ©. v. 8. April 1847 über das Verfahren bei Rompetenzkonflikten 
zwifchen den Ger. und Berwaltungsbehörden. 

Wir Friedrich Wilhelm, sc. sc. verorbnen über das Verfahren bei Kompetenz: 
konflikten zwifchen den Ger. und Verwaltungsbehörden, auf den Antrag Unferes 
Staats⸗Min. und nach vernommenem Gutachten Unferes Staatsraths, für ben ganzen 
Umfang der Monardhie, was folgt: 

$. 1. Die Eniſcheidung der Kompetenzkonflikte zwifchen ben @er. und ben 
Berwaltungsbehörden wirb einer aus bleibenden Mitgliedern zu bildenden Behörbe 
übertragen, welche unter dem Titel: 

„Gerichtshof zur Entſcheidung ber Kompetenzkonflikte“ 
beſtehen ſoll, 
Baus dem Praͤſidenten des Staatsrathe, 
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2) aus dem Staatsſekretair und neun anderen Mitgliedern bes Staatsrathe, 
von denen Fünf Juſt. Beamte, die übrigen Vier aber —— —— 
ſein müſſen. Dieſe Mitglieder werden von Uns auf den Vorſchlag des 
Praͤſidenten des Staatsraths ernannt. 

8. 2. In rechtskraͤftig von den Ger. entſchiedenen Sachen kann der Kompetenz⸗ 
konflikt nicht mehr erhoben werden; eben ſo Wenig findet derfelbe noch ſtatt, wenn 
in einem Brozefle, bei welchem eine Berwaltungsbehörbe als Parthei beiheiligt iR, 
die von berfelben aufgeflellte Präjubizialeinrebe der Unzuläffigkeit des Rechtsweges 
rechtskraͤftig verworfen worben ifl. 

9. 3. Zur Erhebung des Kompetenzkonfliftes find nur bie Central⸗ und bie 
Rrovinzials Berwaltungsbehörden befugt. Hält eine untere Berwaltungsbehörbe in 
einer zu ihrer Kenntnig kommenden Rechtsſache bie Erhebung des Kompetenzkon⸗ 
fifte für ee, 4 hat fie Hiervon fofort der vorgeſetzten Dienſtbehoͤrde Ans 

eige zu machen. 
zeig ‘ 4. Die Erhebung des Kompetenzkonflikts erfolgt durch Ueberfendung eines 
darüber abzufaflenden motiyirten Befhlufes der Verwaltungsbehörbe an das Ger., 
mit der Grflärung: 

baß der Kompetenzlonflitt erhoben werde, 
und mit dem Antrage: 

bas Rechtsverfahren bie zur Entſcheidung über benfelben einzuflellen. 

Beſteht bie Provinzialbehörbe, welche ben Konflift erheben will, aus meh⸗ 
reren Abtheilungen, fo muß der Beſchluß vom Plenum derfelben gefaßt werben. 

$. 5. Sobald ber Konflilt auf diefe Weile ($. 4.) erhoben iſt, ſtellt das 
&er. das Reäteverfaheen dur) einen Beſcheid, gegen welchen Fein Mechtsmittel 

uläffig ift, einftweilen ein, und fertigt biefen Beſcheid, nebft einer Abſchrift des 

Beflufes ber Berwaltungsbehörbe, den bei der Sache betheiligten Privatpartheien 
mit dem GEröffnen zu, daß ihnen freiftehe, fi binnen einer Bräflufivfrift von vier 
Wochen über den Kompetenzkonflikt fhriftlich zu erflären. Eine folde Erflärung muß 
von einem Rechtsanwalte unterzeichnet fein, und nebft einer Abſchrift derfelben eins 
gereicht werben. 

$. 6. Nach dem Wingange ber Erklaͤrungen ber Partheien läßt bas Ger. bie 
Abſchriften berfelben der Verwaltungsbehörbe ($. 4.) zuftellen, und reicht ſodann 
die Alten mit feinem Gutachten dem Juſt. Win. ein. 

IR binnen der vierwoͤchentlichen Frift ($. 5.) Feine Erflärung eingegangen, fo 
bat das Ger. hiervon bie Berwaltungsbehörbe zu benachrichtigen, und er aledann 
die Akten an den Jufl. Min. zu befördern. 

$. 7. IR die Sache bei einem Unters@er. anhängie, fo erflattet daffelbe den 
gutachtlichen Bericht ($. 6.) an das vorgefehte SandessFuß.- Kollegium, welches ibn, 
unter Beifügung feines Gutachtens, dem Juſt. Min. überreicht. 

$. 8. Im Bezirke des Appellations⸗Gerichtshofes zu Köln treten in dem 
vorfiehend (88. 4— 7.) angeorbneten Berfahren folgende Abweichungen ein. 

ird in einer bei einem Friedens⸗ Ger. anhängigen Sache der Kompetenz⸗ 
konflikt erhoben, fo if ber im $. 6. gedachte Bericht von dem Friedensrichter an 
ben Ober⸗Prokurator des Lands@er. zu erflatten, und von biefem alsdann gutacht⸗ 
lich an den Juſt. Min. zu berichten. 

‚IR das Reötsverlahten bei einem Land⸗Ger. ober bei bem Appellations⸗ 
Gerichtshofe anhängig, fo hat die Berwaltungsbehörde das Schreiben, mit welchemn 
fie den Beſchluß über die Erhebung des Konflikts mittheilt ($. 4.) nicht an bas 
Ser., fondern an ben bei demjelben angeftellten Ober - Brofurator oder Gen. Pros 
kurator zu richten, welcher dem Ger. fofort davon Mittheilung zu machen und, 
nah Abfafjung bes erichtlichen Beſcheides, durch den das Rechisverfahren eins 

eftellt iR ($. 5.) alle übrigen, in den $$. 5. u. 6. den Ger. vorgeſchriebenen 
andlungen vorzunehmen hat. 

Dem an den Jufl. Min. zu erflattenden Bericht hat ber Ober Brofurator oder 
Gen. Brofurator Ratt der Ger. Akten die von ben Partheien einzuforbernden Aklen 
berfelben, ober wenigſtens bie Labung, ferner den Beſchluß ber Vermaltungebehörbe 
über bie Erhebung des Konflikte ($. 4.), ben Beſcheid des Ber. ($. 5.), bie etwa 
ag eangenen Erklärungen der Parteien, und bie mit der Berwaltungsbehörbe 
nad) $. 6. geführte Korreſpondenz beizufügen, 

$. 9. Die Brovinzial-Berwaltungsbehörbe ift verpflichtet, ſobald fle von bem 
Ger. entweber bie Erllaͤrungen ber Parthelen ober bie Senachrichtigung empfangen 
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hat, daß bergl. Geflärungen nit eingegangen find ($. 6.), unter Ueberreichung 
ber Alten, an ben Betheiligten Berwaltungsdyef gutachtli zu berichten. 

$. 10. Der Juſt. Min. fendet bie ihm eingereichten gerichtl. Aften (F8. 6., 8.) 
nebſt feinen Bemerkungen über den Konflikt, wenn er foldye beizufügen für nöthig 
erachtet, an den im $. 1. genannten Gerichtshof, und ſetzt bavon ben betheiligten 
Berwaltungschef, unter Mittheilung jener Bemerkungen, in Renntnig, 

$. 11. Eradtet der Berwaltungshef den von ber Provinzialbehörbe er⸗ 
hobenen Kompetenzonfüht ‚für nicht begründet, fo hat er davon den Gerichtshof 
($. 1.) mit der Grklärung, daß der Antrag auf Einftellung des Rechtsverfahrene 
zurüdgenommen werde, zu benachrichtigen. Der Gerichtshof fendet alsdann die 
Akten dem Juft. Min. zurüd, und dieſer veranlaßt den Fortgang des Rechts: 
verfahrens. 

$. 12. Hält dagegen ber Berwaltungschei ten Kompetenzkonflift für begrüns 
bet, fo ſteht ihm frei, dem Gerichtshofe auch feine Bemerkungen zu überfenven; 
er hat biefelben aber dann aud dem Juſt. Min. mitzutheilen. 

$ Die bei dem Gerichtshofe eingegangenen gerichtl. Akten ($. 10.) 
werben dem Referenten zugeitellt, fobald entweder eine &rflärung des betheiligten 
Verwaltungschefs eingegangen, oder eine achtwoͤchentliche Friſt feit dem Tage vers 

fen ift, an welchem der Berwaltungsbehörde die zuletzt eingegangene Erklaͤrung 

ber Partheien, oder das Benahrichtigungsichreiben des Ger., daß Feine ſolche Er: 
Härungen eingegangen find ($. 6.), zugeftellt worden if. 

$. 14. Die Entfheibung bes Gerichtshofes erfolgt auf ben fhriftl. Vortrag 
eines Referenten und eines Korreferenten. Zum Referenten kann einer ber beim 
Staatsrathe angeftellten Geh. Neferendarien oder fommiffarifchen Hilfsarbeiter ers 
nannt werben; ein Stimmrecht fleht jedoch einem ſolchen Referenten nicht zu. 

6. 15. Zur —A gültiger Erf. des Gerichtshofes iſt bie Theilnahme 
von wenigſtens fieben Mitgliedern, mit Cinſchluß des Vorfipenden, erforderlich. 

$. 16. Der Juſt. Min., fowie jeder der hetheiligten Verwaltungschefs, ift 
befugt, zu den Berathungen des Gerichtshofes einen Rath feines Depart. abzus- 
orbnen, welder nöthigenfalls über die Sache nähere Auskunft zu geben hat, an 
der Entfheidung aber nit Theil nimmt. 

$. 17. Das Erf. des Gerichtshofes ift mit den Entſcheidungsgründen unter 
der Unterfchrift des Vorfigenden auszufertigen, und dem Juſt. Min., fowie dem 
betheiligten Berwaltungschef zur Mitiheilung an das Ger. und bie Verwaltungs: 
behörbe zuzuftellen. Das Ger. hat den Partheien das Erf. Befannt zu machen. 
Die Beröffentlihung folcher Erf. bleibt dem Ermeſſen des Juſt. Min., fowie ber 
Berwaltungschefs, uͤberlafſen. 

$. 18. Iſt die Entfcheidung 6 17.) gegen die Zulaſſung bes Rechtsweges 
ausgefallen, fo hat das Ger. das Rechtsverfahren aufzuheben, bie gerihtl. Koften 
nieberzufchlagen, und die etwa (don bezahlten zu eritatten. Zur Grftattung 
außergerichtl. Koften ift in einem fo Ir Falle keine der Partheien verpflichtet. 

. 19. Durch Erhebung des KRompeten Tonfifte wird ber 2auf ber Praͤ⸗ 
Mufivfriften im Beogefle gehemmt, auch iſt die Erefution bis zur Entſcheidung über 
den Rombetengfonfl unzulsifig. . u 

8. 20. Der im $. 1. angeordnete Gerichtshof hat auch über ſolche Streitig⸗ 
feiten zwiſchen den Ger. und Berwaltungsbehörben zu entſcheiden, bei welden eine 
jede der beiden Behörben fi in der Sache für infompetent, und bagegen Die an: 
dere für kompetent Hält. 

$. 21. Den Berwaltungsbehörden find in den vorftehenden Beſtimmungen 
($$. 1-20) die Auseinanderfekungs s Behörden glei zu achten. 

8. 22. Alle bei Publik. diefes G. noch nicht entſchiedenen Kompetenzkonflikte 
werben dem im $. 1. angeordneten Gerichtshofe zur Entſcheidung überwiefen. 
Die Vorſchriften der 88. — 13. finden jeboh nur auf diejenigen von biefen 
Sachen A enbung, in welchen die Alten bei dem Juſt. Min. noch nit einge: 
gangen find. oo. 

5. 23. Alle diefem ©. entgegenftchenden Borfchriften werben hiermit aufs 
gehoben ır. 


mat in 8 & FH Fa 
eih. v. Müfffing. v. Boyen. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Gr. zu 
Stolbers, Uhden. v. Düesberg. Beglaubigt: Bode. 


(G. ©, 1847, ©. 170-175, Rr. 2829.) 
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8) C. M. ver K. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn) u. der J. 
(Müpler) v. 2. Bebr. 1837 an ſaͤmmtliche K. Reviſtons⸗Kollegien, und 
an fänmtlihe K. Gen. Kom., vefp. Meg., betr. dad Verfahren in Kompe⸗ 
tenzs Konflikten zwifchen den gedachten Behörden. 


Den unters. Min. find neuerdings einige Bälle bekannt geworben, in weldgen 
ein Reviflones Kollegium durch Erkenntnig ausgeiprocden Hat: 
„es fei zur Entſcheidung der an daſſelbe gediehenen Streitigkeit nicht kompetent, 
 biefelbe vielmehr dem gewöhnlichen Gerichte zu überlafſen“, 
und if dabei in dem einen Falle gleichzeitig das erſte, von der Ben. Kom. ges 
gebene Urtel ganz aufgehoben, in einem andern Balle aber in diefer Beziehung 
nichts Näheres beitimmt worben. 
Meder das eine noch das andere Verfahren entipriht den gefeplichen Beſtim⸗ 
mungen des $. 9. der ®. v. 30. Juni 1834, nad) weldem jeder über das Reſſort 
entftandene Zweifel auf dem in ber Allerh. K. O. v. 30. Juni 1828 vorgefchries 
benen Wege erlebigt werden fol. Das K. Revifionss Kollegium wird deshalb auf 
eine genaue Beachtung ber allegirten Vorſchrift hin- und angewiefen: Gi in 
Fällen, wo Ihm Seine Kompetenz in einer ober ber andern Art zweifelhaft ers 
fheint, zunaͤchſt mit der betreff. Gen. Kom. oder Reg. zu verfländigen, und wenn 
auf diefe Weiſe eine Einigung nicht Rattfinden follte, an bie unterz. Min. behufe 
der Entfcheivung über die Meffortfrage zu berichten, und bis zum @ingange bers 
felben bie materielle Verfügung auszuſetzen. 
. (Am. XXL 66. — 1. 68.) 


4) R. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Mebing) v. 
24. Mat 1841 an die KR. Gen. Kom. zu Stendal, betr. das Verfahren bei 
Neffortzweifeln zmwifchen den Auseinanderfegungs » Behörden und den Ges 
richten. 


Was die, bei biefer Gelegenheit angereaten Bedenken über das, zur Befeitigung 
der, zwifchen den Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden und Gerichten eniſtehenden Refjortes 
zweifel, einzuſchlagende Berfahren, anlangt, fo Hat die R. Sen. Kom. ben $. 9. 
der V. v. 30. Juni 1834 nicht ganz richtig aufgefaßt, wenn Sie dafür Hält, daß 
derfelbe mit der Allerh. K.D. v. 30. Juni 1823 (G. ©. 1828, ©. 86) unb bem 
Staats⸗Miniſterialbeſchluſſe v. 1. Juli 1835 (Ann. ©. 582) nur da zur Anwendung 
fomme, wo eine bei den geröhnlichen Gerichten eingeleitete Streitfadhe als zum 
Rechtsgange gar nicht geeignet, ſondern für eine ſolche erachtet würde, bie von 
den Auseinanderfehungs= Behörden in ber Cigenſchaft als Vertreter ber gewoͤhn⸗ 
lichen Berwaltungss refp. Landes⸗Polizei⸗Behoͤrde zu entfcheiden wäre. 

Na ber gefeblichen Terminologie find allerdings nur Faͤlle diefer Art eigent⸗ 
lie Kompetenz Konflitte, für welde bie Allerh. K. O. v. 30. Juni 1828 
und die Staats: Minifterials Inftruftion 9. 1. Juli 1835 zunächſt berechnet war. 
Da Indeffen die Auseinanderfegunge Behörden auch richterlide Funktionen üben, 
und in fofern an bie Stelle der gewöhnlichen Berichte treten, fo Fönnen aud in 
biefer Beziehung Differenzen entitehen und Bedenken barüber erregt werben: ob 
eine, unbefritten zur rechtlichen Entfcheidung gehörige Sache bei dem foro ordi- 
nario verbleiben ober an das forum speciale causae verwiefen werben foll, und 
umgekehrt. Dann liegt zwar Fein KompetenzsKonflift im obigen Sinne, wohl aber 
ein Reffortzweifel vor, und au biefer if nad F. 9. der V. v. 30. Juni 
1834 auf dem für jenen vorgefchriebenen Wege pam Austrag zu bringen — was 
feinen guten Grund in dem Umftande Hat, dag die fireitigen — *— von 2 Mini⸗ 
ferien überwacht werben, beide doch verfchiebener Meinung fein können, unb 
bann bie Allerhoͤchſte Entſcheidung, nach zuvoriger Berathung im Staatsminifterio, 
eingeholt werden muß; übrigens aber bie fofortige Ginftellung des Verfahrens be: 
dinge, und ſonach jede unangemeffene —— der vielleicht inkompetenten Be⸗ 
hoͤrde verhindert. Daß bie Sache bis zur Erled (nung des Refiortszweifels ruhet, 
mag in einzelnen Fällen unbequem fein, die besfallfigen Nachtheile werben inbeffen 
von geringem Gewichte bleiben, wenn die Spezials Kommiffarien und Behörden 
— gehörig aufmerkſam find, und ſich ſtreng an die geſehlichen Vorſchriften 


(Bin. BL d. i. V. 1841, ©. 182, Nr, 277.) 
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Del. v. 30. Juli 1842 über die Auslegung der 66. 10. und 62. ver 
V. v. 30. Juni 1834 wegen des Gefchäftsbetriebes In —— 
Angelegenheiten, die Kompetenz der Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden hinſicht⸗ 
lich der Verwendung von Abfindungs⸗Kapitalien betreffend. 


Zur Befeitigung der Zweifel, welche in Beziehung auf die Vorſchriften ber 
B. wegen bes Befchäftebetriebes in Auseinanberfeßungss Angelegenheiten v. 30. Juni 
1834, $$. 10. und 62. entftanden find, befimme auf den Bericht des Staatsmin. 
v. 13. Juni d. I. hierdurch Folgendes: 

1) Zur Kompetenz der Auselnanderfeßungs: Behörden in Gemäßheit der Bors 

ſchriſten im $. 10. jener B. gehört: 

a) tie Beſtimmung darüber, welche Hypotheken⸗Gläubiger, zum Behufe ber 
gefe mäßigen Berwenbung der Abfindungs⸗Kapitalien, aus lepteren zu 

efelebiger find, und zwar ohne Unterfchied, ob das But zum vollen 
Eigenthume, als Lehn oder Fideikommiß, zu Erbzins⸗ oder Erbpachts⸗ 
rechten ꝛc. befeflen wird, und ob bie gedachten Rapitalien gerichtlich 
beponirt find, oder nicht; . 

a) die Bnifcheidung über vie hierbei mit den Hypotheken: Bläubigern ober 
unter benfelben entfichenden Streitigleiten. Betreffen aber biefe Streitig- 
feiten die Verität oder Priorität der Forberung an ſich, fo ift die Ent- 
fheidung den ordentlichen Gerichten zu überlaſſen, welchen alodann auch 
die Bertheilung der beponirten Abfindungss Rapitalien unter die Hypo⸗ 
thelen s @läubiger zuſteht. 

2) 3u einer Prüfung ber von ber AuseinanderfeßungssBehörbe als gefehmäßig 
befheinigten Verwendung eines Abfindunge » Kapitals ift die Hypotheken⸗ 
Behörde weder verpflichtet noch befugt; fie darf die auf Grund einer ſolchen 
Beſcheinigung nachgeſuchte Eintragung nah $. 62. der angeführten Vers 
orbnung nur wegen folder Anftände ablehnen, bie ſich aus dem Hypothelens 
buche sh ergeben. Als Anftände biefer Art find in aller Ballen, in benen 
eine Gintragung ober Löfhung von der Auseinanderfegungs:Behörde inner: 
halb der Srenzen ihrer Amtsbefugniß ale zuläffig befcheinigt if, nur bie: 
jenigen anzufehen, welche darauf beruhen, daß bei bem Hypothefenbuche eine 
Beränberung Ratigefunden bat, welche der AuseinanderfegungesBehörbe uns 
befannt geblieben tft. 

Dieſe Behimmungen find durch die &. S. befannt zu machen. 

Erbmannsdorf, den 30. Juli 1842. 

Friedrich Wilhelm. 


An 
das Gtaats: Minifterium. 
(8.6, 1842; ©. 245, Nr. 2297.) 


Dazu: 

C. R. des K. Min. des I. (Gr. v. Arnim) v. 26. März 1844 an 
fämmtlihe 8. Gen. Kom., reſp. Reg., betr. die Anlegung deponirter Ab⸗ 
Idfungs-Rapitalien in Staatöpapieren. 


Der 8. Gen. Rom. (Reg) wird bie im fechsten Jahrgange bes Zufl. Min. 
BL ©. 63. f. abgedrudte Berf. des Jufizmin. Mühler v. 7. mar db. J. Hier: 
durch nachrichtlich zur Kenntnißnahme gun Beachtung mitgetheilt. (Anl. a.) 


nl. a. 

Dem 8. D. 2. Ber. wirb hierbei die von ber Gen. Kom. zu N. unterm 20. 
v. M. an den Min. des 3. eingereichte, von biefem dem Juftizmin. mitgeiheilte 
Beſchwerde über das Kollegium zugefertigt, und dabei Folgendes eröffnet. 

Das Kollegium verfagt bie Genehmigung dazu, daß die für das Lehnrittergut 
9. deponirten Abläfungsgelder zum Betrage von 2747 Thle. 4 Ser. an den 8 ⸗ 
beſiher N. ausgezahlt, und dagegen von demſelben 2800 Thlr. Staatsſchuldſcheine 
angenommen werden. 

Das Kollegium haͤlt die Einigung der eingetragenen Aynaten und Real⸗ 
berechtigten für erforderlich, weil. die Staatsoſchuldſcheine dem Boͤrſenkurſe unterläs 
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gen, und bie Allerh. K. O. v. 3. Mai 1821 (G. ©. S. 46) die Rechte ber Agna⸗ 
ten und KRealberechtigten nicht einfchränfe. 

Die Allerh. 8. D. v. 3. Mai 1821 febt allerdings die, nach der Majorität 
bes Kollegiums beſchloſſene Ginwilligung ber Interefienten voraus, wenn Depofital: 
gelder zum Ankauf von Staatsfchuldfcheinen verwendet werben follen. SInfofern if 
der Ball verfhieden von demjenigen, in welchem das von der Gen. Kom. in Bes 
ug genommene Juſtizmin. R. v. 3. Mat 1833 ergangen if. In dem letzteren 
Falle fragte es fih, ob Oftpreußifche Pfanbbriefe ſtatt baaren Geldes als Ablös 
fungsfapital beponirt werben können, und dies war unbebingt & bejaben, weil der 
Ankauf von Pfandbriefen in der Depofitalorbn. fogar für das Beneral:Depoftorium 
geftattet if, und von der Genehmigung der Interefienten abhängt. 

Demungeachtet Hält der Juſtizmin., im Einverflänbnig mit dem Min. des J., 
die Bedenken des Kollegiums geaen die Anlegung der H.fchen Ablöfungsgelber auf 
Staatefhuldfcheine nit für begründet. In der Allerh. Dekl. v. 30. Sul 1812 

G. ©. S⸗ 245) if zwar nicht fpeziell erwähnt, daß die Gen. Kommifflonen bie 

nterefienten auch in Betreff der Frage zu vertreten haben, wie die Ablöfungsgel- 
der bis zur vorgefchriebenen Verwendung berfelben ın das Gut anzulegen ſeien? 
Daß die Vertretung der Interefienten durch die Gen. Kom. aber au in biefer 
Beziehung ftattfinde, folgt ſchon aus dem $. 7. der V. v. 30. Juni 1834. De; 
nad haben die Gen. Kom. nicht blos den Hauptgegenftanb der Auseinanderfehung, 
ſondern auch alle anderweitige Rechtsverhaͤltniſſe, welche bei vorfchriftsmäßiger Aus; 
führung in ihrer bisherigen Lage nicht verbleiben Fönnen, zu reguliren, bie hier; 
bei vorfommenden Streitigkeiten zu enticheiden, und überhaupt alle obrigfeitliche 
Feffegungen zu erlaffen, deren es bebarf, um bie Auseinanderfeßung zur Auss 
führung zu bringen, unb die Intereffenten zu einem völlig georbneien Zuftande 
aurüchyuführen. 

8 ift ferner im $. 10, der angeführten V. wiederholt, daß ber Sen. Kom. 

bie Sorge dafür obliegt, 

daß die Belbabfindungen ober andere, durch Anleihen und Berfauf yon Grund⸗ 

ſtücken beſchaffte Kapitalien zum Zwed der Sicherfiellung der Gerechtfame der 

Lehn⸗ und Kideifommißfolger, der eingetragenen Gläubiger und anderer Realbe⸗ 

schfigten, oder fonft vorfhriftemäßig verwendet und wieder angelegt 

werben. 

Mit diefer Verpflichtung iR der Gen. Kom. auch die Befugniß eingeränmt 
worden, über die Belegung der deponirten Abſindungs⸗Kapitalien bis zu deren Ver⸗ 
wendung in das Gut, oder zur Sicherftellung der Realberechtigten, zu beſchließen. 
Die Gen. Kom. vertritt Hierbei die Intereflenten, und wenn biefelbe auf Anlegung 
der deponirten AblöfungssKapitalien zum Anfauf von Staatsſchuldſcheinen anträgt, 
ober ben lehtern genehmigt, fo find die Borausfegungen vorhanden, unter welchen 
die Allerh. K. O. v. 3. Mai 1821 die Belegung ber Depofitalgelber auf Staats: 
ſchuldſcheine geflattet. In keinem Falle würde es Übrigens bes Ronfenfes aller 
eingetragenen Agnaten beburft, fondern nah $. 15. Nr 5. und 16. des Gef. v. 
15. Febr. 1840 (G. S. ©. 20) die Zuziehung zweier Anwärter in Gemaͤßheit 
8. 87. und ff. Tit. 4. Th. II. A. L. R. genügt haben. 

Das K. D. L. Ger. hat demzufolge der Requifition der Gen. Kom., welde 
in dem Bericht erklärt, daß fie durch das Geſchaͤft weder bie Realberechtigten, noch 
bie Agnaten bed Mitterguts H. im ihrer Sicherheit für gefährdet erachte, fofort zu 
genügen. 

Berlin, den 7. März 1844. 

Der Juſtizminiſter. Mühler. 


An 
das K. Oberlandesgerih 8 N. . 
(Win. Bl. d. i. 8. 1844. ©. 75. Nr. 90.) 
Zum $. 10. 


1) N. ver K. Min, des I. für H. u. ©. (v. Schuckmann) u. der I. 
(v. Kamptz) v. 14. Der. 1831 an die K. Ben. Kom. zu Stendal, beir. die 
Depofition der Ablöfungs-Kapitalien. 


Der K. Gen. Kom. wird auf Ihren Ber. v. 19. 9.9. zu erfennen gegeben, 
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daß es wegen Ihrer Befugniß, darüber zu urtheilen: wiefern bei Kapitals zahlun⸗ 
FR causa depositionis vorhanden fei, feiner Erweiterung oder Deklaration der be: 
ehenden gefehlidhen Borfchriften bedarf, indem Sie ſchon nad) dieſen zu ber frag. 
Uchen Beurtheilung für befugt und verpflichtet erachtet werden muß. Denn es liegt 
Ihr 0b, alle Gegenftände der Auseinanberfegung bis zur Wieberherfiellung eines 
völlig beruhigten Zuflandes der Intereffenten zu leiten und zu reguliren, und fo 
Fr au für die vorfchriftsmäßige Dispofltion über die Ablöfungs » KRapitas 
en zu forgen. 
ef. Art. 52. seq. und 70. der Dekl. v. 29. Mai 1816, desgl. v. 9. Mai 1818 
98. 109. ‚eg: der Ablöf. D. v. 13. Juli 1829, K. D. v. 2. Juli d. I. 68. 3. 
196. und 198. der V. v. 20. Juni 1817, $. 5. des Gef. v. 7. Juni 1821 über 
die Ausführ. der Gem. Th.⸗ und Abloͤſ. O. 

Die K. Gen. Kom. hat daher auch, wenn ein Intereffent bei Ihr anzeigt, daß 
er zur Zahlung des Kapitals bereit fei, und von ber gefegfichen Befugniß, fid 
durch Depofition deſſelben von aller Vertretung zu befreien, Gebrauch madıen wolle, 
bas betr. Gericht um Annahme deſſelben zu requiriren, vemfelben aber zugleich bes 
fannt zu machen, daß Sie die Anfprüche ber verfchiebenen Antereffenten an das 
Abfindungss Kapital erörtern und erledigen, und dem Bericht zu feiner Zeit befannt 
machen werde, an wen bie Auszahlung des deponirten Kapitals zu verfügen fei. 

(Ann. XVI. 89. — 1. 37., v. K. Jahrb. Bd. 39. ©. 130.) 


2) CKC. R. des K. Min. des I. für Bew. Ang. (v. Brenn) v. 20. Mai 
1835 an tie K. Reg. zu Königsberg, Gumbinnen, Marienwerder und 
Danzig, und an fämmtliche K. Gen. Kom., betr. die Niederlegung und 
Verwendung der bei Megulirtungen und Abldfungen auffommenden Ent» 
ſchaͤdigungs⸗Kapitalien. 

Da die am Schluſſe des $. 10. der V. v. 30. Juni v. J. enthaltenen Vor⸗ 
ſchriften, wonach die Gen. Kom. auch darüber zu entfcheiden haben, ob und bei 
welchem Gerichte die Entf ädigungs- und Ablöſungs-Kapitalien nieberzulegen, und 
in welcher Art und Weife diefelben fonft, namentlih auch die fchon deponirten Ka; 
pitalien zu verwenden und anzulegen find, Beranlaffung zu Zweifeln, namentlich 
darüber gegeben haben, ob nach denfelben die Ben. Kom. nicht bloß über die Art 
ber Verwendung, fondern au, wenn von ihnen feſtgeſtellt ift, daß die geſammten 
Entfhädigungs: und Abldfungss Kapitalien, oder ein Theil derfelben und welcher? 
zur Befriedigung der Gläubiger zu verwenden fei, und zwifchen den einzelnen dar: 
auf Anfprud machenden Gläubigern Streitigkeiten über bie Verität und Priorität 
ihrer Forderungen entfliehen, über diefe Ießteren Streitigkeiten zu entfcheiden haben ? 
v nee eine Berathung zwijchen dem Min. des I. und dem K. Yuftizmin. 

attgefunden. 

In Folge derfelben haben fi die gedachten Min. dahin geeinigt: 
daß bu die Entfheidung über die Art” der Verwendung der Entſchaͤdigungs⸗ 
und Ablöfangs : Kapitalien und die Feſtſtellung deſſen, was den Gläubigern zu: 

kommt, in jedem Balle den Anseinanderfegungsbehörden zuflehe; daß jedoch bie 
Streitigkeiten unter und mit ben einzelnen Bläubigern über, die Berität und 
Priorität ihrer Forderungen und bie hiervon abhängige Vertheilung des zur Bes 
friebigung der Bläubiger zu verwendenden Theile ber Ablöfungs:Kapitalien zum 
Reffort der gewöhnlichen Gerichte gehören, und daß, wenn diefe Streitigkeiten 
eher zur Sprache fommen, bis bie Art der Verwendung feilfteht, über letztere 
uvörberfi präjubiziell von den Auseinanderfeßungebehörden zu entſcheiden, bie 
örterung und Entſcheidung der gedachten Streitigfeiten unter und mit den eins 
zelnen Släubigern aber demnächft den Juſtizbehörden F überlaffen. 

Die K. Reg. hat Sich daher hiernach in den bei Ihr vorfommenden Ballen 
der angegebenen rt zu richten. 

(Ann. XIX. 381. — 2. 47.) 


3) M. des K. Min. des I. für Gem. Ang. (v. Brenn) v. 7. März 
1837 an die 8. Gen. Kom. zu Stendal, beir. das Erforderniß eines Fa⸗ 
milienſchluſſes zur freien Dispofition über Dienftablöfungs « Kapitalien bei 
Lehn⸗ oder Fiveifommißgätern. 

Dre K. Gen. Kom. wird auf den Ber. v. 3. Dee. v. J., über bie von dem 
Landrath N, unter dem 8. Olt. 9, I. hier eingereichte Beſchwerde wegen des Ver⸗ 
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fahrens Derfelben in ber N.fhen Dienftablöfungsfadhe, Folgendes zu erlennen ge: 
geben. Es kommt hierbei hauptfächlid auf die Frage an, ob die K. Gen. Kom. 
zur Erledigung der Anflände fompetent ift, welche ber von bem 2c. N, beabſichtig⸗ 
tem Dispofttion über die Ablöfungs s Kapitalien entgegenſtehen. Den allgemeinen 
Grundfigen gemäß würbe Diefelbe von Amtswegen dafür zu forgen haben, bag 
dieſe Kapitalien wiederum zu Lehn oder Fideiklommiß angelegt werden. Dem will 
— ber 2c. N. durch die beigebrachten Konſenſe einiger Agnaten entgehen. Dieſe 
Konfenfe find aber offenbar nicht ausreichend, da es We Bier von einer über bie 
Geſetze Hinausgehenden Dispofition über die Subſtanz handelt. Die hierüber zu 
treffenden Beftimmungen können nah $. 9. des Gef. v. 9, Olt. 1807 und dem 
bierin allegirten Zufage 56. des Oftpreuß. Provinzialrehts nur durch Familien⸗ 
fchlüffe herbeigefühhrt werden, deren Prüfung und Beſtaͤtigung dem ordentlichen Rich: 
ter obliegt. Siermit ift auch der Juftizmin. Mühler einverflanden. 
(Ann. XXI. 74. — 1. 76.) 


4) 6. M. der K. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn) und der 
I. (Mühler) v. 31. Oft. 1837 an fämmtl. K. Gen. Kom. und an die N. 
Neg. der Provinz Preußen, betr. dad Verfahren bei Verwendung ter Ab⸗ 
Idf. Kapitalien, insbeſondere im Falle gerichtlicher Niederlegung derſelben. 


Zur Befeitigung der Zweifel, welche nach Inhalt bes Ber. der R. Gen. Kom. 
v. 21. März d. a über das, bei Berwenbung von Abfindungs-Rapitalien zu beobs 
achtende Berfahren, bei bem bortigen Kollegio je Sprache gefommen find, wirb 
Derfelben, in Folge ber zwifchen den unterz. Bin. flattgefundenen Bereinigung, 
Nachſtehendes eröffnet. 
j zSunacht kommt es auf den, aus Ihrem Ber. nicht zu entnehmenden Um; 
and an: - 
ob der, bie Anfrage veranlaffende Hal ein, mit ber Lehns⸗ ober Fibeilommißs 
Dualität behaftetes Gut, ober aber ein ſolches betrifft, welches zu Allodialrech⸗ 
ten beſeſſen wird, indem zwifchen biefen beiden Faͤllen in obiger Beziehung ein 
wefentliger Unterfchieb ftattfindet. 
Im erfleren Falle ift ber Kapital empfangende Befitzer bes Lehn: ober Fibeilom; 
mißs@utes, ohne Unterfchied, ob die entfernteren Interefienten, die Realberechtigten 
und Hypothefengläubiger von den Refultaten des Gefchäftse in Kenntniß geſetzt 
worden find und ſich deshalb mit Anträgen auf Verwendung des Kapitals und 
Wiederherſtellung der gefchmälerten Sicherheit gemeldet haben ober nit, und ohne 
Rüdfiht darauf, ob das Abfindungs:- Kapital mehr oder weniger als 20 Thaler 
beträgt, zur Wieberanlegung beffelben in das But verpflichtet, und die das Ge⸗ 
ſchaͤft — 2 Behoͤrde hat von Amtswegen und unter Anwendung aller ihr zu 
Gebote Rebenben Zwangsmanfregeln dafür zu forgen, daß dieſer Verbindlichkeit 
genügt werde. Dies beruhet auf den Beflimmungen der Gem. Tb. D. 5. 153— 
55., der Abloͤſ. O. vom x 1821-6. 40., der von 1829 €. 104— 108. und 
bem $. 10. der B. v. 30. Juni 1834, fowie in der, biefen Borfchriften zum 
Grunde liegenden Anfiht, daß ber jebesmalige Lehno⸗ oder Fideifommißs Beiper 
nur das nupbare Eigenthum des Guts Kat, und baher bie an bie Stelle eines 
Theiles der Subſtanz tretenden Kapitalien nicht für fi, fondern nur zum Beſten 
bes Guts zu verwenden befugt if. 

Ob und in wie weit übrigens bei Gütern biefer Art neben ber, in ihren 
rechtlichen Verhältnifien an und für fi ſchon bedingten und von ber Behörde zu 
kontrollirenden Wieberanlegung jener. Rapitalien, —* eine beſondere Benachrichti⸗ 
gung ber eingetragenen Realberechtigten und Gläubiger erforderlich ſei, if lediglich 
nad) den, weiter unten folgenden Grundſätzen zu beurtheilen und darnach das Wei: 
tere zu veranlaflen. . 

Im zweiten Balle dagegen, wenn bie durch Kapital abgelöften Berechtigun⸗ 
gen einem Allodialgute zugeftanden, ift bie Verbindlichkeit bes KapitalsEmpfängers 
zur Wieberanlegung ober Berwenbung im Allgemeinen durch die befonderen Ans 
träge ber Mealberehtigten und Gläubiger bebingt, und deshalb eine Benadhrichtis 
gung berfelben die Regel, von welcher jedoch der $. 9. bes G. v. 29. Juni 1835 
drei befondere Ausnahmen anorbnet, die zunähf eine Minderung ber mit einer 
derartigen Bekanntmachung verfnüpften oft fehr bedeutenden Koften und Weiterun⸗ 
gen, bann aber auch bezweden, daß bie Intereffenten nit ohne Noth aufgeregt, 
namentlich aber bie Kapitalempfänger nit durch Kündigung in Berlegenheit ges 
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feht, oder doch wegen der Dispofition über bie baaren Abfindungen nit unnütz 
beſchwert werben. Es ift in diefer Beziehung befonders erwogen, bag wenn gleih 
das in dem Ep. v. 14. Sept. 1811 und befen Det. v. 29. Mai 1816, fowie in 
der B. v. 20. Juni aufgeflellte Prinzip, nach welchem die Ben. Kom. das Interefle 
der Hypothefarien zc. von Amtswegen wahrzunehmen Hatten, mithin eine Buziehung 
derfelben in Feiner Weile nothwendig war, mit den Vorfchriften der Gem. Th. und 
beiden Ablöf. O. wieder aufgegeben und hier eine Benachrichtigung dieſer Interef: 
ten vorgefchrieben worben ift, dennoch eine foldhe 

ad a. bei beabfichtigter Berwendung der Abfindungs-Rapitalien zu ben @ins 
richtungskoſten völlig überflüffig bleibt, Indem die, wegen Beſchaffung der letz⸗ 
tern in ber Def. v. 29. Mai 1816 ertheilten Vorſchriften, wonach ohne ugiedung 
der Hypothefarien Alles auf Grund ber Unterfuhung und Atteſte der Ger. Kom. 
geregelt wird, auch fhäterhin noch immer maaßgebend geblieben und bie Intereflen 
der Släubiger durch die der Ben. Kom. auferlegte Sorge für die befiimmungsmä- 
ige Berwenbung ber, aus den Abfindungss Kapitalien zu deckenden Ginrichtunge- 
fofen genügend fihergeftellt find; 

ad b. die Benachrichtigung aus gleichen Rüdfichten und hier um fo mehr ent 
behrlich erfcheint, al6 das angenommene Maaß der Verſchuldung durchgehende zu 
Fe Dforgnifſen für die Släubiger Raum geben Tann. 

ach der 

ad c. gedachten Ausnahme endlich foll der Kapitals Empfänger, mit Rückficht 
auf das geringe Intereffe, welches feine &läubiger bei einer derartigen Heinen 
Sunme haben, gar feiner Ginfhränfung unterworfen fein, mithin auch feine Kon⸗ 
trolle Seitens ber birigirenden Behoͤrde flattfinden, vielmehr das Kapital dem Be⸗ 
rechtigten zur völlig Freien und beliebigen Dispofition fofort überlaflen werden. 
Daß dies in der Abficht des Geſetzes Liegt, ergiebt ſich aus den über ſolches ge: 
pflogenen Verhandlungen ganz unzweifelhaft, und ift insbefondere durch bie dabei 
berüdfichtigten Borfchriften der V. v. 8. Auguſt 1832, wegen der Eniſchaͤdigung 
für den zum Chauſſeebau abgetretenen Grund und Boden, motivirt. 

Bei Allodialgütern ift alfo, wenn das flipulixte Abfindungs-Kapital mehr als 
20 Thaler beträgt und eine Berwendung beffelben zu den Ginrichtungsfoften ober 
zur Abfloßung der zuerft eingetragenen Gläubiger nicht beabfidhtigt werben follte 
— als worüber der Empfänger in ben geeigneten Faͤllen ſich zu erflären und 
event. den Nachweis darüber zu führen hat — eine Benachrichtigung der eimgelca- 
genen Realberechtigten und Gläubiger ſtets erforderlich und nad ben besfallfigen 

orfchriften der 56. 463 — 465. Tit. 20. TH. I. des A. E. R., $. 150. der Gem. 
Th. O., $. 39. der Abloͤſ. O. von 1821, $$. 99. und 101. der Ablöf. O. von 
1829, $. 10. der 2. v. 30. Juni 1834 und 8. 8. des Geſ. v. 29. Juni 1835 zu 
veranlaffen. 

Seht dann auf Grund berfelben und innerhalb der gefehlichen Friſt von ſechs 
Wochen Feine Anzeige ein, daß von dem Anfpruche auf Wiederherftellung ber ges 
ſchmaͤlerten Sicherheit Strang gemacht werben folle, fo erhält der Gutsbeſitzer 
die unbeſchraͤnkte Dispofition über das AbfindungssKapital, ohne dag die Behörde 
befugt if, deſſen Verwendung weiter zu forbern oder zu kontrolliren; — melden 
ih aber die Gläubiger oder Reafbereditigten mit derartigen Anträgen, fo if hier⸗ 
durh nun die Verbindlichkeit des SButsbefibers zur Wiederanlegung bes Kapitals 
begründet, und die ‚Dehörbe verpflichtet, jene Anträge zu verfolgen; was bann, 
wenn bie Rapitalien nit ſchon zu Händen des abzufindenden Berechtigten gezahlt, 
fondern entweder von den Berpflichteten —— oder aber — epo⸗ 
nirt worden, mit keinen erheblichen Schwierigkeiten verbunden, vielmehr nach den 
Grundfäßen zu bewirken if, welche in dem, zur Grläuterung bes $. 5. des Geſ. 
v. 29. Juni 1835 unterm 30. März 1837 (Ann. ©. 70. ff.) erlaflenen R. de 
—*5 I. für Gew. Ang. im Ginverfländniffe mit dem Juſtizmin. ausgeſpro⸗ 

en find. 

Anders verhält es fi inzwiſchen ba, wo bie Verpfliääteten das Abloͤſ Rapiı 
tal an den Berechtigten bereits gezahlt Haben, und biefer bie von feinen Glaͤubi⸗ 
gern begehrte Wiederanlegung, wenn auch nicht gerabehin verweigert, jedoch ver: 
zögert, und den ihm in jener Beziehung geworbenen Anweifungen nadzulommen 
unterläßt. Hier Kat die birigirende Behörde allerdings ein boppeltes Intereſſe, 
nämlid das der Glaubiger und das der Verpflihteten wahrzunehmen, fie Tann je: 
doch in Berfolg deſſen gegen ben fäumigen Gutebeſitzer nicht fofort zur Executio 


n 
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ad faciendam ſchreiten und ben Betrag ber zu vermenbenden Summe fo wenig 
von ihm anberweit felbft einziehen und gerichtlich deponiren, ober nad) Unterſchied 
der Fälle die Anlegung bewirken, noch auch die Verpflichteten anhalten, die Abſin⸗ 
Dungs:Rapitalien noch einmal und zwar ad depositum zu zahlen, vielmehr hat fie 
ſich auf Erfüllung der, in dem R. v. 10. Nov. 1831 (v. K. Jahrb., Bd. 38. 
S. 294 ff. u. Ann. ©. 749) gegebenen Anweifungen zu beſchränken, und ſowohl 
den Släubigern, welde au bie ergangene Benachrichtigung fi ges 
meldet haben, als auch demnähft ben Verpflicteten, welde Zahlung geleiftet, 
von Lage der Sache Nachricht zu geben, deren fernerweite Anträge zu erwarten 
und Grfteren namentlich zu überlafien, fofort zur Kündigung ihrer Worberungen 
u föhreiten, bis zu deren Abtragung bie Berpflichteten dergeflalt ſubſidiariſch vers 
—* bleiben, daß fle, wenn ſolche aus dem Gute ober durch deſſen Beſitzer nicht 
gedeckt werden follten, die bereits gezahlten Abfindungen noch einmal zu entrichten 
haben. Gntftehen endlich im weiteren Verfolge dieſer Ausführungs-Berhandlungen 
noch Streitigkeiten unter den Interefienten, fo müflen diefe auf dem Wege Nechtens 
erörtert und entſchieden werden, wobei denn die Kompetenz der Auseinanderſetzungs⸗ 
oder gerichtlichen Behörden nach F. 10. der B. v. 30. Juni 1834 und dem eben⸗ 
falls im Ginverftändniffe mit dem Juſtizmin. erlafienen R. des Min. des 3. für 
Gew. Ang. v. 20. Mai 1835 (Ann. S. 381), mit Rüdfiht anf das R. v. 26. 
April 1833 (Jahrb. Bd. 41. ©. 421) .) ſich beflimmt. 
(Ann. XXI. 943. — 4. 70.) 


5) R. des K. Min. res I. u. d. P. (v. Rochow) v. 30. Sept. 1839 
an den Mittergutäbefiger N. zu N., und abfchriftlih an die K. Ben. Kom. 
zu Stendal, betr. die Verwendung der Abfindungs-Kapitalien für Lehngüter 
bei Abldfungen. 


Nach dem Ber, welden die 8. Sen. Kom. zu Stendal über Ew. 2. unterm 
1. Juni d. 3. hier eingegangene Beſchwerde in ber NNiden Ablöfungsfade erſtat⸗ 
tet hat, if e8 zwar richtig, daß der Revers v. 10. Dec. 1827, welchen Ihre refp. 
Herren Lehnsvettern Hinfichtli der, in den Bütern Ihres Heren Bruders vorges 
kommenen Ablöfungsgefhäfte ausgeftellt haben, für ausreihenb genug erachtet wor; 
ben if, um bie Dispofittion der bis zum gedachten Tage dort erhobenen Abfinbungss 
Kapitalien frei zu geben, und ohne eine weitere Verwendung berjelben in bas Zehn 
zu fordern, die Iofortige Regulirung der Hypothekenbücher zu veranlaflen, und for 
mit das Geſchaͤft definitiv abzufhließen. Da indeß bie Nichtigkeit der damals zur 
Anwendung gelommenen Srundfüge an und für fih noch fehr erheblichen Beben: 
fen unterliegt, ih auch die Motive, burdy welchen die K. Gen. Kom. neuerdings 
gu einer Aenderung ihrer frühern Anficht der Sache bewogen worben iR, nur bil⸗ 
igen kann, fo finde ich mic zu meinem Bedauern außer Stande, Ew. ıc. Antraͤ⸗ 
an zu beferiren und demgemäß bie gedachte Behörde anzuweifen, bei den in Ihren 
ütern bewirkten Ablöfungen auf eben die Weile zu verfahren,. wie es bei beuen 
Ihres Heren Bruders gefchehen if. 
Die AuseinanderfeßungssBehörben haben nämlich durch bie 
88. 153. f. der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821, 
$$. 104. f. der Abloͤſ. O. v. 13. Juli 1829, 
$. 10. dee V. v. 30. Juni 1834 
nicht blog das Recht, fondern auch bie amiliche Verpflichtung überkommen, für bie 
Wiederanlegung reſp. Verwendung der, an die Befiger von Lehngütern —5 
baaren Abfindungen zu ſorgen, fie müſſen dieſer allgemeinen geſetzlichen Pflicht ent⸗ 
ſprechen, und werden derſelben weder en baß gar feine Agnaten im Hypofhes 
Tenbuche verzeichnet Reben, noch da durch enthoben, daß die wirklich eingetragenen 
auf den Nachweis der Verwendung Verzicht leiften, oder die Abfindungen bem Bes 
fiber zur freien Dispofition ſtellen zu wollen erHlären. Dies ift um fo unzweifel- 
gafter, als gleichzeitig auch die Gerechtſame der bisher verpflichteten, Kapitalszah⸗ 
ung leiftenden Herfonen zu beachten find, welche nach den angeführten gefeplichen 
Vorſchriften und nad $. 5. der V. v. 29. Juni 1835 nicht etwa ſchon durch eine 


j 3 Vergl. jedoch bie Dekl. v. 30. Juli 1842 (G. S. 1842. ©. 248, ſ. eben 
sub 1. 
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"derartige Erklärung der eingetretenen Agnaten, ſondern erſt dann Yon aller Vertre⸗ 
tung befreit werben, wenn entweder die Verwendung ber Abfindungs:Summe nad 
dem Attefle der Sen. Kom. gefchehen ifl, oder fie behufs folcher die Zahlung auf 
Anweifung der Behörde ober ad depositam geleiftet haben. 

Anders verhält es fih zwar in dem Kal, wenn ein foldes Theilſtück des 
Lehns De allopifizirt wird, indem alsdann die amtliche Berüdfichtigung ber 
Lehns-Intereflenten wegfällt, und nur die Rechte etwaiger hypothekariſcher Häubi- 
ger zu berüdfichtigen find, und es if möglich, daß der Ihnen in gleicher Art, wie 
Ihrem Herrn Bruder, unterm 10. December 1827 ausgeftellte Revers die Aufhe⸗ 
bung der Lehnseigenſchaft aller bis zu jenem Zeitpunft erhobenen Kapitals-Abfin⸗ 
dungen bezwedt bat, und mit Rudfiht auf den Betrag der letzteren diejenige 
Summe bemefien it, welche bie reſp. Herren Lehnsvettern als Lehnsſchuld aufzu: 
nehmen bewilligt haben; indefien genügt zu diefem Zwecke die gedachte Urkunde 
formell nicht, vielmehr if dazu ein Familienſchluß erforberlih, über defien Form 
und Beichaffung Ihnen durch tie Verf. der K. Gen. Kom. v. 8, Mürz c. bie 
geeigneten Andeutungen bereits gemacht find. 

Ich gebe Ihnen anheim, danach entweder das Weitere zu veranlaflen, ober 
aber — wie Sie es Sich früher vorbehalten Hatten — der Gen. Kom. nachzu⸗ 
weifen, daß mit den bis zum 10. Dec. 1827 eingezogenen Kapitalien Lehnsfchuls 
den abgezahlt worden, ober endlich die gedachten Gelder auf die Ihnen nen bewil⸗ 
ligte Darlehnsſumme abſchreiben zu laffen ımb Ihre Herren Agnaten zu disponiren, 
Ihnen mit Ruͤckſicht auf die formelle Mangelhaftigkeit der Erklärung v. 10. Der. 
1827 einen, bis zum Betrage ber nicht für allodificirt erachteten Summe, neuen 
Kredit zu eröffnen. 

Welchen diefer verfhiebenen Wege Em. sc. einzuſchlagen belieben, mögen Sie 
der KR. Een. Kom. baldigſt anzeigen. 

(Ann. XXI. 613. — 3. 64.) 


6) R. des K. Min. des J., Abthl. 1. (v. Manteuffel), v. 18. Der. 
1846 an den Suftgrat N. zu N., betr. die Depofttion der Abfindungs- 
Kapitalien bei den Gerichten. 


Da der $. 10. der B. v. 30. Juni 1834 beſtimmt, daß die Ben. Kom. zu 
entfcheiden Gabe, ob die Depofition der Abfindunge s Rapitalien bei dem Gerichte 
des berechtigten oder verpflichteten Grundſtücks geſchehen foll, das Kreisgericht zu 
3. aber nit das Gericht für ſaͤmmtliche belaftete Güter if, fo kann, wie Ihnen 
auf die Beichwerde v. 24. OR. c. eröffnet wird, die Depofition ſaͤmmilicher in ber 
J. ſchen Ablöfungsfache gezahlter Kapitalien bei dem genannten Gerichte nicht ver: 
langt werden. ie 8. Sen. Kom. ift nicht befugt, von der Haren geſetzlichen Bor: 
ſchrift abzuweichen und würde fi, wenn bie deponirten Kapitalien bei dem Depo⸗ 
fltorinm zu I. verloren gingen, einer directen Berantwortlichfeit ausſetzen. 

Die Unbequemlichkeit, dag die Kapitalien bei mehreren Untergeriähten deponirt 
‚und dadurch zerfplittert werden müflen, kann buch die von der K. Gen. Kom. 
bereits freigeftefte Depofition bei dem K. Oberlandesger. zu N. in tngetrennter 
Summe vermieden werden. i 

(Min. OL d. i. 8. 1847. ©. 16. Nr. 22.) 


7) R. des K. Min. des J., Abthl. I. (v. Manteuffel), v. 29. Sept. 
1847, ‚betr. die Verwendung der gerichtlich deponirten Ablöfungs-Kapitellen 
bei Lehnen und Fideikommiſſen. 

Allerdings iſt die Frage: 

ob die Lehns⸗ und Fidritommig-Bereihtigten bei der Verwendung von Ent: 
ſchaͤdigungs⸗Kapitalien zuguziehen find, in fo weit biefe nicht zur Beſtreitung 
bes Bedarfs für nene Wirthſchaftseinrichtungen erfordert werben, 
nicht ohne Zweifel, infofren man nur bie $$. 2A. 55. u. 56. des Ed. v. 14. Sept. 
1811 un Art. 52. und 70. ber Deil. v. 29. Mai 1816 ale maaßgebend betrach⸗ 
will. 

Dies iſt aber unflatthaft, ſobald die Gefehgebung — Anordnungen ge⸗ 
troffen bat, nach welchen die Zuziehung ber Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Berechtiglen 
überhaupt ausgeſchloſſen iſt. 

Schon $. 153. der Gem. Th. O. und $. 40. ber Ablöf. ©. v. 7. Juni 1821 
geßehen den Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Berechtigten nur die Befugnis zu, bie Wie 
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deranlegung der Entſchadigungs⸗Kapitalien zu Lehn und Fideiklommiß, ober deren 
Verwendung zur Befriedigung der erſten Hypothekenglaͤubiger zu verlangen, ohne 
daß ihnen eine Konkurrenz bei der Beurtheilung der Art der Verwendung zuge⸗ 
ſtanden iſt, und F. 10. der V. v. 30. Juni 1834 ſpricht unzweifelhaft aus, daß 
die Gen. Kom. über die Art und Weiſe, wie die Verwendung von Kapitalien ge⸗ 
ſchehen ſoll, im Falle eines Streites zu entſcheiden hat; daraus folgt aber uner⸗ 
laßlich, er . Kanten ber Berechtigten zu der beflimmten Art ber Berwenbung 
nicht nothwendig if. 

“ Endlich beitimmt die B. v. 29. Juni 1835, welche als das Hauptgefeh Aber 
bie BerwendungssAngelegenheit zu betrachten if, im $.9., daß die Kapitals⸗Abſin⸗ 
dungen den Lehns⸗ und Fideilommißs Berechtigten gar nicht befannt gemacht werden 
follen, ae Unterſchied, ob biefelben vom Theilungsplane Kenntniß erhalten haben 
oder nicht. 

Nach diefer neuften Beftimmung kann e6 Seinem weiteren Bedenken unterliegen, 
baß lediglich die Auseinanderfegungss Behörde die Verwendung der Kapitalien in 
jeder Bezie ung zu leiten und zu kontrolliren hat, ba das Geſetz fogar die Kennt: 
niß ber Berechtigten von der Sache ausfchließt, mithin von einer Ginwilligung ders 
felben nicht die Rebe fein Tann. 

Die 8. Gen. Kom. vertritt daher bie Interefien der Lehns⸗ und Fideilommiß⸗ 
Berechtigten binfihtlich der Verwendung von Entſchaͤdigungs⸗Kapitalien vollRändte 
und in jeder Beziehung, und bat allein über die Gefeglichkeit und Angemeflenh 
ber von dem Befiger zu biefem Zwecke vorgefchlagenen Maaßregeln zu befinden, 
wobei fi von felbft verficht, baf, wenn Berechtigte fi mit Bedenken melden folls 
ten, nad $. 10. der V. v. 30. Juni 1834 zu verfahren if. 

Diefe Obliegenheit der K. Gen. Kom. gehört zur Ausführung ber Sache und 
zu den Pflichten, welche Ihr hinſichtlich der Herbeiführung eines vollfommen ge: 
orbneten und beruhigten Zuflandes, fowohl in Betreff ber unmittelbaren als der 
entfernten Interefienten auferlegt find, und ift daher bie Vorfchrift des $. 20. ber 
8. v. W. Juni 1817 auf diefes Berhältnig nicht anwendbar, 

Wie bei den fonftigen Modalitäten der Ausführung if übrigens die 8. Gen. 
Kom. befugt und verpflichtet, den Beſitzer des duch Kapital entfchäbigten Gutes 

ur Grfülung feiner Obliegenheiten hinſichtlich der Verwendung mit allen Ihr zu 

Gebote ſtehenden Zwangsmitteln anzuhalten. Daß dabei dem Gutsbefiger ange⸗ 
meſſene Friſten zu bewilligen find, verfteht fi von ſelbſt, feine Pit zus Bers 
wendung erliſcht jeboch nicht innerhalb einer beftimmten Zeit, wie dies mit feiner 
Defugniß, die Koften für neue Einrichtungen zu liquidiren, nad $. 7. des Gef. v. 
29. Juni 1837, der Fall if. 

Die Anfiht eines Theils Ihres Kollegiums, dag die bloße Depofition ber 
Entſchaͤdigungs⸗Kapitalien die Auseinanderfeßungs: Behörde von weiteren Maaßre⸗ 
geln entbinbe, ift nicht gerechtfertigt, indem einerfeits die von dem Willen, ja ſelbſt 
von jeder Erflärung bes Lehns⸗ oder Fideilommiß⸗Beſitzers an und für ſich unabs 
hängige Depofition Seitens der Berpflichteten in keiner Weife dem Gelbe bie Natur 
eines Geldlehens oder Geldfideikommiſſes giebt, andererfeits die @erichte im Allge⸗ 
meinen nicht ſchuldig find, die deponirten Rapitalien dauernd zu verwalten, viel⸗ 
mehr von der K. Sen. Kom, bie weiteren Maaßregeln behufe Ausfhüttung ber 
Maſſe verlangen koͤnnen. 

Ob und unter welchen Modalitäten ein Geldlehn oder Geldfideikommiß als 
Pertinenz bes bereihtigten Butes errichtet werben fann und fol, gehört allerdings 

ur Beflimmung ber 8. Gen. Kom. und erft, wenn alle Bebingungen wegen une 
icher Konftituirung und fiherer Anlegung diefes Lehns⸗ ober Yibeifommifies erles 
digt ind, Hört die Cinwirkung ber K. Gen. Kom. auf. 

Denn der Befitzer eine Art der Verwendung beabfictigt, welche nach der An- 
ft der K. Gen. Kom. nicht als eine an und für ſich gefeglidhe zu betrachten if, 
jo kann folge nur mit Bewilligung der Berechtigten flattfinden, doch hängt es von 
ber, nad ben Umfländen zu ermeflenden Beſtimmung ber Behörde ab, ob dem 
Beſitzer eine Frift zur Befdaffung der nöthigen Konfenfe $ bewilligen ober ohne 
—— ſolche Intention eine geſetzlich zuläffige Art 
ordern if. 

(Koch'e Agrargef., + Aufl. S. 383.) 


5) K. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Kette) v. 34. Juſi 


er Verwendung zu er⸗ 
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1852 an die 8. Ben. Kom. zu N., bei. die Kontrolle der Verwendung 
von Abfindungs-Rapitälten in Fideikommiſſen. 


Der von der K. Gen. Kom. in dem Ber. v. 14. Behr. d. 3. entwidelte 
Grundfaß, 
wonach Diefelbe Sich von der Kontrolle der Verwendung von Abfinbungs- 
Kapitalien in Fideikommiſſe durch die Erklaͤrung der beiden nächften Ans 
mwärter, daß eine ſolche unterbleiben folle, für entbunden erachtet, 
bat das Min. veranlaft, unter Ausführung der dieſem Brunbfage entgegenflehens 
den Bedenken mittelft der abfchriftlih beil. Verf. (a.) v. 15. April d. 3. eine 
Aeußerung der übrigen Gen. Kommiſſionen und ber landwirthſchaftl. Reg. Abthei⸗ 
lungen über den Gegenſtand zu erfordern. Nachdem ſich dieſe Behörden ohne 
Ausnahme, übereinſtimmend mit den in ber gedachten Verfügung enthaltenen Grüns 
den, dahin ausgefprochen haben, dag die Binwilligung ber beiden naächſten Anwärs 
ter nicht hinreiche, um bie Pflicht der Auseinanderfeßungs-Behörbe, für die Sicher⸗ 
ftellung der Abfindungen im Interefie des Fideilommiſſes zu forgen, aufzuheben; 
wird die 8. Gen. Kom. angewiefen, bemgemäß ebenfalls zu verfahren. 

Es wird dabei noch bemerft, daß das G. v. 15. Febr. 1840 auf die vorlies 
gende Frage fchon um deswillen ohne Einfluß ift, weil daffelbe im $. 16. verorbs 
net, daß es da, wo bie beftchenden Geſetze befondere Borfähriften über das Ver⸗ 
fahren enthalten, bei denfelben bewenden ſoll. 


nl a. 
Die 8. Gen. Kom. in N. hat in einer Befchwerbefache angezeigt, daß fie bie 
Berwendbung von Kapitals Abfindungen in ein Fideilommiß nicht kontrollirt, wenn 
bie beiden naͤchſten Fideilommißs Anwärter (A. &. M. II. 4. 88. 87. ff.) fih aus; 
drücklich damit einverflanden erklären, daß foldes nicht geſchieht. 

Die genannte Gen. Kom. gründet diefe Anfiht baranf, daß nad 8. 14. des 
Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821 und $. 24. der V. v. 30. Juni 1834 das Ins 
terefle des Fideikommiſſes durch die beiden naͤchſten Anwärter wahrgenommen werbe, 
daß Hierin durch andere Vorſchriften, namentlih durch $. 10. der V. v. 30. Juni 
1834 nichts geändert fei, daß nah $. 61. 1. c. die Bintragung bes Vermerks der 
Zubehörigfeit einer Abfindung zum Fideikommiß ins Hypothekenbuch weofalle; falls 
bie beiden nächſten Anwärter fih damit einverfianden erklären, daß ferner nad 
$. 105. der Abloſ. DO. v. 13. Juli 1829 die Wideilommißfolger verlangen koͤn⸗ 
nen, die Kapital » Abfindungen zum Fideikommiß anzulegen oder fidher zu flellen, 
dag alfo, wenn fie dies Verlangen nad erfolgter Kenntnißnahme nicht ausfpres 
gm, vielmehr die naͤchſten Anwärter ausbrüdlih das Gegentheil erfliren, die 

orge der Gen. Kom. für die Verwendung aufhört, daß endlich die 56. 15. Nr. 5. 
und 16. bes Geſ. v. 15. Febr. 1840 dem Fideikommißbeſitzer die Ginziehung von 
Kapitalien mit Zuftimmung der beiden nächſten Anwärter derart geftatfen, bag die 
Wieberbelegung nicht, ober wenigftens feiner andern Behörde als etwa dem Fidei⸗ 
Iommißrichter nachzuweiſen if. 

Das Min. Halt die von der Gen. Kom. in N. aufgeftellte Anficht für bedenk⸗ 
lich und die vorflehende Begründung derfelben nicht für überzeugend, 

Daß die AbfindungssKapitalien bei Fideilommiſſen wieder zu Fideikommiß ans 

elegt werben müflen und bie Gen. Kommilftonen das von Amtsw egen kontrol⸗ 
liren ſollen, if in den Abloͤſungsgeſehen mehrfach angeordnet: $. 4. Nr. 1. 8. 42. 
B. v. 20. Juni 1817, $. 70. Dekl. v. 29. Mai 1816, ck. R. v. 31. Oft. 1837 
(Roh zu $. 9. des ©. v. 29. Juni 1835). 

Dafielbe folgt aus dem Begenfah der 88. 4. ff. des Gef. v. 29. Juni 1835 
unb den bazıs gehörigen Beftimmungen der früheren Gefehe, wonach Abfindungen 
nur zu beflimmten Ausgaben, Binrihtungsfoften 2c. freigegeben werben bürfen. 

ie Worte des Ablöf. Gef. v. 13. Juli 1829 $. 105., welde mit $. 153. 
der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 übereinflimmen, können daher nicht fügli fo 
perflanden werben, daß es befonberer Anträge ber Fideikommißfolger bebarf, um 
die Sen. Kom. zur Kontrolle der Kapitalverwendung anzuregen. Wäre das ber 
Sinn der zuletzt allegirten Gefesftellen, fo würde die Einwirkung ber Gen. Kom. 
auf die Verwendung der Wibeilommiß:Kapitalien fhon durch das bloße Schwei 
der Anwärter ausgefchloffen fein. Es fragt ſich aber, ob nicht die beiden nächften 
Anwärter burd ausbrüdliche Erklaͤrungen die Gen, Rom. von deren Pflicht zur 
BerwendungssKontrolfe entbinden Fönnen. 
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Das Min. bezweifelt das. Denn ber $. 12. ber Gem. Th. D. v. 7. Juni 
4821 begrenzt die Befugniffe der Anwärter dahin, daß fie Ginwendungen gegen 
die Zulänglichkeit der Entfhädigung und gegen bie Sicherſtellung der Abfindung 
erheben Zönnen. Die Befugniß zur Freigebung der Abfindungen ift ihnen hier 
nicht beigelegt. j 

Aus dem $. 61. der V. v. 30. Juni 1834 kann bie letztere Befugniß um fo 
weniger hergeleitet werben, als jetzt die Bintragung der Zubehörigfeit der Abfin- 
dungen nad $. 3. des Gef. v. 29. Juni 1835 flete von Amtswegen erfol: 

en muß. 

® X F. 15. Nr. 5. des Geſ. v. 15. Febr. 1840 endlich ſpricht zwar von einer 
Einziehung der Fideikommiß⸗Kapitalien mit Zuſtimmung zweier Anwärter, jedoch 
anſcheinend nicht zur freien Dispoſition, ſondern nur behufs anberweitiger Anle- 
gung. ebenfalls dürfte aber bie Handhabung bes Gef. v. 15. Febr. 1840 nad 
66. 2. 13. 17. 18. ibid. nicht der Gen. Kom., fondern dem Fibeilommig : Richter 
uſtehen. Wenn alfo ber Fideikommiß⸗Befiher von ber Ermächtigung des Gef. v. 
15. Kebr. 1840 8. 15. Nr. 5., Ablöfungs: Kapitalien mit Zuftimmung ber beiden 
nächften Anwärter einzuziehen, Gebrauch machen will, fo muß die Gen. Kom. den 
Befiger mit diefem Antrage an den Fideikommiß⸗-NMichter verweilen und inzwifchen 
das Kapital gerichtlich deponiren laflen. 

Bevor ſedoch das Min. die Gen. Kom. in N. hiernach beſcheidet, wünſcht 
daſſelbe die Anficht und Praris der K. Gen. K. (Reg.) über die vorliegende Frage 
feunen zu lernen, und erwartet Bericht darüber binnen drei Wochen. Berlin, den 


15. April 1852. 
Min. für landwirthſchaftl. Ang. 
Sm Allerh. Auftrage 
Bode. 
(Min. BL dv. i. V. 1852. ©. 171. Nr. 170.) 


Zum ©. 11. 


' 1) C. M. des K. Min. des I. u. dv. P. (v. Rochow) v. 31. Ian. 
1842 an fämmtliche K. Gen. Kom. und an die K. Meg. der Provinz 
Preußen und zu Brankfurt, betr. die Einholung der Zuflimmung der betr. 
Meg. zu den Grunpfleuer-Ütepartitionen in den bei den Gen. Kommiffionen 
anbängigen Auseinanderfegungen. 

Dei ber im 8. 11. der V. v. 30. Juni 1834 angeordneten Ginholung der 
Zuftimmung der betr. Meg. zu den Grundfleuer-Repartitionen vor Beftätigung der 
Resefle find mehrere Gen. Kommifflonen nicht ganz der Deutung gemäß verfahren, 
welche gener gefeglihen Anordnung nah ber darüber mit bem Finanzmin. getrofs 
fenen Vereinbarung gegeben werben muß. Wenn nämlid die Lage der Sache Leine 
Beranlafjung zu einer veränderten Srunbfteuer s Bertheilung zu enthalten, vielmehr 
der 8. 147. der Sem. Th. DO. durchweg anwendbar erſcheint, fo haben einige 
Auseinanderfegungss Behörden die Kommunikation mit der Steuerbehörbe für ent: 
behrlich gehalten. Indeflen gebührt die Prüfung auch in diefen Fällen der Steuer: 
behörde, weshalb die K. Gen. Kommiffionen hierdurch angewiefen werben, vor ber 
Beltätigung der Rezeſſe in allen Fällen die Zuftimmung der Reg. einzuholen. Nur 
bei ſolchen Rezeſſen dürfen Sie Sich dieſer Kommunilationen überheben, durch 
welche Segenftänbe, die nad) der Provinzials Verfaffung ber Grundſteuer⸗Entrich⸗ 
tung unterliegen, gar nicht nn A werben, wie in ben Sanbestheilen, wo bie 
Dienfte und Realabgaben nicht beiteuert find, der Fall ift, wenn biefe durch Geld 
abgelöft werben. 

Damit aber durch biefe Kommunilationen mit ben Deg. Fein erheblicher Zeit: 
* und zu viel — — — en die 8. Gen. Kom. S 
mit den Reg über ben mögli u erleichternden Gefchäftsgang zu vernehmen. 

(Min. Bl. d. i. V. —* €. 29. Nr. 42.) Haſtegeng 3 9 

2) 6. R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 14. Mai 
1839 an die K. Gen. Kom. zu Bredlau, betr. bie Aahtnejmung der Patro» 
natörechte auf den Königl. Domalnen bei Auselnanderfegungen, Ablöfungen zc. 


Nach der V. v. 30. Juni 1834, durch welche die Beſtimmungen ber mit 


m. we ww. 
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Allerh. Genehmigung erlaffenen Inſtrukt. v. 28. Juni 1828 beflätigt worben, und 
nach den Berhandlungen, welche der V. und reſp. ber Inſtrukt. vorhergegangen 
ud, unterliegt es, wie der 8. Gen. Kom. auf den Ber. v. 16. v. M., 

die Wahrnehmung der Patronatsrechte auf den Königl. Domainen bei 

Auseinanderfepungen, Ablöfungen sc, weldhe von den Auseinanderfeßungss 

behörben geleitet werben, beir., 
eröffnet wird, Teinem Bedenken, daß die von ber Meg. zu Liegnig aufgeftellte und 
von einem Theile des Kollegii getheilte Anficht dahin richtig if: 

daß in dieſem Falle die Wahrnehmung der Patronatsrechte den Ausein⸗ 

anderfegungsbehörden zufteht und obliegt: 

Wenn nämlidy auch im $. 2. der Iuftruft. v. 28. Juni 1828 und eben fo 
im $. 39. der V. v. 30. Juni 1834 der Ausdruck: 
„kirchliche Güter und Grundſtücke“ 

im 8. 3. der Inſtrukt. und im $. 11. der V. aber der Ausdruck: 

„geiſtliche Güter“ 
gebraucht iſt, fo iR doch unter dem Iebtern keinesweges eiwas anderes gemeint, 
als unter dem erflern, und namentlich hie daran gedacht: 

die durch die Iepterwähnten Vorfchriften den Auseinanderfehungsbehörben 
ganz allgemein übertragene Wahrnehmung der PBatronatsrechte in Betreff 
der von dem Patronat der Regierungen reffortirenden Güter auf folche 
Fälle zu befchränfen, bei denen fäfularifirte, ehemals geiftliche Güter bes 
theiligt find, und die PBatronatsrechte ſich auf die Binziehung derſelben 


gründen. 

Der Grund aber, weshalb die Wahrnehmung ber den Regierungen zuſtehenden Pas 
teonatsrechte allgemein den Auseinanderfegungsbehörben übertragen worden, fobald 
die Auseinanderfeßungen von ihnen geleitet werden, während auch in biefem Fall 
die Regierungen und Provinzials Schulfollegien den Fisfns und bie von ihnen 
reſſortirenden Anfalten wegen aller zu ihrer Verwaltung gehörigen Güter und 
guisherrlichen Berechtigungen refp. ſelbſt vertreten, und die unmittelbaren Ver⸗ 
walter, flöfalifchen Bebienten oder fonfligen Bevollmächtigten mit ben erforders 
lichen Nutorifationen und Infruftionen verfehen follen, Tiegt ganz einfach darin, 
daß mit dem Patronate Feine unmittelbare Verwaltung der geiftlichen Süter vers 
bunden if, fondern vermöge deffelben nur ein DOberanffichtsrecht ausgeübt wird, 
mitbin dabei ganz andere Rüdfichten eintreten, als binfichtlich derjenigen Büter 
und Berechtigungen, welche von fisfafifchen Behörben unmittelbar verwaltet 
werden. 

Auch kann diefe Sonderung zu Kollifionen fchon um beswillen nicht Anlaß 
geben, weil bei allen Regierungen die Patronatsrechte im Allgemeinen von einer 
andern Abtbeilung wahrgenommen werben, wie die Gerechtfame des Fiskus bins 
fihtlich der Domainen und der eigentlichen guisherrlichen Berechtigungen, von 
weichen im 8. 11. der 2. v. 30. Juni 1834 nur die Rede if. 

Dasienige, was über die Wahrnehmung der Patronatsrechte in den, im Bins 
veränpnig mit dem K. Min. der geifl., U. und Med. Ang. unterm 17. Nov. 
1831 an die Reg. zu Stettin und an die Gen. Kom. zu Stargard erlaffenen 
Refkripten beſtimmt worben, findet daher auch noch jebt Anwendung, und bie K. 
Gen. Kom. hat nicht nur dem Berlangen ber Reg. zu Liegnik Bolge zu leiſten, 
fondern auch im Allgemeinen hiernach zu verfahren. 

(Aun. XXIII. 358. — 2. 77.) 


3) 6. MR. der K. Min. der geifll., U. u. Med. Ang. (Eichhorn) u. 
des I. (Gr. v. Arnim) v. 8. April 1843 an ſaͤmmtliche K. Reg., Konſiſto⸗ 
rien, Provinzial» Schulfollegien und Gen. Kom., betr. die Berechtigungen 
und Verpflichtungen der Auseinanderfegungs » Behörden in Ausübung des 
Oberauffichtsrechts über das Vermögen der Korporationen und öffentlichen 
Anftalten und In Wahrnehmung des PBatronatörechts für geiftliche Güter 
bei Auseinanderfegungen ⁊c. 

Da bin und wieber Zweifel und Differenzen über den eigentlichen Umfan 
der Berechtigungen und Verpflichtungen, welche nach $. 11. der V. v. 30. Jun 
1834 den AnselnanderfegungesBehdrden in den, bei ihnen anhängigen Auseinanders 
fegungefachen in Beziehung auf die Ansähung des Oberauffichtsrechts über das 


41? 
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Vermögen ber Korporallonen nnd öffentlichen Anflalten und auf die Wahrneh⸗ 
mung des Patronatrechts in Betreff der von dem Patronat ber Regierungen reſſor⸗ 
tirenden geiftlichen Güter reſp. zuftehen und obliegen: fo finden wir uns verau⸗ 
laßt, der R. Reg. Folgendes zu erfennen zu geben. 

1) Die gebachten Befngniffe nnd Verpflichtungen ber Auseinanderſetzungs⸗ 
Behörden befchränfen fich auf bie, nach den desfallſigen Geſetzen, auch ohne aus⸗ 
drückliche Zuſtimmung der Vertreter der Korporationen und Öffentlichen Anſtalten 
und der geiftlichen Obern zuläffigen Auseinanderfegungen, und find daher nicht 
anf folche Fälle auszubehnen, in denen die Ablöfung folcher Präftationen, Dienfte 
se. in Antrag gebracht wird, welche nach Maaßgabe der B. v. 31. Mai 1816, 
des 8. 5. der Ablöf. DO. v. 7. Juni 1821, des $. 3. der Ablöf. O. v. 13. Juli 
1829, des $. 2. der Ablöf. O. v. 4. Jull 1840 und anderer ſpezieller Beſtim⸗ 
mungen oder Verordnungen an ſich nicht ablösbar find; vielmehr dauert in fol: 
chen Fällen die Kompeten; ber gewöhnlichen Berwaltungsbehörden unverändert 
fort, und iſt mithin ihre Zuzichung und Genehmigung auch dann erforderlich, wenn 
Ds unmittelbaren Bertreter ber betreffenden Inflitute in bie Ablöfung ıc. gewilligt 

aben. 

2) In allen Auseinanberfebungs» Sachen aber, in denen bie Auseinanters 
febunge:Behörben überhaupt zur Ausübung des fonft den Regierungen, Konſiſtorien 
ober Provinzials Schulfollegien zuftehenden Oberauffichtsrechts und der Wahrneh⸗ 
mung der Batronatrechte Fompetent find, treten fie ganz an bie Stelle diefer Be: 
hörben, und haben alle Erflärungen, M deren Abgabe fonft diefe berechtigt ober 
verpflichtet fein würden, ſelbſtſtaͤndig mit derſelben rechtlichen Wirkung abzugeben. 

Sie werden zwar in den meiften Faͤllen, befonders dann, wenn es auf bie 
allgemeinen Verhältniffe der betr. Inftitute anfommt, wohlthun, fi) mit den ſonſt 
Tompetenten Behörden darüber in Kommunifation zu feßen, und wo möglich in 
Uebereinſtimmung mit benfelben zu verfahren, find aber allerdings an beren Ans 
fichten nicht gebunden. Dies fehließt indeß feinesweges aus, daß die Regierungen, 
Brovinzials Schulfollegien und Konflflorien dennoch auch von Amtswegen Kennts 
niß von den Auseinanberfeßungen nehmen, und wenn fle babei eine mangelhafte 
Berüdficdhtigung ber Gerechtfame der Inftitute zu bemerfen glauben, durch ges 
eignete Kommunifation mit den Auseinanderfeßungsbehörden und nöthigen Kalle 
duch Beſchwerde in den höheren Inſtanzen, eine entfprechende Auffafung der 
Sache herbeiführen. 

(Min. Bl. d. i. V. 1843, S. 129, Nr. 164.) 


4) R. der K. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn) u. des I. u. 
d. P. (Köhler) v. 8. Nov. 1835 an die K. Meg. zu Liegnig, betr. die 
Verpflichtungen der Megierungen in Beziehung auf die Wahrnehmung des 
Intereffed des Gemeinde⸗Vermögens bei Gemeinheltätheilungen. 


Der K. Meg. wird auf den Der. v. 2. v. M., die DienftsAbldfung der Bauers 
[haft in dem KämmereisDorfe N. betr., bemerflich gemacht, daß Diefelbe durch 
die V. v. 30. Juni 1834 nicht ermächtigt if, in Folge der Ihr dabırd Wachau: 
denen Mitwirkung bei Gefchäften biefer Art eine rechtskräftig ergangene Entichels. 
dung für oe zu erklären, und deren Bollziehung zu verhindern. Denn 
davon abgefehen, daß es gegen alle Rechtögrundfäße verfloßen würde, auf den 
Grund einer neuen gefegliben Beftimmung lange vorher ergangene rechtefräftige 
Sutfcheldungen anfechten zu wollen, fo bat auch tie K. Reg. ganz die Grenzen 
überfehen, innerhalb deren Ihr mach $. 11. der gedachten V. die Beauffichtignng 
der Stadt⸗ und Dorfs@emeinden übertragen if. Hierin wird nämlich, mit Bezug 
auf den $. 118. der rev. St. O., diefe Beaufſichtigung der K. Reg. nur in fos 
weit übertragen, 

daß Sie bei vorfommenden Bemeinheitstheilungen in Städten und Dörfern 

dahin fehen folle, daß das GemeindesBermögen, nämlich dasjenige, welches 

nicht Gegenſtand bes Privats@igenthums, fondern der Korporation if, nicht 
verkürzt werbe. 

Hiernach liegt der K. Reg. nur ob, darüber zn wachen, baß nicht wirkliches 
Gemeinde: Vermögen als Gegenſtand der Vertheilung unter Brivatperfonen anger 
fehen, und auf biefe Art der Gemeinde entzogen werde. Keinesweges aber if 
Dieſelbe befugt, die Guͤltigkeit der @rklärungen ter Stellvertreter einer Stadt 
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über die Art ber Entfchäbigung bei Dien-Ablöfungen und dergleichen Gefchäften 
von Ihrer Sinwilligung abhängig zu machen. 
(Ann. XIX. 986. — 4. 59.) 


Zum $. 15. 


C. N. des K. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn) v. 27. Aug. 
1834 an fämmtlihe K. Reg. Präfiventen, ausſchließlich der Rheiniſchen, 
—* die Kontrolle der Geſchaͤftsführung ter Oekonomie⸗Konmiſ⸗ 
arien. 


In der Erwartung, daß Em. ıc. ſowohl bei Ihren Depart. Reifen, ber V. 
v. 30. Juni d. 3., wegen bes Gefchäftsbetriebes in den Angelegenheiten ver Ges 
meinheitstheilungen ac. $. 15. gemäß, von der Gefchäftsführung ber Defonomies 
Kommiffarien Kenntnig nehmen, als auch die Räthe ber dortigen Reg. bazu bei 
jeder fchidlichen Gelegenheit veranlaffen werben, iſt bie Gen. Kom. angewiefen 
worden, den von Ihnen und den Depart. Räthen zu machenden Anzeigen von 
den bei Reviſton der Befchäftsführung der Spezial: Rommifiarien wahrgenommenen 
Mängeln nicht nur die größte Aufmerffamfeit zu widmen, fondern Ihnen aud) 
von den Srfolgen ber von ihr deshalb angeorbneten Unterfuchungen und genoms 
menen Maaßregeln Kenntniß zu geben. 

(Ann. XIX. 68. — 1. 60.) 


Zu 66. 15. u 16. 


C. R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 6. März 1839 
an ſaͤmmtliche K. Gen. Kom., betr. die Mitwirkung der Landräthe bei Bes 
auffichtigung der Spezial-Konmiffarten. !) 


Damit die Landräthe auf die in ihren Kreifen fchwebenden Auseinanber: 
fegungen, in dem ber B. v. 30. Juni 1834 zum Grunde liegenden Sinn, ein- 
wirfen, und die in ihren Kreifen befchäftigten SpezialsKommiffarien wirklich, jener 
DB. gemäß, Eontrolliven können, ift es nöthig, daß biefelben in fleter Kenntniß 
davon erhalten werben, welche Spezial Kommiflarien in ihren Kreifen befchäftigt 
find, und welche einzelne Auseinanderfegungs: Sachen von jedem derfelben bears 
beitet werben. 

Die K. Gen. Kom. wirb daher auf Grund eines Befehle Sr. Maj. in dem 
Landtags» Abfchiede für die Sächfifchen Provinzialfände v. 31. Dec. v. 3. anges 
tiefen, nicht nur jeßt jedem Landrathe eine Nachweifung aller in feinem Kreife 
fdywebenden Sachen, mit Angabe des Spezial-Rommiffarius mitzutbeilen, fondern 
ihnen auch fünftig von jeder eintretenden Beränderung in ber Berfon, fowie von 
jeder nen eingeleiteten Sache Nachricht zu geben. Zugleich wird bie K. Gen. 
Kom. wiederholt auf die Wichtigfeit der im $. 16. der ®. v. 30. Juni 1834 ge⸗ 

ebenen Beftimmung aufmerffam gemacht, unb veranlaßt, jede fich darbietende 
Delegenheit angelegentlihft zu benngen, um den guten Willen der Lanbräthe für 
ihre Mitwirkung in den AuseinanderfegungssAngelegenheiten zu gewinnen. 

(Ann. XXIII. 86. — 1. 73.) 


1) Dies C. R. if den Regierungen zur Nachricht, mit ber Anmeifung 
‚ mitgetbeilt, „bie Landräthe davon In Kenntniß zu fehen und zugleich zu verans 
laſſen, daß fie fih nun aber auch wirklich mit den in ihren Kreifen fchwebenden 
Anseinanderfegungss Sachen näher befannt machen, und nicht nur bie zu einer 
erfprießlichen Cinwirkung auf diefelben, fei e8 durch Belehrung ber Interefienten, 
Nüdfprache mit den Kommiffarien oder Mitiheilungen an tie Gen. Kom., ſich 
darbietenden Belegenheiten benutzen, fondern auch felbft dergleichen Gelegenheiten 
aufzufuchen und herbeizuführen (3. B. durch Theilnahme an ben Terminen) und 
auf diefe Weife der Vorfchrift des 5. 16. der V. v. 30. Juni 1834 genügen,“ 
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Zum © 21. 


N. des K. Min. des I. v. 4. Juni 1832 an die K. Gen. Kom. zu 
Breslau, betr. die Zuziehung des Sequefterd bei Auselnanderfeßungen. 


Die Brage: ob, wenn zwar vor Abfchluß eines Auseinanderſetzungs⸗Rezeſſes 
aber erft nach bereits abgefchloffenem Bergleiche die Seaueftration des Guts eins 
geleitet worben, bie Realgläubiger ı) bei Abfchluß des Vergleiche zuzuziehen find ? 
wird dahin beantwortet, daß die Meafgläubiger (ohne Rüdficht ob diefelben immit⸗ 
tirt worden find oder nicht) beim Abſchluſſe des Nezefles allerdings zuzu⸗ 
ziehen find. Denn nach 88. 161 — 170. der V. v. 20. Juni 1817 kommt ber 
Pertrag erſt mit Abfchluß des Rezeſſes zu Stande; alle Verhandlungen bie zu 
dieſem Rezeſſe find mithin nur Traktate. Den Gen. Kom. liegt fogar nach 
$. 162. Nr. 3. b.c. tie Pflicht ob, bei Prüfung des Rezeſſes die Rechte der nicht 
zuzuziehenden Realgläubiger wahrzunehmen, woraus benn erhellet, daß das Inter⸗ 
effe der Gläubiger bis zum Abſchluſſe des Rezeſſes noch wahrnehmbar fl. Da 
aber die Gläubiger eines ſequeſtrirten Gutes bei einer Auseinanderfeßung zuges 
zogen werben müflen, und ihre Rechte nicht bloß von ber Gen. Kom. wahrges 
nommen werben, fo folgt auch daraus, daß fle noch beim Abſchluſſe des Kezeffes 
zuzuziehen find, gerade weil fie erſt durch diefen ihre Rechte unwiderruflich aufs 


“ (Rode Mgrargef., 4. Aufl, ©. 394, Jorni's Zeitfchr. Bb. J. &. 592.) 


Zum $. 22. 


R. des K. Min. des J. v. 7. April 1835, betr. die Vertretung mino⸗ 
tenner Ehefrauen in Auseinanderfegungsfachen. 


Der R. Sen. Kom. wird an Befcheivesflatt das Antwortfchreiben des Zufl. 
Min. v. 26. Febr. d. J., betr. Ihre Anfrage wegen Anwendung des tie Güter 
emeinfchaft der Eheleute betr. $. 22. ter B. v. 30. Inni 1834, hierbei abfchrifts 
ich (Anl. a.) mitgetheitt. 


Anlage a. 

Ew. Gre. Haben in dem Anfchreiben v. 14. d. M. die Anfrage ber Gen. 
Kom. zu Soldin, die Anwendung bes $. 22. der V. v. 30. Suni 1834 befr., bie 
Anficht ausgefprochen, 

bag der 8.22. in allen fällen, fowohl wenn die Ehefrau noch 
unter Bormunbfchaft ſteht, ale wenn fie großjährig iR, zur 
Anwendung Fomme. 

Ih kann diefer Anficht nicht beipflichten, halte vielmehr dafür, daß, infos 
fern die Ehefrau minderjährig oder ſouſt bevormumndet if, die Ins 
siehung bes VBormundes und Beuchmigung des vormundfhaftlihen 
Gerichts erfolgen muß. . 

Nach den früheren gefehlichen Borfchriften Rand ſowohl bei vorhandener Gü⸗ 
tergemeinfchaft, als außer diefem Kalle, wegen der von dem Chemann, rückſicht⸗ 
lich der zum gemeinfchaftlichen Dermdgen oder zu den Illaten gehörenden GrunbRüde 
und Grechtigfeiten vorgenommenen Dispofltionen, ber großjährigen Ehefran 
felbR ein Miverfpruchsrecht zu. (58. 232., 378. Tit. 1. Th. 2. 8.2.) Wenn 
nun ber $. 22. der B. beflimmt, daß bei allen zum Reflort der Gen. Kom. gehös 
senden Wuseinanderfegungen der Chemann feine Ehefrau vertritt, fo iR damit 
anegefprochen, daß bei dergleichen Auseinanderfeßungen jener Widerſpruch unbes 
rüdfichtigt bleibt und die Stimme bes Ehemanns den Ansichlag giebt. IR hin⸗ 
gegen die Chefran minderjährig ober font bevormunbet, fo bleibt bie Güterges 
meinfebaft anegeieht, und bie Subflanz des, dem Niesbrauche des Chemannes 
unterworfenen Bermögens unter Wufficht des Bormundes nnd bes vormundfchafts 
lichen Gerichte. fo daß bei einer mit der Subſtanz vorzunehmenden Beränderung bie 
Meinung des Mannes Feinesweges enifcheidend, vielmehr die Cinwirkung bes Bors 
munbes und bes vormunbfchaftlichen Gerichte eben fo erforberlich iR, ale wenn Feine 
Geirath x. gefhloffen wäre. ($$. 736 bis 748, 782. Tit. 18. T5.2.0.2%.8.) 





1) Reh $. 21. der B. v. 30. IZumi 1834 ber Sequeſter ober der 
Kurator der Kealglänbiger. a aneher 
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In diefem Jalle if fonach nicht von einem Widerſpruch der Ehefrau bie 
Nede, welche während ber Bevormundung felbfiftändig zur Wahrnehmung ihrer 
Rechte gar nicht befugt if, fondern ein folcher Fann nur Seitens bes Bormundes 
und des vormundfchaftlichen Berichts eintreten. Daß der Ehemann auch biefe 
bei ben in Brage flehenden Auseinanderfegungen verirete, davon if im $. 22. 
ber B. nichts erwähnt, mithin muß es rüdfichtlich berfelben lediglich bei ber Res 
get verbleiben, wonoch es bei Veränderungen in Betreff der Subflanz bes ber 

esormunbeten Ehefran zugehörigen Vermögens der Binwilligung des Vormundes 
und des vormunbfchaftlichen Gerichts bedarf. 

Nach den Verhandlungen des StaatssMinifterii über bie Verord. (Brot. v. 
21. Jan. 1834) iR auch nur der Borfchlag zur Sprache gekommen und genehmigt, 

„daß die Sntbehrlichkeit der Zuziehung der Ehefrau in Fällen der Büters 
gemeinfchaft ober wegen ber zu ihrem Cingebrachten gehörigen Grundſtücke 
und Gerechtigfeiten ausgefprochen werde.” 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl. S. 395.) 


Zu 66. 29. u. 35. 


N. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abih. (v. Meding) v. 18. 
Dt. 1841 an die 8. Gen. Kom. zu Breslau, betr. die Form der nach 
$. 29. der V. v. 30. Juni 1834 von Kreisverordneten erforderten Gut⸗ 
achten. " 

Der K. Sen. Kom. wird auf ben Ber. v. 9. d. M. über die Befchwerbe bes 
Bauers N. zu Herzberg in der bafigen Separationsfache, bemerflich gemacht, bag, 
wenn, wie gier, durch die Verf. v. 7. Dec. v. 3. gefchehen, eine gutachtliche Aeuße⸗ 
rung der Kreisverorbneten über die flreitige Blanlage von Amtswegen, und zur 
näheren Beurtheilung der Fommifjarifchen Borfchläge, angemeffen erachtet wurde, 
diefe nicht nothwendig durch den Kreislandrath aufgenommen zu werben braucht, 
und defien Mitwirkung dabei überall nicht erforderlich if. Cine ſolche muß nur 
dann eintreten, wenn bie Kreisverorbneten als Bermittelungsbehörde nach $. 2. 
sog. ber V. v. 30. Juni 1834 zur Direktion eines bei biefer beantragten Aus⸗ 
einanberfeßungss@efchäfts zufammentreten, ober aber beren Vernehmung als fols 
cher von den Bartheien, gemäß $. 35. 1. e. begehrt wirb. 

Sn Fällen der vorliegenden Art, wo jene Borauefegungen nicht obwalten, das 
unters. Min. vielmehr nur gewünfcht bat, die örtlichen Berbältnifie, auch noch 
von anderen, mit folchen vertrauten, und der Landesart kundigen Perfonen beurs 
tHeilt zu fehen, mithin die Beſtimmungen der 66. 16., 29. der V. v. 30. Juni 
1834 maaßgebend find, genügt es vollfommen, wenn bie gutachtliche Aeußerung 
eines ober zweier Kreisverorbneten entweder fchriftlich abgegeben ober vom Spe⸗ 
zialfommiffarius zu Protofoll genommen wird. 

Hiernady möge das Kollegium das Weitere anordnen und in ähnlichen Faͤl⸗ 


fen verfahren. 
(Min. Bl. d. i. 8. 1841. ©. 290. Nr. 476.) 


Bu 66. 31—85. 


Inſtr. der K. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn), der I. (v. Kampt 
und Rähler), d. 8. (Gr. v. Alvensleben) u. des Königl. Hauſes, Gen. 
Verw. für Dom. u. Forſten (v. Ladenberg) v. 12. Oft. 1835 wegen des 
fhiensrichterlichen Verfahrens zur nähern Beſtimmung der $$. 3I—34. ver 
V. v. 30. Suni 1834, betr. den Gefchäftöhetrieb in Angelegenheiten ver 
®emeinheltstheilungen 3. 

Anwendbarkeit der vorliegenden Inftruftion. 
$. 1. Die Vorſchriften diefer Inſtruktion beziehen fich nit nur >. 
1) auf das fehiebsrichterliche Verfahren, welches wegen ber Lanbestheile, die eine 
Zeitlang zum vormaligen Königreihe Weftphalen, dem Großherthume Berg 
und ben Sranzöf. Depart, gehört haben, in ben Geſ. v. 21. April 1825 
über die den Grundbefitz betr. Rechteverhaͤliniſſe angeordnet, und in ber 
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B. v. 30. Juni 1834, wegen des Gefchäftebetriebs in Angelegenheiten ber 
Gemeinheitstheilungen ꝛc. beflätigt ift, fondern auch 

2) auf bie in dem $. 31. der legtgebachten B. bezeichneten Bälle zur weiteren 
Anwendung jenes Berfahrene. Sie können auf andere Bälle nicht bezogen 
werden, find aber für alle K. Gen. Kommiffionen und die in ber Provinz 
Preußen an deren Stelle tretenden Regierungen, fowie überhaupt für alle 
Auseinanberfegungs > Behörten verbindlich, und treten rüdfihtlih der oben 
zu 1. gedachten Lanbestheile an die Stelle der Inſtr. v. 31. Ok. 1825, 
welche hierdurch in fofern, als die Beftimmungen berfelben im Folgenden 
nicht übernommen oder ausbrüdlich beftätigt find, außer Kraft gefeht wird. 

Mer das fhiebsrichterlihe Verfahren einleitet. 

$. 2. In den Fällen, für welche die Geſetze das fchiebsrichterlihe Verfahren 
bereits ausdrücklich vorgefchrieben haben, leitet der mit ber Auseinanderfegung bes 
auftragte Kommiſſarius daſſelbe ohne weitere Rüdftage ein. Es bleibt jedoch nach 
näherer Beltimmung bes $. 105. ber B. v. 20. Suni 1817 und des $. 17. ber 
3. v. 30. Juni 1834 feinem pflihtmäßigen Ermeſſen überlaffen, ben Zeitpunft zu 
beflimmen, wo baffelbe nad dem Gange und der Lage ber Auseinanderſetzung 
nothwendig ober zweckmaͤßig wird. In allen andern Bällen aber, wo er die Bin- 
leitung des fchiedsrichterlichen Verfahrens zwedmäßig findet, (B. v. 30. Juni 1834, 
$. 31. lit. e.), ober die Partheien darauf antragen, liegt ihm ob, ber leitenden 
Behörde unter Beifügung feines Gutachtens davon Anzeige zu machen, und bie 
Anweifung berfelben zu erwarten. Auch verficht es fi von * daß dieſe Be⸗ 
hoͤrde in denjenigen Faͤllen, in welchen ber Vverſgas dazu oder der Antrag in der 
Appellations⸗ oder Refurds Intan gemacht wird, die ‚Zefimmung darüber reſp. 
dem Revifionss Kollegio oder dem betr. Min. des 3. anheim zu geben hat. 

Um allen Aufenthalt der Entſcheidungen wegen des nachzuholenden ſchieds⸗ 
riterlihen Berfahrens zu vermeiden, haben bie Spruchbehörden und deren Res 
ferenten bie ihnen nad $$. 3. und 4. Tit. 13. Thl. I. der A. G. D. obliegenden 
Pflihten wegen unverzüglidger Prüfung der Bollländigkeit ber Verhandlungen und 
Verbeſſerung ber hierbei wahrgenommenen Mängel, auch wegen ber Frage: 

ob jenes Verfahren zweddienli in Anwendung zu bringen if? 
mit befonderer Sorgfalt zu beobachten. 

Insbeſondere bei Beurtheilung der Cigenſchaften eines neuen Erwerbers. 

$. 3. Wenn es nad g8. 24. und 27. bes Gef. v. 21. April 1825 wegen 
ber ben Grundbefig betr. Rechts⸗Verhaͤltniſſe in den Lanbestheilen, weldhe eine Zeit- 
lang zum Königreihe Weftphalen gehört haben, auf die Beurteilung ber Eigen 
ſchaften des nenn Grwerbers eines bäuerlichen Grundſtücks anltummt, gebührt die 
Anordnung und obere Direktion des fehiebsrichterlichen Verfahrens ben Generals 
Kommiffionen auf in den Fällen, wenn bie Hauptfadhe bei den ordentlichen Ges 
rigten anhängig it, und Iehtere haben die erfteren beshalb zu requiriren. 

Insbeſondere in Faͤllen eines Eontrabiktorifchen erfahrene, 

$. 4. In den Fällen eines Eontrabiktorifhen Verfahrens bleibt bie Zuzichung 
ber Schiedsrichter, der Megel nad, ausgefeht, bis ber Status causae et coniro- 
vorsiae regulirt if. Es bieibt aber dem Ermeſſen des Kommiffarius überlaffen, 
biefelben ſchon bei ber vorbereitenden Inſtruktion zuzuziehen. Dies muß insbefons 
bere dann gefhehen, wenn es ſich bei berfelben von ber Grmittelung mannigfaltiger 
LolalsBerhältniffe handelt, welche auf die ſchiedsrichterliche Entſcheidung von Eins 


uß find. 
£eitun bes ſchiedsrichterlichen Verfahrens. 
$. 5. Das fehiedsrichterlihe Berfahren muß immer von einem Kommiffarius 
ber Auseinanderfegungs + Behörbe ale Initeuenten geleitet werden, ber Regel nach, 
durch benjenigen, welchem die Leitung der Hauptfache zufteht; ber Behörde bleibt 
es edoch überlafien, für jenes Gejchäft einen befonderen Kommiffarius au ers 
ennen. 
Bälle, in welchen bas äieberiäterlich Berfahren nach) bem Grmeflen ber 
ehörben eintreten kann. 
$. 6.. Aud) in Nn Fällen, wo bie ®. v. 30. Juni 1834, $. 31. lit. c. bie 
Einleitung des ſchiedsrichterlichen Verfahrens dem Ermeſſen der Behörben übers 
laſſen Bat, find es, im Sinne ber über das AuseinanderfehungssBerfahren ges 
gebenen Vorſchrifien, nicht die End⸗Urtheile über das, was die Sartbeien einander 
zu leiten und zu gewähren haben, vielmehr nur gewiſſe Borftagen, auf bie e6 bei 
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jenen Entſcheidungen anlommt, welche den Gegenſtand ber yon Amtswegen zu vers 
anlaffenden ſchiedrichterlichen Ausſprüche ausmachen; vornehmlich wegen folder 
Segenflände, wobei es auf Binnehmung des Augenfcheins oder auf Schägungss 
Wegenftände ankommt, welche die ſachverſtaͤndige Grmittelung, Auffaffung und 
Würdigung mannigfaltiger Lokal⸗Verhältniſſe und deren fachverfändige Kombina⸗ 
tion und Anwendung erfordern, überhaupt folde ragen, welche Vorwurf bes 
.Gutachtens ökonomischer Sachverfländigen find, und —zc* welcher die Behoͤr⸗ 
ben bei ihren Entſcheidungen der Regel nach auf das Gutachten der mit der Bes 
arbeitung der Sache beauftragten Dekonomies Kommiffarien fußen. 

Das fchiebsrichterliche Verfahren Tann ferner auf ſolche Gegenftänbe gerichtet 
werben, über weldye noch andere Techniker als Defonomie: Berftändige mit ihrem 
Gutachten zu hören find. Es bleibt ber leitenden Behörde überlaffen, fi felbft 
ber Beurtheilung zu unterziehen, ob eine foldhe Vorbereitung des fhiebsrichterlichen 
Ausſpruchs nölhig ift, und folche ihrerfeits anzuorbnen, ober den Schiebsrichtern 
fowohl die Prüfung der Nothmwendigfeit oder Zwedmäßigfeit einer ſolchen vorgän⸗ 

igen Bernehmung, als deren Beranlaffung anheim zu geben. Aud bei denjenigen 
Feffeungen, welche die Auseinanderſetzunga⸗Behörden ohne Fontradiktorifches Ber: 
fahren, 7 B. wegen ber Kintichtungskoſten bei gutsherrlicbäuerliden Regulirungen 
und Ablöfungen, zu treffen haben, find fie nach ihrem Ermeſſen auf ſchiedsrichter⸗ 
Ihe Entfcheidung der oͤlonomiſch⸗-techniſchen Vorfragen zurüdzugehen ermächtigt. 
Da es fi endlich bei den fchiebsrichterlichen Ausiprüchen, deren Beranlaffung dem 
Ermeſſen der Behörden überlaffen ift, Iebiglih von Borfragen Behufs ber von 
Lebteren zu treffenden End>Urtheile handelt, fo bleibt auch der Beſchluß über die 
Beranlaffung des ſchiedsrichterlichen Verfahrens, unabhängig von den hierauf ge: 
“ richteten Anträgen der Partheien, Iebiglich ihrem Ermeſſen überlaffen. 

Obliegenheit des leitenden Kommiſſarii. 

$. 7. Der mit der Bearbeitung der Hauptſache oder zur Direktion bes 
ſchiedsrichterlichen Verfahrens beſonders ernannte Kommiſſarius iſt im Allgemeinen 
verbunden, auf die Vollftändigkeit der Behandlung des Gegenflandes und auf bie 
Geſetzmäßigkeit bee Form zu fehen. Ihm liegt es ob, die Ernennung ber Schiebs; 
richter glei bei der erſten Ginleitung diefes Verfahrens, nach näherer Beſtimmung 
des $. 32. der DB. v. 30. Juni 1834 zu veranlaffen. 

Berfagen ſich die Bartheien in einer ihnen zu beflimmenden Präflufivfrift der 
ihnen zuftändigen Wahl der Schietsrichter, fo ernennt der Rommiffarius folche für - 
den verweigernden Theil aus den Kreis: Berorbneten. 

Gigenfhaften der Schiedsrichter: 

$. 8. Diefelben Gründe, weshalb ein Zeuge als Beweiszeuge nicht zuläffig 
ift, ober feinen Ausfagen Feine volle Glaubwürdigkeit beigelegt werben kann, ober 
welche die Berhorrescenz eines Richters begründen, ſtehen auch ber Bulaffung ber 
vorgefhlagenen Schiedsrichter entgegen. Haben fi aber die mit einander fireitens 
den Partheien über die als Schiedsrichter und Obmann zuguziehenden Perfonen 
vereinigt, fo kommen ihre Einwendungen gegen bie Perfonen derfelben nur alsbann - 
in Betracht, wenn fie darthun, daß die — worauf dieſe ECinwendungen be⸗ 
ruhen, erſt fpäter zu ihrer Kenniniß gelangt find. Daſſelbe findet im Verhaͤltniß 
einer Barihei zu demjenigen Schiedsrichter Statt, der als ſolcher von ihr ſelbſt in 
Vorſchlag gebracht if. Die Zuziehung von Berfonen, welchen die in $$. 227. 
und 230. unter Nr. 13., 14., 15., 16. Tit. 10. TH. 1. der A. G. O. genannten 
Einwendungen entgegen flehen, ift immer unftatthaft. 

Außer ben Fällen, in welchen die Einwendungen gegen bie Berfen der Schieds⸗ 
richter entweber durch den Vorſchlag oder das Ginverftändniß der Partheien ers 
ledigt find, oder deren Zulaſſung ganz unftatthaft ift, müflen die Partheien ihre 
Ginwenbungen, bei Berluft derfelben, vorbringen, wozu ihnen von dem Inſtruenten 
eine kurze Präflufivfrift einzuräumen if. Daffelbe ift zu beobachten, wenn von 
den ernannten Schiebsrichtern felbft gewiſſe, ihrer Glaubwürbigfeit entgegenſtehende 
Umftände angezeigt werden. Bindet der Inftruent die gegen die Perfönlichleit ber 
Schiedsrichter angebrachten Erinnerungen gegründet, fo hat berfelbe in dem Falle, 
wenn ſolche vor der Vernehmung angebracht find, die Ernennung anderer, ftatt der. 
abgelehnten PBerfonen zu veranlaffen. Im zweifelhaften Fühlen muß er, wenn eine 

ütlicde Bereinigung der Bartheien über die Zulaffung der vorgefählagenen Ber: 
onen flatthaft, aber nicht zu erreichen if, die Entfcheidung der vorgeſetzten Be: 
hoͤrde einholen. Dabei verfieht fih von ſelbſt, daß die Aufnahme der jchiebsrichters 
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lichen Entſcheidung ausgefeht bleiben muß, bis bie gegen die Berfonen erhobenen 
Ausſtellungen auf eine ober bie andere Weile erledigt find. Wegen der erſt 

Aufnahme der ſchiedsrichterlichen Entſcheidungen gegen die Berfönlichkeit ber Schieds⸗ 
richter und des Obmanns erhobenen Binwendungen if im $. 16. das Nähere bes 


kimmmt. 
Bereibung berfelben. 

$. 9. Sind Schiedsrichter nicht ſchon als Sachverfländige rin für allemal vers 
eibet, fo muß bies in gleicher Weiſe geſchehen, wie e8 wegen ber fonft bei Prozeß⸗ 
Inſtruktionen und andern öffentliden Geſchaͤften {naugiehenben Sachverſtaͤndigen 
vorgeſchrieben iſt. Dieſe Vorſchrift iſt auch auf die Obmaͤnner anwendbar, doch 
bedarf es, wenn im Fall des $. 33. der DB. v. 30. Juni 1834 der mit ber Leis 
tung ber KreissBermittelungsbehörben beauftragte Landrath als Obmann eintritt, 
Heiner befondern Vereidung beffelben. 

Vorbereitung der ſchiedsrichterlichen Entſcheidungen. 

$. 10. In allen Fällen, wo e6 auf die Zuziehung von Schieberidtern ans 
Yommt, foll der leitende Kommiffarius einen status causae et controversiae aufs 
nehmen, und zwar in folder Vollſtaͤndigkeit, daß die Schiedsrichter den eigentlichen 
Gegenſtand ihres Urtheile und befien Zuſammenhang mit der Hauptfache dentlich 
zu überfehen vermögen. Im Uebrigen finden wegen ber Inftrultion ber zur ſchieds⸗ 
eihterlichen Entſcheidung verwiefenen Punkte bie Beftimmungen $. 104. der V. v. 
W. Juni 1817 Anwendung. 

Insbeſondere durch förmlihe Beweis: Aufnahme, ober bloß informatorifdhe 
Grörterungen. 

8. 11. Die BeweissAufnahme wegen der zur ſchiedsrichterlichen Entſcheidung 
verwiefenen Punkte bleibt jedenfalls bis zum Zufammentritt der ſchiedsrichterlichen 
Kommiffion ausgefeßt. Dem Ermeflen berfelben bleibt es überlaffen, welche Um⸗ 
Rände durch förmlihe Beweis: Aufnahme oder durch andere, zu ihrer Information 
dienliche Mittel aufgeflärt werben. Es bleibt insbefondere den Schiedsrichtern übers 
laflen, fi diefe durch Rüdfrage bei den Partheien ober bei andern Berfonen, fo» 
weit als fle dies zu ihrer eigenen Meberzeugung erforderlich alten, zu befchaffen. 
Inabefondere findet das leztere Anwendung, wenn bie fhiebsrichterlichen Ausſprüche 
bie förmliche Beweisführung erſetzen ſollen. (CF. $. 5. bie 8. der Inſtr. ». 31. OR. 
1825). In allen Fällen ift es die Obliegenheit des Kommiffarius, ſich nidht blo 
der förmlichen Beweis: Aufnahme, fondern auf Berlangen der Schiedsrichter an 
den bloß fummarifchen Bernehmungen, welche biefelben zu ihrer Information nöthig 
erachten, zu unterziehen. Findet der Kommiffarius bei bem Beſchluſſe der Schieds⸗ 
richter über die durch förmliche Beweis Aufnahme oder im Wege blos informato: 
riſcher Croͤrterung der aufzuklärenden Umſtaͤnde Bedenken, fo liegt es ihm ob, bie 
Inſtruktion der Behörde, welche das fhiebsrichterliche Verfahren angeorbnet hat, in 
andern Faͤllen aber, mithin auch in denjenigen, wo ihm felbR die End⸗Entſcheidung 
Phari iſt, die Inſtruktion der vorgeſetzten Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden einzu⸗ 

olen. 


Anwendung ber Inſtruktion v. 31. Olt. 1826. 
$. 12. In Betreff der, nah dem Gef. v. 21. April 1825, über bie den 
Grundbeſit betr. and a ıc. in den vormals Königl. Weftphälifchen, 
Großherzoglich Bergiſchen und zu den Franzoͤſiſch⸗Hanſeatiſchen Depart. und dem 
LippesDepart. gehö 9 gewefenen Lanbesiheilen, (G. S. des Jahres 
1825, Nr. 938., 88. 111., 112., 115., ©. 90, 91, 
besgl., Nr. 939., $$. 89., 90., 92., &. 108, 109, 
desgl., Nr. 940., $$. 86., 87., 89., ©. 125, 126), 
wegen ber Gewährleiftung für aufgehobene Rechte, imgleihen wegen ber Rüdkände 
an Abgaben und Leiltungen, zur ſchiedsrichterlichen Entſcheidung verwiefenen Punkte, 
behält es bei den beshalb in ber Inſtr. v. 31. Juni 1825, 88. 3. bis 9. ertheilten 
- Borfhriften fein Bewenden, nad welchen fi in den erwähnten Lanbestheilen die 
—— als feſten Normen ihrer Ermitielungen und Entſcheidungen, zu ach⸗ 
en haben. 
In wieweit den Schiebsrichtern Inſtruktionen ertheilt werben koͤnnen. 

8. 13. In allen andern zur ſchiedsrichterlichen Entſcheidung verwieſenen 
Faͤllen bleibt es derjenigen Behörde, welde darüber zu befimmen bat, ob und in 
wieweit der Begenfland zum ſchiedsrichterlichen Verfahren zu verweifen if, über 
lofien, bie Schiederichter, je nach dem Bebürfniffe des Falles über die bei ihren 
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Zur V. v. 30. Juni 1884 w. des Gefchäftäbetr. sc. (66. 31—35.) 651 


Entſcheidungen zu faffenden Gefichtspunklte mit belehrenden Inftruftionen zu vers 
ſehen. Auch Bleibt es ben zur Inſtruktion ber Schiedsrichter ermaͤchtigten Behörs 
den überlaſſen, den Schiedsrichtern beſtimmte Anweiſungen zu ertheilen, in welchen 
Grenzen und unter welchen rechtlichen und thatſaͤchlichen Vorausſetzungen fie ihr 
Urtheil abzugeben haben. Es verſteht jedoch von ſelbſt, daß ihnen die bei ihrem 
Urtheil zum Grunde zu legenden ökonomiſch⸗techniſchen Grundſaͤtze nicht vorgeſchrie⸗ 
ben werden dürfen, da dieſe lediglich ihrer Ueberzeugung und ihrem Gewiſſen über⸗ 
laſſen bleiben. Immer aber müſſen bie ven Schiedsrichtern zur Entſcheidung vor⸗ 
zulegenden Punkte auf beflimmte Fragen gefiel werben, biefe auch, damit das ſach⸗ 
verfländige Ermeſſen der Schiedsrichter nicht beſchraͤnkt werde, nicht über das Bes 
dürfniß des Falles vereingeli werben. 
Bon dem fehiebsrichterlichen Nrtheile und dem Obmanne. 

$. 14. Sind die Schiedsrichter über die von ihnen abzugebenden ntfcheis 
dungen einverftanden, fo werben biefelben in beflinmten ben vorgelegten ragen 
entfprechenden Säben von dem Inſtruenten zu Protofoll verzeichnet, und, beftimmt 
unterſchieden von biefen Auefbeden, die Motive berfelben eigefägt Es verficht 
ſich jedoch von ſelbſt, dag der Inftruent in den Fällen, wenn bie Schiebsrichter 
feine nähere Motive ihrer Entſcheidung anzugeben wiſſen, als ihre gewiffenhafte 
Ueberzeugung, wegen Angabe von Gründen nicht weiter in fie dringen darf, und - 
ihm unter Teinerlei Umſtaͤnden erlaubt ifl, Gründe zu fuppebitiren, welche bie Schieds⸗ 
richter nicht felbft angegeben haben. 

Iſt ein Sinverflänpnig der Schiedsrichter nicht zu erhalten, fo hat der Ins 
firuent ihre abweichenden Anfihten und beren Motive zu Protokoll zu nehmen, 
demmaͤchſt aber fogleich bie Auswahl und Zuziehung eines Obmanns nach näherer 
Beflimmung bes $. 33. der B. v. 30. Juni 1834 zu veranlafin. Bet der Zus 
fammenfunft befielben mit den Schieberichtern ift zwar zuvörberft die Bereinigung 
der letztern und des Obmanns über den Ausſpruch zu verſuchen. Der Obmann 
ift aber in feinem Urtheile an die Meinungen der Schiedsrichter nicht gebunden, 
insbefondere nicht verpflichtet, fi der Meinung des einen ober bes andern anzus 
fähließen, ober fi innerhalb der Grenzen ber Angaben zu halten, um weldje bie 

dietsrichter bei dem unter ihnen ftreitig gebliebenen Gegenſtande von einander 
abweichen. If eine Bereinigung ber Schiedsrichter und bes Obmanns nicht zu 
erreihen, fo muß die Entfcheidung nach dem Ausſpruche des Obmanns, unter Ans 
gabe der von demfelben zur Widerlegung der abweichenden Meinungen der Schieds⸗ 
rüöhter und zur Motivirung feines Ausſpruchs angeführten Gründe, niebergefchries 
en werden. 
Einwirkung des Inftruenten auf die ſchiedsrichterlichen Urtheile. 

8. 15. Der Infiruent muß allen und jeden Berathungen der Schieberichter 
unter einander und mit dem DObmanne beimohnen. Seine Sinwirfung auf bie 
ſchiedorichterlichen Urtheile befchränkt fih aber 

a) auf die Vermittelung des Ginverfländnifles der Schiedsrichter mit einander 
oder mit dem Obmanne; 

b) auf bie Sorge dafür, daß die Ausfprüdhe beſtimmt unb ben vorgelegten 
Fragen und ihren Brläuterungen entfprehenb gefaßt, alle und jebe Mängel 
derfelben, insbefondere aber die im $. 16. bezeichneten möglih vermieden, 
und bie Motive der Entſcheidung, foweit die Schiedsrichter fie angegeben 
haben ($. 14.), Har und deutlich gefaßt werden. 


Eröffnung ber ſchiedsrichterlichen Urtheile und Abhülfe ihrer Maͤngel. 
$. 16. Die fhiebsrichterlihen Grmittelungen und Weflfeßungen werben ben 
Bartheien, ohne daß es einer förmlichen Ausfertigung derfelben bedarf, gleich dem 
tm ordentlihen Gange des Prozeffed aufgenommenen Gutachten von Sachverſtän⸗ 
digen, befannt gemacht und zur Erflärung vorgelegt. Ihnen fleht Dagegen zwar 
kein ordentliches Rechtomittel zu, wohl aber müflen fie mit ihren Grinnerungen 
gehört werben, wenn 
1) das angefochtene ſchiedsrichterliche Urteil einen Rechtsgrundſatz verletzt, er 
möge auf einer ausdrücklichen Vorſchrift des Geſeßes beruhen, ober aus 
dem Sinne und Zufammenhange der Geſetze hervorgehen, ober wenn dafs 
felbe einen folden Grundfag in Faͤllen, wofür es nicht beftimmt if, in 
Anwendung bringt; 
2) wenn ber Gegenſtand ber ſchiedsrichterlichen Beffeßung nicht erfhöpft if; 
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3) wenn bie fhiebsrichterliche Kommiffion über bie Grenzen ihres Auftrages 
hinausgegangen ifl; ober 

4) offenbar erhebliche Thatfachen ganz unerörtert geblieben find; 

5) wenn die Borfchriften des $. 8. über die Gigenfchaften der Schiedsrichter 
verlegt find, ohne daß ben Partheien wegen unterlaflener zeitiger Rüge 
diefer Verletzung etwas zur Laft fällt, oder aber von ihnen bei der Wahl 
der Schiedsrichter ausbrüdlich erklärt ifl, den Ausfpruch berfelben ohne 
MWiderrede gelten zu laflen. 

In fofern es fih thun läßt, muß die Erklärung der Partheien fogleid in 
bem zur Aufnahme der Entſcheidung angefehten Termine erfolgen. Findet der 
SInfteuent die Ausftellungen der Bartheien gegründet, fo werben die von ihnen ges 
rügten Mängel der zu 1. bis 4. gedachten Art ben Schiedsrichtern und refp. ihnen 
und dem Obmanne entweder fogleih oder doch in einem nahen Termine mitgetheilt, 
und ihnen anheim gegeben, wiefern fie Beranlaffung finden, ihre Ausfprüde zu 
beflariren ober zu mobifiziren. Immer aber iſt es die Obliegenheit ber zur Ent⸗ 
ſcheidung ber Hauptſache berufenen Behörben, die von ihnen wahrgenommenen 
Mängel der zu 1. bis 4. gedachten Art, je nachdem die Entſcheidung der Haupt: 
ſache von deren Berichtigung abhängig ill, zu rügen, und deren Abhuͤlfe und Ber: 
befferung zu veranlaffen. 

Was aber die Ausftellungen gegen bie Perſoͤnlichkeit der Schiedsrichter an- 
langt, fo muß der Inftruent die hierher gehörigen Umſtaͤnde zwar aufklären, bie 
Entſcheidung über die Bolgen aber der ın ber Hauptiadhe erfennenden Behörte 
überlafien bleiben. Auch Hat die Ießtere Ausftellungen gegen die Perfönlichkeit ber 
Schiedsrichter von Amtswegen in fofern aufzunehmen, als diefelbe Umflände be: 
treffen, weshalb bie Zulaffung der Schiebsrihter nah $. 8. ganz unflatthaft iſt. 
Im Uebrigen haben die Sprudhbehörben bie am Schluſſe bes $. 2. angeführten 
Vorſchriften auch wegen der Ausftellungen gegen die bereits aufgenommenen An: 
ſprüche der Schiebsrichter zu beachten, 

$. 17. Die Beflimmung darüber, in welcher Art den vom Initruenten nit 
Igon erledigten Mängeln der fhiebsrichterlichen Ausfprüche ($. 16.) abzuhbelfen it, 
ob dies-nämlich durch dieſelben Perfonen, welche ſolche extheilt haben, ober durch 
eine neue ganz ober zum Theil anders zufammengefeßte ſchiedsrichterliche Kom⸗ 
miffton gefhehen fol, bleibt dem Ermeſſen ber zur Entſcheidung ber Hauptſache 
berufenen Behörde überlafien. Haben aber die Schiedsrichter gegen ein klares 
Landesgeſetz entfchieben, fo muß ber anderweitige Ausfprud einer in allen ihren 
Mitgliedern neuen Rommilfion übertragen werben; dagegen genügt es, wegen ber 

egen die Berfon der Schiedsrichter erhobenen Ginwendungen, foweit diefelben an 
ka gegründet und nad 8. 8. zu berüdfichtigen find, an einer neuen Zufammen- 
feßung, bei welcher blos an Stelle ber Unzuläffigen andere Perfonen erwählt ober 


ernannt werben. 
Wegen fhiebsrichterliher Urtheile, 

$. 18. Die Wirkungen der ſchiedsrichterlichen Entſcheidungen unterfheiden 

ih von den Wirkungen bloßer Gutachten der Sachverſtaͤndigen dadurch: 

a) daß die in der Hauptſache erfennenden Behörben an leßtere nicht gebunden 
find, vielmehr über den Gegenſtand nad Maaßgabe ihrer eigenen Ueber: 
jeugung zu befinden haben, wogegen ihnen eine ſolche Zreiheit bes Urtheils 
über die Gegenftände bes fchiebsrichterlihen Anſpruchs nicht mehr zufteht, 
ihnen vielmehr obliegt, die Refultate deſſelben bei ihren Beichluffen zum 
Grunde zu legen; 

b) daß ferner die Gegenftände, worüber bereits Sachverſtaͤndige gehört find, 
noch anderen zuguziehenden Sahverfländigen fowohl in erſter als in zweiter 
Inftanz zum Gutachten vorgelegt werden fönnen, dies aber nach $. 34. der 
V. v. 30. Juni 1834 wegen ber durch fchiebsrichterlihe Ausfprüche ents 
fchiedenen Punkte nit zuläffig ift. 

Beiderlei Befimmungen a. und b. verfiehen fi jedoch unter ben 88. 16. 

und 17. gedachten Binfchränkungen. 
usführende Behörde. 
$. 19. Die von der ſchiedsrichterlichen Wehfegung zu machende Anwendung 
auf das, was die Partheien einander zu leiften und zu gewähren Haben, Tann nur 
dur eine von ber kompetenten Auseinanderfehunges Behörde und in ben nach 
$. 3. zur Entſcheidung bes ordentlichen Richters geeigneten Faͤllen von biefem 
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abzufafienbe Entſcheidung fefgeftellt, und die Grefution daraus nachgefucht 
werben. | 


(Ann. XIX. 975. — 4. 58.) 


Zum $. 81. 


C. R. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (Bethe) v. 22. 
März 1838 an ſaͤmmtliche K. Gen. Kom. und an die K. Meg. der Pros 
vinz Preußen, betr. die in der Nefurd» und Appellations⸗Inſtanz zu ver- 
anlaffenden ſchiedsrichterlichen Entfcheidungen. 


Der K. Gen. Kom. wird auf den Ber. v. 23. Ian. d. 3. zu erfennen geges 
ben, daß die von Ihr in Anregung gebrachten Zweifel, wegen der in der Rekurs⸗ 
und Appellations⸗Inſtanz zu veranlaffenden fchiedsrichterlichen Entfcheidungen, 
zwar den Ball der Kofſäth N.fchen Erben zu Grochow nicht berühren, aud, läßt 
der $. 31. der V. v. 30. Juni 1834 und die Inſtr. v. 12. Oft. 1835 allerdings 
noch Zweifel übrig, cb die Gen. Kom. und refp. die Spezial: Kommiflarien bei 
der SInfteuftion wegen der Rekurs⸗ und AppellationssBefchwerden in den Fällen, 

a) wenn Streitigkeiten über die Bonitirung obwalten, 

b) wenn bei Provofationen auf höhere oder geringere ale die Normal» Ents 
fhädigung die Borfrage zur Entfcheidung geftellt worden: ob die Normal: 
Entfhäbigung anwendbar oder mit Nachtheil für den Brovofanten vers 
bunden if? 

bie fchiebsrichterliche Bntfcheidung ohne Anweifung des Min. und refp. bes Res 
vifionssKollegii zu veranlaffen haben. . 

Ginestheils fpricht aber der wörtliche Ausdruck des gedachten $. 31. dafür, 
daß die Verfügung darüber dem Min. und dem Reviflonss Kollegio zu überlaffen; 
anderntHeils befindet fich die Sache in der Appellationss und Rekurs-Inſtanz In 
einer fo ganz andern Lage, als in erfter Inflanz, daß dasjenige, was im $. 2. 
der Inſtr. v. 12. Oft. 1835 beftimmt if, auf diefelbe nicht angewandt werben 
fann. Wenn nämlich in der erften Inſtanz Umftände und Gründe obgewaltet 
haben, weshalb nach dem ordentlichen Gange der Sache jene Entfcheidung nicht 
veranlagt ift, 3. B. wegen des bereits erfolgten Anerfenntnifles der Bonitirung: 
fo treten bier wegen der oben zu a. und b. erwähnten Fälle bie nämlichen Gründe 
ein, weshalb die Beurtheilung über deren Zulaffung In der Rekurs- und Appellas 
tions» Inftanz dem Min. und Reviflonss Kollegio ganz allgemein und unbefchränft 
vorbehalten iſt, daß es nämlich fehr leicht eben ſowohl zu ganz entbehrlichen, ale 
die endliche Sntfcheidung befchränfenden Verhandlungen und Mefultaten führen 
fönnte, wenn dem Urtheile berfelben über beren Notbwendigfeit und Zweckmaͤßig⸗ 
feit vorgegriffen würbe. 

Die 8. Gen. Kom. hat ſich hiernach für die Zufunft zu achten. 

(Ann. XXUI 80. — 1. 70.) 


Zum $. 33. 


N. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 23. Ian. 1838 an 
die 8. Gen. Kom. zu Stendal, und abfchriftlich an die K. Meg. zu Magde⸗ 
burg, Merfeburg und Erfurt, betr. die Stellvertretung des Landraths als 
Obmann bei dem fchiedsrichterlichen Verfahren. 


Der 8. Sen. Kom. wird auf Ihre Anfrage v. 16. Dec. v. J., wegen Zu⸗ 
laffung des Stellvertreter des Landraihs als Obmann bei dem fchiedsrichterlichen 
Berfahren, zum Beſcheide ertheilt, daß, da im $. 33. der V. v. 30. Juni 1834 
nur der Landrath, und biefer allerdings hauptfächlich aus den von Ihr bezeich- 
neten Rüdfichten ausdrücklich berufen iſt, bei dem fchieberichterlichen Verfahren 
als Obmann einzutreten, wenn es eines folchen bebarf; in Grmangelung ober bei 
Berbinderungen des Landraths aber die Ernennung feines Stellvertreters, aufig 
ohne Rückſicht anf die bei der Beftimmung des $. 33. der V. v. 30. Junt 183 
voransgefepten Bigenfchaften, erfolgt, die gebachte Borfchrift auf den Stellver⸗ 
treter des Landraths nicht bezogen werden kann, vielmehr in ſolchen Bällen bie 
8: Sen. Kom. nach Analogie ber Schlußbeſtimmung des 8.33. einen Kreisver⸗ 
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orbneten, welcher bie zur definitiven Wieberbefegung ber Ianbräthlichen Stelle ale 
Obmann fungirt, zu FabRituiren bat. 
(Ann. XII. 79. — 1. 69.) 


Zum $. 36. 


1) R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 24. Bebr. 1842 
an den K. Ober » Präfldenten der Provinz Poſen, betr. die erefutioifchen 
Maaßregeln gegen die mit Natural » Abgaben und Leiflungen an geiflliche 
Inftitute rückſtaͤndigen Intereffenten während des Auseinanderſetzungs⸗Ver⸗ 
fahren®. 

Auf die Anfrage in dem Ber. v. 21. v.M., wegen ber Kompetenz zur Bers 
haͤngung erefutivifcher Naaßregeln gegen bie mit Naturalabgaben und Leitungen 
an geiftliche Inſtitute ruückſtaͤndigen Interefienten, während des Auseinanderfeßunges 
Verfahrens, erwiebere ih Cw. ıc. hierdurch Folgendes. 

Wenn es darauf ankommt, in Semäßheit der Allerh. K. O. v. 19. Zunt 1836 
Mr. 1. ſolche Abgaben und Leiflungen für geiftliche Inflitute beizutreiben, zn wels 
chen die Verbindlichkeit in einer allgemeinen gefeßlichen, oder in notorifcher Ortes 
oder Bezirksverfaſſung beruht, fo kann, obgleich dieſe Abgaben und Leifiungen 
bereits Gegenſtand eines Mblöfungsverfahrens find, die Brefution doch in ber 
Hegel keinen Ginfluß auf das Abldfungegefchäft ausüben, weil nach $. 3. a. a. O. 
dem Greauenden hinterher immer noch rechtliches Behör wegen behaupteter Bes 
frelung gewährt werben muß. 

ben fo wenig kann allgemein angenommen werben, daß das Auseinander⸗ 
fehungesBerfahren, fo lange es noch nicht beendet if, bereits einen abaͤndernden 
Ginflug auf die bis dahin beftandenen Mechtsverhältniffe, und namentlich ben 
babe, daß die Brefution nicht ferner flattfinden dürfe. Ich trete daher Cw. x. 
Anficht dahin bei, daß den Regierungen das Grefutionsrecht aus der Allerh. 8. 
D. v. 19. Zunt 1836 auch während der Pendenz des NAblöfungsverfahrens verr 
bleibt, und nicht vermöge $.7. der V. v. 30. Juni 1834 — weldyer als lex spe- 
cialis Feine ausbehnende Anwendung gegeben werben darf — den Gen. Kom⸗ 
mifflonen zufteht. 

Hierbei darf jeboch nicht überfehen werben, daß allerdings Fälle eintreten 
fönnen, in welchen die urfprünglichen NRechtsverhältniffe durch das Ablöfungever- 
fahren auch vor dem Abſchluſſe des Rezeſſes fchon wefentlich verändert find, ſei 
es durch Vergleich oder durch die richterliche Feſtſehzung eines früheren Ausfühs 
rungstermins der Ablöfung, ober durch Regulirung eines Interimififums, wozu 
anter Umftänden auch bei foldhen Ablöfungen Beranlaffung tod, allerdings fein 
fann. Wendet nun der Erequende eine ſolche Lage des Ablöfungsgefchäfts eim, 
fo muß die Regierung barüber Rüdfrage bei der Gen. Kom. halten und bie Gres 
Intion zurüdnehmen, wenn die Sen. Kom. biefelbe nach Lage der Ablöfungsalten 
nicht mehr für zuläffig erachtet. 

(Min. Dt. d. i. DB. 1842, 6. 85, Nr. 126.) 


2) R. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 
28. Miız 1842 an die K. Gen. Kom. zu Poſen, betr. die proviforifgen 
Megulisungen im Laufe der Auselnanderfegungen. 


Der Bürfll. Rentkammer zu N. iR auf Ihre Beſchwerde v. 24. Dec. v. J. 
in Sachen ber Bürger zu N. und gegen fie, der anl. Befcheid (Anl. a.) ertheilt 
worden. 

Aus demfelben wird die K. Sen. Kom. erfehen, daß bie Beſchwerde, fo wie 
fie vorgetragen worden, nicht für begründet erachtet werden kann. Aber auch bie 
von der K. Ben. Kom. in dem Ber. v. 22. v. DM. vorgetragenen Anfichten kon⸗ 
nen nicht ganz gebilligt werden. Gie bat nämlich bie in diefer Sache nötbig 

eworbene interimiftiiche Belegung ganz allein nach den Borfchriften ber A. ©. 
. über die Poſſeſſorien beurtheilt unb behandelt. Die im Auselnanderfegunges 
Berfabren feRjufegenben interimiftifchen Regulative unterfcheiden fich aber nach 
$. 36. der B. v. 30. Juni 1834 von den bloßen Poſſeſſorien ganz weſentlich da⸗ 
durch, daß dabei auch auf bie Vorbereitung eines ſchicklichen Ueberganges in den 
durch die Anseinanderfepung herbeizuführenden Zuſtand Mädfiht zu uchmen if. 
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Deshalb gehören auch die Befchwerben über dergleichen Beflfegungen nicht in bie 
Appellation, fondern in den Rekursweg. 

In Fünftigen ähnlichen Sällen aber hat die K. Gen. Kom. die angegebenen 
Grundfäße zur Richtfchnur gu nehmen, 


nlage a. j 

Die von der Fürſtl. Rentlammer in Sacen ber Bürger zu N. gegen Sie 
unterm 24. Dec. v. 3. vorgetragene Befchwerbe über das Derfahren ber 8. Ben. 
Kon. fann nicht für begründet erachtet werben. Nach $. 36. der V. v. 30. Suni 
1834 find die Auseinanderfegungsbehörben wohl befugt, die getroffenen proviforis 
fchen Regulirungen im Laufe der Auseinanberfeßungen, je nachdem biefe vorrüden, 
wiederum abzuändern. Daß in dem vorliegenden Yalle diefe Abänderung eines 
früheren Regulativs nicht abgefondert, fondern bei Gelegenheit einer Eniſchei⸗ 
bung über das Theilnahmerecht ſelbſt, auegeiprochen worden, kann hierin nichts 
ändern. Hätte die Würftl. Rentkammer auch gegen viefen Theil der Enticheivung 
Remebur nachſuchen wollen, fo hätte dies nach der angezogenen Gefegflelle im 
Mefurswege gefchehen müflen, und da Sie diefen Weg nicht eingefchlagen bat, 
fo fann Ihr nur überlaffen bleiben, eine abermalige Menderung ber interimiflis 
fchen Feſtſezungen zu beantragen, wenn das Appellationserfenntniß für Sie gün- 
flig ausfallen ſollte. 

Berlin, den 28. März 1842. 


Din. des J., Landwirthfchaftl. Abih. 
v. Meding. 


An 
die Fürfl. Nentfammer zu N. 
(Min. Bl. d. B 1842, S. 83, Nr. 123.) 


3) R. des K. Min. des J., landwirthſchafil. Abth. (Bode) v. 14. 
Nov. 1842 an die K. Gen. Kom. zu N., betr. die interimiſtiſchen Feſt⸗ 
fegungen in Dienftabldfungsfachen. 

Bei Rüdgabe ber mittelſt Ber. v. 30. v. M. eingereichten, die Dienftablöfung 
von N. betr. Aften wird der 8. Gen. Kom. zu erfennen gegeben, daß — wenn 
es gleich für jept bei der interimiſtiſch angeorbneten baaren Vergütigung der 
Dienfte fein Bewenben behalten muß — bennoch bie der besfallfigen Feſtfetzung 
um Grunde liegende Deutung des $. 36. der DB. v. 30. Juni 1834 nicht gebils 
igt werden Tann. Durch denfelben werden die Auseinanderfegungshehörben allers 
dings ermächtigt, auch interimififche Feſtſetzungen darüber zu treffen, wie es mit 
dem Beige, der Verwaltung und Nutzung ber zur Anseinanderfegung gehörigen 
Gegenſtäude gehalten werben foll; es wird indeſſen bierbei nicht allein vorausges 
fest, daß in biefer Beziehung irgendwie Streit unter ben Partheien obwaltet, fons 
dern andy befonders Rüdficht auf die Lage der Hauptverhandlungen ſelbſt empfoh- 
len und verlangt, daß die Interimififa einen fchidlichen Uebergang aus bem bis⸗ 
herigen in das neue DVerhältuiß vorbereiten. Im vorliegenden Balle trat nun 
jene erſte Borbedingung zur Regulirung eines Interimiſtikums gar nicht ein; es 
waliete fein Streit über ben Befitz, die Berwaltung und Nugung ob, vielmehr 
fland es unter ten Partheien burch Anerkenntniß und rechisfräftige Entfcheidung 
feR, daß die bäuerlichen Wirthe zeitder ein Dienfigeld gezahlt haben, jedoch zur 
Leitung eines Naturaldienſtes verbunden find, und biefen durch Land ablöfen bet 
Ien; der Berechtigte hatte auch nur auf Befchleunigung des vielfach und in ber 
That ungebührlich verfchleppten Verfahrens angetragen, und felbft nicht einmal 
eine interimififche Wenderung bes bisherigen Zuflandes verlangt. Unter biefen 
Amfländen konnte alfo die Betrachtung, daß der Fommiffarifch ermittelte Werth bes 
Naturaldienſtes die bisherige baare Vergütigung defielben erheblich überſteige und 
der Berechtigte durch verfpätete Ueberweilung des ihm gebührenden Aequivalents 
in Nachtheil verfepßt werde, dem Kollegio nur VBeranlaffung geben, ben ras 
fcheren Betrieb der Verhandlungen aufs Ernſtlichſte zu überwachen, — zu einer 
interimiftifchen Erhöhung bes bisherigen Dienfigelves lag aber um fo weniger hin⸗ 
reichender Grund vor, als einestheils die fonnmiffarifche Dienftwertheberechnung 
von den bäuerlichen Wirthen noch angefochten war, an und für fich alfo nicht ein« 
mal feſtſtand; auderntheils aber bie endliche Vergütigung des Ratinraldienfies nicht 
in Rente, fondern dusch Land erfolgen follte, das neue Verhältnis mithin durch 
sine folche Anordnung keinesweges fehidlich vorbereitet ward. 


656 Von den Regulirungen, Abldfungen u. Bemelnheitö«Thellungen. 


Es iſt daher auch der oben angebeutete befondere Zweck der Interimiftifchen 
Anordnungen bier gänzlich außer Augen gelaffen und — wie bie V. v. 10. ang 
v. 3. ergiebt — nicht fowohl die Schlichtung eines Streits über den Bell, bie 
Derwaltung oder Nubung des Gegenflandes der Auseinanberfeßung, vielmehr les 
biglich bezweckt, der einen Parthei auf Koften der andern Bortheile zuzuwenden, 
bie fie bisher entbehrt und erſt mit Beendigung bes Verfahrens zu erwarten hatte. 
Dies ift aber fo wenig der Abficht, ale den Worten des 8. 36. der V. v. 30. Juni 
1834 gemäß, und muß deshalb dem Kollegio eine bisfretere Anwendung ber ges 
dachten Vorfchrift um fo mehr empfohlen werben, ald Grundſätze, wie fle im vors 
liegenden Falle befolgt worden, felbft bei der beften nnd reinften Mbficht gar leicht 
zu Willfübrlichfeiten und Rechtsverlegungen führen, dadurch aber das Anfehen und 
Bertrauen ber Behörde geführben. 

Märe im vorliegenden Falle die Abänderung des bisherigen, feit längfier 
Beit beflandenen Rechtsverhältuiffes Seitens des Berechtigten erhal, und nicht 
ex ofücio (cf. die Berf. v. 10. Aug. pr. a.) angeregt, fo hätte es fich höchflens 
um Grefutirung des GSreenntnifies des ObersTrib. v. 14. März 1829, alfo um 
Leiſtung der Naturaldienfte, handeln fünnen; indem dem Berechtigten nur biefe 
zuſtanden, er aber eine höhere Vergütigung berfelben in baarem Gelbe wie bie: 
her ohne befondere Sinwilligung des Pflihtigen tweber nach dem Landrechte, noch 
aus den bisherigen Ablöfungeverhandlungen zu fordern und fich überdies mit einer 
Landentfchädigung bereits einverflanden erflärt hatte. 

Schließlich if noch zu bemerken, taß die Anzeige im Ber. v. 20. Ang. d. J., 
„daß die bäuerlichen Wirthe erft nach Ablauf des fechswöchentlichen Fatalis Mes 
kurs gegen die fommiffarifchen Anortnungen eingelegt“, in fofern nicht richtig if, 
als diefelben bereits am GSchluffe des Protofolls v. 27. Oft. 1841 ihre Unzufrie⸗ 
benheit mit folchem zu erkennen gegeben hatten, und dies nach der auch hier anas 
logifh zur Anwendung Fommenden Vorfarift bes $. 28. Tit. 6. Th. I. der 9. 
®. D. genügte, um die Beſchwerde einer anderweiten Prüfung zu unterwerfen, 
und zu dem Ende das Refursverfahren einzuleiten. 

(Min. BL. d. i. ®. 1842. ©, 426. Nr. 601.) 


4) Dergl. das C. R. ver K. Meg. zu Frankfurt v. 9. Aug. 1842. 
(f. oben S. 559.) 


Zum $. 39. 


1) ©. v. 21. April 1853, betr. die Erweiterung ver den Negierungen 
und Provinzial» Schulfollegien zuftehenden Befugniß zur Beflätigung von 
Auseinanderſetzungs⸗Rezeſſen. 
eo ak Friedrich Wilhelm se. verorbnen, mit Buflimmung ber Kammern, was 
folgt: 

$. 1. Die im $. 39. der B. v. 30. Juni 1834 den Megierungen und Pros 
vinzial⸗Schulkollegien beigelegte Befugniß zur Beflätigung von Rezeſſen in Muss 
einanderfeßungsangelegenheiten wird hiermit auf diejenigen Falle ausgedehnt, in 
welchen biefe Angelegenheiten zwar bei ven ordentlichen Auseinanberfeßungsbehörs 
den anbängig geworden find, aber ohne Dazmifchenfunft von Entſcheidungen ber 
letzten Behörden auf eigene Verhandlungen der Regierungen und Brovinzials 
Seulfollegien lebiglich im Wege des Vergleichs volftändig zu Stande gebracht 

$. 2. In der Vorfchrift des S. 14. des ©. über bie Errichtung von Rens 
tenbanfen v. 2. März 1850 wird hierdurch nichts geändert. 

Urkundlich ac. 

Gegeben Eharlottenburg, d. 21. April 1852. 

Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heybt. Simons v. Raumer v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bontn. 
(8. S. 1853. ©. 258. Nr. 3553.) 


2) R. des K. Fin. Min. (v. Bodelſchwingh) v. 1. Juni 1853 an die 
K. Meg. zu N. und abfchriftlich zur Nachricht an fämmtliche übrige K. 
Meg. (ausſchließlich der in Aachen und Trier), betr. die Beftätigung der 
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im Wege des Vergleichs zu Stande gebrachten Rezeſſe über Abldſung von 
Paſſtvrenten, welche auf Domainen« oder fiöfalifchen Forſtgrundſtücken haf⸗ 
ten, durch die Regierung. 


Auf den Ber. der K. Reg. v. 8. April d. 3. erkläre ich mich in Webereln- 
re mit dem R. Din. für landwirtäfchaftl. Ang. einverfianden mit ber 
Anſicht: 

daß die K. Reg. für kompetent zu erachten find, bie im Wege bes Ders 
gleiche zu Stande gebrachten Rezeſſe über Ablöfung von Palfiv» Renten, 
A auf Domainens oder fisfalifchen Forſtgrundſtuͤcken haften, felbft zu 
eſtaͤtigen. 

Die K. Reg. hat demgemaͤß zu verfahren. 

(Min. BI. d. i. ®. 1853, ©. 155. Nr. 131.) 


3) N. der K. Min. des I. für Gem. Ang. (v. Brenn) u. des Köntgl. 
Hauſes, Abth. II. (Wolfart) v. 9. Sept. 1837 an die K. Meg. zu Merſe⸗ 
burg, daß die Negierungen den von ihnen abgefchloffenen Abldfungs-Dezef- 
fen ihrerſeits auch noch vie vorgefchriebene Beflätigungsformel beizufügen 

aben. 

Nach einem von dem Juſtizmin. Mühler uns zugekommenen Bericht bes 
Land: und Stadtger. zu Onerfurt v. 29. Juli d. 3, verweigert die K. Reg., mit 
Zuflimmung des Öberlandesger. in Naumburg, bie von jener Gerichtsbehoͤrde vers 
langte Beflätigung bes Rezeſſes, welchen die 8. Meg. unterm 9. Mai 1835 mit 
den zehntpflichtigen Ginwohnern des Dorfes KleinsOfterhanfen über die Verwand⸗ 
Inng des der Domaine Eittichenbach geleifteten Br emgehntens, anftatt wie ſonſt 
gewöhnlich durch Beauftragung, felbft unmittelbar abgeichloffen hat. 

Die von dem oben genannten 2. n. ©. Ger. ausführlich erdrterte Meinung: 

daß die K. Reg. jenen von ihr felbft abgefchloffenen Rezeß über die im 
Wege der Vereinbarung zu Stande gefommene Zehntablöfung auch ihrers 
ſeits noch beſonders beflätigen muͤſſe, 
it durch die Vorſchriften der V. v. 20. Juni 1817 und v. 30. Juni 1834 bes 
gründet. — Der 8. 39. der zuletzt erwähnten V. beſtimmt ausdrücklich: 
daß die Reg. bei Prüfung ber von ihnen zu beftätigenden Rezeſſe alles das 
beobachten follen, was den Gen. Kom. obliegt, und die von ihnen ertheilte 
Beflätigung der in gehöriger Form vollgogenen Rezeſſe eben die Wirkung 
und Folgen haben folle, wie eine Beftätigung durch die Gen. Kom, 

Demnach genügt eine ohnehin nicht wohl pafiende und nur bie Parthei bes 
zeichnende Vollziehung durch die Reg. nicht, fondern es muß bie förmliche Beſtaͤ⸗ 
tigung ihrerfeits als Tompetenten Behörde erteilt werben, wenn ber Rezeß einem 
durch die Gen. Kom. beftätigten Rezeſſe gleich geachtet werben fol. 

Die vorgebachte V. enthält auch Feine Ausnahmebeſtimmung binfichtlich ber 
von den Meg. ſelbſt vollgogenen Rezeſſe, und e6 muß daher die gefehlich vorges. 
fchriebene Form in allen Fällen beobachtet werben. 

Die K. Reg. bat demzufolge dem Rezeſſe mit ben Sehntpflichtigen zu Kleins 
Oſterhauſen v. 9. Mat 1835 noch eine befondere Bekätigung, auf Grund des $. 
39, der V. v. 30. Juni 1834, hinzuzufügen, und in künfligen Fällen den Rezeſſen 
eine dem Erforderniſſe der Beflätigung entfprechende Form zu geben. 

(Ann, XXI. 652. — 3. 68). 


Zum $. 40. 


N. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 26. Juli 1843 an die K. 
Ben. Kom. zu Breslau, betr. die Ausftelung, Vollziehung und Beflätigung 
von Ablöfungs-Urfunden. 


In Befcheidung auf die Anfrage der KR. Gen. Kom. in bem Ber. v. 2. Zuni 
c. über die Auslegung des $. 40. der V. v. 30. Juni 1834 wird berfelben erdff⸗ 
net, daß bereits in früher vorgefommenen Faͤllen Seiten® des unterz. Min. für die 
von dem bortigen Kollegium zuerft entwidelte Anficht: 
„daß einfeitige Abſoſungsurkunden unter Borausfeßung bes 6. 40. 1. c. 
einer Befätigung nicht bedürfen“, 
Sandet-Rultur-Befehg. BP. 1. 42 
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eniſchieden worben If, und daß dieſe Anficht auch jet noch für bie richtige gehal⸗ 
ten werden muß, 
(Min. BL. d. i. ®. 1843. ©. 227. Nr. 2397.) 


Zum $. 41. 

R. ded KR. Min. des J., landwirihſchaftl. Abth. (Schulze) v. 23. 
Suli 1842 an die K. Gen. Kom. zu Stental, betr. die Formalitäten bei 
Aufnahme und Vollziehung der auf Grund von Privatvereinbarungen zu 
Stande gefümmenen Abloͤſungs⸗ oder fonftigen Auseinanderfegungs » Ber- 
träge. 

Bei Rückgabe der dem Ber. v. 25. v. M. beigefügten, zwiſchen dem Juſtiz⸗ 
raih 2. als Generals Bevollmächtigten ber Univerfitit Breslau und bem Zimmer: 
meifter H. zu S., reſp. dem Koffäthen K. zu 2., unterm 12. Nov. pr. resp. 21. 
Kpril c. gelchloffenen, ſeitens ber gebachten Univerfität auch nachträglich noch be⸗ 
fonders genehmigten Abloͤſungsverträge, wird der K. Gen. Kom. zwar darin bei: 
gepfliähtet, dag, wenn ein ſolches Geſchaͤft, unter Mitwirkung eines Notare zu 
Siande gebracht, der Regeß alfo auf Grund einer vor bemfelben gepflogenen Ber: 
handlung förmlich errichtet oder ausgearbeitet, und demnaͤchſt vollzogen wird, dann 
auch die Vorfhriften ber 88. 48. f. Tit. 7. TEL IM. dr A. G. O. m 
Kleiben, und um fo mehr fireng befolgt werden müſſen, als die dort vorgezeichneten 
Formalitäten die Mechtsbeftändigkeit und verbindliche Kraft des ganzen be: 
dingen. Diefer Ball liegt aber nicht vor; es haben fich vielmehr bie Parteien über 
die Art und Weiſe ihrer Auseinanderfegung privatim, aljo ohne Auzichung eines 
öffentlichen Beamten gerinigt, das desfallſige Abfommen ſchriftlich ſelbſt verfaßt, in 
Begenwart des Notare 3. unterfhrieben, und fi zu dieſer ihrer Unterſchrift vor 
demjelben bekannt, mithm ein Notariate-Inftrument im obigen Sinne weber abge: 
ſchloffen noch ausftellen wollen, fondern eine bloße Privat⸗Urkunde errichtet, welcher 
daher auch nur die im $. 77. Tit. 7. THE IH. der U. G. O. angebeutete Wirkung 
beigelegt werben barf. 

Ob eine ſolche genügt? — das if unter den obwaltenden Umſtaͤnden bie allein 
zu entfcheivende Frage, und nach geitiger Lage der Geſetze zu bejahen. 

Denn, wenn auch bie Beitimmungen des $. 14. der Ablöf. D. ». 13. Juli 
4829 und $. 41. der B. v. 30. Juni 1834, in welden bie Vollziehung der 
Abloͤſungovertraͤge vor Notar nachgelaſſen werden, allenfalls dahin gedeutet werben 
fönnten, daß man darunter die Grrichtung förmlicher Notariats s Inftrumente habe 
verfichen wollen, fo iſt dies doch mit ausdrüdlicden Worten keineswegs ausgeſpro⸗ 
Den und dagegen Folgendes zu erwägen. Bür bie Privatablommen ber Bartheien 
ift im 5. 25. des Ausführ. Geſ. v. 7. Juni 1821 feine beflimmte Form vorge: 
fhrieben; das jenem vorbergegangene und deshalb ohne Zwang auch auf Aus: 
einanderſetzungsſachen zu bezichende ©. v. 23. April 1824 aber erklärt auch die 
Vertraͤge über Veräußerung des Cigenthums ohne Weiteres für eintragungefähi 
bei denen nur die Beglaubigung der Unterfhriften von einem inlänbifchen Sera 
oder Notar erfolgt if; und unter dieſen Umftänden fann nicht angenommen werden, 
daß Hinfichtlich der Ablöfungss oder fonftigen AuseinanderfegungssBerträge eine im 
allgemeinen fihwierigere Form habe beibehalten, oder durch die ſpaͤteren V. v. 13. 
Juli 1829 und 30. Juni 1834 babe wieder eingeführt werben follm; vielmehr 
laffen die 88. 40. f. der letzteren den auf eine noch größere Erleichterung biefer 
Geſchaͤfte gerichteten Zweck des Geſetzgebers aufs deutlichfte erkennen, und biefem 
entipriht es jedenfalls, wenn im ‚zweifelhaften Balle nach den oben entwidelten 
Anfihten verfahren wird, was ft "hier um ſo mehr rechtfertigt, als die abgelöften 
Leiſtungen weder Zubehör eines Guts find, noch ein beſonderes Folium im Hypo⸗ 
Mpetenbußhe haben, fo daß €8 tigen fhon an einer, von ber-Univerfität Breslau 
“einfeitig ausgeſtellten Urkunde genügt Haben würde. 

Unter diefen Umftänden wirb die 8. Gen. Kom. hierdirch angewiefen, ‘von 
der Erledigung der in Iheen Berf. v. 28. Mai.d..3. -aufgeflellten formellen 
-Grinnerangen Abfland -zu Ir und wenn Sie beisdem materiellen. Anhalte 
‘ber "Ablöfumgeverträge aber ſonſt mihts.zu bemängeln ‚haben follte, ‚benfelben bie 
nachgeſuchte Konfirmation zu ertheilm, den Inſtizrath 2. demgemäß zu beſcheiden, 
und, ae folgges geſchehen, anzuzeigen. 

(Pin. Bl. d. i. V. 1842 ©. 285 Mr. 391,) 
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Zum $. 42. u 


N. des K. Min. des J., Abth. II. (Gr. v. Arnim) v. 29. Sehr. 1844, 


betr. die Vollziehung der Rezeſſe durch den Fuͤrſtbiſchof und das katholifche 
Dom⸗Kapitel. | won, 


Der K. Gen. Kom. wird auf Ihre Anfrage v. 22. Dec. v. I. eröffnet, daß 
das Min. mit Ihrer Anfiht nit nur dahin einverflanden ift, bag berr-bortige 
Fuͤrſtbiſchof zu den Behörden zu zählen, deren Unterfähriften bei Rezeß⸗Vollziehun⸗ 
gen des gerichtlichen oder notariellen Anerkenntniſſes nicht bedürfen, fonbern fi 
auch der in dem abfchriftlich angefchloffenen Schreiben des Geh. Staatsemin. Bir 
Dart v. 16. d. M. (Anl. a.) ausgeſprochenen Anfiht anſchließt und das Fatholis 
he Dom:Kapitel zu Breslau cbenfall⸗ a diefen Behörden rechnet. 0a 


nl. a. 

Euer Exec, beehre ih mich auf das Schreiben v. 25. Ian. c. zu eriwiebern, 
wie ich es für unzweifelhaft Halte, daß die Fatholifchen Dom⸗Kapitel ber Monavchie 
mit Rüdfiht auf die Stellung, welche diefelben nach F. 1031. und 1041. TY.TL. 
Tit. 11. des A. L. M. einnehmen, fo wie nah $. 415. des Au. zur A. G. O. 
und nach $. 42. der DB. v. 30. Juni 1834 zu ben öffentlichen Behorden zu rech⸗ 
nen find, deren Urkunden der Glaube öffentlicher Dokumente beigelegt iR, und Deren 
Unterfchrift daher bei der Vollziehung von Auseinanderfepungs s Verträgen eines 
gerichtlichen oder notariellen Anerkenntnifjes nicht bedarf. Nach biefer Anficht if 
auch bereits in ähnlichen Faͤllen entfchieben worden. a 

Berlin, den 16. Febr. 1844. 


Eichhorn. 
(Koch's Agrargeſ., 4. Aufl. S. 407.) 


Zum S. 43. 


1) R. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (Bethe) v. 12. 
Juni 1838 an die K. Gen. Kom. zu Poſen, betr. die Vollziehung der Re⸗ 
zeffe vor Defonomie-Kommifflonsgehülfen. on 


Das unterz. Min. iſt zwar, wie ber K. Gen. Kom. auf den Ber. v. 25. Mär 
d. 3. eröffnet wird, damit einverflanden, daß bie im 6. 43. der B. v. 30." Im 
1834 den DefonomiesKommiflarien beigelegten Befugnifle allen Berfonen beizulegen, 
die ſelbſtſtaͤndig mit der Leitung von @emeinheitstheilungen beauftragt werben, muß 
jedoch diefelbe darauf aufmerkſam mahen, daß nah $. 59. der B. v. 20. Juni 
1817 die Hülfsarbeiter, namentlich alfo die Dekonomie⸗Kommifſions⸗Gehülfen, nur 
mit fpezieler Genehmigung des Min. von der Oberaufficht der orbentlichen Oeko⸗ 
nomies Kommifjarien entbunden werben fönnen, und baß mithin dergleichen Hülfe⸗ 
arbeitern die Befugniffe der Delonomie= Rommiffarien nur in fofern beigelegt wer⸗ 
ben koͤnnen, als diefelben völlig felbfiftändig befchäfttge werden, und dieſe felbſt⸗ 
fländige Beihäftigung Seitens des Min. ausdrücklich genehmigt worden. Hinficht⸗ 
lid des Dekonomie-Kom.s@ehülfen N. ift diefer Fall nicht — und derfelbe 
kann daher auch nicht als geeignet angefehen werden, Berhandlungen über Vollzie⸗ 
hung der Rezeſſe mit ber im 6.43. der V. v. 30. Juni 1834 beftimmien Wirkung 
aufzunehmen. DE Zu 20 

(Ann. XXI. 332. — 2. 57.) 


2) 6 R. des K. Min. des J., landwirthſchafil. Abth. (v. Meding) 
v. 14. März 1839 an die K. Meg. der Provinz Preußen, betr. die Boll 
ziehung der Auseinanderſetzungs⸗Rezeſſe. 


Die K. Reg. wird darauf aufmerkſam gemacht, daß nach $. 43. des ©. v. 
30. Juni 1834 nur ein von dem mit der Auseinanderfegung beauftrag⸗ 
ten Oekonomie⸗Kommiſſarius aufgenommener Auseinanderſetzungs⸗Rezeß der gerichts 
lichen Vollziehung nicht bedarf, daraus aber keineswegs unbedingt folgt, daß ein 
mit dem Hauptgefchäfte nicht beauftragter Defonomie Kommiſſarins den Alt des 
Anerkenntnifies Seitens after oder einzelner Imterefienten auf Requifition des Com- 
missaril causae herbeiführen darf. Tritt die Nothwendigkeit einer ſolchen: Vevire⸗ 
‚tung ein, fo wird diefe faft immer zweckmaͤßiger durch einen Richter erfolgen, deſ⸗ 


ar 
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fen Requifltion nicht mehr Zeit und Koften verurfacht, wie bie eines entfernt woh⸗ 
nenben, mit der vollſtaͤndigen juriſtiſchen Dualififation nicht verfehenen und der 
genauen Kenntniß der Sache, die bei dem Haupt-Kommiffarius dieſe Qualiſikation 
vielleicht erfeßt, entbehrenden Delonomie-Rommiffarius. 

Die K. Reg. hat hiernach in der Folge zu verfahren und Ihre Kommiflarien 
zu inſtruiren. 

(Ann. XXI. 90. — 1. 76.) 


3) M. des K. Juſt. Din. (Mühler) v. 18. Mai 1840 an das 8. 
Lande und Stadtger. zu N., betr. die Nechtöbeftändigkeit der von Schrei- 
bens unerfahrenen Perfonen vor Defonomie - Kommiffarien vollzogenen 
Rezeſſe. 

Die in dem Ber. v. 16. v. M. ausgeführte Anficht des K. L. u. Stabtger.: 
daß DelonomiesRommiflarien nicht befugt feien, RegulicungssRezefie mit ſchreibens⸗ 
mkundigen Perfonen aufzunehmen, bie gerichtliche Anerkennung bes Rezeſſes Sei: 
tens ber leßtern vielmehr noch jetzt erforderlich ſei, ift nicht ati. 

Abgefehen davon, daß au Jufliz- Kommiffarien und nicht blos die Berichte 
ſchriftliche Vertraͤge fchreibensunfundiger Perſonen gültigermeife aufnehmen können 
($- 172. Tit. 5. Thl. J. A. E. R.), fol es auch nach ausdrücklicher Vorſchrift der 

. v. 30. Juni 1834 $. 43. weder der früher erforderlich geweſenen richterlichen, 
noch der im $. 41. nachgelaflenen notariellen Bollziehung des Rezeſſes bebürfen, 
wenn berfelbe von einem mit der Auseinanberfeßung beauftragten Oekonomie⸗Kom⸗ 
miffarius aufgenommen iſt und die zur Beflätigung berufene Behörde dabei nichts 
zu erinnern findet. Nur wenn nah dem Ermeffen diefer Behörde noch 
anderweitige protofoflarifche Verhandlungen zur Grledigung vorgelommener Beben: 
fen nöthig gefunden werden, iſt damit ein richterlicher Beamter zu beauftragen. 
Diefe Vorſchrift ift ganz allgemein gefaßt und auf alle Regulirungs » Rezefle an⸗ 
wendbar, die Interefienten mögen des Schreibens mächtig fein oder nit. Es Hat 
aud um fo weniger einem Bedenken unterliegen können, den Oekonomie⸗Kommifſa⸗ 
rien dieſe erweiterte Befugniß beizulegen, als die von ihnen aufgenommenen Ber: 
Bandlungen bereits nad $. 55. der B. v. 20. Juni 1817 (8. ©. ©. 171) die 
Wirkung öffentlicher Urkunden, und hinſichtlich ber von ihnen inftruirten Streitig⸗ 
keiten — der gerichtlichen Protokolle haben. Es verfteht fih zwar von felbft, dag 
die Defonomie = Kommiffarien bei Aufnahme von Regulirungs : Rezefien, an denen 
fhreibensunkundige Perfonen Theil nehmen, die für dieſen Fall nad) den allgemei: 
nen gefeglichen Beflimmungen erforderlichen Förmlichkeiten beobachten müflen; es ift 
aber nit Die Sache der Hypothefenbehörben, ſich einer nähern Prüfung der Foͤrm⸗ 
lichkeiten der Verhandlung zu unterziehen, deren Mängel durch die erfolgte Beſtä⸗ 
tigung der Rezeſſe eben % gedeckt find, als die bei der Inſtruktion eines Prozefles 
vorgefallenen Verſtoͤße durch das Erkenntniß, fo daß in biefer Beziehung von Amts⸗ 
wegen nichts weiter nadhzuholen if. 

Dies ergiebt fi unzweifelhaft aus dem $. 43. der V. v. 30. Juni 1834, und 
bemgemäß find aud die @erichtsbehörben nah $. 62. a. a. D. wegen ber auf 
rund ber beflätigten Auseinanderfegungs «Mezefle bei ihnen nachgeſuchten Bintra> 

ungen von ber Ihnen nah 88. 12. und 13. Tit. 2. der Hyp. DO. obliegenden 

erantwortlichkeit ausbrüdlich entbunden. Nur etwaige aus den Hypotheken⸗ 
—8 ſelbſt fich ergebende Anſtaͤnde müſſen, der Defätigung bes Rezeſſes uns 
geachtet, vor der Gintragung erledigt werben. 

Dergl. Anftände find im vorliegenden Kalle nicht vorhanden, und ba überdies 
noch ein Kondukteur als PBrotofollführer bei den Rezeſſen zugezogen worden ifl, fo 
hätte die Gintragung der letztern um fo mehr ſogleich erfolgen müflen, als bereits 
auf Grund des Rezefies v. 9. Nov. 1834 die zum Bigenthum verliehenen Ader- 
nahrungen von dem Hauptgute abgefchrieben waren, mithin das Hypothekenfolium 
für diefelben fchon deshalb angelegt werben mußte. 

Hiernach erfeint bie Verf. des O. L. ©. zu N. v. 3. März d. I. vollkom⸗ 
men gereqchtfertigt. Derfelben hätte das K. 2. u. St. ©. übrigens ſchon nach 
$. 14. Tit. 8 Th. IH. der A. G. O. Folge leiften und fi damit begnügen müf: 
fen, nad Befolgung der ihm ertheilten Anweifung feine Zweifel zur Belehrung für 
fünftige Bälle anzuzeigen. 

(Juſt. Min. 91. 1840 &, 191, Min. BI. d. i. 8. 1840 ©, 254 Nr. 448.) 
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4) Bergl. das 6. R. des K. Min. des I. v. 21. Nov. 1842. (f. o. 
S. 519.) 


Zum $. 58. 


1) C. R. des K. Min. des I. u. d. P. (0: Rochow) v. 14. März 
1839 an fämmtlihe K. Gen. Kom. und an die K. eg. der Provinz 
Preußen, betr. die Benachrichtigung der Mealberechtigten und hypothekari⸗ 
ſchen Gläubiger bei gerichtlichen Niederlegung der Abßndungs⸗Kapitalien. 


Die 8. Sen. Kom. giebt mit Unrecht ber Beftimmung in dem R. v. 31. DFt. 
1837 (Ann. ©. 943), dag nämlich neben der durch bie Lehns⸗ oder Fideikommiß⸗ 
Dnalität eines Guts an ſich bebingien Aieberantegung ber "AblöfungssKapitalien, 
die befondere Benachrichtigung ber eingetragenen Realberechtigten und Gläubiger 
nach denfelben Grundfägen, wie bei Allovialgütern, zu beurtheilen fei, die Deus 
tung, daß überall, wo die in $. 9. des ©. v. 29. Juni 1835 aufgeführten Auss 
nahmefaͤlle nicht eintreten, die Bekanntmachung der KapitalsAbfindungen an bie 
eingetragenen Gläubiger erfolgen müfle. Diele Bekanntmachung if in dem alles 
girten R. auf Grund der angezogenen gefeßlichen Beſtimmungen allerdings ale 
die Regel bezeichnet, jedoch unter der befondern Vorausſetzung, daß das Ablöfunges 
Kapital von dem Berechtigten felbft in Smpfang genommen werben, und er das 
turch in bie Lage fommen foll, über einen Theil der bem Hypotheken⸗Rexus unters 
worfen gewefenen Subflanz felbfifländig und ohne weitere Rüdlicht auf die Real; 
berechtigten bisponiren zu koͤnnen. 

Nur unter dieſer Borausfegung fordert das Geſetz jene Bekanntmachung, und 
will dadurch dem Realberechtigten die Gelegenheit geben, durch ganz ober theils 
weife Auffündigung feines Realrechts bie gefchmälerte Sicherheit wieber auszus 

leihen. (AR. 2. R. 8. 400. ff. Tit. 20. Thl. I. vergl. mit $. 150. der Gem. 


-&h. D. und $. 39. der Ablöf. ©. v. 7. Zuni 1821.) 


Sn dem alle aber, wo mit einer Kapital: Abfindung eine Gefährdung ber 
Sicherheit der Nealberechtigten in Feiner Art in Berbindung zu bringen if, wo 
alſe, flatt einer aufgehobenen Berechtigung das in Kapital beflimmte Nequivalent 
dafür der Dispofltion des Berechtigten entzogen, und dergeſtalt dem Forderungs⸗ 
rechte der eingetragenen Gläubiger nach -iwie vor zugänglich bleibt, daß er zu 
jeder Seit, und leichter noch ale früher, fein Recht hierauf zu realificen im Stande 
if, da trifft die Borausfegung jener gefehlichen Beſtimmung nicht zu, und e6 kann 
derfelben auch Feine Anwendung gegeben werden. — Die gerichtliche Depofition 
der Abfindungs » Kapitalien überhaupt alfo in jedem Zalle die K. Gen. Kom. ber 
fonft angeorbneten Bekanntmachung an bie Realberechtigten und eingetragenen 
Gläubiger, wie bies auch der $. 58. des ©. v. 30. Juni 1834, welcher durch 
das fpätere &. v. 29. Juni 1835 eine Abänderung nicht erlitten hat, ausfpricht, 
und Sie wirb daher angewiefen, auch in den von dem Grafen v. N. auf N. zur 
Sprache gebrachten Fällen davon zu abſtrahiren. 

Mas endlich das Bedenken der K. Gen. Kom. betrifft, ob die Pertinenz⸗ 
Qualität des Abloͤſungs⸗Kapitals im Intereſſe ber Realberechtigten burdy die Des 
poſttion an fich erhalten werten Fann, fo erledigt fich dies von felbft, ba bie K. 
Gen. Rom. bei Ihren Requifitionen an die Berichtehdfe, wegen Annahme ber 
Ablöfungs-Rapitalien, ven Zwed der Depofition beflimmt anzugeben Hat, und bie 
Gerichte diefem entgegen über die Kapitalien zu bisponiren nicht befugt find. 

Sn den Prinzipien der Abloͤſ. Geſetze liegt in gewiſſem Maaße, wie fich nicht 
in Abrede fiellen läßt, ein Konflift mit den fonfligen allgemeinen Gefeßen, wegen 
ter Bebundenheit des Grundeigenthums burch Hypotheken, Lehns⸗Fideikommißver⸗ 
hältniffe u. f. w. Die zur Ausführung jener Geſetze berufenen Behörden haben 
daher die ganz befondere Verpflichtung, mit ber forgfältigflen Umficht in jedem 
einzelnen Falle die Mittel und Wege zu erwägen, welde ohne Kränfung der 
Rechte der betheiligten dritten Berfonen angewendet werden koͤnnen, und ben Ins 
terefienten jenen Konflikt möglichft wenig fühlbar zu machen, und unndihige Koſten 
und Weiterungen zu erfparen. 

Die 8. Ben. Kom. kann nicht dringend genug aufgeforbert werben, biefe 
Umſicht in allen von Ihr geleiteten Befchäften vorwalten zu laflen. 

(Ann, XXI. 94, — 1. 80.) 
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2) R. des K. Min. des 3. v. 18. Iuli 1839, denfelben Gegenfland betr. 


Das C. R. v. 31. Oft. 1837 ſtehet mit dem neueren Erlaſſe v. 14. März 
d. 3. keinesweges in Widerfpruch, fobald die K. Gen. Kom. berfidfichtiget, daß 
jenes nur die Faͤlle bezeichnet, wo eine derartige Bekanntmachung überhaupt er- 
forberlich ift, über den Zeitpunkt, wann diefelbe zweckmäßig zu verfügen fei, aber 
nichts beflimmt; lehterer dagegen einen, bei der Wahl dieſes Zeitpunftes vorges 
kommenen Mißgriff verbefiern und jenen überhaupt näher beſtimmen follte. 

Die Befauntmachung einer durch Kapitalzahlung bewirkten Auseinanderfeßung 
erfolgt nämlich nicht bleß im Intereſſe der reſp. Hypothefengläubiger und Real⸗ 
berechtigten des abgefundenen Gutes, wie folches im R. v. 30. Sept. 1836 anges 
dentet worden ift, fondern auch in dem bes Kapitalempfängers, da fie diefem das 
einfachfle und wohlfeilſte Mittel varbietet, eine freie Dispofition über bie Abfins 
dungen zu erhalten, falls bie Gläubiger fich innerhalb ber präflufivifchen Friſt vom 
ſechs Wochen mit Anträgen auf Wiederherftellung der gefchmälerten Sicherheit 
nicht melden. — Sie if endlich aber auch als eine, die vollfändige Erledigung 
des ganzen Auseinanberfehungsgefchäfte vorbereitende Maaßregel zu betrachten, 
indem fie die Reihe der bei den ferneren Verhandlungen zu beachtenden Interefien 
abfchließt, und folchergeflalt die Grundlage des Plans bildet, nach welchem letztere 
zu befrievigen fein möchten. 

Sa Erwägung dieſer verfchiedenartigen Zwecke einer an bie Hypothekarien 
zu erlafienden Befanntmachung und deren eben fo mannichfach modifizirten @ins 
fluffes auf die Sefchäfte felbft Hat nun der $. 58. der V. v. 30. Zuni 1834 zwar 
als Regel feflgeftellt, daß fie gleich nach Beflätigung bes Rezeſſes erfolgen folle, 
indeß ſofort darauf hingewiefen, daß fie nach den Unträgen ber PBartheien auch 
ſchon früher gefchehen ober noch weiter hinausgefeßt werden Fünne, und fomit dem 
verfiändigen arbitrio der Behörden anheimgegeben, einen folchen Zeitpuntt für 
biefelbe zu wählen, in welchem damit überhaupt etwas zweckentſprechendes erreicht 
werben Tönnte. 

Menn die K. Gen. Kom. dieſen Geſichtspunkt feithält, fo wirb es ihr von 
ſelbſt einleuchten, daß in den zur Sprache gebrachten Fällen gar Fein Grund vors 
lag, ben wohl motivirten Anträgen auf einftweilige Ausfegung ber Benachrichtis 
gung entgegen zu fein. — Das berechtigte Gut iſt Majorat und mit einer Menge 
veralteter, angeblich bereits abgeſtoßener Intabulate befchwert, deren Löfchung 
noch nicht hat bewirkt werden Tonnen. Gelegenheit zur angemeflenen Verwen⸗ 
dung oder Wieberanlegung der zum Theil nur unbebeutenden AbfindungssKapitas 
Iten fehlte, und mit Berüdfichtigung aller diefer Umflände Hatten ſich die unmits 
telbaren Interefienten bes Geſchaͤftes über eine fofortige Depofition bes baaren 
Eutfhädigungen vereinigt, durch welche ihr Verhaͤltniß durchweg georbnet, das 
Interefie der Agnaten und Realberechtigten aber um fo vollländiger gefichert wird, 
als der Graf H. zur Zeit feine Dispofition über die deponirten Rapitalien beabs 
fichtigt, dies fogar ausbrürlich erklärt Hat, und die urfprünglichen Rechte ber 
deitten Berfonen an den wegfallenden Leiftungen und Gerechtfamen, nadı 88. 467. 
und .469. Tit. 20. Thl. I. des A. 2. R. verbunden mit 56. 149. seq. der Gem. 
und $$. 38. seq. ber Ablöf. D. v. 7. Juni 1821, auf deren Wequivalente uns 
mittelbar übergetragen werben. 

‚  Bür. Bälle biefer Art kann die Bekanntmachung einer Kapitals-Abfindung an 
die Hypothefarien eben fo wenig zur Förderung des Haupigefchäftes, als zur Her⸗ 
ftellung eines berubigten Zuftandes unter den unmittelbaren Intereſſenten befielben 
dienen, wehl aber eine unnöthige Aufregung der Gläubiger und Realberechtigten 
veraulaffen, und den Berechtigten in große Berlegenheit fegen, wenn nun wirflich 
Anträge auf Verwendung folder, an und für fich noch gar nicht flüffig gewor⸗ 
dener Kapitalien eingehen, und anberweit Feine Mittel zu Gebote Reben, derartigen 
Anforderungen Genüge zu leiften. — Die in bem MR. v. 14. März d. I. anges 
ordnete einftweilige Ausſehung ber Benachrichtigung iſt alfo dem Zwecke des $. 58. 
ber V. v. 30. Juni 1834 und den obwaltenden Berhältniffen völlig entfprechend, 
damit aber ein gänzlicher Wegfall derſelben noch nicht ausgefprochen, vielmehr 
wird fie bermaleink immer noch erfolgen müflen, wenn ber Berechtigte feine Ab⸗ 
fiht über die deponisten Kapitalien disponiren. gu wollen, verlautbart, und dann 


nicht etwa einer ber Ausnahme⸗Faͤlle eintritt, welche ber ©. 9. '.%. Juni 
1835 bezeichnet. ' ehe der 8. 9. bes ©. v. 29. Juni 
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Die K. Sen. Kom. bat zwar noch erinnert, daß bie einfweilige Aueſetzung 
der Benachrichtigung einen welentlichen Vortheil Bringen könne, es vielmehr im 
Interefie der Berechtigten zu liegen fcheine, dadurch entweder eine Kündigung 
herbeizuführen und folchergeftalt ben Schuldenbetrag des Guts zu vermindern, 
oder aber die Anfprüche der Gläubiger für eine Fünftige Dispofition au befeitigen, 
indeffen if biefer Cinwand an und für fih, und namentlich in bem angeregten 
Falle, um deshalb nicht haltbar, weil die eigenthümliche Lage der Berbälinifie 
eine Verwendung der deponirten Kapitalien nicht möglich madıte, bie Depofition 
aber mit Rüdficht Hierauf erfolgt war, und bie Auseinanderfegungs sBehörben 
überhaupt die Motive nicht zu prüfen haben, welche einen an und für fich geſetz⸗ 
lich hegrünbeien Antrag auf Ausfegung ber Bekanntmachung ‚veranlafien. 

as übrigens unter Vorausſetzung der Lehns: oder Fideikommißeigenſchaft 

bes berechtigten Gutes vorftehend entwidelt worden if, das findet bei gleichartigen 
Berbältniffen auch anf Mllotialgäter Anwendung, und möge bie K. Gen. Kom. 
hiernach in der Folge weiter verfahren. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl., S. 413). 


Zum |. 62. 
Bergl. die Dekl. v. 30. Juli 1842. (f. oben S. 633.) 


Zum $. 65. 


C. R. des K. Min. für Tandwirtbfehaftl. Ang. (Bode) v. 9. April 1853 
an fänmil. K. Gen. Kom. und Iandwirtbfchaftl. Reg Abth., betr. die Einziehung, 
beziehungsweiſe Sicherftelung der Koftenrefte in Auseinanderfegungd«Ang. 


Dur die in Kolge des C. R. v. 26. Nov. 9. I. eingegangenen Berichte der 
Auseinanberfegungss Behörden ift bie Ueberzeugung gewonnen, daß durch die Auf⸗ 
merkſamkeit der Behörden erhebliche Verluſte ziemlih allgemein vermieden werden, 
welde ihren Kaſſen au durch billige Friftbewilligungen erwachſen können, wenn 
bie Koftenzefte hypothekariſch nicht ficher geitellt werden. Diefe Gefahr tritt nad 
Lage der Geſehßgebung in allen Stadien der Gefchäfte ein, wenn das beir. Grund⸗ 
fü zur nothwendigen Subhaftation gebradt wird. Außerdem aber nur in Betreff 
der Prozeßloſten nach beendigtem Prozeſſe, in Betreff anderer Koſten nad Beſtaͤti⸗ 
gung bed Mezefles, in beiden Beziehungen bei Veräußerungen des Grundflüds aus 
freier Sand. Es it wünjchenswerth, daß zur Vorbeugung gegen mögliche Verluſte 
ein gleihmäßiges Verfahren beobachtet wird. Die Gefahr der nothmwendig werbens 
den Subhaftation fann die Auseinanderſezungs⸗Behörde zwar nigt immer gewahr 
werden, es muß vielmehr in dieſer Beziehung allein ihrer, ihrer Kommiſſarien und 
übrigen Beamten Aufmerffamkeit vertraut werben. Sofern aber eine folde Gefahr 
befannt wird, haben die Auseinanberfeßungs : Behörden ſogleich die hypothekariſche 
Gintragung des Beitrags zu den bereits erwachſenen Koſten, fo weit berfelbe rück⸗ 
ſtaͤndig if, zu veranlaflen. 

Henn nah der Beendigung eined Prozeſſes Prozeßkoſten, oder wi Befätis 
gung des Rezefies Auseinanderfeßungsfoften reſtiren, in auf Termins-Zahlungen 
regulirt find, oder welche nad einer mie Frift nit eingezahlt werben, und 
wenn wegen biefer leßteren Reſte weitere Friſten bewilligt werben ober bie Brefus 
tion in das bewegliche Vermögen der Debenten fruchtlos geblieben ift, fo iſt bie 
hypothekariſche Bintragun biefer Koftenrüdfände in ber Megel zu veranlaſſen. 
Rur wegen ganz Heiner Smmmen ift zur Bermeibung ber Gchreiberei Hiervon Abs 
Rand zu nehmen. In der.an bie 8. Reg. zu N. gerichteten Berf. v. 29. Juni 
1840 2) war der Betrag von Zwanzig Thalern ale die Grenze bezeichnet worden, 
bis zu welcher keine Gintragung erforderlich fei. Die Brfahrung hat aber gelehrt, 
daß die Grenze enger gefaßt werden muß. Jene Verf. v. 29. Juni 1840 wirb 
baber hiermit zurüdgenommen. 

e andere Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrde hat zum Grundſatß angenommen, nur 
Beträge. von mehr als Zwei Thalern eintragen zu laſſen. Die Grenze if aller 


1). Bergl. Centralbl. 1840. ©. 702. 
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dings eng genug und find Fleinere Beträge keinen Falls einzutragen. In das Gr; 
mefjen der Auseinanderfegungs » Behörden bleibt es vielmehr geftellt, nad ihrer 
Kenninig von den Vermögens s Zuftänden der Reftanten auch eimas größere Mefte 
uneingetragen zu laffen. 

(Min. 8 d. i. 3. 1853. ©. 98. Nr. 81.) 


IV. 


Zur Verordnung vom 22. Nov. 1844, betr. den Geſchaͤfts⸗ 
gang und Inftanzenzug bei den Auseinanderfeßungs-Behörden, 


Zum |. 6. 


MR. des K. Min. des J., Abth. II., v. 14. März 1846, betr. die Aus- 
führung der Auseinanderſetzung vor rechtöftäftig feftftebendem Plan. 


Das Min. erachtet — wie der K. Gen. Kom. auf die Anfrage in dem Ber. 
v. 13. v. M. wegen der Zuläffigfeit der Ausführung einer Landumlegung vor 
rechtsguͤltiger Feſtſtellung der Planlage Hierdurch eröffnet wird — tie von ihr ale 
die Anfiht der Majorität Ihres Kollegiums vorgetragene Auslegung bes $. 6. 
ber V. v. 22. Nov. 1844 für die richtige und nimmt daher an, baß die 8. Sen. 
Kom. bei dem Borhandenfein der in der gedachten Geſetzſtelle unter a. und b. vor: 
gefchriebenen Bedingungen nicht nur befugt ift, auf die Ausführung eines Ausein⸗ 
anberfeßungss Planes, welcher bereits fehkeht, vor dem Abjchluffe des Rezeſſes zu 
erkennen und das Erkenntniß fofort in Vollzug zu feßen, fondern auch dieſes Er⸗ 
fenntnig in Betreff der Ausführung mit dem über den noch fireitigen Plan zu 
verbinden, und auch ein ſolches Erkenntniß in Vollzug zu bringen, wenn gleich 
gegen beiberlei Beflimmungen, nämli gegen bie Feſtſetzung des Plans und gegen 
den Ausführungs: Termin das Rechtsmittel der Appellation eingelegt wird, — und 
ift nur erforberlih, das im $. 6. a. a. O. näher bezeichnete Gutachten der R. 
Gen. Kom. über die noch zuläffigen Abänderungen der Natural⸗Ausgleichung zc. 
zu den Alten zu bringen. 

Mit diefer Anficht über die Anwendung ber gebachten Gefepftelle ſtimmen auch 
die bei dem Entwurfe des Geſetzes für biefefbe angegebenen Motive überein. Die 
8. Gen. Kom. muß jeboch hierbei darauf aufmerffam gemacht werben, bag, wenn 
es zwifchen den Partheien über die Anwendung jener Gefeäflellen jum Streit kom⸗ 
men follte, nad) dem durch die B. v. 22. Nov. 1844 angeorbneten Inſtanzenzuge 
nit das Min., fondern das ReviflonssKollegium für Landesfultur-Sachen BiefoibR 
in zweiter Inftanz zu entfcheiden haben wird, und daß nicht angegeben werben 
fann, welden Werth biefe Behörde doch vielleicht auf die Gründe legen dürfte, 
welche die Minorität des Kollegiums der K. Gen. Kom. für die entgegengefehte 
Meinung angeführt hat. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl. S. 421.) 


V. 


Zum Geſetz vom 29. Juni 1835 wegen Sicherſtellung der 
Rechte dritter Perfonen bei gutöherrlich-bäuerlichen Regulicun- 
gen, Gemeinheitötheilungen, Ablöfungen u. f. w. 

| . Zumg A. 


1) R. des K. Min. des I. v. 10. Sept. 1835 an die K. Gen. Kom. 
au Breslau, betr. die Anrechnung des Saamen⸗, Futter⸗ und Brodgetreides 
ei den Einrichtungskoſten. 


Der K. Ben, Kom. wird auf bie Anfrage v. 17. d. M. eroͤffnet, daß nichte 
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dagegen zu erinnern ift, daß biefelbe bei Feſtſetzung ber zur Bewirthſchaftung der 
Abſindungs⸗Ländereien erforderlichen Ginrichtungsfoften, Fehufs Veräußerung oder 
Verſchuldung ber Abfindungen, nicht allein das Zugs und Nugviceh und die Wirth: 
ſchaftsgeraͤthſchaften, ſondern auch das für das erfle Jahr erforberliche Saamen⸗, 
Butters und Brodgetreide, infofern die Ländereien nicht mit den Nutzungen bes 
Uebergangs⸗Jahres abgetreten worben find, in Rechnung ftellen laͤßt. 

(Koch's Agrargef. 4. Aufl. S. 227.) 

2) R. des K. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn) v. 18. Der. 
1836 an die K. Gen. Kom. zu Breslau, betr. pie Zuläffigkeit der Verwen⸗ 
dung zu Einrichtungsfoften bezüglich mehrerer zu einem Güterfomplerus 
gehäriger Güter. 

Der 8. Gen. Kom. wird auf den über die Befchwerbe des Fürften N. N. in 
defien Ablöfungsfadhe unterm 6. d. M. erflatteten Ber. zu erkennen gegeben, daß 
©ie bei der, Ihr übertragenen Wahrnehmung ber Intereflen der Fideikommiß⸗An⸗ 
wärter im vorliegenden Falle zu weit geht, wenn Sie verlangt, bag die Einrich⸗ 
tungsfoften fpeziell und einzeln nur für diejenigen Vorwerke liquibirt werben konn⸗ 
ten, = welchen die weggefallenen Dienfle der Drefchgärtner gewidmet waren. 

ach Lage ber hier obwaltenden Berhältniffe bilden nimlich fünmtlihe Gü⸗ 
ter — wiewohl fe theilweife abgefondert bewirthichaftet werden — rückſichts bes 
Fürſten N. und beffen Fideikommißfolger doch immer Gin Ganzes, und kann des⸗ 
halb zunaͤchſt nur die Frage entfichen: 

ob duch die in diefem Komplerus vorgelommenen Regulirungen neue Ein: 

- richtungen überhaupt nöthig geworben brien? 

Iſt ſolche, wie es hier der Fall, zu bejahen, fo wird die Beftimmung: 

wie und auf welde Weiſe die Binrichtung für das Ganze am zweckmäßig— 

ſten und beften zu treffen, 
dem zeitigen Befitzer füglih zu überlafien fein, da anzunehmen bleibt, daß gerabe 
er das momentane Bebürfnig vorzugsweiſe erfennt und jede Binrichtung, wenn fie 
auch zunähft und unmittelbar nur den einen ober andern Theil der Herrfchaft bes 
rührt, doc immer für diefe und im Intereffe der Bibeifommißs Anwärter ge: 
ſchieht. Es ift alfo feine Beranlaffung vorhanden, den Berechtigten in dieſer Bes 
ziehung zu beſchränken, wie es die K. Gen. Kom. für nöthig gehalten hat. 
(Ann. XX. 907. — 4. 87.) 

3) R. des K. Min. des I. für Gem. Ang. (v. Brenn) v. 17. Bebr. 
1837 an die K. Gen. Kom. zu Sofdin, betr. die ‚Dereinung der Einrich⸗ 
tungsfoften bei mehreren zu einer Herrfchaft verbundenen Gütern, desgl. 
die Anrechnung eigener Gutsfabrikate. 

Auf den über die Beſchwerde des Kreis: Iuflizlommiffarii N. vom 9. Nov. 
pr. a. in ber Ablöfungsfache der zur Fideikommiß-Herrſchaft N. gehörigen Güter 
N. N. unterm 31. v. & erftatteten Ber., wird der K. Gen. Kom. eröffnet: wie 

war der Srundfag als richtig anerkannt werden muß, daß alle zu Einer Herr: 
oft gehörigen und in Binem HypothefensBerbande fiehenden Güter rückſichts 
neuer Wirthſchaftsanlagen bergeftalt ale Ein Ganzes zu betrachten find, daß ein: 
kommende Ablöfungs s Kapitalien überhaupt nur dba verwendet zu werben brauchen, 
wo fih gerade ein Bebürfnig zeigt; es mithin nicht erforberlig it, dieſelben eben 
in dem Gute anzulegen, bei welchem fie auffommen, hieraus umgefehrt auch wie: 
der folgt, daß die vorhandenen rohen Materialien, welche ſich bei bem bie neue 
Ginrihtung erforbernden Gute nicht vorfinden, auch aus einem andern, foldhe ge: 
währenben, entnommen werben können. Die K. Gen. Kom. geht aber zu weit, 
wenn fie Ziegel, Mauerſteine und andere bergleihen, der Regel nad, nur zum 
Verkauf beitimmte Produkte einer Fabrikationsanftalt den rohen Materialien gleich: 
fielen, ober aber, mit Abzug des zum Fabrikate aus dem Gute entnommenen Mas 
teriale, nur die Koſten ber Bereitung zur Berechnung bringen laſſen will. 

Die Beſchwerde des Kreis⸗Juſtizkommiſſarii N. erfcheint alfo in biefer Bezie: 
Hung gegründet, und wird die K. Gen. Kom. deshalb angemwiefen, obigen Grund: 
fügen zu Folge, das Weitere auf deſſen Anträge zu verfügen. 

(Ann. XXI. 73. — 1. 75.) 


4) C. R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 14. Juni 
1839 an die K. Gen. Kom. zu Breslau, betr. die Berechnung der Ein- 
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richtungsoften bei mehreren, zwar zu einem Ganzen vereinigten, jedoch 
rechtlich ſelbſtſtaͤndigen Gütern. 


Huf den, über die Beſchwerde ber Herzogl. N. N. ſchen Kammer v. 28. Mär; 
d. 3. unterm 29. v. M. erftatteten Ber., die durch bie Dienflablöfungen in ben 
Herzoglichen Sütern erforderlich gewordenen @inrichtungsfoften betr., kann ich in 
der, in der Verf. an die Herzogl. Kammer v. 8. Febr. und 5. März c. und in 
dem vorliegenden Ber. ausgefprochenen Anſicht: 

bag fämmtlihe Güter in Beziehung auf die liquibirten — 
als ein Ganzes zu betrachten ſeien, und deshalb das Bauholz: Material 
von dem einen auf das andere bergeftalt übertragen werden müffe, daß. 
dergleichen auch bei den Gütern nicht in Berechnung gebracht werben dürfe, 
denen daſſelbe mangele, 
nicht "beitreten; — denn wenn aud die, jum Fürſtenthum N. gehörigen, in ber 
Dienſtregulirung begriffen gewefenen verſchiedenen, reſp. Lehn⸗ und Allobialgüter, 
nad dem Würftbrüberlichen Erbrezeffe nur zufammen befefien und vererbt werben 
Finnen, in diefer Beziehung alfo den Inbegriff des Fürſtl. Familien⸗Fideikommiſſes 
und Gin Ganzes bilden; fo handelt es ſich doch bei den vorliegenden Geſchaͤften 
nicht von den Rechten und Laften eben biefes Komplexus, fondern von denen eines 
jeden einzelnen dazu gehörigen Gutes, welche durch jene nur ‚allgemeine Berbin- 
dung nad $. 39. Tit. 2. TH. J. des A. 2. R. an und für fi nicht, Hier aber 
um fo weniger verloren gegangen find, als die Selbſtſtaͤndigkeit jedes Guts durch 
die abgefonderte Gintragung berfelben in das Hypothekenbuch rechtlich bewahrt und 
mit der Verpfändung ber einzelnen auch faftifh anerkannt worden if. Hieraus 
ergiebt fi) denn von felbfi, dag die Materialien, welche das eine Ent Hinfichtlidh 
neuer Cinrichtungen möglicher Weife Tiefert, demjenigen nicht angerechnet werben 
fönnen, welches berfelben entbehrt; die dort dispomiblen und verkäuflichen Ueber: 
fhüfle gehören zu feinen Nutzungen und fliegen in das AllodialsBermögen des Bes 
fißers, welches zu Verwendungen in ein anderes But, ohne Berleßung feiner Pris 
vatrechte, nicht in Anfpruch genommen werben barf. 

Wenn auch die Herzogl. Kammer bei den früheren Liquidationen ber @inridy- 
tungsfoften von einem entgegengefeßten Grunbfage ausging, fo ändert dies in der 
Natur des Rechtsverhaͤltniſſes nichts, es muß vielmehr bei ber früheren Berf. der 
K. Gen. Kom. v. 31. Mai 1836 lediglich bewenden, und wird Diefelbe daher an 
gewiefen, biefemgemäg das Weitere, nach den neueren Anträgen ber Herzogl. Kam: 
mer, zu veranlaffen, wobei Shr inzwifchen ‚anheimgeftellt bleibt, das Detail einer 
jeben einzelnen Rechnung befonders zu prüfen und biefelbe danach feſtzuſetzen. 

(Ann. XXI. 364. — 2. 81.) 


5) R. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 27. April 1839 

an die 8. Gen. zu Breslau, betr. die Anrechnung gutsherrlicher Fabrikate, 

insbefondere der Ziegelet-Fabrifate bei Beftfehung der Einrichtungskoften. 

Die in dem Ber. v. 12. d. M. vorgetragene Anflht der K. Gen. Kom.: 

baß bei ber Veranfhlagung der Ginrihtungsfoften die Ziegel: und Mauer; 
feine, wenn fle auf der eigenen Ziegelei des Gutes fabrizirt werden Füns 
nen, nur nach dem Wabrifationspreife, alfo ohne Rüdfiht auf den Werth 
des erforberlihen Brennholzes, in Anfab kommen fönnten, 

kann nicht gebilligt werben. Aus dem Beſtehen einer eigenen Ziegelei folgt noch 


nicht unbedingt, daß biefelbe mit dem aus dem Gute felbft bezogenen Brennholze 


betrieben wird, und wenn bies ber Fall ift, fo wird badurd die laufende Eins 
nahme aus einem wefentlichen Zweige der Gutseinkünfte, nämlich die für verfäufs 
lies Brennholz, dahingenommen, und nur auf dem mittelbaren Wege durch ben 
Berfauf des Fabrikats erfeßt An ſich bedarf man des Brennholzes zur Auffühs 
rung von Gebäuden nidht. 
Die K. Gen. Kom. weife id daher Hierdurch an, 
in dem vorliegenden, wie in ähnlichen, Fällen in den Anfälägen der Gin: 
richtungékoſten bie Verfaufspreife für Ziegel: und Mauerfteine paſſiren zu 


laſſen. 
(%on. xxuII. 368. — 2. 85.) 
6) R. des K. Min. v8 I. u. d. P. (v. Rochow) y. 11. San. 1840 
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an den N. N. und abſchrifil. an die K. Gen. Rom. zu Soldin, betr. vie 
Unzuläfftgfeit der Veräußerung urfprünglicher Outsländereien Vehufs Wer 
fhaffung der Einrichtungskoſten. 


Mas Ihre Beſchwerde in der Dienftregulir. und Gem. Th. Sache von N. N. 
anlangt, fo erfennen Sie Selb es als richtig an, dag das Ep. v. 14. Sept. 
1811 dem Outsheren Debufs Beichaffung der Cinrichtungsfoften nür die Beräußes 
rung oder prioritätifche Berpfändung der Bntfchädigungslänbereien ıgeftatte. Zu 
etwas Mehrerem if derfelbe auch durch die Beflimmungen der 88. 24., 55., 96. 
l. c. Art. 51., 52. der Dekl. v. 29. Mai 1816 — $. 23. der Abl. O. v. 7. Suni 
1821 und fpäteres Geſetz nicht berechtigt, namentlich aber nicht befugt, Theile ves 
urfprünglichen Gutsbeſtandes, im Gegenfage der Abfindungen, zu jenem Bmwede zu 
verwenden. Ob es zwedmäßig fein dürfte, dieſe Befugnig der utsbeflger unter 
gewiſſen Modififationen noch weiter und in dem Maaße auszubehnen, wie Sie im 
vorliegenden Balle es nothwendig und räthlich erachten, if eine andere Frage, die 
er dann zur Grörterung gebracht werben Fünnte, wenn es ſich — wie jedoch zur 
Zeit nicht der Ball — de lege ferenda handelte. 

Aus den jetzt beſtehenden Gefepen folgt nur der obige Satz und baraus weis 
ter von ſelbſt, daß Gebäude des Hauptguts und Theile der Dorffiraße, die ebenfos 
wenig beim Hauptverfahren zum Umtaufch gefommen, noch je zum Berfahren her⸗ 
angezogen worden find, mithin unter feinen Umfländen, ſelbſt nicht Bei der weite: 
fien Fiktion als Entfkädigungsländereien angefehen werben Fönnten, als foldhe 
Gegenflände nicht zu beirachten bleiben, die zur Befchaffung der Ginrichtungskoſten 
veräußert und zu dem Ende von der Gen. Kom. zur Dispofition geftellt werden 
dürften; felbft wenn fie unter den obwaltenden Umftänden entbehrlich und mit 
Nugen zu jenem Zwede zu verwenden fein möckten. Ich finde daher den von 
Ihnen angefochtenen Theil des Erlaffes der Gen. Kom. zu Soldin v. 9. April 
pr. a. völlig gerechtfertigt, und muß es Ihnen und Ihren Mandanten Überlaffen, 
die etwa bereits erfolgte Veräußerung jener Gutsparzellen event. auf anderen We⸗ 
gen zu legalifiren. 

Mas endlich das bei biefer Gelegenheit angeregte Bedenken anlangt: „wie 
bie in Gefolge einer mit der Regulirung oder Dienftablöfung verbundenen Sepa⸗ 
ration ber Borwerfsländereien im Gefammtplane des Gutes mit ausgewieſenen 
bäuerlichen Gutfchädigungsländereien Behufs einer etwaigen Beränßerang ober 
prioritätifchen Verpfaͤndung fpeziell abgefondert werben follen“, fo iR bie K. Gen. 
Kom. zu Soldin ſchon früher angewiefen worden, diejenige Quote des neuen 
Gutsbefitzſtandes, welche nach ben beim Geſchäft angewendeten Grundſaͤtzen auf 
die baͤuerliche Entſchaͤdigung fallen würde, zunächft rechnungsmäßig -zu ermitteln 
und dann einen ihr entiprechenden, den wirthichaftlichen Verhältniffen des Gutes 
angemeflenen befondern Plan auszuweiſen, über welchen demuächft in vorgedadhter 
Art zu bisponiren wäre. Ob biefer Plan ganz oder theilweife aus urfprünglich 
gutsherrlichen oder bäuerlicdyen Kändereien zufammengefeßt wird, IR an und für fich 
ganz gleichgültig, da dieſer Unterfchied durch die Negulirung felbft verſchwunden 
ift, zumal nach den analogifch hier anzuwenden Vorfchriften des $. 64. der ‘Gem. 
Th. O. v. 7. Juni 1821 es zuläffig bleibt, folche Bruntflüde In ten Auseinan⸗ 
derſetzungsplan aufzunehmen, welche, obgleich das Hauptverfahren ſich eigentlich 
nicht auf fie bezieht, in jenen hineinpaſſen und dabei ausgeglichen werben-fünnen. - 

Min. BI. d. i. 2. 1840. ©. 402. Nr. 699.) 


Zu S6. 4. u. 6. 


1) R. des K. Juſt. Min. (Mühler) v. 22. Dec. 1840 an das K. O. 
L. G. zu N., betr. die Verwendung der für abgeldfte Abgaben und Leiſtun⸗ 
Eon gewonnenen Geldſumme eines Lehns zur Berichtigung der Regulirungs⸗ 
often. 


In ber Mediatftatt N. find nach dem ©. v. 13. Mai 1833 (G. S. ©. 55) 
bie gewerblichen und perfönlichen Abgaben und Leiftungen in eine Entſchaͤdigungs⸗ 
rente verwandelt, und dieſe Rente durch Ginzahlung eines Ablöfungsfapitals von 
3736 Thlr. 6 Sgr. 8 Pf. und 233 Thlr. 10° Sgr. ad depositum abgelöft‘ werten. 
Die gedachte Mediatſtadt gehört zum Fuͤrſtenihum N., welches ein Thron s ünd 
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rechtes Mannlehn if, und bie Kürftlich N.ſche Renikammer bat die Zahlung bes 
Ablöfungskapitals verlangt, weil an Regulirungsfoften in dem Fürſtenthume N., 
mit AusfchIng der Prozeßkoſten, bereits 1026 Thlr. 26 Sgr. A Pf. und 7530 Thlr. 
8 Sgr. 2 Pf. verwendet find. 

Diefem Antrage will das 8.D.2. ©. ohne Zuſtimmung ber Lehnsherrn nicht 
flattgeben, weil nadı Seiner Anficht ber Befiper des Fuͤrſtenthums, zufolge Aller. 
Ordre v. 2. Juli 1831 (G. S. S. 155) und des G. v. 29. Juni 1835 $. 6. 
Ar. II. (G. ©. S. 138) nur die Befugniß habe, ohne Binwilligung des Lehns⸗ 
heren wegen der Regulirungsfoften bie Subflanz bes Lehnes zu verpfänden, 
ober flatt deſſen feinem AllodvialsNachlaffe den Anſpruch auf Erfattung bei ber 
fünftigen Auseinanderſetzung mittelfi eines Vermerks im Hypothekenbuche vorzube- 

alten, die Auszahlung des Ablöfungsfapitals aber die Veräußerung eines 
heils der Gutsſubſtanz in fich fchliegen würde. 

Diefe Meinung ift nicht richtig. Nach 88. 4. u. 6. Nr. I. des ©. v. 29. 
Suni 1835 können zu den Binrichtungfoften die Ablöfungsfapitalien verwendet 
. werden. Da nun nad $. 6. Nr. III. von den Regulirungskoften daſſelbe gilt, 
wad binfichtlich der Binrichtungsfoften Rechtens if, fo unterliegt es feinem Zwei⸗ 
fel, daß die Verwendung ber Ablöfungsfapitalien auch zu den BRegulirungsfoften 
ftattfindet. Dex Befiter ven N. hat auch Eeinesweges eine freiwillige Ver⸗ 
äußerung ber gewerblichen und perfönlichen Abgaben und beziehungéweiſe ber 
flatt ihrer feftgefebten Rente beabfichtigt oder vorgenommen, fondern er if an einer 
folchen Veräußerung geſetzlich gezwungen geweſen, und es fommt jetzt nur 
anf eine Verwendung des Kaufgeldes zum Bellen bes Lehns an. Gine 
folche wird aber durch Berichtigung der Regulirungskoſten unzweifelhaft be: 
wirkt, und es erfcheint vollfommen gleichgültig, ob die Ablöfungsfapitalien unmits 
telbar zur Tilgung der noch fchuldigen Koften verwendet oder dem Lehnöbefiger zur 
Grftattung ber von ihm gemachten Auslage gezahlt werden. Ebenſo kann es auch 
in der rechtlichen Beurteilung feinen Unterjchieb begründen, ob ber Lehnsbeſittzer 
den Werth der Subflanz durch Aufnahme eines von dem Lehnéherrn anzuerken⸗ 
nenden Darlehns zur Dedung der Koften verringert, oder ben Erlds aus einem 
noihwendig veränßerten Theile des Lehns zu gleichem Zwecke verausgabt. Da nm 
bie Regulitungsfoften den Betrag des Ablöfungsfapitals weit überfteigen, fo unters 
liegt die Zahlung des letztern feinem Bedenken, weshalb diefelbe von bem KR. D. 

G. au veranlaflen if. 
Mi ( y" BI, d. 1. V. 1841. ©. 85. Nr. 115., Iuf. Min. DI. 1841. ©. 238. 
r. 19. 


2) Schreiben des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 11. Febr. 
1841 an das K. Suftizmin., betr. denfelben @egenflant. 


Durch das im vierten Stüde des biesjährigen Juſt. Din. BI. Mr. 19. abges 
beudte R. v. 22. Dec. v. 3. haben Ew. Exc. die Verwendung eines durch Ablös 
fung gewerblicher und perfönlicher Leiftungen und Abgaben aufgefommenen, ad 
depositum gezahlten Entichädigungsfapitals zur Dedung der einem Lehngute ers 
wachfenen und an die Gen. Kom. entrichteten Regulirungstoflen für zuläffig 
erachtet, demgemäß auch das von einer andern Ant ausgegangene beir. O. 2. 
G. mit weiterer Anweiſung verfeben. 

Ich bin nun zwar weit entfernt, die Richtigkeit dieſer letztern für den vorges 
legenen konkreten Fall bezweifeln zu wollen, halte mich jedoch für verpflichtet, Ew. 
Ere. meine Bedenken über den dabei untergelegten allgemeinen Grundſatßz, „daß 
von Regulirungskoſten daſſelbe gelte, was hinfichtlich der Cinrichtungskoſten Rech: 
tens if”, um fo mehr auszufprechen, als er in feiner jebigen Hinſtellung leicht zu 
erheblichen Mißgriffen Veranlaſſung geben koͤnnte. Die in dem vorgedachten R. 
allegirten geſetzlichen Beſtimmungen haben nämlich für die Einrichtungs⸗ und Re⸗ 
gulirumgsfoften inſofern allerdings ein gleiches Prinzip ausgeſprochen, als die Sub⸗ 
flanz der betr. Fideikommiß⸗ oder Lehngüter für die zu deren Dedung aufgenom: 
menen Darlehne verpfändet oder auch wegen beider ein Vorbehalt ber Fünftigen 
Grftattung eingetragen werben kann. In beiden Fällen bleiben aber die Mechte 
ber etwa bereits vorhantenen hypothekariſchen Gläubiger unverändert (vergl. 8. 
6. zu VIE. des ©. v. 29. Juni 1835), was fich von ſelbſt dadurch ergiebt, daß 
dergleichen Darlehne oder Vorbehalte immer die letzte Stelle im Hypoihekenbuche 
erhalten werben. Die Ginrichtunges und Regulirungskoften unterfcheiven fich aber 
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wefenilich wieder darin, daß Behufs Beſchaffung der erfiern Kapitals und Land: 
entfchädigungen veräußert und prioritätifch verpfändet werben dürfen, dies jedoch 
hinſichtlich der letztern nicht gefchehen Fann. 

Nach diefen Srundfägen find denn auch die Auseinanderfeßungsbehörben von 
jeher theils verfahren, theils angewiefen, namentlich ift eine Veräußerung ber 
Zandentfchäbigung oder Ginziehung der Kapitalabfindungen zur Dedung der Re: 
gulieungefoften beim Borhandenfein hypothekariſcher Gläubiger nie, entgegengefeßs 
ten Falle und wenn zugleich bie im $. 7. des beyogenen ©. vorgezeichnete Friſt 
zur Geltendmachung jener Befugniffe noch nicht verftrichen war, eine Verwendung 
der Ablöfungsfapitalien zu den Regulirungsfoften nur ausnahmsweiſe und in der 
Rückſicht genehmigt worden, daß der @utsbefiger jedes zu dem Ende aufgenommene 
Darlehn mittel der erfteren fofort wiederum abfloßen kann, und es daher offenbar 
zur Abkürzung der Sache und Koftenerfparung gereicht, einen angemeflenen Theil 
dee Ablöfungsgelder zur Dispofition zu ftellen, wenn dagegen der Gutsbefitzer von 
ber ihm zuſtehenden Verpfändungsbefugniß abftrahirt und das Nöthige darüber im 
Hypothefenbuche vermerken läßt. 

Ew. Erc. ſtelle ich die Prüfung vorfiehender Bemerkungen anhein, und Bitte 
zugleich, das Bingangs gedachte R. demgemäß event. mobiflsiren und mich von 
dem DBerfügten in Kenntniß fegen laflen zu wollen. 

(Din. Bl. d. i. V. 1841. ©. 86. Nr. 116., Juſt. Min. BI. 1841. ©. 111.) 


3) R. des K. Juſt. Min. (Mühlen) v. 25. Febr. 1841 an das K. O. 
2. Ger. zu N., betr. denfelben Gegenſtand. 


Sn der an das K. O. L. G. erlaffenen und durch das Zuft. Min. Bf. (Jahrg. 
3. ©. 28. Nr. 19.) befannt gemachten Berf. v. 22. Dec. v. J., betr. die Vers 
wendung .der für die abgelöften gewerblichen und perfönlichen Abgaben und Let: 
lungen der Mebiatftabt N. gewonnenen Geldſummen, ift die Bemerkung enthal- 
ten, „daß nach $. 6. Ne. II. des ©. v. 29. Juni 1835 von den Regulirungss 
koſten daflelbe gelte, was binfichtlich der Bintragungsfoften Rechtens fei.” 

Diefe Bemerfung Hat das K. Min. des 3. u. d. P. veranlaßt, das nachfles 
hende Schreiben v. 11. d. M. an mich zu erlaffen. Dem 8. O. L. ©. wirh in 
Folge deſſen eröffnet, daß die vorftehende Bemerkung allerdings zu allgemein ift 
und zu Mißdentungen führen könnte. Es wird zwar in dem $. 6. Nr. III. des 
G. v. 29. Juni 1835 fowohl in Beziehung auf die Ginrihtungss als auf bie 
Regulirungsfoflen das Prinzip ausgefprochen, daß die Subſtanz der Lehns- 
oder Fideikommißgüter für bie zu deren Dedung aufgenommenen Darlehne ver: 
pfändet oder auch megen beider ein Vorbehalt der Fünftigen Grftattung eingetras 
gen werben fönne; in dem $. 4. jenes G., welcher die Befugniß zur Veräußerung 
oder prioritätifchen Verpfändung ber Kapitals oder Landentfchäbigungen behau⸗ 
delt, tritt dagegen eine Berfchiedenheit ein, indem diefe Befugnig nur zur Be⸗ 
fhaffung der Binrihtungsfoften geftattet worten ift und daher auf die Regu⸗ 
Iimngsfoflen Feine Anwendung findet. Zur Dedung der legtern Fann jene Ber: 
äußerung und insbefondere die Verwendung der Ablöfungsfapitalien nur in dem 
Falle Rattfinden, wenn feine hypothefarifken Gläubiger vorhanden find. 

Hiernach hat ſich das K. O. L. ©. zu achten, und behält es im Mebrigen bei 
der Berf. v. 22. Dec. v. 3. fein Bewenden, da in dem dabei vorgelegenen Kalle 
feine Hypoihefengläubiger vorhanden waren, bie nach $.6.a.a. D. auf die Sub⸗ 
flanz eingetragenen Regulitungsfoften alfo nach Inhalt des Schlußfages im $. 4. 
aus den Ablöfungsfummen ohne Weiteres wieder hätten abgefloßen werben können. 
sn - in. Bl. d. i. V. 1841. ©. 87. Ne. 117., Juſt. Din. Bl. 1841. S. 110. 

r. 83.) 


gu 68. A u. 7. 


R. des K. Juſt. Min. (Muͤhler) v. 21. Sept. 1839, betr. die Befug⸗ 
niß der Gutsbeſitzer zur DVerpfändung der Hauptgüter, Behufs der Beftrei- 
tung der in Gefolge der Regulirungen entflandenen Einrichtungsfoften. 

Das 8. D. 8. ©. fucht in feinem über die Anfrage bes ıc. Ber. in ber Hy⸗ 
ae des Allodial⸗Ritterguts G. erflatteten Ber. die Anficht zu rechts 
ertigen: 
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dag die Beſitzer von Allobialgütern nach erfolgter Gemeinheitstheilung und 
Dienftablöfung in Semäßheit ver SS. 4. u. 7 des Geſ. v. 7. Sunt 1835 
befugt feten, zur Beftreitung der Sinrichtungsfoften nicht bloß die in Rente 
oder Land enthaltenen Abfindungen, fondern auch das Hauptgut priv⸗ 
ritätifch zu verpfänden. 

Zur Begründung biefer Anficht wird angeführt: 

Während früher nur den Lehns: und Fideifommißbefikern die Berpfäus 
dung des Hanptguts zu dem vorgebachten Zwed durch befondere Verord⸗ 
nungen geflattet werben fei, werde in den allegirten $$. 4. u. 7. allgemein, 
ohne zwiſchen Mllovials und Lehngütern zu unterfcheiden, von der Befugniß 
der Beflger zur Verſchuldung des Hauptguts gehandelt; da nun die 98. 
4. u. 7. a. a. D. ausbrüdlich ale Abänderungen ber beftehenden Bors 
fohriften wegen der den Qutsbefigern und Abgabeberechtigten in Beziehung 
anf die hypothefarifchen Gläubiger zugeflandenen Befugniffe zur Berfchuls 
dung der Hanptgüter bezeichnet würden, fo könne diefe Befugnis hinſicht⸗ 
lich der Aflodialgutsbefiger nur auf eine prioritätifcdhe Verpfändung bes 
Hauptgutes bezogen werden, da einer nicht prioritätifchen Berpfändung deſ⸗ 
felben von den bereits eingetragenen Glaͤubigern ohnehin nicht wiberfpros 
chen werben fünne, und eine folche Feiner neuen Sanftion beburft Habe. 

Diefe Ausführung ift nicht haltbar. Dem 8. D. 8. ©. wird vielmehr zur 
Berichtigung feiner Anficht, im Einverſtaͤndniß mit dem Min. des J., Folgendes 
erdffugt: 
een Durch die in der Meberfchrift zu $. 4. a. a. O. allegirten älteren Vor⸗ 

fchriften, namentlich durch bie 

88. 24., 55. u. 56. bes Ep. v. 14. Sept. 1811, Art. 51 — 55. ber 

Dekl. v. 29. Mat 1816, $. 23. der Ablöf. D. v. 7, Zunt 1821 und 

98. 110—112. der Abloͤſ. O. v. 13. Juli 1829 
iR den Butsbefigern und Abgabeberechtigten nur bie prioritätifche Berpfäns 
dung der refp. in Land, Rente oder Kapital erhaltenen Abfindungen 
geftattet, um ben mit der Regulirung ıc. verbundenen Aufwand, namentlich 
die Koften neuer Wirthfchaftseinrichtungen, zu beftreiten. 

Hierin it weder durch den 8. 4. noch durch den $. 7. des Gef. v. 29. Juni 
1835 etwas geändert. Es war jedoch in den allegirten älteren Geſetzen ber Bes 
griff der Sinrichtungsfoften nicht genan beflimmt. Diefer Unvolikändigfeit ſollte 
— wie bie eingefebenen Materialien beſtätigen — durch den 8. 4. des Gef. v. 
29. Juni 1835 abgeholfen werben, 

Es iſt daher unter Nr. 1. a. a. feftgefebt worden, welcher Umfang dem alls 
emeinen Ausdrucke „Ginrichtungsfoften” in Bezug auf vie Verwendung der Abs 
ndungen zu geben fei, und unter Nr. 2. namentlich beflimmt, daß dazu auch bie 

Ausgaben zu rechnen feien, welche durch eine in Gefolge der Regnlirung nothwen⸗ 
dig gewordene veränderte Binrichtung des Hauptguts veranlaßt werden. 
Dieſe Beſtimmung ift neun und eine Erweiterung der früheren Vorſchriften. 

Darauf befchränft ſich aber auch der bispofltive Inhalt des 8. 4. hinſichtlich 
der Allodialgüter; bie übrigen Borfchriften betreffen nur die Lehn⸗ und Fldeikom⸗ 
mißgüter. Bon einer Befugniß des Gutsbeſitzers zur prioritätifchen Berpfändung 
des Hauptguts Behufs der Sinrichtungsfoften enthält der $. 4. fein Wort. Es 
wäre aber eine ausbrädliche Beſtimmung unerläßlich gewefen, wenn ein folcher, 
von der bisherigen Gefepgebung völlig abweichender Grundſatz hätte fanftionirt 
werben follen. 

Das K. O. L. G. folgert au nur eine folche Beflimmung, und zwar aus 
den Bingdngsworten des 8. 4. Mllein abgefehen von ber Unflatthaftigfeit einer 
ſolchen Bolgerung überhaupt, wird biefelbe auch durch die Worte bes Geſetzes ſelbſt 
widerlegt. Diefe Tauten: 

„Die beftehenden Borfchriften wegen ber den Butsbefigern x. in Bes 
jiehung auf die hypothekariſchen Gläubiger, Lehns⸗ und Fideikommißfolger 
und andere Nealberechtigte zugeflandenen Befugniſſe zur Verfchuldung ber 
‚Hauptgüter, Veräußerung und Berpfändung der Abfindungsländereien und 

. Menten, Berwendung der aus biefen Geſchaͤften bezogenen und der Ablö- 

ungsfapitalien zu ben neuen Gintichtungen ıc. ıc. werden wie folgt uä- 
her beftimmt und abgeändert.“ 

Rübt alfo in biefen Eingangsworien, fondern — mie ſich von ſelbſt verffeht 
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— in dem darauf folgenden dispoſitiven Theil bes 8. 4. find erſt die angekündig⸗ 
ten näheren Beſtimmungen und Abaͤnderungen ber beſtehenden Vorſchriften enibols 
ten. In diefem dispofitiven Theile, insbefondere unter Nr. 1. u. 2., iſt über die 
Befugnig des Gutsbeſitzers zur prioritätifchen Dergfändung bes Hauptigutes nichte 
befimmt. CEbenſowenig wird davon in ben vier lepten Sägen bes 8. 4. gehans 
beit; diefe beziehen fih nur auf tie Verwendung ber Abfindungen zu ben unter 
Mr. 2. gedachten Koflen bei Lehnen und Fideikommiſſen, und auf die Erftattung 
derfelben Seitens bes jedesmaligen Beſitzers. 

Die in dem Cingang zum $. A. enthaltene Bezugnahme auf die befichens 
den Borfchriften wegen ber Befugniß ber Butsbefiger zur Verſchuldung des 
Haupigutes iſt daher nur von Lehns und Fideifommißbefigern zu verfichen, ohne 
daß es heshalb einer befonderen Erwähnung berfelben bebürfte, ba nur ihnen biefe 
Befugnis durch befondere Vorfchriften, namentlich durch bie Allerh, Orbern v. 30. 
Suni 1827, 13. Mai 1829 und 2. Juli 1831 (8. ©. 1827 ©. 78, 1829 ©. 44 
und 1831 ©. 155) beigelegt war und beigelegt werden mußte, weil fie fonfl das 
Hauptgut gar nicht ohne Konfens des Lehuss ober Fideifommißberechtigten häften 
verpfänden dürfen. Gine prioritätifche Berpfündung des Haupigutes iR ihnen 
aber auch nicht gehaltet, vielmehr follen nach der Aller. 8. D. v. 2. Inli 1831 
und nah Nr. VII. 8. 6. des Gef. v. 29. Zuni 1835 die Rechte der früher eins 

eiragenen Blänbiger bei folhen Berpfänbungen des Hauptgutes unverändert 
leiben. 

Aus dem $. 7. des zuletzt angeführten Geſetzes, wörtlich lautend: 

„Die den Gutsbefigern und Abgabeberechtigten zuftehende Befuguiß zur 
Verſchuldung der Abfindungen und der Hauptgüter, ober zur Veräußerung 
der erfteren findet der Regel nad) nur bie ji den in Folge der Auseinans 
herfebtng in dem Hypothefeubuche zu bewirkenden Abs und Zufchreibungen 

att u. |. w.“ 
folgt ebenfalls nichts für die Anficht des K. O. 2. ©. 

Diefer $. ift zu den $$. 5. u. 6. a. a. D. ergangen, in denen — wie aud 
das Kollegium anerfennt — von einer prioritätifchen Berpfändung der Hauptgüter 
zur Beftreitung der Ginrichtungsfoften überall Feine Rebe if. 

Shenfowenig findet fich in dem $. 7. ſelbſt irgend eine darauf bezügliche Bes 
fimmung. Durdy diefen 8. hat vielmehr — wie die Motive zu demfelben un- 
zweifelhaft ergeben — lediglich ein Endtermin feftgefegt werben follen, bis zu wels 
chem die bisher gefeslich nachgelafienen Ausnahmen von ten Regeln des Hypo⸗ 
thefenrechts flattfinden, damit bie nachtheilige Ungewißheit rüdfichtlich der Wirfuns 
gen deſſelben nicht ins Unbefimmte gezogen werde und es möglid; bleibe, daß dies 
jenigen, die ihr Geld auf Hypotheken zu geben geneigt find, fich durch Anwendung 
gehöriger Aufmertfamfeit auf die bei ben betreffenden Gütern vorgekommenen Auss 
einanberfeßungen vor Iretbümern bewahren. Bine neue Ausnahme von ben Re; 
geln des Hypothekenrechts hat dadurch nicht feſtgeſtellt werben follen. 

Bei den Beraifungen über das ©. v. 29. 1835 fam bie Frage: 

ob ben Butsbefisern geflattet werben folle, gleich den Abfindungsländereien 

aud) die Haupigüter für die Ginrichtungsfoften prioritätifch zu verpfänven ? 
ansdrüdlich zur Sprache, und man fprach fich dagegen aus, weil es bebenflich er⸗ 
fobien, mit den Ausnahmen van ben allgemeinen Regeln des Hypothekenrechts noch 
weiter zu gehen, als es nach den fchon erlaffenen Belegen geſchehen fei. 

Deugemäß wird das K. DO. 2. G. hierdurch angewiefen, die an bas ıc. Ge⸗ 
zicht ergaugene Verf. zurickzunehmen, es bei ber durch das gedachte Bericht in 
dem Hypothefenbuche von G. bewirkten Gintragung au belafien, und fich in Zu⸗ 
£unft nach den vorſtehend entwidelten Zrundſehen zu achten. 

(Inf. Min. Bl. 1839. S. 320. Nr. 270.) 


Bum 3. 
D. v. 9. Mai 1818 über die Verſchuldung der Lehen und Fideikom⸗ 


miffe bei Auseinanderfegung der Outöherren mit den Bauern. 


Wir Friedrich Wilhelm ıc. ıc. In. Unferm Ed. v. 14. Sept. die Ber 
gulir. der gutsherrl. und bäzerl. Verhältnifie betr., ‚haben Mir 8. 56. perorbnet, 
Daß die Beier von Sehen. und Bihellommiflen geifße-Merfügungen ‚über bie yon 
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ihnen befeffenen Büter auch ohne Konfens der Agnaten vorzunehmen befugt fein 
ollen. 

j Wir haben diefe B. in Unferer Det. v. 29. Mat 1816 Art. 56—59. dahin 
näher beflimmt, daß die unbebingte Gältigkeit folcher Verfügungen von dem nach⸗ 
folgenden Beweiſe mirflicher DBerwendung bes eingenommenen Darlehns ober 
Kaufgeldes abhängig fein ſolle. Da fich aber bei der Anwendung biefer legten 
Vorfchrift große Schwierigkeiten gefunden haben, indem Gläubiger und Käufer 
in ein ſolches Gefchäft von ungewiffer Sültigfeit fich einzulaffen Bebenfen tragen; 
fo verordnien "Wir hierüber, nach erfordertem Gutachten Unſeres Staateraths, 
wie folgt: 

* Wenn der Beſitzer eines Lehen⸗ oder Fideikommiß⸗Gutes die ihm in 
den genannten Verordnungen geftattete Verpfaͤndung oder Veräußerung vornehmen 
will; fo bat er zuvor bie Seifekung feines Geldbedarfs durch die Gen. Kom. in 
ber m zu bewirken, wie fie in der Dekl. v. 29. Mai 1516 Art. 54. vorgefchries 

en iſt. 

8. 2. Iſt diefe Feſtſetzung erfolgt und von ber Gen. Kom. atteflirt; fo muß 
die Hypothekenbehoͤrde jede innerhalb der feftgefegten Summe vorgenommene Ber: 
pfändung oder Beräußerung unbedingt eintragen, bergeftalt, daß die Sicherheit 
des eingetragenen Gläubigers ober Käufers von dem Beweiſe wirklicher Berwens 
dung des Geldes völlig unabhängig if. - 

6. 3. Die Gen. Kom. ift aber berechtigt und verpflichtet, den Gutsbeſitzer 
zur gefeßlichen Verwendung bes Geldes anzubalten, und fie ertheilt demfelben 
nad geführtem Beweife, oder nach befundener Richtigkeit der Angabe bei anger 
ſtellter Revifion, ein Atteft über diefe Verwendung. 

$. 4. Alle Agnaten oder Anwärter, denen ein Succeffionsrecht in biefes 
Lehen oder Fideikommiß zufteht, find berechtigt, fi die Beobachtung der im $. 3. 
gegebenen Vorſchrift nachweifen zu Taflen. 

.5. Durch gegenwärtige V. wird demnach Unfere Det. v. 29. Mai 1816 
$. 56 — 59., in fofern darin von Lehen: und Fideifommißgätern die Rebe if, 
außer Kraft gefebt. 

Urkundlich se. 

Begeben Berlin, ven 9. Mai 1818. 

(L. S.) Briebrih Wilhelm. 
G. Fürſt v. Harbenberg. v. Altenftein. 
Deglaubigt: 
tiefe. 
(8. S. 1818, &. 43, Nr. 473.) 


2) R. des K. Min. des I. für Bew. v. 30. Oft. 1835, betr. das 
Verfahren bei Kontrollicung der Verwendung der Kapitald-Abfindungen. 


Auf den in ber Auseinanderfegungsfache vom G. N.ſchen Kreife unterm 20. 
d. M. erflatteten Ber. wirb der 8. Gen. Kom. Folgendes eröffnet: 

Es if eine ganz irrige Meinung derfelben, ale ob fie unbefümmert um die 
individuelle Lage der Butsbeflger diefen die Cinziehung der refp. turch Darlehne, 
Beräußerungen des Entfchädigungslandes ober Ginziehung der Abfindungs » Kapis 
talien zu befchaffenden Ginrichtungsfoften zu überlaffen, und fle nnr hinterher zu 
der beflimmungsmäßigen Verwenbung anzuhalten habe. 

Dies voürbe vielmehr bei ſchwer verfchuldeten ober fonft unflcheren Gutsbe⸗ 
fipern dem Zwecke ganz zuwider laufen, weshalb die Binwirkung der Gen. Kom, 
auf die ordnungsmäßige Verwendung vorgefchrieben fl. _ 

Wie es fich von felbft verſteht, daß es Ihr obliegt, Ihre Maaßregeln dem 
beftimmt ausgevrücten Zwecke gemäß zu nehmen, und nach dem wörtlichen Auss 
drude im $.5. des ©. v. 29. Juni d. 3. fein Bedenken über biefe Ihr zufläns 
digen Befugniffe ftatihaben Eönne: fo if dies in dem $. 110. der Ablöf. D. v. 
13. Zuli 1829 für die Provinzen jenfeits der Elbe noch weiter ausgeführt. 

Welche Maaßregeln Sie zu folcbem Behufe zu nehmen bat, muß der Natur 
der Sache nad Ihrem verfländigen Ermeſſen überlaffen bleiben, weil es bei der 
großen Berfchievenheit der vorfommenden Bälle ganz unthunlich If, Sie darüber 
mit einer in das Einzelne gehenden Inftruftion zu verfehen. 

Kommt die K. Gen. Kom. in den Fall, daß Sie dem Guisbeſitzer bie erfors 
berlichen Mittel zur Ansführung der nenen Ginrichtungen gar nicht anvertrauen 
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ann, fo wird Sie ſich derfelben auf die Weiſe zu verfichern Haben, bag Sie ents 
weder bas Atteſt über den Bedarf zurüdhält, bis Ihr die Art und Weiſe, wie 
jene Mittel befchafft werben follten, nachgewiefen ift, und daß Sie dann bei Aus- 
reichung beffelben, an biefenigen, welche die Zahlung leiften follen, vie näheren 
Anweiſungen wegen der Behörde, an welche biefelbe ji leiften ift, erläßt, unter 
der Berwarnung, daß ihnen im entgegengefehten Kalle die Zahlung nicht würde 
zu Gute gerechnet werben, oder dag Sie — was ber Regel nach vorzuziehen fein 
wird — die Beichränfung des Gutsbeſitzers rückfichtlich der Empfangnahme in 
dem NAttefte ſelbſt ausdrückt. Die Meberweifung der Zahlungsmittel an ben Guts⸗ 
befiger felbft ober die von ihm legitimirten Empfänger kann dann nach Maaß⸗ 
abe der wirklich nachgewiefenen Kortichritte der Binrichtungen veranlaßt werben. 

as die von der K. Gen. Kom. fpeziell zur Sprache gebrachte Alternative bes 
von Ihr allein für zuläffig erachteten Berfahrens anlangt, dag nämlich: 

a) entweder bie Bedarfsfumme von dem Empfänger wieder einzuziehen, und 

die Verwendung duch einen Dritten vorzunehmen, 

b) F ee beizuireiben und damit wie mit jedem Abloͤſungs⸗Kapitale zu 

verfahren fet, 
fo kann nach dem Obigen von einer Wiebereinzgiehung überall nur dann bie Rede 
fein, wenn Sie ſich bewogen bat, dem Butsbefiger fofort die Diepofition über 
das ganze Kapital einzuräumen, und berfelbe die ihm beftimmte Friſt verfäumt. 
Sie bat dann aber nach den allgemeinen Regeln der Executio ad faciendum zu 
verfahren, und es muß Ihrem Ermeſſen nach den Umfländen jedenfalls überlaſſen 
bleiben, ob diefelbe auf perfönliche Zwangsmittel gegen den Debenten ober auf 
Beitreibung des Gelpbetrages zu richten iſt, um bie efchaffung ber Ginrichtung 
durch einen Dritten bewirken zu laffen, nicht minder ob diefe Beitreibung fofort 
in einem oder in gewifien Terminen zu bewirken if. Borenthalten kann Gie dem 
Beſitzer das Geld zu den anszuführenden Ginrichtungen jedenfalls nicht. Die 
Zuziehung der Gläubiger zu den Berhandlungen über die von Ihr zu nehmenden 
Maaßregeln if weber vorgefchrieben noch zweckmaͤßig. 

Es muß baber bei der Regel bleiben, wonacd ihre Zuziehung nicht erforbers 
lich if, die ihnen geftattete Einmiſchung alfo Tebiglich auf dasjenige befchränft 
bleiben, was hierüber in dem allegivten $. beftimmt if. 

(Koch's Agrargef., A. Aufl. ©. 228.) 


3) EM. des K. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn) v. 80. März 
1837 an die K. Gen. Kom. zu Berlin, Soldin, Stargard, Breslau, Sten⸗ 
dal und Münfter, und an die K. Meg. der Provinz Preußen, betr. das 
Verfahren der Auselnanderfegungs » Behörden bezüglich der Kontrolle der 
beftimmungsmäßigen Verwendung der zu den Einrichtungskoften zu beſchaf⸗ 
fenden Summen. | 


Die Borfchriften des 5.5. des ©. v. 29. Zunt 1835, wegen Sicherfiellung 
der Rechte dritter Berfonen bei gutsherrlichsbäuerlichen Regulirungen, Ablöfungen 
und Bemeinheitstheilungen, haben bei der Ausführung Anlaß zu verfchiebenen 
Bedenken gegeben, namentlich darüber: in welcher Art und Weife die Gen. Koms 
miffionen die utsbeflger, in Beziehung auf die ihnen gegen bie eingetragenen 
Blänbiger, Lehns⸗ und Fideikommiß⸗Folger und fonfligen Realberechtigten oblies 
genden Verpflichtungen, zur befimmungsmäßigen Verwendung der zu den Gins 
richtungefoften bei gutsherrlichsbänerlichen Regnlirungen und den Ablöfungen refp. 
ans den Ablöfungs-Kapitalien, Verkauf des Abfindungslandes oder durch beffen 
Berfchuldung zu entnehmenden oder zu befchaffenden Summen anznhalten haben? 

Es kommt hierbei zunächft darauf an, welche Freiheit die Gen. Kommiſſio⸗ 
nen den Gutsbefigern in der Dispofition über dieſe Kapitalien zu laſſen oder 
welche Befchränfungen fle ihnen dabei aufzulegen haben? ob namentlich, wenigs 
ſtens in der Regel, die Verwendung den Gutsbeſihern zu überlaffen und die ins 
wirkung auf eine Kontrole derfelben zu befchränfen, zu Zwangsmitteln aber nur 
gegen Gutsbeſitzer, die fich in der Verwendung fäumig erweifen, zu fchreiten if, 
oder ob denfelben die Kapitalbeträge immer nur nach Maaßgabe der Kortichritte, 
welche fie in den ale nothiwenbig erachteten Ginrichtungen gemacht haben, zu 
überlafien und zu überweifen find? Kür Lesteres fprechen bie aeibrüngiiihen Des 
Rimmungen ber Art. 55. ff. und 70. der Defl. v. 29. Mai 1816, ba hiernach zur 
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zechtlichen Wirkung der an den Gutsbefiger geleifteten Zahlung in Beziehung auf 
die entfernten Intereffenten zur Sache, der Nachweis der Berwendung durch ein 
Atteft der Gen. Kom. erforderlich war. 

Daß es aber bei-der neueren Gefebgebung nicht die Meinung gewefen ift, 
den Gutsbefitzer rücfichtlich der ſtatt deſſen angeordneten Kontrole der Gen. Kom. 
in diefem Maaße zu befchränfen, ergiebt fich daraus, daß die Beſcheinigung über 
die behimmungamäßige Berwendung des Geldes weder in bem hierüber zuerſt 
verordnenden ©. v. 9. Mai 1818, noch in der Ablöf. O. v. 13. Juli 1829, noch 
in dem oben erwähnten $. 5. des G. v. 29. Juni 1835 als Bedingung der Er: 
bebung deſſelben von Seiten des Butsbefigers aufgeftellt, vielmehr nach den an- 
geführten Vorfchriften nur das von der Gen. Kom. auszuftellende Bedarfsatteſt 
erforderlich ift, um den Butsbeliger zur Aufnahme der erforkerlichen Kapitalien 
u. ſ. w. zu ermächtigen; die von der Gen. Kom. zu übende Kontrole alfo nur 
als ein daneben zu beforgendes Geſchäft und tie von berfelben zu eriheilende 
Befcheinigung über die wirkliche Verwendung als Schlußaft derfelben bezeichnet iſt. 

Es fpricht ferner dafür, daß nach dem $. 110. der Ablöf. O. v. 13. Zuli 
1829 Tediglich dem Urtheil der Gen. Kommiſſionen überlaffen ift, welche Maaß⸗ 
regeln Behufs der ihnen übertragenen Auffidıt über die wirkliche Berwendung zu 
dem beflimmten Zwecke zu ergreifen find; im Allgemeinen aber benfelben im $. 45. 
der DB. v. 20. Juni 1817 die Weifung ertheilt if, die Gutsbefiger, rückſichtlich 
der von ihnen im Interefie der eingetragenen Gläubiger u. f. w. auszuübenten 
Kontrole, nicht ohne Noth zu beläfligen. 

Es hat jeded, fein Bedenken, daß die Gen. Kommifflonen in denjenigen Bil: 
len, wo das Intereſſe der Gläubiger sc. nach der befoudern Lage ter Gutsbefiger 
gefährdet erfcheint, eben fo befugt als verpflichtet find, dem Zwed der ihnen zu⸗ 
fiehenden und obliegenden Kontrole gemäß, folche Borfehrungen zu treffen, woburch 
ben nachtheiligen Dispofitionen der Qutsbefiger über das zu erhebende Geld ver- 
gebeugt wird; daß fie alfo in ſolchen Fällen deſſen Einzahlung in das Depoſito⸗ 
rium oder ſonſt in ſicheren Gewahrſam zu verordnen und die Ueberweiſung deſſel⸗ 
ben an die Gutsbeſitzer von dem Fortſchreiten in den vorzunehmenden Einmrichtun⸗ 
gen abhaͤngig zu machen haben. Rückſichtlich der Kapitalzahlungen, welche in 
Folge einer Ablöfung oder Cigenthums-Verleihung zu leiſten find, iſt dies nach 
$. 109. der Abtö.f D. v. 13. Juli 1829 und $. 5. des Gef. v. 29. Juni 1535 
ganz einfach durch die den Schultnern von den Gen. Kommifftonen zu ertheilen⸗ 
den Anweifungen au bewirfen. Hinitchtlich der Anleihen und Veräußerungen zum 
Zwei der neuen Rinrichtungen aber haben fie fein anderes Mittel, als daß fie 
in den Bedarfs⸗Atteſten felbft die Beringungen ausbrüden, unter welchen tie 
Bahlung nur geleiftet werden fann. 

Der K. Sen. Kom. (Reg.) wird dies zur Nachricht und Nachachtung befaunt 


acht. 
(Ann. XXI 70. — 1, 73.) 


4) R. res KR. Min. des J., Abth. I. (0. Manteuffel) v. 20. März 
1847 an die K. Gen. Kom. zu Berlin, betr. die Dauer der Kompetenz ter 
udeinanberfegungs ⸗Behoͤrden binfichtd der Verwendung der Abfintungs- 

apttalien. 


Auf den Ber. v. 27. v. M., betr. die Dauer der Kompetenz ber 8. Gen. 
Kom. hinfichte der Verwendung der Abfintungsfapitalien in Lehmgüter wird Ders 
felben eröffnet, tag nur die Befugniß der Gutsbefiger, zur Befreitung der Koften 
der neuen Wirthfchafts-Ginrichtungen die Abfindungen zu veräußern oder die Gü⸗ 
ter mit Schulden zu befchweren, an gewiſſe Sriften gebunden ifl, dagegen die 
Pflicht der Gen. Kommiſſionen, bei Allodialgütern dann, wenn in Folge der Be: 
Tanntmachung Realberechtigte die Verwendung verlangen, bei Lehnen und Fidei⸗ 
kommiſſen ganz allgemein die vollffändige Ausführung ter Auseinanderfeßung durch 
bie Verwendung ber Ablöfungsfapitalien zur Wieberherflellung ter gefchmälerten 
ehe oder Abzahlung gültiger Schulden herbeizuführen, an Feine Zeit gebun⸗ 

en ift. 

(Min. BI. d. i. V. 1847, ©. 101, Nr. 139.) 


gem 


- Zum &. v. 29. Juni 1835 wegen Sicherſtellung ie. (F. 6) 678 


Sum $. 6. 


I) K. O. v. 80. Iunt 1827, durch welche den Beftgern unverſchulde⸗ 
ter oder nur bepfandbriefter Lehn⸗ und Fideikommißgüter bet gutsherrlich⸗ 
bäuerlichen Regulirungen geftattet wird, das Einrichtungs⸗Kapital auch auf 
die Subſtanz des Hauptgut® zum halben Deirage der Abfindung, ohne 
Konfens der Agnaten oder Anwarter, in Pfandbriefen aufzunehmen. 


Auf den Ber. und nad) dem Antrage des Staatsmin. beftimme Ich hierdurch, 
daß in denjenigen Provinzen, wofelbft das Ed. v. 14. Sept. 1811, wegen Regu⸗ 
lirung der gutsherrlich = bäuerliden Verhältniffe Anwendung findet, den Beflbern 
son Lehn: und Fibeilommißgütern, auf weldhen nur Pfandbriefe oder gar Feine 
Schulden Haften, geftattet feyn foll, das bei den bäuerlichen Abfindungen zu ben 
Koften der neuen Wirthfchaftseinrichtung erforderliche Kapital, für welches fie nad 
dem Art. 53. der Defl. v. 29. Mai 1816 nür die Abfindungsobjefte zu verpfänben 
berechtigt find, zum halben Betrage des nach landſchaftlichen Abſchätzungsprinzipien 
ermittelten Werths dieſer bei der Auseinanderfeßung ihnen jugerolefenen Abfindung, 
ohne Ginwilligung der Agnaten oder Anwarter, au) auf die Subflanz bes Haupts 
gute, jedoch nur bei der Landfchaft in Pfandbriefen, unter ben in ber Dekl. v. 
29. Mai 1816 Art. 51.—55. und der V. v. 29. Mai 1818 vorgefhriebenen-Sis 
cherheitsmaaßregeln, aufzunehmen. 

IH überlaffe dem Staatemin. die öffentliche Bekanntmachung diefer Beſtimmung. 

Botsdam, den 30. Juni 1827. 

Friedrich Wilhelm, 


An das Staatsminifterium. 
(8. ©. 1827 S. 78 Nr. 1077.) 


2) 8. O. v. 13. Mat 1829, enthaltend die Modiflfation der Allerh. 
Ordre v. 30. Sunt 1827 in Betreff folcher Lehns⸗ und Fivellommiß- Bes 
figer, welche zur Befchaffung des Einrichtungs⸗Kapitals nach erfolgter guts⸗ 
berrlich = bäuerlicher Megulitung den Tandwirtbfchaftlichen Kredit nicht bes 
nutzen koͤnnen. 

Nah dem Antrage des Staatsmin. v. 28. v. M. will Ich hierdurch die Bes 
flimmung Meiner Ordre v. 30. Juni 1827, der! welcher Lehns⸗ und Fideikommiß⸗ 
Beſitzer das, nach erfolgter gutsherrlich bäuerliher Regulirung, benoͤthigte Cinrich⸗ 
tungs⸗Kapital auf die Subſtanz des Hauptguts nur bei der Landſchaft zum halben 
Betrage des nach Landfaftliden Prinzipien ermittelten Werths aufzunehmen bes 
sechtigt find, dahin mobifiziven: baß diejenigen Lehns- und Fideifommiß » Befiger, 
welche einen landſchaftlichen Krebit in ihrer Provinz nicht benutzen Fönnen, fich den 
erforderlichen Bedarf von jedem andern Glaͤubiger zu verfchaffen befugt, aud ba, 
wo landſchaftliche Abfhäkunge- Prinzipien nicht vordanben find, die Gen. Kommifs 
flonen autorifirt fein follen, den Werth der dem Befitzer zugewiefenen Abfindung, 
auf defien halben Betrag die Aufnahme des Darlehns zuläffig ift, nach den bei ber 
Aueeinanberfegung zum Grunde gelegten landüblichen Abfhäßungs s Prinzipien zu 


ermitteln. 

Das Staatémin. Hat die Bekanntmachung diefer Beſtimmung in vorfchriftemäs 
iger Art zu veranlaflen. 

Berlin, d. 13. Mai 1829. 


An das Staatsmin. 
(®. €. 1829 ©. 4 Nr. 1191.) 


3) K. O. v. 2. Juli 1881, betr. die den Lehns⸗ und Fideikommiß⸗ 
Beſitzern in fämmtlichen Provinzen der Monarchie zu gefattende Berpfän- 
dung der Guͤterſubſtanz, wegen der Außeinanberfegunge- often und Abſin⸗ 
dungen bei gutsherrlich⸗ baͤuerlichen Regulirungen, Gemeinheitd-Separationen 
und Ablöfungen. 

Auf den gutachtlichen Ber. des Staatsmin. 9. 21. Maid. J., erfläre IE 
Mich damit einverflanden, dag der Antrag: den Lehns⸗ und Fideilommiß⸗Beſitzern 
die Berpfändung der Büterfubflanz, wegen der Anselnanderfegungsfoften bei gutes 
herrlich = bäuerlichen Regulirungen, @emeinheite s Separationen und Ablöfungen zu 
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geftatten, in Beziehung auf den Lehnsheren, fo wie auf die Lehns⸗ und Fideikom⸗ 
miß⸗Folger, durch —5* Rechtsprinzip begründet werde, auf welchem die Beſtim⸗ 
mungen der Geſetze hinfichtlich der Binrichtungsfoften beruhen. Ich genchmige da⸗ 
her, daß diefe Beſtimmungen auch auf die Auseinanderfegungskoften angewenbet 
werben, und feße nah dem Borfchlage des Staatsminifteriums fehl: daß den Lehns⸗ 
und Fideifommiß s Befigern in fämmtlichen Provinzen der Monardie geftattet fein 
fol, die Subſtanz des Lehns oder Fideikommiſſes für diejenigen Keften zu vers 
pfänden, die durch Bermeflung und Bonitirung, fo wie durch bie — 
Verhandlungen, bei allen Geſchaͤften entſtehen, welche die Ausführung der Geſetze 
über die gutöherrlich = bäuerlichen Regulirungen, und in den Landestheilen jenſeits 
der Elbe auch die dur die Gef. v. 21. April 1825 vorgefchriebene Ausgleichung 
über die erblichen Befitzrechte und Reallaſten außer dem gutsherrl. Berhälmiffe, 
ferner die Gemeinheitstheilungen und die Ablöfungen zum Gegenflande haben. I 
feße ferner nad dem Antrage des Staatsminifteriums fe: dag die Lehns⸗ und 
Fideikommiß⸗Beſitzer die Subflany der Güter au für den Betrag bes Abſindungs⸗ 
Kapitals zu verpfänden berechtigt fein follen, welches fie bei Gecmeinheitstheilungen 
oder bei Ablöfungsgefchäften zum Beften der Güter verwenden. Die Höhe, ſowohl 
ber Auseinanderfegungsfoften als der Abfindungen, iſt jederzeit durch ein in bes 
glaubter Form auszufertigendes Atteft der Generalfommifflon für die gutsherrlich- 
baͤuerlichen Regulirungen nachzuweiſen, und die Hypothefen: Behörden find authoris 
firt und verpflichtet, ohne das Erforderniß der Einwilligung bes Lehnsherrn, oder 
der Lehnss oder Fideikommiß⸗Folger, die auf den Grund des Attefles nachgefuchte 
Gintragung in das Hypothefenbuh zu veranlaffen, wobei es übrigens von bem 
Beſfitzer abhängt, ob er die erweisliche Summe als ein Darlehn auf die Güterfub- 
flanz aufnehmen, oder feinem Allobial: und freien Nachlaſſe den Anſpruch auf Er⸗ 
ftattung bei ber fünftigen Auseinanderfegung mittelft eines Vermerks im Hypothe⸗ 
kenbuche vorbehalten will. In beiden Wüllen bleiben die Rechte früher eingetrage⸗ 
ner Gläubiger ungefährbet. Auf die Koften der Prozeſſe, welche durch das Aus- 
einanderſetzungs⸗, Theilungs⸗ oder Ablöfungs = Gefchäft verurfacht worden, finden 
dieſe Beflimmungen feine Anwendung, vielmehr bleibt es deshalb bei der allgemeis 
nen gefeglichen Vorfchrift. 

Das Staatsmin. hat die Aufnahme dieſes Befehls in die G. ©. zu verans 


fien. 
Berlin, den 2. Juli 1831. 


An das Staatsminifterium. 
(9. ©, 1831 ©. 155 Nr. 1298.) 


4).3um $. 6. Nr. IM. 


a) R. des K. Min. des I. v. 15. Nov. 1831, betr. die Nichtanwend⸗ 
barkeit der K. O. v. 2. Juli 1831 auf Koften für die Eintragung im Hy⸗ 
pothefenbuch, oder für die Verpflegung der Kommiffarien, wohl aber bei 
gütlihen Auseinanderfegungen. 


Die Allerh. K. v. 2. Juli d. I. wegen der zu ertheilenden Atteſte über die 
Auseinanderfegungsloften bei Zehen und Fideikommiſſen, worüber die K. Gen. Kom. 
in Ihrem Ber. v. 28. v. M. um nähere Belehrung bittet, enthält nur eine Des 
Haration ber früheren geſetzlichen Borfchriften über die Beſchaffung ber durch bie 
Auseinanderfeßung nothwendig werdenden Koften, namentlih des 6. 24. bes Eb. 
». 14. Sept. 1811 und ber ſich darauf beziehenden erläuternden Art. ber Dei. v. 
29. Mai 1816, fo daß deren Anwendung nicht auf die nach Publikation berfelben 
erwachſenen Koften beſchraͤnkt werben kann (cf. $. 15. der Ginl, zum A. 2. R.). 
86 wird dabei beabfidhtigt, den Lehn⸗ und Fideilommiß⸗-Beſitzern Gelegenheit zu 
geben, fi den Beirag ber an nanberfeßungsfoften, welche ber Subflanz bes 
Butes, mithin allen Tünftigen Befigern zu Gute kommen, zu verſchaffen, ohne daß 
fie dem gegenwärtigen Befiger allein zur Laft fallen, und dieſe Abficht würbe nur 
fehr unvolllommen erreicht werden, wenn man bie Allerh. Beftimmung nur auf die 
fpäter entflandenen Koſten anwenden wollte, 

Die Worte berfelben ergeben jedoch, ge: fi dieſelbe nur 

auf die Koften ber Bermeflung und Bonitirang, fo wie der kommiſſariſchen 
Berhanblungen, 
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beziehen, worunter aber die Koften ber Gintragung im Hypothekenbuche nicht mit 
verflanden, und noch weniger bie auf bie Verpflegung ber Kommiffarien verwendes 
ten Koften, zu beren Berwendung gar fein Rechtsgrund vorhanden ift, begriffen 
werben fühnen. 

, Dagegen kann es Feinen Unterfchieb machen, ob bie Partheien ſich gütlich ges 
einigt und erſt nachher bas errichtete Abkommen zur Beflätigung eingereicht, ober 
ob bie Auseinanderfegung im Wege bed gewöhnlihen kommiſſariſchen Verfahrens 
bewirkt worden, und if baher auch in jenem Falle ber Lehns⸗ und Fideilommißs 
Befiger befugt, von dem ihm durch die mehrgebachte Allerh. K. D. eingeräumten 
echte Gebrauch zu machen, und zu biefem Behuf bie Kofenliquidation bei ber 
K. Sen. Kom. zur Gribeilung des erforderlichen Atteſtes einzureichen, und bleibt 
e6 deren Sache, ſich dann von ber Richtigkeit bes liquidirten Koftenbetrages Ueber⸗ 
zeugung zu verfchaffen. 

Rach der ausbrüdlihen Beftimmung der mehrgebadhten Allerh. 8. O. ſteht es 
den Lehn⸗ und Fideikommißbeſitzern frei, durch Eintragung eines Bermerks im Hy⸗ 
pothelenbuche den Allobialerben den Anfprud auf Erſtattung vorzubehalten, und 
iR daher auch Fein Grund vorhanden, warum der jeßige Befißer von N. nicht follte 
berechtigt fein, bie von feinem Bater und Vorbeſitzer verwendeten Koften eintragen 
zu laffen, und refp. erflattet zu verlangen, vorausgefeht, bag er deſſen Allodialerbe 
geworben if. 

(Koh 6 Agrargef., 4. Aufl. S. 178.) 

b) M. des K. Min. des J. v. 19. Oft. 1832, betr. die Anrechnung 
ter durch die Anfchläge wegen der in Folge ter Auseinanderfegung nöthig 
gewordenen Bauten entflehenden Koflen bei Deranfchlagung ter Einrich« 
tungskoſten. 


Der K. Gen. Kom. gereicht auf Ihre Anfrage v. 9. d. M. wegen Anwendung 
der K. O. v. 2. Juli v. auf die Koſten der Anſchläge wegen der in Folge der 
Auseinanderſehung noͤthig gewordenen Bauten zum Beſcheide, „daß dergl. Koſten 
allerdings zu —*2 gehören, auf welche Ihr Atteſt zu richten iſt,“ da fie kom⸗ 
miffarifhe Verhandlungen zur Ausführung der Geſetze über gutsherrlihe Regulis 
zungen zum Gegenflande haben, indem in unter foldden Koften keinesweges 
die Diäten und Auslagen der Spezial: Kommiflarien allein, fondern auch ber ans 
dern zum Zwecke abhibirten Sachverftändigen zu verflehen find. 
(Koch's Agrargef., 4. Aufl. ©. 232.) 


gum $. 7. 


1) C. 8. des K. Min. des I. für Gew. Ang. (9. Brenn) v. 15. Dec, 
1837 an fämmtliche K. Gen. Kom. und an vie K. Meg. der Brosing ten 
fen, betr. die Sicherung der Hypothekenrechte der Gutsbeſttzer bei Ausein⸗ 
anderfeßungen. 


Auf Beranlaffung der Immebiat-Borftellung bes Fürſten v. Hatzfeld zu Tras 
enberg v. 8. Mai und ber darauf ergangenen Allerh. 8. O. v. 7. Juni d. 3. 
b die Beftinmungen bes $. 7. des Gef. v. 29. Juni 1835 nad) ben vorange⸗ 

gangenen Berhandlungen und Motiven näher geprüft worden und Bat fid) dabei 
ergeben, daß verfelbe, in foweit es fi von dem Interefje der hypothe⸗ 
tarifhen Gläubiger Handelt, allerdings nichts Neues enthält, vielmehr nur 
ſolche Grundſaͤßze ausfpriht, welche aus den allgemeinen gefeglidhen Vorſchriften 
bereits folgen, mithin auch nur als eine Deklaration der legtern zu betrachten und 
auf alle Fälle zurüdwirken, welche vor Erlaß des G. v. 29. Juni 1835 adgefchlofs 
fen find; bergeflalt, daß einem Gutsbeſitzer, welcher bei der erfolgten Cintragung 
bes Auseinanberfeßungsrezefles keinen Vorbehalt wegen ber bendthigten Einrich⸗ 
tungskoſten im Hypothefenbuche vermerken ließ, ohne ausdrückliche Einwilligung ber 
fon vorhandenen Glaͤubiger auch nicht mehr freifteht, die feinem Gute zugeſchrie⸗ 
nen Gländereien zum Betrage jener Koften zu veräußern ober prioritäs 

u verpfänden. 

—* geſtaltet ſich indeſſen die Sache, wenn — wie im vorliegenden Falle 
— kin ie Gläubiger vorhanden find und wegen ber ſideikommiſſari⸗ 
fm oder Lehno⸗Qualitaͤt des betreffenden Gutes lediglich das Intereſſe der 
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Anwärter ober Agnaten in Frage kömmt. Ihnen gegenüber war ber Bes 
iger des Guts zur Beräußerung ber Abfinbungen und zur —— der Sub⸗ 
ſtanz wegen der Ginrihtungss ze. Koſten berechtigt, es beburfte ihrer Zufimmung 
hierzu nit, und nur die Kontrole der Gen. Kom. trat ein; bie Ausübung jener 
Befugniffe war auch an Feine befonbere Friſt gebunden, und bie Beſchraͤnkiung, 
welche ber $. 7. des allegirten Gef. ausfpricht, weder in den bis zu befien Emas 
nation maaßgebend geweſenen Vorſchriften erwähnt, noch eine ſolche aus allgemei: 
nen Grundſaͤtzen, wie rüdfihts ber hypothekariſchen Gläubiger ber Gall ift, herzu⸗ 
leiten. Hiernach if die gebachte Dispofition des 6. 7. des allegirten Gef. in biefer 
Beziehung als einesmeue anzufehen und durch die Betrachtung motivirt, bag es 
ber Beflimmung eines endlichen Termins bebürfe, bis zu welchem die A men 
von den Regeln der Hyp. D. flattfinden follten, bamit die nachtheilige Ungewißheit 
binfitlih deren Anwendbarkeit nicht zu fehr ind Weite gezogen werde. Sie könne 
beshalb im Intereſſe der Bideifommiß : Anwärter und Agnaten auf frühere Fälle 
nicht bezogen werben, vielmehr nur da Anwendung finden, wo es fi von Geſchaͤf⸗ 
ten handelt, bie erſt nach Publikation des ©. v. 29. Jani 1835 zur Gintragung 
ins Hypothekenbuch gelangt find. 

Nach diefen, durch die abfchriftlich beigefügte Allerh. K. DO. v. 27. v. M. 
(Anl a.) genehmigten Grundfägen mobifizirt nd nun auch der frühere Erlaß v. 
17. Febr. d. J. anl. 

nl. a. 


Aus den in Ihrem Ber. v. 31. v. M. auseinandergefeßten Gründen bin Ich 
damit einverfanden, dag ber Fürft v. Hatzfeld gefehlich berechtigt fei, biejenigen 
7806 Thlr. 17 Sgr. I Pf., welche er zu der durch die Ablöfung der Drefchgärts 
nerbienfte auf den Trachenbergfchen Fideikommißgütern nothwenbig geworbenen neuen 
Anlagen und CEinrichtungen verwendet hat, aus dem bei dem Oberlandesgerichte zu 
Breslau verwalteten Trachenberger Gelb⸗Fideikommiß⸗Fonds fih erflatten zu laffen. 
Ich ermädtige Sie, den Min. des J., hiernach die Beſchwerde des Fürften 
v. F a b zu erlebigen und ihn auf die zurüdfolgende Gingabe diefem gemäß . 
zu befdeiden. 

Berlin, bem 27. Roy. 1837. 


n 
bie Staatsminifter, Freiherrn v. Brenn 
und Mühler. 

(Ann. XXI. 945. — 4. 71.) 


2) R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Meding) v. 31. Aug. 1840 
an bie K. Meg. zu Sranffurt, betr. die Verwendung von Abfindungs » Ka- 
pitalien zur Dedung der Auseinanderfegungskoften in Lehns⸗ und Fidei⸗ 
Tommißgütern. 


Mit den Anfichten, welche in bem, über bie Befchwerbe bes Grafen N. auf 
N. v. 9. Ian. d. 3. unterm 12. Mai ejd. erflatteten Ber. entwickelt find, kann 
id) mich nicht überall einverftanden erflären, und will daher die K. Reg. im Nach⸗ 
folgenden auf die Gefichtspunkte aufmerkfam machen, von welchen aus die Sache 
weiterhin wird behandelt werben müflen. 

Als faktifch iſt voranzufchiden, daß der Beſitzer des aus zwei Antheilen (bem 
Turmärfifchen und dem laufipfchen) zufammengefeßten, barnadı auch auf zwei bes 
fondere Jolien des Hypothefenbuches eingetragenen, jedoch @inem Fideikommiß⸗ 
verbande angehoͤrigen Gutes N. nachträglich noch die Feſtſetzung derjenigen Koſten 
verlangt, welche ihm durch ein, mittelft Rezeſſes v. 4. Febr. 1830 abgefchloffenes 
Auseinanderfegungsverfahren angeblich erwachfen find, indem er beab chtigt, den 
"Betrag berfelben fünftig gegen bie KapitalsEntfchädigungen zu verrechnen, welche 
für Bi un ben bäuerlichen Wirthen bis dahin noch geleifteten Hülfedienſte werben 
gezahlt werben. 

Ob Lepteres an und für ſich zuläffig und mas zu dem Ende eiwa noch vor⸗ 
zubereiten fein möchte? dies ſteht mit dem erfigebachten Begehren offenbar in gar 
feiner unmittelbaren Verbindung und müffen baher beide Gegenſtaͤnde fchon des⸗ 
halb, hier aber um fo mehr jeder für ſich allein behandelt werben, als ber Antrag 
auf Freigebung Fer Hülfsdienft-Ablöfungsgelver ausbrüdlich bis dahin vorbehalten 
worben iſt, wo bie Koflen — dem uriprünglichen Gefuche zufolge — feſtgeſetzt 
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Bleibt man demnach zumächft bei dieſem fichen, fo ift den Lehns⸗ und Kibeis 
fommißbeflgern fchon durch die Allerh. K. O. v. 2. Juli 1831 (®. ©. ©. 155) 
ganz im Allgemeinen nachgelaffen worden, fich die bei Gelegenheit der gutsherr⸗ 
lich s bäuerlichen Regulirungen, ®emeinheitstheilungen und Ablöfungen durch Ver⸗ 
meflung und Bonitirung, fo wie durch. tie Fommiffarifchen Verhaudlungen felbft, 
ausschließlich jedoch ber Prozeſſe, entſtehenden Koften, welche übrigens mit denen 
ber neuen Wirthichaftseinrichtungen nicht au verwechfeln find, indem dieſe auch 
durch prioritätifche Berpfändbung oder Veräußerung der Abfindungsobs 
jefte gedectt werden dürfen, Dadurch zu verfchaffen, taß fie 

entweder Darlehne bis zum Betrage berfelben unter Berpfänbung ber 
Güterfubflang aufnehmen, . 
oder aber ihrem Allodial- und freien Nachlafie den Anfpruch auf Er⸗ 

flattung der erweislich gezahlten Koften mittelft eines Vermerkes im 

Hypothefenbuche vorbehalten. 
Dabei follen jedoch die Berechtfame der Hupothefgläubiger, welche fih nur hin⸗ 
fichtlich der neuen Cinrichtungskoſten die vorgedachten Dispofitionen gefallen laflen 
müflen, in aller Weiſe unverändert bleiben, mithin können die zur Dedung der 
Auseinanderfegungsfoften aufgenommenen Darlehne oder Erftattungsvorbehalte 
immer erft hinter den bereits ingroffirten Schulden eingetragen, und aus ben 
folchergeftalt verhafteten Gegenſtänden nicht eher realifirt werben, bevor nicht bie 
älteren Forderungen entweder abgefloßen oder die bypothefarifchen Nechte derfelben 
anberweit aufgehoben find. Jene Beftimmungen dienen alfo, — wie man leicht 
erkennt, — nur zur genaneren Abgränzung der rechtlichen Berhältniffe zwiſchen 
den Befigern der Lehns: und Fideifommißgüter auf der einen und ben Lehns⸗ 
herren, Agnaten und Anwärtern auf der andern Seite; — letzteren gegenüber, 
war urfprünglich auch keine Zeit feflgefeht, biunen welcher die Butsbefiger von 
den ihnen zugeflandenen Befugniffen Gebrauch machen follten; — es ift daher 
die fpätere desfallfige Borfchrift bes G. v. 29. Juni 1835 (8. S. ©. 135), — 
welches unter faft mwörtlicher Wiederholung der Allerh. 8. O. v. 2. Iuli 1831 
im $. 7. einen endlichen Termin zur Geltendmachung jener Rechte ſtellt, — in 
diefer Beziehung als eine neue zu erachten, und eben beshalb aus den, in ber 
C. Verf. v. 15. Dec. 1837 (Ann. S. 947 ff.) weiter entwidelten, Allerh. Orts 
genehmigten Gründen auf folche Gefcäfte nicht zu erfireden, welche ſchon früher 
abgefchloffen, und beim HYpothefenbuche zur Ausführung gebradht wurden, und 
zwar um fo weniger, als für dieſe feine Präflufivfrift beflimmt, und Feine Auffor: 
verund ber Intereffenten zur nachträglichen Anmeldung ihrer Anſprüche ergans 
gen ift. 

Wenn alfo auch in der Folge noch einzelne, auf ältere Sachen ſich beziehende 
Koſtenfeſtſetzungs-Geſuche vorfonımen follten, fo wird dies doch immer nur aus⸗ 
nahmsweiſe gefchehen und liegt daher feine genügende Veraulaſſung vor, von 
jenen geither befolgten Grundſaͤtzen abzugeben oder fie zu mobdifiziren. 

Wendet man nun diefe auf den vorliegenden Fall an, fo fann es zunächft 
feinem Bedenken unterworfen fein, die den FEnrmärkifchen Antheil des Gutes N. 
treffenden Koften Behufs der Bintragung eines zur Deckung derfelben fofort aufs 
zunehmenden Darlehns oder auch eines Erſtattungs-Vermerkes nachträglich noch 
fefgufegen, da der am 4. Febr. 1830 beflätigte Rezeß ſchon unterm 11. Juni ejd. 
— alfe vor Bublifation der Allerh. D. v. 2. Juli 1831 und des Gef, v. 29. Juni 
1835 — ins Hypothekenbuch eingetragen und die durch erftere ganz allgemein 
gegebene Befugniß des Gutsbefigers mit dem fpätern Geſetze weder alterirt noch 
aufgehoben worden it. — Das Kollegium hat fich bereits in gleicher Weile ans» 
geiprochen und mag darnach weiter verfahren. Aber auch binfichtlich des laufigs 
ſchen Antheils von N. wird der gleichartige Antrag nicht wohl zurüdzumeifen fein. 
Zwar ift es Thatfache, daß der Rezeß v. 4. Febr. 1830 Hier erfi unterm 4. April 
1840 beim Hypothefenbuche zur Ausführung gefommen, für bie rechiliche Lage 
der Sache im Allgemeinen auch unerheblih, ob jene an fich freilich auffallende 
Berfpätigung in einer Unnofiftändigfeit der urfprünglichen Requifition des Gerichts 
um Berichtigung feines Hypothefenbuches oder in einer Mangelhaftigfeit der des⸗ 
fallfigen gerichtlichen Berfügung beruhet; — indefien flehet doch jedenfalls foniel 


feſt, daß 
a) eine Sufchreibung erforkexrlich geworben if, der zweite Abſaß des $. 7. 
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des ©. v. 29. Juni 1835 alfo, abgefehen von allen übrigen Umflänben, 
gar nicht manßgebend fein Tann, bann aber 

b) zu der Zeit, wo die ale nothwendig erfannte Ergaͤnzung des Hypotheken⸗ 
buches Seitens der Generals Rommifflon ertrabirt wurde, ihr aud das 

Geſuch · um Feſtſetzung der Auseinanderfehungsfoften Behufs deren Erſtat⸗ 

tung bereits vorlag. 

Dies war bei der durch das R. v. 14. Oktober v. J. erledigten, übrigens aber 
auch erft nach Bublifation des G. v. 29. Juni 1835 abgefchloffenen N. N. chen 
Auseinanderſetzungsſache nicht der Fall, die Feſtſezung ber, aus dieſem Geſchaͤſte 
erwachfenen Koften vielmehr erſt längere Zeit nach erfolgter Eintragung des Res 
zeſſes beantragt, und ift daher in ber That nicht abzuſehen, wie Fra Erlaß bei 
der ablehnenden Berf. v. 18. Non. v. 3. für die Sache von N. hat zur Anwens 
bung gebracht werden können. Mach Lage ber Iehtern hätte das, in den Geſuchen 
v. 6. Dee. 1838, 3. März und 1. Juni 1839 binfichtlich der Koſten beftimmt 
ausgefprochene Berlangen des Gutsbeſitzers bei der erft fpäteren Korrefponbenz 
mit der Hypothelenbehörbe fofort angemefien berüdfichtigt, ober dem Antragfleller 
wenigſtens Gelegenheit gegeben werden müffen, ſich anderweit noch zu erklären, 
wozu er unter ben obwaltenden Umfländen ans fich felbft nicht füglich veranlagt 
fein Eonnte, da er ja die Auseinanderfeßungsbehörbe bereits angegangen war unb 
von diefer, zumal fie laut Berf. v. 12. März 1839 für den Zall, daß bie hypo⸗ 
thefarifche Gintragung bei dem einen Butsantheil noch nicht erfolgt fein follte, 
verfprochen hatte, die betreffenden Koften, Behufs deren Grftatiung nachrägtich 
noch feflzufegen, nun auch mit Recht erwarten burfte, daß fie nicht ohne fein Bors 
wiſſen Offiztalfchritte thun werbe, die feine Interefien gefährven fönnten. Wenn 
nichts deſto weniger ein anderer Weg eingefchlagen worden, fo bleibt dies ein 
Berfahren ber Behörde, welches der Parthei nicht zum Nachtheile gereichen darf, 
und in dieſer Nüdficht wird daher bie K. Meg. bierbucch autorifirt, die Jolgen 
einer nicht umfichtig genug getroffenen Maaßregel der vormaligen Gen. Kom. zu 
Soldin durch nachträgliche Feſtſezung der Auseinanderfegungskoflen und Anerfens 
nung bes Anfpruche auf Erflattung derſelben auch beim laufigfchen Antheile von 
N. zu befeitigen, wodurch auch die Hier allein zu beachtenden Gerechtfame der Fi⸗ 
beifommiß sIntereffenten nach faktifcher und vechtlicher Lage ver Verhältniſſe wicht 
verleßt werben. 

Sch laffe der. K. Reg. zu dem Ende bie Lignibation der Koften mit Belägen 
hlerneben wieder zugehen und flelle die weitere Berfügung darauf, namentlich aber 
die Bintragung eines, den Beſtimmungen des $. 6. ad V. des ©. v. 29. Suni 
1835 entfprechenden vorläufigen DBermerkes im Hypothekenbuche zunächſt Ihrem 
eigenen Ermeſſen anheim, indem ich nur noch bemerfe, daß, wenn gleich die Dans 
batariengebühren nicht zu denjenigen Auslagen gehören möchten, auf beren @rs 
Rattung der Gutsbeſitzer Anfpruch Hat — dennoch Porto, Botenlohn und ähnliche 
durch Zwifchenverhandlungen und Korrefpondenzen mit den Behoͤrden erwachfene 
Koſten — wie fchon am Schlufle des R. v. 14. Okt. v. 3. in der Budower Aus⸗ 
einanderſetzungsſache bemerklich gemacht worden — babin gerechnet werben müffen, 
fofern fie durch die orpnungsmäßige Behandlung bes Gefchäfts entftanden find. 

Anlangend fodann die künftige Verrechnung der Hülfsdienſtablbſungs⸗Kapita⸗ 
lien, fo bilden dieſe das Aequivalent ber dagegen wegfallenden gutöberrlichen Bes 
rechtigung, ſie treten alfo dem Hauptgute ale Bubebde Hinzu, und erhalten In 
Anfehung ihrer Befugnifie, Laſten und fonfligen NRechtsverhältniffe ganz die Aigen» 
ſchaft jenes; unterliegen mithin nicht allein dem Fideikommißverbande deflelben, 
fondern bleiben auch den, baranf eingetragenen hypothekariſchen Gläubigern nnd 
Healberechtigten in eben der Art verhaftet, wie dies hinfichtlich der Dienfte felbk 
urfprünglich ber Fall war. (cf. $. 147. 150-155. d. G. T. DO. und $. 39. 40. 
der Abl. O. v. 7. Juni 1821.) — Hierin iſt durch die Allerh. K. O. v. 2. Juli 
1831 und das ©. v. 29. Juni 1835 nicht das Mindefte geändert, und barans 
folgt denn von ſelbſt, daß eine Verwendung ober Abrechnung der Entfchäbigungss 
Kapitalien auf die Auseinanderfegungstoften — was doch im Mefultate einer Vers 
Außerung von Bertinenzftüden gleich fein würde — nicht nur gegen bie allge 
meinen Interefien bes Lehns⸗ oder Fideikommißverbandes anftoßen, fondern auch 
die Berechtfame der hypothekariſchen Gläubiger insbefondere verleßen würbe, ba 
diefen offenbar ein Theil ihrer Sicherheit verloren ginge, wenn das Surrogat ber 
ihnen mit verhafteten Dienfe ohne irgend einen Erſaß vorn weggenommen wer⸗ 
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ben dürfte, was bei ber prioritätifchen Berpfändung ober Veräußerung ber Abfin« 
dungsobjekte für die Koften der neuen Ginrichtungen nicht gefchicht, indem nur 
lestere felbik wieder dem Gutskomplexus zuwachſen. So lange alfo die hypothe⸗ 
Karifchen Rechte der Gläubiger und Mealberechtigten auf die Abldfungs-Kapitalien 
nicht in einer ober ber andern Weife — fei es durch ausbrüdliche Crklaͤrung ober 
auf Grund eines nad, $. 460. seq. Tit. 20. Thl. 1. des A. 2. R. eingeleiteten 
Berfahrense — befeitigt worden, ift Die Kompenfation berfelben mit den Auseins 
anderfeßungsfoften unbedingt unzuläffig und der besfallfige Antrag bes Grafen N., 
welcher dabei die von ben Koften der nenen Wirthichaftseinrichtungen geltenden 
Orundfäge irrthümlicher Weile zur Anwendung gebracht willen will, allerdings zu 
verwerfen; — enigegengefeßten Kalle, und wenn blos noch bie Gerechtfame der 
Agnaten ober Fideikommißanwärter wahrzunehmen wären, ift aber bier, wie im 
allen ähnlichen Faͤllen, zu berüdfichtigen, daß die Auseinanderſetzungskoſten als 
noibwendige, die Erhaltung und DBerbefferung der Subſtanz ber Büter betreffende 
Derwendungen betrachtet werben, und deshalb von den Lehnes und Fideikommiß⸗ 
Sntereffenten mit vertreten werben follen; — beide, den Sutsbefigern zur Wieder⸗ 
erfanglng der vesfallfigen Vorſchuͤſſe durch die Allerh. K. O. v. 2. Juli 1831 und 
bas G. v. 29. Juni 1335 geöffneten Wege in Einem Endpunkte, ber Belafung 
und. eventuellen Berfümmerung des jebigen utsfomplerus, zufammentreffen und 
es unter diefen Umfländen im Allgemeinen ziemlich gleichgültig fein wirb, ob ber 
Gutsbefißer die ihm zu erflatienden Koften unmittelbar aus den vorhandenen Abs 
findungs:Kapitalien empfängt, oder fie fih mit Weitläuftigkeiten und neuen Koften 
fo verjchafft, daß er erft eine Darlehnefchult Fonflituirt, und dann entweder dieſe 
oder ein ihr vorfiehendes Kapital nach Maaßgabe bes $. 153. 20q. der Gem. 
Tb. D. und $. 460. seqg. Thl. I. Tit. 20. bes A. 2. R. mit Ablöjungsgelbern 
wiederum abftößt, wozu er unter allen Umftänden berechtigt fein würde. 

Faßt man die Sache in diefer Art auf, fo bedarf es auch Feiner befonberen 
Allerhöcften Ermächtigung zur Legalifirung eines foldhen Berfahrens; denn es 
tritt dann das urfprüngliche Verhaͤltniß der Ablöfungs-Kapitalien als Abfindun⸗ 
gen, und bie Anficht, daß fie in diefer Bigenfchaft zu ben Auseinanderfeßungss 
foften verwendet würden, völlig in den Hintergrund, fie erfcheinen vielmehr nur 
noch ale Theil eines Ganzen, welcher, wie biefes ſelbſt oder jeder andere Theil 
defielben, zur Deckung rechtlich begründeter Forderungen angegriffen und nur des, 
halb zum @egenflande ber Erefution gemacht worden, weil fie gerade das nächfte 
und einfachfte Mittel der Befriedigung darbieten; fie fließen alfo gewifiermaaßen 
immer ef zur Gefammtmaffe, um aus dieſer in einer andern Form und zu einem 
das Ganze berührenden Kwecke wieder zurlidgenommen zn werben. Dabei vers 
ſteht es fich indeſſen — wie fchon oben angedeutet worden — von felbfl, daß bie 
befonderen Rechte der Hypothefgläubiger und Mealberechtigten einer foldhen Maaß⸗ 
regel nicht mehr hindernd im Wege fliehen, während es endlich zur Bermeibung 
fünftiger Differenzen zwifchen dem Gutsbeſttzer, feinen Allobialerben und Agnaten 
jedenfalls räthlich if, auch im Hüypothefenbuche vermerken zu lafien, daß und wie 
bie Anſprüche auf Erftattung der Auseinanderfeßungsfoflen ausgeglichen worden 
find. Hiernach mag nun die K. Reg. Hinfichtlich der Hülfedienſt⸗Abloſſungsgelder 
das Weitere zu feiner Zeit veranlaflen, die Koftenangelegenbeit aber fofort wies 
derum aufnehmen und dem N. N. — welcher Abſchrift gegenwärtiger Berfügung 
erhalten hat — basjenige zugeben laffen, was zur definitiven Erledigung feiner 
Anträge nach Lage der dortigen Akten etwa noch erforderlich fein bürfte. 

(Min. Bl. dv. i. V. 1840, S. 385, Nr. 683.) 

3) 6 R. des K. Min. des J., Ianpwirtbfchaftl. Abth. (v. Meding) 
v. 23. Nov. 1841 an ſaͤmmtliche K. Gen. Kom. und Reg., betr. die hypo⸗ 
thefarifche Eintragung des vorbehaltenen Nechts der Gutsbeſitzer zur Ver⸗ 
Außerung und Berpfändung der Abfindungen. 

Die Faſſung des $.7. des Gef. v. 29. Suni 1835 hat zu der Meinung Ans 
laß gegeben, daß es jederzeit den Butsbefigern felbft obliege, ben Antrag wegen 
Gintragung des Vorbehalte ihres Rechts zur Veräußerung und VBerpfänbung ber 
Abfindungen unmittelbar bei der Hypothekenbehoͤrde anzubringen und biefes ſelbſt 
dann gefchehen müfle, wenn bereits bei der Auseinandberfehungs-Behörbe Anträge 
wegen Bekfehung der Einrichtungskoſten vorliegen, oder fonfl aus den Verbands 
lungen mit Beftimmiheit erhellt, daß ber Butsbefiger von dem ihm zuſtehenden 


— — 
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Recht Gebrauch machen will. Diefe Anficht, welche in einzelnen Fällen bie Folge 
ebabt hat, daß Butsbeflger, welche fib zwar rechtzeitig an die Auseinander: 
esungs s Behörde, nicht aber an die Hypothefenbehörbe gewandt, des ihnen zuſte⸗ 

henden Rechts verluflig geworden, kann um fo weniger gebilligt werben, ale nach 

8. 197. der B. v. 20. Zuni 1817 die erforderliche Gintragung in die Hypotbefens 

bücher von den Kommilflonen veranlagt werden fol, und es im Allgemeinen den 

über das Berfahren beftehenden Vorſchriften und dem Befchäftebetriebe am ange⸗ 
meſſenſten ift, wenn die Anträge biefer Art, eben fowie bie übrigen, die Auseins 
anderfeßung betreffenden, bei der Auseinanberfeßunges Behörte oder dem Epesials 
kommiſſar angebracht werden. — Auch find die Butsbeflger, durch einen zweiten 

Sap in derfeiben Gefepftelle, in einem wenig verfchiebenen Falle ausdrücklich ans 

gewiefen, ihre Anträge bei der Ben. Kom. zu machen. 

Die K. Sen. Kom. wird daher aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, daß in 
allen Faͤllen, wo bie Butsbefiger ihre Abficht, von ihrem Beräußerunges ober 
Berpfänbungsrechte Gebrauch machen zu wollen, rechtzeitig gegen Sie oder Ihre 
Kommiflarien zu erkennen gegeben haben, ber Antrag wegen Bermerfs des Bors 
behalts diefes Rechte mit dem wegen der Ab» und Zufchreibung ber aus bem 
Auseinanderſetzungsrezeß hervorgehenden Beränderungen im Hypothekenbuche vers 
bunden werde. 

(Min. BI. d. i. 2. 1841, S. 20, Nr. 478.) 


Zum © 8. 


I) R. des K. Min. des I. v. 19. Nov. 1832, betr. das Verfahren 
bei Benachrichtigung der Nealgläubiger. 


Nachdem über das bei Benachrichtigung ber Realgläubiger und bei ber Kor: 
refpondenz mit den Hypothekenbehoͤrden, von den verfchiebenen Ben. Kom. bisher 
beobachtete Verfahren, die unter dem 11. Dlai d. 3. erforberten Berichte einges 
nangen find, wird hierburch beflinmt, dag die an bie Bläubiger zu erlaffenden 
Befanntmacungen, wie bisher fchon bei den meiften Gen. Kom. gefchehen ift, 
durch die Spezial⸗Kom. bewirkt werden follen. 

Um hierbei bie Uebelſtaͤnde zu vermeiden, welche durch bie häufige Abweſen⸗ 
beit der Kommiffarien von ihrem Wohnorte bier und da eniſtehen Fönnen, ift die 
Aufforderung an tie Gläubiger dahin zu richten, daß fie fich mit ihren Anfprücen 
innerhalb ber gefeglichen Tri, entweder perlönlich in beflimmt auzuberaumenden 
Terminen bei dem Kommiffario, oder außerdem fchriftlich bei demſelben oder auch 
bei der Ben. Kom. zu melden haben. Auch die Korrefpondenz mit den Hypothe⸗ 
Eenbehörben ift in ber Regel den Spezials Kom. zu überlaffen, damit die Ausfüh⸗ 
rung der Auseinanderfegungen den Beflimmungen und Zweden der V. v. 20. Suni 
1817 gemäß, möglich in einer und derfelben Hand bleibe. Da jedoch Fälle vers 
kommen fönnen, zu beren Erledigung es ber Einwirkung der Gen. Kom. bebarf, 
fo bleibt berfelben unbenommen, in einzelnen Fällen diefe Korrefpondenz unmit: 
telbar zu übernehmen. 

Dei Ablöfungsverträgen, welche ohne Mitwirkung der K. Gen. Kom. errichs 
tet worden find, bat fie die Benachrichtigung der Släubiger und bie nöthigen 
Anträge bei den Hypothekenbehoͤrden felbft zu machen. 

(Koch's Ngrargef., 4. Aufl. S. 182.) 


2) R. des. K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (Bethe) v. 26. 
Febr. 1838 an die K. Gen. Kom. zu Soldin, betr. die Verwendung der 
Abfindungs⸗Kapitalien zur Abſtoßung der Hypothekenſchulden. 

Der K. Gen. Kom. wird auf die Anfrage v. 13. d. M., die Verwendung 
der Abfindungs- Kapitalien zur Abſtoßung der Hypothekenſchulden betr., zu erken⸗ 
nen gegeben, daß das unters Min. die Anfidyt derjenigen Mitgliever des Kollegii 
theilt, welche dahin gebt, daß diejenigen hypothekariſchen Blänbiger, welche auf 
bie Benachrichtigung von einer Kapital: Abfindung fich nicht gemelbet und Feine 
Anträge auf Wiederherfiellung der gefchmälerten Sicherheit gemacht haben, aus 
Beranlaffung derartiger Anträge eines ihnen nachſtehenden Glaͤubigers nicht ans 
berweit gefragt zu werben brauchen: ob fie das Kapital auf ihre Forderung ans 
nehmen wollen; baß es vielmehr dem Kapital empfangenben Berechtigten freiſteht, 


- Bum ©. v. 29. Juni 1835 wegen Sicherflellung ic. ($. 8) 683 


auf welche Weiſe ex feiner Verpflichtung gegen den, Herflelung ber Sicherheit | 
verlangenden &läudiger nachlommen will. 
(Aun. XXI. 84. — 1. 73.) 


8) E. N. des K. Min. des J., Iandwirtbfchaftl. Abth. (v. Meding) 
v. 4. Juni 1840 an fämmtlihe 8. Gen. Kom. und an die K. Neg. ter 
Provinz Preußen, betr. die Erlaͤut. des letzten Alin. des $. 8. des Gef. 
v. 29. Juni 1835. 


Der K. Gen. Kom. wirb auf die Anfrage v. 19. v. M. über bie Anwend⸗ 
barkeit des 6.8. des G. v. 29. Juni 1825 auf die, nah der Ablöf. O. v. 13. Juli 
1829 zu regulirenden Gefchäfte zu erkennen gegeben, daß bie beiden erflen Abfäbe 
bes gedachten Paragraphen zunächſt allerdings nur eine Grgänzung ber ©. Th. 
und Abl. D. v. 7. Juni 1821 bezweden. 

Bei der damals vorgenommenen Revifion der Landes: Kulturgejeße und nas 
mentlih der, über Wahrnehmung der Gerechtſame britter Perfonen ergangenen 
verfchiedenen Beſtimmungen war nämlich bemerkt worben, daß die Vorfchriften ber 
88. 460. seq. Tit. 20. Thl. I. des A. 2. M., auf welde die G. Th. und Abl. 
O. v. 7. Juni 1821 und eben fo das G. v. 8. April 1823 durch Bezugnahme 
beider im $. 115. zurückverweiſen, diejenigen im weitern Sinne zu den Hypothe⸗ 
fengläubigern gehörigen Intereffenten ausdrücklich nicht benennen, beren Realrechte 
nit in einer Kapitalforberung, fondern in Renten, Abgaben und ähnlichen forts 
währenden 2eiftungen beſtehen. Man nahm zugleih an, daß jene Lücke in ben 
gebachten Geſetzen durch die Beflimmungen der 88. 106. 107. der Abl. D. v. 
13. Juli 1823 — denen fih außerdem auch bie von ber K. Gen. Kom. bezoge⸗ 
nen 88. 20. u. 55.5; 19. und 35.5; und 19. und 33. der drei &ef. v. 21. April 
1825 noch anreihen können für die nad) jener Orbnung zu behandelnden Geſchaͤfte 
bereits ergänzt fei, und beabfichtigte daher nur, die dort niebergelegten Beſtimmun⸗ 
gen allgemein zu machen; — was durch die erfien Säge bes $. 8. der V. v. 

9. Juni 1835 geſchehen ift. 
Was aber den dritten Satz biefes Gefeßes anlangt: nach welchem 

„bie Benachrichtigung der Lehnsherren sc. von einer Kapita labfindung 

“für unnöthig erflärt wird”, 
fo könnte es auf ben erflen Anblid zwar ſcheinen, wie wenn badurd eine Bes 
ſchraͤnkung ber frühern allgemeinen Borfhrift des $. 24. sg. ber DB. v. 30. Juni 
1834 herbeigeführt wäre; — dem ift aber nicht fo, es ergeben vielmehr die Vor⸗ 
verhandlungen zum G. v. 29. Suni 1835, dag man mit diefem Theile bes $. 8. 
nichts weiter beabfidhtigt habe, als darauf aufmerffam zu machen, daß die Lehns⸗ 
herren, Obereigenthümer, Lehnss und Fideilommißfolger, Wieberfaufsberechtigten 
ıc. nit zur Kathegorie der Mealberechtigten gehören, denen behufs Wahrnehmung 
ihrer Gerechtſame eine befondere Benadrichtigung von ber erfolgenden Kapital: 
abfinbung zugehen müfle. 

Sinfettie diefer, an der Proprietät eines Grundftüdes Theil habender Ber; 
fonen bat es danach bei der allgemeinen Megel bewenden follen, daß fle auf bie 
im $. 24. der DB. v. 30. Juni 1834 vorgefchriebene Art und Weife, jedoch nur 
unter ben‘bort vorausgefehten Bedingungen von ben bevorftchenden Auseinander: 
fegungen — biefe mögen nun buch Land, Rente oder Kapital bewirkt werben — 
Nachricht erhalten und bei etwaniger Meldung zu den Geſchäften zugezogen wer⸗ 
den müflen, um ſich nach Anleitung der 88. 10. 3q. der &. Th. DO. und $. 11. 2q. 
des Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821 über bie Bulänglidkeit der Abfindung (den 
Auseinanderfeßungsplan) und die Sicherfielung der Renten oder Kapitalien zu 
erklären; im Uebrigen aber die Gen. Kom. die Gerechtfame diefer Interefienten 
wahrzunehmen und insbefondere auch dafür zu forgen hat, bag die Kapitalabfins 
dungen den beftehenden Geſetzen gemiß wieder angelegt, oder fonft in die refp. 
&üter verwendet werben. 

Der Zweck, zu welchem bie hypothekariſchen Gläubiger und Realberechtigten 
von einer Kapitalzgahlung benachrichtigt werben follen, fällt mithin bei den Lehns⸗ 
herren ıc. weg und barans folgt dann auch — wie der Zte Abſatz bes $. 8. 1. c. 
zur Borbeugung etwaniger Zweifel noch befonders anorbnet — die Entbehrlichfeit 
diefer befondern Belanntmachung an letztgedachte Perfonen. 

Aus ben vorſtehenden Entwidelungen ergiebt ſich enblih — wie der K. Gem 
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Kom. noch auf den Schluß Ihrer Anfrage bemerflih gemacht wird — daß bie 
im $. 24. der V. v. 30. Juni 1834 vorgefchriebene Benachrichtigung ber Lehnes 
jerren ıc. und überhaupt aller zur PBroprietät eines Gutes wenn au nur mittel 
ar und entfernt Eonkurrirenden Berfonen auch dann erfolgen muß, wenn bie Aus⸗ 
einanderfeßung durch Konftituirung einer Rente geſchieht, wie ſolches in dem Juſt. 
Min. Reſtr. v. 22. April d. I. ') in Mebereinflimmung mit dem unterz. Pin. aus⸗ 
drücklich anerfannt worden ifl. 
(Min. Bl. d. i. B. 1840. ©. 256. Nr. 451.) 


Zweiter Abſchnitt. 


Geſetz vom 19. Mai 1851, betr. da8 Verfahren in 

den nach der Gemeinheitstheilungs-Ordbnung zu be- 

handelnden Theilungen und Ablöfungen in den Lan- 
deötheilen des linken Rheinufers. 


ls Friedrich Wilhelm ꝛc., verorbnen, mit Zuflimmung ber Kammern, 
was folgt: 

$. 1. In den Lanbesiheilen des linken Rheinufers foll für bie nach der Gem. 
PR D. zu behandelnden Theilungen und Ablöfungen folgendes Verfahren ſtatt⸗ 
nbden. 

Der Antrag auf Theilung oder Ablöfung iſt bei der Regierung, in deren Bes 
zirk das zufländige Bericht feinen Sit Hat, ſchriftlich oder zu Protokoll anzubrins 
gen, unter möglihft genauer Bezeichnung des Gegenſtandes, ber dem Antragſteller 
befannten Betheiligten und der Arten ihrer Rechte. 

$. 2. Dem Antragfteller wird durch die Regierung ſchriftlicher Nachweis ge: 
geben, daß er den Antrag angebracht bat. Die Regierung prüft, ob ber Antrag 
nad der Sem. Th. DO. zuläffig ſei. IR dies nicht der Fall, fo weift fie ben An: 
trag durch fchriftlichen Befcheid zurück. Gegen dieſen Beſcheid ſteht dem Antrags 
5* lurs an das Landgericht zu, welches barüber durch Rathskammerbeſchluß 
entſcheidet. 

3. Wird dem Antrage flattgegeben, fo beſtellt die Regierung einen Kom⸗ 
miſſar und einen Protokollführer für das den Einigungsverſuch bezweckende Ver⸗ 


ren. 
Dieſe Perſonen müffen, inſofern fie nicht vereidete Beamte find, durch ben 
Bräfldenten ber Regierung oder durch einen von bemfelben beauftragten Berwal 
tungebeamten für die gewifienhafte Ausführung der ihnen nad dem gegenwärtigen 
Sefete obliegenden Verpflichtungen vereibet werben. Beſchwerden gegen biefelben 
And bei ber Megierung und weiter bei dem Min. für landwirthſchafil. Ang. anzu⸗ 
ngen. 

$. 4. Die von dem Kommiffar unter Zuziehung des Protokollführers aufges 

nommenen Verhandlungen über alle die Theilung oder Ablöfung betreffenden Ge⸗ 
enftände, mit Ginfchlug der vor ihnen ausgeftellten Bollmadhten zum Bwede des 
efchäfte, Haben die Beweiskraft autbentifcher Urkunden. 

9. Der Kommiſſar bat alle auf das Theilungss ober Ablöfungsgefchäft 
bezüglidien Verhaͤliniſſe, fämmtlihe zum Verfahren gehörigen Betheiligten, fowie 
den Umfang ihrer Rechte, u ermitteln. Er Hat die Betheiligten zu Aeußerungen 
unb Grflärungen über die Ausführung des Geſchaͤfis zu veranlaffen, auf gütliche 
Einigung moͤglichſt hinzuwirken und dahin zielende Vadhgemäpige Borfhläge zu 
machen. Gr zieht, wo es nöthig iſt, Sachverfländige zu, um bie Grundlagen für 
den Theilungs⸗ ober Ablöfungeplan zu befchaffen. 





1) Bergl dies ®. zu $$. 11. ff. des Ausführ. Geſ. v. 7. Juni 1821 (ſ. 
Pier 1 Ce ss f. des Ausführ. Gef. v. 7. Iumi 1821 (f 
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| $. 6. Die Berfügung, durch welche ber Kommiffar bie Betheifigten zu Ter⸗ 
minen vor fi} beruft, muß enthalten: 

1) Namen, Stand und Wohnort des Antragftellers, und wenn mehrere ben 
Antrag geftellt haben, Namen, Stand und Wohnort eines derfelben mit dem 
“Bufage: „und Genoſſen“; 

2) ben Gegenfland des Antrages, unter möglichft genauer Bezeichnung ber zu 
theilenden ober von Nupungsberechtigungen zu befreienden Grundflüde und 
der abzulöfenden Nutzungsberechtigungen; 

3) Ort, Tag und Stunde der Termine; 

4) die Aufforderung an jeden Betheiligten, im Termine zu erfcheinen, um über 
den Antrag und befien Ausführung feine Erflärungen abzugeben, unter der 
Berwarnung, daß gegen den Ausbleibenben angenommen werbe, baß er bie 
Theilnahmerechte und die Berechtigungen fo anerfenne, wie die Erſcheinen⸗ 
den foldhe angeben und in Bezug auf den Entwurf des Thellungss ober 
Ablöfungsplans feine Erklaͤrungen abgeben wolle. 

$. 7. Wird vor dem Kommiffar der Antiag geftellt, das Berfahren über den 
Umfang des urfprünglichen Antrags hinaus — in Anfehung des Gegenftandes oder 
der Berfonen — auszubehnen, fo hat er diefem Berlangen Folge zu geben, foweit 
der neue Antrag nach der Gem. Th. O. zuläffig if, und ſodann in Bezug auf den 
erweiterten Antrag nach $$. 5. und 6. zu verfahren. 

Werden Wiberfprüche gegen die Erweiterung des Antrags erhoben, fo Hat 
über biefelben zunäcdhft die Üegierung zu befinden. Gegen die Entfcheidung der 
leßteren ift der im $. 2. vorgefehene Rekurs an das Landgericht zuläfflg. 

$. 8. Der Kommiffar kann von Amtswegen bie Antheile oder Berechtigungen 
folder Berfonen, welche fi nicht vor ihm melden, bei dem Geſchaͤfte berückſichti⸗ 
u, — ihm ſolche unzweifelhaſt erſcheinen und die übrigen Betheiligten nicht 
widerſorechen. 

$. 9. Wenn derſelbe Antheil oder daſſelbe Theilnehmungsrecht mehreren 
Berfonen in Gemeinſchaft zuſteht, fo müflen letztere ihre Rechte gemeinfhaftlich 
wahrnehmen. Tritt nur Giner von ihnen in dem Verfahren auf, fo werden bie 
übrigen durch ihn mitvertreten; wenn mehrere von ihnen oder alle an dem 
Derfahren Theil nehmen, fo gilt der Wille der nad der Größe ber Bethei⸗ 
Hgungsqusten zu berechnenden Mehrheit der Erſchienenen als bindend für bie 
übrigen. 

8. 10. Im Falle verſchiedene Berfonen jede denſelben Antheil ober daſſelbe 
Theilnehmungsreht ausſchließlich für fih in Anſpruch nehmen, fo werben die Rechte 
bis dahin, dag der Streit unter ihnen anderweitig erledigt if, durch denjenigen 
wahrgenommen, welcher ben leten Befit und Genuß des Theilnehmungerechts bes 
ſcheinigt. Der Kommiſſar hat biefen Punkt zu regeln. Derjenige, welcher fpäter 
die Erledigung des Streites zu feinen Gunften nachweiſt, tritt alsdann in die 
Stelle des vorläufig Zugelaffenen; auf bie rechtliche Stellung der übrigen Interefs 
fenten if dies jedo ohne Einfluß. Derfelbe muß daher eine Ginigung, welde 
von dem vorläufig zugelaffenen Inhaber eingegangen worben iſt, auch gegen fi 
als verbindlich gelten laffen und fann den übrigen Betheiligten gegenüber aus ber 
Abloͤſungs⸗ oder Theilungsmafle nicht ein Mehreres oder Anderes : 
nem zugewiefen worben ifl. 

$. 11. Der Kommiffar bat, wenn er bie vorbereitenden Schritte für erledigt 

alt, einen Theilunge⸗ ober Ablöfungsplan zu entwerfen und benfelben bei dem 
orfteher der Gemeinde, unter welcher die Grundſtücke gelegen find, zur Einſicht 
jedes Betheiligten niederzulegen. 

Sind die Grundſtücke in mehreren Gemeinden gelegen, fo beftimmt ber Kom: 
miflar diejenige Gemeinde, bei deren Vorſteher er den Mar niederlegt. Die Nies 
berlegung wird durch den Gemeindevorſteher auf dem Plane befcheinigt. Der Kom⸗ 
miſſar erläßt ſodann eine Verfügung, in welcher er unter Anzeige der Nieberlegung 
des Plans Ort, Tag und Stunde zur Erflärung über den Plan anberaumt und 
jeden Betbeiligten auffordert, in dem Termine vor ihm zu erfcheinen, unter ber 
en, daß gegen die Ausbleibenden angenommen werde, fie genehmigen 
ben Plan. 

$. 12. Bird in dem Termine Widerfprud gegen den Plan erhoben und 
nicht durch Ginigung zurüdgenommen, und ift es wahrſcheinlich, daß auf eine Ab⸗ 
änderung bes Plans die Genehmigung aller Bethelligten erfolgen werde, fo fertigt 


ordern, ale jes 
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der Kommiſſar einen neuen Plan und legt denfelben, nad) Beobadhtung bee Bors 
fhrift des vorhergehenden Paragraphen, den Betheiligten in einem anberweitigen 
Termine zur Grffärung vor. , 

$. 13. Wenn nad den Erklärungen der im Termine erſchienenen Betheiligs 
ten der Theilungs: oder Ablöfungsplan genehmigt ift, fo hat der Kommiffar dar: 
über eine Verhandlung aufzunehmen und von den Betheiligten unterfhreiben zu 
lafien. Iſt ein Betheiligter nicht im Stande, zu unterfchreiben, ober ber Borlas 
bung ungeachtet ausgeblieben, fo muß dies im Protofolle erwähnt werben. Der 
vereinbarte Theilungss oder Ablöfungsplan muß entweder in bie Verhandlung volls 
fändig aufgenommen, ober mit den Unterfäriften der Betheiligten, fowie des Kom: 
miflare und bes Protofollführers verfehen, der Verhandlung als Anlage beigefügt 
werben. 

8. 14. Iſt in dem Termine ein Betheiligter nicht erichienen, fo hat der Koms 
miflar demfelben von der Genehmigung des Plans durch die Erfchienenen Kenntniß 
zu geben. Derfelbe ift befugt, innerhalb vierzehn Tagen nad Zuftellung diefer 
Bekanntmachung beim Kommiſſar fchriftlich oder zu Protokoll Einſpruch gegen den 
Plan By erheben. 

acht er von diefer Befugniß feinen Gebraud, fo bat der Kommiſſar ſolches 
Aw Ablauf der Friſt auf der Cinigungs⸗Verhandlung zu vermerken und biefe if 
auch für den Ausgebliebenen wirkjam. 

Wird Einfpruc erhoben, fo Hat ber Kommiſſar bie fämmtlien Betheiligten 
unter Erwähnung bes Einfpruche zu einem anderen Termine zum Zwecke des Bers 
ſuchs der Ginigung über den Cinſpruch einzulaben. 

Wird in dieſem Termine die Genehmigung des Plans von Seiten bes Sin: 
fprechenden bewirft oder erſcheint derſelbe wiederum nicht, fo ift das Protofoll dars 
über ber früheren Ginigungs » Berhandlung als Anlage beizufügen. Das Nichts 
erfheinen des Einfprechenden in dem Termine gilt als Zurüdnahme bes Cinſpruchs 
und ein fernerer Cinſpruch ift nicht zulaͤſfig. Wenn ber Einfprechende im Termine 
auf dem Cinſpruch bebarrt, fo kann die Ausführung des Plans auch in Beziehung 
auf diejenigen Betheiligten, weldye denſelben bereits genehmigt haben, vor ber 
richterlichen Entſcheidung nicht flattfinden; eintretenden Walls Tann nad) 
$. 12. weiter verfahren werben. 

$. 15. Der Kommiflar hat die Urkunde über bie Cinigung nebſt ſämmtlichen 
Borverhandlungen auf bem Sefretariate bes zufländigen Landgerichts koſten⸗ 
—F zu hinterlegen und dem Ober⸗Prokurator davon ſchriftliche Mittheilung zu 
machen. 

Das Landgericht erklärt auf ſchriftlichen Antrag des öffentlihen Miniſteriums 
und auf den Bortrag eines Berichterflattere, wenn die Vorſchriften des Geſetzes 
beobachtet und bie Rechte der Minderjährigen, Interbizirten, Gemeinden ober öfs 
jentlicher Anftalten nicht verlegt find, den Theilungs- oder Abldäfungsvertrag durch 
Rathskammerbeſchluß für beſtaͤtigt und für exekutoriſch. 

Ertheilt das Landgericht die Beftätigung nicht, fo weift e8 unter Angabe des 
entgegenflehenden Hindernifles die Sache an ben Kommiffar zur nochmaligen Bes 
handlung zurüd. 

8. 16. IR in dem Plane eine Veräußerung vorgefehen, fo muß berfelbe zus 
gleich die Bedingungen bes Berfaufs enthalten und den Notar beflimmen, vor 
chem der Berfauf abgehalten werben ſoll. 

Die etwa vorkommende Loofeziehung erfolgt vor dem Kommiflar und das Bros 
tofoll über diefelbe muß ducch den legteren auf dem Sefretariate des Landgerichts 
hinterlegt und der Urkunde über bie @inigung angeheftet werben. .' 

Berkauf und Loofeziehung können er nach Beilätigung des Plans vorgenoms 
men werden. 

$. 17. Jeder Betheiligte iſt befugt, eine Ausfertigung des für erefutorifch er: 
Härten Theilungs: ober Ablöfungsvertrags oder auch einen feine Mechte betreffenden 
Auszug beffelben, mit ber exekutorifchen Klauſel verfehen, auf feine Koften von dem 
Sefretariate zu verlangen. 

$. 18. Wenn die Ginigung vor dem Regierunge s Kommifjar nit bewirkt 
wird, fo Hat derfelbe dies durch eine Verhandlung feftzuftellen und die fämmtlichen 
Berhandlungen des Verfahrens find durch die Regierung ohne Verzug auf bem 
GSekrotariate des Landgerichts p hinterlegen. 

Alsdann iſt jeder Beiheiligte zur Anſtellung der gerichtlichen Klage befugt. 
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Der Kommiffer kann fein Berfahren fon vor Anlegung des Theilungs⸗ 
ie Ablöfungsplans fliegen, wenn er feine Ausficht hat, die Partheien zu ver: 
gleihen. 
$. 19. Die Berfügungen, durch welche der Kommiſſar zu Terminen einladet, 
fowie die fonftigen Zuftellungen, läßt derfelbe durch Bermittelung der Lofals Ber: 
waltungs » Behörden, durch vereidete Boten oder dur die Po, infofern dadurch 
Koften erfpart werden, behändigen. Die Zuftellung gefchieht an den Borzuladenben 
in Berfon oder in deſſen Wohnung; wird in der Wohnung weder der Borzuladende 
felbft, noch ein Berwandter oder Dienftbote deſſelben angetroffen, fo gefchieht die 
Behändigung an den Ortsvorfteher. ' 

Die Zuftellung einer Latung muß fo zeitig bewirft werben, daß zwifchen 
der Behändigung und dem Tage bes Termins wenigftens vierzehn Tage frei 
bleiben. 

Die amtlichen Befcheinigungen über die gefchehenen Zuftelungen und den Her: 
. gang bei denfelben find dur den Kommiflar zu den Aften zu bringen. 

$. 20, Außer den befonderen Vorladungen veranlaßt der Kommiſſar eine öf- 
fentlihe Belanntmachung der zu Terminen einlabenden Verfügungen, im Fall ein 
Betheiligter ſolches beantragt oder wenn der Kommiffar wegen der Wahrſcheinlich⸗ 
- feit unbefannter Betheiligten oder aus fonftigen Gründen es für angemeflen 
erachtet. 

ie Berfügung wird alsdann: 

1) dem Vorſteher jeder Gemeinde, in welcher Grundſtücke, bie der Teilung 
oder Ablöfung unterworfen werden follen, gelegen find, mit dem Auftrage 
überfendet, die Verfügung im Amtslofale zur Ginficht eines Jeden offen zu 
legen und durch Anfchlag an der Thüre des Amtslofals, ferner durch öffent: 
liche Verkündigung mit ber Schelle oder in fonft ortsüblicher Weife im 
Hauptorte ber Gemeinde an zwei Sonntagen befannt zu machen, daß bie 
Verfügung zur Ginfiht offen liege. 

Die Erfüllung diefer Borfchrift ift durch den Gemeinde s Borfteher 
unter Angabe bes Datums des Anſchlags und der Verkündigung zu ber 
ſcheinigen; | 
zweimal in den öffentlichen Anzeiger des Amtsblatts der Regierung und in 
eine Zeitung des Regierungsbezirks, ferner in das Kreisblatt, wenn ein fol: 
ches in dem Kreije erfcheint, wo dem Berfahren unterworfene Grundflüde 
gelegen find, eingerüdt. Die Einrüdung wird durch ein Gremplar bee 
Blattes nachgewielen. 

Zwiſchen ber lehten Befanntmahung und dem Termine muß eine Zwis 
ichenzeit von mindeflens @inem Monate frei bleiben. 

$. 21. Die öffentlihe Bekanntmachung hat die Wirfung, daß dadurch bie 
etwanigen Mängel der bejonderen Borladungen gebedt und alle, felbit die unbe: 
fannten Betheiligten, ald zum Berfahren gehörig gelaben betrachtet werben. 
Iſt fowohl zu einem Anmelbungs:Termine ($. 6.), ald zu bem im $. 11. ges 
dachten Termine durch oͤffentliche Bekanntmachung geladen, & gilt ber vereinbarte 
Plan, fofern er die gerichtliche Beſtaͤtigung erlangt, auch gegen jeden nit gun 
Berfahren gezogenen Betheiligten, felbit wenn er im Plane übergangen wäre. Ders 
felbe verliert feine Rechte und ift mit feinen Cinwendungen gegen die Auseinan⸗ 
derſetzung ausgeſchloſſen. Gr ift nur befugt, von bemjenigen Ginzelnen, welcher 
unrechtmäßig für das jenem zuftehende Theilnahmerecht abgefunden ift, das demſel⸗ 
ben Zugewiefene herauszufordern. 

Der Kommiſſar hat in der Berhanblung über bie Ginigung zu erwähnen, oder 
unter berfelben zu vermerken, bag burd) sfentfice Bekanntmachung zu den Termi⸗ 
nen eingeladen worben. 

$. 22. Die Verhandlungen vor dem Kommiffar find in ber Megel an Ort 
und Stelle, wo die Grundflüde liegen, vorzunehmen. 

Wird die Verhandlung in einem Termine vertagt, fo muß ber Kommiſſar beim 
Br des Termins ben Anwefenden bie Beilimmung bes neuen Termins befannt 
machen. 

Die Bertretung der Beiheiligten durch Bevollmächtigte ift zuläffig; doch iſt der 
Kommiffar befugt, wenn er es zur Beförderung des Geſchaͤfts für angemeſſen fins 
bet, die Betheiligten zum perfönlichen Erſcheinen aufzuforbern. 

$. 23. Die Regierung kann zur Deckung der Koften des Verfahrens anger 
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meffene Borfchüffe von dem Antragfteller und ſaͤmmtlichen dem Antrage beitretenben 
Beiheiligten einfordern. - 

$. 4. Die Koften des Borverfahrens werben von ber Megierung nad ben 
für die Remuneration der Kommiflarien, Protokollführer, Bermeflungsbeamten und 
Sachverſtaͤndigen bei Gemeinheitstheilungsfahen in ben anderen Provinzen befte: 
henden Vorſchriften feſtgeſtellt und exekutoriſch erflärt. Die Dedung der Koflen . 
des Verfahrens und das Berhältniß, in welchem die Partheien zu berfelben beizu⸗ 
tragen haben, if im Theilungs⸗ oder Ablöfungsplan bem $. 29. ber Gem. Th. O. 
attpreßenb vorzufehen. Wird beim Mangel ber Ginigung das gerichtliche Ber- 
fahren eingeleitet, fo muß leßteres zugleich über bie Koſten des Borverfahrens Feſt⸗ 
feßung treffen; im Unterlafiungsfalle werben biefelben von ber Megierung nad) Bers 
bältniß des $. 29. der Gem. Th. D. von allen Theilnehmern der Auseinander⸗ 


feßun einge ogen. 

Die ofen bes Verfahrens koͤnnen gegen ben Antragfteller und diejenigen, 
welche fi dem Antrage angeſchloſſen haben, nad Verhaͤltniß der Theilnehmungs⸗ 
rechte beigetrieben werben, wenn beim Mangel der Ginigung bie gerichtliche Klage 
Binnen ſechs Monaten nad Beendigung des Vorverfahrens nicht angeftellt if, fer⸗ 
ner, wenn bie Klage zwar angeftellt, der Prozeß jedoch innerhalb drei Jahren nad 
dem Tage der Klage nicht zu Ende geführt if. 

Wenn ein Betheiligter erft nach Ablauf eines anberaumten Termine erfchienen 
it, und durch fein Ausbleiben nuglofe Koften entflanden find, fo fallen ihm biefe 
Koften ausf Ueplic zur Laſt. 

- 8. %. Die Geltendmachung eines Miteigenthums oder eines Nutzungsrechts 
in dem Antrage an bie Regierung ober zu Protokoll des Regierungs⸗Kommiſſars 
. Bat in Bezug auf die Verjährung die Wirkung einer gerichtlichen Klage, fofern bie 
legtere innerhalb drei Jahren nad Beendigung bes Vorverfahrens erfolgt. 

$. 26. Die Klage auf Theilung oder Ablöfung iſt ohne vorherigen Sühne⸗ 
verſuch am Friebensgerichte bei demjenigen Landgerichte anzubringen, in deſſen Bes 
irke die gemeinfchaftlichen oder belafteten Grundflüde oder der größere Theil ders 
befben gelegen find. 

$. 27. Die Klage fann nicht angeftellt werben, bevor das Vorverfahren vor 
dem Kommiffar der Regierung ji Ende geführt if. 

Sollte das Borverfahren: binnen drei Jahren nach Ginbringen bes Antrages 
an bie Regierung nit zu Ende geführt fetn, fo ficht ber Mangel der Durchfuͤh⸗ 
rung bes Borverfahrens ber Anftellung der Klage nicht entgegen. 

FR nad Beendigung des Vorverfahrens ein Zeitraum vou drei Jahren vers 
Hoffen, fo muß ber fpäteren Klage ein neues Borverfahren vorbergehen. 

$. 28. Für bie Borlabung gelten die gewöhnlichen Vorſchriften für die Las 
dungen an das Landgeriät. 

Diefelbe muß ale Gegenſtand der Klage das Verlangen an den Beklagten ent 
alten, zur gerichtlichen Theilung ober zur Ablöfung, ober zur Theilung und Abs 
fung zu ſchreiten, unter Bezeichnung der Grundſtücke, auf welde fi} das Berfahren 

erfizeden fol, nad) dem Katafler und unter Angabe der abzulöfenden Nutzungsbe⸗ 
rechtigungen. Der Anführung von Gründen ber Klage bedarf es nit. Der Bes 
Hagte iſt aufzufordern, innerhalb eines Monats durch Anwalt zu erfcheinen, um 
feine Rechte wahrzunehmen, widrigenfalls er das Verfahren der Theilung ober 
Abloͤſung, ſowie daffelbe bei dem Gerichte vor ſich gehen werde, gegen ſich gelten 
laſſen muͤſſe. 

8. 29. 88 ſteht in der Befugniß bes Klägers, anſtatt ober auch neben ber 
gewöhnlichen Ladung nach dem vorhergehenden Paragraphen die Klage auf bem 
Wege der öffentlichen Bekanntmachung zu erheben. 

Diefelbe muß enthalten: 

1) Ramen, Stand und Wohnung des Klägers oder der Kläger; 

2) efelung des Anwalts, welcher für den Kläger ober die Kläger auftre⸗ 
ten wird; 

3) das Berlangen des Klägers, zur gerichtlichen Theilung ober zur Ablöjung, 
oder zur Theilung und Ablöfung zu föhreiten, unter Bezeichnung der Grunds 
ftüde, auf welde ſich das Verfahren erfireden fol, nad dem Katafter und 
unter Angabe der abzulöjenden Bungsberedhtigungen ; 

4) die Begeihnung bes Gerichte, bei welchem die Klage erhoben wirb; 

5) die Aufforderung an Jeden, welcher ale Miteigenthümer, bezicehungsweife 


G. v. 19. Rai 1851, betr. das Verf. in den Aheln. Gem. Th. Sachen. 689 


an eben, welcher als Berechtigter ober Verpflichteter beibeiligt if, ins 
nerhalb eines Monats durch Anwalt zu erfcheinen, um feine Nechte wahre 
unehmen, wibrigenfall® er das Verfahren ber Theilung oder Ablöfung, 
* melde bei dem Gerichte vor fi) gehen werde, gegen fi gelten laſ⸗ 

en müfle. 
$. 30. An die Stelle der Zuftellung durch Vorlabung treten im alle des 
vazhergehenben Paragraphen Bekanntmachungen und Anheftungen in folgender 


e: 

1) die Klage muß dem :Borfteher jeber Gemeinde, in welcher gemeinfchaftliche 
ober belaftete Grundflüde liegen, durch Gerichtsvollzieheralt zugeftellt wers 
den; daß dies gefchehen und daß die Klage beim Borfleher ber Ges 
meinde zur @inficht eines Jeden auf dem Amtslolale offen liege, muß an 
zwei Sonntagen im Sauptorte der Gemeinde öffentlih durch die Schelle 
oder in fonft ortsüblider Weiſe verfündigt werben. Die Erfüllung bies 
fer Vorſchriſt iR durch den Borficher ber Gemeinde amtlih zu bes. 


einigen. 

2) Abſchriſt der Klage muß an die Thüre bes Amtslofals des Vorſtehers ber 
Bemeinde, ferner an die Thüre des Sitzungsſaales des Friedensgerichts, in 
defien Bezirk die Grundſtücke gelegen find, angeheftet werben; die Anhef⸗ 
tung wird durch ein auf einer — 2 aufgenommenes und von dem Ge⸗ 
deinde Vorfteher zu beglaubigendes Protokoll des Gerichtsvollziehers beur⸗ 
undet. 

3) Der Anwalt des Klägers muß bie Klage zweimal in den öffentlichen An⸗ 
jeiger des Amtsblatts der Regierung und in eine Zeitung bes Regierungss 
ezirks, ferner in das Kreisblatt, wenn ein foldhes in dem Kreife exfcheint, 
wo bie Grundſtücke gelegen find, einrüden laflen. Das Exemplar der Zeis 
tung {ft mit der durch den Bürgermeifter zu beglaubigenden Unterfchrift des 
Herausgebers zu verjehen. 

Wenn mehrere Serfonen gemeinfchaftli bie Klage erheben, fo wird in den 
unter Nr. 2. und 3. vorgefhriebenen Bekanntmachungen und Anbeftungen nur 
einer der Kläger mit dem Zufaße: „und Genoffen“ namhaft gemacht. 

$. 31. Nah Ablauf eines Monats feit der letzten der in 88. 28. und 30. 

edachten Borlabungen, Zuflellungen, Belanntmadhungen und Anbeftungen hat ber 
Anwalt des Klaͤgers ohne Schriftenwechfel die Sache dur einfachen Anwaltsalt 
zur Sidung zu bringen. 

Das Landgeriht Hat im Berfahren für fummarifhe Sachen auf den Bortrag 
der Anwalte und auf den Sintrag bes öffentliden Miniſteriums, felbt von Amtes 
wegen feine Kompetenz und die Beobachtung der gefehlihen Formen, insbefondere 
auch der Vorfchrift des S. 27., zu prüfen, und wenn in diefer Beziehung nichts 
entgegenfteht, die Partheien mit Vorbehalt aller ihrer Rechte vor einen Kommiſſar 
feiner Mitte zu verweifen. 

Das Urtheil ift nur dann, wenn es fi von ber Kompetenz bes Gerichte hans 
delt, der Berufung unterworfen und wirb nur in dieſem alle augefeil. 

8. 32. Der Anwalt des Klägers überreiht dem Kommiſſar Ausfertigung bes 
Urtheils mit bem Gefuche, einen Termin zur Feſtſtellung der Rechte der Bartheien 
anzuberaumen. 

$. 33. Die Terminbeflimmung muß wenigflens vierzehn Tage vor dem Ters 
mine von dem Anwalte des Klägers durch Anwaltsakte ben übrigen Anwalten zur 
Kenntniß gebracht werben. 

$. 34. In dem anberaumten Termine wird über fämmtlidhe Einreden gegen 
die Klage, foweit nit nah $. 31. über biefelben zu entfcheiden ik, und über 
das Borhandenfein, die Beichaffenheit und den Umfang des Miteigenthums oder 
der Nutzungsberechtigungen ſämmilicher Partheien verhandelt. Der Kommiflar 
Fi die Erklärungen der Anwalte oder ber Bartheien, welche, nachdem fie einen 

nwalt beftellt haben, perfönli oder duch Bevollmädtigte vor ihm erfcheinen, 
zu Krotofoll zu nehmen. Jede Grklärung ift öffentlich vor ber Verſammlung abs 
ugeben. 
’ 8. 35. Beim Schluffe der im vorigen Paragraphen gedachten Berhanblungen 
werben drei Sachverfländige, infofern die Partheien fich nicht über die Wahl ders 
felben einigen, durch den Kommiflar ernannt, und der Termin zur Bereibung bers 
felben beftimmt. — 
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ſachten Koften perfönli tragen. Nach Beilfegung bes Termine zur N: der 
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Es iſt geftattet, den Regierungs = Kommiffar, fofern er Sachverfländiger ik, 
ebenfo wie die von Ihm im VBorverfahren zugezogenen Grperten, zu Sachverſtaͤndi⸗ 
gen zu ernennen. 

8. 36. Grheben Rh Streitigkeiten, fo nimmt der Kommiffar die wechfelfeitis 

en Erklaͤrungen zu Protokoll, laͤßt fi die Beweisftüde, auf weldhe die Partheien 

—* Rechte gründen, übergeben und verweiſt bie ſtreitenden Theile in eine von ihm 
zu bezeichnende Sitzung des Landgerichts, zu welcher die Anwalte durch Anwalts⸗ 
alte einzuladen find. Die Verhandlungen nebft den Beweisftüden werben auf dem 
Sefretariate des Landgerichts zur Ginfiht der Anwalte und zum Gebrauche bes 
Gerichts Hinterlegt. Das Landgericht hat, ohne dag es einer fonfligen Progebur 
bedarf, auf Bericht des Kommiſſars, Vortrag der Anwalte und Antrag bes öffent: 
lichen Mintfteriums zu entſcheiden. 

5. 37. Auch im alle des vorhergehenden Paragraphen Tann ber Kommifler, 
infofern das Theilungss oder Ablöfungsverfahren ungeadhtet der entflandenen Strei- 
tigfeiten füglih und ohne Verletzung der Rechte der Partheien fortzufegen if, mit 
Ernennung und Dereibigung, ber ——a und dem weiteren Verfahren 
vorgehen. Wird hiergegen Widerſpruch erhoben, fo findet auch in Bezug auf die⸗ 
fen Punkt der $. 36. Anwendung. 

8. 38. Wird dur die Streitigkeiten Binzelner das Berfahren aufgehalten, 
fo ift jede Parthei befugt, von den flreitenden Theilen die unausgefegte Betreibung 
ihres Rechtsſtreites zu verlangen und eine angemefiene Friſt feitftellen zu laſſen, 
nach deren Ablauf derfelbe zu Ende geführt fein oder ohne Rüdfiht auf den ſäu⸗ 
migen 4 die Fortſetzung bes Theilungs⸗ oder Ablöfungsverfahrens verordnet 
werben fol. 

Diefer Antrag wird in einem bei dem Kommiflar erwirkten Termine, von 
welchem die Anmalte der betreffenden Bartheien in Kenntniß zu feßen find, ange: 
bracht und alsdann nad $. 36. verfahren. 

$. 39. Wenn eine Berhandlung zur Wortfegung vertagt wird, fo Hat ber 
Kommiſſar beim Schluffe des Termin den Partheien die Beitimmung bed neuen 
— bekannt zu machen. Es bedarf alsdann einer Ladung zu dem letzte⸗ 
ren nicht. 

Wenn das Verfahren vor dem Kommiſſar wegen entſtandener Streitigkeiten 
oder ans ſonſtigen Gründen abgebrochen worden iſt, ſo hat nach deren Erledigung 
der Anwalt des Klaͤgers einen neuen Termin zur Fortſetzung zu erwirken und es 
it weiter nach 88. 33. bis 36. zu verfahren. 

$. 40. Jeder Beflagte kann verlangen, daß die Klage durch öffentliche Bes 
kanntmachung angeftellt werde. 

Wenn das Borverfahren fi über ben Inhalt der erhobenen gerichtlichen 
Klage hinaus — in Anfehung des Geßenftandes ober der Perſon — auf eine 
nad $$. 1. und 4. der Gem. Th. O. zuläffige Theilung oder Abloͤſung erfiredit 
Bat, fo ift jeder Beklagte befugt zu verlangen, daß die Klage auf jene Teilung 
sder Ablöfung ausgedehnt werde; er muß dabei den Inhalt der anzuftellenden 
neuen Klage vollftändig bezeichnen. Beabfihtigt ein Beflagter, beide Verlangen zu 
ſtellen, ſo muß er biefelben gleichzeitig anbringen. 

Die oben gedachten Verlangen find vor Erwirkung des im $. 31. erwähnten 
Hetpeile im Alte der Anwaltsbeftelung ober durch befonderen Anwaltakt anzus 

ngen. 

Wer diefelben fpäter anbringt, muß ſämmiliche durch biefe Berfpätung verurs 


Sadhverftändigen find die obigen Verlangen mia mehr zuläffig, und kann jelbft 
auf Grund des $. 4. der Gem. Th. DO. eine Ausdehnung bes Verfahrens nicht 
mehr flattfinden. 

IR eins der obigen Verlangen vor Erwirkung bes im $. 31. erwähnten Urs 
theils geitellt, fo wird dadurch das Verfahren unterbrochen und der Kläger hat ins 
nerhalb einer Krift von ſechs Wochen dem Verlangen zu entfpredhen, wibrigenfalle 
feine urfprünglidh erhobene Klage auf Antrag eines jeden Beflagten in dem Ber: 
fahren des $. 31. angebrachtermaaßen abzuweifen ifl. 

Glaubt ein Kläger dem Berfahren widerfprechen zu Können, fo bildet der 
Streit einen Gegenſtand des im $. 31. gedachten Verfahrens, und die Friſt von 
ſechs Wochen beginnt mit dem Tage bes Urtheils, welches dem Berlangen des Bes 
Hagten flattgiebt. 
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Im Halle eines der obigen Verlangen nad) Erwirkung bes im $. 31. gedach⸗ 
ten Urtheils geftellt wird, muß daflelbe im Termine vor dem Kommiſſar angebradjt 
werben; das Verfahren vor demfelben wird dadurch unterbrochen. Wenn ein Klaͤ⸗ 
ger dem Verlangen widerfpricht, fo hat der Kommiſſar die Parteien zur Sigung 
des Landgerichts nach $. 36. zu verweifen; die Entſcheidung ift in Anfehung bies 
fe8 Punktes der Berufung nit unterworfen. Im Uebrigen gilt für biefen Ball 
dafielbe, was für den Fall, wo das Verlangen vor Erwirkung des erſten Urtheils 
angebracht wurbe, vorgejchrieben ift. | 

Nachdem die Klage von Neuem erhoben worben, ifl nach Vorſchrift bes $. 31. 
weiter zu verfahren. Wenn die neue Klage eine Ausdehnung ber früheren ents 
ne fo find die auf letztere ergangenen Anmaltsbeftellungen für nicht gefchehen zu 
erachten. 

$. 41. Im Falle nah dem Termine zur Feſtſtellung der Rechte der Par: 
theien Semand als Betheiligter in den Prozeß treten will, fo hat derfelbe durch 
Geſuch eines Anwalts, welches den übrigen Anwalten zuzuftellen ift, feinen Ans 
fprud bei dem Kommiſſar anzubringen. Diefer läßt in einem von ihm anberaums 
ten Termine, welcher dur Anmwaltsakt mindeftens vierzehn Tage vor dem Termine 
zur Kenniniß fümmtlicher Anwalte gebracht wird, bie Partheien fih erklären, und 
verweift diejelben im Walle von Streitigkeiten in eine Sitzung des Landgerichts. 
Der nachträglich Bintretende mug — eine öffentlihe Bekanntmachung vorausgeleßt 
— die durch fein verfpätete® Auftreten entflehenden Koften tragen und die voran⸗ 
gegangenen Schritte der Prozebur werden in Anfehung feiner nicht wiederholt. 

. 42. Wenn in Bezug auf bie vorläufige Verwaltung der Grundſtücke ober 
einen fonftigen Zwiſchenpunkt eine gerichtliche Verfügung ober Entſcheidung von 
einer Parthei beantragt werben fol, fo ift der Antrag durch Geſuch des Anwalts 
beim Rommiffar anzubringen, weldher in einem Termine, zu dem bie übrigen Ans 
walte mindeftens vierzehn Tage vor dem Termine, fofern dieſe Friſt nicht durch 
Verfügung des Kommiſſars abgekürzt ifl, durch Anwaltsaft einzuladen find, die Er⸗ 
flärungen der Bartheien vernimmt und den Zwifchenpunft zur Entſcheidung in eine 
Sitzung des Landgerichts verweiſt. 

$. 43. In dem Bereidigungstermine ($. 35.), zu weldem die Sachverſtaͤn⸗ 
digen auf Betreiben des Klägers vorgeladen werben, nimmt der Kommiflar bie 
Bereidigung berfelben vor, befpricht mit ihnen bie zu Löfende Aufgabe und ſetzt in 
Gemeinfhaft mit ihnen Ort und Zeit zum Beginn ihrer Verrichtungen feſt. 

F. 44. Die Verrichtungen der Sachverſtaͤndigen find in der Regel an Ort 
und Stelle, wo die Grundſtücke liegen, und in Gegenwart des Kommiſſars zu bes 
ginnen. Im weiteren Berlaufe gas bie Sachverfländigen beim Schluffe einer 
jebesmaligen Tagefahrt Ort und Zeit zur Fortſetzung ihres Geſchaͤfts zu beſtimmen 
und ber Kommiflar kann ihren Verrichtungen beimohnen, fofern er folhes für 
nöthig erachtet. 

—* arthei, welche einen Anwalt beſtellt hat, kann den Verrichtungen per⸗ 
ſoͤnlich beiwohnen, ober ſich dabei durch ihren Anwalt oder ihren Bevollmächtigten 
vertreten laſſen. Giner Berufung der Partheien oder ihrer Anwalte, um ben Ber 
richtungen der Sachverſtaͤndigen beizumohnen, bebarf es nicht. 

. 45. Der Rommilfar kann je jeder Zeit von den Sachverſtaͤndigen Auss 
funft über den Fortgang ihrer Verrichtung erfordern und ihnen zu vegelmäßigerem 
oder befchleunigterem Betriebe Anweifungen ertheilen. 

Derfelbe ift befugt, austretende Sadverfländige durch andere zu erfehen, au 
aus erheblichen Gründen die Sachverſtaͤndigen ober einzelne von ihnen ie Far 
trages zu entbinden und an ihre Stelle andere zu ernennen. 

In diefem Falle ſetzt er zugleich Termin zur Vereidigung der neu ernannten 
Sachverſtaͤndigen an und Binterlegt feine Berfügung auf dem Sekretariat zur 
Kenntnig der Anwalte. 

Der Anwalt bes Klägers hat die Verfügung den entlaffenen Sachverſtaͤndigen 
gufelen zu laffen und ben übrigen Anwalten durch Anwaltsakt anzuzeigen, und es 
ft weiter nad) $. 43. zu verfahten. 

$. 46. Nachdem die Sachverſtaͤndigen ihr Gutachten auf dem Sefretariate 
bes Landgerichts Hinterlegt haben, fertigt der Kommiſſar unter ihrer Zuziehung ben 
Theilungss oder Ablöfungsplan, laͤßt, infofern eine Landtheilung in Natur oder 
eine Landabfindung barin vorgefehen iſt, biefe nad dem Plane abſtecken und Iegt 
den Blan auf dem Sefretarinte nieder. 


44 * 
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Der Anwalt des Klägers Hat eine von dem Sekretariate beglaubigte Kopie 
des Planes, fo wie der etwa dazu gehörigen Karte bei dem Boriteher der Ges 
meinde, in deren Bezirk die Grundflüde liegen, pi GEinficht der Betheiligten zu 
hinterlegen; daß dies gefchehen, wird von dem Gemeinde: Borfteher auf der bei 
ihm hinterlegten Abſchrift beglaubigt. Gehören die Brundflüde zu mehreren Ge: 
meinden, fo ift die Gemeinde, bei deren Vorſteher die Hinterlegung gefchehen fol, 
un dem Kommiffar bei Niederlegung des Planes auf dem Sefretariate zu bes 

mmen. 

5. 47. Der Anwalt des Klägers hat die nad) dem vorigen Paragraphen 
gefchehenen Hinterlegungen den übrigen Anwalten dur Anwaltsaft, und den vor: 
geladenen PBartheien, welche keinen Anwalt beftellt haben, durch Gerichtsvollzieher⸗ 
at anzuzeigen, mit ber Aufforderung an jeden Betheiligten, binnen einem Monate 
von dem Gutachten und dem Theilungss ober Ablöfungsplane Binfiht zu neh⸗ 
men und, im Falle er gegen den Plan Einwendungen geltend machen wolle, in 
diſe dein Einſpruch zu erheben, widrigenfalls angenommen werde, er genehmige 

en Plan. 

Sm Falle eine öffentlihe Ladung zum Verfahren ſtattgefunden bat, iſt bie 
obige Anzeige und Aufforderung in berfelben Weife, wie nah $. 30. die Klage, 
u veröffentlihen. Die Belanntmahung muß alsdann die Bezeichnung der Grund⸗ 

üde, auf welde fih das Verfahren erfiredt, nad) dem Katafter enthalten. 
$. 48. Gin Einfpruch gegen den Theilungs- und Ablöfungsplan muß ſchrift⸗ 
lich und unter Angabe der Gründe und Beifügung der Beweisflüde durch den 
Anwalt auf dem Sefretariate angebracht werben. 

$. 49. Wenn nah Niederlegung des Plans ein Betheiligter, welcher bis 
dahin nicht im Verfahren vertreten war, Anſprüche und @inwendungen gegen den 
Ban forte will, fo fann dies nur auf dem Wege bes Cinſpruchs gegen den 

an gefchehen. 

Diefer Cinſpruch muß zugleich die Anwaltsbeftellung enthalten, und es wirb 
über denfelben in gleiher Weile, wie über fonftige Binfprüche gegen den Plan und 
gleichzeitig mit denfelben entſchieden. In Anfehung der durch das verfpätele Bei⸗ 
treten entitebenden Koften findet die Beftimmung des $. 41. Anwendung. 

$. 50. Im Falle der Kommiffar ber Anficht it, daß eine Theilung ber ges 
meinfhaftlihen Grundflüde in Natur vorzunehmen, ober daß eine Landabfindung 
zu gewähren fei, muß derfelbe vor Hinterlegung des Theilungs⸗ und Abloͤſungs⸗ 
plans einen Termin beftimmen, in weldem er das Gutachten ber Sachverſtaͤndigen 
über Bermeflung und Bonitirung und nad Befinden auch einen vorläufigen Ab; 
loͤſungs⸗ oder Speilungeplan an Ort und Stelle den Partheien zur Aeußerung 
vorlegen werde. Diefe Verfügung wird auf dem Sefretariate zur Kenntniß der 
Anwalte hinterlegt und von dem Anwalte des Klägers den übrigen Anwalten vier: 
gehn Tage vor dem Ternine angezeigt. Der Kommiflar kann zu dem Termine, in 
weldem ein vorläufiger Plan vorgelegt werben foll, die Grenzen ber Lanbabfin- 
dungen foweit abfteden laſſen, als es ihm zum Verftänbnig der Betheiligten ers 
forderlich ſcheint. 

Auch in den Faͤllen, wo eine Theilung in Natur oder eine Landabſindung 
nicht eintritt, lann der Kommiflar, wenn er es für zweckmäßig erachtet, einen vor⸗ 
läufigen Plan fertigen und ben Betheiligten in obiger Weiſe zur Erklaͤrung vor- 
egen. 


Werben Einwendungen gegen die Vermeſſung und Bonitirung oder gegen ben 
vorlaͤufi en Plan erhoben, nimmt der Kommiſſar darauf bei Fertigung des 
ſchließlichen Planes bie ihm geeignet ſcheinende Rückficht. 

$. 51. Wenn feit der lehten ber im $. 47. vorgefchriebenen Zuflelungen, 
Bekanntmachungen und Anheftungen ein Monat verftridhen if, ohne dag Cinſpruch 
erhoben worden, fo erftattet der Kommiflar dem Landgericht in der Rathefammer 
Bericht. Daffelbe ertheilt, wenn die Vorſchriften des Geſetzes erfüllt und bie 
MRechte der Minderjährigen, Interbizirten, Gemeinden oder öffentlichen Anſtalten 
nicht verlegt find, nad Anhörung des öffentlihen Minifteriums bem Plane bie 
Seſtätigung und erklärt ihn für exefutorifh. Im entgegengefeßten alle wirb bie 
Sache an den Kommiſſar zurücdgewiefen, 

$. 82 Iſt —8 erhoben, ſo verweiſt der Kommiſſar nach Ablauf der 
Friſten die Sache für ſaͤmmtliche Partheien in eine von ihm zu beſtimmende Sigung 
des Landgerichts, in welcher in dem Verfahren für funmarif e Sachen nad Bor⸗ 
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teag der Anmalte und Antrag des äffentlihen Minifleriums zu entſcheiden iR. 
Werben die Einſprüche verworfen und find die Vorfchriften des Geſetes erfüllt 
und bie Rechte der Minderjährigen, Interbizirten, Gemeinden und öffentlihen Ans 
Ralten nicht verlept, fo wird durch das Urtheil zugleich der Theilungsplan beftätigt 
und für exekutoriſch erFlärt. 

Wr entgegengefeßten alle wird die Sache vor den Rommiffar zurüdvers 
wiefen. 

‚.$. 53. If nad dem Plane ein Verkauf erforderlich, fo verordnet das Lands 
gericht unter Beftätigung des Planes den Berfauf und ernennt einen Notar, vor 
welchem berfelbe vorgenommen werden fol. Die Bedingungen bes Verlaufs müf- 
fen in dem Plane enthalten fein und können ©egenftand des Cinſpruchs nad 
$. 48. bilden. Der Anwalt des Klägers hat die übrigen Anmwalte zu dem vor 
dem Notar fattfindenden Gefchäfte einzuladen. Hat der Verkauf flattgefunden, fo 
fertigt der Kommiſſar den jchlieglihen Plan und es wird rüdfihtlid deſſelben nad 
dem $. 46. u. f. w. verfahren. 

Soll nad dem Plane eine Berloofung gefchehen, fo verweift das Landgericht 
die Partheien zur Vornahme der Loofung an den Kommiffar. Der Anwalt bes 
Klägers Hat die übrigen Anwalte zu dem Termine, welchen der Kommiflar anbes 
raumt, wenigftens Cinen Monat vorher einzuladen. Das Protofoll über die Loos 
fung wirb ber Urſchrift des beftätigten Theilungeplans beigeheftet. 

6. 54. Für den nad diefem Geſetze ftattfindenden Verkauf ($$. 16. und 53.) 
und für beffen Anfündigungen find die Vorſchriften der K. O. v. 29. Sept. 1835 
maaßgebend. In den Ankündigungen wird nur eine betreibende Parthei mit dem 
Zufage „und Genoſſen“ namhaft gemadt. in Uebergebot nad dem Verkaufe fins 
det nicht flatt. 

Bei der Looſung ($$. 16. und 53) kann der Kommiffar einen Anwalt ober 
Sekretär beauftragen, für diejenigen Bartheien, welche nit erſcheinen und nicht 
durch Bevollmäcdhtigte oder Anwalte vertreten find, die Roofung vorzunehmen; er 
fann aud nöthigenfoe einen dritten Unbetheiligten dazu vereiden. 

5 55. Die 88. 8. und 9. finden and im gerichtlichen Verfahren An: 
wendung. 


Die öffentlihe Bekanntmachung im gerichtliden Berfahren Hat biefelbe Wir⸗ 
fung, wie im Borverfahren ($. 21.). Wenn fowohl die Klage, als die im $. 47, 
gedachte Anzeige und Aufforberung auf dem Wege ber öffentlichen Bekanntmachung 
erfolgt find, fo gilt der beftätiate Plan aud gegen jeden zum Berfahren nicht zus 
gezogenen Beteiligten, felbft wenn er übergangen wäre, und berfelbe ift ebenfo, 
wie nad $. 21., präffubirt. 

6. 56. Wenn es nothwendig wird, ben Kommiſſar oder den Notar durch 
einen anderen zu erfeßen, fo gefchieht Dies auf Geſuch des Anwalts bes Klägers 
duch Beſchluß der Rathslammer. 

6. 57. SKontumazialurtheile gegen bie Parthei ober gegen den Anwalt und 
KontumazialsBerbindungsurtheile werben nicht erlaffen; jeben Urtheil wirb ale ein 

Iontrabiftorijhes betrachtet. 
6. 58. Durd den Tod oder eine Veränderung in der Perſon einer Barthel 
wird das Berfahren nit aufgehalten. 

Cine Zuftelung deshalb und ein Wieberaufnahmeverfahren findet nicht flatt. 
Wenn ein Anwalt flirbt oder außer Amt tritt, fo muß die von ihm vertretene 
Barthei innerhalb vierzehn Tagen einen neuen Anwalt beftellen; nad) Ablauf bies 
fer Frift Hat das Verfahren ungehinberten Fortgang. 

8. 59. IR der Anwalt des Klägers fäumig, fo fann dee Anwalt jeber ans 
deren Bartei denfelben zur Fortſetzung auffordern und, wenn biefer Aufforderung 
binnen acht Tagen nicht entfprochen wirb, an deſſen Stelle ald der das Verfahren 
betreibende Anwalt treten. 

. 60. Eine Sinrebe auf Grund des Art. 174. der Bürgerlihen Proz 
ordnung kann nicht erhoben werben. Die Einlafjung in das Berfahren zieht für 
den Verklagten, fo lange er nicht als betreibender Theil auftritt, die Grbesqualität 
nicht nad ka. 

8. 61. Die Dedung der Koften des Verfahrens, welche nit durch Streitig⸗ 
feiten @inzelner entftanden find und biefen zur Laft fallen ($. 29. ber Gemein⸗ 
heitotheilungs⸗ Ordnung), ſowie das Verhaͤltniß, in welchem die Partheien zu ben 
Koften beizutragen haben, müͤſſen in dem Theilungo⸗ ober Abloͤſungslan vor deſſen 
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Hinterlegung vorgefehen werben. Der Koftenpunft Tann Gegenſtand bes Cinſpruchs 
nach $. 48. bilden. 

Diejenige Parthei, welche vor dem Kommiſſar derRegierung im Vorverfahren 
zu bem Theilungs⸗ und Ablöfungsplan ihre Zuftimmung erklärt bat, kann ganz 
ober theilweife von ben Koften bes, gerichtlichen Verfahrens entbunden werben, fos 
fern das Grgebniß bes lepteren mit jenem Plane übereinflimmt oder nur unerheb⸗ 
lich von ihm abweicht. Dun 

Wenn das Borverfahren eingeftellt worden ift, weil bie Anſprüche einer ober 
mehrerer Perſonen von den übrigen beftritten wurben, fo kann das Gericht jene 
Berfonen, wenn fie im gerihtlihen Berfahren nicht auftreten, oder wenn ihre An; 
fprüche grundlos befunden werben, auf Antrag jeder Parthei in einen angemeffenen 
Theil der Koſten verurtheilen. Die Parthei, welche dieſe Verurtheilmg erwirkt 
bat, if zur Vollſtreckung berechtigt und hat den Ertrag nad) Abzug ber aufgewens 
deten Koiten zur Mafle zu bringen. 

$. 62. Eine Srftattung von Auslagen für Reifen der Parthei oder des Ans 
walts, ober von Auslagen wegen Bertretung burd einen Bevollmächtigten, findet 
weber im Vorverfahren, noch im gerichtlichen Verfahren flatt. 

$. 63. Alle Hinterlegungen auf dem Sefretariate gefchehen koſtenfrei; bas 
Sekretariat Hat das Hinterlegte Schriftitüd mit dem Datum der Hinterlegung zu 
verfehen und auf Verlangen Befcheinigung darüber zu ertheilen. Gines förmlicdhen 
Hinterlegungsaktes bedarf es nicht. 

$. 64. Das Berfahren iſt flempelfrei. Die Koften und Gebühren für das 
gerichtliche Verfahren werden für jept nach den beſtehenden Tarifen angefegt und 
erhoben. Die Abänberung ber Iehteren bleibt vorbehalten. 
alla 65. Die Koften und Gebühren werben durch den Kommiſſar exekutoriſch 

irt. 

$. 66. Die Berufung von jedem Urtheil muß bei Verluft des Rechtsmittels 
innerhalb vierzehn Tagen nach der Zuftelung an den Anwalt, ober, wenn Fein 
Anwalt beftellt iR, nad der Zuftellung an die Parthei, eingelegt werben. 

Die Zuflelung eines Urtheild an ben Anwalt hat in Anfehung der Mechtes 
kraft alle Wirkungen, welche das Geſetz mit der Zuftelung bes Urtheils an bie 
Barthei verbindet. Gleichwohl wird jedem Anwalt nur eine Kopie bes Urtheils 
zugeftellt, duch wenn er mehrere Partheien vertritt. 

Die Berufung wird im Domizil des Anwalts zugeftellt. 

Der Art. 449. der Bürgerlihen Proz. Orbn. Änder feine Anwendung. 

$. 67. Der Berufungsakt muß die Befchwerbepuntte enthalten. Die Sache 
wird nad Ablauf der Erfcheinungsfrift, welche in Teinem Falle mehr als einen 
Monat betragen fol, durch einfaden Anwaltsalt zur Sikung gehraät, ohne dag 
e8 außer ben motivirten Anträgen ber Appellation einer Zufte 
Prozedur bedarf. 

? 88. 57., 58., 62. und 64. finden auch in ber Berufungs⸗Inſtanz Ans 
wenbung. J 
- 8.68. Bor jedem Beſchluſſe ober Urtheil des Gerichts muß das öffentli 
Miniſterium gehoͤrt werden. u ß ſfentliche 

$. 69. Vormünder und emanzipirte Minderjährige bedürfen zu dem Antrage 
auf Theilung oder Ablöfung bei der Regierung ber Trmächtigung des Familien⸗ 
raths, Gemeinden oder öffentliche Anftalten ber Ermächtigung des Bezirksraths, bes 
ziehungeweife des Kreisausſchuſſes oder der betreffenden Auffichtsbehörbe. Daffefbe 
gilt in Bezug auf Anftelung ber Klage bei Gericht, fofern nicht bereits die rs 
maͤchtigung * Antrage bei der Regierung ertheilt war. 

Die Chefrauen werden ſowohl im Vorverfahren als im gerichtlichen Verfah⸗ 
ren dur bie Ehemänner vertreten, wenn es ſich von Grundſtücken mit Eigen; 
tHumsantheilen ober Nutzungsberechtigungen handelt, welche nach ben zwiſchen ben 
betzeffenten Cheleuten beftchenben Nechtsverhälnifien der Berwaltung der Che⸗ 
männer unterworfen find. In den fonfligen Fällen haben die Ehefrauen felbR 
ihre Rechte auszuüben; fie bedürfen dabei ber Ermächtigung ber Ehemänner, ins 
fofern fie ben Antrag zum Vorverfahren ober bie Klage zum gerichtlichen Vers 
fahren erheben wollen. 

„Sammtliche oben gebachte Berfonen bebürfen einer Ermächtigung nidt, um 
ſich auf ben Antrag oder die Klage einzulaſſen und im Derfahren ihre Rechte gel⸗ 


ung oder fonfligen 
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tenb zu machen. Wenn die nöthige Ermaͤchtigung mangelt, fo iſt ber Antrag obei 
bie Klage als unannehmbar zurüdzumeifen, 
$. 70. Zu jeder Ginigung vor dem Kommiſſar der Regierung ober bes Ge; 
richts bedarf es in Anfehung von Minderjährigen, Interdizirten, Ehefrauen, Ges 
meinden ober öffentlichen Anftalten der fonft zu Vergleichen gefeglich erforderlichen 
Formen, Ermaͤchtigungen oder Beflätigungen nicht, infofern bie gerichtliche Beftätis 
gung der Theilung oder Ablöfung nah 68. 15., 51., 52. erfolgt. ' 
. 71. Wenn bei Berkündigung bes gegenwärtigen Geſetzes eine Theilung 
ober Ablöfung, auf weldhe daſſelbe Anwendung findet, gerihtlih anhängig gemacht, 
jebod ein Urtheil erfler Inftanz, welches den Berfauf oder die Loofeziehung vers 
ordnet, ober das Refultat des Verfahrens anderweit feitfeßt, noch nicht ergangen 
ift, fo Fan bie Progebur bei @ericht nicht fortgefeßt werben; ber betreibende Theil 
muß den Antrag zum Berfuh der Sinigung an die Regierung flellen und, wenn 
bas Borverfahren nicht zur Ginigung führt, eine neue Klage nad den Vorfchriften 
dieſes Geſetzes erheben. 

Die durch Vergleich oder rechtskraͤftige Entſcheidung in dem früheren Prozeſſe 
getroffenen Feſtſetzungen über bie Theilnehmungsrecdhte bleiben gültig. 

Iſt bereits durch ein Urtheil erfter Inftanz der Verkauf oder die Lonfeziehung 
verorbnet, oder das Refultat des Verfahrens anderweit feftgefeht, fo wird die Sache 
in den vor dem gegenwärtigen Geſetze geltenden Formen erledigt. 

$. 72. Die Beflimmungen des Rheinifhen Progegverfahrens fommen zur Ans 
wendung, foweit das gegenwärtige Geſetz eine Abänderung nicht enthält, 


Urkundlich ꝛc. 
Gegeben Warſchau, den 19. Mai 1851. 
Friedrich Wilhelm. 


(L. S.) 
v. Manteuffel. v. d. Heybt. v. Rabe. Simons. v. Stodhaufen. v. Raumer. 
v. Weftphalen. 
(8. S. 1851, ©. 383, Nr. 3405.) 


Vierte Abtheilung. 


Von den Anftalten zur Beförderung der Ablöfung 

der Reallaften und der Auflöfung des Nechtöver: 

bältniffes zwifchen den bisherigen Berechtigten und 
Verpflichteten. 


&rfter Abſchnitt. 


Das Geſetz vom 2, März 1850 über die Errichtung 
von Rentenbanten. 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc., verorbnen, mit Zuftimmung beider Kammern, für 
den ganzen Umfang der Monarchie, mit Ausfhluß der auf dem linken Rheinufer 
belegenen Lanbestheile, was folgt: 

Errichtung von Rentenbanfen und beren Beftimmung. 
$. 1. Zur Beförderung der Abldfung der Reallaften und zur vollſtaͤndigen 
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Auflöfung des Nechisverhältnifies zwifchen ben bisherigen Berechtigten und Bers 
pflichteten fol in jeder Provinz eine Rentenbank errichtet werden. 

Die für die Rheinprovinz zu errichtende Rentenbank erftredt ihre Wirkfamfeit 
nur auf die am rechten Rheinufer belegenen Theile der Brovinz, und fann mit der 
Rentenbant in der Brovinz Weſtphalen vereinigt werben. 


F. 2%. Die Ablöfung duch die Rentenbanken erfolgt, fobalb die Reallaften in 
fefte Geldrenten verwandelt worden find, dadurch, daß die Bank den Berechtigten 
gegen Meberlaffung der Belbrente für das zu deren Ablöfung erforderlihe Kapital 
durch zinenagende, allmählig zu amortiſirende Schuldverſchreibungen (Rentenbriefe) 
abfindet, die Rente aber alsdann von dem Verpflichteten fo lange fortbezieht, als 
dies zur Zahlung ber Zinfen und zur allmähligen Amortifation der Rentenbriefe 
erforderlich iſt. Sobald diefe Amortifation vollendet ift, Hört die Verbindlichkeit 
des Belafleten zur Entrichtung der Rente ganz auf. 


$. 3. Der Staat garantirt die Erfüllung der durch das- gegenwärkige Geſetz 
den Rentenbanken auferlegten Verpflichtungen und wird dieſe Banken mit dem er⸗ 
forderlichen Betriebsfonds verſehen. 


Ausführende Behoͤrden. 


F. 4. Die Feſtſetzung der an die Stelle der Reallaſten tretenden Geldrenten, 
die Verhandlungen zwiſchen den Partheien über die Ueberweiſung dieſer Geldrenten 
an die Rentenbanken und die Entſcheidung ſowohl hierüber, als über die Höhe der 
den Berechtigten von der Rentendbanf zu gewährenden Abfindung, liegt den Aus: 
einanderfeßungs:Behörben ob, weldhe nicht nur bei biefen Gefchäften, fondern auch 
in ber Folge, wenn es fih um die Frage handelt, ob und in wieweit der Berech⸗ 
tgte in ber Dispofltion über bie zu feiner Abfindung beflimnten Mentenbriefe oder 
über die bei deren Amortifation zur Auszahlung kommenden Kapitalien durch Rechte 
britter Perfonen beſchraͤnkt ift, ben beftehenden Geſetzen gemäß, die Rechte diefer 
Berfonen wahrzunehmen hat. 

Alle übrigen bei den Operationen der Rentenbanken vorkommenden Geſchäfte 
werben ber für eine jede Provinz unter dem Namen „Direktion der Rentens 
bank“ einzufeßenben Verwaltungsbehörde, fowie den zur Einziehung ber bireften 
Staatsfleuern beflimmten Behörden nad den näheren Beflimmungen des gegenwärs 
tigen Geſetzes übertragen. 

8. 5. Jede Direktion einer Rentenbank befleht aus einem Direktor und bem 
erforderlichen Hülfes und Subaltern-Berfonal. 

Die Direktionen der Rentenbanken flehen unter der Oberauffiht der Min. für 
die Fin. und für die Iandwirthfchaftl. Ang.; fle find den Reg. und Anseinander: 
feßungs s Behörden Foorbinirt und führen ihre Geſchäfte unter Mitwirkung und 
Kontrolle ber Provinzialvertreiung. 


Reallaften, welche zur Ablöfung durch die Rentenbanken geeignet find. 


.. 8. 6. Welche Reallaften zur Ablöfung durch die Rentenbanken gerignet find, 
if in dem G. vom Heutigen Tage, betr. die Ablöfung der Neallaften und Regulis 
rung der gutsherrlich⸗bäuerl. Verb. (Abfchn. II. Titel X., Abfchn. II. $. 85. und 
Abſchn. IV. 8. 99.) beftimmt. Ausgefchloffen von dieſer Ablöfung bleiben außer 
ben in dem gedachten Gef. ($$.53. bis 55., 65. 66.) angegebenen Reallaften audh 
bie nach beflen Verkündung neu auferlegten Gelbrenten. ($. 91. a. a. ©.) 


$. 7. Ausgefhlofien von ber Ablöfung durch die Rentenbanken bleiben fers 

ner alle dem Domainenfisfus als Berechtigten zuftehenden Reallaften; in Anfes 
ung „herr Ablöfung iſt im 6. 64. bes gegenwärtigen Gef. das Erforderliche bes 
5. 8. Die Uebernahme einer Rente auf bie Rentenbant ift erſt dann zuläfflg, 
wenn fämmtlihe auf einem Grundflüde Haftende, zur Ablöfung durch die Rentens 
bank geeigneten Reallaften in feſte Gelbrente verwandelt find. If aber dies ges 
ſchehen, 5 kann ſowohl der Berechtigte als der Verpflichtete die Ueberweiſung der 
Gelbrente an die Rentenbank Behufs der Ablöfung verlangen, wenn gleich bie Aus⸗ 
einanderfegung in Anfehung ber übrigen Grundflüde verfelben Gemeinde noch nicht 


zum Abflug gefommen ift ($. 95. des Geſ. über die Abldf, der Meallaften ıc. 
vom heutigen Tage). 
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Feftftellung der Renten Behufs deren Neberweifung an die Rentenbanf. 


$. 9. Wenn bei einem Ablöjungsverfahren der Verpflichtete erklärt, von ber 
im $. 64. des Geſ. über die Ablöf. der Reallaften 2c. vom heutigen Tage ihm ge: 
gebenen Befugnig, die an bie Stelle der Reallaften tretende fefte Gelbrente durch 

aarzahlung des Kapitalbeirages berfelben abzulöfen, feinen Gebraud machen zu 
wollen, fo bat die Auseinanderfegungs: Behörde die Ablöfung der Geldrente buch 
bie Rentenbant von Amtöwegen zu veranlaffen. 

Will der Berpflihtete die Ablöfung nah $. 64. a. a. D. durch Baarzahlung 
des achtzehnfachen Betrages bewirken, der Berechtigte aber von der im vierten 
Sape bes obengedachten $. 64. ihm eingeräumten Befugniß, den zwanzigfachen 
Betrag in Rentenbriefen verlangen zu können, Gebrauch machen, fo Finden in fols 
hem Falle die Borfchriften der 88. 59. bis 63. Des gegenwärtigen Gel. Ans 
wenbung. 

In Anfehung derjenigen feiten Geldabgaben, welche zwar zur Ablöfung durch 
die Rentenbank geeignet find, Hinfichtlich welcher e8 aber zur Ermittelung ihres 
SJahresbetrages, außer dem im $. 65. des Geſ. über bie Ablöf. der Reallaſten x. 
vorgeſehendn Falle, keiner weiteren Auseinanderfeßung bedarf ($$. 50. und 52. 
a. a. D.), kann fowohl von dem Berechtigten ald von dem Berpflichteten, in dem 
Balle der SS. 56. und 65. des Gef. über die Ablöf. der Reallaften ıc. aber nur 
von dem Berechtigten, auf Ablöfung durch die Rentenbanf bei der Auseinanber: 
feßungs-Behörbe angetragen werben. 

$. 10. In allen Ballen, in weldhen die Ablöfung der Rente durch die Mens 
tenbant erfolgt, Hat der Verpflichtete nur neun Zehntheile der ermittelten vollen 
Geldrente ($. 64. des Gef. über die Ablöſ. der Reallaften ıc. vom heutigen Tage) 
an die Mentenbanf zu entrichten. Bin Zehntheil der Rente wird demfelben vom 
Tage ihres Ueberganges auf bie Rentenbank an erlaflen. 

Dem Berpflihteten ficht jedoch auch die Wahl frei, ob er die volle Rente 
oder nur neun Zehntheile derjelben Fünftighin an bie Rentenbank entrichten will. 
— Auf die Höhe der Entſchädigung des Berechtigten ift diefes aber ohne Einfluß, 
und es wirb nur bie Amvrtifationsperiode ber Menten bei Einzahlung des vollen 
Betrages abgekürzt. Bon ber einmal getroffenen Wahl kann der Verpflichtete nicht 
wieder abgehen. 

Diefe dem Berpflichteten zuftehende Befugniß, durch Eutrichtung der vollen 
Rente die Amortiſations-Periode abzufürzen, füllt jebod weg, wenn der Renten: 
bank nach Vorſchrift des F. 99. des Gef. über bie Ablöf. der Reallaften ıc. Rüd: 
flände überwiefen werden. Der Berpflichtete Hat in diefem alle noch eine befon- 
dere jährlihe Mente, welche in dem zwanzigfien Theil der Summe ber Rüdflände 
beſteht, jur Tilgung der leßteren an die Mentenbanf zu entrichten. 

8.11. So weit jebod der hiernach (8. 10.) der Rentenbank zu überweifende 
Rentenbetrag nicht in vollen Silbergrofchen befteht, darf berfelbe der Rentenbanf 
nidht überwiefen werben. Es müflen vielmehr dergleichen in Pfennigen beftehende 
Mententheile, fo wie überhaupt Menten, welhe nad Abzug eines Zehntheils, ober 
auch da, wo die volle Rente der Rentenbank überwiefen wird, unter Einem Sil⸗ 
bergrofhen betragen, ohne Ginwirfung der Rentenbank von dem Berpflidhteten 
durch Baarzahlung in Kapital nah der Vorſchrift im erſten Abfag des g. 64. 
des Gefebes über die Ablöfung der Reallaften ıc. vom heutigen Tage abgelöft 
werden. j 

8. 12. In dem über die Ablöfung ober Regulirung aufzunehmenden Rezeß 
find zugleich die Grgebniffe der Auseinanderſetzung zwifchen dem Rentenpflichtigen 
und der Rentenbank ($. 10.), zwifchen dem Erfleren und dem bisherigen Berech⸗ 
tigten ($$. 11. und 17.) und zwifchen biefem und ber Rentenbanf (88. 28. ff.) 
fetzußellen. 

Die Rechte der Nentenbant werben hierbei von ber Auseinanderſetzungs⸗Be⸗ 
hörbe von Amtswegen wahrgenommen; ber Zuziehung ber Direktion ter Renten⸗ 
banf bedarf es daher nicht. . 

$. 13. Sind zur Zeit der Verkündung des gegenwaͤrtigen Geſetzes die Neal; 
laften eines Grundſtücks bereits in fefte Gelbrente verwandelt, fo wird, wenn bie 
leßtere durch die Mentenbant abgelöft werben foll, über bie im $. 12. gedachte 
Auseinanderjegung rin befonberer Rezeß aufgenommen. 
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Streitigkeiten, welche Hierbei (96. 6., 8. bis 13.) entfliehen, find in bems 
felben Verfahren zu entfcheiden, welches gefeßlih bei Ablöfungen vorgefchries 
ben ift. . 


$. 14. Die über das Verhältnig der Betheiligten zur Rentenbank abgefchlof- 
fenen Rezeffe (88. 12. und 13.) müffen flets von ber AuseinanderfegungsBehörbe 
beftätigt und von Liefer ber Direktion der Rentenbank in Ausfertigung milgetheitt 
werden. Nur auf Grund eines ſolchen Rezeſſes darf eine Rente auf die Renten: 
bank übernommen werben. 


$. 15. Der Zeitpunkt, an welchem bie Rente auf die Rentenbank übernom- 
men und wann fie zum eriten Wale an biefelbe entrichtet werben fol, wird von 
der Direktion der Rentenbank beftimmit. 


$. 16. Die Uebernahme einer Rente auf die Rentenbank darf nur am 1. April 
oder am 1. Oft. gefchehen. 


$. 17. Bis zu dem Beitpunfte der Mebernahme muß, wenn bie Ausführun 
der Auseinanderfegung früher eingetreten iſt ($. 104. des Geſ. über bie —* 
ber Reallaften ꝛc. vom heutigen Tage), die Rente von dem Verpflichteten unmittel⸗ 
bar an den bisherigen Berechtigten entrichtet werben. 


Ginziehung und Sicherſtellung ber Renten. 


8. 18. Die an die Rentenbank abgetretenen Renten genießen bei Konkurrenz 
mit anderen Verpflichtungen des belafteten Grundſtücks daſſelbe Vorzugsrecht, wel: 
ches die Geſetze den Staatsflsuern beilegen. Sie bedürfen Feiner Bintragung in 
das Hypothekenbuch bes verpflichteten Grundſtücks, welches jedoch für die Dauer 
der Amortifationsperiode ber Rentenbank verhaftet bleibt. 

Diejenigen eingetragenen Reallaften, an beren Stelle bie Renten getreten find, 
werden im Hypothenkenbuche Eoftenfrei gelöfcht; dagegen wird in biefem Falle ko; 
—* m Hypothekenbuche vermerkt, daß das Grundflüd der Mentenbanf rentens 
p 8 IM. 

Die eöfdpung wirb von ber AuseinanberfegungssBehörbe beantragt, ſobald die 
Webernahme ber Rente von der Direktion ber Rentenbank und die Abfindung bes 
Berechtigten erfolgt find ($. 30.). 

6. 19. Gebäube, auf weldden Renten für bie Rentenbanf Baften, müſſen auf 
Berlangen der Direktion der Rentenbanf bei einer Weuerverficherungs : Sefellfchaft 
bis zu dem, nah den Grundfäßen dieſer Geſellſchaft zuläffigen Werth von dem 
Berpflichteten verfichert werden. Der Verpflichtete kann hierzu von ber Direftion 
ber Rentenbant burdy abminiftrative Grefution angehalten werten. 

Die Direktion der Mentenbanf hat diejenigen Verficherungs-Geſellſchaften, bei 
welchen ihrem Ermeſſen nach dergleichen Berfiderungen erfolgen müflen, zu beflim> 
men und äffentlih namhaft zu machen. 


6. 20. Bei Zerftüdelung von Grundftüden, auf welchen Renten für bie Ren⸗ 
tenbanten haften, finden auf dieſe Renten die gefeßlichen Vorſchriften über bie 
GStaatöfteuern ebenfalls Anwendung. 

Die Direktion der Rentenbank kann jedoch verlangen, daß in foldem Fall 
Rentenbeträge, welche nad ber Vertheilung der Rente jährlih weniger als fünf 
Silbergroſchen betragen, fofort durch Kapitalzahlung nad den Borfähriften bes 
8. 23. abgelöft werben. 


$. 21. Die Renten werben in monatlichen Raten mit ben-Staatsfleuern post- 
numerando erhoben. 

In Anfehung ihrer Erhebung und Beitreibung Hat die Direktion der Renten⸗ 
banf diefelben Berechtigungen, welche die Geſetze ben Berwaltungsbehörben bei Er⸗ 
hebung und Beitreibung von Staatefleuern beilegen. 


Tilgung ber Renten. 

6.22. Der Berpflichtete wird entweder durch eine 56% Jahre ober 673 Mos 
nate lang fortgefeßte Zahlung ber Rente, wenn er fich bei Heberweifung ber Kente 
auf die Rentenbanf für den Grlaß eines Zehntheils der vollen Mente, ober durch 
eine 41% Jahre ober 493 Monate lang fortgefthte Zahlung der vollen Rente, 
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wenn er fih für.biefe erklärt Hat (8. 10.), von der Verpflichtung zur ferneren 
Entrichtung ber Rente vollfländig befreit. 

Auf die zur Tilgung der Rüditände der Rentenbank überwiefenen Renten fin; 
ben bie für volle Renten gegebenen Beflimmungen Anmwenbung. 

$. 23. Dem Berpfliähteten fteht indefien frei, auch ſchon während ber im 
8. 22 angegebenen Zeiträume die Rente durch Kapitalzahlung ganz ober theilweife 
zu tilgen. 

Welche Summen in ben verfchiedenen Jahren ber beiden Amortifationsperioben 
zur Ablöfung der verfchiebenen Rentenbeträge erforderlich find, ergiebt ſich aus ben 
unter A. und B. beigefügten Tabellen. 

Kapitalzahlungen find jedoch flets nur erſt dann zuläffig, wenn der Verpflich⸗ 
tete zuvor die bereits füligen Rentenzahlungen geleiftet hat. Gingehende Kapitals 
zahlungen müſſen daher zunähft auf die noch rückſtaͤndigen Rentenzablungen ver: 
rechnet werben. 

Rentenbeträge, die nicht in Silbergroſchen fl abrunden, können nicht durch 
Kapitalzahlung abgelöft werben. 

Rentenbeträge unter fünf Silbergrofgen können nur dann durch Kapitalzahs 
lung abgelöfl werden, wenn die auf einem Grundſtücke Taftende Rente weniger als 
fünf Silbergrofchen beiträgt. Es muß jedoch in einem foldhen Kalle die Mente mit 
einem Male vollftändig abgelöft werben. 

$. 24. Dergleigen Kapitalzahlungen ($. 23.) müffen nad vorbergegan- 
gener fehsmonatliher Kuͤndigung am 31. März oder am 30. Sept. geleiftet 
werben. 

Der verminderte Rentenbetrag wird zum erſten Male an demjenigen Renten: 
zahlungssTermine entrichtet, welcher auf die zur gehörigen Zeit erfolgte Kapitals 
zahlung zunähft folgt. 

. ©. ill ein Mentenpflichtiger ohne vorherige Kündigung Kapitalzahlung 
leiften, fo fleht ihm dieſes zwar frei, allein es Tann eine foldhe Zahlung nur fo an: 
gefehen werden, als wenn fie ſechs Monate nach dem auf die Zahlung zunächſt 
folgenden 21. März oder 30. Sept. erfolgt wäre. Wird eine Kapitalzahlung ohne 
vorhergegangene Kimbigung am 31. März oder 30. Sept. geleiftet, fo Hat fle bie 
Wirkung, ald wenn fie an dem auf die Zahlung zunäcdhft folgenden 30. Sept. oder 
31. März geleitet worden wäre. 

$. 26. Die Kündigungen und Kapitalgahlungen müflen bei der Direktion ber 
Mentenbanf oder bei den von leßterer zur Annahme der Kündigungen und Kapitals 
zahlungen autorifirten Beamten erfolgen. 

. Ueber jede Kapitalzahlung ertheilt die Direktion der Rentenbank eine 
Quittung, in welcher zugleih ausgedrüdt fein muß, wie viel die verminderte Rente 
Tünftig noch beträgt, und an welchem Termine biefelbe dee erſten Male zu ents 
ten iſt. Nur dur eine folde Quittung wird ber Berpflichtete bleibend ent 
aſtet. 


Abfindung der Berechtigten. 

8. 28. Der Berechtigte erhaͤlt als Abſindung von der Rentenbank den zwan⸗ 
zigfachen Betrag ber vollen Rente ($. 10.) und eintretenden Falls außerdem den 
awanzigfachen etrag der zur Tilgung von Rüdftänden der Rentenbank überwiefe: 
nen Rente, infoweit nidt nad $. 11. die Abfindung für die Üiberfchießenden Bfen- 
nige von dem Verpflichteten unmittelbar erfolgt iR. 

$. 29. Diefe Abfindung ($. 28.) wird in Nentenbriefen nad deren Nenn: 
werth, und foweit durch folde der von ber Rentenbank zu leiſtende Abfin- 

"Tunaebehrag nicht vollftändig gewährt werden kann ($. 32.), in baarem Gelbe ge: 
leiftet. 

$. 30. Die Abfindung des Berechtigten erfolgt zu bemfelben Zeitpuntt, an 
welchem die Mente auf die Rentenbant übernommen wirb (88. 15. und 16.). 

$. 31. Die gefammte Abfindung an Rentenbriefen und baarem Gelde wird 
bemjenigen zugeftgllt, welchen die Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrde als den berechtigten 
Empfänger bezeihnet (8. 4.). 


Mentenbriefe und Zinskoupons. 
$. 32. Die Rentenbriefe werben yon ber Direktion ber Rentenbank nach dem 
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unter C. beiliegenden Schema, und zwar in Apoints von 1000 Rihlr., 500 Rihlr., 
100 Rthlr., 25 Rtihlr. und 10 Rihlr. ausgeſtellt und mit jährlich vier Prozent in 
balbjährigen Terminen, am 1. April und 1. Okt., verzinfel. 

Den Inhabern der Mentenbriefe fteht fein Kündigungsrecht zu. 

$. 33. Mit jedem Rentenbriefe werden zugleich Binstoupons auf adhtjährige, 
vom 1. Dft. 1850 ab zu berechnenden Perioden nach dem unter D. beiliegenden 
Schema ausgegeben. 

8. 34. Nah dem Ablaufe jeder diefer Perioden ($. 33.) werben bem 
a er des Mentenbriefes neue Zinsfoupons auf einen gleihen Zeitraum ausges 

änbigt. 

6. 35. Der Betrag ber fälligen Zinskoupons wird, gegen Ablieferung berfel: 
von ber Kafle der Nentenbanf baar ausgezahlt; auch werden diefe fälligen Zins⸗ 
toupons von allen Koͤnigl. Kaflen in Zahlung angenommen. 
af * 36. Die Zinskoupons verjähren binnen vier Jahren zum Vortheil der 

nRalt. 

Die Berjährungsfriit beginnt mit dem auf den Wäalligfeite -» Termin folgenden 
legten December. 

$. 37. Die Rentenbriefe können Behufs der Belegung gerichtliher und vor⸗ 
mundſchaftlicher Depofitalgelber, fowie ber Fonds öffentlider Inſtitute angekauft 
oder als Unterpfand angenommen merben. 

$. 38. Der Ueberſchuß von einem halben ober einem Brozent, welchen die 
Mentenbanten dadurch erhalten, daß fie je nach der Wahl der Berpflichteten ents 
weber neun Behntheile der vollen Rente, ober diefe letztere unverfürzt, alfo entwes 
vier und ein halbes oder fünf Prozent der zum zwanzigfachen Betrage der vols 
len Rente ausgeftellten MRentenbriefe einziehen, Ießtere aber nur mit vier Pros 
en verzinfen muß, unvermindert zur Amortifation der Nentenbriefe verwendet 
werben. 

6. 39. Jede Rentenbant ift verpflichtet, halbjährlich fo viel Rentenbriefe auss 
zuloofen, ale ihrem Nennwerth nad mit denjenigen Geldfummen bezahlt werben 
Tonnen, welde bis zum Schluß des Halbjahre, in dem bie Ausloolung erfolgt, 
nad $. 38. dem Amortifationsfonde aus den Rentenzahlungen zufließen und nad 
$. 24. an Ablöfungs s Kapitalien eingezahlt werden müflen, ober nad $. 25. als 
am Schluß diefes Halbjahrs eingezahlt zu betrachten find. 

n dem auf die erſte Ausgabe von Mentenbriefen folgenden Jahre iſt 
jebod die Rentenbanf an dieſe Berpflihtung zur Ausloofung noch nicht ge⸗ 
unden. 

$. 40. Den Inhabern der ausgelooften Rentenbriefe wird der Nennwerth 
berfelben baar ausgezahlt. 

$. 41. Die Ausloofungen der Rentenbriefe erfolgen in den Monaten Mai 
und November. 

Die Zahlung auf die im Mai ausgelooften Rentenbriefe wird an dem zunädhit 
folgenden 1. Oft, auf bie im Nov. ausgelooften aber an dem zunädhft folgenden 
1. April, und zwar auf der Kaffe der Nentenbant gegen Zurürlieferung des aus: 
gelooften Mentenbriefs geleitet. j 

$. 42. Nach jeder Ausloofung werden bie ausgelooflen Rentenbriefe unter 
Bezeichnung ihrer Buchſtaben, Nummern und ihres Betrages, fo wie des Termine, 
an welchem ihre Auszahlung erfolgen fol, mit der Aufforderung an die Inhaber, 
öffentli bekannt gemacht, an diefem Termine die Zahlung in Empfang zu nehmen. 
Diefe Bekanntmachung ift dreimal in die Amteblätter der Provinz, in eine der in 
berfelben erfcheinenden Zeitungen und in ben zu Berlin erfcheinenden Preußiſchen 
Staats⸗Anzeiger einzurüden. 

Die erfte Cinrüdung in die Amtsblätter ber Provinz muß in bemfelben Mo⸗ 
nat, in welchem die Ausloofung flattgefunden Hat, und mindeſtens vier Monate vor 
bem Zahlungstage erfolgen. . 

$. 413. Bon bem zur Auszahlung ber Mentenbriefe beftimmten Termine ab 
findet eine Verzinfung berfelben nicht ferner ftatt. 

4 ie ausgelooften Rentenbriefe verjähren binnen zehn Jahren zum 
Vortheil der Anftalt. 

Die Berjährungsfrift beginnt mit dem auf den Fälligkeitstermin ($. 41.) fol« 

genden lebten December. 
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F. 45. SIR ein Rentendrief nit mehr zinsbar (F. 43.), fo werden zwar 
die noch Laufenden Zinsfoupons deſſelben zur Zeit des in ihnen beſtimmten fpäs 
teren Fälfigfeitstermins von der Kafle der Rentenbank bezahlt; der Inhaber des 
Nentendriefes aber muß fih, wenn er denfelben Behufs Empfangnahme des 
— praͤſentirt, den Abzug des Betrages der fehlenden Koupons gefallen 
laſſen. 

6. 46. Die ausgelooſten, an die Rentenbank gegen Baarzahlung zurückgege⸗ 
benen Rentenbriefe werben vernichtet. 

$. 47. Die Ausloofung und die Vernichtung der Rentenbriefe erfolgt äffents 
lich unter der Leitung der Direktion der Mentenbant, im Beifein zweier Abgeorbnes 
ten der Provinzialvertretung und eines Nolars. 

$. 48. Die über die Bernidtung der Rentenbriefe aufgenommene Verhand⸗ 
lung wirb öffentlih durch einmalige Ginrüdung in die Amtsblätter der Provinz 
und in eine in berfelben erfcheinende Zeitung befannt gemacht. 


Rechte dritter Perfonen. 


F. 49. Was die Geſetze bei Ablöfung der Reallaften in Beziehung auf 
dritte Perſonen beflimmen, findet auch bei Ablöfung durch die Rentenbank An: 
wendung. 

Die Abfindung durch Rentenbriefe wird hierbei einer Kapital⸗Abfindung gleich 
geachtet. Es treten jedoch folgende nähere Beflimmungen ein: 

1) der Berpflichtete wird durch Uebernahme der Rente auf die Rentenbank von 
jeder Verhaftung gegen dritte Perſonen in Anſehung dieſer Rente und der 
dafür den Berechtigten gewährten Abfindung befreit; 
die landſchaftlichen Kredit: Infitute, fo wie das Königliche Kredit: Inftitut 
für Schleſien, find nicht befugt, in Folge von Ablöfungen durch die Ren⸗ 
tenbant Pfandbriefe zu fündigen. Es fteht ihnen aber frei, die Ueberweis 
fung eines, nach Maaßgabe des Betrages, um welchen fi die Sicherheit 
der Pfandbriefe durch die Ablöfung vermindert hat, und unter Berüdfichtis 
gung der Appointe, in welchen die Pfandbriefe und die dem berechtigten 
Bute als Abfindung gewährten Rentenbriefe ausgeftellt find, zu beftimmen- 
den Betrages ber letzteren zu verlangen. 

Diefe Rentenbriefe werden von den KrebitsInftituten aufbewahrt. Kom: 
men biefelben zur Ausloofung, jo muß das Krebit:Inftitut einen entiprechen- 
den Betrag an Pfandbriefen kündigen und die für bie ausgelooften Renten⸗ 
briefe eingehende Summe zur Berichtigung der gelündigten Pfandbriefe 
verwenden. 

3) Der Berechtigte it zu verlangen befugt, daß feine Abfindung, injoweit fie 
nit von einem Krebit-Inftitute in Anſpruch genommen wird, zum gericht 
lihen Depofltum genommen werde, und in demfelben auf unbeflimmte Zeit 
bis zur Ansgahlung bes Nennwerths der Rentenbriefe nad) erfolgter Aus: 
looſung verbleibe. 

4) IR eine Aufbewahrung ber Abfindung in der unter Nr. 2. und 3. angeges 
benen Art erfolgt, fo bebarf es Feiner weiteren Maaßregel zur Sicherftellung 
der Rechte dritter Perfonen. 

5) IR das berechtigte Gut ein Lehn ober Fideikommiß, oder haben Hypothe⸗ 
fengläubiger oder fonftige Realberechtigte die Wiederherſtellung ihrer ge⸗ 
f&hmälerten Sicherheit verlangt, und erreicht der Kourswerth der Rentenbriefe 
nicht deren Nennwerth: fo kann ber Befiber des abgefundenen Guts nicht 
zur Gntrihtung ber Differenz zwifchen dem Kourss und dem Nennwerthe 
der Mentenbriefe, fondern nur zur Depofition der letztern in der unter Nr. 3. 
angegebenen Art angehalten werben. 

ie Hypothefengläubiger find in dieſem Falle nicht befugt, ihre Befries 
bigung vor der Verfallzeit zu fordern. 

6) Die bei den Krebit-Inftituten und in ben gerichtlichen Depofitorien aufbe: 
wahrten Abfindungen bleiben Hinfidhtlih derjenigen eingetragenen Schulden 
und fonfligen Verpflichtungen, für welche die abgelöften Rechte mit verhaftet 
waren, Zubehör des abgefundenen Gutes. 

7) IR ein deponirter Rentenbrief ausgelooft ober dafür ber Nennwert einge: 
zahlt, fo finden auf diefe nunmehr in baarem Gelde befichende Abfindung 


2 
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ben *— dahin von der Rentenbank noch nicht ausgegebenen Zinskoupons 

uſtellt. 

10) Die durch das Aufgebotsverfahren bei der Direktion ber Rentenbank und 
dem Berichte entfiehenden Koften bat ber Verlierer zu tragen. 

11) Wegen verlorener oder vernichteter Zinskoupons ift ein Amortifationsverfahs 
ren fo wenig ale eine Klage auf Zuftellung anderer Koupons an Stelle 
der verlorenen oder vernichteten zuläfftg. 

Wenn jedoch die Bernichtung der Fineloupons der Direktion der Ren⸗ 
tenbank überzeugend nachgewieſen wird, fo kann dieſelbe andere Koupons 
an Stelle der vernichteten ausantworten. 


Beſondere Beſtimmungen: 


a) Für diejenigen kandeotheile In en bereits Rententilgungskaſſen 
eftehen. 


6.58. Die für einzelne Lanbestheile über die Crrichtung von Rententilgungs: 
faffen früher bereits ergangenen geſetzlichen Borfchriften, nämlich: 

a) das durch die K. O. v. 20. Sept 1836 beftätigte Reglement für die Til 

ungskaſſe zur Erleichterung der Ablöfung der Reallaften in den Kreifen 
Zabertomn, Büren, Warburg und Hörter v. 8. Aug. 1836 (G. S. 1836. 
. J;5 
b) das G. v. 22. Dec. 1839, betr. die Rechtsverhaͤltniſſe ber Grundbeſitzer 
und bie Ablöfung der Meallaften in den Graffchaften Wittgenfteins Berleburg 
und Bittgenftein-Bittgenftein (G. S. 1840. ©. 6.); 
c) das dur die K. O. v. 18. April 1845 beftätigte Reglement für die Til- 
gunagfafte ur Erleichterung der Ablöf. der Meallaften in den Kreifen Hei⸗ 
genftadt, Mühlhauſen und Worbis v. 9. April 1845 (G. S. 1845. ©. 
410.), fowie das durch die K. O. v. 6. Juli 1846 genehmigte Regulativ 
wegen Grleihterung der DomainensPräftantiarien in den vorerwähnten drei 
Kreifen bei Abtragung und Ablöfung ihrer Domanial s Leiftungen v. 14. 
Suni 1816, 
bleiben, mit Ausnahme der durch das Gef. über die Ablöf. der Reallaften ıc. vom 
heutigen Tage aufgehobenen $$. 33. und 35. des unter b. gedachten Geſetzes, aud) 
nad) Verkündung des gegenwärtigen Gefepes in den Landestheilen, für welche fie 
gegeben find, nur in foweit in Kraft, als fle den nachftehenden Beftimmungen nicht 
zuwiberlaufen: 

1) An der Stelle der Borfchriften der Mblöfungsorbnungen v. 7. Juni 1821 
und 13. Juli 1829, auf welde In ben unter à — c. gedachten Spezialges 
fegen verwiejen ift, find künftig die Borfchriften des Geſetzes vom heutigen 
Tage, betr. die Ablöf. der Reallaften ıc., in Anwendung zu bringen; es 
wird baher ber jührlihe Geldwerth der nach dem gedachten Abloͤſungsgeſetz 
en Reallaften fortan ftets nach den Vorſchriften diefes Geſetes feſt⸗ 
geftellt. 

Die Beflimmung im $. 3. bes Reglem. v. 8. Aug. 1836 (f. cben unter a.) 
und im $. 2. des Regl. v. 9. April 1845 (f. oben unter c.): 

„daß die Ablöfung durch die Tilgungsfaffe nur flattfinde, wenn ber 

Berechtigte darauf anträgt“, 

wird aufgehoben, und das Recht zum Antrage auf eine folde Ablöfung 
auch dem Verpfligteten, jedoch nur für den Fall beigelegt, wenn der: 
felbe diefen Antrag auf Ablöfung fämmtlicher Hierzu geeigneten Reallaften 
feines Grundſtüuͤcks richtet. 


Die eat im $. 2. des Meglem. v. 9. April 1845 (fiche oben 
unter c.): 
„daß der Antrag ſtets auch auf Ablöfung des Schaafs, Aufhütunges, 
Pferch⸗ und Milchnutzungsrechts erfireckt werden muß“, 
wird aufgehoben. 
4) Das Regl. v. 9. April 1895 für die Kreife Heiligenſtadt ac. (ſiehe oben 
unter c.) wird dahin abgeändert, daß 
6) die Fünftig auszugebenden Schuldyerfchreibungen der Tilgungslafle all: 
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jährlich bis zur Amortifation nicht mit drei und einem halben, ſondern 
mit vier Prozent dem Gmpfangsberechtigten zu verzinfen; 


B) daß das aus der Staatskaſſe jührlih zuzuſchießende eine Prozent 
bes Betrages ber ausgegebenen Schuldverfchreibungen ($. 7. des ges 
dachten Regl.) mit einem halben Prozent zur Erhöhung ber Zinfen der 
Inhaber der Schuldverfchreibungen von drei und einem halben auf vier 
Prozent, und mit einem halben Prozent zur Amortifation der Schulds 
verfchreibungen zu verwenden; 


y) die nad $. 12. des Regl. von den Pflihtigen unverändert mit drei 
und drei viertel Prozent des zum oanzigfadıen Betrage fapitalifirten 
Geldwerthes ihrer nach dem Geſetz über die Ablöf. der Reallaſten ıc 
vom heutigen Tage feftzuftellenden und zu entrichtenden Renten fortan 
nit in dem Zeitraum von 43 Jahren, fondern nach Ablauf eines Zeit: 
raums von 56% Jahren erlöfchen; 


I) wenn der Pflichtige die Tilgung der Rente vor Ablauf des zuleßt ange: 
gebenen Zeitraums ganz oder theilmeife herbeizuführen wünfäht, fo kann 
er Sole durch Baarzahlung der in der beigefügten Tabelle A. für je: 
des Jahr berechneten Ablöfungsbeträge bewirfen. Die dem Negl. v. 
9. April 1845 beigefügte Tabelle findet daher nur bei Ablöfung folder 
Renten Anwendung, welche der Tilgungsfaffe bereits vor Publikation 
bes gegenwärtigen Geſetzes rechtsverbindlich überwiefen find. 

5) Das Regl. v. 8. Aug. 1836 für die Kreife Paderborn ꝛc. (f. oben unter a.) 
wird, wie folgt, abgeändert: 

a) Diejenigen Pflihtigen, welche fi den Bellimmungen im $. 14. Nr. 1. 
und 2. des gedachten Regl. unterworfen haben, find an biefelben nicht 
ferner gebunden. Ge behält aber bei den 88. 14. und 15. des Megl. 
ihnen zugefiherten Bortheilen fein Bewenden; 

6) diefelben Vortheile kommen denjenigen, welche künftig nah Maaßgabe 
des Regl. ihre Reallaften ablöfen, —* denjenigen, welche bereits Ren⸗ 
ten an die Tilgungsfaffe entrichten, den Beſtimmungen bes $. 14. Nr. 
1. und 2. fi jedoch nicht unterworfen haben, zu Statten. Bei diefen 
legten Pflihtigen beginnt die verminderte Rentenzahlung von vier unb 
einem fechstel auf vier Prozent, fowie die Amortifationsperiode von Al 
Sahren mit dem auf Verkündung des gegenwärtigen Geſetzes zunaͤchſt 
folgenden RentenzahlungssTermin. 

6) Die Beftimmungen der $. 18. 19. und 20. des gegenwärtigen Gefebes fins 
den auch auf die Renten, welche den bereits beftehenden Tilgungsfaffen 

“(f. oben unter a. b. c.) zuſtehen, fowie auf die Gebäude, worauf folde 

Renten haften, und bie Beilimmungen ber 68. 37. und 57. des gegenwärs 

tigen Geſetzes auf die Schuldverfchreibungen diefer Tilgungskaſſen künftighin 

ebenfalls Anwendung. 

7) Die in den $$. 39. und 40. des gegenwärtigen Geſetzes enthaltenen Bes 
flimmungen find auch für die mehrgedachten Tilgungsfaffen dergeftalt maaß⸗ 

ebend, daß die zur Tilgung zu bringenden Schuldverfchreibungen ſtets durch 

Ausloofung beflimmt werden müflen. Der Anfauf derfelben durch die Til; 

gungskaſſen ift nicht geftattet. 

8) Was im $. 49. des gegenwärtigen Geſetzes in Bezug auf die Rechte drits 
ter Berfonen verordnet werben, findet bei Abfindungen durch Schuldver⸗ 
f&hreibungen der beftehenden Tilgungsfafien gleichfalls Anwentung. 

9) Den Minifterien für die Finanzen und für die landwirthſchaftlichen Anges 
legenheiten bleibt es überlaffen, die Funktionen ber beftehennen Tilgungs⸗ 
faflen (f. oben a. b. c.) den Provinzial⸗Rentenbanken, reſp. den Auseinans 
berfeßungs-Behörben zu überweifen. 

10) Die Vorſchriften des Regl. v. 8. Aug. 1836 und 9. April 1845 nebft ben 
vorftehenden, dieſe Regl. ergänzenden Beftimmungen finden in ben betreffens 
den Diſtrikten aud auf die dem Königl. Domainenfistus zuſtehenden Real⸗ 
laften infoweit Anwendung, ale es Fr um Feſtſetzung der Höhe der Mente, 
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deren Tilgung und Ablöfung, und enblih um die den Tilgungsfaflen in 
Beziehung auf folde Renten eingeräumten Rechte handelt. 


Dagegen werben auch hier Schulbverfehreibungen für den Königl. Do⸗ 
mainenfisfus nicht ausgeſtellt. 


b) Für die Fälle, in denen die Abfindung des Berechtigten in Rentenbriefen durch 
Vermittelung des Staats erfolgt (f. oben $. 9.). 

$. 59. Wenn der Verpflichtete die Ablöfung durch ‚Daarzahlung bes achtzehn⸗ 
fachen Betrages der Rente bewirken will, der Berechtigte aber die Abfindurg zum 
Jeanzigfagen Betrage in Mentenbriefen verlangt ($. 64. des Gefehes über Ab⸗ 
öfung der Meallaften ıc. vom heutigen Tage), 7 muß ber Berechtigte dieſe Erklaͤ⸗ 
We vor Abſchluß des Rezeſſes abgeben und es iſt biefelbe in leßteren mit aufzu⸗ 
nehmen. 


$. 60. Erfolgt die Erklärung des Berechtigten ($. 59.) in den Monaten 
Sanuar bis Juni, fo muß die Baareinzahlung am 1. Oktober befielden Jahres 
in gine von dem Finanz » Minifterium zu bezeichnende Königl. Kaffe bewirkt 
werben. 


Wird dagegen bie nedrung bes Berechtigten in den Monaten Juli bis Des 
cember abgegeben, fo muß bie Binzahlung am 1. April des darauf folgenden Jah: 
res an bie gedachte Kaffe erfolgen. 


$. 61. Der Berechtigte erhält feine Entfchädigung durch bie betreffende Bro; 
vinzial s Rentenbant mit dem zwanzigfachen Betrage der vollen Rente in Renten: 
briefen, jedoch nur infoweit, als die Betrag durch Rentenbriefe unter Verückſich⸗ 
tigung der zuläffigen Appoints ($. 32.) gewährt werben Tann. Kapitalsbeträge 
unter neun Thaler müflen daher von dem Berechtigten in baarem Gelbe, ohne einen 
Zuſchuß von ber Staatskaſſe, angenommen werben. 


$. 62. Die Ablöfungstapitalien, foweit fie dem Berechtigten nicht Baar ge: 
zahlt werben ($.61.), werben zur ngung von Staatsfgulden, und zwar zunaͤchſt 
der‘ ur das ©. v. 25. April 1 gegründeten fünfprogentigen Anleihe ver- 
wendet. 


Der Staat if verpflichtet, der Rentenbank alljährlich vier und ein halbes 
Prozent der ausgegebenen Rentenbriefe ($. 61.) in halbjährigen Raten, und zwar 
während 56% Jahren von ber Ausftellung eines jeden Rentenbriefes gerechnet, zu 
entrichten; es fei denn, baß durch ein Geſetz eine Vermehrung bes Tilgungefonds 
Behufs früher Amortifation der Rentenbriefe beftimmt wird. 


$. 63. Der Berpflichtete wird dur Zahlung des Ablöfungsfnpitals an bie 
Staatsfaffe ($. 60.) von jeder Verpflichtung gegen den bisherigen Berechtigten, 
fowie gegen dritte Berfonen in Beziehung auf das Ablöfungsfapital und bie Reals 
laften, an beren Stelle daſſelbe getreten, befreit. 


Die Löfhung der abgelöften Reallaften erfolgt auf Grund ber yon der Staats⸗ 
alle ($. 60.) ausgeftellten Quittung. 


Domainen : Renten. 


$. 64. Auf diejenigen Renten, welche fonft nad 88. 6. und 8. zur Ablöfung 
durch die Rentenbanken geeignet wären, aber dem Domainenfisfus als Berechtigten 
zuftehen, follen bie Orunbfäge des gegenwärtigen Geſetzes mit der Maaßgabe ans 
ewendet werben, baß biefe Renten je nach der Wahl ber Pflichtigen ($. 10.) durch 
ortentrihtung von neun Zehntheilen ihres vollen Betrages ober des unverkürzten 
vollen Betrages zur Stantskaffe nad Ablauf eines 56% + vefp. Alk jährigen Zeit 
raums erlöfchen, daß ben Pflichtigen freiſteht, auch wahren biefer Zeitraͤume der⸗ 
gleichen Renien nach ben Vorſchriften bes $. 23. ganz oder theilweiſe durch Ka⸗ 
pitalzahlung abzuldſen, und daß bei Zerſtuckelung von Grundfiücken, auf welchen 
folge wainen⸗Renten haften, bie im 8. 20. aufgeſtellten Grundſaͤßze maaßge⸗ 


üArber bie Ausführun dieſer Beſti iſter ei 
—88 —* Mr ad ieſer Beftimmungen bat ber Binangminifter ein beſon⸗ 


Pb und in mieweit Die Vorſchriften des Art. VER ber 8. v. 17. Ian. 1820 
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über die Behandlung bes Staatsfchuldenweiens mit Rückficht auf die vorflehenb 
etroffenen Beflimmungen zu mobiflziren, bleibt der Erwägung bei fünftiger Revi⸗ 
Kon jenes Geſetzes vorbehalten. 

$ Die zur Ausführung bes gegenwärtigen Geſetzes erforberlihen Ans 
orbnungen gebühren Unferen Win. für die F. und für landwirthfchaftliche Ang. 

Urkundlich ıc. 

Gegeben Gharlottenburg, den 2. März 1850. 

(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
Graf v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. 
imons. v. Schleinitz. v. Stochhauſen. 
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C. 
Schema zum Rentenbrief. 


— — — — 


Koͤnigliches Wappen. 


Litt. A. No. ........ 
1000 Kthlr. 
Gintaufend Thaler in Preugifh Kourant werben dem Inhaber dieſes Renten: 
briefes von der auf rund des Geſetzes vom ..ten... .... ......... unter 


Garantie des Staats erriäteten Rentenbank für bie Brovinz ... ........... 
nad) erfolgter Ausloofung in Gemaßheit bes een Geſetzes baar ausgezahlt 


und bis dahin jährli mit vier Prozent in halbjährigem Terminen am 1. April 
und 1. Dftober verzinft. 


Der Rentenbanf if die Baluta in Renten überwiefen worben. 


— — — — — 


D. 
Schema zum Koupon. 





Eingetragen ⁊c. ⁊c. 


VIII. (VII. VI. ꝛe.) Zinekoupon des Rentenbriefes Lin... ... No...... 
...... Abe. ...... Sar. ...... Br. 

—— ꝛc. halbjaͤhrige Zinſen bes Bentendrieiee Lit. ..... No...... wers 

ben bem Inhaber dieſes am 1. April 18.. (1. Öftober 18. 5 * der Kaſſe der 

Rentenbank für bie Provinz........... baar ausgezahlt. 


....... DER . ten........... 18.. 


Direktion der Rentenbank für bie Provinz... 












Diefer Sinsfoupon 8 wirb unge, wenn berfelbe 
nit bis zum 31. tn . bei der Kaffe 
ber Rentenbant aus bung ee Geldbetrages 
eingereicht worden iſt 


(G. S. 1850, ©. 112, Nr. 3234.) 


G. v. 2. Maͤrz 1850 üb. d. Erricht. v. Menienbanf. ($6.10.u.22.,12—14.) 715 


Ergänzungen und Erlaͤuterungen zu dem Gefehe v: 2. März 
1850 über die Errichtung von Rentenbanten. 


Zu $$. 10. u. 22. 


G. R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 7. März 
1851 an fämmtliche Auseinanderfegungd» Behörden und an die K. Direl« 
tionen der Rentenbanfen, daß Fünftighin der Wahl der Pflichtigen überlaf« 
fen bleibe, ob ſie die Renten für die Ruͤckſtaͤnde voll, oder mit 2, an bie 
Rentenbank entrichten mollen. 


Das unterz. Min. Hat fih in der Cirk. V. v. 15. Mai v. I. unter Lit. c. 
dahin ausgeſprochen, dag bei Reallaften- Ablöfungen und Regultrungen die Renten 
für die Kückſtaͤnde ſtets voll an die Rentenbank gezahlt werben müßten und mits 
din nur mittel der fürzeren Tilgungsperiode von 41% Jahren getilgt werben 
önnten. 


Dem entfprechend find auch bie ben Auseinanderfeßungs « Behörden fpäterhin 
mitgetheilten Rezeß⸗Formulare eingerichtet worden. In Folge einer Belition meh: 
rerer @emeinden ter Provinz Sälefien hat ſich dagegen die II. Kammer für bie 
entgegengefeßte Anficht entfchieden und dieſe in einer in ber Sitzung v. 21. Wehr. 
d. I. angenommenen molivirten Tagesordnung niedergelegt. (Stenogr. Ber. ©. 
314. und 315.) 


Da die beir. Stellen des Rentenbank-Geſetzes allerdings einigen Zweifel zu: 
laffen, namentlid aber dadurch, dag auch die Renten für Rüdftände nur mit „% 
an die Mentenbanf gezahlt und in der längeren Amortifationsperiode getilgt wer: 
ben, weder ben Intereffenten noch auch dem Staate ein Nachtheil erwäaͤchſt, fo 
Hat das Minifterium fein Bedenken getragen, der Anficht der II. Kammer beizus 
treten. 


Die 8. Gen. Kom. (Reg. — Direktion der Rentenbank) hat es daher Fünfs 
tighin der Wahl der Pflichtigen überlaffen, ob fie die Renten für die Rückſtände 
voll ober mit „2 an die Rentenbank entrichten wollen. Es muß aber auch im 
legteren Fall die Rente für die Rüdftände befonders ausgeworfen 
werden, und zwar fhon deshalb, weil dem Berechtigten über die Abfindung für 
die Rückſtände freie Dispofition zuſteht, dieſe alſo in der Regel getrennt von der 
Hanptabfindung wirb gewährt werben müſſen. Dagegen find bie Rückſtandsrenten, 
wenn fie mit „% gezahlt werben, nicht in die Kolonnen Nr, 8., 9. und 10., fons 
dern, ebenfo wie die Hanptrenten, in die Kolonnen Nr. 5., 6. und 7. der Zuſam⸗ 
menflellung im $. 4. des Rezeß⸗Formulars mit aufzunehmen und ift nur in ber 
Kolonne „Bemerkungen“ deren Qualität ale Rüditandsrenten feftzuftellen. 

Min. BI. d. i. V. 1851. ©. 45. Nr. 52.) 


gu SG. 12 — 1A. 


& 9. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 15. Mat 
1850 an fämmtlihe K. Gen. Kom. und landwirthſchaftl. Reg. Abth., betr. 
die Abfaffung der Ablöfungs- und Regulirungs⸗Rezeſſe bei Benutzung der 
Mentenbanten. 


Inr Erleichterung des Geſchaͤftsverkehrs bei den zu errichtenden Rentenbanken 
iſt es dringend nothwendig, daß fortan in den Abloͤſungs⸗ und Regulirungs⸗Rezeſ⸗ 
fen diejenigen Beſtimmungen, durch welche Ablöfungen durch die Rentenbanken ans 
geordnet werden, nicht nur gehörig überſichtlich, ſondern auch bei allen Auseinan⸗ 
derſezungs⸗Behoͤrden möglich gleichfoͤrmig nad einem ein für allemal beftimmten 
Formular zufammengefellt werben. 
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Nicht minder wird es zur Grleihterung bei Abfaſſung ber Rezeſſe und bei 
Kontrollirung ihrer Bollftänbigfeit gereichen, wenn auch bie übrigen in bie Rezeffe 
gehörigen Beflimmungen na Yolden Kormularen barin aufgenommen werben. In 
diefer letzteren Beziehung wird zwar eine vollftändige Gigfürmigti der Formus 
Iare für alle Provinzen wegen ber Verſchiedenheit der in ihnen obwaltenden Ver⸗ 
hältniffe nicht erzielt werben Fönnen, wohl aber fleht zu hoffen, dag fich wenigſtens 
für jede Provinz unter Berudfihtigung ber in ihr vorkommenden Verhältniffe ders 
gleichen Formulare abfaſſen und mit Erfolg in Gebrauch feßen laſſen. 


Indem das Min. hiermit die K. Gen. Rom. (landwirthſchaftl. Reg. Abth.) 
aufforbert, folhe Formulare für ihren Gefhäftsbezirk zu entwerfen und binnen 
vier Wochen zur Prüfung hierher einzureichen, macht daſſelbe zugleih darauf auf: 
merffam, daß bie Rezeſſe nach den neuen Ablöf. Geſetzen vornehmlich Yelgendes 
enthalten müflen: 


1. @ine kurze Angabe des bisherigen Verhaͤltniſſes, welches zur Aufhebung 
gekommen, reſp. der bisherigen Leiſtungen und Gegenleiſtungen, welche Gegenftand 
der Ablöfung find, wenigftens im Allgemeinen. , ° 


11. Den Ertbbetrag, welcher fih nad den 88. 60. u. 61., begiehungeweife 
nad 68. 62. 63. u, 66. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 (G. S. 1850. ©. 
77-111.) oder nah $. 84. und beziehungsmweife nah $. 85. ibid. herausftellt 
und weldher durch Baarzahlung oder durch VBermittelung der Rentenbank zur Abs 
löfung kommt. Um eine mehrmalige Aufführung aller DVerpflichteien zu vermei: 
den, wirb jebod in der Regel eine Hinweifung auf die beir. Kolonne der weiter 
unten sub IV. angegebenen tabellarifchen Zufanmenftellung genügen. 


11. Die Erflärung der Betheiligten über die Art der Ablöfung diefes Geld⸗ 
betrags und zwar: 

1) des DVerpflichteten, ob er durch Baarzablung ablöfen will und in diefem 
Falle die Erflärung des Berechtigten, 

a) ob er den 20fachen Betrag in Rentenbriefen verlangt ($. 64. I. c, und 
$. 59. seq. des Rentenbank⸗Geſ. v. 2. März 1850 (G. ©. 1850. ©. 
112 —138.) ober . 
b) ob er von biefer Befugnig feinen Gebrauch machen will; 
und in diefem letzteren Fall find zugleich Beftimmungen über den Termin zur Zah: 
Jung des Kapitals, defien Verzinfung, Cintragung 2c. erforderlich. 
Sofern eine Ablöfung durch Kapitalzgahlung nicht eintritt und mithin die Abs 
löfung durch die Rentenbank erfolgt, 

2) die Erklärung der Bartheien, ob Rüdflände durch die Rentenbank abgelöft 
werden follen ($. 99. des Ablöf. Gef. und F. 10. und 20. des Renten: 
banfgef.) und wenn biefes nicht der Ball, 

3) die Erklaͤrung des BVerpflichteten, ob er bie volle Rente oder nur „% bers 
felben an die Rentenbank entrichten will. 


Denn hiernach eine Bermittelung der Rentenbanf eintritt, fo iſt ferner erfor: 
derlich: 


IV. eine tabellariſche Zuſammenſtellung und zwar: 


1) in dem suh 111. 1. a. angegebenen Ball nach ber Vorfchrift in der Beilage 
sub A.; 

2) in ben übrigen Fällen, in welden bie Rentenbank betheiligt if, nach Vor⸗ 
fhrift der Beilage sub B. 


V. Das Anerkenntniß der Kontrahenten, bag zwiſchen ihnen Feinerlei Bers 
pflichtungen, Leitungen oder Gegenleiftungen mehr beftehen, auf weldhe die Provo⸗ 
fation auf Ablöfung oder Regulirung gerichtet werden muß ($. 65. des Ablsſ. 
Geſ.). Bleiben zwifchen benfelben Grunditüden, auf welche fi der Rezeß bezicht, 
Berpflihtungen fortbeftehen, auf welche fi die Provokation nit nothwendig zu 
erſtrecken braucht oder deren Ablöfung durch tie Rentenbanf zwar erfolgen kann, 
aber nicht nothwendig erfolgen muß ($. 56. 65. u. 66. bes Ablöf. Gef. und $. 6. 
bie 8, des Rentenbankgef.), fo ift das Fortbeſtehen biefer Verpflichtungen ausbrüds 
lich auszufpredhen. 
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VI. Der Ablöfungstermin, d. 5. der Zeitpunkt, mit welchem bie bisherigen 
Naturalleiftungen aufhören und der volle, nach $. 60. und 61., refp. 62. und 63., 
oder nah 8. 84., refp. 85. ermittelte Geldwerth an den Berechtigten gezahlt wers 
den muß, fowie die Beſtimmung, daß mit biefer Zahlung bis zur Entrichtung des 
Ablöfungskapitald an die Staatskaſſe ($. 60. des Rentenbankgeſ.) oder bis zur 
Uebernahme der Rente von der Rentenbant ($$. 15. 16. u. 12. des Rentenbank⸗ 
gef.) fortgefahren werden muß; endlich der Zeitpunkt, an welchem der Kapitalsbe⸗ 
trag für die uberfchiegenden Pfennige ($. 11.1. c. und Kolonne 11. ber vorflehend 
unter IV.2. aufgeführten tabellarifhen Zufammenftellung) an den Berechtigten ents 
richtet werben ſoll. 


VII. Die Befcheinigung über die erfolgte Pegitimnation der Kontraßenten. 
Diele Befcheinigung kann indeffen auch mit der Beflätigungsflaufel verbunden 
werben. 


— 10 — — 


In Beziehung auf die oben unter IV. vorgeſchriebenen tabellariſchen Zuſam⸗ 
menftellung wird noch Folgendes bemerft: 


a) Die Kolonne 7. der Beilage A. beruht auf der Vorſchrift des $. 60., bie 
Kolonne 8., fowie die Kolonne 11. auf der Vorfchrift des F 61. des Rentenbants 
gef., wonach Kapitalsbeträge unter 9 Thlr. von dem Berechtigten in Gelde, ohne 
einen Zufchuß von der Staatsfaffe angenommen werden müflen. Der Zweck dieſer 
Vorſchrift geht lediglich dahin, daß bie Abfindungsfapitalien zum 18fachen Betrage 
nur infoweit in der Staatsfaffe bleiben und zur Tilgung von Staatefchulben vers 
wenbet werden follen, als biefer Betrag von der Rentenbant zum zwanzigs 
fahen Betrag der Rente wirflih in Rentenbriefen gewährt werben 
fann, fo daß bei Abfindungen nach Maaßgabe der 88. 59. seq. des Rentenbants 
gef. die Rentenbank niemals Kapitaldfpigen zum 20fachen Betrage der Rente, wie 
diefes in andern Fällen gefhchen muß, zu geben braucht, vielmehr derjenige Bes 
trag des Ablöfungsfapitals zum 18fachen Betrage, welcher fi nicht in Rentenbrie⸗ 
fen zum 20fadhen Betrage gewähren läßt, nur als burdlaufende Boft zu betrach⸗ 
ten iſt. Beträgt das Ablöfungsfapital zum 18fachen Betrage mindeftens 9 Thlr. 
oder rundet es fh doch in 9 Tr. ab, fo kann der Berechtigte feine ganze Ab» 
findung in Rentenbriefen erhalten, da ein Ablöfungsfapital von 9 Thlen. dem 
18fahen Betrage ebenfo wie ein Ablöfungsfapital von 10 Thlen. dem 20 fachen 
te entfpriht und Appoints von 10 Thlen. bei den Rentenbriefen geſtat⸗ 
tet find. 


Aus der Vorfchrift des 8. 61. folgt jebod nicht, daß der Berechtigte von 
jebem einzelnen Berpflihteten den fi bei demfelben Herausftellenden Kapitalsbe⸗ 
trag unter 9 Thlr. zum 18fachen Rentenbetrage annehmen müſſe; vielmehr follen 
die Ablöfungsfapitalien der Verpflichteten fummirt werben, und von diefer Summe 
foll der Berechtigte gehalten fein, den Betrag unter 9 Thle. im 18fachen Renten⸗ 
betrage anzunehmen. In dem Beifpiel, welches in ber Beilage A. gewählt wors 
den, fann Taf der ganze Betrag bes MAblöfungsfapitals von 657 Thlr. 7 Ser. 6 Pf. 
zum 20fachen Betrage der Rente, mit 730 Thlen. in Rentenbriefen gerührt wers 
den, fo daß der Berechtigte nur den Betrag von 7 Sgr. 6 Pf. baar anzunehmen 
Braut. Würde dagegen ber Berechtigte in eben biefem Beifpiel nur bie unter 
der laufenden Nr. 1. aufgeführte Po * fordern haben, fo würde er nur 200 
Thlr. in Nentenbriefen erhalten, 8 Thle. 12 Sgr. — aber baar, ohne Zufhuß 
Seitens des Staats annehmen müflen, obgleich der 20fache Betrag der Mente von 
10 Thle. 14 Sgr. nit 208 Thlr. 12 Sgr., ſondern 209 Thlr. 10 Sr. auss 
macht. Uebrigens erheifcht bie Beflimmung bes $. 63. des Rentenbankgeſ., daß 
ſolche nicht in Rentenbriefen auszugleichende Beträge des Ablöfungskapitals nicht 
direft an den Berechtigten gezahlt werben, fondern durch bie Staatskafle fließen. 


b) Die Zufammenftellung in ber Beilage sub B. erfiredt fih auf alle Fälle, 
welde überhaupt vorkommen fünnen. Wird kein Rüdftand auf die Mentenbant 
überwielen, jedoch von dem Sehntel-Erlaß Gebrauch gemacht, fo find die Kolonnen 
8, 9, 10, 13 und 15 unnöihig. Zahlen die Pflihtigen die volle Rente, fo find 
die Kolonnen 6, 7, 8, 9, 12 und 14 unnötbig. ES bleibt dem Ermeſſen der Auss 
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einanderfeßungs s Behörde überlaffen, ob es vorzuziehen fei, für die verſchiedenen 
eben erwähnten Fälle verfchiedene Formulare in Anwendung zu bringen, ober in 
jedem falle fi) des oben vorgefchriebenen Formulars zu bedienen, dabei aber bie 
überflüffigen Kolonnen unausgefüllt zu laffen. 


c) Die eigentlichen Renten dürfen mit ben Renten für bie Rüdflände niemals 
vermifcht oder zufammengeworfen werben. Denn wenn Rüdflände durch Bermittes 
lung ber Rentenbank abgelöft werben, fo verliert der Berpflichtete das Recht, die 
eigentliche Rente voll an die Rentenbanf zu zahlen, ed muß vielmehr der Abzug 
son „45 flattfinden und es tritt mithin fir die eigentliche Rente die Tilgungspe⸗ 
riode von 56% Jahren ein ($. 10. des Rentenbantgef.). 


Die Rente für die Nüdflände wird dagegen ſtets voll an bie Rentenbank ge 
ahlt, es darf bei ihr der Zehntel s Erlap nicht eintreten, weshalb fie denn au 
h on nah 41% Jahren erlifcht und während der Tilgungsperiode nad Tabelle B. 
bes Geſetzes abgelöft werden kann. 86 ergiebt ſich dieſes aus den Borfchriften dee 
6. 10., wonach der Verpflichtete für die Nüdflände den vollen 20. Theil ders 
felben, ohne Abzug von „'; an bie Rentenbank zu zahlen hat, des 8. 22., wonach 
auf die zur Tilgung der Rüdftände der Rentenbank überwiefenen Renten bie für 
die vollen Renten gegebenen Vorſchriften Anwendung finden, und bes $. 28, 
wonach dem Berechtigten für bie Nüdftände der 20fache Betrag der ber Renten: 
bank überwiefenen Rente als Abfindung gewährt werben muß. 


d) Die Kolonne 7. iſt dadurch begründet, daß ber Berechtigte nach F. 28. 
bes Rentenbankgeſ. den 2Ofachen Betrag der vollen Rente zu fordern hat, infoweit 
nicht die Abfindung für bie überjhießenden Afennige jum 18fachen Betrage erfolgt 
if, fowie ferner dadurch, daß die der Rentenbank überwiefene Rente, fofern der 
Zehntel⸗Erlaß flattgefunden hat, 4% pCt. der dafür gewährten Abfindung beitragen 
muß. Wenn alfo die volle Rente 10 Thlr. 10 Sgr. 10 Pf. und mithin nah Er⸗ 
laß von „5 noch 9 Thle. 9 Sgr. 9 Bf. beträgt, fo würde, wenn nur bie übers 
ſchießenden 9 Pf. mit dem 18fachen Betrage abgelöft würden, der Berechtigte ben 
20fachen Betrag von 10 Thlr. 10 Sgr. 1 Pf. von der Rentenbant zu forbern 
haben, alfo 206 Thlr. 21 Sgr. 8 Pf. Die Rentenbank bezieht aber an Rente 
nur 9 Thlr. 9 Ser., Tann alfo nur ein Kapital von 206 Thlr. 20 Ser. gewäh- 
zen. Der Berechtigte muß baher erhalten: 

⸗Thlr. s Sgr. 10 Pf. mit dem 18fachen Betrag, 
und 10 — 10 — + — mit dem 20fachen Betrag, 


s 10 Zhle. 10 Sgr. 10 Pf. Summe. 


Es muß mithin in Kolonne 7. dem Betrag der Pfennige in Kolonne 6. jedesmal 
4 binzugerechnet werben. 


6) Die Abfindung, welche der Berechtigte von der Rentenbank erhält (Kol. 
14. und 15.), muß Reis ber Mente, welche ber Rentenbank überwiefen worden 
(Kol. 12. und 13.), genau entfprehen. Die Rente, welche mit an bie Mens 
tenbanf entrichtet wird (Kol. 12.), muß daher mit 4% p@&t. und bie Rente, welche 
voll an die Rentenbank entrichtet wird (Kol. 13.), mit 5 pCt. zu Kapital erhoben 
werden; bie fo gefundenen KRapitalsbeträge (Kol. 14. und 15.) bilden die von der 
Rentenbant zu gewährende Abfindung. Diefe letztere muß übrigens auch den 
20fachen Betrag ber vollen Rente (Kol. 5. und 9.) nach Abzug ber mit bem 
10fachen Betrage abzuloſenden überſchießenden Pfennige (Kol. 7. und 10.) gleich 
fein. Es if mithin in dem Beiſpiel unter laufender 1. der Beilage B. 
4 Thle. 19 Sgr. (Kol. 12.) — 44 pCt. von 102 Thlr. 28 Sgr. 104 Pf. (Kol. 14.) 
⸗— 15 — (Kl13)=5 ;: von 1 — ss — + — (8. 15.) 
ebenfo aber auch 
5 Th. 5 Ser. 5 Pf. (Kol. 5.) — 114 Pf. (Kol. 7.) 
x 20 m 102 Thle. 283 Sor. 105 Bf. (Kol. 14.) und 

6 Thlr. 15 Sgr. 64 Pf. (Kol.9.) — 64 Pf. (Kol. 10.) 

| x 20 = 10 Thlr. — Sgr. — Pf. (Kol. 15.) 
Für die Abfindung, welche die Rentenbank dem Berechtigten zu gewähren hat, find 
nur zur leichteren Kontrolle der Rechnung zwei ver — * Kolonnen aufgenom⸗ 
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men worden. — In Bezug auf bie zu gewährende Summe ber Abfindung if e6 
jedoch vollfommen gleichgültig, ob volle oder „Renten an die Rentenbanf entrich⸗ 
tet werben. Diefe Summe ber Abfindung beträgt, um bei dem Beifpiel der 3 
lage B. ftehen zu bleiben, 1574 Thlr. 22 Sgr. 24 Pf., welche in _vierprogentigen 
—— beziehungsweiſe baar ( Kapitalfpigen) von der Rentenbank ge: 
währt wird. 

f) Zur Grleihterung bei der Ausfüllung der tabellarifchen Zufammenftellungen 
werden Rechenknechte angefertigt und den Behörden zugeftellt werben. 


1 
va 








og) | 
2 Verechtig⸗ kungen. 


Sakkı- 
San 

Elson | ten. 
ie Var. 


722 Bon den Regulirungen, Abldfangen u. Gemeinheits⸗Theilungen. 


Su 66. 183. u 15. 


C. R. des K. Bin. Min. v. 10. Sept. 1852 an ſaͤmmtl. K. Reg., 
außsfchließlich derer zu Martenwerder, Aachen und Trier, betr. das DBerfap. 
ten bei Abldfung praenumerando fäliger Domainen- Abgaben. 
Die in der C. 2. v. 16. Mai 1839 (Ann. XXI. 311.) binfihtlid der Abs 
föfung praenumerando fülliger Abgaben enthaltene Beſtimmung: 
daß den Reluenten die pränumerirten Zinsraten für den vollen Monat, in wel: 
chem das Ablöfungss Kapital eingezahlt wird, einbehalten und nur für die fol 
genden Monate zurüderftattet werben follen, 
findet auf Ablöfungen, weldhe im Wege ber Amottifation erfolgen, feine Anwen: 
dung. Es gehört vielmehr zu den Erforderniſſen einer vollſtaͤndigen Regulicung 
der Sache, daß im Rezeſſe Mbit und zwar bei Feftftellung bes Ausführungs:Ters 
mins ($. 103. des Ablöf. Geſ. v. 2. März 1850) eine Beſtimmung darüber ges 
troffen wird, wie es in den beiden Wällen, welche hier möglicher Weife flattfinden 
Tonnen, gehalten werben fol. In dem Falle naͤmlich, wenn bis zn dem von der 
K. Reg. zu beflimmenden Zeitpunfte des Beginnend der Amottifatton ($. 15. des 
Rentenbankgef.) noch eine Pränumeration der früheren Rente ftattzufinden hat, 
wird zu ſtipuliren fein, daß legte nur pro rata temporis zu entrichten fei. In dem 
anderen Balle dagegen, wenn bie Amortifation nach der Feſtſetzung der K. Reg. 
vor Ablauf des Zeitraums beginnt, für welchen die Pränumerations : Zahlung ges 
leiſtet iſt (alſo z. B. wenn die Amortifation mit dem 1. Oft. 1852 eintritt, ob⸗ 
wohl am 14. uni eine halbjährige Rate pro 14. Juni bis 13. Dec, pränumerirt 
iR), wird im Kezeſſe zu verabreden fein, daß die für bie Zeit nad} Gintritt der 
Amortifation pränumerirten Beträge, welche nad) der Tagezahl zu berechnen (alfo 
in jenem Beifpiele für den Zeitraum vom 1. Oft. bis 13. Dec.) zurüdyuzahlen feien. 
Sollte es wider Grwarten überfehen fein, bei Abfchliegung des ezefles ben 
gebathten Fällen ausdruͤcklich vorzufehen, fo it deſſenungeachtet fo zu verfahren, 
als wenn bie vorhepend gedachten Feſtſetzungen im Rezeſſe enthalten wären, indem 
die Motive des Cirk. v. 16. Mai 1839 anf Ablöfungen, über welche ein Amorti⸗ 
fations-Rezeß gefchloffen worden ift, Keine Anwendung finden. Dagegen behält das 
ga Cirk. für Aötöfungen durch Kapitalzahlungen, über welde einfeitige Ab- 
ſungs⸗Urkunden von der K. Reg. ausgeftellt werben, nach wie vor feine Gültigkeit. 
(Min. BL d. i. B, 1852. ©. 328. Nr. 326.) 


um S. 14. ' 


R. des K. Win. für Iandwirtbfthaftl. Ang. (Bode) v. 30. Sept. 1850 
an die K. Ben. Kom. zu N., betr. die Prüfung ter den Rentenbanfen von 
den Außelnanderfeßungd- Behörden mitgetheilten Rezeſſe. 

Die Ealkulatorifhe Prüfung der den Rentenbanfen von den Nuseinanderfegungs- 
Behörben mitgetheilten Rezeſſe, welche im F. 7. der Geſchaͤfts⸗Inſtr. für die Ren⸗ 
tenbank⸗Direktionen der leßteren zur Pflicht gemacht worden iſt, erſtreckt fih, wie 
ber K. Ben. Kom. auf den Bericht v. 6. Aug. eröffnet wird, eben nur auf bie 
Prüfung des im Rezeß enthaltenen Rechnungswerks, weldhes bie Werths - Ermitte- 
lung ber —V Laſten ſchon vorausgeſetzt und ſich auf die Umwandlung der 
ermittelten Gelbrente in das Rentenkapital beſchränkt. Durch jene in ber Geſchäfts⸗ 
Inſtruktion für die Mentenbanf - Direktionen enthaltenen Beſtimmung hat deshalb 
A bie bisher beſtandene MWerpflihtung der Auseinanderfeßungs: Behörden, vor 
Deftätigung eines Mezefies das ganze Auscinanderfegungs>Verfahren unb den Re⸗ 
eß ſelbſt als den Schlußflein deſſelben einer forgfälügen Prüfung zu unterwerfen, 
n Feiner Weife geandert werden ſollen. 

(Din. BL. d. i. V. 1850. ©. 267. Nr. 379.) 


Zu 86.20 u. 64. 


C. R. des K. Fin. Min. (u. Rabe) v. 3. Mat 1850 an die fämmtl. 
K. Reg., betr. dad Verfahren bei Zerküdelung von Grundſtücken, welche 
ben Domatnen-Fisfus praſtationspflichtig find. . 

Auf den Ber. v. 16. April ce. erwiebere ich der K. Reg, ba das, im $. 64. 
bes Gef. über die Errichtung von Rentenbanken v. 2. März c. vorbehaltene Regt, 
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wegen ber Domantal-Abgaben baldmoͤglichſt erfcheinen wird. Wegen des Verfah⸗ 
ren® bei ber Zerftüdelung von Grundſtücken, welche dem Domainensisfus präftas 
Benepfichtig find, bemerfe ich ſchon jetzt, daß die Beſtimmung ber $$. 64. und 
.a. a. O., 
wonach bei ſolchen Dismembrationen auf bie Domainensenten die geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über die Staatsſteuern Anwendung finden, ber Fiskus jedoch verlangen 
fan, daß in ſolchem Falle Rentenbeträge, welche ag der Bertheilung ber Rente 
jährlid) weniger als fünf Silbergrofchen betragen, fofort durch Rapitalzahlung 
nah $. 23. 1. c. abgelöfl werben, 
erk dann Blab greift, wenn alle, auf bem betreffenden Grundſtücke für den Dos 
mainen= Fiskus haftende, Reallaften in feite Geldrente umgewandelt find und zus 
gleich der Beſitzer deſſelben fich rechtsverbindlich darüber erflärt hat, daß und 
binnen welcher Amortifationsperiode — $. 10. 1. c. — bie Rente duch Fortzahs 
lung erlöfhen fol. In allen Fällen, wo eine ſolche Amortifation von ben Pfich⸗ 
tigen beliebt wird, au da, wo auf dem betreffenden Grundſtücke ſchon jegt nur 
feſte Geldrenten und Feine anderen Reallaften haften — $. 13. 1. c. — muß mit 
dem Genfiten darüber ein förmlicher Rezeß aufgenommen werben, woburd bie 
nah $. 10. 1. c. unmwiderruflihe Wahl der einen oder andern Amortifationsperiobe 
und deren nah $. 16. 1. c. zu beflimmenber, terminus a quo fonflatirt wird. 
Diefe Rezeſſe müſſen in allen Fällen, wo mit Domainens@infaflen ohne Dazwiſchen⸗ 
Zunft der ordentlichen Auseinanderfeßungs » Behörden verhandelt wird, von der K. 
Reg. förmlich beftätigt und der Hypothefen- Behörde zur Bewirkung ber erforberlis 
hen Eintragungen mitgetheilt werben. So lange über die Umwandlung und refp. 
Amortifation der Reallaften eines Grundſtücks ein ſolcher Rezeß noch nicht zu 
Stande gebracht ift, kommt bei deſſen Berftüdelung nicht die oben gedachte Vor⸗ 
föhrift des 8. 64. und 20. 1. c., fondern der 5. 93. der Ablöf. D. v. März c. 
dahin zur Anwendung: 

1) Haften auf dem zu bismembrirenden Grundſtücke ſolche Domanial: Abgas 
ben, deren Amortifation nad den Grundfägen des Mentenbantgef. uberhaupt nicht 
ftattfindet — $. 53., 54., 55., 69., 66., 91. der Ablöf.D. und $. 6., 7. und 64. 
bes Dientenbanfgef. — und werben biefelben nicht durch Kapitalzahlung abgelöft, 
fo hat die KR. Reg. diefelben nach Berhältnig des Werthes ber Trennftüde zu rer 
partiren, jedoch die Kapital: Ablöfung derjenigen Mentenbeträge, welche nad) ber 
Bertheilung jährlih unter A Thlr. betragen, zu verlangen. Entſtehen Hierüber 
Streitigkeiten mit den Dismembranten, fo find folche zur Entfcheibung der Ansein- 
anderſetzungs⸗Behoͤrde zu bringen; eventuell ift auf folibarifche Uebertragung ber 
vollen Abgaben auf die Trennflüde zu briugen. 

2) Unterliegen bie, auf dem zerftüdelten Grundſtücke haftenden Reallaften an 
den Domainen : Wisfus dem $. 64. der Ablsſ. O., und find fie daher an ſich zur 
Amortiſation nach den Grundfügen des Rentenbankgef. zwar geeignet, die Dismem⸗ 
branten find jedody weder zur Umwandlung und reip. ortifation, noch zur Ka 
pital-Ahlöfung zu beſtimmen, fo fann zwar nah $. 93. der Ablöf. D. bie ſolida⸗ 
rifhe Uebertragung folder Reallaften auf die Trennflüde verlangt werden. Da 
jedoch diefe Maaßregel mit Beziehung auf das Binziehunge s Verfahren und bie 
Nehnungeführung ber Mentämter im Allgemeinen nit im Interefie der Domai⸗ 
nen-Berwaltung liegt, fo iſt nach wie vor prinaipaliter anf eine verkälmigmäßige 
Meyartition auch dieſer Präkationen, fowie auf Kapital ce Ablöfung der nad) ber 
Bertheilung unter 4 Thlr. betragenden Renten im gütliden Wege binzuwirken, 
dazu aber die Hinmweifung auf die erfigebadhte Maaßregel, welcher ein vorſichtiger 
Diemembrant ſich nicht Leicht unterwerfen wird, als Kompelle zu benugen und nur 
eventuell zur Ausführung der folidarifchen Uebertragung zu fchreiten. Gegen folde 
widerfpreihende Dismembdranten würde nimli eventuell fonft nur no der Aus⸗ 
weg übrig bleiben, bei der Auseinanderfegungs » Behörde auf Umwandlung ihrer 
Healabgaben in fefte Geldrenten ($. 94. der Ablöf. O.) und anf Feſtſetzung der 
Amortitation derfelben von Amtswegen (nach Analogie des 5. 8. des Rentenbank⸗ 
geſ., gerechtfertigt Durch $. 64. ibid.) zu provoziren; da jedoch die Provofation 
nah $. 95. der Ablöf. O. nur gegen alle, dem Domainen⸗Fiskus pflichtigen Praͤ⸗ 
ſtantarien beffelben Gemeinde : Verbandes gerichtet werden könnte, fo würde das 
Verfahren, wenn fonft nicht eine derartige generele Provokation durch anderweitige 
Umftände befonders motivirt fein follte, mit dem grade fragtigen einzelnen Die⸗ 
membrationsfalfe oft wicht im richtigen Berhältnifie ſtehen; die K. Reg. wirb daher 
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gerade nur aus Anlaß folder einzelnen Dismembrationsfälle nur unter beſonderen 
motivirenden Umftänden gegen bie betreffende ganze Gemeinde bie Ablöfungs- Pros 
vofation anzubringen haben. | 

Da übrigens der $. 2. des Kultur⸗Ed. v. 14. Sept. 1811 dur den $. 93. 
des neuen Ablöf. Gef. unbedingt aufgehoben ift, auch in Folge der Umwandlung 
der Erbpacht in volles Cigenthum feine nrfprüngliche Bebeutung verloren hat — 
8. 2. Rr. 2. ibid. — fo kann fisfalifher Seits fortan aus dem Grunde, weil 
MWiefen oder Gebäude abveräußert werben, eine theilweife ober gänzliche Ka⸗ 
pital-Ablöfung des Kanons nicht verlangt werden, und gilt bies gleihmäßig für 
ei Dismembrationen, mögen bie DomanialsAbgaben zur Kathegorie ad 1. oder 2. 
gehören. 

Abgeſehen von dem vorfiehend Bemerften wird durch bie neue Geſetzge⸗ 
bung in dem Berfahren der Domainen » Berwaltung bei Diemembrationen nichts 
geändert. 

(Sprengel’s Abloͤſ. Gef. S. 110-111.) 


Zum ©. 21. 


C. R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Kette) v. 9. Aug. 
1851 an fämmtl. K. Gen. Kom., landwirthſchaftl. Neg. Abth. und an die 
K. Reg. zu Koblenz, betr. die Zuläffigfeit der Vorausbezahlung der nah 
6. 21. des Rentenbank⸗Geſ. v. 2. März 1850 zu entrichtenden Renten in 
beftimmten vierteljährlichen oder balbjührlichen Terminen. 


Es ift gie Kenntniß des unterz. Min. gefommen, dag in mehreren Landes⸗ 
theilen die Beſtimmung des $. 21. des Rentenbankgeſ. v. 2. März 1850, wonach 
die Renten in monatlichen Raten postnumerando an bie Rentenbanfen 
zu entrichten, bei den Pflihtigen Anftoß erregt und fogar Beranlaffung zur Ber: 
weigerung ber Mezeßvollziehung gegeben bat. Die Central: Kommifflon für bie 
Angelegenheiten ber Rentenbanfen hat fi in Folge deſſen damit einverflanden er: 
Härt, dag eine Vorausbezahlung der fraglihen Renten in beftimmten vierteljähr: 
lihen ober halbjährlichen Terminen, jedoch nicht über den Jahresſchluß hinaus, für 
uläffig zu erachten und hiernach die Rentenbank» Direktionen mit Anweifung vers 
Iehen, woyon die K. Gen. Kom. (R. „ee hierdurch in Kenntniß gefeht wird. 
(Min. BL. d. i. V. 1851. ©. 1%. Nr. 209.) 


Zum G. 49. 


1) C. M. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 29. Juni 
1852 an fämmtl. 8. Gen. Kom. und landwirthſchaftl. Meg. Abth., betr. 
die Ausloofung der bei den Gerichten und Kredit - Inflituten deponirten 
Mentenbriefe und das In Folge der Ausloofung zu beobachtende Verfahren. 


Nah ben ‚»eobaddtungen des Min. herrſchen bei den Auseinanderſetzungs⸗ 
Behörden verſchiedene Anfihten über die Nothwenbigkeit, die Ausloofung ber auf 
ihre Beranlaffung bei den Gerichten ober Kredit-Infituten beponirten Rentenbriefe 
unb bie rechtit e Erhebung des Nennwerths derſelben bei ben Rentenbanken zu 
verfolgen. eshalb wird der K. Gen. Kom. (Reg.) in Bezug darauf hiermit 
Nachſtehendes eröffnet: i 

In Gemäßheit der Vorfchriften des $. 49. des Mentenbanigef. v. 2. März 
1850 bleiben die bei den Krebit= Inftituten und in ben gerichtlichen Depofitorien 
aufbewahrten Nentenbriefe hinſichtlich derjenigen eingetragenen Schulden und fons 
fligen Verpflichtungen, für welche die abgelöften Rechte mit verhaftet waren, Zubes 
hör des abgefundenen Butes ımb finden auf den Nennwerth diefer Rentenbriefe 
nad ihrer Auslofung bie geſetzlichen Beſtimmungen über Kapital: Abfindungen 
überall Anwenbung, infoweit niht unter Nr. 2, 1. c. wegen ber den Kredit⸗Inſti⸗ 
tuten überwiefenen Rentenbriefe etwas Anderes verordnet worden tft. Hieraus ers 
giebt fih, daß die 8. Gen. Kom. (Reg.) auf Grund ihrer Verpflichtung, die Rechte 
britter PBerfonen bei der Auseinanderfegung von Amtswegen wahrzunehmen, bie 
en ae Erhaltung des Nennwerths ber ausgeloften Rentenbriefe infoweit, als 
dritten Perſonen barauf noch ein Anfprucd gebührt, zu überwachen hat. Diefer 
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Nennwerih wird aber rüdfihtli der bei den Gerichten beponirten Rentenbriefe 
von einer boppelten Gefahr, deren Abwendung ber K. Gen. Kom. (Reg.) obliegt, 
bedroht. Derfelbe kann nämlich) nad 56. 43 — 45. des Mentenbanfgef. entweder 
buch Berabfäumung der zehnjährigen Erhebungsfriſt, vom Zahlungstermine an 
gerechnet, mittelft Verjährung gänzlich verloren geben, oder er Tann um den Bes 
trag der nad dem Zahlungetermine fällig werdenden Zinskoupons vermindert wer; 
den. Es darf daher von der K. Gen. Kom. (Reg.) nicht verabfäumt werben, bie 
nöthigen Vorkehrungen zu treffen, dag die Ginziehung des Nennwerths ber auf 
idee Anordnung bet ben Gerichten beponirten Rentenbriefe nad) deren Ausloſung 
in den im $. $. 41. bes Rentenbankgeſ. aut Terminen gefchieht. 

Wegen der den Krebitsinftituten überwiefenen Rentenbriefe haben zwar deren 
Direktionen felbit für die rechtzeitige Erhebung des Nennwerths zu forgen und bie 
Infitute einen durch Verſäumniß etwa entfichenden Nachtheil allein zu tragen. 
Demungeadhtet muß aber die K. Gen. Kom. (Meg) auch von der Auslofung fols 
her Rentenbriefe in allen denjenigen Bällen Kenntnig nehmen, in welchen noch 
anderen Interefienten außer ben Kredit» Infituten auf die Abfindung ein Anſpruch 
zufteht, weil demnaͤchſt zu Bunften dritter Berechtigter die Löfchung eines entfpres 

enden Betrages von Bfanbbriefen auf dem Hypotbelenfolium bes abgefundenen 
utes zu veranlaflen ift. 

Aus den vorfiehenden Gründen erſcheint es als unerläßlih, daß die K. Een. 
Kom. (eg.) eine genaue Kontrolle über alle auf ihre Anordnung bei den Gerich⸗ 
ten uud Kredit⸗Inſtituten deponirten Rentenbriefe, fo lange als biefelben ein Zubes 
hör des abgefunbenen Gutes bilden, nad) Littera, Rummer und Betrag fortführt, 
aus diefer in jebem Termine die ausgeloften Mentenbriefe ermittelt und bei ben 
®erichten fobann die rechtzeitige Brhebung des Nennwerths und bei den Krebits 
Inftituten die Löfchung eines entiprechenden PBfanbbriefswerths beantragt. 

Wenngleich nicht zu zweifeln, daß die Gerichisbepofitarien und Krebitbirektios 
nen die Bekanntmachungen über die ausgelooften Mentenbriefe ihrerfeits ebenfalls 
nit unbeachtet laflen werben und die K. Gen. Rom. (Reg.) darin eine Unter; 
ſtützung in dem ſchwierigen Gefchäfte finden wird, fo wird biefelbe doch barauf 
aufmerkfam gemacht, daß die Berantwortlichkeit für Verluſte, welche aus einer Ber: 
fäumniß etwa die von ihr zu vertretenden dritten Berfonen treffen möchte, geſetzlich 
yon ihr allein zu tragen ifl. 

Die 8. Gen. Rom. (Reg) wird daher angewiefen, die beregte Kontrolle, fos 
fern dies noch nicht gefchehen, ſchleunigſt einzurichten und dieſelbe zugleich auf die 
früher bereits nad ihrer Anorbnung deponirten Mentenbriefe zurüdzuerfireden. 

(Min. BL d. i. V. 1852. ©. 173. Nr. 172.) 


2) C. R. der K. Min. des I. u. für landwirthſchaftl. Ang. (v. Weſt⸗ 
phalen) u. der F. (v. Bodelſchwingh) v. 15. April 1853 an ſaͤmmtl. Aus- 
einanberfegungdsehörben (mit Ausſchluß der Ben. Kom. zu Münfter, der 
Meg. zu Koblenz und der Tilgungskaffen » Direktionen) und an fämmiliche 
Ben. Landfchafts- Direktionen und die Direktion des K. Kredit-Inflituts für 
Schleſien, betr. die Verwahrung der bei Abldfung der Meallaften oder 
gutöherrlich » bäuerlichen Negulirungen von den Kredit» Inflituien vorläufig 
oder definitiv in Anfpruch genommenen Mentenbriefe. 

Da bie gefepliche Brit von ſechs Wochen nach erfolgter Bekanntmachung von 
einer durch Mentenbriefe bewirkten Ablöfung der Reallaſten ober Regulizung ber 
autoherrlichsbäuerlihen Verhältnifle in der Regel nicht genügt, um einen enbgültis 
gen Beſchluß der Iandfchaftlichen Krebit: Infitute und des K. Kredit⸗Inſtituts für 
Schlefien darüber herbeizuführen, welcher Betrag von Bfandbriefen in Folge ber 
buch die Ablöfung oder Regulirung gefchmälerten Siehe bes berechtigten Butes 
abgeftoßen werben muß, fo pflegen dieſe Infitute bei Ausübung ber ihnen im 
$. 49. Nr. 2. des Mentenbantgel. v. 2. März 1850 beigelegten Befugniß eine 
moͤglichſt hohe Summe von Rentenbriefen in Anſpruch au nehmen, denmächſt aber 
nah Feſtſtellung der Verminderung der Sicherheit der Pfandbriefe einen Theil ber 
Bentenbricfe wieder frei zu geben. Dieſes Verfahren exfcheint volllommen ſach⸗ 

emäß. 
8 Dagegen wiberfpricht es den beſtehenden Borfchriften, wenn bie Kredit⸗Inſti⸗ 
tute ruckſichtlich der nur vorläufig von ihnen mit Beſchlag belegten Rentenbriefe 
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besen Berwahrung in ihren Depofltorien verlangen. Denn das Verwahrungerecht 
if ihnen im 8.49. 1. c. nur für diejenigen Rentenbriefe eingeräumt worden, welche 
fie fi) gegen Kündigung eines entfprehenden Betrages an Pfandbriefen als Zah⸗ 
lung überweifen laflen, und wofür fie fpäteftens nad gefchehener Auslofung ber 
MRentenbriefe biefe Pfandbriefe zur Löfhung bringen müflen. Die Auseinanders 
feßungs-Behörben find außer Stande, den Antrag der KrediteInflitute auf Uebers 
fendung ſämmtlicher einftweilen beanfprudten Rentenbriefe abzulehnen, indem es 
ihnen unbefannt bleibt, ob eine nachträgliche Breigebigkeit von Rentenbriefen beabs 
ſichtigt wird. Grfolgt lehtere demnädft, fo entitehen daraus viele Berwidelungen. 
Denn es wird dadurch eine Korrefpondenz zwiſchen dem Krebit> Inflitute und ber 
Auseinandberfegungs= Behörde über bie fernere Beftimmung der Mentenbriefe erfors 
berlih, da das KrebitsInftitut ohne vorherige Anorbnung ber Auseinanderfeßungs- 
Behörde die Rentenbriefe zu Teinem anderen Zwede als zur Abſtoßung von Pfand⸗ 
briefen des berechtigten Gutes verwenden darf (cfr. $. 49. Alin. 1. und 2. des 
Rentenbanfgef., S. 10. der B. v. 30. Juni 1834, Allerh. Dell. v. 30. Juli 1842 
ad 1:) und es wirb ferner eine neue mit Gefahr und Koften verbundene Bers 
ſchickung der Rentendriefe nothwendig. 

Zur Befeitigung diefer Uebelftände finden wir uns veranlaßt, Folgendes anzus 


nen: 

1) Die Kreditsänftitute Haben bei der Anmeldung ihrer — auf Nen⸗ 
tenbriefe jedesmal ausdrücklich anzugeben, ob fie ben zu bezeichnenden Be⸗ 
trag derſelben nur vorläufig in Beſchlag nehmen oder ob fie denſelben zur 
Abſtoßung eines entfprechenden Betrages an Pfandbriefen endgültig übers 
wiefen haben wollen. 

2) Erfolgt nur eine vorläufige Zeihlagnahme, fo haben die Auseinanbers 
fegungssBehörben ben beanſpruchten Betrag der Rentenbriefe einflmeilen im 
geritlihen Depofitorium verwahren zu laflen. 

3) Nur derjenige Betrag der Mentenbriefe, beffen endgültige Heberweilung zur 
Abſtoßimg eines entfprechenden Pfandbriefs- Betrages die Kredit Juftitute, 
fei es bei der erften Meldung oder fpäter verlangen, iſt diefen Inftituten 
zur eigenen Aufbewahrung zu überlaflen. 

(Min. BL. d. i. V. 1853. &. 97. Nr. 79.) 


3) R. der K. Min. des I. u. für Iantwirtbfchaftl. Ang. (v. Weſtpha⸗ 
Ien) u. der 8. (v. Bodelſchwingh) v. 10. Mai 1853 an die K. Gen Kom. 
und das K. Krevit-Inftitut für Schleften zu Breslau, betr. die Befugniffe 
und Pflichten des Kredit » Inftituts bezüglich der dem leßteren nad Vor⸗ 
ſchrift des F. 49. des Rentenbank⸗Geſ. überwiefenen Nentenbriefe. 

Der Ber. v. 18. OR. v. I. hat uns Veranlaſſung gegeben, die in der Ablös 
ſungsſache von N. zwifchen der Gen. Kom. und dem K. Kredit⸗Inſtitute für Schles 
Ken hervorgetretene Meinungsverfchiebenheit über bie Befugniffe und Pflüchten bes 
Krebits Infituts bezüglich der dem Letzteren nad) Vorfchrift des $. 49. des Ren: 
tenbanlgef. 9. 2. März 1850 überwiefenen Nentenbriefe einer gemeinfchaftlichen 
Grörterung zu unterwerfen, in Folge beren wir Nachfteheubes beftimmen: 

1) In Gemäßheit bes $. 49. des Mentenbankgef. sub Nr. 2. und 7. muß das 

KrebitsInftitut die demſelben überwiefenen Rentenbriefe fo lange aufbewah: 
ren, bis entweder deren Auslofung erfolgt ober deren voller Nennwert 
eingezahlt wird. Eine Beräußerung ber Rentenbriefe unter dem Nennwerthe 
it nicht geflattet. 
Der volle Nennwerth der Mentenbriefe muß von bem Krebit= Inftitute zur 
Berichtigung eines entfprehenden Betrages zu kündigender Pfandbriefe, 
bern Loͤſchung im Hypothekenbuche demnächſt zu bewirken if, verwendet 
werben. 

Die Pfanbbriefs- Inhaber, deren Rechte dur das Mentenbantgef. nicht 
beeinträchtigt worden find, brauchen fi jedoch in dieſem Kalle nur einen 
Umtauſch der Pfandbriefe gefallen zu laflen. Daraus ergiebt fi, daß bie 
einzulöfenden Pfandbbriefe nad dem Börfenkourfe angelauft werben müffen 
und baß unter dem entſprechenden Betrage von Pfandbriefen, welcher durch 
bie Rentendriefe zu tilgen if, nicht nothwenbig ein mit dem Nennwerthe 
ber Rentenbriefe übereinfliimmender Nennwerth, fondern nur ein fo hoher 
Betrag zu verfichen if, als mit dem Nennwerthe der Rentenbriefe anges 
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geihaft werden kann. Diefe Interpretation erfcheint um fo weniger bedenk⸗ 
ih, als nad dem Inhalte der B. v. 6. Juni 1835 anzunehmen, daß 
die Hypothek des Kredit: Inftituts an tem bepfanbbrieften Gute fih über 
den Nennwerth der Pfandbriefe hinaus auch auf deren Agio erftredt. Hier⸗ 
nach kann es ſich ereignen, taß der Betrag der mit den Rentenbriefen ab> 
zufloßenden Pfandbriefe geringer if, al6 der Nennwerih der erfieren. Ins 
dererfeits haben aber Hypothefengläubiger, deren Borberungen hinter den 
Pfandbriefen eingetragen fehen, feinen Anfpruh auf die Löfhung eines 
den Nominalwerth ver Mentenbriefe überfleigenden Nennwerths von Pfand: 
briefen, fofern diefe unter dem Parikourſe anzufaufen fein follten. 

Die Wahrnehmung der Rechte dritter Perfonen, welche außer dem Befitzer 
bes bepfandbrieften Gutes und dem KrebitInftitute bei der gehörigen Ver⸗ 
wendung der Mentenbriefe betheiligt find, ift duch das Rentenbantgef. nicht 
auf das Kredit: Inflitut übertragen worden, vielmehr gehört diefelbe nad 
wie vor zu den Obliegenheiten ber Auseinanderfegungss Behörde. So lange 
als diefe Behörde nicht amtlich erflärt hat, daß kein Interefie dritter Ber: 
fonen bei der Berwendung der den Kredit⸗Inſtituten übermwiefenen Rentens 
briefe obwaltet,, darf das Inftitut daher über dieſe Rentenbriefe ohne vor; 
bergegangene Genehmigung der Gen. Kom. mit in irgenb einer Weife 
verfügen, welche von ben oben sub Nr. 1. und 2. angegebenen Befimmuns 
gen abweidht. 

Aus gleihem Grunde ſteht der Ben. Kom., jo weit als es fi um bie 
Wahrnehmung der Rechte dritter Perſonen handelt, bie Kontrolle barüber 
zu, daß das KrebitsInflitut den Nominalbetrag ber ihm uberwielenen Ren; 
tenbriefe zur Ginlöfung eines entſprechenden Betrages von Pfanbbriefen 
verwendet und deren Löfchung herbeiführt. Jedoch bedarf es dabei Feiner 
Deweisführung des Kreditsinftituts, dag mit dem Nennwerthe der Renten: 
briefe kein höherer Betrag von Pfandbbriefen, als angeläaft worden ifl, 
habe angelauft werben Fönnen, da in diefer Beziehung die amtliche Anzeige 
des Inflituts mit Rüdfiht auf defien öffentlihen Glauben genügt. 

(Rin. Bl. d. i. 8. 1853 ©. 133. Nr. 107.) 


4) MR. des K. Min. für Iandwirtbfchaftl. Ang. (Bode) v. 25. Aug. 
1852 an die 8. Gen. Kom. zu N. Nichtverpflichtung der Auseinander- 
fegungd- Behörden zur Wahrnehmung der Intereflen der Vorkaufs⸗Be⸗ 
rechtigten bei Ablöfung der Neallaften durch Rentenbriefe. 

Der K. Gen. Kom. wird auf den Ber. v. 30. Juli d. J., die Beſchwerde des 
Grafen v. N. in der Renten-Ablöjungsfache betr., eröffnet, dag das Min. mit ihrer 
in dieſem Ber. entwidelten neueren Anficht dahin vollflommen einverftanden ift, daß 
bas Naͤherrecht den Beilimmungen über das Vorkaufsrecht unterliegt, und daß bie 
Auseinanderfegungss Behörde in den bei ihr anhängigen Angelegenheiten die In- 
texefien der Vorfaufsberechtigten eben fo wenig von Amtswegen wahrzunehmen, als 
ſolche Berechtigte von einer Ablöfung durch Kapital: Abfindung oder Mentenbriefe 
zu benachrichtigen hat. Es kann aber ferner auch darüber Fein begrünbetes De; 
benfen obwalten, daß die Ablöfung von Reallaften durch Rentenbriefe kein Geſchaͤft 
enthält, bei weldem an den ber Rentenbank zu überweifenden Renten ober an ben 
von der Rentenbanf auszuferiigenden Rentenbriefen ein Vorkaufsrecht On 
werben darf. Denn abgefehen davon, daß dies ſchon nad den allgemeinen Belegen 
über das Vorkaufsrecht unguläffig fein würde, fo wird jeber dagegen etwa zu er: 
hebende Zweifel durch die Borferift bes 8.49. des Rentenbankgeſ. widerlegt, wo» 
nah in Beziehung auf dritte Berfonen die Abfindung durch Menienbriefe einer 
Kapital-Abfindung gleihgeachtet wird. 

Hiernach mag die K. Gen. Kom. den Grafen v. N. auf deffen Beſchwerde v. 
6. Juni d. J. und den Rechtsanwalt yon N. zu N. anderweit befcheiden. Sollte ber 
Letztere trog ber ihm zu eriheilenden Belehrung bei dem Anſpruche auf die für die 
Butsherrihaft von N. ausgefertigten Mentenbriefe beharren, fo wirb zwar ein pro⸗ 
zeffualiichee Berfahren nicht zu umgehen fein; jedoch wirb jeinem Berlangen 
wegen forigefeßter Depofition der Mentenbriefe bis zum Austrage der Sache 
nur dann fatigegeben werden dürfen, wenn er ein Arreſtgeſuch gu begründen im 
Stande fein follte. 

(Min. Bl. d. i. B. 1852, S. 232. Nr. 217.) 
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1) C. R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 8. Febr. 
1851 an fämmtl. K. Gen. Kom. und an die Meg. zu Koblenz, betr. die 
Anwendung der $$. 59—63. des Rentenbank⸗Geſetzes. 


Der RK. Gen. Kom. ꝛc. werden im Anfchlug (Anl. a.) — Eremplare der @. 
Verf. v. 3. d. M., die Anwendung der $$. 59. bis 63. des Nentenbanfgef. v. 
2. März v. I. betr., mit dem Gröffnen zugefertigt, daß nach den Beitimmungen 
des gebachten Geſetzes nicht ganz zweifellos ift, ob in dem alle, wenn das ſtipu⸗ 
Iirte Ablöfungs = Kapital nicht zur feitgefegten Zeit zur Staatsfafle gezahlt wirb, 
diefer letzteren oder dem urfprünglich Berechtigten das Recht zur Beantragung ber 
Erekution auf Grund des Abloſungs⸗Rezeſſes zufteht. In Uebereinftimmung mit 
dem Juſtizmin. und dem Finanzmin. hat das unterz. Min. fi für die leptere Alternas 
tive entſchieden, und es gründen ſich hierauf die Beflimmungen sub Pr. 4. der 
beiliegenden C. Ber. 

ie 8. Sen. Kom. ıc. hat Ihre Spezial Kommiffarien hiernach zu inftruiren, 
um bie Bartheien zu belehren, und im alle des Binverflänbnifles des Berechtigten, 
deſſen Erklärung in den Rezeß mitaufzunehmen: 

daß er die K.Reg. zur Beitreibung des Ablöfungss Kapitals nebſt Verzugs⸗ 

zinfen vom Berfalltage ab ermädhtige. 

Hierbei muß zugleich darauf aufmerkfam gemacht werden, bag in ben, mittelft 
V. v. 13. Sept. v. I. der K. Gen. Kom. ıc. mitgetheilten Berechnungs Tabellen 
in der Abtheilung VII. infofern ein Berfehen vorgekommen, als der Unftand, daß 
auch Rentenbriefe zu 25 Thlr. ausgeftellt werben koͤnnen, unbrrüdfiätigt geblieben 
ff, Es fehlt daher der Hülfsanſaß: 

Kol. 8.: 4% Thlr., Kol. 9.: 6 Sgr. I Pf, Kol. 10.: 5 Thlr., 

mittelft befien überall das richtige Reſultat gefunden werden kann. Wenn beifpiels- 
weife die Jahresrente 1 The. 7 Sgr. 11 Bf. beträgt, der Belaſtete alfo zum 
18fachen Betrage = 22 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf. an die Staatskaffe zu zahlen hat, 
fo fließen FR Staatsihulden - Tilgungsfaffe (Kol. 8.) nicht 18 Thlr., fondern 22 
Thlr. 15 Sgr.; die der Rentenbank zu gewährende Rente (Kol. 9.) beträgt nicht 
27 Sgr., fondern 1 Thlr. 3 Sgr. 9 Pf.; und der Berechtigte erhält in Renten 
briefen (Kol. 10.) nicht 20 Thle., fondern 25 Thlr. und mithin baar nicht 4 Thlr. 
22 Sgr. 6 Pf., fondern nur 7 Ser. $ Bi. 

nl. a. 

&. Berf. an faͤmmtl. 8. Gen. Kom., Regierungen — mit Ausnahme der zu Aachen 
und Trier — und Rentenbants Direltionen, die Anwendung der $$. 59, bie 63. 
des Rentenbanfgef. v. 2. März 1850 betr., v. 3. Febr. 1851. 

Wenn ein Berpfliteter die Ablöfung durch Baarzahlung des 18fachen Bes 
tag ber Rente bewirken will, der Berechtigte aber den 2Ofachen Betrag derſelben 
in Rentenbriefen verlangt, mithin die Borfchriften der $$. 59. bis 63. des Mens 
tenbanfgef. zur Anwendung fommen, fo find die nachfiehenden Befimmungen über 
bie Anwendung biefer Varagraphen von ben betr. Behörben zu beobachten. 

„.I) Nah $. 60. des Rentenbankgeſ. muß bie Binzahlung des Ablöfungs- Ka- 
pital® in eine von dem Finanzmin. zu bezeichnende K. Kaffe bewirkt werben. 

In Folge deffen wird hiermit Beftimmt, dag dergl. Kapitalzgahlungen jedesmal 
an die betr. Reg. Hauptkaſſe geleiftet werden follen. Die $. 63. 1. c. angegebenen 
Wirkungen treten daher erſt mit der Zahlung an die Reg. Hauptkaffe ein und es 
Tann namentlih nur auf rund der von biefer ausgeftellten Quittung die Loͤſchung 
der abgelöften Reallaften in dem Hypothekenbuch erfolgen. 

Wenn es nun au dem Berpflichteten zu geftatten if, die Zahlung an bie 
alle zu leiften, fo Tann doc eine ſolche Zahlung nur auf feine Gefahr ers 
olgen. 

Die Auseinanberfehungs » Behörden haben ben Verpflichteten hierüber zu be⸗ 
lehren und die Erflärung beffelben, ob er an die Reg. Hauptlafle oder an die Kreis: 
kaſſe gehlen will, in den Rezeß mit aufzunehmen. 

a8 hierbei von ben beir. Kaffen zu beobachtende Verfahren enthält vie bes 
fondere von mir, dem Finanzmin., zu erlaffende Inftruftion für die Reg. und für 
die Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 

2) Nach $. 60. 1. c. wird der Termin der Zahlung bes Ablöfunge > Kapitals 
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an bie Stanislaffe von der Erklärung des Berechtigten, daß er von ber ihm zuſte⸗ 
henden Befugniß, den 20fachen Betrag in Rentenbriefen, flatt bes 18fachen Bes 
ee in baarem Gelde zu verlangen, Gebrauch machen wolle, abhängig 
gemacht. 

Es ergiebt ſich aus dem klar vorliegenden Zweck dieſer Beſtimmung, ſowie 
auch aus der ausdrücklichen Bezugnahme auf den $. 59., daß nur eine ſolche Er⸗ 
Härung des Berechtigten maaßgebend fein kann, welche nad) befinitiver Feſtſtellung 
ber Rente und des Ablöfungs = Kapitals abgegeben und in ten Ablöfungs » Megep, 
über deſſen rechtsverbindlichen Abfchlug Fein Zweifel obwaltet, mit aufgenommen 
worden if. Es darf mithin einer eventuellen Grklärung des Berechtigten, welde 
abgegeben wird, während über die Höhe des Ablöfunge: Kapitals noch Streit ob: 
waltet, oder bevor fih der BVerpflichtete über die Ablöfung der definitiv feſtgeſtell⸗ 
ten Rente durch Baarzahlung des 18fachen Beitrags rechtsverbindlich ausgefprochen 
bat, die im $. 60. 1. c. angegebene Wirkung nicht beigelegt werden. Daffelbe gilt 
von einer ſolchen Brklärung des Berechtigten, welche zwar nach vollflänbiger Feſt⸗ 
ſtellung des Ablöfungs » Kapitald und nad ber rechtsverbindlichen Grflirung bes 
Berpflichteten, daflelbe mit dem 18fachen Betrage baar erlegen zu wollen, abgeges 
ben, aber noch nit in den Rezeß mit aufgenommen worden ift; fowie auch dann, 
wenn der Rezeß, in welchen bie Grklärung mit aufgenommen ift, für die Partheien 
no keine verbindlihe Kraft Hat, das Zuſtandekommen deſſelben alfo überhaupt 
no in Frage fteht. 

Es wird hiernach ſchon im gewöhnlichen Laufe des Verfahrens in ber Regel 
die Betätigung bes Mezefies vor‘ Bintritt des Zahlungs sTermins bes Ablöfunge: 
Kapitals erfolgt fein. Da jedoch aus einer Annulirung der Beſtimmungen des 
Rezeſſes nah Binzahlung des Ablöfungss Kapitals an die K. Kaffe große Weiterun- 
gen entfliehen könnten, eine folde Annulirung aber vor ber Beflätigung immer noch 
möglich ift, fo wird den Auseinanderfegungs- Behörden ganz befonbers zur Pflicht 
gemacht, ſolche Ginrihtungen zu treffen, daß bie Beitätigung von Mezefien, auf 
welche die Beftimmungen der 66. 59. bie 63. 1. c. Anwendung finden, jedesmal 
vor Bintritt des Bahlungs-Termins des Ablöfungs- Kapitals erfolgt. 

Dies wird au ohne Schwierigkeit bewirkt werden Fönnen, wenn — wie ſchon 
durch die von dem Min. für Iandwirthfchaftl. Ang. aufgeftellten Rezeh : Kormulare 
bezwedt worden — biefenigen Iutereflenten, welde gleichartige Abfndung gewähs 
ren und empfangen, in einen Rezeß zufammengefaßt, und diejenigen Rezeſſe, in 
welchen die Hier In Rebe flehenden Abfindungen vorkommen, erſt dann aufgenom⸗ 
men werden, wenn deren Beftätigung feine Hindernifje mehr im Wege ftehen. 
Sollte aber eine ſolche Hinausſchiebung der Aufnahme des Rezeſſes in einzelnen 
Fällen nicht zwedmäßig erfcheinen, fo wird wenigſtens auf eine vergleichsweife 
Beftfebung eines fpäteren Zahlungs = Termins, der jeboch immer entweder auf ben 
1. April oder 1. Oktober feftgeftellt werden muß, hinzuwirken fein. 

Die Auseinanderfegungs:Behörden haben ihre Spezial: Kommiffarien hierüber 
mit näherer Anweifung zu verfehen. 

3) Durch das Min. für landwirthſchaftl. Ang. find bereits Anordnungen ge; 
troffen worden, wonach aus dem Ablöfungs:Rezeß hervorgehen muß: 

a) wie viel das ganze AblöfungssKapital beträgt; 

b) wann es an die K. Kafle eingezahlt werben muß; 

c) wie viel davon an die Stantsfchulden : Tilgungsfafle und wie viel an den 
Berechtigten baar gezahlt werben muß ($. 61.); 

d) wie viel die Rentenbank dem Berechtigten an Rentenbriefen; und 

e) wie Pur die Staatskaffe der Rentenbank an jährliher Rente zu gewäh- 
ren hat. 

In der Regel wird es daher genügen, wenn bie AußeinanberfeßungssDehörbe 
fofort mit der Betätigung des Rezeſſes der Reg. fowohl als auch ber Rentenbank⸗ 
an eine Ansfertigung ober einen gehörig beglaubigten Grtraft beflelben 
zuftellt. 

Die Reg. hat ſodann, nach näherer Beſtimmung der obengebachten Inftruftion 
für die Regierungen und die Hauptverwaltung der Staatoſchulden, bie betreffende 
Kaffe anzumweifen, das ganze Ablöfungs- Kapital zur feitgefepten Zeit in Empfang 

u nehmen und hiervon denjenigen Betrag, welcher zur Staatsſchulden-Tilgungs⸗ 
affe fließt, an diefe, denjenigen Betrag aber, welchen der Berechtigte Baar anzus 
nehmen verpflichtet ift (fiehe oben sub c.), an bie betreffende Rentenbank⸗Direktion 
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zu zahlen, gleichzeitig auch wegen ber ber Mentenbant aus ber Stantslaffe zu ges 
währenden Rente Berfügung zu treffen. 

Die Direktion der Rentenbant hat dagegen biefe ihr zu gewährende Rente in 
bas beir. Konto einzutragen, bie Rentenbriefe an dem nächſten Ausfertigungsiers 
mine auszufertigen und biefelben nebf dem baaren Betrage, welcher ihr von ber 
Reg. Haupifaffe zugeflellt wird und welcher bei diefer fowohl, als hei der Mentens 
bank-Direktion lediglich als eine durchlaufende Poſt zu betrachten if, nad Maaß⸗ 
gabe der Beſtimmung ber AuseinanderfepgungssBehörbe ($. 31. des Rentenbanfgef.) 
auszuantworten. 

4) Die Ausantwortung der Rentenbriefe darf —8 nicht früher bewirkt 
her ia als die Zahlung bes AblöfungesKapitals zur Reg. Hauptlaffe wirklich ges 
eiftet iſt. 

Die Reg. hat daher der Direktion der Rentenbank von ber erfolgten Sinzabs 
lung jebesmal ſchleunigſt Nachricht zu geben. 

Wird das Ablöfungs> Kapital zur fehtgefeßten Zeit nicht gezahlt, jo muß bie 
Reg. Hauptfaffe den Pflichtigen fefort erinnern. Erfolgt auch hierauf die Zahlung 
binnen 8 Tagen nicht, fo hat die Meg. die erefutivifche Beitreibung nebit Berzugs⸗ 
infen bei der Auseinanderfeßunges Behörde zu beantragen, fofern fie hierzu von 

em Berechtigten befonders ermächtigt worden iſt, ober aber, wenn eine ſolche Grs 
maͤchtigung nicht erfolgt if, den Berechtigten davon, daß das Ablöfungs> Kapital 
wicht eingezahlt worden, in Kenntniß zu feßen und ihm bie weitere Verfolgung 
feines Anſpruchs auf Beitreibung des Ablöfungss Kapitals nebft Berzugszinfen zur 
Reg. Hauptkaffe zu überlaffen, gleichzeitig auch die EentralsKonmiffion für die Ans 
gelegenheiten der Rentenbanken hiervon zu benachrichtigen. 

Diefe Benachrihtigung muß in allen Füllen auch dann erfolgen, wenn bie 
Reg. Hauptfaffe binnen 6 Monnten von bem Verfalltage ab entweder gar nicht 
ober doch nicht vollfländig befriedigt worden iſt. 

Derjenige Betrag ber Berzugszinfen, welcher von bem bem Berechtigten baar 
zu gewährenden Theile des Ablöfıngs: Kapitals erwachfen if, wirb dem Berechtig⸗ 
ten zugleich mit dem letztgedachten Betrag durch Bermittelung ber Rentenbank baar 
aeügemährt: Den übrigen Theil der Verzugszinfen behält die Staatslaſſe zur 

eckung ber, ber Rentenbant zu gewährenden Rente. 

5) Kann ausnahmeweife die Beitätigung des Rezeſſes nit jo beſchleunigt 
werben, daß eine Ausfertigung ober ein Brtraft deſſelben ber Regierung und ber 
Rentenbank: Direktion zeitig genug und zwar mindeſtens 4 Wochen vor tem Zah: 
lungstermin des Ablöfungss Kapitals zugeſtellt werden kann, ſteht aber der Eunftigen 
Beftätigung nichts entgegen, fo bat die Auseinanderfehunge s Behörde bie beiden 
ebengebadhten Behörden hiervon, unter Mittheilung eines Grtrafte aus dem noch 
nicht beftätigten Rezeß, in Kenntniß zu feßen und zwar ebenfalls mindeftene 4 Wochen vor 
Eintritt des Bahlungstermine, hiernaͤchſt aber jenen Behörben nad) erfolgter Bes 
ſtaͤtigung des Mezeffes eine Ausfertigung ober einen beglaubigten Grtraft deſſelben 
nachtraͤglich zuzufertigen. 

Die Reg. und die Rentenbank⸗-⸗Direktion haben in dieſem Falle zwar daſſelbe 
Berfahren, welches sub Nr. 3. und 4. beziehungeweife in ber obengebadhten Ins 
ſtruktion vorgefchrieben worten, zu beobachten, bie Direktion ber Rentenbant barf 

jebod, felbit dann, wenn bie Ginzahlung des AblöfungesKapitals zur Regiezungss 
Hauptlaffe geleiftet worben, vor der Beftätigung bes Mezefies die Abfindung nicht 
ausantworten. . 

6) Laäßt fh A Wochen vor dem fetgeftellten Sahlumgsteraun noch nit mit 
Sicherheit überfehen, ob überhaupt die Beflätigung bed Rezeſſes werde erfolgen 
Tönnen, fo bedarf es feiner Benachrichtigung ber Regierung und der Rentenbanfs 
Direktion Seitens der Auseinanderfegungs Behörde, Jetztere hat vielmehr bie nach 
Lage der Sache zur Vervollſtaͤndigung bes Mezeſſes oder ſonſt nöthigen Berfügun: 
gem zu erlaffen umd die Partheitn in Kenntniß zu feben, daß und aus welchen 

ründen die Binzahlung des Ablöfungs: Kapitals, refp. die Abfindung bes Berech⸗ 
tigten auf Grund des Rezeffes zu der darin feflgefesten Reit nicht erfolgen fönne. 
Die Befugnig der Auseinanderfegungs:-Behörbe Hierzu erfcheint unzweifelhaft, ins 
dem das Zuftandefommen der Ablöfung felbft feſtſtehen muß, bevor von einer Bes 
rechtigung zur Zahlung bes Ablöfungs-Kapitals, ober von einer Verpflichtung zur 

Annahme deſſelben bie Mebe fein faun. 
7) Sollte wiber Erwarten der Ball eintreten, baf auf Grund eines nicht bes 
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ſtaͤtigten Rezeſſes ein Abloſungo⸗Kapital von ber Meg. Hauptlaffe angenommen 
worden wäre, die Beflätigung bes Rezeſſes aber fpäterhin dennoch nicht hätte ers 
folgen Tönnen (fiehe oben Mr. 5.), fo wirb Befondere Anzeige erwartet und nad 
Lage des Ipegielten Falles Berfügung getroffen werben. 


Berlin, den 3. Febr. 1851 
Der Finanzminifter, Min. für landwirthſchaftl. Ang. 
v. Rabe, Im ade. Auftrage. 
ode. 


(Min. BL. d. i, V. 1851. ©. 45. Nr. 53.) 


2) R. ver K. Min. der 3. (v. Nabe) u. für Tandwirtbfchaftl Ang. 
(Bode) v. 18. April 1851 an die K. Meg. zu N. N. und abfchriftli an 
fämmtliche übrige K. Reg., audfchließlich ver I Aachen und Trier, wegen 
des Verfahrens bei Verrechnung der bei den Regierungs⸗Hauptkaſſen ein« 
gezahlten Abldfungs-Kapitalien. 


88 find, wie wir der KR. Reg. auf Ihren Ber. v. 25. v. Mts. wegen des 
bei Ausführung ber Beflimmungen der SS. 59. bis 63. des Rentenbankgeſ. v. 2. 
März 1850 zu beobachtenden Verfahrens erwiedern, bei der Verrechnung ber bei 
den Reg. Hauptkaſſen eingezahlten Ablöfungs-Kapitafien im Allgemeinen drei Bälle 
zu unterfcheiden, ‘je nachdem 

a) der betr. Deueh bereite beftätigt und der K. Meg. mitgetheilt iſt (C. Verf. 
v. 3. Wehr. d. 3. ad 3., Min. BL ©. 46.) oder 

b) ber Mezeß zwar nicht beftätigt werben konnte, der K. Reg. aber ein bie 
nöthigen Angaben enthaltender Extrakt (Inftr. v. 4. März ad 2. a—e.) 
aus dem nody nicht beitätigten Rezeſſe von der Auseinandertepunge-Behörbe 
mitgetheilt ift, weil nach der Anficht der letzteren der künftigen Beftätigung 
nichts entgegenfieht (GE. Berf. v. 3. Febr. ad 5.) oder endlich: 

c) weder das eine noch das andere gefhehen, das Ablöfungs » Kapital aber 
deſſenungeachtet bei der Meg. Hauptlaffe eingezahlt ift. 

Die beiden erften Fälle (a und b) find in jeder Beziehung gleih zu behan- 
bein. Insbefondere ift in dem zweiten Falle ebenfo wie in dem Falle, wo bie 
Beftätigung des Rezeſſes bereits erfolgt ift, wegen Ablieferung des. Abloͤſungs⸗Ka⸗ 
pilale, fowie wegen Zahlung der entfpredhenden Rente an die Rentenbank Berfüs 
gung zu treffen, und das betreffende Ablöfungs: Kapital fogleich definitiv in Eins 
nahme und Ausgabe zu verrechnen. 

Nur in dem britten Falle (ad c.) find die eingezahlten Abloͤſungs⸗Kapitalien 
einftweilen und bie dahin ale Affervate zu buchen, daß entweber der Mezep beſtä⸗ 
tigt ober von ber Auseinanderfeßungss Behörbe in Gemäßheit der Beſtimmung ad 
5. der C. Verf. v. 3. Febr. d. I. ein vollftändiger Extrakt aus dem noch nich 
beftätigten Rezeſſe mitgetheilt worben ift (Inftr. v. 4. März c. ad 5. vergl. m 
berfelben ad 2. und 3.). 

Sollte in dem vorgebachten zweiten Falle (ad b.) die Beftätigung bes Rezeſ⸗ 
ſes fpäter nicht erfolgen können, fo ift nach der Beſtimmung ad 7. der C. Berf. 
v. 3. Febr. c. zn verfahren. 

(Rin. Bl. d. i. 3. 1851. S. 189. Nr. 208.) 


t 
t 


Zum $. 64. 


1) &. R. des K. Fin. Min. (Nobiling) v. 3. Aug. 1850 an fämmil. 
K. Reg., ausſchließlich derjenigen zu Aachen und Trier, mit den Regle⸗ 
ment v. 1. Aug. 1850 wegen Abldfung und Amortifation der dem Domai⸗ 
nen⸗Fiskus ald Berechtigten zuftehenden Meallaften. 


Der K. Reg. lafie ih Hierbei das, im $. 64. des Gef. über bie Errichtung 
der Mentenbanten v. 2. März c. dem Yinanzmin. vorbehaltene Reglement, wegen 
Ablöfung und Amortifation der dem Domainen-Fisfus als Berechtigten zuflehenden 
Reallaften, zugehen, (Anl. a.), um fi danach zu achten und baffelbe dur das 
Amteblatt befannt zu machen. 

Am die moͤglichſt gleichmäßige Anwendung des Regl. zu fihern, und baffelbe 
zugleich praktiſch zu erläutern, habe ich vier verſchiedene Formulare zu Auseinan⸗ 
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berfeßun — nach Maßgabe aͤhnlicher Schemata, welche das K. Min. für 
landwirthſchaftl. Ang. den ordentliden Auseinanderfehungs » Behörben milgetheilt 
Bat, unter Berüdfihtigung der wegen der DomanialsAbgaben erforberliden Abwei⸗ 
ungen anfertigen lafien. Don jedem biefer Bormulare Nr. J., IL, II. und IV. 
erfolgen hierbei vier Exemplare. j 

Der AuseinanderfepungssMezeß foll nach den gedachten Formularen im $. 4. 
nur das Endreſultat der Regulirung und refp. Ablöfung, nämlich die Rente, welche 
fi), nad Abzug des jährlichen Gelbbetrages ber ſiokaliſchen Gegenleiftungen, für 
den Domainen: Fiskus herausftellt, und bie Art, wie dieſe Ueberſchuß⸗Rente abges 
löft wird, barftellen. In fo weit werden dieſe Formulare auf alle Domainens@in- 
fafien, wie provinziell verfchieden ihre Real; und Abgaben» Berhältnifie fonft auch 
fein mögen, anwendbar fen. Der $. 4. wird je nah biefen Berfdiebenheiten 
entfprechend zu ändern fein und es hat hiernach die K. Reg. für Ihren Bezirk tie 
erforberlihen Formulare zu entwerfen und Ihren Regierungs » Kommiffarien, na: 
mentlih den Rentbeamten, mitzutheilen. 

Wenn Renten durch baare Kapitalzahlung abgelöft find oder werden, fo kann 
dieferhalb das Grforberlihe im $. 3. oder an einer fonft geeigneten Stelle bes 
Rezeß⸗-Formulars bemerkt werben. (CE $. 5. des Reg.) 

Die, im $. 4. der Bormulare enthaltene Tabelle erfizedt fih auf alle Fälle 
ber Amortifation, welche nad) dem Megl. wegen Ablöfung ber Domanial: Abgaben 
überhaupt vorfommen fönnen, und ift allen Rezeſſen gleihmäßig zum Grunde zu 
legen. Bird fein Rüdftand zur Amortifation gebracht, jebocd von dem Zehntel 
abzug Gebrauch gemacht, fo bleiben die Rolonnen 13., 14., 15., 16 und 17. uns 
ausgefüllt. Zahlen die Pflichtigen bie volle Rente ohne Zehntelabzug, fo werben 
die Kolonnen 9. und 10. nicht ausgefüllt. 

Die eigentlihen Renten dürfen mit den Renten für die Rüditände niemals 
vermifcht oder zufammengeworfen werden. Denn wenn Rüdflände durch Amortis 
fation abgelöft werden, fo verliert der Pflichtige das Recht, die eigentliche Rente 
voll an die Staatsfafle zu zahlen; es muß vielmehr ber Abzug von „', Hattfinden 
und es tritt für die eigentliche Rente die Tilgungsperiode von 56,% Jahren ein. 
Die Rente für die Rüdflände wird dagegen flets voll an die Staatskaſſe gezahlt, 
es darf bei ihr der Zehntelerlag nicht eintreten,. weshalb fie denn auch ſchon nach 
417% Jahren erlifcht, oder während ber Zilgungsperiobe nad Tabelle B bes Ren 
tenbanfs@&ef. abgelöft werben kann. Es ergiebt fi dies aus den $$. 22. 10. und 
28. bes alleg. Geſetzes. Auch wird nur von den eigentlihen Renten ein feller 
Amortifations: Beitrag zur Staatsjhulden-Tilgungs: Kaffe abgeführt, was bei den 
Renten für Rüdflände nicht der Fall ift, die mit ihrer vollen Summe unter ben 
Refleinnahmen verrechnet werden. ($. 24. des Regl) Zu ben KRolonnen 7. und 
15. wird bemerkt, daß biefelben allemal den Betrag der überſchießenden Biennige, 
welche nicht durch Amortifation abgelöft werden können, — $. 12, des Reel —, 
enthalten müflen. Es können jedoh auf diefem Wege und in dieſen Kolonnen 
auch höhere Beträge, nämlih Groſchen oder Thaler, behufs Abrundung der Amor. 
tiſations⸗Renten vergleichsweiſe durch Zahlung des 18fachen Betrages reluirt wers 
ben. Die Kolonnen 8., 10. und 12. der Tabelle fiub nothwenbig, theils deshalb, 
um den Zenſiten und dem Hypothekenrichter gegenüber formell zu konſtatiren, daß 
auch bei der Ablöfung durch Amortiſation der Art. VII. des Gef. wegen bes 
Staatsfhuldenwefens v. 17. Jan. 1820 aufrecht erhalten und befolgt wirb, theile 
beshalb, damit die Auseinanderſetzungs⸗Rezeſſe eine feite Grundlage für die, wegen 
ber Renten anzulegenden Bücher und Rechnungen abgeben. Aus biefen muß häms 
lich hervorgehen, welcher Betrag von jeber eigentlichen Rente (cf. $. 24. sub b. 
bes Regl.) jährlih an die Staatsfchulden-Tilgungs:- Kaffe duch die Domainen:Ber- 
äußerungsgelver-Nachweifung abzuführen ift, wenngleid diefe Abführung nach wie 
vor durch die Koͤniglichen Regierungen und nit durch bie, die Renten erhebenden 
Spezialfaffen zu bewirken if. 

Ueber bie Buch⸗ und Rechnungsführung wird, dem $. 27. bes Regl. gemäß, 
nad erfolgter Kommunifation, mit der 8. Hauptverw. ber Staatsfchulden eine bes 
fondere Berfügung ergehen und hier nur bemerft, daß, fobald in einer Regulirungss 
oder Ablöfungsfahe der Rezeß beftätigt if, auf Grund deſſelben eine befondere 
Rechnungsordre an die Spezialfaffe (Rentamt, künftig die betr. Steuerbehörbe) ers 
laſſen werden wodurch beſtimmt wird, daß und von welchem Zeitpunkt ab die 
abgelöften Reallaſten vom Etat abzuſehen, welche Renten an deren Stelle treten, 
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und in welche Bofltionen dee Etats, der Kaſſenbücher unb der Deämungen biefels 
ben aufzunchmen find. Wenn bie Steuerbehörben, welche künftig die Domainens 
Renten mit den Staatöftenern zugleich erheben follen, in biefer Degiebung näher 
organifirt fein werden, wird man benfelden auf Grund ber Mezefle, die dadurch 
fefigeftelften Amortifations s Menten fofort überweifen und dadurch die almählige 
Auflöfung der Domainen-Rentämter, welche einftweilen, ſchon wegen ber Unentbehrs 
lichkeit ihrer Beamten für das Regulirungs⸗Geſchaͤft, annoch forbeftehen müffen, 
anbahnen fönnen. — Um bie moͤglichſt raſche und in allen Amtebezirfen gleich⸗ 
mäßige Aus: und Durchführung des Regl. und der demfelben zum Grunde liegen⸗ 
den Agrar⸗Geſetze zu fihern, hat die K. Meg. nicht nur ihre Mentbeamten und ans 
dere RegulieungssKommilfarien mit ben erforberliden Inftruftionen zu verfehen und 
biefelben auf alle nur mögliche Weiſe für die Sache zu interefficen, fondern auch 
Innerhalb Ihres Kollegiums den Geſchaͤftsgang fo weit es irgend thunlich ift, zu 
vereinfachen und zu konzentriren. Die in letzterer Beziehung erforderlichen Gin: 
richtungen bleiben aber dem Praͤſidio der K. Reg. überlafien und es wird hier nur 
hervorgehoben, daß der Zufitiarins der Domainens@bth. in allen hierher gehörigen 
Sachen jedenfalls das Kobezernat übernehmen muß. Diefer Gegenftand iſt am 
45. Febr. c. in einer MinifterialsKonferenz vorläufig erörtert. Die K. Reg. erhält 
hierbei einen abfhriftlihen Auszug aus dem Konferenz: Brotofolle v. 15. Febr. c. 
ne näheren Erwägung ber darin enthaltenen Borfhläge. Die Gerichte oder No⸗ 
tarien, vor welchen die Zenfiten die Rezeſſe vollziehen follen, müflen erfucht werben; 
in bie desfallfigen Berhanblungen bie, nach dem dem Nezeß⸗Formulare Nr. I. beis 
gefügten Bollziehungs- Protokolle erforderlichen Belehrungen mit aufzunehmen. Zu 
den Requiſitions⸗Schreiben an biefelben find Formulare anzumenben, welche die Bes 
achtung diefes Punktes ficher ſtellen. Etwaige Unterlafiungen buch die requirirten 
Untergerichte find im Wege der Beſchwerde bei dem ihnen vorgeſetzten Appellationss 
gerichte zu rügen. In Bällen, wo bied im gütlichen Wege zu erreichen if, kann 
der Rezeß fofort von dem betreffenden Domainen : DepartementssRathe oder Ments 
beamten als Mandatarius Fisci einer: und den Pflichtigen andererfeits unter Vor⸗ 
behalt der Genehmigung der K. Reg. vor einem Gerichte oder Notare zu Protokoll 
erHlärt und das ausgefertigte Protokoll von der K. Reg. in beweilender Form ge: 
nehmigt und beftätigt werden. In jebem Falle, wo ohne Dazwiſchenkunft der 
sedentlihen Auseinanderfegungsbehörbe regulirt wird, muß dem Rezeß ber aus: 
brüdliche Beſtaͤtigungs⸗Vermerk der K. Reg. als durch den $. 65. der V. v. 20. 
Zuli 1817 Iegitimirten Regulicungsbehörde beigefügt werden, was bisher in vielen 
Fällen unterlaflen if. 
Anlage a. 


Reglement 
wegen Ablöfung und Amortifation der dem Domainen⸗Fiskus als Berechtigten 
zuftehenden Reallaften, v. 1. Aug. 1850. 

Auf Grund des 8. 64. bes Gef. über die Errichtung von Rentenbanken v. 
2. März d. I. wird zur Ausführung der auf bie dem Domainen- Fiskus als Be: 
rechtigten zuſtehenden Reallaften bezüglihen Beſtimmungen biefes Geſetzes und ber 
damit zufammenhängenden Vorfirikten des, die Ablöfung ber Reallaften und bie 
Regulierung der gutsherrlich⸗baͤuerlichen Berhältniffe betreffenden Geſetzes von dem⸗ 
felben Tage Folgendes beftimmt. 

$. 1. Die K. Reg. haben von Amtswegen bahin zu wirken, baß 

1) die gutsherrlich-bäueriche Regulirung foweit fie noch nicht vollendet ift, nad) 
Borfärift des dritten Abfchnitts der Ablöf. O. v. 2. März c. in den Staates 
Domainen fchleunigft vollſtaͤndig ausgeführt, 

2) alle an ſich ablösbare Reallaften, welche von Eigenthums⸗, Erbzins⸗ 
und Grbpaßtegrunbfücen dem Domainen-Fisfus als Berechtigten zuftehen, 
oder ihm als Gegenleiſtung obliegen, in feſte Geldrenten umgewandelt, und 

3) die hiernach für den) Fiskus ermittelten Regulirungsse und Umwandlungs⸗ 
Renten, fo wie die ihm jetzt fchon zuſtehenden feſten Geldrenten d baare 
Kapitalzahlung, eventuell nad) den weiter unten folgenden nähern Beſtim⸗ 
mungen im Wege der Amortifation abgelöf werben. 

8. 2. Sie haben fi den hiernady erforderlichen Regulirungen und Ablöfuns 
gen, foweit fie —— nach ben beſtehenden Vorſchriften (88. 65. 66. 161. der V. 
v. 20. Juni 1817, 8. 11. der Allerh. K. O. v. 31. Dec. 1825, Inſtr. v. 30. Juni 
1828 und 88. 39. sog. der V. v. 30. Juni 1834) kompetent find, ſelbſtſtaͤndig zu 
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unterziehen und biefelben, möglich ohne Dazwifchenkunft ber orbentlihen Ausein⸗ 
anderjepungsbehörden, jedoch unter genauer Beachtung ber, den letzteren wegen ber 
Legitimationes und Mezefprüfung und fonft obliegenden Pflichten im Vergleichewege 
zu Ende zu führen, 

$. 3. Das Verfahren ift nach näherer Beftimmung bes $. 95. ber Ablöſ. O. 
gemeinbeweife und ganz in bem Umfange, welder hiernach, wenn ber Dos 
mainen: Fistus als Berechtigter bei ber ordentlichen Auseinanderfegungs Bes 
hörde auf Regulirung oder Ablöfung antragen wollte, dieſer Prowolation würde 
gegeben werben müflen, einzuleiten und hiernach auch in den Wällen, wo mit eins 

einen Domainen -@infaflen oder wegen einzelner Reallaſten eine Regulizung ober 
blöfung bereits im Gange if, dem $. 101. ibidem gemäß auszudehnen. Die 
Auseinanderfeßung ift daher in ben betreffenden &emeinbes Bezirken auf alle nach 
dem erſten und zweiten Abſatze des $. 95. a. a. O. zu berückföhtigenden Reallaften 
unter Buziehung aller fi) hieraus ergebenden Zutereffenten zu richten. Der ſchließ⸗ 
liche Auseinanderſetzungs⸗Rezeß muß das Verhaͤltniß eines jeden Intereffenten zum 
Fiskus wegen aller feiner Reallaften und der bezüglichen Gegenleiſtungen, den weis 
ter unten folgenden nähern Beftimmungen gemäß, vollftändig ordnen. Der $. 95. 
erfordert e6 aber nicht, dag mit allen Interefienten Ein Rezeß errichtet werde, fon- 
dern es kann, wenn Fiskus fih mit einigen Jutereſſenten 38* oder fruher als 
mit andern einigt, mit jenen vorweg ber Auseinanderfegungs » Mezeß errichtet und 
von ber Königliche Regierung beftätigt, wegen ber übrigen Intereflenten aber bas 
Berfahren forigeſetzt werben. 

Die Ablöfung der Reallaften folher Grundſtücke, welche gegenwärtig noch zu 
feinem Gemeindeverbande gehören, if bis auf Weiteres mit dem Berfahren für 
diejenigen Gemeinden zu verbinden, weldhen die Berpflichteten Brunbflüde bei Aus⸗ 
führung der Gemeindtordn. 9. 11. März c. abjehbar werben einverleibt werben; 
doc bleibt e6 dem Ermeſſen der K. Reg überlaffen, folde einftweilen auch abges 
fondert zu behandeln. 

$. 4. Entſteht Streit über Theilnehmungsrechte ober Werihöverhältnifie, 
kommt es auf fchiebsrichterliche oder andere prozeſſualiſche Feſtſtellungen und Ent⸗ 
ſcheidungen an, bleiben Intereffenten beharrli in den Terminen aus oder verweis 
gern fie die Abgabe der zu erfchöpfenden Beendigung der Sache, insbefondere auch 
I Einleitung der Amortifation nöthigen Erklärungen, fo haben bie K. Reg. ihre 

ften, unter Anbringung einer Förmmliden fiskaliſchen PBrovofation gegen diejenigen 
Intereſſenten, mit welhen aus den angeführten oder andern Gründen ein Vergleich 
in rechtsverbindlicher Form nicht zu erreichen ift, zur weiteren Beranlaffung an bie 
orbentliche Auseinonderfegungsbehörbe abzugeben, vorher jedoch mit denjenigen In⸗ 
tereffenten, mit welchen Fiskus fich —* bat, die erforderlichen Final⸗Ausein⸗ 
—A e abzuſchließen, auszufertigen und zu beſtätigen. 
In Anſehung aller Sntereffenten, mit welchen ber Rezeß nicht vor Anbringung 
ber gedachten Provofation zu Stande gebradt und beftätigt if, Hängen bie 
früheren und fpäteren Bergleihe und Rezeſſe von ber Prüfung und BeRätigung 
ber ordentlichen Auseinanderfegungs : Bebörbe ab. UWebrigens haben auch nad 
Abgabe einer Sache an bie legtere die K. Meg. immer noch auf vergleichs⸗ 
weile Beendigung hinzuwirken; fie müflen fi) zu biefem Zwecke, wenn dazu irgenb 
Ausfiht vorhanden ift, namentlih wenn gewiffe präjabizielle Streitpunfte inſtruirt 
oder entſchieden find, ihre Akten zurüderbriten ; ihre: weiteren Verhandlungen unter: 
Begen dann jedoch der oberen Leitung, ſowie die zu Stande Fommenben Rezefle der 
Beſtaͤtigung ber ordentlichen Auseinanberfegungss Behörbe, welcher ke daher auf 
Erſuchen von der jebesmaligen Sachlage Nachricht geben müſſen. 

$. 5. Auf die Kapital: Ablöfung durch Baarzahlung des 18fachen und bezie⸗ 
hungeweife 20fachen Betrages ($$. 64. und 65. ber Ablöf. DO.) Haben zwar bie 
Pflichtigen eben fowie auf Ablöfung dur) Amortiſation erſt baum, wenn alle ihre 
abläsbare Reallaften in fefte Geldrente umgewandelt find, und nur wegen bes, nadı 
Abrechnung des Geldwerths der ſiskaliſchen Gegenleiſtungen verbleibenden Jahres: 
beitrags ihrer fämmtlichen feften Geldrenten einen Rechtsauſpruch. Die Königlichen 
Regierungen werben jedoch ermächtigt, die Pilichtigen wegen einzelner ſchon beſte⸗ 
bender feften Geldrenten ober wegen anderer, im gütlihen Wege in ſolche umge: 
wandelten, Reallafien zur Kapital-Ablöfung durch Baarzahlung ver 

leichsweiſe auch ſchon vor erfolgter Wentiſizirung Ihrer übrigen Leiſtungen in (dem 
adio des Regulirungs⸗Berfahrens zuzulafften und über biefe Spezini - Relrilon 
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einfeitige Ablöfungss Urkunden (Anweiſung v. 16. März 1811, 5. 40. der B. v. 
30. Juni 1834 und $. 112. der Abldf. DO. v. 2. März c.) auszuftellen: in dem, 
demnaͤchſt mit folden Zenfiten wegen ihrer übrigen Meallaften aufzunehmenden Ab» 
loͤſungs Rezeß find jedoch die hiernach vorweg beſeitigten Leiſtungen nachrichtlich 
zu erwaͤhnen. 

8. 6. Bei jeder Abldſung iſt ſorgſan zu prüfen, ob nicht dem berechtigten 
Fiskus feiner Seits zur Kompenſation zu ſtellende Gegenleiſtungen obliegen, $$. 50. 
60. und 61. der Abloöſ. O.), namentlich die Verpflichtung zur Gewährung von Res 
mifftonen oder Erlaß in Unglüdsfällen. Auch die, vom Forſtfiskus zu ent⸗ 
richtenden Holz. Abfindungs-Renten, obwohl aus einer Semeinheitstheilung ent 
ſprungen, find (nad $. 54. a. a. D.) als zur Kompenfation geeignete @egenlei- 
flungen in den Wällen aufzuftellen, wo ber zu deren Hebung berechtigte Pfüchtige 
id det ihm gefeglich zuftehenden Rechts, dem Forſtfiskus bie Mente zu Fündigen, 

egeben hat. 

$. 7. In den Bällen bes 6. 65. der Ablöf. D. haben die K. Meg. ihre Bers 
fahren auf Ummanblung der Reallaften und @egenleiftungen in feſte ®eldrente zu 
beſchraͤnken, die fi Hierbei für den Domainenfisfus ergebende Veberfchußrente aber 
fostgueeheben, bis der Pflihtige diefelbe, wozu moͤglichſt anzuregen ift, durch Baar; 
zahlung des 2Ofachen Betrages in Kapital ablöit. Die Ablöfung folher Renten 
durch Amortifation it nicht zu beantragen. 

$. 8. In den Fällen der $$. 53., 54., 55. und 66. der Ablöf. DO. iſt ledig⸗ 
lich nach den, wegen ber dort gedachten Menten und Zinfen beſtehenden Berteägen 
und Jupdikaten, jedoch unter Berüdfichtigung der in den 88. 91., 92. und 93. a. 
a. DO. enthaltenen Borfhriften zu verfahren und auch Hier eine Ablöfung durch 
Amortifation mit Beziehung auf den $. 56. ibidem nicht zu beantragen. 

$. 9. Bei allen übrigen, außer den nad den 88. 53., 54., 55., 65. und 66, 
ber Ablöf. D. davon ausgenommenen Ablöfungs: und fonftigen fhon beftehenden 
feften Geldrenten, desgl. bei den in 88. 84. und 85. a.a O. gedachten Megulis 
sungsrenten, — ch. 88. 6, 7. und 64. des Rentenbank⸗Geſ. — haben bie K. Reg., 
wenn der Pflihtige die nach Abzug des Werths ber Begenleiftungen für ben Wis: 
kus ermittelte Weberfchuß-Iahresrente ($. 64. der Ablöf. DO.) nicht durch Baarzah⸗ 
lung des 18fachen Betrages in Kapital reluiren will, deren Ablöfung durch Amor: 
tifation einzuleiten und gegen biefenigen, welche biefe Art ber Ablöfung oder die 
Abgabe der dazu erforberlihen Erklärungen verweigern, bei der orbentlihen Aus: 
einanderfeßungs =» Behörde auf Feſtſetzung der Amortifation von Amtswegen (nad 
8. 9. des Ge. über die Einrichtung der Mentenbanfen ) zu provozixen, in fo fern 
nicht etwa vergleichsweiſe, wozu bann aber vorab die Benehmigung des Finanz: 
min. einzuholen if, ber Domainenfisfus auf andere gefeplich zuläffige Weife ($. 91. 
und $. 98. der Ablöf. DO.) abgefunden wird. 

$. 10. Außerdem können bie K. Reg. in Fällen, wo foldhes zur Erhaltung 
der Pflihtigen im Nahrungsftande nothwendig if, vergleihsweiie bie Amorti: 
fation von Abgaben » Rüdftänden geftatten, welche ben doppelten Betrag der nad) 
dem vorſtehenden $. 9. durch Amortifation zu reluirenden, jührlichen Rente nicht 
überfleigen. In ſolchem Kalle muß der Pflichtige neben ben legteren eine befonbere 
jährlihe Rewte übernehmen, welde in dem 20ſten Theile der Summe der durch 
Amortifatlon abzulöienden Rückſtaͤnde befteht. ($. 10. des Rentenbanfs Gef. und 
8. 99. der Abloͤſ. O.) 

$. 11. In den Füllen, wo hiernach die Ablöfung durch Amoetifation über: 
haupt zuläffig if, wird bem Pflichtigen an ber im $. 9. gedachten Ueberſchuß⸗Jah⸗ 
resrente von bem Tage an, wo bie Amortifationes Periode beginnt — 
(ef. den unten folgenden $. 17.) — „1 erlaflen, die übrigen „', hat er zur Staats: 
kaſſe fortzuzahlen. 

Er faun jedoch auch auf jenen Erlaß verzichten und bie volle Jahreorente 
fortentrichten, wodurch die Amortiſations⸗Periode abgekürzt wird. 

Meber die ihm hiernach zuftehende Wahl muß er fig indeſſen beftimmt erflären 
und biefe Erklärung ift unwiderruflich. 

Die dem —538 zuſtehende Befugniß, durch Entrichtung der vollen, im 
vorſtehenden $. 9. gebachten Jahresrente bie Amortiſations⸗Periode abzukürzen, 
faͤllt jedoch weg, wenn nach dem vorſtehenden F. 10. Rückſtände zur Amortiſalion 
übernommen werben. In dieſen Falle hat der Pflichtige neun Zehntheile der im 
8. 9. gedachten Jahresrente und daneben Die volle Amortiſationorente ber Rüd: 


736 Von dem Negultsungen, Ablöfüngen u. Gemeinheits-Thellungen. 


ftände, beftehend im 2Often Theile der Summe der zu amortifirenden Kückſtände, 

fortzuentrichten. ($. 10. des Rentenbant:Gef.) Die Gründe zu diefer geſetzlichen 

Anordnung find in den flenogr. Ber. über bie Verhandlungen ber L K. wegen des 

Rentenbant:@ef. pag. 2729. entwidelt. 

$. 12. Die Amortifation tritt aber nur dann und infoweit ein, als der ab⸗ 
ulöfende Jahresbeitrag oder der, davon nad Abzug eines Zehntheils, wenn ber 
flichtige deſſen Erlaß behufs der Amortifation gewählt hat, verbleibende Reh 
einen vollen Silbergroſchen ober mehr beträgt, fo daß Jahresrenten, welche 
weniger, als 1 Sgr. überhaupt nur betragen, fo wie, wenn höhere Mentenbeträge 

auf Hennige auslaufen, diefe von dem Pflichtigen und zwar in allen Fällen d 

Baarzahlung des 18fachen Betrages abzulöfen find ($. 11. des Rentenbank⸗Geſ.), 

im Beigerungsfalle ift bei der ordentlichen Auseinanderfeßungsbehörbe die Berurs 

theilung beflelben hierzu zu beantragen. 

. 13. Die Amortifation fann in allen Fällen erſt beginnen, wenn zupor 
deshalb ein förmliger Rezep zwifchen dem Verpflichteten und dem Wisfus erridhtet 
und beftätigt if. Dies gilt nicht blos dann, wenn zuvorderſt die bisherigen Ab: 
gaben eines Zenfiten in fefte Geldrente umzuwandeln find, wo alsbann die Rens 
tenummwanbfung und Amortifationsfelung in einem Rezeß zufammengefaßt wird, 
fondern auch in den Fällen, wo ſchon jeht auf einem Srundtüde nur fee Geld⸗ 
renten an ben Fiskus ruhen. ($$. 12—17. des Rentenbanfgef.) 

Der Rezeß muß jedenfalls enthalten: 

1) eine kurze Angabe bes bisherigen Verhältnifies, welches zur Aufhebung ges 
fommen, reſp. der bisherigen Leiftungen und @egenleiftungen, welche Gegens 
fand der Ablöfung find, wenigftens im Allgemeinen; 

2) die Feſtſtellung oder do Anerkennung ber im Wege ber Amortifation abs 
zulöfenden Jaͤhrlichkeit. — $$. 60—64. und 8A—85. der Ablöfungsorbnung 
— und, falls auf dieſem Wege Rüdftände mit abgelöft werben follen, das 
gegenwärtige Anerkenntnig der an Stelle der Rüdflände tretenden Amortis 
fationsrente. Ob Kückſtaͤnde zur Amortifation kommen ober nicht, if alles 
mal ausdrücklich zu erwähnen. 

3) die Erklärung des Pflichtigen, daß er nicht durch Baarzahlung ablöfen wolle; 

4) die fisfalifher Seits zu acceptirende beflimmte Erklärung bes Pilihtigen 
darüber, ob er nur „9, oder bie volle Rente fortenirichten und ob er Biers 
nach bie längere oder Fürgere Amortifatione-Beriobe wählen will; ($$. 11. 
und 19. diefes Regl.); 

5) die Ausfcheidung der, nit ber Amortifation unterliegenden Bfennigbeiräge 
($. 12. diefes Regl.) und bie Beſtimmung bes Zeitpunfts, an welchem ber 
ng für die überfchießenden Pfennige zur Staatöfafle gezahlt wers 
den muß; 

6) die Feſtſtellung des Zeitpyunfts, mit welchem die bisherigen Leiltungen aufs - 
hören und beziehungsweife zum leßtenmale zu entrichten find, fowie bes 
Anfangstermins der Amorkifations » Beriode und ber Termine, an welchen 
hiernach die AmortifationssMente zum erfienmale und ferner zu zahlen if, 

— den weiter unten folgenden $$. 17. und 18. dieſes Regl); 

T) die Bezeichnung ber Kaffe, an welche bie gewöhnlichen Rentenzah⸗ 
lungen, nnd berfenigen Kaffe, an welde etwaige Kapitalzahlungen 
im Laufe der AmortifationssPeriode zu leiften find, nad) den unten 
folgenden $$. 18. und 23. dieſes Reglements. 

8) bie beiderfeitigen Konfenfe zu ben, in Folge ber Mentifigirung ber bisherigen 
Abgaben und der Ginleitung der Amortifation nad dem folgenden $. 14. 
a vorzunehmenden Bintragungen und Löfchungen im Hypothe⸗ 
enbuche; 

9) das Anerkenntniß beider Theile, dag zwifchen ihnen keinerlei Verpflichtungen, 
Leiftungen und Begenleiftungen mehr beftehen, auf welche bie Provokation 
nad $. 95. ber Ablöfungsorbnung gerichtet werben muß. Bleiben zwifchen 
denfelben Grundſtücken, auf welde ſich der Rezeß bezieht, Verpflichtungen 
fortbeftehen, auf welche ſich bie Brovofation nicht nothwendig zu erflreden 
braucht (3. B. das nicht der Zwangsablöfung unterliegende Vorkauférecht), 
oder welche nicht durch Amortifation abgelöft werden tollen (cf. bie vorſte⸗ 
henden 88. 7. und 8, biefes Regl.), fo iſt das Fortbeſtehen dieſer Berpflich- 
tungen auedrücklich auszuſprechen. 
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: I. jebem Balle find übrigens bie Rezeſſe von ben Pflichtigen gerichtlich 
ober notariell zu vollziehen und von ber Königlichen Regierung zu beftätigen, 
infofern ſie im Vergleiheverfahren ohne alle Dazwifchentunft ber ordentlichen Auss 
einanderfeßgungs>Behörde zu Stande kommen; ch. $. 39. der B. v. 30. Juni 1634. 
Die nur für die Gen.sKommiffivnen und landwirthſchaftl. Meg. Abt. ‚gegebenen, 
erleichternden Bellimmungen bes $. 108. der Ablöf. D. finden auf das vergleiche 
weite Regulirunge-Berfabren der RK. Meg. ale Finanzs Behörden feine Anwendung. 
$. 14. Die behufs der Amortifation feſtgeſtellten Renten an ben Domainen« 
Fiskus genießen (nah den $$ 64., 18.,20. u. 58. Nr. 10. des Gef.über die Mens 
tenbanfen), bei ber Konkurrenz mit anderen Berpflihtungen des belaſteten Grund» 
ſtücks, daſſelbe Vorzugsrecht, welches die Gefepe ben Staatsſteuern beilegm. Sie 
bedürfen Feiner Gintragung in das Hypothekenbuch des verpflichteten Grundflüds, 
jeuog für die Dauer der AmortifationssBeriode dem Domainen⸗Fiokus ver⸗ 
aftet bleibt. — 
Diejenigen eingetragenen Reallaften, an deren Stelle dieſe ſich amortifiren⸗ 
ben Menten getreten find, werden im Hypothekenbuche koſtenfrei gelöfchtz; dagegen 
wird, in biefem Falle, rubrica IL. im Hypothefenbuche vermerkt, daß das Grund⸗ 
ſtũck wegen buch Amortifation abzulöfender Renten, nad näherem Ausweis des 
in Bezug zu nehmenden RegulicungesRezefies, dem Domainen-Fiskus verhafs 
tet ſei. Im Regulirunge = Rezefle iſt baber, wie bemerft, — in dieſe Lo⸗ 
ſchungen und Eintragungen auédrücklich zu willigen. Die Bewirkung dieſer Opes 
rationen im Hypothekenbuche wird nach erfolgter Rezeß-Beflätigung von ber König: 
Regierung, in den Füllen aber, wo die orbentlihe Auseinanderjegungs » Behörde 
ben Rezeß beſtaͤtigt hat, von dieſer bei dem Hypothelenrichter beantragt. 
Sind die Reallaſten, an deren Stelle die Amortiſationsrente tritt, im Hypo⸗ 
thelenbuche nicht eingetragen, fo betarf. es im letzten der vorſtehenden Vermerke nicht. 
- Sollen eingetragene Realabgaben nur zum Theil durch Amortifation abgeloͤſt 
werben, fo wirb nur ber hiernach zu reluirende Betrag im Hypothekenbuche, vor⸗ 
ftehbenden Beſtimmungen gemäß, gelöfht. Der dur baare Kapitalzahlungen abzus 
löfende Theil folder Abgaben und Leitungen kann nur auf Grund ber von ber 
Hauptverwaltung ber Staatsſchulden Iegalifieten Quittung der Staatsſchulden⸗Til⸗ 
aungsfaffe über das Ablöfıngsfapital und des Mezefles, reſp. der darüber auszus 
fertigenden einfeitigen Ablöferlirfunbe, im Hypothekenbuche gelöfcht werden. - - 
. 8 15. Gebäude, auf welchen dergleichen zu amortifirende Renten für hen 
Domninen-Fiskus haften, müfen auf Verlangen der K. Meg. bei einer von. ihnen 
u .befimmenden und zu dieſem Behufe öffentlid) namhaft zu machenden Feuerver⸗ 
cxungs⸗Geſellſchaft bis zu,dem nad deu Brundfägen dieſer Geſellſchaft quläffe 
en Werthe von dem Berpflichteten verfichert werben, welcher hierzu non der Königl 
* durch adminiſtrative Erekution angehalten werben kann. (8. 19. des 
entenbank⸗Geſ.) 
.:$16. Bei Zerſtückelung von Grundſtücken, auf welchen ſolche amortiſirende 
Menten für den Domairenſislus haften, finden auf dieſe Menten die geſetzlichen Vor⸗ 
fhriften über Staatsfleuern ebenfalls Anwendung. Auf Verlangen ber K. Reg. 
muß jedod der Verpflichtete in ſolchem Falle Mentenbeträge, welche nad) ber Ders 
theilung der Rente weniger als 5 Sgr. beizagen, nad näherer Beſtinmung bes 
unten folgenden $. 20, diefes Reg. fofort. dur Kapitahjahlung ablöfen. .. 
s 8.17. Die Amortifation einer Domainentente kann (nah $. 16. des Rens 
tenbank⸗Geſ.) nur mit dem 1. April oder 1. Dft. ihren Anfang. nehmen. : 
r Darauf aber, F fe hiernach anfange, hat ſowohl ber Pflichtige als ber 
Fiokus einen Rechtsanſpruch, fobald die je amortifircende Jahresrente für beide 
Theile nad) den $$. 60. bis 64. und 84. bis 85. der Ablöf. O. rechtsverbindlich 
fegefteflt iR (5. 8. des Rentenbank⸗Geſ.). Sollte diefe Feſtſtellung in mit einer 
Gemeinde ($. 95. der .Ablöf. O.) fchwebenden Ablöfungsfachen bei einigen Zenftk 
ten früher, bei andern .fpäter erfolgen, fo. hat die Amortifation hei jenen doch for 
leih mit dem auf die Feſtſtellung ihrer Rente folgenden 1. April ober 4. Oft, zu 
Keime, und muß daher mit ihnen, um ſolches nach. Maaßgabe des $. 13. dieſes 
egl. formell ausführbar zu machen, fogleih und vorweg ein beſonderer Rezeß 
aufgenomnten und heflätigt werben, ‚ohne die Beendigung der Regulirung mit den 
übsigen Intereſſenten abzuwarten... &6 werden daher bie K. eg. eifrigſt barauf 
Wnzuwirten. haben, dag nicht einzelne Benflien zurückbleiben, fonbern die Abgaben - 
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aller fo viel ale möglich gleichzeitig regulirt, und folchergeftalt für bie einzelnen 
Gemeinden biefelben Amortifationsperioden erlangt werben. 

Für die Zeit bis zu dem Anfang der Amortifationsperiobe, — 3.3. 
in dem alle, wenn bie Ueberſchußrente ultimo Dezember feſtgeſtellt iR, für bas 
Bierteljahr vom 1. San. bis ultimo Mär; — hat der Pflichtige die Rente unter 
allen Umftänden voll zu entrihten und für diefe Zeit auf den Erlaß von „% 
Heinen Anſpruch; Iebterer beginnt exit mit den Tage, wo bie Amortifationsperiobe 
anfängt, alfo in dem gedachten Kalle mit dem 1. April ($. 17. des Rentenbank⸗ 
Gef.). Zur Vermeidung doppelter Berechnungen werden bie K. Reg. ben Ausfühs 
zungstermin ber Ablöfungen und Dtegufieung bergeftalt zu vereinbaren haben, daß 
die Leitungen, an deren Stelle die Rente tritt, zum lebtenmale ultimo März ober 
Sept. gewährt werben, damit die Rente fogleih ale Amortifationsrente in’s Leben 
trete und deren Amortifation, beziehungsweife der Zehntelerlaß, fogleich mit dem 
41. April oder 1. Oft. beginne. . 

- 8. 18. Die duch Amortifation abzuldfenden Domainenrenten werben in mos 
natlihen Ratm postnumerando, aljo zum erfienmale am 1. des, auf den 
im vorſtehenden $. 17. gedachten Anfangstermin folgenden Monats, und zwar zus 
nächſt zu berfelben Spezialkaffe, welche bisher die grundherrlichen Abgaben ber bes 
rerhtigten Domainen erhoben hat, Tünftig aber an die, diefer Speziallaffe zu fubs 
ſtituirende Steuerkaffe und alsdann zugleich mit den Staatsfteuern abgeführt ($. 21. 
des Mentenbant-&el.). Sollten die abzulöfenden Abgaben bisher in andern Ter⸗ 
minen ober praenumerando entrichtet fein, fo muß dies vorftehender Beftimmung 
gemäß durch den Rezeß ($. 13.) geändert werben. Die nicht zur rechten Zeit eins 
gehenden Beträge werden glei den Staatsfleuern durch fislalifhe Grefution Beis 
getrieben ($. 42. der V. v. 26. Dec. 1808), Sobald bie diesfällige anifation 
ber Kreis s Steuerämter vollendet fein wirb, bleibt es vorbehalten, denſelben auf 
Grund ber hiernähft zu Stande kommenden Regulirungsrezefle die dadurch feflges 
ftellten Amortifationsrenten fofort und vom Anfang der Amortifationspes 
riode ab zu überweifen. 

— 8. 19. Der Verpflichtete wird, wenn er fih für den Erlaß eines Zehntheils 
feiner Sahresrente erklärt hat, durch eine 56,% Jahre ober 673 Monate hindurch 
fortgefeßte Zahlung von der Rente, und, wenn er fi für Fortentrichtung der 
polen Rente erklärt bat, durch deren 41 1% Jahre ober 493 Monate lang fortges 
fegte Zahlung von ber ferneren Entrichtung der Rente vollftänbig befreit (8. 22. 
des Rentenbank⸗Geſ.). Die zur Tilgung von Rüdftänden übernommenen befondes 
ven Zahresrenten erlöfchen durch eine, Al, Jahre oder 493 Monate hindurch fort 
gelchte Entrichtung ihres vollen Betrages. In den Fällen, ko ſolche Rüdkäude 
beruonmen werben, ift daher die Amortifationsperiobe eine boppelte: 

a) die eigentliche Jahresrente der zu amortifirenden Abgabe, befichend in ,% 

berfelden, erliſcht buch Fortentrihtung nah 56,4% Jahren; 
“ b) die zur Tilgung der Rüdftände übernommene, befondere Hente, weldhe voll 
und ohne Abzug von „15 fortemtrichtet wird, erliſcht durch Fort 
binnen 41,1% Jahren. 
(cf. den Schluß des $. 22. des Rentenbank⸗Geſ. und die ſtenogr. Ber. über bie 
Berbandlungen der I. K. wegen biefes Gef., pag. 2729. und 2730.) 

$. 20. Dem Verpflichteten ſteht indeſſen frei, auch ſchon während bex im 
vorſtehenden $. 19. angegebenen Beitraume bie Rente durch baare Kapitalzahlung 
ganz oder theilweife abzulöfen. 

Belhe Summen in ben verfiebenen Jahren ber beiden Amortifationeperioben 
je Ablöfung ber verſchiedenen Reutenbetraͤge erforberlich find, ergiebt ſich aus ben, 

em Rentenbank:@efepe sub A. und B. beigefügten Tabellen. 

Kapitalzahlungen find jedoch ſtets mir erſt dann zuläffg, wenn der Verpflich⸗ 
tete zuvor bie bereits fälligen Rentenzahlungen geleiftet Hat. Gingehende Kapitals 
—2 muſſen daher zunaͤchſt auf bie noch ruͤckſtääͤndigen Kentenzahlungen ver⸗ 
rechnet werden. 

Rentenbetraͤge, bie nicht in Silbergroſchen ſich abrunden, koͤnnen nicht ber 
Kapitalzahlung abgelöft werben. geoſchen ſich “ * 

- Rentenbeträge unter fünf Silbergroſchen koͤnnen nur dann durch — 
lung abgeloͤſt werben, wenn bie auf einem Grundſtücke haftende Rente weniger 
fünf Sübergrofchen beträgt. Es muß jedoch in einem —2* Falle die Nente mit 
einem Male vollſtaͤndig abgelöft werben ($. 23. des Rentenhanls@ef.). 
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82. Del. Rapitelgahlungen ($. 20.) müflen nad — ſeche⸗ 
monatlicher Kündigung am 31. März oder am 30. Sept. geleiſtet werden. 
"Der verminderte Rentenbetrag wird zum erfienmale an demjenigen Reniens 
gahlung6-Zecmin entrichtet, welcher auf bie zur gehörigen Zeit erfolgte Kapitalzah⸗ 
ung zunaͤchſt folgt ($. 24. des Rentenbank⸗Geſ.). 

$. 22. WII ein Berpflichteter ohne vorherige Kündigung Kapitalzahlung Tels 
Ren, fo fteht ihm diefes zwar frei, allein es Tann eine foldde Zahlung nur fo ans 
efehen werden, als wenn fie ſechs Donate nah dem auf die Zahlung zunächſt 
lgenden 31. März oder 30. OH. erfolgt wäre. Wird eine Rapitalzahlung ohne 
vorhergegangene Kündigung am 31. März oder 30. September geleiflet, 10 hat fie 
bie Wilugg als wenn fie an dem auf bie Zahlung zunaͤchſt folgenden 30. Sept. 
oder 31. März geleiftet worden wäre ($. 25. des Rentenbank⸗Geſ.). 

F. 23. Kündigungen (nad) dem vorfiehenden $. 21.) können nur an biefenige 
K. Reg,, unter weldher bie, die Renten erhebenden Behörben flehen, gerichtet wers 
ben; jedoch find die letzteren verpflichtet, bergl. Kündigungen nad ihnen mitzuthei⸗ 
Ienden Bormularen von den PBflichtigen zu —** zu nehmen und dieſe Proto⸗ 
kolle der betr. K. Reg. einzureichen. 

inzhmgen (nach 88. 20., 21., 22, 12. und 16.) können in der Regel 
nur an die RegierungssHauptlafle und gegen deren Quittung erfolgen. Die Spe⸗ 
getaften, und beziehungsweife Steuerkaffen ($. 18. diefes Regl.) dürfen fi mit 
nnahme folher Ablöfungs » Kapitalien nur befaflen, wenn fie von ber R. Reg. 
in einzelnen Faͤllen beſonders und ausbrüdlih dazu autorifiet werben, und fie * 
fen alsdann bie erhobenen Kapitalien ſofort zur Reg. Hauptlaſſe abführen. 

$. 24. Bon ben zu ben Speziallkaſſen xc. ze. ($. 18.) eingezahlten Renten 


werben 

a) bdiefenigen, welde zur Tilgung von Rückſtänden übernommen find, 
in gewöhnlicher Art bei den Refteinnahmen der Domainen = Berwaltung, 
nämlih als rüdftändige Mevenüen, während ber ganzen Dauer der Amor; 
tiſationsperiode mit * vollen Betrage verrechnet. Dieſe Menten 
find, wenn fie 41,4% Jahre prompt fortentrichtet find, ohne weitere Proze⸗ 
dur für erlofchen zu erachten. Die R. Reg. ertheilen alddann ohne Koms 
munilaton mit der StaatefhuldensTilgungskfaffe, wegen Lbs 
fung folder Renten im Hypothekenbuche den etwa verlangten Konſens. 

b) Bon den übrigen Menten wird jährlich ein beflimmter Betrag zur Amortiſa⸗ 

ton verwendet und zur StaatsfchuldensTilgungsfafle abgeführt, nämlich von 
demjenigen Renten, welche nur „% ber vollen Rente bilden, jährlid ein 
yalbee, von der vollen Mente aber ein Janzes Prozent. Durch biefe 

eträge wirb die Staatsfchulden-Tilgungskaffe in den Stand gefeht, bei den, 
nur & 25 forterhobenen Renten nah 56,5% Jahren bei den voll entridteten 
nad 41,% Jahren über das Kapital zu quittiren, durch welches die Rente 
abgelöft wird und erlifcht ($. 38. des Rentenbank⸗Geſ.). 

Birgn wirb aber vorausgefegt, daß die Mentenbeträge in jebem Jahre, 
während der ganzen Amortifationsperiode richtig und prompt ($. 18. dieſes Regl.) 
eingezahlt werden. Sollte in einem ober dem andern ber monatliden Zahlungs⸗ 
Termine ($. 18.) ber fällige Betrag nicht eingehen, vielmehr völlig ausbleis 
ben, fo wird die Amortifationsperiode um eben fo viel Monate verlängert, 
als Zahlungen ausgeblieben find, und es folgt daraus angleid, dag —*2 
Seits auf Renten, deren Amortiſation eingeleitet iſt, eigentliche Erlaſſe oder Remiſ⸗ 
fionen fernerhin nicht, fondern äußerfien Falls nur Stundungen gegen entſprechende 
Berlängerung der Amortifationsperiode, aber auch ſolche Stundungen nur mit der 
Maaßgabe flattfinden können, ba bei einem Konkurſe oder einer Subhaſtation bes 
pflichtigen Grundſtucks die geftundeten Mefte nicht gänzlich ansfallen können. 

$. 25. Die bei Einleitung der Amortifation oder im Laufe der Amortiſations⸗ 
Beriode erfolgenden Kapital-Binzahlungen ($$. 12., 16., 20., 21., 22. dieſes Regl) 
werben von den Reg. Hauptlafien ($. 23. ibidem) durch bie Domatnen s Beräu 
zung6gelber-Rachweifung an die Staatsſchulden⸗Tilgungskaſſe abgeführt, welche ü 
jeden biernach eingezahlten Betrag eine von ber Hauptverwaltung der Gtantefchuls 
den legaliſirte Q ttung ertheilt. Nur dann, wenn die Kapital » Einzahlung auf 
ſolche Renten geleiftet iR, die zur Tilgung von Rüdkänden übernommen 
ind (cf. den vorfichenden $. 24. sub a.), wird ber eingezahlte Betrag nicht zur 
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—— ⸗ Aiaungela ſe abgeführt, ſondern von der bie Renten erhebenden 
Spezialfgffe unter den Refteinnahmen verrechnet. i 
., Im allen Ballen, wo durch das eingezahlte Kapital nicht Die ganze Rente 
abgelöft if, muß in der Quittung zugleih ausgebrüdt werben, wie viel bie vers 
minderte Rente noch beträgt, und an welchen Terminen biejelbe zum erfienmale zu 
entrichten if. Nur durch eine folde Quittung wird ber Pflichtige bleibend ents 
laſtet ($. 27. des Rentenbank⸗Geſ.). Sollte der vorfichende Vermerk nach dem 
Geſchaͤftsgange der Staatsſchalden⸗Tilgungskaſſe in deren Onittungen nicht mit aufs 
genommen werben können, fo hat bie K. Reg., bei welcher die Kapital⸗Cinzahlung 
erfolgt if, unter jenen Quittungen das hiernach Erforberliche in bemweifender Form 
vermerken zu laſſen. 

F. 26. In fo weit die Renten nit nad $. 25. ſchon früher durch baare 
Kapital⸗ßahlung gelilgt find, ftelt nah dem Ablaufe der Amortifationss 
Pexiode ($. 19.) die Staatsfchulden » Tilgungsfafle (nad $. 24. sub b. dieſes 
Real.) über das Ablöfungs s Kapital dafür eine Quittung aus, weldhe von der 
Sayptverwaltung ber Staatsfhulden beglaubigte und auf Grund deren bie bier 
nächſt der (nach $. 14. ib.) wegen ber eingetragenen Reallaften in das Hypothe⸗ 
rd L intabulirende Verhaftungs⸗sVermerk bei Dem betreffenden Grundſtück ger 
oͤſcht wird. 
>: 8. 27. Ueber die Buchführung wegen der zur Amortifation geflellten Do⸗ 
mainenstgnten werden befondere Verfügungen ergehen. 


Berlin, den 1. Aug. 1850. 
Der Finangminifier. v, Nabe, 
. Min Bl. d. i, V. 1850, ©. 302. Nr. 399,) 


2) 6. R. des K. Bin. Min. (Thoma) v. 23. Aug. 1850 an ſammtl. 
K. Reg., ausfchlieflich derjenigen zu Aachen und Trier, betr. das Derfah- 
sen wegen rüfftändiger Domanial- Abgaben. | 
r. Aus Beranlaffung verfchiebener Spezial:Anfragen werben bie K. Reg. darauf 
aufmertfam gemacht, daß eine gänzliche Niederfhlagung von Domanial- 
Ahanben + Rüdftänden zur Erhaltung ber pflichtigen bäuerliden 
Wirthe im praftationsfähigen Zuſtande fortan nicht mehr flattfinden Tann. 
— Bon ber Beit ab, wo Domninen s Abgaben vegeßmäßig zur Amortifation 
eſtellt find, ift ſolches fon in dem Regl. wegen Ablöfung und Amortifation. ber 
Dewantals Abgaben v. 1. Aug. c. $. 24. ausbrüdlich vgrgefchrieben. Aber audh 
für Rürfände aus der Zeit vor dem Beginn ber Amortifation find ſolche Niebers 
ſchlagungen ohne Weiteres in fofern nicht mehr zu rechtfertigen, als es nach $. 10. 
des gebachten Regl. nachgelaffen if, Abgaben-Rüdftände, in den Faͤllen, wo es zur 
Grhaltung der Pllitigen im Nahrungszuftande nothwendig iſt, nach naͤherer Des 
ſtimmung des 8. 10. des Rentenbant: Gef. im DVergleichewege durch Amortifation 
abzulöfen. In den Faͤllen, my bisher pro conservatione gänzlich niederge⸗ 
ſchlagen if, fönnen daher forten Rückſtäͤnde von Domanlal-Abgaben nur ge= 
Punbet und auch biefe Stundung kann nur in bem Walle bewilligt werben, wenn 
bie Präfantiarien fi) rechtsverbindlich anheiſchig machen, bie zu Hunbenden Rück⸗ 
ſtaͤnde, ſoweit es nach den 88. 10., 11., 12., 19. des gedachten Regl. zulaͤſſig iſt, 
ch Amortiſation zu tilgen. Die Stundung dauert dann bis zur rezeßmaͤßigen 
gulirung mit dem betreffenden Benfiten — F. 13. des Regl. — und lann event, 
bei Gelegenheit dieſer Regulirung dahin näher beſtimmt werden, daß aledann 
derjenige, vollig inexigible Theil der Müdflände, welcher ben boppelten Betrag ber 
Haupt-Amortifationsrente des Pflichligen überfleigt und mithin zur Tilgung durch 
Amortifation nicht geeignet it, befinitin erlaſſen und niedergeſchlagen wird. — 
Hiernach hat die K. Reg. ſchon wegen aller bereits entflandenen Rüdfänbe. 
an Domanial-Abgaben jeder Art, gleichviel, ob ſolche zu ben in beftimmten Zeiten 
wieberfehrenden Leiſtungen ober nur zu ben bei gewillen Gelegenheiten zu entrich« 
tenden Bräßationen gem. und. ohne Unterſchied des Alters ber Rüdflände in 
den Bälle, wo die Nückſtände von ben Pflichtigen nicht ohne völligen Ruin beflels. 
ben Sofort heigeirieben werden Fönnen, zu verfahren und darnach Die geeigneten 
Anträge bei dem Finanzmin. zu machen. Bon Zenſiten, welde ih zur Abloͤſung 
N ——— Amorkifation nicht yerftchen wollen, find dieſelben druch Ext⸗ 
on einzuziehen. >. . 
(Min, Bl. d, 4 B. 1850, ©, 308, Nr, 400.) 
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9 EM. des K. Fin. Min. (v. Bodelſchwingh) v. 30. Sunt 1852 
an fämmtl. 8. Reg., mit Ausnahme von Merfeburg, Aachen und Trier, 
wegen Einführung von Qulttungsbüchern über gezahlte Domainen⸗Amorti⸗ 
ſations⸗Renten. 


Auf Anordnung der Central⸗Kommiffion für die Ang. ber Rentenbanken find 
befondere Quittungsbücher für die Rentepflihtigen eingeführt worden, welche den⸗ 
felben gegen Erftattung ber Anfhaffungsfoften verabfolgt werden und in welden 
die weſentlichen Beſtimmungen über die Zahlung der Menten, Amortifatton derfels 
ben ımd deren Ablöfung dur Kapital-Zahlung u. f. w. abgebrudt find. Ge if 
für zwedmäßig erachtet worben, eine ähnliche Einrihtung auch in Betreff der Do: 
mainensAmortifationssftenten einzuführen. Demzufolge erhält die K. Reg. Hierbei 
(Anl. a.) ein Schema zu einem ſolchen Quittungsbude, um danach das weiter 
Erforderliche in der Sache zu veranlaffen. 

Zunaͤchſt ift der Abdeud ber, für ben ben borfigen Reg.⸗Bezirk als erfler Bes 

barf anzunehmenden Anzahl von Erempl. nad dem Schema und das Einbinden 
ber einzelnen Bücher zu beforgen. Bei der besfallfigen Berbingung hat die 8. 
Reg. forgfältig darauf re zu nehmen, daß biefe Bücher nicht nur neindeftene 
fo dauerhaft und gut, wie fie in den Angelegenheiten der Rentenbanken in Ge; 
braud find, fondern auch zu einem möglichft billigen Preife geliefert werben, bamit 
fie höchftens zu dem Sape, wie fie in jenen Angelegenheiten verkauft werben, auch 
ben Domainen-Rentepflihtigen verabfolgt werben Fönnen. 
"Rad einer vorliegenden Nachricht iR in dem Direftionss Bezirke einer Renten: 
bank der Preis für ein ſolches Duittungebuh auf 2 Sgr. 6 Pf. beftimmt, und 
biefer Preis it vorläufig au in das Schema und zwar bei den Beflimmungen 
unter B. zu 8. aufgenommen worden. 

Die Anfhaffungstoften diefer Quittungsbücher find einftweilen bei der Regie: 
rungs⸗Hauptkaſſe als Borfhuß zu buchen und ift die Abwickelung diefes Vorſchuf⸗ 
ſes dur Einziehung ber, durch den, von ben Kreisfaffen zu beforgenden Verkauf 
der Quittungebücher einkommenden, Beträge fo raſch als thunlich zu bewirken. 

Der K. Reg. wird empfohlen, ihre befonberes Augenmerf darauf‘ zu richten, 
daß das Geſchaͤft der Abwidelung des Vorſchuſſes mit ber erforberlidhen Orbnung 
betrieben werde. Anl 

8. 


Shema " 

u einem Quittungsbuch über Domainen-Amortifafions: Renten. (In Octav⸗Form.) 
itelblatt: Kreis 

Seite 1: Gemeinde 

Duittunge Buch 


über bie - ' 
gezahlten, durch den Oris⸗Erheber an die Kreislaffe (oder Steuer⸗Empfangekaſſe) 
zu und durch diefe an bie Reg.⸗Haupkaſſe zu 
abzuliefeernden Domainen⸗Amortiſations⸗Renten. 
Artikel (oder Nummer) im RentensKatafler, Nummer in ber Heberolle. 


für ben 


Seite 2 1c.: Beſtimmungen 

zur Beachtung des Inhabers dieſes Quittungs⸗Buchs. 
A. Auszug aus dem Regl. wegen Abloͤſung und Amortiſation der dem Domainen⸗ 
Fiskus als Berechtigten zuſtehenden Reallaten, welches auf Grund bes g. 64. bes 
Geſetzes über die Errichtung von Rentenbanfen v. 2. März 1850 von dem Yinanzs 

- Minifter unterm 1. Aug. 1850 erlafien worden ift. 
(Hier folgen die $8. 15., 16., 18., 19., 20., 21., 22., 23., 25. bes im Min. DI. 

von 1850. S. 303 ff. abgebrudten Regl.) 
B. Nähere Beftimmungen. . 

1) Auf bie zur Tilgung von früheren Abgaben : Rüdfländen übernommenen 
Renten finden die obigen Vorſchriften des Reglemente ebenfall® Anwendung; jedoch 
werden bie zur Ablöfung folder Renten eingezahlten Kapitalien nicht an bie 
Stantefäulben-Tilgungelaffe abgeführt ($. 25. des Regl.); es ift daher nur von 
ber Reg.⸗Haupt⸗Kaſſe Quittung darüber zu ertheilten und leßtere von ber K. Reg. 
zu befcheinigen. 
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2) Der für jeden Monat fällig werbenbe Betrag der Rente iR bis zum Ab⸗ 
lauf deſſelben an den Orts⸗Erheber zu entrichten. er die Zahlung bis einfchließs 
lich den Iten des nähften Monats nicht leiftet, wirb als Meftant behandelt. Die 
verbliebenen Reſte werben in gleicher Weife, wie die Grundfteuer des Ortes, eres 
£utivifch beigetrieben. Der Grefutor erhält von dem Reftanten dieſelben Gebühren, 
welche ihm als Steuer s Exefutor zuſtehen; dieſe Gebühren find jedoch nebſt ben 
MRenien⸗Reſten an den Orts⸗Erheber zu zahlen, da ber Erekutor nicht berechtigt iſt, 
Gelder irgend einer Art felbft in Empfang zu nehmen. 

3) Die Vorauszahlung von Renten ent einen oder auf mehrere Monate ſtehi 
bem Pfidtigen frei; nur über den Monat December binaus darf der Orts; Erheber 
Borauszahlungen nit annehmen. 

4) In den Fällen, wo eine Spezialfafle von der K. Reg. zur Gmpfanguahme 
eines Abloͤſ.⸗Kapitals autorifirt wird, müflen die Ablöfenden von der erlaffenen des⸗ 
fallſigen Berfügung auedrücklich benachrichtigt werben, weil ohne eine foldhe vors 

ängige Autorifation zur Annahme, die Sinzahlung an bie Speziallaffe, dem Fis⸗ 
us gegenüber, gültiger Weiſe nicht gefchehen barf. 

5) Ueber den Empfang eines jeden Ablöfungs: Kapitals wirb eine Interimss 
Duittung ertheilt. Demnächſt wird den Ablöfenden durch die Amtsblätter des Reg. 
Bezirks ober fonft in geeigneter Art bekannt gemadit, dag der Reg.:Hauptkaffe bie, 
von der K. Haupt:Berw. der Staatsfchulden und beziehungsweife von ber K. Reg. 
beicheinigten Quittungen (Löfhungs » Quittungen) Behufs der Auswedhfelung mit 
ben Interims⸗Quittungen zugettellt find. 

6) Die einmal erfolgte Kündigung bes Kapitals Seitens des Pflichtigen Tann 
nicht zurüdgenommen werben, vielmehr if der gefündigte Kapitaldbetrag, wenn 
folcher in dem beflimmten Termine nicht eingezablt wird, auf Grund der Kündi⸗ 
gungs⸗Verhandlung nöthigenfalls durch Subhaltation beizutreiben. 

7) Befigveränderungen, welche bei den rentepflichtigen Grundſtücken eintreten, 
find von denjenigen Lofalbehörben oder Beamten, welde die K. Reg. allgemein 
dazu beflimmt hat, zu prüfen und feftzuftellen, und e6 ift darüber jedesmal ein fos 
—5 Umſchreibungs⸗Protokoll aufzunehmen, in welchen der neue Beſitzer feinen 

efig: Erwerb durch Namensbeifchrift anzueriennen hat. Die über die Befikverände: 
zung ſprechenden Dokumente, als: Kaufbriefe, BrbtheilungssRezeffe, Bunktationen ıc. 
find 85 — Banden. Q bahe ef at 
ie Berabreihung dieſes Dui sbuchs erfolgt gegen Grlegung ber 
Drudkoflen mit 2 Sgr. 6 Br; der —e hat daſſelbe bei jeder Renten⸗ 
zahlung mit zur Stelle zu bringen. 

So oft das, in dem Quittungsbuche vorgetragene Soll an Renten, duch Zus 
freibungen im Renten⸗Kataſter oder durch Abfegung von Renten wegen Beräußes 
zungen oder Ablöfungen fi ändert, oder fo oft ein Wechfel des Beſihers bes rens 
tenpflihtigen Grundſtuͤcks eintritt, hat die Kreisfaffe (oder die Steuer: &mpfangs: 
kaſſe) die nöthige Berichtigung vorzunehmen, und es if zu biefem Zwecke das 
Quittungebuch der genannten Kaffe vorzulegen, ober dem Orts⸗Erheber zur Bes 
förderung an biefelbe auszuhändigen. 





Ko 


Namens-Un: 
terſchrift des 
Oris⸗Erhe⸗ 
bers ſtatt 
Auittung. 
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4) EN. des 8. Fin. Min. (v. Bodelſchwingh) v. 31. Okt. 1852 
an ſaͤmmtl. K. Reg., mit Ausfchluß derjenigen zu Aachen und Trier, beir. 
die Berzugdsinfen von im Rückſtande bleibenren Abldfungs- Kapitalien für 
die fogenannten Pfennigfpigen ver Domainen⸗Amortiſations⸗Renten. 


Es ift leider in der Praris nicht immer zu erreichen, daß die, in ben Amors 
tiſations⸗Kente⸗Regulirungs⸗Rezeſſen flipulirten Abloͤſungs⸗Kapitalien für bie foges 
nannten Pfennigfpigen der Domainen:Renten pünftlih bis zu dem, in dem Rezeffe 
dieferhalb feſtgeſezten Ausführungss Termine bei den Reg⸗Haupt⸗Kaſſen eingehen. 
Vielmehr entſtehen pierbei durch Nachlaͤſſigkeit oder fonflige Umftände nicht felten 
Berfpätungen von einigen Tagen ober felbft Wochen, welche für ben Fiskus das 
Met begründen, Berzugszinfen für jene Ablöfungs> Kapitalien zu fordern. — 
Gleichwohl würde die unbedingte Ausübung diefes Forderungs-Rechts der Staates 
Berwaltung mehr Mühwaltung und Koften verurfachen, als das Objeft werth if. 

Sm Ginverftändnig mit der 8. Hauptverw. der Staatsſchulden und mit ber 
KR. Ober⸗Rechn.⸗Kammer wirb denmach hierdurch beftinmt, daß von im Rückſtande 
bleibenden Ablöfunge > Rapitalien für die Pfennigfpiken der Amortifations Renten 
aller Art, Verzugs s Zinfen überhaupt erſt alsdann, wenn fie für jeden einzelnen 
Debenten ein, in vollen Pfennigen barftellbare Höhe erreicht haben, alfo vor Abs 
lauf der erften drei Monate nach dem jebesmal feitgeftellten Anfangs » Termin der 
Amortifations:Perlode überhaupt nicht zu fordern find. 

(Min. BL d. i. B. 1852. ©. 329. Nr. 327.) 


Zweiter Abſchnitt. 


Die Tilgungstaffen zur Erleichterung der Ablöfung 
Ä der Reallaften. 


I. 


Die Tilgungskaſſe für die Kreife Paderborn, Büren, War- 
burg und Hörter. 


8. O. v. 20. September 1836, betr. die Beftätigung des Regl. für 
die Tilgungskaſſe zur Erleichterung ber Abldfung der Reallaſten In den 
Kreifen Paderborn, Büren, Warburg und Hörter, des Regierungs- Bezirks 
Minden; v. 8. Aug. 1836. 


Auf die Ber. v. 8. und 30. v. M. genehmige I das hierbei zurüdfolgende 
anberweitige Regl. für die Baberbornfhe Tilgungsfaffe und ermädtige das 
nie 9 wegen Ausführung beffelben bas Weitere zu veranlaffen. Zugleich ges 
nehmige I: ’ 

4) dag bie im $. 14. unter 4. und 2. des Regl. erwähnten Befchränkungen 
auch für den Ball, wenn die Domainenverwaltung baͤuerliche Grundflüde 
in ben Kreifen Paderborn, Warburg, Büren und Berter verkauft, oder zu 
Grbzins oder Erbpachtsrecht verleiht, den Erwerhern zur Behingung gemacht 
werden können, und 
baß Die ben bäuerlichen Grunbbefigern in diefen vier Kreifen zur Verbeſſe⸗ 
zung ihrer Wirthſchaft aus dem dazu yon Mir bewilligten, der Domainens 
verwaltung und dem Ohber⸗Präfidium der Provinz überwieſenen Hülfsfonde 
gegebenen Vorſchüſſe, wenu biefe nicht in ben feftgefebten Terminen erflattet 
werben, ohne Binmifhung der Gerichte im Wege’ der abminiftrativen Ere⸗ 
“ "Rutlon beigetrieben werden, indem Ich jenen Huͤtſeſynds wegen biefer Bor: 
ſchüſſe zugleich das Vorrecht bes erſten Klaſſe, welches für bie im 8. 345. 


2 
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Tilgungs⸗Kaſſen zur Erleichterung der Ablöfungen. 745 


ber Konkursordn. erwähnten Vorſchüſſe Rattfindet, hierdurch beilege. Dieſe 
Drber und das Regl. für die Tilgungskaſſe find durch die G. ©. und das 
Amtsblatt der Reg. zu Minden belannt zu machen. . : 
Berlin, den. 20.. Sept. 1836. 
Friedrich Wilhelm. 

An das Gtaniemin. 
Reglement 

für die Tilgungsfaffe zur Erleichterung der Ablöfung der Reallaften in den Kreifen 

Baberborn, Büren, Warburg und Hörter, des Regierungobezirks Minden. 

Da bei Ausführung des Regl. für die Tilgungsfaffe zus Grleichterung ber 
Abloͤſung der Meallaften in den Kreifen Paderborn, Büren, Warburg und Hörter 
u. 16. Aug. 1834 fih Schwierigkeiten ergeben haben, deren Befeitigung eine Abs 
änderung der Bebingungen bes Ablöfungsgefchäfte und eine Modiflzieung der über 
das Ablöfungsverfahren getroffenen Beftimmungen nothwendig macht, und bei den 
zerrüfteten Berhältniffen der bäuerlichen Grunbbeflger in den genannten Kreifen 
zugleich auf Maaßregeln, dur welche bie Herſtellung und Erhaltung eines kraͤſti⸗ 
gen Bauernſtandes beförbert wird, Bedacht genommen werden muß, fo wird an der 
Stelle des angeführten Regl., welches hierdurch aufgehoben wird, das gegenwärtige 
anderweitige Regl. erlaffen. - 

F. 1. Die in Folge des Regl. v. 16. Aug. 1834 $. 1. errichtete Tilgungs⸗ 
anftalt und bie zu deren Berwaltung unter Aufficht der Reg. zu Minden angeorb; 
nete Direktion, werden mit den in ben nadfolgenden Beilimmungen enthaltenen 
Mobifttationen beftätigt. * 

. 2. Die Wirkfamkeit ber. Tilgungsanſtalt erſtreckt ſich auf die Ablöfung 
aller Reallaſten, welche Gegenſtand der Ablöſ. O. v. 13. Juli 1829 find, 
jedoch mit Auslchluß der Leiſtungen, zu welchen der Domainen⸗Fiskus berechti⸗ 
get i 


8. 3. Die Abloͤſung dur die Tilgungskaſſe findet nur ftatt, wenn ber Bes 
rechtigte darauf anträgt, und ſich bereit erklaͤrt, 
1) dag er mit einer KRapitalabfindung, welche in dem achtzehnfachen Betrage 
der jährlichen Gefälle befteht, fi, begnügen, und 
2) daß er niefe Abfindung in Schuldverfchreibungen der Tilgungsfaffe anneh⸗ 
men wolle. ' 
Der Antrag muß dabei auf alle Leiflungen gerichtet fein, welche dem Berech⸗ 
tigten in einer und berfelben Gemeine zuftehen. 
Die Pfligtigen find ſchuldig, in Bolge eines ſolchen Antrags des: Berechtigten 
auf die Ablsſung nach den Beflimmungen dieſes Regl. einzugehen. J 
$. 4. Der jährliche Geldwerth der abzulöfenden Leiſtungen wird nach den 
Grundfäben der Ablöf. O. v. 13. Juli 1829 ermittelt; es findet Io bierbet der 
im $. 127. beftimmte Abzug nicht flatt. Wegen Vereinfachung des Ablöfungsver- 
fahrens bei Zehnten von Bodenerzeugniſſen und beim Heimfalle, durch Hülfe bes 
Srundfteuerkatafters, bleiben befondere Befimmungen vorbehalten. — Iſt ein fols 
Her Behnten durch Verpachtung benutzt worben, fo wird, wenn ber Berechtigte 
barauf anträgt, der Pachtertrag, und infofern in den letzten zwanzig Jahren vers 
ſchiedene Berpachtungen flattgefunden haben, der Durchſchnitt des Pachtertvages 
in diefem Zeitraume ohne Rückficht auf Remifflon und Ausfälle der Ablöfung 
zum Grunde gelegt. Ausgenommen hiervon bleiben jeboch diejenigen Zehnten, 
welche nicht während: der letzlen ſechs Jahre ununterbroden verpachtet gewe⸗ 
8. 5. Die Ermiitelung des Werthé der Leiftungen erfolgt durch Kommiflarien 
der Tilgungsanftalt; entitehen darüber, ober über das Recht felbft Streitigkeiten, 
welche in Güte nicht auszugleichen find, fo wird bie Sache von dem Kommiſſarius 
der Tilgungsanſtalt zum Sprude- inftruirt “und von der General: Koimniffion mi 
-Borbehalt der geſetzlichen Rechtsmittel entſchieden. on 
$. 6. Die Schuloverfchreibungen der Tilgungstaffe, weldge dem Berechtigten 
zu feiner Abfindung zu verabreichen find (F. 3. Nr. 2.), werben auf jeden Inhas 
er geRelt, und mit Bier vom Hundert in jährlichen Terminen verzinfe, Zur 
allmaͤligen Abtragung diefer Schulden wirb ber Tilgungskaſſe jährlich ein Prozent 
von dem Betrage der ausgegebenen Schuldverſchreibungen aus der Staatefaffe 
"überwiefen werben. Diefem Fonds treten bie Zinfenerfparniffe von den daraus ger 
Higten Kapitalien Hinzu.- Die Abtragung ˖ erfolgt nad: dem Ermeflen. der Direkilon, 


746 Bon den Regulisungen, Abldfungen u. Gemeinheltö-Theilungen. 


dur; Ankauf der Schulbverfchreibungen aus freier Hand, ober durch deren Berlos 
fung nach dem Nennweribe. In dem letztern Fall werben die ausgeloften Schuld⸗ 
verfreibungen durch eine breimalige, in Zwifchenräumen eines Monats zu wieder⸗ 
bolende Bekanntmachung in den Amtes und Intelligenzblätiern ber Provinz aufges 
rufen und ſeche Monate nad dem Erſcheinen ber erften Bekanntmachung am Orte 
der Tilgungsfaffe bezahlt. DBerfäumt der Inhaber die Erhebung des Kapitalbe⸗ 
Frei o verliert er mit dem Ablaufe ber obigen Friſt den Anfpruch auf ferneren 
niengenuß. — 

Dem Inhaber ſteht ein Kündigungsrecht gegen die Tilgungsfafle nicht zu. 

6. 7. Mit den Schulbverfhreibungen werben für je vierführige, yon der Er⸗ 
öffnung ber Anflalt an zu berechnende Perioden, Zinsfoupons für die in biefen 
Zeitraum fallenden Binstermine ausgegeben, unb ſolche beim Berfall bes lebten 
Koupons, an deffen Inhaber, aufs neue für die nächfle vierjährige Periode ausge: 
reicht. Die fälligen Koupons werben bei allen Staatslaflen in der Provinz Weſt⸗ 
phalen in Zahlung angenommen; auch kann ihr Betrag bei den Reg. Haupifaffen 
unb bei allen Steuertaffen in biefer Provinz baar erhoben werben. Die gedachten 
Reg. Hauptkaſſen beforgen zugleich für den Shader des letzten Konpons die Aus; 
seihung neuer Koupons. 

38 eine Schulbverfchreibung bereits aufgerufen und ig mehr zinsbar ($. 6.), 
fo werben zwar bie noch laufenden Koupons gezahlt, dem Inhaber ber Schuldver⸗ 
(ürebung wirb aber, wenn er biefelbe Behufs der Kapitalzgahlung ohne die zuge 
börigen Koupons präfentirt, der Betrag der fehlenden Koupons von bem Kapitale 
in Atzes — 

ie Zinskoupons verjähren zum Bortheil der Anſtalt, wenn fie nicht innerhalb 
vier Jahren nad der Verfallzeit zur 3ahlung peäfenfit werben. 

$. 8. Die Schuldverſchreibungen der Anflalt werben nach dem beigefügten 
Schema von der Direktion ausgeftellt, von ſaͤmmtlichen Mitgliedern derfelben un⸗ 
zerſchrieben und von der Weg. zu Minden beglaubig. Die Zinskoupons wers 
(eben ohne eine ſolche Beglaubigung bloß mit dem Namenftempel ber Direltion ver⸗ 
e 


$. 9. Der Staat garantirt die Verpflichtungen der Tilgungskaſſe, und wird 
lehtere mit dem erforderlichen Betriebsfondbe verfehen. 

$. 10. Die Schuldverfchreibungen der Tilgungslaffe fönnen Behufs ber Bes 
legung gerichtlicher und vormunbfchaftliher Depofitalgelder, fo wie ber Bonds öfs 
fentliden SInftitute in der Provinz Weſtphalen angelauft, ober ald Unterpfanb ans 
genommen werben. 

$. 13. Die Pflichtigen werden duch die von der Tilgungsanftalt an bie Bes 
rechtigten auszugebenden Schulbverfchreibungen von den Leiflungen an die Berech⸗ 
tigten enibunden; fie müflen dagegen an die Tilgungsfafle eine jährliche Rente ents 
richten, welche in drei Viertheilen bes @eldwerths der bisherigen Leiflungen, ober 
in. vier und ein fechstel Prozent der vorgedachten Schulbverichreibungen befteht, 
und mit dem Vorzugerecht jener Leilungen auf bie verpfliäteten Grundfläde für 
bie Tilgungslafie hypothekariſch eingetragen wirb. 

Stehen bei einem zeither durch Verpachtung an bie pflichtige Gemeine benutz⸗ 
ten Zehnten bie einzelnen, demfelben unterworfenen Grundflüde nicht fe, fo iſt die 
Rente auf die ſämmtlichen Grundſtücke ber beiheiligten Gemeinemitglieber, ober auf 
fo viele, als die Direktion der Tilgungslafle zus vollſtaͤndigen Sicherſtellung ber 
Menten nöthig findet, nad —ãA des Betrags, welchen ein jedes Gemeinemit⸗ 
gie zulegt zu dem Pachtgelde geleiftet hat, zu vertheilen und in das Hypoikelens 

* jedoch unter Vorbehalt der Rechte der ſchen vorhandenen Mealgläubiger, eins 
zutragen. 

$. 12. Diefe Renten, welche in ſechs gleiigen Theilen am 1. Dft., am 1. 
Noy., am 1. Dec, am 1. Jan., am 1. Febr. und am 4. März zu zahlen find, 
werben zugleich mit ber Srundfleuer erhoben und durch bie Steueseinnehmer an 
die Tilgungslafle abgeliefert. 

Es findet deshalb ebenfo, wie hinſichtlich der Grundſteuer die Erefution im 
Berwaltungewege flat. . 

.$. 13. Die Pflichtigen find befugt, bie Menten burg Bezahlung eines bem 
zwanzigfachen Betrage ber Renten gleihlommenden Kapitals und zwar in Stück⸗ 
ee welde mindeflens in Fuͤnf Thalern befichen und in Susmen yon Kauf 

alern ſich abrunden müflen, zu tigen. Fuͤr jede fünf Thaler werden dem Plich⸗ 
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tigen vom 1. Ian. bes nächften Kalenderjahres an, 74 Sur. von ber RKente abge 
f rieben; eine Löfhung im Hypothekenbuche erfolgt aber bei einer theilweifen Abs 
ürbung ber Mente nur dann, wenn ber zu löfchende Antheil wenigftens zwei Tha⸗ 
ler beträgt. So lange bie Rente nicht getilgt ift, findet wegen Yerflüdelung ber 
verpflichteten Srundflüde die Vorfchrift des Geſetzes über die den Grundbefig bes 
treffenden Rechtsverhaͤltniſſe zc. in den Landestheilen, welde vormals zum Königs 
reiche Weſtphalen gehört haben, v. 21. April 1825, 8.40. Anwendung. Die hierin 
vorgeſchriebene Einwilligung des Berechtigten zu Zerſtückelungen Tann von ber Dis 
reftion der Tilgungsfaffe ertheilt werben, welche bieferhalb mit einer beſonderen 
Anweifung wirb verfehen werben. 

g. 14. Iſt der Pflichtige ein bäuerlicher Wirth, fo wird bie Rente, anflatt 
nad $. 11. auf vier und ein fechetel, auf Bier Prozent der von ber Tilgungsans 
ſtalt zum Behuf der Ablöfung ausgegebenen Schuldverſchreibungen beſtimmt und 
außerdem nach Ablauf des Zeitraums von 41 Jahren, Binnen welchem bie für die 
abgelöfeten Leitungen ausgegebenen Schuldverfchreibungen vermittelt des im $. 6. 
ausgefegten Bonds getilgt werben, ganz erlaffen und im Hypothekenbuche gelöfcht, 
infofern der Pflichtige dagegen zur fihern Erhaltung der Bauergüter im leiflunges 
Täbigen Zuflande ſich folgenden Beflimmungen unterwirft: 

) daß ohne die Genehmigung der Direktion der Tilgungsfaffe bie verpflichtes 
ten Grundſtücke Tünftig, weber mit andern Hypothekſchulden, als ben Erb⸗ 
theilen der abgefundenen Miterben, belaftet, no durch Verfügungen uns 
ter den Lebendigen, oder von Tobeswegen, oder in @rbfällen, zerftüdelt 
werben und 

2) daß von dem jebigen und Tünftigen Beflger eine Anordnung, durch welche 
in Grbfällen den nicht zur Suklzeſſion in die gedachten Grundflüde gelan⸗ 
genden Miterben eine höhere Abfindung gewährt wird, al nad; ben Beflim; 
mungen be6 Gef. über die bäuerliche Erbfolge in ber Provinz Weſtphalen, 
v. 13. Juli d. 3. für den Fall, wenn der Grblaffer darüber nichts verfügt 
hat, ftattfindet, mit rechtlicher Wirkung nicht getroffen und die Aufhebung 
eines folden Anorbnung nit nur von dem Anerben bes Gutes, fondern 
auch von Seiten des Staats verlangt werben Tann. 

Diefe Befimmungen, fowie die Srlöfhung der Renten nad Ablauf obiger 
Perioden, find im Hyvothekenbuche zu vermerken. 

8. 15. Wenn in dem vorſtehenden Falle (8. 14.) der Pflichtige bie Tilgun 
ber Renten vor Ablauf des bafelbft angegebenen Zeitraums ganz ober theilmeife 
herbeizuführen wünfcht; fo kann ex ſolche durch Bezahlung der in ber beigefügten 
Tabelle für jedes Jahr berechneten Ablöfungsbeträge bewirken; die theilweiſe abzu⸗ 
löfenden Mentenbeträge müflen jedoch mindeftens in 5 Sgr. beftehen und in Sums 
men von 5 Sgr. fih abrunden. Wegen Abfchreibung der abgelöfeten Rentenbe⸗ 
träge und deren Löfhung im Hypothekenbuche findet die Borfchrift im $. 13. Ans 
wenbung. 
$. 16. Ueber die Auseinanderſetzung ber Berechtigten und Pflihtigen muß 
in gleicher Art, wie es für Ablöfungen überhaupt vorgeſchrieben ifl, von dem Kom⸗ 
mifarius der Tilgungsanflalt ein Rezeß aufgenommen werden, deſſen Beflätigung 
der Direktion der Anſtalt zuſteht. iefe hat bei Prüfung beffelben alles das zu 
beobachten, was der Ben. Rom. in biefer Hinfiht obliegt, Die von ihr erthei 
Beſtaͤtigung hat mit einer von ber Gen. Kom. ertheilten Beftätigung gleiche recht⸗ 
Ude Kraft und Wirkung. Die von den vorgenannten Kommiffarien aufgenom⸗ 
menen Rezeffe bedürfen feiner gerichtlichen, oder notariellen Bollziehung, wenn 
die Direltton der Tilgungslaffe dabei nidhte = eriunern findet; werden aber 
von berfelben zur Grlebigung vorgelommener Bedenken anderweitige protofollas 
air oerhanblungen für nöthig erachtet, fo if damit ein richterficher Beamter. zu 
auftragen. 

8. 17. Auf den Grund des von ber Direktion ber Tilgungstafle beflätigten 
Rezehßes werben bie abgelöfeten Leiftungen im Hypothekenbuche geloſcht und an bes 
ren Stelle die an die Tilgungskaſſe u zahlenden Renten, fowie bie in dem Falle 
bes $. 14. fatifindenden befonderen Bedingungen auf die verpflichteten Grundſtücke 
eingetragen. Nach erfolgter Gintragung, oder, wenn das Hypothelenfolium für bie 
verpflichteten Grundſtuͤcke noch nit sequlirt if, nad) Ertheilung des bie Stelle ber 
Eintragung vertretenden, chtlichen elognitioneahehes, werden bie Schulbzers 
ſchreibungen, welche dem Berechtigten zu feiner Abfindung auszureichen finh, aus⸗ 
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gefertigt und bemfelben gegen eine Quittung, in welcher er ſich zugleich wegen aller 
Anſpruͤche aus dem Ablöfungsgefchäfte, für abgefunden erklären muß, ausgehändigt, 
in dem alle aber, wenn ihm wegen ber Rechte britter Perfonen das Abſindungs⸗ 
Kapital zur freien Verfügung nit überwiefen werben fann, vorläufig bei dem ber 
treffenden Gerichte beponirt. 


Der Rezeß bleibt in Verwahrung der Direktion ber Tilgungslafle; diefe ertgeilt 
dem Pflichtigen über bie erfolgte Ablöfung und bie dagegen übernommenen Ber: 
flichtungen eine Urkunde, für welche, je nachdem ber Vall des. $. 11. ober bes 
1% 14. eintritt, das erforderliche Schema beigefügt if. 


6818 Was wegen der Rechte und Verbindlichkeiten dritter Perſonen in Be: 
iehung auf die Ablöfungen überhaupt und wegen der Kapitalabfindung indbefon- 
exe vorgefchrieben ift, findet auf die Ablöfungen nad) ben Vorſchriften diefes Res 
älements, wogegen den Realberechtigten Fein Widerſpruch zuftcht, gleihfalle Ans 
wendung; die von der Tilgungsanftalt ausgereihten Schuldverfäreibungen werben 
hierbei den Baarzahlungen gleich geachtet. Die Regulirung der aus der Betheilis 
gung dritter Perfonen entfpringenden Retsverhältniffe, namentlih in Bezug auf 
die Berwendung der Abfindung zu ben Koften, welche in Folge ber Ablölung zu 
neuen Einrichtungen auf ben berechtigten Gütern nothmwendig werben; ober zur Bes 
zahlung der erften Hypothefengläubiger, fowie in Bezug auf die Wieberanlegung 
ee Abfindung zu Lehn, Fideikommiß u. f. w. gain! der Direktion der Tilgungs⸗ 
Taffe mit allen Befugniffen und Pflichten der Gen. Kont.; der letztern bleibt jebodh 
bie @ntfcheidung der hierbei unter den Betheiligten vorfommenden Streitigkeiten 
nach näherer Vorſchrift des $. 5. vorbehalten. 


8.19 Benn den pflihtigen Hude⸗ ober Holzgerechtigfeiten gegen bie Des 
rechtigten zuftehen, fo koͤnnen die Kommifjarten der Tilgungsanftalt auf ben Antrag 
der Betheiligten ein Abkommen vermitteln, durch welches dieſe Gerechtigkeiten auf: 
gehoben und bie abzulöfenden Leiftungen mit dem Werthe derfelben ganz ober theils 
weite fompenfirt werden. Kommt ein Abkommen zu Stande, fo gebührt befien 
Befätigung der Direktion ber Tilgungskaſſe und es finden babei die Vorſchriften 
bes F. 16. Anwendung. 


Durch bie Bermittelung eines ſolchen Ablommens darf aber bas Abloͤſungs⸗ 
geihäft nicht aufgehalten werben; entftehen daraus Weiterungen, weldhe eine bal; 
dige Befeitigung nicht erwarten laſſen; fo find die VBerhandinngen auf die Ablöfung 
zu befhränfen und die Betheiligten mit der Auseinanberfegung wegen ber gebadhs 
ten Servituten an bie fompetente Behörbe zu verweifen. 


S: 20. Die Staats: und Gemeinebeamten find innerhalb ihres Amtsbezirks 
verpflichtet, fi den Aufträgen und Regnifitionen der Direktion der Tilgungs⸗ 
Taffe zu umterziehen; fie erhalten für ihre Bemühungen Keine Gebühren, fons 
bern haben nur Anſpruch auf Erflattung baarer Auslagen und Bei auswärtigen 
Geſchaften auf Bergütung ber Diäten und Fuhrkoſten nad den Beflimmuns 
31. der 8. v. 28. Juni 1825. Die Steuereinnehmer beziehen für die Er⸗ 
—* der an die Tilgungskaſſe zu zahlenden Renten keine beſondere Hebe⸗Ge⸗ 
üben. 


8. 21. Die Verhandlungen ber Anfalt und deren Kommiffarien mit Ginfhlug 
ber aus Veranlaflung bes Ablöfungsgefhäfts erfolgenden een Gintras 
gungen, genießen bie Stempels, Spertels und Portofreibei Alle Koften, welche 

06 Ablöfungsgefhäft und die Verwaltung der Tilgungsanftalten verurfachen, wers 
den von ber Staalskaſſe ohne einen weiteren Beitrag von Seiten der Betheiligten, 
als das ein fechstel Prozent, welches nad $. 11. über die Zinfen der Schulbvers 
jhreibung erhoben wird, getragen; ausgenommen find jedoch biejenigen Koften, 
welche bei den zur Entfcheibung der Gen. Kom. gehörigen Streitigkeiten (8. 5:) 
entfiehen und nad den darüber beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften won ben Bes 
theiligten zu tragen find. 


: 522. Dem Chef des Min., welchem bie obere Leitung ber Tilgungsanftalt 
—* bleibt vorbehalten, künftig zur Schließung der Geſchäfte der Anflalt eine 

zu beſtimmen, nach deren Ablauf Anträge auf Wblöfung nit weiter ange: 
ndumnen werben... . en gern, 
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Dieſe Friſt, welche nicht kürzer als ſechs Monate fein darf, iſt durch die Amts⸗ 
und Intelligenzblätter der Provinz befannt zu machen. 
Berlin, den 8. Auguft 1836. 
Das. Staatsminifterium. 
Schr. v. Altenflein. Graf v. Lottum. Frhr. v. Brenn. Mühler. Ancillon. 
Für den Kriegemin.: v. Schölerr. v. Rochow. v. Nagler. v. Labenberg. 
" Rother, Graf v. Alvensleben. A ' 


ee) 

Wappen. 

- Die Dieeltion ber Tilgungslaffe zur Grleihterung ber Ablöfungen 
in ben Kreifen Paberborn, Höxter, Büren und Warburg des Regie⸗ 
tungsbezirfs Minden 

beſcheinigt buch dieſe Schuldverſchreibung, daß der Inhaber aus der. durch die 


Allerhöchfte Kabinetsorber d. d. ( ) geftifteten Tils 
gungskaffe ein Kapital yon 
. ........ Thalern in Silber Rourant 

zu —8 hat und der Werth dafür durch Abloͤſung von Keallaſten berichtigt 
worden iſt. 

—Die Zinſen werden vom ........... .. an, jaͤhrlich zu vier dom Hundert 
AM ........... geven Jahres, gegen Aushänbigung des befonbers ansgefertig- 
ten Zinskoupons bei den Regierungss Hauptlaflen und allen Steuerlaffen in der 


—* Weſiphalen gezahlt und die fälligen Koupons bei allen Staatskaſſen dieſer 
rovinz In Zahlung angenonmen. 

Das Kapital wird gemäß dem Meglement vom . oo. 2.0.0... aus dem be- 
fimmten Tilgungsfonds mittelft Anfaufs ober Berloofung abgetragen, kam aber 
von bem Inhaber nicht gefündigt werben. Zur Sicherheit für das Kapital und 
die Zinfen haftet das gefammte Eigenthum der Anftalt, insbefondere die durch bie 
Ablöfungen Fonftituirten hypothelariſch verfiherten Orundrenten. Zugleich garantirt 
der Staat Kapital und Zinfen. ' 

Paderborn, .......... 
Die Direktion der Paderbornſchen ee 
Vorſtehende Schuldverfchreibung über ........ Thaler Kourant wirb bier: 
durch bealanbigt. u 
Minden, den ....... 


Bingetragen mit re Fre Kourant. 





Bere 
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RE abgeläfet werden lann. 
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Die Direktion der Paderbornſchen Tilgungstafle beurkundet hierdurch, I bie 
auf dem im Grundfteuer s Katafler der Gemeine ........ Flur ...... 
verzeichneten und im Hypothelenbudhe bes ..... Gerichts zu ....... —* 
genen Grundſtücke des ........ haſtenden, dem .... .... zuſtaͤndigen Leiſtun⸗ 
gen, welche in.............. ..... beſtehen, und zu einem jährlichen 
Geldwerthe von ...... .. abgefchäpt find, in Gemaͤßheit des Reglemente vom 
ernennen durch eine KRapitalabfindung von .......... ‚ weldhe ber Berech⸗ 
tigte....... .. in Schuldverſchreibungen der Zilgungsfafle erhalten eh abgeloͤſt 
worden, dergeſtalt, daß die genannten Brundflüde vom ......... 183. ab von 
Baden Leitungen an den .......... ganz befreiet find. Der ........ fowie 
deſſen Nachfolger im Befipe ber vorgebadhten Grundſtücke find dagegen verbunden, 
eine auf jenen Grundflüden im Hypothekenbuche eingeizagene jahr! he Rente von 

....... Wwelhe in fechs gleichen Theilen am 1. Oft., am 1. Rov., am 1. 
Der., am 1. IJan., am 1. Febr. und am 1. Mär zugleich mit ber Srundftener 
erhoben wird, an bie Tilgungsfaffe zu entrichten. Diefe Rente kann durch Bezah⸗ 
lung eines dem zwanzigfachen Betrage berfelben gleichkommenden Kapitals und 
zwar in Stüdzahlungen, welche mindeitens in Fünf Thalern beftehen und in Sums 
men von Fünf Thalern fi) abrunden müflen, abgelöfl werben. 

Baberborn, den. .......... 

Die Direktion ber Paderbornſchen Tilgungskaſſe. 


. _ Die Direktion der Paderbornſchen Tilgungskaſſe beurkundet hierdurch, d die 
auf dem im Grundfteuer s Ratafter der Gemeine ......... Flur ..... Nr... 
verzeichneten und im ı Onpothefenduße des .... Gerichts zu ...... eingetragenen 
Brundftüds des ......... haftenden, dem... 7... zuſtaͤndigen Leiſtungen, 
welche in................ beſtehen, und zu einem jährlidhen Geldwerthe 
von ......... ab efchäkt find, in Gemaͤßheit bee Pr lements vom ......... 
durch eine Kapitalabfindung von .......... , er Berechtigte in Schnld⸗ 
verfchreibungen der Zilgungslaffe erhalten gl a tik worden, bergeftalt, baß bie 
genannten Grundflüde vom ......... Ki von obigen Leiftungen an ben 
.......... ganz befreiet find. Der .......... fowie deſſen A im 
Beſitze der vergedadten Grundſtücke find dagegen den im $. 14. des Reglemente 
vom ......... . unter 1. und 2. erwaͤhnten Beſchraͤnkungen, weiße dahin 
auten: 

1) daß ohne die Genehmigung ber Direktion der Tilgungskaſſe bie verpflichte⸗ 
ten Grundflüde Eünftig weber mit anderen Öypotbelenfutben, als ben 
Erbtheilen ber abgefundenen Miterben belaftet, noch durch Berfüg gungen 
unter den Lebendigen, ober von Tobeswegen, oder in Grbfällen zerflüdelt 
werben, und 
baß von dem jehigen und Tünftigen Befiger eine Anorbnung, durch welche 
in Grbfällen den nicht zur Suheiion in bie gedachten Grundflüde gelans 

enden Miterben eine höhere Abfindung gewährt wird, ale nad) den Bes 
Kimmunge bes Geſetzes über die bäuerliche —— in der Provinz Weſt⸗ 
phalen vom . .. ............ d. J. für den Fall, wenn ber Erblaſſer 
barüber nichts verfügt hat, flattfinbet, mit rechtlicher Wirkung nicht getrofs 
fen, und die Aufhebung. einer ſolchen Anordnung nicht nur von dem 
Anerben bes Gutes, fondern auch von Seiten bes Staates verlangt wer- 


2 


De 


den mn 
unterworfen und zugleich Jerpſichtet, während eines Zeitraums von 41 Jahren, 
alfo vom . . ........ | ........ eine auf jene Grunbflüde eingetragene 
jährliche Menke von .....5.. vwoelche in ſechs gleichen Theilen am 1. Okt., am 


1. Nov., am 1. Dec., am 1. San., am 1. Gebr. und am 1. März zugleich mit 
der Srundfeuer erhoben wird, an die Tilgungsfaffe zu entrichten; Y ſteht ihnen 
jedoch frei, dieſe Rente ganz ober theilweife, letzteres jeboch nur in ur eträgen, 
weldye mindefiens in 5 Sgr. beflehen, und in Summen von 5 Sgr. ſich abrunden 
müflen, im Laufe der Tilgungszeit nah Maaßgabe der in ber angehängten Tabelle 
für jedes Tilgungsjahr berechneten Ablöfungebeträge zu tigen. 

Paberborn, DEN .......... 

Die Direktion der „naberbornfähen Tilgungsfafle. 
(8. &. 1836. ©. 235. Nr. 1743.) 
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Dazu: 
. 1)RD. v. 26. Aug. 1837, betr. die Erläut. des $. 3. des Regl. 
v. 8. Aug. 1836. - - 


Auf Ihren Antrag v. 31. Zuli c. ermächtige Ih die Direktion der Tilgungss 
kaſſe zur Grleihterung der Ablöfung der Reallaften. in den Kreilen Paderborn, 
Büren, Warburg und Hörter des Regierungsbeziris Minden, die Pflichtigen, welche 
nad) $. 3. des Regl. der Tilgungslafle v. 20. Sept. v. I. (8. ©. 1836. ©. 236.) 
Hulbig find, in Folge des Antrages bes Berechtigten auf die Ablöfung nad) dem 
efimmungen biefes Meglements einzugehen, zu den für bie Regulirung des Abs 
löfungsgefhäfte anberaumten Terminen, unter. Androhung von Orknungsfrafen 
bis zur Höhe von 2 Thlen., fo wie der Aufbürbung ber Koflen des Ter⸗ 
ans, vorladen, die fetzufegenden Strafen und Koflen von den ungehorſam Aus⸗ 
bleibenden u ungefäunst beitreiben zu laſſen. Diefe Order iſt dur das AmtebL 
der Reg, zu Minden befannt zu maden. | 
Berlin, den 26. Auguft 1837. 
Friedrich Wilhelm. 


An 
den Staats⸗ und Fin.⸗Min., 
Gr. v. Alvensleben. 
(Ann. XXI. 656. — 3. 70.) 


2) 8. D. v. 9. Nov. 1836, betr. die Eataftermäßige Bezeichnung der 
Grundſtücke in den nach dem Megl. für die Paderbornſche Tilgungskaſſe v. 
8, Aug. 1836 außzufertigenden Abloͤſungs⸗Urkunden. 

Auf Ihren Ber. v. 22. v. M. genehmige Ih, daß in ben über die Ablöfung 
ber Reallaften nah $. 17. des Megl, für die Paderbornſche Tilgungefaffe v. & 
Aug. d. I. auszufertigenden Urkunden die pflihtigen Grundſtücke nit nothwenbig 
nad) dem Grundfteuerkatafter bezeichnet werben dürfen, ſondern auch, wenn bie Dis 
zeftion der Kafle es zur Bermeidung nachtheiliger Weiterungen dienlich findet, nad 
den herfömmlichen oder andern zu ihrer Unterfcheidung hinreichenden Bezeihnuns 

en aufgefühet werden können. Diefe Beftimmung iſt dur die G. ©. und das 
Kuteblatt ber Meg. zu Minden befannt zu machen. 
Berlin, den 9. Nov, 1836. oo. 
Friedrich Wilhelm. 
An 
den Staats⸗ und Fin.⸗Min. 


Gr. v. Alvenoleben. 
(G. ©, 1836. ©. 311. Nr. 1758.) 


IL 


Die Tilgungskaſſe für die Kreiſe Muͤchlhauſen, Heiligenſtadt 
1 und Worbis. | 


K. D. v. 18. April 1845, betr. die Beflätigung des Regl. für vie 
LTilgungskaſſe zur Erleichterung der Ablöſung der Neallaften in den Kreifen 
Muhlhauſen, Helligenflatt und Worbis; v. 9: April 1845... 

Ich genchuige auf ben Ber. des Staatsmin. v. 9. b. M. das. hierbei zurück⸗ 
folgende Regl. für die Tilgungskafle zur Erleihterung der Ablöfung der Reollaften 
in den Kreilen Heiligenflabt, Mühlkaufen und Worbis des Megieruugsbeziris. Er⸗ 
furt, und ermächtige das Staatsmin, wegen Ausführung biefes Regl. weldhes mit 
Meiner gegenwärtigen Order durch die &. ©. und bas Amteblatt der Reg. zu 
Erfurt befannt zu machen if, das Weitere zu veranlaflen. . -. Fu 

Berlin, den 18. April 1845. 

| .Kriedrich Wilhelm. 


An das Staatsmin. | 0: . I 2. 
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Reglement. 

F. 1. Zur Beförderung der Ablöfung von Reallaften, welche Gegenſtand der 
Abloſ D. v. 7. Juni 1821 und 13. Juli 1829 find, fowie bes SchaafsAufhüs 
tungsrechts und des Pferd und Milchnutzungsrechts der Rittergüter, wird für bie 
Kreife Heiligenftabt, Mühlhauſen und Worbis eine Tilgungsanftalt errichtet. Diefe 
Anftalt wird, unter Auffiht der Reg. in Erfurt, vorläufig durch eine befondere 
Behörde verwaltet, welche die Benennung „Direktion ber Tilgungsfaffe 
[ü die Kreife Heiligenftadt, Mühlhaufen und Worbis“ führt und 
n Heiligenftabt ihren Sig bat; es wird jedoch eine anderweitige Beſtimmung hier⸗ 
über für den Ball vorbehalten, wenn Tünftig eine befondere IanWoirthfchaftliche 
Abtheilung bei der Regierung zu Erfurt eingerichtet werden follte. Ausgenommen 
er der Wirkfamfeit der Tilgungsfaffe bleiben die Leitungen an den Domainen⸗ 

&Tuß. 

Wegen Grleihterung der DomainensEinfaffen bei der Abloͤſung dieſer Leiſtun⸗ 
gen werben befondere Beſtimmungen ergehen. 

6. 2. Die Ablöfung durch die Tilgungskafle findet nur flatt, wenn ber Bes 
rechtigte darauf anträgt und erklärt: 

1) daß er mit einer Kapitalsabfindung, welde in bem zwanzigfachen Betrage 

der jährlihen Gefälle und Nußungen befteht, fi begnügen, und 

2) daß er deſe Abfindung in Schuldverſchreibungen der Tilgungskaſſe anneh⸗ 
men wolle. | 

Der Antrag muß zugleih auf alle Leiftungen gerichtet fein, welche dem Yes 
rechtigten in einer und berfelben Gemeinde zuftehen, insbefondere auch auf bas 
Schaaf⸗Aufhũtungs⸗, Pferd: und Milchnutzungsrecht. 

$. 3. Die Ablöfung des Schaafhütungss, Pferch⸗ und Milchnutzungsrechts 
durch Kapitalsabfindung Ir Maaßgabe dieſes Meglements findet jedoch nur 
dann ftatt, wenn der Provofat fi damit einverftanden erklärt. Wird der Antrag 
gegen eine Gemeinde gerichtet, fo ift die Minorität dem Beſchluſſe der Majorität, 
nad dem Theilnehmungsverhälniffe gerechnet, unterworfen. 

Wählt der Provokat nad den Grundfägen der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 
die Abfindung in Land, fo muß die Feſtſetzung dieſer Abfindung der ordentlichen 
AuseinanderfebungssBehörbe überlaffen bleiben. 

F. 4. Der jährlihe Geldwerth des abzulöfenden Aufhütungs⸗, Pferch⸗ und 
Mildnugungsrehts wird nad der Gem. Th. O. v. 7. Juni 1821 ermittelt, der 
jährliche Geldwerth der abzuföfenben Seifungen aber nad den Grundſaͤtzen berjes 
nigen der beiden Ablöf. O. v. 7. Juni 1821 oder v. 13. Juli 1829, welche an 
dem Orte des pflichtigen Grundſtücks Anwendung findet. 

Hierbei wird jedoch noch Folgendes beftimmt: 

1) — ber Feſtſtellung bes jährlichen Geldwerths des Rechts auf eine 

ehnmwaare: 

a) Die Beflimmung des $. 73. ber Ablöf. O. v. 13, Juli 1829, daß das 
Provofationsreht davon abhängen foll, ob die Durfchnittsperiobe ſchon 
verfloffen ift oder nicht, bleibt außer Anwendung. 

b) Der Betrag bar von dem Verpflichteten zu leifteuden Nachzahlung wirb 

um Ablöfungsfapital gefhlagen und dem Berechtigten von der Tilgunges 

—* in Schuldverſchreibungen gewährt, dem Verpflichteten aber mit 2, 
ww Jaͤhrlichkeit zu dem ermittelten Gelbwerthe der Lehnwaare Hinzuges 
rechnet. 

c) In Anfehung ber für Veräußerungen auf ein Jahrhundert anzunchmens 
den Lehnfülle bewendet es bei den im $. 69. Nr. 8. der Ablöf. D. v. 
13. Zuli 1329 angenommenen zwei Fällen, und foll 26 auf den Nach⸗ 
weis, daß mehr oter weniger Fälle in einem Jahrhundert vorgefommen 
feien, nit anfommen. 

d) Wo der Betrag der Lehnwaare bei Subhaflationen von bem bei Bers 
äußerungen aus freier Hand verfchieben ift, foll von den auf ein Jahrs 
hundert anzunehmenden zwei Veräußerungfällen ein Ball auf bie Subs 
haftationen und ein Fall auf die Veräußerungen aus freier Hand 

erechnet werben. 

e) Wo bie Lehnwaare verfhieden If nach der Anzahl der hinterlaſſenen 
Kinder, iſt anzunehmen, dag im Durchſchnitt drei Kinder hinterlaſſen 
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werben, und nad dieſem Durchſchnitt ift der Betrag der Lehnwaare zu 
berechnen. 

f) IR * Betrag der Lehnwaare in den verſchiedenen Veräinderungsfällen 
verfchieden, fo wird für jede diefer verſchiedenen Arten von Fällen die 
Lehnwaare befonders berechnet und die Durchſchnittsſumme der fo er: 
mittelten verfchiedenen Beträge der Ablöfung zum runde gelegt. 

2) In ein Zchnt feit mindeftens 6 Jahren vor Publifation diefes Regl. unun: 
terbrochen durch Verpachtung benupt worten, fo wird ter Pachtertrag, und 
in fofern in den legten zwanzig Jahren verfchiebene Berpadhtungen fait: 
gefunden haben, der Durcfchnitt des Pachtertrags in dieſem Zeitraume, 
—* Nückſicht auf Remiſſion und Ausfälle, der Ablöfung zum Grunde 
elegt. 

3) Der im 8. 127. der Ablaf. O. v. 13. Juli 1829 beflimmte Abzug findet 
nicht ſtatt. 

$. n Die Vorſchriften der Ablöf. O. v. 13. Juli 1829 $$. 43. und 44. 
wegen Bildung von Preisbezirfen und der 68. 41. und 49. wegen Beredinung des 
Gelowerths der Sahresleiftungen kommen aud iu denjenigen Theilen des Kreiſes 
Worbis zur Anwendung, wo die Ablöf. D. v. 7. Juni 1821 Geſetzeskraft hat. 
“Der $. 49. der Ablöf. O. v 13. Juli 1829 wird jedoch in allen drei Krei⸗ 
fen nur mit der Ginfchränfung zur Anwendung gebracht, daß der daſelbſt erwähnte 
Breispurhfchnitt lediglich aus den Martinipreifen des betreffenden Orts oder Be: 

irks in den legten der Anbringung der Provofation vorangegangenen 14 Jahren, 
Jedoch mit Weglaffung ber zwei theuerften und zwei wohlfeilſten, berechnet wird. 
$. 6. Die Ermittelung des Werths der Reiftungen erfolgt dur Kommiflarien 

der Tilgungsanftalt. Gntftehen darüber, oder über das Recht felbft Streitigkeiten, 
welche nicht in Güte auszugleichen find, fo wird die Sade von dem Kommiffarius 
der Tilgungsanftalt zum Spruche inftruirt und von der Gen. Kom. mit Vorbehalt 
der geieplihen Rechtsmittel entfchieden. 
. Die Ablöfung‘ des Aufhütungs-, Pferch- und Milchnutz ungsrechts wird, 
jofern fi) dabei Schwierigkeiten ergeben, welche nicht gleichzeitig mit der Ab⸗ 
dfung der übrigen Leiltungen zu erledigen find, zur abgefonderten Verhandlung 
verwieſen. 

. 7. Die Schuldverſchreibungen der Tilgungskaſſe, welche dem Berechtigten 
zu feiner Abfindung zu verabreichen find ($. 2. Nr. 2.), werden auf jeden Inha⸗ 
er geftellt und mit drei und einem halben Prozent in jährlichen Terminen verzins 
fet. Zur allmähligen Abtragung biefer Schulden wird der Tilgungskaſſe jührlid 
ein Prozent von dem Betrage der ausgegebenen Schuldverſchreibungen aus ber 
Staatsfaffe überwieſen. Diefem Fonds treten die Zinfenerfparniffe von den daraus 
getilgten Kapitalien Hinzu. 
Die Abtragung erfolgt, nad dem Grmeflen der Direktion, entweder durch 
Ankauf der Schuldverfchreibungen aus freier Hand, oder durch deren Verloofung 
nah dem Nennwerthe. In dem lesteren Kalle werben die ausgeloofeten Schulbs 
verſchreibungen durch eine treimalige, in Zwifchenräumen eines Monats zu wieder: 
Bolende Bekanntmachung in der Allgemeinen Preußiſchen oder einer andern Berlis 
ner Zeitung, und in den Amtsblättern der Provinz aufgerufen und ſechs Monate 
nad dem Erfcheinen der erften Befannima ung am Orte der Tilgungslafle bezahlt. 
Berfänmt der Inhaber tie @rhebung des apitalbetrages, fo verliert er mit dem 
Ablaufe der obigen Friſt den Anfprud auf ferneren Zinfengenuf. 

Dem Inhaber fteht ein Kündigungsreht gegen die Tilgungsfaffe nit zu. 

$. 8. Mit den Schufbverfchreibungen werden für je vierjührige, von ber 
Sröffnung der Anftalt an zu berechnende Perioden Binskoupons für die in dieſen 
Zeitraum fallenden Zinstermine ausgegeben, und ſolche beim Verfall des legten 
Koupons, an deſſen Inhaber aufs neue für die nächfte vierjährige Periode ausge⸗ 
reiht. Die fälligen Koupons werden bei allen Staatsfaflen in der Provinz Sach⸗ 
fen in Zahlung angenommen; aud kann ihr Betrag bei den Meg. Hauprfaflen und 
bei ‚allen Steuerkaſſen in diefer Provinz baar erhoben werden. Die gedachten 
Reg. Hauptfaffen beforgen zugleich für den Inhaber des letzten Koupons die Aus: 
veihung neuer Koupone. Iſt ber legte Koupon ausgegeben ober verloren gegans 
gen,. fo muß vor Ausreihung neuer Roupons die Obligation der Reg. vorgelegt 


werben. 
Iſt eine Schuldverſchreibung bereits aufgerufen und nicht mehr zinsber (5. 7.), 
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fo werden zwar bie noch laufenden Koupons gezahlt,. dem Inhaber der Schuld» 


verfhreibung wird aber, wenn er biefelbe Behufs der Kapitalszahlung ohne die 
agaehörigen Koupone vorlegt, der Betrag der fehlenden Koupons yon dem Kapis 
tale in Abzug gebracht. 
. Die Binsfoupons verjähren zum Vortheil ber Anftalt, wenn file nicht Binnen 
vier Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung eingereicht werben. 
$. 9. Die Sculdverjchreibungen der Anftalt werben nad tem beigefügten 
Schema von der Direktion ausgeftellt, von fümmtlihen Mitgliedern derfelben uns 
terihrieben, und von der Megierung zu Grfurt beglaubigt. Die Zinstoupons 
WA ohne eine ſolche Beglaubigung bloß mit dem Namenftempel der Direktion 
verfehen 
$. 10. Der Staat garantirt die Berpflitungen der Tilgungsfafle, und wird 
diefe mit dem erforderlichen Betriebsfonds verfehen. 
$. 11. Die Schuldverfchreibungen der Tilgungskaffe können Behufs ber Bes 
fegung gerichtliher und vormundſchaftlicher Depofitalgelder, fowie der Fonds öffent, 
licher Inititute in der Provinz Eachfen angefauft, oder als Unterpfand angenom⸗ 
men werden. 
. ,.$. 12. Die Pflihtigen werben durch bie von ber Tilgungsanflalt an die Be⸗ 
rehtigten auszugebenden Schuldverfchreibungen von den Leiſtungen an die Berech⸗ 
tigten entbunden; fie müflen dagegen an die Tilgungsfafle eine jührliche Rente ents 
richten, weldye in drei Viertheilen des Geldwerths ber bisherigen Leitungen ober 
in drei Viertel Prozent der vorgedachten Schuldverfchreibungen befteht, und nad 
$. 18. hypothekariſch verfichert wird. 

$. 13. Diefe Renten, welde in vier gleichen Theilen, am 1. Nov., am 1. 
Dec., am 1. Jan. und am 1 Febr. zu zahlen find, werden, zugleih mit der Grund: 
feuer, auf Grund befonderer Erhebungsrolfen, von den Ortserhebern erhoben unb 
in den Kreifen Mühlhaufen und Worbis an bie Kreiskaffen, im Kreije Heiligens 
ſtadt unmittelbar an die Tilgungsfafle abgeliefert. 

Es findet deshalb ebenfo, wie hinfihtli der Grundſteuer, bie Grefution im 
Berwaltungsmwege ftatt. 
.  Ablöfungsbeträge ($. 14.) müſſen in allen drei Kreifen an bie Tilgungskaſſe 
unmittelbar abgeführt werben. “ 

$. 14. Rad Ablauf des Zeitraums von 43 Jahren, Binnen welchem bie für 
die abgelöften Leiflungen ausgegebenen Säulboerireibungen vermittelſt bes im 
6. 7. ausgefepten Bonds getilgt werden, erlöfhen die Renten. Der Zeitraum 
von 43 Jahren wird für bie DVerpflichteten von demjenigen Jahre an gerech⸗ 
7— für welches fie zum erfien Male die Rente an die Tilgungsfafle entrich- 
tet haben. . 

“Wenn ber Pflichtige die Tilgung der Rente vor Ablauf bes angegebenen Zeit⸗ 
raums ganz oder ıheilweife herbeizuführen wünſcht, fo ann er folde buch Be: 
ahlung der in der beigefügten Tabelle für jedes Jahr berechneten Ablofungsbeträge 
—8 Die theilweiſe abzulöfenden Rentenbeträge müſſen jedoch wenigſtens 
5 Sgr. beſtehen und in Summen von 5 Sgr. ſich abrunden. 

Kein Grundſtück oder Komplexus von Grundflücken (Zins:Item) darf, fo lange 
bie darauf Haftende Mente nicht getilgt ift, ohne Ginwilligung ber Direftion ber 
Tilgungskaſſe zerflüdelt werben. WW 

Auch muß auf Verlangen dieſer-Behoörde, wenn ein Gut, welches nach vor⸗ 
ftehender Beftimmung nicht zerflücelt werden darf, an mehrere Erben fällt, von 
diefen Einer aus ihrer Mitte beffimmt werden, welcher baffelbe ungetheilt zu über: 
uchmen hat. . 

’ Die Beſchraͤnkungen bleiben jedoch außer Anwendung, wenn bie Vorſchrif⸗ 
ten der Gem. Th. D. eine Abweihung hiervon nothwendig machen. Die Direktion 
ber Tilgungsfaffe wird darüber, in welhen Fällen die Ginwilligung zur Zerſtücke⸗ 
fung zu extheilen fei, mit einer befonderen Anweifung verfehen werden. 
8.15. Meber die Auseinanderfeßung der Berechtigten und Pflichtigen muß 
in gleicher Art, wie es für Ablöfungen überhaupt vorgefchtieben if, von dem Koms, 
miffarius der Tilgungsanftalt ein Rezeß aufgenommen werben, deſſen BeRätigung‘ 
der Direktion der Anſtalt zuſteht. Diefe hat bei Prüfung befielben alles‘ das au 
beobachten, was den Gen. Kom. in biefer Hinficht abliegt. | 
... _ Die von ihr ertheilte Beftätigung Hat mit einer von ber Gen, Kom. ertheilten 
Befätigung gleiche rechtliche Kraft und Wirkung, rn 
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Die von den vorgenannten Kommiflarien aufgenommenen Kezeſſe bebürfen lei⸗ 
ner gerichtlichen ober notariellen Vollziehung. 

$. 16. Durch den von der Direktion der Tilgungsfafie beftätigten Rezeß wers 

den die abgelöften Leiftungen in bie an bie Tilgungskaſſe zu zahlende Geldrtente 
verwandelt, und die verpflichteten Grundflüde haften, vom Tage des Rezeſſes an, 
der Anftalt ebenfo, wie fie den bisherigen Berechtigten verhaftet waren. 
- 8,17. Bon der Direktion der Tilgungsfaffe find befondere Grundlaſten⸗ 
bücher anaulegen, welche für jeve Gemeinde und nad) der Reihefolge der Mezeffe 
über die erfolgte Abfindung der Berechtigten nachweiſen, in wieweit jebes einzelne 
Grundſtück oder jeder Komplerus von Grundſtücken mit Renten für bie Tilgungs- 
faffe befhwert it. Die Grundlaftenbücher müffen fich den Grundſteuerrollen ans 
ſchließen und find mit diefen zugleich fortzuführen. 

Stehen bei einem feither durch Verpachtung an bie pflichtige Gemeinde benutz⸗ 
ten Zehnten die einzelnen demfelben unterworfenen Grundftüde nicht feit, fo if die 
Rente auf die fänmtlihen Grundflüde der betheiligten Gemeindeglieder, oder auf 
fo viele, ale bie Direltion ber Tilgungsfaffe zur vollftändigen Sicherſtellung der 
- Renten nöthig findet, nach Verhältnig des Betrages, welchen ein jedes Gemeinde⸗ 

lied zuletzt zu dem Pachigelde geleiftet hat, zu vertheilen und in das Grundlaftens 
u, jedoch unter Vorbehalt der Mechte der ſchon vorhandenen Realgläubiger, eins 
zuiragen. 

uf gleihe Weife wirb die für Abloͤſung von Aufhütungs-, Pferch⸗ und 

Brilänupungsrsähten zu zahlende Rente nach dem DVerhältniffe, in welchem bisher 
die einzelnen Grundbeſitzer diefe Laft zu tragen halten, vertheilt, und auf ſaͤmmt⸗ 
liche Grundſtücke der Verpflichteten, oder auf fo viele, als die Direktion der Til 
gungskaſſe für notwendig erachtet, jedoch gleichfalls unter Vorbehalt ber Rechte der 
vorhandenen Realgläubiger im Grundlaftenbudhe eingetragen. 
8. 18. Gine vollftändige Cintragung der Renten der Tilgungslaffe in bie Hy⸗ 
pothefenbücdher findet nicht flatt, vielmehr if im Hypothefenbuche eines jeden rentes 
pflihtigen Grundſtücks oder Gutes sub rubrica II. nur im Allgemeinen zu vermers 
fen, daß die betreffenden Grundſtücke, welche feither dem namentlich zu benennen 
den, nunmehr abgefundenen Berechtigten mit Grundabgaben und gutsherrlichen 
Laften verhaftet waren, von jept, und zwar auf 43 Jahre von dem jedesmal anzus 
ebenvden Jahre, für welches zum erflen Male die Rente entrichtet wird, ab der 

Ugungöfaffe rentepflihtig find. 

Diefer Bermerk hat die Folge, dag die Nenten, obwohl fie nit aus dem Hy⸗ 
pothefenbuche, fondern nur aus dem Grundlaſtenbuche fpeziell erfichtlich find, den⸗ 
no nit nur von allen fpäter, fondern auch vor den ſchon jeßt eingetragenen 
Aupothefarifhen Forderungen, daſſelbe Borzugsrecht genießen, welches vorher den 

eiftungen yufane. 

Nah Ablauf der 43 Jahre werden die vorgedachten Bermerke in ben Hypothe⸗ 
fenbüchern von Amtswegen und ohne Vorlegung der Rezeſſe, auf Grund deren die 
Eintragung geſchehen if, geloͤſcht. 

Vine frühere Löfhung in dem Hypothekenbuche kann nur bei einer gänzlien 
Abloſung der Mente, oder bei einer theilweifen Ablöfung, wenn ber zu lö- 
—* Antheil die ganze, auf einem Grundſtuͤcke haftende Rente ausmacht, verlangt 
werben. 

Nah erfolgter Bintragung des obenerwähnten Vermerkes, ober, wenn bas 
Hypothefenfollum für bie verpflichteten Brundftüde noch nicht regulirt fein follte, 
nad Ertheilung bes, die Stelle der Bintragung vertretenden gerichtlichen Refognis 
tionsſcheins werden die Schuldverſchreibungen, welche dem —86 zu ſeiner 
Abfindung auszureichen find, ausgefertigt und bemfelben gegen eine beglaubigte 
Quittung, in welder er fi zugleich wegen aller Anſprüche aus dem Ablöfungss 
gefhäfte für abgefunden erklären muß, ausgehändigt, in dem Kalle aber, wenn ihm 
Bir der Re te dritter Perfonen das Abfindungsfapital zur freien Berfügung 
no nat überwiefen werden kann, vorläufig bei dem betreffenden Gerichte nieders 
gelegt. 
- Der fe 4 wird doppelt, naͤmlich einmal für die Pflichtigen und einmal für 
bie Tilgungskaſſe ausgefertigt. 

8. 19, Was wegen ber Rechte und Verbindlichkeiten dritter Perſonen in Bez 
lehung auf die Abloͤſungen uͤberhaupt und wegen ber Kapitalsabfindung insbeſon⸗ 
ere in den Geſetzen vorgeſchrieben iſt, ſindet auch auf die Abloͤſungen nach den 
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Vorſchriften biefes Reglemente Anwendung und ſteht den Mealberehtigten kein Wis 
derfpruch Dagegen zu. Die von der Tilgungsart ausgereichten Schuldverfchreibuns 
gen werben hierbei ben Baarzahlungen glei geachtet. Die Regulirung ber aus 
ber Betheiligung dritter Berfonen entipringenden Rechtsverhaͤltniſſe, namentlich in 
Bezug auf bie Verwendung ber Abfindung zu den Koften, weldhe in Folge ber 
Ablöfung zu den neuen Ginrichtungen auf ben berechtigten Bütern nothwendig 
werben, ober zur Bezahlung der erſten Sypothefengläubiger, fowie in Bezug auf 
die Wieberanlegung der Abfindung zu Lehn, Fideilommiß u. f. w., gebührt ber 
Direktion der Tilgungskaſſe mit allen Befugniſſen und Pflichten der en. Kom. 
ber letzteren bleibt jedoch die Entſcheidung Ser hierbei unter den Betbeiligten vors 
fommenben Streitigkeiten nach näherer Vorſchriſt des $. 6. vorbehalten. “. 

$. 20. Wenn ben Pflihtigen Huts und Holggerechtigkeiten gegen die Verech⸗ 
tigten zuſtehen, fo koͤnnen bie Kommiſſarien ber Tilgungsanftali auf ben Antra 
der Betheiligten ein Ablommen vermitteln, durch welches dieſe Gerechtigkeiten aufs 
gehoben und die abzulöfenden Leiftungen mit bem Werthe berfelben ganz oder theil⸗ 
weife fompenfirt werden. Kommt ein Abfommen zu Stande, fo gebührt deſſen 
Beflätigung der Direktion ber Tilgungslafle, und e6 finden babei die Borfchriften 
bes $. 15. Anwendung. 

Durch die Bermittelung eines folden Abkommens darf aber das Abloͤſungs⸗ 
gefhäft nicht aufgehalten werben; entfliehen daraus WBeiterungen, weldhe eine bals 
bige Befeitigung nicht erwarten laſſen, fo find die Verhandlungen auf die Abloͤſung 
zu beſchraͤnken, und die Betheiligten mit der Auseinanderfeßung wegen ber gebadhs 
tm Sersituten an die kompetente Behörbe zu verweifen. 

6. 21. Na Binleitung der Sache Tann die einmal angebrachte Provokation 
nit mehr zurüdgenommen werben. 

. 22. Die Staatss und Gemeindebeamten find innerhalb ihres Amtsbezixke 
verpflichtet, fi den Aufträgen und Requifitionen der Direktion der Tilgungsfaffe 
zu unterziehen; fle erhalten für ihre Bemühungen Feine Gebühren, fondern haben 
nur Anfprud auf Eritattung baarer Auslagen, und bei auswärtigen Geſchaͤften 
auf ‚Dergütung ber Diäten und Fuhrkoſten nad den Beflimmungen ber V. v. 28. 
Juni 1825. Die Ortöfteners@innehmer beziehen, fofern bie Renteverpflichteten nicht 
dur Wahl aus ihrer Mitte einen andern Grheber beftellen, deflen Befähigung ber 
Direltion der Tilgungsfaffe nachzuweiſen, und welcher von biefer befonders zu vers 
pflichten iR, für die Erhebung und Ablieferung der Renten eine Vergütung von 2 
Brozent, welche ihnen von den Berpflichteten zu gewähren iſt. Die Kreislaflen 
haben auf Hebegebühren ober fonftige Remuneration für die Erhebung und Ablies 
ferung der Renten keinen Anfprud). 

. 23. Die Berhandlung der Tilgungsanftalt und ihrer Kommilfarien mit 
Ginfhluß der aus Veranlaſſung des Abloͤſungsgeſchaͤfts erfolgenden hypothekariſchen 
Eintragungen und gerichtlichen Depofltionen, genießen die Stempel-, Sportels und 
Bortofreiheit. Alle Koſten, welche das Ablöfungsgefhäft und bie Verwaltung ber 
Tilgungsanftalt veruriadhen, werben von ber Staalskaſſe ohne einen weiteren Beis 
trag von Seiten der Betheiligten, ald daß ein Viertelprozent, welches nad $. 12. 
über bie Zinfen der Schuldverſchreibung erhoben wird, getragen; ausgenommen 
find jedoch diejenigen Koften, welche bei den zur Kompetenz ber Gen. Kom. gehös 
rigen Auseinanberfegungen und Streitigkeiten (88. 3. 6. 19. und 20.) entftes 
ben und nad) den darüber beftehenden gefeglihen Vorſchriften von ben Betheilig⸗ 
ten zu tragen find. L 

$. 24. Den Min. des 3. und der Fin. bleibt vorbehalten, Fünftig zur Schlies 
Sung der Geſchäfte der Anftalt eine Friſt zu befimmen, nad beren Ablauf Ans 
träge auf Ablöfung nicht weiter angenommen werben. 

Diefe Friſt, welche nicht Türzer als ſechs Monate fein darf, iR durch die Amtes 
blätter der Provinz befannt zu machen. 

$. 25. Die zur Ausfürung. gegenwärtiger B. erforderlichen Anorbnungen 
bleiben ben im 6. 24. genannten Win. überlaflen. 

Berlin, den 9. April 1845. 

Königlihes Staatsminiflerium. 
Prinz von Preußen. 
v. Boyen. Mühlen. v. Nagler. Mother. Eichhorn. v. Thile v. Savigny. 
v. Bülow. v. Bodelſchwingh. Graf ch Stolberg. Graf v. Arnim, Flottwell. 
en. 
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A. 
(Königlihes Wappen.) 

Die Direktion der Tilgungsfaffe zur Erleichterung der Ablöfungen in den Kreis 
fen Heiligenſtadt, Mühlhaufen und Worbis des Regierungsbezirts Erfurt befcheis 
nigt durch dieſe Schulbverfhreibung, daß der Inhaber aus der durch die Allerh. 
8. D. a. d. Berlin, den 18. April 1845 geftifteten Tilgungsfafle ein Kapital von 

error een Thalern in Silber⸗Kourant 
zu en bat und der Werth dafür durch Ablöfung ber Meallaften berichtigt 
worden if. 

Die Zinfen werben yon ....... an jährlih zu drei und einem Halb vom 

Hundert am ......... jeden Jahres gegen Aushändigung des beſonders ausge⸗ 
fertigten Zinsloupons, bei den Regierungs : Hauptlaffen und allen Steuerlaflen in 
ber Provinz Sachſen gezahlt und die fälligen Koupons bei allen Staatsfaffen dies 
fer Prosinz in Zahlung angenommen. 
- Das Kapital wird gemäß dem Regl. v. 9. April 1845 aus bem beflinnmten 
Tilgungefonde mittelR Ankaufs ober Berloofung abgetragen, kann aber von dem 
Inhaber nicht gefündigt werden. Zur Sicherheit für das Kapital und die Zinfen 
Baftet das gefammte Eigenthum ber Anftalt, insbefonbere die durch die Ablöfungen 
Lonſtituirten —— verſicherten Grundrenten. Zugleich garantirt der Staat 
Kapitel und Zinfen. 

Sclligenfladi, .......... 

:  VBoriehende Schulvverfhreibung über ...... ... Thaler Kourant wird hier⸗ 
durch beglaubigt. 

e urt, den ....... 

Königliche Regierung. 





Eingetragen mit Kourant. 


HauptsRegifter Fol. 


759 
B. 


} von 5 Sgr., 10 Ser., 
ſuß von 34 Prozent. 
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IM. 
Die Tilgungstaffe für die Graffchaften Wittgenftein - Berle- 
burg und Wittgenftein - Wittgenflein. 
Vergl. das Gefeh v. 22. Dec. 1839, betr. die Mechtöverhältniffe der 


Grundbefitzer und die Abldf. ver Meallaften in den Grafichaften Wittgen- 
flein- Berleburg und Wittgenſtein⸗Wittgenſtein. (f. oben ©. 305-312.) 


Fünfte Abtbeilung. 


Die Gefehgebung über das Koſtenweſen in den 
zum Neffort der Auseinanderfegungs = Behörden 
gehörigen Angelegenheiten, 





Erfter Hbfchnitt. 


Borfchriften für diejenigen Landestheile, in welchen 

die Verordnung vom 20. Juni 1817 und die An- 

bangsd-Berordnung vom 30, Juni 1834 zur Anwen- 
dung kommen. 


Regulativ v. 25. April 1836, betr. die Koſten der gutsherrlich⸗baͤuer⸗ 

lichen Auseinanderſetzungen, Gemeinheitötheilungen, Ablöfungen und 

anderer Gefchäfte, die zum Reſſort der General» Kommilfionen, im, 

gleichen der zweiten Abtheilung des Innern bei den Regierungen ber 
Provinz Preußen gehören. 


Diäten und Reifekoften der Kommiflaren. 
$. 1. 1) Die Bartheien entrichten an Diäten der Kommiflarien drei Thaler, 
fowohl für die am Wohnorte der Letzteren in Angelegenheiten ber Bartheien vers 
richteten Sefchäfte, als für die Zeit ihres eben biefer Gefchäfte wegen außerhalb ges 
nommenen Aufenthalts, einfchließlih ber Reifetage. 
2) Die Fuhrkoſten werden den Bartheien mit einem Thaler für die Meile in 
Reämung gefiel 
3) Die Kommiffarien find befugt, iu Beſchleunigung ihrer Geſchaͤfte Bros 
tofollführer zuguzichen, für welche der Diätenfas von Zwanzig Silbergroſchen im 
Rechnung gebracht wird, 
Gebühren und Entſchaͤdigungen ber Feldmeſſer. 
$. 2. Diefe werben mit Vorbehalt der nach erfolgter Meviflon bes Regl. v. 29. 
April 1813 anderweit zu treffenden Beftimmungen, vorläufig noch nad dieſem 
Regl., jedoch mit folgenden näheren Modifikationen, feſtgeſetzt: 
1 e Koftenrehnungen ber Feldmeſſer follen von ben Anseinanberfegungss 
Behörden, unter Beihülfe befonberer, diefen zugeordneter Meviforen, geprüft 
und feßgefegt werben, Die Befehungs s Koften treffen immer den Feld⸗ 


4 
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weſſer. Grgiebt ſich, daß bie nach dem Regl. v. 29. April liquidirten Ge⸗ 
bühren unverhältnigmäßig find, fo fol der Mevifor ermeflen, in wie viel 
Tagen ber Beldmefler das Geſchaͤft bei gehöriger Anftrengung hätte verrich⸗ 
ten fönnen, und fol darnach bie Zahl der Arbeitstage feitgeftellt, für jeden 
berfelben aber nicht weniger als Gin und ein halber Thaler und nicht mehr 
als Zwei Thaler zum Anſatz gebracht werben. Welcher von beiden Säpen 
anzunehmen, ift nach der Wichtigkeit des Geſchaͤfts, der Tüchtigkeit der Ars 
beit und ber Einwirkung des Feldmeſſers auf einfache Beilegung ber Haupts 
fahe zu ermefien. 

2) Berlangen es die Bartheien, oder finden bie General: Kommiffionen bes 
fondere Beranlafiung, die Arbeiten der Feldmeſſer revidiren zu laflen, fo 
muß dies befonders geſchickten Vermeffunges Beamten aufgeiragen werben, 
Wird dabei die Arbeit fehlerfrei gefunden, fo werden bie Koften ber Revi⸗ 
fion den Bartheien in Rechnung geſtellt. Die Vertheilung ber Koſten der 
Reyifion auf die Lebteren gefchieht in ber Regel nad) eben den Brundfähen, 
wonach die Vermeſſungskoſten repartirt werden. Iſt aber die von den Bars 

eien verlangte Reviflon nicht von ber Mehrheit berfelben, fondern von ber 

nderzahl in Antrag gebracht, fo müflen die Lebteren, wenn bie Arbeit 
fehlerfrei gefunden wird, die Koften allein tragen. Fehlerhafte Arbeiten find 
bagegen nad) dem Ermeſſen des Reviſors und deffen Berfländigung mit dem 
gut Leitung der Sache berufenen Spezialkommiſſarius, von dem bis dahin 
efhäftigten, ober einem andern damit zu beauftragenden Feldmeſſer auf 
Koften desjenigen, welchkin dieſe Fehler zur Laft fallen, zu verbeflern, auch 
treffen den Lehteren in ſolchem Falle die Reviſtonsloſten. | 

3) Für die von den Reviſoren an ihrem Wohnorte verrichieten Arbeiten wer; 
den ben Intereffenten Zwei Thaler Diäten, für bie außer ihrem Wohnorte 
verrichteten Gehchäfte aber Drei Thaler in Rechnung gefellt. 

4) An Fuhrkoſten der Feldmeſſer werden den Partheien Zwanzig Silbergroſchen 
für die Meile angefebt. 

x aBegen ber Fuhrkoſten der Reviſoren fommt bie Beflimmung $. 1. Nr. 2. zur 
nwendung. 

$. 3. Gntfhädigung der Schiedsrichter, Kreisverordneten und anderer 

Sachverſtaͤndigen. 

Ihnen gebühren Reiſe⸗ und Zehrungskoſten, die erſteren nach den Saͤtzen von 
Zehn Silbergrofhen bis Cinen Thaler für die Meile, die letzteren . ben Sägen 
von Zwanzig eaufbergrofähen bis zu Zwei Thalern für ben F elcher dieſer 
Saͤtze oder welcher Mittelſatz anzuwenden iſt, hat die feſtſetzende Behörde mit Rück⸗ 
ſicht auf die Standesverhaͤltniſſe und bie Erheblichkeit der Leiſtungen zu ermeflen. 

Werben öffentliche Beamte, oder auf befondere Remuneration für ihre Dienft- 
leiflungen angewiefene Techniker zu Schiedsrichtern oder Stellvertretern ber Kreis; 
verordneten ernannt, oder als Sachverſtändige je ezogen, fo müflen ihnen bie nach 
ihren Dienk » Infruftionen, oder fonft nad —28 Feſtſehungen zuftänbigen 
Bergütungen, in deren Ermangelung aber Diäten und Reiſekoſten nach ben im 
Negul. v. 28. Juli 1825 beflimmten, auf ihr Dienftverhälmig anwenbbaren Saͤtzen, 
gezahlt werben. 

6. 4. Urtels⸗ und Grekutionsgebühren, Kaflenquote und Kopialien. 

Außer den im Borfichenden beftimmten Diäten, Gebühren und Entſchädigun⸗ 
gen haben bie Bartheien folgende Koften zu entrichten, als: 

1) Urtelsgebühren für die Entfheidungen der Revifionsfollegien und des Geh. 
DbersTrib., refp. nach der Gebührentare für die Landes⸗-Juſtizkollegien v. 
23. Aug. 1815 und den für das Seh. Ober:Trib. beſtimmten Sägen; 

2) einen Zufchlag von zwei Prozent zu den liquibirten Koften, Behufs der 
Kaflenverwaltung; 

3) die Kopialien, fowohl diejenigen, welche bei den Auseinanderſetzungs⸗Behoͤr⸗ 
den, al& bei den Spezialfommiffionen auflaufen; " 

4) die Grefutionsgebühren, und zwar wegen ber von den GeneralsKommiffionen 
ſelbſt, oder deren Speziallommiffarien verfügten Exefutionen nad) der Spor⸗ 
teltaxe für bie Oberlanbesgerichte, und überhaupt 

5) alle Koften, welche die Natur der baaren Auslagen haben. 

$. 5. Vorſchriften, das Geſchaͤftslolal und bie Verpflegung betreffend. 
Den Kommiflarien, Schiedsrichiern, Kreisvermittelungss Behörden, Feldmeſſern 
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und anderen zu den Auseinanderſetzungsgeſchäͤften abgeordneten Beamten und Sach⸗ 
verftändigen, foll das Lokal zu den abzuhaltenden Terminen, fe nach der dargebos 
tenen @elegenheit, am orbentlicher Gerichtsſtaͤtte oder in dem Beichäftslofal der 
Rommunalbehörde angemwiefen werben. 

Bo bie Dertlichfeit dies nicht geftattet, muß ein geeignetes Lofal zu Abhaltung 
der Termine für Mechnung der Interefienten befchafft, auch den benannten Berfo: 
nen und den von den Kommiſſarien zugezogenen Protofollführern, fowohl in ben 
Städten als auf dem Lande, von ben Interefienten freie Wohnung nebft Heizung 
und Erleuchtung gewährt werden. Belöftigung haben fie nicht zu fordern. Wird 
fie ihnen aber gewährt, fo fönnen fle diefelbe, auch ohne Mebereinkunft wegen ber 
Vergütung, annehmen. Im ſolchem Falle können ihnen jedoch für die Verpflegung 
wicht mehr, als täglich acht Bis funfzehn Silbergrofchen abgefordert werben. Rüds 
fiptlich der Kommiffarien und Kreisvermittelungsbehörben müflen bie Siquibationen 
biefer Bergütungsfäße längftens innerhalb Jahresfriſt nad beendigten Auftrage bei 
ber Generalkommiſſion, rüffihtlich der übrigen zur Sache ge ogenen Berfonen aber 
ſogleich nach beendigtem Gefchäfte, bei dem leitenden Kommiflarius, bei Berluft bes 
Anſpruchs eingereicht werben. 

Meifes und andere Koſten ber Partheien und ihrer Bevollmächtigten. 

8.6. Für perfönlich abgewartete Termine können die Partheien in den von den 
Generalkommiſſtonen geleiteten Angelegenheiten Feine Reiſe⸗, gehrunge⸗ und Ver⸗ 
ſaumnißkoſten liquidiren. Nur in den $. 75. Lite. b. c. der V. v. 20. Juni 1817 
bofimmmten Fällen find die aus der Mitte der Interefienten beftellten Bevollmädhs 
tigten bereihtigt, von ihren Machtgebern dergleihh zu forbeen. Huch Fönnen die 
Partheien einander die an ihre Mandatarien, Konfulenten und Beiftände zu zah⸗ 
Inden Gebühren und Koften der Regel nah nicht in Rechnung. ſtellen. Dies fins 
det fowohl bei den zur Inftruftion und Entſcheidung gebiehenen Streitigkeiten, als 
bei den übrigen zur Auselnanderfegung gehörigen Berhandlungen, Anwendung. 
Mur wenn ein Dritter nad 8. 211. der B. v. 20. Juni 1817 zu den Koften der 
Auteinanberjehung gar nicht beizutragen ſchuldig iſt, fann er zwar nicht für ſich 
ſelbſt, wohl aber für feinen Bevollmächtigten, wenn biefer nicht zu den Mit⸗Inter⸗ 
effenten der Auseinanderfeßung gehört, Reifes und Zehrungskoſten erftattet verlan« 

en. Diefe werden nad den perfönliden Verhaͤltniſſen des Bevollmächtigten be⸗ 
immt, find jedoch alsdann, wenn fie für den Mandanten ſelbſt, falle diefer ber: 
leiden zu liquidiren Hätte, nach perfönlicden Berhältniffen deſſelben, im geringeren 
Batrage feftzufeßen wären, einer Ermäßigung bis auf diefen Betrag unterwerfen. 

In den zur Appellation geeigneten Angelegenheiten fann bie obflegende Barthri 
au den Erfah der Mandatariengebühren zweiter und dritter Inſtanz von dem Ge: 
genibeile verlangen, fo weit biefer zue Koſtenerſtattung überhaupt verpflichtet ifl. 

fielbe findet bei den Koften des Rechtsmittels der Nichtigkeitöbefchwerbe fatt. 

Einziehung und Auszahlung ber Koften durch die BeneralsKommiffionen. 

$. 7. Die Koften werden immer nur auf Anwelfung ber Generaltommiffion 
gezahlt, deren Ermeſſen es überlafien bleibt, ob die Zahlung unmittelbar an bie 
ümpfänger, oder jur Kafle der Generalfommiffton zu leiten ik. Auch die Bei 
den Reviflonstollegien und bem Geh. ObersTrib. auflaufenden Koften werden durch 
bie Generalkommiſſion eingezogen. 
Koftens Borfchüfle. 

8. 8. Der Regel na werben bie Koſten erfi dann, wenn fie verbient find, 
von ben Intereffenten eingezogen. 

fönnen aber 

4) von ben Ertrahenten ber Auseinanderfehung angemeflene Koſtenvorſchüſſe 
erhoben werden; auch find bie Auseinanderfeßungsbehörben befugt, bis zur 
Berichtigung der geforderten Koſtenvorſchuſſes mit ber Ginleitung der Aus⸗ 
einanderfeßung anzuftehen. 

2) Behufs der VBermeflungen und Bonitirungen follen dergleihen Borfihüffe 
von ſämmtlichen Intereffenten nach Berhättnißg ihrer Theilnehmungsrechte 
eingezogen werden. 

In den Fällen aber, wo nad dem Befinden der Kommiſſion bie Bers 
meffung und Bonitirung der zum Umſatze kommenden Grundſtücke entbehr- 
ift, follen diejenigen, welche foldye dennoch begehrten (cf. 8. 112. u. f. ber 
B. v. 20. Juni 1817), die erforderlichen Koſſen vorſchießen. 

3) Ehen fo Fönnen verhältmäßige Koſtenvorſchuſſe Hei entſtehenden Sieeitigfeis 
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ten von demjenigen eingezogen werben, welcher ein ftreitiges Theilnehmungss 
recht behauptet, oder fonft nach allgemeinen Orundfägen Klägers Stelle zu 
übernehmen haben würde, ferner von den PBartheien, welche dem von bem 
Kommiffarius vorgelegten Auseinanberfegungsplan ober Auseinanderfegungss 
Rezefle —— endlich nach erfolgter Entſcheidung von denen, welche 
die dagegen zuglaffenen Mechtsmittel einlegen. 


4) Die Cinforderung des Koſtenvorſchuſſes if jeboch niemals weiter auszubehs 


nen, als auf denjenigen Betrag der Koften, welcher ber betreffenden Barthel 
nach Berhältnig ihres Theilnehmungsrehts, oder je nachdem fie facdhfällig 
werden follte, zur Laft fallen fann. Auch find beraleichen Vorſchüſſe der 
Regel nad in keinem größeren Betrage zu erheben, als zu den auf Jahres 
frift erforderlichen Ausgaben notäwendig if; wohl aber find diefelben, je 
nachdem fie durch die wirklichen Ausgaben aufgeräumt worden, zu erneuern. 

Grieihterungen in Betreff der Auseinanderſetzungskoſten. 


$. 9. Im Uebrigen werben die ben Bartheien wegen ber Auseinanderfeßunges 


koſten 


zugeſtandenen Erleichterungen, wie folgt, beſtätigt und erweitert: 


1) ſoll denſelben die Stempelfreiheit wegen aller von der. Auseinanderſetzungs⸗ 


2) 


3) 


4) 


behörbe, ober deren Abgeordneten, oder fonft im Auftrage und auf Requiſi⸗ 
tion berfelben, nicht minder wegen der in den vorgefeßten Inftanzen gepflos 
genen Berbandlungen zu Statten Fommen ; 
follen denfelben wegen aller diefer Verhandlungen, einſchließlich der aus den 
Hypothefenbüchern und ben Alten der Gerichte, oder andern Behörden zu 
ertheilenden Auskunft, außer den in $$. 1. ff. beflimmten und ſonſt' zur 
Kathegorie der baaren Auslagen gehörigen Koften, Feinerlei Sporteln und 
Gebühren, weber von den Generalfommilfionen und den vorgefeßten Inſtan⸗ 
zen, noch von den durch diefelben beauftragten und requirirten Gerichten 
oder fonftigen Behörden zur Laſt gefebt werben; 
eben diefe Begünftigungen (1. und 2.) finden flatt bei allen auf rund ber 
Auseinanderfegungen in den Hypothefenbühern vorzunehmenden Gintragume 
gen und Loͤſchungen; | 
ei den Portofoften follen die Bartheien in dem Maafe erleichtert werben, 
daß bei Altenverfendungen flatt der Portotare für Schriften ($. 11. des 
Poſttax⸗Regul.) nur das Porto für Waaren (Padetvorto, $. 23. fi. a. a, 
D.) zu erheben if; 


5) die vorftehenden Beftimmungen finden ihre Anwendung nicht blos auf bie 
-  Hanptgegenftände ber Auseinanderfeßungen, deren Binleitung und Ausfühs 


6) 


zung und die hierher gehörigen Verhandlungen und Ausfertigungen, Mit 
theilungen und Auskünfte, fondern auch auf die hiermit zufammenhängenden, 
oder auf Veranlaffung und Betrieb der General: und Spezial, Rommiffionen 
damit in Berbindung gefeßten Nebenpuntte und Zwifchenverhandlungen, ale 
wegen der Grenzberichtigungen, der Berichtigung des Legitimationspuntts, 
der auszuftellenden Vollmachten, der Subhaitationen zum Behuf der Aue 
einanderfegung ($. 107. der Gem. Th. D. v. 7. Juni 1821) u. f. w.; - 
eben diefe Sportels, Stempels und Bortofreiheit fol den Partheien auch 
wegen ber bei den Berichten ober andern Behörben ertrahirten Nachrichten 
und Befcheinigungen aus den Alten und Hypothekenbüchern zu Statten kom⸗ 
men, wenn fie ſich durch eine Berfügung der Beneralfommilflon ober eines 
Abgeorbneten derfelben über bie ihnen gemachte Auflage zur Beibringung 
folder Nachweifungen legitimiren. , 
Insbefondere bei den Regierungen. 


$. 10. Gleiche Vergünftigungen ($. 9.) follen den PBartheien bei. den Aus⸗ 
einanderfehungen zu Statten fommen, weldhe von den Megierungen in der biefen 
übertragenen @üterverwaltungen -geleitet werben. Auch follen in dergleichen Fällen 
ben außer dem Fiskus intereffirenden PBartheien Feine mehreren, als bie von: ben 
Regierungen bewilligten Diäten, Gebühren und Meifefoften der Rommiffarien und 
augtjogenen Sachverſtaͤndigen, und auch diefe nur verhältnismäßig, zur Laſt gefent 
werben. 


Imgleiden bei andern Behörben. 


8. 11. Laſſen die Partheien ihre von den Kreisvermittelungsbehörben ob 
font ohne Dazwiſchenkunft der Auseinanderfegungsbehörben geföhloffene Vergleiche 
gerichtlich aufnehmen, fo finden auf dieſen AH und Die Verfendungen ber Behand» 
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Jungen an bie Generallommiffionen, Behufs deren Beflätigung, bie Beſtimmungen 
bes $. 9. ebenfalls Anwendung. 
Berbot anderweiter Remuneration. 

6. 12. Die Kommiffarien, Feldmeſſer oder andere bei ben Auseinanberfeßunges 
Geſchäften gebrauchten Berfonen dürfen fih, bei VBermeibung der in 66. 360 und 
361. Tit. 20. TH. II. des A. L. R. beflimmten Strafen, ohne fpezielle Genehmi⸗ 

ng des vorgeſetzten Min. für die ihnen übertragenen Geſchäfte von den Bartbeien 
eine größern, als die normirten Menumerationen bedingen und annehmen. 
Streitigkeiten über Koften-Bertheilung. 

$. 13. Streitigkeiten unter den Partheien über die Verpflichtung der Koflen 

gehören in den wegen ber Hauptſache fattfinden Rechtsgang. Alle ubrigen, ben 

oftenpunft betreffenden Differenzen und Beichwerben find in dem alle, wenn die 
Interefienten ſich bei den Gerfeßungen der Auseinanderfebungebehörden nicht berus 
higen, im Wege des Melurfes jur tfcheidung des vorgefehten Min. zu bringen. 

Berlin, den 25. April 1836. 

(L S.) Br Wilhelm. 


h. v. Brenn. 
(G. S. 1836. ©. 181, Nr, 1713.) 


Il, 


Smftruftion der General-Kommilflonen in Beziehung auf das Koſten⸗ 
Regulativ v. 25. April 1836. D. d. 16. Juni 1836. 


Remuneration ber Oekonomie⸗Kommiſſarien. 


$. 1. 1) Die Remuneration der Delonomies Rommiflarien, welde von ben 
zus Ausführung ber Gemeinheitstheilungen, Ablöfungen und gutsherrlich⸗baͤuerlichen 
egulieungen beftellten Behörden beſchaͤftigt werben, fol ihnen theils in unfizirten, 
theils in firirten Diäten Rufenweife, je nach ihrem Dienflalter und ihrer Auszeich⸗ 
nung von Zwei bis zu Bier Tihalern gewährt werben, fo jedoch, daß beide Gat⸗ 
tungen von Diäten zufammen gerechnet den Sap von Bier Thalern nicht überfleigen. 
-  %) Virirte Diäten können nur denjenigen Dekononies Kommiflarien zu Theil 
werben, welche fi jenen Geſchaͤften ausfchlieglich widmen und fi durch ihre Ge⸗ 
fHäftsführung auszeichnen. Sie werben nad) dem Ermefien der Behörden ($. 4.) 
im Betrage von Ginem, Gin und ein halb und Zwei Thalern gewährt. Nur bei 
fehr grober Verdienſtlichkeit können fie bie auf Drei Thaler erhöht werben. 

) Ale mit firirten Diäten angeftellte Dekonomie⸗Kommiſſarien bezichen da⸗ 
neben für die Tage ihrer Beichäftigung fowohl am Wohnorte, als für ihren, der 
Auseinanderfegungsgefchäfte wegen, außerhalb demfelben genommenen Aufenhalt, 
einſchließlich der Reifetage, temporaire Diäten, jeboch in beiderlei Arten von Diäten 
nicht weniger ale Zwei und einen halben unb nicht mehr als Bier Thaler. 

2 e unfixirten Kommiffarien werben für die Tage ihrer Beſchaͤftigung mit 
Zwei Thalern bis Zwei und einen halben Thaler temporairer Diäten remunerirt. 
Remuneration der öfonomifchen Hülfsarbeiter. 
$. 2%. Den ötonomifchen Hülfsarbeitern, (cf. $$. 58. 59. der V. v. 20. Juni 
1817) werben für die Tage ihrer Beichäftigung temporaire Diäten von Cinem und 
einem Dritibeil bis zwei Shalern zugeſtanden. 
Remuneration der Spezial⸗Kommiſſarien aus der Klaſſe der Juſtiz⸗Beamten. 
$. 3. Den Kreis⸗Juſtiz⸗-Kommiſſarien und andern Spezial⸗Kommiſſarien aus 
der Klaffe der Juſtiz-Beamten (ch. $$. 61 —64. der B. v. 20. Juni 1817) ges 
bühren für die Tage ihrer Befhäftigung nur temporaise Diäten nad dem Sage 
von Zwei und einem halben Thaler. 
Ausnahmsweiſe Fönnen denjenigen, welche ſich den Geſchaͤften ber Auseinanders 
ſetungs⸗Behoͤrden ausfchlieglih widmen, auch firirte Diäten bewilligt werben. 
ewilligungen, wozu die Genehmigung des Minifteriums erforberlid, if. 
$. 4. Bur Bewilligung der firizten Diäten, Feſtſtellung bes Sapes tempo: 
zairer Diäten für die firirten Kommiflarien und bes hoͤhern Sapes ber temporairen 
Diäten für bie unfirirten Kommiflarien und ölonomifchen Gehülfen muß bie Geneh⸗ 
migung des Minifterii des Innern für Gewerbesingelegenheiten eingeholt werben. 
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Beſondere Vorſchrifien für die Liquidation der Diäten. 

4 5. 1) Die Beſchäftigung von fleben Stunden wird für einen Arbeitstag 
gerechnet. 

2) Arbeiten, die einen groͤßeren Zeitaufwand erfordern, oder ſich in einer 
ringeren Zeit beſtreiten laſſen, werben nach Verhaͤltniß des Zeitbedarfo in Dreißlg⸗ 
theilen eines Arbeitstages berechnet. 

3) Für Termine außer dem Wohnorte des Kommiſſarii wird immer ein gan⸗ 
zer Arbeitstag angeſetzt, wenn dazu auch weniger Zeit als ſieben Stunden ver⸗ 


wandt find. 


4) In keinem Falle können für den an einem Kalendertage abgehaltenen Ter⸗ 
min mehr als eintägige Diäten liquidirt werben, wenn derfelbe auch länger als 
fieben Stunden gedauert Hätte. 

5) Für die Ralendertage, wofür volle Termins⸗Gebühren in Anfab Tommen, 
Können den nämlihen Partheien nicht noch andere Arbeiten in Rechnung geftellt 
werden. 

6) Für die auf Reifen verwendete Zeit paffiren immer befondere Diäten, wenn 
ee auch mit andern zur Liquidation geftellten Geſchaͤften in Einen Kalenders 
tag fallen. 

N Ballen in dem Zeitraum, während deſſen ber Kommifjarius außer feinem 
Wohnorte befhäftigt iſt, Sonns und Feſttage, oder andere von feiner Willkühr uns 
abhängige, und nicht etwa durch feine eigene Behinderung veranlaßte Unterbrechun⸗ 
gen der Gefchäfte vor; fo werben auch diefe Tage zur Liquibation verftattet. 

8) Do gilt auch von dieſen Tagen die unter Nr. 5. getroffene Beſtimmung. 

9) Die vorſtehenden Vorfchriften Enden fowohl bei Feflfegung der temporairen 
Diäten der firirten und unfirirten Kommiffarien, als für die den Bartheien in Ans 
rechnung zu bringenden Koften Anwendung. 

Im Uebrigen behält es bei der ſchon beſtehenden @inrichtung fein Bewenden, 
wonad die Kommiffarien über bie von ihnen beforgten Geſchaͤfte befondere Tages 
bücher zu führen haben, die fie vierteljährig den General⸗Kommiſſionen Behufs der 
Prüfung ihrer Liquidationen einreichen müflen. In biefen Tagebuͤchern müflen ins 
befondere die abgehaltenen Termine genau verzeichnet werben. 

Imgleihen für die Buhrfoßen-Biquidationen, 

$. 6. An Fuhrkoſten erhalten die Kommiſſarien diejenigen Säße, welche 
na dem Regul. $. 1. Nr. 2. den Partheien in Rechnung geftellt werben. Daxs 
unter find Wagenmiethe, Ehauffees, Brücken⸗ und Währgelver mit begriffen. Auch 
iR der Kommiſſarius gehalten, dafür die Fortſchaffung des von ihm zugezogenen 
Protofollführers zu übernehmen. Außer biefem Balle werben die Dekonomie⸗Kom⸗ 
miffarien von der Befolgung der Vorſchrift in $. 10. der B. v. 28. Juni 18235 
wegen der gemeinfchaftlihen Reifen mehrerer Kommiſſarien entbunden. 

Bermag der Liquidant nachzuweiſen, dag er auf bie Reife einen größeren Ko, 
ftenaufwand, ale ihm nad den hier beftimmten Pauſch⸗Saͤtzen zuftändig ift, Habe 
verwenden müflen, jo follen ihm bie wirklich verwanbten Koften aus ber Kaffe vers 
gütet, den Partheien aber nit angelegt werden. 

Im Uebrigen verfleht es Rä voh felbft, daß die Neifekoften, welche aus ben 
in Giner Tour an verſchiedenen Orten abgemachten Gefchäften erwachfen, unter die 
verſchiedenen Partheien vertheilt werden müflen, und daß es durchaus nicht flatts 
haft ift, in Faͤllen dieſer Art, den Interefienten bes einen oder des andern Geſchaͤfts 
Die Meifeloften nach der Entfernung jebes einzelnen Ortes Yon dem Wohnorte des 
Kommiffarius in Anſatz ji Bringen. 

Bon den Diäten und Reifeloften ber Mitglieder, Affefforen und Hülfsarbeiter 
der Senerallommifflonen. 

&. 7. 1) Die Mitglieder und Aſſeſſoren der General:Kommiffionen beziehen 
De h (gäfte außer ihrem Wohnorte Diäten und Reifekoften nad der V. v. 28. 

un . 

2) Sie können m. für die an ihrem Wohnorte als Spezlal-Rommifjarien 
vorgenommenen Arbeiten für fi ſelbſt nichts liquidiren. Wohl aber find diefe von 
ihnen als SpezialsKommiflarien verrichteten häuslichen Arbeiten den Partheien für 
die Kaffe eben fo in Anfaß zu Bringen, wie bei andern Kommiffarien. 

3) Diefe Regeln (1. und 2.) finden auf bie bei den Gen.Kommifflonen mit 
firirten Diäten oder ohne beſtimmie Remunerationen befchäftigen Hülfsarbeiter Feine 
Anwendung; vielmehr find auf biefe die Befimmungen $$. 1, und 4, anwendbar, 
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Auch bleibt es dem Min. des 3. für Gew. Ang. vorbehalten, den mit gern 

eren als Zwei Thalern firirten Diäten remunerirten Affefloren temporaire Diäten 

Fir die an ihrem Wohnorte verrichteten Gefchäfte zu bewilligen. 

Beftimmungen in Betreff der bisherigen Diätenfüge. 

8. 1) Der Regel nach behalten die ſchon mit firirten Diäten angeſtellten 

Kommifjarien die ihnen bereits bewilligten Säge, fowohl an firirten, als tempos 

rairen Diäten. 

2) Es bleibt jedoch dem Minifterio des Innern vorbehalten, die firirten Diä- 
ten derſelben unter befonderen Umftänden zu ermäßigen und dagegen bie ihnen zu⸗ 
fümmenden temporairen Diäten verhältnigmäßig zu erhöhen. 

. 3) Da au die Stellung der bisher fhon mit firirten Diäten angefellten 

Rommiffarien durch die Befimmungen ‘im $. 5. erheblich verbeffert it; fo bleibt 

ebenfalls vorbehalten, bei dem ihnen bisher zugeflandenen Sage ber temparairen 

Diäten für häusliche Arbeiten eine billige Ermäßigung eintreten zu laflen. 

4) Die Baufchfummen, welche hin und wieder den Kreis-Iufliz.Rommiffarien 
att der Liquidationen für häusliche Arbeiten bewilligt find, fallen ſogleich fort und 
ollen auch für die Zukunft nicht mehr bewilligt werben. 

Dagegen find diefelben für ihre häuslichen Arbeiten gleih andern Kommiflas 
zien zu liquidiren befugt. 

Erhebung mäßiger Paufhfummen flatt der Koften. 

$. 9. Binden die vorgelegten Behörten Beranlaflung, von ben Partheien, 
bei Objekten von 500 Thalern und darunter flatt der Koiten: Erhebung nad fpes 

ielen Berechnungen mäßige Pauſchſummen zu erheben (cf. $. 16.) fo müflen 
ch aud die Kommiffarien mit diefen Baufhlummen wegen aller ihnen und ben 
sotofollführern zuſtändigen Diäten und baaren Auslagen begnügen. Vermögen 
fle jedoch darzuthun, daß ihre baaren Auslagen mehr betragen, fo fol ihnen der 
zweckmaͤßig verwendete Betrag aus der Kafle vergütet, den Partheien aber nicht 


angeſetzt werben. 
Diäten ber Protofollführer. 

$. 10. Für die von den Kommiffarien zugezogenen Protofollführer paffiren 
nad wie vor Zwanzig Silbergrofchen Diäten, fowohl für Kommiſſions- und Reife 
tage, als für deren befonders nachzuweiſende Befchäftigung bei den Arbeiten im 
Mohnorte des Kommiffarius. 

Für die Zeit des Aufenthals an befonders theuren Orten, kann benfelben jedoch 
eine Zulage von täglich Zehn Silbergrofchen bewilligt werben. 
Inwieweit den Kommiſſarien obliegt, für ihr Unterfommen und ihre Bekoͤſtigung 

u forgen. 
8.11. Außer demjenigen, wis ben Rommiffarien und Protofolfführern in 
dem Regulativ wegen bes von ben Bartheien zu gewährenden Unterfommens und 
Beköftigung nachgelaſſen ift, bleibt bie Beſchaffung derſelben lediglich ihre Sache. 
Auch Liegt ihnen bie Erflattung ber für ihre Veköftigung, nah $. 5. des Regula⸗ 
tiys yon den Partheien liquidirten Vergütung ob. 
Vorſchriften für die Prüfung und Ermäßigung ber Liquidation. 

... 6. 12. Die Auseinanderfegungs-Behörben haben die Liquidation ber Koms 
miſſarien der ſorgfaͤltigſten Prüfung zu unterwerfen, und es wird ihnen nicht bloß 
bie Autoriſation ertheilt, ſondern auch die Pflicht auferlegt, dieſelben überall auf 
ben zweckmaͤßig verwendeten Roftenbetrag zu ermäßigen; bie Diäten für entbehrliche 
und ungenügende Arbeiten, oder unzeitig abgebrochene Unterhandblungen, nicht min- 
ber bie Reiſekoſten für unpaſſend vervielfältigte Termine ganz oder zum Theil zu 
verfügen. Dies fol auch in den Fällen flattfinden, wenn die Kommiffarien -mit 
toßen Koften aus ber Werne zureifen, um unbedeutende Gefchäfte, die auf ihre 
Reauifition ganz füglih von andern in der Nähe wohnenden Beamten abgemacht 
werden können, zu erledigen, ober wenn die Kommiflarien die Gelegenheif nidt be> 
nugen, die Gelsäfte in nahe belegenen Ortfchaften in @inem Zuge abzuma⸗ 
hen. Insbefondere kommt es bei der Feſtſtellung der auf die Geſchaͤfte anzufchla: 
genden Zeit nicht darauf an, wie viel wirklich verwandt worden, fondern wie viel 
Bayon ein fühiger Geihäftsmann davon zu nerwenden gehabt hätte. Rückfichtlich 
ber Termine liegt den Kommiflarien ob, die Gründe fpeziel zu den Akten zu be— 
merfen, weshalb die Verhandlungen nicht fortgefeßt werden Eonnten, ſondern abges 
Broden werden mußten, um ber Behörde dadurch Anhalt‘ zu einem befrisdigenden 
Crmeſſen zu geben, ob bie Kommiſſarien rückſichtlich der orbnungsmäßigen Fortfũh⸗ 
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zung ber begonnenen Verhandlungen ihre Obliegenheiten erfüllt, oder Termine und 
cite unnüß vervielfältigt Haben. Es ift nicht minder darauf zu Halten, daß bie 
Kommiffarien in einem Zuge und zwedmäßiger Reihefolge die Gefchäfte in den 
nahe belegenen Drifchaften vornehmen und den Partheien fo die Koften der Zu: 
reife aus weiter Berne erfparen. Wegen der Koften: Ermäßigung der vorgefepten 
Behörden fol den Liquidanten die Beſchwerde nur dann geitattet fein, wenn fie 
darthun, dag jene Beflfeßungen Haren und beflimmten Borfchriften zumiderlaufen 
ober dabei nicht blos im arbitrio gefehlt, vielmehr offenhär willführlich verfahren ift. 
Gratififationen für ausgezeichnete Kommiſſarien. 
$. 13. Dagegen follen denjenigen Kommiflarien, welche fi dur Abmachung 
einer ungewöhnlichen Zahl oder zwedmäßige Bearbeitung und Förderung befonders 
ſchwieriger und weit ausfehender Auseinanderfegungen, durch geſchickte Ginleitung 
derfelben, durch befonders zwedmäßige Planlagen, durch gefchickte Behandlung der 
Bartheien, durch vergleihweife Beilegung alter oder fonft hartnädig geführter Streits 
tigfeiten, insbefondere wegen ber Theilnehmungsredhte und deren Umfanges odei 
anderer fehr. zweifelhafter Bunte, überhaupt durch befonders tüchtige und erfolg: 
reihe Arbeit und ben babei bewielenen Fleiß auszeichnen, außerordentlihe Remus 
nerationen aus dem Gratifikalions-Fonds zu Theil werden. 
Auch follen benjenigen Kommiffarien, welche bei den ihnen übertragenen Ge: 
ſchäften dadurch, daß ihnen ungewöhnlich viele, durch Pauſchſätze remunerirte Ges 
fhäfte anheimfallen, oder fonft gegen andere in Nachtheil geftellt find, Billige Ent: 
ſchadigung aus demſelben Fonds bewilligt werden. 
en Auseinander ſehungs⸗Behoͤrden werben zu dergleichen ertraorbinairen Gras 
tififationen befondere Bonds überwiefen werben, innerhalb deren Grenzen-fie darüber 
nach eigenem Ermeſſen disponiren Fönnen. " 
Imgleichen der Feldmeſſer. 
$. 14. Die Feldmeſſer und Reviſoren beziehen die nach dem Regulativ den 
Intereffenten für ihre Arbeiten u. f. w. in Anſaß zu bringenden Koſten. Auch fol- 
len denjenigen Feldmeſſern, welche ſich im Gefchäftsbetriebe der Auseinanderfeßungs: 
Behörden durch Fleiß, Genauigkeit und Sauberkeit ihrer Arbeiten auszeichnen, und 
an ber gütlihen und zweckmäßigen Abmahung ber Auseinanderfegungen wefent: 
lihen Antheil haben, ebenfalls extraorbinaire Gratififationen zu Theil werden, bie 
jebod von den Behörden bei dem Minifterio befonders in Antrag zu bringen find. 
Ausgleihung der Koften und Gratififationen. 
$. 15. Die Rartheien entrichten bie ihnen obliegenden Koften nach Inhalt des 
Negulativs unabhängig von den an die Kommiffarien, je nad) deren befonderer 
Stellung, zu zahlenden Diäten, auch treffen bie Zufchüffe und außerorbentlichen 
Remunerationen, weldhe in den Yällen der 88. 6. 9. 10. 13. 14. den Kommifjarien, 
Feldmeflern und Protokollführern zu gewähren find, nicht die Partheien; vielmehr 
find es die allgemeinen Sonde, welche aus den von den Partheien eingezogenen 
Koften und ben Zuſchüſſen der Staats:Raffen hervorgehen, durch welche jene Aus: 
gleihungen bewirkt werben. 
Koften-Erlaffe und Pauſchſummen. . 
8.16. Huch außer den in dem $. 213. der ®B. v. 20. Juni 1817 beftimm: 
ten Faͤllen follen Koften-Grlaffe ftatifinden, wenn die Koften im Vergleich mit dem 
Werthe des Gegenſtandes der Auseinanderfeßung ohne befonderes Verfchulden der 
Partheien ungewöhnlich hoch fallen. Für den Betrag ber den Provinzial» Behür: 
den zur Dedung der Ausfälle überwiefenen Mittel Fönnen fle dergleichen Grlaffe 
bis zum Belaufe von Yünfzig Thalern felbft bewilligen. Insbeſondere wird ihnen 
die Befugniß eingeräumt und zur befondern Pflicht gemacht, bei Objekten von Fünf: 
Hundert Thalern und darunter, den Kommiffarien und PBrotofollführern, ſtatt aller 
und jeder Koften, incl. ber Diäten, ber Buhrgelver und fonfligen baaren Auslagen, 
Pauſchſummen von Ginem bis Bünfzig Thalern, je nach dem größern oder gerins 
gern Detrage bes Objekts, in Anfag Bringen zu laffen, wobei ſich jedoch von felbft 
verfieht, daß dies ſolchen Partheien, welde die Koftenhäufung durch Prozeffe oder 
fonft durch Mangel an Willfährigfeit verfhuldet haben, nicht zu Statten kommt. 
Wiefern eine folde Koflen: Ermäßigung die Kommiffarlen trifft, if im $. 9. bes 
fimmt. Die übrigen Koften müflen in ſolchem Kalle zur Niederſchlagung befonderg 


liquidirt werben, | 
' Borfäriften über die Cinzlehung des Koſten. 
. 8. 17. Im Uebrigen müffen bie Provinzial-Behoͤrden mit allem Ernſte für 
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die Beitreibung fowohl der laufenden Regulicungsfoften als der Rüdfände forgen, 
und bie 2eßtern nicht zu bedeutenden Summen anwachſen laſſen. Koften-Beträge 
und Vorfhüfle, welde innerhalb Iahresfrift nah der Ankündigung von den Ins 
texeffenten nicht beigetrieben werben können, find ber mit der Steuer⸗Erhebung des 
betreffenden Kreifes beauftragten Behörde zur Ginziehung zu überweifen. 

Dem bereits verfchuldeten Betrage wird alsdann ein folder Theil zugefeßt, 
als nad) dem Ermeſſen der Seneral: Kommifflon bis zur Beendigung der Auseins 
anderfeßung wahrfcheinlich noch auflaufen und auf Rechnung des Heflanten fom- 
men dürfte. Diefe KoftensBeträge find den Grundſteuern glei in den zur Erhe⸗ 
bung ber Leptern beflimmten Terminen einzuziehen, bergefalt, daß biefelben nad 
Manfgabe ihrer Grheblichkeit und nach den perſoͤnlichen Verhaͤltniſſen bes Belaſte⸗ 
ten nach dem Borfchlage der KreissBehörbe und ber Beftfepung der Provinzial 
—8 In drei bis zu zehnjaͤhrigen Terminen erhoben und vierteljährlich zur Kaſſe 
derjelben abgeführt werben. 

Berlin, den 16. Juni 1336. 

Der Minifter des Innern für die Gewerbe, 
Sch. v. Brenn. 


Vorſtehende Inftruftion wird auf Alech. Befehl Seiner Maj. bes Könige 
zur öffentl. Kenntnig gebracht. 
erlin, den 16. Juni 1836. 





Der Min. des 3. für die Gewerbe. 
Sch. v. Brenn. 
(8. ©. 1836. &. 187. Nr. 1714.) 


II. 


Ergänzungen und Erläuterungen zu dem Regulativ v. 25. April 
1836 und zu der Inftruftion v. 16. Juni 1836. 


A. 
Sum Regulativ v. 25. April 1898. 


Zum ©. 1. 
(Diäten und Reiſekoſten der Kommiffarien.) 


1) Gebühren, Diäten und Reiſekoſten der Oekonomie⸗Kommiſſarien 
und Vermeſſungs⸗Beamten in gerichtlichen Angelegenheiten. 


a) C. M. des K. Jufl. Min. (Uhden) v. 2. Ian. 1846 an die Ge⸗ 
richtöbehörden. Diäten und Fuhrkoſten der Oekonomie⸗Kommiſſarien in 
gerichtlichen Ang. 

In Betreff der Diäten und Fuhrkoſten, welche ben Def. Kom, bei ihrer Zus 
iehung als Sachverſtaͤndige in gerichtl. Ang. zu Bewilligen find, ifl in den zur 

ntf&heidung bes Juſt. Min. gelommenen Beräwerbefällen bisher unterſchieden wor: 

den, ob jene Koften in einer zahlbaren Partheifacdhe oder aus Königl. Kafen zu 
entrichten find. 

fteren Balls find die Koften nach dem Regul. v. 25. April 1836 unb ber 
Inſtr. v. 16. Juni deſſelb. J., letzteren Balls nah der V. v. 28. Juni 1825, 
(9. ©. S. 163) bewilligt worden. 

Diefe Grundſätze find insbefondere auch in dem, im Juſt. Din. BI. Jahrg. 
IV. ©. 16 abgedr. Schreiben an die KR. Ober⸗Rechn.⸗Kammer v. 7. Jan. 1842 
aufgeftellt worden, und mit demfelben zur Kenntniß der Gerichtebehörden gefommen. 

Seitdem Hat die B. über die Gebühren der Sachverftändigen ꝛc. v. 29. Maͤr 
1344 (8. S. S. 73) im $. 2. unter Rum. 6. ganz allgemein beftimmt, d 
Staatsbeamte, welche als Sachverſtaͤndige zugezogen werben, biejenige Vergütung 
an Diäten und Reiſekoſten erhalten follen, welde ihnen bei Meifen in Dienflanges 
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legenheiten reglementsmäßig zufommen, — ohne dabei einen Unterfchieb zwifchen 
een in zahlbaren Partheifachen, und ſolchen in fisfal. und Armenfachen 
aufzuftellen. 

In Beranlaflung deffen ift die Frage: nach welchen Grundfügen nunmehr bie 
Diäten und Buhrkoften der Def. Kom. in gerichtl. Ang. feftzuftellen find? zwifchen 
dem K. Min. des J., dem Juſt. Min. und der K. Ober-Rechn.:Rammer anderweit 


zur Berathung gejogen und dahin entfchieden worden: 


daß die Diäten und Wuhrfoften der in gerichtl. Ang. ale Sachverſtändige 
zugezogenen Def. Kom. — foweit biefelben bei einer Gen. Kom. oder Reg. 
angeftellt, und beshalb als Beamte zu betrachten find — nicht nad der 
V. v. 28. Juni 1825, fondern in allen Fällen, alfo auch dann, wenn dies 
felben den gerichtlichen Salarienfaffen zur Laft fallen, nach dem Regul. v. 
25. April 1836 und der dazu gehörigen Inftr. v. 16. Juni deffelben Jah⸗ 
Pr 2 m für ihre Dienftangelegenheiten geltenden Reglements, feſtzu⸗ 
eßen find. 

Dies wird den Gerichts: Behörden hierdurch zur Nachricht und Nachachtung 

befannt gemacht. 
(Juſt. Min. BI. 1846. ©. 12. Nr. 4.) 


b) C. R. des K. Min. des I. (v. Manteuffel) v. 9. Febr. 1846 an 
fammtl. 8. Gen. Kom. und Tandwirtbfchaftl. Neg. Abth. Gebühren und 
Meifefoften der Dekonomie » Kommifjarien als Sachverflännige bei gerichtl. 
Angelegenheiten. 


Bon den Gerichtsbehörben find bisher in ſolchen Faͤllen, wo bie bei den Aus- 
einanderſetzungs⸗Behoͤrden befchäftigten Defonomiefommiffarien als Sachverfländige 
bei gerihtl. Ang. zugezogen worben find, die Gebühren und Neifeloften berfelben 
nur dann nad) Maaßgabe der in dem Regul. v. 25. April 1836 und der Inftr. 
v. 16. Juni ej. a. enthaltenen Beftimmungen feflgefeßt worden, wenn fie zahlungs⸗ 
fähigen Privat-Partheien zur Laft fielen, wogegen man ba, wo — wie in fisfal. 
und Armenfahen — Staatsfaflen dafür auffommen mußten, die Feſtſetzung nad) 
dem Regul. v. 28. Juni 1825 eintreten hieß. Dies Berfahren hat Beranlaffung 
zu einer biesfeitigen Kommunifation mit dem Juſtizmin. gegeben, in Folge deren 
derfelbe, im Ginverftändnig mit der 8. Chersfechn.- Kammer, fih dahin ausge: 
ſprochen hat, 

9 daß fortan die Diäten und Fuhrkoſten ber in gerichtl. Ang. als Sachver⸗ 

fändige zugezogenen Delonomies Kommiffarien — foweit diefelben bei einer 
Gen. Kom. oder einer Meg. angeftellt, und deshalb ale Beamte zu betrach⸗ 
ten find — nit nad der V. v. 28. Juni 1825, fondern in allen Faͤl⸗ 
len, alfo auch dann, wenn diefelben den gerichtl. Salarienkaffen zur Laſt 
fallen, nad dem Regul. v. 25. April 1836 und der Inſtr. v. 16. Juni 
1836 feftzufeßen feien. 

Diefer Grundſaß, weldher den betr. Gerichtsbehoͤrden dur Das 2 Stück des 
laufenden Sahrg. des Juſt. Min. Bl. befannt gemacht worden ifl, wird für bie 
Zufunft alle bisher nicht felten vorgelommene Beichwerden ber Defonomie-Rommif> 
farien über die Gebühren⸗Feſtſetzungen der Gerichte befeitigen. 

(Min. DI. d. i 2. 1846. S. 40. Nr. 55.) 


c) & R. des K. Iufl. Min. (Simone) v. 27. Aug. 1849 an die 
Gerichtsbehoͤrden. Gebühren, Diäten und Reiſekoſten der Vermeſſungs⸗ 
Beamten in gerichtl. Ang. 

Es find Zweifel darüber entflanden, ob die bei Auseinanderf.s Behörden be⸗ 
ſchäftigten Vermeſſungs-Beamten, wenn fie in gerichtlichen Ang. ale Sachver⸗ 
fländige zugezogen werben, auf Grund der Beſtimmung im $. 1. der B. v. 29; 
März 1344 (©: S. S. 73) ihre Gebühren, Diäten und Weifeloften nad dem 
Feldmeſſer⸗Regl. v. 29. Aprif 1813 (v. K. Ann. Jahrg. 1827. S. 733—808) 
oder nad dem für die Auseinanderfegungss Behörden beftimmten Koſten⸗Regul. W 
25. April 1836 (®. ©. ©. 181 ff.) zu liquidiren haben. 

Zur Befeitigung diefer Zweifel wird im Ginyerfländnig mit dem Min. für 
Iandwirthfihaftl. Ang. Hierdurch feſtgeſetzt. UL 
daß, da das Regul. v. 25. April 1836 Ach nur anf bie Gefhäfte in Aus⸗ 

.Ananderfegungss und. Ablöſungsſachen beziegt — für alle Feldmeſſer⸗Ar⸗ 
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beiten in anderen, alfo namentlih aud in gerichtlichen Angelegenfeiten, 
das Regl. v. 29. April 1813 ale maaßgebend zu betrachten if. 
Demgemäg find in den obengedachten Fällen fowohl tie Gebühren, als bie 
Meifekoften und Diäten der Vermeffungsbeamten nah Maaßgabe des erwähnten 
Regl. feſtzuſetzen und macht es dabei feinen Unterſchied, ob diefe Koften einer Bar- 
ihei oder den gerichtlichen Salarienfaffen zur Laſt fallen. (Berl. C. V. v. 2. 
San. 1846. Suf, Min. Bl. ©. 12.) 
(Min. BL. d. i. V. 1819. S. 197. Nr. 282.) 


2) Zum $. 1. Nr. 1. 


a) N. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 
7. Ott. 1838 an die 8. Reg. zu Gumbinnen. Koftentragung für ver- 
eitelte Termine. | 


Wenn durch einen, die Perfon des Kommiflarius betr. Zufall ein Termin ver: 
eitelt wird, fo koͤnnen den Intereſſenten die dadurch entflanbenen vergeblichen Koften 
In feinem Falle zur Laft gelegt werben, vielmehr eignen fi dieſelben in dem alle 
zur Niederfhlagung, wenn dem Kommiſſarius dabei Fein Verſehen irgend einer Art 
zur Laft fallt. Hat aber Lepterer zu der Bereitelung bes Termine ſelbſt auf irgend 
eine Weiſe mit Veranlaffung gegeben, wie 3. B. der Wal fein würde, wenn er bie 
Heife auf einem ungebahnten und fchwer aufjufindenden Wege erft am fpäten Abend, 
oder am Morgen bes TerminsTages angetreten hätte, fo muß derfelbe die Koften 
ſelbſt tragen. 

(Ann. XXI. 910. — 4. 64.) 


b) R. des K. Min. des I. (Bode) v. 24. Jult 1844 an die K. Reg. 
p Gumbinnen. Reiſekoſten der Kommiſſarien und Feldmeſſer bei Erkran⸗ 
ngen oder Zeitverfäumniffen. 


Der K. Reg. eröffne ih auf die Anfrage v. 3. v. M., daß das Schreiben 
meines Amtsvorgängers v. 12. Febr. 1841 (Anl. a.) an die K. Ober⸗Rechnungs⸗ 
fammer, foweit es die buch Krankheit der Defonomie : Kommiſſarien veranlaßten 
Reiſekoſten und Zeitwerfäumnifle betrifft, zwar auch auf die Feldmeſſer, welche in 
Auseinanberfegungsfachen beichäftigt werben, analoge Anwendung finden muß; wenn 
aber die K. Reg. daraus folgert, daß ein Weldmefler, welcher wegen Krankheit ein 
ihm aufgetragenes Geſchaͤft abzubrechen genöthigt if, um in feinem Wohnfige aͤrzt⸗ 
liche Huͤlfe zu ſuchen, auf —28 keinen Anſpruch habe, ſo ſteht dies mit jener 
Verfügung nit in Uebereinſtimmung. 

Es können nämlih nad derfelben dem Spezial: Rommiffarius nur dann feine 
Reifeloften bewilligt werden, wenn er auf der Hinreife zum Termin erfranft und 
unverridhteter Sache zurüdkehren muß; bat die Krankheit aber nur bas Abbrechen 
eines mehrtägigen Termine verurfaht, deſſen Kortfegung verhindert und dadurch 
die Anberaumung eines neuen Termins ndthig gemacht, fo koͤnnen die Partheien 
von der Tragung der Koften beider Reifen nit entbunden werben, ba die Erkrau⸗ 
fung als eine jener Zufälligfeiten betrachtet werben muß, welde die ununterbrochene 
Bortfeßung des Gefchäfts verhindern lönnen und verhinbert n. 

Cbenſo iſt es mit den Reiſekoſten erkrankter Feldmeſſer zu halten. Tritt bie 
Erkrankung auf der Hinreiſe und vor dem Beginn des beabfictigten Geſchaͤfts ein, 
fo hat der Feldmeſſer keinen Anfpru auf Erſtattung der Reiſekoſten, bat er aber 
das Geſchaͤft, weldhes mehrere Tage oder Wochen dahin nehmen wird, bereits bes 
gonnen und wird nur buch Kranfheit gezwungen, nach feinem Wohnort zurückzu⸗ 
kehren, fo müflen die Intereflenten die Sache der Neifefoflen bezaklen; auf beſon⸗ 
bere Meifebiäten, als Erſatz für die Zeitverſäumniß auf ber Reife, lann jedoch dem 
Grfrankten auch in diefem Balle Fein Anſpruch eingeräumt werben, da eine Bers 
fäumniß von Arbeit, zu der er fähig wäre, nicht anzunehmen if. 

F ben vorſtehend entwidelten Grundſaͤhen die K. Reg. auch in dem 
Ihr vorliegenden Spezialfalle zu verfahren. 


Anl. a. 


Bei Beurtheilung der von Biner K. Ober⸗NRechnungskammer in dem Gchreis 
ben ». 11. Jan d. I. aufgeworfenen Brage: Ä 
ob dem Kommiſſarius einer AuseinanberfeßungesBchärbe im Galle der Er⸗ 
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krankung auf einer Dienftreife für die Zeit ber Krankheit Diäten zugebilfigt 

werben fönnen, und wie es in einem ſolchen Balle mit dem Protofoffführer 
Gebühren, Reifes und fonfligen Nebenfoften zu halten? 

wird es hauptſäachlich auf die dienftlihen Verhälmiffe des Kommiffarius anlommen. 

Iſt derfelbe ein Mitglied ber betr. Behörde oder fonft ein firirt angefellter 
Deamter, fo gründet fih fein Anſpruch auf das Regul. v. 28. Juni 1825. In 
biefem Falle werben die Diäten nicht als Remuneration für geleiftete Arbeiten bes 
trachtet, fondern fie nehmen die Natur einer Vergütigung für den Mehraufwand 
auf der Reife an, melde dem betreffenden Beamten au in Kranfheitsfällen nicht 
entzogen werden darf. Es muß indeß der Behörde bei Feſtſetzung der Diäten-Lis 

uidation vorbehalten bleiben, zu prüfen, ob nad) ber Erfranfung nicht die fofortige 

üdreife ausführbar und zweckmäßiger gemwefen wäre, als das Abwarten der Hers 
flellung an dem fremden Orte. Auch will ich in dem befonderen Falle, wenn bie 
Krankheit bes Kommiffarius fi) in die Länge und über 10 Tage hingezogen hat, 
mir vorbehalten, über die demfelben zu bewilligende Entſchaͤdigung zu behimmen 
und folche event. auf ein mäßiges Pauſchquantum fetzufegen. In allen dieſen 
Füllen ſtehen jedoch dem betr. Beamten die reglementsmäßigen Reifekoften unbedingt 
u, der Zweck der Reife mag nun erreicht, ober in Folge ber eingetretenen Krank⸗ 
del verfehlt worden fein. Die Reifeloften fowohl ale die Diäten für die fruchtlos 
verfirihenen Tage müflen aber den allgemeinen Bonds zur Laft fallen, und können 
von den Partheien nicht wieder eingeforbert werden. Anders verhält es fih, wenn 
ber Kommiſſarius ein, durch Diäten remunerirter Spezial-Kommiffarius ift, gleich⸗ 
viel ob derſelbe firirte oder nur temporaire Diäten bezieht. Auf diefe Beamten 
findet allein das Koften = Regul. v. 25. April 1836 Anwendung, fie beziehen bie 
Diäten nicht als einen Erfag für baare Auslagen, fondern als Remuneration für 
ihre Arbeiten, und wenn auch die Initr. v. 16. Suni 1836 im 6. 5. sub Nr. 7. 
einem jolden Kommiflarius geftattet, Diäten für diejenigen Tage zu liquidiren, an 
welchen bie Geſchaͤfte, zu deren Betriebe berfelbe fi außerhalb feines Wohnorts 
aufhält, zufällig unterbrochen worben, fo läßt fi diefe Beſtimmung doch nicht auf 
den Ball anwenden, wenn die Unterbrehung durch eine Krankheit des Kommiſſars 
herbeigeführt wird, da ein folder Ball zu den, in ber Inſtr. gemachten Ausnahmen 
der eigenen Behinderung beflelben zu zählen if. In der Regel können daher 
einem Spezial-Rommiflarius für den Kal feiner Erfranfung auf Terminsreifen keine 
temporaire Diäten auf die Daner der, dadurch von ihm verfäumten Zeit bewilligt 
werden. Sollten indeß befondere Billigkeits -Rüdfihten eine Ausnahme motiviren 
ha fo muß ih mir meine weitere Beſtimmung in einem folden Falle vor⸗ 
ehalten. 

Auf die Diäten der Protofollführer und die Neifekoften eines erkrankten Spes 
zial⸗Konmiſſarius finden dieſe Grundſätze ebenfalls Anwendung, auf legtere aber 
nur dann, wenn der Kommiffarius zuruͤckgereiſet ift, ohne den angefebten Termin 
wirflid abgehalten zu haben. Hat die Kranfheit dagegen nur bas Abbrechen eines 
mehrtägigen Termins veranlaßt, und die Fortjeßung beffelben verhindert, und wird 
in einem ſolchen Balle die Anberaumung eines neuen Termins erforderlich; fo koͤn⸗ 
nen die Partheien von der Tragung ber Koſten für beide Reifen nicht entbunden 
werben, da alsdann die Erfranfung des Kommiſſarius als eine jener Zuſälligkeiten 
betrachtet werden muß, welche die ununterbrochene Fortführung eines Geſchaͤftes 
verhindern Fönnen und verhindert haben. 

Alle anderen durch die Erkrankung eines Kommiſſars etwa veranlaßten Mehr; 
often, mögen fie nun einem firirten Beamten in Gemäßheit bes Hegulativ v. 
28. Juni 1825 erflattet werden müfjen, oder einem biätarifch remunerirten Kom⸗ 
miſſarins aus Billigkeitögrünten bewilligt werben, find dagegen von den Partheien 
nicht wieder einzuforbern, müflen vielmehr den allgemeinen Fonds zur Lak bleiben, 

Eine 8. Ober⸗Rechnungskammer erfuche ich, diefe Grundfäge bei Revifion der 
Rechnungen der Auseinanderfebunge » Behörden in vorkommenden Faͤllen zur An⸗ 
wendung bringen zu laſſen. 

Berlin, den 12. Febr. 1841. 

Der Min. des I. u. d. 8. 

An v. Rochow. 
Eine K. ObersRehnungslammer 
zu Botsdam, 
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Abſchrift vorfichenden Schreibens zur Beachtung an ſaͤmmtl. K. Sen. Kom. 
refp. Reg. 
Berlin, den 12. Yebr. 1841. 
Der Min. des I. u. d. P. 


v. Rochow. 
(Min. BI. d. i. DB. 1844. ©. 229. Nr. 265.) 


c) N. des K. Min. des J, landwirthſchaftl. Abth. (Bethe) v. 6. Aug. 
1838 an die 8. Gen. Kom. zu N. Diäten für Fleine häusliche Arbeiten 
der Protofolführer und fonftigen Gehuͤlfen ter Spezial-Kommiffarien. 


Der 8. Gen. Kom. wird auf den Ber. v. 12. Juni d. I. zu erfennen geges 
ben, daß die von Ihr getroffene Ancrbnung wegen der von ben SpezialsKommif: 
ſarien für die Fleinen häuslichen Arbeiten zu liquidirenden Diäten uberall nicht 
gebilligt werben kann. Das Regul. v. 25. April 1836 und die Inftr. v. 16. Juni 
ej. enthält nichts, wodurch es gerechtfertigt würde, Arbeiten, die die Brotofollfühs 
xer ober fonfligen Gehülfen eines Spezial: Kom. bewirkt haben, als von Leßterem 
felbft vorgenommen zu betrachten und den Partheien dafür Diäten nad dem Sape 
von 3 Rthlr. anzurechnen; vielmehr Eönnen für dergl. Arbeiten in Gemäßheit ber 
Beftinmungen des Regul, $. 1. Nr. 3. und $. 10. nie mehr ale 20 Sgr. tägliche 
Diäten paffiren. 

Daß die Kaffe der K. Gen. Rom. bei der getroffenen Einrichtung die ſonſt 

anz wegfallenden Zufag- Diäten gewinnt, kann nichts ändern, ſondern ift um fo 

irrelevanter, ald dem Regulativ und der Inftruftion die Abfiht zum runde geles 
gen Bat, den Interefienten hinſichtlich der Koften Grleihterung zu verfchaffen, nicht 
aber, wie es von Seiten ber K. Gen. Kom. gefhehen, die zu zahlenden Koflen 
zu vermehren. 

Mebrigens kann zwar den Kommiffarien nicht unterfagt werben, bie Erpedi⸗ 
tiones und anderen Gefchäfte, welche ganz füglich durch einen Protofollführer bes 
wirft werben können, felbft vorzunehmen und in biefem Falle für fih Diäten zu 
liquidiren; die 8. Gen. Kom. aber hat dafür zu forgen, bag hieraus für die Ins 
texefienten fein Nachtheil erwähft, vielmehr in folden Fällen von der Ihr nad 
$. 12. der Inftr. zuftehenden Befugniß Gebraud zu machen und die Diäten, ohne 
Rückſicht auf die wirklich verwanbte Zeit, foweit zu ermäßigen, daß bie Intereffen- 
ten nicht mehr zu zahlen haben, als der Fall gewefen fein roürde, wenn dem Pros 
tokollführer bie Selhäfte wären übertragen worden. Soweit bie nad der Anord⸗ 
nung ber 8. Gen. Kom. eingereichten Liquidationen bereits fehgefept find, mag es 
zwar babei fein Bewenden behalten; bei allen noch nicht feft efehten Ziquibationen 
aber ift nad obiger Beftimmung zu verfahren und namentlih für die nicht von 
den SpezialsKommiffarien ſelbſt verrichteten Arbeiten feine weitere Vergütung, als 
nad dem Sage von 20 Sgr. für flebenflündige Befchäftigung eines Protokollfüh: 
rers feſtzuſetzen. 

(A. XxxII. 611. — 3. 71.) 


d) R. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Mebing) v. 
16. Juni 1841 an die K. Gen. Kom. zu Pofen. Den Spezial-Kommifja- 
rien und Protofoführern flehen für das Heften, Bolitren und Rotuliten 
der Akten 2c. Feine befonderen Gebühren zu. 


Durch das Koften-Regul. v. 25. April 1836 und die dazu gehörige Inſtr. v. 
16. Juni ej. au. haben die in den diesfeitigen C. R. v. 21. März 1829 unb 25. 
Rov. 1833 getroffenen Beftimmungen, wonad den Spezial-Kommiflarien und Pros 
tolollführen für das Heften, Foliiren und Rotuliren der Akten und für andere Feine 
Nebenarbeiten beſondere Gebühren: Anfäge nit paffiren dürfen, keineswegs aufs 
gehoben werben follen; vielmehr muß es bei jenen Anordnungen auch ferner fein 

ewenben behalten. 
(Min. BL d. i. V. 1841. ©. 183. Nr. 279.) 


3) Zu $. 1. Nr. 2. 


Vergl. die Erläut. zum $. 6. der Inftr. v. 16. Juni 1836. 
2 um 6. 1. Nr. 3. 
a 


G R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 3. Nov. 
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1838 an ſaͤmmtl. 8. Gen. Kom. und an die K. Reg. zu Königöberg, Ma⸗ 
rienwerder und Danzig. Memuneration der Protofolführer. 


Dr 8. Gen. Kom. wird hierbei ein Ertraft aus ber Verf. an die Reg. zu 
Sumbinnen v. 23. Mai d. 3. die Remuneration der Protofollführer betr., zur 
Nachricht und Achtung zugefertigt. Ant a.) 

nl. a. 


Was die Anfrage 
zu 2. wegen ber Remuneration ber Protofollführer betrifft: 
fo ſtehen den Protofollführern auch bei auswärtigen Geſchaften immer nur 
einfache Diäten zu, und Fönnen benfelben keine befonbere Reife-Diäten bes 
willigt werben, wenn bie Reife an folden Tagen gemacht wird, für welche 
fie fhon den vollen Diätenfag gm 20 Sgr. beziehen. 


erlin, den 23. Mai 1838. 
Min. des I. Landwirthſchaftl. Abth. 
Bethe. 


An 
die 8. Reg. zu Gumbinnen. 
(4. XXI. 911. — A. 66.) 


b) &. R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 23. Oft. 
1840 an vie K. Gen. Kom. zu Pofen und an die K. Meg. zu Danzig, 
Königsberg, Marienwerver und Gumbinnen. Diäten der zugleich als Dols 
metfcher fungirenden Protofollführer. 


Die K. Ober-Rechn. » Kammer hat ſich damit einverflanden erklärt, daß bei 
Auseinanderfeßungen in ſolchen Fällen, wo die Zuziehung' eines Dolmetſchers bei 
den erhanblungen erforderlich wird, und ein dazu quali zirter Protofollführer bie 
Bunftionen befielben übernimmt, den Behörden geftattet fein foll, nah ihrem Gr: 
meflen den Diätenfaß eines ſolchen Protofollführerse bis auf Cinen Thaler taͤglich 

u erhöhen, und das der ſonach bewilligte Distenzufguß von 10 Sr. tägli den 
Bartheien zur Laſt gelegt werde, weil dieſe in einem folden alle an Koften er⸗ 
fparen, welde ihnen die Buziehung eines Dolmeiſchers veranlaffen würde, und 
einer ber in $. 15. ber Inſtr. v. 16. Juni 1836 bezeichneten Fülle, in welchen 
die Staatsfaffe die Mehrausgaben zu übernehmen hat, bier nicht vorhanden if. 
Es verficht ih davon von felbfi, daß der erhöhete Diätenfag nur für folde Afte 
in Anwendung gebracht werben fann, bei welchen ein Protokollführer als Dolmets 
ſcher wirklich fungirt hat, und daß es funft bei dem gewöhnlichen Diätenfaße von 
2 eg fein Bewenden behält. 

ie 8. Sen. Kom. (Reg.) wird hiervon zur fünftigen Nachachtung und mit 
der Anweifung in Kenntniß gefebt, bei jeder Feſtſetzung nach dem vorſtehend ers 
böheten Diätenfaß unter der Liquidation des Protofollführers ansbrüdlich zu bes 
einigen, daß berfelbe bei den betr. Verhandlungen bie Funktionen eines Dolmets 
ſchers übernommen habe, und daß ein folder nöthig geweſen fei. 

Cine Erhöhung des Satzes von 1 Thlr. tüglih kann aber unter allen Un: 
finden und namentlich auch in dem Falle des $. 10. der alleg. Inſtr. nicht nad: 

egeben werben. Es muß fonach da, wo dem Protofollführer ſchon wegen bes 

ufenthalts an einem befonders theuren Drte der erhöhete Diätenfag von 1 Thlr. 
zuzubilligen gewefen wäre, bei biefem Satze fein Bewenden behalten, wenn auch 
der Brotofollführer an einem folhen Orte als Dolmeticher fungirt Haben follte, 
da eine nochmalige Erhöhung bes täglichen Diätenbetrages auf 1 Thlr. 10 Ser. 
nit für angemeffen erachtet werben Tann. 

(Min. BL d. i. V. 1840. ©. 478. Nr. 821.) 


Zum $. 2. 
(Gebühren und Entfehäpigungen der Feldmeſſer.) 


1) In Betzeff deren Memuneration in gerichtlichen Angelegenheiten, 
vergl. Zuf. 1. zum $. 1. des Regul. 


2) 6 R. des K. Min. des I. für Bew. Ang. (v. Brenn) v. 14. 
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Non. 1836 an fämmtl. K. Gen. Kom. und an bie K. Meg. der Provinz 
Preußen. Gebuͤhrenſatze ver Feldmeſſer und Spezial-Kommiffarien für an« 
gefertigte Karten vermeffener Blächen. 


Das Feldmeſſer⸗Regl. v. 29. April 1813 (A. 1827. &. 783 — 808) Hat bie 
Gebührenfäge unter der Vorausſetzung feftgeftellt, daß beim Auftragen ber Karten 
ein Maßſtab von zulsn der wirklichen Ringe angewendet worden; es enthält aber 
feine Beflimmungen darüber, wenn ein größerer, als der vorgedachte Maaßſtab, 
angeordnet und untergelegt wirb. 

Binige Auseinanderfegunge s Behörden haben ſich deshalb veranlaft gefchen, 
den $. 13. des Feldmeſſer-⸗Regl. zum Theil Dur analoge Anwendung ber fir das 
Kopiren der Karten im $. 95. angegebenen Pofttionen zu ergänzen; — indeß finde 
ich die desfallfigen zu meiner Kenntniß gelommenen Grunbfäge nicht überall anges 
meffen, und fehe mich daher veranlaßt, auf Grund eines befonders eingeforberten 
Gutachtens der ObersBausDep. bis zur Publikation eines neuen Feldmeſſer⸗Regl., 
Folgendes zu beflimmen: 

1) Wenn die Karten ber für ben Zwed einer Regulizung, Gemeinheitstheis 
lung oder Ablöfung vermeflenen Flächen nad einem größeren, als ben im Feld⸗ 
meſſer⸗Regl. vorausgefegten gewöhnlichen Maaßſtabe, gezeichnet werben follen: fo 
erhält der Geometer eine Zulage, welche nad Berhältnig bes größern ober Fleinern 
Maaßſtabes ſteigt oder fällt. 

2) Diefelbe regulirt ſich nach folgenden Saͤtzen: 

Maaßſtab. Zulage auf 13885 M. Flaͤche der Karte in „4, LIR. 
pro Morgen Rthle. Sgr. Bf. 
50 .R. auf einen 


Dim — Pf. -— — — 1. 
5 ss s 1: 3.3.9 141. 
0 >: s 2: 7.1.6 14. 
358⸗⸗ß33⸗11.17. 3 24. 
30» s 45 15.13. — 2- 
35 5: 19. 8. 8 4. 


8 3 . 

‚ 3) Wit diefer nad) Maaßgabe ber vermeffenen und aufgetragenen Flächen bes 
Rinmten Zulage iR die Bergütigung für den Maaßſtab, die Schrift rc. mit gewährt, 
und paffirt für dergl. weiter nichts. 

4) Die obigen Säge beziehen fi ſtets auf den Ball, bag eine Vrouillon⸗ 
und zwei Meintarten abgeliefert werden, fehlt eine biefer letzteren, fo wird nicht 
ber Nr Theil ber Zulage, fondern nur der Gab für das Kopirm in Abſatz 
gebracht. 

5) Nach dieſer Anweifung wirb bei allen erſt feht zur Feſtſezung und Ans 
weifung fommenden Liquidationen verfahren, Reklamationen wegen —8 welche 
vorher ſchon feſtgeſetzt und angewieſen wurden, finden nicht Siatt. 

(A. Xx. 8 4. 72.) 


3) R. des K. Min. des J., Dort N. (Bode) v. 27. Sunt 1843 an 
bie 8. Gen. Kom. zu Berlin. Gebühren der Seldmeffer für die Anferti⸗ 
gung der zweiten Reinkarten bei Gemeinheitstheilungen. 


Auf den über die Beſchwerde des Felbmeſſers N. v. 29. Bärz d. I. unterm 
10. v. M. erfatteten Ber. if das unterz. Min. mit dee K. Gen. Kom. zwar 
barüber einverftanden, bag die Gebühren für die nad) Maaßgabe des C. R. v. 2. 
Jan. 1833 und des Gutachtens der Dbers Bandeput. v. 30. Nov. 1832 erft nach 
befinitiver Feſtſtellung der neuen Feldmarkseintheilungen abzuliefernden zweiten 
Reinfarten nicht nad der vermeſſenen Flaͤche und dem, durch ſolche bedingten 
Raume allein beflimmt werben Können, daß vielmehr auch die farbige Anlegung 
ber Grenzen, bie Schrift, Erflärung der Karben, Maaßſtab u. f. w. dabei berüd» 
fißtigt und hiernach Die Kopirungsvergätigung bemeflen werben muß. — Ob für 
Ieptgebachte Begenflände noch drei Zoll Breite im Umkreis des bezeichneten Raus 
mes anzunehmen, läßt fi dagegen im Allgemeinen und von vorn herein nicht bes 
flimmen, und {ft baber in jebem einzelnen Galle zu beuriheilen. — Eben fo wenig 
{ft es aber auch gerechtfertigt, den betr. Feidmeſſern bas Doppelte der, nad obigen 
Grundfägen zu arbitrirenden Kopirungskoflen für bie zweite, erſt ſpaͤter zu fertis 
gende Reinkarte inne zu Behalten; — denn abgefchen davon, daß ber mit der Vers 
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meſſung einer zu ſeparirenden Feldmark beauftragte Geometer, der Regel nach, 
nichts dazu beitragen kann, um die neue Eintheilung derſelben ſchleuniger feſtzu⸗ 
ſtellen, und damit den Zeitpunkt herbeizuführen, wo er bie zweite Reinkarte abzu⸗ 
liefern hätte, die desfallfige Verzögerung alfo außer feiner Schuld liegt, finden * 
— anderweit gemachten Erfahrungen zufolge — auch immer hinreichend geübte 
Zeichner, welche die Kopirung der Karten gegen reglementsmäßige Vergütigung 
ern übernehmen, und iſt daher zu der, in dem Cirk. der Gen.sKommiffion v. T 

ov. v. 3. beliebten Maaßregel um fo weniger Grund vorhanden, als Sie auf 
anderweit noch Gelegenheit Hat, bie ſaͤumigen Belbmefler zur Erfüllung ihrer Ver⸗ 
pflichtungen anzubalten. 

Im Uebrigen ift nicht abzufehen, weshalb die K. Gen.⸗Kommiſſion Sich mit 
ber Affervation der wegen ber zweiten Reinkarten abgeſetzten ®ebühren befaßt, 
vielmehr werben dieſe — wie es das R. v. 2. Ian. 1833 bereits anordnet — zweck⸗ 
mäßig erft nach Ablieferung jener Karten auf eine befondere Liquidation feflgefegt 
und angewiefen. 

(Din. BL. d. i. B. 1843. ©. 226. Nr, 296.) . 


4) R. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meving) v. 
a Oft. 1840 an die K. Gen. Kom. zu Stendal. Meifekoften für Feld⸗ 
mener. 

Einverſtanden mit dem, im Ber. der K. Gen. Kom. v. 4. d. M. ausgefpros 
chenen, übrigens au auf die SpezialsRommiflarien anwendbaren Grundſatze: 

bag die Feldmeſſer nur für diefenigen Entfernungen KReifekoften fordern koͤn⸗ 
nen, welche fie wirflich zurüdgelegt haben, um nad) dem Orte des Geſchäfts 
zu gelangen, für weldes liquidirt wird, 
fann das unterz. Min. e6 dennoch nicht billigen, baß berfelbe nur dann, wenn von 
einem näheren Orte als dem gewöhnlichen Domizile zugereifet würde, in Anwen⸗ 
dung gebracht, in dem Falle aber ausgefchloffen und die Meifevergütigung vom 
—28 ab gewaͤhrt werden ſoll, ſobald die Zureiſe aus einem Orte erfolgt, der 
dem des betreffenden Geſchaͤftes entfernter liegt, als jener. 

Abgeſehen naͤmlich von ber Inkonſequenz dieſes Unterſchiedes und von dem 
pekuniaͤren Nachtheile, welchen die Geometer im letzteren Falle, häufig ohne alle 
eigene Schuld, erleiden möchten; fo iſt doch auch dabei nicht berüdfichtigt, daß fle 
oft von einer, außerhalb ihres Wohnorts begonnenen umfaflenden Arbeit, 3. @. 
einer Bermeflung, zu einem zweiten Geſchaͤfte von kürzerer Dauer, vielleiht Abs 
wartung eines Termins, abberufen werden und zur Fortſetzung bes erfleren un⸗ 
mittelbar zurüdfehren; ober aud von einer beendbigten Lolals Arbeit zur andern 
übergehen und erit aus dieſer in ihrem Wohnort wieder eintreffen, fo daß im er; 
ſteren Falle das zweite Geſchäft die Koſten der Reife von und zum Drte bes 
zuerſt begonnenen, biefes aber bie Reife von und nach dem Domizile allein tra: 
gen, letztern alles dagegen eine angemeflene Vertheilung der auf der ganzen 
Umtour erwachfenen Reifekoften erfolgen müßte, um nicht die Interefienten zu über: 
theuern, was wenigftens möglid bleibt, fobald nach der Abficht des Kollegii Ber: 
gütigung für fingirte Neifen zugebilligt würbe. 

Unbillige Opfer, die man dem liquivirenden Beamten an Arbeiten anfinnen 
will, und Abweichungen von dem einfachſten und Elarfien Verfahren beim Li, 
quidizen, erfhweren die Kontrole und ſchlagen, erfahrungsmäßig, jederzeit zum 
Nachtheil des pekuniären Interefies der Partheien und der Integrität der Beamten 
aus. Der beabfidtigte Zwed kann auch in den in Rebe ftehenden Fällen nur durch 
ein verländiges und redliches Benehmen der Spezial: Kommiffarien ſelbſt erreicht 
werben, die daran gewöhnt werden müflen, ihre Arbeiten unb die ber Feldmeſſer 
mit gehöriger Umficht einzutheilen und darüber nachzudenklen, anf welche Weiſe bie 

die zwedmäßig mit einander verbunden und fo am wohlfeilſten hergeſtellt 
werden koͤnnen. 

Wo Eifer für die Sache und ernfter Wille zur Koftmerfparung vorherrſcht, 
da wird dies Ziel auch unbedenklich erreicht werden, bie jetzt angeordnete Form ber 
Geſchaͤfts⸗Tabellen aber Gelegenheit darbieten, bie Richtung J uͤbernehmen, welche 
die Spezial⸗Kommiſſarien in jener wen huns einſchlagen, und darnach die Bewilli⸗ 
gung von Gratifikalionen ober höhere Diäten bemeſſen werden. Die K. Gen. Kom. 
mag dies für Ihre künfligen derartigen Borfchläge Selbft berüdfichtigen und den 
Spezial:Rommiflarien bei jeder fi darbietenden Beranlafung einfchärfen, im Uebri⸗ 
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gen aber wegen Erleichterung der Intereffenten in ſolchen Sachen berichten, deren 

eigenthümliche Lage einen beſonderen unyermeiblichen Aufwand von Meifeloften aus: 

nahmsweiſe erfordert haben follte. ' 
(Min. BL d. i. 2. 1841. ©. 30. Nr. 44.) 


5) R. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 25. April 1843 an 
die 8. Ben. Kom. zu Stargard. Meifediäten der Feldmeſſer und Kopia- 
Ken für Vermeſſungs⸗Bonitirungs⸗Regiſter. 


Das Min. ift, wie der K. Gen. Kom. auf den Ber. v. 11. März d. 5. er: 
öffnet wird, mit Ihrer Anficht, daß die in dem C. R. v. 17. Ian. 1826 (Anl. a.) 
enthaltene, fi auf die Allerh. K. O. v. 9. ej. m. gründende Beflimmung, wonach 
den Feldmeſſern für Reiſetage 14 Thlr. Diäten zu gewähren find. aud jept noch, 
namentlid in Bezug auf die Auseinanderfegungsd s Geihäfte volle Gültigkeit habe, 
einverftanden, und fann ſonach die Beſchwerde des Feldmeſſers N., welcher den für 
bie fonftige Befchäftigung zuläffigen hoͤchſten Diätenfag von 2 Thlr. auch für bie 
Reifetage in Anfprug nimmt, nicht für begründet erachten. 

Was dagegen den zweiten Bunft anbetrifft, fo ift die Beflimmung im $. 88. 
des Feldmeſſer⸗Regl. v. 29. April 1813, wonad der Belpmefler das Bermeffunge: 
Regifter in zwei Gremplaren ohne befondere Vergütigung abzuliefern verpflichtet iſt, 
auf die Bermeflunge-BonitirungssRegifter au in dem befhränften Sinne 
nit auszubehnen, in welchem bie 8. Gen. Kom. folhe nad) Ihrer Anzeige zur 
Anwendung bringt. Vielmehr find den Geomeiern fünftig, wie dies auch bei ande: 
zen Behörden geſchieht, Kopialien für beide Gremplare eines derartigen Regiſters 
nad einem billigen, der Gigenthümlichkeit jeder Arbeit entfprechenden Satze zu ge: 
währen ıc. a 

nl a 


La. 
In dem allgemeinen Regl. für die Feldmeſſer v. 29. April 1813 iſt ber ge⸗ 
wöhnlihe Diätenfag für diefelden auf 1 Thle. 15 Sgr. feſtgeſetzt, jedoch —* 
beſtimmt, daß ein Feldmeſſer für die Tage, welche er bes erhaltenen Auftrags we⸗ 
gen zur Reife anwenden muß, nur 1 Thlr. 10 Ser. tüglih empfangen foR. 

Da diefer Unterfhied nicht ee begründet if, fo haben bes Könige 
Maj. auf meinen Antrag mittelt Allerh. 8. O. v. 9. d. M. zu genehmigen ge: 
zubt, baß im Diätenfage für Arbeits; und Reifetage der Feldmeſſer und unbefol: 
deten Baufondufteure Feine VBerfchiebenheit flattfinden, fondern auch für die Reife: 
tage ber Diätenfaß von Einem Thaler und Fünfzehn Sgr.bewilligt werben ſoll. 

Die K. Reg. hat ſich nad diefer Beftimmung zu achten und ſolche durch bie 
Amtsbl. befannt zu machen. 

Berlin, den 17. Ian. 1826. 

Der Min, des J. v. Schudmann. 


An 
ſämmtl. K. Meg, fowie an die K. Min. 
Baulom. au Berlin. 
(Min. Bl. d. i. ®. 1843. ©. 161. Nr. 202.) 


6) R. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 16. Juli 1843 an 


die K. Meg. zu Gumbinnen. Diätenfäge für Feldmeſſer in Regulirunge 
und Separationd- Angelegenheiten. 


Schon das Megi. v. 29. April 1813 fept die Diäten der Feldmeſſer für Rei- 
fetage auf einen geringen Betrag, als für Arbeitstage, nämlich auf 1 Thlr. 10 Sgr. 
feſt, und zwar ganz allgemein, ohne Rüdfiht auf bie Art der Arbeit, zu welder 
bie Reife nöthig geworden, und es liegt deshalb, und weil es an einer anderwei⸗ 
ten pofitiven Beitimmung fehlt, fein genügender Grund vor, das in Dem gedachten 
Reglement bei Befimmung ber Distenfäge für die Arbeitstage beobachtete Brins 
ip, wonach biefe je nad) ber Berfchiedenheit und Schwierigkeit der Arbeit verſchie⸗ 

en feſtgeſtellt werben tollen, auch auf die bei @elegenheit foldyer Arbeiten vorlom- 
menden Reifen, welche in allen Faͤllen gleich befchwerkich fein koͤnnen, aus zudehnen. 

Die K. Reg. hat daher auch, da ber Diätenfag für Reiſetage der Feldmeſſet 
durch das auf die Allerh. K. O. v. 9. Ian. 1826 gegründete Din. R. v. 17. 
ej. m. ganz allgemein auf 1 Thlr. 15 Sgr. erhöht worben if, nach dieſer Bei 
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mung künftig auch in ben Regulirunges und Separationsfachen zu verfahren, was, 
foviel Hier bekannt, bei allen übrigen Auseinanderfegungsbehörben gefchieht. 
Min. BL d. i. V. 1843. ©. 226. Nr. 295.) 


7) R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Meding) v. 8. Oft. 1838 
an die K. Sen. Kom. zu Berlin. Für ſtädtiſche Vermeffungs » Arbeiten 
Tann feine Diätenzulage bewilligt werden. | 

Der K. Gen. Kom. wird auf den Ber. v. 17. v. M. eröfinet, daß die von 
Ihr ausgefprohene Anficht, a 

daß den Geometern für die größere Schwierigkeit und Koſtſpieligkeit ſtädti⸗ 

ſcher Vermeſſungs⸗Arbeiten eine Zulage über die reglementsmaͤßigen Ge⸗ 
bühren zugebilligt werden dürfe, 

nicht getheilt werden kann; jeder von Ihr beſchaͤftigte Geometer vielmehr dergl. 

Arbeiten gegen reglementsmaͤßige Remuneration zu übernehmen verpflichtet iſt, und 

Sie demgemäß etwanige ähnliche Borberungen ber Feldmeſſer zurüdzuweifen hat. 

(A. XXI. 911. — 4. 65.) 


Zum ©. 3. 


(Entfhädigung der Schiedsrichter, Kreisverordneten und ans 
derer Sachverfländigen. 


1) Das im $. 3. In Bezug genommene Regul. v. 28. Juni 1825 if 
abgeäntert worten durch ten Allerh. Erl. v. 10. Juni 1848 über vie 
TEN Buhrfoften bei Dienftreifen der Staatsbeamten. (8. ©. 


2) Die 2. v. 29. März 1844 über vie Gebühren ver Sachverftändi- 
gen und Zeugen bei gerichtlichen Befchäften (G. S. 1844. ©. 73) findet in 
Betreff der Sachverftändigen nur fubfidiarifche Anwendung, fofern nicht 
für gewiffe Klaffen verfelben die Gebühren durch befondere Verord⸗ 
nungen feftgefegt fin. ($. 1. a. a. O.) 


3) R. des K. Min. res J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 8. 
März 1840 an ven K. Sächſiſchen Oberförfter N. zu N. und abſchriftlich 
an die K. Gen. Kom. zu Stendal. Feſtſetzung ver Reiſekoſten in kommiſ⸗ 
ſariſchen Gefchäften. 


‚Auf Ihre Beſchwerde v. 7. Mai v. 3. über Herabfebung Ihrer Koſtenrech⸗ 
nung in ber Holz: Deputats: Ablöfungsfahe von N. wird Ihnen in Berfolg ber 
vorläufigen Benachrichtigung v. 20. v. M. eröffnet, dag Ihr Anfpru auf regulas 
tivmaͤßige Ertrapoftfoften nicht begründet ifl, vielmehr der von der KR. Gen. Kom. 
zu Stendal angenommene rn. von 20 Sgr. pro Meile dadurch völlig 
gerechtfertigt wird, dag Sie ale K. Saͤchfiſcher Oberförfter nur mit denjenigen dies⸗ 
feitigen Beamten gleihgeftellt werden können, welche in fommiflarifchen Geſchaͤften 
um Reifen mit Extrapoſt in ber Megel nicht berechtigt find, ein Fixum zur Unter: 
altung von Dienſtpferden beziehen, und dergl. Beamten nad 88. 12. und 13. 
des Koſtenregulativs v. 28. Juni 1825, verbunden mit den Erläut. R. v. 19. Aug., 
10. Sept. und 28. Der. 1828, imgl. v. 17. Juli 1832 (9. 8. Ann. Bd. 12. ©. 
632. und 945. und v. 8. Jahrb. Bb. 40. ©. 206.) die Koften einer Lohnfuhre 


ober der Srirapoft nur auf den Nachweis wirklicher Bezahlung verftattet werben 


Können. 

Da Sie nun nit nacdjgewiefen haben, daß Sie mit einer Miethsfuhre, oder 
wit Grtrapoſt die liquidirten Reifen wirkiih gemacht, fo hat Ihnen an Reiſeloſten 
für jede Meile des Hin⸗ und Rückweges nicht mehr als 20 Sr. bewilligt werben 
koͤmen, woburd Ihnen jedoch mehr ale bie Hälfte der regulutiomäßigen Cxrtra⸗ 
poften gewährt worden if, und da Sie immer Hin: und Nüdreife an einem und 
bemfelben Tage gemacht haben, Sie mit Ihren Dienfipferben, deren Sie Sich ohne 
Zweifel bebienten, refp. 2 Thlr. 20 Sgr. und 3 Thle. 10 Sgr. und 4 Thlr. vers 


dient haben 


(Win. DI. d... 2, 1840, S. 57, Pr. 100) 
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4) 6. R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 30. April 
1840 an die K. Gen. Kom. zu Berlin, Solvin, Stargard, Bretlau, Sten« 
dal und Mänfter, und an die K. Reg. der Provinz Preußen. Diäten und 
Meifekoften der als Sachverfländige in Auseinanverfegungd-Sachen zugezo⸗ 
genen Öffentlichen Beamten. 


Die 8. Een. Kom. (K. Reg.) empfängt in der Anl. (a.) Abfchrift tes Heute 
an die K. Ober⸗Rechnungskammer erlaffenen Schreibens in oben gedachter Anges 
legenheit zur Kenntnignahme und Fünfiaen Beachtung. 

nl. a. 

Nah $. 3. des Regul. für die Koften in gutsherrlich⸗bäuerlichen Auseinander⸗ 
ſetzungs⸗Sachen ıc. v. 25. April 1836 gebühren den in folden Sachen zugezoge: 
nen Sciedsrichtern, Kreisverorbneten imnd andern Sachverſtaͤndigen Reife- und 
Zehrungsfoften, bie erſtern nad) den Sägen von 10 Sgr. bie 1 Rtäle. für die 
Meile, die letztern aber nad den Sägen von 20 Sgr. bis 2 Mtblr. für ben Tag. 
Dabei it dem Ermeflen der feftfependen Behörde überlaffen worden, welcher bieier 
Säge oder welcher Mittelfag mit Rüdfiht auf bie Standesverhültniffe und die Er; 
heblichkeit der Leitungen anzuwenden ſei. Es ift ferner Hinzugefügt, daß ben öfs 
fentlihen Beamten, wenn fle zugezogen werben, event. Diäten und Reiſekoſten nad 
ben, im Regul. v. 28. Juni 1825 beflimmten, auf ihr Dienftverhältnig anwenbbas 
ren Saͤtzen gezahlt werben müffen. 

Diefe letziere Beſtimmung hat Eine K. ObersReinungsfammer nady den, ges 
gen die Rechnungen der Gen. Kom. zu Breslau und ber Reg. zu Marienwerber 

sgogenen Grinnerungen dahin ausgelegt, daß den öffentlihen Beamten überhaupt 
keine höheren Saͤtze zugebilligt werden dürfen, ale das Regul. v. 28. Juni 1825 
zuläßt. Giner folhen Auslegung kann ich indeß nicht beipflichten, die Abſicht des 
Koftenregul. v. 25. April 1836 geht vielmehr nur dahin, daß die feffeßende Bes 
Hörde die Diäten und Reiſekoſten folder Sacdjverfländigen nicht unter ben Säßen 
des Megl. v. 28. Juni 1825 beflimme. Sowohl die Sen. Kom. zu Breslau, als 
die Net. zu Marienwerber haben ſich aber bei ihren Feſtſetzungen innerhalb ber 
im $. 3. des erfigebadhten Regul. geſteckten Grenzen gehalten, und ich finde mich 
daher veranlaßt, Eine K. Ober⸗Rechnungslammer zu erfuchen, nicht allein die bes 
reits aufgeftellten Monita fallen, fondern auch für die Zukunft die von den Aus⸗ 
einanderfeßungss Behörden den im Rede ftehenden Sachverfländigen feſtgeſetzten hoͤ⸗ 
Bern Süße, fobalt foldhe die Beflimmungen des $. 3. des Koflenregul. wit über: 
ſchreiten, gefällig paſſiren zu laflen. Wogegen ich jene Behörden angewiefen habe, 
bei Arbitrieung der anzumwendenden Säge bie Rüdfiht auf die thunlichſte Wohlfeil- 
beit der MRegulirungen 20. niemals aus den Augen zu feßen, unb die zuläffigen 
höheren Saͤtze nur da zu bewilligen, wo das Intereffe der Sache es erfordert. 

Berlin, den 30. April 1840. 

Der Min. des 3. u.0. P. 


v. Room. 


An 
Bine 8. Ober⸗Rechnungskammer, zu Potsdam. 

(Din. 31. d. 1. V. 1840, ©. 179, Nr. 298.) 

5) MR. des RK. Min, des I. (Bode) v. 17. Juni 1843. Reiſekoſten 
und Diäten der Sachverfländigen in Faͤllen, wo der Domainenflöfus vie 
Koften zu tragen hat. 

x. Im Ginverfländnig mit dem Min. des K. Haufes, Abth. II., iſt beftinmt 
worden, daß die in Auseinanderfebungsfadhen als Sachverfländige ngezugemen 8. 
Beamten, zu denen insbef. die Baus und Yorfibeamten zu rechnen Kind, die vollen 
teglementemäßigen Reijefoften, Diäten und fonfligen —R a dann beziehen 
follen, wenn ber Domainens Bisfus die Koften ganz oder theilweife zu entrichten 
jet wobei es auch Feinen Unterfchied macht, ob der dem betr. Beamten eriheilte 

ufteng ihn innerhalb feines Amts: Bezirkes ober außer bemfelben beſchaͤf⸗ 


(Koch's Agrargef., 4 Aufl. S. 430-431.) 


6) MR. des K. Min. des J., Abth. II. (v. Manteuffel) v. 27. Oft. 
1845 an den 8. Bau⸗Inſpektor N. zu N, Nichtbewiliigung beſonderer 
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Reiſediäten für Meifen, welche in Auseinanderfegungsfachen an Tagen un» 
ternommen worben, für welche der Liquidant volle Terminsdiaͤten bezieht. 


Die von Ihnen geltend gemachten Billigkeitsgründe für die Bewilligung bes 
fonderer Beifebiäten an ſolchen Terminstagen, wo die Arbeitszeit 7 Stunden ober 
mehr dahin genommen, haben früher einige Auseinanderfeßungs:Behörben bewogen, 
bie Beſtimmung des $. 5. Nr. 6. der Inſtr. v. 16. Juni 1836 auch auf folge 
Gadhverftändige anzuwenden, für welde die Memuneration für ihre Leiflungen in 
Auseinanderfegungsfachen nach dem $. 3. des Koftenregul. v. 25. April 1836 zu 
bemefien if. 

Die K. Ober⸗Rechn. Kammer hat dies aber mit Recht monirt, weil jene Bes 
fimmung ber Inſtr. v. 16. Juni 1836, ale für die Koftenrechnungen ber Defonos 
mie-Kommiflfarien maaßgebend, eine Ausnahme von ber allgemeinen Regel der ®, 
v. 28. Juni 1825 $. 5. bildet, und baher nicht beliebig auf Beamte anderer Ras 
thegorien ausgedehnt werben kann. 

(Min. Bl. d. i. V. 1845, ©. 353, Nr. 401.) 


ſech Gebühren der Bauverſtandigen insbeſ. in Auseinanderfeßungs« 
achen betr. 

a) R. der K. Din. der 8. (v. Bodelſchwingh) u. des I. (Gr. v. Ars 
aim) 9. 22. April 1843 an die K. Reg. zu Breslau. 


Auf eine Anfrage der dortigen K. Gen. Kom. darüber, wie es mit ber Beurs 
theilung und Feſtſetzung folder Koſtenrechnungen von Bauverfländigen in Auseins 
anderfeßungsfadhen zu Halten fei, welche Zeichnungen und Anfchläge von Baumers 
ten, fowie ähnliche Arbeiten betreffen, die Kenntniffe vom Bauweſen erfordern, if 
beflimmt worben, daß in ſolchen im Bezirk ber Gen. Kom. vorlommenden Yällen 
das Butachten des bei der K. Meg. fungirenden Baurathes eingeholt werden ſoll. 
Welche fpezielle Anordnung deshalb Seitens des mitunterz. Min. bes I. an bie 
Gen. Kom. erlafien, wirb die K. Reg. aus dem abfchriftl. angefejlofienen Auszuge 
(Anl. a.) erſehen, und ift der betr. Techniker anzumweifen, bei der Beurtheilung 
derartiger Koftenrechnungen mit derjenigen Sorgfalt zu verfahren, welche die Fürs 
forge für das Intereſſe der Partheien a seinanderfegungsfagen erheiſcht. 


nl. a. 

Was Ihre Anfrage über das in aͤhnlichen Ballen künftig zu beobachtende 
Verfahren anbetrifft, fo Hat die K. Gen. Kom. überall da, wo Gebühren der Baus 
Sahverfländigen in Auseinanderfegungsfachen für Zeichnungen und Anfchläge zu 
Bauwerken und ähnliche, Kenntniffe im Bauweſen erforbernde Arbeiten feftzufehen 
find, zuvörderfi das Gutachten des bei der dortigen Reg. fungirenden Baurathes 
über die betr. Liquidations-Anfäge unter Vermittelung dieſer Behörde und bei Mit: 
theilungen ber zur Beurtheilung nöthigen Materialien einzuholen. Dabei bleibt es 
ber 8. Sen. Kom. unbenommen, Ihre etwanigen Bedenken gegen die Höhe ber lis 
quidirten Gebühren befonders dann hervorzuheben, wenn bie gelieferten Arbeiten 
etwa nicht dem Zwecke der Auseinanderfegung gemäß eingerichtet fein follten. Die 
Feſtſetzung der Liquidation ſelbſt hat die K. Gen. Kom. demnähft unter Berüds 
fihtigung des eingehoiten Gutachtens und im Uebrigen nad) Lage ber Alten zu bes 
wirken, auch ift die kalkulatoriſche Revifion derfelben in Ihren Büreaus vorzuneh⸗ 
men, dem Baurath der Meg. aber muß es überlafien bleiben, fein Gutachten ents 
weder buch Billigung oder Abänderung ber einzelnen Bofltionen unmittelbar in 
ber Liquidation abzugeben, oder daſſelbe befonders auszuführen unb zu mos 
tiviren. 

Berlin, den 31. März 1843. 


Der Min. des 9. 
®r. v. Arnim. 
An 
bie 8. Sen. Kom. zu Breslau. 
(Min. Bl. d. h B. 1343. ©. 198. Nr. 251.) 


b) R. der K. Min. des I. (Gr. v. Arnim) u. der F. (Flottwell) v. 
9. Mai 1845 an die KR. Meg. zu Liegnik. 


Auf den Ber. v. 6. Febr. d. J., betr. die Feſtſehung der Koſtenrechnungen 


> 
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ber Baubeamten, bie in Auseinanderfehungsfachen zugezogen werben, eröffnen wir 
der K. Reg. hierdurch Folgendes. 

Die Feſtſetzung der gedachten Koſtenrechnungen erfolgt nicht, wie die K. Reg. 
annimmt, bei der Regierung in Breslau, ſondern geht von der dortigen Gen. 
Kom., als der das ganze Auseinanderſetzungsgeſchäft leitenden Behörde aus. Die 
Befugniß urd Verpflihtung der Iepteren hierzu iſt nicht nur in der Sade felbk 
begründet, fondern folgt aus den Beflimmungen der gerichtlihen Gebühbrentare v. 
23. Aug. 1815, der V. v. 29. März 1844 über die Gebühren ꝛc. ber Sachver⸗ 
fändigen und Zeugen bei gerihtlihen Sefchäften, und das Koſtenregul. für die 
Auseinanderfehunge Behörden v. 25. April 1836, in denen binfihtlih der Feſt⸗ 
feßung von Koftenrehnungen felder Sadverfländigen, welde K. Beamte find, 
feine Ausnahme gemacht iſt; der $. 13. des Regul. v. 25. April 1636 fpridt 
ausbrüdlid nur von Koftenfeitfegungen der Auseinand eriepungs. Bebörben, 
und verweift etwanige Reklamationen hiergegen in den Weg bes Rekurſes an das 
vorgeſetzte Min. 

Iſt gleichwohl durch das R. v. 22. März 1843 (Min. BL. 1843. S. 1%. 
Nr. 251.) angeordnet worden, daß vor Feſtſetzung ber Liquidation eines zugezo: 
genen Bauverfländigen dur die Gen. Kom. zu Breslau die Liquidation aunörberf 
dur den Baurath ber Reg. daſelbſt geprüft und begutachtet werben foll, fo bes 
ruht dieſe Beflimmung allein darin, daß ſich bei der Gen. Kom. die zu einer fol: 

en Beurtheilung erforderlichen techniſchen Kenntniffe nicht vorfinden. Aus glei; 

en Gründen bebient fih das Min. bes I. in etwanigen Reflamationsfüllen bes 

eirath8 bee Obers Baudep. Bur Abänderung des R. v. 22. Mär; 1843 liegt 
daher fein Grund vor. Damit aber etwanige Reklamationen der Baubeamten ger 
gen Ermüßigung der Koftenrehnungen nicht ohne bie erforderliche Prüfung vers 
worfen werben, ift die Gen. Kom. zu Breslau angewiefen worden, auch über feldhe 
Reklamationen das Butachten des Meg. Bauraths zu Breslau einzuholen. Gegen 
ben hiernach erfolgten Beicheid fteht dem Reflamanten noch der Weg ber Beſchwerde 
beim Min. des I. offen. 

Hiernach hat die K. Reg. den Bauinfpeftor N. angewiefen, feine Koſtenrech⸗ 
nungen duch den betr. Spezial: Kommiffarius an bie Gen. Kom. zur Feſtſezung 
einreichen zu laffen. 

a8 dagegen das Verlangen der K. Reg. betrifft, von ben Aufträgen, welche 
Ihre Baubeamien erhalten, in Kenntniß geteht zu werden, ſo erſcheint daſſelbe 
ganz gerechtfertigt, und iſt die Gen. Kom. zu Breslau daher auch angewieſen wor⸗ 
den, in vorkommenden Faͤllen dieſe Nachricht Ihr entweder ſelbſt zu geben, ober 
fofort dur den Kommiſſarius der Sache geben zu laſſen. 

(Min. BL d. i. V. 1845. ©. 170. Nr. 197.) 


Zum 8. 4. 


(Urtel8» und Erefutionsgebühren, Kaffenquote und Ko- 
pialten.) 


1) Zu Nr. 1. (Urteldgebüähren zweiter und dritter In« 
fan;.) | 

a) C. R. der K. Min. der I. (Mühler) u. des I. u. d. P. (v. Ro 
how) v. 4. Oft. 1838 an fämmtl. 8. Mevif. Kollegin. Unſtatthaftigkeiu 
des Anfages von Erpeditions-@ebühren für die Urtel zweiter Inflanz. 


Es ift bemerkt worden, daß einige Revifions - Kollegien in ben von ihnen in 
appellatorio abgenttelten Sachen, außer ben Urtelss Gebühren, Kopialien und ans 
bern baaren Auslagen, auch noch Erpebitionss@ebühren in Anfag bringen. Nach 
$ 4. bes Koftenregul. v. 25, April 1836 find dergl. Anfäge nicht mehr zuläffig. 

as K. Reviflonds Kollegium wirb daher angewiefen, künftig bei Aufſlellung ber 
Koſten⸗Liquidationen diefe gefeplihe Beſtimmung genau zu beadhten. 
(Ann. XXI. 915. — 4. 70.) 


b) 6. 9. ver K. Min. ver 3. (Mühlen) u. des J. (Bode) v. 34. 
Juli 1844 an ſaͤmmtl. K. Reg, Gen. Kom. und Mevif. Koflegien. Nichte 
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derpflichtung des Fiskus und der zur Sportelfreiheit berechtigten Partheien 
und Inftitute zur Zahlung von Urteldgebühren. . 


Da fih aus den, in Folge des C. R. v. 30. Der. v. I. eingegangenen Ber. 


ergiebt, daß die Frage: 


„ob und in wie weit der Fiskus, ingleihen biejenigen Berfonen und In: 
fitute, welhen im A. L. R., in der A. ©. DO. und in der Gebührentare 
v. 23. Aug. 1815 oder durch befondere Allerh. Befimmungen, die Spor- 
tel⸗Freiheit bewilligt worden ift, zur Berichtigung der bei den Reviflons: 
Kollegien, refp. dem Ober:Trib. erwachſenden Urtels⸗Gebühren zufolge $. 4. 
des Koftenregul. v. 25. April 1836 herangezogen werben fönnen?” 
von den betr. Auseinanderjeßungss, refp. Spruch-Behoͤrden verfchieden beantwortet 
worden ift: fo finden wir uns veranlaßt, im @inverftändniffe mit dem Binanzmin., 
zur Befeitigung feiner Meinungsdifferenzen hierdurch anzuerkennen: 
„daß der Fiskus und die übrigen vorbezeichneten Partheien zur Zahlung 
en aus $. 4. des angezogenen Rofentegut, nicht ver: 
pflichtet ind.“ 
womit au die Praris des K. Ober: Trib., nach deſſen eingeholtem gutachtlichen 
Ber., übereinftimmt. 
Hiernach if auch von der K. Reg. (der Gen. Kom., dem Reviſtons⸗Kolle⸗ 
gium) in vorkommenden Fällen der Anſatz von Urtels⸗Gebühren zu unterlaflen. 
(Min. BL dv. i. V. 1844. G. 230. Nr. 266.) 


ec) € R. der K. Min. der I. (Mühler) u. des I. u. d. P. (v. Ro⸗ 
how) v. 31. März 1840 an das K. Ob. 2. Ger. Präfft, zu Stettin und 
ur Nachachtung an fümmtl. 8. Gen. Kom., die Preuß. Reg. und ſaͤmmil. 
DRevif Kollegien. Koſtenanſatz für Rekursbeſcheide. 


Auf den unterm 9. v. M. erflatteten Ber., eröffnen wir Ew. Hochw. „bins 
fichtlich der, bei Rekursbeſcheiden des Rev. Kollegii % nehmenden Koiten”, daß in 
denjenigen Bagatellfahen, melde auf Grund des Art. 1. der Deil. v. 6. April 
pr. a. an das Kollegium gelangen, ein Pauſchquantum von 20 Sgr. bis 2 Rihlr. 
an Urtele:Gebühren genommen werben fann. 

(Min. Bl. d. i. V. 1840, ©. 181. Nr. 301.) 


- d) Riquitation der in dritter Inflanz ermachfenen Gebühren bei 
Einreichung der Alten an das Ob. Trib. 

a) ER. des K. Min. des I. (9. Manteuffel) v. 25. Mai 1846 an 
fammtl. K. Gen. Kom. und Reg. 


Bon bem Ehef des Ober Trib. und dem Juftizmin. if mir die Mittheilung 
geworden, daß die in dem ©. R. des vormaligen Min. des I. für H. und Bew. 
9.13. April 1834 enthaltene Beftimmung, wonach behufs der von dem Ober:Trib, 

u bewirfenden Feſtſetzung des Antheild der Auseinanderf. Behörden an den in 
ihtigfeitsbefchwerbefachen nad) der V. y. 14. Dee. 1833 zum Anfab Tommenden 
Baufhquantum bei Einreihung der Akten an ben genannten Gerihtehof eine Liqui- 
dation der in der Nichtigkeits⸗Inſtanz erwachfenen Gebühren beigefügt werben foll, 
nicht giiem unbeadhtet bleibt. 
ie K. Gen. Kom. wirb deshalb zur Befolgung jener Vorſchrift wieberhor 
Ienilih und um fo mehr angewiefen, ald nad einer mit den Gingangs gedachten 
Min. jebt getroffenen Bereinigung in ſolchen Fällen, wo bie betr. Auseinander- 
ſetzungs⸗Behoörde die Beifügung ihrer Liquidation unterläßt, eine weitere Rückfrage 
deshalb nicht ergehen, die Lebtere vielmehr von ber verhälmißmäßigen Theilnahme 
an dem feftzufegenben Pauſchquantum ausgefchlofien bleiben ſoll. 

(Min. BL. d. i. B. 1846. ©. 111. Nr. 171.) 

- DER. des K. Min. für Iandwirtbfchaftl Ang. (Bode) v. 24. Sept. 
1858 an fämmtl. 8. Gen. Kom. und landwirthſchafil. Reg. Abth. 
Da na dem Jufliz- Sportel- Tarif v. 10. Mat 1851 jetzt in allen an bas 


Ober⸗Trib. gelangenden Prozeßſachen Pauſchquanta flatt der Gebühren ꝛc. von 
bem gedachten Gerichtshof feflzufehen find; fo iſt es jezt in allen, von ben Aus: 
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einanberfeßungs » Behörden an das Ober⸗Trib. einzufendenden Prozeßſachen erfers 
derlich, daß ebenfo, wie dies früher nur bei Nichtigfeitsbefchwerben geſchah, dem 
Ober⸗Trib. eine Liquidation ber bei den Auseinanderfegungs:Behörgen in der drit⸗ 
ten Inſtanz entflandenen Koſten mit eingereiht werde, damit das Trib. in ben 
Stand geſetzt wird, zu beftimmen, welcher Theil des feflzufegenden Pauſchquan⸗ 
tums — useinanderſetzungs⸗Behoͤrden gebührt und zu deren Kaſſen zu bes 
rechnen if. 

9 Die K. Gen. Kom. (Reg.) wird deshalb angewielen, fortan in allen an das 
Ober:Trib. gelangenden Sachen nad Maaßgabe des C. M. v. 13. April 1834 zu 
verfahren. 

(Min. Bl. d. i. 2. 1853. ©. 242. Nr. 196.) 


e) Abführung der Gebühren des Ober⸗Tribunals. 


a) C. R. des K. Jufl. Min. (Mühler) v. 1. Oft. 1840 an fämmil. 
K. Obergerichte. 

Um in Museinanderfegungsfadhen für die Zahlung der bei dem Ober⸗Trib. ans 

siegten Gebühren ein gleihmäßiges Verfahren bei den K. Obergerichten und den 
* useinanderſetzungs⸗Behoͤrden einzuführen, beſtimmt der Juſtizmin., in Ueber⸗ 
einflimmung mit dem Min. des J. u. d. Pol., mit Bezugnahme auf die C. B. v. 
15. März 1834, 
„daß von jebt ab diefe Gebühren erſt dann von ben Kaflen der K. Gen. 
Kom. an bie Salarienfaffen der K. Obergerihte gezahlt werben follen, 
wenn die K. Auseinanderfehungss Behörben biefe Gebühren von den Bars 
theien eingezogen haben.“ 

Das bisher in einigen Faͤllen beobachtete Verfahren, wonach dergl. Gebühren 
vorſchußweiſe an bie betr. Obergerichts »Salarienkaffen berichtigt und von letzteren 
bei serofgter Niederſchlagung erflattet wurden, kommt daher nicht weiter zur An 
wendung. 

6 ‚in DL. d. i. V. 1840. ©. 388. Nr. 684. Juſt. Min. BL 1840. 
. 319. 


P) 5. MR. des K. Min. des J. u. d. P. (v. Rochow) v. 31. Oft. 
1840 an fämntl. 8. Gen. Kom. und eg. 


In Berfolg meiner Verf. an den Präfid. v. Wißmann v. 38. Juli d. 3. 
feße ih die K. Reg. davon in Kenntniß, daß ber Juftizmin. fi dahin mit mir 
einyerftanden erflärt hat, daß die Zahlung der Gebühren bes Ob. Trib. in Aus⸗ 
einanderfeßungsfachen an bie Salarienfaffen der Obergerichte Fünftig nicht vorſchuß⸗ 
weile, fondern erſt nad erfolgter Binziehung berfelben von den Partheien geleiftet 
werbe. 

Die K. Reg. bat daher für die Zukunft hiernach zu verfahren, und bie Kafle 
Ihrer landwirthſchaftl. Abth. mit der erforderlichen Saft. zu verfehen. 

(Min. BL. d. i. B. 1840. ©. 481. Nr. 825.) 


2) gu Nr. 2. (Kopialien.) 

a) 6. R. des 8. Min. ded I. für Gem. Ang. (dv. Brenn) v. 17. 
Sept. 1836 an fänmtl. 8. Gen. Kom. und an die Meg. der Brovinz Preu⸗ 
Ben. Höhe der Kopialien. 


Es if zur Sprade gelommen, daß bei den Gen. Kom. rückſichtlich ber Kos 
plalienanfäge nicht gleichmäßig verfahren, und den Partheien für Rechnungsab⸗ 
friften und Rezeßausfertigungen, weil diefelben mit einem größeren Zeitaufwande 
verbunden find, ein höherer Sag, als 25 Sgr. pro Bogen in Areanund gebracht 
wird. Dies darf ferner nicht flattfinden, es fönnen vielmehr den Bartheien Geis 
tens der Gen. Kom. und ihrer Spezial Kommiflarien für alle Ausfertigungen und 
Abſchriften, ohne Ausnahme, nur die gewöhnlichen Kopialien in Rechnung gefellt 
werden, ba ſich die ſchwierigen Sachen damit Tompenfiren, daß ber volle Sah zur 
Liquidation kommt, wenn bie Ausfertigung auch weniger als einen Bogen beträgt. 
Rur den Belbmeflern fann es — wegen ber bei ber Ausfertigung ber Regifer er 
forderlichen Alkurateſſe — ausnahmsweiſe geflattet werben, für bie Reiniaelt ⸗ 
ten der Vermeſſunge⸗, Bonitirungs⸗ und Yutheilungs-Regiker 5 Gar. pro Bogen 
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liquidiren. Der KR. Gen. Kom. (der K. Reg.) wird dies zur Nachricht und 
—R bekannt gemacht. qrich 
(Ann. XX. 595. — 3. 69.) 


b) &. R. des RK. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn) v. 7. Nov. 


1836 an fämmtl. K. Gen. Kom. und an die K. Meg. ter Provinz Preu« 
Ben. Denſelben Gegenfland betr. 


Auf den Ber. der K. Gen. Kom. v. 5. Oft. d. J., die Kopialienanfäge beir., 
eröffne ih Derfelben, daß ich mich nicht bewogen finden kann, in Ihrem Kalle 
eine Ausnahme von den, in dem Gelafle v. 17. Sept. d, 3. ertheilten Vorfchrif: 
ten zu maden. Sie legt biefelben jedoch in fofern unrichtig aus, ale Sie dafür 
hält, daß ben Feldmeſſern, ohne Unterfchieb der Fälle, für die Reinfchriften ber 
Bermeflungs-, Bonitirungss und Zutheilunge-Regifter, und zwar für den Bogen — 
—8 Kopialien zu bewilligen ſind. Dies iſt, wie Son in jenem Grlafle 
adurch, 

daß dies ausnahmsweiſe geſtattet werben kann, 

angedeutet worden, nur dann angemeſſen, wenn ſich bie von denſelben angefertigs 
nen ariften der gedachten Megifter duch Genauigkeit und Sauberfeit aus: 
zeichnen. 

(Ann. XX, 892. — A, 73.) 


c) C. R. des K. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn) v. 13. 
Dee. 1836 an die K. Gen. Kom. zu Pofen. Denfelben Gegenfland betr. 

Der 8. Gen. Kom. wird auf den Ber. v. 30. 9. M , wegen ber ben ‘Bars 
theien für die Rezeß⸗-⸗Ausfertigungen in Rechnung zu flellenden Kopialien, eröffnet: 
daß fih die Anrechnung ber Ausfertigungen in beiden Sprachen (der deutfchen und 
polnifchen) von felbft verfteht, aud bei ber Austarieung der Arbeit nach Points 
von felbit ergiebt, wao den Bartheien dafür nah dem im A. ». 17. Sept. d. 3. 
befimmten Safe von 2% Sgr. pro Bogen in Rechnung zu fiellen it, daß ee 
alfo nicht auf Abänderung, Fondern nur auf rihtige Anwendung jenes Grlafles 
ankommt. | 

(Ann. XX. 903. — 4. 82.) 


d) R. des K. Min. des I. für Gem. Ang. (v. Brenn) v. 11. April 
1837 an die K. Gen. Kom. zu Münfter. Berechnung der Kopialien Sei» 
tens der SpezialsKommiffarlen. 

Der 8. Gen. Kom. wird auf die Anfrage v. 21. v. M., wegen Berechnung 
der Kopialien in Nuseinanderfeßungsang., eröffnet: daß es allerdings lediglich 
Sache der Spezial: Rommiffarien if, für die geſetzlich zuläffigen Kopialien die Reins 
fhriften ihrer Berichte, Borladungen u. f. w. zu beforgen, ohne daß es eines weis 
teren Ausweifes derfelben darüber bebarf, was FR dafür wirklich ausgeges 
ben haben. 

"Gs verficht ſich jedoch von felbit, daß fie dergl. nicht befonders in Rechnung 
bringen dürfen, wenn die Meinfchriften von ihren Protofollführern an Tagen, 
wofür diefelben durch Diäten remunerirt worden, gefertigt find. 

(Ann. XXI. 393. — 2. 90.) 


e) NR. des K. Min. des J. landwirthfchaftl. Abth. (v. Meding) v. 
8. April 1840 an die K. Gen. Kom. zu Berlin. Koftenfreie Mittheilung 
der fpeziellen Liquidationen an die Partheien. 

Der 8. Gen. Kom. wird auf Ihre Anfrage v. 1%. Febr. d. J. eröffnet, daß 
es bei den bisherigen Anordnungen '), wonad ben PBartheien auf deren Berlangen 
Abichrift der fpeziellen Liquidationen Koftenfrei mitgetheilt werben foll, aud für bie 
Zukunft fein Bewenden behalten muß, indem es feinesweges die Abfiht ik, den 
Bartheien die bedeutenden Beiträge noch zu erhöhen, welche fie durch die Zufaß- 
Diäten, Rezeptur-Bebühren ꝛc. de den Koften der Gen. Kom. bereits leiften, unb 
überhaupt bei Mittheilung der Liquibationen mit aller Liberalität zu verfahren iſt. 
(Min. Bl. d. i. V. 1840. ©. 181. Nr. 302.) 


1) Dies Hatte fon das R. des Min. des I. für Gew. Ang. v. 30, Juli 
1837 (Ann. XXL, 644.) beftimmt. 
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f) R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 14. Mat 
1849 an die K. Gen. Kom. zu N. Gewährung von Schreibgebühren für 
die von den Spezial⸗Kommiſſarien einzureichenden Koftenrechnungen. 


Der KR. Gen. Rom. wird auf den Ber. v. 24. v. M. eröffnet, daß den Spe⸗ 
ial-Rommiffarien allerdings zu geftatten ift, Schreibgebühren für die einzureichenden 
unda ihrer Koftenrechnungen zu liquidiren. Dagegen ift keinesweges, wie aus 
der allegirten Stelle des Dönnigesfhen Werfes — Lantesfulturgefehgebung 
Preußens, Bd. 3., H. 2., ©. 534 — gefolgert wird, die Beflimmung des R. v. 
3. April 1840 (Min. Bl. S. 181. Nr. 302.), wonad ten Bartheien auf Berlan: 
gen Abfchriften der fpeziellen Koftenliquidationen gebührenfrei mitgetgeilt werben 
follen, aufgehoben, vielmehr it danach aug ferner zu verfahren. 
(Min. BL. d. i. V. 1849. S. 100. Nr. 146.) 


g) N. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bote) v. 6. Mai 
1849 an die K. Reg. zu N. Anfag und Einziehung von Schreibgebühren 
in Auseinanderfegunge«-Angelegenheiten. 

Das Min. kann fi, wie ber K. Reg. auf den Ber. v. 9. März d. 3. eroͤff⸗ 
net wird, mit dem von Ihr beim Anſatz der Schreibgebühren in Auseinander: 
ſetzungsſachen & Conto ber Partheien bisher beobachteten Verfahren nicht unbebingt 
einverflanden erfliren. 

Allerdings find für alle Verfügungen ber Behörden, welche — die ihnen 
im Allgemeinen obliegende Beaufflötigung der Kommiffarien bei Ausführung ber 
den letzteren übertragenen Geſchaͤfte nothiwendig werden, den Bartheien feine Schreib- 
gebühren in Rechnung zu ftellen, wohl aber muß dies bei Verfügungen gefchehen, 
welche Iebiglich im Intereffe der einzelnen Sachen und der Partheien erlaffen und 
durch den regelmäßigen Gefchäftsverfehr zwifchen den Auseinanderfehunge s Behärs 
ben und den Kommiflarien erforderlich werden. Bu jenen, Foftenfrei zu erlaffenden 
Verfügungen gehören z.B. Ereitatorien, ferner Anweifungen zur Berichtigung von 
Srethümern und Behlgriffen der Beamten ıc., zu den Verfügungen der lebteren Art 
dagegen: alle Anordnungen, welche die Binleitung und die Fortfeßung der Sache 
felöft betreffen, Erwieberungen auf Anfragen der Kommiſſarien über das in zweis 
felhaften Billen einzufhlagende Verfahren u. f. w. Au bamit kann das Min. 
fi nicht einverflanden erflären, daß nad ber oinzeige ber K. Reg. für alle Ber: 
fügungen an die Kaffe dort feine Schreibgebühren liquidirt werden. Denn alle 
derartige Verfügungen werben lediglich durch das Intereſſe der Bartheien veranlagt 
und es ift eben fo wenig Urfach vorhanden, tie Schreibgebühren dafür aus ber 
Rh zu beftreiten, als dies in Bezug auf Koftenzahlungs = Mandate 
geſchieht. 

ur K. R. wird nunmehr angeiefen, in allen Sachen, in denen überhaupt 
noch Koften zur Feſtſezung und GBinforberung gelangen, die nah Maaßgabe der 
vorftehenden Bemerkungen bisher etwa irrthümlich außer Anfab gebliebenen Koplas 
fien nachliquidiren und mit einziehen zu laffen. In denjenigen Saden aber, in 
denen a afen ſchon vollſtaͤndig liquidirt worden, find derartige Kopialien nicht 
nachzufordern. 

in. BI. d. i. V. 1849. ©. 68. Nr. 113.) 
- IR, der K. Min. ver 3. (Uhden) u. des I. (v. WManteuffel) v. 30. 
Nov. 1845 an das K. Reviſ. Kolleg. für 8. K. Sachen. Kopialienſatz für 
die Außfertigungen feiner Erkenntniffe und Reſolute. 

Das K. Revif. Koll. wird in Folge des Ber. v. 12. d. M. hierdurch ermaͤch⸗ 
tigt, für die Ausfertigungen feiner Grfenntniffe und Refolute 5 Sgr. Kopialien 


für den Bogen anzufegen und von ben Bartheien einziehen zu laſſen. 
(Min. Bl. d. i. V. 1846. ©. 40. Nr. 54.) 


3) gu Nr 5. (Baare Auslagen.) 
a) N. des K. Min. des I. v. 15. April 1829. Nnzuläffigfeit tes 
Anfapes von Infinuationsgebühren neben dem Botenlohne. 


Der R. Sen. Kom. gereicht auf Ihre Anfrage v. 5. d. M. zum Beſcheide, 
bag es bei der Regel, wonach außer dem Botenlohne Feine Infinnationsgebühren 
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Wo aber einer großen Anzahl von Intereffenten an dem nämlichen Orte Vers 
fügungen und Kurrenden zu infinuiren find, muß den hierzu angenommenen Boten 
allerdings eine befondere Bergütigung, und zwar bei Beſtellungen außer dem Orte 
neben ben Meilengelvern gewährt werden. In foldem Falle nimmt die VBergütis 

. gung die Natur einer unvermeiblichen baaren Auslage an, und if foldde in jebem 
efonderen Balle nach den befonderen Umftänden zu arbitriren, da biefe fo ver: 
ſchieden find, daß fih Feine Normal⸗Sätze dafür beflimmen laffen. 
(Koch's Agrargef., 4. Aufl, S. 437.) 


b) R. des K. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn) v. 17. Nov. 
1836 an tie K. Gen. Kom. zu Berlin. Unzulaͤſſigkeit des Anfages von 
Vidimativns⸗Gebuͤhren für die Kommiffarien. | Ä 


Der 8. Gen. Kom. wird auf den Ber. v. 31. Oft. d. 3. wegen ber Ihr 
Kommifjarien für die Beglaubigung von Abfchriften bewilligten Gebühren, hier⸗ 
duch zu erfennen gegeben, daß dergl. Gebühren nicht paffiren können, ta die 
Sorge für getreue Äbſchrift bei allen von den Defonomie: Kommiflarien ausgehens 
den Ausfertigungen und mitzutheilenden Abfchriften zu deren Obliegenheiten ges 
hört, wofür fon in dem einfachen Rapitalienfaß eine angemeflene Vergütung ges 
währt wird. !) i 

(Ann. XX. 896. — 4. 77.) 


c) C. R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 24. Febr. 
1853 an fämmtl. Auseinanderfegungd- Behörden. Entſchaͤdigung der mit 
der Ealkulatorifchen Prüfung der Rezeſſe beauftragten Beamten. 


In neuerer Zeit find Häufig Anträge auf Anftellung und Remunertrung von 
Beamten für die fogenannte techniſche Kalkulatur beim Min. gemaht worben, bes 
nen in ihrem ganzen Umfange zu genügen, bie Gentrals Fonds nicht ausreichen. 
In Erwägung, daß bie Falfulatorifche Prüfung der Rezeſſe und ber Vorarbeiten zu 
denfelben durch das Intereſſe der Partheien geboten ift, und daß die Defonomies 
und SpezialsKommiffarien die Qualififation der Rechnungsverſtändigen in ber Res 
gel nicht befigen, findet fih das Min. jegt veranlaßt, zu beſtimmen, daß, infoweit 
die Arbeiten der techniichen Kalkulatur nicht etwa von den etatsmäßig angeftellten 
Büreaubeamten unbefchadet ihrer übrigen amtlihen Geſchäfte beflritten werden kön⸗ 
nen, die Remunerationen der zur kalkulatoriſchen Prüfung der Rezeſſe und ber Vor⸗ 
arbeiten bazu von den Behörden anzunchmenden Rechnungss und fonftigen Sadıs 
verfändigen auf Grund der Beflimmungen im $. 3. und $. 4. Nr. 5. des Regul. 

-». 25. April 1836 von den Partheien wieber einzuziehen find. In welder Art 
bie Gebühren jener Sachverfländigen anf die einzelnen Sachen zu vertheilen, wird 
den Auseinanberfegungs-Behörben überlaffen; die Verrechnung ber — entſte⸗ 

henden Ausgaben, ſowie der Rüderflattungen erfolgt bei der Kaffe in gleicher Art, 
wie die der Gebühren aller anderen Sachverfländigen. Soweit berartige Gebüh⸗ 
ten bisher etwa aus Gentral: Fonds beftritten find, fällt diefe Art der Dedung 
vom 1. Januar d. J. ab fort, wogegen von da ab bie Wiehereinziehung von ben 
Partheien zu bewirken ift. 
(Min. BL dv. i. V. 1853. S. 52. Nr. 41.) 


Zum ‘. 6, | j 


(Reiſe⸗ und andere Koften der Partheien und ihrer Bevoll⸗ 
maͤchtigten. 


* 


1) Betreffend die Vorausfegungen, unter welchen vie Erſtattung der 
Mandatariens Gebühren nur flattfindet, | 
a) R. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 25. März 1843, - 


Auf Ihre Vorfellung v. 12. d. M. wird Ihnen eröffnet, daß ber Beſcheid 


4) Daffelbe beſtimmt das R. des Min. des I. 9.20. April 1832 (Ko e: 
Agrargeſ., 4. Aufl., S. 437.). J zn 
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der dortigen Gen. Kom. v. 1. d. M., wodurch Sie mit Ihrem Antrage, Ihren 
Mandaten auch die Mandatariengebühren in erſter Inſtanz erſtatten zu laſſen, anf 
Grund des $. 6. des Koſtenregul. v. 25. April 1836 zurückgewieſen worden 
find, nur beflätigt werben kann, und es bei bemfelben fein Bewenden behal⸗ 
ten muß. 

Ueber die Bedeutung bes in biefem $. enthaltenen Ausdrucks: „ber Regel 
nach“ ann fein Zweifel obwalten, da bie Ausnahmefälle unmittelbar dahinter ans 
egeben find. Es find nämlich die, wegen der Mandatariengebühren 2. und 3. In- 
—* und bei Nichtigkeits-Beſchwerden, desgl. wenn ein Dritter wegen eines Its 
gibente anti zugezogen worden, und biefer fi durch einen Mandatar hat vertre⸗ 
ten laſſen. 
Was die von Ihnen in Bezug genommene Beltimmung des $. 212. der 2. 
v. 20. Juni 1817 betrifft, fo ift in dieſer Sache auch danach zu verfahren, und 
find dem unterliegenden Theile die Koften auferlegt worden. — Was zu biefen 
Koften zu rechnen, iſt jedoch nicht in diefer Gefehftelle, fondern im Koſtenregul. 
v. 25. April 1836 beſtimmt. 

(Min. Bl. d. i. DB. 1843. ©. 81. Nr. 110.) 


: DIR. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 23. Juni 1843 an 

den Juſtiz⸗Kom. N. 

Ew. ıc. wird auf die andberweite Vorftellung v. 1. d. M. bierburd eröffnet, 
daß es bei der durch den Grlaß v. 24. Wehr. d. J. genehmigten Berf. der K. Sen. 
Kom. zu Stargard v. 3. Juli 1840 — Inhalts welcher der Antrag: 

„die Ihnen als Beiftand in der NN.fchen Prozeßſache gezahlten Gebüh⸗ 
un und Auslagen Ihrer Konflituenten von beren Gegner erflatten zu 
anen” 

zurüdgemiefen it — lediglich bewenden muß; es in biefer Beziehung auch nicht 

mehr auf die Beftinmungen ber B. und des Koftenregul. v. 20. Juni 1817, ſon⸗ 

dern nur auf die neueren, jene wejentlich erweiternden Borfchriften des Koftenregul. 
v. 25. April 1836 ankommt. 
Nah g. 6. diefes Tepteren findet nun aber in Auseinanderiehungsfacdhen bie 
Erſtattung der an die Konfulenten und Beillände einer Parthei bezahlten Gebüh⸗ 
zen und Koften Seitens ber andern Parthei überhaupt gar nit hatt, und zwar 
fo wenig bei den zum orbnungsmäßigen Verfahren gehörigen Verhandlungen, ale 
bei den zur Infteuftion und Entſcheidung gelangenden Streitigkeiten; wogegen fle 
Hinfihtlih der Mandatariengebühren nur ansnahmsweife in zwei Faͤllen nach⸗ 
gelaſſen if, nämlih dann, wenn 
4) ein Dritter, welder nad $. 211. der B. v. 20. Juni 1817 zu den Koften 
ber eigentlichen Auseinanderfegung gar nicht beizutragen ſchuldig if, einen 
nicht zu den Mitintereffenten gehörigen Bevollmächtigten beftellt Bat, rück⸗ 
fichtli der Reife: und Zehrungsfoften dieſes letzteren, und 

2) in den zur Anpellation geeigneten Angelegenheiten rüdfihtlid ber in zweis 
ter und dritter Inſtanz —* bei Berfolgung der Nichtigkeitsbeſchwerde er⸗ 
wachſenden Mandatariengebühren. 

Dieſe beiden Ausnahmen, in welchen eine Koſtenerſtattung eintritt, beziehen 
fd alſo nicht auf die Konſulenten und Beiſtände, ſondern lediglich anf deu 
Gall, 7 welchem eine Barthei buch einen Bevollmächtigten ganz vertreten 
worden ifl. , 

In der Regel follen aber bei ben Terminen in Auseinanberfeßungsfadhen, 
weldhe mit wenigen Ausnahmen am Orte der Auseinanderfegung abgehalten wers 
den, die Intereffenten perfünli erfheinen und fi aus dieſem Grunde und weil 
ohnehin jeder zu den Koften der Auseinanberfeßung verhältmißmäßig beizutragen 
verpflichtet if, einander die an ihre Mandatarien, Konfulenten und Beiflände zu 
zahlenden Gebühren und Koßen nicht in Rechnung ftellen können. 

Nur wenn britte Perfonen, welche, bei der Auseinanderfegang felbſt nit uns 
mittelbar betheiligt, wegen der Regulirung von Inzibentpunften zugezogen werben, 
aus welchen ihmen keine befondere Bortheile erwachfen — 6. 211. der V. v. 20. 
Sunt 1817 — bat man es billig gefunden, daß fie ſich bei ben desfallſigen, nicht 
Immer nothwendig prozeffualifhen Verhandlungen durch Bevollmaͤchtigte vertreten 
loffen nnd dann bie Heife» and Zehrungstoften ihrer Mandatarien von ben 
Auseinanderfegungs:Interefienten erftattet bekommen. Ebenſs hat man in den zur 
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Appellation geeigneten Angelegenheiten die Forderung des Erſatzes ber Mandate: 
ziengebübren zweiter und dritter Inftanz, fomwie bei der Nichtigkeitsbefchwerde von 
dem bie in Koften verurtheilten Gegner zugelaflen, weil hier das gewöhnliche Pro: 
zeßverfahren Platz greift und den Bartbeien deshalb auch geftattet it, fih dabei 
durh Juſtizkommiſſarien ald Bevollmädtigte vertreten zu laſſen, welches 
fonft in der erften umd in der Rekurs⸗Inſtanz nicht zuläfftg if. — 

66. 76. 185. und 186. der B. v. 20. Juni 1817 und R. v. Jan. 1332. 

Koch's Agrargef., 3. Aufl. S. 221. 

Der Wortfinn und Zwed der Anordnung ift hiernach völlig Har, und da fle 
als lex specialis für die Auseinanderfegungsfadhen ertheilt ift, fo muß das Rechtes 
verhältniß der Intereffenten lediglich ihr gemäß und unter Abflanpnahme von ben 
allerdings abweichenden und in gewiffer Beziehung weiter gehenden Borfchriften 
der 88. 25. seq. Tit. 23. Thl. I. der A. G. O. beurtheilt werben. 

Hierin ändert übrigens auch die von Ihnen bezogene im Juſt. Min. DE 
Jahrg. I. p. 283 abgedrudte Allerh. K. O. v. 7. Juli 1839 um fo weniger etwas, 
als dieſelbe nur Grundſaͤtze für Honorirung der ald Bevollmächtigte oder Bei⸗ 
fände zugezogenen Juſtiz⸗Kommiſſarien an fich feitftellt, über die Verpflich⸗ 
tung ge Grfattung deren Gebühren vom Gegeniheile aber durchaus nichts 
enthält. > 

’ (Min. Bl. d i. V. 1843, ©, 195. Nr. 252.) 


2) 6. MR. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (Bethe) v. 3. 
Behr. 1838 an fammtl. 8. Sen. Kom. und an die K. Meg. der Provinz 
Preußen. Erflattung der Gebühren für Mantatarien, Konfulenten oder 
Beiflänte in denjenigen Sällen, wo die Sache von dem orbentlichen Ge⸗ 
sichte an die Auseinanderfegungd»- Behörde abgegeben worden iſt. 


Auf den unterm 20. v. M. erflatteten Ber. wirb der K. Ben. Kom. eröffnet, 
daß die Beflimmung des $. 6. des Koſtenregul. v. 25 April 1836, nach welcher 
die Partheien die, an ihre Mandatarien, Konſulenten oder Beiftände zu zahlenden 
Gebühren aus den zur Inſtruktion und Entfcheidung gefommenen Streitigkeiten, 
für die Verhandlungen der eriten Inſtanz einander nicht in Rechnung follen ftels 
Ion fönnen, jelbfirebend nur für denjenigen Theil des Verfahrens maaßgebend fein 
fünn, welcher vor der Gen. Kom. ſeibſt oder vor deren Spézial⸗Kommiffarien flatts 
gefunden Hat. Wenn dagegen eine Sache beim gewöhnlidien Berichte anhängig 
geworden, und fpäterhin der Gen. Kom. überwiefen worden if, fo müſſen auf die 
dort gepflogenen Verhandlungen auch die Brundfüge der A. G. O. Anwendung 
finden, die unterliegenden Partheien mithin auch für verpflichtet erachtet werden, 
ihren obflegenden Gegnern die Gebühren der Mandatarien zu erſtalten, zu deren 
Annahme fie fo lange berechtigt waren, als bie betr. Sache vor dem gewöhnlichen 
Gerichte ſchwebt. 

(Ann. XXI 74. — 1. 64.) 


3) R. des K. Min. des J., Abth. II. (v. Manteuffel) v. 26. Okt. 
1845 an den Iufttztom. N. zu N. Anmentbarkeit der Beſtimmungen des 


$. 6. der Koſten⸗Regul. auf die zur befonderen Nachverhandlung verwieſe⸗ 
nen Streitigkeiten. 


Auf die Borfteflung v. 6. d. M. wirv Ew. se. eröfinet, daß die Anſicht Ver 
8. Gen. Kom. zu Stendal, wonad Ihnen die Erſtattung der Mandatariengebühs 
sen erſter Inſtanz in Sachen der Kirdye zu N. wider den dortigen Gutsherrn ads 
geſchlagen ift, nur gebilligt werden kann; dem daß ein dei dem Abichluß des Res 
jeffee zus befonderen Rachverhandlung verwiefener Streit über Theilnehmungsrechte 

einer Auseinamderfegumg ein integrirender Theil des Auseinanderfegungeverfaßs 
rens iR, und alten, auf dieſes anwendbaren Beſtimmungen unterliegt, iſt zweifellos. 
6 finden mirkin bie Beſtimmungen der Dir. 15. des Weg. v. 20. Junt 1817 umd 
vee deffarivenden 9. 6, des Regul. v. 25. April 1836, welche die Erſtattung der 
a aha in erſter JIuſtanz verfügen, unbedenklich anf den yorliegeriven 

An ne. 

(BR. BE 1. . V. 1845. ©, 355, Nr. 406.) 
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4) R. des K. Min. des J., Abth. II. (v. Manteuffel) v. 7. Juni 1845 
an die 8. Gen. Kom. zu N. Nichhtverpflichtung zur Erftattung der Reiſe⸗ 
und Verfäumnißkoften, welche außer den Mandatarien » Gebühren durch 
Rüdfprache mit dem Bevollmächtigten erwachfen find. 


Es kann nit angenommen werben, baß die Parthei, welche wegen des Uns’ 
terliegens in der Hauptſache ihrem Gegner zur Brflattung ber Koften verpflichtet 
if, außer den Mandatariengebühren aus der zweiten und britten Inflanz, nun 
auch die Reife- und Berfäumnißfoften vergütigen muß, welche biefen ihren Gegnern 
buch Rückſprache mit ihren Bevollmächtigten erwachien find. 

Der $. 25. Tit. 23. Thl. J. der A. G. O., auf welchen in jener Beziehung 
zu xefurriren iſt, gebenft einer Erſtattung berartiger Koſten nit, fihert vielmehr 
nur die Vergütigung derer zu, welche die Parthei auf die Korrefpondenz mit ihren 
Bevollmächtigten verwendet hat (ad Nr. 5.). 

Da nun aud ber $. 6. des Koftenregul. v. 25. April 1836 den N.N. zu N. 
nicht zur Seite fteht, fo erfcheint die Reklamation ber B. B. daſelbſt allexdinge bes 
gründet. 

e (Min. BL di V. 1845. ©. 170. Rr, 195.) 


5) R. des K. Min. des J., Abth. IT. (Bode) v. 5. Mat 1843 an 
die K. Sen. Kom. zu Berlin. Nichtbefchränfung der Verpflichtung zur 
Erſtattung der Mandatarien » Gebühren auf diejenigen Fälle, wo der Be⸗ 
vollmächtigte ein Rechts anwalt ifl. 


Wenn die K. Sen. Kom. in dem Ber. v. 25. März c. den Shlußfag bes 
8. 6. des Roftenregul. v. 25. April 1836 dahin deutet, daß unter den barnadh zu 
Bonorirenden Mandatarien, nur foldye Berfonen zu verftehen feien, welche vom 
Staate zus Wahrnehmung der, Gerechtfame dritter Perſonen gegen gefeplihe Res 
muneration angeflellt find, fo ift zu einer folgen befchränfenden Auslegung um fo 
weniger Beranlaffung vorhanden, als in der V. v. 20. Juni 1817 $. 76. aus⸗ 
drüdlih angeordnet wird, daß in Auseinanderſetzungsſachen nur praftifche Lands 
wirthe zu Bevollmächtigten beftellt werden, nirgends aber vorgefhrieben if, daß 
diefe in appellatorio nicht follten zugelaffen werben können. Die K. Gen. Kom. 
wirb daher hierdurch angewiefen, die Liquidation des Ritterſchaftsraths N. in ber 
Brozeßfache des Krügers N. wider ben ac. N. nad den, auf ihn anmwenbbaren ges 
feglichen Beſtimmungen der Sporteltare feftzufeßen. 

(Min. Bl. d. i. ®. 1843. ©, 163. Nr. 205.) 


6) R. dee K. Min. des J., Abth. II. (Leite) v. 21. März 1845 an 
den Oekonomie⸗Kom. N. zu Bredlau. Feſtſetzung der Gebühren der prak⸗ 
tifchen Landmwirtbe und Defonomie » Kommiffarien für Mandatarien⸗ und 
Afiftenten-Gefchäfte in Auseinanderfegungs- Angelegenheiten. 


‚Obgleih nah $. 76. der V. v. 20. Juni 1817 praktiſche Landwirthe, mithin 

uch Delonomie-Kommiffarien ald Bevollmädtigte und Affiftenten in Auseinanders 
( ungösAngelegenheiten zugelaflen werben follen, fo eriftirt doch hinſichilich dieſer 
affe von Perfonen Feine Tare für Mandatariens und Affiftentengefhäfte, noch 
eine befondere Beflimmung, wonach benfelben für Ausrihtung folder Gefchäfte 
ihre Rechnung durch das Gericht, die Reg. ober Gen. Kom., feftgefegt werden kann 
oder fol; ebenfo wenig waltet die Borausfegung ob, daß ein foldhes Geſchaͤft zu 
ihrem Gewerbe oder Berufskreife gehöre, indem das Koftenzegul. v. 25. April 1836 
nur bie im Auftrage ber Behörde verrichteten kommiſſariſchen Gefchäfte betrifft, und 
aur dafür die Koften, Diäten und Auslagen beftimmt, auch die fpeziellen Vorſchrif⸗ 
ten 88. 5. und 7. der Ginl. zur allgem. Gebührentare für Juftizs Komm. unb 
Motare, fowie $. 1. Nr. 4. der D. v. 1. Juni 1833 und Ne. 5—7. der Allerh. 
8. O. ». 19. Juni 1836 (©. ©. 1836. ©. 199.) der Landwirthe und Deckonomies 
Kommiffarien als Mandatare und Affftenten nicht gedenken, baher auf fie nicht 
Anwendung finden. ben daſſelbe ergiebt fi aus einer Ber ein bes 8. 2 
Nr. 7. Tit. 23. Th. I. in Verbindung mit 66. 14. und 22. 3.3. Th. L ber X 
®. D. und ber Anmerk. Nr. 4. der Allgem. Gebührmtare für Juſtiz⸗Komm., ins 
bem danach zwar. ſachverſtaͤndige Beiſtaͤnde von ben Parteien nach Belieben zus 
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ezogen werben konnen, eine Liquidation aber nur für ſolche Aſſiſtenten aufge⸗ 
et werben darf, welche auf Anfuchen der Parthei aus den Beamten der Behörbe 
zugeorbnet find. | ! 
» Hiernadh kann bie Gen. Komm. zu Breslau weder für befugt noch verpflichs 
tet erachtet werben, ſich der Feſtſetzung Ihrer Koftenliquidation als Affiftent der 
Bauern zu N. unterziehen, und koͤnnen Sie fih wegen Ihrer Forderung — für 
bie es Feine Taxe giebt, die fich vielmehr lediglich nach dem Vertrage mit der von 
Ihnen affiflirten Parthei beflimmt und das Auseinanderſetzungs⸗Geſchaͤft ſelbſt nicht 
berührt — nur an die gedachte Parthei Halten, event. ſolche vor ben Gerichten im 
orbentlihen Prozeß geltenb machen. 
(Min. Bl. d. i. V. 1845. ©. 130. Nr. 157.) 


7) R. des K. Din, des J., Abth. I. (v. Manteuffel) v. 18. Nov. 
1847 an vie 8. Meg. zu N. Denfelben Gegenftand betr. | 


Der 8. Reg. wird auf den Ber. v. 4. v. M. eröffnet, daß die Gen. Kom. 
bie Mandatariengebühren im Allgemeinen nur dann fehzufeßen hat, wenn ein Zus 
ſtiz-Kommiſſarius, als dazu nach befonderer Tare beitellter Beamter einen ober 
mehrere Intezeffenten vertreten oder ihnen Beiftand geleiftet hat. Diefe Regel lei⸗ 
bet zwar auch einzelne Ausnahmen, als 3. B., wenn ein angeitellter Defonomies 
Kommiffarius mit Genehmigung ber Behörde ein Mandat übernimmt. Dahin ges 
hört aber nicht das Berhältnig, wenn ein Kommunal⸗ oder fonftiger Berwaltungss 
Deamter im Auftrage der Reg. die Bertretung eiuer Stadt: oder Dorfgemeinde 
übernimmt. Ob und nad) welden Sätzen ein folder Beamter für die Ausrichtung 
feines Auftrages zu entſchaͤdigen iſt, hat lediglich die beauftragende Behörbe zu 
beftimmen, und daher die K. Reg. über die Liquidation bes Bürgermeifters N. in 
der NN.fhen Semeinheitheilungsiache das Weitere zu verfügen. 

(Min. BL. d. i. DB. 1847. ©. 329. Nr. 400.) . 


8) R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 19. Febr. 
1852 an die K. Gen. Kom. zu N. und zur Nachachtung an fämmtl. übrige 
Gen. Kom. und die K. Reg. zu Danzig, Frankfurt, Gumbinnen, Könige- 


“berg, Marienwerder. Anwendung ded Geſetzes v. 12. Mai 1851 auf die 


Gebühren der Rechts Anwälte in Auseinanvderfegungd-Gachen. ?) 


Der K. Een. Kom, wird auf die Anfrage v. 7. Dee. v. I. eröffnet, daß es 
im Hindlid auf die Beflimmungen der SS. 1. und 11. des Geſ. v. 12. Mai v. 
3. (8. S. ©. 656.) und mit Rüdfiht darauf, daß befondere gefeßliche Beſtim⸗ 
mungen über die Gebührenfübe der Rechtsanwälte in den bei den Auseinanber: 
feßungs> Behörden anhängigen Sachen niemals erlaffen worten und, nicht zweifel⸗ 
haft fein kann, daß die Gebühren der als Affiftenten oder DBevollmächtigte ber 
Bartheien in Auseinanderſetzungsſachen bei den Gen. Kom. auftretenden Rechtsan⸗ 
wälte nad) dem ©. v. 12. Mai v. I. zu liquidiren find, weldes ſich nicht blos 
auf Prozeß- Angelegenheiten, fondern auf alle von den Redtsanwälten für Par⸗ 
theien beforgten Geſchaͤfte bezieht. Inſofern es fi nicht um einen Prozeß han⸗ 
beit, werben bie Gebühren ber Rechtsanwälte zufolge der Beſtimmung im $. 28. 
zum Karif des ©. v. 12. Mat v. I. nah 88. 12. bis 18a. daſelbſt zu Liquibi- 
sen feien. an 

(Min. BL. d. i. V. 1852. ©. 32. Nr. 41.) 


9) R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 4.. April 
1852 an die 8. Gen. Kom. zu N. N. Verpflichtung der in einem- Pro⸗ 
zeffe vor der Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrde unterliegenden und in die Koften 
verurtbeilten Parthei zur Exflattung der Kopialien für entnommene Ab⸗ 
fehrifien. . 

Die KR. Reg. in N. hat fich befehwert, daß die K. Ben. K. es ablehnt, bem Fiss 
kus die Kopialien erftatten zu laffen, welche derfelbe in der Prozeßſache N. wider 





. .. ‘ ) 
1) Hierdurch find die früheren Beflinemungen ber R. bes Min. bes. I. v. 23, 
März u. 28. Dec. 1838 (Ann. XXL 73. u. 915.), v. 30, Juli 1839 (Inn. XXI 


> 
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den R. Fiskus ıc. für die dem fiskal. Mandatur erteilten Abitgriften bezahlt Het, 
obgleich die Kläger mit dem erhobenen Anſpruch abgewiefen und in bie Koſten der 
progeffualiihen Weiterungen verurtheilt find. 

Das Min. entfcheibet fi in biefer Brage für bie Anfiht, daß die unterlies 
gende in die Prozeßkoſten verurtheilte Parthei auch in den vor den Auseinanber: 
feßungss Behörden fchwebenden Brozeffen dem Gegner die Kopialien für entnom⸗ 
mene Abfchriften erflatten muß. Denn der $. 212. ber V. v. 20. Juni 1817 
und der $. 26. des Ausführ. Gef. v. 7. Juni 1821 verweiſt bei den Prozeſſen in 
Auseinanderfehßungsfachen auf die allgemeinen Grundfäße wegen ber Prozeßfoften. 
Der $. 6. des Koftenregul. v. 25. April 1836 enthält nur beflimmte Ausnahmen 
„ von diefen allgemeinen Grundſaͤtzen dahin, baf bie Erſtattung 

a) der Reifes, Zehrungs⸗ und Berfäumnißfoften der Partheien, 
b) der Gebühren und Koften der Manbatarien, Konfulenten und Beiflände in 
erfter Inſtan 
nicht ftattfindet. De Grflattung der Kopialien für Abſchriften, welche fi eine 
Barthei im Prozeß felbf oder Dur ihren Mandatar geben läßt, iR weber durch 
den $. 6. 1. c., noch durch andere DVorfchriften ausgefhlofen. Diefelbe muß da⸗ 
ber den allgemeinen Srundfägen von Prozeßkoſten entiprechend erfolgen. 
(Min. BL. d. i. V. 1852. ©. 123. Wr. 110.) 


10) C. R. des K. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn) v. 27. 
Juni 1834 an fümmtl K. Ben. Rom. Zuläffigfeit des Mandats⸗Prozeſſes 
wegen der Gebühren der Nechtsanwalte in Auseinanderfegungs- Sachen. 

Das unterz. Min. hat fi mit dem K. Juſtizmin. darüber geeinigt, daß «6 
in Anwendung bes $. 1. Nr. 4. der B. v. 1. Juni 1833 auf die Cinziehung ber 
Gebühren eines Anwalts von feinem Mandanten Teinen Unterfchieb macht, wenn 
der Appelt in einer zum Refſort der Gen. Kom. gehörigen Sache aufge⸗ 
treten iſt. 

— Die K. Gen. Kom. wird hiervon in Kenniniß geſetzt, um ſich darnach zu 
a 


ten. 
(Ann. XIX. 69. — 1. 61.) 


gum ©. 8. 
(Koftenvorfchäffe.) 


1) R. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Mebing) v. 
29. April 1839 an die K. Gen. Kom. zu Soldin. Umfang der Verpflich⸗ 
tung zur Zahlung von Koftenvorfchäffen. 


‚,. Die Vorſchrift des 6. 8. ad 3. des Koftenregul. v. 25. April 1836 Tann 
nicht dahin ausgebehnt werben, daß bie Parihei, welche nad allgemeinen Grund⸗ 
ſaͤtzen Klägers Stelle zu übernehmen haben würbe, nunmehr fümmtliche, auch von 
bem Gegentheil veranlaßten Koften bis dahin vorzuſchießen verpflichtet wäre, wo 
über den Koftenpunft im Haupterfenntniß befinitiv befimmt if. . 

Denn obſchon bie $.47. Tit. 23. Th. I. der X. G. DO. und $. 10. der Ein 
pur Oberger. Sporteltare v. 23. Aug. 1815 fd} bei der eigenthümlichen und von 
en gerihtl. Salarienfaffen wefentlih abweichenden Einrichtung ber Gen. Kom.s 
Kaflen und bei ber Art, wie die Arbeiten der Spezial: Rommiffarien liquibirt und 
honorirt werben, nicht im ganzen Umfange zur Ausführung bringen laffen, fo wirb 
Doch die Gefthaltung bes allgemeinen Prinzips: 
daß diejenige Parthei, welche einzelne Theilftüde des Prozeßverfahrens, na⸗ 
mentli eine mit erheblichen Koften verbundene Beweisaufnahme extrahirt, 
nun auch letztere einftweilen vorfchießt, 
durch den $. 8. ad 3. des Megul. v. 25. April 1836 um fo weniger ausgefchlofs 


— — — — 


— — nn nn — 


597.), v. 13. Sept. 1841 (Min. BI. d. i. B. 184. S. 288.), v. 14. April 
1845 (a. a. O. 1845. ©. 131.) u. v. 15. Aug. 1847 (a. a. Der. ©. 2) 
über die Brundfüge, nach weldhen die Gebühren ber in Auseinanberfebangefachen 
zugezogenen Rechtsanwälte fehzufegen, für antiquirt ju erachten. 


— — —— — — 
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fen, als danach immer nur ein verhältnigmäßiger Vorſchuß und nad Mr. 4. da⸗ 
ſelbſt nur bis zu dem Betrage zu leiſten if, welcher die Parthei nah Verhaͤltniß 
— Theilnehmungsrechtes, und je nachdem fie ſachfaͤllig werben ſollte, treffen 
önnte. 

Es wird übrigens zwedmäßig fein, bie Feſtſetzung und Anweifung ber, in 
einem Prozeßverfahren liquidirten Koften exit dann zu bewirken, wenn das Er⸗ 
kenntniß erſter Inflanz ergangen und publiziert worden ifl, und dies den betr. In⸗ 
firuenten ein für allemal befannt zu machen, damit fie fi beftreben, nur völs 
lig fprucdhreife Akten vorzulegen, und den Gang des Berfahrens nicht Durch unzei⸗ 
tige Liquidationsberichte zu unterbrechen. 

(Ann. XXIII. 362. — 2. 80.) 


2) RM. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 
18. Mai 1841 an vie K. Meg. zu N. Grundfäße bei Ginforderung von 


“ Koftenvorfchüffen. 


Die Bälle, in welchen in ber Negel Koftenvorfhüfle von ben Intereſſenten 
einzufördern find, find im $. 8. des Regul. v. 25. April 1836 genau beſtimmt. 
Darnach find bie gefammttn Regulirungskoiten in der Regel nicht durch Vorſchüſſe 
zu deden. Es Hat fih indeffen bie bei mehreren Auseinanderfehungs s Behörden 
getroffene Anordnung als zwedmäßig bewährt, wonach ber wahrſcheinliche Bedarf 
us Dedung ber Gefanmitoten. mit Ausnahme der Prozeßkoſten, gleih anfangs 
überſchlagen, und auf regelmäßige, Den Kräften der Interefienten angepaßte Ter⸗ 
minalzah ungen regulirt, und in diefen erit Dann eine Aenderung getroffen wird, 
wenn das Gelchäft von dem erwarteten Gange abweicht, nnd die veränderten Um⸗ 
Hände die Aenderung nöthig machen. Solche Anordnungen dienen zur Grleichs 
—— Intereſſenten, ſichern den Bedarf ber Kaffe, und find daher ſehr zu. 
empfehlen. 

Es if aber zu bemerken, daß das Megul. v. 25. April 1836 den Behörben 
nicht die Befugniß giebt, diefe Cinrichtung ohne Zufimmung ber Intereffenten zu 


treffen. Daher muß biefelbe durch den Kommiſſar der Sache vermittelt werben, 


welcher den Intereffenten vorftellen muß, daß regelmäßige Terminalzahlungen zu 
ihrer Grleichterung dienen. Es ift auch ganz zuläffig, duß, wenn bereits Koften 
aufgelaufen und ausgefchrieben find, und wenn bie Intereffenten zu deren Berich⸗ 
tigung geräumige Briften nachſuchen, die K. Reg. die Bewilligung an bie Gins 
richtung, fortlaufender regelmäßiger Terminalzahlungen als an eine Bedingung fnüpft, 

Leiten aber bie Interefienten prompte Zahlung, und wollen auf bie ihnen 
vorgefchlagene Anordnung nit freiwillig eingehen, fo fönnen fie dazu nicht ges 
wungen werden, und bie Vorſchüſſe And auf die im $. 8. des Regul. bezeichneten 
* u beſchraͤnken. 

(Min. BL d. i. V. 1840. ©. 259. Nr. 454.) 


3) C. R. ver K. Min. des 8. Haufe, Abth. IT. (v. Ladenberg) u. 
des I. u. d. P. (dv. Meding) v. 14. Sept. 1841 an fämmtl. K. Reg. und 
Ben. Kom. Nichteinziehung von Koftenvorfchäffen von dem Fiskus. 

Der KR. Reg. wird auf den Ber. v. 16. April d. J. eröffnet, bog, wenn 
glei in dem Kokenregul. für die Auseinanderfehungs-Behörden v. 25. April 1836 
u Bunften des Fiskus Feine Ausnahme von der allgemeinen Berpflichtung ber 
Dariheien zur Entrichtung von Koſtenvorſchüſſen in Regulirungsſachen ıc. gemacht 
worden ift, es dennoch der Vereinfachung des Geſchäftsbetriebes und bes Kaflens 
verkehrs halber für zweckmaͤßig erachtet werben muß, daß Seitens ber Gen. Kom. 
dergl. Vorſchüſſe von den fiskal. Behörden nicht erfordert, vielmehr nur bie definis 
tiv feſtgeſetzten und ausgefchriebenen Koflen eingezogen werben, wobei indeß voraus; 
geſetgzt wird, daß bie Zahlung dieſer Iehteren fofort und ohne Zögerung erfolgt, das 
mit nicht höhere Betriebsmittel von den Gen. Kom. Kaffen in Anfpruh genommm 
werben müflen, als ihnen aus ben bayı vorhandenen Bonds gewährt werden fömsen. 
Sowohl die 8. Gen. Kom. zu Münfter, als die übrigen Auseinanderjehungss 
Behörben, find hiernach mit Amweifung verfehen worden. 

(Min. BI. d. i. ®. 184. ©. . Ar. 375.) 
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(Erleichterungen in Betreff der Auseinanderſehungskoſten) 


1) Zu Nr. 1. (Stempelfreiheit.) 

a) RM. des K. Min. für Gew. Ang. (v. Brenn) v. 14. Dec. 1836 an 
Tammtl. 8. Gen. Kom. und an die K. Meg. der Provinz Preußen. Stem⸗ 
pelfreie Ausfertigung der Urtel des Ober - Trib. in Auselnanderfegungs« 
Angelegenheiten. " 

Auf den Ber. der 8. Gen. Kom. v. 16. Nov. d. I. über die zwiſchen Ihr 
und dem Ober:Trib. obwaltende Meinungsverſchiedenheit wegen der Stempelfreiheit 
der Urtel⸗Ausfertigungen bes Letzteren in Auseinanderſetzungs⸗Angelegenheiten, ers 
öffne ich Derfelben: daß der Juſtizmin. Mühler, mit dem ich wegen des @egens 
ftandes in Korrefpondenz getreten bin, das ObersTrib. angewiefen hat, der 8. Gen. 
Kom. die Ausfertigungen feiner Grfenntniffe fowohl in britter Inflanz ale über 
Nichtigkeitsbeſchwerden flempelfrei zugehen zu laffen. 

(Ann. XX. 904. — 4. 84.) - 


b) R. ver K. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn) u. der J. 
(Mühler) v. 1. März 1837 an das K. Meviflond« Kolleg. zu Marienmwer- 
der. Stempelfrele Ausfertigung der Erkenntniſſe der höheren Inflanzen in 
den zum Reſſort ver Gen. Kom. gehörigen Angelegenheiten. 


Dem K. Revif. Kolleg. wird auf den Ber. v. 11. v. M. wegen des Gtems 
pels zu den Urtel-Ausfertigungen deflelben, hierdurch eröffnet, bag in Gefolge ber 
Beflimmung des $. 9. Nr. 1. des Koſtenregul. v. 25. April 1836 den Partheien 
dei allen, zum Reſſort der Gen. Kom. gehörigen Sachen bie Stempelfreiheit auch 
in den höheren Inftanzen zufteht, —*? das K. Reviſ. Kolleg. feine Erkenntniffe 
ſtempelfrei auszufertigen hat, und die abweichende Anordnung des früheren R. v. 
2. Jan. 1835 (Yahrb. Bd. 45. ©. 266.) damit abgeändert 4 
(Ann. XXI. 68. — 1. 71.) 


c) R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 16. Juni 1841 
an die 8. Gen. Kom. zu Stendal. Stempelfreibeit der Vollmachten im 
Außeinanterfegungd-Befchäften. 

In Befcheidung auf die Anfrage in dem Ber. v. 27. April d. J., eröffne ich 
ber K. Gen. Kom. hierdurch, daß ber Finanzmin. fich mit mir dahin einverfanden 
erflärt hat, daß nad) dem Regul. v. 25. April 1836 zu Vollmachten zum Betriebe 
ber bei den Gen. Kom. anhängigen Auseinanderfegungs-Gefchäfte, fofern die Bolls - 
machten fih eben auf biefe Geſchaäfte und die dabei vorfommenden Nebenpunfte 
Befhränfen, die Anwendung von Stempelpapier nicht erforderlich ift, und daß es 
hierbei feinen Unterſchied macht, ob die Vollmachten in Gemäßheit des $. 7. der 
V. v. 20. Juni 1817 nothwendig ober von ben Mandanten aus eignem Antriebe 
ausgeſtellt find. 
(Min. Bl. 1841. ©. 183. Nr. 278.) 


d) R. des K. Juſt. Min. (Mühler) v. 28. Febr. 1344 an die Gräf- 
lich von Bräblfche Suftize Kanzlei zu Pforten. Gebühren und Stempelfrei- 
ge aller Verhandlungen über gerichtliche Depoſtiion von Geldern und Dos 
Tumenten in Außeinanterfegungs-Sachen. 


: Auf den Ber. v. 23. d. M., betr. die Gebühren für bie in gutsherrlichs 
bäuerl. Auseinanberfeßungen, Semeinheitstheilungen und Ablöfungen erfolgte 
richtliche Depofltion von Geldern und Dokumenten, wird der Gräflih von Brühl⸗ 
then Juſtiz⸗Kanzlei Folgendes eröffnet. 
Die in Bezug genommene Berf. v. 12. März 1838 (Anl. a.) betrifft aller 

dinge nur die damals vorliegende freitige Frage: 

ob von ben bei Gelegenheit gutöherrlich-bäuerliher Auseinanderfegungen, 

Semeinheitstheilungen, Ablöfungen zc. zum gerichtlichen Depofltorium einges 

zahlten Geldern und Dokumenten Depofltalgebühren erhoben werben bürs 


- 
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fen , Fer ob ben babei eriheilten Depofital» Duittungen die Stembelfreiheit 
zuſtehe 
Es kann jedoch keinem Zweifel unterliegen, daß überhaupt allen gerichtl. Ver⸗ 
—— — und Verfügungen über die bei dergl. Angelegenheiten zu den gerichtl. 
epofitorien eingezahlten Gelder und Dokumente die Gebühren⸗ und Stempelfrei⸗ 
heit zuſteht, da dieſe Verhandlungen und Verfügungen, womit der Finanzmin. ein⸗ 
verſtanden iſt, zu den Nebenpunkten und Zwiſchen⸗Verhandlungen zu rechnen ſind, 
bei welchen nach der unter Nr. 5. $. 9. des Regul. v. 25. April 1836 getroffes 
nen Beflimmung bie, den PBartheien zugeflandenen @rleichterungen in Betreff der 
Koften gleichfalls eintreten follen. | 
Die Gerichte können daher bei dergl. Depofital >» Angelegenheiten nur baare 
Auslagen, einfchließlich ber Säreibgeb ihren, einziehen. 


nl. a. 
Das Allerh, Regul. 9. 25. April 1836, Betreff. die Koflen ber gutsherrlich- 
bäuerl. Auseinanberfeßungen, Gemeinheitstheilungen ıc., enthält im $. 9. Nr. 5. 
bie Beſtimmung, daß die den Partheien zugeflandenen Erleihterungen in Betreff 
der Koften nit blos auf die Haupigegenflände der Auseinanderfeßungen, berem 
Ginleitung und Ausführung, fondern auch auf die hiermit zufammenhängenden, 
oder auf Beranlaffung und Betrieb der General: und Spezial-Rommiffionen das 
mit in Berbindung gejepten Nebenpunkte und Zwifchens Verhandlungen Anwendung 
finden follen. 
Es ift ein Bedenken barüber entflanden, ob in biefen Angelegenheiten von ben 
ym gerihtl. Depofitorium eingezahlten Geldern und Dokumenten Debofitals 
ebühren erhoben werben bürfen, und ob den DepofitalsQuittungen bie Stempels 
feeigeit zuſtehe? 
Im Ginverfländnig mit den Min. bes I. und ber F. wirb bem KR. Kammer⸗ 
ee. (D. 2. ©.) zur eigenen Nachachtung und zur Anweifung ber lintergeridte 
eines Depart. — *8 eroͤffnet, daß in den bezeichneten Faͤllen weder Depoſital⸗ 
Gebühren erhoben, noch Quittungsſtempel verwendet werden ſollen. 
Berlin, d. 13. Mär; 1838. 
Der Juflizminifer. 
Mühler. 
An 
das K. Kammerger. und an ſämmil. 
K. DOberlandesger. _, 
(Min. Bl. d. i. ®. 1844. ©. 74. Nr. 89. Juſt. Min. Bl. 1844. ©. 62.) 


e) R. ver K. Min. der 8. (Flottwell) u. des I. (v. Manteuffel) v. 
26. Nov. 1845 an die K. Reg. zu Gumbinnen. Anwendung der Stem- 
pelfreiheit, vefp. der Stempelpflichtigfeit in Auseinanvderfegungs » Angelegen- 
eiten. 

’ Der K. Reg. wirb auf die Anfrage v. 27. Febr. d. J., verſchiedene Monita 
bes Prov. Stempel⸗Fiskals gegen die bisher zur Anwendung gebrachten Srunbfähe 
hinſichtlich der Stempelpflichtigfeit einzelner Verhandlungen in den Auseinander: 
ſetungs⸗Ang. betr., hierdurch eröffnet, bag nn 

ad 4. Geſuche der Dekonomie: Kommifjarien um Zahlung bereits liquidirter 

Koften und Gebühren und 

ad 2. Anträge derfelben auf Bewilligung von Geldvorſchuͤſſen 
Rempelfrei, dagegen 

ad 3. Gefuche von Brivatperfonen um Anflellung als Boniteure, | 

ad 4. Brotofolle über Bereidigungen von Protokollführern, Dollmetihern, Bo⸗ 

niteuren und Kommiſſtonsboten, endlich 

ad 6. Urlaubsgefuche ber DefonomiesKommiflarien . 
unbedingt flempelpflihtig find, weil nur exftere zu denjenigen Berhandlungen in 
Auseinanberfegungsfachen gezählt werden Zönnen, denen $. 9. bes Regul. v. 28. 
April 1836 die Stempelfreiheit zufihert, während die lekteren lediglich das Ins 
terefie der in den Auseinanberfeßungs » Angelegenheiten befchäftigten Beamten, be: 


treffen. 
Was endlich, 
ad 5. Geſuche von Boniteuren um Grhöhung der Diäten nnd Reiſege⸗ 
ten, oo. 
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betrifft, fo find Hier ſolche Geluhe, welche auf Feſtſtellung der Diäten und Keiſe⸗ 
Foftenfäße im Allgemeinen nah Maaßgabe der Beftimmungen im $. 3. bes allegirs 
ten Regulativs gerichtet find, zu unterfcheiben von Reklamationen gegen bie Bereits 
erfolgte Feſtſetzung ber Liquidationen der Boniteure in den einzelnen Auseinanbers 
ſetzungsſachen. Die letzteren dienen zur Redtfertigung und Motivirung der Koſten⸗ 
rechnungen und find deshalb ebenfo ftempelfrei, wie diefe felbit, die erfleren bagegen 
betreffen wiederum das Brivatintereffe der Boniteure und müflen deshalb als fiem: 
pelpflichtig erachtet werben. 

Rah diefen Grundfäßen, welche dem Hrn. Prov. Steuerdirektor ebenfalls 
mitgetheilt worben find, hat bie K. Reg, Fünftig zu verfahren. 

(Min. Bl. d. i. V. 1845. ©. 355. Nr. 406.) 


2) Zu Nr. 2. und 3. (Befreiung von Roften der Berichte 
und anderer Behörden. - . 
a) N. ver K. Min. des J. für H. u. ©. u. des 3. u. d. P. (v. Brenn) 


u. d. F. (Maafen) v. 26. Juli 1832 an die K. Reg. zu Stettin. Gebuͤh⸗ 


zenfreie Ausftelung von Steuer Atteften zum Gebrauche bei ter Megulirung 
autöherrlicher und bäuerlicher Verhaͤltniſſe. 


Der K. Reg. wird auf die in Ihrem Ber. v. 4. April c. zur Entfcheibung 
geftellte Brage: 
ob Kreis: Steuereinnehmer für die Ausftellung von Atteſten über Steuer; 
verhältniffe zum Gebrauch bei der Regulierung gutsherrlicher und bäuerlicher 
Berhältniffe Gebühren zu erheben berechtigt find ? 
eröffnet, daß dergl. Attefte allerdings gebührenfrei auszuftellen find, die Beranlaf; 
fung zu deren Ausfiellung jebod durch bie Behörben, wozu bie mit der Regulirung 
beauftragte Spezial-Kommifflon mitzurechnen ift, gegeben werben muß, da man ben 
Kreis-Steuereinnehmern nit zumutben fann, auf den Antrag von Priyatperfonen 
beliebige Atteſte auszufertigen. 
(Ann. XVI. 632. — 3. 36.) 


b) R. des K. Juſt. Min. (Mühler) v. 2. Mai 1837. Koplalien der 
Berichte in Auseinanderfegungd- Sachen. 


Dem K. O. L. G. wird auf die Anfrage v. 6. d. M. wegen Zuläffigkeit des 
Anfabes von Kopialien in ben durch die Gen. Kom. veranlaßten geriätl. Geſchaͤf⸗ 
ten hierdurch im Ginverfländnig mit dem Win. des 3. für Gew. Ang. eröffnet, 
bag die Gerichte bei den im $.9. Nr. 2. u. 3. des Regul. v. 25. April 1836 bes 
zeichneten Geſchaͤften Kopialien in Anſatz zu bringen allerdings befugt find, ba bie 
Kopialien eines Theils bei den Befchäften ber Ben. Kom. felbfi ale baare Auslas 
gen et werden, andern Theile bie Kanzleibeamten baraus remunerirt wer 
ben müffen. 

(v. 8. Jahrb. Bd. 49. S. 498, Bräff Br. 11. ©. 72.) 


c) R. des K. Min. des J., Janpwirthfchaftl. Abih. (v. Meding) v- 
19. Ian. 1842 an das Patrimonialgeriht zu N. Unzuläffigkeit ver Be⸗ 
—— von Diäten für die Ausftellung gerichtlicher Atteſte aus den Hy⸗ 
pothekenbuͤchern im Auftrage der Auseinanderſetzungs⸗Behoͤrden. 


Dem Patrimonialgericht wird auf die Vorſtellung v. 4. d. M., wegen der 
von Ihm in der dortigen egulicungefade für verfchtedene Atteationen liquidir⸗ 
ten und von ber K. Ben. Kom. zu Breslau geftrichenen Diäten zu erkennen geges 
ben, daß der $. 9. Nr. 2. des Koſtenregul. v. 25. April 1836 nicht blos von den 
Koften, welche durch Auskunft der Gerichte aus den Hypothekenbüchern und Alten 
en fondern von fämmtlihen wegen der Regulirungen entlichenden Kof 
Handelt. > 

Die Bezugnahme darin auf den $. 1. hat daher eine burchgreifende Beden⸗ 
ung, — ben Pariheien keinerlei Gebühren, weber yon den Auseinander⸗ 
feßungs:Behörben, noch von ben Gerichten abgeforbert werben follen, fondem nur 
folde Koften, welche zur Kathegorie der baaren Auslagen gehören, wohin bie Diä- 
ten und Reifeloften ber Kommiflarien gezählt werben. Solche Diäten erwachſen 
durch Ausftellung von Atteflen ber —8 aus den BSypothekenbüchern nit, und 
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Können benfelben baher für dergl. auf Mequifition und nicht tm Auftrage ber Kuss 
einanderfeßungs:Behörben geleiteten Arbeiten auch nicht bewilligt werden. 
(Din. Bl. 1842. S. 26. Nr. 37.) 


d) EN. des K. Min. des I. (Schulze) v. 21. Juni 1842 an fämmtl. 
K. Gen. Kom. und Meg. Gebühren» und Stempelfreihelt ver hypothekari⸗ 
fhen Eintragung rüdftändiger Koften in Auseinanderfegungd-Sachen. 


Nah Eingang der durch das R. v. 2. Of. v. I. erforderten Ber., wegen ber 
son einigen Berihtshöfen behaupteten Gebühren: und Stempelnflichtigfeit der von 
den Auseinanderſetzungs⸗Behörden ertrahirten hypothekariſchen @intragungen rüds 
Rändiger Auseinanberfebungs : Koften, ift mein Amtsvorgänger mit dem Juſtizmin. 
Mühler wegen des Gegenftandes in Korrefpondenz getreten, und dies hat zu dem 
Refultat geführt, daß der Juftizmin. unterm 3. d. M. die abſchriftlich anl. allgem. 
Berl. (a.) an die Gerichtsbehötden erlaſſen hat, wodurch dieſelben, in Webereins 
fimmung mit den dieffeitigen Anfichten, angewiefen worden, dergl. Eintragungen 
— welche übrigens ohne befondere Beranlaflung nicht in Antrag zu bringen find 
— ſtempel⸗ und gebührenfrei zu bewirken, und fih auf den Anfab der Kopialien 
und Meilengelder und etwanigen fonftigen baaren Auslagen, welche von den Des 
benten einzuziehen, zu beſchraͤnken. 

Hiernach laͤßt de erwarten, daß Fünftig ähnliche Anfprüche, wie fie bisher in 
einzelnen Faͤllen von den Gerichten erhoben worden, nicht wieder vorkommen wers 
den. — Sollte aber, wider Vermuthen, dennod ein ſolcher Fall eintreten, fo hat 
bie 8. Gen. Kom. (MReg.) im Interefie der Beiheiligten die betr. Gerichtsbehoͤrde 
auf jene allgem. Verf. aufmerffam zu machen, und wenn baburch Feine Memebur 
herbeigeführt werden follte, Bericht 3 erfatten, 


nl. a. ' 
Bon Seiten des Min. des 3. u. d. P. ift die Gebühren⸗ und Stempelfreibeit 
für die auf den Antrag der 8. Gen. Kom. -erfolgenden hypothekariſchen Eintra⸗ 
gungen rüdftändiger Koften in ER bäuerlichen Auseinanderfeßungsfadhen 
auf Brundflücden der Debenten in Anfpruch genommen worden. 
Das K. Finanzmin. ift der Anficht, 
daß nad ben allgemeinen Befimmungen ber Stempelgefeße bie Berwendu 
von Stempeln für die Berbandlungen, weldye wegen der @inziehung u 
Sicherſtellung der Koften in Auseinanderfeßungsfachen von den König: 
hen GeneralsKommifflonen veranlaßt werden, wegfallen müffe. 
Mit Rüdfiht Hierauf und in Brwägung, daß die Tendenz des Koſtenregul. 
v. 25. April 1836 auf die möglichfte Erleichterung der Partheien hinfichtlich bes 
Koftenpunfts in diefen Sachen gerichtet ift, und daß der Min. des In. u. d. 2. 
die Anseinanderfeßungs-Behörden wiederholt angemwiefen Hat, ihre Anträge bei den 
Gerichten auf die hypothekariſche Eintragung rüdfändiger Koften möglihft zu bes 
ſchraͤnken, will der Juſtizmin. für die Zufunft geftatten, 
daß für dergl. auf den Antrag der K. Gen. Kom. erfolgende hypothekariſche 
Eintragungen rüdfländiger Koften auf den Grundſtücken der Debenten von 
den Gerichten feine Gebühren, fondern nur Kopialien, Meilengelder und alle 
eiwaigen baaren Auslagen — wohin jedoeh Stempel nit zu rechnen find 
— angefeßt und von den Schulbnern der eingetragenen Koften eingezogen 


werden. 
Hierna haben ſich die Gerichtsbehoͤrden, bei welchen derartige Anträge ber 
8. Gen. Kom. eingehen, zu achten. 
Berlin, den 3. Juni 1842, 
Der Juſtizminiſter. Mühle. 


An 
die Gerichtsbehorden in den Lanbestheilen, 
in weldgen die Hypoihefenorbnung Ge: 
ebesfraft Hat. 
(Min. BI. d. i. B. 1842. ©. 228. Nr. 302., Juſt. Min. Bl. 1842. ©. 217.) 
e) 6. MR. des K. Iufl. Min. (Simons) v. 28. Oft. 1852 an die Ge- 
richt8- Behörden. Koftenanfag für gerichtliche Gefchäfte in den zum Neffort 
ver Auseinanderfegungs-Behärden gehörigen Sachen. 
Nach 85. 9. und 14. des Regul, v. 25. April 1836, betr. die Koſten ber 


796 Bon ven Regultsungen, Abldfungen u. Gemeinheito⸗Theilungen. 


gutsherrlich⸗baͤuerlichen Auseinanberfehungen, Gemeinheitetheilungen, Abloͤſungen 
und anderen Geſchafte, die zum Meffort der General⸗Kommiſſtonen gehören, iR den 
Bartheien für die Verhandlungen, welche in jenen Angelegenheiten bei den Gerich⸗ 
ten Statt finden, die Befreiung von Stempel und Sporteln, ausſchließlich ber 
ben 88. 1. ff. daſelbſt beſtimmien und fonft zur Kathegorie der baaren Auslagen 
gehörigen Koflen, bewilligt worden. 

Bei einzelnen Gerichten find neuerlih Zweifel darüber entflanden: 
ob bieje, auf das gedachte Regul. gegründete Stempels und Sportelfreibeit 
nach Erlaß des Gef. v. 10. Mai 1851, betr. den Aniah und bie Erhebung 
der Gerichtskoſten, fortbeftehe und ob, wenn dies ber Fall, noch jeht von 
ben Gerichten in den bezeichneten Angelegenheiten Kopialien neben ben 
wirklichen Auslagen zu erheben feien. 

Nachdem hierüber die Gutachten mehrerer Obergerichte erforbert worben, fins 
bet der Zuftiz- Minifter kein Bedenken, fi für die bejahende Beantwortung beider 
Tragen auszufprechen. 

Die Sportels und Stempelfreibeit, welche in den SS. 9. und 11. bes Regul. 
v. 25. April 1836 bewilligt worden ift, bezieht ſich naͤmlich nicht auf gewiſſe der 
fonen und fonflige Rechtsſubjekte, fie bezieht fi auf gewiffe Angelegenheiten. Für 
ſolche gänzliche oder theilweife Befreiungen aber verorbnet ber $. 3. bes Gef. v. 
10. Mai 1851, daß es dabei fein Bewenben behalte, infofern nicht die Beilimmuns 
gen bes Geſetzes oder bes Tarife entgegenflehen. 

Da das Geſetz fo wenig als der Tarif entgegenfiehende fpezielle Beſtimmun⸗ 
gen hinſichtlich der durch bie Auseinanderfegungs-Behörben veranlaßten gerichtlichen 
Geichäfte enthält, fo folgt daraus, daß die denfelben in den $$. 9. und 11. des 
Degul. ugeftandene Stempels und Sportelfreiheit nit für aufgehoben erachtet 
werben kann. 

Was aber bie Erhebung der Kopialien betrifft, fo ift es, da biefelben bei ben 
Geſchaͤften der Gen. Kom. felbft, nach dem Regul. v. 25. April 1836 als baare 
Auslagen behandelt werben, buch die Reit. v. 2. Mai 1837 (Jahrb. Bb. 49. 
6&, 498) und v. 9. Mai 1840 (Juſt. Min. BI. S. 172) auch den Gerichten ge: 
Rattet werden, bei den nad 58. 9. und 11. des Regul. fportelfrei zu bearbeitens 
ben Geſchaͤften, Schreibgebühren als Auslagen anzufegen. Die Ratur der baaren 
Auslagen haben nun zwar die Kopialien in Anfebung derjenigen gerihtlihen Ges 
ſchaͤfte, für welche die Koſten nad dem Geſetze v. 10. Mai 1851 und dem bems 
felden angehängten Tarif beredinet werden, gegenwärtig auch in dem Falle bes 
$. 63. des Tarifs, verloren, wie fi) dies aus dem $. 6. des Geſetzes und ben 
darin allegirten Säben bes Tarife ergiebt. Es folgt jedoch daraus nicht, daß eine 

leide Behandlung der Kopialien auch bei ſolchen Geſchaͤften eintreten müffe, hin⸗ 
—* deren der Koſtenanſatz auf Grund beſonderer Anordnungen, nicht nach den 
Beſtimmungen des Tarifs flattfindet. In Betreff der Verfügungen und Verhand⸗ 
Jungen bei ber erſten Anlegung der Hypothekenbuͤcher ift dies in ber Inftruft. bes 
Juſt. Min. zum $. 3. des Gef. unter dem Buchladen c., und in Anfehung der 
Requifitionsfagen in Rechtsangelegenheiten, auf welde nad $. 1. bes Gef. der 
Tarif keine Anwendung leidet, im $. 60. des Tarifs ausdrücklich anerfannt worben. 
In beiden Faͤllen ift die Erhebung von Koplalien als Erfah für baare Auslagen 
geftattet, und es muß daſſelbe auch bei denjenigen Gefchäften Statt finden, für 
welde nad) den 88. 9. und 11. bes Regul. v. 25. April 1836 bei den Gerichten 
die Sebührenfreiheit eintritt. Ge Find daher für biefe Befchäfte die Kopialien, 
jedoch mit der in dem Ref. v. 9. Mai 1840 angebeuteten Beſchraͤnkung nach wie 
vor in Anfap au bringen. 

(Juſt. Min. Bl. 1852. S. 378.) 


f) R. des K. Min. für Iandwirtbfchaftl. Ang. (Bode) v. 7. Sept. 
1852 an die 8. Gen. Kom. zu N. Verpflichtung zur Tragung der Koften 
für die hypothekariſche Eintragung beftätigter Ablöfungs-Mezeffe. 


Auf den Ber. v. 20. Aug. d. I. wird der K. Gen. Kom. eröffnet, daß bie 

yon dem K. Juftiz- Min. in dem R. v. 2. Febr. 1839 (Juſt. Min. BL. S. 73) 
ausgeſprochene Ant , . 

„daß die Koften ber Gintragungen in den Hypothekenbüchern auf Srund 

ver beſtaͤtigten Reallaſten⸗Abloͤſungo⸗Rezeſſe ebenſo, wie bie Koflen des Ab⸗ 
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löfung6 s Verfahrens felbft, von beiden Theilen zur Hälfte getragen werden. 


müflen, “ 
dieſſeits für völlig begründet gehalten wird. 
ee muß baher abgelehnt werben, auf eine Aenderung dieſer Anficht Hinzus 
wirken. 
(Min. BI. d. i. V. 1852, ©. 232. Nr. 218.) 


- 8) Zu Nr. & (Bortofreibeit) !) 
a) M. des K. Min. des I., Ianpmwirtbfchaftl. Abth. (v. Meding) v. 
29. Nov. 1841 an die 8. Ben. Kom. zu Breslau. MPortofreiheit und 
sefp. Portopflichtigkeit Ter von den Gen. Kom. einzufendenvden Akten. 


Der K. Sen. Kom. wird auf Ihre Anfrage v. 22. OH. d. 3. die Porto⸗ 
yfichtigeeit hierher einzuſendender Alten betr., Folgendes eröffnet. 
enn in gewöhnlichen Beſchwerdeſachen Alten an das Min. einzureichen find, 
fo gefchieht dies in Folge der Auffiht, welche die Gentralbehärde über bie Des 
ſchaͤftsführung der Provinzialbehörden auszuüben berufen ik, und es bat kein Bes 
benten, daß dergl. Sendungen nad den, der K. Gen. Rom. unterm 9. Dee. 1822 
beiannt gemachten allgemeinen Srunbfägen unter der Rubrik „Landestultur: Sachen“ 
portofrei befördert werden müflen. Anders iſt es aber in folhen Fällen, wo Alten 
ur Abfaffung eines Nekursbefcheides an das Min. eingereicht werben. Dies ges 
Nicht nicht zum Zwed einer Prüfung Seitens der Huffchtebehörbe, fondern bes 
hufs Ertheilung einer richterlihen Entſcheidung, und es waltet daher hier lediglich 
das Privatintereffe der Barthel vor. Sole Sendungen find portopflihtig, und 
e6 kann dabei auch Seinen Unterfchied machen, ob bie Ginreihung der Ahlen zu 
biefem Behuf nur einmal geſchieht, oder ob fie in Wolge eines Refoluts wiederholt 
werben muß. Die K. Sen. Kom. hat fi indeß, um in ſolchen Fällen eine Er⸗ 
mäßigung des Portokoſten herbeizuführen, des Rubrums: 
« Butsßersliß: bäusrliäe Regulirungsfache, Portomoberation laut Allerh. 
K. O. v. 25. April 1836“ , 
u bedienen, wodurch nah $. 9. Nr. 4. des Koſten⸗Regulativs v. 25. April 1836 
nt wird, daß nur das Porto. für Waaren von ben Poflänten berechnet wers 
den darf. 
Nach diefen Andeutungen hat die K. Gen. Kom. kuͤnftig zu verfahren, 
(Min. BL d. i. 8. 1841. ©. 341. Nr. 503.) 


b) 6. R. ver K. Reg. zu Brankfurt v. 6. Juni 1851, wegen der uns 
ter der Rubrik „Landes KRultur-Sachen” portofrei zu befärbernden Gegen⸗ 
flände. 

In Folge einer uns von dem Herrn Ober⸗Poſt⸗Direktor N. N. im Auftrage 
des K. Sen. Poſt⸗Amts gemachten Mittheilung finden wir uns veranlaßt, den in 
unferm Reſſort befchäftigten Kommiflarien, Feldmeſſern und anderen Sachverkäns 
digen die in dem &. MR. des K. Min. des I. v. 31. Oft. 1622 enthaltenen Bes 
flimmungen, wegen der unter der Rubrik Landes⸗Kultur⸗Sachen“ portofrei zu bes 
förbernden, fo wie ber portopflichtigen, Gegenflände wieberholt in Erinnerung zu 
bringen, und fie darüber mit folgender näheren Anweifung zu verfehen: 

Nach jenen Bellimmungen gehören zu ber erfleren Rathegorie im Allgemeinen 
nur bie, die Aufrechthaltung eines orbnungsmäßigen Gefchäftsbetriebes bezwecken⸗ 
den, fowie diejenigen Rorreibonbenzen und Sendungen, weldhe in ben, von den 
—— benden, Man bei der Ausführung ihrer Geſchaͤfte zu verwaltenden 
und zu beauffihtigenden Angelegenheiten nöthig werden, namentlid); 

a) die Infteuftionen über ven Gefchäftsbetrieb im Allgemeinen; 

b) bie Korzefvondeng, in allen Angelegenheiten, weldge die Gen. Kom. (Auss 
einanderfeßunge s 
und worüber fle die Aufficht Di führen haben; 

c) ber Schriftwechfel wegen ber Reſſort⸗Verhältniſſe; 


1) Bergl. die älteren Orfimmungen hierüber in dem ©. R. des Win. bes 
J. v. 31. Oft. 1822 und in dem GE. R. des Gen. Poſtamts v. 5. Roy. 1822 


(W. VI. 858); desgl, G, ©, de6 Mi. dee 3. v. 10. Juli 1823 (M, VII 601.),. 


ehoͤrden) und ihre Spezials Kommifflonen zu verwalten, 
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d) die Korrefsondenz in Kaffens und Rechnungs⸗Sachen; imgleichen 

e) die Rorrefpondenz der Gen. Kom. in ſolchen Bällen, wo fie anftatt der Res 
gierungen das fiskal. oder Tandespolizeil. Intereffe wahrnehmen; 

f) die Korrefpondenz, welche bie Gen. und Spezial» Kommiffionen wegen ber 
an Kommiffarien, Sachverſtändige und Zeugen zu leiftenden Zahlungen zu 
führen haben; und 

g) die aus den StaatssKaffen, namentlih aus ben Kaflen der Ben. Kom. an 
Kommiflarien, Sachverſtaͤndige, Zeugen ıc. zu zahlenden Gebühren und 

uslagen; 

wogegen bie Korrefvondenz und Sendungen in allen ſolchen Fällen, die nit die 

en. und Spezial: Kommilfionen ale Behörde beireffen, fonbern nur das Privats 
SInterefie der Partheien zum Gegenitande haben, mit der diefen nad $. 9. Nr. 4. 
des Koften-Regul. v. 25. April 1836 bei AktensBerfendungen zugeflandenen Porto⸗ 
Ermäßigung portopflichtig find; welches insbefondere aud von der Korrefpondenz 
wegen ber von den Partheien einzufendenden, an RK. Kaflen, Kommiffarien, Sach⸗ 
verſtaͤndige ober Zeugen zu berichtigenden @elber gilt. 

Wenn es glei in vielen Füllen feine Schwierigkeiten hat, zwiſchen den hier 
nach portofrei zu beförbernden und den portopflichtigen Korrefpondengen und Ems 
dungen zu unterfcheiden und ſich die zu ber einen ober der andern Kathegorie ges 

örigen Gegenftände nit ganz fpeziel angeben laſſen, fo werben doch folgende 
deutungen dazu dienen, um in ber Megel das Richtige zu treffen. 

A. Zu den portofrei nad den obigen Belimmungen ad a. b. und c, unter 
ver Rubrik „Landes⸗Kultur⸗Sachen“ zu befördernden Gegenfländen gehören: 

1) nicht blos die allgemeinen Inftruftionen der Auseinanderfehungs = Behörben 
über den Gefchäftsbetrieb, fondern auch die desfalls angeordneten Kontrolen, 
mithin die in beflinnmten Perioden einzureichenden Geſchaͤfts⸗Journale, Ge⸗ 
Ihäfts Pläne und GejchäftssWeberfihten, fo wie die in einzelnen Sachen 
ergebenden Gritationen oder anderweitigen Aufforderungen zur Berichtser⸗ 
Rattung, unb’die fi hierauf beziehenden oder fonft erforderlichen Berichte 
über die Lage ter Geſchaͤfte; 

2) bie, eine angemeflene Bertbeilung der Gefchäfte bezweckende Korrefponbenz, 
namentlich auch bei Uebertragung einzelner Gefchäfte von einem Kommiflas 
rius auf den andern, bie besfalls nothwendig werdenden Aften s Berfen- 


dungen; 

3) Anfragen, welche die Kommifjarien in zweifelhaften Fällen zu ihrer Belch: 
zung und Direftion, mit oder ohne @inreihung der Aften, bei der Ausein⸗ 
anderfegungs: Behörde machen, und die darauf ergebenden Beſcheide; 

4) alle Fälle, in welchen Akten, ſei es auf Beranlaffung der Auseinander: 
feßungs = Behörde oder fonft in Prüfung des Berfahrene — z. B. zur 
Prüfung von Plan⸗Projekten, Rezeß: Entwürfen n. f. w. — eingereicht wers 
den, und bie darauf erfolgenden Berfügungen diefer Behörde; 

5) die Korrefpondenz wegen Beftelung, Buorbnung und Beichiftigung von 
Seldmeffern und andern Sachverſtändigen, fowohl im Allgemeinen, als we 
gen deren Ueberweifung zu einzelnen Gefchäften; 

6) die Korrefpondenz wegen Prüfung und Beflätigung ber Wahl ber Schiebes 
richter und Ernennung bes Obmanns feitens der Auseinanderjegungss Bes 
hörde nach Art. 68. der Kreiss, Bezirkes und Prov. O. v. 11. Maͤrz v. J.; 

T) der Schriftwechſel wegen ber MRefforts:Berhältniffe, wohin insbefondere andy 
bie Korrefpondenz und bie AftensiBerfendungen gehören, weldye wegen des 
Mebergangs ber bei den orbentlihen Berichten ſchwebenden Brozefle in Folge 
anhängig geworbener Auseinanderfegungen an die Auseainanderfegunge-Bes 
Hörde, jo wie wegen der desfalls entſtehenden Kompetenz: Konflilte nötig 
werben. 

B. Bas die unter Lie. e. erwähnten Fälle betrifft, in welchen bis Auseins 
anderfehungs: Behörde das fisfalifhe und landespolizeiliche Intesefle anfatt. der Res 
gierungen wahrzunehmen haben, fo beſchränkt fih die Konkurrenz ber Ausetnan⸗ 
derfegungs: Behörden bei ter Wahrnehmung des fisfal. Interefies nah den darüber 
im $. 11. der B. v. 30. Juni 1834 getroffenen Beftimmungen zwar nur nech auf 
bie. bei Dun Aaseinandeufegumgen vosfommenben BrundflenerÖlepmtitiondtz — es 
if thaen aber nad jenen Beitimmungen We Husabung des ben Prev. Behörden 
zufläubigen OberauffichtssMechts über das Bermägen der Korporationen unb Dffesb> 
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lichen Anflalten, fo wie die Wahrnehmung ber fisfal. Patronatrechte, und insbes 
fondere auch die Wahrnehmung des Iandespolizeil. und flaatewirthichaftl. Intereffes 
in feinem ganzen Umfange verblieben, — mithin find alle Korrefpondenzen 

1) wegen der bei Auseinanderfeßungen zu bewirkenden Grundſteuer⸗Nepar⸗ 
titionen ; 

2) wegen ber ben Auseinanberfegunge s Behörben von Amtswegen obliegenden 
Wahrnehmung der Rechte der geiftlihen und SchulsInflitute, fo wie der 
übrigen, hinfichtfich ihres Vermögens unter der Oberauffiht des Staats ſte⸗ 
benden Korporationen und öffentlichen Anftalten, und 

3) wegen Wahrnehmung des landespolizeil. und ſtaatswirthſchafil. Intereffes, 
portofrei zu führen. ‚ 

Dabei iſt nicht außer Acht zu lafien, daß dem Fiskus nach wie vor die Porz 
tofreiheit zufteht, und nur wegen des von dem Domainen s Fiskus in Auseinander⸗ 
fehungsfadhen vorzufchiegenden Porto's mittelft des Min. R. v. 2. Febr. 1825 bes 
flimmt ift, Daß dergl. Auslagen nicht ferner zur Erftattung liquidirt, fondern ohne 
Derüdfihtigung der dem Domainen⸗Fiskus zuftehenden Bortofreiheit aus der Meg. 
Haupt⸗Kaſſe gezahlt werden follen; weshalb . 

4) die Korrrefpondengen in allen Ang., welche den Domainen. Fiskus allein bes 
treffen, namentlich wegen Beitellung der fiskal. Stellvertreter, fo wie bie 
fonft mit diefen und der Domainen » Abth. der K. Reg. in Auseinanbers 
febungs s Sachen notbwendig werdenden Kommunifationen portofrei zu bes 
fördern find. 

©. Zu den unter Lit. d. f. und g. aufgeführten Gegenfländen find 

1) aud die Fälle zu rechnen, in welden Koften :Liquidatlonen, mit oder eine 
Beifügung von Alten, zue Feſtſetzung und Anweiſung eingereicht, oder Kos 

ſten⸗Rechnungen von Feldmeſſern und anderen Sachverſtändigen zur Weiters 
beförderung den Kommiflarien überfandt werden, während eine an ſich porto⸗ 
pflihtige Sendung durch Beifügung von Liquidationen nicht portofrei wird, 
fondern in einem foldhen Fall event. nur eine verhälmigmäßige Porto Mo: 
deration vorbehalten bleibt; 

eben dahin gehört auch bie Iebiglich im Intereſſe der Kaffe flattfindende 
Korrefpondenz wegen der einzuziehenden Koften s Borfchüffe, fo wie wegen 
des BeitragdsBerhältniffes zu den einzuforbernden Roften und Vorſchüſſen, 
wogegen tie Ausfchreibung und Einziehung der Koften umd Borfchüffe pors 
topflichtig erfolgt. 

D. CEndlich verfieht es fi von felbit, daß in allen Fällen, wo bie Ausein- 
anderfehungs- Behörden und ihre Beamten auf Reqyifittion anderer Behörben aus 
den Akten oder fonft aus ihrem Berwaltungs s Bereih in öffentl. Angelegenheiten 
Auskunft zu ertheilen haben, die Portofreiheit ſtattſindet. - 

E. Außerdem gilt die PBortopflichtigfeit ale Regel in allen, das Privat⸗Inter⸗ 
effe der Bartbeien betr. Angelegenheiten; insbefondere alfo 
- I) in den Fällen, wo Akten zum Sprud oder zur Beflätigung von Mezefien 

eingereicht werden, wobei es feinen Unterfhieb macht, ob der Rezeß⸗Ent⸗ 
wurf uns früher ſchon zur Prüfung vorgelegen bat, oder ohne vorange⸗ 
Aangene Prüfung fofort zur Vollziehung gebracht worden ifl. 

Daffee gilt auch von denjenigen — welche die Ueberweiſung von Ren⸗ 
ten an die Rentenbank oder Kapital⸗Zahlungen an die Staats⸗Kaſſe behufs Aus⸗ 
ferttgung von Rentenbriefen zum ®egenflande haben, weil die nad) 9. 54. bes 
Rentenbant; Gef. v. 3. März v. I. den Geſchäften der Rentenbank- Direktionen zus 
ſtehende Portofreiheit Rh nur auf den Befchifts- Betrieb diefer Behörden und die 
desfalls mit anderen Behörden zu führende Korrefpondenz bezieht. 

Wird in ben rorgedachten Faͤllen die Suräffendung der Alten zur Vervoll⸗ 
fländigung der Inſtruktion oder Brgänzung der Müngel bei der Rezeß⸗Vollziehung 
nothwendig, fo erfolgt diefelbe, fo wie die Wiedereinreichung in ber Regel porto⸗ 
feel, es fet denn, daß dem Kommiffarlus fo erhebliche Verſehen zur Laft fielen, 
bag ihm die durch deren Abhülfe entitchenden Koften auferlegt werben müßten. 

2) Berner if portopftichtig die gefammte Korrefponbenz, weldhe im erimmge: 
mäßigen Betriebe der, das PrivatsIntereffe der Barfheien betreffenden Ges 
fhäfte mit dieſen oder dritten Perſonen, Feldmeſſern, Sachverſtaͤndigen und 

„ Behörden nothwendig wird, mögen bie Korrefpondenz und die Sendungen 
auf Antrag ber Pariheien ober yon Amtöwegen flattfinden. 
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Davon find au die Requifitionen an die Berichte wegen Berichtigung und 
Befcheinigung der Legitimation der Interefienten und die darauf erfolgenden Ants 
worten und Sendungen nicht ausgenommen, weil bie im $. 9. Nr. 6. des Koftens 
Megul. v. 25. April 1836 bei folhen Sendungen gedachte Portofreiheit im Zus 
fammenhange mit den vorhergehenden Bellimmungen biefes $. nur auf bie ben 
Bartheien unter Nr. 4. zugeſtandene Porto: Moderation bei Akten » Berfendungen 
bezogen werben kann. 

Nur Grinnernngen an Behörden und britte Berfonen wegen Grlebigung ber 
in den vorbemerften Sachen ergangenen Requifitionen und Berfügungen find pors 
tofrei zu beförbern. 

3) Ebenfo wenig ift die Korreſpondenz, welche die Depofition, Verwendung 
ober Freigebung von Ablöfungs-Kapitalien zum Gegenftande hat, naments 
lich auch die in ſolchen Faͤllen zu veranlafiende Eintragung vorläufiger Bers 
merke ins Sypothefenbuh nad $. 59. der V. v. 30. Juni 1834, von der 
Portopflichtigfeit befreit, welches . 

4) aud von amtlihen Nachrichten und Mittheilungen gilt, welche von Behörs 
den im Brivat:Intereffe von Partheien, oder von bieten felbR aus den Akten 
und fonft erbeten werben. " 

F. In den portopflihtigen Fällen kann eine Barthei nur dann von der Porto⸗ 
Bahlung verfchont werden, wenn deren Armuth nad den Vorſchriften $$. 31. seq. 
zit 23. Thl. I. der A. G. O. befheiniget worben, in weldem Ball bie Rubrif 
„Armen: PBartheis-Sachen” zu gebrauchen if. Diefe zur PBortofreiheit berechtigende 
Rubrik findet jedoch feine Anwendung, wenn bei einer folden Armen⸗Parthei⸗Sache 
zugleich eine nicht arme Parthei intereffirt, vielmehr muß alsdann die Zahlung des 
vollen Porto's eintreten, und bie Nieberfählagung des auf die zahlungsunfähige 
Barthei fallenden Borto-Betrages vorbehalten bleiben. 

G. Ale Schreiben und Sendungen, auf welde bie portofreien Rubriken 
„Landes⸗Kultur⸗Sachen“ oder „Armen-Baribei:Gaden“ Anwendung finden, müflen 
mit einem öffentlihen Siegel verſchloſſen und auf der Adrefle mit ber Expebitionss 
Nummer bezeichnet fein. In den portopflichtigen Bällen ift dagegen bei Aftens 
Berfendungen neben dem öffentlichen Siegel und der ExpebitionssNummer bie Ru- 
brik „Buteherrlihsbäuerlihe Regulirungs⸗Sachen, Porto: Moderation laut K. D. 
p. 25. April 1836” zu gebrauchen, und dba die Porto-Ermäßigung den Partheien 
nur bei Alten-Berfendungen zu Statten kommt, fo bürfen die Begleitungs⸗Berichte 
nicht bei den Akten verpadt, ſondern müflen beſonders fouvertirt und auf der Adreſſe 
mit jener Rubrik, der Erpeditions-Nummer und einem Verzeichniß der dazu gehös 
rigen Padete verfehen werben. Eben biefes Verfahren ift auch bei ben unter einer 
portofeeien Rubrik zu befördernden Berichten, womit Alten eingereicht werben, zu 

eobachten, damit die Berichte fogleih präfentirt werben Tönnen, und dur das 
Herbeifhaffen und Auspaden voluminöfer Akten Feine Berzögerungen entſtehen. 

H. Das Porto in den portopflitigen Sachen haben die Kommiffarien, Feld⸗ 
und anderen Sachverftändigen, außer ben ad E. Nr. 4. gebachten, und benjenigen 
Fällen, in welchen unmittelbar mit den Bartheien ge forreiponbiren iſt, wie bisher, 
namentlih auch für bie an uns einzureichenden Berichte und Aften vorzufchießen 
und demnäaͤchſt mit den übrigen Koſten zur Erſtattung zu liquibiren. 

J. So wie die Pokämter angewielen find, bei den unter einem Brivatflegel 
eingehenden ober mit einer portofreien Rubrik nicht verfehenen, aber ihrem Inhalte 
nad zur Bortofreiheit geeigneten Schreiben und Sendungen, das angeſetzte Porto 
auf Grund einer hierüber auf dem zurüdzugebenden Kouvert zu eriheilenden Bes 
fheinigung der AuseinanderfeßungssBehörde oder ihrer Spezial-Kommiflarien wies 
ber zu loͤſchen und refp. aurücgugahlen; fo Tiegt and) ben Auseinanberfegungss 
Behörden und ihren Beamten bie Verpflichtung ob, Biejenigen Fälle, in welchen 
bei eingehenden Schreiben und Sendungen bie portofreie Rubrik mißbraͤuchlich ans 
gewandt iſt, den Poſt-Aemtern zur Anfebung bes Porto’ anzuzeigen. 

Bir machen den Kommiflarien zur Pflicht, fi nad) dieſer Anweifung in alles 
Bällen genau zu achten, und auch bie von ihnen befhäftigten Feldmeſſer und am⸗ 
deren Eaävertändigen in geeigneter Weife davon in Kenntniß zu fegen. 

(Min, BI. d. i. V. 1851. ©, 137. Nr. 163.) 
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Zum $. 10. 


(Erleihterungen in Betreff der Auseinandersfegungdkoften in 
den von den Begierungen ar eiisten Audeinanderfegungd- 
ach en. 


1) Diaͤtenverguͤtigung für die von den Regierungen und andern Be⸗ 
börben temporair benugten Defonomies-RKommiffarten. 

a) 6. M. des 8. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 16. Der. 
1839 an fämmtl. 8. Ben. Kom. und an die K. Reg. der Provinz Preußen. 


Die von der 8. Sen. Kom. in Ihrem Ber. v. 16. OR. d. I. als zweifelhaft 
angeregten Grundfäße, nach welchen die Diäten für die von den Reg. und ande⸗ 
ren Behörken temporair benußten Dekonomie = Rommifjarien zu vergüten finb, ers 
ſcheinen zwar für jetzt von geringer Wichtigkeit für das Kaflenwefen, da der Um: 
fang und ber Drang der eigenen Gefchäfte ter K. Gen. Kom. es Ihr kaum ge- 
ftatten werben, die Arbeitskräfte der Kommifjarien anderen Behörden behufs Aus⸗ 
führung der bei diefen anhängigen Gefchäfte oft zu überlaffen. Sofern jedoch jene 
Grundfäge bei veränderten Umfländen einen größeren Ginfluß erhalten können, finde 

ih we veranlaßt, der 8. Gen. Kom. ſchon jetzt auf Ihre Anfragen Folgendes 
zu eröffnen. 

Bad der Vorſchrift des 5. 10. des Koften-Regul. v. 25. April 1836 hat, 
wie die 8. Gen. Kom. ganz richtig annimmt, in Fällen, wo Ihre Kommiflarien 
von den Regierungen in Auseinanderfeßungs- Sachen befchäftigt werben, 
die Gen. Kommifflons:Kaffe auf Diiten-Ueberfhüffe, oder eigentlih Zuſatz⸗ 
Diäten, feinen Anfprud). | 

Daffelbe gilt in denjenigen Fällen, wo bie Kommiflarien von anderen 
Behörden, 3. B. den Gerihten, oder au von den Regierungen, aber 
nicht in Auseinanderſetzungs⸗Sachen, Aufträge erhalten und ausrichten, und zwar 
um fo mehr, als Aufträge diefer Art immer nur Angelegenheiten betreffen fönnen, 
welche nicht zum Reſſort der K. Gen. Kom. gehören, und hinfichtlich welcher daher 
eine —— der Intereſſenten zur Entrichtung des Gebührenſatzes von 3 Tha⸗ 
ern nicht ſtatiſindet. 

Dagegen muß in ben eben bezeichneten Faͤllen die an ſich nicht zweifelhafte 
Bergütigung ber firirten Diäten allerdings für die Gen. Kommiſſionskaſſe in 
Anfprud genommen werben. 

Aus diefem unbedenklichen Grundſatze folgt dann aber auch, daß die Arbeiten 
folder Kommiſſarien, welche an firirten urb temporairen Diäten im Ganzen mehr 
als 3 Thlr täglich beziehen, von derjenigen Behörde, die einen dergleichen höher 
remunerirten Kommiflarius befchäftigt, gleichfalls mit mehr ale 3 Thlr. für den 
Tag vergütet werben müſſen. 

Was die Frage betrifft: 

ob die PVergütigung ber firirten Diäten bloß für die Kalendertage, ober 

überhaupt für jeden Arbeitstag A 7 Stunden unausgefeßter und angeſtreng⸗ 

ter Arbeit gefordert werben bürfe? 
fo if es unbedenklich, daß der Kaſſe der Gen. Kom. die firirten Diäten nah Maaß⸗ 
gabe der Arbeitszeit erflattet werden müflen. Die Mehrarbeiten an den Tagen, 
wo mit Anftrengung gearbeitet worden, müflen nämlih die an anderen Kalenders 
tagen ausfallenden Arbeiten erfeben, und die Anrechnung fogenannter Mehrarbeiten 
iſt nöthig, damit die Koften auf die verſchiedenen Sachen angemeſſen vertheilt wers 
ben, was bei ungleicher Anftzengung und bei ber Abmeffung ber Diäten nad den 
Kalendertagen nicht zu erreichen fein würde. Die Gen. Kommiſſionskaſſe büßet 
mithin dadurch, daß der Kommifjarius feine Anftrengung einem, bei einer anderen 
Behörde anhängigen Geſchaͤfte widmet, wirklich mehr firirte Diäten ein, ald nad) 
der Zahl der Kalendertage nur zu berechnen fein würbe, und hat mithin Anfprüde 
au auf den Erſatz der firirten Diäten im Verhaͤltniſſe ber fogenannten Mehr: 
arbeiten. 

Ob übrigens die K. Gen. Rom. die Ginrihtung treffen will, daß in dem 
obigen Fällen die Kommiffarien aus der Kaffe der andern Behörde das Banze be 
ziehen, und den die Diäten erfehenden Antheil durch gelegentliche Abrechnung an 
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die Gen. Kommifflonsfaffe abzugeben Gaben, ober daß bie Regierungen und ande⸗ 
ren Behörden von jedem Arbeitstage, für welchen fie den Spezials Kommiflarien 
Gebühren anweifen, den firirten Diätenfag an die Gen. Kommiſſtonskaſſe abzu- 
führen haben, überlaffe ich für jegt Ihrer eigenen Beurtheilung, bemerke jedoch, 
daß das erftere Verfahren in den Faͤllen dürfte eintreten müflen, wo es einem Kom⸗ 
miffarius, welcher firirte Diäten bezieht, geftattet wird, einer Parthei zu aſſiſtiren 
oder ſolche zu vertreten. 

Dasjenige Verfahren aber, für welches die K. Sen. Kom. Sid hiernach in 
Anfehung der von den Reg. durch Ihre Kommiſſarien bewirkten Anseinanderfeßun: 
gen entichließen wird, muß allerbings auch für bie bei anderen Behörden durch Ihre 
Kommiffarien ausgeführten fonfligen Gefchäfte maaßgebend fein. 

(R. XXIII. 821. — 4. 48.) 


b) 6. R. des 8. Min. des 3. u. d. P. (v. Rochow) v. 16. Der. 
1839 an fAmmtl. K. Reg., ausfchließlich derjenigen in der Propinz Preu⸗ 
Ben und der Rheinprovinz. 

Da Zweifel über die Grundſätze wegen der Diäten» Bergütigung für die von 
den K. Reg. und anderen Behörden temporair benubten Defonomie : Kommiffarien 
entftanden find, fo habe ich behufs deren Erledigung den Auseinanderſetzungs⸗ 
Behoͤrden heute Folgendes eröffnet. . 

Rah der Vorfchrift des $. 10. des Koften-Megul. v. 25. April 1836 Haben 
in Fälen, wo Kommiffarien der Gen. Kom. von den K. Reg. in Auseinanders 
fetzungs⸗Sachen befähäftigt worden, Die Gen. Kom. Kaſſen auf DiätensUcherfchüfle 
ober eigentlihe ZufapsDiäten feinen Anſpruch. 

Dagegen muß die Bergütigung der firirten Diäten allerdings für die Kaffe der 
Sn. Kom. in Anfprud genommen werben. 

Bine Folge diefes Grundfages ift nun aber auch die, daß bie Arbeiten folder 
Kommiffarien, welde an firirten und temporaicen Diäten im Ganzen mehr als 
3 Thlr. täglich) beziehen, von den K. Reg. gleichfalls mit mehr als 3 Thir. für 
den Arbeitstag remunerirt werben müffen. 

Ob übrigens die AuseinanderfegungssBehörben, hinfichtlich ihres Kaſſenweſens 
die Einrichtung, daß die K. Reg. von jedem Arbeitstage, für welchen fie den Rome 
miffarien Gebühren anweiſen, den flririen Diitenfag an die Gen. Kom. Kaſſen 
jelbR abzuführen haben, treffen, oder anordnen wollen, daß der Kommiflar aus ben 
Reg. Kaſſen das Ganze beziehe, und bem die firirten Diäten erſetzenden Antheil 
durch gelegentliche Abrechnung an bie Kaffe der Gen. Kom. abzugeben Habe, habe 
id für jeßt der eigenen Beurtheilung derſelben überlaffen. 

Indbem ich die K. Reg. hiervon benachrichtige, weife ih Sie zugleih an, Sich 
auch Ihrerfeits hiernach zu achten, 

(A. XXIII. 3823. — 4. 49.) 


Mit Bezug bierauf (ad a. u. b.) find ergangen: 

c) R. des K. Min. des J., Abth. I. (v. Manteuffel) v. 14. Oft. 
1847 an die K. Reg. zu N. Erſtattung fixirter Diäten der Oekonomie⸗ 
Kommifjfarien bei Nebenbefchäftigungen. 


Der K. Reg. wird auf die Anfrage v. 6. Sept. c. eröffnet, daß das von Ihr 
jur Sprache gebradte, bie Erftattung firieter Diäten ber Oekomomie⸗Kommiſſarien 
ei Nebenbeſchaͤftigungen berfelben betreffende Monitum der K. Ober Rehumges 
fammer, allerdings für begründet erachtet werden muß. 

Die entgegenftchende Anfiht der K. eg. berührt gar nicht das Intereffe ber 
Kommiffarien, fondern lediglich das der Interefienten, welche fi ber Arbeitsträfte 
ber Kommiffarien außer dem amtlichen Wirkungékreiſe derſelben bebienen. Denn 
bie 8 Reg. ift der Meinung, bag ein Kommiffarius, wenn er bei derartigen Ne 
benbeſchaͤftigungen für einen auswärtigen Termin bereits die vollen eintägigen Dias 
ten liquidirt bat, für die an demfelben Tage und in derfelben Sache außerdem vers 
wendete Meifezeit nicht nah Maaßgabe feines vollen, ſondern nur feines temporaixen 
Diätenfages liquidiren könne, wobei nicht der Kommiflarius, welcher bie liquidirten, 
„Azirten Diäten der Kaffe zu erflatten verpflicgtet ift, fondern bie legtere ben ver⸗ 
hältntßmäßigen Betrag der firirten Diäten für die Reiſezeit verlieren würbe. 

un iR es aber allgemeiner Grundſah, daß Beamte, deren Leitungen mach 
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befonderen, gefehlich feftgeftellten Bebührentaren honoriert werden, für alle ihrem 
Berufe, entſprechende Arbeiten nad dieſen Taren zu liquidiren berechtigt find. 
Darauf, daß im vorliegenden Kalle der Kommiffarins verpflichtet iſt, einen Theil 
feiner Gebühren der Staatskaffe als Erſatz für das firirte Dienfirinfommen abzus 
treten. welches fie ihm gewährt, kann es, den Partheien gegenüber, nicht ankom⸗ 
men, weil deren Intereſſe durch das Verhaͤltniß zwifchen der Kafle und dem Kom: 
miflarius nicht berührt wird. Auch laͤßt es fi in der That nicht abfehen. weldye 
Rechts⸗ und Billigkeits-gründe von einer Privatparthei, der die Benußung der Ars 
beitsfräfte eines Kommiſſarius in ihrem Interefie geftattet worden ift, für das Ver⸗ 
langen geltend gemacht werden könnten, bie Leiftungen diefes Beamten nad einem 
geringeren Maaßſtabe zu honoriren, ale dies in feinen eigentlichen Bernfsgeſchäften 
duch die Auseinanderfegungssnterefienten geſchieht. Endlich if, bezüglich auf die 
Nebenbefchäftigungen der Kommiſſarien in gerichtlichen Angelegenheiten, bereits 
dur) das C. R. v. 9. Febr. 1846 in Mebereinftiimmung mit den SJuftizmin. be- 
fimmt worden, drß die betr. Beamten überall nach dem Regul. v. 25. April 1836 
und ber Inſtr. v. 16. Juni 1836. zu liquidiren berechtigt fein follen, und es Fam 
nach dem oben Angeführten ein Bedenken haben, diefen Grundfag auch auf alle 
andere Nebenbefhäftigungen der Kommiſſarien auszudehnen, wonad die Beſtim⸗ 
mungen bes $. 5. der Inſtr. vollfländig zur Anwendung zu bringen find. 

Das Bedenken der K. Reg, daß der Kaffe ein ihr nicht gebührenner Gewinn 
zufließen würde, wenn ihr für einen Kalendertag mehr als eintägige flrirte Diäten 
des betr. Kommiffarius erflattet würden, ift bereits durch bie in dem C. M. v. 16. 
Dec, 1839 enthaltenen Motive vollitändig befeitigt. 

(Min. BL. d. i. V. 1847. ©. 292. Nr. 354.) 


d) R. des K. Min. für he Ang. (Bode) v. 28. April 
1849 an tie 8. Gen. Kom. zu N. Ginbebaltung eined Theil der firir- 
ten Diäten der Defonomies Rommiffarien für außerpdienftliche Nebenbeſchaͤf⸗ 
tigung derfelben. 


Der 8. Em. Kom. wird auf die Anfrage v. 18. März d. 3. in Betreff ber 
dem Defonomies Kommiffions:Rathe N. für außerdienfllihe Nebenbefgäftigungen 
einzubehaltenden firirten Diäten Nachftehendes eröffnet. 

Zunaͤchſt if, was die dabei zur Sprache gebrachten Principienfragen anbetrifft, 
zu bemerfen, daß auch in dem alle, wenn ein Kommiffarius aus feinem Geſchaͤfts⸗ 
journal nachzuweiſen vermoͤchte, daß er die fümmtlichen Kalendertage eines Jahres 
im dienſtlichen Intereſſe vollſtaͤndig bejchäftigt geweien, dennoch hinſichtlich der für 
anßerbem verrichtete Nebenarbeiten einzubehaltenden firirten Diäten das Normativs 
Reife. v. 16. Dec. 1839 in Anwendung gebracht werden muß. Denn abgefehen 
davon, daß fi ein folder Nachweis erſt nad langer Zeit, nämlid erſt dann mit 
Zuverlüffigkeit führen Iäßt, wenn die Liquidationen des betreffenden Beamten für 
fämmtliche in dem in Rede ſtehenden Jahre bearbeitete Geſchäfte feitgefept wor: 
ben find; fo ift Hauptfächlih in Betracht zu ziehen, daß, wenn man unter ber er: 
wähnten Bebingung von dem allgemeinen Grundfah des C. M. v. 16. Der. 1839 
nachlaßen wollte, die Kommiſſarien dadurch veranlaßt werden fönnten, Rebenarbeis 
ten nicht nur gern zu übernehmen, fondern vielleicht gar zu fuchen, weil fie dafür 
Gebühren nad Maaßgabe ihres vollen Diätenfabes erhalten würden, während 
ihnen bie Mebrarbeiten bei ihren eigentlichen vienftlihen Gefchäften nur nad dem 


- temporairen Diätenfaß vergütigt werben. Es iſt aber einleuchtend, dag die Webers 


nahme von Nebengeihäften der Rommiflarien nit in folder Art durch die vorge: 
fegten Behörben begünftigt werden kann, und es folgt auch aus vorſtehender Aus: 
einanderſehung, . das Din. die in dem Werke des Geh. Raths Doͤnniges über 
die a urge esgeb. Preußens Bd. 3. S. 566. ausgefprochene Anſicht keines⸗ 
weges theilt. 

Es kann ferner bei Anwendung des R. v. 16. Dec. 1839 Nichts daranf ans 
fommen, welcher Art die ausgeführten Nebenarbeiten gewejen find, und ob der 
Kommiffarius dafür von dem Auftraggeber remunerirt worden if, oder ſolche Ar⸗ 
heiten umfonft verrichtet hat. Denn auch im legteren Ball verliert die Kaffe bie 
frirten Diäten für die Zeit, welche der Kommiſſarius auf die Nebenarbeit verwen 
Yet, wozu noch die Grwaͤgung tritt, Daß der Nachweis unentgeltliher Ausführung 
des Sehhäfts immer ſchwierig fein würde, und dag dadurch leicht unangemeflens 
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und lieber zu vermeibende Grörterungen herbeigeführt werben könnten. Den Ber 
hoͤrden Bleibt es hierbei aber unbenommen, wegen berartiger Geſchaͤfte von geringer 
Zeitdauer, wenn bie Angabe bes Rommiflarius, daß fe unenigeltli ausgeführt 
worden, den Umftänden Br nicht unwahrfcheinlih if, von dem vorgefhriebeuen 
Distenabzuge Abftand zu nehmen. 

(Min. BI. d. i. V. 1849. S. 69. Nr. 114.) 


e) MR. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 1. Febr. 
1850 an die K. Reg. zu N. Erſtattung der firktten Diäten der Oekono⸗ 
mies Ronmiffarien bei Nebenbefchäftigungen. 

Der K. Reg. wird auf Ihren Ber. v. 8. Aug. v. J., wegen Erſtattung ber 
firirten Diäten der Oekonomie⸗Kommiſſarien bei Nebengefchäften Folgendes eröffnet. 

Das R. v. 14. Oft. 1847 (Min. BL S. 292) beftimmt feinesweges, daß bie 
Kaflen der Auseinanderfeßungss Behörden auf Zufabs Diäten Anfpruh haben, 
wenn ein Kommiſſarius Aufträge anderer Behörden ausführt. Bielmehr haben bie 
Beſtimmungen des C. R. v. 16. Dec. 1839, wonad die Kafle Feine Zuſatz Diä⸗ 
ten erhält, wenn ein Spezial Kommiffarius Gefhäfte anderer als ber Huseinanders 
feßungs = Behörden, namentlich der Gerichte oder Megierungen ausführt, noch ihre 
unveränderte Gültigkeit. In ſolchen Bällen hat der Kommiſſarius lediglich nad 
Maaßgabe des ihm guftehenben Gefammt s Diätenfahes zu liquibiren, mag biefer 
mehr oder weniger ald Drei Thaler betragen. 

Das R. v. 14. Okt. 1847. beflimmt dagegen, daß bie firirten Diäten, welde 
ein folher Kommiffarius der Kaffe zurüd zu erftatten bat, nicht nach Maaßgabe 
der von ihm auf das Gefchäft verwendeten Kalendertage, fondern nad ber 
Sch der Arbeitss und Reifetage, für welche fiquibirt worden, zu berech⸗ 
nen find. 

(Min. BL d. i. V. 1850. ©. 67. Nr. 80.) 


2) R. der 8. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) u. des K. Haufes, 
Abth. II. (v. Ladenberg) v. 18. Juni 1840 an die K. Meg. zu Oppeln. 
Koftenanfäge bei Auseinanderfegungen, welche von den Regierungen als 
Domainen- Behörden geleitet werben. 


Die Anfrage der KR. Reg. in Ihrem Ber. v. 2. Febr. d. 3. über die An: 
wenbbarfeit der Koftenanfühe des Regul. v. 25. April 1836 bei ſolchen Ausein: 
anterfegungen, weldhe von den Reg. ale DomainensBehbrden geleitet werben, hat 
zu einer Korrefpondenz mit dem Juftizmin. Beranlaffung gegeben, deren Refultate 
nn 8. Reg aus dem abfchriftlih beigefügten Erlaß des Juſtizmin. (Anl. a.) er: 
ehen wirb. 

Mit der, in diefer Verf., beren Bublifation durch das Juſt. Win. BL. erfol: 
gen wird, entwidelten Anfiht find wie ebenfalls einverfianden, und hat bie K. Reg. 
für die Zufunft fid) darnach zu richten: 

4 


nl, a, 

Bon den Staatsmin. v. Rochow und v. Ladenberg iſt erinnert worben: 
daß das K. ꝛc. Gericht bei der im Auftrage der Meg. zu Oppeln bewirfien 
gerichtlichen ‚Boflyiebung der Rezeſſe, über die erfolgte Umwanblung der auf 
den bäuerlihen Befipungen in 36 -Dorffhaften bes Neißner Rentamtsbes 
zirks haftenden Getreidezinſen in eine Geldrente Kopialien lquibirt, und 
die Diäten und Fuhrkoffen des Kommiſſarius nach dem Regul. v. 25. April 
1836 — hat und dag nad dieſen Anſätzen die den Fiskus treffende 
Koftenhälfte entrichtet werben ſolle. 

In Beziehung auf dieſe Beſchwerde wirb dem K. 2c. Gericht eröffnet: daß ber 
Juftizmin. den in dem Schreiben an die Reg. zu Oppeln.v. 20. San. d. 3. ent⸗ 
widelten Anfichten nicht beitreten Tann. 

Das Regul. v. 25. April 1836 Betrifft, wie befien Ueberſchrift und Inhalt 
nachweiſt, nur die Koften derjenigen gutsherrlich « bäuerlichen Auseinanderfegungen, 
Gemeinheitstheilungen, Ablöfungen und andern Gefchäfte, die zum Reſſort der 
Gen. Kom., imgl. ber zweiten Abth. des 3. bei den Meg. der Provinz Preußen 
gehören, und bei dieſen Behörden oder deren Rommiffarien anhängig find. Das 
Regul. Tommt daher auch zur Anwendung, wenn in dergl. Ang. einzelne GBefchäfte 

hei den Gerichtsbehörden auf Beranlaffung der Ben. Kom, oder ber an ihre Stelle 
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geiretenen Reg. Abth. vorgenommen werben, infoweit nicht dieſe Gefchäfte nach den 
mungen unter Rr. 2. und 3. $. 10. des Regul. gebührenfrei zu bearbeis 
ten find. 

Wenn dagegen gutsherrlich = bäuerliche Auseinanderfegungen, @emeinheitstheis 
lungen, Ablöfungen u. f. w. nicht bei den Gen. Kom. ober den an ihre Stelle ge: 
tretenen Reg. Abth. anhängig find, fo kann das Regul. v. 25. April 1835 nur in 
fo weit zur Anwendung fommen, als dies ausbrüdlich angeorbnet worden ifl. Das 
Erforderliche hierüber enthalten die FF. 10. und 11. des Regul. 

Der $. 10 betrifft den Fall, wenn gutsherrlich-baͤuerl. Anseinanderfeßungen 
von ben Reg. in den biefen übertragenen Güterverwaltungen geleitet 
werben. Auch in biefem Falle follen den Bartheien bie im 6. 9. des Regul. be: 
fimmten Bergünfligungen binfitlih der Stempel-, Sportel: und Porto: Freiheit 
u Statien fommen. Daß aber die übrigen Beſtimmungen des Regul. in diefem 

alle nit zur Anwendung kommen follen, geht aus dem zweiten Theile des $. 10. 
deutlih hervor. Hier wird u Befeitigung des Zweifels, ob auch ber im $. 9. 
in Bezug genommene $. 1. Anwendung finden foll, ausprüdlich beflimmt: 

daß den außer dem Fiskus intereflirenden Bartheien keine mehreren Diä: 

‚ ten, Gebühren und Reiſekoſten der befchäftigt gewefenen Kommiflarien 
und zugezogenen Sachverfländigen zur Laſt gefebt werben follen, als bie 
Reg. fe bh bewilligen. 

Es follen mithin die Diäten, Gebühren und Reiſekoſten der Kommiflarien wie 
in K. Dienflangelegenheiten, alfo nad} der V. v. 28. Juni 1825, angefept werben. 
Diefe Beſtimmung muß fowohl bei den unmittelbaren Rommiflarien der Reg., ale 
bei den in Folge von Requifitionen der Reg. von den requirirten Gerichtsbehörben 
ernannten Kommiffarien zur Anwendung fommen. Auch diefe können daher ihre 
Keifeloften und Diäten, es mögen ſolche von einer fisfalifchen Behörde, oder von 
ben anderen interefficenden PBartheien zu bezahlen fein, nur nach ber allgemeinen 
V. v. 28. Juni 1825 liquidiren. 

Der $. 11. des Regul. fept für andere Fälle, in welchen über die Auss 
einanberfegungen ohne Dazwifchenkunft der Auseinanderfegungs:Behörbden gericht: 
liche Bergleiche geichloffen werden, nur feſt: 

bag auf biefe gerichtlichen Vergleiche und bie Berfendung ber Verhaydlun⸗ 
gen an die Ben. Kom., Behufs deren Betätigung die Beſtimmungen bes 
8. 9 wegen ber Stempel⸗, Sportels und Bortos Freiheit Anwendung’ fins, 
ben follen. 

Hieraus folgt, daß in diefen Fällen die entſtehenden Koften, fo weit fie über; 
haupt zuläffig find: 

a) für die gerichtlichen Gefchäfte nach der dem betr. Gericht zuſtehenden allge: 
meinen Gebührentare, 

b) für die Gefchäfte bei den Ben. Kom. nah dem Regul. v. 25. April 1836 
anzufeßen find. 

Da die Ropialien bei den Sefchäften der Gen. Kom. felbft nad dem Regul. 
v. 25. April 1836 als baare Auslagen behandelt werben, fo ift es bisher für un: 
bebenflih erachtet worden, auch den Gerichten den Anſatz von Kopialien bei ben: 
jenigen Geſchaͤften zu geftatten, welche auf den Grund bes $. 9. des Regul. v. 
25. April 1836 gebührenfrei behandelt werben follen. Die Ginzienung diefer Ko: 
pialien von den betr. Bartheien fann aber immer nur in fo weit erfolgen, als fie 
davon nicht wegen ber ihnen beſonders zufiehenden Sportelfreiheit entbunden find. 
Letzteres iſt bei dem Fiskus der Fall. Aus fisfalifchen Kaflen find an die Gerichts⸗ 
behörden Kopialien nur in fo weit zu zahlen, ale folde von ben Geridhtöbehörben 
felbR einem einzelnen Kommiſſarius als Auslagen baar erflattet worden find. _ 

Hiernach hat das K. ıc. Ber. bei den im Auftrage der Reg. zu Oppeln, als 
Domainenbehörbe, vorgenommenen Auseinanberiehungsgeihälen 

a) bie Diäten und Fuhrkoſten nur nad) der V. v. 28. Juni 1825 feilzufeßen, 


un 
b) ben auf ben Fiskus fallenden Antheil der Kopialien außer Anſat zu laſſen, 
refp. niederzufchlagen. 
Berlin den 9. Mai 1840. 
Der Juſtizminiſter. Mühler. 
An das K. ıc. Gericht zu N. 


(Win. BL. d. i. 8. 1840. ©. 254. Nr. 449.) - 
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Dazu: 
N. der K. Min. des I. (v. Bodelſchwingh) u. des K. Hauſes, Abth. 
I. (v. Stolberg) v. 21. Ian. 1848 an vie K. Meg. zu N. 


Auf den Ber. v. 3. OH. v. I. die Feſtſetzung der Gebühren des Juflitiarius 
N. in der Laudemien⸗ und Markgroſchen⸗Abloͤſungsſache von N. betr., eröffnen wir 
der K. Reg. hierdurch Folgendes. 

Bir können der von Ihr in dem Schreiben v. 10. Mai v. 3. gegen bie Gen. 
Kom. zu N. ausgefprochenen Anficht: 
dag der $. 10. des Koftenregul. v. 25. April 1836 und des Juſt. Min. 
N. v. 9. Mai 1840 (Min. Bl. d. i. V. S. 255) fih nur auf ſolche Faͤlle 
bezoͤgen, in denen bie ganze Ablöfungs » Angelegenheit ohne das Einſchrei⸗ 
ten der Ben. Kom. zu Ende gelangt, baß dagegen in denjenigen Fällen, 
wo bie Erkenntniß abgefaßt, die Sache fo zu betrachten fei, als ob fie von 
Anfang an unter deren Leitung bearbeitet worben wäre, 
nicht beitreten. — So lange die Kommiſſion im Auftrage der K. Regierung eine 
Auseinanderfegungsfache bearbeiten unb bis bahin, dag die Sache an die Gen, 
Kom. übergeht, gebührt die Feſtſezung ber fommiflarifhen Koftenrehnungen ber 
K. Reg. Alles was in dem Juſt. Min. R. v. 9. Mai 1840 zur Begründung ber 
barin aufgeftellten Prinzipien angeführt it, muß auch dafür geltend gemacht wer; 
ben, daß bie Meg. und Prev. Schulfollegien die Koſtenrechnungen für diejenigen 
Arbeiten feitzufegen haben, welde in ihrem Auftrage gemacht find, und fann e# 
nicht darauf ankommen, daß dieſe Feſtſe ung etwa noch nicht erfolgt war, als bie 
Sade in bie Leitung der Gen. Kom. überging. _ 

Die 8. Reg. bat daher au die. Koflenrehnung des N. in der N. N. ſchen 
Sache bis zu dem Beitpunkte fehzufeßen, wo diefe Sache an die Gen. Kom. abs 
gegeben worden. 

Min. BI. d. i. B. 1848. ©. 21. Nr. 13.) 


Zum $. 11. 


R. des K. Min. des J. für Gew. Ang. (v. Brenn) v. 11. Dee. 1837 
an die K. Ben. Kom. zu Münfter. Stempelfreiheit der gerichtlich aufge» 
nommenen Auseinanderfegungs- Verträge. 


Die von der K. Gen. Kom. in dem Ber. v. 17. OH. d. I. geäußerte Anſicht: 
daß bie im 8. 11. des Meg. v. 25. April 1836 ausgeſprochene Steupel⸗ 
freiheit der gerichtlich aufgenommenen Auseinanderfegungs-Berträge in gleis 
Her Weife auf die notariel vollzogenen Anwendung finde, 

iſt ganz richtig, und wird Diefelbe, im Ginverfländnig mit dem R. Sinanzmin., 
hierdurch autorifiet, dies durch die Meg. Amtobl. befannt zu madıen. 

(A. XXI. 943. — 4. 69.) 
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Zum $. 13. 
(Streitigkeiten über Koftenverthetlung,) 


R. des K. Min. des I, landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 22. 
April 1840 an die K. Gen. Kom. zu Breslau. Inftanzenzug bei Strei- 
tigfeiten über den Koftenpunft. 


Auf den Ber. 9. 10. März d. J., worin die K. Ben. Kom. den Snflenzenzug 
bei Streitigkeiten über ben Koftenpunft zur Sprache bringt, wirb derſelben Nach⸗ 
ne ber bie Feſ 

1) Beſchwerden über bie Feſtſezung der Höhe der Koſtenrechnungen find im 
Wege bes Rekurfes zur Entſcheidung bes vorgefeßten —E —— — 
CR, $. 13. des Regul. v. 25. April 1836. " 

Dahin gehören auch Beſchwerden über bie Sonderung kumulirter Koſten; 
denn es iſt Sache ber Feſtſetzung, zu beſtimmen, welcher Theil eines Terurintages 
auf die Inftruftion eines Prozefles, und welcher auf bie Fortſtellung der Haupt⸗ 
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ſache im Wege ber Regulicung verwendet worden, unb wie bei allen ähnlichen 
Füllen die geleiftete Arbeit auf die einzelnen Geſchaͤfte zu repartiren if. 

2) Wenn über das Verhältniß geflritten wird, nad welchem bie Regulirungs: 
koſten und bie Koſten ber zur Regulirung nöthigen Bonitirung und Vermeſſung 
aufgebracht werden müflen — alfo nicht die Koſten eines Rechtsſtreites ober einer 
Weiterung in Brage find — fo bilbet biefes Berhälmiß felbft den Hauptgegenftand 
bes Streites und der darüber zu ertheilenden Entfcheidung, gegen welche, weil es 
babei auf eine Ansgleihung in Gelde anfommt, nad der B. v. 30. Juni 1834 
$. 46. Nr. 4. die Appellation an das Mevifions- Kollegium zuläffig it, in fofern 
die Differenz die appellable Summe ausmacht. i 

Wird die appellable Summe nicht erreicht, fo flebt nur der Rekurs an bie 
höhere Inftanz in Gemäßheit des Art. 1. der Defl. v. 6. April 1839 offen. Diefe 
höhere Inſtanz ift bei den von der K. Gen. Rom. erlaffenen Entfcheidungen bes 
8. Resifionss Kollegium. ' 

3) Der Prozeßkoſtenpunkt in biefen, ben Regulirungstoftenpuntt betr. Strei⸗ 
tigkeiten ift nach den folgenden Regeln zu behandeln. 

4) Alle Streitigkeiten über den Prozeßfoftenpunft gehören nach $. 13. des 
Regul. v. 25. April 1836 in den wegen ber Hauptfache flattfindenden Rechtsgang. 
Sie werben daher entweber von dem Mppellationsrichter ober vom Refursrichter 


. mit enifhieden, je nachdem die Hauptfahe vor ben einen oder ben anderen ge: 


bracht wird. 

5) Wird die unrichtige Entſcheidung des Prozepkoftenpunfts behauptet, und 
it in der Hauptfache Fein Rechtsmittel zuläffig, ober Feines eingelegt, fo findet nad 
Art. 1. der Del. v. 6. April 1839 gegen das Erkenntniß erſter Inftanz flatt. 
Da das in der Hauptfadhe nicht ergriffene Rechtsmittel auch der Rekurs an das 
Min. fein könnte; fo Eönnte in Frage fommen, ob biefes unter Umfländen als bie 
Bier gemeinte —* Inſtanz zu betrachten ſei. Indeſſen erſcheint es dem allge⸗ 
meinen Grundſatze wonach“ die, die Ausgleichung in Gelde betr. Angelegenheiten 
vor das Reviflons = Kollegium gehören, angemeflen, foldhe den Prozeßkoſtenpunkt 
allein betr. Befchwerben vor das Neviflons: Kollegium zu verweifen. 

(Min. BL d. i. V. 1840. ©. 180. Nr. 300.) 


B. 
Zur Snftruftion vom 16. Juni 1836. 


Zum ©. 1. 
(Remuneration der Defonomie»Konmiffarten.) 


1) R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 7. Bebr. 1889. 
Diäten der firirt angeftellten DekonomiesRommiffarien. ') " 


Aus den Anfragen und Berichten einiger Auseinanderfegungs:Behörben wegen 
des Berfahrens bei Feſtſetzung der den Kommiffarien bewilligten Diäten für häns; 
liche Arbeiten Habe ich eriehen, daß die Beſtimmung bes $. 5. ber Inſtr. v. 16. 
Juni 1836 sub Nr. 1. nicht überall richtig verſtanden if, und namentlih die C. B. 
v. 24. Juni 1837, woburd den mit firirten Diäten angeftellten KRommiffarien für 
bie Mehrarbeiten höhere temperaire Diäten zugeflanden werden, wie für die haͤus⸗ 
lichen Arbeiten innerhalb der regelmäßigen Arbeitzeit, zu mancherlei Mipbräuchen 
Beranlaffung gegeben hat. 

Um letztere zu befeitigen, eröffne ih der K. Ben. Kom., daß dem Koftenregul. 
v. 25. April und der Snftr. v. 16. Juni 1836 keinesweges die Abfiht zum Grunde 
Hegt, die Remuneration der Spezial: Kommiffarien ohne Befondere Beranlaffung, 


1) Hierdurch find die denſelben Begenftand beireff. älteren Mefkr. bes Min. 
bes J. für Gew. Ang. v. 24. März, 24. Juni u. v. 13. u. 23. Oft. 1837 (9. 
XXI. ©. 67, 374 u. 941—942) u. das G. M. des Min. des I. u, d. P. v. 23. 
Juli 1838 (AR. XXI. ©. 608) für befeitiget zu erachten. 
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und die von den Intereffenten zu entrichtenden Beträge zu erhöhen, daß vielmehr 
der Hauptzweck dahin ging, das Rechnungsweſen zu vereinfachen und auf glei 
mäßige Grundfäße zurüczuführen, dadurch die Kontrole der Liquidationen der Roms 
mifjarien zu erleichtern und auf dieſe Weife die Interefienten gegen etwanige Spor⸗ 
telerzeffe gewinnfüchtiger Spezialfommiffarien mehr zu fihern, zugleich aber bie 
Nemuneration der Kommiſſarien mit den 2eiftungen bderfelben mehr in Einflang zu 
dringen. 

ine allgemeine Erhöhung der Memunerationen der Kommiffarien bat mit 
jenem Megl. um fo weniger beabflhtigt werben Tönnen, als durch die vermittelſt 
anderweit ergangener Bellimmungen über den Benfionsanfprudh und die Verſor⸗ 

ungsberechtigung der Kommifjarien für bie Berbefferung ihrer Lage auf eine dem 
Snterefe des Dienftes entfprechende Weife geforgt war. 

Namentlich ift daher auch die Beilimmung des Regl. v. 20. Juni 1817 wegen 
‚ber Koſtenrechnungen in Betreff der Auseinanderfegung ber Gutsherrn und Bauern, 
- woburdh den nur auf temporaire Diäten befhäftigten Kommiffarien eine befonbere 
Bergütigung für häußliche Arbeiten nad Maaßgabe des Beitaufwendes zugeftanben 
und in Beziehung hierauf feftgefebt worden, daß die Befchäftigung auf 7 Stunden 
für einen Arbeitstag zu reinen, nicht deswegen in die Inſtr. v. 16. Juni 1836 
aufgenommen und generalifirt, um die Speziallommiffarien im Allgemeinen gint 
ger als far alle übrigen Beamten zu flellen, welche größtentheils auf ihre Dienſi⸗ 
gefchäfte mehr ale 7 Stunden täglih verwenden müflen, fondern nur deswegen, 
weil bei der allgemein angeorbneten Urt der Feſtſetzung der Regulirungsfoften nad 
Arbeitstagen eine beftimmte Norm darüber nöthig war, was unter einem Arbeits; 
tage zu verſtehen fein, und weil man mit Rüdfiht darauf, daß bei den Spezial: 
Tommiffarien 

Häufig Unterbrechungen und Störungen vorkommen und mandje Fleine Ge⸗ 
Ichäfte von ihnen zu beforgen find, die nicht füglih in Rechnung geftellt 
werden koͤnnen, ihre eigentlichen größeren Arbeiten anftrengenb und auch 
bei ipmen Hin und wieder Abhaltungen durch Privatangelegenheiten, Unpäßs 
lichkeiten 20. vom Arbeiten unvermeidlich find, 
annahm: daß ein nicht mit ganz ungewöhnlichen geiftigen ober phyfifchen Kräften 
begabter Spezialfommiffarius 
im Ganzen unt durchſqhnituig taͤglich nicht mehr zu leiſten vermag, als ein 
geſchickter Arbeiter bei angeſtrengter und ganz ungeſtoͤrter fiebenftünbiger 
eihäftigung befchaffen kann. . 

Es kommt hiernach bei Feſtſetzung der für einzelne Arbeiten in Anfap 9% 
brachten Tage und Theilftüde eines Tages nicht fowohl auf die darauf wirfli 
verwandte Stundenzahl, als vielmehr darauf an, ob bie Arbeiten fo beſchaffen, daß 
dadurch ein vollfländig qualifizirter und fleißiger Spezialfommifarius innerhalb ber 
vorgefehten und En een Tage durchſchnittlich angemeflen befchäftigt gewefen 
und opme befondere Anftrengungen nicht füglich mehr Hat leiten Eönnen. 

enn daher die an einem Kalendertage gelieferten Arbeiten angerechnet wers 
ben follen, fo feßt dies immer eine ungewoͤhnliche Anſtrengung und einen befons 
bere hohen Grad von Gefdidlichkeit voraus, und nur unter biefer Borausfegung 
laßt fih au die ganz ungewöhnliche und eben deswegen reftriftiv zu erflirende 
Bergünftigung rechtfertigen, daß einem Spezialfommiffarius für einen Kalenbertag 
mehr als eintägige temporaire Diäten bewilligt werden. 

Diefen Gefihtspunft hat die K. Gen. Kom, feftzuhalten, und.in allen Fällen, 
in denen für einen Kalendertag mehr als eintägige Arbeiten in Anſatz gebracht 
werben, namentlih aber dann, wenn ſolches nicht blos für einzelne Tage, denen 
nach dem natürliden Laufe der Dinge wieder andere gegegenüberftehen müflen, an 
benen weniger Arbeiten geliefert worden, ſondern für längere Zeitabſchnitte durch⸗ 
ſchnittlich geſchah, Die Ba ber desfallfigen Angaben, fowohl nah Beſchaffen⸗ 
heit der Arbeiten, als nach der Perfönlichkeit des Liquidanten, mit der größten Ge⸗ 
nauigfeit zu prüfen, und fobald Sie nit bie vollftändige Ueberzeugung bat, daß 
mit befonderer Anftrengung gearbeitet und wirklich Ungewöhnliches geleiftet worben, 
die Anfäge ohne Weiteres zu ermäßigen. 

Nicht felten rühren übrigens die anſcheinenden Mehrarbeiten theils davon, bag _ 
Äeaen geringfügige, dur eine einſache Rückſprache mit einem Feldmeſſer, Sachver⸗ 
ändigen ober Intereſſenten, buch die Empfangnahme und Lektüre fhriftliher Mits 
$heilungen, durch die Befcheinigung des Empfanges derfelben ober dur andere 
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Unterbrechungen 1c. verlaßte Zeitaufwand, auch wenn er nur einzelne Minuten bes 
teagen Bat, mindeftens als „, Tag in Anſatz gebracht wird, theild aber davon her, 
daß die Kommiffarien auch folche Arbeiten, die fie nicht felbit gefertigt, fonbern 
durch ihre Protokollführer oder fonftige Gehülfen haben anfertigen laffen, als eigene 
Arbeiten berechnen. ' 

Grfteres iſt nicht zu dulden und letzteres ebenfalls nicht zu geftatten, vielmehr 
fann in Ballen diefer Art der Kommiffarius für die feitens der Gchülfen auf die 
Arbeit angemeflen verwandte Zeit nur die Protofollführer-Diäten (nah $. 10. der 
Inſtr.) für fih felbft aber nur Diäten nad Maaßgabe der auf die Prüfung der 
Arbeit zwedmäßig verwandten Zeit Tiquibiren. 

Menn nad) diefen Grundfähen, welche bei allen noch nicht feftgefeßten Liquis 


- bationen zur Anwendung zu bringen, verfahren wird, fo werden bie Fälle, in denen 


im ganzen Monat die Zahl der Diätentage bie Zahl ber Kalendertage erheblich 
überfteigen Tann, fo häufig nicht fein. 

Dadurch wird auch der in mehreren Berichten gerügte Borzug, den bie uns 
firirten Kommiſſarien in Beziehung auf die Vergütung der Mehrarbeiten vor den 
firirten genießen, wenn leßtere dafür nur uach dem gewöhnlichen Sabe ihrer tem: 
porairen Diäten remunerirt werden, — welder Vorzug zu ber E. Berf. v. 24. 
Juni 1837 Beranlaffung gegeben — ſich erheblid vermindern und jedenfalls if 
berfelbe durch den bereits in ber gedachten Verfügung erwähnten Vortheil der groͤ⸗ 
feren Sicherheit der firirten Diäten vollitändig wieder ausgeglichen. Da nun über: 
bies allen Kommiffarien, und vorzugsweife den firirten, durch die Beſtimmung ber 
Inſtr. v. 16. Juni 1836, namentlih dur die Grlaubnig für die auf Reifen vers 
wandte Zeit immer befondere temporaire Diäten zu liquibiren, noch mehr aber durch 
die Bewilligung temporairer Diäten für alle häuslichen Arbeiten ſchon fo erhebliche 
Bortheile zugeftanden worden, daß dadurch im Boraus die Nachtheile aufgewogen 
werben, die ihnen aus der mittel C. V. v. 24. Mär; 1837 angeorbneten Grmäs 
ßigung der temporairen Diäten für häusliche Arbeiten erwachlen, fo finde ich mich 
veranlagt, die in der &. V. v. 24. Juni 1837 enthaltene Beflimmung: 

daß die firirten Kommiſſarien für die Mehrarbeit im Detrage eines Tages 
jedenfalls mit zwei Thalern remunerirt werben follen, 
wieber aufzuheben. 

Denn nun aber au die unter dem 24. März 1837 allgemein angeorbnete 
Ermäßigung der Memuneration für Häusliche Arbeiten durch bie den Gpezialfom; 
miffarien in Folge ber Inſtr. v. 16. Juni 1836 erwachſenen Bortheile motivirt 
und dieſer Inflr. gemäß if, fo Hat fie doch zu verfchiebenen Zweifeln namentlid 
darüber Beranlaffung gegeben, welche Gefchäfte eigentlich als auswärtige und welche 
ale Häusliche anzufehen. Diefe Zweifel erledigen ſich zwar ſehr einfad; dahin, 

bag nur ein foldhes Geſchaͤft, welches wirklich an dem Drte, worauf es ſich 
bezieht, vorgenommen worben, au Jredmäßiger Weiſe daſelbſt hat vorges 
nommen werben müflen, und nicht ebenfo gut am Wohnorte des Kommiſſa⸗ 
rius bat vorgenommen werden fönnen, als ein auswüärtiges, jedes andere 
Geſchaͤft aber, mithin auch jeder Termin, am Wohnorte des Kommiſſarius, 
ale ein häusliche zu betrachten; 
inbeg bleibt immer der Uebelſtand, dag durch die Verſchiedenheit ber Diaͤtenſaͤtze 
für haͤnsliche Arbeiten und auswärtiger Geſchaͤfte bie Ginführung befonderer- Kos 
Ionnen nöthig und das Rechnungsweſen verwidelter geworben if. Sobald ſich das 
er der jener Anordnung zum Grunde liegende Zwed auf andere Weife erreichen 
pt, iſt die Aufhebung jenes Unterfchiebes angemeflen, und bazu bietet fi ein 
einfaches Mittel dar, indem es nur darauf ankommt, für jeden Kommiffarius einen 
allgemeinen Sag zu ermitteln, der fo viel niedriger als der bisherige Satz für aus⸗ 
wärtige @efchäfte und fo viel höher ale ber biöherige Sag für häusliche Arbeiten 
ift, dag dabei die Verhaͤltniſſe defielben im Weſentlichen ungeändert bleiben. 
us den Rechnungen und Gefchäftsjournalen ergiebt fih, welden ungefähren 
Theil feiner Zeit jeber Speziallommiflarius durchſchnitilich auf auswärtige Gefchäfte 
und welden auf häusliche Gefchäfte verwendet, und hiernach Täßt fich leicht berech⸗ 
nen, welcher allgmeine Diätenjab der entfprechende iſt. Denn e6 leuchtet ein, daß 
ein Kommiſſarius, ber beifpielsmweife % feiner Zeit auf auswärtige, % auf hänsliche 
Geſchaͤfte verwendet, und für erftere 1 Thaler, für letztere aber $ Thaler tempos 
zaire Diäten bezicht, vollkommen entfchäbigt wird, wenn feine temporaire Diäten 
im Allgemeinen auf % Thaler normirt werden. 
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Da ich nun überdies finde, daß bei Weflfeßung ber Diätenfäge für die einzel⸗ 
nen Kommiffarien bisher zu ſehr nad allgemeinen Brinzipien verfahren worden, 
während dabei außer dem Grade der Dualifilation der einzelnen Kommiffarien, 
ber Witigfeit und Tüchtigkeit ihrer Arbeiten, ber größeren ober geringeren Mefuls 
tate ihrer Leitungen und der Länge ihrer Dienftzeit au auf den Wohnort und 
Geſchaͤfisbe zirk des Kommiſſarius und die daſelbſt obwaltenden Berhältniffe nicht 
nur hinſichtlich der Wohnungsmiethe, des Geſindelohns, der Breife der übrigen 
Lebensbebürfnifie 2c., fondern auch des Buhrlohns ober der Unterhaltungsloßen der 
eigenen Cquipage, fo wie ber Kopialienfähe Rüdfiht zu nehmen ift; fo halte ih 
eine allgemeine Revifion und anderweite Regulirung ber Diätenfäbe aller Kommifs 
farien um fo mehr für nothwenbig, ale aud ‚bei einzelnen firirten Kommiſſarien 
Gründe obwalten dürften, die fixirten Diäten herabzufegen, und dagegen bie tes 
porairen verhältnigmäßig zu erhöhen, um dadurch diefelben zu größerem Fleiß an- 
zufpornen, die für die Kaffe entſtehenden Ausfälle aber zu verringern. 

— te Agrargef., 4. Aufl, ©. 453, Dönniges Landes:Kult. Gef. Br. 3. 


2) 60. des K. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn) v. 30. 
Dec. 1836 an fämmtl. 8. Ben. Kom. und an die K. Meg. der Provinz 
Preußen. Diäten für die ale Affiftenten oder Mandatarien zugezogenen 
Dekonomie-Kommtiffarien. 


Der K. Gen. Kom. wird zur Beachtung für künftige Fälle eröffnet, daß 

a) die Liquidationen der unter Ihrer Genehmigung ale Affftenten, oder Mans 
batarien zugezogenen DefonomiesKommiflarien nad Maaßgabe der denfelben 
zulommenden Säge an firirten und temporairen Diäten feflzufegen, und 

b) nicht auf die Kaffe, fondern auf die PBartheien ſelbſt anzuweiſen find, von 
welchen ber Mandatarius fi den Betrag — wie jeber andere Bevollmäch⸗ 
tigte ober Aſſiſtent, einzuziehen hat; 

c) den mit firirten Diäten angeftellten Delonomie s Kommiflarien wird der Be⸗ 
trag der erftern für die Zeit, auf weldhe ihnen als Aſſiſtenten oder Bevolls 
mädhtigten die obengedachte Remuneration angewiefen if, bei ber nächſten 
Sahlung der aus Ihrer Kaffe zu erhebenden firirten Diäten in Abgang ges 
bradt und fo die befondere Berechnung zwiſchen ber Kaffe und ben Bars 
theien entbehrlich gemacht. 

(A. XX. 893. — 4. 74.) 


3) & R. des NK. Min. des 3. u. d. P. (v. Rochow) v. 19. April 
1838 an fämmtl. K. Sen. Kom. und an die K. Reg. der Provinz Preu⸗ 
ben. Unzuläfftgfeit der Ausgleichung oder Abrechnung wegen der firtrten 

Item der in verfchiedenen Bezirken befchäftigten Oefonomie - Kommife 
farien. 

Der 8. Sen. Kom. eröffne ih auf den Ber. v. 27. Febr. d. I., daß bie von 
der Gen. Kom. zu Voſen in Antrag gebrachte Erſtattung der flrirten Diäten bes 
bei berjelben angeftellten, und theilweile in Ihrem Depart. beichäftigt geweſenen 
DekonomieRommiflarius N. auf fi beruben, auch für die Zukunft eine Ausgleis 
dung ober Abrechnung unter den Kaflen der Ben. Kom. wegen ber firirten 
Diäten der DelonomiesKommiffarien, welche in dem Bezirk einer andern Gen. Kom. 
gearbeitet haben, nicht ftattfinden fol. 

(8. XXII. 332. — 2. 56.) 


4) EN. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 2. Oft. 1840 
an fämmtl. K. Gen. Kom. Vorausbezahlung der Diäten. 

Die 8. Gen. Kom. empfängt in der Anl. (a.) Abſchrift einer, heut an bie 
8. Reg. zu Frankfurt erlafien Berf. zur Nachachtung und mit bem Bemerken, daß 
e6 dem Ben. Kommiffarius ıc. danach überlafien bleibt, den beir. Diätarien in ben 
oa egneien Sällen, bie Vergünftigung der Borausbezahlung ihrer Diäten zu: 
zugeitehen. 


Anl a. 
Daß die Zahlung der den Hülfsarbeitern bei der vormaligen Gen. Kom. zu 
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Soldin berilligt gewefenen Diäten v. 1. Dee. v. 3. ab, monatlich praenumerando - 
geleiftet worden, will ich nicht allein zur Behebung des, von ber R. Ober⸗MRech⸗ 
nungslammer nad) der Anzeige der K. Reg. v. 15. Sept. d. I. gegen bie Jahress 
rechnung bes genannten Ben, Kom. pro 1839 aufgeitellten Notats nachträglich ges 
nehmigen, fondern cuch den Reg. Bräfidenten v. Wißmann hierdurch autorifiren, 
berg. Diüten bei der landwirthſchaftl. Reg. Abth. auch fernerhin —AX 
praenumorando zahlen zu laſſen, ohne daß indeß den einzelnen Diaͤtarien dadur 
ein Anſpruch auf eine ſolche Vergüͤnſtigung eingeräumt werben ſoll. 
Berlin, den 2. Okt. 1840. 
Der Min. des I. u. d. P. 


An v. Rochow. 
die K. Reg. in Frankfurt. 
(Min. BL d. i. V. 1840. ©. 385. Nr. 682.) 


Zum g. 2. 
(Remuneration der techniſchen Hülfsarbeiter.) 


C. R. des K. Min. des I. u. d. P. v. 24. Sept. 1838, daß die 
Referendarien und Oekonomie⸗Kommiſſionsgehülfen ſich während ihrer Aus⸗ 
bildung ſelbſt unterhalten müffen und feine Diäten beziehen.i) (A. XXII. 610. 
— 3. 69., f. oben ©, 491.) 


Zum $. 3. 


(NRemuneration der Speztal-Kommiffarten aus der Klaffe 
der Juftizbedienten.) 


Pergl. das EM. des K. Din. für landwirihſchaft. Ang. v. 10. Aug. 
1850. ( oben ©; 233—235.) hſchaft. | g g 


Zum ©. 5. 
(Befondere Borfohriften für die Liquidation der Diäten.) 


1) Anwendbarkeit der Vorfchriften des $. 5. der Inftr. v. 16. Juni 
1836 auf die DiätensLiquidationen der Sachverftäindigen und Feldmeſſer. 


a) R. des K. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn) v. 26. Non. 
1836 an die Gen. Kom. zu Poſen. 


Auf die Anfrage ber K. Gen. Kom. v. 15. d. M.: ob bie im $. 5. ber Infir. 
y. 16. Juni d. I. wegen des Koftenwefens enthaltenen Borfchriften auch auf bie 
Diätenstiquidationen der Feldmeſſer Anwendung finden? wirb berfelben zu erfens 
nen gegeben, daß dies allerbings flatthaft if, foweit nämlich die Feldmeſſer durch 
Diäten remunerirt werden, da jene Borfchriften nicht anders, als bie Feſtſtellun 
ungewiſſer Diätenfähe bezweden, und kein zureichender Grund vorhanden if, 
denfelben Gefchäftsgegenftänden verfähiedene Grundſaͤte, je nach der Beamtenklaſſe, 
anzunehmen. 

(Am. XX. 890. — 4. 71.) 


b) 6. R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 12. Juli 
1838 an fämmtl. 8. Gen. Kom. und an die K. Meg. der Provinz Preu« 
fen. Deffelben Inhalts. (9. XXxII. 611. — 3. 70.) 


1) Das ©. R. des Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. v. 7. Juli 1838 
(N. XXI. ©. 333) über die Diäten der bei den AnseinanderfeßungssBehörben bes 
ſchaͤftigten Del. Kom. Gehülfen iſt hiernach nicht mehr von praltiſchem Intereſſe. 


EL2 Bon den Regulirungen, Ablöfungen u. Gemelnheite-Thellungen. 


c) C. R. deſſelb. Min. v. 21. Aug. 1841 an fämmil, Gen. Kom. 
und Meg. 


Der K. Gen. Kom. eröffne ich auf ven Ber. v. 13. Juli d. J., daß ich ber 
Anfiht der K. Ob. Rechn. Kammer, wonach die Beſtimmung bes $. 5. Ar. 6. 
der Inſtr. v. 16. Juni 1836 auf die im 8. 3. des Megul. v. 25. April ej. a. ges 
dachten Sachverfländigen nicht Anwendung findet, diefe vielmehr für Reifen, welche 
an foldyen Kalendertagen vorgenommen, wo bereits Arbeitsbiäten liquibirt und feſt⸗ 
geſetzt worden find, Feine befondere Reiſediäten verlangen dürfen, beipflihten muß, 
weil eine ausdrückliche Beſtimmung darüber nicht vorhanden if, und eine analoge 
Anwendung des für Spezial Kommifjarien beftehenden Grundſatzes, welcher immer 
nur als eine Ausnahme von der allgemeinen Negel zu Gunſten jener Beamten bes 
trachtet werben kann, nicht zuläffig if. 

Anders verhält es fih mit den Reifen der Feldmeſſer, auf welche die Beſtim⸗ 
mungen bes 8. 5. der alleg. Inſtr. dur den Girf. Erl. v. 12. Yuli 18383 ausges 
dehnt worden find, weil die Sachverſtaäͤndigen biefer Kathegorie ſchon in dem 
Koftenregul. von den übrigen Sachverſtaͤndigen getrennt werben, und der ihre Mes 
muneration betr. $. 2. bar, Befimmungen enthält, weldhe denen des $. 12. ber 
Inflr. v. 16. Juni 1836 theilweife entſprechen. Kür fie bleibt daher auch die frü- 
here Anorbnnung beftehen. 

(Min. Bl. d. i. V. 184. S. 235. Nr. 376.) 


2) R. des K. Min. des I. für Gew. Ang. (Bethe) v. 1. Aug. 1837 
an die 8. Gen. Kom. zu Münfter. Berechnung der Diäten für die Mehr- 
arbeit bei firirt angeftellten Kommiffarien. 

Der R. Gen. Kom. wird auf die Anfrage in dem Ber. v. 22. Juli d. 3. zu 
erfennen gegeben, dag den mit firirten Diäten angeftellten Kommiſſarien für die 
Mehrarbeit im Betrage eines ganzen Tages, ohne Rüdfiht auf bie Minderarbeit 
an andern Tagen, zwei Thaler Diäten zu bewilligen find, und bie Mebrarbeit 
unter nen vollen Tage verhältnigmäßig nach biefem Remumerationsfape zu vers 

üten if. 
8 (Ann. XXI. 646. — 3. 60.) 


3) R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 3. Febr. 
1853 an die K. Reg. zu N. Nichtbewilligung von Diäten und Reiſekoſten 
an Kommiffarien in Gemeinheitstheilungo⸗Sachen bei Abhaltung von Ter⸗ 
minen, zu denen wegen noch nicht erlangter teihntfcher Qualifikation des 
Kommifjarius ein technifcher Beirath zugezogen werden muß. 


Der K. Reg. wirb auf den Ber. v. 25. Aug. v. I. erwiebert, daß dem D. 
L. Ger. Aſſeſſor N. ale Kommiſſarius in ber Gemeinheitstheilungsfadhe von N. für 
bie Abhaltung eines Lofaltermins, zu weldem auch der Reg. und Landes-Defono: 
mie-Rath N. ale Techniker hat zugezogen werden müflen, Diäten und Reifefoften 
wit Hätten bewilligt werben follen, da von dem Min. ſchon in früheren Fällen 
ber Brundfag ausgeſprochen worben ift, daß diejenigen Affefioren, welchen bie tedhs 
nifhe Qualififation noch abgeht, auf Diäten ıc. bei Abhaltung von Terminen kei⸗ 
nen Anſpruch Haben, zu denen wegen mangelhafter techniſcher Qualifikation bes 
Kommiffarius der Sache ein technifcher Beirath zugezogen werden muß. Die uns 
entgeltliche Beiwohnung eines ſolchen Termine —* eitens des noch nicht tech⸗ 
qualifizirten Kommiſſarius nicht als ein Opfer betrachtet werben, da ſie zu ben 
FE four nur unter folder Vorausſetzung zuliffigen ſelbſtſtändigen Bes 

gung gehört. 
(Min. BL. d. i. B. 1853 S. 52. Nr. 40.) 


4) Su Nr. 1. 

M. des K. Min. für landwirthſchaftl. ung, (Bode) v. 2. April 1849 
an die K. Meg. zu N. Berechnung ber Reiſedlaͤten in Beziehung auf täge 
liche flebenftändige Arbeitszeit. 

Das Min. Tann nicht billigen, daß bie K. Meg. bie zur Beurtheilung eines 
Arbeitstages manßgebende Zeit von fieben Stunden Sud auf die Fer —8* 


— 
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bet; denn bie mäßige Dauer von ſieben Stunden für einen Arbeitstag findet ihre 
Begründung in der Grfahrung, daß es den meilten Renfäen nicht gelingt, fortge: 
feßt täglich dem Geiſte die zu den Arbeiten erforberlihe Spannung länger zu ers 
halten, wogegen bie blos Förperliche Anftrengung bes Reiſens länger ohne Er⸗ 
fhöpfung ertragen wird. 

Die 8. Reg. wird daher aufgefordert, Hierauf bei der Feſtſetzung ber Neifes 
Diäten, befonders für Reifen auf bedeutende Entfernungen, fünftig die angemeflene 
Ruaiet zu nehmen. 

(Min. BL. d. i. V. 1849. ©. 68. Nr. 112.) 


5) gu Nr. 8. und 4. 

a) & R. des K. Min. des I. für Bew. Ang. (v. Brenn) v. 13. 
Der. 1336 an die K. Reg. der Provinz Preußen und an fämmtl. 8. Gen. 
Kom. Berechnung der Arbeitözeit hei Beffehung der Diäten-2iquidationen. 


Der K.Reg. wird auf bie in dem Der. v. 10. Sept. d. J. gemachte Anfrage er⸗ 
öffnet: daß die Kommiſſarien in Gemäßheit der Beſtimmung im $. 5. Nr. 2. der 


‚ Sfr. v. 16. Juni d. I. zum Koſtenregul. v. 25. April c. allerdings befugt find, 


für einen Kalendertug mehr als eintigige Diäten zu liquidiven. Dies gilt jedoch 
nur von den Arbeiten außer den Terminen. Wegen der auf die Termine verwanb- 
ten Zeit it im gebachten $. unter Nr. 4. für den Fall, wenn ein an einem Kas 
Iendertage abgehaltener Termin auch Länger als fieben Stunden gedauert bat, bes 
zeits die Beſtimmung getroffen: daß dann immer nur eintägige Diäten bafür 
liquibirt werden Fönnen. Für andere Bälle aber, wenn nämlich an bemfelben Tage 
mehrere, verfchiebene Angelegenheiten und Partheien betreffende Termine abgehalten 
werben find, ift nicht näher beflimmt. Deyn aus der Vorſchrift im $. 5. Nr. 5. 
welche den Kommiffarien geflattet, für die Kalendertage, wofür volle Terminsges 
bühren in Anfap fommen, andern Bartheien noch andere Arbeiten in Rechnung zu 
fiellen, folgt keinesweges, daß ihnen geftattet fei, andern Partheien für die n 
hen Kalendertage volle Termins-Gebühren in Anfab zu bringen. Vielmehr iR in 
Füllen, wo an demfelben Tage mehrere verfchiedene Angelegenheiten und Partheien 
betr. Termine abgehalten worden, in Abficht auf dergl. Termine, die im $. 6. a. 
a. D. wegen ber Reiſekoſten ertheilte Borjchrift analogifh in Anwendung zu brins 
en, daß nämlich die für den Tag zu liquibizenden Diäten unter bie verſchiedenen 
artheien je vertbeilen find. 
In allen Faͤllen aber hat die K. Reg. bei den Liquidationen der Kommiflas 
rien durch Binfiht ihrer Geſchaͤfts-Journale Kenntniß davon zu nehmen, ob für 
einen und benfelben Kalendertag mehr als eintägige Diäten liquibirt find, und 
alsdann mit ganz befonderer Sorgfalt die hierbei in Anfag gebrachten Arbeiten 
auf das für diefelben anzunchmende Zeitmaaß zu prüfen und die Ihr im $. 12, 
der Inſtr. eriheilte Borfchrift firenge in Anwendung zu bringen. 
(Ann. XX. 894. — 4. 75.) 


b) R. des K. Min. des I. für Gew. Ang. (Bethe) v. 5. Aug. 1837 
an die K. Ben. Kom. zu Stargard. Denfelben Gegenſtand betr. 


Die Anfiht, dag die Kommiſſarien für alle an einem Kalenbertage in vers 
ſchiedenen Angelegenheiten und mit verfchiebenen Partheien abgehaltene Termine — 
wenn biefelben, aufammengenommen, au länger als 7 Stunden gewährt haben — 
immer nur eintägige Diäten liquibiren können und biefe alsdann verhaältnißmä⸗ 
Big unter die verſchiedenen Bartheien zu vertheilen find, ifl ganz richtig, und koͤn⸗ 
nen bie Reklamationen dagegen nicht berücfichtiget werben. 

Anlangend die Anfrage der 8. Gen. Kom. wegen der den Kommiflarien für 
die an ihrem MWohnorte abgehaltenen Termine gulehenden Diäten: fo handelt die 
Belimmung des $. 5. Nr. 3. der Inſtt. v. 16. Juni v. 3. nur von Terminen 
außer dem Wohnort. Darans folgt, daß auf die am Wohnorte abgehaltenen 
Termine die Grundfäpe zu 1.2. a. a. O. Anwendung finden, jedoch mit der unter 
Mr. 4. ſeſtgeſetzten — *2 bag auch für den in einer und derſelben Sache am 
Bohnorte des Kommiflarius abgehaltenen Termin niemald mehr als eintägige 
Diäten gzedint werden koͤnnen, wenn derſelbe auch laͤnger als 7 Stunden ges 

auert hat. . 
Was Ihren Schlußantrag beirifit, jo will das Min. in Berudfichtigung der 
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angeführten Umftände genehmigen: bag ben mit ben ſtädtiſchen Separationen 
an ihrem Wohnorte beauftragten Kommiflarien, für die Bearbeitung berfelben die 
vollen temporairen Diäten gezahlt werben. 

(Ann. XXI. 646. — 3. 61.) 


c) R. des K. Min. des J., Abth. II. (v. Manteuffel) v. 8. Nov. 
1845 an die 8. Gen. Kom. zu N. Denfelben Gegenftand betr. 


Der 8. Gen. Kom. wird auf den Ber. v. 28. Juni d. 5. eröffnet, daß es 
Seitens des Min. nicht gebilligt werden kann, wenn bie im $. 6. ber Inſtr. v. 
16. Juni 1836 zu Gunſten fleißiger Spezial⸗Kommiſſarien enthaltenen Beſtimmun⸗ 
gen von dieſen Beamten zum Nachtheil der Partheien in der Art ausgebeutet wer⸗ 
den, wie foldhes nad) Ihrer Anzeige von mehreren Kommiffarien des dortigen Des 
partemente geſchieht. Auch im Ginflange mit diefen Beflimmungen, namentlich mit 
dem von ber K. Gen. Kom. allegirten R. v. 13. Oft. 1842, weldes anfcheinenb 
die Liquidationsart der erwähnten Kommiffarien rechtfertigt, wird fi bei einer an: 
gemefienen Kontrolle ein foldyes Verfahren verhüten laſſen, zu welchem Behuf der 
K. Sen. Kom. Folgendes bemerflih gemacht wird. , 

Zuvörderſt ift es nicht zuläffig, dag der Rommiffarius, wenn er eine Meife mit 
einem Seitaufwande von 4 bis 5 Stunden gemacht hat, dafür volle Tagesbiäten 
liquidirt. Nah 5. 5. Poſ. 6. der Inſtr. v. 16. Juni 1836 follen für bie auf 
Heifen verwendete Zeit immer befondere Diäten paſſtren; es verficht ſich dabei 
aber von ſelbſt, daß diefe Diäten nah Berhältnig der auf die Reife verwende: 
ten Zeit und zwar in gleicher Art berechnet werden müflen, wie ſolches hinfidtli 
der Arbeiten außer den Terminen Poſ. 2. daſelbſt vorgefhrieben if, wobei jeb 
für eine an einem Kalendertage ausgeführte Reife, auch wenn fle über 7 Stuns 
den gedauert haben follte, nie mehr als eintägige Diäten paffiren koͤnnen. 

Bei einfachen aubemten WeTsfungefachen werden, wenn nur wenige Intereſ⸗ 
fenten dabei betheiligt And und feine Kofal- Information nöthig wird, die Termine 
n der Regel am Wohnorte des Rommiffarius abzuhalten fein. Erſcheint aber bie 
auswärtige Abhaltung eines Termins nothwendig, fo tft darauf zu halten, daß wo 
möglich mehrere folcher kleineren Sachen zufammengefaßt und an einem und dem; 
felben Tage erledigt werden, in weldem alle für ale an einem Tage abgehalte: 
nen Termine nur eintügige Diäten paffiren können. 

Hat aber ein Kommiffarius in Gemäßheit ter Beſtimmung des F. 5. Poſ. 3. 
der alleg. Inſtr. volle Tagespiiten für einen Termin liquidirt, der nur kurze Zeit 
gewähet bat, fo ift es nicht zu dulden, baß er die noch übrige Arbeitszeit deſſelben 

ages zu Arbeiten für andere Bartheien benuße, um bafür befondere Diäten liqui⸗ 
diren zu dürfen, fondern er if dazu anzuhalten, dieſe Arbeitszeit den nämlichen 
Bartheien zu wibmen, was biefe billigerweife verlangen können, infofern ihre A: 
gelegenheit dazu noch Belegenheit bietet. Nur wenn ein Kommiffarius län 
und anftzengende Termine an einem Tage abgehalten und dadurch ein volles Tas 
gespenfum geleiftet hat, kann ihm, ohne daß foldes den Partheien zum Nachtheil 

ereicht, geftattet werben, fih durch eine, anderen Sachen zugewendete fortgefeßte 
hätigfeit an demfelben Tage einen anderweiten Verdienſt zu verfchaffen. 

‚_ Rab diefen Andeutungen Fünftig bei Feſtſetzung ber Liquidationen Ihrer Kom: 
miflarten und bei Prüfung der Geſchaͤfts⸗Journale derfelben zu verfahren, wird 
ber 8. Gen. Kom. zur Pfliht gemacht. 

(Min. Bl. d. i. V. 1845. ©. 354. Nr. 402.) 


6) Zu Nr. 3. und 6. 


M. des K. Min. res I. für Gew. Ang. (Bethe) v. 30. Juli 1837 an 
die K. Ben. Kom. zu Breslau, Anwendung der Beflimmungen res $. 5. 
* Fe und 6. auf die Mitglieder und Affefforen der Auseinanderfegungs- 
rden. 


“Der K. Gen. Rom. wird auf die Anfragen in Iheem Ber. v. 25. d. M. zu 
erfenuen gegeben, und zwar: 

zu 1. Daß die Beſtimmungen 6. 5. Ne. 3. und 6. bee Inſtr. v. 16, Iumi vo. 

I. zum Koftenregul, v. 25. April 1836 allerdings auch auf die Mitglieder umd 

Aſſeſſoren derfeiben Anwendung finden, und Begieht fi die Beſtimmung 5.7. Nr. 2. 


J 
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ber gedachten Inſtr, wie aus dem weiteren Inhalte des nämlichen 8. hervorgeht, 
blos auf die Säge, weldhe ſie liquibiren können. ' - 

Zu 2. If die Anfiht der K. Gen. Kom. ganz richtig, daß den Protokollfüh⸗ 
rern Feine befonderen Weifediäten zu bewilligen find, wenn biefe Reife an fol 
Gen ner gemacht wird, für welche fe ſchon den vollen Diätenfab von 20 Ser. 
eziehen. 

(Ann. XXI. 644, — 3. 58.) 


7) gu Re. 


a) C. N. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 20. März 
1838 an fämmtl. K. Gen. Kom. und an die K. Meg. der Provinz Preu⸗ 
fen. Diäten und Reiſekoſten der Mitglieder und Affefforen der Auseinan⸗ 
derſetzungs⸗Behoͤrden. 


Die nah Ew. 1. Ber. v. 5. d. M. bisher bei der dortigen Gen. Kom. ſtatt⸗ 

gefundene Anwendung der im $. 5. der Infr. zum Koftenregul. v. 25. April sub 
r. 6. enthaltenen Borfchrift, 

wonach firr bie auf Meifen verwendete Zeit immer befondere Diäten paſſi⸗ 

ren, au wenn diefelbe mit anderen zur Liquidation geftellten Geſchaͤften 

auf einen Kalendertag fällt, 
auf die Mitglieder und Afiefforen des Kollegii kann ich nicht billigen, denn nad 
$. 7. der gedachten Inftr. follen die Mitglieder und Affefioren der Gen. Kom. für 
Gefchäfte außer ihrem Wohnort Diäten und Reiſekoſten nah der B. v. 28. Juni 
1825 beziehen, und der $. diefer letzteren V. beflinmt — 

dag die Diäten jedesmal nur fo-lange bewilligt werden ſollen, als das aufs 

getragene Sefchäft, den Tag der Abreife und der Rückkunft mit 

eingerehnet, auswärts dauert. 
Nah diefer Befimmung, welche nirgends aufgehoben, und beren Aufhebung auch 
buch das in Bezug genommene MR. v. 26. Nov. 1835 nit beabfihtigt worden, 
fönnen den Mitgliedern und Affefforen der Gen. Kom. für die auf Reifen verwen: 
bete Zeit nur dann befondere Diäten bewilligt werden, wenn die Reifen au Tagen 
porgenommen find, für welche nicht ſchon anderweitig Diäten zum Anfag kommen, 
wogegen es fih dann aber auch von ſelbſt verfteht, daß für jeden wirflihen Reife: 
tag, ohne Rüdfiht auf die Zahl der verwendeten Stunden, die Diäten für einen 
vollen Tag paffiren, da die V. v 28. Juni 1825 bie Anrechnung der wirklichen 
Reifetage ausdrücklich anordnet, und überhaupt Feine anderen als bie Diätenfübe 
für volle Tage fennt. Darin macht es auch feinen Unterfchieb, ob die Koften der 
vorgenommenen Meifen den bei dem Geſchaͤft beteiligten PBrivatperfonen oder ber 
Staatskaſſe zur Laſt fallen, deun die erwähnte Borfchrift des 5. 7. wegen ber 
Disten und Reifefoften der Mitglieder und Aſſeſſoren der Sen. Kom. ift ganz all- 
gemein gefaßt, und die Feßſetzung der den Kommiffarien aus ber Kaffe zu zahlen⸗ 
den Beträge ift überhaupt ganz unabhängig von der Feſtſezung ber von den Ins 
texeflenten einguziehenten Beträge, wie namentlidh die Befimmung sub 2. des $& 7. 
der Inftr. und felbit die Beſtimmung sub 1. dafeldft in Vergleich mit derjenigen 
sub 2. des $. 1. des Regul. ganz deutlich ergiebt. 

Ew. ıc. Haben dafür zu forgen, baß bei der Prüfung aller noch nicht feflge: 
feßten Liquidationen der Mitglieder und Aflefforen des Kollegüi, nach diefen Grunds 
fäpen, welche auch allen übrigen Auseinanderfeßungss Behörden zur Richtſchnur 
vorgefchrieben worden, verfahren werbe, 

(Ann. XXII. 72. — 1. 62.) 


b) R. des K. Min. des I. v. 13. Oft. 1842. Liquidation für haͤus⸗ 
liche Arbeiten und für Reiſekoſten. 

Der RK. Sen. Kom. wird auf die Anfrage v. 10. Sept. d. I. die Auslegung 
verfchiebener Beflimmungen des Koſtenregul. v. 25. April 1836 und ber Inſtr. v. 
16. Jauni ej. a. beir., Folgendes eröffnet: 

ad 1. Pie Inſtr. v. 16. Juni 1836 ſtellt im $. 5. hinſichtlich des Gebüh⸗ 
ren⸗Anſatzes für die von ben Spezial: Kommifarien anf Termine verwendete Zelt 
ein ganz anderes Prinzip auf, als Hinfihtlid des Gebuhren⸗Anſatzes für Häusliche 
Arbeiten. Iene wird immer für einen Arbeitstag berechnet, gleidyoiel wie lange 
die an einem Tage abgehaltenen auswärtigen Termine gebauert haben, vie haͤne⸗ 
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‚lichen Arbeiten dagegen werben flet nach dem bazu erforberlih geweſenen Zeit 
aufwande abgefhäst. Der Verfchiedenheit diefer Grundfaͤtze halber if daher auch 
die analoge Anwendung der für das Eine gegebenen Vorfhriften auf das Andere 
nit immer zuläffig, insbefondere find die in den R. v. 13. Dec. 1636 und &. 
Aug. 1837 dir den Anfab von Gebühren an Terminstagen enthaltenen Regeln 
auf die Gebühren für Häusliche Arbeiten nicht anwendbar. 

Das Min. muß daher auch der Anfiht des Theils Ihres Kollegii beipflichten, 
welcher dem Dekonomie-Rommiflarius an Terminstagen ben Anfag von Diiten für 
häusliche Arbeiten in anderen ale denjenigen Sachen, in welchen auswärts vers 
handelt worden, gefatten will. Aud findet fih diefer Grundſatz bereits ale C. R. 
v. 23. Juli 1838, wenngleich damals zunaͤchſt in Bezug auf ben jetzt aufgehobe: 
nen Unterſchied im Diätenfage der firirten Komm. für die fogenannten Mehrarbeis 

_ ten und für die übrigen häuslichen Arbeiten ausgefprodhen. 

ad 2. Bei Beftimmung der den Spezial: Kom. zuftehenden Fuhrkoſten⸗Ent⸗ 
ſchaͤdigung geht das Regul. v. 25. April 1836 im $. 1. sub 2. und bie Inſtr. v. 
16. Juni.ej. a. im $. 6. von ganz andereu Grundfägen aus, als bas Diäten 
Regl. v. 25. Juni 1825, deflen Beſtimmung im $. 9. c. allein darauf gegründet 
ik, daß bei Reifen mit Ertrapoft auch für eine geringere Entfernung flets eine 
volle Meile bezahlt werden mug. Dieſe Rüdfiht Tommt bei den Reiſen ber Spes 
zial: Komm. nicht in Betradht, und es kann daher feinem Bedenken unterliegen, baf 
en Reifelofen nur nad ber wirklichen Entfernung zweier Orte liquibiren 
ürfen. 

Gegen einen, fie hierbei treffenden Verluſt find fie, wie Seitens eines Theils 
des Kollegüi fehr richtig bemerkt wird, durch die Beflimmung im $. 6. der Inflr., 
wonach ihnen and der größere Reifeloften: Aufwand dann erftattet werben fol, 
wenn fie befien Nothwendigfeit und: wirkliche Verwendung nachzuweiſen vermögen, 
vollſtaͤndig gefhügt. 

(Koh 8 Agrargeſ., 4. Aufl. S. 458.) 


8) Zu Nr. 6. 


a) M. des K. Min. des I. für Gem. Ang. (Bethe) v. 17. Juli 1837 
—X K. Meg. zu Gumbinnen. Berechnung der Diäten der Kommiſ⸗ 
arien. 


Der K. Reg. wird auf die Anfrage in dem Ber. v. 16. Juni d. J. wegen 
ber von den Kommifſarien zu liquidirenden Diäten für die auf Reifen in Auseinan⸗ 
berfeßungs-Ang. verwendete Beit, zu erkennen gegeben, daß die firirten Diäten für 
einen und benfelben Kalendertag nur einmal liquidirt werben können und die Beſtimmung 
im $. 5. Rr. 6. der Infte.v. 16. Juni v. I. nah Nr. 9. a. a. DO. nur von den temporaiten 
Diäten zu verfichen ift, wegen beren ben firirten Kommiſſarien zu gewährenden 
Betrages die K. Meg. auf die C. V. v. 24. Juni d. I. vermieten wird. Zur 
Kafle ift von den Partheien, nach ber allegirten Vorfhrift $. 5. Nr. 9., für fo 
viel Diätentage, als den Kommiflarien in Rechnung paffiren, der ordentliche Diä- 
tenfaß_ von 3 Rthlr. einzuziehen. 

(Ann. XXI. 645. — 3. 59.) 

b) R. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 18. Fehr. 1843 an 
die K. Ben. Kom. zu Stargard. Diäten der SpezialsKommiffarien. 


Den mit firirten Diäten angeftellten Spezial, Rommiffarien Tann derjenige Theil 
ihres Diaͤtenſatzes, welcher firirt worben, für jeden Kalendertag nur einfach gezahlt 
werben, gleichviel ob fie an ben einzelnen Tagen Mehrarbeiten zur Piquibation 
bringen ober niht. Der unflrirte Theil ihres Diätengenufles — die fogenannten 
temporairen Diäten — wird dagegen nach Maaßgabe der gefammten, auf ein Ge⸗ 
ſchaͤft verwendeten Beit berechnet, wobei es gleihgüftig bleibt, ob die leztere zu 
häuslichen Arbeiten oder zu Reifen hat benugt werben müflen. Allerdings fann 
nad diefem Grundfaß der Kommiflartus, welcher nur temporaite Diäten bezieht, 
an einzelnen Tagen mitunter mehr verbienen, als ber firirte; allein dieſer nidht er: 
hebliche Nachtheil des letztern gleicht ſich durch bie größere Sicherheit feinee Stel⸗ 
Tung und feines Ginfommens genügend aus. 

(Min. BL d. i. 3. 1843. ©, 38. Nr. 64.) 
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1) R. des K. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn) v. 28. Nov. 
1836 an die K. Ben. Kom. zu Poſen. Bertbeilung der für Kommiffarien 
gemeinfchaftlich aufzubringenten Reiſekoſten. 


Was die im $. 6. der Inftr. v. 16. Juni d. 3. vorgefchriebene Vertheilung 
ber aus verichiedenen in einer Tour abgemachten Gefchäften entſtandenen Reifekoften 
ber Kommiflarien betrifft, fo muß nad) den Umfländen jedes Falles billig ermeſſen 
werben, wie dieſe Bertheilung zu bewirken if. Das von Ihr bisher befolgte, an⸗ 
genommene und im Berichte näher entwidelte Verfahren: 

dag naͤmlich dergl. Koften, mit Rüdfiht auf den Werth und die Wich⸗ 
tigkeit der betr. Sachen, auf die verfchiedenen Intereffenten nach billigem 
° « Ermeſſen vertheilt werben, 
führt offenbar zu weit von dem zunächſt liegenden Grunde der Vertheilung ab, 
daß nämli den Partheien aller in Cinem Gefhäftszuge abgemahten Sachen 
die eben dadurch bewirkte Koftenerfparung zu ftatten fommen fol. 
Der in dem Ber. weiter gemachte Vorſchlag: 
dag nämlich die Koften nach dem Verhaͤltniß derjenigen Meilenzahl, welche 
bei befondberer Zus und Rüdreife für jeden einzelnen Ort zu liquidiren 
gewefen wäre, zu der wirklich zurüdgelegten Meilenzahl auf die verfchiebes 
nen SInterefienten veriheilt würde, 
if FE in an fi dem Berhältniffe ganz angenieſſen; er würde aber in manchen 
Faͤllen wieder zur Unbilligkeit führen. Sehr oft wird nämlih der Fall vorkom⸗ 
men, und es muß ber 8. Gen. Kom. fogar als Grundfaß empfohlen werden, daß 
den reifenden Konmiſſarien bei Gelegenheit gewiſſer Hauptgefchäfte andere, an ſich 
wicht erhebliche Aufträge, die der befonderen Zureife nicht werth fein würden, eben 
beshalb, weil fie bei Gelegenheit eines anderen in der Nähe zu verrichtenden Ges 
ſchaͤfts befier und wohlfeiler als fonft abgethan werben können, mit übertragen wer⸗ 
den. Müßten in folden Yällen die Partheien des Nebengefchäfts zu den Koften 
im Berhältnifle der Entfernung ihres Drts von dem Wohnfitze des Kommiſſarius 
beitragen, fo würbe jener Zwed richt felten vereitelt werden. Ja es könnte, nas 
mentlich bei den Gefchäftsreifen der Mitglieder der K. Gen. Kom., leicht der Ball 
vorfommen, daß ihnen größere Meifekoften zur Laft gelegt würden, als wenn das 
Geſchaͤft von einem anderen in der Nachbarſchaft wohnenden Kommiffarius vers 
richtet worden wäre. Am angemefieniten wirb die Sache auf die Weife regulirt, 
wenn ber eben erwähnte Vertheilungs: Orundfab als Regel für die mit einander 
u verbindenden Hauptigefchäfte angewendet wird; wegen ber übrigen bei Gelegen⸗ 
Dei berfelben abgemachten Nebenſachen aber das Beitragsverhältnig fo beftimmt 
wird, dag den letztern nur die Koſten ber Bureife von einem oder bem andern 
Drte der Hauptigefchäfte, oder von einer Zwifchen-Station zur andern, zur Laſt ges 
legt werben, biete Koften alfo von der Hauptfumme der Reifefoften vorweg in Abs 
ug gebracht werben, und nur der Meberreft unter die Intereffenten der erheblichen 
gelegenheiten vertheilt wird. 
(Ann. XX. 897. — 4. 78.) 


2) 6.9. des K. Min. des J., landwirthſchafil. Abth. (Bethe) v. 
16. Juli 1838 an fämmtl. 8. Gen. Rom. und an die K. Meg. der Pro» 
vinz Preußen. Diäten und Weifekoften der ald Spezial-Rommiffarien fun« 
girenden Affefforen. 


Der 8. Gen. Kom. wird auf die Anfrage in bem Ber. v. 29. April d. 3. 
wegen der dem Meg. Aflefior N. als Spezial: Kommiffarius zuftehenden Reiſekoſten 
und temporairen Diäten, zu erkennen gegeben, daß, wenn auch die zeitige Beſchaͤf⸗ 
tigung des ıc. N. als Ihr Spezials Kommiffarius in feinen fonfligen Verhaͤltniſſen 
als Aſſeſſor nichts ändert, derfelbe in diefer Hinficht vielmehr ganz nad den in 
dem MR. v. 12. April 1836 (Ann. 1837. S. 65) ausgefprodhenen Grundſaͤtzen bes 
handelt werben muß, bennod die unterm 20. März d. I. für die unmittelbar beim 
Kollegio befchäftigten und nur ausnahmsweiſe mit Bearbeitung einzelner Sachen 
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beauftragten Beamten gegebenen Borichriften auf ihn Feine Anwendung finden. 
Bielmehr muß der ıc. N., was bie Liquidation der Meifekoften und temporairen 
Diäten anlangt, völlig fo wie andere mit firirten Diäten angeftellte Kommiſſarien 
behandelt werden, und daher wegen ber eriteren ſich nad $. 6. der Inftr. v. 16. 
Suni 1836 mit dem, im $. 1. sub Nr. 2. des Megul. v. 25. April 1836 beftimm- 
ten Sap genügen, hinſichtlich Teßterer (der temporairen Diäten) aber diejenigen 
Abzüge erleiden, reip. Zulagen befommen, welche durch bie R. v. 24. März; und 
24. Juni v. 3. beftimmt find. 
(Ann. XXI. 609. — 3. 68.) 


3) N. des KR. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (Bode) v. 22. 
Nov. 1842 an die KR. Sen. Kom. zu Poſen. Feſtſtellung ver Reiſekoften 
und Neiferiäten. 


Das Min. kann ben in dem Ber. der 8. Gen. Kom. ». 17. Sept. d. J. über 
die Beſchwerde des vormaligen Defonomie:Romm. N. zu Onefen in der Koſtenſache 
von W., entwickelten Anſichten nicht überall beipflichten, und eröffnet Ihr im dieſer 
Beziehung Bolgendes: 

ad 1. Bei Feſtſetzung von Reiſekoſten und Meifebiäten kommt es allein auf 
die Entfernung des Wohnorts des Kommiflarius und der Sadhverfländigen von 
dem Drte der Regulirung ober der Verhandlung an, und die Entfernung der in 
Augenfchein zu nehmenden Dertlichfeiten auf der Feldmark ſelbſt von der Dorflage 
darf feine Beranlaffung weder zum Anfag befonderer Reifefoften noch zur Erhoͤ⸗ 
hung des für bie Hauptzureife liquidirten Betrages abgeben. Wollte man die ents 
gegenfiehende Anfihi der K. Gen. Rom. als richtig annehmen, fo würde biefer 
Grundfag zu vielfachen Unregelmäßigleiten und Berwirrungen in ben Reiſekoſten⸗ 
Riquidationen führen müſſen. 

ad 2. Auch Kinfichtlich der Reiſekoſten des Bermeſſungs⸗Reviſor K. lann zu⸗ 
naͤchſt nach dem vorſtehend zu 1. aufgeftellten Prinzip nur die Entfernung des 
ıc. K. von dem Dorfe W. in Betracht kommen. Was die Frage anbetrifft, ob 
derſelbe eine Vergütigung für die tägliche Hinreife und die Müdreife nah Gneſen 
in Anfpru nehmen darf, fo muß die 8. Gen. Kom. darauf aufmerkfam gemadt 
werben, daß dem ıc. K. nach $. 5. des Regul. v. 25. April 1836 und $. 11. ber 
Inſtr. v. 16. Juni ej. a. für die Zeit feiner Beihäftigung freie Wohnung in W. 
zuftand, daß es aljo feine Sache war, die Intereflenten zu deren Beſchaffung auf⸗ 
zufordern. Grit dann, wenn bie lepteren diefer Verpflichtung nit nachlommen 
wollten oder konnten, hätte ber ꝛc. K. ein Recht erlangt, auf bie Erfattung der 
ihm dadurch und durch die tägliche Rüdfehr in feine Wohnung, welche er lediglich 
—* Bequemlichkeit wegen unternahm, erwachſenden Mehrausgaben Anſpruch zu 
machen. 
ad 6. wird der oben zu 1. aufgeftellte Grundſatz wiederholt. Auch bei Bers 
fahren über Grenzftreitigfeiten wird das Protokoll in der Regel nit im Freien, 
fondern in irgend einer benachbarten Behaufung aufgenommen. Die Sntfernung 
zwifchen biefen Orte und der Wohnung des Kommiflarins oder der Sachverftäns 
digen giebt den Maaßſtab für die Reifefoften-Liquidationen dieſer Ießteren ab, und 
dafür, dag biefelben fi von dem Orte der Verhandlung nad) dem ftreitigen Grenz⸗ 
punkte begeben, können ihnen eben fo wenig befondere Reifekoften zugeflanden wer⸗ 
den, als für fonftige Lofalbefidtigungen im %elbe. 

Nur außergewöhnliche Umſtaͤnde Lönnen eine Musnahme von dieſem Grund⸗ 
ſatze geſtatten. 

Min. Bl. d. i. V. 1842. S. 404. Nr. 561.) 


Dazu: 
M. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 80. Sept. 1852 
an die K. Meg. zu N. 


Das Min. R. v. 22. Nov. 1842 (Min. B. ©. 404) folgert aus dem $. 5. 
bes Regul. v. 25. April 1836 und dem $. 11. der Inſtr. v. 16. Juni ej. a. 
welche den. Interefienten die Verpflihtung auferlegen, der Spezial⸗Kommiſſion freie 
Wohnung zu gewähren, daß e6 Sache des Kommiffarius fei, die Beſchaffung einer 
folgen zu erfordern, und daß erft dann, wenn die Inierefienten ber Wufforderung 


za uam» we 


Koftenwefen. Inſtruktion v. 16. Juni 1886. ($. 7.) 819 


nicht nachkommen wollen ober koͤnnen, der Kommiſſarius das Recht erlange, auf 
bie Erſtattung der ihm dadurch erwachfenen Mebrausgaben Anfpru zu machen: 

Diefe Folgerung if umbebenklih richtig und muß auch fernerhin aufrecht er: 
halten bleiben, fo bag in dem von dem Delonomies Kommiffartus N. vorgetrages 
nen Falle die liquidirten Neifeloften fo Lange abgefegt bleiben müflen, bis Derfelbe 
F Marge geliefert hat, daß er bie Beſchaffung eines Nachtquartiers vergeblich 
gefordert hat. 

Wenn die 8. Reg. aber no weiter geht und unter Bezugnahme auf das 
allegirte N. auch den Nachweis verlangt, daß der Kommiffarius von den Interefs 
fenten, in Grmangelung eines Nachtquartiers, die Beftellung einer Fuhre vergeb⸗ 
lich deſiderirt habe, und Sich dann erſt bereit erklärt, die erweislich gemachten baa⸗ 
ren Auslagen feſtzuſetzen: fo liegt dem ein, allerdings durch die Wortfaffung des 
R. veranlaßtes Mißverſtändniß zum Grunde. 

Nah dem Koftenregul. find die Intereffenten überhaupt nicht mehr zur Ges 
ſtellung von Fuhren aufauforbern, und eben fo wenig Reifefoften nad den wirk⸗ 
lichen mit Beweis Jg belegenden Deträgen zu liquidiren, es follen vielmehr für 
alle überhaupt in Rechnung zu ftellenden Reifen ohne Weiteres die ein für allemal 
fefigefegten Beträge zum Anlap kommen. 

Etwas Anderes hat das gedachte R. nicht meinen wollen, auch nach Lage des 
Regul. nicht meinen können; e6 kann daher der fragliche Nachweis fo wenig, als 
ein Grweislihmachen der gehabten Auslagen von dem ıc. N., im Fall der zuerſt 
gedachte Nachweis geliefert worden, noch geforbert werben. 

(Min. BL d. i. B. 1852. ©. 266. Nr. 251.) 


4) R. des K. Min. für Iandwirtbfchaftl. Ang. (Bode) v. 13. Febr. 
1852 an die K. Reg. zu N. Meifefoften der Geometer, welche als Kom⸗ 
miffarien fungiren. 

Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 20. v. M. erwidert, daß wenn Geometer, 
fie mögen nun VBermeffungs-Meviforen fein oder nicht, als Kommiffarien fungiren, 
ihre Reifetoften nad) $. 1. des Regul. v. 25. April 1836 und 6. 6. der Inſtr. 
v. Smi 1836, alſo in der Regel auf Einen Thaler pro Meile, zu normi⸗ 
ren ſind. 

(Win. BL. d. i. 8. 1852. 6. 31. Nr. 40.) 

5) R. des K. Min. des J., Abth. II. (Bode) v. 9. Dec. 1842 an 
die 8. Sen. Kom. zu Berlin. Buhrkoften der Dekonomie-RKommiffarten. 

30. Der $. 6. der Inftr. v. 16. Juni 1836 handelt nur von den den Oeko⸗ 
nomies Kommiftarien zuftehenden Fuhrkoſten in Angelegenheiten ber Bartheien, bes 
zieht fi aber keineswegs aud auf Meifen, welche jene Beamte im dienſtlichen Ins 
terefte zu machen Haben, und hinfihtlih der Koflen der letzteren find daher, da 
folde auf die Staatskaſſe zu übernehmen, die Berimmungen des Diätenregul. v. 
28. Juni 1825, inebefondere des $. 10. daſelbſt, maaßgebend. 

(Min. OL d. i. 3. 1842, ©. 422. Nr. 594.) 


Zum . 7. 


(Diäten und Neifekoften der Mitglieder, Alfefforen und 
Hülfsarbeiter der Auseinanderfegungd- Behörden.) 


1) Die Beflimmungen ver V. v. 10. Juni 1848 (®. ©. 1848. ©. 151) 
finden auch für Beamte der Außeinanderfegungd-Behdrden Anwendung. 

2) M. des K. Min. des J., Iandwirthfchaftl. Abth. (v. Meding) v. 
10. San. 1840 an die K. Gen. Kom zu Breßlau. Befchaffung der erfor⸗ 
derlichen Schreibmatertalien. 


Der 8. Sen. Kom. wird zu erkennen gegeben, daß nah den Min. R. v. 22. 
Febr. und 2. Nov. 1826 bie Bine, welche die Büreaubeamten in den Büreaus 
felbR gebrauchen, nach dem Bedarf in natura, gegen Quittung der Bürcauvorſteher, 
zu verabfolgen if. Daſſelbe gilt bezüglich des Streufandes, wo folder für @eld 
angeihafft werben muß. Nach bem obengebadhten R. v. 2. Nov. 1826 ſind au 
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die Tiſche in den Seffionszimmern während der Vortragszeit mit ben erforbers 
lichen Schreibmaterialien zu verfehen, wogegen bie Mitglieder und Hülfsarbeiter des 
Kollegiums, wenn fie als Deputirte oder Kommiſſare Termine abzuhalten baben, 
die dabei zu verbrauchenden Materialien für-das Fixum anfdaffen müflen. 

(Min. DI. d. i. DB. 1840. ©. 56. Nr. 99.) 


gu 65. 9. u. 16. 
(Erhebung mäßiger Pauſchſummen flatt der Koften.) 


6. R. des K. Min. des I. (v. Manteuffel) v. 31. März 1848 an 
fimmtl. K. Gen. Kom. und Meg. Grundfäge bei Ausführung der 68. 9. 
und 16. der. Inftr. 


Der R. Gen. Kom. wird auf Ihre Anfrage v. 29. Febr. c., die Xuslegung 
der Beflimmungen in den $$. 9. und 16. der Inftr. v. 16. Juni 1836 zum Ko: 
flenregul. v. 25. April ej. a. betreffend, Folgendes eröffnet: , 
' 1) Gegen das von der K. Gen. Kom. ale Regel beobachtete Verfahren, bie 
bei Auseinanderfegungs-Gegenfländen im Werthe von 500 Thlr. und darunter nad 
$. 16.1. c. ftatt der aufgelaufenen Koften feftzufeßenden Pauſchſumme auf 10 p&t. 
jenes Werths zu bemeflen, fol zwar nichts erinnert werden; die K. Gen. Kom. 
wird hierbei jedoch darauf aufmerffam gemacht, daß diefer Prozentfag keinesweges 
beſtimmt vorgefhrieben ift, vielmehr den Umfländen nad Beranlaflung genommen 
werben fann, darüber hinauszugehen oder dahinter zurüdzubleiben, fobald nur das 
zuläffige Marimum von 50 Thle. nicht überfehritten wird. 

2) Reicht die nach den obwaltenden Berhältniffen bemeflene Baufchfumme Hin, 
nm die temporairen Diäten und Auslagen des Kommiflarius und bie Gebühren 
des Brotofoflführers zu deden, fo müflen dieſe vorzugsweiſe und vollfländig darans 
befriedigt werden. Gin etwaiger Ueberſchuß verbleibt der Kaffe behufs deren event. 
theilweifen Befriedigung wegen ihrer übrigen Forderungen. Alles, was durch dies 
fen Ueberſchuß nicht gebedt wird, es mag bies nun aus bem Diätenantheif ber 
Kaffe (den fogenannten Zufasbiäten), aus den Gebührenforderungen ber Feldmeſ⸗ 
fer, Scieerigter und anderen Sacdverfiändigen, aus Kopialien und baaren Ans: 
lagen der Behörde ober Rezepturgebühren beftehen, muß zur Niederfchlagung ge: 
bracht werben. 

3) Reicht die Pauſchſumme nicht aus, um die temporairen Diäten und Aus⸗ 
lagen bes Kommiſſare, und die Gebühren des Protofollführers vollſtaͤndig zu 
beftreiten, fo müflen biefe fich mit der feftgefehten Paufchfumme begnügen, und ben 
Berluft des nicht gebedten Theils ihrer Forderung tragen. Alle andere für bie 
Kafle zu machende Anfäge, wie fie vorfichend zu 2. am Schluffe, fbezifizirt wers 
ben find, werben alsdann niebergefchlagen. 

4) Die Forderungen der Feldmeſſer, Schiebsrichter und anderen Sachverſtän⸗ 
digen müffen, fobald fie juftifizirt und feftgefeßt find, unter allen Umfländen ohne 
Abzug aus ber Kaffe gezahlt werden. Soweit die Baufchfumme zur Dedung ber: 
felben nicht ausreicht, trifft der Verluſt die Kaffe. 

5) Vermögen der Kommiffarius und der Ka — darzuthun, daß ihre 
baaren Auslagen die Baufhfummen überfteigen, fo muß ihnen ber zweckmäßig ver 
wendete Betrag diefer Auslagen ohne Abzug aus der Kafle erflattet werden, in 
welchem Valle fie nur die temporairen Diäten verlieren. Gin Unterſchied zwifchen 
den temporairen Diäten eines unflrirten und denen eines firirten Kommiſſarius if 
in Feiner Art zu machen. Der Betrag, um welchen die erfiatteten baaren Auslagen 
das von den Hartheien einzuziebende Paufchquantum überfeigen, if alsdann ebens 
falls zur Niederfhlagung zu bringen. 

(Min. Bl. d. i. 2. 1848. S. 100. Nr. 112.) 


Zum $ 10. 
(Diäten der Protokollführer.) 


1) Vergl. %. 1. Nr. 3. des Koſten⸗Negul. v. 25. April 1836 und 
Me Erläut. dazu. 
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2) ©. R. des K. Min. für landwirthſchafil. Ang. (Bode) v. 22. Der. 
4851 an fämmtl. K. Gen. Kom. und landmwirtbfchaftl. Meg. Abth. Unzu⸗ 
laͤſſigkeit des Diäten-Anfages für unvereidete Protofolführer. 


Es ift bemerkt worden, bag die Kommiffare Hin umd wieder unvereidete Hülfs⸗ 
arbeiter zur Führung ihrer Protokolle nicht allein zugiehen, fondern auch dafür bie 
den Protofollführern gebührenden Diäten liquidiren oder Tiquidiren laffen. Dies ' 
ift aber unzuläffig. Unter den Protofollführern, für welche die Inſtr. v. 16. Juni 
1836 im $. 10. den Diäten-Sap von 20 Sgr., und unter befonderen Umſtänden 
son 1 Thlr. beftimmt, find nur vereibete Brotofollführer zu verfiehen und Hat fi 
bie ee Gen. Kom. (Reg.) Hiernach bei ber Feſtſetzung ber betr. Liquibationen 
zu achten. 

Sollten Kommiſſare fi unvereideter Hülfsarbeiter zu ihrer Erleichterung, nas 
mentlich zum Schreiben bes Protokolles bedienen, fo Tann ihnen dies zwar nicht 
unterfagt werben, es kann dafür aber feine Vergütigung paffiren. 

(Bin. BL d. i. 2. 1851. S. 300. Nr. 323.) 


| Zum ©. 13. 
(Gratifikationen für ausgezeichnete Kommiffarien.) 


1) R. des K. Min. des I. für Gew. Ang. v. 16. Juni 1836, betr. 
die Benußung des Gratififationsfonds. 


In Bezug auf die 88. 12. u. 13. der Inflr. wird der K. Gen. Kom. bes 
merklich gemacht, daß es ihr geftattet fein fol, den Gratiffationsfonde auch bazu 
u beitugen, um benjenigen Kommiffarien, welche zu bedeutenden Grmäßigungen 
—** Koſtenrechnungen Anlaß gegeben, dabei aber beachtenswerthe Entſchuldigungs⸗ 
gruͤnde für ſich haben, und die ſich ſonſt einer rühmlichen Führung, insbefondere 
der Verbefierung früher gerügter Fehler ernftlich befleißigen, wieberum angemeflene 
Erleichterungen zu flatten fommen zu laflen, und daß baher bie K. Gen. Kom. 
Sich durch feine Nebenrüdfihten von fharfer Prüfung und Ermäßigung der Kor 
Renreihnungen abhalten laſſen barf. 

(Koch's Agrargef., 4. Aufl. S. 467— 468.) 

2) MR. des K. Min, für Tandwirthfchaftl. Ang. (Bode) v. 15. März 
1850 an ven 8. Gen. Kom. N. zu N. Berilligung von Gratififationen 
für Dekonomie-Rommiffarien und Feldmeſſer. 

Ew. Hoch. wird auf Ihre Anfrage v. 4. d. M. erwidert, daß bei Feſtſetzung 
des Gtats des unterz. Min. dur die Kammern das gefeßliche Anrecht ber Detos 
nomie-Kommiffarien und Feldmeſſer auf Bewilligung von Gratififationen im Sinne 
ber Beflimmungen $$. 13. und 14. ber Inftr. v. 16. Juni 1836 ausbrüdlih ge⸗ 
wahrt worden if. Es ficht deshalb nichts im Wege, daß die dortige Ben. Kom. 
au in biefem Jahre Anträge auf derartige Bewilligungen mache. | 

(Min. BL d. i. 8. 1850. ©. 67. Nr. 79.) > 


Zum $. 16. 
(Koftenerlaffe und Pauſchſummen.) 


1) R. des K. Min. des I. (Gr. v. Arnim) v. 27. San. 1844 an bie 
K. Ben. Kom. zu Breslau. Niederfchlagung der Diäten für die beim Ne» 
gulizungäverfahren zugezogenen Schiedsrichter. 

Wiewohl die Fafſung des $. 16. der Inſtr. v. 16. Juni 1836 nicht wohl 
Zweifel erben ‚ulaflen Tann, dag aud die Diäten der Schiedsrichter unter den 
Banfälummen, wo biefe überhaupt eintreten, mit begriffen find, fo wirb bie 8. 
Sen. Kom., auf Veranlaffung einer Rändifchen Petition, hierdurch doch noch be 
fonders angewiefen: 

in Fällen, wo Schiedsrichter nicht in Prozeſſen, ſondern im Regulirungs⸗ 
verfahren zugezogen werben, und ber Gegenſtand ber Regulirung in einem 
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Mißverhaͤltniſſe zu dem Koften ſteht, die Diäden ber GSchlebsriähter nicht 
noch befonders neben der Paufhfumme von den Interefienten einzuzichen, 
fondern den Betrag, foweit er nicht etwa durch das Paufhauantum wit ge 
deckt wird, zur Niederfchlagung zu bringen. 

(Min. BL. 1844. ©. 17. Rr. 20.) 


2) N. des K. Min. des I. (v. Manteuffel) v. 28. Juni 1845 an tie 
K. Gen. Kom. zu N. Feſtſetzung von Paufchquanten für die den Kom⸗ 
miffarien und Protokollführern zuftändigen Diäten und baaren Auslagen. 

—, Der 6. 9. der Infir, v. 16. Juni 1836 beftimmt ausdrücklich, daß ſich 
die Kommiſſarien bei Feſtſetzung von Baufchquanten in Angelegenheiten zum Werth 
son 500 Thlr. und darunter mit diefen Paufchfummen wegen aller ihnen und den 
Brotofollführern zuftändigen Diäten und banren Auslagen von der Kaffe erftattet 
verlangen fönnen. Auch der $. 16. I. c., welder von Koftens Örlaffen handelt, 
Bisponirt: „Wiefern eine ſolche Koftens@rmäßigung die Kommiffarien trifft, 
aim F. 9. beſtimmt.“ Hiernach iſt das anſcheinend dort in foldyen Wählen zur 
Regel gewordene Verfahren, den Kommifjarien ihre vollen @ebühren und Ausla- 
gen zu zahlen, und denjenigen Theil diefer Gebühren niederzuſchlagen, welcher das 
fefigefegte und von den Partheien eingeforderte Baufchquantum überfleigt, feines: 
weges gerechtfertigt, das betr. Monitum ber KR. Ober-Recdhnungsfammer vielmehr 
vollfommen begründet. j 

Auch das von ber 8. Gen. Kom. in Bezug genommene biefleitige R. v. 17. 
Juni 1843 tritt Ihrer Anficht um fo weniger zur Seite, als es vielmehr bei Gr: 
iheilung der Ermächtigung zur Feſtſetzung eines Pauſchquantums ausdrüdlid auf 
den fon allegirten $. 9. ber Iuftr. verweiſt. 

Die K. Gen. Kom. wird baher angewiefen, Fünftig nad) bem yorangebeuteten 
Grundſatz zu verfahren. Die Verluſte, welche bie Kommiſſarien dadurch erfahren 
mögen, gleichen fi im Allgemeinen durch ihre Gebührens@innahmen in zablbaren 
Sachen, welche ihnen ein reihlihes, anderen Beamten ihres Ranges, 3. DB. den 
Unterrichtern, in gleichem Maaße nicht zugeflandenes Ginfommen figern, ſpeziell 
aber durch Gratififations-Bewilligungen aus, welche die Gen. Kom. für Kommiſſa⸗ 
rien beantragen mag, welche durch derartige Verlufte bvorzugsweiſe betroffen worben 
find. Auch wird die Feſtſetzung von Gebühren: Baufhquanten die Kommiſſarien 
babin führen, die ihnen zur Bearbeitung anyertrauten Sachen auf die möglihR 
einfache Weife zu beendigen. 

(Min. BL. d. i. 8. 1845. S. 241. Nr. 246.) 


8) M. der K. Min. der geifll., U. u. M. Ang. (Schule) und für 
landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 12. Mat 1849 an die K. Meg. zu N. 
Die Koften der Beichaffung des Termindlofals, der Wohnung und der Are 
beitöleute für die Kommiffarten und Feldmeſſet bei Auseinanberfegungen 
dürfen niemals erlaffen werden. 


Na $. 5. bes Koftenregul. v. 25. April 1836 find die Auseinanberfegungs: 
Intereffenten verpflichtet, den Kommiflarien und Welbmeflern das Terminsiofal zu 
befhaffen und freie Wohnung zu gewähren. ben fo beſtimmen die $$. 113. 2 
bes Welbmefler-Regl, taß den Feldmeſſern die bei den Vermeffungs-Arbeiten erfor: 
derlihen Arbeitsleute Eoftenfrei geftellt werben müflen. Die Ausgaben für dieſe 
Naturalleiftungen find hiernach nit Yon den Kaflen der AuseinanderfepungssBes 
hoͤrden vorzufchießen und Tönnen daher aud nicht zu benfenigen Auseinanders 
ebungs⸗Ko en gezaͤhlt werden, welche, ſoweit ſie unvermoͤgenden geiſtlichen und 
Schul⸗Inſtituten zur Laſt fallen, nach der Allerh. Ordre v. 12. Juli 1847 nieder: 
defchlagen werben follen, da derartige Riederfchlagungen felbfitedend nur olche 
Koſten treffen koͤnnen, welche ben beftehenden Beſtimmungen nach von den Kaffen 
ber Auseinanderſetungs⸗Behoͤrden zn tragen und vorzuſchießen find, 
(Min. BL db. i. 8. 1849. ©. 136. Nr. 190.) . 


4) R. des K. Min. für landwitthſchaftl. Ang. (Bode) v. 2. Nov 
1849 an die K. Sen. Kom. zu N. Ermäßiaung der Ro . 
feßung von Paufchguanten. ann oſten ad den 
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Juni 1886 (G. ©. S. 192.), wonach die Ermäßigung der Koften und Feſtſetzung 
von Paufhauanten bei Objekten von 500 Thlr. und darunter, foldyen Partheien, 
welche die Koftenhäufung durch Prozeſſe oder fonft durch Mangel an Willfährigkeit 
verſchuldet haben, nicht zu Statten kommen foll, if bisher immer dahin ausgelegt 
worden, daß die Weitfeßung von Paufchquanten in Prozeßſachen überhaupt nicht 
zeiäffie ſei und biefe Auelegung {ft bisher auch in einzelnen Faͤllen vom Min. ges 
iligt worden. Das unterz. Min. muß deshalb Bedenken tragen, derartige Roften: 
Ermäßigungen auf den Ber. der K. Gen. Kom. v. 3. d. M. allgemein für zus 
laͤſſi ir enden, zumal jeßt, wo die Abänderung des bisherigen Koftengefebes 
im Berfe i 
Dies hindert aber nicht, in einzelnen Fällen, wo die aufgelaufenen Koften in 

befonberem Mißverhälmig zu dem Objekt des Prozeſſes ſtehen, dies Objekt ein ges 
ringes, namentlih unter 50 Thle. if, und den Bartheien nicht gerade Unwillfähs 
tigkeit und Streitfucht vorgeworfen werden kann, einen angemefienen Theil der Ko: 
fien niederzuſchlagen, wie dies In der Prozeßſache des N. wider ven N. durch 
das R. v. 27. Juni d. J. gefchehen if. Zu einer Nieberfchlagung folder Koften 
IR auch die K. Sen. Kom. befugt, fobald der niederzufchlagende Betrag ſich nicht 
über fünfzig Thaler beläuft. 
(Mn. Bl. d. i. 2. 1850. ©. 11. ©. 15.) 


5) C. R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 29. April 
1840 an fämmtl. 8. Gen. Kom. und an die K. Reg. der Provinz Preu- 
Ben. Niederſchlagung uneinziehbarer Mefte bei Auseinanverfegungen. 

In dem C. R. v. 21. März c. find bie Auseinanderſetzunge⸗Behörden im Alls 
emeinen autorifirt worben, bie nneingie baren Koftenrefte bis zur Höhe von 50 
Salern in jedem einzelnen Falle ſelbſt änbig niederzufchlagen, imd es ift babei 
keine Ausnahme, auch nicht hinfichtlich derjenigen Koften, welde die R. meines 
Amtsvorgängers v. 12. Mai u. 7. Juni 1831 als in befonderen Fällen zur Nie: 
derſchlagung geeignet bezeichnen, gemacht worden. Auf den Antrag der R. Gen. 
Kom. v. 30. März c., es aud ferner bei der, in jenen Meffr. angeordneten Nies 
derſchlagung Heiner Koftenrefte, welche ihrem Betrage nad mit den Einziehungs⸗ 
Koften nicht im Verhaͤltniß fliehen, duch das Min. zu belaffen, fann ich daher um 
fo weniger eingehen, als die, von Derjelben für die Beibehaltung des bisherigen 
Berfahrens angeführten Gründe nicht zutreffen. 

Denn wenn bie 8. Gen. Kom. einen Antrag auf Niederſchlagung'bei mir formirt, 
fo müffen die dafür fprechenden Gründe ebenfowohl angegeben werben, als folches, 
ber 8. Ober⸗Rechnungskammer gegenüber, erforberlih if. Auch iſt es durchaus 
nit nöthig, dag wenn die Nieberfchlagung folder fleinen Koftenbeträge durch bie 
K. Sen. Kom. unmittelbar erfolgt, biefelbe in. jedem einzelnen alle durch eine 
befondere Verfügung an bie Kaffe ausgefprochen wird; vielmehr kann bies fehr 
wohl auf Grund einer ähnlichen Nachweiſung, wie bie jebt eingereichte, geichehen. 
Die dadurch verurfachte Schreiberei wird alfo, wenn bie Niederfchlagung bort ges 
ſchieht, nicht vermehrt, fondern vermindert. ” 

Die K. Gen. Kom. empfängt daher die eingereichte Speziflfation mit der Ans 
weilung zurüd, hiernach zu verfahren. 

(Min. Bl. d. i. V. 1840. S. 256. Nr. 450.) 

6) €. R, des 8. Min. des I. v. 29. Nov. 1840. Mieberfhlagung 
der Koften. 

Den von der K. Reg., mit Bezug auf meine Berf. an die K. @en. Kom. zu 
Gtargarb v. 29. April d. I. in Ihrem Ber. v. 22. Mai c. geftellten Antrag, daß 
alle Niederfhlagungen von Koſtenreſten in Auseinanderfeßungsfachen, welche auf 
anderen Gründen, als der wirflihen Uneinziehbarfeit beruhen, auch künftig bei mir 
‚in Antrag gebracht werden, muß ich zurückweiſen. Gs if bei den Verf. v. 21. 
Mir, und 29. April d. I. die Abſicht gewefen, den landwirthſchaftlichen Behörben 
bie RNiederſchlagung yon Koſten, ohne Unterſchied der dafür ſprechenden Gruude, 
übertragen, und diefe Befugniß if nur infofern beſchränkt worden, als ich mir 

ie weitere Beſtimmung in allen foldhen Fällen vorbehalten habe, wo ber niebers 
zuſchlagende Betrag die Summe von 50 Thlr. überfteigt. Hierbei muß es bewens 
ben und ber K. Meg. überlaffen bleiben, in jedem einzelnen Falle forgfältig die 
Gründe zu erwägen, welche für den Koſtenerlaß fprechen. 
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Diefe Gründe können aber hauptſaͤchlich vierfacher Art fein, und zwar: 
4) wirkliche Inexigibilität. Gine ſolche Tann nur dann als vorhanden ange⸗ 
nommen werben, wenn ber Debent weder ein Grundſtück noch ſonſt Bers 
mögen befigt, aus welchem die Bezahlung der Koſten möglidherweife erlangt 
werben konnte. - 
Benn nad) dem Abflug der Sache noch ganz geringe Koftenbeträge liquibe 
werden, und deren Einziehung mit unverhältnigmäßiger Mühewaltung ver; 
fnüpft fein würde; (cf. R. v. 12. Mai 1831.) 

S. die Allerh. K. D. v. 23. Sept. 1842 im Juſt. Min. BI. v. 1843. 
S. 250 


3) Wenn das Verfahren ohne Schuld ber Partheien einen Gang genommen 
bat, durch welden unverhältnißmaͤßige Koſten erwachſen find, und es dem⸗ 
naͤchſt darauf anfömmt, bie Sache mittelft eines Koflenerlafles in eine ſolche 
Lage zu bringen, weldhe ein dem Hauptzwede ber Verbeflerung der Land; 
fultur entfprechendes Refultat erwarten laßt. 

Es bevarf wohl biebei Faum der Bemerkung, dag die K. Reg. in einem 
folhen alle mit befonderer Umſicht zu Werfe geben, und dag ber $. 12. . 
der Inftr. v. 16. Juni 1836 gegen Komm. und Sachverſtaͤndige, welche bie 
mißlihe Lage der Sache durch eine unrichtige und unzwedmäßige Behand⸗ 
lung herbeigeführt haben, unnadhfihtlih angewandt werben muß. 

4) Endlih find auch Koftenerlaffe in folden Wällen yuläflg, wenn einzelne 
Intereffenten, welche durch erlittene Unglüdsfälle der Nachſicht bebärftig 
find, fi einer ſolchen durch ihr willfähriges Benehmen beſonders würdig 
gezeigt haben. Bei dergleichen Bewilligungen Hat die K. Regierung inbefi 
mit Diskretion zu verfahren, und ben Erlaß in der Regel nur auf einen 
Theil der Koitenbeiträge des Debenten zu beſchraͤnken, auch dam erft befüs 
nitiv sungefichen, wenn ber benfelben zur Laſt verbleibenve Reft abges 
‚tragen iſt. 

Die 8. Reg. wird nun aber bei den Koftenniederfhlagungen um fo forgfäls 
tiger zu Werke gehen müflen, als Ihre Befugniß für jegt durch Feine beftimmte 
Slatsfumme befchränft iſt. " 

Damit auch die reflortmäßige Kontrole der 8. Ober⸗Rechnungskammer eintres 
ten Fönne, find, wie ſchon früher angeordnet worden, die Gründe der Niederſchla⸗ 
gung in den, deshalb an die Kafle zu erlafienden Verfügungen jedesmal vollfäe- 
dig anzugeben. J 

(Koch's Agrargeſ., 4. Aufl. ©. 469.) 


7) R. desd K. Min. des I. (Gr. v. Arnim) v. 25. Mat 1843 an die 
K. Sen. Kom. zu Stendal. Berechnung ber von der zweiten Sprudh- 
behoͤrde niedergefihlagenen” Koften. 


Der K. Gen. Kom. wird auf den Antrag v. 24, April d. I. eröffnet, daß es 
in Faͤllen, wo von ber zweiten Spruchbehörbe auf Nieverfehlagung von Koften er: 
kannt wird, einer nochmaligen biesfeitigen Autorifation zur vorfchriftemäßigen Vers 
rechnung foldher Koſten nit bedarf. 

Die RK. Gen. Kom. hat hiernach behufs Niederfchlagung der Koſten bes 
Anauröoerfahrene in der Separationsfahe von B. bas Weitere Selbft zu vers 
ügen. | 
(Min. Bl. d. i. ®. 1843. ©. 164. Nr. 206.) 


2 


un 


Zum $. 17. 
(Einziehung der Koften.) 


1) R. des K. Min. des I. für Gew. Ang. (v. Brenn) v. 25. Mai 
1837 an die K. Meg. zu Bromberg. Memuneration der Kreiskaſſen⸗Nen⸗ 
danten für die Einziehung der Auseinanderfegungsfoften. 

Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 10. d. M. 


wegen ber ben Kreisfaffen-Renbanten für bie Cinziehung ber Auseinanders 
feßungsfoften au bewilligenben Remunerationen, 


au erfennen gegeben, baß dieſe Remunerationen durch bie Gen. Kom, in Antrag gu 


m — N — ⏑Â⏑⏑ — 
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bringen find, und bleibt Sie He Kommunikation mit biefer Behörbe überlaffen. 
Doch muß der K. Reg. im Voraus eröffnet werben, daß Memunerationen über 1 
Brozent ber eingezogenen Koftenbeträge hinaus nicht bewilligt werben fönnen, ba 
die: Zufchläge von 2 Brozent zu den von ben AuseinandberfeßungssInterefienten zu 
erfattenden Koften, vornämlich zu den Kaflenverwaltungsfoften ber Gen. Kom, br; 


t find. 
(Ann. XXL 393. — 2. 89.) 


2) R. des K. Min. des J., Iandwirtbfchaftl. Abth. (v. Meding) v. 
12. Juni 1841 an den Outöbeflger N. zu N. Hypothekariſche Sicherftel- 
lung der durch TerminalsZahlungen abzutragenden Megullsungsfoften. 

Ew. ıc. befinden Si, wie Ihnen auf die Bingabe v. 12. April d. I. eroͤff⸗ 
net wird, bei der Annahme, daß die K. Ben. Kom. wegen folder Regulirungsko⸗ 
fien, Hinfichtlich deren den Debenten Terminalzahlungen bewilligt worben find, bie 
Sicherſtellung durch Cintragung auf die Orundftüde der Schuldner zu verlangen 
nicht berechtigt fei, im Irrthume. Dadurch, daß Ihnen gewiſſe Friſten zur Abtra⸗ 
gung ber ſchuldigen Koflen bewilligt worden find, verlieren dieſe letzteren keineswe⸗ 
ges die Natur einer folden Schuld, beren hypothekariſche Sicherfiellung veranlaßt 
werben darf. _ 

(Min. Bl. d. i. 2. 1841. ©. 183. Nr. 280.) 


3) &M. ver K. Ober-Nechn. Kammer (Kuhlmeyer) v. 6. Ian. 1846 
an fänmtl. 8. Gen. Kom. und Meg. Befcheinigung der Einnahmerefle an 
Regulirungskoſten bei Legung der Jahresrechnungen. 

Bon den K. AuseinanverfeßungssBehörben zur Regulirung ber gutsherrlidhen 
und bäuerlichen Berhältniffe find bis jegt mit den Jahresrechnungen fpezielle De; 
ſignationen von ben noch zur Einziehung verbliebenen Reſten an Regulirungskoſten 
eingeseicht worden. Zur. Berminderung bes Schreibwerks, welches die Anfertigung 
dieſer, zum Theil fehr umfangreichen und von den einzelnen Behörden in fehr vers 
fiebenartiger Form aufgeftellten Defignationen veranlagt, fowie zur Vereinfachung 


des Rechnungsweſens, haben wir, im Ginverflänpniffe mit dem K. Min. des J., 


beſchloſen, die K. Auseinanberfegungss Behörden yon Cinteichung ber gebachten 
NefisDefignationen zu entbinden und in deren Stelle ein, den durch dieſelben ger 
führten Nachweis erfeßendes Atteſt treten zu laſſen. 

Die 8. Sen. Kom. (landwirthichaftl, Abth. der K. Reg.) wird daher ange, 
wiefen, den für das Jahr 1845 und ferner abzulegenden Rechnungen fpeziele Meft- 
Defignationen nicht ferner beifügen zu laſſen, dagegen in jeder Jahresrechnung am 
Schluſſe ber Abtheilung für die Sinnahmen, zur Juftiflfatton der danach verblicber 
en meh eine Beſcheinigung des Kaflen- Kuratorii in nachfiehender Form aus⸗ 
zuftellen: 

Nach der mit dem Mefultate des erfolgten Abfchluffes ber revibirten Kontos 
bücher übereinftimmend aufgeftellten, vorfchriftemäßig geprüften und beſchei⸗ 
nigten Reften-Defignation pro 18... betragen bie Ginnahmerefte an Regur 
lirungstoften . . 000 Thlr. Sowohl dies, ald daß, nad ben ber 
ReßensDefignation zum Grunde liegenden Schriftflüden, fo wie nad ben 
abgehaltenen Kaflenstevifionen gegen die Richtigfeit des vorangegebenen 
Neftausftandes nichts zu erinnern gewefen ift, und daß unter der Summe 
ber Binnahmerefte keine Poſten befindlih find, Hinfihtlih deren nad dem 
Geſetze v. 31. März 1838 bereits die Berjährung eingetreten ift, wird hier⸗ 
durch beſcheinigt. 

Uebrigens behalten wir uns vor, für ſolche Faͤlle, die bei der Rechnungsrevi⸗ 
fion ausnahmsweiſe eine nähere Ueberzeugung von ber Richtigkeit ber nachgewieſe⸗ 
nen RegulirungefoftensRefle nöthig erjcheinen lafien, das Konzept ber Meftens Des 
ſignation und erforderlichen Falls auch einen oder den andern Theil der Kontobüchet 
auf ui Beit zur Ginfiht einzufordern. . * 

(Min. BL d. i. B. 1846. ©. 14. Nr. 22.) 


4) MR. des K. Min. für Iandiirthfchaftl. Ang. (Bode) v. 24. Not. 
1859 an die K. Ben. Kom. zu N. und zur Beachtung an fämmtl. übrige 
Pen- Kom, und landwirthſchaftl. Reg. Abth. Ausſetzung der Kofteneinzier 
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hung in ben nach der ®. v. 13. Juni 1858 ſtſtirten Verwandlungen Per 
den Kirchen, Pfarrern sc. zuftehenden Meallaften in Geldrenten. 


Der K. Gen. Kom. wird auf den Ber. u. 9. v. M. erwibert, daß bie u 
hung der Koften in allen Ablöfungss und Prozeßſachen, weldhe in Folge bes Gel. 
v. 13. Juni c. (G. S. ©. 324.) ſiſtirt worben find, vorläufig und bie auf Wels 
teres einzuftellen if. 

(Min. BL. d. i. V. 1953. S. 268. Nr. 231.) 


5) Verjährung der Koften betreffend. 


a) G. v. 31. März 1888 wegen Einführung Türgerer Berjührumgefr> 
en, 8. 2. Nr. 2,7. u. 8, F. 4, 6 5. Nr. 1—83., 66. 6—10. (G. ©. 
835. ©. 249.) 


| b) 6. R. des K. Min. des J. (v. Bodelſchwingh) v. 31. Ian. 1847 
an ſaͤmmtl. K. Gen. Kom. und Reg. Berjährung der Koften in Ausein- 
auderfeßungdfachen, 


Dur die C. V. der K. Ober: Rechn. Kammer v. 6. San. 1846 (Min. DL 
©. 14. Nr. 22.) find die Auseinanderfeßungs s Behörden zur Vereinfachung bes 
Kaflenwefens von der Binreihung der fpeziellen Reftnachweifungen mit den Jah—⸗ 
resrechnungen entbunden, wogegen ein den Reftenbetrag jufifizirendes Atteſt beizus 
Bringen if, in welchem unter Anderm auch befcheinigt werben muß, daß unter ber 
Sunme ber Binnahmerefte feine Poften befinblich find, Hr welder nad dem 
®. ». 31. März 1838 bereits die Verjährung eingetreten ift. 

Nah einer Mitibeilung der K. Ober: Ren. Kammer finden nur fehr abweis 
ende Anfihten über die Verjährung ber Koften in Auseinanderfegungesfachen im 
Allgemeinen, fo wie über bie Anfangsterikine der Berjährmg flatt, und ſche ich 
mih, um die nothwenbige Webereinftimmung in diefer Beziehung herzuſtellen, fo 
wie überhaupt die Anwendung gleihmäßiger Grundſaͤtze über biefe Berjährung 
gerbeiaufähren, veranlagt, der K. Sen. Kom. Folgendes zu eröffnen. 

ah $. 2. Nr. 8. des ©, v. 31. März 1838 verjähren binnen vier Jahren 
bie Forderungen auf Nachzahlung bee von den Gen. Kom. und Ülevif. Kolleg. ger 
nicht oder zu wenig eingeforderten Koften. 

Da nad den Worten hier nur von Koften gehandelt iſt, worüber ben Bars 
theten gar feine ober eine unvollſtaͤndige Bahlumgsanfforberung zugegangen, fo wals 
tet mehrfach die Anficht vor, daß die wirklich eingeforberten Koflen erft in ber 
Atjährigen Friſt verführen. Des Könige Maj. haben indefien bereite durch bie 
mittel R. des Suftizmin. Mühler v. 9. Mai 1844 zur öffentl. Kenntuiß gebrachte 
Allerh. Ordre v. 12. April 1844 auszufprechen gerubt, daß das ©. v. 31. März 
1838 mit Rüdfiht auf die Beftimmungen bes G. v. 18. Juni 1840 wegen ber 
Qerjährungs feiften der oͤffentl. Abgaben auch auf bie wirklich ausgefchriebenen 
echte an Gerichtsfporteln Anwendung finde, und unterliegt es feinem Bebenfen, 
biefe Beſtimmung auch auf fämmtlihe Koften ber Auseinanderfehungs «Behörden 
anzuwenden. 

Wenn hiernach alle Koften ohne irgend einen Unterfähieb der vwierjährigen 
Berjährung unterliegen, fo kommt es weiter darauf an, ben Anfangstermin beriels 
ben zu beflimmen. ‘ . 

Nah 5.5. Nr. 2. des Gef. beginnt bie vierjährige Berjährang für bie Koſten 
in jeder Art des Verfahrens, welche Begenftand des erfien Theile der A. G. D. 
ift, mit dem lebten Dec. besjenigen —2 in welchen ber Prozeß burch rechts⸗ 
frafti⸗ Erfenniniß, Entſagung oder Vergleich beendigt worben 

bwohl nun das Auseinanderſetzungs⸗Verfahren kein Prozeß im ſtrengſten 
Sinne dieſes Begriffes iſt, fo beſtimmt doch das Gele die analoge Anwendung 
jener Beſtimmung auf Die Auseinanderfebungen. Als der Vergleich, durch weis 
Ken die Sache beendigt wird, kann nur der Rezeß betrachtet werden, und laͤnſt bis 
ber die vierjährige Friſt der Verjährung für ſammtliche Koften ber Auseinanders 
febung, obne Unterfchied der Zeit, wo 8. bei der Behörde ntflanden find, vom 
* ber Beſtaͤtigung des Rezeſſes. Sind in einem Audeinanbeeiehunge: Berfabren 
mehrere Gegenſtaͤnde zufammengefaßt, nnd es werden demnaͤchſt über diefelben be= 
fondere Kegeſſe vollzogen und beflätigt, fo verſteht es ſich won Feb, dag von 
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kom Tage ber Betätigung nur die Verjaͤhrungsfriſt hinſtchtlich derjenigen Koſten 
bäuft, weldhe den durch den Rezeß erledigten Gegenſtand betreffen. 

Eind in einem Wezefle Gegenftände zur Nachverhandlung vorbehalten, welcht 
die SeRätigung eines Nachtragsrezeſſes bedingen, fo tritt die Verjährung aller, 
biefen Vorbehalt betr. Auseinanderfeßungstoften ohne Unterſchied erſt mit der Ber 
ſtaͤtigung des Nachtragsrezeſſes ein. Die Koften ber nad ber Rezeßbeſtaͤtigung 
vorkommenden Ansführungsverhanblungen verjähren nah h. 5. Nr. 3. a. a. D. 


im Afgemeinen binnen vier Jahren vom lekten Dec. besjenigen Jahres, in wel 


chem fie entftanden find, in dem Falle aber, wenn derfelbe Gegenfiand ber Kuss 
führung mehrere Verhandlungen nothwendig macht, von dem Zeitpunfte ab, wo 
biefe Verhandlungen definitiv geſchloſſen find. 

Diefe Befimmungen gelten jedod nur für bie eigentlichen Auseinanderſetzungs⸗ 
koſten, welchen auch diejenigen Koften gleichfiehen, die bei Entſcheidungen von 
Streitigkeiten ausdruͤcklich zu den allgemeinen Koften ber Auseinanderfegung ges 
ſchlegen werben. Hinſichtlich der eigentlichen Prozeßkoſten dagegen, deren Kriterium 
ik, daß ſie nach den Vorſchriften des Tit. 23. TH. I A. G. D. aufgebradjt wers 
den müflen, läuft die Verjaͤhrungsfriſt für die Koſten aller Inſtanzen vom lehten 
Dec. des Jahres, in welchem der Prozeß durch vechtefräftiges Erkenntniß, Entſa⸗ 
gung oder Vergleich beendet ifl. Die in der Erekutionsinftanz entſtehenden Koſten 
in fofern fle, wie 3. B. bei Einziehung von zuerfannten Geldforberungen, lediglich 
den Prozeß an fi betreffen, verjähren binnen vier Jahren nad ihrer Entſtehung 
und bei Kortfegung derſelben Erefutionsverhandlungen nad dem Schluffe derſelben; 
die Berhandlungen, welche nothwendig werden, um den Ginfluß einer Entſcheidung 
sder eines Vergleichs auf die Hauptauseinanberfegung feftzuftellen, gehören, wie 
fi von ſelbſt verſteht, zu der Auseinanderfegung ſelbſt. 

Nach diefen Grundbfäben if die Verjährung der Koſten zu beuriheilen, babe 
jebod nicht aus dem Auge zu laflen, Ba nad $. 10. des ©. eine Zahlungsaufs 
forderung, welche nad) ben angegebenen Zeitpunften ber möglichen Berjührung ers 
laſſen if, die Verjährung zwar unterbricht, ſolche aber mit vierjühriger Friſt fofort 
von nenem beginnt, mithin auf die rechtzeitige Erlaſſung neuer ha nn 
rungen in ben geeigneten Fallen forgfältig zu achten und dabei überhaupt nad 
$. 8. des ©. v. 18. Juni 1840 zu verfahren ifl. 

Die Berjährung ift übrigens unbedingt bei hypothekariſch eingetragenen Koſten 
ausgefchloflen, desgleichen bei folhen, welche auf Terminalzahlungen regulirt find, 
wegen ber Fünftigen Termine; dagegen unterliegen bie in den eingetretenen Termis 
nen nicht berichtigten Koften der Verjährung, in fofern nicht mit Rüdfiht auf bie 
untezbliebene Zahlung eine weitere Erſtreckung der Termine überhaupt fattfindet. 

. Die Seitens der Auseinanderfehungs:Behörbden einzuziehenden Koften befichen 
Yauptfählih aus ſolchen Beträgen, melde von den Kommiffarien und Sachverſtaͤn⸗ 
digen liquidirt worben, und da auch die Beftimmungen über die Verjährung viefer 
Forderungen zu verfchlebenen Zweifeln Beranlaffung gegeben haben, fo weiſe ich 
die K. Sen. Kom. an, in dieſer Hinficht die nachfolgenden Grunbfäpe zu beobach⸗ 
ten und ihre Kommiffarien 2c. darnach zu infiruiren. 

Der 8.5. Nr. 1. des G. v. 3. März 1838 beffimmt, daß biefe Forderungen, 
deren Feſtſezung durch die Behoͤrde immer erfolgen muß, vom lebten Dee. besjes 
nigen a ab verjähren, in welchem fe im Stande gewefen find, ihre Liquida⸗ 
Sion zur Feſtſetzung einzureichen. 

Hieraus barf indeß nicht gefolgert werben, es folle den zahlungspflichtigen Ins 
terefienten das Recht eingeräumt werben, den Organismus bes Gefchäftsbetriebes 
mit bem Erfolge ihrer Beurtheilung zu unterwerfen, daß fie die Zahlung einer Lis 
quibation verweigern Bönnten, weil dieſelbe im Laufe ber a efehung ober 
des Prozefies in einem zuläffigen Liquidationsſtadium angeblich nicht zur Feſtſetzung 
eingerei t und durch Berjährung erlofchen fei. @6 Recht vielmehr den Kommiſſa⸗ 
rien ze. zu, im ganzen Laufe der Auseinanderfeßung oder bes Prozeſſes zu liqui⸗ 
biren ober dies zu unterlaflen, ohne daß daraus für die Interefienten eine Befreiung 
buch GrtinktivsBerjährung folgt, und haben daher die Rommiffarien 2c. im Allges 
meinen nur die oben feitgeftellten Endtermine des Liquidirens in Auseinanders 
ſehungsſachen und Prozeffen inne zu halten. Dabei tritt jedoch die Maaßgabe ein, 
daß die Verjährung in den feltenen Fällen flattfindet, wo bie Liquidation fo kurz 
vor dem Ablaufe der vierjährigen, von dem oben bezeichneten Anfangspunkte lau: 
fenden Friſt eingereicht wird, daß innerhalb ber für die Staatskaſſe ſelbſt prüflus 
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ſtviſchen Friſt die Jahlungsaufforberung nicht mehr an bie Partheien erlaffen wer 
den lann; denn bie Feſtſepung und Ginforderung von der Parthei if ein nothwen⸗ 
biges Erforbernig, um den Kommiffarius feinerfeits sogen bie Berjährung zu fhüßen, 
und die ihm in biefer Beziehung zur La fallende Säumigfeit fallt in als dem 
Berechtigten allein zur Lafl. 

Anders ſtellt ih die Sache, wenn im Laufe der Auseinanberfegung ober bes 
Brozefles der Kommiſſarius oder fonflige Sadjverfländige wirklich für Theilſtücke 
deo Berfahrens liquidirt, mithin buch die That bewiefen hat, daß er im Staude 
geweſen, die Liquidation zur Feſtſetzung einzureichen. 

Hier ſetzt er ſich ſelbſt in den Wal des Gefetzes, und tritt mithin hier bie 
vierfährige Verjährung wegen aller derjenigen Liquidationsgegenflänbe ein, welche 
zu dem Theilflüde gehören, das die Liquidation umfaßt; der Grund des Geſetzes, 
wnangenehme Nachforderungen aus ben in ber Hauptfade abgemachten und bezahls 
ten @egenfländen zu vermeiden, erlangt feine volle Wirkſamkeit. 

Ob nad) diefem Grundſatze Nahliquibationen der Kommiſſarien umb ers 
fländigen dur frühere Hauptliquidationen erledigt find ober wegen ihrer Bezies 
Hung zu Theilſtücken, für welche noch nicht oder erfi feit kürzerer Zeit liquibiet 
worden, zuläffig erfheinen, muß ber Beurtheilung ber 8. Sen. Kom. in den ein: 
zelnen Fällen überlafien bleiben. 

, (Min. BL d. i. 2. 1847. ©. 16. Nr. 24.) 


. OR des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 5. Mäu 
1852 an die 8. Gen. Kom. zu N. Denfelben Gegenſtand betr. 


Die 8. Sen. Kom. erhält Hierneben (Anl. a.) auf ben Ber. v. 11. v. RM. 
ben, dem Gutsbeſitzer N. zu N. ertheilten Beſcheid, zur Kenntnißnahme und weites 
ren Behaͤndigung. 


Anl. a. 
.  Gw. x. wirb auf bie Beſchwerde v. 4. Ian. c. hierd —— er⸗ 
öffnet, wie es bei der Beurtheilung der darin vorgetragenen Me ion lediglich 
anf die Beitimmung des Zeityunftes ankommt, mit welchem nad dem G. ». 31. 
März; 1838 in dem vorliegenden Falle die vierjährige Verjaͤhrungsfriſt beginnen 
konnte. Diefer Zeitpunft tritt bei allen Auseinanderfeßungstoften — mit Ausnahme 
der eigentlichen Prozeßkoſten — infofern nit eine frühere Cinſorderung ſtattge⸗ 
fanden hat, für die Interefienten, ber Gen. Kom.: Kafle gegenüber, mit ber Res 
zeß⸗Beſtätigung ein. Da nun der Rezeß in der Kegulirungs⸗ und Separes 
tionsfache von N. am 7. April 1848 beftätigt worden, fo würde bie vierfährige 
Fa mit dem 6. April d. I. ablaufen, wenn fie nicht inzwifchen unterbros 
en wäre. . 

Das die Koften bei dem Kommifjarius früher entflanden fein mögen, bleibt 
einAnßlos, weil der Kommiflarius wegen feiner Koftenforderung nur zur Kaffe der 
Behörde, und nit zu den Bartheien unmittelbar in Beziehung fteht. 

Diefe Anwendung des gedachten Geſetzes findet bei ben nicht felten vorkoms 
menden Fällen der behaupteten Berjährung von Auseinanderſetzungskoſten allgemein 
ſtatt und beruht auf der reiflichen Srwägung der wahren Abficht bes Geſetzes, wie 
Sie aus der in dem Min. BI. für die i. 3 vom Jahre 1847 ©. 16 abgebrud: 
ten &. 3. v. 31. Ian, 1847 mit Mehrerem erfehen können. 

‚. Sie können hiernach von ber Zahlung bes eingeforberten Koften + Beitrages 
nicht entbunden werben. 

Berlin, den 5. März 1852. 


Min. für Iandwirtäf . 
Im Ach, a — 
(Min. BL. d. i. V. 1852. ©. 60. Nr. 59.) " 


aa — — — — — — 


Koſtenweſen. Vorſchriften fuͤr die Landestheile des linken Rheinufers, 829 


Zweiter Abſchnitt. 


Vorſchriften für die Landestheile des linken 
Rheinufers. 


Geſetz v. 21. April 1852, betr. die Koflen des gerichtlichen Verfahrens 
in den nach der Gemeinheitstheilungs⸗Ordnung zu behandelnden Theilun⸗ 
gen und Abldfungen in den Landestheilen des linken Rheinufers. 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. verorbnen, mit Buflimmung der Kammern, was 


Die Koften und Gebühren für das gerichtliche Berfahren in den nach der 
Gem. Th. O. v. 19. Mai 1851 zu behandelnden Theilungen und Ablöfungen in 
den Landesiheifen des linken Rheinufers follen nach folgenden Beflimmungen anges 
feßt und erhoben werben. Irtikel 

rtikel 1. 


Die Gerichtsvollzieher erhalten: 
1) für die Zuſtellung der Klage an den Gemeinde⸗Vorſteher 
($. 30. Nr. 1. des Geſ. v. 19. Mai 1851), ingleichen 
für die Zuftelung ber Anzeige und Aufforderung, betr. 
den angefertigten Theilungs⸗ ober Ablöfungsplan an ben 
Gemeinde⸗Vorſteher ($. 47. Abf. 2)... 222000. 16 Ser. — Pf. 
für die Abfchrift .... 0... ... ...... ec 4 — 
2) für Cinholung der Beſcheinigung des Gemeinde = Vorftes 
hers über die durch ihn veranlaßte Verkündigung der 
Klage ($. 30. Nr. 1.) oder ber Anzeige und Kuflordes 
rung (8. 47.) 2200er ern ne ch — 
3) für das Protokoll über Anheftung der Klage ($. 30. Nr. 
2.), ingleiben für das Protokoll über Anheftung der An- 
jeige, „And Aufforderung, betr. den angefertigten Plan 


MT) onen 16 — 
für Ginholung ber Beglaubigung des Protokolls durch 
den SemeindesBorfleber .. . - 200er een n. 4 — 
für jede angeheftete Abſchriftt...... 4 — 


4) für die Anzeige über Hinterlegung des Planes mit Auf⸗ 
forderung an die Partheien, welche keinen Anwalt beſtellt 
haben ($. 47. Abſ. 1.) DIaae Bar Bar Ser Baur Sur BEE Bar Ya Ser Bee ya er Er Br 10 nn"... u m 
für jede Abfhrift. .. 2022 0er 2 „cu. 
Hinfichtlich der Reiſekoſten, fowie aller vorftehend nicht aufgeführten Alte der 
Gerichtsvollzieher, kommt die Gebührentare v. 29. März 1851 zur Anwendung. 
Dei der Klage ($$. 23 — 30.) wird weder Abfchrift von Beweisitüden, auf 
welche ſich diefelbe gründet, noch Abſchrift des Protokolle über den Mangel der 
Ginigung im Borverfahren zugeftellt. 
Artikel 2. 
Die Gerichtsſchreiber⸗Gebühren find, wie in orbinaiten Sachen, jedoch nur in 
fo weit zu entrichten, als fie G@molumente der Gerichtsfchreiber find. 
Dee für den Staat beflimmte Antheil der Berichtsfchreiber s Gebühren wird 


nicht erhoben. 


Die Gerihtsfchreiber erhalten: 
für die Protokolle in den Terminen vor dem Kommiffar ($. 34. ff. bes ©. 
v. 419. Mai 1851) und für den Theilungss oder Ablöfungseplan des Kom⸗ 
miffare ($. 46.) eine Binfchreibungs » Gebühr von 1 Groſchen für jedes 
Blatt von 30 Zeilen auf der Seite. 

In dem Theilungs⸗ oder Ablöfungsplan müffen Namen, Stand und Wohnort 
aller Pariheien aufgenommen werden. Wenn das Verfahren auf dem Wege ber 
öffentlichen Bekanntmachungen flattgefunden hat ($. 55.), fo muß dies in bem 
Theilungs⸗ oder Ablöfungsplane erwähnt werden. 

Bei Hinterlegungen dürfen Gerichtsſchreiber⸗Gebühren nicht erhoben Werben. 
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Artikel 3. 

Die Akte, Bakationen und Bemühungen der Anwälte, welche in dem d 
das ©. v. 19. Mai 1851 vorgefhriebenen Verfahren erforberli find, werden na 
dem gegenwärtig geltenden Koftentarif für ordinaire Sachen in Gemüßheit der Des 
frete v. 16. Febr. 1807 berechnet, infofern fie in diefem Tarif ausdrücklich bezeich⸗ 
net und tarirt find und in dem Folgenden keine Abänderung feſtgeſetzt if. 


Artikel 4. 

Der Anwalt erhält: 

1) für die Mekursfchrift von einem abweifenden Befcheide ber Regierung an 
die Rathsfammer (66. 2. und 7. des ©. v. 19. Mai 1851): die Gebühr 
des Art. 78. des Tarifs v. 16. Febr. 1807; 

2) für die Beröffentlihung der Klage ($. 30. Nr. 3.) im Ganzen, — ingleis 
en für die Beröffentlihung der Anzeige und Aufforderung, betreffend die 
Hinterlegung des Planes (8. 47.), im Banzen, — die Gebühr des Urt. 
92. Nr. 28. des gedachten Tarife. 

Die Sinrüdungskoflen werden als baare Auslagen yergütet; 

3) für jeden gemäß Artifel 70., 71. und 33. des Defrets v. 30. März 1808 
den übrigen Anwälten zugefeflten und hinterlegten Antrag: die Gebühr bes 
Art. 72. des gedachten Tarife. 

Der Antrag wird niemals höher ale zu drei Blättern g et; 

4) für den mündlichen Bortrag vor bem Urtheile: die Gebühr bes Art. 80. des 
gedachten Tarife; 

5) für das Geſuch an den Kommiflar oder an den Rotar um Termin⸗BDeſtim⸗ 
mung (s 32., 38. u. ff., $. 53.): die Gebühr des Art. 76. des gedach⸗ 
ten Tarife; . 

6) für die Mittheilung einer Termin s Beflimmung bes Kommiffars ober bes 
Notare ($$. 33., 38. u. ff., 88. 41., 42., 48., 50. und 53.), ober einer 

. „erfügung des Kommiſſars ($$. 45. und 50.) dur Aft von Anwalt zu 
Anwalt: die Gebühr des Art. 70. des gedachten Tarife; 

7) für die Bafationen in den Terminen vor dem Kommiſſar ober vor dem No⸗ 
tar oder bei den Verrichtungen der Sachverfländigen ($$. 324., 38., 36., 
Mif 42., 44. und 53.): bie Gebühr des Art. 92. Nr. 37. bes gedachten 

arifs; 

8) für die Bafation, um bei der Vereidung ber Sadjverfländigen zugegen zu 
fein ($. 43.): die Gebühr des $. 94. des gebachten Tarife. 

Die in ben beiden vorigen Nummern 7. u. 8. aufgeführten Vakationen 
werben von ber Parthei bezahlt, weldhe ben Beiftand des Anwaltes in ben 
Terminen begehrt hat; 

I) für die Einfiht der Aften auf dem Gefretariate, wenn Die freitenden Theile 
in die Sigung verwiefen find ($. 36.): die Gebühr des Art. 91. des ges 
dadıten Tarife; 

10) für das Geſuch, durch welches nach dem Schluſſe des Termine zur Fefßiſtel⸗ 
Iung ber Rechte der Partheien ein Betheiligter in dem Prozeß tritt $.41) 
ober ein Bwifchenpunft beantragt wird ($. 42.): bie Gebähr bes 75. 
des gedachten Tarife. 

In beiden Faͤllen (88. 41. und 42.) muß das Geſuch den übrigen Ans 

. wälten zugeftellt werten. Das Geſuch wirb niemals höher ale zu drei 
Blättern gerechnet; 

11) für die Entnehmung der Kopie des Plans und ber Karte von Selretariate, 
die Hinterlegung derfelben bei dem Vorſteher der Gemeinde und die Zurück⸗ 
nahme der Kopie, auf welcher die Hinterlegung und deren Dauer von bem 
Gemeinde⸗Vorſteher befcheinigt ift ($. 46.): alles zufammen Die Gehüßr des 
Art. 92. Nr. 28. des gedachten Tarifs; 

12) für die Anzeige über Hinterlegung des Plans an die übrigen Anwälte, mit 

- — Aufforderung, Ginfiht zu nehmen ($. 87.): die Gebuͤhr des Ark 134. Rr. 
1., 2. des gebachten Tarife; 

13) für die Einfiht des Plans ($. 47.): die Gebühr bes Art. 91. des gebadhs 
ten Tarif6; wenn Cinſpruch gemacht wird, für Binficht des Plans uub 
Einfpruge > Aft (88. 48. und 49.): im Ganzen das Doppelte biefer Bes 


br; 
14) für "ie Balaton, um ſtatt der nicht erſchienenen Bartheien bie Looſung 


ww 
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vorzunehmen ($. 54.): bie Gebühr des Art. 92. Nr. 37. des gedachten 
Tarifo 


Dieſelbe Gebühr erhält ein beauftragter Sekretair ober britter Unbethei⸗ 
- ligter. Die Gebühr gehört zu den Koſten ber Betreibung; 

15) für das Sefuh an die Rathskammer um Erfekung des Kommiſſars oder 
Notars ($. 56.): die Gebühr des Art. 76. des gebacdhten Tarife; 

16) für die Aufforderung des füumigen Anwalts bes Klägers ($. 59.): die Ge⸗ 
bühr des Art. 20. des gedachten Tarife; 

17) für das Gefuh, um in das Recht zur Beitreibung eingefeht zu werben, 
nebf Einreichung beffelben an bie Rathskammer ($. 59.): die Gebühr des 
Art. 138. des gedachten Tarife; 

für die Zufellung des Geſuchs an den betreibenden Theil durch Aft 
von Anwalt zu Anwalt: die Gebühr des Art. 139. Nr. 2. 3.; 
für den Aft, die Antwort enthaltend, welcher innerhalb drei Tagen nad 
Zuftellung des Gefuches der Rathskammer eingereicht und dem Gegner in 
Abſchrift mitgetheilt werden muß: die Gebühr des Art. 139. Nr. 4. 5. des 
gedachten Tarife. 
Artikel 5. 


Es kommen nit in Rechnung: 
1) Honorar von Advokaten; 
2) Mittheilung an das öffentliche Miniſterium; 
3) Mittheilung oder Rüdnahme von Prozefflüden von Anwalt zu Anwalt uns 
aitelbar oder durch das Gefretariat (Art. 91. des Tarife v. 16. Febr. 


1507); 

4) ber Anwalts: At, durch welchen das in $. 40. bes Gef. v. 19. Mai 1851 
vorgefehene Berlangen eines Bellagten außer bem At der Anwalts: Beitels 
lung angebracht wird; 

5) infäriften oder Denkſchriften zur Mechtfertigung, Beantwortung ober Wis 

erlegung; 

6) Pr Baufhquantum des Art. 145. bes Tarifs v. 16. Febr. 1807 für 

orte. 
Das verlegte Porto, fowie die fonftigen baaren Auslagen, werben auf 
Nachweiſung liquibirt; 

7) die Brotofolle in den Terminen vor dem Kommiflar, die Protofolle und bas 
Gutachten der Sachverſtaͤndigen, fowie der Theilungs> und Ablöfungsplan, 
werben nicht zugeflell.. Wenn eine Parthei Ausfertigungen berfelben oder 
Auszüge aus ihnen verlangt, fo werben ihr ſolche von dem Sekretariate 
auf Ihre Koſten ertheilt. 

’ Artikel 6. 


Die Sahverftändigen erhalten für jede Balation bei ihren Berrihtungen 24 
Sgr. Außerdem wird ihnen für die Eidesleiftung eine Vakation und für die Hins 
terlegung des Gutachtens auf dem Sekretariate des Landgerichts ebenfalls eine Va⸗ 
fation zugebilligt. 

Die Vakalion wird zu drei Stunden und jede angefangene Vakation für eine 
vollendete gerechnet. An einem Tage bürfen nicht mehr als drei Bafationen ges 
rechnet werben. 

Wenn der Wohnort der Sachverftändigen über eine halbe Meile von bem 
Drte der Berrihtungen entfernt if, fo erhalten fie ferner Reiſe- und Beh: 
aungefofen zu 20 Silbergrofhen für jebe Meile der Hinzeife fowohl als ber 

e 


Sind bie Sachverfländigen öffentliche Beamten over auf befondere Remuneras 
tion angewielene Techniker, fo müflen ihnen, wenn fle dies flatt obiger Tare ver: 
langen, die nad) ihren Dienfis-Infiruftionen ober den fonftigen beſonderen Feſtſebun⸗ 


“gen zuftändigen Bergütigungen, in deren Ermangelung aber Diäten und Reiſekoſten 


nah den im Meaul. v. 28. Juni 1825 und dem Grlaffe v. 10. Juni 1848 be> 
fimmten, auf ihr Dienftverhältnig anwendbaren Säben angewiefen werben. Wenn 
ſich unter den Sachverfländigen ein Feldmeſſer befindet, fo erhält derſelbe feine Res 
muneration nach dem Koften s Regul. v. 25. April 1836 und der dazu gehörigen 
Inſtr. v. 16. Juni 1836 (G. ©. 1836. ©. 181); es müſſen ihm aber auf fein 
Berlangen die auf Diäten auszuführenden Arbeiten gleich anderen Sachverſtaͤndigen 
nach Valationen vergütet werben. 


- 
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Artikel 7. 

Die drei Sachverfländigen ($. 35. des G. v. 19. März 1851) beſtehen in 
ber Regel aus zwei Taratoren und einem Feldmeſſer. Wenn es in außergewöhns 
lichen Fällen angemeſſen erfcheint, daß drei Taratoren ernannt werben, fo Taun ber 
Kommiffar, außer biefen drei Sachverſtaͤndigen, einen oder mehrere vereidete Felb⸗ 
mefler zur Bornahme der Bermeflungen befonders beflimmen und benfelben bie 
Gebühren nad) den beſtehenden Taren anweifen. 

Der Kommiffer bat die Entſchädigung der Sachverftändigen fehlzuftellen und 
die Anſaͤte herabzufeßen, wenn fie übermäßig erfcheinen. 

Die Liquidationen der Feldmeſſer über geometrifche Arbeiten find vor ber Feſt⸗ 
feßung vof der Bezirks-Reg zu revibiren. 
Artikel 8. 

Wenn’ die Termine vor dem Kommiflar an einem Orte flattfinden, welcher 
über eine Biertelmeile von bem Sie des Gerichts entfernt if, fo erhalten ber 
Kommiſſar und der Gerichtsfchreiber Diäten und Reiſekoſten nah den Beſtimmun⸗ 
gen des Regul. v. 28. Juni 1825 und des Erl. v. 10, Juni 1848. 

Wenn für Termine Diäten und Reifekoften bezogen werben, fo erhält ber 
Gerichtsfchreiber für die in bemfelben aufgenommenen Protokolle Feine Cinſchrei⸗ 
bungs: Gebühr. 

" Artikel 9. 


Der Kommifjar kann vor Anberaumung des Termins zur Feſtſtellung ber 
Rechte der Partheien ($. 32.) einen angemeflenen Borfhuß zur Dedung ber Dis 
ten und. Reifefoften des Kommiſſars und bes Gerihisfchreibers, der Entfegäbiguns 
gen der Sachverftändigen und Feldmeſſer und der Gerichtsfchreibergebühren, foweit 
fle zur Betreibung des Verfahrens erforberlich erfcheinen, arbitriren und bie Hin⸗ 
terlegung des Borfchuffes durch den betreibenden Theil in einer von bem Sekreta⸗ 
tiate dem Anwalte beffelben mitzutheilenden Verfügung verordnen. 

Der Kommiſſar fann bis dahin, daß der Verfügung nachgelommen ift, mit 
der Termin: Befimmung anftehen. Gr kann auch im Laufe des Berfahrene bie 
Hinterlegung eines Vorſchuſſes, oder, wenn berfelbe erfchöpft ift, die Erneuerung 
en verorbnen, und bis dahin, dag ſolche gefchehen, das Verfahren abs 

echen. | 
Die Hinterlegung des Vorſchuſſes geſchieht bei der Reg. Haupifafle, ober, 
wenn folche fih am Sike des Berichtes nicht befindet, bei einer von ber Regierung 
dazu beftimmten Steuerfafie. Die Kaffe hat den Kommiffar von der Hinterlegung 
zu benachrichtigen, und nur auf Anweifungen des Kommiſſars ober bes Bräfiben- 
ten a Landgerichts Zahlungen zu machen und ben Reſt des Borſchuſſes zurud 
u eritatten. 
’ Die Reg. Hauptlaffen beforgen das Geſchäft Eoftenfrei, die Steuer Empfänger 
gegen Bezug von 2 Prozent der eingezahlten Summe. 

Artikel 10. 

Die Diäten und Heifefoften des Kommiffare und des Gerichtsfchreibers wers 
den von dem Praͤſidenten des Landgerichts, die Gerichtsfchreibergebühren, wenn fle 
zu ben Koften ber Betreibung bes Verfahrens gehören und nicht unmittelbar zu 
entnehmen find, ſowie die Entfhäbigung ber Sadverfländigen und Feldmeſſer durch 
den Kommiſſar feſtgeſtellt, und auf den Koſtenvorſchuß angewieſen, oder gegen den 
betreibenden Theil erefutorifch erflärt. 

Artifel 11. 

Nach Beftätigung des Plans ($. 51. 52. 53.) kommen die Beflimmungen bes 
Dekrets v. 16. Febr. 1807 über die Liquidation der Koften und der bemfelben beis 
gefügte Tarif der Tarkoften wie in ordinairen Sachen zur Anwendung. 

Die an die Reg. im Vorverfahren eingezahlten Koften, über welche in gericht⸗ 
lihen Berfahren Feſtſetzung getroffen ift ($. 24.), werben in die Rechnungen ber 
Anwälte als baare Auslagen aufgenommen. . 

Die Liquidation gefchieht durch den Kommiſſar, uub der Gerichtsſchreiber Kies 
fert &refutorien gegen bie Partheien ans. 

Wenn es wegen Grheblichfeit der Betreibungskoſten, ober ber Anzahl der Bes 
tHeiligten, oder aus anderen Gründen fachgemäß erfäheint, fo ift in bem Th 
und Ablöfungsplane bie Dedung ber Betreibungsfoften mit @infhluß der verlegten 
Koften des Vorverfahrens durch Verfauf eines entſprechenden Theiles ber Grunbs 
Rüde vorzufehen, fo daß ber beireibende Theil auf den Ertrag des Verkaufs bie 
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zum Belaufe der Betreibungskoften an erviefen wird. Gegen biefe Beſtimmung bes 
lans kann jebe a Emfprud erheben, und die Abänderung insbefondere da⸗ 
durch bewirken, baß fie felber bie bis bahin verlegten Betreibungstoften bezahlt 
und einen von dem Kommiflar zu arbitrirenden entſprechenden weiteren Koftenvor- 
ſchuß Hinterlegt, wogegen nad Beendigung bes Verfahrens bie Betreibungsloſten 
in die Erekutorien zu ihren Gunſten aufgenommen werben. 
Artikel 12. 

Wenn über Streitigkeiten Einzelnet Entfcheidungen ergehen, fo wird mit ber 
Liquidation der Koften nach den beſtehenden Vorſchriften verfahren. Bür Zeugen: 
verhöre, welche verorbnet werben, bleibt es, wie binfichtlich des Verfahrens, fo au 
Binfihtlih der Entfchädigung der Zeugen, der Gebühren der Anwälte und aller 
fonfigen Gebühren und Koften, mit Ausnahme. des Stempels uub des für den 
Staat beftimmten Antheild an den Gerichtsſchreiberei⸗Gebühren, welcher nit erho⸗ 
ben wirb, bei ben gegenwärtig geltenden Beſtimmungen. 

Artikel 13. 

Die Transfkriptionen, fowie die Ginfhreibungen und Löfchungen von Privile⸗ 
gien unb Hypotheken, weldye auf Grund bes Theilungss ober Ablöfungsplans in 
den Hypothefenbüdhern vorgenommen werben, find fempels und Eoflenfrei. 

Auf Sukfumbenz-Strafen wirb nicht erkannt. 

Urkundlich ıc. 

Gegeben Charlottenburg, d. 21. April 1852. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 

v. Manteuffel. v. d. Heybt. Simons. v. Raume. v. Weftphalen. 

9. Bodelſchwingh. v. Bonin. 

(8. ©. 1852. ©. 118. Nr. 3530.) 


Vierter Theil. 


Die Gefebgebung zum Schuge und zur 
Beförderung der Zanded- Kultur, 





Erſte Abtbeilung, 
Die Gefeßgebung über das Waſſerrecht. 





Erfter Abſchnitt. 
Die Sefepgebung über Entwäfferungen und Vorfluth. 


1 


Sefep v. 15. Nov, 1811 wegen des Wafferftaues bei Müh- 
len, und Berfchaffung von Vorfluth. 


Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. ıc. thun fund und fügen hiermit zu wiflen: Die 
Nachtheile, welche durch das Anflauen des Waflers bei den Mühlen, und das zei⸗ 
tige Berfahren bei Anorbnung der Borfluth für die Landfchaft entfliehen, veranlaſſen 
Uns folgende nähere Beflimmungen darüber zu erlaffen. 

$. Bei den Mühlen, oder andern durch Wehre oder Schleufen veranlaß⸗ 
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ten Störungen, wo ber Waſſerſtand noch nicht durch einen unter polizeilläger Auf⸗ 
ficht gefepten Merkpfahl beſtimmt if, muß jeder Beſitzer berfelben fi die Segung 
eines Merkpfahls auf Antrag und Koften derer, die babei intereffirt find, gefallen 
laſſen. 

F. 2. Dieſe Setzung kann nur durch ſachverſtändige Kommiſſarien ber Pro⸗ 
vinzial⸗Polizeibehoͤrden unter Zuziehung des Gerichts, welchem bie Mühle unters 
worfen ift, vollzogen werben. 

$. 3. An einem Merkpfahle muß fowohl der im Sommer, als der im Wins 
ter zuläffige höchfte Waſſerſtand ganz deutlich kennbar bezeichnet, auch die Höhe 
davon mit dem Fachbaum der Mahl: und Freifchleufe, und mit einem nahe gelege⸗ 
nen unverrüdbaren Gegenftände durch Nivellement verglichen, und au Protofoll vers 
fhrieben werben. Im umgelehrten Falle, wenn ein Müller bie erpfitung Bat, 
zur Erhaltung der Sciffbarfeit eines Gewaͤſſers, das Oberwafler feiner Mühle 
auf einer beftimmten Höhe zu erhalten, fol in Abſicht der Setzung ber Merkpfähle 
für den niebrigften zuläffigen Waflerfland auf eine ähnliche Weife verfahren 
werden. 
S. 4. Sf die Höhe des Waflerftandes durch rechtöfräftige Urtheile ober nad 
dem Ginverfländniffe aller Interefienten auf eine andere Art deutlich beflimmt, fo 
* es dabei fein Bewenden, und müſſen die Kommiſſarien ben Merkpfahl danach 

etzen. 

⸗ $. 5. Sind aber die Intereſſenten darüber uneinig, ob die Höhe bes Waſſer⸗ 
flandes durch gültige Verträge, Verleihungen oder redhtverjährten Befls beftinemt 
fei, fo muß die Sache zur gerichtlichen Brörterung verwirfen, das Verfahren jedoch 
nah Anleitung der A. G. O. Th. I. Tit. 42. 8. 35. 20. vorzüglih befchleunigt 
werben. Findet es fich Hiebei, daß keine Hare Beſtimmungen bes Waſſerſtandes 
vorgelegt werben fönnen, fo feßen die Kommiſſarien denfelben dergeſtalt feſt, bag 
babei das gnegenfeitige Interefie ber Bodenkultur und des Müllers oder fonftigen 
Stauberehtigten möglihft vereinigt werbe, und gegen eine Feſtſetzung auf dieſem 
Grunde finden keine Beſchwerden bei den Gerichten, fondern Rekurs an die obere 
Polizeibehoͤrden ftatt. 

$. 6. Der Provinzial: Polizeibehörbe bleibt jedoch unbenommen, während der 
Dauer der erwähnten gerichtlichen @rörterung interimiftifch einen Waſſerſtand fefts 
fegen ji lafien, welchen der Müller oder ſonſtige Stauberechtigte fo lange Kalten 
muß, Dis ein anderes durch die definitive Entſcheidung feſtgeſetzt iſt. 

$. 7. Bon welddem Tage ab und bis zu welchen Tage Yin, bloß der niebrige 
Sommerwafſerſtand gehalten werben barf, beſtimmen zunächft Verträge und recht⸗ 
liche Erfenntniffe, wenn dieſe vorhanden. find, naͤchſt dieſen die Provinzialgefehe. 
Iſt feine ſolche Beflimmung vorhanden, fo liegt den Kommiflarien ob, von wann 
ab und bis wohin nur der Sommerwaſſerſtand gehalten werden dürfe, nad den 
örtlichen Verhültniffen feſtzuſetzen. Auf jeden Kal muß in dem über die Verbands 
lung aufzunehmenden Protokolle ausdrücklich vermerkt fein, von wann ab und bis 
wohin der Sommerwaſſerſtand gehalten werben fell. 

. 8. Kein Beſitzer von Mühlen oder andern Stauungsanlagen darf ben 
Waſſerſtand über die durch den Merfpfahl feftggfehte Höhe aufſtauen. Sobalb bas 
Waſſer über diefe Höhe wählt, muß er durch Deffnen der Schleufen, Gerinne und 
Grundftöde, Abnehmung der beweglichen Auffäbe auf den Fahbäumen ober Uebers 
fällen, überhaupt Wegräumung aller bloß zeitlichen Hinderniffe den Abflug deſſel⸗ 
ben unentgeldlich Iogleic) und unausgefeßt fo lange beförbern, bis das Waſſer wies 
ber auf die, Durch den Merkpfahl befimmte Höhe herabgefallen iſt. 

$. 9. Berfäumt er dies, fo ift nit allein die örtliche Polizeibehörbe vers 
pflichtet, auf Antrag der Intereffenten, die vorerwähnte Deffnung, Abnehmung und 
Wegräumung auf Gefahr und Koften des Mühlenbefigers ohne Anftand vorneh⸗ 
men zu laflen, fonbern er bat auch in jebem Falle, außer dem Erſatze alles durch 
bie widerrechtliche Stauung verurſachten Schadens, zwanzig bis funfzig Thaler Bos 
lizeiſtrafe verwirkt. 

$. 10. Wem die Unterhaltung eines Grabens ober Wafferabzuges obliegt, 
ber kann zu befien Ausfrautung oder Ränmung polizeilih angehalten werden, fos 
bald aus ber ne madhläffigung berfelben, oder aus Mangel an ber erforderlichen 
Tiefe, Nachtheil für bie Beflger anderer Grundſtücke oder nutzbarer Anlagen, ober 
auch für die Gefundheit der Anwohner enifichet. Die Beſtimmung, warn und wie 
bie Auskrautung oder Räumung bewirkt werben fol, gehört bloß zur Kognition 
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ber ee enörben, und jeber Unterhaltungspflichtige muß ſich derſelben unbebingt 
unterwerfen, 

$. 11. Die Mühlenbefiber und alle, welche fonft den Abflug eines Gewäflers 
anzubalten berechtigt find, follen verpflichtet fein, den freien Lauf befjelben, nad 
Beftimmung der Provinzials Polizeibehörde, gan ober zum Theil wieder berzuftel- 
Ien, fobald daraus ein offenbar übermwiegender Bortheil für die Bodenkultur ober 
Schifffahrt entſteht, und biefenigen, welche für ihre Kultur oder Schifffahrtsanlagen 
des Waflerabfluffes bebürfen, ihnen eine vollitändige Entſchaͤdigung herzugeben be- 
reit und vermögend find. 

$. 12. iefe Verpflichtung kann ſelbſt bis auf gaͤnzliche MWegräumung von 
Waſſermühlen ausgedehnt werben, fobald nach polizeilihem Grmefien der Zweck 
anders nicht zu erreichen ifl, der Müller aber volfitändig entichäbigt, au der Ges 
gend, Erſatz Für ihr Intereffe bei Erhaltung der Mühle geleiftet werden kann. 

$. 13. Auch da, wo Feine künftliche Hinderniffe des Abfluffes vorhanden find, 
kann jeder Grundbefiger verlangen, daß ihm Abwäfferungsgräben durch fremden 
Beben zu ziehen geitattet werbe, fobalb bie vorerwähnten Bedingungen Statt 

n 


finden. 
$. 14. Selb zu Ablaffung von Teichen und flehenden Seen, fann unter ges 
dachten Bedingungen ($. 11.) die Geſtattung der Vorfluth erfordert werden, und 
wird in fo weit eine Ausnahme von dem entgegenflehenden Geſetz, Allg. Landrecht 
Th. 1. Tit. 8. 8. 117. nachgegeben. 
$. 15. Beſitzer von Grundſtücken, welche ſich bes auf ihren Ländereien fies 
benden Waſſers entledigen wollen, und deshalb nicht gütlich mit den zur Stauung 
Berechtigten oder andern Grunpbefigern einigen koͤnnen, müflen von ihrem Borhas 
ben der Brookagial Bolieibehörbe Anzeige machen, nachweiſen, welchen Bortheil fle 
affees erwarten, und darthun, baß fie. bereite Mittel has 
ben, die wahrfcheinliche Entſchaͤdigung ohne Berzug zu bezahlen. 
8. 16. Auf diefen Antrag wird ſogleich eine Lokalunterfuhung durch ſachkun⸗ 
Dige Kommiflarien verfügt, welche ausmitteln: 
a) wodurch der Zweck des Grunbbefigers am leichteften erreicht werben könne? 
b) ob durch die beabfihtigte Entwäflerung nicht andere Grundbefiger leiden, 
oder ein Nachtheil davon für bie Schifffahrt ober öffentlihen Anlagen zu 
beforgen fei? 
$. 17. Die letztere Unterfuchung muß auch für den Fall Statt finden, wenn 
beide Theile über die Ablaſſung gutlich einverfianden find. 
$. 18. Auf den Grund dieſer Unterfuhung beftimmt die Provinzial⸗Polizei⸗ 
behoͤrde, ob bie Ablaſſung tes Waflers überhaupt Statt finden koͤnne, und unter 
welchen Modafitäten fie. ausgeführt werben müfle. 
$. 19. Wollen die Interefienten ſich dieſer Beſtimmung nicht unterwerfen, fo 
— en feine gerichtliche Klage, fondern nur Berufung auf die höhere Bolis 
eibehörbe ftatt. 
’ $. 20. Jedoch kann über den Umfang ber Rechte, welche jede Parfei zur 
Ausgleihung bringt, durch diefen polizeilichen Sntwäfferungsplan niemals etwas bes 
fimmt werben, fondern es muß, wenn der Waflerfland fireitig ift, derfelbe nach 
88. 1. bis 5. feſtgeſetzt, jede andere flreitige Befugniß aber zur richterlichen Ents 
ſcheidung verwiefen werben. 
21. Wird die Ausführung bes Entwäflerungsplans genehmigt, fo wird 
durch ſchiedsrichterliches Ermeſſen fowohl der Betrag ber Entihädigung ausgemits 
ich, Fr auch die Entwäflerung felb nach dem genehmigten Plane zur Bollziehung 
ebracht. 
s $. 22. Zu dem Ende wählen die Stauungsberechtigten ober die Inhaber ber 
Srundflüde, die Vorfluth gewähren follen, einen Schiedsrichter, der, ober bie ' 
©Orundbefiger, welde auf die Entwäflerung antragen, aud einen, und bie Provin⸗ 
dab Polipelbehörben einen Obmann, 
$. 23. Diefe drei Berfonen werben von ber Provinzial:Polizeibehörbe aug: 
rifirt, auf den Grund der nach abſoluter Stimmenmehrheit von ihnen gefaßten Bes 
ſchlüſſe ſowohl die Entſchädigung zu beſtimmen, als auch die Vollziehung der Ent⸗ 
wäflerung ſelbſt anzuordnen. Zugleich haben fle die künftige Unterhaltung ber neu 


‚mgelegten Abzugsgraben näher zu beftimmen, wobei ber Grundſatz anzumenben if, 


daß ber oder diejenigen, welde in einem beftimmten Verhaͤltniß Bortheil von ber 
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neuen ae haben, auch in eben dem Verhältnig zur Unterhaltung berfelben ver⸗ 
flichtet find. 
’ 9 24. Don ihrer Entſcheidung findet Feine Appellation ſtatt. 

$. 25. In fofern ihnen jedoch klar nachgewieſen werben kann, daß fie ihre 
Befugniß überſchritten haben, ift die Provinzial:Bolizeibehörbe befugt und verpflich- 
tet, ihr Berfahren zu faffiren, den PBartheien ihre Anfprüde auf Schabenserfap an 
fie vorzubehalten, und die Wahl von neuen Schieberichtern zu veranlaflen. 

$. 26. Cine foldye Meberfchreitung der Befugniffe findet jedoch nur flatt, 
wenn die Schieberichter entweder von dem durch bie Regierungen genehmigten Ent: 
wäflerungsplan abweichen, oder für ſolche Rechte, welche noch unter den Partheien 
flreitig find, Entſchädigungen ausſetzen. 

$. 27. Will der Stauungsberechtigte fih nicht dazu verfichen, einen Schieds⸗ 
richter zu wählen, ober verzögert er die Wahl über vier Wochen, nachdem ihm die 
Aufforderung dazu infinuirt worden ift, fo ernennt der Landrat oder fonflige Po⸗ 
KizeisDirigent des Kreifes den Schiebsrichter ſtatt feiner. 

$. 28. Zu Schieberitern können nur unbefcholtene bispofitionsfähige ſach⸗ 
Ffundige Männer gewählt werben. 

.29. Auch nur folde, die ale Zeugen für und wider die Partheien und 
übrigen Schieberichter mit voller Kraft vor Gericht könnten augelafen werben. 

. 30. Wer zum Schieberichter gewählt ift, darf die Wahl nicht ablchnen, 
e6 fei denn, daß er folche Entfchuldigungsgründe für fih anführen könnte, welche 
ihn von der Uebernahme einer mit Abminifiration verbundenen Bormunbfchaft nad 
A. 2 R. Th. 2. Ti. 18. 88. 208., 209., 212., 213. befreien würben. 

$. 31. Findet außer dem Intereſſe der Stauungsberedhtigten, ober ber Inha⸗ 
ber der Srundflüde, die Vorfluth gewähren follen, noch ein befonderes Interefle, 
. B. wegen Fiſcherei, Viehtraͤnke ıc., gegen bie Entwäflerung flatt, fo wählen Dies 
Tenigen, welche ein befonderes Interefie Haben, ebenfalls einen Schteberichter. 
$. 32, Diefer verhandelt mit dem Schiebsrichter der Gegenparthei und dem 
Dbmann befonders über das gebachte Intexeffe, und das Refultat ihrer Berhands 
lungen wird nachmals in ben allgemeinen Rezeß über die ganze Verhandlung aufs 
genommen. 
$. 33. Den Shiebsrihtern fteht nit nur die Vergütung ihrer baaren Aus⸗ 
lagen, ſondern aud ein Diätenfaß zu, welchen die Provinzial s Boligeibehörbe ben 
Umftänden nag feſtſetzt 
Sa aͤmmtliche Koften tragen biejenigen, auf deren Antrag bie Entmäfles 
zung erfolgt. 
Wir befehlen Unfern Landes: Kollegien, Bolizeis und Juſtiz⸗Ofſtzianten, nab 
fämmtlichen getreuen Unterthanen, ſich er diefer Vorſchrift zu achten. 
Begeben zu Berlin, den 15. Nov. 1811. 
Friedrich Wilhelm, 


v. Harbenberg. v. Kircheiſen. v. Schudinann. 
(8. S. 1811. S. 352. Nr. 60.) 
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Ergänzungen und Erläuterungen des Geſetzes v. 15. Nov. 
1811 wegen des Waſſerſtaues bei Mühlen und Berfchaffung 
der Borfluth. 


Zum ©. 1. 


1) R. des K. Min. des J., landwirthſch. Abth. (v Meding) v. 20. 
Juni 1840 an die K. Meg. zu Merfeburg, betr. die Aufbringung der Ko⸗ 
ften für Setzung von Wafler-Merkpfählen im Wege der Provofation. 

Da nad Lage der von der K. Meg. mittelfi Ber. v. 22.9. M. und J. eins 
gereichten Aften des Ianbräthl, Amts zu Halle, der Mühlenbefiger N. daſelbſt bei 
ber Sehung bes Spiegelpfahls am Gimmritzer Wehre zwar zugezogen, aber ber 
Provokation nicht beigetreten ift, fo wird Diefelbe hierdurch angewielen, den ıc. I. 


— 
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mit dem ihm angefonnenen Beitrage zu ben Koflen ber Seßung diefes Spiegels 
pfahls zu verfchonen, und den ganzen Koftenbetrag lediglich von dem Magiſtrat zu 
Halle, als alleinigem Provolanten, einzuziehen. 

Die früher von der RK. Reg. Selbit angenommene Auslegung des $. 1. des 
Ed. v. 15. Nov. 1811, daß die Koften der Setzung eines Merkpfahls vom Bros 
volanten allein einzuziehen, iſt nämlich offenbar die richtigere, wie fhon der Aus⸗ 
deu: „auf Antrag und Koften derer ıc.”, ergiebt, indem diefe unmittelbare 
Zufammenftellung der Entrichtung der Koften mit der Provokation ſchon nad dem 
allgemeinen Sprachgebrauch nicht anders gebeutet werden kann, als daß erſtere von 
letzterer abhängig fein folle. 

Der enigegengefehte Grund, daß nämlich fonft der Provofant eine versio in 
rem für bie übrigen Intereffenten vornehmen würde, greift nicht durch, benn ber 
Umftand, daß ein Anderer bei der Segung eines Merkpfahls und Beſtimmumg ber 
Höhe des Waflerfiandes ebenfalls ein Intereffe hat, beweift noch nit, daß er 
auch gerabe bafielbe Interefle hat, wie der Provokant, vielmehr können beide In⸗ 
tereffenten möglicher Weile ganz entgegengefebt fein, und eine, ben Anträgen bes 
Provofanten völlig entſprechende Normirung des Waflerflandes den übrigen Inters 
effen zum Nachtheil gereihen. Jedenfalls würde es dann nicht nöthig fein, nicht 
bloß die Art des Interefles jedes einzelnen Betheiligten, deren Zahl möglicher Weife 
fehr bedeutend fein kann — fondern auch den Umfang beffelben näher zu erörtern, 
und bie Intereffenten über den auf biefe Weile zu ermittelnden Vertheilungs⸗Maaß⸗ 
Rab zu hören. Dadurch würden aber, wie auch ſchon ber Bau = Infpeftor N. in 
feinem Schreiben an ven Landrath N. v. 20. Febr. v. I. bemerflich gemacht, ſehr 
erhebliche Schwierigkeiten und Weiterungen entfichen, und den Lanbespdlizei-Behörs 
den Erörterungen und Entfheidungen über Gegenftände angefonnen werben, die an 
ſich keineswegs zu ihrem Reffort gehören. Daß die ratio legis dafür fpreche, Tann 
daher nicht angenommen werden, vielmehr ſpricht diefe für bie möglichfle Cinfach⸗ 
heit des Berfahrene, und das Ginfachfte iſt, fih an ben Provokanten zu Halten, 
über deften Berfon und Intereffe fein Zweifel obwalten kann. Wiefern diefer eine 
versio in rem für andere Intereffenten nachzuweiſen und darauf einen Anſpruch 
auf theilmeife Erſtattung der Koften zu begründen vermag, ift eine andere Wrage, 
Wr ei wicht zur polizeilichen fonbern lediglich zur Kompetenz der Gerichts, 

ehörben gehört. 

(Min. BI. dv. i. V. 1840. S. 57. Nr. 101.) 


2) N. des 8. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 
25. April 1840 an die K. Meg. zu N., betr. die Aufbringung der Koften 
der Rekurs⸗Inſtanz In Wafferftandd-Regulirungs- Angelegenheiten. 

Der K. Reg. wird auf Ihren Ber. v. 30. März d. I. eröffnet, daß das Min. 
die Anficht Derfelben über die Verpflichtung der N. N. zur alleinigen Tragung der, 
in der Waflerftands.-Regulirungsfache des Stadtbaches zu N. in der Rekurs⸗Inſtanz 
erwachſenen Koften nicht gerechtfertigt erachten Tann, vielmehr die Beſchwerde ber 
genannten Interefienten als begründet annehmen muß. 

Das die Povokanten verpflichtet find, tie Koften allein zu tragen, welche durch 
Setzung eines Merkpfahls und die, derſelben vorangehenden techniſchen Grmittelun- 
gen entitehen, ift allerdings richtig, die besfallfigen Beftimmungen können indeß auf . 
le Koften, welche dadurch entfiehen, daß ber eine ober der andere Intereflent 
fi Hei den Feſtſetzungen der Kommiſſarien und ber LandeepolizeisBehörbe nicht bes 
ruhigen will, nicht in Anwendung gebracht werden. Sobald nämlih ein folder 
Fall eingetreten, nehmen die weitern Berhanblungen ben Charakter eines prozeſſua⸗ 
chen Verfahrens an, und es müffen baher fowohl hinfichtlich der Koften, als hin⸗ 
Achtlich anderer Punkte, über die Feine fpezielle Borfchriften exiſtiren, bie Vorſchrif⸗ 
ten der A. @. O. maaßgebend fein. 

Ein folder Fall iſt nun Erg vorhanden, da ber Stabtrichter N. ſich Bei den 
Feſtſetzungen der K. Reg. nicht beruhigt, fondern zum Zwed einer Abänderung 
berfelben den Rekurs dagegen eingelegt hat. 

Zu einer Entſcheidung in der Rekurs⸗Inftanz, welche ſich zugleih auf ben 
Koftenpuntt mit erſtreckt haben würbe, ift es indeß nicht gefommen, ſondern es hat 
eine gütfidhe Vereinigung Statt gefunden, mithin ift ber 8. 21. der A. G. O. Th. J. 
it. 23. änwenbbar, wonach, wem eine Sache durch Vergleich abgethan, babei aber 
wegen der Koften nichts Ausdrückliches fefigefeht worden iR, eine Kompenfation | 
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derfelben eintreten fol. Nach diefer gefehlihen Borfchrift waren im vorliegenden 
Falle die Gebühren des Bau⸗Inſpektors N. und bes Konduktenrs N., ſoweit foldhe 
durch die dieſſeiis angeerbneten, techniſchen Grmittelungen veranlaßt worben, jedoch 
ausſchließlich derjenigen Gebühren bes letziern, welche bie jeßigen Beſchwerdeführer 
in dem Veigleich v. 14. Ian. v. I. ausdrücklich übernommen haben, von jedem 
Theile zur Hälfte einzufordern, da dieſe techniſchen Grmittelungen von keiner Seite 
beantragt, vielmehr ex offlicio angeorbnet worden, mithin fein Theil ald Crtrahent 
zu. betrachten ift. oo: 

Nah diefen Grundſätzen bat bie K. Meg. die Beſchwerde zu erledigen, und 
die Befchwerbeführer zu befcheiden. 
: Dem Landrath aber if bemerflih zu machen, daß er mit Unrecht bei Aufs 
"nahme des Vergleichs v. 14. Ian. pr. die Gebühren der zugezogenen Sachverſtaäͤn⸗ 
bigen ganz mdera eſ hugt gelaſſen hat, was um fo weniger entſchuldigt werben 
Kann, als im Vergleich Beſtimmungen wegen anderer Koſten getroffen worben ſind. 

(Min. Bl. d. i. B. 1840. ©, 182. Nr. 304.) 


3) N. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meting) v. 
29. Sunt 1840 an ven Magiftrat zu Klein » Strehlig und abfchriftlih an 
die K. Reg. zu Oppeln, betr. die Koften für Segung von Wafler - Merk» 

aͤhlen. 
a big. Magiſtrat zu KleinsGirehlig wird auf Seine Eingabe v. 8. Juni d. J. 
eröffnet, dag, ba nad) bem von dem Magiſtrat Selb angezogenen $. 1. bes @, 
v. 15. Nov. 1811 die Befißer von Stauanlagen verpflichtet find, 
füh die Gepung eines Merkpfahls auf Antrag und Koften derer, bie 
babei intereſſirt find, gefallen zu laflen, - 

der Hare Inhalt biefer Befegesitelle es nicht geftattet, dem Beſitzer ber am Zülger 
Bach belegenen Waſſermühle bei Dratfch die Koften, welche durch die vom Magi⸗ 
ſtrat beantragte Setzung eines Merkpfahls entſtanden find, zur Laf zu legen. 

Ehen fo wenig laßt ſich der Antrag, die entſtandenen Koften auf die dabei 
intereffirten Mühlenbefiger ıc. zu repartiren, rechtfertigen. Daß ein Jeder, der bei 
der Setzung eines Merkpfahls Interefie hat, zu den damit verfnüpften Koften beis 
uteagen habe, tft nirgends vorgefchrieben, vielmehr verbindet die allegirte Geſetzes⸗ 
heile die Verpflichtung zur Koftenentrihtung mit dem Antrage auf Setzung bes 
Merlpfahls dergeflalt, dag wenigftens die Landespolizei⸗Behoͤrde fi wegen ber Ko⸗ 
ſten allein nur an den Pronofanten halten kann. Die Beſchwerde des Magijirate 
muß ſonach al8 unbegründet guehigewiefen werben. 

(Min. BL. d. ti. ®. 1840. ©. 260. Nr. 456.) 


4) R. des K. Min. des I, Abth. IL. (v. Manteuffel) v. 3. Okt. 1845 


an bie K. Meg. zu N. (Prov. Schleften), betr, die Koflen der Segung von 
Merkpfählen. 


Auf den Der. v. 15. Aug. d. J., beir. die Beſchwerde der N. N. wegen Sep 
zune eines Merkpfahle bei dem Hüttenwerke zu N. wird der K. Reg. eröffnet, def 
as Min. die Beſchwerde für begrümbet erachten muß. 

‚_ Die Mühlenordnung für Schlefien v. 8. Aug. 1777 unterfcheibet zwiſchen bem 
Sicherpfahl und dem Merkpfahl. Der erflere dient dazu, die Rage des Bachbaums 
und des ganzen Mühlenwerkes unverrüdbar zu bezeichnen und ficherer feſtzuſtellen 
als er durch einen freiſtehenden Pfahl gefähehen fann. Er wird zu dem Enbe tief 
eingegraben, fehr jorgfältig umſchloſſen und wit Erde bedeckt. ($. 3.) Der Merk⸗ 
pfahl begeichnet dagegen bie zuläffige Wafferauhähe über dem Fachbaum. Gr 
muß freiſtehen und fihtber fein, damit Jeder fofort erfenuen Tann, ob het Trieb 
wertöbefiger feine Staubefugniß überfchreitet. ($. 5.).. Das Beorfluthögef. v. 15. 
Nov. 1811 Handelt nur von Mertpfählen, indem ber Geſetzgeber angenommen 
u haben fcheint, daß dieſe zur Gicherung der Intereffen genügen. Daß aber in 

etreff ber Merkpfähle die Vorſchrifien des neueren Borfuthgefehes dem Mühlen: 
ebift für Schlefien berogiren, hat das unterz. Min, ſtets angenommen, und »iefe 
ans ber Gefetze findet ihre Beflätigung in ben Berathungen über das Gchles 
fie A (dh . - 
ef. Wengels Provinzialccht des Herzogigums Schleſien und ber Graffhaft 

Say ©. 218-220 und revibister Entwurf dieſes Proviuzialrechts SE. 
167. neh Droliven ©. 129, «7 Mei Provietitrehes SB. ERE, 
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Demnach konnen im vorliegenven Falle bie Koflen der vom Händler N. bean⸗ 
tragten Merkpfahlfebung nur von dem Provofanten gefordert werben. 
20. Ian. und 29. Juni 1840, (Min. BI. d. i. BD. 1840, ©. 57 
un . J 
Die Vorſchriften der Schleſiſchen Mühlenordnung wegen der Sicherpfaähle find 
dagegen als gültig zu betrachten, ba das Borfluthsgefeb über die Sicherpfühle keine 
neuen Beitimmungen enthält. ' 
Sollte daher die K. Meg. es für erforderlich Halten, bei einem Triebwerke auf 


die Errichtung eines Sicherpfahls zu bringen, fo würden deſſen Kofen von bem 


Triebwerksbefiger getragen werben müflen. 
(Min. BL d. i. V. 1845. ©. 356. Nr. 407.) 


Zum g. 2. 


1) C. R. ver K. Din. des I. für Gem. Ang. (v. Brenn) und ber J. 
(Muͤhler) v. 12. Mai 1834 an ſuͤmmiliche K. Meg. und DO. 2. Gerichte, 
betr. die Stellung der gerichtlichen und adminiftrativen Kommiffarien zu 
einander bei Segung von Merkpfählen zur Feſtſtellung des Waflerflanves, 


Die Ausführung der im ©. v. 15. Nov. 1811 wegen des Waflerflandes bei - 

Mühlen $. 2. ertheilten Vorſchrift: 
daß die von einem oder dem anbern Intereflenten zur Feſtſtellung des Waſ⸗ 
fertandes der Mühlen u. f. wm. nachgeſuchte Setzung eines Merkpfahls durch 
fahveritändige Kommiffarien der Provinzial: Polizeibehörben, unter Zuzie⸗ 
— br Gerichts, welchem die Mühle unterworfen it, vollzogen wers 
en foll, 

bat Hin und wieber zu irrigen Deutungen Anlaß gegeben. 

Es ift nämlich angenommen worden, daß bie Zuziehung bes Gerichts bloß ber 
Beglaubigung wegen erforderlich fei, und der gerichtliche Kommiffarius alfo blog 
bedjenige wahrzunehmen habe, was den Gerichten in Beziehung auf diefen Zweck 
obliege. 

Bine fo beſchränkte Deutung jener Vorſchriſt iſt aber weder in den Worten 
derfelben begründet, noch entipricht fie den allgemeinen Grundfäben von der Kons 
Eurtenz der Beamten nerfchienener Mefforts zu einem und bemfelben Geichäft, noch 
der Abfiht des G. wegen einer ſolchen Regulirung. BE 

Die letztere ift Eeine andere, ald dag ber von dem Stauberechtigten zu haltende 
Waſſerſtand durch diefe Handlung außer Zweifel gefeßt werbe, fei es, daß Dies auf 
Grund bes Einverfländnifles der Interefienten, rechtskräftiger Entſcheidungen u. f. w., 
oder auf Grund der nah 88. 5. und 6. bes Ed. v. 15. Nov. 1811 den Landes⸗ 
BPolizeibehörben zufändigen Befugniffe für immer oder proviſoriſch geſchehe. 

Es kommt dabei eben jo. fehr auf Wahrnehmung der Rechtspunlte, als ber 
abminiftrativen Ruͤckſichten an, auf erftere insbefondere Behufs Grmittelung berjenis 
gen Interefienten, mit welchen über den Segenitand zu verhanbeln ift, dergeſtalt, 
daß unter denfelben barüber mit Beſtande abgeichloffen, oder ein wirkſames Aners 
kenntniß abgegeben werden kann, rüdfichtli der wohlerworbenen Rechte eines ober 
des andern Theils, und ob darnach die Höhe des Waflerftandes bereits feR unb 
beutlich beflimmt iſt, und wenn bies nicht der Fall if, ob bie beshalb unter ben 
Intereſſenten obwaltenden Streitigkeiten von dee Art find, daß fie in ben orbents 
lichen Weg Rechtens verwiefen werden müſſen, ober ob nad Lage der Sache bie 
Ianbespolizeiliche Feſtſetzung des Waflerflanbes eintritt? nicht minder in dem Falle, 
wenn es ds von einer proviforifchen Feſtſetzung handelt, wegen ber hierbei auf bie 
vorgeblichen mehr oder minder beſcheinigten Rechtsanſprüche eines ober des andern 
Theils zu nehmenden Rüdfichten. | ® 

Endlich kommt es auch darauf an, daß bie Nefultate nnd bie Wirkung bes 
Megulativs in Beziehung auf alle Intereffenten und alle dabei zu beobadhtenden 
Faͤlle Mar und beſtimmt ausgedrückt und niedergeſchricben werben. DE 

Hieraus ergiebt fih von felbft, von welcher Erheblichkeit die volle Theilnahme 
bes gerichtlichen Kommiflarius an dem Wefentlihen des Geſchaͤfts, und die Aufs 
rechthaltung des allgemeinen Brunbfages von der Konkurrenz der Kommiſſarien 
verfhiedener Behörden, für tie zwedimäßige Ausführung deſſelben iſt. 

Beide, die von der Weg. und von dem Gerichte srnannien Kommiſſarien haben 
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ſich alfo als Konfommiffarien zu betrachten, unb bie Angelegenheit im gegenfeitigen 
Einverſtaändniſſe zu "behandeln. Bu 
Die K. Reg. (das 8. O. 2% Gerrit) Hat hiernach die von Ihr abhängigen 
Behörden weiter zu inflruiren. 
(A. xvii. 543. — 2. 163., u. 8. Jahrb. Br. 43. ©. 483.) 


2) R. des K. Min. des I. u. d. P. (v. Rochow) v. 14. Mat 1839 
an die K. Reg. zu Poſen, denfelben Gegenſtand betr. 


Ich bin, wie ih der K. Reg. auf den Ber. v. 21. Febr. d. I. eröffne, wit 
Ihr darüber einverfanden, daß die Regierungen, welchen nad $. 6. des Borfluthe⸗ 
&. v. 15. Nov. 1811 allein die Entſcheidung zufteht, ob interimiftifh ein Waſſer⸗ 
fland feſtzuſetzen, unbedenklich befugt find, bie von ihnen nad $. 2. 1. c. wit ber 
Seßung von Merkofählen zu beauftragenden Kommiſſarien bergeflalt zu beſchränken, 
dag die Anordnungen derfelben erſt durch Beftätigung der Regierungen nad ar 
ter Prüfung verbinblidhe Kraft erhalten, und finde 26 fogar angemeflen, daß 
dies, fofern nicht ganz befondere Grimde entgegenflehen, immer thım, umb die eigents 
liche Feſtſegung felbfi bewirken, da die Megierungs = Kollegien Mitgliever enthalten, 
welche für die dabei zu berüdfichtigenden Umflände als volllommen ausgebildete 
Techniker anzufehen find. 

Ebenfo bin ich damit einverflanden, daß die ganze Yrage über den Umfang 
der Wirkſamkeit der Kommiſſarien ben nach $. 2. zuguziehenden Abgeorbneten des 
Gerichts nichts angeht, da felbiger an der Feſtſezung ober dem Gutachten der Koms 
miffarien gar feinen Theil zu nehmen bat. Diefes, dem Wirfungsfreife bes Ge⸗ 
richtsabgeorbneten ganz fremde Geſchaͤft muß er vielmehr lediglich ben ſachverſtaͤn⸗ 
digen Rommiffarien der ProvinzialsPolizeibehörde überlaflen, und fi auf die Sorge 
dafür befchränfen, bag die etwa vorhandenen, den Waſſerſtand beftiumenben Ur: 
tHeile, Derträge sc. berüdfichtigt, die zur gerichtlichen Erörterung gerigneten Strei⸗ 
tigfeiten wirklich dahin verwiefen, aud) bei der wirklichen Setzung von Merkpfählen 
bie geſetzlichen Borfchriften befolgt, und über dergleichen Akte vollftändige, materiell 
und formell genügende Verhandlungen aufgenommen werben. 

Ih Habe daber in biefem Sinne den Juſtizmin. erfucht, wegen ber in ber Ju⸗ 
ſtizkom. XN.ſchen Mühlenſache zur Sprache gekommenen Meinungsverfchiebenheit 
das R. ber » Banbeager. zu Bolm, mit Bezug auf defien Auslaffung in feinem 
Schreiben an die K. Reg. v. 17. Ian. d. J. zu rektiſiziren, und zur Mektiffation 
feiner Unterbehörben anzuweifen. , 

Was der Juftizmin. Hierauf an das dortige Obersandesger. unter dem 5. v. 
et bat, gebe ih der K. Meg. aus ber abſchriftlichen Anlage (a.) zu 
erfeben. 


Anl a. 
Dem 8. Ober:Landesger. wird bei abfchriftlicher Mittheilung eines Schreibens 
bes Min. bes I. v. 22. v. M., in Beziehung auf die danach zwiſchen bem Kolle⸗ 
gium und ber dortigen Reg. obwaltende Meinungeverſchiedenheit, , 
über den Umfang der Befugniffe der mit Segung von Merkpfählen und 
Regulicung des Waflerftandes nach $. 2. des Ed. v. 15. Nov. 1811 beauf⸗ 
tragten Kommiſſarien, 

Folgendes eroͤffnet. 

Die Frage über die Selbſtſtändigkeit der zu jenem Geſchäft beflellten Meg. 
Kommiflarien gehört lediglich zum Reſſort ber adminiftrativen Behörben; es kann 
baher ber bei der Ausführung nad) dem Geſetz zuguziehende Richter, welcher nur die 
Verhandlungen zu leiten, die Legitimation der SIntereffenten gu prüfen und die Ur⸗ 
kunde aufzunehmen hat, aber an dem Gutachten felbft nicht Theil nimmt, aus dem, 
bem Auftrage der Sacverkänbigen als Beſchraͤnkung beigefügten Vorbehalt ber 
Benehmigung der Reg. feinerfeits keine rechtliche Beranlaffung herleiten, feine Mits 
wirfung zu verweigern. 

Hiernach iſt baher in vorkommenden Ballen überhaupt in verfahren, unb mas 
mentlih in ber Juſtizkom. NA. ſchen Mühlenfache ber gerichtliche Kommiſſarins zus 
recht & weifen. " 
zehn, ben 5. April 1839. 


ba6 R. Ober⸗Landesgericht zu Bofen. Der Iuſtizminiter. Nuhlæ. 
(A. XXUU 468 - 2, 1883) 
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Zu 8g8. 4. u. 5. 


1) R. des K. Min. des J., landwirthſchaftl. Abth. (v. Meding) v. 
24. Febt. 1840 an ten Magiſtrat zu N. betr. das polizeiliche und gericht⸗ 
liche Reſſort in Streitigkeiten über Vorfluths⸗Angelegenheiten. 


Dem m zu N. wirb auf bie @ingabe v. 13. d. M. zu erkennen gegeben, 
daß Seinem Antrage, wegen Wegfchaffung der von dem N. N. im bortigen Stabts 
fließe angelegten Staufpleufe, nicht Statt gegeben werben kann, ber Mag. vielmehr 
lediglich auf die, dem Sachverhältniß und den zur Anwendung kommenden geſet⸗ 
lichen Borfchriften vollkommen entfprechenden Beiheide des Landraihs und der K. 
Reg. verwiefen werden muß. 

Die darin angeführten Gründe find auf Feine Weiſe widerlegt, und es if ein 
großer Irrthum, wenn die dortigen Stabtverorbneten vermeinen, daß nach dem Gb, 
». 15. Nov. 1811 alle Streitigkeiten in Borfluths- Angelegenheiten, mit gänzlicher 
Ansfhliegung dee Rechtsweges, lediglich vor bie Bolizeibehörden gehören, während 
das Evikt felbft die etwanigen Streitigkeiten mehrfach ausprüdlih zur gerichtlichen 
Entſcheidung verweiſt — z. B. in den 88. A. und 20. — und den Rechtsweg, fo 
weit ſolcher früher überhaupt zuläffig gewefen, nur in den daſelbſt ausdrücklich 
Jeroorgehobenen Bälfen — von denen hier feiner vorhanden iſt — ausſchließt. 
Auch Kiegt, wie die K. Reg. ganz richtig bemerkt, ſchon deswegen Feine genügenbe 
Beranlaffung zu einem vorläufigen Ginfchreiten der Polizeibehoͤrde und zu dem ins 
terimiſtiſchen Maafregeln vor, weil feine Gefahr im Berzuge if, da bie Stauanlage 
des 2c. N. N. anfcheinend für Niemand einen, irgend in Betracht zu ziehenben 
Nachtheil herbeiführt. Es kann daher dem Mag. nur überlaffen werben, Sein 
vermeintliche Widerforuchsrecht im Rechtswege geltend zu machen, fofern Derfelbe 
ſolches begründen zu koönnen vermeint. 

(Min. BL d. i. 3. 1840. S. 181. Nr. 303.) 


2) R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 11. März 
1850 an die K. Meg. zu N., betr. die Regulirung von Streitigkeiten über 
Waſſerſtauwerke. 


Die K. Reg. erhält auf ben Ber. v. 25. v. M., den heutigen Beſcheid an 
den Müplenbefiger N. in N. zur Senntnißgnahme, Beförderung und Achtung. 

Dabei wird der K. Meg. bemerklih gemacht, dag der Plenarbeihluß des Ober⸗ 
Trib. v. 8. Ian. 1849 (Juſtizmin. BL S. 211) nit als Richtſchnur für die Bers 
waltung zu nehmen if. — Der PBlenarbefhluß widerſpricht der bisherigen Praxis; 
er würde bie angemeflene Regulirung ber Streitigkeiten über Staumerfe, bei denen 
felten klare Rechtetitel vorgelegt werben Tonnen, hindern und würde zu großen 
Schwierigkeiten führen in den zahlreichen Fällen, wo bei Segung eines Marfpfahls 
gleichzini Landbeſitzer und oberhalb liegende Mühlenbefitzer betheilig find. 

ah 8. 1. des Vorfluthegeſ. kann jeder, welcher duch den Rückſtau eines 

Stauwerkes leidet, auf Setzung des Merkpfahls antragen, alfo auch der oberhalß 
Belegene Müller. Die Landespolizei⸗Behoͤrde allein iſt nah $. 2. des Borfluthes 
gef. berechtigt, dergleichen Merkpfahlfegungen durch fachverfländige Kommiſſarien 
unter Zuziehung des Gerichts vollziehen zu laſſen, und es Läßt fich nicht anneh⸗ 
men, daß biefe Befugniß befchränft ſei auf bie Bälle, wo ber Merkpfahl lediglich 
im Intereſſe der Bodenkultur geſetzt werden foll. 
‚Daß das Vorfiuthögef. v. 19. Nov. 1811 nicht fo beſchraͤnkend auszulegen 
iR, laͤßt ſich insbeſondere aus ber Faſſung der Geſchaͤftsanweiſung für die Behörs 
ben der Rheinprovinz v. 20. Juli 1818 $. 2. Nr. 3. und 4. folgern. 

Das Min. wirb daher die bisherige Praris der Verwaltungs: Behörden in dies 
fer Beziehung aufrecht. erhalten, fo lange nicht durch ben Kompetenzgerichtshof et; 
was anderes ſeſtgeſtellt werben follte. 

(Min. Bl. d. i. V. 1850. ©. 69. Nr. 83.) 






‚ 


| Sum ©. 5. 
R. des 8. Min. des J. für Bew. Ang. (v. BVienn) v. 19. Mär 


Od 
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kann die Poltzeibehörbe um fo weniger für Fompetent erachtet werben, ale auch 
dann, wenn es auf Regulirung des Waflerflandes und Gewährung der Bo 
ankommt, die Entfcheidung darüber, ob und welche Rechte ein Betheiligter in Des 
alehung hierauf ſchon früher gehabt Hat, her richterlichen Rognition vorbehalten 
R, fo wie denn auch Ge. Mai. der König Sich in der Ew. Exc. unterm 9. Mai 
1833 abſchriftlich mitgetheilten Allerh. 8. D. v. 25. Aug. 1832 nur damit, daß 
wenn die Räumungspflicht ftreitig if, die Polizeibehoͤrde ein Interimiftiftum regus 
lire, biefelbe aber keineswegs zu einer desfallfigen beflnitiven Entſcheidung für 
kompetent erachtet hat. 
Berlin, den 19. März 1840, 
- v. Nochow. 


An 
den K. Geh. Staats⸗ und Juſtizmin. 
Herrn Mühler, Gre. 
(Min. BI. d. i. V. 1840. S. 116. Rr. 195., Juſt. Min. BI. 1840. ©. 128.) 


Zum 6. 10. 


1) R. des K. Min. des I. (Köhler) v. 12. Nov. 1829 an die R. 
Reg. zu N. N., betr. die Verpflichtung zu Räumung und Auskrautung von 
Graͤben und Gewaͤſſern. 


Die K. Reg. erhält hieneben eine Cingabe der Gemeinde N. vom 1. d. deren 
Beichwerbe wegen ber ihr aufgegebenen Räumung ber N. N. betr., mit dem Er⸗ 
öffnen, daß biefe Beſchwerde begründet zu fein fcheint. Denn zuvörderſt kann vie 
Polizei nach $. 10. des ©. v. 15. Nov. 1811 nur denjenigen die Auskrautung 
befehlen, welchen die Verbindlichkeit dazu unftreitig obliegt. Wenn darüber aber 
Zweifel obwalten, fo muß zuvörderſt darüber rechtlich erfannt werden, und eine 
interimiftifche Verf. der Polizei würde fich erft dann rechtfertigen laffen, wenn ein 
erhebliches gemeinfames Interefie durch den Aufſchub gefährbet erfchiene. 

Berner redet $. 100. des A. L. R. Th. I. Tit. 8. allerdings nur von Kands 
len und Gräben. Rüdfichtlich der natürlichen Gewäſſer muß der $. 106. und 
107. seq., desgl. $. 30. seq. des 22. Tit. fegeftellte Grundſatz, 

a die Koften der Räumung von denen aufzubringen, welche davon Ruben 
aben, 
porwalten, und, wenn Streit obwaltet, wer Nußen davon hat, barüber im Wege 
des Prozeſſes erfannt werben. 
Falls daher nicht ein befonveres Rechtsverhäftnig, etwa die fpezielle Anorbs 


‚nung eines gefellfchaftlichen Vertrages sc. vorliegt, wird biefe Angelegenheit ledig⸗ 


lid zum Wege Rechtens verwiefen werben müflen. 
(NR. XI. 872. — 4. 63.) 


2) R. des K. Min. des 3. (Köhler) v. 29. Der. 1829 an die 8. 
eg. zu N., denfelben Gegenfland betr. | 

Da nad demjenigen, was bie K. Reg. im Ber. v. 10. d. M. Hinfichts der 
Beſchwerde der Gemeinde N. N. über die ihr angefonnene Räumung der N. N. 
ausgeführt bat, das Faktum fich nicht anders verhält, ale in dem R. v. 12.9. M. 
vorausgefeht worden, übrigens aber bie rechtlichen Fragen in jenem R. bereits 
entfchieben find; fo wird Ste angewiefen, diejenigen, welbe die Räumung verlans 
gen, invörberft zum Wege Nechtens zu verweifen, und erſt dann, menn bie Bers 

indlichfeit und der Umfang ber Räumung durch ein Zudifat unbezweifelt feſtſteht, 
mit Gewährung der polizeil. Hülfe vorzufthreiten, 

(X. XII. 873. — 4. 64.) 

3) R. der K. Min. d. F. (v. Bodelſchwingh) u. des I. (Br. v. Ar⸗ 
aim) v. 29. Nov. 1842 an die K. Meg. zu Botddam, beir. die Aufbrin« 
gung der Koflen für Räumungen von Sräben und Waflerläufen. 

Wir innen uns — wie wir der 8. Meg. auf den Ber, v. 11. Sept. b. 3 
hierdurch erdfinen — damit, daß Ihre Abth. des Innern die Anträge der Domai⸗ 
nensBerwaltung auf Bewirtung der Räumung der Havel (von den Oranienburger - 
Mühlen bis zur Pinnover Schleufe) aus dem Waſſerban⸗Verwaltungefonde abges 
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lehnt bat, nur einverfanden erklären, da der landesherrliche Fiskus zur Inſtand⸗ 
haltung der öffentlichen Gewäfler nur in foweit verpflichtet if, als das Jutereſſe 
der Schifahet es erheifcht, diefe aber, feit Anlegung des Oranienburger Kanals, 
auf der gedachten Havelftrede fat ganz aufgehört bat. Ebenſo fünnen wir es nur 
billigen, daß die Abth. des I. der K. Reg., nachdem die Räumung abfeiten der 
Domainen s Berwaltung bereits bewirkt worden, die Regulirung eines Iutermiflis 
fums, wegen Erſtattung der baranf verwandten Koften, abgelehnt bat.” Denn 
durch die Räumung ift das der Vorfluth nachtheilige Hinderniß befeitigt, und ber 
einzige Zweck des polizeilichen Sinfchreitens erreicht; die Entfcheidang der Brage aber: 
ob und von wem und event. in welchem Berbältnig die DomainensBers 
waltung die Erſtattung der aufgewanbten Koften fordern Tann? 
gehört ebenfo, wie die Entſcheidung darüber: 
ob und wer zur Räumung verpflichtet? 
lebiglich zur Kompetenz der Berichtsbehürben. 

Uebrigens müflen wir die fchon in dem R. v. 12. Juli d. 3. ausgefprochene 
Bemerkung wiederholen, daß, da es fich bier nicht von der Anlage eines neuen 
ur Abführung fiehenden Waſſers von einem Grundſtück erforberlichen Abzugs, 
—*& von der Aufräumung eines Öffentlichen Fluſſes, mithin eines längſt vor⸗ 
bandenen Waflerabzugs und zwar zunächſt im Intereſſe der Oranienburger Müh⸗ 


“en handelt, nicht die Borfchriften der 88. 15. ff. des C. v. 15. Nov. 1811, fons 


dern lediglich die des $. 10. und fo weit, wie hier die RäumungssVerbindlichfeit 
flreitig if, und es auf die Regulirung eines Interimiftifums anfommt, die des $. 
6. anwendbar find. In dem, ber K. Reg. abfchriftlich mitgetheilten MR. des 
Gtaatsmin. v. Schudmann an bie Reg. zu Minden v. 25. Febr. 1832 find 


poor Anfichten in diefer Beziehung ausgefprochen, welche mit denen der K. Meg. 


bereinzußimmen fcheinen; indeß find biefe Anfichten fpäter nicht in ihrem gans 
zen Umfange anerkannt, und auch ich, ver mitunterz. Min. des J., kann mid, das 
mit nicht einverflanden erflären. Wenn gleich befonvere Umflände es rechtfertigen 
Fönnen, auch in ſolchen Fällen auf die Borfchriften der $$. 15. ff. des Ed. v. 19. 
Nov. 1811 zu zefurricen, in denen die von einem Grunbflüdsbefiger verlangte 
Borfluth fchon durch Räumung vorhandener Waflerabzüge gewährt werben Fann, 
fo find ſolche doch im vorliegenden all nicht vorhanden, ba ber Fiskus nicht die 
Sutwäflerung von Grundſtücken, fondern nur den befiern Betrieb von Mühlen 


bezweckt. 


Ganz unrichtig aber finde ich bie ans dem R. v. 25. Febr. 1832 hervorge⸗ 
hende Meinung, daß bei dem auf eine Provofation, wegen Bewährung von Vor⸗ 
finth einzuleitenden polizeilichen Verfahren auch die Borfchriften der 88. 106. 
fie und 113. f. des A. 2. 9. Th. I. Tit. 8., 

wonach alle diejenigen Grundbefitzer, welche von ber Entwäflerungs:-Anlage 

Vortheil haben, zu ben Koſten herangezogen werben follen, 
maaßgenen feien. 

ie 88. 15. ff. des Ed. v. 15. Nov. 1811 enthalten nämlich nach der bisher, 
auch bei den Berathungen über anderweite gefepliche Befimmungen, wegen Der 
untzung des Waſſers der nicht Öffentlichen Flüſſe, als ungweifelhaft angenommenen 
Auslegung nichts, woraus gefolgert werden koͤnnte, 

daß irgend Jemand, außer dem Provofanten, wider feinen Willen gezwun⸗ 

gen werben Könnte, einen Beitrag zu den Koften einer, auf ben Antrag 

des Provofanten, behufs der Bntwäflerung feiner Grundſtücke genehmigten 

Anlage zu leiften; 
vielmehr geht aus der Faſſung des $. 15. hervor, daß den Provofanten nicht nur 
die fämmtlichen Anlagekoften, fonbern auch tie etwanigen Entfchäbigungen zur 
Lat fallen, und gar nicht eher auf ihre Anträge eingegangen werben faun, als 
bis fie ihre Bereitwilligfeit und Faͤhigkeit hierzu dargetban haben. Den Schiebss 
richtern liegt nach $. 21. außer der Ausführung ber Entwäflerung felbft, zwar die 
Feſtſehung der Entichädigungen ob, und biefe werben allerdings —* derje⸗ 
nigen provokatiſchen Intereſſenten wegfallen müſſen, die ſelbſt uͤberwiegende Vor⸗ 
theile von ber neuen Entwaͤſſernungs⸗Anlage haben; nirgends aber iſt davon bie 
Rede, dag eine Repartition ber Anlagefoften ftattfinden, und durch bie Schiebes 
richter bewirft werben folle. — Nur wegen ber Fünftigen Unterhaltung neu 


‚angelegter Abzugsgräben if im $. 23. a. a, O. vorgefchrieben, daß folche 


yon den Schiebsrichtern nach dem Grundſatz näher beftimmt werben follen, daß 
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der oder diejenigen, welche in einem beſtimmien Verhaͤliniß Voriheil von ber nenen 
Anlage haben, auch in eben dem Berbältniß zur Unterhaltung derfelben verpflich⸗ 
tet werben follen; indeß geflattet diefe fich ohnehin nur auf neue Abzugsgräben 
beziehenve fpezielle Befimmung um fo weniger eine analoge Anwendung auf tie 
q nlagefofen, als zwifchen der erften Anlage und der Unterhaltung in der That 
wefentliche Verfchiedenheiten Rattfinten, und tarin, daß Jemand, der von einer 
Anlage wirklich pofitiven Vortheil zieht, einen Theil des letzteren anf die Unters 
haltung verwenden foll, Feine Härte Tiegt, während darin oft efne große Härte 
flegen würde, wenn Jemand wider feinen Willen bios auf den einfeitigen Antrag 
eines einzelnen, vielleicht nur wenig betbeiligten Intereffenten, zur Theilnahme an 
einer koſtſpieligen Melioration gegwungen werben follte, die an fich ganz zweck⸗ 
mäßig fein mag, aber feine Kräfte und disponiblen Mittel überfleigt. 

Ebenſo wenig ift eine analoge Anwendung jener ſpeziellen Borfchrift auf 
Räumungen natürlicher Waflerläufe zuläffig, und daher die Verweifung auf die 
Borfchriften des A. 2. R. Th. I. Tit. 8. 88. 106. ff. überall nicht paffend. Nach 
diefen Anfichten iſt feltene des Min. bes 3. fchon längft verfahren, und nur des⸗ 
wegen unterlafien, das R. v. 25. Febr. 1532 ausbrüdfich wieder aufzuheben, 
weil ſich bieder ein desfallfiges Bebürfnig nicht ergeben Hat. Sollte übrigens 
etwa von Seiten der Domainens Verwaltung ein anderweiter Antrag auf Regnlis 
rımg eines Intermiſtikums wegen Räumung der in Rede ſtehenden Havelſtrecke 
durch die Adjacenten, ober durch diejenigen, weldye davon Bortheil haben, anges 
bracht werden, fo Bat die K. Meg. daranf nur dann näher einzugeben, wenn bes 
hauptet, und event. nachgewiefen, ober doch befcheinigt werben follte, daß eine 
folhe Berpflichtung durch irgend einen fpegiellen Mechtstitel begründet fel, cher 
ch wenigften® ein, dem Verlangen der Domainen-Berwaltung entfprechender Bes 
fisfand gebildet Habe. Denn eine gefegliche Borausficht, worans eine ſolche Vers 
bindlichkeit der Adjacenten gefolgert werben könnte, ift zur Zeit noch nicht vors 
handen, vielmehr wird, wie der K. Reg. felbft befannt, ein folches Spezialgeſetz 
erft jeut vorbereitet, und dieſes iſt daher, wenn nicht der erſtgedachte Fall eintritt, 
zu erwarten, bevor feitens ber Polizeibehörbe irgend Jemand wider feinen Willen 
zue Räumung ber - Flußſtrecke angehalten werben Fann. 

(Din. Bl. d. i. ®. 1842. ©. 428. Nr. 603.) 


4) R. des K. Min. des J. landwirthſchaftl. Abth. (v. Werell) v. 27. 
Dt. 1842 an die K. Reg. zu N., betr. die Kompetenzverhältniffe in Strei- 
tigkeiten über Graben⸗Raͤumungen. 


Der K. Reg. wird in der Anlage auf den Ber. v. 1. d. M. der, dem Guis⸗ 
beſitzer N. auf feine Beſchwerde, wegen ter unterlafienen Räumung der, auf der 
N.ichen Feldmark befindlichen Abyuggräben, heute ertheilte Beſcheid mit dem Bes 
merken zur Kenntnißnahme und Ansreichung angefertigt, daß bei erheblichen, eins 
zelne Untertbanen oder ganze Gemeinden treffenden Nachtbeilen, ſtets aud Das 
Gemeinwefen mittelbar betheiligt if, und bie — ſolcher Nachtheile und 
Gefahren, wenn dieſelbe überhaupt möglich oder ſtatthaft if, auch dem Öffentlichen 
Sntereffe entfpricht. 

Diefe Grundfäge find übrigens fchon feit fo Tanger Zeit, namentlich 3. B. 
ſchon in dem, in den v. Kamppfchen Ann. Bd. XVI. ©. 463 abgebrudten R. 
des Diin. des I. an die Reg. zu Merfeburg v. 4. April 1832 1) und fo häufig 
—e— daß dem Min. die desfallſigen Bedenken ver K. Reg. unerwartet 
gewefen. 

Anl. a. 


Das Min. kann, wie Em. sc. auf die Vorflellung v. 31. Mai d. 3. nunmehr 
eröffnet wird, die Verf. der dortigen K. Reg. v. 16. Nov. v. J., wodurch Sie mit 
Ihrer Befchwerbe, wegen der unterlaffenen Räumung der, auf der N.N.fiben Feld⸗ 
marf befindlichen Abzug-Gräben, anf den Rechtsweg gewiefen werben, nur billigen. 

Der Poltzeibehörbe gebührt zwar, wenn bie Verpflichtung zur Räumung eines 
Waſſerlaufs unbeftritten It, nach 8. 10. des Ed. v. 15. Nov. 1811 bie Beim. 
mung darüber, wie bie Räumung zu bewirken if, und in biefer Beziehung fintet 


1) Abgebrndt in v. Ronne's Polizeiw des , 
€. 313-314. Polizeiwefen des Preuß. Gtaates, Bo. 2. 


> 
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Sein. Prozeß flatt; dagegen gehören Eireitigkeiten über die Verpflichtung zur Räu⸗ 
mung, zur Entſcheidung der Gerichtshöfe, und nur dann, wenn es fih um Ab⸗ 
wendung eines unmittelbar drohenden, verhältnigmäßig erheblichen Schadens han⸗ 
beit, zu deſſen Abwendung bie richterliche Cutſcheidung gu fpät Fommen würde, 
kann die Polizeibehörbe einfchreiten, und ein Interimiſtikum in Betreff der ftreitts 
gen Räumung reguliren. 

Im vorliegenden Falle ift num die Verpflichtung zur Räumung zwifchen dem 
Dominio und der Gemeinde N. fireitig, zur Regulirung eines Interimiſtikums aber 
keine genügende Beranlafiung vorhanden, da Sie gar nicht 'nachgewiefen, ob und 
welcher Nachtheil aus der unterlaffenen Räumung für Sie erwächſt, in dieſem 
Jahre ein folcher gar nicht eingetreten ifl, und jedenfalls der Streit fchon im 
Rechtswege entichieden fein fönnte, wenn Sie, flatt gegen die Werfügung des 
nie v. 18. Mat v. 3. zu reflamiren, fogleich den Rechtsweg eingeſchlagen 

en. 
j Dies noch jept zu thun, ift daher das Binzige, was Ihnen überlaffen wers 
en Tann. 

Berlin, den 27. Oft. 1842. 

Din. des I. Landwirihſchafil. Abth. 
v. Wedel. 


An 
den Rittergutsbefiger N. zu N. 
(Min. Bi. d. i. 2. 1842. ©. 380. Nr. 523.) 


5) R. des K. Min. des J., Abth. I. (v. Manteuffel) v. 29. Ian. 
1847 an vie K. Meg. zu N, betr. die Kompetenzverhältniffe in Angelegen» 
heiten megen Räumung oder Audfrautung von Gräben oder Waflerabzügen. 


Der K. Reg. wird auf den Ber. v. 12.0. M. in Betreff der Beichwerbe des 
an achere N. zu N. wegen Räumung des dortigen Mühlenfließes, Folgendes 
et. . 

Der 8. 10. des Gel. v. 15. Nov. 1811 beftimmt, daß berjenige, dem bie 
Anterhaltung eines Grabens oder Waſſerabzugs obliegt, zur Auskrautung und 
Räumung polizeilih angehalten werden fann, febald aus der Bernacdhläffigung ober 
dem Mangel an Tiefe Nachtheil für Grunpbefiger, nutzbare Anlagen oder fir die 
Befunpheit eniftebt. ' 

Dabei gehört zur Entfcheidung, wenn die Frage, wer zur Unterhaltung vers 
pflichtet if, flreitig geworben, lebiglich zum Rechtswege. 
Weil jedoch Häufig der Ball vorfommt, daß die Verpflichtung Areitig, die 
Räumung aber dringend nothwendig ift, dergeftalt, daß der Ausfall des etwaigen 
Brozefies ohne mefentliche Nachtheile nicht abgewartet werben kann, fo ift bie 
Bolizeibehörde ermächtigt, ein Interimiftifum über die Räumung anzuorbnen, und 
| Fo Po den Intereffenten die Ausführung ihrer Anſprüche im Rechtswege 
‚überlaflen. 

| Es ift daher in diefem Kalle des Interimiſtikums, auf welchem fich das R. 

| v. 7. Juni 1841 nur bezieht, die nothwendige und unerläßlihe Borausfeßung, daß 

| ein fehr wefentlicher, die Räumungsfaft in der Regel erheblich überwiegender Nachs 
tbeil abgewendet werben foll und muß, denn außerdem hat die Poligeibehörbe dens 

| jenigen, welcher die Räumung verlangt, Ietiglich zum Rechtswege über die Bräjus 

| ae, ob der in Anfpruch Genommene zur Räumung verpflichtet ſei, au 
vermeijen. 

Steht dagegen die Räumungspflicht an fich feit, fo gehört e6 zur Kompeten 
ber Boltzeibehörde, nach $. 10. des Gef. v. 15. Roy. 1811 zu entfcheiden, o 

| nach den dort angegebenen Merkmalen die Räumung nothmendig ſei. Hierbei 

| fann nun nicht blos, wie bei dem Interimiſtikum, eine dringende, unabweisliche 

] Nothwendigkeit der Räumung maaßgebend fein, vielmehr geht die Befugniß ber 

] Polizeibehoͤrde weiter, und fie kann unbedingt denjenigen, ber feiner feſtſtehenden 

| Verpflichtung nicht genügt, zur vollfländigen Erfüllung derfelben auf Grund des 
Geſetzes anbaften 

) Dadurch iR indeſſen nicht ansgefchloffen, daß bier, wie in jeber andern polis 

) eilichen Verfügung, tie Behörde prüfe, inwiefern ein Antrag auf Räumung in bem 
‚Ipeziellen Intereſſe zur Sache feitens deſſen, der ihn anbringt, oder in Nüdfichten 

0. bes Öffentlichen Nußens feine Begründung findet, und daß unbegründete Anträge 

y deine Berüdfichtigung finden. 
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Ganz nach dem zuletzt aufgeftellten Grundſate find bie Fälle bes $. 7. bes 
Gef. v. 28. Febr. 1843 zu behandeln. Hier hat das Geſetz Über die Räumunges 
pflicht bei den Privatflüffen ausdrüdlich disponirt, und die Polizeibehörbe if direkt 
autorifirt, die bezeichneten zur Räumung anzubalten; die Verpflichtung ift bier eine 
gefegliche, welche nicht interimiftifch,, fondern ans dem Geſichtspunkte der Bold 
definitiv eintritt, bis im Rechtswege ein Anderes feftgeftellt werben möchte. Hier 


findet niemals ein blos interimiftifches Einfchreiten für befonders dringende Fälle 


ſtatt, Fondern die Polizeibehoͤrde if fofort in voller gefeglicher Befugniß, und bat 
baber jeden Antrag mit voller Kompetenz unter denfelben Beringungen zu prüfen, 
wie im Falle des $. 10. des Gef. v. 15. Nov. 1811, wenn die Roͤnmungspflicht 
feſtſteht. Ob Veranlaffung zur Räumung bebufs Berfchaffung ber Berfluth vors 
lege und in welchem Umfange eine etwa nothwenbige Räumung gefchehen müfle, 
gehört zur Beurtheilung in jedem einzelnen Kalle. 

Daß die Polizeibehoͤrde nicht jedem Antrage auf Räumung ohne weitere Brüs 
fang im Zalle des Widerfpruche deferiren muß, verſteht fich von ſelbſt, iR auch 
in beiden Geſetzen dadurch angedeutet, daß die Bolizeikehörde ermächtigt iR, 
die Räumung zu veranlaflen, mithin bie Feſtſtellung der Nothwendigkeit ihrer Bes 
urtbeilung anheimfaͤllt. 

Ueber die Frage, nach welchen Prinzipien die Nothwendigkeit der Räumung 
zu beurtbeilen if, kann aus ganz allgemeinem Geſichtspunkte vollkändige Anwei⸗ 
fung nicht ertheilt werben, indem ſelbſt das Berhältnig des Koflenaufwandes zu 
dem zu erzielenden Vortheil nicht unbebingt entfcheibet; es werden fogar bisweilen 
febeinbare Härten binfichtlich der Koften vorfommen fünnen, welche jedoch haupt⸗ 
fächlich ihren Grund darin Haben, daß die Räumung vieler Privatflüfle von jeher 
im höchften Grade vernachläffigt gewefen, mithin die Ginführung eines durch das 
Gef. v. 28. Febr. 1843 möglich gewordenen befieren Zuftandes hin nub wieder 
nicht unbebeutende Opfer erfordern möchte. Die Ausführung des beilfamen Ges 
ſetzes kann indeflen deshalb nicht unterbleiben, obwohl, wie bereits erwähnt, offen« 
bar unerheblichen und böswilligen Anträgen nicht zu beferiren fein wird, und bei 
den Raͤumungen felbft Hinfichtlich einer eiwa nur allmähligen Herflellung des als 
nothwendig erfannten Zuſtandes auf die Verhaͤltniſſe der Berpflichteten billige 
NRüdficht zu nehmen. 

(Min. BL. d. i. 2. 1847. &. 18, Nr. 25.) 


Zu 6$. 15. ff. 


G. v. 23. Ian. 1846, betr. das für Entwäfferungsanlagen einzufüh- 
rende Aufgebots- und Präkluflonsverfahren. 


Mir Friedrich Wilhelm ıc. ıc. 

Um den Schuß, welden das ©. v. 28. Febr. 1843 über die Benutzung ber 
Brivarflüffe in den SS. 19. bis 22. den DBewäfferungsanlagen buch Geftattung 
eines Aufgebotss und Präflufionsverfahrene gewährt, auch den Entwäflerungsanlas 
gen zu Theil werben zu laflen, verorbnen Wir zur Ergänzung bes Gejches w 
des Waſſerſtaues bei Mühlen und Berfhaffung der. Vor u v. 15. Roy. 1811 
für diejenigen Landestheile, in welchen dieſes leßtere Geſetz Anwendung findet, auf 
Beh Antrag ee Staatsmin. und nad) vernommenem Gutachten Unferes Staates 
raths, was folgt: - " 

$. 1. Der Unternehmer einer Entwäflerungsanlage ift befugt, bie Vermitte⸗ 
lung der Bolipeibehörbe in Anfprud zu nehmen, wenn er ſich barüber a 
verſchaffen will, ob und welche privatrechtliche Widerſpruchsrechte oder haͤdi⸗ 
gungsanſprüche ſtattfinden: 

1) in Beziehung auf die von ihm beabfichtigten oder ſchon getroffenen Verfü⸗ 
gungen 
a) Aber das abzuleitende Wafler, 
b) über die zu entwäflernden, ihm zugehörigen Grundflüde, - 

. €) über benjenigen Theil, fowohl eigener als frember Grundſtücke, welcher 

zu den Waflerleitungen bienen foll, 

2) in Beziehung auf bie in Folge der neuen Anlage zu erwartende ober ſchon 
eingetretene Senkung bes Waſſerſtandes. 

$. 2. Wer von biefer Befugnig ($. 1.) Gebrauch machen will, muß eine 
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Öffentliche ‚Defaumimachung über die Eniwäfjferungsanlage, unter Cinreichung eines 
vollſtaͤnbdigen Situationsplans und der etwa erforderlichen Nivellements, in welchen 


-Ris der hoͤchſte undber niebrigfte Waſſerſtand anzugeben if, bei dem Landrath, 


in deſſen Kreife das zu entwäflernde Grundſtück belegen ift, in Antrag bringen, 

Iſt das Grundftüd in mehreren Kreifen gelegen, fo beſtimmt bie vorgefeßte 
Behörde ben Landrath, welcher das Verfahren leiten fol. 

$. 3. Die Bekanntmachung erfolgt: 

1) dur) die Amtsblätter der Regierungsbezirke, durch welche die Entwäfles 
rımgsanlage fi erſtreckt und das abgeleitete Waſſer feinen Lauf nimmt, zu 
drei verſchiedenen Malen; ' 

2) durch das Kreisblatt des Kreifes, fofern ein foldhes Blatt vorhanden if, 
ebenfalls zu dreien Malen; 

. 3) in der Gemeine, in deren Bezirk das zu entwäflernde Grundſtück Liegt, fos 
wie in ben zunächft angrenzenden &emeinen, durch Anfchlag an der Ges 
meineftätte ober in ber örtlich ſonſt hergebrachten Publifationsweife. 

Sie enthält, mit Hinweifung auf den im Geichäftslofal des Landraths zur 
Einfiht ausgelegten Plan, die Aufforderung: | 

etwanige Widerſpruchsrechte und Gntfhäbigungsanfprüche Binnen 3 Mona- 
ten, vom Tage bes Erfcheinens des eriten Amtsblattes am gerechnet, bei bem 
Landrath anzumelben. 

Die Aufforderung gefhiceht mit der Verwarnung, daß diejenigen, welche fi 
binnen der beftimmten Yrift nicht gemeldet haben, in Betreff der Ableitung des 
Waſſers und der davon zu erwartenden ober ſchon eingeizetenen Senkung tes Waſ⸗ 
ferRandes, fowohl ihres Widerſpruchsrechts, als des Anſpruchs auf Entichäbigung 
verluflig gehen, 

d 


un 
in Betreff des zu entwaͤſſernden aber zu den Waſſerleitungen zu benutzenden 
Terrains ihr Widerſpruchsrecht gegen die Anlage verlieren und nur einen Anſpruch 
auf Entſchaͤdigung behalten. 
$. 4. Die Beſitzer derjenigen Grundſtücke, denen das Wafler zugeleitet wird, 


werben in Degiehung auf die Anfprüche wegen folcher Nachtheile, welche durch die 


neue anleitung bes Waflers für die Grundftüde entitehen, von der Präffufion nicht 
etroffen. 

8. 5. Nah Ablauf der Anmelbungsfrift ($ 3.) Hat der Landrath die Vers 
rer ber Regierung einzureichen. Dieſe faßt, wenn fie die vorgejchriebenen 

örmlichleiten beobachtet findet, einen Beſcheid ab, in welchem fie denjenigen, bie 
ſich gemeldet Haben, ihre Rechte namentlich vorbehält, alle Andern aber mit ihren 
bei Era des Beſcheides beſtehenden Rechten präflubirt. 

- 5.6. Bon dem Präflufionsbefcheid wird eine Ausfertigung dem Provokanten 
zugeflellt, eine zweite aber in ber Megiftratur der Regierung, welche ben Beſcheid 
abgefaßt hat, zur Ginficht für Jedermann ausgelegt, und daß Letzteres gefchehen, 
durch das Amtsblatt diefer Regierung einmal angezeigt, 

Wenn die das Berfahren einleitende Bekannimachung nach $. 3. Nr. 1. durch 
die Amtsblätter w noch anderer Regierungen nubuiirt worden war, fo if bie 
Anzeige von der Abfaffung und Auslegung des Praͤklufionsbeſcheids auch in biefe 
Amtsblätter einmal einzurüden. 

$. 7. Reſtitutionsgeſuche gegen den Präflufionsbefcheid müffen bei der Res 
‚gierung, die ſolchen abgefaßt hat, und zwar innerhalb derjenigen 6 Wochen anges 
bracht werben, welche auf den Tag folgen, an dem das Amtsblatt diefer Regierung, 
welches bie Anzeige ($. 6.) enthält, ausgegeben wurbe. - 

$. 8. Der Provofant hat — Koſten des Verfahrens zu tragen. Als 
ſolche ſind indeſſen nur die entſtandenen baaren Auslagen, nicht aber auch Gebüh⸗ 
ren oder Stempel in Anſatz zu bringen. 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben Berlin, den 23. Jan. 1846. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. R . v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Uhden. 
ochow. v. Savigny ſchwingh. Uh 8. gut 
ode. 

(G. ©. 1846. S. 26. Nr. 2675.) 
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N. des K. Min. des I. für Bew. Ang. (v. Brenn) v. 24, Ayrll 
1837 an die K. Meg. zu Brankfurt a. d. O., betr. die Zuzlehung des Pro⸗ 
vofanten bei der Lofalunterfuchung In Entwäfferungs- Angelegenheiten. 


Die K. Reg. empfängt in der Anl. den in ber Entwäßlerungs > Angelegenheit 
der Gigenthümer N. N. auf den Rekurs des N. zu Sellnow abgefaßten Rekursbe⸗ 
ſcheid zur Publikation und weitern VBeranlaffung, mit dem Bemerken, dafı wenn 
gleich die Zuziehung bir Provolanten bei der nad $. 16. bes Ed. v. 15. Nov. 
1811 flattfindenden Lolal-Unterfuhung eben fo wenig ausdrücklich, als überhaupt 
ein Eontrabiktorifches Verfahren in dieſer Beziehnng vorgeichrieben if, dennoch dieſe 
Zuziehung, namentlih in ber Abfiht, eine gütlihe Cinigung herbeizuführen, in 
künftigen Fällen nicht zu unterlaffen if. j 

(A. XXI. 399. — 2. 97.) 


um 5 16. ff. 


N. des K. Min. für Tandwirtbfchaftl. Ang. (Kette) v. 6. Aug. 1853 
an die K. Reg. zu N., betr. die Kompetenz der Polizeibehörden bei Her⸗ 
ſtellung von Entwäfferungs« Anlagen. 


— — Der Unternehmer einer Entwäfferungs » Anlage it — ebenfo wie ber 
Unternehmer einer Bewäflerungs- Anlage — nicht verpflichtet, fondern nur bes 
fugt, die Mitwirkung und'Genehmigung der Polizeibehörde zur Durchführung ber 
Ana e nachzuſuchen. Das geht aus dem Borfluthögef. v. 15. Nov. 1811 SS. 
13. 4 und dem Praͤklufions⸗Geſetz v. 23. Jan. 1846 68. 1. ff. (vergl. G. v. 28. 
Febr. 1843 $. * unzweifelhaft hervor. 

Die Polizeibehörde hat daher das im Vorfluthsgeſ. v. 15. Nov. 1811 88. 
16. ff. geregelte Verfahren nur auf ben Antrag des Unternehmers anzuerdnen. Iſt 
ein folder Antrag nicht erhoben, fo kann die Polizeibehörbe nur einfdreiten aus 
allgemein polizeilichen Bründen, wenn die Entwäflerung gemeingefährli zu werden 
droht (A. 2. ©. 11. 17. $. 10.), oder wenn Nachtheil davon für die Schiffſahrt 
oder öffentliche Anlagen zu beforgen iſt. (Borfluihsgef. v. 15. Nov. 1811 $. 17.) 
Da beide Bälle hier nicht vorliegen, fo Tann bie Bntwäfferungs s Anlage des N., 
welcher fi mit den unmittelbar betheiligten Grunbbefigern geeinigt bat, polizeilich 
nicht gehindert ober geregelt, vielmehr dem Ragihrat in N. nur überlaffen werben, 
feine ehoanigen Entſchaͤdigungs⸗Anſprüche im Rechtswege geltend zu machen. 

(Min. BI. d. i. V. 1853. ©. 168. Nr. 148.) 





Zweiter Ubichuitt. 
Die Sefepgebung über Bewäfferungen. 


I. G. v. 28. Sehr. 1843 über die Benugung der Privatflüffe. 


Wir Friedrich Wilhelm ıc. haben Uns bewogen gefunden, die geſetzlichen Bor⸗ 
fhriften über die Benugung der Privatflüffe, mit beionderer Ridket auf die Gr: 
fahrungen, welche in neuerer Zeit über die Verwendung des —8 Waſſers zur 
—* der Bodenkultur gemacht worden ſind, einer Reviſion zu unterwerfen, 
und verordnen demnach auf den Antrag Unſers Staatsmin., nach Anhoͤrung Unſe⸗ 
ter getreuen Stände und nad erfordertem Gutachten einer aus Mitgliedern des 
Staatsraths ernannten Kommilflon, für den ganzen Umfang der Monarchie, mit 
Ausnahme der Landestheile, welche zum Bezirke bes Appellalions⸗Gerichtshofes zu 
Köln gehören, was folgt: 
Erſter Abſchnitt. 


Benutzung ber Privatflüffe überhaupt. 
5. 1. Jeder Uferbefiper an Privatflüſſen (Quellen, Bächen ober Fließen, fo 


a ur u mer 


u 
.. 


el 
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wie Seen, welche einen Abfluß haben) ift, fofern nicht Jemand das ausfchliegliche 


Eigenthum des Fluſſes bat, oder Provinzialgeſetze, Lolalftatuten ober fpezielle 
Mechistitel eine Ausnahme begründen, berechtigt, das an feinem Grunbflüde vor 
überfließende Wafler unter den in ben $$. 13. u. f. enthaltenen näheren Beſtim⸗ 
mungen zu feinem befonderen Vortheile zu benußen. Jedoch verbleibt es in Anfes 
Bung der Benußung des Waflers zu Mühlen und anderen Triebwerken, fo wie and 
in Anfehung ber Fifcherei s Berechtigung und der Vorfluth bei den beftehenden ges 
feslichen an arten, foweit dieſe durch gegenmwärtiges Geſetz nicht ausbrüdlidh abs 
geändert find. ü \ " 

.2% Wo öffentliche Pläpe oder Wege das Ufer eines Privatfluffes bilden, 
iR der Gebrauch des Waſſers zum Trinken und Schöpfen, fowie zum Tränen bes 
Viehes einem Jeden geflattet, fofern es, nach Entſcheidung der Oris⸗Polizeibehoͤrde, 
ohne Gefahr für bie Beſchädigung des Ufers geichehen kann. | 

$. 3. Das zum Betriebe von Färbereien, Serbereien, Walken und ähnlichen 
Anlagen benugte Waſſer darf feinem Bluffe zugeleitet werben, wenn dadurch ber 
Bedarf der Umgegend an reinem Waller beeinträchtigt oder eine erhebliche Belaͤſti⸗ 
gung des Publikums verurſacht wird. 

Die Entfcheidung hierüber ſteht der Poligeibehörbe zu. 

. 4 Des Binwerfens und Einwälzens von loſen Steinen, Erbe und ander 
sen Materialien in Flüſſe muß ein Jeder fich enthalten. Cine Ausnahme hiervon 
findet Statt, wenn ſolche zum Behuf einer Anlage am Ufer nothwendig ift, und 
daraus nady dem Urtheile der Polizeibehörde Fein Hindernig füs den freien Abflug 
des Waller und feiner der im $. 3. bezeichneten Uebelſtaͤnde entſteht. 

$. 95. Das Binkarren und Cinſchwemmen von Sand und Erbe zur Anlage 
von Wiefen (das fogenannte Wiefenbredhen) ift nur in den Fällen geftattet, wo fols 
ches für die Borfluth, für die Schiffbarkeit öffentlicher Blüffe und für bie unterhalb 
liegenden Uferbefiger unſchaͤdlich ft. 

$. 6. Die Anlegung von Flachs⸗ und Hanfröthen kann von ber Polizeibes 
börde unterfagt werben, wenn foldye die Heilfamkeit der Luft beeinträchtigt oder zu 
den im $. 4. erwähnten Nachtheilen Anlaß giebt. 

8. 7. Die Uferbefiger find, wo nicht PBrovinzialgefeße, Lofalftatuten, ununters 
brocdhene Gewohnheiten oder fpezielle Recdhistitel ein Anderes beflimmen, zur Räu⸗ 
mung bes Fluffes infoweit verpflichtet, als es zur Beſchaffung der Vorfluth noth⸗ 


wendig ift. 
Die Polizeibehoͤrde iſt ermädhligt, diejenigen, welchen bie äumung obliegt, 
hierzu anzuhalten. Entſteht über dieje Verpflichtung Streit unter den Betheiligs 
ten, fo if die Räumung einſtweilen, unter Vorbehalt richterliher Entſcheidung, nach 
Maaßgabe des Beſitzſtandes, und wenn auch biefer nicht feſtſteht, von den Uferbes 
fißern zu bewirfen. 
$. 8. Die Eigenthümer eines Privatflufies, fowie die Uferbefiger, Stauungs⸗ 
ober Leitungss Berechtigten Tönnen nur durch landesherrliche Entſcheidung verpflich- 
tet werben, den Ge ri des Fluſſes zum Holzflößen einem Jeden zu gefatten. 
$. 9. SIR eine ſolche Entſcheidung ($. 8.) ergangen, fo müflen 
a) die Bigenthümer des Fluſſes, fowie die Uferbefißer den zum Einwerfen und 
Ausziehen der Hölzer unentbehrlien Gebrauch der Ufer an den polizeilich 
beflimmten Stellen, fowie den Zutritt zu ben Ufern, foweit dieſer zur Bes 
auffiätigung und Fortſchaffung der treibenden Hölzer erforderlich if, gefats 
en, un 
b) die Befiger von Stauwerlen den zum Treiben der Hölzer erforderlichen Wafs 
ſetzu⸗ gewaͤhren. 
Für den hieraus, ſowie für den aus Verunreinigung des Flußbettes und aus 
Beſchädigungen ber Ufer, Uferdeckwerke, Brücken und ſonſtigen Anlagen durch die 
beeibenben Hölzer entficehenden Schaden iſt vom Gtaate volle Entſchaͤdigung zu 
eiften. 


$. 10. Die näheren Anordnungen darüber: 

1) in welchem Umfange ber Mitgebrauch der Ufer zum Behuf der Floͤßerei zu 
tn IR, und welche Cinrichtungen zur Grdaltung des Waflerzuges zu. 
treffen , 

2) welches Verfahren bei der Floͤßerei, namentlih auch mit Rüdfiht auf die 
fattfindenden Heberriefelungen zu beobachten, und 

54% 
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3) welche Abgabe von den Bienen zu entrichten ift, 
find von dem Minifterium durch beſondere Reglements feitzufeßen. 

$. 11. Die Blößerei- Abgabe ($. 10. Wr. 3.) fol nach der Menge des ges 
Hlößten Holzes abgemeflen und auf feinen höhern Betrag feflgeftellt werben, als zur 
Entfhädigung der Eigenthümer und Nutzungs⸗Berechtigten ($. 9.) und zur Dedung 
der Auffihtss und Hebefoften erforderlich if. 

$. 12. Wo nad Provinzialgefegen, Lokalſtatuten oder befonderen Herfommen 
das Floͤßen auf einem Privatfluffe einem Jeden freifteht, iſt daſſelbe polizeilicher 
Auffiht unterworfen, und es Tann darüber durch befondere Reglements nad) Bors 
ſchrift des $. 10. nähere Anorbnung getroffen werden. Wenn dieſe Anorbnungen 
den Gigenthümern oder Nubungsbere'htigten neue Verpflichtungen auferlegen, fo 
gebührt denfelben dafür nach Vorfchrift des $. 9. Entfhäbigung. Die Einführung 
neuer, fowie die Erhöhung beftehender Wlößerei » Abgaben, darf nur mit Genehmi⸗ 
gung des Miniftertums erfolgen, und find dabei die Beftimmungen des $. 11. zu 


beachten. 
Zweiter Abſchnitt. 
Nähere Beſtimmungen der Rechte der Uferbefiker. 

6. 13. Das dem Uferbefiger nad $. 1. zuftehende Recht zur Benutzung bes 
vorüberfließender Waſſers unterliegt der Befchränkung, daß 

1) Tein Rückſtau über die Grenzen des eigenen Grundflüds hinaus und Feine 

ung ober Berfumpfung fremder Grundflüde verurſacht werben 
arf, und - 
2) das abgeleitete Waſſer in das urfprüngliche Belt des Fluſſes zurüdges 
—* werden muß, bevor dieſer das Ufer eines fremden Grundſtücks 
erührt. 

Sind mehrere an einander grenzende Uferbeſitzer üͤber eine Anlage einverſtan⸗ 
den, ſo werden die Grundſtücke derſelben, bei Anwendung der vorſtehenden Be⸗ 
ſchraͤnkungen, als ein einziges Grundſtück angefehen. 

6. 14. Gehören die gegenüberliegenden Ufer verfchlebenen Befitern, fo hat 
ein jeder von beiden ein Recht auf Benutzung der Hälfte bes Waſſers. ($. 27.) 

- 6.15. Wenn bei Ausführung einer Bewäflerungs-Anlage ein öffentlihes Ins 
terefle, wie das der Schifffahrt ıc. gefährdet, oder den unterhalb liegenden Einwoh⸗ 
nern ber notwendige Bedarf an Wafler auf eine Weife entzogen würde, bag bars 
aus ein Nothſtand Für ihre Wirthfhaft zu beforgen wäre, fo ift die Regierung 
nach volfländiger, unter Zuziehung der Betheiligten erfolgter Erörterung befugt, 
die Ableitung des Waſſers in geeigneter Weile zu befehränfen. 

$. 16. Gegen Anlagen, welche der Uferbefiger zur Benubung bes Waſſers 
in Gemäßheit bes ihm nah $$. 1. und 13. zuflehenden Rechts unternimmt, 
kommt den Befigern der bei Publikation des gegenwärtigen Befehes rechtskräftig 
—R Mühlen und anderen Triebwerke ein Widerſpruchsrecht zu, wenn 
adur 

a) ein auf ſpeziellere Rechtstitel beruhendes Recht zur ausſchließlichen Benutzung 
des ganzen Waſſers ober eines beſtimmten Theils deſſelben (J, $ 2c.) beein⸗ 
traͤchtigt, oder 

b) das sum Betriebe in dem bisherigen Umfange nothwendige Wafler entzo- 
gen wird. - 

’ Wer künftig ein Triebwerk anlegt oder erweitert, ohne ein ausdrücklich vers 
an Recht zu haben, fol deshalb zu einem ſolchen Widerfpruche nicht berech⸗ 

R 


n. 
8. 17. Wenn in dem Falle des g. 16. Litt. B. 

1) der Uferbefiger nachweiſt, dag der Betrieb in dem bisherigen Umfange bas 
Mans der dem Inhaber bes Triebwerks zuftchenben Berechtigung überfchreis 
et, oder | 

2) der Inhaber des Triebwerke nachweiſt, daß ihm vermöge eines fpeziellen 
—** bie Befugniß zuſteht, den Betrieb über ven bisherigen Umfang 
auszubehnen, ' 

fo iR bei Prüfung des Widerſpruchsrechts derjenige Umfang des Betriebes zum 
Grunde zu legen, welcher durch das Maaß der Berechtigung begründet iſt. 

' $. 18.  Bifcherei s Berechtigte follen zu einem Widerfprude gegen Bewäfles 
zungdsAnlagen fortan nicht weiter berechtigt fein, fonbern nur auf Erjag bes ihnen 
daraus eniflehenben Schadens Anſpruch haben. 
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g. 19. Einer polizeilichen Erlaubniß bebarf der Uferbefiber zu foldden Anlas 
gen an er ift dagegen befugt, die Vermittelung ber Polizeibehörbe in Anfpruch 
zu nehmen, 

1) wenn er fi darüber Sicherheit verfhaffen will, welche Widerſpruchsrechte 
ober Entihäbigunge-Anfprüche in Beziehung auf die von ihm beabfihtigten 
oder ſchon getroffenen Verfügungen 
a) über das zu Bewäflerungen zu verwendende Waller, 

b) über die zu bewäflernden ihm zugehörigen Grundſtücke, 

c) über denjenigen Theil, ſowohl eigener als fremder Grundſtücke, welcher 
zu ben Wafferleitungen bienen fol, 

flattfinden ; 

2) wenn er zur Ausführung neuer, oder zur Erhaltung bereits ausgeführter 
Bewäfferungen verlangt, daß ein Anderer ihm ein Recht einräume, ober fi 
bie Cinſchraͤnkung eines Rechtes gefallen laſſe, welches einen —E 
gegen die Anlage begründen würbe. 

8. 0. Wer bie Bermittelung ber Polizeibehoͤrde zu dem in 8. 19. Nr. 1. 
bezeichneten Zwede in Anſpruch nimmt, muß eine öffentliche Bekanntmachung über 
die Bewäflerungs s Anlage unter Ginreihung eines vollftändigen Situationsplanes, 
und der eiwa erforderlichen Nivellemente bei dem Lanbrathe, in deſſen Kreife das 
zu bewäflernde Grundſtuͤck belegen if, in Antrag bringen. 

Iſt das Grundſtück in mehreren Kreifen gelegen, fo beitimmt bie vorgefeßte 
Behörde den Landrath, welcher das Verfahren zu Ieiten bat. - 

$. 21. Die Bekanntmachung erfolgt: 

1) durch die Amtsblätter der Negierungen, durch beren Bezirk der Fluß feinen 
Lauf amt und die Bewäflerungs» Anlage fi erſtreckt, zu drei verſchiede⸗ 
nen Malen; 

2) dur das Kreisblatt des Kreifes, ſoſern ein foldhes Blatt vorhanden ifl, 

- ebenfalls zu dreien Malen; 

3) in der Gemeine, in deren Sezirt das zu bewäflernde Grundſtück liegt, ſowie 
in den zunaͤchſt angrenzenden Gemeinen durch Anſchlag an ber Gemeine⸗ 
Staͤtte, oder in der oͤrtlich ſonſt hergebrachten Publikationsweiſe. 

Sie enthält mit Hinweiſang auf den im Geſchaͤftolokale des Landraihs zur 
Einſicht ausgelegten Plan die Aufforberung: 

etwanige Widerfpruchsrechte und Entſchädigungs⸗Anſprüche binnen 3 Mos 
naten vom Tage des Erſcheinens des erſten Amtsblattes an gerechnet, bei 
dem Landrathe anzumelden. 

Die Aufforderung gefhieht mit der Verwarnung, daß diejenigen, welche ſich 
binnen der beftimmten Friſt nicht gemeldet haben, 

in Beziehung auf das zur Bewäflerung zu verwendende Waller ſowohl ihs 
res Miderfpruchsrechte als des Anfpruches auf Entihäbung verluftig gehen, 
d 


un 
in Beziehung auf das zu bewäffeenbe ober zu ben Wafferleitungen zu bes 
nugende Terrain ihre Widerfpruchsrecht gegen bie Anlage verlieren, und nur 
einen Anſpruch auf Gntihädigung behalten. 

8. 22. Nah Ablauf der Anmeldungsfrift ($. 21.) find ber Regierung bie 
Verhandlungen einzureichen. Diefe faßt, wenn fle die vorgefähriebenen Foͤrmlichkei⸗ 
ten beobachtet findet, einen Beſcheid ab, in welchem fie denjenigen, bie fi) gemelbet - 
- Haben, ihre Nechte namentlich vorbehält, alle Andern aber mit ihren bei Erlaß des 
Beſcheides beftchenden Rechten präflubirt. 

Bine Ausfertigung des Präflufionsbefcheides it dem Provofanten zuzufellen, 
welcher fämmtlidhe Roten des Berfahrens zu tragen hat. 

Segen diefe Bräflufion fann ein Reftitutionsgefuch, binnen zehntägiger Friſt, 
bei der Regierung angebracht werben. 

$. 23. In den Fallen, in weldgen über die Griſtenz oder den Umfang eines 
Rechtes, auf welches ein Widerſpruch ober ein Entſchaͤdigungs⸗Anſpruch gegründet 
wird, Streit entficht, findet der Rechtsweg flatt. . 

ſt da egen num bie Frage zu erörtern, ob durch die Beroäfferungs > Anlage 
einem zur Et der Bublifation viefes Geſetzes beftehenden Triebwerke Tas zum Bes 
triebe in dem Dieherigen Umfange erforderliche Wafler entzogen werde ($. 16. Litt. 
b.), fo ſteht die Entſcheidung, mit Ausfchluß des Rechtsweges, der Meg. zu, unter 
Borbehalt des Mefurfes an das Min. des J., welcher binnen einer praͤkluſivi⸗ 


- 
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ſchen Friſt von ſechs Wochen nad Bekanntmachung des Befcheides einzules 
en ifl. 
2 $. 24. Bu den im $. 19. Nr. 2.. bezeichneten Zwecken kann bie Bermittes 
fung der Polizeibehoͤrde nur in Anſpruch genommen werben in Faͤllen eines übers 
wiegenden LandesfultursInterefie und unter der Verpflichtung zu vollländiger Ente 
äbigung. 
' g 25. * Unter diefen Bedingungen ($. 24.) fann der Unternehmer einer Bes 
wäflerungsanlage verlangen, dag ihm 
4) zu den erforderlichen Waflerleitungen, infofern er ſolche auf feinem eigenen 
Srundftüde nicht herſtellen kann, auf fremden Grundflüden ein Gervitut 
eingeräumt, 
2) die Benugung des jenfeitigen Ufers zum Anſchluſſe eines Stauwerks, fos 
wie 
3) eine Ausnahme von der im $. 13. Nr. 1. vorgefgriebenen Beſchraͤnkung 
geftattet werde, und daß 
4) der Befiger eines Triebwerke fi} eine Beſchräänkung des ihm zuſtehenden 
Rechts auf Benutzung bes Waſſers (88. 16. 17.) gefallen laſſe. 
Unter gleichen Bedingungen ($. 24.) kann ber Uferbefiker verlangen, bag ihm 
5) gefattet werde, fein Recht auf Denupung des Waflers in der 88. 1. uud 
13. bezeichneten Ausdehnung beflelben einem unmittelbar an’ das Grundſtück 
des Uferbefigers angrenzenden Grundbeſitzer abzutreten. 

$. 26. In dem Falle bes $. 25. zu 1. ſteht dem Cigenthümer bes Grund⸗ 
flüdes frei: 

a) fi bei der Anlage und Benukung der Waflerleitungen gegen verhältnißs 
mäßige Uebernahme der Koften zu beibeiligen, in welchem Falle dann bei 
Seltftelung des Bewäflerungsplanes ($. 42.) auch auf fein Intereffe zum 
Zwecke der Bewäfferung Rüdfiht zu nehmen ift; oder . 

b) anftatt Ginräumung einer Servitut, das Bigenthum des zu ben Waſſerlei⸗ 
tungen Trforberlihen Bodens dem Unternehmer der Anlage abzuireten, wel: 
her daffelbe zu ‚übernehmen verpflichtet il. Wenn das ganze Grundſtück 
bes Provofaten, oder ein Theil deſſelben nach Anlage der Waflerleitungen 
von ihm nicht mehr zweckmäßig benutzt werben Tann, fo iſt er befugt, das 
ganze Grundſtück, oder den betreffenden Theil, defien Umfang die Megies 
rung zu beflinmen hat, dem Provofanten ebenfalls als Cigenthum abzu⸗ 
treten. 

Der Grundeigenthümer, welder von dieſen Rechten (a. und b.) Gebrauch 
machen will, muß ſich darüber in einer präflufivifchen Brit von drei Monaten nad 
Mittheilung des Antrages des Unternehmers erklären. 

$. 27. In den Falle des 5.25. Nxr. 2. hat der Befiber des jenfeitigen Ufers 
die Wahl zwifchen vollſtändiger Entſchädigung oder Mitbenugung bes aufgeflauten 
Waſſers zur Hälfte Wählt er erfteres ober erklärt er fi binnen drei Monaten 
nicht, fo verliert er das Recht auf Mitbenupung bes Waſſers; wählt er Iepteres, 
fo muß er die Hälfte der Koften des Stauwerkes übernehmen. 

.%8. Wenn ein vom Unternehmer der Bewäflerungs-Anlage beabfihtigter 
MRückſtau ($. 25. Nr. 3.) von der Art iſt, daß dadurch bie Intwäherungsfäbi feit 
der oberhalb liegenden Rändereien eines Dritten beeinträchtigt. wird, fo foll bei Bes 
antwortung der Frage, ob ein überwiegendes Landesfultursdnterefie bei ber Anlage 
obwaltet, das Intereffe der Entwäflerung in zweifelhaften Fällen über das der Bes 
wäflerung geftellt werden. 

$. 29. Wenn in dem Falle des 5. 25. Nr. 3. dur die Bewäſſerungs⸗An⸗ 
Inge bie Berfumpfung eines fremden Grundſtücks veranlaßt wird, fo iR ber Tigen⸗ 
thuͤmer befugt, ftatt feines Anfpruches auf vollftändige Entfhädigung ($. 45.) das 
Eigenthum des ganzen verfumpften Grundſtücks ober besjenigen Theiles, der durch 
die Verfumpfung betroffen wird, dem Unternehmer der Anlage abzuireten, welcher 
daflelbe a übernehmen verbunden ilt. 

$. 30. Anträge zu ben im $. 25. bezeichneten Zwecken find an bie Bermits 
telungs = Kommiffion zu richten, welche in jedem Kreife eingeſetzt werden und unter 
Vorfitz des Landraths aus Grundbeſitzern ber verſchiedenen die Kreisverfammlung 
hübenden Stände, fowie aus einer angemefjenen Zahl von Sachverſtaͤndigen befte: 
ben fol. Weber die Zufammenfegung der Kommiffion hat bie Regierung für jes 
ben Kreis auf den Vorſchlag der Rreisverfammlung das Nähere feilzufegen. Die 
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Mitglieber werden von ber Kreisverfammlung erwählt und von ber Regierung bes 


ſtaͤtigt. 


‚$. 31. Die Anträge ($. 30.) müſſen mit einem Situationsplane, ben erfor⸗ 
berlichen Nivellements und einem fachveritändigen Gutachten begleitet fein, unb zus 
gleich die Erklärung enthalten, daß der Provofant bereit, fei, die Koften der von 

ehörden für nothwendig erachteten Grmittelungen zu tragen und auf Verlangen 

vorzufdießen, ingleihen die Provofaten vollftändig zu entfchädigen. 

$. 32. Die Kreis » Bermittelungstommilfion prüft ben Antrag an Ort und 
* gnier Zuziehung der Beiheiligten, und flellt demnach die Borfrage ($. 
24.) jet: 
ob wirklich ein überwiegenbes Landesfultursäntereffe vorwalte? 
Gegen die Entiheidung der Kommiſſion fteht dem Provofanten fowie dem Proyos 
faten binnen ſechs Wochen präflufivifcher Frift der Rekurs an die Megierung und 
wenn bie Entſcheidung berfelben von der Bermittelungs = Kommifften abweicht, in 
derfelben Friſt der Rekurs an das Minifterium des Innern offen. 

$. 33.“ If auf diefe Weife das Vorwalten eines überwiegenden Landeskultur⸗ 
Intereſſe fehgeftellt, fo ernennt die Regierung Kommiflarien, welche unter Mitwirs 
fung des Landraths, die einzelnen @egenftände bes Antzages, ſowie die dagegen 
erhobenen Widerſprüche prüfen. 

. 34. Wird zu den Waſſerleitungen die Benutzung von fremden Grund und 
Boden verlangt ($. 25. Nr. 1.), fo haben die Kommiſſarien ihre Prüfung beſon⸗ 
ber6 darauf zu richten: 

ob, und in welcher Ausdehnung die Führung der Waflerleitung über den 
fremden Grund und Boden zu der Anlage nothwenbig fei? 
welche Brücken, Ueberfahrten, Einfriedigungen ıc. eingerichtet und unters 
halten werben müflen, um den Cigenthümer gegen Nachtheile in Benutzung 
des ihm verbleibenden Grundſtücks zu ſichern? 
$. 35. Wird die Benygung des jenjeitigen Ufers zum Anflug eines Stau: 
werkes verlangt ($. 25. Nr. 2.), fo ift der Ort zu ermitteln, welcher dem Provo⸗ 
Taten am wenigften nadhtheilig und Dach zwedentfprechend ift. ‘ 
$. 36. Bird eine Beichränkung des Rechts verlangt, welches Befigern von 
Triebwerlen auf Benugung des Waflers zufieht ($. 25. ir. 4.), fo if zu prüfen: 
in welchem Waage die Beichränfung erfolgen müffe, um die Erreichung bes beab⸗ 
ſichtigten Zwedes zu ſichern. 
8. 37. Iſt über die Frage zu entſcheiden: 
ob durch die Bewäflerungs = Anlage einem Triebwerke dad Wafler entzogen 
werbe, befien der Befiger bedarf, um fein Gewerbe in bem bisherigen Ums 
fange ($. 16. b.) oder in dem Umfange feiner Berechtigung ($. 17.) aus: 


zuüben, 
fo it von dem Grundſatz auszugehen, dag der Beſitzer des Triebwerke nicht gend: 
thigt werden kann, ſich eine Abänderung des innern Triebwerls gyfaren zu laſſen, 
daß er aber eine zweckmaͤßige Einrichtung der Stauwerke, des Gerinnes und bes 
Waſſerrades auf Koften der Provofanten ſich gefallen laſſen muß. Bei Prüfung 
der gedachten Frage iſt jederzeit eine ſolche zweckmaͤßige Ginrihtung zu unterflellen, 
und darnach Yie Entfcheidung zu treffen. 
er Provolant in verbunden, die erwähnte Cinrichtung auf feine Koften zu 
bewirfen, auch ben Provofaten wegen des Berluftes zu entfchäbigen, ber durch bie 
Hemmung feines Gewerbebetriebes während der Dauer der Ginrichtungsarbeiten 
verurfacht wird. Die bei der neuen @inrichtung gegen den früheren Zuſtand mehr 
entftehenden Unterhaltungsfoften hat der Provofant als eine jährliche Rente an ben 
Befiger des Triebwerfs zu zahlen und für ihre regelmäßige Zahlung Sicherheit zu 
leiften. - 
r $. 38. Die Kommiflarien find befugt, die zur Ausführung ihres Auftrages 
nöthigen Exrmittelungen, Vermeflungen, Pivellements 2c. zu veranlaflen. Können 
biefe Vorarbeiten nicht bewirkt werben, ohne frembe Grundftüde zu betreten, fo 
müſſen beren I ſich folches gegen Vergütung bes ihnen dadurch entſte⸗ 
henden Schadens gefallen laflen. u 
. 39. Die Kommiffarien haben fi die gütliche Beilegung der Streitpuntte 
möglihft angelegen fein zu laflen. in 
$. 40. Sie enhwerten demnaͤchſt mit Rüdfiht auf das Ergebniß der Prüfung 
über die erhobenen Widerfprüche und das yon ihnen wahrzunehmende öffentliche 


“ 
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Intereſſe den Plan zur Ausführung und Benutzung der Anlage, legen ſolchen den 

Partheien zur Erklärung vor, und überreichen ihn der Regierung mittelſt gutacht⸗ 
fichen Berichts, in welchem alle Streitpunfte einzeln vorzutragen find. 

" 8. 41. Der Blan muß in Hinſicht auf die Art der Ausführung, der Anla> 

gen und deren Benußung, fowie in Hinfiht auf bie zur Ueberwachung berfelben 
nöthigen Maaßregeln alles dasjenige feftftellen, was im befonderen, wie im öffent 

lihen Intereſſe erforderlich if. 

$. 42. Die Regierung bat auf Grund ber kommiſſariſchen Verhandlungen 
über die Genehmigung der Anträge ($. 30.) und über die Buläfftgfeit ber erhobes 
nen Wiberfprüche zu entfcheiden, und die Bebingungen der Ausführung und Bes 
nutzung feitzuftellen. 

F. 43. In dem Befchluffe ($. 42.) ift eine Friſt feflzufegen, binnen weldher 
die Anlage von dem Unternehmer bei Berluft feines Rechte ausgeführt fein muß. 

$. 4. Der Beihluß, welchem der von den Kommiflarien vorgelegte Plan 
($. 40.), fo weit folder genehmigt worben, beizufügen if, wird ſowohl dem Pro⸗ 
vofanten, als auch dem Provofaten befannt gemacht. Jedem Theile ficht dagegen 
der Refurs an das Minifterium des Innern binnen ſechs Wochen präflufivifcher 
Frift nad Bekanntmachung des Beſchluſſes offen. 

6. 45. Nachdem definitiv entfchieden worden, in welchem Umfange die Eins 
räumung ober Ginfhränfung eines Rechts zu Gunſten einer Bewäflerungs-Anlage 
ftattfinden foll, läßt die Regierung bie dafür zu leitende vollſtändige Entſchädi⸗ 
gung dur drei von ihr zu ernennende Taratoren unter Zuziehung. ſämmilicher 
Betheiligten ermitteln, und feßt folhe unter Zufchlagung von 25 Prozent bes ers 
— age durch einen Beſchluß feſt, welcher ben Betheiligten befannt zu 
machen if. 

‚Die Koften diefer Abſchätzung hat der Unternehmer ter Bewäflerungs-Aulage 
allein zu tragen. 

‚$. 46. Wenn ber Brovofat nad den Brunbfägen der 88. 26. und 29. Land_ 
abtritt, fo ift er befugt, da wo es ben örtlichen Verhältniffen nach zuläffig if, aus 
dem Grundbeſitze des Provofanten eine Landabfindung zu fordern, deren Werth 
‚ ber nad $. 45. feitgeftellten Entfädigungsfumme gleich kommt. Sofern die Bes 
wäflerungs » Anlage nicht zur Ausführung kommt, oder fpäterhin wieder eingeht, 
fann ber Provokat das von ihm abgetretene Land gegen Rückgabe der erhaltenen 
Entſchädigung wieder zurüdfordern. 

. 47. Dem Beredhtigten fteht, wenn er ſich durch die von der Regierung 
feftgeftellte Entihäpigung ($$. 45. und 46.) nicht für befriebigt halt, binnen feche 
Wochen nad Bekanntmachung des Beſchluſſes der Hekurs an das Reviſions⸗Kolle⸗ 
gium frei. Daffelbe ftellt nach Reviſion der Abfchägung, wobei anderweitige Er⸗ 
mittelungen geftattet find, bie Entſchädigung mit Ausfchliefung jedes weiteren 
ce, fowie des Rechtsweges definitiv nach den Grunbfägen ber 88. 45. 
und 46. feſt. 

Dem Unternehmer der Bewäfferungs:Anlage if Fein Rekurs geftattet. 

Aus Neuvorpommern und Rügen gehen die Refurfe an das Reviſions⸗Kolle⸗ 
gium zu Stettin. 

. 438. In der Rekursfchrift muß ber Mehrbetrag der Entſchaͤdigungs⸗ 
aa ee Landabfindung, welchen der Berechtigte fordert, beflimmt ausges 
rückt fein. 

Wird dem Berechtigten Feine höhere Entſchaͤbdigung als bie von ber Megierun 
tgefebte ($$. 45. 46.) zuerkannt, fo hat derſelbe fämmtliche Koften ber —* 
Inſtanz zu tragen. 

‚Erſtreitet er den ganzen geforberten Mehrbetrag, fo fallen diefe Koften ſaͤmmt⸗ 
Ti) dem Unternehmer der Yewäfferungs-Anlage zur Lafl. 

Wenn der Beredhtigte zwar nit den ganzen geforberten Betrag, aber doch 
mehr, ald ihm von ber Regierung zugebilligt worden, erflreitet, fo findet zwifchen 
beiden Theilen eine verhältnigmäßige Vertheilung ber Koften flatt. 

$. 49. Dem Unternehmer ber Bewäflerungs : Anlage ſteht frei, von deren 
Ausführung auch nad) bereite erfolgter befinitiver Feſtſtellung der Entſchaͤdigungs⸗ 
fumme abzuſtehen; er muß aber in biefem Falle auch diejenigen Koſten übernehs 
men, ei bem —S aut Fan an, worben find. | 

. 90. Die Ginziehung und Auszahlung‘ oder gerichtliche D 
geftellten Entſchaͤdigungsfumme liegt be Regierung ob atige Depoſition ber ſeſt⸗ 
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$. 51. Sänimilide Verhandlungen, welche durch das nad Vorſchrift des 
$. 19. Nr. 1. und 2. eingeleitete Verfahren, imgleihen durch das Berfahren zur 
Ermittelung der Entfhädigung (66. 45. 46.) und durch die Einziehung und Aus⸗ 
zahlung oder Depofition der Bntihädigungsgelder ($. 50.) veranlaßt werben, find 
gebühren- und flempelfrei, und es werben nur die baaren Auslagen in Anſatz ge: 
bracht; im PBrozefien ($. 23.) und in ber Rekurs⸗Inſtanz wegen Feſtſetzung ber 
Entſchädigung ($. 47.) find jedoch Gebühren und Stempel zu entrichten. 

6. 52, Die Ausführung der Bewäfferungs:Anlage darf erſt nach geichehener 
Sahlung oder Depofition der Sntfhädigungsfumme erfolgen, im Falle ber Beru⸗ 
fung an das MevifionssKollegium ($. 47.) Tann jedoch die Regierung die vorläufige 
Ausführung geftatten, wenn der Unternehmer für den von der Megierung feſtgeſetz⸗ 
ten Betrag ($. 45.) Kaution leiſtet. 

6. 53. Iſt über ein auf ſpeziellem Titel beruhendes Widerſpruchsrecht ein 
Prozeß entflanden ($. 23.), fo kann die Ausführung ber Anlage von der Regie⸗ 
rung vorläufig geflattet werden, wenn ber Unternehmer für Schaden und Koften 
Kaution leiſtet. Ueber die Zulänglicfeit der Kaution Hat die Regierung, nad 
Bernehmung des Widerfprechenten, zu entfcheiden. 

$. 54. Der Unternehmer der Anlage kann in dem alle des $. 53., um vor 
der Ausführung den Betrag der etwa zu leiſtenden Entſchaͤdigung überfehen zu 
fönnen, darauf antragen, dag die Entfhäbigungsfumme nad Vorfchrift der 88. 45. 
u. f. im Boraus ermittelt und feftgeftellt werbe. - 

$. 55. Die Borfchriften der 88. 45. und 46. finden auch Anwendung auf 
bie ben Bifchereis Berechtigten zu leiftende Entihäbigung ($. 18.), bie Ausführung 
der Anlage fol jedoch von' der Feſtſtellung dieſer Gntfhädigung niemals abhaͤn⸗ 


gig fein. 
Dritter Abſchnitt. 
Genoſſenſchaften zu Bewäflerungs s Anlagen. 

$. 56. Wenn Unternehmungen zur Benußung des Waflers, beren Bortheile 
einer ganzen Gegend zu Gute kommen, nur durch ein gemeinfames Wirken zu 
Stande zu bringen und fortzuführen find, fo fönnen die Betheiligten zu gemeins 
famer Anlegung und Unterhaltung ber erforderlichen Waflerwerfe durch Ians 
besherrlihe Verordnung verpflichtet und zu befonderen Genoffenfchaften vereinigt 
werden. 

8. 57. Für jede ſolche Genoſſenſchaft follen, nachdem bie Betheiligten mit 
ihren Anträgen und Erinnerungen gehört worden, folgende Bunfte durch ein lan⸗ 
besherrlich vollzogenes Statut näher beftimmt werden: 

a) der Vo der gemeinfamen Zwecke und ber Plan, nach welchem verfahren 

werden fol; 

b) die Bertheilung der gu Anlegung und Unterhaltung der Anftalten erforder: 
lichen Beiträge und Leiftungen nad) dem Verhaͤltniſſe der hieraus erwachſen⸗ 
den Bortheile; 

c) die innere Verfaflung bes Verbandes. 
If eine Genoſſenſchaft unter freiwilliger Zufimmung aller Betheiligten zu Stande 
gefommen, fo ift der Minifter des Innern ermäditigt, das vereinbarte Statut zu 
genehmigen und zur Ausführnng bringen 5 laſſen. 

8. 58. Der Min. des J. wird die Regierungen wegen Bildung folder Ge⸗ 
—Aã— und wegen Vorbereitung ber Statute mit näherer Anweiſung 
verfehen. 

$. 59. Wo dergleichen Genofienichaften unter obrigfeitlicher Autorität bereits 
vorhanden find, verbleibt es bei ben für fie beftehenden Statuten ober Reglemente _ 
bis zu deren Revifion und Abänderung im verfaffungsmäßigen Wege. 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben Berlin, den 28. Febr. 1843. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Frh. v. Müffling. Mühle. v. Savigny. v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. 
v. Arnim. 
Beglaubigt: 
Für den Siaats⸗Sekretair: 
Bornemann. 
(9. ©. 1843. S. 41. Nr. 2328.) 
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I. 8. v. 26. April 1844, beir. die Aufhebung des im Markgraf. 
thum Oberlauſitz geltenden Ober-Amtöpatentd v. 18, Aug. 1727, wegen 
Wäfferung der Wiefen, freien Wafferlaufd und Räumung der Blüffe. 


Mir Friedrich Wilhelm ꝛc. ꝛc. verorbnen, in Berüdfihtigung bes Uns von 
den getreuen Ständen des Markgrafthums Oberlaufiß vorgetragenen Wunſches, auf 
den Antrag Unferes Staatsmin., was folgt: 

F. 1. Das im Markgrafthum Oberlaufiß geltende Ober s Amtspatent v. 18. 
Aug. 1727, wegen Wäflerung der Wieſen, freien Wafferlaufs und Räumung der 
Flüffe, wirb hiermit außer Kraft gefept. I. 

8. 2. nftatt jenes Patente follen in bem gedachten Landestheile die Vor⸗ 
ſchriften der allgemeinen Landesgeſeze und namentlich die des G. über bie Bes 
nutzung ber Privatflüſſe v. 28. Febr. 1843 zur Anwendung kommen. 

Urkundlich xc. 

Gegeben Potsdam, den 26. April 1844. 

(L. 8.) Friedrich Wilhelm. 
Prinz von Preußen. , 

v. Bogen. Mühle. v. Nagler. Rother. Gr. v. Alvensleben. Gichhorn. 
v. Thile. v. Savigny. Frh. v. Bülow. v. Bodelſchwingh. Gr. zu Stolberg. 
Gr. v. Arnim. 

(G. ©. 1844. ©. 112. Nr. 2442.) 


IM. V. v. 9. Ian. 1845, betr. die Einführung des G. v. 28. Febr. 
1843 über die Benutzung der Privatfläffe in dem Bezirk des Appellationd- 
gerichtähofes zu Köln. 

Wir Friedrich Wilhelm ꝛc. verorbnen nach Anhörung Unferer geireuen Stände 
der Rheinprovinz, auf den Antrag Unferes Staatemin., dag das ©. v. 28. Febr. 
1843 über die Benugung ber Privatflüffe fortan auch in den Lanbestheilen, welche 
zum Bezirke des Appellationsgerichtähofes zu Köln gehören, Anwendung finden 
fol, jedoch mit der Maaßgabe, daß bei Enticheidbung der Frage: ob bei einer Bes 
wäfferungs = Anlage ein überwiegendbes Lanbeskultur s Interefie obwalte? ($$. 24. 
und 32. jenes Gelepes) das Intereffe fon vorhandener, auf Triebwerten berus 
ae, ewerblicher Anlagen im zweifelhaften Falle über das der Bodenkultur zu 

ellen ik. 

Ueber die in ben Faͤllen bee $. 47. eingelegten Rekurſe hat das, zufolge Uss 
ferer B. v. 22. Nov. 1844 zu errichtende Revilons » Rollegium für Landeskulturs 
Sachen zu entſcheiden. 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben Berlin, den 9. Jan. 1845. 


⸗ 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
8 Bi 6 F Being — Fe x 
v. Boyen. üble. v. Nagler. Rother. Gichhorn. v. Thile. v. © 
Frh. v. Bülow. v. Bodelſchwingh. Graf zu Stolberg. Graf v. ut 
Flottwell. Uhden. 
(G. ©. 1845. ©. 35. Nr. 2537.) 


IV. &. v. 11. Mai 1853, betr. die Einführung des dritten Abſchnitis 
des ©. über die Benugung der Privatflüffe v. 28. Gebr. 1843 in den Ho⸗ 
henzollernſchen Landen, die Bildung von Genoffenfchaften zu Entwäfles 
rungs⸗Anlagen, und die Anwendung der Vprfluthögefege auf unterirdifdhe 
Wafferableitungen. 


Wir Friedrich Wilhelm 20. verorbnen, unter Zuflimmung ber Kammern, 
was folgt: 
Artikel 1. 


Der dritte Abfchn. des Gef. über die Benukung der Privatflüſſe v. 28. Febr. 
1843, alfo lautend: 
[Hier folgt der Abſchn. III. ($$. 56—59.) des ef. v. 28. Febr. 1843.] 
fol fortan au in den Gobenzolleenfäen Aanben Anwendung finden. 
” rtikel 2, 
Die Artifel 1. angeführten Vorſchriften des Gef. über die Benupung ber 


! 


Gef. v. 28. Bebr. 1848 über die Benupung der Brivarfläffe. 859 
Privatflüſſe v. 28. Febr. 1843, welche die Bildung von Genoſſenſchaften zu Ber 


wäflerunge > Anlagen betreffen, werben hiermit auch auf Benoffenfchaften zu Ent⸗ 


wäflerungs: Anlagen ausgebehnt, doch follen Genoſſenſchaften für Drainanlagen für 
jeßt nur bei freiwilliger Suklmmung alle Deibeifigten gebildet werden. 
rtifel 9. 

Die beftehenden geſetzlichen Borfchriften über Anleging von Entwäͤſſerungs⸗ 

räben buch fremde Grundfüde finden aud Anwendung auf Ableitungen des 
affer® unter der Erde in bebedten Kanälen oder in Röhren (Drains). 
Urkundlich ꝛc. 
Gegeben Berlin, den 11. Mai 1853. 
(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. dv. Weſtphalen. v. Bodel⸗ 
ſchwingh. v. Bonin. 
(G. ©. 1853. S. 182. Rr. 3737.) 


V. Ergänzungen und Erläuterungen des Geſetzes v. 28. Febr. 
1843 Aber die Benutzung der Privatflüͤſſe. 


Sum Eingange. 


R. ver K. Min. für H., ©. u. dff. A. (v. d. Heydt) u. für land⸗ 
voirtbfchaftl. Ang. (Bote) v. 7. Febr. 1849 an vie KR. Meg. zu N., betr. 
die Nichtanwendbarkeit nes Gef. v. 28. Febr. 1843 auf das Verfahren bes 
züglich der Geſtattung gewerblicher Anlagen. 


Auf den Ber. v. 15. Dee. v. 3., betr. den Rekurs des Fabrikbefitzers N. ge: 
gen tas Mefolut v. 16. Juli 1848 Hinfihtlih der von den Kaufleuten N. N. bes 
antragten Anlage einer Fe: empfängt die K. Reg. in der Anlage (a.) 
den Beſcheid zweiter Inftanz zur Publikation und weitern Beranlaffung. 

Wie der Inhalt diefes Beicheides ergiebt, findet das Verfahren nach dem G. 
v. 28. Febr. 1843. auf bie vorliegende gewerbliche Anlage feine Anwendung. Wenn 
in der Verf. der Min. des 3. u. d. B. v. WU. Ian. 1848, wodurch Ihr Refolut 
». 30. Aug. 1847 aufgehoben und diefe Konzefftonsfache zur Inftrultion und nt: 
ſcheidung in die erfte Inflanz zurüdgewiefen worden, eine Hinweifung auf den 
6. 3. des ©. v. 28. Gebr. 1843 enthalten if, fo konnte dadurch in keiner Weife 
Beranlaflung gegeben werden, bie Anwendung ber allgem. Gewerbe⸗O., wie in dem 
Refolut v. 16. Juli 1848 gefchehen, auszufchliegen. Denn in der gebadhten Berf. 
iR ausbrüdlih auf die SS. 29—32,. diefes Seh. Bezug genommen und gerügt, daß 
die K. Reg in dem frühern Refolute v. 30. Aug. 1847 alle nach jenen Vorſchrif⸗ 
ten offenbar im Konzefflonsverfahren zu erörternden und entfcheidenden Cinwendun⸗ 
gen mit Unreht zum Rechtswege verwiefen hatte, flatt darüber im Berwaltungss 
wege au befinden. 

Die gleichzeitige Hinweifung auf den $. 3. des Gef. v. 28. Febr. 1843 be: 
zwedte daher nur die K. Reg. darauf aufmerkfam zu machen, daß eine jener Eins 
wendungen auch nad dem Ießteren Geſetze von der Polizeibehörde zu erörtern fei. 

Der dem erheblichen Aufenthalte, welde diefe Konzeffionsfache bereits erfahren 


' 


bat, wird der K. Reg. beſonders zur Pflicht gemacht, auf die moͤglichſte Beſchleu⸗ 


nigung und zugleich darauf hinzuwirken, daß durch eine gründliche Inftruftion und 
erichöpfende Erörterung ber flreitigen Thatſachen, jedem ferneren Aufenthalte bei 
Griheilung des fünftigen Beſcheides vorgebeugt wird. 

Bei den weiteren Berhandlungen find übrigens fowohl die Kaufleute N. N., 
ale der Beſitzer der N.fhen Bleihe zu N., zuzuziehen, da letzterer nach dem Ins 
halte des Reſoluts die weitere Erörterung und Entſcheidung nad den Vorſchriften 
bes Gef. v. 28. Febr. 1843 erwarten durfte, erflere aber in die irrige Meinung 
verfegt find, dag das erwähnte Geſetz hier maaßgebend fei, mithin beide ‚Deiheis 
ligte unter biefer Vorausſetzung es unterlaffen konnten, gegen das ergangene Re: 
folut den Rekurs einzulegen. 


Anl. a. 
Auf. den Rekurs des Fabrikbefitzers N. gegen das Reſolut der K. Reg. zu N. 
v. 16. Juli 1848, durch welches auf die Anträge der Befiger bes N. ſchen Kolonats 
1. die Anlage der Schnellbleiche, 
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II. die Aufftelung einer Dampfmafdhine, nad vorgängiger Beſcheinigung durch 
den — aubeamten über die planmäßig erfolgte Ausführung geneh⸗ 
migt, jebo . 

III. die Grörterung und Entfheidung ber gegen die gleichzeitig beantragte Um⸗ 
leitung des Baches N. und die Benutzung bes Waſſers befielben zu den 
Zweden der Bleihanlage erhobenen Ginwendungen des Wabrifbefikers N. 
zum befonderen Berfahren nad Maaßgabe des Geſetzes v. 28. Febr. 1843 
verwiefen worden, - 

ergeht hierdurch zum Beſcheide, daß gedachtes Refolut v. 16. Juli 1848, wie hier 

durch gefchieht, aufzuheben und die Provofation, einſchließlich der gegen bie bean; 

tragte Anlage einer Schnellbleiche erhobenen Cinwendungen wegen ber beabfichtigten 

Benutzung des Baches N. zum Zwecke des Bleihens und zur Gpeifung der 

Dampfmaschine, zur näheren Grörterung und anbermweiten Entſcheidung in erſter 

Inftanz zu verweifen. 
Gründe. 

Die Provokation ift darauf gerichtet, auf den N.fhen Kolonate zu N. 

1. eine chemische Bleichanſtalt (Schnellbleihe) anzulegen, zu diefem Behufe 

2. eine Dampfmajchine aufzuftellen, und 

3. das Wafler des Bachs N. zum Zweck der Bleiche, namentlih au zur 
Speifung der Dampfmafchine zu verwenden, und deshalb das Bette biefes Badıs 
dergeftalt zu verändern, daß das Wafler nach erfolgter Benutzung in erwähnter 
Art in das alte Bette innerhalb des Kolonats zurücdgeleitet wird. Hiergegen finb 
von dem Fabrikbeſitzer G. Sinwendungen erhoben, welche darauf beruhen, daß bei 
einer Umleitung des erwähnten Baches und deſſen Aufflauung theils durch Ber: 
filerung des Waſſers im Boden, und dur Verflopfung von zufließenden Quellen, 
theils durch Berbunftung eine nachtheilige Berminderung der zum Betriebe ihrer 
unterhalb beiegenen Waflertriebwerfe und Bleiche erforderlichen Waflermenge eins 
treten müffe, daß ferner das Wafler des Baches durch defien Benutzung zur Schnells 
bleiche erheblich verunreinigt und deshalb der G.fchen Rothgerberei unb Leberfärbes 
rei nachtheilig, für die Bewohner an ber G.jchen Rothgerberei u häuslichen und 
endwirthſchaftlichen Zwecken, wie zur Speiſung des dortigen Fiſchteiches, unbrauch⸗ 

ar werde. 

Die K. Reg. zu N. iſt bei Entſcheidung der Sache davon ausgegangen, daß 
theilweife, naͤmlich in Bezug auf die Dleichanlage und bie Aufftellung der Dampfs 
mafchine die Vorschriften der allgemeinen Gewerbe-Orbnung, binfihtlih der Benu⸗ 
Bung des Bachwaſſers, deſſen Umleitung 2c. dagegen das G. v. 28. Febr. 1843 
wegen Benugung ber Privatflüffe zur Anwendung j bringen fei. Diefelbe bat 
baber in ihrem Reſolut v. 16. Juli 1848 unter Präflufion aller derjenigen, welde 
in Folge der öffentlichen Bekanntmachung einen Widerſpruch nicht erhoben haben, 
die Cinwendungen des ıc. N. und N. wegen Beeinträchtigung ihres Bedarfs an 
reinem Waſſer auf Grund bes g. 23. des Gef. v. 28. Febr. 1843. zur weiteren 
Grörterung und fünftligen Entſcheidung im Verwaltungswege verwieſen, die Kauf⸗ 
leute N. N. und Genoſſen dagegen mit ihrem Widerſpruch wegen Entziehung des 
zu ihrer Bleiche nothwendigen Waſſers abgewiefen, weil ihnen ein folder nad 
dem ©. v. 28. Febr. 1843 nicht zuftehe, indem darin nur des Walles der Entzie⸗ 
Hung von Wafler für Mühlen und antere Triebwerke gedacht fei. 

Diefe Anfiht if jedoch nicht begründet; das ©. v. 28. Febr. 1843 findet in 
ber Weile, wie bier gefchehen, bei Benugung des Waſſers eines: Privatfluffes zu 
induftriellen Zwecken feine Anwendung. Zuvoͤrderſt ergiebt fhon ber Bingang dies 
ſes Geſetzes, daß ſolches die Verwendung bes fliegenden Waflers zur Berbeflerung 
ber Bodenkultur zum Zwecke bat, und wenngleich im Abfchnitte I. FS. 1 — 12. 
mehrere allgemeine Grundſaͤtze über bie Befugnifle zur Benugung ber Brivatflüffe, 
ferner im Abſchnitt II. in den 88. 13. ff. einige generelle auch andere Verhältniſſe 
berüdfichtigende Beflimmungen über bie Begrenzung biefer Befugniffe vorausges 
ſchickt werden, fo ift doch ſchon im $. 15. von den Bewäfferungs: Anlagen 
bie Rede und im $. 19. ff. wird auf dieſe ale den eigentlichen Gegenftand des 
Geſetzes übergegangen. 

Es werden dabei ($. 19.) die beiden Faͤlle unterfchieben, je nachdem die Ufers 
hefiger bei Bewäflerungs-Anlagen ' 


a. did Widerſpruchsrechte und Enitſchaͤdigungs⸗Anſprüche feſtgeſtellt wiſſen 
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b. die Ginräumung ober Einfhränlung von Rechten feitens Anderer in An: 
ſpruch nimmt. 
Die Borfäriften der 55. 20—23., welche fi auf die Fälle ad a. beziehen, 
ewähren dem Unternehmen, indem bie Widerfpruchsrechte und Entſchaͤdigungs⸗An⸗ 
—8 angemeldet werden müſſen, im allgemeinen Intereſſe der Bodenkultur die 
Mittel, jene Rechte und Anſprüche au Entfheidung zu bringen, während die Be: 
fimmungen der $$. 24. ff. binfihtlich der Bälle ad b. feftfiellen, in wie weit aus 
überwiegendem Landesfulturs Intereffe eine Aufgebung oder Befchränfung 
beftehender Rechte zu Gunſten ber Anlage gegen Entihäbigung gefordert wers 


den kann. 

Stets ift hierbei von den zu bewäflernden Grundſtücken ($. 19. 21. Nr. 3.), 
von Bewäfferungs:Anlagen (88. 20. 21. Nr. 1. 25. 28. 29. 45-49. 52.), 
von Bewäfferungs-Plan ($. 26.) oder von Bewäfferungen ($. 19. 21. 
Nr. 3.) die Rede, worunter hienach, wie nach dem Sprachgebrauch und der allges 
meinen Tendenz bes Geſetzes überall nur Beranftaltungen zur Landeskultur vers 
fanden werden koͤnnen. \ g 

Die Benußung des, Waſſers zu andern, namentlid gewerblichen Zwecken, 
wird in ©. v. 28. Behr. 1843 Hinfichtlich deffen, der die Wermittelung der Ver⸗ 
waltungsbehörben zur Ausführung einer Anlage in Anſpruch nimmt, nirgend ges 
dacht. Die diefem Geſetze vorausgegangenen Berbanblungen ergeben auch unzwei⸗ 
felhaft, daß baffelbe die Benußung des Waſſers zu gewerblichen Anlagen nicht zum 
Gegenftande Haben follte, indem biefe Frage ausbrüdli zur Grörterung gezogen, 
jedoch verneint worden iſt. Die allgem. Gewerbe:D. dagegen bat über gewerbliche 
Anlagen (2. 27.) verfügt und foweit hiebei, wie vielfach ber Wall, auch die Be⸗ 
nußung bes fließenden Waſſers vorfommt, der Berwaltungsbehörbe, unbefchabet des 
Rechtsweges, die Kognition überwiefen. 

Nah den Borfchriften der allgem. Gewerbe:D. Hätte daher im vorliegenden 
Falle verfahren und Entſcheidung getroffen werben müflen. Demgemäß bat das 
Mefolut v. 16. Juli 1848 aufgehoben und die Sache zur weitern Inftruftion und 
Entfeidung zurüdgewiefen werben müflen, ba andernfalls den PBrovofaten eine 
Snflanz verloren geben würde. 

en in dem gedachten Mefolute die Anlage der Schnellbleihe und die Auf: 
ftellung der Dampfmaſchine getrennt von ber damit verbundenen Benußung bes 
mehr gedachten Baches behandelt ift, indem davon ausgegangen wirb, daß die Spei⸗ 
fung der Dampfmaſchine au auf andere Art ale dur das Waſſer diefes Baches 
möglih und die Zurüdleitung des zur Bleiche benupten Waffers in den Bach nicht 
unbedingt nothwendig fei, fo erfcheint dies, abgefehen bavon, dag hinfichtlich ber 
Waſſerbenutzung bei Anwendung des Gefeges gefehlt worden, nicht zuläffig. Denn 
die Provokation if ausbrüdlich auf Die Anlage einer Schnellbleihe mit Verwendung 
jenes Waflers zur Speifung bes Dampffeffels und der chemifchen Bleiche mit der 
Maafgabe gerichtet, daß das Waſſer demnaͤchſt in den gedachten Bach zurüdgeleitet 
en und es hätte biefe Sachlage bei der Entſcheidung —— wer⸗ 

en ſollen. 

Weil hienach über den konkreten Fall eigentlich nicht entſchieden worden, mußte 
das Reſolut in allen Punkten aufgehoben werben und es wird eine Froͤrterung 
darüber entbehrlich, ob der Rekurs als gegen den ganzen Inhalt des Reſoluts ge: 
richtet zu erachten ift, was nur formell, nicht aber materiell zweifelhaft fein Fönnte. 

Berlin, den 7. Febr. 1849. 

Dr Min. für H., ©. u. oͤff. 9. Min. für bie —— Ang. 
v. d. Heydt. ‘Im Alechöchfen uftrage. 
ode. 


(Min. DL d. 1. 3. 1849. ©. 49. Nr. 77.) 


Zum g. 3. 

R. der K. Min. für H., ©. u. dff. U. (v. d. Heydt) u. für land⸗ 
wirthfchaftl. Ang. (Bode) v. 26. Ian. 1853 an die Kaufleute N. N, zu 
N., betr. die Unzuläffigkeit der Verunreinigung ver Fluͤſſe durch die Ab⸗ 
gänge gewerblicher Anlagen. 

Auf Ihre Borflellung v. 10. Dee. 9. I. wird Ihnen zum Beſcheide ertheilt, 
daß Ihrem darin geftellten Antrage, 
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bie Berf. der Regierung zu N., buch welche der Abflug ber Abgänge ans 
Ihrer Melaſſen⸗Fabrik in bie Weiſtritz ober bie mit berfelben in Verbindung 
lebenden Waflerläufe inhibirt worden if, aufzuheben, 
feine Folge gegeben werben fann. Ba 
Denn nah den angeflellten forgfältigen Grmittelungen iR mit überwiegenber 
Wahrfcheinlihkeit anzunehmen und Sie haben dies auch felbf eingeräumt, daß bie 
Berunreinigung ber Weiſtritz unterhalb Ihrer Kabrik-Anlage in den früheren Zulei⸗ 
tungen jener Abgänge ihren Grund Hat. Durch die Ihnen unterm 19. Maiv. J. 


“ ertheilte Konzeffion if ne die Anlegung eines Biftorius:Bollmannf 


. 


Brenn:Apparats zur MelafjesSpiritussabrifation nebfl Dampfmaschine genehmigt. 
Durch die öffentliche Bekanntmachung bes Unternehmens v. 11. März v. I. if die 
Abſicht, bei Anlegung der Kabrif die Weiſtritz zur Ableitung ber Abgänge zu bes 
nußen, nicht zur öffentlichen Kenntniß gebracht, und Fönnen baher auch die biesfäl, 
gen Beſchwerden ber Stadt N. keineswegs für präflubirt eradtet werben, wie 
denn überhaupt ben polizeil. Konzeſſionen zu gewerbliden Anlagen nur die Bes 
deutung: beizulegen ift, daß bie Polizei⸗Behoͤrde gegen die Einrichtung und Ausfüh⸗ 
zung der Anlagen nach Maaßgabe der techniſchen, Vorlagen keine Cinwendungen zu 
madıen babe, dag damit alfo vorgefchritten werden Tönne, ohne dem Widerfprude 
der Bolizgei- Behörde zu begegnen, keineswegs aber die, daß damit gegen dritte 
Berfonen irgend welche Rechte eingeräumt, oder daß beftchende allgemeine geſetzliche 
Vorſchriften damit außer Anwendung gefeßt werden follen. Nah $. 3. des Gef. 
v. 28. Febr. 1843 darf das zum Betriebe von Wärbereien, Gerbereien, Walken 
und ähnlihen Anlagen benupgte Wafler in feinen Klug ‚geleitet werden, wenn das 
durch der Bedarf der Umgegend an reinem Wafler beeinträchtigt oder eine erhebs 
lihe Beläftigung des Publikums verurſacht wird. Lebteres ift Hier anzunehmen, 
und erfcheint die Verf. der Reg. vom 6. Dec. v. J., wodurch Ihnen aufgegeben 
worben, für bie Kortfchaffung der Abgänge aus der Fabrik anderweit dergeflalt zu 
forgen, daß biefelben weber unmittelbar noch mittelbar in bie Weiltrik gelangen 
fönnen, daher gerechtfertigt. 

Mas Ihren zweiten Antrag, wegen der Ihnen durch die gleichzeitig anbefohs 
Iene Graben⸗Raͤumung erwachſenen Koften. betrifft: fo fann eine Grfattung biefer 
Koflen der Stadt N. nicht angefonnen werten, ba die Räumung durch die Yon 
Ihrer Fabrik yeranlaßte Verunreinigung der Weiftrig nothwendig geworben ifl. 

(Din. BI. d. i. V. 1853. ©. 53. Nr. 42.) 


Zum $. 7. 


M. des K. Min. des J., Abth. I. (v. Manteuffel) v. 14. Junt 1847 
an die K. Reg. zu N., betr. das Verfahren in Streitigkeiten über Graben⸗ 
Raͤumungen. 


Auf den Ber. v. 22. Mai d. J., die Vorfluihs⸗Beſchwerde des Müllers N. 
betr. wird der K. Reg. zu erkennen gegeben, dag ein Mühlengraben als ſließendes 
Gewäfler unzweifelhaft zu den Privatflufien im Sinne des Gef. v. 28. Febr. 1843 
u rechnen und ein Müller die Vorfluth ebenfowohl, wie jeder andere Grundbe⸗ 
Über, By fordern nah $. 7. deffelben berechtigt iſt. 

enn das gedachte ©. bie Polizeis Behörde ermächtigt, die Räumung bes 
wirfen zu lafien, fo bezieht fi diefer Ausbrud nur darauf, daß die Polizei⸗Be⸗ 
—* nicht ſden Antrage deferiren muß, ſondern zu prüfen hat, ob die Raaumung 
nothwendig ift. 

Iſt dies der Fall, fo iſt die K. Reg. verpflichtet, auf die Sache einzugehen; 
— die Anfiht Derfelden, daß in Brmangelung eines Iandespolizeil. Interefies ber 
Streit über die Räumungspflicht zuvörberft zum Rechtswege zu verweifen unb 
darüber die Räumung FeIbh auszufegen fei, fleht mit dem $. 7. a. a. O. in direk⸗ 
tem Widerſpruch, indem das Geſetz ausdrücklich beſtimmt, dag ein ſolcher Streit die 
Räumung nit aufhalten fol, und zu dieſem Behuf angieht, wer von ber Bolizeis 
Behörde anzuhalten it. 

Die 8. Reg. hat daher die Sadye behufs befinitivee Beſtimmung über bie 
Räumung des N.fchen Mühlengrabend nad $. 7. bes Gef. v. 28. Sehr. 1843 
weiter zu verfolgen unb durch Keſolut fetzufegen, ob nah Manfgabe eines Bes 


ſipſtandes ober von den Uferbeſihern zu raumen IR; gegen dis in biefer Bezichung 
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etroffenen Beſtimmungen wirb demnaͤchſt demjenigen, welcher fi etwa befchwert 
Bat, der Relurs an das Min. zuſtehen. 
(Min. BL. d. i. V. 1847. ©. 170. Nr. 220.) 


Zu 88. 19. ff. 


K. O. v. 1. Dec. 1843 wegen Beflimmung derjenigen Regierung, 
welche bei Betheiligung mehrerer Megierungs =» Bezirke das Verfahren in 
Bewäfferungd» Angelegenheiten zu leiten bat. 


Ih ermaͤchtige Sie nad Ihren Antrage v. 11.9. M. in den Fällen, in denen 
nad Vorſchrift des Gef. über die Benugung der Privatflüffe vom 28. Febr. d. J. 
$$. 19. u. f. die Vermittlung der Polizei: Behörde zum Behuf einer Bewäflerungs> 
anlage, durch welche Grundflüde in den Bezirken mehrerer Regierungen betroffen 
werden, in Anfpruch genommen wird, eine dieſer Regierungen mit der oberen Lei: 
tung des gefammten Verfahrens und namentlih mit der Abfaffung aller in dem: 
felden zu erlaffenen Präöklufionsbefcheide zu beauftragen. — Diefe Beſtimmung ifl 
dur die &. ©. pt öffentl. Kenntnig zu bringen. 

Berlin, den 1. Dee. 1843. \ 
Friedrich Wilhelm. 


n 
den Staatsmin. Br. v. Arnim. - 
(9. ©. 1844. ©. 43, Nr. 2412.) 


Zum $. 23. 


I) R. der K. Min. der I. (Mühlen) u. des I. (Br. v. Arnim) v. 
6. Der. 1843 an das K. O. L. ©. zu N., betr. die Kompetenzverhältniffe 
der Polizeibehoͤrden, Regierungen und Gerichtsbehorden in Ausführung des 
Gef. v. 28. Febr. 1843 wegen Benutzung der Privatfläffe. 


Auf die Ber. v. 8. Sept. und 14. Dt. d. I. wird dem K. D. 8. ©. eroͤff⸗ 
net, daß die darin zur Sprache gebrachten Mefiort-Zweifel bei ber Ausführung des 
Geſ. v. 28. Gebr. d. 3. wegen Benutzung der Privatflüffe zwar einer forgfültigen 
Grwägung unterworfen worben find, wir jebod die von dem Kollegium vertheidigte 
Anfiht nicht theilen Fönnen, ſondern uns dahin ausfprechen müffen: 

dag fih die im zweiten Sage des $. 23. des gedachten Gef. enthaltene 
Ausſchließung des Mechtsweges nur auf Streitigfeiten bezieht, welche in 
—* eines nad $. 19. u. — extrahirten Provokations⸗Verfahrens entſtan⸗ 
en fin 


Allerdings iſt der $. 23. a. a. D. fo allgemein gefaßt, dag, wenn man blos 
diefe Faſſung vor Augen hat, die barin enthaltenen Beftimmungen auf alle Streis 
tigkeiten ohne Unterſchied bezogen werben könnten. Allein es genügt nicht, bei ber 
Interpretation fih auf die wörtlihe Faſſung biefer Geſetzesſtelle zu befhränfen; 
man muß vielmehr auch den Zufammenhang ins Auge faffen, in welchem biefelbe 


mit der ganzen übrigen Anordnung des Geſetzes ſteht. 


In dem letzteren ift, abgefehen von dem in den $$. 19. u. ff. neu eingeführs 
ten Provokations⸗Verfahren eine Aenderung der beftehenden Kompetenz-Berhältnifie 
zwifchen Gerichten und Megierungen nicht beabfichtigt, vielmehr der Grundfah feft: 

ehalten worden, daß &egenflände bes allgemeinen polizeilihen Intereſſes vor bie 
Beligeislehörbe gehören, bie Feſtſtellung ber flreitig geworbenen Rechte und bes 
Umfanges derfelben aber den Gerichten zufiche. 

Nach dieſem Grundfage if die Kognition über bie in ben $$. 2—12. enthals 
tenen polizeilichen Gegenftände den BolizeisBehörben übertragen; besgleichen iſt in 
dem, im $. 15, bezeichneten Falle der Gefaͤhrdung eines öffentlichen Interefles, oder 
ber Bewirkung eines Nothitandes, die Kompetenz der Meg. angeordnet, wogegen in 
den 88. 13. 14. 16. 17. und 18., weldhe nähere Beftimmungen über bie Rechte 
der Uferbefiger enthalten, die Kompetenz ber PolizeisBehörben nicht feſtgeſetzt if, 
hinſichtlich dieſer Gegenttände alfo die allgemeine Regel gilt, dag Streitigkeiten, 
welche die Rechte und das Eigenthum von Privatperfonen betreffen, zur Kompetenz 
des ordentlichen Gerichte gehören, 
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In diefer Beziehung gehören aber bie in dem $. 13. unter 1. und 2, enthals 
tenen Beflimmungen mit denen des $. 16. a. u. b. in biefelbe Kathegorie. Beite 
handeln von dem Umfange der Rechte von Brivatperfonen, und dies gilt insbefon- 
dere auch von der im $. 16.-sub b. getroffenen Anordnung: 

daß dem Befiger einer ſchon befiehenden Mühle ein Widerſpruchsrecht zu: 

fteht, wenn ihm das zum Betriebe in dem biöherigen Umfange erforberlidhe 
Wafler entzogen wird. 

Im Allgemeinen iR daher Fein Grund vorhanden, bei den hierüber, mithin 
über Gegenſtände des Privatrechts, entfichenden Gtreitigfeiten bie Kompetenz ber 
orbentlihen Gerichte auszuſchließen. 

Nur dann, wenn das nah 6. 19. u. ff. geftattete Provofations » Berfahren 
flattgefunden hat, und fih Hierbei Widerfprüdhe und Entfhätigungs = Anfprüde 
ergeben haben, ift bie der Meg. eingeräumte Kompetenz eine ausgebehntere, indem 
alsdann nad der im zweiten Satz des $. 23. enthaltenen Beſtimmung die Strei⸗ 
tigfeiten darüber: 

ob einem zur Zeit ber Bublifation des Geſetzes beftehenden Triebwerke bas 

zum Betriebe im bisherigen Umfange erforderliche Wafler entzogen werde, 
alfo über einen nah $. 16. sub b. erhobenen Widerſpruch, ber Entſcheidung ber 
Megierung mit Ausichluß des Rechtsweges überwiefen werben. 

Der zweite Sab des $. 23. enthält eine Ausnahme von der allgemeinen 
Regel: 

s dag Streitigkeiten über Rechte von Privatperfonen zur Kompetenz ber ors 

dentlichen Gerichte gehören; 

und wenn es daher nach der wörtlihen Faſſung bes $. zweifelhaft iſt: 
ob ſich diefe Ausnahme auf alle Rechtsitreitigfeiten, in benen es fih um 
die im zweiten Saße deffelben bezeichnete Frage handelt, ober nur auf bies 
jenigen bezieht, welche durch ein von Geiten des Uferbefigers veranlaßtes 
Provokations⸗Verfahren entflanden find? . 

fo mug man fih ſchon nad) allgemeinen Auslegungs: Regeln für bie zweite Alter⸗ 

native entſcheiden. 

Daß aber diefes auch wirflih der Abfiht bes Gef. v. 28. Febr. d. 3. ent: 
fpricht, ergeben ungweibeutig die demfelben zum Grunde liegenden legislativen Be; 
rathungen. 

? Der Entwurf des Geſetzes in feiner erfien Redaktion enthält das auf den Ans 
trag bes Uferbefitzers zuläffige Brovokations:Berfahren in den 88. 14. u. ff 

Der $. 16. beftimmt: 

Nach Ablauf der dreimonatlihen Frift Tann der Provolant yon ber Regies 
rung eine Mittheilung der angemeldeten Widerfprüde und Entfhädi- 
gungssAnfprüce verlangen, 
und hierauf folgt der dem 6. 23. des Gef. entiprechende $. 17., welcher lautet: 
„Wird der Widerſpruch auf die Behauptung gegründet: 
dag Jemandem das ausfchließliche Verfügungsredht über das ganze Wafs 
fer oder einen beftimmten aliquoten Theil deffelben ($}, $ 2.) auf Grund 
aa seen Rechtstitels, ale Brovinzialgefeh, Vertrag, Verjährung ıc. 
zuftehe 
fo it darüber im Wege Rechtens zu entfcheiben; desgleichen aud dann, 
wenn Streit barüber obwaltet: 
ob Rechte, welche eine Entfhädigung gegen den Provokanten begründen, 
rechtlich exiſtiren. 
Wenn dagegen nur flreitig iſt: 
ob dure die projektirte Meberriefelungs » Anlage den zur Zeit der Gmas 
nation biefes Geſetzes beflehenden Triebwerken das zu ihren Betriebe 
in tem bisherigen Umfange erforderlihe Waſſer werde entzogen werben, 
fo hat darüber die Berwaltungs:Behörde zu entſcheiden.“ 

Nah ber Art, wie fih die hierin enthaltenen Borfchriften, insbefondere bie 
Beftimmung über die Kompetenz der Verwaltungs : Behörde, an die unmittelbar 
vorhergehenden Vorſchriften über das Provokations » Verfahren anſchließen, muß 
man annehmen, daß fie den Wall der Einleitung des Provokations⸗Verfahrens vor⸗ 
ausfegen und nur unter dieſer Borausfeßung anwendbar find. 

‚ Aus dem $. 17. des erften Entwurfs ift der 6. 23. des Geſ. hervorgegangen. 
Die Beratfungen über das Teptere ergeben nicht, daß bei ber anderweitigen Fafſung 
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in den umgearbeiteten Entwürfen beabfihtigt worden ift, die in Rebe flehenben, 
das ProvofationesBerfahren betr. Reſſort-Beſtimmungen auch auf bie ohne ein fols 
ches entſtandenen Rechteftreitigkeiten auszubehnen; im Gegentheil ergiebt die Ders 
handlung der ſtändiſchen Ausfhüffe v. 3. Nov. v. J., daß man dabei ein Provos 
fationssBerfahren vor Augen gehabt hat, indem darin bei der Berathung ber ben 
$. 23, mehrfach von Provofanten und Provofaten die Rebe ifl. . 
Sollte es bei Auſſtellung des zweiten Satzes des $. 23. die Abficht des Ges 
feßgebers gewefen fein, auch außerhalb des Brovofations: Verfahrens 
bie Entfhetbung über bie in diefem Sage erwähnte Streitfrage flets den Regieruns 
en unter Ausſchließung des Rechtsweges zu überweifen, jo würde dies mandherlei 
nlonvenienzen im Prozeßgange zur Folge haben. Als Kläger tritt Bier wohl 
immer der durch die Bewäflerungs-Anlagen ſich gefährdet haltende Triebwerksbeſitzer 
auf, da der Unternehmer der Anlage mit diefer nad $. 19. ohne vorgängige polis 
eilihe Erlaubniß vorfchreiten fann und ber Regel nad ſich vorher nicht um bie 
inwilligung der ihm benachbarten Triebwerfsbefiger kümmern wird. Fiele nun 
die Klage des Mühlenbeflgers, wenn ſich diefelbe auf den 8.16. b. des Gef. ftüßt, 
ber Kompetenz der Reg. anheim, und träte dagegen ber Uferbefißer mit einer Br: 
zeption aus $. 17. Nr. 1: auf, fo müßte alsdann ber Prozeß wiederum an das 
Gericht übergehen, damit dafjelbe zuvor über diefen Cinwand entfcheide. 
Was enblid die Behauptung des Kollegiums betrifft, 
baß in ber Preuß. Gefepgebung fein Wall befannt, fei, in welchem es von 
ber Willführ eines Bethetligten abhänge, einen flreitigen Fall zur Kognition 
der Juflizs oder der Verwaltungsbehörbe zu bringen, | 
fo kann diefelbe nicht für unbedingt richtig erachtet werben, indem es ben beſtehen⸗ 
den Geſetzen nit an analogifhen Beftimmungen fehlt, nad denen Streitigkeiten, 
die fonft vor den ordentlihen Richter gehören, in Folge einer Provokation auf eine 
Berwaltungss oder andere Behörbe übergehen. Namentlich findet dies bei den vor 
die Gen. Kom. gehörigen Auseinanderfeßungen und auch gewiffermangen in Ents 
Aa anaplacgen nad den $$. 15. u. f. 19. des Vorfluths⸗Ed. v. 15. Nov. 
11 ſtatt. 
Hiernach findet der zweite Satz bes $. 23. bes Gef. v. 28. Febr. d. I. nur 
anf folde Fälle Anwendung, in denen ein Provolations s Verfahren nach den 98. 
19. u. f. ftattgefunden bat. 
(Min. Bl. d. i. B. 1843. ©. 331. Nr. 446.) 


2) R. des K. Min. des J., Abth. II. (v. Manteuffel) v. 9. Sept. 
1845 an die K. Reg. zu Liegnitz, betr. die Kompetenzverhältniffe der Be⸗ 
börden bei Streitigkeiten über Bewäfferungd- Anlagen. 


Auf den Ber. v. 28. Mai d. J., betr. die Auslegung bes $. 23. des ©. v. 
28. Yebr. 1843, wirb der K. Reg. eröffnet, daß bas in. der in jenem Ber. ent: 
widelten Anſicht der Majorität des Kollegii beitritt, nad welcher die Kompetenz⸗ 
beſtimmung des $. 23. 1. c., glei allen übrigen Vorfchriften von $. 18. ab bis 
au Ende des ©., nur für Bewäfferungss Anlagen Anwendung findet. 

Der Eingang und die Materialien des G. ergeben unzweifelhaft, daß daſſelbe 
yornämli den —* verfolgt, Bewaͤſſerungs⸗Anlagen zum Beſten der Landeskul⸗ 
tur zu (irren, Zur Vorbereitung der über diefen fpeziellen Gegenftanb zu ertheis 
lenden Borfchriften, mußten zwar des Zuſammenhanges wegen im erften Abfchnikt 
des ©. einige allgemeine Grundſaͤtze über bas Recht zur Benugung ber Privat 
flüffe, ferner im zweiten Abfchnitt SS. 13 — 17. generelle Beftimmungen über bie 
Begrenzung dieſes ide vorausgefchieft werben. In den SG. 18. fi. wird aber 
dann zu dem eigentlihen @egenflande des G., zu den Vorfchriften über die Bes 
wäflerungs: Anlagen übergegangen. Nachdem im $. 18. erwähnt worden, daß den 
Fifchereiberechtigten Fein Widerſpruchsrecht gegen „Bewäfferungs-Anlagen” 
zuftehen folle, handelt der F. 19. von ber Befugniß des Uferbefigers, zu „ſ olden 
Anlagen” die Bermittelung der Bolizei-Behörben in Anſpruch zu nehmen. Diefe, 
das Unternehmen erleichternde Bermittelung der Polizei⸗Behoͤrden kann ſich je nad 
den Anträgen bes Brovofanten auf eine bloße Srmittelung etwaiger Widerſpruchs⸗ 
rechte (8. 19. Nr. 1. 88. 20—23.) oder auch auf eine Binfhränkung entgegenftes 
hender Rechte gegen Entſchädigung ($. 19. Nr. 2. $. 24. ff.) erfireden. Fuͤr beide 
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Fälle fprechen aber die Worte des G. — in Uebereinftimmung mit dem Zwecke 
defielben — nur von BewäflerungssAnlagen. . 
cf. $. 19. Nr. 1. 2. 88. 20. 21. 23. 25. ıc. 

Insbeſondere ift in dem zweiten Abſatz des $. 23., welcher, wie in dem ges 
meinfchaftlichen M. der Min. der 3. und des I. v. 6. Dec. 16543 (Min. BL d. i. 
P. 1843. ©. 331 und Juſtizmin. BI. S. 298) angenommen worden, überhaupt 
nur auf ſolche Streitigkeiten Anwendung findet, welche in Folge eines nad $. 
19. ff. ertrabirten Provolations-Berfahrens entflanden find ber beflinmten 
Wortfaflung nach, der Mechtsweg nur über die Brage ausgefchloflen, 

ob Durch die Bewäfferungs-Anlage einem zur Zeit der Publikation 
des ©. beſtehenden Triebwerke das zum Betriebe im bisherigen Umfange 
erforderliche Waſſer entzogen werde, 
und es kann dieſe exzeptionelle Reffortbeftimmung nicht auf Anlagen anderer Art 
ausgebehnt werden. Der Finanzmin. und ber Juſtizmin. haben fich mit biefer Auss 
legung bes ©. einverftanden erklaͤrt. 
(Min. BL d. i. V. 1845. ©. 270. Nr. 290.) 


8) R. des K. Dein. des I. (v. Bodelſchwingh) v. 20. Aug. 1847 an 
die K. Reg. zu N., betr. .denf. Gegenflanv. 


Auf den Ber. v. 6.9. M., die Ausführung des $. 23. des Gef. v. 28. Febr. 
1843 über die Benutzung der Brivatflüffe beir., eröffne ih der K. Reg. Bol 
gendes. 
Das gedachte G. bezeichnet in ben $$. 13—17. die Verhältniſſe, welche zum 
Widerſpruch gegen die dem Uferbefißer im $. 1. freigegebene Benußung bes Waſ⸗ 
ſers der Brivatflüffe berechtigen. 

Der Uferbefiger kann nun zwar nach Belieben Bewäfferungs-Anlagen einrich⸗ 
ten, feßt fi aber der Gefahr aus, daß die nah $$. 13— 17. Wiberfprudhs s Bes 
rechtigten, und zwar in ben Bällen der 88. 13. 16. 17. gerichtlich ihre Einfprücdhe 


machen. 
© egefehen von den Fällen des 6. 15. tritt die Wirkfamfeit der Verwaltungs⸗ 
Behörde erfi ein, wenn nach $. 19. auf polizeiliche ermittelung, angetragen wirb. 

Diefe kann nah Nr. 1. dafelbft Behufs Ermittelung der Widerfpruchsrechte, 
oder nah Nr. 2. Behufs DBefeitigung berfelben erfolgen. 

Ueber das erflere Berfahren handeln $$. 20-23. und nidht bloß SH. 20—22., 
über das Iehtere SS. 24—55. ⸗ 

Durch den Praͤkluſions⸗Beſcheid erfaͤhrt der Provokant, welche Widerſpruche⸗ 
rechte angemeldet find. Nunmehr Hat er feinen Entiſchluß zu faſſen, ob er bie 
Sache aufgeben ober fortfegen will, ohne auf das Verfahren nah $. 24. seq. zu 
proyoziren. 

etreffen die angemeldeten Wiberfprüche nicht die Beſtimmung $. 16. b., fe 
if bie Bermaltungs«Behörbe ohne Intereffe bei ber Angelegenheit. 

Hat dagegen bei dem PBräklufions = Verfahren ein Triebwerksbefiger nad $. 
16. b. wiberfprodhen, fo muß die Königl. Regierung einfchreiten, fobalb der Pros 
yofant dies beantragt, oder ihm, wenn er, ohne Ihre Enticheidung abzuwarten, 
ober fi zu einigen, Bewäfferungs s Anlagen unternimmt, nad erhaltener Kenntniß 
dies unterfagen, und ihn nöthigenfalls zur Unterlaffung zwingen, bis er Anträge 
ſtellt. Das Recht und die Pflicht der Regierung, den bisherigen Zuftand in biefer 
Weiſe aufrecht zu erhalten, ift eben dadurch begründet, daß die Berufung anf bie 
polizeilihe Bermittelung der Ball des $. 16. b. mit Ausflug des Rechtsweges zur 
Kompetenz der Regierung bringt, und dieſe da, wo bie Gerichte den bisherigen 
Befig duch Poſſeſſorien⸗Erkenntniſſe ſchützen, ſich des polizeilichen Verbotes zu 
gleichen Zwecken zu bebienen hat. 

Sind die Anträge gemadt, fo inſtruirt die Königl. Regierung bie Sache, wie 
jede andere Streitigkeit in Verwaltungs Angelegenheiten, und faßt demnaͤchſt dem 
Befcheid ab, wogegen der Rekurs offen fleht. 

Wird hierbei fetgeftellt, daß die Behauptung bes Triebwerfsbefigere unbegrüns 
bet iſt, fo hat es babei fein Bewenden; der Triebwerksbefiger muß die durch feis 
nen unbegründeten Widerfpruch verurfachten baaren Auslagen tragen, und bem 
Uferbefiger if die DBewäflerung frei geſtellt. Wirb Dagegen ber Cinfſpruch tes 

ARriebwertsbefibere als gegründet befunden, fo dauert das Verbot ber Bewöffezung 
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fort, bis ber Uferbefiber den Widerſpruch durch bie PBrovofation auf das Verſah⸗ 


zen nad $. 24. seq. befeitigt oder fich privativ geeinigt hat. 


Die Anfiht der K. Reg., daß das DVerfahreh nad 5. 23. bei Ihr erft, nach⸗ 
dem über das vorherrfchende Landesfultur s Intereffe entfchieven worden, anhängig 
werben koͤnne, entbehrt nicht nur bes Anhalts im Geſetze, fondern fteht mit dem⸗ 
felben im Widerſpruch; die vorſtehende Auseinanderfeßung zeigt auch, wie alle 
Zweifel wegen bes Verfahrens und der Ihr zu Gebote chenden Zwangsmittel ſich 
ohne Schwierigkeit Löfen. 

Daß das Verfahren dem einen oder andern Theile unnütze Koflen machen 
Kann, if richtig, indeflen tritt dieſer Ball bei jedem Prozeſſe ein. 

(Min. Bl. d. i. V. 1847. ©. 261. Nr. 311:) 


Zu 68. 30—A7. 


K. O. v. 17. San. 1844, betr. die Diäten und Beifefoften der Kreis⸗ 
vermittelungs » Kommiffarien und anderer Sachverfländigen bei Bewaͤſſe⸗ 
rungs =» Anlagen. 


Auf Ihren gemeinfhaftlihen Ber. v. 20. v. M. beflimme IH, daß die Diä- 
ten und Reifeloften der Mitglieder der Kreisvermittelungs - Kommilfion, der Reg.⸗ 
Kommiffarien und Sachverſtändigen bei dem, in den 88. 30— 47. des Gel. über 
die Benugung der Privatflüffe v. 28. Febr. v. 3. angeorbnieten Berfahren, nad 
den Borfchriften der $$. 2. u. 3. des Regul. v. 25. April 1836, betr. die Koften 
der gutsherrl. bäuerl. Auseinanderfeßungen u. |. w. von den Regierungen feſtgeſetzt 
werben follen. — Sie haben diefe O. durch die G. ©. zur öffentlihen Kenntniß 
u bringen. 

’ Berlin, den 17. San. 1844. 
Friedrich Wilhelm. 


An - 
die Stantsmin. Mühler, v. Bodelſchwingh u. 
Gr. 9. Arnim. 
(8. ©. 1844. ©. 61. Nr. 2427.) 
Zu ($. 56-58, 


1) M. des K. Min. des I. (Gr. v. Arnim) v. 23. Mat 1843 an 
die K. Meg. zu Stralfund, betr. tie Bildung von Genoffenfchaften zu Bes 
wäfferungd » Anlagen (Wafferwerken) und die Vorbereitung ter Statuten 
für viefelben. 


Auf den Ber. v. 29. März c., nach welchem die K. Reg., durch einen Antrag 
des Butsbefigers N. veranlaßt, welcher unter den Anwohnern ber Ober: , Nieders 
und UntersTeebel eine Genoſſenſchaft zur Benupung dieſer Gewäfler zu Stande zu 
bringen beabfidhtigte, mit näherer Anweifung wegen Bildung folder Genoffenfchafs 
ten verfehen zu fein wünfcht, eröffne ich Derfelben, daß ich es noch nicht für zweck⸗ 
mäßig erachten fann, eine diesfällige Inſtruklion im Sinne des $. 58. des Gel. v. 
Sehr. c. zu erlaffen. 

Es muß vielmehr erft abgewartet werben, wie fih die Wirkungen bes Geſetzes, 
wenn daſſelbe exit feiteren Boden gewonnen hat, im wirflichen Leben geflaften, wels 
hen Einfluß dieſelben auf den Unternehmungsgeit Ginzelner oder ganzer Bereine 
äußern werden und in welchem Umfange und unter welchen thatfächlihen und oͤrt⸗ 
lichen Modalitäten insbefondere das Bedürfniß hervortreien wird, gemeinfame 
Unternehmungen biefer Art durch fpeziellere Vorſchriften aber das abminiitrative 
Berfahren zu regeln. Gin Hauptunterfchied des Verfahrens if aber fchon im Ges 
fege (88.36. 57.) bezeichnet, je nachdem die Beiheiligten wegen ber überwiegenden 
BVortheile einer ganzen Gegend zur gemeinfamen Anlegung und Unterhaltung von 
Waſſerwerken verpflichtet und burch landesherrliche Verordnung zu befonderen 
Genoſſenſchaften vereinigt werden, oder «ine ſoiche Genoſſenſchaft durd freiwillige 
Nebereinkunft fi bildet, in welchem Falle es nur der Genehmigung bes vereinbar 
ten Gtatutd von meiner Seite bedarf.” Nur in den Källen ver erfieren Art, wo 
der Staat das Intereſſe deren, welche wider ihren Willen in das Unternehmen hin⸗ 
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eingezogen werben follen, hauptfächli wahrzunehmen hat, wird eine ganz fpezielle 
Brufung der technifchen Vorarbeiten feitens der Stantebehörden, die. genaue Yes 
ftellung des überwiegenden Vortheils einer ganzen Gegend, erforberli fein, wäh: 
zend in Fällen der freiwilligen Affoziation, ‘wo Jeder fein eigenes Intereffe wahrs 
unehmen Hat, ein freierer Spielraum gewährt werben kann, und eine allgemeine 
Doerauffißt des Staats genügend fein wird. Ob in einem fpeziellen Falle das 
beabfichtigte Unternehmen durch freiwillige Zuftimmung aller Intereffenten ausführ⸗ 
bar wird, ober ob die Nothwenbigfeit einer zwangsweiſen Affoziation eintritt, wirb 
fih in der Regel erſt im Verlaufe der vorbereitenden Verhandlungen ergeben, und 
davon die Art und Weife und das Maaß der Theilnahme der Staatsbehörben abs 
bängig fein. Hiernach wird bie K. Reg. auch in dem Falle, der zur Erflattung 
des vorliegenden Berichts Veranlaſſung gegeben hat, zunächft dem Gutsbefitzer N. 
und den fonftigen Intereffenten zu überlaflen haben, dem Projekte ihrerfeits näher 
Ani und die freiwillige Bereinigung aller Betheiligten wo möglid herbei: 
uführen. 

’ " würbe ſodann bas vereinbarte Statut, welches die in dem ©. v. 28. Febr. 
c. $. 57. bezeichneten Deftimmungen enthalten muß, buch die K. Reg. mittelft 
utachtlichen Berichte zu meiner Betätigung einzureichen fein. Sofern fi aber 
Beransftellen follte, daß es fih um die Bildung einer Genoſſenſchaft durch landes⸗ 
herrliche Verordnung, nah $. 56. 1. c. handelt, fo würde die 8. Meg. über ben 
Umfang des Unternehmens und das Ergebniß der gepflogenen Unterhandlungen auss 
führlih zu berichten haben, und fobann mit weiterer Anweifung verfehen werben. 

(Min. BL. d. i 3. 1843. ©. 200. Nr. 254.) 


2) MR. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 10. Ron. 
1851 an ſaͤmmtl. K. Reg., ausſchließlich ver A Köln und Trier, mit dem 
Schema eines Statut3 für new zu bildende Wiefen « Genoffenfchaften. 


In den Bezirken der Reg. zu Trier und Köln find in neuerer Zeit viele Wie: 
fens Genofienfchaften auf Grund der $$. 56. ff. des ©. über die Benußung der 
— v. 28. Febr. 1843 theils ſchon gebildet, theils in der Bildung be⸗ 
griffen. 

Um für die Statuten dieſer Genoſſenſchaften, ee dort in der Regel nur 
Heine Sebirgsthäler mit einer Wiefenfläche bis zu 200 Morgen umfaflen, ein prafs 
tiſches Schema zu erlangen, ben Bürgermeiltern und Landräthen die Berhandlums 
gen dadurch zu erleichtern und Abweichungen, welche nicht durch Lofalverhältmiffe 
geboten find, in benachbarten Diftrikten zu vermeiden, ift em foldhes Schema bu 

ommiffarien der genannten Regierungen berathen und nach Einfiht der darüber 
erflatteten Berichte derfelben Regierungen feftgeitellt. 

Die K. Reg. erhält hierbei beglaubigte Abfcheift biefes Schemas (Anl. a.) zur 
Kenntnißnahme und Benugung in geeigneten Fällen mit dem Bemerken, daß dafs 
felbe nur als ein Anhalt bei der Entwerfung folder Statuten dienen fol, und 
mithin die einzelnen darin aufgeftellten Beſtimmungen nad lokalem Bebürfniß ober 
bem Mebereintommen der Interefienten abgeändert werben Eönnen. 


nl. a. 
Entwurf zum Statut eines Wiefenverbandes. 


Verhandelt den 185 
. Bor dem unterzeichneten Bürgermeifter erfcheinen die Cigenthümer ber Grimb- 
flüde in dem Bachthale bei ‚wie fie auf 
der beigefchlofienen Karte des Geometer vom Jahre 
und dem dazu gehörigen Kataflerauszuge vom ten 


bezeichnet find, und verabreden unter fi folgenden Genoſſenſchafts⸗Vertrag auf 
“ Grund bes Gef. über die Benupung ber Brivatflüffe v. 28. Febr. 1843 88. 56. Fi. 
(8. ©. 1843. ©. 51.) 

$. 1. Die Befiger der vorgebadhten Grundftüde bilden einen Wieſenverband, 
um ben Ertrag ihrer Grundflüde duch Ent: und Bewäfferung au verbeflern. 

Der Berband wählt fein Domizil bei feinem jedesmaligen Lorkeher. 

$. 2. Die Haupts, Bes und Entwäflerungsgrüben, bie Wehre und Schüßen, 
bie Bad » Regulicungen, überhaupt alle zur vortheilhaften Beriefelung der Bers 
bandswieſen erforberlihen Anlagen werden auf gemeinfchaftlihe Koſten bes Ber s 
bandes gemacht und unterhalten, nach einem lan, weicher burch den beftellten 
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ee s Baumeifter anzufertigen und in Streitfällen von ber Regierung feftzuftel; 
en if. 

Die Befamung, der Umbau und bie fonflige Unterhaltung der einzelnen Wies 
fenparzellen Durch Planirung, Düngung ze. bleibt den @igenthümern überlaffen, je: 
bo find diefelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wiefenvorftchers im Ins 
tereffe der ganzen Anlage Bolge zu leiſten; auch koͤnnen fie bie Ausführung ber 
ihnen obliegenden Arbeiten dem Wiefenwärter des Verbandes für ihre Rechnung 
übertragen. 

ss Die Beiträge zur Anlegung und Unterhaltung ber gemeinfhaftlichen 
Anlagen werben von den Genoflen nach Berbältnig ihrer beiheiligten Flaͤchen aufs 
gebraht. Der Bürgermeifter fept die Hebeliften auf Antrag des Wiefenvorftehers 
feſt und läßt die Beiträge von den Säumigen durch abminiftrative Erefution zur 
Kommunalfaffe einziehen. 

Die Anlagen werden in der Regel in Tagelohn ausgeführt unter Leitung eines 
Wieſen⸗Baumeiſters; wo es indeß zwedmäßig if, follen die Arbeiten nad Beſtim⸗ 
mung bes Borflandes an den Mindeflforbernden verbungen werben. 

Ausnahmsweife kann der Borfland auch die Anlagen durch Naturalleiſtung der 
Cigenthuͤmer ausführen laſſen. In ſolchen Faͤllen iſt der Wieſenvorſteher befugt, 
die nicht rechtzeitig oder nicht gehörig ausgeführten Arbeiten nad einmaliger vers 
geblicher Erinnerung auf Koſten des Säumigen machen und die Koften von dem⸗ 
jelben durch Crekution 'beitreiben zu laſſen. Gben bazu it der Wiefenvorfteher be: 
fugt bei Arbeiten, welche den einzelnen Genoſſen für ihre Grundſtücke obliegen und 
im Intereſſe der ganzen Anlage nicht unterbleiben dürfen. 

: &. 4 Die Anlegung der nöthigen Gräben, Wehre ıc. muß ſeder Wieſenge⸗ 
noffe ohne Weiteres geftatten und ben dazu erforberlihen Grund und Boden in 
der Regel unentgeltlich hergeben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an ben 
Damm » Doffirungen und Ufesrändern wachſende Gras ober andere zufällige Bors 
theile erfept werben folte, it Entſchaͤdigung zu gewähren. Streitigkeiten hierüber 
werden mit Ausfchluß des Rechtsweges fehiebsrichterlich entfchieden. (cf. $. 9.) 

Die Grwerbung von Terrain, welches nicht Mitgliedern des Wiefenverbandes 
gehört, erfolgt nad den Vorſchriften des Geſetzes v. 28. Webr. 1843. 

.5. Die Angelegenheiten des Wiefenverbandes werben geleitet von einem 
Wiefenvorfteher und zwei Wiefenfchöffen, welche zufammen den Vorftand Bilden. 
Diefelben befleiven ein Ehrenamt. Als Erſatz für baare Auslagen und Berfäums 
niß erhält jeboch der Wiefenvorfieher jährlich pro Morgen (5) Ser. 

. 6. Die Mitglieder des Borflandes werben von den Wiefengenofien aus 


“ ihrer Mitte auf drei Jahre gewählt, nebit zwei Stellvertretern für die Wiefenfhöfs 


fen. Bei der Wahl hat jeder Wiefengenoffe eine Stimme; wer mehr als zwei 
Morgen im Verbande befibt, Hat zwei Stimmen, wer vier Morgen befikt, drei 
Stimmen, und fo fort für je zwei Morgen eine Stimme mehr. Der Bürgermeifter 
beruft die Wahlverfammlung und führt den Vorſitz in derfelben. Gr verpflichtet 
die Gewählten durch Handſchlag an Eides Statt. Minderjährige und moralifche 
Berfonen können durch ihre geſetzlichen Vertreter, Ehefrauen buch ihre Chemaͤnner 
mitflimmen. 

Waͤhlbar if derjenige, welcher mindeftens einen Morgen Wiefe im Berbanbe 
befigt und den Bollbefiß ber bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤftiges Erkennt⸗ 
niß verloren hat. 

j Im Mebrigen find bei der Wahl die Vorſchriften für Gemeindewahlen zu bes 
obachten. 

—* denitimation des Borftandes bient das vom Bürgermeiſter befcheinigte 
Wahlprotofoll. " 

$. 7. Der Wieſenvorſteher ifl die ausführende Verwaltungs » Behörde des 
Berbandes und vertritt denfelben anderen Berfonen und Behoͤrden gegenüber. Er 
bat insbefondere 

a) die Ausführung. der gemeinfchaftlichen Anlagen nach dem feflgeftellten Bes 

wäflerungsplane mit Hülfe des vom Vorſtande erwählten Wiefen » Baumeis 
ſters zu veranlaflen und dieſelbe zu beauffichtigen; 

b) die Beiträge auszufchreiben, bie Fahlungen auf bie Kaffe anzuweiſen unb 

die Kaflenverwaltung zu tevibiren; 

c) die Boranfhläge und Jahresrehnungen den Wiefenfchöffen zur Feſtſtellung 

und Abnahme vorzulegen; 
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d) den Wiefenwärter und bie Unterhaltung der Anlagen zu beauffiitigen und 
die Halbjährige Grabenfhau im April und November mit ben Wieſenſchoͤffen 
abzuhalten; 

e) ben Schriftweäfel für den Wiefenverband zu führen und bie Urkunden befs 
felben zu unterzeichnen; zur Abfchließung von Verträgen if bie Zuſtimmung 
der Wiefenfchöffen noͤthig; 

f) die Orbnungäftzafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Berlegung dies 
fes Statuts und der befonders dazu erlaffenen Reglements bis zus Höhe 
von 1 Thlr. feſtzuſetzen und zur Kaffe einzuziehen. 

In Behinderungsfällen laͤßt fü der Wiefenvorkeher durch einen Wieſenſchoͤf⸗ 
fen vertreten. 

$. 8. Zur Bewachung und Bedienung der Wiefen ftellt der Vorſtand einen 
MWiefenwärter auf dreimonatliche Kündigung an, deflen Lohn die General⸗Verſamm⸗ 
fung der Genoſſen bei ber Wahl des Vorflandes ein für allemal beſtimmt. Die 
Mahl des Wiefenwärters unterliegt der Beflätigung des Lanbrathee. Der Wiefens 
wärter ift allein befugt zu wäflern und muß fo wäflern, daß alle Parzellen den 
verhältnigmäßigen Antheil am Wafler erhalten. Kein Gigenthümer darf die Schleus 
fen öffnen oder zufegen oder überhaupt die Bewaͤſſerungs⸗Anlage eigenmächtig vers 
ändern, bei Vermeidung einer Konventionalfirafe von 2 Thlr. für jeden Kontras 
ventionsfall. j 

Der Wiefenwärter wird als Feldhüter vereibigt; er muß ben Anweifungen bes 
Wieſenvorſtehers pünktlich Folge leiften und kann von demfelben mit Berweis und 
Geldbuße bis zu 1 Thlr. beftraft werben. 

$. 9. Die Streitigkeiten, weldye zwifchen Mitgliebern bes Verbandes über 
das Gigentbum von Brunbflüden, über die Zufländigkeit ober den Umfang von 
Grundgerehtigkeiten ober andern Nußungsreiten und über befondere auf ſpeziellen 
Nechtsttteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Partheien entfiehen, gehören 
zur Entfcheibung ber ordentlihen Berichte. 

Dagegen werben nad erfolgter Feſtſtellung des Bewäflernngsplanes dur dis 
Regierung (cf. 8. 2.) alle anderen die gemeinfamen Angelegenheiten des Berban- 
des oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder bes andern Genoſſen beireffende 
Beſchwerden von dem Borflande unterfudht und entſchieden. 

Segen die Entſcheidung bes Vorſtandes fleht jedem Theile der Rekurs an eim 
Schiedsgericht frei, weldher binnen 10 Tagen von ber Bekannimachung des Befdheis 
bes an gerechnet, bei dem Wiefenvorfieher angemeldet werden muß. Gin weiteres 
Nechtomittel findet nicht flatt. Der unterliegende Theil trägt die Koften. 

Das Schiedsgericht befteht aus dem Bürgermeifler und zwei Beifipern. Die 
Beiſitzer nebR einem Stellvertreter für jeden werben von ber General⸗Verſammlung 
der Wiefengenofien auf 3 Jahre gewählt. Wählbar if jeder, der in der Gemeinde 
feines Wohnorts zu den öffentlichen Bemeindeämtern wählbar iR, mindeflens einen 
Morgen Wieſe bet und nicht Mitglied des Verbandes ifl. 

Wenn der Bürgermeifter ſelbſt Mitglied des Verbandes fein follte, fo muß 
der Landrath auf Antrag jedes Betheiligien einen andern unpartheiifchen Borligens 
ben bes Sciebögeridht ernennen. Dafielbe kann der Landrath thun, wenn fenftige 
GBinwendungen gegen bie Berfon des Bürgermeiflers von den Betheiligten erhoben 
—8 welche deſſen Unpartheilichkeit nach dem Ermeſſen des Landratho beein⸗ 

tigen. 

8. 10. Wegen ber Waͤſſerungs⸗Ordnung, ber Graäbenräumung, der Heuwer⸗ 
bung und der Hütung auf den Wieſen hat der Vorſtand die nöthigen Beſtimmun⸗ 

en i treffen und kann beren Webertretung mit Orbnungsfirafen bis I Thlr. 
edrohen. 

8. 11. Der Wiefenverband if der Oberauffiht bes Staats unterworfen. 
Das Aufſichtsrecht wird von bem Kreidstanbrath, von der K. Reg. im 
als Landes:Bolizeibehörde und von dem Min. für landwirthſchaftl. 33 gehandhabt 
in dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche nach $$. 100. 140 — 143. der 
GemeindesD. v. 11. März 1850 den Auffichts » Behörden der Gemeinden zuftchen. 

$. 12. Dies Statut kann nur mit Genehmigung bes Win. für die landwirch⸗ 
ſchaftl. Ang. abgeändert werben. 

(Min. Bl. d. i. B. 1851. ©. 258. Nr. 280.) 
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Die Geſetzgebung über das Deichweſen. 


I. Geſetz v. 28. Ian. 1848 über das Deichweſen. 


Wir Friedrich Wilhelm sc. verorbnen, da die beftehenden @efehe über das 
Deichweſen fih als unzureichend erwiefen haben, auf ben Antrag Unferes Staates 
min., nad Anhörung Unferer getreuen Stände, und nach vernommenem Gutachten 
Nnferes Staatsrathe, für alle Theile Unferer Monarchie was folgt: 

I. Deiche, die zu feinem Deichverbande gehören. 

$. 1. Deiche oder aͤhnliche Brhöhungen der Erdoberfläche, welche die Auss 
breitung ber zeitweife aus ihren Ufern tretenben Gewäfler beichränten, bürfen in 
ber ganzen Breite, welche das Wafler bei ber höchften Ueberſchwemmung einnimmt 
(Inumbationsgebiet), nicht anders als mit ausbrüdliher Genehmigung der Megies 
zung neu angelegt, verlegt, erhöht, fowie ganz ober theilweife zerftört werben. 

Wer diefem Berbote zuwider handelt, fol polizeilich nicht nur mit einer Gelb: 
Buße bis zu funfzig Thalern beftraft, fondern auch, wenn es erforberlih iſt, zur 
Wiederheritellung des früheren Zuflandes angehalten werben. 

Auf Schutzmaaßregeln, welche in Nothfällen für die Dauer der Gefahr geirofs 
fen werben, finden diefe Borfhriften feine Anwendung. 

. Bor Ertheilung der Genehmigung ($. 1.) hat die Regierung nach ih⸗ 
rem Ermeſſen in erheblicheren Faͤllen die Betheiligten zu hören. | 

Iſt es ungewiß, welche Perfonen als betheiligt zu betrachten find, fo fann bie 
Regierung eine öffentliche Aufforderung mit ber Verwarnung erlaflen, daß biejenis 
gen, welche ſich binnen ber zu bezeichnmben Brift nicht gemeldet haben, mit fpätes 
ven Ginwendungen nicht mehr gehört werben follen. 

Gine ſolche Aufforderung ift zweimal in die Amteblätter bes RegierungssBes 
—* einzurücken, und in den betreffenden Gemeinden auf die ortsübliche Weiſe be⸗ 

nnt zu machen. 

$. 3. Die Genehmigung zu einer Anlage, Verlegung ober Erhöhung ($. 1.) 
iſt zu verfagen, wenn, nach dem Urtheile der Regierung, Das notwendige Abfluß⸗ 
profil des Hochwaſſers dadurch befchräntt werben würde. 

.4 If ein ſchon vorhandeger, zum Schub der Ländereien mehrerer Des 
figer bienender Deich ganz ober theilmeife verfallen, ober ka Naturgewalt zer: 
ftört, fo kann die Regierung fordern, daß derſelbe, nad ihrer Anwelfung, bis zu 


‚ derjenigen Höhe und Stärke wieder bergeftellt werde, welche er früher gehabt hat. 


Auch if die Regierung berechtigt, in Anfehung der Deiche diefer Art diejenis 
gen Maaßregeln vorzufchreiben, welche erforberlih find, um beren Erhaltung in 
ihrem bisherigen Umfange und Zuftande zu fihern. 

$. 5. Die Regierung ift ermächtigt, Diejenigen, welche den Dei zu erhals 
ten, oder wieberherzuftellen verpflichtet find, Hierzu durch Grefution anzuhalten. 

.6. IR es ungewiß ober fireitig, wer zur Unterhaltung oder Wieberherftels 
Iung bes Deichs verpflichtet fei, fo kann bie Regierung die Leiflungen interimiftifch 
von Demjenigen fordern, welcher ben Deich feither unterhalten Kat, ober wenn dies 
fer unbekannt oder nicht leiftungsfühig iR, von denjenigen Grunbbefigern, deren 
Srundfüde, nad dem Ermeffen der Behörde, durch den Deich geſchützt werben. 
Kann die Ermittelung diefer Orundbefiger nicht fo ſchnell geichehen, als die Dring⸗ 
lichkeit des Falles es erfordert, fo ſteht der Regierung frei, die fämmtlicden Grund⸗ 
befiger derjenigen Ortſchaften, in beren Ortsfeldmark ober Gemeinde s Bezirke ber 
Dei belegen iſt, iu be nöthigen Leiftungen, nach Berhältnig ihres Grundbefiges, 
——— ohne — 2 — darauf, ob dieſe Grundbeſiger zur Gemeinde gehören 
oder t. 

8. 7. Die Regierung ſetzt in einem ſolchen Jalle ($. 6.) buch ein Reſolut 
feR, Fer bie Baulaft interimiftiih zu tragen hat, und wie bie Beiträge zu veriheis 

n find. 


Gegen ein ſolches Refolut iR der Rekurs an das Binanzmin. zuläfflg; berfelbe 
muß jedoch innerhalb einer vierwoͤchentlichen, mit dem naͤchſten Tage nad der Mits 
theilung des Refoluts beginnenden präflufivifhen Friſt bei der Regierung angemel⸗ 
bet und gerehtfertigt werben. Grfolgt innerhalb dieſer Brift nur die Anmeldung, 
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fo find die Verhandlungen ohne Weiteres zur Entſcheidung über ben Rekurs an 
das Minifterium einzufenben, und fpäter angebrachte neue Thatſachen oder Ausfüh- 
zungen nicht u rei igen. 

Die Vollſtreckung des Refoluts wird durch die Binlegung des Relurſes nit 
aufgehalten. oo. 

6. 8. Den zur Unterhaltung oder Wieberherfiellung eines Deichs interimis 
ſtiſch Herangezogenen bleibt vorbehalten, ihre Anfprüche auf Erſtattung ihrer Beis 
träge ober des Werihe ihrer Leiftungen im Nechtswege gegen bie eigentlich Ber; 
pflihteten geltend zu machen. 

8. 9. Die von ber Regierung ausgefchriebenen Beiträge und Leiſtungen find 
den öffenlißgen Laften gleich zu ftellen, und haben in Kollifionsfällen vor benfelben 
ben Borzug. ' 

$. Io. In denjenigen Fällen, in welchen eine interimiftifche Megulirung ber 
Baulaft hat erfolgen müflen (66. 6. und 7.), liegt ber Regierung ob, zur Rege⸗ 
lung ber fünftigen Leiftungen buch Bildung eines Deichverbandes ($. 11. und 
mad), auch ohne Antrag ber Betheiligten, die erforderliche Ginleitung zu 
treffen. 

Beigt fi bei näherer Croͤrterung die Bildung eines Deichverbandes nicht als 

erforderlich, fe ift bie Regierung die fernere Grhaltung des Deiches zu verlangen 

* mehr befugt. Die Betheiligten ſind von dieſer Lage der Sache in Kenntniß 
u ſetzen. 

er Einleitung zu einem Deichverbande bedarf es nicht, wenn durch Anerkennt⸗ 
niß oder im Rechtswege ein Verpflichteter ermittelt und derſelbe leiſtungsfähig if. 


II. Deichverbände. 


$. 11. Iſt es zur Abwendung gemeiner Gefahr oder zur erheblichen Foͤrbe⸗ 
zung der Landeskultur erforderlich, Deiche und dazu gehörige Sicherungs: und Mes 
Yiorationswerfe anzulegen, zu erweitern, ober zu erhalten, fo follen die Befiger 
fümmtlier der Ueberſchwemmung ausgefehten Grundſtücke zur gemeinfamen Anles 
gung und Unterhaltung der Werke unter Iandesherrliher Genehmigung zu Deich⸗ 
verbünden vereinigt werben. Zuvor find jedoch alle Betheiligte, nöthigenfalle nach 
Erlaffung eines öffentlichen Aufgebots, welches die im $. 2. beftiunmte Wirkung bat, 
mit ihren Anträgen zu hören. . 

$. 12. ine folche Vereinigung fol insbefondere in folgenden Fällen berbeis 
geführt werben: 

a) wenn es darauf ankommt, die Brunbbefiker einer noch unverwallten Niebes 
rung zur Anlegung und ferneren Brhaltung von Deichen und Meliorationss 
werfen zu verpflidten; , 

b) wenn die Grundbeſiher einer ſchon verwalten Niederung zur Verbeſſerung 
und Unterhaltung von Deichen und Meliorationswerken, welche feither nur 
von einzelnen Betheiligten angelegt und unterhalten wurden, verbindlich zu 
machen find; | 

c) wenn bergleihen Dinge und bie mittelft berfelben gefhüßten Grundbefiger 
einem ſchon beflehenden Deichverbande angefchlofien werben follen; 

d) wenn Berwaltungss und SR efiorationsanlagen ſchon beftehender Deichver⸗ 
bände erweitert, und auf unverwallte Grundſtücke der noch nicht zum Deich⸗ 
verbande gehörenden Befiger ausgedehnt werben follen. . 

$. 13. Grundbefiger, welche berfelben Niederung angehören, und mit Rüds 
ſicht auf die Lage ihrer Grundflüde ein gemeinſchaftliches Intereſſe haben, ſollen 
in ber Regel zu Cinem Deichverbande vereinigt werben. Wine Ausnahme Tann 
namentlich dann geftattet werben, wenn für "einen Theil ber Nieberung ber Zweck 
mit erheblidy geringeren Koſten erreicht werden kann. 
i $. 14. Mehrere Deichverbände, welche ein gemeinfchaftlidyes Intereſſe rück⸗ 
fihtlih der Schaltung ihrer Deiche haben, Fönnen mit landesherzlicher Genehmi⸗ 
ung entweber zu Ginem Deidhverbande vereinigt, ober unter eine gemeinfame 
eihverwaltung geflellt und zur gegenfeitigen Unterflüßung bei Durchbrüchen und 
anderen außerorbentlichen Beichäbigungen ber Deiche verpflichtet werben. 

$. 15. Für jeden Deichverband iſt ein lantherruich u vollziehendes Sta⸗ 

tut abzufaſſen, in welchem folgende Gegenſtaͤnde näher zu efimmen find: 

a) ber Umfang bes Sozietaͤts zweckes, 

b) bie Deichpflicht ober bie Art und Vertheilung ber zur Anlegung und Unter 
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Per ber Schub» und Meliorationswerke erforberlihen Beiträge und 
ungen, . 

c) n von den Grundbeſitzern zu übernehmenden Beſchraͤnkungen des Eigen: 

thums, 
d) das den Staatsbehoͤrden beizulegende Recht der Oberaufficht, 
6) a tal, fowie bie Befugniffe und Pflichten der Deichverwaltungss 
ehörbe, 

f) das Recht ber Deichgenofien, perſoͤnlich oder durch Abgeordnete bei der 

Berwaltung ber Deichangelegenheiten mitzuwirken, 

g) die Folgen der Ausbeichung. 

6. 16. Die Deihpfliht ($. 156.) muß von allen einzelnen, durch bie Deich⸗ 
und Meliorationswerle gefchüßten ober verbeflerten ertragsfähigen Grundſtücken, 
Hofs und Bauftellen, aud wenn biefelben fonft von den gemeinen Laften befreit 
ober dabei bevorredhtet find, nad dem im Statute zu beftimmenden Maaßſtabe 

eihmäßig getragen werden. Als Vertheilungsmaaßſtab ift in ber Regel das Bers 
Altnig des abzumwendenden Schadens und herbeizuführenden Vortheils anzunehmen; 
aus befonderen Gründen kann jedoch ein anderer Vertheilungs-⸗Maaßſtab zugelaffen 
werden. 

Gine Befreiung von der Deichpflicht kann Fünftig auf keinerlei Weife, au 
nicht durch Berjährung, erworben werben. 

. Die Vertheilung der Deichpflicht unter die Deichgenoffen erfolgt ſelbſt 
dann nad) den Grundfähen des $. 16., wenn diefe Pflicht bis dahin auf Grund 
fpezieller Rechtstitel zwiſchen biefen Perfonen in anderer Art vertheilt war, ober 
Einzelne danach von Anderen ganz übertragen werben mußten. 

Sn ſolchen Fällen können aber bie durch einen fpeziellen Rechtstitel Berechtig⸗ 
ten Entſchaͤdigung für bie,. erſt burd den Deihverband ihnen auferlegten Leiftungen 
von den durch jenen Titel Berpflichteten, nad) Maaßgabe deſſelben, in foweit for: 
dern, als biefe Leiftungen ſchon vor Errichtung des Deichverbandes zur Erhaltung 
ober Wiederherftellung der früheren Schuganlagen nothwendig waren. 

Die Berpflichtung zu ſolchen Entſchädigungen fann gegen eine verhältnigmäßige 
Vergütung abgelöft werben. 

6. 18. Die in einem Deichverbande zu leiſtende Deichpflicht ruht unablöslich 
auf den Grundſtücken, iſt den oͤffentlichen Laſten gleich zu achten und Hat in Kolli⸗ 
flonsfällen vor denſelben den Vorzug. 

$. 19. Die Erfüllung der Deichpflicht Tann von der Deichverwaltungs «Bes 
börde in eben der Art, wie dies bei den öffentlichen Laſten zuläfftg if, durch Gres 
fution erzwungen werben. Diefe Erefution findet auch Statt gegen Pächter, Nutz⸗ 
nießer oder andere Beſitzer bes verpflichteten Grundſtuͤcks, vorbehaltlich ihres Res 
greffes an den eigentlich Verpflichteten. 

$. 20. Die Eigenthümer der eingebeidhten Grundſtücke und Vorlaͤnder find 
verpflichtet, auf Anordnung der Deihbehörbe, dem Berbande den zu ben Schußs 
und Meliorationsanlagen erforberlihen Grund und Boden gegen Vergütung abzus 
treten, besgleichen die zu jenen Anlagen nöthigen Materialien an Sand, Lehm, 
Rafen u. f. w. gegen Erfah bes durch die Fortnahme berfelben ihnen entftandenen 
Schadens zu überlaflen. er außerordentlihe Werth ift bei Feſtſetzung ber Bers 
gütung oder Entfhädigung nicht in Anrechnung zu bringen. 

. 21. Auch diejenigen Befchränkungen des Gigenthums, denen ſich die nicht 
zum Deichverbande gehörenden Beſther des Borlandes, oder der am Flußufer, in 
der Nähe der Deiche, oder der gemeinfchaftlihen Gräben und Schlenfen belegenen 
Grundſtücke zu unterwerfen haben, find in dem Deichftatute näher zu beftimmen. 

8. 22. Streitigkeiten über bie Fragen, ob ein Grundſtück nad $. 16. deich⸗ 
pflichtig if, oder wie bie Deichlaft zu vertheilen if, find mit Ausfchluß bes Rechts⸗ 
weges, von den Berwaltungs: Behörden zu entfcheiben. 

$. 23. Die bei Publikation des gegenwärtigen Geſetzes vorhandenen Deich⸗ 
orbnungen und Statute bleiben zwar in Kraft, body follen diejenigen, Dei denen es 
erforderlich erfcheint, einer Reviſion unterworfen werben. Ihre Abänderung und 
Aufhebung kann nur unter landesherrlicher Genehmigung erfolgen. 

III. Gemeinfame Beflimmungen. 
- $. 24. Die Regierung iſt befugt, eine ſolche Benupung ber Deiche, welche 
deren Widerfandsfähigkeit zu ſchwaͤchen geeignet iſt, zu —8 oder ganz zu 
unterſagen. Werden hierdurch wohlerworbene Rechte eingeſchraͤnkt oder aufgeho⸗ 
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— hat der zur Unterhaltung bes Deiches Berpflichtete ben Berechtigten zu 
en tigen. 

8. 25. IR die Erhaltung eines Deiches zur Sicherung einer Nieberung ges 
gen Ueberſchwemmung nothwendig, fo müflen bei drohender Gefahr, nad Anord⸗ 
nung der Polizeibehörbe, alle Bewohner der bebrohten und noͤthigenfalls aud ber 
benachbarten Gegend zu ben Schubarbeiten unentgeltlich Hülfe leiſten und bie er: 
forderlichen Arbeitsgeräthe und Transportmittel mit zur Stelle Bringen. 

Die Bolizeibehörbe kann tie in ſolchen Fällen nöthigen Maaßregeln fofort 
durch Grefution zur Mneführnng bringen; fie ift befugt, die Berabfolgung ber zur 
Abwehr der Gefahr bienlichen Materialien aller Art, wo ſolche ſich finden mögen, 
3u fordern, und diefe müflen mit Vorbehalt der Ausgleigung unter den Berpflihs 
teten, und ber Grflattung bes Schadens, bei dem jedoch der außerordentliche Verch 
nit in Anrechnung kommt, von ben Beſitzern verabfolgt werden. 

$. 36. Auf Deiche, die zu einem Deichverbande gehören, findet bie Borfchrift 
bes $. 25. nur. in fo weit Anwendung, als das Deihfatut nicht andere Beſtim⸗ 
mungen enthält. 

$. 27. In Beziehung auf die Anlegung ober Beränberung von Deichen 
ober Meliorationswerken, welche auf tie Bertheibigungsfähigfeit der Feſtungen ein 
zuwirfen geeignet find, bewendet es bei ber Vorſchrift des $. 12. des al v. 
48. Sept. 1828 über das Verfahren bei baulichen Anlagen oder fonfigen 
derungen der Erboberfläche innerhalb der nähflen Umgebungen der Feſtungen. 

. 28. Alle von dem gegenwärtigen Geſetze abweichende Beſtimmungen ber 
alfgemeinen Landesgeſetze oder der für einzelne Landestheile beſtehenden Berorbnuns 
gen, namentlid die $$. 63. bis 65. Fit. 15. TE. II. des A. 2. R., werben bier 
durch aufgehoben. 

Urkundlich ꝛc. 


Gegeben Berlin, den 28. Jan. 1848. 
L. 8.) Friedrich Wilhelm. 


v. Gayigny. v. Bodelſchwingh. uben. v. Düesberg. 
Deglaubigt: 
Bode. 
(8. ©. 1848. ©. 54. Rr. 2933.) 


I. Allerh. Erlaß v. 14. Nov. 1853, betr. die allgemeinen Beſtim⸗ 
mungen für Eünftig zu erlafjende Deichſtatute. 

Um bie Häufige Wiederholung ber gleihförmigen Beflimmungen ber Deichſta⸗ 
tute in der G. S. zu vermeiden, auch die Redaltion und Brüfung der Statuten 
ben Beamten und Interefienten zu erleichtern, genehmige Ich auf Ihren Bericht 
v. 5. d. M., daß die beifolgenden Allgemeinen Beflimmungen für Fünfi au er⸗ 
Iaffende Deichflatute in der G. ©. veröffentlicht und fortan in den neuen Deichſta⸗ 
tuten in Bezug genommen werben. Die einzelnen Deichſtatuten werben nunmehr 
nur noch bie Iofalen Beflimmungen über die auszuführenden Anlagen, das Dig 
Intafter, die Wahl der Mepräfentanten u. f. w., nie bie etwa erforderlichen 
änderungen ber Allgemeinen Beflimmungen enthalten. 

Diefe Order it in dee G. ©. zu veröffentlichen. 

Gansfouci, d. 14. Now. 1853. 

. Friedrich Wilhelm. 


v. d. Hey. Simons. v. Weſtphalen. 


An 
den Bin. für H., ©. u. öffentl. A., ben 
Juſtizmin. und den Min. für bie land» 
wirthſchaftl. Ang. 


Allgemeine Beftimmungen 


für 
. künftig zu erlaſſende Deichſtatute. 
$. 1. Der Deihverband bildet eine Korporation. Der Gerichtsſtand deſſel⸗ 
ben wird im Deichftatut beſtimmt 
$. 2. Ueber bie vom Berbanbe zu unterhaltenden Deichſtrecken, Hauptgraben, 
Säleufen, Brücken zc. und über die fonfligen Grundſtücke bes Berbandes ift ein 
Lagerbud vom Deichhanptmann zu führen und vom Deichamte feRzußelien. Die 


Gefehgebung über dad Deichweſen. | 875 


barin vortommenben Beränberungen werben dem Deichamte bei ber jährlichen Rech⸗ 
nungsabnahme zur Erklaͤrung vorgelegt. " 
6. 3. Die Höhe des gewöhnliden jährligen Deichfaffenbeitrages zur Unter⸗ 


. Haltung der Berbandsanlagen wirb im Deichſtatut fehgefept. 


Ben die Erfüllung der Sozietätszwecke einen größeren Aufwand erfordert, 
fo muß diefer Mebrbetrag als auferordentliher Beitrag ausgefchrieben und von 
den Deichgenoflen aufgebradht werben. Namentlih gilt dies auch für die Koflen 
der erften normalmäßigen Herfiellung ber Sozietätsanlagen; bis zur Tilgung biefer 
Koften ift in der Regel jährlich mindeſtens ber vierfache Betrag ber gewöhnlichen 
Deichtaffenbeiträge einzuziehen. 

. 4. Wenn bie gewöhnliden Deichlaffenbeiträge, nachdem daraus für bie 
Sozietätszwede beflimmungmäßig geforgt worden, Ueberſchüſſe ergeben, fo follen 
diefe zu einem Nefervefonds, deſſen Höhe das Deichſtatnt beftimmt, gefammelt und 
mit guter Sicherheit zinsbar belegt werben. Der Reſervefonds bar nicht zu ben 
laufenden und gewöhnlichen Ausgaben des Berbandes, fondern allein für folgende 
Zwede verwandt werden: | 

a) für die Herflellung der durch Cisgang oder Hochwaſſer zerflörten ober uns 
gewöhnlich beſchädigten Deiche, foweit bie Herftellungsfoflen aus ben ges 
wöhnlichen Cinnahmen nicht beftritten werden können; 

b) für den Neubau ber vorhandenen Auslaßfchleufen; 

e) für Ausführung von Meliorationsanlagen. 

$. 3. Die gewöhnlichen Deichlafienbeiträge find zu ermäßigen, wenn fie nad 
vollſtaͤndiger Bildung des Reſervefonds Ueberſchüſſe über das jährliche Bebärfnig 
bes Verbandes ergeben. 

8. 6. Die Deichgenoffen find bei Bermeibung ber abminifirativen Cxekution 
gehalten, die gewöhnlichen Deichlaffenbeiträge in Halbjährigen Terminen, am 2. Ja⸗ 
nuar und 1. Juli jeden Jahres, unerinnert zur Deichfaffe abzuführen. Ebenſo 
müflen die außerordentlichen Beiträge in den durch das Ausfchreiben bes Deich⸗ 
hauptmanns beflimmten Terminen abgeführt werben. 

6. 7. Die Berbinblichkeit zur Entrichtung der Deichkaffenbeiträge ruht, glei 
der fonfligen Deichpflicht, als Reallaſt unablöslih auf den Grundſtücken; fie i 
den öffentlichen Laſten glei zu achten unb hat in Kollifionsfillen vor benfelben 
den Borzug. 

Die Gefültung ber Deihpfliht Tann von dem Deihhauptmann in eben ber 
ut, wie dies bei den öffentlichen Laften zuläfflg if, buch Crekution erzwungen 
werden. 

Die Exekntion findet auch Ratt gegen Pächter, Nutznießer oder andere Beſitzer 
bes verpflichteten Grundſtücks, Horbeha lich ihres Regreſſes an ben eigentlich Ver⸗ 
pflichteten. . 

Bei Beſitzveraͤnderungen Tann ſich die Deichverwaltung auch an ben im Deich⸗ 
kataſter genannten Bigenthämer fo lange halten, bis ihr die Befibyeränderung zur 
Beridgtigung bes Deiglatafters angezeigt und fo nachgewieſen if, dag auf Grund 
biefer Rachweife die Berichtigung erfolgen kann. 

Bei vortommenden Barzellirungen müffen bie Deichlaften auf die Trennftäde 
verhaͤltnißmaͤßig repastirt werben. Auch die Heinfte Barzelle zahlt mindeſtens Einen 
Bfennig faͤhrlich. 

$. 8. Cine Berichtigung des Deichfatafters Tann, abgeiehen von dem Falle 
der Barzellirung und DBeftgveränderung, zu jeber Zeit gefordert werben: 

a) wenn erhebliche, fünf Prozent überfleigende Fehler in der ber Aufftellung des 
Deichkataſters zum Grunde gelegten Bermeflung nachgewieſen werben; 

b) wenn die Zwede der Deichvermaltung eine Berlegung des Deiches nothmens 
dig machen, wodurch bisher eingebeichte Grundflüde künftig außerhalb der 
Berwallung, oder außerhalb der Berwallung. gelegene @rundflüde innerhalb 
ber Berwallung zu liegen fommen; 

ec) wenn eingedeihte Srundflüde dem Deichverbande als Cigenthum abgetreten 
werben ; 

d) wenn in Folge von Durchbrüchen eingedeichte Grundſtücke dergeſtalt ausge⸗ 
tieſt oder verſandet ſind, daß deren bisherige Ertragefaͤhigkeit um mehr 
als die Haͤlfte verringert hat und die Wiederherſtellung in den früheren Zu⸗ 
ſtand unverhältnigmäßige Koſten veranlafſen würde - 


, 


876 Von dem Schuhe u. ber Beförberung der Landeskultur. Wafferrecht. 


Ueber die Anträge auf Berichtigung bes Deichkataſters aus ben vorgedachten 
Gründen entfheidet das Deichamt. 

$. 9. Wegen angebliher Irrthümer im Deichkataſter und wegen Beränderung 
in der Kulturart ober im Ertragswerthe der Grundſtücke kann außer den im $.8. 

edachten Fällen eine Berichtigung des Deichlataflers im Laufe der gewöhnlichen 

erwaltung nicht gefordert, fondern nur von der Landespolizei-Bebörbe bei erhebs 
lichen Beränderungen der Grundflüde nach dem Antrage oder nach vorher einges 
Holtem Gutachten des Deichamtes angeorbnet werben. 

Nach Ablauf eines zehnjährigen Zeitraumes Tann auf Antrag des Deichamtes 
eine allgemeine Revifion des Deichkataftere von ber Regierung angeorbnet werben; 
dabei ift zn verfahren, wie bei der eriten Aufftellung des Kataftere. 

Erlaß und Stundung von Deichfaffenbeiträgen. 

$. 10. Ueber die Anträge auf Erlaß und Stundung von Deichfaffenbeiträs 
gen entfcheibet das Deichamt. 

$. 11. Für Brundftüde, welche in Folge eines Deichbruches ausgetieft ober 
verfandet worden, kann der Befiper die Stundung aller nad dem Durchbruch fäl⸗ 
lig werdenden Deidhkaffenbeiträge von ben befchädigten Fläͤchen bis dahin forbern, 
daß über feinen Antrag, die Deichrolle nach $. 8. abzuändern, ſchließlich entſchie⸗ 
den fein wird, Wird dieſem Antrage Folge gegeben, jo find die rückſtaͤndigen Bei: 
träge nur nad) ber berichtigen Veranlagung zu berechnen und einzuziehen; and 
darf die Binzahlung des geitundeten Rüdftandes nur in vier halbjahrigen Termis 
nen exefutivifch beigetrieben werben. 

$. 12. Iſt der Antrag auf Abänderung des Deichfatafterd von dem beſchaͤ⸗ 
digten Grundbeſitzer nicht angebracht, aufgegeben, oder ſchließlich zurückgewieſen 
worben, fo fann der Bejchädigte einen Bins bie fünfjährigen Erlaß der gewöhnlis 
hen Deichkaffenbeiträge von den beſchaͤdigten Blächen und eine gleichzeitige Stums 
bung der außerorbentlihen Beiträge von benfelben fordern, wenn bie Borfehrungen 
zur Herſtellung der Grtragsfühigfeit des ausgetieften ober verfandeten Grundſtücks 
dur Ausfüllung der Vertiefungen, Abfarren oder Unterpflügen des Eandes (Ras 


jolen) einen Koflenaufwand erfordern, welder dem Werthe des ungeführen Gins 


bis fünfjährigen Reinertrages des Grundſtücks nad dem Ermeflen des Deihamtes 
leichkommt. Die Binzahlung der geflundeten Beiträge darf nach Ablauf biefer 
if nur in vier halbjaͤhrigen Terminen erekutivifch beigetrieben werben. 
Naturalhülfskeiftungen. . 

8. 13. Sobald der @isgang nahe bevorfteht, oder das Waller an ben Fuß 
bes Deiches tritt, müflen die Damme des Verbandes, fo lange der Waflerfland 
nicht unter dieſes Maaß gefallen ift, durch Wachmannſchaften unausgefept bewacht 
werben. Die erforderlichen Wächter können vom Deichhauptmann gegen Tagelohn 
angenommen und aus ber Deichlafle bezahlt, oder aus den betheiligten Ortſchaften 
requirirt werben. . 

$. 14. Wenn die den Deichen durch Cisgang oder Hochwaſſer drohende Ges 
fahr fo dringend wird, daß nah dem Ermeflen des Deihhanptmanns die gewöhn⸗ 
liche Bewachung durch eine geringere Zahl gedungener Wächter nit mehr auss 
reicht, fo find die Mitglieder bes Deichverbandes verbunden, nad) Anweifung bes 
Deihhanptmanne die zur Bewachung und Schuͤtzung ber Deiche erforderlichen 
Mannihaften, Fuhrwerke und reitenden Boten zu geftellen und bie zum Schutze 
dienenden Materialien herbeizuſchaffen. 

Der Deighauptmann ift im Falle der Noth befugt, die erforderlichen Materias 
lien überall, wo ſich folche finden, zu nehmen und biefe müflen — mit Vorbehalt 
der Ausgleihung unter ben Verpflichteten unb ber Grflattung des Schadens, wobei 
jedoch der außerordentliche Werth nicht in Anrechnung fommt — von ben Befigern 
yerabfolgt werben. 

$. 15. Jedem Orte ift die Deichſtrecke, welche er bewachen und vertheibigen 
muß, im Voraus zu beflimmen und buch Steine ober Pfähle abzugrenzen, unbes 
ſchadet bes Rechts der Deichbeamten, die Mannfchaften nad anderen gefährdeten 
Punkten zu heorbern. 

Der Deichhauptmann Tann einen Theil ber Deichverthelbigungs = Materias 
Lu Ion vor Beginn des Bisgange oder Hochwaſſers auf die Deihe fchaffen 
affen. 

.$. 16. Bretter, Bafhinen und PBfähle werden aus ber Deichkaſſe bezahlt; 
bie übrigen Materialien (Mi, Stroh) und die Dienfte werben foweit als ma 
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auf die Deichgenoffen ausgefchrieben nach ungefährem Berhältnig der Deichfaffen- 
beiträge ber einzelnen Ortſchaften. 

Die Materialien werden Cigenthum des Deichverbandes. 

Im Notkfalle muß auf Verlangen des Deihhauptmanns der Dienft von allen 
männlichen Einwohnern der bedrohten Gegend, foweit folde arbeitsfähig find, pers 
fönlid) und unentgeltlich geleiftet werben. Die betr. Polizei = Behörden find nad) 
$. 25. des Deichgeſ. v. 28. Ian. 1848 verpflichtet, auf Antrag bes Deichhaupt⸗ 
manns fraftig dafür zu forgen, daß deſſen Anordnungen fchleunigft Folge geleiſtet 
werde. 

Schwächliche oder Fränfliche Perfonen, Weiber und Kinder unter ſechszehn 
Sahren dürfen zum Wachdienſte nicht aufgeboten oder abgefendet werben. 

Jeder Deihwächter muß fi mit einem Spaten und einem Beile felbit verfes 
ben. Die fonft erforberlihen Geräthichaften an Karren, Werten, Laternen u. |. w. 
müffen, foweit fie nit in den Magazinen. bes Berbandes vorhanden find, von den 
Gemeinden und den Gutsbeſitzern, deren Güter einen befonberen Gemeindebezirk 
bilden, mitgegeben werben. 

$. 17. Die aufgebotenen Mannfchaften haben bis zu ihrer Entlaffung die 
Anordnungen der Deihbeamten und ihrer Stellvertreter genau zu befolgen. Uns 
folgſamkeit und Bahrläffigfeit oder Widerfeglichkeit der Wächter und Arbeiter wirb 
— infofern nach den allgemeinen Gefegen nit härtere Strafen verwirkt find — 
dur Gelbfirafen von fünf Silbergrofchen bis zu drei Thalern oder verhältnigmäs 
ßige Gefaͤngnißſtrafe geahndet. 

Der Verſuch, ſich dem Dienſte durch Nichtbefolgung des Aufgebots oder eigens 
mächtiges Verlaſſen der Wachpoſten zu entziehen, wird durch eine Geldſtrafe von 
fünf Thalern oder verhältnigmäßige Gefängnißftrafe geahndet. 

Für gar nit oder unvollftändig gelieferte Materialien und nicht geleiftete 
Fuhren ober nicht geftellte reitende Boten find von dem Schuldigen folgende Geld⸗ 
firafen zur Deichkaſſe zu entrichten: 

1) für ein Fuder Mi .... 5 Rthlr. — Ser. 
2) für ein Bund Stroh ... — + 6 > 
3) für eine Subre ...... 9 3:0; 
4) für einen reitenden Boten 3 =: — ⸗ 
5) für unvollftändig oder ſchlecht gelieferte Materialien ad 1. und. 
2. die Hälfte der oben beflimmten Strafen. 

Außerdem ift ber Säumige zur Nahlieferung, event. zum Erfage der. Koflen 

der für feine Rechnung anzufchaffenden Materialien verpflichtet. 
Beichränfungen des Eigenthumsrechts an den Grundflüden. 
$. 18. Die ſchon beflehenden Deiche, deren Unterhaltung der Deichverband 
übernimmt, gehen in deffen Eigenthum und Nutzung über; das Deihamt kann in« 
dep die Grasnutzung den angrenzenden Brundbefigern überlaffen, wenn biefelben 
angemefiene Leitungen wegen linterhaltung und Beſchützung der Doffirungen und 
wegen unentgeltliher Hergabe von Erde zu Reparaturen übernehmen. 
Hecken, Bäume und Sträucher find auf den Deichen nicht zu dulden. 

Die eingehenden Privatdeiche bleiben Eigenthum derjenigen Intereflenten, wels 
Gen fie bisher gehört haben. 

$. 19. Im Binnenlande gelten folgende Nußungsbefchränfungen: 

a) die Grundſtücke am inneren Rande des Deiches dürfen drei Fuß breit vom 
vom Deichfuße ab weder beadert, noch bepflanzt, fondern nur als Gräferei 
benußt werben; 

b) Stein, Sands, Torfs und Lehmgruben, Teiche, Brunnen, Gräben ober 
ſonſtige Fünftlihe Vertiefungen des Erdreichs dürfen innerhalb zwanzig 
Rutben vom inneren Buße des Deiches nicht angelegt, auch Fundamente zu 
neuen Gebäuden Innerhalb fünf Ruthen vom Deiche nicht eingegraben 
werben; 

c) an jedem Borbe ber unter Schau geftellten Haupigräben müflen zwei Fuß 
unbeadert und mit dem Weidevieh verſchont bleiben; 

d) innerhalb drei Fuß von jedem folden Grabenborde dürfen Bäume und 
Heden nicht gepflanzt ober gebulbet werben; - 

e) die Gigenthümer der Grundflüde an den Hauptgräben müflen bei deren 
"Räumung ben Auswurf auf ihre Grundftüde aufnehmen und müffen ben 
Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen Dagegen zufällt, ‚binnen vier Wochen nach 
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der Räumung, wenn aber die Räumung vor der Embte erfolgt, Sinnen 
vier Wochen nad) der Erndte, bis auf Bine Ruthe Entfernung vom Gras 
ben fortfchaffen. Aus befonderen Gründen Tann der Deichhauptmann bie 
Friſt zur —— bre Grabenauswurfs abändern; 

f) Binnenverwallungen, Duellbämme, dürfen in ber Niederung ohne Geneh⸗ 
migung des Deichhauptmanns nicht angelegt oder verändert werben. 

6. 20. Im Borlande gelten folgende Beſchraͤnkungen: 

a) jeber Borlandsbefiger muß fi in ber Entfernung von zehn Ruthen vom 
Stromufer und eben fo weit vorlängs des Deichsfußes das Auffegen und 
Lagern der Baumaterialien des Verbandes, wenn geeignete, dem Berbande 
gehörige Lagerftellen nit vorhanden find, fowie den Transport ber Mater 
rialien über das Borland unentgeltlich gefallen laſſen; auch darf das Bors 
land @ine Ruthe breit vorlängs bes Deichfußes nit geackert oder fon 
von ber Mafendede entbloͤßt werben; 

b) Blügeldeihe, hochſtämmige Bäume und fonflige Anlagen find im Borlande 
infoweit nit zu dulden, als fie nad) dem Ermeſſen der Königl Stronpes 
Dan ⸗ Dehörhe as Hochwaſſerproſil und ben Bisgang auf fhädlihe Weile 

eſchraͤnken; 

c) auch Pflanzungen von Weiden und anderem Unterholz auf vorſpringenden 
Landecken, welche die Irregularität des Flußbettes befördern würden, Tönnen 
von der Strompolizei⸗Behoͤrde unterſagt werden. 

Ausnahmen von den in den 88. 19. und 20. gegebenen Regeln Tönnen 
> in einzelnen Fällen vom Deichamte mit Genehmigung der Regierung geflattet 
werden. 
$. 21. Die Gigenthümer der eingebeichten Grundſtücke und Vorländer find 
verpflichtet, auf Anordnung des Deichhauptmanns dem Berbande ben zu den Schutz⸗ 
und Meliorationsanlagen erforderlihen Grund und Boden gegen Bergütung abzu⸗ 
treten, besgl. die zu jenen Anlagen erforderlichen Materialien an Sand, Lehm, Ras 
fen ic. gegen Erfag des durch die Fortnahme derfelben ihnen entflandenen Scha⸗ 
dens zu uͤberlaſſen. Bür den alten Deichkörper ift an den bisherigen Befiger eine 
Entfhädigung nicht zu zahlen. 

$. 22. Wird innerhalb einer Gntfernung von zehn Ruthen vom Stromufer 
ober vom Deichfuße eine Pilanzung im Vorlande von ber Deidiverwaltung als 
nothwendig erachtet, fo muß: der Bigenthümer auf Anorbnung des Deihhauptmanne 
entweder diefe Pflanzung binnen vorgefchriebener Friſt felbR anlegen und unterhal 
ten, oder ben dazu erforberlihen Grund und Boden dem Berbande gegen Sntichäs 
digung überlaffen. 
$. 23. Bei Feſtſtellung der nach den 88. 21. und 22. zu gewährenden Bers 
ütung I der außerordentlihe Werth nicht in Anrechnung zu bringen ($. 20. bes 
eſetzes). 
er Betrag wird nach vorgängiger, unter Zuziehung bes Beſitzers zu bewir⸗ 

Fender Abſchazung von dem Deichamte, ober in einigen Faͤllen von dem Deich⸗ 

hauptmann, vorbehaltlich der Genehmigung des Deihamtes, interimiflifch ſeſtgeſetzt 

und ausgezahlt. 

Ueber die Höhe der Vergütung ift innerhalb vier Wochen nach erfolgter Bes 
kauntmachung bes feRgefebten Betrages ber Rechtsweg zuläſſig. 

Wer auf biefen verzichten will, kann binnen gleicher Erik Rekurs an bie Res 
gierung einlegen. 

Die Fortnahme der Materialien und die Ausführung der Banten wirb 
| allen bie Einwendungen gegen die vorläufig fegefehte Entihädigung nicht aufge: 


Auffichtsrecht der Stantebehörben. 
$. 24. Der Deichverband iſt dem Oberauffihtsrecht bes Staates unters 


worfen. 
Daſſelbe wirb von der Bezirkoregierung ale LandespolizeisBehörbe und in bös 
ker Inſtanz von dem Min. für landw. Ang. gehandhabt nach Maaßgabe bes 
tatuts, übrigens in dem Umfange und mit den Beſugniſſen, welche den Aufſichts⸗ 
Behörden der Gemeinden zufchen. 
Ä Die Regierung hat darauf zu Halten, daß die Beſtimmungen des Statuts 
hbesali beobachtet, die Anlagen gut ausgeführt und ordentlich erhallen, die Grund⸗ 
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Rüde des Berbandes forgfältig genubt und die eiwanigen Gulden regelmäßig 
verzinkt und getilgt werben. 

Die Regierung entſcheidet über alle Beſchwerden gegen bie Beſchlüſſe bes 
Deichamtes und des Deihhauptmanns, fofern ber Rechtsweg nicht zuläffig und 
singefölagen iR, und ſetzt ihre Entſcheidungen nötbigenfalle exckutiviſch in 

ollzu 

Die Beſchwerden an die Regierung koͤnnen nur 

a) über Straffeſtſetzungen des Deichhauptmanns gegen die Unterbeamten des 

Verbandes binnen zehn wagen, 

b) gegen Beichlüfle über den Beitragsfuß (cfr. $.8.), über Erlaß und Stun⸗ 

sung von Deichlafien» Beiträgen, fowie über Entfädigungen, binnen vier 


schen 
nad erfolgter Bekanntmachung des Beſchluſſes erhoben werben. Diefelben find 
bei ber Regierung ober bei dem Deihhauptmann einzureichen, welcher ſolche als⸗ 
ann, begleitet mit feinen Bemerkungen, ungefäumt an bie Regierung zu befärs 


Bat. 

Sonſtige Beſchwerden find an eine beſtimmte Friſt nicht gebunden. J 

$. 25. Der Reg. muß, damit fie in Kenniniß von dem Gange ber Deich⸗ 
verwaltung erhalten werbe, jährlich Abfchrift des Etats, der Deichichaus und Deich⸗ 
amts s Konferenzprotofolle und ein Finalabſchluß der Deichkaſſe überreicht werben. 
Die Reg. ift befugt, außerorbenilihe Reviflonen der Deichkaffe fowohl, ale der ges 
ſammten Deihverwaltung zu veranlaffen, Kommiffarien zur Beiwohnung der 
Deichſchauen und der Deichamtsverſammlungen abzuorbnen, eine Geichäftsanweis 
fung für die Deihbeamten nad Anhörung des Deichamtes au ertheilen und auf 
Grund des Gef. v. 11. März 1850 über die Polizeiverwaltung (&. ©. 1850. 
©. 265:) die erforderlichen Bolizeiverorbnungen zu erlaffen zum Schutze des Deis 
— bes Deichgebietes, der Graben, Pflanzungen und ſonſtigen Anlagen des Ver⸗ 
andes. 

8. 26. Bei Waffergefahe it der Kreislandrath — ebenfo wie ber etwa abs 
gefendete befondere Reg. Kommiſſarius — berechtigt, ſich perſoͤnlich die Heberzeugung 
u verfchaffen, ob und wieweit die erforderlichen Sicherheitsmaaßregeln getroffen 
An. Finder Gefahr im Berzuge flatt, jo kann derfelbe die ihm nöthig ſcheinenden 
Anordnungen an Ort und Stelle felbft treffen Die Deichbeamten haben in biefem 
Balle feinen Befehlen unweigerlich Folge zu leiten. | 

:$. 27. Wenn das Deichamt es unterläßt oder verweigert, die bem Deichver⸗ 
bande nad dem Statut oder fonft geſetzlich obliegenden Leitungen auf den Hauss 
Baltsetat zu bringen ober außerorbentlih zu genehmigen, fo läßt die Reg. nad) Ans 
— des Deichamtes die Cintragung in den Stat von Amtswegen bewirken, ober 
eilt beziehungsweife bie außerorbentlihe Ausgabe fe und verfügt bie Einziehung 
der erforberlihen Beiträge. 

Gegen diefe Entſcheidung flieht dem Deichamte innerhalb zehn Tagen bie Bes 
rufung an den Min. für landwirthſchaftl. Ang. zu. . 

$. 28. Die Reg. hat auch baranf zu halten, daß ben Deihbeamten bie ihnen 
zulommenden Befoldungen unverkürzt zu Theil werden und etwanige Beichwerben 
darüber zu entſcheiden, vorbehaltlih des Rechtsweges. 


Bon den Deichbehoͤrden. 
1. Deihhauptmann. 

6. 29. Der Deichhaupimann flieht an der Spike der Deichverwaltung 
und handhabt die örtliche Deichpolizel. Er wird von benjenigen Mitgliedern des 
Deihamtes, welche die Vertretung der Deichgenoflen bei demfelben bilden, durch 
abfolute Stimmenmehrheit auf ſechs Jahre gewählt. 

Die Wahl bedarf der Befätigung der Regierung. Wird bie Befätigung ver 
fagt, fo ſchreitet das Deichamt zu einer neuen Wahl. Wird auch diefe Wahl nicht 
befätigt, ober die Wahl verweigert, fo ſteht der Regierung die Ernennung auf 
hoͤchſtens drei Jahre zu. 

In berfelben Weife iR gleichzeitig ein Stellvertreter zu wählen, welder bie 
Beinaftsfährung übernimmt, wenn der Deichhauptmann auf laͤngere Zeit behin⸗ 

ert i 


In einzelnen Fällen kann der Deichhauptman ben Detchiuſpellor 
ober cin andere Mille —— — Ab nr un handy ben Deichaſ 
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Der Deichhauptmann und deſſen Stellvertreter werben von einem Kommiffa⸗ 
rius der Regierung in oͤffentlicher Sitzung des Deichamtes vereidet. 

Der Deichhauptmann ſeinerſeits verpflichtet den Deichinſpeltor, die übrigen 
Mitglieder des Deichamtes, fowie die fonfligen Deichbeamten.in gewöhnlicher Gigung 
des Deihamtes durch Handſchlag an Bidesitatt. 

$. 30. Der Deihhauptmann hat als Verwaltungsbehörbe des Deichsverban⸗ 
des folgende Geſchaͤfte: ˖ : 

a) die Geſetze, die Verordnungen und Beſchlüſſe der vorgeſetzten Behörden. aus: 


uführen; _ 

b) die Beihlüffe des Deichamtes vorzubereiten und auszuführen. 

Der Deichhauptmann Hat die Ausführung folder Beſchlüſſe des Deich⸗ 
amtes, bie er für gefegwibrig oder für das Gemeinwohl nachtheilig erach⸗ 
tet, zu beanftanden und bie Entſcheidung der Regierung einzuholen. Ges 
flatten es die Umflände, fo ift zuvor in der naͤchſten Sitzung bes Deihams 
tes nochmals eine Berfländigung zu verfuchen; 
die Grundftüde und Einkünfte des Verbandes zu verwalten, bie auf bem 
Gtat oder befonberen Deichamtsbefchhlüffen beruhenden Cinnahmen und Auss 
gaben anzuweifen und das Rechnungs: und Kaffenwefen zu überwachen. 
Die Termine der regelmäßigen Kaffenrevifionen find dem Deichamte mitzus 
theilen, damit baflelbe ein Mitglied ober mehrere aborbnen kann, um biefem 
Geſchaͤfte beizuwohnen; bei außerordentlihen Kaſſenreviſionen ift ein vom 
Deihamte ein: für allemal bezeichnetes Mitglied zuzuziehen; 
ben Deihyerband in Broghen, fowie überhaupt nach Außen zu vertreien, 
im Namen beffelden mit Behörden und BPrivatverfonen zu verbanbein. deu 
Schriftwechfel zu führen und die Urkunden des Verbandes in ber Urſchrift 
zu vollziehen. Die Ausfertigungen der Urkunden werben Namens des Ber 
andes von dem Deichhauptmann oder feinem Stellvertreter gültig unters 
eihnet; indeß ift zu Verträgen und Bergleichen über Gegenſtände von 
hunfsig Thalern und mehr der genehmigende Beſchluß oder Vollmacht des 
Deihamtes beigubringen. Berträge und VBergleihe unter funfjig Thaler 
fließt der Deihhauptmann allein rechtsyerbindlih ab und Bat nur bie 
nerhanblungen nachträglich dem Deichamte zur Kenntnißnahme vorzu⸗ 
egen; 

e) die Urkunden und Alten bes Verbandes aufzubewahren; . 

f) die Deichfaffenbeiträge und Naturalleiftungen nad der Deidgrolle und den 
Befchlüffen des Deichamtes auszufchreiben, die Deichrollen und ſonſtigen 
Hebeliften auf Grund des Deichkataſters aufzuftellen und volliredbar zu 
erflären und die Beitreibung aller Beiträge und Strafgelder von den Saͤu⸗ 
migen im Wege der adminiktrativen Erekution zu bewirken durch die Unter 
beamten des Verbandes oder durch Requifition der gewöhnliden Ortspolizei⸗ 
Behörden. Die Hebeliften (Rollen) müflen, bevor fie vollſtreckbar erklärt 
werden, vierzehn Tage offen gelegt fein; 

g) die Deihbeamten zu beauffichtigen, von dem Gange ber techniſchen Berwals 
tung Kenntnig zu nehmen, bie halbjährige Deich: und Grabenſchau im Mai 
und Oktober nach Berabredung mit dem Deichinfpeltor auszufhreiben unb 
jedesmal felbft in Gemeinfchaft mit dem Deichinipeftor abzuhalten. Ueber 

» den Befund und bie dabei gefaßten Befchlüffe if ein Brotololl zu führen; 
h) nach dem Jahresfhluß dem Deichamte einen Jahresbericht über die Refuls 

tate der Berwaltung vorzulegen. 

6. 31. Die Etatsentwürfe und Jahresrechnungen find vom Deichrentmeifier 
dem Deihhauptmann vor dem 15. Mai zur Vorprüfung einzureichen und werben 
von dieſem mit feinen Bemerkungen dem Deichante -in der Juniverfammlung jur 
Gehtellung vorgelegt. 

Der Etat ift vor der Feſtſtellung und die Rechnung nad ber Behtellung vier: 
sehn Tage fang in einem von dem Deichamte zu beftimmenben Lokale zur Ginſicht 
ber Deichgenoſſen offen zu legen. 

‚. Der Deihhaupimann vollzieht alle Zahlungsanweifungen auf bie Deichkaſſe. 
Die Anweiſungen, welche von dem Deichinſpeltor innerhalb der ihm zur Dispoſition 
geftellten Summen an die Deichkafle erlaffen werben, find dem Deichhauptmann 
nachtraͤglich zur Cinficht vorzulegen. F 

$. 32. Berichtigungen des Deichkataſters finden nur flatt auf Grund eines 
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Dekrets des —— ‚ weichen beglaubigte Abſchrift von dem betreffenden 
Beſchluß des Deichamtes oder ber Regierung beigefügt fein muß. 

$. 33. @egen die Unterbeamten ($. 43.) kann ber Deichhauptmann Diszi: 
plinarfirafen bis zur Höhe von drei Thalern Geldbuße verfügen, fowie nöthigen- 
falls ihnen die Ausübung der Amtsverrihtungen vorläufig unterfagen. 

8. 34. Der Deihhauptmann ift befugt, wegen der beichpolizeilichen Weber: 
tretungen die Strafe — bie zu fünf Thalern Geldbuße oder brei Tagen Gefäng- 
niß — vorläufig feilzufeßen nad) dem G. v. 14. Mai 1852 (G. S. 1852. ©. 245). 

Die vom Deihhauptmann allein, nicht vom Polizeirichter, feflgejegten Geld⸗ 
firafen fließen zur Deichkaſſe. 

$. 35. Der Deihhauptmann ift ſtimmberechtigter Borfigender des Deicham⸗ 
tes er beruft defien Berfammlungen, leitet die Berhandlungen, eröffnet und fchließt 
bie Sigungen und handhabt die Ordnung in denfelben. 


2. Deichinſpektor. 
$. 36. Der Deihinfpektor Teitet die technifche Verwaltung des Deichverbans 
bes, mit Ginfchluß der zur Abwehrung der Gefahr bei Hochwaſſer und Gisgang 


. erforderlichen Maaßregeln. Er muß die Qualififation eines geprüften Baumeifters 


befigen. Seine Wahl und Beftätigung erfolgt in der für ben Deihhauptmann vors 
gefchriebenen Weiſe. 

$. 37. Der Deichinſpektor entwirft die Anfchläge zur Unterhaltung und Her 
ſtellung der Sozietätsanlagen und legt foldde dem Deihhauptmann zur Prüfung 
und Ginholung der Genehmigung des Deichamtes vor. 

Die Profefte über den Bau neuer Deiche und Schleufen, über bie Grhöhun 
oder Abtragung von Deichen und über den Verſchluß von Deichbrüchen find ber 
Regierung zur Genehmigung vorzulegen. 

. 38. Bird von dem Deichamte die Genehmigung zur Ausführung einer 
Arbeit verfagt, welche nach ber Erflärung bed Deichinfpeftord ohne Gefährbung 
der Sozietaͤts zwecke weder unterlaſſen, noch aufgeſchoben werden darf, ſo muß die 
Entſcheidung der Regierung (cfr. $. 27.) von dem Deichinſpektor eingeholt und 
demnähft zur Ausführung gebracht werden. 

. 39. Die Ausführung ber von dem Deichamte ober von der Regierung: _ 
beſchloſſenen Bauten ift von dem Deichinfpeftor zu leiten. 

Auch die laufende Beauffihtigung und Unterhaltung der Deiche, Gräben, Schleus 
fen, Uferdeckwerke und Pflanzungen erfolgt unter der Leitung des Deichinſpektors. 
Die Unterbeamten, Deihfhönpen, Wach: und Hülfsmannfchaften haben dabei 
und insbefondere bei ber Bertheidigung gegen Waflergefahr die Anweiſung bes 


Deichinſpektors pünktlich zu befolgen. 


Innerhalb der etatsmäßigen Unterhaltungsfonds und der genehmigten Anfchläge 
kann ber Deichhauptmann zur Bereinfahung des Gefhäfts beflimmte Summen bem 
Deichinfpektor zur Dispofltion ftellen, bis zu deren Höhe die Deichkaffe auf Anz 
weifung des Deidinfpeftors Zahlung zu teiften bat. 

Kol“ Auszahlung der Gelder darf in feinem Walle durch den Deichinfpektor 
erfolgen. 

Der halbjdheigen Schau muß der Deichinfpeftor beiwohnen. 

$. AU. In dringenden Fällen, wenn unvorhergefehene Umflände Arbeiten 
nothwendig maden, deren Ausführung ohne Gefährdung der Sozietätszwede nicht 
aufgefhoben werben Kann, iſt der Deichinfpektor befugt und „verpflichtet, vie Arbei⸗ 
ten unter feiner Verantwortlichfeit anzuordnen. Gr muß aber die getroffenen Anz 
orbnungen und bie Gründe, welche die unverzüglihe Ausführung nothwendig machen, 
gleichzeichzeitig dem Deihhauptmann und, wenn leßterer ſich nicht einverftanden 
erflären follte, der Regierung anzeigen. 

Dueibe Anzeige ift der naͤchſten gewoͤhnlichen Verfammlung des Deichamtes 

u machen. " 
| Können die Ausgaben aber aus den laufenden Sahreseinnahmen der Deichs 
kaſſe nicht beftritten werden, fo muß das Deihamt in kürzefter Frift außerorbents 
lich berufen werden, um von der Sache Kenntnig zu erhalten und über die Bes 
ſchaffung der erforderlichen Geldmittel zu beſchließen. 


| 3. Deichrentmeiſter. 
$. 41. Der Deichrentmeifter, welcher zugleich die Stelle eines Deichſekretairs 
verſehen kann, wird von bem Deichamte im Wege eines Tünbbaren Bertrages gegen. 
Landes⸗Kultur⸗Geſetzg ˖ Bd. I. 56 
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Bewilligung einer Prozenteinnahme von den gewöhnlichen Deichtaſſen⸗Beiträgen, 
fowie unter der Verpflichtung zur Kautionsbeftellung angenommen. 
F. 42. Der Deihrentmeifter verwaltet bie Deichkaſſe und führt bas Deich⸗ 


ataſter. 
a bat insbeſondere: j 

a) die Gtatsentwürfe nach den Anweifungen des Deichhauptmanns aufzuftellm; 

d) die ſämmtlichen Eimnahmen ber Deichlaffe einzuziehen, die Reftantenliften zu 
fertigen und dem Deichhauptmann vorzulegen; 

c) die gewöhnlichen and außerordentlichen Zahlungen aus ber Deichtaſſe nad 
den Anweifungen des Etats und des Deihhauptmanns zu bewirken; er hat 
namentlich auch die Gelder an die Lohnarbeiter anf den Bauflellen zu zabs 
len und darf ſich Hierbei nur mit Genehmigung bes Deichhauptmanns durch 
die Deichſchoͤppen vertreten lafien; 

d) die jährliche Deichkaſſenrechnung zu legen; 

e) rs Deichkatafter nach den Defreten des Deichhauptmanns ($. 32.) zu ber 

tigen; 

2) wenn er zugleich Deichſekretair if, die Cxpeditions⸗, Kanzleis und Regiſtra⸗ 
kur « Seidl te zu beforgen und die PBrotofolle bei den Deichſchauen unb 
Deichamts verſammlungen zu führen. 


4. Unterbeamte. 

$. 43. Die erforderlichen Unterbeamten — als Damms ober Wallmeiftr — 
für die fpezielle Beauffichtigung der Arbeiter, der Deiche, Gräben, Schleufen und 
Grundftüde des Berbandes werden von dem Deihhauptmann nad Anhörung bes 
Deichamtes gewählt und angeftellt. Das Deihamt beflimmt bie Zahl und ben Ges 
ſchaͤftokreis dieſer Beamten und befchließt, ob die Anftellung auf Kündigung, auf 
eine befiimmte Reihe von Sahren, oder auf Lebenszeit erfolgen fol. 

$. 44. Zu diefen Bolten follen nur folche Berfonen berufen werben, von 
deren hinreichender techniſcher Kenntniß und Uebung fich der Deichinfpeftor ver 
fihert Hat, bie volllommen koͤrperlich rüftig find und bie gewöhnlichen Elementar⸗ 
Kenntniſſe infofern befigen, dag fie eine verſtändliche fchriftliche Anzeige erflatten 
und eine einfache Verhandlung anfnehmen, auch eine gewöhnliche Lohnrechnung 
führen koͤnnen. 


5. Deichſchoͤppen (oder Deichſchulzen, Deichgefhworene). 

$. 45. Der — theilt na —* des Deichanies die Deiche 
in mehrere Auffichtsbezirke. Für jeden Bezirk werben zwei Deichfchöppen aus ber 
Zahl der Deichgenofien auf ſechs Jahre vom Deichamte erwählt und vom Deich⸗ 
hauptmann beitätigt. Mitglieder des Deichamtes — mit Ausfchluß des Deichhaupt⸗ 
manns und Deichinſpektors — Tönnen auch zu Deihfchöppen ernannt werben. Di 
Deichſchoͤppen find Organe des Deihhauptmanne und Deichinſpeltors und verpflid- 
tet, ihren Anordnungen Wolge zu leiften, diefelben namentlid) in den örtlichen Ge⸗ 
ſchaäͤften des Bezirks zu unterflügen. 

8. 46. Die Deihfchöppen Haben in ihren Bezirken im gewöhnlichen Laufe 
ber Verwaltung eine Mitauffiht über den Zufland der Deiche und fonfligen So⸗ 
zietätsanlagen zu führen; fie haben von beren Zuftande fortwährend Kenntniß zu 
nehmen, den Dei» und Grabenfhauen in ihrem Bezirk und den benachbarten Bes 
zirken beizuwohnen und bie bemerften Mängel, ſowie auch Anträge und Beſchwer⸗ 
den von Deichgenoſſen ihres Baiıte dem Deihhauptmann ober Infpeftor anzu⸗ 

eigen. Sie können von dem Deihhauptmann und refp. dem Deichinſpektor wit 
ührung und Aufnahme einfacher Unterfuhungen und Verhandlungen, unb bei 
vorkommenden Bauten mit der Kontrolle der Unterbeamten und Arbeiter, mit ber 
Abnahme der zu liefernden Baumaterialien, fowie mit ber Ablohnung der Arbeiter 
auf der Bauftelle beauftragt werben. 

Bei den Lohnzahlungen erhalten fie als Remuneration ſechs Pfennige pro 
Thaler der ausgezahlten Summe. 

$. 47. Sobald die Größe ber Gefahr bei Gisgang ober Hochwaſſer bie Yes 
wadung der Dämme oder das Aufbieten ber Naturalleiftungen notwendig macht, 
in die Deihfepöppen unter Leitung bes Deichinſpektors dazu berufen, innerhalb 

res Bezirks die Hülfsleiftungen der Wachmannſchaften und Deichgenoſſen zu ord⸗ 
nen und zu leiten, für bie Beſchaffung der erforberlidden Schukmaterialien zu fors 
oem und bie Bewachung ber Deiche zu kontrolliren. 
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6. Das Deidamt. 

$. 48. Das Deichamt hat über alle Angelegenheiten des Verbandes zu be> 
fließen, foweit diefelben nicht ausſchließlich dem Deichhauptmann oder dem Deich⸗ 
infpeftor überwiefen find. Die von dem Deichamte gefaßten Beihlüffe find für 
den Deichverband verpflichtend; die Ausführung der gefaßten Befchlüffe erfolgt durch 
den Deihhauptmann. g 

Die Mitglieder des Deidamtes find an keinerlei Inſtruktionen und Aufträge 
der Wähler und der Wahlbezirfe gebunden. 

Das Deihamt Fontrollirt die Berwaltung. Cs if baber berechtigt, fih von 
der Ausführung feiner Befchlüffe und der Verwendung aller Ginnahmen des Ber: 
bandes Webergeugung zu verſchaffen. Es kann zu biefem Zwede die Alten einſe⸗ 
ben und Kusihüfe aus feiner Mitte ernennen. j 

8. 49. Das Deichamt befleht aus | 

a) dem Deichhauptmann oder deſſen Stellvertreter, als Borfikenden, 
b) dem Deichinfpeftor, und 

c) den Reprüfentanten ber en 

Das Deichſtatut beftimmt die Zahl der Nepräfentanten unb bie Vorfchriften 
über die Wahl oder die Ernennung berfelben. . 

$. 50. Das Deichamt verfammelt ſich alle Jahre regelmäßig zweimal, im 
Anfange Juni und November. 

Im Falle der Nothwendigfeit kann das Deichamt von dem Vorfißenden außer 
ordentlich berufen werben. ie Berufung muß erfolgen, ſobald es von einem 
Biertel der Mitglieder verlangt wird. 

$. 51. Die Art und Weife der Zufammenberufung wirb von dem Deichamte 
eins für allemal feftgeftellt. Die Zufammenberufung erfolgt unter Angabe der Ge: 

enflände der Verhandlung; mit Ausnahme bringender Bälle muß biefelbe wenig: 
ens fieben freie Tage vorher flatthaben. 

$. 52. Das Deihamt kann nur befchließen, wenn mehr als die Hälfte feiner 
Mitglieder mit Einfluß des Vorfigenden zugegen find. 

Eine Ausnahme hiervon findet flatt, wenn das Deihamt, zum dritten Male 
zur Berhandlung über denſelben Gegenſtand zufammenberufen, dennoch nicht in 
genügender Anzahl erfhienen ill. Bei der zweiten und britten Zufammenberufnng 
muß auf diefe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen werben. 

$. 53. Die Befäläfe werben nag Stimmenmehrheit gefaßt. Jedes Mitglied 
hat in der Regel gleiches Stimmrecht. Bei Stinmengleichheit entſcheidet die Stimme 
des Vorſfitzenden. 

$. 54. An Verhandlungen über Rechte und Pflichten des Deichverbandes 
darf derjenige nicht Theil nehmen, deſſen Intereſſe mit dem des Verbandes in Wi⸗ 
derſpruch ſteht. Kann wegen dieſer Ausſchließung ſelbſt mit Hülfe der Stellver⸗ 
vertreter eine beſchlußfaͤhige Verſammlung nicht gehalten werden, ſo hat der Deidh: 
hauptwann, oder wenn auch diefer aus dem vorg ten Grunde betheiligt ift, bie 
Regierung für die Wahrung der Interefien des Deichverbanbes zu forgen und nös 
thigenfalls einen beſonderen Bertreter für denfelben zu beftellen. 

$. 55. Die Beihlüffe des Deichamtes und bie Namen der babei anweſend 
gewefenen Mitglieder find in ein befonderes Buch einzutragen. 

Sie werden von dem Borfigenden und wenigftens drei Mitgliedern unterzeich- 
wi. Die Stelle der Iepteren kann ein von bem Deichamte gewählter, in einer 
Deijamtsfigung hierzu von dem Deihhauptmann vereideter Brotofollführer vertreten. 

$. 56. Das Deichamt befchließt insbefondere: 

a) über die zur Grfüllung ber GSozietätszwede nothwendigen ober nüglichen 

Einrichtungen, über bie Bauanthläge nnd die erforberlihen Ausgaben; 
über auperorbendligge Deichkaſſenbeitraͤge und etwaige Anleihen (cfr. $$. 31. 


° . y ® 
b) über Berichtigungen bes Deichfatafters (ch 6$. 8. und 9.); 
c) über Erlaß und Stundung der Deichkaſſenbeiträge (FF. 10—12.); 
d) über die Repartition der RaturalsHülfsleiftungen ($. 16.); 
e) über die Vergütigungen für abgetretene Grundſtücke und Entnahme von 
Moterialien ($. 23.); 
f) über Geſchäftsanweiſen für die Deichbeamten ($. 25.); 
g) über die Wahl des Deichhauptmanns, feines Stellvertzeters, bes Deichin⸗ 
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ſpektors, des Deichrentmeiflers und der Deihfhöppen (68.29. 36. 41. 45.), 
ſowie über die Zahl der Unterbeamten ($. 43.); 

h) über die den Beamten bes Deichverbandes zu gewährenden Befolbungen, 
Benfionen, Diäten, ober Memunerationen für baare Auslagen; 

i) über die Benützung der Grunbflüde und des fonfligen Bermögens bes 
Deichverbandes; 

k) über den jährlichen Stat der Deihlaffe und die Decharge der Rechnungen; 

I) über Berträge und Bergleihe, welche Gegenftände yon fünfzig Thalern und 
mehr betreffen ($. 30d.). 

8. 57. Die Genehmigung der Regierung ift erforberlid: 

a) zu Befchlüffen über die Kontrahirung neuer Anleihen, wobei bie Regierung 
auf die regelmäßige Berzinfung und Tilgung der Schuld zu Halten hat; 

b) zu den Projekten über den Bau neuer Deihe und Säleufn, über die Er: 
böhung, Berlegung oder Abtragung von Deichen und über den Verſchluß 
yon Deichbrüchen; 

c) zur Veräußerung von Grundſtücken des Verbandes; 

d) Ile Beſchlüſſen über die Nemuneration des Deichhauptmanns und Deich⸗ 
inſpektors. 
Sollte das Deichamt ganz ungenügende Beſoldungen und Remunerationen be⸗ 

willigen, fo koͤnnen dieſelben von der Reg. noͤthigenfalls erhöht werben. 


$. 58. Die Repräfentanten der Deichgenoſſen im Deichamte wählen jahrlich 
wei Deputirte, weldhe der ganzen Dei: und Grabenfhau beimohnen müflen. 
eder der übrigen Mepräfentanten kann ber Schau ebenfalls beimohnen. 

Die Repräfentanten find befugt und verpflichtet, als Bezirksvertreter auch außer⸗ 
Halb der Sigungen bes Deihamtes die Interefien des Deichverbandes zu übers 
wachen, die Unterbeamten zu fontrolliren und die wahrgenommenen Mängel, fowie 
die Wünſche der Deichgenoften ihres Bezirks, dem Deihhauptmann ober dem Deidhs 
amte vorzutragen. 


$. 59. Diefe allgemeinen Beflimmungen gelten nur in benjenigen Deichver⸗ 
bänden, in deren Statuten fie ausbrüdlih in Bezug genommen werben. 
(9. S. 1853. ©. 935. Nr. 3893.) 


II. Zufammenftellung der bis jeßt erlaffenen Deichverbands - Sta- 
tuten. - 

1) 8. v. 12. April 1848, betr. die Ausführung der Stroms und Deihbauten 
an ber Weichfel und Nogat. (G. ©. 1848. ©. 126. 

2) 2. v. 22. Aug. 1848, beir. die Berwallung ber Ober von Nieber-ZBubow 
bis unterhalb Stützkow, und bie Bildung einer BauzKorporation zu biefem Zwecke 
(8. ©. 1848. S. 281), nebſt Allerh. Erl. v. 23. Juli 1349 (G. ©. 1849. ©. 
338) und Privilegium v. 5. Nov. 1849 wegen Ausgabe auf dem Inhaber lauten⸗ 
der Obligatianen der Deihbau:Gefelihaft zur Melioration des Nieder⸗Oderbruchs 
im Betrage von 1,300,000 Thlr. (G. S. 1849. S. 408). 

3) Statut des Herenprotfch » Brandfchüger Deichverbandes, v. 2. Oft. 1849 
(G. ©. 1849. ©. 383). 

4) Statut des Wittenberger Deichverbandes, v. 7. OH. 1850 (@. ©. 1850. 
©. 420), nebſt Privilegium v. 21. Aug. 1852 wegen Ausgabe auf ben Inhaber 
lautender Obligationen biefes Deichverbandes bis zum Betrage von 100,000 Thlr. 
(8. S. 1852. S. 557) und Allerh. Erl. v. 19. Sept. 1852, enthaltend eine Mb: 
änderung biefes Statuts (G. ©. 1852. ©. 685). 

5) Statut der BrottwigsTrieftewiger Deichverbandes, v.7. Oft. 1850 (8. ©. 
1850. S. 441), nebft Allerh. Erl. v. 18. Dit. 1851, betr. bie diefem Deiche zu 
‚gebende Richtung (G. S. 1851 S. 708). 

6) Statut des Gloſchkau⸗Maltſcher Deigverbandes, v. 7. DE. 1850.(8. ©. 
1850. S. 465). 

7) Statut des Deichverbandes für die Meifies und Oder⸗Niederung oberhalb 
Be dr 25. Da er * 180. &.517). 

atut des Deihverbandes für die Oder⸗Niederung unterhalb Fürſtenb 
v. ——— (G. S. 1850. ©. 541). s ’ ”s 
es GranichausPolbiker Deichverbandes, v. 30. i 
©. 1851. ©. 289). ichan-Volbider Deich ar “ei ‚1 


* 
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(@ 10) re bes iotha » Aumelgoßtsiper Deichverbandes, v. 30. April 1851 
Statut bes Dibeltiper Deichverbandes, v. 30. April 1851 (G. ©. 1851. 


337). 
12) Statut des Graditzer Deichverbandes, v. 4. Juni 1851 (G. ©. 1851. 


©. 415). 
13 Statut bes Deilgverbandes der Culmer Amts-Rieberung, v. 9. Zuli 1851 
(8. ©. 1851. ©. 483). 

14) Statut des Rahlberger Deichverbandes, v. 29. Nov. 1851 (G. ©. 
1852. ©. 2). 

15) Allerh. Erl v. 29. Dec. 1851, betr. bie Bildung eines gemeinſchaftlichen 
Erbentages und Deichſtuhls für die Deichfchauen Düffelt, Rindern, Cranenburg und 


ByfflihWyler, Behufs Ausführung einer Deichanlage gegen bie ner föppemmun. 


gen sur die Rückſtau aus dem 
. 33) 
j 16) Statut des Deichverbandes Breſſers Anwachs auf dem Reeſer Eylande, 
v. 17. Mär; 1852 (G. ©. 1852. S. 81). 

2) Statut des Brandſchütz⸗ Gloſchkauer Deichverbandes, v. 21. April 1852 
(9. ©. 1852. ©. 321). 


as Sur des Schlüffelburger Deichverbandes, v. 21. April 1852 (©. ©, 

19) Statut des Meipzigs Schwetiger Deichverbandes, v. 21. Juli 1852 (G. 
©. 1852. ©. 494). 
85 20) Statut des Riehl⸗Worringer Deichverbandes, v. 29. Nov. 1852 (G. ©. 
1852 3 
21) Statut des Koppen-Schönauer Deichverbandes, v. 29. Rov. 1852 (G. 
©. 1552. &. 751). 

22) B. v. 16. Mai 1853, betr. bie „Reeifion der Serſaguns der Deichſchau 
Friemersheim, im Reg. Bez. Düffelborf (®. 1853. 18) 

23) Statut für em. zn woerband der Gamer — erung, v. 6. Juli 
1853 (G. ©. 1853. 

24) Statut bes GeelomiosBanfener Deichverbandes, v. 6. Iuli 1853 (8. ©. 
1853. ©. 

&) Statut des Daupfchen » Schüßberger Deichverbandes, v. 6. Juli 1853 
(8. S. 1853. S. 597). 
* en des Rampitz⸗Aurither Deichverbanbes, v. 30. Juli 1853 (©. ©. 
13% Sraiıt des NRotwitz⸗Raaker Deichverbandes, v. 19. Sept. 1853 (G. ©. 

) 

2) Statut des Kaltenborn- Groß: Breefener Deichverbandes, v. 19. Dec. 1853 
(6 . 1854. ©. 6). 
6.8* 29) Statut bei qhenlendorf ⸗Gubener Deichverbandes, v. 19. Dec. 1853 
1 ) 
- 30) Statut des. bes Oriepen -Schlagederfer Deichverbandes, v. 24. April 1854 
(9. S! 1854 

3) Stzuu * Zoren⸗Pollhchener Deichverbandes, v. 1. Mai 1854 (G. ©. 
1854 (G. S. 1854: ©. 258). 


önigl. Niederländifhen Gebiete (G. G. 1852. 


Zweite Abtbeilung. 
Die Feldpolizei-Geſetzgebung. 


I. Feldpolizei-Ordn. v. 1. Nov. 1847 für alle Landestheile, in denen 
das Allgemeine Landrecht Befeheskraft bat, mit Ausfchluß der Kreife Rees 
und Duisburg. 

"Wir Friedrich Wilhelm sc. 2c., verorbnen, um dem Landbau einen wirffameren 
Schutz zu gewähren, ef den Antrag Unſeres Staatmin., nach Anhoͤrung Unſerer 
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‚getreuen Stände und nad) vernommenem Gutachten einer aus Mitgtiedern bee 
Staatsraths ernannten Kommiſſion, für alle Landestheile, in denen das A. L. G. 
Geſeteskraft hat, mit Ausſchluß der zur Rheinprovinz gehörigen Kreiſe Rees und 
Duisburg, was folgt: Bu 

$.1. Die gegenwärtige Feld⸗P. D. findet fowohl auf ſtädtiſche, als auf länd⸗ 
liche Orte und Feldmarken Anwendung. 

$. 2. Niemand darf fein Vieh außerhalb gefchloffener Höfe oder anderer eins 
gefriebigter Plaͤtze unbeauffichtigt umberlaufen laffen. Wer ſolcqhes thut, iR mit 
Geldbuße von fünf Silbergrofchen bie zu drei Thalern zu betrafen. 

Diefe Vorſchrift kann jedoch für Orte, wo es nach den Berhältniffen erforder 
derlich erſcheint, durch Berorbnungen ber Ortspolizei-Bchörden, mit Zuſtimmung 
ber Gemeinden, abgeandert werben. Huf dem Lande muß die Beflätigung des 
Landraths Hinzutreten. Sol aber in einer ſolchen Lokalverordnung eine höhere, 
als bie norebenb beftimmte Strafe angeoronet werben, fo iR dazu die Genehmi⸗ 
gung der Regierung noͤthig. 

5. 3. Wer fein Vieh anders, als unter der Aufficht eines hierzu tüchtigen 
Hirten zur Weide gehen, ober außerhalb eingefriedigter Pläge weiben läßt, ſoll mit 
Geldbuße von fünf Silbergroſchen bis zu brei Thalern beftraft werden. 

8.4. Wird Vieh auf einem fremden Grundſtücke betroffen, auf welchem fol 

ches überhaupt, ober zur Zeit nicht geweidet werden darf, fo kaun daſſelbe gepfän⸗ 
det werben. " 
.%5. Hu einer folden Pfändung ($. 4.) iR nicht nur der Befiger des Gruud⸗ 
ſtücks, fondern auch ein Jeder befugt, dem ein Nußungsreht daran zuſteht. Nas 
mens der Berechtigten kam die Pfändung auch von denjenigen Perfonen Yorges 
nommen werben, welchen Die Auffiht über das Grundſtück aufgetragen ift, ober bie 
zur Familie oder zu den Dienflleuten der Berechtigten gehören. 

F. 6. Die abgepfänbeten Stüde Vieh Haften für das Pfandgelb, den entſtan⸗ 
denen Schaden, und alle durch die Pfändung verurfachten Koften. 

8.7. Sind mehrere Stüde Vieh, oder ift eine ganze Heerbe übergelreten, fo 
dürfen dennoch, in fofern dies anwendbar ift, mit mehr Stüde Vieh gepfändet 
werben, als erforderlich find, um bie durch die Befhädigung entſtandenen Forde⸗ 
zungen Mu decken, den Beweis ber Beichädigung zu fihern, und weiteren Schaben 
abzuwenden. 

8. 8. Das Pfandgeld muß von dem Beſttzer des Viehes am den Beſchädig⸗ 
ten für jedes Stück Vieh, welches übergetreten if, und zwar feldft dann entrichtet 
werden, wenn eine Pfändung nicht gefchehen ift. 

Das Pfandgeld beträgt: 

1) wenn das Vieh betroffen worben if auf befüeten ober bepflanzten Aeckern, 
in Bärten, Baumſchulen, Hopfenanlagen ober auf Weinbergen, auf Fünfls 
lid) gebauten oder auf ſolchen Wiefen ober mit Fukterfräutern befäcten Weis 
ben, welche der DBefiger ſelbſt noch mit ber Hütung verfchont, eder bie der⸗ 
felbe eingefriebigt Hat, ober auf Dämmen, Deichen, Buhnen, Deckwerken 
oder gebehten Sandflaͤchen: 

a) —5* Pferd, einen Eſel ober ein Stück Rindvieh zwanzig Silber⸗ 
roſchen; 

b) für ein Schwein, eine Ziege, ein Schaaf, ein Füllen oder ein Stück 
Jungvieh unter zwei Jahren, acht Sildergrofchen ; 

c) für eine Gans oder ein Stück Yebervich anderer Art, einen Silber⸗ 


grofchen ; 

2) in allen andern Bällen, wohin au das unbefugte Behüten der Wege, 
Pläge, Dorfitrafen ‘ober Dorfanger gehört: i 9 3 
a) für ein Pferd einen Eſel ober ein Stud Rindvieh, finf Silber 


groſchen; 
b) für ein Schwein, eine Ziege, ein Schaaf, ein Füllen ober ein Stück 
ZJungvieh unter zwei Jahren, zwei Silbergroſchen; 
c) für eine Gans oder ein Stud Federvieh anderer Art, drei Pfennige. 
$. 9. Iſt jedoch gleichzeitig eine Mehrzahl von Stücken Vich übergetreten, 
fo fol der Gefammtbetrag des zu entrichtenden Pfandgeldes: 
a) für Pferde, Eſel, Rindvieh, Schweine, Ziegen und Schaafe, unter den Bors 
ausfegungen des $. 8. Ar. 1. bie Summe von zwanzig Thalern, unter 
benen des $. 8. Nr. 2. bie Summe von fünf Thaler; 
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b) für Gänfe und anderes Federvieh, unter ben Borausfehungen bes $. 8. 
Rr. 1. die Summe von zwei Thalern, und unter benen bes $. 8. Nr. 2. 
bie Summe von fünfzehn Silbergrofchen, 
nicht überfleigen bürfen. 

$. 10. Die in den 88. 8. und 9. vorgefchriebenen Säge bes Pfandgelbes 
können für ganze Kreife auf den Antrag der Kreisftände, für einzelne Feldmarken 
aber auf ben Antrag ber Drtspolizeibehörben und mit Zuflimmung ber Gemeinden, 
durch Verordnungen ber Regierungen verändert, und in ihrem Betrage erhöht 
ober verringert werben. \ 

$. 11. Das Piandgeld vertritt die Stelle des Schadenerſatzes. Grachtet 
jedoch der Beichäbigte baflelbe hiezu nicht für genügend, fo fleht ihm frei, flatt des 
Pianbgeldes die Ermittelung und den vollen Erſat bes Schadens zu fordern; 
außer bem letzteren kann er aber alsdann in ben Faͤllen des $. 8. Nr. 1. au 
noch für bie übergetreienen Stüde Vieh das geringere -Pfanbgeld ($. 8. Nr. 2. 
und $. 9.) verlangen. 

$. 12. Das Pfandgeld if in jedem einzelnen Falle nur einmal zu erlegen, 
felbR dann, wenn durch ben MHebertritt bes Viehes auf ein Grundſtück mehrere ' 
Berfonen, 3. B. ber Befißer und ein Nußungsberechtigter, in ihren Rechten verletzt 
worden find, ober wenn fich ber Mebertritt zugleih auf mehrere Grundſtücke vers 
ſchiedener Beſitzer erſtreckt hat. 

8. 13. In Faͤllen der im $. 12. bezeichneten Art gebührt das Pfandgeld 
allein bemjenigen DBefchädigten, welcher bie Pfändung bewirkt, ober den Mebertritt 
zuerſt angezeigt Bat. Die übrigen Beſchädigten bleiben aber berechtigt, den Erſat 
Ihres Schadens beſonders zu fordern, 

Hat ein Feldhüter, der über die beſchädigten Grundſtücke die Aufſicht zu fühs 
zen hatte ($. 50,), die Pfändung oder die Anzeige bewirkt, fo wird bas Pfands 
geld zwiſchen allen Beſchaͤdigten gleichmäßig getheilt. 

$. 14. Wer vorfäßli unbefugter Weife Vieh auf einem fremden Grunbflüde 
Hütet, iR nicht nur zur Erlegung bes Pfandgeldes und zum Schabenerfage nad 
den vorſtehenden Belimmungen verbunden, fondern foll überdies mit Geldbuße von 
einem bis zu zwanzig Thalern beftzaft werben. 

Die verwirkte Strafe ift zu verdoppeln, wenn ber Frevel zur Nachtzeit (88. 
29. 30.) ober an Sonns und ehlagen verübt wirb, oder wenn ein wegen Weibes 
ſrevels Verurtheilter ſich innerhalb Jahresfriſt nach dieſer Berurtheilung eines fol 
chen Frevels aufs Neue ſchuldig macht. 

IR das vorſaͤßliche Behuten fremder Grundſtücke aus Mache oder Bosheit 
unternommen, ſo tritt die in den Kriminalgeſetzen beſtimmte ſtrengere Ahndung ein. 

$. 15. Laͤßt ber zur Beauffhtigung bes Viehes beftellte, an fi tüchtige 
Hirte daffelbe unbeauffihtigt gehen, ober überträgt er bie Aufficht einer Hierzu uns 
tüchtigen Berfon, fo trifft ihn eine Geldſtrafe yon 10 Silbergroſchen bis zu 3 The. 

$. 16. Wenn das unter der Aufficht eines an fi tüchtigen Hirten weidende 
Vieh duch einen unabwendbaren Zufall zu dem Uebertritt auf ein fremdes Grund⸗ 
Rüd veranlapt worden if, fo kann weder Pfanbgeld noch Schabenerfag dafür ges 
fordert werben; body Bleibt ber Beſchaͤdigte zu biefer Forderung berechtigt, wenn 
ber Hirte von jenem Zufalle nit binnen vier und zwanzig Stunden entweber ihm, 
bem Beichäbigten, oder der DrtspoligeisBehörbe, Anzeige gemacht hat. 

$. 17. Sf der Mebertritt des Viehes auf ein fremdes Grundflüd von bem 
an fi tüchtigen Hirten verſchuldet, fo hängt es yon der Wahl bes Berchäbigten 
ab, ob er fi) wegen bes Pfandgeldes und Schabenerfaßes an den Hirten ober an 
ben Beſitzer des Lirhes halten will. Thut er das Legtere, fo bleibt dem Beſitzer 
bes Viehes ber Regreß an den Hirten vorbehalten. 

$. 18. Außerbem foll in den Faͤllen bes $. 17. der Hirte, wenn er vorfäßs 
U das Vieh auf das frembe Grundſtück getrieben bat, mit ber im $. 14. beſtium⸗ 
ten Strafe belegt, wenn ihm aber nur eine Vernachlaͤſſigung der Auffiht über das 
Bar ur zeit alt, mit Geldbuße von zehn Silbergrofhen bis zu drei Thalern 

efttaft werben. 

Auch Tann der Hirte fon wegen einer folgen Bernahläffigung von feinem 
Herrn des Dienftes fofort entlaffen werben; bei einer vorfäglid von ihm herbeis 
geführten Uebertretung aber if ber Herr zu einer ſolchen Gntlafjung des Hirten, 
wenn ber Beſchädigte biefelbe verlangt, verpflichtet und durch bie Ortspolizei⸗Be⸗ 
Hörde dazu anzubalten. 
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F. 19. Bas in den 88. 3— 18. verordnet worden, findet auch auf gemein 
ſchaftliche Heerden und deren Hirten Anwendung. 

8.20. Bei Beſchaͤdigungen, welche durch eine gemeinſchaftliche Heerde gefchehen, 
find fämmtlihe Hütungsgenofien dem Beichädigten für das Pfandgelb, den Scha⸗ 
denerſatz und bie Koften folidarifh verhaftet; unter ſich aber tragen fie boys nur 
nach Verhaͤlmiß des Biches bei, welches ein Jeder von ihnen zur Zeit der Beſchaͤ⸗ 
bigung in der gemeinfchaftlichen Heerde gehabt hat. 

$. 21. Dafür, daß die gemeinfhaftlihe Heerbe unter bie Aufficht eines tüch⸗ 
tigen Hirten geflellt werde, hat der Gemeindevorſtand zu forgen. Wo Köhrs ober 
Feldämter, oder befondere Borftände ber Hütungsgenoffenfchaften vorhanden find, 
liegt dieſen ob, dafür zu forgen. 

$. 22. Wie viel gemeinihaftliche Hirten zu halten, und ob die verſchiedenen 
BVieharten abgefondert oder gemifcht zu hüten find, ift Durch Beſchlüſſe der Ges 
meinde und an Orten, wo nit alle &emeinbeglieder an der gemeinfaftlichen 
Weide Theil haben, durch Beſchluͤſſe der Hütungsgenoffenfhaft mit Genehmigung 
des Gemeindevorftandes zu beflimmen. 

$. 23. Seder Theilnchmer eines gemeinfchaftlichen Hütungsrechts iſt bei deſſen 
Ausübung verpflichtet, fein Vieh dem gemeinfhaftlihen Hirten vorzutreiben und 
pon biefem hüten zu laffen, fofern ihm nit das Reit zum Binzelnhüten herkoͤmm⸗ 
lich oder vermöge befonderen Rechtstitels zufteht, ober bie im $. 24. gedachte Aus⸗ 
nahme eintritt. 

8. 24. Wo nad) befonderen oͤrilichen oder wirthſchaftlichen Verhaͤltniſſen für 
alle oder für einzelne Theilnehmer eines gemeinfchaftliden Hütungsre ein foL 
ches Ginzelnhüten ($. 23.) während bes ganıen Jahres oder gewiller Jahresperio⸗ 
den nothwendig ift, kann daſſelbe durch Lofalordnungen, in melden zugleid bie 
erforderlichen Sicherungsmaaßregeln feflzufegen find, geflattet werben. 

$. 25. Cine folde Lofalorbnung ($. 24.) kann nad Bernehmung bes Pros 
volanten, Unterfuhung der Berhältniffe, und Anhörung der übrigen Betheiligten, 
für fädtifhe Felpmarken von ber Ortspoliztis Behörde, auf dem Lande von dem 
Zandrathe, feflgefegt werden. Doc ift in denjenigen Städten, in welchen die Bo: 
Kur, nicht vom Gemeindevorſtande verwaltet wird, ber Leptere jeder Zeit darüber 

u bören. 

’ Der Landrath ift befugt, die zu einem foldden Zwecke erforderliche Unterſuchung 
und Vernehmung ber Betheiligten der Ortsbehörbe, einem Kreisverorbneten, ober 
einem Oekonomie⸗Kommiſſarius aufzutragen. 

$. 26. Wer unbefugterweite Ein ieh auf der gemeinfchaftichen Weide allein 
. hät, fol mit Gelobuße von zehn Sildergrofchen bis zu drei Thalern befiraft 
werben. 
$. 27. Auf Hütungsplägen, bie von fo geringem Umfange find, daß ein 
Mebertreten bes Biches auf die benachbarten fremden Grundſtücke leicht zu beforgen 

fteht, muß das Vieh mit Striden an feſte Gegenflände angebunden (getüdert), ober 
an Striden geführt werben. Lebteres muß auch dann gefchehen, wenn das Vieh 
auf Wegen zur Weide gebracht wird, denen bie erforderliche Breite fehlt. 

Wo ein Bebürfnig zu einer dieferkalb 3 treffenden allgemeinen Lokalordnung 
vorhanden iſt, kann biefelbe auf dem im $. 25. bezeichneten Wege feftgefeht werben. 

Wer dieſen Vorſchriften zumiberhandelt, if mit einer Geldbuße von zehn Sil⸗ 
bergroſchen bis zu drei Thalern zu beftrafen. ” 

$. 28. Grundſtücke, welche nicht auf allen Seiten fo eingefchloffen And, bag 
dadurch das Austreten bes Viehes verhindert wird, dürfen nur während ber Tagess 
zeit zur Viehweide benußt werden. 

$. 29. Wenn das weidende Vieh nicht über Nacht in Hürben ober anderen 
gefhloffenen Räumen verbleibt, fo muß daſſelbe fpäteflens eine Stunde nad Sons 
nenuntergang zu Stalle gebracht fein, und darf nit früher, als eine Stunde vor 
Sonnenaufgang wieder ausgetrieben werben. 

$. 30. Berbleibt das Vieh über Nat im Freien in Hürden ober anderen 
gelölofienen Räumen, fo darf daſſelbe nicht vor Sonnenaufgang auf die Weide ges 

racht werben, und muß bei Sonnenuntergang wieber eingetrieben fein. 
$. 31. Für ſolche Feldmarken ober Bezirke, in denen das naͤchtliche Hüten 
auf ungefloffenen Grundflüden bisher üblich geweien und nad ben eigentküm 
lien wirthfchaftlichen Berhältniffen, entweder für die ganze Weibeperiobe ober für 
einen Theil derfelben, nit zu entbehren if, Kann baffelbe durch befonbere, nach 
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Beftimmung bes 8. 25. zu errichtende Lofalorbnungen geftattet werben, in welchen 
bie zum Schuße gegen Beſchädigungen und Mißbräuche erforderlihen Maaßregeln 
vorzuſchreiben find. " 

$. 32. Wer den Bellimmungen der 68. 2330. oder einer nach 6. 31. ers 
richteten Lokalordnung zuwiderhandelt, wirb, auch wenn fein Vieh auf ein frembes 
Srundflüd übergetreten iR, mit Belbbuße von zehn Silbergroſchen bis zu drei 
Thalern belegt. | 

Diefe Strafe iſt beim erften Rückfall ($. 14.) bis zum doppelten, bei ferneren 
Nüdfällen bis zum vierfachen Betrage zu verfähärfen. oo 

$. 33. Tritt Bich zur Nachtzeit auf fremde, dem Hütungsrechte nicht unters 
liegende Grundſtücke über, fo iR, außer ber nach $. 32, eintretenden Strafe, das 
Bfandgeld doppelt zu entridten. 

Auch find alle diejenigen, welche an dem nächtlichen Hüten Theil nehmen, für 
Bfandgelb und Schabenerfag dem Befchäbigten fohbarifch verhaftet; unter ſich aber 
tragen fie dazu nach Verhältnig des von einem Jeden unter ihnen naͤchtlich gehüs 
teten Viehes bei. 

$. 34. Bichtreiber, weldhe ihre Heerben zur Nachtzeit (8. 29.) treiben, müfs 
fen bei Vermeidung einer Strafe von zehn Silbergeofchen bie zu brei Thalern von 
Ort zu Ort einen von ihnen zu lohnenden Begleiter zu Auffiht mitnehmen. 

$. 35. Auf den der gemeinfhaftlihen ober wechfelfeitigen Hütung unterlies 
genden Wiefen oder Fettweiden findet, foweit durch Statuten oder Gewohnheiten 
nit ein Anderes feſtgeſtellt if, 

die Borhut in den Provinzen Preußen und Pommern nur His zum 1. Mai, 
in den übrigen Provinzen nur bis zum 1. April, _ 

die Nachhut auf Fettweiden in den Provinzen Preußen und Pommern 
nit vor dem f. Oftober, in den übrigen Provinzen nicht vor dem 
1. November, auf Wiefen dagegen in allen Provinzen erſt nad völlig 
beendigter Heuerndte und auf zweis und mehrfänittigen Wiefen nicht 
vor dem 1. Dftober Statt. 

Diefe Termine können, wo ein Bebürfnig dazu obmaltet, durch Lokal⸗Ordnun⸗ 
gen auf dem im $. 25. bezeichneten Wege anders beftinmt werben. 

$. 36. Naſſe, durchbrüchige Wiefen müflen zu allen Jahreszeiten mit frember 
Hütung verfhont werben. - 

Neugebaute oder umgebaute Wiefen find mit fremder Hütung während ber 
erfien zwei Jahre J Ausführung der Anlage ganz zu verſchonen. Auch muß 
bie Schonung in ber fpäteren Zeit noch fo lange und in bemjenigen Umfange fort 
u —8 als ſie zur Vollendung der Anlage und zur Sicherung ihres —* 
nothwendig ifl. 

Die In allen dieſen Fällen etwa erforberlichen befonderen Feflfebungen find 
von ben in dem $. 25. genannten Behörden auf bie ebendafelbft vorgefchriebene 
Beife zu treffen. . 

$. 37. Auf einzelnen, im Gemenge liegenden und ber gemeinfchaftlichen ober 
wechfelfeitigen Hütung unterworfenen Felde und Wiefenftüden darf die Hütung 
nicht eher ausgeübt werden, als bis die Aberndtung ber Früchte und bie Werbung 
des Heues and) anf allen anderen zu demſelben Feldtheile (dem Winters oder Soms 
mers@etreibefelde ıc.) gehörigen Stüden geſchehen ifl. 

Den Zeitpunkt, mit welchem die Hütung auf den abgeerndteten Stüden allges 
mein beginnen darf, hat bie Ortspolizeibehörbe zu beſtimmen. 

. 38. Die Borfähriften der 8$. 35. bis 37. treten auch dann ein, wenn bie 
Hütungebefugniß auf einem einfeitigen Dienftbarkeitsrechte beruht. 

Dagegen finden diefe Vorſchriften in allen denjenigen Fällen Feine Anwendung, 
in welchen durch entgegenftehenbe rechtsbeſtaͤndige Willenserflärungen, rechtskraͤftige 
Erkenniniſſe oder durch Verjährung ruͤckſichtlich des Zeitpunktes ober der Art ber 
Ausübung ein abweichendes Rechtsverhaͤltniß begründet ifl. 

Wegen der Einfchränfung folder befonderen Rechte gegen Entfchädigung, ſo⸗ 
wie wegen Binführung anberweiter Ordnungen zur befieren Benugung ber Grund⸗ 
Rüde, verbleibt es bei den Vorfchriften und dem Verfahren bes zweiten Abſchnitts 
der Sem. Th. O. v. 7. Juni 1821. , 

8. 39. An Orten, wo ein Pfandflall nöthig ift, hat die Gemeinde einen fol: 
hen zu beichaffen. | 

$. 40. Tauben, welche Jemand haͤlt, ohne ein wirkliches Recht bazu zu has 
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ben, find, wenn fie im Freien betroffen werben, ein Gegenſtand bes Thierfangs 
(A.L.R. Th. 1. Tit. 9. 8. 111.). 

Dur Gemeindebefhlüffe Tann aber fowohl in Stäbten, als in ländlichen Ges 
weinden beflimmt werben, daß auch die Tauben besjenigen, welcher ein Recht hat, 
ſolche zu halten, wenn biefelben zur Saat» und Erndkezeit im Freien und befons 
bers auf den Ardern betroffen werden, Gegenfland des Thierfangs fein follen. 
Dergleigen Gemeindebeſchlüſſe bebürfen jedod zu ihrer Gültigkeit der Beftätigung 
der Regierung. 

$. 41. Mit Geldbuße von fünf Silbergrofchen bis zu drei Thalern iR zu 
beftzafen, wer unbefugterweife: 

1) über Gärten, Weinberge, ober vor völlig beendeter Erndte über beſtellte 
Acer oder Wiefen, oder über ſolche Aecker, Wieſen oder Weiden, welde 
eingefriebigt find, oder deren Betreten buch Warnungszeihen (Tafeln, 
Strohwiſche, Gräben u. f. w.) unterfagt ifl, ober auf einem buch Bars 
nungszeichen geſchloſſenen Privatwege geht, reitet, fährt oben Dich treibt; 

2) in @ärten, Obflanlagen, Weinbergen oder auf Aedern eine Nachleſe hält; 

3) auf Orasangern ober Heden Leinwand, Wäſche ober andere Begenflände 
um Bleichen, Trodnen u. f. w. ausbzeitet ober nieberlegt; 

4) in Privatgewäflern ober auf frembem Grund und Boden Flachs oder Hanf 
roͤthet, oder Privatgewaͤſſer buch Aufweichen von Fellen darin oder fonft 
verunreinigt; ' 

5) fremde, auf dem Felde durüdgelafiene Adergeräthe gebraudt; 

6) das an Grenzrainen, Gräben, Wegen ober Triften wachſende Bras ober 
fonflige Biehfutter abfchneidet ober abrupft; 

7) Dünger von Aeckern, Wieſen ober Weiden auffanımelt; 

8) Knochen gräbt ober fammelt; . 

9) die zur Sperrung von Wegen ober yon Bingängen in eingefriebigie Plaͤte 

‚dienenden Gatterthore, PBfotten, Hede u. f. w. öffnet, oder nad dem Hin; 
durchgehen nicht wieder fchließt. 

$. 42. Mit Geldbuße von zehn Silbergrofchen bis zu fünf Thalern foll be: 
Rraft werben, wer unbefugterweije: 

1) Erde, Lehm, Grand, Sand, Rergel ober dergl. gräbt; 

2) Blaggen oder Bülten haut oder Rafen fliht; 

3) Steine gräbt, bricht ober einfammelt, in fofern das unbefugte Forinehmen 
berfelben nicht deshalb, weil fie zum Bergregal gehören, in den Gefegen wit 
einer höheren Sirafe bebrohet ie . 

4) Steine, gerber, Schutt oder Unrath auf frembe Grundſtücke ober Privat 
wege wirft; 

5) bon ra ober Feldbaͤumen oder von Heden Laub abflüdt, ober Zweige 
abbricht; 

6) Garten⸗ oder Feldfruͤchte in geringer Quantitaͤt und unter Umſtaͤnden. welche 
bie Abfiht eines unrebligen Bewinnes ausfchliegen, z. B. zum Berzehren 
auf der Stelle, entwendet; 

7) das zur Bewäflerung von Grundſtücken bienende Waſſer ableitet. 

$. 43. Mit Geldbuße von funfzehn Silbergrofchen bis zu zwanzig Thalern 
ift zu belegen, wer unbefugterweije: 

4) fü eines Theiles benachbarter Grundſtücke dur Abpflügen ober auf ans 
dere Weife anmaaßt, oder durch Abpflügen, Abgraben oder andere bergleis 
Gm Danblungen einen Privatweg oder Grenzrain ganz ober theilweiſe ſich 

ueignet; 

2) Bäume oder Straͤuche, weldhe in Gärten, Dbfanlagen, Allen, auf Aeckern 
ober fonft auferhalb eines Forſtes Rechen, oder Heden und andere zur Eins 
fafung, von Grundſtücken dienende Anpflanzungen abhaut, abbricht ober bes 

ädigt; 

3) Binfriedigungen anderer Art, Baums ober Prellpfühle, ober Brüden auf 
Brivatwegen befchädigt ober zerſtoͤrt; , 

4) Steine, Pfähle, Tafeln, Strohwifche, Gräben ober ähnliche zur Abgrenzung 
Abfperrung ober Bermeflung von Grundſtücken ober Wegen bienenbe 
mel ober Warnungszeidhen fortuimmt, vernichtet ober fonk unfenntli 
macht; 
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5) Gräben, Bälle, Rinnen ober andere zur Ab⸗ ober Buleitung des Waſſers 
bienende Anlagen befchäbigt. 
Gleicher Beſtrafung unterliegt 
6) wer ohne Wrlaubnig der Ortopolizei⸗Behörde Torfmoore abbrennt, ober 
Haidekraut, Bülten eder ähnliche Gegenſtaͤnde auf bem Felde anzündet. 

Sind Handlungen ber unter Nr. 5. und 6. bezeichneten Art mit gemeiner Ges 
fahr verbunden, wie 3. B. die Befchäbigung von Deihen und Dämmen, fo unters 
liegen fie ben anberweit in den Geſetzen beilimmten firengeren Strafen. 

$.44. Sowohl in den im $. 41. Nr. 1. bezeichneten Fällen, als aud dann, 
wenn Jemand unbefugter Weile über unbeflellte Aecker, abgeerndiete Wieſen ober 
uneingefriedigte Weiden reitet, fährt oder Vieh treibt, ift die Pfändung der Reit 
ober Zugthiere ober bes Biches, fowie die Forderung von Pfandgeld nad den 
Vorſchriften der 68. 4. u. f. zuläffig. 

Dog findet in allen dieſen Bällen weber Pfändung, noch Schabenforberung, 
noch Beſtrafung ftatt, wenn derjenige, weldger über das fremde Grunbflüd geritten 
oder gefahren ift, ober Vieh getrieben Hat, hierzu durch die ſchlechte Befchaffenheit 
eines an dem Grundſtücke vorüberführenden, and zum gemeinen Gebrauche beſtimm⸗ 
ten Weges genöthigt werben if. 

$. 45. Iſt in den Fällen ber 88. 41. bis 43. eine Beſchaͤdigung fremden 
——— aus Rache oder Bosheit verübt, fo muß ber Thäter mit ben in ben 

minalgefepen beflimmten firengeren Strafen belegt werben. 

$. 46. Die nad dieſer Feldpolizei⸗Ordnung verwirkten Strafen werben durch 
Berfährung ausgefchloflen, wenn innerhalb dreier Monate feit ber Uebertretung eine 
Unterfuchung derſelben nicht eingeleitet iR. 

Auch verjährt der Anſpruch des Beichädigten auf Pfandgeld, wenn berfelbe 
nicht neh breiee Monate feit der Meberiretung bei ber zuſtaͤndigen Behörbe 
angemeldet if. ) 

$.47. Die nach diefer Feldpolizei⸗Ordnung verwirkten Geldbußen fließen zur 
Gemeindekaſſe des Orts, in deſſen Feldmark die Uebertretung verübt if. Liegen 
jedoch innerhalb der Feldmark Beflgungen, welche nicht zum Gemeindeverbande ge: 
hören, ober beftcht in der Feldmark Fein Gemeindeverband, fo find dergl. Geldbußen 
an die Ortspolizei:Behörbe zu entrichten, welche biefelben zu gemeinnügigen werden 
für den Drt zu verwenden, über biefe Berwendung aber da, wo eine Gemeinde 
vorhanden ift, foldde zu hören hat. 

$. 45. Gelbbußen, welche wegen Armuth der Schulbigen nicht beigetrichen 
werden können, find ben beftehenden Vorſchriften gemäß in Gefaͤngnißſtrafe, ober 
nach dem Ermeſſen ber erkennenden Behörde in Strafarbeit zu einem gemeinnüßis 

en Zwede zu verwandeln. Hierbei ift Gin Arbeitstag einer eintägigen Gefaͤngniß⸗ 
— gleich zu achten. 

$. 49. Eltern, Pflegeeltern und Dienſtherrſchaften haften, fofern die von ih⸗ 
ren im elterlichen Haufe fi aufhaltenden Rindern oder Pflegelindern oder von 
ihren Dienftleuten begangenen Feldfrevel zu ihrem Vortheil gereichen, für die Pfanb- 
gelber, Eutſchaͤbigungen, Koſten und Belbbußen. 

Kann die Geldbuße gegen den eigentlich Schulbigen nicht vollfizedt werben, 
fo fleht der Behörde frei, nad ihrem Ermeſſen entweder die Geldbuße von jenen 
ſubſidiariſch dafuͤr "verpflichteten Berfonen einziehen, ober mit Verzichtung hierauf 
Die im Falle des Unvermoͤgens an die Stelle der Geldbuße treiende Gefaͤngnißſtrafe 
oder Strafarbeit an dem Berurtheilten vollſtrecken zu lafien. 

$. 50. Die Gemeinde kann befdhließen, daß für den ganzen Gemeindebezirk, 
oder für einzelne Theile beffelben Feldhüter befellt werben, denen bie Beauffichti 
gung und Sicherung der Bärten, Aeder, Wieſen, unb deren Früchte gegen Ents 
wendung und fonflige Beihäbigungen, fowie die Verfolgung, Pfändung und Ans 
zeige ber Beſchädiger obliegt. Auch Können zu biefem Zwecke Mitglieder der Bes 


. meinde zu Chrenfeldhütern (Feldherren) ernannt werben. 


$. 51. Den Feldhütern und Ehrenfelohütern ($. 50.) fol in Anfehung befs 
fen, was fie über verübte Welbfrevel aus eigener Wahrnehmung befunden, voller 
Glaube beigemeffen werden, wenn biefelben 
1) Hinfigtli ihrer Tüchtigkeit zu dem @efchäfte von dem Lanbrathe geprüft 
und beflätigt, fobann 
2) gerichtlich eins für allemal dahin eidlich verpflichtet find: 
daß fe die Feldfrevel, welche in ben ihres Auffigt anvertrauten Bezir⸗ 
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fen vorfallen und zu ihrer Kenniniß kommen, mit aller Trene, Wahrkeit 
und Gewiffenhaftigfeit anzeigen, auch was fie über bie Thatumflände ber 
Frevel und über deren Urheber und Theilnehmer entweder aus eigener 
Sinneswahrnehmung oder dur fremde Mittheilung erfahren, mit ges 
nauer Beachtung diefes Unterfchiebes angeben wollen, und 

3) feinen Denunziantenantheil genießen; auch nicht Pfandgelder beziehen. 

8. 52. Auch den zu Feinem Gemeindeverbande gehörigen Gutsbeſitzern iſt bie 
Anftelung von dergleichen Feldhütern ($$. 50. 51.) geftattet. 

- 8.53, Wer eine Pfändung vorgenommen hat, ift verpfliitet, Hiervon ber 
Drtspoligeis Behörde fpäteftens binnen 24 Stunden Anzeige zu machen, und ihre 
Beftimmung darüber, ob er die Pfandſtücke an fie zur Aufbewahrung abliefern, 
ober bei ſich aufbewahren fol, besgleihen, wenn eine Heerde gepfänbet worben, 
‚auch darüber einzuholen, wie viel Stüde Vieh nach ber Beilimmung bes $ 7. 
zurückzubehalten find. 

Wer diefe Anzeige unterläßt, verliert zwar dadurch nicht feine übrigen Uns 
fprüche an den Gepfändeten, er kann aber auf deffen Antrag zur fofortigen Rüds 
gabe der Pfandſtücke angehalten werden, und hat außerdem Fine ehvanigen Aus 
fprüde auf Erftattung der Koſten für Wartung, Stellung und Wütterung bes 
gepfändeten Viehes verwirft.- j 

8. 54. Das abgepfändete Vieh muß fofort freigegeben werben, wenn ber Ge⸗ 

fändete durch Niederlegung eines andern Bfandes oder einer Geldſumme bem Bes 
—* für deſſen Forderung an Pfandgeld, Schadenerſatz und Koſten, hinlän 
liche Sicherheit beſtellt. Ueber die Hinlaͤnglichkeit dieſer Sicherheit bat, wenn Str 
darüber entiteht, die Ortspoligei:Behörde nach vorläufiger Prüfung und Feſtſtellung 
jener Forderung zu entfcheiden. 

$. 55. Die Behfegung der Koften für Wartung, Stallung und Yütterang 
ber gepfündeten Viehſtücke fteht ber OrtöpolizelsBehörbe zu. Die Regierungen finb 
befugt, für alle ober für einzelne Kreife, nah Vernehmung ber Kreisflände, allges 
mein geltende Sige für Koſten diefer Art zu beflimmen. 

6. 56. Die OrtspolizelsBehörbe hat, ſobald ihr eine Pfändung oder eine zur 
Forderung von Pfandgeld berechtigende Uebertretung angezeigt wird, beibe i 
in moͤglichſt kurzer Friſt vor fi zu laden, den Pfaͤnder ober Beſchaͤdigten über 
die Beranlaffung zur Pfändung ober Klage, und über feine Forderung an Pfand» 
geld und Schadenerfaß, den Beſchädiger aber mit feiner Erklärung bierüber zu 
hören, auch nöthigenfalls fofort den Beweis durch Befichtigung an Ort und Stel, 
oder durch Vernehmung der Zeugen aufzunehmen. 

$. 57. Fordert der Befchädigte nur Pfandgeld und Koften, fo gebührt bie 
untfepeibumg darüber, fofern miht der, im $. 58. Nr. 1., gebachte Fall eintritt, 
der Ortopolizei⸗Behoͤrde. 

Berwaltet ein Gutsherr die Ihm zuftchende Polizeigerichtsbarkeit felbf und if 
er, oder einer feiner Angehörigen ($. 46. Tit. 17. 25. IL. A. 2. R.) bei einem 
ſolchen alle betheiligt, fo fteht die Entſcheidung dem Landrathe zu. 

6. 58. Dagegen gebührt die Entſcheidung des Streits dem Gerichte, wenn 

1) der Gepfändete die Rechtmäßigkeit der Pfaͤndung ober die Forderung des 

Pfandgeldes deshalb beſtreitet, weil er ein Recht zu ber yon ihm Yorgenoms 
menen Handlung zu haben behauptet, oder 

2) der Befchäbigte er mit dem Pfandgelde nicht begnügen will, und zugleid 

oder allein den Erfaß des ihm verurſachten Schadens fordert. 

In beiden Fällen ift die Sache von ber Bolizeibehörbe an das betreffende Ges 
richt zu verweifen, welchem alsdann auch die weitere Beſtimmung barüber zuſteht 
Pa m ben Pfandſtücken, fofern ſolche nad $. 54. noch nicht ausgelöft find, ges 
ſchehen fol. 

$. 59. Sowohl in den ihrer Entſcheidung unterliegenden, als in ben nach 
$. 58. Nr. 2. der gerichtlichen Entſcheidung zu Überweifenden Streitfällen get bie 
Bolizeibehörbe fi zu bemühen, zwiſchen beiven Theilen einen Vergleich zu Stande 
zu bringen. Gelingt dies, fo if über den Bergleih ein Protofoll aufzunehmen, 
auf Grund teffen, wie aus einem gerichtlichen Vergleiche, bie Erekution nachgefudt 
und vollſtreckt werben Tann. 

$. 60. Erſcheint derjenige, gegen welchen der Anfpruch auf Pfandgeld erho⸗ 
ben if, auf bie ergangene Borladung ($. 56.) nit, fo Hat’ die Bolizeibehörbe 
nad) thatſaͤchlicher und rechtlicher Erörterung der Sache den Beirag des Pfandgel⸗ 
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bes und ber Koſten buch ein Reſolut feſtzuſetzen, demnaͤchſt aber, wenn eine Pfaͤn⸗ 
bung gefehen it und der Gepfänbete ſich nicht innerhalb acht Tagen feit der 
Pfändung meldet, das Pfand -öffentli zu verfteigern, den Beichädigten daraus zu , 
befriedigen und den etwanigen Weberreft des Erloͤſes an das gerichtliche Depofltum 
des Orts abzuliefern. 

$. 61. Auf eben biefe Weife (6. 60.) Hat die Polizeibehörbe in benjenigen 
Faͤllen zu verfahren, in welchen eine Pfändung gefchehen iſt, der Gepfaͤndete aber, 
weil feine Perfon oder fein Aufenthalt unbekannt war, zu der nah $. 56. vorzu⸗ 
nehmenden Berhandlung nicht vorgelaben werben Eonnte. 

F. 62. Zur Erörterung ber Sache gehört e8 auch, wenn der in Anſpruch 
Genommene behauptet, daß die Beſchädigung durch die eigene Schuld und Nach⸗ 
läffigkeit des Pfaͤndenden veranlagt Sei. 

$. 63. Berlangt der Beſchaͤdigte bie Abſchätzung des Schadens, fo hat bie 
Bolizeibehörbe folche, felbft in denjenigen Bällen, welche der geritlichen Entſchei⸗ 
kung unterliegen ($. 58.), ungefäumt zu veranlaflen, und dazu nicht nur den Bes 
fhädigten, fondern auch den Beſchaͤdiger vorzuladen. Erſcheint der Beihäbiger auf 
bie Borlabung nicht, oder kann derfelbe, weil feine Berfon oder fein Aufenthalt 
unbefannt ift, nicht vorgeladen werben, fo kann auch ohne ihn die Abſchaͤtzung vor⸗ 
genommen werden. 

$. 64. Der Schade ift an Orten, wo Dorfgerichte vorhanden find, durch 
biefe, fonft aber durch andere vereivete Sachverſtaͤndige abzufhäben. - 

Sind die Dorfgerihte oder die ganze Gemeinde bei dem Ausgange ber Sache 
betheiligt, fo muß die Abſchaͤtzung duch benachbarte unbetheiligte Dorfgerichte oder 
durch andere Sachverſtaͤndige geſchehen. 

$. 65. Für Orte oder Bezirke, wo ein Bedürfniß dazu obwaltet, find zu 
dergleichen Abſchaͤtzungen ($. 64.) ſagerſtandige Taratoren zu beſtellen und eins 
für allemal gerichtlich zu vereiden. Auf dem Lande erfolgt eine ſolche Beſtellung 
auf.den Borfchlag der Ortöbehörben durch den Lanbrath, in den Stäbten durch 
den Magiſtrat. 

$. 66. "Die den Taratoren zu gewährenden Gebühren find von bemjenigen, 
welcher die Abſchaͤzung beantragt hat, mit Vorbehalt feines Regreſſes an den Der 
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ie Regierungen find befugt, die Säbe folder Gebühren für ganze Kreife 
nad) Vernehmung der Kreisftände, ober für einzelne Orte nad) Vernehmung der 
Ortöbehörden und Gemeinden allgemein feftzuftellen. 

$. 67. Gegen die Entſcheidung der Polizeibehörde über Pfandgeld und Kos 
ſten kann jede Barthei, welche ſich dadurch verlegt erachtet, innerhalb ber naͤchſten 
zehn Tage, nach der ihr gefchehenen Berkindung der Entfcheidung, den Rekurs au 
die omngelehte NRegierung einlegen. 

Neberfteigt die Summe, über welche entfchieben ift, den Betrag von zehn Tha⸗ 
len, fo ſteht der befchwerbeführenden Parthei frei, binnen jener Friſt flatt des 
Reburfes an die Regierung auf gerichtliche Grörterung und Entſcheidung der Sache 
anzutragen; hat biefelbe jedoch den Rekurs einmal eingelegt, fo kann fie die gerichts 
liche Grörterung nicht mehr fordern. 

Gegen die in Folge des Mekurfes von der Regierung getroffene Entfheidung . 
ift ein weiteres Rechtsmittel zulaͤſſig. 

$. 68. Meber bie in dieſer Feld⸗P.⸗O. mit Strafe bebrohten Ueber: 
trefungen jeder Art fieht der OrtspoligeisBehörde die Unterfuchung und Entfdei- 

ung au. 

8. 69. Gegen das polizeiliche Strafreſolut ($. 68.) kann der Verurtheilte, 
innerhalb der naͤchſten gehn Tage nach der Verkündung, den Refurs an die Regie: 
sung einlegen; er ift aber, wenn bie gegen ihn fehgefegte Strafe eine Geldbuße 
von zehn Thalern, oder eine Gefaͤngnißſtrafe oder Steafarbeit von vierzehn Tagen 
überfteigt, auch befugt, binnen berfelben Friſt, Ratt des Rekurſes auf gerichtliche 
Unterfuhung und Gntfcheidung anzutragen. Diefe Befugnig fällt weg, wenn er 
den Rekurs einmal eingelegt Bat, 

Segen bie in Folge des Mekurfes von der Regierung getroffene Cutſcheidung 
ift Tein weiteres Rechtsmittel zuläffig. 

. 70. An Orten, wo gegenwärtig bie Feldpolizei und felbpolizeilihe Ger 
richtsbarkeit nicht durch die gewöhnlichen Ortspolizei-Behoͤrden, fondern durch Feld⸗ 
Aniter ober andere zu dieſem Zwecke eingeſetzte, im Dienſte der Gemeinde ober 
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einzelner Gemeindeflaffen ober Korporationen fehende, Behörden verwaltet wirh, 
gehen auf diefe Behörden, für den bisherigen Umfang ihres Befäftsfzeifes, alle 
die Befugniffe und Obliegenheiten über, welche in diefer Felb⸗P.O. den Ortspolis 
zeisBehörben zugetheilt find. 

$.71. Den an einigen Orten berfömmlich beſtehenden Grenzregulirungs⸗ und 
Seldmegämtern verbleibt die Befugniß und Verpflichtung, für Erhaltung ber richti⸗ 

en Grenzen zwifhhen ben Flurnachbaren zu forgen, und dieſerhalb entſtehende 
teeitigfeiten vorbehaltlich des Mechteweges zu entſcheiden. 

$. 72. Die Regierungen find‘ befugt, an folhen Orten, wo bies wegen zu 
großer Entfernung des Siges ber Polizeibehörbe ober aus andern Gründen ange: 
weſſen erfheint, die Verwaltung der Feldpolizei und ber fehvaligeiligen Gerichts⸗ 
barkeit nad Inhalt dieſer Ordnung ganz ober theilweiſe ben Dorfgerichten oder 
dem Orts⸗ ober Gemeindevorflande aufzutragen. 

Auch können die Megierungen, nad eingehelker Genehmigung bes Minikers 
des Innern, für einzelne Orte, ober aus mehreren Ortſchaften zu bildende Bezizke, 
zur Berwaltung der Feldpolizei und felopolizeilichen Gerichtsbarkeit befonbere Feld⸗ 
Amter errichten, die ans mindeſtens brei vom Landrathe in Vorſchlag zu Bringen 
den, und gerichtlich zu vereidigenden Grundbeſitzern zufammenzufeßen flad. 

Alle dergleihen Cinrichtungen dürfen jedoch für Orte, über welche die Bolt 
aeigerichtöbarteit einer Privatperfon zufleht, nur mit deren Zuſtimmung getroffen 
werben. 

8. 73. Wo ein Bedürfniß dazu obwaltet, wegen ber Räumung unb Juſtand⸗ 
haltung von Privatflüffen und Gräben, und zu bem Ende wegen Beflellung von 
Schaurichtern und der benfelben hbeizulegenden Auffihtss und Strafbefugniſſe 
befondere Ordnungen oder Statuten abzufaffen, Tann dies auf dem im $. 25. 
bezeichneten Wege unter Beflätigung der Regierung mit verbindlicher Kraft ger 

e 


$. 74. Wo beſondere Berhältniffe feldpolizeiliche Borfchriften über ſolche 
Gegenſtaͤnde erforderlich machen, in Anſehun deren dieſe Feldpolizei⸗Ordnung keine 
Beſtimmungen enthält, können darüber Kreis⸗ oder Lokal⸗Verordnungen, nad Aus 
Hörung ber Kreisflände, oder der Ortspolizeis Behörden, ber Gutshertſchaften mb 
Gemeinden, mit Genehmigung und unter Beflätigung Unſerer Bin. bes I. und 
der J. erlaffen werben. - 

$. 75. Die gegenwäatige Feld BD. foll am 1. Ian. 1848 in Kraft treten. 
Bon diefem Beitpunfte ab verlieren alle bisherigen allgemeinen, provinziellen, Ras 
tntarifchen oder fonftigen Borfchriften über Gegenſtaͤnde, worüber dieſe Feld⸗P. O. 
ee enthält, foweit nicht ausdrücklich darin auf fie verwiefen iR, ihre 

am t. 

Doch verbleibt von der Halberftäbtifchen Feldorduung v. 27. Juli 1795, we 
dieſelbe bisher. gegolten hat, der 5. 38. derfelben, indeſſen auch biefer nur foweit 
in Kraft, ale er die Schaafhirten verpflichtet, für den Schabenerfag ſolidariſch zu 
Haften; die darin ausgefprochene folivarifche Verpflichtung dieſer Perſonen für bie 
Strafen wird aufgehoben. Bon ben im A. 2. R. Tb. I. Tit. 14. Abſchn. 4. ent⸗ 

altenen Borfchriften über Pfändungen bleiben in Beziehung auf Gegenſtaͤnde dies 
er Feld⸗P.⸗O. nur diejenigen gültig, welche in den hier beigedruckten Anhang aufs 
genommen find. 

Urkundlich ıc. 

Gegen Gansfouci, den 1. Nov. 1847. 

5) Friedrich Wilhelm. 


(L. S. 
. Sayigny. v. Bobel . bb 
v vigny. v. Bodelſchwingh. Uhden. Beglanbigt: 


Bode. 
(8. ©. 1847. S. 376. Rr. 2904.) 


N, Ergänzungen und Erläuterungen ber Feld - Bolizei- 
Ordn. 9. 1. Nov. 1847. 


- - Zum F. 1. 
M. der 8. Min. d. Bin. (ihoma) u. für H., G. u. öff. Arb. (0. Pas 
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tow) v. 8. Mai 1848 an vie K. Reg. zu N., betr. die Anwendung der 
—— O. v. 1. Nov. 1847 auf die innerhalb der Grenzen einer Forſt 
elegenen, aber nicht forfiwirtbfchaftlih, fondern landwirthſchaftlich genutz⸗ 
ten Grundflüde. 


Neber bie von ber K. Reg. im Berichte v. 19. San. d. J. in Anregung ges 
brachte Frage; 
ob die innerhalb der Grenzen einer Forſt beiegenen, aber nit forſtwirth⸗ 
ſchafilich, fondern landwirthſchaftlich genuzten Grundſtücke den Beſtinmun⸗ 
gen der Feld⸗P. O. v. 1. Nov. v. I. unterworfen feien? 
geben zwar weber bie Motive zu biefem Geſetze, noch die Borberathungen barüber, 
eine Auskunft. Ungeachtet inbefien die Faſſung des $. 1. des gedachten Geſetzes 
bie Frage, in welder Ausdehnung bafjelbe auf Grundſtücke, welche nicht zu einer 
Feldmark im gewöhnlichen Sinne gehören, Anwendung finde, nit direkt erledigt, 
fo muß body angenommen werben, bag das Geſetz auf alle Grundflüde, deren laud⸗ 
wirthſchaftliche Rugung a die weiteren Borfchriften des Geſetzes geſchützt wer⸗ 
ben ß en, I ne Rüdfiht auf ihre Lage innerhalb ober außerhalb einer Forſt, ih 
ezieht, we 
3 4) ſehr Häufig ganze Feldmarken, einzelne für fich beflehende Güter, ober de 
Feldmarken oder Gütern gehörende größere Ackerkomplexe in ber Forſt Kies 
gen, dieſe doch unzweifelhaft von ber Feldpolizei⸗Ordnung betroffen werben, 
und eine Difinktion nad dem Umfange ber qu. Ländereien nicht füglich ges 
teoffen werden fann, und 
2) weil der Entwurf der allgemeinen YelbpolizeisÖrbnung ſelbſt von ber Vors 
ausfesung ausgeht, daß ber polizeiliche Sduz der in den Forſten belegenen 
Aecker ac. nit durch das Forſtpolizei⸗Geſetz, fondern durch das Feldpolizei⸗ 
Gefep beſchafft werben müfle und über die unbefugte und orbnungswibrige 
Behütung der Korftdienflindereien und anderer in den Forſten belegener 
und je Holzzucht beflimmten Grundſtücke keine Beſtimmungen enthält. 
(Min. BL d. i. B. 1848. ©, 241. Ar. 271.) 


Bu $6. 50—52. 


M. ver K. Min. des I. (v. Manteuffel) u. für landwirthſchaftl. Ang. 
(Bode) v. 17. April 1852 an vie K. Meg. zu N. N., betr. die Anſtellung 
und das Verhaͤltniß der Feldhuüͤter. 

In der offenen Anlage ) wird der K. Reg. der dem Magifirate zu N., auf 
feine Vorſtellung wegen ber Anftellung ber bortigen Feldhüter Beute ertheilte Bes 
feld zur Kenninißnahme und Weiter seförberung zugefertigt. 

nl a. 

Dem Magiftrate wird anf die Vorftellung v. 12. v. M. wegen ber Anftellung 
der bertigen Feldhüter, zum Beſcheide ertheilt, daß die Feldhüter nad 8. SU. der 
Feld⸗P. O. v. 1. Nov. 1847 unbebentlih zu den Gemeindebeamten zu rechnen 
find und in diefem Berhältniffe durch den Umftand, daß die Beſoldung ber Feld⸗ 
büter gi N. von den Aderbefigern daſelbſt aufzubringen, nichts geändert wird. 

erlin, den 17. April 1852. 

(Min. BL. d. i. 3. 1852. S, 123. Nr. 111.) 


Bum $. 73. | 


1) C. M. des K. Min. für landwirthſchafil. Ang. (Bode) v. 13. Mai 
1850 an fämmtl. 8. Reg., betr. den Erlaß Ianpmwirtbfchaftlicher Polizei⸗ 
Serothnungen , fowte der Regl. wegen Räumung der Blüffe, Bäche und 

en. 


Nah dem ©. über die Bolizgeiverwalting v. 11. Mär; d. 3. find künftig 
srispolizelliche Reglements für einzelne Gemeinden von ber Ortepolizei⸗ 
Behördenad Anhörung des Gemeinde s Borfianbes, refp. wit Zuſtimmung ber 
Gemeindesßertretung,, für mehrere Gemeinden ober für den ganzen Res 
giesungsbegirt von ber Regierung zu erlaſſen, welche bei landwirthſchaſt⸗ 
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lichen Polizeiverordnungen die Zuftimmung des Bezirkorgthes einholen ung. Ne 
diefen Vorſchriften find nun auch bie Reglements wegen Räumung ber Flüſſe, Bache 
und Gräben zu behandeln, fo daß eine Genehmigung bes Miniſterii zu dergl. Re⸗ 
glements nicht mehr erforderlich ift. 

Bon den Polizeiverorbnungen über Gegenftände ber landwirthſchaftlichen Pos 
ligei, welche die K. Reg. erläßt, iſt jebesmal ein gebrudtes Exemplar in bem be: 
treffenden Stud des Amtsblatts hierher einzureichen. 

Ferner ift in dem Jahresbericht eine Ueberfiht ber von ben Ortspolgeibehörs 
den erlaflenen Verordnungen über Gegenftände der landwirthſchaftl. Polizei zu 
geben, welche Verordnungen na $. 8. ff. des Gef. v. 11. Maͤrz d. I. zur Kennt 
niß der K. Reg. gebracht werben müffen. 

(Min. BL. d. i. B. 1850. ©. 138. Nr. 191.) 


2) R. ver 8. Min. des I, (v. Butllammer) u. für landwirthſchaftl. 
Ang. (Kette) v. 13. Juli 1850 an die K. Reg. zu N., betr. den Erlaß 
landwirthſchaftlicher Polizei » Verordnungen, ſowie der Reglemente wegen 
Räumung der Zlüffe, Bäche und Gräben. 


Auf den Ber. v. 25. Mai d. J. betr. den Erlaß von landwirthſchaftl. Boli: 
eiverorbnungen, wird ber K. Meg. erwiebert, daß bie Ihr mitgetheilte Verf. v. 13. 
—* c. (Min. Bl. 1850. S. 138. ff. Nr. 191.) an die Reg. in Düffelborf gerich⸗ 
tet ift, in deren Bezirk die Feldpolizei⸗O. v. 1. Roy. 1847 nicht gilt und bisher 
eine minifterielle Genehmigung der Bahräumungs:Reglements erforberlid war. 
In den Landestheilen, wo die FeldpolizeiO. v. 1. Nov. 1847 Gültigkeit hat, fins 
bet der erfle Theil der genannten Berf. nur infofern Anwendung, als darauf Hin: 
gewiefen wird, daß die landwirthfchaftlichen Polizeiordnungen nun in den Formen 
des Se. v. 11. März d. 3. (alfo nit mehr in den Formen ber 86. 25. 73. 
der Feldpolizei⸗O. 9, 1. Nov. 1847) zu erlaffen ſind. 

Ob der Reg. Präfident behufs der Ausführung des $. 9. des Gef. v. 11. 
März c. die periodifche Ginfendung aller Ortspolizei-Berordnungen forbern will, 
bleibt feinem Ermeſſen überlaffen. Die Landräthe An aber jederfalls anzuweiſen, 
die ihnen von den Unterbehoͤrden eingereichten Abſchriften der Verordnungen über 
landwirthſchaftliche Gegenſtände der K. Reg. vorzulegen, damit dieſelbe die 
angeordnete Ueberſicht ge dem Jahresberichte fertigen laſſen Tann. 

(Min. Bl. d. i. V. 1850. ©. 213. Nr. 286,) 


3) C. R. des K. Min. für landwirthfchaftl. Ang. (v. Manteuffel) v. 
9. Sept. 1850 an fämmtl. K. Reg. mit dem Schema zu einem Bolizei« 
Reglement (Schaureglement) für vie Räumung und Inſtandhaltung ter 
kleinen Fluͤſſe und der Gräben. 


Um die Räumung und Inftandhaltung ber Fleinen Füffe und ber Gräben, 
welche ungeachtet ihrer Wichtigkeit für die Bodenfultur noch vielfach verſäumt wird, 
zu fördern, erjcheint es nüglich, den Polizeibehörben ein praktiſches Schema zu einem 
Schaureglement hinzugeben. 

Die K. Reg. in Düffelborf hat in meinem Auftrage ein foldes Schema ent⸗ 
worfen, welches auf ein von der Regierung für mehrere Gemeinden nad 
$. 11. des Gef. über die Bolizeiverwaltung v. 11. März 1850 zu erlaſſendes 
Regl. berechnet if, indeg mit wenigen Abänderungen au für die von den Orts 
polizeibehörben innerhalb Gines Gemeindebezirké zu erlaffenden Re: 
glements paßt. 

Ich überfende ber K. Reg. diefes Schema (Anl. a.) zur Benutzung mit ber 
Anweifung, daffelde auch den Ortspolizeibehörben mitzutheilen. Der K. Reg. bleibt 
überlaffen, dabei zuvörderſt diejenigen Abänderungen in dem Schema anzubringen, 
weldhe nad den dortigen Berhältniffen zweckmäßig erfchelnen. 

Da übrigens nah $. 13. des RR über die Bolizeiverwaltung v. 11. März 
b. 3. zum Erlaſſe folder Vorſchriften der Bezirksregierungen, welche die landwirth⸗ 
ſchaftl. Polizei betreffen, bie Yuftimmung bes Bezirksrathes erforberlid iR, jene 
Handhabung der landwirthſchaftl. Polizei aber; bis zur Bildung ber Pezirköräthe 
nicht —*88 werben kann, fo beſtimme id auf Grund bes Art. 67. der Kreis⸗ 
Bezirkes und ProvinzialsD. für den Preuß. Staat v. 11. März d. J., dag bis 
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zue Biſdung ber Bezirkerdthe die benfelben im $. 13. des Geß. über die Polizei: 
verwaltung 9. 11. Marz d. 3. verlichene Funklion zugleich von der Bezirksregierung 
einftweilen ausgeübt werben foll. 


Anl. a. 
PolizeisReglement 
für den ABach, ben B. Bach, den C.Graben und ben D. Graben. 
Um vie Vorfluth auf dem A. Bache, dem in benfelben einmündenden B.Bade 
und den mit biefen Bächen in DBerbindung Rehenden EC. und D.Gräben zu ſichern 
und polizeiliche Ordnung bei Benugung biefer Gewäfler mit Rüdfiht auf die Inter: 
efien fowohl der Bodenkultur als der Stauberechtigten und ber an gedachten Ge⸗ 
wäftern beſtehenden oder noch zu errichtenben gewerblichen Gtabliffemenis herbeizu⸗ 
führen, haben wir na Einfiht 
1) des Gef. über die Benutzung ber Privatflüfle v. 28. Febr. 1843 
2) des Gef. über bie Polizeiverwaltung v. 11. März; 1850, insbeſondere 
des 8g. 11. diefes Geſ., 
auf den Grund der in unſerem Auftrage über die Obſervanz in dem Bereiche jener 
Gewaͤſſer aufgenemmenen Informations⸗Verhandlungen und nad) Anhörung des 
Bezirkorathe, nachſtehendes Polizei-Reglement aufgefellt, damit daſſelbe den Bethei⸗ 
ligien zur Nachachtung diene. 

—851. Mormalbreite.) Die Normalbreite bes B.Baches von dem E.Berge 
bis zu feiner Eiumündung in den ABach, ingleichen die Rormalbreite des C. Gra⸗ 
bene und bes D. Grabens wird auf 8 Buß in der Sohle beftimmi. Die Rormals 
breite des A.Bades von dem F.Walde bis zur G.Mühle wird ebenfalls auf 8 Fuß, 
yon ber G.Mühle bis zu feiner Ginmündung in ben H. Fluß dagegen auf 9 Fuß 
in ber Sohle feſtgeſtellt. 

. An allen dieſen Gewaͤſſern find die beiderſeitigen Ufer anderthalbfüßig 
abzuböjchen, in fo fern fie nicht auf den Grund befonderer Genehmigung buch 
Bohlwerke oder Mauern befeftigt werben; wenigftens bis auf zwei Fuß über ben 
gewöhnlichen Waſſerſtand anzufhütten und zu erhalten. 

$. 3. Da wo größere Breiten vorhanden find, darf eine Ginengung bis zur 
Normaldreite nur mit Zuflimmung der Schaufommiffion und mit unferes Geneh⸗ 


migung vorgenommen werben. Die vorläufige Beibehaltung geringerer Breiten, ale 


in $. 1. normirt werden, kann nur auf den Borfchlag der Schaukommiſſion ut 
Genehmigung des Landraths geftatiel werben. 
54 (Normaltiefe) Die Normaltiefe der gedachten Gewäfler wird für 
den ©. ımb den D. Graben auf den Grund des Hier bereits vorgenommenen Nivels 
lements auf 14 Fuß unter dem im NivellementssBrofil eingetragenen, an Feſtpunkte 
angeichlofjenen niebrigften Waflerfpiegel feflgefegt. Für den A. und den BBach, 
wo dergleichen nivellitiſche Arbeiten noch nicht ftatigefunden haben, wisd bie Feſt⸗ 
ſtellung der Normaltiefe noch vorbehalten, doch muß aud hier ſchon ſetzt auf bie 
Herflellung einer moͤglichſt gleihmäßigen Waſſertiefe beim freien Anfluffe bes nies 
drigſten Waſſers gebrungen und jedes bie gleichmäßige Waſſertieſe beſchraͤnkende 
Hinderniß na Anweifung der Schaukommiſſion befeltigt werben. 

Als geringfte Tiefe in dem A. und B. Bache wird bis zur anderweiten befimis 
tiven Regulirung ebenfalls 14 Fuß unter dem niedrigften Waherfpiegel angsuommen. 

$. 5. Diejenigen Stellen in den vergenamien Gewäflern, wo eine geringese 
Tiefe als 1% Fuß ſich sorfindet, müflen binnen laͤngſtens 6 Monaten mas Bubls 
kation des gegenwärtigen Reglemente auf tiefe Tiefe gebracht werden und gelten 
für die dieſerhalb vorzunehmenden Arbeiten die Beflimmungen wegen Räumung bes 
Bachbeites ($. —.). Diejenigen Stellen, an welchen fi eine größere Tiefe vor⸗ 
findet, Iönnen nur auf Ben Borfchlag der Schankommiſſion mit unjerer Genehmi⸗ 
gung bis zur Normaltieſe ausgefüllt und buch Sauberfchwellen friert werben, 

$.6, Befundbericht. Sofort nad Publikation dieſes Neglements werben 
die Schaufommiffionen die Begehung ber genannten Bäche und Gräben vornehmen 
und einen genauen Befundbericht über die Breiten, Tiefen und Überhaupt ben Zus 
Hand der gedachten Gewaͤſſer aufftellen. Wir werben auf Grund dieſes Befund⸗ 
berichte Behimmung treffen, welche Verbreiterungen und Korrekturen fofort zur 
Ausführung gebracht werden müſſen. 

Bei allen dieſen Arbeiten, fo vote bei denjenigen zur Befelligung und Regus 
lirung ber Ufer, iſt genau nach den Anweifungen ber © ulommifften zu verfahren, 
Sandes-Kultur-Befehg. Ob. 1. 859 
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67 (Entſchädigungen.) In mie weit für das zur Verbteiterung ober 

Verlegung des Bachs refp. Grabenbettes abzutretende Terrain eine Entihäbigung 

u zahlen und von wem leßtere zu geben fei, bleibt in jedem Falle ber beſonderen 
eurtheilung vorbehalten. 

5.8 (Räumung) Zur Räumung bes A. und des B. Baches find bie Ufers 
befiger von jeder Seite bis zur Mitte des Plieges, zur Räumung des C. und bes 
D. Grabens die Stauberechtigten obfervanzmäßig wie bisher auch fortan verpflichtet, 
es fei denn, dag auf den Grund eines befonberen Rechtstitels die Verpflichtung 
Dritter Perſonen behauptet und im Falle der Konteſtation im Wege Rechtens nach⸗ 
gewiefen werbe. . 

$. 9. Die Räumung gefchieht der Megel nad in den Tagen vom 15. Mai 
bis 1. Suni und vom 15. September bis 1. Dftober. Dem Ermeflen der Kreis⸗ 
behörben bleibt überlafien, in befonderen Bällen biefe Termine ausnahmsweife zu 
ändern oder auch außerordentlihe Räumungen nad Bedürfniß anzuordnen, Giner 
deshalb ergehenden Aufforberung haben die Verpflichteten unbedingt Folge zu leiften. 

Die Aufforderung zu ben gewöhnlichen und außergewöhnlihen Räumungen 
erfolgen im Wege ber hergebrachten ortsüblichen Buhlifation. 

$. 10. (Auswurf.) Die bei der Räumung nad beiden Ufern möglich 

leichmäßig und mindeftens 3 Fuß vom obern Uferrande auszumwerfenden Gegen⸗ 
ände, als Waflergräfer, Geſchlinge, Kräuter, Sand, Mober, Kies u. f. w. fin» 
die Uferbefißer verpflichtet, foweit fie nicht zur Befefligung ber Ufer gebraucht wers 
den, innerhalb acht Tagen nad ber Ausräumung vom Ufer zu entfernen ober gleich⸗ 
mäßig mit wenigſtens zweifüßiger Böfhung auf der Grabenfeite zu planiren und 
fieht ihnen dagegen bie ausfchlieglihe Benutzung dieſes Auswurfs zu. 

6. 11. Die Räumung gefchieht immer von unten aufwärts. Sie besinnt 
an der Mündung innerhalb der erften vier Tage nad ber Aufforderung und iſt 
dann ununterbrochen bis zu dem oberiten Punkte des Gewäflers fortzufegen. Die 
Neviſion des Arbeiten findet in ben erſten 4 Tagen nach Ablauf der feitgefiellten 
14tägigen Friſten durch die Schaufommiffton ftatt. 

Ueber den Befund werden Protokolle aufgenommen, auf deren Grund gegen 


- die fäumigen Räumungs:Pflihtigen nad Maaßgabe des $. 12. näher angegebenen 


ferlauf ſtoͤre. 
$. 15 


Verfahrens vorgefähritten wird. 

8. 12. Die Orxrtsbehörben Iafien bie verfäumte Räumung auf Koften ber 
Säumigen ausführen ımb die Koflen aus den Gemeindelaſſen vorfchießen. Auf 
Grund der vom Landrath feftgeftellten Liquidationen werden die von den Gemeinde: 
faffen geleifteten Borfhäffe auf dem Berwaltungswege exekutoriſch beigetrieben. 
Außerdem find die Siumigen ben betreffenden Polizeigerihten zur Beſtrafung ges 
miß F. 31. diefes Reglements anzuzeigen. 

$. 13. (Gang auf den lem) Damit fowohl den Ortsbehörben als 
den übrigen mit Beauffihtigung der Gewäffer beauftragten Perfonen die flete Res 
viflon möglich gemacht werde, fo fol auf beiden Ufern der Gewäfler ein freier 
Bang von brei Fuß Breite von den Anſchießenden beſchafft und befien Benugung 
den Auffihtsbehärben jeberzeit geilattet werben. " 

8.14 (Ufer) Die Inftandhaltung und Befefligung bes Ufer iſt eine Ver⸗ 
pflichtung der Mferbefiper 

Alles Wurzelwert, welches in den Ufern nad dem Ylußbette zu hervorragt, 
iſt von den Uferbeſitzern wegzufhaffen. Die Ufer dürfen ferner, wie herkoͤmmlich, 
mit Kopf⸗ oder aufgehendem Holze bepflanzt werben, jedoch nur in einer Entfers 
sung von ſechs Fuß vom obern Uferrande, die Zweige dürfen aber niemals bis 
über den Waflerfpiegel ſich ausbreiten, auch müſſen die bei Bublifation dieſes Res 
lements ſchon vorhandenen Bäume flets bergeitalt gelichtet werben, daß fle biefer 

eflimmung entſprechen. Alles auf den Ufern befinbliche Strauchwert ift von dens 
felben ftets in der Art zu befeitigen, ‚Da e6 nad dem Gutachten ber Schaufoms 
miſſion die Beflchtigung und Räumung in Feiner Weife bebindere, noch den Waſ⸗ 


. 15. (Brüden.) Zur Vermeidung fernerer Verſchlammung ober Berfans 
dung ber Bach⸗ und Grabenbette follen alle vorhandenen ober in Zukunft zu ers 
Bauenden Brüden ohne Ginengungen an ben Ufern bie ganze reglementsmäßige 
Breite des Bettes überfpannen, wobei die lichte Weite ber Brückensffnungen ber 
reglementsmaͤßigen Breite bes Settes nach Abzug der Stärke ber Mittelufi und 
Joche entſprechen muß. Gin Neus oder Ambau des Brüden bedarf daher der Ger 
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nehmigung der Schaukommiſſion. Die hiernach erforderliche Umänderung ber vor: 
handenen Bruͤcken muß binnen Jahresfriſt erfolgen, wenn nicht aus beſonderen 
ne von uns auf den Vorſchlag der Schaufommiffion eine Ausnahme ges 
attet wird. 
$. 16. (Stege) Alle auf den vorhandenen Gewäflern vorhandenen Stege 
müflen gleichfalls die reglementsmäßige Breite überfpannen und wenigftens zwei 
Zug über den mittlem Waſſerſtand erhaben angelegt werben. . ’ 

Die hiernach erforderlichen Umänderungen follen binnen ſechs Monaten nad) 
der Publikation diefes Regl. bewirkt fein. 

8. 17. (Durdfahrten und Triften) Desgleihen find binnen Jahres; 
frift alle Triften und Durchfahrten in den Gewäſſern entweber ganz aufzuheben 
ober durch anzulegende Brüuden zu erfeßen oder in den Boͤſchungen und in ber 
Normalfohle des Fluß⸗ oder Grabenbettes zu pflaftern und bie Enden des Pflafters 
an biefen Stellen durch Balken gehörig zu befeitigen. 

8. 18. (Wafhbänfe) Alle in den Gewäflern angelegten Wäfchen und 
Waſchbanken find Binnen drei Monaten nad Publikation dieſes Reglemente weg⸗ 
zufchaffen. Die Eigenthümer Fönnen dagegen entweber fefte Wafchbänfe auf den 
Ufern, ober folche, die über dem Waflerfpiegel ſchwebend aufgehängt find, unter 
der Bedingung anlegen, daß Fein fefter Bautheil in das Flußbett trifft ober went 
ger als 2 Fuß über dem mittlern Wafferfpiegel liegt. 

8. 19. (Aufſtauwehren 20) Die Anlegung von. Fifhhältern oder Auf 
Rauwehren, ebenfo das Niederlegen von Fiſchkörben, Flache, Ratten, Bauholz und 
anderer die Borfluth hemmender Körper, beögleichen das Ginrammen von Biihlen 
in den Flußbetten ift ganz unterfagt; nicht minder ift verboten, Thierhäute, Leis 
nen, Garn und fonftige Gegenflände zum Ginweichen in bie Flußbette zu Hängen, 
fowie krepirtes Vieh oder lebende Thiere zum Erfäufen hineinzumerfen. 

. Dagegen find Binfchnitte in die Ufer geflattet, um in benfelben bies 

jenigen Anlagen anzubringen, welde in dem Flußbett feldft nicht gemacht werben 
dürfen. Dergleihen Einſchnitte dürfen aber nur nad vorheriger Genehmigung ber 
Schaukommiſſion, welche die Dimenfionen und Abgrenzung derfelben dur Pfaͤhle 
mit Flechtwerk feſtzuſetzen bat, gemacht werben. 
“ . 21. (Abgänge, Koth ꝛc.) Abgänge von der Haus: und Landwirth⸗ 
fhaft oder von einem Gewerbebetrieb, Koth und Unrath, fo wie fefte Körber, 
bürfen unter feiner Bedingung in die aenannten Gewäfler geworfen oder in einer 
Weiſe an das Ufer derſelben gebracht werden, daß bas Walter ſolche Gegenflände 
hineinſpülen kann. 

8. 22. (Muͤhlenanlagen.) Innerhalb ſechs Monaten nach Publikation 
dieſes Regl. ſind für alle an den genannten Gewäſſern befindliche Mühlen Pegel 
zu errichten, um das Intereſſe der Bodenkultur gegen ſchäͤdliche Aufflauung ſicher 
zu ſtellen und mit demjenigen der Müller moͤglichſt in Ginflang zu ſetzen. Mit den’ 
an den Mühlenarchen zu befefligenden Hauptpegel: Zeichen len andere Begel im 
Korrefpondenz gebracht werden, welde an leicht zugänglichen Stellen des Fluſſes 
50 bis 100 Ruthen oberhalb der Mühlen anzubringen And, 

$. 23. Bei Anlegung neuer, oder Reparatur der vorhandenen Mühlenarden 
müflen biefe nach der Breite und Tiefe des Gewäflers eingerichtet werben. Keine 
diefer Arbeiten darf ohne unfere vorherige fpezielle Genehmigung unternommen 
werden. 

$. 24. Die Müller find gehalten ihre Freiſchützen mit Aufziches Welle und 
Kette, die Schutzbretter aber mit gehörigem Beilage und ftarken Hafen zu vers 
fehen, daß fie zu jeder Zeit mit leichter Mühe bis über ben Wafferfpiegel aufges 
zogen werben Tönnen. 

Es ift den Müllern verboten, das Wafler über ben Pegel zu flauen. Jede 
Ueberſchreitung bes Pegels wird mit Strafe geahndet, wenn nicht alle Fluthſchützen 
geöffnet fein —8 

8. 28. GGleichen.) Die Bleicher find berechtigt, das Waſſer aus dem A.s 
and dem B. Bache yon 5 bis 10 Uhr Morgens und von 5 bis 9 Uhr Abends zu 
benugen. Während biefer Zeit darf daher feiner der genannten Bade In irgend 
einer Weiſe verunreinigt ober getrübt, noch darf gefürbtes ober getrühtes Waffer 
in diefe gegoflen ober abgeführt werben. 

9. 26. (Wärbereien.) Die Bärbereien bürfen in den genannten Bäden 
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nur an benjenigen Stellen von Morgens 10 bis Nachmittags 5 Uhr wachen, 
welche von der Schaukommiſſion dazu beflimmt werben. Denfelben ift aber unters 
fagt, Farbküpen oder fonflige Farbreſte in die Baͤche zu fehütten, fie find vielmeßr 
ehalten, Senkgruben anzulegen, in welche fie bie gedachten Abfälle und Sinkſtoffe 
* einſchließen ober ſich niederſchlagen laſſen. Das geklärte Waſſer aus die: 
en Senkgruben darf nur Abends von 9 bis Morgens 5 Uhr in die Bäche abge⸗ 
laffen ober geführt werben. Jeder andere Rückſtand aus ben Genfgruben barf 
niemals in bie mehrgenannten Gewäfler gebracht werben. 

$. 27. (Wiefenbewäfferung.) In den Monaten Mai, Juni, Juli und 
Auguſt darf zur Bewäflerung ber Wiefen ſechs mal, und zwar einmäi brei Tage 
hintereinander und außerdem an fünf Sonntagen geflößt werben. Die Tage, au 
welchen bie Floͤßung fattfinden fol, werben jährlig 14 Tage vorher durch bie 
Schaukommiſſion auf ortsüblihe Weiſe befannt gemacht. 

Die Kommiffion beftimmt zugleih, welche Schüge an ben einzelnen Waſſer⸗ 
werfen zur Grleichterung ber Bewäflerung der Wiefen aufgezogen ober zugeſetzt 
werben ſollen. 

$. 28. Die zum Bewählern der Wiefen in die Ufer und Dämme einzulegen 
den Rinnen bürfen böchflene 5 Zell im Lichten weit fein und bürfen nicht über 
4 Zoll unter bem normalen und pegelrechten Waflerfpiegel liegen. Diefelben müßen 
fofort nad) geſchehener Bewäflerung bis zur Höhe des Ufers wieder zugeworfen 
werben, wenn es nicht die Wiefenbefiger vorziehen, mit Benehmigung der Schaus 
En die Einfchnitte der Rinnen am Bachufer wit Schleufen und Fluthichüpen 
zu verfehen. 

$. 29. (Shaulommiffion.) Zur Ueberwachung bes gegenwärtigen Res 
glements werben für den Bezirk jeder Bürgermeilterei befondere Schaufomwmiffiouen 
gebildet. Diefelben beſtehen aus dem Bürgermeifter ober deſſen Stellvertreter und 
wei vom Gemeinderat aus den, mit dem Vorfluthweſen befonbers vertrauten 

zundeigenthümern gewählten Deputirten. 

$. 30. Die Verrichtungen der Schaufommiffion find unentgelilih; ber Bürs 
germeifter if beftänbiges Mitglieb berfelben, bie zwei Deputicten dagegen werden 
alle drei Jahre nad Vorfchrifft des F. 29. neu gewährt. Die Abgehenden ſind 
wieber wählbar, koͤnnen jedod die Uebernahme ber Deputistenftelle für bie ihrem 
Austritt umiöf folgenden drei Jahre ablehnen. 

8. 31. (Strafen) Alle Zuwiderhanblungen gegen die Beftimmungen bes 
gegenwärtigen Reglemenis werben mit einer Bolizeiftrafe von 1 Thlr. bis 10 Thlr. 

elegt. Außerdem wird die Herftellung bes reglementsmäßigen Zuftandes auf Kos 
fen der Kontravenienten oder Renitenten in ber Art bewirkt, wie e6 ber $. 12, 
biefes —— naͤher bezeichnet. 

$. 32. Der Landrath und die Bürgermeiſter find ein jeder für ben Bereich 
feines Amtsbezirks mit der Bachpolizei und ber Ausführung biefes Regl. beauftragt. 
Daſſelbe tritt n Kraft Rai) gefchehener Publifatimn durch unfer Amtsblatt. 

" en 


Königl. Regierung. Abtheilung des Iunern. 
(Din. BL d. i. 8. 1850. ©. 277. Rx, 380) “ 


I. G. v. 5. Juli 1844 über die Befchränfung der Nachtweide und 
das Einzelnhüten des Viehes in der Rheinprovinz. 


Wir Friedrich Wilhelm, ꝛc. verorbnen zur Befeitigung der Nachtheile, welche 
mit dem in mehreren Gegenden ber Rheinprovinz üblichen Hüten des Biches zur 
Nachtzeit, fo wie mit dem Einzelnhüten verbunden find, auf den Autsag Unferes 
GStaatsmin., na Anhörung Unferer getreuen Rheinifchen Provinzialſtände und 
nad vernommenem Gutachten einer aus Mitgliedern des Staateraiis ernannten 
Kommifflon, für den ganzen Umfang der Rheinprovinz, was folgt: 

$. 1. Grundfiüde, welche nicht auf allen Seiten fo eingeſchloſſen finb, daß 
dadurch das Austreten des Dickes verhindert wird, büsfen nur während ber Tas 
geszeit zur Vlehweide benußt werben. 

$ 2. Wenn das weidende Bich nicht über Nacht im Freien in Hürden ober 
anderen eingeſchloſſenen Räumen verbleibt, fo muß bafjelbe ſpaͤteſtens eine Stunde 
nad Sonnenuntergang zu Stalle gebracht fein, und barf nicht früher als eine 
Gtunde vor Sonnenaufgang wieder ausgetrieben werben. 
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8. 3. Verbleibt das Dich über Nacht im Freien in Hürben ober anderen ges 
ſchloſſenen Räumen, fo barf es nit vor Sonnenaufgang auf die Weide gebracht 
werben, und muß bei Sonnenuntergang wieder eingetrieben fein. - 

. 4. Für Gemarkungen, in denen bie Nachtweide auf ungefchloffenen Grunds 
Rüden bisher üblich gewefen und nicht zu entbehren ift, Eönnen die Regierungen 
auf deu Antrag des Gemeinderaths und nad) Anhörung ber Kreisftände ausnahmes 
weile geftatten, daß in den Monaten Auguſt, September und Oktober dasjenige 
Vieh, weldes bei Tage zum Gepann gebraucht wird, während ber Nachtzeit auch 
auf ungeſchloſſenen Grundſtücken gehütet werde. 

Die Regierung hat zugleich in jedem ſolchen Falle die zum Schutze gegen 
Beſchaͤdigungen und Mißbraäuche erforderlichen Anordnungen zu treffen. 

$. 5. Wer den Beflimmungen der 68. 1., 2. und 3. oder den im Falle bes 
$. 4. von der Regierung getroffenen Anordnungen zuwiberhandelt, Haftet für den 
baraus entfichenden Schaden und wird mit einer Polizeiftrafe von zehn Silber 
grofhen bis zu fünf Thalern belegt. 

$. 6. Ber fi, nad) erfolgter Verurtheilung wegen eines biefer- Vergeben, 
nochmals deſſelben oder eines anderen im $. 5. bezeichneten Vergehens ſchuldig 
macht, hat eine Geldbuße von zwanzig Silbergroſchen bis zu zehn Thalern ver⸗ 
wirkt, welche bei ferneren Rückfällen verdoppelt wird. 

$. 7. Eltern und Dienſtherrſchaften haften für die Geldbußen, Entſchädigun⸗ 
gen und Koſten, zu deren Zahlung ihre im elterlichen Haufe ſich aufhaltenden Kin⸗ 
der und ihre Dienſtleute verurtheilt worden find. 

$. 8. Iſt in dem Falle des g. 4. die Nachtweide ausnahmsweiſe geſtattet 
worden, fo haftet der Bigenthümer des Viehes für allen durch daſſelbe angerichter 
ten Schaden au dann, wenn die zum Schutze gegen Beſchädigungen und Mißs 
bräude getroffenen Anorbnungen befolgt worden find. 

$. 9. Wo das Einzelhüten auf ungefchloffenen Grundfüden bisher zulaͤſſig 
gewefen ift, bleibt es auch auf biefen Grundſtücken, jedoch nur zur Tageszeit 
($$. 1.3.), ferner geſtattet. 

$. 10. Die Regierungen find befugt, auf ben Borfglag der Bolizeibehörben 
über das bei dem Ginzelnhüten auf gefchloflenen und ungeſchloſſenen Grundſtücken, 
zur Vermeidung yon Mißbräuchen, zu beobachtende Verfahren Lolal-Bolizeiorbnuns 

en zu exlaflen, und in deufelben gegen Mebertretungen bie in den $$. 0.—8. bes 
— Folgen feſtzuſetzen. 
Urkundlich ꝛc. 
Gegeben Sansſouci, den 5. Juli 1844. 
L Friedrich Wilhelm. 


(L. $.) 
v. Rochow. Muͤhler. v. Savigny. Gr. 9. Arnim. 
Beglaubigt: 
Bornemann. 
(G. ©. 1844. ©. 263. Nr. 2480.) 


Nachtrag 


während des Drucks erfchienener Geſetze und 
2 Erlaffe. 


U} 


I. 


Su dem Geſetze v. 3. Ian, 1845, betr. die Zerftüdelung 
von Grundftücen und die Gründung nener Anſiedelungen. 
(Oben ©. 121 ff.) j 


A. ©. v. 24. Mat 1853 zur Ergänzung des Gef., Betr. vie Ber» 
Rüdelung gan Grunpftüden und die Gründung neuer Anflevelungen, ©. 
3. Ian. 5, 


Wir Friedrich Wilhelm ac. 2c. verorbnen, unter Zuflimmung ber Kammern, 
für die Provinzen Preußen, Brandenburg und Pommern, jedoch mit Ausſchluß 
yon growonmern, fo wie für die Provinzen Schleſien, Poſen und Sachſen, 
was folgt: " 

8. g Dem gegenwärtigen Geſetze find alle Arten von Grundſtücken unters 
worfen, mit Ausnahme der Gebäude, Baupläge, Hofitelen und Gärten innerhalb 
einer Stadt oder Vorflabt. 

$. 2. Wenn Grundſtücke durch Kauf⸗ ober andere Deräußerungs s» Berträge 
ertheilt, von einem Grundſtuͤcke einzelne Theile abgezweigt, ober Grunbflüde, welche 

ubehör eines anderen Grundftüdes find, von biefem abgetrennt werben follen, fo 
muß ber Vertrag vor demjenigen Gerichte, welches. das Hypothefenbud) des Grund; 
flüdes zu führen hat, ober vor einem Kommiſſarius dieſes Gerichts geſchloſſen 
werben. 

Tritt bei einem ſolchen Vertrage bie Wirkfamkeit mehrerer Gerichte ale Hypo⸗ 
Helenbug) führender Behörden ein, fo if jedes dieſer Gerichte zur Aufnahme bes 

ertrages befugt. " 
6. 3. Sind diefe Vorſchriften nicht beobachtet, fo iſt der Vertrag nichtig und 
Hat demnad auch unter den Kontrahenten feine rechiliche Wirkung. 

$. 4. Die Aufnahme bes Verirages (8. 2.) darf erft dann erfolgen, wenn 
ber Beräußernde entweber: " 

1) feinen Befigtitel bereits in das Hypothekenbuch Hat eintragen laſſen, 


ober 
2) fon ein Jahr lang fi im Befibe des Grunbflüdes befindet, und bei 
hr Aufnahme bes Vertrages gleichzeitig die Berichtigung feines Befitztitels bes 
antragt. 
er Hypothekenrichter hat alsdann biefe Berichtigung für den Beräußernben 
erforderlichen Wale nad der Vorſchrift ber Order v. 6. Of. 1833 (G. ©. 1833. 
©. 124.) zu betreiben. 
- 685. Die Beflimmungen der $$. 2—4. finden Feine Anwendung: 

1) bei Grundſtücken, welche fi im landesherrlichen ober fiöfaliihen Beſitze 
ober unter unmittelbarer Verwaltung der Stantöbehörben, ingleihen bei 
ſolchen Grundſtücken, welche ſich im Beſitze einer Kirche, Pfarre, ober 
einer anderen geiſtlichen Stiftung, ſo wie einer Schule oder Armenanſtalt be⸗ 


nden; 
2) bei den außerhalb einer Stabt ober Vorſtadt ($. 1.), auf der fläbtifchen 
Felbmark gelegenen Grundſtücken; Rabt (5. 1.), auf ſtadtiſch 
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3) bei Theilung von Grundſtücken zwifchen Miterben oder ſolchen Miteigenthü⸗ 
mern, deren Gemeinſchaft fih mit auf Vertrag gründet; . 

4) bei Meberlaffung einzelner Theile von Grundflüden Seitens der Eltern an 
ihre Kinder oder weitere Ablömmlinge ; 

5) bei Grundſtücken, welche eine Expropriation, zum Bwed der Anlage von 
Chauffeen, Eifenbahnen, Kanälen u. f. w. unterworfen find, ohne Unter 
ſchied, ob die Veräußerung felbft durch Grpropriation oder durch freien 
Bertrag bewirkt wird; 

6) bei Theilungen von Grundflüden, welche durch eine gutsherrlich bäuerliche 

. Regulirung, eine Ablöfung Yon Dienften, Naturals und Gelbleiftungen, ober 
eine Gemeinheitstheilung veranlagt werben oder bei Gelegenheit ſolcher Ge⸗ 
ſchaͤfte (F. 8. der V. v. 30. Juni 1834) vorfommen. 

. 6. Inſofern eine Zertheilung von Grundſtücken, eine Abzweigung einzelner 
Theile berfelben ober eine Abtrennung von Grundflüden, die Zubehör anderer find, 
im Wege des öffentlichen Aufgebots und ber meiftbietenden Verfteigerung ftaitfin: 
den fol, darf fie nicht eher vorgenommen werden, als bis den Vorſchriften des 
$. 7. Nr. 1. oder $. 20. des Gef. v. 3. Ian. 1845 und 8. 4. des Gef. v. 24. 
Febr. 1850 wegen befinitiver oder interimitifcher Regulirung und Bertheilung der 
öfentügen, Sozietätss und @emeindelaften auf bie zu veräußernden Trennflüde 
genügt ill. 

Dee dort angeorbnete Regulirungsplan muß vor dem Beginn bes Aufgebotss 

und Berfleigerungs: Verfahrens vorgelefen und fpäter fi einfindenben Rauflaftigen 
vor der Zulaffung zu einem Gebot noch befonders befannt gemacht werben. 

. 7. Auch müflen bei einem ſolchen Aufgebots: und Verſteigerungs⸗Geſchaͤft 
($. 6.) vor dem Zuſchlage oder Vertragsabſchluſſe ſtets Beſtimmungen über bie 
Ablöfung, Vertheilung oder Webernahme der auf den Grundſtücken Haftenden Real: 
laften und Renten in Gemäßheit des $. 93. des Gef. wegen Ablöfung der Reals 
laften und Regulirung der gutsherrlichen und baͤuerlichen Berhältniffe v. 2. März 
1850, desgl. wegen etwaniger Hypothefenfchulden getroffen werben. 

. 8. Bei diefen Aufgebots: und Berfteigerungs» Verhandlungen ($. 6.) if 
jebesmal ein Richter angehen, unb biefer von Amtswegen verpflichtet, für bie 
Keieigung ber im $. 6. Abfab 2. und im $. 7. angeordneten Beſtimmungen zu 

orgen. 
$. 9. Wenn die vorftehenden Beflimmungen der $$. 6., 7. und 8. nicht bes 
folgt worben, fo ift jeber Verämßerer mit einer Geldbuße bis zu zweihundert Thas 
ler zu beftrafen. Auch hat die Ortsbehörbe Die Verfleigerung zu verbieten, ſobald 
der Vvorſgrift des F. 8. wegen Zuziehung eines Richters nicht genügt iſt. 

6. 10. Der $. 31. der V. v. 2. Ian. 1849 (©. S. 1849. ©. 10.) wird 
aufgehoben. 


8. 11. Unbefchabet der Befugniß der zufländigen Behörden, die Grünbung 
einer neuen Anfievelung innerhalb einer ftäbtifchen oder ‚ländlichen Feldmark aus 
ben im $. 27. des Geſ. v. 3. Ian. 1845 angegebenen Urſachen zu unterfagen, 
darf die Gründung einer folchen Anflebelung in dem Falle nicht geftattet werben, 
wenn bie Ortsobrigkeit oder Gemeinde "derfelben widerſpricht, und in diefem 
Falle der Antsagende nicht nachweiſen kann, daß er hinlängliches Vermögen, fo: 
wohl ge Ausführung des Baues, als zur Einrichtung der Wirthſchaft befist. 

efteht das Vermögen des Antragenden nit in Grundflüden ober fiches 
ren Hypothelen s Kapitalien, fo if ber Nachweis darüber durch die Beicheinigung 
ober Berfiherung zweier achtbarer und zuverläffiger Gemeinde s Mitglieder zu 


führen. 

’ der Beurtheilung der Zulänglichfeit bes Dermögene iſt infonderheit auch 
die Höhe des Kaufgelder⸗Rückſtandes und der auf das Grundſtück übernommenen 
beſtaͤndigen Leiftungen zu berüdfichtigen. 

$. 12. Bei neuen Anflevelungen muß die nach Vorfchrift ber 88. 25. und 26. 
des Gef. v. 3. Jan. 1845 zu bewirkende Regulirung ber Aushändigung des Bau: 
konſenſes vorbergehen. 

Die entgegenftehende Vorfhrift im $. 2. des Gef. v. 24. Febr. 1850 wird 
hierdurch aufgehoben, 

8. 13. Ber mit Gründung einer neuen Anſiedelung beginnt, ohne vorher 
den Bautonfens erhalten zu haben, ift mit einer Geldbuße bis zu zwanzig Thalern 


‘ 
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zu hefrafen ; auch hat die Orishehörbe die Weiterführung ber Muflebeking zu vers 


indern. 
6. 14. Die Schlußbeſtimmung bes $. 29. des Gef. v. 3. Jau. 1845, wos 
nach gegen die Entſcheidung der Regierung über die Geflattung ober Berfagung 
einer neuem Anflebelung eine weitere Berufung nicht flattfindet, wird hiermit aufs 
gehoben. Es kann gegen eine foldye Cntſcheidung der Megierung fortan eine Bes 
ſchwerde bei Unferem Min. des 3. angebracht werben. 

Urkundlich ꝛc. 

Gegeben Charlottenburg, d. 24. Mai 1853. 

L. S) FSriedrich Wilhelm. 


v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simone. ». Raumer. v. Weſtphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 
(8. ©. 1853. ©. 241. Nr. 3757.) 


Day: 

C. R. des K. Min. des I. und für landwirthſchaftl. Ang. (v. Weſt⸗ 
phalen) v. 6. Sept. 1853 an die K. Meg. der ſechs öfllichen Provinzen 
(mit Ausflug der Meg. zu Stralfund), betr. die Anwendung des Gef. 
v. 24. Mai 1853 wegen der Zerftüdelung von Orunpftäden und ver 
Grändung neuer Anflevelungen. 


In der Berf. v. 29. März d. J. i) Habe ih die K. Reg. auf die Nothwen⸗ 
bigfeit aufmerffam gemacht, der gewerbeweifen Zeritüdelung des ländlichen Grund⸗ 
beides im Berwaltungswege Schranfen zu feben und die Mittel angebeuiet, berem 
Anwendung zur @rreihung dieſes Zieles geeignet erfcheinen. Inzwiſchen if das 
G. v. 24. Mai d. I. zur Ergänzung bes Geſ, betr. die Zerftüdeluug von Grund⸗ 
ftüden und die Gründung, neuer Anfiedelungen v. 3. Ian. 1845, verkündet worten, 
von welchem fi zwar eine wefentlihe Foͤrderung des angegebenen Zwedes erwars 
ten läßt, welches aber eine forgfältige Ausführung der Verf. v. 29. Mär. d. J. 
durchaus nicht erübrigt. Während ich die leptere Daher der K. Meg. hiermit wies 
berholt dringend empfehle, Habe ich in Bezug auf die Handhabung des Gef. v. 24. 
Mai d. 3. Folgendes zu bemerken: 

1) Das erwähnte Gefeg findet Feine Anwendung auf bie Zerfiüdelung von 
Fe ‚, Baupläpen, Hofitellen und Gaͤrtan innerhalb einer Stadt ober 

orſtadt. 

2) Mit der im 6.7. Nr. 1. und in ben 88. 25. und 26. des Geſ. v. 3. Jan. 
1845 vorgefchriebenen Regulieung ift der Regel nach erit dann vorzuſchreiten, 
bern abe das Dismembrationd: Gefhäft auf eine gültige Weife zu Stande ges 
ommen til. > 

3) Der Landrath ober Magiftrat, welchem nad $. 3. bes Gel. v. 23. Febr. 
4850 (8. S. 1850, ©. 68.) durd ben Hypotheken“⸗ Richter eine beglaubigte Ab⸗ 
fhrift des Dismembrations⸗Vertrages zugefertigt wird, hat, ohne ſich auf eine Uns 
terfuhung der Rechtsbeſtaͤndigkeit bes Geſchaͤfts einzulaffen, mit der Regulirung 
. und Bertheilung ber öffentlichen Sozietaͤts⸗ und @emeinbelaften fofort, und zwar 
ohne den Antrag ber Interefienten abzuwarten, von Amtswegen vorzufchreiten. 
4) Ausnahmsweife muß das Regulativ über bie öffentlichen Laſten flets 
vor dem Zuftandefommen ber Dismembration errichtet werben, wenn eine Zerthei- 
Jung son Srundflüden, eine Abzweigung einzelner Theile derſelben oder eine Abs 
trennung von Grundſtücken, die Zubehör anderer find, im Wege des öffentlis 
Gen Aufgebots und der meiftbietenden VBerfleigerung fi en foll 
($. 6. bes Geſ. v. 24. Mai d. J.). Dabei if es gleichgültig, ob dieſe Geſchaͤfte 
zu denen gehören, welche im $. 5. des Geſ. ». 24. Mai d. J. aufgezählt find, 
oder ob dies nicht der Ball iſt. Der Landraih oder Magiftrat (5.8. des Gef. v. 
3. Jan. 1845) Bat in dieſem Balle nur auf Antrag bes Bigenthümers bes zu thei⸗ 
lenden Grundſtücks einzufchreiten und das Verfahren auf deffen Antıng wieder eins 
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4) Richt veröffentlicht. 
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zuftellen. Zur Begründung bes Antrages muß der Ertrahent, wenn er eine Pri⸗ 
vatperfon iR, fein Bigenthum an dem zu theilenden Grunbflüde und feine freie 
Dispofitione sBefugniß über baffelbe nachweiſen. Außerden muß jeder Ertrahent 
einen VBeräußerungsplan in zwei Exemplaren beibringen, aus welchem fi) mit Zus 
verläffigfeit ergiebt, in weldhe Parzellen Das Grundftück zerlegt werben fol. NRös 
thigenfals kann ber Landrath oder Magiftrat zu dieſem Behufe die Anfhaffung 
einer von einem vereibeten Belbmefler aufgenommenen Karte und eines dazu gebös 
rigen Bermeflungsregifters in zwei Exemplaren erfortern. Das auf Diele Weiſe 
dargelegte Dismembrations⸗Projekt bildet die Grundlage für das Regulativ, bei 
defien Feſtſtellung im Uebrigen ebenfo verfahren wird, als wenn bie Serfüdelung 
bereits zu Stande gefommen wäre. 

Em Gremplar des Veräußerungsplans, reſp. der Karte und bes Vermeffungs⸗ 
Regifters bleibt bei den Akten der Berwaltungs s Behörde, das zweite Exemplar iſt 
mit einer Ausfertigung des deſinitiv aber interimiſtiſch beflätigten Regulirungsplans 
zu verhinden und nachdem biefer Blan ben Partbeien publizirt worben ie dem 

otheken⸗Derichte zur Benutzung zu überfenden, bamit eine Abweichung von dem 
Diomembrations⸗Projelte bei der Berfleigerung verhindert werben kann. 

Die in Gemäßheit des $. 33. des Gef. v. 3. Jan. 9845 durch bie Aufftellung 
bes Regulativs exwachſenden Koften fallen dem Grtrahenten zur Laſt. Der Lands 
rath oder Magiſtrat if ermächtigt, zur Dedung biefer Koſten einen Vorſchuß zu 
am und von befien Bezahlung bie Cinleitung bed Berfahrens abhängig zu 
machen. . 

5) Die Orts⸗Behoͤrden haben ftreng darüber zu wachen, daß keine Verfleiges 
rung von Grundſtücks⸗Parzellen ohne Zuziehung eines Michtere vorgenommen wird 
und, wenn es dennoch geſchieht, Haben fie die Verfammlung aufzulöfen und den 
BVeräußerer zur Beſtrafung anzuzeigen ($. 9. bes Gef. v. 24. Mai d. J.). Birb 
die Verfteigerung unter Leitung eines Richters bewirkt, fo bleibt diefem die Sorge 
für die Aufrechthaltung der Ordnung bei der Verhandlung allein überlaffen und 
hat fih die Bolizei-Behörde dabei nur anf beffen Requifltion zu betheiligen. 

6) Für die Zuläffigkeit der Errichtung einer neuen Anflevelung ($. 25. Nr. 1. 
des Gef. v. 3. Ian. 1845) innerhalb einer ſtaͤdtiſchen oder Ländlichen Feldmark, 
biefelbe mag mit einer Dismembration in Verbindung ſtehen ober nicht, bleiben 
auch ferner die Borfchriften der $$. 27. und 28. des Gef. v. 3. Jan. 1845 maaß⸗ 
grbenb. Daneben ift aber der Orts Obrigkeit und der Gemeinde im 8. 11. bes 

ef. v. 24. Mai d. 3. ein beſchränktes Widerſpruchsrecht gegen die Gründung 
einer foldhen neuen Anflebelung eingeräumt worden, weshalb dieſe Intereflenten 
fortan vor der Entſcheidung über das Anfiedelungs-Geſuch jedesmal zur Grflärung 


"aufgefordert werden müffen. 


7) Selb nad) ertheilter Genehmigung zur Gründung einer neuen Anfledelun 
darf in Zukunft der Baukonfens nicht eher ausgehändigt werben, als bis das na 
8$. 25. uud 26. des Gef. v. 3. Jan. 1845 erforderliche Megulativ feftgeftellt 
worben if, 

Die Orts:Behörden haben ohne Nachficht den Beginn und die Weiterführung 
einer Anfledelung, zu ber der Anfledler den. Baus Konfens noch nicht erhalten Hat, 
zu verhindern und den Kontravenienten zur Behrafung anzuzeigen (88. 12. 13. 
des Gef. v. 24. Mai d. J.). 

8) Bei der Publikation joe Entſcheidung ber Regierung über bie Geſtattung 
ober Berfagung einer neuen Anfiedelung ift den Interefienten zu eröffnen, baß ih: 
nen dagegen eine Beſchwerde an das Min. des 3. offen fleht ($. 14. 1. c.). 

9) Die Rekurs: Entfcheidungen über die von ber Regierung in erſter Inflanz 
feftgefebten Abgaben » Regulative werben auch fünftig, wie bisher, vom Min. für 


landwirthſchaftliche Ang. erlaffen werben. 


‚ 1% Die Lanbräthe behalten Die ihnen im $. 8. des Gel. v. 3. San. 1845 
—— Befugniß, die Regulirungs⸗Verhandlungen den Orts⸗Obrigkeiten zu 
en. 


Ich fordere die K. Reg. hiermit auf, ſich ſelbſt die vorſtehenden Bemerkungen 
zur Richtſchnur dienen zu laſſen, ihre Landraͤthe, Magifiräte und Orts⸗Behoͤrden 
danach zu. inſtruiren und die Verbots⸗Beſtinmmungen bes Geſ. v. 24. Mai d. % 
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auf geeignete Weiſe zur Renntniß des dabei bethetligten, zumeiſt geſchaͤſtsunkundi⸗ 
gen Publikums zu bringen, um daſſelbe vor Schaden zu wahren. 
(Min. BL d. i. B. 1853. ©. 192. Rr. 165.) 


B. Zu einzelnen $$. des Gef. v. 8. Ian. 1845. 


Zu SG. 22. u. 23. 


N. des K. Min. des I. u. für landwirthſchaftl. Ang. (v. Weſtpha⸗ 
len) v. 3. Sehr. 1854 an die K. % zu N. in Schleften, betr. die Mit⸗ 
elle der Abgaben Megulative in Dismembrationd» Sachen an bie be- 
theiligten geiftlichen Inftitute. 

Der 8. Reg. eröffne ich auf den Ber. v. 20. Oft. v. J., die Beſchwerde des 
N. wegen vermeigerter toftenfreier Ueberfendung von Ausfertigungen ober Griraften 
ber Abgabenregulative in Dismembrations⸗Sachen an die betheiligten geiſtlichen 
Inſtitute beir., daß ich dieſe Beſchwerde nicht für ungeredhifertigt erachten Tann. 
Denn $. 22. des Gef. v. 3. San. 1845 ſchreibt vor, daß der Lauf der Refursfrift 
von dem Tage nah Zuftellung des Abgaben; Bertheilungsplans beginnt, fo daß 
die Behändigung eines Extraktes zur Herbeiführung ber Rechtskraft des Plane 
fireng genommen unerlaͤßlich if. enn in ber Inſtr. v. 13. März 1846 sub 5. 
(Min. Bl. 1846. S. 41.) dem Landrathe die Wahl zwifchen der protofollarifchen 
Bublifation und der Meberfendung einer beglaubigten Abfchrift des Plans überlaf- 
fen worden ift, fo hat dabei vorausgejeßt werden müffen, daß diefe Wahl lediglich 
von der Zweckmäßigkeit werde geleitet werben und in Betreff der geiſtlichen Juſti⸗ 
$ute erſcheint es unzweifelhaft, daß bie Ueberſendung von Grtrakten ber Bublifation 
in, Brototol vorzuziehen if, nicht allein, weil das Infitut eine Urkunde über bie 

gabenvertheilung nicht entbehren Tann, fondern aud, weil das Grfcheinen der 
Vorſteher des Inflituts in dem Bublifationstermine mit unverhältnißmäßigen Des 
läfigungen und Koften verbunden fein würbe. 

Demgemaͤß kann es fih nur darum handeln, ob für bie Wrirafte der Regi 
rungspläne Ropialien erhoben werben bürfen. Dies muß aber nad $. 33. des 
Geſ. v. 3. Januar 1845 verneint werben, weil banad für die Ausführung bes 
Geſetzes, mit Ausnahme der Diäten und Reifekoften ber Sachverfländigen und der 
nicht unmittelbar zur Handhabung bes Geſchaͤfto berufenen Beamten vollfiänbige 
Gebuͤhrenfreiheit zugehchert iſt. 

Ich weiſe die K. Reg. daher an, ſowohl in der Dismembrations⸗Sache, welche 
die Beſchwerde hervorgerufen hat, als auch in allen anderen Faͤllen dafür zu ſor⸗ 
gen, daß den geiſtlichen Inſtituten beglaubigte Aſqriſt der Abgaben⸗Regulirungs⸗ 
pläne in fo weit, als dieſe ihr Intereſſe berühren, im Auszuge an Stelle der Bus 
blikation koſtenfrei zugefertigt wird. Damit jedoch das Schreibwerk der Landraths⸗ 
Aemter nicht vermehrt wird, bat die K. Reg. ſelbſt die erforberliche Anzahl ber 
Grirafte aus ben Regulirungeplänen herſtellen und durch Die Landrathe s Aemter 
aushändigen zu laflen. 

(Bin. BL d. i. ®. 1854. ©. 26. Nr. 36.) 


Zum g. 25. 


Publ. der K. Meg. zu Marienwerder v. 18. Ian. 1858, betr. die 
Gründung neuer Anftevelungen und die Anlegung von Kolonieen. 


Es ift feit einiger Zeit in mehreren Kreifen bie Neigung bemerkbar geworben, 
ländlihe Grundſtücke zu zerſchlagen und in Parzellen verfchiebener Groͤße, nicht 
felten bie zu $ Morgen und weniger, zum Anfauf auszubieten. 

Für diefenigen Ginwohner, welche ſolche Heine Trennflüde in ber Abſicht ers 
werben, um ſich darauf anzubauen, find bereits mehrfach empfindliche Verluſte ent 
fanden, indem die Bebauung der erlauften Parzellen, ben beftchenden geſehlichen 
Borfhriften gemäß, hat unterfagt werben müflen. 

ir finden uns dadurch veranlaßt, darauf aufmerkfam gu machen, daß nad 
8. 25..de8 Geſ. v. 3. Jan. 4845, ber Ertheilung ber polizeilichen Erlaubniß zus 
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Errichtung von Wohngebäuden auf einem unbewohnten Grunbflüde, welches nicht 
zu einem anbern bereits bewohnten Grundſtücke gehört, die vorfchrifismäßige Res 
gulizung der Verhältniffe einer ſolchen neuen Anflebelung in Bezug auf Berichtes 
und BolizeisObrigfeit, dem Gemeinde⸗, Kirchen⸗ und Schulverband en 
muß, und bag nad $. 27. deſſelben Geſetzes die Gründung neuer Anflebelungen 
unterfagt werden fann, wenn davon Gefahr für das Gemeinwefen zu beforgen 
N a poligeilihe Beaufſichtigung wit ungewöhnlichen Schwierigkeiten verbuns 
en i 

Dies iR aber befonders in dem Fall anzunehmen, wenn bie neue Anflebelung 
yon andern bewohnten Orten erheblich entfernt, oder fonft unpaſſend belegen if, 
und zugleich ihrem Beflger die Mittel nit gewährt, ſich davon als Aderwirth, 
als Gärtner, oder vermittelt eines wit dem Grundſtück zu verbindenden Gewerbes 
beiriebes, 3. B. burg Anlage eines Mühlenwerks, einer Fabrik ober eines Holz: 
platzes ſelbſiſtaͤndig zu ernähren. 

Inſonderheit foll notoriſch unvermögenden ober beſcholtenen Perfonen die Ans 
fiedelung verfagt werben. 

Es muß daher vor der Erwerbung folder Trennſtücke zur Gründung neuer 
UAnfiedelungen, ohne von deren Zuläfftgkeit bei bem betreffenden Landrathe vorher 
fich vergewiffert zu Haben, um fo dringender gewarnt werben, als nach der aus⸗ 
druͤcklichen Borfärift im $. 30. a. a. D. die ohne Genehmigung gegründeten neuen 
Anfiedelungen wieber weggefchafft werben fönnen, und tin neuerer Zeit mehrere 
Erwerber von Trennflüden zum Abbruch der von ihnen ohne Genehmigung errichs 
teten Wohngebäude wirklich haben angehalten werben müflen. 

Wird dagegen beabfihtigt, eine Kolonie (d. 5. eine größere Zahl neuer Anſie⸗ 
delungen) auf einem Grundflüd anzulegen, und baffelbe zu biefem Zweck zu zers 
Küdeln, fo ift nah 8. 31. a. a. O. erforderlich, daß vor der Ausführung ber Plan 
dazu dem Landrath vorgelegt "und darin nachgewieſen wird, in welcher Weiſe die 
Gemeinde, Kirchen: und Schulverhältniffe der neuen Ortfchaft, fowie deren Bers 
haͤliniß zur Bolizeis:Berwaltung, georbnet und ſicher gefiellt werben follen. 

Bevor ein foldher Plan nicht die landraͤthliche Genehmigung erhalten hat, ift 
die Anlage der Kolonie unftatihaft, und die Erwerber folder Trennſtücke feßen ſich 
in gleicher Weife der Gefahr aus, daß ihnen die Bebauung mit Wohngebäuden 
unterfagt, oder bie ohne Erlaubniß errichteten Gebäude wiedet abgebrochen werben. 

Die Landräthe, fowie die Drtspoligei- Behörden verpflichten wir demnach, bie 
sorerwähnten gefeglichen Beflimmungen, wenn fi dazu Beranlaffung barbietet, in 
Erinneruug zu bringen, und auf die Nachtheile der unterbleibenden Beobachtung 
Hinzuweifen, in Orten und Gegenden aber, wo unzuläffig erfcheinende neue Anſie⸗ 
delungen oder Kolonien beabfihtigt werben, durch bie aröptmöglige Veroͤffentlichung 
dahin zu wirken, daß obige, im öfentinen Intereſſe vorgefchriebene Bedingungen, 
unfer denen auf den Erwerb von Theilen der zu zerſchlagenden Grundſtuͤcke mit 
Sicherheit nur eingegangen werben Tann, den Erwerbluſtigen nicht unbelannt blei⸗ 


ben migen 
(Kin. BI. d. i. B. 1853. ©. 45. Nr. 33.) 


IL - 


Zu dem Geſetze v. 2. März 1850, betr. die Abloͤſung der 
Reallaften und die Negulirung der gutöherrlichen und bäuer- 
lichen Verhaͤltniſſe. (Oben ©. 165 fi.) 


Zum 6. 3. Nr. 14. 


GR. des K. Ein. Min. (v. Bodelſchwingh) v. 25. Nov. 1858 an 
die 8. Reg. zu Breslau, Liegnig, Oppeln, Bofen, Bromberg, Stettin, 
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Köstin, Stralfund, Votsdam, Frankfurt, Magdeburg, Merfehurg und Gr 
furt. Behandlung der Anträge auf Veräußerung von Dorf» Auen in ven 
Domainen-Drtfchaften. 


In $ 3 Nr 14. des Bel. v. 2. März 1850, betr. die Ablöjung der Meat 
laften und die Regulieung der gutsherel. und bäuerl. Berhältuiffe, ik ben Orte 
Gemeinden verheißen, daß ihnen, von ber Einführung ber nenen Gemeinde: Oxrbs 
nung ab, das Eigenthum der Dorf> Aue, infoweit ale die Gutsherrſchaft Darüber 
bisher, kraft der gutsherrlichen Bolizeis Gerichtsbarkeit, zu biöponiren gehabt hat 
und biefelbe nicht ſchon vor Verkündung des Gef. v. 9. OH. 1848 in bie prive 
tive Benutzung des Gutsherrn ober eines Dritten übergegangen oder prien dem 
Gutsherrn und der Gemeinde rechtsverbindlich geiheilt iſt, zufallen fo 
In Folge deſſen if, fo lange die Einführung der neuen Gemeinde-D. v. IL 
März 1850 in Ausfiht ftand, für angemeflen erachtet werben, Anträge auf Ber⸗ 
äußerung foldyer AuensBarzellen, welche nicht etwa ſchon vor Berfündung bes Geſ. 
v. 9. Oft. 1848 in bie privative Benußung bes Fiskus oder eines Dritten über 
egangen waren, in ber Regel abzulehnen, in dringenden Faͤllen jedoch, 3. B. bei 
etabliffements nad Feuersbrũnſten, nachzulaſſen, daß bie Grwerbsluftigen ſich mit 
gleihmäßiger Bewilligung der Gemeinde einftweilen in den DBefig ber ihnen bens⸗ 
tbigten Parzellen ſetzten. — Rahdem inzwiſchen durch das ©. v. 24. Mai d. J 
(8. ©. 1853. ©. 233.) in Art. 1. die Gemeinde⸗O. v. 11. März 1850 wieber 
aufgehoben, in Art. 2. die früheren Geſetze und Berorbaungen über bie Landge⸗ 
meinde-Berfafjung in ben ſechs äflichen Provinzen wiederhergeflellt und in Art. 3, 
eine Fortbildung dieſer Verfaffung durch befonbere provinzielle Geſetze verheißen 
worden, werde ich fortan bis zum etwaigen Erlaß anderer gefehlicher Beſtimmun⸗ 
gen nicht Anftand nehmen, über die Dorfs Aue in ſolchen Domainen= reſp. Rent 
amtss Dörfern, worin der DomainensBerwaltung bisher das Auenrecht zufanb, 
ebenfo wie vor Smanation der Ablöf. DO. v. 2 März 1850 gefchehen, zu bisponis 
ren. Hiernach bat die K. Meg. ſich daher, falls bei Derfelben Anträge auf Ber 
äußerung einzelner berartiger Dorfauen-Barzellen eingehen, zu achten. 
(Min. BI. d. i. V. 1853. ©. 277. Nr. 245.) 


Zu GG. 56., 65. u. 95. 


R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 4. Ian. 1854 
an die K. Gen. Kom. zu N., betr. die Provokation auf Abldfung ver 
Meallaften und deren Wirkung. 


Der 8. Gen. Kom. wird auf ven Ber. v. 5. Dec; v. I., die Befchwerbe bes 
Grafen N. in der Reallaßen:Ablöfungsiache von N. betr, Folgendes eröffnet. 

Der im Jahr 1847 durch fhriftlichen Vertrag begründete, an die Gutsherr⸗ 
ſchaft zu N. zu entrichtende Erbpachtslanon fallt zu derdeinen jebt dem Herrſchafts⸗ 
befiger N. gehörenden Hälfte unter bie Beſtimmung des $. 53. ber Ablöf. O. ». 
2. Maͤrz 1850. Die andere vom Grafen N. bei dem Verkaufe von N. refervirte 
Hälfte ift nach 8. 65. ibid. zu beurtheilen. In beiden Fällen können bie Verpflich⸗ 
teten, wenn fie felbft provoziren, nicht die Mebernahme der Mente auf die Renten; 
bank verlangen; nur dem Berechtigten fleht die Wahl frei, die Rente der Rentens 
banf gegen Rentenbriefe zu überlaffen. 

Auf dergl. Renten Tann der $. 95. a. a. DO. nicht Anwendung finden. Es 
fann nicht die Abficht des Geſetzgebers geweien fein, dem Berechtigten durch ben 
F. 95. die Wahlbefugnig, die demfelben in den 88. 56. und 65. zugeflanden if, 
dergeftalt zu verfümmern, daß er entweber von der Provokation auf Alöfung aus 
berer, namentlich «aus bem gutsherrlichen Verhaͤltniſſe herrührenden —— 
ganz zurückſtehen ober den Vortheil der ihm gefehlich gebührenden Wahl aufgeben 
müßte. 
Hiernach iſt nicht anzunehmen, daß die vom Grafen N. angebrachte allgemeine 
aan ration auch bie Ablöfung bes Erbpachtskanons durch Rentenbriefe nach ſich 
ziehe. 
Gin. BL. d. i. V. 1854. ©. 33, Ar, 43.) . 


. 
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Sum $. 65. ' 


Bekanntmach. v. 6. April 1854, betr. vie von den Kammern extheilte 
Buflimmung zu der ®. v. 18. Juni 1853 wegen Siſtirung der Verwand⸗ 
ungen der den Kirchen, Pfarren, Küftereien und Schulen zufiehenden 
Menllaften in Gelvrenten. 


Nachdem bie. unterm 13. Juni 1853 erlaffene und durch die &. ©. von 1853 
©. 324 verkündete B. wegen Siftirung ber Berwandlungen der den Kirchen, Pfar: 
ren, Küflereien und Schulen zuſtehenden Reallaften in Geldrenten, der Berf. Urs 
funde gemäß, ben Kammern vorgelegt worden ift, haben diefelben der gedachten V. 
ihre Zuftimmung ertheilt. ' 

Dies wird hierdurch bekannt gemadht. 

Berlin, d. 6. April 1854. 

Königl. Staatsminifterium. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. Simons. v. Raumer. v. Weflphalen. 
9. Bodelſchwingh. v. Bonin. 
(8. ©. 1854. ©. 160. Nr. 3982.) 


Zum $. 110. 


R. des K. Min. für landwirthſchaftl. Ang. (Bode) v. 29. Nov. 1853 
an den N. zu N., betr. die Art der Verwendung der Abldfungs-Kapitalien 
u. der frei zu gebenden Üentenbriefe in die Subſtanz des berechtigten 

utes. 


Auf die Beſchwerde v. 29. DE. d. I. wird Ihnen Folgendes eröffnet. 

Bei der Beurtheilung der Statthaftigfeit der Berwendung ber AblöfungssKa; 
pitalien ober beziehungsweiſe frei zu gebender Nentenbriefe in die Subflanz des. 
berechtigten Gutes kommt es darauf an, ob die Sicherheit der Hypothefen-@läubts 
ger oder fonft Berechtigter durdh die Berwendungsart ausreichend wieder hergeſtellt 
wird. Dies bat nah $. 110. b. des Ablöf. Gef. v. 2. März 1850 allein bie 
Auseinanderfehungs-Behörbe zu prüfen; auch muß das Min. der Anſicht der Gen. 
Kom. zu N. dahin beitreten, daß BranntweinbrennereisApparate und Geräthichaften 
als ein Hinreichend dauerndes Pfand nicht anzufehen find, und da biefe Behörde 
die Freigebung von Rentenbriefen auf diefe Gegenſtaͤnde abgelehnt hat, jo muß es 
dabei bewenben. 

(Min. BL d. 1. 2. 1853. ©. 283. Nr. 253.) 


Zum $. 113. 


G. v. 1. Mai 1854, betr. die Aufhebung der durch das Geſetz v. 9. 
Oft. 1848 angeordneten Siſtirung von Berhandlungen und Prozeffen. 


‚Bl Friedrich Wilhelm ıc., verorbnen, mit Zuftimmung ber Kammern, was 


Die in den $$. 1. und 2. des Gef. v. 9. OH. 1848 (G. ©. 1848. ©. 276 
bie 279.) angeordnete Siſtirung von Verhandlungen und Prozeſſen wird, infoweit 
als dies bisher noch nicht gefchehen if, Hierdurch aufgehoben. 

Urkundli ar. 

Gegeben Gharlottenburg, d. 1. Mai 1854. 

Friedrich Wilhelm. 


(L. S.) 
v. Manteuffl. v. d. Seybt. Simons. v. Raumer. v. Weltphalen. 
v. Bodelſchwingh. v. Bonin. 
(G. S. 1854. ©. 257. Nr. 4012.) 


